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Unreclit  und  Zwang  im  Finanzwesen. 

Von 

Dr.  jur.  Franz  Meisel, 

Adjunkt  der  kais.  kgl.  Finanzprokuratur  in  Prag. 

Finanzunrecht  und  die  Reaktion  gegen  dasselbe,  der  Zwang  der 
Finanznormen,  sind  Lehren  aus  dem  Gebiete  des  Finanzstrafrechts. 
Allgemein  bekannt  und  bedauert  ist  die  Thatsache,  dass  die  Lehre 
von  der  zwangsweisen  Realisierung  des  rücksichtlich  der  Finanz  gel- 
tenden Gesamtwillens  zu  den  unerforschten  Gebieten  der  Rechts- 
und Staatswissenschaft  gehört.  Sein  Territorium,  so  mächtig  im 
Umfange  wie  das  moderne  Finanzwesen,  erstreckt  sich  tief  hinein 
in  die  nachbarlichen  Disziplinen,  denen  das  Gebiet  eigentümlich 
zugehört.  So  wenig  betreten  und  untersucht  ist  aber  diese  Lehre, 
dass  es  bisher  gar  nicht  versucht  wurde,  die  Grenzen  abzustecken, 
mit  welchen  sie  der  Rechtsphilosophie  und  der  Finanzwissenschaft, 
dem  Finanz-  und  Yerwaltungsrechte ,  endlich  dem  Strafrechte  an- 
gehört. Gewiss  ist  es,  dass  das  Finanzstrafrecht  mit  seinen  Grund- 
begriffen in  die  genannten  Materien  einschlägt;  ebenso  sicher,  dass 
jede  dieser  Spezialwissenschaften  nach  ihrer  Aufgabe  in  ihrem  Systeme 
gewisse  Begriffe,  Regeln  und  Gesetze  zu  fundieren  hat,  die,  einmal 
in  der  betreffenden  Disziplin  gefunden,  erprobt  und  begründet  von 
den  anderen  Zweigen  der  Wissenschaft  hingenommen  werden  müssen 
und  höchstens  rücksichtlich  der  Anwendbarkeit  in  dem  speziellen 
Ejreise  überprüft  werden  mögen.  Was  Recht  und  Unrecht,  was 
Zwang  und  Strafe  ist,  kann  ja  im  Zivil-,  Finanz-  und  Strafrecht 
nicht  verschiedenthcher  Natur  sein;  was  Steuer  und  Gebühr  ist,  muss 
es,  wenn  einmal  von  der  Finanzwissenschaft  richtig  festgestellt,  bleiben 
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für  die  Rechtsphilosophie,  das  Finanz-  und  Strafrecht ;  nach  solchen 
Grundbegriffen  kann  und  hat  nicht  jede  dieser  Lehren  separat  zu 
forschen.  Das  Gesetz  der  Arbeitsteilung  gilt  unbestritten  auch  für 
die  wissenschaftliche  Forschung.  Wir  erwarten  daher  von  einer 
Untersuchung  aus  dem  Gebiete  des  Finanzstrafrechts  nicht  eine  weit- 
läufige Erörterung  der  Fragen,  was  Recht  ist,  was  Strafe  heisst; 
das  ist  wohl  Aufgabe  der  Rechtsphilosophie  und  des  Strafrechts.  Der 
Finanzrechtler  wird  sich  eingehend  mit  solchen  allgemeinen  Begriffen 
nur  insoweit  zu  befassen  haben,  als  das  Finanzrecht  und  seine  Straf- 
rechtssätze eine  von  den  erforschten  Regeln  abweichende  Struktur 
zeigen;  seine  Aufgabe  ist  es,  aus  dem  Finanzrechte  das  Finanzun- 
recht darzustellen,  ebenso  wie  der  Zivilist  an  der  Hand  des  Privat- 
rechts das  zivile  Unrecht  klarzulegen  hat. 

Unstreitig  ist  der  Vorwurf,  den  Adolph  Wagner  ^)  der  deut- 
schen Strafrechtswissenschaft  wegen  der  gänzlichen  Vernachlässigung 
des  Steuerstrafrechts  macht,  gerechtfertigt.  Die  Strafrechtswissen- 
schaft kann  aber  getrost  den  Pfeil  zurückschicken  und  verlangen, 
dass  die  Finanzwissenschaft  und  das  Finanzrecht  die  Finanznormen 
und  ihr  Unrecht  ihrem  Wesen,  ihrer  Grund-  und  Erscheinungsform 
nach  klarlegen  —  um  dann  auch  bezüglich  dieses  Gebietes  das  all- 
gemeine Strafunrecht  und  seine  Lehre  weiter  zu  begründen  und  in 
richtiger  Erkenntnis  „gemeinwirtschaftlicher  Auffassung  der  Ver- 
mögensverhältnisse"   das  Strafrecht  zu  erweitern. 

Hiernach  haben  wir  unsere  Frage  betreffs  des  Unrechts  und 
Zwanges  im  Finanzwesen  zu  lösen.  Unerforschtes  Land  kann  wohl 
nicht  sofort  systematisch  behandelt  und  definiert  werden;  die  Er- 
scheinungen und  Thatsachen,  wie  sie  nach  der  Methode  der  Natur- 
wissenschaften gefunden  werden,  wollen  vor  allem  beschrieben  werden. 

Wenn  wir,  um  noch  die  Grenze  gegenüber  dem  Finanzrechte  zu 
berühren,  uns  vor  dem  Vorwurfe  fürchten,  aus  der  Finanz  wissenschaft  zu 
sehr  ins  Finanzrecht  hinübergegriffen  und  dem  Finanzrechte  zu  wenig 
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rechtliches  Material  erbracht  zu  haben,  so  wird  auch  hier  der  Satz 
entschuldigen,  dass  es  praktisch  sehr  schwer  wird,  die  Grenzen  nach 
Gesetzen  der  Theorie  einzuhalten,  wo  die  Gebiete  so  tief  ineinander 
greifen. 


I. 

Unsere  Zeit  steht  im  Banne  des  Finanzrechts.  Zur  Deckung 
seines  immerwährend  steigenden  Bedarfes  fordert  der  moderne  Staat 
in  mannigfaltigen  Finanzgesetzen  verschiedenartige  Abgaben  von  seinen 
Inwohnern,  und  jenen,  die  seine  Grenzpfähle  überschreiten.  Alle 
diese  Normen  haben  das  Gemeinsame,  dass  der  Verpflichtete  zu  einer 
bestimmten  Leistung,  in  unserer  Zeit  normal  zu  einer  Geldleistung 
verbunden  wird,  die  zu  Gunsten  des  Berechtigten  an  den  Staat,  oder 
die  engere  öffentlich-rechtliche  Korporation:  Gemeinde,  Bezirk,  Land, 
unter  bestimmten  Modalitäten  und  unter  Auflegung  eines  den  Einzel- 
willen niederbeugenden  Zwanges  zu  entrichten  ist.  Wie  im  Privat- 
rechte erwächst  auch  aus  dem  Finanzrechte  dem  berecbtigten  Staate 
oder  einer  engeren  Gliederung  sein  subjectives  Recht  auf  eine  Leistung, 
dem  die  Verpflichtung  zur  Leistung  seitens  des  Abgabepflichtigen 
gegenübersteht.  Es  ist  nicht  Zweck  dieser  Untersuchung,  das  Wesen 
und  die  Natur  dieser  hauptsächlichsten  Obligation  des  öffentlichen 
Rechts  festzustellen;  aber  auch  ohne  tiefere  Begründung  wird  ferner 
das  ebenso  allgemein  gültige  Moment  zugestanden  werden  müssen, 
dass  in  allen  Fällen  diese  Abgabepflicht  an  die  Existenz  der  mannig- 
faltigsten Thatsachen  und  Verhältnisse  geknüpft  wird,  dass  die  Finanz- 
obligation entsteht,  wenn  gewisse  Lebens-,  Besitz-,  Erwerbs-,  Ver- 
mögens- und  andere  Erscheinungen  eintreten. 

Wäre  nun  das  so  entstehende  Rechtsverhältnis  der  Finanz- 
obligation ein  so  einfaches,  dass  der  Berechtigte  alle  Verpflichteten, 
dann  die  einzelnen  rechtserzeugenden  Thatsachen  etc.  kennt,  so  wäre 
die  Steuerfindung  und  Bemessung  ein  ziemlich  einfaches  Geschäft, 
ginge  alle  Verpflichtung  auf  die  Leistung  der  Abgabe  und  wäre 
mit  derselben  gänzHch  erschöpft.  Dies  ist  in  primitiven  Zuständen 
staatlicher  Entwicklung  und  auch  später  bezüglich  mancher  Abgaben 
der  Fall.  In  Zeiten  entwickelteren  Finanzwesens  tritt  dann  eine 
weitere  teils  durch  die  Sache,  teils  durch  die  Ausdehnung  der  Finanz- 
hoheit bedingte  Gruppe  von  Verpflichtungen  der  Abgabepflichtigen  ein. 

In   der   Sache   gelegen   ist   der   auf  den   ersten  Blick  sich  er- 
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gebende  Unterschied  zwischen  der  Obligation  des  öffentlichen  Rechts 
und  der  des  Privatrechts.  Im  Zivilrechte  entsteht  die  Obligation 
durch  das  Wollen  und  Verhalten  des  Berechtigten  und  Verpflichteten. 
Der  privatrechtliche  Verkehr  der  Einzelnwirtschaften  bringt  es  mit 
sich,  dass  der  Berechtigte  durch  seine  oder  fremde  Rechtshandlungen 
sein  Recht,  seinen  Verpflichteten,  die  ihm  zukommende  Leistung 
genau  kennt.  Der  Verkäufer  kennt  den  Käufer,  der  Gläubiger  den 
Darlehensschuldner;  zum  Finden  und  Feststellen  der  Verpflichteten 
bedarf  es  keiner  besonderen  Normen.  Anders  stellt  sich  dies  bei 
der  Leistung  aus  dem  öffentlich-rechtlichen  Titel.  Alle  Abgaben 
können  sich  naturgemäss  nur  an  Handlungen,  Thatsachen  und  Ver- 
hältnisse knüpfen,  die  sich  im  ökonomischen  Leben  der  Einzelwirt- 
schaft oder  der  Staatswirtschaft  ergeben ;  einen  dritten  Faktor  gibt 
es  nicht.  Während  die  Vorgänge  der  staatlichen  Wirtschaft  der 
staatlichen  Verwaltung  bekannt  sind,  weil  die  Organe  für  den  Staat 
handeln,  registrieren,  funktionieren,  entzieht  sich  im  allgemeinen  die 
Privatwirtschaft ,  die  ökonomische  Thätigkeit  des  Einzelnen ,  der 
Kenntnis  des  Staates  insoweit,  als  der  Staat  die  Relation  zwischen 
dem  Einzelnen  und  sich  nicht  herstellt.  Diese  Relation  ergibt  sich 
in  der  Regel  nicht  von  selbst:  sie  muss  rechtlich  geschaffen  werden. 
Knüpft  also  der  Staat  für  seine  Finanz  an  Thatsachen  und  Verhält- 
nisse der  Einzelwirtschaft  an,  muss  er  die  Verbindung  zwischen  beiden 
Gliedern  herstellen;  er  muss  Sorge  tragen,  dass  die  ihn  finanziell 
interessierenden  Vorkommnisse  und  Zustände  der  Einzelwirtschaft 
zur  Kenntnis  der  Finanz  Verwaltung  gelangen.  Der  Verpflichtete  und 
die  Verpfhchtung  muss  also  gesucht  und  gefunden  werden. 

Diese  herzustellende  Relation  kann  vermittelt  werden:  1)  durch 
die  AUeinthätigkeit  staatlicher  Organe,  2)  durch  die  Mitwirkung  des 
Verpflichteten  und  des  berechtigten  Subjektes,  endlich  3)  durch  die 
AUeinthätigkeit  des  Verpflichteten.  Um  also  zur  Kenntnis  der  die 
Abgabepflicht  erzeugenden  Faktoren  zu  gelangen,  müssen  die  finanziell 
relevanten  Vorgänge  der  Einzelwirtschaft  entweder  durch  den  Staat, 
oder  durch  den  Verpflichteten,  oder  durch  die  Thätigkeit  beider 
Wirtschaften  erhoben  und  zur  staatlichen  Kognition  gebracht  werden. 

Li  dem  Momente  also,  wo  der  Staat  allein  weder  die  Millionen 
der  Verpflichteten,  noch  die  Unzahl  aller  die  Finanzobligation  er- 
zeugenden Verhältnisse  kennen  kann,  muss  er  naturgemäss  zur  Er- 
reichung des  Finanzzweckes  die  Verpflichtungen  erweitem  und  fordert 
in  den  Fällen  2  und  3  eine  weitere   bestimmte  Thätigkeit  des  Ver- 
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pflichteten,  die  sich  auf  die  Mitwirkung  zur  Feststellung  der  Schuldig- 
keit bezieht.  Alle  diesbezüglichen  Normen  bezwecken  das  Steuer- 
subjekt, das  Steuerobjekt,  event.  auch  das  Steuermass  sicherzustellen. 
Parallel  hiermit  geht  die  Aufgabe  der  Finanzverwaltung,  welche  hieran 
ihre  selbständige  Thätigkeit,  bestehend  in  der  Registrierung  und  Ver- 
arbeitung des  erbrachten  Materials,  entfaltet  (also  die  eigentliche 
Finanzverwaltung  übt),  und  dann  die  üeberwachung  des  Verhaltens 
der  Verpflichteten  rücksichtlich  der  gesetzlichen  Vorschriften  mittels 
der  Finanzpolizei  zu  pflegen  hat.  Es  wird  fortschreitend  das  System 
der  sogen.  Steuer-  und  Gebührenkontrollen  geschafi'en,  das  der  Ver- 
waltung und  dem  Steuersubjekte  in  verschiedenster  Form  die  Beob- 
achtung einer  grossen  Zahl  von  verschiedentlichen  Normen  zur 
Pflicht  macht.  Staats-  und  Eigenkontrolle  sollen  die  Macht  schaffen, 
mit  welcher  die  notwendige  Relation  thatsächlich  hergestellt  wird, 
mit  welcher  allein  die  einzelnwirtschaflliche  Vermögensspbäre  und 
ihre  finanziell  relevanten  Vorgänge  staatlicherseits  beherrscht  und 
überwacht  werden  können. 

Im  allgemeinen  stellen  sich  diese  Verpflichtungen  der  Abgabe- 
pflichtigen als  Gebote  eines  bestimmten  Thuns ,  Unterlassens,  einer 
Duldung  dar,  die  durch  Verbote  in  anderer  Richtung  ergänzt  werden. 

Die  oberste  Verpflichtung,  ein  positives  Thun.  die  das  ganze 
Finanzwesen  durchzieht,  wird  die  Meldung  von  finanziell  relevanten 
Thatsachen.  Handlungen  und  Verhältnissen  an  die  Finanzvei'waltung 
sein.  So  verschiedentlich  sich  der  Inhalt  und  Umfang  dieser  Angabe 
gestalten  wird,  so  gleich  bleibt  in  aUen  Fällen  der  Zweck :  alle  Vor- 
gänge der  Einzelnwirtschaft,  soweit  sie  für  die  Abgabe  von  Belang, 
und  deshalb  normirt  sind,  zur  staatlichen  Kenntnis  zu  bringen. 

An  diese  Deklarationen,  Passionen,  Meldungen,  Ansagen  reihen 
sich  die  Verpflichtungen,  welche  die  Steuersubjekte  in  ihrem  Thun 
und  Lassen  unter  Kontrolle  bringen.  Bezüglich  der  staatlichen  Kon- 
troUberechtigung  ergibt  sich  die  Verpflichtung,  die  staatliche  Er- 
hebung, Revision,  üeberwachung,  das  Eindringen  in  das  Leben  der 
Privatwirtschaft  zu  dulden  und  das  Resultat  des  Kontrollverfahrens 
nicht  anzutasten.  Die  Eigenkontrolle  schafft  eine  Summe  von  Ver- 
pflichtungen, die  bezwecken,  dass  bei  Befolgung  derselben  die  steuerlich 
notwendige  Meldung  und  die  Steuerbemessung  wirklich  erfolgt,  und 
nicht  umgangen,  die  Richtigkeit  und  Vollständigkeit  der  geschehenen 
Meldung  geprüft  und  konstatiert  werden  kann,  und  dies  auch  noch 
in  einem  späteren  Zeitpunkte,  als  dem  des  steuerbaren  Aktes.     In- 
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dem  der  Staat  gebietet,  die  Zollstrasse  innerhalb  bestimmter  Stunden 
zu  fahren,  und  verbietet  einen  anderen  Weg  einzuschlagen,  zwingt 
er  das  zollpflichtige  Gut,  an  die  staatliche  Meldestelle,  zum  ZoUamt 
zu  kommen,  wo  der  Zollwächter  den  Strassenzug  genau  übersieht, 
und  wo  daher  die  Ansage  erfolgen  muss;  indem  die  Norm  den 
Zwang  zur  Buchung  und  Aufbewahrung  der  Ausweise  über  die  ge- 
schehene Verzollung  schafft,  ermöglicht  diese  EigenkontroUmassregel 
auch  späterhin  und  im  Inlande  einem  anderen  staatlichen  Kontroll- 
organ die  Konstatierung,  dass  gewisse  Warenvorräte  wirklich  ver- 
zollt wurden.  Eigen-  nnd  Staatskontrollen  werden  zu  einem  Komplex 
verbunden,  greifen  ineinander,  ergänzen  sich  und  vermitteln  die  Rea- 
lisierung der  Steuerbemessung  und  -Entrichtung.  Die  Verpflichtungen, 
die  diesfalls  notwendig  erscheinen,  und  von  denen  wir  handeln,  re- 
präsentieren also  keine  neue,  materielle  Leistung,  sondern  lediglich 
die  allerdings  oft  unangenehmere,  tiefer  und  härter  eingreifende 
Verbindlichkeit  in  formeller  Richtung.  Das  Recht  lässt  die  Freiheit 
des  Verpflichteten  in  der  wirtschaftlichen  Thätigkeit  aufrecht  und 
legt  ihm  nur  rücksichtlich  der  Zeit,  Art,  Mass  seines  Thuns  und 
Verhaltens  eine  Reihe  von  Beschränkungen  auf.  Dies  sind  die  Ver- 
pflichtungen, von  denen  wir  behauptet  haben,  dass  sie  sich  aus  der 
Natur  der  Sache   (zur   Erreichung  des  Finanzzweckes)  ergeben. 

Die  weiteren  Pflichten,  die  sich  infolge  der  Ausdehnung  der 
Finanzhoheit  entwickeln,  haben  denselben  formellen  Charakter  zur  Er- 
reichung desselben  Zweckes  mit  einem  allerdings  verschiedenen  Rechts- 
zwecke. Infolge  historischer  Entwicklung,  mit  dem  wachsenden  Finanz- 
bedarf, neuestens  und  künftig  mit  der  Ausbildung  sozialer  staatlicher 
Ordnung  erweitert  der  Staat  seine  Rechtssphäre ;  er  hebt  die  privat- 
wirtschaftliche Thätigkeit  zur  Gänze  auf,  oder  beschränkt  dieselbe  in 
hohem  Masse  und  eröffnet  selbst  einen  jede  private  Thätigkeit  auf  dem 
betreffenden  Wirtschaftsgebiete  ausschliessenden  Erwerb,  an  welchen 
die  Erhebung  von  Abgaben  geknüpft  wird.  Die  Relation  zwischen 
Privat-  und  Finanzwirtschaft  wird  sich  für  dieses  Gebiet  einfach 
ergeben  und  keiner  besonderen  Normen  und  Verpflichtungen  be- 
dürfen. Dafür  wird  im  Gesetze  für  den  Schutz  der  staatlichen  Rechts- 
sphäre umfassend  gesorgt  werden  müssen. 

Der  Staat  gebietet  deshalb  in  erster  Linie,  gleichartige  Unter- 
nehmungen zu  unterlassen,  die  Befriedigung  des  privaten  Bedarfes 
bei  keiner  anderen,  als  der  staatlichen  Quelle  zu  decken,  Revisionen 
zu  dulden,  den  Geboten  gerecht  zu  werden,  die  sich  namentlich  für 
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die  Fabrikation  und  den  Handel  ergeben,  wenn  die  privatwirtschaft- 
liche Thätigkeit  nicht  zur  Gänze  aufgehoben  ist.  Das  Gesetz  muss 
also  eine  Summe  von  Pflichten,  bestehend  in  einem  Thun,  Dulden 
und  Unterlassen  normieren,  mit  welchen  die  ausschliessliche  staat- 
liche Alleinberechtigung  geschützt  und  gesichert  und  der  Finanz- 
zweck vollständig  erreicht  wird. 

Aus  dem  Dargestellten  geht  hervor,  dass  das  Finanzgesetz 
lediglich  zweierlei  fordern  kann.  Erstens  in  materieller  Richtung 
die  Leistung  dessen,  was  als  Abgabe  gefordert  wird,  also  normal 
die  Zahlung  der  Gebühi*  oder  der  Steuer;  zweitens  zur  Erreichung 
des  Zweckes,  zur  Feststellung  und  Bemessung  der  Abgabe  die  Be- 
obachtung der  formellen  Finanzordnung,  die  sich  in  einem 
normmässigen  Thun,  Unterlassen  oder  Dulden  des  Verpflichteten 
äussert. 

Diese  Summe  von  Verpflichtungen  normiert  das  Finanzrecht. 
Dieses  ist  also  ein  Inbegriff  von  Geboten  und  Verboten  finanzrecht- 
lichen Charakters,  das  wohl  nicht  Recht  wäre,  wenn  es  gegen  das 
Zuwiderhandeln,  gegen  die  Negation  des  Rechts  keinen  Zwang 
statuieren  würde. 

Die  Frage  ist  nun  die:  wie  gestaltet  sich  das  Finanzunrecht, 
welche  Art  und  welcher  Grad  des  Zwanges  ist  zur  Erreichung  des 
Finanzzweckes  notwendig ,  welche  rechtlichen  Folgen  zieht  das 
Finanzunrecht  nach  sich? 

Jede  der  beiden  Arten  von  Verpflichtungen,  die  wir  gekenn- 
zeichnet haben,  hat  einen  anderen  Inhalt:  es  ist  aus  dem  Rechts- 
systeme bekannt,  dass  es  für  verschiedene  Rechtsverletzungen  ver- 
schiedene Rechtsfolgen  gibt. 

Welches  sind  nun  die  Rechtsfolgen  für  die  Negierung  dieser 
Pflichten? 


IL 
Wir  gehen  davon  aus,  dass  die  Verpflichtung  zur  Leistung  der 
Gebühr  oder  der  Steuer  feststeht,  weil  dieselbe,  sei  es  mit,  sei  es 
ohne  Mitwirkung  des  Verpflichteten  rechtskräftig  festgestellt  wurde. 
Die  Verpflichtung  geht  also  auf  die  Leistung  der  schuldigen  Abgabe, 
auf  die  Zahlung  einer  bestimmten  Geldsumme.  Der  Ungehorsam, 
die  Rechtsverletzung  äussert  sich  in  der  Nichtzahlung  der  schuldigen 
Abgabe.     Es  ist  also  die  Frage :  wie  verhält  sich  der  Staat  zu  diesem 
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Unrechte,  wie  kommt  derselbe  zu  seiner  Berechtigung,  wie  erlangt 
er  seine  Befriedigung? 

Die  moderne  Finanzgesetzgebung  kennt  fast  ausnahmslos  nur 
eine  Antwort.  Die  Finanzverwaltung  holt  sich  den  ihr  zukommenden 
Betrag  aus  dem  Vermögen  des  Verpflichteten  im  Exekutionswege; 
sie  beugt  den  mangelnden  Willen  durch  die  Zwangsvollstreckung  in 
das  Vermögen  des  Restanten  nieder  und  beseitigt  das  begangene 
Unrecht  durch  Hereinbringung  der  schuldigen  Abgabe.  Es  ist  also 
nicht  der  Weg  des  strengen  Rechts,  nicht  die  peinliche  Strafgewalt 
gegenüber  dem  Verpflichteten,  sondern  der  Weg  der  materiellen 
Befriedigung  des  Berechtigten  aus  dem  Vermögen  des  Schuldigen 
durch  Zwangsakte. 

Diese  so  ziemlich  allgemein  gültige  Zwangsvollstreckung  lässt 
im  einzelnen  Verschiedenheiten  rücksichtlich  der  Art  und  des  Grades 
des  Zwanges  zu. 

In  Festhaltung  der  öffentlich-rechtlichen  Natur  der  Abgaben 
wird  der  Exekution  nicht  jener  freie  Lauf  gelassen,  der  dem  Privaten 
gegen  den  säumigen  Schuldner  zusteht.  Es  wird  eine  Reihe  von 
Graden  geschafiFen,  die  erst  bei  einer  gewissen  Stufe  die  thatsächliche 
Zwangsvollstreckung  zur  Folge  haben.  Diese  hat  oft  unter  Schonung 
eines  Existenzminimums,  unter  Feststellung  gewisser  unveräusserlicher 
Gegenstände,  bei  den  indirekten  Steuern  oft  unter  Beschränkung  auf 
das  Steuerobjekt  stattzufinden;  sie  wird  zur  Ersparung  grösserer 
Kosten  durch  die  Amtsgewalt  der  Finanzorgane  durchgeführt,  und 
die  gerichtliche,  kostspieligere  Exekution  auf  besondere  Fälle  — 
Kollision  mit  Pfandrechten  dritter  Personen,  Exekution  auf  Im- 
mobilien etc.  —  beschränkt. 

Unzureichend  in  der  Gesetzgebung,  ungenügend  in  der  Praxis 
bei  der  Handhabung  der  Exekution  wird  auf  den  sachlich  be- 
gründeten Unterschied  im  Thatbestande  Rücksicht  genommen.  Nicht 
können  und  nicht  wollen  müssen  wohl  auch  in  der  Finanz  aus- 
einandergehalten werden  ^).  Es  ist  ein  Hohn  auf  alle  Theorie,  Er- 
trags-, Einkommen-  und  Vermögenssteuern  aus  dem  letzten  Bett  und 
Hab  hereinzubringen.  Die  Praxis  namentlich  ist  viel  zu  einseitig 
von  dem  rechtskräftig  formahsierten ,  exequierbaren  Anspruch  des 
Fiskus,  wie  ihn  das  Privatrecht  entwickelt  und  praktiziert,  erfüllt. 
Gerade  die   sorgsame   Finanzverwaltung   wird  noch   im  Exekutions- 


»)  Auch  Stein,  2  Tl.,  1.  Abt.,  S.  460  u.  Wagner  II,  S.  669. 
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Stadium  —  freilich  oft  erst  über  Anrufen  des  Restanten  —  eine 
Remedur  für  unrichtige  Steuerbemessung  durch  Mässigung  oder  gänz- 
liche Abschreibung  der  Steuer  schaffen  können.  Dagegen  hat  der 
zahlungsfähige,  säumige  Schuldner  jene  Summe  von  weiteren  nach- 
teihgen  Folgen  zu  tragen,  die  zur  Behebung  seines  Unrechtes  not- 
wendig aufgewendet  werden  müssen.  Solche  Uebel,  die  wegen  Störung 
der  staatlichen  Rechtsordnung  zur  Erreichung  des  Zweckes  als  ,  Zwang 
zur  Normerfüllung "  verhängt  werden  müssen,  haben  ihr  Mindest- 
ausmass  darin  zu  finden,  dass  der  Berechtigte  einmal  das  erhalte, 
was  der  Verpflichtete  im  Zeitpunkte  der  Fälligkeit  zu  zahlen  schuldig 
war,  also  die  schuldige  Abgabe  samt  Saums  alszinsen  und  dass  zweitens 
die  Kosten  der  Exekution  und  der  aufgewendeten  besonderen  staat- 
lichen Thätigkeit  ersetzt  werden.  Als  Entgelt  für  die  durch  das 
Unrecht  hervorgerufene  besondere  Thätigkeit  wird  eine  Gebühr,  die 
Strafgebühr,  eingehoben,  die  entsprechend  der  speziellen  Amtshand- 
lung nach  den  Grundsätzen  des  Gebührenwesens  zu  fixieren  ist. 
(Strafporto,  Gebührenstempelstrafe.)  Wir  werden  von  dieser  Straf- 
gebühr des  weiteren  bei  dem  Gebührenunrecht  zu  handeln  haben. 
Geht  diese  über  das  Gebührenmass  hinaus,  dann  ist  das  verhängte 
üebel  eine  wirkliche  Strafe,  die  dem  Strafzweck  zu  entsprechen  hat, 
und  deswegen  selten  in  den  Gesetzgebungen  auftritt. 

Als  weitere  Rechtsfolge  ist  die  Entziehung  gewisser  Rechte  zu 
erwähnen,  welche  die  vollständige  Erfüllung  der  staatsbürgerlichen 
Pflichten  zur  Voraussetzung  haben.  So  wird  der  Steuerschuldner, 
solange  der  Verzug  andauert,  des  aktiven  und  passiven  Wahlrechts 
verlustig;  er  verliert  den  Anspruch  auf  Steuerkredite  rücksichtlich 
gewisser  indirekter  Steuern  und  auf  andere  ähnliche  Benefizien, 
wird  persona  levis  maculae ,  die  neuestens  durch  das  sächsische 
Gesetz  vom  21.  April  1884  von  öffentlichen  Vergnügungsorten, 
von  Wirtshaus  und  Belustigungen  nicht  mit  Unrecht  ausgeschlossen 
wird  ^). 

Sehen  wir  von  diesen  letzterwähnten  Straffolgen  und  den  seltenen 
Fällen  von  Verhängung  besonderer  Strafen  ab,  so  erübrigt  für  dieses 
Finanzunrecht  der  gekennzeichnete  Zwang  zur  Normerfüllung,  der 
im  Wesen  keinen  Unterschied  von  der  Durchsetzung  des  formalisierten 
zivilen  Rechtsanspruches  im  Frivatrechte  zeigt  und  sich  in  den  dem 
Zivilprozesse  entlehnten  Formen  bewegt.     Diese  Rechtsfolge  genügt 


•)  Finanzarchiv  in.  Jahrgang,  S.  262  u.  263. 
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dem  Finanzzwecke  und  seiner  Ordnung,  (der  Staat  kömmt  zu  seinem 
Rechte)  und  bedarf  keiner  weiteren  Auseinandersetzung. 

Von  der  dargestellten  Regel,  dass  die  Reaktion  gegen  das  ein- 
fache —  wenn  man  es  so  nennen  darf  —  zivile  Finanzunrecht  sich 
in  der  Zwangsvollstreckung  äussert,  kennt  das  Finanzrecht  einige 
Ausnahmen. 

Erstens  kann  ein  solches  rechtswidriges  Verhalten  bei  einer 
Reihe  zweiseitiger  Finanzobligationen  nicht  eintreten. 

Der  Staat  knüpft  an  eine  für  Sondernutzen  des  Verpflichteten 
gemachte  staatliche  Thätigkeit  die  Entrichtung  einer  besonderen 
Gegenleistung.  Die  Finanzwissenschaft  hat  in  dieser  Art  der  Ver- 
pflichtung richtig  eine  besondere  Abgabe,  „die  Gebühr"  erkannt; 
es  mag  mit  ein  Grund  der  grossen  Entwicklung  des  Gebühren- 
fiskalismus  sein,  dass  der  Staat  eine  lange  Reihe  von  Abgaben  an 
seine  eigene  Thätigkeit  knüpfte,  die  ein  rechtswidriges  Verhalten 
des  Verpflichteten  infolge  einer  höchst  einfachen  Sanktion  nicht  zu- 
lässt.  Indem  der  Staat  zum  besonderen  Vorteil  der  Partei  eine  be- 
sondere Leistung  vornehmen  soll,  kann  er  eine  naheliegende  Rechts- 
folge statuieren:  Ohne  Gebühr  keine  spezielle  staatliche  Leistung, 
ohne  (Gebühren-)  Stempel  keine  Amtshandlung  über  ein  ungestempeltes 
Gesuch,  ohne  Taxe  kein  Titel,  keine  Exemtion,  ohne  Kollegiengeld 
kein  Kolleg,  ohne  Personen-  oder  Sachporto  kein  Transport,  kein 
Telegramm  ohne  Telegraphengebühr.  Obwohl  somit  die  Verpflichtung 
zur  Gebührenleistung  bei  üeberreichung  des  schriftlichen  Gesuches 
beispielsweise  ipso  facto  feststeht,  kann  ein  rechtswidriges  Verhalten 
also  eine  mora  solvendi  nicht  eintreten,  weil  ohne  Gebührenzahlung 
die  staatliche  Leistung  nicht  eintritt.  Auch  das  Steuerwesen  kennt 
für  sein  weites  Gebiet  der  zweiseitigen  Obligationen  keine  Rück- 
stände. Zug  um  Zug  vollzieht  sich  das  Rechtsgeschäft,  ohne 
Leistung  keine  Gegenleistung,  ohne  Zahlung  kein  Monopolsartikel. 
Do  ut  des  lautet  die  Formel  für  das  Steuerwesen,  do  ut  facias  für 
das  Gebührengebiet. 

Die  Zwangsvollstreckung  hat  weiter  nicht  statt  bei  gewissen 
Zirkulationssteuern.  Der  Zwang,  das  exekutive  Moment,  wie  es 
Stein  ^)  nennt,  besteht  darin,  dass  der  Staat  das  steuerpflichtige 
Objekt  nicht  in  den  Verkehr  zulässt.  Ohne  Zoll-  und  Thoraccise- 
Zahlung  kann  die  Ware    nicht  über  die   Zolllinie,   durch   das   Thor 


^)  2.  Tl.  1.  Abt.  S.  482. 
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gelangen.  Die  Finanzorgane  inhibieren  den  beabsichtigten  Weg. 
Dasselbe  Prinzip  findet  sich  bei  der  Fabrikationskonsumsteuer.  Ohne 
Bezahlung  der  Steuer  bewilligt  der  Staat  die  Produktion  nicht ;  er 
löst  erst  das  Siegel  bei  der  Brennvorrichtung,  wenn  die  Steuer  im 
voraus  entrichtet  und  ausgewiesen  ist.  Dass  bei  der  Konsumbe- 
steuerung eine  Exekution  beim  Konsumenten ,  beim  eigentlichen 
Steuerträsrer  nicht  eintritt,  ist  keine  Ausnahme:  die  Steuer  ist  vom 
Produzenten  entrichtet,  ein  Steuerrückstand  kann  sich  nach  der  Ein- 
richtung dieser  Steuergattung  bei  ersterem  ebensowenig  ergeben,  als 
beim  letzteren,  solange  die  Frist  des  gewährten  Kredites  läuft,  also 
eine  mora  gar  nicht  vorliegt. 

Eine  Ausnahme  von  der  Regel  wird  durch  die  Besonderheit 
der  Steuerbemessung  und  -entrichtung  hervorgerufen.  Im  Gebiete 
der  indirekten  Besteuerung,  namentlich  der  Verkehrs-  und  Verbrauchs- 
steuern, knüpft  sich  die  Steuerleistung  an  eine  einzelne  Handlung, 
an  einen  speziellen  Akt.  Die  Verpflichtung  geht  auch  hier  auf  Zahlung 
der  Steuer;  aber  diese  ist  zugleich  Mitwirkung,  in  einzelnen  Fällen 
AUeinthätigkeit  des  Verpflichteten  im  Einsteuerungsverfahren.  Der 
Steuerpflichtige  hat  eine  mehrfache  Funktion  zu  erfüllen.  Indem  er 
Steuer  zahlt,  meldet  er  den  steuerbaren  Akt,  bemisst  er  die  Steuer. 
Der  Steuerzahler  ist  Steuerbemesser,  ist  Steuereinnehmer.  Zahlt  das 
Steuersubjekt  die  Steuer  nicht,  entfällt  auch  der  Einsteuerungsprozess. 
Die  Nichtzahlung  ist  also  nicht  einfache  Steuerverweigenmg,  ziviles 
Steuerunrecht,  sondern  Steuerhinterziehung,  Defraude,  qualifiziertes 
Vergehen.  Deshalb  verlangt  dieses  Unrecht  strenge  Strafgewalt. 
Für  dieses  Gebiet  reicht  das  Trachten  nach  materieller  Befriedigung 
nicht  aus,  müssen  andere  Rechtsfolgen,  Nichtigkeit  des  Aktes,  Kon- 
fiskation und  hauptsächlich  Strafe  Platz  greifen.  Mit  diesem  weiten 
Gebiete  des  Finanzunrechts  hat  sich  die  weitere  Untersuchung  zu 
beschäftigen. 


m. 

Nicht  so  einfach  gestalten  sich  die  Rechtsfolgen,  die  auf  ein 
rechtswidriges  Verhalten  bezüglich  der  zweiten  grossen  Gruppe  der 
Verpflichtungen  der  Steuersubjekte  reagieren  wollen. 

Jedes  Steuer-  oder  Gebührengesetz  muss  eine  Summe  von  Ver- 
pflichtungen enthalten,  welche  bezwecken,  dass  der  in  demselben 
niedergelegte  Gesamtwillen  realisiert  werde.    Alle  diese  Pflichten  sind 
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zur  Erreichung  des  obersten  Zweckes  gesetzt,  dass  die  Abgabe  zur 
Feststellung,  Bemessung  und  Entrichtung  gelange.  Die  Grundsätze, 
welche  sich  bei  dem  Zuwiderhandeln  gegen  die  Normen  rücksichtlich 
der  Steuerentrichtung  ergeben,  haben  wir  entwickelt.  Bezüglich  der 
Feststellung  und  Bemessung  der  Abgabe  muss  normiert  werden,  wie 
das  Steuersubjekt,  das  Steuerobjekt,  das  betreffende  Mass  gefunden 
und  sichergestellt  werden,  insbesondere,  wenn  eine  Mitthätigkeit  beim 
Einsteuerungsprozesse  vorgeschrieben  ist,  was  das  Steuersubjekt  be- 
züglich seiner  Person  und  des  Steuerobjektes  zu  thun  und  zu  unter- 
lassen habe,  damit  der  Staat  von  den  relevanten  Vorgängen  Kenntnis 
erlange,  und  die  Bemessung  vor  sich  gehen  könne.  Jedes  Finanz- 
gesetz muss  also  den  Kreis  ziehen,  innerhalb  dessen  ein  Verhalten 
bestimmtester  Art  vorgeschrieben  ist.  Der  Verpflichtete  kann  und 
darf  also  nicht  mehr  so  handeln,  wie  es  ihm  beliebt.  Soweit  die 
Freiheit  des  Handelns  zur  Erreichung  des  Finanzzweckes  einge- 
schränkt wird,  erwächst  mit  der  Norm  die  Verpflichtung  zu  einem 
genau  fixierten  Thun  und  Unterlassen.  Dieses  gesetzmässige  Ver- 
halten muss  wie  jede  Rechtsnorm  erzwingbar  sein.  Wie  gestaltet 
sich  nun  dieser  Zwang?  Der  Zwang  ist  ein  doppelter.  Einmal 
lehnt  sich  das  Finanzgesetz  an  die  bestehende  Natur-,  Gesellschafts-, 
Wirtschaftsordnung,  benützt  bestehende  Einrichtungen,  Erscheinungen, 
Verhältnisse  dieser  Ordnung,  um  aus  und  auf  diesem  Boden  finanzielle 
Früchte  zu  ziehen;  es  setzt  an  die  Natur-  und  Wirtschaftsgesetze 
an,  benützt  eine  aus  diesen  resultierende  Unfreiheit  der  Bewegung, 
um  sich  das  betreffende  Gebiet  rücksichtlich  seines  Finanzzweckes  ohne 
weiteren  Zwang  unterthan  zu  machen. 

Die  Finanz  findet  in  der  sozialen  Ordnung  die  menschliche 
Willensfreiheit,  die  „Freiheit  der  Bewegung"  durch  allgemein  gültige 
Naturgesetze  oder  durch  schon  vorhandene,  geschaffene  Staatsgesetze 
beschränkt  oder  ganz  aufgehoben.  Der  Mensch  kann  nicht  fliegen; 
er  kann  also  in  die  ummauerte  Stadt  nur  durch  das  Thor  gelangen; 
Fuhrwerke  können  nur  auf  Strassen,  Eisenbahnzüge  nur  auf  Schienen 
das  Ziel  erreichen;  Haus  und  Feld,  die  menschliche  Persönlichkeit 
kann  nicht  unsichtbar  gemacht  werden.  Nahrungsmittel,  die  der 
Mensch  zum  Leben  nicht  oder  schwer  entbehren  kann,  wachsen  in 
Feld  und  Garten,  oder  werden  eingeführt;  auf  eine  andere  Weise 
ist  die  Beschaffung  nicht  möglich. 

Wer  ein  richterliches  erzwingbares  Urteil,  wer  sein  Grundstück 
im  Grundbuche  eingetragen  haben  will,  wer  einen  Akt,  eine  Amts- 
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Handlung  der  staatlichen  Verwaltung  verlangt,  der  kann  dies  nicht 
von  einem  dritten  noch  so  mächtigen  Menschen,  sondern  nur  von 
der  staatlichen  Verwaltung  erlangen. 

In  diesen  Fällen  gibt  es  keine  Freiheit  der  Bewegung,  sondern 
nur  ein  Müssen.  Es  bedarf  keiner  Norm  bei  Strafe,  weil  sich  eine 
Uebertretung  nicht  ergeben  kann,  weil  der  Zwang  aus  der  Natur 
der  Dinge  erwächst.  Diesen  Imperativ  verwertet  die  Finanz  zu  ihrem 
Zwecke,  passt  ihm  lediglich  ihre  Einrichtungen  und  Ordnungen  an, 
und  holt  sich  aus  diesem  durch  Gesetz  und  Verordnung  abgesteckten 
und  geregelten  Grebiete  ihre  Abgaben.  Die  kreierte  Finanzverwaltung 
sucht  und  findet  leicht  Person,  Haus,  Feld  und  besteuert  dieselben; 
sie  legt  am  Anfange  und  Ende  der  Strasse,  am  Thore  der  Stadt  ein 
Amt  an  und  erhebt  von  den  vorbeiziehenden  Gütern  und  Werten. 
die  zum  Lebensunterhalte  dringend  notwendig  sind,  ZoU  und  Steuer : 
die  staatliche  Verwaltung,  und  sie  allein,  befriedigt  gewisse  Bedürf- 
nisse und  nimmt  für  diese  Gebühren  in  Anspruch.  Endlich  erwächst 
aus  der  Ausnützung  der  Ordnung,  wie  sie  liegt,  aus  dem  Eindringungs- 
verfahren  in  die  ökonomische  Sphäre  der  Einzelwirtschaft  der  Finanz- 
verwaltung eine  Macht  über  die  Gesellschaft,  mit  der  sie  befähigt 
erscheint,  bei  dem  Suchen  und  Finden  von  Steuersubjekten  und  Ob- 
jekten auf  jede  andere  Kraft  zu  verzichten,  und  durch  Alleinthätig- 
keit  ihrer  Organe  Steuer  und  Gebühr  zu  bemessen. 

Dort,  wo  diese  Kraft  und  Macht  nicht  ausreicht,  erübrigt  nichts, 
als  die  Älithilfe  der  hierzu  notwendigen  und  hierzu  eigens  verpflichteten 
Steuersubjekte  in  Anspruch  zu  nehmen:  die  Finanz  normiert  Gebote 
und  Verbote  und  zieht  um  diesen  Komplex  von  Anordnungen  das 
Netz  herum,  durch  das  ein  Durchschlüpfen  nicht  möglich  sein  soll. 
In  diesem  Kreise  und  um  seine  Peripherie  steht  die  Finanzverwaltung, 
weiche  unter  Zuhilfenahme  einer  Reihe  von  Massregeln  die  Gebarung 
des  einzelnen  Verpflichteten  überwacht  und  kontrolliert:  sie  zwingt 
auch  den  Unwilligen  durch  Androhung,  eventuell  Verhängung  ver- 
schiedener wirtschaftlicher  Nachteile  und  Uebel,  hauptsächlich  von 
Strafen  zum  Gehorsam. 

Die  Durchsetzung  dieses  Gesamtwillens  mit  Gewalt  ist  die 
zweite  Art  des  Zwanges,  der  Rechtszwang  der  Finanz,  der  Finanz- 
strafzwang. 

Auf  diese  Weise  wird  die  Einzelwirtschaft  in  Bann  und  Macht 
der  Staatswirtschaft  gebracht.  Aber  von  absoluter  Wirksamkeit  ist 
diese  Kraft  nur   selten :    die   Einzelwirtschaft   behält  nach  Lage  der 
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Dinge  immer  noch  Mittel,  das  Recht  zu  negieren,  die  staatliche 
Macht  zu  bekämpfen  ^).  Selbstsucht  und  Eigennutz  überwinden  trotz 
Strafe  die  Rechtspflicht,  Eigenwillen  ignoriert  den  Gesamtwillen 
in  der  Finanz  mehr  als  in  anderen  Rechtsgebieten.  Es  entbrennt 
der  Kampf  ums  Recht,  der  Be-  und  Entlastungskampf,  bei  welchen 
es  dann  auf  den  Grad  der  Stärke,  auf  die  Positionen,  auf  die  Kampf- 
mittel ankommt.  Der  Staat  rückt  mit  mehr  oder  weniger  gut  aus- 
gebildeten Kräften  seiner  Verwaltung  und  mit  dem  durch  die  Natur 
der  Dinge  und  das  Recht  geschaffenen  Zwang  ins  Feld.  Kontrolle 
und  Zwang  sind  seine  Hilfsmittel.  Wann  kann  der  Staat  gegen  den 
scharfsinnigen,  in  schwer  zugänglichen  Stellungen  gelegenen,  in  der 
Wahl  der  Mittel  auf  diesem  Gebiete  nicht  moralisch  und  skrupulös 
geschulten  Feind,  wann  kann  der  Staat  gegen  das  Finanzunrecht  auf 
Sieg  rechnen?  Jedenfalls  nur  dann,  wenn  Kontrolle  und  Zwang  aus- 
reichend sind.  Kontrolle  und  Zwang  diktieren  die  taktischen  Regeln. 
Um  den  Grad  des  letzteren  zu  bestimmen,  müssen  wir  von  der  ersteren 
ausgehen. 

Daraus  und  aus  den  Erscheinungen  des  täglichen  Finanzlebens 
erklärt  sich  der  oberste  Grundsatz;  den  detaillierten  Beweis  zu  er- 
bringen, ist  Aufgabe  der  weiteren  Untersuchung. 

Je  enger  die  Grenzen  gezogen  sind,  innerhalb  welcher  sich  der 
Verpflichtete  bewegen  kann,  je  geringer  infolgedessen  die  Freiheit 
seines  Willens  ist,  desto  leichter  kann  sein  Verhalten  seitens  der 
staatlichen  Verwaltung  überwacht  werden,  desto  weniger  Zwang 
braucht  der  Staat  auszuüben.  Können  die  Grenzen  nach  sozialer  Ord- 
nung für  das  einzelne  Finanzgesetz  nicht  eng  gezogen  werden,  muss 
dem  Verpflichteten  ein  Spielraum  für  die  Freiheit  seiner  Bewegung 
und  seines  Willens  überlassen  werden,  dann  wird  die  staatliche  Ueber- 
wachung  schwieriger  und  muss  der  Zwang  ein  grösserer  werden. 
Kann  die  Freiheit  des  Steuersubjektes  gar  nicht  gebannt  werden,  ist 
die  Kontrolle  unmöglich,  so  muss,  soll  der  Zweck  erreicht  werden, 
der  Zwang  ein  grosser  sein,  der  bewirken  soll,  dass  der  Verpflichtete 
nicht  dem  Eigenwillen,  sondern  dem  Gesamtwillen  folgt. 

Dieses  Gesetz,  das  aus  der  Natur  der  Sache  fliesst,  ist  wohl 
von   der  Finanzwissenschaft   bei  Behandlung   der   einzelnen  Steuern 


^)  Vergl.  das  schöne  Kapitel:  Der  Belastungs-  und  Befreiungskampt 
zwischen  dem  Staate  und  den  Steuerkräften  inSchäffle:  Die  Grvmdsätze  der 
Steuerpolitik,  1880,  S.  164  ff. 
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und  Gebühren  als  Frage  des  sicheren  Eingangs  und  Einziehung  ^) 
ab  und  zu  gestreift  worden;  als  Grundsatz  mit  allgemeiner  Gültigkeit 
und  Wirksamkeit  für  das  Gebiet  der  Finanz  ist  es  unseres  Wissens 
bisher  nicht  aufgestellt  worden. 

Es  scheint  auch  auf  den  ersten  Blick  eine  Eigentümlichkeit 
des  Finanzstrafrechts  und  dem  Kriminalrechte  ganz  fremd  zu  sein. 
Die  Kriminalstrafe  ist  nicht  grösser,  weil  die  Willensfreiheit  des 
üebertreters  eine  grössere  ist  imd  das  angegriffene  Rechtsgut  sich 
mehr  oder  weniger  leicht  schützen  lässt.  Dagegen  ist  zu  bemerken: 
,Nach  der  derzeit  geltenden  communis  opinio  ist  es  die  Gefährlich- 
keit des  Angriffes  für  die  gegebene  Rechtsordnung,  welche  den  Staat 
zur  Aufstellung  seiner  Strafdrohungen,  somit  zur  Unterscheidung  des 
Verbrechens  von  dem  zivilen  Unrechte  veranlasst"  ^).  Kein  anderer 
Grund  verlangt  die  Strafbarkeit  beim  Finanzunrechte.  Nur  der  ge- 
fährliche Angriff  der  Finanzrechtsordnung  muss  gestraft  werden. 
Gefährlich  ist  aber  nur  jenes  Finanzunrecht,  das  die  Hinterziehung 
oder  Gefährdung  der  Abgabe  im  Gefolge  hat.  Diese  ist  nur  dann 
möglich,  wenn  der  betreffende  finanziell  relevante  Vorgang  der  Finanz- 
verwaltung entgehen  kann,  wenn  also  diese  nur  durch  ^Mitwirkung 
der  Verpflichteten  von  der  Abgabe  Kenntnis  erlangt,  und  diese  Mit- 
wirkung durch  die  Natur  der  Abgabe  schwer  oder  gar  nicht  zu  kon- 
trollieren ist.  Ist  das  betreffende  Vermögensgebiet  und  die  einzelnen 
Vorgänge  gut  und  ausgiebig  kontrollierbar,  bedarf  es  keines  oder 
geringen  Zwanges.  Um  also  die  Art  und  den  Grad  des  Zwanges 
zu  bestimmen,  muss  man  von  der  Macht  und  Kraft,  von  der  Mög- 
lichkeit und  Anwendbarkeit  der  Kontrolle  ausgehen.  Der  Vermögens- 
komplex und  sein  Rechtssubjekt,  welche  die  Finanz  für  ihre  Zwecke 
heranzieht,  ist  nach  seiner  Erscheinung,  nach  seiner  Thätigkeit  mehr 
oder  weniger  kontrollierbar.  Steuersubjekt  und  Objekt  können  daher 
in  ihrem  Verhältnis  zur  staatlichen  finanziellen  Macht  absolut  kon- 


')  Vergl.  Rau,  Grnndsätze  der  Finanzwissenschafl,  5.  Ausg.  1864,  1.  Abt. 
S.  430  u.  2.  Abt.  S.  216. 

^  Lehrbuch  des  deutschen  Strafrechts.  Von  Dr.  Franz  v.  Liszt,  Berlin 
und  Leipzig  1884,  2.  Aufl.,  S.  96.  Wir  folgen  diesem  Buche,  soweit  wir  das 
Strafrecht  zu  berücksichtigen  haben,  nicht  nur,  weü  dasselbe  einen  schönen 
Anfang  mit  der  Verarbeitimg  des  strafbaren  Finanzunrechts  macht,  sondern  auch 
weü  es  uns  bei  voller  Wissenschaftlichkeit  höchst  klar  und  konsequent  scheint, 
und  manche  Begrifisbestimmung  und  Begründung  für  unsere  Aufgabe  wesentlich 
erleichtert  hat. 
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troUierbar,  kontrollierbar  oder  unkontrollierbar  erscheinen.  Nach  dieser 
Eigenschaft  haben  wir  also  die  Gebühren  und  Steuern  zu  untersuchen, 
um  Art  und  Grad  des  im  Rechte  gesetzten  oder  zu  setzenden  Zwanges 
bestimmen  zu  können. 


IV. 

Absolut  kontrollierbar  ist  jener  Vermögenskomplex  und 
sein  Rechtssubjekt,  die  dem  Staate  nach  Natur  oder  unüb  er  tretbaren 
Staatsgesetzen  nicht  entgehen  können  und  unfehlbar  bekannt  werden 
müssen,  und  die  folgerichtig  ein  strafwürdiges,  normwidriges  Ver- 
halten des  Verpflichteten  nicht  zulassen.  In  erster  Linie  sind  als 
Abgaben,   die   aus   diesem  Gebiete   eingehoben  werden, 

A.   Die  Gebühren 
zu  zählen. 

Wir  haben  bereits  erwähnt,  dass  eine  Reihe  von  Gebühren  kein 
Unrecht  des  Verpflichteten  zulässt,  weil  ohne  Gebühr  keine  staatliche 
Leistung  eintritt,  also  ein  Rechtsgrund  für  die  Gebührenzahlung  dann 
eigentlich  nicht  vorliegt.  Die  andere  Gruppe  der  Gebühren  ist  nun 
die,  dass  die  staatliche  Leistung  auch  ohne  gleichzeitige  Gebühren- 
entrichtung vorgenommen  wird.  Die  Gründe,  warum  der  Staat  auch 
ohne  Gebühr  thätig  wird,  liegen  im  Rechts-,  Kultur-  und  Wohl- 
fahrtszwecke des  Staates  und  bedürfen  hier  keiner  Auseinandersetzung. 
Es  steht  fest,  dass  innerhalb  der  Staaten  des  Weltpostvereins  auch 
unfrankierte  Briefe  befördert,  dass  selten  die  richterliche  Recht- 
sprechung verweigert  wird,  weil  die  Klage  oder  Einrede  nicht  den 
gehörigen  Stempel  trägt,  oder  mit  derselben  die  Gebühr  nicht  erlegt 
wird;  dass  das  staatliche  Krankenhaus  den  Kranken,  der  die  Gebühr, 
die  Verpflegskosten  nicht  vorhinein  entrichtet,  nicht  vor  seinem  Thore 
verkommen  lässt  oder  den  Schulpflichtigen,  wegen  Unvermögens  das 
Schulgeld  zu  zahlen,  nicht  von  der  Schule  weisen  wird. 

Wenn  auch  der  Gebührenbegriff  gerade  in  neuester  Zeit  enger 
und  weiter  gefasst  wird,  nicht  feststeht  in  seiner  Abgrenzung  zu  den 
Verkehrssteuern,  so  herrscht  in  der  Finanz  Wissenschaft  ziemliche 
Uebereinstimmung,  dass  eine  grosse  Gruppe  von  Abgaben,  die  an 
eine  staatliche  Sonderleistung  anknüpfen,  Gebühren  sind  und  als  solche 
allgemein   angesehen  werden.     Ob   nun  diese  Art   von  Abgaben  als 
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die  einzigen  Gebühren  oder  Gebühren  im  engeren  Sinne  qualifiziert 
wird,  in  allen  Fällen  ist  rücksichtlich  dieser  Abgaben  —  wir  meinen 
die  Gebühren  der  streitigen  und  nicht  streitigen  Rechtspflege  und  die 
Verwaltungsgebühren  ^)  —  anerkannt,  dass  sie  für  Leistungen  staat- 
licher Verwaltung  an  den  Einzelnen  „gebühren"  und  Gebühren  in  be- 
grifflicher, rechtlicher  und  technischer  Richtung  sind.  Diese  allgemein 
als  solche  anerkannten  Gebühren  haben  gerade  in  bezug  auf  die  Frage 
vom  Unrecht  gemeinsame,  Ton  andern  Abgaben  wesentlich  differen- 
zierende Natur.  Das  charakteristische  Merkmal  der  Gebühr  in  formeller 
Beziehung  wird  sich  dahin  präzisieren  lassen,  dass  die  Gebühr  an 
eine  Thätigkeit,  an  Amtshandlungen  ^)  öffentlicher  Organe  zur  Ver- 
wirklichung und  Ausführung  von  Staatszwecken  zu  Sondernutzen  des 
Gebührenpflichtigen  anknüpft.  Die  Gebühr  setzt  voraus  eine  vom 
Staate  geleistete  Arbeit,  einen  ausgeführten  Dienst.  Dieser  Akt  erfolgt 
über  Verlangen  des  die  staatliche  Leistung  beanspruchenden,  gebühren- 
pflichtigen Subjekts;  das  mündliche  oder  schriftKche  Begehren,  die 
konkludente  Handlung,  das  Einstellen  bei  der  Staatsanstalt  ist  der 
gebührenpflichtige  Akt.  Dieser  muss  notwendig  vom  Pflichtigen 
ausgehen,  muss  von  ihm  vorgenommen  werden,  denn  er  wünscht 
die  besondere  staatliche  Leistung;  der  Staat  bezw.  seine  Verwaltung 
muss  von  dem  Eintritte  der  Gebührenpflicht  Kenntnis  erlangen,  denn 
seine  Organe  amtshandeln,  werden  in  der  geforderten  Weise  für  ihn 
thätig,  und,  indem  sie  die  Leistung  vornehmen,  schreiben  sie  selbst 
die  Gebühr  vor,  oder  verständigen  sie  die  bemessende  Behörde  von 
dem  Gebührenakte  behufs  Vorschreibung  derselben,  oder  prüfen  end- 
lich, wenn  die  Gebühr  mittels  Stempel  erhoben  wird,  ob  der  Ge- 
bührenpflicht Genüge  geschehen  ist.  Die  Gebühr  knüpft  an  eine 
staatliche  Thätigkeit  an ;  die  Relation  zwischen  Einzeln-  und  Staats- 
wirtschaft ergibt  sich  von  selbst  durch  das  Parteibegehren.  Hiermit 
dürfte  die  absolute  Kontrollierbarkeit  bewiesen  sein.  Ist  dies  der 
Fall,  kann  die  Gebühr  nicht  verheimlicht  werden,  weiss  der  Staat 
sicher  vom  Eintritt  der  Gebührenpflicht,  dann  gibt  es  im  Gebühren- 


M  In  dem  weiteren  Sinne,  wie  sie  Wagner  II,  S.  55  u.  56  als  Gebühren 
der  inneren  Verwaltung  und  in  der  Verwaltung  des  Unterrichts  und  Bildungs- 
wesens einschliesslich  des  öffentlichen  Kultus  kennzeichnet,  welch  letztere  bei 
K.  Fr.  Schall  in  Schönbergs  Handbuch,  I.  Aufl.,  1882  §  12  u.  ff.  mit  Unrecht 
fehlen.  Vergl.  auch  Grundlegung  der  Theoretischen  Staatswirtschaft,  von  Prof. 
Dr.  Emil  Sax,  Wien  1887,  S.  486. 

-)  Stein  II,  I.  Abt.,  S.  250:  ,für  die  rein  amtliche  Arbeit." 
Finanzarchiv.    V.  Jahrg.  ■^^  o 
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wesen  nur  die  Nichtleistung,  die  Nichtzahlung  der  Gebühr,  also  ein- 
faches Finanzunrecht ,  keine  qualifizierte  Negation  der  Gebühren- 
pflicht. 

Die  Gebühren  sind  nicht  hinterziehbare  Abgaben  und  fordern 
deshalb  kein  besonderes  Strafprinzip.  Der  Staat  erlangt  von  dem 
Zahlungsfähigen  im  Wege  des  gekennzeichneten  Zwanges  zur  Norm- 
erfüllung die  Gebühr,  event.  unter  Vorschreibung  einer  für  die 
besondere  Thätigkeit  anlässlich  der  nicht  rechtzeitig  oder  unvoll- 
ständig entrichteten  Gebühr  erwachsenden  Strafgebühr. 

Der  Hauptfall  der  Strafgebühr  tritt  bei  der  mittelbaren  Gebühren- 
entrichtung durch  den  Stempel  ein.  Die  meisten  Irrtümer  in  der 
Lehre  von  den  Gebühren  und  in  den  Gesetzgebungen^)  sind  auf  un- 
richtige Begriffe  über  den  Stempel  und  auf  die  Nichtauseinander- 
haltung  der  Kriterien  von  Gebühr  und  Steuer  zurückzuführen.  So 
absolut  kontrollierbar  der  Stempel  auf  einer  gebührenpflichtigen  Ur- 
kunde ist,  so  unkontrollierbar  erscheint  derselbe  auf  dem  steuerpflich- 
tigen Wechsel,  der  Quittung  und  Rechnung.  Die  gebührenpflichtige 
Eingabe  an  eine  Behörde  muss  unter  die  Augen  des  kontrollierenden, 
über  diese  amtshandelnden  Beamten  kommen;  dieser  prüft  vor  oder 
bei  der  Amtshandlung,  Kontrollorgane  können  dies  auch  noch  später 
oder  periodisch  thun,  ob  die  Eingabe  den  Stempel  in  der  normierten 
Höhe,  auf  vorgeschriebene  Art  trägt.  „Die  Verkürzung  wird  unfehlbar 
entdeckt«  2). 

In  welchen  Ausnahmsfällen  kommt  der  Steuerstempel  unter  das 
Auge  des  kontroUübenden  Beamten?  Die  stempelpflichtige  Rechnung, 
Quittung  wandert  den  Moment  nach  ihrer  Ausstellung  in  unfindbaren 
Privatbesitz  und  kommt  überaus  selten  zu  Gesicht  eines  staatlichen 
Organs.  Zudem  ist  auch  der  Ausnahmsfall  berechenbar;  Wechsel 
und  Rechnungen,  von  denen  ein  Gebrauch  bei  Gericht  oder  skrupu- 
löseren Dritten  wahrscheinlich  ist,  werden  mit  dem  Stempel  versehen ; 


^)  Siehe  die  charakteristische  Verirrung  in  den  österreichischen  Ge- 
bührengesetzen vom  27.  Januar  1840  und  9.  Februar  1860  und  den  Novellen  in 
meiner  Abhandlung:  Die  Ergebnisse  der  Finanzstrafjustiz  in  Oesterreich  seit 
der  Einführung  des  Gefällstrafgesetzbuches  vom  11.  Juli  1835  (1836-1879). 
Statistische  Monatsschrift,  Wien,  IX.  Jahrg.,  III.  Heft,  S.  13  u.  ff.  ,  Jedes  Stempel- 
gebrechen strafbares  Unrecht",  daher  bis  1850  jährlich  mehr  als  50,000  Straf- 
fälle, 1846  sogar  88,371. 

^)  Dr.  CarlFreiherr  v.  Hock,  Die  öffentlichen  Abgaben  und  Schulden, 
Stuttgart  1863,  S.  244. 
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andere  dergleichen  Urkunden  bleiben  im  wohlverwahrten  Geheim- 
fach, um  nach  Abwicklung  des  Rechtsgeschäftes  auf  immer  zu  ver- 
schwinden. 

Der  Weg,  den  die  stempelpflichtige  Urkunde  wandern  muss, 
entscheidet  über  das  Schicksal  der  Stempelübertretung.  Anders  bei 
der  Gebühr!  Da  der  Mangel  des  Gebührenstempels  staatlicher  Kon- 
trolle nicht  entgehen  kann,  ist  die  Ahndung  des  Unrechts  eine  zweifel- 
lose und  danach  auch  die  Art  und  der  Grad  des  Zwanges,  mit 
welchem  gegen  diese  Stempelübertretung  reagiert  wird,  gegeben. 
Der  Verpflichtete  hat  selbstthätig  ohne  Mitwirkung  eines  Finanzamtes 
die  Gebühr  mittels  Stempel  zu  leisten.  Da  er  dies  nicht  thut,  kann 
er  zwar,  wie  gezeigt,  diese  Abgabe  nicht  hinterziehen;  wohl  stört 
er  aber  durch  diesen  Ungehorsam  gegen  die  Norm  die  finanzielle 
Ordnung  und  veranlasst  durch  das  rechtswidrige  Verhalten  eine  be- 
sondere Thätigkeit  der  Behörden,  die  Gebührenbemessung  und  Vor- 
schreibung, die  bei  der  gestempelten  Eingabe  oder  Urkunde  nicht 
eintreten  würde.  Das  Entgelt  für  diese  Thätigkeit  ist  die  Straf- 
gebühr, die  also  ihrem  Charakter  nach  mehr  Gebühr  als  Strafe  ist, 
zu  welch  letzteren  sie  erst  erwächst,  wenn  das  Gebührenmass  über- 
schritten wird.  Diese  Strafgebühr  ist  in  der  Regel  ein  Simplum  der 
„verkürzten"  Gebühr;  das  übliche  Duplum  ist  zu  hoch  und  erscheint 
dann  als  Ungehorsamsstrafe;  sie  wird  der  Sache  entsprechend  mit 
der  „verkürzten"  Gebühr  'administrativ  vorgeschrieben,  das  Straf- 
verfahren vermieden.  Es  handelt  sich  ja  um  geringe  Beträge  —  die 
Gebühr  kann  nicht  hoch  sein  — ,  die  auf  diese  Weise  rasch,  ohne 
viele  Behelligung  des  Verpflichteten  unter  Freilassung  des  administra- 
tiven Rechtszuges  auferlegt  werden.  Der  Schuldige  ist  in  der  Regel 
mit  der  Person,  welche  die  Staatsleistung  verlangt,  identisch  oder  ein 
im  Interesse  des  Verpflichteten  handelnder  Dritter,  für  den  auch  nach 
Zivilrecht  gehaftet  werden  müsste.  Der  Uebertreter  ist  seiner  Person 
und  Aufenthalt  nach  bekannt  und  der  objektive  Thatbestand  mit  der 
Nichtleistimg  gegeben,  bei  welchem  nach  dolus  und  culpa  nach  dem 
Stande  unserer  Finanzgesetzgebungen  nicht  gefragt  wird.  Es  entfällt 
daher  die  Frage  nach  dem  Grade  des  Verschuldens;  die  Schuld  ist 
in  allen  Fällen  die  gleiche,  ebenso  in  der  Regel  die  Strafe  ohne 
Rücksicht  auf  Erschwerungs-  und  Milderungsgründe;  die  Geltend- 
machung der  letzteren  ist  übrigens  auch  bei  dem  Administratiwer- 
fahren  nicht  ausgeschlossen  und  führt  zur  teilweisen  oder  gänzlichen 
Nachsicht  der  Strafgebühr. 
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Zur  Verhängung  der  Strafe  ist  die  Einleitung  und  Durch- 
führung eines  Strafverfahrens  nicht  erforderlich.  Zum  Begriff  der 
Strafe  gehört  es,  dass  sie  von  dem  Gerichte  verhängt  wird  ^).  Der 
Strufgebühr  fehlt  also  dieses  Kriterium;  soweit  sie  nicht  Gebühr 
sondern  Strafe  ist,  ist  sie  Ungehorsams  -  Ordnungsstrafe ,  auferlegt 
gegen  Zuwiderhandlungen,  die  wohl  die  formelle  Finanzordnung,  den 
Erhebungsprozess  stören,  niemals  aber  die  Abgabe  gefährden.  Die 
Ordnungsstrafe  ist  die  eigentliche  Polizeistrafe  des  Finanzrechts ;  sie 
ist  die  Strafe  der  Finanz  Verwaltung  und  kann  auf  dem  Gebiete  des 
Verwaltungsrechtes  niemals  Kriminalstrafe  sein  und  werden  ^). 

Weiterer  Strafnormen  bedarf  es  im  Gebührenwesen  nicht.  Diese 
Art  staatlicher  Thätigkeit,  als  deren  Entgelt  die  Gebühr  gezahlt  wird, 
kann  kein  Dritter  vornehmen,  es  bedarf  also  eines  Schutzes  dieser 
staatlichen  Sphäre  nicht. 

Wo  die  staatliche  Leistung  anders  als  durch  die  rein  amtliche 
Arbeit,  durch  die  Amtshandlung  erfüllt  wird,  entfallen  die  Voraus- 
setzungen für  die  absolute  Kontrollierbarkeit,  für  das  entwickelte 
Gesetz.  Dieses  Thätigwerden,  wenigstens  in  Rücksicht  auf  den  Ein- 
zelnen und  die  von  ihm  begehrte  staatliche  Sonderleistung,  kommt 
bei  der  zweiten  Gruppe  von  Abgaben  nicht  zur  Geltung,  bezüglich 
welcher  die  Finanzwissenschaft  über  die  Natur  und  Kat^orisierung 
streitet.  Diese  Abgaben,  die  wir  noch  zu  erledigen  haben,  werden 
bald  als  Gebühren  des  Verkehrswesens,  oder  als  solche  für  die  Be- 
nützung von  Regalien,  bald  als  staatswirtschaftliche  Einkünfte  oder 
Steuern  von  staatlichen  Unternehmungen  definiert.  Rücksichtlich  der 
Feststellung  und  Bemessung,  und  daher  mit  bezug  auf  das  Unrecht 
haben  sie  wenig  gemeinsame  Merkmale.  Mit  der  Unterbringung 
unter  den  weiten  Begrifi  „des  Strafrechts  der  Regalität"  ^)   ist   nicht 


^)  Liszt  S.  227;  also  vom  allgemeinen  Kriminalgerichte,  oder  was  uns 
das  Richtigere  scheint,  von  Finanzstrafgerichten;  die  nähere  Begründung  müssen 
wir  uns  vorbehalten.  Vergl.  meine  Abhandlung:  „Das  Gefällstrafverfahren  in 
der  Strafprozessordnung  für  das  Deutsche  Reich."  Juristische  Blätter.  Wien  1881, 
N.  26,  S.  319. 

^)  Wie  dies  Ad.  Arndt  in:  Das  administrative  Strafverfahren  bei  Zu- 
widerhandlungen gegen  die  Reichs-Zoll-  und  Steuergesetze  (Zeitschrift  für  die 
gesamte  Strafrechtswissenschaft,  herausgegeben  von  Liszt  und  Lilienthal, 
V.  Band,  3.  Heft,  S.  280)  annimmt:  „Ordnungsstrafen  sind  gleichfalls  Kriminal- 
strafen.   Ihren  Gegensatz  bilden  die  Defraudations-  und  Konterbandestrafen. " 

=>)  Stein  II,  1.  Abt.,  S.  313. 
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viel  gewonnen;  man  wird  gut  thun,  mit  dem  Streben  der  neueren 
Finanz  Wissenschaft  den  Regalitätsbegriff  auszumerzen,  ein  Strafrecht 
der  Regalien  nicht  erst  aufkommen  zu  lassen. 

Das  Unrecht  gegen  staatliches  Münz-  und  Papiergeldwesen  hat 
seinen  festen  Platz  in  dem  Systeme  des  Kriminalrechts,  wie  das  der 
Fälschung  und  Verfälschung  von  staatlich  ausgegebenen  Wertzeichen, 
wie  es  Stempel  und  Briefmarken  sind.  Der  Grund  hierfür  und  für 
die  allgemeine  Frage  der  Abgrenzung  des  Kriminalrechts  und  des 
Finanzstrafrechts  liegt  in  der  Gefährlichkeit  des  Angriffes  gegen 
staatliche  Rechtsgüter  der  Finanz.  Das  Finanzstrafrecht  kann  ebenso 
wenig  wie  das  Verwaltungsstrafrecht  für  die  der  gegebenen  finanziellen 
Rechtsordnung  gefährlichsten  Angriffe  des  Strafensystems  des  Kriminal- 
rechts entbehren.  Fälschungen,  wie  die  erwähnten,  Betrug,  falsche  Eide, 
gefährKche  Thätlichkeiten  und  Drohungen  gegen  staatliche  Organe, 
Bestechungen  können  nicht  anders  als  kriminell  geahndet  werden; 
es  kann  doch  keinen  Unterschied  machen,  ob  solche  Handlungen 
gegen  einen  Finanzbeamten  oder  gegen  ein  Organ  eines  anderen 
Verwaltungszweiges  geübt  werden. 

Eine  ganz  andere  Natur  haben  die  Uebertretungen  bei  den 
Kommunikationsmitteln,  die  die  Staatswirtschaft:  vermittelt;  sie  richten 
sich  gegen,  daher  nach  der  Ordnung  der  betreffenden  Einrichtungen 
und  Unternehmungen,  deren  Charakter  im  einzelnen  so  verschieden 
sich  gestaltet,  als  hiemach  das  Strafprinzip.  Wir  können  nur  ein- 
zelne Zuwiderhandlungen  gegen  Gesetze  des  Post-  und  Telegraphen- 
wesens unter  das  gekennzeichnete  Strafprinzip  des  Gebührenwesens 
unterbringen.  Andere  Vergehen  gegen  die  Postanstalt  werden  — 
abgesehen  von  Strafandrohungen  des  Kriminalrechts  —  unter  Finanz- 
strafnormen fallen,  welche  die  ausschliessliche  Berechtigung  der  staat- 
lichen Finanzhoheit  schützen  sollen;  sie,  sowie  Uebertretungen  gegen 
staatliches  Lotteriewesen,  resortieren  in  das  Strafrecht  der  Monopole. 

Die  Abgaben,  die  der  Staat  fiir  geschaffene  Kommunikations- 
mittel anderer  Natur  als  Wege,  Kanäle,  Brücken,  Häfen  einhebt, 
die  von  der  Benützung  derselben  eingehoben  werden,  werden  bei  der 
gleichen  Erhebungsform  zusammenfallen  mit  jenen  Bestimmungen, 
die  rucksichtlich  anderer  gleichartig  erhobenen  Steuern  bestehen.  Ob 
die  Strasse  und  das  Amt  wegen  des  zu  entrichtenden  Zolles  oder 
wegen  der  zu  leistenden  Mautgebühr  umgangen  werden,  dürfte  an 
und  für  sich  bei  der  Unterscheidung  des  Unrechts  und  seiner  Strafe 
nicht  ins  Gewicht  fallen. 


22  Franz  Meisel, 

Wir  glauben,  dass  das  Finanzunrecht  rücksichtlich  der  in  Frage 
stehenden  Abgaben  an  jener  Stelle  zu  erledigen  ist,  wo  sich  für 
dasselbe  gemeinsame  Merkmale  mit  anderem  Unrechte  ergeben.  Unter 
eine  eigene  Kategorie  des  Finanzstrafrechts  können  wir  das  Unrecht 
der  -Gebühren  des  Verkehrswesens"  nicht  subsumieren. 


B.   Die  absolute  Kontrollierbarkeit  im  Steuerwesen. 

Anschliessend  an  die  Gebühren  und  die  entwickelten  Grundsätze 
haben  wir  vor  allem  jene  Steuern  zu  behandeln,  die  an  staatliche 
Wirts chaftsthätigkeit  anknüpfen.  Der  Staat  erhebt  von  gewissen 
Leistungen,  die  er  zu  Sondernutzen  der  Einzelnwirtschaft  vornimmt, 
auch  Steuern.  Von  den  Gebühren  unterscheidet  sich  diese  Steuer- 
gattung dadurch,  dass  die  Thätigkeit  bei  den  Gebühren  staatlicher- 
seits  in  Erfüllung  wesentlicher  Staatszwecke,  bei  den  Steuern  rein 
zu  Finanzzwecken  vorgenommen  wird  und  dass  das  Entgelt  für  die 
staatliche  Leistung  wegen  der  verschiedenen  Zwecke  bei  den  ersteren 
in  Bezug  auf  Mass  und  Höhe  gering,  bei  den  letzteren  hoch  aus- 
gemessen wird.  Für  diese  Gattung  der  Steuern  gilt  das  von  der 
Gebühr  entwickelte  Gesetz.  Es  sind  die  zweiseitigen  Obligationen 
des  Steuerrechts;  der  Staat  leistet  und  das  Steuersubjekt  zahlt  das 
im  Tarif  fixierte  Entgelt.  Monopols artikel  muss  sich  der  steuer- 
pflichtige Konsument  an  der  staatlichen  Verkaufsstelle  holen,  an  der 
es  für  Rechnung  des  Staates  keinen  Kredit  gibt.  Wer  in  einer 
staatlichen  Lotterie  spielen  will,  muss  zum  staatlichen  KoUekteur 
gehen.  Mehr  und  ein  anderes  hat  der  Verpflichtete  nicht  zu  machen. 
Es  gibt  nur  ein  Gebot,  eine  Nötigung  ^) ;  der  Einzelne  muss  gewisse 
Werte,  wenn  er  dieselben  überhaupt  haben  will,  zu  den  bestimmten 
Preisen  von  dem  staatlichen  Magazin  beziehen.  „Das  Monopol  be- 
freit die  Massen  von  jeder  Kontrolle  und  beschränkt  diese  auf  die 
im  Dienst-  oder  Absatzverhältnisse  zum  Staate  stehenden  Erzeuger 
und  Verschleisser"  ^).  Die  Steuer  knüpft  an  eine  staatliche  Leistung 
an,  die  dem  Staate  nicht  entgehen  kann.  Die  Art  der  Verpflichtung 
und  der  Erhebung  ist  die  gleiche,  wie  in  jenem  Gebührenwesen,  das 


')  Geffcken,  Wesen,  Aufgabe,  Geschichte  der  F.  W.  in  Schönbergs  Hand- 
buch, §  8. 

*)  Hock,  Oeffentliche  Abgaben  und  Schulden  S.  156. 
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auf  dem  Prinzip  „keine  Leistung  ohne  Gegenleistung"  aufgebaut  ist. 
Dagegen  kennt  das  Monopol  ein  Unrecht,  das  der  Gebühr  fremd 
ist.  Die  staatliche  Thätigkeit,  die  bei  den  Monopolsteuern  geübt 
wird,  kann  auch  von  der  Privatwirtschaft  geübt  werden  und  in  dieser 
Richtung  werden  dann  allerdings  zum  Schutze  staatlicher  AUein- 
berechtigung  gewisse  Gebote  und  Verbote  mit  Androhung  von  Strafen 
notwendig  sein.  Die  rechtswidrigen  AngrifiFe  greifen  die  geschaffene 
staatliche  Rechtssphäre  an,  ignorieren  und  negieren  dieselbe;  die 
üebertreter  dieser  Normen  sind  oft  die  gefährlichsten  Gegner  finan- 
zieller Ordnung,  weü  sie  die  geheimsten  Schlupfwinkel  der  Gesell- 
schaft aufsuchen,  von  diesen  schwer  findbaren  Orten  das  Finanzrecht 
erfolgreich  bekämpfen,  dem  Staatsschatze  durch  die  Häufigkeit  der 
Angriffe  schwere  Schäden  zufügen  und  die  Steuermoral  wesentlich 
schädigen.  Dieses  Unrecht  kann  nur  durch  umfassende  Kontrollen 
und  harte  Zwangsmassregeln  bekämpft  werden  und  wird  im  folgenden 
seine  Erörterung  finden.  Jene  Millionen  von  Steuern,  die  Frankreich 
und  Oesterreich  aus  seinen  Monopolen  bezieht,  fliessen  ohne  jede 
besondere  Belästigung  und  Verpflichtung,  ohne  eigene  Kontrolle  in 
den  Staatsschatz  ein. 

Eine  zweite  Art  von  Steuern,  die  an  die  staatswirtschaftliche 
Thätigkeit  anknüpfen,  sind  jene  Abgaben  von  Ertrag  und  Einkommen, 
die  aus  staatlichen  Kassen  an  die  Einzelnen  in  der  Form  der  Zahlung 
als  Erfüllung  gewisser  staatlicher  Verbindlichkeiten  erwachsen.  Steuern 
von  Dienstleistungen,  die  der  Staat  von  den  Besoldungen  seiner  An- 
gestellten erhebt,  von  Einkommen  aus  Lieferungs-,  Pachtverträgen  mit 
dem  Aerar  sind  ihrer  Quelle  nach  absolut  kontrollierbar;  Steuer- 
subjekt: Beamte,  Offiziere,  Lieferanten,  das  Steuerobjekt:  Lohn,  Grage, 
Gehalt,  Einkommen  stehen  fest;  es  bedarf  keiner  Fatierung,  keines 
langen  Suchens  des  Verpflichteten,  infolgedessen  keiner  weiteren 
Handlung  des  Verpflichteten  zu  Steuerbemessungszwecken.  Gleiches 
gilt  von  der  Besteuerung  der  Kapitalisten  aus  dem  Einkommen  staat- 
licher oder  öffentlicher  Schuldverschreibungen;  die  Zinsenkassa  sorgt 
für  den  Abzug  der  Kouponsteuer  und  verhindert  jedes  Unrecht.  Ein 
gleich  erfreuliches  Resultat  erreicht  der  Staat,  indem  er  zwangsweise 
grossen  Geschäften,  Verkehrsanstalten  für  seine  Finanzzwecke  eine 
öffentlich-rechtliche  Funktion  überträgt  ^).  Kreditinstitute,  Eisenbahn- 
verwaltungen, Versicherungsgesellschaften  gewähren  mit  ihren  Büchern, 


')  Schäffle  S.  458. 
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die  sie  wegen  der  Steuer  nicht  fälschen  werden  ^),  absolut  kontrollier- 
bares Gebiet  und  unfehlbar  sichere  Einhebung  der  eigenen  und 
fremden  Steuern  und  Gebühren  von  den  einzelnen  steuerbaren  Akten. 
Sehen  wir  von  dem  Zwange  für  die  Gesellschaft  ab,  ordnungsmässige 
Bücher  zu  führen  und  Auszüge,  Nachweisungen  etc.  zu  erbringen, 
dann  erübrigt  für  den  einzelnen  Steuerträger  keine  Verpflichtung, 
gibt  es  kein  Unrecht,  keine  Strafe,  keinen  Zwang. 

Was  nun  die  absolute  Kontrollierbarkeit  im  übrigen  Steuerwesen 
betrifft,  so  wissen  wir  aus  der  Finanzwissenschaft,  dass  eine  grosse 
Menge  von  Steuern  von  erwerbenden  Individuen,  von  der  Person  des 
Erwerbers  als  solcher  (Subjektssteuern)  und  dann  von  bestimmtem, 
ertraggebendem  Besitze  an  Sachgütern  (Objektssteuern)  von  der  Finanz- 
Verwaltung  direkt  erhoben  wird. 

Personalsteuern :  Kopf- ,  Herd- ,  Familien- ,  Juden- ,  Wehr-, 
allgemeine  Vermögens  -  Steuern  werden  von  den  Besteuerten  ohne 
weitere  Thätigkeit  und  Mitwirkung  derselben  eingehoben.  Der  Staat 
kennt  aus  einer  Thätigkeit,  die  zu  anderen  staatlichen  Zwecken  geübt 
wird,  die  Summe  der  Einwohner,  Familien,  Wehrpflichtigen,  Kriegs- 
dienstuntauglichen, oder  er  erhebt  die  ihn  interessierenden  Thatsachen 
zum  Behufe  der  Besteuerung.  Mit  Rücksicht  auf  die  erprobte  Kraft 
und  Macht  seiner  allgemeinen  Polizei-  und  der  Finanzpolizei -Ver- 
waltung wird  sich  mit  den  Resultaten,  die  die  Organe  erbringen, 
begnügt.  Man  kann  sich  hiermit  zufriedenstellen,  weil  diese  Erhebungen 
„von  offenkundigen  oder  einfach  zu  konstatierenden  Thatsachen"  leicht 
und  verlässlich  erfolgen,  die  Ermittlungen  durch  die  Verpflichteten 
infolge  der  überaus  grossen  Zahl  erst  recht  eine  umfassende  Thätig- 
keit der  Kontrollorgane  zur  Folge  haben  müssten.  Bei  der  grossen 
Masse  der  Pflichtigen  kommt  man  leichter  und  im  ganzen  genau 
genug  mittels  Einschätzung  derselben  durch  die  Gemeindebehörden 
oder  besondere  mit  den  örtlichen  Verhältnissen  vertraute  Steuer- 
ausschüsse zum  Ziele  ^).  Hier  bedarf  es  kaum  eines  besonderen 
Zwanges  des  Steuerpflichtigen  zu  Angaben  über  die  Einkommen- 
und  Vermögensverhältnisse   oder  sogenannter  Deklarationen^). 

Aehnliches  gilt  von  Steuern  auf  den  Besitz  von  Sachgütem^ 
die  nach  Natur-   oder  Organisationsgesetzen   des    staatlichen  Lebens 

^)  Dr.  Wilhelm  V  o  c  k  e ,  Die  Abgaben,  Auflagen  und  die  Steuer  vom 
Standpunkte  der  Geschichte  und  Sittlichkeit,  Stuttgart  1887.  S.  304. 

^)  Helferich,  Allgemeine  Steuerlehre,   §  19  in  Schönbergs  Handbuch, 
3)  Wagner  S.  610. 
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dauernd  und  sichtbar  in  der  Machtsphäre  der  Einzelwirtschaft  sich 
befinden.  Besteuert  der  Staat  Grund  und  Boden,  Haus,  Fenster, 
Rauchfänge,  Fabriks-Gewerbestätten,  so  sind  dies  Objekte,  die  immer 
zu  finden  sind,  dem  staatlichen  Auge  nicht  entgehen  können  und 
sich  nicht  verheimlichen  lassen.  Der  moderne  Staat  mtisste  von 
diesen  auch  dann  Notiz  nehmen  und  sie  registrieren,  wenn  bezüglich 
derselben  eine  Steuerpflicht  nicht  bestehen  würde.  Gerade  weil  an 
diese  Objekte  leicht  und  ohne  Mitthätigkeit  der  Besitzer  und  Nutz- 
niesser  steuerlich  augeknüpft  werden  kann,  haben  so  ziemlich  alle 
älteren  Finanzgesetze  diese  Güter  für  die  Besteuerung  herangezogen 
und  ziemlich  leicht,  ohne  bedeutende  Kosten  und  ohne  weitere  Mit- 
thätigkeit der  Besteuerten  sicher  einfliessende  Aboraben  geschaffen. 
Wir  stehen  vor  der  Gruppe  der  durch  die  Steuerverwaltung  direkt 
erhobenen  Personal-  und  Ertragssteuem.  Es  sind  die  Steuern  auf 
sichtbaren  und  dauernden  Erwerb  und  Besitz.  „Der  Staat  geht  direkt 
auf  die  Steuerquelle  los  und  ermittelt  sie  selbst,  indem  er  sämtliche 
Vermögen,  und  Einkommen,  sämtliche  Vermögenshauptbestände  und 
Einkommenhauptarten  nach  ihrem  Bestände  bei  allen  Steuersubjekten 
aufsucht,  bemisst  und  belastet"  ^). 

Weil  auf  jede  Thätigkeit  der  Besteuerten  verzichtet  wird,  weil 
der  Steuerpflichtige  nur  die  bemessene  Steuer  zu  bezahlen  hat,  finden 
wir  fast  ausnahmslos  in  älteren  und  neueren  Gesetzen  über  diese 
direkten  Steuern  keine  Gebote  und  Verbote,  rücksichtlich  der  Steuer- 
pflichtigen kein  schuldbares  Unrecht,  keine  eigentlichen  Strafbe- 
stimmungen. 

Oesterreich,  das  nach  dem  Ausspruche  Mittermayers  ^)  den 
vollständigsten  Kodex  über  das  Finanzstrafrecht  besitzt,  kennt  in 
diesem  Gesetzbuche  keine  Uebertretungen  der  direkten  Steuern,  und 
wird  die  Anwendung  des  Gefällstrafgesetzes  vom  11.  JuH  1835  auf 
die  strafbaren  Uebertretungen  der  Hauszins-  und  der  Erwerbsteuer 
ausgeschlossen*).    Frankreich^),  zum  Teil  auch  Italien,  schliessen  bei 


')  Schäffle  S.  58. 

-)  Im  Archiv  des  Kriminalrechts,  Jahrgang  1836.  S.  223. 

")  Dr.  Franz  Freiherr  v.  Myrbach,  Die  üebertretung  der  Zinsverheim- 
lichung etc.     Graz  1881,  S.  3. 

*)  Laferriere,  cours  de  droit  public  et  administratif  1860,  S.  111;  Edgar 
Löning:  Die  französische  Verwaltungsgerichtsbarkeit  in  Hartmanns  Zeitschrift 
für  Gesetzgebung  und  Praxis  auf  dem  Gebiete  des  deutschen  öffentlichen  Rechts. 
V.  Jahrg.  S.  237;  K.  Heimburger,  Die  Reform  der  Vei-waltungsrechtssprechong 
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Streitigkeiten  über  direkte  Steuern  im  Gegensatze  zu  den  indirekten 
Steuern  jeden  Rechtsweg  an  die  richterlichen  Tribunale  aus.  Die 
Erklärung  hierfür  und  die  Begründung  bei  Richard  v.  Kauf- 
mann^), noch  bei  Otto  Mayer  ^)  erscheint  nicht  erschöpfend 
und  hinlänglich  klar.  Denn  es  wird  vom  Steuersubjekte  und  den 
Verpflichtungen  abgesehen  und  nur  von  dem  Gesetze  und  der 
Thätigkeit  der  Verwaltung  ausgegangen.  Dass  aber  sowohl  bei  den 
direkten  als  indirekten  Steuern  ein  „Verwaltungsgesetz "  und  die 
Thätigkeit  der  Finanzbehörden  als  „  Verwaltungsangelegenheit "  vor- 
liegt und  daher  der  Grund  für  die  Kompetenz  der  Gerichte  bei  den 
indirekten  Steuern  nicht  klargestellt  wird,  lassen  beide  Schriftsteller 
teils  unter  Berufung  auf  Aeusserungen  französischer  Juristen,  teils 
unter  Darlegung  eigener  Anschauung  zu.  Wir  meinen:  weil  der 
Steuerpflichtige  zu  einer  Thätigkeit  oder  besonderem  Verhalten  bei 
gewissen  direkten  Steuern  nicht  verpflichtet  ist,  weil  lediglich  That- 
sachen,  die  durch  Alleinthätigkeit  der  Behörden  im  Steuerkataster, 
in  der  Steuerrolle  festgestellt  wurden,  fraglich  werden,  handelt  es 
sich  nicht  um  Rechtshandlungen  der  Verpflichteten  und  um  Rechts- 
fragen, sondern  um  actes  administratifs ,  hat  nicht  der  Rechtsweg 
statt  und  entspricht  die  administrative  Reklamation  und  Rekurs  oder 
Beschwerdezug  der  Sachlage. 

Das  ist  ja  die  Lichtseite  der  direkten  Steuern,  dass  die  Finanz- 
verwaltung lediglich  Thatsachen  zu  registrieren,  mit  keinem  anderen 
Faktor  zu  rechnen  hat;  die  Thätigkeit  wird  durch  kein  äusseres 
Hindernis  gestört  und  ist  hauptsäclilich  an  die  zweifelhafte  Mitwirkung 
des  Verpflichteten  nicht  angewiesen;  der  Staat  bedarf  daher  für  diesen 
Teil  seiner  Finanzverwaltung  nicht  besonders  qualifizierter  Beamten; 
das  ungestört,  ruhig  und  sicher  gleich  einer  Maschine  arbeitende  Amt 
bewältigt  einen  grossen  Komplex  von  Erscheinungen  und  bedarf 
keiner  zu  grossen  Anzahl  von  Kräften. 

und  der  Kompetenzkonflikte  in  Italien  in  Grünhuts  Zeitschrift  für  das  Privat- 
und  öffentliche  Recht,  XIII.  Band,  S.  314  ff. 

^)  Die  Finanzen  Frankreichs,  Leipzig  1882,  S.  330. 

^)  Theorie  des  französischen  Verwaltungsrechts,  Strassburg,  S.  391  u. 
392.  Unserer  Ansicht  Hock,  Die  Pinanzverwaltung  Frankreichs,  Stuttgart  1857, 
S.  64:   Die  Gerichte  entscheiden  darum  nicht  über  die  Anwendung  der  Gesetze 

über  die  direkte  Besteuerung,  weil die  Steuer ohneZuthun 

des  Steuerpflichtigen  umgelegt  wird;  allein  sie  entscheiden  ....  in  den 
Fällen  der  indirekten  Besteuerung,  denn  hier  entspringt  die  Steuerpflicht  aus 
einer  bestimmten  Angabe  oder  Handlung  des  Privaten  etc. 
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Das  Steuersubjekt  ist  in  der  Regel  der  Steuerträger  und  hat 
lediglich  die  Steuer  zu  zahlen;  sonst  ist  er  un verpflichtet  und  un- 
behindert in  seinem  Verkehr.  Wo  der  Staat  neben  der  Thätigkeit 
seiner  Verwaltung  der  direkten  Steuern  ein  bestimmtes  Thun  des 
Verpflichteten,  Meldung,  Fassion  verlangt,  geschieht  dies  zur  Ergän- 
zung, eigenen  Kontrolle  in  der  Unsumme  von  Einzelnerscheinungen. 
Durch  die  Unterlassung  der  Meldung  wird  normal  nicht  der  Ein- 
steuerungsprozess ,  sondern  nur  die  formelle  Ordnung  gestört,  ein 
Ungehorsam  an  den  Tag  gelegt,  der  aber  eine  Steuerdefraudation 
nicht  im  Gefolge  hat.  Das  sind  aber,  wie  wir  gezeigt  haben,  die 
Merkmale  der  Ordnungswidrigkeit,  deren  Strafe  die  Ordnungsstrafe 
ist.  Die  meisten  direkten  Steuergesetze  kennen  auch  nur  diese  Strafe, 
bestehend  in  einer  mit  dem  Steuersatz  in  keiner  Verbindung  stehenden 
Geldstrafe.  Auch  hier  begegnen  wir  keinem  besonderen  Strafver- 
fahren und  keiner  anderen  Strafgewalt,  als  der  der  Finanzverwaltung. 

Was  von  den  direkten  Ertragssteuern  gekennzeichnet  wurde, 
gilt  auch  von  den  direkten  Luxussteuern.  Bei  Wohnungen,  Villen, 
Gärten,  Bedienten,  Hunden,  Pferden,  Karossen,  öffentlichen  Lust- 
barkeiten, handelt  es  sich  um  hörbare,  sichtbare,  zur  Schau  getragene, 
dauerhafte,  öffentlich  zirkulierende  Vermögensgegenstände.  Dieser 
Gebrauch  stellt  sich  selbst  zur  Besteuerung.  Man  kann  die  Objekte 
wohlfeil  und  sicher  katastrieren  und  konstatieren  ^).  Richtig  nennt 
Schall^)  diese  Aufwandsteuern  Besitzsteuem  im  Gegensatze  zu  Ver- 
kehrsteuern. 

Bekanntlich  kennt  auch  die  Verkehrsteuer  die  direkte  Form 
der  Erhebung;  hauptsächlich  kommt  diese  in  jenen  Fällen  zur  An- 
wendung, wo  zum  Abschlüsse  der  Rechtsgeschäfte,  zur  Feststellung 
und  Beurkundung  von  Daten,  zum  Besitzwechsel  namentlich  bei 
Immobilien,  beim  Erbgang  Funktionen  von  Behörden  in  Anspruch 
genommen  werden  ^).  Indem  durch  Rechtszwang  unter  Androhung 
schwerer  Privatrechtsnachteile  die  Mitwirkung  der  Behörden  zur  Be- 
dingung gesetzt  wird,  erfährt  das  in  Thätigkeit  gesetzte  Amt  bei 
Ratifizierung,  Eintragung  in  öffentliche  Bücher,  beim  Enregistrement 
von  dem  steuerpflichtigen  Akte,  bemisst  oder  veranlasst  die  Be- 
messung durch  die  berufene  Finanzbehörde. 


1)  Schäffle  S.  369. 

^)  Schall,  Aufwandsteuem  §  31,  Schönbergs  Handbuch. 
^)  Schall,  Die  Gebühren  §  1  und  die  Verkehrsteuern  §  3;  dann  Schäffle 
460  ff.  und  Hock,  Oeffitl.  Abgab.,  S.  244. 
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Steuersubjekt  und  Steuermass  ergeben  sich  aus  der  Steuerquelle, 
aus  dem  angemeldeten,  ratifizierten,  eingetragenen,  registrierten  Rechts- 
geschäfte. Die  bei  den  Gebühren  entwickelten  Gründe  für  die  Un- 
möglichkeit der  Hinterziehung  finden  auch  bei  dieser  Steuer  An- 
wendung. 

Der  Unterschied  zwischen  Gebühr  und  Verkehrsteuer  in  Rück- 
sicht auf  dies  Thätigwerden  der  Behörden  liegt  abgesehen  von  dem 
Zwecke  darin,  dass  bei  den  Gebühren  das  Amt  die  Leistung  unbedingt 
vornehmen  muss,  bei  den  Verkehrsteuern  nur  dann  nicht,  wenn  das 
Rechtssubjekt  die  schweren  Privatrechtsnachteile  zu  tragen  gesonnen 
ist.  Es  bedarf  keiner  weitern  Begründung,  dass  durch  Rechtssank- 
tionen wie:  die  Nichtigkeit  des  nicht  schriftlich  abgefassten,  des 
nicht  notariell  oder  behördlich  beglaubigten  Rechtsgeschäftes,  die 
Unklagbarkeit,  Ausschluss  jedes  anderen  als  des  Urkundenbeweises, 
die  Abfassung  der  gesetzentsprechenden  Vertragsurkunden  ausnahms- 
lose Regel  wird.  Durch  diesen  Zwang  zivilrechtlicher  Vorschriften, 
zu  Finanzzwecken  gegeben,  wird  durch  Mitwirkung  der  Behörden 
und  Notare  der  steuerbare  Akt  sicher  und  ohne  weiteren  Finanz- 
zwang  gefasst  und  die  Steuer  ohne  Möglichkeit  der  Hinterziehung 
bemessen,  immer  vorausgesetzt  empfindliche  Rechtswirkungen,  wie 
„die  Unglaubwürdigkeit  der  Rechtsurkunde  in  England,  die  Ver- 
weigerung jeder  Rechtshilfe,  so  lange  bis  nicht  Abgabe  und  Strafe 
entrichtet  werden,  in  Frankreich"  ^).  Deutschland  und  Oesterreich 
haben  dem  Finanzzwecke  nicht  zu  oft  den  Eingang  in  das  Privat- 
recht gewährt,  und  ist  für  diese  Länder  die  absolute  Kontrollierbarkeit 
gewisser  Verkehrsteuern  kaum  mehr  als  im  Gebiete  des  Grundbuchs- 
rechtes die  Regel. 

Neben  dem  Immobiliarbesitz  werden  auf  diesem  Wege  der 
direkten  Steuererhebung  also  nur  eine  verhältnismässig  kleine  Anzahl 
von  Steuern  absolut  sicherzustellen  sein.  Es  sind  ja  nach  der  Natur 
der  Dinge  wenige  Objekte  vorhanden,  die  dauernd  und  sichtbar  im  Be- 
sitze der  Einzelnwirtschaft  sichbefinden.  Und  auch  bezüglich  mancher 
von  diesen  Sachgütern  wird  durch  die  Finanzverwaltung  das  Steuer- 
subjekt und  -Objekt  bestimmt  und  sicher  gefunden;  der  Steuersatz, 
das    Steuermass   hängt   von  weiteren   Umständen  ab,   die  allein  zu 


')  Hock,  Oeffentl.  Abgab.  S.  244.  ,Der  stempellosen  Urkunde  wird  die 
Rechtsgültigkeit  versagt, "  Rudolf  Gneist,  Das  englische  Verwaltungsrecht  der 
Gegenwart,  3.  Aufl.,  II.  Bd.,  Berlin  1884,  S.  640. 
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suchen  und  zu  finden  die  Kraft  und  Macht  staatlicher  Verwaltung 
nicht  ausreicht.  Ist  der  Staat  in  der  Lage,  Ertrag,  Einkommen  und 
Vermögen  büreaukratisch  oder  mit  Zuhilfenahme  von  Steueraus- 
schüssen selbst  zu  erheben,  und  dies  ist  bei  den  Hauptarten  der 
direkten  Steuern  der  Fall  ^),  dann  bedarf  er  auch  einer  weiteren 
Mitwirkung  der  Steuerpflichtigen  nicht.  Nötigt  die  Steuertechnik 
zur  Anrufung  der  Mithilfe,  der  Mitthätigkeit  der  Steuerpflichtigen, 
dann  stehen  wir  vor  normierten  Handlungen  der  Verpflichteten,  die 
überwacht  werden  müssen,  die  daher  mehr  oder  weniger  kontrollierbar 
sind  und  eine  Reihe  von  Zwangsmassregeln  im  Geleite  haben  müssen. 
Solche  Handlungen  im  direkten  Steuerwesen  sind  vor  allem  die 
Deklarationen  und  Fassionen  bezüglich  des  Ertrages,  Einkommens 
und  Vermögens  aus  Haus-  und  Kapitalzins,  Gewerbe,  Dienstlei- 
stungen etc.,  soweit  der  Staat  diese  Thatsachen  ohne  seine  AUein- 
thätigkeit  nicht  kennt,  oder  nicht  ausreichend  kennen  kann. 


V. 

„Wo  daher  Einkommen,  Erträge  oder  Vermögen  besteuert 
werden  sollen,  deren  Vorhandensein  öfters  schon,  und  vollends  deren 
Höhe  durch  dritte  schwer  zu  ermitteln  ist,  da  ist  der  Deklarations- 
zwang gesetzlich  auszusprechen"  ^).  Die  Voraussetzung  der  Bemes- 
sung und  die  Grundlage  für  die  Steuer  bildet  die  Ansage  des  Ver- 
pflichteten und  die  mit  derselben  einfatierten  Beträge  und  Thatsachen. 
Wo  eine  Anmeldungspflicht  in  Steuersachen  vorgeschrieben  ist,  damit 
die  Relation  zwischen  beiden  Wirtschaften  hergestellt  werde  und  die 
Feststellung  und  Bemessung  der  Steuer  erfolge,  muss  naturgemäss  zur 
Kontrolle  eine  amtliche  Nachforschung  nebenher  gehen  oder  nachher 
eintreten.  Die  Ansage,  die  Fassion  ist  für  das  ganze  formelle  Ge- 
biet des  Steuerwesens  die  wesentlichste  Verpflichtung  und  verlangt 
deshalb  eine  üeberschau  rücksichtlich  ihrer  Kontrollierbarkeit. 

Soll  die  Fassion  Voraussetzung  und  Grundlage  der  Bemessung 
sein,  dann  muss  sie  nicht  nur  erfolgen,  sondern  soll  auch  bezüglich 
der  Umstände,  die  sie  ansagt,  wahr  und  richtig  sein.  Wir  haben 
also  nicht  bloss  den  Akt,  sondern  auch  den  Inhalt  der  Fassion  zu 
berücksichtigen. 


1)  Wagner  II,  S.  698. 

')  Wagner,  Direkte  Steuern,  in  Schönbergs  Handbuch,   §  32. 
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Die  Verpflichtung  zur  Fassion  kann  bestehen,  wie  bereits  dar- 
gestellt, 

1)  neben  der  staatlichen  Thätigkeit  in  derselben  Richtung  und 
zu  demselben  Zwecke,  wie  und  was  die  Fassion  bekennt,  und  dies 
sowohl  in  betreff  des  Aktes  der  Fassion  als  des  Inhaltes  derselben. 
Diese  Verpflichtung  ist,  wie  bereits  erwähnt,  eine  sekundäre  zur  Er- 
gänzung und  Kontrolle  des  staatlich  gesammelten  Einschätzungs- 
materiales.     Oder 

2)  es  steht  nach  der  Sachlage  fest,  dass  die  Fassion  erfolgen 
wird,  weil  die  staatliche  Thätigkeit  eine  umfassende  ist,  die  betreffende 
Staatsgewalt  ausreicht;  es  ist  aber  zweifelhaft,  ob  sie  ihrem  Inhalte 
nach  richtig  und  wahr  ist,  weil  die  Macht  und  Kraft  des  Staates 
nicht  ausreicht,  keine  genügenden  Mittel  vorhanden  sind,  um  die 
Ansage  ihrem  Inhalte  nach  genau  zu  prüfen.  Das  Verhältnis  zwischen 
Kontrolle  einerseits,  dann  Fassion  und  Inhalt  ist  das  umgekehrte,  wie 
das  soeben  gekennzeichnete; 

3)  es  ist  fraglich,  ob  die  Fassion  erfolgen  wird;  erfolgt  sie, 
so  ist  ihr  Inhalt  richtig  und  wahr,  weil,  wenn  die  Ansage  wirklich 
erfolgt,  das  Fatierte  genau  geprüft  werden  kann,  die  amtliche  Nach- 
forschung genügend  einzudringen  in  der  Lage  ist.     Und  endlich 

4)  es  ist  zweifelhaft,  ob  die  Ansage  stattfindet,  und  dann  ob 
das  erfolgte  Bekenntnis  richtig  und  wahr  ist. 

Im  Gebiete  der  direkten  Besteuerung,  das  eine  Mitthätigkeit 
der  erwähnten  Art  seitens  des  Verpflichteten  erfordert,  und  das  wir 
also  noch  zu  behandeln  haben,  kommt  in  erster  Linie  der  unter  2) 
gekennzeichnete  Fall  der  Regel  nach  zur  Anwendung.  Man  kennt 
ja,  um  mit  Schäffle  ^)  zu  sprechen,  die  Subjekte  und  Objekte,  und 
kann  die  Steuerliste  büden.  Man  kennt  also  Hausherren,  die  gegen 
Mietzins  Wohnungen  vermieten,  Gewerbetreibende,  Handelsleute,  Be- 
dienstete, Klassensteuerpflichtige.  Aber  die  Steuerquelle  selbst,  das 
reine  Einkommen  und  das  Vermögen  kann  in  seiner  Grösse  nur  durch 
eindringendes  Ermittlungsverfahren  im  Zusammenwirken  des  Steuer- 
subjektes und  der  Steuerorgane  festgestellt  werden.  Das  Steuer- 
subjekt hat  also  die  Verpflichtung,  Ertrag,  Einkommen,  Vermögen 
wahr  und  richtig,  rechtzeitig  und  am  rechten  Orte  anzugeben. 

Wie  gelangt  der  Staat  zu  seinem  Rechte,  zur  reinen  Wahrheit? 
In  erster  Linie  wird   die   Norm   der  Ansage   bei  Zwangsfolgen  ge- 

^)  S.  266. 
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schaffen;  es  soll  bei  Strafe  (u.  z.  wahr  und  richtig)  fatiert  werden. 
Mit  Recht  nennt  Schäffle  ^)  das  Zwangsmittel  Ordnungsstrafe;  die 
strafbare  Unterlassung  ist  einfacher  Ungehorsam,  stört  lediglich  die 
formelle  Ordnung  des  Einsteuerungsprozesses.  Die  Steuersubjekte 
sind  registriert;  es  ist  fraglos,  dass  sie  bei  gesetzter  entsprechender 
Strafe  fatieren  werden,  weil  bei  der  unfehlbar  eintretenden  Entdeckung 
die  Strafe  sicher  eintritt.  Welches  sind  aber  die  Zwangsmittel 
zur  Erreichung  einer  wahren  und  richtigen  Fassion  ?  Wir  verhehlen 
uns  nicht,  dass  in  Zeiten  höchst  entwickelter,,  steuerlicher  Unmoral 
und  höchst  egoistischer  Privatwirtschaft  die  Verpflichtung  zur  vollen 
wahrheitsgemässen  Ansage  eine  höchst  harte  ist;  Wahrheit  entspricht 
dem  Rechte  des  Staates,  Unwahrheit  ist  Unrecht,  aber  bei  mangelndem 
Steuerrechtsbewusstsein  beliebte  Selbsthilfe  der  eigenen  Tasche.  Dazu 
kommt,  dass  die  staatlichen  Kontrollemittel  diesen  Steuern  gegenüber 
höchst  beschränkt  sind,  Eigenkontrollen  fast  gar  nicht  angebracht 
werden  können.  Mangels  der  Unzureichendheit  des  Eindringungs- 
verfahrens  und  seiner  Mittel  und  daher  wegen  der  Schwierigkeit  der 
Beweisherstellung  wird  in  unserer  privatwirtschaffclichen  Ordnung 
trotz  des  höchst  einfachen  Thatbestandes  das  Strafrecht  dieser  direkten 
Steuern  die  grössten  Schwierigkeiten  bieten. 

Der  Weg,  der  zur  Erbringung  einer  gesetzentsprechenden  Fas- 
sion führen  soll,  ist  nach  unseren  geltenden  Gesetzgebimgen  ein 
doppelter. 

Die  Fassion,  die  auf  diesem  Steuergebiete  gewöhnlich  eine  ge- 
wisse Geldsumme  angibt,  erfolgt  ohne  weiteres  Erhärtungsmittel 
für  die  Wahrheit.  Staatliche  Organe,  oder  sachverständige  Steuer- 
interessenten prüfen  die  Deklaration,  gehen  bei  nicht  richtig  be- 
fundenem Thatbestande  über  dieselbe  hinaus  und  zwingen  den  De- 
klaranten  zum  Beweise  über  die  Richtigkeit  der  gemachten  Angaben. 
Es  ist  dies  wohl  der  einzige  Ausweg,  wenn  das  Erhebungsverfahren, 
wie  beim  beweglichen  Vermögen,  wenige  verlässliche  Anhaltspimkte 
und  Prüfsteine  besitzt.  In  den  Fällen,  wo  der  Staat  diese  Mittel 
besitzt,  um  wenigstens  durchschnittlich  das  Richtige  zu  finden,  ver- 
zichtet er  auf  die  Fassion  mit  Rücksicht  auf  die  Schwierigkeit,  die 
sich  sachlich  und  moralisch  in  vielerlei  Beziehung  ergibt. 

Der    zweite    Weg    scheint    verlässlicher,    dafür   aber    bei    der 


^)  S.   277:    „ein  Hauptzwangsmittel  in  der  Androhung  der  Einsteuerung 
von  Amtswegen ";  die  Steuer  darf  dann  nicht  gering  sein,  Vocke  S.  320. 
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herrschenden  Steuermoral  auch  bedenklicher.  Die  Gesellschaftsord- 
nung unserer  Zeit  kennt  als  Erhärtungsmittel  für  die  Wahrheit  den 
Eid.  Die  Ansage  erfolgt  unter  Eid  des  Steuerpflichtigen  ^),  unter 
Zeugeneid  seitens  des  Mitwissenden ^).  Der  Zwang  zum  Eide  oder 
eidesstättiger  Angabe  erfolgt  mittels  Ordnungsstrafen  in  progressiver 
Höhe  auf  andauernde  Verweigerung,  der  Zwang  zum  reinen  Eid  darf 
nicht  gelind  sein;  die  Straffolgen  müssen  schwer  sein,  daher  seitens 
der  allgemeinen  Strafgerichte  zu  verhängende  kriminelle  Strafen^). 
Die  modernen  Gresetzgebungen  werden  diesem  Strafprinzipe  nicht 
gerecht;  sie  scheuen  die  Konsequenz,  ohne  auf  das  Mittel  zu  ver- 
zichten. Daher  die  Folgen:  „Eide  im  Zollhaus  sollen  nicht  schwer 
genommen  werden"  *).  Zwei  Dritteile  aller  österreichischen  Ein- 
kommensteuerfassionen, die  an  Eidesstatt  gefertigt  werden,  sind  un- 
wahr; nicht  besser  steht  es  mit  den  eidestättigen  Vermögensbekennt- 
nissen bei  Verlassenschaften  bezüglich  des  Mobiliarvermögens,  dessen 
Wert  zu  Umfang  und  Sichtbarkeit  nicht  immer  im  geraden  Ver- 
hältnis steht.  Den  modernen  Finanzgesetzgebungen  fehlt  das  Streben, 
das  Recht  auf  diesem  Gebiete  ernst  zu  wollen.  In  dieser  Richtung 
ist  das  Strafrecht,  der  direkten  Steuern  ungenügend  und  harrt  seiner 
einfachen ,  zweckentsprechenden  und  zielbewussten  Ausbildung  ^). 
Ist  eine  Mitthätigkeit  bei  der  Steuerbemessung  vorgeschrieben,  dann 
ist  kein  Unterschied  abzusehen  zwischen  Strafbarkeit  einer  Unter- 
lassung auf  dem  Gebiete  des  direkten  und  jenem  des  indirekten 
Steuerwesens.  Ob  die  mit  Eid  erhärtete  Wahrheit  im  Privatrecht 
oder  öffentlichen  Recht  gefordert  wird,  in  beiden  Fällen  kann  ein 
und  dasselbe  Unrecht  nicht  verschiedene  Rechtsfolgen  haben.  Be- 
schworene steuerliche  Unwahrheit  muss  Meineid  sein  und  werden  ^) ; 


^)  Auf  dieser  Selbstansage  des  Steuerpflichtigen,  welche  er  mit  Eid 
zu  bekräftigen  hat,  beruht  das  amerikanische  Steuersystem.  Hock,  Finanzen 
der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  S.  80. 

^)  Die  Meldangabe  bei  der  Veranlagung  der  persönlichen  Steuern,  von 
Gustav  König.     Finanz-Archiv  II.  Jahrg.,  I.  Heft:  Das  Strafrecht,  S.  17  u.  ff. 

')  Hock,  Finanz.  Amerikas,  S.  80.  Eide,  vor  dem  Steuerbeamten  abgelegt, 
werden  geistlichen  Eiden  gleichgehalten  und  der  Meineid  in  beiden  Fällen  gleich 
und  zwar  mit  Gefängnis  bis  3  Jahren,  einer  Geldstrafe  bis  500  Doli,  und  Un- 
fähigkeit zur  gerichtlichen  Zeugenschaft. 

*)  Schäffle,  Ergebnisse  der  deutschen  Tabaksteuerenquete  (Zeitschrift  für 
die  gesamte  Staatswissenschaft)  1879,  S.  646. 

^)  Wagner  II,  S.  99,  703  und  direkte  Steuern  in  Schönbergs Handb.  §  39. 

")  Vocke  S.  311. 
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die  Rechtsfolge  des  Meineides  kann  nur  die  politisch  entehrende 
Kriminalstrafe  sein ;  nur  diese  ist  genügend  schwer  und  würde  neben 
sich  lediglich  ein  nicht  zu  hohes  Mass  des  Vielfachen  der  hinter- 
zogenen  Steuer  vertragen.  Denn  der  Thatbestand  der  strafbaren 
Handlung  besteht  in  der  erwiesenen,  mit  Eid  bekräftigten  Unwahr- 
heit; die  Strafe  soll  nur  um  ein  geringes  härter  sein,  als  jene  auf 
den  Meineid  im  privatrechtlichen  Leben,  welches  Plus  seine  Erklärung 
in  der  Unmöglichkeit  findet,  dieses  öffentliche  Recht  so  sorgfältig 
und  genau  zu  überwachen  und  zu  wahren,  wie  es  die  Einzeln  Wirt- 
schaft im  Stande  ist. 

Die  Rechtsfolgen  der  Hinterziehung,  wie  sie  die  kontinentalen 
Gesetzgebungen  geschaffen  haben,  sehen  von  der  kriminellen  Meineid- 
strafe ab,  und  statuieren  für  diese,  sowie  für  Defraudationen,  wo 
der  Zwang  zum  Eide  nicht  normiert  ist,  eine  Geldstrafe  bestehend 
in  einem  Vielfachen  der  „verkürzten"  Steuer.  Dass  die  Ordnungs- 
strafe, der  wir  bisher  begegnet  sind,  eine  pekuniäre  ;, Rechtsgüter- 
verletzung"  bildet,  bedarf  keiner  weiteren  Begründung,  weil  die 
Geldstrafe  bei  Ordnungswidriorkeiten  im  ganzen  Gebiete  des  Ver- 
waltungsstrafrechts  die  Regel  bUdet.  Da  dieselbe  aber  auch  als  das 
wesentlichste  Mittel  ^)  der  finanzstrafrechtlichen  Reaction  gegen  das 
Finanzunrecht  erscheint,  verlangt  diese  Art  des  Zwanges  der  Mo- 
tivierung. 

Der  staatliche  Imperativ  und  die  Strafe  für  den  Uebertreter 
ist  zu  Zweck  und  Schutz  finanzieller  Rechtsgüter  gesetzt.  Die  Ueber- 
tretung  ist  das  Zuwiderhandeln  gegen  eine  (mit  Strafandrohung) 
auferlegte  Verbindlichkeit,  aus  der  dem  Staate  finanzielle  Mittel, 
Rechtsgüter  erwachsen.  Die  Nichterfüllung  der  Verbindlichkeit  ver- 
ursacht dem  Staate  materielle  Nachteile,  oder  soll  dieselben  wenig- 
stens veranlassen  und  wird  oder  soll  dem  Uebertreter  finanzielle  Vor- 
teile schaffen,  dieser  Schaden  ist  in  Geld  mehr  oder  weniger  genau 
abschätzbar.  Die  Strafe,  die  die  Heilung  der  durch  das  Unrecht 
geschaffenen  Rechtsverletzung  bezweckt,  muss  also  den  Schaden  be- 
seitigen und  eine  weitere  Einbusse  an  Rechtsgütern,  ein  malum 
passionis  zufolge  haben.  Die  Uebertretung  entspringt  dem  Eigen- 
nutz, die  Geldstrafe   trifft   gerade    die    empfindliche   Stelle,  das  Ver- 

')  Vgl.  Wagner  II,  S.  702,  Vocke  S.  319,  Hock  öffentl.  Abgab.  S.  55, 
Finanzen  Frankreichs,  S.  82,  Eglauer  S.  19,  Liszt  S.  227,  632.  Adolf  Merkel: 
Kriminalistische  Abhandlungen  II,  Leipzig  1867,  S.  110,  Otto  Mayer,  S.  395 
und  396. 
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mögen;  der  Uebertreter  wird  an  dem  gestraft,  woran  er  gesündigt 
hat.  Die  Reaktion  gegen  das  Unrecht  mit  den  beiden  Zwecken: 
Schadenersatz  und  Rechtsgüterverletzung  gestaltet  sich  einheitlich  in 
der  Geldstrafe.  Die  Geldstrafe  beruht  nicht  nur  auf  der  historischen 
Entwicklung  des  Finanzstrafrechts,  sie  entspricht  dem  Finanzzwecke, 
und  ist  die  strafrechtliche  Erzwingung  einer  nicht  erfüllten  Finanz- 
obligation, bei  welcher  die  Rechtswidrigkeit  die  Steuerhinterziehung 
zur  notwendigen  Folge  hat.  Belangend  die  Höhe  der  Geldstrafe,  so 
werden  auch  für  das  Finanzstrafrecht  jene  Momente  massgebend  sein, 
die  das  Strafrecht  entwickelt.  Daneben  die  speziellen  Faktoren: 
die  Steuererhebung  und  die  spezielle  Steuerkontrolle  und  die  Grösse 
der  Steuer.  Ob  die  Strafe  bloss  im  Steuerstrafrecht,  wie  dies  be- 
hauptet wird,  die  gefundene  Grösse  aus  einer  aufgestellten  Gleichung 
ist?^)  Wir  verlangen  mit  Vocke  ^)  für  die  Finanzstrafe:  geringe 
Mindestbeträge  und  hohe  Meistbeträge,  um  die  verschiedenen  Grade 
des  Verschuldens,  der  Vermögensverhältnisse  und  der  Intelligenz  etc. 
entsprechend  treffen  zu  können. 

Als  Strafe  für  die  durch  Nichtfassion  oder  falsche  Angabe 
veranlasste  Hinterziehung  direkter  Steuern  hat  sich  nach  Schäffle  ^) 
der  8 — lOfache  Betrag  der  defraudierten  Steuer  als  ausführbar  und 
wirksam  mehrfach  bewährt^).  Dieser  Strafsatz  ist  hoch  als  Viel- 
faches einer  gewöhnlich  hohen  Steuer,  die  ja  in  der  Regel  als  Jahres- 
schuldigkeit  bemessen  wird.  Die  Strafe  kann  unseres  Erachtens  ge- 
ringer sein  in  Fällen,  wo  die  Deklaration  von  zwei  oder  mehreren 
Parteien  mit  verschiedenem  Interesse  erfolgt,  bei  der  Haus-  und 
Leihzinssteuer"  vom  Mieter  und  Vermieter ,  vom  Gläubiger  und 
Schuldner;  sie  muss  höher  sein,  wo  regelmässig  nur  der  steuer- 
pflichtige Interessent,  wie  bei  der  Gewerbe-,  Einkommen-,  Ver- 
mögenssteuer, dem  Staate  gegenübersteht. 

Dort,  wo  die  Fassion  durch  Vorlage  der  Bücher  erhärtet  oder 
ersetzt  wird,  gut  das  Gesagte  für  den  in  den  direkten  Steuern  wenig 
ausgebildeten,    und   ohne   hohe   Kriminalstrafen  wenig  ausbildbaren 


^)  Liszt  S.  632;  siehe  die  Gleichung  bei  Rau  I,  S.  430. 

2)  S.  319. 

»)  S.  272. 

*)  Die  Strafen  der  englischen  Einkommensteuer:  Geschichte  der  Steuern 
des  britischen  Reichs  von  W.  V  o  c  k  e ,  Leipzig  1866,  S.  622  u.  ff.  und  bezüglich 
des  englischen  Steuerstrafrechts:  Stein  II,  1.  Abt.,  S.  485. 
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Buchungszwang;  Zwang   zur  Vorlage,   hohe   Strafsätze  für   rechts- 
widrige falsche  Buchung. 

Gleiche  Regeln  müssen  bei  den  Abzugsposten  gelten ;  vermindert 
die  Abzugspost  die  Bemessungsgrundlage,  das  fatierte  Einkommen 
oder  Vermögen,  sohin  die  Steuer,  dann  muss  selbstredend  der  Abzug 
im  Rechte  begründet  sein,  und  muss  vor  Allem  wahr  und  richtig 
sein !  Mit  Rücksicht  auf  die  entwickelte  Macht  und  Kraft  der  Finanz- 
verwaltung, die  vollkommen  ausreicht,  die  Steuersubjekte  zu  finden, 
die  an  und  für  sich  bei  sachgemäss  ausgebildeter  Ordnung  und  ins- 
besondere im  Vergleiche  zu  den  anderen  Steuern  genügend  ist,  das 
Steuermass  auch  bei  Mitthätigkeit  des  Verpflichteten  ziemlich  genau 
festzustellen,  können  wir  die  besprochene  Verpflichtung  im  direkten 
Steuerwesen  als  kontrollierbar  erklären. 


VI. 

Sehr  richtig  bemerkt  Adolf  Wagner'),  dass  bei  der  Ermitt- 
lung der  Thatsachen  zur  Feststellung  und  Bemessung  der  St«uer- 
schuldigkeiten  eine  Hauptkategorie  der  Verbrauchsbesteuerung, 
diejenige,  wo  dieselbe  sich  unmittelbar  an  die  inländische  Produktion 
und  deren  einzelne  Unternehmungen  anschhesst ,  von  den  übrigen 
Verbrauchs-  und  Verkehrssteuem  auszuscheiden  und  mit  der  ge- 
wöhnlich sogen,  direkten,  namentlich  mit  der  Ertragsbesteuerung, 
mit  welcher  diese  Kategorie  der  Verbrauchsbesteuerung  manche  Aehn- 
lichkeit  besitzt,  zusammenzustellen  ist.  Denn  es  sind  die  Steuern 
auf  den  berufsmässigen  Erwerb  und  Besitz,  der  dauernd  und  sichtbar, 
nicht  zufällig  und  wechselnd  rücksichtlich  des  Steuersubjektes  und 
Objektes  sich  staatlicher  Kognition,  amtlicher  Nachforschung  nicht 
entziehen  kann  und  rücksichtlich  des  Steuersatzes,  der  aus  bestimmter 
Thätigkeit  bei  der  Produktion  unter  Anwendung  von  verschiedenen 
Massen  sich  ergibt,  kontrollierbar  erscheint.  Es  ist  ja  dem  Staate 
genau  bekannt,  wo  und  wieviel  Steuersubjekte,  Müller,  Brauer,  Brenner, 
Zuckerfabrikanten,  Tabakspflanzer  in  einem  bestimmten  Bezirke  Ge- 
werbe und  Produktion  betreiben.  Anders  steht  es  mit  dem  Thun 
imd  Lassen  des  Verpflichteten  in  den  Produktionstätten;  die  Steuer 
auf  den  sichtbaren  und  dauernden  Besitz,  wie  er  bei  der  Fabrikations- 

')  n.  S.  606. 
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Steuer  vorhanden  ist,  bedarf  keiner  Mitwirkung  des  Verpflichteten, 
wohl  aber  jene  „auf  Handlungen"  ^),  die  in  und  auf  den  Produktions- 
stätten vor,  bei  und  nach  dem  Prozesse  vorgenommen  werden.  Diese 
Handlungen  sind  oft  von  kurzer  Dauer,  leicht  und  momentan  ver- 
wischbar; ihr  Produkt  ist  die  Grundlage  der  Bemessung,  an  sie 
knüpft  die  indirekte  Steuer  an.  Was,  wann  und  wie  produziert 
wird,  kann  der  Staat  allerdings  nicht  wissen;  es  tritt  diesbezüglich 
die  Verpflichtung  zur  Mitthätigkeit  des  Steuerpflichtigen  und  seiner 
mithaftenden  Stellvertreter  ein  und  erscheint  diese  Pflicht  unter  Zu- 
hilfenahme verschiedentlicher  Massregeln  kontrollierbar.  Zu  diesem 
Zwecke  werden  vor  allem  eine  Reihe  von  Bestimmungen  erlassen, 
welche  die  Katastrierung  der  betreffenden  Gewerbe,  die  genaue  An- 
meldung der  gewerblichen  Einrichtungen  nach  Lokal,  Fläche,  Ma- 
schinen, Gefässe,  Hilfskräfte,  etc.  ermöglichen  und  diese  relevanten 
Thatsachen  zur  Wissenschaft  der  Finanzbehörde  bringen;  es  wird 
eine  förmliche  Beschreibung  der  Gewerbebetriebsstätten  und  Vor- 
richtungen seitens  des  Fabrikanten  erbracht,  welche  vor  Beginn  des 
steuerbaren  Verfahrens  seitens  der  Verwaltung  geprüft  und  registriert 
wird.  In  dieser  Richtung  ist  die  gesetzlich  vorgeschriebene  Thätig- 
keit  des  Verpflichteten  jeden  Augenblick  kontrollierbar,  eine  Un- 
richtigkeit und  Unregelmässigkeit  in  der  Regel  konstatierbar,  und 
daher  die  Uebertretung  der  formellen  Ordnung  in  der  Produktions- 
stätte lediglich  mit  Ordnungsstrafen  zu  ahnden.  Eine  Verkürzung 
der  Steuerpflicht  kann  durch  dieses  Unrecht  nicht  eintreten,  weil 
das  steuerbare  Verfahren  mit  dieser  Thätigkeit  nur  mittelbar  zu- 
sammenhängt. Der  Anknüpfungs-  und  Schwerpunkt  der  Versteuerung 
liegt  in  dem'Produktionsprozesse.  Welches  Stadium  dieses  Getriebes 
für  die  Steuerbemessung  relevant  ist,  ob  der  Beginn  oder  die  Be- 
endigung, ob  der  zu  verarbeitende  oder  der  gewonnene  Rohstoff,  ob 
das  fertig  gestellte  Fabrikat  oder  erst  seine  Einbringung  in  die 
bestimmten  Gewerbsräume  oder  die  Eröffnung  der  hiefür  bestimmten 
Gefässe  oder  endlich  der  Verkauf  als  massgebend  fijciert  ist,  immer 
steht  die  oberste  Verpflichtung  obenan,  dass  dieses  steuerlich  wich- 
tigste  Moment  rechtzeitig,    in   der  Regel  vorher,    angemeldet  wird. 

^)  Die  Definition  der  indirekten  Steuern  von  J.  G.  Hoffmann  als  Steuern 
auf  Handlungen  erscheint  uns  für  die  formell-rechtliche  Seite  sehr  brauchbar; 
auch  scheint  es,  als  ob  dieselbe  neuerlich  zu  Ehren  kommen  sollte;  vergl. 
Wagner  II,  S.  607:  „Steuern  auf  einzelne  wechselnde  Thatsachen  und  Hand- 
lungen";  dann   Schäffle   S.  58,   60,  63  und  Schall:   Aufwandsteuem,  §  2. 
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Diejenige  Handlung,  welche  zur  Ermittlung  und  Bemessung  der 
Steuer  bei  dem  Berechtigten  angemeldet  werden  muss,  nennen  die 
Steuergesetze  das  steuerbare  Verfahren.  Dieses  ist  also  eine  De- 
klaration, eine  Steueransage,  die  bei  Strafe  erfolgen  muss,  weil  ohne 
sie  das  unangemeldete  Verfahren,  die  Produktion  ohne  Steuerleistimg, 
die  Steuerhinterziehung  eintritt.  Das  Verfahren  ohne  Anmeldung 
ist  also  die  Hauptübertretung  des  betreffenden  Steuergesetzes.  Zum 
Thatbestande  gehört  es  also,  dass  eine  Verpflichtung  zur  Anmeldung 
gesetzlich  fixiert  erscheint,  die  nicht  erfolgt  ist ;  oder  dass  der  Prozess 
in  seiner  Wirklichkeit  der  Anmeldung  nicht  entspricht,  dass  er  von 
der  Anmeldung  abweicht  und  ein  anderes,  die  Steuer  influenzierendes 
Resultat  ergibt.  Dieses  gesetzentsprechende  Verhalten  muss  bei 
sonstiger  Strafe  erfolgen,  weil  sonst  das  schuldhafte  Unrecht,  in 
dessen  Gefolge  sich  bedeutender  materieller  Vorteil  zeigt,  ohne  Rechts- 
folge eintritt.  Dieser  Verpflichtung  gegenüber  steht  lediglich  die 
Aufsicht  der  Steuerorgane ,  die  unbestreitbar .  freilich  nicht  absolut 
durchführbar  ist.  In  den  bekannten  Produktionsstätten  überzeugt 
sich  der  Steuerbeamte  von  dem  normmässigen  oder  normwidrigen 
Betriebe,  vom  Fabriksstillstande  u.  s.  w. ;  dieser  scharf  und  häufig 
vorgenommenen  ordentlichen  Kontrolle  wird  die  ausserordentliche 
Kontrolle  höherer  Steuerorgane  (fliegende  Kontrollen)  beigesellt,  so 
dass  das  steuerbare  Verfahren  bei  sachgemäss  geübter  Aufsicht  ehr- 
licher und  pflichtbewusster  Steuerorgane,  bei  persönlichen,  sächlichen 
Haftungen,  zweckmässigen  Strafen  und  den  unvermeidlichen  Denun- 
ziantenprämien als  kontrollierbar  bezeichnet  werden  kann.  Namentlich 
wird  die  Vornahme  des  Produktionsprozesses  ohne  Anwesenheit  der 
Kontrollorgane,  wenn  dieselbe  normiert  ist,  eine  strafbare  Uebertretung 
bilden  und  wird  die  Sachkontrolle  der  Mess-  und  Kontrollapparate 
ohne  hohe  Strafe  für  Fälschung  und  persönliche  Eingriffe  in  die 
Funktionierung  derselben  die  beamtliche  Aufsicht  nie  ersetzen  können. 
In  der  gleichen  Weise  überzeugen  sich  die  Kontrollorgane  rücksichtUch 
der  Richtigkeit  der  Anmeldung.  Die  Anmeldung  muss  ihrem  ganzen 
Inhalte  nach  mit  dem  Betriebe  genau  übereinstimmen.  Der  Prozess 
muss  erfolgen  rücksichtHch  der  Menge,  die  angemeldet  wurde,  mit 
Gegenständen  und  Stoffen,  die  keiner  höheren  Abgabe,  als  der  an- 
gemeldeten unterliegen;  er  darf  keine  grössere,  als  die  angemeldete 
Menge  steuerbarer  Gegenstände  umfassen ;  diese  müssen  der  Gattimg, 
Art  und  Beschaffenheit  nach  der  Anmeldung  entsprechen,  am  ge- 
meldeten Orte  zu  keiner  andern,  als  der  angemeldeten  Zeit,  innerhalb 
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eines  bestimmten  Zeitraumes  und  mit  den  fatierten  Gewerbsvorrich- 
tungen und  Gefässen  erfolgen.  Die  Hinwegbringung  der  Halb-  oder 
Ganzfabrikate  vor  Beendigung  des  steuerbaren  Verfahrens  oder  vor 
einem  andern,  durch  das  Gesetz  bestimmten  Zeitpunkt,  die  Ablieferung 
des  Produktes  an  eine  andere,  als  die  berufene  Person,  an  den  un- 
berechtigten Händler  muss  untersagt  sein,  bildet  strafbares  Unrecht. 
Genaue  Buchführung  in  der  Gevs^erbstätte  bildet  zweckmässige  Kon- 
trolle für  die  Steueransage  und  den  Produktionsprozess;  sie  muss 
wahr  und  richtig  sein  und  wird  ohne  Beweiswirkung  der  Unrichtig- 
keit zu  Schaden,  also  bei  Strafe  des  Produzenten,  schwerlich  von 
Belang  sein. 

Jede  steuerlich  imputierbare  Nichtübereinstimmung,  jede  „Ab- 
weichung" von  dem  angemeldeten  Verfahren  ist  Steuerunrecht,  das 
in  dem  Masse  höher  bestraft  wird,  als  durch  die  strafbare  Handlung 
oder  Unterlassung  und  mit  derselben  die  Steuerhinterziehung  voll- 
zogen oder  versucht  ist;  jedes  gebots-  und  verbotswidrige  Thun  oder 
Nichtthun  ist  dann  die  Uebertretung  des  Steuergesetzes,  mit  dem 
Gebot  und  Verbot  zur  Pflicht  gemacht  worden.  Im  Wesen  der  Steuer 
und  ihrer  ganzen  Einrichtung  wird  die  Erhebung  der  Produktion 
vorangehen  müssen  ^).  Vor  Beginn  des  steuerpflichtigen  Verfahrens 
wir  daher  die  Bescheinigung  (Quittung,  BoUete  etc.)  über  die  Zahlung 
der  Steuer  zu  beschaffen  sein  und  während  des  Betriebes  bis  zu 
seiner  rechtlich  erfolgten  Beendigung  beim  Steuersubjekte  zur  Kon- 
trolle aufbewahrt  werden  müssen.  Erfolgt  die  Steuerzahlung  durch 
Verwendung  des  Stempels  auf  dem  Fabrikate  (Tabakrollen-,  Bier- 
steuerstempel), so  ist  jedes  in  Fabrik-  und  Handelsräumlichkeiten 
stempellos  angetroffene  Fabrikat  Steuerdefraude ,  strafbares  Steuer- 
unrecht. Freilich  hört  die  Verpflichtung  des  Steuersubjektes  auf, 
kontrollierbar  zu  sein,  wenn  die  betreffenden  Fabriks-  und  Verkaufs- 
räume, die  Produktionsflächen  sich  der  Zahl  nach  ins  Unabsehbare 
steigern.  Die  Finanzwissenschaft  empfiehlt  daher  für  die  Konsum- 
steuer lediglich  die  Fabrikationsbesteuerung  und  hat  auch  dann  noch 
ein  schweres  Kreuz,  wenn  die  Produktion  an  sehr  zahlreichen  oder 
in  weiter  Entfernung  voneinander  liegenden  Produktionsstätten  be- 
trieben wird,  wie  bei  den  ländlichen  Branntweinbrennereien,  wie  bei 
der  Weinbesteuerung,  beim  landwirtschaftlichen  Kleinbetriebe;  die 
Kontrolle  von  fast  100,000  Brennereien,  welche  als  Nebenbeschäftigung 


')  Stein  II,  1.  Abt.,  S.  456. 
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der  Landwirtschaft  in  Oesterreich  betrieben  wurden,  die  Ueberwachung 
von  75,000  Weinbauern  im  Elsass  ist  schwer  oder  beinahe  gar  nicht 
durchführbar.  Die  amerikanische  und  russische  Konsumbesteuerung 
unter  Anwendung  von  Steuerstempelmarken  wird  nicht  mit  den  mög- 
lichen Kontrolbnassregeln,  sondern  nur  mit  anerkannt  drakonischen 
Strafen  durchzuführen  sein  ^) ;  die  Konsumenten- ,  bezw.  Detaü-  imd 
Verschleissbesteuerung  ist  eben  nicht  kontrollierbar.  „Mit  dem  ver- 
gleichsweise geringsten  Mass  von  Kontrollen  erfasst  man  das  Objekt 
nur  im  Stadium  örtlicher  Konzentration  weniger  Erzeugungsstätten  ^)." 
Belangend  die  Art  und  Höhe  der  Steuerstrafe  wird  man  den 
Strafeweck  nicht  ausser  Auge  lassen  dürfen.  Man  hat  gerade  in 
neuester  Zeit  vielfach  über  die  Unzulässigkeit  der  namentlich  den 
indirekten  Steuergesetzen  innewohnenden  Präsumptionen  der  Schuld 
geklagt.  Unseres  Erachtens  mit  vollständigem  Unrecht!  Die  for- 
melle und  materielle  Ordnung,  die  nach  den  Spezialgesetzen  bei  der 
Produktion  herrschen  muss,  damit  die  Steuer  zur  Bemessung  und 
Entrichtung  gelange,  wie  es  das  Gesetz  will,  bestimmt  das  ins  Detail 
vorgezeichnete  Verhalten  des  Steuerpflichtigen  und  der  für  ihn  werk- 
thätigen  Personen;  da  gibt  es  keine  Abweichung,  keine  Willkür, 
kann  von  einer  Unkenntnis  des  Rechts,  von  einem  Nichtwollen  des 
geschehenen  Unrechts  keine  Rede  sein,  ebensowenig  wie  bei  der 
Produktion  die  Ausserachtlassung  der  Gesetze  der  Chemie  und  Technik 
vorkommen  wird.  Die  bezügliche  Steuergesetzgebung  hat  es  in  der 
Regel  nicht  mit  einer  grossen,  breiten  Masse  der  Steuerpflichtigen 
zu  thun,  sondern  mit  einer  beschränkten  Zahl  vermögender  Sub- 
jekte, bei  denen  die  Kenntnis  der  einschlägigen  Rechtsnormen  im 
gleichen  Masse  verlangt  und  vorausgesetzt  werden  kann,  wie  die 
Intelligenz  in  geschäftlicher  und  technischer  Richtung.  Der  Pro- 
duktionsprozess  muss  in  genau  vorgezeichneter  Bahn  nach  gesetzlich 
normiertem  oder  angemeldetem  Plane  erfolgen;  jede  Nichtmeldung, 
jede  Abweichung  oder  Unregelmässigkeit  ist  Unrecht,  das  eine  Straf- 
folge haben  muss,  soU  es  unterbleiben. 


*)  Schaf fle:  Tüb. Zeitschrift  1879,  S.  646;  Hock:  Finanz.  Amerikas,  S.  261. 
Die  Strafe  für  den  mangelnden  Warenstempel  ist  10  Doli. ;  jede  Uebertragung 
eines  Stempels  von  einer  Ware  auf  die  andere  50  Doli.;  für  den  Verkauf  un- 
gestempelter Ware,  für  die  Verheimlichung,  Hinterziehung  100  Doli,  und  Verfall. 
Für  die  unterlassene  Vorlage  der  Monatsrechnung  100  DoU. ;  für  die  Unrichtig- 
keit derselben  500  Doli. 

*)  Schaf  fle  S.  376. 
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Man  hat  sich  vielfach  zu  dem  Vorwurfe  der  nicht  begründeten 
Präsumption  veranlasst  gefunden,  weil  aus  der  Uebertretung  eines 
bestimmten  Gebotes  und  Verbotes  auf  die  Hinterziehung  der  Steuer 
selbst  geschlossen  wird.  Es  bleibt  hierbei  aber  ohne  Betracht,  dass 
fälschlich,  und  zwar  der  Kürze  wegen,  von  einer  Uebertretung 
der  Brausteuer  gesprochen  wird,  statt  von  der  Uebertretung  der 
bestimmten  Norm,  die  ausser  acht  gelassen  wurde,  also  beispiels- 
weise der  unbefugten  Kesselunterzündung;  man  hat  in  der  Sache 
selbst  übersehen ,  dass  das  Steuergesetz  nur  bezüglich  jener  Hand- 
lungen und  Unterlassungen  ein  Gebot  oder  Verbot  normiert,  die 
in,  bei  und  nach  der  Produktion  auf  die  Steuerkontrolle  und  Be- 
messung von  wesentlichstem  Belang  sind.  Wenn  nun  das  Steuer- 
gesetz ein  bestimmtes  Verhalten  normiert,  dem  entsprechend  und  in 
dessen  Folge  sich  ein  gewisser  Zustand  als  die  Regel  ergibt  und 
eintritt,  so  braucht  es  auch  bei  blossen  Thatsachen,  die  regelmässig 
sich  als  die  Folge  von  Rechtswidrigkeiten  ^)  zeigen,  Ausnahmser- 
scheinungen nicht  gelten  zu  lassen.  Die  Verantwortlichkeit  tritt 
dann  auch  ausnahmsweise  ohne  Schuld  ein,  weil  die  dem  Rechts- 
zustande nicht  entsprechenden  Thatsachen  in  den  überaus  meisten 
Fällen  eine  Konsequenz  der  Schuld  sind.  Selbst  im  Zivilrecht  tritt 
die  Verantwortlichkeit  nicht  nur  für  dolus  und  culpa,  sondern  auch 
für  casus  ein. 

Das  „äusserliche  Nichterfüllen  der  Verbindlichkeit  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Gesinnung"  ist  das  wesentliche  Merkmal  der  verwal- 
tungsrechlichen  Kontravention.  Guter  Glaube  und  Irrtum  schliessen 
hier  die  Strafbarkeit  nicht  aus.  In  dieser  Richtung  gilt  für  das 
Finanzrecht,  was  Otto  Mayer  ^)  für  das  französische  Polizeistraf- 
recht treffend  hervorgehoben  hat.  „Das  ganze  Strafrecht  der  Kontra- 
ventionen, obwohl  der  äusserlichen  Erscheinung  nach  dem  Strafrechte 
angehörig,  lehnt  sich  seinem  inneren  Wesen  nach  mehr  an  die  civil- 
rechtliche  Erzwingung  einer  nicht  erfüllten  Obligation.  Die  Nicht- 
erfüllung einer  derartigen  Obligation  würde  dieselbe  nach  Civilrecht 
in  Schadenersatzpflicht  verwandeln;  nach  Polizeirecht  führt  sie  ganz 
in  dem  gleichen  Schema  zur  Strafe." 

Rechtswidrige  [Handlungen  oder  Unterlassungen,  die  auf  die 
Steuerbemessung  unmittelbar   einwirken,    sind  direkte  Steuerverkür- 


1)  Vocke  S.  319. 

2)  S.  185,  396. 
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Zungen,  Steuerdefrauden ;  solche,  welche  die  Steuerkontrolle  beein- 
flussen, daher  indirekt  durch  die  Normübertretung  auf  die  Steuer 
einwirken,  Steuerkontrollvergehen  ^).  Die  Grenze  zwischen  beiden 
wird  sich  nur  im  allgemeinen  feststellen  lassen.  Rechtswidrigkeiten, 
welche  das  rechtlich  geschützte  Finanzinteresse,  also  die  eigentliche 
Steuerpflicht  verletzen,  die  eine  Verletzung  des  Rechtsgutes,  die 
Hinterziehung  der  Steuer  zur  Folge  haben,  sind  Steuerdefrauden. 
Die  Gefährdung  der  Steuer,  d.  h.  „Herbeiführung  eines  Zustandes 
der  Gefahr,  in  welchem  die  Wahrscheinlichkeit  einer  Steuerverletzung 
ereereben  ist",  sollen  die  Steuerkontrollen  hintanhalten,  die  Ueber- 
tretung  dieser  Normen  ist  das  Steuerkontrollvergehen.  Gerade  die 
Gesetze  über  die  indirekten  Steuern  werden  eine  grosse  Masse  solcher 
die  Steuergefährdung  hintanhaltender  Vorschriften  statuieren  müssen. 
Was  schliesslich  noch  die  rein  strafrechtliche  Seite  der  Prä- 
sumptionen  betrifft,  die  mit  der  Frage,  gibt  es  Verbrechen  und 
Strafe  ohne  Schuld,  zusammenfällt,  so  können  wir  für  unsere  An- 
schauung die  Autorität  eines  namhaften  Strafrechtslehrers  anführen. 
Liszt  *)  sagt  bezüglich  des  schuldlosen  Unrechtes,  dass  sowohl  die 
Geschichte  als  Bestimmungen  des  geltenden  Rechtes  die  Möglichkeit 
des  Verbrechens  ohne  Schuld  -nicht  ausschliessen ,  dass  Verbrechen 
ohne  Schuld  möglich  ist.  Als  Beispiele  aus  dem  positiven  deutschen 
Rechte  führt  derselbe  neben  anderen  hauptsächlich  die  Zoll-  und 
Steuergesetze  an.  In  vollständiger  üebereinstimmung  mit  Liszt 
müssen  wir  als  feststehend  annehmen,  dass  die  zahlreich  in  den  straf- 
rechtlichen Finanzspezialgesetzen  sich  findenden  Präsumptionen  zu 
den  Ausnahmen  der  Regel:  kein  Verbrechen  ohne  Schuld  nicht  ge- 
rechnet werden  dürfen.  Denn  wenn  das  objektive  Recht  bis  zu  dem 
Beweise  des  Gegenteils  die  Schuld  —  Vorsatz  oder  Fahrlässigkeit  — 
als  erwiesen  annimmt,  oft  auch  den  Gegenbeweis  dem  Angeschuldigten 
aufbürdet,  so  anerkennt  es  ja  gerade  dadurch,  [dass  ohne  Vorsatz 
oder  Fahrlässigkeit  eine  Bestrafung  nicht   eintreten  kann  und  soll. 


^)  Vergl.  Liszts  Einteilung  der  Verbrechen  S.  101;  Wagners  Definition 
des  Steuervergehens  IT,  S.  697.  Auch  V  o  c  k  e  S.  318,  der  jedoch  nur  zwischen 
Hinterziehungs-  und  Ordnungsstrafen  unterscheidet.  Die  Dreiteilung  in  Defrau- 
dations-,  Kontrollvergehen  und  Ordnungsstrafen  entspricht  der  Einteilung  des 
Strafrechtes,  erschöpft  die  Arten  des  Unrechts  und  erklärt  die  verschiedenen 
Rechtsfolgen,  namentlich  der  Ordnungswidrigkeit.  Dieselbe  Einteilung  bei 
Eglauer  S.  99  S. 

*)  S.  149,  150. 
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Durch  die  Präsumption  einer  Thatsache  wird  die  rechtliche  Bedeutung 
gerade  besonders  betont.  Diese  Präsumptionen  sind  also  keine  Aus- 
nahme von  der  Regel.  Als  ein  unzweifelhaftes  Beispiel  der  An- 
knüpfung der  Strafe  an  das  Vorliegen  des  blossen  objektiven  That- 
bestandes  führt  Liszt  den  §  137,  Abs.  1  des  Vereinszollgesetzes 
vom  3.  Juli  1869  an  ^).  Von  den  neun  Fällen  des  §  136,  der  den 
Thatbestand  der  ZoUkontrebande  und  Defraudation  beinhaltet,  lässt 
der  2.  Absatz  des  §  137  nur  bei  den  Punkten  1.  alinea  b  und  e, 
dann  2.  und  9.  den  Nachweis  gar  nicht  zu,  dass  der  Beschuldigte 
eine  Uebertretung  habe  nicht  verüben  können  oder  wollen;  in  den 
andern  Fällen  dieses  Paragraphen  steht  dieser  Nachweis  dem  Be- 
schuldigten frei  ^).  Wie  will  und  soU  aber  auch  der  Nachweis  er- 
bracht werden,  dass  die  unrichtige  Deklaration  imd  Verheimlichung 
von  Waren  bei  der  Revision  in  diesen  Ausnahmsfällen  nicht  beab- 
sichtigt war? 

Solche  Ausnahmen,  können  wir  mit  dem  bedeutenden  Krimina- 
listen Hälschn  er  ^)  sagen,  sind  um  der  Wahrung  der  Interessen  des 
Staates  und  der  Gesellschaft  willen  unvermeidlich,  und  kann  eben 
deshalb  nur  die  objektive  Beschaffenheit  der  Handlung,  nicht  die  sub- 
jektive Verschuldung  in  Betracht  kommen.  Hälschner  erklärt  es 
richtig  als  eine  Frage  der  Gesetzgebungspolitik,  die  der  rechtlichen 
Norm  widersprechende  Handlung  ohne  Rücksicht  auf  das  Verschulden 
zu  strafen,  insoweit  dies  das  öffentliche  Interesse  für  notwendig  er- 
scheinen lässt.  Die  Finanzgesetzgebung  wird  in  der  Periode  der 
reinen  Privatwirtschaft  mit  Rücksicht  auf  den  Finanzzweck  auf  diese 
Präsumptionen  nicht  verzichten  können. 

Bei  den  Vergehen,  die  direkt  eine  Steuerverkürzung  nach  sich 
ziehen,  wird  die  Strafe  in  einem  Vielfachen  der  verkürzten  indirekten 
Steuer  *)  bestehen,  bei  den  Kontrollvergehen  in  Strafsätzen,  die  in 


^)  Vergl.  W.  Röhr:  Strafgesetzgebung  und  Strafverfahren  in  bezug  auf 
die  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Zoll-,  Steuer-  und  Kommunikationsabgaben- 
gesetze,  Breslau  1885,  IL  Aufl.,  S.  20  und  den  Fortschritt  gegenüber  dem  Zoll- 
strafgesetze vom  31.  Dezember  1833  und  dem  sächsischen  vom  3.  April  1838, 
bezüglich  des  letzteren  auch  G.  A.  Wahl,  Zollstrafgesetz  für  das  Königreich 
Sachsen;  Leipzig  1866,  S.  32. 

')  Auch  A.  Merkel  in  HolzendorfFs  Rechtslexikon,  III.  Aufl.,  S.  1440. 

')  Hugo  Hälschner:  Das  gemeine  deutsche  Strafrecht,  Bonn  1881,  S.  258. 

*)  Dies  die  Regel.  Ausnahmsweise  auch  nach  dem  Werte  des  Steuer- 
objektes; gegen  letzteres  Hock,  öffentl.  Abgaben,  S.  55,  Wagner  S.  704, 
Vocke  S.  319. 
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dem  Masse  hoch  und  höher  werden,  als  die  Uebertretung  der  Kontroll- 
norm die  Steuerfeststellung  gefährdet.  Je  entfernter  der  Zusammenhang 
zwischen  der  gebotenen  oder  verbotenen  Handlung  oder  Unterlassung 
und  dem  steuerlich  relevanten  Momente  in  der  Produktion  sich  dar- 
stellt, je  weniger  also  die  Steuer  gefährdet  ist,  desto  leichter  kann 
der  Zwang  sein.  Betreffs  beider,  der  Steuerdefrauden  und  Steuer- 
kontroUsvergehen  wird  für  die  Strafe  der  Umstand  massgebend  sein, 
ob  und  wie  der  relevante  Akt  sich  leicht  oder  schwer  der  finanz- 
behördlichen Kognition  entziehen  lässt.  Je  kürzer  daher  der  anzu- 
meldende Moment  ist,  je  leichter  der  meldepflichtige  Prozess  sich 
abwickelt,  je  verwischbarer  sein  Produkt  und  seine  Spuren  sind,  desto 
strenger  muss  die  Strafe  sein.  Der  Grad  des  durch  das  Strafubel 
verhängten  Zwanges  wird  also  im  verkehrten  Verhältnisse  zu  der 
Macht  der  Kontrollorgane  stehen,  mit  deren  Ausübung  die  Finanz- 
verwaltung zu  den  Vorgängen  und  Resultaten  des  Prozesses  in  Kenntnis 
gelangt. 

Bei  der  zu  normierenden  Strafart  und  dem  Strafmass  darf  ein 
weiterer  wichtiger  Umstand  nicht  übersehen  werden.  Die  indirekten 
Steuern,  von  denen  wir  handeln,  haben  regelmässig  gemeinsam,  dass  die 
Abgaben  von  dem  Produzenten  vorgeschossen,  von  dem  Konsumenten 
getragen  werden;  ersterer  erhält  im  Preise  des  Produktes  die  Steuer- 
leistung rückersetzt.  Die  Steuer  ist  vom  Gesetzgeber  als  überwälzbar 
gegeben.  Der  Steuerdefraudant  erhebt  also  im  Preise  etwas,  was  zu 
leisten  er  verpflichtet  war  und  um  welches  Plus  er  sich  auf  Kosten 
des  Staates  ungerechtfertigt  bereichert.  Dies  finden  wir  zwar  auch 
bei  anderen  Steuern,  so  weit  sie  eben  überwälzbar  sind.  Zum  Unter- 
schiede von  anderen  Steuergattungen  liegt  bei  den  Konsumsteuem  die 
Grösse  des  Unrechts  in  der  bedeutenden  Höhe  des  Steuersatzes  und 
in  dem  gesetzlich  fixierten  Willen  (Steuerrückvergütimgen  bei  der 
Ausfuhr,  Steuerkredite  etc.),  dass  die  Steuern  vom  Konsumenten  ge- 
tragen werden. 

Der  bedeutende  materielle  Vorteil,  den  der  Steuerdefraudant 
aus  dem  Steuerunrechte  zieht,  der  materiell  bedeutende  Nachteü,  den 
der  Staat  erleidet,  nötigt  zu  verhältnismässigen,  daher  hohen  Straf- 
sätzen. Die  europäische  Gesetzgebung  hat  mit  gutem  Recht  sich  von 
drakonischen  Strafen  ferngehalten,  die  ihrem  Strafsysteme  nicht  ent- 
sprechen. Eingehende  Studien  auf  dem  Gebiete  des  Finanzstrafrechts 
werden  gewiss  manchen  bedeutungsvollen  Beitrag  zur  Lösung  der 
Strafrechtstheorienfrage   Hefem.     Wir  glauben   nicht,    dass  die  kon- 
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tinentalen  Finanzstrafgesetzgebungen  —  wenigstens  bis  auf  die  neueste 
Zeit  —  das  Abschreckungsprinzip  betonen^),  obwohl  die  Versuchung 
sehr  nahe  liegt.  Das  österreichische  Gefällsstrafgesetz  —  diese,  man 
mag  der  Fehler  mit  Recht  und  Unrecht  noch  so  viele  finden,  gross- 
artige Schöpfung  und  Fundgrube  für  das  Gebiet  des  Finanzstraf- 
rechts —  stellt  im  Kundmachungspatente  den  Satz  an  die  Spitze, 
dass  der  Uebertreter  keine  härtere  Strafe,  als  zur  Hintanhaltung 
des  Unrechts  notwendig  ist,  erleide. 

Die  Steuern,  von  denen  an  dieser  Stelle  gehandelt  wird,  lassen 
im  Rahmen  einer  sorgsamen,  zweckentsprechend  ausgebildeten  Gesetz- 
gebung eine  wirksame  Kontrolle  der  Finanzverwaltung  zu.  Wir 
brauchen  daher  keine  Konfiskationen  von  Fabrikstätten,  ganzer  Waren- 
lager, im  allgemeinen  auch  keine  Kriminalstrafen;  es  genügen  Ver- 
mögensstrafen, die  als  Vielfaches  einer  hohen  Steuer  an  und  für  sich 
hoch  sind,  und  müssen  die  Strafsätze  im  Masse  der  Steuergefährdung 
und  des  Vertrauensmissbrauchs  steigen^);  es  genügt  die  Entziehung 
der  Gewerbeberechtigung  bei  wiederholten  Straffällen,  es  reicht  die 
materielle  Haftung  des  Steuersubjektes  für  das  Verschulden  der  Stell- 
vertreter aus.  Nur  letzteres  Erfordernis  ist,  soweit  uns  bekannt,  zum 
Teil  bestritten.  Die  Gegner  lassen  sich  von  Grundsätzen  leiten,  die 
dem  Kriminalrecht  entnommen  sind;  man  übersieht  die  Rechtssphäre, 
um  deren  Schutz  es  zu  thun  ist,  den  Grad  der  Verantwortung,  die 
Strafmittel  und  Straffolgen  im  Finanzstraf  rechte.  Der  Wille  des 
Herrn  gibt  seinem  Vertreter  die  Macht  und  das  Recht  des  Handelns ; 
aus  diesem  Wollen,  aus  dem  Grade  der  übertragenen  Macht,  ergibt 
sich  der  Rechtsgrund  für  die  Haftung.  Der  Staat  kann  im  Rechts- 
interesse nur  dann  Vertreter  zulassen,  wenn  für  deren  Thun  und 
Lassen  der  Machtgeber  in  dem  Grade  haftet,  als  er  selbsthandelnd 
haften  würde.  Wenn  der  Kaufmann  mit  seinem  Vermögen  für  alle 
Rechtshandlungen  seines  Prokuristen,  für  gewisse  Rechtsgeschäfte 
seiner  Handlungsbevollmächtigten  in  seinem  Geschäfte  verbindlich 
wird  und  haftet,  warum  sollte  dies  anders  sein  bezüglich  der  Ver- 
pflichtungen, die  sich  ebenfalls  nur  vermögensrechtlich  aus  dem  Ver- 
halten ähnlicher  Personen  in  dem  Geschäfte  der  staatlichen  Berech- 
tigung gegenüber  ergeben?  Um  diese  Haftung  handelt  es  sich;  sie 
ist  gewiss  ein  Uebel,  aber  keine  Strafe  (im  Sinne  des  Kriminalrechts) ; 


1)  Liszt  S.  632. 

2)  Schäffle  S.  383. 
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die  Strafe  kann  nicht  vertreten  werden,  sie  trifft  den  Schuldigen  und 
ihn  allein,  oder  mit  ihm  andere  Mitschuldige.  Die  Haftung  ist  in 
der  Regel  eine  subsidiäre,  sie  ist  die  Vertretung  fremder  Schuld  in 
vermögensrechtlicher  —  und  nur  in  dieser  —  Richtung,  die  mit  Rück- 
sicht auf  die  Vermögensbestände  der  Beteiligten  einzig  mögliche 
Garantie  für  die  Reparatur  des  dem  Staate  erwachsenen  Nachteiles; 
sie  trägt  nicht  den  direkten  Makel  der  Strafwürdigkeit;  man  wird 
den  für  die  Leistung  der  Geldstrafe  subsidiär  haftenden  Fabrikanten 
rechtlich  und  moralisch  anders  beurteilen,  als  jenen,  der  intellektueller 
Urheber,  Mitschuldiger  des  Unrechts,  für  seine  Schuld  ein  duldsames 
Haupt,  einen  Strafabieiter  stellt.  Die  vermögensrechtliche  Haftung 
der  Person  und  Sache  für  Steuerschuld  und  fremdes  Steuerunrecht 
ist  ein  im  Finanzwesen  begründetes  und  unentbehrliches  Institut  des 
Finanzrechts,  das  seine  Quelle  und  seinen  Ursprung  in  Rechtsbegriffen 
über  civüe  Schuld  und  Verantwortung  hat^). 

In  der  gekennzeichneten  Fabrikatsbesteuerung  ist  das  Unrecht 
inbegriffen,  das  sich  bei  Produktion  von  Monopolsartikeln  durch 
Privatwirtschaften  ergibt,  welche  mit  einer  bestimmten  Verpflichtung 
zur  Ablieferung  des  Fabrikats  an  den  Staat  arbeiten. 

Das  Monopol  schafft  für  den  Staat  die  alleinige  und  aus- 
schliessliche Berechtigung  der  Verkehrsfähigkeit  auf  bestimmten  Er- 
werbsgebieten, für  das  Steuersubjekt  die  Pflicht,  sich  aller  Erwerbs- 
fähigkeit zu  enthalten  und  den  Güterbedarf,  wenn  er  eintrifft,  nur 
durch  den  Staat  und  seine  konzessionierten  Verschleisser  zu  befriedigen. 
Von  dieser  formal-rechtlichen  Seite  umfasst  das  Monopol  nicht  nur 
die  monopolsartig  erhobenen  Verbrauchssteuern,  sondern  auch  jene 
Abgaben,  die  der  Staat  aus  der  ausschliesslich  vorbehaltenen  staats- 
wirtschaftlichen Thätigkeit  bezieht,  die  hauptsächlich  zu  Finanz- 
zwecken geübt,  von  jeder  Privatwirtschaft  geübt  werden  könnte  und 
unrechtmässig  auch  geübt  wird.  Hierher  gehören  also  auch  beispiels- 
weise die  Abgaben  im  Post-  und  Lottowesen. 

Das  Monopolstrafrecht  ^)  kehrt  sich  daher    1.  gegen  jede  kon- 


^)  So  auch  Liszt  S.  229:  „Am  nächsten  liegt  es,  das  Rechtsinstitut  der 
subsidiären  Haftung  als  eine  besondere  aus  öffentl.  rechtlichen  Gründen  erfolgte 
Ausgestaltung  der  civilen  Haftung  für  fremde  Schuld  aufzufassen."  Otto  Mayer 
S.  187  und  E  gl  au  er  S.  169. 

')  An  und  für  sich  ist  die  Erhebung  von  Steuern,  die  an  Monopols- 
leistungen geknüpft  werden,  kein  Grund  zu  einer  grösseren  Zahl  von  Ueber- 
tretungen;   es  kommt  wohl  auf  die  Steuer   und  hauptsächlich  deren  Höhe  an, 
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kurrente  Thätigkeit  und  Betrieb  auf  dem  vorbehaltenen  Erwerbs- 
gebiete, 2.  gegen  die  Befriedigung  der  Bedürfnisse  durch  jede  andere 
als  die  Staatswirtschaft.  Durch  das  Unrecht  gegen  die  Monopole 
wird  also  nicht  bloss  die  Abgabe,  die  auf  diesem  Wege  erhoben 
werden  soll,  hinterzogen,  sondern  es  charakterisiert  sich  auch  als  ein 
Eingriff  in  die  dem  Staate  vorbehaltene  Rechtssphäre.  Nun  tritt  das 
Monopol  als  ausschliesslicher  Produktions-  und  Handelsbetrieb  auf; 
es  besteht  dann  das  Verbot  der  Bereitung,  Erzeugung  und  des  Handels ; 
oder  aber  es  ist  der  Handel  mit  Monopolsartikeln  mehr  oder  weniger 
frei,  mit  der  obersten  Verpflichtung,  ausschliesslich  Monopolsprodukte 
zu  verschleissen ;  endlich  kann  auch  die  Produktion  bis  zu  einer 
gewissen  Grenze  erlaubt  sein  mit  der  Verbindlichkeit,  das  Produkt  an 
den  Staat  zur  Weiterveräusserung  oder  Verarbeitung  abzuliefern. 

Das  wichtigste  Unrecht  in  dieser  letzteren  Gruppe  ist  die  ander- 
weitige Disposition  mit  dem  Fabrikate,  die  Nichtabfuhr  und  Nicht- 
verwendung  zu  Staatshanden.  Die  Verpflichtung  zur  Anmeldung  des 
steuerbaren  Verfahrens,  zur  Beobachtung  der  erfolgten  Ansage  bei 
dem  Produktionsprozesse  etc.  ist  dieselbe  wie  in  der  übrigen  Fabrikats- 
besteuerung. Verbotene  Erzeugung,  unbefugte  Bereitung,  verbots- 
widrige Verwendung,  vorschriftswidriger  Verkehr,  Missbrauch  ein- 
geräumter Begünstigung  von  Tabak,  Salz  und  anderen  Monopolsartikeln 
sind  daher  die  Hauptformen  des  Unrechtes.  Die  Kontrolle  diesem 
inländischen  Fabrikat  gegenüber  wird  von  den  bereits  gekennzeichneten 
Momenten  abhängen  und  rücksichtlich  der  betreffenden  Monopols- 
artikel verschieden,  bald  leichter,  bald  schwerer  sich  gestalten.  Rück- 
sichtlich der  Strafe  fällt  neben  der  angedeuteten  Verletzung  staat- 
licher Rechtssphäre   das   Moment   schwerer  in  die  Wagschale,    dass 


dann  auf  die  Art  und  Weise,  wie  die  Bedürfnisse  durch  die  staatliche  Leistung 
befriedigt  werden. 

In  Oesterreich   betrugen   die   Uebertretungen   der   Monopolsteuergesetze 
gegen  die  ,  Gefälle ": 


Summe 

im  Jahre 

Tabak 

Salz 

Lotto 

Post 

Pulver 

aller  Gefälls- 
übertretungen 

1887 

17,221 

5114 

493 

601 

98 

66,076 

1870 

10,137 

3141 

459 

1064 

65 

53,010 

1873 

8,912 

3563 

536 

696 

75 

51,198 

1876 

10,198 

2408 

982 

760 

152 

56,362 

1879 

9,857 

1895 

1089 

1684 

107 

59,025 

Siehe  meine  Ergeb.  der  Fin.-Straf-Justiz  S.  29. 
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Monopolsteuern  sich  bedeutend  höher  als  die  sonstigen  Konsumptions- 
steuersätze  steEen,  dass  der  Monopolsgewinn,  also  auch  der  Vorteil 
aus  der  Uebertretung,  beträchtlich  ist,  dieser,  wenigstens  beim  Fabri- 
kationsmonopol, dem  Erzeuger  und  Erwerber  zufällt,  und  dass  bei 
beiden  mala  fides  imd  dolus  naturgemäss  gegeben  ist;  es  wird  daher 
dieses  Unrecht  aus  strafrechtlichen  Gründen  schwerer  und  härter  zu 
ahnden  sein.  Dazu  kömmt  ein  weiteres  psychologisches  Moment. 
Mehr  als  bei  andern  Finanzdelikten  haben  die  Monopole  mit  mäch- 
tigem Eigennutz  und  Eigenwillen,  dem  Vergnügen  an  dem  Genüsse 
verbotener  Frucht  (Tabak,  blaue  Lotterie !)  zu  kämpfen.  Der  Ueber- 
treter  beruhigt  sein  Gewissen  mit  der  Geringfügigkeit  des  dem  Staate 
erwachsenen  Schadens.  Die  Strafen  werden  also  im  allgemeinen  sich 
höher  stellen  als  in  den  andern  Gebieten  der  Verbrauchssteuer.  Sollen 
die  Verbote  wirksam  sein,  so  müssen  sie  gegen  die  inländische  und 
die  ausländische  Produktion  arbeiten;  sie  müssen  daher  die  Einfuhr 
vollständig  inhibieren.  Gerade  die  Hauptart  des  Zuwiderhandelns 
gegen  die  Monopolsnormen  wird  in  dem  rechtswidrigen  Einbringen 
von  Nichtmonopolswaren  in  das  monopolistische  Geltungsgebiet  über 
dessen  Grenzen  bestehen.  Die  notwendigen  Kontrollen  müssen  sich 
also  gegen  die  Einfuhr  richten;  sie  werden  der  Sache  gemäss  die- 
selben sein,  wie  die  allgemeinen  Umlaufskontrollen,  mit  denen  wir 
uns  weiter  zu  beschäftigen  haben. 

Die  Umlaufskontrollen  bei  ZoU-  und  Thorsteuerpflichtigen, 
bei  Monopolsartikeln,  bei  Benützung  der  Kommunikationsmittel : 
Strassen ,  Brücken ,  Kanäle  sind  in  den  Finanznormen  vermöge 
historischer  Entwicklung  in  hohem  Masse  ausgebildet.  Nicht  nur 
sind  diese  Steuereinhebungsformen  dem  Finanzrechte  früherer  Jahr- 
hunderte geläufig  und  die  betreffenden  Normen  quantitativ  und 
qualitativ  überliefert,  sondern  durch  die  Steuerkämpfe  des  Schmug- 
gels bis  gegen  das  Ende  der  ersten  Hälft«  imseres  Jahrhunderts 
erprobt  imd  geschärft.  Insbesondere  ist  das  Zollstrafrecht  höchst 
entwickelt.  Von  den  14  Hauptstücken  des  besondem  Teiles  des 
österreichischen  Gefällsstrafgesetzes  sind  dieser  Materie  sechs  aus- 
schliesslich und  vier  teilweise  gewidmet,  ebenso  inhalts-  und  um- 
fangreich ist  die  Strafgesetzgebung  in  England  und  Frankreich^). 
Die  Customs   law  Consolidation  Act  1876   normiert  umständlich   in 


')  Gneist:  Englisches  Verwaltungsrecht,  S.  623;  Hock:  Finanzen  Frank- 
reichs, S.  248,  270. 
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den  Art.  169 — 217  die  Strafen  der  ZoUdefraudation  (Smuggling)  und 
das  Verfahren  dabei  Art.  218 — 274.  Auch  in  den  Zollvereinsstaaten 
ist  der  Umfang  im  Vergleich  zu  der  Kürze  der  übrigen  Steuerüber- 
tretungsvorschriften beträchtlich.  Freilich  sind  diese  Gesetzgebungen 
durch  die  Erfahrungen  der  Finanz  im  tagtäglich  sich  vriederholenden 
erbitterten  Kampfe  infolge  entwickelter  scharfsinniger  Kasuistik  in 
dem  Masse  breitspurig  geworden.  Auch  die  Litteratur  des  Zollstraf- 
rechts ist  im  Gegensatze  zu  den  andern  Gebieten  des  Finanzstraf- 
rechts nennenswert,  obzwar  sie  fast  ausschliesslich  in  der  Form  des 
Kommentars  in  die  Kasuistik  sich  vertieft  und  die  obersten  Grundsätze 
nicht  wesentlich  gefördert  hat.  So  weit  bis  auf  Wagner  die  Finanz- 
wissenschaft sich  mit  dem  Strafrecht  beschäftigt,  ist  es  immer  der 
Schmuggel,  von  dem  sie  ausgeht  und  zu  dem  sie  zurückkehrt.  Selbst 
einem  Hock^)  ist  der  Schmuggel  die  wesentlichste  typische  Erschei- 
nung alles  Finanzunrechts.  Und  doch  sind  die  obersten  Prinzipien 
der  Rechtsordnung  auf  diesem  Gebiete  kaum  andere,  als  die  des 
sonstigen  Finanzrechts.  Das  steuerpflichtige  Subjekt  hat  in  der  ört- 
lichen Bewegung,  auf  dem  Transporte,  sich  und  die  Waren  dem 
Amte  zu  stellen  und  die  nötige  Ansage  zu  erstatten.  Das  steuerbare 
Moment  ist  die  Uebertretung  der  Zoll-  oder  Steuerlinie;  das  Steuer- 
subjekt hat  das  Objekt,  die  steuerpflichtigen  Waren,  beim  ZoUamt 
zu  stellen,  richtig  anzusagen  und  behufs  Feststellung  der  Steuer  die 
amtliche  Revision  vornehmen  zu  lassen.  Alle  übrigen  Gebote  und 
Verbote  der  Zoll-  und  Steuerordnung  sind  Mittel  zur  Erreichung  und 
Sicherung  des  Zweckes;  die  Beschränkung  des  Ueberganges  über  die 
Zolllinie  auf  die  Zollstrasse  auf  gewisse  Stunden,  die  Vorschriften 
über  die  Warendeklaration,  die  Forderung  über  die  Ausweisung  der 
geschehenen  Verzollung,  die  Verpflichtung  zu  besonderen  Buch- 
führungen, zu  Massregeln  beim  Transport  und  Aufbewahrung,  zur 
Anbringung  von  Warenstempeln  und  Bezeichnung,  Ausweisung  des 
Bezuges  und  Ursprunges,  alles  dies  auch  noch  im  Inlande,  besonders 
im  Grenzbezirk,  sind  lediglich  Kontrollen  zur  Erreichung  des  Zweckes. 
Diese  Summe  sorgfältigst  erdachter  ineinandergreifender  Verpflich- 
tungen gibt  unter  sorgsam,  fleissig  und  scharf  geübter  Aufsicht  der 
Finanzwache  und  höherer  Kontrollorgane  das  System  der  Zollordnung, 
dem  gegenüber  die  den  Steuerpflichtigen  trefi^enden  Normen  in  unserer 
Zeit  kontrollierbar  sind.    Auch  Wagner^)  meint:  bei  diesen  Steuern 

'}  Hock,  öffentl.  Abg.,  S.  37  u.  ff.,  55. 
2)  II  S.  (381. 
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kann  man  doch  die  erforderlichen  Kontrollen  überhaupt  noch  an- 
bringen und  leidlich  handhaben.  Ein  deutliches  Beispiel  bietet  die 
österreichische  Verzehrungssteuer,  die  in  geschlossenen  Städten  sich 
recht  gut  handhaben  lässt  und  namhaften  Ertrag  liefert,  während  die 
Einhebung  auf  dem  flachen  Land  kaum  anders  als  durch  Verpach- 
tung oder  Abfindung  zu  realisieren  ist,  weil  die  Kontrolle  gar  nicht 
oder  nicht  ausreichend  angesetzt  werden  kann. 

Wir  sagen  in  unserer  Zeit,  weil  auf  diesem  Gebiete  durch  Ein- 
wirkung verschiedener  Faktoren  die  dermaligen  thatsächlichen  Ver- 
hältnisse mit  den  Zuständen,  die  bei  Schaffung  der  älteren  Zoll- 
ordnungen vorhanden  waren,  wesentlich  differenzieren.  Die  Gattung 
von  Steuern,  die  uns  beschäftigt,  knüpft  an  den  Umlauf  der  Ware, 
an  den  Transport  an.  Wie  haben  sich  aber  seit  Erlassung  dieser 
älteren  Zollordnungen,  deren  Grundzüge  übrigens  auch  in  die  neueren 
übergegangen  sind,  die  Transportverhältnisse  geändert!  Man  denke  an 
das  Frachtfuhrwerk,  den  Verkehr  in  nicht  lange  hinter  uns  liegender 
Zeit,  an  die  Einwirkung  des  mehrfach  interessierten  Frachtführers 
auf  das  Frachtgut,  und  an  den  unter  Plombe  ausschliesslich  auf  den 
Schienenweg  angewiesenen  Waggon,  an  das  wo  immer  leicht  an- 
segelnde Schiffchen  und  unsere  Dampfkolosse,  an  die  um  und  nur 
für  sich  besorgten  Eisenbahn-  und  Dampfschiffverwaltungen,  die  jede 
Einwirkung  dritter  Personen  auf  die  Frachtgüter  ausschliessen  können. 
Die  Konzentration  des  Transportes  auf  Dampffahrmittel  hat  den 
Schmuggel,  Zolldefraude  und  Konterbande  in  unserer  Zeit  wesentlich 
erschwert;  durch  diese  und  andere  Verhältnisse,  namentlich  durch  die 
bis  auf  die  neueste  Aenderung  in  den  Zollsätzen  nicht  rentierende 
Schwärzerprämie  und  die  hiermit  im  Zusammenhang  stehende  nicht 
lohnende  Beschäftigung  der  Schmuggler  und  schwärzender  Fracht- 
führer, durch  die  Unmöglichkeit  Waren  in  grösseren  Massen  gegen 
Entdeckungsgefahr  zu  assekurieren ,  endlich  durch  das  ungeheuere 
Risiko  des  Kaufmannes  hat  eine  Solidität  des  Handels  platzgegriffen, 
der  gegenüber  ims  das  Treiben  vergangener  Jahrzehnte  wie  ein  bunt 
geschildertes  Märchen  erscheint.  Haben  die  hohen  Kaffee-  und  Thee- 
zöUe  der  allerjüngsten  Zeit  ein  Minus  in  der  rechtmässigen  Einfuhr 
zur  Folge  gehabt,  wäre  es  heute  bei  der  ausgebildeten  Verkehrs- 
statistik möglich,  einen  Ausfall  von  Millionen  zu  übersehen,  wie  den 
um  das  Jahr  1831  aus  der  heimlichen  Einfuhr  entstandenen,  auf 
1  Vä  Millionen  L.  veranschlagten  Verlust  der  britischen  Zollkasse,  oder 
wie  ihn  Otto  Hübner,  durch  Schmuggel  hervorgerufen,  als  Entgang 
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der  österreiclaisclieii  Zolleinnahmen  mit  25  Millionen  Gulden  der  Ein- 
fuhr schätzt  ^)  ?  Das  Schmuggelgewerbe,  die  mit  allen  Mitteln  des  Bösen 
arbeitende  Schwärzerbande,  diese  vielgefürchtete  ansteckende  Krank- 
heit am  staatlichen  Organismus  hat  epidemisch  aufzutreten  aufgehört. 
Was  uns  übrig  geblieben  ist,  ist  Einzelerscheinung,  Ausnahme  von 
der  Regel,  die  dem  Rechte  und  seinen  Normen  gerecht  wird.  Aber 
auch  in  betreff  der  Folgen  dieser  Krankheit  kann  dermal  behauptet 
werden,  dass  es  minimale  Bruchteile  von  der  Summe  der  Transport- 
güter sind,  die  den  Weg  des  Unrechtes  einschlagen,  dass  die  Höhe 
der  dem  Staate  rechtswidrig  entgangenen  Steuern  massig  sein  wird. 
Die  Zahl  der  Straffälle  wird  sich  derzeit  nicht  wesentlich  höher  ge- 
stalten als  bei  den  andern  Zweigen  der  namhafteren  indirekten  Steuern 2). 
Es  erübrigt  kaum  mehr  als  der  Schmuggel,  den  der  Einzelne  mit 
eigner  Körperkraft  oder  höchstens  mit  dem  Rücken  des  Saumtieres 
unter  grosser  Gefahr  in  der  Regel  nicht  zu  oft  vollbringt.  Hiermit 
wird  sich  auch  die  Art  der  Behandlung  des  Unrechts  bestimmen  lassen. 
Das  rechtswidrige  Verhalten  tritt  in  drei  typischen  Formen  auf,  für 
welche  —  ein  Fortschritt  gegenüber  den  andern  Gebieten  des  Finanz- 
strafrechts —  der  Thatbestand  und  die  Benennung  des  Vergehens 
allgemein  feststehen.  Wir  kennen^):  1.  Zollkonterbande  als  das 
Unternehmen  verbotswidriger  Ein-,  Aus-  und  Durchfuhr.  2.  ZoU- 
defraudation  als  Unternehmen  der  Hinterziehung  der  Zollabgaben. 
3.  Zollkontraventionen,  das  Zuwiderhandeln  gegen  die  Zollkontrolls- 
vorschriften, welche  den  Zoll  gefährden,  im  Gegensatz  zu  blossen 
Ordnungswidrigkeiten,  welche  sich  als  einfacher  Ungehorsam  gegen 
die  Zollnormen  ohne  mögliche  Gefährdung  des  Zolles  darstellen. 


')  Rau,  IL  Abt.,  S.  299;  Otto  Hübner:  Finanzlage  der  österreichischen 
Monarchie,  Wien  1849,  S.  123. 
*)  Für  0 esterreich: 


im  Jahre 

Verzehrungs- 
steuer 

Zoll 

Tabak 

Stempel 

(ohne  erhöhte 

Gebühren) 

Summe 
aUer  Gefälls- 
übertretungen 

1868 

17,935 

13,685 

14,641 

7298 

62,858 

1871 

16,637 

11,870 

9,899 

8205 

54,559 

1874 

16,599 

10,512 

10,225 

7688 

55,587 

1877 

17,473 

11,264 

9,926 

4977 

58,851 

1880 

18,283 

10,937 

12,176 

8972 

65,342 

^)  Vgl.  Liszt   S.  635:    , Strafbare  Handlungen   gegen   die   Zollgesetze" 
Merkel:  „Zollvergehen"  in  Holz.  Rechtslexikon  S.  1440;  Röhr  S.  4  u.  ff. 
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Drakonische  Strafen  und  Massregeln  werden  also  auch  für  dieses 
kontrollierbare  Gebiet  zu  entbehren  sein.  Sehr  strenge  Straford- 
nungen gegen  Zolldefraudationen,  wie  Gneist')  beispielsweise  die 
englische  charakterisiert,  sind  Ueberreste  einer  überwundenen  Kampf- 
ära. Wir  dürften  auch  bei  diesem  Steuerunrecht  mit  Geldstrafen 
bestehend  in  3 — 5facher  Höhe  des  Zolles  und  der  Verbrauchssteuer 
auslangen.  Selbstverständlich  müssen  höhere  Strafen  auf  Waren 
gesetzt  sein,  von  denen  eine  geringe  Gewichtsmenge  einen  hohen 
Preis  hat  und  auch  hoch  verzollt  wird,  also  die  heimliche  Einbringung 
hohen  Gewinn  bringt.  Der  Strafsatz  muss  mit  dem  ZoU-  und  Steuer- 
satz im  geraden  Verhältnis  stehen.  Die  Schmuggelgefahr  wächst 
anerkanntermassen  mit  der  Differenz  der  Steuer-  imd  Zollsätze  im 
Inlande  und  dem  benachbarten  Auslande  ^).  Die  Zahl  der  vor- 
kommenden Straffälle  wird  namentlich  beim  Monopole  um  so  grösser 
sein,  je  geringer  von  dem  monopoKstischen  Gute  in  den  Xachbar- 
ländem  Steuer  gezahlt  wird,  je  freier  die  Fabrikation  und  der  Handel 
und  daher  je  geringer  sich  sein  Preis  daselbst  gestaltet^).  Quali- 
fizierte Schuld:  Rückfall,  Banden  —  versicherter,  gewerbsmässiger 
Schmuggel  werden  nur  durch  grossen  Zwang,  also  nur  mit  sehr  hohen 
Vermögens-  und  mit  schweren  kriminellen  Freiheitsstrafen  *)  hintan- 
zuhalten sein.  Dieses  Unrecht  vrird  durch  verschiedene  Mittel  und 
Wege  die  staatliche  Kontrolle  zu  umgehen  wissen.  Konfiskation  der 
Konterbande  und  der  Güter,  von  denen  die  Abgabe  hinterzogen  wurde, 
der  Transportmittel  sind  althergebracht  ^),  ebenso  die  Geltendmachung 
der  vermögensrechthchen  Haftung  an  der  haftenden  Sache.  Diese, 
sowie  die  persönliche  Haftung  für  die  Strafe,  letztere  freilich  in 
engeren  Grenzen,  als  bei  der  Fabrikationsbesteuerung,  findet,  wie 
erörtert,  ihre  Begründung  im  Systeme  des  Finanzstrafrechts.  Zur 
Begründung  des  Zollstrafrechts  ist  hinzuzufügen:  Ohne  diese  Mittel 
müsste  das  Verfolgen  des  Schuldigen  oft  weit  über  das  Mass  der 
Schuld  Beschwerlichkeiten  für  beide  Beteiligte  nach  sich  ziehen.  Man 
denke  an  die  Straffälle,  die  sich  bei  Einschmuggeln  von  Konterbanden 
und  unverzolltem  Gute  durch  das  reisende  Publikum  ergeben.     Wie 


')  S.  621. 

")  Wagner  IT,  S.  6^3. 

')  Vgl.  meine  Ergebnisse  der  FinanzstraQustiz  S.  9. 
*)  Gneist  S.  621.  Hock:  Finanzen  Frankreichs  270,  Wagner  U  702,  703. 
')  Im  römischen  Rechte,  nach  der  gemeinen  Praxis,  der  R^ichsgesetzgebung, 
den  mittelalterlichen  Statutarrechten ;  Merkel:  Krim.  Abhdl.  II,  S.  110,  Anm.  12. 
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weit  würden  sich  die  Folgen  erstrecken,  wenn  die  Weiterreise  be- 
hindert oder  doch  die  Sicherstellung  der  Person  bis  zum  Bestim- 
mungsort der  Reise  wegen  Untersuchung  des  Falles  und  der  Ver- 
hängung der  Strafe  statthaben  müsste  ?  Die  Höhe  der  übertretenen 
Steuer  ist  ja  für  gewöhnlich  nicht  bedeutend  und  der  Verfall,  Haf- 
tung, Retentionsrecht  des  steuerpflichtigen  Gegenstandes  einfaches 
und  zweckmässiges  Strafmittel  ^).  Aus  Verkehrs-  und  Zweckmässig- 
keitsgründen muss  dann  auch  auf  die  Durchführung  eines  förmlichen 
Strafverfahrens  verzichtet  werden.  Die  „Ablassung  vom  Verfahren", 
die  „Abfindung",  die  „Submission"  werden  sich  für  den  kleinen 
Straffall  auf  diesem  Steuergebiete  nicht  entbehren  lassen.  Freilich 
verkennen  wir  nicht,  dass  ein  Grund  der  so  laxen  Steuermoral  und 
mangelnden  Steuerehre  in  der  glimpflichen  Behandlung  gerade  des 
kleinen  Steuerunrechtes  liegt.  Personen  aller  Stände,  die  auch  dem 
kleinsten  strafrechtlich  zu  ahndenden  Vermögensdelikte  fern  stehen, 
schrecken  nicht  zurück,  sich  den  Genuss  der  verbotenen  Frucht  auf 
Kosten  des  benachteiligten  Staates  rechtswidrig  zu  bieten,  und  werden 
nicht  schamrot,  wenn  sie  an  der  Grenze  und  Linie  dem  Beamten  auf 
die  Frage  nach  Steuerbarem  dreist  mit  „nein"  antworten.  Die  recht- 
lichen Ehrenfolgen,  welche  die  Strafe  nach  sich  ziehen  soll,  sind  zwar 
dem  Kriminalrecht  nachgebildet  auch  der  Finanz  nicht  fremd,  ohne 
aber  von  der  Praxis  genügend  verwertet  zu  werden.  Welches  wäre 
wohl  die  Wirkung,  wenn  in  Frankreich  und  Oesterreich  die  bestehende 
Vorschrift  der  NamensveröfPentlichung  der  Steuerübertreter  in  amt- 
lichen Journalen  thatsächlich  gehandhabt  würde? 


vn. 

Es  ist  und  bleibt  wohl  ein  tief  begründetes  Verlangen  der  Finanz- 
wissenschaft, Abgaben  aus  dem  Finanzsysteme  auszuschliessen,  die  zur 
rechtswidrigen  Opposition  in  hohem  Masse  herausfordern.  Dreierlei 
Hauptgründe  sind  es,  die  der  Realisierung  dieses  berechtigten  Be- 
gehrens im  Wege  stehen.  Einmal  die  notwendige  Bedeckung  des 
immerwährend  grösser  werdenden  Staats  wirtschaftlichen  Bedarfes, 
zweitens  die  nun  allgemein  anerkannten  obersten  Prinzipien  des 
Steuerwesens,  die  die  einseitige  Heranziehung  und  Belastung  des 
leicht  findbaren,  schwer  zu  verheimlichenden  Steuerobjektes  verwerfen 


')  Stein  II,  I.  Abt.,  S.  475:    „gilt  wohl  in  ganz  Europa. 
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und  drittens  die  durch  und  durch  privatwirtschaftlich  ausgebildete 
Volkswirtschaft  und  Rechtsordnung,  der  gegenüber  es  schwer  wird, 
Abgaben  zu  ersinnen,  welche  der  Rechtswidrigkeit  nicht  ausgesetzt 
wären.  Bei  dem  Suchen  nach  Steuerquellen  kann  also  der  moderne 
Staat  vor  solchen  nicht  Halt  machen,  die  unbelastet  zu  lassen  steuer- 
liche Ungerechtigkeit  wäre,  von  denen  aber  im  vorhinein  gewiss  ist, 
dass  aus  ihnen  nicht  leicht  zu  schöpfen  sein  wird,  dass  um  die  Steuer 
der  Kampf  der  Eigeninteressen  der  Steuersubjekte  gegen  den  weder 
allwissenden  noch  allmächtigen  Staat  entbrennen  wird.  Insbesondere 
ist  es  dann  das  Gebiet  der  indirekten  Abgaben,  der  Steuern  auf 
Handlungen,  die  in  vielen  Fällen  eine  Mitthätigkeit,  in  manchen  die 
AUeinthätigkeit  des  Verpflichteten  zur  Voraussetzung  haben.  Nach 
unserer  Untersuchung  lässt  sich  bei  den  umfangreichen  Produktions- 
und Zirkulationssteuern  von  einheimischen  und  fremdländischen  Er- 
zeugnissen, bei  Steuern  vom  Verkehre  mit  unbeweglichen  Sachen 
die  steuerlich  notwendige  Relation  zwischen  Privat-  und  Staats- 
wirtschaft herstellen,  die  hierzu  geschaffenen  Eigen-  und  Staats- 
kontrollen anbringen  und  handhaben.  Wir  sind  bei  diesen  indirekten 
Steuern  auch  Unterarten  begegnet,  wo  die  Kontrolle  unmöglich,  die 
Steuer  ausschliesslich  von  dem  Wollen  des  Verpflichteten  abhängt. 
Diese  bilden  die  dritte  Gruppe,  die  unkontrollierbare  privat- 
wirtschaftliche Vermögenssphäre.  Zu  dieser  Gruppe  gehören  die  Ver- 
kehrssteuern, namentlich  auf  bewegliche  Sachgüter,  also  die  Steuern 
bei  Schenkungen,  Erbschaften,  beim  Kauf  und  Verkauf,  beim  Börsen- 
umsatz und  Spielgewinn.  Diese  sind  ja  die  Steuern  „in  der  Form 
von  Auflagen  auf  den  Verkehr  mit  beweglichen  Vermögensgegen- 
ständen" ^).  Weder  der  Verkehr  noch  die  beweglichen  Vermögens- 
werte lassen  sich  in  Zwangsgeleise  drängen.  Die  Besteuerung  ein- 
zelner Erwerbsakte,  insbesondere  des  ausserordentlichen,  ausserberuf- 
lichen,  unregelmässigen  Erwerbes,  der  plötzlichen  Bereicherung  durch 
Konjunktur,  Spekulations-  und  Glücksgewinn  entzieht  sich  meist  der 
Oeffentlichkeit;  der  Mobiliarverkehr  centralisiert  sich  selten  an  ein- 
zelnen, steuerlich  zu  überwachenden  Punkten^);  es  sind  zerstreute, 
unregelmässige,  flüchtige  Thatsachen,  denen  gegenüber  Steuerliste 
und  Kataster  undenkbar  sind,  nach  ihrer  Natur  leicht  vergänglich, 
vereinzelt   und    unsichtbar^).      Eine    umfassende    und    gleichmässige 

^)  Schall:  Verkehrs  und  Erbschaftssteuern,  in  Schönbergs  Handbuch  §  2. 

2)  Schall  1.  c.  §  9. 

3)  Schäffle  S.  460,  461. 
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steuerliclie  Erfassung  des  Mobiliarverkehrs  gehört  zu  den  steuer- 
technischen Unmöglichkeiten,  eine  wirksame  Kontrolle  ist  undenkbar, 
so  dass  man  diesbezüglich  auf  den  guten  Willen  des  Steuerpflich- 
tigen angewiesen  ist^).  Der  gute  Wille!  wie  schlecht  ist  er  in  der 
Finanz! 

Wo  sich  der  Verkehr,  wie  bei  grossen  Unternehmungen,  durch 
Thätigwerden  der  Behörden,  Notare,  Advokaten,  Sensale  nicht  cen- 
tralisieren  und  genügend  formalisieren  lässt,  wo  namentlich  es  dem 
Privatrechte  widerstrebt,  nach  unserer  Rechtsanschauung  drückende 
und  einengende  Vorschriften  mit  Verwaltungszweck  für  die  Finanz 
zu  schaffen,  da  lassen  sich  Kontrollen  für  den  Massenverkehr  des 
alltäglichen  Lebens  nicht  anbringen,  da  reicht  die  Kraft  und  Macht 
der  Finanzverwaltung  absolut  nicht  aus  und  erübrigt  wohl  für  dieses 
Gebiet  nich|;s  anderes,  als  das  Unrecht  mit  Straffolgen  zu  bedrohen, 
die  von  der  Rechtswidrigkeit  abschrecken  sollen. 

Das  Unrecht  in  dieser  Gruppe  charakterisiert  sich  als  die  Unter- 
lassung der  gebotenen  Anmeldung  des  „  Rechtsgeschäftes "  beim  Steuer- 
amte zu  Zwecken  der  beabsichtigten  Steuerbefreiung  und  Hinter- 
ziehung. Die  Verheimlichung  des  steuerpflichtigen  Aktes,  die  Ver- 
Schweigung  und  Erdichtung  von  relevanten  Thatsachen,  die  das 
steuermass  influenzieren,  das  Umgehen  der  Steuerpflicht  durch  Kon- 
struierung von  Scheingeschäften,  die  in  der  veränderten  Konstruktion 
unter  den  Steuerparagraph  nicht  fallen,  sind  die  Formen,  in  denen 
die  Uebertretung  auftritt.  Bei  der  Erhebung  der  Steuer  mittelst 
Stempel  ist  es  die  Nichtstempelung  der  Urkunde,  die  Nichtbeobach- 
tung  der  formellen  Anforderungen  in  Rücksicht  auf  Zeit  und  Art 
der  Stempelung,  wo  dann  für  jede  Uebertretung  die  gleiche  Rechts- 
wirkung, wie  bei  der  stempellos  vorgefundenen  Schrift  eintritt.  Indem 
die  Gesetzgebungen  dieses  Unrecht  bekämpfen  wollen,  verhehlen  sie 
sich  nicht  die  Schwäche  der  Verwaltung,  wittern  überall  Unrecht 
und  verfallen  in  den  Fehler,  zur  Sicherung  dieses  Steuergebietes  die 
kompliziertesten  ^)  Bestimmungen  zu  erlassen ,  die  dann  zu  kennen 
jedermanns  Pflicht  ist;  in  jeder  Nichtbeobachtung  der  Vorschrift  wird 


^)  Wagner  II,  S.  681. 

^)  und  daher  gewöhnlich  nicht  besonders  klaren  Normen.  Vergl. :  Der 
Rechtsweg  in  Reichsstempelsachen.  Die  Strafen  der  modernen  Stempelgesetze 
von  Dr.  Felix  Hecht.  (Finanz-Archiv  I.  Jahrg.,  II.  Heft,  S.  171  ff.)  S.  188:  „Die 
Stempelgesetze  sind  nicht  derart  klar  und  zweifellos,  dass  die  Stempelpflichtig- 
keit  der  einzelnen  Schriftstücke  bei  einigem  guten  Willen  leicht  erkennbar  wäre." 
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eine  Steuerdefraude  auch  dann  gesucht  und  rechtlich  präsumiert^), 
wo  das  subjektive  Verschulden  geradezu  ausgeschlossen  ist.  Der 
Gebühren-,  richtig  Steuerfiskalismus  erzeugt  Härten  und  Ungerechtig- 
keiten, die  dann,  ein  wenig  generalisiert,  ohne  viel  Federlesen  als 
dem  ganzen  Systeme  des  Steuerstrafrechts  anhängend  erklärt  werden. 
Konsequent  gibt  es  dann  nur  eine  höchst  Hberale  Forderung:  Die 
Aufhebung  des  ganzen  Finanzstrafrechts,  die  Zuweisung  wirklich 
strafwürdiger  und  strafbarer  Vergehen  an  den  Strafrichter,  dessen 
Betruffsdefinition  ohnedies  auf  das  meiste  strafbare  Finanzunrecht 
passt.  Man  verkennt  mit  solchen  Ansichten  nichts,  als  die  Natur  des 
Finanzunrechts,  die  historische  Entwicklung,  mit  der  gerade  auf 
diesem  Gebiete  zu  brechen  kein  anderer  Anlass  vorliegt,  als  das 
Ergebnis,  dass  nicht  alles  auf  diesem  Gebiete  richtig  ausgebildet 
erscheint  und  die  sachgemässe  Ausbildung  Schwierigkeiten  nicht 
geringer  Art  bietet.  Dass  aber  trotz  des  Gebührenfiskalismus  auch 
der  Staat  sein  Recht  nicht  findet,  dass  es  trotz  kluger  Normen  noch 
klügeren  Uebertretem,  und  nur  diesen  gelingt,  die  Vorschriften  straflos 
zu  umgehen,  könnte  wohl  zum  Aufgeben  dieses  fiskalischen  Stand- 
punktes bestimmen.  Mittel  zur  Abhilfe  hat  die  Finanzwissenschaft 
hinlänglich  gezeigt.  „Man  hüte  sich",  sagt  Schäffle  ^),  „durch  masslose 
Ausdehnung  der  Steuerpflicht  —  auf  Grund  des  viel  umfassenden 
juristischen  Begriffes  der  „Rechtsgeschäfte"  —  alle  Geschäfte  und  das 
ganze  Publikum  zum  Steuereinnehmer  zu  pressen.  Je  mehr  die  all- 
täglichen Verkehrsakte  des  kleinen  Mannes  gebührenpflichtig  gemacht 
sind.  z.  B.  durch  Rechnungs-  und  Quittungsstempel,  desto  stärker 
und  unbefangener  wird  defraudiert,  desto  grösser  wird  der  Schaden  der 
DemoraKsation  sein,  welchen  der  Gebührenfiskalismus  anrichtet.  Man 
braucht  nur  die  Masse  der  Rechtsgeschäftsarten  und  die  Masse  der 
kleinen  Erbschaftsobjekte,  sofern  sie  auf  besondere  Steuerkraft  nicht 
hinweisen,  als  grundsätzlich  gebührenunfähig  auch  gesetzKch  gebühren- 
frei zu  machen  ^).    Man  ermittle  dagegen  alle  besonders  steuerfähigen 

\)  Vgl.  Hecht  S.  189.  Doch  darf  sein  Ausspruch:  ,so  erachten  wir  die 
praesumptio  malae  fidei  als  eine  Bestimmung,  für  welche  in  einem  modernen 
Steuergesetze  nach  dem  heutigen  Stande  unserer  Strafrechtswissenschaft  keine 
Stelle  ist.  Das  sind  Reste  überwundener  Rechtsanschauungen  etc.,"  wie  gezeigt, 
nicht  verallgemeinert  werden. 

2)  Schäffle  S.  492. 

')  Es  sind  dies  die  bekannten ,  Steuergebühren ",  von  denen  S  ch  ä  f  f  1  e  spricht, 
die  das  österreichische  Recht  als  Gebühren  kennt  und  nennt;  rücksichtlich  der 
Frage  vom  unrecht  gewiss  nicht  zum  Yorteü  der  Sache! 
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■Gebülirenobjekte.  Nur  sie,  aber  sie  auch  mit  aller  Strenge  und  mit 
der  ganzen  Stärke  der  weitgreifenden  Macht  des  ganzen  Behörden- 
organismus, —  so  wird  man  die  Masse  der  Leute  von  den  Plackereien 
des  GebührenfiskaKsmus  befreien,  das  Geschäft  vereinfachen,  die 
Beamtenschaft  vor  Gehässigkeit  schützen,  grossen  Ertrag  sichern,  die 
besonders  steuerkräftigen,  bereichernden  und  ausserordentlichen  Ein- 
künfte und  Vermögen  aber  treffen  und  die  Wohlhabenden  moralisch- 
politisch zur  Erfüllung  des  noblesse  oblige  erziehen.  Das  Konsum- 
steuersystem kann  und  darf  nicht  die  Massen  der  Bevölkerung  los- 
lassen, wenn  es  seinen  Zweck  erfüllen  will.  Die  Gebührenbesteuerung 
dagegen  muss  dies  thun;  denn  die  aristokratischen  Steuerkräfte  hat 
sie  individualisierend  und  ergänzend  zu  treffen." 

Dem  Steuerstrafrecht  erwächst  dann  die  Aufgabe,  die  verschie- 
denen Thatbestände  sachgemäss  für  die  einzelnen  lieber  tretungen 
festzusetzen  und  sich  nicht  mit  der  zwar  höchst  einfachen,  aber  ganz 
unzulänglichen  Generalstraf klausel:  wer  dem  Gesetze  zuwiderhandelt,^ 
wird  bestraft,  abzufinden.  Wenn  wegen  mangelnder  Kontrolle  nichts 
anderes,  als  sehr  hohe  Strafen  erübrigen,  so  verlangen  die  Straf- 
bestimmungen wegen  der  harten  Straffolgen  das  höchste  Mass  von 
Sorgfalt  und  Gerechtigkeit. 

Die  Verkehrssteuern  sind  der  Entstehung  und  Ausbildung  nach 
die  jüngsten  im  Steuersysteme.  Für  ihr  Strafrecht  hat  die  Wissen- 
schaft nicht  viel  geleistet,  und  ein  gutes  nachahmungswürdiges  Beispiel 
hat  bisher  keine  Steuergesetzgebung  erbracht.  Mehr  als  die  übrigen 
Steuergesetze  sind  die  Verkehrssteuern  Gelegenheitsgesetzgebungen, 
die  sich  schwer  in  ein  System  bringen  lassen,  die,  was  das  Straf- 
prinzip anbelangt,  nichts  gemein  haben,  als  den  Mangel  jeder  Kon- 
trolle und  sehr  hohe  Strafen,  welche  die  Steuern  vor  Unrecht  schützen 
sollen.  Diesen  Weg  zur  Sicherung  der  Abgabenentrichtung  hat 
Deutschland  in  einer  Reihe  von  Gesetzen  gewählt  und  straft  mit  dem 
25-  und  50fachen  der  hinterzogenen  Abgabe  bei  Zuwiderhandlungen 
gegen  das  Gesetz  betreffend  die  Wechselstempelsteuer  vom  10.  Juni 
1869,  betreffend  den  Spielkartenstempel  vom  3.  Juli  1878,  betreffend 
die  Erhebung  der  Reichsstempelabgaben  vom  1.  Juli  1881 ,  beim 
Verkehre  mit  Aktien,  Renten,  Schuldverschreibungen,  bei  Schlussnoten 
und  Rechnungen^). 


')  Vgl.  die  Stempelsteuervergehen  bei  Röhr  S.  59  ff.  und  Liszt:   Straf- 
bare Handlungen  gegen  die  Stempelgesetze,   S.  641  u.  (542. 
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Oesterreich  ist  bald  nachgefolgt,  hat  sein  Strafensysteni  bei- 
seite gesetzt  und  in  der  Novelle  vom  8.  März  1876  die  Nichterfüllung 
der  Stempelpflicht  bei  Wechseln,  kaufmännischen  Anweisungen, 
Checks,  Rechnungen,  Frachtbriefen  und  Frachtkarten,  im  Spielkarten- 
stempelgesetz  vom  15.  Aprü  1881  mit  der  50fachen  Strafe  „der 
verkürzten  Gebühr"  bedroht,  ohne  Zulass  einer  Nachsicht  und  Mässi- 
gung,  ohne  Einleitimg  eines  Strafverfahrens.  Das  ist  ebenso  bequem 
als  vom  Standpunkte  des  Strafrechts  verwerflich.  Fixe  Strafsätze  von 
solcher  Höhe  lassen  sich  nicht  rechtfertigen.  Es  sind  allerdings  der 
grossen  Masse  nach  nicht  hohe  Beträge,  die  sich  als  50faches 
einer  niedrigen  Stempelsteuer  ergeben.  In  dieser  Richtung  erfüllt 
die  Strafe  auch  nicht  ihren  Zweck.  „Wem's  just  passieret"  der 
zahlt  eine  etwas  höhere  Abfindung,  Assekuranzprämie  für  zahllos 
begangene  Uebertretungen ;  den  sie  zum  ersten  und  letztenmal  infolge 
Unkenntnis  trifft,  zahlt  eine  viel  zu  hohe  Strafe.  Die  Strafart  ist 
nicht  elastisch,  nicht  kommensurabel,  entspricht  nicht  der  Billigkeit. 
Dazu  kommt  aus  der  Natur  der  Finanzkontrolle  ein  weiterer  bedauer- 
licher Uebelstand.  Wo  die  Kontrolle  nicht  anzubringen  ist,  fehlt 
dem  Staate  die  Macht,  sich  nicht  nur  von  dem  rechtsgemässen 
Zustande  überzeugen  zu  können,  sondern  auch  die  Kraft,  das 
Unrecht  zu  suchen  und  zu  finden.  Der  Staat  allein  ist  der  Ge- 
schädigte, auf  die  Mithilfe  der  Gerechten  und  doch  eigentlich  Mit- 
interessierten hat  er  nicht  zu  rechnen.  Sittliche  Gebote  kennt  dieses 
Gebiet  der  Moral  noch  sehr  wenig.  Der  Zufall,  Denunziationen,  der 
Böswilligkeit  und  Eigennutz  entsprungen,  spielen  den  Uebertret^r 
der  Gerechtigkeit  in  die  Hände.  Die  Kleinen  und  Unerfahrenen 
fängt  imd  hängt  man,  zahllose  Glücklichere  und  Verständigere  wissen 
sich  diesem  Ungemach  zu  entziehen,  sind  nicht  zu  fassen.  Auch  die 
über  den  Durchschnitt  hinausragenden  Elemente  empfinden  bei  Ver- 
urteilungen in  Steuerstrafen  nicht  jene  Genugthuung,  die  die  Straf- 
verhängung über  den  Uebelthäter  im  sonstigen  Strafrechte  begleitet. 
Wir  glauben  mit  vielen  andern,  dass  Mangel  an  Sittlichkeit  und 
Moral,  an  Verständnis  für  die  Staatsaufgaben,  an  Hingebung  für  die 
gemeinsame  Sache  in  der  Finanz  mehr  als  in  jedem  anderen  Rechts- 
gebiete auf  Schritt  und  Tritt  begegnet.  Etwas  zu  drastisch,  um  so 
wirksamer  aber  kennzeichnet  der  erste  Kommentator  des  österreichi- 
schen Getällstrafgesetzes  die  ebenso  allgemeine  als  beklagenswerte  Ver- 
irrung  unseres  Rechtsbewusstseins,  wenn  er  unter  den  Entwicklungs- 
stadien  des  Unrechts    unterscheidet:    die  erste,    in  der  es  nicht  für 
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Unrecht  gilt,  die  alten  Eltern  zu  verspeisen;  die  zweite,  die  Zeit 
der  Sparter,  in  der  zwar  die  Antropophagie  verpönt  ist,  aber  der 
Diebstahl  als  löbliche  Handlung  erscheint;  die  dritte  endlich,  in 
welcher  selbst  die  untersten  Volksklassen  das  Bestehlen  des  Nächsten 
verdammen,  aber  die  höchsten  Schichten  und  Stände  nicht  erröten, 
den  Staatsschatz,  und  mit  diesem  alle  redlichen  Steuerzahler  zu  hinter- 
gehen. Der  finanzielle  Verlust  ist  oft  allerdings  nicht  gross.  Psycho- 
logisch und  erfahrungsgemäss  reizt  und  eifert  kleines  Unrecht,  mit 
Erfolg  geübt,  zu  neuen  Vergehen.  Da  ist  es  der  kleine  Zoll,  das 
nächste  Mal  der  kleine  Stempel,  den  man  zu  ersparen  sich  freut;  der 
Versuch  lohnt  bei  der  Einkommenfassion  und  führt  zur  Unter- 
schlagung von  Erbgut.  Es  ist  ja  eine  förmliche  kleine  Litteratur, 
die  die  Folgen  des  Schmuggels  kennzeichnet  ^). 

Der  Notwendigkeit,  die  Moral  auf  diesem  Gebiete  zu  heben, 
wird  sich  niemand  verschliessen ,  der  nicht  die  hohe  Aufgabe  der 
Finanz  im  modernen  Staate  verkennt.  In  erster  Linie  muss  wohl 
die  Gesetzgebung  mit  weisen  und  energischen  Gesetzen  einsetzen, 
um  eine  Aenderung  und  Besserung  in  dem  Zustande  des  Rechts- 
bewusstseins  im  Volke  herbeizuführen.  Aber  nicht  minder  hat  die 
Wissenschaft  Unterlassungssünden  gut  zu  machen  ^).  Es  spricht  wohl 
in  unserer  Zeit  selten  jemand  den  Normen  der  Finanzgesetze  die 
Rechtsqualität  ab;  aber  es  wird  als  ein  Rechtsgebiet  zweiter  Ordnung 
mit  formalem  Charakter  dargestellt ;  sein  Unrecht  soll  Polizeivergehen 
sein,  blosse  Verletzung  der  staatlichen  Autorität,  einfacher  Ungehorsam 
wider  diese,  gerade  wie  die  Unterlassung  der  Desinfektion,  der 
Schornsteinreinigung,  das  Betreten  von  Scheuern  mit  Licht,  das  Verbot 
des  Gifthandels.  Wenn  der  Kriminalisten  „weitsichtigster"  Einer, 
Merkel,  in  seiner  Lehre  von  den  Grundeinteilungen  des  Unrechts  und 
seiner  Rechtsfolgen  ^)  den  Materialgrund  der  Bestrafung  in  der  Nicht- 
achtung des  Gemein  willens  rücksichtlich  der  Integrität  derjenigen 
Güter  findet,  um  deren  Sicherung  und  Pflege  es  sich  bei  der  Unter- 
werfung unter  diesen  Willen  handelt,  dann  ist  der  Materialgrund  im 
Finanzrechte  gegeben.  Denn  dieses  strebt  nichts,  als  die  Integrität 
derjenigen  Güter  an,  die  die  Staatswirtschaft  besitzt  und  erwerben 
soll;  zu  deren  Sicherung  und  Integrität  allein,  zu  keinem  andern  Zwecke, 


1)  Hock,  öffentl.  Abg.,  S.  37. 

^)  Vgl.  die  Einleitung  zum  Kapitel  „ Steuerstrafen "  bei  Wagner  II  S.  695. 

»)  Krim.  Abhandlungen  I  S.  97. 
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das  Finanzrecht  Massregeln  verschiedener  Natur,  insbesondere  Straf- 
mittel anordnet.  Das  Finanzunrecht  verletzt  nicht  bloss  staatliche 
Autorität,  es  greift  vielmehr  Rechtsgüter,  das  rechtlich  geschützte 
Interesse  der  Finanz,  die  finanzielle  Rechtsgüterordnung  an.  Was 
ändert  der  übrigens  von  der  Finanzwissenschaft  genügend  verdammte 
Wechsel  in  den  Forderungen,  deren  Verletzung  als  Defraudation 
geahndet  wird^),  an  dem  bestehenden  Rechte?  Darf  die  rechtlich- 
sittliche Beurteilung  der  Uebertretung  als  einer  Negierung  von  Rechts- 
normen im  Zusammenhang  stehen  mit  der  wirtschaftlichen  Beurteilung 
der  übertretenen  Gebote?  Berechtigt  denn  die  Verurteilung  unserer 
herrschenden  Eigentumsordnuug  zu  einer  anderen  rechtlich  sittlichen 
Beurteilung  von  Diebstahl  und  Raub  des  Sozialisten  und  Anarchisten  ? 

Recht  muss  Recht  sein  und  Recht  bleiben,  auch  wenn  nach 
der  Auffassung  selbst  weiterer  Kreise,  aber  trotzdem  immer  nur 
einer  Zahl  von  Einzelwülen,  andere  Normen  dem  Rechte  mehr  ent- 
sprechen würden.  Und  nur  die  UnmögKchkeit  der  Negierung  dieser 
unbestrittenen  Autorität  des  Rechtes  scheint  Merkel  zu  dem  folgenden 
unbegründbaren  Ausspruche  gedrängt  zu  haben:  „Die  Forderungen, 
deren  Verletzung  als  Defraudationen  geahndet  werden,  haben  überall 
kein  anderes  rechtliches  Fundament,  als  die  jeweilige,  hierauf  bezüg- 
liche Erklärung  des  Wülens  der  Behörde"^)! 

Wir  würden  uns  derselben  Einseitigkeit  schuldig  machen,  wollten 
wir  verkennen,  dass  gerade  die  moderne  Finanzgesetzgebung  in  dem 
Belastungskampfe  dem  Prinzipe  der  Gerechtigkeit  wenig  gerecht  wird, 
dass  sie  die  Deckung  des  stetig  steigenden  Finanzbedarfes  in  Hast 
und  Drang  dort  nimmt,  wo  sie  leicht  zu  finden  ist,  wo  das  Partei- 
interesse der  jeweiligen  Regierung  und  Majorität  es  erlauben.  Trotz 
der  wahrhaft  grossartigen  Bestrebungen  und  Erfolge  der  deutschen 
Finanzwissenschafl  in  dem  Suchen  imd  Trachten  nach  wahren  und 
richtigen  Prinzipien  der  Besteuerung,  folgt  die  Gesetzgebung  den 
ergründeten  Lehren  selbst  dort  nicht,  wo  das  wissenschaftlich  ge- 
fundene Gesetz  einmütig  anerkannt  ist. 

In  einem  Zeitpunkte,  in  dem  die  Reform  der  juridischen  Studien- 
ordnimg  in  Deutschland  und  Oesterreich  zu  den  Tagesfragen  gehört, 
darf  es  wohl  auch  dieser  Untersuchung  gestattet  sein,  zu  bemerken, 
dass  keine  juridische  Disziplin  auf  den  Universitäten  so  wenig  Pflege 


')  Merkel:  Krim.  Abhandlungen  11  S.  110  u.  112,  Anm.  18. 
^  Merkel:  Krim.  Abhandlungen  U  S.  110. 
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geniesst,  als  die  des  Finanzrechts.  In  einem  ebenso  sachlichen  als 
geistreichen  Artikel  der  Wiener  „Neuen  Freien  Presse"  ^),  der  dem 
fünfzigjährigen  Gesetzesjubiläum  des  österreichischen  Gefällsstraf- 
gesetzes gewidmet  ist,  heisst  es  bezüglich  dieser  Frage:  „Demselben 
Studenten,  welcher  genau  Bescheid  wissen  muss  in  den  Lehren  des 
Ulpianus  und  Modestinus  ,De  publicanis  et  vectigalibus',  ist  die 
geltende  Zoll-  und  Monopolsordnung  ein  Buch  mit  sieben  Siegeln,  und 
während  ihn  berühmte  Romanisten  in  die  Konjekturen  und  Kontro- 
versen über  die  Funktionen  der  römischen  Magistrate  einführen, 
betrachtet  er  den  Wirkungskreis  einer  k.  k.  Finanzbezirksdirektion 
nicht  anders  wie  ein  eleusinisches  Mysterium." 

Welch  lehrreiches  Bild  der  segensreichen  Wirksamkeit  aka- 
demischer Arbeit  wird  entrollt,  wenn  man  die  an  den  Universitäten 
gepflegten  Disziplinen  mit  ihrer  wissenschaftlichen  Durchbildung  der 
Begriffe ,  Prinzipien  und  Lehren,  mit  ihrer  mächtigen  Befruchtung 
der  Praxis  und  das  vernachlässigte  Stiefkind  juridischen  Schaffens 
mit  seiner  kümmerlichen  Vegetation  auf  theoretischem  und  praktischem 
Boden  vergleicht!  Wer  kennt  und  sucht  auf  so  reichem  Gebiete  den 
Grund  des  Werdens  und  der  Entwicklung  der  Gesetze,  ohne  welche 
ein  erfreulicher  Zustand  und  Erfolg  nicht  möglich  ist?  So  armselig 
wie  die  theoretische  Arbeit  und  Litteratur,  so  dürr  ist  die  Praxis 
des  Finanzrechts. 

Diese  Klage  ist  alt.  Verwandte  und  wohlgepflegte  Disziplinen 
fühlen  den  Mangel  und  geben  ihm  beredten  Ausdruck;  der  Zustand 
lastet  schwer  auf  Staat  und  Verpflichteten.  Die  Heilung  kann  nur 
durch  die  Wissenschaft  erfolgen!  Wann  endlich  wird  eine  solche 
Aenderung  eintreten? 


0  Vom  11.  Juli  1885  N.  7494. 
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Das  Tabakwesen  in  Bayern  von  dem  Bekanntwerden  des 
Tabaks  bis  zur  Einfübrung  eines  Herdstättgeldes  1717. 

Auf  Gmnd  bisher  unbenutzten  archivalischen  Materials  i) 

bearbeitet 

von 

Dr.  Jos.  MIcheler 

in  München. 


Einleitung.     Das  Tabakwesen  in  Bayern  vor  der  Besteuerung 

des  Tabaks. 

Wer  sich  mit  dem  Tabak  von  seinem  Bekanntwerden  in  Europa  an  bis 
auf  den  heutigen  Tag  beschäftigen  will,  findet  für  seinen  Zweck  gedrucktes 
Material  in  üeberfülle.  Man  lese  nur  Wagners  hervorragendes  Buch  über  Tabak- 
kultur, Tabak-  und  Cigarrenfabrikation  ^),  die  aus  Dezennien  langem  Sammel- 
eifer hervorgegangene  Geschichte  des  Tabaks  von  Tiedemann')  und  die  Mono- 
graphie über  den  Tabak  von  A.  Szerlecki^),  so  wird  man  einerseits  ein  inter- 
essantes Bild  über  den  heutigen  Stand  des  Tabakbaues  und  der  Tabakindustrie 
gewinnen,  anderseits  über  Einführung,  Verbreitung  und  Verwendung  des  Tabakes 
als  Genuss-  und  Heümittel  ebenso  unterhaltende  als  lehrreiche  Aufschlüsse 
schöpfen  können,  die  durch  eine  überraschend  ergiebige  Litteratur  belegt  sind. 
So  zahlreiche  Schriften  und  Schriftchen  aber  auch  über  den  Tabak  existieren, 
so  ist  doch  noch  nie  auf  Grund  archivalischer  Forschungen  genauer  dargestellt 
worden,  wie  in  einem  einzelnen  staatlichen  Gebüde  das  Tabakwesen  von  seinen 
ersten  Anfängen  durch  einen  längeren  Zeitraum  sich  gestaltet,  bezw.  verändert 


1)  G.A.  =  Generalakten  über  das  Tabakwesen  im  k.  Kreisarchiv  München.    M.St.B. 
=  Sammlung  von  Landesverordnungen  in  der  Münchener  Staatsbibliotek  Bav.  960,  in  Folio. 

2)  Ladisl.  V.  Wagner,  Tabakkultur,  Tabak-  und  Cigarrenfabrikation.    i.  Aufl.    1884. 

3)  Tiedemann,  Frifedr.,  Geschichte  des  Tabaks.    1854. 

*)  V.  A.  Szerlecki,  Monographie  über  den  Tabak.    1840. 
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hat.  Zwar  weiss  ich  wohl,  dass  Freyberg  in  seinem  bedeutsamen  Werke') 
dem  bayrischen  Tabakwesen  und  seiner  Entwicklung  bis  zum  Jahre  1745  einen 
eigenen  Abschnitt  widmet,  wir  finden  jedoch  daselbst  fast  ausschliesslich  die 
aus  den  einschlägigen  Mandaten  ersichtlichen  rein  äusserlichen  Veranstaltungen 
aufgeführt,  während  wir  über  alle  anderen  Verhältnisse  so  ziemlich  im  unklaren 
gelassen  werden.  Bei  dieser  Sachlage  möchte  für  diese  nach  den  im  Münchener 
Kreisarchiv  vorhandenen  Akten ^)  bearbeitete  Studie  wohl  noch  ein  bescheidenes 
Plätzchen  übrig  sein. 

Die  Tabakpflanze,  welche  Kolumbus  schon  auf  seiner  ersten  Entdeckungs- 
reise 1492  in  Kuba  und  Romano  Pane  1496  in  S.  Domingo  kennen  gelernt 
hatten,  kam  im  Jahre  1560  nach  Europa.  Jean  Nicot,  französischer  Gesandter 
in  Portugal,  hatte  eine  solche  von  einem  kgl.  Hofbeamten,  dem  sie  aus  Florida 
zugeschickt  worden  war,  zum  Geschenk  erhalten.  Da  das  Kraut  wegen  seiner 
Heilkräftigkeit  besonders  bei  Verwundungen  in  grossen  Ehren  stand,  so  empfahl 
es  Nicot  seiner  Herrin,  der  Katharina  von  Medici,  und  übermittelte  ihr  einen 
Samen  desselben^).  Bald  fand  der  Tabak  von  Frankreich  aus  seinen  Weg  in 
andere  Staaten,  und  schon  im  Jahre  1565  erhielt  man  auch  in  Deutschland 
Kunde  von  dem  Wunderkraut.  Dem  Botaniker  Adolf  Occo  in  Augsburg  schickte 
nämlich  ein  Freund  aus  Frankreich  getrocknete  Tabakblätter.  Da  Occo  und 
der  von  ihm  zu  Rate  gezogene  Arzt  Joh.  Funk  in  Memmingen  die  Blätter 
nicht  kannten,  so  sandten  sie  dieselben  an  den  berühmten  Botaniker  Konrad 
Gessner  in  Zürich.  Derselbe  sah  seine  Vermutung,  es  möchte  Tabak  sein,  be- 
stätigt, als  er  von  Benedikt  Aretius  in  Bern  die  Abbildung  einer  selbst  gezogenen 
Tabakpflanze  erhielt*).  Bald  ward  das  neue  Kraut  nicht  allein  zu  Heilzwecken 
verwendet,  sondern  es  wurde  auch  zum  Vergnügen  und  zum  Genüsse  geraucht. 
Schon  1570  war  das  Rauchen  in  Holland  verbreitet;  durch  die  Matrosen  des 
Sir  M.  Raleigh  kam  es  1587  nach  England,  woselbst  ebenso  wie  in  Frankreich 
bald  sogenannte  Tabagien  entstanden^).  Die  praktischen  Holländer  betrachteten 
alsbald  den  Tabak  als  ergiebige  Quelle  der  Landwirtschaft  und  des  Handels; 
sie  priesen  daher  die  Nützlichkeit  und  Vortrefi"lichkeit  desselben  in  allen  Ton- 
arten und  begannen  schon  1615  zu  Amersfoort  den  Tabakbau.  In  England  da- 
gegen eiferte  Jakob  I.  mit  allen  Mitteln  gegen  das  neue  Kraut.  Er  legte  zur 
Verhinderung  der  Tabakeinfuhr  im  Jahre  1601  eine  starke  Auflage  auf  den- 
selben®), ja  er  soll  sogar  1605  gegen  die  nach  seiner  Ueberzeugung  schädliche 


1)  Frey  berg,  Max,  Frh.  v..  Pragmatische  Geschichte  derbayr.  Gesetzgebung,  11.  Bd., 
S.  449  ff. 

2)  Generalakten  über  das  Tabakwesen,  Fase.  I— XII. 

3)  V.  Wagner  a.  a.  0.  S.  3—4.  Johannes  Neander,  Tabacologia,  1696,  schreibt  S.  2 
über  das  Geschenk  an  Nicot:  „ibi  nobiUs  quidam  Belga  Archivorum  tunc  regiorum  custodiae 
praefectus  plantam  illi  veluti  exoticam  atque  nuper  ex  Florida  allatam  dono  obfert."  —  J.  G. 
Gotthard,  Die  Kultur,  Fabrikatur  und  Benutzung  des  Tabaks,  1802,  berichtet  S.  24,  dass 
nach  einigen  der  Franzose  Thevet,  welcher  1555—1556  in  Brasilien  war,  nach  anderen  Her- 
mandez von  Toledo,  der  sich  1560  in  Mexiko  aufhielt,  die  Tabakpflanze  zuerst  nach  Europa 
gebracht  habe. 

*)  Tiedemann  a.  a.  0.  S.  141, 

5)  v.  Wagner  a.  a.  0.  S.  4. 

6)  Bibra,  Dr.  E.  Frh.  v.,  Die  narkotischen  Genussmittel,  1855   S.  317. 
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Verbreitung  der  Pflanze  zu  Oxford  eine  Disputation  gehalten  haben').  Im 
Jahre  1619  donnerte  er  in  seinem  Misokapnus^)  gegen  die  Sinnlosigkeit,  Schäd- 
lichkeit und  Verderblichkeit  des  Tabaks.  Einen  Erfolg  hatte  jedoch  sein  Eifer 
nicht,  denn  seine  eigenen  ünterthanen,  im  Mutterlande  am  Tabakbau  gehindert, 
hatten  es  sich  nicht  nehmen  lassen,  ia  VirgLnien  Tabakpflanzungen  anzulegen. 
Man  rauchte  bald  in  der  Türkei,  in  Bussland,  Ungarn,  Schweden,  Norwegen 
und  natürlich  auch  in  Deutschland.  In  demselben  Jahre  (1620),  als  der  Kauf- 
mann Robert  Königsmann  in  Strassburg  mit  aus  Holland  bezogenem  Tabaksamen 
den  Tabakbau  auf  deutschem  Gebiete  einleitete,  wurde  auch  das  Rauchen  in 
Deutschland  bekannt.  Nach  der  einen  Angabe  soDen  englische  Kaufleute  die 
neue  Gewohnheit  nach  Zittau  gebracht  haben,  nach  einem  anderen  Bericht  wäre 
zum  erstenmal  auf  deutschem  Boden  bei  den  englischen  Truppen,  welche  Graf 
Grey  1620  durch  Sachsen  führte  und  die  dem  König  Friedrich  von  Böhmen 
Hilfe  bringen  sollten,  das  Rauchen  gesehen  worden.  Die  im  Jahre  1622  dem 
von  dem  Spanier  Spinola  in  seinen  Erblanden  hart  bedrängten  Winterkönige 
zu  Hilfe  geschickten  holländischen  und  englischen  Truppen  brachten  den  selt- 
samen Gebrauch  an  den  Rhein.  Während  des  ganzen  Dreissigjährigen  Krieges 
wurde  besonders  von  der  Soldateska  viel  Tabak  verbraucht;  von  den  Schweden, 
bei  welchen  das  Rauchen  zum  erstenmal  in  Meissen  im  Jahre  1631  beobachtet 
wurde,  wird  berichtet,  dass  sie  im  Rauchen  und  Kauen  des  Tabaks  eine  besondere 
Leidenschaftlichkeit  an  den  Tag  gelegt  haben ;  die  Tillyschen  und  Wallenstein- 
schen  Truppen  gaben  sich  gleichfalls  dem  Tabakgenusse  hin'). 

Nicht  viel  später  als  das  Tabakrauchen  verbreitete  sich  das  Schnupfen 
von  pulverisiertem  Tabak.  Die  Gewohnheit  tritt  am  stärksten  und  fast  gleich- 
zeitig auf  in  Spanien,  Frankreich  und  Italien,  von  da  kommt  sie  nach  Holland, 
England  und  Deutschland*). 

Unterdessen  war  über  den  Tabak  eine  ganze  Litteratur  entstanden;  die 
Aerzte  wollten  zum  Teil  in  dem  Tabak  eine  Panacee  gegen  alle  erdenklichen 
Uebel  gefunden  haben,  zum  Teil  sahen  sie  in  dem  Tabak  ein  schädliches  und 
gefährliches  Kraut;    die  Gelehrten   stritten   über  die  Vemünftigkeit  des  Tabak- 

1)  Thebesius,  G.  D.,  Deutliche  und  austührliche  Nachrieht  vom  Eauch-  und  Schnupf- 
tabak.   1713.    Vorrede.    Das  beliebte  und  belobte  Kräutlein  Tabak  etc.  von  J.  G.  H.  S.  37. 

2)  Jacobi  regis  opera  1619,  I,  S.  200  ff.  Misocapnus  seu  lusus  Eegius  de  abusn  Tabacci. 
Ich  führe  nur  den  Schluss  an  S.  207 :  Tandem  igitur,  o  cives,  si  quis  pudor ,  rem  insanam  ab- 
jicite,  ortam  ex  ignominia,  receptam  errore,  frequentatam  stultitia,  unde  et  ira  Numinis  ac- 
cenditur,  corporis  sanitas  atteritur,  res  familiaris  arroditur,  dignitas  gentis  senescit  domi, 
vilescit  foris;  rem  visu  turpem,  olfactu  insuavem,  cerebro  noxiam,  pulmonibus  damnosam:  et 
si  dicere  Uceat  atri  fomi  nebulis  tartareos  vapores  proxime  repraesentantem. 

3)  Tiedemann  a.  a.  0.  S.  165—166,  175.  J.  G.  H.,  das  beliebte  und  belobte  Kräutlein, 
S.  24.  Gotthard  a.  a.  0.  S.  33.  Dass  schon  im  Jahre  1547  die  Truppen  Karls  V.  das  Rauchen 
an  die  sächsische  Grenze  gebracht  haben,  erzählt  Gotthard  a.  a.  0.  S.  27—28  dem  J.  S.  Halle, 
die  Tabakmanufaktur,  1788,  mit  der  Bemerkung  nach,  dass  diese  Angabe  wohl  ein  Ausfluss 
der  überreichen  Phantasie  seines  Gewährsmannes  sei.  F.  J.  Lipowsky,  des  Ferdinand  Maria 
Lebens-  und  Regierungsgeschichte,  1831,  sagt  S.  198,  dass  von  Karls  V.  Truppen  das  Rauchen 
auf  die  deutsche  Landarmee  übergegangen  sei,  S.  199,  dass  unter  Ferdinand  Maria  die  Soldaten, 
welche  mit  den  Venetianem  gegen  die  Türkei  gefochten,  das  Rauchen  in  die  Heimat  ge- 
bracht haben. 

*)  Thebesius  a.  a.  0.  S.  51.  Tiedemann  a.  a.  0.  S.  174  behauptet  daher  mit  Un- 
recht, dass  erst  gegen  Ende  des  17.  Jahrhunderts  die  aus  Frankreich  eingewanderten  Hugenotten 
das  Schnupfen  des  Tabaks  nach  Deutschland  gebracht  haben. 
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genusses,  die  Geistlichen  prüften,  ob  derselbe  moraliscli  erlaubt  sei^).  Was 
Wunder,  dass  die  geistliche  und  weltliche  Macht  im  Tabakgenusse  bald  etwas 
Missbräuchliches  fand.  Als  an  den  Papst  Urban  VIII.  über  die  Geistlichkeit  in 
Sevilla  Klagen  einliefen,  weil  dieselbe  auch  bei  der  hl.  Messe  schnupfe,  so  bedrohte 
er  1624  ein  solches  Unterfangen  mit  dem  Banne  ^).  Ebenso  energisch  gingen 
mehrere  weltliche  Regierungen  gegen  das  Rauchen  vor,  das  wegen  seiner  Feuer- 
gefährlichkeit ernste  polizeiliche  Bedenken  hervorrief.  In  der  Türkei  verbot 
Amurad  (Murad)  IV.  (1609 — 1640)  den  Tabakgenuss  bei  Leibesstrafen,  der  Zar 
von  Moskau  bestimmte  1634,  man  solle  diejenigen,  die  sich  gegen  das  Rauch- 
verbot verfehlen,  mit  Ruten  streichen,  ihnen  die  Nase  aufschlitzen  oder  Male  auf- 
brennen, auch  Schweden  erliess  1641  ein  Rauchverbot*). 

Es  müsste  eigentümlich  zugegangen  sein,  wenn  während  der  entsetzlichen 
Wirren  des  Dreissi  gj  ährigen  Krieges,  wo  trotz  aller  Energie  eine  völlige  Nieder- 
haltung wirklicher  oder  vermeintlicher  Missbräuche  einfach  undenkbar  gewesen, 
der  Tabakgenuss  von  den  einheimischen  und  durchziehenden  Truppen  nicht 
auch  auf  die  übrige  Bevölkerung  übergegangen  wäre.  Zwar  lässt  der  bayrische 
Hofrat  in  ein  Gutachten  vom  31.  Oktober  1685  *)  die  Bemerkung  einfliessen,  dass 
Max  I.  flden  Tabak  durchaus  nicht  geduldet  und  die  Einfuhr  energisch  inhibiert 
habe" ;  aber  diese  Aeusserung  hat  im  Zusammenhalt  mit  den  übrigen  Aus- 
führungen des  Schriftstückes  den  Zweck,  die  volkswirtschaftlichen  Grundsätze 
Maximilians  gegenüber  denen  seines  Nachfolgers  zu  loben;  für  ein  Zeugnis, 
dass  Bayern  unter  Max  I.  am  Tabakkonsum  gar  nicht  beteiligt  war,  können 
sie  schon  um  dessentwillen  nicht  gelten,  weil  sich  sogleich  nach  Maximilians 
Ableben  eine  weite  Verbreitung  des  Tabakgenusses  herausstellte.  Wenn  nun 
Max  I.,  der  doch  alle  Lebensverhältnisse  bis  ins  kleinste  durch  polizeiliche  Ver- 
ordnungen zu  regeln  suchte ''),  zu  einer  Vorschrift  gegenüber  der  neuen  Gewohn- 
heit sich  nicht  veranlasst  sah,  so  wird  dabei  wohl  der  gewiegte  Feldherr  den 
Regenten  beraten  haben,  dass  ein  Kampf  gegen  das  beliebte  Kraut,  das  der 
Soldat  gegen  Hunger  und  Durst  zu  gebrauchen  behauptete,  unthunlich  sei,  und 
eine  Ausrottung  desselben  ausserhalb  der  Grenzen  seiner  Macht  liege. 

Erst  als  Max  I.  am  27.  September  1651  sein  thatenreiches  Leben  ge- 
schlossen hatte,  ging  man  in  Bayern  daran,  den  Genuss  des  Tabaks  durch 
Mandate  zu  verbieten.  Da  der  Thronfolger  Ferdinand  Maria  erst  15  Jahre  alt 
war,  so  übernahm  die  Kurfürstin-Mutter  Anna  als  Vormünderin  und  Regentin 
und  des  Verlebten  Bruder  Albrecht  VI.  als  Landesadministrator  für  den  Minder- 
jährigen die  vormundschaftliche  Regierung.  Max  hatte  bei  Lebzeiten  dafür 
gesorgt,  dass  nach  seinem  Tode  alles  im  alten  Geleise  bleibe ,   indem  er   nicht 


1)  Vgl.  ausser  Neanders  Tabacologia,  1626,  J.  Schröder,  de  abusu  Tabaci,  1644,  und 
Tabakshistorien,  in  französischer  Sprache  beschrieben  durch  Monsieur  de  Prade,  ins  Deutsche 
tibersetzt  von  O.  K.  M.  D.    Frankftirt  1684. 

2)  Bibra  a.  a.  0.  S.  316.  Thebesius  a.  a.  0.  S.  54.  Nach  der  Zeitschrift:  Bayern 
und  die  angrenzenden  Länder,  4.  Heft ,  1816 ,  S.  101  Anm. ,  gab  Pasquin  darauf  die  Devise : 
Contra  folium,  quod  vento  rapitur,  ostendis  potentiam  tuam. 

3)  Thebesius  a,  a.  0.  S.  33.     v.  Wagner  a.  a.  0.  S. 4. 

*)  G.A.  Gutachten  des  Hofrates  über  die  Fortsetzung  des  Tabakapaldos,  dat.  31.  Okt.  1685. 

5)  Vgl.  darüber  Felix  S  t  i  e  v  e ,  Das  kirchliche  Polizeiregiment  in  Bayern  unter  Max  I, 
1876,  und  F.  Lipowsky,  bayr.  Kirchen-  und  Sittenpolizei  unter  seinen  Herzogen  und  Kur- 
fürsten, 1821. 
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allein  die  Regierungagrundsätze  für  seinen  Sohn  schriftlich  hinterliess,  sondern 
auch  die  Räte  bestimmte,  welche  den  Trägem  der  R^gierungsgewalt  zur  Seite 
zu  treten  hatten ').  Zur  Sanierung  des  Landes,  welches  durch  den  verderblichen 
Krieg  schwer  gelitten  hatte,  wurden  daher  die  eingefulirten  polizeilichen  Mass- 
nahmen nicht  allein  beibehalten  \md  zum  Teil  ausdrücklich  wiederholt,  sondern 
es  wurden  dieselben  auch  durch  neue  Bestimmungen  ergänzt  oder  verschärft*). 
Neu  war  auch  ein  Verbot  «des  Tabaktrinkens*'),  welches  ein  Generalmandat 
vom  22.  August  1652  zum  G^enstand  hatte.  Es  ist  das  Mandat  zwar  nicht 
mehr  auffindbar,  aber  seinen  Inhalt  erfahren  wir  aus  dem  Generalmandat  vom 
9.  Juni  1653  desselben  Betreffs^).  Es  sollte  nach  demselben  ,den  Bauers-  und 
anderen  gemeinen  Leuten*  das  Tabaktrinken  bei  Strafe  verboten  sein.  Im 
neuen  Mandat  ist  ernstlich  eingeschärft,  dem  ergangenen  Generalbefehl  die 
schuldige  Observanz  zu  leisten,  gegen  die  Uebertret^r  mit  gebührender  Strafe 
einzuschreiten  und  über  die  schon  verhängten  Strafen  unverzüglich  zu  berichten. 
Als  Ferdinand  Maria  am  31.  Oktober  1654  die  Regierung  selbst  übernahm, 
wandelte  er  die  von  seinem  Vater  gewiesenen  und  von  seiner  Vormundschaft 
eingeschlagenen^Bahnen  weiter.  Wie  in  allen  anderen  Angelegenheiten  blieb  er 
vorerst  auch  in  betreff  des  Tabakkonsums  bei  der  übernommenen  Praxis.  Es 
sei  ihm  glaubwürdig  vorgekommen,  verkündet  der  Kurfürst  ^),  dass  die  so  ernst- 
lich ergangene  und  wiederholte  Vorschrift  über  den  Tabak  zu  seinem  besonderen 
Missfallen  in  schlechte  Observanz  gezogen  oder  allerorten  ausser  schuldigster 
Obacht  gelassen  worden.  Er  habe  vernehmen  müssen,  dass  zu  Jahrmarkt-  und 
Dultzeiten  von  den  Augsburger,  Nürnberger  und  andern  fremden  Kauf-  und 
Handelsleuten  Tabak  in  grosser  Quantität  ins  Kurfürstentum  Bayern  herein- 
gebracht und  öffentlich  feügehalten  werde.  Es  solle  fortan  der  Tabak  nur  allein 
in  Städten  bei  den  Apothekern  und  Materialisten  hergegeben  werden  dürfen, 
wenn  er  als  Medizin  verordnet  worden.  Gegen  die  Uebertreter  dieses  Befehls 
soUe  gebührend  eingeschritten  und  über  die  Art  ihrer  Abwandlung  quartaliter 
Bericht  erstattet  werden.  Aber  was  halfen  alle  Verbote  ?  Trotz  derselben  nahm 
wie  anderwärts,  |so  auch  in  Bayern  der  Konsum  des  Tabaks  fortwährend  zu®). 
Ein  Generalmandat  vom  Jahre   1662^  klagt,    dass  'der  Tabak   vom  gemeinen 


1)  Es  waren  dies  der  Landeshoftneister  Graf  Kurz,  Frh.  Ad.  v.  Mettemich,  Hof  kammer- 
präsident  v.  Haslang,  Greheimrat  Sländl,  Landschaftskanzler  Joh.  Herwart,  Joh.  Adlzreiter 
von  Tettenweis. 

2)  So  wurde  durch  Mandat  vom  2.  Jnni  1653  den  Hoflräulein  verboten ,  nackte  Busen 
and  indecente  Kleidung  zu  zeigen  und  den  Bauersweibem  und  deren  Töchtern  das  Tragen 
allzu  kurzer  Röcke  untersagt. 

3)  So  bezeichnete  man  das  Tabakrauchen. 

*)  M.St.B.  IV,  68.  In  diesem  Mandat  weist  die  Kurfürstin  Maria  Anna  auf  den  22.  August 
1652  hin,  „wo  sie  durch  ergehung  und  ablassung  eines  gnädigsten  jedoch  auch  ernstlich  und 
zuverlässigen  generalbevelch  aufgetragen  dass  dass  ....  Thabacktrinkhen  Unter  den  Paurs  — 
und  andern  gemeinen  leithen  vennitels  eines  öffentlichen  Verrulfs  durchgehend  abgeschaffen 
Und  gegen  den  yberthretter  yedesmahls  gebürende  Straff  vorgenommen  werde. 

5)  G.A.  Generalmandat  vom  31.  August  1656.  Die  in  M.St.B.  befindliche  Abschrift  trägt 
das  Datum  31.  Juli  1656. 

6)  Der  Tabakbau  wurde  in  Süddeutschland  zuerst  von  den  Nümbergem  und  Augs- 
burgem  in  die  Hand  genommen;  aber  schon  1660  wurde  auch  im  Elsass,  in  der  Grafschaft 
Hanau,  im  Bistum  Speier,  in  der  Grafschaft  Baden,  im  Breisgan  und  im  Kanton  Basel  Tabak 
gebaut.    Vgl.  T  i  e  d  e  m  a  n  n  a.  a.  0.  S.  175. 

^  Generalmandat  vom  1.  Februar  1662.    M.St.B.  IV,  86. 
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Mann  in  Wirts-  und  Bauernhäusern,  ja  sogar  auf  der  Gasse  öffentlich  getrunken 
werde.  „Die  Leute",  heisst  es  weiter,  „gehen  in  diesem  Missbrauch  so  weit,  dass 
sie  meinen,  sie  könnten  nicht  leben,  wenn  sie  die  Pfeife  nicht  etlichemal  am 
Tage  im  Maul  haben,  wodurch  sie  dann  in  diesen  ohnehin  geldklemmen  Zeiten 
den  zum  Unterhalt  nötigen  Pfennig  verschwenden."  Die  Schuld  an  diesem 
Uebelstande  wird  der  Obrigkeit  zugeschrieben,  gegen  welche  bei  fernerer  Nach- 
lässigkeit exemplarisch  eingeschritten  werde.  Nach  den  vorangeführten  Man- 
daten könnte  man  meinen ,  der  Tabakverbrauch  habe  nur  bei  den  niederen 
Volksschichten  Anklang  gefunden,  und  Lipowsky^)  behauptet  auch,  dass  beim 
Hof,  beim  Adel,  den  Honoratioren,  ebenso  bei  den  Damen  das  Rauchen  nicht 
üblich  gewesen  sei.  Dies  stimmt  aber  wenig  mit  dem  überein,  was  wir  in 
Bai  des  Satire  gegen  den  Missbrauch  des  Tabaks  lesen '^j.  Als  dieselbe  1656 
entstand,  muss,  wenn  seine  Schilderungen  nicht  übertrieben  sind,  bei  allen 
Ständen  und  bei  beiden  Geschlechtern  eine  geradezu  leidenschaftliche  Vorliebe 
für  den  Tabak  geherrscht  haben;  nur  das  eine  kann  zugegeben  werden,  dass 
in  den  höheren  Ständen  die  Dose,  in  den  niederen  die  Pfeife  bevorzugt  wurde. 
Man  würde  nun  sehr  irren,  wenn  man  die  Erfolglosigkeit  der  gegebenen  Vor- 
schriften für  den  Grund  einer  Umkehr  auf  dem  eingeschlagenen  Weg  halten 
würde.  Wie  die  Saumseligkeit  in  der  Beobachtung  vieler  anderer  Bestimmungen 
nicht  zu  deren  Aufhebung,  sondern  nur  zur  Androhung  schärferer  Ahndung  bei 
üebertretung  derselben  führte,  so  würde  dies  auch  bei  den  Verordnungen  wider 
den  Tabak  der  Fall  gewesen  sein,  wenn  nicht  ein  Umschwung  in  den  wirtschaft- 
lichen Grundsätzen  in  den  massgebenden  Kreisen  zu  einer  anderen  Stellungnahme 
gegenüber  dem  befehdeten  Kraut  veranlasst  hätte.  Schon  unter  Max  I.  dämmerte 
in  manchen  Köpfen  die  Ueberzeugung ,  dass  durch  Hebung  der  inländischen 
Produktion  das  Geld  im  Lande  behalten  und  das  ausländische  Geld  hereingezogen 
werden  müsse.  Aber  zur  Erreichung  dieses  Zweckes  konnte  weder  das  im  Jahre 
1624  gebildete  KommerzienkoUegium,  noch  die  im  August  1640  zur  Beförderung 
des  inländischen  Kommerzienwesens  gebildete  Kommission  etwas  thun,  da  der 
konservative  Charakter  des  Kurfürsten  Max  I.  den  angeratenen  wirtschaftlichen 
Experimenten  abhold  war^).  Maxens  Grundsätze  wurden  nach  seinem  Tode 
auch  von  dem  leitenden  Minister,  dem  Grafen  Kurz,  vertreten.  Ein  Umschwung 
vollzog  sich  erst,  als  im  Jahre  1662  an  Stelle  des  Grafen  Kurz  der  Graf  Egon 
Hermann  von  Fürstenberg  Minister  und  Vorstand  des  Geheimen  Rates  geworden 
war.    Die  von  ihm  vertretene  Strömung  musste  um  so  schneller  an  Ausdehnung 


1)  Lipowsky,  Ferd.  Maria  a.  a.  0.  S.  200. 

2)  J.  B  al  d e ,  Satyra  contra  abusum  Tabaci  1657 ;  eine  Uebersetzung  (von  Sig.  v.  Birken), 
,die  Truckene  Trunkenheit"  erschien  1658.  In  Baldes  Werken  Poemata,  Tom.  III,  1660,  S.  160  ff. 
Bruchstücke  aus  Baldes  Satire  in  metrischer  Uebersetzung  finden  sich  bei  J.  H.  Cohausen, 
Satirische  Gedanken  von  der  Pica  nasi  aus  dem  Lateinischen  ins  Deutsche  übersetzt  von 
L.  C.  S.     1720. 

3)  Da  das  Kommerzienkollegium  die  Erteilung  gewisser  Privilegien  für  unerlässlich 
hielt,  von  Max  I.  aber  solche  nicht  zu  erreichen  waren,  so  traten  mehrere  Mitglieder  aus  dem 
Kollegium  aus ,  andere  starben ,  so  dass  im  Jahre  1631  Dr.  Schobinger  das  einzige  Glied  des 
Kommerzienkollegiums  war.  —  Die  im  August  1640  zur  Förderung  des  inländischen  Kommerzien- 
wesens gebildete  Kommission  stand  unter  der  Leitung  des  Kammerpräsidenten  und  zählte  zu 
ihren  Mitgliedern  den  Vizepräsidenten  Tanner,  den  Hot-  und  Kammerrat  Kittner,  die  Kom- 
merzienräte  Wämpel,  Hegger  und  Gassner.    Vgl.  Freyberg  a.  a.  0.,  H,  S.  371  und  375—376. 
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gewinnen,  als  auch  die  Kurfiirstin  Henriette  Adelaide  für  dieselbe  eintrat. 
Welcher  Art  dieselbe  war,  wird  sich  aus  der  Berufung  des  berühmten  Projekten- 
machers Dr.  J.  J.  Becher  ersehen  lassen,  welcher  1664  angegangen  wurde,  in 
Bayern  „gute  Einrichtungen  in  Handels-  und  Kameralsachen''  zu  treffen  ').  In 
Bechers  Vortrag  an  die  bayrischen  Geheimräte  ist  das  erste  Axiom:  „Man  soll 
allezeit  sehen,  'dass  man  das  Geld  im  Lande  behalte  und  von  fremden  Orten 
noch  ein  mehreres  dazu  bringe."  Eine  andere  seiner  Forderungen  lautet:  ,Kann 
eine  Ware  im  Lande  selbst  erzeugt  werden,  so  ist  man  schuldig,  sie  nicht  vom 
Auslande  zu  holen."  Er  wünscht  ein  eigenes  KommerzienkoUegium,  aus  Juristen, 
Gelehi-ten,  Kaufleuten  und  praktischen  Männern  des  Manufakturwesens  und  der 
Kameralien  bestehend^).  Sein  grossartig  gedachter  Plan,  eine  Reglementierung 
des  ganzen  Verkehrs  durch  den  Staat,  ging  zwar  nicht  in  Erfüllung.  Die  Kauf- 
mannschaft hatte  nicht  allein  die  öffentliche  Meinung  dagegen  bearbeitet,  son- 
dern auch  im  Geheimen  Rat  gegen  die  aufgetauchten  Projekte  Stimmung  zu 
machen  gewusst.  Insbesondere  soll  der  seit  1662  zum  Vizekanzler  des  Geheimen 
Rates  ernannte  Staatsmann  Kaspar  Schmid  gegen  die  neuen  Pläne  aufgetreten 
sein^).  Aber  in  bezug  auf  das  Tabakwesen  hatte  das  neue  System  doch  einen 
raschen  und  vollständigen  Wechsel  in  den  Auffassungen  henorgerufen,  trotzdem 
in  den  Nachbarländern  die  Verbote  des  Tabaks  noch  nicht  als  überwundener 
Standpunkt  betrachtet  werden  konnten*).  Schon  im  Jahre  1664,  als  Becher  behufs 
Erwerbung  einer  amerikanischen  Kolonie  für  das  Kurfürstentum  Bayern  mit  dem 
Grafen  von  Hörn  und  etwas  später  mit  den  Engländern  in  Verbindung  trat, 
wurde  unter  den  vorteilhaften  Produkten,  die  von  dort  zu  holen  wären,  auch 
der  Tabak  genannt*).  Als  sich  die  Kolonialpläne  zerschlagen  hatten,  konnte 
der  seit  10.  Juni  1665  wieder  zum  ordentlichen  Kollegium  erklärten,  jedoch 
unter  dem  Hofkammerpräsidium  und  -Direktorium  stehenden  Kommerziendepu- 
tation  die  Erkenntnis  nicht  schwer  werden,  dass  sich  eine  Reduzierung  der  für 
den  Tabak  ausser  Landes  gehenden  Summen  nur  dann  erreichen  lasse,  wenn 
man  den  inländischen  Tabakbau  gestatte.  In  der  That  wurde  auch  bald  der 
Tabakbau  und  die  Tabakfabrikation  von  einem  gewissen  Sittl  in  Landshut  un- 
beanstandet ausgeübt;  ebenso  wurde  einem  sicheren  Michael  Schönegg  aus 
Geissenfeld,  welcher  unter  Berufung  auf  „die  Verdienste,  die  er  sich  bei  der 
kurfürstlichen  Miliz  und  durch  seinen  Uebertritt  zur  alleinseligmachenden  Kirche* 


1)  Simonsfeld ,  Dr.  H. ,  Bayrische  Kolonialpläne  im  17.  Jahrhimdert.  Beilage  zur 
AUg.  Zeitxmg  1885,  Nr.  172,  174  und  176.    Sonderabdruck  S.  4. 

2)  Vgl.  Röscher,  W. ,  Geschichte  der  Nationalökonomik  in  Deutschland,  S.  276, 
282,  287. 

3)  Ueber  Bechers  Pläne,  betreffs  Gründung  eines  Provianthauses,  eines  Werkhauses, 
eines  Kaufhauses  und  einer  Bank ,  vgl.  Simonsfeld  a.  a.  O.  S.  9 ;  über  Bechers  Klagen  über 
die  Intriguen  der  Mtinchener  Kauf  leute  vgl.  Simonsfeld  a.  a.  0.  S.  16—17.  Aus  Kaspar  Schmids 
Darlegungen  im  Geh.  Rat  führt  Lipowsky,  Ferd.  Maria,  S.  173  an:  „Wo  der  Fürst  Kauf- 
mann ist,  da  ist  das  Land  verdorben  .  .  .  .,  ein  armes  Volk  macht  zuletzt  auch  arme  Fürsten. 
Man  erniedrige  Fürsten  nicht  zu  handeltreibenden ,  spekulierenden  Menschen ,  es  ist  genug, 
dass  der  Kurfürst  mit  Salz  imd  weissem  Bier  Handel  treibt." 

*)  So  in  Bern  in  der  Schweiz ,  wo  in  der  nach  den  zehn  Geboten  Gottes  abgefassten 
Polizeiordnung  vom  Jahre  1(561  das  Verbot  des  Rauchens  dem  Verbot  des  Ehebruches  angefügt 
war.  Gotthard  a.  a.  0.  S.  33.  Im  benachbarten  Tirol  wurde  1658  ein  Ranchverbot  erlassen. 
Zeitschrift  für  Bayern  und  die  angrenzenden  Länder.    1816.    4.  Heft.    S.  102 

5)  Simonsfeld  a.  a.  0.  S.  14-15. 
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erworben,  um  die  Erlaubnis  zum  Tabakbau  auf  den  in  Geissenfeld  gepachteten 
zwei  Aeckern  bat,  dieses  Recht  ohne  Anstand  bewilligt ').  Freilich  konnten  diese 
vereinzelten  und  unbedeutenden  Versuche  ^)  gegenüber  einem  Tabakkonsum  von 
ca.  3000  Ztr.  ^)  nur  wenig  ins  Gewicht  fallen  und  insbesondere  den  Preis, 
welchen  die  Nürnberger  auf  16  fl.  pro  Ztr.  hinaufgetrieben  hatten,  nicht  beein- 
flussen *). 


II. 

Erhebung  eines  Tabakaufschlages  durch  den  bayrischen  Landtag. 

Regalisierung  und  Verpachtung  des  Tabakhandels. 

Da  sich  der  Tabak  nicht  verdrängen  Hess,   so   wurde   er   schon  früh  als 
ein   Finanzobjekt   ins   Auge   gefasst,    welches    eine    Belastung   wohl   vertrüge. 


1)  G.A.  Vorstellung  des  Michael  Schönegg  an  die  Landschaft  (ohne  Datum). 

2)  Nach  dem  Bericht  des  Marktschreibers  Schauer  zu  Geissenfeld  hatte  Schönegg  zwei 
Aecker  für  18  fl.  gepachtet  und  erzielte  darauf  10—12  Ztr.  Tabak;  nach  J.  P.  Kolbeck, 
Gründliche  und  umfassende  Abhandlung  über  den  Tabak  (ohne  Jahrzahl)  S^78,  würde  dies 
ungefähr  der  Ertrag  eines  bayr.  Tagwerkes  gewesen  sein.  Der  spätere  Hofkammerrat  Senser 
behauptet  in  seinem  Entwurf  über  die  in  Bayern  aufgerichteten  Fabrizierhäuser,  dat.  18.  Februar 
1695,  dass  in  dieser  Zeit  auch  um  Aichach  herum  Tabak  gebaut  worden  sei,  jedoch  seien  diese 
Versuche  „ohne  Fundament"  gewesen.    G.A. 

3)  Für  meine  Annahme,  dass  ca.  3000  Ztr.  Tabak  in  Bayern  jährlich  verbraucht  worden, 
finden  sich  dii-ekte  Belege  nicht;  die  später  kommenden  Angaben  über  den  Tabakverschleiss 
werden  jedoch  ergeben,  dass  annähernd  das  Eichtige  getroffen  ist. 

*)  Hanauer  Gut  kostete  per  Zentner  9—10  fl..  Nürnberger  Gut  6,  7  und  8  fl. ;  letzteres 
kam  mit  Gewichtsverlust ,  Fuhrlohn ,  Provision  auf  13 ,  ja  auf  15—16  fl. ;  looo  Pfeifen  kosteten 
3—4  fl.  Im  Detailverkauf  kostete  das  Pfund  Tabak  9—10  kr. ,  wurde  aber  auch  bis  auf  13  kr. 
hinaufgetrieben.  Hier  möchte  ich  eine  kurze  Vergleichung  des  Jetzt  und  Damals  in  bezug  auf 
Tabakkonsum  und  Tabakpreise  anreihen.  In  Bayern  wurde  1553  das  Wiener  Gewicht  ein- 
geführt. Der  Wiener  oder  alte  bayrische  Zentner  =  100  Pfd.  (1  Pfd.  =  32  Lt.)  beträgt 
56,06  kg.  Da  beim  Einkauf  in  Nürnberg  durchweg  10  Prozent  Gewichtsverlust  in  Rechnung 
gebracht  werden,  so  ergibt  sich,  dass  der  Nürnberger  Zentner  unserem  Zollzentner  entspricht. 
Nach  den  statistischen  Tabellen  des  Deutschen  Reiches  vom  Jahre  1883/84  kosten  100  kg  luft- 
trockener und  fermentierter  Tabakblätter  74,64  M.,  nach  denselben  Tabellen  vom  Jatoe  1884;85 
kosten  sie  65,45  M.,  d.  i.  pro  Zentner  37,32  M.  bezw.  32,72  M.  Beim  fabrizierten  Tabak  ist  der 
Preis  nach  der  Qualität  sehr  verschieden  (vgl.  Wagner  a.  a.  0.  S.  122  ff.).  Im  Kleinhandel 
kommt  es  in  bezug  auf  den  Preis  besonders  darauf  an ,  wie  in  dem  betreffenden  Staate  der 
Tabak  besteuert  ist.  Nach  Anaper,  die  Einführung  des  Tabakmonopols  in  Deutschland,  1881, 
S.  19—20,  kostet 

1  kg  Varinas  in  Oesterreich  12,40  M.,  in  Deutschland  5,—  M, 

1    „   Portoriko  ,  „  10,—  „     „  ,  3,—   „ 

1    „    Schnupftabak    „  „  4,82—7,36  „     „  „  2,50  „ 

Da  durch  den  Dreissigjährigen  Krieg  die  Bewohner  Bayerns  stark  dezimiert  worden  waren 
(vgl.  Wolf,  J.  H.,  bayr.  Geschichte,  m.  Bd.,  1832,  S.  236),  so  mögen  in  den  60er  und  70er 
Jahren  des  17.  Jahrhunderts  in  Ober-  und  Niederbayem  nicht  mehr  als  600,000  Seelen  vor- 
handen gewesen  sein.  Es  ist  daher  die  in  Anton  Wilhelm  Er t eis  churbayr.  Atlas,  1687  und 
1690  (vgl.  Bavaria,  Landes-  und  Volkskunde  des  Königreichs  Bayern,  1860,  I,  2.  Abt.  S.  650—651) 
befindliche  Angabe,  dass  in  Ober-  und  Niederbayern  3,401,020  angesessene  ünterthanen  leben, 
weit  übertrieben.  Bei  der  Annahme,  dass  600,000  Köpfe  3000  Ztr.  Tabak  gebraucht  haben, 
trifft  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  1/2  Pfd.,  das  4—6  kr.  kostete;  im  heutigen  Deutschland 
trifft  nach  An  aper  a.  a.  0.  S.  4— 5  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  ein  Tabakquantum  von 
1,9  kg,  also  fast  4  Zollpfund,  wofür  nach  Wagner  a.  a.  0.,  S.  141,  vom  Jahre  1871/78  durch- 
schnittlich 5,39  M.  auszugeben  waren. 
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Während  Jakob  I.  von  England  die  Belastung  des  Tabakes  mit  einer  Auflage 
und  die  im  Jahre  1625  erfolgte  Einführung  des  Tabakmonopols  noch  als  Pro- 
hibitivmassregeln  ins  Leben  rief,  hatte  unter  seinem  Nachfolger  Karl  I.  schon 
das  finanzielle  Interesse  zur  Verpachtung  des  Tabakhandels  an  ein  Kollegium 
gefuhrt').  Im  Jahre  1657  wurde  in  Venedig,  bald  darauf  im  Kirchenstaat,  im 
Jahre  1664  in  Portugal  der  Tabak  mit  einer  Auflage  belastet*).  Was  Wunder, 
wenn  man  auch  in  Baj-ern  diesen  Weg  einschlug?  Durch  eine  luxuriöse  Hof- 
haltung und  umfangreiche  Bauten  wurden  in  diesem  Lande  den  alten  Schulden, 
die  aus  den  vergangenen  Kriegszeiten  herrührten,  neue  hinzugefügt,  so  dass 
eine  ernstliche  finanzielle  Bedrängnis  drohte.  Um  dieselbe  zu  beheben,  berief 
Ferdinand  Maria  auf  den  2.  Januar  1669  den  seit  1612  nicht  mehr  versammelten 
Landtag.  Die  Regierungspostulate :  150,000  fl.  Kammergutsaufbesserung  und 
100,000  fl.  zur  Verzinsung  und  allmählichen  Abzahlung  der  Landesschulden  wurden 
ohne  jeden  Abstrich  bewilligt.  Statt  der  für  Reichsdeputation,  Kreis-  und 
andere  Konvente  postulierten  24,000  fl.  und  der  für  Garnisonsunterhaltung  ver- 
langten 36,000  fl.  wurden  für  Legations-  und  Gamisonskosten  in  Summa  nur 
50,000  fl.  übernommen ;  ebenso  wurde  die  Forderung  von  107,054  fl.  für  das  auf 
dem  Kriegsfuss  zu  haltende  Militär  auf  72,000  fl.  reduziert.  Ausserdem  über- 
nahm die  Landschaft  von  der  landesherrlichen  Kapitalschuld  1,340,000  fl. ,  für 
welch  letztere  Wüligung  ihr  der  von  Max  L  1634  eingeführte  und  von  seinen 
Nachfolgern  zm-  Hälfte  fortbezogene  Aufschlag  auf  Fleisch  und  Getränke  im 
durchschnittlichen  Betrag  von  67,000  fl.  überlassen  wurde;  femer  wurden  der 
Landschaft  50,000  fl.  aus  den  Erträgnissen  des  weissen  Bieres  zugewiesen  und 
endlich  ihr  ein  Aufschlag  auf  den  Tabak  zugestanden').  Den  Antrag  auf  die 
Besteuerung  des  Tabaks  hatte  die  Landschaft  ziemlich  verschämt  unter  dem 
Scheine  vorgebracht,  als  sei  derselbe  weniger  von  einem  finanziellen  Interesse 
als  von  dem  Bestreben  eingegeben,  die  Regierung  in  dem  Kampf  gegen  das 
verhasste  Kraut  zu  unterstützen.  „Bei  diesem  allem,"  schreibt  sie^),  ,ist  uns 
auch  weiters  zu  gemieth  gangen ,  dass  weilen  die  wider  das  Tabackhtrinkhen 
wegen  daraus  unterschiedlich  ervolgten  ungelegenheiten  ausgefertigte  Mandata 
bisherr  wenigt  gefruchtet  haben,  mechte  etwan  mehreres  hierzue  verhilflich  sein, 
wan  auf  den  Centen  des  besten  imgefehr  10  fl.  und  des  schlechtem  halb  so  ^nel 
determiniert  und  verfiegt  wurde,  dass  bei  dessen  würkhlicher  Confiscation  ein 
jeder  schuldtig  sein  soUe,  unsem  jedes  orths  aufgestellten  Grenitzbeamten  gleich 
bei  der  einfahrt,  denselben  anzumelden."  Sofort  wurde  auf  den  Antrag  ein- 
gegangen'') und  in  der  Instruktion  für  die  künftigen  Landschaftsverordneten  der 
Zusicherung   eines   Tabakaufschlages   an    die  Landschaft  motivierter  Ausdruck 


•)  Vgl.  Bibra  a.  a.  O.  S.  317. 

2)  Wagner  a.  a.  O.  S.  72— 73. 

3)  Vgl.  Krenner,  der  letzte  Landtag  von  1669,  in.  2,  1802,  tmd  Dr.  A.  Bnchn'er, 
Der  letzte  Landtag  der  altbajr.  Landstände,  1669,  Abhandlung  der  k.  b.  Akademie  der  Wissen- 
schatten,  DI.  Kl.,  VI.  Bd..  H.  Abt. 

*)  In  der  Qnadruplik  des  Landtages  vom  2.  Februar  1669,  s.  K  r  e  n  n  e  r  a.  a.  0.  S.  226. 

5)  In  der  landesfürstl.  vierten  Hauptschrift  vom  6.  Februar  1669  heisst  es  nach  Auf- 
zählung anderer  Steuern:  „So  wolle  Ire  Curfrstl.  Drleht.  nit  weniger  den  eingerathnen  Auf- 
schlag von  dem  Tabak ,  sovill  dessen  in  dero  Landten  eonsiuniert  wird ,  einfordern  und  zu 
deren  lieben,  getreuen  Landscbafil  liffem  lassen."    K  r  e  n  n  e  r  a.  a.  O.  S.  838. 
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gegeben').  Am  28.  Juni  1669  erschien  das  Generalmandat ^),  welches  verkündet, 
dass  der  Kurfürst  zur  Bestreitung  der  ihm  sowie  seinen  Ständen  und  Unterthanen 
von  den  letzten  Kriegszeiten  erwachsenen  und  auf  andere  Weise  entstandenen 
schweren  Bürden  sich  unter  anderem  mit  den  Ständen  dahin  verglichen  habe, 
„dass  von  jedem  Zentner  Tabak  (soviel  in  Ober-  und  Niederbayern  eingeführt 
und  verzehrt  wird),  des  besseren  zehen ,  des  schlechteren  fünf  Gulden  einge- 
fordert werden  soll".  Wer  sich  unterstehen  würde,  Tabak  unangemeldet  einzu- 
führen, solle  Konfiskation  des  Gutes  zu  gewärtigen  haben,  und  der  Fuhrmann 
so  lange  angehalten  werden,  bis  er  seine  Schuldigkeit  neben  der  gewöhnlichen 
,,Abtrags-Straf"  bezahlt  habe.  Die  Faktoren  der  in-  und  ausländischen  Handels- 
leute, welche  eine  bei  der  Abladung  der  Waren  beabsichtigte  Hereinschleichung 
des  Tabaks  verheimlichen,  sollen  diese  Gesetzwidrigkeit  neben  der  „Abtrags- 
Straf"  mit  öffentlichen  Schandstrafen  büssen.  Da  der  Aufschlag  das  Transitgut 
nicht  treffen  sollte,  so  wurde  bestimmt,  dass  die  Grenz-Aufschlags-Beamten  auf 
den  bei  ihnen  angemeldeten  Tabak  eine  gedruckte  Bollette  übergeben,  die  inner- 
halb 3  Monaten  mit  der  Bescheinigung  über  vollbrachte  Ausfuhr  oder  bezahlte 
Schuldigkeit  vorzuweisen  sei.  Da  man  unter  dem  „besseren"  mit  10  fl.  Aufschlag 
belegten  Gut  den  Brasiltabak ,  unter  dem  ,, schlechteren" ,  für  welchen  5  fl.  zu 
bezahlen  waren,  die  übrigen  Tabaksorten  verstand  und  nach  den  vorhandenen 
Rechnungen  in  damaliger  Zeit  sich  der  Verbrauch  des  Brasils  zu  dem  Ver- 
brauch des  gewöhnlichen  Tabaks  wie  1:12  verhielt,  so  hätten  sich  bei  Annahme 
eines  Verschleisses  von  3000  Ztr.  ungefähr  16,000  fl.  Tabaksgefälle  ergeben 
müssen.  Es  kam  freilich  ganz  anders.  Vor  allem  erklärte  der  inländische 
Produzent  Schönegg  ^),  dass  er,  da  der  von  ihm  erzielte  Tabak  viel  billiger  ver- 
kauft werden  müsse,  als  der  ausländische,  den  verlangten  exorbitanten  Aufschlag 
nicht  zahlen  könne,  ohne  mit  Weib  und  Waislein  ins  Elend  getrieben  zu  werden. 
Nach  längeren  Verhandlungen  wurde  ihm  zugestanden,  dass  er  statt  des  Auf- 
schlages nur  eine  jährliche  Komposition  von  16  fl.  zu  leisten  habe*).  Auch  für 
die  Stadt  Wemding  wurde  auf  ihre  Vorstellung,  dass  der  Aufschlag  ihren  Tabak- 
handel ruinieren  würde,  weil  Wemding  ganz  von  fremden  Herrschaften  einge- 
schlossen sei,  ein  jährliches  Kompositionsgeld  von  30  fl.  festgesetzt^).  Die 
grössten  Unterschleife  wurden  aber  von  den  Händlern  mit  ausländischem  Tabak 
in  allen  übrigen  Orten  gemacht.  Auf  Betreiben  der  Landschaft  sollte  bei 
den  Handelsleuten  der  vorhandene  Tabak  „beschrieben"  und  durch  Einliefe- 
rung  der  GrenzboUetten  festgesetzt  werden,  wie  viel  an  Gebühren  für  den 
Tabak  an  den  Grenzen   eingegangen   sei.     Nach    dem  Bericht   der  Landschafts- 


1)  Krenner  a.  a.  0.  S.  287:  Instruktion  für  die  künftigen  Landschaftsverordneten 
vom  23.  Februar:  „Weihlen  dann  im  Werkh  befunden  worden  ist,  dass  die  bishero  wegen  des 
schedlichen  Tabackh-Trinkhens  ausgefertigte  Chrf .  Mandata  wenig  fructiflciert ;  Als  haben  Uu-e 
Curf.  Drhl.  yber  unsem  unterthenigst  gethanen  Vorschlag  sich  ebenfahls  gnedigst  gefalen 
lassen,  sovil  dessen  im  Lande  verzehrt  wirdet,  auf  jeden  Centen  des  bessern  10  fl. ,  des 
schlechtem  halb  sovil  bei  wirklicher  Confiskation  des  verschwiegenen  guets  einfordern 
zlassen,  welches  die  hinterlassne  Verordnete  bey  denen  Grenitzbeamten  durch  die  sicherste 
vertreglichste  Mittel  werkstellig  zemachen  wissen  werden." 

2)  G.A.  Generalmandat  vom  28.  Juni  1669. 

3)  G.A.  Vorstellung  des  Mich.  Schönegg  an  die  Landschaft  (ohne  Datum). 
*)  G.A.  Landschaftsbeschluss  vom  25.  September  1670. 

5)  G  A.  Landschaftsbeschluss  vom  25.  Februar  1670. 
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kommissäre  ^)  erkläi-ten  viele  Krämer  einfach,  dass  sie  den  Tabak  von  den  be- 
nachbarten auswärtigen  Städten  kaufen,  ihn  jedoch  nur  in  kleinen  Quantitäten 
hereinbringen  und  der  „Unbedeutendheit  wegen"  bisher  trotz  der  gedruckten 
Mandate  nichts  bezahlt  haben;  die  Zollwächter  seien  von  diesen  Vorgängen 
selbst  unterrichtet.  Die  grösseren  Handelsleute  redeten  sich  darauf  hinaus,  sie 
hätten  den  Tabak  innerhalb  des  Landes  auf  Märkten  und  Dulten  gekauft,  und 
der  Aufschlag  werde  schon  von  denen  bezahlt  worden  sein,  welche  den  Tabak 
über  die  Grenze  gebracht  haben.  Der  Bericht  aus  München  *)  sagt  offen,  dass 
der  Tabakaufschlag  nie  viel  ertragen  werde,  weil  die  Ausländer  den  Tabak 
frei  durchführen  dürfen,  und  der  Grenzaufschlageinnehmer  G.  Strassmayer  aus 
Ingolstadt')  hält  eine  Steigerung  des  Ertrages  nur  dann  für  gesichert,  wenn 
der  Hausierhandel  mit  dem  Tabak  beseitigt  und  der  vierte  Teil  der  Strafgelder 
denen  ausgefolgt  werde,  welche  gegen  die  Uebertreter  einzuschreiten  haben. 
Der  Ertrag  des  ersten  Jahres  war  jedoch,  wenn  auch  den  Erwartungen  keines- 
wegs entsprechend,  immerhin  nicht  ganz  unbedeutend;  er  belief  sich  auf  3207  fl.*). 
Fast  um  die  Hälfte  fiel  er  im  folgenden  Jahre,  in  welchem  nur  1801  fl.  ein- 
gingen. „Arge  List  und  Betrug"  nahmen  nach  Strassmayer*)  beim  Tabakauf- 
schlag immer  mehr  zu.  Die  Handelsleute  gaben  Gewicht  und  Qualität  des 
Tabaks  nicht  an,  um  sich  später  auf  einen  Irrtum  hinausreden  zu  können; 
Hausierer  brachten  den  Tabak  massenhaft  über  die  Grenze  und  logen  sich  dann 
darauf  hinaus,  sie  hätten  ihn  innerhalb  des  Landes  auf  den  drei  Märkten  gekauft. 
Die  ganze  Einrichtimg  kam  nach  Strassmayer  nur  den  benachbarten  Parteien 
zu  gute,  da  die  Leute  von  den  angrenzenden  Ausländem  nicht  allein  den  Tabak, 
sondern  zum  Nachteil  der  inländischen  Krämer  auch  allerhand  Spezereien  holten. 
Die  rapide  Abnahme  des  Ertrages,  welche  sich  trotz  verschärfter  Kontrollmass- 
regeln*)  nicht  aufhalten  Hess,  musste  Zweifel  erwecken,  ob  mit  der  Tabak- 
besteuenmg  der  rechte  Weg  eingeschlagen  worden  sei.  Die  Landschaft  forderte 
in  dieser  Angelegenheit  gutachtliche  Aeusserungen  ein.  Die  zuerst  gehörten  Grenz- 
beamten von  Neustadt '')  rieten,  auf  den  Konfinen  gute  Wächter  zu  bestellen  imd  die 
Krämer  bisweüen  zu  visitieren,  deuten  jedoch  gleichzeitig  auf  die  zu  verschiedenen 
Malen  von  den  Nürnberger  Handelsleuten  zugesagte  Bereitwilligkeit  hin,  bei  Be- 
seitigung der  bestehenden  Einrichtung  von  jedem  im  Lande  bleibenden  Zentner 
Tabak  ein  Gewisses  zu  entrichten.  Der  Ingoldstädter  Landaufschläger  Sibenhärl 
und  der  Gegenschreiber  Frey  *)  reden  dem  Plan  das  Wort,  mit  den  sämtlichen  Nürn- 
berger Kaufleuten   oder  nur   einem   derselben   auf  ein  Jahr   eine  Komposition 


1)  G.A.  Bericht  der  Landschaftskonunissäre  vom  4.  August  1670. 

2)  G.A.  Bericht  der  Münchener  Tabakkommissäre  vom  15.  März  1670. 

3)  G.A.  Bericht  vom  21.  Januar  1670. 

*)  G.A.  Extrakt,  was  der  Tabakaufschlag  über  die  Ausgaben  ertragen  hat  von  1669—1675, 
einges.  von  der  Landschaft  den  24.  November  1675.    (Die  Sunmaen  sind  auf  Gulden  abgerundet.) 

5)  G.A.  Bericht  vom  29.  Dezember  1671. 

6)  Am  18.  Juni  1672  war  von  der  Landschaft  der  Befehl  erlassen  worden ,  bei  der  Er- 
t«ilung  der  Bolletten  den  Tabak  ordentlich  zu  spezifizieren  und  die  Einpackung  genau  zu  be- 
schreiben; am  27.  Juli  1672  ward  die  Verordnung  gegeben,  dass  die  Fuhrleute  von  den  Orten 
der  Abladung  eine  von  der  Obrigkeit  ausgefertigte  Attestation  mitbringen.  Landsclu^.  Ver- 
ordnung obigen  Datiuns»    G.A. 

')  G.A.  Bericht  der  Neustädter  Grenzbeamten  an  die  Landschaft.    8.  Mai  1672. 
8)  G.A.  Bericht  vom  39.  Mai  1672. 
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abzuhandeln,  nur  um  zu  sehen,  ob  Aufschlag  oder  Komposition  erträglicher 
sei.  Wenn  man  nicht  auf  solche  Weise  die  Kaufleute  herauslocke,  so  werde 
bald  die  Aufschlagsrechnung  aus  lauter  leeren  Scheinen  bestehen.  Die  in 
München  für  das  Tabakwesen  verpflichteten  Sachverständigen  Matthias  Borbier 
und  G.  Schobinger  ^)  möchten  den  Aufschlag  etwas  reduziert  und  den  im  Lande 
bleibenden  und  durchgehenden  Tabak  gleich  behandelt  wissen.  Aus  Tirol, 
woher  die  meisten  Rückbescheinigungen  kommen,  solle  man  solche  nicht  mehr 
annehmen,  da  dort  der  Tabak  verboten  sei.  Wolle  man  aber  die  Durchfuhr 
freilassen,  so  müsse  der  dreimonatliche  Termin  zur  Einlieferung  der  Rückscheine 
abgeschafft,  die  Scheiue  an  der  Grenze  genau  geprüft  und  an  den  Ort  geschickt 
werden,  wo  die  Abladung  geschehe.  Bevor  man  einen  der  vorgenannten  Vor- 
schläge, von  denen  insbesondere  der  letztere  sehr  vernünftige  Gedanken  enthielt, 
irgendwie  verwertet  hatte,  kamen  von  den  Ingolstädter  Beamten  neue  Anregungen. 
SibenhärP)  meint,  man  solle  den  Aufschlag  nicht  mehr  von  den  Kaufleuten 
ausser  Landes,  sondern  im  Lande  einfordern,  dann  könnte  man  den  wöchentlichen 
Verschleiss  eines  jeden  kontrollieren;  seine  Kollegen^)  wiesen  auf  die  branden- 
burg-kulmbachische  Besteuerungsart  hin,  wonach  auf  jeden  Zentner  Tabak 
20  kr.  gelegt  seien,  ob  derselbe  nun  im  Lande  bleibe  oder  nicht.  Ferner  berühren 
sie  das  Monopol,  das  sie  aber  für  unzuträglich  erklären,  da  der  aus  dem  Handels- 
stand zu  nehmende  Monopolpächter  grossen  Verfolgungen,  ja  sogar  der  Lebens- 
gefahr ausgesetzt  wäre.  Besser  wäre  es,  wenn  die  Einhebung  des  Aufschlags 
den  in  Städten  und  Märkten  befindlichen  landschaftlichen  Aufschlägern  über- 
tragen würde,  am  besten  Hesse  sich  jedoch  die  Abschliessung  einer  Komposition 
mit  den  Städten  und  Märkten  empfehlen.  Aber  bevor  man  es  mit  diesen 
Plänen  auf  einen  Versuch  ankommen  Hess ,  hatte  sich  die  ganze  Aufschlags- 
angelegenheit als  eine  hoffnungslose  zu  erkennen  gegeben.  Vom  Jahre  lö71 
bis  1672  war  der  Aufschlag  wieder  um  die  Hälfte  und  zwar  auf  984  fl.  gesunken. 
Er  hielt  sich  im  Jahre  1672 — 1673  auf  der  Höhe  des  vorhergegangenen  Jahres 
(986  fl.)  und  steigerte  sich  im  Jahre  1673-1674  auf  1022  fl.  Aber  im  Jahre 
1674 — 1675  trat  ein  Rückgang  in  den  Einnahmen  ein,  der  eine  andere  Ver- 
anstaltung zur  unabweisbaren  Notwendigkeit  machte.  Bis  zum  24.  November 
dieses  Jahres  waren  nämlich  erst  124  fl.  eingegangen.  Der  Unterschleif  war  die 
Regel,  die  Entrichtung  der  Schuldigkeit  ganz  seltene  Ausnahme.  Während  im 
ersten  Jahre  noch  etwa  550  Ztr.  gewöhnlichen  Tabaks  und  etwa  46  Ztr.  Brasil 
versteuert  worden  waren,  sind  in  fast  11  Monaten  des  Jahres  1675  nur  gegen 
22  Ztr.  gewöhnlichen  Tabaks  und  nicht  einmal  2  Ztr.  Brasil  angesagt  worden  *). 
Zu  diesem  kläglichen  Resultat  trug  neben  den  unzulänglichen  KontroUmassregeln 
und  dem  Widerstand  der  Kauf  leute  gegen  diese  exorbitante  Steuer,  welche  das 
Pfund  Tabak  um  3  kr.  zu  verteuern  angethan  war,   insbesondere  der  Umstand 


1)  G.A.  Bericht  vom  8.  Oktober  1672. 

2)  G.A.  Bericht  vom  29.  August  1673. 

3)  G.A.  Bericht  vom  28.  Oktober  1673. 

*)  Man  vergleiche  die  heutige  Tabaksteuer  und  deren  Ertrag  mit  den  damaligen  Ver- 
hältnissen. Seit  dem  Jahre  1882  zahlt  man  für  100  kg  Tabak  in  fermentiertem  oder  getrock- 
netem Zustand  45  M.  Steuer.  Da  von  dem  Gewichte  des  dachreifen  Tabaks  'fe  abgezogen 
wird ,  so  beträgt  die  Steuer  für  den  Zentner  dachreifen  Tabaks  18  M.  Der  Ertrag  der  Steuer 
beläuft  sich  vom  l.  Juli  1883  bis  30.  Juni  1884  nach  Schanz,  Finauzarchiv,  ü.  Jahrg.,  2.  Bd., 
S.  269,  im  heutigen  deutschen  Zollgebiet  auf  37,003,200  M.,  d.  i;  pro  Kopf  0,81  M. 
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bei,  dass  es  allmählich  ein  offenes  Geheimnis  geworden  war,  dass  es  mit  dem 
Tabak  zu  anderen  Veranstaltungen  kommen  werde.  Wie  in  Oestfirreich  von 
Kaiser  Leopold  I.  im  Jahre  1670  dem  Oberstlandjägermeister  Grafen  von  Kheven- 
hüller  das  ausschliessliche  Recht  der  Tabakeinfuhr  nach  Oberösterreich  unter  der 
einzigen  Bedingung,  dass  er  die  kaiserlichen  Jagdgeräte  auf  eigene  Kosten  in 
gutem  Stand  erhalte  und  das  gleiche  Recht  dem  Grafen  Königsegg  für  Nieder- 
österreich ohne  jede  Gegenleistung  verliehen  ward'),  so  hatte  die  Kurfurstin 
Henriette  Adelaide,  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  schon  anfangs  der  siebenziger 
Jahre,  dem  Frh.  v.  Simeoni  „in  Ansehung  seiner  geleisteten  teueren  Dienste 
und  damit  er  seine  mit  so  saurem  Schweiss  und  Mühe  erarbeiteten  50,000  Thlr. 
anlegen  und  nützen  könnte"  im  ganzen  Lande  Bayern  den  Tabakhandel  ver- 
schaffen wollen.  Der  Kurfürst  hatte  jedoch  für  nötig  gehalten,  von  der  Geist- 
lichkeit die  Einwilligung  zu  einem  solchen  Schritte  zu  erholen.  Es  wurde  daher 
der  Vizekanzler  Kaspar  Schmid  t«cto  nomine  supplicantis  zu  dem  P.  Spinelli 
um  ein  Gutachten  geschickt,  „ob  es  mit  gutem  Gewissen  sein  könnte,  da  der 
Kurfürst  wegen  seiner  guten  Dienste  dem  Supplikanten  zu  willfahren  nicht  un- 
geneigt wäre".  Freimütig  erklärte  jedoch  Spinelli  zuerst  mündlich,  dann  schrift- 
lich, dass  dies  mit  gutem  Gewissen  nicht  geschehen  könne  ^.  Gegenüber  dieser 
entschiedenen  Stellungnahme  des  einflussreichen  Beichtvaters  der  Kurfürstin  war 
zwar  von  einer  Ueberlassung  des  Tabakverschleisses  an  Simeoni  nicht  mehr  die 
Rede,  aber  es  wurde  ein  anderer  Weg  ins  Auge  gefasst,  um  aus  dem  Tabak 
Einnahmen  für  das  Staatsinteresse  zu  erzielen,  nämlich  die  Verleihung  eines 
Tabakapaldos  ^)  an  eine  dazu  geeignet  erscheinende  Persönlichkeit.  Es  war  in 
Bayern  nichts  Neues  mehr,  einzelne  wirtschaftliche  Zweige  zu  verpachten  oder 
besondere  Privilegien  darauf  zu  verleihen.  So  waren  die  Bergwerke  im  Fichtel- 
gebirge an  einen  gewissen  Johann  Ernst  von  Altmannshausen  um  550  fl.  jähr- 
liches Bestandgeld  auf  8  Jahre  verpachtet  worden*).  Der  schon  genannte 
Dr.  Becher,  auf  dessen  Betreiben  auch  die  weiter  unten  zu  berührende  Kompanie 
für  Seidemnanufaktur  entstanden  war,  erhielt  am  12.  Februar  1670  ein  Privi- 
legium auf  20  Jahre  zu  einer  in  München  zu  errichtenden  Zuckerraffinerie  ^),  und 
im  Jahre  1672  ward   einem   gewissen  Hetzer  ein  Privilegium  privatum  zur  Er- 


I)  Oesterr.  Revue,  1863,  ü.  Bd.,  S.  106. 

-)  Die  ganze  Erzählung  von  dem  Plan  der  Kurfurstin  findet  sich  in  einem  zu  Händen 
des  Kurfürsten  gesandten  Gutachten  über  den  Tabak-  und  Tuchhandel  von  Kaspar  Schmid, 
dat.  Schönbmnn  1690.  Spinellis  Worte  lauteten  nach  ihm:  Ego  dico  coram  crucifixo  Jesu 
Christo,  Domino  meo,  quod  hoc  salva  conscientia  fieri  non  possit,  etiam  in  recompensationem 
meritorum  ejus.  P.  Spinelli  war  ein  von  der  Kurfurstin  herbeigezogener  Theatinermönch  und 
Beichtvater  derselben  (Vehse,  E. ,  Gesch.  d.  deutsch.  Höfe,  23.  Bd.,  4.  Abt.,  l.  Teü,  1853, 
S.  176— 177).  Der  hier  in  Betracht  kommende  Frh.  v.  Simeoni  ist  wohl  der  von  Heigel, 
Dr.  K.  Th.,  Quellen  und  Abhandlungen  zur  neuen  Geschichte  Bayerns,  S.  233,  Anm.  33,  auf- 
geführte Ferdinand  Baron  Simeoni,  der  Sohn  des  1667  geadelten  Leibarztes  Stephan  Simeoni, 
welcher  seit  1669  als  Truchsess  aufgenommen  war.  Lipowsky,  Ferd.  Maria,  S.  2H.  erzählt, 
dass  ein  Bruder  des  genannten  Leibarztes  im  kurf.  Schloss  gewohnt  imd  beim  Schlossbrand 
1674  auf  Aufforderung  der  Kurfurstin  deren  erste  Kammerfrau,  Madame  Yerreoni,  gerettet  habe. 
Ueber  Kaspar  Schmids  Carrifere  s.  Heigel,  Dr.  K.  Th.,  a.  a.  0.  S.  25,  Anm.  74. 

s)  Der  tmd  das  Apaldo,  Apalto,  davon  Apaitator,  vom  ital.  appalto,  Pacht,  appaltatore, 
Pächter. 

♦)  Lipowsky,  Ferd.  Maria,  S.  17(h-171. 

5)  Simon  s  fei  d  a.  a.  0.  S.  24.  Freyberg  a.  a.  0,  H,  S.  475,  schreibt  irrtümlidi 
Dr.  Bacher. 
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richtung  einer  Manufaktur  des  Gold-  und  Silberdrahtziehens  in  München  erteilt '). 
Aus  dem  Tabak  hatte  man  auch  anderwärts  durch  Verpachtung  einen  Ertrag 
zu  gewinnen  gewusst.  So  wurde  1674  in  Frankreich  ein  Monopol  der  Tabak- 
fabrikation eingerichtet  und  dasselbe  verpachtet^).  Eine  Kalamität  auf  einem 
anderen  Gebiete  war  der  äusserliche  Anlass,  dass  man  in  Bayern  der  Tabak- 
verpachtungsangelegenheit näher  trat.  Hier  hatte  man  seit  langem  ein  besonderes 
Interesse  für  die  Seidenkultur.  Schon  im  Jahre  1625  hatte  Max  I.  den  Plan 
ins  Auge  gefasst,  in  Bayern  den  Seidenbau  einzuführen.  Die  kriegerischen  Zeit- 
läufte Hessen  jedoch  den  Gedanken  nicht  zur  Ausführung  kommen  ^).  Der  wieder- 
holt genannte  Becher  brachte  vor  seinem  Scheiden  aus  Bayern  im  Jahre  1665 
eine  „privilegierte,  kurbayrische  Seidenkompanie  von  Privatpersonen  in  München" 
zustande*),  welche  aber  wenig  prosperierte.  Jm  Jahre  1670  wurde  behufs  der 
Erhaltung  der  Seidenmanufaktur  in  Bayern  eine  grosse  Handelsgesellschaft  ge- 
bildet. Nach  Freyberg')  soll  die  Kompanie  vom  Geheimratssekretär  Jobst  zu- 
sammengebracht worden  sein ;  das  Werk  habe  zuerst  gute  Geschäfte  gemacht,  sei 
aber  dann  durch  die  Achtlosigkeit  und  Verschwendung  eines  gewissen  van  Uffel, 
dem  die  Direktion  übertragen  war,  zu  Grunde  gerichtet  worden.  Sicher  ist, 
dass  die  Gesellschaft  im  Jahre  1674  vor  einem  kläglichen  Fallissement  stand. 
Man  kam  nun  auf  den  Gedanken,  dieser  Seidenkompanie  durch  Erträgnisse  aus 
dem  Tabak  auf  die  Beine  zu  helfen.  Zuerst  wurde  sondiert,  wie  sich  diesem 
Projekte  gegenüber  die  Theologen  verhalten.  Daher  wandte  man  sich  an  die 
Patres  Frey^)  und  Spinelli  mit  der  Frage,  ob  man  „zur  Erhaltung  des  Kredits 
und  zur  Ausmerzung  der  so  grob  erlittenen  Scharten  das  Tabakapaldo  nicht 
nomine  alicujus  privati,  sondern  nomine  publico  einführen  dürfe".  Von  beiden 
kam  eine  bejahende  Antwort^).  Zur  Uebernahme  des  Apaldos  meldete  sich 
sogleich  ein  Bewerber  in  der  Person  des  P.  Bignami  aus  Piacenza.  Derselbe 
hatte  von  einer  in  München  bestehenden  „Compagnia  del  Traffico",  welche  wenig 
bessere  Geschäfte  machte  als  die  Seidenkompanie,  eine  grössere  Summe  gut 
und  wollte  nun  durch  Uebernahme  des  Tabakapaldos  nicht  nur  zu  seinem  Gut- 
haben kommen,  sondern  auch  in  München  zu  einer  konsolidierten  geschäftlichen 
Stellung  gelangen.  Er  Hess  durch  vertraute  Freunde^)  einen  Vertragsentwurf 
einreichen,  in  welchem  das  Anerbieten  gemacht  ist,  dass  Bignami  für  den  Tabak- 
apaldo in  8  Jahren  32,000  fl. ,  also  jährlich  4000  fl.  zahle,  jedoch  müsse  er  im 
dritten  und  vierten  Jahre  sein  Guthaben  abziehen  dürfen.  Ausserdem  verlangte 
er  Bürger  in  München  zu  werden,  zollfreie  Einfuhr  des  Tabaks  und  gebührende 
Berücksichtigung,  im  Fall  durch  Kontagien  und  Krieg  der  Tabakhandel  beein- 
trächtigt würde.  Gegenüber  dem  kläglichen  Aufschlagserträgnis  seit  1669  war 
nun  dieses  Angebot  allerdings  ein  ziemlich  hohes.   Dessenungeachtet  wurde  dem 


1)  Freyberg  a.  a.  0.,  H,  S.  47-1. 

2)  (G.  Mayr) ,  Das  Deutsche  Reich  und  das  Tabakmonopol,  1878,  S.  90. 

3)  Exzerpte   aus    den  Akten   über  Seidenbau   im  Münchener  Kreisarchiv   von   einem 
Archivbeamten. 

*)  Simonsfeld  a.  a.  0.  S.  18. 

5)  F  r  e  y  b  e  r  g  a.  a.  0.  S.  395. 

6)  Bernhard  Frey,  0.  S.  J.,  Beichtvater  und  Ratgeber  des  Kurfürsten. 
'')  G.A.  Gutachten  Kaspar  Schmids,  Schönbrunn,  1690. 

8)  Der  schon  genannte  van  Uffel  rühmt  sich,  dass  er  durch  einen  sicheren  Zanchetto 
den  Tabakapaldo  in  Gang  gebracht  habe.    Freyberg  a.  a.  0.,  n,  S.  397. 
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Kurfürsten  von  dem  Eingehen  auf  diesen  Pakt  abgeraten.  Die  Gegenmotive  *), 
welche  wohl  von  der  Landschaft  aasgegangen  sein  mögen,  fuhren  aus,  dass  es 
dem  Bignami  nur  darum  zu  thun  sei,  sein  ausstehendes  Geld  zu  bekommen,  und 
er  daher  alles  wage:  es  strebe  derselbe  das  Münchener  Bürgerrecht  und  eine 
Hofhandlang  mit  allerhand  Waren  an,  deren  Betrieb  den  Tabak  übertragen 
müsste;  ausserdem  fehle  ihm  als  Ausländer  die  Kenntnis  der  Verhältnisse;  das 
unternehmen  könnte  nicht  rentieren;  bei  4000  fl.  Pacht  müsste  Bignami,  da 
den  Konterbanden  nicht  gesteuert  zu  werden  vermöchte,  auf  den  Zentner  Tabak 
20  fl.  legen ;  der  Punkt  wegen  der  Kriegszeiten  würde  von  dem  Apaitator  nur 
als  Falle  benützt  werden,  endlich  würden  die  Krämer  schlecht  fahren,  da  ihnen 
nicht  mehr  geborgt  und  der  Tabak  verteuert  würde.  Die  „Gegenmotiva"  be- 
fürworten, man  solle  mit  dem  Paktanten  dahin  übereinkommen,  dass  er  jährlich 
1000  fl.  an  die  Landschaft  für  den  Entgang  an  Aufschlag,  femer  die  Maut  imd 
den  ZoU  entrichte;  ausserdem  solle  er  noch  von  jedem  Zentner  im  Land  ver- 
brauchten Tabaks  1 V2  fl.  zu  zahlen  und  3000  fl.  sogleich  zu  erlegen  haben,  die 
ihm  jedoch  im  Verlauf  von  3  Jahren  wieder  gut  zu  schreiben  seien.  Wenn 
man  den  „Gegenmotiva"  darin  hätte  recht  geben  wollen,  dass  der  Schwärzerei 
nicht  beizukommen  sei,  so  hätte  die  Seidenkompanie  wenig  Hoffiiung  gehabt, 
dass  ihr  aus  den  Tabakerträgnissen  geholfen  werde.  Der  Aufschlag  von  1^2  fl- 
per  Zentner  würde  dann  kaum  zur  Abzahlung  des  Vorschusses  von  3000  fl.  ge- 
reicht haben.  Es  ist  daher  nicht  zu  verwimdem,  dass  der  Kurfürst  sich  nach 
längeren  Verhandlungen  für  Bignamis  Angebot  von  jährlich  4000  fl.  entschied, 
von  welcher  Summe  laut  Uebereinkommens  vom  24.  November  1675  die  Land- 
schaft 1000  fl.  beziehen  sollte  ^).  Am  2.  Dezember  1675  erschien  das  General- 
mandat'), welches  den  Vertrag  mit  Bignami  zur  öflFentlichen  Kenntnis  brachte 
und  im  wesentlichen  lautete :  „Es  ist  aus  sonderen  Ursachen  an  Peter  Bignami 
aus  Piacenza  gegen  gewisse  Konditionen  ein  Apaldo  auf  Tabak  in  unserem 
Lande  verliehen  worden.  Es  wird  daher  jedem  verboten,  Tabak  oder  Pfeifen 
einzuführen,  oder  mit  dem  im  Lande  wachsenden  Tabak  Handelschaft  zu  treiben 
bei  Vermeidung  der  Konfiskation  des  Tabaks  und  der  Pfeifen  und  8  fl.  Strafe 
vom  Pfund  Tabak,  wovon  die  Hälfte  der  Hofkammer,  die  andere  Hälfte  dem 
geheim  zu  haltenden  Angeber  zufallen  soll.  Ausserdem  sollen  noch  andere 
Strafen  angewendet  werden  können.  Innerhalb  14  Tagen  ist  aller  Tabak  dem 
Apaitator  anzuzeigen  und  demselben  käuflich  zu  überlassen ;  wenn  er  denselben 
nicht  will,  so  ist  der  Tabak  ausser  Landes  zu  schaff'en.  Wer  eine  Subkonduk- 
tion  anstrebt,  kann  mit  Bignami  darüber  in  Unterhandlung  treten;  die  Ober- 
und  Unterbeamten  haben  den  Bignami  imd  seine  Agenten  in  der  Ausführung 
des  Mandates  zu  unterstützen."  Durch  ein  neues  Mandat*)  wurde  dann  etwas 
später  den  aufgetretenen  Zweifeln  gegenüber  festgestellt,  dass  sich  das  Verbot 
des  Tabakhandels  auch  auf  den  unvermischten  Schnupf-  und  pulverisierten  Tabak 


1)  G.A.  Vertragsentwurf  und  Gegenmotiva  und  Erinnerung  resp.  Eventualerklärung 
über  die  verfassten  Punkte  eines  Apaldo  auf  den  Tabak  in  dem  Kurfürstentum  und  Landen 
Ober-  und  Niederbayem  (Ohne  Datum  und  Unterschrift). 

-)  G  A.  Verzichterklärung  der  Landschaft  auf  den  Tabakaulschlag  gegen  eine  jährliche 
Entschädigungssumme  von  1000  fl.  vom  24.  November  1675. 

3)  M.St.B.  V.  48. 

*)  Generalmandat  vom  11.  Februar  1676.    M.St.B.  V.  50, 
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beziehe  und  also  auch  dieser  nur  von  Bignami  erhandelt  werden  dürfe  ^).  Aus 
dem  ersteren  Mandat  sieht  man ,  dass  die  neue  Einrichtung  durch  Androhung 
empfindlicher  Strafen  gestützt  wurde;  aber  dessenungeachtet  konnte  bei  dem 
Mangel  einer  wirksamen  Kontrolle  den  Schwärzern  gegenüber,  die  durch  die 
damaligen  bayrischen  Territorialverhältnisse  noch  erschwert  wurde,  dem  Schmuggel 
nicht  ausreichend  gesteuert  werden ;  die  Nürnberger  lieferten  den  Tabak  an  den 
bayrischen  Tabakuntemehmer  um  die  teuersten  Preise,  verschleuderten  ihn  da- 
gegen vielfach  an  die  anderen  Abnehmer.  Das  Bignamische  Unternehmen  war 
daher  nicht  in  Flor  zu  bringen,  sondern  nahm  ein  schnelles  und  klägliches 
Ende.  Im  August  1676  musste  Bignami  vom  Apaldo  zurücktreten  und  es  dem 
Nürnberger  Handelsmann  Leonhard  Pistrich  und  dessen  Schwiegersohn  Georg 
Pirkenauer  überlassen.  Am  3.  August  1676  übernahmen  sie,  den  Zahlungen 
nach  zu  schliessen,  unter  den  gleichen  Bedingungen  wie  Bignami  das  Apaldo. 
An  demselben  Tage  wurde  ihnen  das  ausschliessliche  Recht,  mit  Rauch-  und 
Schnupftabak  und  Pfeifen  zu  handeln,  durch  ganz  ähnliche  Bestimmungen^), 
wie  sie  zu  gunsten  Bignamis  erlassen  worden  waren,  verbürgt.  Neu  war  dabei, 
dass  man  den  Tabak  und  die  Pfeifen  aus  der  Hauptniederlage  in  Stadtamhof 
bei  Regensburg  holen  oder  „verschreiben"  lassen  musste.  Unterm  13.  November 
desselben  Jahres  wurden  die  gegebenen  Bestimmungen  wiederholt  eingeprägt 
und  am  20.  März  1677  infolge  der  vielen  Konterbanden  verschärft*).  Letzteres 
Mandat  klagt,  dass  durch  Unfleiss  und  freiwilliges  „durch  die  Finger  sehen", 
durch  allerhand  listige  Ränke  und  Riebe  eine  grosse  Menge  von  Tabak  zu  des 
Apaldos  grösstem  Beschwer  und  Schaden  hereingeschwärzt  und  in  Bayern  ver- 
schleisst  werde.  Abhilfe  solle  durch  sorgfältigere  Kontrolle  durch  die  Ueber- 
reiter  und  wo  nötig  durch  eigene  Beschauer  und  durch  vorsichtigere  Erteilung 
der  Durchfuhrbolletten  erreicht  werden.  Letztere  werden  daher  nicht  mehr  an 
der  Grenzmaut,  sondern  von  den  Apaitatoren  selbst  und  dem  von  ihnen  auf- 
gestellten Faktor  Wolf  Jakob  Kraus  erhältlich  und  vom  Abladeort  mit  Unter- 
schrift an  dieselben  zurückzuschicken  sein.  In  betreff  des  Blätterbaues  wurde 
ungehinderter  Verkauf  derselben  ins  Ausland  gestattet;  ferner  wurde  bestimmt, 
dass  bei  Schwärzungen  von  weniger  als  einem  Pfund  Tabak  die  entfallenden  Straf- 
gelder zwischen  der  einschlägigen  Ortsobrigkeit  und  dem  Angeber  gleichheitlich 
geteilt  werden,  von  den  grösseren  Beträgen  der  Angeber  statt  der  früheren  Hälfte 
ein  Drittel  bekommen  solle.  Durch  diese  schärferen  Massregeln  ward  nun  aller- 
dings erreicht,  dass  sich  der  Verschleiss  der  Apaitatoren  sichtlich  hob;  denn 
vom  April  bis  zum  Schlüsse  des  Jahres  1677  will  Pistrich,  trotzdem  von  den 
12,017  durchpassierten  Zentnern  in  Bayern  manches  hängen  geblieben  sein  mag, 
1500  Ztr.  vertrieben  haben*).  Aber  zu  einem  günstigen  finanziellen  Ergebnis 
wollte  dieser  Geschäftsaufschwung  nicht  führen.  Pistrich  sah  sich  am  Schlüsse 
des    Jahres    1677     zur    Vorlage     einer    Erinnerungsschrift     an     den     Hofrat') 


1)  Auf  die  Oberpfalz  erstreckte  sich  das  Apaldo  nicht. 

2)  Gr.A.  Generalmandat  vom  3.  August  1676. 

3)  Generalmandat  vom  20.  März  1677,  M.St.B.  V.  58.  (Das  Mandat  vom  13.  November  1676 
findet  sich  nicht  mehr  vor.) 

*)  G.A.  Pistrichs  Eingabe  an  den  Kurfürsten  vom  19.  April  1679. 
5)  G. A.  Erinnerungsabschrift ,   was  der  Zentner  Tabak  mit  allen  Unkosten  zu  stehen 
kommt,  übergeben  29.  Dezember  1677. 
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veranlasst,  in  welcher  er  den  Stand  seines  Unternehmens  sehr  düster  schildert. 
Er  legt  dar,  dass  ihn  selbst  der  Zentner  Nürnberger  Tabak  auf  ca.  25  fl.  komme, 
während  er  ihn  um  22  fl.  und  noch  billiger  verkaufen  müsse  ^) ;  er  habe  daher 
bisher  nicht  nur  nichts  verdient,  sondern  sogar  die  an  den  Kurfürsten  schon 
abgelieferten  6000  fl.  und  andere  Gelder  aus  eigenen  Mitteln  bezahlt.  Ein 
Wachsen  des  Geschäftes  musste  bei  solcher  Sachlage  den  Ruin  des  Unternehmers 
nur  beschleunigen.  Mit  dem  Detailpreis,  der  schon  14 — 1-5  kr.  für  das  Pfund 
betrug,  konnte  man  nicht  mehr  hinaufgehen,  und  wahrscheinlich  hätten  einen 
solchen  Aufschlag  die  Nürnberger  Kaufleute  mit  einer  Erhöhung  der  Engros- 
preise beantwortet.  Pistrich  blieb  mit  der  Pachtsumme  im  Rückstande,  Kon- 
fusion in  seinem  Geschäfte  und  eine  weit  verbreitete  Unzufriedenheit*)  führte 
schliesslich  dahin,  dass  ihm  das  übertragene  Werk,  an  dem  er  einen  Schaden 
von  70,000  fl.  gehabt  haben  soll^),  abgenommen  werden  musste. 

Pistrichs  Sturz  wurde  natürlicherweise  von  den  Handelskreisen  zu  dem  Ver- 
suche benützt,  dem  Apaldo  den  Garaus  zu  machen.  Es  wurden  in  diesem  BetreflF 
von  dem  Kurfürsten  verschiedene  Gutachten  eingeholt  ^)  und  von  jeder  Stadt  imd 
jedem  Markt  zwei  der  vornehmsten  Handelsleute  nach  München  berufen,  um  sich 
über  des  Kurfürsten  Absichten  zu  beraten*).  In  diesem  Kaufmannslandtag  soll 
der  Vizekanzler  Wämpl  die  gnädigsten  Intentionen  in  betreff  der  Manufakturen 
eröffiiet  und  die  Uebemahme  des  Tabakapaldos  den  Kaufleuten  empfohlen"), 
ja  zur  Uebemahme  desselben  mit  Versprechungen  grösserer  Gnaden  angeregt 
haben").  Es  waren  jedoch  die  freihändlerisch  gesinnten  Elemente  in  ganz  über- 
wiegender Majorität  vertreten  und  diese  woUten  von  solchen  Plänqn  nichts 
wissen.  In  betreff  des  Apaldos  sollen  250  der  vornehmsten  Kaufleute  ein  solches 
Werk  für  unmöglich  erklärt  haben '^).  Dessenungeachtet  fand  sich  aber  ein 
Mann,  der  sich  trotz  des  Widerspruches  seiner  Handelsgenossen  •)  zu  der  Ueber- 
nahme  des  Tabakapaldos  bereit  erklärte.   Es  war  dies  Johann  Senser,  des  Innern 


1)  Pistrichs  Bechnong  stellt  sich  folgendermassen  dar: 
1  Ztr.  Tabak  Nürnberger  Gewicht    13  fl. 
10  Pfd.  Gewichtsverlust   ....      1  fl.  30  kr. 
Provision 1  fl. 


15  fl.  30  kr. 
Mit  Ftihrlohn,  Faktorgeld,  Wag-  und  ZoUamtsgebühr,  4  Prozent  Provision  der  Subapaltatoren, 
Abgang  durch  Eintrocknen ,  Abgang  durch  Tara  kommt  der  Zentner  auf  20  fl.  30  kr.    Für 
Faktoren,  Ueberreiter  trefl'en  auf  den  Zentner  Tabak  4  fl.  30  kr..  Summa  25  fl. 

2)  Laut  kurfürstlichen  Freiheitsbriefes  für  den  Handelsmann  Johann  Senser,  datiert 
29.  Januar  1678.    G.A. 

ä)  So  berichtet  Senser.  G.A.  Schreiben  des  Eommerzienrates  an  den  Kurfürsten  vom 
14.  Dezember  1694. 

*)  Ebenda. 

5)  G.A.  Sensers  Bericht  vom  26.  März  1695. 

«)  So  berichtet  Freyberg  a.  a.  0.  ü,  S.  430—431  auf  Grund  einer  Senserschen  Be- 
hauptung vom  Jahre  1698. 

T)  G.A.  Sensers  Schreiben  an  den  Geheimrat  v.  Mayr  vom  16.  August  1691. 

8)  Ebenda. 

9)  Freyberg  berichtet  a.  a.  0.  ü,  S.  418,  auf  Grund  einer  Senserschen  Behauptung 
vom  Jahre  1695,  200  Handelsleute  hätten,  um  den  Senser  vom  Apaldo  abzuschrecken,  zu  Protokoll 
gefordert,  man  solle  ihn  als  einen  ungeschickten  Angeber  ganz  unmöglicher  Sachen  so  lange 
in  den  Falkenturm  sperren,  bis  er  den  Handelsleuten  allen  ihnen  verursachten  Schaden  ersetzt 
haben  würde. 
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Rat  und  Handelsmann  in  Schrobenhausen ,  der  bereits  zu  Pistrichs  Zeiten  den 
Tabakhandel  an  den  bayrischen  Grenzen  besorgte,  zu  geringer  Förderung  des 
Pistrichschen  Unternehmens,  da  ihm  letzterer  einen  um  2 — 3  fl.  niedrigeren 
Ausnahmspreis  machen  musste^).  Da  Sensers  finanzielle  Verhältnisse  ziemlich 
derangiert  waren ,  so  verband  er  sich  mit  den  Münchener  Handelsleuten  Va- 
pichler,  Oppenrieder  und  Skaguler  zu  einem  Konsortium.  Die  beiden  ersteren, 
„schlechte  und  unvermögliche  Krämer"  ^),  konnten  ein  Verlagskapital  gar  nicht 
beischiessen,  der  letzte,  welcher  in  etwas  besseren  Verhältnissen  stand,  soU  nach 
Senser ^)  10,00011.  hergegeben  haben.  Von  den  Gegnern  des  Konsortiums  wird 
später  freilich  behauptet,  die  Gesellschaft  habe  nur  3000  fl.  zusammengebracht. 
Auf  mehr  als  13,000  fl.  hat  sich  das  Vermögen  nach  Sensers  eigenem  Geständnis*) 
nicht  belaufen,  wobei  das  Sensersche  Besitztum  in  Schrobenhausen  schon  mit- 
gerechnet war.  Am  29.  Januar  1678  wurde  der  Vertragt)  mit  dem  Tabakkon- 
sortium abgeschlossen  und  den  neuen  Pächtern  ein  vom  Kurfürsten  unter- 
schriebener Freiheitsbrief  ausgestellt®).  Die  Bestimmungen  des  ersteren  gingen 
im  wesentlichen  dahin:  1.  Senser  und  Konsorten  allein  sollen  die  nächsten 
8  Jahre  den  Tabak-  und  Pfeifenhandel  selbst  treiben  oder  von  aufgestellten 
Krämern  treiben  lassen;  2.  sie  haben  jährlich  8000  fl.  in  monatlichen  Fristen 
zu  zahlen ;  weil  die  Ausstellung  der  Mandate  Zeit  braucht,  soll  das  erste  Viertel- 
jahr frei  sein ;  3.  von  den  Konfiskationen  und  Strafen  soll  die  Hofkammer  zwei 
Drittel  bekommen,  das  andere  Drittel  soll  zu  gleichen  Teilen  den  Apaitatoren 
und  dem  Angeber  zufallen;  4.  in  jedem  Rentamt  wird  eine  Tabakniederlage 
errichtet,  und  der  Tabak  um  6—7  fl.  billiger  geliefert,  als  er  gerade  im  Preise 
steht.  Wenn  der  Tabak  von  den  Apaitatoren  genommen  wird,  so  soll  Handel 
und  Wandel  mit  demselben  frei  sein,  wie  vor  dem  ersten  Apaldo.  Ebenso  soll 
der  Tabakbau  gestattet  sein,  wenn  die  Blätter  an  die  Apaitatoren  geliefert  oder 
nur  mit  deren  Erlaubnis  ausgeführt  werden;  5.  die  Unternehmer  sollen  an  ge- 
eigneten Orten  Tabakfabriken  errichten  dürfen ;  6.  Senser  und  Genossen  erhalten 
ein  Patent,  das  ihnen  den  Beistand  der  Obrigkeit  und  die  exekutive  Eintreibung 
ihrer  Ausstände  und  die  genaueste  Kontrolle  zusichert.  Mit  der  Abgabe  der 
DurchgangsboUetten  wird  statt  des  W.  J.  Krauss  ein  anderer  Nürnberger  Bürger 
betraut.  Der  ins  Land  kommende  Tabak,  ebenso  die  Pfeifen  sollen  maut-  und 
zollfrei  sein ;  eine  Steigerung  der  Pachtsumme  wird ,  wenn  der  Fortgang  des 
Apaldos  eine  solche  rechtfertigen  lässt,  im  Auge  behalten.  Die  ganze  Ver- 
willigung  soll  der  kurfürstlichen  Macht  und  Höhe  keinen  Abbruch  thun.  Senser 
und  Konsorten  durch  Handgelübde  die  Bedingungen  zu  halten  versprechen.  Es 
war  von  Senser  dieser  Vertrag  mit  Vorsicht  und  Schlauheit  entworfen.  Die 
gegen  früher  doppelt  so  hohe  Pachtsumme  und  die  Aussicht  auf  weitere 
Leistungen  waren  geeignet,  den  Kurfürsten  zu  gewinnen;  der  versprochene 
Preisrückgang  musste  den  Konsumenten,  die  Gestattung  des  Blätterbaues  den 
Tabakbauer  beruhigen ;  die  innerhalb  des  Rahmens  des  Monopols  zugesichei-ten 


1)  G.A.  Pistrichs  Erinnerungsabschrift  vom  29.  Dezember  1677. 

2)  G.A.  Bericht  der  Tabakkommission  vom  28.  Juni  1698. 

3)  G.A.  Sensers  Schreiben  an  den  Kurfürsten,  30.  Januar  1699. 
*)  G.A.  Sensers  Protokoll  vom  1.  August  1691. 

5)  G.A.  Kontrakt  vom  29.  Januar  1678. 

6)  G.A.  Freiheitsbrief  vom  29.  Januar  1678. 
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weitgehenden  Freiheiten  des  Handels  sollten  die  Handelsleute  mit  der  neuen 
Ordnung  der  Dinge  aussöhnen.  Als  aber  am  7.  Februar  1678  das  General- 
mandat') erschien,  welches  die  Uebertragung  des  Tabakapaldos  an  Senser  und 
Konsorten  verkündete,  war  leicht  zu  merken,  dass  mit  dem  Senserschen  Unter- 
nehmen ein  schärferer  Wind  zu  wehen  angefangen  habe.  Die  KontroUmass- 
regeln  waren  durch  dasselbe  wesentlich  verschärft  worden,  indem  „zur  besseren 
Bestreitung  des  an  sich  wichtigen  und  weitschichtigen  Apaldowerkes  und  zur 
Verhütung  der  Konterbanden"  von  den  Apaitatoren  an  mehreren  Orten  üeber- 
reiter,  Besichtiger  und  Beschauer  bestellt  werden  durften,  welche  die  Waren  bei 
der  Ausladung  zu  beschauen  hatten,  damit  nicht  fast  täglich  Zentner  von  Tabak 
unter  den  verschiedensten  Verpackungen  und  Deklarationen  ins  Land  herein- 
gebracht werden.  Diese  Beschauer  sollten  ein  kurfürstliches  Patent  bekommen 
und  Urnen  die  Beamten,  Ortsobrigkeiten  und  Unterthanen  bei  Ausübimg  ihres 
Berufes  nicht  nur  nicht  hinderlich,  sondern  behilflich  sein.  Es  kann  nicht 
wunder  nehmen,  dass  durch  diese  strengen  Bestimmungen  die  Opposition  gegen 
das  Apaldo  an  Boden  gewann,  um  so  mehr,  als  auch  die  Nürnberger  Handels- 
leute immer  dagegen  schürten.  Als  Sprachrohr  derselben  wandte  sich  der  ehe- 
malige Tabakpächter  Pistrich  an  den  Kurfürsten.  Es  waren  dem  Fistrich  vom 
Kurfürsten  die  gesamten  (nicht  nur  die  auf  ihn  treflfenden)  Konterbande-  und 
Konfiskationsstrafen  zugebilligt,  ihm  der  Titel  eines  Hof-  und  Armaturhandels- 
mannes verliehen  und  ihm  Schutz  gegen  allenfallsige  Verfolgungen  wegen  des 
geführten  Tabakapaldos  versprochen  worden  ^).  Um  sich  für  dieses  Wohlwollen 
erkenntlich  zu  zeigen,  reichte  er  seine  „Unterthänigsten  Gedanken  und  unmass- 
geblichen Vorschlag'")  ein,  worin  er  dem  Kurfürsten  von  der  Bereitwilligkeit 
der  Nürnberger  Kaufleute,  von  jedem  im  Lande  bleibenden  Zentner  Tabak  2  fl., 
vom  durchgehenden  1  fl.  und  von  jedem  Pfund  Brasil-  oder  Schnupftabak  4 — 6  kr. 
Aufschlag  zu  zahlen,  Kenntnis  gab.  Pistrich  legte  weitläufig  dar,  dass  der 
Kurfürst  durch  Einführung  eines  solchen  Aufschlages  nur  dem  Beispiele  anderer 
Reichsstände  und  Kurfürsten  und  der  Kaiserlichen  Majestät  *)  folge  und  sich  die 
Ungelegenheiten  der  Konterbanden  erspare.  Durch  eine  solche  Massregel  würde 
dem  Landmann  genützt,  dem  Seidenwesen  aufgeholfen,  Müssiggang  und  Bettel 
durch  Verschaffung  von  Arbeitsgelegenheit  abgestellt ;  es  könnten  dadurch  andere 
Manufakturen  introduziert ,  die  nötigen  Zuchthäuser  gebaut,  die  Kommerzien 
gefordert,  das  kurfürstliche  Interesse  bei  den  Mauten  und  Zöllen  vermehrt  wer- 
den ;  die  löbliche  Landschaft  gewänne  an  Aufschlag ,  Umgeld  und  Gefällen, 
Landeswohl  und  Population  würden  wachsen.  Zum  Beweis,  dass  er  nicht  leere 
Hirngespinste  vertrete,  legte  er  seine  Berechnung  vor.  Bei  12,000  Ztr.  Durch- 
,  fuhr  und  3000  Ztr.  Verbrauch  im  Innern  ergeben  sich  ohne  Brasil  18,000  fl. ; 
[diese  Summe  bleibe  dieselbe,  wenn  man  zur  Erhaltung  des  Geldes  im  Lande 
?  den  Tabakbau  fördere  imd  sich  auch  vom  inländischen  Tabak  2  fl.  Steuer  zahlen 


1)  M.St.B.  V.  72. 

2)  G.A.  Signat  vom  4.  Juli  1678. 
*)  G.A.  Unterthänigste  Gedanken  und  munassgeblicher  Vorschlag  vom  19.  April  1679 

von  L.  Pistrich. 

♦)  In  Oesterreich  finden  wir  1678  die  erste  Tabakverpachtnng.  Ein  gewisser  Liscadin 
nnd  Donadoni  erhielten  gegen  einen  Pachtschüling  von  2400  fl.  das  Recht  znm  Alleinhandel 
mit  Tabak  in  Innerösterreich.    Oesterr.  Revue  1868,  n,  S.  107. 
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lasse.  Es  empfehle  sich,  einen  Kommerzienrat  zu  bilden,  dessen  Mitglieder  aus 
schon  vorhandenen  Räten  genommen  und  von  dem  bezahlt  werden  können,  was 
der  Aufschlag  über  15,000  fl.  trage.  Es  ist  nicht  unwahrscheinlich,  was  Pistrich 
behauptet,  dass  seine  Vorschläge  von  Ferdinand  Maria  sehr  gut  aufgenommen 
waren.  Aber  dieser  Fürst  starb  am  26.  Mai  1G79,  und  es  übernahm  für  dessen 
minderjährigen  Sohn  Max  Emanuel  des  Verstorbenen  Bruder  Maximilian  Philipp, 
Landgraf  zu  Leuchtenberg,  die  vormundschaftliche  Regierung.  Dieser  Regierungs- 
wechsel brachte  jedoch  in  die  Bestrebungen  Pistrichs  und  seiner  Verbündeten 
keine  Stockung.  Es  wurde  vielmehr  der  neue  Regent  sofort  durch  das  Vor- 
bringen, dass  bei  Freigabe  des  Handels  mit  Tabak  letzterer  wesentlich  billiger 
würde,  zu  gewinnen  gesucht  ^).  Von  der  kurfürstlichen  Administration  wurde 
nun  vor  allem  die  Pachtgesellschaft,  bezw.  Senser ^)  gehört.  Er  hütete  sich, 
gegen  das  Prinzip  des  Freihandels  aufzutreten,  und  gab  daher  zu,  dass  sich 
gegen  den  Nürnberger  Vorschlag,  wie  er  auf  dem  Papiere  stehe,  nichts  sagen 
lasse;  es  scheine  jedoch,  dass  die  Nürnberger  nur  das  wohlstabilierte  Tabak- 
apaldo  über  den  Haufen  werfen  wollen,  damit  sie  es  dann  in  der  Handelschaft 
wieder  wie  früher  „nach  ihrem  Gefallen  und  Willen  spielen  und  treiben"  könnten. 
Die  Nürnberger,  meint  er,  würden  sich  bald  für  den  Tabak  2  —3  fl.  mehr  zahlen 
lassen,  ihr  Anerbieten  hätte  keinen  Bestand,  und  sie  würden  wie  von  jeher 
durch  Schleicherei  den  Aufschlag  umgehen.  Dadurch,  dass  1000  Ztr.  Tabak 
im  Lande  fabriziert  werden,  sei  der  Nürnberger  Tabak  um  6  fl.  herunterge- 
drückt, Brasil  und  Pfeifen  billiger  geworden;  auch  behalte  man  durch  die  ein- 
heimische Fabrikation  grosse  Summen  im  Lande,  die  sich  bald  noch  erhöhen 
werden  und  nebenbei  fördere  man  das  einheimische  Gewerbe,  denn  die  Augs- 
burger und  Nürnberger  wollen  nur  wegen  der  übrigen  Waren  das  Apaldo 
aufgehoben  wissen.  Durch  die  Tabakfabriken  werden  viele  Leute  ernährt  und 
es  können,  wie  es  in  Schrobenhausen  und  Geissenfeld  schon  vorgekommen,  die 
Unkatholischen  zur  Konversion  ins  Land  gezogen  werden.  So  sei  erst  in 
Schrobenhausen  ein  Arbeiter  mit  Weib  und  6  Kindern  katholisch  geworden. 
Uebrigens  würden ,  wenn  auch  die  Nürnberger  den  Aufschlag  geben  wollten, 
andere  Städte,  wie  Regensburg,  Augsburg,  Salzburg  sich  nicht  daran  kehren. 
Man  solle  daher  das  Apaldo  behalten,  es  werde  später  bis  zu  16,000  fl.  tragen, 
und  dann  seien  die  Seideninteressenten  doch  besser  daran.  Die  Manufakturen 
könnten,  wenn  man  beim  Apaldo  verharre,  weit  eher  als  auf  dem  angeratenen 
Weg  eingeführt  werden.  Zum  Schluss  erklärt  Senser  stolz ,  wenn  er  ohne 
Schaden  wegkomme,  so  wolle  er  das  Apaldo  gern  aufgeben,  falls  der  Aufschlag 
nur  1  fl.  mehr  ertrage.  Mit  diesem  Angebot  seines  Verzichtes  war  es  jedoch 
Senser  durchaus  nicht  |Emst;  seine  Bestrebungen  waren  vielmehr  unter  der 
vormundschaftlichen  Regierung  darauf  gerichtet,  das  Apaldo  zu  befestigen. 
Er  erwirkte  von  Maximilian  Philipp  ein  Generalmandat  ^),  durch  welches  einem 
rücksichtslosen  System  der  Weg  gebahnt  wurde.  Um  die  Obrigkeiten  zu 
energischem  Einschreiten   gegen  Konterbanden   zu   veranlassen,   sollten  sie  im 


1)  Zu  diesem  Zwecke  wurde  ein  Interzessionsschreiben  von  Bürgermeister  und  Rat  zu 
Nürnberg  vom  2.  Juli  1679  in  Vorlage  gebracht.    G-.A. 

2)  G.A.  Ueber  einen  an  den  verstorbenen  Kurfürsten  gebrachten  Vorschlag,  statt  des 
Tabakapaldos  freie  Einfuhr  und  Handlung  einzuführen  (ohne  Datum). 

3)  Generalmandat  vom  11.  Juni  167S).    M.St.B.  V.  81. 
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Falle  gerichtlicher  Verhandlungen  gegen  dieselben  von  den  bisher  der  Hof- 
kammer zustehenden  zwei  Dritteln  des  konfiszierten  Gutes  und  der  Strafgelder 
ein  halbes  Drittel  erhalten.  Unvermögliche  Tabakhausierer  etc.  sollen  auf  Kosten 
des  Apaldos  in  Haft  genommen  werden  dürfen,  bis  sie  ihre  Abnehmer  angeben, 
an  welche  dann  die  Apaitatoren  den  Regress  haben.  Ausländer  sollen  wie  In- 
länder, Hehler  wie  die  Konterbandierer  selbst  bestraft  werden.  Jeder  Amtmann, 
ob  Gerichts-,  Kloster-,  Hofmarksdiener  oder  Schörg,  erhält  für  jedes  eingezogene 
Pfund  geschwärzten  Tabaks  6  kr.  Anzeigegebühr ;  wird  ein  von  den  Apaitatoren 
aufgestellter  Faktor  beim  Schwärzen  ertappt,  so  kommt  zu  dem  ausgemachten 
Sechstel,  welches  der  Angeber  erhält,  eine  Rekompense  von  18  fl.  Weil  zum 
Tabakblätterbau  gewisse  Handgriffe  und  Wissenschaft  gehören,  so  soll  ohne  des 
Hofrates  Erlaubnis  niemand  Tabak  bauen.  Gegen  Zuwiderhandelnde  wird  wie 
gegen  Konterbanden  eingeschritten,  gegen  Zahlungsunfähige  mit  Springern  oder 
Schellen  mit  „Anhalshängung"  des  bei  ihnen  vorgefundenen  Tabaks  vorgegangen. 
Jeder  Faktor  hat  einen  gewissen  Bezirk,  bei  dem  die  Krämer  den  Tabak  nehmen 
und  dann  um  einen  gewissen  Preis  verkaufen  müssen.  Die  Städte  Donauwörth, 
Mindelheim,  Wemdrng  und  die  Oberpfalz  werden  von  den  Apaitatoren  mit  einem 
besonderen  Tabakgut  versehen,  und  es  ist  ihnen  daher  der  Verkauf  des  Tabakes 
in  den  bayrischen  Landen,  und  den  bayrischen  Unterthanen  der  Kauf  und  die 
Abholung  des  Tabaks  aus  vorgenannten  Gebieten  gänzlich  verboten.  Auf  das 
bei  den  Krämern  vorhandene  Tabakgut  haben  die  Apaitatoren  bei  Ganten  ein 
Vorzugsrecht.  Tabak  und  Pfeifen,  welche  eingeführt  werden,  müssen  mit  dem 
Zeichen  J.  S.  G.  versehen  sein.  Neue  Ueberfahrtsstellen  über  das  Wasser  dürfen 
nicht  mehr  eingeführt,  bei  hergebrachten  verdächtige  Personen  nicht  befordert 
werden.  Endlich  soll  das  ganze  Mandat  mit  den  anderen  Generalien  alle  Jahre 
vor  der  Kirche  publiziert  werden. 

Durch  dieses  Mandat  hatte  das  Apaldo  einerseits  eine  bedeutende  räum- 
liche Ausdehnung  erreicht,  anderseits  war  durch  drakonische  Bestimmungen  der 
Vollzug  der  gegebenen  Verordnungen  möglichst  gesichert  worden.  Den  Tabak- 
bauern, den  Händlern  und  dem  gesamten  Publikum  erwuchsen  schwerere  Be- 
lästigungen, als  es  je  gegeben  hatte.  Die  ungebildeten  Aufsichtsorgane  waren 
durch  Aussicht  auf  Belohnungen  zu  hässlicher  Denunziation  verlockt,  von  den 
Angestellten  einer  der  Spion  des  andern.  Von  einer  Regierung,  die  zu  solchen 
Neuerungen  die  Hand  bot,  war  in  bezug  auf  Aufhebung  des  Apaldos  nicht  viel 
zu  erwarten;  und  doch  musste  gerade  dieses  Vorgehen  zu  einem  erneuten  An- 
sturm auf  das  Apaldo  ermuntern.  Vielleicht  schien  es  Pistrich  bei  seinem 
neuerlichen  Angriff  gegen  das  Sensersche  Apaldo  günstig,  dass  unterdessen  ein 
Wechsel  in  der  Person  des  Staatsoberhauptes  eingetreten  war.  Am  11.  Juni  1680 
hatte  nämlich  Max  Emanuel  die  Regierung  des  Landes  selbst  übernommen.  Da 
bei  einer  solchen  Aenderung  die  Gelegenheit,  auf  das  gefährdete  Volkswohl 
hinzuweisen,  am  passendsten  erschien,  so  betonte  Pistrich,  der  früher  die  Hebung 
des  kurfürstlichen  Interesses  in  den  Vordergrund  gestellt  hatte,  in  seiner  Ein- 
gabe vom  24.  August  1680')  insbesondere  den  Schaden,  welchen  die  Krämer 
und  Handelsleute  durch  das  Apaldo  erleiden,  während  sich  die  Apaitatoren  un- 


1)  G.A.    L.  Pistrichs,    Handelsmann     Anlangen    wegen    freier   Tabakhandlang  vom 
24.  August  1680. 
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gebührlich  bereichern.  Er  schreibe,  führt  er  aus,  nicht  allein  auf  Antrieb  der 
Nürnberger  Kauf-  und  Handelsleute,  sondern  hauptsächlich  in  Rücksicht  auf  die 
Tabakhändler  und  Krämer  in  Städten  und  Märkten,  besonders  in  München,  die 
wegen  des  allzu  teuren  Kaufes  und  des  schlechten  Gutes  um  all  ihr  Gewerbe  ge- 
kommen seien;  die  Apaitatoren  nehmen  nicht  nur  den  völligen  Tabaknutzen, 
sondern  bringen  auch  in  anderen  Waren  die  Krämer  um  ihre  Kundschaft.  Wenn 
man  ihm  nur  die  Hälfte  von  der  Assistenz  geleistet  hätte,  welcher  sich  Senser 
erfreue,  so  hätte  er  15,000  fl.  für  den  Apaldo  bezahlt,  und  die  Klagen  der 
Händler,  Krämer  und  Käufer  würden  ausgeblieben  sein.  Das  Unternehmen 
Sensers  und  Konsorten  habe  bei  Beamten,  Hofmarksobrigkeiten  und  Bürgern 
grosse  Schwierigkeiten  und  erbitterte  Feindseligkeiten  erzeugt.  Die  Kompanie 
profitiere  jährlich  24,000  fl.,  während  dem  Kurfürsten  nach  Abzug  der  Ausgaben 
für  die  Generalien  und  einige  veranlasste  Besoldungen  kaum  6000  fl.  bleiben; 
und  doch  wäre  es  ein  Leichtes  gewesen,  für  1600  Ztr.  Durchfuhr  und  4000  Ztr. 
inländischen  Verbrauch  24,000  fl.  zu  vereinnahmen. 

Es  hatte  die  Aussicht,  so  leicht  zu  einer  so  beträchtlichen  Summe  zu 
gelangen,  etwas  Bestechendes  für  den  jungen  Kurfürsten.  Er  liess  daher  das 
Projekt  des  Pistrich  und  der  Nürnberger  am  31.  August  1680  an  den  gerade  in 
Augsburg  weilenden  Freiherrn  Kaspar  von  Schmid  *)  mit  dem  Auftrage  senden, 
auch  von  Herrn  Baron  Mayr^),  wenn  er  von  der  Reise  heimkomme,  und  vom 
Dr.  Jobst  ein  Gutachten  einzuholen  und  dann  über  das  Projekt  zu  referieren. 
Das  von  Schmid  verlangte  Gutachten  findet  sich  nicht  vor;  so  viel  scheint  jedoch 
sicher,  dass  sich  der  Kanzler  Schmid  die  vom  Aufschlag  in  Aussicht  gestellten 
Wirkungen  nicht  versprach,  an  Mayr  und  Jobst  aber  hatte  das  Sensersche 
Unternehmen  eher  Fürsprecher  als  Gegner.  Ueber  ein  Jahr  wurde  die  Sache 
hin  und  her  erwogen,  jedoch  in  der  Zeit  zwei  das  Sensersche  Werk  festigende 
Mandate  erlassen^).  Am  29.  August  1681  konnte  Senser ^)  ruhig  erklären,  wenn 
er  und  seine  Konsorten  schadlos  gehalten  werden,  so  wolle  er  gern  den  Apaldo 
der  kurfürstlichen  Hofkammer  überlassen,  ein  Gedanke,  der  von  Schmid  her- 
zurühren scheint;  dass  es  zu  einer  Uebemahme  vorerst  nicht  kommen  werde, 
hatte  er  längst  gemerkt. 

Unter  Sensers  Leitung,  denn  von  dessen  Konsorten  hatte  nur  Vapichler 
als  Buchhalter  einigen  Einfluss,  gingen  nun  die  Geschäfte  auf  einmal  flott. 
Das  widerwärtigste  Hindernis  einer  wirksamen  Kontrolle  war  der  Umstand, 
dass  innerhalb  des  Apaldogebietes  mehrere  nicht  bayrische  Gebiete  lagen. 
Schon  Pistrich  hatte  deshalb  mit  dem  Bischof  von  Freising  dahin  paktiert, 
dass  gegen  eine  Entschädigung  von  600  fl.  das  Apaldo  auf  die  bischöflich  frei- 
singischen  und  regensburgischen  Gebiete  ausgedehnt  werde  ^).  Senser  liess 
sich's  weitere  500  fl.  kosten,  um  auch  in  Mühldorf,  Ortenburg  und  in  ein 
paar  kleineren   Orten   das    Apaldo    einzuführen.      Der   inländische   Tabakbau, 


1)  G.A.  Schreiben  an   den  Hochwohlgeb.  Frh.  Kaspar  Schmid,  Geh.  Ratskanzler  vom 
31.  August  1680. 

2)  Ueher  den  Geheimrat  v.  Mayr  vgl.  V  e  h  s  e  a.  a.  0.  S.  228,  Anm. 

3)  G.A.  Mandat  vom  17.  November  1680,  besonders  gegen  Hausierer,  Meichsner,  Putten- 
und  Krätzenträger,  und  Mandat  vom  29.  April  1681.    Ersteres  auch  M.St.B.  V.  95. 

♦)  G.A.  Erklärung  Sensers  vom  29.  August  1681. 
5)  Freisingsche  Tabakakten  im  Kreisarchiv  München. 
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welcher  früher  ganz  unbedeutend  war,  hatte  sich  während  der  Senserschen 
Pachtzeit  so  gehoben,  dass  das  einheimische  Gut  auf  das  finanzielle  Ergebnis 
des  Apaldos  von  Bedeutung  war.  Senser  selbst  rühmt  sich,  dass  von  den  im 
Jahr  verbrauchten  4000  Ztr.  V4  einheimisches  Gut  sei,  welches  in  den  Gegen- 
den von  Schrobenhausen,  Geissenfeld  imd  Rain  gebaut  und  in  den  Fabrizier- 
häusern von  Schrobenhausen  und  Rain  fertig  gestellt  werde.  Das  ist  nun 
allerdings  eine  Uebertreibung  *),  von  Senser  zu  dem  Zwecke  gemacht,  um  recht 
augenscheinlich  zu  demonstrieren .  wie  reichliche  Verdienste  er  sich  durch 
Schaffung  von  Arbeitsgelegenheit  und  durch  Verhinderung  des  Geldabflusses 
schon  erworben  habe.  Seine  Vorspiegelungen  von  ausgedehntem  Tabakbau  und 
grosser  Fabrizierthätigkeit  hatten  aber  auch  noch  den  weiteren  Zweck,  auf  die 
Nürnberger  Preise  zu  drücken,  die  gegen  früher  auch  wirklich  bedeutend  zurück- 
gegangen waren.  Um  4,  4 ','2  und  5  fl.  konnte  man  den  Tabak  überall  haben. 
Sensers  Geschäftsgewandtheit  erwuchsen  auch  nicht  die  hohen  Unkosten  wie 
Pistrich,  so  dass  ihn  der  Zentner  höchstens  auf  9  —  10  fl.  zu  stehen  kam.  Da 
er  nun  an  die  Krämer  den  Zentner  um  1-5 — 16  fl.  verkaufte,  so  ergibt  sich 
schon  aus  dem  Handel  mit  auswärtigem  Tabak,  dessen  Verschleiss  SV«  tausend 
Zentner  betragen  haben  mag,  ein  ansehnlicher  Gewinn.  Da  Senser  ausserdem 
ca.  400  Ztr.  einheimischen  Gutes  lieferte,  das  er  um  10 — 14  fl.  abgab  und  van. 
weit  weniger  als  die  Hälfte  herstellte,  so  ist  begreiflich,  dass  mit  dem  Apaldo 
ein  g^tes  Geschäft  gemacht  wurde.  Senser  gibt  später  selbst  zu*),  dass  er  im 
ersten  Jahre  einen  Gewinn  von  25,000  fl.  erzielt  habe,  für  die  übrigen  Jahre 
will  er  allerdings  nur  einen  Gewinn  von  5  Prozent  zugestehen.  Eine  Preis- 
verringerung im  Detailhandel  spürte  man  freilich  nicht,  dafür  konnte  aber  den 
Krämern  ein  hoher  Profit  konzediert  werden,  die  auch  tbatsächlich  am  Zentner 
5  fl.  verdienten').  Letztere  wurden  dadurch  zu  einer  weniger  feindseligen 
Stellung  gegen  das  Apaldo  bekehrt,  imd  das  Publikum  zahlte  rahig  weiter,  so 
dass  die  Hofkammer  ^)   1685    berichten  koimte,   das  Volk   habe   sich  mit  dem 


1)  Wie  bescheiden  der  Sensersche  Tabakbau  und  dessen  Tabakfabrikation  waren,  er- 
fahren wir  aus  G.A.  Beilagen  zum  Hofratsbericht  vom  31.  Oktober  1685.  Der  Bürgermeister 
und  Rat  zu  Rain  berichten,  Senser  habe  daselbst  im  Jahre  ltj79  eine  um  150  fl.  gekaufte  bau- 
fällige Hütte  zu  einer  Tabakiabrik  adaptiert  und  in  derselben  den  auf  l'i  Jauchert  erpachtetem 
Grund  erzielten  Tabak  spinnen  und  zum  Verkauf  herrichten  lassen.  Es  seien  bei  solchem 
Werke  weder  Bürger,  noch  pfleggerichtliche  ünterthanen,  sondern  nur  etliche  Bürgerskinder 
gegen  täglich  i  kr.  Lohn,  beim  Tabakbau  aber  gar  keine  vogtbare  Manns-  oder  Weibsperson 
beschäftiget.  Der  Bürgermeister  und  Rat  von  Schrobenhausen  erklären,  dass  Senser  in  seiner 
Wohnung  und  zwei  Kammern  die  in  Schrobenhausen  und  dessen  Umgegend  wachsenden 
Tabakblätter  verarbeite.  Er  habe  2  Pointhen  von  4—5  Jauchert.  Im  Winter  1684  seien  nach 
einem  Zeugen  von  zwei  Tabakspinnem  und  16  Kindern  180  Ztr.  fabriziert  worden.  Nach  oben 
genannten  Beilagen  bebaute  Sittl  in  Landshut  zwei  Schwaigen  mit  Tabak.  Der  Bürgermeister 
von  Mindelheim  hatte  von  Maximilian  Philipp  das  Recht  erworben,  gegen  ein  jährliches  Bestand- 
geld  von  150  fl.  Tabak  zu  bauen  und  zu  fabrizieren. 

2)  G.A.  Protokoll  vom  I.August  1691.  Freyberg  a.  a.  0.  n,  S.  416,  schreibt  die 
Angaben  des  in  einen  Prozess  mit  Senser  verwickelten  Vapichler  nach,  laut  welchen  im  ersten 
Jahr  8000  fl.,  im  zweiten  10,000  fl.,  im  dritten  12,000  fl.,  im  vierten  16,000  fl.  u.  s.  w.,  in  allen 
8  Jahren  104,000  fl.  von  Senser  profitiert  worden  sein  sollen.  Anspruch  auf  Glaubwürdig- 
keit kann  Vapichler  schon  wegen  seiner  feindseligen  Haltung  gegen  Senser,  die  er  nach  seinem 
Anstritt  aus  dem  Tabakkonsortixun  an  den  Tag  legte,  durchaus  nicht  machen. 

3}  G  A.  Sensers  Gegenmotiva  (ohne  Datum). 

*p  G.A.  Gutachten  der  Hof kammer  über  Emeaerang  des  Tabakapaldos  vom  20.  Juni  1685. 
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Apaldo  ausgesöhnt  und  man  sei  allerorten  damit  wohl  zufrieden.  Bei  den 
Apaldogeldern  dachte  niemand  mehr  daran,  sie  den  Seideninteressenten  ^)  zuzu- 
führen, sondern  sie  wanderten  in  die  kurfürstlichen  Kassen,  von  welchen  die 
Landschaft  nur  mit  Mühe  die  sie  treffenden  1000  fl.  herauszubringen  wusste^). 
Die  im  ganzen  befriedigenden  Verhältnisse  musste  Senser  benützen,  um  eine 
Fortsetzung  seines  Unternehmens  anzubahnen.  Der  schlaue  Mann  wusste,  dass 
der  kurfürstlichen  Regierung  und  den  Ständen  besonders  die  Zoll-  und  Maut- 
freiheit des  Tabaks  wenig  genehm  war.  Senser  erbot  sich  nun  selbst,  gegen 
Wiederholung  der  früheren  Generalien  und  Verschärfung  der  Strafen  die  Maut- 
gebühr zu  entrichten.  Das  Generalmandat  vom  5.  September  1684  *)  verkündete 
den  „getroffenen  neuen  Akkord".  Es  war  in  demselben  den  konterbandierenden 
Krämern  und  Handelsleuten  mit  dem  Verluste  des  Rechtes,  den  Tabak  zu  ver- 
handeln, im  Rückfalle  sogar  mit  Zuchthausstrafe,  allen  übrigen  ,, Verbrechern" 
mit  wirklicher  ,,Kondemnierung"  gedroht. 

Unterdessen  lief  die  Pachtzeit  ab,  und  es  wurde  nun  doch  ernstlich  in 
Erwägung  gezogen,  ob  der  Vertrag  zu  erneuern  sei,  oder  welche  andere  Ver- 
anstaltungen getroffen  werden  sollen.  Senser  und  Konsorten  reichten  bei  höchster 
Stelle  ein  Memorial*)  ein,  in  welchem  ausgeführt  war,  dass  für  den  Tabak  jähr- 
lich 100,000  fl.  ausser  Landes  gehen,  was  bei  Fortsetzung  ihres  Unternehmens 
nach  und  nach  aufhöre,  indem  sie  schon  jetzt  jährlich  1000  Ztr.  im  Lande  bauen 
und  fabrizieren ;  dadurch  werde  den  armen  Leuten  Beschäftigung  vermittelt  und 
die  Kommerzien  mit  anderen  Waren  in  die  Höhe  gebracht.  Sie  machten  für 
die  nächsten  6  Jahre  ein  Pachtangebot  von  40,000  fl.  und  erklärten  sich  bereit, 
an  den  bequemsten  Orten  Fabrizierhäuser  aus  eigenem  Säckel  herzustellen  und 
einzurichten;  letztere  sollten  nach  Ablauf  der  6  Jahre  um  einen  billigen  Preis 
an  den  Kurfürsten  übergehen.  Der  Kurfürst  leitete  dieses  Memorial  an  die 
Hofkammer,  welche  mit  Senser  eine  mündliche  Verhandlung  anberaumte  und 
zu  derselben  die  Räte  Millauer  und  Oswald  abordnete.  In  dieser  Kommissions- 
beratung legte  Senser  den  gläubigen  Räten  besonders  ans  Herz,  wie  vorteilhaft 
sein  Werk  für  die  religiöse  Propaganda  sei.  Unter  den  100  Arbeitern  seiner 
Fabriken  in  Schrobenhausen  und  Rain  seien  22  Personen,  die  von  auswärtigen 
lutherischen  Orten  der  Nahrung  halber  nach  Bayern  hereingekommen  und  nach 
kurzer  Unterweisung  in  der  katholischen  Religion  zur  katholischen  Kirche  über- 
getreten seien.  Als  letztes  Wort  machte  Senser  das  Anerbieten,  in  den  nächsten 
6  Jahren  50,000  fl.  nebst  der  Zoll-  und  Mautgebühr  zu  bezahlen,  jedoch  sollte 
das  erste  Jahr,  wo  für  Instandsetzung  des  Werkes,  Hereinbringung  der  Fabrikate 

1)  Kaspar  Schmid  sagt  in  seinem  Aviederholt  genannten  Gutachten,  dass  der  Graf  Berchem 
die  Sache  nicht  verstanden  und  daher  die  Zahlung  für  die  Seidenkultur  bald  aufgegeben  habe. 
Freyberg  a.  a.  0.  II,  S.  397,  ist  daher  nicht  recht  berichtet,  wenn  er  sagt,  es  seien  aus  der 
Tabakapaldokasse  bis  zum  Jahre  1678  an  die  Seidenindustrie  27,219  fl.  geleistet  worden. 
Freyberg  bemerkt  übrigens  richtig  a.  a.  0.  II,  S.  450,  Anm.,  dass  bis  zum  Jahre  1678  inkl. 
nur  15,000  fl.  an  Tabakapaldogeldem  eingegangen  seien.  Nach  dem  Bericht  des  Komnlerzien- 
koUegiums  an  den  Kurfürsten  vom  22.  Februar  1695  sind  die  Seideninteressenten  mit  etlichen 
tausend  Gulden  entschädigt  worden.    G.A. 

2)  Am  17.  Dezember  1683  und  14.  August  1684  klagt  die  Landschaft,  dass  man  mit  der 
schuldigen  Zahlung  im  Rückstand  sei.  Aus  dem  Jahre  1685  findet  sich  eine  Rechnung,  wonach 
die  Landschaft  aus  den  Jahren  1676—1685  noch  2816  fl.  zu  fordern  hatte.    G.A. 

»)  M.St.B.  VI.  16. 

*)  G.A.  Senser,  Memorial  (1685)  als  Beilage  zum  Bericht  der  Hof  kammer  vom  20.  Juni  1685. 
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aus  fremden  Orten  und  Herrichtung  der  Fabrizierhäuser  grosse  Auslagen 
erwüchsen,  ausser  der  Zoll-  und  Mautgebühr  nichts  bezahlt  werden,  die 
übrigen  5  Jahre  würden  je  10,000  fl.  in  4  Terminen  entrichtet ').  Ueber  Sensers 
Memorial  und  die  bei  der  mündlichen  Besprechung  hervorgetretenen  Gesichts- 
punkte wvurde  im  Plenum  der  Hofkammer  verhandelt,  wobei  der  am  besten 
informierte  Rat  Oswald  als  Referent  fungierte.  In  dem  am  20.  Juni  1685  an 
den  Kurfürsten  gerichteten  Gutachten*)  erkennt  die  Hofkammer  an,  dass  für 
dieses  , Liederliche  Kraut*  aus  den  bayrischen  Landen  allein  jährlich  etliche 
100.000  fl.  in  die  benachbarten  Reichsstädte  und  andere  lutherische  Orte,  be- 
sonders nach  Nürnberg  wandern.  Es  wäre  daher  am  besten,  wenn  man  dieses 
, .abscheuliche  Kraut  und  unnütze  getrankh  und  gestankh"  völlig  ausrotten  und 
gänzlich  abschaffen  würde.  Da  aber  die  früheren  Verbote  nichts  geholfen  und 
(üe  Bauersleute  nur  dazu  veranlasst  hätten,  heimlich  in  Stadeln  und  Scheunen 
zu  rauchen,  so  könne  man  auf  diese  Weise  nicht  helfen.  Referent  und  Hof- 
kammer raten  daher  zu  jeder  Förderung  des  Blätterbaues  und  der  Tabak- 
fabrikation  unter  Benützung  der  Ratschläge  der  sachkundigen  Apaitatoren,  wo- 
durch zu  den  von  letzteren  angegebenen  Yorteüen  noch  der  komme,  dass  man 
auch  minderwertigen  Boden  gut  ausnützen  könne.  Man  solle  daher  trachten, 
dass  man  die  Apaltatoren  zm-  Zahlung  von  60,000  fl.  bringe,  und  wenn  dies 
nicht  möglich  sei,  so  soUe  man  ihr  letztes  Anerbieten  von  50,000  fl.  um  so  mehr 
annehmen,  als  ja  später  die  Fabrizierhäuser  gegen  Schätzung  abgetreten  werden, 
und  dann  leicht  auf  dem  Wege  eines  leidlichen  Aufschlages  eine  Summe,  wie 
sie  jetzt  die  Apaltatoren  zahlen,  als  beständige  Einnahme  zu  erzielen  sei.  Der 
Vorschlag  des  Hofkammerrates  Mülauer,  das  Tabakwerk  zur  Fabrika  zu  legen ') 
oder  die  in  Aussicht  genommenen  Fabrizierhäuser  mit  allem  Zubehör  aus 
Fabrikmitteln  und  dem  Apaldobetrag  zu  errichten,  fand  die  Zustimmung  der 
Kammer  nicht,  weil  die  Fabrika  an  ihi-en  bisherigen  Negotien  schon  mehr  als 
genug  habe,  und  ohne  die  Verlängenmg  des  Apaldos  der  Bau  und  die  Fabrizie- 
ning  des  Tabaks  Utte  und  das  ganze  Werk  von  den  Nümbergem  über  den 
Haufen  geworfen  werden  könnte.  Auf  die  Lamentationen  der  Nürnberger,  welche 
sich  aus  dem  Handel  mit  katholischen  Ländern  bereichert  haben,  brauche  man 
nicht  zu  hören,  da  sich  der  Kurfürst  von  niemand  sagen  zu  lassen  habe,  was 
für  Fabriken  und  Handelschaften  zum  Wohle  der  Unterthanen  einzufuhren  seien. 
Nachdem  die  Anschauungen  der  Hofkammer  eingelaufen  waren,  wurden 
am  7.  Juli  Sensers  Vorschläge  zur  gutachtlichen  Aeusserung  an  den  Hofrat  ge- 
schickt.   Auch  der  Hofrat*)  nahm  den  Standpunkt  ein,  dass  es  das  beste  wäre, 

1)  Ein  Protokoll  über  diese  Yeiliandliuig  ist  nicht  vorhanden,  den  Inhalt  der  Beratung 
erfahren  wir  aus  dem  Hofkammerbericht  vom  20.  Juni  1685.  Ueber  den  Wert  der  Senserschen 
Angaben  in  betreff  des  bei  ihm  beschäftigten  Personals  s.  S.  23.  Anm.  l. 

2)  G.A.  Gutachten  der  Hof  kammer  über  die  Erneuerung  des  Tabakapaldos  vom  20.  Juni  1685. 
*)  Die  Fabrika  hat  im  Jahre  1679  mit  50  fl.   an  Geld  und  2  Ztr.  WoUe  ihren  An&ng 

genommen ;  die  eigentliche  Gründung  fällt  jedoch  erst  ins  Jahr  1680,  nachdem  79,ooo  fl.  Kirchen- 
gelder dazu  aufgenommen  und  Zahlungen  vom  Hofzahlamt  dazu  geleistet  worden  waren. 
Die  Tabakapaldogelder  sind  zu  dieser  Zeit  noch  nicht  au  die  Fabrika  geflossen,  wie  Freyberg 
meint.  Die  Fabrika  beschäftigte  sich  mit  Tuch-,  Zeug-  und  Strumpffabrikation.  Da  nur  für 
die  kurf.  Regimenter  gearbeitet  und  im  Inlande  die  Wolle  nur  aus  den  kurf.  Scherereien  ge- 
nommen wurde,  so  wurde  von  den  Gewerbetreibenden  keine  Opposition  gemacht.  Vgl.  Frey- 
berg a.  a.  0.  II,  S.  429,  398. 

*j  G.A.  Gutachten  des  Hofirates  wegen  Emenerong  des  Tabakapaldos  vom  31.  Oktober  1685. 
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wenn  dieses  ganz  unnütze,  in  vielem  Weg  schädliche  Getränk  gänzlich  abge- 
schafft werden  könnte.  Nach  einem  Bericht  des  Pflegers  von  Schrobenhausen 
seien  nur  wenige  Personen  in  Sensers  Tabakfab)-ik  thätig  und  auch  diese  wenige 
seien  schlecht  genug  bezahlt,  der  ganze  Gewinn  bleibe  mit  Ausnahme  des  ge- 
ringen Bestandgeldes  den  Apaitatoren  und  3  oder  4  Schreibern.  Der  gemeine 
Mann  aber  werde  durch  den  unnützen  Aufwand  für  Tabak  unfähig,  die  öffent- 
lichen Bürden  zu  tragen.  Da  aber  die  Abschaffung  des  Tabaks  nicht  möglich 
so  befürwortet  der  Hofrat  ebenfalls  den  Blätterbau  und  die  Fabrizierung  des 
Tabaks;  Senser  soll  angehalten  werden,  den  ganzen  einheimischen  Bedarf  selbst 
zu  erzeugen ,  jedoch  soll  er  nur  mit  Vorwissen  des  Kurfürsten  oder  des  Hof- 
rates Gründe  zum  Tabakbau  an  sich  bringen  dürfen. 

Man  sieht,  beide  Gutachten  stimmten  in  der  Verurteilung  des  Tabaks 
überein,  aber  beide  wussten  keinen  Weg  anzugeben,  wie  demselben  wirksam  ent- 
gegengetreten werden  könnte. 

Es  blieb  daher  nichts  übrig,  als  den  Vertrag  mit  den  Apaitatoren  zu  er- 
neuern. Dies  geschah  am  13.  Februar  1686  ').  Den  neuen  Bestimmungen  zufolge 
hatten  Senser  und  Konsorten  für  6  Jahre  60,000  fl.  zu  bezahlen ;  das  erste  Jahr 
war  frei,  die  übrigen  5  Jahre  waren  monatlich  1000  fl.  zu  entrichten,  ausserdem 
musste  die  Zoll-  und  Mautgebühr  getragen  werden.  Der  Tabakbau  war  der 
Kompanie  auf  den  dazu  passenden  Gründen  erlaubt,  jedoch  nur  mit  Vorwissen 
des  Hofrates,  die  Fabrizierhäuser  wurden  gegen  Leistung  eines  Geldbetrages  für 
quartierfrei  erklärt ,  endlich  wurde  festgesetzt ,  dass  der  Kui'fürst  nach  Ablauf 
der  Pachtzeit  das  Tabakwesen  solle  an  sich  ziehen  und  selbst  betreiben  oder 
einem  anderen  überlassen  können,  jedoch  seien  in  diesem  Falle  den  Apaitatoren 
die  Fabrizierhäuser  abzulösen.  Noch  an  demselben  Tage  verkündete  ein  General- 
mandat''),  dass  mit  Senser  und  Konsorten  wegen  Kontinuierung  des  Tabak- 
apaldos  aus  erheblichen  Ursachen  eine  neue  und  weitere  Handlung  geschlossen 
worden  sei,  und  dass  es  demnach  bei  den  in  den  Druck  gegebenen  General- 
mandaten und  Patenten,  besonders  bei  dem  unterm  9.  Juni  1679  ergangenen 
Dekret  sein  Verbleiben  habe.  Letztere  sollen  fernerhin  auch  für  Donauwörth, 
Mindelheim  und  Wemding  gelten.  Ueber  die  Verwendung  der  von  Senser  zu 
entrichtenden  Summen  ward  bestimmt,  dass  dieselben  an  die  Fabrika  abzuliefern 
und  von  dieser  an  die  Baukommission  zur  Errichtung  von  Zucht-  und  Armen- 
häusern hinauszugeben  seien  ^). 

Das  Apaldo  ward  also  erneuert  und  kam  immer  mehr  in  Flor.  Das 
Publikum  hatte  sich  daran  gewöhnt,  bei  dem  Unternehmen,  für  dessen  noch 
bessere  Rentierlichkeit  man  aus   der  Praxis  manches  gelernt  hatte,    ging  alles 


1)  G.A.  Kontrakt  vom  13.  Februar  1686. 

2)  Generalmandat  vom  13.  Februar  1686.    M.St.B.  VI.  19. 

3)  Senser  hatte  bei  den  mündlichen  Verhandlungen  über  die  Erneuerung  des  Apaldos 
noch  verschiedene  Desiderien  vorgebracht :  so  wollte  er  eine  Jurisdiktion  über  seine  Unter- 
gebenen eingeräumt  haben,  nicht  nur  seine  Behausung,  sondern  auch  seine  Fabrizierhäuser 
von  allen  Lasten  befreit  wissen,  die  Geistlichen  sollten  sich  beim  Blätterbau  statt  des  Zehnten 
mit  einer  massigen  Abfindung  begnügen  müssen  etc.  Die  Erteilung  einer  Jurisdiktion  an 
Senser  wurde  energisch  zurückgewiesen,  in  einigen  Punkten  wurden  weitere  Erhebungen  in 
Aussicht  gestellt  und  in  betreff  der  zehentberechtigten  Geistlichen  es  dem  Senser  anheim- 
gegeben, mit  ihnen  ein  Abkommen  zu  treffen. 
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flott  und  unbeanstandet,  so  dass  in  der  ganzen  Zeit  des  zweiten  Senserschen 
Apaldos  neue  Verordnungen  nicht  nötig  wurden.-  Nach  Ablauf  der  ersten  Pacht- 
zeit war  der  Konsorte  Vapichler  ausgeschieden*)  und  dafür  der  Kaufmann 
Angerer  als  Buchhalter  und  Konsorte  aufgenommen  worden  ^).  Sensers  Streben 
nach  vollständiger  Selbständigkeit  und  Unabhängigkeit  mag  den  Wechsel  herbei- 
geführt haben.  Der  Konsum  hatte  sich  inzwischen  auf  7000—8000  Ztr.  ge- 
hoben, und  auch  die  einheimische  Produktion  war  gewachsen,  freilich  kaum  so, 
dass,  wie  Senser  angibt,  im  Inland  1800  Zentner  fabriziert  worden  wären.  Es 
wurden  nämlich  von  Senser  in  dieser  Zeit  wohl  mehrere  Fabrikanlagen  er- 
worben, in  denselben  konnte  jedoch  teils  noch  gar  nicht,  teils  nur  weniges  Gut 
fabriziert  werden.  Zu  seinenTabrizierhäusem  in  Schrobenhausen  und  Rain  kamen 
ietzt  derartige  Anwesen  in  Menzing,  Amberg,  Ried  und  Friedberg ^).  Sensers 
Nimbus  wuchs,  sein  Vermögen  wurde  schon  auf  80,000 — 100,000  fl.  geschätzt, 
sein  Einfluss  in  geschäftlichen  und  finanziellen  Dingen  war  ein  mächtiger  ge- 
worden. Jetzt  hielt  Senser  die  Zeit  für  gekommen,  mit  seinen  weiteren  Plänen 
her\'orzutret€n.  Im  Jahre  1688  sandte  er  eine  Berechnung  der  Summen  ein, 
die  er  durch  den  Tabak  dem  Auslande  schon  entzogen,  und  schliesst  daraus, 
was  man  erst  durch  Errichtung  von  Manufakturen  erreichen  könnte^).  Dazu 
brauche  man  ein  Kollegium,  das  nur  vom  Geheimen  Rat  dependiere.  Es 
erhielten  nun  die  Revisionsräte  Jobst  und  Oswald,  die  Hofkammerräte 
Heimhausen  und  Loferer,  und  der  Rentmeister  den  Auftrag,  den  Senser  zu 
vernehmen  und  ihr  Gutachten  zu  erstatten.  Dieselben  traten  im  ganzen  Sensers 
Ansichten  bei;  ,da  Senser, *  meinten  sie,  „mit  dem  Tabakwesen  einmal  das 
Licht  angezündet,  sei  zu  wünschen,  dass  auch  für  andere  Spezies  von  Kommerzien 
Fabriken  errichtet  und  der  Handel  vom  Ausland  hereingezogen  werde,  was  von 
so  hoher  Importanz,  dass  es  die  Aufstellung  eines  eigenen  Kommerzienrates 
wohl  wert  sei"^).  Schon  am  15.  März  1689  wurde  auch  ein  eigener  Kommerzienrat 
eingesetzt®),  bestehend  aus  dem  Oberstkämmerer  von  Leublfing  als  Voi-sitzendem 
und  den  weiteren  Mitgliedern  Hofkammerrat  Oswald,  Marschall  Graf  Sereni, 
Hofratspräsident  Leidl,  Hofrat  Wämpl,  Dr.  Jobst,  Hofkammerpräsident  Graf  von 
Heimhausen  ^.   Am  21.  Juli  1689  riet  der  Kommerzienrat,  das  ganze  Tuchwesen 


1)  Senser  verteidigt  in  einem  Schreiben  vom  19.  April  1695  die  Ausschliessung  des 
„gewissenlosen  Buchhalters",  welcher  sich  in  den  ersten  8  Jahren  ein  Vermögen  von  30,000  fl. 
gesammelt  habe.    G.A. 

2)  Angerer  hat  sich  nach  einem  Schreiben  Sensers  vom  8.  November  1698  in  seiner 
Stellung  während  des  Apaldos  20,000  fl.  erworben.    G.A. 

3)  Senser  schätzt  das  Menzingsche  Anwesen  auf  12,000  fl.,  das  Ambergsche  auf  6000  fl., 
das  Riedsche  auf  3000  fl.  Für  Adaptierung  des  ihm  in  Friedberg  vom  Kiufiirsten  überlassenen 
Stadels  berechnet  er  2000  fl. ;  alles  zusammen  macht  23,000  fl.    G.A. 

*)  Freyberg  a.  a.  0.  n,  S. -töl. 

5)  Vgl.  Freyberg  a.  a.  0,  n,  S.  280—281. 

0)  Das  einschlägige  Mandat  findet  sich  nicht  vor,  es  ist  jedoch  dessen  in  einem  Mandat 
"vom  29.  Dezember  1726  Erwähnung  gethan. 

T)  Diese  Mitglieder  des  Kommerzienrates  finden  sich  unterschrieben  auf  einem  Gut- 
achten über  das  Tabakapaldo  vom  l".  März  1690.  Es  müssen  sich  jedoch  in  dem  Stand  des- 
selben bald  Aenderungen  ergeben  haben.  Wir  finden  später  als  Mitglieder  des  Kommerzien- 
koUegiums  neben  Graf  Heimhausen  und  Hofk.  Oswald  die  Räte  Scharfsed,  H.  Friedrich 
V.  Wiedemann  und  Millauer.  Auch  Geheimrat  v.  Mayr,  Hofirat  Unertl  und  Geheimrat  v.  Jonner 
zählten  in  späterer  Zeit  zu  diesem  Kollegium. 
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einer  Kompanie  zu  übergeben ').  Der  Kurfürst  war  mit  dem  Plane  einver- 
standen, und  es  erhielt  am  90.  August  1689  der  Sekretär  Baar  mit  einer  Ge- 
sellschaft auf  15  Jahre  den  ausschliesslichen  Tuchhandel  zugesprochen.  Senser 
war  anfangs  nicht  bei  diesem  Konsortium,  wie  Freyberg  ^)  irrtümlich  behauptet. 
Er  übernahm  vielmehr  erst  später  vom  Hof  kanzler  Giggenbach  dessen  Anteil  an 
der  Gesellschaft,  nur  wurde  das  Uebereinkommen  zwischen  Giggenbach  und 
Senser  mit  dem  Datum  vom  25.  August  versehen,  damit  Giggenbach  den  Beweis, 
dass  er  mit  der  Tuchhandlung  nie  etwas  zu  thun  gehabt  habe,  erbringen  und  sie 
dann  um  so  leichter  «defendieren"  könne').  Nachdem  Senser  aber  bei  der  Gesell- 
schaft aufgenommen  war,  hatte  er  bald  das  entschiedenste  Uebergewicht  erreicht. 
Die  Kompanie  verzichtete  zwar  auf  den  Kontrakt,  damit  die  Tuchhandlung  mit 
der  Fabrik  vereinigt  werden  könne,  aber  zu  einem  Vollzug  dieses  Beschlusses 
kam  es  nicht;  Senser  wusste  es  vielmehr  dahin  zu  bringen,  dass  er  allein  in 
den  Besitz  der  Privilegien  der  Tuchmanufaktur  und  des  Tuchhandels  gelangte^). 
Von  den  früheren  Kontrahenten  blieb  nur  der  schon  genannte  Baar  an  dem 
Handelsbetrieb  aktiv  beteiligt.  Da  Senser  auch  eine  Lederei  in  Geissenfeld  ein- 
richtete und  auf  Schaffung  eines  Lein-  und  Gamwerkes  bei  dem  Kommerzienrat 
antrug,  so  konnte  das  freie  Gewerbe  ahnen,  was  ihm  bevorstand.  Sensers  Unter- 
nehmungen erweckten  nun  aber  bei  dem  durch  Steuern  und  Auflagen  jeder  Art 
schwer  bedrückten  Bürgerstand  den  lautesten  Unwillen.  Von  München,  Straubing, 
Braunau  und  anderen  Orten  kamen  erbitterte  Klagen  über  den  Tabak-  und 
Tuchapaldo  %  Das  Kommerzienkollegium ,  das  seine  Entstehung  ja  selbst  der 
neuen  Wirtschaftspolitik  verdankte,  wies  jedoch  dieselben  einfach  als  unbegründet 
zurück.  Als  am  15.  März  1690  auch  die  Landschaft  mit  unterschiedlichen 
Gravamina  über  diese  Zustände  vorstellig  wurde  *),  berichtete  das  zur  Aeusserung 
aufgeforderte  Kommerzienkollegium')  an  den  Landesherrn,  ,,von  dem  seligen 
Kurfürsten  sei  bei  Verwilligung  und  Einrichtung  des  Tabakapaldos  wohl  die 
Theologie  gutachtlich  gehört  worden,  aber  dergleichen  Kommunikation  mit 
gemeiner  löblicher  Landschaft  ebenfalls  nicht  geschehen.  Die  vorgebrachten 
Beschwerden  seien  längst  widerlegt  und  verdienen  daher  eine  fernere  Beant- 
wortung nicht  mehr,  da  sie  nur  aus  übler  Information  hervorgehen."  Weiter 
heisst  es,  auf  dem  eingeschlagenen  Wege  werde  den  armen  Leuten  Nahrung 
verschafft,  dem  Bettel  gesteuert,  die  Bevölkerung  vermehrt,  das  eigene  Geld  im 
Lande  behalten  und  fremdes  hereingebracht;  ausserdem  würde  eine  solch  vor- 
zeitige Aufhebung  gegebener  Verordnungen  eine  Schädigung  des  kurfürstlichen 
Ansehens  bedeuten. 


1)  F  r  e  y  b  e  r  g  a.  a.  0.  H,  S.  401.  Die  Kompanie,  ausser  Baar  aus  dem  Frh.  v.  Simeoni, 
dem  Hofratskanzler  Giggenbach,  dem  B.  Hülz  zusammengesetzt,  schoss  durch  Vertrag  vom 
25.  September  1689  ein  Kapital  von  70,000  fl.  zusammen.  Von  dem  Gewinn  sollten  10,000  fl.  an 
den  Kurfürsten  bezahlt,  an  die  Protektoren  Baron  v.  Simeoni,  Dr.  Jobst  und  MiUauer  jährliche 
Eekompensen  bewüUgt,  das  übrige  nach  Proportion  verteüt  werden. 

2)  Vgl.  F  r  e  y  b  6  r  g  a.  a.  0.  n,  S.  402. 

3)  G.A.  Sensers  Beschwerde  an  den  Kurfürsten  über  den  Hofratskanzler  v.  Giggenbach 
vom  31.  Januar  1695. 

*)  Vgl.  F  r  e  y  b  e  r  g  a.  a.  0.  H,  S.  407—409. 

5)  F  r  e  y  b  e  r  g  a.  a.  0.  n,  S.  403. 

6)  G.A.  unterschiedliche  Landesgravamina  vom  15.  März  1690. 

1)  G.A.  Bericht  des  Kommerzienkollegiums  an  den  Kurfürsten  vom  17.  März  1690. 
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Aus  dem  brüsken  Ton  dieses  Berichtes  merkt  man,  daas  Senser  im  Kom- 
merzienkollegium  einen  ganz  wünschenswerten  Rückhalt  hatte.  Es  war  jedoch 
die  Behauptung,  dass  die  Tabakpächter  einen  unverhältnismässigen  Gewinn  ein- 
heimsen, dadurch  nicht  aus  der  Welt  zu  schaffen.  Sie  wurde  geglaubt  und 
erweckte  an  mehreren  Stellen  Gelüste  nach  dieser  angeblich  so  ergiebigen  Ein- 
nahmsquelle. Die  Landschaft  hatte  schon  im  Jahre  1686  vorgestellt,  dass  das 
Tabakwesen  imvergleichlich  mehr  ertrage  als  die  für  sie  bestimmten  1000  fl., 
welche  sie  dazu  nicht  einmal  regelmässig  bekomme;  sie  müsse  daher  bitten, 
ihr  das  auf  dem  letzten  Landtag  bewilligte  Gefäll  wieder  zurückzugeben  oder 
ihr  dafür  mehr  ., Ergötzimg"  zu  verschaffen ').  Ein  anderer  Bewerber  um  das 
Tabakwesen  war  die  Fabrika.  Schon  bei  der  Emeuenmg  des  Apaldos  mit  Senser 
hatte  sich  der  Rat  Millauer  um  eine  Vereinigung  des  Apaldos  mit  der  Fabrika 
bemüht.  Bekanntlich  wurde  ihr  aber  nur  die  Einkassierung  der  Senserschen 
Pachtsumme  mit  der  Verpflichtung  anvertraut,  dieselbe  wieder  an  die  Baukom- 
mission hinauszubezahlen.  L'nd  doch  hätte  die  Fabrika  den  von  Senser  einge- 
steckten Profit  wohl  brauchen  können.  Zwar  schloss  ihre  Büanz  im  Jahre  1687 
mit  dem  ansehnlichen  Aktivrest  von  130,000  fl.  ab*),  aber  zu  dieser  günstigen 
Ziffer  fahrten  die  hohen  Anschläge  des  reichen  Inventars,  während  die  Rentier- 
lichkeit  des  Werkes  immer  mehr  zu  schwanken  begann.  Endlich  hatte  der 
Glaube  an  Sensers  umgerechtfertigte  Bereicherung  in  den  höchsten  Kreisen  zu 
der  Frage  veranlasst,  ob  denn  nicht  der  Tabakverschleiss  durch  den  Staat  über- 
nommen werden  könnte. 


HL 

Der  Tabakhandel  in  staatlicher  Regie.    "Wiederverpachttmg  unter  der 

österreichischen  Administration. 

Der  Erfinder  des  Planes,  den  Tabakverschleiss  der  Hofkammer  zu  unter- 
stellen, war  der  Kanzler  Kaspar  Schmid,  welcher  zwar  seit  1683  für  emeritiert 
erklärt,  dessenungeachtet  aber  in  manchen  wichtigen  Staatsangelegenheiten  mit 
seinem  Rate  gehört  ward.  In  seinem  Gutachten')  fuhrt  er  im  wesentlichen 
aus:  jeder  katholische  Christ  müsse  gegen  das  Monopol  sein,  es  sei  von  den 
Theologen  und  Kanonikern  verworfen,  nach  den  Reichskonstitutionen  und  Rezessen 
vielfaltig  verboten ;  es  müsse  jedoch  zwischen  einem  monopolium  publicum  und 
monopolium  privatum  unterschieden  werden;  das  erstere  diene  necessitati  et 
utilitati  publicae  und  gelte  Theologen,  Canonicis,  Staatsmännern  und  Politikern 
für  erlaubt,  während  sie  das  letztere  für  improbum  et  illicitum  erklären.  Das 
bisherige  Tabakapaldo ,  quod  pro  quaestu  privati,  sei  von  letzterer  Art.  Man 
möge  daher  den  Tabakhandel  zvur  kurfürstlichen  Hof  kammer  ziehen  und  so 
den  ganzen  Gewinn  dem  bono  publico  zuwenden.  Damit  nicht  bei  der  kur- 
fürstlichen  Hofkammer  Disposition   wieder   negUgiert   werde,    was   bei   einem 


1)  6.A.  Schreiben  der  Landschaft  an  den  Knrfnisten  vom  27.  Mäiz  1686. 

2)  Freyberg  a.  a.  0.  n,  S.  399. 

3)  G.A.  Gutachten  über  den  Tabak-  and  Tachhandel  von  Kaspar  Schmid.  Schönbronn  1690. 
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Privaten  prosperiere,  so  möchte  man  den  Senser  dazu  zu  gewinnen  suchen. 
Wenn  man  das  weisse  Bier  habe  zum  Regale  machen  können,  so  sei  auch  der 
Tabakhandel  repetierlich,  dazu  brauche  man  zu  demselben  wenig  Verlagskapital. 
Schmids  Vorschläge  fielen  auf  fruchtbares  Erdreich;  eine  niedere  Kapitalsanlage 
und  Aussicht  auf  hohen  Gewinn,  das  war  zu  verlockend.  Um  nun  herauszu- 
bringen, welche  Mittel  zur  Introduzierung  des  staatlichen  Tabakhandels  benötigt 
wären ,  wurde  Senser  darüber  eidlich  vernommen  ^).  Unter  Anrufung  Gottes 
und  aller  Heiligen  verbürgt  er,  dass  man  gleich  anfangs  30,000  fl.  brauche, 
um  der  bisherigen  Kompanie  den  vorrätigen  Tabak  abzukaufen,  und  sechs 
Wochen  später  die  gleiche  Summe  benötige,  um  die  Gewölbe  mit  Vorräten  zu 
füllen;  dabei  gehe  das  Geld  nur  langsam  herein,  so  hätte  das  Konsortium  noch 
68,000  fl.  Ausstände.  Uebemehme  man  den  Tabakhandel,  so  müsse  man  auch 
den  Bau  und  die  Fabrikation  des  Tabaks  der  Hofkammer  übertragen;  dann 
wären  aber,  da  auf  dem  Werke  45,000  fl.  lasten,  gleich  104,000  fl.  aufzuwenden. 
Gegen  unparteiische  Schätzung  wolle  er  die  Fabrizierhäuser  hergeben  und  das 
Geld  gegen  6  Prozent  stehen  lassen.  Wolle  man  seine  Fabrizierhäuser  nicht, 
so  liefere  er  dem  Kurfürsten  den  darin  fabrizierten  Tabak  um  den  Nürnberger 
Preis,  obwohl  das  einheimische  Gut  feiner  sei  (sie!).  Das  vorstehende  Protokoll 
war  zunächst  darauf  berechnet,  den  Kurfürsten  von  der  Uebemahme  des"iTabaks 
abzuschrecken.  Den  gleichen  Zweck  verfolgte  Sensers  Angebot,  die  jährliche 
Pachtsumme  von  12,000  auf  16,000  fl.  zu  erhöhen.  Da  er  jedoch  auch  mit  der 
Möglichkeit  rechnen  musste,  dass  seine  Vorstellungen  und  sein  Angebot  die 
beabsichtigte  Wirkung  nicht  erzielen,  so  hatte  er  für  diesen  Fall  um  die  absolute 
Führung  des  staatlichen  Tabakapoldos  gebeten.  Der  Kurfürst  war  sich  selbst 
nicht  klar  über  die  Neueinrichtung  des  Tabakwesens,  fest  stand  nur  der 
Entschluss ,  das  Sensersche  Privileg  nicht  mehr  zu  verlängern.  Seine  Räte, 
die  mit  ihm  am  7.  August  1691  Bayern  verliessen,  um  ihn  nach  Savoyen  zu 
begleiten,  dessen  Herzog  er  nach  den  Beschlüssen  der  Haager  Konferenz  gegen 
die  Franzosen  Hilfe  zu  leisten  hatte,  empfahlen  zum  Teil  die  Errichtung  eines 
eigenen  Tabakamtes,  zum  Teil  die  Uebertragung  des  Tabakwesens  an  die  Fabrika. 
Eine  Resolution  vom  9.  August^)  spricht  sich  kurz  dahin  aus,  der  Kurfürst  habe 
sich  über  Sensers  höheres  Angebot  referieren  lassen,  er  werde  jedoch  wegen  der 
vorgekommenen  Klagen  und  Beschwerden  nach  Verlauf  der  Bestandjahre  den 
Apaldo  selbst  führen  und  ein  besonderes  Amt  dafür  aufstellen.  Diese  Ent- 
schliessung  hielt  jedoch  Senser  nicht  ab,  aufs  neue  für  eine  Verlängerung  seines 
Pachtverhältnisses  zu  plaidieren  ^).  Er  stellte  dar,  dass  man  bei  Einführung 
des  beabsichtigten  Werkes  für  Einrichtung  und  allenfallsige  Vergrösserung  der 
Fabrizierhäuser  wenigstens  90,000  fl.  brauche,  woraus  sich  schon  die  Zinsen  aut 
5400  fl.  belaufen;  dazu  komme  für  ihn  eine  Besoldung  von  2000  fl. ,  für  den 
Buchhalter  von  1000  fl.,  für  den  Adjunkten  von  600  fl.;  bei  dieser  Sachlage 
wäre  es  doch  besser,  den  Pacht  auf  10  Jahre  zu  verlängern  und  der  Gesell- 
schaft die  Kapitaliengefahr  und  die  Arbeit  zur  Perfektionierung  der  Fabriken 
und  des  Blätterbaues   zu  überlassen.     Ein  letztes  Mittel  versuchte  Senser  noch. 


1)  G.A.  Protokoll  vom  1.  August  1691. 

2)  G.A.  Resolution  vom  9.  August  1691. 

3)  G.A.  Sensers  Schreiben  an  den  Kurfürsten  vom  12.  August  1691 
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um  im  Besitze  des  Apaldos  zu  bleiben.  Er  wandte  sich  an  den  in  der  Um- 
gebung des  Kurfürsten  weilenden  Geheimrat  v.  Mayr')  mit  der  dringenden 
Bitte,  derselbe  möchte  beim  Kurfürsten  dahin  wirken,  dass  das  Tabakwesen 
nicht  der  Fabrika  unterstellt  würde.  Er  könnte  sich  aus  erheblichen  Ursachen 
in  keinem  Falle  zur  kurfürstlichen  Fabrika  ziehen  lassen.  Dieselbe  rühme  sich 
schon,  dass  sie  solch  hochwichtigem  Werke  zu  seiner  Konsorten  und  seinem 
Verderben  den  Herzstoss  versetzt  habe.  Wenn  eine  zehnjährige  Pachtzeit  nicht 
bewilligt  würde,  so  wolle  er  in  6  Jahren  mit  Gott  und  gelehrten  Leuten 
das  Werk  für  alle  künftigen  Fälle  einrichten.  Mayr  könne  ja  von  Gewissens- 
wecren  den  Kurfürsten  bewegen,  dass  der  Fabrika  eine  bessere  Abwartung  ihres 
Werkes  aufgetragen  und  ihr  die  bisherigen  Reichnisse  zugesagt  werden.  Bevor 
jedoch  Mayr  in  den  Besitz  dieses  Schreibens  kam,  war  schon  eine  kurfürstliche 
Resolution  *)  an  Senser  abgegangen ,  nach  welcher  er  wohl  beim  Tabakwesen 
verwendet,  aber  ganz  unter  die  Leitimg  der  Fabrika  gestellt  werden  sollte. 
Nach  Ablehnung  seines  Angebotes  betreffs  der  Fabrizierhäuser  und  seines  Vor- 
schlags betreffs  absoluter  Führung  des  Tabakapaldos ,  sowie  Genehmigung 
probe-  und  versuchsweiser  Tabaklieferung  durch  die  Senserschen  Fabriken  ist 
bestimmt,  dass  neben  Senser  der  Hofratssekretär  J.  G.  Baar  und  der  Fabrik- 
oberverweser Barth.  Hülz  in  gleicher  Amtsqualität  zur  Fühnmg  des  Tabak- 
apaldos angestellt  werden.  Ein  Kassier  und  Buchhalter  soll  von  der  Fabrika 
vorgeschlagen  und  von  letzterer  die  Kasse  allezeit  in  Verwahrung  genommen 
werden.  Der  ganze  Tabakgewinn  muss  der  Fabrika  zufliessen,  da  diese  als 
Prinzipalin  der  Apaldoverwaltung  zu  gelten  hat.  Ueber  Sensers  Stellung  und 
Gehalt  wolle  sich  der  Kurfürst  referieren  lassen.  Es  ist  klar,  dass  sich  Senser 
in  eine  Stellung  gegenüber  der  Fabrika,  wie  sie  ihm  durch  diese  Resolution  zu- 
gedacht war,  nicht  drängen  lassen  konnte  und  wollte.  Dies  leuchtete  denn  auch 
in  nicht  gar  langer  Zeit  den  massgebenden  Kreisen  ein.  Schon  am  19.  Sep- 
tember 1691  wurde  J.  6.  Baar  durch  kurfürstliches  Signat')  mitgeteilt,  dass  der 
Kurfürst  das  Tabakwerk  mit  ,Baars  Adjungierung"  durch  Senser  fuhren  lassen 
wolle  und  dass  dieses  Werk  nur  vom  Kommerzienrat  dependieren  solle.  Am 
.3.  Dezember  wurde  sodann  über  die  Einzelheiten  der  neuen  Einrichtung  von 
einer  Kommission  des  Kommerzienrates  Beratung  gepflogen  und  dem  Kurfürsten 
Bericht  erstattet.  Ueber  das  zur  Uebemahme  des  Werkes  benötigte  Kapital 
erklärte  die  Kommission  bestimmt,  dass  man  ohne  die  Summe  von  30,000  fl. 
nichts  anfangen  könne  *).  Nachdem  am  18.  Dezember  unter  Zuziehung  von  Senser 
und  Baar  eine  weitere  Kommissionssitzung  stattgefunden  hatte  und  das  Ergebnis 
derselben  dem  Kurfürsten  vorgelegt  und  von  demselben  gebilligt  ward,  erfolgte 
die  Konstituierung  des  neuen  Tabakamts.  Das  ganze  Tabakwesen  sollte  unter  das 
Kommerzienkollegium  gestellt  sein.  Als  Leiter  des  Tabakamtes  bekam  Senser  den 
Hofkammerratstitel  und  1000  fl.  *)  Gehalt,  J.  G.  Baar  wurde  ebenfalls  zum  Hof- 
kammerrat ernannt  mit  600  fl.  Gehalt  und  dem  Senser  adjungiert,  ein  gewisser 


•)  G.A.  Sensers  Schreiben  an  den  Geheimrat  v.  Mayi*  vom  16.  August  1691. 
-)  G.A.  Endliche   Resolution,    wie    hinfüro   das    Tabakwesen    einzurichten   ist,    vom 
14.  August  1691. 

3)  G.A.  Kürfürstl.  Befehl  an  G.  Baar,  den  19.  September  1691. 

♦)  Dies  ergibt  sich  aus  einem  Signat  vom  11.  Dezember  1691.    G.A. 

5)  G.A.  Dekret  vom  29.  Februar  1692. 

91 


09  Jos.  Micheler, 

Sebald  bekam  den  Posten  eines  Buchhalters  und  Kassiers  mit  500  fl.  Besoldung. 
Da  nun  ausser  vorgenannten  Gehältern  aus  dem  Tabakertrag  an  den  Kommerzien- 
rat  und  die  Kanzleiverwandten  3930  fl.,  an  die  Landschaft  1000  fl. ,  für  Neb en- 
apaldos  an  Freising,  Regensburg,  Mühldorf  und  Ortenburg  1100  fl. ,  an  die 
Fabrika  12,000  fl.,  an  den  Korrespondenten  und  Registrator  400  fl.,  an  den  ober- 
pfälzischen Buchhalter  300  fl. ,  an  einen  Gegenschreiber  275  fl.  jährlich  abzu- 
führen waren;  da  ferner  die  Tabakkasse  für  die  Miete  je  einer  Schreibstube  in 
München  und  Amberg,  für  Waggeld,  Reisespesen  u.  s.  w.,  endlich  für  den  Unter- 
halt der  Ueberreiter  mit  einem  Aufwand  von  jährlich  4424  fl.  und  die  ersten 
Jahre  auch  für  den  Unterhalt  der  Faktoren  aufzukommen  hatte,  so  waren  für 
die  erhofiten  Erträgnisse  Abzugskanäle  genug  vorhanden  ^).  Was  die  finanzielle 
Fundierung  der  neuen  Einrichtung  betrifft,  so  wurden  am  21.  Dezember  1691  vom 
kurfürstlichen  Hofzahlamt  15,000  fl.  auf  3  Monate  beigeschossen,  im  Januar  1692 
von  Baron  Scarlatti^)  15,000  fl.  gegen  6  Prozent  hergeliehen.  Am  15.  Januar 
verkündete  ein  Generalmandat'),  der  Kurfürst  habe  , gnädigst  resolviert,  den 
Tabakblätterbau  und  die  Fabrizierung  des  Tabaks  einzuführen  und  zur  besseren 
Bestreitung  dieses  gemeinnützigen  Werkes,  dabei  der  gemeine  Mann  seine  Nahrung 
suchen  und  gewinnen  könne,  das  völlige  Tabakwesen  auf  eigene  Kosten  ver- 
legt". Nach  den  weiteren  Ausführungen  des  Mandates  blieb  es  im  Falle  un- 
befugten Hereinbringens  von  auswärtigem  Tabak  bei  den  herkömmlichen  Be- 
stimmungen. Da  bei  dem  Etat  der  Ueberreiter  etwas  eingespart  wurde,  so 
erhielten  sie,  damit  die  Kontrolle  nicht  leide,  eine  strenge  Instruktion*),  worin 
sie  unter  Androhung  der  Dienstesentlassung  und  Bestrafung  wegen  Meineids  zur 
Pflichterfüllung  ermahnt  waren.  Besonders  sollen  sie  Obacht  geben,  dass  von 
den  beim  Tabakwerk  Beschäftigten  nichts  verschleppt  werde,  und  die  Faktoren 
mit  den  Landkrämem  nicht  unter  einer  Decke  stecken.  Auch  Senser  und  Baar 
erhielten  eine  Instruktion  ^) ;  sie  sollten  sich  in  allen  vnchtigen  Dingen  an  den 
Kommerzienrat  zu  wenden  haben,  den  Tabakpreis  nicht  eigenmächtig  ändern, 
die  Geschäftsabschlüsse  vom  Kommerzienrat  ratifizieren  lassen  und  jeden  Monat 
einen  ordentlichen  Renner  und  Extrakt  einsenden. 

Wenn  man  die  ganze  Geschichte  dieser  Neueinrichtung  betrachtet,  so 
kann  man  für  die  Art,  wie  sie  zustande  kam,  höchstens  darin  eine  Entschuldigung 
finden,  dass  der  Kurfürst  teils  in  Italien,  teils  in  Wien  mit  Dingen  beschäftigt 
war,  die  ihm  wichtiger  scheinen  mussten  als  das  Tabakwesen  *).    Schon  Kaspar 


1)  Eine  vom  Jahre  1696  stammende  „wahrhafte  und  begründete  Information  über  Sensers 
aus  dem  Tabak  gezogenen  Profit"  von  einem  Ungenannten  berechnet,  dass  aus  dem  Tabak- 
ertrag jährlich  37,700  fl.  an  Unkosten  und  Ausgaben  geleistet  werden  müssen.    G.A. 

2)  Es  ist  dies  wohl  der  Baron  J.  B.  v.  Scarlatti,  Geheimrat  und  Kämmerer,  welcher 
bei  Heigel  a.  a.  0.  S.  76 d,  Anm.  52,  genannt  ist. 

3)  M.St.B.  VI.  58. 

*)  G.A.  Instruktion  für  die  aufgestellten  und  neu  verpflichteten  Ueberreiter  vom 
17.  Januar  1692. 

5)  Instruktion  für  die  Tabakamtskommissäre  Senser  und  Baar  vom  U.  Februar  1692. 

0)  In  Savoyen  belagerte  Max  Emanuel  vom  29.  September  bis  6.  Oktober  die  Festung 
Carmagnola  und  nahm  sie  ein ;  Susa  dagegen  vermochte  er  nicht  zu  nehmen.  Am  6.  Dezember 
kam  er  mit  dem  Herzog  von  Savoyen  und  Prinz  Eugen  nach  Venedig.  Hier  erhielt  er  am 
10.  Dezember  von  Karl  II.  das  Anerbieten  der  Statthalterschaft  der  Niederlande.  Er  ging  nun 
vorerst  auf  einen  Monat  nach  Wien. 
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Scbmid  hat  einen  verhängnisvollen  Fehler  begangen,  dass  er  Sensers  Persön- 
lichkeit nicht  entbehren  zu  können  glaubte.  Wollte  man  nur  den  Tabakhandel 
verstaatlichen,  so  hätte  man  dazu  Sensers  nicht  bedurft,  er  wäre  der  Staats- 
handlung gegenüber  lediglich  Tabakfabrikant  und  Lieferant  geblieben.  Wenn 
man  aber  aus  Sensers  Routine  in  Tabaksachen  Nutzen  schöpfen  wollte,  so 
musste  man  ihm  seine  Fabrizierhäuser  abnehmen,  so  dass  er  lediglich  Beamter 
geworden  wäre  und  sein  Privatinteresse  in  Tabaksachen  aufgehört  hätte.  Dass 
Max  Emanuel  und  seine  Räte  nicht  genau  wussten,  worum  es  sich  handle,  sieht 
man  aus  dem  erlassenen  Mandat;  nach  demselben  musste  jedermann  meinen, 
es  werde  nicht  nur  der  Tabakhandel,  sondern  auch  der  Bau  und  die  Fabrikation 
des  Tabaks  dem  Staatsbetrieb  unterstellt.  Welche  Inkonvenienzen  aus  dieser 
unglücklichen  A'erquickung  der  Senserschen  Privatgeschäfte  mit  seinen  amtlichen 
Aufgaben  hervorgingen,  werden  wir  noch  genugsam  erfahren.  Dieselben  konnten 
um  so  weniger  ausbleiben,  als  einen  Monat  nach  dem  Inkrafttreten  der  neuen 
Einrichtung  der  Kurfürst  mit  einem  Teil  seiner  Räte  das  Bayerland  verUess, 
um  die  ihm  angebotene  Statthalterschaft  der  Niederlande  anzutreten,  welches 
Ereignis  nicht  nur  für  die  äusseren  Verhältnisse  Bayerns,  sondern  auch  für  die 
Ordnung  im  Innern  verhängnisvolle  Folgen  hatte.  Im  Anfang  schien  sich  die 
neue  Einrichtung  zu  erproben.  Der  Tabak  wnrde  zum  grössten  Teü  von  der 
Firma  Wemberger  und  Geiger  in  Nürnberg  erstanden,  ein  Teil  wurde  aus  den 
Senserschen  Fabriken  geliefert;  das  gewöhnliche  Gut  wxirde  mit  einem  Profit 
von  6—8  fl.,  der  Brasil  mit  einem  Gewinn  von  ca.  50  fl.  per  Zentner  an  die 
Handelsleute  und  Krämer  abgegeben ').  Der  Konsum  bHeb  nicht  nur  auf  der 
früheren  Höhe,  sondern  steigerte  sich  sogar,  indem  ein  beträchtliches  Quantum 
Tabak  an  ausserbayrische  Orte  verkauft  werden  konnte.  Vom  6.  Februar  1692 
bis  31.  August  1692  wurden  bei  einem  Verschleiss  von  4406  Ztr.  18,245  fl. 
profitiert  ^).  Es  wird  Senser  vorgeworfen ,  es  sei  ihm  diese  Summe  selbst  un- 
bequem gewesen,  weil  sie  ihn  um  die  Hoffnung  gebracht,  je  wieder  zum  Apaldo 
zu  kommen,  und  er  habe  deshalb  dem  Kommerzienkollegium  eine  Herabsetzung 
des  Verkaufspreises  angeraten.  Richtig  ist,  dass  vom  27.  September  1692  an 
die  Handelsleute  den  Tabak  billiger  bekamen ;  die  Folge  dieser  Neuerung  war, 
dass  vom  1.  September  1692  bis  6.  Februar  1693  an  4348  Ztr.  Tabak  nur 
4258  fl.  gewonnen  wurden.  Aber  bald  gingen  die  Geschäfte  noch  mehr  zurück. 
Geldverlegenheiten  und  jede  Art  von  Unordnungen  stellten  sich  ein.  Um  der 
ungenügenden  Rentabilität  seiner  eigenen  Fabriken  aufzuhelfen,  schlug  Senser 
vor,  ihm  in  Rücksicht  auf  die  grosse  Dürre  des  Jahrgangs  für  sein  geliefertes 
Gut  einen  höheren  Preis  zu  bewilligen.  Wäre  vom  Kurfürsten  dem  Senserschen 
Ansinnen  entsprochen  worden,  so  hätte  der  Avanzo,  der  sich  vom  7.  Februar  1693 
bis  6.  Februar  1694  bei  einem  Verschleiss  von  7856  Ztr.  auf  6279  fl.  be- 
lief, noch  um  ein  Erkleckliches  geringer  werden  müssen.     Im  weiteren  Verlauf 


1)  G.A.  Sensers  Erläuterung ,  den  Tabakpreis  betreffend ,  dat.  20.  Angnst  1699  und  Be- 
richt der  Reg.  v.  Burghausen,  dat.  22.  Dezember  1694. 

*)  Die  Angaben  über  den  Verschleiss  des  Tabakes  und  den  Gewinn  aus  demselben  sind 
den  amtlichen  Zusammenstellungen  entnommen,  welche  die  Witwe  Sebald  1723  an  den  Kur- 
fürsten einsendet.  Ausserdem  wurden  die  vorliegenden  Büanzen  benützt.  Das  (Jewicht  des 
verschleissten  Tabakes  ist  auf  Zentner,  die  eingegangenen  Summen  sind  auf  Gulden  ab- 
gerundet.   G.A. 
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kam  die  ganze  Tabakangelegenheit  ausser  Eand  und  Band.  In  der  Kasse  fehlten 
10,000  fl.,  die  angeblich  Angerer  aus  Nachlässigkeit  ausgegeben  hatte;  die  Nürn- 
berger Firma  verlangte  einen  Vorschuss  von  20,000 — 30,000  fl.;  da  kein  Geld 
vorhanden  war,  Hess  sie  sich  statt  des  Vorschusses  von  jedem  Zentner  Tabak 
30  kr.  Provision  garantieren.  Senser  rechnete  diese  Provision  einfach  zum 
Preis  und  liess  sich  nun  auch  für  seine  Lieferungen  pro  Zentner  30  kr.  mehr 
bezahlen.  Da  nicht  einmal  genug  Mittel  vorhanden  waren,  um  den  Kommerzien- 
i'äten  und  dem  Sekretär  ihre  Funktionsbezüge  zu  bezahlen,  so  mussten  im  Jahre  1693 
aus  der  Siegelamtskasse  6300  fl.  entlehnt  werden  ^).  Der  karfürstliche  Befehl  ^) 
zur  Rückzahlung  dieses  Betrages  hatte  zur  Folge,  dass  die  Tabakkasse  von 
Senser  ein  sechsprozentiges  Darlehen  aufzunehmen  gezwungen  war').  Das 
Kommerzienkollegium  suchte  wohl  zu  intervenieren  und  nahm  ein  Protokoll 
auf  ^),  wonach  in  Zukunft  gleiche  Kassesperre  zu  beobachten,  und  Angerer  even- 
tuell zum  Ersatz  der  unrechtmässig  verausgabten  Summen  anzuhalten  sei.  Aber 
die  Lage  war  schon  zu  schwierig  und  verwickelt  geworden,  als  dass  das  Kolle- 
gium hätte  durch  sein  energieloses  Einschreiten  helfen  können.  Da  die  Nürn- 
berger Kaufleute,  welchen  man  inzwischen  42,584  fl.  schuldig  geworden  war, 
ernstlich  auf  Bezahlung  drangen '),  Mittel  aber  nicht  vorhanden  waren,  so  musste 
wieder  ein  Anlehen  ins  Auge  gefasst  werden.  Senser  schildert  nun  den  kläg- 
lichen Zustand,  in  welchen  das  Tabakwesen  geraten  war,  dem  Kurfürsten*). 
Es  seien  an  75,000  fl.  ausständig  und  nichts  hereinzubringen,  wenn  es  so  fort- 
gehe, helfe  alle  seine  Mühe  nichts,  dazu  ergebe  sich  aus  einer  Zuschrift  der 
Nürnberger  Lieferanten,  dass  der  Tabak  teurer  werde.  Er  wolle  noch  einmal 
28,000—29,000  fl.  vorschiessen,  wenn  der  Befehl  erlassen  werde,  dass  die  nächsten 
neun  Monate,  bevor  er  befriedigt  sei,  niemand  etwas  aus  der  Tabakkasse  er- 
halten solle,  und  wenn  den  bestehenden  und  noch  zu  errichtenden  Fabrizier- 
häusern nicht  nur  nichts  in  den  Weg  gelegt,  sondern  ihnen  mit  aller  Förderung 
an  die  Hand  gegangen  werde.  Die  kurfürstliche  Antwort')  lautete  etwas  un- 
vdrsch.  Zwar  wurde  Sensers  Angebot  angenommen;  aber  es  wurde  ihm  auch 
darüber  Berichterstattung  befohlen,  warum  so  vieles  hinausgeborgt  worden  und 
wie  dem  künftig  abzuhelfen  sei.  Es  müsse  doch  als  unverantwortlich  gelten, 
anderen  zu  kreditieren  und  selbst  das  Geld  zu  entlehnen.  Die  Tabakhändler 
sollen  sich  in  Zukunft  gleich  den  Abnehmern  des  Salz-  und  Bräuamtes  mit 
barem  Geld  versehen  und  die  Faktoren  zur  monatlichen  Ablieferung  der  ein- 
gegangenen Summen  angehalten  sein.  Zu  diesem  elenden  Zustande  passte  das 
Resultat  des  Geschäftsjahres  vom  7.  Februar  1694  bis  6.  Februar  1695  voll- 
ständig, denn  es  war  an  den  vertriebenen  8341  Zentnern  nicht  nur  nichts  profi- 
tiert worden,  sondern  es  zeigte  sich  sogar  ein  Verlust  von  320  fl. ,  welchen  man 


1)  Das  Siegelpapier  warf  vom  1.  Oktober  1690  bis  letzten  September  1698  laut  Berichts 
vom  11.  Februar  1699  (G.A.)  über  die  Einhebungskosten  die  Summe  von  166,121  fl.  ab,  welche 
zur  Abzahlung  der  aus  den  ungarisch -türkischen  Kriegen  herstammenden  Schulden  ver- 
wendet wurden. 

2)  G.A.  Kurf.  Befehl  vom  26.  März  1693. 

3)  G.A.  Sensers  Schreiben  an  den  Kuifürsten  vom  16.  April  1693. 
*)  G.A.  Protokoll  vom  7.  September  1694. 

5)  G.A.  Schreiben  der  Firma  Wemberger  und  Geiger  vom  11.  Oktober  1694. 
«)  G.A.  Sensers  Schreiben  an  den  Kurfürsten  vom  23.  Oktober  1694. 
')  G.A.  Dat.  30.  Oktober  1694. 
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auf  den  Umstand  schob,  dass   an   den  minderwertigen  Guldinem  4556  fl.   ein- 
gebüsst  worden  seien '). 

Wenn  man  bedenkt,  dass  sich  Senser  in  Tabaksachen  seit  langen  Jahren 
als  einsichtsvolle  Kraft  erprobt  hatte,  so  muss  dieses  traurige  Ergebnis  seiner 
Amtsführung  Befremden  hervorrufen.  Es  geht  durchaus  nicht  an,  diese  Miss- 
erfolge auf  den  Umstand  zu  schieben,  dass  Senser  nicht  mehr  die  gleiche  Selb- 
ständigkeit gehabt  habe,  wie  als  Tabakpächter.  Sein  Adjunkt  und  Tuchhand- 
lungskompagnon Baar  gesteht  später  selber^,  dass  das  KommerzienkoUegium 
gänzlich  von  Senser  abhängig  war  und  alles  that,  was  Senser  mündlich  oder 
schriftlich  vorschlug.  Dass  ihm  auch  von  Seite  Baars  und  seines  ehemaligen 
Tabakapaldogenossen  Angerer,  der  nach  kurzer  Zeit  an  Stelle  des  Sebald  Buch- 
halter geworden  war,  keine  Schwierigkeiten  in  den  Weg  gelegt  wurden,  versteht 
sich  von  selbst.  Senser  konnte  um  so  unumschränkter  schalten  und  walten,  als 
1694  auch  die  Tabakstube  von  der  Fabrika  in  sein  in  München  erworbenes  Haus 
verlegt  wurde.  Und  doch  lässt  sich  das  Resultat  begreifen,  wenn  man  die  bei 
der  Tabakhandlung  eingerissenen  Geschäftsmanipulationen  genauer  betrachtet. 
Die  Tabakamtskasse  war  schon  bei  Beginn  der  Senserschen  Amtsführung  mit 
unzureichenden  Mitteln  ausgestattet.  Das  KommerzienkoUegium  hatte  nämlich, 
zugelassen,  dass  Senser  von  den  eingeschossenen  30,000  fl.  die  Summe  von 
23,000  fl.  dazu  verwendete,  von  seinen  ehemaligen  Mitpächtem  die  bis  zum 
Jahre  1692  errichteten  Fabriken  abzulösen,  ohne  dass  jedoch  dieselben  in  kur- 
fürstliches Eigentum  übergegangen  wären.  Da  von  dem  Tabakkonsortium  ausser- 
dem die  vorhandenen  Tabakvorräte  übernommen  wurden,  so  war  man  gleich  an- 
fangs gezwimgen,  bei  den  Nürnberger  Lieferanten  auf  Borg  zu  kaufen.  Dazu  kam, 
dass,  wie  schon  gehört  worden,  die  Gelder  nur  schwer  hereingingen.  Der  Haupt- 
anlass  aber  zu  den  Verwirrungen  und  Schwierigkeiten  war,  dass  Senser  in  seiner 
Schwärmerei  für  ein  Tabakwerk,  welches  Bayern  die  Einfuhr  fremden  Tabaks 
ersparen  sollte,  die  aus  dem  staatlichen  Tabakhandel  und  seinen  Privathand- 
lungen und  -Fabriken  fliessenden  Gelder  durcheinander  warf.  Senser  liess  von 
den  Faktoren,  denen  gegenüber  er  sich  als  Beamter  und  Exekutor  aufspielte, 
die  eingegangenen  Gelder  schicken  und  verwendete  sie  zum  Ankauf  von  Häusern 
und  Fabrikanlagen  oder  steckte  sie  in  den  Tuchhandel.  War  die  Tabakkasse 
in  Verlegenheit,  so  lieh  er  gegen  Zinsen  Summen  her,  die  ohnedem  in  die 
Tabakamtskasse  hätten  fliessen  sollen.  Diese  verblüfiFende  Vermengung  seines 
Privatgeschäftes  mit  dem  kurfürstlichen  Tabakhandel  setzte  ihn  in  den  Stand, 
zu  den  Fabrizierhäusem  in  Rain,  Schrobenhausen,  Menzing,  Amberg,  Ried  und 
Friedberg,  die  bei  Beginn  seiner  Amtsthätigkeit  in  seinem  Besitze  waren,  sich 
solche  Fabrizierhäuser  in  Schöngeissing,  Dietfurt,  Berg  und  Kapfelberg,  ausser- 
dem je  ein  Wohnhaus  in  München,  Amberg  und  Ried  zu  erwerben').  Freüich 
mehrte  sich  auf  diese  Weise  auch  sein  Schuldenstand,  so  dass  er  selbst  erklärte. 


1)  Guldiner  eine  Sübermünze;  sie  hatte  1566  25,983  g  Silber  und  einen  Wert  von  4i/» 
bis  5  M.,  vgl.  Ho  ff  mann,  Ludw.,  Geschichte  der  direkten  Steuern  in  Bayern  (Schmoller, 
Staats-  und  sozialwissenschaftliche  Forschungen,  i.  Bd.,  3.  Heft,  S.  50). 

-)  G.A.  Baars  Schreiben  an  den  Kurfürsten  vom  i.  Juü  1699. 

3)  G.A.  Sensers  Bericht  an  den  Kurfürsten  vom  3.  llärz  1695  mit  einer  Beilage:  Ent- 
wurf über  die  in  Bayern  und  der  Oberpfalz  aufgerichteten Fabrizierhäuser  vom 

18.  Februar  1695. 
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er  könne  die  nötigen  Summen  nicht  mehr  aufbringen,  wenn  er  sie  nicht  unter 
des  Kurfürsten  Handzeichen  entlehnen  dürfe.  Diese  seine  sämtlichen  Besitztümer 
beabsichtigte  er  nun  an  den  Kurfürsten  zu  verkaufen ').  Er  stellte  vor ,  dass 
der  Kurfürst  durch  Uebernahme  dieser  Objekte  ein  beständiges  Werk  schaffe, 
das  ein  jährliches  Utile  von  50,000  fl.  abwerfe  und  für  die  übrigen  Kommerzien 
und  für  die  Katholisierung  der  darin  von  auswärts  verwendeten  Arbeiter  die 
besten  Früchte  trage.  Seine  Fabrizierhäuser  seien  an  den  günstigsten  Orten 
angelegt;  in  einigen  werden  wegen  der  Nähe  des  Blätterbaues  und  der  Billigkeit 
des  Holzes  die  Fabrikationskosten  verringert,  in  anderen  wegen  der  Wasser- 
strassen die  Fracht  billiger,  die  an  den  Grenzen  liegenden  hindern  die  Konter- 
banden und  fördern  den  Tabakverschleiss  ins  Ausland.  Wenn  man  noch  je  ein 
Fabrizierhaus  in  Dürnau  und  Mindelheim  errichte,  so  könnten  die  für  Bayern 
und  die  angrenzenden  Gebiete  nötigen  8000 — 10,000  Zentner  Tabak  hergestellt 
werden.  In  seinen  Häusern  in  München,  Amberg  und  Ried  sollte  dann  je  ein 
Niederlags-  und  Korrespondenzhaus  aufgerichtet  und  von  diesen  aus  das  ganze 
Werk  nach  Kaufmannsmanier  regiert  und  der  Tabak  an  die  Faktoren  in  Reichen- 
hall, Landsberg,  Ried,  Amberg,  Mindelheim  und  Wiesensteig,  ebenso  an  die 
ausländer  geliefert  werden.  Wären  die  angebotenen  Fabrizierhäuser  auch 
wirklich  im  Betrieb  gestanden  und  hätte  Bayern  und  die  Oberpfalz  sie  hin- 
länglich mit  Blättern  versorgen  können,  so  wäre  die  Uebernahme  des  gesamten 
Senserschen  Besitztums  um  einen  angemessenen  Preis  am  rätlichsten  gewesen, 
wenn  man  einmal  den  Handel  mit  Tabak  durch  den  Staat  ausüben  lassen  wollte. 
Man  hätte  dann  das  vollständige  Tabakmonopol  gehabt,  welches  bei  richtiger 
Leitung  sicherlich  bedeutende  Summen  abgeworfen  hätte.  So  lag  aber  die 
Sache  keineswegs.  Die  Fabriken  waren  zum  Teil  unvollendet,  in  einigen  war 
nur  wenig,  in  anderen  noch  gar  kein  Tabak  fabriziert  worden.  Der  Blätterbau 
sollte  in  der  Oberpfalz  erst  eingeführt  und  durch  denselben  die  Versorgung  der 
Fabrizierhäuser  mit  Blättern  ermöglicht  werden.  Ausserdem  stellte  Senser  einen 
geradezu  exorbitanten  Preis.  Er  verlangt  für  die  genannten  Anwesen  148,500  fl. 
Da  er  für  , Herbeischaffung,  Nahrung  und  Abrichtung  kundiger  Leute"  100,000  fl. 
ausgegeben  haben  will,  so  soll  ihm  von  dieser  Summe  die  Hälfte  vergütet, 
ausserdem  als  Ablösung  für  Blättervorräte  eine  Summe  von  60,000  fl.  ausbezahlt 
werden.  Da  für  Mindelheim  und  Dürnau  noch  25,000  fl.  aufzuwenden  gewesen 
wären,  so  hätte  die  Realisierung  des  Senserschen  Planes  283,500  fl.  gekostet ,  von 
welcher  Summe  nicht  weniger  als  258,500  fl.  an  Senser  gefallen  wären.  Auf 
diese  Weise  wäre  Senser  mit  einem  Schlag  ein  reicher  Mann,  der  Kurfürst  der 
Besitzer  eines  vorerst  unrentierlichen  verschuldeten  Tabakwerkes  gewesen.  Aber 
es  kam  anders.  Die  Unzufriedenheit  mit  den  Zuständen  in  Bayern  war  eine 
sehr  verbreitete  geworden.  Da  in  weiteren  Kreisen  geglaubt  wurde,  dass  das 
Kommerzienkollegium  Sensers  Wünschen  in  bezug  auf  die  Errichtung  einer 
Garn-  und  Leinwandhandlung  und  Baars  Verlangen  nach  einer  privilegierten  Hand- 
lung mit  Spezereien  und  Saliter  entgegenkommen  werde,  so  benützte  man  diese 
Gerüchte  zur  Unterwühlung  des  bestehenden  Wirtschaftssystems.  Die  Seele 
dieser  Angriffe  war  der  Hofratskanzler  von  Giggenbach.  Der  Hofrat  sah  sich 
nicht   allein    durch  die   leitende    Stellung   des  Kommerzienkollegiums    bei    der 

1)  Ebenda. 
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Landesdirektion,  sondern  auch  durch  die  Einführung  der  von  ihm  unab- 
hängigen Generalbaudirektion,  Getreidedeputation  und  des  Amtes  für  das  Siegel- 
papier in  seinen  Kompetenzen  benachteiligt  und  ereiferte  sich  daher  für  die 
Aufhebimg  dieser  independenten  Dikasterien.  Zu  seinem  Auftreten  gegen  Senser 
hatte  Giggenbach  ausserdem  noch  einen  persönlichen  Anlass.  Da  nämlich  Giggen- 
bach auf  Grund  der  früher  angedeuteten  Abmachungen  in  betreff  des  Tuch- 
handels von  Senser  Summen  forderte,  die  dieser  nicht  schuldig  zu  sein  be- 
hauptete, so  war  zwischen  beiden  Männern  eine  Feindschaft  ausgebrochen, 
welche  schon  seit  September  1690  einen  sehr  heftigen  Charakter  angenommen 
hatte.  Seit  dieser  Zeit  hatte  es  Giggenbach  auf  die  Untergrabung  der  Senserschen 
Unternehmungen  abgesehen;  freilich  mehrere  .Jahre  umsonst.  In  der  kurfürst- 
lichen Umgebung  in  Brüssel  hatte  nämlich  Senser  eine  mächtige  Stütze  in  dem 
Baron  Ferdinand  von  Simeoni  ^) ,  welcher  den  Kurfürsten  trotz  aller  Ent- 
täuschungen immer  wieder  zu  dem  Glauben  zu  bringen  wusste,  dass  sich  die  in 
Aussicht  gestellten  Summen  durch  die  staatlich  geführte  Tabakhandlung  und 
durch  die  privilegierten  Geschäftszweige  erringen  lassen  werden.  Erst  gegen 
Ende  des  Jahres  1694  hatte  der  Graf  Freysing  so  viel  Oberwasser  bekommen, 
dass  er  gegen  die  monopolistischen  Betriebe  auftreten  konnte.  Er  erwirkte 
einen  kurfürstlichen  Befehl,  dass  der  Hofratskanzler  bei  seinen  Pflichten  und 
iiei  Vermeidung  allerhöchster  Ungnade  alles  berichten  solle,  was  ihm  in  Sachen 
des  Staatsbetriebes  bewusst  sei,  auch  solle  er  an  Orten,  wie  und  wo  es  not 
thue,  Erfahrungen  einholen  '^).  Giggenbach  wusste  vorerst  nichts  Gravierendes 
zu  berichten.  In  seinem  Schreiben  vom  17.  Dezember  1694')  finden  sich  bloss 
Phrasen  über  die  betrübende  Abwesenheit  des  Kurfürsten  und  die  elenden  Zu- 
stände des  Landes.  Er  bittet  jedoch  darin,  zur  Verhütung  grösseren  Unglücks 
ihn  zum  Kommissär  der  Untersuchung  zu  machen,  diesen  Vorschlag  jedoch  vor 
dem  Kurftii^ten  und  dem  Geheimrat  v.  Prielmayr  geheim  zu  halten.  Am 
27.  Dezember  erhielt  nun  Giggenbach  den  Spezialbefehl ,  über  die  ^tempore 
S™  absentia"  leider  nur  allzuviel  in  Schwung  gehende  Pai-titerei  und  anderes 
Information  einzuholen  und  ad  S™  manum  zu  berichten  *).  Giggenbach  wandte 
sich  nun  an  den  ehemaligen  Tabakbuchhalter  Sebald,  um  etwas  Nachteiliges 
über  Sensers  Geschäftsgebarung  zu  erfahren,  und  an  den  Baron  Wiguleus 
Weichs,  um  sich  die  Thatsache  bestätigen  zu  lassen,  dass  von  Mitgliedern  des 
Geheimen  Rates  und  des  KommerzienkoUegiums  die  vom  Kurfürsten  beab- 
sichtigte Inquisition  zu  hintertreiben  versucht  werde.    Die  Sebaldschen  Antraben 


1)  Vgl.  Anm.  2  S.  73.  üeber  Simeonis  Einfluss  am  Hofe  in  Brüssel  schreibt  Max  Emannels 
Bruder  (H  e  i  g  e  1  a.  a.  0.  S.  213) :  ^Dieser  Mann  beherrscht  meinen  Bruder  ganz  und  gar ,  er 
thut,  was  er  mag,  und  hat  so  fest  Anker  gefasst,  dass  er  in  gleicher  Weise  über  den  Geist, 
wie  über  den  Geldbeutel  seines  Fürsten  gebietet." 

2)  Dass  Giggenbach  schon  längere  Zeit  gegen  Senser  und  die  monopolistischen  Be- 
tiiebe  gearbeitet  hatte,  ersieht  man  aus  seinem  Schreiben  vom  19.  Januar  1695  an  den  Grafen 
Preysing,  worin  er  wünscht,  es  möchten  ihm  nicht  wieder,  wie  vor  Jahren,  unanständige 
Kommissäre  verordnet  werden,  die  aus  Respekt  oder  Interesse  ihn  von  seinen  guten  Prä- 
positionen und  Effekten  abgehalten  haben.    G.A. 

3)  G.A.  Schreiben  des  Hofratskanzlers  Giggenbach  an  den  Grafen  v.  Preysing  vom 
17.  Dezember  1694. 

*)  Dieser  Befehl  ist  erwähnt  in  dem  Schreiben  des  J.  J.  Wiguleus  Weichs  an  den 
Kanzler  Giggenbach  vom  16.  Januar  1695.    G.A. 
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und  der  Baron  Weichssche  Bericht  ergaben  jedoch  ein  nur  dürftiges  und  dazu 
nicht  einmal  ganz  zuverlässiges  Material.    Giggenbach  empfand  dies  selber  und 
bezeichnete  daher  seinen  unterm  19.  Januar  1695  an  den  Kurfürsten  gesendeten 
Bericht  ^)    als    einen   vorläufigen ,     dem    bald    ein    ausführlicherer    und    besser 
motivierter  folgen    solle.    Er   brauche  jedoch   bei    seiner   Aufgabe    vor   allem 
landesfürstliche  Protektion   und  grössere  Gewalt  ad  inquirendum.     Daher  solle 
er  alle  ihm  zur  Erforschung  der  Wahrheit  dienlich  scheinenden  Leute  eidlich 
abhören ,     die    Akten    der   Hofkammer  und    Kommerzienregistratur   durchsehen 
und   seine  Mitkommissäre    selbst   wählen    dürfen.      In    betreff    der    neuen  In- 
ventionen  und  Kommerzien,   wie   sie  teils  schon  ins  Leben  gerufen,    teils  noch 
beabsichtigt  seien,  solle  der  Kurfürst  bloss  den  Tabakapaldo  für  sich  behalten, 
dabei  jedoch  den  Senser  und  seine  Faktoren  durch  getreue  Leute  ersetzen,  alle 
übrigen  Inventionen   samt  dem  Kommerzienrat  sollen   beseitigt  wei'den.     Unter 
dem  gegenwärtigen  Zustand  leide  das  Land  schwer.  Senser  sei  mit  Betrug  und 
Partiterei  angefüllt,    er  beziehe  aus  dem  Tabakapaldo  den   „Rogen",  während 
dem   Kurfürsten   die  Schulden  bleiben.     Vor   dem  Kommerzienkollegium  habe 
man  Abscheu,    weil   einige  Räte,    welche    die   privilegierten    Handlungen    auf- 
gerichtet,   Richter    darüber   und    Direktoren   derselben    seien.     Auch    der   ver- 
storbene Direktor  Jobst  sei  ein  Senserscher  Advokat  gewesen ,  der  Millauer  sei 
wegen  der  Fabrik  ohnedem  Partei;  alle  verstehen  von  der  Handlung  nichts  und 
werden  von   dem  ,, betrogenen"  Senser  dirigiert.     Beim  Tabakapaldo   seien   die 
im  Lande  zerstreuten  Faktoren  Sensersche  Kreaturen,  die  Ueberreiter  abhängige 
Jagdhunde.     Diesen  Ausführungen  fügte  Giggenbach   ein   vertrauliches  Begleit- 
schreiben an  den  Grafen  Preysing  bei,  in  welchem  er  sich  wegen  des  Rates,  den 
Tabakapaldo  pro  S™°  zu  behalten,  entschuldigt;  er  habe  dies  nur  gethan,  weil 
der  Kurfürst  in  der  Hoffnung  auf  grosse  Erträgnisse   den  Tabakapaldo  aus  der 
Hand  zu  geben  sich  weigern  würde.    Seien  der  Kommerzienrat  und  alle  übrigen 
Handlungen  gefallen,  so  werde  sich  der  Tabakapaldo  schon  auch  aufheben  lassen. 
In  dem  ganzen  Giggenbachschen  Bericht  ist  räsoniert,  aber  nichts  bewiesen ;  in 
Brüssel  musste   man  daher  beweiskräftigeres  Material   von  dem  vei'sprochenen 
Hauptbericht  erwarten.     Es  ist  aber  kein  Zweifel,  dass  Giggenbach   ein  solches 
nicht  aufzubringen  wusste.    Am  23.  Februar  schrieb  er  dem  Grafen  Preysing  ^), 
es  sei  ein  nachdenklicher  von  der  Gegenpartei   zusammengeschmiedeter  Bericht 
vom  Kommerzienrat  zu  des  Baron  Simeoni  eigenen  Händen  gelaufen  und  Senser 
sogleich  per  Post  nachgefahren;    man  beabsichtige    den  Grafen  und  den  Herrn 
V.  Prielmayr  über  den  Haufen  zu  werfen  und  die  eigene  Ungerechtigkeit  durch- 
zudrücken.    Leider  habe  er  von  dem  Bericht  keine  Abschrift  erhalten  können, 
er   schicke  jedoch   in    der  Beilage  Material ,   womit  man    die   Feinde   schlagen 
könne.     Er   habe   letzteres   für  bessere   Zeiten   reservieren  wollen ,    aber  es  sei 
periculum  in  mora,  weshalb  er  seinen  Hauptbericht   zertrümmern  müsse.     Was 
Giggenbach  hier  Wichtiges  übermittelt  haben  will,  ist  aus    den  Akten  nicht  zu 
ersehen;  wenn  er  aber  wirklich  genug  Material    zu  einem  Hauptbericht  gehabt 
hätte,  so  hätte  er  bei  dieser  Gefahr  auf  Verzug  mit  der  Absendung  doch  nicht 
mehr  säumen  dürfen.    Während  aber  Giggenbach  hinterrücks  und  heimlich  und 

1)  G.A.  Schreiben  Giggenbachs  an  den  Grafen  Preysing  vom  IP.  Januar  1695. 

2)  G.A.  Schreiben  Giggenbachs  an  den  Grafen  Preysing  vom  23.  Februar  1695. 
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grossenteils  aus  persönlichen  Gründen  die  bestehenden  Zustände  befehdete,  kamen 
aus  Regierungskreisen  laute  und  offene  Klagen.  Ein  besonders  keckes  Wort 
sprach  die  Regierung  von  Burghausen  ').  Der  Tabakapaldo  sei  cum  monopolüs 
jusdem  naturae,  welche  de  jure  communi  und  vermöge  der  Reichskonstitutionen 
pestis  reipublicae  genannt  und  summo  odio  angesehen  werden.  Durch  dieselben 
werde  einzelnen  Personen  der  Beutel  gespickt,  das  Gemeinwesen  aber  leide 
•^'ehaden.  Die  Apaitatoren  treiben  mit  dem  Tabak  unverantwortlichen  Wucher, 
-0  dass  sie  von  den  benötigten  20—30,000  Zentnern  einen  Gewinn  von  240,000  fl. 
einstecken.  So  könne  man  sich  nicht  wundem,  dass  Senser,  vorhin  ein  ver- 
dorbener Krämer,  jetzt  ein  Vermögen  von  Hunderttausenden  besitze  imd  gleich 
einem  wohlbegüterten  Kavalier  auftrete.  Es  stehe  dahin,  ob  er  nicht  zur  Heraus- 
gabe des  zu  viel  genossenen  Gewinnes  anzuhalten  sei.  Nachdem  die  Regierung 
auch  über  die  übrigen  Handlungen  Klage  geführt,  befürwortet  sie  die  Ab- 
schaffung des  verderblichen  Apaldos  und  die  Einfuhrung  eines  erträglichen  Auf- 
schlags. Wie  man  sieht,  verkennt  dieser  Bericht  durchaus  die  thatsächlichen 
Verhältnisse.  Er  übei-sieht,  dass  ja  der  Apaldo  auf  kurfürstliche  Rechnung  ge- 
führt wird  und  überschätzt  den  Verschleiss  wenigstens  um  das  Dreifache.  Sach- 
gemässer  sprach  sich  die  Landschaft^)  gegen  die  behauptete  Misswirtschaft  aus. 
Schon  im  Jahre  1692,  als  die  neue  Einrichtung  in  Kraft  trat,  beschwerte  sich 
die  Landschaft,  dass  durch  den  Tabakapaldo  der  Tabak,  dessen  „in  Ermanglung 
anderer  Nahrung  und  Speise"  Männer  und  Weiber  sich  bedienen,  zweimal  höher 
im  Preis  sei,  als  er  beim  freien  Kommerzium  geblieben  wäre.  Im  folgenden 
Jahre  wiederholte  sie  ihre  Klagen  über  die  Schädlichkeit  und  Verderblichkeit 
des  Tabak-  und  Tuchapaldos.  Da  sie  „keine  Resolution,  geschweige  denn  Ab- 
hilfe" erzielte,  wandte  sie  sich  im  Jahre  1695  noch  eindringlicher  an  den  Kur- 
fürsten. Im  ganzen  Lande  sei  nicht  eine  Stadt  oder  ein  Markt,  wo  nicht  die 
Krämer,  ja  die  ganze  Gemeinde  darüber  sich  beschweren,  dass  sie  ins  Verderben 
gestürzt  werden;  wo  sie  sich  anmelden,  werden  sie  nicht  gehört,  weil  der 
schleichende  Patron,  der  Senser,  durch  falsche  Ränke  und  Riebe  sub  specioso 
praetextu  boni  publici  alles  wieder  meisterlich  zu  hintertreiben  wisse.  Vom 
Kommerzienkollegium  werden  alle  Erinnerungen  der  Handelsleute  und  Zünfte 
als  Widerwärtigkeiten,  Trotz  und  interessierte  Einrede  verworfen.  Die  zu  dem- 
selben deputierten  Räte,  deren  Integrität  und  löblichen  Eifer  die  Landschaft 
nicht  angreifen  wolle,  folgen,  ohne  die  Regierung  zu  hören,  dem  Senser,  als 
ob  er  von  Gott  gesandt  sei  und  alles  mit  prophetischem  Geiste  vorhersehen  und 
weissagen  könnte.  Es  werde  unter  kurfürstlichem  Namen  eine  verderbliche 
Neuerung  nach  der  andern  eingeführt.  Man  habe  zu  Sensers  gunsten  gegen 
Schwärzer  exorbitante  Strafen  exequiert ;  ja  sogar  die  gerichtliche  Ordnung 
invertiert:  die  üeberreiter  haben  sich  unleidliche  „Exorbitanzien''  und  Exzesse 
zu  schulden  kommen  lassen.  Wenn  auch  jetzt  mit  dem  Senserschen  Apaldo 
eine  andere  Disposition  getroffen  und  er  unter  des  Kurfürsten  Namen  geführt 
werde,  so  dauern  die  Klagen  doch  noch  fort.  Man  solle  daher  erwägen,  ob  es 
nicht  im  kurfürstlichen  Interesse  liege,  den  Tabakapaldo  aufzuheben  und  dafür 
bei  freiem  Kommerzium  auf  den  Zentner  neben  Zoll  und  Maut  etwa  1  fl.  oder 


•)  G.A.  Schreiben  der  Regierung  v.  Burghausen  an  den  Kurtürsten  vom  22.  Dezember  1694. 
2)  G.A.  Gemeiner  Landschaft  Verordnete  Oberlands  au  den  Kurfürsten  vom  7.  Januar  1695. 
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1  Thlr.  Accis  zu  schlagen,  „zumal  die  Freiheit  der  Kommerzien  jederzeit  in 
allen  wohlgeordneten  Staaten  und  Republiken  für  das  Fundament  der  einführen- 
den Wohlfeile  gehalten  werde".  Zum  Schlüsse  möchte  die  Landschaft  empfehlen, 
gegen  Senser  wegen  Einführung  schädlicher  Neuerungen  und  Ausübung  grosser 
Ungerechtigkeiten  eine  ernstliche  und  wohl  ergiebige  Strafe  auszusprechen  '). 

Diesen  immer  lauter  und  heftiger  werdenden  Klagen  gegenüber  Hess  es 
natürlich  das  Kommerzienkollegium  nicht  an  Verteidigungsversuchen  fehlen. 
Auf  die  Beschwerden  über  die  Exzesse  der  Ueberreiter  antwortet  das  Kollegium  ^), 
dass  der  Hass  gegen  dieselben  nur  daher  komme,  weil  sie  den  Konterbandierern 
ein  Dorn  im  Auge  seien.  Durch  das  Tabakwerk  sei  ein  beständiges  Kameral- 
Intrade  geschaifen,  das  noch  grosse  Suramen  abwerfen  werde.  Wenn  man  den 
Apaldo  wolle,  so  brauche  man  auch  Ueberreiter,  UebergrifFe  derselben  solle  man 
durch  Untersuchung  feststellen,  dann  werden  sie  auch  bestraft  werden.  Am 
4.  Februar  1695  wurde  das  Kommerzienkollegium  aufgefordert,  innerhalb  14  Tagen 
zu  berichten,  welche  Bedenken  gegen  die  Aufhebung  des  eingeführten  Apaldos 
und  der  Handlungen  und  gegen  die  Einführung  des  freien  Kommerziums  be- 
ständen. Das  Kollegium  sendete  unterm  17.  Februar  einen  vorläufigen  Bericht^) 
ein,  welchen  es  zu  vervollständigen  versprach,  wenn  sich  Senser  über  die  An- 
gelegenheit geäussert  habe.  Denn  letzterer  müsse  gehört  werden,  weil  er  durch 
seine  Fabrizierhäuser  und  die  hergeliehenen  29,000  fl.  am  Tabakapaldo  und 
durch  weitere  grosse  Summen  am  Tuchapoldo  interessiei-t  sei.  Die  Abschaffung 
gedachter  Werke  sei  um  so  mehr  zu  überlegen,  als  dem  Kurfürsten  dadurch  jähr- 
lich 80,000  fl.  entgingen,  das  Land  Schaden  litte,  übler  Nachklang  erfolgte,  viele 
Menschen  die  Nahrung  verlören,  viele  Angestellte  stellenlos  würden,  dem  Kur- 
fürsten hohe  Satisfaktionen  erwüchsen  und  die  Konterbanden  wieder  ungeniert 
ihr  Handwerk  treiben  könnten.  Die  Klagen  gehen  teils  von  passionierten  Delatoren, 
teils  von  schlecht  Informierten  aus,  zu  den  ungenügend  Informierten  gehören  auch 


i)  Während  alles,  die  Handelsleute,  der  Hotrat,  die  Regierungen  und  die  Landschaft 
gegen  die  bestehenden  Einrichtungen  im  Tabakwesen  eiferten,  verfolgten  die  ehemaligen 
Konsorten  Sensers,  die  Kauf leute  Oppenrieder  und  Skaguler  den  Plan ,  einen  Privatapaldo  zu 
erreichen.  Zur  Förderung  ihrer  Bestrebungen  bedienten  sie  sich  des  Eevisionsrates  J.  W.  Riegl, 
welcher  ihr  Angebot  von  lon,ooo  fl.  in  einem  Schreiben  vom  10.  September  1694  an  „seinen  und 
aller  Patrioten  Patron"  nach  Brüssel  übermittelte.  Wer  dieser  „Patron"  war,  ist  nicht  fest- 
zustellen, eine  besondere  Hochachtung  muss  Riegl  selbst  nicht  vor  ihm  gehabt  haben,  da  er 
unterm  3.  Dezember  1694  seinem  Patron  schreibt,  dass  er  die  Namen  der  Apaitatoren  vor 
Ratifizierung  des  Vertrages  nicht  nennen  wolle ,  dieselben  werden  jedoch  „in  Zukunft  allzeit 
ihre  Schuldigkeit  ablegen".  Riegls  eigener  Eifer  für  die  Pachtlustigen  kommt  daher,  weil  die- 
selben ihm  versprochen  hatten,  dass  sie  ihn  und  den  alten  Herrn  v.  Mayr  dem  Geheimen  Rat 
als  Tabakkommissäre  vorschlagen  werden.  Als  Riegls  Patron  am  24.  Dezember  1694  schrieb, 
dass  die  Abschaffung  des  bestehenden  Apaldos  schwierig  sei,  weil  dadurch  verschiedene 
Interessen  verletzt  würden,  meinte  Riegl,  es  werde  bei  Verpachtung  des  Tabakes  ohne  Kontra- 
diktiones  nicht  abgehen,  aber  der  Kurfürst  könne  den  Gegnern  seines  Planes  ja  einen  Hof- 
bescheid geben  und  thun,  als  ob  es  sich  nur  um  eine  vorläufige  Einstellung  des  Tabakwerkes 
handele.  Bald  merkte  Riegl  selbst,  dass  seine  Pläne  wenig  Aussicht  haben.  Am  22.  Februar  169.5 
schi-eibt  er  seinem  Patron,  er  wisse  wohl,  dass  in  Rücksicht  auf  die  Stellung  der  oberen  Land- 
schaft, welche  von  der  gänzlichen  Beseitigung  der  Monopole  die  Gewährung  weiterer  Sub- 
sidien  abhängig  gemacht  habe,  seine  Intention  vorerst  suspendiert  sei.  In  einem  Schreibea 
vom  19.  Januar  1695  warnt  Riegl  vor  Senser ,  den  er  als  eine  pestis  patriae  bezeichnet.    G. A. 

2)  G.A.  Schreiben  der  Kommerzienräte  an  den  Kurfürsten  vom  14.  Dezember  1694. 

3)  G.A.  Vorläufiger  Bericht  des  Kommerzienrates  an  den  Kurfürsten  vom  17.  Febr.  1698 
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der  Kurfürst  und  die  Minister,  da  sie  immer  von  einem  Apaldo  reden,  während  der 
Tabak  doch  ein  Kameralgut  wie  das  weisse  Bier  werden  solle.  Am  19.  Februar 
gelangte  Sensers  Bericht ')  an  das  Kommerzienkollegium.  Er  beteuert  vor  allem, 
dass  durch  Aufhebung  des  Tuch-  und  Tabakapaldos  bei  In-  und  Ausländem  der 
kurfürstliche  Respekt  leiden  würde;  wenn  man  solche  spezielle  Ausschreibungen 
zurücknehme  und  dadurch  gewissermassen  die  pro  bono  publico  emanierten  General- 
mandate verschimpfe,  so  werden  auch  die  weiteren  Verordnungen  den  Gegnern 
zum  Gelächter  werden.  Im  weiteren  wärmt  Senser  die  konfessionellen  Gründe 
wieder  auf,  die  für  die  Erhaltung  der  bestehenden  Einrichtung  sprechen.  Wenn 
die  zum  wahren  Glauben  Bekehrten  durch  Aufhebung  des  Werkes  in  materielle 
Bedrängnis  kommen,  so  werden  sie  wieder  evangelisch  werden.  Wisse  man  in 
Bayern  ein  so  vorteUhafles  Staatswerk  nicht  zu  regieren ,  so  gereiche  dies  den 
Ausländem,  insbesondere  den  lutherischen  Städten  zur  Freude,  die  den  beim 
Tabak  allein  in  Aussicht  stehenden  Gewinn  mit  beiden  Händen  ergreifen  werden. 
Wie  unverfroren  Senser  argumentiert,  sieht  man  daraus,  dass  er  von  ungeheuren 
Summen  fabelt,  die  bei  Aufhebung  des  Werkes  an  ihn,  an  Sittl  von  Landshut 
und  an  Schönegg  in  Geissenfeld  für  die  Fabriken  und  den  Blätterbau  als  Ent- 
schädigung bezahlt  werden  müssten,  als  ob  bei  Einführung  freier  Kommerzien 
jemand  eine  Pflicht  zur  Ablösung  der  bestehenden  Fabriken  gehabt  hätte. 
Unter  Vorlage  der  Senserschen  Ausführungen  vervollständigte  das  Kommer- 
zienkollegium am  22.  Februar  seinen  früheren  Bericht  %  Es  verwahrt  sich  gegen 
die  Beschuldigung,  dass  es  nur  Konfusion,  Zerrüttung  und  Verderben  gebracht 
und  verlangt  die  Vorlage  spezieller  Klagen,  aus  welchen  sich  dann  Punkt  für 
Punkt  werde  nachweisen  lassen,  dass  der  Minister,  die  Beschwerde  führenden 
Kollegien,  die  Landschaft  und  andere  Gegner  schlecht  informiert  seien.  Sie 
haben  stets  nach  Instruktion  gehandelt,  und  ihre  Independenz  sei  vom  Kurfürsten 
selbst  gewollt  und  wohl  begründet.  Nach  Rückzahlung  der  Kapitalien  werden 
sicher  für  den  Kurfürsten  jährlich  40 — 50,000  fl.  abfallen,  wodurch  die  Ausgaben 
des  Hofzahlamtes  erleichtert,  die  onera  publica  zum  Teil  bestritten  werden 
können.  Es  handle  sich  hier  um  ein  den  Potentaten  nach  geistlichem  und  welt- 
lichem Recht  erlaubtes  Monopol,  das  nach  dem  Esempel  anderer  Königreiche 
und  Länder  eingeführt  worden.  Wenn  freilich  der  Kurfürst  das  Werk  aufheben 
wolle,  so  haben  sie  nichts  mehr  zu  sagen,  aber  eine  Quelle,  wodurch  der  Aus- 
jjfall  gedeckt  werden  solle,  sei  ihnen  unerfindlich.  So  hatte  das  Kommerzien- 
^kollegium  sich  imd  die  von  ihr  vertretene  Sache  aufs  entschiedenste  verteidigt. 
Eßenser  hatte  zur  Bekräftigung  seiner  Unschuld  selbst  um  eine  Untersuchung 
Fflber  seine  Amtsführung  gebeten.  Den  letzten  Trumpf  spielte  er  aus,  indem  er 
[selbst  nach  Brüssel  ging,  um  seine  Sache  zu  vertreten.  In  der  zweiten  Hälfte 
'des  März  trat  er  die  Reise  an.  Sofort  nach  seiner  Ankunft  übergab  er  eine 
B wahrhafte,  gegründete  Erläuterung"  %  die  den  Vorschlag  enthielt,  das  Tabakwerk 
tin  seinem  dermaligen  Zustande  zu  belassen  und  nur  Aenderungen  zu  genehmigen, 
die  aus  der  Initiative  des  Kommerzienkollegiums  hervorgehen ;  im  übrigen  möge 
man  ihm    die  Klagen   der  Landschaft  zustellen,    er  werde  sie  zur  Befriedigung 

1;  G.A.  Sensers  Bericht  an  den  Konunerzienrat  vom  19.  Februar  1695. 
■^)  G.A.  Schreiben  der  Eommerzienräte  an  den  Kurfürsten  vom  22.  Februar  16^5. 
S)  G.A.  An  den  Kurfürsten  von  mir,  Job.  Senser.   die  Kommerzien  und  Manufakturen 
'betreffend,  wahrhaft  gegründete  Erläuterung  mit  ßeüagen  übergebene  Worte  (ohne  Datnm). 
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der  Landschaft  beantworten.  In  einem  weiteren  „wahr  gegründeten  und  nol- 
dringenden  Supplizieren"  ')  bittet  er,  in  München  eine  Kommission  aus  einem 
Geheimrat,  einem  Hofrat,  einem  Revisionsrat  und  einem  Kammerrat  zu  bilden, 
und  dieselbe  im  Beisein  eines  Landstandes  über  seine  Person  und  die  gegen  das 
Kommerz-  und  Manufakturwesen  vorgebrachten  Punkte  und  über  des  Kanzlers 
Giggenbach  Verhalten,  der  jedoch  von  seinem  Amte  suspendiert  werden  müsste, 
aufs  genaueste  Untersuchung  pflegen  zu  lassen.  Sei  er  fehlig,  so  wolle  er  vor  Gott 
seine  Seligkeit,  vor  dem  Kurfürsten  Leib,  Hab  und  Gut  verloren  haben.  Um 
vor  seinen  Neidern  Ruhe  zu  bekommen  und  in  Berücksichtigung  dessen,  dass 
er  und  die  Seinen  leicht  wegsterben  könnten,  bietet  er  dem  Kurfürsten  sämt- 
liche Fabrizier-  und  Korrespondenzhäuser  mit  Zubehör  um  259,000  fl.  an,  in 
welcher  Summe  auch  die  „unsichtbar  verwendeten  Mittel"  schon  enthalten  sein 
sollen  ^).  Würde  man  noch  50,000  fl.  Betriebskapital  aufnehmen,  so  wäre  kein 
auswärtiger  Tabak  mehr  erforderlich.  Die  15,000  fl.  Zinsen,  welche  für  diesen 
Aufwand  von  300,000  fl.  zu  zahlen  seien ,  fallen  wenig  ins  Gevsdcht  gegenüVjer 
einem  jährlichen  Aufwand  von  45,000  fl.,  den  der  Handel  mit  auswärtigem 
Tabak  erheische.  Die  Handelsleute  sollen  fremden  Tabak  einführen  dürfen, 
wenn  sie  vom  gemeinen  Tabak  5  fl.,  vom  Brasil  10  fl.  Aufschlag  sich  gefallen  lassen. 
Betrefi's  der  Zahlungsbedingungen  sollen  ihm  200,000  fl.  sogleich  verzinst,  für  den 
Rest  eine  Rückzahlungszeit  bestimmt  werden.  Für  seine  weitere  Mühewaltung 
beim  Tabakwerke  solle  er  eine  höhere  Besoldung  oder  Prozentanteile  am  Ge- 
winne bekommen.  Die  ersten  3  Jahre  solle  zur  Konsolidierung  des  Werkes 
weder  an  den  Kürfürsten  noch  an  die  Fabrika  etwas  geleistet  werden  müssen. 
Nachdem  eine  am  9.  April  stattgehabte  Konferenz ,  an  welcher  neben  Senser 
die  Räte  Pemler,  Malknecht,  Wächter  und  Prielmajr  teilgenommen,  resul- 
tatlos verlaufen  war,  reichte  Senser  am  19.  April  eine  Erläuterungsschrift 
wider  die  gegen  das  Manufaktur-  und  Apaldowesen  vorgebrachten  Beschwerden 
ein'),  in  welcher  er  sich  besonders  gegen  den  „Erz-Ribl"  Giggenbach  ausliess. 
Er  will  jetzt  für  300,000  fl.  ausser  den  Fabrizier-  und  Korrespondenzhäusern 
auch  die  Lederei  hergeben  und  das  Geld  gegen  6  Prozent  stehen  lassen.  Ebenso 
erklärt  er  sich  bereit,  auf  den  Tuchhandel  zu  verzichten.  Es  sollen  im  Lande 
Tabak-,  Tuch-  und  Lederfabriken  bestehen;  für  jede  Materie  soll  besondere 
Rechnung  geführt  imd  dazu  besondere  Aemter  errichtet  werden,  das  Kommerzien 


1)  G.A.  Mein,  Joh.  Sensers,  wahr  gegründetes,  notdringendes  Supplizieren  (ohne  Datum). 

2)  G.A.  Spezifikation  über  die  aufgerichteten  Tabakfabriken  und  Korrespondenzhäuser 
und  was  dieselben  in  Unkosten  erloffen,  vom  26.  März  1695.  Schon  am  18.  Februar  169.5  hatte 
er  eine  äJinliche  Spezifikation  mit  der  Bitte  eingesendet,  ihm  das  ganze  Werk  abzulösen.  In 
den  Angaben  der  Summen  weichen  beide  Spezifikationen  um  ein  unbedeutendes  voneinander 
ab.  In  ersterer  sind  folgende  Summen  in  Anrechnung  gebracht :  Für  Werkzeuge ,  Abrichtung 
der  Leute,  unsichtbar  vei-wendete  Mittel,  Interesse  für  bisher  verwendetes  Kapital  loo,ooo  fl., 
das  Haus  in  München  25,000  fl. ,  das  Haus  in  Amberg  6000  fl. ,  das  Haus  in  Ried  2500  fl. ,  das 
Fabrizierhaus  in  Menzing  10,000  fl. ,  das  doppelte  Fabrizierhaus  in  Schrobenhausen  i5,ooo  fl., 
das  Fabrizierhaus  in  Rain  10,000  fl. ,  das  Fabrizierhaus  zu  Dietfurt  5000  fl. ,  das  doppelte 
Fabrizierhaus  in  Berg  24,000  fl.,  das  Fabrizierhaus  zu  Amberg  6000  fl. ,  das  Fabrizierhaus  zu 
Kapfeiberg  20,ooo  fl.,  die  Schöngeissinger  Fabrik,  ohne  Lederfabrik,  10,ooo  fl. ,  die  Friedberger 
Fabrik  6000  fl. ,  die  Fabiizierhäuser  zu  Mindelheim  und  Wiesensteig ,  wozu  zum  Teü  schon 
Anstalten  gemacht,  20,000  fl.,  Summa  Summarum  259,500  fl. 

s)  G.A.  J.  Sensers  Erläuterungsschrift  gegen  die  wider  das  Manufaktui-  und  Apaldo- 
wesen angebrachten  Beschwerden  vom  19.  April  1695. 
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koUegium  das  ganze  Kommerziell-  und  Manufakturwesen  gouvemieren.  Die  Kanf- 
leute  sollen  auswärtige  Waren  gegen  Grenzbolletten  sich  beilegen  dürfen  ').  In 
seinem  ersten  Vorschlag  hatte  Senser  für  den  Fall  der  Uebemahme  seiner  Häuser 
eine  Anzahlung  verlangt  in  seinem  zweiten  hatte  er  auf  eine  solche  verzichtet. 
Da  dies  noch  nicht  zog,  so  überreichte  Senser  vor  seiner  Abreise  von  Brüssel  ein 
Projekt,  durch  welches  die  Senserschen  Inventarien  in  den  Besitz  des  Kurfürsten 
übergehen  und  noch  eine  grosse  Summe  Geldes  verfügbar  bleiben  sollte.  Er 
empfahl  nämlich  die  Gründung  einer  bayrischen  Kaufmannsliga*),  welche  die 
inländische  Manufaktur  in  die  Hand  bekommen  solle.  Nehme  man  ihm  seine 
Fabrizier-  und  Korrespondenzhäuser  samt  der  Lederei  in  Schöngeissing  ab,  so 
wolle  er  für  ein  Anlehen  von  450,000  fl.  sorgen.  Dasselbe  soll  in  1-5  Portionen 
■A  30,000  fl.  einbezahlt  und  mit  5  Prozent'  verzinst  werden.  2  Portionen  will 
Senser  selbst  übernehmen,  3  den  Kaufleuten  offen  lassen  und  für  10  Portionen 
hat  er  schon  Abnehmer  gefunden  in  meistens  der  Aristokratie  angehörigen  Per- 
sonen. Durch  Ausübung  des  inländischen  Manufakturwesens  und  Einführung  eines 
Accis  auf  ausländische  Waren  sollen  dem  Kurfürsten  jährlich  100,000  fl.  zu- 
fliessen.  Für  die  ersten  10  Jahre  kann  er  jedoch  wegen  der  Krise ,  welche  bei 
der  Fabrika  und  dem  Tabakhandel  herrscht,  nur  je  30,000  fl.  garantieren. 

Nach  Darlegimg  dieses  letzten  Projektes  reiste  Senser  von  Brüssel  ab. 
Sein  Auftreten  daselbst  war  nicht  ohne  Eindruck  geblieben,  obwohl  die  Land- 
schaftsverordneten  Ober-  und  Unterlands  beim  Bekanntwerden  seiner  Reise  ein- 
dringlich gebeten  hatten,  der  Kurfürst  möge  sich  vom  Senser  nicht  irre  fuhren 
lassen,  sondern  den  allgemeinen  Klagen  gegenüber  Remedur  schaffen').  Der  Re- 
^-isionsrat  Riegl  ■*)  klagt,  es  sei  in  gutem  Termin  gestanden,  dass  alles  aufgehoben 
und  das  freie  Kommerzium  wieder  eingeführt  werde,  aber  durch  Sensers  Reise 
nach  Brüssel  sei  alle  Freude  wieder  in  den  Brunnen  gefallen.  Man  Hess  also  das 
Kommerzienkollegium  und  Senser  wieder  fortarbeiten,  doch  wurde  beschlossen, 
eine  Deputation  aus  allen  Kollegien,  wie  auch  aus  der  Landschaft  zu  bilden, 
die  sich  mit  der  Frage  über  Beibehaltung  der  Monopole  und  des  Kommerzien- 
koUegiums  und  mit  anderem,  insbesondere  auch  mit  der  Partikulardifferenz 
zwischen  Senser  und  Giggenbach  beschäftigen  sollte '"). 

Bevor  über  die  Zusammensetzung  und  Wirksamkeit  einer  solchen  Depu- 
tation oder  Kommission  weiteres  gesagt  wird,  möge  der  Senserschen  Amtsfüh- 
rung von  1695  —  1698  kurz  gedacht  sein.  Senser  machte  in  der  Hauptsache  in 
seiner  Geschäftsleitung  fort  wie  früher.  Der  Verschleiss  steigerte  sich  von 
1695 — 1696  wesentlich,  indem  er  sich  bis  auf  9262  Zentner  hob.  Für  das  Gut, 
■welches  Senser  lieferte ,  musste  gemäss  eines  von  Senser  erreichten  Akkordes 
2  fl.  mehr  bezahlt  werden,  als  für   das  Nürnberger  Gut  *).     Dieser  Umstand  ist 


1)  Vgl.  auch,  was  F  r  e  y  b  e  r  g  a.  a.  0.  H,  S.  418  berichtet. 

2)  G.A.  Sensers  Entwurf  zur  Gründung  einer  bayrisdien  Eaufinannsliga  vom  5.  5£ai  1695 
■und  Sensers  Entwurf  für  Anlegung  der  Gelder  in  4er  bayrischen  ManufEtktur  und  Kommerzien 
vom  6.  Mai  1695. 

3)  G.A.  Schreiben  an  den  Kurfürsten  von  Gemeiner  Landschaft  Verordneten  Ober-  und 
i  Unterlands  vom  24.  März  1695. 

*)  G.A.  Schreiben  Riegls  an  seinen  Patron  vom  11.  Mai  1695. 
»)  G.A.  Kurfürstliche  Resolution  vom  13.  Juni  1695. 

')  G.A.  Kurfürstliche  Antwort  auf  die  über  den  jetzigen  Tabakpreis  und  des  Senser 
-  Landtabak  halber  eingelangte  Erinnerung  vom  29.  Dezember  1695.    Nach  vorstehendem  Akten- 
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augenscheinlich  mit  schuld,  dass  sich  der  Avanzo  auf  nur  4708  fl.  belief.  Senser 
meinte  zwar  bei  der  Einsendung  der  Bilanz  '),  dass  das  Erträgnis  nicht  so  schlecht 
sei,  wenn  man  bedenke,  dass  das  Werk  auch  eine  Summe  von  29,655  fl.  für  sonstige 
Zwecke  aufzubringen  habe.  Aber  es  war  doch  ein  wenig  hoffnungsreiches  Resultat, 
dass  an  die  Tabakkasse  wieder  die  Notwendigkeit  herantrat,  zur  Bezahlung  der 
Lieferanten  20,000  fl.  von  Senser  zu  entlehnen.  Für  das  Geschäftsjahr  1696  —  1697 
versuchte  man  endlich  durch  Einführung  einer  Preiserhöhung  bei  dem  Tabak- 
verkauf die  misslichen  Zustände  der  Tabakkasse  zu  bessern.  Der  Verschleiss  ging 
infolgedessen  um  fast  2000  Zentner  zurück,  indem  nur  7435  Zentner  verkauft 
wurden,  aber  der  Gewinn  steigerte  sich  auf  6529  fl.  Weitere  günstige  Wirkungen 
sollten  die  Freigabe  des  Blätterbaues  ')  und  verschärfte  Bestimmungen  beim  Ge- 
schäftsbetrieb bringen.  Es  wurde  de5  Kommissären  aufgetragen,  statt  der  Bilanzen 
ordentliche  Rechnungen  nach  kameralistischer  Form  anzufertigen,  keinen  Tabak 
mehr  auf  Borg  zu  geben,  das  Geld  alle  4  Wochen  einzuliefern  und  die  monat- 
lichen Spezialauszüge  über  Einnahme  und  Ausgabe  korrekt  an  das  Kommei'zien- 
kollegium  einzusenden^).  Senser  sagte  eine  thunlichste  Berücksichtigung  dieser 
Vorschriften  zu,  obwohl  eine  strenge  Einhaltung  derselben  nicht  immer  möglich 
sei^).  Im  neuen  Geschäftsjahre  1697  —  1698,  als  in  Nürnberg  eine  merkliche  Preis- 
minderung im  Tabak  eintrat,  wurde  Senser  angehalten,  seinen  Tabak  auch  um  den 
Nürnberger  Preis  zu  liefern.  Er  erklärte,  um  diesen  Preis  sein  Gut  nicht  abgeben 
zu  können,  weil  im  Inland  die  Blätter  um  einen  Gulden  teurer  bezahlt  werden 
müssten.  Er  schlug  daher  zu  dem  Nürnberger  Preis,.nach  späterer  Behauptung  mit 
Einwilligung  des  Kömmerzienkollegiums,  den  sogenannten  Blättergulden.  Der  un- 
gehinderte Tabakbau  wurde  1697  wieder  untersagt  und  derselbe  von  einer 
speziellen  Konzession  des  Kommerzienrates  abhängig  gemacht  *).  Der  geringe 
Einkaufspreis  in  Nürnberg  veranlasste  nun  Senser,  an  den  Kurfürsten  den  Antrag 
zu  stellen,  den  Tabak  an  die  Krämer  im  Innern  des  Landes  um  1  fl.,  an  den 
Grenzen  um  2  fl.  billiger  abzulassen,  da  sonst  nur  die  Konterbanden  befördert 
und  das  Ausland  begünstigt  werde.  Der  Kurfürst  erklärte  zuerst,  dass  er  zu 
einer  solchen  Preisreduktion  um  so  weniger  geneigt  sei,  als  er  in  Zukunft  einen 
Teil  der  Apaldogelder  für  sich  beanspruche^);   auf  eine  neuerliche  Vorstellung 


stück  lieferten  die  Nürnberger  den  bayrischen  Zentner  feingesponnenen  Nürnberger  Tabak  für 
12  fl.  40  kr.,  roten  Stemmen  für  11  fl.  45  kr.,  ordinären  schwarzen  Tabak  für  10  fl.  4ö  kr.  loco 
München.  Für  die  weitere  Fracht  nach  Braunau,  Eied  etc.  sollte  ein  Gulden  mehr  verrechnet 
werden  dürfen.  Für  Sensers  Landtabak  war  ein  niederer  Ankaufspreis  vorgeschrieben.  Aus 
einem  Bericht  der  Tabakuutersuchungskommission  vom  12.  März  1700  erfahren  wir  jedoch,  dass 
es  Senser  bald  gelang,  einen  Vertrag  zustande  zu  bringen,  wonach  er  sogar  einen  höheren 
Preis  als  die  Nürnberger  berechnen  durfte. 

1)  G.A.  Sensers  Bericht  an  das  Kommerzienkollegium  vom  29.  März  1696  mit  der  Bilanz 
vom  Jahre  1695—1696. 

2)  G.A.  Mandat  vom  14.  August  1696. 

3)  Den  Inhalt  des  kurfürstlichen  Befehls  vom  25.  September  1696  ersieht  man  aus  Sensers 
Bericht  an  den  Kurfürsten  vom  12.  Januar  1697.    G.A. 

*)  Ebenda. 

5)  Das  Kommerzienkollegium  genehmigte  trotz  Sensers  Widerspruch  dem  Gerichts- 
schreiber zu  Erding  die  Errichtung  eines  Fabrizierhauses ;  das  PrivDegium  zum  Bau  und  zur 
Fabrizierung  des  Tabaks ,  welches  der  Bürgermeister  von  Mindelheim  hatte ,  ward  1695  für 
10  Jahre  prolongiert.    Bald  durfte  auch  Graf  Heimhausen  Tabak  bauen  und  fabrizieren. 

6)  G.A.  Schreiben  des  Kurfürsten  an  die  Hofräte  und  die  Tabakkonunissäre  Senser  und 
Baal  vom  9.  Oktober  1697. 
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genehmigte  er  jedoch,  dass  an  den  bayrischen  und  oberpfälzischen  Grenzen  und 
an  die  ausser  Landes  gelegenen  Orte  das  Kisten-  und  Kübelgut  um  2—3  fl., 
das  feine  um  2  fl.  billiger  gegeben  werden  dürfe  *).  Senser  beruhigte  sich  da- 
bei nicht,  sondern  reichte  ein  Memorial  ^)  ein,  dass  ohne  den  von  ihm  gewollten 
Preisabschlag  das  bayrische  Tabakwesen  leiden  würde,  denn  es  würde  die 
Schwärzerei  zunehmen  und  die  inländische  Fabrikation  zerstört.  Darauf  sei  es 
aber  von  den  Ausländem  abgesehen,  es  sei  dieser  Plan  von  Vertretern  aus  den 
Reichsstädten  (auch  von  Hanau  und  Frankfurt)  in  den  ,drei  Mohren*  in  Augsbui-g 
beraten  worden.  Durch  gute  Ware  und  billige  Preise  könne  man  ihre  Absichten 
durchkreuzen.  Da  auf  dieses  Memorial  eine  Resolution  nicht  erfolgte,  so  schlug 
Senser  vom  1.  Januar  1698  an  eigenmächtig  mit  dem  Tabakpreis  ab.  Aber  trotz 
dieses  Abschlags  wurden  im  Geschäftsjahr  1697-1698  an  7089  Zentnern  23,701  fl. 
profitiert. 

Kaum  hatte  Senser  nach  seiner  Zurückkunft  von  Brüssel  seinen  Posten 
wieder  angetreten,  so  erfolgte  die  Konstituiei-ung  der  Kommission  ').  welche  sämt- 
liche Landesgravamina  untersuchen  und  die  zur  Heüung  der  Schäden  ange- 
gebeuen  Mittel  prüfen  sollte.  Als  Mitglieder  derselben  wurden  bestimmt: 
A'om  Geheimen  Rat  der  Obersthofmeister  Graf  Fugger  und  der  Geheimrats- 
vizekanzler  v.  Wämpl,  als  Vorsitzende;  vom  Revisorium  der  Baron  v.  Pfetten 
und  v.  Riegl,  von  der  Hofkammer  die  Räte  Baron  Pemler  und  Fiskaler,  von  den 
Regierungen  Landshut,  Straubing,  Burghausen  iind  Amberg  die  Kanzler  oder  in 
deren  Verhinderung  die  Senioren  von  der  Gelehrtenbank;  von  der  Landschaft  der 
Kanzler  und  ein  weiteres  von  der  Landschaft  zu  bestimmendes  Mitglied;  von 
den  Hauptstädten  und  aus  jedem  Rentamt  ein  Bürgermeister  samt  einem  erfah- 
renen Handelsmann.  Diese  alle  sollten  sich  in  München  und  zwar  die  kurfürst- 
lichen Räte  auf  Kameralkosten,  die  anderen  auf  landschaftliehe  resp.  städtische 
Unkosten  an  einem  vom  Geheimen  Rat  zu  bestimmenden  Orte  zusammenfinden 
und  sich  ernstlich  mit  dem  Tabak-,  Tuch-  und  anderen  Apaldos  beschäftigen, 
das  Pro  und  Contra  examinieren  und  an  den  Kurfürsten  ein  schriftliches  Gut- 
achten erstatten,  ob  der  Apaldo  aufzuheben  oder  mit  welcher  Moderation  er 
länger  passieren  könne.  Da  die  kurfürstliche  Fabrika  und  Senser  an  dieser  An- 
gelegenheit stark  interessiert  seien,  so  soUen  dieselben,  so  oft  es  nötig,  mit 
ihren  Gegenerinnerungen  gehört  werden.  Damit  die  Mitglieder  der  Deputation 
einander  nicht  selber  hindern,  so  solle  die  Deputation  und  ihre  Sessiones  abge- 
teilt werden:  die  Räte  samt  den  Landschaftsverordneten  sollen  in  eine  Rats- 
stube, die  Bürgermeister  von  Städten  und  Märkten,  sowie  die  Krämer  und 
Kaufleute  in  eine  andere  Ratsstube  kommen.  Die  puncta  deliberanda  müssen 
zu  denselben  Stunden  an  beiden  Orten  proponiert,  darüber  re-  und  korreferiert 
werden,  bis  man  sich  zu  einem  gemeinsamen  Schluss  verglichen.  Da  die  ange- 
griffenen independenten  Kollegien  bis  auf  das  KommerzienkoUegium  aufgehoben 
seien,  so  werde  sich  aus  dem  Gutachten  der  Deputation  zeigen  müssen,  ob  letz- 
teres unverändert  beibehalten,  oder  etwa  durch  eine  Deputation  von  Kaufleuten 
unter  Adjungierung  etlicher  kurfürstlichen  Räte  ersetzt  werden  solle. 


1)  G.A.  Schreiben  des  Kurfürsten  an  Senser  und  Baar  vom  3.  November  1697. 

2)  G.A.  Bericht  der  Tabakamtskommission  vom  28.  November  1697. 

3)  G.A.  Kurfiüstliches  Dekret  vom  13.  Juni  1695. 
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Mit  dieser  Kommission  oder  Deputation  war  nun  vor  allem  das  Kom- 
mer zienkoUegi  um  unzufrieden.  Es  beschwert  sich  ganz  entschieden'),  dass  man 
trotz  seiner  aufklärenden  Berichte  den  lamentablen  und  eigennützigen  Vorstel- 
lungen etlicher  malkontenter  Handelsleute  Gehör  geschenkt  und  ihnen  zuliebe  eine 
ungewöhnlich  grosse  Kommission  zusammengesetzt  habe.  Das  Kollegium  gibt 
seiner  schmerzlichen  Empfindung  Ausdruck,  dass  eine  Sache,  welche  nach  der 
höchsten  Instruktion  in  seinen  Wirkungskreis  gehöre,  vor  eine  Kommission  ge- 
bracht werde,  bei  deren  Bildung  es  präteriert,  geraeine  Bürger  und  Handelsleute 
aber  berücksichtigt  worden  seien.  Daran  hätten  alle  Vorfahren  des  Kurfürsten 
nicht  gedacht,  das  Arbitrium  von  Interessenten  und  deren  Adhärenten  und 
Fautoren  einzuholen  und  einfache  Krämer  zu  „ Miträten "  des  Staatsministei's 
zu  machen.  Wenn  die  Kommission  fortbestehen  solle,  so  möchte  sie  der  Kur- 
fürst aus  dem  Geheimen  Rat  mit  Zuziehung  einiger  Mitglieder  des  Kommerzien- 
kollegiums  bilden.  Diese  schwerfällige  Kommission  soll  nun  auch  im  Frühjahr 
1696  zusammengetreten,  aber  zu  keinem  Resultate  gekommen  sein^).  Sicher 
ist,  dass  bald  eine  neue  Kommission  zur  Untersuchung  der  Landesgravamina 
ins  Leben  gerufen  wurde,  die  aus  dem  Geheimratsvizekauzler  v.  Wämpl 
und  zwei  weiteren  Geheimräten,  ferner  dem  Grafen  von  Heimhausen  als  dem 
Vertreter  des  KommerzienkoUegiums  bestand  und  sich  durch  Beiziehung  von 
Landschaftsverordneten  verstärkte  ^).  Der  Graf  von  Heimhausen  hatte  Gewicht 
und  Geschick  genug,  in  dieser  Kommission  die  Sache  des  KommerzienkoUegiums 
mit  Erfolg  zu  führen.  Auch  war  das  Kollegium  so  klug,  nur  für  sich  und 
seine  Kompetenzen  zu  streiten,  die  Senserschen  Angelegenheiten  aber  aus  dem 
Spiel  zu  lassen.  Zeigt  die  Raschheit,  mit  welcher  den  Forderungen  des  Kom- 
merzienkoUegiums in  betreif  der  Kommissionsbildung  entgegen  gekommen  ward, 
den  grossen  Einfluss  desselben,  so  erweisen  die  Ausfälle  auf  alle  Gegner,  wie 
wenig  es  gesonnen  war,  sich  etwas  gefallen  zu  lassen.  In  einem  Bericht  vom 
Jahre  1696  beschuldigt  es  die  sämtlichen  Regierungen,  die  Landschaft,  den 
Hofrat  Weichs,  den  Geheimrat  und  Hofratskanzler  v.  Giggenbach  und  den 
Revisionsrat  Riegl,  dass  dieselben  hinterrücks  und  aus  lauter  Passion  das  Kom- 
merzienkollgium  mit  schweren  Inzichten  belasten.  Und  als  das  Kollegium  auf 
Anregung  des  Kurfürsten  vom  Geheimen  Rat  zu  einer  genauen  Aeusserung  ver- 
anlasst wird,  erhebt  es  gegen  seine  Ankläger  laute  Vorwürfe  und  beantragt 
gegen  dieselben  energisches  Einschreiten.  Es  behauptet,  dass  die  unverantwort- 
lichen, von  Giggenbach  ausgehenden  Difi'amationen  nur  von  dessen  falscher  An- 
sicht herkomme,  dass  sie  es  mit  Senser  halten,  während  sie  doch  den  Tabak 
immer  als  kurfürstliches  Regale  reserviert  und  an  eine  Ueberlassung  desselben  an 
Senser  nie  gedacht  hätten.  Der  Aerger  des  Baron  Weichs  komme  nur  daher, 
weil  ihm  ein  Ueberreiter  sein  heimlich  eingeschwärztes  schwäbisches  Bier  abge- 
nommen und  nicht  gleich  wieder  ausgefolgt  habe;  Inquisitionsrat  Riegl  wolle 
nur  nach  aufgehobenem  Kommerzienrat  selbst  Tabakdirektor  werden  und  durch 
seine  unbegründeten  Delationen  den  Geheimratstitel  erhalten.  Als  Satisfaktion 
verlangt  das  Kollegium,  es  möchte  der  Landschaft  zu  verstehen  gegeben  werden. 


1)  G.A.  Schreiben  des  KommerzienkoUegiums  an  den  Kurfürsten  vom  19.  Juli  1695. 

2)  Freyberg  a.  a.  0.  II,  S.  420. 

3)  G.A.  Entschuldigungsbericht  des  KommerzienkoUegiums  gegen  die  wider  dasselbe 
vorgebrachten  Beschwerden  vom  IT.  November  1697. 
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(lass  sie  sich  nicht  mehr  von  interessierten  Parteien  informieren  lasse  und  nicht 
mehr  über  die  aufgestellten  Kollegien  schmähe;  dem  Hofrat  und  den  sämt- 
lichen Regierungen  solle  verboten  werden,  sich  um  Sachen  zu  kümmern,  die  sie 
nichts  angehen,  die  Regierung  von  Burghausen  solle  mit  einer  ernstlichen  Ahn- 
dung bedacht  werden.  Giggenbach,  Weichs  und  Riegl  sollen  Verweise  und  den 
Auftrag  erhalten ,  den  aufgestellten  Kollegien  den  schuldigen  Respekt  zu  be- 
zeigen. So  schien  sich  das  Kollegium  nicht  nur  gegen  seine  Gegner  zu  halten, 
sondern  ihnen  sogar  gefährlich  zu  werden.  Auch  die  Kommission  zur  Unter- 
suchung der  Landesgravamina  trat  nicht  gegen  dasselbe  auf*).  Als  diese  1698 
ihi-en  Bericht  an  den  Kurfüi-sten  sandte,  versichert  sie,  dass  sie  sich  mit  den  Haupt- 
punkten der  Landesgravamina  eingehend  beschäftigt  habe ;  sie  sieht  sich  jedoch 
nicht  veranlasst,  die  gewünschten  A'orschläge  zu  machen.  Ausführlich  berichtet 
sie  bloss  über  die  Senser-Giggenbachischen  Händel,  brandmarkt  Giggenbachs  Be- 
nehmen als  ein  strafbares  imd  unehrenhaftes,  verweist  jedoch  im  übrigen  Senser 
mit  seinen  unzweifelhaften  Ansprüchen  auf  den  Rechtsweg.  Durch  das  Votum  der 
Untersuchungskommission  war  Giggenbach,  der  alte  Feind  Sensers,  schwer  kom- 
promittiert worden.  Da  dieselbe  ausserdem  in  betreff  des  durch  Senser  gefor- 
derten wirtschaftlichen  Systems  sich  in  vorsichtiges  Schweigen  hüllte,  so  schien 
anfangs  des  Sommers  1698  die  Sache  Sensers  um  so  sicherer  zu  stehen,  als  er 
nach  der  letzten  Bilanz  auch  einen  weit  höheren  Gewinn  aus  dem  Tabakhandel 
erzielt  hatte,  als  in  den  früheren  Jahren.  Und  doch  ward  sein  Sturz  gerade 
jetzt  mit  allen  Mitteln  betrieben.  In  Brüssel  hatte  er  seine  festeste  Stütze  ver- 
loren, indem  der  jetzt  zum  Trabantenhauptmann  ernannte  Freiherr  v.  Simeoni 
als  ausserordentlicher  Botschafter  an  den  englischen  Hof  versetzt  wurde  ^).  In 
Bayern  war  es  zwischen  Senser  und  dem  KomraerzienkoUegium  zum  offenen 
Bruch  gekommen.  Gerade  aus  dieser  Körperschaft  kamen  jetzt  greifbare  An- 
schuldigungen gegen  Sensers  Geschäftsbetrieb.  Weniger  sachliche  Momente  als 
persönliche  Verhältnisse  haben  diesen  Umschwung  herbeigeführt.  Der  Geheim- 
und  Kommerzienrat  v.  Jonner,  ein  Schwager  des  Hofkanzlers,  übernahm,  als  sich 
für  Giggenbach  eine  gewisse  Zurückhaltung  empfahl,  statt  desselben  die  An- 
schwärzimgen  Sensers.  Schon  am  10.  imd  17.  Mai  hatte  er  geheime  Berichte 
nach  Brüssel  gesendet^)  und  Enthüllungen  in  Aussicht  gestellt.  Als  nun  im 
Juni  1698  Senser  den  Plan  fasste,  behufs  besserer  Leitung  seiner  Fabrizier- 
häuser von  München  fortzuziehen,  falls  ihm  die  Respizienz  über  das  Tabakwesen, 
die  er  quartaliter  oder  nötigenfalls  auch  öfter  ausüben  werde,  überlassen  bleibe 
und  in  seiner  Abwesenheit  der  Riedenburger  Pflegekommissär  v.  Jele  seine 
Vertretung  übernehme,  hatte  Jonner  nichts  Eiligeres  zu  thun,  als  nach  Brüssel 
zu  berichten  *),  man  möge  die  vorgeschlagene  Vertretung  durch  den  nur  auf 
Sensers  Interesse  bedachten  Jele  ablehnen  und  überhaupt  Senser,  der  trotz  seiner 
Eigenschaft  als  kurfürstlicher  Bedienter  im  Tabakwesen  nur  seinen  Privatnutzen 
verfolge,  in  Gnaden  von  seinem  Posten  entfernen,  wo  er  wie  „die  Katz  am 
Schmer"  sitze.   Wenn  man  den  unfähigen  Angerer  durch  einen  tüchtigen  Buch- 


1)  G.A.  Bericht  derUntersnchongskommission  über  die  Landesgravamina  vom  17.  Mai  1698. 
-)  Heigel  a.  a.  0.  S.  213,  Anm.  33. 

■')  Diese  sind  erwähnt  in  Jonners  Schreiben  an  den  Hochwohlgeborenen  Fieiherm,  den 
Hochgeehrtesten  Bruder  und  Baron  in  Brüssel  vom  13.  Juni  1698. 
♦)  Ebenda. 
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halter  ersetze,  so  genüge  Baar  als  Tabakkommissär.  Ferner  möge  man  zur 
Tabaklieferung  mehrere  Firmen  zulassen,  den  Tabak  selbst  bar  bezahlen 
und  nichts  mehr  auf  Borg  geben  und  endlieh  Senser  zur  Abgabe  seines 
Gutes  um  den  Nürnberger  Preis  abzüglich  des  Gewichtsverlustes  und  der  Fracht 
anhalten.  Finde  der  Kurfürst  auch  bei  diesen  Reformen  seine  Rechnung  nicht, 
so  solle  es  seiner  Willkür  unterstehen,  ob  und  wem  er  einen  Tabakapaldo  ver- 
leihen wolle.  Die  gegen  Senser  erhobenen  Vorwürfe  wurden  von  Jonner  zum 
erstenmal  näher  substantiiert,  dass  er  nämlich  dem  Angerer  aus  der  Tabakkasse 
Geld  verschafft,  dass  er  selbst  30,000  fl.  der  Tabakkasse  vorenthalten  und  in 
seinem  Geschäfte  verwendet,  endlich  wegen  des  immerwährenden  Borgens  beim 
Ankauf  des  Tabaks  zu  hohe  Preise  bezahlt  habe. 

Senser  war  unterdessen  wieder  nach  Brüssel  geeilt '),  um  seine  Sache  per- 
sönlich zu  führen.  Er  unterbreitete  dem  Kurfürsten  auch  jetzt  wieder  seine 
weitgehenden  Pläne  ^).  Der  Vorschlag  zur  Gründung  einer  Kaufmannsliga  wurde 
in  etwas  modifizierter  Fassung  wiederholt.  Von  den  15  Portionen  von  20  bis 
30,000  fi.  sollte  die  erste  der  Kurfürst,  ein  paar  sollte  die  Landschaft  so- 
wie der  Magistrat  von  München  und  die  kurfürstliche  Fabrika,  die  übrigen 
Privatpersonen  gegen  5  Prozent  übernehmen;  auch  er  selbst  wollte  gern  mit- 
kooperieren. Das  Ganze  solle  unter  dem  Kommerzienkollegium  stehen,  wozu 
die  Landschaft  und  der  Magistrat  von  München  Deputierte  stellen. 

Senser  war  in  Brüssel  mit  grossem  Selbstgefühl  aufgetreten,  aber  Eindruck 
machte  er  nicht  mehr.  Anfangs  hatte  Joimer  noch  Angst,  Senser  möchte  ihn 
höheren  Orts  durch  die  Hechel  ziehen  und  daher  um  die  Protektion  des  Grafen 
Preysing  und  des  Geheimrats  v.  Prielmayr  gebeten*),  bald  aber  lernte  er  einsehen, 
dass  eine  solche  Furcht  unbegründet  sei.  Bei  den  neuen  Verbündeten  gegen 
Senser  handelte  es  sich  nicht  mehr  darum,  den  landesverderblichen  Tabakapaldo 
zu  beseitigen,  den  ja  Jonner  selbst  pro  publico  ac  praecipue  etiam  pro  re 
christiana  verwaltet  wissen  wollte,  sondern  nur  Senser  sollte  beseitigt,  gestraft, 
gedemütigt  werden.  Während  derselbe  noch  in  Brüssel  war,  hatte  der  Kurfürst 
zur  Einleitung  einer  Inquisition  Befehl  gegeben,  die  Sensers  ganzes  späteres 
Leben  verbitterte.  Am  10.  August  1698  ■*)  erschien  ein  Dekret,  durch  welches 
der  Geheimrat  v.  Jonner,  die  Räte  Pemler,  Unertl  der  Aeltere  und  Pistorini 
delegiert  wurden,  durch  Einsicht  in  die  Senserschen  Geschäftsbücher  und  durch 
mündliche  Vernehmung  der  Offizin-  und  Werkleute  sich  zu  informieren,  wieviel 
in-  und  ausländischer  Tabak  im  vcrwichenen  Jahr  verkauft  worden,  wohin  er 
gegangen,  wie  hoch  der  Ankaufs-  und  Verkaufspreis  gewesen,  was  mit  den 
Geldern  geschehen  und  wieviel  vorrätiger  Tabak  vorhanden  sei.  Der  Befund 
sollte  ad  manus  8°"  eingesandt  und  ein  umständliches  Gutachten  über  die 
von  Senser  unterbreiteten  Pläne  beigelegt  werden.  Diesem  Dekret  ward  vom 
Grafen  Preysing  ein  vertrauliches  Schreiben  an  Jonner  beigefügt^)   des  Inhalts, 


1)  Nach  Jonners  vorgenanntem  Schreiben  zu  schliessen  Ende  Juni  1698. 

2)  F  r  e  y  b  e  r  g  a.  a.  0.  II,  S.  431. 

3)  G.A.  Jonners  S.  47  Anm.  3  erwähntes  Schreiben. 

*)  Vorhanden  ist  nur  das  Dekret  vom  10.  August  1698  an  das  Kommerzienkollegium, 
wonach  sich  dasselbe  in  die  Arbeit  der  Partikularkommission  nicht  einmischen  solle.  Den 
Inhalt  des  Dekrets  an  die  Partikularkommission  vom  10.  August  1698  ersieht  man  aus  dem 
Schreiben  des  Barons  Pemler  an  den  Premierminister  Grafen  Preysing  vom  23.  August  1698.  G.A. 

5)  G.A.  Datiert  11.  August  1698. 
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der  Kurfürst  habe  auf  Jonners  und  anderer  ehrlichen  patriotischen  Männer  Er- 
innerung sich  zu  dieser  Kommission  entschlossen  und  wolle  seine  Intention  ..aufs 
Nägele  exequiert'"''  wissen.  Es  dürfe  auf  niemand  weder  zu  München  noch  zu 
Brüssel  Respekt  getragen  werden,  als  auf  des  Kurfürsten  Durchlaucht  selbst. 
Der  Kurfürst  woUe  wissen,  ob  beim  Tabakapaldowesen  zu  seinem  Nutzen  oder 
Schaden  gehaust  worden  und  was  Senser  die  ersten  12  Jahre ')  aus  dem  Tabak- 
wesen profitiert  habe;  nur  so  werde  man  sehen,  wie  weit  Sensers  „Rotomandates", 
dass  er  gegen  200,000  fl.  von  seinen  eigenen  Mitteln  auf  dem  Werke  liegen  habe, 
begründet  seien.  Der  als  Mitglied  bestimmt«  Rat  Pistorini  werde  etwas  später 
nach  München  kommen;  es  sollen  jedoch  Pemler  und  Unertl  mit  der  Unter- 
suchung sogleich  beginnen  und  besonders  auf  die  Handlungsbücher  die  Hand 
legen,  damit  die  Gegenpartei  nicht  Zeit  habe,  die  Arbeiten  der  Kommission  zu 
vereiteln.  Am  21.  August^)  verfugten  sich  nun  Pemler  und  Cnertl  ex  improviso 
in  die  Tabakamtsstube  und  Hessen  sich  von  dem  Kommissär  Baar  und  Buch- 
halter Angerer  die  vorhandenen  Kassa-  und  andere  Tabakhandlungsbücher  aus- 
liefern. Nachdem  diese  Bücher  in  Jonners  Behausung  verbracht  waren,  wurde 
die  Suche  nach  Sensers  Privathandlungsbüchem  begonnen  und  das  in  der  Tabak- 
amtsstube befindliche  Schreibpult  und  der  in  der  Tuchhandlungsstube  stehende 
Kasten  mittels  der  gewöhnlichen  Schlüssel  geöffnet.  Im  Pult  wurde  nichts,  im 
Kasten  einige  Tabakrechnungen,  ein  Konzept-  und  ein  Kopierbuch  gefunden. 
Die  Kommission  Hess  sich  femer  die  Kassa  vorzählen,  worin  zwar  die  im  Kassa- 
buch als  Rest  vorgeschriebenen  26,391  fl.  enthalten  waren,  jedoch  hatte  Senser 
eine  von  ihm  unterschriebene  Bescheinigung  von  1-5.000  fl.  als  bares  Geld  ein- 
gelegt. Gleichzeitig  mit  diesem  Vorgehen  wurde  der  Hofkammersekretär  Schiessl 
mit  den  gehörigen  Vollmachten  und  Instruktionen  nach  Schrobenhausen  und  in 
die  Oberpfalz  abgeordnet,  um  sich  daselbst  die  sachdienlichen  Seuserschen 
Skripturen  ausantworten  zu  lassen.  Dieses  lücksichtslose  Vorgehen  scheint  Pemler 
selbst  etwas  bange  gemacht  zu  haben,  denn  als  er  von  den  ersten  Schritten  dem 
Grafen  Preysing  Mitteilung  machte,  bat  er  den  Minister,  er  möge  ,ihn  contra 
quosque  gnädigst  mannt enieren' ').  Da  währenddessen  vom  Grafen  Preysing 
ein  Schreiben  eingelaufen  war,  dass  sich  Senser  in  Brüssel  sehr  keck  und  zu- 
verlässig benehme,  schrieb  Pemler  am  27.  August*)  sofort  zurück,  dass  es  schon 
ganz  sicher  sei,  dass  von  Senser  Partitereien  an  den  Tag  kommen  werden.  Dass 
sich  der  Angeschuldigte,  nachdem  er  von  den  Dingen  Wind  bekommen,  imper- 
tinent benehme,  könne  nicht  wundem,  denn  je  mehr  ein  Hund  getroffen  werde, 
desto  mehr  pflege  er  zu  bellen.  Nachdem  am  30.  August  bei  der  Kommission 
das  Material  eingelaufen  war,  welches  G.  W,  Schiessl  von  Schrobenhausen  und 
der  Oberpfalz  gebracht  hatte  ^),  berichtete  dieselbe  am  6.  September  nach 
Brüssel^),   dass  sie  sich  nun  vorerst  mit  dem  Münchener  Tabakamt  beschäftigen 


1)  Soll  wohl  heissen,  in  den  ersten  14  Jahren,  in  welchen  Senser  einen  Privatapaldo  hatte. 

2)  G.A.  Bericht  der  üntersnchungskommission  an  den  Kurfürsten  vom  23.  Angnst  1698. 

3)  G..^.  Schreiben  des  Baron  Pemler  an  den  Premierminister  Grafen  Preysing  vom 
23.  Angnst  1698. 

*)  G.A.  Schreiben  Penilers  an  den  Premierminister  Grafen  Preysing  vom  27.  August  1698. 
5)  G.A.  Bericht  des  Hofkammersekretära   Schiessl   über   seine  Reise  nach  Schroben- 
hausen und  der  Oberpfalz  vom  3^.  August  1698. 

«)  G.A.  Bericht  der  üntersnchungskommission  vom  6.  September  1698. 
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und  darüber  dem  Kurfürsten  in  Bälde  berichten  werde.  Die  Kommission  gab 
nun  dem  Rechnungskommissär  Lindthammer  den  Befehl  *),  Sensers  Tabakamts- 
rechnungen und  Tabakbücher  unverweilt  und  fleissig  durchzugehen,  ferner  in 
bezug  auf  das  vorhandene  Bargeld  und  die  Materialien  einen  kurzen,  aber  zu- 
verlässigen Extrakt  zu  verfassen.  Bei  sich  ergebenden  Anständen  sollte  derselbe 
vom  ehemaligen  Tabakamtsbuchhalter  Sebald  Erläuterungen  und  Informationen 
einholen.  Schon  am  10.  September  berichtete  die  Kommission^),  dass  die  Unter- 
suchung nicht  ohne  Schwierigkeit  sei,  weil  von  1692  —  1696  keine  Material- 
rechnungen ad  normam  cameralem  und  von  1692—1698  keine  Geldrechnungen 
nach  obiger  Form,  sondern  nur  Bilanzen  und  abgekürzte  Kaufmannspausch- 
rechnungen vorhanden  seien,  man  könne  aber  nicht  mehr  zweifeln,  dass  Senser 
in  der  Zeit  von  einigen  Jahren  aus  der  Tabakkasse  in  einzelnen  Posten  auf 
kürzere  oder  längere  Dauer  220,016  fl.  entlehnt  habe.  In  Brüssel  war  man  mit 
dem  Eifer  der  Kommission  zwar  zufrieden,  aber  der  Minister  hatte  doch  gehofft, 
dass  er  noch  gewichtigeres  Material  bekommen  werde.  Er  veranlasste  daher  die 
Kommission  zu  einer  Aeusserung,  warum  sie  denn  bei  der  Anwesenheit  in  Sensers 
Behausung  nicht  auf  dessen  Partikularschreiben  die  Hand  geschlagen  hätte. 
Pemler  antwortete  am  13.  September  ^),  dass  ja  alles  ausgesucht,  aber  nichts 
gefunden  worden  sei.  Senser  und  seine  Vertrauten  seien  schon  so  raffiniert 
gewesen,  verdächtige  Schriften  wegzuschaffen.  Um  nun  die  schriftlichen  Zeug- 
nisse zu  ergänzen,  wurden  am  lo.  September  der  Kommissär  Baar  und  der 
Kassier  Angerer  von  Jonner  in  Verhör  genommen*).  Sie  sollten  sich  darüber 
äussern,  ob  Senser  an  die  Tabakkasse  viele  tausend  Gulden  schuldig  geblieben 
sei.  Baar  sprach  sich  dahin  aus,  dass  Senser  allerdings  mit  Geldern  gearbeitet 
habe,  die  in  die  Tabakamtskasse  gehört  hätten,  er  habe  aber  auch  für  Liefe- 
rungen viel  Geld  gut  gehabt;  auch  sei  vom  Kurfürsten  von  Piemont  aus  gestattet 
worden,  an  Senser  Vorschüsse  zu  geben,  und  der  Graf  von  Heimhausen  sei  durch 
die  wöchentlichen  Extrakte  von  den  Verhältnissen  unterrichtet  gewesen.  Diesen 
Ausführungen  stimmte  Angerer  mit  der  Bemerkung  bei,  dass  ohne  diese  Gelder 
Senser  mit  seinen  Fabrizierhäusem  schwerlich  hätte  fortkommen  können.  Das 
Protokoll  über  diese  Vernehmungen  sandte  die  Kommission  am  14.  September 
unter  ausdrücklicher  Konstatierung  der  Unzulänglichkeit  der  für  Sensers  Haltung 
vorgebrachten  Entschuldigungen  nach  Brüssel.  Dieses  Protokoll  hatte  in  den 
Niederlanden  den  Eindruck  gemacht,  dass  Baar  und  Angerer  es  mit  Senser 
halten,  und  es  wurde  daher  der  Kommission  die  Untersuchung  nahe  gelegt,  ob 
nicht  auch  sie  zu  Privatspekulationen  Gelder  aus  der  Tabakkasse  verwendet 
haben'').  Inzwischen  hatte  Senser  die  Heimreise  angetreten.  Er  schied  vom 
Kurfürsten  in  sehr  deprimiertem  Zustande.  Derselbe  gab  ihm  bei  der  Abschieds- 
audienz noch  den  Trost  mit  auf  den  Weg,  dass  ihm  nicht  zu  wehe  geschehen 
werde®).  Senser  sah  wohl,  dass  sein  Einfluss  überholt,  dass  er  geschlagen  sei, 
aber  alles,   was  gegen  ihn  geschehen  war,  wusste  er  noch  nicht.     Erst  auf  der 


1)  Laut  Berichtes  der  üntersuchungskommissioii  vom  27.  September  1698.    G.A. 

2)  G.A.  Bericht  der  üntersuchungskommissioii  an  den  Kurfürsten  vom  10.  September  1698. 

3)  G.A.  Pemlers  Schreiben  an  den  Grafen  Preysing  vom  13.  September  1698. 

*)  G.A.  Bericht  der  Untersuchungskommission  an  den  Kurfürsten  vom  17.  September  1698. 

5)  G.A.  Kurfürstliches  Schreiben  an  die  Untersuchungskommission  vom  26.  September  1698. 

6)  G.A.  Schreiben  Sensers  an  den  Kurfürsten  vom  1.  Oktober  1698. 
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Heimfahrt  hörte  er  da»  Geschehene,  ja  noch  ^^el  mehr  hatte  die  geschäftige 
Fama  erfunden.  Die  abenteuerlichsten  Nachrichten  schwirrten  herum,  Senser 
sei,  so  hiess  es,  als  Erzbetrüger  kriminalistisch  angegrifTen,  ja  schon  hingerichtet 
worden.  Gleich  nach  seiner  Ankunft  in  Bayern,  als  er  sich  über  die  Situation 
orientiert  hatte,  wandte  er  sich  mit  den  bittersten  Klagen  über  das  gegen  ihn 
eingeschlagene  Verfahren  an  seinen  Herrn,  eine  ganze  Flut  von  Schmähungen 
gegen  seine  Gegner  ausschüttend').  Er  habe,  schreibt  er,  seinen  guten  Namen 
und  seinen  Kredit  verloren;  die  unchristlichste  und  unerhörteste  Prozedur  sei 
gegen  ihn  vorgenommen  worden,  indem  man  auf  die  gallsüchtigen,  in  lauter 
Unwahrheiten  bestehenden  Angaben  seiner  Haupt-  und  Erzfeinde,  ohne  seine 
Person  nur  zu  hören,  Kriminaleinfälle  in  die  Kommissionsschreibstube,  ja  in 
seine  eigenen  Werke  und  Fabriken  unternommen  habe.  Gott,  der  Gerechte 
nicht  verlasse,  werde  bald  an  den  Tag  bringen,  wer  fehlig  sei.  Stelle  sich  seine 
Schuld  heraus,  so  wolle  er  mit  Feuer  und  Schwert  verfolgt  und  seiner  Schuld 
nach  exequiert  werden.  Seit  der  Zeit  des  allerheiligsten  Leidens  und  Sterbens 
Christi  habe  man  nicht  gehört,  dass  Todfeinde  zu  solcher  Inquisition  für  passend 
gehalten  werden.  Wie  Christus  von  seinen  Feinden  angeklagt  worden,  so  werde 
er  von  seinem  Erzfeind  Giggenbach,  welcher  ihm  12,000— 13,000  fl.  abgestohlen 
habe ,  ungerecht  verfolgt.  Giggenbach  habe  den  Sebald .  mit  dem  er  einen 
schweren  Prozess  führe,  zu  falschen  Angaben  verhetzt,  zur  Pflichtvergessenheit 
und  dem  Preisgeben  aller  Geheimnisse  der  Schreibstube  überredet.  Dazu  sei 
Lindthammer  gekommen,  derselbe  sei  ,ein  Hauptfallit",  der  ehrliche  Leute  um 
viele  tausend  Gulden  betrogen  habe  und  etliche  Jahre  im  Schuldturm  zu  Regens- 
burg gesessen  und  dann,  um  sich  zu  salvieren.  fromm  geworden  sei.  Dessen 
ganzer  Aerger  komme  daher,  weil  er  ihm  nicht  geborgt  habe.  Wie  gegen  die 
Vorstehenden,  so  protestiere  er  von  Gewissens  wegen  gegen  den  Geheim-  und 
Kommerzienrat  von  Jonner,  der  seines  Erzfeindes  Schwager  sei.  Er  erkläre  seine 
gott-  und  ehrvergessenen  Angeber  für  Schelme,  bis  sie  ihre  gewissenlosen  Angaben 
bevriesen  haben,  was  ihnen  in  Ewigkeit  nicht  gelingen  werde.  Er  vertraue  auf 
die  Gerechtigkeit  des  Kurfürsten,  derselbe  möge  seine  Verantwortung  hören. 
Wenn  er  auch  jetzt  mit  Weib  und  neun  lebenden  Kindern  an  den  Bettelstab 
gebracht  werde,  zuletzt  müsse  die  gerechte  Sache  doch  den  Sieg  behalten. 

Man  sieht  die  Stimmung,  in  welcher  Senser  war,  als  er  nach  seiner  Zurück- 
kunft  von  Brüssel  wieder  die  Leitung  des  Tabakamtes,  wenn  auch  nur  nominell, 
übernahm.  Dass  es  mit  seiner  HeiTÜchkeit  definitiv  ein  Ende  hatte,  ergibt 
sich  aus  dem  Generalmandat  vom  2.  Oktober  1698'^),  worin  schon  von  einem 
neu  eingerichteten  Kammergut  die  Rede  ist.  Es  stand  damals  bereits  fest,  dass 
das  Tabakwesen  der  Hofkammer  unterstellt  werde.  Um  nun  in  dieser  Zeit  des 
Uebergangs  dem  Einreissen  von  Missständen  zu  begegnen,  wurden  nicht  allein 
die  früheren  Bestimmungen  über  Visitation,  Konfiskation  und  Strafen  wiederholt, 
sondern  es  wurden  noch  strengere  Massnahmen  getroffen.  Schon  beim  ersten 
Falle  sollte  neben  Geld-  und  Schandstrafen  das  Zuchthaus  in  Aussicht  gestellt, 
beim  zweiten  Falle  Zuchthausstrafe  angewendet  werden  können.  Wer  sich  zum 
drittenmal  auf  einer  Schwärzerei  ertappen  lässt,  sollte  wegen  Unverbesserlichkeit 


»)  Ebenda. 

■-}  M.St.B.  VI.  87. 
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aus  dem  Rentamt,  wo  er  angesessen,  oder  gar  aus  dem  Lande  geschafft  werden. 
Konnivierende  Hofmarksinhaber  sollen  mit  Verlust  der  Jurisdiktion,  nachsichtige 
Beamte  und  Bedienstete  mit  Amotion  ihre  Gesetzwidrigkeit  büssen.  Durch  Ver- 
ringerung der  Faktoren  und  Ueberreiter  sollten  Ersparungen  erzielt  werden.  Die 
Tabakkommissäre  hatten  nichts  mehr  zu  sagen.  Als  Senser  und  Baar  erklärten  ^), 
durch  die  letzte  Massregel  werde  das  Tabakwesen  in  Konfusion  gebracht  werden, 
wurden  sie  nicht  gehört.  Im  November  schlug  die  Untersuchungskommission 
vor^),  es  möchten  Anstalten  getroffen  werden,  dass  die  Tabakamtsstube  von 
Sensers  Behausung  in  das  kurfürstliche  Fabrikhaus  am  Rindermarkt  transferiert 
und  Senser  vom  Januar  1699  an  von  seiner  Stelle  entfernt  werde.  Angerer  solle 
nach  Ablegung  der  Rechnungen  vom  Februar  an  abzutreten  haben.  Ob  für 
Senser  ein  Nachfolger  ernannt  werden  solle,  möge  der  Kurfürst  entscheiden. 
Am  8.  Dezember  wurde  die  Untersuchungskommission  zu  einem  Gutachten  auf- 
gefordei't '),  „was  erstlich  mit  dem  Tabakwesen,  welches  nunmehr  für  ein  Kammer- 
gut gehalten  werde,  für  eine  sichere  Ordnung  zu  machen,  dann  wie  das  Kom- 
merzienkollegium  in  eine  Deputation,  wie  von  alters  her  zu  verändern  und 
was  für  Räte  und  Bediente  sich  dazu  eignen  würden".  Das  Gutachten  sei  so 
zu  beschleunigen,  da.es  aufs  neue  Jahr  oder  längstens  bis  Lichtmess  die  neuen 
Veranstaltungen  eingeführt  werden  können.  Bis  zum  neuen  Jahr  ging  es  nun 
freilich  nicht,  sondern  es  konnte  das  Geschäftsjahr  1698 — 1699  noch  vollständig 
unter  den  alten  Verhältnissen  abgeschlossen  werden.  Verschleiss  und  Avanzo 
hatten  in  demselben  so  ziemlich  die  Höhe  des  Vorjahres  behalten,  denn  es 
wurden  an  7055  Ztr.  23,611  fl.  profitiert.'  Bevor  Senser  von  seiner  Stelle 
zurückgetreten  war,  hatte  Lindthammer  die  Prüfung  des  beschlagnahmten  Ma- 
terials vollendet.  Die  wichtigsten  Beanstandungen  waren,  dass  Senser  die  beim 
Beginn  seiner  Amtsführung  vom  Kurfürsten  herbeigeschafften  30,000  fl.  in  seinen 
Privatgeschäften  verwendet,  dass  er  den  bei  üebernahme  des  Tabakhandels  durch 
den  Kurfürsten  vorrätigen  Brasil  zu  teuer  an  das  Tabakamt  übergeben,  dass  er 
sein  eigenes  Fabrikat  zu  teuer  angeschlagen,  den  Tabak  an  die  Handelsleute 
und  Krämer  zu  billig  geliefert,  dass  er  aus  der  Tabakkasse  wiederholt  Geld 
entlehnt  und  für  die  an  die  Kasse  geliehenen  Summen  hohe  Prozente  berechnet, 
dass  er  die  minderwertigen  Guldiner  für  voll  genommen  und  dass  er  endlich 
für  Fuhrlohn,  Porti,  Spesen  u.  s.  w.  zu  hohe  Ausgaben  angesetzt  habe.  Lindt- 
hammer  kommt  zu  dem  Resultat,  dass  Senser,  resp.  die  Tabakkommissäre  und 
der  Buchhalter,  zur  Rückzahlung  einer  Summe  von  233,154  fl.  angehalten  werden 
sollen*). 

Die  Kommission  hatte  es  sich  recht  leicht  machen  wollen  in  ihren  Be- 
schuldigungen gegen  Senser.  Am  27.  September  1698  stellte  sie  an  den  Kur- 
fürsten die  Frage,  ob  Senser  nach  seiner  Zurückkunft  von  Brüssel  über  das 
aufgenommene  Protokoll  und  über  das  sonst  zur  Sache  Gehörige  zur  Verant- 
wortung und  Erläuterung  zugelassen  werden  solle.     Die  Antwort   lautete,   dass 


1)  G.A.  Sensers  und  Baars  Schreiben  vom  3.  November  1698. 

2)  G.A.  Bericht  der  Untersuchungskommission  vom  8.  November  1698. 

3)  Gr.A.  Kurfürstliches  Schreiben  an  die  zur  Untersuchung  des  Tabakwesens  deputierten 
Räte  vom  8.  Dezember  1698. 

*)  G.A.  Berichte  der  Untersuchungskommission  an  den  Kurfürsten  vom  27.  September, 
22.  Oktober,  8.  November,  26.  November,  17.  Dezember  und  .Sl.  Dezember  1698. 
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man  es  für  selbstverständlich  halte,  den  Senser  mit  seiner  Verantwortung  zu 
hören*).  So  sehr  sich  Senser  nach  Rechtfertigung  sehnte,  so  lehnte  er  es  doch 
ebenso  wie  Angerer  und  Baar  ab,  der  Kommission  selbst  auf  ihre  Vorstellungen 
zu  antworten.  Als  dieselben  zur  Berichterstattung  über  die  grossen  Unkosten 
beim  Tabakwesen  aufgefordert  wurden,  kamen  sie  dieser  Aufforderung  nicht 
nach,  sondern  sollen  die  Untersuchungskommission  schimpflich  touchiert 
haben  ^). 

Auf  die  Verantwortung  und  Erläuterung,  die  für  den  Kurfürsten  bestimmt 
war,  liess  Senser  nicht  lange  warten ').  Er  bemerkt  hierbei  zum  voraus ,  dass 
fast  alle  Rechnungen  vom  Kommerzienkollegium  schon  ratifiziert  seien  und  daher 
nicht  mehr  angefochten  werden  können.  Zu  den  einzelnen  Forderungen  über- 
gehend legt  er  dar,  dass  er  von  den  anfänglich  eingeschossenen  30,000  fl.  auf 
Anregung  des  Kommerzienrates  Oswald  mit  23,000  fl.  seine  ehemaligen  Kon- 
sorten für  die  seit  1686  gemachten  Erwerbungen  hinausbezahlt,  das  übrige  beim 
Werk  sofort  in  Umlauf  gesetzt  habe;  den  von  ihm  bei  der  üebergabe  an  das 
Tabakamt  abgegebenen  Brasil  hätte  er  an  andere  teurer  verkaufen  können; 
für  sein  eigenes  Fabrikat  habe  er  vertragsmässig  einen  höheren  Preis  bekommen, 
weil  in  Bayern  die  Blätter  mehr  gekostet  und  er  vorher  durch  einen  anderen 
Vertrag  etliche  tausend  Gulden  eingebüsst  habe.  Bei  der  Abgabe  des  Tabakes 
an  die  Handelsleute  sei  nach  Vorschrift  gehandelt  und  auf  die  Lamentationen 
der  Abnehmer  hin  im  Einverständnis  mit  dem  Kommerzienkollegium  mit  dem 
Preis  zurückgegangen  worden;  das  Entlehnen  von  Geldern  aus  der  Tabakkasse 
rechtfertige  sich  dadurch,  dass  er  auf  Anregung  des  Kurfürsten  mit  grossen 
Kapitalien  die  Fabrizierhäuser  gegründet;  die  Guldiner  seien  auf  Befehl  des 
Kommerzienrates  für  voll  genommen  worden  und  haben  nur  deshalb  nicht  mehr 
so  ausgegeben  werden  können,  weü  in  Nürnberg  das  Mandat  über  üire  Ent- 
wertung flüher  bekaimt  geworden  sei;  auch  für  Porti,  Fuhrlohn,  Reisespesen 
sei  nichts  unnötig  oder  eigenmächtig  ausgegeben  worden.  Senser  kommt  zu 
dem  Schlüsse,  dass  er  nicht  nur  nichts  schuldig  sei,  sondern  noch  1587  fl. 
herauszubekommen  habe.  Auf  diese  Ausführungen  Sensers  hin  verfasste  Lindt- 
hammer  seine  Gegenerläuterungen,  in  welchen  er  seine  früheren  Aufstellungen 
fast  durchaus  aufrecht  erhält  und  Senser  wiederholt  beschuldigt,  dass  der- 
selbe „kulpos  und  fraudulenter"  gehandelt  habe*). 

Ein  so  klägliches  Ende  hatte  die  Verwaltung  des  Tabakamtes  durch 
Senser  genommen.  An  Ehre,  gutem  Namen  und  Kredit  geschädigt,  mit  der  An- 
schuldigung, seinem  Herrn  eine  ungeheure  Summe  veruntreut  zu  haben,  be- 
lastet, trat  Senser  anfangs  Februar  1699  von  seiner  Stelle  als  Tabakamts- 
kommissär zurück.  Die  neue  Einrichtung  war  so  weit  vorbereitet,  dass  einen 
Monat  später  die  neuen  Tabakbeamten  ihr  Geschäftsjahr  beginnen  konnten. 
Nachdem  in  der  Hauptsache,  dass  nämlich  das  Tabakwesen  unter  die  Hofkammer 
kommen  solle,  längst  ein  Einverständnis  erzielt  war,  erfolgten  am  T.Januar  1699 


1)  G.A.  Kurförstliclies  Schreiben  an  die  zum  Tabakwesen  verordnete  Konunission  vom 
9.  Oktober  1688. 

2)  G.A.  Bericht  der  Untersuchungskommission  vom  26.  November  1698. 

3)  G.A.  Sensers  Erläuterung  vom  30.  Januar  1699. 

♦)  G.A.  LindthammersGegenerläuterungauf  des  Sensers  resp.  der  Tabakamtskonunission 
und  des  Buchhalters  Angerer  Erläuterung  (ohne  Datum). 

Finanzarchiv.    V.  Jahrg.  113  8 


11^  Jos.  Micheler, 

-von  der  Tabakkommission  die  näheren  Vorschläge  ')•  Die  Leitung  des  Tabakwesens 
sollte  zwei  Räten  anvertraut  und  über  diese  ein  Oberinspektor  gesetzt  werden,  mit 
welchem  sie  sich  in  wichtigen  Fällen  benehmen  müssten.  Auserdem  wurde  die  An- 
stellung eines  Tabakamtskommissärs,  eines  Sekretärs  und  Buchhalters  empfohlen. 
Alle  Tabakamtsgefälle ,  die  über  die  Ausgaben  übrigbleiben ,  sollten  an  die  Hof- 
zahlamtskasse  geliefert  werden,  der  Tabakkommissär  mit  dem  Buchhalter  gleiche 
Sperre  zu  halten  haben,  der  Oberinspektor  und  die  deputierten  Räte  die  Kasse  hie  und 
da  visitieren  und  für  Ablieferung  der  Gelder  sorgen.  In  betreff  des  Kommerzien- 
kollegiums  war  konstatiert,  dass  es  sich  durch  diese  neue  Einrichtung  von  selbst 
aufhebe.  Sollte  zur  Hebung  der  Kommerzien  eine  neue  Deputation  nötig  wer- 
den, so  lasse  sich  eine  solche  durch  Räte  verschiedener  Kollegien  mit  Zuziehung 
der  Landschaft,  der  Städte  und  Märkte  allzeit  formieren  ^).  Nach  einigen  Modi- 
fikationen in  betreff  der  anzustellenden  Personen  erfolgte  durch  Resolution  und 
Dekret  vom  19.  Februar  die  endgültige  Annahme  der  Kommissionsvorschläge  ^). 
Der  Geheimrat  v.  Jonner  wurde  Direktor  oder  Oberinspektor  mit  den  als 
Mitglied  des  Kommerzienkollegiums  bezogenen  300  fl.  Funktionsgehalt,  die  Hof- 
kammerräte Pistorini  und  Imhof  wurden  Kommissäre  für  das  Tabakamt  und 
Siegelpapier,  Oberkommissär  Risner  erhielt  das  Tabakamtskommissariat,  Hof- 
kammersekretär Schuler  wurde  Tabakamtssekretär  und  Gewölbeverweser,  Sebald 
interimistisch  bis  zur  Darlegung  seiner  völligen  Fähigkeit  für  seinen  Posten 
Tabakamtsbuchhalter.  Die  Independenz  und  Jurisdiktion  des  Kommerzien- 
kollegiums wurde  für  erloschen  erklärt,  weshalb  für  Konfiskations-  und  Konter- 
bandstrafen in  Zukunft  der  Hofrat  zuständig  sein  sollte.  Die  Tabakniederlage 
war  schon  am  11.  Februar  von  Sensers  Haus  in  die  Fabrika  verlegt  worden. 
Ueber  den  gänzlichen  oder  teilweisen  Ankauf  der  Senserschen  Fabrizierhäuser 
sollten  die  Tabakbeamten  und  der  Hofrat  in  Beratung  treten^). 

Das  Geschäftsjahr  der  neuen  Tabakverwaltung  begann  am  6.  März  1699 
und  schon  am  27.  Mai  meldet  die  Tabakbehörde ^)  mit  Befriedigung ,  dass  jetzt 
das  Tabakwesen  weit  besser  bestellt  sei  als  vorher.  Neben  dem  Bestreben,  die 
Ausstände  richtig  hereinzubringen  und  die  schuldigen  Beträge  rechtzeitig  abzu- 


1)  G.A.  Bericht  der  Untersuchungskommission  für  das  Tabakwesen,  Vereinigung  des- 
selben mit  der  Hofkammer  etc.  vom  7.  Januar  1699. 

2)  G.A.  Kurfürstliches  Schreiben  an  die  zur  Untersuchung  des  Tabakwesens  verordneten 
Räte  vom  19.  Januar  1699. 

3)  G.A.  Kurfürstliche  Resolution  vom  19.  Februar  1699.  Kurfürstliches  Dekret  vom 
19.  Februar  1699. 

*)  Drei  Tage  vor  der  Neueinrichtung  im  Tabakwesen  war  von  freihändlerisch  ge- 
sinnter Seite  ein  „Unmassgebliches  Projekt  wegen  gnädigster  Beförderung  meines  gnädigsten 
Herren  Interesses  vmd  dero  Landesunterthanen ,  verfasst  den  16.  Februar  1699"  eingelaufen, 
welches  den  Vorschlag  enthielt,  jede  tabaktrinkende  Person  mit  einer  Personalsteuer  von 
20  kr.  zu  belegen,  wodurch  sich  ein  Ertrag  von  200,000  fl.  gewinnen  lassen  würde.  Es  wurde 
dieses  Projekt  an  den  Rektor  des  Jesuitenkollegiums  Lud.  Rhuerstorf  geleitet,  damit  derselbe 
von  zwei  seiner  Theologen  ein  schriftliches  Gutachten  ausarbeiten  lasse.  Da  dieses  Gutachten 
sich  entschieden  gegen  die  Zulässigkeit  einer  solchen  Steuer  aussprach,  so  wurde  die  An- 
gelegenheit nicht  weiter  urgiert.  Auch  das  Anerbieten  der  Handelsleute  Oppenrieder  und 
Skaguler,  für  den  Tabakapaldo  jährlich  30,000  fl.  zu  zahlen  und  40,000  fl.  sofort  vorzuschiessen 
(Schreiben  der  Handelsleute  Skaguler  und  Oppenrieder  an  Ihre  Exzellenz  vom  16.  September 
1699,  G.A.),  wurde  abgelehnt. 

6)  G.A.  Bericht  des  Tabakamtes  vom  27.  Mai  1699. 
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fuhren,  ging  man  auch  daran ,  unnötige  Bedienstete  zu  entfernen.  So  wurden 
neun  Neben-  oder  Bescheinigungsfaktoren  entlassen,  in  der  Oberpfalz,  wo  die  Be- 
soldungen im  Betrage  von  1432  fl.  den  Gewinn  überstiegen,  wui-de  der  Kommissär 
Meiller  abbestellt,  da  der  Kommissär  Weinzierl  die  Geschäfte  allein  versehen 
könne,  ebenso  wurde  der  Gewalthaber  in  Tirschenreuth  für  überflüssig  erklärt. 
Da  auch  an  die  Fabrik  die  früher  geleisteten  12,000  fl.  nicht  mehr  bezahlt  wur- 
den, so  ward  der  Etat  des  Tabakwesens  um  ein  Merkliches  enÜastet.  Der 
Verschleiss  ging  im  ersten  Jahr  auf  6908  Ztr.,  also  um  ein  unbedeutendes 
zurück,  aber  der  Gewinn  wies  die  ansehnliche  Sunmie  von  52,000  fl.  auf.  Im 
folgenden  Geschäftsjahr  zeigte  sich,  dass  der  Verbrauch  sich  wieder  minderte, 
denn  er  betrug  nur  6311  Ztr.,  der  Gewinn  erhielt  sich  aber  dessenungeachtet 
auf  der  Höhe  von  52,041  fl.  Nun  suchte  man  durch  ein  Mandat  nachzuhelfen  ^). 
In  demselben  wurden  der  Hauptsache  nach  die  strengen  Vorschriften  von  1698 
wiederholt,  ausserdem  sollten  vom  1.  Januar  1702  an  von  den  Konfiskationen 
imd  Strafen,  die  100  fl.  nicht  übersteigen,  Angeber,  Ortsobrigkeit  und  Hofkammer 
je  ein  Drittel  bekommen.  Aber  trotz  dieses  Mandates  Hess  sich  eine  merkliche 
Hebung  des  Verschleisses  und  Ertrages  nicht  erreichen.  Vom  Jahre  1701  —  1702 
verbrauchte  man  6381  Ztr.  und  profitierte  53,262  fl.,  vom  Jahre  1702—1703 
wurden  an  6362  Ztr.  gewonnen  51,997  fl.,  von  1703—1704  wurde  in  Vf*  Jahren 
der  auffallend  niedere  Gewinn  von  53,216  fl.  an  10,942  Ztr.  gemacht  Der 
Grund  dieses  Rückganges  wurde  darin  gefunden,  dass  bei  billigerer  Abgabe 
des  Tabakes  wegen  der  feindlichen  Einfälle  und  Kriege  die  HerbeischafFung  des- 
selben teurer  kam.  Im  letzten  Geschäftsjahr  der  bayrischen  Hofkammer  vom 
7.  Jimi  1704  bis  6.  Juni  1705,  wo  die  Fortführung  des  Tabakwesens  in  einem 
grossen  Teü  Bayerns  wegen  der  österreichischen  Okkupation  unterbrochen  war, 
konnte  von  den  verschleissten  4632  Ztr.  einAvanzo  von  11,813  fl.  abgeliefert 
werden. 

Der  Tabak  wurde  auch  unter  der  neuen  Verwaltung  von  den  Nümbergem 
und  von  Senser  bezogen.  Die  Stellung  des  letzteren  war  aber  eine  ziemlich 
prekäre  geworden.  Als  er  von  seinem  Amte  zurücktrat,  wurden  ihm  nicht  ein- 
mal der  letzte  Tabakstuben-  und  Gewölbezins  und  seine  letzte  Jahresbesoldung 
ausbezahlt ;  für  das  an  die  Hofkammer  zu  liefernde  Tabakgut  sollte  ihm  nichts 
verabfolgt  werden,  bis  er  die  Ausstände  hereinbezahlt  habe;  der  Blättergulden 
wurde  ihm  gestrichen  ^).  Dass  Senser  auf  diese  Weise  mit  seinen  Fabrizier- 
häusem  in  die  grösste  Bedrängnis  kommen  musste,  Hegt  auf  der  Hand.  Er 
hatte  sich  in  2  Memoralien  an  den  Kurfürsten  gewendet,  derselbe  möchte  ihm 
vorerst  die  23,000  fl.  vergüten,  welche  er  1692  an  seine  Konsorten  bezahlt  habe, 
wodurch  dann  die  um  besagte  Summe  erworbenen  Anwesen  in  kin-fürstHchen 
Besitz  übergingen.  Der  Kurfürst  lehnte  Sensers  Ansinnen  ab,  forderte  jedoch 
über  Sensers  MemoriaHen  von  der  Tabakkommission  ein  Gutachten.  Senser 
wendete  sich  am  30.  April  wieder  an  den  Kurfürsten ;  er  berief  sich  darauf,  dass 
er  die  Tabakfabriken  nur  im  HinbUck  auf  die  früheren  Verträge  errichtet  habe, 
welche  nach  Ablauf  des  Apaldos  die  üebemahme  der  Fabrizierhäuser  durch  den 


1)  Generalmandat  vom  15.  September  1701.    M.St.B.  YD.  5. 

2)  G.A.  Sensers  Schreiben  an  den  Kurfürsten  vom  30.  Apnl  1699.    Kurfürstliche  Ee- 
Solutionen  vom  31.  März  und  2.  Aprü  1699. 

115 


1 1ß  Jos.  Micheler, 

Kurfürsten  statuieren.  Sogar  bis  1697  seien  seine  Bauten  nur  mit  kurfürstlicher 
Einwilligung  geführt  worden  und  er  könnte  daher  die  XJebernahme  aller  bis  auf 
besagte  Zeit  hergestellten  Fabrizierhäuser  verlangen.  Für  den  Augenblick  bat 
er  zur  Bestreitung  der  Fabrikationskosten  um  einen  Vorschuss  von  2000  fl. 
Aber  die  Räte  des  Kurfürsten,  welche  die  Tabakkommission  bildeten,  waren 
nicht  allein  gegen  eine  Vorschussleistung  an  Senser,  sondern  verlangten,  dass 
zur  Sicherimg  der  von  Senser  schuldigen  Summen  Arrest  auf  seine  Güter  ge- 
legt werde.  Unter  den  bittersten  Klagen,  dass  man  ihn  bis  in  den  Tod 
verfolge,  bot  nun  Senser  am  15.  Juni  1699  einen  Teil  seiner  Anwesen  im 
Schätzungswerte  von  106,200  fl.  als  Kaution  an  ^).  Die  Kommission  begnügte 
sich  mit  der  Kaution  nicht,  da  sie  wohl  die  Anwesen  für  sehr  verschuldet  hielt, 
sondern  nahm  die  Tabakfabriken  in  Amberg,  Berg  und  Menzing  als  Pfand.  In 
seiner  Bedrängnis  brachte  es  Senser  über  sich,  ^um  persönlichen  Vorlass  und 
Annäherung"  bei  dem  Tabakinspektor ,  dem  Geheimrat  v.  Jonner,  zu  bitten. 
Dieser  lehnte  es  jedoch  ab,  Senser  zu  empfangen  und  Hess  ihm  nur  sagen,  dass 
seine  Angelegenheiten  baldigst  verbeschieden  werden.  Trotz  dieser  brüsken 
Abweisung  sandte  Senser  am  20.  Dezember  1699  an  Jonner  die  schriftliche  Bitte, 
derselbe  möge  ihm  zu  einem  Vorschuss  von  10,000  fl.  zur  Bestreitung  der 
Fabrikation  und  zu  einer  Resolution  über  den  Blättergulden  verhelfen,  der  ja 
doch  nur  den  Landleuten  zu  gute  komme  ^).  Nachdem  Senser  drei  Tage  vergeblich 
auf  Antwort  gewartet  hatte,  wandte  er  sich  in  dieser  Angelegenheit  an  den  Kur- 
fürsten. Da  aber  Senser  wusste,  dass  er  ohne  Fürsprecher  am  Hofe  nichts  er- 
reichen werde,  so  bat  er  unterm  13.  Januar  1700  den  Herrn  v.  Prielmayr,  den 
Vorschuss  und  den  Blättergulden  zu  befürworten^).  Ohne  die  Erfüllung  seiner 
Gesuche,  erklärte  Senser,  müssen  die  Tabakfabriken  gesperrt  werden;  die  Verant- 
wortung für  das  Elend,  welches  dadurch  viele  Arbeiter  treffe,  müsste  er  dem 
Minister  überlassen.  Mit  wiederholter  Versicherung  seiner  Unschuld  bittet  er 
um  Gotteswillen,  seiner  Inquisitionssache  ein  Ende  zu  machen.  Obwohl  Senser 
sich  am  10.  Februar  1700  wieder  an  den  Kurfürsten  wendete*),  um,  wenn 
auch  keinen  Vorschuss,  so  doch  die  Herauszahlung  seines  Guthabens  zu  er- 
wirken, wurde  ihm  eine  Antwort  oder  Gewährung  seiner  Bitte  nicht  zu  teil. 
So  hatte  Senser  im  ersten  Jahr  der  neuen  Einrichtung  wenig  Erfreuliches  er- 
lebt. Im  Anfang  des  zweiten  Jahres  war  in  der  Senserschen  Inquisitionssache 
betreffs  der  zu  restituierenden  Summe  eine  entschiedene  Wendung  zum  Besseren 
eingetreten.  Schon  am  2.  April  1699,  nachdem  die  Erläuterungen  und  Gegen- 
erläuterungen eingelaufen  waren,  wurden  Senser  und  Konsorten  vor  die  Unter- 
suchungskommission gerufen,  um  mündlich  zu  Protokoll  vernommen  zu  werden  ^). 


1)  Nämlich  das  doppelte  Fabrizierhaus  zu  Berg,  die  Fabrizierhäuser  zu  Schrobenhausen, 
Menzing,  Amberg,  Rain,  Dietfurt,  die  Korrespondenzhäuser  zu  Amberg  und  Ried,  dazu  kam 
ein  Guthaben  für  gelieferten  Tabak.  Um  sich  als  zahlungsfähig  zu  legitimieren,  reichte  Senser 
am  1.1.  Juni  1699  ein  Inventar  ein,  welches  316,000  fl.  Aktiva  gegen  205,797  fl.  Passiva,  also 
ein  Aktivvermögen  von  110,403  fl.  aufwies. 

2)  Gr.A.  Sensers  Schreiben  an  den  Geheimrat  v.  Jonner  vom  20.  Dezember  1699. 

3)  G.A.  Schreiben  Sensers  an  Excellenz  de  Prieilmayr,  Conseiller  und  Staatsminister 
ä  Brusselles  vom  13.  Januar  1700. 

*)  G.A.  Schreiben  Sensers  an  den  Kurfürsten  vom  10.  Februar  1700. 
6)  G.A.  Bericht  der  Untersuchungskommission  über  die  von  Senser  abgelegten  Rech- 
nungen, angebrachten  Erläuterungen  etc.  vom  12.  März  1700. 
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Sie  erschienen  zwar,  hatten  sich  aber  nicht  veranlasst  gesehen,  die  Produkte, 
auf  welche  sie  sich  in  der  Elrläuterung  bezogen,  vorzulegen.  Um  nun  zu  ver- 
hindern, dass  nach  Ablauf  der  Untersuchung  dieselbe  ex  novis  productis  wieder 
aufgenommen  werden  müsse,  so  wurde  von  der  Untersuchungskommission  eine 
Subdeputation  aufgestellt,  bestehend  aus  dem  Tabakamtskommissär  Risner,  dem 
Herrn  v.  Spagem  und  dem  Hofkammersekretär  Mileithner.  Dieselbe  sollte  nun 
in  Gegenwart  der  ehemaligen  Tabakkommissäre  und  des  Buchhalters  Angerer 
aus  den  Handelsbüchem  der  Tabakamtsstube  und  aus  der  Kommerzienrats- 
registratur  alles  aufsuchen,  was  ,pro  vel  contra*  dienlich  sein  könnte.  Die  Depu- 
tation fand  nun  bei  ihrer  Arbeit  verschiedene  Befehle  und  Resolutionen,  welche 
zu  gunsten  der  Beschuldigten  sprachen  und  in  die  Angelegenheit  in  verschie- 
denen Punkten  ein  neues  Licht  zu  bringen  geeignet  waren.  Insbesondere  zeigte 
sich ,  dass  sich  durch  diese  Nova  das  den  Rechnungsführern  in  die  Schuldigkeit 
gesetzte  Quantum  um  ein  Namhaftes  mindern  werde.  Aus  sämtlichen  Bilanzen 
und  deren  Belegen  ergebe  sich,  dass  Senser  .35,613  fl.  in  die  Schuldigkeit  zu 
setzen  seien;  dazu  komme  noch  eine  Restschuld  von  2593  fl.,  die  sich  aus 
Interimsrechnungen  ergeben ,  so  dass  sich  die  ganze  Schuld  auf  38,206  fl.  be- 
laufe. Senser  solle  also  zur  Restitution  dieser  Summe  und  zu  einem  ernstlichen 
Verweis  kondemniert  werden.  In  betreff  des  J.  G.  Baar,  welcher  seine  voll- 
ständige Schuldlosigkeit  darzulegen  versucht  hatte,  schlug  die  Subdeputation  vor, 
dass  ihm  ein  Verweis  erteilt  und  er  mit  Angerer  für  einen  Teil  der  Schuld  im 
Falle  der  Zahlungsunfähigkeit  des  Hauptschuldners  Senser  haftbar  sein  solle'). 
Trotz  dieser  relativ  günstigen  "Wendung  war  jedoch  Sensers  Lage  keine  be- 
neidenswerte. Seine  Bedrängnis  wurde  um  so  grösser,  als  auch  seine  Gläubiger 
immer  unruhiger  wurden.  Man  kann  nicht  sagen,  dass  sie  dazu  keinen  Grund 
gehabt  hätten.  Die  Untersuchungskommission  hatte  von  den  als  Pfand  ge- 
nommenen Fabrizierhäusem  das  in  Menzing  um  5535  fl.  an  die  Hofmark  in 
Menzing  verkauft,  die  beiden  andern  in  Berg  und  Amberg  waren  durch  die 
kriegerischen  Ereignisse  eingegangen.  Natürlich  waren  infolge  der  unruhigen 
Zeitläufte  auch  Sensers  übrige  Anwesen  entwertet  worden. 

Diese  kriegerischen  Verhältnisse,  welche  für  Bayern  unnennbare  Leiden, 
feindliche  Invasion  und  Okkupation  brachten,  machten  auch  der  Verwaltung 
des  Tabakwesens  durch  die  Hofkammer  ein  Ende.    Bekanntlich  war  im  April  1701 


ij  Natürlich  behaupteten  Senser  und  Baar  auch  diesen  reduzierten  Ansprüchen  gegen- 
über ihre  völlige  Unschuld.  Baar  beklagt  sich  in  einem  Schreiben  vom  20.  März  l7no,  dass  er 
gegen  Hecht  und  Billigkeit  zu  gemeiner  Desolation  seiner  Angehörigen  ganz  unchristlich  ent- 
setzt worden  sei,  und  Senser  führt  in  einem  Schreiben  an  den  Kurfürsten  vom  12.  Juni  1700 
aus ,  dass  er  zum  Schaden  des  kurfürstlichen  und  Landesinteresses  ganz  unschuldig  gequält 
werde  und  bittet  um  des  Blutes  Christi  und  aller  Heiligen  wülen,  dass  die  Inquisitionssache 
zu  Ende  gebracht  werde.  Ja,  es  hatten  Senser,  Baar  und  Angerer,  als  die  Anträge  der  Unter- 
suchungskommission an  den  Kurfürsten  abgegangen  waren,  sofort  dem  Revisorium  die  iüt- 
teüung  gemacht,  dass  sie  im  Falle  einer  Kondemnation  oder  Exekution  beim  Revisorium  die 
Appellation  einlegen  werden.  Das  Revisorium  Uess  nun  vom  Revisionsrat  J.  M.  Allmaier  ein 
Gutachten  ausarbeiten,  ob  eventuell  eine  AppeUation  an  das  Revisorium  zulässig  sei.  Der 
Referent  kam  zu  dem  Schluss ,  wenn  man  die  Tabakbeamten  zu  den  Kassabeamten  zähle ,  so 
seien  sie  nach  einer  Verordnung  vom  Jahre  1699  so  lange  eingesperrt  zu  halten,  bis  sie  den 
Schaden  ersetzt  haben,  ohne  dass  sie  auf  ein  gerichtliches  Verfahren  Anspruch  hätten.  Rechne 
man  sie  jedoch  nicht  zu  den  Kassabeamten ,  so  sei  eine  Appellation  ans  Revisoriom  wohl 
zulässig.    G.A. 

117 


WQ  Jos.  Micheler, 

Max  Emanuel  nach  Bayern  zurückgekommen,  um  an  dem  Kriege  gegen  Oester- 
reich  teilzunehmen.  Nachdem  die  Verhandlungen,  welche  auf  Anraten  des 
Geheimen  Rates  und  der  bayrischen  Landschaft  1702—1703  eingeleitet  worden 
waren,  sich  zerschlagen  hatten,  begann  die  Aktion  am  Inn  und  in  der  Ober- 
pfalz. Nach  kurzen  Erfolgen  in  Tirol  kam  Max  Emanuel  nur  mit  Mühe  nach 
Bayern  zurück.  Die  unglückliche  Schlacht  bei  Blindheim  zwang  ihn,  sich  an 
den  Rhein  zurückzuziehen  und  seiner  Gemahlin  Maria  Theresia  die  Regierung 
zu  überlassen,  welche  dieselbe  am  30.  August  1704  übernahm.  Die  Regentin 
bemühte  sich  vergebens,  einen  Frieden  zu  erreichen.  Die  Not  der  Zeit  zwang 
sie  am  7.  Nov.  1704  den  Vertrag  von  Ilbersheim  zu  unterzeichnen,  nach  welchem 
Bayern  an  Oesterreich  abgetreten  wurde,  nur  das  Rentamt  München  sollte  der 
Kurfürstin  zur  Nutzniessung  überlassen  bleiben.  In  Landshut  wurde  eine  öster- 
reichische Landesregierung  unter  der  Statthalterschaft  des  Grafen  Löwenstein- 
Wertheim  angeordnet,  in  Amberg  war  der  Frh.  v.  Tastung  zum  Unterstatthalter 
ernannt. 

In  den  unter  der  kaiserlichen  Gewalt  stehenden  Rentämtern  wurde  den 
Faktoren  der  Auftrag,  von  Bayern  kein  weiteres  Tabakgut  zu  beziehen,  aber 
auch  von  dem  Erlös  des  Tabakes  nichts  an  das  bayrische  Tabakamt  einzusenden. 
Vergebens  klagte  die  bayrische  Tabakkommission ') ,  dass  dieses  Vorgehen 
den  abgeschlossenen  Traktaten  und  der  Billigkeit  widerspreche,  der  Kurfürst 
möchte  doch  wenigstens  zu  erreichen  suchen,  dass  die  Oesterreicher  bis 
zum  Ausverkauf  des  vorhandenen  Tabakes  und  bis  zur  Hereinbringung  der 
Schulden  mit  der  ^Ansichziehung"  warten.  Der  Krieg  kehrte  sich  an  solche 
Billigkeitsrücksichten  nicht;  mit  Gewalt  wurden  die  Gelder  der  Tabakkassen  bei 
den  Faktoren  weggenommen.  Wer  hätte  es  auch  hindern  sollen?  In  Bayern 
war  kein  Regent  und  keine  Regentin  mehr,  denn  die  Kurfürstin  war,  müde  des 
Anblicks  so  vielen  Jammers,  am  26.  Februar  nach  Venedig  abgereist.  Da  man 
in  Bayern  einer  Verschwörung  auf  die  Spur  gekommen  war,  so  zogen  auch  ins 
Rentamt  München  die  Oesterreicher  ein.  Während  bisher  die  kaiserlichen  Kom- 
missäre in  den  drei  Rentämtern  das  Tabakwesen  ähnlich  geführt  hatten,  wie  die 
Delegierten  der  bayrischen  Hof  kammer  im  Rentamt  München,  auch  in  betreff  der 
Bezugsquellen,  des  Verschleisses  und  Ertrages  so  ziemlich  die  gleichen  Verhält- 
nisse sich  zeigten,  kam  die  österreichische  Administration  nach  der  Schlacht  von 
Sendling  und  der  Aechtung  des  Kurfürsten  infolge  der  vielen  Konterbanden  auf 
den  Gedanken,  wieder  einen  Privatapaldo  zu  errichten,  obwohl  dieselbe  Admini- 
stration in  betreff  des  Tuchhandels  Handelsfreiheit  einführte  und  in  Oesterreich 
selbst  von  dem  Tabak  ein  Aufschlag  bezahlt  wurde  ^).  Der  österreichische  Tabak- 
apaltator  war  kein  anderer  als  Senser.  Gerade  in  der  drangsalvollen  Zeit  der 
österreichischen  Invasion  hatte  dieser  vielverfolgte  Mann  wieder  Oberwasser  be- 
kommen. Seine  Inquisitionssache  war  zu  einem  ihm  sehr  günstigen  Ende 
geführt  worden.  Trotz  des  früher  erwähnten  ^)  bedenklichen  Gutachtens  des 
Revisionsrates  Allmaier  hatte  man  es  schliesslich  doch  für  geraten  gehalten, 
die  Sensersche  Angelegenheit  vor   das   Revisorium   zu  bringen.     Dies   geschah 


J)  G.A.  Bericht  der  Tabakkommission  vom  17.  Januar  1705. 

2)  Oesterreichische  Revue  1863,  II,  S.  107, 

3)  S.  Anm.  S.  117. 
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anfangs  des  Jahres  1705.  Das  noch  mit  einigen  Räten  aus  anderen  Kollegien 
verstärkte  R«visorium  schöpfte  seine  Informationen  teils  aus  schriftlichen  Pro- 
dukten, teils  aus  den  mündlichen  Darlegungen  der  drei  ehemaligen  Kommerzien- 
räte:  Graf  von  Heimhausen,  von  Wämpl  und  Scharfsed;  ausserdem  wurde  noch 
ein  Hofkammerrat  gehört.  Das  Revisorium  nahm  auf  die  Ausführungen  der 
schon  genannten  Subdeputation  keine  Rücksicht,  sondern  prüfte  von  neuem  die 
Rechtmässigkeit  all  der  Summen,  welche  Lindthammer  dem  Senser  zur  Last 
gelegt  hatte  und  die  sich  nun  mit  Einrechnimg  des  oberpfalzischen  Tabakwesens 
auf  285,000  fl.  beliefen.  Der  Spruch  des  Revisoriums  ging  dahin,  dass  Senser 
im  ganzen  nur  7000  fl.  zu  restituieren  habe  und  er  sowohl  als  Baar  von  jedem 
Dolus  freizusprechen  seien').   Als  der  auf  diese  Weise  rehabilitierte  Senser  von 


1)  G.A.  Schreiben  der  üntersuchungskominission  an  die  kaiserl.  Administration  in  be- 
treff Sensers  und  der  Entscheidung  des  Eevisoriums  (ohne  Datum).  Durch  die  Entscheidung 
des  Revisoriums  fühlte  sich  die  Inquisitionskommission  hart  getroffen.  Sie  wandte  sich  daher 
am  13.  März  1705  an  den  Kurfürsten  mit  der  Bitte ,  die  Publizierung  und  Exekution  des  Be- 
scheides zu  verschieben,  bis  sie  der  Kurfiirstin,  wenn  sie  wieder  zurückkomme,  eine  Repräsen- 
tation gethan ;  auch  solle  das  Revisorium  zu  einer  Erläuterxmg  veranlasst  werden.  Aber  durch 
kurfürstliches  Signat  wurde  befohlen,  dass  die  Publizierung  des  Revisionserkenntnisses  unver- 
weilt  zu  erfolgen  habe.  Als  die  kurfürstliche  Gewalt  in  Bayern  nominell  und  thatsächlich  auf- 
gehört hatte ,  wandte  sich  Senser  am  25.  Juni  1705  an  den  Kaiser  mit  der  Bitte ,  es  möge  die 
Inquisitionskommission  angehalten  werden,  ihm  die  eingezogenen  Güter  zurückzugeben  und 
den  durch  die  Einziehung  verursachten  Schaden  zu  vergüten.  Auf  diese  „fassfäUige"  Bitte  er- 
ging am  7.  Juli  1705  vom  kaiserlichen  Revisionskollegium  an  die  spez.  Tabakkommission  der 
Befehl,  dem  Supplikanten  dasjenige,  was  dem  Revisionserkenntnis  entgegen  zu  viel  exequiert 
worden,  wiederum  abzutreten  und  demselben  gebührende  Satisfaktion  zu  geben,  widrigenfalls 
die  Exekution  dem  kaiserlichen  Hofrat  anbefohlen  werde.  Die  Inquisitionskommission  stellte 
unterm  24.  Juli  1705  vor,  dass  die  in  der  Oberpfalz  liegenden  Fabrizierhäuser  Amberg  und  Berg 
wegen  der  eingefallenen  Kriegstroublen  schon  seit  3  Jahren  eingegangen ,  die  ebenfalls  ein- 
gezogene Fabrik  Menzing  seit  derselben  Zeit  der  Hoönark  Menzing  gegen  den  Schätzungswert 
von  5538  fl.  inkorporiert  worden  sei.  Senser  behaupte  daher  mit  Unrecht,  dass  das  Tabakamt 
die  Güter  noch  geniesse ,  und  er  erweise  sich  also  auch  hier  als  sträflicher  Kalumniant ,  der 
sein  Schicksal  nur  seiner  üblen  Konduite,  verübten  Untreue  und  Eigennützigkeit  zuzuschreiben 
habe.  Die  Inquisitionskommissäre  stellen  endlich  dar,  dass  sie  schon  seit  4  Jahren  die  Senser- 
schen  Güter  und  Effekten  dem  Tabakamt  ausgeantwortet  haben  und  ihnen  daher  eine  Zurück- 
gabe solcher  Güter  oder  eine  Satisfaktion  nicht  zugemutet  werden  könne.  Es  war  der  In- 
quisitionskommission aber  bei  der  Sache  doch  nicht  recht  wohl.  Sie  sandte  daher  die  mit  dem 
Revisorium  gewechselten  Schriftstücke  unterm  27.  Juli  an  den  Grafen  Löwenstein  mit  der 
Bitte,  der  Graf  möge,  wenn  der  bekannte  Kalumniant  Senser  oder  dessen  Parteigänger  sie  bei 
der  Administration  verdächtigen,  in  seiner  angeborenen  Hochherzigkeit  und  Güte  ihre  Er- 
läuterung in  Gnaden  vernehmen.  Sie  werden  dann  aktenmässig  beweisen,  dass  sie  in  der 
Senserschen  Inquisitionssache  nach  Recht,  Pflicht  und  gnädigstem  Befehl  verfahren  seien.  Die 
weiteren  kaiserlichen  Befehle  vom  25.  August  und  15.  September,  welche  der  Inquisitions- 
tommission den  „zuverlässigen''  Aufti-ag  geben,  das  zu  viel  Exekutierte  dem  Senser  ztuück- 
zugeben,  konnten  schon  aus  dem  einfachen  Grunde  keinen  Erfolg  haben,  weil  das,  was  Senser 
beanspruchte,  nicht  mehr  vorhanden  war.  Als  am  15.  September  Senser  wieder  klagbar  wurde, 
dass  der  Tabakkommissär  Jobst  und  dessen  Schwager  Jonner,  sowie  der  gewesene  Hofkanzler 
Giggenbach  ihn  bei  den  hohen  Dikasterien  diffamiert  und  die  Inquisitionskommission  ihn  un- 
gerecht behandelt  habe,  wandte  sich  letztere  mit  einem  gehamischten  Schreiben  an  die  kaiser- 
liche Hofkammer  in  München,  in  welchem  alle  früheren  Anklagen  gegen  Senser  wieder  auf- 
gewärmt sind ,  um  die  Hof  kammer  von  Sensers  Eigennutz ,  Trügereien  und  begangenem  Per- 
I  jurium  zu  überzeugen.  Man  müsse  sich  über  das  Urteil  des  Revisoriums  sehr  wundem,  da 
Senser  für  meineidig,  ehrlos  und  infam  zu  halten  sei.  Die  Inquisitionskommission  schlägt  vor, 
die  Sensersche  Inquisitionssache  dem  Arbitrio  einer  juridischen  Fakultät  anzuvertrauen.  Dies 
ist  nun  nicht  geschehen,  sondern  die  Sensersche  Streitsache  hatte  mit  dieser  Expektoration  der 
Inquisitionskommission  ihr  Ende  erreicht. 
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der  österreichischen  Verwaltung  den  Tabakapaldo  übernahm,  ward  jedoch  seine 
Lage  eine  ziemlich  prekäre.  Seine  Vermögensverhältnisse  hatten  durch  die  vielen 
Drangsale,  die  er  erlitten,  und  durch  die  unruhigen  Zeiten  schwer  gelitten,  so 
dass  er  mit  eigenen  Mitteln  den  Tabakapaldo  nicht  hätte  übernehmen  können. 
Es  ward  daher  wieder  ein  Konsortium  gebildet,  das  neben  Senser  aus  der  ver- 
witweten Gräfin  Maria  Anna  v.  Fugger,  dem  Franz  Freiherm  von  Baumgarten 
und  mandatario  nomine  für  das  St.  Anna-Frauenkloster  aus  Franz  Baar  bestand. 
Die  Gesellschaft  hatte  sich  verpflichtet,  für  die  Ueberlassung  des  Apaldos  in  den 
vier  Rentämtern  und  in  der  Oberpfalz  jährlich  26,000  fl.,  zahlbar  in  monatlichen 
Raten,  zu  leisten ').  Durch  Generalmandat  vom  26.  März  1706  ^)  wurde  der 
neue  Vertrag  zur  öffentlichen  Kenntnis  gebracht.  „Wir  geben,"  heisst  es,  ,zu 
vernehmen,  dass  Wir  Unserm  Hofkammerrat  Joh.  Senser  vind  Konsorten  das 
bisher  in  Verrechnung  gestandene  Tabakkommerzium  in  allen  vier  Rentämtern 
München,  Landshut,  Burghausen  und  Straubing,  dann  in  der  Oberpfalz  um  einen 
gewissen  jährlichen  Pachtschilling  vom  1.  April  1706  an  auf  sechs  Jahre  der- 
gestalt überlassen,  dass  derselbe  mit  dem  in-  und  ausländischen  fabrizierten 
Rauch-  und  Schnupftabak,  dann  mit  Tabakpfeifen  allein  zu  handeln  Fug 
und  Macht  habe."  Die  Pächter  sollen  zur  Versilberung  des  Tabak-  und  Pfeifen- 
gutes an  beliebigen  Orten  im  ganzen  Lande  Faktoren  und  zur  Verhütung  der 
Konterbanden  beliebig  viel  Ueberreiter  auf  ihre  Unkosten  aufstellen  dürfen. 
Betreffs  der  Strafen  gegen  die  Schwärzer  und  der  Verteilung  der  Strafgelder 
blieb  es  der  Hauptsache  nach  bei  den  herkömmlichen  Bestimmungen,  die 
Kontrollmassregeln  aber  wurden  verschärft.  Für  den  Minutoverschleiss  wurde 
den  Handelsleuten  und  Krämern  der  Preis  von  den  Apaitatoren  vorgeschrieben, 
der  Tabakbau  von  einer  Erlaubnis  derselben  abhängig  gemacht.  Nachdem  der 
Vertrag  sanktioniert  war,  erneuerte  Senser  auch  wieder  die  früheren  Neben- 
verträge gegen  Bezahlung  der  herkömmlichen  Summen  ^).  Ausser  den  strengen 
Massregeln  gegen  die  Uebertreter  der  Tabakverordnungen  hatte  man  für  reich- 
lichere Absatzquellen  gesorgt,  indem  auf  dem  platten  Lande  bei  den  Geikrämem 
oder  in  Ermangelung  solcher  bei  den  Wirten  Tabak  zu  haben  war.  Aber  alles 
half  nichts,  die  Schwärzereien  wollten  nicht  aufhören.  Besonders  hatten  sie 
unter  den  Soldaten  eingerissen,  gegen  welche  schwer  einzuschreiten  war.  Senser 
wandte  sich  daher  am  30.  Januar  1708  ■*)  mit  der  Vorstellung  an  den  Kaiser, 
dass  er  trotz  der  schlechten  Zeiten  und  vielen  Hindernisse  bisher  den  paktierten 
Betrag  bezahlt  habe,  jetzt  aber  um  Nachsicht  bitten  müsse,  da  ihm  die  Be- 
zahlung unmöglich  sei.  Der  Kaiser  erliess  auf  Sensers  Vorstellung  hin  an  die 
Befehlshaber  der  Truppen  den  gemessenen  Auftrag,  dass  sie  die  Soldateska  zur 
Beobachtung  der  Tabakverordnungen  anhalte,  von  Senser  erwartet  der  Kaiäer 
jedoch,  dass  er  von  nun  an  mit  den  monatlichen  Raten  einhalte^).  Dass  auch 
jetzt  die  Konterbanden  nicht  abnahmen,  wurde  der  mangelnden  Energie  der 
Behörden  zugeschrieben.    Ein  Generalmandat  vom  29.  August  1711'')  klagt,  dass 


1)  Diese  Summe  wird  in  einem  Bericht  vom  30.  Januar  1618  angegeben.    G.A. 

2)  M.St.B.  "Vn.  50. 

3)  Mit  Freising  wurde  der  Vertrag  am  16.  Juli  1706  geschlossen.    G.A. 
*)  G.A.  Sensers  Schreiben  an  den  Kaiser  vom  30.  Januar  1708. 

5)  G.A.  Kurfürstliches  Signat  vom  7.  Mai  1708. 

6)  M.St.B.  Vni.  19. 
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Beamte,  Obrigkeiten  und  Hoftnarkainhaber,  besonders  aber  die  untergeordneten 
Amtsleute  konniAderen,  den  Konterbandierem  durch  falsche  Bestätigung  ihrer 
Unvermögenheit  durchhelfen,  den  Visitationen  der  üeberreiter  sich  widersetzen 
und  letztere  sogar  mit  Totschlag  bedrohen.  Die  Strafen  werden  nun  wieder 
verschärft;  zweimalige  Uebertretung  der  Generalien  solle  nach  Umständen  Zucht- 
hausstrafen nach  sich  ziehen,  an  unbemittelten  Konterbandierem  sollen  von  den 
Obrigkeiten  ohne  Bericht  und  bei  Vermeidung  aller  Unkosten  Leibesstrafen  voll- 
zogen werden.  Lässigen  Beamten  wurde  mit  Amotion  und  ebensolchen  Hof- 
marksinhabem  mit  Aufhebung  der  Jurisdiktion  gedroht.  Alle  diese  drakonischen 
Bestimmungen  aber  erzielten  nicht  die  gehoffte  Wirkung.  Als  im  Jahre  1712 
der  Vertrag  abgelaufen  war,  stand  die  Sache  der  Tabakgesellschaft  so  schlecht, 
dass  Senser  für  das  Geratenste  hielt,  sich  vom  Schauplatz  seiner  Thätigkeit 
zurückzuziehen.  Nach  den  vorliegenden  Berichten ')  war  ein  Defizit  von  55,000  fl. 
vorhanden  und  der  Ruin  des  ganzen  Werkes  unausbleiblich,  wenn  nicht  durch 
Aufnahme  neuer  Kapitalien  eine  Sanierung  der  Verhältnisse  unternommen  würde. 
Die  aristokratische  Gesellschaft,  welcher  nach  Sensers  Rücktritt  das  Tabakwesen 
geblieben  war  und  die  ohne  grosse  Verluste  sich  nicht  zurückziehen  konnte, 
war  in  der  schwierigsten  Lage.  6000  fl.  sollten  noch  als  Pachtschilling  abgeführt 
werden.  7000  fl.  benötigte  man  als  Betriebskapital,  5000  fl.  fehlten  in  der  Kasse, 
die  derselben  ^unfugsam"  entzogen  worden  waren  ^).  Die  Landschaft,  welche  schon 
seit  der  österreichischen  Invasion  nichts  mehr  erhalten  hatte,  wandte  sich  wieder- 
holt an  die  Pächter,  damit  diese  die  bedungenen  Summen  bezahlen  sollten'). 
Die  Lage  des  Konsortiums  war  um  so  unbequemer,  als  demselben  nach  dem 
Ausscheiden  Sensers  auch  die  Geschäftskenntnis  abging.  Um  aus  dem  Wirrsal 
hinauszukommen,  betraute  dasselbe  mit  der  Führung  der  ganzen  Angelegenheit 
den  J.  Achilles  Risner.  Unter  dessen  Leitung  wurde  mit  der  kaiserlichen  Ad- 
ministration ein  neuer  Vertragt)  geschlossen.  Derselbe  sollte  von  1712  —  1720 
dauern.  Der  Betrag  wurde,  da  die  nach  der  Aechtung  des  bayrischen  Kurfürsten 
erfolgten  Gebietsabtretungen  den  Tabakverschleiss  bedeutend  verringert  hatten, 
auf  12,000  fl.  jährlich  festgesetzt.  Dazu  kamen  die  Ausgaben  für  Nebenverträge  '"). 
Obwohl  durch  Auffrischung  der  das  Tabakwesen  betreffenden  Generalien  die 
Gesellschaft  unterstützt  wurde  ^),  und  Risner  der  Geschäftskenntnis  und  guten 
Willens  nicht  entbehrte,  so  war  das  Werk  doch  nicht  in  Flor  zu  bringen.  In 
seiner  Verlegenheit  wandte  sich  Risner  sogar  an  die  Landschaftsverordneten,  um 
einen  Beitrag  zur  Unterhaltung  der  Kommerzienüberreiter  zu  bekommen.  Die- 
selben antworteten  jedoch  damit,  dass  sie  die  seit  1705  verfallenen  9000  fl. 
forderten,  an  eine  Leistung  ihrerseits  war  nicht  zu  denken  ''). 


1)  G.A.  Bericht  der  Tabakapaltatoren  an  den  Bischof  von  Freising  vom  17.  Februar  1712. 
Bericht  der  Apaitatoren  vom  20.  Juli  1715. 

2)  G.A.  Schreiben  der  Apaitatoren  an  den  Bischof  v.  Freising  vom  17.  Februar  1712. 

3)  G.A.  Schreiben  der  Landschaft  vom  8.  April  1711,  2.  Mai  1711,  30.  Januar  1713. 

*)  Der  Vertrag  ist  nicht  vorhanden;  seinen  Inhalt  erfahren  wir  aus  der  Korrespondenz 
der  Apaitatoren  mit  dem  Bischof  v.  Freising.    G.A. 

5)  Der  Vertrag  mit  Freising  wnrde  am  1.  April  1712  erneuert. 

6)  G.A.  Generalmandat  vom  31.  Dezember  1712. 

")  Risners  diesbezügliches  Schreiben  vom  31.  Mai  1713  ist  nicht  vorhanden.  G.A.  Schreiben 
der  Landschaft  an  den  Tabakkommissär  Risner  vom  i*0.  März  1714. 
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Noch  einmal  wollte  man  durch  erhöhte  Strenge  in  der  Bestrafung  der 
Konterbanden  dem  schlechten  Geschäftsgang  aufhelfen.  Das  Generalmandat 
vom  18.  Februar  1715^)  konstatiert,  dass  die  bisherigen  Strafen,  öffentliche  Vor- 
stellung und  Zuchthaus  nichts  helfen  und  dass  die  Vermöglichen  sich  der 
Zahlung  von  Geldstrafen  entziehen;  in  Zukunft  solle  gegen  das  unvermögliche 
Gesindel  vor  der  öffentlichen  Vorstellung  die  gegen  vagierende  Bettler  festgesetzte 
Strafe,  nämlich  Karbatschung  mit  etlichen  Streichen  vorgekehrt  werden;  im 
Wiederholungsfall  soll  neben  Zuchthaus  und  Schanzarbeit  in  Eisen  und  Banden 
die  Karbatschung  verdoppelt,  das  dritte  Mal  soll  Landesverweisung  eintreten 
können.  Da  sich  Konterbandierer  gewöhnlich  für  arm  ausgeben,  so  solle  auf 
ihre  Mithelfer  und  Komplicen  strenge  gefahndet  werden,  damit  von  diesen  die 
Strafe  eingeholt  werden  könne.  Wenn  ganze  Dörfer  sich  gegen  die  Ueberreiter 
und  deren  Visitationen  auflehnen,  so  sollen  sie  exemplarisch  gestraft  werden. 
Schwärzende  Bürger  und  Krämer  sollen  ihr  Vergehen  das  erste  Mal  mit  einer 
Geldstrafe  büssen,  das  zweite  Mal  soll  neben  der  Geldstrafe  die  Einstellung  des 
Gewerbes  auf  ein  Jahr,  das  dritte  Mal  neben  doppelter  Geldstrafe  der  ständige 
Verlust  des  Gewerbes  eintreten.  Um  bei  den  Krämern  das  Leugnen  und  Ver- 
tuschen zu  verhüten,  sollen  bei  gegründetem  Verdacht  die  Handlungsbücher 
derselben  auf  etliche  Jahre  zurück  bei  der  Obrigkeit  durchgesehen  und  nach 
Gestalt  die  Ladendiener  und  Ehehalten  examiniert  werden.  Die  Boten  sollen 
streng  untersucht  und  wenn  sie  Konterbandgut  führen,  mit  denselben  Geld-  und 
Schandstrafen  wie  die  Konterbandierer  bedacht  werden.  Ueber  die  Beschau  und 
die  Bolletten  werden  die  Bestimmungen  von  1679  erneuert.  Leugnen  solle  die 
Konterbandierer  nichts  helfen,  da  den  auf  Eid  und  Pflicht  aussagenden  Ueber- 
reitern  und  Amtsleuten  mehr  zu  glauben  sei.  Wenn  in  einem  Landgericht  oder 
einer  Hofmark  der  Konsum  an  Tabak  abnehme,  so  sollen  die  Wirte  und  Krämer 
vor  die  Obrigkeit  citiert,  streng  inquiriert  und  der  Befund  an  die  Dikasterien 
berichtet  werden.  Die  Ueberreiter  sollen  gegen  Bedrohungen  und  Gewaltthätig- 
keiten  kräftig  unterstützt  und  dieselben  für  „ehrliche  Leute"  gehalten  werden, 
deren  Kinder  ohne  Legitimation  zur  Erlernung  eines  Handwerkes  fähig  sein 
sollen.  Wer  bei  Faktoren  Konterbandtabak  findet,  solle  vom  Pfund  8  fl.  Re- 
kompense  bekommen.  Besonders  streng  solle  bei  Wasserüberfahrten  kontrolliert, 
Schiffe  und  Flösse  nach  den  Bestimmungen  vom  31.  Dezember  1712  visitiert 
werden.  Konnivierende  Beamte  sollen  amoviert  werden  und  regresspflichtig  sein. 
Auch  hohe  und  niedere  Offiziere  sollen  an  dieses  Mandat  gebunden  sein  und 
dem  verbotenen  Tabakverschleiss  der  Soldaten  und  deren  Weiber  entgegentreten. 
Wer,  ohne  selbst  eine  Fabrik  zu  haben,  zum  Blätterbau  berechtiget  ist,  solle 
dieselben  nur  an  die  nächstgelegene  Landesfabrik  verkaufen  dürfen.  Unbefugtes 
Anfertigen  von  hölzernen  und  eisernen  Tabakpfeifen  und  Röhrlein,  sowie  von 
gebrannten  irdenen  Kopf-  und  Tabakpfeifen  solle  mit  3  kr.  per  Stück  geahndet 
werden.  Endlich  solle  das  Mandat  sogleich  öffentlich  publiziert,  an  den  gewöhn- 
lichen Orten  affichiert  und  während  des  Jahres  bei  Ehehaften,  Verhören  und 
Kirchweihen,  öffentlichen  Jahr-  und  Wochenmärkten  wenigstens  viermal  im  Jahr 
verrufen  werden.    Wenn  auch  dieses  Mandat  nicht  half,  durch  welches  das  Volk 


1)  M.St.B.  VIII.  5i. 
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unsäglichen  Plackereien  ausgesetzt  wurde,  so  war  eigentlich  guter  Rat  teuer. 
Inzwischen  war  Bayern  wieder  bayrisch  geworden.  Die  Friedensschlüsse  zu 
Rastadt  und  Baden  hatten  dem  unglückseligen  spanischen  Erbfolgekrieg  ein 
Ende  gemacht.  Schon  am  26.  Januar  1715  war  die  Landesregierung  von  der 
österreichischen  Administration  in  die  Hände  des  Grafen  Preysing  gelegt  worden. 
Max  Emanuel,  der  in  alle  seine  Länder,  Ehren  und  Rechte  wieder  eingesetzt 
ward,  kehrte,  als  die  Schwierigkeiten  wegen  der  Räumung  Bayerns  beseitigt 
und  die  fremden  Truppen  auch  aus  der  Oberpfalz  entfernt  waren,  am  10.  April 
1715  nach  München  zurück.  Das  vielgeprüfte  Land  war  in  einer  Verfassung, 
dass  es  der  eifrigsten  landesväterlichen  Fürsorge  bedurfte,  wieder  geordnete  Zu- 
stände herzustellen.  Nachdem  die  Regierimgskollegien  ergänzt  waren,  wurden 
zur  Besserung  der  zerrütteten  Verhältnisse  zahlreiche  Verordnungen  erlassen. 
Auch  der  Tabakangelegenheit  wendete  der  Kurfürst  bald  Aufmerksamkeit  zu. 
Die  Hofkammer  wurde  beauftragt,  vor  allem  festzustellen,  was  der  Tabak  von 
seiner  Einführung  bis  inkl.  1714  jährlich  ertragen,  imd  wie  viel  ungefähr  jährlich 
verschleisst  worden.  Die  Hof  kammer  war  jedoch  ausser  stände,  auf  diese  Fragen 
Bescheid  zu  geben.  Nur  die  Rechnungen  von  1699 — 1702  konnten  ausfindig 
gemacht  werden,  aus  welchen  sich  ergab,  dass  in  dieser  Zeit  jährlich  etwas  über 
50,000  fl.  aus  dem  Tabak  gezogen  wurden.  Diese  Summen  waren  verlockend 
genug,  den  Tabakverschleiss  wieder  der  Hofkammer  zu  unterstellen.  Am  12.  Juli ') 
wurde  dem  Tabakkonsortium  mitgeteilt,  dass  der  Kurfürst  den  Apaldo  selber 
übernehmen  wolle  und  zwar  sollte  die  üebemahme  schon  am  1.  Oktober  perfekt 
werden  können.  Die  Gesellschaft  erklärt  sich  zur  Abtretung  des  Apaldos  bereit, 
führt  jedoch  aus,  dass  sie  sehr  viel  Geld  eingebüsst  und  nur  mit  Mühe  und 
Anstrengung  das  ganz  heruntergekommene  Werk  wieder  gehoben  habe.  Die 
Gesellschaft  bittet  daher,  ihr  den  vom  Januar  bis  Oktober  treffenden  Pacht- 
schilling von  6000  fl.  zu  erlassen  und  für  die  aufgewendeten  Kapitalien  Satis- 
faktion zu  verschaffen  ^.  Eine  Zusage  in  letzterer  Beziehung  scheint  schon 
wegen  des  herrschenden  Geldmangels  nicht  gemacht  worden  zu  sein,  dagegen 
^vu^de  am  Pachtschilling  ein  Nachlass  von  3000  fl.  in  Aussicht  gestellt  imd  später 
auch  trotz  der  dagegen  vorgebrachten  ^Diffikultäten*  bewilligt*).  Im  August  war 
die  Sache  schon  so  weit  gediehen,  dass  ein  Mandat*)  verkündete,  der  Kurfürst 
habe  das  Tabakwerk  (wie  es  ohnedem  gleich  anfangs  bei  dessen  Introduzierung 
keine  andere  Meinimg  gehabt)  im  Interesse  des  Publikums  und  zur  besseren  Be- 
streitung der  landesherrschaftlichen  Bürden  und  Auslagen  wieder  an  sich  ge- 
nommen. Als  Anfangstermin  der  staatlichen  Geschäftsführung  wurde  der  erste 
Oktober  bestimmt,  alle  Generalien,  die  in  diesem  Betreff  seit  1679  erlassen,  ins- 
besondere das  Generalmandat  vom  18.  Februar  1715  wurden  wieder  in  Erinnerung 
gebracht.  Der  Tabakverschleiss  wurde  nun  wieder  durch  eine  aus  der  Hofkammer 
genommene  Tabakkommission  geleitet.  Aber  es  stellte  sich  nur  zu  bald  heraus, 
dass  durch  den  Staatsbetrieb  die  erhofften  Summen  aus  dem  Tabak  nicht  erzielt 
werden  konnten.   Der  Tabak  war  schon  zu  teuer,  als  dass  sich  die  Schwärzereien 


>)  Laut  Antwortschreibens  der  Apaitatoren  vom  fO,  Joli  1715.    G.A. 

2)  Ebenda. 

3)  G.A.  Resolution  vom  2.  Oktober  1715  und  Resolution  vom  1.  Februar  1717, 
♦)  G.A.  Generalmandat  vom  7.  August  1715.    M.St.B.  Vm.  58. 
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hätten  verdrängen  lassen.  Die  Tabakkommission  selbst  war  es  nun,  welche  dem 
Kurfürsten  riet,  sich  aus  dem  Tabak  auf  eine  andere  Weise  einen  Gewinn  zu 
sichern  '). 


IV. 
Freigabe  des  Tabakhandels  und  Einführung  eines  Herdstättgeldes. 

Die  Tabakkommission  war  der  Ansicht,  dass  durch  Einführung  eines 
Tabakaufschlages  am  leichtesten  eine  angemessene  Summe  aus  dem  Tabak  ge- 
wonnen werden  könnte.  Sie  rechnet  dem  Kurfürsten  vor,  dass  vom  Jahre  1692 
bis  1706  jährlich  7165  Ztr.  Tabak  verbraucht  und  durchschnittlich  26,650  fl. 
profitiert  worden  seien.  Würde  man  vom  Zentner  8  fl.  Aufschlag,  vom  Brasil 
20  fl.  Aufschlag  nehmen,  so  würde  sich  eine  Summe  von  75,325  fl.  ergeben, 
wenn  der  Verbrauch  der  gleiche  bliebe.  Da  jedoch  sicherlich  4000  Ztr. 
im  Jahr  mehr  verschleisst  würden,  so  würde  der  Tabak  107,325  fl.  abwerfen  und 
trotzdem  das  Gut  wohlfeiler  werden.  Dass  solche  Aussichten  den  Plan,  das 
staatliche  Apaldo  aufzuheben,  sehr  empfehlenswert  erscheinen  Hessen,  versteht 
sich  von  selbst.  Am  23.  Dezember  1715  geschah  der  erste  Schritt  in  dieser 
Richtung.  Es  wurde  nämlich  an  die  Städte  München  und  Landshut  und  an  die 
vier  Rentämter  ein  Erlass  *)  aufgesetzt  des  Inhalts,  dass  in  Erwägimg  gekommen 
sei,  ob  für  das  kurfürstliche  Interesse  die  Fortsetzung  des  bisherigen  Tabak- 
apaldos  oder  das  freie  Kommerzium  unter  Einführung  eines  billigen  und  thun- 
lichen  Grenzaufschlages  erträglicher  wäre.  Es  wurde  angeordnet,  ohne  Zeit- 
verlust bei  den  besseren  Handelsleuten  anzufragen,  welche  derselben  nach 
aufgehobenem  Apaldo  sich  hauptsächlich  mit  Tabak  in  grosso  befassen  würden, 
wie  viel  ungefähr  in  den  verschiedenen  Sorten  jährlich  zu  verschleissen  wäre 
und  ob  bei  freiem  Kommerzium  15—20  fl.  Aufschlag  auf  den  Brasil  und  6 — 8  fl. 
Aufschlag  auf  den  übrigen  Tabak  gelegt  werden  könnten.  Es  sei  dies  zu  wissen 
nötig,  weil  ia  dem  Fall,  dass  der  Aufschlag  weniger  ausmachen  würde  als  der 
Apaldo,  letzteren  aufzuheben  man  nicht  gemeint  wäre.  Bevor  dieser  Erlass  an 
seine  Adressen  geleitet  wurde,  änderte  man  ihn  noch  in  der  Weise  ab^),  dass 
auf  den  Brasil  nur  12 — 15  fl.  Aufschlag  ins  Auge  gefasst  wurden. 

Schon  am  22.  Januar  1716  schickte  die  Zunft  der  Handelsleute  und  Krämer 
in  München  ihren  Bericht*)  ein.  Sie  bekunden  vor  allem,  dass  sie  durch  den 
Tabakapaldo  schon  jahrelang  drangsaliert  werden,  weil  sie  sehr  schlechten 
Tabak  bekommen  und  derselbe  zu  teuer  sei,  die  Apaitatoren  auch  in  minuto 
verkaufen  und  ihnen  auf  diese  Weise  das  Brot  wegnehmen.  Wenn  dieser  landes- 
verderbliche Apaldo  aufgehoben  würde,  so  könnten  sie,  wenn  auch  nicht  gleich 
im  ersten  Jahre,  so  doch  bald,  jährlich  10,000  Ztr.  im  Lande  verschleissen. 
München  allein  habe  früher  3000  Ztr.  gebraucht,  während  jetzt  nur  mehr, 
300  Ztr.    an  den  Mann   zu  bringen  seien.     Was   den  beabsichtigten  Aufschlag 


')  Dieselbe  wurde  aufgefordert,  eine  Spezifikation  über  den  verschleissten  Tabak  von 
1692—1706  und  über  die  dabei  gewonnenen  Summen  einzureichen.    G.A. 

2)  G.A.  Kurfürstlicher  Erlass  an  die  Städte  München  und  Landshut  und  an  die  vier 
Rentämter  vom  23.  Dezember  1715. 

3)  G.A.  Derselbe  Erlass,  datiert  7.  Januar  1716. 

♦)  G.A.  Bericht  der  Handelsleute  und  Krämer  in  München  vom  22.  Januar  1716. 
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betreflFe,  so  sei  derselbe  zu  hoch;  ein  Aufschlag  von  3—4  fl.  auf  den  Zentner  würde 
dem  Kurfürsten  ohne  Unkosten  jährlich  30,000  fl.  einbringen,  welche  Summe  jetzt 
trotz  der  teuren  Preise  und  der  schlechten  Ware  bei  weitem  nicht  erreicht  werde. 

Am  24.  Februar  übersandte  das  Rentamt  Burghausen  die  bei  ihm  ein- 
gelaufenen Berichte ').  Der  Bürgermeister  und  Rat  von  Burghausen  hatte  sich 
nach  Vernehmung  der  Handelsleute  dahin  geäussert,  dass  ein  Aufschlag  von 
3  fl.  für  den  gemeinen  Tabak,  von  6  fl.  für  den  Brasil  dem  Kurfürsten  150,000  fl. 
eintragen  würde,  ohne  dass  demselben  Kosten  erwüchsen.  Auch  die  aus  den 
anderen  Orten  des  Rentamtes  Burghausen  eingegangenen  Berichte  finden  den 
beabsichtigten  Aufschlag  durchweg  zu  hoch;  ihre  Vorschläge  bewegen  sich 
zmschen  2  und  4  fl.  für  den  gemeinen  Tabak  und  zwischen  5  und  10  fl.  für 
den  Brasil,  üeber  den  eventuellen  Verschleiss  sprachen  sie  sich  sehr  rückhaltig 
und  vorsichtig  aus. 

Die  oberpfälzischen  Gutachten  wurden  von  der  Regierung  von  Amberg  am 
ö.  März  eingesandt  ^).  Dieselben  reden  durchgehends  einer  Herabsetzung  des 
Aufschlages  das  Wort  und  zwar  wollen  sie  noch  geringere  Beträge  angesetzt 
wissen  als  die  Burghauser  (von  1 — 4  fl.  bezw.  4—8  fl.).  In  den  oberpfälzischen 
Berichten  tritt  auch  der  aus  dem  Pfalz-Neuburgischen  entlehnte  Gedanke  auf, 
dem  Konsumenten  eine  persönliche  Steuer  aufzulegen.  Die  Vorschläge  bezüglich 
der  Höhe  einer  solchen  Abgabe  bewegen  sich  zwischen  3  und  1.5  kr.  für  den 
Raucher,  der  Schnupfer  soll  etwas  weniger  bezahlen. 

Die  am  9.  März  von  Landshut  eingelaufenen  Berichte ')  wollen  grössten- 
teils einen  sehr  niederen  Aufschlag  befürworten,  nur  einige  wenige  wollten  einen 
die  Regierungsvorschläge  annähernd  erreichenden  Aufschlag  sich  gefallen  lassen. 

Am  12.  März  endlich  langten  die  Berichte  von  Straubing  an*),  in  welchen 
teils  ein  niederer  Aufschlag,  teüs  die  Besteuerung  de^  rauchenden  und  schnupfenden 
Publikums,  teils  eine  Belastung  der  Tabakhändler  und  teils  die  Verpachtung  des 
Tabakwesens  an  letztere  empfohlen  wurde.  Die  Regierung  betont  nachdrück- 
lichst, es  solle  der  dem  Land  und  Kameral  schädliche  Apaldo  abgeschafft 
werden;  bei  3—4  bezw.  6 — 8  fl.  Aufschlag  wüi-de  der  Tabak  billiger  und  der  Ver- 
schleiss grösser,  so  dass  man  auf  eine  Einnahme  von  80 — 100,000  fl.  hoffen 
könnte.  Femer  will  die  Regierung,  dass  auch  das  Transitgut  mit  einem  Aufschlag 
belegt  werde,  wenn  dies,  ohne  Repressalien  befürchten  zu  müssen,  geschehen 
könne.  Durch  die  Taxierung  der  Tabaktrinker  könnte  nach  der  Auffassimg  der 
Regierung  allerdings  auch  eine  konsiderable  Summe  erlangt  werden,  aber  gegen 
diese  Art  der  Besteuerung  müssten  Bedenken  rechtlicher  Natur  erhoben  werden. 
Aus  allen  diesen  Einlaufen  ergibt  sich,  wie  man  sieht,  eine  festgewurzelte  Ab- 
neigvmg  gegen  den  monopolistischen  Staatsbetrieb  des  Tabakhandels.  Nur  einige 
von  der  Regierung  abhängige  Pfleger  wünschen  die  Beibehaltung  des  Apaldos 
oder  befürworten  den  von  der  Regierung  ins  Auge  gefassten  hohen  Aufschlag. 
Von  einigen  obskuren  Winkeln  enthielten  die  Berichte  die  Erklärung,  dass  man 
sich  um  die  Sache  zu  wenig  kümmere  oder  dass  zur  Beantwortung  der  von 
der  höchsten  Stelle  ausgegangenen  Fragen  die  Sachkenntnis  fehle. 


i>  G.A.  Bericht  des  Rentamtes  Burghausen  mit  BeUagen  vom  24.  Februar  1716. 

2)  G.A.  Bericht  der  Regierung  von  Amberg  mit  Beüagen  vom  3.  März  1716. 

3)  G.A.  Bericht  der  Regierung  von  Landshnt  mit  Beilagen  vom  9.  März  1716. 
*)  G.A.  Bericht  der  Regierung  von  Straubing  mit  Beilagen  vom  12.  März  1716. 
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Das  ganze  Material  wurde  nun  am  10.  April  an  die  Hofkanamer  geleitet, 
damit  „man  das  eine  und  andere  in  reifliche  Deliberation  ziehe,  mit  der  Tabak- 
kommission sich  notdürftig  verständige  und  ein  förderliches  Gutachten  abgebe, 
ob  der  Apaldo  abzuthun  und  das  freie  Kommerzium  mit  Anlegung  eines  Auf- 
schlages einzuführen  sei".  In  dem  Begleitschreiben')  an  die  Hofkammer  ist  be- 
sonders betont,  dass  über  die  Berechtigung  des  Apaldos  kein  Zweifel  bestehe, 
da  das  Gut  keineswegs  de  necessitate,  sondern  nach  früheren  Generalien  de 
genere  prohibitorum  sei.  Da  aber  aus  dem  Schwärzen  wirklich  viele  Ungelegen- 
heiten  sich  ergeben,  das  Gut  öfter  schlecht  und  zu  teuer  sei,  so  stehe  der  Ab- 
schaffung des  Apaldos  nichts  im  Wege,  wenn  das  freie  Kommerzium  den 
wenn  auch  in  den  letzten  Kriegszeiten  nicht  mehr  erreichten,  aber  doch  früher 
eingegangenen  Betrag  von  50,000  fl.  abwerfe.  Von  den  eingelaufenen  Gut- 
achten möge  die  Hofkammer  besonders  die  Relation  von  der  Regierung  von 
Straubing  in  Konsideration  ziehen.  Da  alle  Gutachten,  welche  beim  freien 
Kommerzium  einen  höheren  Betrag  prophezeien,  von  dem  Suppositum  eines  viel 
grösseren  Verschleisses  ausgehen,  so  möchte  die  Hofkammer  dieses  Suppositum 
auf  seine  Richtigkeit  und  Wahrscheinlichkeit  prüfen,  sowie  über  die  Höhe  eines 
allenfallsigen  Aufschlages  mit  dem  Tabakkommissär  sich  ins  Benehmen  setzen. 
Besonders  soll  auch  das  Projekt  einer  Anlage  der  Kaufleute  und  Krämer  in  Be- 
tracht gezogen  werden,  denn  wenn  auf  diese  Weise  der  erhoffte  Ertrag  erreicht 
werden  könnte,  so  wäre  dies  wohl  der  sicherste  und  leichteste  Weg.  Endlich 
wurde  der  Hofkammer  der  Auftrag,  sich  darüber  auszusprechen,  ob  es  thunlich 
wäre,  auf  das  Transitgut  über  die  gewöhnliche  Maut  noch  eine  Gebühr  zu 
schlagen  und  wie  es  in  diesem  Falle  mit  dem  im  Inland  erbauten  Tabak  zu 
halten  wäre. 

Ausser  der  Hofkammer  sollte  sich  auch  der  Hofrat  mit  der  Sache  be- 
fassen; derselbe  erhielt  am  5.  Mai  die  Weisung^),  sich  mit  der  Hofkammer,  so- 
bald diese  mit  dem  Tabakkommissarius  sich  notdürftig  werde  verstanden  haben, 
conferencialiter  zusammenzuthun  und  über  die  der  Hofkammer  vorgelegten 
Fragen   ein  Gutachten  auszuarbeiten*).     In   der  kurfürstlichen  Kanzlei   wartete 


1)  G.A.  Schreiben  des  Kurfürsten  an  die  Hofkammer  vom  10.  April  1716. 

2)  Gr.A.  Schreiben  des  Kurfürsten  an  den  Hofrat  vom  5.  Mai  1716. 

3)  Während  der  Yerhandlungen  über  die  Freigabe  des  Tabakhandels  reichte  der  Lein- 
wandaufschlageinnehmer Matthias  Dallinger  aus  Mattighofen  am  23.  Januar  1716  einen  „Unter- 
thänigsten  Vorschlag,  wie  vom  Tabak  jährlich  80,ooo— 90,000  fl.  als  gewisse  Einkunft  ohne 
mindeste  Beschwer  könnten  gewonnen  werden",  ein,  in  welchem  er  jeden  Krämer  und  Fragner 
gegen  freies  Kommerzium  mit  10,  15,  20—30  fl.  Aufschlag  belegt  wissen  wollte.  Er  nimmt  bei 
5000  Dörlem  6000  Krämer  an,  welche  mit  nur  je  15  fl.  belastet,  90,000  fl.  zu  zahlen  hätten.  In 
einem  neuerlichen  „Unterthänigsten,  unmassgeblichen  Vorschlag  vom  15.  Februar  1716"  rät  er 
zu  einem  Tabakaufschlag  von  5—6  fl.  pro  Zentner,  zu  dessen  Einhebung  ein  dazu  taugliches 
Subjekt  in  München  aufgestellt  werden  sollte.  Dass  er  bei  der  Auswahl  dieses  Subjekts  auf 
seine  Person  besonders  Rücksicht  zu  nehmen  bittet,  zeigt,  dass  es  ihm  nicht  allein  um  die 
Erzielung  eines  guten  Erträgnisses  aus  dem  Tabak  zu  thun  war.  —  Ausser  Dallinger  hatten 
sich  der  bischöflich  Strassburgsche  Generaleinnehmer  Boudard  und  Konsorten  wegen  Ueber- 
naJime  des  Tabakhandels  an  den  Kurfürsten  gewendet.  Sie  erklärten  sich  bereit,  alle  bayrischen 
Lande  mit  dem  besten  hanauischen  und  allerhand  spanischem  und  holländischem  Tabak  zu  ver- 
sehen unter  denselben  Bedingungen,  wie  sie  zwischen  dem  Kurfürsten  von  Mainz  und  dem 
Konsortium  unterm  8.  April  1715  festgesetzt  worden.  Boudard  will  nach  denselben  in  München  ein 
Generalmagazin  und  Kontor  aufrichten  und  an  alle  Orte  Tabak  von  der  als  Muster  beigelegten 
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man  mit  Ungeduld  auf  die  Rückäusserung  der  Hofkammer  und  des  Hofrates. 
Schon  am  12.  Juni  gelangte  an  die  Hofkammer  die  Mahnung,  sie  möchte  sich 
»die  Beförderung  des  Gutachtens  in  puncto  des  Tabakapaldos  oder  Einführung 
des  freien  Kommerziums  bestens  angelegen  sein  lassen*.  Nach  2  weiteren  noch 
dringenderen  Monitorien  sandte  endlich  am  25.  September  die  Hofkammer  einen 
Interimsbericht ')  ein,  worin  sie  anzeigt,  dass  die  Verzögerung  daher  komme,  weil 
der  Hofrat  sich  nicht  vernehmen  lasse.  Erst  am  24.  November  konnte  letzterer  zu 
einer  Konferenz  mit  der  Hofkammer  gebracht  werden.  Da  nun  in  dieser  und  in 
einigen  weiteren  Konferenzen  eine  Verständigung  nicht  erzielt  werden  konnte, 
so  schickten  die  beiden  Kollegien,  nachdem  sie  den  am  6.  Januar  1717  bei  Ver- 
meidung anderer  Ahndung  gestellten  achttägigen  Einlaufstermin  wieder  hatten 
verstreichen  lassen,  endlich  am  2.  März  1717  eine  in  pleno  consilio  festgestellte 
Relatio  extraordinaria  ein  ^),  auf  welche  sie  sich  verglichen  hatten.  Einig  waren 
sie  darin,  dass  der  Apaldo  wegen  der  starken  Belästigungen  des  Volkes,  wegen 
der  ums  Doppelte  zu  hohen  Preise,  der  immerwährenden  feindlichen  Einfallen 
gleichenden  Visitationen,  der  Aussuchungen,  Anklagen  und  anderer  Mutwilligkeit 
von  selten  der  Ueberreiter  unbedenklich  durch  ein  „anderes  dienliches  Surrogat" 
ersetzt  werden  solle.  Als  solches  wurde  von  selten  der  Hofkammer  vorge- 
schlagen, dass  1.  jeglicher  Hof  nach  dem  gewöhnlichen  Steuerfuss  oder  2.  jede 
Herdstätte  mit  jährlich  ungefähr  12 — 15  kr.  herangezogen  werde.  Die  Relatio 
führt  nun  aus,  dass  diese  zwei  Wege  allerdings  den  gewünschten  Ertrag  liefern 
würden,  aber  es  scheine  doch  sehr  zweifelhaft,  ob  sie  nach  Recht  und  Billig- 
keit zulässig  seien.  Die  Berechtigung  des  Apaldos  werde  immer  damit  begründet, 
dass  der  Tabak  nicht  de  necessitate,  sondern  de  genere  prohibitorum  sei  und 
daher  diejenigen,  welche  sich  dieses  Gutes  bedienen,  mit  Fug  und  Recht  be- 
schwert werden.  Bei  dem  vorgeschlagenen  Wege  würden  aber  gegen  alle  Rechts- 
grundsätze Tausende  von  Personen,  die  sich  des  Tabaks  gänzlich  enthalten,  mit 
einer  Auflage  belegt.  Wenn  die  Hofkammer  einwende,  dass  ja  auch  aUe  Unter- 
thanen  unter  den  Bedrängnissen  der  Ueberreiter  leiden  müssen,  welche  durch 
die  Abgabe  aufhören  sollen,  so  wolle  es  doch  bedenklich  erscheinen,  einem 
unschuldigen  Unterthanen  neue  Bürden  zuzumuten,  um  dasjenige  abzulösen,  was 
derselbe  von  den  Ueberreitern  gegen  alle  Intention,  Meinung  und  Billigkeit  bis- 
her habe  ertragen  müssen.  Bei  so  zweifelhaften  Umständen  würde  ein  weiteres 
consilium  theologicum  zu  erholen,  wenigstens  ratsam,  wenn  nicht  gar  not- 
wendig sein. 

Das  dritte  Projekt,    die  Belegung   der   gesamten   im  Lande  befindlichen 


Qualität  hinschaffen.  Der  Preis  solle  niedriger  und  durch  einen  Tarif  festgestellt  werden. 
Der  Vertrag  solle  12  Jahre  Gültigkeit  haben,  und  während  dieser  Zeit  der  Tabakverschleiss 
jedermann  bei  Konfiskation  und  1000  fl.  Strafe  verboten  sein.  Endlich  bemühte  sich  Senser, 
in  Tabaksachen  wieder  zu  Einfluss  zu  kommen.  Am  10.  Juli  1716  warnt  er  den  Kurfürsten 
vor  den  eingegangenen  Berichten  und  Vorschlägen,  die  ohne  Fundament  und  nur  aus  Passion 
und  Eigennutz  entstanden  seien.  Lasse  man  ihn  das  Werk  wieder  in  den  rechten  Stand 
setzen,  so  werde  der  Kurfürst  perpetuierlich  wenigstens  100,000  fl.  aus  dem  Werke  ziehen  und 
20,000  Seelen  ernähren  können.  Desgleichen  bittet  er  am  12.  Oktober  1716,  ihn  als  Praktiker 
über  alle  eingelaufenen  Projekte  in  einer  Konferenz  der  Hof-  und  Kammerräte  zu  hören. 

')  G.A.  Interimsbericht  der  Hof  kammer  an  den  Kurfürsten  vom  25.  September  1716. 

-)  G.A.  Relatio  extraordinaria,  die  Veränderung  des  jetztmaligen  Tabakapaldos,   dann 
anderes  betreffend  vom  2.  März  1717. 
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Krämer,  könnte,  fährt  die  Relation  fort,  wohl  als  berechtigt  dargestellt  werden, 
indem  dadurch  finaliter  alle  Lasten  auf  das  verbotene  und  unnötige  Gut  oder 
vielmehr  auf  die  dessen  sich  bedienenden  Unterthanen  fallen  würden.  Aber  auf 
diesem  Wege  würde  nach  den  eingelaufenen  Berichten  kaum  ein  hinlänglicher 
Betrag  anfallen,  und  es  würde  daher  nur  ein  dermalen  gewisses  Erträgnis  mit 
einem  zu  erhoffenden  ungewissen  vertauscht. 

Den  vierten  Weg  anlangend,  die  Tabakraucher  und  Schnupfer  zu  belegen,  so 
Hesse  sich  sowohl  der  Berechtigung  als  des  Erträgnisses  halber  nichts  dagegen 
sagen,  aber  da  es  in  ipsa  executione  ohne  grosse  Konfusionen  und  laut  löblicher 
Hofkammer  Erinnerung  ohne  Betrügereien  nicht  abginge,  so  solle  man  es  auch 
damit  bewenden  und  beruhen  lassen.  Die  Relation  weist  in  Rücksicht  aller 
dieser  Beschwerlichkeiten  auf  den  noch  übrigen  besten  Weg  hin,  einen  zuläng- 
lichen, jedoch  unnachteiligen  Aufschlag  auf  das  Gut  selbst  zu  legen;  ein  solcher 
sei  das  billigste  und  erträglichste  Surrogat.  Die  Berechtigung  dieses  Weges  er- 
gebe sich,  wie  die  des  Apaldos  aus  der  Nutzlosigkeit  des  Gutes  und  aus  dem 
Umstände,  dass  ein  Aufschlag  von  denen  zu  tragen  sei,  welche  sich  freiwillig 
des  Gutes  bedienen.  Die  Erträglichkeit  lasse  sich  aus  der  einstimmig  aus  den 
Berichten  hervorgehenden  Behauptung,  dass  bei  freiem  Kommerzium  statt  der 
bisherigen  6000  Ztr.  12,000  Ztr.  verschleisst  werden,  leicht  darthun.  Was  die 
Trage  anlange,  wie  viel  von  jedem  Zentner  ohne  Schädigung  des  Verschleisses 
genommen  werden  könnte,  so  führe  der  Umstand,  dass  in  den  Berichten  3 — 4, 
5 — 6,  item  7 — 8  fl.  vorgeschlagen  werden,  dazu,  das  Tabakgut,  wie  es  bei  der 
Krämerschaft  selbst  gebräuchlich  sei,  in  3  Klassen  einzuteilen  und  das  feine 
mit  8  fl.,  das  mittlere  mit  5  fl.,  das  gewöhnliche  mit  3  fl.  zu  belegen.  Rechne 
man  auf  den  Verkauf  von  2000  Ztr.  Brasil,  4000  Ztr.  Mittelgut  und  6000  Ztr. 
Ordinärgut,  so  müsse,  ohne  dass  man  etwas  von  dem  Schnupftabak  oder 
den  Pfeifen  erhole,  unfehlbar  eine  Summe  von  54,000  fl.  eingehen.  Bei  der 
grösseren  Billigkeit  des  Tabaks  werde  die  Schwärzerei  aufhören,  so  dass  bei 
der  gehörigen  Bestrafung  derselben  die  Amtsleute  allein  ohne  Ueberreiter  zu 
deren  Unterdrückung  ausreichen.  Die  Erzeugung  eines  billigen  inländischen 
Tabaks  könnte  durch  Verleihung  von  Privilegien  an  vermögliche  Fabrikanten 
und  Grossiers  gefördert  werden.  Endlich  dürfe  wegen  verschiedener  Verträge 
und  möglicher  Repressalien  das  wirklich  ausser  Landes  gehende  Transitgut 
schwerlich  belastet  werden,  dagegen  müssen  wegen  des  Transitgutes,  welches  in 
die  Gebiete  der  innerhalb  des  Landes  sich  befindlichen  Herrschaften  gehöre,  mit 
den  betreffenden  Territoiien  Abmachungen  angebahnt  werden,  wie  dies  schon 
bei  dem  Senserschen  Werk  geschehen  sei. 

Mit  den  Vorschlägen  dieser  Relatio  extraordinaria  war  nun  freilich  nicht 
viel  anzufangen ;  die  Besteuerung  des  Tabaks  nach  der  aufgestellten  Skala  hätte 
eine  wirksame  Kontrolle  äusserst  kompliziert  machen  müssen.  Die  Konterbanden 
hätten  durch  die  ewigen  Scherereien  sicherlich  nur  zugenommen.  Vielleicht 
hatte  man  auch  in  den  Regierungskreisen  noch  eine  Erinnerung  an  das  kläg- 
liche Erträgnis  des  in  früherer  Zeit  eingeführten  Aufschlages.  Man  wollte  da- 
her doch  lieber  auf  das  Sichere,  nämlich  auf  das  von  der  Hofkammer  befür- 
wortete Herdstättgeld  von  12  kr.  eingehen,  um  so  mehr,  als  ja  auch  die  Be- 
denken des  Hofrates  durch  ein  zustimmendes  consilium  theologicum  leicht  zu 
verscheuchen  waren.    Ein  solches  von   der  heiligen  Theologie   zu  erlangen,  hat 
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man  sicher  am  karfürstlichen  Hof  nicht  für  schwer  gehalten.  Es  mirden  nun 
die  Franziskaner,  Minoriten  und  Augustiner  zu  einem  Gutachten  aufgefordert^). 

Um  die  heilige  Theologie  zu  einem  zustimmenden  Votum  zu  bringen, 
wurden  nun  die  Uebel  und  Schäden  des  Apaldos  nicht  nur  zugegeben,  sondern 
noch  übertrieben^).  Der  Apaldo  sei  das  grössere  Uebel,  als  ein  Herdstättgeld, 
führte  das  Regierungsschreiben  selbst  aus,  weil  die  Ueberreiter  allerlei  falsche 
Praktiken  machen,  die  Leute  durch  selbst  unterschobenen  Tabak  in  Strafe 
bringen,  ja  Mord  und  Totschlag  verursachen.  Neben  diesen  vernichtenden  An- 
schuldigimgen  gegen  den  unter  kurfürstlicher  Autorität  stehenden  Apaldo 
wurden  die  verlockendsten  Vorteile  der  in  Aussicht  genommenen  Massregel 
dargelegt.  Der  Tabak,  hiess  es,  werde  um  */j  billiger,  dazu  auch  besser,  die 
Plackereien  der  Ueberreiter  hören  auf,  jeder  Raucher  profitiere  und  die  Nicht- 
raucher müssen  sich  halt  billigerweise  der  Majorität  fügen,  den  Krämern  und 
Handelsleuten  werde  geholfen.  Endlich  wurde  auf  die  Unabweisbarkeit  der 
neuen  Massregel  hingewiesen;  der  Landesherr  könne  auf  eine  Einnahme  nicht 
verzichten,  da  die  vorausgegangenen  Kriegszeiten  das  Aerar  so  geschwächt 
hätten  und  der  kurfürstliche  Hof  durch  so  zahlreiche  von  Gott  gegebene  Suc- 
cession  augmentiert  und  daher  zu  grösserem  Aufwände  gezwungen  sei.  Die  aus 
der  neuen  Einrichtung  fliessenden  Summen  werden,  weil  sie  ex  publice  kommen, 
zu  Besoldungen  von  Räten  und  Bedienten  und  Zinszahlungen,  mit  welchen  man 
ohnedem  im  Rückstande  sei,  verwendet  werden.  Man  hatte  die  Sache  zu  drängend 
gemacht,  als  dass  die  Theologen  hätten  lange  auf  ihre  zustimmenden  Erklärungen 
können  warten  lassen  *). 

Während  Hofkammer  und  Hofrat  über  diese  Angelegenheit  fast  ein  ganzes 
Jahr  brüteten,  ohne  zu  einem  einheitlichen  und  klaren  Ziel  zu  kommen,  waren 
drei  zustimmende  Gutachten  der  Theologen  in  etlichen  Tagen  zu  erlangen  ge- 
wesen. Nun  ging  es  rasch  vorwärts  mit  den  neuen  Plänen.  Am  18.  März  wurde 
der  Hofkammer  durch  ein  Dekret  *)  mitgeteilt,  dass  der  Apaldo  gänzlich  aufge- 
hoben, das  freie  Kommerz  eingeführt  und  als  Surrogat  von  jedem  Hausvater  oder 
jeder  Feuerstätte  12  kr.  in  2  Terminen  gefordert  werden  sollen.  In  den  Motiven 
an  die  Hofkammer  sind  nicht  mehr,  wie  in  dem  Schreiben  an  die  Theologen, 
der  hohe  Preis  des  Tabaks  und  die  Unzuträglichkeiten  bei  der  Visitation,  son- 
dern vielmehr  der  geringe  Ertrag  seit  des  Kurfürsten  Rückkehr  als  ausschlag- 
gebend hingestellt.  Nach  Erläuterung  der  Gründe,  welche  die  Einführung 
eines  Aufschlages  nicht   ratsam   erscheinen  Hessen,  und  nach  der  Bemfung  auf 


1) snper  qaaestionem,  an  Princeps  appaldo  Nicotiano  sablato,  in  hujns  locnm 

edictam  levem  collectam  subditis  illaesa  conscientia  Indicere  et  subrogare  qaeat.  G.A.  Dem 
ichen  Gutachten  vorausgehende  Casus  und  Praepositio  (ohne  Datum). 

2)  G  A.  Die  dem  geistlichen  Gutachten  vorausgehenden  Bationes  camerales  et  juridicae 
lohne  Datnm). 

3)  Der  Franziskaner  Provinzial  P.  Sigm.  Neudecker  kommt  über  die  Herdstättanlage 
Ansicht:  eam  pro  sublevandis  publicis  necessitatibus  in  praesenti  projecto  expressis  licite 

|fleri  posse.    Der  Minoritenpater  Thom.  Pruggmaier  schreibt :  Revisis  ot  ponderatis  in  hoc  pro- 
eto  motivis   omnino  licere  judico,  quod  Princeps  possit  subditis  indicere  proportionatam 
|coUectam  pecuniariam  ....  Die  Augustiner  führen  eine  Summe  von  Autoritäten  auf,  dass  der 
st  Steuern  einfuhren  dürfe,  wenn  eine  necessitas  und  causa  justa  vorhanden  sei:  solche 
ien  aber  in  diesem  Falle  gegeben,  weshalb  man  nach  göttlichem,  menschlichem  imd  natür- 
ichem  Hecht  die  Herdstättanlage  illaesa  conscientia  einführen  dürfe.    G.A. 
♦)  G.A.  Dekret  an  die  kurfürstliche  Hofkammer  vom  18.  März  1717. 
Finanzarchiv.    V.  Jahrg.  129  9 
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die  Zustimmung  der  Theologen  wird  die  sofortige  Hinausgabe  der  Generalien 
mit  dem  Bemerken  befohlen,  dass  für  das  laufende  Jahr  die  Beträge  an. 
Pfingsten  und  Micheli,  für  die  spätere  Zeit  an  Georgi  und  Micheli  zu  beheben 
seien.  Wegen  der  Tabakbeamten,  Faktoren  und  Ueberreiter  habe  die  Hof- 
kammer mit  dem  Tabakamt  ins  Benehmen  zu  treten  und  ein  Gutachten  ein- 
zuschicken. Noch  in  letzter  Stunde,  nämlich  am  22.  März^),  kam  zu  dem 
vorstehenden  Dekret  ein  Nachtrag,  dahin  gehend,  man  möge  bei  der  Aus- 
schreibung 15  kr.  statt  12  kr.  Herdstättgeld  ansetzen,  da  das  Gefäll  ,pro 
fundo  der  besoldnuss  determinieret"  und  das  Ergebnis  sonst  nicht  erklecklich 
wäre.  Am  nächsten  Tag,  den  23.  März  1717  erschien,  nachdem  die  Landschaft 
vorher  verständigt  worden,  das  Generalmandat ^)  über  die  Freigabe  des  Tabak- 
handels und  die  Einführung  der  Abgabe  für  Feuerstätten  mit  der  Motivie- 
rung, dass  die  beim  Tabakapaldo  fast  unaufhörlich  unterlaufenen  sehr  grossen 
Beschwerlichkeiten,  ferner  die  durch  die  exzessiven  Ueberreitervisitationen  veran- 
lassten „Insolenzien*  zur  Aufhebung  des  Apaldos  den  Anlass  gegeben  haben. 
Für  den  dem  Aerario  camerali  bisher  vom  Apaldo  zugeflossenen  Avanzo  habe 
jeder  Hausvater  für  seine  Feuerstatt  pro  surrogato  jährlich  in  2  Zielern  15  kr. 
zu  bezahlen.  Von  dieser  Steuer  sollen  nicht  die  Geistlichen,  nicht  die  Minister, 
Räte  und  Hofbediente  frei  sein,  da  es  kein  neues  onus,  sondern  nur  ein  Ersatz 
für  den  allen  lästigen  Tabakapaldo  sei.  Die  Bestimmungen,  wer  abgabepflichtig 
sein  soll,  waren  ziemlich  rigoros.  „Unter  Hausvater  sollten  nicht  allein  die  ver- 
standen sein,  welche  eine  separierte  Feuerstatt  geniessen,  sondern  auch  die  bei 
selbigen  in  Herbergen  sitzen  oder  solche,  die  auf  gemeinem  Herd  mit  andern 
kochen  oder  Kost  nehmen,  ohne  dass  sie  von  der  Familie  sind,  so  dass 
also  unter  Familie  nur  der  Hausvater  mit  Weib  und  Kind  und  Ehehalten  ver- 
standen ist."  Von  den  Beamten  wird  die  gerechte  Einbringung  der  Gelder  er- 
hofft, damit  man  nicht  zu  andern  Kompellierungsmitteln  zu  greifen  Ursache 
habe.  Dem  Mandat  war  eine  Instruktion  beigefügt,  welche  über  die  Aufnahme 
der  Pflichtigen  und  über  die  strikte  Einhebung  der  Beträge  die  geeigneten 
Bestimmungen  enthielt. 

Sofort  ward  nun  an  die  „Beschreibung"  der  einzelnen  Häuser  und  Herd- 
stätten gegangen.  Es  ergaben  sich  zwar  anfangs  manche  Schwierigkeiten ,  da 
laut  Signats  vom  17.  August^)  von  den  Stiftern,  Klöstern,  Hofmarken,  Städten 
und  Märkten  ungeachtet  verschiedenen  Stimulierens  die  verlangten  fläuserbeschrei- 
bungen  und  die  schuldigen  Gelder  nur  schwer  hereinzubringen  waren.  Doch 
bald  machte  sich  die  Sache  besser;  das  Herdstättgeld  betrug  schon  im  zweiten 
Jahr  die  beträchtliche  Summe  von  60,000  fl.  "*).  Da  für  ehemalige  Tabakbeamte 
und  an  Einhebungskosten  von  dieser  Summe  nur  wenig  abging  ^)   und    die  An- 


1)  G.A.  Dekret  an  die  kurfürstliche  Hofkammer  vom  22.  März  1717. 

2)  M.St.B.  Viri.  73. 

3)  G.A.  Kurfürstliches  Signat  an  die  Hofkammer  vom  17.  August  1717. 

*)  Es  müssen  daher  240,000  Herdstätten  zur  Bezahlung  der  Anlage  hei'angezogen  worden 
sein.  Rechnet  man  auf  eine  Herdstätte  4  Personen,  so  ergeben  sich  für  das  damalige  kur- 
fürstliche Gebiet  960,000  Einwohner.  Ich  denke,  dass  zwischen  dieser  Berechnung  und  der 
Annahme  in  Anm.  4,  S.  68,  die  Bewolmerzahl  über-  und  Niederbayerns  betreffend,  kein  Wider- 
spruch besteht. 

B)  Laut  Dekrets  vom  9.  April  1718  wurde  den  äusseren  Behörden  für  die  Einkassierung 
des  Geldes  vom  Gulden  ein  Kreuzer  zugebilligt;  zwei  Beamten,  welche  die  Häuserbeschreibungen 
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Sprüche  '),  welche  die  ehemaligen  Tabaklief eranten  Geiger  und  Wemberger  an 
die  Tabakerträgnisse  machten,  zurückgewiesen  wurden,  so  floss  der  Beamten- 
besoldungskasse ein  nicht  zu  unterschätzender  Beitrag  zu. 

Es  stund  nicht  lange  an,  so  wurde  die  Herdstättanlage  durch  einen 
Federstrich  verdoppelt.  Es  hing  diese  Massregel  damit  zusammen,  dass  man 
für  das  vom  Kanzler  Unertl,  dem  Hofkammerdirektor  Scliarfsed  und  dem 
P.  Sigmund  Neudecker  entworfene  Schuldenablösungswerk-)  weitere  Mittel  ge- 
winnen wollte.  Es  ward  daher  bestimmt,  dass  jede  Herdstätt  jährlich  30  kr. 
zu  leisten  habe  und  dass  der  Ertrag  zur  Hälfte  dem  Kameralstatus,  zur  Hälfte 
dem  Schuldenablösungswerk  überwiesen  werde.  Auf  diese  Weise  flössen  in  jede 
der  beiden  Kassen  jährlich  über  60,000  fl.  *). 

So  hatte  man  also  endlich  aus  dem  Tabak  einen  anerkennenswerten  Ertrag 
zu  ziehen  gewusst.  Wenn  auch  bei  der  freien  Handlung  die  in  Aussicht  gestellten 
Vorteile  in  bezug  auf  Preis  und  Güte  des  Tabaks  auf  sich  warten  Hessen,  so 
war  man  mit  der  neuen  Einrichtung  doch  leidlich  zufrieden,  weil  nur  einmal 
der  Apaldo  abgeschafft  war.  Aber  es  bedurfte  nur  eines  kurzen  Zeitraums  und 
in  Regierungskreisen  war  man  zu  der  Erkenntnis  gelangt,  dass  man  ja  das 
Herdstättgeld  beibehalten  und  trotz  desselben  den  Tabakverkauf  monopolisieren 
könnte.  Eine  Darstellung  der  Tabakverhältnisse  dieser  Zeit  Hegt  jedoch  ausser- 
halb des  Rahmens  dieser  Arbeit. 


V. 
Schlussergebnisse.  —  Würdiguiig  Joh.  Sensers. 

Wenn  man  den  ganzen  Verlauf  der  Tabakangelegenheiten  überblickt,  so 
zeigen  sich  folgende  Thatsachen: 

dass  die  härtesten  Polizeimassregeln  sich  ohnmächtig  erweisen,  wo  sich 
ein  neues,  der  grossen  Menge  zusagendes  Genussmittel  Bahn  brechen  wül ; 

dass  die  Besteuerung  eines  nur  von  einem  Teil  der  Bevölkerung  ge- 
brauchten Luxusartikels  einer  Regierung  grössere  Schwierigkeiten  macht  und 
mehr  zur  Steuerhinterziehung  reizt,  als  dies  bei  den  allgemein  gebräuchHchen 
Konsiunartikeln  der  Fall  ist : 


revidieren  hatten,  wurden  lOO  fl.   angewiesen,   die  früher  beim  Tabakwesen  deputierten 
lofkammerräte ,   das  Hofkammerdirektorium  und  der  Hofkammersekretär  bezogen  ihre  Ge- 
Itszulagen  in   derselben  Weise  fort,  wie  sie   dieselben  unter  dem  staatlichen  Apaldo  be- 
ogen  hatten.  G.A. 

1)  Wemberger  und  Kompanie  verlangen  aus  der  Herdstättanlage    53,896  fl. ;   sie  be- 
iden ihr  Guthaben  damit,  dass  sie  1698  zur  Prosequierung  des  Tabakapaldos  22,000  fl.  her. 

Bschossen  haben;  da  sie  aus  dieser  Summe  den  versprochenen  Zins  nicht  bekommen,  so 
laufe  sich  dieser  auf  2n,noo  fl. ,  der  Rest  stamme  aus  Darlehen ,  welche  sie  in  den  letzten 
pBbren  an  die  Tabakuntemehmer  verabfolgt  haben.  Aus  den  in  dieser  Sache  von  1717 — 1727 
ewechselten  Prozessschriften  ergibt  sich,  dass  Wemberger  und  Kompanie  vergeblich  auf  die 
ezahlung  der  behaupteten  Schuld  drangen.  Dagegen  wurden  an  die  verwitwete  Gräfin  von 
»ger  laut  Geheimen  Rats  Resolution  vom  28.  Februar  1722  für  gelieferten  Tabak  aus  dem 
erdstättgeld  1351  fl.  bezahlt. 

2)  Vgl.  L.  Hoff  mann  a.  a.  0.  S.  128. 

3)  Im  Jahre  I72i  betmg  die  Herdstättanlage  120,000  fl.,  im  Jahre  1727  124.000  fl.    Vgl. 
[off mann  a.  a.  0.  S.  133. 
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dass  die  Verpachtung  einzelner  Geschäftszweige,  hier  des  Tabakhandels, 
bei  mangelhafter  Kontrolle  zum  Ruin  des  Unternehmers,  bei  wirksamem  und 
energischem  Schutz  des  Pächters  zur  Belästigung  der  Geschäftswelt  und  des 
Gesamtpublikums,  und  dadurch  zu  staatsschädlichen  Zwistigkeiten  und  Unan- 
nehmlichkeiten führt; 

dass  die  Verstaatlichung  des  Tabakhandels  dieselbe  Opposition  fand,  wie 
die  Verpachtung  an  Private,  und  dass  auch  bei  ersterer  Veranstaltung  die  Ver- 
hältnisse der  Zeit  der  Erzielung  eines  ansehnlichen  Gewinnes  hinderlich 
waren. 

Nachdem  ich  im  dritten  Punkt  den  Misserfolg  des  Prinzips  der  privi- 
legierten Handlungen,  im  vierten  Punkt  den  Misserfolg  des  Prinzips  des  Staats- 
betriebes konstatierte,  so  führt  mich  dies  von  selbst  zur  Betrachtung  der 
Thätigkeit  desjenigen  Mannes,  welcher  als  der  eifrigste  und  entschiedenste 
Vertreter  der  „neuen  Inventionen",  als  Tabakpächter  und  Leiter  des  Monopol  es 
in  der  ganzen  Tabakangelegenheit  die  bedeutendste  Rolle  spielte,  ich  meine 
Johann  Senser.  Aus  dem  Vorausgehenden  wird  man  ersehen  haben,  dass  dieser 
Mann,  aus  beschränkten  Verhältnissen  hervorgegangen,  in  seiner  Zeit  eine  um- 
fassende Thätigkeit  entfaltete,  zu  Ehren  und  Vermögen  gelangte,  bis  in  die 
höchsten  Kreise  Einfluss  und  Ansehen  gewann ,  endlich  aber  wieder  von  seiner 
Höhe  herabstürzte  und  tiefgebeugt  mit  Schulden  und  dem  Makel  eines  unehr- 
lichen Namens  beladen  von  dem  Schauplatz  abtrat.  Es  ist  der  unrühmliche 
Ausgang  von  Sensers  Thätigkeit  jedenfalls  Mitschuld,  dass  von  diesem  Manne 
mit  seinem  vielbewegten  und  arbeitsreichen  Leben  kaum  hie  und  da  der  Name 
gehört  wird.  Wenn  ich  darin  recht  habe,  dass  Senser  diese  fast  vollständige 
Vergessenheit  weniger  als  mancher  andere  Sohn  seiner  Zeit  verdient  hat,  so  wird 
man  eine  kurze  Würdigung  dieses  Mannes  nicht  unangebracht  finden. 

Johann  Senser,  des  Innern  Rat  und  Handelsmann  in  Schrobenhausen, 
stammte  aus  dem  böhmischen  Städtchen  Beneschau,  wo  sein  Vater  Thomas 
Senser  eine  angesehene  Stellung  als  Senator  einnahm.  Ueber  Sensers  Jugend 
ist  nichts  bekannt,  ebensowenig  wissen  wir,  wann  er  sich  in  Schrobenhausen 
niederliess.  So  viel  ist  sicher,  dass  es  ihm  in  seiner  neuen  Heimat  bald  gelang. 
Ansehen  und  Einfluss  zu  gewinnen.  Am  12.  Mai  1669  führte  er  die  Witwe  des 
Bürgermeisters  Winhardt,  geb.  Oefele,  zum  Altar  ^),  durch  Avelche  Ehe  er  sich 
wohl  den  Weg  in  den  Innern  Rat  der  Stadt  ebnete.  Ob  die  von  ihm  wiederholt 
erwähnten  9  Kinder  zum  Teil  angeheiratet  waren,  oder  nicht,  lässt  sich  nicht 
feststellen.  Dass  seine  Vermögensverhältnisse  anfänglich  nicht  besonders  günstig 
waren,  sich  dann  aber  überraschend  schnell  besserten,  um  später  wieder  zu  zer- 
fallen, haben  wir  schon  früher  gehört,  ebenso  wissen  wir,  dass  er  im  Jahre  1691 


1)  In  den  Zivilstandsbüchem  der  Pfarrei  Schrobenhausen  findet  sich  in  der  Trauungs- 
matrikel unterm  12.  Mai  1669  eingetragen:  Nuptias  celebravit  ornatus  D.  Johannes  Sennser, 
Mercator,  consultissimi  D.  Thomae  Sennser,  oppidi  Beneschau  in  Bohemia  siti,  Senatoris  ect.  et 
Helenae  p.  m.  uxoris  leg.  fil.  cum  honestissima  Vidua  D.  Anna  Maria  Winhardtin  ect.  (geb.  Oefele, 
Bräuerstochter  von  hier,  Witwe  des  Bürgermeisters  Joh.  Winhardt).  Ich  verdanke  diese  Mit- 
teilung dem  H.  Beneflziaten  Thalhofer  von  Schrobenhausen,  welcher  auch  konstatierte,  dass 
man  in  Schrobenhausen  weiteres  Material  über  Senser  nicht  finden  könne,  als  dass  er  1680  ein 
Grundstück  an  die  Gemeinde  zur  Erweiterung  des  Frithofes  abgetreten  und  1G84  eine  Litanei, 
gestiftet  habe. 

138 


Das  Tabakwesen  in  Bayern.  133 

zum  Hofkammerrat  ernannt  wurde  und  später  seinen  Wohnsitz  nach  München 
verl^e.     Sein  Tod  fällt  in  den  Monat  Februar  oder  März    des  Jahres  1718 '). 

Wenn  man  Senser  nur  nach  dem  taxieren  würde,  was  seine  Gegner  über 
ihn  aussagen,  so  würde  man  zu  einem  sehr  ungünstigen  Urteile  über  ihn 
kommen  müssen.  Denn  nicht  gering  ist  das  Sündenregister,  welches  ihm  vor- 
gehalten wird.  Abgesehen  von  den  zunächst  interessierten  Kaufleuten,  welche 
seinen  Manipulationen  und  seiner  Thätigkeit  ein  wenig  ehrenvolles  Zeugnis  aus- 
stellen, wird  er  auch  von  amtlichen  Organen  auf  das  gröblichste  getadelt,  an- 
geschuldigt und  verletzt.  Giggenbach  behauptet,  dass  er  mit  Betrug  und  Parti- 
terei angefüllt  sei;  Lindthammer  wirft  ihm  vor,  kulpos  und  fraudulenter  ge- 
handelt zu  haben;  Jonner  sagt,  dass  er  wie  die  Katze  am  Schmer  sitze.  Die 
Landschaft  heisst  ihn  einen  schleichenden  Patron,  die  Regierung  von  Burghausen 
einen  verdorbenen  Krämer,  der  sich  durch  unerlaubte  Praktiken  bereichert  habe. 
Die  Tabakuntersuchungskommission  nennt  ihn  einen  sträflichen  Kalunmianten, 
einen  eigennützigen,  pflichtvergessenen  Bedienten,  beschuldigt  ihn  der  Ehr- 
losigkeit, des  Meineides  und  der  Infanue.  Vergleicht  man  mit  diesen  Verun- 
glimpfungen, welche  Senser  als  persönliches  und  wirtschaftliches  Scheusal  dar- 
stellen, die  von  Senser  thatsächlich  behauptete  Stellung,  das  Vertrauen,  welches 
ihm  lange  Zeit  von  höchsten  und  hohen  Persönlichkeiten  entgegengebracht  wurde, 
den  Einfluss,  den  er  auf  seine  Umgebung  auszuüben  wusste,  so  muss  man  der 
oben  erwähnten  abfälligen  Beurteilung  seiner  Person  und  Handlungsweise  gegen- 
über doch  stutzig  werden.  Schon  die  vielen  zu  seinen  Gunsten  erlassenen 
Mandate  bezeugen,  wie  grut  Senser  am  Hofe  angeschrieben  war,  und  welches 
Vertrauen  man  von  dieser  Seite  in  um  setzte.  Als  es  sich  um  Einführung  des 
Kommerzienkollegiums  handelte,  feierte  die  darüber  gutachtlich  gehörte  Kom- 
mission Senser  als  den  Mann,  welcher  mit  dem  Tabakwesen  das  Licht  auf- 
gesteckt habe.  Das  Kommerzienkollegium  schaute  nach  dem  Zeugnis  der  Land- 
schaft auf  Senser,  als  ob  er  von  Gott  gesandt  wäre  und  alles  mit  prophetischem 
Geiste  voraussagen  könnte.  Nach  einer  Bemerkung  Riegels  hat  Senser  im 
Jahre  1695  nur  durch  sein  persönliches  Eingreifen  die  Aufhebung  aller  ,In- 
ventionen*  verhindert.  Ja,  als  Senser  schon  endgültig  gestürzt  war,  kam  Max 
Emanuel  noch  einmal  auf  die  von  Senser  beabsichtigte  und  angeratene  Kommerz- 
kompanie zurück.  Aus  diesen  Thatsachen  ergibt  sich  jedenfalls  zur  Genüge, 
dass  von  seiten  des  Hofes  und  anderer  einflussreichen  Leute  Senser  nach  seiner 
persönlichen  Ehrenhaftigkeit  und  geschäftlichen  Qualifikation  für  etwas  anderes 
gehalten  wurde,  als  was  seine  Gegner  aus  ihm  machen  wollten. 

Suchen  wir  diesen  widei-sprechenden  Belegen  gegenüber  Sensers  Persön- 
lichkeit in  das  rechte  Licht  zu  stellen.  Dies  wird  aber  nicht  in  der  Weise  ge- 
schehen dürfen,  dass  wir,  von  uns  geläufigen  wirtschaftlichen  Wahrheiten  aus- 
gehend, sein  Wirken  loben  oder  verdammen,  sondern  wir  werden  Senser  als 
Kind  seiner  Zeit  an  seiner  Umgebung  messen  und  bei  seinen  wirtschaftlichen 
Unternehmungen  vor  allem  seine  Gesinnungen  und  Absichten  klar  zu  stellen 
versuchen  müssen.    Dass  seine  Thätigkeit   einen  Mangel   an   bleibenden  frucht- 


1)  Auf  Sensers  Ableben  ist  aus  einer  Eingabe  seiner  Tochter  Brigitta,  datiert  21.  August 
1726,  zu  schliessen.  Dieselbe  klagt,  dass  sie  in  8' 2  Jahren,  seit  ihr  Vater  tot  sei,  trotz  aller 
Bitten  keine  Pension  erhalten  habe,  obwohl  sie  notorisch  arm  sei  und  zwei  kranke  Schwestern 
habe.    G.A. 
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baren  Ergebnissen  aufweist,  liegt  oflFen  zu  Tage;  ob  aber  dieses  Resultat  eine 
Folge  sittlich  verwerflicher  oder  nur  irrtümlicher  Bestrebungen  war,  das  ist  die 
Hauptfrage. 

Zu  Sensers  Zeit  stak  das  bayrische  Handels-  und  Gewerbewesen  noch  in 
den  Kinderschuhen.  Die  einheimische  Produktion  wollte  nicht  in  die  Höhe 
gehen ;  für  die  verschiedensten  Artikel  flössen  bedeutende  Summen  ins  Ausland. 
Seit  der  Projektenmacher  Becher  in  Bayern  aufgetaucht  war,  hatte  die  Ansicht 
sich  Eingang  verschafft,  dass  man  durch  Verstaatlichung  von  Handels-  und 
Gewerbszweigen  oder  durch  Verleihung  von  Privilegien  die  inländische  Pro- 
duktion steigern  und  so  das  Geld  im  Lande  erhalten  könne.  An  Bechers  Lehren 
glaubte  nicht  allein  dessen  Protektor  Graf  Egon  v.  Fürstenberg  und  die  Kur- 
fürstin Henriette  Adelaide,  sondern  auch  eine  ansehnliche  Partei  in  den  hohen 
Dikasterien. 

Becher  musste  zwar  bald  aus  Bayern  scheiden  und  seine  grossartig  an- 
gelegten Pläne  kamen  nicht  zur  Ausführung,  aber  ein  Teil  der  von  ihm  an- 
gegebenen Heilmittel  war  manchem  spekulativen  Kopf  in  der  Erinnerung  ge- 
blieben, so  auch  dem  Johann  Senser.  Es  war  ihm  klar,  dass  sich  der  Tabak- 
konsum, an  dessen  Unterdrückung  man  in  den  Regierungskreisen  vergebens 
arbeitete,  immer  weiter  ausbreiten  werde.  Hierbei  war  es  einleuchtend,  dass  ohne 
einheimische  Tabakproduktion  und  Fabrikation  grosse  Summen  ins  Ausland 
wandern,  und  wir  in  bezug  auf  den  Tabakpreis  vom  Ausland  vollständig  ab- 
hängen. Sein  Plan,  durch  inländischen  Tabakbau  diesen  Missständen  entgegen- 
zutreten, war  sicherlich  ein  gutgemeinter.  Senser  hat  nicht  die  Mühe  gescheut, 
seinen  Plan  zu  verwirklichen.  Es  war  nicht  besonders  verlockend,  nach  dem 
Fallissement  der  zwei  ersten  Tabakpächter  als  Apaitator  aufzutreten,  zumal  da  die 
Gegnerschaft  der  Handelsleute  einen  bedrohlichen  Charakter  annahm.  Wenn 
Senser  trotz  dieser  bedenklichen  Umstände  sich  von  seinem  Ziel  und  Unter- 
nehmen nicht  abbringen  liess,  so  zeigt  dies  vor  allem  seine  Energie  und  That- 
kraft.  Dass  aber  Senser  nicht  allein  rührig,  sondern  auch  ein  findiger  Kopf 
war,  sehen  wir  aus  der  Art,  wie  er  nach  erlangtem  Apaldo  die  Geschäfte  zu 
führen  verstand.  Trotzdem  er  und  seine  Konsorten  über  grössere  Summen  nicht 
zu  verfügen  hatten ,  so  brachte  er  doch  das  Geschäft  sogleich  zum  schönsten 
Flor.  Er  sah  ein,  dass  vor  allem  eine  ergiebige  Kontrolle  gegen  den  Schleich- 
handel geschaffen  werden  müsse,  und  es  gelang  ihm  vortrefflich,  eine  solche 
einzurichten.  Senser  erlangte,  obwohl  sein  Tabakbau  infolge  der  ungünstigen 
klimatischen  Verhältnisse  und  der  verschiedenen  obrigkeitlichen  Hemmungen 
nicht  recht  gedeihen  konnte,  bald  Einfluss  auf  die  Gestaltung  der  Tabakpreise, 
die  wesentlich  zurückgingen,  seit  Senaer  den  Apaldo  übernommen  hatte.  Wir 
dürfen  wohl  annehmen,  dass  Senser  dieses  günstige  Resultat  auch  dadurch  zu 
erlangen  wusste,  dass  er  von  seinem  Erfolg  im  Tabakbau  und  in  der  Fabrikation 
immer  besonders  viel  Aufhebens  machte.  Die  von  ihm  in  dieser  Beziehung  über 
die  thatsächlichen  Verhältnisse  hinausgehenden  Angaben  müssen  daher  als  Be- 
hauptungen eines  konkurrierenden  Geschäftsmannes  qualifiziert  werden,  die  zur 
Erreichung  besserer  geschäftlicher  Chancen  ausgestreut  wurden.  Aus  diesem 
allem  wird  sich  ergeben,  dass  die  materiellen  Erfolge,  welche  Senser  während 
seines  14jährigen  Apaldos  erzielte,  ihren  Grund  zunächst  in  Sensers  rastloser 
Thätigkeit   und   in    seiner   Geschäftsgewandtheit   haben  und  ihm   eine    selbst- 
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süchtige  Ausbeutung  des  Publikums  schwer  vorzuwerfen  sein  wird.  Dass  Senser 
in  dieser  Zeit,  vereinzelte  missgünstige  Stimmen  abgerechnet,  noch  für  einen  vollen 
Ehrenmann  galt,  erhellt  schon  daraus,  dass  bei  der  beabsichtigten  Verstaat- 
lichung des  Tabakwesens  der  erfahrene  Kanzler  Schmid  zur  Verwendung  Sensers 
als  Tabakbeamten  geraten  hat. 

Wenn  sich  nun  gegen  die  Pflichttreue  und  Unbescholtenheit  des  Tabak- 
pächters  Senser  nichts  Wesentliches  einwenden  lässt,  so  kommt  die  zweite  Frage, 
ob  diese  Eigenschaften  auch  dem  kurfürstlichen  Tabakbeamten  Senser  zuge- 
sprochen werden  können.  Seine  Gegner  bestreiten  es  aus  allen  Kräften  und 
haben  für  ihre  Ansicht  ein  hässliches  Anklagematerial  aufgehäuft.  Wenn  wir, 
ohne  uns  in  eine  Prüfung  dieses  Materials  einzulassen,  den  Verlauf  des  Sen- 
serschen  Prozesses  beobachten,  so  können  wir  uns  der  üeberzeugung  nicht  ent- 
schlagen, dass  die  Anklagen  gegen  Senser  auf  schwachen  Füssen  gestanden  sein 
müssen.  Der  ßechnungskommissär  Lindthammer  findet,  dass  Senser  die  horrende 
Summe  von  285,000  fl.  veruntreut  habe.  Die  Subdeputation  setzt  diese  Summe 
auf  38,206  fl.  herab,  das  Revisorium  stellt  fest,  dass  er  nur  7000  fl.  schuldig 
sei.  Später  entscheiden  die  kompetenten  Behörden ,  dass  die  Inquisitions- 
kommission dem  Senser  das  mit  Unrecht  Entzogene  zu  ersetzen  habe.  Ausser 
diesen  Widersprüchen  in  der  materiellen  Auffassung  zeigt  auch  die  formelle  Be- 
handlung der  Angelegenheit  die  Ankläger  Sensers  in  einem  bedenklichen  Lichte. 
Zuerst  wird  an  den  Kurfürsten  die  Zumutung  gestellt.  Senser  ungehört  verur- 
teilen zu  lassen.  Später  will  man  ihm  den  Weg  zum  Revisorium  abschneiden; 
als  letzteres  gesprochen  hatte,  sollte  eine  persönliche  Vorstellung  bei  der  Kur- 
fürstin den  Gang  der  Justiz  hindern.  Jeder  Unbefangene  wird  nach  solchen 
Leistungen  die  Schuld  Sensers  für  sehr  zweifelhaft  halten.  Schauen  wir  aber 
erst  das  Material  selbst  an.  Es  werden  Bilanzen  beanstandet,  die  schon  längst 
ratifiziert  waren,  Massregeln  angegrifi"en,  für  die  das  Kommerzienkollegium 
verantwortlich  war;  blosse  Vermutungen  und  unerwiesene  Behauptungen  werden 
zur  Unterlage  der  Regressansprüche  gemacht.  Als  einziger  greifbarer  Vorwurf  blieb 
übrig,  dass  Senser  im  Jahre  1691  betrefis  der  zur  Verstaatlichung  des  Tabakwesens 
nötigen  Summen  auf  seinen  Eid  hin  unwahre  Angaben  gemacht,  und  dass  er 
Tabakgelder  für  seine  Privathandlungen  und  Unternehmungen  verwendet  habe. 
Es  ist  klar,  dass  an  Senser  ein  schwerer  Makel  haften  bleibt  und  die 
vielen  Prüfungen  über  ihn  nicht  unverdient  gekommen  sind,  wenn  sich  diese 
Vorwürfe  als  stichhaltig  erweisen.  Beti-achten  wir  den  erst«n  Vorwurf  genauer. 
Jenser  soll,  nur  um  eine  Verlängerimg  seiner  Pachtzeit  zu  erzielen,  in  betreff 
er  zur  Verstaatlichung  des  Tabakwesens  nötigen  Summen  übertriebene  Angaben 
emacht  und  diese  Angabe  mit  feierlichem  EidschwTir  bekräftigt  haben.  Wenn 
uns  die  Verhandlungen  über  die  Neuregelung  der  Tabakverhältnisse  vom 
lahre  1691 — 1692  vor  Augen  führen,  so  wird  uns  nicht  entgehen,  dass  eigentlich 
iemand  recht  gewusst  hat,  in  welcher  Weise  das  Tabakwesen  der  staatlichen 
jeitung  unterstellt  werden  sollte.  So  viel  scheint  sicher,  dass  Senser  bei  Ab- 
ibe  seines  Gutachtens  von  der  Ansicht  ausging,  dass  die  Vorräte  und  das 
iventar  der  Pächter  abgelöst  imd  die  weiter  nötigen  Tabakquantitäten  bar 
igeschafit  werden.  Wenn  Senser  dabei  annahm,  dass  die  staatliche  Leitung 
»ei  den  Nürnberger  Tabakhändlem  weniger  Kredit  finden  werde  als  ein  ver- 
jer  Kaufmann,  so  möchte  er  nicht  so  ganz  unrecht  gehabt  haben.     Wäre 
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ein  sogenanntes  staatliches  Tabakwerk  errichtet  worden,  wie  es  Senser  vor  Augen 
schwebte,  so  hätte  man  sicherlich  auch  die  von  ihm  angegebenen  Summen  ge- 
braucht. Es  wird  daher  kaum  angenommen  werden  dürfen,  dass  Senser,  der 
nach  zahlreichen  Aeusserungen  ein  streng  gläubiger  Mann  gewesen  sein  muss, 
in  freventlicher  Weise  einen  Meineid  geschworen  habe.  Wir  haben  früher  gehört, 
dass  wohl  zum  Nachteil  der  kurfürstlichen  Kassen  die  Verstaatlichung  des 
Tabakwesens  nicht  in  dem  von  Senser  angedeuteten  Sinne  durchgeführt  wurde. 
Es  fragt  sich  nun,  ob  Senser  entschuldigt  werden  kann,  dass  er  nach  der  wirklich 
erfolgten  Veranstaltung  seinen  ehemaligen  Konsorten  23,000  fl.  ausbezahlte  und 
auch  sonst  die  Gelder  der  Tabakkasse  für  Errichtung  von  Fabrizierhäusern  in 
Anspruch  nahm.  Der  von  Senser  vertretene,  aber  nicht  erreichte  Plan  war 
bekanntlich  der,  dass  nicht  allein  der  Handel  mit  Tabak,  sondern  auch  der  Bau 
und  die  Fabrikation  desselben  in  staatliche  Hände  übergehe.  Er  hat  sich 
unzweideutig  dahin  ausgesprochen,  dass  nur  so  das  Werk  gedeihen  und  die 
erwünschten  Vorteile  eintreten  können.  Als  er  nun  als  kurfürstlicher  Hof- 
kammei'rat  den  Tabakhandel  leitete,  verlor  er  sein  Endziel  nicht  aus  dem  Auge, 
so  viele  Tabakfelder  anzubauen  und  Tabakfabriken  zu  errichten,  dass  Bayern 
nicht  nur  seinen  Bedarf  erzeugen,  sondern  auch  noch  an  das  Ausland  abgeben 
könne.  Dass  dieses  sein  Streben  in  den  oberen  Regionen  gern  gesehen  wurde 
und  gefördert  werden  wollte,  kann  keinem  Zweifel  unterliegen.  In  betreff  der 
genannten  23,000  fl.  behauptet  Senser  stets,  dass  sie  im  Einverständnis  mit  dem 
Referenten  des  Kommerzienkollegiums  ausbezahlt  wurden.  Man  hat  es  ihm  bei 
dem  Mangel  an  schriftlichen  Beweisen  nicht  glauben  wollen;  ich  denke,  schwerer 
falle  die  Annahme,  dass  das  Kommerzienkollegium  von  dieser  Auszahlung  nichts 
gewusst  habe.  Wenn  aber  Senser  bei  der  Verfolgung  seines  Zieles  im  Sinne 
seiner  Vorgesetzten  und  des  Kurfürsten  handelte,  so  kann  man  ihm  nicht  ver- 
denken, dass  er  der  Tabakkasse  leihweise  Gelder  zur  Erwerbung  von  Fabrizier- 
häusem  entnahm,  denn  ohne  Zuhilfenahme  solcher  Gelder  hätten  seine  Pläne 
schlechterdings  nicht  ausgeführt  werden  können.  Sensers  Gegner  meinen,  er 
habe,  um  selbst  wieder  in  den  Besitz  des  Apaldos  zu  kommen,  lediglich  auf  die 
Erreichung  eines  schlechten  finanziellen  Ergebnisses  hingearbeitet.  Wenn  dem 
so  wäre,  so  hätte  Senser  die  Gelder  nicht  auf  Errichtung  unrentabler  Fabriken 
verwenden  dürfen,  die  ja  bei  Erneuerung  seines  früheren  Tabak-Pachtverhält- 
nisses unter  allen  Umständen  in  seinen  Händen  geblieben  wären.  Es  ist  keine 
andere  Deutung  möglich,  als  dass  Senser  an  die  Rentierlichkeit  des  von  ihm 
erstrebten  Werkes  glaubte,  er  wollte  die  entlehnten  Summen  nicht  für  sich  aus- 
nutzen, sondern  sie  sollten  einst  dem  Kurfürsten  und  dem  Lande  Nutzen  bringen. 
Man  mag  in  einzelnen  Dingen  Sensers  Geschäftsgebaren  verurteilen, 
im  ganzen  wird  man  den  Misserfolg  seiner  Bestrebungen  doch  auf  Umstände 
schieben  müssen,  die  ausserhalb  des  Erfahrungsbereiches  seiner  Zeit  und  ausser- 
halb seiner  Macht  lagen.  Es  hat  weder  Senser,  noch  jemand  anderer  daran 
gedacht,  dass  beim  Tabakbau  auch  die  klimatischen  Verhältnisse  in  Betracht 
gezogen  werden  müssen,  ein  Irrtum,  den  man  vor  Senser  und  noch  lange  nach 
ihm  beim  Seidenbau  teuer  bezahlen  musste.  Vor  allem  aber  haben  der  vielfache 
Mangel  einer  geordneten  und  zielbewussten  inneren  Verwaltung  und  die  schweren 
Kriegszeiten  hemmend  und  lähmend  auf  Sensers  Unternehmungen  gewirkt,  so 
dass  man  mit  Grund  behaupten  kann.  Sensers  Endziel,  in  Bayern  10,000 — 20,000 
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Zentsier  Tabak  zu  bauen,  zu  fabrizieren  und  zu  verschleissen,  wäre  von  ihm 
auch  nicht  erreicht  worden,  wenn  er  nach  anderen  wirtschaftlichen  Grundsätzen 
an  der  Ausführung  dieses  Planes  gearbeitet  hätte.  Aus  all  diesem  wird  sich 
das  Urteil  ergeben,  dass  Senser  zwar  kein  volkswirtschaftliches  Genie,  aber  ein 
Mann  von  grossem  Unternehmungsgeist,  rastloser  Thätigkeit  und  treuer  Anhäng- 
lichkeit an  seinen  Fürsten  war.  Mögen  seine  wirtschaftlichen  Grundsätze  falsch 
gewesen  sein,  er  hat  sie  für  wahr  gehalten  und  durch  Verfolgung  derselben 
seinem  Fürsten  und  dem  Vaterland  einen  Dienst  zu  erweisen  geglaubt.  Der 
gegen  Senser  geführte  Prozess  kann  an  diesem  Urteile  nichts  ändern,  es  könnte 
derselbe  vielmehr  zu  einer  Anklage  wider  Sensers  Gegner  und  deren  Protektoren 
mit  gutem  Gewissen  benützt  werden. 
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Das  Reichsgesetz  vom  13.  Mai  1870  wegen  Beseitigung 
der  Doppelbesteuerung 

nnter  vergleichender  Berücksichtigung  des  schweizer  Bundesrechtes 

erläutert 


Th.  Clauss, 

Grossh.  bad.  Finanzrat. 

I. 

Einleitung.     Begriff  der  Doppelbesteuerung;   internationales  und 
interterritoriales  Steuerrecht. 

Wo  im  Privatrechte  auf  ein  Rechtsverhältnis  die  Anwendung  der  inhalt- 
lich   verschiedenen   Rechtsnormen    zweier    Staaten    oder    sonstigen    getrennten 
Rechtsgebiete  in  Frage   kommt,   da  kann  bei  der  Entscheidung  doch  stets  nur 
das   eine   oder  das  andere  Recht  zur  Geltung  gelangen;   das  Uebel  besteht  in 
der  Unsicherheit  darüber,  welches  Recht  wirklich  das  Rechtsverhältnis  beherrsche; 
für   die  Lösung   dieser  Zweifel   die   richtigen  Grundsätze   zu  finden   und  in  ein 
System    zusammenzufassen,    ist   die  Aufgabe   des   internationalen   Privatrechts. 
Wesentlich  anders  liegt  die  Sache  unter  analogen  Verhältnissen  auf  dem  Gebiete 
des   öffentlichen  Rechts   und   zumal   des  Steuerrechts.     Wenn   ein  Steuerobjekt 
nach   den  Gesetzen   zweier  Staaten   steuerpflichtig   ist,   so  wird  vermöge  ihrerj 
wechselseitigen  Unabhängigkeit  und  vermöge  der  zwingenden  Natur  des  öffent-J 
liehen  Rechts  jeder  Staat  seinen  Anspruch  zur  Geltung  bringen,    unbeküm-l 
mert   um   den  konkurrierenden  Anspruch    des    anderen;   vom  Standpunkte    d€ 
Betroffenen  tritt  also  nicht  eine  Kollision,  sondern  eine  Konkurrenz  der  beider-! 
seitigen   Steueransprüche   ein,   aus   welcher  für  ihn   das   Uebel   der  Doppel-l 
besteuerung  hervorgeht. 

Diese  —  internationale  —  Doppelbesteuerung  beruht  also  stets  auf  einer 
inneren   Widerspruche   der  beiderseitigen   Steuer gesetze  (oder| 
doch  ihrer  Anwendung)  bezüglich  ihres  Geltungsbereiches  und  mua 
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durch  dessen  Hebung  beseitigt  werden  können.  Alle  der  Wirkung  nach  ähn- 
liehen und  wohl  ebenfalls  —  mit  Recht  oder  Unrecht  —  als  »Doppelbesteuerung" 
bezeichneten  Erscheinungen,  bei  welchen  jene  Voraussetzung  nicht  zutrifft, 
fallen  deshalb  nicht  unter  den  obigen,  hier  allein  in  Betracht  kommenden 
Begriff: 

1.  Ein  Widerspruch  obiger  Art  kann  vor  allem  nur  zwischen  den  Gesetzen 
verschiedener  Staaten  oder  sonstigen  Steuergewalten  bestehen.  Wenn 
infolge   eines  —  durch   die  Behörden   oder   durch   den  Steuerpflichtigen   selbst 

rschuldeten  —  Yerfahrensfehlers  dieser  in  zwei  Steuerbezirken  gleichzeitig 
ranlagt  wird,  so  ist  es  lediglich  eine  innere  Angelegenheit  des  Staates,  für 
Abhilfe  zu  sorgen ').  Das  Gleiche  gilt  aber  auch  dann,  wenn  aus  wirklichen 
oder  vermeintlichen  Widersprüchen  innerhalb  des  Steuersystems  eines  Staates 
der  Vorwurf  der  , Doppelbesteuerung''  abgeleitet  wird-);  so  im  Falle  gleich- 
zeitiger Besteuerung  der  Aktiengesellschaft  und  der  Aktionäre  oder  des  Grund- 
besitzers für  den  Ertrag  des  Grundstückes  ohne  Abzug  der  Schuldzinsen  und 
ines  Gläubigers  für  die  aus  dem  Ertrage  des  Grandstücks  bezahlte  Kapitalrente 
ciurch  denselben  Staat. 

2.  Wirksam  kann  der  Widerspruch  aber  nur  werden  zwischen  zwei 
Steuergewalten  von  gleicher  Art  und  Ordnung,  bei  welchen  also  die 
Besteuerung  durch  die  eine  die  durch  die  andere  an  sich  ausschliesst.  Die  in 
organischem  Zusammenhange  stehenden  verschiedenartigen  Steuergewalten  — 
Reich,  Staat,  kommunale  und  kirchliche  Verbände  — ,  welche  zu  verschie- 
denen Zwecken  nebeneinander  die  gleichen  Steuersubjekte  und  -Objekte  be- 
steuern, köimen,   da  sie  keine  räumlich  gegeneinander  abgegrenzten  Gebiete 


1)  üeber  solche  „Doppelbesteuerung"  s.  Meitzen,  Vorschriften  über  Klassen-  und 
klassifizierte  Einkommensteuer  in  Preussen.    Berlin,  2.  Aufl.,  1887,  S.  315. 

2)  Wohl  aber  kann  aus  solchen  Widersprüchen,  wenn  ihre  Wirkung  nicht  bloss  inner- 
halb des  einzelnen  Staates ,  sondern  auf  internationalem  Gebiete  sich  äussert ,  eine  wirkliche 
Doppelbesteuerung  in  obigem  Sinne  hervorgehen ;  der  Widerspruch  innerhalb  des  eigenen 
Systems  eines  Staates  begründet  sie  nicht,  schliesst  sie  aber  auch  nicht  aus.  Wenn  also  zwei 
Staaten  gleichmässig  sowohl  die  Aktiengesellschaft  als  den  einzelnen  Aktionär  besteuern ,  so 
kann,  falls  die  erstere  einem,  der  letztere  einem  anderen  Staate  angehört,  der  Beschwerde 

^en  Doppelbesteuerung  nicht  entgegengehalten  werden,  dass  ja  innerhalb  der  beiden 
-"  säten  das  Gleiche  stattfinde.  Solche  Beschwerden  sind  deshalb  auch  nicht  a  limine  ab- 
gewiesen, sondern  es  ist  sachlich  die  Frage,  ob  eine  .Doppelbesteuerung"  durch  die  beiden 
Staaten  erfolge,  geprüft,  allerdings  aber  regelmässig  wegen  Mangels  der  Personenidentität 
verneint  worden.  Wären  die  entscheidenden  Behörden  umgekehrt  dazu  gelangt,  dass  die 
Aktiengesellschaft  und  die  Gesamtheit  der  Aktionäre  identisch,  dass  also  der  gleiche  Ertrag, 
bezw.  das  gleiche  Einkommen,  von  beiden  Staaten  besteuert  sei,  so  hätten  sie  auch  diesen 
Widerspruch  durch  Bestimmung  des  ausschliesslich  besteuerungsberechtigten  Staates  lösen 
müssen.  Die  unmittelbare  Bedeutung  einer  solchen  Entscheidung  wäre  jedoch  auf  die  inter- 
nationalen Fälle  beschränkt  geblieben,  während  im  Innern  der  einzelnen  Staaten  die  andere 
Anschauung  hätte  fortbestehen  können.  Entweder  hätte  dann  also  zweierlei  Recht  gegolten, 
je  nach  dem  zufälligen  Umstände,  dass  der  Aktionär  dem  gleichen  Staate,  wie  die  Aktien- 
gesellschaft, angehört  hätte,  oder  einem  anderen;  oder  aber  die  Staaten  wäretf  durch  das 
<}ewicht  jener  Entscheidung  dazu  gedrängt  worden,  auch  ihr  inneres  Steuerrecht  abzuändern. 
Eben  wegen  dieser  Folgen  könnte  es  aber  allerdings  bedenklich  sein,  wenn  eine  so  wichtige 
und  wesentlich  der  materiellen  Steuergesetzgebung  und  der  inneren  Steuerpolitik  angehörige 
Frage,  wie  die  der  gerechten  Besteuerung  von  Aktiengesellschaften  und  Aktionären,  als  Frage 
des  internationalen  Steuerrechts  lediglich  nach  rechtlichen  Gesichtspunkten  abweichend  von 
bestehenden  Landesgesetzen  zum  Austrage  gelangen  würde. 
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haben,  nicht  wegen  derselben  in  Widerspruch  geraten ;  ein  solcher  Zusammenstoss 
ist  vielmehr  nur  zwischen  zwei  Staaten,  zwei  Gemeinden  etc.  denkbar.  Wenn  also 
das  Reich  die  Objekte  seiner  eigenen  Besteuerung  thatsächüch  der  gleichzeitigen 
Besteuerung  durch  die  Bundesstaaten  verschlossen  hat '),  so  beruht  dies  nur  auf 
Zweckmässigkeitsgründen,  nicht  auf  der  Absicht,  eine  prinzipiell  unrichtige 
Doppelbesteuerung  zu  beseitigen;  dasselbe  gilt  von  der  Vorschrift  des  Art.  33, 
Abs.  2  der  Reichsverfassung,  welche  nur  im  Interesse  der  allgemeinen  Zoll-  und 
Handelsfreiheit  das  Recht  der  Bundesstaaten  zur  Besteuerung  der  aus  anderen 
Bundesstaaten  in  ihr  Gebiet  übergehenden  Produkte  einschränkt. 

8.  Unter  diesen  Voraussetzungen  wird  der  Widerspruch  dann  wirksam, 
wenn  das  Steuerobjekt  das  gleiche  ist.  Die  blosse  Gleichheit  des  „Objektes" 
im  gewöhnlichen  Sinne  genügt  nicht;  die  gleiche  Gütermenge  kann  sowohl  in 
der  gleichen  Hand,  als  in  verschiedenen  Händen  von  verschiedenen  Steuern  ge- 
troffen werden.  In  den  entwickelten  Steuersystemen  der  modernen  Staaten 
wird  fast  überall  das  Einkommen  als  die  gemeinsame  Steuerquelle  in  ver- 
schiedener Weise  gefasst,  indem  zuerst  die  Ertragssteuem  das  Kapital,  aus 
welchem  das  Einkommen  hei'vorgeht,  dann  die  Verbrauchssteuern  den  Ver- 
brauch, welcher  aus  dem  Einkommen  geschöpft  wird  und  dessen  Vorhandensein 
bekundet,  endlich  die  Einkommensteuer  das  Einkommen  an  sich,  ohne  Rücksicht 
auf  seine  Entstehung  und  Verwendung,  zum  Steuerobjekte  machen.  Ebenso 
wie  in  diesen  Fällen,  ist  aber  auch  bei  der  obenerwähnten  Erhebung  der  Ertrags- 
steuer vom  Grundbesitze  ohne  Schuldzinsenabzug  in  der  einen  und  von  diesen 
Schuldzinsen  in.  der  anderen  Hand  das  Steuerobjekt  ein  verschiedenes:  in  einem 
Falle  der  Grundbesitz,  im  anderen  das  zinstragende  Kapital  bezw.  dessen  Ertrag  ^) ; 
und  so  muss  auch  bei  der  Besteuerung  der  Aktiengesellschaft  und  der  Aktionäre 
die  Gleichheit  des  Steuerobjektes  dann  verneint  werden,  wenn  man  die  Aktien- 
gesellschaft nicht  als  eine  Sozietät  der  Aktionäre,  sondern  als  ein  von  diesen 
getrenntes  selbständiges  Rechts-  und  Steuersubjekt  ansieht^). 


i 


1)  Art.  35  R.V. ,  §  25  des  Wechselstempelsteuergesetzes ,  §  27  des  Spielkartenstempel- 
gesetzes,  §  5  des  Reichsstempelabgabengesetzes  etc. 

2)  Das  schweizer  Buiidesgericht ,  an  welches  die  Frage  zur  Entscheidung  gebracht 
wurde,  hat  ausgesprochen,  dass  die  Besteuerung  des  Grundbesitzes  ohne  Schuldzinsenabzug 
keine  Beschwerde  wegen  Doppelbesteuerung  begründe  (Entsch.  Bd.  2,  S.  13)  und  der  Entwurf 
eines  schweizerischen  Bundesgesetzes  vom  6.  März  1885  sieht  in  Art.  4  ausdrücklich  die  Be- 
stimmung vor,  dass  die  Frage  dieses  Abzuges  sich  lediglich  nach  der  Gesetzgebung  des  zur 
Steuererhebung  zuständigen  Kantons,  d.  i.  des  Kantons  der  gelegenen  Sache  entscheide. 

3)  Diese  viel  bestrittene  (auch  im  Finanzarcliiv  II,  S.  317  ff. ;  III,  803;  IV,  ini7  behandelte) 
Frage  ist  schon  bei  der  Beratung  des  R.Gs.  vom  13.  Mai  1870  in  den  Bundesratsausschüssen 
erörtert,  dabei  aber  dem  Berichte  vom  21.  März  1870  (B.R.Drucks.,  Nr.  44)  zufolge  das  Einver- 
ständnis  darüber  ausgesprochen  worden,  „dass  die  Frage,  ob  und  inwieweit  das  aus  dem  Ge- 
schäftsbetriebe einer  Aktiengesellschaft  gewonnene  Einkommen  ausser  in  der  Hand  der  Gesell- 
schaft als   solcher  auch  noch  in  der  Hand  der  einzelnen  Aktieninhaber  nach  dem  Masse  derj 
gezahlten  Dividenden  besteuert  werden  könne,   bei  dem   gegenwärtigen  Anlasse  nicht  zun 
Austrage  zu  bringen  sei,  dass   aber,  wenn  eine  derartige  Steuererhebung  stattfinde,  nur  di^ 
von  der  Aktiengesellschait  als  solcher  entrichteten  Steuern  den  Charakter  einer  Gewerbesteue 
tragen,  die  Besteuerung  der  Dividenden  dagegen  aus  dem  Gesichtspunkte  einer  Rentensteue 
zu  betrachten  sein  würde."  —  Das  ehemalige   Oberappellationsgericht  Lübeck  hat  allerding 
durch  ein  Urteil  vom  81.  Oktober  1871  (Seuffert,  Archiv,  Bd.  37,  S.  5i)  die  Auffassung  „de 
Einkommens  der  Aktiengesellschaft  und  der  Aktionäre  als  zweier  voneinander  verschiedene 
Einkommen"  für  unrichtig  und  die  Besteuerung  eines  Aktionärs  mit  seinem  Dividenden  einkomme 
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4.  Bei  wirklicher  Gleichheit  des  Steuerobjektes  wird  regelmässig  auch 
das  Steuersubjekt  das  gleiche  sein,  weshalb  die  Definitionen  der  .Doppel- 
besteuerung" meist  auch  dessen  Identität  voraussetzen.  Doch  sind  Ausnahms- 
ß,lle  immerhin  möglich.  Wenn  beispielsweise  für  die  Kapitalrentensteuer  im 
einen  Staate  der  Nutzniesser,  im  anderen  der  Eigentümer  steuerpflichtig  ist,  so 
kann  vermöge  dieses  Widerspruches,  welcher  sich  dann  als  ein  solcher  bezüglich 
der  Ausdehnung  der  Steuergewalt  äussert,  das  gleiche  Steuerobjekt  bei  zwei 
Steuersubjekten  besteuert  werden.  Dieser  Fall  ist  in  der  Schweiz  wiederholt 
voi^ekommen  und  von  dem  Bundesgerichte  zu  Gvmsten  des  Kantons,  in  welchem 
der  Nutzniesser  den  Wohnsitz  hat,  entschieden  worden *);  mit  Rücksicht  auf 
solche  und  ähnliche  Fälle  lässt  der  Entwurf  eines  schweizerischen  Bundesgesetzes 
betreffend  das  Verbot  der  Doppelbesteuerung  vom  6.  März  1885  das  Erfordernis 
der  Identität  des  Steuersubjektes  fallen  und  sieht  in  Art.  3  eine  diese  bundes- 
trerichtliche  Praxis  sanktionierende  Bestimmung  vor. 


diu-ch  den  VTolmsitzstaat  für  unzulässig  erklärt.  Allein  das  Keichsgericht  hat  durch  zwei  Urteile 
vom  26.  Februar  1883  und  11.  Februar  1885  (Entsch.  i.  St.S.,  Bd.  8,  S.  132,  i.  Z.S.,  ßd.  13,  S.  142; 
Finanzarchiv  IH,  S.  295,  297)  im  entgegengesetzten  Sinn  entschieden  und  ausgesprochen,  dass  nur 
die  Aktiengesellschaft  als  solche  Einkommen  aus  dem  Gewerbebetriebe  habe,  dagegen  der  Aktionär 
.ein  Kapitalist  sei ,  dessen  Einkommen  von  der  Aktie  sich  als  Rente  von  dem  der  Aktien- 
gesellschaft anvertrauten  Kapitale  darstelle''.  Ebenso  das  preussische  Oberverwaltungsgericht 
bezüglich  der  Kreisbesteuerung  (Urteil  vom  16.  Mai  1877,  Entsch.,  Bd.  2,  S.  62).  —  Auch 
das  schweizerische  Bundesgericht  hat  Klagen  wegen  gleichzeitiger  Besteuerung  der  Aktien- 
gesellschaft und  der  Aktionäre  stets  abgewiesen  (Entsch. ,  Bd.  1 ,  S .  13  u.  23 ,  Bd.  2 ,  S.  186, 
Bd.  5,  S.  152,  Bd.  7,  S.  636,  Bd.  10,  S.  173) ,  jedoch  ohne  dieselbe  prinzipiell  für  zulässig  zu  er- 
klären und  nur  auf  Grund  der  älteren  Bundespraxis ,  welche  den  Satz ,  dass  jene  gleichzeitige 
Besteuerung  eine  unzulässige  Doppelbesteuemng  enthalte.  Jedenfalls  nicht  so  bestimmt  aus- 
spreche, dass  er  als  feststehender  Grundsatz  des  Bundesrechtes  betrachtet  werden  könnte". 
Der  Entwurf  eines  schweizerischen  Bundesgesetzes,  betr.  das  Verbot  der  Doppelbesteuerung 
vom  6.  März  1885  entscheidet  sich  gegen  die  Zulassung  der  gleichzeitigen  Besteuerung  und 
sucht  sie  durch  .eine  Teilung  des  Steuerobjektes''  zu  vermeiden,  indem  er  folgende  Bestim- 
mungen in  Art.  5  vorschlägt:  .Es  haben  die  Mitglieder  von  Aktiengesellschaften  und  Genossen- 
schaften den  wirklichen  Wert  der  Aktien  oder  Anteilsrechte,  bis  zur  Höhe  des  einbezahlten 
Betrages,  beziehungsweise  Dividenden  bis  zu  5  Prozent  dieses  Betrages  an  ihrem  persönlichen 
Wohnsitze  zu  versteuern.  —  Bei  Berechnung  der  Vermögens-  und  der  Erwerbssteuer  einer 
Aktiengesellschaft  oder  Genossenschaft  am  Gesellschaftssitze  soll  der  wirkliche  Wert  der  Aktien 
oder  Anteilsrechte  bis  zur  Höhe  des  einbezahlten  Betrages,  beziehungsweise  eine  Dividende 
bis  zu  5  Prozent  dieses  Beh-ages  in  Abzug  gebracht  werden."  Dieser  Vermittelungsvorschlag 
trifft  materiell  schwerlich  das  Richtige  —  denn  er  würde  den  Staat  der  gewerblichen  Xieder- 
lasstmg  in  dem  ihm  sonst  unbeschränkt  zustehenden  Besteuerungsrechte  (der  Entwurf  selbst 
lehnt  einen  bundesrechtlichen  Zwang  zum  Schuldenabzuge  im  allgemeinen  entschieden  ab)  anfe 
äusserste  verkürzen.  Aber  auch  prinzipiell  ist  er  wohl  nicht  zu  rechtfertigen:  Ist  das  Steuer- 
objekt wirklich  identisch,  dann  kann  es  auch  nur  von  einem  Staate  zu  besteuern  sein ;  muss 
man  die  Identität  aber  verneinen,  so  hat  das  internationale  beziehungsweise  interkantonale 
Steuerrecht  in  Ermangelung  einer  Doppelbesteuenmg  überhaupt  nicht  einzugreifen  und  wenn 
es  etwa,  tun  materielle  Härten  zu  beseitigen,  doch  das  Besteuenmgsrecht  der  Einzelstaaten 
durch  eine  Verteilimg  nach  billigem  Ermessen  —  nach  Art  eines  Vergleiches  —  einschränken 
wollte,  so  würde  es  damit  seine  Aufgabe  überschreiten. 

1)  Das  deutsche  Reichsgesetz  vom  13.  Mai  1870 ,  dessen  allgemeine  Bestimmtmg  (§  1) 
nur  für  die  Steuer  Subjekte  den  besteuerungsberechtigten  Staat  bezeichnet ,  würde  für  den 
obigen  Fall  der  Doppelbesteuerung  keine  Abhilfe  gewähren.  In  den  Fällen  der  §§  3  und  4. 
welche  das  Besteuerungsrecht  nach  dem  Steuer  obj  ekte  regeln,  ist  eben  deshalb  eine 
Doppelbesteuerung  durch  den  Beizug  zweier  Steuersubjekte  seitens  zweier  Staaten  nicht 
denkbar. 
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Dass  diese  ^Doppelbesteuerung"   ein  Uebel  sei,  bedarf  kaum  der  Begrün- 
dung.   Die  obersten  Grundsätze  jedes  vernünftigen  Steuersystems,  die  Einhaltung 
des  richtigen  Verhältnisses  der  Besteuerung  des  einzelnen  zu  seinem  eigenen  Ein- 
kommen und  andererseits  zur  Besteuerung  der  übrigen ,  sowie  doch  auch  zu  dem 
Vorteile,  welchen  ihm  die  staatlichen  Einrichtungen  gewähren,  werden  zum  Schaden 
des  doppelt  Besteuerten  in  Frage  gestellt.     Da  aber  die  Wahrung  jener  Grund- 
sätze  nicht  nur  vom  Standpunkte   der  einzelnen,  sondern  auch  im  öffentlichen 
Interesse  —  schon  in  dem  finanziellen  Interesse  der  Erhaltung  der  Steuerkräfte  — 
geboten  ist,  so  muss  auch  der  Staat  die  „Doppelbesteuerung"  als- ein  Uebel  em- 
pfinden und  die  Beseitigung  der  Kollision  wünschen,  aus  welcher  sie  hervorgeht. 
Wenn  solche  Doppelbesteuerungen  heute  weit  mehr  als  früher  vorkommen,] 
so   haben    dazu   verschiedene   Ursachen   zusammengewirkt ').     Die   zunehmende] 
Bedeutung  des  Mobiliarbesitzes  und  des  persönlichen  Erwerbes  hat  eine  Entwick- 
lung des  Systems  der  direkten  Steuern  zur  Folge  gehabt,  durch  welche  neben  dieJ 
vermöge  ihrer  vorwiegend  realen  Natur  selten  der  Konkurrenz  mehrerer  Staaten] 
Raum  gebenden  älteren  Ertragssteuern  neue  Steuern  verschiedener  Art,  welche  sich] 
unmittelbarer  an  die  Person  des  Pfiichtigen  knüpfen,  getreten  sind.    Gleichzeitig! 
ist,  begünstigt  durch  die  Beseitigung  der  dem  vorübergehenden  oder  dauernden 
Uebergange  in  ein  anderes  Staatsgebiet  entgegengestandenen  thatsächlichen  undj 
rechtlichen  Hindernisse,  eine  früher  unbekannte  Mischung  der  Bevölkerungen  ein- 
getreten, so  dass  zahlreiche  mit  dem  Heimatsstaate  immer  noch  durch  die  poli- 
tische Staatsangehörigkeit  oder  durch  wirtschaftliche  Interessen  verbundene  Per- 
sonen in  einem  anderen  Staate  Aufenthalt,  Wohnsitz  und  Erwerb  haben,  während  j 
andererseits  auch  ohne  jede  Veränderung  der  persönlichen  Verhältnisse  der  Erwerb  i 
von  Vermögen   und   die   Beteiligung   bei   wirtschaftlichen   Unternehmungen  im| 
Auslande  im  weitesten  Umfange  ermöglicht  ist.    War  so  die  steuerliche  Gleich- 
behandlung von  In-  und  Ausländern  im  allgemeinen  gerecht  und  trat  nur  da  und  i 
dort   das  Gebot  der  Klugheit  gegenüber  wohlhabenden  Fremden,  welche  nicht-l 
schon  durch  die  Interessen  ihres  Erwerbes  im  Lande  gehalten  wurden,  einiger- 1 
massen  beschränkend  entgegen  ^),  so  entsprach  diese  Ausdehnung  der  Steuerpflicht  • 
in  einer  Zeit  allgemeiner  Zunahme  der  öffentlichen  Lasten  zugleich  einem  finan- 
ziellen Bedürfnisse;  die  danach  erklärliche  Tendenz  der  Besteuerung  aller  erreich- 
baren Steuerkräfte  musste  dann  wohl  auch  dahin  führen,  dass  mit  der  Ausdehnung 
nicht  überall   die  nach  der  entgegengesetzten  Seite  folgerichtig  sich  ergebende, 
Einschränkung  ausgesprochen  wurde.   Die  Motive  zum  D.B.G.  (Doppelbesteuerungs- 
gesetz, wie  das  Reichsgesetz  vom  13.  Mai  1870  der  Kürze  halber  künftig  genannt ' 
werden  soll)  bezeichnen  deshalb  den  damals  in  Norddeutschland  bestehenden  Zu- 
stand unter  eingehender  Begründung  aus  den  einzelnen  Landesgesetzen  dahin: 
„Nach  den  Steuergesetzen  der  meisten  Staaten  des  Norddeutschen  Bundes  werden^ 
a)  sowohl   die  eigenen  Staatsangehörigen,  welche  sich  in  einem  anderen] 

Staate,   als   auch   die  Angehörigen  fremder   Staaten,   welche  sich  im; 

Inlande  aufhalten. 


1)  A.  Wagner,  Finanzwissenschaft,  2.  Teil,  S,  295  flf. 

2)  Bad,  Kap.-Rent.-St.-Gs.,  Art.  4,  Abs.  2:  „Reichsausländer,  welche  nicht  des  Erwerbs 
wegen  im  Grossherzogtum  ihren  Wohnsitz  haben ,  sind  mit  ihrem  Zinsen-  und  Rentenbezuge 
nur  insoweit  steuerpflichtig,  als  die  Kapitalien  im  Reichsgebiete  angelegt  sind  oder  die  Bezüge ; 
aus  letzterem  kommen."    Bad.  Eink.-St.-Gs.,  Art.  ö,  A.  2. 
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b)  das  den  eigenen  Staatsangehörigen  aus  ausländischen  und  das  den  Ange- 
hörigen fremder  Staaten  aus  inländischen  Quellen  zufliessende  Einkommen 
in  jedem  Bundesstaate  zu  den  persönlichen  direkten  Steuern  herangezogen  .  .  . 
Bei  der  Wechselwirkung  der  einzelnen  Steuergesetzgebungen  hat  die  Anwendung 
dieser  Grundsätze  eine  Reihe  von  Doppelbesteuerungen  zur  Folge  gehabt,  welche 
vorzugsweise  innerhalb  des  Bundesgebietes  fühlbar  geworden  und  zum  Gegen- 
stande wiederholter  Beschwerden  gemacht  worden  sind." 

Bei  einigen  Steuerarten  ist  allerdings  durch  die  Natur  derselben  die 
Möglichkeit  der  Doppelbesteuerung  ausgeschlossen.  So  namentlich  bei  den  Er- 
tragssteuem  vom  Grundbesitze  und  Gewerbebetriebe,  deren  reale  Natur  wohl 
allgemein  anerkannt  ist;  die  Motive  zu  §  3  des  D.B.G.  stellen  fest,  dass  diese 
Steuerobjekte  bisher  schon  überall  nur  in  dem  Staate,  wo  der  Grundbesitz 
hege,  bezw.  das  Gewerbe  betrieben  werde,  besteuert  seien.  Umgekehrt  sollte 
man  annehmen,  dass  die  Einkommensteuer,  deren  Objekt  das  nur  durch  seine 
Zusamenfassung  in  der  Person  des  Steuersubjektes  einen  einheitlichen  Begriff 
bildende  Gesammteinkommen  desselben  ist,  nur  von  dem  Staate,  welchem  diese 
Person  untersteht,  erhoben  werden  könne,  und  dass  eine  Zerlegung  des 
Einkommens  in  seine  Bestandteile  dem  Wesen  der  Einkommensteuer  wider- 
sprechen müsse  ^);  allein  sowohl  das  D.B.G. ,  als  das  schweizer  Bundesrecht 
weisen  wichtige  Einkommensteile  anderen  Staaten  zu,  namentlich  das  Ein- 
kommen aus  Grundbesitz  und  Gewerbebetrieb  dem  Staate  des  Grundbesitzes 
und  Gewerbebetriebes.  Andererseits  könnte,  wenn  die  Ertragssteuem  im  all- 
gemeinen Realst euem  sind,  daraus  bezüglich  der  Kapitalrentensteuer  gefolgert 
werden,  dass  sie  dem  Staate,  aus  dessen  Gebiete  die  Rente  kommt,  zu- 
stehe und  von  diesem  Standpunkte  wird  die  „Kouponsteuer" ,  wo  sie  mit  Aus- 
dehnung auf  die  ausländischen  Gläubiger  des  Staates  etc.  besteht,  gerecht- 
fertigt'-); allein  das  in  einer  Hand  vereinigte  bewegliche  Kapital  und  dessen 
Rente  ist  so  eng  mit  der  Person  und  mit  der  ganzen  wirtschaftlichen  Lage 
des  Inhabers  verbunden,  dass  kein  Staat  auf  die  Besteuerung  seiner  An- 
gehörigen, auch  wenn  sie  ihre  Kapitalien  in  fremden  Werten  angelegt  haben 
und  dafür  die  ausländische  Kouponsteuer  entrichten,  wird  verzichten  können, 
und  so  enthält   auch  weder   das  D.B.G..  noch  das  schweizer  Bundesrecht')  hier 


1)  Dieser  Standpunkt  wurde  bei  der  Beratung  des  D.B.Gs.  durch  den  Bundesrat  in  den 
Ausschüssen  und  im  Plenum  seitens  eines  Bundesstaates  geltend  gemacht;  allein  der  Antrag, 
das  Gesetz  in  dem  Sinne  abzuändern,  dass  die  Besteuerung  des  Einkommens  aus  Grand- 
besitz und  Gewerbebetrieb  dem  Wohnsitzstaate  überlassen  werde,  ward  abgelehnt.  —  Nach 
Einführung  des  badischen  Einkonmiensteuergesetzes  vom  20.  Juni  iSSi,  demzufolge  die  im 
Lande  wohnenden  Steuerpflichtigen  regelmässig  mit  ihrem  Gesamteinkommen  am  Orte  der 
Hauptniederlassung  zu  veranlagen  sind,  entstand  die  Frage,  ob  für  die  Gemeindebesteuerung 
dieser  einheitliche  Steueranschlag  zu  gunsten  der  Gemeinde  der  Hauptniederlassung  ungeteUt 
beizubehalten,  oder  ob  derselbe  auf  die  verschiedenen  Gemeinden,  welchen  die  einzelnen  Ein- 
kommensteile entstammen,  zu  verteilen  sei.  Die  Gesetze  vom  1.  u.  2.  Mai  1886,  die  Abänderung 
der  Städte-  und  der  Gemeindeordnung  etc.  betreffend,  haben  die  Frage  —  vorbehaltlich  be- 
stimmter Ausnahmen  —  im  ersteren  Sinne,  also  in  dem  der  Bestimmung  des  D.B.Gs.  ent- 
gegengesetzten Sinne  entschieden,  allerdings  weniger  aus  prinzipiellen,  als  aus  praktischen 
Gründen. 

2)  A.  Wagner  a.  a.  0.  S.  317  ff. 

5)  Entscheidung  der  Bundesversammlung  vom  17.  bis  23.  Januar  1863:  „Bei  der  Be- 
urteünng  der  Frage,  welcher  Steuerhoheit  Forderungsrechte,  industrielle  Wertseffekten  u.  dgl. 
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eine  Ausnahme  von  der  allgemeinen  Regel  der  Besteuerung  am  Wohnsitze  des 
Berechtigten.  Gibt  sonach  das  Wesen  einer  Steuer  auf  die  Frage,  ob  dieselbe 
dem  Staate,  welchem  das  Steuerobjekt,  oder  dem,  welchem  das  Steuersubjekt 
angehört,  zukomme,  nicht  immer  eine  sichere  Antwort,  so  erheben  sich  neue 
Zweifel  über  das  Kriterium  der  Angehörigkeit  des  Steuersubjektes.  Der  Steuer- 
pflichtige kann  in  verschiedenen  Beziehungen  zu  verschiedenen  Staaten  stehen: 
zu  dem  einen  vermöge  des  politischen  Indigenates,  zum  anderen  vermöge  des 
Wohnsitzes  oder  blossen  Aufenthaltes,  zu  einem  dritten  vermöge  des  Erwerbes, 
welchen  er  (z.  B.  als  Arbeiter  in  einer  jenseits  der  Grenze  des  Wohnsitzstaates 
gelegenen  Fabrik)  in  dessen  Gebiete  findet,  und  kann  aus  jeder  dieser  Beziehungen 
ein  Besteuerungsrecht  mit  relativer  Berechtigung  abgeleitet  werden.  Von  der 
Unterthanenpflicht  der  Staatsbürger  ausgehend,  ergreift  die  Besteuerung  allmählich 
auch  die  anderen  Ansässigen,  welche  als  solche  gleichfalls  Unterthanen  im  weiteren 
Sinne  sind,  und  in  der  Entwicklung  der  Verhältnisse  kann  der  Wohnsitz  sogar 
als  der  berechtigtere  Besteuerungsgrund  erscheinen.  Während  noch  im  Jahre  1869 
ein  preussisch-sächsischer  Staatsvertrag  auf  die  Staatsangehörigkeit  das  entschei- 
dende Gewicht  legte,  so  gab  wenige  Monate  später  das  D.B.G.  im  Einklang  mit 
dem  schweizer  Bundesrechte  dem  Wohnsitze  den  Vorzug. 

Aehnliche  Schwierigkeiten,  wie  bei  den  periodischen  direkten  Steuern,  er- 
geben sich  bei  der  Erbschaftssteuer.  Zwar  ist  auch  hierfür  die  Vererbung 
von  Liegenschaften  das  ausschliessliche  Steuerrecht  des  Staates  der  gelegenen 
Sache  wohl  allgemein  anerkannt;  in  fast  allen  übrigen  Beziehungen  aber  be- 
steht —  und  zwar  auch  innerhalb  des  Deutschen  Reiches,  da  das  D.B.G.  auf 
diese  Steuer  keine  Anwendung  findet  —  noch  so  wenig  Uebereinstimmung,  dass 
stets  viele  Verlassenschaften  doppelter  Besteuerung  unterliegen,  andere  der  Be- 
steuerung ganz  entgehen '). 

Die  Verbrauchssteuern  können  ihrem  Begriffe  nach  nur  dem  Staate, 
in  welchem  der  Verbrauch  erfolgt,  zukommen;  da  sie  jedoch  regelmässig  als 
indirekte  Steuern  nicht  erst  vom  Verbraucher  im  Augenblicke  des  Verbrauches, 
sondern  in  einem  früheren  Stadium  erhoben  werden,  so  ist  eine  Doppelbesteue- 
rung thatsächlich  leicht  möglich,  indem  der  Staat,  in  welchem  die  Ware  erzeugt 
wird,  die  innere  Verbrauchssteuer  und  dann  der  Staat,  in  welchen  sie  zum  Ver- 
brauche eingeführt  wird,  den  Zoll  (bezw.  die  Uebergangssteuer)  erhebt;  hier 
wird  jedoch  nicht  nur  das  Gebot  der  Gerechtigkeit,  sondern  auch  das  volkswirt- 
schaftliche Interesse,  seiner  Produktion  die  Konkurrenzfähigkeit  auf  dem  aus- 
wärtigen Markte  zu  erhalten,  den  ersten  Staat  regelmässig  zum  Rückersatze  der| 
von  ihm   erhobenen  Verbrauchssteuer   bei  der  Ausfuhr   der  Ware  veranlassei 

Die   Gefahr   der  Doppelbesteuerung,   wie   sie   hiernach  in  mannigfache|| 
Weise  begründet  ist,  zu  beseitigen,  wäre  die  Aufgabe  des  internationale] 
Steuerrechtes,    welches    entweder    durch    förmliche    Staatsverträge ^)    odei^ 

unterworfen  seien,  kommt  es  nicht  auf  die  Person  des  Schuldners  bezw.  auf  die  Lage  da 
betreifenden  industriellen  Etablissements  an,  vielmehr  entscheidet  der  Wohnsitz  des  Berec 
tigten  als  der  Vereinigungspunkt  aller  derartigen  unkörperlichen  Rechtsobjekte"  (Ullmei 
Staatsrechtliche  Praxis  der  schweizer  Bundesbehörden,  Bd.  2,  S.  589).  Entsch.  des  Bunde 
gerichts,  Bd.  i,  S.  526;  5,  S.  148;  6,  S.  339. 

1)  Näheres  hierüber  in  Abschnitt  VII. 

2)  Die  Bestimmungen  verschiedener  Staatsverträge,  welche  die  wechselseitige  Gleic 
Stellung  der  Angehörigen  der  Vertragsstaaten  in  steuerlicher  Hinsicht  sichern  sollen,  gehöre 
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durch  die  blosse  thatsächliche  Uebereinstimmung  der  Gesetze  mit  Hilfe  der 
Wissenschaft  sich  bilden  könnte.  Dass  dazu  kaum  einige  Anfänge  vorhanden 
sind,  ist  nicht  bloss  der  Neuheit  des  Bedürfnisses,  sondern  vor  allem  den  ent- 
gegenstehenden grossen  Schwierigkeiten,  unter  welchen  die  Verschiedenheit  der 
Steuersysteme  noch  die  geringere  sein  wird,  zuzuschreiben.  Es  handelt  sich  hier 
nicht  sowohl  um  das  Abwägen  von  Rechtsgründen,  als  um  die  Ausgleichung 
wichtiger  Interessen  der  einzelnen  Staaten,  welche  bei  annähernder  Gleichheit 
der  wirtschaftlichen  und  sozialen  Verhältnisse  wohl  leicht,  bei  grosser  Ver- 
schiedenheit derselben  aber  schwer  oder  gar  nicht  zu  erreichen  ist.  Die  Frage, 
welchem  Staate  die  Personalbesteuerung  des  im  Auslande  wohnenden  Inländers 
zustehe,  wird  beispielsweise  dem  Staate,  dessen  reichste  Angehörige  ihren  Wohn- 
sitz oder  doch  längeren  Aufenthalt  im  Auslande  zu  nehmen  lieben,  in  ganz 
anderem  Lichte  erscheinen  als  demjenigen,  in  dessen  Gebiete  die  reichen  Aus- 
länder sich  niederlassen.  Der  erstere  Staat  wird  auch  auf  die  Besteuerung  der 
MobUiarverlassenschaft  seiner  Angehörigen  im  Auslande  nicht  leicht  verzichten, 
wogegen  der  Staat,  in  dessen  Gebiete  arme  Ausländer  sich  ein  Vermögen  zu 
erwerben  pflegen,  sich  für  berechtigt  halten  wird,  von  dem  letzteren,  bevor  es 
im  Wege  der  Vererbung  das  Land  verlässt,  seinerseits  die  Erbschaftssteuer  zu 
erheben.  Ebenso  verschieden  werden  die  Interessen  zweier  Staaten  sein,  wenn 
in  grossem  L'mfange  Kapitalien  aus  dem  Gebiete  des  einen  zu  Erwerbungen 
von  Grundbesitz,  Beteiligungen  bei  Gewerben  oder  Darlehen  im  Gebiete  des 
anderen  verwendet  werden '). 

Wird  so  ein  volles  internationales  Steuerrecht  mit  allgemeiner  Geltung 
unter  den  Kulturvölkern  in  naher  Zukunft  kaum  zu  erreichen  sein,  so  liegen 
die  Verhältnisse  wesentlich  günstiger  da,  wo  die  konkurrierenden  Steuergewalten 
unter  sich  durch  ein  staatsrechtliches  Band  und  eine  gemeinsame  höhere  Staats- 
gewalt verbunden  sind.  Für  den  einzelnen  Staat  ist  die  Beseitigung  doppelter 
Besteuerung  durch  die  Gemeinden  und  sonstigen  Verbände,  welche  in  seinem 
Gebiete  mit  seiner  Genehmigung  und  mittels  der  von  ihm  gewährten  Exekutiv- 
gewalt Steuern  erheben  —  durch  ein  interkommunales  Steuerrecht  — 
eine  wohl   unabweisbare  Aufgabe.    Aber   auch  in   zusammengesetzten  Staaten 

nicht  hierher;  wohl  aber  die  bekannt«  im  Zollvereinsvertrage,  wie  in  verschiedenen  Handels- 
verträgen mit  auswärtigen  Staaten  (so  mit  Oesterreich-Ungam  —  R.G.Bl.  1881,  S.  123, 
Art.  19)  —  gleichmässig  enthaltene  Bestimmung :  „Kauflente,  Fabrikanten  und  andere  Gewerbe- 
treibende, welche  sich  darüber  ausweisen,  dass  sie  in  dem  Staate,  wo  sie  ihren  Wohnsitz  haben, 
die  gesetzlichen  Abgaben  für  das  von  ihnen  betriebene  Geschäft  entrichten, 
sollen,  wenn  sie  persönlich  oder  durch  in  ihren  Diensten  stehende  Reisende  Ankäufe  machen 
oder  Bestellungen ,  nur  unter  Mitfiihrung  von  Mustern ,  suchen ,  in  dem  Gebiete  des  anderen 
vertragschliessenden  Teües  keine  weitere  Abgabe  dafür  zu  entrichten  verpflichtet  sein." 
Auf  dem  gleichen  Grunde  beruht  offenbar  die  in  dem  Vertrage  mit  Oesterreich-Ungam  weiter 
folgende  Bestimmung:  .Die  Angehörigen  des  einen  der  vertragschliessenden  Teüe,  welche  das 
Frachtfuhrgewerbe ,  die  See-  und  Flussschiffahrt  zwischen  Plätzen  verschiedener  Staaten  be- 
treiben, sollen  für  diesen  Gewerbebetrieb  im  Gebiete  des  anderen  Teiles  einer  Gewerbesteuer 
nicht  unterworfen  werden."  Ueber  das  Verhältnis  dieser  Vertragsbestimmungen  zu  §  3  des 
D.B.Gs.  siehe  unten  Abschn.  V. 

•)  A.  Wagner  a.  a.  0.,  S.  295—323.  Mit  Bezug  auf  das  D.B.G.  ist  daselbst  (S.  314) 
u  a.  gesagt :  „Es  ist  kaum  zu  erwarten,  dass  sich  die  Grundsätze  dieses  Gesetzes,  welche  für 
Deutschland  wohl  die  richtigen  sind,  allgemeiner  zwischen  ganz  fremden  Staaten  einbüi^em. 
Ein  Land  ohne  entwickeltes  Ertragssteuersystem  und  mit  vielen  reichen  Abseutüsten  würde 
sich  sonst  in  einer  Übeln  Lage  befinden." 
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wird  der  Bundesstaat  (Bund,  Reich)  zur  Begründung  eines  für  die  Gliedstaaten 
verbindlichen  interterritorialen  Steuerrechts  durch  das  praktische 
Bedürfnis  leicht  selbst  dann  gedrängt  werden,  wenn  das  innere  Steuerrecht  der 
Gliedstaaten  im  allgemeinen  seiner  Einwirkung  entzogen  und  deshalb  seine  Zu- 
ständigkeit zu  einer  solchen  Beschränkung  desselben  nicht  zweifellos  ist.  Hier 
werden  Verhältnisse,  welche  eine  Doppelbesteuerung  zur  Folge  haben  können, 
besonders  häufig  vorkommen  und  wird  die  letztere,  als  der  Idee  der  Einigang 
im  Bundesstaate  widersprechend,  besonders  schwer  empfunden  werden ;  hier  wird 
aber  auch  die  Verschiedenheit  der  wirtschaftlichen  und  sozialen  Verhältnisse  und 
der  Steuersysteme  regelmässig  geringer  und  wird  deshalb  eine  einheitliche  Re- 
gelung ohne  Verletzung  wichtiger  Sonderinteressen  leichter  zu  erreichen  sein. 
Dieser  Aufgabe  hat  insbesondere  sowohl  die  Schweizer  Eidgenossenschaft 
als  das  Deutsche  Reich,  beziehungsweise  schon  der  Norddeutsche  Bund,  sich  unter- 
zogen —  ganz  unabhängig  voneinander,  auf  verschiedenen  Wegen,  aber  in  den 
wesentlichsten  Punkten  mit  dem  gleichen  Ergebnisse.  Diese  sachliche  Ueber- 
einstimmung  der  in  den  beiden  Bundesstaaten  geltenden  Rechtsnormen  eröffnet 
zugleich  die  erfreuliche  Aussicht,  dass  vielleicht  doch  auf  dieser  Grundlage  ein 
allgemeines  internationales  Steuerrecht  sich  entwickeln  wird. 


II. 

Geschichte   des  schweizer  Bundesrechtes  und  des  deutschen  Reichs- 
gesetzes wegen  Beseitigung  der  Doppelbesteuerung. 

I.  Das  interkantonale  Steuerrecht  der  Schweiz  ist  zurückzuführen  auf 
eine  Entschliessung  der  Bundesversammlung  vom  25.  Juli  1862,  welcher  nach  der 
damaligen  Bundesverfassung  in  streitigen  Sachen  des  Bundesstaatsrechts  die  letzte 
Entscheidung  zustand.  Während  die  Bundesbehörden  bis  dahin  Beschwerden 
wegen  doppelter  Besteuerung  in  zwei  Kantonen  stets  abgewiesen  hatten,  «"w^^il 
die  Steuergesetzgebungen  der  Kantone  auf  deren  Souveränität  beruhen  und  dem 
Bunde  weder  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung,  noch  der  Jurisdiktion  eine  Ein- 
mischung zustehe,  sofern  jene  Gesetzgebungen  nicht  mit  Bundesvorschriften  und 
Konkordaten  in  Widerspruch  stehen",  so  wurde  nunmehr  die  doppelte  Erhebung 
der  Erbschaftssteuer  von  einer  in  Liegenschaften  bestehenden  Verlassenschaft 
von  Bundeswegen  als  unzulässig  erklärt  und  zugleich  dem  Kantone  der  gelegenen 
Sache  das  ausschliessliche  Besteuerungsrecht  zugesprochen.  Die  Entscheidung 
selbst  ist  nicht  mit  Gründen  versehen;  der  wohl  massgebend  gewesene  Bericht 
der  Kommission  des  Nationalrats  aber  besagt:  ^Es  ist  nicht  einzusehen,  weshalb 
das  Begehren  des  Bürgers,  welcher  durch  den  Widerspruch  unter  den  Kantonen 
geschädigt  wird,  nicht  gerade  so  gut  Gehör  finden  soll,  wie  wenn  die  Kantone 
selbst  den  Bund  zur  Entscheidung  anrufen.  Kann  jeder  Kanton  auf  dem  Wege 
der  Vollstreckung  seiner  Ansicht  Geltung  verschaffen ,  so  hat  allerdings  keiner 
von  ihnen  Grund,  die  Hilfe  des  Bundes  anzurufen,  aber  der  Konflikt  ist 
nichtsdestoweniger  vorhanden;  nur  wird  ein  dritter  von  den  Folgen 
betroffen.  Wären  nun  freilich  die  beiden  Staaten  unbedingt  souverän  und 
stünden    sie   nicht   in    einer   solchen   Beziehung    zu    einander,    welche   die  Aus- 
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gleichung  des  Missverhältnisses  gestattet,  so  müsste  der  davon  Betroffene  sich 
der  Gewalt  der  Umstände  unterziehen,  weil  keine  Autorität  vorhanden  wäre, 
die  ihn  gegen  das  Unrecht  schützen  könnte.  Damit  aber,  dass  die  Kantone  zu 
einem  gemeinsamen  Staate  sich  vereinigten,  übernahmen  sie  die  Verpflichtung, 
in  der  Ausübung  ihrer  kantonalen  Rechte  nicht  in  das  Gebiet  des  anderen  Kantons 
überzugreifen  imd  wenn  dies  dennoch  geschehen  sollt«,  so  sind  die  Bundes- 
behörden da,  um  zu  prüfen  und  zu  entscheiden,  auf  welcher  Seit«  das  Recht 
sei  und  die  Kantone  müssen  sich  der  bundesrechtlichen  Entscheidung  unter- 
ziehen. —  Dieser  Fall  ist  vorhanden,  wenn  die  Steuergesetze  zweier  Kantone  in 
der  Weise  miteinander  in  Widerspruch  stehen,  dass  beide  Anspruch  auf  Be- 
steuerung der  gleichen  Sache  machen ;  die  Bundesbehörden  müssen  entscheiden, 
welche  Ansprüche  vom  Bunde  zu  schützen  seien" '). 

Um  die  Zuständigkeit  des  Bundes  zu  begründen,  wird  also  der  zwischen 
den  Gesetzen  der  Kantone  bestehende  Widerspruch  als  ein  Konflikt  zwischen 
den  Kantonen  selbst  aufgefasst,  zu  dessen  Lösung  dann  allerdings  der  Bund 
verfassungsmässig  berufen  ist.  Bei  dieser  seitdem  festgehaltenen  Anschauung 
mussten  die  Bundesbehörden  auch  die  Normen ,  nach  welchen  die  ihnen  ob- 
liegenden Entscheidungen  zu  treffen  waren,  selbst  finden  und  so  hat  sich  — 
bis  jetzt  ganz  ohne  Kodifikation,  lediglich  nach  der  Natur  der  Verhältnisse 
und  nach  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  ein  System  des  interkantonalen  Steuer- 
rechts entwickelt,  welches  über  das  des  D.BG.  in  wichtigen  Beziehungen  (nament- 
lich durch  die  Ausdehnung  auf  die  Erbschaftssteuer  und  auf  die  Besteuerung 
durch  zwei  Gemeinden  verschiedener  Kantone)  noch  hinausgeht.  Die  Revision 
der  Bundesverfassung  im  Jahre  1874  war  in  doppelter  Hinsicht  von  Wichtig- 
keit, indem  nunmehr  ein  Bundesgesetz,  welches  .gegen  Doppelbesteuerung 
die  erforderlichen  Bestimmungen  treffen*  werde,  (in  Art.  46)  ausdrücklich  ver- 
heissen  und  indem  die  Zuständigkeit  in  diesen  bundesstaatsrechtlichen  Streit- 
sachen an  das  Bundesgericht  übertragen  wurde.  Das  Bundesgericht  hat  die 
seitherige  Praxis  der  Bundesbehörden  aufgenommen  und  in  zahlreichen  Ent- 
scheidungen (abgedruckt  in  der  amtlichen  Sammlung  der  bundesgerichtlichen 
Entscheidungen)  weiter  gebildet;  hinsichtlich  seiner  Zuständigkeit  hat  es, 
ohne  die  oben  mitgeteilte  Begründung  sich  unmittelbar  anzueignen,  nur  auf 
die  bestehende  Bundespraxis,  welche  durch  die  Verheissung  in  der  Bundes- 
verfassung prinzipiell  sanktioniert  sei,  hingewiesen;  angesichts  dessen  habe 
das  Bundesgericht  zweifellos  Recht  und  Pflicht,  gegen  Doppelbesteuerung 
Schutz  zu  gewähren,  da  unter  der  Herrschaft  der  neuen  Bundesverfassung 
ein  Zurückgehen  hinter  das  bisherige  Bundesrecht  nicht  möglich  sei;  dagegen 
sei  das  Bundesgericht  nur  insoweit  zuständig,  als  schon  nach  dem  bisherigen 
durch  die  Praxis  ausgebildeten  Bundesrecht  die  Doppelbesteuerung  unzulässig 
war'').  Nicht  nur  dem  Inhalte,  sondern  auch  der  Grundlage  nach  sieht  also 
das  Bundesgericht    seine   Rechtsprechung    als    auf  Gewohnheitsrecht    beruhend 


1)  Blumer,  Handbuch  des  Schweizer  Bundes-Staatsrechts ,  Bd.  1,  S.  243;  Ulmer, 
Staatsrechtliche  Praxis  der  Schweizer  Bnndesbehörden,  Bd.  l,  S.  104  ff. 

2)  Bundesgerichtl.  Entsch. ,  Bd.  l,  S.  12,  S.  52  fl. ;  nur  in  einer  —  französischen  — 
Entscheidung  (Bd.  l.  S  46)  hat  das  Bundesgericht  sich  ausdrücklich  auf  Grund  der  YerÄssungs- 
bestimmung,  welche  ihm  die  Entscheidung  in  staatsrechtlichen  Sreitigkeiten  zwischen  Kantonen 
überweist,  tür  zuständig  erklärt. 
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an.  Durch  Botschaft  vom  6.  März  1885  hat  der  Bundesrat  der  Bundesversamm- 
lung einen  Gesetzesentwurf  mit  eingehender  Begründung  (schw.  Bundesblatt 
1885,  I.  Bd.  Nr.  HS.  533,  im  Anhange  abgedruckt)  unterbreitet,  welcher  im 
allgemeinen  die  seitherige  Bundespraxis  zusammenfasst,  in  einzelnen  Punkten  — 
so  namentlich  bezüglich  der  Besteuerung  der  Aktiengesellschaften  und  Aktionäre 
(s.  oben  S.  141)  —  weiter  gehen  will.  Wegen  der  hierdurch  begründeten  Be- 
denken soll  der  Entwurf  in  allerjüngster  Zeit  durch  die  Bundesversammlung 
abgelehnt  worden  sein. 

II.  Die  Vorgeschichte  des  norddeutschen  Bundes — j  etzt  deutschenReichs- 
gesetzes  vom  13.  Mai  1870  —  bekundet  aufs  deutlichste  das  dringende  Bedürf- 
nis, welchem  es  entsprungen  ist.  Eine  lange  Reihe  von  Petitionen  rief  immer 
wieder  unter  anschaulicher  Darlegung  der  Beschwerden  die  Bundeshilfe  an,  das 
Bedürfnis  der  Abhilfe  wurde  ebenso  rückhaltslos  von  den  Regierungen,  wie  vom 
Reichstage  anerkannt  und  machte  sich  in  so  energischer  Weise  geltend,  dass 
trotz  der  gegen  die  Zuständigkeit  des  Bundes  erhobenen  Bedenken,  trotz  der 
„enormen  Schwierigkeiten",  welche  bei  der  Verschiedenheit  der  Steuersysteme 
einer  gemeinsamen  Regelung  entgegenzustehen  schienen  und  trotzdem  der  zuerst 
betretene  Weg  der  Einzelverträge  sich  nicht  als  ungangbar  erwiesen  hatte, 
schon  nach  wenigen  Jahren  das  Bundesgesetz  zustande  kam.  Nur  die  Haupt- 
stadien dieser  Vorgeschichte  sollen  hier  hervorgehoben  werden: 

Die  erste  Petition  ging  im  Jahre  1867  dem  Reichstage  von  mehreren  in 
Sachsen  ansässigen  preussischen  Gutsbesitzern  (v.  Warburg  und  Gen.)  zu,  welche 
mit  ihrem  Einkommen  in  zwei  Staaten  besteuert  waren.  Solche  doppelte  Besteue- 
rung scheine  ihnen  unverträglich  mit  dem  Wesen  des  durch  die  norddeutsche 
Bundesverfassung  für  alle  Angehörige  des  Bundes  eingeführten  Indigenates; 
solle  der  Bundesangehörige  sich  frei  innerhalb  des  Bundesgebietes  bewegen  und 
sein  Domizil  wählen  können,  so  dürfe  er  nicht  durch  die  doppelte  Personalsteuer 
gleichsam  bestraft  werden.  Die  Petenten  beantragten  deshalb ,  zu  dem  gerade 
in  Bei-atung  stehenden  Freizügigkeitsgesetze  einen  Zusatz  des  Inhaltes :  , Von  der 
Fortentrichtung  der  lediglich  von  der  Person  oder  deren  Einkommen  zu  ent- 
richtenden Steuern  (als  Klassen-,  Einkommen-,  Personal-  und  Rentensteuer) 
an  das  engere  Vaterland  wird  jeder  Bundesangehörige  frei,  wenn  er  an  seinem 
Aufenthaltsorte  im  übrigen  Bundesgebiete  zu  gleichen  Steuern  heran- 
gezogen wird." 

Die  mit  dem  Entwürfe  des  Freizügigkeitsgesetzes  befasste  Reichstags- 
kommission, welcher  auch  diese  Petition  überwiesen  war,  gelangte  —  zufolge 
ihres  Berichts  vom  17.  Oktober  1867  (AktenstückJNr.  109)  —  mit  Rücksicht  auf 
die  Schwierigkeit  bundesgesetzlicher  Regelung  und  die  Möglichkeit  anderweiter 
Abhilfe  nur  zu  dem  Antrage,  dem  Bundeskanzler  zur  Erwägung  zu  stellen,  wie 
der  Uebelstand  der  doppelten  Personalbesteuerung  etc.  zu  beseitigen  sei.  Diesen 
Antrag  nahm  am  21.  Oktober  1867  (25.  Sitzung,  stenographisches  Protokoll  S.  565) 
der  Reichstag  mit  grosser  Mehrheit  an;  in  der  Debatte  begründete  der  Abge- 
ordnete Graf  Bethusy-Huc  die  Bundeskompetenz  besonders  unter  Hinweis  auf 
den  engen  Zusammenhang  mit  dem  Freizügigkeitsgesetze,  dessen  §  1  jede  Be- 
schränkung des  Niederlassungsrechtes  durch  lästige  Bedingungen  untersage  und 
schlug  zugleich  die  Regelung  in  der  Weise  vor,  dass  entweder  ganz  allgemein 
die  Personalbesteuerung  am  dauernden  Wohnsitze  oder  getrennt  die  Besteuerung 
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der  Kapitalrente  da,  wo  der  Steuerpflichtige  wohne,  die  des  Ertrages  der  Arbeit 
da,  wo  dieselbe  verwertet  werde,  erfolge. 

Im  Frühjahre  1868  lagen  bereits  drei  neue  Petitionen,  teils  wieder  von  Guts- 
besitzern, teils  von  Arbeitern,  welche  zugleich  im  Wohnsitzstaate  und  im  Staate 
ihrer  Arbeitsstelle  besteuert  waren ,  dem  Reichstage  vor  und  veranlassten  dem 
Kommissionsantrage  entsprechend  (Bericht  vom  28.  Mai  1868,  R.T.Drucks.,  Nr.  89 
Lit.  E)  den  Reichstag  zu  dem  weitergehenden  Beschlüsse  vom  10.  Juni  1868, 
wodurch  um  Abhilfe  im  Wege  der  Bundesgesetzgebung  gebeten  wurde. 
In  der  Reichstagssitzimg  erklärte  der  Kgl.  sächsische  Vertreter,  dass  Vertrags- 
verhandlungen zwischen  seiner  und  der  preussischen  Regierung  bereits  im  Laufe 
seien  und  wohl  bald  zu  einem  befriedigenden  Ergebnisse  führen  würden.  Mit 
Rücksicht  auf  diese  Verhandlungen,  welche  die  Abhilfe  ohne  ein  Bundesgesetz 
in  Aussicht  stellten,  beschloss  am  19.  Dezember  1868  der  Bundesrat,  die  An- 
gelegenheit vorerst  beruhen  zu  lassen. 

Im  Frühjahre  1869  beschäftigten  abermals  vier  Petitionen  aus  verschiedenen 
Bundesstaaten  den  Reichstag.  In  der  Kommissionsberatung  (Bericht  vom  17.  April 
1869,  R.T.Drucks.,  Nr.  107  Lit.  A)  wies  der  Vertreter  des  Bvmdeskanzlers  auf 
jene  Vertra^verhandlungen  hin;  durch  sie  hoffe  man,  zu  bestimmten  Grund- 
sätzen zu  gelangen,  welche,  einmal  festgestellt,  dann  auf  das  ganze  Bundes- 
gebiet übertragen  werden  könnten.  Während  er  aber  noch  am  12.  April  das 
Ergebnis  als  ein  unsicheres,  den  Standpunkt  der  beiden  Regierungen  als  von 
einer  Einigung  noch  weit  entfernt,  teilweise  geradezu  entgegengesetzt  bezeichnete, 
konnte  er  wider  Erwarten  schon  am  17.  April  der  Kommission  den  Tags  zuvor 
erfolgten  Vertragsabschluss  *)  kimdgeben.  Als  leitender  Grundsatz  wurde  in  der 
Reichstagssitzung  vom  5.  Mai  1869  durch  den  Bimdeskommissar  bezeichnet:  Die 
Besteuerung  durch  den  Staat,  dessen  Unterthan  der  Steuerpflichtige  sei;  aus- 
nahmsweise für  die  , arbeitenden  Klassen"  die  Besteuerung  am  Wohnorte. 
In  der  Hoffnung  auf  Abhilfe  durch  diese  vertragsmässige  Einigung  schlug  die 
Kommissionsmehrheit  den  Uebergang  zur  Tagesordnung  über  jene  Petitionen 
vor;  allein  der  Reichstag  beschloss  mit  grosser  Mehrheit,  den  Bundeskanzler 
abermals  mn  thunüchst  baldige  Abhilfe  im  Wege  der  Bundesgesetzgebung, 
welcher  dem  des  Vertrages  weit  vorzuziehen  sei,  zu  ersuchen.  Ueber  das  dringende 
Bedürfnis  —  so  führte  der  Antragsteller  Abgeordneter  Fries  aus  —  sei  kein 
Wort  zu  verlieren,  ebenso  nicht  über  die  aus  der  Freizügigkeit  sich  notwendig 
ergebende  Bundeskompetenz;  sachlich  seien  die  Grundsätze  des  Vertrages  wohl 
die  richtigen.  In  gleichem  Sinne  fasste  das  preussische  Abgeordnetenhaus  bei 
der  Genehmigung  des  Staatsvertrages  eine  Resolution. 

Die  Folge  war,  dass  bereits  am  14.  Februar  1870  der  Bundeskanzler  dem 
Bundesrate  einen  Gesetzesentwurf  vorlegte  (B.R.D.S.  Nr.  17).  In  den  ibm  bei- 
gegebenen Motiven  war  nach  eingehender  Darlegung  des  Bedürfnisses  zur  Be- 
gründung der  Zuständigkeit  imd  zugleich  zur  Begrenzung  der  Aufgabe  gesagt: 

, Nachdem  das  Gesetz  über  die  Freizügigkeit  vom  1.  November  1867  die 
Aufenthalts-   und  Niederlassungsbefugnisse  und   nachdem   die   Gewerbeordnung 


1)  Der  Staatsvertrag  wurde  dem  Bundesrate  in  seiner  18.  Sitzung  vorgelegt  imd  ist  als 
BeUage  A  zu  §  161  des  Sitzungsprotokolls  abgedruckt ;  ist  auch  ün  Anhange  dieser  Abband 
lung  mitgeteilt. 
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vom  21.  Juni  1869  die  Berechtigung  zum  Gewerbebetriebe  innerhalb  des  Bundes- 
gebietes wesentlich  erweitert  hat,  ist  es  erforderlich  und  liegt  es  in  der  Konse- 
quenz der  durch  die  Verfassung  und  Gesetzgebung  des  Bundes  sanktionierten 
Prinzipien,  diejenigen  Hindernisse,  welche  die  bestehende  Doppelbesteuerung 
der  vollen  Verwirklichung  dieser  Prinzipien  noch  entgegenstellt,  zu  beseitigen.  — 
Der  gegenwärtige  Entwurf  ist  dazu  bestimmt,  dieses  Ziel  vermittelst  einer  Be- 
schränkung des  Besteuerungsrechtes  der  einzelnen  Bundesstaaten  zu  erreichen, 
welche  eine  mehrfache  Besteuerung  des  nämlichen  Objektes  nach  Möglichkeit 
ausschliesst." 

Der  Entwurf  ward  zunächst  den  Ausschüssen  für  Zoll-  und  Steuerwesen 
und  für  den  Entwurf  des  Unterstützungswohnsitzgesetzes  überwiesen  und  auf 
Grund  eines  eingehenden  Berichtes  dieser  Ausschüsse  vom  21.  März  1870  (B.R.D.S. 
Nr.  44)  durch  den  Bundesrat  in  dessen  Sitzung  vom  31.  März  1870  mit  einer 
einzigen  Aenderung  von  nur  redaktioneller  Bedeutung  (zu  §  5)  angenommen. 
Unter  gleichem  Datum  erfolgte  die  Vorlage  des  Entwurfs  mit  den  unveränderten 
Motiven  an  den  Reichstag  (R.T.D.S.  Nr.  103)  und  dieser  nahm  ohne  Kommissions- 
beratung in  dreimaliger  Lesung  am  4.  und  8.  April  und  12.  Mai  1870  (Steno- 
graphische Berichte  S.  637,  750,  831)  den  Entwurf  unter  Ablehnung  aller 
Aenderungsanträge  ^)  an.  So  konnte  das  Gesetz  bereits  unterm  13.  Mai  1870 
verkündigt  werden,  als  eins  der  letzten  Ergebnisse  der  kurzen,  aber  reichen 
gesetzgeberischen  Thätigkeit  des  norddeutschen  Bundes ,  von  welchem  es  dann 
sofort  an  das  deutche  Reich  übergegangen  ist. 

Der  Vollzug  des  D.B.Gs.  liegt  zunächst  in  den  Händen  der  Bundes- 
staaten, welche  ihr  Landesrecht  und  ihre  Verwaltungspraxis  damit  in  Einklang 
zu  setzen  und  zu  erhalten  haben  ^).  Die  reichsverfassungsmässige  Gewähr  für 
die  richtige  und  einheitliche  Handhabung  ist  dadurch  gegeben,  dass  der  Bundes- 
rat über  die  bei  der  Ausführung  der  Reichsgesetze  hervortretenden  Mängel  zu 
beschliessen  und  folgeweise  die  materielle  Entscheidung  über  deren  Auslegung 
zu  treffen  hat^);  der  Bundesrat  hat  auch  über  die  Auslegung  des  D.B.Gs.  schon 
eine  Reihe  sehr  wichtiger  Entscheidungen  erlassen.  Ausserdem  sind  eine  Anzahl 
von  Urteilen  höherer  Gerichte,  insbesondere  des  Reichsgerichtes,  von  grosser 
Bedeutung;  die  Strafgerichte  können  selbstverständlich  überall,  wo  bei  der  Ent- 
scheidung in  einer  Steuerstrafsache  das  D.B.G.  in  Betracht  kommt,  zu  dessen 
Auslegung  berufen  sein;  aber  auch  über  die  Steuerpfiicht  selbst  kann  nach  ge- 
meinem Rechte  d5e  Entscheidung  der  bürgerlichen  Gerichte^),  nach  neueren 
Landesgesetzen  die  der  Verwaltungsgerichte*)  angerufen  werden. 


1)  Diese  Anträge :  Stenogr.  Berichte,  Bd.  HI,  S.  448,  642. 

2)  Zu  diesem  Zwecke  ist  das  badische  Landesgesetz  vom  14.  März  1872,  die  Abänderung 
des  Kapitalsteuergesetzes  betreffend  (G.V.Bl.  S.  137)  und  sind  verschiedene  Verordnungen 
(St.V.Bl.  1872,  S.  13,  20,  21)  erlassen  worden.  —Für  Preussen  Zirkularerlass  des  Finanz- 
ministers vom  8.  Oktober  1870  und  verschiedene  Einzelentscheidungen.  Abgedruckt  bei. 
Meitzen  a.  a.  0.  S.  83  ff.,  88  ff. 

3)  R.V.,  Art.  7,  Z.  3;  Lab  and,  Staatsrecht  des  Deutschen  Reichs,  Bd.  1,  S.  260. 
*)  üeber  diese  Frage:  Reichsger.  Entsch.  in  Zivilsachen,  Bd.  11,  S.  65. 

5)  So  namentlich  in  Baden  und  Württemberg ,  wogegen  in  Preussen  die  Verwaltungs- 
gerichte zur  Entscheidung  in  Staatssteuersachen  nicht  zuständig  sind ;  vom  preussischen  Ober- 
verwaltungsgerichte liegen  deshalb  nur  Entscheidungen  bezüglich  der  zur  Beseitigung  von 
Doppelbesteuerungen  durch  inländische  Kreise  und  Gemeinden  bestehenden  landesgesetzlichen 
Bestimmungen  vor.    Vgl.  Sarwey,  Das  öffentliche  Recht  und  die  Verwaltungsrechtspflege, 
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An  der  Hand  dieser  Auslegungsquellen,  soweit  sie  dem  Verfasser  zugäng- 
lich waren  und  unter  vergleichender  Rücksichtnahme  auf  das  Schweizer  Bundes- 
recht 80U  im  weiteren  die  Darlegung  des  rechtlichen  Inhaltes  des  D.B.Grs.  ver- 
sucht werden;  der  Standpunkt  ist  dabei  ausschliesslich  der  der  Gesetzesaus- 
legung, so  dass  insbesondere  die  Frage,  ob  und  inwieweit  die  Ausdehnung  des 
durch  das  D.B.G.  gewährten  Schutzes  ^)  über  seinen  wirklichen  Inhalt  hinaus 
dem  Sinne  und  Geiste  desselben  entsprechen  würde  imd  auch  thatsächlich  durch 
Landesgesetze  erfolgt  ist,  ausser  Betracht  bleibt. 


III. 

System  des  deutschen  Reichsgesetzes  wegen  Beseitigung  der 

Doppelbesteuerung. 

I.  Dass  das  D.B.G.  nicht  jede  Doppelbesteuerung  im  oben- 
bezeichneten Sinne  ausschliesst ,  wurde  schon  bei  der  Beratung  im  Reichstage 
ausdrücklich  anerkannt  (Stenographische  Berichte,  S.  638)  und  auch  die  Motive 
stellen  nur  die  Abhilfe  „nach  Möglichkeit"  in  Aussicht.  Die  Beschränkungen 
sind  wohl  teils  auf  die  verfassungsmässige  Begründung  des  Gesetzes  als  Folge 
der  nur  den  Reichsangehörigen  innerhalb  des  Reiches  gewährleisteten  Frei- 
zügigkeit zurückzuführen,  teils  und  vor  allem  darauf,  dass  die  Schwierigkeit 
der  Verhältnisse  und  die  Dringlichkeit  des  Bedürfnisses  darauf  hinwies,  sich  mit 
<iem  Notwendigen  und  sofort  Erreichbaren  zu  begnügen. 

Demgemäss  gewährt  das  D.B.G.  seinen  Schutz: 

l.  Nur  Deutschen,  also  Personen,  welchen  nach  dem  Reichsgesetz  vom 
1.  Juni  1870  die  Bundesangehörigkeit  zukommt.  —  Auch  das  Schweizer  Bundes- 
recht hat  sich  bis  jetzt  auf  den  Schutz  der  Schweizer  Bürger  und  ausserdem 
derjenigen  Fremden  beschränkt,  welchen  durch  Staatsverträge  die  gleiche  Rechts- 
stellung in  bezug  auf  Person  und  Eigentum  zugesichert  ist;  der  Bundesgesetz- 
entwurf vom  6.  März  1885  schlägt  aber  vor,  diese  Beschränkimg  fallen  zu  lassen 
und  die  Ausdehnung  des  Schutzes  „auf  alle  einer  Schweizer  Steuerhoheit  unter- 
stehenden Personen,  ohne  Unterschied  der  Nationalität,  von  vornherein 
im  Gesetze  anzuerkennen*.  (B.Bl.,  S.  339.)  —  Das  D.B.G.  gibt  jedoch  nach 
zwei  Richtungen  einem  Zweifel  Raum: 


S.  559,  woselbst  auch  hinsichtlich  des  D.B.Gs.  das  Verhältnis  der  partiknlarrechtlichen  Yer- 
waltnngsrechtspflege  zu  der  reichsverfassungsmässigen  Zuständigkeit  des  Bundesrates  erörtert 
und  in  offenbar  zutreffender  Weise  die  Zulässigkeit  der  verwaltungsgerichtliehen  Klage  bejaht 
ist  trotz  der  Möglichkeit,  dass  entgegen  einer  verwaltungsgerichtlichen  Entscheidung  der 
Bundesrat  die  Zulässigkeit  der  Steuererhebung  in  dem  betreffenden  Staate  verneinen  würde. 
,Dies  schliesst  die  Zulässigkeit  einer  nur  vom  Standpunkte  des  angeblich  verletzten  Steuer- 
pflichtigen aus  zu  beurteilenden  administrativen  Klage  nicht  aus.  Die  Folge  wäre  nur,  dass, 
wenn  der  Bundesrat  gegen  das  Steuerbezugsrecht  entscheiden  würde,  der  betreffende  Staat 
von  der  ihm  durch  die  Entscheidung  des  Yerwaltungsgerichts  zugesprochenen  Steuerbefugnis 
keinen  Gebrauch  machen  könnte."* 

1)  So  enthält  die  badische  Steuergesetzgebung  nirgends  Bestimmungen  zum  Nachteile, 
dagegen  wichtige  Bestimmungen  zu  Gunsten  des  Eeichsausländers  (Eink.St.Gs. ,  Art.  5,  Z.  2; 
Kap.R.St.Gs.,  Art.  4,  Abs.  2  ff.).  —  In  betreff  der  Frage  der  Besteuerung  der  Ausländer  in 
Deutschland  vgl.  auch  Finauzarchiv  IV,  S.  1016. 
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a)  Die  besondere  Bestimmung  des  §  3,  welche  von  dem  Grundbesitze  und 
Gewerbebetriebe  und  dem  Einkommen  aus  diesen  Quellen  handelt,  enthält  nicht, 
wie  die  allgemeine  Regel  des  §  1 ,  einen  ausdrücklichen  Ausspruch  der  Be- 
schränkung auf  Reichsangehörige;  man  könnte  deshalb  annehmen,  dass  auf 
jene  Bestimmung  auch  der  Reichsausländer,  welcher  im  Reiche  Grundbesitz  hat 
oder  Gewerbe  betreibt,  sich  solle  berufen  dürfen.  Nach  der  Begründung  des 
D.B.Gs.  und  nach  seiner  eigenen  Fassung,  welche  die  Bestimmung  des  §  3  als 
eine  in  §  1  ausdrücklich  vorbehaltene  und  darum  im  Zusammenhange  mit  dieser 
allgemeinen  Regel  auszulegende  Ausnahme  erscheinen  lässt,  wird  aber  doch  auch 
hier  die  Geltung  auf  Deutsche  beschränkt  werden  müssen.  In  diesem  Sinne  hat 
im  Reichstage  auf  ein  seitens  des  Abgeordneten  Reichensperger  erhobenes  Be- 
denken der  Finanzminister  Camphausen  ganz  bestimmt  und  ohne  dass  eine  Ein- 
wendung dagegen  erhoben  wurde,  sich  ausgesprochen  (Stenogr.  Ber.  S.  751 — 2),  und 
ebenso  legt  das  Reichsgericht  in  einer  —  allerdings  unmittelbar  eine  andere  Frage 
betreffenden  —  Entscheidung  vom  11.  Februar  1885  (Entsch.  i.  Z.S.  Bd.  13,  S.  142) 
den  §  8  aus:  „Der  §  3  steht  im  engsten  Zusammenhange  mit  §  1,  als  nähere  Aus- 
führung des  im  §  1  gemachten  Vorbehaltes.  Die  im  §  3  enthaltenen  Ausnahmen 
und  Einschränkungen  der  im  §  1  enthaltenen  Regel  erstrecken  sich  nicht  weiter, 
als  die  Regel,  welche  sie  beschränken.  Die  im  §  1  aufgestellte  Regel  betrifft 
aber  nur  gewisse  Personen,  indem  gesagt  ist:  ,Ein  Norddeutscher  darf 
vorbehaltlich  etc.'  Daher  kann  auch  die  im  §  3  enthaltene  Ausnahme  nur 
dahin  verstanden  werden,  dass  die  Besteuerung  einer  solchen  Person  wegen 
der  im  §  3  bezeichneten  Objekte  nur  dem  in  §  3  bezeichneten  Staate  zusteht. 
Hiemach  handelt  §  3  nicht,  wie  man  nach  den  Buchstaben  des  Gesetzes  an- 
nehmen könnte,  von  der  Besteuerung  der  darin  bezeichneten  Objekte 
ohne  Rücksicht  auf  die  Personen,  welchen  sie  gehören,  sondern  von  der 
Besteuerung  der  im  §  1  bezeichneten  Steuersubjekte  wegen  der 
im  §  3  bezeichneten  Steuerobjekte." 

Der  badische  Verwaltungsgerichtshof  hat  dagegen  in  einem  Urteile  vom 
7.  April  1886  umgekehrt  angenommen,  dass  §  3  allgemein  über  die  Besteuerung- 
des  Grundbesitzes  etc.  verfüge,  „ohne  irgend  einen  Unterschied  bezüglich  dieser 
Steuerbarkeit  je  nach  der  möglichen  Verschiedenheit  der  betreffenden  Steuer- 
subjekte zu  machen"  und  es  wird  immerhin  die  Möglichkeit  eines  Zweifels 
zuzugeben  sein:  Wenn  §  1  die  Ausnahmebestimmung  des  §  3  vorbehält,  so 
muss  nicht  deshalb  unbedingt  alles,  was  von  der  Regel  gilt,  auch  von  der 
Ausnahme  gelten;  man  könnte  ferner  annehmen,  dass  zwar  §  1,  welcher  von 
den  Subjektssteuem  handelt,  die  Inländereigenschaft  des  Steuersubjektes  ver- 
langt, §  3  aber  sich  damit,  dass  die  hier  ausschliesslich  erwähnten  Steuer- 
objekte (Grundbesitz,  Gewerbebetrieb)  inländische  seien,  begnügt  habe;  was  end- 
lich die  Begründung  des  D.B.Gs.  anlangt,  so  verweisen  doch  die  Motive  nicht 
bloss  auf  das  Freizügigkeitsgesetz,  sondern  auch  auf  die  Gewerbeordnung,  welche 
ihre  Geltung  nicht  prinzipiell  auf  Inländer  beschränkt. 

b)  Dafür,  dass  das  D.B.G.  auch  auf  juristische  Personen  anwendbar 
sei,  gibt  weder  das  Gesetz  selbst,  noch  das  amtliche  Material  einen  sicheren 
Anhalt.  In  der  Ei-wägung,  „dass  das  Gesetz  nur  beabsichtigt  habe,  die  aus  der 
Freizügigkeit,  also  aus  dem  Reichsindigenate  der  physischen  Personen  sich 
ergebenden  steuerlichen  Konsequenzen   zu   ziehen,   ebendeshalb   nur    physische 
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Personen  ins  Auge  gefasst  habe,"  wurde  die  Frage  früher  seitens  der  Reichs- 
regierung —  so  durch  einen  Bescheid  des  Reichskanzleramts  vom  23.  November 
1871  —  verneint  (Bericht  der  Petitionskommission  des  Reichstags  vom  4.  März  1874, 
R.T.D.S.  Nr.  53,  I.  Session  1874).  Sicher  ist,  dass  die  Grundbestimmimgen  in 
§§  1  und  2  eine  unmittelbare  Anwendung  auf  juristische  Personen  nicht  zu- 
lassen; der  BegriflF  des  durch  das  Innehaben  einer  Wohnung  begründeten  ,  Wohn- 
sitzes," wie  der  des  „Aufenthaltes"  und  des  , Heimatstaates"  passen  an  sich 
jedenfalls  nur  auf  physische  Personen;  wendet  man  das  Gesetz  auch  auf  juristische 
Personen  an,  so  muss  man  statt  des  , Wohnsitzes  im  Sinne  des  Gesetzes"  (§  1, 
Abs.  2)  den  „Sitz",  welchen  das  Zivil-  und  Prozessrecht  der  juristischen  Person 
gibt,  annehmen. 

Der  Bundesrat  hat  in  allerjüngster  Zeit  —  laut  Protokoll  vom  81.  März 
1887  (§  184)  —  beschlossen,  die  Anwendbarkeit  des  D.B.Gs.  auch  auf 
juristische  Personen  anzuerkennen.  Massgebend  war  dabei  wohl  auch 
die  politische  Erwägung,  dass  im  Falle  verneinender  Entscheidung  doch  sofort 
das  Bedürfnis  nach  einer  Ausfüllung  der  Lücke  sich  geltend  machen  würde  und 
dass  dann  ein  anderes  Prinzip,  als  das  des  bestehenden  Gesetzes,  nicht  vor- 
geschlagen werden  könnte.  Damit  wird  die  Frage  wohl  endgültig  in  be- 
jahendem Sinne  entschieden  sein. 

2.  Nur  gegen  die  Doppelbesteuerung  durch  Bundesstaaten: 
Der  §.  5  sagt  ausdrücklich,  dass  „an  den  Wirkungen,  welche  der  Wohnsitz  oder 
Aufenthalt  ausserhalb  des  Bundesgebietes  auf  die  Steuerpflichtigkeit 
eines  Deutschen  äussert",  nichts  geändert  werde;  denn,  so  fügen  die  Motive 
bei,  „der  Entwurf  hat  ledigUch  die  Beseitigung  der  Doppelbesteuerung  inner- 
halb des  Bundesgebietes  im  Auge".  Der  ursprüngliche  Entwurf  schloss 
auch  die  Einwirkimg  auf  die  Besteuerung  des  ausserhalb  des  Bundesgebietes 
belegenen  Grundbesitzes,  des  ausserhalb  des  Bimdesgebietes  betriebenen  Ge- 
werbes und  des  Bezugs  von  Gehalt,  Wartegeld  oder  Pension  aus  ausländischen 
Kassen  ausdrücklich  aus.  Der  Bundesrat  erachtete  dies  jedoch  für  entbehrlich, 
da  die  Fassung  der  §§  3  und  4  keinen  Zweifel  darüber  lasse,  dass  hier  nur 
die  Besteuerung  des  im  Gebiete  eines  Bundesstaates  gelegenen  Grund- 
besitzes und  betriebenen  Gewerbes  und  der  Bezüge  aus  der  Kasse  eines 
Bundesstaates  eingeschränkt  werden  solle. 

Danach  gewährt  das  D.B.G.  dem  Reichsinländer,  welcher  ausländisches 
Vermögen  hat  und  ausländisches  Einkommen  bezieht,  keinen  Schutz  gegen 
doppelte  Besteuerung  durch  den  ausländischen  und  durch  einen  deutschen 
Staat,  ebenso  wie  es  selbstverständlich  den  fremden  Staat  nicht  hindern  kann, 
das  reichsinländische  Vermögen  oder  Einkommen  eines  Reichsinländers  unter 
irgend  welchem  Titel  nochmals  zu  besteuern '). 

Das  schweizer  Bundesgericht  geht  hierin  weiter,  indem  es  die  Besteuerung 
ausländischer  Liegenschaften  untersagt,  da  es  „ein  beinahe  allgemein  anerkannter 
Grundsatz  des  Völkerrechts  sei,  dass  für  die  Besteuerung  von  Liegenschaften 
unbedingt  das  Territorialitätsprinzip  entscheide"  (Entsch.  Bd.  1,S.  43,Bd.  3,  S.  11). 
Dass   das  Bundesgericht   damit   auch   die  Besteuerung  des  Einkommens  aus 


1)  üeber  üe  inländische  Besteuerung  in  diesen  Fällen  s.  Absclm.  lY,  Ziff.  N. 
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ausländischem  Grundbesitze  habe   untersagen  wollen,   wird    aus    diesen  in  Erb- 
schaftssteuerfällen gegebenen  Entscheidungen  wohl  nicht  zu  entnehmen  sein. 

Unter  die  „Bundesstaaten"  im  eigentlichen  Sinne  wäre  das  Reichsland 
Elsass-Lothringen  nicht  zu  rechnen;  nachdem  aber  das  D.B.G.  auch  dort  durch 
ein  Gesetz  vom  14.  Januar  1882  (Ges. -El.  f.  E.-L.,  S.  61)  ausdrücklich  eingeführt 
ist,  kann  kein  Zweifel  bestehen,  dass,  wo  das  D.B.G.  von  „Bundesstaaten"  spricht, 
überall  auch  das  Reichsland  darunter  begriffen  ist;  dies  um  so  mehr,  als  die 
Gestaltung  seiner  inneren  staatlichen  Verhältnisse  der  der  Bundesstaaten  im 
wesentlichen  analog  und  insbesondere  auch  finanziell  der  Landes-  vom  Reichs- 
fiskus völlig  getrennt  ist. 

3.  Nur  bezüglich  der  direkten  Steuern:  Der  Bericht  der  Bundes 
ratsausschüsse  vom  11.  März  1870  anerkennt,  dass  dieser  Begriff  kein  nach  allen 
Richtungen  völlig  bestimmter  sei ,  glaubt  jedoch ,  dass  in  der  Praxis  und  nach 
dem  geschäftlichen  Sprachgebrauche  nicht  leicht  ein  Zweifel  darüber,  ob  eine 
Steuer  den  direkten  beizuzählen  sei ,  aufkommen  werde  und  hält  es  nicht  für 
thunlich,  das  Wesen  der  direkten  Steuern  hier  näher  zu  charakterisieren.  Positiv 
geht  aus  dem  Gesetze  selbst  hervor,  dass  es  nicht  nur,  wie  selbstverständlich, 
die  Ertragssteuern ,  sondern  auch  die  Einkommensteuer  (§  3),  welche 
L.  V.  Stein  als  eine  besondere  Grundform  von  den  direkten  Steuern  trennt,  um- 
fassen will.  Negativ  stellt  der  erwähnte  Bericht  vom  11.  März  1870  als  über- 
einstimmende Ansicht  fest,  „dass  weder  die  verschiedenen  Stempelsteuern,  noch 
die  von  Schenkungen,  Ei'bschaften  etc.  erhobenen  Steuern,  auch  wenn  sie  nicht  in 
der  Form  des  Stempels  erhoben  werden,  zu  den  direkten  Steuern  im  Sinne  des 
Gesetzes  zu  rechnen  seien."  Durch  die  auch  in  der  Praxis  allgemein  anerkannte 
Ausschliessung  der  Erbschaftssteuern,  von  denen  das  Schweizer  Bundesrecht 
gerade  ausgegangen  ist,  leidet  das  D.B.G.  an  einer  sehr  fühlbaren  Lücke  ^). 

4.  Nur  bezüglich  der  Staatssteuern:  Ein  Antrag  des  Abgeordneten 
Hausmann,  in  §.  1  den  Staats-  die  Gemeindesteuern  beizufügen,  wurde  vom 
Reichstage  ohne  Debatte  abgelehnt  (Stenogr.  Berichte,  S.  750).  Innerhalb  des 
einzelnen  Bundesstaates  doppelte  Konimunalbesteuerungen  zu  vermeiden,  ist 
offenbar  Sache  der  Landesgesetzgebung  ^) ;  hier  verneint  auch  das  Schweizer 
Bundesgericht  seine  Zuständigkeit').  Wenn  dagegen  zwei  Gemeinden  ver- 
schiedener Kantone  ein  Steuerobjekt  besteuern,  so  gewährt  das  Bundesgericht 
Schutz,  da  hier  ebenfalls  ein  Widerspruch  zwischen  den  Steuergesetzen  zweier 
Kantone  vorliege^);   die  Fassung  des  D.B.Gs.,  dessen  §.  1  ausdrücklich  nur  von 


1)  Näheres  hierüber  in  Abschnitt  VII. 

2)  Im  Grossherzogtum  Baden  sind  bei  dem  engen  Anschlüsse  der  Gemeinde-  an  die 
Staatssteuem  Doppelbesteuerungen  durch  zwei  Gemeinden  nur  in  beschränktem  Umfange 
möglich;  für  die  möglichen  Kollisionsfälle  sind  in  den  §§  82,  83,  84,  84a,  84aa,  84b,  84c  der 
Gemeindeordnung  und  den  entsprechenden  Paragraphen  der  Städteordnung  die  geeigneten  Be- 
stimmungen enthalten;  die  unbedingte  Unzulässigkeit  von  Doppelbesteuerungen  steht  dabei 
ausser  Zweifel.  In  Preussen  ist  die  Unzulässigkeit  der  Besteuerung  desselben  Einkommens 
durch  zwei  Kreise  in  §  16  der  Kreisordnung  vom  13.  Dezember  1872  ausgesprochen.  Bezüglich 
der  Gemeindebesteuerung  gibt  das  Gesetz  vom  27.  Juli  I88,ö,  betreffend  Ergänzung  imd  Ab- 
änderung einiger  Bestimmungen  über  Erhebung  der  auf  das  Einkommen  gelegten  direkten 
Kommunalabgaben  (Gesetzsammlung  Nr.  3:^,  S.  327),  in  den  §§  7—11  unter  dem  Titel:  „Vermei- 
dung von  Doppelbesteuerungen"  eingehende  Vorschriften.    S.  Finanzarchiv  HI,  S.  181. 

3)  B.Gr.Entsch.  Bd.  1,  S.  52;  9,  S.  13Ö. 

<)  B.Gr.Entsch.  Bd.  3,  S.  il;  8,  S.  701;  9,  S.  13.  • 
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Staatssteuern  spricht,  gestattet  in  einem  analogen  Falle  die  Anwendung  nicht, 
weshalb  der  hessische  Verwaltungsgerichtshof  sie  auch  durch  ein  Erkenntnis 
vom  15.  März  1882  (Reger,  Entscheidungen,  Bd.  4,  S.  89)  verneint  hat. 

Aber  auch  innerhalb  des  so  begrenzten  ümfangs  gibt  es  immerhin  noch 
einzelne  —  im  weitem  zu  erwähnende  —  Fälle,  für  welche  die  Bestimmungen 
des  D.B.Gs.  nicht  ausreichen. 

n.  Seinen  unmittelbaren  Zweck  hätte  das  D.B.G.  erreichen  können,  wenn 
es  die  Unzulässigkeit  der  Doppelbesteuerung  ausgesprochen  und  für  den  Fall 
einer  solchen  den  Staat,  welchem  dann  das  Besteuerungsrecht  allein  zukomme,  be- 
zeichnet hätte;  die  Berufung  auf  das  D.B.G.  hätte  dann  immer  den  Nachweis 
der  thatsächlichen  Doppelbesteuerung  zur  Voraussetzung.  In  diesem 
Sinne  enthält  noch  der  preussisch- sächsische  Vertrag,  nachdem  er  in  Art.  1 
die  Besteuerung  im  allgemeinen  dem  Heimatsstaate,  dagegen  in  Art.  2  die  Be- 
steuerung des  Grundbesitzes  und  Gewerbebetriebes  und  des  Einkommens  hieraus 
dem  Staate  des  Grundbesitzes  und  Gewerbebetriebes  zugewiesen,  die  recht  un- 
vollkommene Bestimmung:  ,Bei  der  Besteuerung  des  ganzen  Einkommens  — 
Art.  1  —  ist  das  Einkommen  aus  diesen  Quellen  —  Art.  2  —  zu  verschonen, 
beziehungsweise  sind  die  von  solchen  Quellen  im  anderen  Staate 
nachweisbar  erhobenen  Steuern  vom  ganzen  Einkommensteuer- 
betrage abzuziehen." 

Das  D.B.G.  geht  aber  wesentlich  weiter,  indem  es,  ohne  die  , Doppel- 
besteuerung" zu  definieren  oder  auch  nur  im  Gesetzestexte  zu  erwähnen,  ganz 
allgemein  den  ausschliesslich  besteuerungsberechtigten  Staat  bezeichnet  und 
damit  jedem  anderen  unbedingt  und  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  jener  von  seinem 
Rechte  Gebrauch  macht,  die  Besteuerung  untersagt;  der  dem  D.B.G.  zuwider 
Besteuerte  kann  sich  also  auf  dasselbe  berufen,  auch  wenn  er  thatsächlich  gar 
nicht  doppelt  besteuert  ist^).  Dass  vermöge  dieser  durchgreifenden  Bestimmungen 
das  D.B.G.  einen  ganz  anderen  Einfluss  auf  die  Gestaltung  des  Steuerrechts 
der  Bundesstaaten,  als  wenn  es  nur  subsidiär  geltende  Regeln  enthielte,  ge- 
wonnen und  daiss  es  damit  zugleich  im  einzelnen  Falle  seine  Anwendung 
wesentlich  erleichtert  hat,  leuchtet  ein.  In  gleichem  Sinne  ist  auch  nach  der 
Rechtsprechung  des  preussischen  Obei-verwaltungsgerichts  (Entsch.,  Bd.  10,  S.  52) 
der  die  doppelte  Kreisbesteuerung  untersagende  §  16  der  Kreisordmmg  vom 
13.  Dezember  1882  zu  verstehen  und  auf  den  gleichen  Standpunkt  ist  auch 
das  schweizer  Bundesrecht  schrittweise  gelangt.  Die  Motive  des  Bundesgesetz- 
entwurfs vom  6.  März  1885  bezeichnen  diesen  Gang:  ,Wir  heben  hier  als  be- 
sonders wichtig  hervor,  dass  (in  der  Praxis)  das  Erfordernis  der  effektiven  Be- 
steuerung durch  zwei  oder  mehrere  Kantone  fallen  gelassen  und  der  Begriff 
als  erfüllt  betrachtet  wurde,  wenn  die  Gesetze  zweier  Kantone  auf  die  Be- 
steuerung Anspruch   erhoben,  gleichviel  ob   die  Steuer  wirklich  in  beiden  be- 


I)  Zwei  Entscheidungen  des  preussischen  Finanzministers  vom  16.  Februar  und  27.  De- 
zember 1878  (abgedruckt  Meitzen  a.  a.  0.,  S.  84),  welche  auch  auf  den  Mangel  thatsächlicher 
Doppelbesteuerung  Gewicht  legen,  sind  doch  wohl  nicht  dahin  zu  verstehen,  dass  die  letztere 
als  ein  wesentliches  Erfordernis  zu  gelten  habe.  In  der  Natur  der  Verhältnisse  liegt  es,  dass 
man  in  einem  zweifelhaften  Falle  eher  zu  helfen  geneigt  sein  wird,  wenn  eine  flagrante 
Doppelbesteuerung  vorliegt ,  als  wenn  die  Anwendung  des  D.B.Gs.  zu  völliger  Steuerfireiheit 
fuhren  würde. 
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zogen  wurde  oder  nicht;  dass  sodann  das  Bundesgericht  noch  einen  Schritt 
weiter  ging  und  die  Steuerberechtigung  eines  Kantons  in  absoluter  Weise 
schon  dann  ausschloss,  wenn  das  Steuerobjekt  nach  der  grundsätzlichen  Auf- 
fassung des  Gerichtshofes  der  Steuerhoheit  eines  anderen  Kantones  zu  unter- 
stellen war." 

III.  In  seinen  materiellen  Verfügungen  geht  das  D.B.G.  von  der  Scheidung 
aus  zwischen  den  Steuern,  welche  dem  Staate  des  Steuersubjektes  und  denen, 
welche  dem  Staate  des  Steuerobjektes  zukommen.  Dabei  bezeichnet  es  aber  die 
Besteuerung  durch  den  ersteren  Staat  als  die  allgemeine  Regel,  von  welcher  es 
nur  bestimmt  benannte  Ausnahmen  macht;  indem  es  in  der  allgemeinen  Regel 
nur  über  die  Besteuerung  des  Steuersubjektes  verfügt,  schliesst  es  die  —  bereits 
im  ersten  Abschnitte  erwähnte  —  Möglichkeit  nicht  aus,  dass  ausnahmsweise  das 
gleiche  Steuerobjekt  in  verschiedenen  Händen  (Eigentümer  und  Nutzniesser  eines 
zinstragenden  Kapitales)  durch  zwei  Staaten  besteuert  wird. 

Die  in  §§  3  und  4  bestimmten  Ausnahmen  gehen  aber  über  den  Kreis 
der  objektiven  Ertragssteuem  weit  hinaus  und  kommen  an  finanzieller  Be- 
deutung der  allgemeinen  Regel  (§  1)  wohl  überall  mindestens  gleich.  Sie 
umfassen  nämlich: 

1.  den  Grundbesitz  und  Gewerbebetrieb  und  das  Einkommen  aus  diesen 
Quellen  (§  3)  und 

2.  den  aus  der  Kasse  eines  Bundesstaates  bezogenen  Beamtengehalt  etc. 
(§4), 

so  dass  für  den  Staat  des  Steuersubjektes  nur  übrig  bleibt 

1.  das  bewegliche  Vermögen,  soweit  es  nicht  im  eigenen  Gewerbebetriebe 
angelegt  ist,  und  das  Einkommen  daraus, 

2.  der  persönliche  Erwerb,  soweit  er  nicht  aus  eigenem  Gewerbebetriebe 
herrührt  oder  als  Beamtengehalt  etc.  aus  der  Kasse  eines  Bundes- 
staates bezogen  wird. 

IV.  Hinsichtlich  der  Frage,  welcher  Staat  als  der  des  Steuersubjektes 
anzusehen  sei,  enthält  das  D.B.G.  —  übereinstimmend  mit  dem  schweizer 
Bundesrechte  —  gegenüber  dem  preusisch-sächsischen  Vertrage  den  Hauptunter- 
schied und  grössten  Fortschritt.  Dieser  Vertrag  wies  noch  prinzipiell  die  Be- 
steuerung dem  Staate,  „welchem  der  Steuerpflichtige  als  Unter  th  an  angehört", 
zu;  nur  „Gewerbsgehilfen,  Arbeiter  und  Dienstboten"  sollten  am  Wohnorte  be- 
steuert werden  und  allgemein  war  die  Ausnahme  zugelassen:  „Nimmt  der 
Steuerpflichtige  in  einem  anderen  Staate  Wohnsitz  und  Aufenthalt,  ohne  die 
Staatsangehörigkeit  zu  erwerben,  so  geht  nach  Ablauf  von  5  Jahren 
seit  der  Begründung  des  Wohnsitzes  die  Berechtigung  zur  Besteuerung  in 
vollem  Umfange  auf  diesen  Staat  über."  Der  Vertrag  wollte  also  einen  Steuer- 
wohnsitz, ziemlich  analog  dem  Unterstützungswohnsitze  begründen  —  eine 
Einrichtung,  welche  glücklicherweisse  niemals  ins  Leben  getreten  ist. 

Das  D.B.G.  gibt  diesen  Standpunkt  völlig  auf  und  erklärt  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Staatsangehörigkeit  den  Wohnsitz  für  entscheidend;  nur  beim 
Vorhandensein  mehrerer  Wohnsitze  im  Heimatsstaate  und  in  anderen  Bundes- 
staaten ist  dem  ersteren  das  Vorrecht  eingeräumt  (§.  2,  Abs.  2). 

V.  Dass  dem  Staate  das  Besteuerungsrecht  nur  für  die  Zeit,  während 
welcher  das  Steuersubjekt  beziehungsweise  -Objekt  ihm  angehört,  zustehe,  ist  selbst- 

156 


Das  Reichsgesetz  vom  13.  Mai  1870  wegen  Beseitigung  der  Doppelbesteuerung.      ^57 

verständlich  und  im  D.B.G.  nicht  besonders  erwähnt.  Das  schweizer  Bundes- 
gericht hat  in  wiederholten  Entscheidungen  streng  daran  festgehalten,  dass 
beim  Wohnsitzwechsel  im  Laufe  des  Jahres  jeder  Kanton  nur  nach  Verhältnis 
der  in  sein  Gebiet  fallenden  Zeit  die  Steuer  erheben  dürfe  (Entsch.,  Bd.  3;  S.  97, 

5.  289;  8,  S.  701);  diese  Prorataberechnung ,  so  sagt  eine  Entscheidung,  werde 
auch  nicht  dadurch  ausgeschlossen,  dass  der  Kanton  seine  direkten  Steuern  in 
Jahresraten  erhebe;  dies  kantonale  Steuerrecht  sei  nur  insoweit  ausfuhrbar,  als  es 
nicht  gegen  bundesrechtliche  Grundsätze  Verstösse.   Der  Bundesgesetzentwurf  vom 

6.  März  1885  will  ,zur  Vermeidung  von  praktischen  Umständen  und  Schwierig- 
keiten" dem  Art.  7,  welcher  jenen  allgemeinen  Grundsatz  ausspricht,  die  „regu- 
lierende Bestimmung"  beifügen :  „Dabei  wird  eine  Steuerperiode  in  Zeitabschnitte  von 
drei  Monate  eingeteilt  und  ein  Quartal  zu  gunsten  des  Ortes,  wo  es  angefangen 
wurde,  für  voll  gerechnet." 

Indessen  wird  es  bei  nicht  allzu  buchstäblicher  Anwendung  jenes  Grand- 
satzes einer  solchen  ausdrücklichen  Bestimmung  wohl  nicht  bedürfen.  "Wie  das 
Zivilrecht  die  Zeit  nicht  regelmässig  nach  Minuten  und  Stunden,  sondern  — 
ziviüter  —  nur  nach  vollen  Kalendertagen  rechnet,  so  wird  es  auch  eine  in 
steuertechnischen  Rücksichten  wohl  begründete  allgemeine  Regel  sein,  dass  die 
direkten  Steuern  nicht  tagweise,  sondern  für  bestimmte  grössere  Zeitabschnitte 
(Monat,  Vierteljahr,  Jahr)  erhoben  werden  und  dass  wenigstens  der  Monat 
überall  als  ein  in  dieser  Hinsicht  unteilbarer  Zeitraum  gilt,  für  welchen  auch 
im  Falle  gänzlichen  Aufhörens  der  die  Steuerpflicht  begründenden  Thatsache 
die  Steuer  doch  noch  voU  erhoben  wird^).  In  dieser  Einrichtung,  deren  ent- 
gegengesetzte Wirkung  beim  Beginn  und  Ende  der  Steuerpflicht  sich  zudem 
meist  ausgleichen  wird,  kann  ein  Verstoss  g^en  das  D.B.G.  wohl  sicher  nicht 
gefunden  werden. 


IV. 
Der  "Wohnsitz  (§§  1,  2  und  o  des  Reichsgesetzes). 

I.  Indem  §  1  des  D.B.Gs.  die  Besteuerung  im  allgemeinen  dem  Staate, 
„in  welchem  der  Steuerpflichtige  seinen  Wohnsitz  hat,"  zuweist,  erläutert  er 
diesen  Begriff  selbst  dahin:  „Einen  Wohnsitz  im  Süme  dieses  Gesetzes  hat  ein 
(Nord-)Deutscher  an  dem  Orte,  an  welchem  er  eine  Wohnung  unter 
Umständen  inne  hat,  welche  auf  die  Absicht  der  dauernden  Bei- 
behaltung einer  solchen  schliessen  lassen."     Und  die  Motive  bemerken 


1)  Bad.  Gew.-St.-Gs.,  Art.  15;  Kap.-R.-St.-Gs.,  Art.  14;  Eink.-St.-Gs.,  Art.  u.  —  Prens- 
sisches  Gesetz  betreffend  Klassen-  und  klassifizierte  Einkommensteuer  §|  35  und  36;  Finanz- 
Ministerialverfügung  vom  17.  November  1879;  Meitzen  a.  a.  0.,  S.  86,  Note  2b.  —  Die  badisehe 
Gewerbesteuertaxe,  welche  für  den  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  entrichtet  wird,  ist  aus- 
drücklich ,für  je  30  aufeinander  folgende  Kalendertage  oder  einen  kürzeren  Zeitraum" 
festgesetzt ;  hier  kann  also  auch  bei  Beendigung  des  Hausiergewerbes  vor  Ablauf  der  30  Tage 
das  DBG.  durch  die  Erhebung  der  vollen  Steuer  nicht  verletzt  werden;  in  ähnlicher  Weise 
ist  dem  Wanderlagerbesitzer  für  einen  nicht  über  7  Tage  dauernden  Betrieb  die  halbe,  für 
einen  längeren  die  ganze  Jahressteuer  auferlegt,  welche  er  im  Falle  stehenden  Gewerbebetriebes 
SU  entrichten  hätte. 
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hierzu:  ,Die  Definition  des  Wohnsitzes  entspricht  dem  natürlichen  und  that- 
sächlichen  Begriffe,  welcher  nach  der  allgemeinen  Bedeutung  des  Wortes  mit 
jenem  Ausdrucke  verbunden  ist." 

Der  Bericht  der  Bundesratsausschüsse  vom  10.  März  1870  besagt,  es  sei 
erwogen  worden,  ob  nicht  für  das  Vorhandensein  des  Wohnsitzes  ein  äusserlich 
erkennbares  Merkmal  festzusetzen  und  ob  ein  solches  nicht  in  dem  Erfordernisse 
einer  gewissen  Dauer  des  Wohnens  an  einem  Orte  zu  finden  sei;  man  habe  sich 
jedoch  davon  überzeugt,  dass  dies  Auskunftsmittel  nicht  zum  Ziele  führen  werde, 
indem  ein  thatsächlicher  Aufenthalt  auch  bei  längerer  Dauer  keineswegs  immer 
den  Charakter  des  Wohnsitzes  habe,  andererseits  das  Wohnen  an  einem  Orte  oft 
schon  vom  ersten  Tage  an  zur  Begründung  des  dauernden  Wohnsitzes  führe. 

Die  gesetzliche  Definition  verlangt  nichts  weiter,  als  das  Innehaben 
einer  Wohnung  unter  den  bezeichneten  Umständen;  das  „Innehaben"  einer 
Sache  umfasst  aber  nach  der  allgemeinen  sprachlichen,  wie  nach  der  rechtlichen 
Bedeutung  des 'Wortes  nicht  notwendig  die  persönliche  Benützung,  also  das 
Innehaben  einer  Wohnung  nicht  notwendig  die  persönliche  Bewohnung  durch 
den  Inhaber.  „Eine  Wohnung  innehaben",  so  sagt  ein  Urteil  des  badischen 
Verwaltungsgerichtshofes  vom  21.  April  1886,  „heisst,  sie  thatsächlich  in  der 
Gewalt  haben  in  der  Weise,  dass  man  über  den  Genuss  und  Gebrauch  recht- 
lich verfügen  kann.  Die  thatsächliche  Gewalt  über  eine  Wohnung  braucht 
nicht  unmittelbar  durch  den  Besitzer,  sie  kann  auch  namens  desselben  durch 
einen  Dritten  ausgeübt  werden.  Da  eine  Person  nach  der  ausdrücklichen  Unter- 
stellung des  D.B.Gs.  (§  2,  Abs.  2)  an  mehreren  Orten  gleichzeitig  eine  ständige 
Wohnung  innehaben  kann,  so  ist  es  klar,  dass  für  die  Bestimmung  des  Wohn- 
sitzes der  persönliche  Aufenthalt  resp.  dessen  kürzere  oder  längere  Dauer  nicht 
entscheidend  ist." 

Diese  Voraussetzungen  des  Wohnsitzes  fallen  augenscheinlich  nicht  voll- 
ständig zusammen  mit  denen  des  zivil-  und  prozessrechtlichen  Wohnsitzes  ^),  wie 
dieser  Begriff  vom  römischen  in  das  gemeine  deutsche  und  im  wesentlichen 
übereinstimmend  in  das  französische  Recht  übergegangen  ist.  Alle  Definitionen 
des  letzteren  setzen  zwar  den  persönlichen  dauernden  Aufenthalt  und  folgeweise 
auch  den  Besitz  einer  Wohnung  als  Regel  voraus;  allein  sie  binden  den  Begriff 
weder  an  diese,  noch  an  eine  sonstige  einzelne  Voraussetzung,  sondern  lassen 
in  jedem  Falle  unter  freier  Würdigung  aller  Umstände  entscheiden,  wo  der 
örtliche  Mittelpunkt   der  gesamten  Lebensverhältnisse  sei^).     Nicht 


1)  Der  Wohnsitz  hat  —  abgesehen  von  seinen  auf  dem  Gebiete  des  Staats-  und  Ver- 
waltungsrechts liegenden  Folgen  —  vorzüglich  die  doppelte  rechtliche  Bedeutung,  dass  er  das 
lür  die  Beurteilung  personenrechtlicher  Verhältnisse  massgebende  materielle  Recht,  und 
dass  er  prozessualisch  den  allgemeinen  Gerichtsstand  bestimmt.  Der  Begriff  gehört  also 
dem  Zivil-  und  dem  Prozessrechte  an,  hat  sich  aber  im  ersteren  entwickelt,  weshalb  die 
Prozessrechtslehre  hier  fast  überall  nur  auf  das  Zivilrecht  verweist.  So  gibt  auch  die  R.Z.P.Ü. 
in  §  13  keine  Definition  des  Wohnsitzes,  welchen  die  Motive  als  mit  dem  zivilrechtlichen 
identisch  bezeichnen;  wohl  aber  sind  in  §§  14—17  einige  Einzelbestimmungen  enthalten. 

'^)  L.7.C.  de  incolis,  10,  39:  „In  eo  loco  singulos  habere  domicilium  non  ambigitur, 
ubi  quis  larem  rerumque  ac  fortunarum  suarum  summa m  constituit, 
unde  rursus  non  sit  discessurus,  si  nihil  avocet,  unde  cum  profectus  est,  peregrinari  videtur, 
quo  si  rediit,  peregrinari  iam  destitit."  Windscheid,  Pandektenrecht,  Bd.  i,  §3ii:  „Seinen 
Wohnsitz  hat  der  Mensch  da,  wo  der  Mittelpunkt  seiner  Verhältnisse  und  seiner  Thätigkeit 
ist,  wenn   er  sich  auch   andiesem    Orte  nicht   fortwährend,   ja  wenn  er 
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einmal  für  den  nicht  seltenen  Fall,  das»  oflFenbar  da.s  persönliche  Leben  an  einem, 
das  berufliche  an  einem  anderen  Orte  seinen  Mittelpimkt  hat,  gibt  das  Zivilrecht 
eine  allgemeine  Entscheidung^) ;  nur  für  den  öffentlichen  Beamten  ist  das  berufliche 
Verhältnis  als  massgebend  erklärt,  so  dass  er  den  gesetzlichen  "Wohnsitz  am  Orte 
der  Amtsführung  hat  (worüber  unten  Ziff.  II).  Dabei  lässt  das  gemeine  Recht 
die  Möglichkeit  eines  doppelten  Wohnsitzes  imter  besonderen  Verhältnissen  zu  ^, 
während  die  französische  Praxis  sie  unbedingt  verneint').  Nach  der  letzteren 
wird  sogar  bestritten,  dass  jemand  gar  kein  Domizil  haben  köimte;  der  Wohn- 
sitz könne  nicht  einfach  aufgegeben,  sondern  nur  verlegt  werden;  der  seitherige 
Wohnsitz,  eventuell  der  angeborene,  welchen  jedermann  habe  (?),  bleibe  deshalb 
auch  bei  völligem  Aufhören  der  thatsächlichen  Niederlassung  bis  zur  Begrün- 
dung eines  neuen  bestehen'*).  Damach  ist  einleuchtend,  dass  nach  gemeinem 
imd  noch  mehr  nach  französischem  Rechte  der  Wohnsitz  weder  durch  die  Inne- 
habung  einer  Wohnung  allein  gegeben  ist,  noch  dieselbe  imter  allen  Umständen 
zur  notwendigen  Voraussetzung  hat"^). 

Um  die  Voraussetzungen  des  „Wohnsitzes"  im  Sinne  des  D.B.Gs.  zu  er- 
kennen, muss  man  vor  allem  das  Verhältnis  dieses  Begriffes  zu  dem  zivilrecht- 
lichen feststellen: 

Die  Definition  des  §  1,  Abs.  2  ist  äusserlich  nach  ihrer  Fassung,  wie  nach 
den  Motiven,  welche  mit  keinem  Worte  auf  den  zivilrechtlichen  Begriff  hinweisen, 
eine  ganz  selbständige  und  kann  nicht  etwa  nur  als  eine  erläuternde  oder 
ergänzende  in  dem  Sinne  verstanden  werden,  dass  sie  das  Innehaben  der  Woh- 
nung unter  den  bezeichneten  Umständen  als  eine  Voraussetzung  neben  den 
anderen,  aus  dem  Zi\alrechte  zu  entnehmenden  bezeichnen  wollte.  Vielmehr 
lässt  das  Gresetz  nur  die  Deutung  zu,  dass  jene  Voraussetzung  die  einzige 
sein  soll,  mit  deren  Vorhandensein  oder  Mangel  der  Wohnsitz  steht  und  fallt. 


sich  an  demselben  regelmässig  nur  vorübergehend  aufhält  (z.  B.  ein 
Kaufmann,  welcher  für  sein  Geschäft  das  ganze  Jahr  hindurch  reist,  während  sein  Gesell- 
schafter die  Geschäfte  zu  Hause  besorgt).  Welches  dieser  Ort  sei,  ist  eine  Frage, 
die  im  einzelnen  Falle  unter  Erwägung  aller  Umstände  gelöst  wer- 
den muss."  Koch,  preussisches  Landrecht,  Bd.  1,  S.  36:  „Wohnsitz  heisst  der  bleibende 
Mittelpunkt  der  Lebensverhältnisse  und  Geschäfte  einer  physischen  Person.  Dass  man  an 
einem  Orte  eine  Wohnung  hat,  ist  noch  nicht  entscheidend  (O.-Tr.  I, 
5.2.  72).-  —  Code  civil,  Art.  102:  ,Le  domicile  de  tout  Frangais  etc.  est  au  lieu  oü  il  a  son 
principal  etablissement."  —  Ganz  ebenso  versteht  das  schweizer  Bundesrecht  (Begründung  zu 
Art.  2  des  B.G.-Entw.  vom  6.  März  1S85,  B.Bl.  S.  543)  und  versteht  das  preussische  Steuerrecht 
(Ob.- Yerw. -Gericht,  Bd.  2,  S.  184:  „Der  Wohnsitz  als  dauernder  Mittelpunkt  der  Lebensverhält- 
nisse und  Rechtshandlungen  einer  Person"  etc.)  den  Wohnsitzbegriff.  —  Der  preuss. -sächsische 
Vertrag  verlangt  in  Art.  1  „W 0 h n s i t z  und  Aufenthalt." 

1)  Demolombe,  traitö  des  lois  etc.,  Nr.  345. 

2)  L.  5,  6,  §  2  D.  50,1 :  „vlris  prudentibus  placuit ,  duobus  locis  posse  aliquem 
habere  domicilium  si  utrobique  ita  se  instruxit,  ut  nonideo  minus  apud  alteros  se  collo- 
casse videatur.  —  Windscheid  a.  a.  0.  Note  6.  —  Seuffert,  Archiv,  Bd.  16,  S.  141  fl. 

S)  Laurent,  principes  du  droit  civil,  Vol.  n,  art.  69  et  71. 

*)  Demolombe,  1.  c.  art.  348,  Laurent,  1.  e.  75  et  76.  Dagegen  für  das  gemeine 
Eecht:  Savigny,  System,  Bd.  8,  S.  64. 

5)  Das  badische  Einkommensteuergesetz  scheidet  ausdrücklich  zwischen  dem  „Wohn- 
sitze" im  Sinne  des  D.B.Gs.  und  der  nach  L.ß.S.  102  den  Wohnsitz  begründenden  „Haupt- 
niederlassung":  „Art.  10.  Steuerpflichtige,  welche  im  Grossherzogtum  ihren  Wohnsitz  haben, 
sind  ...  in  demjenigen  Steuerdistrikte  zur  Einkommensteuer  zu  veranlagen,  in  welchem  sich 
ihre  Hauptniederlassung  befindet." 
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Allein  daraus  ist  nicht  zu  schliessen,  dass  das  D.B.G.  wirklich  etwas 
anderes,  als  das  Zivilrecht,  unter  dem  Wohnsitze  habe  verstehen,  dass  es  einen 
ganz  neuen,  innerlich  verschiedenen  Begriff,  wonach  schliesslich  nichts 
weiter,  als  die  dauernde  Verfügung  über  eine  Schlafstelle  erfordert  wäre,  habe 
schaffen  wollen.  Bei  dieser  Auffassung  wäre  auch  die  obige  Bemerkung  der 
Bundesratsausschüsse  ganz  unverständlich;  denn  dann  enthielte  ja  das  D.B.G. 
das  denkbar  einfachste  äusserliche  Merkmal  des  Vorhandenseins  eines  Wohn- 
sitzes. Das  D.B.G.  hat  vielmehr  offenbar  ebenfalls  den  allgemeinen  Wohnsitz- 
begriff vor  Augen.  Nur  auf  diesen  passt  es,  wenn  in  den  Motiven  die  Be- 
steuerung durch  den  Wohnsitzstaat  damit  begründet  ist,  „dass  der  Steuer- 
pflichtige hauptsächlich  in  diesem  Staate  des  staatlichen  Schutzes  geniesst  und 
dort  an  den  gemeinnützigen  Anstalten  teilnimmt" ;  aus  dem  Zivilrechte  ent- 
nimmt auch  das  D.B.G.  den  „dienstlichen  Wohnsitz"  und  setzt  ihn  unmittel- 
bar neben  den  „Wohnsitz  im  Sinne  dieses  Gesetzes";  und  die  das  Vorhandensein 
eines  mehrfachen  Wohnsitzes  berücksichtigende  Bestimmung  des  §.  2,  Abs.  2 
begründete  der  Finanzminister  Camphausen  vor  dem  Reichstage  damit,  „dass 
nach  der  deutschen  Theorie  vom  Wohnsitze  man  an  mehreren  Orten 
einen  Wohnsitz  haben  kann"  (Stenogr.  Ber.  S.  638).  Während  aber  zivilrecht- 
lich über  das  Vorhandensein  des  Wohnsitzes  unter  Würdigung  aller  Verhält- 
nisse zu  urteilen  ist,  knüpft  das  D.B.G.  dasselbe  an  ein  einziges,  nunmehr 
ausschliesslich  entscheidendes  Merkmal  —  offenbar  in  der  Erkenntnis,  dass  ein 
so  allgemein  gefasster  Begriff,  wie  der  zivilrechtliche,  für  die  Praxis  der  Steuer- 
behörden wenig  geeignet  wäre  und  in  der  Absicht,  den  dadurch  zu  besorgenden 
Misständen  vorzubeugen. 

So  stellt  sich  die  Definition  des  §  1,  Abs.  2  gegenüber  jenem  allgemeinen 
Begriffe  nicht  als  die  Bestimmung  eines  materiell  verschiedenen,  sondern 
nur  als  die  Aufstellung  einer  praesumtio  juris  et  de  jure  für  das  Vorhandensein 
des  gleichen  Begriffes  dar;  die  unmittelbare  Geltung  des  letzteren  ist  nun 
allerdings  durch  die  an  seine  Stelle  getretene  gesetzliche  Präsumtion  ausge- 
schlossen, aber  mittelbar  wird  er  für  deren  Auslegung  doch  von  Wichtigkeit 
sein,  sofern  man  bei  derselben  immer  davon  wird  ausgehen  müssen,  dass  das 
Gesetz  nur  ein  entscheidendes  Merkmal  des  Wohnsitzes  in  jenem  allgemeinen 
Sinne  hat  aufstellen  wollen. 

Hinsichtlich  der  durch  §  1,  Abs.  2  verlangten  Voraussetzungen  des  „Wohn- 
sitzes", nämlich 

1.  objektiv:  das  Innehaben  einer  Wohnung, 

2.  subjektiv:  die  —  aus  den  Umständen  erkennbare  —  Absicht  dauernder 
Beibehaltung  einer  solchen, 

wird  sich  hiemach  ergeben: 

Der  Begriff  der  „Wohnung"  ist  an  sich  ein  relativer;  der  obige  Grund 
nötigt  aber  noch  ganz  besonders  zu  der  Annahme,  dass  darunter  nicht  irgend 
ein  bewohnbarer  Raum,  sondern  nur  eine  solche  Wohnung  verstanden  sei,  welche 
für  den  Steuerpflichtigen  und  seine  mit  ihm  zusammenlebende  Familie  nach 
deren  wirtschaftlichen  Verhältnissen,  gesellschaftlicher  Stellung  und  individuellen 
Bedürfnissen  geeignet  ist,  zur  dauernden  Bewohnung  zu  dienen,  also 
die  äussere  Grundlage  für  den  „Mittelpunkt  ihrer  Lebensverhältnisse"  zu  bilden 
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und  folgeweise  als  ein  bezeichnendes  Merkmal  derselben  zu  erscheinen  *).  Muss 
sie  auch  nicht  wirklich  bewohnt  werden,  so  muss  sie  doch,  um  als  »Wohnung* 
zu  gelten,  jederzeit  bewohnbar,  also  —  den  individuellen  Verhältnissen  ent- 
sprechend —  eingerichtet  und  unterhalten  sein.  Weitere  allgemeine  Er- 
fordernisse lassen  sich  wohl  nicht  aufstellen:  Der  Arme,  welchem  gutthatsweise 
dauernd  gestattet  wird,  in  einem  Hause  sich  aufzuhalten  und  nachts  in  einer 
Ecke  zu  schlafen,  hat  damit  bereits  eine  Wohnung,  während  dem  Reichen  viel- 
leicht die  mit  allem  Lebensbedarfe  ausgestatteten  Räume  seiner  ländlichen  Villa 
nur  als  für  einen  vorübergehenden  Aufenthalt  ausreichend  erscheinen. 

Danach  wird  —  um  einige  Beispiele  anzuführen  —  der  in  die  Stadt  ge- 
zogene Grundherr  auf  dem  Stammgute,  solange  daselbst  die  eingerichtete  Woh- 
nung in  bewohnbarem  Stande  für  ihn  und  seine  Familie  noch  bereit  steht, 
allerdings  noch  einen  Wohnsitz  (eventuell  neben  dem  städtischen)  haben,  auch 
wenn  thatsächlich  jene  Wohnimg  seit  Jahr  und  Tag  von  der  gutsherrlichen 
Familie  nicht  mehr  betreten  worden  ist;  so  hat  in  einem  solchen  Falle  der 
badische  Verwaltungsgerichtshof  durch  Urteil  vom  21.  April  1886  entschieden. 
Dass  dagegen  die  von  dem  Städter  auf  dem  Lande  zu  sommerlicher  Erholung 
erworbene  Villa  für  ihn  und  seine  Familie  einen  , Wohnsitz*  begründe,  wird 
nur  dann  zu  bejahen  sein,  wenn  sie  ihrer  ganzen  Beschaffenheit  nach  als  zur 
dauernden  Bewohnung  und  nicht  bloss  zu  zeitweiliger  Unterkunft,  an  Stelle 
derjenigen  im  Gasthause,  geeignet  sich  dai-stellt.  Der  Geschäftsmann  endlich, 
welcher,  zu  häufiger  vorübergehender  Anwesenheit  in  einer  fremden  Stadt  ge- 
nötigt, es  etwa  zweckmässig  fände,  sich  daselbst  ständig  ein  Absteigequartier 
bereit  zu  halten,  wird  dadurch  nur  unter  ganz  besonderen  Verhältnissen  daselbst 
einen  , Wohnsitz'  erwerben. 

Der  Begriff  des  ^Innehabens"  ist  oben  schon  im  allgemeinen  erörtert 
worden;  er  setzt  nichts  voraus,  als  die  thatsächUche  Verfügungsgewalt,  ohne 
Rücksicht  darauf,  ob  sie  auf  wii-kUchem  oder  vermeintlichem  Rechte  beruht 
oder  auch  nur  eine  gutthatsweise  gestattete  ist;  nur  eine  gegen  die  öffent- 
liche Rechtsordnung  verstossende  Innehabung  wäre  selbstverständlich  nicht  als 
solche  anzuerkennen. 

Subjektiv  wird  die  Begründung  eines  Wohnsitzes  voraussetzen,  dass 
man  die  Wohnung  als  solche,  das  ist  für  die  eigene  Person  und  Familie  in  der 
Absicht  dauernder  Beibehaltung  einer  solchen  am  Orte  (nicht  gerade  dieser 
Wohnung)  innehaben  woUe.  Diesen  Willen  kann  der  Wülensunfähige  (z.  B. 
entmündigte  Wahnsinnige)  nicht  haben;  er  kann  sich  darum  nicht  selbst  einen 
Wohnsitz  begründen.  Das  Erfordernis  des  Innehabens  für  sich  selbst  ist  in 
dem  oben  bezeichneten  Begriffe  der  Wohnung  schon  enthalten;  die  Absicht  des 
Bewohnens  ist  nicht  erfordert  und  kann  sogar  zur  Zeit  (z.  B.  durch  Berufs- 
pflichten an  einem  anderen  Orte)  ausgeschlossen  sein,  wohl  aber  die  Absicht 
des   Innehabens,    damit   die  Wohnung   als   solche   dem   Innehaber   zur  Ver- 


1)  So  ist  auch  in  einer  amtl.  Anmerkung  zu  §  1  der  Anweisung  voji  4.  März  1877  zur 
Veranlagung  der  preuss.  klassif.  Einkommensteuer  der  Begriff  der  , Wohnung"  erläutert: 
-Als  solche  ist  nicht  jedes  nur  zu  einem  zeitweiligen  oder  vorübergehenden  Aufenthalte  ein- 
gerichtete oder  ausreichende  Absteigequartier  zu  verstehen,  sondern  es  gehört  dazu,  dass  die 
Wohnräume  zu  dauerndem  Aufenthalte  eingerichtet  sind  und  dem  Steuerpflichtigen  für  sich 
und  seinen  Haushalt  standesgemässe  Unterkunft  gewähren."  (Meitzen  a.  a.  0.  S.  269.) 
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fügung  steht.  Die  Absicht  dauernder  Beibehaltung,  welche  das 
Gesetz  selbst  verlangt,  besteht  in  ganz  entsprechender  Weise  für  den  zivilrecht- 
lichen Wohnsitz  und  was  da  gilt,  wird  analog  anzuwenden  sein.  Ein  reichs- 
gerichtliches Urteil  vom  17.  Juni  1884  (Blum,  Urteile  und  Annalen  Bd.  1,  S.  25) 
besagt  hierüber:  „Es  ist  nicht  die  Absicht  erforderlich,  dauernd  am  Orte  zu 
bleiben,  sobald  man  damit  das  Erfordernis  verbindet,  dass  dieser  Wille  von 
vornherein  auf  einen  unveränderlichen  Aufenthalt  gerichtet  sein  müsse  und 
zugleich  voraussetzt,  dass  eine  auf  ungewisse  Dauer  des  Aufenthaltes  gerichtete 
Absicht  nicht  zu  berücksichtigen  sei.  Nur  so  viel  lässt  sich  behaupten,  dass  die 
Annahme  der  Begründung  eines  Wohnsitzes  regelmässig  dann  ausgeschlossen 
sei,  wenn  der  Wille  von  Anfang  an  auf  den  Zeitpunkt  des  Aufhörens  des 
Aufenthaltes  gerichtet  war."  Darum  wird  jene  Absicht  regelmässig  bei  dem 
Pächter,  welcher  ein  Gut  zunächst  nur  auf  eine  bestimmte  Zahl  von  Jahren 
pachtet,  aber  doch  wohl  an  die  Erneuerung  der  Pachtung  nach  Ablauf  der 
Vertragszeit  denkt,  zu  bejahen,  dagegen  bei  Personen,  welche  sich  in  Bildungs-  ^) 
oder  in  Heilanstalten  aufhalten,  zu  verneinen  sein. 

Mit  diesen  Voraussetzungen  des  , Wohnsitzes"  sind  die  gesetzlichen 
abgeleiteten  Wohnsitze,  welche  ohne  Rücksicht  auf  die  thatsächlichen  Verhält- 
nisse —  beispielsweise  nach  französischem  und  badischem  Rechte  die  Ehefrau 
am  Wohnsitz  des  Ehemanns,  der  nicht  gewaltsentlassene  Minderjährige  an  dem 
der  Eltern  oder  des  Vormundes,  der  Entmündigte  an  dem  des  Vormundes  hat, 
—  augenscheinlich  nicht  vereinbar.  Dies  ist  ausdrücklich  anerkannt  durch  eine 
preussische  Finanz-Ministerialverfügung  vom  28.  Oktober  1880,  welche  für  den 
Wohnsitz  minderjähriger  Kinder  den  —  landrechtlich  massgebenden  —  Sitz  der 
Vormundschaft  für  unerheblich  erklärt  (Meitzen  a.  a.  0.  S.  83)  und  durch  ein 
Urteil  des  badischen  Verwaltungsgerichtshofes  vom  7.  April  1886,  welches  aus- 
spricht: „Allerdings  kennt  das  Reichsgesetz  keinen  gesetzlichen  Wohnsitz  der 
Ehegattin;  auch  für  sie  ist  der  Wohnsitz  vielmehr  ledighch  von  dem  Umstände 
abhängig,  wo  sie  eine  ständige  Wohnung  inne  hat." 

Daraus  geht  aber  nicht  hervor,  dass  diese  Personen,  soweit  sie  willens- 
unfähig sind,  überhaupt  keinen  Wohnsitz  erwerben  können,  sondern  statt  ihrer 
kann  ihr  gesetzlicher  Vertreter  die  erforderliche  Absicht  hegen  und  bethätigen 
und  so  ihnen  einen  Wohnsitz  verschaffen.  So  wird  der  Entmündigte  zwar  nicht 
den  Wohnsitz  des  Vormundes  teilen,  wohl  aber  durch  diesen  eine  „Wohnung" 
und  einen  „Wohnsitz"  erlangen  können.  Die  Kinder  werden,  solange  sie  im 
elterlichen  Hause  wohnen  und  auch  nachher  noch,  solange  dasselbe  der  Mittel- 
punkt ihrer  Lebensverhältnisse  bleibt  (z.  B.  während  der  Studienzeit),  den 
Wohnsitz  des  Vaters  teilen,  aber  nicht,  weil  dies  das  Zivilrecht  bestimmt, 
sondern  weil  der  Vater  die  Wohnung  zugleich  für  sie  innehaben  will  und  sie 
selbst,  sofern  ihnen  schon  ein  eigener  Wille  zukommt,  sie  mitinnehaben  wollen. 
Das  letztere  gilt  ensprechend  von  der  mit  dem  Ehemann  zusammenlebenden 
Ehefrau.  Aber  mit  der  thatsächlichen  Trennung  endet  auch  dies  Verhältnis  und 
es  wird  namentlich,  wenn  das  eheliche  Zusammleben,   obschon  ohne   rechtliche 


1)  Nur  bei  solchen  Studierenden,  welche  ihren  Aufenthalt  am  Studienort  lo  Jahre  lang 
fortsetzen,  bejaht  das  römische  Kaiserrecht  die  Begründung  des  Wohnsitzes,  offenbar  in  der 
Annahme',  dass  dieselben  nun  auch  den  Eest  ihrer  Tage  daselbst  „Studierens  halber"  werden 
verbringen  wollen,  1  2  C.  10,  39.    Windscheid  a.  a.  0.  S.  36  Note  4. 
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Scheidung,  aufgehört  hat,  die  selbständig  und  getrennt  vom  Ehemann  lebende 
Ehefrau  nicht  mehr  dessen  Wohnsitz  teilen.  In  dem  bereits  angeführten  Falle 
hat  der  badische  Verwaltungsgerichtshof  gleichwohl  anders  entschieden:  »Die 
Innehabung  einer  Wohnung  kann  sich  auf  verschiedene  Umstände  resp.  Rechts- 
tit«l  stützen.  So  gut  die  Miete  oder  das  Eigentum  den  Grund  der  Innehabung 
einer  Wohnung  abgibt,  so  gut  und  noch  besser  vermag  dies  ein  eheliches 
Verhältnis  für  die  Gattin  bezüglich  der  Mitinnehabung  der  ehemännlichen 
Wohnung,  da  ja  die  Ehefrau  dem  Wesen  der  Ehe  nach  persönlich  verpflichtet 
ist,  die  Wohnung  des  Ehemanns  während  der  Ehe  zu  teilen  und  die  Ehe  selbst 
nicht  willkürlich  auflösbar  ist,  wie  ein  Miets-  oder  Eigentumsverhältnis.  Die 
Art  und  Weise,  wie  die  ehelichen  Güterverhältnisse  unter  den  Gatten  geordnet 
sind,  hat  auf  dieses  persönliche  Wohnverhältnis  gar  keinen  Einfluss.  Es  ist 
daher  klar,  dass  die  Klägerin  jedenfalls  auch  in  A.  eine  Wohnung  inne 
hat  und  zwar  unter  Umständen,  welche  ganz  besonders  auf  eine  dauernde  Bei- 
behaltung derselben  schliessen  lassen."  —  Die  Richtigkeit  dieser  Entscheidung, 
welche  nach  Verneinung  der  Anwendbarkeit  des  gesetzlichen  Wohnsitzes  aus 
einem  ebenso  formalen  Grunde  zum  gleichen  praktischen  Ergebnisse  gelangt, 
wird  bezweifelt  werden  können.  Die  Innehabung  ist  eine  Thatsache  und  in 
dem  Rechte,  welches  den  Anspruch  auf  sie  gibt,  noch  nicht  selbst  enthalten. 
Mit  dem  besten  Eigentumstitel  bin  ich  noch  nicht  Inhaber,  solange  ich  den 
Besitz  thatsächlich  nicht  ergreifen  kann  oder  will.  So  wird  auch  die  Pflicht 
der  Frau,  beim  Manne  zu  wohnen,  und  des  Mannes ,  sie  bei  sich  aufzunehmen, 
die  Frau  noch  nicht  zur  Mitinnehaberin  der  Wohnung  des  Mannes  machen, 
und  wenn  die  Ehegatten  sich  thatsächlich  von  diesen  Pflichten  wechselseitig 
&«i  geben  und  getrennt  leben,  so  wird  die  Frau  weder  wirklich  über  die 
Wohnung  des  Maimes  mitverfügen  können,  noch  wird  ihre  Mitinnehabung  der 
beiderseitigen  Absicht  entsprechen. 

Ein  Verlust  des  zivilrechtlichen  Wohnsitzes  kaim  nur  corpore  et  animo 
eintreten;  ein  Ort  hört  damit  noch  nicht  auf,  der  Mittelpimkt  der  Lebensver- 
hältnisse jemandes  zu  sein,  dass  dieser  zeitweise  keine  thatsächliche  Niederlas- 
sung daselbst  hat*).  Für  den  Wohnsitz  im  Sinne  des  D.B.Gs.  bildet  aber  das 
Innehaben  der  Wohnung  so  sehr  die  wesentliche  objektive  Grundlage,  dass 
man  mit  dem  Wegfalle  der  Wohnung  unbedingt  und  auch  dann, 
wenn  die  Absicht  des  Aufgebens  fehlen  sollte,  den  Wohnsitz  wird  als  weg- 
gefallen ansehen  müssen.  So  hat  der  badische  Verwaltungsgerichtshof  durch 
Urteil  vom  29.  April  1885  in  einem  Falle  entschieden,  in  welchem  ein  in  Bayern 
ansässig  gewesener  Steuerpflichtiger  geisteskrank  in  eine  badische  Heilanstalt 
verbracht  und  dann  durch  seine  Ehefrau  die  seitherige  eheliche  Wohnung  in 
Bayern  gänzHch  aufgegeben  worden  war;   hierdurch  höre  das  Fortbestehen  des 


')  So  erkennt  auch  das  Schweizer  Bnndesgericht  (Entsch.  Bd.  2  S.  16),  dass  das  recht- 
liche Domizü  nicht  solo  facto  aufgegeben  werde,  sondern  zugleich  die  Absicht  des  Aufgebens 
erfordert  sei.  —  Xach  Art.  103  des  Code  civü  ist  zur  ,Yeränderung  des  Wohnsitzes-  verlangt, 
dass  man  anderswo  seine  Wohnung  wirklich  nehme  und  zugleich  die  Absicht  habe,  seine 
Hauptniederlassung  dahin  zu  verlegen;  der  C.  c.  kennt  gar  nicht  das  einfache  Aufgeben,  son- 
dern nur  das  Verlegen  des  alten  Wohnsitzes  und  lässt  diesen  bis  zur  Begründung  des  neuen 
fortbestehen,  also  selbstverständlich  auch  dann,  wenn  keine  Wohnung  etc.  mehr  besteht  (s.  o. 
S.  159,  Note  4). 
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Wohnsitzes  im  Sinne  des  D.B.Gs.  auf,  „wenn  es  auch  an  der  Absicht  einer  Yev- 
legung  des  Wohnsitzes  im  Sinne  des  bürgerlichen  Rechtes  gänzlich  fehle"  *). 

Das  Willensmoment  beim  Aufgeben  der  Wohnung  und  des  Wohnsitzes 
kann  nicht  in  dem  einfachen  Aufhören  der  Absicht,  durch  welche  die  Begrün- 
dung erfolgt  ist,  sondern  muss  in  deren  Verkehrung  in  die  gegenteilige  Absicht 
bestehen^);  schon  aus  diesem  Grunde  wäre  deshalb  im  letzterwähnten  Falle 
beim  Foi-tbestande  der  ehelichen  Wohnung  der  Wohnsitz  trotz  der  nunmehrigen 
Willensunfähigkeit  des  Inhabers  nicht  verloren  worden.  Allein  man  wird  wohl 
überhaupt  die  Möglichkeit  des  Verlustes  durch  blosse  Absicht  ohne  die  ihr 
entsprechende  Thatsache  verneinen  müssen;  für  das  Zivilrecht  gilt  zweifellos 
der  Satz:  Domicilium  re  et  facto  transfertur,  non  nuda  contestatione^),  und  das 
Gleiche  nimmt  das  preussische  Oberverwaltungsgericht  (Entsch.  Bd.  2,  S.  184) 
bezüglich  des  für  die  Kommunalbesteuerung  massgebenden  Wohnsitzes  an. 
Diese  Regel  auch  auf  den  Wohnsitz  im  Sinne  des  D.B.Gs.  anzuwenden,  dürfte 
bei  der  starken  Betonung  der  objektiven  Grundlage  in  der  gesetzlichen  De- 
finition aller  Grund  vorliegen;  der  Wohnsitz  wird  also  bis  zum  thatsächlichen 
Aufgeben  fortbestehen,  auch  wenn  die  Absicht  des  Aufgebens  schon  früher  gefasst 
und  bekundet  worden  ist. 

Das  Schweizer  Bundesrecht,  welches  ebenfalls  dem  Kantone  des  Wohn- 
sitzes die  Personalbesteuerung  zuerkennt,  hat  im  einzelnen  doch  wesentlich 
abweichend  vom  D.B.G.  sich  entwickelt:  Es  fasst  den  Begriff  des  Wohnsitzes 
ganz  im  zivilrechtlichen  Sinne  auf,  ohne  wie  das  D.B.Gs.  eine  eigene  Definition 
zu  geben  ^);  daneben  aber  legt  es  auch  dem  blossen  Aufenthalte  eine  erhebliche 
und  zwar  nicht  bloss  subsidiäre,  sondern  gegebenen  Falls  die  des  Wohnsitzes 
ausschliessende  Wirkung  bei.  Wenn  nämlich  jemand  ausserhalb  seines  ordent- 
lichen Wohnsitzes  faktisch  wohnt  und  wenn  dieser  Aufenthalt  nicht  ein  bloss 
zufälliger  und  vorübergehender  ist,  so  untersteht  er  als  „Aufenthalter*  für 
die  Dauer  dieses  thatsächlichen  Aufenthaltes  der  Steuei-hoheit  des  Aufenthalts- 
kantons und  darf  für  die  gleiche  Zeit  an  seinem  Wohnsitze  nicht  besteuert 
werden").  Der  Bundes-Gesetzentwurf  vom  6.  März  1885  schliesst  sich  dieser 
Praxis  in  Art.  3  an  (s.  Anhang). 


1)  Eine  preussische  Finanzministerialverfügung  vom  27.  Dezemberl878  (M  ei  tzen  a.  a.  0. 
S.  84)  scheint  allerdings  von  anderer  Auffassung  auszugehen:  Der  Beschwerdeführer,  welcher 
unbestritten  am  27.  März  die  Stadt  Berlin  verlassen  und  vom  4.  April  dauernden  Aufenthalt  in 
Weimar  genommen  hat,  verlangt  Freiheit  von  der  preussischen  Einkommensteuer  für  den 
Monat  April,  indem  er  noch  anführt,  dass  er  vom  27.  März  ab  zu  Suiza  bei  Weimar  im  Hotel 
sich  aufgehalten  habe.  Der  Anspruch  wird  für  nicht  begründet  erklärt,  „da  das  Erlöschen  des 
Steuerrechts  des  Heimatstaats  davon  abhängt,  dass  das  Besteuerungsrecht  eines  anderen  deut- 
schen Staates  entstanden  ist  und  sonach  der  vorübergehende  Aufenthalt  in  Suiza  die  Befreiung 
von  der  Einkommensteuer  für  den  Monat  April  nicht  herbeiführen  kann."  Diese  Entscheidung 
kann  wohl  nur  dahin  verstanden  werden,  dass  der  alte  Wohnsitz  bis  zur  Begründung  des  neuen 
bestehen  bleibe ;  denn  wenn  jener  erloschen  wäre ,  so  würde  auch  vor  der  Begründung  dieses 
keine  Lücke  im  Besteuerungsrechte  eintreten ;  dasselbe  würde  vielmehr  einstweilen  dem  Auf- 
enthaltsstaate (§  2  Abs.  1)  zustehen. 

2)  Windscheid,  Pandektenrecht  Bd.  1  §  156  „Verlust  des  Besitzes". 

3)  Windscheid,  §36  Note  6;  Reichsoberhandelsgericht  Entsch.  Bd.  13  S.  363.  — 
Code  civil  Art  103,  Laurent,  principes  etc.  Vol.  II  Nr.  78. 

*)  B.Gr.Entsch.  Bd.  4  S.  524,  Bd.  6  S.  176,  Bd.  8  S.  161. 
6)  B.Gr.Entsch.  Bd.  5  S.  412,  Bd.  6  S.  69,  Bd.  8  S.  161. 
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Bei  aller  Verschiedenheit  hat  diese  Entwicklung  doch  mit  dem  Systeme 
des  D.B.G8.  das  gemein,  dass  sie  gleichfalls  den  zivilrechtlichen  WohnsitzbegrifF 
für  ihre  Zwecke  nicht  ausreichend  findet:  Das  D.B.G.  modifiziert  diesen  BegrifF 
selbst  durch  seine  Definition,  das  Schweizer  Bundesrecht  übernimmt  ihn  unver- 
ändert, setzt  aber  einen  besonderen  ,  Steuerwohnsitz "  mit  erleichterten  Voraus- 
setzungen daneben. 

n.  Nachdem  der  §  2  in  den  beiden  ersten  Absätzen  subsidiäre  Bestim- 
mungen für  den  Fall  des  gänzUchen  Mangels  eines  Wohnsitzes  und  für  den  Fall 
des  Vorhandenseins  mehrerer  Wohnsitze  gegeben,  enthält  er  im  dritten  Absätze 
die  weitere  Verfügung:  ,In  Bundes-  oder  Staatsdiensten  stehende  (Nord-) 
Deutsche  dürfen  nur  in  demjenigen  Bundesstaate  besteuert  werden,  in  welchem 
sie  ihren  dienstlichen  Wohnsitz  haben." 

Die  Motive  besagen  hierüber:  „Da  es  billig  erscheint,  die  Bundes-  und 
Staatsbeamten,  welche  gleichzeitig  in  mehreren  Bundesstaaten  einen  Wohnsitz 
und  daselbst  zugleich  die  Staatsangehörigkeit  besitzen,  mit  Rücksicht  auf  dies 
zumeist  durch  die  dienstliche  Stellung  bedingte  Verhältnis  der  Doppelbesteuerung 
zu  entziehen,  so  ist  die  Bestimmung  getroffen,  dass  dergleichen  Beamte  über- 
haupt nur  in  demjenigen  Staate  besteuert  werden,  in  welchem  sie  auf  Grund 
ihres  Dienstverhältnisses  den  Wohnsitz  haben." 

Während  §  4  eine  Spezialbestimmung  über  die  Besteuerung  der  Beamten- 
gehalte gibt,  so  erklärt  also  hier  das  Gesetz  den  ,dienistlichen  Wohnsitz'  als 
massgebend  für  die  gesamte  Personalbesteuerung  des  Beamten. 

Die  Bestimmung  ist  wohl  sicher  nicht  dahin  zu  verstehen,  als  ob  sie 
allen  ,in  Bundes-  oder  Staatsdiensten  Stehenden*  einen  , dienstlichen  Wohnsitz' 
im  Sinne  dieses  Gesetzes  habe  geben  wollen;  sie  setzt  vielmehr  den  Bestand 
eines  .dienstlichen  Wohnsitzes"  voraus  und  überlässt  es  dem  Zivilrechte,  zu 
bestimmen,  wem  und  an  welchem  Orte  ein  solcher  zukomme. 

Nach  diesem  —  unten  näher  zu  erörternden  —  Begriffe  steht  zunächst 
fest,  dass  der  dienstliche  Wohnsitz  von  dem  thatsächlichen  verschieden  sein, 
also  auch  ohne  eine  Wohnung  am  Orte  bestehen  kann,  und  es  erhebt  sich 
deshalb  vor  allem  die  Frage  nach  dem  Verhältnisse  der  Bestimmung  des  §  2 
Abs.  3  zu  der  allgemeinen  Regel  des  §  1  und  zu  der  ihr  unmittelbar  voran- 
gehenden Vorschrift  des  §  2  Abs.  2:  Setzt  sie  ebenfalls,  wie  die  letztere,  ein 
Zusammentreffen  mehrerer,  dem  §  1  entsprechend  durch  die  Innehabung  von 
Wohnungen  begründeter  Wohnsitze  voraus  und  gilt  die  Definition  des  §  1 
Abs.  2  hier  auch  für  den  dienstlichen  Wohnsitz,  so  dass  er  nur  insoweit, 
als  er  zugleich  mit  der  Innehabung  einer  Wohnung  verknüpft  ist,  in 
Betracht  kommt  ?  Oder  ist  die  Bestünmung  des  §  2  Abs.  3  eine  ganz  selbstän- 
dige, in  allen  FäUen  des  Bestehens  eines  dienstlichen  Wohnsitzes  nach  bürger- 
lichem Rechte  zutreffende? 

Dieser  Zweifel  hat  sich  in  einem  unterm  21.  Jimi  1872  durch  den  Bun- 
desrat verbeschiedenen  Streitfalle  erhoben,  in  welchem  einige  Beamte  eines 
Bundesstaates  mit  dienstlichem  Wohnsitze  in  dessen  Gebiete  ihre  thatsächliche 
Wohnung  im  Gebiete  eines  anderen  Staates  genommen  hatten  und  nun  beide 
Staaten  —  der  eine  auf  Grund  des  §  2  Abs.  3,  der  andere  auf  Grund  des  §  1  — 
die  Besteuerung  beanspruchten.  Für  die  engere  Auslegung  des  §  2  Abs.  3 
sprechen  in  der  That  gewichtige  Gründe:  der  §  1  bezeichnet  den  auf  der  Inne- 
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habung  der  Wohnung  beruhenden  Wohnsitz  ganz  allgemein  als  den  ^im  Sinne 
dieses  Gesetzes" ;  der  §  2  enthält  im  ersten  und  zweiten  Absätze  nur  subsidiäre 
Bestimmungen  für  den  Fall,  dass  in  keinem  oder  dass  in  mehreren  Bundes- 
staaten ein  solcher  Wohnsitz  bestehe;  es  liegt  deshalb  nahe,  anzunehmen,  dass 
auch  der  dritte  Absatz  nur  den  Fall  der  Konkurrenz  thatsächlicher  Wohn- 
sitze am  Dienstorte  und  einem  anderen  Orte  im  Auge  habe.  Der  Bundesrat 
entschied  jedoch  für  die  andere  Auslegung,  wonach  der  dienstliche  Wohn- 
sitz allgemein  und  ohne  weiteres  massgebend  ist;  wenn  §  1  auf  der  Rücksicht 
beruhe,  dass  der  Steuerpflichtige  am  Wohnsitze  hauptsächlich  den  staatlichen 
Schutz  geniesse,  also  mit  diesem  Staate  durch  die  grösste  Summe  seiner  Inter- 
essen verknüpft  sei,  dann  führe  die  gleiche  Rücksicht  dahin,  für  den  Beamten 
den  Ort  entscheidend  sein  zu  lassen,  wo  er  als  Teil  in  einen  geschlossenen 
Organismus  sich  einreihe,  welcher  für  ihn  eine  Quelle  der  wichtigsten  Rechte 
und  Pflichten  sei  (B.R.D.S.  Nr.  90).  Die  engere  Auslegung  wäre  übrigens 
auch  mit  dem  Wortlaute  der  Bestimmung,  welche  ohne  Hinweis  auf  die  vor- 
gehenden Verfügungen  und  ohne  jede  Einschränkung  die  Besteuerung  nur  im 
Staate  des  dienstlichen  Wohnsitzes  gestattet,  kaum  zu  vereinigen  ^). 

Den  gesetzlichen  „dienstlichen  Wohnsitz"  hat  nach  gemeinem  Rechte 
der  Beamte  am  Orte  seiner  Amtsführung.  Nach  der  Natur  der  Ver- 
hältnisse gilt  dies  aber  nur  für  die  definitive  Anstellung  und  deren  Ort;  „eine 
bloss  provisorische  Verwendung  begründet  noch  keinen  Wohnsitz  und  die  pro- 
visorische Verwendung  eines  schon  angestellten  Beamten  an  einem  anderen 
Orte  keine  Veränderung  des  Wohnsitzes".  (Lang,  Württemb.  Privatrecht  §  25a 
Note  8).  So  hat  auch  das  Preussische  Obertribunal  (Urteil  v.  15.  Dezbr.  1874, 
Meitzen  a.  a.  0.  S.  276)  nach  preussischem  Landrechte  entschieden.  Nur  für 
deutsche  Offiziere  und  Soldaten  (nicht  auch  für  Beamte  der  Militärverwaltung) 
ist  angenommen,  dass  eine  Abkommandierung,  deren  längere  als  sechsmonatliche 
Dauer  von  vornherein  feststeht,  einer  Versetzung  gleich  zu  achten  ist,  also  die 
Verlegung  des  dienstlichen  Wohnsitzes  an  den  Kommandoort  zur  Folge  hat 
(Meitzen  a.  a.  0.  S.  87  u.  277).  —  Weit  strenger  sind  die  Voraussetzungen 
des  „dienstlichen  Wohnsitzes"  nach  dem  französischen  Zivilrechte,  welches  die 
„acceptation  de  fonctions  conferees  ä  vie  (C.  c.  Art.  107)  verlangt  und  im 
Gegensatze  dazu  ausdrücklich  hervorhebt,  dass  „le  citoyen  appele  ä  une  fonction 
publique  temporaire  ou  revocable"  den  seitherigen  Wohnsitz,  wenn  er  ihn 
nicht  selbst  aufgebe,  behalte  (Art.  106);  in  der  französischen  Praxis^)  wird 
deshalb  der  dienstliche  Wohnsitz  allen  Beamten,  welche  durch  die  Regierung 
von  ihrem  Amte  abberufen  werden  können,  also  allen  Verwaltungsbeamten  ab- 


1)  Für  die  Frage,  wo  innerhalb  des  Staates  die  Steuerveranlagung  und  die  Ent- 
richtung der  G-emeindeumlagen  zu  erfolgen  hat,  ist  in  Baden  gleichfalls  der  dienstliche 
Wohnsitz  massgebend  (Verwaltungsgerichtshof,  Urteil  vom  18.  Oktober  1881,  Zeitschr.  für 
badische  Verwaltung,  Jahrg.  1882,  S.  9i  flf.).  —  In  Preussen  gilt  durch  das  Vorhandensein  eines 
dienstlichen  Wohnsitzes  die  Möglichkeit  eines  mehrfachen  Wohnsitzes  nicht  als  ausgeschlossen 
und  kann  dann  für  die  Staatssteuer  der  Steuerpflichtige  selbst  den  Ort  bezeichnen,  an  welchem 
er  dieselbe  entrichten  will  (Meitzen  a.  a.  0.  S.  277);  für  die  Gemeindebesteuerung  dagegen 
bestimmt  das  Kommunalsteuer-Notgesetz  vom  27.  Juli  1885  ausdrücklich,  dass  der  notwendige 
Wohnsitz  der  Beamten  nicht  in  Betracht  komme  (Finanzarcliiv  III,  S.  189). 

2)  Laurent,  principes  etc.  Vol.  11  p.  122;  Zachariä  §  143  Note  1  und  Aubry  und 
Bau,  Note  2  hierzu. 

166 


Das  Reichsgesete  vom  13.  Mai  1870  wegen  Beseitigung  der  Doppelbesteuerung.      Jgy 

und  fast  nur  den  Richtern  zugesprochen  —  eine  Anschauung,  welche  den  Ver- 
hältnissen des  deutschen  Staatsdienstes  offenbar  nicht  entspricht.  Das  badische 
Landrecht  setzt  ein  Amt  voraus,  welches  , unbestimmt  oder  auf  Lebenszeit* 
(L.R.S.  107)  und  nicht  „auf  Widerruf  (L.R.S.  106)  verliehen  ist;  widerruflich  in 
diesem  Sinne  ist  aber  die  Anstellung  jedenfalls  nicht  schon  durch  die  Möglich- 
keit der  Abberufung  von  dem  speziellen  Amte,  sondern  nur  durch  die  der 
vöUigen  Entlassung  aus  dem  Dienstverhältnisse;  danach  haben  ausser  den 
Richtern  alle  , Staatsdiener '  und  „Angestellten"  wenigstens  nach  Ablauf  der 
Probedienstzeit  einen  dienstlichen  Wohnsitz,  während  es  für  diese  Zeit  streng- 
genommen zu  verneinen  sein  wird  (§  3  des  Staatsdienerediktes  v.  30.  Jan.  1819 
u.  Art.  2  dea  Gs.  v.  26.  Mai  1876,  die  dienstlichen  Verhältnisse  der  Angestellten 
et<5,  betr.).  Die  regelmässig  nur  auf  bestimmte  Zeit  verliehenen  Ehrenämter 
können  nach  französischem  und  badischem  Recht«  schon  deshalb  keinen  dienst- 
lichen Wohnsitz  begründen;  aber  auch  das  gemeine  Recht  wird  schon  nach 
dem  allgemeinen  Wohnsitzbegriffe  ein  solches  Amt,  dessen  Uebemahme  wirk- 
lich den  Amtsort   zum  Mittelpunkte   der  Lebensverhältnisse  macht,  verlangen. 

Diesen  Grundsätzen  gemäss  wird  es  im  einzelnen  Falle  nach  dem  mass- 
gebenden Staatsrechte  und  etwaigen  partikularen  Zivilrechte  zu  beurteilen  sein, 
wem  und  wo  ein  dienstlicher  Wohnsitz  zukommt;  ob  insbesondere  etwa  auch 
Hof-,  Kirchen-  und  Kommunalbeamte  als  ,in  Staatsdiensten  stehend"  zu  be- 
trachten sind. 

ni.  Die  bereits  erwähnten  subsidiären  Bestimmungen  des  §  2  Abs.  1  u.  2 
bedürfen  kaum  näherer  Erläuterung: 

1.  „Ein  (Nord-)  Deutscher,  welcher  in  keinem  Bundesstaate  einen  Wohn- 
sitz hat,  darf  nur  in  demjenigen  Staate,  in  welchem  er  sich  aufhält, 
zu  den  direkten  Staatssteuem  herangezogen  werden."  Diese  Bestimmung,  welche 
die  Motive  damit  begründen,  dass  „der  einfache  Aufenthalt  in  betreff  der  vor- 
erwähnten Rücksichten  dem  Wohnsitze  am  nächsten  steht",  setzt  nicht  den 
völligen  Mangel  eines  Wohnsitzes ,  sondern  nur  den  eines  inländischen 
AVohnsitzes  voraus,  findet  also  namentlich  auch  dann  Anwendung,  wenn  ein 
Deutscher  nicht  im  Reichsgebiete,  wohl  aber  im  Reichsauslande  einen  Wohn- 
sitz hat;  in  diesem  Falle  kann  er  trotz  dem  ausländischen  Wohnsitze  am  in- 
ländischen Aufenthaltsorte  besteuert  werden;  so  hat  auch  der  badische  Ver- 
waltimgsgerichtshof  durch  ürteü  vom  21.  April  1886  entschieden.  Besonders 
wichtig  ist  aber  die  Bestinunung  deshalb,  weil  sie  in  zahlreichen  FäUen  die  Er- 
örterung der  Frage,  ob  alle  Voraussetzungen  des  Wohnsitzes  vorliegen,  über- 
flüssig macht  ^). 

2.  .Hat  ein  (Nord-)  Deutscher  in  seinem  Heimatsstaate  und  ausserdem 
in  anderen  Bundesstaaten  einen  Wohnsitz,  so  darf  er  nur  in  dem  ersteren  zu 
den  direkten  Staatssteuem  herangezogen  werden."  Indem  die  Motive  beifügen, 
dass  „für  den  Fall  mehrerer  Wohnsitze,  um  dem  Prinzip e  des  Entwurfs :  „thun- 
lichste  Beseitigung  der  Doppelbesteuerung,  treu  zu  bleiben,  das  Besteuerungs- 
recht  ausser  vom  Wohnsitze  noch  von  der  Staatsangehörigkeit   abhängig  ge- 


1)  Die  Bestimmung  des  §  8  des  Freizügigkeitsgesetzes,  womach  der  Nenanziehende 
erst  wenn  die  Dauer  seines  Aufenthaltes  drei  Monate  tibersteigt,  zu  den  öflFentlichen  Lasten 
herangezogen  werden  darf,  gilt  nur  für  die  Gemeindebesteuemng. 
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macht  worden  sei",  geben  sie  bereits  zu,  dass  auch  diese  Bestimmung  nicht 
für  alle  Fälle  ausreicht.  Dies  ist  auch  bei  den  Beratungen  sowohl  im  Bundes- 
rate, als  im  Reichstage  ausdrücklich  anerkannt  worden;  die  Bundesratsaus- 
schüsse lehnten  aber  doch  alle  Anträge,  welche  Abhilfe  schaffen  sollten  (eigene 
Entscheidung  des  Steuerpflichtigen,  Bestimmung  des  Wohnsitzes  nach  der  Zeit 
seiner  Dauer,  Entscheidung  durch  Prävention)  ab,  als  weder  im  Wesen  des 
Wohnsitzes  begründet,  noch  zur  Beseitigung  der  praktischen  Schwierigkeiten 
geeignet.  Keine  zutreffende  Bestimmung  enthält  das  D.B.G.  namentlich  für 
die  Fälle: 

a)  dass  jemand  mehrere  Wohnsitze,  aber  nicht  im  eigenen  Heimatsstaate, 
sondern  in  anderen  Bundesstaaten  hat; 

b)  dass  jemand  mehrere  Wohnsitze,  aber  in  verschiedenen  Wohnsitzstaaten 
gleichzeitig  das  Staatsbürgerrecht  hat. 

Der  letztere  Fall,  welchem  das  Reichsgesetz  vom  1.  Juni  1870  über  die 
Erwerbung  und  den  Verlust  der  Bundes-  und  Staatsangehörigkeit  nicht  ent- 
gegensteht, kommt  namentlich  beim  grundbesitzenden  hohen  und  niederen  Adel 
häufig  vor  und  es  sind  Fälle  der  Doppelbesteuerung  unter  solchen  Verhältnissen 
schon  mehrfach  praktisch  geworden.  In  allen  diesen  Fällen  gewährt  das  D.B.G. 
keinen  Schutz,  überlässt  es  vielmehr,  wie  der  Bericht  der  Bundesratsausschüsse 
vom  21.  März  1870  sagt,  stillschweigend  dem  Ermessen  der  Staaten,  ob  und 
inwieweit  sie  das  Einkommen  der  fraglichen  Personen  zu  besteuern  für  an- 
gemessen erachten. 

IV.  Falls  ein  Deutscher  im  Reichsgebiete  weder  einen  Wohnsitz,  noch 
einen  Aufenthalt  hätte,  könnte  er  nach  der  Vorschrift  des  §  1  —  abgesehen  von 
den  in  §§  3  und  4  vorgesehenen  Ausnahmefällen  —  gar  nicht  besteuert  werden. 
Die  oben  (S.  153)  bereits  erwähnte  Bestimmung  des  §  5,  derzufolge  durch  das 
D.B.G.  „an  den  Wirkungen,  welche  der  Wohnsitz  oder  Aufenthalt  ausserhalb 
des  Bundesgebietes  auf  die  Steuerpflichtigkeit  eines  (Nord-)  Deutschen  äussert, 
nichts  geändert"  wird,  schliesst  jedoch  jene  Folge  aus  und  überlässt  umgekehrt 
die  Besteuerung  solcher  Reichsinländer  unbeschränkt  den  Bundesstaaten.  Nur 
die  Bestimmungen  der  §§  3  und  4,  welche  die  Besteuening  nach  dem  Steuer- 
objekte  regeln,  müssen  auch  hier  gelten,  so  dass  auch  ein  solcher  Deutscher 
für  seinen  reichsinländischen  Grundbesitz  und  Gewerbebetrieb  und  das  Ein- 
kommen aus  diesen  Quellen  nur  von  dem  Bundesstaate,  in  welchem  der  Grund- 
besitz liegt  und  das  Gewerbe  betrieben  vsdrd  und  für  seine  Bezüge  an  Gehalt  etc. 
aus  der  Kasse  eines  Bundesstaates  nur  von  diesem  Bundesstaate  besteuert  werden 
darf.  Bezüglich  seines  übrigen  in-  und  ausländischen  Vermögens  und  Einkom- 
mens dagegen  hindert  das  D.B.G.  keinen  Bundesstaat  an  der  Besteuerung, 
würde  also  auch  gegen  die  gleichzeitige  Besteuenmg  durch  mehrere  Bundes- 
staaten keinen  Schutz  gewähren  können.  Bei  der  Beratung  im  Reichstage 
stellte  der  Abgeordnete  Forsch  den  Antrag,  dem  §  2  die  weitere  Bestimmung 
beizufügen,  dass  „Bundesbeamte,  welche  ihren  dienstlichen  Wohnsitz  im  Aus- 
lande haben,  zu  direkten  Steuern  nur  in  dem  Bundesstaate  heranzuziehen  seien, 
in  welchem  sie  ihren  Wohnsitz  hatten,  bevor  sie  denselben  ins  Ausland  ver- 
legten". Der  Antrag  ward  jedoch  abgelehnt,  nachdem  der  Bundeskommissar 
als  die  Auffassung  der  Regierungen  erklärt  hatte,  „dass  die  genannten  Bundes- 
beamten, Gesandte,  consules  missi,  soweit  es  sich  um  das  Bundesgebiet  handle, 
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in  dem  Staate,  von  welchem  sie  entsendet  sind,  der  Besteuerung  unterliegen' 
(Stenogr.  Ber.  S.  831),  womit  freilich  für  den  jetzt  regelmässigen  Fall  der  Ent- 
sendung durch  das  Reich  selbst  nichts  gesagt  ist. 

Das  schweizerische  Bundesgericht,  welches  jede  Doppelbesteuerung  durch 
zwei  Kantone  —  also  insbesondere  auch  die  des  ausländischen  Vermögens 
und  Einkommens  als  unzulässig  erklärt  (Entsch.  Bd.  1  S.  43),  würde  in  allen 
vorstehend  bezeichneten  Fällen  Schutz  gegen  inländische  Doppelbesteuerung 
gewähren  müssen. 


V. 

Grundbesitz,  Gewerbe  und  Einkommen  ans  diesen  Quellen.    (§  3.) 

Die  wichtigsten  Ausnahmen  von  der  allgemeinen  Regel  des  §  1  enthält 
der  §  3,  bezüglich  dessen  die  Frage  serner  Beschränkung  auf  , Deutsche"  bereits 
oben  (S.  152)  erörtert  worden  ist;  indem  er  besagt:  ,Der  Grundbesitz  und  der 
Betrieb  eines  Gewerbes,  sowie  das  aus  diesen  Quellen  herrührende  Einkommen 
darf  nur  von  demjenigen  Bundesstaate  besteuert  werden,  in  welchem  der  Grund- 
besitz liegt  oder  das  Gewerbe  betrieben  wird,"  verfügt  er  über  zwei  wesent- 
lich verschiedene  Arten  von  Steuern,  nämlich  über 

die  Ertragssteuem  vom  inländiscben  Grundbesitze  und  Gewerbebetriebe  und 

die  Einkommensteuer  von  dem  aus  diesen  Quellen  fliessenden  Einkommen. 

I.  Hinsichtlich  der  Besteuerung  des  Grundbesitzes  und  Gewerbe- 
betrieb es  will  das  Gesetz,  wie  die  Motive  ausdrücklich  sagen,  nur  den  bestehenden 
Zustand  sichern.  , Diese  Steuerobjekte  werden  schon  jetzt  mit  direkten  Steuern 
lediglich  in  dem  Staate  belegt,  in  welchem  der  Grundbesitz  Hegt  und  das  Ge- 
werbe betrieben  wird.  Dabei  kann  es  nicht  allein  sein  Bewenden  behalten, 
sondern  es  mus  auch  eine  Aenderung  dieses  Grundsatzes  untersagt  werden." 
Diese  wesentlich  negative  Absicht  des  Gesetzes  wird  bei  seiner  Auslegung  immer 
im  Auge  zu  behalten  sein. 

1.  Dass  der  , Grundbesitz"  den  Grund  und  Boden  mit  den  einen  Bestand- 
teil desselben  bildenden  Waldbeständen  und  mit  den  zu  Bestandteilen  desselben 
gewordenen  Gebäuden  umfasst,  dass  also  unter  den  Ertragssteuem  hier  die  ge- 
samte Grund-  und  die  Häusersteuer  verstanden  sind,  steht  ausser  Zweifel.  Im 
übrigen  werden  über  den  Umfang  des  Gnmdbesitzbegriffes  die  Bestimmungen 
der  einzelnen  Steuergesetze  wenigstens  insolange  nicht  beanstandet  werden 
können,  als  sie  mit  dem  massgebenden  Zivilrechte  nicht  in  Widerspruch  stehen ; 
denn  der  Grundsatz,  dass  die  Immobilien,  also  auch  die  Immobüiareigenschaft 
selbst,  nach  dem  Recht«  der  gelegenen  Sache  zu  beurt«üen  seien'),  wird  auch 


1)  Laurent,  Principes  du  droit  international.  Vol.  7  §  U7  und  148:  .C'est  ä  la  loi 
territoriale  seule  de  determiner  les  conditions  de  rimmobilisation  .  .  .  Le  mfme  principe  s'ap- 
plique  ä  linunobilisation  par  destination."  —  Bar,  Internat.  Privatrecht  |  62  S.  205  erklärt 
allerdings  die  Beweglichkeit  und  Unbeweglichkeit  an  sich  für  natürliche,  von  positiven  Rechts- 
normen unabhängige  Eigenschaften ,  weshalb  Vorschriften ,  nach  welchen  gewisse  bewegliche 
Sachen  als  Immobilien  gelten,  nur  dahin  zu  verstehen  seien,  dass  in  gewissem  Sinne  die  Immo- 
biliarrechtsnormen  dafiir  massgebend  sein  sollen;  allein  die  Zulä^sigkeit  solcher  Vorschriften 
auch  mit  Geltung  fiir  den  internationalen  Rechtsverkehr  wird  dadurch  nicht  in  Frage  gestellt; 
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hier  um  so  mehr  gelten,  als  das  D.B.G.  nichts  Neues  hat  einführen,  also  nicht 
etwa  einen  selbständigen  allgemeinen  Grundbesitzbegriff  hat  aufstellen  wollen. 
Wenn  darum  in  Baden,  wie  in  anderen  Staaten,  gewisse  durch  das  Landrecht 
(L.R.S.  526,  526a)  unter  die  „unbeweglichen  Sachen"  gerechnete  Grundberechtigun- 
gen (teils  Dienstbarkeiten,  teils  Reallasten)  selbst  gleich  Grundstücken  zur  Grund- 
steuer gezogen  und  die  Berechtigten  ohne  Rücksicht  auf  ihren  Wohnsitz  zu 
deren  Zahlung  angehalten  werden,  so  verstösst  dies  keinesfalls  gegen  das  D.B.G. 
Unterpfändlich  auf  Liegenschaften  versicherte  Kapitalforderungen  werden 
wohl  nirgends  in  Deutschland  unter  die  unbeweglichen  Sachen  gerechnet  und 
mit  der  Grundsteuer  belegt;  das  Schweizerische  Bundesgericht  hat  sie  in  meh- 
reren Entcheidungen  stets  als  bewegliches  Vermögen,  das  am  Wohnsitze  des 
Gläubigers  zu  versteuern  sei,  erklärt  (Entsch.  Bd.  4  S.  333  u.  526,  Bd.  5  S.  148, 
Bd.  6,  S.  339)  und  in  diesem  Sinne  sieht  der  Bundesgesetzentwurf  vom  6.  März 
1885  in  Art.  4  eine  ausdrückliche  Bestimmung  vor.  —  Dass  die  Frage,  ob  am 
Steueranschlage  der  Liegenschaften  die  darauf  haftenden  Schulden  abzuziehen 
seien,  ganz  ausserhalb  der  Aufgabe  des  D.B.Gs.  Hegt,  ist  schon  oben  —  im 
ersten  Abschnitte  —  erwähnt  worden  ^). 

2.  Grössere  Schwierigkeiten  bietet  die  Bestimmung  des  §  3  bezüglich  des 
Gewerbebetriebes  und  es  sind  hier  namentlich  Zweifel  in  zweifacher  Rich- 
tung entstanden: 

a)  Zunächst  kann  gegenüber  dem  Staate ,  welcher  die  Gewerbesteuer 
anfordert,  die  Frage  erhoben  werden,  ob  im  vorliegenden  Falle  überhaupt 
ein  Gewerbebetrieb  vorhanden  und  so  die  Ausnahmebestimmung  des 
§  3  anwendbar  sei. 

Dies  ist  dem  badischen  Staate  gegenüber  geschehen  anlässlich  des  Bei- 
zuges einiger  Versicherungsgesellschaften  auf  Gegenseitigkeit  zur  Gewerbe-  und 
Einkommensteuer  und  die  Angelegenheit  hat  auch  die  Landstände  während  der 
letzten  ordentlichen  Session  beschäftigt.  Nach  landesgesetzlicher  Vorschrift 
gelten  die  unter  Verwendung  von  Agenten  betriebenen  Versicherungsgesell- 
schaften bezüglich  ihres  gesamten  Geschäftsbetriebes  als  gewerbliche  Unter- 
nehmungen (Art.  1  u.  8  Abs.  4  des  Gewerbesteuergesetzes)  und  unterliegen  auch 
der  Einkommensteuer  (Art.  5  Abs.  2  des  Eink.-St.-Gs.).  Die  fraglichen  Gesell- 
schaften, welche  sämtlich  ihre  Hauptniederlassung  in  anderen  Bundesstaaten 
hatten,  machten  nun  geltend,  dass  ihre  Thätigkeit,  als  nicht  auf  einen  Gewiim, 
einen  positiven  Erwerb  abzielend,  gar  nicht  unter  den  Begriff  des  „Gewerbes", 
wie  er  nach  dem  allgemeinen  Sprachgebrauche  und  nach  der  Lehre  der  Wis- 
senschaft und  der  Praxis  der  Gerichte  zu  verstehen  sei,  falle  und  dass  deshalb 
die  Bestimmung  des  §  3  des  D.B.G.  nicht  zutreffe,  somit  trotz  der  landesgesetz- 
lichen Bestimmung  die  Besteuerung  der  Gesellschaften  nicht  im  Grossherzogtum 
Baden,  sondern  höchstens  im  Staate  ihres  Wohnsitzes  gemäss  §  1  des  D.B.G. 
erfolgen  könne.  Der  badische  Verwaltungsgerichtshof,  an  welchen  die  Sache 
im  Wege  der  Klage  gelangte,  sprach  sich  durch  Urteil  vom  7.  April  1886 
zunächst  über  den  massgebenden  Begriff  des  „Gewerbes"  dahin  aus: 
„Gibt  man   die  Ansicht  der  Klägerin  als  richtig  zu,  dass  dem  Worte  Gewerbe 

ein  über  den  einzelnen  Zivilrechten  stehender  internationaler  ImmobiliarbegriflF,  welcher  mit  jenem 
natürlichen  Begriffe  zusammenfiele  oder  nicht,  ist  jedenfalls  nicht  thatsächlich  in  Geltung. 
1)  Anders  bei  der  Einkommensteuer,  s.  u.  S.  185. 
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in  §  3  des  Reichsgesetzes  ein  die  Steuerbefugnis  der  Einzektaaten  allgemein 
beschränkender  bestimmter  B^riff  unterstellt  werden  müsse,  so  kann  derselbe, 
da  dies  Wort  je  nach  der  Verschiedenheit  der  Lebensbeziehung,  in  der  es  ge- 
braucht wird,  einen  verschiedenen  Sinn  hat,  nur  durch  Analyse  auf  Grund 
derjenigen  Verhältnisse  gefimden  werden,  welche  das  Reichsgesetz  eigens  zu 
regulieren  beabsichtigt,  das  ist  auf  Grund  der  im  Deutschen  Reiche  bestehenden 
staatssteuerlichen  Verhältnisse.  Ein  Blick  hierauf  aber  zeigt,  dass  in 
diesem  Kreise  von  Verhältnissen  das  Wort  Gewerbe  bald  in  einem  engeren 
Sinne  gebraucht  wird,  wonach  es  im  Gegensatz  zu  den  Objekten  der  Grund-, 
Klassen-  und  Rentensteuer  ein  aus  Kapital  und  Arbeit  zusammengesetztes  erwer 
bendes  Unternehmen  bedeutet,  bald  in  einem  weiteren  Sinne,  demgem 
das  Wort  überhaupt  jede  dauernde  erwerbende  Thätigkeit,  also  auch  die  rem 
persönliche  Arbeit,  Dienste  und  sonstige  Berufsthätigkeiten  umfasst.  Immerhin 
ergibt  sich  so  viel  als  gewiss,  dass  bei  dem  Ausdruck  ,  Gewerbe'  im  Sinne 
des  §  3  des  Reichsgesetzes  nur  an  eine  auf  Erwerb  gerichtete  Thätig- 
keit zu  denken  ist,  wobei  als  Erwerb  im  Hinblick  auf  die  natürlichen  Grund- 
lagen jeder  direkten  Besteuerung  nicht  jeder  wirtschaftliche  Vorteü  z.  B.  auch 
die  Abwendung  von  Schaden  und  Verlust,  sondern  nur  positive  Vermö- 
gensvermehrung in  Gestalt  von  Einnahmen  u.  s.  w.  gelten  kann."  Auf 
dieser  Grundlage  mm  bejahte  der  Gerichtshof  das  Vorhandensein  eines  GJe- 
werbebetriebes,  indem  er  in  eingehender  Begründung  darlegte,  dass  jedenfalls 
diejenige  Thätigkeit,  mittels  deren  die  Gesellschaft  die  ihr  zufliessenden  und 
verfügbar  bleibenden  Prämienbeträge  durch  Ausleihung  in  organisiertem  bank- 
mässigem  Betriebe  nutzbar  mache,  eine  erwerbende  sei').  Auch  der  Bundesrat 
wies  durch  EntschHessung  vom  31.  März  d.  J.  die  Beschwerde  der  Versicherungs- 
gesellschaften ab. 

Die  Frage  nach  dem  Vorhandensein  eines  .Gewerbebetriebes'  im  Sinne 
des  §  3  ist  augenscheinlich  weit  schwerer  zu  beantworten,  als  die  bezüglich  des 
Grundbesitzes:  Einerseits  kommt  dem  besonderen  Rechte  des  einzelnen  Staates 
nach  der  Natur  der  Sache  bei  der  Auslegung  des  ersteren  Begriffes  nicht  die 
entscheidende  Bedeutung  zu,  wie  bei  der  des  letzteren;  anderseits  bietet  der 
allgemeine  Begriff  des  ^ Gewerbes*,  dessen  verschiedene  Bedeutrmgen  in  den 
obigen  Entscheidungsgründen  bezeichnet  sind,  sowohl,  als  der  Umfang  der  ,Ge- 
werbsteuer*,  bezüglich  dessen  die  verschiedenen  Gesetzgebungen  so  weit,  wie 
kaum  sonstwo  im  direkten  Steuerwesen,  voneinander  abweichen,  nur  einen  un- 
sicheren Anhalt.    (Näheres  unten  S.  174  Note  1.) 

Sieht  man  zunächst  ganz  allgemein  jede  erwerbende  Thätigkeit  als  m(^- 
lichen  Gegenstand  dieser  Steuer  an,  so  ist  eine  —  allerdings  auch  nach  dem 
weitesten  Gewerbebegriffe  wohl  selbstverständliche  —  Schranke  durch  das  D.B.G. 
selbst  gezogen:  Indem  es  in  §  4  über  die  Besteuerung  des  Berufseinkommens 
eines  grossen  Teüs  der  öffentlichen  Beamten  ausdrücklich  verfügt,  zeigt  es,  dass 
hierauf  die  Bestimmung  des  §  3  keinesfalls  angewandt  werden  soll;  hinsichtlich 
der  nicht  unter  den  §  4  fallenden  Bezüge  öffentlicher  Beamten  wurde  nach  dem 
Berichte  der  Bundesratsausschüsse  vom  21.  März  1870  ausdrücklich  anerkannt, 
dass  sie  nur  nach  der  allgemeinen  Regel  der  §§  1  und  2  zu  besteuern  seien. 


1)  Ansfiihrlich  mitgeteilt  im  Finanzarchir  IV,  S.  96. 
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Nach  konstanter  Praxis  steht  aber  ferner  fest,  dass  überhaupt  nur  die 
selbständige  Erwerbsthätigkeit  als  ^Gewerbebetrieb"  anzusehen,  dass  alsa 
die  grosse  Zahl  der  im  Dienste  Arbeitenden  gänzlich  ausgeschlossen  ist  ^). 
Der  preussisch  -  sächsische  Vertrag  vom  16.  April  1869  drückte  die  Absicht 
dieser  Beschränkung  aufs  deutlichste  aus ,  indem  er  dem  Staate  des  Gewerbe- 
betriebes nur  die  Steuer  „vom  Betriebe  eines  stehenden  Gewerbes  (von  gewerb- 
lichen oder  Handelsanlagen) "  zuwies  und  für  die  Besteuerung  des  Einkommens 
„der  Gewerbegehilfen,  Arbeiter  und  Dienstboten"  ausdrücklich  den  Wohnort  als 
massgebend  erklärte.  Bei  der  Beratung  des  P]ntwurfs  des  D.B.Gs.  durch  die 
Bundesratsausschüsse  wurde  namens  einer  Regierung  zu  §  1  der  Zusatz  beantragt, 
„dass  für  Dienstboten,  Gewerbegehilfen  und  Arbeiter  der  Wohnsitz  immer  da 
angenommen  werden  solle,  wo  dieselben  in  einem  Dienst  oder  Arbeitsverhältnis 
stehen" ;  dieser  Antrag  ward  aber  abgelehnt,  da  man  dem  Staate,  in  welchem 
eine  Arbeiterfamilie  wohne,  deshalb,  weil  der  Familienvater  mehr  oder  weniger 
lange  in  einem  anderen  Staate  arbeite,  unmöglich  das  Recht  der  direkten  Be- 
steuerung des  Arbeitseinkommens  versagen  könne.  Darüber,  dass  diese  Arten 
der  Erwerbsthätigkeit  nicht  unter  den  „Gewerbebetrieb"  und  unter  den  §  3 
fallen ,  bestand  also  volle  Uebereinstimmung.  In  gleichem  Sinne  hat  aber 
unterm  16.  Oktober  1874  der  Bundesrat  auch  bezüglich  der  höheren  und 
leitenden  Bediensteten  gewerblicher  Unternehmungen  entschieden.  Es  handelte 
sich  um  das  Berufseinkommen  des  im  Gebiete  eines  Staates  wohnenden  Direktors 
einer  auf  anderem  Gebiete  durch  eine  Aktiengesellschaft  betriebenen  Fabrik, 
dessen  Besteuerung  von  beiden  beteiligten  Staaten,  vom  einen  auf  Grund  des 
§  1,  vom  andern  auf  Grund  des  §  3,  beansprucht  war.  Der  Bundesrat  verneinte 
die  Anwendbarkeit  des  §  3 ,  da  zwischen  dem  Verhältnisse  eines  gewöhnlichen 
Arbeiters  und  dem  des  Direktors  zu  dem  Gewerbebetriebe  kein  hier  in  Betracht 
kommender  Unterschied  bestehe;  auch  der  letztere  sei  nur  Repräsentant  des 
Gewerbetreibenden,  nicht  selbst  Inhaber  des  Gewerbebetriebes  und  sein  Ein- 
kommen sei  kein  solches  aus  dem  Gewerbebetriebe,  sondern  aus  seinem  Dienst- 
verhältnisse (B.R.D.S.  Nr.  125). 

Das  schweizerische  Bundesrecht  stimmt  auch  hierin  ganz  überein ;  so  sagt 
das  Bundesgericht  in  einer  Entscheidung  vom  9.  Juli  1881  (Bd.  7  S.  439):  „Für 
blosse  Angestellte  oder  Arbeiter  in  einer  Fabrik  etc.  wird  ein  Geschäftsdomizil 
am  Orte  des  Geschäftes  keineswegs  begründet;  vielmehr  triift  dies  nur  für  den 
Inhaber  des  Geschäftes  zu." 

Das  Merkmal,  welches  die  unselbständigen  Dienstleistungen  von  der 
selbständigen  Erwerbsthätigkeit  unterscheidet,  kann  aber  wohl  nur  eben  in  dem 
Dienen  und  der  ihm  eigentümlichen  persönlichen  Abhängigkeit  zu  finden 


1)  Nach  dem  badischen  Gewerbsteuergesetze  vom  23.  März  1854  und  der  Novelle  vom 
4.  April  1870  war  von  der  Gewerbstetier  nur  „das  Brodgesinde"  frei  und  ferner  diejenigen, 
„welche  als  Hilfsarbeiter  im  landwirtschaftlichen  oder  gewerblichen  Betriebe  bei  andern  Per- 
sonen um  Lohn  arbeiten,  sofern  ihr  Einkommen,  einschliesslich  von  Kost  und  Wohnung,  den 
Betrag  von  250  fl.  jährlich  nicht  übersteigt".  Alle  anderen  gewerblichen  Bediensteten  waren 
gewerbsteuerp flichtig  und  zwar  (mit  Ausnahme  der  am  Wohnsitze  besteuerten  gewöhn- 
lichen Hilfsarbeiter)  am  Orte  ihrer  gewerblichen  Thätigkeit,  auch  wenn  sie  nicht 
da  wohnten.  Erst  infolge  des  D.B.Gs.  unterblieb  die  Besteuerung  der  im  Lande  arbeitenden, 
aber  ausserhalb  des  Landes  wohnenden  gewerblichen  Bediensteten  (St.V.Bl.  Jalirg.  1872,  S.  13). 
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sein,  vermöge  dessen  der  Dienende  eine  Gesamtheit  von  Leistungen  den  Zwecken 
des  Dienstherm  widmet  und  dafür  von  diesem  den  „Lohn*  empfängt ').  Dies 
Verhältnis  —  im  wesentlichen  analog  dem  des  ^Staatsdieners*  zum  Staate  und 
den  diesen  vertretenden  Vorgesetzten  —  trifft ,  wenn  auch  mit  'grossen  Grad- 
unterschieden,  bei  allen  niederen  und  hohen  Bediensteten  zu  imd  hat  auch  in 
4en  Gesetzen  manchfachen  Ausdruck  gefunden^). 

Ob  ein  solches  Dienstverhältnis  oder  ein  selbständiger  Betrieb  vorliege, 
kann  —  namentlich  in  den  an  der  Grenze  liegenden  Gebieten  der  Hausindustrie ') 
und  des  Vermitteins  und  Abschliessens  von  Handelsgeschäften  für  andere^)— 
zweifelhaft  sein  und  wird  nur  nach  den  Umständen  eines  jeden  Falles  ent- 
schieden werden  können.  — 

Ausser  durch  die  Ausschliessung  der  öffentlichen  Beamten  und  aUer  sonstigen 
Dienenden  im  weitesten  Sinne,  wird  der  Kreis  der  Erwerbsthätigkeiten ,  welche 
ohne  Verletzung  des  §  3  als  , Gewerbebetriebe'  besteuert  werden  dürfen,  wohl 
nur  noch  durch  das  Erfordernis  der  Gewerbsmässigkeit,  d.  i.  der  Absicht 
des  Erwerbs  nicht  durch  vereinzelte,  sondern  durch  wiederholte  Handlungen 
bestimmter  Art,  einzuschränken  sein.  Dass  diejenigen  Begriffe  des  Gewerbes, 
welche  einerseits  die  Landwirtschaft,  anderseits  den  Handel  ausschliessen  imd 
wieder  das  Gewerbe  im  engsten  Sinne  der  Grossindustrie  gegenüberstellen,  hier 
nicht  anwendbar  sind ,  steht  wohl  ausser  Zweifel ;  aber  auch  der  Beizug  der 
liberalen  Berufe  der  Aerzte,  Anwälte,  Künstler,   Pi-ivatlehrer  zur  Gewerbesteuer 


1)  Darin ,  dass  der  Dienende  den  bedungenen  festen  Lohn ,  der  selbständige  Unter- 
nehmer den  wechselnden  Ertrag  erhalte,  kann  der  Unterschied  nicht  liegen  —  denn  auch  der 
Lohn  kann  nach  dem  Masse  der  Arbeitsleistungen  (Akkordarbeiter)  und  nach  dem  Ertrage  des 
Unternehmens  (Fabrikdirektor  mit  Tantiemen)  wechseln ;  ebenso  darin  nicht,  dass  der  Dienende 
für  fremde  Rechnung  arbeitet  —  denn  dies  kann  auch  ein  selbständiger  Gewerbetreibender 
thun  (das  Krankenversicherungsgesetz  spricht  in  §  2  Ziff.  5  ausdrücklich  von  den  selbstän- 
digen Gewerbetreibenden,  welche  in  eigenen  Betriebsstätten  im  Auftrage  und  für  Rechnung 
anderer  Gewerbetreibender  ...  beschäftigt  werden,  und  der  kaufmännische  Agent  ist  selb- 
ständig und  gewerbsmässig  für  fremden  Namen  in  Handelsgeschäften  thätig) ;  endlich  auch 
darin  nicht,  dass  der  Dienende  nicht  unmittelbar  für  das  Publikum,  sondern  für  einen  einzelnen 
arbeitet  —  denn  wenn  vertragsmässig  ein  Handwerker  seine  sämtlichen  Arbeitserzeugnisse 
einem  Abnehmer  abzuliefern  und  dieser  sie  ihm  zu  bedungenem  Preise  abzunehmen  hätte,  so 
würde  dadurch  der  erstere  nicht  aufhören,  ein  selbständiger  Gewerbetreibender  zu  sein.  — 
Vgl.  Schenkel,  Gewerbeordnung  S.  8,  153. 

2)  Badisches  Dienstbotengesetz  vom  3.  Februar  1868  §  6:  „Die  Dienstboten  haben  sich 
allen  ihren  Kräften  und  dem  Inhalte  des  Dienstvertrages  entsprechenden  Verrichtungen  nach 
Anordnung  der  Dienstherrschaft  zu  unterziehen  etc."  Gewerbeordnung  §  121:  „Gesellen  und 
Gehilfen  sind  verpflichtet,  den  Anordnungen  der  Arbeitgeber  in  Beziehung  auf  die  ihnen 
übertragenen  Arbeiten  . . .  Folge  zu  leisten",  H.G.B.  Art.  W  Z.  3,  Art.  225,  231. 

s)  Schenkel,  Gewerbeordnung  S.  239,  305.  Das  Krankenversicherungsgesetz  in  §  2 
Z.  5  spricht  von  dem  selbständigen  Gewerbebetriebe  der  Hausindustrie.  Die  Gewerbeordnung 
rechnet  in  §  119  alle,  „welche  für  bestimmte  Gewerbetreibende  ausserhsilb  der  Arbeitsstätten 
der  letzteren  mit  der  Anfertigung  gewerblicher  Erzeugnisse  beschäftigt  sind,"  wenigstens  inso- 
weit unter  die  unselbständigen  Arbeiter,  als  das  Verbot  des  Trucksystems  auf  sie  Anwendung 
findet.  „Damit  ist,"  wie  das  Reichsgericht  durch  Urteü  vom  20.  Dezember  1883  (Entsch.  in 
St.S.  Bd.  9  S.  351)  sagt,  „auch  die  Beschäftigung  von  Arbeitern  in  sogen.  Hausindustrie  ge- 
troffen, indem  davon  ausgegangen  wurde,  dass  eine  derartige  Verwertung  von  Arbeitskräften 
.zwar  äusserUch  einem  selbständigen  Gewerbebetriebe  nahe  konmie,  jedoch  in  der  hier 
eilieblichen  Richtung  nicht  dahin  zu  rechnen  sei." 

*)  Darüber,  ob  und  wenn  der  „Agent"  selbständiger  Eaufinann  oder  nur  Bediensteter 
sei,  s.  Goldschmidt,  Handelsrecht  I.  1,  §  55, 

173 


174  '^^-  ClausB, 

und  die  Besteuerung  ihres  Berufseinkommens  an  dem  etwa  vom  Wohnsitze  ver- 
schiedenen Orte  ihrer  Berufsthätigkeit  würde  wohl  zu  rechtfertigen  sein  '). 

b)  Auf  die  andere  viel  erörterte  Frage,  welches  der  Ort  des  Gewerbe- 
betriebes SÄ,  wurde  schon  im  Reichstage  (Stenogr.  Ber.  S.  638)  die  ebenso 
einfache,  als  bestimmte  Antwort  gegeben:  jeder  Ort,  an  welchem  das  Ge- 
werbe thatsächlich  ausgeübt  wird.  Gerade  hierwegen  sind  mannigfache 
Missverständnisse  und  unerfüllte  Erwartungen  gehegt  worden,  während  schon 
aus  den  Motiven  zu  ersehen  war,  dass  die  Bestimmung  gar  nichts  Neues  bringen 
wolle.  Man  erwartete  die  Beseitigung  der  mehrfachen  Besteuerung  des  an 
mehreren  Orten  betriebenen  Gewerbes,  welche  doch,  wenn  nur  überall  auf  den 
Gewerbebetrieb  innerhalb  des  besteuernden  Staates  beschränkt,  der  Absicht 
des  D.B.Gs.  gar  nicht  zuwiderlief. 

So  wurden  bezüglich  des  Gewerbebetriebes  im  Umherziehen  sowohl 
im  Bundesrate  als  im  Reichstage  Anträge  gestellt,  durch  welche  die  Besteuerung 
desselben  nur  in  einem  Staate  gestattet  werden  sollte.  Nach  dem  ersteren  An- 
trage sollte  dies  der  Staat,  welcher  den  Legitimationsschein  ausstelle,  sein,, 
während  der  Antrag  des  Abgeordneten  Hausmann  (Stenogr.  Ber.  S.  752)  dahin 
ging,  eine  nochmalige  Besteuerung  des  Hausierers,  falls  er  nachweislich  an 
seinem  Wohnsitze  der  Steuerpflicht  rücksichtlich  des  Gewerbes  nachgekom- 
men, an  einem  anderen  Orte  zu  untersagen.  Beide  Anträge  wurden  abgelehnt, 
als  der  Absicht  des  Gesetzes  augenscheinlich  widersprechend,  derzufolge  auch 
der  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  in  jedem  Staate,  auf  welchen  er  thatsäch- 
lich ausgedehnt  wird ,  nach  Massgabe  des  in  jedes  Staatsgebiet  fallenden  Be- 
triebes soll  besteuert  werden  können. 

Ebenso  wurde  ein  Antrag  des  Abgeordneten  Fries,  welcher  für  den 
stehenden  Gewerbebetrieb  im  Falle  seiner  Ausdehnung  auf  einen  anderen 


1)  Ueber  die  verschiedenen  Begriife  des  „Gewerbes"  vgl.  u.  a.  Schäffle  im  Staats- 
wörterbuche von  Bluntschli  und  Brat  er  unter  diesem  Titel;  femer  Schönberg  im  Hand- 
buche der  polit.  Oekonomie  Bd.  2  S.  385  etc.  .  .  .  „In  einem  weiteren  Sinne  bezeichnet  das 
Wort  jede  berufsmässige  Thätigkeit,  sofern  ihr  Zweck  der  Erwerb  ist.  Man  spricht  in  diesem 
Sinne  auch  von  Landwirtschatts-,  Handels-  .  .  .  Gewerbe,  selbst  von  gelehrten  Gewerben  (G.  der 
Schriftsteller,  Aerzte,  Lehrer)''  ...  —  Was  die  Sprache  der  Gesetzgebung  anlangt,  so  ver- 
steht das  Freizügigkeitsgesetz ,  indem  es  jedem  Deutschen  das  Recht ,  innerhalb  des  Bundes- 
gebietes „Gewerbe  aller  Art  zu  betreiben",  gewährleistet,  den  Begriff  offenbar  im  weitesten 
Sinne ;  ebenso  die  badische  Gemeindeordnung,  wenn  sie  in  §  lOG  das  Einrücken  in  den  Bürger- 
genuss  von  der  Gründung  eines  „Gewerbes  auf  eigene  Rechnung"  abhängig  macht  (Wielandt, 
badisches  Gemeinderecht  Bd.  1  S.  31J,  sagt  hiezu  :  „in  diesem  Sinne  umfasst  das  Wort  „Gewerbe" 
insbesondere  auch  die  Landwirtschaft,  den  Taglohn ,  die  Staatsanstellung").  Die  Gewerbe- 
ordnung ,  welche  über  den  ärztlichen  Beruf  eine  wichtige  Bestimmung  enthält  und  bezüglich 
des  Anwaltsberufs  nur  die  Geltung  „des  gegenwärtigen  Gesetzes"  ausschliesst ,  scheint  diese 
Berufe  an  sich  unter  die  Gewerbe  zu  rechnen.  Das  Handelsgesetzbuch  spricht  vielfach  vom 
„Handelsgewerbe"  (Art.  lo),  die  Zivilprozessordnung  vom  „Betriebe  einer  Fabrik,  einer  Hand- 
lung oder  eines  anderen  Gewerbes"  (§  22).  —  Ueber  den  Umfang  der  Gewerb  Steuer  vgl. 
Fentsch  unter  „Gewerbsteuer"  bei  Bluntschli  und  Brater;  femer  A.  Wagner  in  Schön - 
bergs  Handbuch  Bd.  3  S,  271.  Danach  sind  Handel  und  Grossindustrie  wohl  überall  der 
Gewerbsteuer  unterworfen ;  die  Landwirtschaft  in  der  Regel  nicht ,  aber  nur  deshalb  ,  weil 
man  sie  durch  die  Grundsteuer  (und  event.  Einkommensteuer)  genugsam  getroffen  findet ;  „der 
landwirtschaftliche  Pachtbetrieb,"  sagt  A.  Wagner,  „gehört  mit  Fug  zur  Gewerbsteuer" ;  „un- 
richtig" oder  gar  „ungerecht"  wäre  aber  auch  die  Erhebung  derselben  vom  landwirtschaftlichen 
Selbstbetriebe  nicht ;  bezüglich  der  allerdings  meist  nicht  zur  Gewerbsteuer  gezogenen  „liberalen 
Unternehmungen"  führt  A.  Wagner  die  Gründe  an,  welche  für  diesen  Beizug  sprechen. 
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Bundesstaat  die  Besteuerung  im  letzteren  neben  der  im  Staat«  der  Haupt- 
niederlassung verhindern  und  dies  durch  den  Strich  der  auf  den  Gewerbe- 
betrieb bezüglichen  Worte  im  §  3  erreichen  wollte,  vom  Reichstage  abgelehnt, 
nachdem  die  Berechtigung  der  Besteuerung  durch  beide  Staaten  anerkannt 
worden  war  (Stenogr.  Ber.  S.  637,  750)'). 

Ueber  die  Voraussetzungen  der  thatsächlichen  Ausübung  des  Gewerbes 
an  einem  Orte  bestand  damit  aber  noch  keine  volle  Uebereinstimmung  ^).  So 
sprach  noch  in  einem  im  Jahre  1885  an  das  Reichsgericht  gelangten  Falle,  in 
welchem  die  sämtKchen  Ein-  und  Verkaufsgeschäfte  für  eine  Fabrik  am  Sitze 
der  Verwaltung  im  Staate  B.  besorgt,  die  Fabrik  selbst  aber  im  Staate  P.  betrieben 
wurde,  das  Oberlandesgericht  Hamburg  dem  ersteren  Staate  das  ausschliessliche 
Recht  der  Besteuerung  des  gewerblichen  Einkommens  auf  Grund  des  §  3  des 
D.B.Gs.  zu;  denn  „ein  Gewerbe  werde  seinem  BegrüFe  nach  wegen  des  dar- 
aus zu  ziehenden  Nutzens  betrieben;  die  Fabrik  sei  nur  Mittel  für  diesen, 
der  Nutzungsbezug  die  Hauptsache ,  gegen  welchen  jener  Faktor  zurücktrete; 
das  Gewerbe  werde  daher  da  betrieben,  wo  der  Nutzen  geschäftsmässig  un- 
mittelbar realisiert  werde,  nicht  wo  die  Grundfaktoren  dafür  hergestellt  werden." 
Das  Reichsgericht  erklärte  durch  Urteil  vom  7.  November  1885  (Entsch.  i.  Z.S. 
Bd.  15  S.  27)  diese  Auffassung  für  irrig;  massgebend  für  die  Zuweisimg 
in  den  Fällen  des  §  3  sei,  wie  aus  den  Motiven  deutbch  hervorgehe,  der  Ort 
der  Einkommensquelle;  bei  der  Anwendung  des  §  3  komme  es  deshalb  auf 
den  Ort  an,  „wo  die  Quelle  sich  befindet,  aus  welcher  das  Einkommen  ent- 
springt, nicht  auf  den  Ort,  wo  es  realisiert  wird"'  .  .  .  „Handelt  es  sich  um 
ein  durch  Fabrikbetrieb  erzieltes  Einkommen,  so  erscheint  als  Quelle  desselben 
sowohl  die  stoffVeredelnde  Thätigkeit,  welche  die  Güter  erzeugt,  deren 
höherer  Wert  den  Absatz  zu  einem  die  AnschaflFungs-  und  Betriebskosten  über- 
steigenden Preise  ermöglicht,  als  auch  die  in  der  Anschafiung  der  Rohstoffe  und 
dem  Absätze  der  Fabrikate  sich  vollziehende  auf  Güterumsatz  gerichtete 
Thätigkeit  .  .  .  Daher  konxmt  bei  Beantwortung  der  Frage,  wo  ein  Fabrik- 
gewerbe im  Sinne  des  §  3  betrieben  wird,  sowohl  die  erstere  technische,  als 
die  letztere  kaufmännische  Thätigkeit  in  Betracht  und  die  Antwort  kann  nur 
dahin  lauten,  dass  das  Gewerbe  sowohl  da,  wo  die  Fabrik  sich  befindet,  als  da, 
wo  die  Handelsgeschäfte  geschlossen  werden,  betrieben  wird." 

Ganz  in  gleichem  Sinne  erklärt  ein  TJrteü  des  badischen  Verwaltungs- 
gerichtshofs vom  16.  Mai  1887  es  als  dem  D.B.G.  nicht  widersprechend,  wenn 
das  Gewerbe  einer  Versicherungsgesellschaft  überall,  wo  Agenten  in  ihrem  Auf- 
trage für  sie  thätig  sind,  als  betrieben  angesehen  und  besteuert  werde  —  gleich- 
gültig, ob  die  Agenten  die  von  ihnen  vermittelten  Verträge  selbst  definitiv  ab- 
schliessen  oder  ob  dies  der  in  anderem  Staatsgebiete  befindlichen  Zentral- 
leitung vorbehalten  sei;  der  Gewerbebetrieb  besteht  hier  nicht  bloss  in  dem  Ab- 
schlüsse von  Rechtsgeschäften,    sondern   ebenso  in  der  vorbereitenden  imd  voU- 


1)  Vgl.  auch  R.T.D.S.  Nr.  53  von  I.  Session  1874  mit  den  daselbst  —  S.  7  —  angeführten 
Anträgen  des  Vereins  deutscher  Lebensversichemngsgesellschaften,  welche  die  Beschränkung 
der  Besteuerung  auf  den  Bundesstaat,  in  welchem  die  betreffende  Gesellschaft  zum  Handels- 
register eingetragen  ist,  bezweckten. 

2)  Vgl.  auch  B.R.D.S.  Nr.  118  von  1873,  S.  6. 
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ziehenden  Thätigkeit   der  Agenten    und  wird   deshalb   auch   durch   diese   aus- 
geübt '). 

Zweifelhafter  war  die  Frage,  ob  die  Ausübung  eines  stehenden  Gewerbes 
an  einem  anderen  Orte,  als  dem  der  Hauptniederlassung,  nicht  wenigstens 
eine  Zweigniederlassung  voraussetze  und  ob  nicht  wenigstens  die  gewerblichen 
Handlungen,  welche  an  einem  anderen  Orte  ohne  Begründung  einer  ge- 
werblichen Niederlassung  und  nur  vorübergehend  ausgeübt  werden,  als 
zu  dem  Betriebe  am  Orte  der  Hauptniederlassung  gehörig  anzusehen  und  des- 
halb am  anderen  Orte  nicht  zu  besteuern  seien.  —  Nach  dem  preussisch- 
sächsischen  Vertrage  vom  16.  April  1869,  welcher  nur  für  die  „Steuer  vom 
Betriebe  eines  stehenden  Gewerbes  (von  gewerblichen  und  Handels  anlagen)" 
eine  Ausnahme  von  der  allgemeinen  Regel  zuliess ,  wäre  dies  zu  bejahen ; 
ebenso  nach  §  2  des  preussischen  Kommunalsteuer-Notgesetzes  (s.  unten  Note  1) 
und  ebenso  endlich  nach  dem  Schweizer  Bundesrechte ,  welches  streng  an  dem 
Erfordernisse  einer  gewerblichen  Niederlassung,  also  —  bei  der  Ausdehnung  auf 
einen  anderen  Ort  —  einer  festen  Zweigniederlassung  festhält  und  einen  blossen, 
wenn  auch  regelmässigen  Geschäftsverkehr  nicht  genügen  lässt^).  In  gleichem 
Sinne  hatte  unter  ausdrücklicher  Erwähnung  eines  solchen  Falles  der  Abgeordnete 
Weigel  im  Reichstage  seine  Ansicht  ausgesprochen  und  eine  wenn  auch  bedingte 
zustimmende  Erklärung  vom  Regierungstische  erhalten  (Stenogr.  Ber.  S.  750 — 1). 
Die  Richtigkeit  dieser  Auslegung ,  welche  den  allgemeinen  Grundsatz  der  Be- 
steuerung an  jedem  Orte  des  thatsächlichen  Gewerbebetriebes  offenbar  einschränkte, 
blieb  jedoch  bestritten.  Das  Oberlandesgericht  Karlsruhe  schloss  sich  ihr  an') 
durch  ein  Urteil  vom  21.  Februar  1884,  indem  es  unter  Hinweis  auf  die  er- 
wähnte Reichstagsverhandlung  ausführte:  „Es  ist  zuzugeben,  dass  unter  Ort 
des  Gewerbebetriebes  im  weiteren,  wörtlichen  Sinne  auch  für  das  stehende 
Gewerbe  jeder  Ort  begriffen  werden  kann,  wo  eine  thatsächliche  Ausübung 
des  Gewerbes  stattfindet.  Eine  solche  wörtliche  Auffassung  würde  in  Fällen 
der  vorliegenden  Art  jedoch  der  Natur  der  Sache  und  der  Absicht  des  Gesetzes 
nicht  entsprechen  .  .  .  Aus  §§  14  und  42  der  Gewerbeordnung  erhellt,  dass  die 
Gewerbeordnung  dann,  wenn  das  stehende  Gewerbe  thatsächlich,  durch  Gründung 
einer  gewerblichen  Niederlassung  mit  einem  bestimmten  Orte  verknüpft  ist, 
diesen  Ort  als  denjenigen  des  Gewerbebetriebes  auch  bezüglich  der  ausserhalb 
desselben  bethätigten  Ausübung  des  Gewerbes  betrachtet.  Der  Ort  der  Nieder- 
lassung erscheint  solchenfalls  als  das  Domizil  des  Gewerbebetriebes,  als  der 
feste  Sitz  und  Mittelpunkt  der  gewerblichen  Thätigkeit."  Das  Reichsgericht 
aber  hat  durch  ein  Urteil  vom  18.  Dezember  1884  (Entsch.  in  St.S  Bd.  11, 
S.  309 ;  Finanzarchiv  III,  S.  295)  im  entgegengesetzten  Sinne  entschieden.    Nach- 


1)  Dagegen  nimmt  das  preussische  Kommunalsteuer-Notgesetz  vom  27.  Juli  1885,  §  2, 
einen  die  Abgabepflicht  begründenden  Betrieb  nur  da  an,  wo  sich  „eine  solche  Agentur  des 
Unternehmens  befindet,  welche  ermächtigt  ist,  Rechtsgeschäfte  im  Namen  und  für  Rechnung 
des  Inhabers  beziehungsweise  der  Gesellschaft  selbständig  abzuschliessen."  Wenn  auf  Grund 
des  gleichen  §  2  bestritten  ist,  ob  bei  Bergbauuntemehmungen  die  unter-  oder  die  oberirdischen 
Betriebsstätten  massgebend  seien,  so  könnte  nach  dem  D.B.G.  die  Frage  wohl  nur  dahin  be- 
antwortet werden,  dass  der  Betrieb  an  beiden  Orten  stattfinde.    Finanzarchiv  III,  S.  176—177. 

2)  B.Gr.  Entsch.  Bd.  l,  S.  35 ;  5,  S.  143 ;  10,  S.  12.  —  B.Gs.Entw.  vom  6.  März  1885. 
Art.  5. 

3)  Ebenso  B.R.D.S.  Nr.  118  von  1873,  S.  9/10. 
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dem  die  Entscheidungsgründe  ausgeführt,  dass  die  Gewerbeordnung  für  den 
Betrieb  eines  stehenden  Gewerbes  nicht  eine  gewerbliche  Niederlassung  oder 
auch  nur  einen  bestdmiuten  Wohnsitz  des  Gewerbetreibenden  zur  notwendigen 
Voraussetzung  machen,  besagen  sie  bezüglich  der  Auslegung  des  §  3  des  D.B.Gs. 
weiter:  „Der  §  3  sagt  mit  keinem  Worte,  dass  das  Gewerbe  nur  in  dem  Bundes- 
staate betrieben  werde,  in  welchem  sich  eine  Gewerbeniederlassung  befinde, 
und  auch  nicht,  dass  im  Falle  das  Gewerbe  hier  versteuert  worden  sei,  es  in 
jedem  anderen  Bundesstaate  steuerfrei  betrieben  werden  dürfe.  Vielmehr  kann 
dieser  Paragraph  nur  dahin  verstanden  werden,  dass  derjenige  Bundesstaat  zur 
Veranlagung  von  Gewerbesteuer  nicht  berechtigt  sei,  in  welchem  das  Gewerbe 
nicht  betrieben  werde.  .  .  .  Ein  in  mehreren  Bimdesstaat«n  stattfindender  und 
zur  Besteuerung  in  jedem  derselben  herangezogener  Gewerbebetrieb  ist  nicht 
Gegenstand  einer  doppelten  Besteuerung"'). 

Nach  dieser  Auslegimg  des  §  3  wäre  es  auch  nicht  unzulässig,  das  durch 
Handlungsreisende  ausgeübte  Gewerbe  in  jedem  Staate,  in  welchem  die 
Reisenden  thätig  sind,  zu  besteuern;  allein  hier  stehen  die  Bestimmungen  des 
Zollvereinsvertrages  vom  8.  Juli  1867,  Art.  26  und  der  internationalen  Handels- 
verträge, von  welchen  bereits  oben  (S.  144,  Note  2)  die  Rede  war,  entgegen, 
da  sie  im  Verhältnis  der  Bundesstaaten  zu  einander  und  zu  den  Vertragsstaaten 
dem  Geschäftsbetriebe  der  Handlungsreisenden,  solange  er  nicht  durch  Ueber- 
schreitung  der  gezogenen  Grenzen  in  den  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  über- 
geht, die  Freiheit  von  weiteren  Steuern,  als  den  im  Staate  des  geschäftlichen 
Wohnsitzes  zu  entrichtenden,  zusichern.  Der  Fortbestand  dieser  Bestimmungen 
des  Zollvereinsvertages  wurde  bei  der  Beratung  in  den  Bundesratsausschüssen 
ausdrücklich  anerkannt.  — 

Liegt  so  jetzt  die  Frage  nach  dem  Orte  des  Gewerbebetriebes  im  wesent- 
lichen klar,  so  ist  dagegen  bei  den  verschiedenen  Arten  der  Verbindung  von 
Betrieben  an  verschiedenen  Orten  die  Ermittlung  des  Umfangs  und  nament- 
lich des  Ertrags  und  Einkommens  für  den  einzelnen  örtlichen  Betrieb  oft 
sehr  schwierig.  Hierfür  hat  aber  das  D.B.G.  die  vielfach  davon  erwartete  und 
darin  gesuchte  einfache  und  sichere  Lösung  nicht  gebracht  und  nicht  bringen 
können,  weil  sie  in  einer  für  alle  verschiedenartigen  Fälle  zutreffenden  Formel 
überhaupt  nicht  zu  finden  sein  wird. 

Aus  der  Natur  der  Sache  ergeben  sich  nur  folgende  Gesichtspunkte: 

a)  Gegen  das  D.B.G.  verstösst  ein  Staat  jedenfalls  nur  dann,  wenn  er 
seine  Besteuerung  über  den  Betrieb  innerhalb  seines  Gebietes  hinaus  auf  den 
in  anderes  Staatsgebiet  fallenden  Betrieb  ausdehnt.  Dies  geht  aber  daraus, 
dass  die  Steueranlage  in  einem  Staate  nach  Verhältnis  des  dortigen  Betriebes 
eine  allzu  hohe  ist,  noch  nicht  notwendig  hervor;  denn  daran  kaim  auch  ledig- 


1)  Das  Reichsgericht  fügt  dann  allerdings  die  Bemerkung  bei ,  dass  die  Bestenerong 
eines  Reichsangehörigen ,  welcher  in  einem  angrenzenden  Bundesstaate  einmal  eine  gering- 
fügige Gewerbehandlung  ausübe,  kaum  dem  Geiste  der  Reichsverfassung  entspreche,  dass  aber 
derartige  Missstände  nur  durch  entsprechende  Vereinbarungen  unter  den  Bundesstaaten  beseitigt 
werden  könnten,  die  ja  auch  vielfach  zu  diesem  Zwecke  bereits  getroffen  seien.  Aus  solchen 
Erwägungen ,  nicht  zum  Vollzuge  des  D.B.Gs.  haben  thatsächlich  nunmehr  wohl  die  meisten 
Bundesstaaten  in  wechselseitigem  Einvernehmen  auf  die  Besteuerung  solcher  vorübergehender 
Ausdehnungen  des  in  einem  anderen  Bundesstaate  betriebenen  Gewerbes  verzichtet ;  so  V.O. 
des  badischen  Finanzministeriums  vom  4.  Februar  1885  (G.V.Bl.  S.  40). 

Finanzarchiv.    V.  Jahrg.  177  12 
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lieh  eine  Ueberscliätzung  des  im  eigenen  Gebiete  stattfindenden  Betriebes 
schuld  sein  und  gegen  solche  Fehler  Abhilfe  zu  schaffen,  liegt  selbstverständlich 
ausserhalb  der  Aufgabe  des  D.B.Gs.  Wer  sich  also  auf  das  letztere  berufen 
will,  muss  vor  allem  nachweisen,  dass  von  der  angefochtenen  Steueranlage  auch 
der  auswärtige  Betrieb  und  das  aus  ihm  stammende  Einkommen  ganz  oder 
teilweise  mitergriffen  sei  ^). 

b)  Wenn  eine  Person  an  verschiedenen  Orten  Gewerbe  betreibt,  so  kann 
die  Vereinigung  eine  nur  personale  oder  eine  reale  sein.  Im  ersteren 
Falle  werden  mehrere  Gewerbe  betrieben  und  ist  an  jedem  Orte  ein  besonderer 
Ertrag  —  wenn  auch  vielleicht  äusserlich  mit  denen  der  anderen  Orte  ver- 
mischt—  vorhanden  und  braucht  nur  ermittelt  zu  werden.  Im  anderen  Falle 
ist  das  gesamte  Gewerbe  und  der  Ertrag  an  sich  einheitlich  und  es  erwächst 
die  weit  schwierigere  Aufgabe,  solches  in  richtigem  Verhältnisse  auf  die  ver- 
schiedenen Betriebsorte  zu  verteilen. 

Liegt  nun  das  Wesen  des  Gewerbebetriebes  in  der  auf  Erwerb  gerichteten 
Thätigkeit,  so  wird  ein  einheitlicher  Betrieb  dann  vorhanden  sein,  wenn  aus 
den  an  verschiedenen  Orten  befindlichen  Betriebsanlagen  unter  gemeinsamer 
Leitung  unmittelbar  ein  gemeinsamer  Erwerb  erstrebt  wird.  Es  genügt 
sonach  nicht,  dass  vermöge  der  Einheit  in  der  Person  des  Besitzers  der  Ertrag 
sämtlicher  Betriebe  schliesslich  in  eine  Hand  fliesst  oder  die  verfügbaren  Geld- 
oder Warenbestände  nach  Bedarf  wechselseitig  von  einem  Betriebe  an  den 
andern  —  unter  Abrechnung  —  abgeliefert  werden ;  sondern  es  ist  vorausgesetzt, 
dass  die  einzelnen  Anlagen  ganz  ohne  eigene  Erwerbsinteressen  nur  dem 
gemeinsamen  Betriebe  als  dessen  Bestandteile  dienen  und  nur  nach  dessen  ge- 
meinsamem Interesse  geleitet  werden^). 

Ob  hiernach  der  Betrieb  ein  einheitlicher  sei,  wird  im  einzelnen  Falle 
nicht  immer  leicht  festzustellen  sein.  Voraussetzung  ist  jedenfalls  die  volle 
Identität  der  Person  des  Besitzers,  weil  bei  wenn  auch  nur  teilweiser  Ge- 
trenntheit der  Interessen  eine  völlige  Einheit  des  Betriebes  nicht  denkbar  ist; 
in  einem  an  den  Bundesrat  gelangten  Falle,  in  welchem  die  Fabrikate  der  dem 
Beschwerdeführer  N.  allein  gehörigen  Fabrik  ausschliesslich  durch  die  Firma 
N.  u.  Cie.,  von  der  der  Genannte  nur  Mitinhaber  war,  in  den  Handel  gebracht 
wurden ,  ward  deshalb  bei  der  Verneinung  der  Einheit  des  Betriebes  auf  den 
Mangel  der  völligen  Personeneinheit  besonders  hingewiesen  ^).  Wesentliche  Vor- 
aussetzung wird  ferner  ein  innerer,  sachlicher  Zusammenhang  der  Einzel- 
betriebe sein;  wo  ein  solcher  gänzlich  fehlt,  wird  man  sich  eine  Einheit  des 
Betriebes  in  obigem  Sinne  nicht  denken  können. 

Umgekehrt  wird  für  die  Einheit  dann  eine  grosse  Wahrscheinlichkeit 
sprechen,  wenn  die  Einzelbetriebe  ergänzend  so  ineinander  greifen,  dass  erst 
durch  ihre  Gesamtheit  der  volle  Erwerbszweck  erreicht  wird;  wenn  also  bei- 
spielsweise die  Versicherungsverträge  an  einem  Orte  vorbereitet,  am  anderen 
abgeschlossen   werden   oder  wenn    am   einen  Orte  die  Fabrik,   am  andern   das 


1)  B.R.D.S.  Nr.  118,  Session  1873,  S.  9,  Abs.  4  und  5.  —  Schweizerische  Bundesgerichts- 
Entscheidungen  Bd.  I,  S.  61. 

2)  Pr.  Komm.-St.-N.-Gr.  §  5:   „Die   gesamten  Staats-  und  für  Rechnung  des  Staats  ver- 
walteten Eisenbahnen  sind  als  eine  abgabepflichtige  Unternehmung  anzusehen." 

3)  B.R.D.S.  Nr.  31  von  1874/5. 
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Handelsgeschäft  (Ankauf  des  Rohmaterials,  Verkauf  der  Fabrikate)  betrieben 
wird  oder  wenn  an  der  einen  Betriebsstätte  nur  Halbfabrikate  gefertigt,  an  der 
andern  dieselben  veredelt  werden.  Ein  sicherer  Schluss  aber  ist,  wie  schon 
der  vorstehend  angeführte  Fall  zeigt,  auch  aus  diesen  Thatumständen  nicht  zu 
ziehen.  Auch  da  femer,  wo  zwei  in  einer  Hand  vereinigte  Fabriken  selbständig 
ganz  das  gleiche  Fabrikat  erzeugen,  wird  der  Betrieb  ein  einheitlicher  sein, 
wenn  die  gemeinsame  Oberleitung  ganz  nach  ihrem  lediglich  durch  das  ge- 
meinsame Erwerbsinteresse  geleiteten  Ermessen  einerseits  die  Prodiiktion  der 
einzelnen  Fabriken  regelt,  anderseits  die  Effektuienmg  der  Bestellungen  ihnen 
zuweist;  ist  dies  der  Fall ,  dann  wird  man  nur  noch  von  einem  gemeinsamen 
Gewinn  sprechen,  nicht  mehr  einen  besonderen  Gewinn  der  einzelnen  Fabrik 
aus  dem  Ertrage  der  gerade  von  ihr  aus  abgesetzten  Waren  berechnen  können. 

c)  Wie  in  solchen  Fällen  ein  auf  mehrere  Staatsgebiete  sich  erstreckender 
Gewerbebetrieb  und  der  Ertrag  aus  demselben  unter  die  beteiligten  Staaten 
verteilt  und  demgemäss  die  Besteuerung  geregelt  werden  müsse ,  sagt  das 
D.B.G.  nicht;  der  Bericht  der  Bundesratsausschüsse  vom  21.  März  1870 
bemerkt  ausdrücklich,  es  sei  die  Frage  wegen  der  Steuererhebung  von  Zweig- 
niederlassvmgen ,  ingleichen  für  die  Fälle  eines  in  mehrere  Orte  verteilten  Ge- 
werbebetriebes zur  Besprechung  gezogen  worden ,  man  habe  sich  jedoch  über- 
zeugt, dass  deren  Entscheidung  immer  von  der  besonderen  Gestaltung 
der  thatsächlichen  Verhältnisse  abhängen  werde  imd  deshalb  auch  der 
Praxis  im  einzelnen  Falle  überlassen  bleiben  müsse.  —  Ein  Ausschussbericht  in 
einer  Beschwerdesache  (B.R.D.S.  Nr.  118  von  1873)  besagt  über  die  vorliegende 
Frage:  „Die  Schwierigkeit  liegt  darin,  ein  Unternehmen,  welches  als  ein  Ganzes 
betrieben  wird,  dessen  Einnahmen  an  verschiedenen  Orten  und  aus  verschiedenen 
Quellen  kommen,  die  sich  wechselseitig  ergänzen  und  voneinander  abhängen 
und  dessen  Ausgaben  sich  vielleicht  noch  weniger  lokal  absondern  lassen,  in 
einzelne  mit  räumlichen  Strecken  (einer  Eisenbahn)  zusammenfallende  Teüe  zu 
zerlegen,  deren  jeder  so  wie  das  Ganze  ein  finanziell  selbständiger  Körper  wäre, 
für  welchen  sich  ein  Reinertrag  vollends  mit  der  Genauigkeit,  die  für  ein  Steuer- 
objekt nötig  ist,  feststellen  Uesse."  —  Auch  der  schweizerische  Bimdesgesetz- 
entwurf ,  Art.  5 ,  beschränkt  sich  auf  die  allgemeine  Anweisung ,  dass  kauf- 
männische und  gewerbliche  Unternehmungen  ,nach  zutreffendem  Ver- 
hältnis" da,  wo  sie  Zweigniederlassungen  etc.  besitzen,  zu  besteuern  seien. 

Die  oben  angeführte  reichsgerichtliche  Entscheidung  vom  5.  November  1885 
besagt  desgleichen:  ,ln  Ermanglung  eines  gesetzlich  vorgeschriebenen  Mass- 
, Stabes  ist  der  Anteil  des  Gesamteinkommens  nach  den  Umständen  des 
, einzelnen  Falles,  wo  nötig  unter  Zuziehung  von  Sachverständigen  nach 
»billigem  Ermessen  abzuschätzen  und  hierbei  namentlich  das  Verhältnis 
,des  auf  den  einzelnen  Teü  des  Gewerbebetriebes  Verwendeten  zu  dem  Gesamt- 
, aufwände  für  das  gewerbliche  Unternehmen,  sowie  die  Gleichartigkeit  der  in 
»den  einzelnen  Teilen  in  Ausübung  kommenden  gewerblichen  Thätigkeit  in  Be- 
»tracht  zu  ziehen."  ^) 


')  In  solcher  fireier  Würdigung  der  Verhältnisse  hat  das  prenssische  Oberverwaltungs- 
gericht durch  Urteil  vom  11.  Dezember  1879  (Entsch.  Bd.  6,  S.  28)  in  einem  Falle,  in  welchem 
die  Fabrikation  ausschliesslich  am  einen,  die  kaufinännische  Thätigkeit  ausschliesslich  am  andern 
Orte  stattfand,   die  hälftige  Verteilung  des  gewerblichen  Einkommens  auf  die  beiden  Orte 
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Bei  der  Verteilung  des  Gesamtertrags  wird  dann  selbstverständlich  auch 
eine  etwaige  nachweisbare  Verschiedenheit  der  Rentabilität  der  verschiedenen 
Anlagen  zu  berücksichtigen  sein ;  auch  bei  ganz  einheitlichem  Betriebe  kann  ja 
das  Unternehmen  am  einen  Orte  glücken,  am  andern  fehlschlagen  und  dann 
kann  man  nicht  sagen,  dass  der  am  ersteren  erzielte  Ertrag  vermöge  der 
Einheit  des  Betriebes  teilweise  auf  den  letzteren,  an  welchem  doch  thatsächlich 
nur  Verluste  entstanden  sind,  entfalle. 

d)  Ein  so  vager  Massstab,  wie  der  der  Beurteilung  ^nach  den  Umständen 
des  einzelnen  Falles" ,  ist  nun  aber  für  die  den  Organen  der  Steuerverwaltung 
obliegende  Thätigkeit  der  Steuerveranlagung  wenig  geeignet:  Einerseits  lässt 
das  öffentliche  Interesse,  welches  die  regelmässige  Erledigung  des  Geschäftes 
der  Berichtigung  und  Ergänzung  der  Steuerkataster  innerhalb  der  zugemessenen 
Zeit  erheischt,  die  Verwendung  unverhältnismässig  langer  Zeit  auf  die  Er- 
forschung der  Verhältnisse  eines  einzelnen  Steuerpflichtigen  nicht  zu,  wie  solche 
doch  nötig  wäre  zu  einer  wirklich  unter  Würdigung  aller  Verhältnisse  er- 
gehenden Entscheidung;  anderseits  würde  die  Gleichmässigkeit  des  Verfahrens 
im  ganzen  Lande  gefährdet,  wenn  dem  subjektiven  Ennessen  der  einzelnen 
Behörde  ein  allzu  weiter  Spielraum  gelassen  wäre.  Das  Bedürfnis  der  Praxis 
drängt  deshalb  dazu,  einen  obj  ektiv  sicheren  Massstab  („ein  exaktes  Kriterium, 
was  für  jedes  Steuergesetz  das  erste  Erfordernis  ist".  Herrfurth,  Finanzarchiv  III, 
S.  184)  für  die  Verteilung  des  Ertrags  bezw.  Einkommens  zu  finden,  was  aller- 
dings nur  mit  Hilfe  von  Wahrscheinlichkeitsschlüssen,  also  in  einer  nur  für  die 
grosse  Zahl   der  Durchschnittsfälle  völlig  zutreffenden  Weise   geschehen  kann. 

Diesen  Weg  haben  deshalb  neuere  Gesetze  betreten:  So  bestimmt  das 
badische  Einkommensteuergesetz  vom  20.  Juni  1884  in  Art.  5,  Lit.  B,  dass  Aktien- 
gesellschaften etc.  mit  demjenigen  Teile  ihres  steuerbaren  Einkommens,  „welcher 
dem  Umfange  ihres  Geschäftsbetriebes  innerhalb  des  Grossherzogtums  ent- 
spricht", steuerpflichtig  seien  und  die  Vollzugsverordnung  vom  17.  Februar  1885 
erläutert  in  §  13  dies  dahin,  dass  der  auf  den  inländischen  Geschäftsbetrieb 
entfallende  Teil  des  Gesamteinkommens  sich  „nach  dem  Verhältnis  des  im 
Grossherzogtum  angelegten  Betriebskapitals  zum  Gesamtbetriebskapital  be- 
messe".  Hier  wird  also  von  dem  Verhältnisse  des  Betriebskapitals  auf  das  des 
Umfanges  und  von  diesem  —  unbedingt  und  ohne  Vorbehalt  des  Gegenbeweises  — 
auf  das  des  Ertrags  bezw.  Einkommens  geschlossen. 

In  ähnlicher  Weise  bestimmt  das  preussische  Gesetz  vom  16.  März  1867 
betreff"end  die  Abgabe  von  den  nicht  im  Besitze  des  Staats  oder  inländischer 
Eisenbahn -Aktiengesellschaften  befindlichen  Eisenbahnen  in  §  9,  dass  als  Be- 
triebsroheinnahme, nach  welcher  der  steuerpflichtige  Reinertrag  sich  berechnet, 
bei  solchen  inländischen  Bahnstrecken,  welche  mit  ausländischen  Bahnunter- 
nehmungen zu  gemeinschaftlichem  Betriebe  verbunden  sind,  der  nach  Ver- 
hältnis der  Meilenzahl  berechnete  Anteil  an  der  Betriebsrohein- 
nahme des  Gesamtuntemehmens  oder  eines  gewissen  Teiles  desselben  ange- 
nommen werden  kann'). 


für  die  Kreisbesteuerung  als  zutreffend  erklärt ,  da  nach  Lage  der  Sache  der  kaufmännischen 
Thätigkeit  ein  ebenso  wesentlicher  Einfluss  auf  die  Erzielung  des  Reingewinns  wie  der  Fabrik- 
thätigkeit  zugeschrieben  werden  müsse. 

1)  B.R.D.S.  Nr.  118  von  1873  S.  21;  vgl.  unten  Note  1,  S.  181. 

180 


Das  Reichsgesetz  vom  13.  Mai  1870  icegeii  Beseitigung  der  Doppelbesteuerung.      jg| 

Gleichartige  Bestimmungen  bezüglich  der  inneren  Kommunalbesteuerung 
sind  für  die  vorliegende  Frage  wenigstens  von  mittelbarem  Interesse: 

Das  badische  Gesetz  die  Abänderung  der  Gemeindeordnung  etc.  betreflFend 
vom  2.  Mai  1886  ordnet  in  §  84  für  den  gleichen  Fall  die  Verteilung  des  ge- 
samten Einkommensteueranschlages  unter  die  beteiligten  Gemeinden  »nach 
Verhältnis  des  in  jeder  derselben  der  Gemeindebesteuerung  unterliegenden 
Gew  erb  Steuerkapitals  *  an;  bezüglich  des  letzteren  aber  bestimmt  §  83,  dass 
es  bei  einheitlichem  Betriebe  an  verschiedenen  Orten  den  Gemeinden  teilweise 
zugewiesen  werden  soll  „nach  dem  Verhältnisse,  in  welchem  das  Grund-  und 
Hä Usersteuerkapital  des  in  einer  Gemeinde  gelegenen  Teils  der  Gewerbs- 
anläge,  sowie  der  steuerliche  Anschlag  der  in  diesem  Teile  befindlichen  Gegen- 
stände des  Betriebskapitals  zu  dem  Grund-  und  Häusersteuerkapitale  und  dem 
steuerlichen  Anschlage  des  Betriebskapitals  der  gesamten  gewerblichen  Unter- 
nehmung steht";  hier  ist  al.so  ebenfalls  für  die  Einkommensverteilung  ledig- 
lich das  Verhältnis  des  Betriebskapitals  —  im  weitesten  auch  die  Liegen- 
schaften umfassenden  Sinne  —  als  massgebend  erklärt. 

Das  preussische  Kommunalsteuer-Notgesetz  vom  27.  JuU  1885  (Finanz- 
archiv III,  S.  168  und  181)  §§  7  ff.,  verteilt  das  Einkommen  gleichfalls  nach  dem 
Umfange  des  Betriebes  und  bemisst  nur  diesen  Umfang  nicht  nach  dem  Betriebs- 
kapitale,   sondern   nach   anderen   Kriterien  (Bruttoeinnahme,  Personalaufwand). 

Wenn  in  solcher  Weise  dem  praktischen  Bedürfnisse  entsprechend  und 
gleichmässig  zu  seinen  Gunsten  und  Ungunsten  ein  Staat  für  die  Verteilung  des 
Ertrags  oder  des  Einkommens  bestimmte  Vorschriften  aufstellt,  so  wird  durch 
deren  Anwendung  der  §  3  des  D.B.Gs.  auch  in  dem  Ausnahmefalle  nicht  ver- 
letzt sein,  in  welchem  die  der  landesgesetzlichen  Bestimmung  zu  Grunde  Hegende 
Vermutung  nicht  vollständig  zutrifft,  die  ihr  gemäss  stattfindende  Verteilung 
also  mit  der.  welche  bei  freier  Würdigung  der  Verhältnisse  sich  ergeben  würde, 
nicht  ganz  übereinstimmt.  In  diesem  Sinne  spricht  auch  ein  Urteil  des  badi- 
schen Verwaltungsgerichtshofes  vom  1.  Juni  1887  aus,  dass  im  Falle  der  Ein- 
heit des  örtlich  verteilten  Gewerbebetriebes,  welche  das  Urteil  allerdings  im 
gegebenen  Falle  verneint,  „eine  Teilung  des  Einkommens  nach  Verhältnis  des 
örtlich  angelegten  Betriebskapitals  wohl  nicht  gegen  das  Reichsgesetz 
Verstössen  würde").     Entspricht   ein   solches   Verfahren   namentlich   der  Natur 

1)  Die  Frage,  ob  die  YerteUung  der  Einnahme  aus  einem  auf  zwei  Staatsgebieten  be- 
triebenen Eisenbahnuntemehmen  nach  Verhältnis  der  Meilenzahl  —  dem  oben  er- 
wähnten preussischen  Gesetze  vom  16.  März  1867  entsprechend  —  dem  D.B.G.  nicht  zuwider- 
laufe, wurde  eimnal  vor  den  Bundesrat  gebracht  (1873),  aber  dann  ohne  förmliche  Entscheidung 
desselben  erledigt.  Der  Ausschussbericht  (B.R.D.S.  Nr.  118)  hält  diese  VerteUung  nach  Länge- 
strecken (statt  nach  dem  v^irklieh  auf  jedes  Gebiet  entfallenden  Anteüe,  zu  dessen  Berechnung 
der  Bundesrat  allerdings  einen  bestimmten  Modus  nicht  empfehlen  oder  gar  vorschreiben  könne) 
für  schwer  vereinbar  mit  dem  D.B.G. ,  erklärt  aber  schliesslich  die  Steueranlage  doch  nur 
deshalb  als  diesem  Gesetze  widersprechend .  weil  die  Yerteüung  nach  der  Meüenzahl  nur  für 
den  Eohertrag,  nicht  auch  für  den  anderen  Faktor  der  Steueranlage,  das  Anlagekapital, 
dessen  Zinsen  an  dem  Roherträge  abzuziehen  sind,  gewählt  worden  sei;  hier  habe  man,  statt 
ebenfalls  das  gesamte  Anlagekapital  gleichmässig  zu  verteilen,  nur  das  verhältnismässig  gering- 
fiigige  wirklich  auf  preussischem  Gebiete  verwendete  Kapital  zu  Grunde  gelegt  und  so  sei 
das  Ergebnis  jedenfalls  nicht  richtig.  Wäre  in  beiden  Beziehungen  gleichmässig  nach  Strecken- 
längen repartiert  worden,  so  Hesse  sich  (wie  der  Bericht  sagt),  da  ganz  ausserordentliche 
Verhältnisse  der  einzelnen  Strecken  nicht  behauptet  sind,  der  Umstand,  dass  der  Rein- 
ertrag von  einem  ideellen  Teile  berechnet  ist,  übersehen;  man  könnte  dann  an- 
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der  Einkommensteuer  nicht  vollständig,  so  steht  eben  mit  ihr  die  Teilung  des 
Einkommens  nach  seinen  Quellen  überhaupt  nicht  in  Einklang. 

Missstände  können  allerdings  dadurch  eintreten,  dass  der  eine  beteiligte  Staat 
den  einen  Verteilungsmassstab,  der  andere  einen  anderen  anwendet ;  für  solche  Fälle 
thatsächlicher  teilweiser  Doppelbesteuerung  wird  aber  Abhilfe  nur  im  Wege  der 
Verständigung  unter  den  beteiligten  Regierungen  zu  suchen  und  zu  finden  sein. 

IL  Von  dem  Einkommen  aus  Grundbesitz  und  Gewerbebetrieb,  auf 
welches  der  §  3  gleichfalls  Anwendung  findet,  war  im  Vorstehenden  schon  mehr- 
fach die  Rede.  Dass  auch  dies  Einkommen  nur  in  dem  Staate,  in  welchem 
der  Grundbesitz  liegt  und  das  Gewerbe  betrieben  wird,  besteuert  werden  darf, 
ist  eine  durch  das  D.B.G.  gebrachte  wichtige  Neuening^).  Nach  der  früheren 
Gesetzgebung  der  meisten  Bundesstaaten,  so  besagen  die  Motive,  war  dies  Ein- 
kommen sowohl  in  dem  Staate,  in  welchem  die  Einkommensquellen  sich 
befanden,  als  in  dem,  welcher  das  Einkommen  des  Grundbesitzers  oder  Gewerbe- 
treibenden im  ganzen  besteuerte,  somit  doppelt  zur  Besteuerung  gezogen.  „Soll 
das  Recht  zur  Besteuerung  nur  einem  dieser  Staaten  vorbehalten  werden,  so 
gebührt  naturgemäss  der  Vorzug  dem  Staate,  unter  dessen  Schutze  die  Ein- 
kommens quellen  stehen  und  welcher  die  letzteren  selbst  seiner  Besteuerung 
unterwirft.  In  notwendiger  Konsequenz  dieses  Grundsatzes  muss  das  Einkommen 
aus  Grundbesitz  und  Gewerbebetrieb  bei  der  Besteuerung  seitens  des  Staates,  in 
welchem  der  Betreffende  seinen  Wohnsitz  hat,  von  dem  steuerpflichtigen  Ge- 
samteinkommen abgezogen  werden." 

Der  Begriff  des  ^.Einkommens  aus  Grundbesitz  und  Gewerbebetrieb"  kann 
ein  verschiedener  sein,  je  nachdem  man  ihn  rein  objektiv  oder  aber  subjektiv 
in  Beziehung  zu  der  Person,  welcher  das  Einkommen,  d.  i.  für  den  Reinertrag 
aus  diesen  Quellen  unmittelbar  zukommt,  versteht.  Nach  der  Natur  der 
Sache  und  nach  fester  Praxis  ist  die  letztere  Auffassung  die  allein  richtige. 
Schon  bei  der  Beratung  des  Entwurfes  in  den  Bundesratsausschüssen  war 
ein  Antrag,  dem  Betriebe  eines  Gewerbes  auch  „die  Beteiligung  an  einem 
solchen"  gleichzustellen,  abgelehnt  worden  mit  der  Begründung:  der  Entwurf 
sei,  indem  er  von  dem  „Einkommen  aus  den  fraglichen  Quellen"  spreche,  ge- 
nügend deutlich;  die  „Beteiligung"  mit  Kapital  an  Gewerben  könne  auf  sehr 
verschiedene  Art  stattfinden  und  es  sei  nicht  im  allgemeinen  zu  entscheiden, 
ob  dann  der  Ertrag  stets  als  „Einkommen  aus  dem  Gewerbebetriebe"  anzusehen 
sei.  Das  Reichsgericht  hat  in  einer  Entscheidung  vom  26.  Februar  1883  (Entsch.  i. 
St.S.  Bd.  8,  S.  132 ;  Finanzarchiv  III,  S.  295)  die  obige  Frage  dahin  beantwortet :  „Das 

nehmen,  dass  sich  thatsächlich  die  Inkorrektheit  ausgleiche,  dass  keine  unbillige  üeberlastung 
entstehe  und  also  der  gewählte  Modus  nicht  zu  beanstanden  sei. 

1)  Dieselbe  ist  ohne  Zweifel  aus  der  preussischen  Kommunalsteuergesetzgebung  in  das 
D.B.G.  übergegangen.  Dass  sie  dem  Begriffe  des  Einkommens  nicht  entspricht  und  dass  und 
welche  praktische  Missstände  daraus  heiTorgehen,  hat  Nasse  in  einem  sehr  bekannten  Gut- 
achten „Einkommen-  und  Ertragbesteuening  im  Haushalte  preussischer  Gemeinden"  (Schriften 
des  Vereins  für  Sozialpolitik  XII,  1877,  S.  269)  überzeugend  dargethan.  Wenn  das  Einkommen 
die  Summe  der  regelmässigen  Einnahmen  einer  Person  ist,  so  kann  die  Einkommensteuer 
folgerichtig  keinen  Unterschied  in  bezug  auf  die  Quellen  desselben  machen ;  sonst  tritt  an 
die  Stelle  des  „Einkommens"  der  „Reinertrag"  und  wird  insoweit  die  Einkommensteuer  „zu 
einer  Real-  oder  Objektsteuer"  gemacht.  Für  die  rechtliche  Auslegung  des  D.B.Gs.  kommt 
dieser  innere  Widerspruch  nur  bei  der  Frage  des  Abzugs  der  S  c  h  u  1  d  z  i  n  s  e  n  in  Betracht, 
worüber  S.  185. 
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Gesetz  hat  in  §  3  allgemein  alle  Modalitäten  der  direkten  Besteuerung  im  Auge, 
sowohl  die  unmittelbare  Besteuerung  des  Grundbesitzes  und  Gewerbebetriebes 
durch  Grund-  und  Gewerbesteuer,  als  auch  die  Heranziehung  des  Einkommens  aus 
diesen  Quellen  zu  der  Einkommen-  oder  einer  ähnlichen  Steuer.  Immer  ist  aber 
dabei,  wie  aus  der  Tendenz  des  Gesetzes,  aus  dessen  Motiven  zu  §  3  und  den  Reichs- 
tagsverhandlungen,  endlich  aus  der  Natur  des  §  3  als  einer  strikt  zu  interpretierenden 
Ausnahme  von  dem  Prinzipe  des  §  1  unzweifelhaft  erhellt,  das  Einkommen  aus 
den  bezeichneten  Quellen  nur  in  seiner  Beziehung  auf  die  Person  des 
Grundbesitzers  und  des  Gewerbetreibenden  und  daher  nur  das- 
jenige Einkommen  gemeint,  welches  er  aus  seinem  Grundbesitze 
oder  seinem  Gewerbebetriebe  bezieht".  (Ebenso  eine  spätere  Entsch. 
vom  11.  Februar  1885,  Entsch.  i.  Z.S.  Bd.  13,  S.  142;  Finanzarchiv  III,  S.  297.) 

a)  Einkommen  aus  Grundbesitz  hat  der  Grundbesitzer  oder  derjenige, 
welchem  statt  desselben  der  Reinertrag  des  Grundbesitzes  zusteht.  So  vor 
allem,  wer  kraft  dinglichen  Rechts  (Emphyteusis,  Superficies,  Nutzniessung, 
Nutzpfand,  Nutzungs-  oder  Wohnungsrecht,  Holzbezugsrecht)  das  Grundstück  oder 
Gebäude  gänzlich  oder  teilweise  geniesst ;  ist  dieser  Genuss  nur  ein  teilweiser, 
so  teilt  sich  das  Einkommen  zwischen  dem  Grundbesitzer  und  jenem  Berech- 
tigten. Die  Reallasten  („Erbdienstbarkeiten")  begründen  zwar  kein  unmittel- 
bares Genussrecht,  sondern  belasten  nur  den  Besitzer  mit  einer  Abgabe ;  sofern 
diese  aber  in  einem  Teile  des  Ertrages  oder  auch  eines  Aequivalentes  in  Geld 
besteht,  wird  der  Bezug  des  Berechtigten  auch  als  ein  Einkommen  aus  Grund- 
besitz wenigstens  dann  anzusehen  sein,  wenn,  wie  in  Baden,  das  Recht  unter 
die  dinglichen  Rechte  und  unbeweglichen  Sachen  gerechnet  und  selbst  zur 
Grundsteuer  als  ^Grundgefälle"  veranlagt  ist.  Aber  auch  ohne  dingliches  Recht 
kann  ein  Fremder  Einkommen  aus  Grundbesitz  erlangen,  wenn  der  Gnmdbe- 
sitzer  ihm  in  freigebiger  Weise  den  Genuss  ganz  oder  teilweise  überlässt,  also 
insoweit  selbst  auf  das  Einkommen  verzichtet. 

Dagegen  hat  weder  der,  welcher  durch  entgeltlichen  Vertrag  sich  die 
Benutzung  eines  Grundstückes  verschafft,  noch  anderseits  der,  welcher,  ohne 
ein  Recht  auf  den  Genuss  oder  Ertrag  desselben  zu  haben,  thatsächlich  vermöge 
eines  Forderungsrechts  an  den  Grundbesitzer  diesen  Ertrag  ganz  oder  teilweise 
erhält,  Einkommen  aus  dem  Grundbesitze.  Im  ersteren  Falle  besteht  dies  Ein- 
kommen in  dem  Pachtzinse  und  wird  vom  Grundbesitzer  bezogen.  Im  letzteren 
Falle  hat  der  Gläubiger  nur  ein  Einkommen  aus  seiner  Kapitalforderung;  dies 
gilt  auch  für  den  Unterpfandsgläubiger,  dessen  dingliches  Recht  ihm  keinen 
Anspruch  auf  den  Genuss  des  verpfändeten  Grundstückes  gewährt. 

Für  Erwerbsgesellschaften  gilt  bezüglich  des  Einkommens  aus  Grundbesitz 
und  Gewerbebetrieb  das  Gleiche;  es  kann  deshalb  auf  das  Folgende  verwiesen 
werden.  Die  zum  Zwecke  der  Ausbeutung  von  Bergwerken  bestehenden  »Ge- 
werkschaften" werden,  wenigstens  solange  nicht  das  Gegenteil  bestimmt 
nachgewiesen  ist ,  als  selbständige  juristische  Personen  anzusehen  sein ') ,  so 
dass  Grundbesitz  und  Gewerbebetrieb  und  Einkommen  daraus  nur  ihnen,  nicht 
den  einzelnen    „Gewerken"  nach  Massgabe  ihrer  Anteilsrechte  (Kuxen)  zusteht; 

1)  Das  preuss.  Berggesetz  vom  24.  Juni  1865,  §  94  ff.  erklärt  ausdrücklich  die  Gewerk-  , 
Schaft  als  alleinige  Eigentümerin  des  Bergwerks  (§§  96—98),   dagegen  die  Anteilsrechte  der 
einzelnen  Gewerke  als  bewegliehe  Sachen  (§  101);   durch  die  „üebergangsbestimmungen" 
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der  badische  Verwaltungsgerichtshof  hat  deshalb  durch  Urteil  vom  2.  Oktober 
1883  die  Pflicht  eines  Kuxenbesitzers,  von  dem  Ertrage  der  Kuxen  die  Kapital- 
rentensteuer an  den  Wohnsitzstaat  zu  entrichten,  bejaht  und  in  gleichem 
Sinne  hat  das  preussische  Oberverwaltungsgericht  (Urteil  v.  26.  September  1878, 
Entsch.  Bd.  4,  S.  48)  den  Beizug  des  Einkommes  aus  den  Kuxen  neben 
dem   der  Gewerkschaft  selbst  zur  Kreissteuer  für  zulässig  erklärt. 

b)  Einkommen  aus  dem  Gewerbebetriebe  hat  nur  der  Gewerbe- 
treibende. Darunter  ist,  wie  ein  Urteil  des  Reichsgericht  vom  11.  Februar  1885 
(Entsch.  i.  Z.S.  Bd.  13,  S.  242;  Finanzarchiv  111,  S.  297)  besagt,  ,der  Unternehmer, 
Inhaber,  Geschäftsherr  des  Gewerbetriebes  zu  verstehen,  ohne  Unterschied,  ob 
er  das  Gewerbe  persönlich  betreibt  oder  durch  andere  betreiben  lässt,  ob  er 
dasselbe  allein  oder  mit  anderen,  mit  eigenen  oder  fremden  Mitteln  betreibt. 
Als  Inhaber  des  Gewerbebetriebes  aber  ist  derjenige  anzusehen,  welcher  nach 
aussen  hin  als  solcher  auftritt  oder  mit  andern  Worten  derjenige,  auf 
dessen  Namen  das  Gewerbe  betrieben  wird"  '). 

Danach  und  nach  den  früheren  Ausführungen  hat  weder  der  Bedienstete, 
auch  wenn  thatsächlich  die  ganze  Leitung  in  seiner  Hand  liegt,  noch  der  Gläu- 
biger, auch  wenn  thatsächlich  der  ganze  Gewinn  und  Verlust  ihn  trifft,  ein 
Einkommen  aus  dem  Gewerbebetriebe. 

Bei  den  Erwerbsgesellschaften  des  modernen  Handelsrechtes,  welche  meist 
zugleich  Elemente  der  einfachen  Sozietät  und  andere,  welche  auf  die  selbständige 
Personifikation  der  Vereinigung  schliessen  lassen,  enthalten,  lässt  sich  doch  ziem- 
lich sicher  scheiden,  in  welchen  Fällen  die  einzelnen  Beteiligten  und  in  welchen 
die  Gesellschaft  selbst  mit  eigener  Rechtspersönlichkeit  als  der  „Gewerbetreibende" 
anzusehen  sei;  die  Berechtigung  dieser  Scheidung,  derzufolge  in  den  letzteren 
Fällen  neben  der  Besteuerung  der  Gesellschaft  durch  den  Staat  des  Gewerbe- 
betriebes die  des  einzelnen  Beteiligten  durch  den  Wohnsitzstaat  (§  1)  erfolgen 
kann,  ist  allerdings  in  der  finanzwissenschaftlichen  Litteratur  höchst  bestritten, 
muss  aber  nach  der  bei  der  Auslegung  des  D.B.Gs.  herrschenden  Praxis  (s.  S.  140^ 
Note  3)  zur  Zeit  jedenfalls  bejaht  werden. 

Bei  der  offenen  Handelsgesellschaft  überwiegt  der  Sozietäts- 
charakter;  die  sämtlichen  offenen  Teilhaber  sind  deshalb  Gewerbetreibende  und 
was  sie  aus  der  Gesellschaftskasse  an  Zinsen  und  Gewinnanteilen  beziehen,  ist 
gewerbliches  Einkommen.  Das  Gleiche  gilt  von  der  Kommanditgesellschaft 
in  dem  Sinne,  dass  sowohl  die  persönlich  haftenden  Gesellschafter,  als  wohl  auch 
die  Kommanditisten  Gewerbetreibende  sind;  denn  auch  diese  sind  trotz  ihrer 
beschränkten  Haftung  und  Verfügungsgewalt  Teilhaber  am  Handelsgewerbe  und 
treten  als  solche  durch  den  Eintrag   in   das  Handelsregister  nach  aussen  auf^). 

Der  stille  Gesellschafter  dagegen  beteiligt  sich  nur  mit  einer  Ein- 
lage bei  einem  fremden  Handelsgewerbe,  ohne  Teilhaber  zu  werden ;  der  „Inhaber 

(§§  215  ff.)  ist  aber  für  die  in  den  rechtsrheinischen  Landesteüen  bereits  bestehenden 
Gewerkschaften  das  ältere  Recht  insofern  aufrechterhalten,  als  die  Kuxen  die  Eigenschaft 
imbeweglicher  Sachen  behalten  können;  wo  dies  zutrifft,  gewährt  deshalb  die  Kuxe  ein 
Einkommen  aus  Grundbesitz  (Meitzen  S.  104). 

1)  Vgl.  auch  Schenkel,  Gewerbeordnung  S.  69. 

2)  Handelsrechtlich  gilt  allerdings  der  Kommanditist  nicht  als  Kaufmann  ;Goldschmidt, 
Handelsrecht  I,  §  43,  Note  11,  begründet  dies  damit,  dass  die  GeseUschaftsfinna  den  Namen 
desselben  nicht  vertritt,  weil  er  gar  nicht  in  der  Firma  stehen  darf  (H.G.B.  Art.  17,  S.  3);  allein 

184 


Das  Eeichsgesetz  vom  13.  Mai  1870  wegen  Beseitigung  der  Doppelbesteuerung.      ]  g^ 

des  Handelsgewerbes "  bleibt  alleiniger  Gewerbetreibender  und  der  stille  Gesell- 
schafter ¥rird  nur  sein  Gläubiger,  weshalb  nur  das  Einkommen  des  ersteren 
im  Staate  des  Gewerbebetriebes,  das  des  letzteren  im  Staate  seines  Wohnsitzes 
(§  1)  zu  versteuern  ist. 

Die  Aktiengesellschaft  betreibt  als  selbständiges  Rechtgsubjekt 
allein  das  Gewerbe  und  erwirbt  das  Einkommen  daraus  zunächst  für  sich  und 
nicht  unmittelbar  für  die  Aktionäre;  die  letzteren  sind  deshalb  nicht  selbst 
die  Gewerbetreibenden  und  der  Besteuerung  ihres  Dividendeneinkommens  im 
Staate  ihres  Wohnsitzes  (§  1)  steht  die  Bestimmung  des  §  3  nicht  entgegen*). 
Bei    der    Kommanditgesellschaft    auf    Aktien    sind    Gewerbetreibende 

1.  der  persönlich  haftende  Teilhaber  bezw.  die  mehreren   derartigen 
Teilhaber  und 

2.  die  analog  der  Aktiengesellschaft   organisierte  Gesamtheit  der  Be- 
sitzer der  Aktien,  in  welche  das  Kommanditkapital  zerlegt  ist; 

danach  haben  zwar  die  persönlich  haftenden  Teilhaber,  nicht  aber  die  Aktionäre  ein 
gewerbliches  Einkommen  und  sind  die  ersteren,  ebenso  wie  eventuell  die  Gesell- 
schaft selbst,  nicht  aber  die  letzteren  im  Staate  des  Gewerbebetriebes  zu  besteuern. 
Die  eingetragene  Genossenschaft  endlich  ist  eine  selbständige  juristische 
Person,  und  nur  sie,  nicht  die  Genossenschafter  betreiben  das  Gewerbe^).  — 

Im  Gegensatze  zu  den  Ertragssteuem  hat  die  Einkommensteuer  begriffe- 
mässig  nur  das  reine  Einkommen  zum  Objekte;  eine  ,.Einkommensteuer'',  welche 
den  Schuldzinsenabzug  ausschlösse,  wäre  deshalb  ein  Unding,  würde  aber 
dem  §  3,  da  er  auch  die  Ertragsbesteuerung  unbeschränkt  zulässt,  doch  nicht 
vridersprechen ;  wenn  dagegen  das  Landessteuergesetz  jenen  Abzug  im  allgemeinen 
gestattet,  dann  wird  nicht  nur  nach  diesen  Gesetzen,  sondern  auch  nach  dem 
D.B.G,  der  Anspruch  auf  den  Abzug  der  das  „Einkommen"  aus  Grundbesitz  etc. 
belastenden  Schuldzinsen  begründet  sein').  Inwieweit  aber  die  Schuldzinsen 
dieses  Einkommen  belasten,  kann  verschieden  beantwortet  werden,  je  nachdem 
man  es  subjektiv  als  einen  Teil  des  Gesamteinkommens  des  Steuerpflichtigen 
oder  objektiv  als  einen  Reinertrag  ansieht.  Ersteren  Falls  werden  die  sämtlichen 
Schuldzinsen  auf  die  verschiedenen  Teile  des  Gesamteinkommens  gleichmässig 
zu  verteilen,  letzteren  Falls  werden  nur  die  den  Ertrag  aus  Gmndbesitz  und 
Gewerbebetrieb  speziell  und  ausschliesslich  betreffenden  Schuldzinsen  abzu- 
ziehen sein'*).     Hier  tritt  eben  der  innere  Widerspruch  zwischem  dem  einheit- 


das  Gesetz  bezeichnet  die  Firma  ausdrücklich  als  eine  gemeinsame  und  verlangt  den  Ein- 
trag des  Kommanditisten  als  Teilhaber  in  das  Handelregister,  welches  öffentlich  ist  (H.G.B. 
Art.  15^,  151,  12). 

1)  Vgl.  S.  140,  Note  3. 

2)  üeber  die  Besteuerung  der  Genossenschaften  in  den  deutschen  Staaten  handelt  ans- 
fiihrlich  das  Finanzarchiv  lU,  S.  674  ff. 

3)  In  diesem  Sinne  hat  auch  das  schweizer  Bundesgericht  in  dem  S.  191,  Note  3,  an- 
geführten Erbschaftssteuerfalle  entschieden  und  die  Begründung  des  Bundesgesetzentwurfs 
vom  6.  März  1885  engt  wohl  dessen  Aufgabe  zu  sehr  ein ,  wenn  sie  bezüglich  des  Schulden- 
abzuges jedes  Eingreifen  des  Bundes  ,wegen  materieller  Iniompetenz"  ablehnt. 

■  ♦)  Ersteres  nach  §  9  der  bad.  V.V.O.  vom  17.  Februar  1885,  letzteres  nach  §  27  der 
preuss.  Instruktion  vom  S.Januar  1877  (Meitzen  S.  127),  welche  an  dem  Einkommen  aus 
Grundbesitz  im  allgemeinen  auch  nicht  die  Zinsen  der  Unterpfands-,  sondern  nur  die  der  Kauf- 
schülingsschulden  abziehen  lässt.  Nicht  recht  im  Einklänge  damit  steht,  dass  die  Erbschafts- 
steuer von  inländischen  Liegenschaften  nur  nach  Abzug  des  verhältnismässigen  Teils  sämt- 
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liehen  und  subjektiven  Einkommensbegriffe  und  der  Teilung  des  Einkommens 
nach  seinen  Quellen,  wie  sie  der  §  3  vorschreibt,  zu  Tage  und  es  wird  deshalb 
nicht  möglich  sein,  die  eine  oder  die  andere  Auffassung  als  die  entschieden 
richtige  zu  bezeichnen.  Die  letzterwähnte,  welche  an  sich  dem  §  3  wohl  mehr 
entspricht,  kann  zu  dem  Ergebnisse  führen,  dass  jemand  mit  dem  Sonderein- 
kommen aus  Grundbesitz  etc.  besteuert  wird,  während  er  im  Falle  einheitlicher 
Veranlagung  unter  Berücksichtigung  aller  Einkünfte  und  Lasten  gar  kein  oder 
ein  niedrigeres  Gesamteinkommen  hätte. 


VI. 
Gehalt  aus  der  Kasse  eines  Bundesstaates  (§  4). 

Während  §  2,  Abs.  3  die  Personalbesteuerung  der  Beamten  im  allgemeinen 
regelt,  so  enthält  §  4  eine  nur  deren  dienstliche  Bezüge  betreffende  Aus- 
nahmebestimmung: „Gehalt,  Pension  und  Wartegeld,  welche  (nord)deutsche 
Militärpersonen  und  Zivilbeamte,  sowie  deren  Hinterbliebene  aus  der  Kasse 
eines  Bundesstaates  beziehen,  sind  nur  in  demjenigen  Staate  zu  besteuern, 
welcher  die  Zahlung  zu  leisten  hat". 

Zur  Begründung  sagen  die  Motive,  dass  diese  Bezüge  aus  Staatskassen 
allgemein  als  Objekte  galten,  auf  deren  Besteuerung  der  zahlende  Staat  den 
nächsten  Anspruch  habe;  ihm  die  Besteuerung  zu  untersagen,  erscheine  nicht 
angemessen;  sie  müsse  daher  ihm  allein  überlassen  werden. 

Diese  aus  dem  preussisch-sächsischen  Vertrage  entnommene  Bestimmung, 
welche  namentlich  gegenüber  den  in  einem  anderen  Bundesstaate  ihren  Wohn- 
sitz nehmenden  pensionierten  Beamten  vielfach  praktisch  wird,  war  hinsicht- 
lich ihrer  inneren  Begründung  mehrfach  angefochten.  Bei  der  Beratung  des 
Gesetzesentwurfes  wurde  sowohl  im  Bundesrate,  als  im  Reichstage ')  ihr 
Strich  oder  doch  ihre  Beschränkung  auf  die  Gehalte  aktiver  Beamten  und 
noch  später,  im  Jahre  1876,  wurde  seitens  eines  Bundesstaates  ihre  Aufhebung 
beantragt,  allerdings  stets  ohne  Erfolg.  Man  machte  gegen  die  Bestimmung 
geltend,  dass  die  für  sie  angeführten  Gründe  nicht  zutreffen:  der  Staat 
zahle  lediglich  titulo  oneroso,  was  er  schulde  und  daraus  könne  ein  Recht, 
diese  Zahlung  durch  Besteuerung  zu  verkürzen,  nicht  abgeleitet  werden;  auch 
wurden  die  praktischen  Schwierigkeiten  —  z.  B.  im  Falle  gemeinsamer  Bestel- 
lung von  Beamten  durch  mehrere  Staaten  oder  beim  Empfange  von  Bezügen 
durch  nur  teilweise  aus  Staatsmitteln  dotierte  Kassen  —  hervorgehoben. 

Der  Begriff  der  „Zivilbeamten"  wird  hier,  wie  schon  die  Zusammen- 
stellung mit  den  „Militärpersonen"  zeigt,  im  weitesten  Sinne  zu  nehmen  sein, 
so  dass  er  alle  durch  „Anstellung"  vorläufig  oder  endgültig  zum  öffentlichen 
Dienste  Berufenen  mnfasst  und  nur  die  lediglich  auf  Grund  eines  rein  privatrecht- 
lichen Vertrages  für  öffentliche  Zwecke  Arbeitenden  ausschliesst.  Es  wird  auch 
nicht  erfordert  sein,  dass  sie  persönlich  im  unmittelbaren  Staatsdienste  stehen, 
wenn  sie  nur  ihre   Bezüge    „aus  der  Kasse  eines  Bundesstaates"  empfangen. 


lieber  Schulden  und  des  Gesamtbetrages  der  unterpfändlich  versicherten  Schulden  erhoben  wird 
(8.  Abschn.  VII). 

1)  Stenogr.  Berichte,  S.  753. 
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Ebenso  werden  die  im  Gesetze  bezeichneten  Bezüge  alles  enthalten 
soUen,  wa«  auf  Gnind  des  Dienstverhältnisses  dem  Beamten  selbst  und  seinen 
Angehörigen  zukommt.  Ein  Zweifel  kaim  dabei  nur  insoweit  entstehen,  als  die 
Versorgung  der  Hinterbliebenen,  wie  in  vielen  Bundesstaaten  *),  nicht  oder  doch 
nicht  ausschliesslich  eine  unmittelbare  Folge  des  Dienstverhältnisses  ist,  sondern 
ganz  oder  teilweise  zu  besonderen  Beiträgen,  welche  der  Beamte  mit  Rücksicht 
auf  diese  Versorgung  geleistet  hat,  in  Beziehung  steht.  Wo  dies  in  Form  einer 
vertragsmässigen  Versicherung  geschieht,  wo  also  die  Rente  der  Hinterbliebenen 
als  eine  bedungene  Gegenleistung  für  die  entrichteten  Prämien  erscheint,  da 
wird  die  Bestimmung  des  §  4  gewiss  nicht  anwendbar  sein.  Wo  dagegen,  wie 
wohl  in  den  meisten  derartigen  Fällen,  der  Staat  ausschliesslich  in  dem  öffent- 
lichen Interesse  der  Versorgung  seiner  Beamtenrelikten  die  Veranstaltung  trifft 
und  einerseits  seine  Beamten  kraft  öffentlichen  Rechts  zur  Leistung  der  von 
ihm  bestimmten  Beiträge  zwingt,  anderseits  die  Bezüge  der  Hinterbliebenen  in 
der  von  ihm  bestimmten  Höhe  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  Beiträge  zu  deren 
Deckung  ausreichen  oder  nicht,  auszahlen  lässt,  da  sind  diese  Bezüge  auch 
nicht  auf  einen  Versicherungsvertrag,  sondern  auf  das  Dienstverhältnis  selbst 
zurückzuführen,  somit  unter  die  „Pensionen"  im  Sinne  des  §  4  zu  rechnen. 

Das  Hauptgewicht  der  Bestimmung  des  §  4  Hegt  darin,  dass  sie  ihre 
Geltung  auf  den  Fall  der  Zahlung  ,aus  der  Kasse  eines  Bundesstaates' 
beschränkt,  also  nach  oben  das  Reich,  nach  unten  die  innerhalb  der  einzelnen 
Bundesstaaten  bestehenden  kommunalen  Verbände  und  sonstigen  öffentlichen 
Anstalten,  nach  aussen  das  Reichsausland  ausschliesst. 

Von  grösster  Wichtigkeit  ist  dabei,  dass  als  Zahlungen  aus  der  Reichs- 
kasse, auf  welche  also  die  Bestimmung  keine  Anwendung  findet,  nicht  nur, 
wie  selbstverständlich,  die  Bezüge  der  Reichsbeamten  imd  der  Angehörigen  der 
Kriegsmarine  gelten,  sondern  im  allgemeinen  auch  die  der  Militärpersonen 
des  Landheeres,  obschon  diese  nicht  unmittelbar  durch  die  Reichskasse, 
sondern  durch  die  Kasse  desjenigen  Bundesstaates,  welchem  die  Kontingentsherr- 
lichkeit zusteht  (Preussen,  Bayern,  Württemberg,  Sachsen),  ausbezahlt  werden. 
Nach  Artikel  62  der  Reichsverfassung  ist  der  gesamte  Aufwand  des  Reichsheeres 
durch  das  Reich  zu  bestreiten  und  durch  das  Reichsetatsgesetz  festzustellen; 
jene  Bundesstaaten  —  mit  einer  Ausnahme  —  bringen  also  nur  im  Auftrage 
des  Reiches  dessen  Spezialetats  in  VoUzug,  wie  auch  ihre  Ausgaben  durch  den 
Reichsrechnungshof  geprüft  werden,  und  sie  leisten  die  Zahlungen  zwar  durch 
ihre  Kassen,  aber  aus  der  Reichskasse*).  Dass  deshalb  der  §  4  hier  regel- 
mässig nicht  anwendbar  sei,  wurde  schon  bei  der  Reichstagsberatung  durch 
den  Bundeskommissar  erklärt  *)  und  ist  in  der  Praxis  allgemein  anerkannt.  Eine 
Ausnahme  ist  nur  für  Bayern  vom  Bundesrate  durch  Beschluss  vom  21.  Dezem- 
ber 1884^)  zugegeben ;  nach  der  massgebenden  Konvention  vom  23.  November  1870 
i.«t   nämlich   diesem  Staate   das    Sonderrecht    eingeräumt,    dass   der  Geldbedarf 


J)  Schultze,  Deutsches  Staatsrecht,  Bd.  1,  S.  338. 

2)  Ueber   diese    Verhältnisse:   Lab  and,   Staatsrecht  des  Deutschen  Eeiches,   Bd.  3, 
V.  Abt.,  S.  57  ff. 

3)  Stenogr.  Berichte,  S.  753—54. 

*)  B  11.D.S.  Nr.  160  von  Session  1874;  Preuss.  Fin.-Min.-Verf.  vom  15.  Mai  1881  (Meitzen 
Ä.  a.  0.  S.  87). 
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für  sein  Kontingent  im  Reichsetat  nur  in  einer  Summe  ausgeworfen  und  ihm 
die  Regelung  der  Verausgabung  durch  eigene  Spezialetats  überlassen  wird,  weshalb 
auch  die  Rechnungen  seiner  Militärverwaltung  nicht  vom  Reichsrechnungshofe 
geprüft  werden;  darum  wird  angenommen,  dass  die  bayrischen  Militärpersonen 
ihre  Bezüge  nicht,  vde  alle  übrigen,  aus  der  Reichs-  sondern  aus  ihrer  Staats- 
kasse erhalten.  Dagegen  wird  für  die  württembergischen  Militärpersonen  der 
Bezug  aus  ihrer  Staatskasse  verneint,  da  nach  der  massgebenden  Konvention 
vom  21. /25.  November  1870  Württemberg  zwar  den  Militäraufwand  nach  Massgabe 
des  Reichshaushaltsetats  in  selbständiger  Verwaltung  bestreitet  und  über  Erspar- 
nisse verfügen  kann,  aber  doch  die  Spezialetats  des  Reichs  unter  Prüfung  seiner 
Ausgaben  durch  den  Reichsrechnungshof  vollzieht^). 

In  voller  Uebereinstimmung  mit  der  bezüglich  der  bayrischen  Militär- 
personen getroffenen  Entscheidung  steht  es,  wenn  der  Bundesrat  in  einer  anderen 
Entscheidung  —  vom  21.  Juni  1872  —  die  Thatsache  allein,  dass  die  von  einer 
anderen  Kasse  bezahlten  Gehalte  ganz  oder  teilweise  der  Kasse  eines  Bundes- 
staates entflossen  waren,  nicht  als  ausreichend  zur  Anwendung  des  §  4  erklärt 
hat.  Es  handelte  sich  um  die  Bezüge  von  Beamten  einer  preussischen  Privat- 
bahn, welcher  der  Staat  zur  Deckung  der  Betriebskosten  fortgesetzt  bedeutende 
Zuschüsse  leisten  musste;  dieser  Umstand,  so  sprach  der  Bericht  der  Bundes- 
ratsausschüsse ^)  aus,  führt  noch  nicht  zu  der  Auffassung,  dass  die  Gehalte  der 
Bahnbeamten  ganz  oder  teilweise  aus  der  Staatskasse  bezahlt  werden :  vielmehr 
bilden   die  Fonds    der   Gesellschaft   für  jene  Gehalte  die   direkte  Bezugsquelle. 

Aus  diesen  Entscheidungen  ergeben  sich  hinsichtlich  der  Frage,  was 
unter  der  Zahlung  „aus  der  Kasse  eines  Bundesstaates"  verstanden  sei, 
folgende  Sätze : 

1.  Es  genügt  nicht,  dass  die  Zahlung  durch  die  Kasse  eines  Bundesstaates 
erfolge,  sie  muss  aus  derselben  in  eigenem  Namen,  nicht  in  fremdem  Auftrage 
erfolgen ;  ebenso  ist  aber  auch  nicht  erfordert,  dass  die  Zahlung  durch  die  Kasse 
des  Bundesstaates  geleistet  werde,  sondern  dies  kann  in  ihrem  Auftrage  durch 
eine  andere  Kasse   (z.  B.  die  einer  inländischen  öfi'entlichen  Anstalt)  geschehen. 

2.  Ob  die  Zahlung  in  eigenem  Namen  oder  in  fremdem  Auftrage  erfolge, 
entscheidet  sich  nicht  nach  dem  Verhältnisse  des  Empfangsberechtigten  zu  der 
zahlenden  Kasse,  sondern  nur  nach  dem  Verhältnisse  der  beiden  beteiligten  Kassen 
zu  einander ;  eine  Kasse  kann  also  auch  dann,  wenn  sie  dem  Empfangsberechtigten 
gegenüber  eine  eigene  Verbindlichkeit  erfüllt,  doch  in  fremdem  Auftrage  zahlen 
(denn  auch  die  nichtbayrischen  Militärpersonen  stehen  unmittelbar  nicht  in 
Diensten  des  Reiches,  sondern  des  Bundesstaates,  in  dessen  Kontingente  sie  stehen 
und  haben  pekuniäre  Ansprüche  nur  an  den  Fiskus  dieses  Staates^),  nicht  des 
Reiches,  während  sie  doch  ihre  Zahlungen  „aus  der  Reichskasse"  erhalten). 

3.  Die  Zahlung  erfolgt  nicht  in  eigenem  Namen,  sondern  in  fremdem 
Auftrage,  wenn  und  soweit  die  Kasse,  durch  welche  gezahlt  wird  (Kasse  eines 
Bundesstaates  oder  einer  öffentlichen  Anstalt  innerhalb  desselben),  aus  einer 
anderen   Kasse   (des  Reiches   oder   eines   Bundesstaates)   die    zur   Zahlung  von 


1)  Preuss.  Fin.-Min.-Verf.   vom  6.  Dezember  1882  (Meitzen  a.  a.  0.  S.  87);  Laband 
a.  a.  0.  S.  5!);  B.R.D.S.  Nr.  160  von  Sess.  1874  am  Schlüsse. 

2)  B.R.D.S.  Nr.  90  von  Sess.  187,  S.  4. 
3}  Laband  a.  a.  S.  68. 
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Gehalten  erforderlichen  Mittel  mit  der  Weisung  erhält,  sie  zur  Auszahlung 
bestimmter  Gehalte  in  bestimmter  Höhe  zu  verwenden  (welches  Verhältnis  sich 
namentlich  in  der  Aufstellung  des  Spezialetats  seitens  der  anweisenden  Kasse 
und  der  Prüfung  der  Ausgaben  der  angewiesenen  Easse  durch  ein  Organ  der 
anweisenden  ausdrückt). 

Nach  diesen  Sätzen  wird  auch  im  einzelnen  Falle  zu  entscheiden  sein, 
ob  die  Beamten  von  staatlich  unterstützten  Korporationen  und  Stiftungen,  deren 
Grehalt  ganz  oder  teilweise  aus  Staatsmitteln  fliesst,  denselben  ganz  oder  teil- 
weise ,.aus  der  Kasse  des  Bundesstaates"  beziehen  oder  nicht.  Ersteres  wird 
beispielsweise  der  Fall  sein,  wenn  der  Staat  zu  den  von  ihm  festgesetzten  oder 
doch  gebilligten  Gehalten  der  Lehrer  einer  höheren  Gemeindeschule  einen 
bestimmten  prozentualen  Beitrag  leistet ;  letzteres,  wenn  er  der  Gemeinde  ohne 
Berechnung  und  Prüfung  im  einzelnen  einen  Aversalbeitrag  gewährt.  Wird 
sonach  ein  Gehalt  teilweise  aus  der  Kasse  eines  Bundesstaates  bezogen,  so  trifft 
nur  für  diesen  Teü  die  Bestimmung  des  §  4  zu. 

Das  Erfordernis  der  Zahlung  durch  einen  Bundesstaat  wird  im  allge- 
meinen streng  zu  nehmen  sein ;  indem  das  Gesetz  auf  die  Zahlung  des  Gehalts 
das  Recht  der  Besteuenmg  gründet,  setzt  es  die  Identität  des  zahlenden  und 
des  besteuernden  Fiskus  voraus.  Ein  Antrag,  den  §  4  dahin  abzuändern,  dass 
Zahlung  .von  einem  Bundesstaate"  verlangt  werde,  ward  zwar  vom  Bundesrate 
abgelehnt,  dagegen  ausdrücklich  anerkannt,  dass  Gehalte,  welche  in  einem 
Bundesstaate  aus  Privat-  oder  Kommunalkassen  gezahlt  werden,  nicht  unter 
die  Bestimmung  fallen.  Das  Gleiche  wird  aus  dem  angeführten  Grunde  auch 
von  Zahlungen  aus  Hof  kassen,  Kirchenkassen  etc.  gelten  müssen.  Anderseits  wird 
man  den  Begriff  der  Staatskasse  aber  doch  nicht  so  enge  fassen  dürfen,  dass 
er  eine  Kasse  lediglich  deshalb  unbedingt  ausschliesst ,  weil  sie  selbst  oder 
die  Anstalt,  welcher  sie  dient,  mit  eigener  juristischer  Persönlichkeit  aus- 
gestattet ist.  Wohl  in  jedem  entwickelten  Staatswesen  gibt  es  Anstalten,  welche 
trotz  solcher  formell  selbständigen  Konstituierung  materiell  als  unmittelbare 
Staatsanstalten  anzusehen  sind,  weil  sie  unmittelbaren  Staatszwecken 
dienen  und  demgemäss  vom  Staate  geleitet  und  erhalten  werden.  So  sind  die 
deutschen  Universitäten  Korporationen  imd  unmittelbare  Staatsanstalten  zugleich 
und  deshalb  werden  die  an  ihre  Angehörigen  bezahlten  Gehalte  nicht  nur 
soweit  sie  aus  Staatsmitteln  auf  Grund  des  Staatsbudgets,  sondern  auch  soweit 
sie  aus  eigenen  Mitteln  der  Korporation  fliessen,  als  aus  der  Staatskasse  bezogen 
anzusehen  sein ;  denn  diese  Korporation  ist  eben  ein  unmittelbarer  Pestandteil 
des  Staatsorganismus.  Aehnlich  wird  es  sich  namentlich  in  den  Fällen  verhalten, 
in  welchen  die  bereits  erwähnten  staatlichen  Veranstaltungen  zur  Versorgung  der 
Beamtenrelikten  eigene  juristische  Persönlichkeit  besitzen ;  eine  solche  vom  Staate 
im  staatlichen  Interesse  gegründete  und  geleitete  und  einerseits  durch  die  Zwangs- 
beiträge der  Beamten,  anderseits  durch  eigene  Zuschüsse  oder  doch  durch  die 
Gewährleistung  seitens  des  Staates  erhaltene  Anstalt  ist  eine  Staatsanstalt  trotz 
ihrer  formellen  korporativen  Selbständigkeit.  Deshalb  werden  sowohl  in  Preussen 
die  Witwenverpflegungsanstalt  und  die  Zivilpensionskasse ') ,  als  in  Baden  die 
Generalwitwenkasse   als  Staatskassen  im  Sinne   des  §  4  des  D.B.Gs.  behandelt. 


>)  Fin.-M.-Verf.  vom  18.  Juli  1872  (Meitzen  a.  a.  0.  S.  86). 
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Für  den  Fall  der  Bestellung  eines  Beamten  durch  mehrere  Bundes 
Staaten  wurde  bei  der  Beratung  des  Gesetzesentwurfes  durch  den  Bundesrat 
(laut  Protokoll  vom  31.  März  1870)  anerkannt,  dass  die  Besteuerung  durch 
jeden  Staat  nach  Verhältnis  seines  Anteiles  am  Gehalte  zu  erfolgen  habe. 

Im  Schweizer  Bundesrechte  scheint  sich  bezüglich  der  Besteuerung  der 
Beamtengehalte  noch  keine  feste  Ansicht  gebildet  zu  haben,  was  wohl  daher 
rühren  mag,  dass  die  Frage  nach  den  dortigen  Verhältnissen  nur  von  untergeord- 
neter Bedeutung  ist.  In  einem  Falle,  in  welchem  die  Staatspension  eines  Aus- 
länders durch  den  ausländischen  Staat  und  durch  den  Wohnsitzkanton  besteuert 
war,  sprach  das  Bundesgericht  (urteil  vom  11.  November  1876,  Entsch.  Bd.  2,  S.  383) 
aus,  es  bestehe  kein  Grund,  dem  Staate,  welcher  eine  Pension  auszahle,  ein 
besseres  Recht  auf  die  Besteuerung  zuzugestehen,  als  dem,  in  welchem  er  wohne. 
In  einem  andern  Falle  dagegen  wurde  die  Besteuerung  des  Gehalts  eines  Schwei- 
zer Universitätsprofessors  auch  während  der  Zeit,  in  welcher  er  in  einem  andern 
Kanton  seinen  , Aufenthalt"  und  deshalb  dort  seine  Personalsteuern  zu  entrichten 
hatte,  doch  dem  Kantone,  welcher  den  Gehalt  bezahlte,  zugesprochen  (Urteil 
vom  28.  November  1879,  Entsch.  Bd.  5,  S.  417)^). 


VII. 

Schlussbemerkungen.     Ausdehnung  des  reichsgesetzlichen  Schutzes 

gegen  Doppelbesteuerung  auf  die  Erbschaftssteuer. 

Die  Fülle  der  an  die  Anwendung  des  kurzen  Gesetzes  sich  knüpfenden 
Fragen,  von  welchen  gewiss  viele  in  den  vorstehenden  Ausführungen  gar  nicht 
berührt  sind,  und  die  Mannigfaltigkeit  der  Verhältnisse,  welche  durch  dasselbe 
betroffen  werden,  ist  eine  überraschende.  Es  hat  seine  Aufgabe,  zahlreiche  und 
schwer  empfundene  Missstände  zu  beseitigen,  innerhalb  der  Grenzen,  welche  es 
sich  gezogen,  erfüllt;  die  Klagen,  welche  vorher  Jahr  für  Jahr  an  den  Reichstag 
gelangt  waren,  sind  verstummt.  Dass  die  Hauptsätze  desselben,  soweit  sie  die 
Personalsteuern  im  allgemeinen  dem  Wohnsitzstaate,  die  Ertragsteuem  vom  Grund- 
besitze und  Gewerbebetriebe  dem  Staate  des  Steuerobjektes  zuweisen,  nach  den 
bestehenden  Verhältnissen  die  richtigen  sind,  wird  heute  kaum  mehr  bezweifelt 
werden;  aber  auch  die  anfechtbareren  Bestimmungen  bezüglich  der  Besteuerung 
des  Einkommens  aus  diesen  Quellen  und  des  Gehaltes  aus  der  Kasse  eines  Bundes- 
staates sind  eingelebt,  ohne  schwerere  Missstände  erzeugt  zu  haben. 

Die  Ergänzung  des  Gesetzes  ist  wohl  nur  hinsichtlich  der  Erbschafts- 
steuer ein  dringendes  Bedürfnis ,  während  die  Ausdehnung  auf  den  Fall  der 
Besteuerung  durch  zwei  Gemeinden  verschiedener  Staaten  wenigstens  wünschens- 
wert wäre.  Die  Nachricht  ist  hocherfreuHch ,  dass  gerade  jetzt  Verhandlungen 
wegen  einer  die  Erbschaftssteuer  betreffenden  GesetzesnoveUe  im  Laufe  sind; 
dieser  Frage  seien  schliesslich  noch  einige  Bemerkungen  gewidmet: 

Das  Schweizer  Bundesrecht  wendet   auch  hier  einfach   und  vorbehaltslos 


1)  „Tl  n'est  point  douteux,  qu'un  canton  ...  est  autorise  ä  prelever  un  impöt  sur  la 
retribution  de  fonctions  permanentes  exercees  sur  son  territoire  et  salariees  par  lui,  surtout 
lorsque  le  titulaire  est  astreint  ä  eure  domicüe  dans  le  lieu  oü  ü  remplit  ses  fonctions." 
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seine  allgemeinen  Grundsätze  an  und  weist  ihnen  zufolge  die  Erbschaftssteuer 
von  den  Liegenschaften  dem  Kantone  der  gelegenen  Sache,  vom  beweglichen 
Vermögen  dem  des  Wohnsitzes  —  hier  des  letzten  Wohnsitzes  des  Erblassers  — 
zu.  Der  hieraus  hervorgegangene  Zustand  scheint  ein  befriedigender  zu  sein; 
wenigstens  schlägt  der  Bundesgesetzentwurf  vom  6.  März  1885  einfach  die 
Sanktionierung  dieser  seitherigen  Praxis  vor. 

Innerhalb  Deutschlands')  besteht  fast  völlige  Uebereinstimmung  wenigstens 
darüber,  dass  von  Liegenschaften  nur  der  Staat  der  gelegenen  Sache 
die  Erbschaftssteuer  zu  erheben  hat,  wenn  auch  der  Umfang  des  unbeweglichen 
Vermögens,  je  nachdem  die  vielleicht  verhältnismässig  sehr  wertvollen  an  sich 
beweglichen  Pertinenzen  (z.  B.  die  Fabrikeinrichtung)  darunter  fallen  oder  nicht^), 
nach  dem  Rechte  der  einzelnen  Staaten  sehr  verschieden  sein  kann.  Eine  andere 
Frage  wird  aber  wohl  einheitlich  zu  regeln  sein:  Objekt  der  Erbschaftssteuer 
ist  nicht,  wie  bei  den  Ertragssteuem,  das  volle  Aktivvermögen,  sondern  nur  der 
reine  Wert  der  Verlassenschaft,  um  welchen  die  Erben  oder  Legatare  bereichert 
werden;  auch  die  Liegenschaft  unterliegt  ihr  also  nur  mit  üu-em  Wert  nach  Ab- 
zug der  auf  sie  entfallenden  Erbschafts  sc  hui  den  und  -lasten,  zu  welch  letzteren 
hier  aber  die  Legate,  da  sie  selbst  erbschaftssteuei-pflichtig  sind,  nicht  gehören. 
Nun  steht  zwar  fest,  dass  im  allgemeinen  die  Schulden  und  Lasten  nach  Ver- 
hältnis auf  die  verschiedenen  Teile  der  Verlassenschaft  zu  verteilen')  und  ebenso, 
dass  diejenigen  Lasten,  welche  nur  auf  bestimmten  Erbschaftssachen  haften 
fz.  B.  Dienstbarkeiten,  Reallasten  oder  Pfandschulden,  für  welche  der  Erblasser 
nicht  persönlicher  Schuldner  war)  auch  nur  an  dem  Werte  dieser  Sachen  ab- 
zuziehen sind.  Zweifel  aber  bestehen  in  dem  Falle,  dass  für  eine  persönliche 
Schuld  des  Erblassers  zugleich  eine  Erbschaftsliegenschaft  dinglich  —  durch 
Pfandrecht  —  verhaftet  ist;  legt  man  der  persönlichen  Haftung  die  ent- 
scheidende Bedeutung  bei,  so  muss  die  Schuld,  wie  jede  andere,  auf  die  ganze 
Erbmasse  nach  Verhältnis  verteilt  werden,  während  sie  andernfalls  zunächst  an 
dem  Werthe  der  verpfändeten  Liegenschaft  vollständig  in  Abzug  kommt.  In 
den  neuem  Erbschaftssteuergesetzen  überwiegt  entschieden  die  letztere  Ansicht 
(Bacher  a.  a.  0.  S.  102  3)  und  auch  für  das  badische  Recht,  welches  keine  aus- 
drückliche Bestimmung  hierüber  enthält,  hat  neuerdings  der  Verwaltungsgerichts- 
hof durch  ürteü   vom  1.  Juni  1887   in  diesem  Sinne   abweichend    von  der  seit- 

1)  Bacher,  Die  deutschen  Erbschafts-  und  Schenkungssteuem,  Leipzig,  1886,  S.  89  ff. 

-)  Das  franz.  Zivürecht  erklärt  die  Pertinenzen  in  weitem  umfange  als  immeubles  par 
destination  (1.  c.  Art.  517  ff.).  Für  das  deutsche  Privatrecht  ist  es  bestritten,  ob  die  an  sich 
beweglichen  Pertinenzen  einer  unbeweglichen  Sache  durch  diese  Verbindung  selbst  unbeweg- 
liche Sachen  werden;  verneint  ist  die  Frage  bei  Stobbe,  Deutsches  Privatrecht,  Bd.  1,  §  63 
Kote  21,  bejaht  bei  Roth,  D.P.R.,  Bd.  i,  §  75,  Z.  I,  Note  14.  —  Vgl.  hiezu  S.  169,  Note  1. 

3)  Bacher  a.  a.  0.  S.  102.  Das  schweizerische  Bundesgericht  hat  durch  ein  Urteil  vom 
5.  Dezember  1884  die  verhältnismässige  Verteilung  der  Erbschaltsschulden  zwischen  den  beiden 
die  Erbschaftssteuer  erhebenden  Kantonen  angeordnet  (B.Bl.  1885 ,  Bd.  l ,  S.  548) ;  da  beide 
Kantone  grundsätzlich  nur  das  reine  Erbvermögen  besteuern,  so  dtirte  der  Kanton  der  gelegenen 
Sache  nicht  den  Immobilien  wert  ohne  Schuldenabzag,  also  einen  grösseren  Teil  des  reinen 
Nachlasses,  als  die  im  Kantone  gelegenen  Immobilien  ausmachen,  besteuern;  insoweit  greife 
er  in  die  Steuerfreiheit  des  anderen  Kantons  über;  vgl.  S.  185,  Note  2.  —  Innerhalb  des  deutschen 
Reiches  versagt  wohl  nur  das  in  Elsass-Lothringen  noch  geltende  französische  Erbschaltssteuer- 
gesetz  den  Abzug  der  Schulden,  was  Leroy-Beaulieu  eine  piraterie  nennt  (Röscher, 
Finanzwissenschaft,  §  76,  Note  17);  nach  Beseitigung  dieser  Anomalie  wird  die  Besteuerung 
des  reinen  Werts  allgemein  gültiges  Recht  in  Deutschland  sein. 
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herigen  Verwaltungspraxis  entschieden.  Für  die  andere  Ansicht  sprechen  aber 
auch  gute  Gründe :  Die  Schulden  des  Erblassers  haften  auf  seinem  ganzen  Ver- 
mögen, welches  deshalb  im  französischen  Zivikechte  (C.  c.  Art.  2093)  als  das 
gemeinsame  Unterpfand  aller  Gläubiger  bezeichnet  ist;  diese  Haftung  wird  auch 
durch  die  spezielle  Verpfändung  eines  Vermögensstücks  nicht  hinsichtlich  der 
übrigen  aufgehoben  oder  vermindert;  die  Verpfändung  berührt  nicht  sowohl 
das  Verhältnis  des  Pfandgläubigers  zum  Schuldner,  als  sein  Verhältnis  zu  dritten 
Gläubigern  und  zu  einem  etwaigen  dritten  Besitzer  des  Pfandobjektes;  diese 
letzteren  Verhältnisse  kommen  aber  hier  gar  nicht  in  Betracht;  wenn  die  Erben 
als  Rechtsfolger  des  Erblassers  sein  Reinvermögen  feststellen  wollen,  so  werden 
sie  ohne  Rücksicht  auf  Pfandrechtsverhältnisse  die  ganze  Aktivmasse  als  durch 
sämtliche  Schulden  belastet  behandeln  müssen  *).  Thatsächlich  kann  allerdings 
zwischen  dem  Pfandobjekte  und  der  Pfandschuld  ein  innerer  Zusammenhang 
bestehen,  welcher  die  besondere  Aufrechnung  rechtfertigen  würde;  so  bei  Kauf- 
schillings-, Uebemahms-  und  Meliorationsschulden,  weshalb  die  Gesetze  von  Olden- 
bui'g  und  Lippe  diese  Aufrechnung  auf  solche  Fälle  beschränken  (Bacher  a.  a.  0. 
S.  103).  In  vielen  anderen  Fällen  aber  wird  ein  solcher  Zusammenhang  fehlen 
und  wird  das  Grundstück  nur  deshalb  als  Pfand  eingesetzt  sein,  weil  es  vermöge 
seiner  besonderen  rechtlichen  Natur  eben  dazu  weit  mehr,  als  das  bewegliche 
Vermögen,  geeignet  ist;  wenn  z.  B.  ein  Kaufmann  für  einen  geschäftlichen  Konto- 
korrentkredit sein  Wohnhaus  verpfändet,  so  ist  nicht  einzusehen,  dass  deshalb 
eine  solche  Geschäftsschuld  vorzugsweise  auf  den  Wert  des  Hauses  aufgerechnet 
werden  soll.  Jedenfalls  wird  die  Zulassung  der  Aufrechnung  des  ganzen  Be- 
trages der  Pfandschuld  und  daneben  noch  des  verhältnismässigen  Teiles  der 
übrigen  Schulden  die  Erhebung  der  Erbschaftssteuer  von  der  inländischen  Liegen- 
schaft des  fremden  Erblassers  in  vielen  Fällen  illusorisch  machen,  auch  wenn 
die  ganze  Verlassenschaft  keineswegs  überschuldet  ist  und  wird,  wo  das  Zivil- 
recht, wie  das  französische,  Generalschulden  kennt,  auch  praktische  Schwierig- 
keiten bereiten.  Dies  Verfahren  ist  also  wohl  nur  dann  berechtigt,  wenn  die 
Statistik  erweist,  dass  die  Pfandschulden  nach  Zahl  und  Betrag  überwiegend 
wirkliche  Grundschulden  in  obigem  Sinne  seien. 

Hinsichtlich  der  Mobiliarverlassenschaft en  stimmen  die  Erbschafts- 
steuergesetze nur  insoweit  überein,  dass  sie  das  SteueiTCcht  überall  wenigstens  in 
erster  Reihe  von  einer  bestimmten  Beziehung  des  Erblassers  —  also  nicht  des 
Erben,  obschon  dieser  für  seine  Bereicherung  besteuert  wird  —  zum  steuerberechtig- 
ten Staate  abhängig  machen.  Dagegen  gehen  sie  in  doppelter  Hinsicht  auseinander, 

L  indem  sie  als  die  entscheidende  Beziehung 

a)  die    politische    Staatsangehörigkeit    (Preussen,    Sachsen,    Baden, 
Hessen  etc.)  oder 

b)  den  Wohnsitz  (Württemberg,  Oldenburg  etc.)  bezeichnen  oder 

c)  die  Besteuerung  schon  dann,   wenn  der  Erblasser   entweder   das 
Indigenat  oder  den  Wohnsitz  gehabt  hat,  beanspruchen  (Bayern)  und 

2.  indem  sie  entweder   ein  einfaches   oder  ein  gemischtes  System  haben. 


1)  Dass  die  Liegenschaft  nur  als  Teil  des  Erbvermögens  erbschaftssteuerpflichtig  sei, 
ist  durch  die  Zulassung  des  verhältnismässigen  Abzugs  der  rein  persönlichen  Schulden 
zweifellos  anerkannt;  eine  prinzipielle  Streitfrage  über  das  Steuerobjekt,  wie  die  oben  bezüglich 
des  Einkommens  aus  Grundbesitz  erwähnte  (S.  185),  besteht  hier  also  nicht. 
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Bei  gemeinsamer  Regelung  durch  das  Reich  würde  ein  einfaches  System, 
wie  das  der  Schweiz,  genügen  und  entsprechen.  Bei  der  derzeitigen  Verschiedenheit 
der  Gesetze  aber  macht  Baden,  indem  es  die  Besteuerung  aller  Mobiliarverlassen- 
schaften  der  Staatsangehörigen,  aber  auch  nur  dieser  beansprucht,  imgünstige  Er- 
fahrungen. Die  Wirkung  ist  in  rechtlicher  Beziehung,  dass  Mobiliarverlassen- 
schaf ten  in  vielen  Fällen  weder  vom  badischen,  noch  von  einem  anderen  Staate, 
in  anderen  Fällen  dagegen  von  beiden  Staaten  zugleich  besteuert  werden,  in 
welch  letzteren  Fällen  dann  meist  eine  Ausgleichung  durch  gnadenweisen  Nachlass 
nicht  versagt  werden  kann ;  in  thatsächlicher  Beziehung,  dass  die  Erbschafts- 
steuer von  den  im  Auslande  befindlichen  Verlassenschaften  inländischer  Erblasser 
häufig  nicht  erhoben  werden  kann,  während  anderseits  die  im  Inlande  befind- 
lichen Verlassenschaften  ausländischer  Erblasser,  von  welchen  also  eine  Steuer 
ohne  jede  Schwierigkeit  zu  erheben  wäre,  steuerfrei  aus  dem  Lande  abziehen. 

Die  meisten  neueren  Gesetze  haben  sich  für  gemischte  Systeme  ent- 
schieden, deren  gemeinsamer  Grundgedanke  bei  vielfacher  Verschiedenheit  der 
Einzelbestimmungen  etwa  folgender  sein  wird: 

1.  Das  Recht  der  Besteuerung  des  ganzen  Mobiliamachlasses  wird  auf 
eine  der  oben  bezeichneten  Beziehungen  des  Erblassers  zu  dem  Staate  (Indigenat, 
"Wohnsitz)  gegründet. 

2.  Da  jedoch,  soweit  dieser  Nachlass  beim  Eintritt  des  Erbfalles  in  einem 
anderen  Staate  sich  befindet,  der  letztere  in  erster  Reihe  die  thatsächliche 
Möglichkeit  hat,  den  nach  seinem  Gesetze  etwa  konkunierenden  Steueranspruch 
zur  Geltung  zu  bringen,  so  gestattet  —  zur  Vermeidung  einer  Doppelbesteuerung 
—  der  erste  Staat  den  Abzug  der  durch  jenen  anderen  Staat  erhobenen  Steuer 
von  seiner  eigenen .  erhebt  also  diese  von  der  ausser  Landes  befindlichen  Mo- 
büiarverlassenschaft  nur  insoweit ,  als  durch  den  anderen  Staat  entweder  gar 
keine  oder  eine  geringere  Steuer  erhoben  wird. 

3.  Um  sich  aber  für  diese  Ausfölle  zu  entschädigen  und  zugleich  gegenüber 
den  für  seine  Angehörigen  ungünstigen  Bestimmungen  anderer  Staaten  Retorsion 
zu  üben,  lässt  er  die  in  seinem  Gebiete  befindlichen  MobiUarverlassenschaften 
fremder  Erblasser  nur  dann  steuerfrei,  wenn  seinen  Angehörigen  gegenüber  in 
demjenigen  Staate,  welchem  die  Erben  oder  Legatare  angehören,  die  gleiche 
Rücksicht  eingehalten  wird. 

Danach  umfasst  also  die  Besteuerung  der  Mobüiarverlassenschaften: 

1.  unbedingt: 

a)  die  inländische  des  inländischen  Erblassers  (inländisch  vermöge  des 
Indigenats  oder  Wohnsitzes), 

b)  die  inländische  des  fremden  Erblassers,  welche  an  inländische  Erben 
oder  Legatare  fällt  (dies  jedoch  für  Preussen  verneint  durch  reichs- 
gerichtl.  Urteil  vom  10.  November  1882,  Entsch.  i.  Z.S.  Bd.  8,  S.  532 ; 
Finanzarchiv  lU,  S.  368) ; 

2.  nur  unter  den  oben  angegebenen  Voraussetzungen: 

a)  die  ausländische  des  inländischen  Erblassers, 

b)  die  inländische  des  fremden  Erblassers,  welche  an  fremde  Erben 
oder  Legatare  fällt.  — 

Im  Falle  reichsrechtlicher  Regelung  wäre  wohl  die  Besteuening  des  Mo- 
biliamachlasses eines  Deutschen   einfach  dem  Staate,   welchem  er  vermöge  der 
Finanzarchiv.    V.  Jahrg.  IM  13 
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als  entscheidend  erachteten  Beziehung  angehört  hat,  zuzusprechen,  so  dass  die 
Vorbehalte,  wie  sie  die  neueren  Erbschaftssteuergesetze  enthalten,  nur  noch 
gegenüber  reichsausländischen  Erblassem  zur  Geltung  kommen  könnten. 

Was  aber  die  Frage,  ob  dabei  dem  Indigenate  oder  dem  Wohnsitze 
die  entscheidende  Bedeutung  beizulegen  sei ,  anlangt ,  so  kann  dieselbe  durch 
den  Hinweis  auf  die  in  §  1  des  D.B.Gs.  zu  gunsten  des  Wohnsitzes  getroffene 
Entscheidung  allein  wohl  nicht  ihre  genügende  Beantwortung  finden.  Diese 
Bestimmung  gilt  für  die  periodischen  direkten  Steuern,  welche  fortlaufend 
in  verhältnismässig  kleinen  Beträgen  aus  dem  Einkommen  erhoben  werden; 
hier  ist  die  Besteuerung  am  jedesmaligen  Wohnsitze  offenbar  entsprechend; 
wechselt  dieser,  so  wechselt  auch  der  Besteuerungsort.  Die  Erbschaftssteuer 
dagegen  ist  eine  einmalige  Vermögenssteuer  von  verhältnismässig  hohem 
Betrage;  sie  wird  allerdings  mit  der  Bereicherung  des  Erben  durch  den  Erb- 
anfall begründet,  allein,  wie  sie  historisch  aus  der  gabella  hereditaria  entstanden 
ist,  so  enthält  sie  auch  heute  noch  ein  Element  von  der  Nachsteuer  auf  das 
Vermögen  des  Erblassers;  nur  so  ist  es  ja  zu  erklären,  dass  der  Erbe  nicht 
von  demjenigen  Staate,  dessen  Steuergewalt  er  im  allgemeinen  untersteht, 
sondern  von  dem  Staate  des  Erblassers  besteuert  wird.  So  wurde  die  Erb- 
schaftssteuer bei  der  Beratung  des  preussischen  Erbschaftssteuergesetzes  vom 
23.  Mai  1873  als  eine  Steuer  bezeichnet,  welche  „die  gesamte  Persönlichkeit 
des  Erblassers  erfasse,  indem  sie  in  der  Erbschaft  gewissermassen  die 
Summe  des  Erwerbes  seines  ganzen  Lebens  erfasse"');  derselbe  Ge- 
danke kam,  allerdings  ganz  einseitig,  bei  der  Beratung  des  hessischen  Erb- 
schaftssteuergesetzes vom  30.  August  1884  zum  Ausdruck,  indem  der  Bericht 
des  Ausschussreferenten  der  zweiten  Kammer  von  dieser  Steuer  sagte :  „Sie 
erscheint  nicht  etwa  als  eine  dem  Erben  ("?),  sondern  als  eine  dem  Nachlasse 
obliegende  Steuer  und  wenn  auch  allerdings  der  Erbe  um  Zahlung  angegangen 
wird,  so  geschieht  dies  lediglich  aus  Gründen  der  Vereinfachung  etc.""*).  Dies 
Verhältnis,  welches  die  Besteuerung  durch  den  Staat  des  Erblassers  recht- 
fertigt, wird  aber  durch  den  blossen  Wohnsitz,  welchen  der  Erblasser  vielleicht 
erst  vor  kurzem  und  nur  aus  äusserlichen  Gründen  gewählt  hat ,  in  vielen 
Fällen  nicht  begründet  sein;  darum  haben  die  neueren  Erbschaftssteuergesetze 
sich  vorwiegend  für  den  Staat  des  Indigenates  entschieden^).  Aber  auch 
die  politische  Staatsangehörigkeit  kann  leicht  nur  noch  ein  scheinbares  Band 
sein,  welches  alle  wirkliche  Bedeutung  verloren  hat.  Darum  wäre  es  vielleicht 
zweckmässig,  für  diese  besonders  geartete  Steuer  auf  das  System  des  preussisch- 
sächsischen  Vertrages  zurückzugreifen  und    danach  das  Besteuerungsrecht  zwar 

1)  Bacher  a.  a.  0.  S.  61. 

2)  Annalen  des  Deutschen  Reichs,  1886,  S.  748.  Wie  käme  es  dann ,  dass  Bestand  und 
Betrag  der  Erbschaftssteuer  von  der  Person  des  Erben  und  seinem  Verhältnisse  zum  Erb- 
lasser abhängt? 

3)  Auch  im  internationalen  Privatrechte  scheint  in  neuerer  Zeit  die  Ansicht,  dass  die 
Eechts-  und  Handlungsfähigkeit  der  Personen  nicht  nach  der  lex  domicilii,  sondern  nach  der 
lex  originis  zu  beurteilen  sei,  zu  überwiegen.  In  diesem  dem  französischen  Rechte  (Code  civil, 
Art.  3,  Abs.  3)  entsprechenden  Sinne  hat  beispielsweise  der  deutsche  Juristentag  im  Jahre  1886 
eine  Resolution  gefasst:  „In  den  die  Rechts-  und  Handlungsfähigkeit,  femer  die  fanülien-  und 
erbrechtlichen  Verhältnisse  betreffenden  Kollisionsfällen  ist  als  regelnder  Grundsatz  aufzustellen, 
dass  das  Recht  des  Wohnsitzes  durch  das  vermöge  der  Staatsangehörigkeit  eintretende  Recht 
ersetzt  werde." 
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regelmässig  dem  Staate,  in  welchem  der  Erblasser  bei  seinem  Ableben  das 
Indigenat  gehabt  hat,  ausnahmsweise  aber  dem  Staate  zuzuteilen,  in 
welchem  er  während  der  fünf  letzten  Jahre  seines  Lebens  ununter- 
brochen den  Wohnsitz  und  Aufenthalt  gehabt  hat. 

Die  Vor-  oder  Nachteüe,  welche  daraus,  dass  die  Entscheidimg  in  der 
einen  oder  anderen  Weise  erfolgt,  erwachsen  können,  sind  aber  zweifellos 
gering  gegenüber  dem  Vorteile,  welchen  die  einheitliche  Regelung  an  sich 
sicher  bringen  wird,  und  es  ist  hier  deshalb  gewiss  wichtiger,  dass,  als  wie 
sie  zustande  kommt. 


Anhang. 

Vergleichende    Zusammenstellung') 


1.  I  2. 

des  prenss. -sächsischen  j  des  Beichsgesetzes  vom 
Staatsvertrags  vom    :  13.  Mai  1870  wegen  Be- 
16.  April  1869.        j  seltignng  der  Doppel- 
j  besteuernng. 


Art.  1.  Die  Besteuerung 
mit  direkten  Staatssteuem 
darf—  vorbehaltlieh  der  Art. 
2 — 4  —  nur  durch  den  Staat 
erfolgen,  welchem  ein  Steuer- 
pflichtiger als  Unterthan 
angehört.  Nimmt  er  aber  in 
einem  andern  Staate  Wohn- 
sitz und  Aufenthalt,  ohne  die 
Staatsangehörigkeit  zu  er- 
werben, so  geht  nach  Ablauf 
von  fünf  Jahren  seit  der  Be- 
gründung des  Wohnsitzes  die 
Berechtigung  zur  Besteue- 
rung in  vollem  Umfange  auf 
diesen  Staat  über. 

Art.  .=>.  Steuerpflichtige, 
reiche  in  beiden  Ländern 
itsangehörig  sind,  werden 
beiden  nach  den  dortigen 
etzen  besteuert. 

A  T  t.  3.  Das  Einkommen 
Gewerbsgehilfen ,  Ar- 
Biter  und  Dienstboten,  so- 
reit  dasselbe  nicht  aus  Lie- 
enschaiteu  herrührt,  wird 
am  Wohnorte  des 
eaerpflichtigen   besteuert. 


§  1. 

Ein  (NoM)Deutscher  darf 
vorbehaltlich  der  Bestim- 
mungen in  den  §§  3  und  i  zu 
den  direkten  Staatssteuem 
nur  in  denjenigen  Bundes- 
staate herangezogen  werden , 
in  welchem  er  seinen  Wohn- 
sitz hat. 

Einen  Wohnsitz  im  Sinne 
dieses  Gesetzes  hat  ein(Nord-) 
Deutscher  an  dem  Orte,  an 
welchem  er  eine  Wohnung 
unter  umständen  inne  hat, 
welche  auf  die  Absicht  der 
dauernden  Beibehaltung  ei- 
ner solchen  schliessen  lassen. 

§  2. 

Ein  (Nord)Deutscher,  wel- 
cher in  keinem  Bundesstaate 
einen  Wohnsitz  hat,  darf  nur 
in  demjenigen  Staate,  in  wel- 
chem er  sich  aufhält,  zu  den 
direktenStaatssteuem  heran- 
gezogen werden. 

Hat  ein  (Xord)Deutscher 
in  seinem  Heimatsstaate  und 
ausserdem  in  anderen  Bun- 
desstaaten einen  Wohnsitz, 
80  darf  er  nur  in  dem  ersteren 
zu  den  direktenStaatssteuem 
herangezogen  werden. 


3. 

des  Entwnrfs  eines  schweizer. 

Bundesgesetzes  vom  6.  März  1885, 

betr.  das  Verbot  der  Doppel- 

bestenernng. 

Art.  1.  Es  ist  untersagt,  das  näm- 
Uche  Steuerobjekt  in  zwei  oder  mehreren 
Kantonen  einer  direkten  Steuer  zu  anter- 
werfen. 

Art.  2.  Unter  Vorbehalt  der  durch 
die  folgenden  Artikel  geordneten  Ver- 
hältnisse darf  der  Steuerpflichtige  für 
seine  Person,  sein  Vermögen  und  seinen 
Erwerb  nur  in  demjenigen  Kantone  be- 
steuert werden,  in  welchem  er  seinen 
Wohnsitz  hat. 

Art.  3.  Bei  längerer  Dauer  kann 
auch  ein  Aufenthalt  in  einem  andern 
Kanton  als  demjenigen  des  gewöhnlichen 
Wohnortes  einen  Steuerwohn  sitz  begrün- 
den ;  jedoch  nicht  für  Minderjährige  und 
die  in  Kranken-,  Irren-  oder  Strafanstalten 
untergebrachten  Personen. 

Bevormundete  Personen  sind  an  dem 
Orte  steuerpflichtig,  wo  sie  mit  Bewilli- 
gung der  Vormundschaftsbehörde  that- 
sächlich  wohnen.  Xutzniessnngsgut  fällt 
da  in  Besteuernng,  wo  der  Nutzungs- 
berechtigte wohnt.  Vorbehalten  bleibt, 
sofern  es  sich  um  Liegenschaften  handelt, 
das  Besteuerungsrecht  des  Kantons  der 
gelegenen  Sache. 


ij  Die  Bestimmungen  von  nur  formaler  Bedeutung  (Einfühmngstermine  etc.)  sind  dabei 
ibenül  weggelassen. 
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Th.  Clausa, 


Art.  2.  Steuern  vom 
Grundbesitze,  sowie  vom  Be- 
triebe eines  stehenden  Ge- 
werbes (von  gewerblichen 
und  Handelsanlagen)  und  von 
dem  aus  diesen  Quellen  her- 
rührenden Einkommen  wer- 
den nur  in  dem  Staate  be- 
zahlt, in  welchem  die  Liegen- 
schaften sich  befinden  oder 
das  Gewerbe  ausgeübt  wird. 

Bei  der  Besteuerung  des 
ganzen  Einkommens  —  Art.  1 
ist  deshalb  das  Einkommen 
aus  diesen  Quellen  zu  ver- 
schonen bezw.  sind  die  von 
solchen  Quellen  im  andern 
Staate  nachweislich  erhobe- 
nen Steuern  vom  ganzen  Ein- 
kommensteuerbetrage in  Ab- 
zug zu  bringen. 


Art.  3.  Einkommen  aus 
Gehalt  von  Militärpersonen 
und  Zivilbeamten,  sowie  aus 
Pensionen  wird  lediglich  von 
dem  Staate  besteuert,  aus 
dessen  Staatskasse  diese  Ein- 
nahme fliesst. 


In  Bundes-  oder  Staats- 
diensten stehende  (Nord-) 
Deutsche  dürfen  nur  in  dem- 
jenigen Bundesstaate  be- 
steuert werden,  in  welchem 
sie  ihren  dienstlichen  Wohn- 
sitz haben. 

§  3. 
Der  Grundbesitz  und  der 
Betrieb  eines  Gewerbes,  so- 
wie das  aus  diesen  Quellen 
herrührende  Einkommen  darf 
nur  von  demjenigen  Bundes- 
staate besteuert  werden,  in 
welchem  der  Grundbesitz 
liegt,  oder  das  Gewerbe  be- 
trieben wird. 


§  4. 
Gehalt,  Pension  u.  Warte- 
geld, welche  (nord)deutsche 
Militärpersonen  und  Zivilbe- 
amte, sowie  deren  Hinter- 
bliebene aus  der  Kasse  eines 
Bundesstaates  beziehen,  sind 
nur  in  demjenigen  Staate  zu 
besteuern,  welcher  die  Zah- 
lung zu  leisten  hat. 
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Art.  4.  Von  Liegenschaften  und  den 
aus  ihnen  fliessenden  Einkünften,  ein- 
schliesslich der  Pacht-  und  Mietzinse, 
kann  die  Steuer  nur  in  demjenigen  Kan- 
tone erhoben  werden,  in  dessen  Gebiet 
das  betreffende  Grundstück  liegt. 

Nach  der  Gesetzgebung  des  zur 
Steuererhebung  zuständigen  Kantons 
entscheidet  sich  die  Frage,  ob  und  in 
welchem  Masse  die  auf  Liegenschaften 
haftenden  Schulden  in  Abzug  gebracht 
werden  dürfen. 

Grundversicherte  Forderungen  und 
deren  Zinserträgnisse  sind  nicht  als 
liegenschaftliches  Vermögen  und  Ein- 
kommen im  Sinne  dieses  Artikels  zu 
betrachten. 

Art.  5.  Kauftnännische  und  gewerb- 
liche Unternehmungen  sollen  für  ihr  Ver- 
mögen und  ihren  Erwerb  im  Kanton  der 
Geschäftsniederlassung,  bezw.  nach  zu- 
treffendem Verhältnis  in  den  Kantonen, 
wo  sie  Zweigniederlassungen  oder  Ein- 
richtungen besitzen,  besteuert  werden. 

Es  haben  jedoch  die  Mitglieder  von 
Aktiengesellschaften  und  Genossenschaf- 
ten den  wirklichen  Wert  der  Aktien  oder 
Anteilrechte,  bis  zur  Höhe  des  einbezahl- 
ten Betrages  bezw.  Dividenden  bis  zu 
5  Prozent  dieses  Betrages  an  ihrem  per- 
sönlichen Wohnsitze  zu  versteuern. 

Bei  Berechnung  der  Vermögens-  und 
der  Erwerbssteuer  einer  Aktiengesell- 
schaft oder  Genossenschaft  am  Gesell- 
schaftssitze soll  der  wirkliche  Wert  der 
Aktien  oder  Anteilrechte  bis  zur  Höhe  des 
einbezahlten  Betrages  bezw.  eine  Divi- 
dende bis  zu  5  Prozent  dieses  Beti'ages 
in  Abzug  gebracht  werden. 

Art.  6.  Die  Besteuerung  des  Erb- 
schaftsanfalls und  der  Schenkun- 
gen auf  den  Todesfall  oder  unter  Leben- 
den steht  für  den  Wert  der  Liegenschaften 
dem  Kantone,  in  welchem  sich  diese  be- 
finden, für  den  übrigen  Wert  der  Ver- 
lassenschaft oder  Schenkung  dem  Kan- 
tone zu,  in  welchem  der  Erblasser  oder 
Schenker  zur  Zeit  des  Todes  oder  der 
Schenkung  seinen  Wohnsitz  hat. 


Das  Reichsgesetz  vom  13.  Mai  1870  wegen  Beseitigung  der  Doppelbesteuerung.      ^^97 


An  den  Wirkungen,  wel- 
che der  Wohnsitz  oder  Auf- 
enthalt ausserhalb  des  Bun- 
desgebietes auf  die  Steuer- 
pflichtigkeit eines  (Nord-) 
Deutschen  äussert ,  wird 
durch  das  gegenwärtige  Ge- 
setz nichts  geändert. 


Art.  7.  Wer  innerhalb  eines  Steuer- 
zeit ranmes  seinen  Wohnsitz  oder  den 
Ort  seiner  Geschäftsniederlassung  unter 
Anzeige  an  die  zuständige  Ortsbehörde 
wechselt ,  schuldet  die  Steuer  an  jedem 
Orte  nur  nach  Verhältnis  der  Daner  seines 
Aufenthalts  oder  Geschäftsbetriebes  und 
kann  demgemäss  das  von  ihm  über  dieses 
Betref&iis  hinaus  Bezahlte  zurückfordern. 

Dabei  wird  jedoch  eine  Steuerperiode 
in  Zeitabschnitte  von  drei  Monaten  ein- 
geteilt und  ein  Quartal  zu  gunsten  des 
Ortes,  wo  es  begonnen  wurde,  für  voll 
gerechnet. 

Art.  8.  Wenn  nach  Massgabe  dieses 
Gesetzes  ein  Recht  zur  Steuerauflage  in 
einem  Kantone  nicht  besteht,  so  findet 
auch  gegenüber  im  Auslande  woh- 
nenden Personen  eine  Besteuerung 
nicht  statt. 

Desgleichen  darf  kein  Kanton  ausser 
der  Schweiz  liegendes  Grundeigentum, 
das  einem  Kantonseinwohner  zugehört, 
oder  daraus  fliessendes  Einkommen  mit 
einer  Steuer  belegen. 

Art.  9.  Die  nach  vorstehenden  Be- 
stimmungen begründete  Zuständigkeit 
zur  Steuererhebung  schliesst  die  Be- 
steuerung des  nämlichen  Objektes  in 
einem  anderen  Kantone  aus,  auch  wenn 
der  zuständige  Kanton  von  seinem 
Steuerrechte  keinen  Gebrauch  machen 
sollte. 

Art.  10.  Die  Anstände,  welche  sich 
bei  der  Anwendung  dieses  Gesetzes  er- 
geben können,  sowie  überhaupt  alle 
wegen  Doppelbesteuerung  entstehenden 
Streitigkeiten  sind  vom  Bundes- 
gerichte nach  dem  für  staatsrecht- 
liche Entscheidungen  vorgeschriebenen 
Verfahren  zu  erledigen. 
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Gesetz,  die  Besteuerung  des  Zuckers  betreffend, 

vom  9.  Juli  18871). 

Wir  Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden  Deutscher  Kaiser,  König  von 
Preussen  etc.,  verordnen  im  Namen  des  Reichs,  nach  erfolgter  Zustimmung  des 
Bundesrats  und  des  Reichstags,  für  das  innerhalb  der  ZoUUnie  liegende  Gebiet 
des  Reichs,  was  folgt: 

Erster   Teil. 
EingangszoII  Yom  Zucker. 

§  1. 

Vom  1.  August  1888  ab  ist  an  Eingangszoll  zu  erheben  für  100  kg 

1.  Sirup  und  Melasse 15  M. 

2.  anderen  Zucker  jeder  Art  und  Beschaffenheit    ....     30    „ 

Geht  ausländischer  Zucker  zur  weiteren  Verarbeitung  in  eine  Zuckerfabrik 
(§  11),  so  kann  derselbe  nach  näherer  Bestimmung  des  Bundesrats  von  der 
Verbrauchsabgabe  freigelassen  werden. 

Zweiter  Teil. 
Zuckersteuer. 

Erster  Abschnitt. 

Allgemeine  Bestimmungen. 

1.  Gegenstand,  Höhe,  Art  der  Erhebung. 

§2. 
Der  inländische  Rübenzucker  unterliegt  der  Zuckersteuer,  welche  erhoben 
wird 

1.  als  Materialsteuer  von  dem  Gewicht  der  zur  Zuckerbereitung  bestimmten 
Rüben  und 

2.  als  Verbrauchsabgabe  von  dem  Gewicht  des  zum  inländischen  Verbrauch 
bestimmten  Zuckers. 

Für  die  Erhebung  der  Verbrauchsabgabe  gilt  als  inländischer  Rübenzucker 
aller  Zucker,  welcher  in  inländischen  Fabriken,  aus  Rüben  oder  Abläufen  der 
Zuckerfabrikation  (Sirup ,  Melasse)  gewonnen  oder  durch  weitere  Bearbeitung 
so  gewonnenen  Zuckers  hergestellt  ist,  ohne  Rücksicht  auf  die  etwa  stattgehabte 
Verwendung  auch  anderer  Zuckerstoffe.     Unter   der  weiteren  Bearbeitung  des 


1)  Vgl.  auch  Finanzarchiv  III ,  S.  1  ff.  u.  883  ff.  Eine  Würdigung  des  Gesetzes  wird 
später  im  Zusammenhang  mit  einer  Besprechung  der  neuesten  Zuckersteuergesetzgebung 
anderer  Länder  erfolgen. 
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Zuckers  ist  insbesondere  verstanden  die  Raffination,  Auflösung,  Vermischung  des 
aufgelösten  Zuckers  mit  Abläufen,  Inversion  u.  dergl.  '). 

Die  Materialsteuer  beträgt  vom  1.  August  1888  ab  0,8o  M.  für  100  kg 
rohe  Rüben.  Die  Rüben  werden  amtlich  verwegen.  Für  die  im  getrockneten 
(gedörrten)  Zustande  zur  Verwiegung  gestellten  Rüben  wird  die  Steuer  nach 
dem  vom  Bundesrat  bestimmten  Gewichtsverhältnis   zu   rohen  Rüben  erhoben. 

Die  Verbrauchsabgabe  wird  vom  1.  August  1888  ab  mit  12  M.  für  100  kg 
inländischen  Rübenzucker  (§  2  Abs.  2)  jeder  Art  und  Beschaffenheit  erhoben. 
Befreit  von  der  Abgabe  sind  nur  die  Abläufe  der  Zuckerfabrikation  (Sirup, 
Melasse).  Der  Bundesrat  ist  jedoch  ermächtigt,  solche  Abläufe,  welche  nach 
ihrer  ursprünglichen  oder  durch  weitere  Bearbeitung  erlangten  Beschaffenheit 
zur  Verwendung  für  feinere  Genusszwecke  geeignet  sind,  mit  der  vollen  oder 
einer  ermässigten  Verbrauchsabgabe  zu  belegen  und  die  zur  Sicherung  der 
Abgabe  erforderlichen  Anordnungen,  insbesondere  wegen  Ausdehnung  der  Steuer- 
kontrolle (§§  11 — 38),   auf  die  Sirupraffinerien  zu  treffen^). 

Die  Bestimmungen  des  Bundesrats  über  die  Höhe  der  für  Abläufe  der 
Zuckerfabrikation  festgesetzten  Verbi-auchsabgabe  sind  dem  Reichstag,  sofern  er 
versammelt  ist,  sofort,  anderenfalls  aber  bei  dessen  nächstem  Zusammentreten 
vorzulegen.  Dieselben  sind  ausser  Kraft  zu  setzen,  soweit  der  Reichstag  dies 
verlangt  *). 

2.  Zahlungspflicht. 

§  4. 

Die  Materialsteuer  ist  von  dem  Fabrikinhaber  zu  entrichten,  und  zwar 
in  der  Regel  nach  Kalendermonaten,  je  innerhalb  drei  Tagen  nach  dem  Empfang 
der  amtlichen  Berechnung  über  den  Steuerbetrag  für  die  im  nächstvorherge- 
gangenen Monat  verwogene  Rübenmenge.  Die  Steuerbehörde  kann  für  die 
Zahlung  Sicherheitsleistung  fordern  und,  bis  solche  erfolgt  ist,  die  tägliche 
Zahlung  anordnen,  beim  erstmaligen  Ausbleiben  der  letzteren  aber  die  Rüben- 
verwiegung  einstellen. 

Die  Verbrauchsabgabe  ist  zu  entrichten,  sobald  der  Zucker  aus  der  Steuer- 
kontrolle, welcher  er  während  und  nach  der  Herstellung  und  Raffination  unter- 
liegt, in  den  freien  Verkehr  tritt.  Zur  Entrichtung  ist  derjenige  verpfiichtet, 
welcher  den  Zucker  zur  freien  Verfügung  erhält.  Der  Zucker  haftet  für  den 
Betrag  der  Verbrauchsabgabe  ohne  Rücksicht  auf  die  Rechte  dritter. 

Die  Zuckersteuer  (Materialsteuer,  Verbrauchsabgabe)  ist  gegen  Sicherheits- 
bestellung zu  stunden.  Für  eine  Frist  bis  zu  drei  Monaten  kann  jedoch  die 
Zuckersteuer  auch  ohne  Sicherheitsbestellung  gestundet  werden,  falls  nicht 
Oründe  vorliegen,  welche  den  Eingang  gefährdet  erscheinen  lassen*). 

3.  Verjäh[rung  der  Steuer. 

§5. 
Alle  Forderungen  und  Nachforderungen  an  Zuckersteuer,  desgleichen  die 
Ansprüche  auf  Ersatz  wegen  zu  viel  oder  zur  Ungebühr  entrichteter  Zuckersteuer 
verjähren  binnen  Jahresfrist  von  dem  Tage  des  Eintritts  der  Zahlungsverpflichtung 


1)  Im  Entwurf  lautete  Abs.  2:  Für  die  Erhebung  der  Verbrauchsabgabe  gut  als  in- 
ländischer Rübenzucker  aller  Zucker,  welcher  in  inländischen  Fabriken  aus  Rüben  oder  Rück- 
ständen der  Zuckerfabrikation  (Sirup ,  Melasse)  gewonnen  oder  aus  so  gewonnenem  Zucker 
raffiniert  ist,  ohne  Rücksicht  auf  die  etwa  stattgehabte  "Verwendung  noch  anderer  Zuckerstoflfe. 

2)  E. :  1  Mark. 

s)  Abs.  2  lautet  im  Entwurf:  Die  Verbrauchsabgabe  wird  vom  I.  August  1888  ab  mit 
10  M.  für  100  kg  inländischen  Rübenzucker  jeder  Art  erhoben.  Darunter  ist  insbesondere  auch 
der  durch  Verarbeitung  von  Sirup  oder  Melasse  hergestellte  Zucker  verstanden.  Sirup  und 
Melasse  als  solche  unterliegen  der  Verbrauchs  abgäbe  nicht. 

*)  Abs.  3  fehlt  im  E. 

*)  Abs,  3  lautet  im  E. :  Nach  näherer  Bestimmung  des  Bundesrats  kann  die  Zuckersteuer 
(Materialsteuer,  Yerbrauchsabgabe)  den  Steuerpflichtigen  gegen  Sicheiiieit  gestandet  werden. 
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bezw.  der  Zahlung  an  gerechnet.  Der  Anspruch  auf  Nachzahlung  defraudierter 
Gefälle  verjährt  in  drei  Jahren. 

Auf  das  Regressverhältnis  des  Staates  gegen  die  Steuerbeamten  finden 
diese  Verjährungsfristen  keine  Anwendung. 

4.  Steuervergütung. 
§  6. 
Für  Zucker,  welcher  über  die  Zollgrenze  ausgeführt  oder  in  öifentliche 
Niederlagen  oder  Privatnieflerlagen  unter  amtlichem  Mitverschluss,  seien  es  be- 
sondere oder  zugleich  zur  Lagerung  ausländischer  unverzollter  Waren  bestimmte, 
aufgenommen  ist,  wird,  wenn  die  Menge  wenigstens  500  kg  beträgt,  vom 
1.  August  1888  an  eine  Vergütung  der  Materialsteuer  nach  folgenden  Sätzen 
für  100  kg  gewährt: 

a)  für  Rohzucker  von  mindestens  90  Prozent  Zuckergehalt  ^)  und  für 
raffinierten  Zucker  von  unter  98,  aber  mindestens  90  Prozent  Zucker- 
gehalt i)   _ 8,50  M.2), 

b)  für  Kandis  und  für  Zucker  in  weissen  vollen  harten  Broten,  Blöcken, 
Platten,  Stangen  oder  Würfeln,  oder  in  Gegenwart  der  Steuerbehörde 
zerkleinert,  ferner  für  andere  vom  Bundesrat  zu  bezeichnende  Zucker 
von  mindestens  9972  Prozent  Zuckergehalt^) 10,65  M.  ^), 

c)  für  alle  übrigen  harten  Zucker,  sowie  für  alle  weissen  trocknen  (nicht 
über  1  Prozent  Wasser  enthaltenden)  Zucker  in  Kristall-,  Ejrümel-  und 
Mehlform  von  mindestens  98  Prozent  Zuckergehalt '),  soweit  auf  die- 
selben nicht  der  Vergütungssatz  unter  b)  Anwendung  findet,  10,oo  M.  ■*). 

Bis  zum  1.  Oktober  1888  ist  für  Zucker  der  Klasse  a  die  Vergütung  von  17,25  M. 
und  für  Zucker  der  Klassen  b  und  c  die  Vergütung  21,5o  M.  bezw.  20,i5  M.  zu 
gewähren,  wenn  der  Zucker  vor  dem  1.  August  1888  der  Steuerbehörde  vor- 
geführt und  die  Identität  bis  zur  Ausfuhr  oder  Niederlegung  amtlich  festge- 
halten wird. 

Ausserdem  nimmt  die  Steuerbehörde  am  1.  August  1888  auf  Antrag  in 
der  Zuckerfabrik  eine  Feststellung  der  Vorräte  an  Rohzucker  und  unfertigen 
Fabrikaten  vor  und  setzt  das  Ausbringen  an  fertigem  Zucker  daraus  fest.  Bis 
zur  Höhe  der  so  ermittelten  Menge  Zucker  erhält  die  Fabrik  für  den  vom 
1.  August  bis  1.  Oktober  zunächst  zur  Ausfuhr  über  die  Zollgrenze  oder  zur 
Aufnahme  in  eine  steuerfreie  Niederlage  gelangenden  Zucker  die  Ausfuhrver- 
gütung in  der  bisherigen  Höhe ''). 

Den  Inhabern  von  Zuckerfabriken  ist  gestattet,  Rohrzucker  der  Klasse  a, 
der  vor  dem  1.  August  1888  gegen  Vergütung  der  Steuer  niedergelegt  worden 
ist,  bis  zum  15.  Oktober  1888  gegen  Zahlung  von  8,5o  M.  für  100  kg  aus  der 
Niederlage  in  den  Fabrikbetrieb  zu  entnehmen  ■''). 

Der  Bundesrat  trifft  Bestimmung  über  die  Zuständigkeit  der  AmtssteUen 
zur  Abfertigung  von  Zucker  der  Klassen  a  und  c  und  von  solchem  Zucker, 
welcher  durch  Bundesratsbeschluss  der  Klasse  b  zugewiesen  wird. 

Derselbe  ist  auch  befugt,  zu  bestimmen,  dass  die  Deklaration  zur  Ab- 
fertigung von  Zucker  gegen  Steuervergütung  auf  den  Zuckergehalt*)  gerichtet 
werde. 

§7. 

Bei  der  Ausfuhr  von  Fabrikaten,  einschliesslich  der  Auflösungen  von 
Zucker,  zu  deren  Herstellung  Zucker  der  im  §  6  unter  a,  b  und  c  bezeichneten 
Arten  verwendet  worden  ist,  oder  bei  der  Niederlegung  solcher  Fabrikate  in 
öffentlichen  Niederlagen   oder  Privatniederlagen   unter  amtlichem  Mitverschluss 


1)  Der  Entwurf  gebraucht  den  Ausdruck  Polarisation. 

2)  E. :  10,00  M. 

3)  E. :  12,50  M. 
*)  E. :  11,70  M. 

5)  Dieser  Abs.  fehlt  im  E. 

6)  E. :  Zuckergehalt  nach  dem  Grade  der  Polarisation. 
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kann  nach  näherer  Bestimmung  des  Bundesrats  die  Materialsteuer  und  die  ent- 
richtete Verbrauchsabgabe  für  die  in  den  Fabrikaten  enthaltene  Zuckermenge 
vergütet  werden. 

§8. 

Der  Bundesrat  kann,  unter  Anordnung  sichernder  Kontrollen,  gestatten, 
dass  für  vergütungsfahigen  inländischen  Zucker,  welcher  zur  Viehfütterung  oder 
zur  Herstellung  von  anderen  Fabrikaten  als  Verzehrungsgegenständen  verwendet 
wird,  die  nach  §  6  erstattungsfähige  Materialsteuer  und  die  entrichtete  Ver- 
brauchsabgabe vergütet  werde. 

Produkte,  welche  weniger  als  90  Prozent  Zucker  enthalten,  und  die  oben 
bezeichnete  Verwendung  finden,  sind  von  der  Verbrauchsabgabe  befreit  ^). 

§  9. 

Es  ist  gestattet,  den  mit  dem  Anspruch  auf  Vergütung  der  Materialsteuer 
niedergelegten  Zucker  (§  6)  gegen  Erstattung  der  Vergütung  nach  dem  Ein- 
lagerungsgewicht in  den  inländischen^)  Verkehr  zu  entnehmen. 

Den  Inhabern  von  Zuckerraffinerien  kann  zur  Erstattung  der  Vergütung 
für  den  zu  Raffineriezwecken  aus  den  Niederlagen  entnommenen  Rohzucker 
Kredit  bewilligt  werden. 

Werden  zuckerhaltige  Fabrikate,  welche  gegen  Steuervergütung  in  eine 
Niederlage  aufgenommen  worden  waren  (§  7),  in  den  freien  Verkehr  gebracht, 
80  ist  der  daför  vergütete  Betrag  an  Materialsteuer  und  Verbrauchsabgabe 
zurückzuzahlen. 

Der  niedergelegte  Zucker  und  die  niedergelegten  zuckerhaltigen  Fabrikate 
haften  der  Steuerbehörde  ohne  Rücksicht  auf  die  Rechte  dritter  für  den  Betrag 
der  gewährten  Steuervergütung, 

r§  10. 

Die  näheren  Anordnungen  bezüglich  der  Niederlegung  von  Zucker  oder 
zuckerhaltigen  Fabrikaten  gegen  Steuervergütung,  insbesondere  auch  bezüglich 
der  an  die  Lagerinhaber   zu  stellenden  Anforderungen,   erlässt   der  Bundesrat. 

Zweiter  Abschnitt. 

Steuerkontrolle  über  die  Zuckerfabriken. 

1.  Begriffsbestimmung  der  Zuckerfabriken. 

§  11. 

Die  Steuerkontrolle  erstreckt  sich  auf  alle  Anstalten,  in  welchen  inländischer 
Rübenzucker  (vergl.  §  2)  hergestellt  oder  raffiniert  wird,  insbesondere  auch  auf 
solche,  in  welchen  ohne  Rübenverarbeitung  Zucker  aus  Rübensäften,  Sirup  oder 
Melasse  bereitet  wird. 

Die  bezeichneten  Anstalten  sind  Zuckerfabriken  im  Sinne  dieses  Gesetzes. 

2.  Bauliche  Einrichtung  der  Zuckerfabriken. 

§  12. 
Die  Zuckerfabriken  müssen  baulich  so  eingerichtet  sein,  dass  die  Steuer- 
behörde den  Gang  der  Fabrikation  und  den  Verbleib  der  Fabrikate  bis  zum 
Verlassen  der  Fabrik  verfolgen  kann,  und  Sicherheit  gegen  die  heimliche  Weg- 
bringung von  Zucker  besteht.  In  dieser  Hinsicht  sind  die  Fabrikinhaber  den 
Anforderungen   zu  genügen  verpflichtet,   welche   auf  Grund   des  gegenwärtigen 

1)  Im  E.  lautete  §  8:  Der  Bundesrat  kann  unter  Anordnung  sichernder  Eontrollen  ge- 
statten, dass  für  Zucker  der  Klassen  a,  b  und  c  im  §  6,  wenn  derselbe  zur  Tiehfntterung  oder 
zur  Herstellung  von  anderen  Fabrikaten  als  Verzehrungsgegenständen  verwendet  wird,  die 
Materialsteuer  und  die  entrichtete  Yerbrauchsabgabe  vergütet  oder  die  letztere  nicht  erhoben  werde. 

2)  E. :  freien. 
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Gesetzes  und  der  Ausführungsvorschriften  des  Bundesrats  von  der  Steuerbehörde 
gestellt  werden. 

Den  Inhabern  bereits  bestehender  Zuckerfabriken  wird  die  Steuerbehörde 
bis  zum  1.  April  1888  mitteilen,  welche  baulichen  Abänderungen  und  Ein- 
richtungen zufolge  des  gegenwäi-tigen  Gesetzes  von  ihnen  auszuführen  sind.  Die 
Ausführung  muss  im  Einverständnis  mit  der  Steuerbehörde  geschehen  ^). 

§  13. 
Insbesondere  gelten  die  folgenden  Bestimmungen: 

1.  Die  Fabrikanlage  ist  auf  Erfordern  der  Steuerbehörde  und  nach  deren 
näherer  Anweisung  mit  einer  Umfriedigung  zu  umgeben; 

2.  die  Zahl  der  Eingänge  in  der  Umfriedigung  und  in  den  Fabrik- 
gebäuden, in  welchen  sich  Räume  zur  Herstellung  oder  Aufbewahrung 
von  Zucker  befinden,  desgleichen  die  Zahl  der  Zugänge  zu  und  zwischen 
diesen  Räumen  darf  nicht  über  das  geschäftliche  Bedürfnis  hinaus- 
gehen. Die  gedachten  äusseren  Eingänge  und,  soweit  die  Steuerbe- 
hörde es  beansprucht,  auch  die  inneren  Zugänge  müssen  mit  sichernden 
Thüren  versehen  und  diese  zur  Anlegung  eines  steueramtlichen  Ver- 
schlusses eingerichtet  sein; 

3.  Fenster  und  Oeffnungen  der  Fabrikgebäude  sind,  soweit  es  die 
Steuerbehörde  im  Interesse  der  Sicherheit  anordnet,  in  geeigneter 
Weise  zu  verwahren; 

4.  zum  Zweck  der  Ueberwachung  des  Verkehrs  zu  der  Fabrik  und  von 
derselben  sind  auf  Verlangen  geeignete  Lokale  herzustellen. 

Die  erstmaligen  Kosten  dieser  Einrichtungen  (§  12  und  §  13  Ziff.  1 — 4)  werden 
für  die  bestehenden  Zuckerfabriken  aus  der  Reichskasse  erstattet  (§  12  Abs.  2  ^). 

3.  Wohnungen  und  Bureauräume  für   die  Steuerbeamten. 

§  14. 
In  jeder  Zuckerfabrik  ist  auf  Erfordern  für  die  mit  dem  ständigen  Dienst  da- 
selbst beauftragten  Beamten  ein  geeignetes  Lokal  zum  Aufenthalt  und  zur  Ueber- 
nachtung  gegen  eine  Vergütung  zu  stellen,  über  deren  Höhe  mangels  einer  gütlichen 
Vereinrbaung  die  der  Ortsbehörde  vorgesetzte  Verwaltungsbehörde  entscheidet^). 

§  15. 
In  jeder  Zuckerfabrik   ist  von  dem  Inhaber  ein  geeigneter  Bureauraum 
für  die  Steuerbeamten  einzurichten  und  mit  dem  erforderlichen  Mobiliar  aus- 
zustatten, auch  nach  Bedürfnis  zu  erleuchten  und  zu  erwärmen. 

In  den  Zuckerfabriken  mit  Rübenverarbeitung  muss  der  Bureauraum  so 
gelegen  und  eingerichtet  sein,  dass  aus  demselben  die  Rübenverwiegung  amtlich 
beaufsichtigt  werden  kann. 

4.   Lagerraum  für  Zucker. 
§  16. 
Zur  Aufljewahrung  von  Zucker  in  der  Zuckerfabrik    sind*)  vom  Fabrik- 
inhaber sichere  und  zur  steueramtlichen  Verschlussanlegung  eingerichtete  Lager- 
räume —  Fabriklager  —  zu  stellen. 


1)  Abs.  2  fehlt  im  E. 

2)  Im  E.  lautete  der  Abs. :  Die  erstmaligen  Kosten  der  sichernden  Umfriedigung  (Ziflf.  1) 
werden  für  die  bereits  bestehenden  Zuckerfabriken  aus  der  Reichskasse  erstattet  (§  19  Abs.  2). 

3)  §  14  lautete  im  E.:  Der  Fabrikinhaber  ist  verpflichtet,  auf  Erfordern  geeignete 
Wohnungen  in  der  Zuckerfabrik  oder  in  deren  Nähe  für  die  mit  dem  ständigen  Dienst  daselbst 
beauftragten  Beamten  gegen  angemessene  Vergütung  zu  gewähren.  Die  Höhe  der  Vergütung 
wird,  falls  eine  Vereinbarung  darüber  nicht  zustandekommt,  durch  die  der  Ortsbehörde  vor- 
gesetzte Verwaltungsbehörde  festgestellt. 

*)  E. :  ist  vom  Fabrikinhaber  ein  sicherer  und  zur  steueramtlichen  Verschlussanlegung 
eingerichteter  Lagerraum  —  Fabriklager  —  zu  stellen. 
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5.  Wageeinrichtungen. 

§  17. 
Zu  den  amtlichen  Verwiegungen  von  Rüben  und  von  Zucker  haben  die 
Fabrikinhaber  den  Anforderungen  der  Steuerbehörde  entsprechende  Wagen  und 
Gewichte  zu   halten.    Die  Wagen  müssen  nach   Anweisung  der  Steuerbehörde 
aufgestellt  werden. 

§  18. 
Solange  den  Anforderungen  der  Steuerbehörde  in  bezug  auf  die  in  den 
§§  12  —  17  bezeichneten  Einrichtungen  nicht  Genüge  geleistet  worden,  kann  die 
Steuerbehörde  den  Betrieb  der  Zuckerfabrik  untersagen. 

6.   Anzeigen  in  bezug   auf  Räume  und   Geräte. 

§  19. 
Wer  eine  Zuckerfabrik  errichten   oder  umbauen  will,   hat   die  Baupläne 
vor  der  Ausführung  der  zuständigen  Steuerbehörde  vorzulegen   und   deren  Ge- 
nehmigung zu  der  beabsichtigten  baulichen  Einrichtung,  soweit  dabei  das  Steuer- 
interesse in  Frage  kommt,  zu  erwirken  ^). 

§  20. 

Spätestens  sechs  Wochen  vor  der  ersten  Betriebseröflriung  einer  neu 
errichteten  oder  umgebauten  Zuckerfabrik  hat  der  Fabrikinhaber  der  Steuerhebe- 
stelle des  Bezirks  eine  den  hierüber  zu  erteilenden  Vorschriften  entsprechende 
Nachweisimg  der  zu  der  Fabrik  gehörigen  und  der  damit  in  Verbindung  stehenden 
oder  unmittelbar  daran  -angrenzenden  Räume,  sowie  der  für  den  Pabrikbetrieb 
bestimmten  Geräte  einzureichen,  welche  auch  eine  Beschreibung  der  Räume, 
sowie  bezüglich  der  feststehenden  Geräte  die  Angabe  des  Standorts  und  bezüglich 
der  Gefässe  aller  Art  zur  Saftgewinnung,  zum  Kochen,  zur  Aufiiahme  von  Sirup 
und  Melasse  oder  zu  ähnlichen  Zwecken  die  Angabe  des  Rauminhalts  nach 
Litern  enthalten  muss.  Beizufügen  ist  ein  Grundriss  der  nachzuweisenden  Räume, 
welcher  auch  die  Stellung  der  feststehenden  Geräte  ersichtlich  macht. 

Gleiche  Nachweisungen  der  Räume  und  Geräte  haben  die  Inhaber  bereits 
bestehender  Zuckerfabriken  spätestens  sechs  Wochen  vor  der  ersten  nach  dem 
31.  Juli  1888  stattfindenden  Betriebshandlung  einzureichen. 

§  21. 

Die  Geräte  können  steueramtlich  bezeichnet  und  bezüglich  des  Raum- 
inhalts nachvermessen  werden. 

Dieselben  sind  nach  näherer  Anordnung  der  Steuerbehörde  mit  einer 
Nummer  imd  der  Angabe  des  Rauminhalts  zu  versehen. 

§  22. 
Von  Veränderungen  in  bezug  auf  die  Räume  und  Geräte  ist  der  Steuer- 
hebestelle spätestens  binnen  drei  Tagen  nach  der  Vornahme  schriftliche  Anzeige 
?.u  erstatten. 

§  23. 
Bevor  die  über  die  geschehene  Anmeldung  der  Räume  und  Geräte  (§  20), 
oder  der  Veränderungen  (§  22)  von  der  Steuerhebestelle  erteüte  Bescheinigung 


1)  Der  Entwurf  enthielt  noch  einen  Abs.  2 :  Den  Inhabern  bereits  bestehender  Zucker- 
fabriken wird  die  Steuerbehörde  rechtzeitig  vor  dem  1.  August  1888  mitteilen,  welche  bauliehen 
Abjüiderungen  und  Einrichtungen  zufolge  des  gegenwärtigen  Gesetzes  von  ihnen  auszuführen 
sind.    Die  Ausführung  muss  im  Einverständnis  mit  der  Steuerbehörde  geschehen. 
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an  die  Fabrik  gelangt  ist,  dürfen  die  betreffenden  Räume  und  Geräte  nicht  in 
Gebrauch  genommen  werden. 

7.  Anzeige   vom  Besitzwechsel. 

§  24. 
Jeder  Wechsel  im  Besitz  einer  Zuckerfabrik  ist  der  Steuerhebestelle  binnen 
einer  Woche  seitens  des  neuen  und  in  den  Fällen  freiwilliger  Besitzübertragung 
auch  seitens  des  bisherigen  Besitzers  schriftlich  anzuzeigen. 

8.   Bestellung   eines  Betriebsleiters. 

§  25. 
Gesellschaften  und  Korporationen,  welche  Zuckerfabriken  besitzen,  sowie 
andere  den  Betrieb  nicht  selbst  leitende  Inhaber   solcher  Fabriken  haben  der 
Steuerhebestelle  diejenige   Person  zu  bezeichnen,   welche   als   Betriebsleiter  in 
ihrem  Namen  und  Auftrage  handelt. 

9.   Betriebsanzeigen. 

§  26. 

Die  Inhaber  von  Zuckerfabriken  mit  Rübenverarbeitung  haben  für  jede 
Betriebsperiode  den  Tag  der  Betriebseröffnung  mindestens  eine  Woche  ^)  vorher 
schriftlich  der  Steuerhebestelle  anzuzeigen. 

Eine  entsprechende  Anzeige  ist  von  den  Inhabern  anderer  Zuckerfabriken 
zu  machen,  bevor  der  Betrieb  erstmals  eröffnet  oder  zuerst  nach  dem  31.  Juli 
1888  fortgesetzt  wird. 

In  den  Anzeigen  muss  femer  die  Angabe  enthalten  sein,  ob  und  mit 
welchen  regelmässigen  Unterbrechungen  gearbeitet  werden,  sowie  welche  tägliche 
Betriebszeit  stattfinden  soll.  Aenderungen  sind  der'  Steuerbehörde  rechtzeitig 
schriftlich  anzuzeigen. 

§  27. 

Gleichzeitig  mit  den  im  §  26  vorgeschriebenen  Anzeigen  ist  von  dem 
Inhaber  der  Zuckerfabrik  der  Steuerhebestelle  eine  nach  der  ergehenden  näheren 
Anleitung  angefertigte  Beschreibung  des  technischen  Verfahrens  der  Fabrikation 
einzureichen  und  darin  insbesondere  auch  anzugeben,  welche  Arten  von  Zucker 
hergestellt  werden  sollen.  Im  Falle  einer  Aendenmg  ist  die  Beschreibung  zu 
ergänzen  oder  zu  erneuern. 

10.  Verschluss  von  Zugängen  oder  Geräten  während  des  Betriebes. 

§  28. 

Während  des  Betriebes  der  Zuckerfabrik  sind  die  äusseren  Eingänge  und 
die  innerhalb  der  Fabrik  vorhandenen  Zugänge,  soweit  sie  nicht  für  den  ge- 
wöhnlichen Gebrauch  dienen,  verschlossen  zu  halten,  nach  Befinden  unter  steuer- 
amtlichen Mitverschluss  zu  nehmen  und  nur  für  die  Dauer  der  notwendigen 
Benutzung  zu  öffnen.  Für  die  Nachtzeit  bestimmt  die  Steuerbehörde,  wie  viele 
und  welche  Eingänge  unverschlossen  sein  dürfen. 

Werden  einzelne  Fabrikgeräte  zeitweilig  nicht  benutzt,  so  können  dieselben 
von  der  Steuerbehörde  durch  Verschlussanlegung  oder  in  sonst  geeigneter  Weise 
ausser  Gebrauch  gesetzt  werden. 

I  11.  Unterbrechung  des  Betriebes. 

§  29. 
Von  einer  Unterbrechung  des  Betriebes  ist,  abgesehen  von  den   aus  der 
Betriebsanzeige   (§  26  Abs.  3)   ersichtlichen   regelmässigen  Fällen,   alsbald   und 
von  der  beabsichtigten  Wiederaufnahme  des  Betriebes  rechtzeitig  vorher  Anzeige 


1)  E.:  vierzehn  Tage. 
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an  die  Steuerbehörde   zu  erstatten.    Die  letztere  ordnet  nach   den  Umständen 
die  zur  Sicherheit  des  Steuerinteresses  erforderlichen  Massnahmen  an. 

Für  die  Zeit,  -während  welcher  der  Betrieb  ruht,  sind  in  der  Regel  die 
zur  Zuckererzeugung  erforderlichen  Geräte  unter  Steuerverschluss  zu  nehmen. 

12.  Duplikate  vorgeschriebener  Anzeigen. 

§  30. 
Die  in  den  §§   20,   22,  26,  27   vorgeschriebenen  Anzeigen  etc.   sind  in 
doppelter  Ausfertigung  einzureichen,   die   zurückgegebenen  Duplikate  nach  An- 
weisung  der  Steuerbehörde   in   der  Fabrik  aufzubewahren  und   zur  Verfügung 
der  revidierenden  Beamten  zu  halten. 

13.  Revisionsbeschluss  der  Steuerbehörde. 

§  31. 

Die  Steuerbeamten  sind  befugt,  die  Zuckerfabrik,  solange  dieselbe  im 
Betriebe  ist,  zu  jeder  Zeit,  andernfalls  von  morgens  sechs  bis  abends  neun  Uhr 
behufs  der  Revision  zu  besuchen  und,  falls  die  Fabrik  verschlossen  sein  sollte, 
sofortigen  Einlass  zu  verlangen.  Die  Revisionsbefugnis  erstreckt  sich  auch  auf 
die  mit  der  Fabrik  in  Verbindung  stehenden  oder  unmittelbar  daran  angrenzenden 
Räume.     Die  Zeitbeschrankung  fällt  fort,  sobald  Gefahr  im  Verzuge  Hegt. 

In  betreff  der  Verfolgung  von  Zuwiderhandlungen  gegen  dieses  Gesetz 
oder  die  in  Gemässheit  desselben  erlassenen  Verwaltungsvorschriften  finden  auf 
den  Bereich  der  Zuckerfabriken  und  einen  von  der  obersten  Landes-Finanzbehörde 
zu  bestimmenden  Umkreis  derselben  die  Bestimmungen  in  den  §§  126  und  127 
des  Vereins-ZoUgesetzes  entsprechende  Anwendung  mit  der  Massgabe,  dass  das 
vorbezeichnete  Gebiet  als  Grenzbezirk  gilt  *). 

14.  Hilfsleistung  bei  Ausübung  der  Steuerkontrolle. 

§  32. 
Die  Inhaber  von  Zuckerfabriken  haben  zu  den  amtlichen  Verwiegungen 
von   Rüben    oder    Zucker,    zu    den   amtlichen  Verschlussanlagen  und   zu   allen 


1)  Es  lautet  §  126 :  Sind  Gründe  vorhanden,  zu  vermuten,  dass  irgend  jemand  im  Grenz- 
bezirke sich  einer  üeberti-etung  der  Zollgesetze  schuldig  gemacht  habe,  oder  zu  einer  solchen 
üebertretung  durch  Bergung  verbotener  oder  zollpflichtiger  Waren  mitwirke,  so  können  zur 
Ermittelung  derartiger  Kontraventionen  Nachsuchungen  nsich  solchen  Vorräten  unter  Erfor- 
derung  des  Ausweises  über  die  geschehene  Verzollung  oder  den  inländischen  Ursprung  der 
vorgefundenen  Wareu,  auch  Haussuchungen  von  Zollbediensteten  unter  Leitung  eines  Ober- 
kontrolleurs oder  eines  anderen  Beamten  gleichen  oder  höheren  Ranges  vorgenommen  werden. 
Haussuchungen  dürfen  jedoch  nur  unt«r  Beachtung  der  nach  den  Landesgesetzen  für  Haus- 
suchungen im  allgemeinen  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  stattfinden.  Der  Beobachtung 
dieser  Förmlichkeiten  bedarf  es  nicht,  wenn  auf  der  That  betroffene,  von  den  Zollbediensteten 
verfolgte  Schleichhändler  in  Häusern,  Scheunen  u.  s.  w.  einen  Zufluchtsort  suchen.  In  solchen 
FäUen  müssen  die  verdächtigen  Räume  den  verfolgenden  Zollbediensteten  auf  Verlangen  sofort 
und  zu  jeder  Zeit  geöffnet,  und  es  dürfen  letztere  in  Ausübung  ihrer  Dienstpflicht  gegen  die 
Flüchtigen  auf  keine  Weise  gehindert  werden.  Auch  sind  unter  den  vorgedachten  Xachsuchungen 
die  Revisionen  bei  den  auf  den  Grund  des  §  124  dieses  Gesetzes  unter  Kontrolle  stehenden 
Gewerbtreibenden  nicht  begriffen.  Haussuchungen  ausserhalb  des  Grenzbezirks  zum  Zwecke 
der  Verfolgung  einer  üebertretung  der  Zollgesetze  können  nur  von  den  zur  Untersuchung 
solcher  Uebertretungen  kompetenten  Behörden  oder  von  dem  Einzelnrichter,  in  dessen  Bezirk 
sie  stattfinden  sollen,  angeordnet  und  unter  deren  Leitung  vorgenommen  werden. 

§  127.  Personen,  gegen  welche  der  Augenschein  den  Verdacht  erregt,  dass  sie  Waren 
unter  den  Kleidern  verborgen  haben  und  welche  der  Aufforderung  der  Zollbediensteten,  sich 
dieser  Gegenstände  freiwiUig  zu  entledigen,  nicht  sogleich  vollständig  genügen,  können  der 
körperlichen  Visitation  unterworfen  werden.  Sie  müssen  jedoch,  wenn  sie  die  Visitation  nicht 
bei  der  nächsten  Zollstelle  oder  Ortsbesörde  wollen  geschehen  lassen,  deshalb  vor  den  nächsten 
Einzelnrichter  geführt  werden. 
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sonstigen  zum  Zweck  der  Steuerkontrolle  oder  Steuerabfertigung  stattfindenden 
Amtshandlungen  die  Hilfsdienste  zu  leisten  oder  leisten  zu  lassen,  welche  erfor- 
derlich sind,  damit  die  Beamten  die  ihnen  obliegenden  Geschäfte  in  den  vor- 
geschriebenen Grenzen  vollziehen  können.  Insbesondere  ist  auch  für  die 
erforderliche  Beleuchtung  zu  sorgen  und  das  Material  zur  Ausführung  der  amt- 
lichen Verschlussanlegung  zu  liefern. 

15.   Verpflichtung   zur  Befolgung   der  Kontrollbestimmungen. 

§  33. 

Die  Kontrollbestimmungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes  und  der  gemäss 
demselben  erlassenen  Verwaltungsvorschriften  ist  nicht  bloss  der  Fabrikinhaber 
und  der  denselben  vertretende  Betriebsleiter,  sondern  auch  jeder  in  der  Fabrik 
Beschäftigte  und  Anwesende  zu  befolgen  verpflichtet. 

Der  Fabrikinhaber  darf  den  Eintritt  in  die  im  §  84  Abs.  8  bezeichneten 
Fabrikräume  anderen  Personen  als  denen,  welche  daselbst  eine  Beschäftigung 
auszuüben  haben,  in  der  Regel  nicht  gestatten.  Angestellte  oder  Arbeiter  einer 
Zuckerfabrik,  welche  wegen  einer  Defraudation  bestraft  worden  sind,  müssen 
auf  Erfordern  der  Steuerbehörde  entlassen  und  dürfen  in  einer  anderen  Zucker- 
fabrik gegen  den  Einspruch  der  Steuerbehörde  nicht  angenommen  oder  bei- 
behalten werden  ^). 

Dritter  Abschnitt. 

Steuerkontrolle  über  den  Zucker. 

1.  Fabrikläge r. 

§  34. 

Der  in  der  Zuckerfabrik  fertig  gestellte  Zucker  ist,  bis  über  denselben 
nach  Massgabe  des  §  37  verfügt  wird,  in  die  unter  amtlichem  Mitverschluss 
stehenden  Lagerräume  (§  16)  aufzunehmen  ^),  und  zwar  in  der  Regel  spätestens 
an  dem  auf  den  Tag  der  Fertigstellung  zunächst  folgenden  Tage.  Wegen  der 
zu  gestattenden  Ausnahmen  und  der  für  solche  Fälle  anzuordnenden  besonderen 
Kontrollen,  desgleichen  wegen  der  ausnahmsweise  zulässigen  Verfügung  über 
den  Zucker  ohne  zuvorige  Einbringung  in  das  Fabriklager  triflrt  der  Bundesrat 
Bestimmung. 

In  das  Fabriklager  ist  ferner  der  anders  woher  bezogene  Zucker,  vor- 
behaltlich der  (z.  B.  für  Sirup,  Melasse  u.  dergl.)  zu  gestattenden  Ausnahmen, 
thunlichst  bald  nach  der  Ankunft  aufzunehmen. 

Zur  Trocknung,  Zerkleinerung  und  sonstigen  schliesslichen  Bearbeitung 
des  in  der  Fabrik  bereiteten  Zuckers,  zur  Verpackung  des  fertigen  Zuckers, 
sowie  zur  Aufbewahi-ung  von  Zucker  bis  zur  Verbringung  in  das  Fabriklager 
oder  zur  Lagerung  von  Zucker  ausserhalb  desselben  dürfen  nur  die  zu  den 
bezeichneten  Zwecken  der  Steuerbehörde  schriftlich  angemeldeten  Räume  benutzt 
werden. 

§  35. 

Der  in  die  Zuckerfabrik  einzuführende  Zucker  aller  Art  ist  der  Steuer- 
behörde unter  Angabe  der  Art  und  Menge  schriftlich  anzumelden  und  zur  Revision 
zu  stellen.  Ueber  den  in  den  Zuckerfabriken  fertig  gestellten,  in  das  Fabriklager 
aufzunehmenden  Zucker,  sowie  über  den  vom  Fabriklager  in  den  Fabrikbetrieb 
zu  entnehmenden  Zucker  sind  Kontrollbücher  zu  führen.     Zu  dem  Ende  ist  der 


0  Abs.  2  lautete  im  E. :  Anderen  als  den  bei  dem  Betriebe  der  Zuckerfabrik  beschäftigten 
Personen  darf  der  Eintritt  in  dieselbe  in  der  Regel  nur  mit  Genehmigung  der  Steuerbeamten 
gestattet  werden.  Angestellte  oder  Arbeiter  der  Zuckerfabrik,  welche  wegen  einer  Zuwider- 
handlung gegen  dieses  Gesetz  oder  die  Ausführungsbestimmungen  bestraft  worden  sind,  müssen 
auf  Erfordern  der  Steuerbehörde  entlassen  werden. 

2)  E. :  in  das  unter  amtlichem  Mitverschluss  stehende  Fabriklager  (§  l(i)  aufzunehmen. 
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Zucker  bei  der  Aufnahme  in  das  Fabriklager  und  der  Entnahme  aus  demselben 
in  der  Regel  amtlich  zu  verwiegen.  Für  Zucker,  welcher  im  gebundenen  Ver- 
kehr in  die  Fabrik  eingeführt  wird,  kann  die  Verwiegung  insbesondere  mit 
Rücksicht  auf  eine  bereits  stattgehabte  amtliche  Verwiegung  unterbleiben.  Das 
Nähere  wird  vom  Bundesrat  bestimmt '). 

2.  Steuerabfertigung  des  Zuckers. 

a)  Sirup  und  Melasse. 

§■36. 

Sirup  und  Melasse  werden  beim  Ausgang  aus  der  Fabrik  auf  Grund  einer 

der  Steuerbehörde  doppelt  vorzulegenden  Abmeldung,  welche  insbesondere  die 

Menge  und  den  Empfänger  angeben  muss,  in  den  freien  Verkehr  gesetzt.    Nach 

Befinden  ist  eine  amtliche  Gewichtsermittlung  und  Revision  des  Inhalts  der  Kolli 

vorzunehmen. 

b)  Anderer  Zucker. 
§  37. 
Wird  anderer  Zucker  in  den  freien  Verkehr  entnommen,   so  ist  die  Ver- 
brauchsabgabe zu  erheben   oder  zum  Kredit  anzuschreiben,    falls  nicht   die  im 
§  8  für  Zucker  zur  Viehfütterung   oder   zu   gewerblichen  Zwecken  vorgesehene 
Befreiung  von  der  Abgabe  Platz  greift. 

Soll  der  Zucker  beim  Verlassen  der  Fabrik  nicht  in  den  freien  Verkehr 
treten,  so  kann  derselbe  unter  Steuerkontrolle 

1.  in  eine  andere  Zuckerfabrik  oder 

2.  in  eine  Fabrik,  welcher  gestattet  ist,  zuckerhaltige  Fabrikate  zur  Aus- 
fuhr frei  von  der  Verbrauchsabgabe  herzustellen,  oder 

3.  in  eine  öffentliche  Niederlage  oder  eine  Privatniederlage  unter  amt- 
lichem Mitverschluss,  sei  es  eine  besondere  oder  zugleich  zur  Lagerung 
ausländischer  unverzollter  Waren  bestimmte  (vergl.  §  6  Abs.  1)  über- 
geführt, oder 

4.  über  die  Zollgi-enze  ausgeführt  werden. 

Als  steuerfreie  Niederlage  für  Zucker  im  Sinne  der  Ziffer  3  und  des  §  6 
Abs.  1  kaim  mit  Bewilligung  der  Steuerbehörde  auch  das  Fabriklager  benutzt 
werden. 

Alle  näheren  Bestimmungen  bezüglich  der  Abfertigung  des  Zuckers  in 
den  freien  Verkehr  und  bezüglich  der  Fälle  Ziffer  1 — 4,  namentlich  auch  bezüglich 
der  weiteren  Steuerbehandlung  des  Zuckers  in  dem  Falle  Zitier  3,  trifft  der 
Bundesrat. 

Entsteht  in  bezug  auf  eine  Zuckerfabrik,  nachdem  wegen  einer  in  derselben 
vorgekommenen  Defraudation  auf  Strafe  erkannt  ist,  der  Verdacht  heimlicher 
Wegbringung  von  Zucker,  so  kann  die  Steuerbehörde  eine  Verstärkung  der 
Steueraufsicht  auf  Kosten  des  Fabrikinhabers  anordnen-). 

Für  die  Verabfolgung  von  Zucker  gegen  Entrichtung  der  Verbrauchs- 
abgabe an  Personen,  welche  im  Bereich  der  Zuckerfabrik  wohnen,  können  vom 
Bundesrat   erleichternde  Bestimmungen  getroffen  werden.     Auch  kann   dereelbe 


1)  E. :  Der  in  die  Zuckerfabrik  einzuführende  Zucker  aller  Art,  der  daselbst  fertig  ge- 
stellte, in  das  Fabriklager  aufzunehmende  Zucker,  sowie  der  vom  Fabriklager  in  den  Fabrik- 
betrieb zu  entnehmende  Zucker  sind  der  Steuerbehörde  unter  Angabe  der  Art  und  Menge 
schriftlich  anzumelden  und  zur  Revision  zu  stellen.  Bei  der  Aufnahme  in  das  Fabriklager  und 
der  Entnahme  aus  demselben  ist  der  Zucker  in  der  Regel  amtlich  zu  verwiegen.  Für  Zucker, 
welcher  im  gebundenen  Verkehr  in  die  Fabrik  eingeführt  wird,  kann  die  Verwiegung  ins- 
besondere mit  Rücksicht  auf  eine  bereits  stattgehabte  amtliche  Verwiegung  unterbleiben.  Das 
Nähere  wird  vom  Bundesrat  bestimmt. 

-)  Dieser  Abs.  fehlt  im  E.  Dafür  enthält  der  E.  folgende  Bestimmung :  Die  oberste 
Landesfinanzbehörde  kann  für  den  Bereich  der  Zuckerfabriken  und  einem  zu  bestimmenden 
Umkreis  derselben  anordnen,  dass  der  Transport  von  Zucker  nur  zur  Tageszeit,  auf  bestimmten 
Strassen  und  mit  steueramtlicher  Bezettelung  stattfinden  darf. 
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bestimmen,   dass   der  Vorrat   an  Zucker  in  den  bezeichneten  Wohnungen   eine 
bestimmte  Menge  für  den  Kopf  nicht  überschreiten  darf. 

3.  Buchführung  der  Inhaber  von  Zuckerfabriken. 

§  38. 

Die  Inhaber  von  Zuckerfabriken  sind  verpflichtet,  über  ihren  gesamten 
Fabrikationsbetrieb,  insbesondere  über  die  Menge  und  Art  der  verarbeiteten 
Zuckerstoffe  und  der  gewonnenen  Produkte,  sowie  über  die  am  31.  Juli  jeden 
Jahres  vorhandenen  Bestände  an  Zucker  nach  den  von  der  Steuerbehörde  mit- 
zuteilenden Mustern  Anschreibungen  zu  fordern,  dieselben  zur  Einsicht  der 
Steuerbeamten  bereitzuhalten,  und  Auszüge  daraus  in  zu  bestimmenden  Zeit- 
abschnitten der  Steuerbehörde  einzureichen. 

Die  besonderen  Fabrikbücher,  welche  ausserdem  über  den  Verbrauch  an 
Zuckerstoffen,  die  Produktion  und  den  Absatz  von  Zucker  geführt  werden,  sind  auf 
Erfordern  den  Oberbeamten  der  Steuerverwaltung  jederzeit  zur  Einsicht  vorzulegen. 

Vierter  Abschnitt. 
Eontrolle  über  die  Fabriken  von  Stärkezucker  und  gleichgestellte  Fabriken. 

§  39. 

Die  Inhaber  von  Sirupraffinerien  '),  von  Stärkezucker-  oder  Stärkesirup- 
fabriken, von  Maltose-  oder  Maltosesirupfabriken,  sowie  von  gewerblichen  Be- 
trieben, in  denen  steuerfrei  aus  Rüben  Säfte  und  zuckerhaltige  Produkte  gewonnen 
werden,  in  betreff  der  letzteren  Betriebe  unter  Vorbehalt  etwaiger  mit  Rücksicht 
auf  besondere  Verhältnisse  durch  den  Bundesrat  zu  gestattender  Ausnahmen, 
sind  verpflichtet,  bis  zum  1.  August  1888,  sofern  aber  die  Anstalt  erst  später 
errichtet  wird,  innerhalb  vierzehn  Tagen  vor  der  Eröffnung  des  Betriebes,  der 
Steuerhebestelle  des  Bezirks  schriftliche  Anzeige  von  dem  Bestehen  der  Anstalt 
zu  machen.  Desgleichen  ist  ein  Wechsel  in  der  Person  des  Besitzers  oder  eine 
Verlegung  des  Betriebes  in  ein  anderes  Lokal  oder  an  einen  anderen  Ort  binnen 
vierzehn  Tagen  schriftlich  anzuzeigen,  und  zwar  im  Falle  eines  Ortswechsels 
mit  Uebergang  in  einen  anderen  Steuerbezirk  auch  der  Hebestelle  des  letzteren. 

Die  Inhaber  der  vorbezeichneten  Anstalten  unterliegen  den  im  §  38  dieses 
Gesetzes  ausgesprochenen  Verpflichtungen. 

Die  Oberbeamten  der  Steuerverwaltung  sind  befugt,  die  im  Abs.  1  be- 
zeichneten Anstalten  jederzeit  zwecks  Kenntnisnahme  vom  Betriebe  zu  besuchen. 

Die  gleiche  Revisionsbefugnis  steht  den  bezeichneten  Oberbeamten  bezüg- 
lich derjenigen  Fabriken  zu,  deren  Inhabern  es  gestattet  ist,  zuckerhaltige  Fabrikate 
unter  Verwendung  von  versteuertem  Zucker  zur  Ausfuhr  mit  dem  Anspruch  auf 
Vergütung  der  Zuckersteuer  (§  7)  herzustellen.  Den  revidierenden  Beamten  sind 
auf  Erfordern   die   über   den  Fabrikationsbetrieb   geführten  Bücher  vorzulegen. 

Der  Bundesrat  kann  die  Vorschriften  im  Abs.  1 — 3  weiter  auf  solche 
nicht  unter  Abs.  1  fallende  Fabriken  erstrecken,  in  welchen  Saccharin  oder 
ähnliche  Stoffe  bereitet  oder  mit  Stärkezucker  u.  dergl.  vermischt  werden. 

Fünfter  Abschnitt. 

Strafbestimmungen. 

1.  Begriff  der  Defraudation   der  Zuckersteuer. 

§  40. 
Wer  es   unternimmt,  die  Zuckersteuer   (§  2)  oder  die  Rückzahlung  einer 
Vergütung  der  Zuckersteuer  (§  9)  zu  hinterziehen,  macht  sich  einer  Defraudation 
schuldig. 


1)  „von  Siruprafflnerien"  fehlt  im  E. 
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§41. 
Die  Defraudation  der  Zuckersteuer  wird  insbesondere  als  vollbraclit  an- 
genommen : 

1.  wenn  in  einer  Anstalt,  deren  Betrieb  der  Steuerbehörde  nicht  angezeigt 
ist  f§  26)  oder  deren  JBetrieb  auf  Grund  des  §  18  untersagt  ist,  Rüben, 
Rübensäfke,  Sirup  oder  Melasse  einer  zur  Zuckergewinnung  dienenden 
Behandlung  unterworfen  werden, 

2.  wenn  Geräte,  welche  der  Steuerbehörde  nicht  angemeldet  sind  (§  20), 
benutzt  werden,  um  Rüben,  Rübensäfte,  Sirup  oder  Melasse  einer  zur 
Zuckergewinnung  dienenden  Behandlung  zu  unterwerfen, 

3.  wenn  Geräte,  welche,  nachdem  sie  von  der  Steuerbehörde  ausser  Ge- 
brauch gesetzt  waren,  unbefugterweise  wieder  in  Betrieb  genommen 
sind,  benutzt  werden,  um  Rüben,  Rübensäfte,  Sirup  oder  Melasse  einer 
zur  Zuckergewinnung  dienenden  Behandlung  zu  unterwerfen, 

4.  wenn  Rüben,  ohne  dass  deren  steueramtliche  Verwiegung  stattgefunden 
hat,  oder  wenn  die  aus  solchen  Rüben  gewonnenen  Säfte  und  Produkte 
einer  zur  Zuckerbereitung  dienenden  Behandlung  unterworfen  werden '), 

5.  wenn  Zucker  aus  den  Betriebsräumen  einer  Zuckerfabrik  unbefugter- 
weise entfernt  oder  in  denselben  unbefugterweise  verbraucht  wird, 

6.  wenn  Zucker  ohne  zuvorige  Anmeldung  bei  der  Steuerbehörde  aus 
einer  Zuckerfabrik  hinweggebracht  wird, 

7.  wenn  über  den  unter  Steuerkontrolle  stehenden  Zucker  unbefagterweise 
verfügt  wird,  insbesondere  wenn  Zucker,  welcher  mit  dem  Anspruch 
auf  Steuervergütung  in  eine  Niederlage  aufgenommen  ist,  aus  derselben 
ohne  zuvorige  Anmeldung  bei  der  Steuerbehörde  entfernt  wird, 

8.  wenn  Zucker,  für  welchen  zur  Verwendung  für  bestimmte  Zwecke 
Steuerbefreiung  oder  Steuervergütung  gewährt  worden  ist  (§  8),  zu 
andern  Zwecken  verwendet  wird. 

§  42. 
Der  Defraudation  der  Zuckersteuer  wird  es  gleichgeachtet: 

1.  wenn  in  bezug  auf  die  amtliche  Verwiegung  der  Rüben  Vorkehrungen 
getroffen  werden,  welche  eine  unrichtige  Gewichtsfeststellung  zur  Ver- 
kürzung der  Steuer  herbeizuführen  geeignet  sind, 

2.  wenn  der  amtliche  Verschluss  des  Fabriklagers  einer  Zuckerfabrik 
(§§  10,  34  ff.)  unbefugterweise  verletzt  wird, 

3.  wenn  in  "Wohnungen  im  Bereiche  der  Zuckerfabrik  grössere  Mengen 
Zucker  vorgefunden  werden,  als  daselbst  nach  der  auf  Grund  des 
§  37  Abs.  6  getroffenen  Bestimmung  vorhanden  sein  dürfen, 

4.  wenn  jemand  Zucker,  von  dem  er  weiss  oder  den  Umständen  nach 
annehmen  muss,  dass  hinsichtlich  desselben  eine  Defraudation  der 
Zuckersteuer  verübt  worden  ist,  erwirbt  oder  in  Umsatz  bringt^. 

§  43. 

Das  Dasein  der  Defraudation  der  Zuckersteuer  wird  in  den  durch  die  §§  41 
und  42  angegebenen  Fällen')  durch  die  daselbst  bezeichneten  Thatsachen  begründet. 

Wird  jedoch  in  diesen  Fällen  festgestellt,  dass  eine  Defraudation  nicht 
hat  verübt  werden  können,  oder  wird  nicht  festgestellt,  dass  eine  solche  beab- 
sichtigt gewesen  sei,  so  findet  nur  eine  Ordnungsstrafe  nach  §  49  statt  ■•). 

1)  E. :  4.  wenn  Rüben,  ohne  dass  deren  steueramtliche  Verwiegung  stattgefunden  hat, 
einer  zur  Zuckerbereitung  dienenden  Behandlung  unterworfen  werden. 

»)  Vor  Z.  3  u.  4  ist  im  E.  enthalten :  3.  wenn  beim  Transport  von  Zucker  die  auf  Grund 
des  §  27  Abs.  5  unter  b  getroffenen  Bestimmungen  nicht  eingehalten  werden. 

3)  E.  enthält  hier  noch  das  Wort  „lediglich". 

♦)  Der  Abs.  2  lautet  im  E. :  Wird  jedoch  in  diesen  Fällen  festgestellt,  dass  der  Be- 
schuldigte eine  Defraudation  nicht  habe  verüben  können,  oder  dass  eine  solche  nicht  beabsichtigt 
gewesen  sei,  so  findet  nur  eine  Ordnungsstrafe  nach  §  49  statt. 
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2.   Strafe  der  Defraudation  der  Zuckersteuer. 
§44. 

"Wer  eine  Defraudation  der  Zuckersteuer  begeht,  hat  eine  Geldstrafe  ver- 
wirkt, welche  dem  Vierfachen  des  an  Steuer  oder  zurückzuzahlender  Steuer- 
vergütung vorenthaltenen  Betrages  gleichkommt,  zum  mindesten  aber  dreissig 
Mark  beträgt.  Neben  der  Strafe  ist  die  Steuer  oder  Steuervergütung  zu  ent- 
richten ^). 

In  den  Fällen  des  §  41  Ziff.  1  u.  2  ist  die  vorenthaltene  Zuckersteuer 
und  die  Strafe  nach  der  Zuckermenge  zu  bemessen,  welche  mit  den  benutzten 
Geräten  innerhalb  dreier  Monate,  von  dem  auf  die  Entdeckung  folgenden  Tage 
zurück  gerechnet,  hätte  bereitet  werden  können,  bezw.  nach  der  Rübenmenge, 
welche  nach  dem  Ermessen  der  Steuerbehörde  zur  Gewinnung  jener  Zuckermenge 
erforderlich  gewesen  wäre,  soweit  nicht  entweder  eine  grössere  Steuerhinter- 
ziehung ermittelt  oder  erwiesen  wird,  dass  der  Betrieb  nur  in  geringerer  Aus- 
dehnung stattgefunden  hat. 

Im  Falle  des  §  41  Ziff.  3  wird,  unter  der  gleichen  Voraussetzung  wie 
am  Schlüsse  des  vorigen  Absatzes,  die  vorenthaltene  Zuckersteuer  und  die  Strafe 
nach  der  Zuckermenge  berechnet,  welche  seit  der  Stunde,  zu  welcher  die  un- 
befugterweise gebrauchten  Geräte  zuletzt  amtlich  unter  Verschluss  gefunden 
worden  sind,  bis  zur  Zeit  der  Entdeckung  mit  den  Geräten  hätte  hergestellt 
werden  können,  bezw.  nach  der  Rübenmenge,  welche  nach  dem  Ermessen  der 
Steuerbehörde  zur  Herstellung  jener  Zuckermenge  erforderlich  gewesen  wäre. 

Ist  die  Gestellung  von  Rüben  zur  amtlichen  Verwiegung  unterlassen  oder 
durch  getroffene  Vorkehr  eine  zu  niedrige  Feststellung  des  Rübengewichts 
herbeigeführt  worden,  so  wird  angenommen,  dass  während  der  letzten  drei 
Monate  vor  dem  Tage  der  Entdeckung  soviel  Rüben  zur  Zuckerbereitung  ver- 
wendet worden  sind,  als  mit  den  gebrauchten  Geräten  bei  voller  Benutzung 
verarbeitet  werden  konnten,  und  nach  dieser  Rübenmenge,  jedoch  gleichfalls 
unter  der  obigen  Voraussetzung,  die  vorenthaltene  Materialsteuer  und  die  Strafe 
berechnet. 

Kann  der  Betrag  der  vorenthaltenen  Zuckersteuer  oder  der  vorenthaltenen 
Rückzahlung  an  Steuervergütung  nicht  festgestellt  werden,  so  tritt  eine  Geld- 
strafe von  dreissig  bis  zu  fünftausend  Mark  ein. 

Liegt  eine  Uebertretung  vor,  so  ist  die  Beihilfe  und  die  Begünstigung 
mit  Geldstrafe  bis  zu  einhundert  und  fünfzig  Mark  zu  bestrafen^). 

3.  S[traf erhöhung  der  Defraudation  im  Rückfall. 

§  45. 
Im  Falle  der  Wiederholung  der  Defraudation  nach  vorhergegangener 
Bestrafung  wird  die  im  §  44  angedrohte  Geldstrafe  verdoppelt.  Jeder  fernere 
Rückfall  zieht  Gefängnisstrafe  bis  zu  drei  Jahren  nach  sich.  Doch  kann  nach 
richterlichem  Ermessen  mit  Berücksichtigung  aller  Umstände  der  Zuwiderhand- 
lung und  der  vorausgegangenen  Fälle  auf  Haft  oder  auf  Geldstrafe  im  doppelten 
Betrage  der  für  den  ersten  Rückfall  angedrohten  Geldstrafe  erkannt  werden. 

§46. 

Die  Straferhöhung  wegen  Rückfalls  tritt  ein  ohnef  Rücksicht  darauf,  ob 
die  frühere  Bestrafung  in  demselben  oder  einem  anderen  Bundesstaate  erfolgt  ist. 

Sie  ist  verwirkt,  auch  wenn  die  frühere  Strafe  nur  teilweise  verbüsst  oder 
ganz  oder  teilweise  erlassen  ist,  bleibt  dagegen  ausgeschlossen,  wenn  seit  der 
Verbüssung  oder  dem  Erlass  der  früheren  Strafe  bis  zur  Begehung  der  neuen 
Strafthat  drei  Jahre  verflossen  sind. 


1)  Der  letzte  Satz  lautet  im  E. :  Die  Steuer  oder  Steuervergütung  ist  ausserdem  unab- 
hängig von  der  Strafe  zu  entrichten. 

2)  Dieser  Abs.  ist  im  E.  nicht  enthalten. 
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4.   Straferhöhung  wegen   erschwerender   umstände. 

§  47. 
In  den  Fällen  des  §  41  Ziff.  1,  2  und  3  wird  die  Strafe  der  Defraudation 
um  die  Hälfte  geschärft. 

5.  Unrechtmässige  Erlangung  einer  Steuervergütung. 

§48. 

Wer  es  unternimmt,  eine  Ver^tung  der  Zuckersteuer  zu  erlangen,  welche 
überhaupt  nicht  oder  nur  zu  einem  geringeren  Vergütungssatze  oder  für  eine 
geringere  Menge  zu  Jbeanspruchen  war,  hat  eine  dem  Vierfachen  des  zur  Un- 
gebühr beanspruchten  Vergütvmgsbetrages  gleichkommende  Geldstrafe  verwirkt. 
Uebersteigt  die  Angabe  des  Zuckergehalts  den  bei  der  Revision  ermittelten 
Zuckergehalt  um  nicht  mehr  als  einhalb ')  Prozent,  so  findet  eine  Bestrafung 
nicht  statt  ^).  Der  zur  Ungebühr  empfangene  Vergütungsbetrag  ist  zurück- 
zuzahlen. 

Im  Falle  der  Wiederholung  nach  vorhergegangener  Bestrafong  wird  die 
Greldstrafe  auf  das  Achtfache  des  zur  Ungebühr  beanspruchten  Vergütungsbetrags 
erhöht.  Hinsichtlich  der  Bestrafung  des  ferneren  Rückfalls  und  der  Voraus- 
setzungen der  Straferhöhung  wegen  Rückfalls  finden  die  Bestimmungen  in  den 
§§  45  und  46  Anwendung. 

6.  Ordnungsstrafen. 

§  49. 
Zuwiderhandlungen  gegen  die  Bestünmumgen  dieses  Gesetzes,  sowie  die 
in  Gemässheit  derselben  erlassenen  und  öffentlich,  oder  den  Beteiligten  besonders 
bekannt  gemachten  Verwaltungsvorschriften  werden,  sofern  nicht  die  Strafe  der 
Defraudation  oder  nach  §  48  verwirkt  ist,  mit  einer  Ordnvmgsstrafe  bis  zu  drei- 
hundert Mark  geahndet^). 

§50. 
Mit  Ordnungsstrafe  gemäss  §  8  wird  auch  belegt: 

1.  wer  einen  zum  Schutze  d«r  Zuckersteuer  verpflichteten  Beamten  oder 
dessen  Angehörigen  wegen  einer  auf  dieselbe  bezüglichen  amtlichen 
Handlung  oder  der  Unterlassung  einer  solchen  Geschenke  oder  andere 
Vorteüe  anbietet,  verspricht  oder  gewährt,  sofern  nicht  der  Thatbestand 
des  §  333  des  Strafgesetzbuchs  vorliegt; 

2.  wer  sich  Handlungen  oder  Unterlassimgen  zu  schulden  kommen  lässt, 
durch  welche  ein  solcher  Beamter  an  der  rechtmässigen  Ausübung 
der  zum  Schutze  der  Zuckersteuer  ihm  obliegenden  amtlichen  Thätigkeit 
verhindert  wird,  sofern  nicht  der  Thatbestand  der  §§  113  oder  114 
des  Strafgesetzbuchs  vorliegt. 

~     7.  Strafen  für  Inhaber  oder  Leiter  von  Zuckerfabriken. 

§  51. 
Werden  in  einer  Zuckerfabrik  aus  besonderen  Anlagen  bestehende  heim- 
liche Vorrichtungen  zum  Zweck  der  Herstellung  oder  Aufbewahrung  von  Zucker 


1)  E. :  zweifunftel. 

>)  Der  E.  enthält  noch  folgenden  Satz:  Im  übrigen  kommt  die  Bestimmung  im  §  43 
Abs.  2  zur  entsprechenden  Anwendung. 

ä)  E. :  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes,  sowie  die  in  Ge- 
mässheit derselben  erlassenen  Verwaltungs Vorschriften  werden,  sofern  nicht  die  Strafe  der 
Defraudation  oder  nach  §  48  verwirkt  ist,  mit  einer  Ordnungsstrafe  bis  zu  fünfhundert  Mark 
geahndet. 
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ermittelt,  so  verfällt  der  Inhaber  der  Fabrik  als  solcher,  unabhängig  von  der 
Verfolgung  der  eigentlichen  Thäter,  in  eine  Geldstrafe  von  fünfhundert  bis  fünf- 
tausend Mark. 

Wird  in  einer  Zuckerfabrik  ein  amtlicher  Verschluss  verletzt,  so  trifft  den 
Inhaber  der  Zuckerfabrik  als  solchen  eine  Geldstrafe  von  fünfundzwanzig  bis  zu 
zweihundertundfünfzig  Mark. 

Diese  Strafe  tritt  nur  dann  ein,  wenn  festgestellt  ist,  dass  die  Zuwider- 
handlung mit  WiUen  oder  Wissen  des  Inhabers  der  Zuckerfabrik  verübt 
worden  ist  ^). 

§  52. 

Leitet  der  Inhaber  einer  Zuckerfabrik  den  Betrieb  nicht  selbst,  so  kann 
er  die  Uebertragung  der  ihm  nach  §  51  obliegenden  strafrechtlichen  Verant- 
wortlichkeit auf  einen  in  seinem  Namen  und  Auftrage  handelnden  Betriebsleiter 
(§  25)  bei  der  Steuerbehörde  in  Antrag  bringen.  Falls  der  Antrag  genehmigt 
wird,  geht  die  strafrechtliche  Verantwortlichkeit,  unbeschadet  der  subsidiarischen 
Vertretungsverbindlichkeit  des  Fabrikinhabers  gemäss  §  55,  auf  den  Betriebsleiter 
über.    Die  Genehmigung  ist  jederzeit  widerruflich. 

Die  Strafe  der  Abss.  1  und  2  des  §  51  tritt  nur  dann  ein,  wenn  festgestellt 
ist,  dass  die  Zuwiderhandlung  mit  Willen  oder  Wissen  des  Leiters  der  Zucker- 
fabrik verübt  worden  ist^). 

§  53. 
Wird  der  Inhaber  einer  Zuckerfabrik  im  ersten  Rückfall  wegen  Defraudation 
oder  wegen  unrechtmässiger  Erlangung  einer  Steuervergütung  (§  48)  verurteilt, 
so  ist  ihm  zu  untersagen,  die  Zuckerfabrikation  selbst  jemals  wieder  auszuüben, 
oder  durch  andere  zu  seinem  Vorteil  ausüben  zu  lassen.  Die  Steuerbehörde  ist 
jedoch  ermächtigt,  zu  Gunsten  der  Schuldigen  Ausnahmen  zu  gestatten. 

8.   Exekutivische  Massregeln. 

§  54. 
Unbeschadet  der  verwirkten  Ordnungsstrafen  kann  die  Steuerbehörde  die 
Beobachtung  der  auf  Grund  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  und  der  in  Ge- 
mässheit  derselben  erlassenen  Verwaltungsvorschriften  angeordneten  Kontrollen 
durch  Androhung  und  Einziehung  exekutivischer  Geldstrafen  bis  zu  fünfhundert 
Mark  erzwingen,  auch  w6nn  die  Pflichtigen  die  zum  Zweck  der  Kontrollierung 
vorgeschriebenen  Einrichtungen  zu  treffen  unterlassen,  diese  auf  Kosten  der 
Pflichtigen  herstellen  lassen.  Die  Einziehung  der  hierdurch  erwachsenen  Aus- 
lagen erfolgt  in  dem  Verfahren  für  die  Beitreibung  von  Zollgefällen  und  mit 
dem  Vorzugsrecht  der  letzteren. 

|9.  Subsidiarische  Vertretungsverbindlichkjeit  dritter  Personen. 

§  55. 
Die  Inhaber  von  Zuckerfabriken,  sowie  andere  Gewerbe-  und  Handel- 
treibende haften  für  ihre  Verwalter,  Gewerbsgehilfen,  sowie  für  diejenigen  Haus- 
genossen, welche  in  der  Lage  sind,  auf  den  Gewerbebetrieb  Einfluss  zu  üben, 
hinsichtlich  der  vorenthaltenen  Zuckersteuer,  sowie  rücksichtlich  der  Geldstrafen, 
in  welche  die  solchergestalt  zu  vertretenden  Personen  wegen  Verletzung  der  Vor- 
schriften dieses  Gesetzes  und  der  in  Gemässheit  derselben  erlassenen  Verwaltungs- 
vorschriften verurteilt  worden  sind,  nach  Massgabe  der  folgenden  Bestimmungen : 
I.  Die  Haftung  bezüglich  der  Geldstrafen  tritt  ein,  wenn 

1.  die  Geldstrafen  von  dem  eigentlich  Schuldigen  wegen  Unvermögens 
nicht  beigetrieben  werden  können,  und  zugleich 


1)  E. :  Weist  der  Inhaber  der  Zuckerfabrik  [in  den  Fällen  der  Absätze  1  und  2  nach, 
■dass  die  Zuwiderhandlung  ohne  sein  Wissen  oder  wider  seinen  Willen  verübt  worden  ist,  so 
bleibt  er  straflos. 

2)  Abs.  2  fehlt  im  E. 
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2.    der  Nachweis  erbracht  wird,  dass  der  Gewerbe-  oder  Handeltreibende 
bei  Auswahl  und  Anstellung  der  Verwalter  und  Gewerbsgehilfen,  oder 
bei  der  Beaufsichtigung  derselben,   sowie   der  eingangs  bezeichneten 
Hausgenossen  fahrlässig,  d.  h.  nicht  mit  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen 
Geschäftsmannes  zu  Werke  gegangen  ist. 
Als    solche  Fahrlässigkeit  gilt  insbesondere  die  wissentliche  Anstellung 
bezw.  Beibehaltung  eines  wegen  Zuckersteuerdefraudation  oder  auf  Grund  des 
§  48  bereits  bestraften  Verwalters  oder  Gewerbsgehilfen,  falls  nicht  die  oberste 
Landesfinanzbehörde    die    Anstellung,    bezw.    Beibehaltung    eines    solchen    ge- 
nehmigt hat. 

Ist  ein  Inhaber  einer  Zuckerfabrik,  welcher  nach  den  Bestimmungen  dieses 
Gesetzes  subsidiarisch  in  Anspruch  genommen  wird,  bereits  wegen  einer  von 
ihm  selbst  in  der  nachgewiesenen  Absicht  der  Steuerverkürzung  begangenen 
Zuckersteuerdefraudation  oder  auf  Grund  des  §  48  bestraft,  so  hat  derselbe  die 
Vermutvmg  fahrlässigen  Verhaltens  so  lange  gegen  sich,  als  er  nicht  nachweist, 
dass  er  bei  Auswahl  und  Anstellung  bezw.  Beaufsichtigung  seines  eingangs 
bezeichneten  Hilfspersonals  die  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Geschäftsmannes 
angewendet  hat. 

n.  Hinsichtlich  der  infolge  einer  Zuwiderhandlung  gegen  die  Vorschriften 
dieses  Gesetzes  vorenthaltenen  Steuer  haftet  der  Gewerbe-  oder  Handeltreibende 
für  die  unter  I  bezeichneten  Personen  mit  seinem  Vermögen,  wenn  die  Steuer  von 
dem  eigentlich  Schuldigen  wegen  Unvermögens  nicht  beigetrieben  werden  kann. 

In  denjenigen  Fällen  jedoch,  in  welchen  die  Berechnung  der  vorenthaltenen 
Steuer  lediglich  auf  Grund  der  in  diesem  Gesetze  vorgeschriebenen  Vermutungen 
erfolgt  (§  44),  tritt  die  subsidiarische  Haftbarkeit  des  Gewerbe-  oder  Handel- 
treibenden nur  unter  der  zu  I  2  bestimmten  Voraussetzung  ein. 

in.  Zur  Erlegung  von  Geldstrafen  auf  Grund  subsidiarischer  Haftung  in 
Gemässheit  der  Voi-schriften  zu  I  kann  der  Gewerbe-  oder  Handeltreibende  nur 
durch  richterliches  Erkenntnis  verui-teilt  werden. 

Dasselbe  gilt  für  die  Erlegung  der  vorenthaltenen  Steuer,  welche  auf 
Grund  der  in  diesem  Gesetze  vorgeschriebenen  Vermutimgen  berechnet  wird. 

IV.  Der  vorenthaltenen  Zuckersteuer  steht  im  Sinne  obiger  Bestimmungen 
die  zurückzuzahlende  Steuervergütung  gleich  (§  44  Abs.  1,  §  48  Abs.  1). 

V.  Die  Befugnis  der  Steuei-verwaltung,  statt  der  Einziehung  der  Geldbusse 
von  dem  subsidiarisch  Verhafteten  und  imter  Verzicht  hierauf  die  im  Unver- 
mögensfalle an  die  Stelle  der  Geldbusse  zu  verhängende  Freiheitsstrafe  sogleich 
an  dem  eigentlich  Schuldigen  vollstrecken  zu  lassen,  wird  durch  die  vorstehenden 
Bestimmungen  nicht  berührt. 

10.  Zusammentreffen  mehrerer  strafbarer  Handlungen. 

§56. 
Im  Falle  mehrerer  oder  wiederholter  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Be- 
stammungen  dieses  Gesetzes,  welche  nur  mit  Ordnungsstrafe  bedroht  sind,  soll, 
wenn  die  Zuwiderhandlungen  derselben  Art  sind  und  gleichzeitig  entdeckt  werden, 
die  Ordnungsstrafe  gegen  denselben  Thäter,  sowie  gegen  mehrere  Teilnehmer 
zusammen  nur  in  einmaligem  Betrage  festgesetzt  werden. 

11.  Umwandlung  der  Geldstrafen  in  Freiheitsstrafen. 

§  57. 

Die  Umwandlung  der  nicht  beizutreibenden  Geldstrafen  in  Freiheitsstrafen 
erfolgt  gemäss  §§  28  und  29  des  Strafgesetzbuchs. 

Der  Höchstbetrag  der  Freiheitsstrafe  ist  jedoch  bei  einer  Defraudation 
im  wiederholten  Rückfall  zwei  Jahre,  bei  einer  mit  Ordnungsstrafe  bedrohten. 
Zuwiderhandlung,  sowie  in  den  Fällen  des  §  54  drei  Monate  Gefängnis. 
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12.  Straf verj  ährung. 
§  58. 
le    Strafverfolgung    von   Defraudationen    und    von    Zuwiderhandlungen, 
■welche  unter  §  48    fallen,  verjährt  in   drei  Jahren,  diejenige  von  Zuwiderhand- 
lungen, welche  mit  Ordnungsstrafe  bedroht  sind,  in  einem  Jahre. 

Die  Strafverfolgung  auf  Grund  der  Bestimmungen  der  §§51  und  52  ver- 
jährt zugleich  mit  dem  Eintritt  der  Verjährung  gegen  den  eigentlichen  Thäter. 

13.  Strafverfahren. 

§59. 

In  betreff  der  Feststellung,  Untersuchung  und  Entscheidung  der  Zuwideiv 
handlungen  gegen  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  und  die  in  Gemässheit 
derselben  erlassenen  Verwaltungsvorschriften,  in  betreff  der  Strafmilderung  und 
des  Erlasses  der  Strafe  im  Gnadenwege  kommen  die  Vorschriften  zur  Anwendung, 
nach  welchen  sich  das  Verfahren  wegen  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Zollgesetze 
bestimmt. 

§  60. 

Die  nach  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  verwirkten  Geldstrafen  fallen 
dem  Fiskus  desjenigen  Staates  zu,  von  dessen  Behörden  die  Strafentscheidung 
erlassen  worden  ist. 

§  61.  _ 

Jede  von  einer  nach  §  59  zuständigen  Behörde  wegen  einer  Zuwider- 
handlung gegen  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  und  in  Gemässheit  derselben 
erlassenen  Verwaltüngsvorschriften  einzuleitende  Untersuchung  und  zu  erlassende 
Strafentscheidung  kann  auch  auf  diejenigen  Teilnehmer,  welche  anderen  Bundes- 
staaten angehören,  ausgedehnt  werden. 

Die  Strafvollstreckung  ist  nötigenfalls  durch  Ersuchen  der  zuständigen 
Behörden  und  Beamten  desjenigen  Bundesstaates  zu  bewirken,  in  dessen  Gebiet 
die  Vollstreckungsmassregel  zur  Ausführung  kommen  soll. 

Die  Behörden  und  Beamten  der  Bundesstaaten  sollen  sich  gegenseitig 
thätig  und  ohne  Verzug  den  verlangten  Beistand  in  allen  gesetzlichen  Mass- 
regeln leisten,  welche  sich  auf  die  Verfolgungen  von  Zuwiderhandlungen  gegen 
dieses  Gesetz  beziehen. 


Sechster  Abschnitt. 
IJebergangs-  und  Schlussbestimmungen. 

§  62. 

Dieses  Gesetz  tritt,  vorbehaltlich  der  Bestimmung  im  Abs.  2,  am  1.  August 
1888  in  Kraft.  Von  demselben  Zeitpunkt  ab  sind  alle  gesetzlichen  Vorschriften 
aufgehoben,  welche  über  die  Besteuerung  des  Zuckers  in  dem  Geltungsbereich 
dieses  Gesetzes  zur  Zeit  bestehen. 

Die  Inhaber  von  Zuckerfabriken  sind  verbunden,  den  nach  §§  12 — 17, 
19 — 21,  26  und  27  ihnen  obliegenden  Verpflichtungen  rechtzeitig  vor  dem 
1.  August  1888,  bei  Vermeidung  der  gesetzlichen  Strafen,  zu  genügen. 

§  63. 
Für  Gebietsteile,   welche   am   1.  August  1888   ausserhalb  der  Zollgrenze 
liegen,  tritt,  falls  dieselben  in  diese   Grenze   eingeschlossen  werden,   mit  dem 
Tage  der  Einschliessung  das  gegenwärtige  Gesetz  in  Kraft. 
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BegrQadang. 

Das  Gresetz,  die  Bestenening  des  Zuckers  betreffend,  vom  1.  Juni  1886,  Tofolgte  die 
Absicht,  die  zur  Wiedererlangung  befriedigender  Stenererträge  vom  Zacker  gebotene  Reform 
ausschliesslich  auf  dem  Boden  der  Materialsteaer  zu  vollziehen.  Die  Erreichung  des  erstrebten 
finanziellen  Erfolges  war  dadurch  bedingt,  dass  die  wirkliche  durchschnittliche  Ausbeute  an 
Zucker  aus  den  Rüben  nicht  erheblich  über  das  bei  der  Neuregelung  der  Steuer  und  Steuer- 
vergütung  zu  Grunde  gelegte  Verhältnis  hinausgehe.  Das  letztere  entspricht  bei  einer  Steuer 
von  1,70  M.  für  loo  kg  rohe  Buben  und  einer  Steuervergütung  von  17,25  M.  für  100  kg  Rohzucker 
der  Annahme,  dass  zur  Herstellung  von  100  kg  Rohzucker  im  Durchschnitt  10,15  Doppelzentner 
Rüben  erforderlich  seien.  Eine  höhere  Durchschnittsausbeate  war  bis  dahin  nur  in  den  Be- 
tiiebsjahren  isSä"»!  und  18»4;85  erzielt  worden-  Inzwischen  sind  die  Ergebnisse  dieser  beiden 
Jahre  dorch  die  durchschnittliche  Zuckerausbeute  im  Jahre  18S5ä6  erheblich  äbertroffen  worden, 
und  die  laafende  Kampagne  lS8ti|d7  wird  voraussichtlich  abermals  ein  höheres  Ausbringen  an 
Zacker  aufweisen.  Bei  Aosbenten  von  der  in  den  Kampagnen  1885,86  und  1886|87  erreichten 
Höhe  würde  das  gedachte  Gesetz  auch  nach  dem  Inkrafttreten  der  definitiven  niedrigeren  Yer- 
gütungssätze  nur  Reinerträge  von  jährlich  kaum  35  bis  30  Millionen  Mark  ergeben.  Unter  diesen 
Umständen  hat  die  Aussicht  auf  sichere  and  angemessene  hohe  Stenererträge  aus  dem  vorig- 
jährigen Gesetz  sich  so  verringert,  dass  eine  alsbaldige  weitere  Abänderung  unserer  Zucker- 
gesetzgebung  im  Interesse  der  Reichsfinanzen  unvermeidlich  erscheint. 

Dem  bisherigen  Entwicklungsgange  wurde  es  entsprechen,  wiederum  eine  Erhöhung 
des  Steuersatzes  der  Rüben  in  Verbindung  mit  einer  Korrektur  der  Vergütungssätze  herbei- 
zuführen. Um  auf  diesem  Wege  einen  dauernden  jähiiichen  Reinertrag  von  annähernd  50  Millionen 
Mark  mit  einiger  Sicherheit  zu  erzielen,  müsste  die  Steuer  für  100  kg  Rüben  auf '3  M.  erhöht 
und  die  Steuervergütung  für  100  kg  Rohzucker  bis  auf  den,  dem  vorjährigen  Ausbeuteverhältnis 
von  ungefähr  8,50  : 1  entsprechenden  Betrag  von  17  M.  herabgesetzt  werden.  Erscheint  eine 
Erhöhung  der  Materialsteuer  in  dem  bezeichneten  Masse  schon  an  sich  bedenklich,  so  würde 
sie  in  Verbindung  mit  einer  so  niedrigen  Bemessung  der  Steuervergütung  unzweifeUuift  von 
verderblichen  Folgen  sein.  Denn  bei  einer  derartigen  Einrichtung  würde  die  Steuervergütung 
selbst  in  Jahren  günstiger  Rübenemten  vielen  Zuckerfabriken  nicht  den  vollen  Ersatz  der  ver- 
legten hohen  Steuer  gewähren,  in  Jahren  mit  schlechteren  Rübenemten  aber  würde  die  Mehr- 
zahl der  Fabriken  namhafte  Beträge  an  der  Steuer  zusetzen.  Dies  müsste  zu  der  Betadebsein- 
stellung  einer  grossen  Anzahl  von  Zucker&briken  und  einem  erfaehlichen  Rückgang  unserer 
Zuckerproduktion,  damit  aber  auch  zu  einer  weitgreifenden  Schädigung  wichtiger  wirtschaftlicher 
Interessen  fuhren. 

Kann  hiemach  in  einer  Umgestaltung  der  Materialsteuer  allein  die  geeignete  Art  der 
Reform  nicht  erblickt  werden,  so  erscheint  es  andererseits  aach  nicht  ratsam,  die  Materialsteuer 
gänzlich  zu  beseitigen  und  hinfort  den  Zucker  etwa  ausschliesslich  mittels  einer  Verbrauchs- 
abgabe vom  fertigen  Fabrikat  zu  besteuem.  Die  Materialsteuer  bildet  seit  langen  Jahren  die 
Grundlage  unserer  Zuckerbesteuerung ;  unter  der  Herrschaft  dieser  Steuerform  hat  sich  unsere 
Rübenzuckerproduktion  aus  kleinen  Anfängen  allmählich  zu  einer  der  bedeutendsten  nationalen 
Industrien  entwickelt.  Diese  Steuerform  hat  auf  die  Gestaltung  des  Rübenbaus  und  der  Zucker- 
fabrikation,  sowie  aller  damit  in  Verbindung  stehenden  Verhältnisse  einen  entscheidenden 
Einfluss  ausgeübt  und  kann  durch  eine  andere  Steuerform  nicht  ersetzt  werden,  ohne  dass  die 
bezeichneten  weitverzweigten  Veriiältnisse,  mit  welchen  das  wirtschaftliche  Gedeihen  grosser 
Gebietsteile  Deutschlands  eng  zusammenhängt,  davon  in  tief  greifender  und  schädigender  Weise 
berührt  werden.  Die  hieinach  gegen  einen  vollständigen  Wechsel  des  Steuersystems  si<di 
ergebenden  Bedenken  wiegen  besonders  schwer  in  der  gegenwärtigen  Zeit,  in  welcher  unsere 
Zuckerindustrie  sich  ohnehin  durch  den  andauernd  niedrigen  Stand  der  Zuckerpreise  und  die 
scharfe  Konkurrenz  der  Zuckerproduktion  anderer  Länder  in  nicht  günstiger  Lage  befindet. 
Es  wird  daher  von  einem  solchen  Systemwechsel  um  so  mehr  Abstand  zu  nehmen  sein,  als 
sich  ein  anderer  Weg  bietet,  welcher  unter  grösserer  Schonung  der  Interessen  unserer  Rüben- 
zuckerindustrie  und  der  beteiligten  Landwirtschaft  einen|  ausreichenden  finanziellen  Erfolg 
in  Aussicht  stellt.  Es  ist  dies  die  Verbindung  einer  Verbrauchsabgabe  mit  der  angemessen  ab- 
zündemden  Materialsteuer. 

Für  die  Ausgestaltung  einer  derartigen  Zuckersteuer  wird  davon  auszugehen  sein,  dass 
der  beabsichtigte  Mehrertrag  zu  eüiem  wesentlichen  Teile  durch  Beseitigung  der  bisher  von 
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der  Rübenzuckerindustrie  genossenen  Steuervorteile  und  thunlichst  ohne  Mehrbelastung  des 
inländischen  Zuckerverbrauchs  erfolgen  soll.  Diesen  Gesichtspunkten  entspricht  es,  wenn  die 
Materialsteuer  für  1  Doppel2;entner  Rüben  von  1,70  M.  auf  1  M.,  die  Steuervergütung  für  l  Doppel- 
zentner Rohzucker  von  17,25  M.  auf  10  M.  herabgesetzt  und  die  Verbrauchsabgabe  für  1  Doppel- 
zentner Rübenzucker  jeder  Art,  ausgenommen  Sirup  und  Melasse,  welche  als  solche  zum 
Verbrauch  gelangen,  auf  10  M.  bestimmt  wird. 

Die  bezeichnete  Herabsetzung  der  Materialsteuer  beträgt  etwa  41  Prozent ;  in  demselben 
Masse  verringern  sich  die  zufolge  dieser  Steuerform  zwischen  den  einzelnen  Zuckerfabriken 
bestehenden  Ungleichheiten  der  Steuerbelastung  des  Fabrikats  und  die  von  den  Fabrikinhabem 
zu  verlegenden  Steuersummen. 

Die  Steuervergütung  für  Rohzucker  würde  um  etwa  42  Prozent  herabgesetzt  werden 
und  in  ihrem  künftigen  Satze  von  10  M.  der  Annahme  entsprechen,  dass  im  Durchschnitt  aus 
10  Doppelzentnern  Rüben  1  Doppelzentner  Rohzucker  gewonnen  .werde.  Wie  sich  die  Aus- 
beuteverhältuisse  während  der  letzten  10  Jahre  gestaltet  haben,  ergibt  die  folgende  Tabelle, 
welche  auf  Gmnd  der  amtlichen  Statistik  mit  der  Ergänzung  aufgestellt  worden  ist,  dass  auch 
die  bisher  nicht  zur  amtlichen  Erhebung  gelangte  Zuckerproduktion  der  selbständigen  Melasse- 
Entzuckerungsanstalten  (ohne  Rübenverarbeitung)  auf  Grund  der  bezüglichen  Mitteilungen  von 
Fachzeitschriften  Berücksichtigung  gefunden  hat.  Zu  bemerken  ist,  dass  die  danach  für  die 
Betriebsjahre  1880/81  bis  1882/83  angesetzten  Produktionsmengen  jener  Anstalten  von  75,000, 
85,000  und  125,000  Doppelzentnern  Rohzucker  grösser  sind,  als  die  von  der  Zucker-Enquete- 
kommission im  Jahre  1883  ermittelten  Mengen  von  40,961,  62,233  und  74,463  Doppelzentnern 
Rohzucker. 


1876/7?  bis  1885/86 

Rüben- 
menge 

100  kg 

Zuckerproduktion  in  Rohzucker 

Zur  Herstellung  von 
1  Doppelzentner  Roh- 

Kampagnejahr 

1. 

Rüben- 
zucker- 
fabriken 

100  kg 

2. 

Melasse- 

Ent- 

zuckerungs- 

anstalten 
ohne  Rüben- 
ver- 
arbeitung 

100  kg 

Zusanmien 
(Spalte 

3  +  4) 

100  kg 

zucker  waren  an  Rüben 

im  Durchschnitt 

erforderlich 

aus-                ein- 
schliesslich schliesslich 

der  in  Spalte  4 
bezeichneten  Anstalten 

100  kg     1      100  kg 

1. 

2.           ]|           3.           1           4.           1           5. 

6. 

1876/77 

1877/78 

1878179 

1879/80 

1880/81 

1881/82 

1882/83 

1883/84 

1884/85 

1885/86 

35,500,366 
40,909,680 
4fl,287,477 
48,052,615 
63,222,030 
62,719,479 
87,471,537 
89,181,303 
104,026,883 
70,703,168 

2,894,227 
3,780,091 
4,261,551 
4,094,152 
5,559,151 
5,997,222 
8,319,953 
9,401,093 
11,230,303 
8,081,049 

15,000 

25,000 

40,000 

60,000 

75,000 

85,000 

125,000 

205,000 

237,000 

300,000 

2,909,227 
3,805,091 
4,301,551 
4,154,152 
5,634,151 
6,082,222 
8,444,953 
9,606,093 
11,467,303 
8,381,049 

12,27 

10,82 

10,86 

11,74 

11,37 

10,46 

10,51 

9,49 

9,26 

8,75 

12,20 

10,74 

10,76 

11,57 

11,22 

10,31 

10,36 

9,28 

9,07 

8,44 

Zusammen     .    .    . 
Im  Durchschnitt     . 

648,074,538 
64,807,454 

63,618,792 
6,361,879 

■  1,167,000 
116,700 

64,785,792 
6,478,579 

10,19 

10,00 

1881/82  bis  1885/86. 


1881/82    .     .  .  . 

1882/83     .     .  .  . 

1883/84     .     .  .  . 

1884/85     .     .  .  . 

1885,86     .     .  .  . 

Zusammen  .  . 
Im  Durchschnitt 


62,719,479 
87,471,537 
89,181,303 
104,026,883 
70,703,168 

5,997,222 
8,319,953 
9,401,093 
11,230,303 
8,081,049 

85,000 
125,000 
205,000 
237,000 
300,000 

6,082,222 
8,444,953 
9,606,093 
11,467,303 
8,381,049 

10,46 

10,51 

9,49 

9,26 

8,75 

10,31 

10,36 

9,28 

9,07 

8,44 

414,102,370 
82,820,474 

43,029,620 
8,605,924 

952,000 
190,400 

43,981,620  ' 
8,796,324 

9,62 

9,42 
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Nach  der  vorstehenden  Tabelle  hat  das  Erfordernis  an  Rüben  zur  Herstellung  von 
1  Doppelzentner  Rohzucker,  die  Produktion  der  selbständigen  Melasse-Entzuckerungsanstalten 
eingerechnet,  im  Durchschnitt  der  10  Jahre  1876,77  bis  1885,86  —  10,00  Doppelzentner,  im  Durch- 
schnitt der  5  Jahre  1881,82  bis  1885,8«  —  9,42  Doppelzentner  betragen.  Wird  auch  die  laufende 
Kampagne  I88ti;87  in  Betracht  gezogen  und  dabei  übereinstimmend  mit  Schätzxmgen  aus  sach- 
verständigen Kreisen  angenommen,  dass  diesmal  im  Durchschnitt  8,20  Doppelzentner  Rüben 
zur  Gewinnung  von  1  Doppelzentner  Rohzucker  genügen,  mithin  aus  den  verarbeiteten  83,066,518 
Doppelzentner  Rüben  10,130,000  Doppelzentner  Rohzucker  werden  erzeugt  werden,  so  ergibt 
eine  vorläufige  Berechnung  für  die  Periode  1877j78:  bis  1886,87,  dass  sich  die  durchschnittliche 
Zuckerausbeute  aus  den  Rüben  während  der  bezeichneten  10  Jahre  auf  9,66  :  1  und  während  der 
letzten  5  Jahre  1882,83  bis  1886J87  auf  9,00  : 1  gestellt  hat.  Gegenüber  diesen  Ergebnissen  ist 
das  Ausbeuteverhältnis  von  lo  :  l  als  Grundlage  für  die  künftige  Bemessung  der  Steuerver- 
gütung rechnungsmässig  zu  niedrig  gegriffen.  Es  kommt  jedoch  in  Betracht,  dass  zu  den  sehr 
hohen  Zuckerausbeuten  aus  den  Rüben  in  den  Jahren  188586  und  1886,87  aussergewöhnlich 
günstige  Witterungsverhältnisse  nicht  unerheblich  mitgewirkt  zu  haben  scheinen,  und  dass  die 
grosse  Vorsicht,  deren  es  überhaupt  bei  dem  Ausmass  der  Steuervergütung  bedarf,  damit  nicht 
die  Zuckerfabriken  mit  schlechterem  Rübenboden  in  der  Regel,  die  übrigen  Fabriken  aber 
wenigstens  in  unbefriedigenden  Emtejahren  empfindliche  Einbussen  an  der  Steuer  erleiden,  ge- 
rade jetzt  in  besonderem  Masse  geboten  ist.  Denn  der  niedrige  Preisstand  des  Zuckers  und  die 
verschärfte,  zum  Teil  durch  hohe  Prämien  begünstigte  Konkurrenz  der  Zuckerproducktion  anderer 
Länder  bedingt  bei  der  Neugestaltxmg  der  Zuckersteuer  die  Rücksichtnahme,  dass  unsere  Zucker- 
industrie auch  femer  in  einen  erfolgreichen  Wettbewerb  mit  dem  Auslande  treten  kann. 

Die  Zuckerpreise  sind  im  Laufe  der  letzten  Jahre  auf  dem  engüschen  Weltmarkt  und 
folgeweise  auch  auf  unserem  Inlandsmarkt  erheblich  gesunken.  Der  durchschnittliche  Jahres- 
preis in  Magdeburg  für  einen  Doppelzentner  Rohzucker  von  96  Prozent  betrug:  188081  — 
61,20  M. ;  1881 82  —  64,00  M. ;  1882  83  —  59,20  M. ;  1883,84  —  54,20  M. ;  1884:85  —  44,70  M. ;  1885,86  — 
46,20  M. ;  zur  Zeit  beträgt  derselbe  etwa  43  bis  44  M.  Eine  mitwirkende  Ursache  dieses  für  unsere 
Zuckerindustrie  sehr  empfindlichen  Preisrückganges  bilden  die  der  Zuckerproduktion  in  den 
wichtigeren  Produktionsländem  gewährten  Steuervorteile,  durch  welche  ein  starkes  Wachsen 
der  Produktion  und  ein  billigeres  Angebot  gefördert  worden  ist.  Lisofem  kommen  andererseits 
die  Steuerprämien  für  Zucker  auch  wieder  den  Konsumenten  der  ürspnmgsländer  zu  gut. 

Eine  Steuerbegünstigung  der  Zuckerindustrie  findet  fast  überall  in  den  hauptsächlichsten 
Konkurrenzländem  statt.  Insbesondere  wird  in  Oesterreich  und  Frankreich  auch  bei  der  der- 
maligen Umgestaltung  der  Zuckersteuer  die  Weitergewährung  erheblicher  Steuervorteile  be- 
absichtigt. Der  österreichische  Gesetzentwurf  will  den  Zucker  ausschliesslich  im  Wege  der 
Verbrauchsabgabe  besteuern,  sieht  jedoch  für  die  Ausfuhr  desselben  Prämien  vor,  welche  nach 
bestimmten  Sätzen,  insbesondere  für  mittleren  und  besseren  Rohzucker  nach  einem  Satze  von 
1  fl.  26  kr.,  bis  ztir  Höhe  eines  Jahresbetrages  von  4  Millionen  Gulden  gezahlt  werden  sollen. 
Durch  diese  Zahlung  würde  auf  1  Doppelzentner  Rohzucker,  wenn  die  Ausfuhr  nicht  über  die 
durchschnittlich  während  der  drei  letzten  Jahre  exportierte  Menge  von  3,106,336  Doppelzentner 
hinausgeht,  die  vorgedachte  Ausfuhrprämie  von  1  fl.  26  kr.  entfallen;  ausserdem  wird  an- 
genommen, dass  die  Zuckerfabrikanten  auch  an  dem  zum  inländischen  Verbrauch  gelangenden 
Zucker  in  dem  Inlandspreise  einen  dem  Prämiensatze  von  1  fl.  26  kr.  entsprechenden  Steuer- 
gewinn fir  je  1  Doppelzentner  Rohzucker  machen  werden.  Was  Frankreich  betrifft,  so  wird 
nach  dem  Gesetz  vom  29.  Jrdi  1884  den  Zuckerfabrikanten  für  100  kg  Rüben  eine  Ausbeute  von 
6  kg  bezw.  5  kg  raffiniertem  Zucker,  je  nachdem  die  Saflgewinnung  mittels  Diffusion  oder 
mittels  eines  weniger  ausgiebigen  Verfahrens  stattfindet,  zur  Last  geschrieben,  und  zwar  nach 
dem  Steuersatze  von  50  Franken  für  loo  kg  raffinierten  Zucker ;  der  über  das  gesetzliche  Aus- 
beuteverhältnis hinaus  gewonnene  Zucker  ist  steuerfrei.  Infolge  der  seit  dem  Jahre  1884  ge- 
machten Fortschritte  im  Rübenbau  und  in  der  Fabrikationstechnik  hat  die  steuerfreie  Zucker- 
gewinnung bereits  ein  so  hohes  Mass  erreicht,  dass  für  die  laufende  Kampagne  voraussichtlich 
ein  Ausfall  von  60  Millionen  Franken  an  der  etatsmässigen  Steuerauf  kunft  eintreten  wird.  Die 
wirkliche  dermaUge  Zuckerausbeute  aus  den  Rüben  wird  zu  9  Prozent  raffinierten  Zucker 
geschätzt.  Nichtsdestoweniger  soU  nach  dem  vorgelegten  Gesetzentwurf  die  gesetzliche  Aus- 
beute aus  100  kg  Rüben  nur  festgestellt  werden : 

für  1887;88  auf  7      kg  raffinierten  Zucker 
„    1888/90     ,     7,25    „  „  „ 

„    1890/91     „     7,50    V  «  y, 

,    1891/92     ,     7,75    ,  ,  , 

817 


2X8  Begründung  zum  Entwurf  des  deutschen  Zuckersteuergesetzes. 

Zur  Begründung  wird  der  infolge  des  Gesetzes  vom  29.  Juli  1884  eingetretene  Auf- 
schwung der  Rübenzuckerindustrie  nachdrücklich  gewürdigt  und  die  Fortdauer  von  Steuer- 
vorteilen als  im  Interesse  dieser  Industrie  und  der  Landwirtschaft  notwendig  bezeichnet.  Bis 
zum  31.  Dezember  1887  soll  zur  einstweiligen  Aufbesserung  des  Steuerertrages  eine  Erhöhung 
der  Zuckersteuer  stattfinden. 

Aus  den  vorstehend  bezeichneten  Gründen  erscheint  es  zur  Zeit  bedenklich,  bei  uns  die 
Steuervergütung  für  Rohzucker  nach  einem  höheren  Rendement  zwischen  Rübe  und  Zucker 
ajs  10  :  1  zu  bestimmen.  Sollte  diese  Bemessung  der  Vergütung  in  Jahren  guter  Eübenemte 
zur  Gewährung  einer  durchschnittlichen  Prämie  für  die  Zuckerproduktion  führen,  so  ist  dies 
eine  unerwünschte,  aber  auch  unvermeidliche  Folge  der  erwähnten  Verhältnisse.  Jedenfalls 
wird  durch  die  Herabsetzung  der  Materialsteuer  und  die  Vergütung  auf  bezw.  1  M.  und  10  M. 
die  Höhe  der  etwaigen  Prämien  wesentlich  abgemindert.  Der  Vorteil,  welcher  für  die  Reichs- 
kasse und  die  Zuckerkonsumenten  von  einer  weiteren  Herabsetzung  der  Vergütung,  welche 
sich  jedenfalls  in  massigen  Grenzen  halten  müsste,  zu  erwarten  wäre,  steht  ausser  Verhältnis 
zu  der  Grösse  des  Schadens,  welcher  aus  einer  zu  knappen  Bemessung  der  Vergütung  für  die 
Zuckerindustrie,  die  Landwirtschaft  und  die  Wohlfahrt  weiter  Landstriche  und  Bevölkerungs- 
kreise hervorgehen  könnte. 

Die  für  raffinierte  Zucker  in  Aussicht  genommenen  Vergütungssätze  von  12,50  M.  und 
11,70  M.  sind  auf  Grund  des  Vergütungssatzes  für  Rohzucker  nach  den  Verhältniszahlen  be- 
rechnet, welche  sich  aus  den  bezüglichen  definitiven  Sätzen  des  Gesetzes  vom  1.  Juni  v.  J. 
(17,25  M.,  21,50  M.,  20,15  M.)  ergeben.  Durch  die  damalige  Regelung  wurden  die  raffinierten 
Zucker  gegenüber  dem  Rohzucker  ein  wenig  besser  gestellt  als  nach  den  Gesetzen  vom  26.  Juni 
1869  und  7.  Juli  1883,  um  damit  auf  die  Förderung  der  in  der  Entwickelung  zurückgebliebenen 
Produktion  und  Ausfuhr  von  Raffinaden  hinzuwirken.  Im  Betriebsjahre  188.5|86  sind  an  Zucker 
gegen  Steuervergütung  insgesamt  4,906,600  Doppelzentner  ausgeführt,  darunter  an  Raffinaden 
erster  Klasse  660,196  Doppelzentner  oder  13,46  Prozent,  an  Raffinaden  zweiter  Klasse  205,689 
Doppelzentner  oder  4,io  Prozent.  In  den  ersten  acht  Monaten  der  Kampagne  1886/87,  bis  Ende 
März  1887 ,  betrug  die  Zuckerausfuhr  gegen  Steuervergütung  im  ganzen  4,436,276  Doppel- 
zentner, worunter  842,555  Doppelzentner,  oder  18,99  Prozent  Raffinaden  erster  Klasse  und 
149,836  Doppelzentner  oder  3,38  Prozent  Raffinaden  zweiter  Klasse.  Dieses  Anwachsen  der 
Raffinadenausfulir  wird  allerdings  nicht  bloss  auf  die  Verbesserung  im  Ausmass  der  Vergütungs- 
sätze, sondern  auch  darauf  zurückzuführen  sein,  dass  durch  das  vorigjährige  Gesetz  die  Würfel- 
zucker allgemein  und  demnächst  durch  Beschluss  des  Bundesrats  auch  die  sogenannten  cristals 
und  die  granulierten  Zucker  in  die  höchste  Vergütungsklasse  versetzt  worden  sind. 

Die  Steuerbelastung  des  inländischen  Zuckerkonsums  durch  die  Verbrauchsabgabe  von 
10  M.  und  die  umgestaltete  Materialsteuer  zusammen  wird  ungefähr  die  gleiche  sein,  wie  bisher 
durch  die  Materialsteuer  allein.  Zum  inländischen  Verbrauch  gelangen  fast  ausschliesslich 
raffinierte  Zucker.  Dieselben  würden  künftig  im  Inlandspreise  durch  den  Betrag  der  Ver- 
gütungssätze der  Materialsteuer  von  12,50  M.  bezw.  11,70  M.  für  1  Doppelzentner  unter  Hinzu- 
rechnung der  Verbrauchsabgabe  mit  22,50  M.  bezw.  21,70  M.,  belastet  werden.  Gegenwärtig 
beträgt  die  Steuerbelastung  durch  die  Vergütmigssätze  22,20  M.  bezw.  20,80  M.,  vom  1.  November 
d.  J.  ab  21,50  M.  bezw.  20,15  M. 

Die  Einführung  eines  einlieitlichen  Satzes  der  Verbrauchsabgabe  ist  im  Hinblick  auf 
die  geringen  Preisunterschiede  der  einzelnen  in  Betracht  kommenden  Zuckerarten  sachlich 
gerechtfertigt  und  gestattet,  die  Kontrollen  einfacher  zu  gestalten,  als  es  im  Falle  der  Erhebung 
der  Abgabe  nach  verschiedenen  Sätzen  möglich  wäre.  Die  Freilassung  des  Sirups  und  der 
Melasse  von  der  Verbrauchsabgabe  ist  zu  empfehlen,  weil  diese  Stoff'e,  insbesondere  der  letztere, 
überhaupt  nicht  in  grosser  Menge  zum  menschlichen  Genuss  gelangen,  als  Genussmittel  aber 
vorzugsweise  für  die  ärmeren  Klassen  der  Bevölkerung  in  Betracht  kommen,  und  den  letzteren 
durch  die  Auflegung  einer  Verbrauchsabgabe,  auch  nach  einem  niedrigeren  Satze,  ungeachtet 
der  Herabsetzung  der  Materialsteuer,  voraussichtlich  verteuert  werden  würden.  Die  Erstreckung 
der  Verbrauchsabgabe  auf  den  Stärkezucker  ist  nicht  in  Aussicht  genommen,  weil,  abgesehen 
von  der  Frage,  ob  nicht  durch  die  Steuerbelastung  des  Stärkezuckers  dieser  Industriezweig 
sowie  folgeweise  die  Stärkebereitung  und  der  Kartoffelbau  empfindlich  geschädigt  werden 
könnte,  dermalen  aus  einer  solchen  Besteuerung  ein  nennenswerter  Ertrag  nicht  zu  erwarten 
wäre.  Denn  unsere  Jahresproduktion  an  Stärkezucker  beträgt  bisher  nur  zwischen  300,000 
bis  400,000  Doppelzentner,  wovon  der  grösste  Teil  in  das  Ausland  geht  und  nur  etwa  ein  Drittel 
im  Inlande  verbraucht  wird. 
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üeber  den  Ertrag  der  künftigen  Zuckerstener  ist  die  in  der  Anlage  1  enthaltene  Berech- 
nung möglichst  vorsichtig  aufgestellt  und  durch  die  beigefügten  Bemerkungen  erläutert  worden. 
Danach  lässt  sich  ein  jährlicher  Reinertrag  von  46  bis  52  Millionen  Mark  erwarten. 

Im  finanziellen  Interesse  würde  es  erwünscht  gewesen  sein,  die  neue  Steuer  schon  von 
der  nächsten,  mit  dem  l.  August  d.  J.  beginnenden  Betriebsperiode  der  Rübenzuckerfabriken 
ab  erheben  zu  lassen.  Es  ist  jedoch  nicht  möglich,  bis  dahin  alle  zur  Kontrolle  und  Erhebung 
der  Yersuehsabgabe  nötigen  Einrichtungen  zu  treffen.  Auch  haben  die  Fabrikanten  ihre  Dis- 
positionen für  das  bevorstehende  Betriebsjahr  bereits  abgeschlossen,  während  sie  dabei  die  noch 
imbekannte  Aenderung  der  Steuerverhältnisse  zu  berücksichtigen  um  so  weniger  im  stände 
waren,  als  erstmals  in  der  Reichstagssitzung  vom  23.  März  d.  J.  amtlich  die  Absicht  öffentlich 
kundgegeben  worden  ist,  das  Zuckersteuergesetz  vom  1.  Juni  1886  alsbald  wieder  einer  Revision 
zu  unterziehen.  Es  ist  deshalb  in  Aussicht  genommen,  das  neue  Gesetz  erst  mit  dem  l.  August 
1888  in  Wirksamkeit  zu  setzen.) 

Bisher  gelten  in  betreff  der  Zuckerbestenerung  eine  Anzahl  älterer,  nicht  durchweg  in 
allen  Einzelheiten  übereinstimmender  Landesgesetze,  in  Verbindung  mit  späteren  abändernden 
und  ergänzenden  Bundes-  und  Reichsgesetzen.  Der  Hinzutritt  der  Verbranchsabgabe  lässt  es 
als  notwendig  erscheinen,  alle  bezüglichen  Bestimmungen  in  ein  einheitliches  Gesetz  zusammen- 
zufassen und  damit  zugleich  die  jetzt  fehlende  üebersichtlichkeit  herbeizuführen. 

Zur  Ergänzung  der  vorstehenden  allgemeinen  Begründung  des  Gesetzentwurfe  sind 
folgende  statistische  üebersichten  beigefügt: 

Anlage  2.  Produktion,  Einfuhr,  Ausfuhr  und  Verbrauch  von  Zucker  in  den  Jahren 
187172  bis  1835,86. 

Anlage  3.    Ergebnisse  der  Zuckerbesteuerung  in  den  Betriebsjahren  1869  bis  ISSSiiS«. 

Anlage  4.    Einnahme  an  ßübenzuckersteaer  in  den  Etatsjahren  1870  bis  1883. 86. 

Zu  den  einzelnen  Bestimmungen  des  Gesetzes  ist  noch  folgendes  zu  bemerken: 

1.  Zu  §  1. 

Die  Unterscheidung  der  in  die  bisherigen  zwei  Zollklassen  gehörigen  Zucker  unter 
Benutzung  der  Mustertypen  ist  mit  Schwierigkeiten  und  Unsicherheiten  bei  der  Zollabfertigung 
verbunden.  Die  eingeführten  Rohzucker  der  zweiten  Zollklasse  gelangen  in  der  weit  über- 
wiegenden Menge  ebenso  ohne  zuvorige  Raffination  in  den  Verbrauch  wie  die  Zucker  der  ersten 
Klasse",  meistens  zum  Zweck  der  sogenannten  Weinverbesserung,  welche  nicht  zu  begünstigen 
ist  und  auch  mit  inländischem  Zucker  beschafft  werden  kann.  Aus  diesen  Gründen  empfiehlt 
es  sich,  die  jetzt  mit  24  für  100  kg  belegten  geringeren  Rohzucker  künftig  gleichfalls  dem  für 
die  übrigen  importierten  Zucker  geltenden  Zollsatz  von  30  M.  zu  unterwerfen.  Die  Einfnhr 
von  Zucker  ist  unbedeutend,  neuerdings  jährlich  ungefähr  12,000  Doppelzentner  erster  Klasse 
und  20,000  bis  25,ooo  Doppelzentner  zweiter  Klasse. 

Die  Befugnis  der  zollfreien  Einfuhr  von  Melasse  zur  Branntweinbereitung  soU  nicht 
weiter  aufrecht  erhalten  werden,  weil  einerseits  von  derselben  in  den  letzten  Jahren  fast  gar 
kein  Gebrauch  gemacht  worden  ist,  andererseits  der  Fortbestand  derselben,  falls  dadurch  die 
Melassebrennerei  {wieder  an  Ausdehnung  gewänne,  unserer  Landwirtschaft  zum  Nachteil  ge- 
reichen könnte. 

Da  Jder  Eingangszoll  [vom  Zucker  zugleich  ein  ausreichendes  Aequivalent  für  die  auf 
dem  inländischen  Zucker  ruhende  Steuer,  einschliesslich  der  Verbrauchsabgabe  enthält,  so  vrird 
die  letztere  von  demjenigen  Fabrikat,  welches  durch  Verarbeitung  von  zollpflichtigem  aus- 
ländischen Zucker  in  einer  inländischen  Zuckerfabrik,  insbesondere  z.  B.  einer  Raffinerie,  her- 
gestellt wird,  nicht  nochmals  erhoben  werden  dürfen.  Dieser  Erwägung  entspricht  die  Be- 
stimmung im  zweiten  Absatz  des  §  1. 

2.  Zu  §  4. 

Gegenüber  finanziell  unsicheren  Inhabern  von  Rübenzuckerfabriken  hat  sich  der  Mangel 
einer  gesetzlichen  Bestimmung  fühlbar  gemacht,  welche  es  der  Steuerbehörde  ermöglicht,  die 
Steuerkasse  gegen  Nachteil  aus  der  zugelassenen  monatsweisen  Kachweisung  der  Materialsteuer 
zu  schützen.  Dem  soll  durch  die  Bestimmung  am  Schlüsse  des  ersten  .'Absatzes  abgeholfen 
werden. 

Nach  Absatz  2  ist  die  Verbrauchsabgabe  von  demjenigen  zu  entrichten,  welcher  den 
Zucker  zur  freien  Verfügung  erhält.   Den  Produzenten  als  solchen  triflft  eine  Verpflichtung  zur 
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Zahlung  der  Verbrauchsabgabe  nicht.  Der  Rohzucker  wird  voraussichtlich  künftig  in  der  Regel 
nicht  mehr  in  den  freien  Verkehr  treten,  sondern  unter  Steuerkontrolle  direkt  von  der  Roh- 
zuckerfabrik bezw.  über  eine  steuerfreie  Niederlage  entweder  in  eine  Raffinerie  oder  in  das 
Ausland  gehen. 

3.    Zu  §§  11  bis  38. 

Es  ist  Bedacht  darauf  genommen,  die  Kontrollen  auf  das  mit  der  Steuersicherheit  ver- 
trägliche Mindestmass  zu  beschränken.  Insbesondere  ist  es  vermieden  worden,  die  Fabrikanten 
in  bezug  auf  die  Art  und  den  Gang  des  Betriebes  in  irgendwie  hemmender  oder  beschwerender 
Weise  zu  binden.  Dagegen  ist  es  unvermeidlich,  alle  Rübenzuckerfabriken,  auch  die  Raffinerien 
und  die  Melasse-Entzuckerungsanstalten,  ohne  Rübenverarbeitung,  solange  sie  im  Betriebe 
sind,  einer  ständigen  Ueberwachung  durch  Steuerbeamte  zu  unterwerfen. 

Dass  den  Inhabern  bestehender  Zuckerfabriken  die  erstmaligen  Kosten  der  im  Steuer- 
interesse erforderlichen  Umfriedigung  der  Fabrikanlagen  aus  der  Reichskasse  erstattet  werden 
(§  13  am  Ende),  entspricht  der  Büügkeit.  Die  Kosten  der  sonstigen  durch  die  neue  Steuer- 
gestaltung bedingten  baulichen  Einrichtungen  werden  nicht  erheblich  sein. 

Von  der  im  §  14  ausgesprochenen  Verpflichtung  zur  Gewährung  von  Wohnungen  für 
die  Steuerbeamten  wird  die  Steuerbehörde  bezüglich  der  Inhaber  von  Zuckerraffinerien  und 
selbständigen  Melasse-Entzuckerungsanstalten  einen  umfassenden  Gebrauch  zu  machen  voraus- 
sichtlich nicht  genötigt  sein,  weil  die  bezeichneten  Etablissements  meistens  in  grösseren  Ort- 
schaften liegen,  in  welchen  leicht  auch  anderswo,  als  beim  Fabrikanten,  die  erforderlichen 
Wohnungen  zu  erlangen  sind.  Bei  den  Zuckerfabriken  mit  Rübenverarbeitung,  welche  sich 
meist  auf  dem  platten  Lande  befinden,  ist  überall  bereits  Wohnung  für  die  zur  Kontrolle  der 
Materialsteuer  erforderlichen  Aufseher  vorhanden,  und  es  wird  daher  die  Neubeschafiung  haupt- 
sächlich nur  in  bezug  auf  die  Vermehrung  der  Beamtenkräfte  von^praktischer  Bedeutung  werden. 

4.    Zu  §  39. 

Die  Bestimmung  im  Absatz  4  empfiehlt  sich  lür  den  Fall,  dass  demnächst  die  Vergütung 
der  Zuckersteuer  bei  der  Ausfuhr  von  zuckerhaltigen  Fabrikaten,  insbesondere  von  Schokolade 
und  Konfitüren,  zugestanden  wird. 

Zur  Herstellung  des  im  Absatz  5  gedachten  Saccharins  aus  Braunkohlenteer  ist  neuer- 
dings eine  Fabrik  in  der  Nähe  von  Magdeburg  errichtet  worden.  Das  Saccharin  soll  ein  sehr 
hohes  Mass  von  Süssigkeit  besitzen;  es  wird  befürchtet,  dass  ein  Gemisch  aus  demselben  und 
Stärkezucker  dem  Rübenzucker  mit  der  Zeit  eine  empfindliche  Konkurrenz  bereiten  möchte. 
Daher  ist  es  für  die  Finanz  Verwaltung  von  Wert,  über  die  Produktion  der  im  Absatz  5  be- 
zeichneten Fabriken  Kenntnis  zu  erhalten. 

5.    Zu  §§  40  bis  61. 
Die  Strafbestimmungen  schliessen  sich  an  den  Inhalt  der  entsprechenden  Vorschriften 
unserer  geltenden  Steuergesetze  an,  unter  Berücksichtigung  auch  des  dem  Reichstag  vor- 
liegenden Entwurfs  eines  Gesetzes,  betreffend  die  Besteuerung  des  Branntweins. 
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Anlage  I. 

Ertragsberechnnng. 

Vorbemerkungen. 

1.  Die  während  der  nächsten  Kampagnen  jährlich  zur  Verarbeitung  gelangende  Bfiben- 
menge  ist,  entsprechend  dem  ungefähren  Durchschnitt  des  Rübenverbrauchs  in  den 
5  Betriebsjahren  1882/83  bis  188687,  mit  rund  85,000,000  Doppelzentner  angesetzt. 

2.  Um  den  Ertrag  der  Materialsteuer  nicht  zu  hoch  zu  veranschlagen,  ist  die  wirkliche 
Zuckerausbeute  nur  auf  Grund  der  beiden  weitgehenden  Annahmen  berechnet 
worden,  dass  im  Durchschnitt  8,50  Doppelzentner  Rüben  oder  sogar  8,00  Doppel- 
zentner Rüben  zur  Herstellung  von  l  Doppelzentner  Rohzucker  genügen  werden. 
Danach  beträgt  die  Jahresproduktion  10,000,000  bezw.  10,625,000  Doppelzentner  Roh- 
zucker. Der  inländische  Jahreskonsum  ist  veranschlag  zu  4,000,000  Doppelzentner 
Rohzucker,  so  dass  zur  Ausfuhr  6,000,000  bezw.  6,625,000  Doppelzentner  verbleiben. 
Die  betreffende  Ausfuhrmenge  ist  nach  den  aus  dem  bisherigen  Export  im  Betriebs- 
jahre 188687  (bis  Ende  März  1887)  sich  ergebenden  Verhältniszahlen  auf  Raffinaden 
erster  und  zweiter  Klasse  und  Rohzucker  verteilt  worden. 

3.  Zur  Berechnung  der  Aufkunft  aus  der  Verbrauchsabgabe  ist  die  Rohzuckermenge 
von  4,000,000  Doppelzentner  nach  dem  von  der  amtlichen  Statistik  angewendeten 
Verhältnis  von  100  :  90  auf  raffinierten  Zucker  umgerechnet  worden. 

4.  Die  Kosten  der  Erhebung  und  Kontrolle  der  Materialsteuer  und  Verbrauchsabgabe 
sind  nach  einem  vorläufigen  ungefähren  üeberschlage  mit  7,000,000  M.  angesetzt 
worden.  Dieser  Betrag  entspricht  5,80  Prozent  der  Bruttoanfkunft  von  121 
Millionen  Mark. 

1.  Die  wirkliche  Produktion  an  Rohzucker  ans  den  Rüben,  berechnet  nach  dem  Ver- 
hältnis von  8,50  : 1. 

Materialsteuer: 

Steuer  für  85,000,000  Doppelzentner  Rüben  ä  1  M 85,000,000  M. 

Ab  Steuervergütung: 

1.  für  4,545,ooo;Doppelzentner  Rohzucker  ä  10  M =  45,450,000  M. 

2.  „    1,111,860  ,  Raffinaden  I.Klasse  ä  12,50 M.    =   13,898,250  „ 

3.  ,       197,640  „  Raffinaden  n.  Klasse  ä  11, 70  M.    =     2,312,388  „ 

Zusammen  .    .    .    61,660,638  M. 

„     ,  ,  Bleiben   .    .    .    .    23,339,362  M. 

Verbrauchs  abgäbe. 

3,600,000  Doppelzentner  raffinierte  Zucker  ä  10  M =  86,000,000  M. 

Zusammen  .    .  ~.    59,339,362  M. 
Davon  ab: 

Kosten  der  Erhebung  und  Kontrolle 7,000,000  M. 

Bleiben  .    .    .  "]    52,339,362  M. 

2.  Die  wirkliche  Produktion  an  Rohzucker  aus  den  Rüben,  berechnet  nach  dem  Ver- 
hältnis von  8:1. 

Materialsteuer. 

Steuer  für  85,000,000  Doppelzentner  Rüben  ä  1  M 85,ooo,000  M. 

Ab  Steuervergütung: 

1.  für  5,018,438  Doppelzentner  Rohzucker  ä  10  M =  50,184,380  M. 

2.  „    1,227,678  „  Raffinaden  I.  Klasse  ä  12,50  M.    =   15,345,975   „ 

3.  ,       218,227   '        ,  Raffinaden  n.  Klasse  all,  70  M.    =:     2,5.i3,256    „ 

Zusammen  .    .    .    68,083,611  M. 

„     ^  ,  Bleiben  .    .    .    .    16,916,389  M. 

Verbrauchs  ab  gäbe. 

3,600,000  Doppelzentner  raffinierte  Zucker  ä  10  M 36,000,000  M. 

^  Znsammen  .    .  ~    62,916,389  M. 

Davon  ab: 

Kosten  der  Eriiebung  und  Kontrolle 7,000,000  M. 


Bleiben  ....    45,916,389  M. 


881 


222 


Begründung  zum  Entwurf  des  deutschen  Zuckersteuergesetzes. 


Produktion,  Einfuhr,  Ausfuhr 

1871/72  bis 


I.   Zuckerproduktion  im  Inlande 

II.  Einfuhr  von  Zucker 

A.  Rübenzuckerfabriken 

B. 
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(Spalte 
2  +  4) 
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a)  pro- 
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rech- 
net in 

Roh- 
zucker 

|l 

Pro- 
duktions- 
menge in 
Roh- 
zucker 

■  .-. 

P 

1.         II         2.         1^    3.      !      4. 

5.        1 

6.         II         7.         1 

8.      II      9.      1 

10.      1     11. 

In   Mengen   von   100   Kilogramm   netto 

1871/72 

1,606,765 

206,123 

257,654 

1,864,419 

— 

1,864,419 

127,305 

315,832 

443,137 

457,282 

1872/73 

2,371,424 

203,269 

254,087 

2,625,511 

- 

2,625,511 

124,886 

97,562 

222,448 

236,324 

1873/74 

2,610,117 

240,231 

300,290 

2,910,407 

- 

2,910,407 

161,483 

84,148 

245,631 

263,574 

1874,75 

2,282,070 

225,643 

282,054 

2,564,124 

- 

2,564,124 

141,010 

89,135 

230,143 

245,811 

1875/76 

3,223,111 

285,896 

357,371 

3,580,482 

- 

3,580,482 

145,273 

24,526 

169,799 

185,940 

1876/77 

2,619,251 

220,725 

274,976 

2,894,227 

15,000 

2,909,227 

77,097 

10,172 

87,269 

95,835 

1877/78 

3,453,792 

262,098 

326,299 

3,780,091 

25,000 

3,805,091 

49,153 

11,674 

60,827 

66,288 

1878/79 

3,926,931 

268,600 

334,620 

4,261,551 

40,000 

4,301,551 

39,012 

15,304 

54,316 

58,651 

1879/80 

3,757,183 

269,575 

336,969 

4,094,152 

60,000 

4,1.54,152 

29,831 

16,764 

46,595 

49,910 

1880/81 

5,226,241 

206,328 

332,910 

5,559,151 

75,000 

5,634,151 

24,588 

13,666 

38,254 

40,986 

1881/82 

5,735,615 

209,285 

261,607 

5,997,222 

85,000 

6,082,222 

22,016 

15,049 

37,065 

39,511 

1882/83 

7,990,901 

263,243 

329,052 

8,319,953 

125,000 

8,444,953 

21,038 

23,705 

44,743 

47,081 

1883/84 

9,052,179 

279,132 

348,914 

9,401,093 

205,000 

9,606,093 

15,577 

18,763 

34,340 

36,071 

1884/85 

10,847,656 

306,118 

382,647 

11,230,303 

237,000 

11,467,303 

12,643 

20,668 

33,311 

34,716 

1885/86 

7,815.488 

212,450 

265,561 

8,081,049 

300,000 

8,381,049 

12,300 

26,203 

38,503 

39,870 

\ 
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Anlaice  2. 


und  Yerbraneh  Ton  Zucker. 

1885/86. 


lY.   Ausfuhr  von  Zucker 

m. 

A 

Ausfuhr  gegen 

Steuervei^tung 

B. 

c. 

V. 

&C 

^ 

Nach  Abzug  der 

Pro- 

Ansftüir (Spalte  19) 

duktion 

1. 

2. 

3. 

i. 

5. 

i^ 

von  der  Summe  der 

und 

S3 

.0 

Produktion  und  Ein- 

Einfuhr 

f*t-, 

ff 

Ä      ^.^ 

fuhr  (Spalte  li)  ver- 

ti 

o 

,^ 

^  §  s 

1*. 

»H^      5 

bleiben   zum  inlän- 

sanuneni 

^ 

M 

Sg'-' 

«8  S  Ö 

OD   Qj.^ 
OOSy, 

e.M 

gesamte  Ausfuh 
in  Bohzucke 
(Spalte  17  + 

dischen  Verbranch 

betragen 
in 
Roh- 
zucker 

i 

i 

2 

1 

a  JS 
S  « 

ii 

OQ 

•55 

an  Rohzucker 

(Spalte 

7  +  11) 

1. 

2. 
auf  den 

« 

Q  tos 

<S 

o 

ins- 

Kopf der 

<! 

»Ä 

U 

s 

Q 

gesamt 

Be- 

«! 

völkerung 

12. 

13. 

14. 

15. 

16.         !        17. 

18.     1 

19.        1 

20.        1        21. 

In   Mengen   von    100   Kilogramm   netto 


2,321,701 

41,763 

16,328 

2,861,835 

51,331 

28,472 

3,173,981 

41,120 

26,310 

2,809,935 

39,452 

15,359 

3,766,422 

47,125 

25,329 

3,005,062 

73,935 

43,423 

3,871,379 

140,013 

83,416 

4,360,202 

193,661 

113,966 

4,204,062 

252,364 

97,052 

5,675,137 

353,787 

206,814 

6,121,733 

399,160 

ia,130 

8,492,034 

493,811 

242,181 

9,W2,164 

642,469 

298,679 

11,502,019 

760,154 

318,852 

8,420,919 

660,196 

205,689 

56,665 

81,777 

118,092 

88,838 

458,942 

462,189 

712,010 

1,034,718 

951,616 

2,214,420 

2,539,310 

3,907,027 

4,911,761 

5,537,931 

4,040,715 


114,756 

161,580 

185,652 

83,649 

531,396 

579,547 

935,439 

1,342,245 

1,301,032 

2,775,021 

3,082,600 

4,643,019 

5,852,909 

6,616,937 

4,906,600 


121,209 

21,548 

170,447 

8,935 

193,014 

23,536 

89,739 

18,367 

539,446 

21,763 

592,586 

10,952 

960,265 

7,516 

1,376,415 

2,492 

1,339,856 

2,303 

2,837,310 

1,174 

3,142,965 

683 

4,724,796 

718 

5,957,481 

663 

6,736,826 

448 

5,002,809 

406 

1 

142,757 

179.382 

216,550 

108,106 

561,209 

603,538 

967,781 

1,378,907 

1,342,159 

2,838,484 

3,143,648 

4,725,514 

5,958,144 

6,737,274 

5,003,215 


2,178,944 
2,682,453 
2,957,431 
2,701,829 
3,205,213 
2,401,524 
2,903,598 
2,981,295 
2,861,903 
2,836,653 
2,978,085 
3,766,520 
3,684,020 
4,764,745 
3,417,704 


Kilo- 
gramm 

5,41 
6,52 
7,U 
6,43 
7,55 
5,59 
6,69 
6,79 
6,45 
6,33 
6,61 
8,30 
8,07 
10,35 
7,87 


sss 
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N  a  c  h- 

der  Ergebnisse  der  Zuckerbesteuerung 


I.   Steuer  vom  inländischen 

1. 

2. 
Betrag  der  Steuervergütungen 

3. 

a. 

b. 

c. 

d. 

f 

n  =» 

^ 

.^ 

JX 

^'" 

S   » 

Eampagnejahr 

<C    o 
^      II 

Zucker 
23  Mark 
0  Mark) 

Zucker 
1,60  Mar 
0  Mark) 

:er 

8,80  Mar 

Mark) 

^^ 

-1 

ü     II    ffi" 

«  s  '^ 

_L      S      II 

harte 
m  =  2 
=  20,8 

•3  ^  » 

2  .2 

"£  -^ 

5    CO 

a   a> 

2  ^ 

3    <N 

■*j     OD 
<X>     O 

o 
o 

Kandis 
Kilograi 
1./9.  83 

andere 
ilogram 
l./o.  83 

für  R 
ilogram 
1  1./3.  83 

s  2- 

S|-§ 

für 
(100  K 
ab 

o 

o 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

1. 

2. 

3. 

*■ 

5. 

6. 

7. 

1 

Juli  1869/70 

41,353,386 

1,388,164 

1,697,929 

966,011 

4,062,104 

37,301,282 

„     1870/71   .     .     . 

48,810,344 

3,469,487 

2,192,983 

3,937,848 

9,600,318 

39,210,026 

1. 

September  1871/72 

36,014,691 

960,549 

352,685 

1,065,302 

2,378,536 

33,636,155 

1872/73 

50,904,813 

1,180,613 

614,995 

1,537,408 

3,333,016 

47,571,797 

„            1873/74 

56,460,222 

945,760 

568,296 

2,220,130 

3,734,186 

52,726,036 

„            1874/75 

44,107,922 

907,396 

331,754 

542,154 

1,781,304 

42,326,618 

„            1875(76 

66,580,547 

1,083,875 

547,106 

8,628,110 

10,259,091 

56,321,456 

1876177 

56,800,586 

1,700,505 

937,937 

8,689,153 

11,327,595 

45,472,991 

1877/78 

65,455,488 

3,220,299 

1,801,786 

13,385,788 

18,407,873 

47,047,615 

„            1878/79 

74,059,963 

4,451,903 

2,461,666 

19,452,698 

26,366,267 

47,693,696 

1879/80 

76,884,184 

5,804,372 

2,096,323 

17,890,381 

25,791,076 

51,093,108 

1. 

August  1880/81 

101,180,461 

8,731,973 

4,710,550 

42,424,832 

55,867,355 

45,313,106 

„        1881/82      . 

100,351,166 

9,180,680 

3,113,208 

47,739,028 

60,032,916 

40,318,250 

„        1882/83      . 

139,954,459 

11,357,653 

5,231,110 

73,452,108 

90,040,871 

49,913,588 

„         1883/84      . 

142,690,085 

14,305,393 

6,222,531 

88,411,698 

108,939,622 

33,750,463 

„         1884/85      . 

166,443,013 

16,875,419 

6,632,122 

99,682,758 

123,190,299 

43,252,714 

„        1885/86      . 

113,125,068 

14,656,351 

4,278,331 

72,732,870 

91,667,552 

21,457,516 

38« 
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Anlage  3. 


W  e  1  S  n  U  g 

in  den  Jahren  1869  bis  1886. 


" 

li 

m.     1 

IV. 

Zucker 

n.    Eingangszoll 

s 

4. 

5.         i 

6. 

1. 

2. 

3. 

4. 

5. 

Üi^ 

§ 

tu. 

n 

s 

ten 

sc 

6C_  t* 

'S 

u 

IC 

sc 

3  a 

■22 

m 
o  »-^ 

Vi    _ 

ach  Abzug  der  Vergütun, 

Steuerbeträgen  (Spalte  7] 

den  Kopf  der  Bevolkerun 

N 

a 

•g 

c 

s 

■^  S      j 

0   ■* 

80  Reinertrag  der  Steu 
3palte  7  minus  Spalte  i 

u 

Rohzucker  zu  30  Mark 

o 
N 

1 

r-l 

1 

etrag  an  Zöllen  für  Zu 

für  Sirup 

(Spalte  11  bis  13) 

fe-2 

Z 1 

O    ^-^ 

M 

c 
<o 

ag  der  Steuer  (Spalte  £ 
zoll  (Spalte  14)  zusa 

Kopfteil  an  Stou 

ch  der  Vergütungen  (S 

Eingangszoll  (Spalt 

<  '" 

Von  den  n 

bleibenden 

auf 

s 

a 

ia 

1 

Mark 

Mark 

Mark  ! 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

8. 

9. 

10. 

11. 

12. 

13. 

14.            15.            16.        ,    17. 

:   1,654,135 

35,647,147 

0,96 

145,959 

471,375 

892,140 

1,509,474 

0,04 

37,156,621 

1,00 

1.952,414 

37,257,612 

1,01 

694,094 

686,256 

787,980 

2,168,330 

0,05 

39,425,942 

1,06 

1,440,588 

32,195,567 

0,84 

3,819,150 

7,579,968 

1,099,470 

12,498,588 

0,31 

44,694,155 

1,15 

2,036,193 

45,535,604 

1,15 

3,746,580 

2,341,488 

1,039,845 

7,127,913 

0,17 

52,663,517 

1,33 

2,258,409 

50,467,627 

1,27 

4,844,490 

2,019,552 

915,315 

7,779,357 

0,19 

58,246,984 

1,45 

1,764,317 

40,562,301 

1,01 

4,230,300 

2,139,192 

848,805 

7,218,297 

0,17 

47,780,598 

1,18 

2,663,222 

53,658,234 

1,33 

4,358,190 

588,624 

725,955 

5,672,769 

0,13 

59,331,003 

1,46 

2,272,023 

43,200,968 

1,06 

2,312,910 

244,128 

797,835 

3,354,873 

0,08 

46,555,841 

1,14 

,  2,618,220 

44,429,395 

1,08 

1,474,590 

280,176 

615,420 

2,370,186 

0,05 

46,799,581 

1,14 

2,962,399 

44,731,297 

1,09 

1,170,360 

367,296 

574,935 

2,112,591 

0,05 

46,843,888 

1,13 

3,075,367 

48,017,741 

1,15 

894,930 

402,336 

434,940 

1,732,206 

0,04 

49,749,947 

1,19 

4,047,218 

41,265,888 

1,01 

737,640 

327,984 

535,230 

1,600,854 

0,04 

42,866,742 

1,05 

4,014,047 

36,304,203 

0,89 

660,480 

361,176 

497,085 

1,518,741 

0,03 

37,822,944 

0,93 

5,598,178 

44,315,410 

1,10 

631,140 

568,920 

530,535 

1,730,595 

0,04 

46,046,005 

1,14 

6,707,603 

28,042,860 

0,74 

467,310 

450,312 

483,240 

1,400,862 

0,03 

29,443,722 

0,77 

1  6,657,721 

36,594,993 

0,94 

379,290 

496,038 

500,580 

1,375,902 

0,03 

37,970,895 

0,97 

1  4,525,003 

16,932,513 

0,46 

369,000 

628,872 

433,935 

1,431,807 

0,03 

18,364,320 

0,49 

inanzarchiv.    V.  Jahi^. 
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Anläse  4. 


Nachweisung 

der  Einnahme  an  Rübenzuckersteuer  in  den  Etatsjahren  1870  bis  1885/86. 


An  Rüben- 

Die Einnahme  beträgt 

zucker- 

Soll 

gegen  das  Etatssoll 

Etats- 

steuer sind 

nach  dem 

Bemerkungen 

jahr 

auf- 

Etat 

gekommen 

mehr 

weniger 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

1. 

2. 

3. 

4.           1           5. 

6. 

1870 

28,355,859.00 

22,721,400 

5,634,459 



1871 

25,090,659.00 

25,879,050 

788,391 

Die  spezielle  Liquidation  der  Beauf- 
sichtigungskosten von  Rübenzucker- 
fabriken ist  vom  1.  September  1871 
ab  eingestellt  worden ,  statt  dessen 
wird  den  Bundesstaaten  eine  auf 
die  Einnahme  in  Anrechnung  zu 
bringende  Verwaltungskosten  -  Ver- 
gütung von  4  Prozent  des  erhobenen 
Bruttoertrages  der  Steuer  gewährt 
(Beschluss  des  Bundesrats  vom 
17.  April  1871  —  §  140  d.  Prot.). 

1872 

8,666,685.35 

36,083,610 

27,416,924.65 

Vom  1.  Januar  1872  ab  sind  die  Zoll- 
und  Steuerkredite  auf  die  Reichs- 
kasse übernommen  worden  (§  3  des 
Gesetzes  vom  4.  Dezember  1871  — 
Reichsgesetzbl.  S.  413).  — 

Am  Schlüsse  des  Jahres  1872  standen 
30,333,919.91  Mark  au  Rübenzucker- 
steuerkredit aus ;  es  würde  daher  im 
Falle  der  Beibehaltung  des  früheren 
Verfahrens,  nach  welchem  die  Soll- 

einnahme (ohne  Rücksicht  auf  die 

Kredite)   der  Reichskasse  zur  Ver- 

fügung zu  stellen  war,  sich  nicht 

eine  Mindereinnahme,   sondern  ein 

Plus  gegen  den  Etat  von  2,916,995.29 

Mark  ergeben  haben. 

1873 

45,453,450.59 

37,078,500 

8,374,950.59 

— 

1874 

50,064,208.06 

35,451,300 

14,612,908.06 

— 

1875 

40,241,730.77 

40,669,680 

— 

427,849.23 

1876 

53,509,706.24 

45,463,130 

8,046,576,24 

— 

1877/78 

45,184,778.79 

50,888,480 

— 

5,703,701.21 

1878179 

40,995,172.69 

47,366,720 

— 

6,371,547.31 

1879/80 

45,893,317.24 

51,422,850 

— 

5,529,532.76 

1880,81 

28,046,473.09 

46,780,700 

— 

18,734,226,91 

1881/82 

70,680,878.81 

49,553,000 

21,127,878,81 

Die  Frist  für  die  Einlösung  der  Aus- 
fuhrvergütungs  -  Anerkenntnisse  ist 
vom  1.  August  1881  ab  um  ungefähr 
drei  Monate  verlängert  worden  (Be- 
schluss des  Bundesrats  vom  2.  Juli 
1881  -  §  422  der  Prot.  — ).  V^'cnn  die 
früheren  Fristen  beibehalten  wären, 
so  hätten  mindestens  33,ooo,ono  Mark 
mehr  an  Bonifikationen  im  Etatsjahr 
1881/82  gezahlt  werden  müssen.         , 

1882/83 

46,144,143.33 

47,421,460 

— 

1,277,316.67 

1883/84 

37,774,456.35 

44,443,780 

— 

6,669,323.65 

1884/85 

32,410,-582.29 

46,865,000 

— 

14,454,417.71 

i 

1885/86 

18,072,743.15 

38,263,000 

— 

20,190,256.85 

] 
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Kommissionsbericht. 

V'OD  einer  üeneraldiskassion  nahm  man  Abstand  und  begann  mit  der  Beratung  ^der 
1$  ä,  3  und  6,  Alinea  1,  Litt,  a  bis  c. 

Zu  diesen  Paragraphen  lagen  die  folgenden  Anträge  vor: 

I. 

In  §  2  Absatz  1  Nr.  1  als  „Materialsteaer  etc."  zu  streichen;  desgleichen 

in  §  3  Absatz  2  Zeile  2  für  ,10  M."  zu  setzen  20  M.; 

in  §  4  Absatz  1  zu  streichen; 

§  6  der  Eegierungsvorlage  wie  folgt  zu  fassen: 

Zuckerfabriken,  welche  zur  Herstellung  eines  Zentners  Zucker  (60  kg)  weniger 
als  fünf  Kilozentner  rohe  Rüben  verbraucht  haben,  erhalten  für  den  Doppelzentner 
des  von  ihnen  hergestellten  Eohzuckers  (zu  90  Prozent  Polarisation  gerechnet)  eine 
Fabrikationsprämie  von  .  .  .  .  M.  für  den  Doppelzentner. 

Höher  oder  niedriger  als  90  Prozent  polarisierender  Eohzucker,  sowie  raffinierter 
Zucker  wird  für  die  Erhebung  dieser  am  Schlüsse   der  Kampagne  jeder  Fabrik 
fälligen  Fabrikationsprämie  auf  eine  Rohzuckerpolarisation  von  90  Prozent  zurück- 
gerechnet. 
Pie  entsprechenden  Abändenmgsanträge  für  die  folgenden  Paragraphen  bei  der  An- 
nahme obiger  Anträge  bleiben  vorbehalten.) 

Berechnungen. 

1.  Der  Reichsflskus  erhält  nach  dem  Antrage  aus  der  Verbrauchsabgabe  80  Millionen 
Mark,  von  denen  5  Millionen  Mark  Erhebungs-  und  Kontrollekosten  in  Abzug  zu  bringen  sind. 

Wird  »die  Fabrikationsprämie  auf  3  M.  fiir  den  Doppelzentner  Zucker  bemessen,  so 
stellt  sich  dieselbe  bei  der  Annahme  einer  Produktion  von  lO  Millionen  Doppelzentnern  auf 
30  Millionen  Mark  —  der  Nettoertrag  für  den  Fiskus  auf  45  Millionen  Mark  (75—30) ; 

bei  einer  Fabrikationsprämie  von  2  M.  atif  55  Millionen  Mark  [(75—20) ;  von  l  M.  auf 
65  Millionen  Mark  (75—10). 

2.  Der  Konsum ,  der  für  das  Eeich  auf  i  Millionen  Doppelzentner  veranschlagt  wird, 
ist  belastet  nach  der  Eegierungsvorlage  (Seite  221  der  Motive)  mit 

Materialsteuer 23  Millionen  Mark, 

Yerbrauchsabgabe 43         „  „ 

Summe  66  Millionen  Mark 
oder  der  Doppelzentner  mit  16,5  M.,  nach  dem  Antrage  mit  20  M.. 

Wenn  man  aber  eine  Verteuerung  des  Inlandskonsums  durch  die  indirekten  Export- 
prämien der  Regierungsvorlage  (die  Antragsteller  auf  20  Millionen  Mark  veranschlagt)  an- 
nimmt, 30  erreicht  die  Belastung  des  Konsums  nach  der  Regierungsvorlage  nahezu  die  durch 
den  Vorschlag  herbeigeführte. 

3.  Eine  Fabrik,  die  200,000  Doppelzentner  Rüben  verarbeitet,  erhält : 

I.  bei  Annahme  eines  Verbrauches  von  7  Zentnern  Rüben  zu  1  Zentner  Zucker 

nach  der  Regierungsvorlage  eine  Exportprämie  von 85,710  M. 

bei  einer  Fabrikationsprämie 

von  3  M.  pro  Doppelzentner 85,710   , 

von  2  M.    „  „  57^1^  ^ 

von  1  M.    „  „  28,571   „ 

n.  bei  einem  Rübenverbrauche  von  8  Zentnern  zu  l  Zentner  Zucker 

Exportprämie  nach  der  Regierungsvorlage 50,000   „ 

Fabrikationsprämie  nach  dem  Antrage 

bei  3  M.  pro  Doppelzentner 75,000 

bei  2  M.    „  „  50,000   „ 

bei  1  M.    „  ,  25,000   , 
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in.  bei  9  Zentner  Rüben  auf  l  Zentner  Zucker  nach  der  Regierungs- 
vorlage : 

Exportprämie 22,222  M. 

Fabrikationsprämie  nach  dem  Antrage 

bei  3  M.  pro  Doppelzentner 66,666   „ 

bei  2  M.     „  „  44,444    „ 

bei  1  M.     „  „  22,222    „ 

rv.  bei  10  Zentner  Rüben  auf  1  Zentner  Zucker  nach  der  Regierungs- 
vorlage : 

Exportprämie 0 

Fabrikationsprämie  nach  dem  Antrage 

bei  3  M.  pro  Doppelzentner 60,000  „ 

bei  2  M.    „  „  40,000   „ 

bei  1  M.    „  „  20,000   „ 


Erläuterungen  zu  dem  Antrage  auf  Abänderung  der  §§  2,  3,  4,  6  der  Gesetzes- 
vorlage, betreffend  die  Besteuerung  des  Zuckers. 

Die  Vorlage  der  verbündeten  Regierungen,  betreifend  die  Zuckersteuer,  verfolgt  augen- 
scheinlich den  Zweck:  1.  dem  durch  hohe  Exportprämien  herbeigeführten  Verfalle  des  finanziellen 
Ertrages  aus  der  Zuckersteuer  durch  Hinzufügung  einer  Verbrauchsabgabe  auf  Zucker  ent- 
gegenzutreten; 2.  die  durch  Vervollkommnung  der  Technik  und  Anbau  sehr  zuckerhaltiger 
Rübenarten  wesentlich  gestiegenen  Exportprämien  durch  Herabsetzung  der  Materialsteuer  zu 
vermindern;  3.  durch  Beibehaltung  der  letzteren  der  deutschen  Zuckerindustrie  das  Fundament 
zu  wahren ,  auf  welchem  sie  sich  ihre  hohe  Bedeutung  für  die  Landeskultur  und  für  den 
deutschen  Exporthandel  zu  erringen  gewusst  hat. 

Die  Einführung  der  Verbrauchsabgabe  auf  Zucker  begegnet  von  keiner  Seite  einem 
Widerstände.  Die  weitere  Frage,  ob  die  mit  Beibehaltung  der  Materialsteuer  untrennbar  ver- 
knüpfte Beibehaltung  des  Systems  der  indirekten  Exportprämien  für  die  Aufrechterhaltung  des 
deutschen  Zuckerexports  unentbehrlich,  ist  eine  kontroverse;  jedoch  lassen  die  früheren  Kund- 
gebungen der  verbündeten  Regierungen  und  der  Majoritäten  der  verschiedenen  Reichstage  den  . 
Rückschluss  zu,  dass  ein  einseitiges  Aufgeben  der  deutschen  Zuckerexportprämien  bei  der 
Aufrechterhaltung  und  Steigerung  derselben  durch  benachbarte  Staaten  bisher  stets  als  ein 
Wagnis  angesehen  wurde,  welches  die  hervorragende  Stellung  des  deutschen  Zuckerexports 
auf  dem  Weltmarkte  gefährden  könne.  —  Ebenso  haben  die  verbündeten  Regierungen  und  der 
Reichstag  in  der  Beibehaltung  der  Materialsteuer  bisher  das  Fundament  der  Entwicklung  der 
deutschen  Zackerindustrie  erblickt,  an  dem  nicht  geriittelt  werden  könne. 

Die  in  weiten  Kreisen  verbreitete  Agitation  auf  vollständige  Beseitigung  der  Material- . 
Steuer  und  Ersatz  derselben  durch  eine  höhere  Verbrauchsabgabe  (20  M.  für  den  Doppelzentner ' 
Zucker)  unter  Einführung  direkter  Exportprämien  (4  M.  für  den  Doppelzentner  Zucker)  hat , 
daher,  ganz  abgesehen  von  dem  Widerspruche,  in  welchen  direkte  Exportprämien  sich  mit  den 
bestehenden  Handelsverträgen  setzen  würden ,  namentlich  um  deswillen  keine  Aussicht ,  die 
Meinung  der  verbündeten  Regierungen  und  der  Majorität  des  Reichstages  zu  gewinnen ,  weil 
bei  diesem  System  (Knauer)  die  weitere  Entwicklung  der  deutschen  Zuckerindustrie  eine  ganz 
unberechenbare  sein  würde.    Kleine  Betriebe  mit  unvollkommenen  Maschinen  und  mangel- 
hafter Ausnutzung  des  Rübenmaterials  bei  Gewinnung  wertvollerer  Rückstände  für  die  Land- 
wirtschaft könnten  möglicherweise  in  Konkurrenz  mit  den  unter  Aufwand  gi-osser  Kapitalien  | 
entstandenen  Fabrikindustrien  treten  n.  s.  w. 

Gleichwohl  gibt  die  dem  Reichstage  gemachte  Vorlage  zu  folgenden  schweren  Be- 
denken Veranlassung: 

1.  Wie  die  beigefügten  Berechnungen  zeigen,  kommen  die  Exportprämien  ausschliess-j 
lieh  denjenigen  Fabriken  zu  gute,  welche  Melasse-Entzuckerungsvorrichtungen  be-, 
sitzen  und  gleichzeitig  durch  klimatische  und  Bodenverhältnisse  in  den  Stand 
gesetzt  sind,  nur  hochedle,  sehr  zuckerreiche  Rüben  zur  Verarbeitung  zu  er-l 
halten  —  zum  Nachteile  aller  älteren  und  neueren  Fabriken,  denen  das  Kapitall 
fehlt,  sich  die  Melasse-Entzuckerungsapparate  zu  beschaffen,  oder  welche  in  Gegenden! 
belegen  sind,  die  nur  eine  Produktion  von  Rüben  gestatten,  von  denen  statt  7  biai 
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8  Zentner,  wie  in  den  besseren  Landstrichen,  9  bis  10  Zentner  znr  Erzeugung  eines 
Zentners  Zucker  erforderlich  sind; 

2.  auch  der  schon  vorausgesetzte  Erfolg  des  Zusammenbruches  eines  Teiles  der  kapital- 
ärmeren  Fabriken  wird  eine  Verminderung  der  Konkurrenz  nicht  zur  Folge  haben, 
sondern  nur  das  erzielen,  dass  solche  Fabriken  zu  Schleuderpreisen  andere  Be- 
sitzer erhalten,  welche  schleunigst  Melasseentzuckerung  einrichten  und  dann  fort- 
arbeiten ; 

3.  der  Anreiz,  den  die  Gresetzesvorlage  gibt,  möglichst  zuckerhaltige  Bäben  (Vilmorins) 
zu  bauen,  widerspricht  rationellen  landwirtschaftlichen  Zielen,  denn  diese  sehr 
zuckerreichen  Buben  geben  quantitativ  nur  den  halben  oder  Zweidritteüsertiag 
anderer  Rüben,  beschatten  den  Boden  unvollkommen  und  geben  nur  die  Hälfte  resp. 
zwei  Dritteile  an  Futterriickständen  (Schnitzel,  Presslinge). 

Aus  diesen  Erwägungen  ist  der,  der  Kommission  unterbreitete  Antrag  hervorgegangen, 
welcher  bezweckt: 

1.  Durch  Beseitigung  der  Materialsteuer  und  gleichzeitige  Erhöhung  der  Verbrauchs- 
abgabe  dem  Reichsfiskus  eine  gesicherte  dauernde  Einnahme  zu  gewähren; 

2.  die  Exportprämien  durch  eine  Fabrikationsprämie  zu  ersetzen,  welche  aber  nur  den 
weniger  als  10  Ztr.  Rüben  zu  1  Ztr.  Zucker  gebrauchenden  Fabriken  gewährt 
wird  und  dadurch  einmal  die  Industrie  in  ihrer  gegenwärtigen  Entwicklung  schützt, 
andererseits  aber  auch  den  kapitalärmeren  und  in  weniger  bevorzugten  Gegenden 
belegenen  Fabriken  zu  gute  kommt; 

3.  die  Landwirtschaft  vor  der  verderblichen  Richtung  zu  bewahren,  eine  geringe 
Futterrückstände  Uefemde  und  den  Boden  ungenügend  beschattende  Zuckerrübe 
bauen  zu  müssen. 

Die  Berechnungen  des  finanziellen  Effektes  des  Vorschlages  für  das  Reich,  für  die 
Konsumtion  und  für  die  Fabrikation  liegen  bei. 


II. 

I.  Die  Regierungsvorlage  vom  21.  Mai  1887  erhält  in  den  §§  1  bis  39  inkl.  folgende 
Fassung: 

Erster  Teil. 

Eingangszoll  vom   Zucker. 

§  1  bleibt  unverändert. 

Zweiter  TeiL 

Zuckersteuer. 

Erster  Abschnitt. 

Allgemeine  Bestimmungen. 

§  2  eriialt  folgende  Fassung: 

Der  inländische  Zucker  unterliegt  der  Zuckersteuer,  welche  als  Verbranchs- 
abgabe von  dem  Gewicht-e  des  zum  inländischen  Verbrauch  bestimmten  Zuckers 
erhoben  wird. 

Für  die  Erhebung  (Regierungsvorlage  anverändert). 

Alinea  1  fällt  weg.  ^  ^' 

In  Alinea  2  Zeile  2  ist  statt:  mit  10  M.  „mit  20  M.-  zu  setzen. 

Der  letzte  Satz  der  Alinea  2  erhält  folgende  Fassung:  „Sirupe  und  Melassen,  welche 
nicht  über  54  Prozent  polarisieren,  unterliegen  der  Verbrauchsabgabe  nicht"  i). 

Alinea  1  fällt  weg.  *  *" 

In  Alinea  3  fedlen  die  Worte :  „(Materialstener,  Verbraachsabgabe)"  fort. 


1)  Cf.  österreichisches  Gesetz. 


§  5  unverändert. 
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4.  Ausfuhrprämie. 

§  6. 
Alinea  1  erhält  folgende  Fassung: 

„Zucker,  welcher  über  die  Zollgrenze  ausgeführt  wird,  erhält,  wenn  die  Menge 
wenigstens  500  kg  beträgt,  vom  l.  August  1888  an  eine  Ausfuhrprämie  nach  fol- 
genden Sätzen  für  100  kg: 

a)  Rohzucker  von  mindestens  90  Prozent  Polarisation:  2,00  M. 

b)  Zucker  von  mindestens  99i|2  Prozent  Polarisation:  2,50  M." 

Alinea  2  fällt  hier  weg  und  wird  als  besonderer  Paragraph  unter  die  „Ueberganga- 
bestimmungen"  (§§  62  und  63)  versetzt. 

Alinea  3   erhält  folgende  Fassung:   „Der  Bundesrat  triift  Bestimmung  über  diej Zu- 
ständigkeit der  Amtsstellen  zur  Abfertigung  von  Zucker  der  vorstehend  festgesetzten  Klassen." 
Alinea  4  erhält  folgende  Fassung : 

„Der  behufs  Gewinnung  der  Ausfuhrprämie  zur  Abfertigung  angemeldete  Zucker 
ist  auf  seinen  Zuckergehalt  nach  dem  Grade  der  Polarisation  zu  deklarieren." 

§  7. 
In  Zeile  3  sind  die  Worte:  „unter  a,  b  und  c"  zu  streichen. 
In  Zeüe  7  sind  die  Worte:  „die  Materialsteuer  und"  zu  streichen. 

§  8. 
In  Zeile  2  sind  die  Worte :  „und  c"  zu  streichen. 
In  Zeile  5  sind  die  Worte:  „die  Materialsteuer  und"  zu  streichen. 

§  9. 
Alinea  1  und  2  fallen  weg. 

In  Alinea  3  sind  die  Worte:  „Materialsteuer  und"  zu  streichen. 

In  Alinea  4  sind  die  Worte:  „der  niedergelegte  Zucker  und"  zu  streichen. 

§  10. 
In  Zeile  2  sind  die  Worte:  „Zucker  oder"  zu  streichen. 

Zweiter  Abschnitt. 

Steuerkontrolle   über   die   Zuckerfabriken. 

§  11  bis  §  14  bleiben  unverändert. 

§  15. 
Alinea  2  fällt  weg. 

§  16  unverändert. 

§  17. 

Die  Worte  „von  Rüben  und"  fallen  weg. 

§  18  bis  31  unverändert. 

§  32. 

In  Zeile  2  sind  die  Worte:  „Rüben  oder"  zu  streichen, 

§  33  bis  36  unverändert. 

§  37. 
In  Alinea  2  Nr.  3  sind  die  parenthetischen  Worte :  (vgl.  §  6  Absatz  1)  zu  streichen. 
In  Alinea  3  sind  die  Worte:  „und  des  §  6  Absatz  1"  zu  streichen. 

§  38  unverändert. 

Vierter  Abschnitt. 
Kontrolle   über   die   Fabriken   von   Stärkezucker   und   gleich- 
gestellte  Fabriken. 

§  39. 
In  Alinea  4  Zeile  5  sind  zwischen  den  Worten:  „Anspmch  auf"  und  „Vergütung"  die 
Worte  einzuschalten:  „Gewähr  der  Ausfuhrprämie  und". 
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II.  Die  Kommission  wolle  die  Alinea  2  des  §  6  and  die  §§  40  bis  63  (Straibestimmnngen 
und  Uebergangsbestimmungen)  einer  Subkommission  zur  Vorberatong  überweisen. 


in. 

In  §  6  zu  setzen: 

1.  lit.  a,  Zeile  3:  „11,00  Mark"  anstatt  .10,00  Mark", 

2.  lit.  b,  Zeile  6:  „13,75  Mark"  anstatt  „12,50  Mark", 

3.  lit.  c,  zeile  6:  „12,85  Mark"  anstatt  „11,70  Mark". 


Die  Begründung  zum  Antrage  sab  l  ist  demselben  beigedruckt,  und  konnte  sich  der 
Herr  Antragsteller  in  der  Hauptsache  auf  die  beigegebene  schriftliche  Begründung  beziehen. 

Gegen  diesen  Antrag  wurde  von  den  Herren  Vertretern  der  verbündeten  Regierungen 
ausgeführt : 

Die  aus  den  internationalen  Handelsverträgen,  zur  Zeit  aus  denen  mit  Oesterreich- 
üngam  und  Serbien,  der  Gewährung  von  Exportprämien  entgegenstehenden  Rechtsgrnnde 
ständen  ebenso  auch  den  beantragten  Fabrikationsprämien  entgegen.  Aber  auch  hiervon  ab- 
gesehen, erscheine  eine  Einrichtung  unzulässig,  nach  welcher,  wie  vorgeschlagen,  den  ßüben- 
zuckerproduzenten  aus  den  Steuererträgen  Zuschüsse  zu  den  Produktionskosten  würden  ge- 
währt werden.  Ausserdem  würde  hierdurch  ein  Vorgang  geschaffen,  welcher  anderen  Industrien 
eine  Grundlage  zur  Berufung  gebe  und  zu  ganz  unübersehbaren  praktischen  Konsequenzen 
der  bedenklichsten  Art  führen  müsste. 

Der  Antras;  sub  II  wurde  in  der  Hauptsache  damit  begründet,  dass  der  Antragsteller 
ausführte :  Er  beabsichtige  nicht ,  die  natürliche  Verschiedenheit  der  Zuckerfabriken  zu  be- 
seitigen, er  woUe  diametral  das  Gegenteil ;  er  wolle  nur  die  durch  das  jetzige  Steuersyst«m 
künstlich  geschaffenen  Unterschiede  beseitigen ,  die  natürlichen  aber  vollständig  be- 
stehen lassen.  Was  bezwecke  denn  sein  Antrag?  Er  woUe  im  Hinblick  auf  die  Gesetzgebung 
anderer  Länder  und  behufs  Ausgleichs  der  Stellung  des  deutschen  Zuckers  am  Weltmarkte 
jedem  zur  Ausfuhr  gelangenden  Meterzentner  eine  offene  und  sichtbare  Prämie  von  2  M.  bezw. 
2,50  M.  gewähren,  solange  es  die  Prämien  anderer  Länder  notwendig  erscheinen  Hessen.  Um 
den  Betrag  dieser  Prämien  werde  sich  dann  naturgemäss  der  Inlandspreis  über  den  Weltmarkts- 
preis erheben,  und  an  diesen  Vergünstigungen  ä  conto  des  Reiches  und  der  Konsumenten  solle 
jeder  in  Deutschland  erzeugte  Zuckerzentner  ganz  gleichmässigen  Anteil  haben.  Dadurch 
werde  selbstverständlich  der  natürliche  Unterschied  der  verschiedenen  Fabriken  nicht  auf- 
gehoben, denn  wer  aus  100  Zentner  Rüben  12  Zentner  Zucker  produziere,  geniesse  den  Prämien- 
vorteü  12 malig;  wer  aber  nur  10  Zentner  daraus  gewinne,  erhalte  ihn  nur  lOmsJ.  Dais  jetzt 
bestehende  Missverhältnis  aber  werde  beseitigt,  nach  welchem  der  Zuckerzentner  der  weniger 
günstig  arbeitenden  Fabriken  eine  höhere  Steuer  tragen  müsse  als  derjenige  der  gut  arbeitenden, 
in  bester  Lage  befindlichen. 

Gerade  in  dieser  .Ausgleichung  und  in  der  Zurückführung  der  Fabriken  auf  ihre  natür- 
liche Basis  erkenne  er  die  Reform  des  Steuersystems,  welche  in  seinem  Antrage  enthsilten  sei. 
Gegenüber  der  Bezugnahme  auf  die  internationalen  Verträge  mache  er  auf  die  Motivierung  des 
zur  Beratung  stehenden  österreichischen  Zuckergesetzes  aufinerksam,  in  der  es  wörtlich  heisse : 
"„Solange  der  Zuckerexport  in  anderen  Staaten,  namentlich  in  Deutschland, 
eine  Ausfuhrprämie  geniesst,  kann  angesichts  der  Verhältnisse  der  Zuckerindnstrie 
Oesterreich-Ungams  mit  der  Zuckerprämie  nicht  gebrochen  werden.  Da  jedoch  bei 
der  in   Aussicht  genommenen  Produktbesteuerung   die    Gewährung   von   solchen 
Prämien  in  versteckter  Form  nicht  angeht,  so  muss  die  Bonifikation,  welche  der 
Zuckerindustrie  in  Oesterreich-Ungam  beim  Zuckerexport  gewährt  werden  soll, 
offen  ausgesprochen  werden." 
Regierungsseitig   wurde  diesem  Antrag  mit  den  folgenden  Ausführungen  entgegen- 
getreten : 

Das  vorgeschlagene  System  der  Gewährung  von  Ausfuhrprämien  unterscheide  sich  im 
Wesen  nicht  von  dem  System  der  Fabrikationsprämien,  so  dass  die  gegen  das  letztere  geltend 
gemachten  'schwerwiegenden  Gründe  auch  gegen  das  erstere  zuträfen.    Niemals  bisher  habe 
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bei  den  verbündeten  Eegiemngen  die  Absicht  bestanden,  dem  Zucker  bei  der  Ausfuhr  eine 
Steuerprämie  zu  teil  werden  zu  lassen.  Dieselben  dürften  auch  nicht  geneigt  sein,  für  die 
Zukunft  auf  einen  anderen  Standpunkt  zu  treten.  Jedenfalls  könnte  dies  seitens  der  Reichs- 
finanzverwaltung nicht  befürwortet  werden.  Allerdings  sei  bei  Festsetzung  der  Steuerver- 
gütung das  Ausbeuteverhältnis  zwischen  Rüben  und  Zucker  stets  sehr  vorsichtig  bemessen 
worden.  Dies  habe  geschehen  müssen,  um  thunlichst  zu  verhüten,  dass  die  mit  weniger  guten 
Rüben  arbeitenden  Fabrikanten  für  einen  Teil  der  verlegten  Steuer  ohne  Ersatz  blieben.  Aus 
eben  diesem  Grunde  werde  im  gegenwärtigen  Gesetzentwurf  die  Steuervergütung  für  Rohzucker 
nach  dem  Verhältnis  von  10  :  1  bemessen.  Dass  dabei  die  unter  günstigeren  Betriebsverhält- 
nissen arbeitenden  Fabriken  zu  einem  Gewinn  an  Steuer  gelangten,  sei  eine  nicht  gewollte, 
aber  unvermeidliche  Folge.  Nach  dem  gestellten  Antrage  würde  hinfort  jeder  Rübenzuckerfabrik 
ein  gleichmässiger  erheblicher  Steuervorteil  für  den  gewonnenen  Zucker  gewährt  werden, 
während  bisher  die  Erlangung  eines  Steuervorteils  und  das  Mass  desselben  von  der  Güte  der 
verarbeiteten  Rüben  und  der  Leistungsfähigkeit  der  Betriebseinrichtungen  abhängig  gewesen 
sei.  Gegenüber  dem  bisherigen  Zustande  würde  für  viele  Fabriken  eine  namhafte  Vergrösserung 
der  Steuervorteile  eintreten  und  dadurch  zum  Schaden  der  Zuckerindustrie  und  des  Steuerflskus 
ein  neuer  starker  Anreiz  zur  Ueberproduktion  gegeben  werden.  In  bezug  auf  die  ungleiche 
Belastung  durch  die  Materialsteuer  sei  übrigens  auch  zu  berücksichtigen,  dass  die  Steuer  nur 
einen  Teil  der  Produktionskosten  darstelle  und  dass  die  Existenzbedingungen  der  Fabriken 
nach  den  Anlagekosten,  den  Preisen  von  Grund  und  Boden,  der  Höhe  der  Ai'beitslöhne  u.  s.  w. 
wesentlich  verschiedene  seien. 

Sollte  der  Antrag  zum  Gesetz  werden,  so  würden  die  seit  vielen  Jahren  innerhalb  der 
Rübenzuckerindustrie  bestehenden  Produktions-  und  Wertverhältnisse  wesentlich  verschoben, 
und  es  würden  ganz  neue  Verhältnisse  geschaffen  werden.  Hierdurch  würde  die  Erreichung 
des  erstrebten  Zieles,  die  aus  der  Materialsteuer  sich  ergebenden  Steuervorteile  zu  beseitigen, 
erhebHch  erschwert  werden.  Der  vorgelegte  Gesetzentwurf  knüpfe  an  das  Bestehende  an  und 
woUe  dasselbe  in  schonender  Weise  verbessern,  indem  namentlich  das  Mass  der  zur  Zeit  vor- 
handenen Ungleichheiten  der  Steuerbelastung  wesentlich  abgemindert  werde.  An  diesen  leitenden 
Gesichtspunkten  müsse  festgehalten  werden. 

Die  Annahme  des  Regierungsentwurfs  sei  auch  geeignet,  in  den  konkunierenden  aus- 
wärtigen Ländern  die  Neigung  zur  Abschaffung  der  Steuerprämien  für  Zucker  hervorzumfen 
und  zu  verstärken.  Umgekehrt  würde  die  Annahme  des  gestellten  Antrages  voraussichtlich 
den  Eindruck  verursachen,  döss  die  Absicht  in  Deutschland  nicht  nur  nicht  auf  die  Beseitigung 
von  Steuervorteilen,  sondern  auf  deren  organische  Einführung  in  das  Steuersystem  gerichtet 
sei.  Daneben  würde  die  Zahlung  bestimmter  Prämien  alsbald  entschiedenen  Angriffen  begegnen, 
welche  schwer  abzuweisen  sein  würden. 

Nach  diesen  Ausführungen  von  selten  der  Herren  Vertreter  der  verbündeten  Regierungen 
WTirde  der  Antrag  sub  I  zu  gunsten  des  sub  II  gestellten  Antrages  zuiückgezogen,  da  nach 
diesen  Erklärungen  die  Fabrikationspränüen  dem  Auslande  gegenüber  dieselbe  Wirkung  haben 
würden,  wie  die  in  dem  zweiten  Antrage  verlangten  Exportprämien,  und  da  die  Gefahr  aner- 
kannt werden  müsse,  und  eine  Majorität  für  den  Antrag  nicht  zu  erwarten  sei. 

Endlich  lag  noch  der  Antrag  sub  III  vor  und  zu  diesem  der  ünterantrag,  für  den  Fall 
der  Ablehnung  desselben  für  Rohzucker  eine  Bonifikation  von  10,50  M.,  für  Raffinade  erster 
Qualität  eine  Bonifikation  von  13,15  M.  und  für  Raffinade  zweiter  Qualität  eine  Bonifikation 
von  12,30  M.  zu  gewähren. 

Zur  Begründung  dieses  Antrages  führte  der  Herr  Antragsteller  aus: 
Das  Einbringen  der  Vorlage  im  gegenwärtigen  Augenblick  erscheine  schon  an  sich 
bedenklich.  Noch  sei  das  Gesetz  von  1886  nicht  vollständig  in  Kraft  getreten,  es  fehlten  somit 
noch  Erfahrungen  über  die  Tragweite  desselben,  und  doch  sollten  schon  wieder  gesetzgeberische 
Versuche  auf  dem  Gebiete  der  Besteuerung  des  Zuckers  gemacht  werden.  Die  letzten  drei 
Jahre  seien  für  die  Berechnung  der  Ausbeate  nicht  massgebend.  Die  Grösse  des  Sprunges  in 
der  Ausbeute  beweise  deutlich,  dass  er  nicht  durch  die  Technik  oder  die  Veredelung  der  Rüben 
erreicht  sei,  dass  vielmehr  die  Rüben  in  den  ungewöhnlich  trockenen  Jahren  ungewöhnlich 
zuckerreich  gewesen  seien.  Während  in  den  Konkurrenzländem  die  Zuckerindustrie  gerade 
jetzt  durch  Prämien  gefördert  werde,  während  die  Zuckerpreise  billiger  seien  als  je,  soUe  unsere 
Industrie  bezüglich  der  Exportbonifikation  schlechter  gestellt  werden.  Die  Lage  der  ein- 
heimischen Landwirtschaft  sei  namentlich  im  Osten  als  eine  überaus  traurige  anerkannt,  und 
doch  sollten  derselben  abermals  Opfer  zugemutet  werden.  Die  Bereitwilligkeit,  aus  dem  Zucker 
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der  ßeichskasse  \neder  zu  grösseren  Einnahmen,  vne  die  Regierung  sie  verlangt,  zu  veriielfen, 
sei  eine  allgemeine,  es  handle  sich  aber  hier  neben  der  finanziellen  Frage  wesentlich  auch  um 
eine  landwirtschaftliche.  Werde  die  einheimische  Znckerindostrie  durch  Ermässigung  der  Ex- 
portbonifikation in  eine  ungünstigere  Lage  zum  Weltmarkt  gebracht,  so  trage  den  Preisaus- 
fall einfach  die  Landwirtschaft,  indem  niedrigere  Rübenpreise  gezahlt  werden.  Die  Fabriken 
als  selche  könnten,  solange  sie  noch  inuner  billigere  Rüben  fanden,  ohne  Schaden  weiter 
bestehen. 

Nach  der  Vorlage  werden  nach  dem  Verhältnisse  der  letzten  Jahre  bei  TOizngsweise 
günstig  arbeitenden  Fabriken  (8  Zentner  Rüben  auf  1  Zentner  Zucker)  die  Exportprämien  um 
82,5  Pf.,  bei  mittelmässigen  Fabriken  (9  Zentner  Rüben  auf  1  Zentner  Zucker)  um  47',^  Pf. 
pro  Zentner  Rohzucker  ermässigt.  Da  eine  mittlere  Zuckerfabrik  etwa  50,000  Zentner,  eine 
grössere  100,000  und  darüber  an  Rohzucker  produziere,  so  bedeute  dies  sehr  grosse  Ausfälle 
für  die  Fabriken  und  damit  eine  Ermässigung  des  Preises  für  1  Zentner  Rüben,  die  sich  bis 
zu  10  Pf.,  ja  darüber  hinaus  belaufen  könne.  Es  sei  dies  ein  zu  starker  EingriflF  in  die  be- 
stehenden Verhältnisse :  solche  Nachteile  könnten  der  Landwirtschaft  nicht  zugemutet  werden, 
und  es  sei,  solange  nicht  nach  dieser  Richtung  eine  Milderung  erfolge,  die  Vorlage  nicht 
aimehmbar.  Eine  solche  Milderung  bezwecke  der  Antrag,  die  Exportbonifikation  auf  11  M. 
festzusetzen;  durch  Annahme  desselben  würde  zugleich  ein  Ausgleich  im  Interesse  der  unter 
ungünstigen  Verhältnissen  arbeitenden  Fabriken  geschaffen. 

Daneben  war  noch  beantragt,  bei  einer  Rübensteuer  von  1  M.  für  den  Doppelzentner 
die  Exportbonifikation  für  Rohzucker  auf  10,25  M.  festzusetzen. 

Auch  dieser  Antrag  wurde  ähnlich  wie  die  vorstehenden  motiviert. 

Dieser  Gruppe  von  Anträgen  gegenüber  fahrten  die  Herren  Vertreter  der  verbündeten 
Regierungen  aus: 

Der  Bemessung  der  Steuervergntung  ein  noch  niedrigeres  Ausbeuteverhältnis  zwischen 
Rüben  und  Zucker  als  10 :  l  zu  Grunde  zu  legen,  erscheine  um  deswegen  bedenklich,  weil 
darin  insofern  eine  direkte  Gewährung  von  Exportprämien  gefunden  werden  könnte,  als  keine 
Wahrscheinlichkeit  dafür  spreche,  dass  in  irgend  erheblichem  Umfange  noch  wieder  mehr  als 
10  Doppelzentner  Rüben  ztir  Herstellung  von  1  Doppelzentner  Rohzucker  würden  verwendet 
werden. 

Wie  sich  nach  der  amtlichen  Statistik,  ohne  Berücksichtigung  der  selbständigen  Melasse- 
Entzuckerungsanstalten,  das  durchgängige  Erfordernis  füi-  die  letzten  beiden  Jahre  in  den 
verschiedenen  Teilen  des  Reichs  gestellt  habe,  sei  aus  der  beigefügten  Tabelle  ersichtUch  (vgl. 
Anlage).  Im  übrigen  würden  die  Anträge,  gegenüber  der  Regierungsvorlage,  zu  einer  mehr 
oder  minder  erheblichen  Verringerung  des  Ertrages  der  Materialstener  und  Mehrbelastung  des 
Zuckerkonsums  führen. 

Während  diese  Anträge  die  in  der  Regierungsvorlage  gebotene  Vergütung  für  aus- 
geführten Zucker  in  der  einen  oder  andern  Form  erhöhen  wollten,  verfolgte  der  nachstehende 
Antrag  den  Zweck,  jede  Vergütung  über  die  gezahlte  Steuer  hinaus  abzuschaffen,  indem  er 
die  Materialsteuer  ganz  beseitigen  und  bloss  eine  einfache  Konsumabgabe  gewähren  wollte. 

Dieser  Antrag  lautet: 

In  §  2  den  ersten  Absatz  folgendermassen  zu  fassen: 

Der  inländische  Rübenzucker  unterliegt  der  Zuckersteuer,  welche  erhoben 
wird  als  Verbrauchsabgabe  von  dem  Gewicht  des  zum  inländischen  Verbrauch 
bestimmten  Zuckers; 
in  §  3  den  ersten  Absatz  zu  streichen  und  im  zweiten  Absatz  in  der  zweiten  Zeile 

statt  10  M.  zu  setzen  12  M. ; 
in  §  4  den  ersten  Absatz  und  im  dritten  Absatz  in  Zeile  2  das  Wort  »Materialsteuer' 

zu  streichen; 
§  6  zu  streichen. 

Die  Vertreter  dieses  Standpunktes  führten  bei  der  ersten  und  auch  bei  der  zweiten 
Lesung  aus: 

Das  sei  eben  der  Fehler  des  seitherigen  Systems  gewesen,  dass  es  zum  Zusammen- 
bruch habe  kommen  müssen.  Wenn  infolge  der  ganz  enormen  Prämien  Fabriken  auf  un- 
geeigneten Böden  entstanden  seien,  wenn  die  Melassebesteuerung  unterlassen  worden  sei,  müsse 
jetzt  Klärung  kommen.  Man  habe  schon  firüher,  zur  Zeit  des  Aufschwunges  der  Zuckerindustrie, 
eine  Reform  der  Zuckerbe  Steuerung  verlangt ;  damals  aber  habe  es  immer  geheissen,  es  seien 
,*ns8ergewölmlich  günstige  Jahre  und  könne  das  Ergebnis  nicht  als  ein  Durchschnittsergebnis 
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angenommen  -werden.  Mit  der  Einführung  der  Steuerreform  zu  warten,  bis  endlich  dieses 
Durchschnittsjahr  komme,  sei  einfach  unmöglich.  Die  amtliche  Statistik  zeige,  wie  die  Er- 
gehnisse vom  1.  August  1886  bis  30.  April  1887  gewesen  seien.  In  dieser  Zeit  seien  ca.  9,5  Millionen 
Doppelzentner  Rohzucker  aus  83  Millionen  Zentnern  Rüben  produziert  worden ;  dies  entspreche 
einem  Rendement  von  11,55  Prozent.  Nehme  man  für  die  noch  vorhandenen  Nachprodukte  und 
für  die  Melassezuckerproduktion  ein  weiteres  Ergebnis  von  21(2  Prozent  an,  so  komme  man  zu 
einem  Gesamtrendement  von  14,1  Prozent;  es  wären  also  von  der  ganzen  deutschen  Zucker- 
industrie 709  kg  Rüben  für  100  kg  Zucker  gebraucht  worden.  "Wenn  man  übrigens  auch  in 
dem  gegenwärtigen  Zeitpunkte  zur  Beseitigung  aller  Prämien  komme,  so  könne  diese  Mass- 
regel für  die  Lage  der  Zuckerindustrie  heilend  sein,  denn  es  dürfte  erwartet  werden,  dass, 
wenn  der  Druck  der  deutschen  Ausfuhrprämien  auf  dem  Weltmarkt  aufhöre ,  die  Preise  des 
Weltmarkts  steigen  und  dadurch  die  Preise  auch  bei  uns  sich  entsprechend  heben  würden. 

Bei  der  Diskussion  wurden  die  Anträge,  welche  eine  offene  gleiche  Prämie  für  allen 
produzierten  Zucker  gewähren  wollten,  auch  von  solchen  Mitgliedern  der  Kommission  bekämpft, 
welche  sich  für  eine  erhöhte  Ausfuhrvergütung  aussprachen.  Es  wurde  besonders  darauf  auf- 
merksam gemacht,  dass  durch  diese  Gewährung  gleicher  Prämien  eine  vollständige  Ver- 
schiebung der  Produktionsbedingungen  für  den  Zucker  eintreten  würde;  es  gäbe  dann  keine 
„Rübenböden"  mehr  und  man  müsse  fürchten,  dass  man  zu  einer  weiteren  Ueberproduktion 
geführt  würde. 

Von  dieser  Seite  wurde  zur  Unterstützung  der  eigenen  Anträge  und  zur  Bekämpfung 
des  Antrags,  der  die  Materialsteuer  ganz  beseitigen  und  daneben  keine  Prämien  gewähren 
wollte,  ausgeführt,  dass  eine  solche  Massregel  die  verhängnisvollsten  Folgen  für  die  für 
Deutschland  so  hochwichtige  Zuckerindustrie  haben  könne. 

Man  erinnere  dabei  nur  an  die  in  Frankreich  gemachten  Erfahrungen,  wo  ein  schlechtes 
Jahr  die  Rohzuckerfabriken  ruiniert  habe.  Was  übrigens  das  vorstehend  behauptete  Rendement 
von  14, i  Prozent  für  die  Zeit  vom  1.  August  1886  bis  30.  April  d.  J.  beträfe,  so  müsste  die 
diese  Rechnung  begründende  Behauptung,  dass  aus  den  Nachprodukten  noch  2  "2  Prozent  ge- 
wonnen werden  könnten,  aufs  entschiedenste  bekämpft  werden;  denn  das  zweite  Produkt  sei 
ganz  heraus,  das  dritte  Produkt  sei  auch  grösstenteils  schon  verarbeitet,  und  es  beruhe  also 
diese  ganze  Schätzung  auf  einer  sehr  angreifbaren  Grundlage. 

Zur  Begründung  der  Gewährung  einer  offenen  Prämie  wurde  noch  besonders  auf  die 
missliche  Lage  der  schlesischen  Zuckerfabriken  hingewiesen  und  ausgeführt,  dass  nach  dem 
Durchschnitt  der  letzten  5  Jahre  15  schlesische  Zuckerfabriken  für  den  Zentner  Zucker  9,55 
bis  11  Zentner  Rüben  gebraucht  haben,  im  5jährigen  Durchschnitte  dieser  sämtlichen  Fabriken 
10,25 Zentner,  also  abzüglich  von  0,20  für  Melasse:  10, 05  Zentner,  und  dass  ähnliche  Verhältnisse 
in  einem  grossen  Teil  der  Ostens  vorlägen. 

Die  Vertreter  des  Antrags  auf  Abschaffung  aller  Exportprämien  erklärten  übrigens,  in 
der  Regierungsvorlage  eine  Verbesserung  des  gegenwärtigen  Zustandes  sehen  zu  müssen;  sie 
würden  deshalb,  wenn  ihr  Antrag  abgelehnt  würde,  für  die  Regierungsvorlage  stimmen,  ob- 
gleich sie  auch  darin  nur  ein  halbes,  unvollkommenes  Werk  sehen  könnten;  sie  seien  aber 
überzeugt,  dass  dies  sicher  das  letzte  schlechte  Zuckergesetz  sein  würde. 

In  der  Diskussion  wurde  noch  weiter  ausgeführt,  das  gegenwärtige  Zuckersteuergesetz 
enthalte  einen  inneren  Widerspruch,  indem  dasselbe  durch  verdeckte  Ausfuhrprämien  die  steuer- 
liche Wirkung  des  Gesetzes  bis  zum  Betrage  der  Prämien  aufhebe,  ja  dahin  füliren  könne,  dass 
das  Reich  mehr  an  Prämien  zahlen  müsse,  als  es  an  Zuckersteuer  eingenommen  habe.  Der 
innere  Widerspruch  trete  durch  die  Thatsache  klar  in  die  äussere  Erscheinung,  dass  die  steuer- 
liche Einnahme,  nachdem  der  Inlandskonsum  gedeckt  ist,  sich  mit  der  Zunahme  der  Produktion 
verringere.  Unsere  Zuckersteuergesetzgebung  sei  also  für  die  Ausfuhr  zugeschnitten,  und 
nachdem  unsere  Nachbarstaaten  unsere  Gesetzgebung  adoptiert  haben,  halten  die  Zucker  pro- 
duzierenden europäischen  Länder  ein  Wettrennen,  den  englischen  Markt  mit  billigem  Zucker 
zu  versorgen.  Das  ungesunde  Zuckersteuersystem  habe  nicht  nur  die  öffentliche  Kasse  ge- 
schädigt —  das  wäre  vielleicht  das  geringere  Uebel  — ,  sondern  zur  Ueberproduktion  und  da- 
durch zu  Zuckerpreisen  geführt,  welche  wegen  ihrer  Niedrigkeit  die  Zuckerindustrie  aufs 
äusserste  gefährden. 

Als  besondere  Inkongruenz  ergebe  sich  noch  ausserdem,  dass  gerade  die  bestsituierten 
Zuckerfabriken  die  erheblichsten  Beiträge  aus  der  öffentlichen  Kasse  erhalten.  Unser  Zucker- 
steuersystem sei  eine  Kunstflgur  ersten  Ranges.  Diese  Kunstfigur  wolle  bei  den  niedrigen 
Zuckerpreisen  nicht  mehr  marschieren.    Die  Schädigung  der  öffentlichen  Kasse  und  —  was 
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noch  weit  mehr  zu  betonen  —  die  Bedrängnis  vieler  Zuckerfabriken  habe  endlich,  aber  leider 
zu  spät,  zu  der  Erkenntnis  geführt,  dass  man  mit  dem  System  brechen  müsse. 

Auch  aus  der  Mitte  der  Kommission  wurde  die  Regierungsvorlage  mehrseitig  unterstützt, 
indem  man  auf  die  Begründung  der  von  der  Regierung  vorgeschlagenen  Sätze  in  den  Motiven 
der  Vorlage  hinwies.  Die  Bestimmung  dieser  Sätze  beruhte  auf  Vorerhebungen,  welche  die 
Regierung  am  besten  in  der  Lage  sei  anzustellen  und  auch  sorgfältig  angestellt  habe.  Jetzt 
jede  über  die  gezahlte  Materialsteuer  hinausgehende  Vergütung  abzuschneiden,  ginge  bei  der 
Steuerpolitik  der  konkurrierenden  Staaten  nicht  an.  In  der  Herabsetzung  der  Rübenstener 
mtisste  eine  Sanierung  des  bestehenden  Steuersystems  gesehen  werden.  Das  Rendementsver- 
hältnis  nach  den  vorliegenden  Anträgen  zu  verschieben,  habe  schon  deshalb  schwere  Bedenken, 
weil  dadurch  das  im  letzten  Gesetz  beschlossene  Verhältnis  nach  einer  Richtung  geändert  würde, 
welche  das  letzte  vortreffliche  Rübenjahr  sicher  nicht  rechtfertigen  könnte. 

Hierzu  bemerkt  ein  Redner: 

Was  die  Verantwortlichkeit  für  Annahme  der  Regierungsvorlage  im  Hinblick  auf  die 
landwirtschaftlichen  Interessen  angehe,  so  hätten  die  Regierungen,  solange  es  eine  deutsche 
Zuckerindustrie  gebe,  eben  den  Interessen  der  Landwirtschaft  eine  hervorragende  Berück- 
sichtigung zu  teil  werden  lassen  und  es  liege  kein  Grund  vor,  anzunehmen,  dass  bei  dem  vor- 
liegenden Gesetzentwurf  dieser  Standpunkt  von  den  Regierungen  verlassen  sei. 

Bei  der  Abstimmung  zu  §  2  wurde  derjenige  Antrag,  welcher  als  Zuckersteuer  über- 
haupt nur  eine  Verbrauchsabgabe  von  12  M.  gewähren  wollte,  mit  allen  gegen  2  Stimmen 
abgelehnt.  Der  Antrag,  welcher  die  Materialsteuer  auch  beseitigen,  dafüi"  aber  eine  Verbrauchs- 
abgabe von  20  M.  gewähren  wollte,  wurde  mit  22  gegen  G  Stimmen  abgelehnt  und  demnächst 
der  §  2  in  der  Fassung  der  Regierungsvorlage  mit  23  gegeii  5  Stimmen  angenommen. 

§  3  wurde  mit  demselben  Stimmverhältnis  angenommen. 

Bei  §  t>  wurde  der  Antrag,  die  Exportbonifikation  für  Rohzucker  auf  11  M.  zu  erhöhen, 
mit  19  gegen  8  Stimmen  abgelehnt ;  1  Mitglied  enthielt  sich  der  Abstimmung.  Der  Eventual- 
antrag, eine  Esportbonifikation  für  Rohzucker  von  10, .öO  M.  zu  gewähren,  wurde  mit  21  gegen 
7  Stimmen,  und  der  Antrag,  die  Exportbonifikation  fiir  Rohzucker  auf  10,25  M.  festzustellen, 
mit  22  gegen  6  Stimmen  abgelehnt  und  demnächst  §  6  in  der  Fassung  der  Regierungsvorlage 
mit  20  gegen  8  Stimmen  angenommen. 

Bei  der  zweiten  Lesung  wurde  der  Antrag  der  ersten  Lesung,  statt  10  M.  Export- 
bonifikation fiir  Rohzucker  in,.5n  M.,  statt  12,.50  M.  fiir  Raffinade  erster  Klasse  13,15  M.  und  statt 
11,70  M.  für  Raffinade  zweiter  Klasse  12,30  M.  zu  gewähren,  wiederholt.  Ein  anderer  Antrag 
wollte  die  Rübensteuer  statt  auf  l  M.  auf  80  Pf.,  die  Verbrauchsabgabe  statt  auf  10  M.  auf 
12  M.  festsetzen;  als  Ausfuhrvergütung  für  Rohzucker  sollten  8,50  M.,  für  Raffinade  erster  Klasse 
10,65  M.,  für  Raffinade  zweiter  Klasse  lo  M.  gewährt  werden.  Zu  diesem  Antrag  lag  der  Unter- 
antrag vor,  die  Ausfuhrvergütung  fiir  Raffimade  erster  Klasse  auf  9,77  M.,  die  für  Raffinade 
zweiter  Klasse  auf  9,lo  M.  herabzusetzen. 

Endlich  wurde  noch  der  Antrag  gestellt,  für  den  Fall  der  BewUligung  einer  Ausfuhr- 
vergtitung  von  lo  M.  für  den  Doppelzentner  Rohzucker,  für  Raffinade  erster  Klasse  eine  solche 
von  11,50  M.,  für  die  zweiter  Klasse  eine  solche  von  10,70  M.  zu  bewilligen. 

Soweit  sich  diese  Anträge  auf  die  Erhöhung  der  Ausfuhrvergütung  beziehen,  wurden  in 
der  Hauptsache  die  Gründe  der  ersten  Lesung  wiederholt.  Der  Herr  Antragsteller,  welcher  die 
Rübensteuer  auf  80  Pf.  hei-absetzen  wollte,  schloss  sich  den  früheren  Ausführungen  über  die 
zu  weit  gehende  Belastung  der  Zuckerfabriken  durch  die  Regierungsvorlage  an  Er  betonte 
daneben,  dass  auch  durch  die  Annahme  des  Antrages,  der  neben  einer  Rübensteuer  von  l  M. 
eine  Exportbonifikation  von  10,50  M.  gewähren  wollte,  die  ungünstig  gelegenen  Zuckerfabriken 
geschädigt  werden  könnten ;  er  habe  deshalb  beantragt,  die  Rübensteuer  selber  herabzumindern, 
daneben  gewähre  er  dem  Fiskus  zum  Ersatz  des  Ausfalls  fiir  die  entgangene  Rübensteuer  die 
höhere  Verbrauchsabgabe  von  12  M. 

Da  wiederholt  in  der  Diskussion  hervorgehoben  wurde,  dass  die  Zuckerfabriken  und 
besonders  die  mit  der  Zuckerindustrie  in  Verbindung  stehende  Landwirtschaft  bei  der  Regierungs- 
vorlage nicht  bestehen  könnten,  wurde  regierungsseitig  diesen  Ausfiihrungen  entgegengetreten. 
j^Die  stattgehabte  Bezugnahme  auf  die  niedrigen  Ausbeuten  einzelner  Fabriken  sei  um  so  weniger 
inrchschlagend,  als  die  veranlassenden  Ursachen  nicht  klargestellt  seien.  Die  Vorlage  suche 
rsorgfältig  allen  Interessen  Rechnung  zu  tragen,  besonders  habe  man  soweit  vrie  möglich  Ver- 
hältnisse der  Landwirtschaft  beriicksichtigt ;  die  vernommenen  Sachverständigen  hätten  der 
Zugrundelegung  des  Rendements  10  : 1  nicht  widersprochen.  Auch  das  letzte  Gesetz  habe  nur 
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ein  Verhältnis  von  10,15  : 1 ;  sobald  man  einen  höheren  Bedarf  an  Rüben  zu  Grunde  lege,  komme 
man  in  die  Gefahr,  eine  Exportprämie  zu  gewähren,  was  nicht  gewollt  werden  könne.  Was 
die  gestellten  Anträge  betreffe,  so  müsse  anerkannt  werden,  dass  der  Antrag,  welcher  die 
Rübensteuer  auf  80  Pf.  ermässigen  woUte,  obgleich  er  um  einen  Bruchteil  das  Ausbeutever- 
hältnis gegenüber  dem  Antrag  auf  Gewährung  einer  Exportvergütung  von  10, öo  M.  verschiebe, 
doch  den  Konsumenten  weniger  belaste,  als  dieser  Antrag,  indem  der  Antrag  auf  die  höhere 
Exportbonifikation  eine  Steuerbelastung  der  Raffinaden  von  23,15  M.  für  lOO  kg,  der  andere 
eine^solche  von  22,65  M.  in  sich  schliesse ;  auch  die  Erträge  ständen  der  Kegierungsvorlage  näher. 

Zur  Begründung  der  Gewährung  einer  höheren  Exportvergütung  wurde  noch  ganz  be- 
sonders auf  die  Statistik  einer  Thüringer  Zuckerfabrik  in  den  Jahren  1873—1884  und  in  den 
drei  letzten  Jahren  hingewiesen,  aus  der  sich  ergibt,  dass  im  Durchschnitt  der  Jahre  1873  bis 
1884  10,45  Zentner  Rüben  für  den  Zentner  Zucker  von  95  Prozent  Polarisation  gebraucht  worden 
seien.  Im  Jahre  1884/85  habe  die  gleiche  Fabrik  9,50  Zentner  Rüben,  1885/86  9,10  Zentner  Rüben, 
1886/87  8,80  Zentner  Rüben  gebraucht.  In  ganz  Deutschland  habe  die  durchschnittliche  Prämie  be- 
tragen pro  Zentner  Zucker  im  Jahre  1877/78:  74  Pf.,  1878/79:  71  Pf.,  1879/80:  0,  1880/81:  30  Pf., 
1881/82:  97  Pf.,  1882/83:  30  Pf.,  1883/84:  1,40  M.,  1884/85:  1,40  M.  Diese  schwankenden  Zahlen 
bewiesen,  wie  verhängnisvoll  es  werden  könnte,  wenn  man  auf  die  Erfahrungen  der  letzten, 
ganz  aussergewöhnlich  günstigen  Jahre  das  neue  Zuckersteuergesetz  aufbauen  wollte.  Dieser 
Redner  glaubte  sogar,  dass,  wenn  die  Kegierungsvorlage  angenommen  würde,  wir  auch  dieses 
Gesetz  wie  das  letzte  Mal  wieder  aufheben  müssten,  ehe  es  in  Kraft  tritt. 

Von  Freunden  der  Regierungsvorlage  wurde  hervorgehoben,  dass  man  sich  ja  über  das 
System  geeinigt  habe,  und  dass  es  sich  nur  darum  handle,  bestimmte  Zahlen  einzusetzen,  und 
für  diese  Zahlen  würde  wohl  leicht  eine  Einigung  erzielt  werden  können;  der  Wunsch,  ein 
Gesetz  zu  stände  zu  bringen,  wurde  ganz  besonders  betont.  Auf  den  Vorwurf,  dass  die 
Freunde  der  Regierungsvorlage  eine  ganz  besondere  Verantwortung  auf  sich  laden  würden, 
entgegnete  man,  die  Verantwortung  treiFe  in  erster  Linie  die  Regierung,  welche  die  Vorlage 
gemacht  habe,  diese  sei  aber  in  der  Lage,  wie  schon  ausgeführt,  Fragen  wie  die  vorliegende 
auf  Grundlage  der  zuverlässigsten  Erhebungen  zu  entscheiden. 

Zu  dem  Antrag  auf  Herabsetzung  der  Rübensteuer  auf  80  Pf.  bei  Gewährung  einer 
Ausfuhrvergütung  von  8,50  M.  wurde  die  folgende  Rechnung  aufgestellt.  Beim  Verbrauch  von 
7  Zentner  Rüben  für  den  Zentner  Zucker  würde  nach  diesem  Vorschlag  eine  Prämie  von  2,90  M., 
nach  der  Regierungsvorlage  eine  solche  von  3  M.  gewährt;  beim  Verbrauch  von  7i;.2  Zentner 
Rüben  stünden  sich  die  Prämien  der  Regienxngsvorlage  und  des  Antrages  mit  2,50  M.  gleich, 
während  der  wieder  eingebrachte  Antrag  einer  Exportvergütung  von  10,50  M.  eine  Prämie  von 
3  M.  gewähren  würde.  Bei  einem  Verbrauch  von  8  Zentner  Rüben  für  den  Zentner  Zucker  würde 
nach  der  Regierungsvorlage  eine  Prämie  von  2  M.,  bei  dem  Antrag  auf  eine  Rübensteuer  von 
80  Pf.  eine  solche  von  2,10  M.,  bei  dem  Antrag,  die  Exportvergütung  auf  10,50  M.  festzustellen, 
eine  Prämie  von  2,50  M.  gewährt ;  beim  Verbrauch  von  9  Zentner  Rüben  für  1  Zentner  Zucker  betrage 
die  Prämie  der  Regierungsvorlage  1  M.,  die  des  Antrags  auf  80  Pf.  Rübensteuer  1,30  M.,  die 
des  Antrags  auf  10,50  M.  Exportvergütung  1,50  M.  Bei  10  Zentner  Rübenverbrauch  gewähre  die 
Regierungsvorlage  keine  Prämie,  während  bei  den  beiden  vorgenannten  Anträgen  die  gleiche 
Prämie  von  50  Pf.  bliebe.  Bei  einem  Verbrauche  von  11  Zentner  Rüben  brächte  die  Regierungs- 
vorlage einen  Verlust  von  IM.,  der  Antrag  auf  Rückvergütung  von  10,50  M.  einen  Verlust  von 
50  Pf.,  der  auf  eine  Rübensteuer  von  80  Pf.  einen  Verlust  von  30  Pf.  Alle  diese  Prämiensätze 
treffen  den  Doppelzentner  Rohzucker. 

Zum  Antrag  auf  Bewilligung  einer  Exportvergütung  von  10,50  M.  gegenüber  einer 
Rübensteuer  von  l  M.  wird  von  den  Antragstellern  die  umstehende  vergleichende  Uebersicht 
vorgelegt,  welche  den  Rückgang  der  Exportprämie  gegenüber  den  bestehenden  Zuständen  nach- 
weisen soll. 
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Bei  85  Pf.  Rübensteuer 

und  9  M. 

Exportbonifikation 

für  50  Kilo 
bis  1.  August  d.  J. 


Bei  85  Pf.  Rübensteuer 

undsM.  621,2  Pf. 

Exportbonifikation 

vom  1.  August  d.  J.  ab 


Bei  50  Pf.  Pübensteuer 

und  5  M. 

Exportbonifikation, 

Regierungsvorlage 


Bei  50  Pf.  Rübensteuer 

und  5  M.  25  Pf. 

Exportbonifikation 


a)  Bei  einem  Verbrauche  von  8  Ztr.  Rüben  auf  1  Ztr.  Zucker: 


Exportbon.  9,00  M. 
8  X  85  =  6,80  Rübenst 


+  2,20  M. 


Exportbon.    .    8,621/2  M. 
8  X  85  =  6,80      „ 


+  1,821/2  M. 


Exportbon.  .    .    .    5  M. 
8  X  öO  =  4  „ 


+  IM, 


Exportbon. 
8  X  50 


5,25  M. 
4,00  „ 


+  1,25  M. 


b)  Bei  einem  Verbrauche  von  8I2  Ztr.  Rüben  auf  1  Ztr.  Zucker : 


Exportbon. 
8I/2  X  85 


9,00     M.  Exportbon.    .    8,62 1/,  M 
7,22l2  ,  !|     8ij2  X  85  =  7,221/2  „ 


-f  1,T71;2M. 


+  1,40     M. 


Exportbon.  .    .    5,00  M. 
8I/2  X  50  =  4,25  „ 


0,75  M, 


Exportbon. 
8 1/2  X  50 


5,25  M. 
4,25  ,. 


+  1,00  M. 


c)  Bei  einem  Verbrauche  von  9  Ztr.  Rüben  auf  1  Ztr.  Zucker : 


Exportbon.  .    .    9,00  M, 
9  X  85  =  7,65  „ 


-t-  1,35  M 


Exportbon. 
9  X  85 


8,621/2  M. 
7,65 


97  Pf. 


Exportbon.  .    .    5,00  M. 
9X5  =  4,50  „ 


+    50  Pf. 


\Exportbon. 
9X5 


5,25  M. 
4,50  „ 


+  75  Pf. 


d)  Bei  einem  Verbrauche  von  10  Ztr.  Rüben  auf  1  Ztr.  Zucker: 


Exportbon.  .    .    9,00  M. 
10  X  85  —  8,50  ,, 
-h  50  Pf. 


Exportbon.    .    8,62 
10  X  85  =  8,50 


M. 


+  i2»;2Pf. 


Exportbon.  .    .    5.00  M.  Exportbon.    .    5,25  M. 
10  X  5  =  5,00  „  10  X  5  =  5,00  M. 


+  -0 


+  25  Pf. 


Neben  diesen  Anträgen,  welche  sich  auf  das  Verhältnis  zwischen  Rübensteuervergütung 
und  Vergütung  für  Rohzucker  bezogen,  war,  wie  oben  angegeben,  auch  beantragt,  das  Ver- 
hältnis der  Rückvergütungssätze  zwischen  Rohzucker  und  Raffinade  ganz  einschneidend  zu 
ändern.  Die  beiden  angegebenen  Anträge  gehen  von  derselben  Voraussetzung  für  das  Rendement 
von  Raffinade  aus  Rohzucker  aus  und  sind  nach  denselben  Grundsätzen  für  die  beiden  Rück- 
vergütungssätze für  Rohzucker  umgerechnet. 

Zur  Begründung  dieser  Anträge  wurde  ausgeführt:  Die  Verhältnissätze  zur  Berechnung 
der  Vergütung  für  Raffinade  bis  zum  vorigen  Jahre  seien  gewesen:  122  kg  Rohzucker  pro 
lon  kg  Raffinade  erster  Klasse;  im  Jahre  1886  sei  dies  Verhältnis  dahin  verschoben  worden, 
dass  man  für  100  kg  Raffinade  einen  Verbrauch  von  125  kg  Rohzucker  angenommen  habe. 
Diese  beiden  Zahlen  seien  unzutreffend;  man  könne  aus  100  kg  Rohzucker  90  kg  Raffinade 
erster  Klasse  herstellen.  Diese  zu  weit  gehende  Begünstigung  der  Raffinade  würde  nicht  nur 
durch  die  auch  hier  gewährte  Prämie  die  Einnahmen  wesentlich  schädigen  und  immer  mehr 
schädigen,  je  mehr  die  Ausfahr  von  Raffinade  steige.  Es  entstände  dadurch  auch  die  Gefahr, 
dass  sich  der  englische  Markt,  unser  Hauptabnehmer  für  Rohzucker,  gegen  die  drohende  Ueber- 
flutung  mit  deutscher  Raffinade  durch  ein  Zurückweisen  unseres  Zuckers  schützen  werde,  wofür 
jetzt  schon  Anzeichen  beständen. 

Von  anderer  Seite  wurde  zur  Begründung  dieses  Antrags  noch  ausgeführt :  Nichts  habe 
den  Rohzuckei-preisen  mehr  geschadet  als  die  Zunahme  unserer  Raffinerien,  die  uns  den  eng- 
lischen Markt  beinahe  verschlossen  haben.  Der  Unterantrag  zu  dem  Antrag  auf  Feststellung 
der  Rübensteuer  auf  80  Pf.  sei  gestellt,  weil  man  bei  einer  so  wenig  weitgehenden  Berück- 
sichtigung der  Rohzuckerfabriken  wenigstens  die  Verkaufsmöglichkeit  unseres  Rohzuckers  auf 
dem  englischen  Markt  ganz  besonders  ins  Auge  fassen  müsse.  Würde  die  weitergehende  Forderung 
bewilligt,  neben  einer  Rübensteuer  von  l  M.|eine  Exportbonifikation  von  I0,.i0  M.  zu  genehmigen, 
80  sei  diese  Rücksichtnahme  auf  die  Verkaufsmöglichkeit  des  Rohzuckers  ins  Ausland  weniger 
dringend,  und  könne  für  diesen  Fall  auf  Stellung  eines  Antrags,  die  verhältnismässige  Aus- 
ftihrvergütung  für  Raffinade  herabzusetzen,  verzichtet  werden. 

Regierungsseitig  wurde  dem  entgegnet: 

Die  im  vorigjährigen  Gesetz  enthaltene,  am  1.  November  d.  J.  in  Wirksamkeit  tretende, 
übrigens  nur  geringfügige,  verhältnismässige  Erhöhung  der  Vergütungssätze  für  Raffinaden 
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entspreche  den  damals  im  Reichstage  hervorgetretenen  dringenden  Wünschen  auf  Stärkung 
der  inländischen  Raffinerien.  In  gleicher  Richtung  bewege  sich  die  aus  dem  gleichen  Anlass 
erfolgte  Erweiterang  der  höchsten  Vergütungsklasse,  welche  bezüglich  der  Würfelzucker  durch 
das  Gesetz  bestimmt ,  bezüglich  der  cristals  und  granulierten  Zucker  auf  Grund  des  Gesetzes 
durch  Bundesratsbeschluss  erfolgt  sei.  Aus  loo  kg  Rohzucker  90  kg  erster  Klasse  herzustellen, 
sei  unmöglich,  üeber  die  wirklichen  Durchschnittsausbeuten  sei  etwas  Zuverlässiges  nicht 
bekannt,  erst  auf  Grund  der  im  vorigen  Jahre  verbesserten  Zuckerstatistik  werde  eine  nähere 
Kenntnis  hiervon  gewonnen  werden.  Die  vorgeschlagene  Aenderang  der  Vergütungssätze, 
wodurch  die  Raffinerien  schlechter  gestellt  sein  würden  als  nach  dem  Gesetz  von  1869,  unter 
dessen  Herrschaft  die  Ausfuhr  von  Raffinaden  sich  nicht  habe  entwickeln  können,  müsse  hier- 
nach bedenklich  erscheinen. 

Bei  der  Abstimmung  wurde  der  Antrag ,  die  Exportbonifikation  für  Rohzucker  mit 
10,50  M.  gegenüber  einer  Rübensteuer  von  1  M.  zu  bewilligen,  mit  16  gegen  11  Stimmen 
abgelehnt. 

Zu  dem  Antrag  auf  Bewilligung  einer  Rübensteuer  von  80  Pf.  und  einer  Export- 
bonifikation für  Rohzucker  von  8,50  M.  wurde  der  Unterantrag,  die  Vergütungssätze  für  Raffinade 
auf  9,77,  resp.  9,10  M.  festzustellen,  angenommen,  dieser  so  umgestaltete  Antrag  jedoch  mit 
15  gegen  12  Stimmen  abgelehnt. 

Der  Antrag,  für  Raffinade  erster  Klasse  ll,öo  M. ,  für  die  zweiter  Klasse  10,70  M.  an 
Ausfuhrvergütung  zu  gewähren,  statt  der  von  der  Regierung  vorgeschlagenen  Sätze  von  12,50 
bezw.  11,70  M.,  wurde  mit  U  gegen  13  Stimmen  angenommen. 

Darauf  wurden  die  zusammen  zur  Abstimmung  gestellten  §§  3  und  6  mit  18  gegen 
9  Stimmen  abgelehnt. 

Auf  Anfrage  erklärte  ein  ilitglied  der  Kommission,  welches  seither  für  die  Regierungs- 
vorlage gestimmt  hatte,  dass  es  und  mehrere  seiner  Freunde  jetzt  gegen  diese  Paragraphen 
gestimmt  hätten,  weil  ihnen  §  6  durch  die  dazu  beschlossenen  Aenderungen  unannehmbar  ge- 
worden sei. 

Nach  der  Erledigung  dieser  grundlegenden  Paragraphen  wurde  zur  Beratung  des 
übrigen  Inhaltes  des  Gesetzes  geschritten.  Der  üeb ersichtlichkeit  halber  wird  über  die  Para- 
graphen in  etwas  anderer  Reihenfolge  berichtet,  als  sie  beraten  waren.  Einzelne  Bestimmungen 
waren  einer  Subkommission  überwiesen. 

Zu  §  1,  der  den  Eingangszoll  auf  Zucker  bestimmt,  lagen  bei  beiden  Lesungen  Ab- 
änderungsanträge  vor,  dahingehend, 

1.  in  §  1  dem  Punkt  2  folgende  Fassung  zu  geben:  für  raffinierten  Zucker  35  M.,  für 
anderen  Zucker  jeder  Art  und  Beschaffenheit  30  M. ; 

2.  den  Eingangszoll  auf  fremden  Zucker  überhaupt  von  30  auf  35  M.  zu  erhöhen. 
Zur  Begründung  des  Antrags,  wie  seither  auch  in  Zukunft  wieder  für  eingehenden 

Zucker  zwei  verschiedene  Zollsätze  aufzustellen,  wurde  ausgeführt,  der  Antrag  habe  den 
Zweck,  diejenigen  deutschen  Raffinerien,  welche  indischen  Rohzucker  verarbeiten,  zu  schützen. 
Die  zolltechnischen  Schwierigkeiten  könnten  nicht  so  gross  sein,  da  es  sich  nur  um  etwa 
12,000  Doppelzentner  handelt.  Man  könne  nicht  zugeben,  dass  einzelne,  wenn  auch  nur 
kleinere  Raffinerien,  wegen  der  Unbequemlichkeit  für  die  Steuerbeamten  ruiniert  würden,  denn 
es  gebe  derartige  Geschäfte,  welche  nur  aus  indischem  Rohzucker  Zucker  herstellen. 

Dem  gegenüber  wurde  regierungsseitig  ausgeführt,  dass  die  Scheidung  des  eingehenden 
Zuckers  in  zwei  Klassen  eine  für  die  Zollbehörden  ganz  besonders  schwierige  sei.  Es  sei  un- 
richtig, dass  einige  kleinere  Existenzen  ruiniert  werden  könnten,  da  nach  den  angestellten 
Ermittelungen  überhaupt  nur  etwa  mehrere  hundert  Doppelzentner  fraglichen  Zuckers  zur 
weiteren  Verarbeitung  in  Raffinade  eingeführt  würden ,  die  also  kaum  die  Beschäftigung  für 
nur  eine  Fabrik  böten;  dieser  fremde  Rohzucker  werde  hauptsächlich  zur  Herstellung  einer 
Spezialität  von  dunklem  Kandis  verwendet.  Der  ganz  überwiegende  Teil  des  eingeführten  Zuckers 
beider  Zollklassen  finde  direkte  Verwendung  besonders  zur  sogenannten  Weinverbesserung. 

Der  Antrag  auf  Erhöhung  des  Zuckerzolls  überhaupt  wurde  damit  begründet,  dass  nach 
dem  neuesten  französischen  Zuckersteuergesetz  für  raffinierten  Zucker,  wie  offiziell  zugestanden 
werde,  eine  Ausfulirprämie  von  7, ,50  M.  für  den  Doppelzentner  gewährt  werde,  eine  Ausfuhr- 
prämie, die  unserem  Schutzzoll  für  Raffinade  vollständig  gleichkäme.  Unter  diesen  Verhält- 
nissen sei  es  besonders  gegenüber  der  fundamentalen  Umgestaltung  unserer  ganzen  Produktions- 
verhältnisse,  die  die  Folge  des  vorliegenden  Gesetzes  sein  würden,  sehr  wohl  denkbar,  dass 
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uns  Frankreich  besonders  in  den  ihm  naheliegenden  Grenzbezirken  mit  seinen  Baffinaden  über- 
schwemmen könnte,  wenn  der  Zoll  nicht  erhöht  würde. 

Regierungsseitig  wurde  demgegenüber  ausgeführt,  es  sei  die  Aa£Eassang  der  Bundes- 
regierungen gewesen,  dass  nach  den  vorliegenden  statistischen  Zahlen  über  die  Einfuhr  von 
Zucker  mindestens  zur  Zeit  kein  grosses  Interesse  bestehe,  den  Zoll  zu  erhöhen.  Wie  sich 
der  Bundesrat  zu  einem  Beschlüsse,  eine  Einführung  des  Zolls  gleichwohl  jetzt  schon  herbei- 
zuführen, stellen  würde,  darüber  könne  eine  bestimmte  Auskunft  nicht  erteilt  werden. 

Aus  der  Mitte  der  Kommission  wurde  darauf  aufiuerksam  gemacht,  wenn  man  den 
Zoll  auf  fremden  Zucker  zu  sehr  steigern  würde,  könnten  sieh,  ähnlich  wie  in  Frankreich, 
Koalitionen  der  Interessenten  zur  Verteuerung  des  Zuckers  bUden,  obgleich  zugestanden  werden 
müsse,  dass  in  dieser  Beziehung  die  Verhältnisse  in  Deutschland  für  die  Bildung  solcher 
Koalitionen  ausserordentlich  viel  ungünstiger  seien  als  in  Frankreich.  Die  Unwahrscheinlich- 
keit  des  Zustandekommens  solcher  Vereinbarungen  wurde  auch  von  anderer  Seite  noch  betont. 

Die  Anträge  auf  Erhöhung  des  Zolls  wurden  mit  li  gegen  13  Stimmen  abgelehnt. 

Zu  §  1  lag  ein  weiterer  Antrag  vor,  in  dem  letzten  Absatz  zu  bestimmen :  so  i  s  t  der- 
selbe nach  näherer  Bestimmung  des  Bundesrats  von  der  Verbrauchsabgabe  frei  zu  lassen. 

Zur  Begründung  dieses  Antrags  wurde  ausgeführt,  dass,  wenn  der  fremde  Zucker  bei 
seinem  Eingang  den  hohen  Zoll  getragen  habe,  er  ein  Recht  darauf  habe,  von  der  Verbrauchs- 
abgabe freigelassen  zu  werden.  Demgegenüber  wurde  regierungsseitig  ausgeführt,  dass  im 
allgemeinen  wohl  beide  Fassungen  auf  dasselbe  herauskommen  werden;  trotzdem  sei  die  vor- 
geschlagene Fassung  die  zweckmässigere,  da  sonst  in  manchen  Fällen  Zweifel  entstehen  könnten, 
und  es  empfehle  sich  deshalb  die  Beibehaltung  der  Regierungsvorlage. 

Der  Antrag  wird  abgelehnt. 

In  den  §§  2  und  3  gab  noch  die  Definition  des  Zuckers,  der  zur  Verbrauchsabgabe 
heranzuziehen  sei.  sowie  des  Sirups,  der  von  der  Verbrauchsabgabe  freizulassen  sei,  zu  Er- 
örterungen Veranlassung.  Man  war  damit  einverstanden,  dass  nach  den  Intentionen  der 
Eegierungsvorlage  geringwertiger  Sirup,  welcher  hie  und  da  Verwendung  als  Genussmittel 
für  die  ärmeren  Klassen  findet,  von  der  Verbrauchssteuer  freibleiben  soll,  man  fürchtete  aber, 
dass  die  Fassung,  wie  sie  in  der  Regierungsvorlage  vorgeschlagen  sei,  zu  manchen  Cnzuträg- 
lichkeiten  führen  könne.  Man  einigte  sich  deshalb  zu  den  folgenden  Aenderungen  dieser  beiden 
Paragraphen : ; 

1.  Zu  §  2:  Absatz  2  folgendermassen  zu  fassen: 

Für  die  Erhebung  der  Verbrauchsabgabe  gilt  als  inländischer  Rübenzucker  aller 
Zucker,  welcher  in  inländischen  Fabriken  aus  Rüben  oder  Abläufen  der  Zucker- 
fabnkation  (Sirup ,  Melasse)  gewonnen,  oder  durch  weitere  Bearbeitung  so  ge- 
wonnenen Zuckers  hergestellt  ist,  ohne  Rücksicht  auf  die  etwa  stattgehabte  Ver- 
wendung auch  anderer  Zuckerstoffe.  Unter  der  weiteren  Bearbeitung  des  Zuckers 
ist  insbesondere  verstanden  die  Raffination,  Auflösung,  Vermischung  des  aufgelösten 
Zuckers  mit  Abläufen,  Inversion  u.  dergl. 

2.  Zu  §  3 :  an  die  Stelle  von  Absatz  2  treten  folgende  Bestimmungen : 

Die  Verbrauchsabgabe  wird  vom  1.  August  1888  ab  mit  10  M.  für  100  kg  in- 
ländischen Rübenzucker  (§  2  Abs.  2)  jeder  Art  und  Beschaff'enheit  erhoben.  Befreit 
von  der  Abgabe  sind  nur  die  Abläufe  der  Zuckerfabrikation  (Sirup.  Melasse).  Der 
Bundesrat  ist  jedoch  ermächtigt,  solche  Abläufe,  welche  nach  ihrer  ursprünglichen 
oder  durch  weitere  Bearbeitung  erlangten  Beschaffenheit  zur  Verwendung  für  feinere 
Genusszwecke  geeignet  sind,  mit  der  vollen  oder  einer  ermässigten  Verbrauchs- 
abgabe zu  belegen  und  die  zur  Sicherung  der  Abgabe  erforderlichen  Anordnungen, 
insbesondere  wegen  Ausdehnung  der  Steuerkontrolle  (§§  11  bis  48)  auf  die  Sirup- 
raffinerien  zu  treffen. 

Die  Bestimmungen  des  Bundesrats  über  die  Höhe  der  für  Abläufe  der  Zucker- 
fabrikation festgesetzten  Verbrauchsabgabe  sind  dem  Reichstag,  sofern  er  versammelt 
ist,  sofort,  anderenfalls  aber  bei  dessen  nächstem  Zusammentreten  vorzulegen.  Die- 
selben sind  ausser  Kraft  zu  treten,  soweit  der  Reichstag  dies  verlangt. 
Zu  8  4  wurde  beantragt,  den  letzten  Absatz  zu  ersetzen  durch  die  folgende  Bestimmung: 

Die  Zuckersteuer  (Materialsteuer,  Verbrauchsabgabe)  ist  gegen  Sicherheits- 
bestellung zu  stunden.  Für  eine  Frist  bis  zu  drei  Monaten  kann  jedoch  die  Zucker- 
steuer auch  ohne  Sicherheitsbestellung  gestundet  werden,  falls  nicht  Gründe  vorliegen, 
welche  den  Eingang  gefährdet  erscheinen  lassen. 
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Zur  Begründung  dieses  Antrags  wurde  ausgeführt,  dass  diese  Frage  in  vielen  Fällen 
eine  Zinsenfrage,  aber  eine  recht  wichtige  Zinsenfrage  sei,  und  dass  besonders  die  Kosten  für 
die  Sicherstellung  der  Steuerkredite  bei  den  doch  erheblichen  Provisionen,  die  für  die  Garantie- 
wechsel zu  zahlen  wären,  nicht  unbedeutende  sein  würden.  Zudem  sei  bei  der  Branntwein- 
steuervorlage von  der  Kommission  eine  ganz  gleichlautende  Bestimmung  angenommen  worden. 

Von  Seiten  der  Herren  Vertreter  der  verbündeten  Eegierungen  wurde  dagegen  bemerkt, 
dass  so  weitgehende  Steuerkredite  nicht  unbedenklich  seien,  da  nach  den  Erfahrungen  in  Bayern 
(vergl.  Bericht  der  Branntweinsteuerkommission)  nicht  unerhebliche  Verluste  damit  verbunden 
sein  können. 

Von  anderer  Seite  wurde  darauf  hingewiesen,  dass  eine  derartige  Bestimmung  für  die 
Industrie  selber  nachteilig  werden  könne,  da  dadurch  ein  Privilegium  für  die  ganz  besonders 
günstig  situierten  Fabriken  geschaffen  würde.  Im  gegebenen  Falle  könnten  die  ja  unter  um- 
ständen unvermeidlichen  Kündigungen  dieser  Steuerkredite  schwer  schädigend  einwirken.  Dabei 
wird  an  einen  im  Keichstag  zur  Sprache  gebrachten  Fall  erinnert. 

Mit  Rücksicht  auf  die  in  der  Branntweinsteuerkommission  angenommene  Bestimmung 
nimmt  jedoch  die  Kommission  in  ihrer  Mehrheit  den  Antrag  an,  wobei  es  natürlich  als  selbst- 
redend erscheint,  dass,  wenn  die  analoge  Bestimmung  in  dem  Branntweinsteuergesetz  durch 
die  Reichstagsbeschlüsse  beseitigt  werden  sollte,  auch  diese  Bestimmung  zu  streichen  wäre. 

§  5  bleibt  unverändert. 

Bei  §  6  findet  ausser  über  die  bereits  besprochenen  Rückvergütungssätze  noch  über 
die  folgenden  Punkte  eine  Verhandlung  statt: 

Zuerst  wird  beantragt  und  beschlossen,  das  Wort  „Polarisation"  zu  ersetzen  durch  das 
Wort  „Zuckergehalt".  Dieser  Antrag  wird  damit  motiviert,  dass  technische  Schwierigkeiten 
bei  der  Bestimmung  des  Zuckergehalts  durch  die  Polarisation  nicht  ausgeschlossen  wären,  und 
dass  ja  für  das  Gesetz  der  Zuckergehalt  entscheidend  sei. 

Der  Antrag  wird  angenommen. 

Ausserdem  lagen  zu  diesem  Paragraphen  noch  die  folgenden  Anträge  vor: 

1.  In  Absatz  2,  Zeile  1,  das  Wort  „kann"  durch  „ist"  zu  ersetzen  und  in  Zeile  4  statt 
„gewährt  werden"  zu  setzen  „zu  gewähren". 

Durch  den  Antrag  soll  die  Gewährung  der  betr.  Rückvergütung  sicherer  gestellt  werden. 
Der  Antrag  wird  angenommen. 

2.  Ausserdem  nimmt  die  Steuerbehörde  am  1.  August  1888  auf  Antrag  in  der  Zucker- 
fabrik eine  Feststellung  der  Vorräte  an  Rohzucker  und  unfertigen  Fabrikaten  vor 
und  setzt  das  Ausbringen  an  fertigem  Zucker  daraus  fest.  Bis  zur  Höhe  der  so 
ermittelten  Menge  Zucker  erhält  die  Fabrik  für  den  vom  1.  August  bis  1.  Oktober 
1888  zunächst  zur  Ausfuhr  über  die  Zollgrenze  oder  zur  Aufnahme  in  eine  steuer- 
freie Niederlage  gelangenden  Zucker  die  Ausfuhrvergütung  in  der  bisherigen  Höhe. 

Während  dieser  Antrag  als  zweiter  Absatz  in  den  Paragraphen  einzuschalten  war, 
wurde  weiter  beantragt,  nach  dem  zweiten  Absatz  der  Regierungsvorlage  den  folgenden  neuen 
Absatz  einzufügen: 

3.  Den  Inhabern  von  Zuckerfabriken  ist  gestattet,  Rohzucker  der  Klasse  A,  der  vor 
dem  1.  August  1888  gegen  Vergütung  der  Steuer  niedergelegt  worden  ist,  bis  zum 
15.  Oktober  1888  gegen  Zahlung  von  10  M.  für  100  kg  aus  der  Niederlage  in  den 
Fabrikbetrieb  zu  entnehmen. 

Die  beiden  Anträge  sub  2  und  3  verfolgen  denselben  Zweck  und  werden  damit  begründet, 
dass  durch  dieselben  die  der  Fabrik  notwendigen  Läger  in  die  neue  Steuer  übergeführt  werden 
sollen.  Ohne  diese  Anträge  müssten  besonders  die  Raffinerien  21/2  Monate  still  liegen,  da  sie 
ohne  den  Antrag  für  den  in  der  Fabrikation  befindlichen  Zucker  nicht  nur  die  seitherige  Steuer 
bezahlen,  sondern  dazu  auch  die  Verbrauchsabgabe  erlegen  müssten.  Für  den  Fiskus  bestehe 
ein  Bedenken  nicht,  da  der  Zucker  etwa  75  Pf.  Steuer  mehr  bezahle,  als  nach  der  Steuer  vom 
1.  Oktober  laufenden  Jahres  ab  zu  zahlen  wäre. 

Nachdem  von  selten  der  Herren  Regierungsvertreter  hervorgehoben  worden  war,  dass 
die  in  dem  Antrage  vorgesehene  Schätzung  gegebenen  Falls  nur  nach  billigem  Ermessen  der 
Steuerbehörde  vorgenommen  werden  könnte,  und  die  Antragsteller  dies  acceptiert  hatten,  wurde 
der  Antrag  angenommen. 

g  I  unverändert. 

Z  u  §  8  wurden  die  aus  der  Anlage  ersichtlichen  Abänderungen  angenommen.  Zweck 
des  Antrags  ist,  die  Möglichkeit  noch  mehr  zu  sichern,  dass  nach  den  Absichten  der  Vorlage 

240 


Kommissionsbericht  zum  Entwurf  des  deutschen  Zuckersteuergesetzes.  241 

der  Zucker  steuerfirei  zur  Viehfüttemng  oder  zur  Herstellung  anderer  Fabrikate  als  Verzehrungs- 
gegenständen würde  verwendet  werden  können. 

Bei  $  9  wird  beschlossen,  in  dem  1.  Absatz  das  Wort  ^.fireien"  zu  ersetzen  durch  .in- 
liindischen".    Dieser  Antrag  wird  damit  begründet,  dass  nach  der  Fassung  der  Regierungs- 
vorlage dieser  Zucker  ohne  Erstattung  der  Yerbrauchsabgabe   in  den  freien  Verkehr  gesetzt 
werden  könnte,  also  von  der  Bezahlung  der  Abgabe  befreit  würde. 
Die  $S  10  und  11  finden  unveränderte  Annahme. 

Bei  §  12  wurde  zuerst  beschlossen,  die  Worte  „ohne  Schwierigkeit''  zu  streichen,  indem 
man  bei  Beibehaltung  dieser  Worte  eine  Schädigung  der  alten  Fabriken  fürchtete.  Ausserdem 
waren  noch  zu  diesem  Paragraphen  und  zu  den  §§  13  und  1 9  Anträge  gestellt,  welche  gemein- 
schaftlich zu  besprechen  sind.  Der  Inhalt  dieser  Anträge  ist  aus  der  beigedruckten  Zusammen- 
<ellung  zu  ersehen.  Dieselben  haben  den  Zweck,  ähnlich  wie  es  bei  der  Branntweinsteuer- 
rlage  der  Fall  war,  die  für  die  Durchführung  der  neuen  Steuer  notwendigen  Kosten  in  ihrer 
uesaratheit  dem  Fiskus  zu  überweisen  und  nicht  nur  diejenigen  für  die  Dmfriedigung. 

Von  selten  der  Herren  Vertreter  der  verbündeten  Regierungen  wurde  darauf  au&nerksam 
gemacht,  dass  die  Forderung  der  Vorlage  keine  neue  sei,  indem  nach  dem  SaJzsteuergesetz  so- 
gar die  Umfriedigung  nur  zur  Hälfte  vergütet  werden  könne.  Durch  diese  Anträge  soUen  jetzt 
eine  Reihe  von  Kosten  der  Staatskasse  aufgebürdet  werden,  die  doch  der  Fabrikinhaber  sehr 
gut  tragen  könnte,  z.  B.  Thüren  verschlussfähig  herzustellen  und  dergleichen.  Der  Regierunga- 
vorschlag  sei  zweifellos  ein  leidlicher  Ausgleich. 

Zur  Bekämpfung  des  Antrages  wurde  darauf  hingewiesen,  dass  diese  Forderung  ganz 
dem  Zuge  der  Zeit  folge,  ungemessene  Ansprüche  an  den  Staat  zu  stellen;  die  Regierungs- 
vorlage verlange  nur  Billiges.  Dieser  Angriff  wurde  als  doch  viel  zu  weitgehend  zurück- 
gewiesen, da  es  sich  für  den  Staat  darum  handele,  sich  den  Eingang  seiner  Steuern  sicher  zu 
stellen.  Nachdem  noch  besonders  darauf  aufmerksam  gemacht  war ,  dass  die  Kosten ,  welche 
dem  Fabrikanten  dadurch  entstehen,  dass  ihm  im  öffentlichen  Interesse  Lasten  auf  sein  Grund- 
stück aufgebürdet  würden ,  bUligerweise  entschädigt  werden  müssten ,  und  nachdem  darauf 
hingewiesen  war,  dass  nach  der  neuen  Fassung  des  §  12  die  Steuerbehörde  anzugeben  habe, 
welche  bauliche  Abänderungen  sie  verlange,  fand  der  Antrag  die  Zustimmung  der  Kommission. 
Im  übrigen  blieben  die  Paragraphen  unbeanstandet. 

Der  §  14  verlangt,  dass  der  Fabrikinhaber  verpflichtet  sei,  den  Steuerbeamten  gegen 
angemessene  Vergüttmg  Wohnung  zu  gewähren.  Diese  Anforderung  wurde  von  mehreren 
Seiten  als  zu  weitgehend  bezeichnet,  da  dieselbe  zu  ganz  bedeutenden  Auslagen  führen  könnte. 
Regierungsseitig  wurde  demgegenüber  hervorgehoben:  Es  müsse  mit  Rücksicht  auf  die  ins- 
besondere zur  Kontrolle  der  Verbrauchsabgabe  erforderlichen  Dienstleistungen  der  Steuer- 
beamten, und  zwar  auch  im  Interesse  der  Zuckerfabriken  Wert  darauf  gelegt  werden,  dass 
diese  Beamten  im  Ortsbezirk  der  betreffenden  Zuckerfabrik  oder  in  dessen  Xähe  wohnen  und 
nicht  erst,  was  am  meisten  in  der  schlechten  Jahreszeit  in  Betracht  komme,  weite  Wege 
zwischen  ihrer  Wohnung  und  der  Zuckerfabrik  zurückzulegen  haben.  Die  Fabrikinhaber  seien 
nach  den  bisher,  namentlich  in  der  Provinz  Hannover,  gemachten  Erfahnmgen  viel  eher  als 
die  Steuerverwaltung  in  der  Lage,  eventuell  für  die  betreffenden  Beamten  Wohnungen  zu 
beschaffen. 

Man  einigte  sich  schliesslich  auf  den  in  der  Anlage  abgedru:!kten  Antrag  zu  §  li. 
•  5  15  unverändert. 

Bei  9  16  und  damit  in  Verbindung  §  34  befürchtete  man,  dass  nach  dem  Wortlaut  der 
Regierungsvorlage  die  Steuerbehörde  unter  allen  Umständen  ein  bestimmtes  Fabriklager,  das 
häufig  neu  zu  bauen  wäre,  verlangen  könnte,  während  doch  andere  zur  steuersicheren  Lagerung 
des  Zuckers  geeignete  Räume  vorhanden  wären. 

Um  in  dieser  Beziehung  jedes  Missverständnis  anszuschliessen,  sei  der  Antrag  gestellt. 
Derselbe  fand  die  Annahme  der  Kommission. 

Die  §§  1*  und  18  s  0  wie  20  bis  2«  bleiben  imverändert.  # 

Bei  S  2S  ist  durch  den  Bericht  zu  konstatieren,  dass  sich  das  Wort  „sie"  in  der  dritten 
Zeile  sowohl  auf  die  äusseren  Eingänge ,  als  auch  auf  die  innerhalb  der  Fabrik  vorhandenen 
.Zugänge  bezieht.  Beanstandet  wurde  die  Bestimmung,  dass  ohne  nähere  Einschränkung 
eine  Fabrikgeräte,  die  zeitweise  nicht  benutzt  werden,  von  der  Steuerbehörde  durch  Ver- 
schlussanlegung oder  in  sonst  geeigneter  Weise  ausser  Gebrauch  gesetzt  werden  können. 
Nachdem  aber  regierungsseitig  hervorgehoben  war,  dass  hier  bloss  eine  Vollmacht  gegeben 
werde,  und  es  doch  selbstverständlich  sei,  dass  die  Steuerbehörde  keine  unnötigen  Siegel  an- 
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legen  würde,  und  nur  solche  Geräte  ausser  Gebrauch  setzen  werde,  die  eine  Defraude  ermög- 
lichten, wurde  ein  besonderer  Antrag  nicht  gestellt  und  der  Paragraph  nach  der  Regierungs- 
vorlage angenommen. 

D 1  e  SS  29,  30,  31  u  n  d  32  wurden  unverändert  angenommen. 

Bei  S  33  entstanden  nach  zwei  Seiten  hin  Bedenken.  Zuerst  schien  es  doch  zu  weit 
gehend,  dass  der  Eintritt  in  die  ganze  Fabrik  nur  mit  Genehmigung  des  Steuerbeamten 
fremden  Personen  gestattet  werden  dürfte.  Besonders  wurde  dabei  beanstandet,  dass  sich  ja 
in  der  Fabrik  sehr  viele  Räume  finden ,  für  deren  Nichtbetreten  die  Steuerbehörde  nicht  das 
mindeste  Interesse  habe.  Wenn  man  auch  wohl  zugeben  könne,  dass  diejenigen  Räume,  in 
denen  durch  Entnahme  von  Zucker  Defrauden  der  Verbrauchsabgabe  vorkommen  könnten,  dem 
Zutritt  Unbefugter  verschlossen  würden,  so  sei  doch  die  Bestimmung  dieses  Paragraphen  eine 
zu  weit  gehende.  Die  in  der  Fabrik  Anwesenden  hätten  sich  allerdings  den  gesetzlichen  Vor- 
schriften zu  fügen ,  und  es  wurde  deshalb  der  Zusatz  zu  dem  ersten  Absatz  beschlossen : 
„und  Anwesende". 

Nachdem  bei  der  ersten  Lesung  der  erste  Satz  des  zweiten  Absatzes  überhaupt  ge- 
strichen war,  einigte  man  sich  auf  einen  Vorschlag  der  Subkommission  zu  der  in  der  Beilage 
ersichtlichen  Bestimmung. 

Die  zweite  Ausstellung  gegen  diesen  Paragraphen  wurde  damit  begründet,  dass  es 
doch  zu  weit  gehe,  wenn  von  der  Steuerbehörde  verlangt  werden  könne,  dass  ein  Arbeiter 
oder  ein  Aufseher  entlassen  werden  müsse,  wenn  er  sich  einfach  einer  Ordnungswidrigkeit 
schuldig  gemacht  habe;  denn  Vorausssetzung  für  diese  Entlassung  sei  nicht  nur  die  Zuwider- 
handlung gegen  dieses  Gesetz,  sondern  auch  gegen  die  dazu  zu  erlassenden  Ausführungs- 
bestimmungen. 

Das  müsse  zugegeben  werden,  dass  ein  wegen  Defraudation  bestrafter  Angestellter 
auf  Anforderung  unbedingt  zu  entlassen  sei;  dann  müsse  aber  auch  Vorkehr  getroffen  werden, 
dass  dieser  Entlassene  nicht  in  einer  anderen  Zuckerfabrik  ohne  weiteres  wieder  Aufnahme 
finden  würde. 

Diesen  beiden  Gesichtspunkten  entsprechend  wurde  der  aus  der  Anlage  ersichtliche 
letzte  Satz  des  §  33  von  der  Kommission  beschlossen. 

S  34  wurde  unverändert  angenommen. 

Bei  S  35  war  die  Kommission  einverstanden,  dass  der  in  die  Zuckerfabrik  einzu- 
führende Zucker  den  von  dem  Gesetz  geforderten  Kontrollmassregeln  zu  unterstellen  sei.  Da- 
gegen suchte  man  für  den  innerhalb  der  Fabrik  den  Raum  wechselnden  Zucker  weniger  be- 
lästigende Kontrollmassregeln  und  glaubte  deshalb,  dass  eine  Kontrolle  durch  Bücher  für  diesen 
Zweck  genüge. 

Aus  diesen  Gründen  fand  die  aus  der  Anlage  ersichtliche  Abänderung  die  Zustimmung 
der  Kommission. 

Aus  der  Kommission  wurde  angeregt,  ob  bei  der  Auöiahme  des  Fabriklagers  statt  der 
Verwägung  des  Zuckers  nicht  auch  ein  Zählen  der  Zuckerhüte  vorgenommen  werden  könne. 
Es  sei  diese  Bestimmung  für  Raffinerien  von  nicht  unerheblichem  Werte,  da  nicht  nur  eine 
Arbeit  erspart,   sondern  auch  durch  das  Verwiegen  die  Fa^on  der  Zuckerhüte  leiden  könnte. 

Von  Seiten  des  Hei-m  Regierungskommissärs  wurde  erklärt,  dass  die  Bestimmung 
dieses  Paragraphen  eine  Zählung  nicht  ausschliesse ,  wenn  eine  solche  der  Steuerbehörde  di« 
gleiche  Sicherheit  gewähre,  wie  die  Verwägung. 

S  36  wurde  unverändert  angenommen. 

Bei  S  3«  fand  der  Absatz  5,  der  die  oberste  Landesfinanzbehörde  zu  ausserordentlichen 
Massregeln  zur  Verhütung  von  Defrauden  ennächtigt,  die  verschiedenartigste  Anfechtung. 
Man  fürchtete,  dass  durch  eine  derartige  Bestimmung  nicht  nur  die  Zuckerfabriken  selber  in 
ihrem  Betriebe  wesentlich  gestört  werden  könnten,  sondern  dass  auch  die  ganze  Nachbar- 
schaft solcher  Fabriken  Unbequemlichkeiten  erleiden  könnte.  Man  erinnerte  dabei  an  Fabriken, 
die  in  der  Nähe  von  Städten  liegen,  oder  an  solche,  die  selber  anderen  Fabriken  benach- 
bart seien. 

Von  Regierungsseite  wurde  von  vornherein  erklärt,  dass  die  ganze  Bestimmung  nur 
den  Zweck  habe,  die  Möglichkeit  zu  geben,  bei  dem  Verdacht  von  Defrauden  weitere  sichernde 
Massregeln  zu  treffen.  Dagegen  wurde  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  die  Zuckerdefraude 
an  und  für  sich  eine  sehr  schwierige  sei,  da  ein  Zentner  Zucker  nur  einen  Verbrauchsabgabe- 
satz von  5  M.  zu  tragen  habe,  und  welches  Volumen  repräsentiere  ein  Zentner  Zucker ! 
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Regierungsseitig  wurde  dagegen  noch  bemerkt,  es  sei  bei  Einfuhrung  der  neuen  Steuer 
wenigstens  die  Möglichkeit  zu  schaffen,  Vorkehrung  zu  treffen.  Man  dürfe  nicht  erst  Miss- 
bräuche abwarten,  um  dann  mit  einer  Novelle  zu  kommen.  Die  vorgeschlagenen  Massregeln 
seien  den  Bestimmungen  über  den  Grenzverkehr  entnommen. 

Aus  der  Mitte  der  Kommission  wurde  darauf  hingewiesen,  wie  leicht  der  Verdacht  einer 
Defraude  durch  entlassene  Arbeiter  entstehen  könnte,  und  wie  beleidigend  ein  derartiger  Ver- 
dacht würde,  wenn  er  zu  den  in  diesem  Paragraphen  vorgesehenen  Massregeln  führen  würde. 

Man  einigte  sich  schliesslich  zu  dei  aus  der  Anlage  ersichtlichen  Abänderung,  indem 
man  annahm,  dass,  nachdem  eine  Bestrafung  wegen  Defraude  vorgekommen  sei,  eine  weitere 
Rücksichtnahme  kaum  noch  geboten  erscheine,  man  vielmehr  die  durch  die  Bestimmung  ent- 
stehenden Kosten  wohl  auflegen  könne.  Im  übrigen  belästigen  die  im  Antrage  vorgeschlagenen 
Bestimmungen  die  Nachbarschaft  der  Zuckerfabriken  und  den  allgemeinen  Verkehr  in  keiner  Weise. 

Der  Antrag  fand  die  Zustimmung  der  Kommission. 

In  Konsequenz  dieses  Beschlusses  ist  in  §  42  die  Ziffer  3  zu  streichen. 

$  38  wurde  unverändert  angenommen. 

Bei  8  39  wurde  beantragt ,  in  der  ersten  ZeUe  die  Worte  „von  Sirupraffinerien"  ein- 
zuschalten, und  dieser  Antrag  damit  begründet,  dass  es  sich  empfehle,  die  Kontrolle  dieses 
Paragraphen  auch  auf  solche  Anstalten  auszudehnen. 

Der  Antrag  wurde  angenommen. 

§  40  vrurde  unverändert  angenommen. 

Bei  8  41  wurde  vorgeschlagen,  in  der  zweiten  Zeile  hinter  „stattgefunden  hat"  ein- 
zuschalten „oder  wenn  die  aus  solchen  Rüben  gewonnenen  Säfte  und  Produkte",  und  dieser 
Antrag  damit  begründet,  dass  nach  §  39  steuerfrei  aus  Rüben  Säfte  hergestellt  werden  dürften 
zur  Darstellung  hauptsächlich  des  sogenannten  Krautes.  Diese  Säfte  würden  in  zahllosen 
kleinen  Betrieben ,  besonders  am  Rhein ,  gewonnen  und  dann  weiter  verarbeitet.  Es  sei  nun 
die  Gefahr  nicht  ausgeschlossen,  dass  diese  Säfte,  die  sehr  zuckerhaltig  seien,  eingedampft 
würden  und  später  in  einer  Strontianitfabrik  zu  Konsumzucker  weiter  verarbeitet  werden 
könnten ,  dass  also  auf  diese  Art  Zucker  hergestellt  würde ,  ohne  die  Materialsteuer  zu  be- 
zahlen. Eine  solche  Verwendung  der  steuei-ft^ien  Rübensäfte  müsse  verboten  werden,  und 
deshalb  empfehle  es  sich,  die  Verwendung  dieser  Säfte  zur  Zuckerbereitung  unter  die  Strafe 
der  Defraude  zu  stellen. 

Nach  dieser  Motivierung  fend  der  Antrag  die  Zustimmung  der  Kommission. 

8  42  WTude  angenommen  mit  der  vorstehend  verzeichneten  Abänderung. 

8  43  wurde  unverändert  angenommen. 

Z  u  8  48  wurde  beschlossen ,  statt  2;.  Prozent  zu  bestimmen  '  2  Prozent.  Der  Antrag 
wurde  damit  motiviert,  dass  die  verhältnismässige  Unvollkommenheit  der  Zuckerbestimmungen 
diese  Erweiterung  der  zulässigen  Fehlergrenze  zweckmässig  erscheinen  lasse. 

Der  Antrag  wurde  angenommen. 

Im  übrigen  wurden  zu  den  88  4*  bis  63  mehrere  Abändeningen  beschlossen  nach 
Analogie  der  zu  dem  Branntweinsteuergesetz  von  der  Kommission  angenommenen  Anträge. 
Zur  Begründung  dieser  Beschlüsse  wird  auf  den  Bericht  über  das  Branntweinsteuergesetz  ver- 
wiesen und  zugleich  bemerkt,  dass,  wenn  die  bezüglichen  Kommissionsanträge  zur  Branntwein- 
steuer vom  Reichstag  abgelehnt  würden,  selbstverständlich  auch  diese  Anträge  wieder  zu  be- 
seitigen wären. 

Damit  war  die  Beratung  des  Gesetzes  abgeschlossen,  und  wurde  das  Gesetz  bei  der 
Schlnssabstimmung  mit  aUen  gegen  eine  Stimme  angenommen. 

Die  Kommission  beantragt  daher : 
Der  Reichstag  wolle  beschliessen : 

1.  dem  vorgelegten  Gesetzentwurf  in  der  aus  der  nachfol- 
genden Zusammenstellung  sich  ergebenden  Fassung  die 
verfassungsmässige   Genehmigung  zu  erteilen; 

2.  die  bei  dem  Reichstage  eingegangenen  Petitionen  U  Nr.  4746, 
4821,  5890,  6070,  6084,  6166,  6175,  6176,  6184,  6189,  6106,  6488,  6960  bis  7007,  7459 
durch  den  Beschluss  ad  l   für  erledigt  zu  erklären. 
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Anlage. 


V 

erwaltungsbezirke 

Zahl 
der 
Rübenzucker- 
fabriken 

Menge 
der  verarbeiteten  Rüben 

Der  durch- 
schnittliche Be- 
darf an  Rüben 
zur  Herstellung 
von  1  Doppel- 
zentner Roh- 
zucker betrug 

g 
1 

n 

1884/85 

1885/86 

1884/85 
100  kg 

1885/86 
100  kg 

1884/85 
100  kg 

1885/86 
100  kg 

M 

i 

2. 

3. 

4. 

5. 

6. 

7. 

8. 

I. 

Preussen. 

1.  Prov.  Ostpreussen     . 

3 

2 

412,020 

276,625 

8,04 

8,02 

2.      „      Westpreussen  . 

18 

19 

4,310,968 

3,956,749 

8,29 

8,85 

3.      „      Brandenburg    . 

14 

12 

2,226,053 

1,543,210 

8,92 

8,55 

4.      „      Pommern     .     . 

8 

8 

1,761,019 

1,482,952 

9,16 

9,27 

5.      „      Posen  .... 

16 

16 

4,684,723 

3,721,782 

8,35 

8,62 

6.      „      Schlesien      .    . 

58 

57 

13,551,756 

8,917,312 

9,00 

9,00 

7.      „      Sachsen  .    .    . 

130 

126 

36,368,475 

24,347,582 

9,42 

8,46 

Dazu  die  Fürstl. 

schwarzb.Unter- 

hen'schaften    .    .    . 

3 

3 

686,169 

372,060 

8,85 

8,91 

8.  Prov.  Schleswig-Hol- 

stein    .    .    . 

5 

5 

690,567 

425,900 

10,60 

9,25 

9.      „      Hannover     .    . 

42 

44 

10,787,576 

7,052,813 

9,63 

9,07 

10.      „      Westfalen    .    . 

5 

5 

1,375,352 

939,534 

10,04 

9,25 

11.      „      Hessen-Nassau 

4 

4 

1,048,285 

620,335 

10,13 

10,03 

12.      „      Rheinland    .    . 

Zusammen  I.  Preuss. 
Direktivbezirke    . 

12 

11 

4,119,192 

2,432,375 

8,48 

8,41 

318 

312 

82,015,155 

56,089,229 

im  Durchschnitt 

9,19 

8,71 

n. 

Bayern      ...... 

3 

3 

532,687 

335,340 

9,96 

9,60 

m. 

Sachsen     .     .    . 

3 

3 

764,405 

557,490 
578,869 

9,36 

9,85 

IV. 

Württemberg     . 

5 

5 

1,026,315 

9,52 

9,16 

V 

Baden    .... 

1 

1 

316,640 

117,650 

496,191 

1,328,823 

9,08 

9,53 

VI 

Hessen  .... 

3 
5 

3 

5 

763,635 

1,838,558 

9,78 
9,65 

9,69 
8,97 

vn. 

Mecklenburg 

vni. 

Thüringen,  einschl.  der 
Grossh.  Sachs.  Aemter 

Allstadt  u.   Oldisleben 

6 

6 

1,793,131 

1,188,926 

8,28 

8,31 

IX. 

Braun  schweig   .... 

31 

32 

8,288,740 

5,270,055 

9,71 

9,03 

X. 

Anhalt 

31 

28 

6,566,506 

4,696,920 

9,59 

8,65 

XI. 

Luxemburg 

Zusammen     .... 

2 

1 

121,111 

50,675 

9,35 

9,73 

408 

399 

104,026,883 

70,703,168 

9,26 

8,75 
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Eingeleitet 


Dr.  Julius  Wolf, 

Docent  an  der  Universität  in  Zürich. 

Nacli  der  Verwerfung  des  Monopols  im  deutschen  Reichstag  war  man 
sich  in  massgebenden  Kreisen  klar  geworden,  dass  eine  Reform  der  Branntwein- 
steuer, welche  in  gleicher  Weise  den  finanziellen  Absichten  als  den  landwirt- 
schaftlichen Interessen  entsprechen  solle,  nur  auf  dem  Wege  einer  Kombination 
der  Maischraumsteuer  mit  einer  Fabrikatsteuer*)  möglich  sei.  Die  Maischraum- 
steuer sollte  dabei  den  Wünschen  der  Landwirte,  die  Fabrikatsteuer  den  Bedürf- 
nissen des  Staatsschatzes  dienen.  Bereits  die  beiden  Entwürfe ,  welche  Mitte 
Mai  1886  an  den  Reichstag  gelangt  waren,  verfolgten  dieses  Programm.  Wenn 
es  damals  abgelehnt  wurde,  so  lag  dies  an  der  Ausführung,  die  man  ihm  geben 
wollte.  Im  Reichstag  fand  man  die  finanziellen  Ansprüche  der  Reform  zu  hoch 
gespannt,  die  für  die  Fabrikatsteuer  vorgeschlagenen  Kontrollen  zu  drückend, 
und  die  Agrarier  vennissten  eine  Beteiligung  der  Brennerei  an  den  zu  erwar- 
tenden höheren  Einnahmen,  wie  auch  Massnahmen  zur  Regelung  der  Produktion. 
In  diesen  Beanstandungen  war  die  Aufgabe  umrissen ,  welcher  eine  neue  Vor- 
lage gerecht  zu  werden  hatte.  Sie  musste  bescheidener  sein  in  ihren  Vorschlägen 
für  die  Steigerung  des  Ertrags,  sie  musste  Kontrollen  verfügen,  beziehungsweise 
eine  Erhebungsform  suchen,  welche  bei  voUer  Garantie  korrekten  Eingangs  der 
Steuern  doch  niemand  über  Gebühr  beengte,  oder,  wenn  sie  dies  that,  den  Be- 
treffenden in  irgend  einer  Form  dafür  entschädigte;  sie  musste  höheres  Ver- 
ständnis haben  für  die  Krise,  in  welcher  die  Brennerei  sich  zurzeit  befand  und 
welche  zurückgeführt  wurde  nicht  auf  die  Schuld  der  deutschen  Produzenten, 
sondern  auf  die  prämienbegünstigte  Konkurrenz  des  Auslandes.  Die  Auf- 
gabe, welche  dem  Gesetzgeber  derart  gestellt  war,  war  schwierig  genug,  um 
ihn   an   der  Möglichkeit   einer  Ausführung  verzweifeln   und  von   einer  solchen 


')  Als  Fabrikatstener  hat  eine  jede  Steuerform  zu  gelten,  welche  bei  ihrer  Veranlagung 
vom  Fabrikate  ausgeht ,  gleichgültig  ob  sie  dasselbe  beim  Verlassen  der  Fabrik  erfasst ,  oder 
beim  Schanker,  oder  an  einer  anderen  Stelle  seines  Wegs  zum  Konsumenten. 
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geradezu  abstehen  zu  lassen,  wäre  nicht  das  finanzielle  Bedürfnis  unabweis- 
lich  gewesen. 

Die  Schwierigkeiten  sind  bekanntlich  überwunden  worden,  und  die  neue 
Vorlage  hat  ziemlich  einhellige  Annahme  gefunden.  Eückhaltslose  Anerkennung 
ist  ihr  allerdings  nicht  zu  teil  geworden.  Als  das  Resultat  eines  Kompromisses 
betrachtet,  will  sie  nur  wenigen  eine  endgültige  Lösung  bedeuten.  Meines 
Erachtens  ist  ihr  damit  ein  unverdient  geringes  Mass  von  Würdigung  entgegen- 
gebracht. 

Am  5.  Mai  wurde  der  neue  Branntweinsteuergesetzentwurf  dem  Reichstage 
vorgelegt,  nach  zweitägiger  Debatte  am  11.  Mai  einer  Kommission  zur  Beratung 
überwiesen  und  im  wesentlichen  nach  den  Beschlüssen  derselben  vom  Reichstag 
in  zweiter  Lesung,  welche  am  13.,  14.  und  15.  Juni  erfolgte,  angenommen.  Kurz 
darauf  auch,  durch  die  dritte  Lesung  geführt,  wurde  er  in  der  Gestalt,  die  der 
Reichstag  ihm  gegeben  hatte,  Gesetz. 

Das  Gesetz  vom  24.  Juni  1887  hat  prinzipielle  Bedeutung  durch  die  Ver- 
knüpfung des  sozialstaatlichen  Motivs  einer  gewissen  Regelung  der  Privatwirt- 
schaften mit  dem  Einnahmenzwecke.  Das  Gesetz  bedeutet  weniger  als  ein 
Monopol  und  mehr  als  eine  Steuer.  Mit  dem  Monopol  hat  es  gemein,  dass  der 
Staat  eine  Garantie  der  Rentabilität  der  Brennerei ,  aber  nicht  auf  dem  Wege 
der  Exportprämie  übernehmen  und  dass  er  auf  den  Umfang  der  Produktion 
Einfluss  üben  will;  es  hat  mit  der  Steuer  gemein,  dass  die  Erzeugung  und 
der  Verkauf  privaten  Betrieben  nach  wie  vor  verbleibt,  und  dass  die  Schranke, 
die  für  die  Ausdehnung  der  Erzeugung  über  eine  gewisse  Grenze  hinaus  gesetzt 
ist,  nicht  als  die  absolute  der  Prohibition,  sondern  als  die  gleichsam  eines  hohen 
Zolls  für  jene  gedacht  ist,  die  aus  der  Beschränkung  heraustreten. 

Das  Gesetz  trägt  sodann  noch  einen  anderen  hervorstechenden  Zug.  Es 
ist  die  weitgehende  Begünstigung  der  kleinen  Brennerei  gegen  die  grosse.  Diese 
Begünstigung  in  der  Allgemeinheit ,  die  das  Gesetz  ihr  gibt ,  ist  neu.  Sie  ist 
ein  Versuch,  die  Konkurrenz  mit  ihren  Folgen  in  einem  bestimmten  Wirt- 
schaftskreise und  innerhalb  gewisser  Grenzen  zu  eliminieren. 

Norddeutschland  hat  bisher  bekanntlich  eine  Maischraumsteuer  besessen, 
welche  nominell  26,20,  thatsächlich  im  Durchschnitt  etwa  14,20  M.  pro  Hekto- 
liter absoluten  Alkohols  betrug.  Da  die  Ausfuhrvergütung  aber  nur  16  M. 
war  und  in  einem  Ausfuhrlande  mehr  als  der  Betrag  der  Ausfuhrvergütimg 
nicht  zur  Ueberwälzung  kommen  kann  ^),  so  kam  dem  deutschen  Brenner  nicht 
die  Differenz  der  Nominal-  und  thatsächlichen  Steuer,  sondern  bloss  eine 
Prämie  von  rund  1,80  M.  pro  Hektoliter  als  Differenz  der  thatsächlichen  Steuer 
gegen  die  Ausfuhrvergütung  zu  gute.  Diese  Maischraumsteuer,  wenn  auch 
teilweise  ermässigt,  bleibt  nur  für  die  landwirtschaftlichen  Brennereien  weiter 
bestehen;  für  die  gewerblichen  Brennereien  wird  sie  durch  einen  Zuschlag  zu 
der  neuen  Branntweinsteuer  ersetzt,  derart,  dass  diese  Brennereien  eine  Ver- 
brauchsabgabe von  70  und  90  statt  von  50  und  70  Pf.  pro  Liter  absoluten 
Alkohols  zu  entrichten  haben.     20  Pf.  sind  hier  Maischraumsteuer-Aequivalent. 


1)  Vgl.  Wolf,  Die  Branntweinsteuer,  ihre  Stellung  im  Steuersystem  und  in  der  Volks- 
wirtschaft, ihre  geschichtliche  Entwicklung  und  gegenwärtige  Gestalt  in  den  einzelnen  Ländern, 
und  ihre  Erhebungsformen.    S.  34. 
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Wenn  man  davon  absieht ,  so  findet  man  die  neue  Steuer  hier  wie  dort  mit 
50  und  70  Pf.  pro  Liter  erhoben.  50  Pf.  werden  entrichtet  von  einer  Erzeugung, 
welche  einem  Verbrauche  von  4V«  1  pro  Kopf  der  Bevölkerung  entspricht, 
70  Pf.  von  der  Erzeugung  darüber.  Da  der  Verbrauch  im  Lande  trotz  der 
Erhöhung,  welche  an  der  Steuer  vorgenommen  wird,  4V2  1  pro  Kopf  sehr  er- 
heblich übersteigen  —  er  betrug  bisher  das  Doppelte  —  sich  also  eine  Nach- 
frage über  das  zu  50  Pf.  versteuerte  Quantima  hinaus  schon  im  Inlande  geltend 
machen  wird ,  so  wird  auch  Branntwein  zu  70  Pf.  Steuer  für  das  Inland  zur 
Erzeugung  kommen.  Es  ist  nun  Gegenstand  eingehender  Debatten  gewesen, 
sowohl  im  Schosse  der  Reichstagskommission  als  des  Reichstags  selbst,  wie 
«endlich  im  Kreise  der  beteiligten  Industriellen,  ob  der  Brenner  seine  ganze 
Spiritusproduktion  mit  einem  Aufschlag  von  70  M.  pro  Hektoliter  würde  ver- 
kaufen können,  trotzdem  nur  ein  Teil  seiner  Erzeugung  diesen  höheren  Steuer- 
satz zu  entrichten  hat.  Die  Antwort  auf  diese  Frage  ist  entscheidend  über  den 
Erfolg  des  Gesetzes  nach  einigen  seiner  wesentlichsten  Absichten.  Sie  wird 
billig  an  den  Beginn  seiner  Beurteilung  gestellt.  Sie  spricht  nicht  nur  den 
Vorteil  des  Brenners  aus  der  neuen  Regelung  der  Steuer  aus ,  sondern  gibt 
gleichzeitig  Fingerzeige  über  die  wahrscheinliche  Höhe  der  künftigen  Brannt- 
weinerzeugung;  denn  diese  richtet  sich  zum  wesentlichen  Teile  nach  dem  Ge- 
winne, der  in  Aussicht  steht. 

Die  Antwort  auf  die  Frage  nach  der  Ueberwälzbarkeit  der  70  M.  Steuer 
für  die  mit  nur  50  M.  versteuerte  Erzeugung  erledigt  gleichzeitig  die  Frage 
nach  der  Ueberwälzbarkeit  der  70  M.  Steuer  für  die  mit  70  M.  versteuerte 
Erzeugung.  Der  Spiritus,  der  vom  Käufer  mit  70  M.  zu  versteuern  ist,  wird 
nämlich  gegen  jenen,  der  mit  50  M.  zu  versteuern  ist,  immer  um  20  M.  niedriger 
im  Preise  stehen.  Wenn  der  Preis  für  letzteren  Spiritus  ein  solcher  ist,  dass 
der  Brenner  nicht  20  M.  über  die  gezahlte  Steuer  hereinbekommt,  sondern  weniger, 
so  erhält  er  auch  für  den  mit  70  M.  versteuerten  Spiritus  nur  einen  Teil 
dieser  70  M. 

Von  einer  absoluten  Lösung  der  hier  vorangestellten  Frage  kann  nun 
allerdings  nicht  die  Rede  sein.  Die  indirekte  Steuer  ist  im  Verkehr  ein  Preis- 
element, und  für  die  Höhe,  in  der  sie  überwälzt  werden  kann,  sind  keine  anderen 
Momente  massgebend  als  jene ,  die  den  Preis  bestimmen.  Nun  ist  es  eine  be- 
kannte Erscheinung,  dass  der  Produzent  dort  wo  er  konkurrierend  mit  anderen 
Produzenten  auf  einem  Markte  ausbietet,  höhere  Gewinne,  wenn  sie  allgemein 
und  offen  sind,  sich  dauernd  in  ihrem  ganzen  Umfange  nicht  zu  erhalten  ver- 
mag, sondern  dass  er  einen  Teil  im  Preise  an  den  Konsumenten  abgibt.  Dieses 
Phänomen,  welches  einen  Teil  des  Untemehmerlohns  an  die  Konsumenten  über- 
trägt, wird  heute  in  der  ihm  zukommenden  Auffassung  wenig  gewürdigt.  Es  ist 
darum  nicht  weniger  eine  Thatsache.  Auch  im  vorliegenden  Falle  ist  eine  teil- 
weise Abgabe  der  dem  Brenner  durch  das  Gesetz  zugedachten  Gewinne  an  den 
Konsumenten  zu  erwarten.  Freilich  dürfte  hier  diese  Abgabe  eine  geringe  sein. 
Für  die  Zukunft  ist  nämlich  eine  genauere  Anpassung  der  Produktion  an  die 
Nachfrage,  beziehungsweise  eine  energischere  Beschränkung  der  ersteren  im 
Falle  niedrigerer  Preise  zu  erwarten  als  bisher.  Aus  folgenden  Gründen:  der 
Breimer  erhält  zweierlei  Preise ;  der  eine,  um  20  M.  höher  als  der  andere,  lässt 
ihm  wohl  reichlichen  Gewinn;  der  andere  wird  aber  sehr  leicht  unter   den 
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Produktionskosten  zu  stehen  kommen.  Durch  jede  Mehrerzeugung  von  solchem 
mit  70  M.  zu  versteuernden  Spiritus  vermindert  also  der  Brenner  seinen  Ueber- 
schuss  im  Geschäfte.  Bisher  hat  ein  Sinken  des  Preises  unter  die  Produktions- 
kosten nur  ausnahmsweise  stattgefunden.  In  der  Regel  Hess  der  Preis  einen, 
wenn  auch  manchmal  unbedeutenden  Gewinn.  Infolgedessen  blieb  die  Pro- 
duktion lange  Zeit  auf  ihrem  früheren  Stande.  Für  die  Zukunft  werden  jene 
Gewinne  allerdings  ei'heblich  gesteigert  sein ,  durch  die  Erzeugung ,  welche  zu 
50  M.  Steuer  erfolgt.  Sobald  aber  der  Brenner  von  den  20  M.  Steuerdifferenz, 
die  der  eine  Teil  der  Erzeugung  gewährt,  2  oder  3  M.  an  den  Käufer  abgibt, 
wird,  da  gleichzeitig  der  Spiritus  zu  70  M.  Steuer  eine  korrespondierende  Preis- 
einbusse erleiden  muss,  die  Erzeugung  dieses  Spiritus  leicht  nicht  nur  gewinnlos, 
sondern  geradezu  vei-lustbringend.  Jene  Zweiteilung  der  Steuer  lässt  daher, 
trotzdem  der  Spiritusdurchschnittspreis  ein  höherer  wird  als  in  den  letzten 
Jahren,  eine  knappere  Begrenzung  der  Erzeugung  in  Hinkunft  voraussehen. 
Die  Brenner  werden  die  Erzeugung  genauer  dem  Bedarf  anpassen,  nämlich  nur 
so  lange  Spiritus  zu  70  M.  Steuer  produzieren,  als  infolge  vorhandenen  Bedarfs 
nach  solchem  die  Produktion  den  Preis  nicht  wesentlich  „drückt"  und  sich  also 
auch  aus  dem  höher  versteuerten  Spiritus  noch  ein,  wenn  auch  geringer  Vorteil 
erzielen  lässt. 

Die  Zweiteilung  der  Steuer  erweist  sich  also  für  die  Zwecke ,  die  man 
im  Auge  hat,  überaus  wirksam.  Trotzdem  eine  Prämie  gewährt  wird,  ist 
nicht  nur  keine  üeberproduktion,  sondern  eine  Einschränkung  der  Erzeugung 
angeregt,  aber  doch  nur  angeregt,  nicht  etwa  obligatorisch  statuiert.  Die 
Prämie  und  damit  die  Einbusse  für  den  Staatsschatz  ist  kontingentiert,  aber 
die  Kontingentierung  hat  keine  der  Unzweckmässigkeiten ,  wie  etwa  die  Kon- 
tingentierung der  Zuckersteuer  in  Oesterreich,  der  Branntweinausfuhi-prämie  in 
Rumänien  u.  s.  w. 

Wollen  wir  versuchen,  den  Vorteil  zu  berechnen,  der  dem  Brenner  aus 
dem  neuen  Gesetze  zufällt,  so  hätten  wir  einen  Anhalt  hierfür  in  unserer  An- 
nahme, dass  er  die  Differenz  von  50  auf  70  M.  mit  einem  Abzug  von  2 — 3  M. 
voll  würde  einziehen  können.  Bisher  war  seine  Prämie  1,50 — 2  M.  pro  Hekto- 
liter. Davon  mag  ungefähr  die  Hälfte  an  den  Käufer  abgegeben  worden  sein. 
Künftig  soll  der  Brenner  2 — 3  M.  abgeben,  aber  nicht  von  seiner  prämiierten 
Erzeugung  allein,  sondern  von  seiner  gesamten  Erzeugung,  denn  wenn  er  den 
prämiierten  Spiritus  zu  2 — 3  M.  unter  dem  Preise,  den  er  sonst  fordern  würde, 
verkauft,  so  muss  er  den  gleichen  Preisnachlass  auch  für  den  zu  70  M.  ver- 
steuerten Spiritus  gewähren.  Auf  eine  künftige  Produktion  von  4,000,000  hl 
in  der  Branntweinsteuergemeinschaft  würde  sich  dann  der  Gewinn  der  Brenner 
aus  dem  Gesetze  auf  1,710,000  hl  (4V2  1  pip  Kopf  auf  38,000,000)  ä  20  M. 
=  34,200,000  M.  weniger  4,000,000  hl  ä  2^h  M.  =  10,000,000  M.,  also  auf 
rund  24,000,000  M.  berechnen,  gegen  etwa  3,000,000  M.  bisher. 

Wir  haben  hier  für  die  künftige  Produktion  so  zu  sagen  eine  Verhältnis- 
zahl angenommen.  Es  konnte  nämlich  ausgesprochen  werden,  die  Produktion 
würde  sich  künftighin  „knapper"  dem  Bedarf  anpassen  als  bisher.  Wie  hoch 
und  welcher  Art  wird  aber  der  Bedarf  sein  ?  Die  Begründung  zum  Regierungs- 
entwurfe nimmt  eine  Verminderung  des  Trinkkonsums  um  15  Prozent  in  Aus- 
sicht.    Dieser  Satz  dürfte  der  Wirklichkeit  ungefähr  entsprechen.    Der  Konsum 
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berechnete  sich  bisher  nach  Abschlag  des  mit  Inanspruchnahme  der  Steuerfrei- 
heit gewerblich  verarbeiteten  Spiritus  mit  etwas  über  3,400,000  hl.  12  Prozent 
dieser  ZiflFer  werden  für  Schwendung  imd  für  Verwendung  zu  gewerblichen 
Zwecken  ohne  Inanspruchnahme  der  Steuerfreiheit  in  Abzug  gebracht,  so  dass 
rund  3,000,000  hl  als  wirklicher  Trinkkonsum  verbleiben.  15  Prozent  hiervon 
wären  450,000  hl.  Man  hofft  jedoch,  dass  um  ungefähr  ein  Drittel  dieser  Menge 
der  Verbrauch  von  Spiritus  zu  gewerblichen  Zwecken  künftig  steigen  werde,  so- 
bald die  bisher  einer  ausgebreiteten  Verwendung  des  Spiritus  für  Nicht- 
konsumzwecke entgegenstehenden  Schwierigkeiten  und  Kosten  sich  vermindern. 
Da  in  diesem  Punkte  jedoch  keine  Sicherheit  besteht  und  jene  Schätzung  auch 
im  übrigen  ohne  irgend  zuverlässige  Grundlage  ist,  so  ist  sie  vorläufig  in  die 
Kechnung  nicht  oder  doch  nur  mit  einem  erheblich  niedrigeren  Betrage  aufzu- 
nehmen, und  sie  kann  mindestens  als  kompensiert  gelten  durch  den  teilweisen 
Entfall  einer  anderen  Verbrauchspost,  nämlich  des  Verbrauchs  für  Zwecke  des 
Schmuggels  nach  Russland,  welcher  bisher  auch  auf  150,000  hl  imd  mehr  ver- 
anschlagt worden  ist.  TJeberdies  kömmt  für  die  Brennereien  der  bisherigen 
Branntweinsteuergemeinschaft  noch  in  Betracht  —  obwohl  nicht  zu  wesentlich 
— ,  dass  mit  Ausdehnimg  des  neuen  Steuergesetzes  auch  auf  Süddeutschland  die 
Brennerei  dahier  infolge  von  Begünstigungen,  auf  welche  wir  später  noch  zurück- 
kommen, ihre  Produktion  steigern  und  die  Einfuhren  aus  Norddeutschland  ent- 
sprechend herabdriicken  wird,  wodurch  der  norddeutschen  Brennerei  gleichfalls 
ein  Absatzfeld  für  etwa  50,000  hl,  wenn  auch  nicht  sofort  verloren  geht. 

Nach  alledem  steht  eine  Verminderung  des  durch  die  norddeutsche 
Brennerei  zu  versorgenden  Bedarfes  um  500,000  hl  und  vielleicht  etwas  mehr 
in  Aussicht.  In  ziemlich  gleichem  Verhältnis  dürfte  auch  eine  Verminderung 
in  der  Produktion  der  Brennereien  eintreten.  AUerdings  wird  diese  Vermin- 
dei-ung  keine  gleichmässige  sein.  Die  mittleren  und  giösseren  Kartoffelbren- 
nereien dürften  hier  voranstehen.  Eine  Einschränkung  des  Betriebs  dahier  um 
etwa  ein  Fünftel  kann  in  der  Regel  —  trotz  allem,  was  dagegen  gesagt  wird 
—  ohne  Schädigung  des  landwirtschaftlichen  Interesses  erfolgen. 

Die  Verhältnisse  der  Ausfuhr  dürften  keine  erheblich  anderen  werden 
als  bisher.  Unter  dem  Schutze  der  Preisermässigung  von  2 — 3  M.  absolut, 
1 — 2  M.  relativ,  das  ist  gegen  heute,  zu  deren  Gewährung  der  Brenner  gelangen 
dürfte,  ist  der  Händler  in  den  Stand  gesetzt,  dem  deutschen  Export  seine  bis- 
herigen Absatzgebiete  durchwegs  zu  erhalten.  Eine  namhafte  Erweiterung  des 
deutschen  Absatzes  nach  aussen  ist  allerdings  nicht  vorauszusehen. 

In  Zusammenhang  mit  der  Berechnung  des  Konsums  ist  der  künftige 
Ertrag  der  neuen  Steuer  zu  ermitteln.  Da  die  Reichsregienmg  in  den  Motiven 
zum  Gesetzentwurfe  sowie  regelmässig  auch  schon  früher  von  einer  zu  niedrigen 
Konsumziffer  ausgegangen  ist,  nimmt  sie  von  der  neuen  Steuer  einen  geringeren 
Ertrag  in  Aussicht,  als  er  sich  thatsächlich  ergeben  dürfte.  Die  Steuervorlage 
berechnet  die  Einnahmen  aus  der  reinen  Verbrauchsabgabe  auf 
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85,500,000  M.  für  1,710,000  hl  ä  50  M.  und 

29,050,000    „      „       415,000  „    ä  70    „  ,  zusammen  auf 


114,550,000  M.  und  inkl.  der  künftigen  Maischraumsteuer  und  des  Maisch- 

raumsteuer-Aequivalents  von 
32,350,000    „    die  künftigen  Gesamteinnahmen  auf 

146,900,000  M.  d.  i.    nach  Abzug    der   Mehrkosten   für  Vergrösserung   des 
Beamtenpersonals,  sowie  der  Kosten  der  von  der  Regie  zu 
beschaffenden  Sammelgefässe,  Messapparate  u.  s.  w.  von 
3,500,000    ,    auf 

143,400,000  M.  netto. 
Diese  Rechnung  geht  also  von  einem  künftigen  der  Steuer  unterliegenden 
Branntweinkonsum  von  2,125,000  hl  aus.  Wir  schlagen  denselben  nach  den  vor- 
hin mitgeteilten  Daten  mit  2,400,000—2,500,000  hl  (3,000,000  hl  minus  450,000  hl 
Verminderung  des  deutschen  Trinkkonsums  minus  50,000 — 100,000  hl.  Vermin- 
derung des  Bedarfs  für  Schmuggel).  Die  einer  Steuer  von  70  M.  unterliegende 
Verbrauchsmenge  wäre  danach  um  350,000  hl  und  die  Einnahme  um  24,500,000  M. 
grösser,  als  die  Regierungsvorlage  berechnet.  Hierzu  käme,  dass  auch  ein  Mehr- 
ertrag des  Maischraumsteuer-Aequivalents  mit  dem  von  uns  geschätzten  höheren 
Konsum  gegeben  wäre.  Für  eine  Berechnung  dieses  Mehr  liegen  indes  keine 
ausreichenden  Anhaltspunkte  vor. 

Eine  vollständige  und  überaus  erhebliche  Verschiebung  bringt  das  neue 
Gesetz  in  dem  gegenseitigen  Verhältnis  der  Steuerbelastung  der  kleinen  und 
grossen,  landwirtschaftlichen  und  gewerblichen  Kartoffel-  und  Getreidebrennerei 
hervor.  Das  bisherige  Branntweinsteuergesetz  war  summarisch  in  seinem  Ver- 
fahren. Um  die  Einheitlichkeit  der  Gesetzgebung  nicht  zu  stören,  stand  es  fast 
von  jeder  Korrektur  der  Produktionskosten-Verschiedenheit  vermittelst  der  Steuer 
ab.  Nur.  für  die  kleinste  landwirtschaftliche  Brennerei  war  eine  —  nicht  er- 
hebliche —  Begünstigung  ausgesprochen.  Genau  auf  dem  entgegengesetzten 
Punkte  steht  die  nunmehrige  Branntweinsteuergesetzgebung.  Sie  versucht  ein- 
mal insoweit  eine  gewisse  Ausgleichung  verschiedener  Produktionskosten  durch 
die  Steuer,  als  ohne  solche  Begünstigung  volkswirtschaftlich  wertvollere  Betriebe 
durch  minder  wertvolle  gefährdet  wären.  Aus  diesem  Grunde  wird  die  land- 
wirtschaftliche Brennerei  aller  Grössen  gegen  die  gewerbliche  Brennerei  bevor- 
zugt. Aber  das  Gesetz  geht  weiter.  Es  sucht  auch  eine  gewisse  soziale  Ge- 
rechtigkeit zu  üben,  indem  es  dort,  wo  nicht  volkswirtschaftliche  Interessen  im 
engeren  Sinne  in  Frage  stehen,  progressiv  besteuert.  Die  Grossbrennerei  soll 
nicht  Herr  werden  über  den  Kleinbetrieb ;  daher  wird  sie  mit  höheren  Beträgen 
zur  Steuer  herangezogen.  Hier  handelt  es  sich  um  ein  ausgesprochen  sozial- 
politisches Motiv.  Eine  den  kleinbäuerlichen  Betrieb  verhältnismässig  geringer 
belastende,  den  Grossgrundbesitz  stärker  heranziehende  Grundsteuer  oder  eine 
das  Handwerk  gegen  die  Fabrik  begünstigende  Gewerbesteuer  würde  sich  in 
nichts  von  der  neuen  deutschen  Branntweinsteuer  unterscheiden.  Dass  die 
ersteren  direkte  Steuern  sind,  die  Branntweinsteuer  aber  eine  indirekte  Steuer, 
kömmt  hierbei  nicht  weiter  in  Betracht. 

Die  Verschiedenheiten  der  Steuerbelastung  sind  weit  grösser,  als  man  auf 
den  ersten  Blick  denken  möchte.    Ohne  Spezialbegünstigung  bleiben  unter  dem 
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neuen  Gesetz  nur  die  Presshefebrennereien  (jene  vereinzelten  Betriebe  ausge- 
nonunen,  die  „landwirtschaftlich"  wären).  Auf  gleicher  Stufe  nait  ihnen  stehen 
die  gewerblichen  Brennereien  mit  über  20,000  1  Bemaischung  pro  Tag.  Eine 
Ermässigung  um  2  M.  pro  Hektoliter  der  Erzeugung  wird  jenen  gewerblichen 
Brennereien  zugesprochen,  die  zwischen  10,000  und  20,0001  pro  Tag  Bemai- 
schung ,  eine  Ermässigung  um  4  M.  jenen ,  deren  Bemaischung  unter  10,000  1 
bleibt.  Ungefähr  auf  der  Stufe  dieser  letzteren  stehen  die  landwirtschaftlichen 
Brennereien  mit  über  20,000  1  täglicher  Bemaischung,  die  allerdings  nicht  nur 
keine  Steuerermässigung,  sondern  einen  Steuerzuschlag  von  4  M.  erfahren,  aber 
einen  Zuschlag  nicht  zum  Maischraumsteuer-Aequivalent  wie  die  gewerblichen 
Breimereien,  sondern  zur  Maischraumst^uer,  die  \'iel  niedriger  als  das  ,Aequi- 
valenf  ist.  Mit  fortschreitender  Kleinheit  des  Betriebs  wird  dann  auch  die 
den  landwirtschaftlichen  Brennereien  zugesprochene  Begünstigung  immer  be- 
deutender. 

Man  kann  die  künftige  Steuerleistung  —  abgesehen  von  der  Verbrauchs- 
abgabe —  der  landwirtschaftlichen  Kartoffelbrennereien  etwa  veran- 
schlagen, wie  folgt:  M.  i)  pro  hl 

äbsol  Alle 

I.  Brennereien  mit  nicht  über  1050 1  täglicher  Bemaischung  bei  Erlass  von 

f  10  der  Maischraumsteuer  und  einer  Ausbeute  von  8' 4  Prozent  ....  9,50 
n.  Brennereien  mit  nicht  über  1500  1  täglicher  Bemaischung  bei  Erlass  von 

2']o  der  Maischraumsteuer  und  einer  Ausbeute  von  8'  2  Prozent  ....  12,25 
in.  Brennereien  mit  nicht  über  3000 1  täglicher  Bemaischung  bei  Erlass  von 

1(10  der  Maischraumsteuer  und  einer  Ausbeute  von  9  Prozent 13,— 

rv.  Brennereien  mit  nicht  über  10,000 1  täglicher  Bemaischung  bei  Zahlung 

der  vollen  Maischraumsteuer  und  einer  Ausbeute  von  10  Prozent  .  .  ,  13, — 
V.  Brennereien  mit  nicht  über  20,000  1  täglicher  Bemaischung  bei  voller  Steuer 

plus  2  M.  pro  Hektoliter  Zuschlag  und  einer  Ausbeute  von  lOio  Prozent  14,50 
VI.  Brennereien  mit  20,000  und  mehr  Liter  täglicher  Bemaischung  bei  voUer 

Steuer  plus  4  M.  pro  Hektoliter  Zuschlag  und  einer  Ausbeute  von  io3  4  Proz.      16,— 

Die  gewerbliche  Brennerei  der  Kategorie  FV  zahlt  16  M.  pro  Hekto- 
liter Maischraumsteuer-Aequivalent,  also  um  etwa  3  M.  mehr  als  die  landwirt- 
schaftliche Brennerei  gleicher  Grösse,  die  gewerbliche  Brennerei  der  Kategorie  V 
18  M.,  also  um  3^2  M.  mehr  als  die  landwirtschaftliche  Brennerei,  die  gewerb- 
liche Brennerei  der  Kategorie  VI  20  M.,  also  um  4  M.  mehr.  Die  gewerbliche 
Brennerei,  die  Presshefebrennerei  ist,  zahlt  jedoch  unter  allen  Umständen 
20  M.  pro  Hektoliter. 

Von  Interesse  ist  es,  diese  Steuerbeträge  gegen  die  bisher  ungefähr  ent- 
richteten in  Vergleich  zu  stellen.  Für  die  landwirtschaftliche  Kartoffel- 
brennerei gilt  die  folgende  Tabelle: 

„.  ,      .  Künftiger  Steuersatz  ^      .       .  ,  .      ,      -r^    ,     ,   ,     x 

Bisheriger        .  .  1    i,     ■,     ,^  Gewinn  (+)  oder  \  erlust  (— ) 

c,  .  (ausserhalb  der  ^  er-  ,  .  , 

Steuersatz         ^  gegen  bisher 

brauchssteuer) 

Mark  pro    Hektoliter  absoluter    Alkohol 

Kat.  I            13,25                            9,50  +  3,75 

,     II-)        15,50                          12,25  4-  3,25 

,     HI  2)       14,50                          13,—  +  1,50 

.    IV  ^)      13,—                         13,—  — 

1)  Abgerundet  auf  Viertelmark. 

2)  Bisher  ohne  Begünstigung. 
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Bisheriger 

Steuersatz 

Künftiger  Steuersatz                .       ,  ,  .     .      tt    i    ^  /    s 
,           T   11     1      TT              Gewinn  (+)  oder  Verlust  ( — ) 
(ausserhalb  der  Ver-                                    >,•  i,   . 

brauchssteuer) 

Mark 

pro    Hektoliter    absoluter    Alkohol 

Kat.  Y')        12,50 

14,50                                          —  2,50 

,     VP)       12,25 

16,—                                          —  3,75 

Wie  man  sieht,  bleibt  nur  für  die  mittlere  Brennerei,  jene  von  3000  bis 
10,000 1  täglicher  Bemaischung  der  status  quo  weiter  bestehen.  Die  kleine 
Brennerei  dagegen  zieht  aus  dem  Gesetze  sehr  erheblichen  Gewinn,  für  welchen 
die  grosse  Brennerei  durch  die  Verluste,  die  sie  erleidet,  aufkömmt.  Der  Vor- 
teil der  kleinen,  der  Verlust  der  grossen  Brennereien  wird  auf  anderem  Wege 
noch  etwas  verstärkt.  Begünstigung  und  Zurücksetzung  sind  _  nämlich  nicht 
allein  im  Rahmen  der  Maischraumsteuer,  sondern  auch  in  jenem  der  Verbrauchs- 
abgabe zu  finden.  Allerdings  liegen  die  Differenzen  innerhalb  der  letzteren 
nicht  offen  zu  Tage  und  sind  vielleicht  auch  nicht  beabsichtigt,  aber  immerhin 
—  sie  sind  vorhanden.  Der  kleinen  Brennerei  fällt  nämlich  eine  verhältnis- 
mässig grössere  Menge  von  Branntwein,  der  zu  bloss  50  M.  zu  versteuern  ist 
und  also  bis  an  20  M.  Gewinn  abwirft,  zu  als  ihrer  grösseren  Genossin.  Dies 
kömmt  daher,  weil  hier  wie  dort  der  bisher  entrichtete  Steuerbetrag  die  Grund- 
lage für  die  Berechnung  der  zu  50  M.  gestatteten  Erzeugung  bildet,  während 
er  doch  in  den  kleineren  Brennereien  infolge  ihrer  geringeren  Ausbeute  eine 
verhältnismässig  geringere  Erzeugung  repräsentiert  als  in  den  Grossbetrieben. 
Wird  nun,  wie  das  Gesetz  es  ausspricht,  die  Erzeugung  nach  einem  einheit- 
lichen Schlüssel  für  grosse  und  kleine  Brennereien  aufgeteilt  und  bildet  die  so 
berechnete  Erzeugung  den  Massstab  für  die  Ermittlung  jenes  Teils  der  Produk- 
tion, dem  20  M.  Prämien  pro  Hektoliter  gewährt  werden  soll,  so  ist  damit  eine 
Begünstigung  der  kleinen,  eine  Benachteiligung  der  grossen  Brennereien  ausge- 
sprochen. Denn  die  letzteren  erhalten  dann  die  20  M.  Prämie  für  einen  zu 
geringen,  die  ersteren  für  einen  zu  grossen  Teil  ihrer  Produktion.  Nimmt  man 
an,  dass  im  Durchschnitt  der  Kartoffelbrennerei  ^ß  der  Erzeugung  auf  jenen 
niedriger  zu  versteuernden  Spiritus  fallen  und  die  Durchschnittsausbeute  dieser 
Brennereien  im  Laufe  der  letzten  fünf  bis  sieben  Jahre  ^)  8^4  Prozent  war,  von 
der  sich  die  Maximal-  und  Minimalausbeute  je  um  1  Prozent  entfernt,  so  be- 
deutet jene  einheitliche  Rechnung,  gegenüber  der  verschieden  hohen  Ausbeute 
und  Erzeugung  für  die  Brennereien  mit  durchschnittlich  77^  Prozent  bisheriger 
Ausbeute,  das  ist  für  die  kleinen  Brennereien  87  Pf.  pro  Hektoliter  ihrer 
künftigen  Gesamterzeugung  Gewinn,  für  die  Brennereien  mit  9^4  Prozent 
bisheriger  Ausbeute,  das  ist  für  die  grossen  Brennereien  87  Pf.  pro  Hektoliter 
Verlust^).  Die  Differenz  der  beiderseitigen  Verbrauchssteuerbegünstigungen 
geht  also  bis  l'V«  M.  pro  Hektoliter. 

1)  Bisher  ohne  Begünstigung. 

2)  Die  Jahresmenge  Branntwein,  welche  die  Brennereien  zum  Satze  von  50  M.  pro 
Hektoliter  herstellen  dürfen,  wird  nach  dem  Durchschnitt  der  von  ihnen  von  1879,80  bis  1885,86 
gezahlten  Steuerbeträge,  unter  Weglassung  der  geringsten  und  der  höchsten  Jahreszifier, 
bemessen. 

S)  73/4  :  93/-  =  —  :  —  =  31  :  39.    83/.  =  — .    Im  normalen  werden  (nach  dem  Verhältnis  von 
4       4  4 

'/5 :  ^/ä  '=  40  :  100)  auf  3ö  hl  Branntwein  zu  50  M.  Steuer  52,5  hl  zu  70  M.  erzeugt.    Die  Brennerei 
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Diese  Differenz  gilt  übrigens  nicht  für  die  landwirtschaftliche  Kartoffel- 
brennerei allein,  sondern  für  die  gesamte  Kartoffelbrennerei,  und  auch  in  der 
Getreidebrennerei  ist  sie  vorhanden,  wenn  auch  hier  vielleicht  in  etwas  ge- 
ringerem Umfang.  Wir  sehen  vorläufig  von  ihr  jedoch  ab  und  gehen  weiter 
in  der  Nachweisung  jener  Unterschiede  in  der  Steuerleistung,  welche  gegen  bis- 
her aus  der  Neuregelung  der  Maischraumsteuer,  bezw.  ihrem  Ersätze  durch 
einen  Zuschlag  zur  Verbrauchssteuer  entspringen. 

Gewerbliche  Kartoffelbrennereien,  welche  nach  dem  geltenden  Ge- 
setze, wenn  sie  den  Kategorien  11 — VI  angehörten  (genau  genommen  über  10,305 1 
in  einem  Tage  bemaischten),  gegen  landwirtschaftliche  Brennereien  nicht  in 
Nachteü  gesetzt  waren  und  also  wie  jene  von  15,50 — 12,25  M.  Steuer  zahlten, 
werden   künftig   16 — 20  M.,    also    rund   4  M.    mehr   als   bisher   zahlen   müssen. 

Getreidebrennereien  ohne  Presshefeerzeugung  zahlten  bisher 
(bei  einer  Ausbeute  von  im  Durchschnitt  etwa  6 ',2  Prozent  20  M.)  Steuer;  soweit 
sie  in  die  Kategorie  der  bisher  sogenannten  landwirtschaftlichen  fielen,  aller- 
dings um  etwa  2  M.  weniger.  Künftig  entrichten  sie  zwischen  IS'/»  (landwirt- 
schaftliche Getreidebrennereien  der  ersten  Kategorie)  bis  20  M.,  sind  also  fast 
ausnahmslos  besser  gestellt.  In  noch  höherem  Grade  gilt  dies  für  die  Press- 
hefebrennereien, welche  bisher  zu  einer  Steuerleistung  von  rund  30  M.  pro 
Hektoliter  verhalten  waren  und  nun  nicht  über  20  M.  zahlen  müssen.  Die  nicht 
Presshefe  erzeugenden  Getreidebrennereien  haben  indes  auch  eine  Begünstigung 
für  die  Entrichtung  der  Verbrauchsabgabe  erfahi-en.  Bei  Berechnung  der  Mengen, 
welche  zu  50  M.  pro  Hektoliter  versteuert  werden  soUen,  kommen  die  bisherigen 
Steuerbeträge  der  Hefebrennereien  nämlich  nur  zur  Hälfte  im  Verhältnis  der 
Kartoffelbrennerei  in  Ansatz,  die  der  gewöhnlichen  Getreidebrennereien  aber  zu  '/s. 
Der  für  die  Hefebrennereien  angenommene  Ansatz  entspricht  ungefähr  dem  Ab- 
stände der  Spiritusausbeute  in  den  Hefen  gegen  jene  in  den  Kartoffelbrennereien, 
dem  Verhältnis  nämlich  (für  den  Durchschnitt  von  5 — 7  Jahren)  von  4 — 4'/4 
zu  8 — 9V2.  Nicht  so  für  die  übrige  Getreidebrennerei.  Deren  Ausbeute  war 
bisher  im  Durchschnitt  etwa  67«  Prozent.  Sie  erzeugte  also  bei  gleicher 
Steuer  im  Verhältnis  von  6,5  zu  8,75  weniger  als  die  Kartoffelbrennerei.  Ihre 
bisherige  Steuer  hätte  in  diesem  Verhältnis  künftig  bei  der  Zuteilung  der  mit 
50  M.  zu  versteuernden  Branntweinmenge  zur  Rechnungsgrundlage  genommen 
werden  sollen.  Nahe  zu  dieser  Proportion,  nämlich  auf  75:100  (=  583:875) 
ging  denn  auch  der  Ansatz  des  Gesetzentwurfes  in  seiner  ursprünglichen  Fassung. 
Aber  die  Kommission  ersetzte  die  Verhältniszahl  %  durch  V«-  Dieselbe  bedeutet 
für  die  Getreidebrennerei  einen  erheblichen  Prämiengewinn.  Er  erfährt  (vom 
1.  Oktober  1889)  eine  weitere  Steigerung  noch  dadurch,  dass  für  Kartoffelbrannt- 
wein  aber  nicht  für  Kombranntwein  ein  Reinigungszwang  ausgesprochen  ist.  In 
der  Begünstigung  der  Getreidebrennerei  wurde  unter  diesen  Umständen  offenbar 
zu  weit  gegangen. 

Die  Steuerskalen  werden  eine  gewisse  Verschiebung  in  dem  Status  der 
Brennerei  bewirken.    Brennereien,    die    zu  gross  wären,   um   an   einer  Steuer- 

mit  73,4  Prozent  Ausbeute  sollte  aber  nur  auf  31,  jene  mit  984  Prozent  auf  39  hl  zu  50  M.  An- 
spruch haben.  Durch  die  Berechnung  von  35  hl  für  beide,  gewinnt  die  eine,  verliert  die  andere 
je  4  hl  auf  87,5  hl  Gesamterzeugung,  d.  i.  (4  hl  ä  19  M.  =)  76  M.  und  auf  87,5  hl  87  Pf.  pro 
Hektoliter. 
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begünstigung  teilnehmen  zu  können,  werden,  wenn,  sie  nicht  allzusehr  von 
der  Grenze  entfernt  sind,  hinter  welcher  die  Begünstigung  beginnt  oder  der 
Zuschlag  dahinfällt,  diese  Grenze  zu  erreichen  trachten.  Als  landwirt- 
schaftlich erklärte  Brennereien ,  welche  bisher  1800  oder  2000  1  pro  Tag  be- 
maischten, werden  leicht  bis  1500  1,  Brennereien,  welche  3,500  1  pro  Tag  be- 
maischten, bis  3000  1  zurückgehen,  um  die  Begünstigungen,  die  für  die  jeweilig 
kleineren  Brennereien  ausgesetzt  sind,  noch  zu  gemessen.  Die  Steuerskala  ist 
danach  neben  der  Zweiteilung  des  Steuersatzes  ein  weiteres  Mittel  für  die  Her- 
beiführung einer  Produktionsbeschränkung.  Dass  die  Entwicklung  mit  dem 
neuen  Gesetze  eine  gewissermassen  einseitige  werde,  und  zwar  einseitig  in  der 
Richtung  der  landwirtschaftlichen  Brennerei,  ist  vom  Gesetzgeber  beabsichtigt. 
Die  gewerbliche  Brennerei,  insbesondere  die  Kartoffelbrennerei  ist  bei  der 
Prämienausteilung,  die  das  neue  Gesetz  vornimmt,  überaus  stiefmütterlich  be- 
dacht worden.  Wir  fällen  dieses  Urteil  auf  Grund  der  folgenden  Rechnung. 
Die  Annahme  sei  festgehalten,  dass  künftig  ungefähr  ^/b  der  Produktion  der 
norddeutschen  Brennerei  unter  den  niedrigeren  Steuersatz  von  50  M.,  ^/s  unter 
den  höheren  Steuersatz  von  70  M.  fallen  werden.  Wird  weiters  für  die  Ge- 
samtproduktion ein  Rückgang  des  Preises  um  1  M.  vorausgesetzt,  so  zieht  der 
gewerbliche  Brenner  aus  2  auf  5  hl  seiner  Produktion  einen  ihm  durch  die 
Steuer  vermittelten  Gewinn  ä  19  M.  =  38  M.  Dagegen  verliert  er  auf  8  von 
5  hl  1  M.  am  Preise,  das  ist  3  M.  im  ganzen.  Gehört  er  nun  der  grössten 
Kategorie  von  über  20,000 1  täglichem  Maischraum  und  einer  Ausbeute  von 
gegenwärtig  10^*  Prozent,  im  Durchschnitt  der  letzten  5 — 7  Jahre  aber  von 
9^/4  Prozent  an,  so  vermindert  sich  sein  Gewinn  im  Verhältnis  von  8^/4  :  9^4  =: 
85 :  39,  da  er  um  so  viel  weniger  als  die  mittlere  Brennerei  an  der  Erzeugung 
von  Spiritus  zu  50  M.  partizipirt.  Sein  Gewinn  geht  herab  auf  rund  31  M.  oder 
6V5  M.  pro  Hektoliter.  Dem  steht  gegenüber  ein  bisheriger  Steuergewinn  von 
(16, —  minus  12,25)  3,75  M.  pro  Hektoliter,  so  dass  das  Plus  des  Gewinnes  sich 
auf  2V2  M.  pro  Hektoliter  reduziert.  Allerdings  ist  dies  der  ungünstigste  Fall. 
Er  zeigt  indes,  dass  es  fast  überflüssig  war,  alle  neu  zur  Errichtung  kommenden 
gewerblichen  Brennereien,  so  wie  das  Gesetz  es  thut,  von  der  Partizipation  an 
der  Prämie  von  20  M.,  die  ein  Teil  der  Produktion  durch  die  Versteuerung  zu 
bloss  50  M.  geniesst,  auch  formell  auszuschliessen.  Denn  soweit  neue  Brennereien 
errichtet  werden,  werden  sie  schon  unter  dem  Zwange  der  anderweiten  Bestim- 
mungen durchaus  landwirtschaftliche  Brennereien  sein. 

In  zwei  wichtigen  Materien  nimmt  das  neue  Gesetz  eine  Ergänzung  seiner 
Bestimmungen  vermittelst  bundesrätlicher  Verordnung  in  Anspruch:  für  den 
Reinigungszwang  und  für  die  Neuregelung  der  steuerfreien  Denaturierung. 
Bezüglich  des  ersteren  spricht  das  Gesetz  bloss  aus,  dass  aller  Branntwein  mit 
Ausnahme  des  Kombranntweins  dem  Reinigungszwang  unterliegt.  Der  ursprüng- 
lichen Vorlage  fehlt  jede  solche  Bestimmung;  erst  die  Kommission,  und  zwar 
heisst  es  auf  Anregung  ihres  Vorsitzenden,  Dr.  Miquel,  nahm  dieselbe  auf.  Nach 
Aeusserungen  des  Finanzministers  soll  der  den  Reinigungszwang  aussprechende 
Artikel  4  des  Gesetzes  seine  Ausführung  übrigens  nicht  durch  bundesrätliche 
Verordnung  finden,  sondern  durch  Vorlage  eines  Spezialgesetzes.  Der  Reinigungs- 
zwang traf  bei  den  Kartoffelbrennern  auf  die  lebhafteste  Opposition.  In  einer 
Eingabe    an    den  Reichstag   beantragten   sie    die   Streichung   des   betreffenden 
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Kommissionsbeschlusses,  indem  sie  in  erster  Linie  gegen  ihn  geltend  machten, 
der  Nachweis,  dass  gerade  die  Fuselöle  in  den  vei-schiedenen  Branntweinen  die 
nachteiligen  Wirkungen  des  Alkoholgenusses  erzeugen,  sei  bisher  nicht  erbracht. 
Es  stehe  vielmehr  fest,  dass  nicht  der  Fuselgehalt  im  Branntwein  das  Schäd- 
liche sei,  sondern  dass  der  reine  Alkohol  selbst,  im  Uebermass  ge- 
nossen, die  Säuferkrankheiten  hervorruft.  Die  Bevorzugung  des  Korn-  gegen 
den  Kartoffelbranntwein  habe  daher  keinen  Sinn.  Für  jeden,  der  den  Gegenstand 
nur  einigermassen  beherrscht,  ist  es  indes  klar,  dass  die  Behauptung  der  Brenner 
mit  den  Thatsachen  nicht  stimmt.  Ganz  im  Gegenteile  ist  durch  die  viel- 
fältigsten Versuche  dargethan,  dass  der  eigentliche  Alkohol,  der  A  e  t  h  y  1  alkohol, 
nur  wenig  schädlich  ist,  und  dass  die  unheilvollen  Wirkungen  des  Branntwein- 
genusses vorzugsweise  aus  den  im  Branntwein  enthaltenen  Nebenprodukten  der 
Gärung  oder  Destillation  abzuleiten  sind.  Diese  Nebenprodukte ,  die  Fuselöle, 
sind  Propylalkohol ,  Butylalkohol  und  Amylalkohol.  Rabuteau  hat  gefunden, 
dass  Amylalkohol  mindestens  lomal  so  stark  wie  Aethylalkohol  und  3 — 4mal 
stärker  als  Butylalkohol  wirkt.  Propylalkohol  ist  ein  schwächerer  Fusel.  Nach 
dem  Gehalte  an  diesen  Fuselölen  wurden  die  Handelsbranntweine  von  wissen- 
schaftlicher Seite  in  folgende  Reihe  gestellt,  welche  mit  der  toxischen  Wirkung 
des  betreffenden  Branntweins  fortschreitet.  Am  wenigsten  schädlich  ist  1.  der 
Weinbranntwein.  Es  folgen  2.  Branntwein  aus  Most-  und  Weintrebem,  3.  Ge- 
treidebranntwein, 4.  Rüben-  und  Melassebranntwein,  5.  Kartoffelbranntwein. 
In  einer  anderen  Aufstellung  tauschen  Rüben-  und  Getreidebranntwein  ihre 
Stelle.  Diese  Reihenfolge  rechtfertigt  allerdings  nicht,  dass,  wie  die  gesetzliche 
Bestimmung  es  will,  der  aus  Beeren  und  Obst  hergestellte  Branntwein  ebenso 
sehr  wie  jener  aus  Kartoffeln  dem  Reinigungszwang  imterworfen  ist.  Wir 
möchten  fast  vermuten,  dass  die  Nicht  -  Ausschliessung  der  Obstbranntweine 
von  dem  Zwange  nur  in  einem  Versehen  ihren  Grund  hat.  Auf  der  anderen 
Seite  ist  aber  mit  der  unbedingten  Freilassung  des  Kornbranntweins  zu  weit 
gegangen. 

Neue  Massnahmen,  die  Denaturierung  betreffend,  sind  nötig  gemacht, 
einmal  weil  das  neue  Gesetz  ein  Recht  auf  Freiheit  von  der  Verbrauchsabgabe 
für  denjenigen  statuiert^),  der  Spiritus  gewerblich  verarbeitet,  während  bisher 
ein  solches  Recht  nicht  bestand;  sodann  weil  das  Gesetz  die  Steuerfreiheit  auch 
an  solchen  Spiritus  verleiht,  der  in  grossen  Mengen  für  Heizungs-,  Koch-,  Be- 
leuchtungs-,  Putzzwecke  verwendet  wird,  endlich  aber  auch  deswegen,  weil  die 
bisherigen  für  die  Denaturierung  in  Geltung  gestandenen  Bestimmungen  sich 
nach  mehreren  Riehtungen  als  unzweckmässig  erwiesen  haben.  Die  bisher  ge- 
statteten Denaturierungsmittel  sind  für  viele  Verwendungen,  denen  Steuerfreiheit 
zugedacht  ist,  unbrauchbar').     Ueberdies  ist  der  Holzgeist,  das  Denaturierungs- 


')  Der  zu  gewerblichen  Zwecken  etc.  verwendete  Spiritus  bleibt  von  der  Terbrauchs- 
abgabe  befreit,  allerdings  ..nach  näherer  Bestimmung  des  Bundesrats".  Bisher  hiess  es :  „kann" 
befreit  werden. 

-)  So  erfährt  man,  dass  die  Denaturierung  des  in  Anilinfobriken  in  sehr  grossen  Mengen 
gebrauchten  Spiritus  bisher  unthunlich  gewesen  sei,  weil  die  mit  dem  denaturierten  Spiritus 
hergestellten  Anilinfarben  nicht  die  erforderliche  Haltbarkeit  besitzen.  Man  hört  weiter,  dass 
der  mit  Holzgeist  denaturierte  Alkohol  für  die  gleichfalls  grosse  Quantitäten  Spiritus  kon- 
sumierende Lack-  und  Politurfabrikation  imbrauchbar  sei.  weil  er  eine  Politur  liefert,  welche 
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mittel,  welches  nach  den  geltenden  bundesrätlichen  Bestimmungen  in  der  grössten 
Zahl  der  Fälle  in  Anwendung  zu  kommen  hat,  verhältnismässig  kostspielig.  Er 
ist  mindestens  doppelt  so  teuer  als  das  gleiche  Quantum  Spiritus.  Da  nun 
5  Prozent  Holzgeist  behufs  Denaturierung  zugesetzt  werden  müssen,  so  verteuert 
man  den  Spiritus  um  mindestens  10  Prozent.  Ein  Teil  der  Steuererspamis  geht 
hieran  verloren. 

Man  will  unter  dem  neuen  Gesetz  der  Verwendung  von  steuerfreiem 
Spiritus  die  grösste  Ausdehnung  geben.  Um  dies  zu  ermöglichen,  soll  der  freie 
Verkauf  von  denaturiertem  Spiritus  gestattet  werden.  Sollen  aber  die  Interessen 
des  Fiskus  hierunter  nicht  leiden,  so  kann  diese  Erlaubnis  nur  gegeben  werden, 
wenn  ein  Denaturierungsmittel  gefunden  ist,  welches,  einmal  dem  Spiritus  zu- 
gesetzt, nicht  leicht  aus  demselben  entfernt  werden  kann.  Die  Vollzugsver- 
ordnung schreibt  als  allgemeines  Denaturierungsmittel  ein  Gemisch  von  2  Teilen 
Holzgeist  und  1  Teil  Pyridinbasen  vor,  welches  im  Verhältnis  von  3  1  zu  je 
100  1  reinen  Alkohols  hinzugesetzt  wird. 

Es  bleibt  uns  noch  übrig,  einen  Blick  zu  werfen  auf  die  spezielle  Aus- 
führung, die  das  Prinzip  der  Konsumsteuer  im  Gesetze  und  in  der  Vollzugs- 
verordnung gefunden  hat.  Das  Gesetz  selbst  bestimmt  hierüber:  „Die  Ver- 
brauchsabgabe ist  zu  entrichten,  sobald  der  Branntwein  aus  der  steuerlichen 
Kontrolle  in  den  freien  Verkehr  tritt.  Zur  Entrichtung  der  Abgabe  ist  der- 
jenige verpflichtet,  welcher  den  Branntwein  zur  freien  Verfügung  erhält."  Die 
Vollzugsverordnung  führt  dies  des  näheren  folgendermassen  aus:  In  den  Bren- 
nereien werden  zwei  geschlossene  Branntweinsammelgef ässe ,  in  der  Regel  aus 
Eisenblech,  in  einem  allseitig  geschlossenen,  unter  Mitverschluss  der  Steuerver- 
waltung zu  haltenden  Räume  aufgestellt,  in  welche  der  gesamte  gewonnene 
Branntwein  geleitet  wird.  Dort  wo  die  Aufstellung  von  Sammelgefässen 
Schwierigkeiten  hat,  treten  Siemens'sche  Messapparate  an  ihre  Stelle.  Gegen 
fraudulöse  Ableitung  von  Spiritus  sind  selbstverständlich  alle  Vorkehrungen  ge- 
troffen. Die  Feststellung  des  erzeugten  Branntweins  hat  in  jeder  Brennerei  alle 
8  Tage  durch  zwei  Steuerbeamte  zu  erfolgen,  deren  einer  in  der  Regel  Ober- 
beamter sein  muss.  Der  Branntwein  wird  zum  Zwecke  der  Feststellung  in 
Fässer  gefüllt.  Das  Ergebnis  der  Feststellung  wird  in  ein  in  der  Brennerei 
aufzubewahrendes  Buch  eingetragen,  welches  zugleich  zur  Kontrolle  dafür  dient, 
dass  nicht  mehr  Branntwein  als  zulässig  mit  bloss  50  M,  pro  Hektoliter  ver- 
steuert und  also  der  Prämie  von  ^0  M.  teilhaftig  wird.  Der  Brenner  hat  für 
die  von  seiner  Erzeugung  fällige  Steuer,  wenn  er  sie  nicht  sofort  entrichten 
will,  Sicherheit  zu  bestellen.  Soll  der  Branntwein  in  den  freien  Verkehr  gesetzt 
werden,  so  hat  der  Brenner  eine  Anmeldung  zu  machen,  worauf  die  Sendung 
durch  die  Steuerbehörde  gegen  Eintragung  der  entfallenden  Steuer  auf  das 
Konto  des  Brenners  abgefertigt  wird.  Im  Falle  die  Verbrauchsabgabe  nicht  bei 
der  Hebestelle,  in  deren  Bezirk  die  Abfertigung  zum  freien  Verkehr  erfolgt  ist, 
sondern  bei  einer  anderen  Steuerstelle  entrichtet  werden  soll,  wird  ein  Ver- 
sendungsschein  ausgefertigt,   welcher   über   die  Einzelheiten  der  Sendung,   die 


nach  einiger  Zeit  den  Glanz  verliert  und  grau  wird.  Die  bisher  gestatteten  Denaturiemngs- 
methoden  lassen  die  Verwendung  denaturierten  Alkohols  in  den  Zuckerfabriken  zwecks  Unter- 
suchung der  Rübe  auf  ihren  Zucker  nicht  zu,  u.  s.  f. 
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Zahl  der  Transportgef  ässe,  das  Bruttogewicht  derselben,  die  wahre  Alkoholstärke 
des  Branntweins,  über  die  gesetzte  Transportfrist,  eventuell  auch  über  den 
Transportweg  Angabe  macht,  und  der  nach  Anlangen  der  Sendung  vom 
^Empfaugsamt"  übernommen  wird.  Dieses  stellt  nun  seinerseits  einen  Er- 
ledigungsschein aus  und  übersendet  ihn  an  das  Ausfertigungsamt  des  Versen- 
dungsscheines. Wird  die  Uebertragung  der  Steuerpflicht  von  dem  Brenner  an 
den  Käufer  der  Sendung  gewünscht,  so  wird  die  Steuerbehörde  die  Entlassung 
des  Brenners  aus  der  Haftpflicht  regelmässig  gewähren,  sofern  nicht  im  einzelnen 
Falle  wegen  der  Persönlichkeit  des  Käufers  oder  mangelnder  Sicherheit  fui-  die 
Steuerentrichtung  besondere  Bedenken  entgegenstehen.  Doch  hat  der  Käufer 
eine  Erklärung  abzugeben,  in  welcher  er  die  Haftung  für  die  auf  dem  Brannt- 
wein ruhende  Verbrauchsabgabe  übernimmt.  Die  Stundung  der  Steuer,  welche 
vom  Brenner  und  vom  Branntweinhändler  in  Anspruch  genommen  werden  kann, 
erfolgt  bis  auf  6  Monate.  Wird  der  Branntwein  ausgeführt,  oder  erfolgt  die  Auf- 
nahme desselben  in  eine  Niederlage,  so  wird  er  bei  der  Versendung  ähnlich  wie 
anderer  Branntwein  behandelt.  Doch  entlastet  nach  Eingang  des  Erledigungsscheines 
das  Ausfertigungsamt  den  Brenner  sofort  von  seiner  Haftpflicht  für  die  Steuer. 

Wir  haben  jene  Partien  der  neuen  Gesetzgebung  bisher  übergangen, 
welche  nicht  so  sehr  für  die  bisherige  Branntweinsteuergemeinschaft  als  in  erster 
Linie  für  Süddeutschland  ihre  Bedeutung  haben.  Dieselben  werden  besser  zur 
Erörterung  gebracht,  sobald  wir  die  Bedeutung  überhaupt  besprechen,  welche 
die  Steuerreform  für  Süddeutschland  besitzt.  Es  gehören  hierher  insbesondere 
die  Bestimmungen  betreffend  die  Erhebung  der  Materialsteuer,  betreffend  die 
Verbrauchsabgabe  für  die  Materialsteuer  entrichtenden  Brennereien,  betreffend 
die  Abfindung  für  die  kleinsten  Brennereien.  Die  Rücksichtnahme  auf  Süd- 
deutschland bückte  uns  indes  schon  aus  einer  Reihe  anderer  Massnahmen  ent- 
gegen, welche  sich  gleichzeitig  als  für  die  norddeutsche  Brennerei  von  der 
wesentlichsten  Bedeutung  erwiesen.  Es  ist  ja  allgemein  bekannt,  dass  das  nun- 
mehrige Gesetz  in  vielen  Stücken  sich  an  die  neue  bayrische  Branntweinsteuer 
eng  anschliesst.  Die  so  sehr  ins  Gewicht  fallende  Begünstigung  der  landwirt- 
schaftlichen gegen  die  gewerbliche  Brennerei,  die  mit  der  Heinheit  der  Betriebe 
hei-abgehende  Steuer,  die  Vorteile,  welche  der  Getreidebrennerei  zugewendet 
werden  —  sie  alle  sind  dem  Wimsche  entsprungen,  ein  Gesetz  zu  schaffen,  dem 
der  Beitritt  Süddeutschlands  sicher  sei.  Man  fragt  sich  mit  Recht,  ob  das  Ge- 
setz unter  solchen  Einflüssen  nicht  gelitten  hat.  Wir  glauben  diese  Frage  be- 
jahen zu  müssen.  Indem  wir  dies  betonen,  rühren  wir  an  jenes  wesentliche 
Prinzip  der  neueren  Gesetzgebimg,  die  gewaltsame  Unifikation,  welche  die  for- 
male über  die  materielle  Gleichheit  stellt.  Mit  bezug  auf  die  Brennerei  sind 
Ostdeutschland  und  West-  mit  Süddeutschland  verschieden  charakterisierte  Ge- 
biete. Dem  würde  eine  Gesetzgebung  Rechnung  tragen,  deren  erstes  ausser  Dis- 
kussion gestelltes  Prinzip  nicht  die  formale  Gleichheit  wäre.  Es  ist  hier  indes 
nicht  der  Ort,  auf  weitere  Erörterungen  in  diesem  Punkte  einzugehen. 

Für  Süddeutschland  haben,  wie  erwähnt,  jene  Bestimmungen  des  neuen 
Gesetzes  vorzugsweise  Bedeutung,  welche  von  der  Materialsteuer  und  der  Ab- 
findung handeln. 

Die  Materials  teuer,  welche  das  neue  Gesetz  bringt.,  bedeutet  — aller- 
dings nur  bedingungsweise,  wie  wir  später  sehen  werden  —  eine  Herabsetzung 
Finanzarchiv.    V.  Jahrg.  257  17 


258  Julius  Wolf, 

der  Steuer  sowohl  für  Norddeutschland  als  für  zwei  süddeutsche  Staaten,  welche 
bisher  Materialsteuer  besassen,  Bayern  und  Württemberg.  An  Materialsteuer 
war,  beziehungsweise  ist  zu  entrichten: 

nach  dem  Gesetz         nach  dem  bisherigen 
vom  24.  Juli  1887     nordd.,  bayer.  u.  württ. 

Gesetz 
Pfennig  pro  Hektoliter. 
Eingestampfte  Weintreber     ....     35  50  40 

Kernobst  und  Beerenfrüchte      ...     45  58  50 

Trauben-  und  Obstwein 85  116  100 

Zu  dieser  Steuerermässigung  gesellt  sich  eine  weitere  Begünstigung  (§  2, 
Alinea  6),  vermöge  welcher  Materialsteuer  entrichtenden  Brennereien  „nach  näherer 
Bestimmung  des  Bundesrates  gestattet  werden  kann,  ihr  gesamtes  Erzeugnis  zu 
dem  niedrigeren  Abgabensatze  (von  50  M.  pro  Hektoliter)  herzustellen."  Für 
Süddeutschland,  mindestens  für  Württemberg  und  Bayern,  ist  diese  Bestimmung- 
allerdings  überflüssig,  nachdem  hier  ohnedem  ziemlich  die  gesamte  Erzeugung 
unter  den  niedrigeren  Abgabensatz  fällt. 

In  Norddeutschland  haben  nur  das  Rheinland  und  das  nichtpreussische 
Steuergebiet  eine  grössere  Zahl  Brennereien  unter  Materialsteuer,  dagegen  ist 
Südwestdeutschland  sowohl  in  jenem  Teile,  welcher  bisher  schon  der  Branntwein- 
steuergemeinschaft angehörte,  das  ist  in  Elsass-Lothringen ,  als  auch  in  einem 
der  drei  Staaten,  welche  in  die  Gemeinschaft  neu  eingetreten  sind,  nämlich  in 
Baden,  mit  solchen  Materialsteuerbrennereien  überfüllt.  Auch  Württemberg  hat 
ihrer  noch  eine  grössere  Zahl  (1886/87  von  7885  Brennereien  3187),  weniger 
sind  sie  in  Bayern  vertreten. 

In  diesen  Brennereien  eine  direkte  Erhebung  der  Verbrauchsabgabe  in 
der  Weise  einzurichten,  wie  sie  für  die  grösseren  Brennereien  zwecks  Verhütung 
der  Defraude  geboten  war,  hätte  seine  unüberwindlichen  Schwierigkeiten  gehabt. 
Nicht  geringere  Bedenken  standen  der  Einrichtung  der  Kontrolle  auch  für  die 
kleinsten  Brennereien  mehliger  Stoffe  entgegen.  Man  half  sich,  indem  man  für 
alle  diese  Brennereien  die  Steuerfixation  (Abfindung)  statuierte.  §  13  des  Ge- 
setzes spricht  aus,  dass  für  die  Brennereien  nicht  mehliger  Stoffe  (ausgenommen 
Rüben-  und  Melassebrennereien)  und  für  jene  landwirtschaftlichen  Brennereien 
mehliger  Stoffe,  welche  jährlich  nicht  über  1500  hl  Bottichraum  bemaischen, 
von  der  Landesregierung  unter  Nachlass  der  für  die  Sicherung  der  Verbrauchs- 
abgabe angeordneten  Betriebseinrichtungen  und  Kontrollen  die  Steuer  pauscha- 
liert, das  heisst  einfach  nach  Massgabe  der  Produktionsfähigkeit  und  der  Be- 
triebszeit der  Brennerei  aufgelegt  werden  kann.  Die  Abfindung  ist  in  Deutsch- 
land keine  neue  Steuerform,  In  Elsass-Lothringen,  Württemberg  und  Bayern 
wurde  von  den  Erleichterungen,  die  sie  bietet,  schon  bisher  in  umfassender 
Weise  Gebrauch  gemacht.  Aber  ob  das,  was  bei  den  bisherigen  niedrigen  Steuer- 
sätzen sich  bewährte,  ebenso  gut  auch  bei  der  hohen  Steuer  von  heute  seine 
Dienste  thun  wird,  bleibt  zweifelhaft.  Uns  scheint  in  der  Zulassung  von  Bren- 
nereien zur  Abfindung  die  Grenze  zu  weit  gezogen.  Bisher  war  in  Bayern  und 
Württemberg  die  Abfindung  für  solche  Brennereien  nicht  mehliger  Stoffe  zu- 
gelassen, deren  Gesamtsteuerwert  25  M.  für  das  Betriebsjahr  nicht  überstieg. 
Für  die  Brennereien  mehliger  Stoffe  lag  die  Grenze  bei  einem  täglichen  Steuer- 
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wert  von  5  bis  6  M.,  also  bei  jährlich  höchstens  1200  bis  2500  M.  Nach  dem 
neuen  Gesetz  ist  die  Grenze  für  die  Zulassung  zur  Abfindung  bei  den  Brennereien 
mehliger  Stoffe  bis  auf  7500  M.  hinausgeschoben. 

Dass  wir  übrigens  in  unseren  Bedenken  gegen  die  Einbeziehung  von 
Brennereien  mit  bereits  ganz  beträchtlicher  Steuerleistung  in  die  Abfindung  nicht 
ganz  allein  sind,  geht  für  uns  daraus  hervor,  dass  die  Ausführungsbestimmungen 
zum  Gesetze  die  Grenze  enger  ziehen,  als  das  Gesetz  es  eigentlich  beabsichtigt, 
indem  sie  über  die  Fordenmg  einer  begrenzten  Jahresmaischung  hinaus  Be- 
dingungen stellen.  Auch  in  den  Ausbeuteannahmen,  die  sie  für  die  Pauscha- 
lierung normieren,  gehen  sie  über  die  bisher  in  Geltung  gestandenen  Ansätze 
hinaus,  um  einer  zu  niedrigen  Heranziehung  des  Brenners,  welche  ihm  einen 
Teü  seiner  Erzeugimg  steuerfrei  Hesse,  möglichst  vorzubeugen.  So  werden 
unter  anderem  für  die  Brennereien  nicht  mehliger  Stoffe  Ausbeuten  als  durch- 
schnittlich genannt,  welche  zu  den  bisher  in  Bayern  und  Württemberg  mass- 
gebend gewesenen  in  folgendem  Verhältnis  stehen: 

Bisherige  Ausbeuteannahmen 

Ausbeuteannahmen  der  Ausführungs- 

in  bestimmungen 

Bayern  und  Württemberg.  zum 

neuen  Reichsgesetz. 
Liter  absoluter  Alkohol.  Ausbeute 

pro  Hektoliter  Material. 
Wein  und  Steinobst      ....     3,82  4,50 

Beeren 1,91  2^0 

Kernobst 1,91  2,20 

Für  jene  Brennereien,  welche  von  dem  Rechte  der  Abfindung  Gebrauch 
machen,  wird  hierdurch  der  Effekt  der  Ermässigung  in  den  Materialsteuersätzen 
mehr  als  aufgehoben. 

Trotz  alledem  dürfte  dort,  wo  die  Abfindimg  Platz  greift,  nicht  der 
Brenner,  sondern  der  Staat  der  BenachtheiL"gte  sein.  Mit  der  hohen  Steuer  ist 
ein  mächtiger  Anreiz  für  den  Brenner  zur  möglichsten  Steigenmg  seiner  Aus- 
beute aus  der  Blase  gegeben.  Man  hat  in  dieser  Richtung  Oberall  Erfahrungen 
gemacht,  wo  die  Brennraumpauschalierung  bei  höherer  Steuer  einige  Zeit  bf- 
stand.  Wird  bereits  jetzt  bei  der  niedrigen  Steuer  beispielsweise  für  die  badi- 
schen Brenner  konstatiert  ^),  dass  die  vermöglichen  und  intelligenten  unter  ihnen 
»immer  durch  die  Anwendung  vervollkommneter  Apparate  und  verbesserter  Feue- 
mngseinrichtung,  durch  Anwendung  flach  gebauter  Blasen,  sowie  durch  ein  ratio- 
nelleres Verfahren  die  Erzielung  einer  bestinunten  Menge  Alkohol  in  kürzerer 
Zeit  zu  erreichen  suchen,  als  bei  der  Festsetzung  der  Steuersätze  seiner  Zeit  an- 
genommen worden  ist",  so  muss  angesichts  der  hohen  Abgabe,  die  den  Brennern 
nunmehr  aufgelegt  ist,  die  Befürchtung  rege  werden,  dass  in  unverhältnismässig 
kurzer  Frist  die  Ungleichheit  in  der  Steuerbelastung  verschiedener  Brenner  und 
die  Prämiengewinne  einzelner  unter  ihnen  einen  bedenklichen  Umfang  erreichen 
werden,  derart,  dass  man  wahrscheinlich  zu  einer  engeren  Begrenzung  hinsicht- 
lich der  Brennereien,  die  zur  Abfindtmg  zugelassen  sind,  wird  schreiten  müssen. 

1)  Vgl   Badische  Landeszeitiing  vom  16.  August  1887. 
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Für  die  Dauer  der  Betriebsjahre  1887/88  und  1888/89  sollen  zwar  auch  jene 
Brennereien  der  Abfindung  unterstellt  werden  können,  welche  im  Jahre  mehr 
als  1500,  aber  nicht  über  3000  hl  Bottichraum  bemaischen.  Dies  vermag  aber 
an  unserer  Anschauung  um  so  weniger  zu  ändern,  als  wir  insbesondere  in  einem 
der  neu  zur  Branntweinsteuergemeinschaft  hinzugekommenen  Staaten  eine  etwas 
zu  konnivente  Kontrolle  über  diese  Brennraumpauschalierungsbrennereien  vor- 
aussehen. 

In  den  Zugeständnissen  an  die  süddeutsche  Brennerei,  welche  das  Reichs- 
gesetz ausspricht,  und  in  der  Steigerung  der  Einnahmen,  die  es  für  süddeutsche 
Staaten  mit  sich  bringt,  sind  bekanntlich  die  Gründe  für  den  Eintritt  Bayerns, 
Württembergs  und  Badens  in  die  Branntweinsteuergemeinschaft  zu  suchen. 
Die  Zugeständnisse  der  ersteren  Art  haben  wir  zum  grössten  Teile  bereits  kennen 
gelernt,  und  es  bleibt  uns  nunmehr  noch  eines  zu  erörtern  übrig,  jenes  näm- 
lich, welches  §  47  des  Gesetzes  ausspricht,  indem  er  jedem  der  süddeutschen 
Staaten,  der  der  Branntweinsteuergemeinschaft  beitritt,  die  Menge  Alkohols, 
welche  zum  niedrigeren  Steuersatze,  also  mit  Genuss  einer  Prämie  von  nahezu 
20  M.  hergestellt  werden  darf,  mit  3  1  pro  Kopf  der  Bevölkerung  zumisst.  Hier- 
durch tritt  geradezu  die  ganze  süddeutsche  Brennerei  in  den  Genuss  der  Prämie, 
während  diese  in  Norddeutschland  nach  unseren  früheren  Ausführungen  nur 
etwa  zwei  Fünfteln  der  Produktion  zu  gute  kommt. 

Der  erste  der  süddeutschen  Staaten,  welcher  der  Branntweinsteuergemein- 
schaft beitrat,  war  Baden.  Die  bisherige  Erzeugung  des  Grossherzogtums  wird 
von  einem  Sachkenner ')  nach  amtlichen  Angaben  mit  40,000  hl  im  Jahre  1886 
geschätzt.  Die  Erzeugung  ist  je  nach  dem  Ausfall  der  Obst-  und  Weinernte 
grösseren  Schwankungen  unterworfen.  So.  soll  sie  im  Jahre  1883  —  allerdings 
nach  offizieller,  also  wahrscheinlich  unterschätzender  Rechnung  —  kaum  10,000  hl, 
im  Jahre  1875  dagegen  67,000  hl  gewesen  sein.  Im  Durchschnitt  mag  that- 
sächlich  eine  Erzeugung  von  3V2  1  auf  den  Kopf  entfallen^).  Allerdings  dürfte 
infolge  der  für  die  Abfindungsbrennerei  vorauszusehenden  Entwicklung  die 
Produktion  mit  der  Zeit  etwas  grösser  werden,  immer  aber  wird  sich  die 
badische  Brennerei  gegenüber  der  norddeutschen  noch  erheblich  begünstigt  sehen. 

Am  stärksten  ist  übrigens  die  Begünstigung,  welche  Württemberg  zu- 
kommt. Hier  wird  die  Produktion  amtlich  mit  17,000  hl  im  Jahre  1885/86,  mit 
16,500  hl  im  Jahre  1886/87  angegeben,  während  dem  Königreiche,  welches  am 
1.  Dezember  1885  eine  ortsanwesende  Bevölkerung  von  1,995,000  Köpfen  besass,  eine 
Produktion  von  58,350  hl  zu  50  M.  Verbrauchsabgabe  pro  Hektoliter  zusteht  % 
Nun  ist  zwar  auch  hier  anzunehmen,  dass  die  offizielle  Zifi'er  der  Erzeugung 
hinter  der  thatsächlichen  zurückleibt.  Trotzdem  erreicht  die  Erzeugung  der 
württembergischen  Bremierei  lange  nicht  den  ihr  für  die  Inanspruchnahme  des 
niedrigeren  Steuersatzes  gelassenen  Spielraum. 

Was  schliesslich  den  grössten  der  süddeutschen  Staaten,  Bayern,  be- 
trifft, so  wird  die  Erzeugung  dahier  mit  175,000  hl  absoluten  Alkohols  berechnet, 


1)  Vgl.  Badische  Landeszeituiig  vom  1.3.  August  1887. 

2)  Es   findet   auch    eine  Einfuhr  von  Branntwein  statt,   welche  der  Produktion  20  bis 
30,000  hl  zusetzt  und  den  Verbrauch  auf  5  1  pro  Kopf  erhöht. 

3)  Die  Einfuhren  betragen  zwischen  25,000  und  50,000  hl  absoluten  Alkohols. 
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derart,  dass  dieselbe  sich  ziemlich  genau  mit  3  1  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung 
verteilt. 

Nicht  zu  unterschätzen  ist  auch  der  finanzielle  Gewinn,  welcher  den 
süddeutschen  Staaten  aus  der  Reform  zufällt.  Die  ausserhalb  der  Branntwein- 
steuergemeinschaft stehenden  Staaten  mussten  bisher  (nach  Artikel  70  der  Reichs- 
verfassung), da  sie  zu  dem  in  die  Reichskasse  fliessenden  Ertrag  der  Branntwein- 
steuergemeinschaft nicht  beisteuerten,  nach  Massgabe  des  Verhältnisses  ihrer 
Bevölkerung  zu  der  Bevölkerung  der  Branntweinsteuergemeinschaft  höhere  Ma- 
trikularbeiträge  leisten.  Die  von  ihnen  selbst  in  ihrem  Lande  erhobene  Brannt- 
weinsteuer erreichte  nicht  die  Höhe  des  Mehr,  welches  sie  an  Matrikularbeiträgen 
leisten  mussten,  und  der  Betrag  des  Branntweinsteueräquivalents  war  daher 
auch  anderen  Einnahmen  der  drei  Länder  zu  entnehmen.  So  hatte  Baden  wegen 
Nichtteilnahme  an  der  Branntweinsteuer  des  Reiches  an  Matrikularbeiträgen 
mehr  abzuliefern  rund  1,600,000  M.  Der  in  Baden  aufgekommene  Betrag  der 
Branntweinsteuer  einschliesslich  der  üebergangssteuer,  abzüglich  der  Restitutionen, 
belief  sich  1886  aber  nur  auf  420,000  M. ,  so  dass  eine  Mehrleistung  an  das 
Reich  von  1,180,000  M.  aus  anderen  Eingängen  zu  decken  war.  In  Württemberg 
waren  die  Branntweinsteuereinnahmen  zuletzt  netto  1,327,000  M.,  der  württem- 
bergische Matrikularbeitrag  für  die  Branntweinsteuer  war  2,065,000  M.,  so  dass 
das  Land  um  seiner  Nichtteilnahme  an  der  Branntweinsteuergemeinschaft  willen 
738,000  M.  über  den  Ertrag  seiner  Branntweinsteuer  hinaus  in  die  Kasse  des 
Reiches  zahlen  musste. 

Mit  dem  Beitritt  zur  Branntweinsteuergemeinschaft  nehmen  die  süd- 
deutschen Staaten  Anteü  an  dem  Reinertrag  der  Yerbrauchsabgabe ,  welche, 
wie  dies  bezüglich  des  die  Summe  von  130,000,000  M.  übersteigenden  Auf- 
kommens an  ZöUen  und  Tabaksteuer,  sowie  hinsichtlich  der  Reichsstempel- 
abgaben geschieht,  den  einzelnen  beteiligten  Bundesstaaten  nach  Massgabe  ihrer 
matrikularmässigen  Bevölkerung  überwiesen  wird,  wogegen  der  Ertrag  der 
Maischbottich-  und  Materialsteuer  zur  unmittelbaren  Deckung  des  gemeinschaft- 
lichen Aufwands  der  Reichskasse  verbleibt. 


Seitdem  die  vorstehenden  Ausführungen  zu  Papier  gebracht  wurden  — 
September  1887  —  ist  ein  Beschluss  des  Bundesrates  erflossen,  betreffend  die 
Gestattung  sogenannter  „Berechtigungsscheine".  Hierdurch  werden  die 
Wirkungen,  welche  das  neue  Gesetz  auf  den  Preis  üben  kann,  modifiziert. 

Der  Beschluss  gestattet  dem  Brenner,  welcher  Spiritus  für  70  M.  Steuer 
erzeugt,  sich  gleichzeitig  —  im  Ausmass  der  ihm  verstatteten  Erzeugung  zu 
50  M.  —  Scheine  ausstellen  zu  lassen,  deren  Inhaber  zur  Versteuerung  von  solchem 
Spiritus,  der  sonst  70  M.  entrichten  müsste,  mit  bloss  50  M.  berechtigt  ist.  Im 
Masse  als  der  Brenner  dann  selbst  an  die  Erzeugung  des  Kontingent-spiritus 
schreitet,  verfallen  diese  Scheine.  Sie  können  auch  verkauft  werden,  d.  h.  der 
Brenner  kann  auf  die  Ausnutzung  eines  Teils  seines  Kontingents  zu  50  M.,  auch 
auf  das  ganze  Kontingent,  verzichten.  Dagegen  tritt  dann  der  Käufer  des  Scheins 
insoweit  in  die  Rechte  des  Brenners  ein,  als  er  nun  einen  sonst  mit  70  M.  steuer- 
pflichtigen Spiritus  nur  mit  50  M.  zu  versteuern  braucht.  Die  Scheine  reprä- 
sentieren  daher   einen  Wert  von  (nahezu)    20  M.  pro  Hektoliter.     Erzielt  wird 
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aber  durch  ihre  Ausgabe,  dass,  selbst  wenn  der  Brenner  die  Erzeugung  von 
Spiritus  zu  70  M.,  also  von  nicht  prämienbegünstigtem  Spiritus  angemeldet  hat, 
bei  dessen  Verkauf  er  um  20  M.  weniger  löst  als  beim  Verkauf  des  anderen, 
er  doch,  indem  er  die  Ausstellung  von  Berechtigungsscheinen  nachsucht,  jenes 
Vorteils  sogleich  teilhaftig  werden  kann. 

Veranlasst  war  der  Beschluss  des  Bundesrates  durch  Vorgänge,  die  sich 
mit  dem  Beginn  der  ersten  unter  das  neue  Gesetz  fallenden  Brennkampagne  ab- 
spielten. Die  Brenner  meldeten  zur  Erzeugung  vorerst  jenes  Quantum  Spiritus 
an,  welches  sie  zu  nur  50  M.  zu  versteuern  hatten,  in  der  Absicht,  nach  dessen 
Erschöpfung  die  Erzeugung  von  Spiritus  zu  70  M.  Steuer  in  die  Hand  zu  nehmen. 
Dies  geschah  teils  infolge  missverständlicher  Auffassung  des  Gesetzes,  teils  weil 
der  Brenner  zu  Beginn  der  Kampagne  Geld  dringender  benötigt  und  seine  Ein- 
nahmen aus  dem  Verkauf  von  Kontingentspiritus  sehr  erheblich  höher  sind.  Da 
aber  dieser  Spiritus  zu  50  M.  Steuer  nicht  zur  Ausfuhr  gelangt  —  der  Ausland- 
preis ist  für  diesen  im  Inlande  mit  bloss  50  M.  zu  versteuernden  Spiritus  nicht 
höher  als  für  Spiritus  zu  70  M.  — ,  so  bestand  die  Gefahr,  dass  speziell  der  In- 
landsmarkt, der  ohnehin  aus  der  vorigen  Kampagne  reichlich  Vorräte  aufge- 
speichert hatte,  mit  immer  neuen  und  neuen  Spirituslieferungen  belastet  werde. 

Der  Absatz  ins  Ausland  dagegen  wäre  den  Konkurrenten  überlassen 
gewesen.  Später,  im  zweiten  Teil  der  Kampagne,  schien  dagegen  die  Erzeugung 
von  für  den  Export  geeignetem  Spiritus  in  solchem  Umfang  erwartet  werden 
zu  sollen,  dass  von  dem  sodann  mit  Angebot  voraussichtlich  überreich  versehenen 
Auslandsmarkt  leicht  ein  Preissturz  drohen  konnte. 

Der  Bundesrat  verordnete  unter  diesen  Verhältnissen  entgegen  seiner  an- 
fänglichen Absicht,  die  irgendwelche  Modifikation  der  ursprünglichen  Steuer- 
anmeldung ausschloss,  die  Ausgabe  von  verkäuflichen  Berechtigungsscheinen. 
Durch  diese  Scheine  wird  aber  die  Wirkung  teilweise  aufgehoben,  die  wir  oben, 
S.  248,  dem  neuen  Gesetze  und  ganz  speziell  der  Zweiteilung  der  Steuer  mit 
Bezug  auf  den  Spirituspreis  zusprachen.  Der  Brenner,  der  Spiritus  zu  70  M. 
Steuer  erzeugt,  für  denselben  aber  Berechtigungsscheine  erheben  kann,  rechnet 
zu  dem  Preise,  den  er  für  den  Spiritus  erhält,  den  Wert  der  Berechtigungs- 
scheine, wenn  auch  nicht  voll,  hinzu,  und  der  Druck,  der  bei  jeder  Preisemiedri- 
gung  auf  die  Erzeugung  von  70  M.  Spiritus  ausgeübt  worden  wäre,  fällt  derart 
dahin.  Für  die  Dauer  der  Uebergangsperiode  leistet  der  Berechtigungsschein 
allerdings  wesentliche  Dienste,  und  als  Uebergangsmassregel,  so  lange  der  Brenner 
sich  in  die  neuen  Verhältnisse  noch  nicht  eingelebt  hat,  hätte  er  daher  seine 
Berechtigung ;  als  dauernde  Institution  glauben  wir  ihn  aber  aus  den  angeführten 
Gründen  verwerfen  zu  müssen.  Wir  würden  ihm  gegenüber  die  einfache  Er- 
laubnis zu  einem  Wechsel  der  Steueranmeldung  vorgezogen  haben.  Eine  solche 
Erlaubnis  oder  der  Berechtigungsschein  ist  allerdings  eine  Alternative,  die  nicht 
umgangen  werden  kann.  Eines  oder  das  andere  Zugeständnis  soll  gemacht 
werden,  aber  uns  scheint  —  und  wir  sprechen  dies  aus  trotz  der  gegenteiligen 
Meinung  der  Brenner  selbst  — ,  dass  die  Erlaubnis  zum  Wechsel  der  Anmeldung 
der  Industrie  bessere  Dienste  leistet.  Der  Berechtigungsschein  steht  einer  der 
wesentlichsten  Absichten  des  Gesetzes,  der  Produktions-  und  Preisregelung,  offenbar 
entgegen. 
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1.    Gesetz, 
betreffend  die  Besteuerung  des  Branntweins,   vom  24.  Juni  1887^). 

Wir  Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden  Deutscher  Kaiser ,  König  von 
Preussen  etc.  verordnen  im  Namen  des  Reichs,  nach  erfolgter  Zustinunimg  des 
Bundesrats  und  des  Reichstages,  was  folgt: 

Erster  Abschnitt. 
Verbrauchsabgabe. 

1.  Gegenstand  und  Höhe  der  Verbranchsabgabe. 

§  1. 

Der  im  Gebiet  der  Branntweinsteuergemeinschaft  hergestellte  Branntwein 
unterliegt  vom  1.  Oktober  1887  ab  einer  Verbrauchsabgabe  und  zu  diesem  Zweck 
der  steuerlichen  Kontrolle. 

Die  Verbrauchsabgabe  beträgt  von  einer  Gesamtjahresmenge,  welche 
4,5  1  reinen  Alkoliols  auf  den  Kopf  der  bei  der  jedesmaligen  letzten  Volks- 
zählung ermittelten  Bevölkerung  des  Gebiets  der  Branntweinsteuergemeinschaft 
gleichkommt ,  0,50  M.  für  das  Liter  reinen  Alkohols ,  von  der  darüber  hinaus 
hergestellten  Menge  0,70  M.  für  das  Liter  reinen  Alkohols. 

Die  Gesamtjahresmenge,  von  welcher  der  niedrigere  Abgabesatz  zu  ent- 
richten ist,  sowe  der  Betrag  des  niedi-igeren  Abgabesatzes  selbst  sollen  alle  drei 
Jahre  einer  Re^ision  unterliegen. 

Von  der  Verbrauchsabgabe  befreit  und  bei  Feststellung  der  nach  dem 
Vorstehenden  massgebenden  Jahresmenge  ausser  Ansatz  bleibt: 

1.  Branntwein,  welcher  ausgeführt  wird, 

2.  Branntwein,  welcher  zu  gewerblichen  Zwecken,  einschliesslich  der  Essig- 
bereitung, zu  Heil-,  zu  wissenschaftlichen  oder  zu  Putz- ,  Heizungs-,  Koch-  oder 
Beleuchtungszwecken  verwendet  wird ,  nach  näherer  Bestimmung  des  Bundes- 
rats. Die  Brennereibesitzer  sind  gegen  üebemahme  der  Kosten  berechtigt,  die 
Denaturierung  ihres  Branntweins   in  ihren  Brennereien  zu  verlangen. 

§  2. 

Für  die  einzelnen  am  1.  April  1887  bereits  vorhanden  gewesenen  Brenne- 
reien wird  die  Jahresmenge  Branntwein,  welche  sie  zu  dem  Abgabesatze  von 
0,50  M.  für  das  Liter  reinen  Alkohols  herstellen  dürfen,  nach  dem  Durchschnitt 
der  von  ihnen  in  den  Etatsjahren  1879/80  bis  1885/86  einschliesslich  gezahlten 
Steuerbeträge ,  unter  Weglassung  der  geringsten  und  der  höchsten  Jahresziffer, 
bemessen,  wobei  jedoch  die  Steuerbeti-äge  der  Hefebrennereien  nur  zur  Hälfte, 
die  der  sonstigen  Getreidebrennereien  nur  zu  sieben  Achteln  in  Ansatz  kommen. 
Den  gemischten  (Presshefe-  und  dickmaischenden)  Brennereien  werden  bei  dieser 
Bemessung  die  für  jede  der  beiden  Arten  des  Betriebes  gezahlten  Steuerbeträge 
verhältnismässig  angerechnet. 

Für  Brennereien,  welche  am  1.  April  1887  zwar  vorhanden  waren .  aber 
in  den  Etatsjahren  1879/80  bis  1885/86  einen  regelmässigen  Betrieb  nicht  gehabt 
haben,  oder  welche  am  1.  April  1887  erst  in  der  Herstellung  begriffen  waren, 
oder  welche  in  dem  Jahre  1886/87  erhebliche  Vergrössenmgen  ibrer  Betriebs- 
anlagen vorgenommen  haben,  wird  die  Jahresmenge  Braimtwein,  welche  sie  zu 
dem  Abgabesatze  von  0,50  M.  herstellen  dürfen,  nach  dem  Umfange  ihrer  Be- 
triebsanlagen entsprechend  bemessen. 

Nach  Ablauf  von  je  drei  Jahren  wird  für  die  einzelnen  bisher  beteiligten 
Brennereien  und  für  die  inzwischen  entstandenen  landwirtschaftlichen  (§  41  Ja) 
oder   Materialsteuer    entrichtenden   Brennereien   die   Jahresmenge   Branntwein, 

1)  Nachstehend  werden  die  jetzt  geltenden  Branntweinsteuergesetze  mitgeteilt.  Von  dem 
.A.bdmck  der  umfangreichen  Vollzugsvorscluiften  \%Tirde  vorerst  abgesehen.  Wir  verweisen  be- 
sonders auf  M.  Keilwagen,  Die  Besteuerung  des  Branntweins.  Zusammenstellung  der  sämt- 
lichen vom  1.  Oktober  1887  ab  giltigen  Gesetze  und  Verwaltungsvorschriften.  Xach  amtlichen 
Quellen  erläutert  und  mit  Genehmigung  des  k.  Finanzministeriums  herausgegeben.  Berlin  18»8. 
Puttkammer  &  Mühlbrecht.    292  S. 
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welche  sie  zu  dem  niedrigeren  Abgabesatze  herstellen  dürfen,  neu  bemessen. 
Die  Bemessung  derselben  erfolgt  nach  Massgabe  der  in  den  letzten  drei  Jahren 
durchschnittlich  zum  niedrigeren  Abgabesatze  hergestellten  Jahresmengen.  Die 
inzwischen  neu  entstandenen  Brennereien,  sowie  diejenigen,  welche  während  der 
letzten  drei  Jahre  einen  regelmässigen  Betrieb  nicht  gehabt  haben,  sind  hierbei 
nach  dem  Umfange  ihrer  Betriebsanlagen  und  unter  Berücksichtigung  der  land- 
wirtschaftlichen Verhältnisse  nach  Anhörung  zweier  Sachverständigen  der  Bren- 
nerei-Berufsgenossenschaft zu  veranlagen.  Für  die  Bemessung  der  von  solchen 
Brennereien  zum  niedrigeren  Abgabesatze  herzustellenden  Branntweinmenge  wird 
dasjenige  Verhältnis  zu  Grunde  gelegt,  nach  welchen  die  bisher  bestandenen 
Brennereien  an  der  zum  niedrigeren  Abgabesatze  herzustellenden  Jahresmenge 
im  Verhältnis  zur  Maischbottichsteuer  beteiligt  werden. 

Landwirtschaftliche  Brennereien,  welche  nach  dem  1.  April  1887  in  ge- 
werbliche (§  42  I  Abs.  1)  umgewandelt  werden,  dürfen  Branntwein  zu  dem 
niedrigeren  Abgabesatze  nicht  mehr  herstellen. 

Für  diejenigen  Getreidebrennereien,  welche  nach  dem  1.  Oktober  1887 
zur  Hefebereitimg  übergehen,  erfolgt  die  Bemessung  der  dem  niedrigeren  Ab- 
gabesatze unterliegenden  Branntweinmenge  nach  den  für  die  bestehenden  Hefe- 
brennereien geltenden  Grundsätzen. 

Materialsteuer  entrichtenden  Brennereien  kann  nach  näherer  Bestimmung 
des  Bundesrats  gestattet  werden,  ihr  gesamtes  Erzeugnis  zu  dem  niedrigeren 
Abgabsatze  herzustellen. 

2.  Eintritt  der  Abgabepflicht  und  Person  des  Pflichtigen. 
§3. 

Die  Verbrauchsabgabe  ist  zu  entrichten,  sobald  der  Branntwein  aus  der 
steuerlichen  Kontrolle  in  den  freien  Verkehr  tritt. 

Zur  Entrichtung  der  Abgabe  ist  derjenige  verpflichtet,  welcher  den  Brannt- 
wein zur  freien  Verfügung  erhält. 

Gegen  Sicherheitsbestellung  ist  die  Abgabe  zu  stunden.  Für  eine  Frist 
bis  zu  drei  Monaten  kann  jedoch  die  Abgabe  auch  ohne  Sicherheitsbestellung 
gestundet  werden,  falls  nicht  Gründe  vorliegen,  welche  den  Eingang  gefährdet 
erscheinen  lassen. 

3.  Reinigungszwang. 


Vom  1.  Oktober  1889  ab  darf  der  nicht  aus  Roggen,  Weizen  oder  Gerste 
hergestellte  oder  der  Mateidalsteuer  unterworfene  Branntwein,  sofern  er  der 
Verbrauchsabgabe  unterliegt,  nur  in  gereinigtem  Zustande  in  den  freien  Verkehr 
gebracht  werden. 

Den  Grad  und  die  Art  der  Reinigung,  sowie  die  etwa  erforderlichen  Bei- 
hilfen zur  Durchführung  derselben  bestimmt  der  Bundesrat. 

Dem  Reichstage  sind  diese  Bestimmungen,  sofern  er  versammelt  ist,  sofort, 
anderenfalls  bei  dessen  nächstem  Zusammentreten  vorzulegen.  Dieselben  sind 
ausser  Kraft  zu  setzen,  soweit  der  Reichstag  dies  verlangt. 

4.  Schutzbestimmungen. 

a)  Sicherung  gegen  heimliche  Ableitung  oder  Entnahme  von 
alkoholhaltigen  Dämpfen,  Lutter  oder  Branntwein. 

§5. 

In  den  Brennereien  sind  nach  näherer  Anordnung  der  Steuerbehörde  mit 
dem  Destillierapparat  in  fester  Verbindung  stehende  Sammelgefässe  aufzustellen, 
in  welche  der  gesamte  gewonnene  Branntwein  geleitet  wird,  sowie  alle  sonstigen 
Einrichtungen  zu  treffen,  welche  die  Steuerbehörde  zur  Sicherung  gegen  heimliche 
Ableitung  oder  Entnahme  von  alkoholhaltigen  Dämpfen,  Lutter  oder  Branntwein 
für  erforderlich  erachtet. 

Der  Destillierapparat,  die  Sammelgefässe  und  die  dieselben  verbindenden 
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Röhrenleitungen  sind  in  der  Regel  dergestalt  anter  amtlichen  Verschluss  zu 
nehmen ,  dass  eine  heimliche  Ableitung  oder  Entnahme  von  alkoholhaltigen 
Dämpfen,  Lutter  oder  Branntwein  aus  denselben  nur  mittels  einer  äussere 
Spuren  hinterlassenden  Gewalt  erfolgen  kann.  Die  Räume,  in  welchen  die 
>ammelgefässe  Aufstellung  finden,  müssen  den  Anforderungen  der  Steuerbehörde 
entsprechen  und  sind  erforderlichenfalls  von  derselben  imter  Mitverschluss  zu 
setzen. 

§  6. 
In  Fällen,  in  welchen  die  Einrichtung  geeigneter  Räume  zur  Aufstellung 
von  Sammelgefässen  nicht  oder  nur  mit  unverhältnismässig  hohen  Kosten  möglich 
ist,  kann  die  Steuerbehörde  an  Stelle  der  Sammelgefässe  die  Benutzung  eines 
zuverlässigen,  in  fester  Verbindung  mit  dem  Destillierapparat  und  unter  sicherndem 
amtUchen  Verschluss  stehenden  Messapparats  gestatten,  welcher  die  Menge  und 
Stärke  des  aus  dem  Destillierapparat  fliessenden  Branntweins  fortlaufend  anzeigt 
oder  die  spätere  amtliche  Ermittelung  der  Stärke  durch  Zurückbehaltung  von 
Proben  ermöglicht. 

§7. 
Der  Steuerbehörde  bleibt  vorbehalten,  in  besonderen  Fällen  die  Aufstellimg 
eines  Messapparats  neben  Beibehaltung  der  Sammeigefasse  anzuordnen.  Sie  ist 
befugt,  die  Mindestmenge  des  zu  ziehenden  reinen  Alkohols  im  voraus  bindend 
festzusetzen  oder  die  Brennerei  unter  dauernde  Kontrolle  zu  stellen,  wenn  wegen 
einer  in  derselben  vorgekommenen  Defraudation  auf  Strafe  erkannt  ist. 


Solange  den  Anforderungen  der  Steuerbehörde  in  bezug  auf  die  in  den 
§§  5  bis  7  bezeichneten  Einrichtungen  nicht  Genüge  geleistet  worden,  kann  die 
Steuerbehörde  den  Betrieb  der  Brennerei  untersagen. 

Die  Kosten  für  die  erstmalige  Anschaffung  der  Sammelgefässe,  der  Mess- 
apparate, der  Ueberrohre  und  der  Kunstschlösser  trägt  die  Branntweinsteuer- 
gemeinschaft. 

b)  Betriebsunterbrechung,  Verschluss-  und  Geräteverletzung. 

§  10. 

Wenn  der  Brennereibetrieb  unterbrochen  oder  ein  amtlicher  Verschluss 
oder  einer  derjenigen  Teile  der  Brennereigeräte  einschliesslich  der  Sammelgefässe 
und  des  Messapparats ,  aus  welchen  eine  heimliche  Ableitung  oder  Entnahme 
von  alkoholhaltigen  Dämpfen,  Lutter  oder  Branntwein  mögUch  ist,  verletzt  wird, 
so  ist  dies  mit  Beachtung  der  dieserhalb  zu  erlassenden  näheren  Anordnungen 
Jsbald  nach  erfolgter  Wahrnehmung,  spätestens  aber  binnen  24  Stunden  der 
Steuerbehörde  anzuzeigen. 

Falls  infolge  einer  solchen  Verletzung  ein  Zugang  zu  dem  Alkohol  ge- 
schaffen oder  ein  Ausströmen  desselben  herbeigeführt,  oder  die  regelmässige 
Thätigkeit  des  Messapparats  beeinflusst  wird,  so  kann  die  Steuerbehörde  die 
Einstellung  des  Betriebes  anordnen  und  einen  etwaigen  Steuerausfall  festsetzen. 
Das  Gleiche  gut  bei  jeder  anderen  in  der  regelmässigen  Thätigkeit  des  Mess- 
apparats eintretenden  Störung. 

Die  Steuerbehörde  ordnet  die  zur  Sicherheit  des  Steuerinteresses  erforder- 
lichen Massnahmen  binnen  24  Stunden  nach  erfolgter  Anzeige  an  und  nimmt 
Befinden  eine  Untersuchung  vor. 


r 


c)  Weitere  Kontrollierung  des  Branntweins. 

§  11. 

Der  erzeugte  Branntwein  ist  in  der  Brennerei  von  der  Steuerbehörde  nach 
Menge  und  Stärke  festzustellen  und  verbleibt  xmter  steuerlicher  Kontrolle,   bis 
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er  zur  Ausfuhr  oder  behufs  Verwendung  zu  gewerblichen  etc.  Zwecken  ab- 
gefertigt oder  bis  die  Verbrauchsabgabe  gezahlt  oder  gestundet  wird. 

Bleibt  in  den  Fällen,  in  welchen  ein  Messapparat  benutzt  wird,  oder  die 
Mindestmenge  des  zu  ziehenden  reinen  Alkohols  amtlich  festgesetzt  worden  ist 
(§§  6  und  7),  die  nach  Abs.  1  festgestellte  Menge  reinen  Alkohols  hinter  dem 
auf  Grund  der  Anzeige  des  Messapparats  oder  der  amtlichen  Festsetzung  er- 
mittelten Sollbestand  zurück,  ohne  dass  der  Brennereibesitzer  der  Steuerbehörde 
(.'inen  genügenden  Grund  hierfür  glaubhaft  nachweisen  kann,  so  hat  er  für  die 
Fehlmenge  den  ihr  entsprechenden  Betrag  der  Verbrauchsabgabe  zu  erlegen. 
Der  unter  gewöhnlichen  Verhältnissen  durch  Verdunstung  entstehende  Abgang 
an  Alkohol  ist  von  dem  Sollbestand  in  Abrechnung  zu  bringen. 

Sofern  eine  weitere  Aufbewahrung  des  unter  steuerlicher  Kontrolle  stehen- 
den Branntweins  erforderlich  wird,  hat  der  Inhaber  des  Branntweins  die  Aufnahme 
desselben  in  eine  für  unverzollte  Waren  bestimmte  oder  mit  Bewilligung  der  Steuer- 
behörde ausschliesslich  für  diesen  Zweck  eingerichtete  öffentliche  oder  unter 
amtlichem  Mitverschluss  stehende  Privatniederlage  zu  bewirken.  Das  Nähere 
hierüber  bestimmt  der  Bundesrat.  Derselbe  hat  insbesondere  auch  die  Be- 
dingungen und  Kontrollen  festzustellen,  unter  welchen  unter  steuerlicher  Kontrolle 
stehender  Branntwein  ausserhalb  der  Lagerräume  gereinigt  oder  zum  Zweck  der 
Ausfuhr  weiterer  Bearbeitung  unterworfen  werden  darf 

Für  Branntwein ,  welcher  im  freien  Verkehr  einer  weiteren  Bearbeitung 
zum  Zweck  des  Genusses  unterworfen  wird,  kann  nach  näherer  Bestimmung  des 
Bundesrats  ein  Erlass  der  Verbrauchsabgabe  bis  zu  fünf  Prozent  gewährt  werden. 

§  12. 
Bei  der  Ausfuhr  von  Fabrikaten,  zu  deren  Herstellung  im  freien  Verkehr 
befindlicher  Bi*anntwein    verwendet   ist ,    kann    nach   näherer   Bestimmung    des 
Bundesrats   für  jedes  in  den  Fabrikaten    enthaltene  Liter   reinen  Alkohols  eine 
Vergütung  der  Verbrauchsabgabe  von  0,50  M.  gewährt  werden. 

d)    Vorschriften  für  kleine  Brennereien. 

§  13. 

Für  diejenigen  Brennereien,  welche  in  einem  Betriebsjahre  nicht  mehr  als 
1500  hl  Bottichraum  bemaischen ,  oder  welche  nur  AbfäUe  der  eigenen  Bier- 
erzeugung verwenden  oder  lediglich  nichtmehlige  Stoffe ,  mit  Ausnahme  von 
Melasse,  Rüben  oder  Rübensaft,  verarbeiten,  kann  von  der  Landesregierung  unter 
Nachlass  der  in  den  §§  5  bis  8,  10  und  11  angeordneten  Betriebseinrichtungen 
und  Kontrollen  angeordnet  werden,  dass  bei  Einhaltung  der  hierüber  zu  erlas- 
senden Verwaltungsvorschriften  die  Verbrauchsabgabe  von  derjenigen  Alkohol- 
menge, welche  während  der  erklärten  Betriebszeit  mit  der  zum  Gebrauch  be- 
stimmten Brennvorrichtung  nach  ihrer  Leistungsfähigkeit  gewonnen  werden 
kann,  im  voraus  durch  die  Steuerbehörde  nach  Anhörung  des  Brennereibesitzers 
bindend  festgesetzt  wird. 

Die  Vorschriften  des  §  3  Abs.  1  und  2  finden  alsdann  keine  Anwendung, 
vielmehr  ist  die  Verbrauchsabgabe  von  dem  Brennereibesitzer  zu  entrichten  und 
muss  die  Zahlung,  soweit  nicht  Stundung  gewährt  wird,  drei  Monate  nach  Her- 
stellung des  Branntweins  bewirkt  werden. 

Die  Landesregierungen  können  ausnahmsweise  den  vorstehend  bezeich- 
neten Brennereien  die  abgabefreie  Lagerung  des  von  ihnen  erzeugten  Brannt- 
weins zum  Zweck  späterer  Ausfuhr  (§  1  Abs.  4)  oder  zum  Zweck  späterer  L^eber- 
führung  in  den  freien  Verkehr  nach  Massgabe  der  dieserhalb  zu  erlassenden 
Bestimmungen  gestatten. 

e)    Besitzwechsel. 
§  14. 

Jeder  Wechsel  im  Besitz  einer  Brennerei  ist  der  Steuerbehörde  binnei 
einer  Woche  seitens  des  neuen  und  in  den  Fällen  freiwilliger  Besitzübertragung 
auch  seitens  des  bisherigen  Besitzers  schriftlich  anzuzeigen. 
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Haussachungen. 

§  15. 
In  bezug  auf  Haussuchungen  in  Fällen  des  Verdachts  einer  Zuwiderhand- 
lung gegen  die  die  Verbrauchsabgabe  betreffenden  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
finden  dae  Vorschriften  des  §  45  des  Gesetzes,  betreffend  die  Besteuerung  des 
Branntweins  in  verschiedenen  zum  Norddeutschen  Bunde  gehörenden  Staaten 
und  Gebietsteilen,  vom  8.  Juli  1868  (Bimdesgesetzblatt  S.  384)  entsprechende 
Anwendung. 

5.  Verjährung  der  Verbrauchsabgabe. 

§  16. 

Alle  Fordeningen  und  Nachforderungen  an  Verbrauchsabgabe,  desgleichen 
die  Ansprüche  auf  Ersatz  wegen  zu  viel  oder  zur  Ungebühr  entrichteter  Abgabe 
verjähren  binnen  Jahresfrist  von  dem  Tage  des  Eintritts  der  Zahlungsverpflichtung 
beziehungsweise  der  Zahlung  an  gerechnet.  Der  Anspruch  auf  Nachzahlung  de- 
fraudierter Gefälle  verjährt  in  drei  Jahren. 

Auf  das  Regressverhältnis  des  Staats  gegen  die  Steuerbeamten  finden 
diese  Verjährungsfristen  keine  Anwendung. 

6.  Strafbestimmungen. 
a)  Begriff  der  Verbrauchsabgabende  fr  audation. 

§17. 
Wer  es  unternimmt,  die  Verbrauchsabgabe  vom  Branntwein  zu  hinter- 
ziehen oder  eine  Vergütung  der  Verbrauchsabgabe  zu  erlangen,  welche  über- 
haupt nicht  oder  nur  zu  einem  geringeren  Vergütungssatze  oder  für  eine 
geringere  Menge  zu  beanspruchen  war,  macht  sich  einer  Defraudation  der  Ver- 
brauchsabgabe schuldig. 

§  18. 
Eine  Defraudation  der  Verbrauchsabgabe  wird  insbesondere  dann  als  voll- 
bracht angenommen: 

1.  wenn  ohne  den  vorgeschriebenen,  von  der  Steuerbehörde  genehmigten 
Betriebsplan  oder  an  anderen  Tagen,  in  anderen  Räumen  oder  unter  Benutzung 
von  anderen  Destilliergeräten ,  als  den  in  dem  genehmigten  Betriebsplan  ange- 
meldeten, Branntwein  gebrannt  wird; 

2.  wenn  für  kleine  Brennereien  (§  13)  durch  Verwaltungsvorechrift  ange- 
ordnete Betriebserklärungen  nicht  oder  unrichtig  abgegeben  werden,  beziehungs- 
weise wenn  vorgeschriebene  Brennereiregister  nicht  oder  unrichtig  geführt  werden ; 

3.  wenn  alkoholhaltige  Dämpfe,  Lutter  oder  Branntwein  unbefugterweise 
abgeleitet  oder  entnommen  werden; 

4.  wenn  über  den  unter  steuerlicher  Kontrolle  stehenden  Branntwein  im- 
befugterweise  verfügt  wird; 

5.  wenn  Branntwein,  für  welchen  Befreiung  von  der  Verbrauchsabgabe 
oder  Vergütung  derselben  gewährt  worden  ist  (§  1  Abs.  4  Ziff.  2  und  §  12),  zu 
anderen  als  den  gestatteten  Zwecken  verwendet  wird. 

§  19. 
Der  Defraudation  der  Verbrauchsabgabe  wird  gleichgeaehtet : 

1.  wenn  Destüliergeräte ,  welche  durch  Anlegung  eines  amtlichen  Ver- 
schlusses oder  in  anderer  Weise  durch  Anordnungen  der  Steuerbehörde  der  Be- 
nutzung  entzogen  worden  sind,   unbefugt  erweise  wieder   in  Betrieb   genommen 

rden; 

2.  wenn  ein   auf  Grund  der  die  Verbrauchsabgabe   betreffenden  Bestim- 
en   dieses  Gesetzes   oder  der  in  Gemässheit   derselben   erlassenen  Verwal- 
tungsvorschriften   angelegter   amtlicher  Verschluss   oder   einer   derjenigen  Teüe 
der  Brennereigeräte ,  einschliesslich  der  Branntweinsammelgefasse  und  des  Mess- 
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apparats,  aus  welchen  eine  Ableitung  oder  Entnahme  von  alkoholartigen  Dämpfen, 
Lutter  oder  Branntwein  möglich  ist,  unbefugterweise  verletzt  wird; 

3.  wenn  in  einer  Brennerei,  in  welcher  ein  Messapparat  aufgestellt  ist, 
Handlungen  vorgenommen  werden,  welche  die  regelmässige  Thätigkeit  desselben 
zu  stören  geeignet  sind,  oder  ein  Messapparat,  welcher  unrichtig  zeigt,  wissentrj 
lieh  fortbenutzt  wird; 

4.  wenn  jemand   Branntwein ,    von    dem    er  weiss   oder   den  Umständei 
nach   annehmen  muss ,    dass  hinsichtlich   desselben  eine  Defraudation   der  Ver-| 
brauchsabgabe  verübt  worden  ist,  erwirbt  oder  in  Umsatz  bringt. 

§  20. 

Das  Dasein  der  Defraudation  der  Verbrauchsabgabe  wird  in  den  durch 
die  §§  18  und  19  angegebenen  Fällen  durch  die  daselbst  bezeichneten  That 
Sachen  begründet. 

"Wird  jedoch  in  diesen  Fällen  festgestellt,  dass  eine  Defraudation  dei 
Verbrauchsabgabe  nicht  hat  verübt  werden  können,  oder  wird  nicht  festgestellt 
dass  eine  solche  beabsichtigt  gewesen  sei,  so  findet  nur  eine  Ordnungsstrafe 
nach  Massgabe  des  §  26  statt. 

b)    Strafe  der  Verbrauchsabgab  endefraudation. 

§  21. 

Wer  eine  Defraudation  der  Verbrauchsabgabe  begeht,  hat  eine  Geldstrafe 
verwirkt,  welche  dem  vierfachen  Betrage  der  vorenthaltenen  Abgabe  beziehungs-^ 
weise  des  zur  Ungebühr  beanspruchten  Vergütungsbetrages  gleichkommt,  zur 
mindesten  aber  fünf  Mark  beträgt.  Kann  der  Betrag  der  vorenthaltenen  Abgabe 
nicht  festgestellt  werden,  so  ist  auf  Geldstrafe  von  fünf  bis  zehntausend  Marl 
zu  erkennen.  Neben  der  Strafe  ist  die  Abgabe  zu  entrichten,  beziehungsweise 
der  zu  Ungebühr  empfangene  Vergütungsbetrag  zurückzuzahlen. 

Die  Verbrauchsabgabe  und  die  Strafe  werden,  wenn  ein  Destilliergeräti 
unbefugterweise  zur  Branntweinbereitung  benutzt  worden  ist,  nach  derjenigei 
Menge  reinen  Alkohols  berechnet,  welche  bei  unausgesetztem  Betriebe  während 
der  dem  Zeitpunkt  der  Entdeckung  vorhergegangenen  drei  Monate  damit  ge 
Wonnen  werden  konnte,  sofern  nicht  entweder  eine  grössere  Defraudation  er-^ 
mittelt,  oder  eine  Benutzung  in  geringerem  Umfange  nachgewiesen  wird. 

Hat  eine  unbefugte  Ableitung  oder  Entnahme  von  alkoholhaltigen  Dämpfen,! 
Lutter  oder  Branntwein,  oder  eine  absichtliche  Störung  des  Messapparates  statt-l 
gefunden,  so  werden  die  Verbrauchsabgabe  und  die  Strafe  in  der  Art  berechnet»! 
dass  für   die   dem  Zeitpunkt   der  Entdeckung   vorhergehenden   drei  Monate  der 
ununterbrochene  Bestand  der  Ableitung,  Entnahme   oder  Störung  angenommen| 
wird,  sofern  nicht  eine  andere  Dauer  derselben  oder  eine  grössere  Defraudatioi 
nachgewiesen   wird.     Neben    der  Geldstrafe   ist   in    den   Fällen   dieses   Absätze 
gegen  den  Thäter  und  den  Teilnehmer   zusätzlich   auf  eine  Gefängnisstrafe  bii 
zu  einem  Jahre  zu  erkennen. 

§  22. 

Liegt  eine  Uebertretung  vor,  so  ist  die  Beihilfe  und  die  Begünstigung  mii| 
Geldstrafe  bis  zu  einhundertundfünfzig  Mark  zu  bestrafen. 


c)   Straf erhöhung  bei  Verbrauchsabgabendef raudation  im 

Rückfalle. 

§23. 
Im  Falle  der  Wiederholung  der  Defraudation  der  Verbrauchsabgabe  nach 
vorhergegangener  Bestrafung  wird  die  im  §  21  angedrohte  Geldstrafe  verdoppelt 
Jeder  fernere  Rückfall  zieht  Gefängnisstrafe  bis  zu  drei  Jahren  nach  sich.  Doch 
kann,  unbeschadet  der  Vorschrift  des  §  21  Abs.  3,  nach  richterlichem  Ermesse! 
mit  Berücksichtigung    aller    Umstände    der    Zuwiderhandlung    und    der   voraus 
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gangenen  Fälle  auf  Haft  oder  auf  Geldstrafe  im  doppelten  Betrage  der  für 
■  len  ersten  Rückfall  angedrohten  Geldstrafe  erkannt  werden. 

§  24. 
Die  Straf erhöhung  wegen  Rückfalls  tritt  ein,  ohne  Rücksicht  darauf,   ob 
die   frühere   Besti-afung   in   demselben    oder   einem   anderen   Bundesstaate   er- 
folgt ist. 

Sie  ist  verwirkt,  auch  wenn  die  frühere  Strafe  nur  teilweise  verbüsst  oder 
ganz  oder  teilweise  erlassen  ist ,  bleibt  dagegen  ausgeschlossen ,   wenn  seit  der 
^'•'rbüssimg   oder   dem  Erlass  der  früheren  Strafe    bis  zur  Begehung  der  neuen 
rafthat  drei  Jahre  verflossen  sind. 


i 


d)  Strafe  wegen  Zuwiderhandlung  gegen  den  Reinigungszwang. 

§  25. 
Zuwiderhandlungen  gegen   die  gemäss   §  4   des  gegenwärtigen  Gesetzes 
vom  Bundesrat   erlassenen   Yorschriflen   über    die   Reinigung    des   Branntweins 
werden  mit  Geldstrafe  bis  zu  eintausend  Mark  bestraft. 

e)  Ordnungsstrafen. 

§  26. 
Zuwiderhandlungen  gegen  die  die  Verbrauchsabgabe  betreffenden  Be- 
stimmungen dieses  Gesetzes ,  sowie  die  in  Gemässheit  derselben  erlassenen  und 
öffentlich  oder  den  Beteiligten  besonders  bekannt  gemachten  Yerwaltungsvor- 
schriften  werden,  sofern  nicht  die  Strafe  der  Defraudation  verwirkt  ist,  mit  einer 
Ordnungsstrafe  bis  zu  dreihundert  Mark  geahndet. 

§  27. 
Mit  Ordnungsstrafe  gemäss  §  26  wird  auch  belegt: 

1.  wer  einem  zum  Schutze  der  Verbrauchsabgabe  verpflichteten  Beamten 
oder  dessen  Angehörigen  wegen  einer  auf  dieselbe  bezüglichen  amtlichen  Hand- 
lung oder  der  Unterlassung  einer  solchen  Geschenke  oder  andere  Vorteile  an- 
bietet, verspricht  oder  gewährt,  sofern  nicht  der  Thatbestand  des  §  333  des 
Strafgesetzbuchs  vorliegt; 

2.  wer  sich  Handlungen  und  Unterlassungen  zu  Schulden  kommen  ]ässt, 
durch  welche  ein  solcher  Beamter  an  der  rechtmässigen  Ausübung  der  zum 
Schutze  der  Verbrauchsabgabe  ihm  obliegenden  amtlichen  Thätigkeit  verhindert 
wird,  sofern  nicht  der  Thatbestand  der  §§  113  oder  114  des  Strafgesetzbuchs 
vorliegt. 

f)  Strafen   für   Brennereibesitzer   und  [Brennereileiter.       • 

§  28. 

Der  Besitzer  einer  Brennerei,  in  welcher  eine  unbefugte  Ableitung  oder 
Entnahme  von  alkoholhaltigen  Dämpfen,  Lutter  oder  Branntwein  oder  eine  ab- 
fflchtliche  Störung  des  Messapparats  ermittelt  wird,  ist  als  solcher,  unabhängig 
▼on  der  Verfolgung  der  eigentlichen  Thäter,  mit  Geldstrafe  von  fönfzig  bis  zu 
fönfhundert  Mark  zu  bestrafen. 

Werden  in  einer  Brennerei  aus  besonderen  Anlagen  bestehende  heimliche 
Vorrichtungen  zum  Zweck  der  Ableitung  oder  Entnahme  von  alkoholhaltigen 
Dämpfen,  Lutter  oder  Branntwein,  oder  zur  Störung  des  Messapparats  ermittelt. 
so  verfällt  der  Breunereibesitzer  als  solcher  in  eine  Geldstrafe  von  fünfhundert 
bis  zu  fünftausend  Mark. 

Wird  in  einer  Brennerei  ein  amtlicher  Verschluss  oder  einer  derjenigen 
Teile  der  Brennereigeräte  (§19  Ziff.  2),  aus  welchen  eine  Ableitung  oder  Ent- 
nahme von  alkoholhaltigen  Dämpfen,  Lutter  oder  Branntwein  möglich  ist,  ver- 
letzt ,  so  trifit  den  Brennereibesitzer  als  solchen  eine  Geldstrafe  von  fünfund- 
zwanzig bis  zu  zweihimdertundfünfzig  Mark. 
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Die  Strafe  in  den  Fällen  der  Absätze  1  bis  3  tritt  nur  dann  ein,  wenn 
festgestellt  ist,  dass  die  Zuwiderhandlung  mit  Willen  oder  Wissen  des  Brennerei- 
besitzers verübt  worden  ist. 

§  29. 

Brennereibesitzer,  welche  den  Betrieb  nicht  selbst  leiten,  können  die 
Uebertragung  der  ihnen  gemäss  §  28  obliegenden  strafrechtlichen  Verantwort- 
lichkeit auf  einen  in  ihrem  Namen  und  Auftrage  handelnden  Brennereileiter 
bei  der  Steuerbehörde  in  Antrag  bringen.  Falls  der  Antrag  genehmigt  wird, 
geht  die  strafrechtliche  Verantwortlichkeit,  unbeschadet  der  subsidiarischen 
Vertretungsverbindlichkeit  des  Brennereibesitzers  gemäss  §  32,  auf  den  Brennerei- 
leiter über.     Die  Genehmigung  ist  jederzeit  widerruflich. 

Die  Strafe  in  den  Fällen  der  Absätze  1  bis  3  des  §  28  tritt  nur  dann 
ein ,  wenn  festgestellt  ist ,  dass  die  Zuwiderhandlung  mit  Willen  oder  Wissen 
des  Brennereileiters  verübt  worden  ist. 

§  30. 
Werden  Brennereibesitzer  wegen  Defraudation  der  Verbrauchsabgabe  durch 
unbefugte  Branntweinbereitung,  Ableitung  oder  Entnahme  von  alkoholhaltigen 
Dämpfen,  Lutter  oder  Branntwein  (§  18  Ziff.  1  bis  3),  oder  durch  absichtliche 
Störung  des  Messapparats  verurteilt,  so  ist  ihnen  zu  untersagen,  das  Brennerei- 
gewerbe selbst  jemals  wieder  auszuüben,  oder  durch  andere  zu  ihrem  Vorteil 
ausüben  zu  lassen.  Die  Steuerbehörde  ist  jedoch  ermächtigt,  zu  Gunsten  der 
Schuldigen  Ausnahmen  zn  gestatten. 

g)  Exekutivische  Massregeln. 

§31. 

Unbeschadet  der  verwirkten  Ordnungsstrafen  kann  die  Steuerbehörde  die 
Beobachtung  der  auf  Grund  der  die  Verbrauchsabgabe  betreffenden  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes  und  der  in  Gemässheit  derselben  erlassenen  Verwaltungsvor- 
schriften angeordneten  Kontrollen  durch  Androhung  und  Einziehung  exeku- 
tivischer Geldstrafen  bis  zu  fünfhundert  Mark  erzwingen,  auch  wenn  die  Pflichtigen 
die  zum  Zweck  der  Kontrollierung  vorgeschriebenen  Einrichtungen  zu  treffen 
unterlassen,  diese  auf  Kosten  der  Pflichtigen  herstellen  lassen.  Die  Einziehung 
der  hierdurch  erwachsenen  Auslagen  erfolgt  in  dem  Verfahren  für  die  Bei- 
treibung von  Zollgefällen  und  mit  dem  Vorzugsrecht  der  letzteren. 

h)    Subsidiarische   Vertretungsverbindlichkeiten   dritter  Personen. 

§  32.  : 

Gewerbe-  und  Handelstreibende,  einschliesslich  der  Brennereibesitzer  haften 
hinsichtlich  der  vorenthaltenen  Verbrauchabsgabe  für  ihre  Verwalter,  Gewerbs- 
gehilfen sowie  für  diejenigen  Hausgenossen,  welche  in  der  Lage  sind,  auf  den 
Gewerbebetrieb  Einfluss  zu  üben.  Fü'r  die  Geldstrafen,  in  welche  die  solcher- 
gestalt zu  vertretenden  Personen  wegen  Verletzung  der  die  Verbrauchsabgabe 
betreffenden  Vorschriften  dieses  Gesetzes  und  der  in  Gemässheit  derselben  er- 
lassenen Verwaltungsvorschriften  verurteilt  worden  sind,  haften  dieselben  nach 
Massgabe  der  Bestimmungen  im  §  66  des  Gesetzes  vom  8.  Juli  1868,  sofern 
sie  unterlassen  haben,  die  zu  vertretenden  Personen  von  der  Zuwiderhandlung 
gegen  diese  Vorschriften  abzuhalten. 

Im  Falle  der  wissentlichen  Anstellung  oder  Beibehaltung  eines  wegen 
Branntweinsteuer-Defraudation  bereits  bestraften  Verwalters  oder  Gewerbsgehilfen 
gelten  die  weitergehenden  Bestimmungen  des  §  66  des  Gesetzes  vom  8.  Juli  1868. 

i)  Zusammentreffen  mehrerer  strafbarer  Handlungen. 

§  38. 
Im  Falle   mehrerer   oder  wiederholter  Zuvriderhandlungen  gegen  die  die 
Verbrauchsabgabe   betreffenden  Bestimmungen  dieses  Gesetzes ,   welche  nur  mit 
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Ordnungsstrafe  bedroht  sind,  soll,  wenn  die  Zuwiderhandlungen  derselben  Art 
sind  und  gleichzeitig  entdeckt  werden,  die  Ordnungsstrafe  gegen  denselben 
Thäter  sowie  gegen  mehrere  Teilnehmer  zusammen  nur  im  einmaligen  Betrage 
festgesetzt  werden. 

k)  Umwandlung  der  Geldstrafe  in  Freiheitsstrafe, 

§  34. 

Die  Umwandlung  der  nicht  beizutreibenden  Geldstrafen  in  Freiheitsstrafen 
erfolgt  gemäss  §§  28  imd  29  des  Strafgesetzbuchs. 

Der  Höchstbetrag  der  Freiheitsstrafe  ist  jedoch  bei  einer  Defraudation 
der  Verbrauchsabgabe  im  wiederholten  Rückfall  zwei  Jahre,  bei  einer  mit  Ord- 
mmgsstrafe  bedrohten  Zuwiderhandlung  sowie  iu  den  Fällen  des  §  31  drei 
Monate  Gefängnis. 

1)  Strafverjährung. 

§  35. 

Die  Strafverfolgung  von  Defraudationen  der  Verbrauchsabgabe  verjährt 
in  drei  Jahren ,  diejenige  von  Zuwiderhandlungen ,  welche  mit  Ordnungsstrafe 
bedroht  sind,  in  einem  Jahre. 

Die  Strafverfolgung  auf  Grund  der  Bestimmungen  der  §§  28  und  29 
verjährt  zugleich  mit  dem  Eintritt  der  Verjährung  gegen  den  eigentlichen  Thäter. 

m)  Strafverfahren. 

§  36. 
In  betreff  der  Feststellung,  Untersuchung  und  Entscheidung  der  Zuwider- 
handlungen gegen  die  die  Verbrauchsabgabe  betreffenden  Bestimmungen  dieses 
Gesetzes  und  die  in  Gemässheit  derselben  erlassenen  Verwaltungsvorschriften, 
in  betreff  der  Strafmilderung  und  des  Erlasses  der  Strafe  im  Gnadenwege  kommen 
die  Vorschriften  zur  Anwendung,  nach  welchen  sich  das  Verfahren  wegen  Zu- 
widerhandlungen gegen  die  Zollgesetze  bestimmt. 

§  37. 
Die  nach  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  verwirkten  Geldstrafen  fallen 
dem  Fiskus  desjenigen  Staates  zu ,   von  dessen  Behörden  die  Strafentscheidung 
erlassen  worden  ist. 

§  38. 

Jede  von  einer  nach  §  36  zuständigen  Behörde  wegen  einer  Zuwider- 
handlung gegen  die  Bestimmimgen  dieses  Gesetzes  und  in  Gemässheit  desselben 
erlassenen  Verwaltungsvorschriften  einzuleitende  Untersuchung  und  zu  er- 
lassende Strafentscheidung  kann  auch  auf  diejenigen  Teilnehmer,  welche  anderen 
Bundesstaaten  angehören,  ausgedehnt  werden. 

Die  Strafvollstreckung  ist  nötigenfalls  durch  Ersuchen  der  zuständigen 
Behörden  und  Beamten  desjenigen  Bundesstaates  zu  bewirken,  in  dessen  Gebiet 
die  VoUstreckungsma-ssregel  zur  Ausführung  kommen  soll. 

Die  Behörden  und  Beamten  der  Bundesstaaten  sollen  sich  gegenseitig 
thätig  und  ohne  Verzug  den  verlangten  Beistand  in  allen  gesetzlichen  Mass- 
regeln leisten .  welche  sich  auf  die  Verfolgimg  von  Zuwiderhandlungen  gegen 
dieses  Gesetz  beziehen. 

7.  Verteilung  der  Einnahmen  ans  der  Verbranchsabgahe. 
§  39. 
Der  Reinertrag  der  Verbrauchsabgabe   ist   den   einzelnen   Bundesstaaten 
nach  Massgabe  der  matrikularmässigen  Bevölkerung,   mit  welcher   sie  zum  Ge- 
biet der  Branntweinsteuergemeinschaft  gehören,  zu  überweisen. 
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Für  die  durch  die  Erhebung  und  Verwaltung  der  Abgabe  den  Bundes- 
staaten erwachsenden  Kosten  wird  nach  Massgabe  der  vom  Bundesrat  zu  er- 
lassenden Bestimmungen  Vergütung  gewährt. 


Zweiter  Abschnitt. 

Maischbottichsteuer,  Branntweinmaterialstener  und  Zuschlag  zur 
Verbrauchsabgabe. 

1.   Allgemeine  Einführung  des  Gesetzes  vom  8.  Juli  1868^). 

§  40. 
Die  Bestimmungen  des  Gesetzes,  betreffend  die  Besteuerung  des  Brannt- 
weins in  verschiedenen  zum  Norddeutschen  Bund  gehörenden  Staaten  und  Ge- 
bietsteilen, vom  8.  Juli  1868  treten  mit  dem  1.  Oktober  1887  für  das  gesamte 
Gebiet  der  Branntweinsteuergemeinschaft  mit  den  in  den  §§  41  bis  43  des  gegen- 
wärtigen Gesetzes  bezeichneten  Aenderungen  und  Ergänzungen ,  sowie  mit  der 
Massgabe  in  Kraft,  dass  der  Höchstbetrag  der  wegen  Uebertretung  der  Be- 
stimmungen jenes  Gesetzes  zu  verhängenden  Geldstrafe  zehntausend  Mark  nicht 
übersteigen  darf.  Die  in  einzelnen  Bundesstaaten  bestehenden  Vorschriften 
wegen  Gewährung  von  Betriebserleichterungen  dürfen  von  der  Landesregierung 
auch  ferner  in  Geltung  belassen  und  nach  näherer  Bestimmung  des  Bundesrats 
auch  in  anderen  Staaten  eingeführt  werden. 

2.  Maischbottich-  und  Branntweinmaterialsteuer. 

§  41.' 
I.   Die  Erhebung  der  Maischbottichsteuer  erfolgt  nur  noch 

a)  in  den  landwirtschaftlichen  Brennereien,  d.  h.  in  denjenigen  aus- 
schliesslich Getreide  oder  Kartoffeln  verarbeitenden  Brennereien,  bei  deren  Be- 
trieb die  sämtlichen  Rückstände  in  einer  oder  mehreren  den  Brennereibesitz em 
gehörenden  oder  von  denselben  betriebenen  Wirtschaften  verfüttert  werden  und 
der  erzeugte  Dünger  vollständig  auf  dem  den  Brennereibesitzem  gehörenden 
oder  von  denselben  bewirtschafteten  Grund  und  Boden  verwendet  wird, 

b)  in  denjenigen  Brennereien,  welche  Melasse,  Rüben  oder  Rübensaft 
verarbeiten. 

IL  Die  Maischbottichsteuer  beträgt  1,31  M.  für  jedes  HektoUter  des 
Rauminhalts  der  Maischbottiche  und  für  jede  Einmaischung.  Bei  der  Steuer- 
berechnung bleibt  der  überschiessende.  Rauminhalt,  welcher  25  1  nicht  erreicht, 
ausser  Betracht. 

In  landwirtschaftlichen  Brennereien,  welche  nur  während  der  Zeit  vom 
1.  Oktober  bis  15.  Juni  betrieben  werden,  wird  die  Maischbottichsteuer 

a)  wenn  an  einem  Tage  durchschnittlich  nicht  mehr  als  1050  1  Bottich- 
raum bemaischt  werden,  nur  zu  sechs  Zehnteln, 

b)  wenn  an  einem  Tage  durchschnittlich   nicht  mehr  als  1500  1  Bottich- 
raum bemaischt  werden,  nar  zu  acht  Zehnteln, 

c)  wenn  an  einem  Tage  durchschnittlich   nicht   mehr  als  3000  1  Bottich- 
raum bemaischt  werden,  nur  zu  neun  Zehnteln 

des  im  Abs.  1  festgesetzten  Steuerbetrages  erhoben. 

Gelangen  während  eines  Kalendermonats  in  einer  der  bezeichneten  Bren- 
nereien mehr  als  1050  beziehungsweise  1500  beziehungsweise  3000  1  Bottichraum 
durchschnittlich  täglich  zur  Bemaischung,  so  wird  für  den  betreffenden  Kalender- 
monat der  entsprechend  höhere  Steuersatz  erhoben. 

Der  Anspruch  auf  die  Steuerbegünstigung  geht  nicht  verloren ,  wenn  in 
einer  der  bezeichneten  Brennereien  im  Zwischenbetriebe  nichtmehlige  Stoflfe  allein 
verarbeitet  werden. 


1)  Dasselbe  ist  unten  S.  276  ff.  mitgeteilt. 
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m.   An  Branntweimnaterialsteuer  ist  zu  entrichten: 

a)  vom  Hektoliter  eingestampfte  Weintreber  0,35  M., 

b)  vom  Hektoliter  Kernobst  oder  auch  Treber  von  Kernobst  und  Beeren- 
früchte aller  Art  0,45  M., 

c)  vom  Hektoliter  BrauereiabfaUe ,  Hefenbrühe,  gepresste  Weinhefe  und 
Wurzeln  aller  Art  0,50  M., 

d)  vom  Hektoliter  Trauben-  oder  Obstwein,  flüssige  Weinhefe  und  Stein- 
obst 0,85  M. 

IV.  Für  diejenigen  landwirtschaftlichen  Brennereien,  welche  in  einem 
Betriebsjahre  nicht  mehr  als  1500  hl  Bottichraum  bemaLschen,  sowie  für  die- 
jenigen Brennereien,  welche  nur  Abfälle  der  eigenen  Biererzeugung  verwenden, 
oder  welche  lediglich  nichtmehlige  Stoffe  mit  Ausnahme  von  Melasse,  Rüben 
oder  Rübensaft  verarbeiten ,  kann  von  der  Landesregierung  unter  Nachlass  der 
nach  der  bestehenden  Gesetzgebung  angeordneten  Betriebseinrichtungen  und 
Kontrollen  angeordnet  werden,  dass  bei  Einhaltung  der  hierüber  zu  erlassenden 
Yerwaltungsvorschriften  die  Steuer  von  derjenigen  Material-  oder  Maischmenge, 
welche  während  der  erklärten  Betriebszeit  mit  der  zum  Gebrauch  bestimmten 
BrennvoiTichtung  nach  ihrer  Leistungsfähigkeit  abgetrieben  werden  kann,  im 
voraus  durch  die  Steuerbehörde  bindend  festgesetzt  wird. 

V.  Eine  Rückvergütung  der  Maischbottich-  oder  Branntweinmaterialsteuer 
kann  nach  näherer  Bestimmung  des  Bundesrats  ausser  für  gewerbliche  Zwecke 
auch  für  Branntwein  bewilligt  werden,  welcher  zu  Heil-,  zu  vtdssenschaftHchen 
oder  zu  Putz-,  Heizungs- ,  Koch-  oder  Beleuchtungszwecken  Verwendung  findet. 

3.  Zuschlag  zur  Verbrauchsabgabe. 

§  42. 

I.  In  den  gewerblichen  Brennereien,  d.  h.  in  denjenigen  Brennereien, 
welche  mehlige  Stoffe  verarbeiten,  aber  nicht  zu  den  landwirtschaftlichen  (§  41  la) 
gehören,  oder  welche  Mischungen  aus  mehligen  oder  nichtmehligen  Stoffen  ver- 
arbeiten, findet,  sofern  sie  nicht  unter  §41Ib  fallen,  die  Erhebung  der  Maisch- 
bottichsteuer nicht  mehr  statt.  Von  dem  in  solchen  Brennereien  hergestellten 
Branntwein  wird,  soweit  er  der  Verbrauchsabgabe  unterliegt,  ein  Zuschlag  zu 
dieser  erhoben,  welcher  0,20  M.  für  das  Liter  reinen  Alkohols  beträgt. 

Bei  solchen  gewerblichen  Brennereien,  welche  vor  dem  1.  April  1887  be- 
reits bestanden  haben  und  nicht  mehr  als  10,000  1  Bottichraum  an  einem  Tage 
bemaischen,  tritt  für  den  Umfang  des  bisherigen  Betriebes,  nach  näherer  Be- 
stimmung des  Bundesrats,  eine  Ermässigung  des  Zuschlags  um  0,04  M.  für  das 
Liter  reinen  Alkohols  ein.  Bemaischen  Brennereien  dieser  Art  mehr  als  10,000 1,  je- 
doch nicht  über  20,000 1  Bottichraum,  so  beträgt  diese  Ermässigung  des  Zuschlags 
0,02  M.    Auf  Presshefebrennereien   findet  diese  Bestimmung  keine  Anwendung. 

In  gleicher  Weise  sind  auf  Antrag  andere  als  gewerbliche  Brennereien, 
welche  nicht  Melasse ,  Rüben  oder  Rübensaft  verarbeiten ,  seitens  der  Landes- 
regierung von  der  Erhebung  der  Maischbottich-  oder  Branntweinmaterialsteuer 
freizulassen.  Insofern  landwirtschaftliche  Brennereien,  welche  Getreide  ver- 
arbeiten, hiervon  Gebrauch  machen,  wird 

a)  von  Branntwein,  welcher  in  Brennereien  hergestellt  worden  ist,  die  in 
einem  Jahre  nicht  mehr  als  100  hl  reinen  Alkohols  erzeugen,  nur  ein 
Zuschlag  von  0,12  M., 

b)  von  Branntwein,  welcher  in  Brennereien  hergestellt  worden  ist,  die  in 
einem  Jahre  mehr  als  100,  jedoch  nicht  über  150  hl  reinen  Alkohols 
erzeugen,  nur  ein  Zuschlag  von  6,14  M. 

für  das  Liter  reinen  Alkohols  erhoben. 

II.  Landwirtschaftliche  Brennereien,  welche  an  einem  Tage  mehr  als  1500  1 
Bottichraum  bemaischen,  unterliegen,  sofern  sie  während  der  Zeit  vom  16.  Juni 
bis  30.  September  betrieben  werden,  für  diese  Zeit  anstatt  der  Maischbottich- 
steuer, dem  nach  Nr.  I,  Absatz  1  von  den  gewerblichen  Brennereien  zu  zahlen- 
den Zuschlag  zur  Verbrauchsabgabe. 
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Von  dem  in  landwirtschaftlichen  Brennereien,  welche  an  einem  Tage  mehr 
als  10,000,  jedoch  nicht  über  20,000  1  Bottichraum  bemaischen,  hergestellten 
Branntwein  wird,  soweit  derselbe  der  Verbrauchsabgabe  unterliegt,  ein  Zuschlag, 
welcher  0,02  M.  für  das  Liter  reinen  Alkohols  beträgt ,  von  dem  in  landwirt- 
schaftlichen Brennereien,  welche  an  einem  Tage  mehr  als  20,000  1  Bottichraum 
bemaischen,  hergestellten  derartigen  Branntwein  ein  Zuschlag  von  0,04  M.  er- 
hoben. Der  Zuschlag  ist  nur  für  denjenigen  Kalendermonat  zu  entrichten,  in 
welchem  eine  10,000  beziehungsweise  20,000  1  übersteigende  Bemaischung  statt- 
gefunden hat. 

III.  Die  in  den  §§11  bis  39  des  gegenwärtigen  Gesetzes  hinsichtlich  der 
Verbrauchsabgabe  gegebenen  Bestimmungen  finden  auf  den  Zuschlag  zu  derselben 
entsprechende  Anwendung. 

IV.  Für  die  in  Ziffer  I  bezeichneten  Brennereien  gelten  die  sonstigen  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  vom  8.  Juli  1868  mit  folgenden  Aenderungen: 

a)  die  Grösse  und  Zahl  der  Nebengefässe ,  als:  Hefengefässe ,  Maisch- 
behälter u.  s.  w.,  bedürfen  einer  Genehmigung  nicht; 

b)  Abänderungen  des  angemeldeten  Betriebes  sind  mit  der  Massgabe  zu- 
lässig, dass  die  Abweichung  vorher  im  Betriebsplan  bemerkt  und  binnen  24  Stunden 
der  Steuerbehörde  angezeigt  werden  muss; 

c)  die  Brennfrist  kann  von  der  Steuerbehörde  dem  wirklichen  Bedürfnis 
entsprechend  eingeschränkt  werden; 

d)  die  unbefugte  Benutzung  von  Maischgefässen,  welche  seitens  der  Steuer- 
behörde ausser  Gebrauch  gesetzt  worden  sind,  zum  Einmaischen,  sowie  die  Ein- 
maischung  oder  Zubereitung  von  Maische ,  die  dem  Steuerbeamten  gar  nicht 
angesagt,  oder  die  an  anderen  Tagen,  in  anderen  Räumen  oder  in  anderen 
Gefässen  als  den  in  dem  amtlich  bestätigten  Betriebsplan  dazu  angemeldeten  vor- 
genommen wird,  unterliegt  einer  Geldstrafe  bis  zu  dreihundert  Mark. 

4.  Schntzbestimmungen. 

§  43. 
Die  Verpflichtung    des  Brennereibesitzers    zur   Einreichung  eines  Grund- 
risses der  Brennerei  und  die  Revisionsbefugnis  der  Steuerbeamten  (§§  6  und  43 
des  Gesetzes  vom  8.  Juli  1868)  erstrecken  sich  auch  auf  die  mit  der  Brennerei 
in  Verbindung  stehenden  oder  unmittelbar  an  dieselbe  angrenzenden  Räume. 


Dritter   Abschnitt. 
Zoll-  und  Uebergangsabgabe. 

1.  Zollbetrag. 

§  44. 
Von  dem  vom  Zollauslande  in  Fässern  eingehenden  Arrak,  Kognak  und 
Rum  werden  an  Zoll  vom  Tage  der  Verkündigung  des  gegenwärtigen  Gesetzes 
ab  125  M.  für  100  kg  erhoben,  von  allem  übrigen  Branntwein  180  M.  für  100  kg. 

2.  Uebergangsabgabe. 
§  45. 

Von  dem  aus  dem  freien  Verkehr  derjenigen  Teile  des  deutschen  Zoll- 
gebiets, welche  nicht  zur  Branntweinsteuergemeinschaft  gehören,  eingehenden 
Branntwein  werden,  soweit  nicht  der  Nachweis  vorgängiger  Verzollung  geführt 
wird,  an  Uebergangsabgabe  vom  Tage  der  Verkündigung  des  gegenwärtigen 
Gesetzes  ab  96  M.  für  ein  Hektoliter  reinen  Alkohols  erhoben. 

Von  dem  aus  nichtmehligen  Stoffen  hergestellten  Trinkbranntwein  kommt 
jedoch  diese  erhöhte  Uebergangsabgabe  erst  vom  1.  Oktober  1887  ab  zur  Er- 
hebung. 
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Vierter  Abschnitt. 
Uebergangs-  und  Schlassbestimmnngeii. 

§  46. 

Aller  am  1.  Oktober  d.  J.  innerhalb  des  Gebiets  der  Branntweinsteuer- 
gemeinschaft im  freien  Verkehr  befindliche  Branntwein  unterliegt  nach  näherer 
Bestimmung  des  Bundesrats  der  Verbrauchsabgabe  in  Form  einer  Nachsteuer 
von  0,30  M.  für  das  Liter  reinen  Alkohols. 

Von  der  Nachsteuer  befreit  bleibt: 

1.  Branntwein,  welcher  zu  gewerblichen  Zwecken,  einschliesslich  der  Essig- 
bereitung, zu  Heil-,  zu  wissenschaftlichen  oder  zu  Putz-,  Heizungs-,  Koch-  oder 
Beleuchtungszwecken  verwendet  wird; 

2.  Branntwein  im  Besitz  von  Gewerbetreibenden,  welche  die  Erlaubnis 
zum  Ausschenken  von  Branntwein  oder  zum  Kleinhandel  mit  Branntwein  haben, 
in  Mengen  von  nicht  mehr  als  40  1;  im  Besitz  von  anderen  Haushaltungsvor- 
ständen in  Mengen  von  nicht  mehr  als  10  1  reinen  Alkohols; 

3.  Branntwein,  welcher  nachweislich  gegen  Erlegung  des  Zollbetrages 
von  125  beziehungsweise  180  M.  für  100  kg  vom  Auslande  eingeführt  worden  ist. 

Für  die  Zeit  vom  1.  Juli  bis  30.  September  d.  J.  wird 

a)  der  Betrieb  jeder  Brennerei  mit  Ausnahme  der  Hefebrennereien  auf 
drei  Viertel  des  Umfanges  desjenigen  Betriebes  beschränkt,  welchen  dieselbe  in 
dem  entsprechenden  Zeitraum  des  Vorjahres  gehabt  hat,  unter  sinngemässer 
Anwendung  der  Bestimmungen  des  §  2,  Absatz  2; 

b)  die  Maischbottichsteuer  auf  das  Dreifache  des  bisherigen  Satzes  und 
dementsprechend  die  Steuervergütung  für  Branntwein,  welcher  aus  dem  deutschen 
Zollgebiet  ausgeführt  oder  zu  gewerblichen  Zwecken  einschliesslich  der  Essig- 
bereitung verwendet  wird  (§  1  des  Gesetzes,  betreflFend  die  Steuerfreiheit  des 
Branntweins  zu  gewerblichen  Zwecken,  vom  19.  Juli  1879,  Reichs-Gesetzbl.  S.  259  '), 
auf  48,03  M.  für  das  Hektoliter  reinen  Alkohols  festgesetzt.  Hefenbrennereien 
unterliegen  jedoch  nur  einer  Erhöhung  der  Maischbottichsteuer  um  100  Prozent, 
andere  Getreidebrennereien  einer  solchen  um  175  Prozent  des  bisherigen  Satzes. 

Zu  dem  bisherigen  Satze  der  Maischbottichsteuer  ist  der  nach  vorstehen- 
der Vorschrift  beschränkte  Betrieb  denjenigen  landwirtschaftlichen  Brennereien 
gestattet,  welche  Getreide  verarbeiten  und  an  einem  Tage  durchschnittlich  nicht 
mehr  als  1050  1  Bottichraum  bemaischen. 

Der  Bundesrat  ist  ermächtigt,  allen  Brennereien,  soweit  abgeschlossene 
Verträge  dazu  Anlass  geben,  den  Betrieb  über  das  im  Absatz  3  unter  a  be- 
zeichnete Mass  hinaus  und  zu  dem  einfachen  Maischbottichsteuerbetrage  zu 
gestatten. 

Die  Bestimmungen  des  §  3,  Absatz  3  des  gegenwärtigen  Gesetzes  finden 
auf  die  Stundung  der  Nachsteuer  mit  der  Massgabe  Anwendung,  dass  der  Bundes- 
rat ermächtigt  ist,  weitergehende  Erleichterungen  eintreten  zu  lassen. 

§  47. 

Die  §§  1  bis  43,  45  und  46  des  gegenwärtigen  Gesetzes  treten  zugleich 
mit  dem  Gesetz,  betreffend  die  Steuerfreiheit  des  Branntweins  zu  gewerblichen 
Zwecken,  vom  19.  Juli  1879  in  einem  der  nicht  zur  Branntweinsteuergemein- 
schaft gehörenden  Bundesstaaten  nach  erfolgter  Zustimmung  von  selten  des 
betreffenden  Staats  in  Kraft. 

Die  Gesamtjahresmenge,  welche  in  einem  der  Branntweinsteuergemein- 
schaft neu  beitretenden  Staat  zu  dem  niedrigeren  Abgabesatze  (§  1)  hergestellt 
werden  darf,  wird  auf  3  1  reinen  Alkohols  für  den  Kopf  der  bei  der  jedesmaligen 
letzten  Volkszählung  ermittelten  Bevölkerung  des  betreffenden  Staats  bemessen. 
Äe  Bestimmung  der  Jahresmenge,  welche  von  den  einzelnen  Brennereien  zu 
em  niedrigeren  Abgabesatze  hergestellt  werden  darf,  erfolgt  unter  entsprechen- 
»Jer  Anwendung  des  §  2   durch    die  Landesbehörden ,   denen  die  Erhebung  und 

1)  Das  Gesetz  ist  unten  S.  288  mitgeteilt. 
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Verwaltung  der  im  gegenwärtigen  Gesetz  bestimmten  Abgaben  und  Steuern  in 
gleichem  Umfange  wie  jene  der  Zölle  zukommt.  Die  vorstehenden  Bestim- 
mungen sowie  die  Bestimmungen  im  §  39,  Absatz  1  können  gegenüber  einem 
der  in  die  Branntweinsteuergemeinschaft  neu  eintretenden  Staaten  nur  mit  dessen 
Zustimmung  abgeändert  werden. 

Für  das  Gebiet  des  zustimmenden  Bundesstaats  werden  die  hiemach  in 
Kraft  tretenden  Gesetzesvorschriften  durch  Kaiserliche  Verordnung  in  Wirksam- 
keit gesetzt.  Der  Tag  der  Inkraftsetzung  tritt  für  §  46  des  gegenwärtigen  Ge- 
setzes an  die  Stelle  des  1.  Oktober  1887. 

§  48. 

Der  Bundesrat  ist  ermächtigt,  für  eine  von  ihm  festzusetzende  Ueber- 
gangszeit  alle  im  Interesse  der  Ausführung  des  gegenwärtigen  Gesetzes  not- 
wendigen Erleichterungen  und  Ausnahmebestimmungen  anzuordnen. 

Der  Bundesrat  ist  ferner  ermächtigt,  für  den  Fall,  dass  die  im  §  47,  Ab- 
satz 1  vorbehaltene  Zustimmung  eines  nicht  zur  Branntweinsteuergemeinschaft 
gehörenden  Bundesstaats  nicht  zum  1.  Oktober  1887  erfolgt,  die  dann  zur  ent- 
sprechenden Einführung  dieses  Gesetzes  erforderlichen  Uebergangsbestimmungen 
mit  dem  betreffenden  Staat  zu  vereinbaren. 

§  49. 
Die   Einführung   des   gegenwärtigen   Gesetzes    in   den   hohenzoUernschen 
Landen   erfolgt   durch  Kaiserliche  Verordnung,   welcher   zugleich   die   näheren 
Bestimmungen  zu  thunlichster  Gleichstellung  dieser  Lande  mit  den  benachbarten 
Bundesstaaten  vorbehalten  bleiben. 

Urkundlich  unter  Unserer  Höchsteigenhändigen  Unterschrift  und  bei- 
gedrucktem Kaiserlichen  Insiegel. 

Gegeben  Berlin,  den  24.  Juni  1887. 

(L.  S.)  Wilhelm. 

von  Boetticher. 


2.    Gesetz, 

betreffend   die   Besteuerung   des   Branntweins   in  verschiedenen   zum 
Norddeutsciien  Bunde  gehörenden  Staaten  und  Gebietsteilen. 

Vom  8.  Juli  1868. 

Wir  Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden  König  von  Preussen  etc.  verordnen: 
im  Namen  des  Norddeutschen  Bundes,  nach  erfolgter  Zustimmung  des  Bundes- 
rates und  des  Reichstages,  für  den  zum  Norddeutschen  Bunde  gehörenden  Teil 
des  Grossherzogtums  Hessen ,  für  die  Grossherzogtümer  Mecklenburg-Schwerin 
und  Mecklenburg-Strelitz,  für  das  Herzogtum  Lauenburg,  für  die  freie  und  Hanse- 
stadt Lübeck  und  deren  Gebiet,  sowie  für  die  nach  dem  1.  Januar  d.  J.  in  die 
Zolllinie  des  Zollvereins  gezogenen  und  noch  zu  ziehenden  preussischen  und 
hamburgischen  Gebietsteile,  was  folgt : 

I.    Allgemeine  Bestimmungen. 

§  1.  Die  Steuer  von  dem  im  Inlande  erzeugten  Branntwein  soll  für 
l'''*/iooo  1  Branntwein  zu  50  Prozent  Alkoholstärke  nach  dem  Alkoholometer  von 
Tralles  1.5^8  Pf.  betragen. 

§  2.     Diese  Steuer  wird  erhoben: 

a)  bei  der  Bereitung  des  Branntweins  aus  Getreide  oder  anderen  mehligen 
Stoffen  nach  dem  Rauminhalte  der  zur  Einmaischung  oder  Gärung« 
der  Maische  benutzten  Gefässe  (Maischbottichsteuer); 
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b)  bei  der  Bereitung  des  Branntweins  aus  nicht  mehligen  Stoffen  nach 
der  Menge  der  dazu  zu  verwendenden  Materialien  (Branntweinmaterial- 
steuer). 

§  3  ^).  Die  Maischbottichsteuer  (§  2  a)  wird  mit  30  Pf.  für  jede  22*iol  des  Rauminhalts 
der  Maischbottiche  und  für  jede  Einmaischung  erheben. 

Von  landwirtschaftlichen  Brennereien,  welche  nur  in  dem  Zeiträume  vom  1.  November 
bis  zum  16.  Mai,  diesen  Tag  mit  eingeschlossen,  im  Betriebe  sind,  in  dem  vorhergegangenen 
Sommerhalbjahre  ganz  geruht  haben,  nur  selbst  gewonnene  Erzeugnisse  verwenden  und  an 
einem  Tage  nicht  über  10301/2  1  Bottichranm  bemaischen,  sollen  jedoch  nur  25  Pf.  für  «»»'jo  1 
Maischraum  erhoben  werden. 

§  4^).     An  Branntweinmaterialsteuer  (§  2b)  wird  entrichtet: 

a)  für  jede  68^10 1  eingestampfte  Weintreber,  Kernobst  oder  auch  Treber  von  Kernobst 
und  Beerenfrüchten  aller  Art  40  Pf. ; 

b)  für  jede  68S,io  1  Trauben-  oder  Obstwein,  Weinhefen  und  Steinobst  80  Pf. ; 

c)  bei  anderen  nicht  mehligen  Stoffen,  welche  zur  Branntweinerzeugung 
verwendet  werden  möchten,  wird  die  Steuer  durch  die  oberste  Finanz- 
behörde des  betreffenden  Staates  nach  Verhältnis  der  Ausbeute  und 
nach  dem  Normalsatze  (§  1)  festgesetzt. 

§  .5.  Bei  der  Ausfuhr  von  Branntwein  nach  dem  Auslande  wird  eine 
Rückvergütung  der  Steuer  von-QVe  Pf.  für  l^*7iooo  1  zu  50  Prozent  Alkohol 
nach  Tralles  gewährt. 

II.   Vorschriften  tiber  die  Erhebung  und  Kontrollierang  der  Steuer. 

§  6.  Wer  eine  Brennerei  einrichten  oder  einen  Destillierapparat  anschaffen 
will,  ist  gehalten,  solches  vorher  der  betreffenden  Steuerhebestelle  anzuzeigen 
und  derselben  mindestens  acht  Tage  vor  Anfang  des  Betriebes  eine  Xachweisung 
nach  einem  besonders  vorzuschreibenden  Muster  einzureichen,  worin  die  Räume 
zur  Aufstellung  der  Geräte  und  zum  Betriebe  der  Brennerei,  die  Brenn-  und 
Maischgefässe,  als :  Blasen,  Helme,  Maischwärmer,  Kühlapparate,  Maischbottiche, 
Vormaischbottiche,  Kartoffeldämpfer  imd  andere  Dampfgefässe ,  Kühl-,  Hefen- 
und  Schlempegefässe,  Maisch-,  Lutter-  und  andere  Reservoirs  u.  s.  w.,  ingleichen 
der  in  Litern  ausgedrückte  gesamte  Rauminhalt  jedes  einzelnen  dieser  Geräte 
genau  und  vollständig  angegeben  sein  müssen.  Dieser  Nachweisung  muss  ein 
einfacher  Grundriss  desjenigen  Raumes,  in  welchem  sich  die  Brennereigeräte 
befinden,  und  ihre  Stellung  in  demselben  nach  einem  von  der  Steuerbehörde 
vorzuschreibenden  Muster  beigefügt  und  die  darin  bezeichnete  Stellung  der 
<Teräte  während  jeder  Betriebszeit  so  lange  unverändert  beibehalten  werden,  als 
Abänderungen  nicht  durch  Einreichung  eines  anderweiten  Grundrisses  angezeigt 
worden  sind. 

Ebenso  liegt  dem  Besitzer  einer  Brennerei  oder  eines  Destillierapparates 
ob,  wenn  Gerät  angeschafft  wird,  oder  wenn  das  bereits  angemeldete  ganz  oder 
zum  TeU  abgeändert  worden  ist,  binnen  drei  Tagen  nach  der  Empfangnahme 
des  Gerätes  der  Steuerhebestelle  davon  Anzeige  zu  machen  und  dasselbe  nicht 
ohne  die  von  letzterer  zu  erteilende  amtliche  Bescheinigung  in  Gebrauch  zu 
nehmen. 

Zur  Anzeige  binnen  drei  Tagen  ist  derselbe  auch  verpflichtet,  wenn  das 
bereits  angemeldete  Gerät  ganz  oder  zum  Teü  in  ein  anderes  Lokal  ge- 
bracht wird. 

Diejenigen,  welche  zur  Zeit  der  Publikation  dieses  Gesetzes  eine  Brennerei 
oder  einen  Destillierapparat  bereits  bezitzen,  sind  verpflichtet,  den  Steuerhebe- 
stellen die  vorgeschriebene  Nachweisung  der  Betriebsräume  und  Geräte,  wenn 
oin  Betrieb  stattfinden  soll,   mindestens  acht  Tage  vor  Anfang  desselben,  sonst 

1)  Ersetzt  durch  §  41  la  und  n  des  Gesetzes  vom  24.  Juni  1887. 

2)  §  4a  und  b  ersetzt  durch  §  41  in  des  Gesetzes  vom  24.  Juni  1887. 
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aber  jedenfalls  im  Laufe  desjenigen  Monats,  welcher  der  Publikation  dieser  Ver- 
ordnung folgen  wird,  einzureichen,  soweit  dies  nicht  bereits  auf  Grund  der  bis- 
herigen gesetzlichen  Vorschriften  geschehen  ist. 

§  7.  Besitzer  von  Brennereien  dürfen  keine  Brennereigeräte  (§  6)  und 
andere  Personen  keine  Destilliergeräte,  nämlich  Blasen,  Helme  und  Kühler, 
weder  ganz  noch  teilweise  aus  ihren  Händen  geben,  bevor  sie  es  der  Steuer- 
hebestelle ihres  Bezirks  angezeigt  und  von  dieser  eine  Bescheinigung  darüber 
erhalten  haben. 

§  8.  Die  in  den  Brennereien  vorhandenen,  die  künftig  hinzukommenden 
und  die  abgeänderten  Brennereigeräte  und  Gefässe  werden  nach  der  Bestimmung 
der  Steuerbehörde  numeriert,  auch  von  derselben  nachgemessen  und,  soweit  es 
thunlich  ist,  mit  einem  Stempel  versehen.  Den  ermittelten  Rauminhalt  und  die 
Nummer  muss  der  Brennereibesitzer  an  den  Geräten  deutlich  bezeichnen  und 
diese  Bezeichnung  gehörig  erhalten  lassen;  wie  solche  zu  bewirken  und  wo  sie 
anzubringen  sei,  wird  für  jedes  Gerät  von  der  Steuerbehörde  bestimmt. 

Bis  zur  amtlichen  Nachvermessung  der  Maischgefässe,  welche  lediglich  im 
Interesse  der  Steuerverwaltung  erfolgt,  dienen  die  über  den  Rauminhalt  abzu- 
gebenden Anmeldungen  zm-  vorläufigen  Berechnung  der  Steuer. 

§  9.  Die  vorhandenen  Maisch-  und  Destilliergeräte  werden  von  der  Steuer- 
behörde für  die  Zeit,  während  welcher  ein  Betrieb  nicht  angemeldet  und  gestattet 
worden,  auf  angemessene  Weise  ausser  Gebrauch  gesetzt. 

§  10.  Wer  eine  Brennerei  in  Betrieb  setzen  will,  ist  verpflichtet,  vor 
dem  Beginn  desselben  den  Betriebsplan  nach  den  näheren  Bestimmungen  der 
§§  24  ff.  der  Steuerhebestelle  anzumelden,  diesen  Betriebsplan  in  der  Brennerei 
auszuhängen,  solchen  reinlich  aufzubewahren  und  demselben  bei  dem  Betriebe 
genau  nachzukommen. 

§  11.  Wer  Branntwein  aus  nicht  mehligen  Stoffen  bereiten  will,  hat 
zuvor  der  Steuerhebestelle  nach  näherer  Vorschrift  des  §  35  ein  Verzeichnis 
seiner  sämtlichen  Materialvorräte,  welches  zugleich  den  Ort  ihrer  Aufbewahrung 
angeben  muss ,  einzureichen ,  auch  jeden  ferneren  Zugang  zur  Nachtragung  in 
das  Verzeichnis  sogleich  anzumelden.  Der  zur  Verarbeitung  bestimmte  Teil 
des  Materials  wird  auf  den  Grund  des  Betriebsplans ,  welcher  den  Aufbewah- 
rungsort während  der  Betriebszeit  angeben  muss,  in  dem  Vorratsverzeichnisse 
abgeschrieben. 

Während  des  Zeitraums ,  auf  welchen  der  Betriebsplan  lautet ,  und  so- 
lange die  Brennerei  nicht  unter  Siegel  gelegt  worden  ist,  darf  in  der  Brennerei 
kein  anderer  als  der  in  dem  Betriebsplan  angegebene  Vorrat  von  den  im  §  4 
bezeichneten  Stoffen  vorhanden  sein. 

§  12.  Die  vorstehend  zur  Kontrollierung  der  Steuer  erteilten  Vorschriften 
(§§  6  bis  11)  und  die  zu  deren  Vervollständigung  getroffenen  reglementären 
Bestimmungen  ist  nicht  nur  derjenige,  welcher  die  Brennerei  betreibt,  oder  für 
seine  Rechnung  betreiben  lässt,  sondern  auch  ein  jeder,  welcher  bei  der  Brennerei 
beschäftigt  ist,  zu  beobachten  schuldig. 

§  13.  Die  Branntweinsteuer  ist,  sofern  nicht  nach  den  von  der  obersten 
Finanzbehörde  zu  erlassenden.  Bestimmungen  eine  Stundung  bewilligt  wird,  späte- 
stens am  letzten  Tage  des  Monats,  in  welchem  ein  Brennereibetrieb  stattgefunden 
hat,  zu  entrichten.  Wer  diesen  Zahlungstermin  einmal  versäumt,  muss  die 
Steuer  bei  jeder  ferneren  Anmeldung  vorausbezahlen. 

§  14.  Ein.Erlass  der  Steuer  kann  nur  dann  erfolgen,  wenn  durch  einen 
ausserordentlichen  Zufall 
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a)  eine  unvermeidliche  Unterbrechung  des  Betriebes  entsteht,  oder 

b)  die  Maische  eines  versteuerten  unangebrochenen  Bottichs  gänzlich  un- 
brauchbar geworden  ist. 

§  15.  Zu  \"iel  erhobene  Gefalle  werden  zurückgezahlt,  wenn  binnen 
.lahresfrist,  vom  Tage  der  Versteuerung  an  gerechnet,  der  Anspruch  auf  Ersatz 
angemeldet  und  begründet  wird.  Wenn  der  Anspruch  ganz  oder  teilweise  zu- 
mckgewiesen  wird,  so  ist  dagegen  der  Rekurs  an  die  vorgesetzte  Behörde  binnen 
einer  Präklusivfrist  von  sechs  Wochen  zulässig.  Wendet  sich  der  Reklamant 
au  eine  inkompetente  Behörde,  so  hat  diese  das  Rekursgesuch  an  die  kompetente 
Behörde  abzugeben,  ohne  dass  dem  Reklamanten  die  Zwischenzeit  auf  die  Frist 
anzurechnen  ist. 

Zu  wenig  oder  gar  nicht  erhobene  Gefalle  können  gleichfalls  innerhalb 
lahresfrist,  vom  Tage  des  Eintritts  der  Zahlungsverpflichtung  an  gerechnet,  nach- 
;jef ordert  werden.  Nach  Ablauf  des  Jalires  ist  jeder  Anspruch  auf  Zurückerstat- 
tung oder  Nachzahlung  der  Gefälle  beziehungsweise  gegen  den  Staat  und  den 
Steuerschuldigen  erloschen;  dem  Staate  bleiben  jedoch  seine  Rechte  auf  Schaden- 
ersatz gegen  die  Beamten,  durch  deren  Schuld  die  GeföUe  gar  nicht  oder  un- 
richtig erhoben  worden ,  jederzeit  vorbehalten ,  ohne  dass  die  Beamten  befugt 
sind,  den  Steuerschuldigen  wegen  Nachzahlung  der  Gefalle  in  Anspruch  zu 
nehmen. 

III.   Betriebsvorschriften. 

A.    Im  allgemeinen. 

§  16.  Die  Einreichung  des  nach  §  6  der  Steuerhebestelle  zu  übergebenden 
Grundrisses  der  Brennereiräume  und  Geräte  muss  in  doppelter  Ausfertigung  ge- 
schehen und  ein  Exemplar  von  jener  bescheinigt,  in  derselben  Art,  wie  weiter 
unten  im  §  25  wegen  des  Betriebsplanes  bestimnit  werden  wird,  in  der  Brennerei 
aufgehängt  werden. 

§  17.  Bei  Vermessung  der  Blasen  und  der  Maischbottiche  ist  in  ihrer 
wagrechten  Stellung  derjenige  innere  Raum ,  welchen  sie  vom  Boden  zum 
äussersten  Rande  bis  zum  üeberlaufen  haben,  durch  die  Steuerbeamten  ohne 
allen  Abzug  auszumitteln. 

§  18.  Die  Steuerhebestelle  ist  verpflichtet,  über  die  Anmeldung,  die  Ver- 
messung und  ihr  Ergebnis  und  die  Art  der  Bezeichnung  eine  Bescheinigung  zu 
erteilen. 

Nur  dm-ch  diese  Bescheinigung,  welche  nebst  den  Vermessungsverhand- 
lungen in  der  Brennerei  aufbewahrt  werden  muss,  kann  der  Nachweis  geführt 
werden,  dass  die  Geräte  vorschriftsmässig  angemeldet  worden. 

§  19.  Die  zu  den  Brennereien  geliöiägen  Geräte  müssen  in  den  Betriebs- 
räumen zusammen  aufbewahrt  werden.  Dahin  nicht  gehörige  Gefässe  dürfen  in 
denselben  nicht  vorhanden  sein. 

DestiUiergeräte  und  Maischgefässe  stehen  so  lange ,  als  sie  nicht  zum 
Gewerbebetriebe  angemeldet  werden,  dergestalt  unter  besonderer  Aufsicht  der 
Steuerbehörde,  dass  ihre  Benutzung  zu  einem  ausserordentlichen  Zwecke,  nament- 
lich auch  zur  Bereitung  von  Viehfutter,  ohne  Steuerentrichtung  nur  auf  vor- 
gängige Anmeldung  und  unter  den  von  der  Steuerbehörde  anzuordnenden  Sicher- 
heitsmassregeln erfolgen  darf. 

Bei  Personen ,  welche  mit  dergleichen  Gerätschaften  bloss  handeln ,  oder 
"e  zum  Handeln  verfertigen,  sind  solche  dieser  Aufsicht  nicht  unterworfen. 

§  20.  Wer  Destüliergeräte  besitzt,  welche  nicht  im  Gebrauch  sind,  ist 
dennoch  verbunden ,  sie  dem  Steuerbeamten  auf  Erfordern  vorzuzeigen .  damit 
er  sich  überzeugen  könne,  dass  sie  noch  in  dem  Zustande  befindlich  sind,  in 
welchen  sie  zur  Verhütung  ihres  Gebrauchs  vei-setzt  worden. 
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Diejenigen,  welche  Destilliergeräte  bloss  verfertigen,  oder  damit  handeln, 
sind  hierunter  nicht  begriffen. 

§  21.  Destilliergeräte,  welche  ausschliesslich  zu  anderem  Gebrauche,  als 
zur  Branntweinbrennerei  gehalten  werden,  stehen  zwar  nicht  unter  der  für 
Branntweinbrennereien  angeordneten  Kontrolle  (§  19),  bleiben  aber,  zur  Verhütung 
von  Missbräuchen,  der  allgemeinen  Aufsicht  der  Steuerbehörde  unteiTvorfen. 

§  22.  Um  für  die  Zeit,  wo  die  Maisch-  und  Destilliergeräte  nicht  in 
Betrieb  sein  dürfen,  ihre  unbefugte  Benutzung  für  letzteren  zu  verhindern, 
werden  entweder 

a)  die  Geräte  an  Ort  und  Stelle  durch  einen  Steuerbeamten  unter  Ver- 
schluss gesetzt,  in  welchem  Falle  der  Brennereibesitzer  die  Materialien 
zur  Versiegelung  oder  zum  Verschlusse,  und  zwar  in  guter  brauchbarer 
Beschaffenheit,  zu  liefern  hat,  oder 

b)  es  muss  ein  Teil  des  Destilliergeräts  am  nächsten  Wochentage  nach 
Ablauf  der  Betriebsfrist  an  die  Steuerhebestelle  abgeliefert  werden. 
Befindet  sich  letztere  nicht  am  Orte,  so  wird  für  den  Transport  des  Ge- 
räts auf  jede  halbe  Meile  (3^/4  km)  Entfemui;g  eine  Stunde  gut  gerechnet. 

c)  Kommt  es  darauf  an,  in  Brennereien,  welche  zum  Betriebe  angemeldet 
sind ,  das  Destilliergerät  während  einzelner  betriebsloser  Tage  und 
Stunden  ausser  Gebrauch  zu  setzen ,  und  ist  die  Hebestelle  über  eine 
Viertelmeile  {V/s  km)  entfernt,  so  kann  auch  gestattet  werden,  dass 
ein  von  der  Steuerbehörde  zu  bestimmendes  Stück  des  Destilliergeräts 
entweder  bei  einer  zuverlässigen  Person  im  Orte,  oder,  in  Ermange- 
lung einer  solchen,  in  einem  von  dem  Brennereilokale  möglichst  ent- 
fernten Räume  im  Gehöft  des  Brennereibesitzers   niedergelegt   werde. 

Eine  zur  Aufbewahrung  des  Destilliergeräts  geeignete  und  will- 
fährige Person  zu  ermitteln,  ist  Sache  des  Brennereibesitzers;  sie  für 
den  Zweck  anzuerkennen  oder  nicht,  hängt  von  der  Steuerbehörde  ab. 

d)  Findet  in  Maischbrennereien  zwischen  mehreren  Einmaischungen  ein 
Zwischenraum  in  der  Art  statt,  dass  in  Maischgefässen  an  demselben 
Tage,  wo  sie  leer  geworden,  nicht  wieder  eingemaischt  wird,  so  kann 
die  Steuerbehörde  verlangen,  dass  jene  Maischgefässe  für  den  Tag  oder 
die  Tage  des  Nichtgebrauchs  schief  gestellt  werden. 

Wenn  eine  Brennerei  ganz  ruht,  tritt  in  der  Regel  Verschluss  der  Geräte 
an  Ort  und  Stelle  ein,  über  dessen  Anlegung  von  dem  Steuerbeamten  eine  Ver- 
handlung aufgenommen  vdrd,  welche  bis  zur  Wiederabnahme  des  Verschlusses 
in  der  Brennerei  aufbewahrt  werden  muss.  Ob  innerhalb  der  Betriebszeit  ein- 
zelne Geräte  und  welche  ausser  Gebrauch  zu  setzen,  und  welches  der  oben  unter 
a  bis  d  angegebenen  Mittel  dazu  in  Anwendung  kommen  soll,  ist  nach  den  Um- 
ständen von  der  Steuerbehörde  zu  bestimmen. 

§  23.  Wenn  in  den  im  §  14  erwähnten  Fällen  der  Brennereibetrieb 
unterbrochen  wird ,  so  ist  dies  mit  Beachtung  der  dieserhalb  zu  erlassenden 
näheren  Anordnungen  sogleich  der  Steuerbehörde  anzuzeigen,  welche  die  Richtig- 
keit der  Angabe  an  Ort  und  Stelle  untersuchen  lässt  und  die  zu  entrichtende 
Steuer  festsetzt. 

B.    Vorschriften  für  die  Benutzung  der  Brennereien  und  Geräte. 

§  24.  Der  im  §  10  angeordnete  Betriebsplan  muss  nach  dem  von  der 
Steuerbehörde  vozuschreibenden  Muster  für  einen  vollen  Kalendermonat,  oder, 
wenn  der  Betrieb  erst  im  Laufe  eines  Monats  beginnen  soll,  für  den  noch  übrigen 
Teil  des  Kalendermonats  eingereicht  werden,  und  die  Einreichung  mindestens 
drei  Tage  vor  der  ersten  Einmaischung  erfolgen. 

Ausser  den  im  §  14  erwähnten  Fällen  kann  eine  Abänderung  des  ange- 
meldeten Betriebs  einmal  im  Monate  dann  gestattet  werden,  wenn  der  Betrieb 
dadurch  verstärkt  wird. 
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§  25.  Der  Betriebsplan ,  zu  dessen  Anfertigung  nur  allein  das  von  der 
Steuerhebestelle  unentgeltlich  zu  Hefemde  Formular  benutzt  werden  dai-f,  muss 
deutlich  geschrieben  und ,  ohne  dass  darin  etwas  abgeändert  oder  ausgelöscht 
i-t.  zweifach  der  erst^ren  übergeben  werden. 

Mangelhaft  gefertigte  Betriebspläne  gibt  dieselbe  sofort  zur  Berichtigung 
zurück,  und  es  wird  in  solchen  Fällen  die  Einreichung  als  nicht  geschehen 
betrachtet. 

Findet  sich  bei  der  von  der  Hebestelle  vorzunehmenden  Prüfung  des  Be- 
triebsplans nichts  zu  erinnern,  so  werden  beide  Exemplare  von  derselben  ge- 
nehmigt und  vollzogen;  das  eine  bleibt  bei  der  Steuerhebestelle,  das  andere 
^vird  dem  Brennereibesitzer  zurückgegeben,  welcher  gehalten  ist,  noch  vor  An- 
fang der  ersten  Einmaischung  dasselbe  an  einem  hellen  Orte  in  der  Brennerei, 
welchen  die  Steuerbehörde  dazu  auswählt,  anzuheften  und  dort  in  einem  Be- 
hältnisse, über  dessen  Beschaffenheit  die  Steuerbehörde  nähere  Anleitung  geben 
wird,  während  der  ganzen  Dauer  des  angemeldeten  Betriebs  unbeschädigt  zu 
erhalten,  damit  die  Aufsichtsbeamten  und  jeder,  der  in  die  Brennerei  eintritt, 
alsbald  solches  einsehen  können. 

Wenn  die  Betriebszeit  abgelaufen  ist,  muss  dieses  Exemplar  von  dem 
Brennereibesitzer  binnen  drei  Tagen  an  die  Hebestelle  zurückgeliefert  und  kann 
alsdann  gegen  das  bei  der  Steuerhebestelle  zurückgebliebene  Exemplar  ausge- 
tauscht werden. 

§  26.  Für  jeden  zur  Einmaischung  bestimmten  Tag  darf  nicht  unter  687  1 
Maischraum  angemeldet  werden,  auch  sind  kleinere  Maischbottiche  als  von  343  V2 1 
Inhalt  nicht  zulässig. 

Die  Einmaischungen  dürfen  nur  geschehen : 

in  den  Monaten  Oktober  bis  einschliesslich  März  von  morgens  6  Uhr 

bis  abends  10  Uhr, 
in  den  übrigen  Monaten  aber  von  morgens  4  Uhr  bis  abends  10  Uhi-. 

§  27.  Dem  Brennereibesitzer  bleibt  zwar  freigestellt,  wie  oft  und  wami 
er  während  des  Monats,  füi-  welchen  er  den  Betrieb  angemeldet  hat,  die  an- 
gemeldeten Maischbottiche  benutzen  will ;  die  Benutzung  derselben  muss  jedoch 
in  einer  regelmässigen  Reihenfolge  dergestalt  geschehen,  dass  in  dem  zuerst  ge- 
leerten Maischbottiche  auch  mit  der  Einmaischung  zuerst  wieder  begonnen  wird. 

§  28.  Wenn  die  Bereitung  und  Aufbewahrung  der  Maische  bis  zum  Ab- 
brennen derselben  nicht  in  den  versteuerten  Maischbottichen  allein  geschehen 
soll,  sondern  dazu,  oder  zu  einer  mit  der  Branntweinfabrikation  zu  verbindenden 
Hefenbereitung  aus  Maische,  die  steuerfreie  Benutzung  noch  anderer  Gefässe 
und  Geräte  gewünscht  wird,  so  muss  dazu  die  besondere  Erlaubnis  der  Steuer- 
behörde nachgesucht  werden. 

§  29.  Dem  Brennereibesitzer  ist  gestattet,  die  Maische  entweder  am 
dritten  oder  vierten  Tage  nach  der  Einmaischung,  den  Tag  derselben  mit- 
gerechnet, abzubrennen  und  darnach  den  Betriebsplan  einzurichten.  Die  an 
einem  Tage  bereitete  Maische  muss  auch  an  einem  Brenntage  vollständig 
abgeluttert  werden. 

Ein  früheres  oder  späteres  Abbrennen  der  Maische  ist  in  der  Regel  nicht 
gestattet:  wird  in  ausserordentlichen  Fällen  eine  Ausnahme  nötig,  so  muss  zu- 
vor der  Steuerhebestelle  davon  Anzeige  gemacht,  und  deren  schriftliche  Ge- 
nehmigung, welche  jedoch  bei  Anträgen  auf  späteres  Abbrennen  nicht  über  den 
vierten  Tag  hinaus  gegeben  wird,  dem  Betriebsplan  beigeheftet  werden. 

§  30.  An  den  Tagen,  wo  Branntweinblasen  zum  Betriebe  angemeldet 
sind,  darf  in  der  Regel  von  7  Uhr  abends  bis  5  Uhr  morgens  nicht  gebrannt 
werden.  Ist  wegen  der  Stärke  des  Betriebs,  oder  nach  der  Eigentümlichkeit 
des  Brenngeräts,  oder  in  anderen  besonderen  Fällen  eine  Ausnahme  nötig,  so 
ist  darauf  bei  der  Steuerbehörde  anzutragen,  welche  nach  Prüfung  der  für  den 
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Antrag   geltend   gemachten    Gründe   die    Genehmigung,  den   Umständen   nach, 
nicht  versagen  wird. 

§  31.  Wenn  unter  amtlichen  Verschluss  gesetzte  Maisch-  und  Destillier- 
geräte in  Betrieb  kommen  sollen,  so  bestimmt  die  Hebestelle,  wann  sich  ein 
Beamter  zur  Abnahme  des  Verschlusses  in  der  Brennerei  einfinden  soll. 

Der  Brenner  ist  nicht  gehalten,  auf  den  Beamten  länger  als  eine  Stunde 
über  die  bestimmte  Zeit  zu  warten,  und  kann  nach  deren  Ablauf,  wenn  ein 
bekannter  und  glaubwürdiger  Mann  gegenwärtig  ist,  und  dieser  den  Verschluss 
als  unversehi-t  anerkannt  hat,  denselben  abnehmen. 

§  32.  Da,  wo  die  Braumalzsteuer  besteht,  darf  bei  dem  gleichzeitigen 
Betriebe  der  Brauerei  und  Brennerei  für  die  letztere ,  falls  nicht  die  von  der 
Brauerei  zu  entrichtende  Steuer  fixiert  ist,  reines  Malzschrot  nicht  verwendet, 
das  zur  Brennerei  bestimmte  Malz  muss  vielmehr  vor  dem  Schroten  auf  der 
Mühle  wenigstens  zum  vierten  Teile  mit  ungemalztem  Roggen  vermischt  werden. 
Wird  an  Orten,  wo  die  Braumalzsteuer  besteht,  neben  der  Brauerei  Branntwein 
aus  Kartoffeln  gebrannt,  so  ist  zu  letzterem  Behufe  der  Gebrauch  von  reinem 
Malzschrot  zwar  gestattet,  dasselbe  muss  jedoch  besonders  angemeldet  und  auf- 
bewahrt werden  und  steht  unter  der  Aufsicht  und  Kontrolle  der  Steuerbehörde. 

§  33.  Bezüglich  der  Anmeldung  des  Betriebs  kommen  die  Bestimmungen 
der  §§  24  und  25  auch  bei  der  Bereitung  von  Branntwein  aus  nicht  mehligen 
Stoffen  zur  Anwendung.  Der  Betriebsplan  darf  für  die  Periode,  auf  welche  er 
lautet,  in  der  Regel  nur  auf  Stoffe  von  einem  und  demselben  Steuersatze  ge- 
richtet sein;  wer  für  die  ganze  angemeldete  Betriebszeit  den  höheren  Steuer- 
satz (§  4,  Lit.  b)  entrichtet,  ist  in  der  Wahl  der  nicht  mehligen  Stoffe  und 
deren  Abwechselung  keiner  Beschränkung  unterworfen. 

Wer  in  einem  Jahre  nicht  mehr  als  1030V2  Liter  Stoffe  der  ersten  (§  4, 
Lit.  a)  oder  480^/i  o  Liter  der  zweiten  Art  (§  4,  Lit.  b)  zu  Branntwein  verwenden 
kann  oder  will,  muss  diesen  Vorrat  innerhalb  eines  Kalendermonats  abbrennen, 
auch  darf  überhaupt  nicht  weniger  als  beziehungsweise  IO3OV2  und  480"/!  0  Liter 
für  einen  Monat  angemeldet  werden. 

§  84.  In  Ansehung  der  Brennzeit  greifen  zwar  die  Bestimmungen  des  §  30 
ebenfalls  Platz,  jedoch  kann  dieselbe,  wenn  die  Anzahl  der  angemeldeten  Blasen- 
füllungen, welche  nicht  unter  zwei  an  einem  Tage  sein  darf,  der  Produktions- 
fähigkeit der  Blase  innerhalb  der  vierzehnstündigen  Brennzeit  nicht  entspricht, 
durch  die  Steuerbehörde  auf  das  wirkliche  Bedürfnis  vermindert  werden. 

§  35.  Die  im  §  11  vorgeschriebenen  Materialvorratsverzeichnisse  müssen 
in  doppelter  Ausfertigung  übergeben  werden ,  und  die  Art  und  Menge  des  in 
jedem  Gefässe  befindlichen  Materials,  sowie  den  Aufbewahi-ungsort  enthalten. 

Auf  dieses  Verzeichnis  findet  dasjenige  ebenfalls  Anwendung,  was  im  §  25 
wegen  der  Betriebspläne  vorgeschrieben  ist. 

§  36.  Bei  Revision  der  Vorräte  an  Material  werden  alle,  dergleichen 
Vorräte  enthaltende  Gefässe  für  voll  angenommen;  bei  eingestampften  Wein- 
trestern,  Kernobst  und  Trestei-n  von  demselben  jedoch  für  die  obere  unbrauch- 
bare Schicht  zehn  Prozent  von  dem  Inhalt  des  Gefässes  in  Abzug  gebracht. 

§  37.  Der  Revision  wird  das  nach  §  35  abzugebende  Verzeichnis  zum 
Grunde  gelegt  und  unter  demselben  der  Befund  von  dem  revidierenden  Beamten 
bescheinigt.  Ergibt  sich  hierbei  nach  dem  im  vorigen  Paragraphen  gedachten 
Abzüge  gegen  den  angezeigten  Gesamtvorrat  ein  Mehrbetrag  und  beläuft  sich 
dieser  nicht  auf  ein  Zehnteil,  so  tritt,  wie  bei  einem  Minderbefund,  nur  eine 
Berichtigung  des  Verzeichnisses  ein;  wegen  eines  grösseren  Mehrbetrages  muss 
jederzeit  das  Strafverfahren  eingeleitet  werden.    Das  eine  Exemplar  des  mit  der 
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Revisionsbescheinigung  versehenen  Verzeichnisses  wird  bei  der  Steuerhebestelle 
zurückbehalten,  das  andere  Exemplar  aber  dem  Brennereibesitzer  zurückgegeben, 
der  solches  aufbewahrt  und  bei  Aufstellung  der  Betriebspläne  benutzt. 

§  3S.  Werden  neue  Vorräte  angeschafft,  so  müssen  solche  der  Hebestelle 
angemeldet  und  unter  gehöriger  Revision  in  dem  Verzeichnisse  (§  35)  in  Zu- 
gang gebracht  werden.  Ebenso  muss  jede  Verwendung  des  in  diesen  Ver- 
zeichnissen enthaltenen  Materials  zu  anderen  Zwecken,  als  unter  gehöriger  An- 
meldung zum  Branntweinbrennen,  der  Hebestelle  angezeigt  und  nachgewiesen 
werden,  es  müsste  denn  auf  ferneren  Brennereibetrieb  bis  zum  nächsten  September- 
monat ganz  verzichtet  werden,  in  welchem  Falle  die  Materialkontrolle,  von  der 
Verzichtung  ab,  bis  dahin  aufhört. 

§  39.     Der  zum  Brennen  angemeldete  und  von  dem  Vorratsverzeichnisse 

u  diesem  Zwecke  abgeschriebene  Teil  der  Materialien  wird  auf  den  Grund  des 

Betriebsplans   besonders   revidiert   und   unter    demselben    der    Befund   von   der 

Hebestelle  bescheinigt.    Bei  Abweichungen  des  Befundes  von  dem  angemeldeten 

Betrage  findet  die  dieserhalb  in  dem  §  37  gegebene  Vorschrift  Anwendung. 

Die  Steuerzeichen  an  den  Gefässen  müssen,  bis  deren  Inhalt  ganz  ab- 
s^ebrannt  ist,  unverletzt  erhalten  werden. 

§.  40.  Material,  welches  bei  der  Revision  verdorben  und  imtauglicli  zur 
Verwendung  auf  Branntwein  gefunden  werden  möchte,  ist  von  dem  revidieren- 
den Steuerbeamten,  wenn  es  mehr  als  die  oben  nach  §  So  zu  vergütende  Schicht 
begreift,  entweder  mit  Zustimmung  des  Brennereibesitzers  aus  dem  Aufbewah- 
rungsgefäss  sogleich  auszusondern  und  von  dem  Vorratsverzeichnisse  oder  dem 
Betriebsplane  abzusetzen,  oder  aber,  wenn  der  Brennereibesitzer  dieses  nicht 
wUl,  oder  nicht  zugegen  ist,  das  ganze  Gefäss,  worin  sich  dieses  verdorbene 
Material  befindet,  aus  der  Vorratserklärung  auszuscheiden. 

Ausserdem  kann  auf  angebliches  Verdorbensein  von  Material  keine  Rück- 
sicht genommen  werden. 

§  41 1).  Für  Brennereibetrieb ,  der  ununterbrochen  wenigstens  sieben  Tage  fortgehen 
soll,  kann  auch,  und  zwar  auf  diese  oder  längere  Zeit  innerhalb  jeden  Kalendermonats,  Fixation 
der  Steuer  eintreten.  Diese  wird  dann  berechnet  nach  Massgabe  der  zu  verwendenden  Material- 
gattung und  derjenigen  Menge  dieses  Materials,  welche  während  der  erklärten  Betriebszeit 
ohne  Unterbrechung  mit  den  zxun  Gebrauch  bestimmten  Destilliergeräten  nach  ihrer  Betriebs- 
föhigkeit  (§  34)  in  Branntwein  umgewandelt  werden  kann. 

Die  Steuerkontrolle  beschränkt  sich  alsdann  allein  darauf,  die  Geräte  nur  während  der 
Betriebszeit  ausser  Verschluss  zu  lassen  und  dahin  zu  sehen ,  dass  keine  höher  besteuerten 
Materialgattungen  zur  Verwendung  auf  Branntwein  kommen. 

Die  oben  vorgeschriebene  Materialkontrolle  ruht  für  so  fixierte  Brennereien  und  sie 
-ind  nicht  gehalten,  besondere  Betriebspläne  abzugeben,  oder  ihre  Materialbestände  nachzu- 
weisen. Eine  solche  Steuerflxation  hängt  übrigens  von  dem  freien  Uebereinkommen  der  Ver- 
waltung mit  dem  Steuerpflichtigen  ab,  und  es  sind  zu  dem  Ende  die  Bedingungen  in  der 
Fixationsbewüligung  bestimmt  auszudrücken. 

Die  Steuerbehörde  kann  zu  jeder  Zeit  die  Fixationsbewilligung  zurücknehmen,  wenn 
di"^  Geräte  verändert  und  die  festgesetzten  Bedingungen  nicht  erfüllt  werden. 

§  42.     Brennereien,  welche  ausser   den  §  4  genannten  Stoffen  auch  Ge- 
leide,   Kartoffeln  u.  s.  w.   auf  Branntwein  verarbeiten,  sind  in  dieser  Hiasicht 
-anz  nach  den  für  die  Branntweinbereitung  aus  solchen  Materialien  bestehenden 
\  orschriften  zu  behandeln. 

IV.  Rechte  und  Pflichten  der  Stenerbeamten  bei  Ausübung  des  Dienstes. 

§.  43.     Das  Gebäude,   in  welchem  eine  Brennerei  betrieben  wird,  wohin 
'.uch  die  Räume,  in  welchen  die  Gefasse   zum  Einmaischen,  Abkühlen,  Kochen 


J)  Ersetzt  durch  §  41  IV  des  Gesetzes  vom  24.  Juni  1887, 
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und  Dämpfen  des  Materials  aufgestellt  sind,  sowie  die  Gefässe,  in  welchen  nicht 
mehlige  Stoffe,  und  die  Räume,  in  denen  ausser  Gebrauch  gesetzte  Teile  des 
Destilliergeräts  aufbewahrt  werden ,  gehören ,  kann ,  sobald  die  Brennerei  zum 
Betriebe  angemeldet  ist,  zu  jeder  Zeit,  sonst  aber  nur  von  morgens  6  bis  abends 
9  Uhr  von  den  Steuerbeamten  behufs  der  Revision  besucht,  und  muss  ihnen  zu 
dem  Behufe  sogleich  geöffnet  werden. 

Solange  in  der  Brennerei  gearbeitet  wird,  muss  der  Zugang  derselben 
stets  unverschlossen  sein. 

§  44.  In  derselben  erstreckt  sich  die  Revisionsbefugnis  der  Beamten 
darauf,  nachzusehen,  dass 

a)  überhaupt  die  Brennereigeräte  unverändert,  so  wie  sie  angegeben  und 
bezeichnet  worden,  auch  keine  unangemeldeten  Geräte  vorhanden  sind, 
und  ausser  Gebrauch  gesetzte  Geräte  sich  noch  in  diesem  Zustande 
befinden; 

b)  der  abgegebene  Betriebsplan  in  allen  Teilen  pünktlich  befolgt  werde, 
auch,  insofern  aus  nicht  mehligen  Stoffen  gebrannt  wird,  keine  unan- 
gemeldete Gefässe  mit  dergleichen  Stoffen  vorhanden  sind. 

§.  45.  Ist  gegründeter  Verdacht  vorhanden,  dass  ünterschleife,  um  dem 
Staat  die  schuldigen  Gefälle  zu  verkürzen,  begangen  worden,  und  deshalb  eine 
förmliche  Haussuchung  erforderlich,  es  sei  bei  Personen,  welche  Brennerei  be- 
treiben, oder  bei  anderen,  so  darf  sie  nur  unter  Beachtung  der  für  Haus- 
suchungen im  allgemeinen  vorgeschriebenen  Formen  und  an  solchen  Orten  statt- 
finden, die  zur  Begehung  des  Unterschleifs  oder  Verheimlichung  von  Beständen 
steuerpflichtiger  Gegenstände  geeignet  sind. 

§  46.  Diejenigen,  bei  welchen  revidiert  wird,  und  deren  Gewerbsgehilfen 
sind  verbunden ,  den  revidierenden  Beamten  diejenigen  Hilfsdienste  zu  leisten, 
oder  leisten  zu  lassen,  welche  erforderlich  sind,  um  die  ihnen  obliegenden  Ge- 
schäfte, es  mögen  solche  in  Revision  des  Betriebs,  Nachmessung  der  Geräte, 
Anlegung  des  Verschlusses  oder  Feststellung  des  Thatbestandes  bei  vorgefundenen 
Unrichtigkeiten  bestehen,  in  den  vorgeschriebenen  Grenzen  zu  vollziehen. 

§.  47.  Die  Dienststunden,  in  welchen  die  Erhebungsbeamten  an  den 
Wochentagen  zur  Abfertigung  der  Steuerpflichtigen  bereit  sein  müssen,  bestimmt 
die  Verwaltung.  Als  Regel  wird  festgesetzt,  dass,  wo  die  Hebestellen  mit  zwei 
oder  mehreren  Beamten  besetzt  sind,  die  Dienststunden  folgende  sein  sollen: 

in  den  Wintermonaten  Oktober  bis  Februar  einschliesslich  vormittags 
von  8  bis  12  Uhr  und  nachmittags  von  1  bis  5  Uhr, 

in  den  übrigen  Monaten  von  7  bis  12  Uhr  und  von  2  bis  5  Uhr.  — 
An  anderen  Orten  sind   die  Dienststunden  auf  die  Vormittagszeit  von  9  bis 
12  Uhr  eingeschränkt. 

Wenn  es  nötig  ist,  muss  auch  ausser  dieser  Zeit  die  Abfertigung  der 
Steuerpflichtigen  möglichst  bewirkt  werden.  Abweichungen  von  vorstehenden 
Bestimmungen  sollen  an  den  Orten,  wo  dergleichen  stattfinden ,  besonders  be- 
kannt gemacht  werden. 

§  48.  Von  den  Steuerschuldigen  dürfen  die  Steuerbeamten  unter  keinen 
Umständen  für  irgend  ein  Dienstgeschäft  ein  Entgelt  oder  Geschenk,  es  sei  an 
Geld,  Sachen  oder  Dienstleistung,  es  habe  Namen,  wie  es  wolle,  verlangen  oder 
annehmen.  Andererseits  dürfen  die  Steuerpflichtigen  dergleichen  unter  keinen 
Umständen  und  unter  keinerlei  Vorwand  geben  oder  nur  antragen,  ohne  sich 
straffällig  zu  machen. 

§  49.  Ausser  den  bestimmten  Steuersätzen  wird  nichts  erhoben;  Quit- 
tungen und  Bescheinigungen  der  Steuerbehörden  werden  gebührenfrei  erteilt. 
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V.   Von  den  Strafen  und  dem  Strafverfahren. 

A.   Allgemeine   Strafbestimmungen. 

§  50.  Wer  eine  Gewerbshandlixng,  von  deren  Ausübung  die  Entrichtung 
der  Branntweinsteuer  abhängig  ist ,  vornimmt ,  hat ,  wenn  solche  entweder  in 
einem  von  der  SteuerhebesteUe  vollzogenen  Betriebsplane  gar  nicht  angegeben 
ist,  oder  von  der  hierin  angegebenen  dergestalt  abweicht,  dass  daraus  eine  Ver- 
kürzung der  Steuer  folgt,  die  Strafe  der  Defraudation  verwirkt. 

§  51.  Die  Strafe  der  Defraudation  besteht  in  einer  Geldbusse,  welche 
dem  vierfachen  Betrage  der  vorenthaltenen  Steuer  gleichkommt.  Die  Steuer 
ist  überdem  von  der  Strafe  unabhängig  zu  entrichten. 

§  52.  Im  Falle  der  Wiederholung  nach  vorhergegangener  Bestrafung 
wird  die  Strafe  auf  den  achtfachen  Betrag  der  vorenthaltenen  Steuer  bestimmt. 
Ausserdem  darf  der  Schuldige,  wenn  er  Brenner  ist,  das  Recht  zu  brennen  in 
einem  Zeitraum  von  drei  Monaten  weder  selbst  ausüben,  noch  durch  einen  an- 
deren zu  seinem  Vorteil  ausüben  lassen. 

§.  53.  Im  dritten  Falle  der  TJebertretung  nach  vorhergegangener  zwei- 
maliger Bestrafung  ist  der  sechzehnfache  Betrag  der  nicht  erlegten  Steuer  als 
Strafe  verwirkt.  Ist  der  Schuldige  ein  Brenner ,  so  darf  er  das  Gewerbe  des 
Brennens  nie  und  zu  keinen  Zeiten  weder  selbst  ausüben,  noch  durch  einen 
anderen  zu  seinem  Vorteile  ausüben  lassen. 

§  54.  Wenn  Maischgefasse,  welche  von  der  Steuerbehörde  ausser  Ge- 
brauch gesetzt  worden,  unbefugterweise  zum  Einmaischen  benutzt  worden  sind, 
so  soll  die  Berechnung  der  Steuer  und  der  Defraudationsstrafe  in  der  Art  ge- 
schehen, dass  auf  jeden  dritten  Tag  von  der  Stunde  ab,  wo  die  Maischgefasse 
zuletzt  amtlich  unter  Verschluss  gefunden  worden  sind,  bis  zur  Zeit  der  Ent- 
deckung eine  Einmaischung  angenommen  wird. 

§  55.  Sind  in  Brennereien,  wo  Branntwein  aus  nicht  mehligen  Stoffen 
bereitet  wird,  Destüliergeräte ,  welche  von  der  Steuerbehörde  ausser  Gebrauch 
gesetzt  worden,  unbefugterweise  wieder  in  Betrieb  gebracht,  so  werden  die  ver- 
kürzte Steuer  imd  der  Betrag  der  Defraudationsstrafe  nach  derjenigen  Material- 
menge zum  höchsten  Steuersatze  berechnet,  welche  seit  der  Stunde,  wo  das 
unbefugterweise  gebrauchte  DestiUiergerät  zuletzt  amtlich  unter  Verschluss  ge- 
funden worden  ist,  bis  zur  Zeit  der  Entdeckung  auf  diesem  Gerät  hat  zu  Brannt- 
wein verarbeitet  werden  können. 

§  56.  Wird  den  bei  FixationsbewiUigungen  festgesetzten  Bedingungen 
zur  Verkürzung  der  Steuer  entgegen  gehandelt,  so  tritt  die  Strafe  der  Defrau- 
dation ein. 

B.   Besondere   Strafbestimmungen. 

§  57.  Die  Einmaischung  oder  Zubereitung  von  Maische,  die  dem  Steuer- 
beamten gar  nicht  angesagt,  oder  die  an  anderen  Tagen,  in  anderen  Räumen 
oder  in  anderen  Gelassen,  als  den  in  dem  amtlich  bestätigten  Betriebsplane 
dazu  angemeldeten,  voi-genommen  wird,  soU  an  und  für  sieh  mit  einer  Geld- 
busse von  dreihundert  Mark  und  mit  der  Konfiskation  der  gebrauchten  Gefasse 
bestraft  werden,  die  gesetzliche  Defraudationsstrafe  daneben  aber  nur  alsdann 
eintreten,  wenn  die  Absieht  einer  Verkürzung  der  Steuer  nachgewiesen  wird. 

§.  58.  Wenn  der  Vorschrift  des  §  11  entgegen  steuerpflichtige  Materialien 
entweder  gar  nicht  angezeigt ,  oder  in  grösserer  Menge ,   als  solche   nach   den 
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Bestimmungen  der  §§  36  und  37  straffrei  ist,  oder  an  anderen  Orten,  als  das 
Vorratsverzeichnis  und  der  Betriebsplan  ergeben,  vorgefunden  werden,  so  findet 
eine  Geldbusse  von  dreihundert  Mark  statt.  Wird  bei  Zuwiderhandlungen  obiger 
Art  zugleich  die  Absicht  der  Steuerverkürzung  nachgewiesen,  so  tritt  ausserdem 
noch  die  Defraudationsstrafe  hinzu. 

§  59.  Wenn  die  Brennereigeräte  oder  die  damit  vorzunehmenden  oder 
vorgenommenen  Veränderungen  nicht,  vrie  im  §  6  vorgeschrieben  ist,  angezeigt 
worden,  so  tritt  die  Konfiskation  der  verschwiegenen,  veränderten  oder  anders- 
wohin gebrachten  Stücke  und  eine  Geldstrafe  von  75  bis  300  Mark  ein. 

§  60.  Wer  der  Vorschrift  im  §  7  zuwider  Brennerei-  oder  Destillier- 
geräte, ohne  Anzeige  bei  der  Steuerhebestelle  und  darüber  erhaltene  Be- 
scheinigung, einem  anderen  übergibt,  verfällt  in  eine  Strafe  von  15  bis  60  Mark, 
welche  bei  Wiederholungen  auf  60  bis  150  Mark  erhöht  wird. 

§  61.  Werden  die  im  §  8  vorgeschriebenen  Bezeichnungen  der  Geräte 
unterlassen,  so  kommen  die  Strafbestimmungen  des  §  59  zur  Anwendung. 

§  62.  Abweichungen  von  den  Tageszeiten,  in  welchen  eingemaischt  werden 
soll,  sowie  Abweichungen  von  den  deklarierten  Tagen  des  Blasenbetriebs,  oder 
von  der  an  diesen  Tagen  gestatteten  Brennfrist  werden  mit  6  Mark  und  bei 
Wiederholungen  mit  1.5  bis  60  Mark  bestraft. 

§  63.  Eigenmächtige  Veränderungen  ito  dem  von  der  Steuerhebestelle 
vollzogenen  Betriebsplane  (§  10),  insofern  dadurch  nicht  eine  härtere  Strafe  ver- 
wirkt ist,  werden  mit  6  bis  150  Mark  bestraft.  Im  Wiederholungsfalle  tritt 
Verdoppelung  der  Strafe,  und  im  dritten  Uebertretungsfalle  überdem  der  Ver- 
lust der  Befugnis  zur  Betreibung  der  Brennerei  ein.  Auch  derjenige,  welcher 
seinen  Betriebsplan  nicht  reinlich  aufbewahrt  oder  nicht  bereit  hält,  solchen 
jederzeit  dem  Revisionsbeamten  gleich  vorlegen  zu  können,  wird  schon  deshalb 
um  3  bis  15  Mark  bestraft,  wenn  auch  nicht  erweislich  ist,  dass  derselbe,  um 
eine  Kontravention  zu  verbergen,  weggeschafit  oder  beschädigt  worden. 

Was  vorstehend  in  betreff  der  Betriebspläne  angeordnet  worden,  gilt 
auch  für  die  Materialvorratsverzeichnisse  (§  11). 

§  64.  Wer  den  amtlichen  Verschluss,  durch  welchen  Maisch-,  Destillier- 
und  andere  Geräte  ausser  Gebrauch  gesetzt  worden,  abnimmt,  verletzt  oder 
sonst  unbrauchbar  macht,  die  vorgeschriebene  Bezeichnung  der  Geräte  (§  8) 
zerstört,  verändert  oder  nachmacht,  wird,  wenn  auch  eine  Steuerverkürzung 
nicht  beabsichtigt  worden,  bei  einer  Veränderung  oder  Zerstörung  der  vorge- 
schriebenen Bezeichnungen  mit  der  im  §  59  bestimmten  Strafe  und  bei  Ver- 
letzung des  amtlichen  Verschlusses  der  Maisch-  und  Destilliergeräte  mit  einer 
Geldbusse  von  6  bis  60  Mark  belegt,  falls  nicht  glaubwürdig  dargethan  wird, 
dass  die  Zerstörung  der  Bezeichnung  oder  die  Verletzung  des  Verschlusses  durch 
einen  vom  Steuerpflichtigen  nicht  verschuldeten  Zufall  entstanden,  und  davon 
gleich,  nachdem  solche  wahrgenommen  worden,  Anzeige  geschehen  ist. 

§  65.  Die  Uebertretung  anderer  in  diesem  Gesetz  enthaltenen  Vorschriften 
und  der  in  Gemässheit  derselben  erlassenen  und  gehörig  bekannt  gemachten 
Verwaltungsvorschriften,  auf  welche  keine  besondere  Strafe  gesetzt  worden,  soll 
mit  einer  Geldbusse  von  3  bis  30  Mark  geahndet  werden. 

C.   Vertretungsverbindlichkeit  für  verwirkte   Geldstrafen. 

§  66.  I.  Wer  Brennerei  treibt,  haftet,  was  die  im  §  51  bis  einschliess- 
lich §  65  verhängten  Geldstrafen  betrifft,  mit  seinem  Vermögen  für  seine  Ver- 
walter, Gewerbsgehilfen,  sowie  für  diejenigen  Hausgenossen,  welche  in  der  Lage 
sind,  auf  den  Gewerbebetrieb  Einfluss  zu  üben,  wenn 
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1.  diese  Geldstrafen  von  dem  eigentlich  Schuldigen  wegen  Unvermögens 
nicht  beigetrieben  werden  können,  und  zugleich 

2.  der  Nachweis  erbracht  wird,  dass  der  Brennereitreibende  bei  Auswahl 
und  Anstellung  der  Verwalter  und  Gewerbsgehüfen ,  oder  bei  der 
Beaufsichtigung  derselben ,  sowie  der  eingangs  bezeichneten  Haus- 
genossen fahrlässig,  das  heisst  nicht  mit  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen 
Geschäftsmannes  zu  Werke  gegangen  ist. 

Als  solche  Fahrlässigkeit  gilt  insbesondere  die  wissentliche  Anstellung 
beziehungsweise  Beibehaltung  eines  wegen  Branntweinsteuerdefraudation  bereits 
bestraften  Verwalters  oder  Gewerbsgehilfen,  falls  nicht  die  oberste  Finanz- 
behörde die  Anstellung  beziehungsweise  Beibehaltung  eines  solchen  genehmigt  hat. 

Ist  ein  Brennereitreibender,  welcher  nach  den  Bestimmungen  dieses  Ge- 
setzes subsidiarisch  in  Anspruch  genommen  wird,  bereits  wegen  einer  von  ihm 
selbst  in  der  nachgewiesenen  Absicht  der  Steuerverkürzung  begangenen  Brannt- 
weinsteuerdefraudation bestraft,  so  hat  derselbe  die  Vermutung  fahrlässigen 
Verhaltens  so  lange  gegen  sich,  als  er  nicht  nachweist,  dass  er  bei  Auswahl  und 
Anstellung,  beziehungsweise  Beaufsichtigung  seines  eingangs  bezeichneten  Hilfs- 
personals die  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Geschäftsmannes  angewendet  hat. 

IL  Hinsichtlich  der  infolge  einer  Zuwiderhandlung  gegen  die  Vorschriften 
dieses  Gesetzes  vorenthaltenen  Steuer  haftet  der  Brennereitreibende  für  die 
unter  I  bezeichneten  Personen  mit  seinem  Vermögen,  wenn  die  Steuer  von  dem 
eigentlich  Schuldigen  wegen  Unvermögens  nicht  beigetrieben  werden  kann. 

In  denjenigen  Fällen  jedoch,  in  welchen  die  Berechnung  der  vorenthaltenen 
Steuer  lediglich  auf  Grund  der  in  diesem  Gesetze  vorgeschriebenen  Vermutungen 
erfolgt  (§§  54,  55),  tritt  die  subsidiarische  Haftbarkeit  des  Brennereitreibenden 
nur  unter  der  zu  I  2  bestimmten  Voraussetzung  ein. 

ni.  Zur  Erlegung  von  Geldstrafen  auf  Grund  subsidiarischer  Haftung  in 
Gemässheit  der  Vorschriften  zu  I  kann  der  Brennereitreibende  nui-  durch  richter- 
liches Erkenntnis  verurteilt  werden. 

Dasselbe  gut  für  die  Erlegung  der  vorenthaltenen  Steuer,  welche  auf 
Grund  der  in  diesem  Gesetze  vorgeschriebenen  Vermutungen  berechnet  wird. 

IV.  Die  Befugnis  der  Steuerverwaltung,  statt  der  Einziehung  der  Geld- 
busse von  dem  subsidiarisch  Verhafteten  und  unter  Verzicht  hierauf  die  im 
Unvermögensfalle  an  die  Stelle  der  Geldbusse  zu  verhängende  Freiheitsstrafe 
sogleich  an  dem  eigentlich  Schuldigen  vollstrecken  zu  lassen,  wird  durch  die 
yorstehenden  Bestimmungen  nicht  berührt. 

D.     Zusammentreffen    mehrerer    Zuwiderhandlungen    gegen    die 

Gesetze. 

§  67.  Treten  der  Zuwiderhandlung  gegen  die  Bestimmungen  dieses  Ge- 
setzes andere  Vergehen  oder  Verbrechen  hinzu,  so  kommen  die  allgemeinen 
Strafgesetze  zur  Anwendung. 

Ist  mit  einer  Defraudation  zugleich  eine  Verletzung  besonderer  Vor- 
schriften dieses  Gesetzes  verbunden,  so  tritt  die  darauf  gesetzte  Strafe  in  der 
Regel  der  Strafe  der  Defraudation  hinzu. 

Im  Falle  mehrerer  oder  wiederholter  Zuwiderhandlungen  gegen  dieses 
Gesetz,  welche  nicht  in  Defraudationen  bestehen,  soll,  wenn  die  Kontraventionen 
derselben  Art  sind  und  gleichzeitig  entdeckt  werden,  die  Kontraventionsstrafe, 
insbesondere  die  durch  die  §§  57  und  58  verhängte  Strafe  von  dreihundert  Mark 
gegen  den  subsidiarisch  Verpflichteten  (§  66),  gleichwie  gegen  die  eigentlichen 
Thäter  und  Teilnehmer,  nur  in  einmaligem  Betrage  festgesetzt  werden. 

E.     Strafe  der  Bestechung  der  Beamten  und  der  Widersetzlichkeit 
gegen  Beamte,    Umwandlung   der    Geldstrafen,   Verfahren   bei   Zu- 
widerhandlungen und  Verjährung. 

§  6^.  In  Ansehung  der  Bestrafung  wegen  Bestechung  der  Beamten  und 
wegen  Widersetzlichkeit  gogen  Beamte,  zu  welcher  auch  die  Versagung  der  im 
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§  46  den  Gewerbetreibenden  zur  Pflicht  gemachten  Hilfsleistung  gerechnet  wird, 
ferner  in  Ansehung  der  Verwandlung  der  Geld-  in  Freiheitsstrafen ,  sowie  des 
Verfahrens  bei  Verfolgung  von  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes  und  der  Verjährung  der  Strafen  kommen  die  entprechenden 
Anordnungen  des  Zollstrafgesetzes  und,  wenn  solche  darin  nicht  enthalten  sind, 
die  betreffenden  allgemeinen  gesetzlichen  Bestimmmungen  in  Anwendung. 

§  69.  Der  obersten  Finanzbehörde  des  betreffenden  Staats ,  welche  für 
Ausführung  dieses  Gesetzes  zu  sorgen  hat,  bleibt  die  Bestimmung  der  Hebe- 
stellen und  Beamten,  welchen  die  Erhebung  der  Branntweinsteuer  und  die 
Kontrolle  übertragen  wird,  sowie  der  Eiiass  der  erforderlichen  Kontrollvor- 
schriften und  Instruktionen  überlassen.  Auch  ist  dieselbe  ermächtigt,  soweit 
nach  den  örtlichen  Verhältnissen  das  Bedürfnis  von  Erleichterungen  bezüglich 
der  in  den  §§16  bis  42  dieses  Gesetzes  erteilten  Betriebsvorschriften  sich  ergibt, 
solche  Erleichterungen  für  die  von  dem  Bundesrate  zu  bemessende  üebergangs- 
periode  anzuordnen. 

Soweit  die  Vorschriften  dieses  Gesetzes  auf  preussische  Währung  und 
preussisches  Gemäss  sich  beziehen,  hat  die  betreffende  Finanzbehörde,  nach 
Bedürfnis ,  diese  Vorschriften  in  ihrer  Anwendung  auf  die  in  dem  betreffenden 
Landesteile  gesetzlich  bestehende  Währung  und  das  bestehende  Gemäss  näher 
zu  bestimmen. 

§.  70.  Dieses  Gesetz  tritt  in  dem  zum  Norddeutschen  Bunde  gehöi-enden 
Teil  des  Grossherzogtums  Hessen  mit  dem  1.  Juli  1869,  in  den  übrigen  im 
Eingange  genannten  Staaten  und  Gebietsteilen  aber  mit  demjenigen  Tage  in 
Kraft,  welchen  das  Präsidium  für  jeden  dieser  Staaten  und  Gebietsteile  be- 
stimmen wird. 


3.    Gesetz, 

betr.  die  Steuerfreiheit    des   Branntweins   zu  gewerblichen  Zwecken. 

Vom  19.  Juli  1879. 

Wir  Wilhelm  von  Gottes  Gnaden  Deutscher  Kaiser  etc.  verordnen  im 
Namen  des  Reichs  nach  erfolgter  Zustimmung  des  Bundesrats  und  des  Reichs- 
tags, was  folgt: 

§  1.  Der  Bundesrat  ist  ermächtigt,  für  Branntwein,  welcher  innerhalb 
des  Gebietes  der  Branntweinsteuergemeinschaft  zu  gewerblichen  Zwecken  ein- 
schliesslich der  Essigbereitung  verwendet  wird ^),  unter  den  von  ihm  vorzuschrei- 
benden Bedingungen  und  Kontrollen  die  Branntweinsteuer  nach  demjenigen 
Satze   zu  vergüten,   welcher   bei   der  Ausfuhr  von  Branntwein  vergütet  wird^). 

§  2.  Wer  es  unternimmt,  eine  Rückvergütung  der  Branntwemsteuer  zu 
gewinnen,  welche  überhaupt  nicht  oder  nur  zu  einem  geringeren  Betrage  zu 
beanspruchen  war,  hat  eine  dem  Vierfachen  der  zur  Ungebühr  beanspruchten 
Vergütung  gleichkommende  Geldstrafe  vei-wirkt. 

Der  gleichen  Strafe  unterliegt,  wer  Branntwein,  für  welchen  in  Gemäss- 
heit  der  vom  Bundesrat   erlassenen  Vorschriften  (§  1)  eine  Rückvergütung  der 


1)  Vgl.  auch  §  41  V  des  Gesetzes  vom  25.  Juni  1887  oben  S.  273. 

2)  Siehe  §  5  des  Gesetzes  vom  8.  Jixli  1868  oben  S.  277, 


Gesetz,  betr.  die  Steaertreiheit  des  Branntweins  za  gewerbl.  Zwecken  v.  19.  Juli  1879.      289 

Branntweinsteuer  zugesagt  oder  gewährt  worden  ist,  zu  einem  anderen  als  dem 
gestatteten  Zweck  verwendet '). 

§  3.  Wer  den  zur  Ausführung  des  §  1  erlassenen  Bestimmungen  zuwider- 
handelt, verfällt  in  eine  Greldstrafe  bis  zu  einhundertfünfzig  Mark. 

§  4.  In  betreff  der  Bestrafung  des  Rückfalls  der  subsidiarischen  Ver- 
tretungsverbindlichkeit für  verwirkte  Geldstrafen  und  der  Strafverjährung,  sowie 
in  betreff"  der  Feststellung,  Untersuchung  und  Entscheidung  der  Zuwiderhand- 
lungen gegen  die  Bestimmungen  dieses  Gresetzes  oder  der  dazu  erlassenen  Ver- 
waltungsvorschrifl^ ,  der  Strafmilderung  und  des  Erlasses  im  Gnadenwege 
finden  die  Vorschriften  sinngemässe  Anwendung,  welche  für  die  Zuwiderhand- 
lungen gegen  die  gesetzlichen  Bestimmungen  betreffend  die  Besteuerung  des 
Branntweins  gelten. 

§  5.  Die  Bestimmung  Ziffer  II,  §  4  Litt,  d  des  Art.  5  des  Zollvereinigungs- 
vertrages vom  8.  Juli  1867  wird  aufgehoben*). 


1)  Vgl.  dazu  noch  |  18  Nr.  5  des  Gesetzes  vom  H.  Jani  18S7  oben  S.  267.  S 

2)  Die  betreffende  Bestimmung  lautete :  Die  innere  Steuer  von  dem  zur  Essigbereitung 
verwendeten  Branntwein  wird  nicht  erlassen  und ,  abgesehen  von  dem  Fall  der  Aostohr  des 
Essigs  nach  dem  Aaslande,  nicht  erstattet  werden. 
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Die  Heranziehung  von  Militärpersonen  zu  den  Gemeinde- 
abgaben in  den  deutschen  Staaten  i). 

Von 
L.  Herrfnrth  und  G.  Schanz. 

I. 

Bekanntlich  waren  durch  Präsidialverordnung  vom  22.  Dezember  1868 
(Bundesgesetzblatt  S.  571)  die  in  Preussen  über  die  Heranziehung  der  aktiven 
und  nicht  aktiven  Militärpersonen  und  deren  Hinterbliebenen,  sowie  der  Müitär- 
speiseeinrichtungen  und  ähnlichen  Anstalten  zu  den  Kommunalauflagen  gelten- 
den Vorschriften,  wie  solche  in  der  preussischen  Verordnung  vom  20.  September 
1867  enthalten  'sind,  auf  Grund  des  Artikels  61  der  Bundesverfassung  im  Ge- 
biete des  Norddeutschen  Bundes  eingeführt  worden.  Abgesehen  von  der  schlecht- 
hinigenj  Kommunalsteuerpflichtigkeit  des  Grundbesitzes  und  Gewerbebetriebs 
hatte  die  gedachte  Verordnung  die  im  Offiziersrang  stehenden  Militärpersonen 
in  drei  Klassen  geteilt,  nämlich  1.  die  aktiven  Offiziere,  welche  mit  ihrem 
persönlichen  Einkommen  —  dienstlichen ,  wie  ausserdienstlichen  —  von  den 
Gemeindeabgaben  vollständig  befreit  waren;  2.  die  zur  Disposition  gestellten 
Offiziere,  welche  nur  mit  ihrer  Pension  befreit,  mit  ihrem  übrigen  Einkommen 
aber  steuerpflichtig  waren ;  3.  die  verabschiedeten  Offiziere,  welche  mit  ihrem 
gesamten  Einkommen,  einschliesslich  der  Pension  steuerpflichtig  waren. 

Diese  Ordnung  war  unstreitig  in  jener  Zeit  geeignet,  die  neuerstandene 
Einheitlichkeit  des  Heerwesens  zu  fördern. 

Im  militärischen  Interesse  hatte  man  einen  tiefen  Eingriff  in  die  Landes- 
gesetzgebung vorgenommen.  Nur  Bayern  und  Württemberg  blieben  infolge  ihrer 
besonderen  Rechte  völlig  unbeschränkt;  ebenso  Hessen  bis  1871,  wo  obengennannte 
Verordnung  wenigstens  teilweise  Platz  grifft).     Durch  das  im  Pinanzarchiv  HI 


1)  Die  Einleitung  und  der  auf  Preussen  bezügliche  Teil  (Abschnitt  I)  rührt  von  L.  Herr- 
fnrth, Unterstaatssekretär  im  Ministerium  des  Innern,  der  Vergleich  der  Gesetze  (Abschnitt  II) 
vom  Herausgeber  her. 

2)  Im  Grossherzogtum  Hessen  unterlagen  vor  1871  die  Offiziere  hinsichtlich  ihres  ge. 
samten  Einkommens   den  allgemein  landesgesetzlichen   Vorschriften   über   die    Kommunal- 
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S.  859  mitgeteilte  Reichsgesetz  vom  28.  März  1886  *)  wurde  eben  diese  Ordnung 
neuerdings  erheblich  modifiziert.  Die  Verordnung  vom  22.  Dezember  1868  tritt  inso- 
weit ausser  Kraft,  als  dieselbe  der  Heranziehung  des  ausserdienstUchen  Einkommens 
der  im  Offiziersrang  stehenden  Müitärpersonen,  sowie  der  Pension  der  zur  Dis- 
position gestellten  Offiziere  zu  den  Gremeindeabgaben  entgegensteht.  Es  wird 
der  Landesgesetzgebung  anheimgegeben,  über  die  Heranziehung  des  ausserdienst- 
lichen  Einkommens  der  im  Offiziersrang  stehenden  Militärpersonen  und  der 
Pension  der  zur  Disposition  gestellten  Offiziere  zu  den  Gemeindeabgaben  Be- 
stimmungen zu  treffen.  Die  reichsgesetzliche  Freilassung  von  den  Gemeinde- 
abgaben beschränkt  sich  fortan  nur  noch  auf  das  dienstliche  Einkommen  der 
im  Offiziersrang  stehenden  aktiven  Müitärpersonen  und  auf  die  Pension  bis  zu 
750  M.  und  bei  dem  darüber  hinausgehenden  Betrag  auf  die  Hälfte  der  Pension. 
Es  war  eine  eigentümliche  Verkettung  von  umständen  und  Gesetzen,  die 
zu  dieser  Aenderung  geführt  hat.  Nachdem  die  preussischen  Beamten  bereits 
seit  dem  1.  April  1882  auf  Grund  der  Pensionsgesetznovelle  vom  31.  März  1882 
eine  Verbesserung  ihrer  Pensionsverhältnisse,  namentlich  die  Erhöhung  der  Jahres- 
quote der  Pensionssteigerung  von  Vso  auf  Veo  des  pensionsfähigen  Gehalts  erfahren 
hatten,  waren  die  verbündeten  Regierungen  bestrebt,  die  gleichen  Benefizien 
auch  den  Reichsbeamten,  sowie  den  Offizieren  zu  teil  werden  zu  lassen.  Zur 
Durchführung  dieses  Grundsatzes  wurden  dem  Reichstag  auch  bereits  in  der 
2.  Session  der  5.  Legislaturperiode  unterm  29.  November  1882  zwei  Gesetzent- 
würfe zur  verfassungsmässigen  Beschlussnahme  vorgelegt.  Diese  beiden  Novellen 
wurden  nach  der  ersten  Beratung  im  Plenum  des  Reichstags  einer  Kommission 
zur  Vorberatung  überwiesen,  aber  nur  der  erste  Entwurf,  die  Novelle  zum 
Reichsbeamtengesetz,  durchlief  unbehindert  dieses  Stadium,  indem  die  Kom- 
mission beschloss,  dem  Reichstage  die  unveränderte  Annahme  des  Gesetzentwurfs 
vorzuschlagen,     üeber   den  anderen  Entwurf,  die  Novelle  zum  Militärpensions- 


besteuerung. Die  Ausdehnung  der  preussischen  Verordnung  vom  20.  September  1867  auf  Hessen 
stiess  bei  der  Regierung  wie  bei  den  Kammern  des  Grossherzogtums  damals  auf  grosse  Be- 
denken. Im  Wege  des  Kompromisses  war  im  Art.  15  der  Militärkonvention  zwischen  Hessen 
und  Prenssen  vom  13.  Juni  1871  im  Abs.  3—5  folgendes  vereinbart  worden : 

J)ie  in  dem  Grossherzogtum  gamisonierenden,  einem  anderen  Bundesstaat  angehörigen 
servisberechtigten  Militärpersonen  des  aktiven  Dienststandes  sind  sowohl  hinsichtlieh  ihres 
dienstlichen  als  sonstigen  Einkommens  von  allen  direkten  Kommunalabgaben  vollständig  be- 
freit. Nur  zu  denjenigen  Kommunallasten ,  welche  auf  den  Grundbesitz ,  oder  das  stehende 
Gewerbe,  oder  auf  das  aus  diesen  Quellen  fliessende  Einkommen  gelegt  sind,  müssen  auch  sie 
beitragen,  wenn  sie  in  dem  Kommunalbezirke  Grundbesitz  haben  oder  ein  stehendes  Ge- 
werbe betreiben. 

Militärärzte  gemessen  rücksichtlich  ihres  Einkommens  aus  einer  Zivilpraxis  die  Be- 
freiung von  der  direkten  Kommunalabgabe  nicht.  Das  Diensteinkommen  der  Militärpersonen 
unter  Offiziersrang  darf  überhaupt  nicht,  weder  zu  Staats-  noch  zu  Gemeindezwecken  be- 
steuert werden. 

Im  übrigen  kommen  hinsichtlich  der  Besteuerung  der  im  Grossherzogtum  wohnenden 
Militärpersonen  die  landesgesetzlichen  Vorschriften  zur  Anwendung." 

Durch  diese  Konvention  war  sonach  eine  verschiedene  Behandlung  der  in  dem  Gross- 
herzogtum gamisonierenden ,  im  Offiziersrang  stehenden  Militärpersonen  des  aktiven  Dienst- 
standes in  bezug  auf  die  Kommunalbesteuerung  je  nach  der  Staatsangehörigkeit  herbeigeführt ; 
für  die  hessischen  Offiziere  blieb  der  alte  Zustand,  für  die  nichüiessischen  trat  Befreiung  ein. 
Siehe  unten  Note  3,  S.  305. 

1)  In  dem  Abdruck  lU ,  S.  895 ,  ist  ein  bedauerlicher  Druckfehler  unterlaufen ,  statt 
^ausserordentliches  Einkommen''  mnss  es  zweimal  „ausserdienstliches"  heissen. 
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•gesetze,  konnte  sich  die  Kommission  dagegen  nicht  einigen.  Die  Majorität  dör- 
selben  verlangte,  dass  bei  dieser  Gelegenheit,  wo  den  Offizieren  neue  Benefizien 
zugewendet  werden  sollten,  auch  die  Frage  der  Kommunalbesteuerung  derselben 
zum  Austrag  gebracht  und  mindestens  für  die  volle  Heranziehung  ihres  Privat- 
einkommens  zu  den  Gemeindeabgaben  gesorgt  werden  müsse. 

Sowohl  die  der  rechten  Seite  des  Reichstags  angehörigen  Kommissions- 
mitglieder als  die  Kommissarien  der  verbündeten  Regierungen  widersprachen 
dieser  Forderung,  indem  sie  darauf  hinwiesen,  dass  diese  Frage  ganz  ausserhalb 
des  Rahmens  des  vorgelegten  Gesetzentwurfs  liege  und  sich  an  eine  ganz  andere 
Adresse  als  der  letztere,  an  die  aktiven  Offiziere  wende,  während  der  letztere 
nur  von  den  inaktiven  handle.  Da  eine  Einigung  hierüber  nicht  erzielt  werden 
konnte,  blieb  dieser  zweite  Gesetzentwurf  in  der  Kommission  begraben.  In- 
zwischen war  der  erste  Entwurf,  die  Novelle  zum  Reichsbeamtengesetz,  auch  im 
Plenum  des  Reichstags  zur  Beratung  gebracht  und  mit  grosser  Majorität  unver- 
ändert angenommen  worden.  Eine  dritte  Beratung  dieses  Gesetzes  im  Plenum 
erfolgte  dagegen  nicht,  vielmehr  erklärte  auf  eine  hierauf  bezügliche  Anfrage 
der  Staatssekretär  des  Reichsschatzamts  v.  Burchard,  dass  die  verbündeten  Re- 
gierungen auf  das  Zustandekommen  dieses  Gesetzes  in  der  damaligen  Session 
einen  Wert  nicht  legten. 

Während  hiemach  der  von  der  Reichstagsmehrheit  gemachte  Versuch, 
•  mit  der  Novelle  zum  Militärpensionsgesetz  auch  die  Regelung  der  Frage  der 
Kommimalbesteuerung  der  Offiziere  durchzusetzen,  erfolglos  geblieben  war, 
machten  die  verbündeten^Regierungen  in  der  4.  Session  der  5.  Legislaturperiode 
den  ebenso  vergeblichen  Versuch,  mit  der  allseitig  gewünschten  Novelle  zum 
Reichsbeamtengesetz  auch  die  Novelle  zum  Militärpensionsgesetze  durchzudrücken, 
indem  unter  dem  24.  März  1884  dem  Reichstag  ein  Gesetzentwurf  vorgelegt 
wurde,  in  welchem  jene  beiden  Novellen  zu  einem  Gesetz  zusammengeschmiedet 
worden  waren.  Bei  der  ersten  Beratung  im  Reichstag  wurde  sofort  hervorge- 
hoben, dass  eine  solche  Verschmelzung  und  Verquickung  beider  Gesetzentwürfe 
ungerechtfertigt  sei  und  die  Annahme  einer  solchen  Vorlage  schon  aus  diesem 
Grunde  unthunlich  erscheine.  Diese  kombinierte  Vorlage  wurde  in  einer  Kom- 
mission begraben.  Die  Sache  ruhte  bis  zur  2.  Session  der  6.  Legislaturperiode, 
in  welcher  die  Abgeordneten  v.  Koller  und  Graf  v.  Moltke  die  Regierungsvorlage 
von  1882,  allein  getrennt  und  nicht  in  der  kombinierten  Form  der  Vorlage  von 
1884,  als  Initiativanträge  einbrachten. 

Durch  das  Entgegenkommen  einerseits  der  verbündeten  Regierungen, 
welche  unter  Festhaltung  der  kommunalen  Steuerfreiheit  des  dienstlichen  Ein- 
kommens der  Offiziere  die  Regelung  der  Heranziehung  des  Privateinkommens 
derselben  zu  den  Gemeindeabgaben  der  Landesgesetzgebung  überlassen  zu  wollen 
erklärten,  andererseits  der  Majorität  des  Reichstags,  welche  auf  Grund  privater 
Verhandlungen  mit  den  Führern  der  verschiedenen  Fraktionen  diese  von  den  ver- 
bündeten Regierungen  gemachten  Konzessionen  für  ausreichend  glaubte  erachten 
zu  können,  wurde  nunmehr  ein  Kompromiss  dahin  erzielt,  dass  sowohl  die  beiden 
Pensionsgesetze  und  zwar  getrennt  in  Form  von  NoveLen  zum  Reichsbeamten- 
gesetz, bezw.  zum  Militärpensionsgesetz,  als  auch  der  Gesetzentwurf,  welcher 
die  Regelung  der  kommunalen  Besteuerung  des  ausserdienstlichen  Einkommens 
der  im  Offiziersrang  stehenden  Militärpersonen  und  der  Pensionen  der  zur  Dis- 
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Position  gestellten  Oifiidere  der  Landesgesetzgebung  überliess,  als  selbständige 
Gesetze  angenommen  wurden. 

Nur  von  seilen  der  deutsch-freisinnigen  Partei  wurden  erhebliche  Bedenken 
erhoben,  indem  sie  der  Ansicht  war,  dass  die  kommunalen  Steuerangelegenheiten 
der  Angehörigen  der  Armee  entsprechend  dem  einheitlichen  Charakter  dieser 
Reichsinstitution  im  Wege  der  einheitlichen  Gesetzgebung  zu  regeln  sei  und 
nicht  in  das  künftige  ungewisse  und  von  der  Mitwirkung  des  Reiches  unab- 
hängigerweise widerrufliche  Belieben  der  [einzelnen  Landesgesetzgebungen  ge- 
stellt werden  dürfe. 

Dieses  Bedenken  wurde  entkräftet  teils  durch  den  Hinweis  auf  Bayern 
und  Württemberg,  bezüglich  derer  ein  TöUig  einheitliches  Recht  zur  Zeit  sich 
nicht  erreichen  lasse,  teüs  durch  die  von  den  Bundesbevollmächtigten  des  König- 
reichs Sachsen  und  der  thüringischen  Staaten  gegebene  Erklärung,  dass  ihre 
Staaten  sich  der  preussischen  Gesetzgebung  möglichst   akkommodieren  würden. 

Damit  ist  dem  preussischen  Gesetz  eine  besonders  hervorragende  Bedeutung 
beigemessen.  Dasselbe  ist  vom  29.  Juni  1886  datiert  und  mit  einzelnen  den 
Motiven  und  dem  Kommissionsbericht  des  Abgeordnetenhauses  entnommenen 
Anmerkungen  im  Finanzarchiv  EI  S.  895  f.  bereits  mitgeteilt  worden '). 

Das  preussische  Gesetz  ist  ein  parlamentarisches  Unikum:  einesteils 
insofern,  als  dieses  auf  eine  Regierungsvorlage  beruhende  Gesetz,  welches  nicht 
nur  eine  politische  Bedeutung  hat,  sondern  auch  eine  Reihe  finanztechnischer 
und  finanzwissenschaftücher  Schwierigkeiten  in  sich  birgt,  im  preussischen  Ab- 
geordnetenhaus mit  den  von  der  Kommission  beantragten,  verhältnismässig 
unerheblichen  Aenderungen  auf  den  Antrag  eines  Führers  der  Fortschrittspartei 
ohne  jede  materielle  Diskussion  in  zweiter  und  dritter  Lesung  und  ebenso  dem- 
nächst im  Herrenhaus  en  bloc  mit  Einstimmigkeit  angenommen  worden  ist; 
andererseits  insofern,  als,  wie  bereits  dai^esteUt,  die  Vorgeschichte  desselben 
nicht  im  preussischen  Landtag,  sondern  im  Reichstag  zu  suchen  ist  und  als 
dasselbe  auf  einer  Trias  von  Reichsgesetzen  beruht,  welche,  obwohl  dieselben 
selbständig  xmd  voneinander  getreimt  eingebracht  und  behandelt  worden  sind, 
dennoch  in  untrennbarem  Zusammenhang  stehen.  Des  weiteren  wird  hervor- 
gehoben, wie  dem  Gesetz  der  Kompromisscharakter  mit  allen  Vorzügen  und 
Nachteilen  eines  Kompromissgesetzes  eigen  ist. 

Sein  nicht  hoch  genug  zu  schätzender  Vorzug,  heisst  es  da,  liegt  darin, 
dass  durch  dieses  Gesetz  die  Frage  der  Kommunalbestenenmg  der  Offiziere  end- 
gültig gelöst  und  dadurch  einer  der  Streitpunkte  auf  dem  Gebiete  des  Gemeinde- 
abgabenwesens, welches  wiederholt  zu  den  erbittertsten  Erörterungen  Veranlassung 
gegeben  hatte,  für  immer  beseitigt  worden  ist.  Seine  Nachteile  liegen  in 
der  ganz  eigentümlichen,  mit  den  für  alle  anderen  Gemeindeabgaben  in  Geltung 
stehenden  Grundsätzen  geradezu  unvereinbaren  finanztechnischen  Gestaltung 
der  neu  eingeführten  singulären  ,  Abgabe  zu  Gemeindezwecken  *. 

Während  das  dienstliche  Einkommen  und  bezüglich  der  vor  dem  1.  April 
1887  in  den  Ehestand  getretenen  Militärpersonen  das  ^Heiratsgat*  der  betreffenden 


1)  Zu  demselben  ist  in  C.  Heymanns  Verlag  in  Berlin  ein  Konunentar  von  L.  Herr- 
fnrth,  Unterstaatssekretär  im  Ministeriran  des  Innern,  erschienen,  welchem  anch  in  der  Dar- 
stellung des  vorliegenden  Abschnittes  I  gefolgt  ist. 
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Chargen,  das  sogenannte  „ Kommissvermögen "  gänzlich  steuerfrei  bleibt  und 
das  Einkommen  aus  Grundbesitz  und  Gewerbebetrieb  in  derselben  Weise  wie 
das  Einkommen  aller  anderen  Gemeindeabgabepflichtigen  zu  den  Gemeinde- 
abgaben herangezogen  wird,  führt  das  Gesetz  vom  29.  Juni  1886  für  das  sonstige 
ausserdienstliche  Einkommen  der  im  Offiziersrang  stehenden  Militärpersonen  des 
.Friedensstandes  eine  ganz  singulare,  von  allen  anderen  Gemeindeabgaben  prin- 
zipiell verschiedene  , Abgabe  zu  Gemeindezwecken"  ein.  Diese  Abgabe  wird 
ohne  Rücksicht  auf  die  Höhe  der  G e m e i n d e bedürfnisse  in  dem  be- 
treffendenGarnisonorte  in  einem  für  den  ganzen  Umfang  der  Monarchie 
gleichmässig  festgestellten  Betrage  erhoben,  welcher  einem  Zuschlage  von 
100  Prozent  der  Klassen-  und  der  klassifizierten  Einkommensteuer  gleichkommt, 
und  muss  in  diesem  Betrage  entrichtet  werden,  mögen  die  übrigen  Gemeinde- 
abgabepflichtigen nur  einen  Zuschlag  von  10  bezw.  20  Prozent  —  oder  einen 
solchen  von  400  bezw.  500  Prozent  zu  zahlen  haben.  —  Dabei  ist  noch  die 
fernere  Singularität  in  §  3  enthalten,  dass  diese  Abgabe  zu  Gemeindezwecken 
, mindestens  den  Satz  der  ersten  Stufe  der  „Klassensteuer  beträgt",  so  dass  z,  B. 
das  Kapitaleinkommen  eines  Offiziers  in  Höhe  von  50  M.  mit  einem  doppelt 
so  hohen  Prozentsatze  als  ein  Kapitaleinkommen  von  5000  M.  und  mit  einem 
fast  vierfach  so  hohen  Prozentsatz  als  ein  Kapitaleinkommen  von  1500  M. 
belastet  wird. 

Ebenso  singulär  wie  die  Abgabe  selbst  ist  das  Veranlagungs-  und 
Beschwerdeverfahren  gestaltet.  Nicht  die  Gemeindebehörde,  auch  nicht 
die  Staatssteuer -Einschätzungs- Kommission,  sondern  der  Vorsitzende  der 
Einkommensteuer-Einschätzungs-Kommission  hat  die  Veranlagung 
zu  bewirken,  selbst  in  dem  Falle,  wenn  der  Abgabepflichtige  nicht  zur  klassifizierten 
Einkommensteuer,  sondern  nur  zur  Klassensteuer  veranlagt  ist,  und  wird 
hierdurch  diesem  Vorsitzenden  eine  Funktion  beigelegt,  für  welche  sich  ein 
Analogen  weder  in  der  Staatssteuer-  noch  in  der  Gemeindeabgaben-Gesetzgebung 
vorfindet.  Reklamationen  gegen  diese  Feststellung  sollen  —  unter  gänzlichem 
Ausschluss  des  für  alle  sonstigen  Gemeindeabgaben-Streitigkeiten  vorgeschriebenen 
Verwaltungsstreitverfahrens  —  von  der  Bezirksregierung  (nicht  von  dem  als 
Kommunal -Aufsichtsbehörde  fungierenden  Regierungspräsidenten)  entschieden 
werden.  Die  Bestimmung,  dass  auch  der  Gemeinde  gegen  die  von  dem  Vor- 
sitzenden der  Einkommensteuer-Einschätzungs-Kommission  bewirkte  Festsetzung 
der  Abgabe  die  Beschwerde  zustehen  soll,  lässt  es  sogar  zweifelhaft  erscheinen, 
ob  diese  , Abgabe  zu  Gemeindezwecken"  wirklich  als  „Gemeindeabgabe" 
anzusehen  sein  möchte,  und  ob  dieselbe  nicht  vielmehr  den  Charakter  einer 
Staatssteuer  hat,  deren  Ertrag  lediglich  in  die  Gemeindekasse  fliesst,  in  ähnlicher 
"Weise  wie  die  auf  dem  Gesetze  vom  27.  Februar  1880  (G.S.  S.  174)  beruhende 
Wanderlagersteuer.  Dieser  singulare  Charakter  der  bezeichneten  Abgabe  findet 
auch  in  dem  Titel  des  Gesetzes  vom  29.  Juni  1886  seinen  Ausdruck;  denn  das- 
selbe spricht  nicht,  wie  das  Reichsgesetz  vom  28.  März  1886,  von  einer  Heran- 
ziehung von  Militärpersonen  „zu  den  Gemeindeabgaben",  sondern  nur 
von  deren  Heranziehung   „zu  Abgaben  für  Gemeindezwecke". 

So  erheblich  auch  diese  theoretischen  Bedenken  gegen  die  finanztechnische 
Gestaltung  des  Gesetzes  vom  29.  Juni  1886  und  der  durch  dasselbe  eingeführten 
»Abgaben  zu  Gemeindezwecken"  sind,  so  treten  doch  dieselben  gegen  die  vor- 
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bezeichneten  Vorzüge  dieses  Kompromissgesetzes  zurück.  Auch  steht  zu 
erwarten,  dass  praktisch  dieses  Gresetz  zu  ganz  annehmbaren  Resultaten  für 
die  beteiligten  Gemeinden  fuhren  wird.  Allerdings  lässt  sich  zur  Zeit  die  finan- 
zielle Tragweite  dieses  Gesetzes  noch  nicht  vollständig  übersehen,  da  die  Ver- 
anlagungen noch  nicht  in  allen  Gamisonsorten  beendet  sind.  Dass  die  finanzielle 
Bedeutimg  aber  —  namentlich  für  kleinere  imd  mittlere  Städte  mit  stärkeren 
Garnisonen  —  sowie  für  Festungen  eine  nicht  ganz  unerhebliche  ist,  ergeben 
jedoch  schon  folgende,  die  Stadtgemeinden  Potsdam,  Köln  und  Berlin  betrefienden 
Daten.  Für  das  Steuerjahr  1.  April  1887/88  sind  in  Potsdam  101  Offiziere  mit 
einem  Gesamtbetrage  von  22,218  M.,  in  der  Stadt  Köln  76  Offiziere  mit  einem 
Gesamtbetrage  von  3,627  M.  und  in  der  Haupt-  und  Residenzstadt  Berlin  523 
Offiziere  mit  einem  Gesamtbetrage  von  72,738  M.  zu  den  Gremeindeabgaben 
veranlagt  worden.  Der  in  einem  Einzelfalle  zu  entrichtende  Höchstbetrag  dieser 
Abgaben  beläuft  sich  pro  1887/88  in  Potsdam  auf  7,200  M.,  in  Köhi  auf  504  M., 
in  Berlin  auf  4,320  M. 

Bei  der  Wichtigkeit  des  preussischen  Gesetzes  dürfte  es  sich  empfehlen, 
wenn  wir  aus  dem  mehrfach  genannten  Kommentar  auch  noch  die  Ausfuhrungs- 
verordnungen folgen  lassen. 

Ausführungsverordnungen. 

A.  Znnächst  ist  von  dem  Finanzminister  an  sämtliche  König  1. 
Regierungen  —  und  für  Berlin  an  dieDirektion  der  direkten  Steuern 
hierselbst  —  unterm  2.  Februar  1886  II,  1322  die  nachstehende  Zirkular- 
Verfügung  erlassen  worden: 

Nach  dem  Gesetz  vom  29.  Juni  v.  J.  (G.S.  S.  181)  erfolgt  vom  1.  April  1887  ab  die 
Heranziehung  der  im  Offiziersrange  stehenden  Militärpersonen  zu  Abgaben  für  Gemeindezwecke 
und  liegt  nach  §  4  desselben  die  Feststellung  des  der  Abgabe  unterliegenden  Einkommens- 
betrages, die  Ermittelung  der  Steuerstufe,  die  Mitteüung  an  die  betrefienden  Steuerpflichtigen, 
sowie  die  Benachrichtigung  der  berechtigten  Gemeinden  den  Vorsitzenden  der  Einkommen- 
steuer-Einschätzungskommissionen ob. 

Die  Königl.  Regierung  erhält  anliegend  ein  Exemplar  der  Anweisung  zur  Ausführung 
dieses  Gesetzes  mit  dem  Veranlassen,  dieselbe  durch  das  dortige  Amtsblatt  schleunigst  zur 
öffentlichen  Kenntnis  zu  bringen  und  die  Vorsitzenden  der  Einkommensteuer-Einschätzxmgs- 
kommissionen,  sowie  die  Kommunalbehörden  Ihres  Bezirkes  mit  entsprechender  Instruktion  zu 
versehen,  damit  die  Feststellung  des  für  Gemeindezwecke  von  den  steuerpflichtigen  Militär- 
personen zu  zahlenden  Abgabebetrages  rechtzeitig  stattfindet.  Die  Kommunalbehörden  sind 
namentlich  darauf  hinzuweisen,  dass  die  Regelung  der  im  Laufe  des  Steueijahres  eintretenden 
Ab-  und  Zugänge  bezw.  die  üeberweisung  und  Inabgangstellung  der  betreffenden  Abgabe- 
beträge ihrerseits  ohne  Mitwirkung  des  Vorsitzenden  der  Einkommensteuer-Einschätzungs- 
kommission  zu  erfolgen  habe,  und  dass  zu  dem  Zwecke  die  diesen  Gemeindeabgaben  unter- 
liegenden Militärpersonen  von  dem  Herrn  Kriegsminister  angewiesen  seien,  bei  der  Verlegung 
des  Wohnsitzes  aus  einem  Gemeindebezirk  in  den  anderen,  sowie  bei  einer  Versetzung  inner- 
halb Preussens  von  einer  solchen  Veränderung  sowohl  der  bisher  empfangsberechtigten  Ge- 
meinde, als  auch  der  Gemeinde  des  neuen  Wohn-  bezw.  Gamisonortes  unter  Bezeichnung  des 
Monats ,  mit  dessen  Ablauf  die  Empfangsberechtigung  der  erateren  erlischt ,  ohne  Verzug  Mit- 
teilung zu  machen. 

Die  für  die  Veranlagung  der  Gemeindeabgabe  erforderlichen  Formulare  sind  nach  den 
für  die  klassifizierte  Einkommensteuer  in  der  Zirkularverfugung  vom  19.  Oktober  1877  —  IV. 
11,772  —  gegebenen  Bestimtnungen  zu  beschaffen  und  den  Vorsitzenden  der  Einkommensteuer- 
Einschätzungskommissionen  zuzustellen. 

Der  Finanzminister. 
Scholz. 
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Anweisung  ffir  die  Vorsitzenden  der  EinkoKnenetener-EinscbätzungskoKmisBioneii 
zur  AnsftUimng  des  Gesetzes  vom  S9.  Juni  1886  (G.S.  S.  181),  betreffend  die  Heranziehung 
Ton  MilitKrpersonen  zu  Abgaben  für  Gemeindezwecke. 

Kr.  1.  Die  dem  Vorsitzenden  der  Einkonunensteuer-Einschätzungsk  onimission  durch 
das  Gesetz  vom  29.  Jnni  1886  übertragenen  Obliegenheiten  bestehen  in : 

a)  der  Feststellung  des  der  Abgabe  für  Gemeindezwecke  unterliegenden  Einkommens 
und  der  diesem  entsprechenden  jährlichen  Abgabe  (§  4), 

b)  der  Benachrichtigung  des  Abgabepflichtigen  und  der  berechtigten  Gemeinde   von  der 
Feststellung  zu  a  (§  5), 

c)  der  Entscheidung  über  etwaige  Erlassanträge  (§  8),  - 

d)  der  Mitwirkung  bei  etwaigen  Beschwerden  an  die  Bezirksregierung. 

^^  Eine  weitere  Beteiligung  des  Vorsitzenden  in  bezug  auf  die  Erhebung  der  Abgabe,  die 
Veränderungen,  welche  im  Laufe  des  Jahres  infolge  von  Garnison-  oder  Wohnungswechsel, 
Abkonunandierung,  Versetzung,  Ausscheiden  aus  dem  Dienst  u.  s.  w,  eintreten,  findet  nicht  statt. 

Jedoch  sind  im  Falle  der  Anzeige  von  der  Verlegung  des  Wohnsitzes  des  Abgabe- 
pflichtigen in  den  Bezirk  einer  anderen  Einschätzungskom  mission  dem  Vorsitzenden  der  letz- 
teren die  auf  die  Feststellung  der  Abgabe  bezüglichen  Mitteilungen  zu  machen. 

Nr.  2.  Der  Abgabe  unterliegen  die  Offiziere,  Sanitätsoffiziere  und  oberen  Militär- 
beamten des  Friedensstandes,  welche  innerhalb  des  preussisc  hen  Staates  in  Garnison  stehen 
und  zur  preussischen  Klassen-  bezw.  klassifizierten     Einkonniensteuer  veranlagt  sind. 

Wird  diese  Veranlagung  im  Laufe  des  J  ahres  —  auf  Reklamation  oder  aus  anderen 
Gründen  —  aufgehoben,  so  zieht  dies  auch  die  Aufhebung  bezw.  das  Erlöschen  der  Ver- 
pflichtung zur  Entrichtung  der  Gemeindeabgabe  nach  sich.  Andererseits  wird  bei  nachträglich 
im  Laufe  des  Jahres  erfolgender  Heranziehung  zur  Staatssteuer  damit  auch  für  dieselbe  Zeit, 
für  welche  letztere  erfolgt,  die  hier  in  Eede  stehende  Bedingung  für  die  Heranziehung  zur 
Gemeindeabgabe  erfüllt. 

Nr.  3.  Die  Abgabe  wird  nicht  erhoben  vom  Diensteinkommen ,  sondern  lediglich  von 
dem  Privateinkommen  und  auch  von  diesem  nur  insoweit,  als  dasselbe  nicht  bereits  nach  den 
bestehenden  gesetzlichen  Bestimmungen  der  Kommunalsteuei-pflicht  unterliegt. 

Nur  diejenigen  Personen  sind  also  zur  Abgabe  heranzuziehen,  welche  ausser  dem 
dienstlichen  und  ausser  etwaigem  Einkommen  aus  Grundbesitz  und  Gewerbebetrieb  ausweis- 
lich der  Einkommensnachweisung  noch  aus  anderen  Quellen  fliessendes  Einkommen 
beziehen.    (Zinsen  von  Kapitalien,  Bunten,  Nutzungen  u.  s.  w.) 

Nr.  4.  Für  die  Ermittelung  der  Gemeindeabgabe  ist  es  unerh  eblich ,  ob  bei  der  Ver- 
anlagung der  Staatssteuer  w  egen  besonderer  wirtschaftlicher  Verhältnisse  und  dergleichen  eine 
geringere  als  die  dem  nachgewiesenen  Einkommen  entsprechende  Steuerstufe  festgesetzt  ist. 
(§  7  des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1873  und  §  2  des  Gesetzes  vom  26.  März  1883.) 

Nr.  5.  Die  nach  erfolgter  Feststellung  der  Gemeindeabgabe  etwa  im  Wege  der  Rekla- 
mation, Remonstration  oder  des  Rekurses  erzielten  Aenderungen  der  Slaatssteuerveranlagung 
bleiben  für  die  Gemeindeabgabe  an  sich  w  irkungslos.  Wenn  jedoch  der  Abgabepflichtige  auch 
gegen  die  Feststellung  der  Gemeindeabgabe  Beschwerde  eingelegt  hat,  bleibt  der  Regierung 
überlassen,  die  Entscheidung  über  diese  Beschwerde  bis  zur  Erledigung  der  Beschwerde  gegen 
die  Staatssteuerveranlagimg  auszusetzen  und  letztere  demnächst  zu  berücksichtigen,  falls  im 
Beklamations-  bezw.  ßemonstrationsverfahren  das  Einkommen  aus  anderen  Quellen  als  aus 
.  Grundbesitz,  Gewerbebetrieb  oder  dem  Dienstve  rhältnis  zu  einem  geringeren  Betrage  angesetzt 
worden  ist." 

Die  Bewilligung  eines  Erlasses  an  der  Staatssteuer  Sm  Laufe  des  Jahr  es  ist  indes  ohne 
Bedeutung  für  die  Gemeindeabgabe. 

Nr.  6.  Von  dem  bei  der  Veranlagung  der  Staatssteuer  für  das  betreflende  Steuerjahr 
mm  Grunde  gelegten ,  aus  der  Einkomm.ensnachweisung  zu  ersehenden  Jahresbetrage 
des  steuerpflichtigen  Einkommens  ist  in  Abzug  zu  bringen : 

a)  das  gesamte  Diensteinkommen, 

b)  das  Einkommen  aus  Grundbesitz  oder  Gewerbebetrieb  sowie  bei  Militärärzten  das 
Einkommen  aus  einer  Zivilpraxis. 

Hierbei  muss  jedoch  beachtet  werden,  dass  der'Jahresbetrag  des  steuerpflichtigen  Ein- 
kommens, von  welchem  die  Abzüge  gemacht  werden,  sich  nur  aus  den  Nettoerträgen  der  ver- 
schiedenen Quellen  zusammensetzt,  nachdem  die  Schuldenzinsen,  Steuern,  Renten,  Leibgedinge 
und   sonstige  Lasten  von  den  in  der  Einkommensnachweisung  aufgeführten  Pachten ,  Mieten 
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■niid  sonstigen  Bruttoeinnahmen  in  Abzug  gebracht  sind  (vgl.  die  den  Verfügungen  vom  1.  JnK 
1875  und  vom  29.  August  1877  beigefügten  Formulare  zu  Einkommensnachweisungen.  Mit- 
teilungen Heft  2,  S.  12  und  Heft  7,  S.  25)..'  Die  das  Einkommen  aus  Grundbesitz  und  Gewerbe- 
betrieb vermindernden  Zinsen,  Steuern,  Renten  u.  s.  w.  müssen  deshalb  zuvörderst,  soweit 
es  nicht  schon  bei  Aufstellung  der  Einkommensnachweisung  geschehen,  von  den  nachgewiesenen 
Erträgen  dieser  Quellen  abgezogen  werden,  ehe  diese  wiederum  geeignet  sind,  von  dem  Be- 
trage des  steuerpflichtigen  Jahreseinkommens  abgezogen  zu  werden. 
Ausserdem  ist  in  Abzug  zu  bringen: 

c)  bei  denjenigen  vor  dem  1.  April  1887  in  den  Ehestand  getretenen  Militärpersonen, 
welche  einer  Charge  angehören,  für  die  die  Erteilung  des  Heiratskonsenses  an  den 
Kachweis  eines  bestimmten  Vermögens  geknüpft  ist ,  derjenige  Einkommensbetrag, 
welcher  nach  den  zur  Zeit  der  Nachsuchung  des  Heiratskonsenses  massgebend  ge- 
wesenen Vorschriften  für  die  Charge,  welcher  sie  zur  Zeit  der  Yeranlagnng  an- 
gehören, vorschriftsmässig  nachzuweisen  war. 
Die  etwa  nach  Feststellung  der  Abgabe  eintretende  Beförderung  zu  einer  höheren 
Charge  bleibt  im  Laufe  des  Jahres  unberücksichtigt. 

Xr.  7.  Die  Abgabepflicht  beginnt  mit  dem  1.  April  1887,  für  diejenigen  Offiziere  etc., 
deren  Ernennung  erst  vom  l.  April  1887  oder  später  datiert,  oder  welche  erst  zum  l.  April  1887 
oder  später  in  eine  preussische  Garnison  versetzt  werden,  vom  Ersten  des  auf  die  Ernennung 
oder  auf  die  Verlegung  des  V^'ohnsitzes  nach  der  preussischen  Garnison  folgenden  Monats. 
Sie  endet  mit  dem  Ablauf  desjenigen  Monats,  in  welchem  der  Abgabepflichtige  stirbt,  aus  dem 
aktiven  Dienst  ausscheidet  oder  in  eine  nicht  zur  preussischen  Monarchie  gehörende  Garnison 
versetzt  wird.  Inwieweit  ein  Kommando  einer  Versetzung  gleich  zu  achten ,  ergibt  sich  aus 
den  dieserhalb  bestehenden  Bestimmungen  (vgl.  die  Zirkularverfügung  vom  16.  Februar  1875, 
Mitteilungen  Heft  2,  S.  i  und  §  8  der  Anweisung  zur  Veranlagung  der  klassifizierten  Einkommen- 
steuer vom  4.  März  1877).: 

Nr.  8.  Berechtigt  zur  Erhebung  der  Abgabe  ist  regelmässig  die  Gemeinde  des  Gamison- 
ortes;  erstreckt  sich  aber  die  Garnison  auf  mehrere  Gemeindebezirke,  oder  wohnt  der  Abgabe- 
pflichtige in  dem  Bezirk  einer  benachbarten  Gemeinde,  so  steht  die  Abgabe  derjenigen  Gemeinde 
zu,  in  deren  Bezirk  der  Abgabepflichtige  thatsächlich  wohnt.  Bei  der  Verlegung  des  Wohn- 
sitzes aus  einem  Gemeindebezirk  in  den  anderen,  so\*ie  bei  einer  Versetzung  innerhalb  Preussens 
geht  die  Berechtigung  zum  Bezüge  der  Abgabe  mit  dem  Ersten  des  auf  die  Verlegung  des 
Wohnsitzes  folgenden  Monats  auf  die  Gemeinde  des  neuen  Wohnortes  über. 

Nr.  9.  Nach  vorstehendem  (Nr.  7  und  8)  hat  der  Vorsitzende  der  Einkommensteuer- 
Einschätzungskommission ,  bevor  er  die  „berechtigte"  Gemeinde  von  der  Feststellung  der  Ge- 
meindeabgabe benachrichtigt  (§  5  al.  1  des  Gesetzes) ,  die  Berechtigung  derselben  zwar  zn 
prüfen  und  die  Vermeidung  von  Weiterungen  sich  thunlichst  angelegen  sein  zu  lassen,  auch 
nach  Bedürfnis  die  zuständigen  Behörden  um  die  zu  diesem  Zwecke  notwendige  Auskunft 
zu  ersuchen. 

Wird  gleichwohl  demnächst  ermittelt,  dass  die  Benachrichtigung  an  eine  nicht  be- 
rechtigte Gemeinde  erlassen  ist,  so  hat  der  Vorsitzende,  da  der  Abgabepflichtige  nur  an  eine 
Gemeinde  die  Abgabe  für  dieselbe  Zeit  zu  entrichten  verpflichtet  ist ,  seine  Benachrichtigung 
zu  berichtigen,  sodann  aber  an  die  berechtigte  Gemeinde  eine  anderweite  Benachrichtigung, 
bezw.  wenn  diese  Gemeinde  ausserhalb  seines  Geschäftsbezirkes  belegen  ist,  an  den  Vor- 
sitzenden der  Einkommensteuer-Einschätzungskommission  dieser  Gemeinde  die  erforderliche 
Mitteilung  gelangen  zu  lassen. 

Nr.  10.  Behufs  Festsetzung  der  Abgabe  hat  nach  Veranlagung  der  Einkommensteuer 
für  das  Steuerjahr  der  Vorsitzende  der  Einschätznngskcmmission  die  der  Gemeindeabgabe 
unterliegenden  E  inko  mm  enstenerp  flichtigen  in  eine  Nach  Weisung  einzutragen, 
auf  Grund  der  Einkommensnachweisung  die  Ermittelung  des  abgabepflichtigen  Einkommens 
vorzunehmen  und  die  entsprechende  Steuer  einzutragen. 

Ein  Muster  zu  dieser,  demnächst  mit  dem  Feststellungs  vermerk  zu  versehenden 
Kachweisung  ist  unter  A  beigefügt.  Dieselbe  kann  nach  Bedürfnis  gemeindeweise  ge- 
führt ,  auch  so  eingerichtet  werden ,  dass  sie  für  mehrere  Jahre  zu  gebrauchen  ist.  In  betreff 
der  der  G emeindeabgabe  unterliegenden  Klassensteuerpflichtigen  hat  der  Vorstand 
der  zur  Erhebung  der  Abgabe  berechtigten  Gemeinde,  nachdem  die  KlassensteuerroDe  von  der 
Eegierung  festgestellt  ist,  für  jedes  Steueijahr  ein  Verzeichnis  nach  anliegendem  Muster  B 
aufzustellen  und  dem  Vorsitzenden  der  Einkonunensteuer-Einschätzungskommission  zu  über- 
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senden.  Für  diejenigen  in  dem  Verzeichnis  eingetragenen  Personen,  bei  denen  die  Einkonunens- 
nachweisung  ausserdienstliches  Einkommen  aus  anderen  Quellen  als  aus  Grundbesitz  oder 
Gewerbebetrieb  angibt,  ist,  wenn  dies  Einkommen  mehr  als  660  M.  beträgt,  eine  beglaubigte 
Abschrift  der  bezüglichen  Eintragungen  in  der  Einkommensnachweisung  beizufügen.  Beträgt 
das  fragliche  Einkommen  nur  660  M,  oder  weniger,  so  bedarf  es  keiner  weiteren  Berechnung 
in  der  Nachweisung  des  Vorsitzenden,  indem  der  Steuersatz  von  3  M.  eintritt.  Für  diese  Ab- 
gabepflichtigen kann  deshalb  auch  das  Verzeichnis  —  wo  es  zweckmässig  erscheint  —  gleich 
so  eingerichtet  werden,  dass  die  Feststellung  der  Abgabe  in  demselben  erfolgen  kann  ohne 
Eintragung  in  die  Nachweisung  (Muster  A).  Beträgt  das  fragliche  Einkommen  aber  über 
660  M. ,  so  sind  die  betreffenden  Spalten  der  Nachweisung  (Muster  A)  von  dem  Vorsitzenden 
auszufüllen. 

Die  Feststellung  der  Abgabe  ist  lediglich  nach  den  für  die  Klassen-  und  Einkommen- 
steuer gültigen  Steuerstufen  und  jährlichen  Steuersätzen  zu  bewirken  mit  der  Massgabe,  dass 
der  Steuersatz  der  ersten  Klassensteuerstufe  —  3  M.  —  auch  dann  festzusetzen  ist,  wenn  das 
abgabepflichtige  Einkommen  auf  weniger  als  420  M.  ermittelt  ist. 

Von  der  Beifügung  beglaubigter  Abschriften  aus  der  Klassensteuer-Einkommensnach- 
weisung kann  der  Vorsitzende  absehen,  sofern  die  Einkommensnachweisung  selbst  ihm  zur 
Verfügung  gestellt  wird  und  deren  Benutzung  keine  besonderen  Schwierigkeiten  macht. 

Nr.  11.  Hat  der  Vorsitzende  gegen  die  Einschätzung  eines  Abgabepflichtigen  zur  Ein- 
kommensteuer Berufung  eingelegt,  so  ist  bis  zur  Entscheidung  über  letztere  die  Feststellung 
der  Gemeindeabgabe  desselben  auszusetzen. 

Nr.  12.  Zu  den  Benachrichtigungsschreiben  an  die  Abgabepflichtigen  (§  5  al.  1  des 
Gesetzes)  ist  ein  Muster  in  Anlage  C  beigefügt.  Die  Behändigungsscheine  sind  mindestens 
ein  Jahr  lang  geordnet  aufzubewahren. 

Nr.  13.  Die  für  die  berechtigten  Gemeinden  aufzustellenden  Listen,  in  welche  die 
Personen  der  Abgabepflichtigen  und  der  Jahresbetrag  der  von  ihnen  zu  entrichtenden  Abgabe 
einzutragen,  hat  der  Vorsitzende  zu  vollziehen.    Der  Empfang  ist  zu  bescheinigen. 

Nr.  14.  Das  vorstehend  geordnete  Verfahren  (Nr.  10  bis  13)  findet  auch  in  betreff  der- 
jenigen Abgabepflichtigen,  welche  erst  im  Laufe  des  Steueijahres  zur  Einkommen-  oder  Klassen- 
steuer herangezogen  werden,  sobald  die  Veranlagung  derselben  erfolgt  ist,  entsprechende  An- 
wendung, indem  zu  diesen  Zwecken  ein  Nachtrag  zu  der  Nachweisung  (A)  bezw.  zu  dem 
Verzeichnis  (B)  angelegt  bezw.  dem  Vorsitzenden  übersandt  und  ebenso  ein  Nachtrag  zu  der 
Liste  (Nr.  13)  der  berechtigten  Gemeinde  zugestellt  wird. 

Nr.  15.  Die  Bewilligimg  einer  Ermässigung  der  veranlagten  Abgabe  (§  8  des  Ge- 
setzes) kann  nur  in  Frage  kommen,  wenn  der  Verlust  einzelner  derjenigen  Einnahmequellen 
dargethan  wird,  aus  welchen  das  abgabepflichtige  Einkommen  fliesst  (Kapitalien, 
Renten  u.  s.  w.). 

Im  übrigen  sind  die  Grundsätze,  welche  bezüglich  der  Erlassbewilligung  bei  der  Ein- 
kommensteuer massgebend  sind,  anzuwenden. 

Das  dienstliche  Einkommen,  sowie  das  Einkommen  aus  Grundbesitz  und  Gewerbe- 
betrieb bleiben  ausser  Betracht. 

Nr.  16.  Die  Beschwerde  (§  5  al.  2  des  Gesetzes)  an  die  Bezirksregierung  (in  Berlin  an 
die  Direktion  für  die  Verwaltung  der  direkten  Steuern)  kann  innerhalb  der  vorgeschriebenen 
zweimonatlichen  Frist  bei  der  Regierung  unmittelbar  oder  bei  dem  Vorsitzenden  der  Einkommen- 
steuer-Einschätzungskommission schriftlich  eingereicht  werden. 

Letztere  hat  die  etwa  erforderlichen  thatsächlichen  Ermittelungen  unverzüglich  zu  ver- 
anlassen und  das  Ergebnis  mit  gutachtlicher  Aeusserung  zur  Entscheidung  vorzulegen.  Der 
Regierung  bleibt  überlassen,  ob  vor  der  Entscheidung  über  eine  Beschwerde  der  berechtigten 
Gemeinde  auch  der  Abgabepflichtige  anzuhören  ist  und  umgekehrt.  Hinsichtlich  der  Zuständig- 
keit zur  Entscheidung  der  Beschwerden  im  Falle  der  Verlegung  des  Wohnsitzes  des  Abgabe- 
pflichtigen finden  die  Bestimmungen  der  Zirkularverfügung  vom  27.  Oktober  1874  (IV.  10,351) 
entsprechende  Anwendung. 

Der  Finanzminister. 

In  Vertretung: 

Meinecke. 
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Nachweisung   der  für  das  Steuerjahr ,  .  zu  der  Abgabe  für  Ge- 
meindezwecke heranzuziehenden  Militärpersonen. 
Das  der  Abgabe  für  Gemeindezwecke  unterliegende  Einkommen  der  unter  Nr.  1  bis 
Nr.  .  .  .   dieses   Verzeichnisses  aufgeführten   Militärpersonen    ist   auf  die   in  Spalte  11   bei- 
geschriebenen Beträge  festgestellt  und  die  ermittelte  Steuerstufe  in  Spalte  12  eingetragen. 

,  den  ..  ten  ....  188  . 

Der  Vorsitzende  der  Einschätzungskommission  für  die  klassifizierte  Einkommensteuer. 


■§ 

1 

J 

Nr.  der  Klassen-        sampn 

steuerroUe           ^T^^ 

^  bezw.  Ein-           g^f._ 

Charge  bezw. 
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1    Wohnung    1  ^^t^'""- 
(Str^^e^i      pmSes 
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nummer),       einkommen 

M. 

^  Dienstliches 
•     Einkommen 

Einkommen 
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betrieb 

1          M. 

1- 
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1 
1 

1 

i 

Heiratskonsenszulage 

der  vor  dem 

1.  April  1887  in  den 

Ehestand  getretenen 

Offiziere 

M. 

i| 

M. 

Nach  Abzug 
der  Spalte  10 
von  der  Spalte  6 
bleibt  abgabe- 
pflichtiges 
Einkommen 

M. 

Die  Gemeindeabgabe 
ist  ermittelt  auf  Stufe 
a)  der   Klassensteuer, 

b)  der  Einkommen- 
steuer 

M. 

Betrag  der 
pi  festgestellten 
Abgabe 

Bemerkungen 

9.                j,     10. 

11. 

12.                          13. 

14. 

Gemeinde  .... 

Verzeichnis 

der  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  29.  Juni  1886  zur  Gemeindeabgabe 

heranzuziehenden  klassensteuerpflichtigen  Militärpersonen. 
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C. 

,  den  ..  ten  .....  188  . 

Abgabe  für  Gemeindezwecke. 

Euer  ....  geboren  benachrichtige  ich,  dass  die  für  das  Steuerjahr  188  ... .  auf  Grund 
des  Gesetzes  vom  29.  Juni  1886  (G.S.  S.  181)  von  Ihnen  zu  entrichtende  Abgabe  für  Gemeinde- 
zwecke auf  den  der  .  .  .  ten  Stufe  der  Klassensteuer  (Einkommensteuer)  entsprechenden  Be- 
trag von  .  .  .  M.  festgestellt  und  der  Gemeinde  ....  als  der  zur  Erhebung  der  Abgabe  Be- 
rechtigten hiervon  Mitteilung  gemacht  ist.  Die  Abgabe  ist  in  den  für  die  Entrichtung  der 
Staatssteuem  vorgeschriebenen  Raten  im  voraus  abzuführen.  Es  steht  Ihnen  frei,  die  Abgabe 
auch  für  einen  längeren  Zeitraum  bis  zum  ganzen  Jahresbetrage  im  voraus  zu  bezahlen. 

Gegen  die  obige  Feststellung  steht  Ihnen  binnen  zwei  Monaten  vom  Empfange  dieses 
Schreibeps  die  Beschwerde  bei  der  Bezirksregierung  (der  Direktion  für  die  Verwaltung  der 
direkten  Steuern  zu  Berlin)  frei. 

Die  Beschwerde  kann  innerhalb  der  angegebenen  Frist  der  vorbezeichneten  Behörde 
oder  bei  dem  unterzeichneten  Vorsitzenden  schriftlich  angebracht  werden. 

Die  Zahlung  der  veranlagten  Abgabe  darf  wegen  einer  erhobenen  Beschwerde  nicht 
autgehalten  werden. 

Der  Vorsitzende  der  Einschätzungskommission  für  die  klassifizierte  Einkommensteuer. 

An 

den 

geboren 

zu 

B.  Seitens  des  Kriegsministers  ist  sodann  durch  eine  in  Nr.  4 
des  Armee-Verordnungsblatts,  Jahrgang  1887,  abgedruckte  Verfügung 
vom  12.  Februar  1887  das  Gesetz  vom  29.  Juni  i886  zur  Kenntnis  der 
Armee  gebracht,  und  dabei  im  Einverständnis  mit  den  Ministern  des 
Iniieril  ujnd  der  Finanzen  folgendes  bemerkt  worden: 

Berlin,  den  12.  Februar  1887. 

Vorstehendes  Gesetz  wird  hierdurch  zur  Kenntnis  der  Armee  gebracht  und  dabei  im 
Einverständnis  mit  den  Herren  Ministem  des  Innern  und  der  Finanzen  folgendes  bemerkt: 

Das  Gesetz  ist  auf  Grund  des  Reichsgesetzes  vom  28.  März  1886  (R.G.Bl.  S.  65)  erlassen 
und  gilt  für  den  -Dmfang  des  preussischen  Staates.  In  den  übrigen  Bundesstaaten  sind  die 
daselbst  geltenden  Gesetze  zu  beachten. 

Durch  das  vorstehend  abgedruckte  Gesetz  wird 

a)  den  im  Offlziersrange  stehenden  Militärpersonen  des  Friedensstandes  eine  Ab- 
gabe für  Gemeindezwecke  neu  auferlegt  (§§  1—8), 

b)  die  Kommunalsteuerpflicht  der  zur  Disposition  gestellten  Offiziere  anderweit 
geregelt  (§  9). 

I.Die  Militärabgabe  für  Gemeindezwecke. 

1.  Dieser  Abgabe  unterliegen  die  Offiziere,  Sanitätsoffiziere  und  oberen  Militär- 
beamten des  Friedensstandes,  welche  innerhalb  des  preussischen  Staates  in  Garnison 
stehen  und  zur  preussischen  Klassen-  bezw.  klassifizierten  Einkommensteuer  ver- 
anlagt sind. 

2.  Die  Abgabe  wird  nicht  erhoben  vom  Diiensteinkommen ,  sondern  lediglich  vom 
Privateinkommen  und  auch  von  diesem  nur  insoweit,  als  dasselbe  nicht  bereits 
nach  den  bestehenden  gesetzlichen  Bestimmungen  der  Kommunalsteuerpflicht 
unterliegt. 

Es  bleibt  daher  ausser  Betracht: 

a)  das  gesamte  Diensteinkommen, 

b)  das  Einkommen  aus  Grundbesitz, 

c)  das  Einkommen  aus  dem  Betrieb  eines  stehenden  Gewerbes, 

d)  das  Einkommen  der  Militärärzte  aus  einer  Zivilpraxis. 

Femer  bleibt  bei  denjenigen  vor  dem  l.  April  1887  in  den  Ehestand  ge- 
tretenen Militärpersonen,  welche  einer  Charge  angehören,  für  die  die  Erteilung 
des  Heiratskonsenses  an  den  Nachweis  eines  bestimmten  Vermögens  geknüpft 
ist,  ausser  Betracht: 
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e)  derjenige  Einkommensbetrag,  welcher  nach  den  znr  Zeit  der  Nachsnchnng  des 
Heiratskonsenses  massgebend  gewesenen  Vorschriften  für  die  Charge,  welcher 
sie  zur  Zeit  der  Veranlagung  angehören,  vorschriftsmässig  nachzuweisen  war. 

Mitberücksichtigt  wird  das  Einkommen  der  zum  Haushalt  gehörigen  Famüien- 
glieder  in  derselben  Weise,  wie  bei  der  Veranlagting  zu  der  Klassen-  bezw. 
klassifizierten  Einkommensteuer. 

Der  der  Abgabe  unterliegende  Einkommensbetrag  ergibt  sich  durch  Abzug 
der  Summe  der  Beiträge  zu  a— e  von  dem  der  Veranlagung  zur  Klassen-  bezw. 
klassifizierten  Einkommensteuer  für  das  betreffende  Steuerjahr  zu  Grunde  gelegten 
Gesamteinkommen. 

3.  Die  Höhe  der  Abgabe  ergibt  sich  aus  der  Anlage. 

4.  Die  Abgabepflicht  beginnt  mit  dem  1.  April  1887,  für  diejenigen  OfBziere  etc.,  deren 
Ernennung  erst  vom  1.  April  1887  oder  später  datiert,  oder  welche  erst  zum 
1.  April  1887  oder  später  in  eine  preussische  Garnison  versetzt  werden,  vom  Ersten 
des  auf  die  Ernennung  oder  auf  die  Verlegung  des  Wohnsitzes  nach  der  preussi- 
schen  Garnison  folgenden  Monats.  Sie  endet  mit  dem  Ablauf  desjenigen  Monats, 
in  welchem  der  Abgabepflichtige  stirbt,  aus  dem  aktiven  Dienst  ausscheidet  oder 
in  eine  nicht  znr  preussischen  Monarchie  gehörende  Garnison  versetzt  wird. 

Inwieweit  ein  Kommando  einer  Versetzung  gleich  zu  achten,  ergibt  sich 
aus  den  dieserhalb  bestehenden  Bestinmiungen. 

Inwieweit  der  nach  Feststellung  des  Steuerbetrages  eintretende  Veriust 
einzelner  Einnahmequellen  eine  Herabsetzung  der  Abgabe  während  des  Steuer- 
jahrea  begründet,  ergibt  sich  aus  §  8  des  Gesetzes, 

5.  Die  Abgabe  steht  der  Gemeinde  des  Garnisonortes  zu,  jedoch  nicht  in  jedem 
Falle  derjenigen  Gemeinde,  nach  welcher  die  Garnison  ihren  Namen  führt.  Er- 
streckt sich  nämlich  die  Garnison  auf  mehrere  Gemeindebezirke,  so  steht  die  Ab- 
gabe derjenigen  Gemeinde  zu,  in  deren  Bezirk  der  Abgabepflichtige  thatsäch- 
1  i  c  h  wohnt.  Dasselbe  ist  der  Fall ,  wenn  der  Abgabepflichtige  nicht  in  dem 
Gamisonorte  selbst,  sondern  in  dem  Bezirk  einer  benachbarten  Gemeinde  wohnt. 

6.  Bei  einer  Versetzung  (vgl.  Nr.  4)  innerhalb  Preussens  geht  die  Berechtigung  zum 
Bezüge  der  Abgabe  mit  dem  Ersten  des  auf  die  Bekanntmachung  der  Versetzung 
folgenden  Monats  auf  die  Gemeinde  des  neuen  Gamisonortes  über.  In  Fällen,  in 
welchen  ein  Gamisonwechsel  nicht  stattfindet,  hat  die  Verlegung  der  Wohnung 
in  einen  benachbarten  Gemeindebezirk  (vgl.  Nr.  5)  mit  dem  Ersten  des  auf  den 
Wohnungswechsel  folgenden  Monats  den  Uebergang  der  Abgabeberechtigung  auf 
diejenige  Gemeinde  zur  Folge,  in  deren  Bezirk  die  neue  Wohnung  liegt  i). 

Es  liegt  dem  Abgabepflichtigen  ob ,  von  einer  die  Abgabeberechtigung  be- 
treffenden Veränderung  sowohl  der  bisher  empfangsberechtigten  Gemeinde,  als  auch 
der  Gemeinde  des  neuen  Wohnorts  unter  Bezeichnung  des  Monats,  mit  dessen  Ablauf 
die  Empfangsberechtigung  der  ersteren  erlischt,  ohne  Verzug  Mitteilung  zu  machen. 
Die  Mitteilung  ist  an  den  Magistrat  bezw.  an  den  Ortsvorstand  zu  richten.  Der  Ge- 
meinde des  neuen  Wohnorts  ist  zugleich  der  Jahresbetrag  der  Abgabe  mitzuteüen. 

7.  Der  Betrag  der  für  das  Steuerjahr  zu  entrichtenden  Abgabe  wird  jedem  Abgabe- 
pflichtigen durch  den  Vorsitzenden  der  Einkommensteuer-Einschätzungskommission 
durch  besondere  verschlossene  Zuschrift  bekannt  gemacht. 


1)  Zur  Erläuterung  dient  folgendes  Beispiel: 

Ein  Offizier  wird  im  Mai  von  Danzig  auf  drei  Monate  nach  Berlin  korrmiandiert  und 
ninmit  daselbst  in  einer  zum  Gemeindebezirk  Schöneberg  gehörigen  Strasse  Wohnrmg,  während 
die  Familie  einstweilen  in  Danzig  verbleibt.  Im  August  wird  das  Kommando  auf  tmbestirrmite 
Zeit  verlängert  unter  der  Eröffliung,  dass  dasselbe  voraussichtlich  noch  länger  als  6  Monate 
dauern  werde.  Im  September  gibt  der  Offizier  die  bis  dahin  beibehaltene  Familienwohnung  in 
Danzig  auf  vmd  zieht  seine  Familie  nach  der  neuen  Garnison  heran. 

Die  Abgabeberechtigung  der  Stadtgemeinde  Danzig  erlischt  Ende  August,  weil  in  diesem 
Monat  Berlin  feimisonort  des  Offiziers  geworden  ist.  Hierin  wird  dadurch ,  dass  der  Offizier 
in  Danzig  noch  eine  Wohnung  beibehält,  nichts  geändert.  Mit  dem  1.  September  geht  die  Ab- 
gabeberechtigung auf  die  Gemeinde  des  neuen  Gamisonorts  über ;  als  abgabeberechtigt  ist  aber 
nicht  Berlin,  sondern  —  mit  Rücksicht  aut  die  thatsächliche  Lage  der  neuen  Wohnung  — 
Schöneberg  zu  betrachten. J 
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Gegen  die  Feststellung  steht  dem  Abgabepflichtigen  binnen  zwei  Monaten 
vom  Empfange  der  Zuschrift  die  Beschwerde  bei  der  Bezirksregierung  —  in  Berlin 
bei  der  Direktion  für  die  Verwaltung  der  direkten  Steuern  —  frei,  bei  deren  Ent- 
scheidung es  bewendet.  Es  wird  noch  besonders  darauf  aufinerksam  gemacht, 
dass  eine  erfolgreiche  Reklamation  gegen  die  Veranlagung  zur  Staatssteuer  eine 
Herabsetzung  der  hier  in  Rede  stehenden  Abgabe  nicht  von  selbst  nach  sich  zieht . 
Es  ist  daher  die  in  diesem  Gesetz  geordnete  Beschwerde  neben  jener  Reklamation 
einzulegen,  wenn  der  Abgabepflichtige  sich  durch  die  Höhe  der  festgestellten  Ab- 
gabe für  überbürdet  hält. 

Ausserdem  wird  die  Beschwerde  auch  dann  einzulegen  sein,  wenn  eine 
unrichtige  Gemeinde  als  empfangsberechtigt  bezeichnet  ist. 

8.  Die  Abgabe  ist  in  gleicher  Weise  wie  die  Klassen-  und  Einkommensteuer,  wo 
deren  vierteljährliche  Erhebung  eingeführt  ist,  in  vierteljährlichen,  sonst  in  Monats- 
raten im  voraus  an  die  Kasse  der  empfangsberechtigten  Gemeinde  abzuführen. 
Es  steht  dem  Abgabepflichtigen  jedoch  frei ,  die  Abgabe  auch  für  einen  längeren 
Zeitraum  bis  zum  ganzen  Jahresbetrage  zu  bezahlen.  Die  Einlegung  der  Be- 
schwerde bewirkt  keinen  Aufschub  der  Zahlungspflicht. 

9.  Erlischt  die  Empfangsberechtigung  der  betreffenden  Gemeinde  vor  Ablauf  des 
Zeitraums ,  für  welchen  dieselbe  die  Abgabe  im  voraus  empfangen  hat ,  so  ist  es 
Sache  des  Abgabepflichtigen,  die  für  die  überschiessenden  Monate  bereits  ent- 
richtete Steuer  von  der  Gemeinde  zurückzufordern.  Eine  Verpflichtung,  den  zu 
viel  empfangenen  Betrag  unmittelbar  an  die  Gemeinde  des  neuen  Wohnortes  ab- 
zuführen, liegt  d«r  Gemeinde  nicht  ob.  Beschwerden  über  etwa  verweigerte  Rück- 
zahlung sind  an  die  Bezirksregierung  zu  richten,  zu  deren  Bezirk  die  sich  weigernde 
Gemeinde  gehört. 

10.  Im  Falle  einer  Mobilmachung  ruht  die  Abgabepflicht  nach  näherer  Bestimmung 
des  §  7  des  Gesetzes. 

n.  Die  Kommunalsteuerpflicht   der   zur   Disposition   gestellten 
Offiziere. 

1.  Den  vor  dem  1.  April  1886  zur  Disposition  gestellten  Offizieren ,  deren  Pension 
durch  das  Reichsgesetz  vom  21.  April  1886  eine  Erhöhung  nicht  erfahren  hat,  ver- 
bleibt die  seitherige  Befreiung  ihrer  Pension  von  allen  Kommunalabgaben. 

2.  Diejenigen  vor  dem  1.  April  1886  zur  Disposition  gestellten  Offiziere,  deren 
Pension  auf  Grund  des  Reichsgesetzes  vom  21.  April  1886  erhöht  worden  ist, 
können  von  ihrer  Pension  zu  den  Gemeindeabgaben  herangezogen  werden,  jedoch 
darf  der  von  der  Pension  zu  entrichtende  Steuerbetrag  den  Mehrbetrag  der  Pension 
nicht  übersteigen. 

3.  Die  seit  dem  1.  April  1886  zur  Disposition  gestellten  Offiziere  stehen  vom 
1.  April  1887  ab  hinsichtlich  der  Verpflichtung  zur  Entrichtung  der  Gemeinde- 
abgaben den  verabschiedeten  Offizieren  gleich. 
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Die  Militärabgabe  für  Gemeindezwecke  beträgt  jährlich: 
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Die  höheren  Stufen  stehen  den  Stufen  19  und  aufwärts  der  Staatseinkonunensteuer 
gleich  und  sind  aus  §  20  des  preussischen  Gesetzes  vom  1.  Mai  1851 ,  25.  Mai  1873  (G-.S.  S.  213) 
ersichtlich. 


C,  Endlich  hat  der  Chef  der  Admiralität  unterm  14.März  1887  eine 
in  Nr.  5  des  Marine- Verordnungsblatts  pro  1887  abgedruckte  Bekannt- 
machung erlassen,  welche  mit  der  vorstehend  zu  B  veröffentlichten 
Bekanntmachung  des  Kriegsministers  im  wesentlichen  gleichlautend 
ist,  und  sich  von  derselben  nur  dadurch  unterscheidet,  dass  in  Nr.  1 
die  „Ingenieure  des  Soldatenstandes"  hinzugesetzt  worden  sind,  und 
dass  die  Nr.  10  folgende  Fassung  erhalten  hat: 

^ie  Abgabepflicht  ruht  in  den  Fällen  des  §  7." 

„Unter  heimischen  Gewässern  ist  das  Gebiet  der  Ost-  und  Nordsee ,  die 
letztere  im  Norden  durch  den  Breitenparallel  von  60°  Nordbreite,  im  Westen  nörd- 
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lieh  von  Schottland  durch  den  Meridian  von  3»  Westlänge  von  Green  wich  und 
südlich  von  England,  von  der  Linie  Dover-Calais  begrenzt,  zu  verstehen'). 

Die  Kommandanten  der  zum  auswärtigen  Dienst  bestimmten  Schiffe  und 
Fahrzeuge,  sowie  die  Führer  der  Ablösungskommandos  haben  von  dem  Passieren 
der  Grenze  bei  der  Ausreise  und  bei  der  Rückreise  der  Admiralität  Meldung  zu 
machen  und  zugleich  eine  Liste  der  abgabepflichtigen  Offiziere  etc.  unter  Bezeich- 
nung des  bisherigen  Wohnorts  derselben  (vgl.  Nr.  5)  einzureichen. 

Diejenigen  Abgabepflichtigen,  welche  die  Ausreise  oder  die  Rückreise  nicht 
an  ,Bord  des  betreffenden  Kriegsschiffs  oder  Kriegsfahrzeugs  oder  nicht  im  ge- 
schlossenen Kommando  zurücklegen,  haben  selbst  dem  Magistrat  bezw.  dem  Orts- 
vorstand der  berechtigten  Gemeinde  ohne  Verzug  die  erforderliche  Mitteilung 
zu  machen.  ^  ,  , 

Wird  die  Reise  nicht  durch  die  Nordsee  zurückgelegt,  so  ist  der  Tag  des 
Passierens  der  Greiize  des  Reichsgebiets  der  Admiralität  zu  melden  bezw.  dem 
Magistrat  oder  Ortsvorstand  mitzuteilen." 


II. 

Kurz  nach  Erlass  des  preussischen  Gesetzes  maclite  sich  eine  rege  Thätig- 
keit  bei  den  anderen  Staaten  geltend,  um  möglichst  rasch  das  Versprechen  ein- 
zulösen, das  man  im  Reichstag  gegeben  hatte.  Zwei  Regierungen,  die  Sachsens 
und  Badens,  erstere  durch  ständische  Schrift  vom  27.  März  1886,  letztere  durch 
Gesetz  vom  1.  Mai  1886,  Hessen  sich  von  ihren  gerade  versammelten  Landtagen 
sogar  die  Ermächtigung  erteilen,  für  einige  Zeit  provisorisch  durch  Verordnung 
die  Frage  regeln  zu  dürfen^). 

Es  erschienen  folgende  Gesetze,  bezw.  Verordnungen: 

1.  In  Schwarzburg-Sondershausen :  Gesetz ,  die  Heranziehung  von  Militärpersonen  zu 
den  Gemeindeabgaben  betr.,  vom  18.  Juli  1886.    G.S.  S.  61; 

2.  in  Sachsen- Weimar :  Gesetz,  die  Heranziehung  von  Militärpersonen  zu  den  Gemeinde- 
abgaben betr.,  vom  11.  November  1886.    Reg.-Bl.  S.  269; 

3.  in  Schwarzburg-Rudolstadt :  Gesetz,   die  Heranziehung  von  Militärpersonen  zu  den 
Gemeindeabgaben  betr.,  vom  2.  Dezember  1886.    G.S.  S.  199; 

4.  in  Sachsen-Meiningen :   Gesetz,   die  Heranziehung  von  Militärpersonen   zu   den  Ge- 
meindeabgaben betr.,  vom  lO.  Dezember  188C.    G.S.  S.  119; 

5.  in  Reuss  j.  L.:  Gesetz,  die  Heranziehung  von  Militärpersonen  zu   den  Gemeinde- 
abgaben betr.,  vom  23.  Dezember  1886.    G.S.  S.  155 ; 

6.  in  S.-Altenburg :  jGesetz,   die  Heranziehung  von  Militärpersonen  zu  den  Gemeinde- 
abgaben betr.,  vom  30.  Dezember  1886.    G.S.  S.  133; 

7.  in  Lippe-Detmold:  Gesetz,   die  Heranziehung  von  Militärpersonen  zu  Abgaben  für 
Gemeindezwecke  betr.,  vom  3.  März  1887.    G.S.  S.  565; 

8.  in  Oldenburg:  Verordnung  für  das   Grossherzogtum,   betr.   die  Heranziehung  von 
Militärpersonen  zu  Abgaben  für  Gemeindezwecke ,   vom  5.  März  1887.     G.S.  S.  517 ; 


1)  Hierzu  ist  zu  bemerken: 

a)  dass  die  Begriffsbestimmung  im  zweiten  Absatz  derjenigen  in  den  Erlassen  vom 
21.  Januar  1881  und  vom  1.  Juli  1882  (Marine- Verordnungsblatt  1881,  S.  10  flf.  und 
1882,  S.  123)  entspricht; 

b)  dass  die  Bestimmung  im  Absatz  4  sich  auf  diejenigen  Fälle  bezieht,  in  welchen 
die  Ausreise  nicht  von  einem  heimatlichen  Hafen  bezw.  die  Rückreise  nicht 
nach  einem  solchen  erfolgt,  wenn  z.  B.  ein  zur  Besatzung  eines  in  Ostasien 
stationierten  Kriegsschiffs  kommandierter  Offizier  von  seinem  Gamisonorte  aus 
via  Brindisi  dorthin  reist.  In  derartigen  Fällen  dürfte  es  der  ratio  legis  am 
meisten  entsprechen,  wenn  das  Passieren  der  Grenze  des  Reichsgebiets  dem 
Passieren  der  Grenze  der  heimischen  Gewässer  gleich  erachtet  wird. 

2)  In  Baden  gilt  die  Ermächtigung  für  1886  und  1887,   m  Sachsen  bis  zur  definitiven 
Genehmigung  durch  die  nächste  ordentliche  Ständeversammlung. 
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9.  im  Königreich  Sachsen :  Verordnung,  die  Heranziehung  von  Militärpersonen  zu  ört- 
lichen Abgaben  betr.,  vom  8.  März  1887.    Ges.-  u.  Ver.-Bl.  S.  14»); 

10.  in  Baden :  Landesherrl.  Verordnung,  die  Heranziehung  der  im  Ofiiziersrang  stehenden 
Militärpersonen  zu  den  Gemeindeabgaben  betr. ,  vom  10.  März  1887.  Ges.-  und 
Ver.-Bl.  S.  852); 

11.  in  Anhalt :  Gesetz ,  betr.  die  Heranziehung  von  Militärpersonen  zu  den  Gemeinde- 
abgaben, vom  14.  März  is87.    G.S.  Nr.  739.  S.  347; 

12.  in  Schaumburg-Lippe :  Gesetz,  die  Heranziehung  von  Müitärpersonen  zu  Gemeinde- 
abgaben betr.,  vom  15.  März  1887.    Landesverordn.  S.  450; 

13.  in  Hessen:  Gesetz,  die  Heranziehung  der  im  Grossherzogtum  gamisonierenden  im 
Offlziersrang  stehenden  Militärpersonen  des  aktiven  Dienststandes  zu  den  Gemeinde- 
umlagen betr.,  vom  4.  Mai  1887.    Reg.-Bl.  S.  59  3): 

14.  in  Mecklenburg:  Verordnimg,  betr.  die  Heranziehung  von  Militärpersonen  zu  Ab- 
gaben für  Gemeindezwecke,  vom  8.  Juli  1887.    Reg.-Bl.  für  M. -Schwerin,  S.  201*). 

15.  in  S.-Koburg-Gotha:  Gesetz,  betr.  die  Heranziehung  von  Militärpersonen  zu  den 
Gemeindeabgaben,  vom  3.  Juli  1887.  Gemeinsch.  G.S.  für  die  Herzogt.  Koburg  und 
Gotha,  Nr.  489; 

16.  in  Braunschweig:  Gesetz,  betr.  die  Heranziehung  von  Militärpersonen  zu  Abgaben 
für  Gemeindezwecke,  vom  15.  Juni  1887.    Ges.-  u.  Ver. -Samml.  S.  79. 

17.  in  Waldeck-Pyrmont ,  Gesetz  betr.  die  Heranziehung  von  Militärpersonen  zu  Ab- 
gaben für  Gemeindezwecke  5^ 

Es  sind  fast  alle  deutschen  Staaten  vorgegangen,  die  ein  Interesse  an 
der  neuen,  durch  das  Reichsgesetz  geschafienen  Lage  haben  konnten.  Es  fehlt 
nur  Reuss  ältere  Linie.  Ausserdem  fehlen  die  drei  Hansestädte,  für  welche  die 
Frage  gegenstandslos  ist^),  Bayern  und  Württemberg,   wo   die  Offiziere  für  ihr 


1)  Im  Königreich  Sachsen  galt  vor  1868  die  am  19.  Juli  1828  publizierte  Ordonnanz : 
„Solange  Müitärpersonen  im  Dienste  sind ,  können  sie  an  den  Orten  ihres  Aufenthalts  keines- 
wegs einer  Kommunalanlage  oder  sonstigen  Kommunallast,  es  mag  solche  im  Kriegs-  oder 
Friedenszustande  eintreten,  in  Beziehung  auf  reglements-  und  ordonnanzmässige  Gebühmisse 
unterworfen  werden."  Hiemach  war  also  nur  das  Diensteinkommen,  nicht  auch  das  ausser- 
dienstliche  Einkommen  frei,  und  ebenso  waren  auch  die  Pensionen  nicht  frei.  Bezüglich  der 
Kirchen-  und  Schulabgaben  seit  1855  siehe  unten  S.  307.  —  Die  oben  erwähnte  Verordnung 
vom  8.  März  18'^7  ist  inzwischen  am  12.  November  1887  als  Gesetzentwurf  den  Ständen  vor- 
gelegt und  am  21.  Dezember  von  der  2.  Kammer  mit  einigen  lediglich  formellen  und  von  uns 
mi  Text  berücksichtigten  Aenderungen  angenommen  worden.  An  der  Zustimmung  der 
1.  Kammer  ist  kaum  zu  zweifeln. 

-)  In  Baden  wird  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  die  obige  Verordnung  Gesetzeskraft 
erlangen. 

3)  In  Hessen  wurde,  nachdem  Preussen  einer  Abänderung  der  Militärkonvention  im 
Art.  15,  Abs.  3  zugestimmt  hatte,  durch  dieses  Gesetz  der  wenig  anmutende  Zustand,  wie  er 
oben  S.  29o,  Note  2,  geschildert  ist.  beseitigt  und  eine  Gleichstellung  der  hessischen  und  nicht- 
hessischen Offlziere  mi  Rahmen  des  Reichsgesetzes  bewirkt;  der  teilweisen  Entlastung  der 
ersteren  wurde  die  Belastung  der  letzteren  gegenübergestellt. 

*)  In  Mecklenburg  galt  bis  zum  Erlasse  der  kaiserl.  Verordnung  vom  22.  Dezember  1868 
der  Grundsatz,  dass  die  im  aktiven  Dienste  stehenden  Militärpersonen  als  eigentliche  Ein- 
wohner nicht  anzusehen  und  daher  zu  den  persönlichen  Kommunalabgaben  nicht  heranzuziehen 
seien.  Pensionierte  Militärs  hatten  dagegen  eine  Freiheit  von  den  Gemeindeabgaben  nicht  an- 
zusprechen. Dieser  Rechtszustand  stimmte  mit  dem  in  der  preussischen  Monarchie  geltenden 
im  wesentlichen  überein.  Die  Einführung  des  preussischen  Rechts  im  Jahre  1868  hatte  daher, 
abgesehen  von  einigen  Nebenpunkten,  z.  B.  von  der  Zulässigkeit  der  Besteuerung  des  Ein- 
kommens aus  Grundbesitz  und  Gewerbebetrieb,  von  der  Befreiung  der  den  Betrag  von  750  M. 
nicht  übersteigenden  Pensionen  grundsätzlich  Aenderungen  nicht  zur  Folge.  Das  neue  Gesetz 
sucht  nun  abennals  mit  Preussen  in  entgegengesetzter  Richtung  in  Konkordanz  zu  bleiben. 

5)  In  Waldeck  wurde  der  Gesetzentwurf  am  12.  November  1887  vom  Landtag  gut- 
geheissen,  harrt  aber  noch  der  Allerhöchsten  Sanktion. 

6)  In  Bremen  werden  die  Einkoramen-  und  in  Hamburg  die  Grund-  und  Einkommensteuer 
nur  als  Staatssteuern  erhoben,  der  die  Offiziere  natürlich  voll  unterliegen,  ein  Kommunalzu- 
schlag findet  nicht  statt.  Was  Lübeck  betrifft,  so  wird  mir  folgendes  mitgeteilt:  Zwischen 
dem  lübeckischen  Staat  und  der  Kgl.  preussischen  Regierung  ist  am  27.  Juli  1867  eine  Militär- 
Konveution  abgesolüossen.  Nach  derselben  (§  5)  gemessen  die  in  Lübeck  gamisonierenden,  dem 
lübeckischen  Staate  nicht  angehörenden  Personen  Befreiung  von  Vermögens-,  Einkommen- 
und  Erbschaftssteuer,  sowie  von  persönlichen  sonstigen  direkten  Staatsabgaben  und  von  der 
Einquartieruugslast,  sowie  von  allen  Kommunalabgaben,  soweit  sie  nicht  aus  Grundbesitz  oder 
Miets Verhältnis  hervorgehen.  Vermögenssteuern  irgend  einer  Art  gibt  es  in  Lübeck  nicht;  die 
vorgesehene  Befreiung  der  Militäroersonen  von  der  Einkonmiensteuer  ist  durch  das  Gesetz,  betr. 
die  Doppelbesteuerung,  vom  13.  Mai  1870  nach  ausdriicklicher  Zustimmung  des  preussischen 
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ganzes    Einkommen    voll    den   Gemeindeabgaben   unterliegen,    endlich   Elsass- 
Lothringen,  wo  in  der  Hauptsache  das  gleiche  Verhältnis  gegeben  ist  ^). 

Soweit   die   genannten   Staaten   einer  Neuregelung   nahe   getreten   sind, 
ergibt  eine  Vergleichung  der  Gesetze  folgende  Resultate: 


1.   Charakter  der  neuen  Steuer. 

Schon  oben  wurde  hervorgehoben,  dass  man  in  Preussen  über  den  Charakter 
der  neuen  Steuer,  soweit  es  sich  um  aktive  Offiziere  handelt,  ob  sie  nämlich 
Gemeindesteuer  oder  Staatssteuer  für  Gemeindezwecke  sei,  zweifelhaft  sein  könne. 
Oldenburg,  Mecklenburg,  Waldeck -Pyrmont  folgen  genau  der  preussischen 
Terminologie  und  sprechen  ebenfalls  nur  von  einer  Abgabe  für  Gemeinde- 
zwecke ^),  ebenso  Schwarzburg-Sondershausen,  Sachsen- Altenburg  und  Schaum- 
Kriegsministers  als  modifiziert  insofern  anzusehen,  als  der  dienstliche  Wohnsitz  der  Lübecker 
Offiziere  ihre  Heranziehung  zur  (Staats-)  Einkommensteuer  begründet.  Seitens  der  Gemeinde 
Lübeck  werden  direkte  Abgaben  oder  Steuern  —  insbesondere  Zuschläge  zur  Staats-Ein- 
kommensteuer —  nicht  erhoben.  Die  einzige  Abgabe,  welche  einen  Offizier  in  Lübeck  treffen 
kann,  ist  eine  sehr  niedrige  Leuchten-  und  Pfiastersteuer  für  Mieter,  sofern  derselbe  in  der 
Stadt  wohnt,  während  in  der  Vorstadt  nur  Hauseigner  zu  Kommunalabgaben  veranlagt  werden. 
Bei  dieser  Sachlage  gibt  das  Reichsgesetz  vom  28.  März  1886  zu  Aenderungen  keinen  Anlass. 

1)  Herr  Begierungsrat  Roth  teilt  mir  hierüber  folgendes  mit:  In  Elsass-Lothringen 
werden  die  Offiziere  in  derselben  Weise  zur  Kommunalsteuer  herangezogen,  wie  alle  übrigen 
Steuerpflichtigen,  d.  h.  nach  Massgabe  der  von  ihnen  zu  entrichtenden  direkten  Staatssteuern. 
Es  hat  hier  nämlich  jede  Person ,  welche  zu  den  direkten  Staatssteuem  (Grund-  nebst  Ge- 
bäudesteuer, Thür-  und  Fenstersteuer,  Patentsteuer,  Personal-  und  Mobiliarsteuer)  veranlagt 
ist,  auch  alle  Zuschläge  zu  diesen  Steuern  —  sowohl  die  für  den  Bezirk  als  auch  für  die  Ge- 
meinde —  mitzuentrichten. 

Hinsichtlich  der  Personalbesteuerung  (Personal-  und  Mobiliarsteuer)  der  Offiziere  zu 

funsten  des  Staats  bestehen  indes  von  den  allgemeinen  gesetzlichen  diesfälligen  Bestimmungen 
usnahmen,  insofern,  als  bei  Anwendung  des  Konsularbeschlusses  vom  28  Thermidor  X,  Art.  l 
und  3  und  des  Gesetzes  vom  21.  April  1832,  Art.  14,  zwischen  zwei  Gruppen  der  Offiziere  zu 
unterscheiden  ist,  nämlich 

1.  den  Offizieren,  welche  genau  nach  denselben  Grundsätzen,  me  das  übrige  steuer- 
pflichtige Publikum  zur  Personal-  und  Mobiliarsteuer  zu  veranlagen  sind,  und 

2.  den  Offizieren,  welche  in  diesem  Betreff  teilweise  oder  gänzliche  Befreiung  gemessen. 
Zur   ersten  Kategorie  gehören:   a)  offlciers  d'etat- major,  b)  officiers  sans  troupe, 

c)  officiers  de  recrutement,  d)  officiers  de  gendarmerie. 

Nach  den  reglementarischen  Bestimmungen  und  der  Rechtsprechung  des  Staatsrats 
(Frankreich)  und  des  kaiserlichen  Rates  sind  zu  rechnen :  a)  zu  den  officiers  d'etat-major  u.  a. 
die  Offiziere  des  deutschen  Generalstabs  im  engeren  Sinne,  femer  die  Generalstabsoffiziere  bezw. 
Obersten,  welche  Brigaden  kommandieren,  die  Obersten  und  Oberstlieutenants,  welche  den 
Festungs-  und  Pionierinspektionen  vorstehen,  die  Festungskommandanten,  die  Platzmajore,  die 
Artillerieoffiziere  vom  Platz,  die  Ingenieuroffiziere  vom  Platz,  die  Adjutanten  des  Gouvernements 
und  der  Kommandanturen,  die  Garnisonärzte;  b)  zu  den  officiers  sans  troupe  alle  diejenigen 
Offiziere,  welche  nach  ihrer  dermaligen  äusseren  dienstliehen  Stellung  nicht  „bei  der 
Truppe"  Verwendung  finden,  nämlich  alle  Offiziere,  welche  beispielsweise  zu  den  Fortifikationen, 
zu  den  Artilleriedepot-Inspektionen,  zu  den  Artillerie- Werkstätten,  zu  den  Festungsgefängnissen, 
zu  den  Gamisonverwaltungen,  zu  den  militärischen  Bildungsanstalten  etc.  kommandiert  sind; 
c)  zu  den  officiers  de  reci-utement  die  Offiziere  der  Landwehrbezirksstäbe;  d)  zu  den  officiers 
de  gendarmerie  die  Gendamierieotfiziere. 

Zur  zweiten  Kategorie  gehören  alle  diejenigen  Offiziere,  welche  nicht  unter  die  erste, 
vorstehend  näher  bezeichnete  Kategorie  fallen. 

Dieselben  sind  von  der  Personalsteuer  gänzlich  befreit.  Zur  Mobiliarsteuer  werden  sie 
auf  Grund  der  einschlägigen  reglemeiitarischen  Bestimmungen  nur  nach  Massgabe  desjenigen 
Mietsbetrags  besteuert,  um  welchen  der  gemeine  Mietwert  ihrer  Wohnung  den  chargenmässigen 
Servis  (d.  h.  den  vollen  Wohnungsgeldzuschuss,  den  Stallservis  und  2j3  des  Personal-Sei-vises) 
überschreitet.  Dieser  üeberschuss  des  Mietsbetrages  gibt  indes  nur  dann  Anlass  zur  Mobiliar- 
steuer-Veranlagung, wenn  derselbe  erheblich  ist;  ist  derselbe  gering,  so  bleibt  er  ausser 
aller  Berechnung,  und  der  betreffende  Offizier  ist  in  diesem  Falle  auch  von  der  Mobüiar- 
steuer  befreit. 

Die  in  Elsass-Lothringen  gamisonierenden  Angehörigen  der  Kgl.  Bayrischen  Armee 
werden  auf  Grund  einer  Entscheidung  des  Bundesrats,  hinsichtlich  ihres  dienstlichen  Ein- 
kommens seitens  der  Kgl.  Bayrischen  Regierung  besteuert  und  demzufolge  in  Elsass-Lothringen 
von  der  Personal-  und  Mobiliarsteuer  gänzlich  freigelassen. 

2)  Mecklenburg  hat  im  §  10  noch  eine  besondere  Bestimmung  über  die  Verwendung. 
Sie  lautet:  Zu  welchen  einzelnen  Kassen  die  nach  den  vorstehenden  Bestimmungen  zu  ent- 
richtenden Abgaben  zu  berechnen  sind,  bleibt  der  Bestimmung  der  zuständigen  Gemeinde- 
behörden überlassen. 
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burg-Lippe  im  Gesetz,  aber  nicht  im  Tit«l,  wo  die  Heranziehung  von  Militär- 
personen zu  Gemeindeabgaben  behauptet  wird.  Baden,  Hessen,  Sachsen- 
Weimar,  Anhalt,  Schwarzburg-Rudolstadt,  Reuss  jüngere  Linie,  Koburg-Gotha, 
Braunschweig  ^)  haben  dagegen  der  Abgabe  bestimmt  den  Charakter  der  Ge- 
meindeabgabe vindiziert,  teüs  indem  sie  im  Ausdruck  dies  andeuten,  noch  mehr 
aber  dadurch,  dass  sie  ortsstatutarische  oder  gemeindliche  Bestimmungen  er- 
gänzend zu  Hilfe  nehmen,  bezw.  zu  Grunde  legen.  Da  auch  das  Reichsgesetz 
von  einer  Heranziehung  zu  Gemeindeabgaben  spricht,  so  ist  dies  Verfahren 
jedenfalls  nicht  unberechtigt. 

Eine  Besonderheit  liegt  bei  Sachsen  und  Sachsen-Meiningen  vor. 

Ersteres  spricht  im  Titel  von  einer  Heranziehung  von  Militärpersonen  zu 
örtlichen  Abgaben.  Der  Grund  dieser  Bezeichnung  liegt  wohl  hauptsäch- 
lich im  §  2.  Dieser  sagt  nämlich :  „Rücksichtlich  der  persönlichen  Aidagen  für 
Kirchen-  und  Schulzwecke  bew^endet  es  bei  der  Bestimmung  in  §  8  c  des  Ge- 
setzes, die  Aufbringung  des  Bedarfs  für  Kirchen-  und  Schulzwecke  betrefiFend, 
vom  12.  Dezember  1855  (Gesetzes-  und  Verordnungsblatt  S.  659),  nach  welcher 
aUe  Militärpersonen  mit  Ausnahme  der  Hauptleute  und  der  in  gleichem  oder 
höherem  Range  stehenden  Müitärpersonen  in  ihren  Standquartieren,  solange  sie 
im  aktiven  Dienste  sind,  Befreiung  von  diesen  Anlagen  gemessen"  ^). 

In  Sachsen-Meiningen  wird  im  Titel  nur  von  Gemeindeumlagen  ge- 
sprochen, im  Gesetz  selbst  aber  stets  von  Kreis-  und  Gemeindeumlagen.  Das 
hat  nur  die  Bedeutung  einer  Erläutening,  insofern  in  Sachsen-Meiningen,  wie 
überhaupt  in  Süddeutschland,  der  Ausdruck  Gemeindeumlagen  im  engen  Sinne 
gebraucht  wird.  In  der  preussischen  Verordnung  vom  23.  September  1867,  be- 
ziehungsweise der  Präsidialverordnung  vom  22.  Dezember  1868,  war  ausdrück- 
lich erklärt,  dass  das  Wort  Kommunallasten  auch  auf  die  weiteren  kommunalen 
Körperschaften  sich  beziehen  soll. 

2.  Steuerpflichtiges  Emkommen. 
a)  Aktive  im   Offiziersrang  stehende  Militärpersonen. 
In  allen  Staaten  bleibt  bei  der  Feststellung  des  gemeindesteuerpflichtigen 
selbständigen*)  Einkommens  ausser  Ansatz:  1.  das  Diensteinkommen;  2.  in  An- 
sehung der  vor  dem  1.  April  1887*)  in  den  Ehestand  getretenen  Müitärpersonen 


')  Dem  Titel  und  der  eigens  geschaflfenen  Skala  nach  trifft  dies  allerdings  bei  Braun- 
schweig nicht  zu,  wohl  aber  in  bezug  auf  Einschätzung. 

2)  Auf  die  sächsischen  Kirchen-  und  Schulsteuem  erstreckte  sich  die  durch  die  Bundes- 
verordnung vom  22.  Dezember  1868  ausgesprochene  Befreiung  ohnehin  nicht,  weü  dieselben 
nach  den  sächsischen  Gesetzen  nicht  zu  den  Kommunalsteuem  im  engeren  Sinne  gerechnet 
wurden;  die  Heranziehung  der  Hauptleute  und  sonstigen  höheren  Offiziere  zu  diesen  Abgaben 
und  zwar  für  ihr  dienstliches  und  ausserdienstUches  Einkommen  war  deshalb  auch  bisher  in 
Sachsen  Rechtens.  Eine  Einschränkung  bringt  aber  jetzt  §  3b  (s.  unten  S.  513);  in  Preussen 
dagegen  waren  bekanntlich  die  Offiziere  auch  von  Kirchen-  und  Schulsteuem  gänzlich  befreit. 

3)  Auch  das  preussische  Gesetz  spricht  von  einem  steuerpflichtigen  .ausserdienstlichen 
selbständigen  Eiiikommen" .  Dieser  Ausdruck  wurde  in  der  sächsisch-weimarischen  Kammer 
dahin  interpretiert,  dass  man  darunter  jenes  Einkommen  zu  verstehen  habe,  welches  den  Offizieren 
aus  gewissen  nach  Ziel  und  Zweck  für  die  Betreffenden  bestimmten  Einnahmequellen  zu  freiem 
und  xmeingeschränktem  Gebrauch  zufliesst  und  dass  insbesondere  die  Vermögenszuwendungen 
und  sogenannten  Zulagen,  welche  den  Offizieren  von  väterlicher,  schwiegerväterlicher  und 
sonstiger  verwandtschaftlicher  Seite  zutiiessen,  davon  nicht  betroffen  werden. 

♦)  Die  Mehrzahl  der  Staaten  hat  den  1.  April  1887  entscheiden  lassen,  weil  auch  an 
diesem  Tage  das  neue  Regulativ  wegen  der  Heiratskautionen  in  Kraft  getreten  ist.  In  Mecklen- 
burg dagegen  entscheidet  der  1.  Juli  1887,  in  Baden,  Sachsen- Weimar,  Schwarzburg-Rudolstadt, 
Reuss  j.  L.  der  l.  Januar  1887. 
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derjenigen  Chargen,  welche  bei  Nachsuchung  des  Heiratskonsenses  zur  Führung 
des  Nachweises  eines  bestimmten  ausser  dienstlichen  Einkommens  verpflichtet 
sind,  der  vorschriftsmässige  Satz  des  letzteren '). 

Hinsichtlich  des  Einkommens  der  Offiziere  aus  Grundbesitz  und  Gewerbe- 
betrieb war  schon  bisher  allgemein  Rechtens,  dass  dieses  Einkommen  keine  Ver- 
günstigung gemessen  darf,  sondern  der  allgemeinen  kommunalen  Steuerpflicht 
unterliegt.  Dieser  Grundsatz  wurde  auch  in  der  neuen  Gesetzgebung  festgehalten. 

Preussen  und  eine  Reihe  anderer  Staaten  brachten  dies  dadurch  zum  Aus- 
druck, dass  sie  für  die  neue  Steuer  alles  Einkommen  ausser  Ansatz  Hessen,  welches 
bereits  nach  den  bestehenden  Bestimmungen  der  Kommunalabgabepflicht  unterliegt. 
Dies  Verfahren  war  notwendig  überall  da,  wo  für  die  neue  Steuer  ein  besonderer 
vom  kommunalen  Steuerfuss  unabhängiger  Steuersatz  geschaffen  wurde.  Ausser 
Preussen  gehören  hierher  Sachsen-Meiningen,  Lippe-Detmold,  Oldenburg,  Sachsen- 
Altenburg  ,  Schaumburg  -  Lippe ,  Braunschweig ,  Schwarzburg  -  Sondershausen, 
Waldeck-Pyrmont. 

In  Baden  und  Hessen  entfällt  diese  Notwendigkeit,  weil  das  ge- 
samte steuerpflichtige  Einkommen  der  allgemeinen  kommunalen  Abgabepflicht 
unterliegt. 

Auch  in  Sachsen,  Anhalt,  Koburg-Gotha,  Sachsen -Weimar,  Schwarzburg- 
Rudolstadt  und  Reuss  jüngere  Linie  ist  dies  der  Fall  bei  der  Kommunalein- 
kommensteuer, solange  diese  die  Staatssteuer  nicht  überschreitet. 

Die  drei  letzten  Staaten  haben  noch  eine  besondere  Eigentümlichkeit. 
Es  ist  den  Offizieren  hinsichtlich  des  Gewerbe-  und  Grundsteuereinkommena  eine 
Vergünstigung  gewährt  worden.  Es  muss  nämlich  bei  der  Feststellung  des  zu  den 
Gemeindeumlagen  des  Wohnorts  heranzuziehenden  Einkommens  das  Einkommen 
aus  Grundbesitz  und  Gewerbebetrieb  ausserhalb  des  Gemeindebezirks  unberück- 
sichtigt gelassen  werden.  In  Sachsen-Weimar  —  und  wahrscheinlich  liegt  in  den 
beiden  andern  ein  ähnliches  Verhältnis  vor  —  geschah  dies,  weil  die  dortige  Ge- 
meindeordnung vom  21.  Dezember  1883  hinsichtlich  des  ausserhalb  des  Wohnorts 
gelegenen  Einkommens  in  gewissen  Grenzen  Doppelbesteuerung  zulässt.  Dem  Sinn 
des  preussischen  Gesetzes  und  dem  Streben  nach  möglichst  einheitlicher  Be- 
handlung der  Offiziere  glaubte  man  schuldig  zu  sein,  dies  zu  verhindern.  Es 
wurde  auch  die  Ansicht  ausgesprochen,  dass  es  zweifelhaft  sei,  ob  der  Schluss- 
satz des  Abs.  1  der  Z.  1  des  §  1  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  23.  September 
1867  nicht  ein  für  allemal  die  Doppelbesteuerung  hinsichtlich  des  Einkommens 
ausschlösse,  indem  es  daselbst  heisst,  dass  die  Offiziere  befreit  sind  von  der 
Besteuerung  alles  Einkommens  mit  Ausnahme  dessen,  was  ihnen  aus  Grund- 
besitz und  Gewerbebetrieb  innerhalb  des  betreffenden  Kommunalbezirks  zufliesst. 

In  Anhalt  wurde  in  Ansehung  des  bisher  nicht  steuerpflichtigen  ausser- 
dienstlichen  Einkommens  der  Offiziere  noch  die  besondere  Vergünstigung  ge- 
währt, dass  die  im  §  6  des  Gesetzes  vom  18.  April  1886  bestimmten  Befreiungen 


1)  In  der  sächsisch-weimarischen  Kammer  sprach  man  sich  dahin  aus,  dass,  wenn  die 
Offiziere  in  Chargen  einrücken,  in  denen  ein  Heiratsgut  nicht  erfordert  wird,  die  frühere  Steuer- 
freiheit desselben  aufhört,  sowie  dass  die  Worte  „der  vorschriftsmässige  Betrag  des  Heirats- 
guts"  von  der  Zeit  zu  verstehen  seien,  in  welcher  die  Notwendigkeit,  ein  Heiratsgut  nach- 
zuweisen, hervorgetreten  ist.  Vergl.  auch  Herrfurths  Kommentar  zum  preussischen  Gesetz 
S.  20,  Note  4.  —  Aus  dem  Wortlaut  ergibt  sich,  dass  auch  diejenigen,  welche  zwar  vor  dem 
1.  April  1887  oder  festgesetzten  andern  Tage  sich  verheiratet  haben,  aber  später  Witwer  ge- 
worden sind,  für  den  Betrag  des  Heiratsgutes  steuerfrei  bleiben. 
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von  der  staatlichen  Einkommensteuer  (Finanzarcbiv  lY,  S.  1036)  sich  auch  auf 
die  Gemeindeabgaben  erstrecken. 

Eine  aparte  Stellung  nimmt  in  der  Begrenzung  des  ausserdienstlichen  Ein- 
kommens Mecklenburg  ein.  Der  dem  preussischen  §  2  entsprechende  §  2  des 
Mecklenburger  Gesetzes  lautet :  „  Gegenstand  dieser  Besteuerung  ist  das  ausserdienst- 
liche  selbständige  Einkommen  der  Abgabepflichtigen  unt«r  Hinzurechnung  des  et- 
waigen besonderen  Einkommens  der  zu  ihrem  Haushalte  gehörigen  Familienglieder. 

Ausser  Ansatz  bleibt  jedoch: 

a)  das  aus  ritterschaftlichem  Grundbesitz  fliessende  Einkommen, 

b)  das  Einkommen  aus  solchem  Grundbesitz,  welcher  ausserhalb  des 
Gemeindebezirks  liegt,  wenn  dasselbe  bereits  in  einer  andern  Gemeinde 
der  Kommunalbesteuerung  unterliegt, 

c)  in  Ansehung  der  vor  dem  1.  Juli  1887  in  den  Ehestand  getreteneu 
Militärpersonen  derjenigen  Chargen,  welche  bei  Nachsuchung  des 
Heiratskonsenses  zur  Führung  des  Nachweises  eines  bestimmten  ausser- 
dienstlichen Einkommens  verpflichtet  sind,  der  vorschriftsmässige  Satz 
des  letzteren." 

Nach  dem  preussischen  und  den  übrigen  Gesetzen  wird  das  aus  Grundbesitz 
und  Gewerbe  fliessende  Einkommen  der  Offiziere  von  der  gemeindlichen  Grund- 
und  Gewerbesteuer  und  Einkommensteuer  getroffen,  genau  so  wie  dies  bei  den 
übrigen  Steuerpflichtigen  der  Fall  ist;  nur  das  übrige  ausserdienstliche  Ein- 
kommen soll  durch  das  Gesetz  neu  getroffen  werden;  bei  seiner  Feststellung 
war  sonach  , dasjenige  Einkommen,  welches  bereits  nach  den  bestehenden  Be- 
stimmungen der  Kommunalabgabenp flicht  unterliegt",  ausser  Ansatz  zu  lassen. 
Wie  ersichtlich,  hat  man  dieser  Begrenzung  in  Mecklenburg  nicht  schlechtweg 
gefolgt;  es  bleiben  ausser  Ansatz  nur  das  Einkommen  aus  ritterschaftlichem 
Grundbesitz  und  aus  solchem  Grundbesitz,  welcher  ausserhalb  des  Gemeinde 
bezirks  liegt,  wenn  dasselbe  bereits  in  einer  andern  Gemeinde  der  Kommunal- 
besteuerung unterliegt.  Die  Motive  sagen,  für  eine  Ausscheidung  analog  dem 
preussischen  Gesetz  bestehe  in  Mecklenburg  kein  Bedürfnis,  die  vorgenommene 
rechtfertige  sich  aber,  weil  der  ritterschaftliche  Grundbesitz  alle  Lasten,  welche 
die  Natur  von  Kommunallasten  hätten,  ohnehin  trage,  und  bezüglich  des  übrigen 
Grundbesitzes  es  ungerecht  sei,  dasselbe  Einkommen  zweimal  zu  besteuern. 

Nach  der  Fassung  des  Gesetzes  könnte  man  vermuten,  dass  für  das 
Einkommen  aus  den  am  Wohnsitz  gelegenen  Grundstücken  und  vermieteten 
Häusern  und  für  das  Einkommen  aus  Gewerbe  eine  Doppelbesteuerung  nicht 
ausgeschlossen  ist.  Es  wird  mir  jedoch  versichert,  dass  der  Ausschluss  der- 
selben als  selbstverständlich  vorauszusetzen  sei.  Die  Fassung  wurde  übrigens 
im  Landtag  bemängelt  und  ein  Antrag  gestellt,  den  §  2  Abs.  a  wörtlich  aus 
dem  preussischen  Gesetz  herüberzunehmen,  um  die  bei  dem  häufigen  Wechsel 
in  den  Garnisonen  zwischen  Preussen  und  Mecklenburg  besonders  wünschens- 
werte Uebereinstimmung  zu  erzielen;  der  Regierungsentwurf  wurde  aber  mit 
28  gegen  24  Stimmen  angenommen. 

b)  Inaktive  Offiziere. 

Sämtliche  Gesetze  —  ausgenommen  Baden  und  Hessen  —  stimmen  darin 
überein,  dass  sie  entsprechend  dem  §  9  des  preussischen  Gesetzes  das  Eiokommen 
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der  zur  Disposition  gestellten  Offiziere  hinsichtlich  seiner  gemeindlichen  Steuer- 
pflicht dem  Einkommen  der  verabschiedeten  Offiziere  gleichstellen;  ebenso  nehmen 
sie  auch  die  vorübergehende  Beschränkung  auf,  dass  diese  Gleichstellung  nur  für 
jene  eintritt,  die  vor  dem  1.  April  1886  mit  Pension  zur  Disposition  gestellt 
worden  sind  und  deren  Pension  auf  Grund  des  Reichsgesetzes  vom  21.  April 
1886  entsprechend  erhöht  worden  ist '). 

Abgesehen  von  dieser  zeitlichen  Schranke  unterliegt  das  Einkommen  der 
inaktiven  Offiziere  der  kommunalen  Steuer;  doch  ist  das  Pensionseinkommen 
frei,  wenn  dasselbe  750  M.  nicht  erreicht,  auch  kommt  für  den  überschiessenden 
Pensionsbetrag  nur  die  halbe  Steuer  in  Betracht.  Es  ergibt  sich  dies  als  Kon- 
sequenz aus  dem  §  4  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  22.  Dezember  1868, 
wofern  man  die  Pensionen  der  Militärpersonen  auch  als  „Diensteinkommen" 
ansieht.  Dass  man  dies  thun  müsse,  wurde  bei  den  Verhandlungen  in  Sachsen- 
Weimar  besonders  ausgesprochen  und  die  Regierung  erklärte,  dass  das  auch  ihre 
und  der  Reichsregierung  Ansicht  sei. 

In  Mecklenburg  wollte  der  Regierungsentwurf  hinsichtlich  der  inaktiven 
Offiziere  eine  Besonderheit  einführen.  Es  sollte,  wenn  die  Pension  den  jährlichen 
steuerfreien  Betrag  von  750  M.  nicht  erreicht,  das  übrige  Einkommen  wie  das 
der  aktiven  Offiziere  behandelt  werden.  Der  Landtag  stimmte  dem  nicht  zu, 
unterwarf  vielmehr  —  mit  den  erwähnten  Einschränkungen  —  alles  steuerbare 
Einkommen  der  zur  Disposition  gestellten  und  verabschiedeten  Offiziere  den  in 
den  einzelnen  Gemeinden  geltenden  Bestimmungen. 

Für  Baden  und  Hessen  liegen  besondere  Verhältnisse  vor.  Hessen  war 
im  Artikel  15  der  Militärkonvention  bezüglich  der  mit  Pension  zur  Disposition 
gestellten  und  mit  Pension  verabschiedeten  Offiziere  nicht  gebunden,  es  kamen 
deshalb  für  diese  schon  früher  die  allgemeinen  landesgesetzlichen  Vorschriften 
über  Kommunalbesteuerung  zur  Anwendung,  und  das  bleibt  auch  fernerhin.  Es 
war  nicht  nötig,  im  Gesetz  das  auszusprechen,  weshalb  der  §  9  des  preussischen 
Gesetzes  fehlt.  In  Baden  erwähnt  das  Gesetz  bloss,  dass  der  §  67  der  Gemeinde- 
und  Städteordnung  auch  auf  die  Pensionen  der  zur  Disposition  gestellten  Offiziere 
Anwendung  findet,  so  dass  ähnlich  wie  bei  Gehältern  und  Pensionen  anderer 
Beamten  eine  150  Prozent  der  Staatssteuer  übersteigende  Umlage  unzulässig  ist. 
Die  Gleichstellung  der  zur  Disposition  gestellten  und  verabschiedeten  Offiziere 
ist  sonach  auch  in  Baden  und  Hessen  vorhanden,  jedoch  ohne  eine  vorüber- 
gehende Beschränkung,  die  mit  der  Zeit  der  Zurdispositionstellung  oder  Pensions- 
erhöhung zusammenhinge,  ebenso  gilt  in  diesen  nicht  die  Freilassung  der  750  M.  ^) 
und  nicht  der  Heranzug  des  überschiessenden  Betrags  der  Pension  mit  nur  der 
Hälfte. 

3.   Steuerart  und  Steuerhöhe. 

Als  Steuerart  für  das  neu  herangezogene  ausserdienstliche  Einkommen 
wurde  in  den  meisten  Fällen  die  Einkommensteuer  in  Aussicht  genommen.  Aus- 


')  Insoweit  letzteres  nicht  der  Fall  ist,  sind  dieselben  mit  der  Pension  von  Gemeinde- 
abgaben auch  femer  frei  zu  lassen.  —  Ueber  die  Begründung  und  Erläuterung  siehe  Finanz- 
atchiv  ni,  S.  897. 

2)  Das  Mass  der  Befreiung  richtet  sich  nach  den  staatlichen  Einkommensteuern  in  beiden 
Ländern;  siehe  Finanzarchiv  II,  S.  383  und  III,  S.  815. 
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genommen  in  Mecklenburg  bestand  allerwärts  eine  solche,  sei  es  als  staatliche 
Haupt-  oder  als  Ergänzungssteuer  ').  In  Baden  und  Hessen,  wo  man  kombiniertes 
Steuersystem  hat,  kommt  die  Einkommen-  und  Kapitalrentensteuer  gleichzeitig  in 
Betracht,  wenn  das  ausserdienstliche  Einkommen  wie  wahrscheinlich  aus  Kapital- 
renten besteht.  In  Mecklenburg,  wo  man  nur  Ertragssteuersystem'^)  hat,  ist  aus 
analoger  Erwägung  die  dortige  Zinsensteuer  als  massgebend  erklärt  worden. 
Das  gemeindliche  Steuerwesen  würde  eine  direkte  Verwertung  zur  Heran- 
ziehung der  Offiziere  kaum  mögKch  gemacht  haben;  es  stützt  sich  vielfach 
auf  Mietssteuem  und  kennt  nur  bei  der  Armensteuer  eine  eigentliche  Ein- 
kommensteuer. Die  Zinssteuer  des  staatlichen  Kontributionsedikts  entsprach 
noch  am  ehesten  der  preussischen  Einkommensteuer  und  Hess  im  ganzen  Lande 
sich  handhaben. 

Hinsichtlich  der  Steuerhöhe  ist  der  preussische  Grundsatz,  dass  das  ausser- 
dienstliche Einkommen  überall  mit  100  Prozent  der  Staatseinkommensteuer')  zu 
belegen  sei,  mindestens  aber  den  Satz  der  ersten  Stufe  der  Klassensteuer  zu 
zahlen  habe,  nicht  schlechtweg  acceptiert  worden.  Es  folgten  ihm  hierin  nur 
Schaumburg-Lippe,  Lippe-Detmold,  Oldenburg,  Braunschweig,  Schwarzburg- 
Sondershausen,  Sachsen- Altenburg,  Sachsen-Meiningen*),  Waldeck-Pyrmont. 

Die  vorgenannten  Staaten  mit  Ausnahme  Sachsen-Meiningens  haben  zu 
diesem  Behufe  die  preussische  Staatssteuerskala  selbst  mit  in  das  Gesetz  auf- 
genommen und  einfach  erklärt,  die  Besteuerung  erfolge  nach  den  Sätzen  der- 
selben^). Es  wollten  diese  Staaten  absolute  Gleichstellung  der  Offiziere  hin- 
sichtlich der  Kommunalbesteuerung  mit  Preussen  erzielen.  Um  so  bedauerlicher 
ist,  dass  dieselben,  ausgenommen  "Waldeck-Pyrmont,  das  preussische,  die  Skala 
abändernde  Gesetz  vom  16.  Juni  1875  übersehen  haben,  wodurch  in  zwei  Ein- 
kommensteuerstufen nun  doch  eine  Abweichung  vorliegt,  indem  das  genannte 
Gesetz  die  Steuer  für  Einkommen  mit  900 — 1050  von  12  M.  auf  9  M.  und  für 
Einkommen  von  1050  bis  1200  von  15  M.  auf  12  M.  herabsetzte*). 

Diesen  Staaten  steht  am  nächsten  Mecklenburg,  indem  es  unabhängig  von 
den  Schwankungen  des  gemeindlichen  Bedürfnisses  gleichfalls  einen  festen  un- 
abänderlichen Steuersatz  geschaffen  hat.  Die  dort  als  Grundlage  genommene 
Zinsensteuer  hat  einen  langsam  anwachsenden  Steuerfuss,   der  von  6000  M.  an 


1)  Vergl.  Finanzarchiv  m,  S.  675  f. 

2)  Siehe  Finanzarchiv  ÜI,  S.  692. 

3)  Durchschnittlich  betrugen  1883,84  die  Gemeindeabgaben  145,1  Prozent  der  direkten 
Staatssteuem  in  den  Städten,  114,1  Prozent  in  den  Landgemeinden. 

♦)  Das  sächsisch-meiningensche  Gesetz  drückt  sich  in  Art.  4  folgendermassen  atis :  „In 
allen  Fällen  sind  die  Gemeinde  Umlagen  in  nicht  mehr  Terminen,  sSs  die  Staatsst«uer  im 

fleichen  Jahre  und  in  der  gleichen  St^uerstufe  zur  Erhebung  kommt,  zu  zahlen.  •*  Daraus 
önnte  man  schliessen,  dass  die  Höhe  der  Staatsstener  nur  die  Grenze  für  die  Umlagen  sein 
soll.  Allein  der  Art.  5  lässt  eher  vermuten,  dass  es  sich  um  eine  feststehende  Abgabe  von 
100  Prozent  handelt.  .,Der  Vorsitzende  der  Einschätzungskommission,"  heisst  es  da,  .hat  den 
Klassen-  und  Einkommensteuersatz,  mit  welchem  die  in  Art.  2  genannten  Personen  zu  den 
Gemeindeumlagen  beizutragen  haben,  festzustellen  und  unter  Angabe  der  berechtigten  Gemeinde 
jedem  Abgabepflichtigen  nutteist  verschlossener  Zuschrift  bekannt  zu  machen,  der  berechtigten 
Gemeinde  aber  eine  Liste,  welche  die  Personen  der  Abgabepflichtigen  und  deren  terminlichen 
Steuerbetrag  enthält,  zuzufertigen. 

5)  Natürlich  mit  der  Modifikation,  dass  es  in  der  1.  Klasse  heisst:  ,Bis  660  M.  ein- 
schliesslich 3  M.'' 

6)  Allerdings  ist  im  §  3  des  preussischen  Gesetzes  nur  der  Gesetze  vom  1.  Jlai  1851  und 
25.  Mai  1873  ausdrücklich  gedacht,  allein  es  muss  als  selbstverständlich  gelten,  dass  die  durch 
das  Gesetz  vom  16.  Juni  1875  bedingte  Abänderung  damit  nicht  ausgescmossen  werden  wollte, 
oiehe  oben  S.  302  die  preuss.  Vollzugsverordnungen. 

311 


-3J2  ^  Herrfurth  und  G.  Schanz, 

3  Prozent  beträgt^).  Würde  man  diesen  Prozentsatz  gewählt  haben,  so  würde 
er  den  mittleren  Satz  derjenigen  Abgaben,  welche  zur  Zeit  in  den  mecklen- 
burgischen Garnisonstädten  als  Personalabgaben  einschliesslich  des  Armengeldes 
erhoben  werden,  weit  überschritten  haben.  Um  das  zu  vermeiden,  bezw.  das 
ausserdienstliche  Einkommen  nicht  höher  zu  belasten,  als  das  der  übrigen  Ab- 
gabepflichtigen, wurde  die  Abgabe  auf  ^/lo  der  Zinsensteuer  fixiert,  sie  beträgt 
also  in  ihrem  höchsten  Satz  1,8  Prozent. 

Baden  stellt  eine  besondere  Begrenzung  nicht  auf,  sie  ist  aber  von  selbst 
durch  die  allgemein  geltenden  Bestimmungen  der  Gemeinde-  und  Städteordnung 
gegeben,  indem  der  §  87  derselben  aussagt: 

„Von  dem  Kapitalrentensteuerkapital  darf  höchstens  eine  Umlage,  welche 
dem  Betrag  von  80  Prozent  der  Staatssteuer  gleichkommt,  erhoben  werden.  Die 
Belastung  der  vom  Diensteinkommen,  von  den  Ruhe-  und  Sustentationsgeh alten 
der  Beamten  und  Angestellten  des  Reichs,  des  Staats  und  der  Gemeinden,  der 
Hofdiener,  der  Geistlichen  und  Lehrer,  sowie  von  den  entsprechenden  Bezügen 
ihrer  Witwen  und  Waisen  gebildeten  Erwerbssteuerkapitalien  mit  einer  den 
Betrag  von  150  Prozent  der  Staatssteuer  übersteigenden  Umlage  ist  unzu- 
lässig.* 

Das  badische  Gesetz  scheint  den  Offizieren  günstiger  als  das  preussische, 
da  die  Umlagegrenze  in  den  praktisch  wichtigen  Fällen  auf  80  Prozent  herab- 
gedi-ückt  ist  und,  wenn  die  Umlage  unter  derselben  bleibt,  die  Offfziere  ebenfalls 
daran  partizipieren;  das  modifiziert  sich  aber  sehr,  weil  das  ausserdienstliche 
Einkommen  zweimal  zur  Steuer  beigezogen  wird,  zur  Kapitalrenten-  und  Ein- 
kommensteuer. 

In  den  andern  Staaten,  wo  das  Kommunalsteuersystem  feste  Grenzen  nicht 
kennt,  hat  man,  um  der  preussischen  Ordnung  sich  zu  nähern,  eine  solche  ge- 
schaffen. 

Da,  wo  die  Umlagen  unter  dieser  Gi'enze  sich  bewegen,  kommt  das  auch 
den  Offizieren  zu  gute.  Wird  sie  überschritten,  so  nimmt  die  gemeindliche  Steuer 
von  Grundbesitz  und  Gewerbebetrieb  daran  teil,  das  übrige  ausserdienstliche  Ein- 
kommen bleibt  dagegen  bei  100  Prozent  stehen.  So  Sachsen -Weimar^),  Schwarz- 
burg-Rudolstadt,  Reuss  jüngere  Linie,  Hessen  ^)  und  Koburg-Gotha.  Auch  König- 
reich Sachsen  gehört  hierher;  nur  war  da,  weil  die  Kirchen-  und  Schulanlagen 
zu  den  gewöhnlichen  Gemeindeumlagen  hinzutraten,  noch  zu  bestimmen,  wer  den 


1)  Das  Klassenschema  für  die  mecklenburgische  Zinsensteuer  ist  folgendes:  75—150 
inkl.  0,75  M. ;  jede  weitere  Klasse  mit  75  M.  Spannung  1  M.  mehr.  900—975  inkl.  10,50  M. ; 
jede  weitere  Klasse  mit  75  M.  Spannung  1,25  M.  mehr.  1125-1200  inkl.  14,25  M. ;  jede  weitere 
Klasse  mit  75  M.  Spannung  1,50  M.  mehr.  1500—1575  inkl.  21,50  M.,  1575— 1050  inkl.  2S,25  M. ;  jede 
weitere  Klasse  mit  75  M.  Spannung  2  M.  mehr.  2025—2100  inkl.  35  M. ;  jede  weitere  Klasse  mit 
75  M.  Spannung  2,25  M.  mehr.  2250-2325  inkl.  41,75  M  ;  jede  weitere  Klasse  mit  75  M.  Spannung 
2,50  M.  mehr.  262,5—2700  inkl.  54,25  M. ;  jede  weitere  Klasse  mit  75  M.  Spannung  2,75  M.  mehr. 
3300-3375  inkl.  79  M. ;  jede  weitere  Klasse  mit  75  M.  Spannung  3  M.  mehr.  3675-3750  inkl. 
94  M.,  3750—3825  inkl.  96,75  M.,  3825—3900  inkl.  99,75  M.,  3900—3975  inkl.  102,50  M. ;  jede  weitere 
Klasse  mit  75  M.  Spannung  3  M.  mehr.  4200—4275  inkl.  114,50  M.,  4L'75— 4350  inkl.  117,25  M. ; 
jede  weitere  Klasse  mit  75  M.  Spannung  3  M.  mehr.  4575—4650  inkl.  129,25  M.,  4650—4725  inkl. 
132,00  M.,  4800—4875  inkl.  138  M.,  4875-4950  inkl.  140,75  M.,  49.50-5025  inkl.  143,75  M.,  .5025—5100 
inkl.  146,75  M. ;  jede  weitere  Stufe  mit  75  M.  Spannung  2,75  M.  mehr.  5400 -.')475  inkl.  160,75M., 
5475—5550  inkl.  163,25  M.,  5550—5625  inkl.  165,75  M.,  5625—5700  inkl.  168,25  M.,  5700—5775  inkl. 
170,50  M.,  5775—5850  inkl.  173,25  M.,  ,5850-5925  inkl.  175,50  M.,  5925—6000  inkl.  177,75  M.  Für 
jede  weitere  angefangene  75  M.  2,25  M.  mehr. 

2)  In  den  drei  Gamisonsorten  des  Grossherzogtums  kommen  in  den  massgebenden 
Steuerstufen  die  Gemeindeabgaben  zur  Zeit  der  Staatssteuer  nicht  gleich. 

3)  Ueber  die  Kommunalbesteuerung  Hessens  siehe  Finanzarchiv  IV,  S.  1071  ff.^ 
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finanziellen  Ausfall  beim  Uebersteigen  von  ICO  Prozent  tragen  solle.    Es  lautet 
deshalb  die  Bestimmung  in  §  3  b: 

„Die  Gesamtsumme  der  am  Wohnorte  zu  erhebenden  Beiträge  einschliess- 
lich der  Kirchen-  und  Schulanlagen  darf  den  Steuersatz  nicht  überschreiten, 
welcher  von  einem  Einkommen  gleicher  Höhe  nach  den  Bestimmungen  in  §  12 
des  Einkommensteuergesetzes  vom  2.  Juli  1878  (Gesetzes-  und  Verordnungsblatt 
S.  133)  an  ordentlicher  Staatseinkommensteuer  zu  entrichten  sein  würde.  Der 
etwa  überschiessende  Betrag  ist  zunächst  von  den  Abgaben  für  die  politische 
Gemeinde  abzuschreiben*)." 

In  Anhalt  war  man  bestrebt,  nicht  etwa  bloss  formell  Preussen  sich  zu 
nähern,  indem  man  etwa  ebenfalls  100  Prozent  als  unüberschreitbare  Grenze  fest- 
stellte, sondern  man  wollte  auch  in  absoluter  Grösse  eine  höhere  Belastung  der 
Offiziere  mit  Kommunalabgaben,  als  in  Preussen  ausschliessen.  Dies  erreichte  man 
durch  die  Bestimmung,  dass  der  zur  Hebung  kommende  Steuerbetrag  den  Betrag 
von  30  Einheiten  der  staatlichen  Einkommensteuer  nicht  übersteigen  darf.  Im 
Verhältnis  zu  Anhalt  betragen  die  preussischen  Steuersätze  60— 70  Einheiten  in  den 
Grenzen  der  Klassensteuer,  28*/i  o — 60  Einheiten  in  den  Grenzen  der  Einkommen- 


1)  Hierzu  bemerkt  der  Berieht  der  Gesetzgebungsdeputation  der  2.  Kammer  vom 
12.  Dezember  1887:  .Es  lässt  sich  nicht  verkennen,  dass  die  Beschränkung  der  Abgabepflicht 
auf  den  Steuersatz,  welcher  von  einem  Einkommen  gleicher  Höhe  nach  den  Bestimmungen  im 
§  12  des  Einkommensteuergesetzes  vom  2.  Juli  1878  an  ordentlicher  Staatseinkommensteuer  zu 
entiichten  sein  würde,  durch  das  Reichsgesetz  vom  28.  März  1886  nicht  geboten  ist  und  dass 
mithin  die  Landesgesetzgebung  nicht  behindert  wäre,  das  ausserdienstfiche  Einkommen  der 
Offiziere  in  seiner  vollen  Höhe  zu  den  Gemeindeanlagen  heranziehen  zu  lassen.  Noch  grössere 
Bedenken  ruft  die  Bestimmung  heiTor,  dass  auch  die  Kirchen-  und  Schulanlagen  in  die  Ge- 
samtsumme, die  den  Steuersatz  der  Staatseinkommensteuer  nicht  überschreiten  darf,  ein- 
gerechnet werden  sollen.  Hiernach  könnte,  wenn  etwa  an  einem  Gamisonorte  die  Kirchen- 
und  Schulanlagen  allein  mehr  betragen,  als  der  Einkommensteuersatz  der  Staatssteuer,  von 
den  Hauptleuten  und  den  in  gleichem  oder  höherem  Range  stehenden  Militärpersonen  dieses 
Orts  künftighin  nicht  einmnl  mehr  so  viel  von  der  Gemeinde  an  Abgaben  erhoben  werden,  als 
derselben  jetzt  zweifellos  zustand.  Es  war  in  Berücksichtigung  dieser  Bedenken  angeregt 
worden,  statt  der  Worte  .einschliesslich  der  Kirchen-  und  Schulanlagen"  zu  setzen  „ausschliess- 
lich der  Kirchen-  und  Schulanlagen"  imd  sodann  den  letzten  Satz  .der  etwa  überschiessende 
Betrag"  etc.  bis  .abzuschreiben"  ganz  zu  streichen.  Anderseits  konnte  aber  auch  die  Deputation 
den  von  den  Herren  Vertretern  der  königlichen  Staatsregierung  für  die  unveränderte  Annahme 
des  Entwurfs  angeführten  Gründen  die  Beachtung  nicht  versagen.  Es  spricht  für  den  Entwurf 
nicht  bloss  der  Vorgang  der  preussischen  Gesetzgebung,  sondern  mehr  noch  der  Umstand,  dass 
bei  dem  Mangel  einer  festen  Grenze ,  bis  zu  welcher  das  ausserdienstüche  Einkommen  der 
Offiziere  zu  den  Gemeindeanlagen  herangezogen  werden  darf,  im  Falle  der  Versetzung  der 
Offiziere  oft  grosse  Ungleichheiten  und  Härten  entstehen  müssen.  Wie  in  Sachsen  die  ver- 
schiedenartigsten Steuersysteme  zur  Aufbringung  der  Kommunalanlagen  angewendet  werden, 
und  zwar  nach  Massgabe  des  Betrags  der  Wohnungsmiete,  oder  des  Betrags  der  zu  ent- 
richtenden Staatseinkommensteuer,  oder  des  veranschlagten  jährlichen  Bedaifs  zur  Deckung  der 
städtischen  Ausgaben  oder  des  Diensteinkommens  und  einer  den  Bedürfnissen  entsprechenden 
Anzahl  von  Steuersimpeln ,  so  gestalten  sich  auch  die  von  den  Offizieren  zu  erhebenden 
Anlagen  in  den  einzelnen  Gamisonstädten  ganz  verschieden.  Nach  der  regierungsseitig 
mitgeteilten ,  in  der  Anlage  beigefügten  Tabelle  wurden  z.  B.  an  Kirchen-  und  Schulanlagen 
im  vorigen  Jahre  von  einem  Oberst  in  Dresden  löl,  in  Leipzig  24,  in  Bautzen  60,  in  Chemnitz 
197,  in  Zwickau  146,  in  Borna  253,  in  Grossenhain  116,  in  Grimma  89,  in  Rochlitz  164  M,, 
von  einem  Hauptmann  2.  Klasse  in  Dresden  112,  in  Leipzig  6.  in  Bautzen  16,  in  Chemnitz 
37,  ifl  Zwickau  40,  in  Borna  1C6,  in  Grossenhain  45,  in  Grimma  34,  in  Rochlitz  62,  in  Frei- 
berg 50,  in  Pirna  43,  in  Riesa  54,  in  Frankenberg  34,  in  Schneeberg  42,  in  Glauchau  49  M. 
erhoben,  während  in  Zittau,  Pegau,  Oschatz,  Marienberg  und  Plauen  zeither  die  Offiziere  von 
dergleichen  Anlagen  ganz  betreit  waren.  Es  springt  von  selbst  in  die  Augen,  dass  bei  solchen 
Verschiedenheiten  die  Offiziere,  die  sich  jeder  Zeit  Versetzungen  von  einer  Garnisonstadt  in 
die  andere  gefallen  lassen  müssen,  grossen  Unsicherheiten  und  Ungleichheiten  ausgesetzt  sind, 
wenn  nicht  das  Gesetz  einen  festen  Betrag,  über  welchen  hinaus  sie  nicht  herangezogen  w^erden 
können,  bestimmt.  —  Dass  für  die  Lieutenants,  welche  von  Kirchen-  und  Schnlanlagen  befireit 
sind  und  befreit  bleiben,  derselbe  Höchstbetrag  wie  für  die  Hauptleute  und  die  in  gleichem 
oder  höherem  Range  stehenden  Offiziere  bestimmt  ist,  läuft  zwar  auf  eine  grössere  Belastung 
der  Lieutenants  hinaus,  gibt  aber  der  Deputation  nicht  Veranlassung  zu  einem  Abänderungs- 
antrag.  —  Der  etwa  übei-schiessende  Betrag  soll  zunächst  von  den  Abgaben  für  die  politische 
Gememde  abgeschrieben  werden.  Erschöpfen  diese  den  ganzen  Betrag  und  ist  noch  mehr 
abzuschreiben ,  so  kommen ,  wie  in  der  Deputation  angenommen  wurde ,  die  Anlagen  für  die 
Kirche  und  die  Schule,  und  Avar.  wenn  die  zuständigen  Vertretungen  nicht  anderes  bestimmt 
haben,  pro  rata  zur  Abschreibung  " 
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Steuer  ^).  Diese  hohen  Sätze  sind  weder  je  bei  der  anhaltischen  Staatssteuer  ^ 
noch  bei  den  Gemeindesteuern  erreicht  worden'),  auch  ist  nicht  zu  fürchten, 
dass  die  Kommunalsteuern  künftig  so  wie  in  Preussen  wachsen,  angesichts  der 
grossen  Erleichterungen,  welche  den  Gemeinden  in  Anhalt  durch  die  stattgehabten 
Dotationen,  sowie  durch  die  Zuschüsse  zur  Erhaltung  der  Schulen  und  zu  den 
Kosten  der  Polizeiveirwaltung  zu  teil  werden. 


4.  Anfang  und  Ende  der  Steuerpflicht. 

Das  preussische  Gesetz  hat  im  Artikel  6  hierüber  bestimmt: 

Die  Abgabepflicht  beginnt  mit  dem  ersten  desjenigen  Monats,  welcher  auf 
den  Monat  folgt,  in  welchem  die  Ernennung,  bezw.  die  Verlegung  des  Wohn- 
sitzes stattfindet,  für  die  zur  Klassen-  bezw.  klassifizierten  Einkommensteuer 
einstweilen  noch  nicht  herangezogenen  Personen  mit  dem  Zeitpunkt  der  Heran- 
ziehung; sie  endet  mit  dem  Ablauf  des  Monats,  in  welchem  der  Abgabepflichtige 
seinen  Wohnsitz  in  dem  Bezirk  der  berechtigten  Gemeinde  aufgibt,  versetzt 
wird,  stirbt  oder  aus  dem  aktiven  Dienst  ausscheidet. 

Ebenso  Sachsen-Meiningen,  Schaumburg-Lippe,  Lippe-Detmold,  Schwarz- 
burg-Sondershausen, Sachsen- Altenburg,  Waldeck-Pyrmont ;  auch  Oldenburg, 
Anhalt  und  Braunschweig  sind  gefolgt,  jedoch  mit  Weglassung  der  Bestimmung, 
dass  für  die  noch  nicht  herangezogenen  Personen  die  Steuerpflicht  mit  dem 
Zeitpunkt  der  Heranziehung  beginnt.  Es  entscheidet  für  diesen  Fall  dann  ein- 
fach der  Zeitpunkt,  in  welchem  das  Gesetz  in  Kraft  tritt. 

Sachsen  hat  folgende  Bestimmung: 

,Bei  Versetzung  darf  die  Militärperson  an  dem  neuen  Wohnorte  zu  den 
Abgaben  nur  von  Ablauf  des  Monats  an  herangezogen  werden,  in  welchem  die  Ver- 
legung des  Wohnsitzes  erfolgt  ist.  Die  über  diese  Zeit  hinaus  am  früheren 
Wohnsitze  erhobenen  Abgaben  sind  nach  Verhältnis  der  nach  vollen  Monaten 
zu  berechnenden  Zeit  zurückzuerstatten." 

In  den  übrigen  Staaten  entscheiden  die  allgemein  geltenden  Normen, 
die   in   bezug   auf  Heranziehung   zu   den  Kommunallasten  bestehen.     Das   ist 


1)  Ein  Vergleich  der  Steuerklassen  in  1 
I. 

'reussen  und  Anhalt  ergibt: 
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108 

35 

— 

4 
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144 

3 

75 

38 

19 

7,500 

6 

00 

216 

36 

— 

7 
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10 

00 

288 

288/10 

10 

11,400 

324 

11 

00 
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2)  Siehe  auch  Finanzarchiv  IV,  S.  1006  ff. 

3)  Für  1887,  wo  die  Ergänzungssteuer  noch  in  Kraft  ist,  werden  in  den  Gamisonsorten 
Dessau  25  Einheiten,  in  Bemburg  221/3  Einheiten  und  in  Zerbst  I8I/2  Einheiten  der  Ergänzungs- 
steuer erhoben. 
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schlechtweg  der  Fall  in  Reuss  jüngere  Linie,  Schwarzburg-Rudolstadt,  Sachsen- 
Weimar,  Hessen  und  Baden,  Koburg-Gotha;  eine  besondere  Bestimmung  über 
Beginn  und  Ende  der  Steuerpflicht  ist  bei  diesen  deshalb  gar  nicht  vorhanden. 
In  Mecklenburg  ist  eine  üebereinstimmung  mit  dem  Kontributionsedikt 
hergestellt  worden.  Die  Abgabepflicht  beginnt  deshalb  mit  dem  auf  die  Er- 
nennung bezw.  Verlegung  des  Wohnsitzes  folgenden  1.  Juli  oder  1.  Januar,  sie 
endet  wie  in  Preussen  mit  dem  Ablauf  des  Monats,  in  welchem  der  Abgabe- 
pflichtige seinen  Wohnsitz  in  dem  Bezirk  der  berechtigten  Gemeinde  aufgibt, 
versetzt  wird,  stirbt  oder  aus  dem  aktiven  Dienst  ausscheidet.  Die  bereits 
erhobenen  Abgaben  werden  für  die  nach  Eintritt  solcher  Fälle  noch  folgenden 
Monate  des  Halbjahrs  auf  Antrag  zurückerstattet,  wenn  nachweislich  für  diese 
Monate  von  der  Obrigkeit  des  neuen  Wohnsitzes  Kommunalsteuer  erhoben  ist '). 


5.  Ruhen  der  Steuerpflicht. 

Das  preussische  Gesetz  sagt  hierüber: 

Die  Abgabepflicht  ruht  während  der  Zugehörigkeit  zur  Besatzung  eines 
zum  auswärtigen  Dienst  bestimmten  Schiffes  oder  Fahrzeugs  der  kaiserlichen 
Marine  und  zwar  vom  ersten  desjenigen  Monats  ab,  welcher  auf  den  Monat 
folgt,  in  welchem  die  heimischen  Gewässer  verlassen  werden,  bis  zum  Ablauf  des 
Monats,  in  welchem  die  Rückkehr  in  dieselben  erfolgt. 

Die  Abgabepflicht  ruht  femer  während  der  Zugehörigkeit  zu  einem  in  der 
Knegsformation  befindlichen  Teüe  des  Heeres  oder  der  Marine  vom  ersten  des- 
jenigen Monats  ab,  welcher  auf  den  Monat  folgt,  in  welchem  die  Zugehörigkeit 
begonnen  hat,  bis  zum  Ablauf  des  Monats,  in  welchem  dieselbe  endet. 

Man  ist  in  dieser  Bestimmung  augenscheinlich  von  der  Erwägung  aus- 
gegangen, dass  die  in  derselben  erwähnten  FäUe  die  Beziehungen  zur  heimat- 
lichen Gemeinde  lösen.  Es  tritt  ein  Verhältnis  ein,  wie  bei  einem  Offizier  oder 
Beamten,  der  seinen  Wohnsitz  im  Auslande  hat. 

Die  gleiche  Bestimmung  haben  Anhalt,  Sachsen-Meiningen,  Lippe-Detmold, 
Oldenburg,  Braunschweig,  Baden.  Hessen  hat  eine  den  Offizieren  günstigere 
Bestimmung  geschaff'en,  indem  die  Abgabepflicht  bereits  ruht  vom  ersten  des- 
jenigen Monats  ab,  in  welchem  die  Zugehörigkeit  zu  einem  in  der  Kriegsformation 
befindlichen  Teüe  des  Heeres  oder  der  Marine  begonnen  hat,  bezw.  ein  zum 
auswärtigen  Dienst  bestimmtes  Schiff  oder  Fahrzeug  der  kaiserlichen  Marine 
die  heimischen  Gewässer  verlässt.  Diese  Abweichung  hat  ihren  Grund  in  dem 
Bestreben,  in  dieser  Hinsicht  üebereinstimmung  mit  den  Bestimmungen  des 
hessischen  Einkommensteuergesetzes  vom  8.  Juli  1884  herbeizuführen^. 

Sachsen -Weimar,  Schwarzburg-Rudolstadt,  Schwarzburg- Sondershausen, 
Sachsen- Altenburg,  Schaumburg-Lippe,  Reuss  jüngere  Linie,  Sachsen^),  Baden, 
Koburg-Gotha,  Waldeck-Pyrmont  haben  nur  den  Absatz  2  der  preussischen  Be- 
stimmung aufgenommen. 


1)  Diese  Bedingung  wimie  von  dem  Landtag  beigefügt,  da  auch  im  §  53  des  Kontributions- 
edikts  analog  bestimmt  ist,  dass  beim  Verzug  ins  Ausland  die  Steuer  ziuiickbezahlt  wird,  wenn 
nachweislich  für  diese  Zeit  im  Ausland  hat  gesteuert  werden  müssen. 

2)  Siehe  Finanzarchiv  II,  S.  383  ff. 

')  Sachsen  hat  erläuternd  beigefügt:  Die  auf  diese  Zeit  etwa  bereits  entrichteten  Steuer- 
beteäge  sind  nach  Verhältnis  bei  dem  nächsten  Steuertermine  in  Abrechnung  zu  bringen,  be- 
ziehentlich bei  inmittelst  erfolgter  Versetzung  oder  eingetretenem  Todesfalle  zurückzuerstatten. 
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Es  ist  selbstverständlich,  dass  die  Abgabepflicht  nur  ruht  hinsichtlich  des 
ausserdienstlichen  Einkommens,  das  nicht  aus  Gewerbebetrieb  und  Grundbesitz 
fliesst.  Sachsen -Weimar,  Schwarzburg-Rudolstadt,  Reuss  jüngere  Linie  hielten 
es  für  nötig,  das  ausdrücklich  zu  erwähnen.  Baden  beschränkte  das  Ruhen  auf 
die  Entrichtung  von  Umlagen  aus  den  Einkommensteueranschlägen,  also  nicht 
auch  auf  die  nebenhergehende  besondere  Kapitalrentensteuer,  wogegen  Hessen 
ausdrücklich  bei  beiden  die  Steuerpflicht  ruhen  lässt. 


6.  Abgabeberechtigte  Gemeinde. 

In  Preussen  ist  zur  Beseitigung  der  Zweifel,  die  sich  bei  doppeltem  Wohn- 
sitz ergeben,  bestimmt,  dass  der  Gamisonsort,  d.  h.  derjenige  Ort  abgabe- 
berechtigt ist,  in  welchem  die  Militärperson  ihren  dienstlichen  Wohnsitz  hat. 
Erstreckt  sich  jedoch  die  Garnison  über  mehr  als  einen  Gemeindebezirk,  oder 
hat  der  Abgabepflichtige  nicht  in  dem  Gamisonsort  selbst,  sondern  in  einer 
benachbarten  Gemeinde  Wohnung  genommen,  so  soll  in  Uebereinstimmung  mit 
dem  §  12  des  Kommunalsteuernotgesetzes  vom  27.  Juli  1885  (Finanzarchiv  III 
S.  189)  der  thatsächliche  Wohnsitz  entscheiden. 

Die  gleiche  Bestimmung  haben  Oldenburg,  Schwarzburg-Sondershausen, 
Lippe -Detmold,  Mecklenburg,  Sachsen -Altenburg,  Schaumburg -Lippe,  Braun- 
schweig, Waldeck-Pyrmont. 

In  Sachsen,  Baden,  Hessen^),  Sachsen -Weimar,  Anhalt,  Schwarzburg- 
Rudolstadt,  Reuss  jüngere  Linie,  Sachsen-Meiningen,  Koburg-Gotha  entscheiden 
die  allgemein  gesetzlichen  Bestimmungen. 


7.   Entrichtung  der  Steuer. 

Preussen  hat  bestimmt: 

Die  Abgabe  ist  in  den  für  die  Entrichtung  der  Staatssteuem  vorge- 
schriebenen Raten  im  voraus  abzuführen.  Dem  Abgabepflichtigen  steht  frei, 
die  Abgabe  auch  für  einen  längeren  Zeitraum  bis  zum  ganzen  Jahresbetrage  zu 
bezahlen.  Durch  die  Vorausbezahlung  wird  die  Verpflichtung  der  Gemeinde 
zur  Erstattung  eines  ihr  nicht  gebührenden  Abgabebetrags  nicht  berährt. 

Einen  unbedingten  Nachfolger  hat  in  dieser  Hinsicht  Preussen  nur  in 
Schaumburg-Lippe  gefunden.  Schwarzburg-Sondershausen  und  Sachsen- Altenburg, 
Waldeck-Pyrmont  haben  den  ersten  Satz  etwas  konkreter  gefasst:  „Die  Ab- 
gabe ist  in  Monatsraten  in  den  ersten  acht  Tagen  eines  jeden  Monats  im 
voraus  abzuführen."  Oldenburg  bestimmt:  „Die  Abgabe  ist  in  den  für  die 
Entrichtung  der  Staatssteuer  vorgeschriebenen  Raten  abzuführen."    In  Sachsen- 


1)  In  Hessen  werden  Grundbesitz  und  stehender  Gewerbebetrieb  als  solche  am  Ort  der 
gelegenen  Sache,  bezw.  des  Gewerbebetriebs,  das  Einkommen  aus  diesen  Quellen  aber  am 
Wohnort  des  Pflichtigen  zur  Gemeindebesteuerung  zugezogen.  Fliesst  das  Einkommen  aus  im 
Auslande  gelegenem  Grundbesitz  oder  Gewerbebetrieb,  so  ist  dasselbe  nach  der  den  Grossherzog- 
lichen Steuerkommissariaten  erteilten  allgemeinen  Weisung  am  Wohnort  des  Pflichtigen  zur 
Gemeindebesteuerung  alsdann  nicht  zu  ziehen,  wenn  der  Nachweis  geführt  wird,  dass  dieses 
Einkommen  bereits  am  Ort  der  gelegenen  Sache  Gegenstand  der  Gemeindebesteuerung  ist.  Siehe 
auch  den  Aufsatz  über  hessische  Kommunalbesteuerung,  Finanzarchiv  IV,  S.  1071. 
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Meiningen  ergibt  es  sich  als  selbstverständliche  Folge,  dass  die  Termine  der 
Staatssteuer  auch  hier  entscheiden.  Alle  übrigen  Gesetze  schweigen,  es  bleibt 
also  bei  den  allgemein  geltenden  Bestimmungen,  wofern  nicht  die  Ausführungs- 
verordnung diese  Frage  regelt. 

8.   Veranlagung. 

Preussen  hat  einen  eigenen  Veranlagungsmodus  geschaffen. 

Die  Feststellung  des  der  Abgabe  unterliegenden  Einkommensbetrags  und 
die  Ermittelung  der  Steuerstufe  erfolgt  durch  den  Vorsitzenden  der  Einkommen- 
steuer-Einschätzungskommission. Jedem  Abgabepflichtigen  ist  die  erfolgte  Fest- 
stellung der  Steuerstufe  mit  dem  Betrag  der  von  ihm  für  das  Steuerjahr  zu 
entrichtenden  Abgabe  durch  eine  verschlossene  Zuschrift  bekannt  zu  machen.  Die 
Benachrichtigung  der  berechtigten  Gemeinde  erfolgt  durch  Mitteilung  einer  Liste, 
welche  die  Personen  des  Abgabepflichtigen  und  den  von  ihnen  zu  entrichtenden 
Abgabebetrag  nachweist. 

Dieser  Modus  war,  wie  die  Motive  richtig  hervorheben,  naheliegend,  weil 
der  Vorsitzende  der  Einschätzungskommission  von  der  Staatssteuer  her  das 
Material  zur  Verfügung  hat '),  und  es  nur  einer  Berechnung  bedarf. 

Seine  Möglichkeit  war  durch  den  festen  Steuersatz  bedingt. 

Diejenigen  Staaten,  welche  die  Steuer  der  Offiziere  auf  einen  bestimmten 
Prozentsatz  der  Staatssteuer  fixierten,  konnten  darum  Preussen  auch  in  der  Art 
der  Veranlagung  folgen;  es  ist  in  der  That  geschehen  von  Oldenburg,  Mecklen- 
burg, Schaumburg-Lippe,  Lippe-Detmold,  Schwarzburg-Sondershausen,  Sachsen- 
Meiningen,  Sachsen- Altenburg -) ,  Waldeck-Pyrmont.  In  Braunschweig  jedoch 
sind  für  die  Einschätzimgen  des  Einkommens,  für  das  Verfahren  hierbei,  für 
die  Mitteilungen  des  Ergebnisses  an  die  Abgabepflichtigen,  für  die  Abgabe- 
ausschreibung, die  verschlossen  zuzustellen  ist,  die  allgemeinen  die  Kommunal- 
Einkommensteuer  betreffenden  gesetzlichen  Vorschriften  und  die  auf  Grund 
dieser  erlassenen  ortstatutarischen  Bestimmungen  massgebend. 

Die  Gesetze,  welche  den  Charakter  der  Gemeindeabgaben  scharf  aus- 
prägten und  zugleich  einen  festen  Satz  nicht  annahmen,  sondern  höchstens  eine 
nicht  zu  übersteigende  Grenze  für  die  Steuerhöhe  schufen,  mussten  bei  der  Ver- 
anlagung anders  verfahren;  sie  konnten  naturgemäss  dieselbe  den  Gemeinden 
nicht  entziehen,  da  diese,  nicht  aber  die  Staatsbehörde  den  schwankenden  Steuer- 
fuss  unmittelbar  keimt. 

Für  diese  Staaten  (Sachsen,  Baden,  Hessen,  Sachsen -Weimar,  Schwarzborg- 
Rudolstadt)  entfielen  deshalb  Bestimmungen,  wie  wir  sie  oben  angegeben  haben. 


1)  Freilich  nicht  ganz,  nämlich  dann  nicht,  wenn  ein  Offizier  zur  Klassensteuer  ver- 
anlagt wird;  in  diesem  Fall  wird  dem  Vorsitzenden  der  Einkommensteuer- Einschätzungs- 
kommission  das  Vorhandensein  und  der  Betrag  des  steuerpflichtigen  Einkommens  gar  nicht 
bekannt.  Die  oben  S.  297  mitgeteilte  Ausführungsverordnung  sucht  unter  Nr.  10  Abs.  2  diesem 
Mangel  entgegenzuwirken. 

-)  In  Mecklenburg  kommt  entsprechend  dem  Kontributionsedikt  die  Obrigkeit  des 
Wohnorts  des  Steuerpflichtigen  in  Betracht,  in  Schwarzburg-Sondershansen  der  Landrat.  in 
Sachsen-Altenburg  der  Vorsitzende  der  staatlichen  Abschätzungskommission,  in  Schaumbui^- 
Lippe  der  Vorsitzende  der  für  die  Veranlagung  der  klassifizierten  Einkommensteuer  ge- 
büdeten  Umlagekommission,  in  Lippe-Detmold  in  den  Städten  der  Bürgermeister  oder  ein 
ernanntes  Magistratsmitglied,  in  den  Landgemeinden  der  ernannte  Vorsitzende  des  Schätzun^- 
ansschusses.  In  Mecklenburg  muss  die  Benachrichtigung  zugleich  ergeben,  aus  welchen  Em- 
nahmeqnellen  sich  der  angenommene  Einkommensbetrag  zusammensetzt :  es  ist  dies  gegenüber 
dem  preussischen  Gesetz  eine  entschiedene  Verbesserung.  Siehe  auch  Herrfurths  Kom- 
mentar S.  24. 
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gänzlich.  Feststellung  und  Benachriclitigung  sind  einfach  dem  gemeindlichen 
Steuerverfahren  angegliedert,  richten  sich  nach  den  Normen,  die  in  dieser 
Hinsicht  ausgebildet  sind. 

Eine  Ausnahme  macht  Reuss  jüngere  Linie.  Die  Feststellung  des  der 
Abgabe  unterliegenden  Einkommensbetrags  und  des  terminlichen  Abgabesatzes 
erfolgt  daselbst,  je  nachdem  der  Abgabepflichtige  zur  Klasssen-  oder  zur  Ein- 
kommensteuer veranlagt  ist,  durch  den  Vorsitzenden  der  Orts-  oder  der  Bezirks- 
Einschätzungskommission  mit  Zugrundelegung  der  Ermittelungen,  welche  zur 
Veranlagung  der  Klassen-  oder  Einkommensteuer  gedient  haben.  Auch  in 
Koburg-Gotha  erfolgt  die  Feststellung  des  auf  Grund  des  Gesetzes  gemeinde- 
steuerpflichtigen Einkommens  durch  dieselben  Behörden  und  in  dem  gleichen 
Verfahren,  wie  die  Einschätzung  zur  direkten  Staatssteuer.  In  Anhalt  liegt  die 
Feststellung  des  steuerpflichtigen  Einkommens  vom  1.  Juli  1888  ab  dem 
Vorsitzenden  der  Bezirks-Einschätzungskommission  ob.  Sache  der  Gemeinde, 
welcher  die  bezügliche  Einkommensgrösse  mitgeteilt  wird,  ist  es  dann,  den 
Steuerfass  anzuwenden. 

9.  Beschwerde  gegen  die  Veranlagung. 

In  Preussen  steht  gegen  die  Feststellung  dem  Abgabepflichtigen,  sowie 
der  Gemeinde  binnen  zwei  Monaten  vom  Empfang  der  Zuschrift  die  Beschwerde 
bei  der  Bezirksregierung  ^)  frei,  bei  deren  Entscheidung  es  bewendet.  Die  Be- 
schwerde hat  keine  aufschiebende  Wirkung. 

Analog  Oldenburg,  nur  ist  die  zuständige  Behörde  das  Staatsministerium, 
Departement  des  Innern,  in  den  Fürstentümern  Lübeck  und  Birkenfeld  je  die 
betreffende  Regierung;  in  Schwarzburg-Sondershausen  und  Sachsen- Altenburg 
ist  zuständig  das  Ministerium,  Abteilung  des  Innern,  in  Schaumburg-Lippe  die 
Landesregierung,  in  Waldeck -Pyrmont  der  Landesdirektor;  in  Mecklenburg 
und  Sachsen-Meiningen  hat  der  Rekurs  binnen  vier  Wochen  an  das  Staats- 
ministerium (beziehungsweise  Abteilung)  des  Innern  zu  erfolgen;  in  Lippe- 
Detmold  steht  binnen  drei  Wochen  die  Beschwerde  bei  der  Regierung  frei,  in 
Anhalt  binnen  vier  Wochen  bei  der  Regierung,  Abteilung  des  Innern.  Die 
verschiedenen  Termine  hängen  mit  dem  Anschluss  an  die  Landesgesetzgebung 
zusammen.  Die  andere  Staatengruppe  (Sachsen,  Baden,  Hessen,  Sachsen- 
Weimar,  Schwarzburg  -  Rudolstadt,  Koburg-Gotha)  lässt  natürlich  hierfür  die 
allgemeinen  gesetzlichen  Bestimmungen  eintreten ;  nur  Reuss  jüngere  Linie  hebt 
besonders  und  wohl  nur  erläuternd  hervor,  dass  dem  Abgabepflichtigen  —  nicht 
der  Gemeinde  —  das  Recht  zusteht,  binnen  vier  Wochen,  von  Behändigung  des 
Abgabezettels  an  gerechnet,  Reklamation  an  den  Bezirksausschuss  einzuwenden. 
Gegen  die  Entscheidung  des  letzteren  findet  ein  Rechtsmittel  nicht  statt,  vor- 
behaltlich der  Beschwerde  bei  dem  Ministerium,  wenn  eine  Verletzung  gesetzlicher 
Vorschriften  in  Frage  steht. 

In  Braunschweig  sind  für  Reklamationen  die  allgemeinen,  die  Kommunal- 


1)  Für  Berlin  ist  dies  die  Direktion  für  die  Verwaltung  der  direkten  Steuern.  Die  Gründe, 
dass  man  die  Bezirksregierung,  nicht  den  Eegierungspräsidenten,  wälilte,  hängen  hauptsächlich 
damit  zusammen,  dass  die  Angelegenheit  nicht  als  eine  Gemeindeangelegenheit  angesehen 
wurde.    Siehe  Herrfurths  Kommentar  S.  26. 
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Einkommensteuer  betreffenden  gesetzlichen  Vorschriften  und  die  auf  Grund  dieser 
erlassenen  ortsstatutarischen  Bestimmungen  massgebend. 

,Es  steht  jedoch  im  Reklamatdonsverfahren  den  Abgabepflichtigen  gegen 
die  Entscheidungen  der  vereinigten  Versammlung  des  Magistrats  und  der  Stadt- 
verordneten (§47  Nr.  3,  66  u.  110  Nr.  10  der  revidierten  Städteordnung),  bezw. 
des  Kreisausschusses  (§  101  u.  154  Nr.  4  der  Landgemeindeordnung,  verbunden 
mit  §  58  Nr.  8  a  der  Kreisordnung)  der  Rekurs  an  herzogliches  Staatsministerium 
zu,  dessen  Entscheidung  die  endgültige  ist.  Der  Rekurs  ist  bei  Vermeidung  des 
Verlusts  des  Rechts  zu  demselben  binnen  vier  Wochen  nach  der  Zustellung  der 
anzufechtenden  Entscheidung  schriftlich  bei  herzoglichem  Staatsministerium  an- 
zubringen. Die  Entscheidungen  im  Reklamations-  und  Rekurs- Verfahren  sind 
den  Abgabepflichtigen  verschlossen  zuzustellen." 


10.   Ab-  und  Zugänge  am  Einkommen. 

Ab-  und  Zu^nge  am  Einkommen  während  des  Jahres,  für  welches  die 
Veranlagung  erfolgt  ist,  ändern  in  Preussen  an  der  einmal  veranlagten  Abgabe 
nichts.  Nur  wenn  nachgewiesen  werden  kann,  dass  durch  den  Verlust  einzelner 
Einnahmequellen  das  veranschlagte  abgabepflichtige  Einkommen  xim  mehr  als 
den  vierten  Teü  vermindert  worden,  darf  eine  verhältnismässige  Ermässigung 
der  veranlagten  Abgaben  gefordert  werden.  Ueber  den  Antrag  entscheidet  der 
Vorsitzende  der  Einkommensteuer- Einschätzungskommission,  vorbehaltlich  der 
Beschwerde  an  die  Bezirksregierung. 

Analog  Oldenburg,  Anhalt,  Schwarzburg-Sondershausen,  Sachsen- Altenburg, 
Schaumburg-Lippe,  Lippe-Detmold,  Mecklenburg,  Waldeck-Pyrmont.  Für  den 
Instanzenzug  sind  die  unter  8  und  9  angegebenen  Behörden  massgebend.  Eine 
Abweichung  in  dieser  Gruppe  hat  nur  Sachsen-Meiningen,  indem  es  schlecht- 
weg an  den  einmal  veranlagten  Umlagen  nichts  ändern  lässt. 

Die  bekannte  zweite  Staatengruppe,  inklusive  Braimschweig,  hat  nähere 
Bestimmungen  über  Ab-  und  Zugänge  nicht,  indem  auch  hier  die  allgemein 
gesetzlichen  Vorschriften  Platz  greifen. 

11.   Der  Beginn  der  Wirksamkeit  des  Gesetzes. 

Es  ist  einleuchtend,  dass  die  Staaten  einen  Zeitpunkt  für  das  Likrafttreten 
wählten,  der  mit  ihrem  Finanz-  oder  Steuerjahr  harmonierte. 

In  Preussen  entscheidet  deshalb  der  1.  April  1887,  ebenso  in  Sachsen 
Hessen,  Schwarzburg -Sondershausen,  Sachsen- Altenburg,  Schaumburg  -  Lippe 
Lippe-Detmold.  In  Oldenburg  hat  man  den  1.  Mai  1887,  in  Anhalt  und  Braun- 
schweig, Mecklenburg  den  1.  JuH  1887  und  in  Baden,  Sachsen -Weimar,  Sachsen 
Meiningen,  Schwarzburg-Rudolstadt,  Reuss  jüngere  Linie  den  1.  Januar  1887 
in  Koburg-Gotha  und  Waldeck-Pyrmont  den  1.  Januar  1888  gewählt. 
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Von 
Dr.  K.  V.  Riecke, 

Wirklichem  Staatsrat. 

Das  württembergische  Finanzgesetz  vom  14.  Juni  1887  für  die  Finanz- 
periode 1.  April  1887  bis  31.  März  1889  bestimmt  in 

Art.  3. 

1.  In  Gemässheit  des  Art.  111  des  Gesetzes  vom  28.  April  1873,  be- 
treffend die  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer,  sind  vom  1.  April  1887 
an  die  für  die  Grund-  und  Gefällsteuer  hergestellten  neuen  Kataster  der 
Erhebung  der  Grund-  und  Gefällsteuer  zu  Grunde  zu  legen,  und  es  tritt 
demgemäss  von  diesem  Tage  an  das  Gesetz  vom  15.  Juli  1821,  betreffend 
die  Herstellung  eines  provisorischen  Steuerkatasters,  nebst  den  zu  dessen 
Vollziehung  erlassenen  Vorschriften  auch  hinsichtlich  der  Grund-  und 
Gefällsteuer  ausser  Wirkung  (vgl.  Art.  3  Ziff.  1  und  2  des  Finanzgesetzes 
für  die  Finanzperiode  1.  Juli  1877  bis  31.  März  1879,  vom  28.  Juni  1877, 
Reg.-Bl.  S.  161). 

2.  Die  direkte  Steuer  aus  Grundeigentum  und  Gefällen  wird  auf 
3,9  Prozent  des  Steueranschlags  der  Grundstücke  und  Gefälle, 

3.  die  direkte  Steuer  aus  Gebäuden  auf  3,9  Prozent  der  nach  Mass- 
gabe des  Gesetzes  vom  6.  Juni  1887  (Reg.-Bl.  S.  145)  zu  berechnenden 
steuerbaren  Rente  der  Gebäude  und 

4.  die  direkte  Steuer  aus  Gewerben  auf  3,9  Prozent  des  steuerbaren 
Betrags  des  Gewerbeeinkommens  —  dem  Jahre  nach  festgesetzt. 

Dieser  Artikel  3  des  Finanzgesetzes  für  1887/89  soll  aussprechen: 

I.  dass  wie  schon  seit  1877  die  Gebäude-  und  Gewerbekataster,  so  jetzt 
auch  die  Grund-  und  Gefällkataster  nach  Massgabe  des  Gesetzes  vom  28.  April 
1873  vollständig  abgeschlossen  vorliegen  und  als  Anhalt  für  die  Erhebung  der 
direkten  Steuer  benutzt  werden  sollen,  und 

II.  dass  der  Steuerfuss  für  sämtliche  drei  Steuerarten,  die  Grund-  und 
Getällsteuer,  die  Gebäudesteuer  und  die  Gewerbesteuer,  im  Verhältnis  zu  den 
nach  dem  Prinzip  der  Reinertragskataster  direkt  gebildeten  oder  berechneten 
Steuereinheiten  der  gleiche  sein  soll. 

Ueber  die  Entwicklung  des  direkten  Steuerwesens  in  Württemberg  und 
insbesondere  über  die  Geschichte  des  Gesetzes  vom  28.  April  1873,  namentlich 
auch  über  sein  Verhältnis  zu  dem  provisorischen  Katastergesetz  vom  15.  Juli  1821, 
endlich  über  die  ersten  Ergebnisse   der  Gebäude-  und  Gewerbekatastrierung  im 
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Jahre  1876  habe  ich  in  den  Württembergischen  Jahrbüchern  für  Statistik  und 
Landeskunde,  Jahrg.  1879,  I.  S.  71  ff.,  nähere  Mitteilungen  gemacht.  Den 
wesentlichen  Inhalt  derselben,  welche  auch  im  Sonderabdruck  unter  dem  Titel :  ,Die 
direkten  Steuern  vom  Ertrag  und  vom  Einkommen  in  Württemberg"  erschienen 
sind,  hat  der  verehrte  Herausgeber  des  Finanzarchivs  in  dessen  erstem  Jahrg.  1884, 
S.  389  ff.,  den  Lesern  dieser  Zeitschrift  gleichfalls  zur  Kenntnis  zu  bringen  die 
Freundlichkeit  gehabt.  Seither  ist  der  Gegenstand  von  mir  aufs  neue  behandelt 
und  dem  jetzigen  Stande  nahe  geführt  worden  in  der  1887  erschienenen  zweiten 
Auflage  meines  Buches :  »Verfassung,  Verwaltung  und  Staatshaushalt  des  König- 
reichs Württemberg".  Doch  konnte  vor  dessen  Herausgabe  der  Abschluss  des 
ganzen  Katasterwerks  nicht  abgewartet  werden,  und  erlaubte  ich  mir  deshalb 
dort  auf  eine  vielleicht  im  Finanzarchiv  erfolgende  weitere  Mitteilimg  hinzuweisen. 
Auf  die  hier  bezeichneten  früheren  Veröffentlichungen  darf  ich  Bezug 
nehmen.  Doch  ist  zum  Verständnis  des  Folgenden  nötig,  über  die  Kataster- 
gesetzgebimg  in  Württemberg  seit  1821  einiges  Wenige  auch  hier  nochmals 
zu  wiederholen. 

Das  Gesetz  vom  1.5.  Juli  1821,  die  Herstellung  eines  provisorischen 
Steuerkatasters  betreffend,  bedeutete,  verglichen  mit  dem  Zustande  vorher,  einen 
grossen  Fortschritt.  Der  Grundsatz  der  Allgemeinheit  der  Steuerpfticht  kam 
darin  zuerst  entschieden  zur  Geltung,  die  verhältnismässig  wenigen,  unvermeid- 
lichen Ausnahmen  wurden  gesetzlich  bestimmt,  die  Umlage  der  Steuern  bis  auf 
die  Gemeinden  herab  durch  das  Gesetz  geregelt,  als  Grundlage  dafür  die  jeder 
Steuerquelle  angemessenen  Normen  festgesetzt.  Als  der  Hauptmangel  aber, 
welcher  dem  durch  jenes  Gesetz  begründeten  Zustande  anhaftete,  trat  vor  allem 
in  die  Augen,  dass  das  Verhältnis  der  durch  jede  der  drei  Steuern,  die  Grund- 
und  Gefällsteuer,  die  Gebäude-  und  die  Gewerbesteuer,  aufzubringenden  Summen 
mit  17 ,  4  und  3  Vierundzwanzigsteln  von  vornherein  gesetzlich  fixiert  war, 
nachdem  es  sich  bei  der  ersten  Umlage  im  Jahr  1821  um  eine  Summe  von 
2,400,000  fl.  gehandelt  hatte,  wovon  den  Gebäuden  400,000  fl.,  den  Gewerben 
300,000  fl.,  dem  Grundeigentum,  zunächst  ohne  die  GeföUe,  später  mit  diesen, 
1,700,000  fl.  zugeschieden  worden  sind.  Hieran  zu  ändern ,  erwies  sich  später 
nicht  so  leicht  möglich,  weil  jedes  einzelne  der  drei  provisorischen  Kataster 
selbst  an  manchen  Fehlern  und  Mängeln  litt,  welche  weiter  unten  erwähnt 
werden  sollen  and  vor  deren  Bereinigung  man  die  an  sich  gebotene  Richtig- 
stellung des  Verteilungsverhältnisses  nicht  in  Angriff  nehmen  durfte.  Und  doch 
herrschte  eine  erklärliche  Scheu,  bevor  die  Not  drängte,  hieran  die  Hand  zu 
legen  namentlich  während  der  Dauer  von  anderen  Krisen  im  Staatshaushalt, 
oder  bevor  die  Grundentlastung  durchgeführt,  der  Eisenbahnbau  bis  zu  einem 
gewissen  Abschluss  gebracht  war.  Erst  der  im  September  1864  ins  Amt  berufene, 
heute  noch  den  Posten  bekleidende  Staatsminister  der  Finanzen  Dr.  v.  Renner 
hat  der  grossen  und  schwierigen  Aufgabe  sich  nicht  entzogen.  Nach  mehr- 
jährigen, sorgfältig  eingeleiteten  Vorarbeiten  konnte  am  7.  Dezember  1868  bei 
den  Ständen  der  Gesetzesentwurf  eingebracht  werden,  aus  welchem,  wieder  nach 
manchen,  aus  den  politischen  Verhältnissen  zu  erklärenden  Verzögerungen,  in  den 
wesentlichsten  Punkten  unverändert,  das  Gesetz  vom  28.  April  1873,  betreffend 
die  Grund-.  Gebäude-  und  Gewerbesteuer,  in  der  Hauptsache  ein  Katastergesetz, 
hervorgegangen  ist. 
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Vier  Jahre  nach  seiner  Verkündung,  am  1.  Juli  1887,  war  man  so  weit, 
dass  die  nach  demselben  bearbeiteten  neuen  Gebäude-  und  Gewerbekataster  bei  der 
Erhebung  der  Gebäude-  und  Gewerbesteuer  zu  Grund  gelegt  werden  konnten.  Die 
ganze  direkte  Steuer  von  Grundeigentum,  Gebäuden  und  Gewerben  wurde  gleich- 
zeitig von  früheren  6,685,175  M.  auf  8,723,315  M.  jährlich  erhöht.  Nach  den  Ergeb- 
nissen der  neuen  Katastrierung  schien  es  aber  zulässig,  die  Steuererhöhung  aus- 
schliesslich den  Gebäudebesitzern  und  Gewerbetreibenden  zuzuweisen.  Hierdurch 
veränderte  sich  das  Verteilungsverhältnis,  welches  statt  der  von  der  Regierung 
beantragten  festen  Steuerquoten  für  die  Gebäude-  und  die  Gewerbesteuer,  zuletzt 
doch  wieder  in  Vierundzwanzigsteln  ausgedrückt  wurde,  =  13 : 5,5 : 5,5,  oder  in 
Prozenten  der  Gesamtumlagesumme: 

die  Grund-  und  GeMlsteuer,      früher  70,83,  jetzt  54,2, 
die  Gebäudesteuer  ,       16,67       „     22,9, 

die  Gewerbesteuer  „       12.50       „     22,9. 

Bis  auch  die  Grund-  und  Gefällkataster  für  die  Anwendung  bei  der  Steuer- 
erhebung brauchbar  hergestellt  waren ,  kam  das  Jahr  1887  heran.  Die  für 
1887/88  geforderte  und  verwilligte  Steuersumme  von  8,716,175  M,  (Kapitel  124 
Titel  1  des  Hauptfinanzetats)  stellt  sich  um  7140  M.  niedriger  dar,  als  die 
Verwilligungen  seit  1877/78.  Ausserdem  unterscheidet  sich,  nach  dem  eingangs 
schon  angeführten  Art.  3  des  Finanzgesetzes  vom  14.  Juni  1887,  die  dies- 
jährige Verwilligung  von  den  früheren  wesentlich  dadurch ,  dass  das  seitherige 
Verfahren  überhaupt  verlassen  ist,  die  direkten  Steuern  von  Grundeigentum, 
von  Gebäuden  und  von  Gewerben  im  Etat  in  einer  Summe  auszuwerfen,  die- 
selbe dann  in  einem  bestimmten  Verhältnisse,  bisher  nach  bestimmten  Vierund- 
zwanzigsteln, auf  die  drei  Steuerquellen  zu  verteilen,  und  nun  in  gleicher  Weise 
die  wirkliche  Umlage  auf  die  Gemeinden  und  Amtskörperschaften  mit  der  Wirkung 
vorzunehmen,  dass  diese  die  ihnen  zugeschiedenen  Beträge  an  den  drei  Steuern 
ohne  jeden  Abzug  für  Erhebungskosten  abliefern  mussten.  Statt  dessen  sind 
jetzt  im  Finanzgesetz  nur  die  Steuerbeträge  oder  die  Steuersätze  in  Prozenten 
der  auf  den  Reinertrag  gebrachten  oder  umgerechneten  Katastereinheiten  be- 
stimmt worden ,  worauf  jeder  Steuerpflichtige ,  ohne  das  zeitraubende  Umlage- 
verfahren abwarten  zu  müssen,  seinen  Steuerbetrag  sofort  nach  dem  Erscheinen 
des  Gesetzes  selbst  zu  berechnen  in  der  Lage  ist.  Für  die  rechtzeitige  Ab- 
lieferung dieser  Steuern  können  nach  Art.  11  des  Gesetzes  vom  28.  April  1873 
die  Gemeinden  und  Amtskörperschaften  gleichwohl  haftbar  bleiben. 

Nach  dem  Stand  der  neuen  Kataster  am  1.  April  1887  fallen  auf 
die  Grund-  und  Gefällsteuer     42,7  Prozent, 
die  Gebäudesteuer  25,9         „ 

die  Gewerbesteuer  31,4         „ 

Auch  die  Amtskörperschaften  (für  die  Oberamtsbezirke)  und  die  Ge- 
meinden erheben  ihre  Steuern  nach  den  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbe- 
katastem,  und  zwar  unterliegt  diesen  Steuern  seit  dem  Gesetz  über  die  Aus- 
dehnung des  Amts-  und  Gemeindeverbands  auf  sämtliche  Teile  des  Staatsgebiets 
vom  18.  Juli  1849  insbesondere  noch  das  von  der  Staatssteuer  freie  Eigentum 
des  Staats  an  Grundstücken,  Gebäuden,  Gefällen,  nutzbaren  Rechten  und  Ge- 
werben, soweit  diese  Gebäude  und  Grundstücke  nicht  ihrer  Hauptbestimmung 
nach  öffentlichen  Zwecken  dienen.    Auch  in  diesem  Falle  sind  sie  steuerpflichtig, 
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• 
wenn  'sie  zugleich  dem  Staat  einen  ökonomischen  Nutzen  abwerfen.  Für  die 
Erhebung  der  Amtskörperschafts-  und  Gemeindesteuern  bilden  nach  Massgabe 
des  Gesetzes  vom  23.  Juli  1877  über  Besteuerimgsrechte  der  Amtskörperschaften 
imd  Gemeinden  die  für  die  Staatssteuer  neu  angelegten  Kataster  jetzt  gleich- 
falls die  Grundlagen.  Soweit  die  Objekte  nur  amts-  und  gemeindesteuerpflichtig 
sind,  findet  deren  Einkatastrierung  analog  den  Vorschriften  des  Gesetzes  vom 
28.  April  1873  statt.  Nach  dem  Abschluss  auch  des  Grundkatasters  wurde  der 
Art.  17  des  zuletzt  genannten  Gesetzes  vom  23.  Juli  1877,  welcher  eine  Aus- 
nahmebestimmung für  die  Umlagen  der  Amtskörperschafts-  und  Gemeindesteuern 
enthielt,  durch  Gesetz  vom  14.  Juni  1887  den  veränderten  Verhältnissen  ent- 
sprechend abgeändert. 

Die  folgende  Darstellung  wird  sich  beschränken: 
I,  auf  den  Abschluss  der  drei  Hauptkataster  je  för  sich; 
II.  auf  den  Abschluss  des  Katasterwerks  im  ganzen: 
ni.  auf  eine   kurze  Mitteilung  über   die  Benutzung   der  neuen  Kataster 
auch  für  die  Umlage  der  Amtskörperschafts-  und  Gemeindesteuern. 


I. 

Der  Abschluss  der  drei  Hauptkataster  je  für  sich. 

In  den  Erläuterungen  zu  Kapitel  124,  Titel  1  des  Hauptfinanzetats  für 
1887/89  (Direkte  Steuern  von  Grundeigentum,  von  Gefällen,  Gebäuden  und  Ge- 
werben), sowie  in  einer  besonders  gedruckten  statistischen  Beilage  von  173  Seiten 
finden  sich  ausführliche  und  gründliche  Mitteilungen  über  die  neuen  Steuer- 
kataster, aus  welchen,  unter  weiterer  Bezugnahme  auf  die  Seiten  726  bis  759 
des  Hauptfinanzetats  für  1877/79,  das  nachstehende  über  die  württembergischen 
neuen  Steuerkataster   im  einzelnen  entnommen  ist. 

1.  Die  Gebäudekataster. 
Den  Massstab  für  die  Besteuerung  der  Gebäude  bildet  nach  Art.  75  des 
Gesetzes  vom  28.  April  1873  der  durch  Schätzung  zu  ermittelnde  volle  Kapital- 
wert  derselben ,  d.  h.  derjenige  Wert ,  um  welchen  ein  Gebäude  samt  Grund- 
fläche (Area)  und  Hofraithe  nach  seiner  Lage,  Nutzbarkeit,  seinem  Umfange, 
Bauzustande,  seinen  inneren  baulichen  Einrichtungen  und  nach  den  übrigen  auf 
den  Wert  einwirkenden  Verhältnissen,  jedoch  ohne  Berücksichtigung  der  mit 
dem  Gebäude  etwa  verbundenen  nutzbaren  Rechte,  zur  Zeit  der  Gebäudekata- 
strierung  von  dem  Besitzer  abgegeben  und  einen  Käufer  finden  würde.  —  Diese 
Vorschrift  des  Gesetzes  von  1873  weicht  wenig  ab  von  den  entsprechenden  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  von  1821.  Es  bildete  jedoch  bei  der  Handhabung  des 
Gesetzes  von  1821  einen  immer  fühlbarer  werdenden  Missstand,  dass  die  letzte 
allgemeine  Einschätzung  der  Gebäude  im  Jahr  1823  stattgefunden  hatte,  und 
dass  für  diese  eine  schon  1818  bis  1819  ohne  besondere  Kontrolle  und  ohne 
gleichmässige  Uebereinstimmung  im  ganzen  Lande  vorgenommene  Einschätzung 
mit  wenigen  Ausnahmen  benutzt  worden  war.  Infolgedessen  hatten  seit  dem 
Jahr  1823  auch  die  neu  hinzugekommenen  Gebäude  nach  dem  Verhältnis  jener 
früheren   Einschätzungen   einkatastriert  werden   müssen;   in  den   einzelnen  6e- 
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meinden  und  Oberämtern  war  dabei  verschieden  verfahren  worden,  so  dass 
schliesslich  jede  Gleichmässigkeit  fehlte,  sowohl  im  Landeskataster,  als  in  den 
Oberamts-  und  in  den  Gemeindekatastem.  Im  Jahr  1871  waren  433,000  Gebäude 
im  8teuerkataster  mit  einem  Kapitalwert  von  230  Mill.  Gulden  eingetragen,  wäh- 
rend deren  Brandversicherungsanschlag  581  Mill.  betrug  und  die  erste  Ein- 
schätzung auf  Grund  des  Gesetzes  vom  28.  April  1873  im  Jahr  1875  bei  einer 
Gesamtzahl  von  479,149  steuerpflichtigen  Gebäuden  rund  960  Mill.  Gulden  oder 
1647^/3  Mill.  Mark  ergeben  hat.   Seither  sind  folgende  Aenderungen  eingetreten. 

Es  betrug 

am 

die  Zahl  der  Hauptgebäude     .     . 
,       ,      der  Nebengebäude     .     . 
,       ^      der  Gebäude  überhaupt 
der  Gesamtbetrag  des  staatssteuerpflichtigen  Gebäudekatasters  am  1.  Juli  1877 
1743^/8  Mill.  Mark,  am  1.  April  1885  1890,69  Mill.  Mark. 

Staatssteuerpflichtig  oder  allgemein  steuerpflichtig  waren  von  jenen  517,575 
Gebäuden  514,766,  während  2809  Gebäude  der  Staatssteuer  nicht  unterlagen 
und    nur  zu    den  Amtskörperschafts-  und  Gemeindesteuern   beizutragen   hatten. 

Zugewachsen  sind  von  1877  bis  1885,  in  8  Jahren,  27,632  Gebäude, 
das  Gebäudekataster  hat  sich  erhöht  in  diesen  8  Jahren  um  147  Mill.  Mark  oder 
in  1  Jahr  um  18 Vä  Mill.  Mark,  in  8  Jahren  im  ganzen  Land  um  8,4  Prozent, 
in  den  Oberamtsbezirken  Heilbronn  um  18,6,  Tübingen  um  12,5,  Stuttgart  Amt 
um  12,3.  in  Stuttgart  Stadt  um  10,6  —  auf  der  anderen  Seite  in  dem  Oberamts- 
bezirk Riedlingen  (Oberschwaben)  nur  um  3,9  Prozent. 

Die  Gebäudesteuerstatistik  eröffnet  einen  Einblick  in  die  Dichtheit  des 
Zusammenwohnens  der  Bevölkerung  und  in  die  Grösse  der  Gebäude. 
Auf  1  Gebäude  kommen  nach  dem  Landesdurchschnitt  3,8  Einwohner;  in  Stuttgart 
Stadt  aber  12,2;  ferner  in  den  Oberämtern  Tuttlingen  und  Reutlingen  je  5,3, 
Gmünd  5,2,  Cannstatt  und  Oberndorf  je  5,0,  Freudenstadt,  Heilbronn,  Rottweil 
je  4,9,  Balingen  4,7,  Ulm  4,6,  Nürtingen,  Tübingen,  Stuttgart  Amt  je  4,5  u.  s.  w., 
während  ganz  unten  an  der  Reihe  die  Oberamtsbezirke  Mergentheim  mit 
2,1,  Gerabronn  und  Herrenberg  mit  je  2,6  Einwohnern  auf  1  Gebäude  ver- 
zeichnet sind. 

Nach  dem  Stand  vom  1.  April  1886  kamen  ferner  auf  1  Gebäude 
im  Durchschnitt  des  ganzen  Landes  3673  M.  Steuerkapital  oder  Katasterwert 
(gegenüber  von  3438  M.  im  Jahr  1877/79  235  M.  mehr),  dagegen  in  Stuttgart 
Stadt  31,627  M.,  im  Oberamt  Ulm  6568  M.,  in  Cannstatt  6421  M.,  in  Reut- 
lingen 5378  M.,  in  Heilbronn  5264  M.  u.  s.  w.  Der  Katasterzuwachs  in  den 
Städten  und  Industriebezirken  mit  ihren  wertvolleren  Gebäuden  war  ein  ver- 
hältnismässig grösserer,  als  auf  dem  Lande. 

Die  grössten  Katasterwerte  überhaupt  hatten  am  1.  April  1885  die 
Bezirke : 

Stuttgart  Stadt  325,40  Mill.  Mark  bei  10,289  allg.  steuerpflichtigen  Gebäuden 


Ulm 

79,75 

^ 

„ 

,     12,148 

Cannstatt 

54,63 

, 

„ 

,       8,508 

Heilbronn 

54,08 

» 

» 

,     10,274 

Ravensburg 

51,92 

" 

.    , 
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die  kleinsten  Katasterwerte  hatten  dagegen 

Sulz  11,68  Mill.  Mark  bei   4,23ö  allg.  steuerpflichtigen  Gebäuden 

Spaichingen  12,19      ,         ,        ,      4,239     . 

Auf  die  27  Städte  mit  mehr  als  5000  Einwohnern  (20,8  Prozent 
der  Gesamtbevölkerung)  kommen  nur  10,7  Prozent  aller  Gebäude,  diese  aber 
haben  am  Gesamtkataster  teil  mit  36,5  Prozent.  Wenn  daher  auch  der  Zahl 
nach  die  ländlichen  Gebäude  weitaus  vorherrschen,  wenn  dieselben  nach  der 
Annahme  von  1877  '/<,  nach  der  neuesten  Annahme  mehr  als  '^s  aller  Gebäude 
des  Landes  bilden,  so  würde  sich  bei  Zugrundlegung  der  Steuerkapitale  das  Ver- 
hältnis anders  gestalten. 

Nur  die  Gebäudekataster  sind  in  Württemberg  nach  dem  Kapital- 
wert angelegt,  dagegen  die  Gewerbekataster  unter  Zugnmdlegung  des  Arbeits- 
verdienstes der  Gewerbetreibenden  und  des  Ertrages  ihres  in  dem  Gewerbe  ver- 
wendeten Betriebskapitals,  die  Grund-  und  Gefallkataster  nach  dem  reinen 
Jahresertrag  der  Grundstücke  und  Berechtigungen.  Um  nun  das  Verhältnis  der 
Gebäudesteuer  zu  den  übrigen  direkten  Steuern  übersichtlicher  zum  Ausdruck 
zu  bringen,  sollte  schon  nach  einem  Beschluss  der  Ständeversammlung  von  1873 
nach  vollzogener  Herstellung  des  Gebäudekatasters  durch  Gesetz  der  Prozentsatz 
festgesetzt  werden,  nach  welchem  der  Kapitalwert  in  die  steuerbare  Rente  um- 
zuwandeln wäre,  um  hierdm-ch  gleichfalls  ein  Reinertragskataster  zu  erlangen. 
Die  Absicht  war  dabei  nicht,  die  einzelnen  Gebäudesteuerkataster  in  Rein- 
ertragskataster umrechnen  zu  lassen.  Man  dachte  vielmehr  nur  die  Gebäude- 
steuer im  ganzen  gleichfalls  auf  den  Reinertragsfuss,  auf  einen  gleichen  Nenner, 
zu  bringen.  Die  Erhebung  der  Steuer  aber  kann  auch  in  diesem  Fall  auf  Grund 
der  Gebäudekapitalkataster  erfolgen,  in  der  Art,  dass  z.  B.  bei  Annahme  einer 
Rente  von  3  Prozent  \md  einem  Steuersatz  von  4  Prozent  aus  dieser  Rente  die 
Staatssteuer  aus  100  M.  Kapitalwert  auf  12  Pf.  .sich  berechnen  würde. 

Schon  im  Jahr  1877  gedachte  man,  in  diesem  Sinne  ein  Gesetz  zu  erlassen. 
Ein  solches  ist  jedoch  erst  jetzt  zu  stände  gekommen.  Dasselbe  datiert  vom 
6.  Juni  1887,  hat  die  Ueberschrift:  „Gesetz,  betreffend  die  Festsetzung 
des  steuerbaren  Jahresertrags  der  Gebäude",  und  lautet  in  seinem 
einzigen  Artikel : 

Um  aus  dem  nach  Art.  75  des  Gesetzes  vom  28.  April  1873,  be- 
treffend die  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer  (Reg.-Bl.  S.  127),  ermit- 
telten Kapitalwert  der  Gebäude  den  steuerbaren  Jahresertrag  berechnen 
zu  können,  wird  dieser  Erti-ag  auf  drei  Mark  von  einhimdert  Mark  jenes 
Kapitalwerts  festgesetzt. 

Bei  Verabschiedung  dieses  Gesetzes  waren  hauptsächlich  die  beiden  Fragen 

zu  prüfen: 

Kann  für  alle  steuerpflichtigen  Gebäude  die  gleiche  Rente  angenommen 

werden  ? 
und: 

Wie  hoch  ist  dieselbe  bejahenden  Falls  zu  bestimmen? 
Auf  die  erste  Frage  musste  anerkannt  werden,  dass  eine  Unterscheidung  der 
Gebäude  nach  der  Art  der  Benutzung  oder  eine  solche  zwischen  städtischen  und 
ländlichen  Gebäuden  sehr  schwierig  wäre,  und  dass,  soweit  durch  das  eine  oder 
andere  Moment  der  Ertrag  gesteigert  wird,  dies  schon  in  der  höheren  Schätzung 
des    Kapitalwerts   seinen   Ausdruck   gefunden  hatt«.     Bei  den  Verhältnissen    in 
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Württemberg  würde  es  schon  schwierig  sein,  auch  nur  die  Vorfrage  richtig 
zu  beantworten:  „Was  ist  Stadt,  was  ist  Land?"  Hatte  man  sich  daher  für  die 
Annahme  einer  einheitlichen  Rente  zu  entscheiden,  so  kormte  zweitens  der  Satz 
von  3  Prozent  als  der  zutreffendste  gelten,  sofern  er  in  angemessenem  Verhältnisse 
steht  zu  dem  dermaligen  Stande  des  Zinsfusses,  auch  dem  Prozentsatze  ent- 
spricht, welcher  bei  den  Musterschätzungen  für  das  Grundsteuerkataster  zu 
Berechnung  der  Magazinierungs-  und  Stallkosten  durchschnittlich  angewendet 
wurde,  und  der  endlich  auch  deshalb  nicht  zu  niedrig  erscheinen  sollte,  weil 
für  keine  andere  Steuerquelle  so  genaue  Anhaltspunkte  für  die  Einschätzung 
vorhanden  sind,  wie  für  das  Gebäudeeigentum. 

2.    Die  Gewerbekataster. 

Die  Gewerbesteuer  sollte  nach  dem  provisorischen  Katastergesetz  von 
1821  auf  der  Kapital-  und  Arbeitsrente  der  Gewerbetreibenden  ruhen.  Abgesehen 
von  diesem  wohl  richtigen  Grundgedanken  war  an  der  Gewerbesteuer  von  1821 
im  übrigen  so  ziemlich  alles  verfehlt.  Die  Einteilung  der  Gewerbe  in  die 
4  Hauptabteilungen:  Handwerker  und  Kleinhändler,  Handlungen  und  Fabriken, 
Mühlen  und  andere  Werke,  Wirtschaftsgewerbe,  hatte  Nichtzusammengehörendes 
vereinigt,  Verwandtes  getrennt  und  für  die  Berücksichtigung  des  Uebergangs 
vom  handwerksmässigen  zum  Fabrikbetrieb  keinen  Raum  gelassen.  Die  im 
Instruktionswege  verfügte  Klassifikation  der  Gewerbe  war  eine  ganz  künstliche. 
Die  letzte  allgemeine  Instruktion  datierte  vom  13.  Dezember  1834,  die  letzte 
allgemeine  Einschätzung  hatte  im  Jahr  1835  stattgefunden.  Was  von  Gewerben 
später  neu  hinzukam,  haben  lokale  Kommissionen  in  die  Ortskataster  nach- 
getragen und  ist  dann  auch  in  das  Landeskataster  übergegangen.  Nirgends  aber 
war  der  Gewerbeertrag,  wie  er  sich  aus  Kapitalgewinn  und  Arbeitsverdienst  zu- 
sammensetzt, aus  den  Katastern  selbst  zu  ersehen,  für  welche  vielmehr  an  der 
Hand  gewisser  Anhaltspunkte,  der  Klassifikation  der  Handwerker,  der  Gehilfen- 
zahl, der  Grösse  des  Betriebskapitals  und  dgl. .  direkt  auf  die  Steueranschläge 
geschätzt  wurde.  Und  diese  Anschläge  selbst  konnten  nicht  direkt  benützt, 
sondern  nur  als  relative  Steueransätze  behandelt  werden.  Die  eigenen  Angaben 
der  Gewerbetreibenden  waren  ferner  unter  der  Herrschaft  des  Gesetzes  von  1821 
notorisch  nur  Bruchteile  des  wirklichen  Betrags.  Nirgends  hatten  die  Ein- 
schätzungsbehörden einen  festen  Boden.  Die  Einschätzungsergebnisse,  ohne  jede 
Sicherheit  gewonnen,  konnten  keinen  Wert  beanspruchen.  Man  wusste  nur,  dass  die 
grösseren  und  mittleren  Geschäfte  günstiger  eingeschätzt  waren,  als  die  kleineren. 

Bei  der  Vorbereitung  und  Verabschiedung  des  Gesetzes  vom  18.  April  1873 
ist  man  sich  darüber  klar  gewesen,  dass  die  Herstellung  eines  richtigen  Gewerbe- 
steuerkatasters zu  den  schwersten  Aufgaben  der  Steuerpolitik  gehöre.  Auch 
dem  neuen  Gewerbekataster  glaubte  man  den  Arbeitsverdienst  und  den  Gewinn 
aus  dem  im  Gewerbe  umgesetzten  Betriebskapital  zu  Grund  legen  zu  müssen, 
nur  sollte  die  Unterscheidung  zwischen  beiden  auch  bei  Bildung  der  Steuer- 
kapitale der  einzelnen  Pflichtigen  noch  zum  Ausdruck  kommen.  Der  persön- 
liche Arbeitsverdienst  bildet  nach  den  Motiven  zu  dem  Gesetzesentwurf 
vom  7.  Dezember  1868  die  Belohnung  des  Gewerbetreibenden  für  seine  Teilnahme 
an  der  Arbeit,  für  die  Leitung  des  Geschäfts,  die  Verantwortung,  die  Anwendung 
von  Kenntnissen,  Geschicklichkeit,  Erfahrung,  Umsicht  und  Kraft  hei  dem  Be- 
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trieb.  Der  Ertrag  aus  dem  in  dem  Gewerbe  verwendeten  Betriebskapital 
ist  als  reiner  Ertrag  des  Gewerbes  anzusehen,  indem  bei  Bemessung  desselben 
der  Betriebsaufwand  mit  Einschluss  der  Kosten  für  die  Instandhaltung  der  Be- 
triebseinrichtung berücksichtigt  werden  muss.  Ein  Gewerbe  sollte  mindestens  den 
landesüblichen  Zins  einbringen.  Während  dieser  Ertrag  aus  dem  Betriebskapital 
dem  Einkommen  aus  verzinslich  angelegten  Kapitalen  entsprechen  würde,  soll 
der  Arbeitsverdienst  wie  ein  Berufseinkommen  behandelt,  bei  der  Bemessung 
der  Steuer  also  hieran  auch  das  Existenzminimum  ausser  Ansatz  gelassen  werden*). 

Unterschieden  werden  die  festen  und  die  Wandergewerbe. 

Für  die  Einschätzung  der  ersteren  haben  die  Gewerbetreibenden  selbst 
anzugeben: 

die  Zahl  und  Gattung  der  in  dem  Gewerbe  in  dem  Durchschnitt  eines 
Jahres  verwendeten  Gehilfen,  ferner 

die  Grösse  des  in  dem  Gewerbe  angelegten  Betriebskapitals  nach 
dessen  mittlerem  Stand  und  Wert  ohne  Abzug  von  Schulden. 

Das  Betriebskapital  kann  nach  einer  Klassentafel  angegeben  werden, 
welche  im  Verordnungsweg  aufgestellt  wurde.  Wasserwerke  und  Gewerbeeinrich- 
tungen können  näher  bezeichnet  und  mit  gesondertem  Anschlag  aufgeführt  werden. 

Nach  der  Prüfung  dieser  Angaben  durch  den  Steuerkommissär  schätzt 
die  Schätzungskommission : 

1.  den  persönlichen  Arbeitsverdienst  jedes  Steuerpflichtigen  unter 
Benutzung  von  zwei  Klassentafeln  für  den  Verdienst  einerseits  in 
Fabrikations-,  Dienst-  und  Wirtschaftsgewerben,  anderseits  in  Handels- 
geschäften und  Hilfsgeschäften  des  Handels, 

2.  in  Piozenten  ausgedrückt  den  Ertrag  aus  dem  von  der  Kommission 
festgestellten  Betriebskapital.  Beträgt  das  letztere  weniger  als 
700  M.,  so  ist  aus  demselben  ein  Ertrag  nicht  zu  berechnen.  Doch 
kommt  dann  der  Ertrag  solch  kleiner  Betriebskapitale  thatsächlich 
wohl  bei  Berechnung  des  Arbeitsverdienstes  mit  in  Betracht. 

Für  die  Einschätzung  von  Versicherungsgesellschaften  auf  Gewinn 
gelten  besondere  Bestimmungen. 

Als  steuerbarer  Betrag  ist  anzusehen: 

1,  unter  Freilassung  eines  Existenzminimums  von  der  Steuer,  nach  dem 
durch  die  Gesetze  vom  19.  September  1852,  Art.  5,  und  24.  Juni  1875,  Art.  2, 
auch  für  die  Dienst-  und  Berufseinkommenssteuer  angenommenen  Verhältnisse, 
bei  dem  persönlichen  Arbeitsverdienst  bis  850  M.  einschliesslich  ^/i  o ;  von  den 
Mehrbeträgen 

von    850  M.  bis  1700  M.  Vio, 
,     1700  M.    ,    2550  M.  "/lo, 
,     2550  M.    ,    3400  M.  «/lo, 
von  dem  weiteren  Einkommen  und  ebenso 

2.  bei  dem  Betriebskapital  ohne  Unterschied  der  volle  Betrag. 


1)  Dass  die  obigen  Begiiffsbestiinmungen  und  Auffassungen  von  den  Unterscheidungen 
der  bEKlischen  Steuergesetzgebung  wesentlich  abweichen,  darauf  haben  N  e  u  m  a  n  n  (Ertrags- 
steuer oder  persönliche  Steuer,  1876,  S.  A9.  ff.)  und  Schanz  (Finanzarchiv,  1884,  S.  392)  früher 
schon  aufmerksam  gemacht.  Wegen  der  neueren  badischen  St«uergesetze  vom  20.  Juni  1884 
vgl.  Finanzarchiv,  1886,  S.  790,  808. 
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Wandergewerbe  sind  die  Wanderlager  und  der  Hausierhandel. 
Die  Steuer  wird  berechnet  auf  den  Grund  der  eigenen  Angaben  der  Pflichtigen 
mit  Benutzung  von  Klassentafeln  nach  der  Schätzung  des  Bezirks-  oder  auch 
des  Ortssteueramts.  Nichtwürttembergische  Musterreisende  unterliegen  einer  jähr- 
lichen Patentabgabe,  soweit  nicht  durch  Vereinbarungen  mit  den  Regierungen 
einzelner  Länder  etwas  anderes  bestimmt  ist.  — 

Bei  der  wirklichen  Einschätzung  der  Gewerbe  in  Gemässheit  der 
vorstehenden  Bestimmungen  war  es  noch  eine  besondere  Aufgabe,  der  Gefahr  zu 
begegnen,  dass  diese  Bestimmungen  nicht  in  den  einzelnen  Bezirken  verschieden 
ausgelegt  und  angewandt  wurden.  Auf  die  Erzielung  einer  materiellen  Ueber- 
einstimmung  der  Schätzungen  unter  sich  wurde  daher  grosse  Sorgfalt  verwendet. 
Die  grösseren  Gewerbe  des  ganzen  Landes  aber  wurden  zunächst  zusammen- 
gestellt und  wurden  für  jede  Art  derselben,  unter  Zuziehung  von  Sachverständigen 
aus  der  Mitte  der  betreffenden  Gewerbetreibenden  selbst,  Anhaltspunkte  zu  ge- 
winnen gesucht,  nach  denen  die  betreffenden  Gewei'be  beurteilt  und  in  ein 
richtiges  Verhältnis  gebracht  werden  konnten. 

Die  Ergebnisse  der  Einschätzung  waren  folgende:  Einmal  die 
Zahl  der  Betriebe.  Im  Jahr  1876  wurden  ermittelt:  155,438  Fabrikations-, 
Dienst-  und  Handelsgewerbe,  10,666  Wandergewerbe,  zusammen  166,104  steuer- 
pflichtige Gewerbe.  Bei  einer  späteren  Revision  wurde  die  Zahl  dieser 
Gewerbe  im  ganzen  für  die  erste  Steuerumlage  nach  dem  Gesetze  vom  28.  April 
1873  im  Jahr  1877  auf  175,058  festgestellt.  Diese  Zahl  hat  sich  dann  bis  1885 
noch  um  2113,  mit  andern  Worten  doch  nur  auf  177,169  erhöht,  wobei  aller- 
dings in  Betracht  kommt,  dass  nach  Art.  46  des  Branntweinsteuergesetzes  vom 
18.  Mai  1885  8301  Branntweinbrennereien,  welche  nicht  gewerbsmässig  betrieben 
werden,  exkatastriert  worden  sind. 

Von  den  Einschätzungsergebnissen  des  Jahres  1876  zunächst  sind 
sodann  hervorzuheben  bei  den  Fabrikat ions-,  Dienst-  und  Handelsgewerben  die 
persönlichen  Arbeitsverdienste,  die  Erträge  der  Betriebskapitale  bis  zu  700  M. 
und  darüber,  die  Gesamtgewerbeerträge  und  die  steuerbaren  Beträge,  wogegen 
bei  den  Wandergewerben  nur  die  Steuerkapitale  oder  Steuerkataster  im  ganzen 
anzugeben  sind. 

Für  jene  155,438  Fabrikations-,  Dienst-  und  Handelsgewerbe 
des  Jahres  1876  berechnete  sich  der  persönliche  Arbeitsverdienst  zusammen 
auf  133V2  Mill.  Mark  oder  für  1  Gewerbe  im  Durchschnitt  auf  858  M.,  —  in 
Stuttgart  Stadt  2733  M,,  in  den  Bezirken  Ulm  1557,  Heilbronn  1553,  Esslingen 
1360,  Cannstatt  1349,  Reutlingen  1076,  Ludwigsburg  1030,  Ravensburg  977  M,  — 
dagegen  in  Münsingen  (rauhe  Alb)  426,  Sulz  und  Spaichingen  (Schwarzwald) 
463  und  467,  Gaildorf,  Schorndorf,  Welzheim  489,  513  und  539,  Marbach 
548  M.  u.  s.  w. 

Infolge  der  gesetzlichen  Degression  wegen  Berücksichtigung  der  Existenz- 
minima  stellte  sich  weiter  der  steuerbare  Betrag  daraus  auf  33,6  Mill.  M. 
oder  auf  25,1  Prozent  des  ganzen  Arbeitsverdienstes,  216  M.  auf  1  Gewerbe, 
aber  in  Stuttgart  1313,  in  den  Bezirken  Heilbronn  568,  Ulm  547,  —  dagegen 
in  Sulz  nur  60,  Gaildorf  61,  Spaichingen  64  — ,  Münsingen  81  M. 

Um  die  Betriebe  mit  weniger  als  700  M.  Betriebskapital 
festzustellen ,    niuss  zurückgegangen  werden  auf  eine  nachträgliche   statistische 
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Auszählung  der  Einschätzungsakten  von  1876.  Hierbei  konnten  die  155,438  Be- 
triebe grossenteils,  d.  i.  in  der  Zahl  von  152,628,  in  die  für  die  Gewerbestatistik 
von  1875  vorgezeichneten  19  Gruppen  eingereiht  werden,  während  weitere 
2171  Betriebe,  vorwiegend  Schäfer,  Musiker  u.  s.  w.,  noch  ausserhalb  jener  Gruppen 
festgestellt  wurden,  und  nur  ein  kleiner  Rest  von  639  Betrieben  unberücksichtigt 
blieb.  Weniger  als  700  M.  Betriebskapital  hatten  von  jenen  152,628  Betrieben 
104.137  oder  68,2  Prozent,  von  den  2171  weiteren  Betrieben  noch  661.  Uebrigens 
soll  der  Steuerertrag  nach  einer  Aeusserung  des  Staatsministers  der  Finanzen 
in  der  Kammer  der  Abgeordneten  vom  16.  Juni  1877  durch  den  Verzicht  auf 
eine  Steuer  aus  der  Rente  aus  solch  kleinen  Betriebskapitalien  nur  etwa  um 
30-000  M.  gemindert  worden  sein. 

Die  Summen  der  gewerblichen  Betriebskapitale  von  700  M.  und 
darüber  betrug  1876  514 V2  Mül.  Mark  mit  einer  Rente  von  33 ''4  Mill.  Mark, 
durchschnittlich  6,46  Prozent.  Von  diesen  514 '/2  Mill.  Mark  fallen  nach  der  nach- 
träglichen statistischen  Auszählung  6,3  Mill.  auf  die  1510  Gewerbebetriebe,  welche 
sich  nicht  in  die  Gruppen  der  Gewerbestatistik  einreihen  lassen:  3,6  Mill.  Mark 
auf  1440  Schäfer,  2,4  Mill.  Mark  auf  49  Versicherungsgesellschaften  u.  s.  w.  — 
und  506,7  Mill.  Mark  auf  48,491  Betriebe,  welche  auch  die  Gewerbestatistik 
kennt,  31,8  Prozent  der  Gesamtzahl  aller  Gewerbebetriebe  nach  der  letzteren, 
10.449,4  M.  Betriebskapital  auf  1  Betrieb.  Dieser  Durchschnitt  ist  indessen 
bei  den  einzelnen  Gruppen  wieder  sehr  verschieden.     Es  kommen  in 

auf  1  Betrieb 
der  Gnippe  III  Bergbau,  Hütten,  Salinen       .     .     112,825    M. 
IX  Textilindustrie 25,957     , 

XVII  Handelsgewerbe 24,008     ,. 

,         ,         Vn  Chemische  Industrie     ....      23,315     , 

dagegen  in: 

der  Gruppe  II  Fischerei 1,210  , 

XVIII  Verkehrsgewerbe      ....  2,630  , 

,  ,         I  Gärtnerei 2,866  , 

,  ,         XIX  Beherbergung  imd  Erquick  ang  3,153  , 

Der  Gesamtertrag  der  Fabrikations-,  Dienst-  und  Handels- 
geschäfte einerseits  an  persönlichem  Arbeitsverdienst  der  Gewerb  treibenden, 
anderseits  an  Gewinn  aus  den  gewerblichen  Betriebskapitalien  von  700  M.  und 
darüber  berechnet  sich  im  Jahr  1876  nach  dem  Vorstehenden  auf  166'/4  MiU. 
Mark  oder  bei  155,438  Betrieben  durchschnittlich  auf  1072  M.  für  1  Gewerbe;  — 
in  Stuttgart  Stadt  4353  M.,  in  den  Bezirken  Heilbronn  2335,  Ulm  2001, 
Esslingen  1817,  Cannstatt  1695,  Reutlingen  1470,  Ludwigsburg  1254,  Gmünd  1214, 
Ravensburg  1207  —  dagegen  Münsingen  486,  Sulz  509,  Spaichingen  514,  Gail- 
dorf 555,  Welzheim  590,  Schorndorf  599,  Marbach  604  M. 

Nach  der  nachträglichen  statistischen  Auszählung  würden 
71,3  Prozent  sämtlicher  Betriebe  weniger  als  1000  M. 
18,2         ,  ,  ,  1000  M.  bis  1999  M. 

8,1        ,  ,  .  2000  M.  bis  4999  M. 

2,4         »  r  ,  5000  M.  und  mehr  ertragen  haben. 

Steuerbar  waren  von  jenen  166'/«  Mill.  Mark  im  Jahr  1876  66,87  Mill.  Mark 
oder  407  M.  auf  1  Gewerbe  (3470  M.  auf  1  qkm,   35,97  M.  auf  1  Einwohner). 
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Zu  diesem  Gewerbekataster  der 
155,438  Fabrikations-,  Dienst-  und  Handelsgewerbe  mit     .     .     66,87  Mill.  Mark 

sind  endlich  hinzuzurechnen  gewesen  die 
10,666  Wandergewerbe  mit  einem  Steuerkataster  von     0,85  Mill.  Mark : 

zusammen  also  im  Jahr  1876  für 
166,104  steuerpflichtige  Gewerbebetriebe  ein  Steuer- 
kataster von 67,72  Mill.  Mark 

oder  wie  in  der  Schlusszusammenstellung  angegeben,  von  67,68  Mill.  Mark. 

So  viel  über  die  Einschätzungsergebnisse  von  1876. 

Von  den  Einschätzungsergebnissen  des  Jahres  1885  genügt 
es  zur  Vergleichung  die  Gesamterträge  und  die  steuerbaren  Beträge  zu  er- 
wähnen. 

Die  177,169  Betriebe  des  Jahres  1885  (Fabrikations-,  Dienst-  und  Handels- 
gewerbe und  Wandergewerbe  zusammen)  sind  eingeschätzt  mit  einem  Gesamt- 
ertrag von  172,66  Mill.  Mark,  von  welchen  aber  nur  70,2  Mill.  steuerbar  sind, 
die  übrigen  IO2V2  Mill.  Mark  steuerfrei  bleiben.  Von  jenen  70,2  Mill.  Mark 
dürfte  die  eine  Hälfte  als  Arbeitsverdienst,  die  andere  als  Ertrag  des  Betriebs- 
kapitals anzunehmen  sein.  Da  bei  der  ersten  Anwendung  der  Gewerbekataster 
für  die  Steuerumlage  am  1.  Juli  1877  der  steuerbare  Betrag  der  Gewerbe  im 
ganzen  68  Mill.  Mark  ergeben  hatte,  so  zeigt  sich  hiernach  in  8  Jahren  nur 
eine  Vermehrung  derselben  um  2,1  bis  2,2  Mill.  Mark.  Auch  betrug  das 
Steuerkataster  der  im  Jahr  1885  exkatastrierten  8301  Branntweinbrenner  nur 
107,520  M. 

Trotzdem  aber,  dass  so  eine  grössere  Zahl  von  sehr  niedrig  eingeschätzten 
Gewerbetreibenden  weggefallen  ist,  hat  sich  der  durchschnittlich  berechnete  Ertrag 
der  Gewerbe  auf  974  M. ,  der  steuerbare  Betrag  im  Durchschnitt  auf  896  M. 
ermässigt.  Man  darf  dabei  allerdings  nicht  übersehen ,  dass  diese  Durch- 
schnittsziffern auch  auf  die  Wandergewerbe  sich  erstrecken,  während  die  ent- 
sprechenden Durchschnittszahlen  des  Jahres  1876  mit  1072  M.  und  407  M.  sich 
nur  auf  die  festen  Gewerbe  bezogen  haben.  In  den  Erläuterungen  zum  Haupt- 
finanzetat für  1887/1889  wird  ausserdem  auf  Seite  1030  bemerkt:  „Das  Gewerbe- 
kataster kann  sich  nicht  in  demselben  Masse  vermehren,  wie  das  Gebäudekataster, 
weil  die  Zahl  der  Gewerbe  verhältnismässig  weniger  zunimmt,  als  diejenige  der 
Gebäude,  und  weil  beider  alljährlichen  Berichtigung  des  Gewerbekatasters 
infolge  nachhaltiger  Veränderungen  nicht  nur  solche  Verhältnisse  zu  berück- 
sichtigen sind,  welche  einen  Zuwachs,  sondern  auch  solche,  welche  einen  Ab- 
gang des  Steuerkapitals  zur  Folge  haben."  Auf  den  relativen  Rückgang  des 
geschätzten  Gewerbeertrags  und  des  daraus  berechneten  steuerbaren  Betrags 
war  aber  zweifellos  noch  von  Einfluss  der  auch  im  gewerblichen  Leben  fühlbare 
Rückgang  des  allgemeinen  Zinsfusses. 

Die  grössten  Katasterbeträge  haben  Stuttgart  Stadt  mit  nahezu 
19  Mill.  Mark,  dann  die  Oberamtsbezirke  Heilbronn  mit  S^/i ,  Ulm  mit  3,2, 
Reutlingen  mit  2 V2  Mill.  Mark;  die  kleinsten  Sulz  mit  180,000  M.,  Welzheim 
mit  210,000,  Gaildorf  mit  228,000  M. 

Auf  die  27  Städte  mit  mehr  als  5000  Einwohnern  (20,8  Prozent 
der  Bevölkerung)  fallen  18  Prozent  der  Gesamtgewerbezahl.  Deren  Gewerbe- 
ertrag  aber   macht   schon   nahezu    die   Hälfte    des  Ertrags   aller  Gewerbe   des 
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Landes  aus  (46  Prozent)   und  an  der  Gesamtkatastersumme,   also   auch  an  der 
Gewerbesteuer  haben  dieselben  mit  57  Prozent  teil. 

3.   Das  Grand-  und  Gefällkataster. 

Unter  der  Herrschaft  des  proTisorischen  Katastergesetzes  vom 
15.  Juli  1821  waren  für  die  Unterausteilung  der  Grund- und  Gefallsteuer  inner- 
halb 'der  einzelnen  Gemeinden  die  örtlichen  Normen  massgebend  geblieben. 
Die  im  Gesetz  und  in  der  Instruktion  für  die  Grundsteuer  gegebenen  Vorschriften 
hatten  nur  Wirkung  auf  die  Umlage  der  im  Finanzgesetz  zu  verabschiedenden 
Steuer  auf  die  Oberämter  und  innerhalb  der  Oberamtsbezirke  auf  die  Gemeinden. 
Bei  Erlassung  des  Gesetzes  von  1821  hatte  es  in  vielen  Landesteilen  an  jeder 
zuverlässigen  Vermessung  gefehlt.  Zu  einer  allgemeinen  Landesvermessung  waren 
1818  die  ersten  Einleitungen  getroffen,  mit  derselben  war  auch  1820  begonnen 
worden;  bis  sie  aber  beendigt  wurde,  kam  das  Jahr  1840,  bis  sie  für  definitiv 
abgeschlossen  erklärt  werden  konnte,  kam  das  Jahr  1850  heran.  Auf  einen  Flächen- 
inhalt von  1,950,369  ha  verteilten  sich  danach  rund  5  Mill.  Parzellen  mit 
durchschnittlich  16  bis  19  a  auf  eine  solche  in  den  Oberämtem  Besigheim. 
Cannstatt,  Ludwigsburg  und  Waiblingen,  und  1V<  bis  2  ha  in  den  oberschwä- 
bischen Oberämtem  mit  dem  Vereinödungssystem.  Ich  füge  noch  bei,  dass  die 
Kosten  der  Herstellung  der  Landesvermessung  6V2  Mill.  Mark  betragen  haben 
und  dass  für  deren  Erhaltung  und  Fortführung  jährlich  110,000  M.  im  Etat 
ausgeworfen  sind.  Als  die  Landesvermessung  fertig  war,  hatte  sich  gezeigt, 
dass  die  im  Jahr  1821  vielfach  nur  abgeschätzte  Gnmdfläche  des  Landes  um 
ein  Zehntel  zu  niedrig  angenommen  war.  Im  Oberamt  Crailsheim  fehlte  fast 
ein  Drittel. 

Ermittelt  sollte  werden  nach  dem  Gesetz  von  1821  der  reine  Ertrag  der 
Ortsmarkungen  im  ganzen,  abgeschätzt  nach  Fluren  und  Gewänden.  Man  hatte 
für  das  ganze  Land  die  gleichen  Normalpreise  und  diese  selbst  für  jene  Zeit 
viel  zu  niedrig  angenommen.  Der  Rohertrag  wurde  zu  30,660,825  fl.,  der  gegen- 
überstehende Kulturaufwand  zu  30,741,243  fl.  berechnet,  wonach  die  württem- 
bergische Landwirtschaft  mit  einem  Defizit  von  80,418  fl.  gearbeitet  hätte.  Wäre 
nicht  Vorkehr  getroffen  gewesen,  dass  man  den  Kulturaufwand  nur  in  bestimmten 
Quotienten  des  Rohertrags  annehmen  dürfe,  so  hätte  man  das  Ergebnis  für  die 
Steuerumlage  gar  nicht  verwerten  können.  So  brachte  man  es  wenigstens  auf  einen 
Reinertrag  von  14V«  Mill.  Gulden,  der  sich  bis  zum  Jahr  1872  auf  rund  18  Mill. 
Gulden  (30,8  Mill.  Mark)  erhöht  hat.  Aber  auch  die  angenommenen  Rein- 
erträgnisse der  verschiedenen  Kulturarten  und  der  verschiedenen  Bezirke  standen 
unter  sich  in  keinem  richtigen  Verhältnisse. 

Die  Steuereinschätzung  nach  dem  Gesetze  vom  28.  April  1873 
erstreckt  sich  dagegen  jetzt  auf  die  einzelnen  Grundstücke  jeder  Kultur- 
art, nach  Klassen  eingeteilt.  Der  für  jede  Kulturart  und  Klasse  vom  Morgen 
und  vom  Hektar  festgestellte  Steueranschlag  soll  dem  reinen  Jahres- 
ertrag der  Grundstücke  gleichkommen,  wie  er  sich  aus  der  Schätzung  des 
mittleren  Rohertrags  nach  Abzug  der  Kulturkosten  ergibt  und  nach  einer 
durch  die  Instruktion  festzusetzenden  Stufenfolge  für  den  Hektar  abzurunden 
ist.  Eine  solche  spezielle  Reinertragsberechnung  hat  nur  bei  Aeckem,  Wiesen, 
Weinbergen  und  Weiden  stattzufinden.     Bei   den   übrigen  Kulturarten   ist  der 
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Reinertrag  durch  Vergleichung  mit  den  Reinertragssätzen  der  speziell  geschätzten 
Kulturarten  auszumitteln. 

Durch  Anwendung  dieses  Steueranschlags  auf  den  Flächengehalt  der 
einzelnen  Grundstücke  oder  Parzellen  wird  deren  Steuerkapital  berechnet, 
von  welchem,  für  das  Gefällkataster,  der  Steueranschlag  der  Grundlasten 
abgezogen  wird,  soweit  dieselben  nicht  schon  bei  Festsetzung  des  Rohertrags 
berücksichtigt  sind. 

Die  Grundstücke  jeder  Kulturart,  welche  dem  Morgen  nach  den  gleichen 
Ertrag  geben ,  kommen  in  die  gleiche  Klasse ,  die  besten  in  die  erste  u.  s.  w. 
Steigerung  oder  Minderung  des  Ertrags  durch  besonderen  Fleiss  oder  besondere 
Nachlässigkeit  des  Besitzers  soll  nicht  beachtet  werden.  Der  in  Jahren  gewöhn- 
licher Fruchtbarkeit  sich  ergebende  Rohertrag  wird  berechnet: 

bei  den  Aeckern,  nach  der  zur  Zeit  der  Einschätzung  gewöhnlichen  und 
regelmässigen    Bewirtschaftungsweise,    an  Körnern   (Dinkel,    Roggen, 
Gerste  und  Haber)   unter  Zugrundlegung   der   Durchschnittspreise  der 
für  den  Steuerdistrikt  massgebenden  Hauptschranne   von  1854  —  1869, 
ferner  an  Stroh,  Wurzel-  und  Futtergewächsen; 
bei  den  Wiesen  —  an  gemähtem  Gras  als  Heu  oder  Streumaterial; 
bei  den  Weinbergen  —  nach  dem  durchschnittlichen  Ertrag  der  Jahre 
1854—181)8  mit  Weglassung  des  Ausnahmejahres  1865. 
Der  Kulturaufwand  begreift: 

bei   den  Aeckern    die  Kosten  der  Unterhaltung,   Düngung,  jährlichen 
Bebauung  des  Feldes,  der  Aussaat,  der  Ernte  und  der  Magazinierung 
(einschliesslich  Feuerversicherung),  der  Zugutmachung  und  Verwertung 
der  Produkte; 
bei  den  Wiesen,   neben  den  allgemeinen  Kosten  für  Unterhaltung  der 
Grundstücke,  die  Kosten  für  Reinigung  der  Wiesen  und  der  vorhandenen 
Gruben,    sowie   die  Kosten   des   Mähens ,    Dön-ens ,    Heimführens   und 
Magazinierens   des  Erzeugnisses,   eventuell   die  Kosten   der   Düngung 
und  der  Wässerung; 
beiden  Weinbergen  die  Kosten  der  Düngung,  die  Auslagen  für  Pfähle, 
Weiden  und  Heftstroh,  für  die  bei  den  verschiedenen  Bauarten  jährlich 
vorkommenden  Arbeiten,    sowie  für  das  Einheimsen    und  Keltern,   — 
femer   die  Kosten   der  Herstellung   und   Erhaltung   der  Mauern   und 
Wasserfurchen,  sowie  für  Bestockung  und  Verjüngung  der  Weinberge 
nach  einer  je  für  die  Dauer   ihres  Bestands  sich  bemessenden  Durch- 
schnittsperiode. 
Der  Reinertrag   begreift  also  nicht   die  unter  Magazinierungskosten 
abgezogenen  Zinsen  aus  den  gebäudesteuerpflichtigen  Wirtschaftsgebäuden,  ferner 
nicht  das  auch  von  der  Gewerbesteuer  nicht  getroffene  Einkommen  aus  dem  land- 
wirtschaftlichen Gewerbebetrieb,  wie  denn  sogar  wenigstens  ein  Teil  des  Werts 
der  eigenen  Arbeit   bei   den   selbst  Hand   anlegenden  Besitzern  kleinerer  Güter 
und  einzelner  Grundstücke  unter  den  Arbeitslöhnen  mit  abgezogen  wird ;  endlich 
ist  nicht  unter  dem  Reinertrag  inbegriff'en  der  Teil  der  Viehnutzungen,  welcher 
nicht  schon  im  Futterertrag  enthalten  ist. 

Die  Einschätzung  der  Waldungen  beruht  auf  der  Voraussetzung,  dass 
die  betreffende  Waldfläche  nach  Massgabe  ihrer  Standortsverhältnisse  mit  einer 
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Bestockung  von  solcher  BeschaflFenheit  versehen  sei,  dass  eine  jährlich  wieder- 
kehrende gleichmässige  Nutzung  gewonnen  werden  kann.  Die  hauptsächliche 
Grundlage  der  Einschätzung  der  Waldungen  bildet  also  die  Ertragsfahigkeit 
des  Waldbodens  nach  den  Hauptholzarten  und  der  üblichen  Betriebsart.  Als 
voller  Ertrag  ist  jener  Ertrag  anzusehen,  welcher  unter  den  gegebenen  örtlichen 
Verhältnissen  bei  mittlerer  Intelligenz  und  Betriebsamkeit  erreicht  werden  kann. 

Auch  hier,  wie  bei  der  Gewerbesteuer,  war  es  nun  von  vornherein  eine 
Hauptsorge,  bei  der  wirklichen  Vollziehung  der  Einschätzung  ein 
gleichmässiges  Verfahren  durch  das  ganze  Land  sicher  zu  stellen.  Zu 
dem  Behuf  hat  schon  das  Gesetz  vom  28.  April  1873  das  Institut  der  Landes- 
schätzer eingeführt ,  welche  von  dem  Finanzministerium  auf  den  Vorschlag 
der  zur  ersten  Ausführung  des  Gesetzes  bestellten  Katasterkommission  aus 
der  Mitte  der  Land-  und  Forstwirte  berufen  werden  sollten. 

Die  aus  der  Mitte  der  Landwirte  gewählten  Landesschätzer  hatten  das 
Land  unter  Berücksichtigung  der  geognostischen  Verhältnisse  und  der  Erhebung 
über  die  Meeresfläche,  dann  nach  der  Lage,  der  Bewirtschaftung  der  Güter, 
nach  der  Volkszahl  und  nach  den  Verkehrsverhältnissen  in  Haupteinschätzungs- 
bezirke einzuteilen.  In  jedem  derselben  waren  ein  oder  mehrere  Steuerdistrikte 
(in  der  Regel  eine  Ortsmarkung  umfa.ssend),  auszuwählen,  welche  geeignet  er- 
schienen, den  Bezirk  zu  vertreten,  und  in  welchen  auch,  im  ganzen  in  109  Distrikten, 
die  Muster  Schätzungen  vorgenommen  wurden,  mit  einem  Aufwand  von 
130,182  M.  Diese  Musterschätzungen  unterlagen  der  Prüfung  und  Genehmigung 
der  Katasterkommission.  Sie  vertraten  da ,  wo  sie  vorgenommen  wurden ,  die 
Stelle  der  Einschätzungen  durch  die  Bezirksschätzungskommission  (je  für  einen 
Oberamtsbezirk)  und  dienten  in  den  übrigen  Steuerdistrikten  des  betreffenden 
Hauptschätzungsbezirks  als  Muster  und  Anhalt  in  der  Art,  dass  nun  in  den 
übrigen  Orten  des  Bezirks  von  der  Musterschätzung  aus  sogleich  auf  den  Rein- 
ertrag der  betreffenden  Klassen  und  Kulturarten  geschlossen  werden  konnte, 
wofern  nicht  nach  der  Entscheidimg  der  Katasterkommission  Detaüberechnungen 
notwendig  waren.  Je  ein  Landesschätzer  für  sich  hatte  die  weiteren  Ein- 
achätzungen in  den  ihm  zugewiesenen  Oberamtsbezirken  und  Steuerdistrikten 
zu  überwachen,  einzelnen  Schätzungsakten  anzuwohnen  und  das  Ergebnis  sämt- 
licher Schätzungen  vor  deren  Uebergabe  an  die  Katasterkommission  zu  prüfen, 
endlich  bei  Beschwerden  gegen  die  Einschätzung  in  den  einzelnen  Steuerdistrikten 
an  der  Nachschätzung  teilzunehmen. 

Für  die  Einschätzung  der  Waldungen  sind'  gleichfalls  zunächst  die 
einzelnen  Gegenden  des  Landes,  welche  gleichmässige  forstliche  Verhältnisse 
darbieten,  der  Schwarzwald,  die  Alb,  Oberschwaben,  das  Unterland,  das  Nadel- 
holzgebiet des  Jagstkreises  u.  s.  w. ,  ausgeschieden  und  für  jede,  je  nach  den 
vorkommenden  Hauptholz-  und  Betriebsarten,  nach  dem  Durchschnitt  des  üblichen 
Betriebs,  Ertragsklassen  aufgestellt  worden.  Schätzungsbezirke  waren  in  der 
Regel  die  Staatsforstreviere.  Auch  hier  wurden  in  jedem  solchen  Bezirk  für 
sämtliche  in  demselben  vorkommenden  Betriebsarten  dm-ch  die  forstverstän- 
digen Landesschätzer  besondere  Reinertragsklassen  aufgestellt,  nach  deren 
Genehmigung  durch  die  Katasterkommission  die  Einschätzung  der  einzelnen 
Waldungen  in  diese  Klassen,  je  nach  der  Standortsgüte,  durch  die  Lokalschätzungs- 
kommissionen erfolgte. 
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Nach  Beendigung  aller  Geschäfte  und  Erledigung  der  erhobenen  Be- 
schwerden war  das  Steuerkapital  jedes  einzelnen  Grundstücks  und  der  Steuer- 
anchlag  jedes  einzelnen  nutzbaren  Rechts  zu  berechnen.  Die  Summen  bilden 
das  Grund-  und  Gefällkataster  des  Steuerdistrikts.  Die  Steueranschläge  vom 
Morgen  und  Hektar  jeder  Kulturart  und  Klasse,  auch  die  für  jedes  einzelne  Grund- 
stück und  nutzbare  Recht  sich  ergebenden  Steuerkapitale  sind  in  das  Güterbuch 
einzutragen,  jedem  Grundbesitzer  endlich  ist  auf  Verlangen  ein  Auszug  aus 
dem  letzteren  gegen  Entrichtung  der  Schreibgebühr  mitzuteilen. 

Die  Gemeinden  hatten  für  die  Einschätzung  zum  Grund-  und  Gefäll- 
kataster auf  ihre  Kosten  nur  die  ersten  Notizen  über  Grösse  der  Markung,  die 
einzelnen  Kulturarten,  Klassen,  Gewändeeinteilung,  Kaufpreise,  Pachtzinse,  Grund- 
lasten nach  dem  Primärkataster,  dem  Güterbuch  und  dem  Kaufbuch  zu  liefern. 
Alle  weiteren  Geschäfte  fielen  den  Schätzungsbehörden  zu  und  gingen 
auf  Rechnung  der  Staatskasse. 

Nach  den  zum  Hauptfinanzetat  für  1887/89,  Kapitel  124,  Titel  1,  gemachten 
ausführlichen  Mitteilungen  lassen  sich  die  Ergebnisse  der  Grund-  und  Gefäll- 
steuerkatastrierung  zusammenfassen,  wie  folgt: 


Im  Jahr  1886  waren 

Grundfläche 

Grundsteuer- 

Getällsteuer- 

kapital 

kapital 

allgemein  steuerpflichtig 

1,646,907  ha  mit 

93,195,117  M. 

2,196,573  M. 

nur   amts-    und    gemeinde- 

steuerpflichtig     .... 

203,402  ,       , 

6,220,877    , 

14,056    , 

bedingt  amts-  und  gemeinde- 

steuerpflichtig    .... 

9,263  „       , 

602,834    , 

1,014    , 

steuerfrei  (Flüsse.  Wege  etc.) 

90,987  ,       , 

— 

— 

zusammen  1,950,559  ha  nait  100,018,828  M.  2,211,643  M. 
Das  bedingt  amts-  und  gem  eindesteuerpflichtige  Kataster 
enthält  die  Steuerkapitale  derjenigen  Güter  und  Gefälle,  deren  Genuss  zu  dem 
Diensteinkommen  eines  öifentlichen  Dieners  gehören,  aber  nur  dann  beigezogen 
werden  dürfen ,  wenn  deren  Staatssteuerbetreff  den  Betrag  von  20  M.  über- 
steigen würde  (Gesetze  vom  5.  Oktober  1858  Art.  3  und  vom  23.  Juli  1877 
Art.  2  Abs.  3). 

Das  Grund-  und  Gefällkataster  der  allgemein  steuerpflichtigen 
Objekte  zusammen  beträgt  95,4  Mill.  Mark  und  ist  verhältnismässig  am  grössten 
in  den  Oberamtsbezirken 

Oehringen     mit  2,43  Mill.  Mark  bei  einer  allg.  steuerpfl.  Fläche  von  33,453  ha 

.     35,473  , 
.        .        r         .  .  .         .     42,804  , 

,        ,        ,         .  r  ,         .     43,673  , 

.        .        .         .  ,  ,         .     41,357   , 

r     41,586  , 
am  kleinsten  in  dem  Stadtdirektionsbezirk 

Stuttgart      mit  0,35  Mill.  Mark  bei  einer  allg.  steuerpfl.  Fläche  von    2,122  ha 
Das  nur  amts-  und  gemeindesteuer'p flichtige  Kataster  ist  am 
grössten  in  den  Oberamtsbezirken  Freudenstadt,  Neuenbürg,  Ellwangen,  wo  sich 
hauptsächlich  Staatswaldungen  befinden. 
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Waldsee 

,     2,17 
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Nach  dem  seither  im  Gebrauch  gewesenen  alten  Kataster  betrug  die 
allgemeine  steuerpflichtige  Fläche  1,538,343  ha,  nach  dem  neuen  be- 
trägt sie,  wie  angegeben,  1,646,907  ha,  also  um  108,564  ha  mehr,  was  sich  aus 
dem  bereits  erwähnten  früheren  Mangel  genügender  Vermessungen  in  einzelnen 
Landesteilen  erklärt.  Der  Mehrertrag  ist  am  grössten  in  Crailsheim  (mit  nahezu 
6000  ha),  in  Ellwangen,  Münsingen,  Balingen  u.  s.  w. 

Das  Grundsteuerkapital  der  allgemein  steuerpflichtigen  Grundstücke 
hat  sich  von  30,64  Mill.  Mark  auf  93,19  Mill.  Mark,  also  auf  mehr  als  das  Drei- 
fache erhöht.  Das  Verhältnis  ist  in  Heilbronn  wie  1  :4,23,  Aalen  1  :4,09,  Ell- 
wangen 1 :  3,93,  Cannstatt  1 :  3,91,  Stuttgart  Stadt  1 :  3,71 ;  dagegen  in  Spaichingen 
1  : 2,01,  Reutlingen  1 : 2,20  u.  s.  w. 

Nach  Kulturarten  verteilt  sich  das  Grundkataster,  wie  folgt: 


^3    « 

Areal                  Grundsteuerkataster 

II 

o  S 

ö 

allgemein 
Steuer- 
Grund- 
stücke 

a. 

steuer- 
pflichtige 
Grund- 
stücke 
überhaupt 

b. 

im  ganzen 

auf  1  ha 

allgemein 
steuer- 
pflichtig 
a. 

steuer- 
pflichtig 
überhaupt 
b. 

a. 

b. 

ha 

ha 

M. 

M. 

M. 

M. 

Aecker  und  Wechsel- 

felder     .... 

42,11 

814,647 

821,454 

52,185,384 

52,683,616 

64,06 

64,13 

Wiesen       .... 

13,44 

257,406 

262.046 

17,885,683 

18,218,001 

69,48 

69,52 

Weinberge      .     .     . 

1,14 

22,225 

22,275 

3,275,364 

3,283,898 

147.37 

147,43 

Gärten  und  Länder 

0,68 

13,088 

13,319 

1,456,060 

1,486,601 

111,25 

111,62 

Baumgüter     .     .     . 

3,04 

58,728 

59,198 

6,397,265 

6,453,041 

108,93 

109,01 

Hopfengärten      .     . 

0,29 

5,608 

5,634 

732,308 

735,815 

130,58 

130,60 

Weiden      .... 

2,77 

53,007 

54,042 

393,838 

402,311 

7,43 

7,44 

Torffelder       .     .     . 

0,31 

5.789 

6,130 

204,629 

215,437 

35,35 

35,14 

Haus-,  Arbeitsplätze, 

Steinbrüche  .     .     . 

0,23 

3,929 

4,413 

227,229 

247,458 

57,83 

56,07 

Waldungen     .     .     . 

bo,66 

412,480 

598,069 

10,437,357 

15,361,983 

25,30 

25,69 

Betriebsfläche      der 

Eisenbahnen,  Hüt- 

tenwerke u.  SaHnen 

0,19 

— 

3,728 

- 

327,836 

— 

87,93 

Zusammen     .     . 

94,86 

1,646,907 

1,850,308 

93,195,117 

99,415,994 

Auf  das  allgemeine  landwirtschaftlich  benutzte  Areal  kommt  im 
Landesdurchschnitt  ein  Kataster  von  67,04  M.  und  wenn  man  die  nur  amts-  und 
gemeindesteuerpflichtigen  Grundstücke  mitrechnet  von  68,76  M.  vom  Hektar  oder 
21,67  M.  vom  Morgen,  während  die  vom  Staat  verpachteten  Meiereien  im  Durch- 
schnitt 12  M.,  die  einzeln  verpachteten  Grundstücke  28,85  M.,  beide  zusammen 
im  Durchschnitt  21,15  M.  vom  Morgen  ertragen.  Bemerkenswert  ist  die  Wahr- 
nehmung, dass  die  nur  amts-  und  gemeindesteuerpflichtigen  Staatsgrundstücke, 
insbesondere  die  Staatswaldungen,  höher  eingeschätzt  sind,  als  die  Privatgrund- 
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stücke.  An  und  für  sich  aber  und  bei  Vergleicbung  der  verschiedenen  Kultur- 
arten miteinander  entsprechen  die  Einschätzungen  den  obwaltenden  Verhält- 
nissen und  dem  Ertrag,  den  die  land-  und  forstwirtschaftlich  benutzten  Grund- 
stücke gewähren.  Dies  trifft  auch  bei  den  Steueranschlägen  für  die  Waldungen 
zu  mit  25,30  M.,  beziehungsweise  25,69  M.  auf  1  ha,  wenn  man  berücksichtigt, 
dass  die  Reinerträge  der  Staatsforstverwaltung  1883  auf  26,26  M. ,  1884  auf 
27,01  M.  sich  stellten.  Während  aber  sonst  die  Steueranschläge  für  das  neue 
Grundsteuerkataster  ungefähr  das  Dreifache  der  bisher  bestehenden  Anschläge 
ausmachen ,  bei  den  Wiesen  nur  das  Zweiundeinhalbfache,  sind  die  Steueran- 
schläge der  Waldungen  im  Kataster  der  allgemein  steuerpflichtigen  Grundstücke 
beinahe  fünfmal  so  hoch,  als  früher  (10,4  Mill.  Mark  gegen  2,1  Mill.  Mark), 
und  wird  dies  daher  für  die  grösseren  Grundbesitzer  allerdings  sehr  fühlbar 
werden. 

Das  neue  Grundsteuerkataster  ist  ein  Parzellarkataster.  Die  Zahl  der 
Parzellen  beträgt  jetzt  7,165,472  (verglichen  mit  den  5  Mill.  Parzellen  bei  dem 
Abschluss  der  Landesvermessung  mehr  als  2  Mill.  Parzellen  mehr),  von  welchen 
aber  1,203,672  ertragloses  Areal  sind.  Von  den  gegen  6  Mill.  Parzellen  steuer- 
pflichtigen Areals  fallen  52,90  Prozent  auf  die  Aecker  und  Wechselfelder, 
18,12  Prozent  auf  die  Wiesen,  8,66  Prozent  auf  die  Baumgüter,  8,23  Prozent 
auf  Gärten  und  Länder,  —  dagegen  nur  5,01  Prozent  auf  die  Waldungen.  Die 
geringste  Parzellierung  haben  die  Oberämter  Leutkirch,  Wangen,  Ravensburg  — 
mit  durchschnittlich  ungefähr  1  ha  auf  die  Parzelle,  die  grösste  Parzellierung 
die  Oberämter  Waiblingen,  Cannstatt,  Esslingen,  wo  eine  Parzelle  im  Durch- 
schnitt wenig  mehr  als  0,1  ha  umfasst.  Bei  der  Einschätzung  konnte  auf  die 
Stellung  der  einzelnen  Parzellen  im  Betrieb  grösserer  Güter  keine  Rücksicht 
genommen  werden.  Da  in  der  Landwirtschaft  der  grössere  Betrieb  nicht  selten 
eine  kleinere  Rente  abwirft,  als  das  einzelne  Grundstück,  so  ist  es  denkbar, 
dass  der  grössere  Grundbesitzer  auch  hierdurch  in  etwas  benachteiligt  sein 
könnte. 

Zum  Gefällsteuerkataster  sind  im  ganzen  3418  Berechtigungen  ein- 
geschätzt, darunter  92,36  Prozent  Weiderechte. 


Sieht  man,  nach  dem  Vorgetragenen,  auf  jedes  der  drei  grossen  Kataster 
für  sich,  so  wird  man  mit  der  Anerkennung  nicht  zurückhalten  dürfen,  dass 
jedes  derselben  mit  grosser  Sorgfalt,  Umsicht  und  Sachkunde  angelegt  ist.  Gegen 
dieselben  sind  auch  nach  der  ersten  Fertigstellung  nur  wenige  Beschwerden 
erhoben  worden.  Seit  1877  funktionieren  das  Gebäudekataster  mit  einem  regel- 
mässigen jährlichen  Zuwachs  von  gegen  20  Mill.  Mark,  das  Gewerbekataster 
bei  einer  umsichtigen  jährlichen  Richtigstellung  nach  Massgabe  der  von  Jahr 
zu  Jahr  eintretenden  Aenderungen  im  gewerblichen  Leben.  Das  Gleiche  darf 
jetzt  auch  von  dem  Grund-  und  Gefällsteuerkataster  gehoflPt  werden,  wenn  man 
berücksichtigt,  mit  welcher  Sorgfalt  bei  dessen  Herstellung  von  den  Muster- 
schätzungen an  verfahren  wurde.  Die  dem  Staatsminister  der  Finanzen  Dr.  von 
Renner  aus  Anlass  der  Vollendung  dieses  grossen  Werks  dargebrachten  Glück- 
wünsche, welche  mit  denjenigen  wegen  der  Vollendung  seines  fünfzigsten  Dienst- 
jahrs sich  verbinden  konnten,  waren  daher  wohlberechtigt  und  wohlverdient. 
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Die  Kosten  der  ganzen  Katastrierung  wurden  zum  Hauptfinanzetat  für 
1885/87  auf  rund  2,6  Mill.  Mark  angegeben,  wovon  bis  31.  März  1884  ausgegeben 
waren  508,828  M.  auf  die  leitende  Katasterkommission,  479,580  M.  auf  die 
Herstellung  des  Gebäudekatasters,  324,450  M.  auf  die  Herstellung  des  Gewerbe- 
katasters, 255,403  M.  auf  die  Fortfuhrung  beider,  130,180  M.  auf  die  Muster- 
schätzungen  für  das  Grundsteuerkataster,  und  auf  dessen  schliessliche  Her- 
stellung 767,213  M.,  so  dass  noch   zu  verausgaben  geblieben  wären  134,346  M. 


n. 

Der  Abschloss  des  Eatastorwerks  im  ganzen. 

Der  verehrte  Herausgeber  des  Finanzarchivs  bemerkte  im  Jahrgang  1884 
Seite  392:  ,  Württemberg  hat  so  Kataster  gewonnen,  welche  momentan  zu  den 
vollkommensten  gehören  mögen;  die  Gleichmässigkeit  innerhalb  der  einzelnen 
Ertragsgruppe  wurde  erreicht.  Dabei  blieb  man  nicht  stehen,  sondern  man 
sachte  auch  unter  den  Steuergruppen  selbst  Verhältnismässigkeit  herzustellen. 
Ja  in  diesem  Punkt  liegt  der  Schwerpunkt  der  Reform;  es  macht  Württemberg 
alle  Ehre .  diesen  Gegenstand  scharf  in  das  Auge  gefasst  zu  haben.  —  Man 
legte  sich  also  in  Württemberg  die  Frage  vor:  Wie  machen  wir  es,  um  unter 
Berücksichtigung  eines  Existenzminimums  und  Unterscheidung  fundierten  und 
unfundierten  Einkommens  die  einzelnen  Steuerquellen  mit  gleichem  Prozentsatz 
SU  treffen?" 

Die  Lösung  dieser  Aufgabe  war  erst  mit  dem  Abschluss  auch  des  Grund- 
steuerkatasters.  also  auf  den  1.  April  1887  möglich.  Die  Aufgabe  war  eine 
doppelte : 

1.  die  üeberleitung  von  der  Reparti tionssteuer  zur  Quotitäts- 
ateuer; 

2.  die  Gewinnung  des  gleichen  Steuerfusses. 

Zu  Ziff.  1  enthalten  die  Erläuterungen  des  Kapitels  124,  Titel  1  des 
Hauptfinanzetats  für  1887/89  eine  die  Frage  erschöpfende  Ausführung: 

,Da  das  neue  Grund-  und  GefäUsteuerkataster  vom  1.  April  1887  an  zur 
Anwendung  kommen  soll,  worüber  nach  Art.  111  des  Steuergesetzes  vom 
28.  April  1873  durch  das  Finanzgesetz  Bestimmung  zu  treffen  ist,  so  wird  jetzt 
der  Uebergang  zur  Quotitätssteuer  [ —  und  die  Festsetzung  eines  gleichmässigen 
Steuersatzes  von  3,9  Prozent  aus  dem  Reinertrage  der  3  Steuerquellen  — ]  vor- 
geschlagen. — 

,Was  nun  zunächst  die  Steuerverteilimg  betrifft,  so  ergibt  sich  aus  den 
Verhandlungen  der  Stände  zu  dem  Etat  von  1877/79,  dass  dieselben  damals  mit 
der  Ablehnung  einer  [dort  schon  beantragten]  Steuerquot«  von  4  Prozent  der 
Gebäuderente  und  von  3  Prozent  des  steuerbaren  Gewerbeertrages  nicht  prin- 
zipiell gegen  das  System  der  Quotitätssteuer  Stellung  nehmen  wollten,  sondern 
nur  deshalb  an  dem  bisherigen  ümlageverfahren  festhielten ,  weil  das  Grund- 
kataster noch  nicht  abgeschlossen  war,  und  um  der  definitiven  Regelung  de« 
Verteilungsmassstabes  nicht  vorzugreifen. 
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"  , Darüber,  dass  auch  die  Stände  spätestens  mit  Anwendung  des  neuen 
Grundkatasters  den  Zeitpunkt  für  gekommen  hielten,  die  Verteilung  nach 
24-Teilen  aufzugeben  und  zu  der  Quotitätssteuer  überzugehen,  lassen  sowohl  die 
Kommissionsberichte  als  die  Verhandlungen  in  den  Kammern  über  Art.  3  des 
Entwurfs  des  Finanzgesetzes  für  1877/79  keinen  Zweifel.  — 

,Bei  der  Repartitionssteuer  ist  das  Umlage  verfahren  ein  schwieriges  und 
kompliziertes  Geschäft  nicht  bloss  für  die  oberen  Steuerbehörden,  sondern  auch 
für  die  Bezirks-  und  Gemeindebehörden. 

„Dies  wird  kaum  einer  weiteren  Erläuterung  bedürfen,  wenn  man  in  das 
Auge  fasst,  dass  an  Staatssteuer  für  1885/86  entfällt  auf 

100  fl.  Grundkataster  (bei  30  Mill.  Mark  im  ganzen  Kataster)  26  M.  42,068  Pf. 
1000  M.  Gebäudekataster  1  M.    6,878  Pf. 

100  M.  Gewerbekataster  2  M.  89,125  Pf. 

und  dass  beispielsweise   in  Stuttgart   auf  1.  April  1885/86   ausser  der  Staats- 
steuer an  Gemeindeschaden  zu  bezahlen  war 

vom  Grundeigentum  auf  1  fl.  Kataster  1  M.  11,722  Pf. 

vom  Gebäudeeigentum  auf  1000  M.  Kataster     2  M.  88,823  Pf. 

von  Gewerben  auf  100  M.  Kataster  3  M.  84,482  Pf. 

,Mit  aolchen  Bruchzahlen  sind  alljährlich  die  Steuerschuldigkeiten  für  die 
einzelnen  Güterbesitzer,  für  517,000  Gebäudebesitzer  und  für  175,000  Gewerbe- 
treibende, überdies  aber  vierteljährlich  für  eine  grosse  Zahl  von  Inhabern  neu 
entstandener  oder  veränderter  Gewerbebetriebe  zu  berechnen,  während  bei  einem 
festen  Steuersatze  diese  Berechnungen  sich  viel  einfacher  gestalten  würden  und 
nur  dann  neu  vorgenommen  werden  müssten,  wenn  der  Steuersatz  oder  das 
Steuerkapital  sich  ändert. 

,Da  aber  der  alljährlichen  Steuerumlage  die  Berichtigung  der  Kataster 
durch  die  örtlichen  Steuersatzbehörden,  Bezirksschätzungskommissionen  und 
Bezirkssteuerämter  vorauszugehen  hat,  und  diese  Berichtigung  viele  Zeit  erfordert 
und  mancherlei  Verzögerungen  mit  sich  bringt,  so  wird  auch  die  Steuerumlage 
verzögert.  Bevor  aber  der  Umlagefuss  bekannt  ist,  kann  auch  der  regelmässige 
Steuereinzug  nicht  stattfinden,  vielmehr  müssen  die  Gemeindekassen,  welche  mit 
ihren  Steuerablieferungen  nicht  im  Rückstand  bleiben  dürfen,  durch  die  Er- 
hebung von  Abschlagszahlungen  sich  zu  helfen  suchen,  während  eine  zum  voraus 
bestimmte  Steuerquote  den  Einzug  vom  ersten  Monat  des  Steuerjahrs  an  wenig- 
stens bei  allen  denjenigen  Steuerpflichtigen  —  und  es  ist  dies  die  überwiegende 
Mehrzahl  —  ermöglicht,  deren  Kataster  sich  nicht  ändert. 

„Dass  bei  dem  umständlichen  und  schwer  verständlichen  Repartitions- 
verfahren  der  einzelne  Steuerpflichtige  die  Richtigkeit  der  Verhältniszahlen  und 
damit  der  Steuerforderung  nicht  prüfen  kann,  ist  gleichfalls  als  ein  erheblicher 
Missstand  zu  bezeichnen. 

„Neben  diesen  formellen  Schwierigkeiten  haben  die  Repartitionssteuern 
den  grossen  Nachteil,  dass  der  Steuerertrag  nicht  gleichen  Schritt  hält  mit  der 
Bewegung  des  Katasters,  und  dass  insbesondere  der  Katasterzuwachs  keine  ihm 
entsprechende  Vermehrung  der  Steuereinnahmen  zur  Folge  hat.  — 

„Nimmt  die  Leistungsfähigkeit  der  Gewerbetreibenden  infolge  des  Da- 
niederliegens  der  gewerblichen  Thätigkeit  ab,  so  geht  auch  der  Ertrag  [der 
Gewerbe]    zurück.     In  dem  Mass  aber,    in   welchem    der  Ertrag  abnimmt,  ver- 
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mindert  sich  auch  das  Kataster,  während  anderseits  die  Steuerquote  und  damit 
die  Steuerschuldigkeit  des  Einzehien  steigt.  Dagegen  hat  das  Steigen  des 
Katasters  infolge  günstiger  Geschäftsverhältnisse  eine  Ermässigung  des  Steuer- 
fusses  und  damit  der  Steuerschuldigkeit  zur  Folge.  Bei  steigender  Leistungs- 
fähigkeit nimmt  also  die  Steuer  ab,  bei  abnehmender  Leistungs- 
fähigkeit aber  steigt  die  Steuer. 

.Dass  hierdurch  einer  der  obereten  Grundsätze  einer  rationellen  Be- 
steuerung verletzt  wird,  bedarf  keiner  weiteren  Ausführung. 

,In  Württemberg  insbesondere  hat  die  Verbindung  der  drei  Steuerqaellen 
und  die  seit  dem  Jahr  1821  mit  einem  festen  Vert«ilungsmassstab  bestandene 
Repartitionssteuer  zu  einer  Ungleichheit  in  der  Besteuerung  geführt,  die  nament- 
lich seit  dem  Steigen  der  Steuern  zum  Nachteü  der  Landwirtschaft,  ausge- 
fallen ist. 

,Das  Gebäudekataster  und,  wie  die  bisherige  Erfahrung  zeigt,  auch  das 
Gewerbekataster  haben  die  Neigimg  zum  Steigen,  während  das  Grundkataster  in 
der  Hauptsache  stabil  bleibt.  Die  Grundsteuerquoten  bleiben  deshalb  im  wesent- 
lichen gleich,  während  die  Gebäude-  und  Gewerbesteaerquoten  abnehmen. 

.Der  Mangel  brauchbarer  Spezialkataster  bildete  bisher  vor  allem  ein 
unübersteigliches  Hindernis  der  Abänderung  des  Verteüimgsmassstabs.  Jetzt, 
nachdem  solche  Kataster  hergestellt  sind  und  gesetzlich  für  die  Fortführung 
und  Erhaltung  derselben  auf  dem  laufenden  Stande  Vorsorge  getroffen  ist,  kann 
die  bisherige  Verbindung  derselben,  der  damit  verbundene  Verteilungsmassstab 
verlassen,  und  zu  der  Quotitätssteuer  übergegangen  werden,  wie  eine  solche  auch 
bei  anderen  Steuerquellen  längst  besteht,  ohne  dass  sich  dabei  Unzuträglich- 
keiten und  Anstände  ergeben  hätten."   — 

Dieser  Ausführung  in  den  Erläuterungen  zum  Etat  ist  nichts  beizufügen. 
In  der  Ständeversammlung  hat  sich  kerne  Stimme  gegen  den  Uebergang  von 
der  Repartitionssteuer  zur  Quotitätssteuer  erhoben.  Mit  diesem  Vorschlag 
der  Königlichen  Regierung  war  alles  einverstanden. 

Grösseren  Schwierigkeiten  begegnete  dieselbe  dagegen  mit  dem  Vor- 
schlage : 

2.  einen  gleichen  Steuersatz  für  alle  drei  Steuern  anzu- 
nehmen. 

In  den  Erläuterungen  zum  Hauptfinanzetat  1887/89  wird  an  der  bezeich- 
neten Stelle  fortgefahren: 

„Bei  der  Wahl  der  Quotitätssteuer  ist  der  Steuersatz  von  beson- 
derer Bedeutung ,  ob  derselbe  für  die  drei  Steuerquellen  ein  gleicher  oder  un- 
gleicher sein  soll.  Wie  bereits  bemerkt  wurde,  kommt  für  die  Finanzperiode 
1887/89  ein  gleicher  Steuersatz  in  Antrag. 

„Einen  einheitlichen  Steuersatz  hat  schon  der  §  5  des  Gesetzes  vom 
15.  Juli  1821 ,  betreffend  die  Herstellung  eines  provisorischen  Steuerkatasters, 
als  das  zu  erstrebende  Ziel  bezeichnet,  und  wenn  in  der  langen  Reihe  von 
Jahren  dieses  Ziel  nicht  erreicht  wurde,  wenn  vielmehr  der  durch  das  Gesetz 
vom  Jahr  1821  eingeführte  Verteilungsmassstab  nach  24steln  bis  jetzt  fortbestand, 
wodmrch  so  viele  Anstände  und  auch  Ungleichheiten  in  der  Besteuerung  ent- 
standen, so  trug  hieran  vor  allem  der  Mangel  brauchbarer  Spezialkataster  die 
Schuld,  weü  in  Ermanglung  derselben  der  Ertrag  der  drei  Steuerquellen  nicht 
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richtig  berechnet  werden  konnte,  somit  für  eine  Aenderung  des  Verteilungs- 
massstabs eine  sichere  Grundlage  fehlte.  In  Gemässheit  des  Gesetzes  vom 
28.  April  1873  ist  nun  durch  die  neue  Einschätzung  der  Reinertrag  von  Grund- 
eigentum und  Gewerben,  sowie  der  Kapitalwert  der  Gebäude  ermittelt  worden. 
Unter  Annahme  einer  dem  Landesdurchschnitt  entsprechenden  Rente  ist  sodann 
aus  dem  Kapitalwert  der  Gebäude  der  Reinertrag  derselben  im  ganzen  berechnet 
worden.  Es  kann  somit  jetzt  bei  allen  drei  Steuerquellen  der  Reinertrag  als 
Grundlage  benützt  werden,  und  wenn  die  dermaligen  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse in  das  Auge  gefasst  werden,  so  erscheint  die  Annahme  gerechtfertigt, 
dass  der  in  den  3  Katastern  berechnete  Reinertrag  für  die  Zwecke  der  Be- 
steuerung als  ein  gleichwertiger  angenommen  werden  kann,  wodurch  für 
die  jetzigen  Verhältnisse  ein  gleicher  Steuersatz  begründet  sein  dürfte. 

„Wenn  in  der  Festsetzung  eines  gleichen  Steuersatzes  eine  Begünstigung 
der  Landwirtschaft  deshalb  erblickt  werden  wollte,  weil  bei  der  Grundsteuer 
in  den  Kulturkosten  der  Arbeitsverdienst  vom  Rohertrag  in  Abzug  gebracht 
worden  ist,  so  ist  daran  zu  erinnern,  dass,  wenn  der  grössere  Grundbesitzer 
Arbeiten  durch  Knechte  oder  Taglöhner  besorgen  lässt,  ihr  Lohn  für  ihn  ein 
wirklicher  Aufwand  ist,  wogegen  derjenige  Landwirt,  der  durch  eigene  Arbeit 
sein  Feld  bebaut,  sich  dadurch  einen  persönlichen  Arbeitsverdienst  verschaffen 
kann,  von  dem  aber  nur  eine  verhältnismässig  geringe  Summe  für  die  Be- 
steuerung übrig  bliebe,  wenn  von  dem  persönlichen  Verdienste  des  Landwirts 
das  den  Gewerben  gewährte  Existenzminimum  in  Abzug  käme.  Bei  grösseren 
Grundbesitzern  sodann  handelt  es  sich  dabei  hauptsächlich  nicht  um  den  Arbeits- 
verdienst, sondern  um  die  Verzinsung  des  Grundkapitals,  welche  sich  bekannt- 
lich innerhalb  massiger  Grenzen  hält.  Weiter  kommt  in  Betracht,  dass  bei  den 
Gewerben  die  Betriebskapitale  unter  700  M.,  deren  Betrag  im  ganzen  immer- 
hin zu  25  Mill.  Mark  geschätzt  werden  darf,  ganz  steuerfrei  gelassen  worden 
sind,  und  dass  von  dem  gesamten  auf  172,66  Mill.  Mark  geschätzten  Gewerbe- 
ertrage infolge  des  Abzugs  des  Existenzminimums  nur  70,2  Mill.  Mark  als  steuer- 
barer Betrag  übrig  bleiben.  Die  Einwendung,  dass  der  wandelbare  Reinertrag 
der  Gewerbe  gegenüber  dem  aus  Grund  und  Boden,  sowie  aus  Gebäuden  er- 
wachsenden fundierten  Reinertrage  bei  einem  einheitlichen  Steuersatze  über- 
lastet erscheine,  ist  nicht  von  Erheblichkeit,  wenn  erwogen  wird,  dass  das 
Gewerbekataster  auf  Grund  der  gesetzlichen  Bestimmungen  schon  seit  1877 
durch  entsprechende  Revisionen  den  Veränderungen  des  Ertrags  gefolgt  ist  und 
denselben  auch  in  Zukunft  folgen  wird,  wodurch  es  dem  Sinken  oder  Steigen 
des  Gewerbeertrags  angepasst  werden  kann,  während  vor  allem  das  Grund-  und 
in  beschränkter  Weise  auch  das  Gebäudekataster  einen  stabileren  Charakter  an 
sich  tragen. 

„Bei  den  schwierigen  Verhältnissen,  mit  welchen  die  Landwirtschaft  seit 
einer  Reihe  von  Jahren  überhaupt  zu  kämpfen  hat,  zu  denen  gerade  jetzt  der 
höchst  bedauerliche,  ohne  Zweifel  verschiedene  Jahre  nachwirkende  Ausfall  der 
diesjährigen  Obst-  und  Weinernte  kommt,  erscheint  eine  Erleichterung  derselben 
in  der  Besteuerung  begründet,  die  ihr  durch  den  Steuerfuss  gewährt  werden  soll. 

.Bei  der  im  Jahre  1877  stattgehabten  Aenderung  des  Verteilungsraass- 
istabes  wurde  dieser  bei  der  Grundsteuer  von  "/24  auf  *V-2*  herabgesetzt,  welche 
Herabsetzung   sich   dadurch   ergab,   dass  damals   die  Staatssteuer   mit  jährlich 
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4,735,715  M,  einfach  beibehalten  wurde,  welche  seit  1871/72  aus  Grund  und 
Boden  zu  entrichten  war.  Es  ist  jetzt  wieder  erwogen  worden,  ob  sich  diese 
Beibehaltung  nicht  auch  fernerhin  rechtfertigen  würde.  Allein,  was  im  Jahr 
1877  für  eine  andere  Verteilung  fehlte,  das  neue  Grundkataster,  ist  jetzt  vor- 
handen, und  wenn  nach  diesem  die  oben  genannte  Staatssteuer  auf  Grund  und 
Boden  unverändert  umzulegen  wäre,  so  würde  sich  für  100  M.  Reinertrag  bei 
Grund  und  Boden  ein  Steuersatz  von  4,95  Prozent  ergeben,  während,  ebenfalls 
bei  Belassung  der  bisherigen  Staatssteuer,  auf  Gebäude  3,45  Prozent  und  auf 
Gewerbe  2,84  Prozent  kämen.  Eine  solche  Verteilung  würde  gerechten  Grund- 
sätzen nicht  entsprechen,  sie  würde  auch  im  Hinblick  auf  die  Amts-  und  Ge- 
meindeanlagen, welchen  bei  der  Grundsteuer  grosse  Bedeutung  beizulegen  ist, 
Schwierigkeiten  bereiten.  — 

„Um  die  für  1885/87  verabschiedete  Steuersumme  von  jährlich  8,723,315  M. 
annähernd  wieder  zu  erhalten,  ist  bei  allen  3  Steuerquellen  ein  Steuersatz  von 
3,9  Prozent  nötig.  Nach  diesem  Satz  wird  sich  eine  für  die  Etatsjahre  1887/89 
gleiche  Steuer  berechnen 

aus  den  Gebäuden  bei  einem  Gesamtkataster  von  rund 
1930  Mill.  Mark,  welches  nach  den  bisherigen  Ergebnissen  bei 
einem  zweijährigen  Katasterzuwachs  zu  erwarten  ist,  und  bei  einer 
Rente  zu  3  Prozent  von  57,9  Mill.  Mark  auf  2,258,100  M. 

aus  den  G-e werben,  unter  Annahme  eines  Katasters  von 
rund  70,2  Mül.  Mark,  auf  2,737,800  M. 

aus  Grundeigentum  und  Gefallen  bei  einem  Kataster 
von  95,391,690  M.  auf  3,720,275  M. 

zusammen    8,716,175  M. 
weniger  als  für  1886/87  verabschiedet  7140  M. 

,Bei  der  Zugrundlegung  eines  Gebäudekatasters  von  1930  Mill.  Mark 
ist  davon  ausgegangen,  dass  dasselbe  seit  1877/78  durchschnittlich  in  einem 
Steuerjahr  um  18,375,000  M.  zugenommen  hat.  Der  Berechnung  des  Stener- 
ertrags  ist  für  die  beiden  Jahre  1887/88  und  1888/89  ein  Katasterzuwachs  von 
zusammen  40  Mill.  Mark  gegenüber  dem  Stande  von  1885/86  zu  Grunde  gelegt. 

,Bei  dem  Gewerbekataster  ist  nach  den  bei  der  Gewerbeeinschätzung 
für  den  1.  April  1886  gemachten  Erfahrungen  kein  erheblicher  Zuwachs  in  Aus- 
sicht zu  nehmen,  weshalb  der  Katasterstand  für  1885/86  beibehalten  wurde. 

,Für  das  Grund-  und  Gefällkataster  ist  das  Ergebnis  der  erstmaligen 
Einschätzung  massgebend,  da  die  auf  1.  April  1887  vorzunehmende  Kataster- 
richtigstellung keine  wesentliche  Aenderung  ergeben  wird. 

, Vergleicht  man  die  vorgeschlagenen  Steuersätze  mit  dem  früheren  Ver- 
teilungsmassstab, so  triflft  an  der  Gesamtsteuersumme 
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das  Gewerbekataster  , 

das  Grund-  und  Gefallkataster 

,Was  die  einzelnen  Steuerquellen  betrifil,  30  wird  die  Erhöhung  der 
Gebäudesteuer   um   259,007  M.    dadurch   voll   ausgeglichen,    dass   seit  dem 
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Jahre  1877/78  die  Staatssteuer  gleich  geblieben,  das  Kataster  im  ganzen  aber 
seit  jener  Zeit  um  147  Mill.  Mark  gestiegen  ist.  Im  Jahr  1877/78  kam  auf 
1000  M.  Kataster  eine  Quote  von  1  M.  21,32  Pf.,  welche  lediglich  infolge  der 
Repartition  im  Jahr  1886/87  auf  1  M.  05,734  Pf.  herabgegangen  ist.  Bei  dem 
nunmehr  beantragten  Satz  von  3,9  Prozent  kommt  auf  1000  M.  Kataster  ä  3  Pro- 
zent Rente  eine  Steuer  von  1  M.  17  Pf.  Auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  be- 
rechnet sich  die  Gebäudesteuer 

für  1877/78  auf  1  M.  06  Pf., 

für  1887/88  auf  1  M.  13  Pf. 
„Die  Gewerbesteuer  wird  um  738,707  M.  oder  von  2  M.  98,45  Pf.  für 
100  M.  Steuerkapital   im  Jahr  1877/78   auf  nunmehrige   3  M.  90  Pf.   erhöht. 
Auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  berechnet  sich  die  Gewerbesteuer 

für  1877/78  auf  1  M.  06  Pf., 

für  1887/88  auf  1  M.  37  Pf. 
„Dagegen  ergibt  sich  für  die  Grund-  und  Gefällsteuer  eine  Ermässi- 
gung um  1,004,854  M.,  wobei  übrigens  in  Betracht  kommt,  dass  die  Landwirt- 
schaft von  dem  Mehrbetrag  der  Gebäudesteuer  von  259  007  M.  mindestens  7» 
zu  tragen  haben  wird,  da  auf  die  Städte  noch  nicht  einmal  V3  aller  Gebäude 
des  Landes  entfallen  und  die  Gebäudebesitzer  in  den  Landgemeinden  zum 
grössten  Teil  Grundbesitz  haben.  Auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  berechnet  sich 
die  Grund-  und  Gefällsteuer 

für  1877/78  auf  2  M.  51  Pf., 

für  1887/88  auf  1  M.  86  Pf. 
„Obgleich  auch  die  dermalige  Lage  der  Gewerbe  und  des  Handels  manches 
zu  wünschen  übrig  lässt,  ein  Umstand,  der  bei  dem  jetzigen  Antrag  genau  in 
das  Auge  gefasst  wurde,  so  ist  bei  der  vorliegenden  Steuerfrage  an  der 
Hand  der  neuen  Kataster  eine  Vergleichung  der  Gewerbetreibenden  mit  der 
Landwirtschaft  vor  allem  von  Wichtigkeit,  und  diese  rechtfertigt  unter  den 
bereits  angeführten  Verhältnissen  mindestens  eine  Gleichstellung  im  Steuer- 
satz, wobei  weiter  zu  beachten  ist,  dass  die  Erhöhung  der  Gewerbesteuer 
grossenteils  auf  die  grösseren  Städte  des  Landes  fällt.  —  Bei  dem  Zusammen- 
rechnen der  Steueranteüe  jeden  Oberamtsbezirks  ergibt  sich,  dass  nur  der  Stadt 
Stuttgart  und  21  Oberamtsbezirken  höhere  Belastungen  zufielen,  wogegen  allen 
übrigen  Oberamtsbezirken  im  ganzen  Erleichterungen  zu  teil  würden,  ein  Ver- 
hältnis, das  wiederum  im  Hinblick  auf  die  Amt«-  und  Gemeindeanlagen  sehr  zu 
beachten  ist. 

„Mit  besonderer  Aufmerksamkeit",  —  schliesst  dieser  Teil  der  Erläuterungen 
zum  Hauptfinanzetat,  —  „wird  die  Steuerverwaltung  in  den  nächsten  Jahren 
nicht  nur  die  Wirkung  der  neuen  Grundkataster  bei  deren  Verteilung  auf  die 
Gemeinden  und  die  einzelnen  Steuerpflichtigen,  sondern  auch  das  Zusammen- 
wirken der  drei  neuen  Kataster  und  die  Ergebnisse  der  jetzt  beantragten  ver- 
änderten Steuerumlage  verfolgen ,  um  je  nach  dem  Verlauf  wegen  Berücksich- 
tigung etwaiger  Wünsche,  die  bei  einem  so  wichtigen  und  in  die  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  so  tief  eingreifenden  Gegenstande  kaum  ausbleiben  dürften.  Ein- 
leitung treffen  zu  können."  — 

Wenn  oben  gerne  anerkannt  wurde,  dass  der  erste  Teil  der  Erläuterungen 
zu  dem  betreffenden  Etatsabschnitte  erschöpfend  und  dass  dazu  überhaupt  nichts 
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weiter  beizufügen  sei,  so  lässt  sich  dies  von  dem  jetzt  gleichfalls  mitgeteilten 
Inhalte  des  zweiten  Teils  jener  Erläuterimgen  nicht  ebenso  sagen.  Abgesehen 
von  der  gutgemeinten  Zusicherung  am  Schlüsse  imd  dem  vorangehenden ,  für 
das  solamen  miseris  socios  habuisse  malorum  doch  weiten  Raum  lassenden  und 
darum  zur  Beruhigung  wenig  geeigneten  Tröste  unterscheidet  das  Finanz- 
ministerium in  seiner  Beweisführung  nicht  scharf  genug  das,  was  für  die  Gleich- 
wertigkeit der  drei  Kataster  an  sich,  und  das,  wtvs  zu  gunsten  eines  gleichen 
Steuerfusses  bei  den  drei  Steuern  unter  den  bestehenden  dermaligen  Verhält- 
nissen zu  sagen  war.  Das  Finanzministerium  nimmt  überhaupt  die  Begründung 
seiner  Ansicht  von  der  Gleichwertigkeit  der  Kataster  von  vornherein  zu  leicht, 
nachdem  doch  gerade  hiergegen  sowohl  bei  der  Beratung  des  Gesetzes  im 
Jahr  1873,  als  seither  auch  in  der  Literatur  vielfache  Bedenken  geäussert  worden 
%saren  und  es  danach  kaum  mehi-  anging,  die  Gleichwertigkeit  als  etwas  ün 
anfechtbares  einfach  zu  behaupten.  Bei  der  Art  und  Weise,  wie  der  Regierungs- 
vorschlag jetzt  in  die  Erscheinung  trat,  und  nach  der  praktischen  Wirkung, 
welche  er  zur  Folge  haben  sollte,  war  es  nicht  zu  verwimdem,  wenn  dann  der 
Eindruck  sich  festsetzte,  die  Interessen  der  Landwirtschaft  sollen  vor  denen  der 
Gewerbe  und  des  Handels  berücksichtigt,  ja  es  soUe  die  Landwirtschaft  geradezu 
auf  Kosten  der  beiden  letzteren  in  der  Steuer  erheblich ,  um  21,3  Prozent ,  er- 
leichtert, die  beiden  letzteren  nahezu  mit  dem  vollen  effektiven  Betrag  des  zu 
gunsten  der  Landsvirtschaft  bewilligten  Steuemachlasses ,  imd  verhältnismässig 
die  Gewerbe  um  36  Prozent  weiter  belastet  werden.  Während  dem  Notstand 
der  Landwirtschaft  bereitwilliges  Ohr  geschenkt  sei^  entziehe  sich  die  durch  die 
allgemeinen  wirtschaftlichen  Verhältnisse  und  manche  neuen  Gesetze  geschaffene 
schwierige  Lage  auch  der  beiden  anderen  Produktionszweige  dem  teilnehmenden 
Auge  der  Regierung.  Warum  endlich  überhaupt  einen  Nachlass  von  einer  vollen 
Million  Mark  zunächst  an  der  Staatsgrundsteuer,  und  damit  gleichzeitig  ent- 
sprechende Nachlässe  an  den  Amtskörperschafts-  und  Gemeindesteuern  gerade 
jetzt  bewilligen ,  wo  man  für  die  stete  wachsenden  Bedürfnisse  des  Reichs,  des 
Einzelstaats,  der  Amtskörperachaften  und  der  Gemeinden  immer  weitere  Hilfs- 
quellen zu  suchen  habe? 

So  konnte  es  daher  auch  nicht  fehlen,  dass  der  Vorschlag  des  Finanz- 
ministeriums, —  denn  nur  als  ein  solcher,  nicht  als  ein  Vorschlag  der  König- 
lichen Regierung,  trat  er  zuerst  hervor;  bis  sich  dann  bei  Vorlage  des  Nachtrags 
zum  Finanzgesetz  am  25.  April  1887  die  Königliche  Staatsregierung  ausdrück- 
lich gleichfalls  dazu  bekannt  hat,  —  für  alle  3  St-euem  jetzt  den  gleichen 
Steuerfuss  von  3,9  Prozent  des  Reinertrages  anzunehmen,  zwar  bei  den  Land- 
wirten freudiger  üeberraschung  begegnete,  in  den  gewerblichen  und  Handels- 
kreisen dagegen  mehr  und  mehr  beunruhigte  und  zu  zahlreichen  Gegenvor- 
stellungen der  Handels-  und  Gewerbekammem ,  der  Gewerbevereine,  einzelner 
Gewerbszweige  u.  dgl.  Anlass  gab.  Dieser  Bewegung  verdankte  auch  die 
Schrift  des  Sekretärs  der  Stuttgarter  Handels-  und  Gewerbekammer,  Dr.  Hub  er: 
Der  Abschluss  der  Württembergischen  Steuerreform,  Stuttgart,  Metzler,  1887, 
ihre  Entstehung. 

Die  von  der  Kammer  der  Abgeordneten  mit  der  Vorberatung  des 
Vorschlags  beauftragte  Finanzkommission  teilte  sich  in  2  Hälften,  von 
welchen   die   eine  dem  Vorschlag   zustimmte ,    die   um   eine  Stimme  kleinere 
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zweite  Hälfte  dagegen  einem  Vermittlungsantrage  des  zuerst  bestellten  Bericht- 
erstatters, des  Abgeordneten  Beutter  vom  Oberamtsbezirk  Neuenbürg,  beitrat, 
nach  welchem  statt  je  3,9  Prozent  erhoben  werden  sollten: 

an  Grund-  und  Gefällsteuer  4,5  Prozent   des   neuen   Katasters   von  95,39 

Mill.  Mark, 
an  Gebäudesteuer  3,5  Prozent  des  auf  den  Reinertragsfuss  umgerechneten 

Katasters  von  57,9  Mill.  Mark, 
an  Gewerbesteuer  3,4  Prozent  des  Katasters  von  70,2  Mill.  Mark. 
Nach  diesem  Antrage  wäre  der  Ertrag  der 

Grund-  und  Gefällsteuer  auf  4,292,626  M. 

Gebäudesteuer  auf  2,026,500  M. 

Gewerbesteuer  auf  2,386,800  M. 

der  Ertrag  aller  drei  Steuern  auf  8,705,926  M. 
zu  berechnen  gewesen.  Der  Weg,  auf  welchem  der  genannte  Antragsteller  zu 
einer  solchen  Verteilung  gelangte,  war  nicht  gerade  ein  einfacher  zu  nennen. 
Er  ging  davon  aus,  dass  schon  die  Gleichwertigkeit  der  drei  Kataster  anfecht- 
bar sei,  und  wollte,  um  letztere  wenigstens  annähernd  zu  gewinnen,  dem  Grun- 
kataster  noch  hinzurechnen 

1.  den  persönlichen  Arbeitsverdienst  der  Landwirtschaft  in  dem  früher 
geschätzten  Betrage  von  60  Mill.  Mark,  jedoch  wie  bei  dem  Gewerbekataster 
wegen  der  Existenzminima  nur  zu  ^/i,  also  mit  15  Mill.  Mark  und 

2.  den  durch  die  Einschätzung  des  Futterwerts  noch  nicht  völlig  er- 
schöpften Ertrag  der  Viehnutzung  mit  einem  Plus  von  12  Mill.  Mark,  ent- 
sprechend dem  dritten  Teil  des  an  einem  anderen  Ort  auf  36  Mill.  Mark  ver- 
anschlagten Jahresertrags  der  Rind  Viehhaltung  durch  Milchwirtschaft  und  Anzucht. 

So  kam  Beutter  dazu,  das  Grundkataster  von  95,39  Mill.  Mark  auf  122  Mill. 
Mark  zu  erhöhen.  Entsprechend  dieser  Erhöhung  verteilte  er  dann  den  exigierten 
Gesamtsteuerbetrag  von  8,716,175  M.  auf  das 

Grund-  und  Gefällkataster,  jetzt  122  Mill.  Mark,  mit  4,251,792  M. 

Gebäudekataster,  wie  vorher        57,9     „  „        mit  2,017,859  M. 

Gewerbekataster,  wie  vorher        70,2     „  ,        mit  2,446,524  M. 

und  gelangte  schliesslich,  bei  der  Uebertragung  dieser  Erträge  der  drei  Steuern  von 
derRepartitionssteuer  auf  die  Quotitätssteuer,  zu  den  oben  angegebenen  drei  Steuer- 
sätzen von  4,5  Prozent  für  die  Grund-  und  Gefällsteuer,  3,5  Prozent  für  die  Gebäude- 
steuer und  3,4  Prozent  für  die  Gewerbesteuer,  zu  welchen  Sätzen  jede  der  drei  Steuern 
die  nach  dem  Repartionsfuss  zu  leistenden  Summen  annähernd  einbringen  würde. 

Mit  Recht  ist  jedoch  bei  den  Verhandlungen  in  der  Kammer  der  Ab- 
geordneten bemerkt  worden,  dass  eine  gleichraässige  Verteilung  jener  15  Mill. 
Mark  Arbeitsverdienst  und  jener  12  Mill.  Mark  Mehrertrag  der  Viehhaltung  auf 
den  gesamten  Grundbesitz  sehr  ungerecht  wirken  müsste.  30,7  Prozent  des- 
selben sind  ja  Wald  u.  s.  w. 

Gleichwohl  ist  auch  von  dem  ritterschaftlichen  Abgeordneten  Freiherm 
Hans  von  Ow,  dessen  Rede  am  20.  Mai  1887  besonders  zur  Klärung  der  Be- 
griffe und  Klarstellung  der  Rechnungen  beigetragen  hat,  nochmals  ein  ähnlicher 
Weg  zu  Begründung  seines  Vermittlungsvorschlags  betreten  worden,  die  Grund- 
Tind  Gefällsteuer  mit  4,2  Prozent,  die  Gebäude-  und  Gewerbesteuer  mit  je 
3,7  Prozent  zu  erheben,    indem  auch  er   das  Grundkataster  um  15  Mill.  Mark, 
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d.  i.  um  den  Ertrag  der  eigenen  Arbeit  der  Landwirte  und  ihrer  Familien- 
angehörigen, erhöhen  wollte  (=  60  Mill.  Mark  -f  90  Mill.  Mark,  aber  unter 
voller  Ausnutzung  der  Degression  nur  mit  einem  steuerbaren  Betrag  von  '/i«). 

Es  liegt  nicht  in  der  Absicht,  auf  die  Verhandlungen  der  Kammer  der 
Abgeordneten  über  diese  Steuervorlage,  welche  in  der  Zeit  vom  17.  bis  zum 
26.  Mai  1887  nicht  weniger  als  7  grosse  Sitzungen  in  Anspruch  nahmen  und  in 
dem  stenographischen  Berichte  154  doppelspaltige  Seiten  füllen,  hier  des  näheren 
einzugehen.  Während  von  den  Gegnern  des  Regierungsvorschlags,  ausser  den 
bereits  angedeuteten  Gründen,  noch  die  Härte  betont  wurde,  welche  darin  liege, 
dass  auf  die  den  Gewerben  erst  vor  8  Jahren  auferlegte  Steuererhöhung  um 
1,160,000  M.  jetzt  abermals  eine  solche  um  weitere  '/U  Mill.  Mark  folgen  solle, 
bei  einer  gleichzeitigen  Erleichterung  der  Landwirtschaft  um  eine  volle  Million 
Mark,  konnte  für  den  Vorschlag  der  Königlichen  Regierung  allerdings  daran 
erinnert  werden,  dass  es  schon  bei  Verabschiedung  des  Gesetzes  vom  28.  April 
1873  die  ausgesprochene  Absicht  der  gesetzgebenden  Faktoren  gewesen,  die 
längst  empfundene  Ueberlastung  des  Grund  und  Bodens  abzustellen .  und  dass 
jetzt  der  Augenblick  gekommen  sei,  das  hierin  gelegene  Versprechen  einzulösen. 
An  der  für  die  Vorlage  günstigen  Stimmung  der  Mehrheit  der  Versamm- 
lung war  von  vornherein  kaum  zu  zweifeln.  Es  ist  anzuerkennen,  dass  auch 
die  Gründe  dafür  im  Lauf  der  Verhandlungen  sowohl  vom  Mini.stertische  aus, 
als  aus  der  Mitte  des  Hauses  allmählich  ergänzt  und  verstärkt  worden  sind. 

Nur  einer  Episode  muss  noch  besonders  gedacht  werden.  Im  Hinblick 
auf  die  gleichzeitig  in  Fluss  gekommene  Reform  der  Zuckersteuer  und  der 
Branntweinsteuer  im  Reich  und  bei  der  sich  eröffiienden  Aussicht  auf  den  Ein- 
tritt Württembergs  in  die  Branntweinsteuergemeinschaft  glaubten  die  Vertreter 
einiger  durch  die  Verschiebung  des  Beitragsverhältnisses  der  dii*ekten  Steuern 
besonders  schwer  betroffenen  Städte  und  Bezirke,  den  Vizepräsidenten  der 
Kammer  Dr.  Göz  an  ihrer  Spitze,  einen  Ausweg  behufs  vorläufiger  Ab- 
wendung einer  stärkeren  Gewerbesteuererhöhnng  damit  bezeichnen  zu  können, 
dass  sie  anheimstellten,  die  zu  Bestreitung  der  Matrikularbeiträge  für  das 
Reich  geforderten  Summen  nur  für  das  erste  Jahr  der  zweijährigen  Finanz- 
periode 1.  April  1887  bis  31.  März  1889  voll,  im  zweiten  Jahr  aber  statt  der 
exigierten  11,719,331  M.  nur  10  Mill.  Mark  zu  verwilligen.  Würden  sich  die 
Ausgaben  hierdurch  für  die  zweijährige  Finanzperiode  um  1,719,331  M.  er- 
mässigen,  so  könnte  dementsprechend  in  jedem  der  beiden  Jahre  eine  um  rund 
900,000  M.  niedrigere  direkte  Steuer  von  Grundeigentum,  Gebäuden  imd  Ge- 
werben genügen.  Dies  vorausgesetzt,  würde  es  möglich  sein,  unter  Zugrund- 
legung  des  einheitlichen  Steuersatzes  von  3,5  Prozent  der  Reinerträge 
die  Grundsteuer  sogar  noch  um  gegen  400,000  M.  mehr  zu  erleichtern,  als  nach 
dem  Regierungsvorschlage,  auf  der  anderen  Seite  aber  die  Erhöhung  der  Gewerbe- 
steuer auf  ^,'3  der  seitens  der  K.  Regierung  für  notwendig  erachteten  Summe 
zu  beschränken.  Vizepräsident  Göz  brachte  demgemäss  mit  seinen  Genossen 
zwei  Anträge  ein ,  von  welchen  der  erste  sich  bezog  auf  die  Verwilligung  der 
Matrikularbeiträge  zum  Deutschen  Reich  für  1887/89,  der  zweite  auf  die  Ver- 
teilung der  direkten  Steuer  von  Grund  und  Boden,  Gebäude  und  Gewerbe.  Wie 
sich  jetzt  die  verschiedenen  Vorschläge  bezüglich  dieser  Verteilung  nach  ihrer 
finanziellen  Wirkung  zu  einander  stellten,  zeigt  folgende  Uebersicht: 
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Berechnete   Erträge 

Verglichen  mit  der 

Anträge 

der 

bisher  erhobenen 

Grund- 
steuer 

Gebäude-    Gewerbe- 
steuer        Steuer 

zusanimen 

Grund- 
steuer 

Ge- 
bäude- 
steuer 

Ge- 
werbe- 
steuer 

M. 

M. 

M. 

M. 

Bisherige 

Steuerverteilung 

4,726,129 

1,999,093 

1,999,093 

8,723,315 

weniger : 

mehr: 

mehr: 

Kommissions- 

minderheit 

(Antrag   Beutter) 

4,292,626 

(4,5  o/o) 

2,026,500 

(3,5  O/o) 

2,386,800 

(3,4  0|o) 

8,705,926 

432,503 

27,407 

387,707 

Antrag  des  Freih. 
Hans  V.  Ow 

4,006,450 

(4,2  O/o) 

2,142,300 

(3,7  0|o) 

2,597,400 

(3,7  O'o) 

8,746,150 

718,679 

143,207 

598,307 

Vorschlag  der 

Königl.  Regie- 
rung und  An- 

trag der  Kom- 

iniesionsmehrh  ei  t 

3,720,275 

(3,9  O/o) 

2,258,100 

(3,9  0,o) 

2,737,800 

(3,9  O/o) 

8,716,175 

1,004,854 

259,007 

738,707 

Antrag  von  Göz 

und  Genossen 

3,338,709 

(3,5  0|o) 

2,026,500 

(3,5  O/o) 

2,457,000 

(3,5  O/o) 

7,822,209 

1,386,420 

27,407 

457.90 

Es  ist  kaum  zu  verwundern,  dass  der  Antrag  Göz  und  Genossen,  indem 
derselbe  von  den  Gewerben  und  dem  Handel  wenigstens  die  grössere  Steuer- 
erhöhung abzuwenden  suchte  und  gleichzeitig  der  Landwirtschaft  noch  eine 
weitergehende  Erleichterung  anbot,  als  selbst  der  Regierungsvorschlag  gethan 
hatte,  anfanglich  keiner  ungünstigen  Aufnahme  begegnete  und  von  manchem 
als  ein  Mittel  begrüsst  wurde,  einer  unangenehmen  Verlegenheit  sich  zu  ent- 
ziehen, trotzdem  dass  ihm  von  selten  des  Herrn  Staatsministers  der  Finanzen 
sofort  entschieden  entgegengetreten  wurde. 

Unter  solchen  Umständen  war  es  geboten,  durch  einen  noch  bestimmteren 
Regierungsakt  die  Auffassung  des  gesamten  Staatsministeriums  entschieden  dar- 
zulegen. In  der  Sitzung  der  Kammer  der  Abgeordneten  vom  24.  Mai  1887 
ergriff  deshalb  der  Präsident  des  K.  Staatsministeriums,  Staatsminister 
Dr.  Freiherr  von  Mittnacht,  das  Wort: 

„Im  Namen  des  K.  Staatsministeriums  habe  ich  gegenüber  dem  von  den  Herren  Ab- 
geordneten Göz,  Sachs  und  Genossen  gestellten  Antrag,  wonach  als  Matrikularbeitrag  für  das 
Etatsjahr  1888/89  anstatt  der  verlangten  11, 71(1,3:51  M.  nur  lo,ooo,ono  M.  bewilligt  werden  sollen, 
folgende  Erklärung  abzugeben :  Die  Regierung  hat  gegen  diesen  Antrag  die  schwerwiegendsten 
Bedenken.  Die  Herabminderung  des  Matrikularbeitrags  für  das  Etatsjahr  1888(89  um  den  Be- 
trag von  1,719,331  M.  lässt  sich  nicht  damit  rechtfertigen,  dass  für  dieses  Etatsjahr  Württem- 
berg, beziehungsweise  dem  Reich  zum  Anteil  Württembergs  aus  der  Reform  der  Besteuerung 
des  Zuckers  und  des  Branntweins  eine  entsprechend  höhere  Einnahme  erwachsen  werde. 
Was  zunächst  die  Besteuerung  des  Zuckers  betrifft,  so  liegt  bis  jetzt  nur  ein  Gesetzentwurf 
vor,  zufolge  dessen  mit  Wirkung  vom  1.  August  188«  an  der  Ertrag  der  Zuckersteuer  auf 
46  bis  52  Mill.  Mark  gebracht  werden  soll,  gegenüber  35,420,000  M.  nach  dem  Etat  für  1887/88. 
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Würde  diese  Vorlage  Gesetz,  zu  welchem  Behufe  sie  noch  verschiedene  Stadien  zu  durchlaufen 
hai  und  bis  wohin  sie  noch  manche  Aenderungen  erleiden  kann ,  so  könnte  im  günstigsten 
Falle  auf  einen  jährlichen,  sämtlichen  Bundesstaaten  zu  gute  kommenden  Mehrertrag  von 
16,580,000  M.  gerechnet  werden ;  der  Mehrertrag  aus  dieser  Zuckersteuerreform  wird  aber  jeden- 
£&Us  für  das  Etatsjahr  1888/89  ein  ganz  geringer  sein.  Andererseits  ist  auch  die  Annahme 
keineswegs  ausgeschlossen,  dass  die  dem  Reiche  sich  erschliessende  Mehreinnahme  für  weitere 
Bedni'foisse  des  Reichs  in  Anspruch  zu  nehmen  sein  wird.  Bekanntlich  hat  in  der  Beichstags- 
sitzung  vom  n.  Mai  d.  J.  der  K.  preussische  Finanzminister,  von  der  Altersversoi^ng  der 
Arbeiter  abgesehen,  ,ca.  42  Millionen  ganz  sichere  unabweisliche  Mehrausgaben'  bezeichnet, 
.die  der  Reichskasse  über  den  Etat  des  Jahres  1887  88  hinaus  zur  Last  fallen  werden'. 

,  Was  sodann  die  Branntwein  Steuer  betrifft,  so  steht  zur  Zeit  Württemberg  ausser- 
halb der  Branntweinst«uergemeinschaft  und  bedarf  es  erst  einer  Aenderung  in  der  Reservat- 
rechtsstellung Württembergs,  um  für  Württemberg  die  Verminderung  des  Matrikularbeitrags 
oder  die  Erhöhung  der  Ueberweisungen  aus  der  Beichskasse  herbeizuführen ,  welche  aus  der 
beabsichtigten  Branntweinbesteuerung  folgen  würde.  Die  K.  Staatsregierung  wird  ihre  Ent- 
schliessung  bezüglich  der  Aenderung  in  der  Reservatrechtsstellung  Württembergs  nicht  fassen, 
ohne  sich  zu  vergewissem,  ob  sie  sich  in  üebereinstimmung  mit  der  Ansicht  der  Landes- 
vertretung befindet.  Sie  wird  zur  geeigneten  Zeit,  falls  ihr  die  Aenderung  in  der  Reseirvat- 
rechtsstellung  als  im  Interesse  des  Landes  gelegen  erscheint,  eine  Mitteilung  an  die  Stände 
gelangen  lassen;  sie  muss  aber  ablehnen,  dermalen  in  eine  Erörterung  dieser  Frage  einzu- 
treten, imd  zwar  sowohl  aus  prinzipiellen  Gründen,  als  auch  darum,  weil  sie  eine  solche  Er- 
örterung im  gegenwärtigen  Stande  der  Verhandlungen  im  Reichstag  als  den  Interessen  des 
Landes  widerstreitend  betrachten  muss. 

-Die  Regierung  kann  hiemach  von  ihrem  Standpunkte  ans  den  .\ntrag  nur  für  u  n- 
annehmbar  erklären." 

Sodann  fuhr  der  Herr  Ministerpräsident  fort:  ,3ei  dem  engen  Zusammenhang,  in 
welchem  der  zweite  Antrag  der  Herren  Göz  und  Genossen  bezüglich  des  Steuerverteüungs- 
massstabs  mit  der  eben  vorliegenden  Frage  steht,  erlaube  ich  mir,  sofort  auch  die  Erklärung 
des  K.  Staatsministeriums  in  Beziehung  auf  den  Steuerverteflungs-Antrag  der  Herren  Göz 
und  Genossen  abzugeben: 

„Der  von  den  Herren  Göz,  Sachs  und  Genossen  gestellte  Antrag,  den  Satz  der  Grund-, 
Gebäude-  und  Gewerbesteuer  auf  3,5  Prozent  des  steuerbaren  Betrags  festzusetzen  und  dem- 
gemäss  für  jedes  der  beiden  Etatsjahre  nur  7,822,209  M.  zu  verwilligen,  muss  zunächst  schon 
das  Bedenken  erwecken,  dass  für  den  dadurch  entstehenden  Ausfall  an  Deckungsmitteln  im 
Betrag  von  nahezu  90o,ooo  M.  jährlich  eine  Ausgleichung  weder  durch  Abstriche  bei  einzelnen 
Kapiteln  des  Staatsbedar£s ,  noch  durch  die  Einstellung  weiterer  Einnahmen  in  den  Etat  zu 
beschaffen  sein  würde. 

„Eine  Herabsetzung  des  Etatssatzes  für  Matrikularbeiträge  ist  nach  der  Ansicht  des 
Staatsministeriums  ebenso  unzulässig,  als  die  entsprechende  Erhöhimg  der  Ueberweisungen 
ans  der  Reichskasse. 

„Auch  auf  das  Restvermögen  könnte  zu  dem  Behufe  nicht  zurückgegriffen  werden. 
Ganz  abgesehen  von  der  staatsrechtlichen  Frage ,  auf  welchem  Wege  die  Verwendung  der 
Mittel  des  Restvermögens  einzuleiten  ist,  darf  daran  erinnert  werden,  dass  demselben  zu  Her- 
stellung des  Gleichgewichts  zwischen  Ausgaben  und  Einnahmen  in  der  Finanzperiode  188739 
nach  dem  Hauptfinanzetat  und  dem  Nachtrag  zu  diesem  schon  4,«69,74S  M.  78  Pf.  entnommen 
werden  sollen.  Der  noch  verfügbar  bleibende  Bestand  der  Restverwaltxmg  aber  würde  über- 
haupt nicht  zureichen,  den  im  Fall  der  Annahme  des  Antrags  Göz  und  Genossen  entstehenden 
erheblichen  Einnabmeausfall  za  ersetzen. 

„So  willkonunen  für  den  Abschluss  des  Hauptfinanzetats  der  Finanzperiode  1887,'89 
jene  Aushilfe  durch  Restmittel  war,  so  wenig  darf  doch  darauf  srezählt  werden,  dass  auch  bei 
künftigen  Etatsabschlüssen  gleiche  Mittel  in  demselben  Betrage  wieder  zur  Verfügung  stehen 
^werden.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  muss  es  daher  in  hohem  Grade  bedenklich  erscheinen, 
bei  den  laufenden  Einnsdmien  durch  die  BewüUgung  einer  Steuerermässigung  den  Etat  sogar 
noch  zu  schwächen ,  auf  die  Gefahr  hin ,  in  dem  nächsten  Hauptfinanzetat  die  betreffenden 
Steuern  in  noch  stärkerem  Verhältnisse  wieder  erhöhen  zu  müssen.  Die  für  die  Ordnung 
des  Staatshaushalt«  unumgänglich  notwendige  Stetigkeit  würde  damit  ernstlich  gefährdet 
werden. 
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,üeberhaupt  kann  es  sich  in  der  jetzigen  Zeit ,  wo  man  keinen  Augenblick  sicher  ist, 
dass  nicht  neue  Anforderungen  an  den  Staat  und  das  Reich  herantreten,  nicht  um  die  Be- 
willigung einer  so  erheblichen  Steuererleichterung  handeln. 

„Unter  den  gegebenen  Verhältnissen  würde  sich  nach  Ansicht  des  K.  Staatsministerinms 
die  Kammer  der  Abgeordneten  durch  die  Verwilligung  der  Grund-,  Gebäude-,  und  Gewerbe- 
steuer in  dem  von  den  Abgeordneten  Göz  und  Genossen  beantragten  ermässigten  Betrage  in 
einen  Widerspiixch  mit  §  109  der  Verfassung  setzen,  welcher  bestimmt,  dass,  soweit  der  Ertrag 
des  Kammerguts  nicht  zureicht,  der  Staatsbedarf  durch  Steuern  bestritten  wird. 

„Aus  diesen  Gründen  muss  das  Königliche  Staatsministerium  auch  den  von  den  Herren 
Abgeordneten  Göz,  Sachs  und  Genossen  gestellten  Steuerverteilungsantrag  als  unannehm- 
bar bezeichnen." 

Durch  die  unmittelbar  nach  der  Abgabe  dieser  Erklärung  erfolgte  Ab- 
stimmung über  die  auf  die  Matrikulärbeiträge  sich  beziehende  Exigenz,  welche 
mit  grosser  Mehrheit  angenommen  worden  ist,  erhielt  der  erste  Antrag  von  Göz 
und  Genossen  seine  ablehnende  Erledigimg. 

Der  zweite,  die  Steiiei'verteilung  betreffende  Antrag  wurde  darauf  in  der 
Sitzung  der  Kammer  der  Abgeordneten  vom  25.  Mai  1887,  Protokoll  S.  949, 
zurückgezogen. 

Das  Schlussergebnis  der  Verhandlungen  der  Kammer  der  Ab- 
geordneten über  diesen  Gegenstand  überhaupt  war  das,  dass  in  der  Sitzung 
vom  26.  Mai 

1.  der  Antrag  der  Kommissionsminderheit,  d.  i.  der  Abgeordneten  Beutter 
und  Genossen,  mit  65  Stimmen  gegen  24, 

2.  der  Antrag  des  ritterschaftlichen  Abgeordneten  Freiherm  Hans  vonOw 
mit  61  Stimmen  gegen  28  abgelehnt, 

dagegen 

3.  nachdem  Antragder  Kommissionsmehrheit  der  Regierungsvorschlag 
mit  64  Stimmen  gegen  24  Stimmen  angenommen  worden  ist. 

Damit  war  die  Sache  bereits  entschieden.  Die  Kammer  der  Standes- 
herren wäre  nach  ihren  konstitutionellen  Befugnissen,  nachdem  diese  Ent- 
scheidung durch  Art.  10  des  Gesetzes  vom  28.  April  1873  ausdrücklich  dem 
Finanzgesetz  überwiesen  war,  nur  durch  Verwerfung  des  Budgets  im  ganzen 
noch  vielleicht  in  der  Lage  gewesen,  die  Entscheidung  in  Frage  zu  stellen.  Dazu 
bestand  aber  hier  von  vornherein  keinerlei  Neigung.  Im  Gegenteil;  die  ganz 
überwiegende  Mehrheit  war  mit  der  getroffenen  Entscheidung  ganz  einverstanden. 

Dem  Verfasser  gegenwärtiger  Mitteilungen  lag  die  Berichterstattung  ob. 
Er  unterzog  sich  dem  Auftrag  mit  folgender  Ausführung: 

Wie  stellen  sich  die  drei  grossen  Kataster,  das  Grund-  und 
Gefällkataster,  das  Gebäudekataster  und  das  Gewerbekataster,  in  ihrem  Ver- 
hältnisse zu  einander  dar? 

Damit  kommt  der  Berichterstatter  auf  die  in  den  letzten  Wochen  so 
viel  erörtirte  Frage  der  Gleichwertigkeit  derselben  zu  sprechen. 

Es  sollte  gestattet  sein,  hier  zu  unterscheiden  zwischen  den  Anforderungen 
der  Theorie  und  der  praktisch  zu  lösenden  Aufgabe. 

Stellt  man  sich  allerdings  a\if  den  Boden  der  abstrakten  National- 
ökonomie, so  wird  man  nicht  in  Abrede  zu  ziehen  vermögen,  dass  nach  den 
Grundlehren  dieser  Wissenschaft  eine  volle  Gleichwertigkeit  der  drei  Kataster 
nicht  besteht.  Wenn  der  Kapitalwert  eines  Gebäudes  durch  Schätzung  unter 
Zugrundlegung  der   vom  Gesetz   hierfür   an  die  Hand  gegebenen  Merkmale  er- 

848 


-    Die  neuen  württembergischen  Steaerkataster.  349 

mittelt  wird,  so  ist  dies  etwas  anderes  als  bloss  der  kapitalisierte  Reinertrag, 
und  umgekehrt  ist  die  lediglich  nach  einem  allgemein  angenommenen  Prozent- 
satz berechnete  Rente  aus  jenem  Kapitalwert  keineswegs  unbedingt  das  Gleiche, 
wie  der  unmittelbar  ermittelte  Reinertrag  des  Gebäudes.  Für  den  National- 
ökonomen deckt  sich  nicht  ohne  weiteres  ein  R^einei-trag,  wie  er,  zum  Beispiel 
aus  den  Gewerben,  auf  die  eigenen  Angaben  der  Gewerbetreibenden  dmch 
Schätzimg  unter  Benutzung  von  Klassentafeln  festgestellt  und  noch  in  Arbeits- 
und Kapitalgewinn  unterschieden,  mit  einem  andern  Reinertrag,  welcher,  zum 
Beispiel  aus  dem  Grundeigentum,  durch  Schätzung  des  Rohertrags  nach  Abzug 
von  Kulturkost.en  für  ein  Mitteljahr  gewonnen  wird.  Auch  der  Mathematiker 
wüi'de  die  auf  diesen  verschiedenen  Wegen  berechneten  Steueranschläge  und 
steuerbaren  Beträge  schwerlich  im  vollen  Sinne  als  gleich  benannte  Zahlen  mit 
der  Wirkung  anzuerkennen  geneigt  sein,  dass  danach  nun  mittelst  einfacher 
Proportionsrechnung  die  Steuergrössen  mit  absoluter  Genauigkeit  abgeleitet 
werden  dürften. 

Der  Finanztheoretiker  femer  wird  weder  in  dem  Gewerbekataster 
die  Grundlage  für  die  ganze  Besteuerung  der  Gewerbe,  noch  in  dem  Grund- 
kataster den  ganzen  Ertrag  der  Land-  und  Forstwirtschaft  zu  erkennen  im 
stände  sein.  Beiden  müssen  zunächst  aus  dem  Gebäudekataster  gewisse,  aber 
nur  durch  Schätzung  annähernd  zu  bestimmende  Beträge  zugeschieden  werden, 
beiden  tritt  hinzu  das  Einkommen  des  Gehilfen-  und  Arbeiterpersonals,  wie 
dasselbe  der  Dienst-  und  Berufseinkommenssteuer  unterliegt.  Auch  gewisse 
mobile  Werte,  Vorräte,  der  Viehstand  u.  dgL  können  imter  Umständen  einen 
weiteren  Ertrag  abwerfen.  Weim  daher  die  Berufs  Zählung  von  1882  als 
Verhältnis  der  Land-  und  Forstwirtschaft,  zu  Gewerbe  und  Handel  nach  der 
Zahl  der  Erwerbsthätigen  die  beiden  Zahlen  55,7  :  44,3  ergeben  hat,  so  lässt 
dieses  Verhältnis  eine  unmittelbare  Vergleichung  mit  dem  Verhältnis  zwischen 
Grund-  und  Gewerbekataster  schon  deshalb  nicht  zu,  weil  in  denselben  noch 
weitere  als  Grund-  und  Gewerbesteuerpflichtige  mit  eingerechnet  sind  und  es 
überhaupt  nicht  richtig  ist,  wenn  man  das  Verhältnis  der  Grund-  zu  der  Ge- 
werbesteuer identifiziert  mit  dem  Verhältnis  der  Steuerbelastung  der  Land-  und 
Forstwirtschaft  einerseits  zu  der  Steuerbelastung  von  Industrie  und  Handel  auf 
der  andern  Seite.  Das  Gleiche  trifft  auch  zu  bei  dem  andern  Orts  ermittelten 
Verhältnisse  zwischen  dem  Einkommen  aus  Land-  und  Forstwirtschaft  und 
dem  aus  Gewerbe  und  Handel,  welches  sich  stellt  wie  38,81  :  42,80  Prozent  des 
Volkseinkommens  überhaupt  (=  47,5  :  52,5),  dagegen,  nach  Abzug  des  Ein- 
kommens der  Gehilfen  und  Arbeiter,  wie  56,8  :  43,2. 

Dieses  Verhältnis  aber  kommt  den  aus  dem  Grund-  und  dem  Gewerbe- 
kataster sich  ergebenden  Erträgen  doch  schon  recht  nahe,  welche  sich  berechnen 
wie  57,4  :  42,6. 

Der  Berichterstatter  hat  anheimzustellen,  ob  und  welchen  Wert  man 
diesen  Ausblicken  auf  das  Gebiet  der  Statistik,  wie  auf  die  Gnmdlehren  der 
Nationalökonomie  beimessen  will.  Nach  seiner  Ansicht  kann  man  durch  sie 
nicht  bloss  Winke  für  die  Kritik,  sondern  auch  wertvolle  Handhaben  für  die 
Würdigung  des  Katasterwerks  hinsichtlich  seiner  praktischen  Brauchbarkeit 
auch  für  die  Lösung  der  schwierigen  Aufgabe  gewinnen,  wie  das  Beitragsver- 
hältnis der  drei  Steuerquellen,  des  Grundeigentums,   der  Gebäude  und  der  Ge- 
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werbe,  zu  bestimmen  ist.  Zugleich  aber  liefern  sie  den  Beweis,  dass  für  die 
Verteilung  der  direkten  Steuern  von  Grundeigentum  und  Gefällen,  Gebäuden 
und  Gewerben  auf  die  drei  Steuerarten  zur  Zeit  allerdings  der  genaueste  und 
sicherste  Massstab  durch  die  neuen  Kataster  gegeben  ist,  verglichen  mit  dem 
alle  anderen  Anhaltspunkte  doch  erheblich  zurücktreten  müssen.  Eine  Beruhigung 
mag  es  dabei  immerhin  gewähren,  dass  die  verschiedenen  Resultate  nicht  sehr 
weit  auseinander  liegen. 

So  würde  also  für  die  zunächst  praktisch  zu  lösende  Aufgabe 
die  Gleichwertigkeit  der  drei  neuen  Kataster  nicht  zu  beanstanden  sein. 

Es  führt  dies  auf  den  Steuersatz  und  den  Steuer fuss. 

Dass  von  der  seitherigen  Repartitionssteuer,  nach  den  bekannten  Vier- 
undzwanzigsteln, übergegangen  werden  soll  zu  der  Quotitätssteuer,  wobei 
die  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer  im  Finanzgesetz  bestimmt  werden 
nach  Prozenten  der  aus  den  Katastern  sich  ergebenden  Steueranschläge  und 
steuerbaren  Beträge,  bei  der  Gebäudesteuer  nach  vorheriger  Umrechnung  in  die 
steuerbare  Jahresrente,  ist  in  den  Erläuterungen  zu  Kapitel  124  des  Hauptfinanz- 
etats S.  1039  f.  eingehend  begründet,  entspricht  auch  früheren  Beschlüssen  der 
hohen  Kammer  der  Standesherren. 

Grössere  Schwierigkeiten  bereitet  die  Frage,  ob  der  Steuer  fuss,  wie  die 
K.  Regierung  vorgeschlagen  und  die  Kammer  der  Abgeordneten  angenommen 
hat,  der  gleiche  für  alle  drei  Steuern  sein  oder  verschieden  be- 
stimmt werden  soll. 

Art.  10  des  Gesetzes  vom  28.  April  1873  lautet: 

„Der  Betrag  der  zu  entrichtenden  Steuer  jeder  Gattung  (Grund-  und 
Gefäll-,  Gebäude-,  Gewerbesteuer)  wird  für  jede  Etatsperiode  durch  das 
Finanzgesetz  bestimmt. " 

Man  kann  daraus  den  Schluss  ziehen,  dass  nach  der  Absicht  des  Gesetz- 
gebers der  Steuerfuss  nicht  notwendig  für  alle  drei  Steuern  ein  gleicher  sein 
muss.  Durch  die  Entstehungsgeschichte  des  Artikels  und  die  demselben  bei- 
gegebenen Motive  Hesse  sich  unschwer  das  Gegenteil  beweisen. 

Selbstverständlich  schliesst  das  nicht  aus,  dass  der  Steuerfuss  überhaupt 
nicht  gleich  angenommen  werden  dürfte;  es  ist  sogar  zuzugeben,  dass  die 
Gleichheit  sehr  erwünscht  wäre.  Auch  ist  bekannt,  dass  die  Gleichheit  von 
verschiedenen  Seiten,  namentlich  auch  von  hohen  Mitgliedern  der  Kammer  der 
Standesherren  schon  wiederholt  als  das  zu  erstrebende  Ziel   bezeichnet  wurde. 

Der  Berichterstatter  möchte  sich  auch  hier  erlauben,  die  prinzipiellen  und 
die  praktischen  Gesichtspunkte  auseinanderzuhalten. 

Die  prinzipielle  Seite  der  Frage  wird  kaum  besser  dargelegt 
werden  können,  als  es  seinerzeit  in  den  Motiven  zu  dem  Gesetz  von  1873  ge- 
schehen ist,  wo  es  in  der  Einleitung  §  9  heisst: 

„Die  Einträglichkeit  der  Gewerbe  hängt  von  anderen  Ursachen  ab,  als 
die  des  Grundeigentums  oder  der  Gebäude ;  diese  drei  Erwerbsquellen  verändern 
sich  in  ihrer  Ergiebigkeit  nicht  gleichmässig,  das  Verhältnis,  nach  welchem  sie 
zu  den  Staatslasten  beitragen,  muss,  um  gerecht  zu  sein,  diesen  Veränderungen 
entsprechen,  und  dies  kann  nur  erzielt  werden  entweder  durch  häufige  Kataster- 
revisionen oder  durch  den  viel  einfacheren  Weg,  jeder  Steuerquelle  bei  der 
jedesmaligen  Verabschiedung  ihren  besonderen,   den  Zeitverhältnissen  angemes- 
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senen  Beitrag  zu  den  Staatslasten  zuzuscheiden.  —  Wenn  es  richtig  und  zweck- 
mässig ist,  die  Kataster  für  die  verschiedenen  Steuerquellen  getrennt  zu  halten, 
für  jedes  derselben  nach  den  Eigentümlichkeiten  seines  Gegenstandes  und  den 
besonderen  ihm  anklebenden  Merkmalen  der  Ertracrsföhigkeit  besondere  Kata- 
strierungsnormen  festzusetzen  und  diese  den  jeweiligen  Bedürfnissen  und  Zu- 
ständen anzupassen,  so  muss  dennoch  eine  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung, 
das  heisst  die  Belastung  jedes  Einzelnen  nach  Massgabe  seiner  Steuerkraft  her- 
beigeführt werden.  Dies  geschieht  dadurch,  dass  bei  der  jedesmaligen  Festsetzung 
der  Steuer  für  eine  Finanzperiode  in  Erwägung  gezogen  und  bestimmt  wird, 
wie  viele  Prozente  des  einen  Katasters  einer  gewissen  Zahl  von  Prozenten  der 
anderen  entsprechen,  so  dass  die  Gesetzgebung  es  stets  in  der  Hand  hat,  die 
einzelnen  Steuerpflichtigen  durch  die  veränderlichen  Prozentsätze  der  Steuer 
aus  den  einzelnen  Katastern  relativ  gleich  zu  stellen." 

Die  drei  Kataster  für  den  nächsten  Zweck  der  Steuerumlage  und  Steuer- 
verfeilung  als  gleichwertig  auch  angenommen,  würde  daraus  mit  logischer  Not- 
wendigkeit ein  gleicher  Steuerfuss  derselben  noch  nicht  folgen.  Für  den  National- 
ökonomen liegt  hier  die  Analogie  des  Verhältnisses  der  beiden  Edelmetalle  in 
der  Währungsfrage  nahe.  Stete  Bewegung  herrscht  in  dem  wirtschaftlichen 
Leben;  auf  und  ab  spielen  die  Kräfte:  der  , ruhende  Pol  in  der  Erscheinungen 
Flucht"  ist  so  leicht  nicht  zu  finden. 

Aber  doch  steht  auch  hier  kein  Prinzip  entgegen,  wenn  wieder  aus 
praktischen  Rücksichten  ein  gleicher  Steuerfuss  angestrebt  wird  und 
nun  die  Verhältnisse  dessen  Einführung  wirklich  gestatten.  Lässt  sich  das  er- 
reichen, so  entspricht  auch  die  Beibehaltung  des  gleichen  Steuerfusses  einem 
weiteren  praktischen  Bedürfnisse,  solange  in  dem  Verhältnisse  der  Steuerfähigkeit 
der  drei  Steuerqaellen  nicht  ganz  erhebliche  Verschiebungen  eintreten.  Der 
Berichterstatter  erlaubt  sich  in  dieser  Beziehung  zu  erinnern  an  das  Beispiel 
unserer  seit  1858  gleichen  sogenannten  Einkommenssteuern,  nachdem  vorher  die 
Kapital-  und  Renteneinkommenssteuer  5  Prozent,  die  Steuer  von  Apanagen  und  vom 
Dienst-  und  Berufseinkommen  aber  8  Prozent  betragen  hatte. 

Die  dauernde  Erhaltung  eines  gleichen  Steuerfusses  für  die  Ertragssteuem 
ist  allerdings  teilweise  noch  bedingt  durch  deren  Höhe.  Ertragssteuem  dürfen 
nicht  zu  sehr  gesteigert  werden,  sonst  hören  sie  auf,  erträglich  zu  sein.  Die 
ihnen  anhaftenden  Mängel,  zum  Beispiel  die  Nichtberücksichtigung  der  auf  den 
Objekten  haftenden  Schulden,  müssten  immer  fühlbarer  werden.  Sollen  die 
direkten  Steuern  noch  vermehrt  werden,  so  ist  der  Uebergang  zu  neuen 
Steuer  formen  gerade  so  unvermeidlich,  wie  auf  dem  Gebiet  der  indirekten 
Steuern  der  Uebergang  von  den  Rohmaterialsteuem  zu  der  Fabrikatsteuer.  Dem 
Berichterstatter  erschiene  es  deshalb  angezeigt,  jetzt,  nachdem  die  Katasterarbeit 
beendigt  ist,  der  Frage  näher  zu  treten,  ob  unsere  Ertragssteuem  nach  dem 
Vorgang  von  England  und  vom  Königreich  Sachsen  in  richtige  Einkom- 
menssteuern umzubilden,  oder  ob  dieselben  nach  dem  jüngsten  Vorgang 
des  Grossherzogtums  Baden,  neben  einer  entsprechenden  Ermässigung  der  Sätze 
der  Ertragssteuem.  durch  eine  allgemeine  Einkommenssteuer  zu 
ergänzen  wären.  In  beiden  Füllen  bliebe  das  Einkommen,  soweit  es  mit 
Schulden  belastet  ist,  steuerfrei.  Die  Einfuhrang  der  einen  oder  der  anderen 
dieser  Einkommenssteuern  kann  nur  noch  eine  Frage  der  Zeit  sein.    Der  Ueber- 
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gang  dazu  aber  erfordert  Vorsicht.  Um  so  mehr  scheint  es  geboten,  mindestens 
mit  den  Vorbereitungen  zu  beginnen,  bevor  die  Not  drängt,  —  in  der  gleichen 
Weise,  wie  es  auch  mit  der  Einleitung  der  Katasterreform  gehalten  wurde. 

In  dem  jetzt  vorliegenden  Fall  soll  der  gleiche  Steuerfuss  erreicht 
werden  mittelst  einer  Erh  öhung  der  Gewerbesteuer  um  36,9  Prozent 
der  seither  erhobenen  Summe,  wogegen  die  Grund-  und  Gefällsteuer 
um  21,73 Prozent  erleichtert  würde.  Die  Gebäudesteuer  mit  einer  Erhöhung 
um  12,95  Prozent  kommt  weniger  in  Betracht. 

Dass  in  dieser  Form  und  Wechselbeziehung  die  Massregel  Bedenken  er- 
regen konnte,  ist  erklärlich.  Verschiebungen  in  der  Steuerbelastung  der  ver- 
schiedenen Steuerobjekte  und  schliesslich  der  verschiedenen  wirtschaftlichen 
Klassen  dürfen  überhaupt  nur  aus  zwingenden  Gründen  vorgenommen  werden. 
Blosse  Voraussetzungen  können  solche  Gründe  nicht  ersetzen.  Auch  war  durch 
die  vorwiegende  Betonung  des  Notstandes  der  liandwirtschaft  in  den  Erläuterungen 
zu  Kap.  124  des  Hauptfinanzetats  zu  der  gewiss  nicht  beabsichtigten  Deutung 
Anlass  gegeben,  dass  die  Industrie  und  der  Handel  weniger  Rücksicht  verdienen, 
während  allerdings  nur  die  auf  die  Staatsgewerbe  bezüglichen  Kapitel  des 
Hauptfinanzetats  aufzuschlagen  sind,  um  über  die  schwierige  wirtschaftliche  Lage 
auch  mancher  wichtigen  Industriezweige  und  über  deren  Beurteilung  seitens  der 
K.  Regierung  sich  zu  unterrichten. 

Auch  soll,  nach  dem  besonders  eingebrachten  Gesetzesentwurf,  betreffend 
den  Art.  17  des  Gesetzes  vom  23.  Juli  1877,  einige  Ausgleichung  wenigstens 
auf  dem  Gebiet  der  Gemeindesteuern  und  in  den  grösseren  bei  der  In- 
dustrie vorzugsweise  beteiligten  Gemeinden  noch  für  eine  Uebergangszeit  er- 
möglicht, dort  also  auf  die  konsequente  Durchführung  des  gleichen  Steuerfusses 
vorerst  noch  verzichtet  werden. 

Ertragskataster  beruhen  auf  der  Schätzung  der  mittleren  Jahreserträge, 
also  auf  der  Annahme,  dass  die  mageren  Jahre  ihre  Ausgleichung  durch  die 
fetten  finden.  Wenn  daher  in  den  Erläuterungen  zu  Begründung  der  für  die 
Grundsteuer  vorgeschlagenen  Erleichterung  auch  auf  die  in  frischer  Erinnerung 
haftenden  Ausfälle  an  der  letzten  Wein-  und  Obsternte  besonders  hingewiesen 
ist,  so  konnte  hiergegen  mit  Recht  der  Einwand  erhoben  werden,  dass  dies  mit 
dem  Grundbegriff  der  Ertragssteuer  nicht  ganz  stimmen  wolle. 

Das  Hauptbedenken  freilich  war  ein  politisches.  Es  Hess  sich  von 
vornherein  nicht  absehen,  ob  die  Vorlage  nicht  eine  weitergreifende  und  tiefer- 
gehende Beunruhigung  und  Aufregung  im  Lande  hervorrufen,  ob  sie  nicht  zu 
einer  itio  in  partes  zwischen  Landwirten  und  Industriellen  Anlass  geben  könnte. 
Bis  auf  einen  gewissen  Grad  hat  diese  Besorgnis  sich  bewahrheitet,  und  noch 
bei  der  Schlussabstimmxmg  in  der  Kammer  der  Abgeordneten  standen  strenge 
geschieden  auf  der  einen  Seite  die  Vertreter  der  Ritterschaft  und  der  ländlichen 
Bezirke,  auf  der  anderen  Seite  die  Vertreter  der  guten  Städte  und  der  sonstigen 
Zentren  von  Industrie  und  Handel. 

Dabei  ist  aber  doch  nicht  zu  übersehen,  dass  unsere  Landwirte  seit  Jahr- 
zehnten auf  die  Steuererleichterung  sich  Hoffnung  glaubten  machen  zu  dürfen, 
welche  ihnen  das  neue  Grundkataster  bringen  werde,  und  dass  die  Erfüllung 
dieser  Hoffnung  bei  ihnen  allen  längst  nur  als  ein  Akt  der  Gerechtigkeit  gilt. 
Das  jetzt    fertige  Kataster   hat  den  Wünschen   und  Hofftiungen    der  Landwirte 
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unbestreitbar  eine  weitere  Stütze  gegeben.  Wenn  vielleicht  bezüglich  einzelner 
Punkte  noch  Zweifel  bestehen  können,  so  teilen  doch  die  Landwirte  selbst  in 
in  ihrer  grossen  Mehrzahl  solche  nicht.  Die  Verstimmung  und  Enttäuschung, 
welche  in  diesen  Kreisen  selbst  eine  nur  teilweise  Gewährung  der  erwarteten 
Steuererleichterung  hervorrufen  könnte,  darf  wohl  nach  ihrer  politischen  Seite 
gleichfalls  in  Betracht  gezogen  werden. 

Die  längeren  Verhandlungen  über  die  wichtige  und  sehr  schwierige  Frage 
im  andern  Hause  haben,  wie  gerne  anzuerkennen  ist,  in  manchen  Beziehungen 
aufklärend  und  beruhigend  gewirkt,  —  nach  beiden  Seiten  hin  und  weit  in  das 
Land  hinaus.  So  sollte  die  HoflFnung  eine  berechtigte  sein,  dass  das  entschei- 
dende und  gewichtige  Votum  der  Kammer  der  Abgeordneten  vom  26.  Mai  1887 
als  ein  den  Streit  vorerst  tmd  für  möglichst  lange  Zeit  abschliessendes  gelten 
könne.  Ist  dies  der  Fall,  dann  wird  auch  die  vielseitige  Brauchbarkeit  und  der 
hohe  Wert  unseres  jetzt  erst  in  seinem  vollen  Umfange  zur  Anwendung  kom- 
menden, auch  für  etwaige  neue  Steuerformen  die  sicherste  Gi-undlage  bietenden 
grossen  Katasterwerks  in  immer  weiteren  Kreisen  zum  Bewusstsein  und  zur 
verdienten  Anerkennung  gelangen.   — 

Die  Kammer  der  Standesherren  hat  in  der  Sitzung  vom  4.  Juni  1887 
über  den  Gegenstand  beraten  und  einstimmig  ihr  Einverständnis  mit  dem  von 
der  Kammer  der  Abgeordneten  genehmigten  Regierungsvorschlage  erklärt, 
welcher  darauf  durch  den  im  Eingang  wörtlich  angeführten  Artikel  3  des 
Finanzgesetzes  vom  14.  Juni  1887  Gesetzeskraft  erhielt. 

Der  Vollständigkeit  wegen  sei  schliesslich  ei-wähnt,  dass  bei  Einbringung 
des  Hauptfinanzetats  für  1887/89  im  Dezember  1886  im  Hinblick  auf  die  in 
Aussicht  zu  nehmenden  namhaft  höheren  Leistungen  an  das  Deutsche  Reich, 
wegen  der  Steigerung  der  Ausgaben  schon  im  Reichshaushaltsetat  und  dann 
infolge  des  Reichsgesetzes,  betreffend  die  Friedenspräsenzstärke  des  deutschen 
Heeres,  eine  Steuererhöhung  hatte  vorbehalten  werden  müssen,  bei  der  zunächst 
die  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer  in  das  Auge  zu  fassen  gewesen  wäre, 
dass  von  einer  solchen  Steuererhöhung  aber  nach  dem  am  25.  April  1887  den 
Ständen  übergebenen  Nachtrag  zu  jenem  Hauptfinanzetat  Umgang  genommen 
werden  konnte,  dank  dem  oben  bei  den  Gözschen  Anträgen  schon  erwähnten 
verfügbaren  Restvermögen,  mit  welchem  sich  für  1887/89  der  ganze  nachträglich 
ermittelte  Mehrbedarf  von  .3*/s  Millionen  Mark  decken  Hess. 


III. 

Die  Benützung  der  neuen  Kataster  für  die  Umlage  der  Amtskörpeiv 

Schafts-  und  Gremeindesteuem. 

Nach  dem  Gesetz  vom  23.  Juli  1877  über  Besteuerungsrechte  der  Amts- 
körperschaften und  Gemeinden  .A.rt.  17  Abs.  1  soll  die  Umlage  der  von  den 
zuständigen  Behörden  beschlossenen  und  genehmigten  Amtskörperschafts-  und 
Gemeindesteuern  auf  Grundeigentum,  Gebäude  und  Gewerbe  in  dem  für  die 
Heranziehung  derselben  zur  Staatssteuer  bestimmten  Verhältnisse  geschehen. 

Die  Erlassung  dieses  Gesetzes  fiel  zusammen  mit  der  Erhöhung  der 
Staatsgebäudesteuer  von  2,3  Prozent  auf  4  Prozent  und  der  Staatsgewerbestouer 
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von  1,2  Prozent  auf  3  Prozent  des  Reinertrags,  wogegen  die  Grundsteuer  un- 
verändert belassen  wurde.  Hätte  man  den  gleichen  Massstab  gleichzeitig  überall 
auch  bei  der  Umlage  der  Amtskörperschafts-  und  Gemeindesteuern  in  Anwendung 
gebracht,  so  wäre  infolge  dessen  mindestens  in  einzelnen  Gemeinden  die  Belastung 
der  Gebäudebesitzer  und  Gewerbetreibenden  mit  einemmal  zu  sehr  gesteigert 
worden. 

Man  hat  deshalb  im  Jahre  1877  auf  zwei  Wegen  zu  helfen  gesucht. 

Zunächst  wurde  nach  den  Abs.  2  bis  4  der  angeführte  Art.  17  des  Ge- 
setzes vom  23.  Juli  1877  denjenigen  Gemeinden,  bei  welchen  die  Anwendung 
der  neuen  Kataster  erhebliche  Abweichungen  von  dem  prozentualen  "Verhältnisse 
ergeben  hätte,  in  welchem  bis  dahin  das  Grundeigentum,  die  Gebäude  und  die 
Gewerbe  je  für  sich  zu  der  Gemeindesteuer  beigetragen  haben,  die  Abänderung 
dieses  Beitragsverhältnisses  insoweit  gestattet,  dass  keine  der  genannten  drei 
Steuergattungen  dazu  stärker  beigezogen  würde,  als  vorher. 

Der  zweite  Weg  war  der,  dass  durch  die  Art.  18  ff.  des  Gesetzes  vom 
23.  Juli  1877  denjenigen  Gemeinden,  in  welchen  der  auf  das  Grundeigentum,, 
die  Gebäude  und  die  Gewerbe  umzulegende  Gemeindeschaden  den  Betrag  der 
Staatssteuer  übersteigen  würde,  die  Erhebung  örtlicher  Verbrauchsabgaben  von 
Bier,  Fleisch  und  Gas  gestattet  worden  ist,  sofern  nicht  dadurch  der  Gemeinde- 
schaden unter  den  hälftigen  Betrag  der  Staatssteuer  heruntersänke. 
Vgl,  Finanzarchiv  I.  Jahrgang  1884  S.  393  f. 

Beiderlei  Auswege  sollten  nur  vorübergehend  eröffnet  werden.  Mit  der 
Fertigstellung  des  Grundkatasters  dachte  man  den  ersten  abzuschliessen. 

Auch  die  Frist,  bis  zu  welcher  örtliche  Verbrauchsabgaben  von  Bier^ 
Fleisch  und  Gas  erhoben  werden  durften,  sollte  nach  dem  Gesetz  vom  23.  Juli 
1877  Art.  22  schon  mit  dem  31.  März  1881  ablaufen,  wurde  aber  später  durch 
Gesetz  vom  8.  März  1881  bis  zum  31.  März  1887  erstreckt. 

Im  Frühjahr  1887,  wo  auch  das  Grundkataster  fertig  gestellt  war,  stand 
man  aufs  neue  vor  der  Frage,  ob  auch  fernerhin  noch  Ausnahmen  von  der  Regel 
des  Art.  17  Abs.  1  notwendig  bleiben.     Die  Frage  war  zu  bejahen. 

Das  Gesetz,  betreffend  die  Forterhebung  von  örtlichen  Verbrauchs- 
abgaben durch  die  Gemeinden,  vom  25.  März  1887  ist,  nebst  Motiven,  in  dem 
Finanzarchiv  IV.  Jahrgang  1887  S.  1112  ff.  bereits  zum  Abdruck  gekommen. 

Hier  handelt  es  sich  um  ein  zweites,  am  14.  Juni  1887  erlassenes 
Gesetz,    betreffend   die  Abänderung    des  Artikels    17    des   Ge- 
setzes über  Besteuerungsrechte  der  Amtskörperschaften  und  Gemeinden 
vom  23.  Juli  1877. 

Der  bei  den  Ständen  eingebrachte  Entwurf  zu  diesem  Gesetz  lautete: 
Karl,  von  Gottes  Gnaden  König  von  Württemberg, 

Nach  Anhörung  Unseres  Staatsministeriums  und  unter  Zustimmung- 
Unserer  getreuen  Stände  verordnen  und  verfügen  Wir.  wie  folgt: 

Einziger  Artikel. 

An  die  Stelle  der  Abs.  2  bis  4  des  Art.  17  des  Gesetzes  über  Be- 
steuerungsrechte der  Amtsköi'perschaften  und  Gemeinden  vom  23.  Juli  1877 
(Reg,-Bl.  S.  198)  tritt  folgende  Bestimmung: 

Dieses  Beitragsverhältnis  kann  innerhalb  der  Zeit  vom  1.  April  1887 
bis  31.  März   1893    in   denjenigen   Gemeinden   von  mehr   als   .5000   Ein- 
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wohnem,  welche  im  Etatsjahre  1886/87  die  Amtsköi-perschafts-  und  Ge- 
meindesteuern mit  Genehmigung  des  Ministeriums  des  Innern  in  Abweichung 
von  der  Vorschrift  in  Abs.  1  auf  die  drei  Steuerquellen  umgelegt  haben, 
durch  Beschluss  der  Gemeindekollegien  für  das  Gebäude-  und  das  Ge- 
werbekataster mit  der  Massgabe  abgeändert  werden,  dass  das  Gewerbe- 
kataster zu  Lasten  des  Gebäudekatasters  höchstens  um  15  Prozent  der  ge- 
samten, auf  das  Grundeigentum,  die  Gebäude  und  Gewerbe  auszuteilenden 
Umlagesumme  erleichtert  wird. 

Derartige  Beschlüsse  bedürfen  der  Genehmigung  des  Ministeriums  des 
Innern,  welche  jeweils  nur  auf  ein  Jahr  erteilt  wird. 

Unser  Ministerium  des  Innern  ist  mit  der  Vollziehung  dieses  Gesetzes 
beauftragt. 

In  der  Begründung  wird  dazu  bemerkt:  Nach  der  neuen  Ordnung  der 
Staatssteuer  werde  die  Grundsteuer  eine  erhebliche  Erleiehtemng,  die  Gebäude- 
steuer und  besonders  die  Gewerbesteuer  eine  erhebliche  Mehrbelastung  erhalten. 
Damit  nun  nicht  die  Gemeindesteuern  da,  wo  dies  unter  Umständen  zu  schroff 
wirken  könnte,  in  gleicher  Weise  sofort  verschoben  werden  müssen,  sollte  min- 
destens für  die  grösseren  Gemeinden,  welche  schon  seither  die  Ausnahmebe- 
stimmung benutzt  haben,  noch  eine  Zeit  lang  eine  weitere  Ausnahm^tellung 
zugelassen  werden. 

Der  Entwurf  beschränkt  demgemäss  die  Erteüimg  der  Ermächtigung,  die 
Amtskörperschafts-  und  Gemeindesteuern  nach  einem  von  der  gesetzlichen  Regel 
abweichenden  Beitragsverhältnisse  umzulegen,  auf  diejenigen  Gemeinden,  welche 
schon  seither  von  dieser  Befugnis  Gebrauch  gemacht  haben.  Hierbei  war  die 
Erwägung  massgebend,  dass  einerseits  in  allen  übrigen  Gemeinden  ein  ßedürftiis 
zur  Abweichung  von  der  gesetzlichen  Regel  nicht  hervorgetreten,  andererseits 
aber  der  —  die  Gemeinden  gegen  die  Entfesselung  von  Interessenkämpfen,  wie 
sie  die  Steuerverteilung  hervorzurufen  geeignet  ist,  sicherstellende  —  Grundsatz, 
die  Gemeindesteuern  auf  die  drei  Steuerquellen  im  Verhältnis  zu  ihrer  Heran- 
ziehung für  die  Staatssteuer  umzulegen,  soweit  nur  immer  thunlich,  festzuhalten 
ist.  Aus  dem  Kreise  dieser  im  ganzen  siebenzehn  Gemeinden  scheidet  der 
Entwurf  dann  noch  diejenigen  aus,  welche  5000  und  weniger  Einwohner  zählen, 
indem  er  davon  ausgeht,  dass  in  diesen  Gemeinden  bei  der  häufigen  Vereinigung 
der  unter  die  drei  Steuergattungen  fallenden  Steuerobjekte  in  der  Hand  eines 
und  desselben  Steuerträgers  einer  Verschiebung  der  Steuerlast  zwischen  einzelnen 
Katastern  thatsächlich  eine  irgend  erhebliche  Bedeutung  nicht  zukäme.  Danach 
könnten  von  der  vorgeschlagenen  Ausnahmebestimmimg  unter  jenen  siebenzehn 
Gemeinden  nur  elf  für  die  Umlage  des  Amts-  oder  Gemeindeschadens  oder  von 
beiden  zusammen  Gebrauch  machen. 

Da  die  Ausnahmebestimmung  nur  dem  Zwecke  dienen  soll,  die  Einge- 
wöhnung in  die  neue  Steuerverteilung  zu  erleichtem,  so  hat  der  Entwurf  die 
Gültigkeit  derselben  auf  den  Zeitraum  von  sechs  Jahren  begrenzt. 

Der  Rahmen  von  15  Prozent  der  auf  die  drei  Steuerquellen  auszuteilenden  Um- 
lagesumme, innerhalb  dessen  das  Gewerbekataster  zu  Lasten  des  Gebäudekatasters 
erleichtert  werden  kann,  entspricht  der  Maximalgrenze,  bis  zu  welcher  seither 
die  grösseren  Gemeinden  (Stuttgart,  Ludwigsburg)  das  gesetzliche  Beitragsver- 
hältnis abgeändert  haben. 

Eine  Verschiebung  zu  Ungunsten  der  Grundsteuer  sollte  überhaupt  nicht 
mehr  Platz  greifen  können. 
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Die  Uebertragung  der  Genehmigung  der  in  Anwendung  der  Ausnahme- 
bestimmung gefassten  Beschlüsse  der  Gemeindekollegien  an  das  Ministerium  des 
Innern  rechtfertigt  sich  durch  die  Bedeutung  derselben  für  eine  grosse  Anzahl 
von  Steuerpflichtigen,  sowie  durch  die  Notwendigkeit,  darüber  zu  befinden,  ob 
nach  dem  jeweiligen  Verhältnisse  der  Verteilung  der  Staatssteuer  auf  die  drei 
Steuerquellen  ein  Bedürfnis  für  die  Abweichung  von  der  gesetzlichen  Regel 
anzuerkennen  sei. 

In  der  Kammer  der  Abgeordneten  hat  der  Entwurf  durch  den  Beschluss 
vom  4.  Juni  1887  eine  wesentlich  veränderte  Fassung  erhalten. 

Nach  dem  Beschluss  der  Kammer  der  Abgeordneten  sollte  die  Ermächtigung 
zur  ümlegung  der  Amtskörperschafts-  und  Gemeindesteuern  nach  einem  von  der 
gesetzlichen  Regel  abweichenden  Verhältnisse  allen  Gemeinden  erteilt  werden 
können,  welche  mehr  als  3000  Einwohner  zählen,  und  zwar  ohne  Beschränkung 
bloss  auf  die,   welche  seither  von  der  Ermächtigung  Gebrauch  gemacht  haben. 

Im  Anschlüsse  an  die  Gültigkeitsdauer  des  bereits  oben  erwähnten  Ge- 
setzes, betreffend  die  Forterhebung  von  örtlichen  Verbrauchsabgaben  durch  die 
Gemeinden,  vom  25.  März  1887  wurde  auch  dem  hier  vorliegenden  Gesetze  eine 
zehnjährige  Wirksamkeit  zugedacht. 

Die  Entlastung  der  Gewerbesteuer  soll  zwar  auch  durch  Verschiebung 
auf  das  Gebäudekataster  allein  erfolgen  können.  Wo  aber  die  Verhältnisse  es 
wünschenswert  machen,  würde  neben  dem  Gebäudekataster  doch  auch  femer 
wieder  das  Grundkataster  zu  diesem  Zweck  mit  herangezogen  werden  können, 
beide  zusammen  jedoch  nur  insoweit,  dass  die  Entlastung  der  Gewerbesteuer 
auf  15  Prozent  der  gesamten  ümlagesumme  beschränkt  bliebe  und  die  Mehrbelastung 
der  beiden  anderen  Kataster  auf  dieselben  in  dem  gleichen  Verhältnisse  verteilt 
würde,  in  welchem  sie  zur  Staatssteuer  beizutragen  haben. 

Nach  dem  Beschlüsse  der  Kammer  der  Abgeordneten  würde  es  genügen, 
wenn  im  Anschlüsse  an  die  Finanzperioden  die  Genehmigung  des  K.  Ministeriums 
des  Innern  nur  alle  2  Jahre  einzuholen  wäre. 

Endlich  wurde  in  die  Fassung  des  Artikels  auch  der  Abs.  1  des  Art.  17 
aufgenommen. 

Nach  dem  Beschlüsse  der  Kammer  der  Abgeordneten  lautete  derselbe  im 
ganzen  wie  folgt: 

Einziger  Artikel. 

An  die  Stelle  des  Art.  17  des  Gesetzes  über  Besteuerungsrechte  der 
Amtsköi-perschaften  und  Gemeinden  vom  23.  Juli  1877  tritt  folgende 
Bestimmung : 

Die  Umlage  der  von  den  zuständigen  Behörden  beschlossenen  und 
genehmigten  Amtsköi-perschafts-  und  Gemeindesteuern  auf  Grundeigentum, 
Gebäude  und  Gewerbe  hat  in  dem  für  Heranziehung  derselben  zur  Staats- 
steuer bestimmten  Verhältnis  zu  geschehen. 

Dieses  Beitragsverhältnis  kann  innerhalb  der  Zeit  vom  1.  April  1887 
bis  31.  März  1897  in  Gemeinden,  welche  mehr  als  3000  Einwohner  zählen, 
durch  Beschluss  der  Gemeindekollegien  in  der  Art  abgeändert  werden, 
dass  das  Gewerbekataster  höchstens  um  15  Prozent  der  gesamten  auf  das 
Grundeigentum,  die  Gebäude  und  die  Gewerbe  auszuteilenden  Umlage- 
summe erleichtert  wird. 

Jede  Mehrbelastung  des  Grundkatasters  ohne  gleichzeitige  höhere  Be- 
lastung des  Gebäudekatasters  ist  unzulässig ;  auch  darf,  wenn  das  Grund- 
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kataster  zugleich  mit  dem  Gebäudekataster  höher  belastet  wird,  die  Mehr- 
belastung keines  dieser  Kataster  in  einem  höheren  Verhältnis  geschehen, 
als  in  demjenigen,  in  welchem  beide  Kataster  zur  Staatssteuer  beizutragen 
haben  oder,  falls  sie  staatssteuerpflichtig  wären,  beizutragen  hätten. 

Derartige  Beschlüsse  unterliegen  der  Genehmigung  des  Ministeriums 
des  Innern,  welche  jeweils  nur  auf  die  Dauer  von  zwei  Jahren  erteilt 
wird. 

In  der  Kammer  der  Standesherren  hatte  ich,  als  Berichterstatter  der 
Finanzkommission,  dazu  folgendes  vorzutragen: 

Nachdem  die  drei  Steuerkataster  jetzt  sämtlich  fertiggestellt  sind,  würde 
an  sich  die  Konsequenz  es  als  das  Richtigste  erscheinen  lassen,  dieselben  bei  der 
Umlage  der  Gemeindesteuern  gerade  so  anzuwenden,  wie  bei  dem  Ansätze  der 
Staatssteuer.  Nur  die  Erwägung,  dass  in  diesem  Falle  in  einzelnen  grösseren 
Städten  des  Landes  die  schon  bei  der  Staatssteuer  zu  Ungunsten  der  Gewerbe- 
treibenden sich  fühlbar  machende  Verschiebung  in  noch  erhöhtem  Masse  für  die 
letzteren  empfindlich  wirken  müsste,  kann  daher  dazu  bestimmen,  nochmals 
eine  Ausnahmebestimmung  zunächst  für  eine  weitere  Uebergangszeit  zu  ge- 
währen. 

Es  fragt  sich: 

1.  bei  welchen  Gemeinden  macht  sich  das  Bedürfnis  fühlbar  nach  einer 
solchen  Ausnahmebestimmung? 

2.  worin  hätte  die  Ausnahmebestimmung  zu  bestehen? 

Zu   1.    Bis  jetzt    haben   von   der  Erleichterung  Gebrauch   gemacht   die 


Gemeinden 

Stuttgart  mit 

125,901  Einwohnern 

Schramberg  mit 

5,302  Einwohnern 

Cannstatt  mit 

18,031 

,, 

Geislingen  mit 

4,779 

, 

Reutlingen  mit 

17,.319 

» 

Urach  mit 

3,962 

j, 

Ludwigsburg  mit 

16,201 

T 

Wildbad  mit 

3,514 

* 

Göppingen  mit 

12.102 

, 

Künzelsau  mit 

2,911 

s 

Aalen  mit 

6,804 

, 

Lauterbach, 

Heidenheim  mit 

6,709 

« 

O.-A.  Obemdorf,  m. 

1,980 

> 

Ebingen  mit 

6,124 

> 

Herrenalb. 

Weingarten  mit 

5,448 

» 

O.-A.  Neuenbürg,  w 

1.    512 

T 

Metzingen  mit 

5,350 

„ 

Von  diesen  siebenzehn  Gemeinden  würden  nach  dem  Regienmgsentwurf 
die  letzten  sechs,  nach  dem  Beschluss  der  Kammer  der  Abgeordneten  die  letzten 
drei  von  einer  ausnahmsweisen  Behandlung  für  die  Zukunft  ausgeschlossen  sein. 

Fiele  aber  die  von  der  K.  Regierung  vorgeschlagene  Bedingimg  weg,  dass 
nur  solche  Gemeinden  berücksichtigt  werden  können,  welche  auch  seither  schon 
von  der  Erleichterung  Gebrauch  gemacht  haben,  so  könnte  es  sich  noch  um 
folgende  Gemeinden  handeln. 

Bei  der  Beschränkung  auf  solche  mit  mehr  als  5000  Ein- 
wohnern noch  um 

Ulm  mit  33,611  Einwohnern     Gmünd  mit  15,321  Einwohnern 

Heilbronn  mit  27,758  „  Tübingen  mit  12,557 

Esslingen  mit  20,864  „  Ravensburg  mit       11,482 

Femer  um  die  nachbenaimten  Gemeinden  mit  weniger  als  10,000,  aber 
immer  noch   mit  mehr  als  5000  Einwohnern:   um  Hall,   Tuttlingen,   Biberach, 
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Rottenburg,  Kirchheim,  Freudenstadt,  das  übrigens  bis  jetzt  keinen  Gemeinde- 
schaden umlegt,  weiter  um  Backnang,  Rottweil,  Nürtingen,  bei  dem  das  Ver- 
hältnis das  gleiche  ist  wie  bei  Freudenstadt,  um  PfuUingen,  endlich  um  die 
Pfarrdörfer  Baiersbronn,  Schwenningen,  Feuerbach,  zusammen  1 1  -)-  6  -f- 10  F  3  =  30, 
und  nach  Abzug  von  Freudenstadt  und  Nürtingen  noch  28. 

Zwischen  5000  und  4000  Einwohner  haben  ausser  dem  schon 
erwähnten  Geislingen  noch  Ellwangen,  Crailsheim,  Calw,  Laupheim,  dann  ins- 
besondere zwischen  4500  und  4000  Einwohner  Schorndorf,  Mergentheim, 
Murrhardt,  Waiblingen,  Ehingen  a.  D.,  Böblingen,  Sindelfingen,  Saulgau,  zu- 
sammen 13. 

Zwischen  4000  und  3000  Einwohner  endlich  haben  ausser 
den  schon  genannten  Urach  und  Wildbad  noch  Bietigheim,  Oehringen,  Zuffen- 
hausen,  Langenau,  Fellbach,  Messingen,  Wasseralfingen,  Laufen  a.  N.,  ßöckingen, 
Winnenden,  Eningen,  Nagold,  Balingen,  Untertürkheim,  Vaihingen  a.  E.,  Dettingen 
Oberamts  Urach ,  Weilheim  u.  T. ,  Schnaitheim ,  Friedrichshafen ,  Giengen, 
Neckarsulm,  zusammen  23,  im  ganzen  also  30+13  +  23  =  66. 

Ein  Antrag,  die  Ermächtigung  zu  einer  ausnahmsweisen  Behandlung 
aller  Gemeinden,  welche  das  Bedürfnis  nachweisen  könnten,  zu  verleihen, 
blieb  in  dem  andern  Hause  in  der  Minderheit. 

Ebenso  erlangte  der  Antrag,  die  Ermächtigung  auf  Gemeinden  von  mehr 
als  4000  Einwohnern  zu  beschränken,  die  Mehrheit  nicht,  46  Stimmen  waren 
dagegen,  36  dafür. 

Für  diesen  Antrag  hat  sich  auch  der  Vertreter  der  K.  Regierung  eventuell 
erklärt,  falls  man  es  nicht  bei  5000  belassen  wolle. 

Ausgeschlossen  würden  dabei:  Urach  und  Wildbad,  welche  seither  die 
ganze  nach  der  gesetzlichen  Regel  auf  Gebäude  und  Gewerbe  fallende  Mehr- 
belastung auf  die  Grundsteuer  überwiesen  haben. 

Für  die  Ausdehnung  auf  Gemeinden  mit  bis  zu  4000  Einwohnern,  —  im 
ganzen  nur  13  mehr  als  nach  dem  Entwurf,  während  es  sich  bei  dem  Herunter- 
steigen bis  zu  3000  um  noch  weitere  23  handeln  würde,  —  spricht  unter  anderem 
die  Rücksicht  auf  Geislingen,  dessen  Gewerbetreibende  bisher  durch  die  Ueber- 
weisung  der  sie  sonst  mit  6,79  Prozent  treffenden  Mehrbelastung  auf  Grundeigentum 
und  Gebäude  erleichtert  worden  sind. 

Geislingen  würde  allerdings  noch  berücksichtigt  bleiben,  auch  wenn  man 
die  Grenze  auf  4500  Einwohner  beschränken  wollte.  Ausgeschlossen  würden 
bei  dieser  Grenzbestimmung  die  Gemeinden  Schorndorf,  Mergentheim,  Murrhardt, 
Waiblingen,  Ehingen  a.  D.,  Böblingen,  Sindelfingen  und  Saulgau,  von  denen 
auch  wohl  bei  dem  Verhältnisse  ihrer  Gewerbekataster  zu  den  beiden  anderen 
Katastern  kaum  eine  veranlasst  sein  wird,  eine  Verschiebung  des  Beitragsver- 
hältnisses vorzunehmen. 

Wenn  daher  die  Finanzkommission  doch  zu  dem  Antrag  gelangt,  die 
Grenze,  bis  zu  welcher  herab  eine  Ausnahmestellung  bewilligt  werden  dürfte, 
auf  Gemeinden  von  mehr  als  4000  Einwohnern  festzusetzen,  so  sind  hierfür 
mehr  taktische  Rücksichten  entscheidend  gewesen,  die  Hoffnung,  für  diesen  Vor- 
schlag rascher  auch  eine  Mehrheit  in  dem  andern  Hause  gewinnen  zu  können. 

Auch  seither  wurde  trotz  des  Mangels  jeder  Grenzbestimmung  nach  unten 
von  der  Möglichkeit  der  Verschiebung  des  Beitragsverhältnisses  doch  sehr  wenig 
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<]rebrauch  gemacht.  Wenn  jetzt  die  Vorbedingungen  noch  beschränkt  werden, 
wenn  überhaupt  äussersten  Falles  nur  etliche  40  Gemeinden  in  Frage  kommen 
können,  von  denen  bis  jetzt  nur  12  von  der  Ausnahme  Gebrauch  gemacht  haben, 
wird  kaum  anzunehmen  sein,  dass  mehr  Gemeinden  als  seither  noch  darum 
nachsuchen  dürften.  Die  Erhöhung  der  Gewerbesteuer  ist  ja  doch  lange  nicht 
so  bedeutend,  wie  im  Jahre  1877. 

Zu  2.  Bisher  war  das  prozentuale  Verhältnis,  bis  zu  welchem  eine  Ver- 
schiebung der  Beitragsleistimg  der  drei  Steuerquellen  zulässig  sein  sollte,  im  Gesetz 
nicht  bestimmt.  In  12  der  17  Gemeinden,  welche  bisher  von  der  Erleichterung 
Gebrauch  machten,  wurden  die  Gewerbe  ausschliesslich  auf  Kosten  des  Grund- 
eigentums, —  Wüdbad  bis  zu  19,70  Prozent,  Cannstatt  bis  zu  12,95Prozent,  Lauter- 
bach bis  zu  11,96  Prozent,  Herrenalb  bis  zu  11,70  Prozent,  Schramberg  bis  zu 
11,36  Prozent,  Urach  bis  zu  10,11  Prozent  erleichtert.  Das  Verhältnis,  dass  die 
Gewerbe  ausschliesslich  zu  Ungunsten  der  Grundsteuer  entlastet  werden  können, 
ist  in  Zukunft  nicht  mehr  möglich. 

Nur  von  fünf  Gemeinden  wurden  seither  schon  zu  diesem  Zweck  auch 
die  Gebäude  beigezogen,  und  zwar  namentlich  \'on  Stuttgart,  wo  zur  Erleich- 
terung der  Gewerbe  um  17,95  Prozent  das  Grundeigentum  um  2,36  Prozent,  die 
Gebäude  aber  um  15,59  Prozent  höher  herangezogen  wurden,  dann  von  Ludwigs- 
burg, wo  der  Grundsteuer  9,19  Prozent,  der  Gebäudesteuer  10,63  Prozent  zugelegt 
•wurden,  um  die  Gewerbe  um  19,82  Prozent  zu  entlasten. 

Auf  mehr  als  15  Prozent  der  gesamten  Steuerumlage  hat  sich  die  Verschiebung 
des  Beitragsverhältnisses  bisher  schon  überhaupt  nur  in  den  drei  Gemeinden 
Ludwigsburg,  Stuttgart  und  Wildbad  erstreckt  Wildbad  käme  nach  dem  Vor- 
bemerkten fernerhin  überhaupt  nicht  weiter  in  Betracht.  In  Ludwigsbiurg  und 
Stuttgart  begegnet  die  Beschränkung  auf  15  Prozent  keinem  erheblichen  Anstände. 
10  Prozent  wurden  bis  jetzt  noch  überstiegen  in  Aalen,  Cannstatt.,  Heidenheim, 
Lauterbach,  Herrenalb,  Schramberg  und  Urach.  In  sieben  Gemeinden  bewegt 
sich  die  Verschiebung  unter  10  Prozent. 

Die  nach  dem  Regierungsentwurf  noch  beabsichtigte  Beschränkung  der 
Ueberleitung  der  Mehrbelastung  des  Gewerbekatasters  ausschliesslich  auf  das 
Gebäudekataster  wurde  allerdings  aufgegeben.  Es  soll  zwar  zulässig  sein,  die 
Gewerbesteuer  allein  durch  die  üeberweisung  der  Mehrbelastung  bis  zu  15  Prozent 
auf  die  Gebäudesteuer  zu  erleichtem.  Dagegen  sollen  die  Gemeinden,  welche 
überhaupt  unter  die  Ausnahmebestimmung  fallen,  nicht  gehindert  sein,  den 
überwiesenen  Betrag  wie  seither  auf  Gebäude-  und  Grundkataster  zu  verteilen. 
Nur  das  bisher  am  häufigsten  vorkommende  Verhältnis,  dass  die  Entlastung  des 
Gewerbekatasters  ausschliesslich  zu  Ungunsten  des  Grundkatasters  erfolgen 
könnte,  ist  hinfort  nicht  mehr  mögUch.  Das  Verhältnis  der  Verteilung  des 
überwiesenen  Betrags  zwischen  Gebäude-  und  Grundsteuer  soU  das  gleiche  sein, 
wie  dasjenige,  in  welchem  beide  zur  Staatssteuer  beizutragen  haben.  Also  an- 
genommen :  nach  der  Regel  des  Abs.  1  des  Art.  17  würde  es  auf  die  Gewerbe- 
steuer treffen  mit  50  Prozent,  auf  Gebäude  mit  40  Prozent,  auf  den  Grund  und 
Boden  mit  10  Prozent,  und  sollen  nun  15  Prozent  der  Gesamtumlage  von  der 
Gewerbesteuer  abgewälzt  werden,  so  blieben  von  dieser  übrig  35  Prozent.  Die 
15  Prozent  aber  wären  der  Gebäude-  und  Grundsteuer  zuzulegen  in  dem  Verhält- 
nisse von  40:10  =  4:  1  und  würde  sich   danach  die  Gebäudesteuer  erhöhen  auf 
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.52  Prozent,  die  Grundsteuer  auf  13  Prozent.  Sieht  man  auf  die  Kataster  der 
beteiligten  Gemeinden  im  einzelnen,  so  zeigt  es  sich,  dass  der  Fall,  dass  das 
Grundkataster  bei  der  Gesamtumlage  nach  der  Regel  des  Abs.  1  mit  10  Prozent 
beteiligt  wäre,  die  grosse  Ausnahme  bildet,  bei  Stuttgart  ist  das  Verhältnis 
nur  1,3  Prozent,  bei  Ludwigsburg  4,6  Prozent. 

Im  Hinblick  hierauf  glaubt  die  Finanzkoramission  bei  diesem  Beschlüsse 
des  andern  Hauses  sich  beruhigen  zu  können,  wenn  auch  einzelne  Kommissions- 
mitglieder es  gerne  gesehen  hätten,  dass  es  beim  Regierungsentwurfe  ge- 
blieben wäre. 

Die  Fassung  ist  hier  nicht  ganz  leicht  zu  verstehen.  Deutlicher  wäre  es 
wohl  gewesen,  wenn  in  Abs.  4  gesagt  worden  wäre : 

„auch  darf  die  Mehrbelastung  dieser  Kataster  in  keinem  andern  Ver- 
hältnis geschehen,  als  in  demjenigen"  u.  s.  w. 

Doch  enthält  sich  bei  dem  vorgerückten  Stande  der  Verhandlungen  des 
gegenwärtigen  Landtags  die  Kommission,  hierauf  einen  Antrag  zu  stellen. 

Ueberschrift,  Eingang  und  Schluss  des  Gesetzesentwurfs  sind 
nicht  zu  beanstanden. 

Der  Antrag  der  Kommission  geht  hiemach  dahin  : 

dem  Entwurf  eines  Gesetzes,  betreffend  die  Abänderung  des  Art.  17 
des  Gesetzes  über  Besteuerungsrechte  in  Amtskörperschaften  und  Gemein- 
den vom  23.  Juni  1877  in  derjenigen  Fassung  zuzustimmen,  wie  der  Ent- 
wurf aus  der  Beratung  der  Kammer  der  Abgeordneten  hervorgegangen 
ist,  jedoch  mit  der  Abänderung,  dass  in  dem  dritten  Absatz, 
Linie  2  dieser  Fassung  statt  „in  Gemeinden,  welche  mehr  als  3000  Ein- 
wohner zählen"  gesetzt  werden  soll:  „in  Gemeinden,  welche  mehr 
als  4000  Einwohner  zählen." 

In  dieser  Fassung  wurde  der  Gesetzesentwurf  am  6.  Juni  1887  von  der 
Kammer  der  Standesherren,  am  7.  Juni  auch  von  der  Kammer  der  Abgeordneten 
angenommen  und  am  14.  Juni  zum  Gesetz. 

Die  Regel,  dass  die  Verteilung  der  Steuer  auf  Grund  und  Boden,  Gebäude 
und  Gewerbe,  auch  soweit  es  sich  um  Gemeindeumlagen  handelt,  nach  den 
neuen  Katastern  stattfinden  soll,  wird  also  ausdrücklich  sanktioniert.  Sind  diese 
Kataster  richtig,  wie  fast  allseitig  anerkannt  wurde,  so  sollen  sie  auch  die 
Grundlage  für  die  Gemeindebesteuerung  bilden.  Nur  hätte  die  ausnahmslose, 
unvermittelte  Anwendung  dieser  Regel  an  einzelnen  Orten  und  für  einzelne 
Steuerquellen  oder  einzelne  Klassen  von  Pflichtigen  wieder,  wie  im  Jahre  1877, 
besonders  hart  gewirkt.  Man  darf  nicht  vergessen,  dass  die  Staats  -  Gewerbe- 
steuer um  36  Prozent  erhöht  wurde  und  dass  neben  dieser  Erhöhung  schon 
diejenige  von  1877  zu  tragen  ist.  In  einzelnen  grösseren  Gemeinden  hätte  sich 
daher  bei  einfacher  Anwendung  der  Regel  auch  auf  die  Gemeindesteuer  die 
Verschiebung  der  Steuerlast  als  eine  sehr  bedeutende  dargestellt.  Auch  wo  sich 
am  Grundkataster  nichts  gemindert  hat,  steigert  sich  bei  einzelnen  derselben 
die  schon  bisher  grosse  Gewerbesteuerlast  sehr  bedeutend  und  hätte  dies 
vollends  bei  den  Gemeindeumlagen  eine  ganz  ungeahnte  Verschiebung  in  dem 
Beitragsverhältnis  zur  Folge  gehabt.  So  in  Cannstatt,  wo  zwar  die  Staatssteuer 
aus  dem  Grundeigentum  höher  wird,  als  bisher,  wo  aber  an  Gemeindesteuer  auf 
dieses  statt  bisher  24  Prozent  nur  noch  10  Prozent  der  Gesamtsteuer   kommen 
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würden :  femer  in  Geislingen,  wo  dieses  Verhältnis  von  16  Prozent  auf  4  Pro- 
zent sich  geändert  hätte,  während  die  Gewerbe  für  72  Prozent  der  Gesamt- 
eteuer  aufzukommen  gehabt  hätten. 

Indem  jetzt  das  Gesetz  vom  14.  Juni  1887  solchen  Verhältnissen  Rech- 
nung trägt,  verleugnet  dasselbe  doch  nirgends  den  Chai-akter  einer  Ausnahme- 
massregel. Die  Grundsteuerpflichtigen  werden  thatsächlich  entlastet,  nur  die 
höhere  Belastung  der  Gewerbesteuerpflichtigen  soll  da,  wo  sie,  mit  einemmale 
durchgeführt,  zu  schwer  wirken  würde,  im  Gemeindehaushalt  erst  allmählich 
eintreten  können.  Dazu  sind  10  Jahre  Zeit  gelassen.  Im  ganzen  aber  bleibt  der 
Umfang  der  Wirksamkeit  des  Gesetzes  ein  sehr  beschränkter.  Von  den  1920  Ge- 
meinden des  Landes  kann  das  Gesetz,  nachdem  die  Zahl  von  4000  Einwohnern 
einer  Gemeinde  als  diejenige  angenommen  wurde,  für  welche  die  Ausnahme- 
massregel allein  Platz  greifen  darf,  1880  Gemeinden  gar  nicht  trefi"en  und  von 
den  übrigen  40  werden  thatsächlich  vielleicht  nicht  einmal  20  in  den  Fall 
kommen,  davon  Gebrauch  zu  machen. 

Auch  in  dieser  Beschränkung  nur  auf  einzelne  der  grösseren  und  grössten 
Gemeinden  des  Landes  aber  behält  das  Gesetz  eine  nicht  zu  imterschätzende 
Bedeutung,  indem  es  das  nach  der  Ansicht  der  grossen  Mehrzahl  einen  Akt  der 
Gerechtigkeit  vollziehende  grosse  Katasterwerk  mit  einem  nach  Zeit  und  Mass 
genügend  begrenzten  Akte  der  Billigkeit  abschHesst  und  damit  wohl  geeignet 
ist,  dem  Frieden  in  den  Gemeinden  zu  dienen. 
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Das  Finanzarchiv  hat  bereits  im  Jahrgang  1885  S.  747 — 807  von  sach- 
kundiger Seite  eine  eingehende  Erörterung  über  die  damals  noch  schwebende 
Grundsteuerreform  gebracht.  Es  kann  einfach  auf  jene  alle  wesentlichen  Punkte 
erschöpfende  Abhandlung  verwiesen  werden.  Es  ist  nur  noch  nötig,  das  Gesetz 
selbst  vorzuführen  und  einige  orientierende  Bemerkungen  vorauszuschicken. 

Das  Gesetz  ist  schwer  zu  stände  gekommen.  Nicht  nur,  dass  demselben 
in  der  Zeit  von  1869  bis  1882  4  vergebliche  Entwürfe  vorangingen,  auch  der 
fünfte  und  letzte  von  dem  Finanzminister  M.  Magliani  zuerst  am  28.  April  1882 
und  zum  zweitenmal  am  21.  Dezember  vorgelegte  Entwurf  hatte  viele  Fähr- 
lichkeiten  zu  überwinden  und  brauchte  volle  4  Jahre,  bis  er  unter  Dach  und 
Fach  kam.  Nicht  wenig  haben  Messedaglia  und  Minghetti  durch  ihren  vorzüg- 
lichen, am  20.  März  1884  eingereichten  Kommissionsbericht   aufklärend  gewirkt. 

Die  Opposition,  die  gegen  den  Entwurf  sich  erhob,  war  eine  doppelte: 
teils  ging  sie  aus  von  den  bisher  hinsichtlich  der  Grundsteuer  privilegierten 
Provinzen;  die  Erhöhung,  die  sie  im  Interesse  der  Gleichstellung  zu  erwarten 
hatten,  war  begreiflicherweise  ihnen  sehr  zuwider,  und  es  war  besonders  misslich, 
dass  der  ohnehin  etwas  antagonistische  Süden  und  Norden  gerade  auch  in  der 
materiellen  Frage  einander  gegenüber  standen ;  teils  rührte  die  Opposition  von 
den  politischen  Gegnern  der  Regierung  her.  Die  Pentarchen  suchten  den 
regierenden  Partikularismus  und  Egoismus  zu  benutzen,  um  das  Kabinett  zu 
stürzen.  Die  Aufregung  während  der  langen  Debatte  war  eine  grosse,  und  der 
Erfolg  schien  in  der  That  ein  zweifelhafter.  Dem  Geschick  und  überzeugungs- 
vollen Eingreifen  der  beiden  Minister  Depretis  und  Magliani  war  es  wohl  zu 
danken,  wenn  die  Ablehnung  verhütet  und  eine  grosse  Majorität  erzielt  wurde. 
Am  5.  Februar  1886  stimmten  von  381  Votanten  in  der  Kammer  der  Abgeord- 
neten 290  für  und  91  gegen  den  Entwurf.  Im  Senat  (Sitzung  vom  28.  Februar  1886) 
schmolzen  unter  97  Votanten  die  Gegner  auf  6  zusammen. 

Das  Gesetz  ist  ein  deutlicher  Reflex  der  Schwierigkeiten,  denen  es  bei 
der  Beschlussfassung  ausgesetzt  war.  Man  suchte,  zumal  auch  die  landwirtschaft- 
liche Krisis  das  nahe  legte,  den  Charakter  desselben  zu  einem  möglichst  milden 
zu  gestalten. 

1)  Vgl.  jetzt  auch  P.  Fuzier,  la  re Organisation  de  I'impöt  sur  les  terres  en  Italic  in 
den  Annales  de  l'ecole  libre  des  sciences  politiques  1887,  S.  115  ff. 
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Das  kommt  vor  allem  schon  in  der  Ertragsfeststellung  zum  Ausdruck. 
Es  soll  selbstverständlich  der  Reinertrag  entschieden,  und  zwar  der  durch  Schätzung 
ermittelte,  indem  der  Bruttoertrag  und  die  abzuziehenden  Posten  berechnet 
werden.  Um  nun  ersteren  zu  erhalten,  werden  unter  Zugrundelegung  der  lokal 
bestehenden  gemeinüblichen  Bewirtschaftungsweise  und  unter  Absehen  von  ausser- 
gewöhnlicher  Sorgfalt  oder  Nachlässigkeit  des  Bewirtschafters  die  Produktpreise 
der  3  Jahre  benutzt,  welche  während  des  12jährigen  Zeitraumes  1874 — 85  am 
niedrigsten  waren.  Noch  mehr  spricht  sich  die  Schonung  darin  aus,  dass 
während  20  Jahren  die  Regionalkontingente  unverändert  bleiben  sollen.  Die 
Gesamtlast  für  die  bisher  begünstigten  Gegenden  kann  also  während  dieser  Zeit 
nicht  gesteigert  werden. 

Aber  auch  dabei  blieb  man  nicht  stehen.  Die  Kommission  hatte  Grund 
anzunehmen,  dass  nach  Feststellung  der  neuen  Ertragssumme  die  alten  Kontin- 
gente, wenn  sie  fortgezahlt  würden,  zwischen  9 — 12  Prozent  der  ersteren  ausmachen 
würden:  sie  wollte  bei  der  definitiven  Umwandlung  der  Kontingentssteuer  in 
eine  Quotitätssteuer  den  niedersten  Satz  zu  Grunde  legen,  nämlich  9  Prozent.  Das 
Gesetz  geht  aber  noch  weiter,  es  setzt  den  künftigen  Steuerfuss  auf  7  Prozent  fest. 
Dadurch  tritt  selbst  für  die  bislang  begünstigten  Provinzen  eine  Entlastung  ein. 

Damit  dieselben  sich  schon  vor  Vollendung  der  sämtlichen  Kataster- 
arbeiten in  den  Genuss  dieser  Vergünstigung  setzen  können,  ist  ihnen  die  Mög- 
lichkeit gegeben,  durch  Vorechuss  der  halben  Kosten  auf  eine  Beschleunigung 
in  ihrem  Territorium  zu  dringen. 

SoUte  nach  Fertigstellung  des  Katasters  im  ganzen  Königreich  die  An- 
legung des  7prozentigen  Steuerfusses  einen  Ertrag  liefern,  der  100  Millionen 
überschreitet,  so  tritt  eine  entsprechende  Herabsetzung  des  Steuerfusses  ein. 

Diurch  diese  Begrenzung  wird  die  Steuerlast  des  Grundbesitzes  um 
ca.  25  Millionen  erleichtert;  denn  mit  den  */io  Zuschlägen,  die  bereits  bis 
1.  Juli  1888  wegfallen  (Art.  49),  war  der  Ertrag  125  Millionen  *).  Die  Kommission 
wollte  je  Vi«  in  5  Jahren  in  Wegfall  bringen,  was  der  Staatshaushalt  leichter 
hätte  ertragen  können,  da  dem  successiven  Ausfall  auch  eine  allmähliche  Steigerung 
der  übrigen  Einnahmequellen  gegenübergestanden  hätte. 

Die  Rücksichtnahme  war  aber  auch  damit  noch  nicht  erschöpft.  Der 
Nachlass  hätte  durch  kommunale  Zuschläge  wieder  vereitelt  werden  können.  Es 
wurde  deshalb  in  Art.  50  bestimmt,  dass  der  Zuschlag  100  Prozent  nicht  über- 
steigen dürfe;  diejenigen  Gemeinden  und  Provinzen,  welche  diesen  Satz  bereits 
überschritten  haben,  müssen  bei  dem  in  den  Jahren  1884 — 86  erreichten  Maximum 
Halt  machen. 

Endlich  wurde  den  Grundbesitzern  noch  eine  doppelte  Beruhigung  in  der 
Art  gewährt,  dass  etwaige  Meliorationen,  die  nach  dem  Erlass  des  Gesetzes  vor- 
genommen werden ,  bei  der  Ertragsschätzung  ausser  Ansatz  bleiben  müssen, 
sowie  dass  überhaupt  30  Jahre  lang  nach  Beginn  der  Wii-ksamkeit  des  Katasters 
an  den  Ertragsfeststellungen  nicht  gerüttelt  werden  darf. 

Wenn,  wie  angenommen  wird,  bis  zur  Vollendung  des  Katasterwerkes  20  Jahre 
verfliessen,  so  werden  viele  Meliorationen  ein  halbes  Jahrhundert  steuerfrei  bleiben. 


1)  Finanzarchiv  III,  S.  130.  Durch  Gesetz  vom  10.  Juli  1887,  Nr.  4i6ö,  wurde  der  Art.  49 
dahin  modifiziert,  dass  der  Zuschlag  von  einem  Kriegszehntel  vorerst  bestehen  bleibt.  Für 
die  Häusersteuer  gilt  der  Wegfell  der  Kriegszehnt«l  überhaupt  nicht. 
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Nimmt  man  noch  hinzu,  dass  die  gelegentlich  der  Katastrierung  erfol- 
genden Grenzregulierungen  und  Grundstückszusammenlegungen,  die  im  Laufe 
der  nächsten  10  Jahre  vorgenommen  werden,  bei  kleineren  Objektwerten  bedeu- 
tende Gebührenermässigungen  zugebilligt  erhalten  (Art.  41),  und  dass  die  Haupt- 
last der  Steuerregulierung  von  der  Gesamtheit,  also  auch  von  Nichtgrundbesitzem 
getragen  wird  (Art.  40),  so  muss  man  sagen,  dass  der  fiskalische  Gesichtspunkt 
in  dem  Gesetz  keine  beherrschende  Rolle  gespielt  hat. 

Bezüglich  der  technischen  Seite  hat  man  sich  an  die  vorhandenen  Muster 
angelehnt. 

Das  Land  wird  vor  allem  abgegrenzt,  versteint  und  vermessen  (Art.  2 — 7). 
Soweit  vorhandene  Karten  verwertbar  sind,  werden  sie  benutzt.  Die  Abgrenzung 
und  Versteinung  geschieht  durch  gemeindliche  Kommissionen.  Strittige  Grund- 
stücke werden,  soweit  es  sich  um  Nachbargemeinden  handelt,  provisorisch  jener 
Gemeinde  zugeteilt,  der  sie  thatsächlich  gehören,  Grenzstreitigkeiten  innerhalb 
der  Gemeinde  durch  die  Kommission  gütlich  beigelegt  oder  durch  Schiedsmänner, 
welche  die  Parteien  wählen,  entschieden  oder  provisorisch  durch  die  Kommission 
geregelt. 

Der  Abgrenzung  und  Versteinung  folgt  die  Aufnahme  und  Vermessung 
durch  die  Geometer. 

Nachdem  alle  Parzellen,  ihre  Grösse  und  ihre  Besitzer  festgestellt  sind, 
erfolgt  die  wichtigste  Operation:  die  Ertragsschätzung. 

Sie  erfolgt  auf  Grund  eines  für  jede  Kulturart  aufgestellten  Klassentarifes. 
Der  ErtragsbegriiF  ist  vom  Gesetz  begrenzt  (Art  11,  14).  Die  landwirtschaft- 
lichen Gebäude  und  auch  die  Gebäude,  die  den  bei  der  Bearbeitung  des  Bodens 
unmittelbar  thätigen  Personen  zur  Wohnung  dienen,  sind  von  der  Steuer  aus- 
genommen —  theoretisch  unstreitig  richtig.  Das  letztere  dürfte  nur  praktisch 
etwas  unbequem  sein,  wenn  nämlich  auch  andere  Personen  im  Haus  wohnen. 
Auch  scheint  es ,  dass  die  Arbeit  des  Bewirtschafters  und  seiner  Familie  mit 
unter  die  Produktionskosten  zu  rechnen  ist,  also  der  volle  persönliche  Arbeits- 
ertrag nicht  erfasst  erscheint;  ferner  ist  nicht  berücksichtigt  der  aus  der  Vieh- 
nutzung resultierende  Ertrag.  Der  alte  Objektstandpunkt  hat  im  italienischen 
Gesetz  noch  einmal  das  Feld  behauptet. 

Dass  man  nicht  den  wirklichen,  sondern  nur  einen  durchschnittlichen 
und  möglichst  nieder  gegriffenen  Ertrag  zum  Ausgangspunkt  nahm,  wurde  oben 
schon  erwähnt;  wenn  man,  wie  es  die  Absicht  ist,  das  Kataster  lange  Zeit  stabil 
lassen  will,  so  ist  es  ja  wohl  das  Richtige,  den  mildesten  Massstab  anzulegen. 
Die  Frage  ist  nur  die,  ob  man  dabei  einen  Ertrag  erhält,  der  unter  Anwendung 
eines  Vprozentigen  Steuerfusses  noch  eine  solche  Steuersumme  liefert,  wie  man 
sie  erwartet. 

Uro  das  Schätzungswerk  durchzuführen,  ist  natürlich  ein  umfangreicher 
Apparat  notwendig. 

Die  Feststellung  des  für  jede  Gemeinde  in  Anwendung  kommenden  Tarifes 
liegt  unter  Beiziehung  eines  gemeindlichen  Vertreters  einem  technischen  Ausschuss 
ob.  Diese  technischen  Ausschüsse  empfangen  ihre  Direktiven  vom  Generalkataster- 
büreau,  dem  mit  ihnen  die  Sorge  für  eine  gleichmässige  Durchführung  obliegt. 

Daneben  besteht  für  je  eine  Gemeinde  eine  Kommunal-,  für  je  eine  Provinz 
eine  Provinzialkommission  und  schliesslich  eine  Zentralkommission.   Den  beiden 
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ersteren  ist  vor  der  definitiven  Feststellung  der  Tarife  ein  Reklamationsrecht 
gewährt;  der  Zentralkommission,  die  schon  ihrer  Zusammensetzung  nach  einen 
richterlichen  Charakter  hat,  liegt  der  definitive  Entscheid  ob. 

Die  Anwendung  der  definitiv  für  die  einzelnen  Gemeinden  festgestellten 
Tarife  auf  die  einzelnen  Parzellen  vollzieht  ein  Katasterbeamte  unter  Mitwiikung 
der  gemeindlichen  Schätzungskommission.  Den  Grundbesitzern  ist  in  dieser 
Hinsicht  ebenfalls  ein  Reklamationsrecht  eingeräumt  (Art.  29) ;  gegen  die  Tarife 
selbst  steht  ihnen  in  diesem  Stadium  ein  solches  jedoch  nicht  mehr  zu. 

Nach  Beendigung  aller  Arbeiten  kann  das  Kata.'ster  in  seinen  einzelnen 
Bestandteilen  hergestellt  werden.     Wir  erhalten 

1.  die  Karte,  auf  der  die  einzelnen  Parzellen  mit  ihren  fortlaufenden 
Plannummern  eingezeichnet  sind; 

2.  die  Steuerliste  (Flurbuch),  in  der  die  Parzellen  in  der  Ordnung  ihrer 
Plannummer  mit  Angabe  ihrer  Oberfläche,  ihres  Ertrages  und  Eigentümers 
aufgeführt  sind; 

3.  das  Register  der  Besitzstücke  (Mutterrolle),  welches  für  jeden  Besitzer 
alle  Parzellen  mit  ihrer  Schätzung  zusammenstellt,  die  ihm  gehören ; 

4.  die  Matrikel  der  Grundstücksbesitzer,  welche  in  alphabetischer  Reihen- 
folge die  Grundbesitzer  aufführt,  unter  Beifügung  der  Plannummem,  die  ihnen 
zugeteilt  sind. 

Das  so  geschaffene  Kataster  muss  aber  natürlich  auch  evident  erhalten 
werden  in  bezug  auf  den  Stand  der  Parzellen  und  der  Eigentümer  (Art.  34). 
Stabil  am  Kataster  bleibt  bis  zu  einer  Generalrevision  nur  die  Ertragsklassifi- 
kation, ausgenommen  die  im  Art.  35  vorgesehenen  Fälle;  alles  andere  unterliegt 
dem  Wechsel.  Das  Gesetz  spricht  sich  nicht  aus ,  in  welcher  Weise  den  \'"er- 
änderungen  Rechnung  getragen  werden  soll,  also  namentlich  auch  nicht  darüber, 
ob  die  Planveränderungen  durch  Rasur  oder  Einzeichnungen  mit  anderer  Tinte 
oder,  was  wohl  das  rätlichste  ist,  auf  beigehefteten  Blättern  vorgenommen 
werden  sollen.  Hierüber,  wie  über  manches  andere  Detail  wird  in  den  Voll- 
zugsvorschriften Bestimmung  zu  treffen  sein.  All  das  wird  von  ganz  besonderer 
Bedeutung  sein,  da  das  italienische  Kataster  nicht  bloss  steuerlichen  Zwecken 
zu  dienen  bestimmt  ist,  sondern  zugleich  ein  Instrument  sein  soll,  um  das 
Eigentum  zu  konstatieren.  Die  Kommission  legte  darauf  mehr  Wert,  als  der 
Regierungsentwurf:  man  wollte  dadurch  den  Besitz  sichern,  unaufhörliche 
Streitigkeiten  vermeiden,  die  Eigentumsübertragungen  erleichtem  und  den  Grund- 
kredit stärken. 

Allein  mehr  als  der  Wunsch  konnte  vorerst  im  Gesetz  nicht  Platz  finden 
(Art.  8).  Erst  ein  künftiger,  spätestens  innerhalb  zweier  Jahre  vorzulegender 
Gesetzentwurf  soll  die  rechtlichen  Wirkungen  des  Katasters  näher  fixieren  imd 
auch  die  Aenderungen  angeben,  welche  infolgedessen  in  der  Zivilgesetzgebung 
nötig  erscheinen. 

Das  Kataster  wird  dadurch  zugleich  der  Stellvertreter  eines  Grundbuches. 
Bekanntlich  ist  das  (nicht  so  inJPreussen)  auch  in  einer  Reihe  deutscher  Staaten 
der  Fall.  So  wurde  erst  vor  nicht  langer  Zeit  im  Herzogtum  Oldenburg  (Gesetz 
vom  1.  April  1879)  und  im  Fürstentum  Birkenfeld  (1884)  das  Fortschreibungswesen 
der  Kataster  so  geordnet,  dass  sie  diesem  Zweck  entsprechend  funktionieren. 

Bei  dem  Wirrsal,  das  zur  Zeit  in  Italien   bezüglich  der  Grundsteuer  be- 
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steht,  ist  durch  das  Gesetz  ein  grosser  Fortschritt  erzielt,  man  lernt  wenigstens 
einmal  die  Grundstücke  kennen,  bekommt  eine  feste  Basis  und  die  notwendige 
Einheit.  Gleichwohl  lässt  sich  die  Frage  aufwerfen,  ob  es  nicht  am  Ende 
richtiger  gewesen  wäre,  ein  Grundbuch  zu  schaffen,  die  Grundsteuer  selbst  aber, 
sowie  die  Haussteuer,  der  Steuer  von  den  Einkünften  aus  dem  beweglichen 
Vermögen  anzugliedern  und  dadurch  ein  einheitliches  Steuersystem  zu  begründen. 
Jedenfalls  besteht  jetzt  eine  merkwürdig  ungleiche  Behandlung.  So  schon 
beim  landwirtschaftlichen  Ertrag  selbst,  insofern  die  Grundsteuer  nur  die  Boden- 
rente trifft,  das  Unternehm eveinkommen  und  den  Arbeitsverdienst  des  selbst 
bewirtschaftenden  Landwirtes  freilässt,  wogegen  beides  durch  die  Einkommens- 
steuer beim  Pächter  erfasst  wird  ^).  Die  beweglichen  Einkünfte  sind  mit  13,2  Pro- 
zent herangezogen;  dabei  ist  dem  nicht  fundierten  Teil  in  der  Berechnung  des 
Steuerkapitals  eine  Berücksichtigung  gegönnt  und  sind  die  auf  den  beweglichen 
Einkünften  ruhenden')  Schuldzinsen  abziehbar;  die  Häuser  sind  mit  12^'2  Prozent 
ihres  Ertrags  ursprünglich  getroffen  worden,  welcher  Betrag  durch  die  drei  Kriegs- 
zehntel auf  16,25  Prozent  erhöht  ist;  der  Ertrag  der  Grundstücke  soll  in  Zu- 
kunft mit  7  Prozent  besteuert  werden;  bei  der  Häuser-  wie  der  Grundsteuer 
sind  Schuldzinsen  nicht  berücksichtigt,  bei  den  Häusern  wird  der  wirkliche 
Ertrag  ziemlich  korrekt  erfasst,  bei  den  Grundstücken  nur  ein  vermuteter  und 
absichtlich  sehr  niedrig  gegriffener;  bei  der  Mobiliarsteuer  ist  die  Erfassung 
sehr  mangelhaft  (vgl.  Finanzarchiv  HI,  S.  131). 

Bei  solcher  Sachlage  wird  wohl  das  italienische  direkte  Steuersystem  noch 
manche  Verbesserungen  und  auch  noch  tiefergreifende  Aenderungen  im  Lauf 
der  Jahre  erfahren. 


Italienisches  Grundsteuergesetz  •  vom  1.  März  1886. 

Art.  1.  Für  das  ganze  Königreich  soll  von  Staats  wegen  ein  geometrisches, 
einheitliches,  auf  Vermessung  und  Schätzung  basiertes  Grundstückskataster  her- 
gestellt werden  zu  dem  Zweck 

1.  des  Eigentumsnachweises  und  der  Evidenthaltung  des  Eigentums- 
wechsels und 

2.  der  Grundsteuerausgleichung. 

Für  die  Arbeiten  sind  die  in  den  folgenden  Artikeln  vorgeschriebenen 
Bestimmungen  und  Zeitfristen  massgebend. 


Riordinamento  deirimposta  fondiaria  (Legge  1°  marzo  1886, 
n.  3682,  Serie  3"). 

Art.  1.    Sarä  provveduto,  a  cura  dello  Stato,  in  tutto  il  regno,  alla  formazione  di  im 
catasto  geometrico  particellare  uniforme  fondato  suUa  misura  e  suUa  stima,  alle  scopo: 

10  di  accertare  le  proprietä  immobili,  e  teneme  in  evidenza  le  mutazioni; 

2"  di  perequare  l'imposta  fondiaria. 
E  ciö  nei  modi  e  termini  prescritti  negli  articoli  seguenti: 


1)  Vgl.  auch  das  interessante  Kapitel:   Rapporti  fra  l'imposta  fondiaria  e  la  mobiliare 
bei  Alessio,  Saggio  sul  sistema  tributario  in  Italia  1883,  S.  371. 

2)  Aber  auch  nur  diese  und  auch  nur  dann ,  wenn  der  Gläubiger  und  sein  DoniizU  er- 
mittelt sind ,  andernialls  steht  dem  Schuldner  das  Abzugsrecht  beim  Gläubiger  zu.    (Art.  31.) 
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Art  2.  Die  Vermes8ung  hat  die  Konfiguration  und  den  Umfang  jedes 
Besitztumes  wie  der  einzelnen  katastrierten  Parzellen  festzustellen  und  auf 
planimetrischen  Karten  im  Änschluss  an  die  trigonometrischen  Punkte  darzusteUen. 

Die  gesondert  aufzunehmende  Katasterparzelle  besteht  aus  einem  zu- 
sammenhängenden Grundstück  oder  Gebäude,  welches  in  der  gleichen  Gemeinde 
liegt,  einem  und  demselben  Besitzer  gehört,  gleiche  Kulturart,  gleiche  Klasse 
oder  doch  dieselbe  Zweckbestimmung  hat. 

Nach  ihrer  Fläche  sollen  auch  die  städtischen  Gebäude  und  sonstigen  dex 
Grundsteuer  nicht  unterworfenen  Immobilien  aufgenommen  werden. 

Art.  3.  Die  Aufnahme  geschieht  durch  Sachverständige,  welche  von  der 
Katasterbehörde  auserwählt  werden;  sie  sollen  Methoden  anwenden,  die  dem 
Stand  der  Wissenschaft  entsprechen  und  zugleich  geeignet  sind,  Genauigkeit, 
Sparsamkeit  und  rasche  Arbeit  möglichst  miteinander  zu  verbinden. 

Die  vorhandenen  noch  verwertbaren  Katasterpläne  sollen  vervollständigt, 
korrigiert  und  in  richtigen  Stand  gesetzt  werden,  auch  wenn  sie  ursprünglich 
nicht  Triangularvermessung  hatten. 

In  der  Regel  sollen  die  neuen  Pläne  nach  dem  Massstab  V2000  angel^ 
werden;  doch  dart\  wenn  die  Bodenzersplitterung  es  erheischen  sollte,  der  Mass- 
stab ^jiooo  oder  '  ioo  sein. 

Art.  4.  Vor  Beginn  der  Aufnahmearbeiten  sind  die  Grenzlinien  festzu- 
stellen und,  wenn  nötig,  Grenzsteine  zu  setzen: 

a)  für  das  Gemeindeterritorium  oder  für  einzelne  Teile  desselben,  welche 
eine  gesonderte  Herrschaft  haben, 

b)  für  die  in  jeder  Gemeinde  vorhandenen  Grundstücke. 

Art.  5.  Die  Abgrenzung  und  Versteinung  des  Gemeindeterritoriums  ge- 
schieht durch  die  Schätzungskommission  der  Gemeinde  unter  Mitwü-kimg  von 
Kommissionen  der  Grenzgemeinden  oder  deren  Delegierten  und  unter  Teilnahme 
der  beteiligten  Grundbesitzer  oder  ihrer  Stellvertreter.  Es  sind  hierbei  die  Vor- 
schriften zu  beachten,   die  in  dem  VoUzugsr^lement  werden  gegeben  werden. 

Art.  2.  La  misura  avrä  per  oggetto  di  rflevare  la  figura  e  la  estensione  delle  singole 
pi-oprietä  e  delle  diverse  particelle  catastali,  e  di  rappresentarle  con  mappe  planimetiidie 
collegate  a  punti  trigonometrici. 

La  particella  catastale  da  rilevarsi  distintamente  e  costitnita  da  una  porzione  continna 
di  terreno  0  da  nn  fabbricato ,  che  siauo  sitnati  in  un  medesimo  comnne ,  appartengano  aUo 
stesso  possessore.   e  siano  della  medesima  qoalitä  e  classe,   o  abbiano  la  stessa  desünazione. 

Saranno  rOevati  per  la  loro  area  anche  i  &bbricati  nrbani  e  gli  altri  enti  non  soggetti 
alllmposta  fondiaria. 

Art.  3.  n  rilevamento  sarä  esegnito  da  periti  delegati  dall'Amministrazione  del  catasto, 
coi  metodi  che  la  scienza  indicherä  siccome  i  piü  idonei  a  conciliare  la  maggiore  esattezza, 
economia  e  sollecitudine  del  lavoro. 

Le  mappe  eatastali  esistenti  e  servibüi  allo  scopo  sa^nno  completate,  corrette  e  messe 
in  corrente,  qnand'anche  in  origine  non  collegate  a  punti  trigonometrici. 

Le  nuove  mappe  saranno,  di  regola,  neue  scala  di  ij'SOOO.  Dove  sia  richiesto  dal 
maggiore  fiiazionamento  delle  particelle,  potranno  essere  neUa  scala  di  l/lOOO  e  di  1/500. 

Art.  i.  Prima  che  comincino  le  operazioni  di  rilevamento,  si  procederä  alla  ricognizione 
deUa  linea  di  confine  (detimitazione),  ed  ove  sia  necessario;  alla  posizione  dei  termini  (temiinazione) : 

a)  dei  territori  comonali  0  singole  firazioni  di  comoni  aventi  patrimonio  separat«; 

b)  delle  proprietä  comprese  nei  singoli  comuni. 

Art.  5.  La  delimitazione  e  la  terminazione  del  territorio  comunale  si  ferä  dalla  Com- 
missione  censnaria  comunale  in  concorso  di  quelle  dei  comuni  limitrofi,  0  loro  delegati,  e 
coll'intervento  dei  possessori  interessati.  0  loro  rappresentanti,  da  awisarsi  con  le  norme  che 
verranno  stabilit«  nel  re^olamento. 
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Der  Gang  der  Arbeiten  darf  weder  durch  die  Abwesenheit  der  Grund- 
stücksbesitzer oder  der  Stellvertreter  einer  der  Gi-enzgemeinden,  noch  durch  die 
ungelöst  gebliebenen  Streitpunkte  unterbrochen  werden. 

Die  strittigen  Grundstücke  werden  provisorisch  jener  Gemeinde  zugeteilt, 
zu  der  sie  thatsächlich  gehören. 

Art.  6.  Die  Abgrenzung  und  Verstemung  der  Grundstücke  innerhalb  jeder 
Gemeinde  werden  ausgeführt  unter  der  Leitung  eines  Delegierten  der  gemeind- 
lichen Schätzungskommission  und  unter  Aufsicht  derselben.  Das  Verfahren  ist 
zwischen  diesen  und  den  beteiligten  Grundbesitzern  kontradiktorisch  nach  Mass- 
gabe des  vorhergehenden  Artikels;  letztere  können  sich  mittels  einer  einfachen 
vom  Syndikus  beglaubigten  Vollmacht  vertreten  lassen.  Ihre  Abwesenheit  unter- 
bricht den  Fortgang  der  Arbeiten  nicht. 

Die  Grenzstreitigkeiten  sollen  durch  die  Kommission  gütlich  beigelegt 
oder  durch  Schiedsmänner,  welche  die  Parteien  wählen,  entschieden  oder  nach 
Lage  des  Thatbestandes  behufs  Aufnahme  ohne  Präjudiz  der  Rechtsfrage  durch 
die  Kommission  festgestellt  werden. 

Die  festen  Grenzen  werden  auf  der  Karte  eingetragen,  über  alle  aus- 
geführten Arbeiten,  sowie  bezügliche  Erklärungen  der  Besitzer  wird  ein  Protokoll 
in  zwei  Exemplaren  aufgenommen ,  von  denen  das  eine  bei  der  Gemeinde ,  das 
andere  bei  der  Katasterverwaltung  deponiert  wird.j 

Art.  7.  Der  Abgrenzung  und  Versteinung  folgt  die  Aufnahme  durch  von 
der  Regierung  ernannte  Sachverständige.  Die  Delegierten  der  gemeindlichen 
Schätzungskommissionen  werden  beigezogen,  falls  es  sich  um  Gemeindegrenzen, 
und  die  beteiligten  Grundstücksbesitzer,  falls  es  sich  um  Abgrenzungen  inner- 
halb der  Gemeinden  handelt. 

Die  Abwesenheit  der  Stellvertreter  der  Grenzgemeinden  und  Grundstücks- 
besitzer unterbricht  nicht  den  Fortgang  der  Arbeiten,  indem  die  Sachverstän- 
digen sich  ortskundiger  Personen  bedienen  können. 

Die  Grundstücke  werden  unter  den  Namen  der  Besitzer,  wie  sie  aus  der 
Aufnahme  sich  ergeben,  eingetragen.     Die  strittigen  Grundstücke  werden  unter 


L'assenza  perö  di  questi  Ultimi,  o  delle  rappresentanze  di  alcuni  dei  comuni  limitrofl, 
come  pure  le  contestazioni  rimaste  insolute,  non  sospenderanno  il  corso  della  operazione. 

I  terreni  contestati  saranno  intanto  compresi  nel  comune  al  qaale  di  fatto  appartengono. 

Art.  6.  La  delimitazione  e  la  terminazione  delle  proprietä  comprese  nei  singoli  comuni 
saranno  eseguite  sotto  la  direzione  di  }un  delegato  dalla  rispettiva  Commissione  censuaria 
comunale  e  sotto  la  vigilanza  della  Commissione  stessa,  in  contradditorio  coi  rispettivi  posses- 
sori,  da  awisarsi  come  all'articolo  precedente,  i  quali  potranno  farsi  rappresentare  mediante 
semplice  dichiarazione  autenticata  dal  sindaco.  L'assenza  loro  non  sospenderä  il  corso  della 
operazione. 

Le  controversie  che  insorgessero  rispetto  alla  linea  di  conflne  saranno  composte 
amichevolmente  dalla  Commissione,  o  decise  per  mezzo  di  arbitri  nominati  dai  contendenti, 
0  risolute  dalla  Commissione,  giusta  lo  stato  di  fatto  e  per  gli  effetti  del  rilevamento,  senza 
pregiudizio  delle  competenti  ragioni  di  diritto. 

I  termini  stabili  saranno  riferiti  in  mappa,  e  di  tutte  le  operazioni  occorse,  e  delle 
relative  dichiarazioni  dei  possessori,  si  redigerä  atto  in  due  esemplari,  da  conservarsi  l'uno 
presso  il  comune,  l'altro  presso  TAmministrazione  catastale. 

Art.  7.  Alla  delimitazione  e  terminazione  terra,  dietro  ü  rilevamento  da  farsi  dai  periti 
governativi  catastali  coU'intervento  di  delegati  dalle  Commissioni  censuarie  comunali,  se 
trattasi  di  conflni  comunali,  e  coU'intervento  dei  possessori  interessati  se  trattasi  di  con- 
flni  intemi. 

L'assenza  perö  dei  rappresentanti  dei  comuni  limitroft  e  dei  possessori  non  sospenderä. 
il  corso  delle  operazioni,  potendo  i  periti  catastali  servirsi  di  indicatori  locali. 

I  beni  saranno  intestati  ai  rispettivi  possessori  quali  risulteranno  all 'atto  del  rileva- 
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dem  Namen   des  thatsächlichen  Besitzers   eingetragen   mit   speziellem  Vermerk 
nnd  unter  Vorbehalt  aller  Rechte. 

Grundstücke,  für  die  sich  Besitzer  nicht  finden  lassen,  werden  provisorisch 
als  Staatsgut  eingetragen. 

Art.  8.  Ein  weiteres  Gesetz  soll  die  rechtlichen  Wirkungen  des  Katasters 
sowie  die  Reformen  regeln,  welche  zu  diesem  Behuf  in  die  Zivilgesetzgebung 
einzuführen  sich  empfiehlt.  Die  Regierung  hat  innerhalb  zweier  Jahre,  von  der 
Publikation  des  gegenwärtigen  Gesetzes  an  gerechnet,  einen  bezüglichen  Gesetz- 
entwurf vorzulegen. 

Art.  9.  Die  Abschätzung  der  Grundstücke  hat  den  Zweck,  den  steuerbaren 
Ertrag  festzustellen,  nach  welchem  die  Steuerverteilung  vorgenommen  wird;  zu 
diesem  Behuf  wird  man  Tarife  bilden,  mittels  deren  für  jede  Gemeinde  der 
Ertrag  jeder  Kulturart  und  Klasse  festgestellt  werden  soll. 

Art.  10.  Jede  Verwaltungsgemeinde  soll  in  der  Regel  nur  eine  Karte  und 
nur  einen  Tarif  haben.  Die  Ausnahmen  von  dieser  Regel  müssen  durch  spezielle 
Dekrete  des  Finanzministeriums  genehmigt  werden;  letztere  ergehen  auf  Vor- 
schlag der  technischen  Ausschüsse  oder  der  gemeindlichen  Schätzungskommis- 
sionen nach  Anhörung  der  gemeindlichen  Ausschüsse. 

Art.  11.  Der  Tarif  drückt  im  Währungsgeld  den  steuerbaren  Ertrag  eines 
Hektars  für  jede  Kulturart  und  Klasse  aus. 

Der  steuerbare  Ertrag  ist  der  Teil  des  Bruttoertrages  vom  Boden,  der  dem 
Eigentümer  nach  Abzug  der  Auslagen  und  eventuellen  Verluste  verbleibt. 

Für  die  Grundstücke  wird  eine  ordentliche  und  regelmässige  Bebauung 
nach  den  örtlichen  Gebräuchen  und  Verhältnissen  vorausgesetzt,  und  der  Er- 
trag soll  nach  dem  Durchschnitt  der  letzten  12  Jahre,  welche  dem  Jahr  der 
Veröffentlichung  des  gegenwärtigen  Gesetzes  vorausgehen,  oder  nach  dem  Durch- 
schnitt einer  längeren  Zeit,  welche  bei  gewissen  Kulturen  nötig  ist,  um  deren 
regelmässigen  Wechsel  zu  umfassen,  berechnet  werden. 

Auf  aussergewöhnliche  Sorgfalt  oder  Nachlässigkeit  in  der  Bewirtschaftung 
soll  keine  Rücksicht  grenommen  werden. 


mento.    Quelli  in  contestazione  saranno  intestati  al  possessore  di  fatto,  con  relativo  anno- 
tamento,  e  con  riserva  di  ogni  diritto. 

I  beni  dei  quali  non  si  potessero  conoscere  i  possessori,  saranno  prowisoriamente  in- 
testati al  demanio  dello  Stato. 

Art.  8.  Con  altra  legge  saranno  determinati  gli  effetti  giuridici  del  catasto  e  le  riforme 
che  occorressero  a  tal  flne  nella  legislazione  civüe.  II  Govemo  dovrä  presentare  il  relativo 
disegno  di  legge  entro  due  anni  daUa  promolgazione  della  presente  legge. 

Art.  9.  La  stima  dei  terreni  ha  per  oggetto  di  stabilire  la  rendita  imponibUe ,  snlla 
qoale  fe  fatta  la  ripartizione  della  imposta,  mediante  la  formazione  di  tariffe  di  estimo.  nelle 
quali  fe  determinata,  comune  per  comune,  la  rendita  stessa  per  ogni  qualitä  e  classe. 

Art.  10.  Di  regola  ogni  comune  amministralivo  avrä  una  sola  mappa  ed  una  sola 
tarüfa.  Le  eccezioni  a  questa  regola  dovi-anno  essere  autorizzate  dal  ministro  delle  finanze, 
con  decreto  speciale,  sulla  proposta  delle  Ginnte  tecniche  o  deUe  Commissioni  censuarie  comn- 
nali  e  sentite  le  Ginute  comunaU. 

Art.  11.  La  tariffa  esprime,  in  moneta  legale,  la  rendita  imponibüe  di  un  ettaro  per 
(üascuna  qualitä  e  classe. 

La  rendita  imponibUe  e  quella  parte  del  prodotto  totale  del  fondo  che  rimane  al  pro- 
prietario,  netta  dalle  spese  e  perdite  eventuali. 

I  fondi  saranno  considerati  in  uno  stato  di  ordinaria  e  duratura  coltivazione ,  secondo 
gli  nsi  e  le  condizioni  locali,  e  la  qnantitä  del  prodotto  sarä  determinata  sulla  base  della  media 
del  dodicennio  che  precede  l'anno  della  pubblicazione  della  presente  legge ,  owero  di  qoel 
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Art.  12.  Die  Grundstücke  werden  aufgenommen  in  ihrem  Kulturzustand 
und  nach  ihrer  Bestimmung  zur  Zeit  der  Aufnahme. 

Es  soll  keine  Rücksicht  genommen  werden  auf  Meliorationen,  welche  der 
Besitzer  nachweislich  nach  dem  1.  Januar  1886  vornimmt,  ebenso  nicht  auf 
Deteriorierungen,  die  den  Zweck  haben,  die  Ergebnisse  des  Katasters  zu  fälschen, 
oder  die  von   ganz   zufälligen   und   vorübergehenden  Verhältnissen  herrühren. 

Das  bei  der  Anwendung  dieser  Vorschriften  einzuhaltende  Verfahren 
wird  durch  Ausführungsverordnung  geregelt  werden, 

Art.  13.  Jede  Parzelle  soll  für  sich  betrachtet  werden  ohne  Rücksicht 
auf  ihren  Zusammenhang  mit  andern  Grundstücken  oder  industriellen  Anlagen 
und  auf  persönliche  Verhältnisse  des  Besitzers. 

Art.  14.  Die  Schätzung  der  Produkte  soll  nach  dem  Mittel  der  3  Jahre 
stattfinden,  in  denen  die  Preise  während  der  12  Jahre  1874—1885  am  niedrigsten 
standen;  dabei  ist  auf  die  mittlere  Papiergeldentwertung  Rücksicht  zu  nehmen 
und  den  Vorschriften  der  Ausführungsverordnung  zu  folgen. 

Die  Zentralkommission,  von  der  im  Art.  23  die  Rede  ist,  kann  nach  Ein- 
vernahme der  Provinzialkommission  in  Erwägung  besonderer  Umstände  den 
Durchschnittsjireis  der  verschiedenen  Produkte  abändern. 

Nach  denselben  Regeln  kommen  in  Abzug: 

1.  die  Produktions-,  Erhaltungs-  und  Transportkosten  nach  den  Ver- 
hältnissen und  speziellen  Gewohnheiten  jeder  Gegend; 

2.  die  Ausgaben  und  Beiträge  für  dauernde  Schutzarbeiten,  Drainage 
und  Melioration,  worin  auch  inbegriffen  ist  der  Beitrag  für  hydrau- 
lische Werke  zweiter  Kategorie; 

3.  die  Ausgaben  für  Instandhaltung  der  Grundstücke  und  4er  notwen- 
digen landwirtschaftlichen  Gebäude,  wie  auch  die  für  Erneuerung  der 
Kulturen ; 

4.  ein  Bruchteil  für  Verwaltungsausgaben; 

5.  ein  Bruchteil  für  Schäden  aus  Unglücksfällen. 


periodo  piü  lungo  di  tempo  che  per  alcune  speciali  colture  fosse  necessario  a  comprendere  le 
ordinarie  vicende  delle  medesime. 

Non  si  terra  conto  di  una  straordinaria  diligenza  o  trascui'anza. 

Art.  12.  I  terreni  saranno  rilevati  nello  stato  di  coltura  o  destinazione  nel  quäle  si 
troveranno  all'atto  del  rilevamento. 

Non  si  avra  tuttavia  riguardo  a  quei  miglioramenti  che  il  possessore  dimostrerä  di 
aver  fatto  posteriormente  al  1»  gennaio  1886,  nö  a  deterioramenti  intenzionali  a  frode  del  ca- 
tasto,  0  dipendenti  da  circostanze  aflfatto  accidentali  e  transitorie. 

Le  norme  per  applicazione  di  queste  disposizioni  saranno  stahüite  dal  regolamento. 
Art.  13.    Ogni  particella  sarä  considerata  da  se,  senza  riguardo  alla  sua  connessione 
cx)n  altri  fondi  o  con  esercizi  industriali,  e  a  rapporti  personali  del  possessore. 

Art.  14.  La  valutazione  di  ciascun  prodotto  sarä  fatta  sulla  media  dei  tre  anni  di 
minimo  prezzo  compresi  nel  dodicennio  1874—1885,  tennto  conto  del  disaggio  medio  della  carta, 
e  giusta  le  norme  da  stabilirsi  nel  regolamento. 

La  Commissione   centrale,   di  cui  all'articolo  23,  sentite  le  Commissioni  provinciali, 
poträ  in  vista  di  speciali  circostanze,  modificare  la  media  dei  prezzi  dei  singoli  prodotti. 
Saranno  detratte  cogli  stessi  criteri: 

10  le  spese  di  produzione,  conservazione  e  traspoVto,  secondo  gli  usi  e  le  condizioni 

di  ciascun  luogo ;  ' 

2»  le  spese  e  i  contributi  per  opere  permanenti  di  difesa,  di  scolo  e  di  boniflca, 

compreso  il  contributo  per  opere  idrauliche  di  seconda  categoria; 
30  le   spese  di  manutenzione    del  fondo  e  dei  fabhricati   rurali    occorrenti   e  di 

reintegrazione  deUe  colture; 
10  una  quota  per  le  spese  di  amministrazione ; 
50  una  quota  per  i  danni  provenienti  dagli  infortuni. 
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Durch  einen  verhältnismässigen  Abzug  vom  steuerbaren  Ertrag  soll  auch 
Rücksicht  genommen  werden  auf  die  Verluste  die  von  gewöhnlichen  Ueber- 
schwemmungen ,  LaAvinen ,  Einstürzen ,  militärischen  Lasten ,  Forstmassregeln 
xind  bei  Grundstücken  in  der  Nähe  thätiger  Vulkane  von  vulkanischen  und 
diesen  Gegenden  eigentümlichen  meteorologischen  Erscheinungen  herrühren. 

Art.  15.  In  das  Kataster  sind  aufzunehmen-  die  ländlichen  Gebäude,  von 
denen  im  Art.  8  des  Gesetzes  vom  6.  Jimi  1877  die  Rede  ist,  d.  h.  die  länd- 
lichen Baueinrichtungen  mit  Zugehör ,  falls  sie  dem  Eigentümer  der  Grund- 
stücke gehören,  deren  Dienst  sie  gewidmet  und  die  ausserdem  bestimmt  sind 

a)  zur  Wohnung  der  Personen,  welche  persönlich  bei  der  Bearbeitung 
des  Bodens  Hand  anlegen; 

b)  zum  Aufenthalt  des  für  diese  Bearbeitung  notwendigen  oder  des  auf 
diesen  Grundstücken  ernährten  Viehs; 

c)  zur  Aufbewahnmg  und  ersten  Bearbeitung  der  Bodenprodukte  der 
Grundstücke,  wie  zur  Unterbringung  und  Erhaltung  der  Maschinen 
und  sonstigen  der  Kultur  dieser  Grundstücke  dienenden  Ackerbau- 
geräte. 

Die  genannten  Gebäude  und  die  Fläche,  welche  sie  einnehmen,  sollen  von 
der  Steuer  ausgenommen  bleiben. 

Art.  16.  Die  Irrigationswasser  sind  wegen  ihrer  nützlichen  Wirkung  in 
die  Schätzung  der  Grundstücke  aufzunehmen,  zu  denen  sie  gehören.  Wenn 
jedoch  Grundstücke  ganz  oder  zum  Teil  durch  gepachtetes  oder  gegen  Wasser- 
zins überlassenes  Wasser  bewässert  werden,  so  soll  vom  Ertrag  ein  verhältnis- 
mässiger Abzug  für  den  Preis  des  Wassers  gemacht  werden. 

Art.  17.  Ausgenommen  von  der  Grundsteuereinschätzung  sind  die  Berg- 
werke, Steinbrüche,  Torfgruben,  SaUnen  mit  der  Oberfläche,  die  in  dauernder 
Weise  für  die  Ausübung  der  entsprechenden  Industrien  in  Anspruch  genommen 
ist,  sowie  die  Thunfischbänke. 

Die  Seen  und  Fischteiche  werden  nach  ihrem  Reinertrag  geschätzt. 

Die  Grundstücke,  die  dem  Vergnügen  oder  einer  Kultur  dienen,  welche  spe- 
zieUe  Schutz-  oder  Heizungseinrichtungen  erfordern,  oder  die  wegen  irgend  eines 


Si  terra  conto  con  ana  proporzionale  detrazione  dal  reddito  imponibile,  anche  dei  dann! 
provenienti  dalle  inondazioni  ordinarie,  dalle  lavine  e  frane,  dalle  servitü  militari,  dal  vincolo 
forestale  e  per  i  terreni  prossimi  a  vulcani  in  attivitä,  dai  fenomeni  vulcanici  e  meteorologici 
propri  di  quelle  contrade. 

Art.  15.  Saranno  compresi  nel  catasto  i  fabbricati  rurali  di  che  all'arücolo  8  della 
legge  6  giugno  1877,  n.  3684,  e  cioö  le  costaruzioni  rurali  coi  loro  accessori,  qoando  appar- 
tengano  aUo  stesso  proprietario  dei  terreni  cui  servono  e  sieno  inoltre  destinate: 

a)  all'  abitazione  di  coloro  che  attendono  col  proprio  lavoro  alla  m annale  colti- 
vazione  della  terra; 

b)  al  ricovero  dei  bestiame  necessario  per  queUa  coltivazione  o  alimentato  da  qnei 
terreni; 

c)  aUa  conservazione  e  prima  manipolazione  dei  prodotti  agrari  dei  terreni,  nouchö 
alla  custodia  e  conservazione  delle  macchine  e  degli  attrezzi  ehe  servono  alla 
coltivazione  dei  terreni  medesimi. 

I  detti  fabbricati  e  le  aree  che  oecupano  saranno  esenti  da  iinposta. 

Art.  16.  Le  acque  di  irrigazione  slntenderanno  comprese  pel  loro  effetto  utile  nella 
stima  dei  terreni  cui  servono.  Nel  caso  perö  di  terreni  irrigati  con  acque  in  tutto  od  in  parte 
di  affitto  0  concesse  a  canone,  sarä  fatta  dal  reddito  una  propoizionata  detrazione  per  fl  costo 
dell'aqua. 

Art.  17.  Saranno  escluse  dalla  stima  fondiaria  le  miniere,  le  cave,  le  torbiere,  la  saline, 
colla  superflcie  occnpata  stabümente  per  la  relativa  industria,  e  le  tonnare. 

371 


372  Italienisches  Grundsteuergesetz  vom  l.  März  l»86. 

anderen  Zwecks  der  Landwirtschaft  entzogen  sind,  werden,  soweit  sie  nicht  nach 
Art.  15  als  Zubehör   zu   den   landwirtschaftlichen  Gebäuden   betrachtet   werden 
können,  nach  Massgabe  der  besten  anstossenden  Grundstücke  geschätzt. 
Kein  Ertrag  wird  angenommen 

a)  bei  den  Grundstücken,  die  in  Art.  10  des  Gesetzes  vom  14.  Juli  1864 
bezeichnet  sind;  das  2.  Alinea,  Z.  5  des  genannten  Artikels  wird  auf- 
gehoben ; 

b)  bei  den  im  Art.  19  des  Gesetzes  vom  20.  März  1863,  Beilage  F  er- 
wähnten Vizinalwegen ; 

c)  bei  der  Fläche,  welche  durch  die  Hauptarme  der  Kanäle  für  den 
Wasserablauf  in  Anspruch  genommen  wird. 

Ai-t.  18.  Im  Finanzministerium  wird  ein  technisches  und  administratives 
Generalkatasterbüreau  eingerichtet,  dem  die  Direktion  und  die  Ueberwachung 
aller  Katasteroperationen  zustehen  werden. 

Art.  19.  Für  die  Schätzungsarbeiten  werden  technische  Ausschüsse  ein- 
gesetzt,  deren  Zahl  und  Befugnisse  durch  Vollzugsvorschrift  bestimmt  werden. 

Diese  Ausschüsse  werden  zusammengesetzt  aus  Sachverständigen,  die  zur 
Hälfte  vom  Finanzminister,  zur  Hälfte  von  den  Räten  der  interessierten  Provinzen 
gewählt  werden,  ausserdem  wird  ein  Präsident  vom  Finanzminister  ernannt. 

Jede  Gemeinde  kann  verlangen,  dass  eine  von  ihr  delegierte  Person  von 
dem  technischen  Ausschuss  hinsichtlich  der  Kulturarten,  der  Klassifikation  und 
des  Tarifes  der  Grundstücke  ihres  Temtoriums  vernommen  werde. 

Art.  20.  Das  Generalkatasterbüreau  hat  die  Arbeiten  der  technischen 
Ausschüsse  zu  leiten  behufs  Beobachtung  einheitlicher  Prinzipien  und  gleich- 
massigen  Vorgehens  bei  der  allgemeinen  Ausgleichung. 

Art.  21.  Die  Anwendung  der  Kulturarten  und  Klassen  geschieht  durch  er- 
fahrene Katasterbeamte  unter  Mitwirkung  der  gemeindlichen  Steuerkommissionen. 

I  laghi  e  stagni  da  pesca  si  stimeranno  per  la  loro  rendita  netta. 

I  terreni  destinati  a  scopo  dl  delizia,  a  colture  che  richiedono  speciali  apparecchi  di 
riparo  o  riscaldamento,  o  in  generale  sottratti  per  qualsivoglia  altro  uso  alla  ordinaria  colti- 
vazione,  in  quanto  non  siano  da  considerarsi,  giusta  l'articolo  15,  come  accessori  dei  fabbricati 
rurali  si  valuteranno  pai'iflcandoli  ai  migliori  tra  i  terreni  contigui. 

Non  si  attribuirä  alcuna  rendita: 

a)  ai  fondi  indicati  dall'articolo  10  della  legge  14  luglio  1864,  n,  1831,  ed  h  abro- 
gato  il  disposto  del  2»  alinea,  n.  5,  del  detto  articolo ; 

b)  alle  strade  vieinali   contemplate   dall'articolo    19  della    legge    20  marzo  1865, 
allegato  F; 

c)  alla  superflcie  occupata  dai  canali  maestri  per  la  condotta  delle  acque. 

Art.  18.  Presso  il  Ministero  delle  finanze  sarä  istituito  un  ufflcio  generale  del  catasto, 
tecnico  ed  amministrativo  al  quäle  apparterrä  la  direzione  e  la  vigilanza  di  tutte  le  operazioni 
catastali. 

Art.  19.  Per  le  operazioni  di  stima  saramio  istituite  Ginnte  tecniche ,  il  numero  e  le 
attribuzioni  delle  quali  verranne  determtnati  dal  regolamento. 

Queste  Ginnte  saranno  composte  di  periti  nominati  per  metä  dal  ministro  delle  ftnanze, 
per  l'altra  metä  dai  Consigli  delle  provincie  interessate  e  di  un  presidente  nominato  dal  mi- 
nistro delle  finanze. 

Ogni  comune  poträ  esigere  che  un  suo  delegato  sia  sentito  dalla  Giunta  tecnica  circa 
la  qualiflcazione,  la  elassiftcazione  e  la  tariifa  del  suo  territorio. 

Art.  20.  L 'ufflcio  generale  del  catasto  regolerä  i  lavori  delle  Giunte  tecniche,  per  la 
oniformitä  dei  criteri  e  dei  procedimenti  allo  scopo  della  generale  perequazione. 

Axt.  21.  L 'applicazione  delle  qualitä  e  classi  sarä  fatta  da  periti  catastali,  assistit 
dalle  Commissioni  censuarie  comunali. 
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Art.  22.  Steuerkommissionen  werden  gebildet :  eine  gemeindliche  für 
jede  Gemeinde,  eine  Provinzialkommission  für  jede  Provinz  und  eine  Zentral- 
kommission. 

Art.  23.  Die  Kommunalkommissionen  werden  ernannt  durch  die  Munizipal- 
räte in  einer  ausserordentlichen  Sitzung,  zu  der  mit  Stimmrecht  eingeladen 
■werden  die  hinsichtlich  dei  Grundsteuer  Höchstbesteuerten  in  einer  Anzahl, 
die  der  der  Munizipalräte  gleich  ist.  Die  Kommissionen  wählen  ihren  Vor- 
sitzenden. 

Die  Provinzialkommisäionen  sind  zusammengesetzt  aus  einem  vom  Finanz- 
minister ernannten  Vorsitzenden  und  aus  Kommissären,  welche  zur  Hälfte  der 
Finanzminister,  zur  Hälfte  der  Provinzialrat  in  ausserordentlicher  Session  wählt. 

Die  Zentralkommission  wird  vom  Finanzminister  ernannt;  sie  wird  von 
ihm  oder  einem  von  ihm  ernannten  Vizepräsidenten  präsidiert. 

Wenigstens  ein  Drittel  der  Mitglieder  der  Zentralkommission  wird  aus 
dem  Staatsrat,  Rechnungshof,  der  obersten  Behörde  der  öffentlichen  Arbeiten 
und  dem  Richterstand  gewählt. 

Die  Zahl  der  Mitglieder  der  oben  bezeichneten  Kommissionen  wird  durch 
Reglement  bestimmt. 

Art.  24.  Ausgenommen  die  Fälle,  welche  das  Reglement  präcisieren  wird, 
sind  die  Funktionen  eines  Mitglieds  der  gemeindlichen  und  provinzialen  Schätzungs- 
kommissionen  obligatorisch.  Diejenigen,  welche  sich  der  Annahme  weigern 
sollten,  verfallen  einer  Strafe  von  20  bis  200  Frs. 

Art.  25.  In  dem  Fall,  wo  die  Gemeinde-  oder  Provinzialräte  nicht  zu  den 
von  ihnen  in  Art.  23  verlangten  Wahlen  schreiten,  wird  der  Präfekt  oder  der 
Finanzminister  Vorsorge  treffen. 

Art.  26.  Nach  Beendigung  der  auf  die  Feststellung  der  Kulturarten,  die 
Klassifikation   und   die   Tarife   aller   Gemeinden    einer  Provinz   bezüglichen  Ar- 


Art.  22.  Saranno  istituite  Commissioni  censuarie,  iina  cotaunale  per  dascan  comune, 
una  provinciale  per  ciaseuna  provincia,  ed  nna  centrale. 

Art.  23.  Le  Commissioni  comunaU  saranno  nominate  dai  Consigli  in  una  sedata  stra- 
ordinaria,  alla  quäle  sarä  invitato  ad  int«rvenire,  con  diritto  di  voto,  nn  numero  dei  maggiori 
contribuenti  all'imposta  fondiaria  uguale  a  quello  dei  consiglieri  comnnali.  Esse  eleggeranno 
il  proprio  presidente. 

Le  Commissioni  provinciali  saranno  composte  di  un  presidente  nominato  dal  ministro 
delle  finanze ,  e  di  commissari  nominati  per  una  metä  dallo  stesso  ministro ,  e  per  l'altra  dal 
Consiglio  provinciale  in  seduta  straordinaria. 

La  Commissione  centrale  sarä  nominata  dal  ministro  delle  finanze  e  presieduta  da  esso, 
0  da  un  vice-presidente  da  lui  delegato 

ün  terzo  almeno  de'  suoi  componenti  dovrä  essere  scelto  flra  i  membri  dei  Consiglio 
di  Stato,  deUa  Gort«  dei  conti,  dei  Consiglio  superiore  dei  lavori  pnbblici  e  della  magistratura 
giadiziaria. 

II  numero  dei  componenti  qneste  Commissioni  sarä  detenninato  nel  regolamento. 

Art.  24.  Salvo  i  casi  di  esenzione,  che  saranno  stabiliti  dal  regolamento,  Tafficio  di 
membro  delle  Commissioni  censoarie  comnnali  e  provinciali  ä  obbligatorio.  Coloro  che  si 
rifluteranno  di  accettarlo  incorreranno  in  nna  pena  pecuniaria  da  lire  venti  a  lire  dnecento. 

Art.  25.  Nel  caso  di  mancanza  delle  nomine  demandate  ai  Consigli  comnnali  e 
provinciali  nell'articolo  23,  sarä  proweduto,  rispettivamente ,  dal  prefetto  o  dal  ministro 
delle  finanze. 

Art.  26.  Le  Giunte  tecniche,  compiati  i  lavori  di  qualificazione.  elassificazione  e  tarifiu 
dei  comnni  di  una  provincia,  ne  pnbblicheranno  i  prospetti  e  li  comunicheranno  alla  Commis- 
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beiten  werden  die  technischen  Ausschüsse  ihre  Resultate  veröffentlichen  und 
der  Provinzialkommission  mitteilen;  sie  haben  jeder  gemeindlichen  Kommission, 
die  auf  die  betreffende  Gemeinde  und  die  Grenzgemeinden  bezüglichen  Resultate 
zu  notifizieren. 

Die  gemeindlichen  Kommissionen  haben  diese  Resultate  öffentlich  anzu- 
schlagen. 

Art.  27.  Die  gemeindlichen  Kommissionen  können  vor  der  Provinzial- 
kommission gegen  die  Vorschläge  der  technischen  Ausschüsse  in  bezug  auf  die 
Unterscheidung  der  Kulturarten,  die  Klassifikation  und  den  Tarif  der  betreffenden 
Gemeinden  sowohl  überhaupt  als  auch  wegen  ungleicher  Behandlung  reklamieren. 

Die  Reklamationen  sind  dem  technischen  Ausschuss  vorzulegen,  der  sie 
mit  seinen  Bemerkungen  der  Provinzialkommission  übergibt.  Diese  erlässt  einen 
motivierten  Entscheid  und  teilt  ihn  dem  tephnischen  Ausschuss  und  der  ge- 
meindlichen Kommission  mit,  welche  der  Provinzialkommission  ihre  weiteren 
Reklamationen  vorlegen  können. 

Die  Provinzialkommission  schreitet  zu  den  ihr  erforderlich  scheinenden 
Untersuchungen  und  Vernehmungen  und  übergibt  alle  Aktenstücke  der  Zentral- 
kommission  mit  ihren  Bemerkungen  und  Vorschlägen  in  betreff  der  Genauigkeit 
und  Verhältnismässigkeit  der  Tarife  der  Gemeinden  der  Pi'ovinz. 

Art.  28.  Die  Zentralkommission  setzt  nach  Empfangnahme  der  Reklama- 
tionen der  gemeindlichen  Kommissionen,  der  Bemerkungen,  sowie  der  Vorschläge 
der  technischen  Ausschüsse  und  Provinzialkommissionen .  unter  Einvernehmung 
des  Generalkatasterbüreaus,  die  Tarife  aller  Gemeinden  fest,  publiziert  sie  und 
teilt  jeder  Provinzialkommission  die  der  Provinz  und  Nachbarprovinzen  mit. 

Die  Provinzialkommissionen  können  zum  Zweck  der  Ausgleichung  vor  der 
Zentralkommission  im  Interesse  der  ganzen  Provinz  oder  irgend  einer  Gemeinde 
der  Provinz  gegen  die  so  vorgeschlagenen  Tarife  der  genannten  Kommission 
reklamieren. 

Die  Zentralkommission  holt  über  die  Reklamationen  das  Gutachten  des 
Generalkatasterbüreaus  ein ,  veranstaltet  die  notwendigen  Untersuchungen  und 
Berichtigungen,  um  darauf  definitiv  die  Tarife  aller  Gemeinden  festzustellen. 


sione  provinciale,  notifieando  a  ciascuna  Commissione  comunale  quelli  del  rispettivo  comune 
e  dei  corauni  liniitrofi. 

Le  Commissioni  comunali  pubblicheranno  questi  prospetti  all'albo  del  comune. 

Art.  27.  Contro  le  proposte  delle  Giunte  tecniche,  le  Commissioni  comunali  potrauno 
reclamare  alla  Commissione  provinciale,  tanto  in  via  assoluta,  quanto  in  via  coraparativa, 
sulla  qualiflcazione,  classificazione  e  tariffa  del  proprio  comune. 

I  reclami  saranno  presentati  alla  Giunta  tecnica,  la  quäle  li  trasmetterä  coUe  proprie 
osservazioni  alla  Commissione  provinciale.  Questa  emetterä  il  proprio  voto  motivato,  e  lo 
comunicherä  alla  Giunta  tecnica  e  alla  Commissione  comunale,  le  quali  potranno  presentare 
alla  stessa  Commissione  provinciale  i  loro  ulteriori  reclami. 

La  Commissione  provinciale,  fatte  le  indagini,  le  veriflche  ed  i  confronti  che  stimerä 
opportuni,  trasmetterä  tutti  questi  atti  alla  Commissione  centrale  coUe  sue  osservazioni  p 
proposte,  alle  scopo  della  congruenza  e  proporzionalitä  delle  tariffe  dei  comuni  della  provincia. 

Art.  28.  La  Commissione  centrale,  avuti  i  reclami  delle  Commissioni  comunali,  loUe 
osservazioni  e  coi  voti  delle  Giunte  tecniche  e  delle  Commissioni  provinciali,  e  sentito  l'ufflcio 
generale  del  catasto,  stabilirä  le  tariffe  di  tutti  i  comuni  censuari,  le  pubblicherä,  e  comuni- 
cherä a  ciascuna  Commissione  provinciale  quelle  della  sua  provincia  e  delle  provincie  flnitime. 

Contro  le  tariflfe  cosi  proposte  dalla  Commissione  centrale  le  Commissioni  provinciali 
potranno  reclamare,  in  via  comparativa,  nello  Interesse  della  intera  provincia  o  di  alcun  comune 
di  essa,  alla  Commissione  medesima. 

Questa,  sentito,  sui  reclami  ricevuti,  il  voto  deU'ufflcio  generale  del  catasto,  e  fatte 
le  opportune  verificaizioni  e  rettifiche,  approverä  in  via  deflnitiva  le  tariflfe  di  tutti  i  comuni 
censuari. 
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Art.  29.  Die  Pläne,  die  Resultate  der  Vermessung  und  Feststellung  der 
Kulturarten  und  Klassen  für  die  verschiedenen  Parzellen  der  Flur  werden  durch 
die  Katasterverwaltung  publiziert.  Die  Pläne  werden  in  der  Bürgermeisterei 
deponiert  und  zur  Einsichtnahme  des  Publikums  gehalten. 

Die  Grundstücksbesitzer  können  vor  der  gemeindlichen  Kommission  gegen 
die  Zuteilung ,  Abgrenzung ,  die  Configuration ,  Ausdehnung ,  Feststellung  der 
Kulturart  und  Klasse  ihrer  Grundstücke  reklamieren.  In  gleicher  Weise  können, 
was  sie  betrifft,  die  kommunalen  Ausschüsse  und  die  anderen  interessierten 
Korporationen  reklamieren. 

Reklamationen  gegen  die  Tarife  werden  in  diesem  Stadium  nicht  mehr 
zugelassen. 

Die  Gemeindekommission  übergibt  die  Reklamationen  mit  ihrem  Gut- 
achten der  Provinzialkommission .  welche  nach  Einvernahme  des  hierzu  von 
der  Katasterverwaltung  designierten  Sachverständigen  endgiltig  entscheidet. 

An  die  Zentralkommission  kann  nur  wegen  Verletzung  des  Gesetzes  oder 
in  Prinzipienfragen  rekurriert  werden.  Nichtsdestoweniger  sollen  die  Kataster- 
verwaltung, die  Provinzialkommission  und  selbst  die  Minorität  dieser  Kommission 
an  die  Zentralkommission  rekurrieren  können  in  den  Fällen,  wo  sie  die  in  ge- 
wissen Gemeinden  hinsichtlich  der  Anwendung  der  Klassen  und  Kulturarten  be- 
folgten Regeln  für  irrig  halten, 

Art.  30.  Die  zu  beobachtenden  Formen  und  Fristen  in  beü-eff  der  Publi- 
kationen, der  Reklamationen  oder  der  in  den  vorangehenden  Artikeln  angedeuteten 
Massregeln  werden  durch  Reglement  festgestellt. 

Art.  31.  In  betreff  der  richterlichen  Zuständigkeit  in  Katasterangelegen- 
heiten wird  an  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  20.  März  1865  über  Ver- 
waltungsstreitigkeiten nichts  geändert. 

Art.  32.  Die  technischen  Ausschüsse,  die  Steuerkommissionen,  ihre  Dele- 
gierten und  die  Katasterbeamten  haben  das  Recht,  Privateigentum  in  Ausführung 
des  gegenwärtigen  Gesetzes  zu  betreten. 

Wer  sich  dem  widersetzt,  verföllt  einer  Strafe  von  10  bis  100  Lire. 


Art.  29.  Le  mappe,  i  risultati  della  misura  e  deirapplicazione  delle  qualitä  e  delle 
classi  alle  singole  particelle  dei  terreni,  saranno  pubblicati  a  cura  deU ' A mministrazione  cata- 
stale.    Le  mappe  saranno  depositate  all'nfficio  comunale,  ed  ostensibili. 

I  possessori  potranno  reclamare  alla  Commissione  comunale  sulla  intestazlone  e  snlla 
delimitazione,  figura  ed  estensione  dei  rispettivi  beni,  e  sull'applicazione  della  qualitä  e  della 
classe.  Potranno  reclamare  altresi,  per  quanto  U  riguarda.  le  Giunte  comunali  ed  altri  enti 
interessati. 

In  questa  sede  non  sono  ammessi  reclami  contro  le  tarifFe. 

La  Commissione  comunale  trasmetterä  i  reclami  col  proprio  voto  alla  Commissione 
provinciale,  la  quäle,  sentite  le  osservazioni  dei  perito  a  ciö  delegato  daU'Amministrazione 
dei  catasto,  deciderä  in  via  deflnitiva. 

Si  poträ  ricorrere  alla  Commissione  centrale  soltanto  per  violazione  di  le^e,  o  per 
questioni  di  massima.  Perö  rAmministrazione  dei  catasto,  e  la  Commissione  provinciale ,  od 
anche  la  minoranza  di  essa  potranno  ricorrere  alla  Commissione  centrale  nel  caso  che  ritenes- 
sero  erronei  i  criteri  seguiti  in  singoli  comuni,  nell'applicazione  della  qualitä  e  classi. 

Art.  30.  I  modi  e  i  termini  delle  pubblicazioni,  dei  reclami  e  dei  procedimenti  contem- 
plati  nei  precedenti  articoli,  saranno  stabUiti  col  regolamento. 

Art.  31.  Nulla  e  innovato  in  quanto  riguarda  la  competenza  dell'autoritä  giudiziaria 
in  materia  di  catasto  alle  disposizioni  della  legge  20  marzo  1885  sul  Contenzioso  amministrativo. 

Art.  32.  Le  Giunte  tecniche ,  le  Commissione  censuarie ,  i  loro  delegati  ed  i  periti  ca- 
tastali  avranno  diritto  di  accedere,  per  gU  effetti  della  presente  legge,  alle  private  proprietä. 

Chiunqne  farä  opposizione  sarä  soggetto  ad  una  pena  pecnniaria  da  lire  dieci  a 
Ure  cento. 
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Art.  33.   Das  Kataster  besteht 

1.  aus  dem  Grundstücksplan, 

2.  aus  der  Steuerliste, 

3.  aus  dem  Register  der  Besitzstücke, 

4.  aus  der  Matrikel  der  Grundstücksbesitzer. 

Art.  34.  Das  Kataster  wird  aufbewahrt  und  fortlaufend  mittels  periodischer 
Nachtragung  der  Veränderungen,  die  im  Stand  der  Grundstücke  und  ihrer  Be- 
sitzer eintreten,  evident  erhalten. 

Die  Katasteränderungen  sind  obligatorisch  und  können  nur  auf  Grund 
öffentlicher  Akte  und  Privatschriften,  die  vom  Notar  beglaubigt  oder  richterlich 
bestätigt  sind,  vorgenommen  werden. 

Art.  35.  Aenderungen  in  den  Katasterschätzungen  bewirken  in  der  Rich- 
tung der  Mehrung: 

1.  die  Anschwemmungen,  die  Inselbildung,  das  Verschwinden  oder  die  Ab- 
weichung der  Gewässer; 

2.  die  Aufnahme  nicht  besteuerter  oder  mit  den  städtischen  Gebäuden 
besteuerter  Grundstücke  unter  die  landwirtschaftlichen  Besitzungen; 

3.  der  Uebergang  eines  öffentlichen  Terrains  ins  Privateigentum; 

4.  das  Aufhören  von  Grundstücksbefreiungen,  die  durch  das  gegenwärtige 
Gesetz  oder  durch  andere  Gesetze  anerkannt  sind. 

In  der  Richtung  der  Minderung: 

1.  das  totale  oder  teilweise  Verschwinden  der  Grundstücke  oder  der  gänz- 
liche Verlust  der  produktiven  Kraft,  sei  es  durch  elementare  Gewalt 
oder  natürliche  Erschöpfung; 

2.  die  Verminderung  des  Grundkatasters  um  ein  Grundstück,  das  auf 
das  Kataster  der  städtischen  Gebäude  übertragen  ist; 

3.  der  Uebergang  von  Grundstücken  aus  der  Kategorie  der  steuerbaren 
Besitzungen  in  die  der  grundsteuerfreien. 


Art.  33.    Costituiscono  il  catasto: 

1.  la  mappa  particellare ; 

2.  la  tavola  censuaria; 

3.  il  registro  delle  partite; 

4.  la  matricola  dei  possessori. 

Art.  34.  II  catasto  sarä  conservato  e  tenuto  in  corrente,  in  modo  continuo  ed  anche 
con  lustrazioni  periodiche,  delle  mutazioni  che  avvengono  nello  stato  dei  possessi  e  dei  rispet- 
tivi  possessori. 

Le  volture  catastali  saranno  obbligatorie ,  e  non  potranno  esser  fatte  che  sulla  fede 
di  atti  pubblici ,  e  di  scritture  private  con  sottoscrizioni  autenticate  da  notaio ,  o  accertate 
giudizialmente. 

Art.  35.    Daranno  luogo  a  variazioni  nell'estimo  catastale: 
In  aumento: 

1.  l'alluvione,  la  foniiazione  di  isole,  il  ritiro  e  la  deviazione  di  acque; 

2.  l'introduzione  di  beni  non  ancora  censiti  o  di  beni  censiti  tra  i  fabbricati  urbani; 

3.  il  passaggio  di  suolo  pubblico  in  proprietä  privata; 

4.  la  cessazione    di    esenzioni    dall'imposta    fondiaria  stabilite    da    questa  o   da 
altre  leggi. 

In  diminuzione: 

1.  la  perenzione  totale  o  parziale  dei  beni ,  o  la  perdita  totale  della  pctenza  pro- 
duttiva  per  forza  maggiore  o  per  naturale  esaurimento; 

2.  lo  straleio  di  un  terreno  dal  catasto  fondiario  pel  suo  traSporto  al  catasto  dei 
fabbricati  urbani; 

3.  il  passagio   dei  beni  dalla  categoria  degli  imponibili  a  quella  degli  esenti  dal 
l'imposta  fondiaria. 
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Keine  Aenderung  tritt  ein  in  der  Bezeichnung,  Klassifikation,  in  dem 
Tarif,  der  Kulturart  und  der  Klasse  der  Grundstücke.  Das  Ganze  bleibt  un- 
veränderlich bis  zur  Generalrevision  des  Katasters. 

.Aj^.  36.  Die  Generalrevision  des  Katasters  kann  nicht  vor  Ablauf  von 
30  Jahren  vom  Beginn  seiner  Wirksamkeit  vorgenommen  werden. 

Art.  37.  Die  zeitlichen  Befreiungen  von  der  Grundsteuer,  die  von  speziellen 
Gesetzen  herrühren,  werden  für  die  ganze  bewilligte  Zeit  aufrecht  erhalten, 
selbst  dann,  wenn  die  Generalrevision  des  Katasters  vor  deren  Ablauf  statt- 
finden sollte. 

Art..  38.  In  dem  Fall,  wo  infolge  einzelner  bei  der  Schätzung  nicht  vor- 
gesehener Unglücksfälle  wenigstens  ^/s  des  gewöhnlichen  Grundstücksertrages  zu 
Verlust  gehen,  kann  die  Finanzverwaltung  eine  Ermässigung  der  Steuer  für  das 
laufende  Jahr  bewilligen. 

In  den  ausserordentlichen  Fällen,  wo  schwere  Unglücksfalle,  auf  die  in 
den  Schätzungen  keine  Rücksicht  genommen  ist,  gewisse  Grundstückszonen  oder 
gewisse  Kulturen  treffen  sollten,  wird  durch  spezielle  legislative  Massnahmen 
Vorsorge  getroffen  werden. 

Art.  39.  Das  Budgetgesetz  setzt  jedes  Jahr  die  auf  die  Formation  des 
Katasters  bezügliche  Ausgabe  fest. 

Die  hierauf  bezüglichen  Vorschläge  sind  von  einem  Bericht  zu  begleiten, 
der  den  Stand  und  Fortgang  der  Arbeiten  anzeigt. 

Art.  40.  Zu  Lasten  der  Regierung  gehen  alle  Ausgaben  ,fur  die  Büdung 

des  Katasters  mit  Ausnahme  der  folgenden. 
Zu  Lasten  der  Provinzen  gehen 

a)    die  Besoldungen  und  Entschädigungen  der  Delegierten  der  Provinzen 
bei  den  technischen  Ausschüssen; 


Nessana  mutazione  sarä  operata  nella  qaalificazione,  classificazione  e  tanffa,  neirappli- 
cazione  di  qualitä  e  classe  ai  singoli  terreni.  Tuttociö  resterä  invariato  fino  alla  revisione 
generale  del  catasto. 

Art.  36.  La  revisione  generale  del  catasto  non  poträ  farsi  prima  che  siano  trascorsi 
trenfanni  dall'epoca  della  sua  attivazione. 

Art.  37.  Le  esenzioni  temporanee  dall'imposta  fondiaria,  stabilite  da  leggi  speciali, 
continueranno  a  sussistere  per  tutto  il  tempo  fissato,  malgrado  la  revisione  generale  del  catasto 
che  av^-enisse  nell'intervallo. 

Art.  38.  Nel  caso  che  per  parziali  infortuni  non  contemplati  nella  formazione  dell'estimo 
venissero  a  mancare  i  dne  terzi  almeno  del  prodotto  ordinario  del  fondo,  rAmministrazione 
delle  finanze  poträ  accordare  una  moderazione  dell'imposta  dell'anno. 

Nei  casi  straordinari  di  gravi  infortnni,  non  preveduti  nella  fonnazione  dellestimo, 
i  quali  colpiscano  determinate  zone  di  terreno  0  determinate  coltnre,  si  prowederä  con  speciali 
disposizioni  legislative. 

Art.  39.  CoUa  legge  di  approvazione  del  bilancio  si  stanzierä  per  ogni  anno  la  spesa 
occorrente  per  la  formazione  del  catasto. 

Le  proposte  di  stanziamento  saranno  corredate  da  una  relazione  dimostrativa  dello 
stato  e  dell'andamento  dei  lavori. 

Art.  40.  Saranno  a  carico  del  Govemo  tutte  le  spese  per  la  fonnazione  del  catasto  ad 
eccezione  delle  segnenti: 

Saranno  a  carico  delle  provincie: 

a)  le  retribnzioni  e  le  indennitä  ai  delegati  provinciaJi  per  le  Ginnte  tecniche ; 

b)  le  spese  necessarie  per  le  rispettive  Commissioni  provinciali; 
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b)  die   für   ihre   bezüglichen  Provinzialkommissionen   notwendigen  Aus- 
gaben ; 

c)  die  Kosten  für  die  Lokale,  das  Mobiliar,  die  Heizung  der  Bureaus  der 
technischen  Ausschüsse  und  die  Inspektionsbüreaus. 

Zu  Lasten  der  Gemeinden  gehen: 

a)  die  Kosten  der  Abgrenzung  und  Versteinung  der  Gemeindegüter  ; 

b)  die   für  ihre   bezüglichen   Gemeindekommissionen   notwendigen  Aus- 
gaben ; 

c)  die  Kosten   für   die  Lokale,   das  Mobiliar,    die  Heizung  der  von   der 
Gemeinde  für  das  Kataster  beauftragten  Beamten; 

d)  die  Entschädigungen  der  Zusteller  und  die  Kosten  der  Publikationen 
und  Notifikationen,  die  in  der  Gemeinde  zu  machen  sind. 

Die  Kosten  der  Abgrenzung  und  Versteinung  der  Privatbesitzungen  gehen 
auf  Kosten  der  bezüglichen  Eigentümer  dieser  Besitzungen. 

Art.  41.  Alle  die  Abgrenzung,  Versteinung,  die  Herstellung  des  Katasters, 
die  Reklamationen  und  darauf  bezügliche  Prozedur  betreffenden  Aktenstücke 
sind  von  jeder  Stempel-  und  Einregistrierungsabgabe  befreit. 

Werden  bei  Gelegenheit  der  in  Art.  6  des  gegenwärtigen  Gesetzes  vor- 
geschriebenen Abgrenzung  Immobilien  ausgetauscht  oder  verkauft  zu  dem  von 
der  gemeindlichen  Steuerkommission  anerkannten  und  bezeugten  Zweck,  die 
Grenzen  und  die  Konfiguration  der  Grundstücke  zu  rektifizieren  und  zu  ver- 
bessern, so  sollen  jedesmal,  wenn  der  Wert  eines  vertauschten  Immobile  oder  der 
Preis  eines  verkauften  Immobile  500  Lire  nicht  übersteigt,  die  Uebertragungs- 
kontrakte  nur  der  fixen  Taxe  von  1  Lira  unterworfen  werden;  auch  dürfen  sie 
selbst  bei  öffentlicher  Beurkundung  auf  Stempelpapier  von  50  Cent,  geschrieben 
werden. 

Ausserdem  werden  Gebühren  für  die  Eintragung  in  die  Notariatsreper- 
torien,  für  die  Katasterumschreibungen,  Hypothekenumschreibungen,  sowie  die 
Bezüge  der  Konservatoren  und   Schreiber   der  Notare   um  die  Hälfte  reduziert. 

Diese  Bestimmungen  bleiben  in  Kraft  während  10  Jahre  vom  Tag  der 
Veröffentlichung  des  gegenwärtigen  Gesetzes  an  gerechnet. 


c)  i  locali  coi  relativi  mobili,  ed  ii  riscaldamento  per  gli  ufflci  delle  üiunte  tecniche 
e  per  quelli  di  ispezione. 
Saranno  a  carico  dei  comuni: 

a)  le  spese  di  delimitazione  e  terminazione  dei  territorii  comunali; 

b)  le  spese  necessarie  per  le  rispettive  Commissioni  comunali; 

c)  i  locali,  coi  relativi  mobili,  e  riscaldamento  per  gli  ufflci  degli  operatori  catastali 
dei  comune; 

d)  le  mercedi  degli  indicatori  e  le  spese  per  le  pubblicazioni  e  le  notificazioni  da 
farsi  nel  comune. 

Le  spese  della  delimitazione  e  terminazione  delle  private  proprietä  saranno  a  carico 
dei  rispettivi  possessori. 

Art.  41.  Tutti  gli  atti  occorrenti  per  la  delimitazione  e  terminazione,  per  la  formazione 
dei  catasto  e  pei  reclami  e  procedimenti  relativi  saranno  esenti  da  qualuuque  tassa  di  re- 
gistro  e  boUo. 

I  contratti  di  permuta  e  di  vendita  immobiliare  che  saranno  stipulati  in  oocasione  della 
delimitazione  prescritta  nell'articolo  (5  della  presente  legge  allo  scopo,  riconosciuto  e  attestato 
dalle  Commissioni  censuarie  comunali,  di  rettiflcare  e  migliorare  i  conflni  e  la  conflgui'azione 
dei  beni,  qualora  il  valore  di  ciascun  immobile  permutato  e,  rispettivamente ,  il  prezzo  di 
vendita  non  superi  le  lire  MO,  non  saranno  soggetti,  rispetto  al  trasferimento ,  che  alla  tassa 
lissa  di  una  lira,  e  potranno  essere  stesi,  anche  per  atto  pubblieo,  sopra  carta  con  boUo  da 
centesimi  50. 

Inoltre  le  relative  tasse  di  archivio  di  inscrizione  nei  repertori  notarili,  e  delle  volture 
catastali,  non  che  quelle  della  trascrizione  ipotecaria  e  gli  emolumenti  dei  couservatori  e  gli 
onorari  dei  notari  saranno  ridotti  alla  metä. 
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Art.  42.  In  den  Gegenden,  wo  die  Bergwerke,  Steinbrüche,  Torfmoore, 
Salinen  und  Fischbänke  gegenwärtig  besteuert  sind  und  Provinzial-  und  Kom- 
munalzuschläge  zur  Grundsteuer  tragen,  muss  der  Minister,  bevor  er  das  Kataster 
zur  Ausführung  bringt,  dem  Parlament  Massregeln  zu  Gunsten  der  Provinzen 
und  Gemeinden  vorschlagen,  die  einen  Teil  der  dem  Zuschlag  unterworfenen 
Objekte  verlieren. 

Art.  43.  Die  Regierung  wird  ermächtigt,  durch  ein  Reglement,  das  im 
Ministerkonseil  beraten  und  nach  Einvernahme  des  Staatsrats  durch  Königliches 
Dekret  gebilligt  wurde,  für  die  Ausführung  des  gegenwärtigen  Gesetzes  Sorge 
zu  tragen,  speziell  für  die  Aufstellung  der  bei  Herstellung  der  neuen  Pläne, 
der  Revision  und  Instandsetzung  der  existierenden  Pläne,  bei  der  Abgrenzung  und 
Versteinung  der  Grundstücke,  bei  den  Schätzungen,  der  Bildung  und  Ernennung 
der  Steuerkommissionen  zu  befolgenden  Regeln;  sie  hat  ebenso  das  Nähere  in 
betreff  der  bei  der  E*ublikation  imd  der  Mitteilung  der  Katasterresultate,  der 
Geltendmachung,  Instruierung  und  Bescheidung  der  Reklamationen  zu  be- 
obachtenden Formen  und  Fristen  zu  bestimmen. 

Die  Regierung  setzt  ausserdem  die  für  die  Ermittelung  der  Schäden  zu 
befolgenden  Regeln  mit  Rücksicht  auf  die  Steuemachlässe,  von  denen  in  Art.  38 
die  Rede  ist,  fest. 

Art.  44.  Die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes  werden  ange- 
wendet auf  die  Bildung  des  Katasters  von  Modena.  das  durch  Gesetz  vom 
4.  Januar  1880  angeordnet  worden  ist. 

Art.  45.  Die  Regionalkontingente,  wie  sie  für  die  Prinzipalgrundsteuer- 
summe aus  den  Gesetzen  vom  14.  Juli  1864,  28.  Mai  1867,  16.  Juni  1871  und 
4.  Januar  1880  resultieren,  können  während  20  Jahre  vom  Datum  des  gegen- 
wärtigen Gesetzes  an  unter  Vorbehalt  der  folgenden  Bestimmungen  nicht  ver- 
mehrt werden. 

Art.  46.  Nach  Beendigung  aller  Katasteroperaiionen  soll  durch  ein  Gesetz 
die  Anwendung  der  neuen  Schätzungen  geregelt  werden. 


Qneste  disposizioni  resteranno  in  vigore  per  im  decennio  a  contare  dal  giomo  della 
promolgazione  di  questa  legge. 

Art.  42.  Laddove  le  miniere,  cave,  torbiere.  saline  e  tonnare  sono  attualment«  censite 
e  soggette  a  sovrimposta  fondiaria  provinciale  e  comanale,  U  nünistro  prima  di  attuare  ü  ca- 
tasto  dovrä  proporre  al  Parlamento  i  prowedimenti  opportnni  a  favore  deUe  provincie  e  dei 
comani  ai  quali  venisse  con  ciö  sottratta  una  parte  degli  enti  sovrimponibüi. 

Art.  43.  E  data  facoltä  al  Govemo  di  provvedere,  con  regolamento  deliberato  dal  Con- 
Biglio  dei  ministri,  sentit©  U  Consiglio  di  State,  e  da  approvarsi  con  decreto  reale,  alla  ese- 
cnzione  della  presente  legge,  e,  specialmeute  di  stabilire  le  norme  per  la  formazione  delle 
nuove  mappe  e  per  la  revisione  e  Taggiomamento  delle  esistenti,  per  la  delimitazione  e  la 
t«nninazione  dei  fondi,  pei  procedimenti  estimali,  per  la  costituzione  e  la  nomina  delle  Com- 
missioni  censuarie,  e  di  stabilire  i  modi  e  i  termini  per  la  pubblicazione  e  notificazione  dei  dati 
catastali,  e  per  la  presentazione,  l'esame  e  la  risoluzione  dei  reclami. 

n  Govemo  fisserä  altresi  le  norme  per  la  constatazione  dei  danni  agli  effetti  degU 
sgravi  dlmposta.  di  che  all'articolo  38. 

Art.  44.  Le  disposizioni  della  presente  legge  saranno  applicate  anche  nella  formazione 
dei  catasto  dei  compartimento  modenese  ordinato  colla  legge  4  gennaio  1880,  n.  5222  (Serie  2"). 

Art.  45.  I  contingenti  compartimentali  che  risnltano  dalle  leggi  14  Inglio  1864. 
28  maggio  1867 ,  16  giugno  1871  e  4  gennaio  1880 .  le  quali  stabiliscono  ü  principale  dell'im- 
posta  fondiaria,  non  potranno  essere  aumentati  per  venti  anni  dalla  data  della  presente  legge, 
salvo  le  disposizioni  seguenti. 
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Die  gesamte  Besteuerung  des  Königreiches  wird  auf  den  Satz  von  7  Prozent 
des  steuerbaren  Einkommens  festgestellt. 

Wenn  die  so  berechnete  Besteuerung  100  Mill.  übersteigt,  wird  der  Steuer- 
satz verhältnismässig  reduziert. 

Die  Mehrungen  und  Minderungen,  die  sich  in  den  katastrierten  Erträgen 
durch  Anwendung  des  Art.  35  ergeben,  und  die  Beträge,  welche  in  den  vom 
Gesetz  vorgesehenen  Fällen  wegen  Befreiung.  Nachlass,  Ermässigung  und  Un- 
einbringlichkeit  nicht  erhoben  werden,  ziehen  keine  Aenderungen  in  der  Ge- 
samtsteuer des  Königreiches  nach  sich. 

In  den  Gemeinden ,  wo  die  Steuer  infolge  der  Anwendung  des  7prozen- 
tigen  Steuerfusses  die  Ziffer  der  gegenwärtig  für  den  Schatz  erhobenen  Steuer 
übersteigt,  wird  die  Mehrung  stufenweise  auf  10  Jahre  verteilt. 

Art.  47.  Die  Arbeiten  für  die  Herstellung  des  Katasters  werden  in  allen 
Gebieten  des  Königreichs  ohne  Verzug,  spätestens  innerhalb  der  Frist  von 
2  Jahren  von  der  Publikation  des  gegenwärtigen  Gesetzes  an  gerechnet,  be- 
gonnen, und  sind  ohne  Unterbrechung  fortzusetzen. 

Wenn  eine  Provinz  durch  ihren  Provinzialrat  verlangt,  dass  die  Arbeiten 
beschleunigt  und  unverzüglich  auf  ihrem  Gebiet  vorgenommen  werden,  und 
wenn  zu  gleicher  Zeit  sie  sich  verbindlich  macht,  die  Hälfte  der  Kosten  vor- 
zuschiessen,  so  wird  ihr  Gesuch  erfüllt,  aber  es  darf  daraus  für  den  normalen 
Fortgang  der  Operationen  in  den  anderen  Teilen  des  Königreiches  kein  Nachteil 
entstehen. 

Wenn  die  Provinz,  um  die  es  sich  handelt,  ein  geometrisches  Parzellar- 
kataster  hat  mit  Karten,  die  für  die  Zwecke  des  gegenwärtigen  Gesetzes  brauch- 
bar sind,  so  muss  die  Revision  dieses  Katasters  in  der  Frist  von  7  Jahren,  von 
der  Mitteilung  des  Beschlusses  des  Provinzialrats  an  die  Regierung  an  gerechnet, 
beendet  werden. 

In  den  Provinzen ,  die  sich  in  dieser  Lage  befinden ,  wird  der  Satz  von 
7  Prozent  provisorisch  und  kraft  Königlichen  Dekrets  auf  die  neuen  Schätzungen 
angewendet,  vorbehaltlich  —  aber  ohne  rückwirkende  Kraft  —  der  Anwendung 
der  definitiven  Schätzungen  und  des  gemeinsamen  Steuersatzes,  sobald  das 
Kataster  allgemein  im  ganzen  Königreich  in  Kraft  gesetzt  wird. 


Alt.  46.  Compiute  tutte  le  operazioni  catastaJi  si  provvederä  per  legge  alla  applicazione 
del  nuovo  estlmo. 

In  base  aU'aliquota  del  sette  per  cento  sul  reddito  imponibile,  si  flsserä  ü  contributo 
generale  del  Regno. 

Se  questo  contributo  oltrepassasse  i  cento  milioni  sarä  proporzionalmente  diminuita 
l'aliquota. 

Gli  aumenti  e  le  diminuzioni  che  si  verificassero  giusta  l'articolo  3.5  nei  redditi  catastali, 
le  quote  non  percette  per  ragione  di  scarico ,  moderazione  e  inesigibiUtä  nei  casi  detenninati 
dalla  legge  e  dal  regolamento  non  daranno  luogo  a  mutazioni  nel  contributo  generale  del  Regno. 

Pei  comuni  nei  quali  l'imposta,  per  effetto  dell 'applicazione  della  nuova  aliquota, 
supererä  l'attuale  imposta  eraiiale,  gli  aumenti  saranno  distribuiti  gradatamente  in  dieci  anni. 

Art.  47.  I  lavori  per  la  formazione  del  catasto  saranno  intrapresi  entro  due  anni,  al 
piü  tardi,  dalla  promulgazione  della  presente  legge  e  continuati  senza  intemizione  in  tutti  i 
compartimenti  del  Regno. 

Se  alcuna  provincia  chiederä,  per  mezzo  del  suo  Consiglio,  che  i  lavori  siano  accelerati 
e  condotti  a  termine  nel  suo  territorio,  e  si  obbligherä  di  anticipare  la  metä  della  spesa,  la 
dimanda  sarä  accolta,  senza  pregiudizio  del  noiinale  andamento  dei  lavori  nelle  altre  parti 
del  Regno. 

Ove  la  provincia  richiedente  avesse  un  catasto  geometrico  particellare  con  mappe 
servibüi  agli  effetti  di  questa  legge,  ü  ricensimento  dovrä  essere  compiuto  entro  sette  anni 
dalla  comunicazione  al  Govemo  della  relativa  deliberazione  del  Consiglio  provinciale. 

Per  le  provincie  suddette  sarä  applicata,  per  decreto  reale,  in  via  prowisoria,  l'aliquota 
d'imposta  del  7  per  cento  al  nuovo  estimo  accertato,  salvo  1 'applicazione,  senza  effetto  retro- 
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Die  Rückzahlung  der  Vorschüsse  der  Provinzen  geschieht  durch  die  Re- 
gierung binnen  2  Jahren  von  Vornahme  der  provisorischen  Schätzungen  an. 

Axt.  48.  Bis  zum  Inslebentreten  des  neuen  Katasters  gehört  die  Steuer 
auf  steuerbare,  aber  nicht  besteuerte  Besitzungen  direkt  dem  Schatz  unter  Ausser- 
krafttreten  des  Art.  12  des  Gesetzes  vom  14.  Juli  1864. 

In  betreff  der  Konstatierung  der  steuerbaren,  aber  nicht  besteuerten  Güter 
werden  die  Bestimmungen  der  gegenwärtig  in  Kraft  bestehenden  Gesetze  bis 
zur  Vollendung  der  neuen  Katasteroperationen  aufrecht  erhalten.  Abgeschafft 
werden  jedoch  die  Bestimmungen  des  neapolitanischen  Dekrets  vom  10.  Juli  1817 
in  betreff  der  über  die  Besitzer  von  Grundstücken,  die  dem  Kataster  nicht  einver- 
leibt sind,  zu  verhängenden  Strafen,  weim  durch  die  nach  Massgabe  des  gegenwär- 
tigen Gesetzes  ausgeführten  Operationen  derartige  Grundstücke  entdeckt  werden. 

In  gleicher  Weise  werden  von  diesem  Tag  an  die  Bestimmungen  des  ge- 
nannten Gesetzes .  welche  die  Strafgelder  den  Denunzianten  zuerkennen,  ab- 
geschafft. 

Eine  Umlegung  der  Steuer,  die  wegen  zu  gross  angenommener  Fläche  nach- 
gelassen wird,  tritt  nicht  ein,  ausser  wenn  die  auf  den  bezüglichen  Gütern  erhobene 
Steuer  nicht  hinreichen  würde,  um  die  Regionalkontingente  voU  zu  machen, 

Art.  49.  Das  erste  Kriegszehntel  zum  Grundsteuerprinzipale  wird  mit  dem 
1.  Januar  1886  abgeschafft. 

Das  zweite  Zehntel  wird  nicht  mehr  erhoben  vom  1.  Juli  1887  an. 
Das  dritte  Zehntel  wird  nicht  mehr  erhoben  vom  1.  Juli  1888  an '). 

Art.  50.  Die  Berechtigung,  für  die  Provinzen  und  die  Gemeinden  ge- 
mäss dem  Gesetze  vom  20.  März  1865  zu  der  für  Rechnung  des  Schatzes  von 
Gebäuden  und  Gnmdstücken  erhobenen  Steuer  Zuschlagscentimes  zu  erheben,  wird 
im  ganzen  auf  100  Centesimi  von  jeder  Lira  Prinzipalsteuersumme   beschränkt. 

attivo,  dell'estimo  defiaitivo,  e  deila  aliquota  comone  coirattivazione  generale  del  catasto  in 
tatto  Q  regno. 

n  rimborso  dell'anticipazione  della  spesa  sarä  fatto  dal  Govemo  entro  dae  anni 
dall'applicazione  deirestimo  prowisorio. 

Art.  48.  Fino  all'applicazione  del  nuovo  catasto,  Timposta  sui  beni  censibili  e  non 
censiti  apparten-ä  direttamente  airerario ,  restando  cosi  derogato  all'articolo  12  della  legge  14 
loglio  1864. 

Per  raceertamento  dei  beni  censibili  e  non  censiti,  rimanendo  ferme  finu  ai  compi- 
mento  delle  nuove  operazioni  catastali  le  disposizioni  deDe  leggi  ora  vigenti,  sono  nonpertanto 
abolite  le  disposizioni  del  decreto  napolitano  del  10  giugno  1817  circa  le  malte  a  carico  dei 
possessori  di  terreni  non  rivelati  in  catasto ,  qoando  lo  scoprimento  abbia  Inogo  per  effetto 
delle  operazioni  di  rilevamento  disposte  dalla  presente  legge. 

Sono  parimente  abolite  fln  da  ora  le  disposizioni  dell'anzidetto  decreto  che  attriboi- 
scono  le  multe  ai  delatori. 

Non  avrä  luogo  reimposizione  deU'imposta  corrispondente  a  discarichi  per  eccesso  di 
estensione  eensita,  se  non^  qoanto  IMmposta  sui  detti  beni  non  bastasse  a  reintegrare  i  con- 
tingenti  compartimentali. 

Art.  49.  II  primo  decimo  di  guerra  a^iunto  al  principale  della  imposta  fondiaria  h 
abolito  a  cominciare  dal  1»  gennaio  1886. 

n  secondo  decimo  cesserä  col  !•  luglio  1887. 
11  terzo  decimo  cesserä  col  l»  luglio  1888  •)■ 

Art.  .iO.  La  facoltä  nelle  provincie  e  nei  comuni  di  sovrimporre  ai  sensi  della  legge 
2«  marzo  1865 ,  n.  3248 ,  alla  imposta  erariale  sui  terreni  e  fabbricati  e  limitata  complessiva- 
mente  a  100  centesimi  per  ogni  lira  dimpnsta  in  principale. 

')  Siehe  oben  S.  363  Note  l. 
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Unbeschadet  der  in  den  Art.  52  und  53  gemachten  Vorbehalte  darf  diese 
Beschränkung  nur  kraft  eines  Spezialgesetzes  überschritten  werden. 

Art.  51.  Durch  ein  Spezialgesetz  wird  das  Abgabewesen  der  Provinzen 
und  Gemeinden  reorganisiert  werden. 

Art.  52.  Die  Gemeinden  und  die  Provinzen  können  die  Zuschlagscentimes 
zu  den  Steuern  auf  die  Grundstücke  und  die  Gebäude  aufrecht  erhalten,  so,  wie 
sie  in  ihren  Budgets  figurieren,  vorausgesetzt,  dass  sie  nicht  den  Durchschnitt 
dieser  Budgets  für  1884,  1885  und  1886  überschreiten. 

Die  hierauf  bezüglichen  Beschlüsse  werden  für  die  Gemeinden  durch  die 
kompetente  Verwaltungsbehörde  und  für  die  Provinzialräte  durch  Königliches 
Dekret  nach  Vorschlag  des  Staatsrats  genehmigt. 

Die  in  Art.  15  des  Gesetzes  vom  11.  August  1870  und  im  Art.  3  des 
Gesetzes  vom  14.  Juni  1874  verlangten  Bedingungen  bleiben  aufrecht. 

Art.  53.  Die  von  den  Provinzen  zu  Vorschüssen  für  die  rasche  Herstellung 
der  Kataster  in  Ausführung  des  Art.  47  votierten  Ausgaben  werden  nicht 
in  die  durch  die  Art.  51  und  52  den  Provinzialsteuern  gesteckte  Grenze  ein- 
gerechnet. 

In  dem  Mass,  als  die  genannten  Ausgaben  durch  den  Staat  zurückbezahlt 
werden,  wird  der  Betrag  der  Rückzahlung  zur  Verminderung  der  für  das  Jahr 
votierten  Zuschläge  verwendet. 

Art.  54.  Es  wird  auf  alle  Gebiete  des  Königreiches  der  Teil  des  Steuer- 
kontingents repartiert  werden,  welcher  infolge  Neukatastrierung  der  unteren 
Lombardei  und  Mantuas  gemäss  dem  Gesetz  vom  23.  Juni  1877  (n.  3904,  Serie  2») 
auf  die  venetianschen  und  lombardischen  Provinzen  fallen  sollte. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  die  Arbeiten  in  den  Territorien,  in  denen 
sie  am  1.  Januar  1888  nicht  vollendet  sein  würden,  zu  unterbrechen  und  die 
bezüglichen  Kontingente  dieser  Territorien  zu  regeln ,   indem  sie  die  alten  und 


Salvo  gli  eflfetti  delle  disposizioni  contenute  negli  articoli  52  e  53,  tale  limite  non  puö 
essere  oltrepassato  che  per  legge  speciale. 

Art.  51.  Sarä  provveduto  con  altra  legge  al  riordinamento  del  sistema  tributario  dei 
comuni  e  delle  provincie, 

Art.  52.  I  comuni  e  le  provincie  possono  mantenere  i  ceutesimi  addizionali  di  sovrim- 
posta  ai  terreni  e  fabbricati  ammesi  nei  loro  bilanci,  purche  non  eecedano  ü  limite  media 
rispettivamente  raggiunto  nei  bilanci  1881—85—86. 

Le  relative  deliberazioui  dovranno  essere  approvate,  quanto  ai  comuni,  dalla  compe- 
tente  autoritä  tutoria  e  quanto  ai  Consigli  provinciali  per  decreto  reale,  sentito  il  Consiglio 
di  Stato. 

Restano  ferme  le  condizioni  richieste  dall'articolo  15  della  legge  11  agosto  1870, 
n.  5784,  allegato  0,  e  quelle  dell'articolo  3  della  legge  14  giugno  1874,  n.  1961. 

Art.  53.  Le  spese  che  le  provincie  votassero,  a  titolo  di  anticipazione,  per  l'accelerata 
formazione  del  catasto ,  giusta  l'articolo  47 ,  non  saranno  prese  a  calcolo  nei  determinare  i 
limiti  dell'imposta  fondiaria  provinciale  fissati  dagli  articolo  50  e  52. 

A  misura  che  le  spese  suddette  saranno  rimborsate  dallo  Stato,  la  somma  del  rimborso 
andrä  in  diminuzione  della  sovrimposta  votata  nell'anno. 

Art.  54.  VeiTä  distribuita  a  carico  di  tutti  i  compartimenti  del  regno  la  parte  di  con- 
tingente  la  quäle  dovrebbe  ricadere  suUe  provincie  venete  e  lombarde  di  nuovo  censo  per 
effetto  del  ricensimento  della  bassa  Lombardia  e  del  Mantovano,  autorizzato  dalla  legge 
23  giugno  1877,  n.  3904  (Serie  2a). 

n  Govemo  k  autorizzato  a  sospendere  le  operazioni  di  detto  ricensimento  in  quei  terri- 
tori  nei  quali  al  l«  gennaio  1888  non  fossero  ultimate ,   commisurando  i  relativi  contingenti 
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neuen  Schätzungen  in  ein  Verhältaais  setzt,  welches  mit  den  Resultaten  der  aus- 
geführten Revisionen  als  am  meisten  übereinstimmend  anerkannt  wird. 

Sobald  die  Katastei-arbeiten  im  modenesischen  Gebiet  beendet  sind,  werden 
auf  die  Provinzen,  welche  dasselbe  bilden,  die  Bestimmungen  des  4.  Alineas 
des  Art.  47  angewendet.  Was  die  bereits  für  die  Herstellimg  des  neuen  Ka- 
tasters gemachten  Ausgaben  betrifll,  so  schuldet  der  Staat  diesen  Provinzen 
keine  Entschädigung,  aber  er  verlangt  von  ihnen  auch  keinen  weiteren  Zuschuss 
für  Vollendung  der  Arbeiten. 

Die  Gemeinden,  welche  zum  Piemont-Ligurischen  Gebiet  gehören  und 
durch  Gesetz  vom  29.  Juni  1882  und  diejenigen  Gesetze,  die  es  weiter  verlängert 
haben,  ermächtigt  wurden,  behufs  Repartierung  ihrer  bezüglichen  Kontingente 
ihre  alten  Veranlagungen  zu  benutzen,  geniessen  die  Wohlthat  dieser  Massregel 
bis  zum  lnkraftret«n  des  durch  das  gegenwärtige  Gesetz  hergestellten  Katasters. 


secondo  ü  rapporto  del  vecchio  al  nuovo  estämo  che  sarä  riconosciato  piü  conforme  ai  risoltati 
dei  ricensimenti  compiuti. 

Compiuti  i  lavori  del  catasto  nel  compartimento  modenese,  sarä  applicata  alle  provincie 
che  lo  compongono  la  disposizione  del  4»  alinea  dell'artieolo  47.  Per  le  spese  sostenute  finora 
dalle  provincie  snddett«  nella  formazione  del  nuovo  catasto,  lo  Stato  non  dovrä  loro  eompenso 
alcuno,  ma  non  verrä  loro  chiesta  alcnna  ulteriore  anticipazione  pel  soDecito  sno  compimento. 

I  comoni  del  compartimento  Lignre-Piemont^se  che,  colle  leggi  29  gingno  1882  e  susse- 
gnenti  di  proroga,  vennero  messi  in  t^mpo  a  tomare  agU  antichi  aUibramenti,  pel  riparto  dei 
rispettivi  contingenti  godranno  di  questo  beneflcio  flno  all'attnazione  del  catasto  stabilito 
dalla  presente  legge. 

Ordiniamo  che  la  presente ,  munita  del  sigülo  dello  Stato ,  sia  inserta  nella  Raccolta 
ufflciale  delle  leggi  e  dei  decreti  del  Regno  d'Italia,  mandando  a  chiunque  spetti  di  osservaria 
e  di  farla  osservare  come  legge  dello  Stato. 

Data  a  Roma,  addi  1°  marzo  1886. 

Umberto. 

Depretis. 
A.  Magliani. 

Visto  — n  Gaardasigilli 
Tajani. 
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Das  niederländische  Gesetz  über  die  Regelung  der  Staats- 
lotterie vom  23.  Juli  1885. 

Eingeleitet 

von 

iDr.  R.  van  der  Borglit. 

Die  Abhaltung  von  Lotteiien  in  den  Niederlanden  lässt  sich  bis  in  die 
erste  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  zurück  verfolgen.  Schon  in  dieser  Zeit  finden 
sich  auch  Lotterien,  deren  Preise  in  Geld  ausgezahlt  wurden  und  die  häufig 
auch  mit  einer  Verlosung  von  Leibrenten  verbunden  waren.  Im  15. — 17.  Jahr- 
hundert waren  die  Lotterien  hauptsächlich  Wohlthätigkeitszwecken,  wie  Errich- 
tung von  Krankenhäusern,  Kirchenbauten  etc.  gewidmet.  Die  Lust  zum  Spielen 
in  Lotterien,  die  namentlich  im  16.  Jahrhundert  sehr  gross  war,  liess  im 
17.  Jahi'hundert  nach,  um  an  der  Wende  des  letzteren  zu  neuer  Ausdehnung 
zu  gelangen. 

Während  der  Staat  sich  bisher  gesträubt  hatte,  aus  der  Spiellust  mate- 
riellen Gewinn  zu  ziehen,  liess  man  im  Beginn  des  18.  Jahrhunderts,  hauptsäch- 
lich wegen  der  finanziellen  Bedrängnisse,  die  früheren  Bedenken  fallen.  Die 
Generalstaaten  stellten  durch  die  Beschlüsse  vom  8.  und  2.3.  März  1709  eine 
„Negotiation  in  Form  einer  Lotterie"  fest,  der  bald  andere  folgten.  Diese 
jNegotiationen  in  Lotterieform"  bilden  den  Uebergang  zu  der  „Generaütäts-* 
oder  nach  jetzigem  Sprachgebrauch  zu  der  „ Staatslotterie ". 

Die  erste  Staatsklassenlotterie  wurde  durch  Beschluss  der  Generalstaaten 
vom  4.  April  1726  festgestellt.  Nach  Fokk'er's  „Geschidenis  der  loterijen  in 
de  Nederlanden"  (Amsterdam,  Fred.  Müller,  1862)  bestand  die  ei-ste  Staatslotterie 
aus  120,000  Losen,  die  in  3  Klassen  zu  je  40,000  Losen  mit  korrespondierenden 
Nummern  verteilt  waren.  Die  Lose  kosteten  für  die  einzelnen  Klassen  30,  20 
und  10  fl.  Die  Einlage  belief  sich  auf  2,4  Mill.  Gulden.  Die  Einlage  und  der  Ge- 
winn waren  in  der  ersten  Klasse  am  höchsten,  in  der  dritten  Klasse  am  niedrigsten. 
Trotz  der  Dreiteilung  fand  nur  eine  Ziehung  statt.  Es  wurden  nur  40,000  Num- 
mern gezogen.  Die  Nummer,  auf  die  in  der  ersten  Klasse  der  Hauptgewinn  fiel, 
erhielt  auch  iu  der  zweiten  und  dritten  Klasse  den  Hauptgewinn  u.  s.  f.  Das 
Publikum  brachte  der  ersten  Staatslotterie  wenig  Interesse  entgegen. 
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Am  30.  September  1727  wurde  dami  die  zweite  Staatslotterie  beschlossen, 
deren  Plan  von  Wühelm  Vaucher  und  Isaak  Damain  festgestellt  war  und  in 
den  Grundzügen  noch  jetzt  gilt.  Die  Lotterie  bestand  aus  40,000  Losen,  die 
in  vier  Klassen  verteilt  waren.  Die  vier  Klassen  wurden  in  Zwischenräumen 
von  je  sechs  Wochen  nacheinander  gezogen.  Preis  der  Lose  und  Gewinn  stieg 
von  Klasse  zu  Klasse.  In  den  drei  ersten  Klassen  konnten  Freüose  für  die 
jedesmalige  nächste  Klasse  gewonnen  werden.  Die  Lose,  die  nicht  herauskamen, 
mussten  binnen  einer  bestimmten  Frist  gegen  Lose  für  die  folgende  Klasse  ver- 
tauscht werden.  Bei  Zahlung  des  Preises  für  alle  vier  Klassen  (50  fl.)  war  der 
Umtausch  unnötig.  In  diesem  Falle  wurde,  wenn  das  Los  in  der  ersten  bis 
dritten  Klasse  gewann,  die  Einlage  für  die  restierenden  Klassen  zurückgegeben. 
Es  waren  in  der 

I.  Klasse      500  Gewinne  imd  4,000  Freilose 
n.       ,  500  ,  ,     4,500 

in.       ,         1,500  ,  ,     5,000 

lY.  ,  10,000 
Im  ganzen  waren  also  27,500  Nieteii,  13,500  Freilose  und  12.500  Gewinne.  Der 
Hauptgewinn  war  75,000  fl.  Der  Nutzen  der  Staatskasse  bestand  in  einer  Kür- 
zung der  Gewinne  um  12  Prozent,  wenn  dieselben  mehr  als  1000  fl.,  und  um 
10  Prozent,  wenn  sie  weniger  als  1000  fl.  betrugen.  Der  Grewinn  der  Staats- 
kasse belief  sich  auf  174,943  fl. 

Bis  zum  Schluss  des  Jahrhunderts  1  wurden  nicht  weniger  als  90  Staats- 
lotterien gezogen,  die  alle  Geldlotterien  waren  bis  auf  die  35.  Lotterie  (1755), 
in  der   auch  Staatsobligationen  verlost  wurden. 

Ein  Monopol  bestand  für  die  Staatslotterie  nicht.  Das  1726  beschlossene 
Verbot  der  Provinzial-  und  sonstigen  Lotterien,  sowie  die  Verordnung  vom 
14.  März  1737,  nach  der  nietnand  im  Bereich  der  Generalstaaten  irgend  eine 
Lotterie  bei  Strafe  von  300  fl.  und  Konfiskation  der  Einlagen  veranstalten  oder 
für  fremde  Lotterien  kollektieren  durfte,  wurden  von  den  Provinzen  nicht 
beachtet.  Thatsächlich  wurde  das  Monopol  erst  unter  der  Herrschaft  der  fran- 
zösischen Zentralisation  erlangt  und  nach  der  Befreiung  von  der  französischen 
Herrschaft  durch  Gesetz  vom  22.  Juli  1814  (Staatsbl.  Nr.  86)  genauer  geregelt. 
Die  Veranstaltimg  von  besonderen  Lotterien  mit  Genehmigung  des  Königs  blieb 
indes  erlaubt,  eine  Befugnis,  von  der  für  Wohlthätigkeitszwecke  häufig  Gebrauch 
gemacht  wm-de. 

Der  Name'der  Lotterie  wechselte  häufig.  An  das  alte  ,G^neralitätslotterie" 
wurde  1798  angehängt  ,jetzt  Batavische"  ;  unter  König  Ludwig  (1806)  lautete 
der  Name  , Königlich  holländische  Lotterie",  in  der  Zeit  des  französischen  Kai- 
serreiches (1811)  ,loterie  dite  hollandaise"  oder  ,loterie  ci-devant  hollandaise" 
oder  ,loterie  de  Hollande* ,  nach  der  Befreiung  von  der  französischen  Herrschaft 
, Niederländische  Lotterie",  später  ^Königlich  Niederländische  Lotterie",  verein- 
zelt „Niederländische  Klassenlotterie" ,  und  dann  , Niederländische  Staatalotterie* 
(seit  1848).i 

Die  Zahl  der  Lose   betrug  1726  120,000  und  schwankte   dann   sehr  oft. 

Die  Extreme  sind  bis  1813   52,000  und   26,000,  von  1813  bis  1847   50,000   und 

10,000.   Seit  1847  war  die  Zahl  20,000.  Auch  die  Zahl  der  Klassen,  die  seit  1828 

5  betrug,  variierte  vorher  häufig  zwischen  den  Extremen  8  und  3.    Die  Einlagen 
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zeigen  ebenfalls  erst  seit  1847  Stetigkeit  (990,000  fl.),  "während  sie  vorher  häufig 
wechselten.  Die  Zahl  der  Gewinne  belief  sich  seit  1847  auf  10,000  Preise  und 
2  Prämien. 


Der  Hauptgewinn  war  bei  der 
1.  Lotterie    60,000  fl. 


17.  Lotterie  50,000  fl. 


2. 

„ 

75,000  „ 

18. 

n 

75,000  „ 

3. 

„ 

80,000  „ 

19. 

„ 

80,000  „. 

4. 

„ 

100,000  „ 

20. 

„ 

50,000  „ 

5. 

„ 

100,000  „ 

21. 

„ 

2  Hauptgew.  zu  25,000  fl 

6. 

n 

50,000  „ 

22. 

„ 

50,000  fl. 

7. 

n 

50,000  „ 

23. 

, 

60,000  „ 

8. 

„ 

60,000  „ 

24. 

„ 

50,000  „ 

9. 

„ 

50,000  „ 

25. 

„ 

75,000  „ 

10. 

„ 

50,000  „ 

26. 

„ 

60,000  „ 

11. 

„ 

75,000  „ 

27. 

„ 

50,000  „ 

12. 

„ 

.50,000  „ 

28. 

„ 

50,000  „ 

13. 

n 

60,000  „ 

29. 

„ 

50,000  „ 

14. 

„ 

60,000  „ 

30. 

„ 

60,000  „ 

15. 

„ 

50,000  „ 

31. 

„ 

75,000  „ 

16. 

„ 

2  Hauptgew.  zu  25,000  fl. 

Der  Hauptgewinn  stieg  in  der  33.  und  34.  Lotterie  auf  100,000  fl.,  sank 
in  der  35.  auf  75,000  fl.,  betrug  in  der  39.  wieder  100,000  fl.,  in  der  40.  und  41. 
nur  80,000  fl.,  in  der  42.  (1760)  bis  102.  je  100,000  fl.,  in  der  103.  bis  105.  (1807 
und  1808)  200,000  fl.  nebst  einer  Prämie  von  60,000  fl.  für  das  zuletzt  gezogene 
Los,  und  seit  der  106.  Lotterie  wieder  100,000  fl. 

Der  Lotterieplan  vom  1.  Oktober  1856  (231.  Lotterie),  der  für  die  folgende 
Zeit  innegehalten  wurde  und  deshalb  besondere  Beachtung  verdient,  mag  in 
seinen  Grundzügen  hier  angegeben  werden: 

Die  Staatslotterie  bestand  aus  20,000  Losen  und  zerfiel  in  fünf  Klassen. 
Die  Einlage  betrug  in  der    I.  Klasse  5  fl. 
.,11.        „     12    , 

,    ,  ni.     „    14  , 

,      ,   IV.        ,     16    . 

„  ,  V.  „  13  ,  nebst  2  fl.  Prämie,  die  zu  Gunsten 
der  Staatskasse  gezahlt  wurden,  sofern  ein  Los  nicht  auf  einmal  für  alle  Klassen 
mit  60  fl.  bezahlt  war.  Der  Verkauf  der  Lose  erfolgte  durch  „qualifizierte 
Kollekteure,  Delegierte  der  I.  und  IL  Klasse,  Teilverkäufer  („Splitsers")  und 
jDebitanten".  Die  Lose  zerflelen  in  Halbe,  Fünftel,  Zehntel  und  Zwanzigstel. 
Die  Preise,  welche  von  den  Kollekteuren  und  Delegierten  gefordert  werden 
durften,  waren  folgende: 

A.  Volllose  für  alle  Klassen: 
für  iji  Los  69  fl. 
„  1/2  „  34,50  „ 
„  l's  „  13,80  „ 
V  VlO  „  ö,90  „ 
„  1/20  „  3,45  „ 
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B.   Klassenlose 

I.  Klasse 

n.  Kla8.se 

m.  Klasse 

rv.  Klasse 

V.  Klasse  1) 

Anteil 

1.  und  2.       3.  und  4. 

Woche           Woche 

Gulden 

ih  Los     .... 

14,00 

26,00 

40,00 

56,00 

71,00 

80,00 

'kr.            .... 

7,00 

13,00 

20,00 

28,00 

35,50 

40,00 

^5      ,          .... 

2,80 

5,20 

8,00 

11,20 

14,20 

16,00 

"ho  .       .... 

1,40 

2,60 

4,00 

5,60 

7,10 

8,00 

^ 

0,70 

1,30 

2,00 

2,80 

3,55 

4,00 

Ein  Umtausch  der  Lose  gegen  Lose  der  nächsten  Klasse  war  gegen 
Zahlung  der  Differenz  des  Preises  zulässig. 

Die  Auszahlung  der  Gewinne  und  Prämien  geschah  an  den  Lahaber  des 
Loses  14  Tage  nach  der  Ziehung  unter  Abzug  von  15  Prozent  für  alle  Gewinne 
und  Prämien  von  100  fl.  und  darüber  und  von  10  Prozent  für  alle  geringeren 
Gewinne.  Diese  Abzüge  waren  der  Gewinn  der  Staatskasse.  Im  übrigen  wurde 
die  Einlage  von  990,000  fl.  auch  wieder  durch  die  Gewinne  und  Prämien 
ausgekehrt. 

Alle  Gewinne  und  Prämien,  die  nicht  binnen  4  Jahren,  gerechnet  vom 
15.  Tage  nach  Schluss  der  Ziehung  der  letzten  Klasse  in  der  betr.  Lotterie, 
abgehoben  waren,  verfielen  zu  gunsten  der  Staatskasse ;  in  derselben  Frist  ver- 
jährte der  Anspruch  auf  Rückzahlimg  des  zu  viel  gezahlten  Preises  bei  VoUlosen, 
die  in  der  1. — 4.  Klasse  herauskamen. 

Der  Gewinnplan  war  folgender: 


/.  Klasse: 

//. 

Klasse: 

in. 

Klasse: 

1  Gew.  zu ...    . 

20,000  fl. 

I  Gew.  zu . 

.     .     .  20,000  fl. 

iGew. 

zu . 

25,000  fl. 

1 

„ 

5,000  , 

1        7>       n    . 

.     .     .    5,000  „ 

1 

„ 

„  . 

.     •     . 

5,000  „ 

1 

« 

„    ■     ■     .     . 

2,000  „ 

1         n        n    • 

.     .     .     2,000  „ 

1 

„ 

n     • 

.     .     . 

2,000  „ 

2 

» 

„  je  1500  fl. 

3,000  „ 

i      n     ,je 

1500  fl.     3,000  ^ 

2 

„ 

r  je 

1500  fl. 

3,000  „ 

5 

„ 

»    „  1000  „ 

5,000  „ 

5      „     „    „ 

1000  „      5,000  „ 

5 

„ 

-    » 

1000  „ 

5,000  „ 

5 

„ 

„    „    «0„ 

2,000  „ 

5       „      „    „ 

400  „      2,000  „ 

5 

„ 

.    „ 

400„ 

2,000  , 

5 

„ 

»    »     200, 

1,000  „ 

5       „      „    „ 

200  „      1,000  „ 

5 

„ 

„      n 

200  „ 

1,000  „ 

15 

V 

,.    »    ioo„ 

1,500  „        15       „      „    „ 

100  ,      1,500  „ 

15 

„ 

71     n 

100  „ 

1,500  , 

1465 

r, 

p      r          20  „ 

29,300  „    1465       „      „    „ 

30  „    43,950  „ 

1465 

_ 

71     "n 

45  „ 

65,925  „ 

l500Gtewinne 

68,800  fl.  1500  Gewinne 

83,450  fl. 

1500  Gewinne 

110,425  fl. 

ir. 

KlMse: 

r 

Klasse: 

1 

Gewinn  zu 

25,000  fl. 

1  Gewinn 

zu  . 

100,000  fl. 

1 

„ 

5,000   „ 

1 

,    . 

50,000 

„ 

1 

T.               n 

.... 

2,000   „ 

1 

r>       • 

25,000 

_ 

2 

Grewinne„ 

je  1500  fl. 

3,000   , 

1 

.       . 

10,000 

,, 

5 

r               :. 

„    1000   „ 

5,000   „ 

1        „ 

,       . 

5,000 

. 

5 

r 

n      400    „ 

2,000   , 

2  Gewinne 

,je 

2000  fl.     . 

4,000 

„ 

5 

- 

„      200   , 

1,000   „ 

3 

-  ?) 

1500 

„ 

4,500 

^ 

15 

- 

n      100   „ 

1,500   „ 

50 

,  „ 

1000 

„        . 

60,000 

, 

1465 

n               r. 

65   „ 

95,225   „ 

55 
60 

400 

200 

'        ■ 

22,000 
12,000 

_ 

1500  Gewinne 

139,725  fl. 

. 

145 

-   , 

100 

. 

14,500 

_ 

^ 

- 

3680 

..   - 

70 

„ 

257,600 

^ 

4000  Gewinn« 

.VU.600  fl. 

1)  Inkl.  2  fl.  Prämie. 
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1  Prämie  für  den  zuletzt  herauskommenden  der  60  höchsten  Gewinne     .    .      30,ooo  fl. 
1  Prämie  für  das  zuletzt  herauskommende  Los 3,000  fl. 

4002  Gewinne  und  Prämien  (V.  Klasse) 587,600  fl. 

Im  ganzen  wurden  also  lo,ooo  Gewinne  und  2  Prämien  im  Gesamtbetrage  von  990,00'»  fl. 
gezogen.    Darunter  waren 

a)  9450  Gewinne  im  Betrage  von  492,000  fl.  unter  100  fl. 

b)  562         „  „         „  „     498,000  „    von     100  „   und  darüber. 
Der  Abzug  für  die  Staatskasse  stellte  sich 

bei  a)  auf  lo  Prozent  =  49,200  fl. 
„     b)     „     15         „  =  74,700  „ 

zusammen  123,900  fl. 
Bei  drei  Lotterien  jährlich  ergab  der  Gewinn  aus  den  Kürzungen  jedes  Jahr  371,700  fl. 
Später  stieg  diese  Summe  durch  Vermehrung  der  Lose  und  Gewinne  auf  389,475  fl.  jährlich, 
wozu  noch  die  Prämien  bei  der  fünften  Klasse,  die  Prämien  der  Delegierten  für  Klassenlose 
und  anderes  hinzutraten.) 

Im  Jahre  1884  wurde  der  Ansatz  zu  einer  gesetzlichen  Regelung  der 
Staatslotterie  gemacht,  indem  am  17.  November  1884  den  Generalstaaten  ein 
Gesetzentwurf  nebst  Motiven  zuging. 

Die  allgemeine  Begründung  des  Finanzministers  Grobbee  geht  davon  aus, 
dass  an  Stelle  der  früheren  Forderung  gänzlicher  AbsehaflPung  der  Lotterie  in 
letzter  Zeit  mehr  das  Verlangen  nach  einer  Reform  der  Staatslotterie  laut  ge- 
worden ist.  Wenn  auch  gegen  jede  Lotterie  Bedenken  bestehen  und  wenn  es 
auch  besser  ist,  die  Lotterie  da,  wo  sie  nicht  besteht,  nicht  erst  einzuführen, 
80  ist  es  doch  nicht  ratsam,  sie  ganz  abzuschaffen,  nachdem  sie  seit  1726  un- 
unterbrochen bestanden.  So  sehr  auch  das  Lotteriespielen  ein  Hebel  ist,  so 
wird  doch  das  Uebel  durch  Aufhebung  der  Staatslotterie  nicht  beseitigt,  wahr- 
scheinlich auch  'nicht  vermindert  werden.  Die  Spiellust  wird  dann  nur  auf 
andere  Weise,  namentlich  in  ausländischen  Lotterien  Befriedigung  suchen.  Auch 
lä^st  die  finanzielle  Lage  die  Abschaffung  nicht  ratsam  erscheinen. 

So  lange  die  Lotterie  aber  besteht,  muss  sie  auch  in  ihren  Grundzügen 
gesetzlich  geregelt  sein. 

Der  Entwurf  fasst  die  Anschauung  der  Regierung  in  den  Eingangsworten 
dahin  zusammen:  „Da  wir  in  Erwägung  gezogen  haben,  dass  es  wünschenswert 
ist,  in  Erwartung,  dass  die  Staatslotterie  ganz  wird  abgeschafft  werden  können, 
die  Grundlagen,'  auf  denen  sie  fortan  ruhen  soll,  gesetzlich  zu  regeln,  so"  u.  s.  w. 
Der  §  1  des  Entwurfs   wiederholte    zum  Ueberfluss   denselben   Gedankengang '). 

Der   übrige  Inhalt   des  Entwurfs   vom    17.  November  1884  ist  folgender: 

Die  Verwaltung  der  Lotterie  ist  einem  besoldeten,  vom  König  auf  Vor- 
schlag des  Finanzministers  anzustellenden  und  zu  "entlassenden  Direktor  unter- 
stellt, der  den  Befehlen  des  Finanzministers  untergeordnet  und  der  Allgemeinen 
Rechenkammer  direkt  verantwortlich  ist  (§  2). 

Jährlich  finden  höchstens  3  Lotterien  mit  je  21,000  Losen  statt  (§  3). 

Der  Staat  gibt  die  Lose  nur  im  ganzen  für  alle  Klassen  an  Kollekteure 
aus,  die  dann  mit  Hilfe  von  Debitanten  oder  direkt  die  Lose  weiter  verkaufen. 


1)  „Bis  bei^üglich  der  Beibehaltung  oder  Aufhebung  der  jezt  unter  dem  Namen  Staats- 
lotterie  bestehenden  Geldlotterie  näheres  gesetzlich  bestimmt  sein  wird,  gelten  über  die  Lotterie 
die  nachstehenden  Bestimmungen." 

388 


Das  niederl.  Gesetz  aber  die  Begelnng  der  Staatslotterie  vom  23.  Juli  1885. 


389 


Die  Kollekteure  werden  vom  Finanzminister  auf  Vorschlag  des  Direktors,  die 
Debitanten  durch  den  Direktor  auf  Vorschlag  der  Kollekteure  ernannt  und  ent- 
lassen (§  4). 

Der  Betrag  der  Einlage  ist  60  fl.  für  jedes  Los  (§  5).  Die  gesamte  Ein- 
lage wird  in  Gewinnen  und  Prämien  wieder  ausgekehrt,  unter  Kürzung  der 
Gewinne  und  Prämien  von  100  fl.  und  darüber  um  1.5  Prozent,  der  Gewinne 
unter  100  fl.  um  10  Prozent  (§  6).  Die  Kollekteure  können  die  von  Staats  wegen 
ausgegebenen  Lose  unter  ihrer  Handzeichnung  durch  Ueberdnick  für  eine  weitere 
Klasse  verlängern  und  sind  berechtigt,  die  Lose  in  V^»  V^»  '/»o  oder  V20  Lose 
zu  teilen;  doch  geben  solche  Teillose  kein  Forderungsrecht  gegen  den  Staat, 
sondern  nur  gegen  den  Kollekteur.  Die  nicht  gezogenen  Lose  oder  Teillose,  die 
nur  für  eine  Klasse  gelten,  können  gegen  Lose  bezw.  Anteile  derselben  Nummer 
für  die  folgende  Klasse  zu  dem  in  Artikel  8  bestimmten  Preise  umgetauscht 
werden,  falls  der  Umtausch  spätestens  sechs  Tage  vor  der  Ziehung  der  nächsten 
Klasse  bei  dem  betreffenden  Kollekteur  bewirkt  vdrd.  Die  Kollekteure  können 
die  ihnen  überwiesenen  Lose  oder  Teillose  unter  einander  vertauschen  oder 
verkaufen  (§  7). 

Die  Preise,  über  welche  die  KoUekteure  imd  Debitanten  nicht  hinaus- 
gehen dürfen,  sind  in  Gulden : 


VoUlose 

K  1  a  s  s 

e  n  1  0  s  6 

AnteU 

Y.  Klasse 

I.  Klasse 

n.  Klasse 

m.  Klasse 

IV.  Klasse 

1.  und  2. 

3.  und  4. 

Woche 

Woche 

h 

70,00 

15,00 

27,00 

41,00 

57,00 

70,00 

78,00 

•     H% 

35,00 

7,50 

13,50 

20,50 

28,50 

36,00 

39,00 

% 

14,00 

3,00 

5,40 

8,20 

11,40 

14,00 

15,60 

>/io 

7,00 

1,50 

2,70 

4,10 

5,70 

7,00 

7,80 

^ 

3,50 

0,75 

1,35 

2,05 

2,85 

3,50 

3,90 

Beim  Umtausch  eines  Klassenloses  gegen  ein  Los  der  nächsten  Klasse 
ist  die  Differenz  des  Kaufpreises  nachzuzahlen  (§  8). 

Die  Kollekteure  haben  ausser  der  Einlage  von  60  fl.  noch  4  fl.  (Aufgeld) 
pro  Los  an  den  Staat  zu  zahlen  (§  9). 

Der  Verkauf  von  Losen  oder  Losanteilen  auf  Kredit  an  andere  Personen 
als  KoUekteure  oder   Debitanten,   sowie   das   Losvermieten  ist  verboten  (§  10). 

Für  VoUlose,  die  in  den  ersten  vier  Klassen  herauskommen,  wird  die  zu 
viel  gezahlte  Einlage  zurückgegeben,  und  zwar,  wenn  der  Gewinn   fallt   in  die 

I.  Klasse  mit  55  fl.  pro  Los 

n.       ,        „    43  „     „     „ 

DI.         ,  „     29  „       ,       „ 

IV.         ,  -     13  „       „       , 

Für  TeiUose  wird  ein  dem  Bruchteil  entsprechender  Betrag  nach  vor- 
stehenden Sätzen  zurückgegeben  (§  11). 
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39Q  R.  van  der  Borght, 

Artikel  1825  *  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  findet  keine  Anwendung 
auf  die  in  der  Staatslotterie  gezogenen  Gewinne  und  Prämien  (§  12). 

Nichtabgeholte  Gewinne  verfallen  nach  drei  Jahren  an  den  Staat.  In 
derselben  Zeit  verjähren  die  Ansprüche  auf  die  in  §  11  bezeichneten  Rück- 
erstattungen (§  13). 

Unbefugtes  Verkaufen  und  Ausgeben  von  Losen  wird  mit  Geldstrafe  bis 
zu  300  fl.  geahndet.  Im  Wiederholungsfalle  innerhalb  zwei  Jahren  kann  an 
Stelle  der  Geldstrafe  Gefängnisstrafe  bis  zu  zwei  Monaten  treten.  Die  unbefugt 
vertriebenen  Lose  werden  für  ungültig  erklärt  (§  15). 

KoUekteure  oder  Debitanten,  die  Lose  an  andere  Personen  auf  Kredit 
verkaufen  oder  vermieten,  werden  mit  Geldbusse  bis  zu  150  fl.  und  im  Wieder- 
holungsfalle innerhalb  zwei  Jahren  mit  Gefängnis  bis  zu  einem  Monat  bestraft. 
Die  betreffenden  Lose  werden  für  ungiltig  erklärt  (§  16). 

Das  Nachmachen  oder  Verfälschen  von  Losen,  sowie  das  vorsätzliche  Ver- 
treiben nachgemachter  oder  gefälschter  Lose  wird  mit  Gefängnis  bis  zu  sieben 
Jahren  bestraft  (§  17).  Dieselbe  Strafe  trifft  den  Kollekteur,  der,  ohne  die  von 
Staatswegen  bezw.  durch  andere  KoUekteure  ausgegebenen  übereinstimmenden 
Lose  bezw.  Losanteile  zu  besitzen,  Lose  oder  Teillose  gemacht,  unterzeichnet, 
geteilt  oder  ausgegeben  hat  oder  der  mehr  als  ein  Los  von  derselben  Nummer 
im  ganzen  oder  geteilt  ausgegeben  oder  ein  Los  bezw.  ein  Teillos  in  mehr 
Teile  zerlegt  hat,  als  das  Los  bezw.  Teillos  umfasst  f§  18).  Eine  Gefängnis- 
strafe bis  zu  sechs  Jahren  droht  dem  Kollekteur  oder  Debitanten,  der  höhere 
Preise  verlangt  oder  grössere  Kürzungen  vornimmt,  als  gesetzlich  zulässig  ist 
(§  19)  u.  s.  w.  Die  näheren  Einzelheiten  jeder  Lotterie  (Zahl  der  Lose^),  Art  der 
Ziehung,  Zahl  und  Grösse  der  Gewinne  etc.)  werden  im  Verwaltungswege  fest- 
gestellt (§  24).     Am  1.  Januar  1890  ist  das  Gesetz  zu  revidieren  (§  25). 

Gleichzeitig  mit  dem  Entwurf  des  Gesetzes  wurde  der  Entwurf  einer  Verord- 
nung vorgelegt,  welche  den  eigentlichen  Lotterieplan  folgendermassen  feststellte. 

Jede  Lotterie  besteht  aus  21,000  Losen,  10,500  Gewinnen  und  zwei  Prä- 
mien. Die  Ziehung  geschieht  in  fünf  Klassen.  In  den  vier  ersten  Klassen  werden 
je  1600  Lose  und  ebensoviel  Gewinne  gezogen;  in  der  fünften  Klasse  werden 
die  übriggebliebenen  14,600  Lose  gezogen.  Die  fünfte  Klasse  umfasst  4100  Ge- 
winne, 2  Prämien  und  10,500  Nieten. 


/.  Klasse: 

//.  Klasse  : 

///.  Klasse: 

iGew. 

zu  ...     . 

20,000  fl. 

iGew. 

zu  ...     . 

20,000  fl. 

1  Gew. 

ZU  ...     . 

25,000  fl. 

1 

„ 

n    ■      ■      •      • 

5,000  „ 

1 

„ 

„    .     .     .     . 

5,000  „ 

1 

„ 

„    .     .     .     . 

5,000  , 

1 

„ 

rt     ■       •       •       * 

2,000  „ 

1 

„ 

„   .     .     .     . 

2,000  „ 

1 

„ 

n     .      .      .       . 

2,000  „ 

2 

„ 

„  je  1500  fl. 

3,000  „ 

2 

„ 

„  je  1500  fl. 

3,000  „ 

2 

„ 

„  je  1.500  fl. 

3,000  „ 

5 

„ 

„    V  1000  „ 

5,000  „ 

5 

„ 

„    „  1000  „ 

5,000  „ 

5 

„ 

n    n   1000  „ 

5,000  „ 

5 

„ 

«    «     400  „ 

2,000  „ 

5 

„ 

^     r      100  „ 

2,000  „ 

5 

„ 

n    n      4:00  „ 

2.000  „ 

5 

„ 

n    n     200  „ 

1,000  „ 

5 

„ 

„     r,      200  „ 

1,000  „ 

5 

„ 

n     n      200  „ 

1,000  „ 

15 

„ 

«    n     100  „ 

1,500  „ 

15 

„ 

„    „     100  „ 

1,500  „ 

15 

„ 

„   „     100  „ 

1,500  „ 

1565 

„ 

,.    „       20  „ 

31,300  „ 

15(55 

„ 

«     n        30  „ 

16,950  „ 

1565 

„ 

„    V      4ä  « 

70,425  „ 

1600  Gewinne    .    .    . 

70,800  fl. 

1600  1 

Gewinne     .    .    . 

86,450  fl. 

1600  Gewinne    .    .    . 

114,925  fl. 

1)  Art.  1825  des  bürgerl.  Ges.-B.  lautet:  „Das  Gesetz  gesteht  keine  Rechtsforderung  zu 
in  Sachen  von  Schulden,  die  aus  Spiel  oder  aus  Wetten  hervorgehen."  (Gleichlautend  Art.  1965 
des  Code  Napoleon.) 

-)  Art.  3  bestimmt  nur  die  Maximalzahl. 
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IV.  Klasse:  V.  KUisse: 


1  Gewinn  zu 25,000  fl. 

1           „         „ 5,000  „ 

1  „         „ 2,000  „ 

2  Gewinne  „  je  1500  fl.  .  3,000  „ 
5  „  »  „  1000  „  5,000  „ 
5  „  „  „  400  „  .  2,000  „ 
5          „         „  „       200   „      .  1,000  „ 


Gewinn  zu 100,000  fl. 

,         „ 50,000   , 


25,000 
15,000 
10,000 
5,000 
2,000 


15         ,        „    „      100  „     .      1,500  „  3  Gewinne  „  je  1500  fl.    .       4,500 

1565  „         „     „        65   „      .  101,725   „  55  ,         «   »   1000   ,      .       55,000 


1600  Gewinne 14«,225  fl.            65  „  „  „  400  „  .  26,000  „ 

70  „  „  „  200  „  .  14,000  „ 

170  „  „  „  100  „  .  17,000  „ 

3730  „  „  „  70  „  .  261,000  „ 


4100  Gewinne 584,600  fl. 

1  Prämie  für  den  zuletzt  herauskommenden  der  65  höchsten  Gewinne  .    ^    .    30,000  fl. 

1  Prämie  für  das  letzte  Los 3,000  fl. 

2  Prämien 33,000  fl. 

Zusammen  für  alle  fünf  Klassen  10,502  Gewinne  und  Prämien  im  Betrag  von  1,036,000  fl. 

Die  Verteilung  der  Lose  an  die  verschiedenen  KoUekteure  geschieht  für 
jede  Lotterie  durch  den  Finanzminister  auf  Vorschlag  des  Lott^riedirektors. 
Die  Anzahl  der  KoUekteure  in  jeder  Gemeinde  und  die  Anzahl  der  jedem 
Kollekteur  zu  überweisenden  Lose  wird  nach  dem  Debit  der  Lose  in  jeder  Gre- 
meinde  geregelt.  Jeder  Kollekteur  darf  höchstens  1000  Lose  erhalten.  Die 
Bureaus  der  KoUekteure  müssen  mindestens  an  den  vier  ersten  Werktagen 
jeder  Woche  vormittags  und  nachmittags  je  zwei  Stunden  geöffnet  sein. 

Den  KoUekteuren  kann  auf  ihren  Antrag  für  den  Betrag  der  Einlage 
der  ihnen  überwiesenen  Lose  ganz  oder  teilweise  Kredit  gegeben  werden  unter 
der  Bedingung,  dass 

1.  der  Betrag  des  Kredits  spätestens  am  zehnten  Tage  nach  Schluss  der 
Ziehung  der  betreffenden  Lotterie  völlig  bezahlt  wird, 

2.  bei  der  Bezahlung  als  Vergütung  für  den  Kredit  4  Prozent  Zinsen  pro 
Jahr  (zu  360  Tagen  gerechnet)  zu  Gunsten  der  Staatskasse  bezahlt  werden, 

3.  für  die  gehörige  Bezahlung  des  Kredits  Sicherheit  gesteUt  wird  in 
unbewegUchen  Gütern  innerhalb  des  Reiches  oder  in  Eintragungen  in  eins  der 
Staatsschuldbücher. 

Die  Gewinne  und  Prämien  werden  für  die  von  Staats  wegen  ausgegebenen 
Lose  im  Kontor  des  Lotteriedirektors  in  Haag  am  Tage  nach  der  Ziehung  und 
für  die  von  KoUekteuren  unter  ihrer  Unterschrift  abgegebenen  Lose  oder  Los- 
anteüe  im  Bureau  des  betreffenden  KoUekteurs  am  dritten  Tag  nach  der  Ziehung 
des  Loses  ausbezahlt. 

Die  Debitanten  stehen  unter  unmittelbarer  Aufsicht  des  KoUekteurs,  auf 
dessen  Vorschlag  sie  angesteUt  sind.  Die  KoUekteure  haben  Sorge  zu  tragen, 
dass  die  Debitanten  keine  Lose  auf  der  Strasse  oder  in  Bier-  und  Kaffeehäusern 
zum  Verkauf  anbieten. 

Das  unverkennbare  Bestreben  der  eben  skizzierten  Entwürfe  ist  die  Be- 
schränkung gewisser  Missbräuche  (wie  z.  B.  das  Losvermieten  u.  ähnl.).  Dass 
aber  auch  ein  finanzieUes  Interesse  dabei  mitspricht,  ergibt  sich  aus  der  in  den 
Motiven  angesteUten  Ertragsberechnung.  Danach  ist  der  bestehende  Jahres- 
ertrag der  Staatslotterie  folgender: 

a)  Kürzimgen  auf  Gewinne  und  Prämien 

b)  Prämien  für  die  Einlage  der  V.  Klasse 

c)  ,        der  Delegierten  für  Klassenlose 

d)  Zinsen  für  den  Kredit,  der  KoUekteuren  gewährt  ist 
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889,475  fl. 

43,600   , 

30,000   . 

ihrt  ist 

10,000   , 

Zusammen 

473,000  fl. 

392  ^-  ^*"  ^^^  Borght, 

Nach  den  Entwürfen  stellt  sich  dagegen  der  Jahresertrag 

1.  für  Kürzungen  an  Gewinnen  und  Prämien  auf  389,475  fl. 

2.  4  fl.  Aufgeld  auf  3mal  21,000  Lose  252,000    , 

3.  Zinsen  für  den  Kredit  der  Kollekteure  20.000 


Zusammen     661,475  fl. 
Es  ergibt  sich  also  ein  Mehrbetrag  von  188,400  fl. 

Die  Prüfung  der  Entwürfe  durch  die  Abteilungen  der  zweiten  Kammer 
führte  zu  einem  am  13.  März  1885  erstatteten  vorläufigen  Bericht. 

In  den  Kommissionsberatungen  trat  naturgemäss  auch  wieder  die  prin- 
zipielle Gegnerschaft  gegen  die  Lotterie  überhaupt  zu  Tage.  Einige  Mitglieder 
waren  der  Ansicht,  dass  man  eine  als  Uebel  erkannte  Einrichtung  nicht  erst 
gesetzlich  sanktionieren,  sondern  abschafi"en  müsse.  Die  Mehrheit  der  Kom- 
mission glaubt  indes  die  Zeit  zur  Abschafiung  noch  nicht  gekommen  aus  den- 
selben Gründen,  aus  denen  die  Regierung  den  Entwurf  eingebracht  hatte.  Es 
handelte  sich  nach  Ansicht  dieser  Mitglieder  nicht  darum,  ein  Uebel  zu  sank- 
tionieren, sondern  darum,  die  bestehende  Einrichtung  zu  verbessern.  Abgesehen 
von  diesem  prinzipiellen  Efnwand  boten  mehrere  Einzelheiten  Anlass  zu  Er- 
örterungen. So  hielt  man  z.  B.  die  Verminderung  des  Gewinnes  der  Kollekteure 
(durch  Einführung  des  Aufgeldes  von  4  fl.),  die  Beseitigung  der  Delegierten 
und  die  Abschaff'ung  der  sogenannten  „Faveurlose"  ^)  für  bedenklich  und  empfahl, 
wenigstens  schrittweise  darin  vorzugehen.  Dem  wurde  entgegengehalten,  dass 
die  Gewinne  der  Kollekteure  sich  ungebührlich  vermehrt  hätten.  Die  Kollek- 
teure zahlten  früher  60  fl.  für  das  Los,  verkauften  jedes  Los  für  63  fl.  an  die 
„Splitters".  Letztere  gaben  das  Los  für  66  fl.  an  die  Debitanten  ab  und  das 
Publikum  zahlte  69  fl.  Das  Gehalt  der  Delegierten  Hess  früher  viel  zu  wünschen 
übrig ;  oft  konnten  da  Kollekteure  die  Lose  nicht  absetzen.  Zur  Zeit  der  Bera- 
tung dagegen  ist  das  Gehalt  der  Delegierten  besser  und  die  Nachfrage  nach 
Losen  grösser.  Das  Risiko  der  Kollekteure  ist  erheblich  geringer  geworden. 
Einige  Kollekteure  lassen  sich  selbst  vorausbezahlen  und  haben  gar  kein  Risiko. 
Anstatt  63  fl.  erzielen  die  Kollekteure  meist  64,50 — 66  fl.  und  haben  dabei 
häuflg  nicht  einmal  besondere  Bureaus,  nicht  einmal  ein  Schild  an  der  Thür. 
Ein  KoUekteur  mit  250  Losen  würde  nach  den  Entwürfen  einen  Nettoverdienst 
von  1575  fl.  pro  Jahr  erzielen,  was  in  anbetracht  der  geringen  Unkosten  und 
Arbeit  gewiss  hoch  ist.  Die  „Splitters",  die  zu  KoUekteuren  ernannt  würden, 
müssten  sich  nach  dem  Entwurf  besser  stehen,  da  sie  gegenwärtig  durchschnitt- 
lich 65  fl.  an  den  KoUekteur  bezahlen  und  das  Los  für  69  fl.  an  das  Publikum 
abgeben  müssen,  während  sie  nach  dem  Entwurf  4  fl.  Aufgeld  geben  sollen, 
aber  das  Los  für  70  fl.  verkaufen  können.     Für  diejenigen  „Splitters",  die  nicht 


1)  ,.Faveur]ose"  waren  Lose,  die  direkt  und  ohne  Dazwischentreten  der  Kollekteure 
durch  den  Direktor  der  Staatslotterie  Spielern  verschafft  wurden,  die  dafür  denselben  Preis  wie 
die  Kollekteure,  also  60  fl.,  zu  zahlen  hatten.  Diese  Lose  waren  eigentlich  für  Staatsbeamte 
bestimmt  und  wurden  in  beschränkter  Anzahl  —  für  jede  Lotterie  höchstens  1000  —  ausgegeben 
an  die,  welche  von  alters  her  darauf  abonniert  waren.  Wer  ein  solches  billiges  Los  hatte, 
spielte  es  gewöhnlich  in  den  vier  ersten  Klassen,  in  denen  er  nur  mit  Gewinn  oder  doch  mit 
der  Einlage  herauskommen  konnte ,  und  verkaufte  es  dann  an  einen  KoUekteur ,  der  ihm  gern 
die  Einlage  dafür  bezahlte.    Man  nannte  diese  Lose  auch  wohl  „Beamtenlose". 
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zu  KoUekteuren  ernannt  werden  können,  müsste  dagegen  ein  Uebergangszustand 
geschaffen  werden,  indem  ihnen  beispielsweise  lünf  Jahre  lang  eine  gewisse 
Anzahl  Lose  von  Staats  wegen  zuerkannt  würde.  Den  durch  Abschaffung  der 
jFaveurlose"  etwa  geschädigten  Personen  wäre  eventuell  eine  Gratifikation  zu 
gewähren. 

Die  Klassenlose  wurden  als  das  grösste  Uebel  der  Staatslotterie  von  eini- 
gen hingestellt,  ein  Uebel,  welches  noch  dadurch  verschlimmert  wurde,  dass  der 
Staat  nur  ganze  und  Volllose  verkaufen  und  die  weitere  Teilung  den  KoUek- 
teuren überlassen  bleiben  sollte.  Man  wünschte  deshalb,  alle  Lose  und  Teillose 
sollten  von  Staats  wegen,  am  liebsten  unter  Abschaffung  der  Klassenlose,  aus- 
gegeben werden.  Andere  Mitglieder  der  Kommission  wiesen  auf  die  damit 
für  den  Staat  verbundenen  Umstände  hin.  Auch  die  AbschafFung  des  ganzen 
Zwischenhandels  wurde  diskutiert,  wobei  die  prinzipiellen  Freunde  des  Gesetzes 
auf  den  dadurch  voraussichtlich  entstehenden  Rückgang  der  Staatslotterie  auf- 
merksam machten. 

Die  Zahl  der  KoUekteure  gesetzlich  nach  der  Bevölkerungsziffer  festge- 
stellt zu  sehen,  war  ein  Wunsch,  den  auch  Freunde  der  Staatslotterie  teilten. 
Andere  wünschten  femer  die  Ernennung  der  Debitanten  durch  die  Gemeinde- 
verwaltungen, die  am  besten  eine  Prüfung  auf  die  Solidität  und  Geschicklich- 
keit vornehmen  könnten. 

Auch  die  Höhe  der  Gewinne  wurde  bemängelt.  Man  wollte  die  Fiktion, 
als  würde  die  ganze  Einlage  in  Gewinnen  zurückgegeben,  nicht  in  das  Gesetz 
aufiiehmen,  sondern  empfahl,  die  Gewinne  nur  mit  dem  Betrag  anzugeben,  der 
thatsächUch  nach  der  in  Art.  6  des  Entwurfs  vorgesehenen  Kürzung  um  15  be- 
ziehungsweise 10  Prozent  zur  Auszahlung  gelangt. 

Eine  weitergehende  Sicherstellung  der  durch  den  Loskauf  eiworbenen 
Ansprüche  an  den  Staat  und  die  KoUekteure  wurde  für  nötig  erachtet. 

Auch  die  Preise  der  Lose  blieben  nicht  ohne  Anfechtung.  Man  hielt  den 
Preis  für  die  Y.  Klasse  in  der  1.  und  2.  Woche  (70  fl.)  für  zu  niedrig,  weü 
sonst  die  Einbusse  der  KoUekteure  zu  gross  sei.  Ein  Preis  von  72  fl.  wurde  als 
angemessen  bezeichnet.  Andere  traten  für  die  Bestimmung  des  Entwurfs  ein, 
weil  dadurch  die  KoUekteure  selbst  ein  grösseres  Interesse  an  dem  Verkauf 
von  VolUosen  erhielten ,  ein  Umstand ,  der  einer  gänzlichen  Abschaffung  der 
Klassenlose  den  Weg  bahnen  könne. 

Die  Yerteüung  der  Lose  an  die  KoUekteure  soUte  nach  Ansicht  einiger 
Mitglieder  gesetzlich  unter  Bestimmung  eines  Minimums  und  eines  Maximums 
(letzteres  zu  750  Losen  vorgeschlagen)  geregelt  werden.  Femer  wurde  eine 
gesetzUche  oder  auf  dem  Verwaltungswege  vorzunehmende  Regelung  des  Ver- 
hältnisses zwischen  KoUekteuren  und  Debitanten  gewünscht. 

Der  im  Jahr  1885  eingetretene  neue  Finanzminister  Bloem  beantwortete 
am  1.  Juni  1885  den  vorläufigen  Kommissionsbericht.  Er  erwies  sich  darin  für 
mehrere  der  vorgebrachten  Wünsche  zugänglich.  Den  „SpUtters'  sollten  nach 
dem  gleichzeitig  eingesandten  umgeänderten  Entwurf,  sofern  sie  nicht  zu  KoUek- 
teuren ernannt  werden  können,  eine  Anzahl  Lose  von  Staats  wegen  zuerkannt 
werden.  Femer  sollte  höchstens  die  Hälfte  der  Lose  als  Klassenlose  ausgegeben 
werden,  da  der  Minister  die  Abschaffung  derselben  ebenfalls  im  Prinzip  für 
angemessen  hält.    In  seiner  Absicht  liegt  es,  dass  im  Verwaltungswege  die  Zahl 
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der  Klassenlose  alljährlich  vermindert  werden  sollte.  Die  Klassenlose  sollten 
nach  dem  neuen  Entwurf  ebenfalls  von  Staats  wegen  ausgegeben  werden.  Jedes 
Los  soll  in  20  Zwanzigstel  zerfallen,  u.  a.  m. 

üeber  die  „Faveurlose"  veröffentlichte  der  Minister  genauere  Zahlen,  aus 
denen  hervorgeht,  dass  höchstens  7  Personen  derartige  Lose  zu  ihrem  Unterhalt 
nötig  haben,  so  dass  eine  Beibehaltung  der  Einrichtung  unnötig  ist. 

Eine  Erhöhung  des  Preises  für  Lose  der  fünften  Klasse  in  der  ersten  und 
zweiten  Woche  lehnt  der  Minister  ab,  da  der  gegenwärtige  Preis  von  71  fl.  die 
2  fl. -Prämie  für  den  Staat  enthält,  die  jetzt  abgeschafft  werden  soll. 

Auch  das  Aufgeld  von  4  fl.  hält  der  Minister  aufrecht,  da  der  Gewinn 
der  KoUekteure  noch  hinreichend  gross  ist.  Das  Maximum  von  1000  Losen  bei 
der  nach  dem  Debit  in  jeder  Gemeinde  zu  regelnden  Verteilung  der  Lose  an 
die  KoUekteure  rechtfertigt  sich  nach  Ansicht  des  Ministers  durch  die  Ver- 
ringerung des  Gewinns  der  KoUekteure.  Die  Feststellung  eines  Minimums  ist 
„unerwünscht";  die  Normierung  eines  bestimmten  Preises,  den  die  Debitanten 
zu  zahlen  hätten,  ist  , nicht  ratsam",  da  Angebot  und  Nachfrage  hier  den  Preis 
zu  regeln  haben. 

Der  nach  diesen  Grundsätzen  umgearbeitete  Entwurf  eines  Gesetzes,  dem 
ein  ebenfalls  in  einigen  Punkten,  aber  nicht  bezüglich  des  Gewinnplanes,  um- 
geänderter Entwurf  einer  Kgl.  Verordnung  beigefügt  war,  kam  in  der  Sitzung 
vom  19.  Juni  1885  zur  Verhandlung.  In  der  Diskussion  wurde  die  prinzipielle 
Frage,  ob  Abschaffung  oder  Beibehaltung  und  gesetzliche  Regelung,  von  neuem 
eingehend  erörtert,  zum  Teil  in  ausserordentlich  emphatischem  Ton.  Indessen 
wurde  thatsächlich  nur  wenig  geändert. 

Zu  §  2  des  abgeänderten  Entwurfs  wurde  beantragt,  in  Abs.  2  den  Schluss : 
„wovon  nicht  mehr  als  die  Hälfte  von  Klasse  zu  Klasse  abgegeben  wird"  zu 
streichen,  weil  derselbe  in  Verbindung  mit  §  22  (Feststellung  der  Zahl  der 
Klassenlose  im  Verwaltungswege)  zu  einer  gänzlichen  Beseitigung  der  Klassen- 
lose führen  könne.  Der  Minister  erklärte,  die  allmähliche  Abschaffung  der 
Klassenlose  sei  gerade  das  Ziel  der  Regierung.  Von  anderer  Seite  wurde  vor- 
geschlagen, die  Worte  „nicht  mehr  als"  zu  streichen,  da  die  Abschaffung  der 
Klassenlose  die  ärmere  Bevölkerung  von  der  Lotterie  ganz  ausschliesse,  während 
es  doch  angemessen  sei,  jedem,  der  sein  Glück  versuchen  wolle,  auch  die  Mög- 
lichkeit dazu  zu  bieten,  nachdem  einmal  der  Fortbestand  der  Lotterie  in  §  1 
ausgesprochen  sei.     Der  letzte  Antrag  wurde  angenommen. 

Dadurch  wurden  die  Worte  „die  Anzahl  der  davon  von  Klasse  zu  Klasse 
auszugebenden  Lose"  in  Art.  22  überflüssig. 

Der  Strafbestimmung  in  Art.  17  wurde  das  Wort  „vorsätzlich"  eingefügt. 

Endlich  wurde  in  Art.  25  der  Abs.  2,  nach  welchem  das  Gesetz  am 
1.  Januar  1890  zu  revidieren  sein  sollte,  beseitigt. 

Das  in  dieser  Weise  festgestellte,  in  der  Form  sehr  gut  durchgearbeitete 
Gesetz  wurde  am  23.  Juli  1885  veröffentlicht  (Staatsbl.  Nr.  142). 
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Der  Wortlaut  desselben  ist  folgender: 

Gesetz   vom   23.   Juli    1885, 
betreffend   die   Regelung   der   Staatslotterie. 

Art.  1.    Es  besteht  eine  Staatslotterie. 

Die  Verwaltung  dieser  Lotterie  ist  einem  besoldeten  Direktor  übertragen. 
Der  Direktor  wird  durch  Uns  ernannt  und  entlassen. 
Er  steht  unter  don  Befehlen  Unseres  Finanzministers   und  ist  der  allge- 
meinen Rechenkammer  direkt  verantwortlich. 

Art.  2.    Jährlich  finden  nicht  mehr  als  3  Lotterien  statt. 
Jede  Lotterie  besteht  aus  höchstens  21,000  Losen,  von  denen  die  Hälfte 
von  Klasse  zu  Klasse  ausgegeben  wird. 

Art.  8.     Die  Lose  werden  von  Staats  wegen  ausgegeben. 

Jedes  Los  umfasst  20  Anteile,  jeder  für  V^o  des  Ganzen. 

Die  Lose  werden  entweder  für  alle  Klassen  oder  von  Klasse  zu  Klasse 
ausgegeben. 

Die  Ausgabe  geschieht  nur  an  KoUekteure,  durch  welche  die  Lose  im 
ganzen  oder  geteilt  direkt  oder  mit  Hilfe  von  Debitanten  verkauft  werden. 

Die  KoUekteure  werden  durch  Unseren  Finanzminist«r  auf  Empfehlung 
des  Direktors  ernannt  und  entlassen,  die  Debitanten  durch  den  Direktor  auf 
Empfehlung  der  KoUekteure. 

Art.  4.    Die  für  jedes  Los  zu  zahlende  Einlage  beträgt: 

für  die    erste    Klasse    fünf    Gulden 5  fl. 

„      ,     zweite       ,        zwölf        „         12  , 

„      „      dritte       „     vierzehn      ,         14  , 

,      ,      vierte       ,    sechszehn     ,         16  » 

-       .      fünfte       ,     dreizehn      .  13  - 


zusammen  für  die  fünf  Klassen  sechzig  Gulden       60  fl. 

Art.  5.  Der  Gesamtbetrag  der  in  jeder  Lotterie  zu  ziehenden  Grewinne 
und  Prämien  ist  gleich  der  Einlage  nach  Abzug  der  in  Art.  10  Abs.  2  bezeichneten 
Rückgaben.  Von  den  Gewinnen  und  Prämien  wird  zu  gunsten  des  StaateslS  Pro- 
zent für  die  von  100  fl.  und  darüber  und  10  Prozent  für  die  darunter  gekürzt. 

Art.  6.  Lose  oder  Losanteüe,  die  nur  für  eine  Klasse  gültig  sind,  geben, 
solange  sie  nicht  ausgelost  sind,  Anspruch  auf  Umta,usch  gegen  ein  Los  oder 
einen  gleichen  Losanteü,  gültig  für  die  folgende  Klasse,  für  den  in  Art.  7  be- 
zeichneten Preis,  wenn  sie  zum  Umtausch  spätestens  drei  Tage  vor  der  Ziehung 
der  folgenden  EQasse  dem  auf  dem  Lose  bezeichneten  KoUekteur  angeboten 
worden  sind. 

Der  Inhaber  eines  Loses  oder  Losanteües  erlangt  daraus  neben  seinem 
Anspruch  gegen  den  auf  dem  Lose  bezeichneten  KoUekteur  den  Anspruch  auf 
Entschädigung  gegen  den  Staat,   wenn   der  KoUekteur  nicht  zahlungsföhig  ist. 

Art.  7.  Die  KoUekteure  und  Debitanten  dürfen  beim  Verkauf  von  Losen 
oder  Losanteüen  keinen  höheren  Preis  fordern  als 

a)  für  die  für  aUe  Klassen  gültigen  Lose :  für  jeden  zwanzigsten  Anteil  3  Gul- 
den 50  Cents; 
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b)  für  die  für  eine  Klasse  gültigen  Lose:  für  jeden   zwanzigsten  Anteil: 

in  der  ersten  Klasse 0,75  fl. 

^     „    zweiten      ^         1,35   „ 

„     „     dritten       ,         2,05    , 

,     „     vierten       ,        2,85    „ 

,     „     fünften       ,        die  erste  und  zweite  Woche    3,60   „ 
die  dritte  und  vierte  Woche     3,90    , 
Bei  Umtausch  eines  für  eine  Klasse  gültigen  Loses   oder  Losanteils   gegen   ein 
anderes  Los  oder  einen  gleichen  Losanteil  für  die  darauf  folgende  Klasse  wird 
nur  die  Difierenz  des  Preises  nach  obenstehendem  Tarif  nachgezahlt. 

Art.  8.  Die  Kollekteure  bezahlen  bei  Empfang  der  Lose  an  den  Staat 
ausser  der  Einlage  4  fl.  pro  Los  als  Auskehlung  aus  dem,  das  sie  nach  dem 
vorhergehenden  Artikel  mehr  als  die  Einlage  für  jedes  Los  fordern  dürfen. 

Art.  9.  Jeder  Verkauf  von  Losen  oder  Losanteilen  auf  Kredit  an  andere 
Personen  als  an  Kollekteure  oder  Debitanten  sowie  das  Vermieten  von  Losen 
oder  Losanteilen  ist  verboten. 

Art.  10.  Die  Bezahlung  der  Gewinne  und  Prämien  geschieht  unter  Ein-; 
haltung  der  in  Art.  5  bezeichneten  Kürzung. 

Die  Inhaber  von  Losen  oder  Losanteilen,  die  für  alle  Klassen  gelten  und 
auf  die  in  einer  der  vier  ersten  Klassen  Gewinne  gefallen  sind,  erhalten  bei 
der  Bezahlung  der  Gewinne  von  ihrer  Einlage  zurück,  wenn  der  Gewinn  ge- 
fallen ist 

in  die  erste  Klasse :  2,75  fl.  für  V20  Los 

„     „  zweite       „        2,15    „      „      „       „ 

„     „    dritte        „        1,45    „      „      ^       „ 

„     „    vierte       „        0,65    „      ,      „       „ 

Art.  11.  Artikel  1825  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  findet  keine  An- 
wendung auf  die  in  der  Staatslotterie  gezogenen  Gewinne  und  Prämien '). 

Art.  12.  Die  Gewinne  und  Prämien,  die  nicht  abgeholt  sind  binnen  drei 
Jahren  nach  der  Ziehung  der  letzten  Klasse  der  Lotterie,  in  die  sie  gefallen 
sind,  verfallen  dem  Staat  und  sind  verjährt. 

Die  Forderung  zu  der  in  Art.  10  Abs.  2  bezeichneten  Rückgabe  verjährt 
innerhalb  desselben  Termins  von  drei  Jahren. 

Wegen  Verlust  von  Losen  oder  Losanteilen  wird  in  keinem  Falle  irgend 
eine  Vergütung  gewährt. 

Art.  13.  Die  Kollekteure  sind  verpflichtet,  dem  Direktor  der  Staatslotterie 
und  jedem  anderen  durch  Unseren  Finanzminister  besonders  dazu  anzuweisenden 
Beamten,  so  oft  diese  es  verlangen,  kostenlos  Einsicht  in  die  Register  zu  gestatten, 
die  sie  entsprechend  den  durch  Uns  festzustellenden  Vorschriften  halten  müssen. 

Art.  14.  Derjenige,  der,  ohne  nach  diesem  Gesetze  dazu  befugt  zu  sein, 
das  Verkaufen'  oder  Ausgeben  von  Losen  oder  Losanteilen  betreibt,  wird  mit 
einer  Geldstrafe   von  höchstens  300  fl.  bestraft. 

Wenn  zur  Zeit  des  Begehens  der  That  noch  keine  zwei  Jahre  verflossen 
sind,  seitdem  der  Schuldige  wegen  einer  derartigen  That  unwiderruflich  verur- 
teilt ist,  so  kann  an  Stelle  der  Geldstrafe  Gefängnisstrafe  von  höchstens  zwei 
Monaten  auferlegt  werden. 


1)  Art.  1825  des  bürgerl.  Ges.-B.  (gleichlautend  mit  Art.  1965  des  code  Nap.)  lautet: 
«Das  Gesetz  gesteht  keine  Rechtsforderung  zu  ^in  Sachen  von  Schulden ,  die  aus  Spiel  oder 
Wetten  hervorgehen." 
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Art.  15.  Der  Kollekteur  oder  Debitant,  der  gegen  Artikel  9  handelt, 
wird  bestraft  mit  Geldbusse  von  höchstens  150  fl. 

Wenn  zur  Zeit  des  Begehens  der  That  noch  keine  zwei  Jahre  verflossen 
sind,  seitdem  der  Schuldige  wegen  einer  derartigen  That  unwiderruflich  verur- 
teilt ist,  so  kann  an  Stelle  der  Geldstrafe  Gefängnisstrafe  von  höchstens  einem 
Monat  auferlegt  werden. 

Die  Lose  oder  Losanteile,  mit  denen  die  That  begangen  ist,  werden  für 
ungültig  erklärt. 

Art.  16.  Wer  Lose  oder  Losanteile  nachmacht  oder  verfälscht  mit  der 
Absicht,  dieselben  als  echte  und  unverfölschte  zu  gebrauchen  oder  durch 
andere  gebrauchen  zu  lassen,  wird  bestraft  mit  Gefängnisstrafe  von  höchstens 
sieben  Jahren. 

Mit  derselben  Strafe  wird  bestraft,  wer  vorsätzlich  nachgemachte  oder 
verfälschte  Lose  oder  Losanteüe  gebraucht,  verkauft.,  zum  Verkauf  anbietet  oder 
ausgibt,  als  wären  sie  echt  und  unverfälscht. 

Art.  17.  Der  Kollekteur  oder  Debitant,  der  vorsätzlich  einen  höheren 
als  den  in  Artikel  7  festgestellten  Preis  fordert  oder  in  Empfang  nimmt,  oder 
bei  der  Auszahlung  von  Gewinnen  oder  Prämien  eine  grössere  Kürztmg  zurück- 
hält, als  in  Artikel  5  bestimmt  ist,  wird  bestraft  mit  Gefängnisstrafe  von  höch- 
stens sechs  Jahren. 

Art.  18.  Der  Kollekteur,  der  in  den  in  Artikel  13  bezeichneten  Registern 
vorsätzlich  wahrheitswidrige  Namen  oder  Nummern  gebucht  hat,  wird  bestraft 
mit  Grefängnis  von  höchstens  drei  Jahren. 

Art.  19.  Der  Kollekteur,  der  die  in  Artikel  13  bezeichneten  Register 
nicht  entsprechend  den  dort  erwähnten  Vorschriften  instandhält  oder  die  in 
dem  Artikel  bezeichnete  Einsicht  verweigert,  wird  bestraft  mit  Geldbusse  von 
höchstens  25  fl. 

Wenn  zur  Zeit  des  Begehens  der  That  noch  keine  zwei  Jahre  verflossen 
sind,  seitdem  der  Schuldige  wegen  einer  derartigen  That  endgültig  verurteilt 
ist,  so  kann  an  Stelle  der  Geldbusse  (Jeföngnisstrafe  von  höchstens  sechs  Tagen 
auferlegt  werden. 

Art.  20.  Die  Dauer  der  in"|diesem  Gesetz  angedrohten  Geföngnisstrafe 
ist  mindestens  ein  Tag. 

Der  Betrag  der  in  diesem  Gesetz  angedrohten  Geldbusse  ist  mindestens 
50  Cents. 

Art.  21.  Mit  der  Ermittelung  von  Uebertretungen  dieses  Gesetzes  sind 
ausser  den  in  Artikel  11  des  Strafgesetzbuches  bezeichneten  Personen  beauftragt 
die  Gendarmen  und  aUe  Beamten  der  Staats-  und  Gemeindepolizei,  neben  dem 
Direktor  der  Staatslotterie  und  den  in  Artikel  13  bezeichneten  durch  Unseren 
Finanzmini.ster  anzuweisenden  Beamten. 

Art.  22.  Die  Anzahl  Lose,  aus  denen  jede  Lotterie  besteht,  die  Art  und 
Weise  der  Ziehung,  die  Anzahl  und  Grösse  der  in  jeder  Klasse  zu  ziehenden 
Gewinne  und  Prämien  sowie  die  Regeln  über  die  Verteilung  der  Lose  an  Kol- 
lekteure,  ihre  und  der  Debitanten  Verpflichtungen  gegenüber  dem  Staat  und 
dem  Publikum  werden,  soweit  sie  nicht  durch  dieses  Gesetz  geregelt  sind,  durch 
allgemeine  Massregel  der  inneren  Verwaltung  festgestellt. 

Art.  23.  Vom  Tage  der  Einführung  dieses  Gesetzes  und  der  in  Art.  22 
bezeichneten  allgemeinen  Massregel  der  inneren  Verwaltung  sind  aUe  früheren 
Verordnungen  über  die  Staatslotterie  abgeschafft. 

Sie  bleiben  jedoch  in  Kraft  hinsichtlich  der  Lotterien,  die  vor  diesem 
Tag  beschlossen  sind. 
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Art.  24.  In  Abweichung  von  dem  in  Art.  3  Bestimmten  ist  der  Finanz] 
minister  ermächtigt,  unter  den  durch  Uns  festzustellenden  Bedingungen  an 
jeden,  der  unter  der  bestehenden  Regelung  als  Delegierter  der  ersten  Klasse 
vrirksam  war  und  bei  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  nicht  zum  KoUekteur 
ernannt  wird,  gegen  Bezahlung  der  Einlage  und  der  in  Art.  8  bestimmten 
Summe  von  4  fl.  dieselbe  Anzahl  Lose  ausgeben  zu  lassen,  wie  der  Delegierte 
zur  Zeit  des  Inkrafttretens  von  Staats  wegen  empfing. 

Art.  25.    Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  1.  Januar  1886  in  Kraft. 

Gegeben  auf  dem  Schloss  Loo,  den  23.  JuH  1885. 

Wilhelm. 
Der  Finanzminister. 
Bloem. 
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Spanisches  Gesetz  vom  22.  April  1887, 

betreffend   die  Verpachtung   des   Tahakmonopols.   nebst 

Submissionsbedingnngen  und  AnsfiOirungsverordnnng. 

1.    Gesetz. 

Don  Alfonso  XIU.  von  Gottes  Gnaden  und  gemäss  der  Konstitution  König 
von  Spanien,  und  in  Seinem  Namen  und  während  Seiner  Minderjährigkeit  die 
Königin-Regentin  des  Königreichs,  thun.  hiermit  allen,  welche  dies  lesen  und 
sehen,  kund,  dass  die  Cortes  beschlossen  und  Wir  sanktioniert  haben,  wie  folgt : 

§  1.  Die  Verpachtimg  des  Fabrikations-  und  Verkaufsmonopols  des  Tabaks 
in  der  Halbinsel,  den  Balearen,  Ceuta  imd  übrigen  nordafrikanischen  Besitzimgen 
wird  gemäss  den  Bestiomiungen  dieses  Gesetzes  genehmigt. 

§  2.  Die  Verpachtung  soll  nach  vorangegangener  öffentlicher,  40  Tage 
vorher  kundgemachter  Submission  geschehen,  welche  vor  einer  Kommission  unter 
dem  Vorsitz  des  Präsidenten  des  Staatsrates  stattfinden  wird.  Diese  Kommission 
soll  bestehen  aus  sieben  Senatoren  und  sieben  Deputierten,  gewählt  vom  Senat,  resp. 
vom  Kongress,  dem  Präsidenten  der  königlichen  Oberrechnungskammer,  dem 
Präsidenten  der  Finanzabteilung  des  Staatsrates,  dem  Gouverneur  der  Bank  von 
Spanien  und  dem  Präsidenten  des  Agrikrdtur-,  Industrie-  und  Handelsrates. 
Ausserdem  sollen  der  Kommission,  jedoch  nur  mit  beratender  Stimme,  bei- 
wohnen: der  Generalrentendirektor,  der  Direktor  der  Abteilung  für  Rückstände 
und  der  Generalkontrolleur  der  Staatsverwaltung. 

§  3.  Die  Gebote  müssen  notwendigerweise  die  Annahme  aller  Bedingungen 
enthalten,  welche  die  Grundlagen  des  Kontraktes  festsetzen. 

§  4.  Die  laut  §  2  zusammengesetzte  Kommission  wird,  ohne  dass  dagegen 
Einspruch  irgend  welcher  Art  erhoben  werden  kann,  über  alle  Fragen  entscheiden, 
zu  denen  die  Submission  Anlass  geben  könnte;  biimen  8  Tagen  nach  dem  zur 
Entgegennahme  der  Gebote  bestimmten  Tage  wird  sie  der  Regierung  Bericht 
abstatten,  ob  sie  alle  Gebot«  zurückweise  oder  dasjenige  annehme,  welches  sie 
als  das  vorteilhafteste  betrachtet,  wobei  namentlich  die  Vermehrung  des  An- 
teiles des  Staates  über  den  festgesetzten  Satz  hinaus  beräcksichtigt  werden  soll. 

§  5.  In  keinem  FaUe  dürfen  die  in  den  Grundlagen  dieses  Gesetzes  be- 
stimmten Rechte  imd  Garantien  des  Staates  vermindert  werden. 

§  6.  Der  Präsident  und  die  stimmberechtigten  Mitglieder  der  Kommission 
dürfen  sich  der  Stimmabgabe  nicht  enthalten. 
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§  7.  Die  Gebote  müssen  der  Kommission  in  geschlossenen  und  versiegelten 
Kouverten  eingereicht  werden  und  von  Dokumenten  begleitet  sein,  welche  dar- 
thun,  dass  der  Bietende  5  Millionen  in  bar  oder  in  Staatspapieren  zu  den  fest- 
gesetzten Kursen  entweder  in  der  Generaldepositenkasse,  oder  den  Provinzial- 
filialen  derselben,  oder  den  spanischen  Finanzdelegationen  im  Auslande,  oder 
bei  der  Bank  von  Spanien  oder  deren  Filialen  hinterlegt  hat.  Ohne  eine  solche 
Deponiei-ungsquittung  wird  kein  Gebot  angenommen. 

§  8.  Die  Uebergabe  und  Eröffnung  der  Kouverte  soll  öffentlich  geschehen ; 
sobald  die  zur  Einreichung  bestimmte  Stunde  verstrichen  ist,  dürfen  neue  Kou- 
verte nicht  mehr  angenommen,  noch  auch  bereits  eingereichte  Gebote  modifi- 
ziert werden. 

§  9.  Der  endgültige  Beschluss  wird  vom  Ministerkonseil  gefasst  werden; 
gegen  denselben  ist  ein  Einspruch  irgend  welcher  Art  nicht  zulässig. 

§  10.  Die  eingereichten  Gebote,  der  Bericht  der  Kommission,  die  Sonder- 
referate, falls  solche  abgegeben,  und  der  definitive  Beschluss  der  Regierung 
sollen  in  der  „Gaceta  de  Madrid"  veröffentlicht  werden. 

§  11.  Wenn  der  Abgeber  des  angenommenen  Gebotes  nicht  binnen  eines 
Monats  nach  der  Zuerteilung  den  Kontrakt  endgültig  abschliesst  und  die  definitive 
Kaution  leistet,  soll  die  deponierte  Summe  verfallen  sein, 

§  12.  Wenn  der  Abgeber  des  Gebots  darin  die  Absicht  ausspricht,  eine 
Gesellschaft  zu  bilden,  so  soll  dies  kein  Hindernis  sein,  dass  der  Kontrakt  end- 
gültig abgeschlossen  und  die  definitive  Kaution  binnen  der  im  vorigen  Para- 
graphen bestimmten  Frist  geleistet  werde;  aber  sobald  die  Gesellschaft  gebildet 
und  die  Zession  von  der  Regierung  genehmigt  ist,  soll  die  Gesellschaft  in  alle 
Rechte  und  Pflichten  des  Kontraktes  treten,  ohne  dass  für  die  Uebertragung 
königliche  Steuern  zu  bezahlen  sind. 

§  13.  Die  Regierung  wird  in  der  ihr  genehm  scheinenden  Weise  das 
Personal  der  landwirtschaftlichen  und  industriellen  Ingenieure  dazu  verwenden, 
um  während  der  Verpachtungszeit  ein  Korps  von  Sachverständigen  zu  bilden, 
welches  seiner  Zeit  die  Verwaltung  übernehmen  soll  und  mit  theoretischen 
Kenntnissen  die  im  Auslande,  in  den  Kolonien  und  den  Fabriken  und  Depen- 
denzen  der  Verwaltung  in  Spanien  erworbenen  Kenntnisse  vereinen  soll. 

§  14.  Die  Regierung  soll  den  Cortes  Rechnung  ablegen  über  den  Ge- 
brauch, den  sie  von  der  durch  dieses  Gesetz  ausgesprochenen  Ermächtigung  macht. 


2.  Grundlagen 

des  Kontraktes  zur  Verpachtung  des  Fabrikations-  und  Verkaufsmonopols 

des  Tabaks. 

1.  Die  pachtende  Person  oder  Gesellschaft  muss  von  spanischer  Na- 
tionalität, in  Madrid  domiziliert  und  von  auswärtigen  Körperschaften  oder 
Komitees  unabhängig  sein. 

2.  Die  Verpachtung  soll  auf  12  Jahre  stattfinden. 

3.  Um  die  von  dem  Pächter  dem  Staate  als  jährlichen  Nettoertrag  zu 
garantierende  Summe  zu  bestimmen,  wird  die  gesamte  Pachtzeit  als  in 
vier  Perioden  von  je  3  Jahren  geteilt  gedacht.    Während  der  ersten  dieser  drei- 
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jährigen  Perioden  soll  der  Pächter  jährlich  90  Millionen  Pesetas  zahlen ;  während 
der  zweiten  das  durchschnittliche  Reinerträgnis  des  zweiten  und  dritten  Jahres; 
während  der  dritten  und  vierten  Periode  das  durchschnittliche  Reinerträgnis  der 
vorangehenden  Periode. 

Ausser  der  für  jedes  Jahr  festgesetzten  garantiei-ten  Summe  soll  der 
Pächter  50  Prozent  des  üeberschusses  des  Gesamtreinerträgnisses  des  betreflFen- 
den  Jahres  über  jene  Summe  zahlen. 

4.  Um  das  Reinerfarägnis  zu  bestimmen,  sollen  von  den  Gresamteingängen 
abgezogen  werden: 

a)  der  Kostenbetrag  des  Rohmaterials  und  die  allgemeinen  Verwaltnnga- 
spesen  und  Bearbeitungsspesen,  soweit  solche  auf  die  während  des 
Jahres  verkauften  Fabrikate  kommen; 

b)  5  Prozent  Zinsen  auf  das  von  dem  Pächter  wirklich  bei  dem  Geschäft 
verwandte  Kapital,  ohne  die  Kaution  hinzuzurechnen. 

5.  Der  Betrag  der  Regaliasteuer,  welche  gemäss  der  jetzigen  oder  einer 
späteren  Gesetzgebung  der  Staat  von  den  durch  Private  importierten  Tabaken 
erhebt,  soll  in  den  Abrechnungen  mit  dem  Pächter  als  ein  Teil  des  Erträgnisses 
betrachtet  werden. 

6.  Der  Pächter  wird  laut  Abschätzung  die  Gebäude.  Maschinen,  Uten- 
silien u.  s.  w.,  die  zu  den  jetzigen  im  Besitz  des  Staates  befindlichen  Fabriken 
und  Magazinen  gehören,  übernehmen  und  den  Minderwert,  wofern  er  nicht 
durch  natürliche  Abnutzung  entstanden,  bei  Ablauf  des  Kontraktes  ersetzen. 

Bei  besagter  Abschätzung  soll  der  Wert  der  Grundstücke  nicht  in  Be- 
tracht gezogen  werden. 

Der  Pächter  wird  femer,  bei  Beginn  des  Kontraktes,  gegen  Bezahlung 
des  Kostenpreises  den  rohen  und  bearbeiteten  Tabak.  Fastage  und  sonstige  bei 
der  Fabrikation  gebrauchte  Sachen,  die  in  den  Dependenzen  des  Staates  vor- 
handen sind,  zum  reinen  Kostenpreise  übernehmen  und  bezahlen. 

Um  da.s  Inventar  aufzunehmen  und  abzuschätzen,  die  Vorräte  und  deren 
Preis  zu  bestimmen,  den  Kostenbetrag  des  Rohmaterials  und  die  allgemeinen 
Verwaltungsspesen  festzusetzen,  soll  eine  Kommi.ssion  aus  zwei  Delegierten  der 
Regierung,  zwei  Vertretern  der  Konzessionarin  unter  dem  Vorsitz  des  Cröieral- 
rentendirektors  zusammentreten. 

7.  Der  Pächter  soll  in  die  Rechte  und  Pflichten  der  Finanzverwaltung 
eintreten  hinsichtlich  aller  noch  schwebenden  Verträge  wegen  Ankaufs  von  Roh- 
material, Utensilien,  Fabrikationseffekten,  Speichermieten,  Frachten  u.  s.  w.,  so- 
weit die  einzelnen  Geschäfte  nicht  erledigt  sind. 

8.  Der  Pächter  ist  verpflichtet,  die  jetzt  bestehenden  Fabriken  in  ihren 
jetzigen  Lokalitäten  zu  belassen  und  in  jeder  derselben  mindestens  75  Prozent 
der  Maximalanzahl  von  Arbeitern  zu  beschäftigen,  welche  im  letzten  Jahre  der 
Staatsverwaltung  dort  Arbeit  fanden.  Eine  stärkere  Verminderung  der  Arbeiter- 
zahl oder  das  Schliessen  einer  dieser  Fabriken  bedarf  der  Genehmigung  der 
Regienmg. 

Ausserdem  soll  er  an  den  von  der  Regierung  nach  seiner  Ansicht  be- 
zeichneten Punkten  während  der  drei  ersten  Jahre  des  Kontraktes  drei  zur  Auf- 
nahme imd  Lagerung  von  Tabaken  bestimmte  Magazine  und  während  der  sechs 
folgenden  Jahre  oder  auch  früher  drei  neue  Fabriken  mit  allen  modernen  Ver^ 
besserungen  errichten. 

Die  Pläne  und  Kostenanschläge  sollen  von  der  Regierung  genehmigt  und 
der  Kostenbetrag  bei  der  Schlussabrechnung  des  Kontraktes  dem  Pächter  ver- 
gütet werden. 

9.  Die  Regierung  soll  ¥rie  bisher  auf  ihre  Kosten  die  Schmuggelei  unter- 
drücken, und  der  Pächter  soll  bei  den  hierzu  zu  Wasser  oder  zu  Lande  zu  er- 
greifenden Massregeln  kein  Recht  zur  Intervention  haben;  aber  er  darf  der  Re- 
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gierung  die  ihm  im  Interesse  der  Einnahmen  nützlich  dünkenden  Abänderungen, 
der  betreffenden  Massregeln  vorschlagen  und  in  gegebenen  Fällen  die  Hufe  der 
Regierung  zur  Unterdrückung  des  Schmuggels  in  Anspruch  nehmen.  Auch  kann 
er  die  Vermehrung  der  Zollwächter  vorschlagen,  aber  die  durch  solche  Vermeh- 
rung verursachten  Ausgaben  soUen  zu  seinen  Lasten  sein. 

Der  Pächter  darf  vom  Staate  nicht  Entschädigung  für  die  durch  Defrau- 
dationen oder  Schmuggelei  entstandenen  Nachteile  beanspruchen,  aber  alle  dem 
Staate  bei  Unterdrückung  des  Schmuggels  und  Defraudationen  zufallenden  Ein- 
nahmen sollen  bei  den  Abrechnungen  als  Teil  des  Ergebnisses  betrachtet  werden. 

10.  Der  Pächter  darf  alle  ihm  nötig  erscheinenden  Verkaufslokale  ein- 
richten, aber  ohne  Genehmigung  der  Regierung  darf  er  die  bei  Abschluss  des 
Kontraktes  bestehenden  nicht  auflieben. 

11.  Der  Pächter  wird  in  den  Fabriken  die  Anzahl,  Klassen  und  Preise 
der  bestehenden  Sorten  beibehalten  und  darf  dieselben  ohne  vorgängige  Ge- 
nehmigung der  Regierung  nicht  ändern.  Er  darf  nach  Belieben  auch  andere 
fabrizieren,  indem  er  die  Direktion  der  betreffenden  Verwaltungsabteilung  von 
den  Einzelheiten  verständigt.  Der  Pächter  ist  verpflichtet,  die  in  den  Kolonien 
und  Kanarischen  Inseln  bearbeiteten  Tabake  in  Kommission  zu  nehmen  und  zu 
verkaufen,  gemäss  den  Bedingungen,  welche  die  Regierung  im  Einverständnis 
mit  ihm  hierüber  festsetzen  wird. 

Der  Nettoerlös  dieser  Kommissionsverkäufe  soll  als  Teil  des  Ergebnisses 
betrachtet  werden. 

Die  Quantitäten  Tabak  aus  den  Philippinen,  Cuba,  Puerto  Rico  und  den 
Kanarischen  Inseln,  die  der  Pächter  kaufen  wird,  sollen  insgesamt  mindestens 
betragen:  6,000,000  kg  Tabak  aus  den  Philippinen,  3,000,000  kg  aus  Cuba, 
1,500,000  kg  aus  Portorico  und  400,000  kg  aus  den  Kanarischen  Inseln;  die- 
selben Mengen  hat  die  königliche  Verwaltung  im  letzten  Jahre  bezogen;  sollte 
der  Gesamtkonsum  über  21,000,000  kg  betragen,  so  sollen  obige  Mengen  im 
Verhältnisse  vermehrt  werden. 

Falls  während  der  Pachtzeit  in  unseren  Besitzungen  am  Golf  von  Guinea 
oder  auf  den  Inseln  des  Grossen  Ozeans  Tabak  gebaut  wird,  so  darf  der  Pächter 
zur  Hebung  der  Kultur  denselben  verwenden,  ohne  jedoch  deswegen  eine  Ver- 
minderung der  im  vorigen  Absatz  bestimmten  Mengen  Tabaks  eintreten  zu 
lassen,  die  aus  Cuba,  Portorico.  den  Philippinen  und  den  Kanarischen  Inseln 
zu  beziehen  sind. 

Die  Regierung  kann  den  Pächter  dazu  anhalten,  die  verhältnismässig  zu 
verwendende  Quantität  des  nationalen  Tabaks  zu  vermehren,  wofern  der  Preis 
nicht  teurer  ist  als  für  die  entsprechende  Qualität  des  ausländischen  Gewächses. 

12.  Nach  Ablauf  der  zwei  ersten  Pachtjahre  darf  die  Regierung  Kon- 
zessionen zum  Anbau  von  Tabak  in  der  Halbinsel  oder  den  benachbarten  Inseln 
erteilen,  welcher  zum  Export  oder  zur  Fabrikation  in  den  Staatsanstalten  dienen 
soll,  in  Gemässheit  des  vorher  von  der  Regierung  im  Einverständnis  mit  dem 
Pächter  zu  erlassenden  Reglements,  wobei  die  regionalen  Privilegien  respektiert 
werden  sollen,  welche  jetzt  betreffs  des  Anbaues  und  des  Konsums  der  Pflanze 
bestehen.  Die  Quantität  des  Tabaks  solcher  Art,  den  der  Pächter  kauft,  soll 
aber  nur  von  der  vom  Auslande  zu  beziehenden  Menge  abgezogen  werden.  Vor 
Erteilung  derartiger  Konzessionen  wird  die  Regierung  den  Cortes  die  Bedingungen 
vorlegen,  unter  denen  sie  erteilt  werden. 

13.  Der  Pächter  ist  durch  den  Kontrakt  eo  ipso  von  der  Zahlung  der 
Gewerbesteuer  befreit.  Ebensowenig  wird  er  Steuern  oder  Zölle  irgend  welcher 
Art  für  Einführung  von  Rohtabak  zu  bezahlen  haben,  ob  dieser  nun  zur  Ver- 
arbeitung vei-wendet  oder  dazu  für  unbrauchbar  erklärt  wird.  Auch  die  Aus- 
fuhr der  von  dem  Pächter  bearbeiteten  Tabake  unterliegt  keiner  Steuer.  Auch 
die  zur  Fabrikation  importierten  Maschinen  und  Handwerkszeuge  und  sonstige 
dazu  gebrauchte  Instrumente  und  Apparate  sind  zollfrei. 
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14.  Der  Pächter  soll  vor  Beginn  des  Kontraktes  einen  Vorrat  von  Tabak 
in  den  Qualitäten  und  Quantitäten  haben,  deren  Minimum  die  Regierung  nach 
Anhörung  des  Pächters  festsetzen  wird  und  nicht  geringer  sein  soll  als  die 
seitens  des  Pächters  von  der  Finanzverwaltung  zu  übernehmenden  Bestände. 
Besagter  Von-at  soU  während  der  Dauer  des  Kontraktes  sich  im  Verhältnis  zum 
gesteigerten  Konsum  vermehren. 

Auf  Nichtinnehaltung  dieser  Bedingung  steht  eine  Strafe  von  10  Prozent 
des  Wertes  der  Menge,  die  an  dem  festgesetzten  Minimum  fehlt. 

15.  Drei  Jahre  vor  Ablauf  des  Kontraktes  wird  die  Regierung  festsetzen, 
wieviel  Rohtabak  und  bearbeiteten  Tabak  der  Pächter  beim  Aufhören  des  Pacht- 
vertrages dem  Staate  zu  überliefern  hat. 

Dieser  Vorrat  soU  nach  seinem  Einstandswerte  abgeschätzt  werden;  es 
st«ht  der  Regierung  frei,  den  Ueberschnss  über  das  festgesetzte  Quantum  zu 
übernehmen  oder  abzulehnen. 

Der  Betrag  für  diesen  Vorrat  und  für  die  Fabriken  und  Gebäude,  auf 
welche  sich  Absatz  2  der  Grundlage  8  bezieht,  soll  in  sechs  jährlichen  Teil- 
zahlungen bezahlt  werden,  in  den  drei  letzten  Jahren  der  Pacht  und  den  drei 
dem  Ablauf  derselben  unmittelbar  folgenden  Jahren. 

Der  Betrag  der  sechs  Jahreszahlungen  soll  provisorisch  festgesetzt  werden: 
die  Differenz,  die  sich  bei  der  definitiven  Abrechnung  ergibt,  soll  gegenseitig 
mit  5  Prozent  per  Jahr  verzinst  werden. 

16.  Bei  Ablauf  des  Kontraktes  soll  eine  zweite  Generalabrechnung  ge- 
macht werden,  in  welcher  auf  das  Kredit  des  Pächters  kommen  sollen: 

1.  Der  Betrag  des  Vorrats  von  Tabak,  den  der  Staat  erhält. 

2.  Der  Wert  der  neuen  Fabioken,  Maschineneinrichtungen  und  Magazine 
laut  Grundlage  8.  Besagter  Wert  soll  auf  den  innerhalb  des  von  der 
Regierung  genehmigten  Voranschlags  wirklich  verw^endet-en  Summen 
fussen,  wobei  von  den  Gebäuden  2  Prozent  und  von  den  Maschinen 
4  Prozent  abgeschrieben  wird.  Vom  Werte  der  Grundstücke  wird 
nichts  abgeschrieben. 

3.  Die  ausserordentlichen  Verbesserungen  und  die  Maschinen,  welche 
unter  vorgängiger  Genehmigung  seitens  der  Regierung  und  der  aus- 
drücklichen Erklärung  derselben,  dass  sie  bei  der  Liquidation  gut- 
geschrieben werden  sollen,  während  der  Kontraktsdauer  angeschafft 
worden  sind,  abzüglich  einer  Abschreibung  von  2,  resp.  4  Prozent. 

Nicht  kreditiert  werden  die  Erhaltungs-  imd  Reparaturspesen,  die 
gewöhnlichen  Verbesserungen  und  die  ausserordentlichen,  welche  ohne 
obenerwähnte  Bedingungen  gemacht  worden  sind. 

4.  Jede  andere  Summe,  welche  in  Gemässheit  des  Kontraktes  dem  Pächter 
gebührt. 

Es  sollen  dem  Pächter  belastet  werden: 

1.  Die  Summen,  welche  er  während  der  letzten  3  Jahre  laut  Grundlage  15 
zur  Zahlung  der  Vorräte,  Fabriken  imd  Magazine  reserviert  hat. 

2.  Die  noch  nicht  bezahlten  Strafen  und  Entschädigungen,  zu  denen  er 
verurteilt  worden  ist. 

3.  Der  Wert  der  Gebäude,  Maschinen,  Utensilien  etc.,  die  er  auf  Grund- 
lage 6  übernommen  hat  imd  nicht  zurückgibt,  und  der  Minderwert  der 
zurückgegebenen,  faUs  er  nicht  durch  natürliche  Abnutzung  ent- 
standen ist. 

Bei  Berechnung  der  Entwertung  soUen  von  den  bei  üebergabe  au 
den  Pächter  abgeschätzten  Werten  2  Prozent  für  Gebäude  und  4  Pro- 
zent für  Maschinen  abgeschrieben  werden. 

4.  Jede  andere  laut  Kontrakt  übernommene  Verbindlichkeit. 

17.  Es  steht  dem  Pächter  frei,  die  Angestellten,  die  er  für  seine  Bureaus 
und  die  Leitung  der  Arbeit  braucht,  zu  ernennen ;  aber  dieses  Personal  hat  kein 
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Anrecht  auf  Pension  oder  andere  Vergünstigungen   seitens    des  Staates   für  die 
dem  Pächter  geleisteten  Dienste. 

Der  Pächter  ist  vei-jjflichtet,  der  Regierung  die  Verträge  mit  seinen  An- 
gestellten nebst  den  ihnen  zugewiesenen  Gehaltsbezügen  vorzulegen ;  nur  soweit 
dieselben  vom  Finanzministerium  genehmigt  werden,  sollen  sie  als  Fabrikations- 
spesen betrachtet  werden.  Auch  ist  der  Pächter  verpflichtet,  ohne  Bezahlung 
ihrerseits  den  von  der  Regierung  hierzu  bezeichneten  Mitgliedern  des  laut  §  13 
des  geschaffenen  Korps  von  Sachverständigen  Einlass  in  die  Fabriken  zu  ge- 
währen. 

18.  Die  Zahlungen  an  den  Staat  soll  der  Pächter  in  das  Zentralschatz- 
amt leisten.  Jedoch  darf  er  an  die  Kassen  der  Delegationen  das  Kupfergeld 
abführen,  welches  in  Gemässheit  des  Gesetzes  bei  jeder  Zahlung  zulässig  ist. 
Die  Zahlungen  sollen  in  folgender  Weise  geschehen: 

Der  Wert  der  Tabake  und  Fabrikationsutensilien  in  vier  gleichen  Raten, 
die  erste  bei  Uebernahme  der  Gegenstände  und  die  übrigen  drei  zu  Schluss  eines 
jeden  der  drei  darauf  folgenden  Vierteljahre. 

Der  Betrag  der  fixierten  Jahreszahlung  in  Zwölfteln  am  letzten  Monats- 
tage; der  Betrag  der  (Tewinnbeteiligung  oder  der  Mehrzahlung  während  des  auf 
das  betreffende  Jahr  folgenden  Vierteljahres,  in  welchem  auch  unter  Mitwirkung 
des  Regierungsdelegierten  die  Jahi-esrechnung  aufgestellt  werden  soll. 

19.  Der  Staat  kann  von  dem  Pächter  die  binnen  6  Monaten  nach  der 
bezüglichen  Mitteilung  zu  leistende  Zahlung  eines  Vorschusses  verlangen,  der 
sich  im  Maximum  auf  8  Millionen  Pesetas  für  jedes  noch  laufende  Pachtjahr  be- 
laufen darf.  Die  Rückzahlung  des  Kapitals  und  der  Zinsen  des  Vorschusses  soll 
in  gleichen  Raten  während  der  noch  übrigen  Pachtzeit  geschehen,  wenn  der 
Staat  es  nicht  vorzieht,  die  Rückzahlung  früher  zu  leisten.  Die  Verzinsung  des 
Vorschusses  darf  für  jedes  Jahr  höchstens  1  Prozent  mehr  betragen  als  der 
durchschnittliche  Diskontosatz  der  Banco  de  Espafia. 

20.  Für  den  Niessbrauch  des  Staatseigentums  und  als  Garantie  des  Kon- 
traktes wird  der  Pächter  eine  Kaution  von  20  Millionen  Pesetas  in  bar  oder  in 
Staatspapieren  zu  den  festgesetzten  Kursen  leisten;  die  Regierung  darf  in  Be- 
rücksichtigung der  steigenden  Einnahmen  und  der  auf  den  Bau  neuer  Fabriken 
und  Magazine  verwandten  Summe  diese  Kaution  bis  auf  12  Millionen  Pesetas 
herabsetzen. 

21.  Alle  Gebäude,  Utensilien,  Rohmaterialien  und  Fabrikate  sollen  für 
Rechnung  des  Pächters  gegen  Feuersgefahr  versichert  werden,  falls  derselbe  das 
Risiko  nicht  ausdrücklich  selbst  übernimmt. 

Unter  gleichen  Bedingungen  soll  im  Falle  der  Versicherung  den  ein- 
heimischen Gesellschaften  der  Vorzug  gegeben  werden. 

22.  In  der  Zentralverwaltung  soll  auf  Kosten  des  Pächters  ein  Regierungs- 
delegierter sich  befinden,  der  alle  Operationen  des  Unternehmens  beaufsichtigt.. 
Dieser  Delegierte  soll  das  Recht  haben,  zu  allen  Zeiten  die  Fabriken,  Etablisse- 
ments, Magazine  und  Verkaufslokale  zu  besuchen,  die  Rohmaterialien  und 
Fabrikate  zu  prüfen,  die  Buchführung,  Registerbücher  und  Kassen  zu  untersuchen. 

Zur  Erledigung  dieser  Obliegenheit  wird  er  das  ihm  von  der  Regierung 
zugewiesene  Vertrauenspersonal  unter  sich  haben.  Ausserdem  darf  auch  die 
Regierung,  wenn  es  ihr  beliebt,  diese  Befugnisse  auf  andere  Beamten  oder 
Agenten  übertragen,  um  die  allgemeine  Buchführung  des  Unternehmers  oder  die 
eines  einzelnen  Etablissements  oder  einer  einzelnen  Fabrikation  prüfen  zu  lassen 
und  sich  von  der  Regelmässigkeit  der  Verwaltung  zu  überzeugen. 

23.  Die  Verwalter  oder  Vertreter  des  Pächters  sind  gehalten,  dem  Dele- 
gierten und  den  übrigen  von  der  Regierung  ernannten  Agenten  zu  den  im 
vorigen  Absatz  angedeuteten  Zwecken,  alle  gewünschten  Daten.  Notizen  und  Er- 
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klärungen  zu  geben,  sowie  Bücher,  Fakturen  und  Belegstücke  Ober  die  Geschälte 
des  Unternehmens  vorzulegen. 

24.  Jedes  Zuwiderhandeln  gegen  die  bisher  abgehandelten  Stipulationen 
gibt  der  Regierung  das  Recht,  dem  Pächter  eine  Strafe  von  20,000  Pesetas  im 
Maximum  aufzuerlegen,  abgesehen  von  dem  etwa  noch  zu  leistenden  Schadenersatz. 

Die  Strafe  kann  in  den  folgenden  Fällen  von  20,000  auf  100,000  Pesetas 
erhöht  werden: 

1.  wenn  der  Pächter  zweimal  in  die  in  Grundlage  14  bezeichnete  Strafe 
verföllt ; 

2.  wenn  die  Buchführung  nicht  ordentlich  und  ä  jour  gefuhrt  wird; 

3.  wenn  seine  Verwalter  sich  weigern,  die  Bücher  und  Dokimiente  vor- 
zulegen oder  die  Ordnungsmässigkeit  der  GescMfte  nicht  nachweisen 
können.  Der  Pächter  kann  im  Verwaltungswege  gegen  die  von  der 
Regierung  aufgelegten  Strafen  Einspruch  erheben; 

25.  Die  Regierung  behält  sich  das  Recht  vor.  zu  allen  Zeiten  und  ohne 
Angabe  von  Gründen   den  Kontrakt  unter  folgenden  Bedingungen  aufzuheben: 

1.  Die  Regierung  übernimmt  die  Verwaltung  und  es  wird  eine  General- 
abrechnung, wie  Basis  16  sie  für  den  Ablauf  des  Kontraktes  vor- 
schreibt, aufgestellt. 

2.  Sollte  diese  Abrechnung  ergeben ,  dass  der  Pächter  nicht  sein  ge- 
samtes Kapital  nebst  6  Prozent  Zinsen  zurückerhält,  so  wird  ihm  die 
Regierung  die  Differenz  vergüten  und  ihm  ausserdem  noch  die  Zinsen 
für  ein  volles  Jahr  bezahlen. 

3.  Sollte  sich  herausstellen .  dass  der  Pächter  nicht  bloss  Kapital  und 
Zinsen  zurückerhält,  sondern  auch  noch  Nutzen  herauszieht,  so  wird 
die  Regierung   ihm  den  Gegenwert  des  wahrscheinlichen  Nutzens  für 

1  Jahr  vergüten,  berechnet  nach  dem  Mittel  des  während  der  letzten 

2  Jahre  erhaltenen  Nutzens,  oder,  falls  diese  einen  Nutzen  nicht  er- 
geben haben,  nach  dem  Durchschnitt  des  Nutzens  während  der  ganzen 
Pachtdauer. 

26.  Wenn  nach  Ablauf  der  ersten  2  Jahre  das  Einkommen  mehr  als 
15  Prozent  unter  die  Minimalsumme  von  90  Millionen  Pesetas  oder  den  verein- 
barten Kanon  (falls  derselbe  mehr  als  90  Millionen  beträgt)  herabgeht,  so  kann 
der  Staat  den  Kontrakt  aufheben. 

In  diesem  Falle  wird  er  dem  Pächter  nur  die  Verluste  zurückerstatten, 
die  er  bis  dahin  an  Kapital  erlitten  hat.  ihm  aber  weder  die  Zinsen  desselben 
noch  den  wahrscheinlichen  Nutzen  vergüten. 

SoU  das  Zurückgehen  des  Einkommens  die  Folge  eines  in-  oder  ausländi- 
schen Krieges  sein,  oder  von  öffentlichen  und  allgemeinen  Kalamitäten  her- 
rühren, so  darf  der  Kontrakt  nicht  aufgehoben  werden,  und  der  Pächter  kann 
verlangen,  dass  während  der  Dauer  der  abnormen  Zustände  die  Gesamtausgaben 
und  Eingänge  für  Rechnung  des  Staates  seien;  in  einem  solchen  Falle  dürfen 
aber  die  Zinsen  auf  das  Kapital  der  konzessionierten  Gesellschaft  nicht  unter 
den  Ausgaben  figurieren.  Die  Resultate  des  Monopols,  solange  Ein-  und  Aus- 
gänge für  Rechnung  des  Staates  gehen,  sollen  bei  der  Rechnung  des  für  die 
nächsten  3  Jahre  fixierten  Kanons  nicht  in  Anrechnung  kommen. 

In  dieser  Berechnimg  werden  dann  die  vorangehenden  3  Jahre  unter 
Rückdatierung  der  Zeit  genommen  werden,  während  welcher  die  abnormen  Um- 
stände bestanden  haben. 

27.  Der  Kontrakt  soll  zu  Lasten  und  auf  Gefahr  des  Pächters  aufge- 
hoben werden: 

1.  wenn  die  Zahlung  der  festen  Jahrespacht,  des  dem  Staate  gebührenden 
Anteüs  am  Gewinn,  laut  Basis  3,  und  der  Gegenwert  der  Tabake  und 
Fabrikutensilien  laut  Basis  6  nicht  pünktlich  geleistet  wird; 

2.  weim  drei  Strafen  im  Werte  von  20,000  bis  100,000  Pesetas  auferlegt 
werden  und   rechtsverbindliche  Kraft   erlangen,  weil  kein  Einspruch 
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gegen  sie  erhoben  worden ,  oder  der  Verwaltungsgerichtshof  sie  be- 
stätigt hat. 

Die  Folgen  einer  solchen  Kontraktsaufhebung  sind,  dass  das  Finanz- 
ministerium die  Verwaltung  in  Gemässheit  der  Basis  16  übernimmt  und  mit  der 
Kaution  und  allen  übrigen  Gütern,  auf  die  der  Pächter  Anspruch  hat,  für  die 
Rückzahlung  der  dem  Staate  schuldenden  Summe  und  für  den  Schadenersatz 
bürgt,  den  der  Staat  für  die  ihm  aus  der  Kontraktsaufhebung  erwachsenden 
Nachteile  beanspruchen  kann. 

Ausser  den  Abnutzungen  an  Gebäuden,  Maschinen  u.  s.  w.  soll  dem 
Staate  die  Differenz  zwischen  dem  Nettoergebnis  der  noch  unbeendeten  Kon- 
traktszeit und  dem  für  jedes  Jahr  festgesetzten  Kanon  vergütet  werden,  aus- 
gehend von  dem  letzten  Jahre ,  in  welchem  derselbe  laut  Basis  3  festgesetzt 
wurde,  und  unter  Hinzufügung  einer  auf  3  Prozent  pro  Jahr  zu  berechnenden 
Steigerung  des  Anteiles  des  Staates  am  reinen  Nutzen. 

28.  Die  in  Basis  25  vorgesehene  Aufhebung  des  Kontraktes  muss  vom 
Ministerkonseil  beschlossen  sein;  gegen  dieselbe  kann  kein  Einspruch  erhoben 
werden. 

29.  Die  Aufhebung  laut  Basis  26  und  28  wird  nach  vorgängiger  An- 
hörung des  Plenums  des  Staatsrates  beschlossen;  der  Beschluss  des  Finanzministers 
kann  im  Verwaltungswege  angefochten  werden. 

30.  Wenn  die  Regierung  es  für  opportun  erachtet,  kann  sie  dem  Pächter 
den  Verkauf  der  Stempelsachen  in  den  Tabakdebits  auftragen  und  ihm  dafür 
eine  zu  vereinbarende  Vergütung  zahlen,  die  jedoch  nicht  höher  sein  darf,  als 
die  jetzt  gezahlte. 

31.  Der  Pächter  darf  keine  Reklamation  erheben,  die  sich  auf  Ungenauig- 
keit  oder  Irrtümer  in  den  Daten  der  von  der  Generalstaatskontrolle  aufgestellten 
Ausweise  vorfindet,  welche  zur  Erleichterung  des  Studiums  der  Angelegenheit 
beigelegt  werden;  eine  Prüfung  der  Rechnungen,  denen  die  Ausweise  entlehnt 
sind,  wird  die  Richtigstellung  derartiger  Irrtümer  ermöglichen. 

Demzufolge  befehlen  wir  allen  richterlichen  Behörden,  Gouvemem-en  und 
übrigen  Zivil-,  Militär-  und  Kirchenbehörden,  welcher  Art  sie  auch  sein  mögen, 
dass  sie  für  die  Erfüllung  und  Ausführung  dieses  Gesetzes  Sorge  tragen  sollen. 

Gegeben  im  Palast  am  22.  April  1887. 

Ich  die  Königin-Regentin. 
Der  Finanzminister 
Joaquin  Lopez  Puigcerver. 


Nachdem  Ew.  Majestät  im  Namen  Allerhöchst  Ihres  Sohnes,  des  Königs  Don 
Alfonso  XIII.  (den  Gott  erhalten  möge),  das  Gesetz  sanktioniert  haben,  welches 
die  Regierung  ermächtigt,  das  Monopol  der  Fabrikation  und  des  Verkaufs  von 
Tabak  in  der  Halbinsel,  den  Balearischen  Inseln,  Ceuta  und  den  übrigen  nord- 
afrikanischen Besitzungen  zu  verpachten ,  ist  es  zur  Ausführung  Allerhöchst 
Ihrer  Bestimmungen  notwendig,  dass  gemäss  §  2  des  besagten  Gesetzes  die 
öffentliche  Submission  ausgeschrieben  wird ,  welche  dem  Kontrakt  vorangehen 
soll,  den  der  Staat  mit  der  zur  Uebemahme  der  in  Frage  stehenden  Verwaltung 
sich  bereit  erklärenden  Person  oder  Gesellschaft  abschliessen  wird.  Vor  allem 
ist  es  von  Wichtigkeit,  dass  die  Kommission  zusammentritt,  unter  deren  Leitung 
die  Submission  stattfinden  soll,  und  welche  alle  Massregeln  treffen  soll,  die  ihr 
zur  Ausführung  des  Gesetzes  am  rätlichsten  erscheinen.  Wenn  auch  die  Be- 
stimmungen und  Grundlagen  des  Gesetzes,  laut  welchen  seiner  Zeit  der  Pacht- 
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vertrag  geschlossen  werden  soll,  klar  und  deutlich  sind,  so  werden  doch,  sobald 
der  Staat  mit  dem  Pächter  in  Beziehungen  tritt,  sich  Fälle  der  praktischen 
Anwendung  und  Auslegung  dieser  Grundlagen  ergeben .  welche  die  Renten- 
direktion reiflich  studieren  muss ,  um  seiner  Zeit  der  Kommission  und  dem 
Pächter  alle  erforderlichen  Daten  und  Notizen  vorzulegen.  Femer  muss  der 
Tag  bestimmt  werden,  an  welchem  der  Pächter  Besitz  ergreifen  soll;  auch 
müssen  alle  Erfordernisse  bei  der  Uebergabe  der  Gebäude,  Maschinen  und  übrigen 
zu  den  Staatsfabriken  tmd  Magazinen  gehörigen  Gegenstände,  sowie  der  Be- 
stände an  Rohtabak  und  Fabrikaten  nebst  Verpackungsmaterialien  etc.  fest- 
gestellt werden. 

Wenn  auch  die  pünktliche  Erfüllung  der  Basis  6  es  erfordert,  dass  die 
Bestandaufnahme  und  Abschätzung  bei  der  definitiven  Uebergabe  mit  der  skrupu- 
lösesten Pünktlichkeit  geschehen,  so  kann  doch  mit  Hufe  der  Ausweise,  welche 
die  zum  Schluss  eines  jeden  Jahres  vorgenommenen  Nachwägungen  und  Nach- 
zählungen ergeben,  der  Pächter  resp.  seine  Vertreter  die  Bestände  an  Rohtabak, 
Fabrikaten,  Packmaterialien  u.  s.  w.  sofort  übernehmen  und  den  Wert  der- 
selben laut  Basis  18  Absatz  3  gemäss  dieser  interimistischen  Ausweise  be- 
zahlen, mit  Vorbehalt  etwaiger  Reklamationen  bei  der  definitiven  Uebergabe 
gemäss  der  zu  erlassenden  Ausführungsverordnung,  soweit  sie  sich  auf  Basis  6 
bezieht. 

Es  wird  der  1.  Juli  als  der  Tag  bestimmt,  an  welchem  der  Pachtvertrag 
in  Kraft  treten  soll;  es  geschieht  dies  in  anbetracht  der  Schwierigkeiten,  die 
andernfalls  die  Bestimmung  der  Gesamtpachtdauer,  die  Festsetzung  des  Netto- 
erträgnisses und  der  zu  zahlenden  Summe  für  das  nächste  Finanzjahr,  sowie 
die  Abrechnung  der  Ein-  und  Ausgänge  im  allgemeinen  bereiten  würden,  wenn 
die  vorläufige  Uebergabe  später  geschähe  und  alsdann  die  Finanzverwaltung 
einen  Teil  des  Nettoerträgnisses  des  Jahres  übernehmen  müsste.  Ueberdies 
würde,  selbst  wenn  die  Kommission  und  der  Pächter  das  Maximum  der  durch 
Gresetz  zur  Berichtei-stattung .  Kautionsleistung  und  Kontraktschliessung  be- 
stimmten Fristen  gebrauchte ,  weder  die  Verspätung  beträchtlich ,  noch  der 
Schaden  bedeutend  sein ,  da  ja  der  Pächter  beides  durch  Beschleunigung  der 
Kautionslei-stung  vermeiden  könnte. 

Dies  sind  die  Gründe,  aus  welchen  in  Uebereinstimmung  mit  dem  Minister- 
konseil ich  die  Ehre  habe,  folgendes  königliche  Deki-et  der  Genehmigung 
Ew.  Majestät  zu  unterbreiten. 

Madrid,  22.  Api-il  1887. 

Joaquin  Lopez  Puigcerver. 


In  anbetracht  der  vom  Finanzminister  auseinandergesetzten  Gründe,  in 
Uebereinstimmung  mit  dem  Ministerkonseü  und  kraft  der  im  §  1  des  Gesetzes 
heutigen  Datums  gewährten  Ermächtigung  zur  Verpachtung  der  Fabrikation 
und  des  Verkaufs  des  Tabaks,  sowie  in  Gemässheit  des  §  2  desselben  Gesetzes 
verordne  Ich,  dass  die  öffentliche  Submission,  welche  in  der  von  genannter 
gesetzlichen  Bestimmung  vorgeschriebenen  Form  abgehalten  werden  soU ,  fol- 
genden Vorschriften  unterworfen  sein  soll: 

1.  Sobald  die  gesetzgebenden  Körperschaften  die  Senatoren  imd  Depu- 
tierten gewählt  haben,  welche  Mitglieder  der  bei  der  Submission  mit- 
wirkenden Kommission  sein  sollen,  wird  der  Präsident  des  Staatsrates, 
der  laut  §  2  des  Gesetzes  Vorsitzender  der  Kommission  ist,  dieselbe 
sofort  zusammenberufen,  um  sich  zu  konstituieren,  damit  sie  mit  vollen 
Befugnissen,  so  oft  sie  zur  besseren  Beobachtting  des  Gesetzes  für  not- 
wendig erachtet,  interveniert,  um  etwaige  Zweifel  zu  lösen,  und  Be- 
stimmungen für  die  der  Submission  vorangehenden  und  folgenden  Akte 
trefiPe,  bis  sie  der  Regierung  Bericht  erstattet. 
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2.  Die  Gebote  müssen  von  dem  Bieter  oder  seinem  legalen  Vertreter 
unterzeichnet  sein ;  sein  Name  soll  auch  aussen  auf  dem  verschlossenen 
Kouvert  sich  befinden,  vrelches  das  Gebot  enthält  und  von  der  Depo- 
nierungsquittung begleitet  sein  muss,  von  welchem  §  7  des  Gesetzes 
handelt.  Die  Einlieferung  des  das  Gebot  enthaltenden  Umschlags  soU 
vor  der  Submissionskommission,  im  Beisein  eines  Notars,  im  Präsidial- 
gebäude des  Ministerkonseils  am  4.  Juni  d.  J.  zwischen  1  und  3  Uhr 
nachmittags  stattfinden.  Um  diese  Stunde  werden  die  Kouverte  der 
Reihe  der  Einlieferung  nach  eröfihet  werden,  der  Notar  wird  den  In- 
halt derselben  vorlesen  und  ein  Protokoll  darüber  aufnehmen.  Ein- 
lieferung und  EröiFnung  der  Kouverte  sollen  öffentlich  sein. 

3.  Spätestens  8  Tage  nachher  wird  die  Kommission  der  Regierung  den 
Bericht  (§  4  des  Gesetzes)  abstatten.  Dieselbe  kann  vorher  von  der 
Regierung  alle  Daten  und  Dokumente,  die  sie  für  notwendig  erachtet, 
sich  vorlegen  lassen. 

4.  Am  1.  Juli  d.  J.  wird,  falls  die  Kaution  geleistet  und  der  Kontrakt  ge- 
schlossen ist,  die  vorläufige  Uebergabe  der  Gebäude,  Maschinen,  Fabri- 
kationsutensilien, Bestände  an  Rohtabak,  Fabrikaten,  Fastage  u.  s.  w., 
die  sich  in  den  Dependenzen  des  Staates  vorfinden,  an  den  Pächter 
geschehen.  Sollte  die  Urkunde  noch  nicht  an  jenem  Tage  ausgefertigt 
sein,  so  wird  die  vorläufige  Uebergabe  spätestens  4  Tage  nach  Er- 
füllung dieses  Erfordernisses  stattfinden. 

5.  Der  Pächter  wird  vor  dem  Tage,  an  welchem  der  Kontrakt  in  Kraft 
treten  soll,  die  Personen  bezeichnen,  welche  bei  der  vorläufigen  Ueber- 
gabe Besitz  ergreifen  sollen  von  den  im  vorigen  Absätze  genannten 
Gegenständen  laut  den  vorschriftsmässig  gemachten  Inventaren,  in 
welchen  die  Bestände  nach  der  Ende  des  Finanzjahrs  stattfindenden 
Zählung  und  Wiegung  abgeschätzt  sind;  alsdann  soll  ein  Protokoll 
aufgenommen  werden ,  welches  entweder  die  Uebereinstimmung  des 
Pächtei's  und  seiner  Vertreter  oder  die  von  ihnen  gemachten  Reklama- 
tionen enthält;  all  dies  unabhängig  von  der  späteren  definitiven  Ueber- 
gabe gemäss  den  zur  Ausführung  der  Basis  6  des  Kontraktes  zu  er- 
lassenden Vorschriften. 

6.  Der  Kontrakt  soll ,  soweit  es  die  Berechnung  der  Ergebnisse  betrifft, 
als  am  1.  Juli  d.  J.  vollzogen  betrachtet  werden,  welches  auch  immer 
der  Tag  der  vorläufigen  Uebergabe  sein  mag,  und  demgemäss  werden 
alle  Einkassierungen  und  Auszahlungen,  die  sich  auf  Geschäfte  eines 
späteren  Datums  als  30.  Juni  beziehen ,  für  Rechnung  des  Pächters 
geschehen. 

7.  Die  Höhe  der  ersten  Zahlung,  welche  laut  Basis  18  des  Kontraktes 
der  Pächter  für  die  Bestände  etc.  zu  zahlen  hat,  soll  gemäss  der  bei 
der  provisorischen  Uebergabe  aufgestellten  Abrechnung  bemessen  wer- 
den; die  Zahlung  darf  aus  keinem  Grunde  verzögert  werden,  unbe- 
schadet der  Reklamationen,  die  der  Pächter  nach  geleisteter  Zahlung 
gegen  die  einzelnen  Posten  erheben  kann. 

8.  Die  Generaldirektion  wird  vor  der  provisorischen  Uebergabe  dem 
Pächter  Ausweise  über  den  jetzigen  Betrieb,  über  das  Arbeiterpersonal 
der  Fabriken,  Abschriften  der  abgeschlossenen  und  noch  schwebenden 
Verträge  zur  Lieferung  von  Rohmaterialien  und  Utensilien,  sowie  alle 
übrigen  Daten,  die  zu  Erfüllung  der  Gesetzesbasen  notwendig  sind, 
aushändigen. 

9.  Die  Kosten  für  Ausfertigung  der  Urkunden  und  der  für  die  Regierung 
bestimmten  Kopien  sind  zu  Lasten  des  Pächters. 

Gegeben  im  Palast  am  22.  April  1887. 

Maria  Christina. 

Der  Finanzminister 
Joaquin  Lopez  Puigcerver. 
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üeber  die  Verpachtung  gibt  eine  aus  Madi-id  stammende  Notiz  der 
,Vo88ischen  Zeitung'  vom  6.  August  1887  Aufschluss : 

^iirch  die  seit  kurzer  Zeit  stattfindende  Kotiening  der  Aktien  der  Tabakregiegesell- 
schaft an  den  Börsen  von  Madrid  und  Bai-celona  bringt  sieh  diese  Unternehmung,  die  mit  ihren 
Veröffentlichungen  bisher  ziemlich  sparsam  war,  wieder  in  die  Erinnerung  weiterer  Kreise. 
Es  stand  für  Unterrichtete  von  Anfiang  an  ausser  Zweifel,  dass  der  Finanzminister,  ehe  er  das 
Gesetz  über  die  Verpachtung  des  Monopols  vor  die  Kammern  brachte,  sich  auch  versichert 
hatte,  zu  den  festgesetzten  Bedingungen  einen  Pächter  zu  finden;  gleichzeitig  wurde  die 
Banco  de  Espana  als  dasjenige  Institut  bezeichnet,  welches  die  Finanzierung  übernehmen 
würde.  In  der  That  wui-de  auch  davon  Abstand  genommen,  auswärtige  Finanzgruppen  zur 
Teilnahme  an  diesem  Geschäfte  aufzufordern,  und  man  begnügte  sich,  das  Gesetz,  sowie  die 
Pachtbedingungen  in  der  .Gaceta  de  Madrid-  zu  publizieren.  Es  war  daher  für  niemanden 
eine  Ueberraschung,  als  nach  der  abgelaufenen  Prüfungszeit  das  Gebot  der  Banco  de  Espana 
angenommen  wurde.  Der  eiazige  in  betracht  kommende  Mitbewerber,  Marquis  de  Camjws, 
wurde  durch  Zusicherung  von  4  Millionen  Pesetas  Aktien  zu  den  Uebemahmebedingungen  zum 
Rücktritt  von  seiner  Offerte  bewogen.  Das  Gesellschaftskapital  wurde  auf  60  Millionen  Pesetas 
festgesetzt,  eingeteilt  in  120,000  Aktien  ä  500  Pesetas.  Der  Banco  de  Espana  wurden  durch 
Vertrag  30  Millionen  Aktien  reserviert.  Der  erste  Aufsichtsrat  besteht  ausser  fünf  noch  von 
der  Banco  de  Espana  zu  ernennenden  Personen  aus  den  Herren  Marquis  de  Campos,  Angoloti 
Luque  und  Arguijo.  Zum  Direktor  wurde  der  Ex-Finanzminister  Senor  Comacho.  derselbe,  der 
bekanntlich  das  Verpachtungsprojekt  im  Senate  auf  das  heftigste  bekämpfte,  erwählt.  Die 
Banco  de  Espana  hat  50,ooo  Pesetas  Jahresgehalt  für  diesen  Posten  bewilligt.  Die  Gesellschaft 
hat  durch  Ernennung  des  Senor  Comacho  zum  Direktor  einen  heftigen  und  einflussreichen 
Gegner  verloren  und  dafür  eine  in  der  That  eminente  Kraft  gewonnen.  Comacho  hat  seiner 
Zeit  als  Finanzminister  die  Konvertierung  der  spanischen  Schuld  durchgeführt.  Von  einer 
öffentlichen  Subskription  auf  die  Aktien  vnirde  abgesehen,  dagegen  legte  die  Banco  de  Espana 
laut  Bekanntmachung  vom  16.  Juni  er.  18  Millionen  Pesetas-Aktien  zum  Parikurse  für  ihre 
Aktionäre  auf.  Der  Kurs,  der  in  Prozenten  notiert  wird,  beträgt  augenblicklich  nach  starken, 
durch  Ueberspekulation  hervorgerufenen  Schwankungen  ca.  118  Pi-ozent.'' 


Ueber  die 
Tabakmonopols  e: 
folgende  Daten: 


)isherig( 

jn    finanziellen    Resultate    in    Regie ')    betriebenen 

nehmen 

wir   dem 

.Bulletin  de  statist.'    (Mai  1887,  S.  .565) 

Kohertrag 

Ausgaben 

Reinertrag 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

1870/71 

61,211,951 

24,098,855 

37,113,095 

1871172 

69,695,681 

24,306,089 

45,389,591 

1872j73 

71,374,913 

28,728,826 

42,646,086 

187374 

64,249,582 

28,973,463 

35,276,119 

187*75 

65,876,687 

41,363,085 

24,513,601 

187^76 

78,776,875 

37,503,919 

41,272,956 

1876(77 

91,810,613 

35,466,273 

56,344,340 

1877(78 

97,589,109 

35,733,546 

61,855,563 

1878,79 

102,515,129 

36,991,273 

65,523,855 

1879«0 

106,625,828 

33,989,357 

72,636,470 

188081 

114,711,289 

36,768,949 

77,942,340 

1881,«2 

119,721,937 

36,429,005 

83,292,925 

1882,83 

124,976,822 

41,134,920 

83,841,902 

1883/84 

130,304,295 

48,950,420 

81,353,875 

1884^85 

131,529,051 

49,060,329 

82,468,722 

isssi'se!«) 

131,997,745 

52,076,683 

79,921,062 

1)  Vgl.  auch  Finanzarchiv  U,  858. 

2)  Provisorisches  Ergebnis. 
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Die  Ausgaben  pro  1885/86  setzen  sich  zusammen  aus  folgenden  Posten: 

Kauf  des  Rohtabaks 33,835,759  Fr. 

Transport  zu  den  Fabriken 282,602     „ 

Fabrikationskosten 14,624,568     „ 

Versendungskosten 2,959,313     „ 

Personal,  Material  und  Unterhaltung    .    .         879,301     „ 

Für  die  Verschleisser 6,668,.576     „ 

Totalausgaben  .    .    , 58,890,121  Fr.  =  44,61  Prozent  des  Rohertrags. 

Hiervon  gehen  noch  ab  6,813,438  Fr.  für  Vermehrung  der  Tabakvorräte  im  Jahre  1885/86  auf 
Rechnung  des  Jahres  1884/85,  so  dass  die  Ausgaben  nur  39,45  Prozent  vom  Rohertrag  ausmachen. 

In  Spanien  selbst  war  bisher  der  Tabakbau  verboten ;  im  Jahre  1885;86  wurden  gekauft : 

Preis 


Havana:  Vuelta  abajo 
Partido  .  . 
Vuelta  arriba 

Porto-Rico    .        ... 

Kanarische  Inseln    .     . 

Philippinen      .... 

Virginia  und  Kentucky 


418,276  kg 

538,062  „ 

952,919  „ 

1,381,028  „ 

188,609  „ 

6,164,987  „ 

11,772,643  „ 


pro  Kilogramm   XTÄfte'n" 

2,15—2,18  906,464 

1,90—2,24  1,083,243 

0,90—1,47  1,298,502 

1,07—1,11  1,488,680 

2,70  509,244 

2,47—3,00  15,933,588 

1,00—1,10  12,616,038 


21,416,521  kg  1,58  Fr.  33,835,759 

Verarbeitet  Avurden  im  Jahr  20,954,421  kg,  die  im  Fabrikat  46,2  Millionen  wert  waren. 
Der  Gestehungspreis  betrug: 


pro  Kilogr. 

Gewöhnliche  Zigarren 2,81  Fr. 

Feinster  Rauchtabak 3,30  „ 

Müder  Rauchtabak,  Mittelsorte    .     .  3,36  „ 
Ordinärer  Rauchtabak  (Philipp,  und 

Virginia) 2,82  „ 

Ordinäre  Rollen  (Philipp,  u.  Virg.)  .  2,91  „ 

Gewöhnliche  Rollen 2,10  „ 

Virginiapakete 1,35  „ 

Geriebener  Tabak  (Rape)     .    .    .    .  5,97  „ 

Schnupftabak 4,05  „ 

Abfälle  von  Regalia  und  Concha: 

Vuelta  abajo 3,51  „ 

Partido 3,16  „ 

Kanarien      4,26  „ 

Philippi^ien 3,67  „ 

Verkaufspreis 


pro  1000  Stück 

Einheimische  Regalias 64,42  Fr. 

„           Conchas 49,86  . 

„                „      grosse  Marke  31,21  „ 

„                 „       Chica   .    .    .  28,84  „ 

„  „       gewöhnliche, 

milde    .    .  19,27  „ 

„  ,       gewöhnliche, 

starke  .    .  10,17  „ 

Grosse  Zigarretten  ä  bouquin    .    .  14,98  ,, 

Gummierte  Zigarretten      ....  12,03  „ 

Kleine  Zigari'etten  ä  bouquin    .    .  9,89  „ 

Feine  ZigaiTetten 4,55  „ 

Gewöhnliche  Zigarretten,  mild  . 

„  „  stark 


Preis 

pro  kg 

Fr. 

17,50 

8,10 


Imitierte  Havanazigarren 

Gewöhnliche  Zigarren 

Feinster  Rauchtabak 14,00 

Milder  Rauchtabak,  mittelstark 12,oo 

Mittelfeiner  Rauchtabak,  mittelstark  Havana  und  Philipp.  10,40 

Mittelfeiner  Rauchtabak,  sehr  stark 10,00 

Rollen 7,00 

Gewöhnlicher  Rauchtabak 7,20 

Rippen       4,00 

Virginiapakete        4,50 

Milde  Zigarretten 12,50 

Mittelstarke  Cigarretten 10,20 

Starke  Zigarretten 7,50 

Geriebener  Tabak  (Rape) 16,oo 

„               „             ,           12,00 

Schnupftabak 5,00 

4,00 
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Menge 

kg 

163,087 

210,328 

39,920 

484,336 

188,477 

9,428 

71,602 

6,506,796 

70 

116,082 

1,733 

3,238 

559 

184 

654 

7,218 

110 


3,20     ., 
.       2,23     . 

Verkaufs- 
summe 
Fr. 

2,854,025 

1,703,658 

558,882 

5,812,029 

1,960,156 

94,280 

501,215 

46,848,930 

280 

522,369 

21,667 

33,028 

4,192 

2,951 

7,843 

36,090 

441 


7,803,822         60,962,036 


Span.  Gesetz  vom  ii.  April  1887,  betr.  die  Verpachtung  des  Tabakmonopols.       ^W 


Preis 
pro  1000  Stück        Tausend 
Fr. 

Begalia  (heimische  Fabrikation) 200                    2,795  559,078 

Conchas           „                       ,                   150                         6,137  920,576 

Havana           „                       „                   125                       67,397  8,424,575 

Chica                ,.                       „                   100                       64,872  6,487,192 

Gewöhnliche  Zigarren,  mittelstark 50                    72,870  3,643,521 

stark                  30                     460,154  13,804,607 

Grosse  Zigarretten  ä  bonquin 35                     2,488  87,090 

Gummierte  grosse  Zigarretten 30                    25,623  768,696 

Kleine  Zigarretten  ä  bouquin 22,60               20,197  454,426 

Feine  Zigarretten,  mild       14,00             535,363  7,495,084 

Gewöhnliche  Zigarretten,  mild 8,00           2,210,158  17,681,262 

.           mittelstark       6,80                —  — 

„             stark 5,00             1,698,181  8,490,906 

5,166,235  68,817,013 

^  Stück 

Zigarren,  fabriziert  in  Havana 0,25—2,80       1,361,393  «26,887 

Verschiedene  in  Havana  fabrizierte  Produkte  .    .    .    0,25 — 6,00              6,681  2,341 

629,228 

Totale  Verkaufesumme 130,408,279 

Zoüeinnahme  vom  Tabak 1,589,466 

Gesamter  Rohertrag 131,997,745 
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Das  russische  Passsystem  in  Verbindung  mit  der  Be- 
steuerung der  unteren  Stände. 

Von 

Dr.  G.  Y.  Falck 

in  Reval. 

Die  Passfrage  in  Russland  hat  aus  Anlass  des  Mitte  Mai  d.  J.  vom 
Reichsrate  verworfenen  vielbesprochenen  Projekts  einer  abnormen  Erhöhung  der 
Steuer  auf  Pässe  ins  Ausland  seiner  Zeit  viel  Staub  aufgewirbelt').  Diese  tief- 
einschneidende  Neuerung  ist  nun  allerdings  zum  Glück  nicht  ins  Leben  getreten; 
nichtsdestoweniger  aber  ist  die  Passfrage  nach  wie  vor  eine  schwebende  ge- 
blieben. £s  muss  freilich  betont  werden,  dass  die  bisherigen  Verhandlungen 
über  das  Passwesen  viel  weniger  die  Auslandpässe  zum  Gegenstand  hatten,  als 
namentlich  die  Regelung  der  Passverhältnisse  im  Inneren  des  Reiches. 

Es  wird  daher  nicht  ohne  Interesse  sein,  die  neuerdings  wieder  in  Fluss 
gekommenen  Fragen  historisch  beleuchtet  zu  sehen. 

Die  Reorganisation  des  russischen  Passwesens  beschäftigt  die  massgebenden 
Regierungskreise  bereits  über  ein  Yierteljahrhundert.  jDieselbe  wurde  aufgeworfen 
im  Jahre  1857  durch  den  damaligen  Minister  des  Inneren,  Lansky.  In  seinem 
Berichte  an  den  Kaiser  über  das  betreffende  Jahr  sprach  der  Minister  seine 
Meinung  dahin  aus,  dass  die  Bestimmungen  über  die  Pässe  dem  Staatsbedürf- 
nisse nicht  mehr  entsprächen.  Infolge  dieser  Meinung  des  Ministers  wurde  die 
Zusammensetzung  einer  besonderen  Kommission  beim  Ministerium  des  Inneren 
zur  Revision  der  Passregeln  allerhöchst  anbefohlen.  Das  von  dieser  Kommission 
zusammengestellte  und  nach  Relation  mit  der  zweiten  Abteilung  der  höchst- 
eigenen Kanzlei  Seiner  Majestät  teilweise  abgeänderte  neue  Projekt  über  die 
Passregeln  wurde  am  21.  Februar  1869  (also  nach  12  Jahren)  vom  Minister  des 
Inneren  in  den  Reichsrat  eingebracht.  Da  indessen  die  in  dem  Projekte  ge- 
machten Vorschläge  sich  auf  Fragen  bezogen,  welche  die  verschiedensten  Ver- 
waltungszweige berührten,   so  jwurde  auf  Grund  eines  Berichtes  Seiner  Kaiser- 


1)  Das  betreffende  Projekt  hatte  eine  Steuer  auf  Auslandspässe  in  folgender  Höhe  fest- 
gesetzt: Für  einen  drei  Monate  laufenden  Pass  30  Rubel,  für  jeden  weiteren  Monat  bis  zu  einem 
Jahr  15  Rubel  und  für  jeden  über  ein  Jahr  hinausgehenden  Tag  l  Goldiubcl  oder  360  Goldrubel 
für  das  ganze  zweite  Jahr.  Der  Antrag  wurde  vom  Reichsrat  abgelehnt  und  schliesslich  die 
frühere  Passsteuer  im  Betrage  von  5  Rubel  per  Halbjahr  einfach  verdoppelt. 
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liehen  Hoheit  des  Reichsratspräsidenten  allerhöchst  anbefohlen,  bei  der  Reichs- 
kanzlei eine  besondere  Kommission  zu  bilden,  welche  aus  Beamten  der  in  Frage 
kommenden  Ministerien,  der  Reichskanzlei  und  der  zweiten  Abteilung  der  höchst- 
eigenen Kanzlei  Seiner  Majestät  des  Kaisers  gebildet  werden  sollte.  Das  von 
dieser  Kommission  ausgearbeitete  Projekt  der  Passregeln  wurde  am  16.  März  1874 
aufs  neue  in  den  Reichsrat  eingebracht,  welcher  indessen  nach  Durchsiebt 
des  Projekts  es  noch  für  nötig  fand,  ein  Arbitrium  aller  beteiligten  Ressorts 
einzufordern.  Nach  Eingang  der  betreffenden  Arbitria  wurde  das  Projekt  in 
endgültiger  Redaktion  schliesslich  am  14.  Juni  1875  dem  Reichsrat  unterbreitet 
und  durch  Druck  vervielfältigt.  Einzelne  Bestimmungen  des  Projekts  haben 
seitdem,  zum  Teil  in  gänzlich  veränderter  Gestalt,  Gesetzeskraft  erlangt.  Zu 
einer  einheitlichen  Regelung  aber  des  Passwesens  ist  es  bisher  nicht  gekommen. 
Trotzdem  ist  jenes  am  14.  Juni  1875  in  den  Reichsrat  eingebrachte  Projekt  von 
hoher  verwaltungstechnischer  Bedeutung.  Es  enthält  in  gedrängter  Form  den 
Inhalt  der  Protokolle  sämtlicher  vorerwähnten  Kommissionen  und  spiegelt,  zum 
Teil  mit  dramatischer  Gewalt,  die  auf  Fragen  der  inneren  Politik  bezughabende 
Staatsraison  wider,  welche  in  den  betreffenden  Regierungskreisen  ihre  Ver- 
tretung findet.  Wir  sehen  in  diesen  Protokollen  die  höchsten  Staatsbeamten 
redend  auftreten,  und  oft  überrascht  uns  der  Inhalt  ihrer  Rede  aufs  höchste,  indem 
wir  von  ihnen  häufig  das  Gegenteil  von  dem  vernehmen,  was  wir  von  ihnen  zu 
hören  erwarteten. 

Bei  den  Verhandlungen  über  die  Passfrage  in  allen  diesen  Rommissionen, 
Komitees  und  vorberatenden  Versammlungen  tritt  als  das  Haupthindernis  für 
die  Abänderung  des  geltenden  Passsystems  die  Bedeutung  hervor,  welche  in 
Russland  der  Pass  als  einziges  Steuerexekutionsmittel  für  die  ordnungsmässige 
Beitreibimg  der  auf  den  steuerpflichtigen  Ständen  in  Russland  ruhenden  Be- 
lastungen besitzt  oder,  mit  anderen  Worten,  der  Pa.ss  stellt  sich  als  notwendige 
Handhabe  nicht  nur  der  Polizeimacht,  sondern  auch  der  Finanzgewalt  dar.  Die 
Vorstellung,  dass  jeder  steuerpflichtige  Staatsbürger  eine  von  der  Regierung  ihm 
ausgestellte  Legitimation  besitzen  müsse,  scheint  so  tief  eingewurzelt,  dass  es 
allen  Teilnehmern  an  den  Beratungen  über  die  Passfrage  augenscheinlich  äusserst 
schwierig  war,  sich  eine  Ordnung  der  Dinge  vorzustellen,  bei  welcher  die  Fluktuation 
der  Bevölkerung  ohne  Pässe  bewerkstelligt  würde.  Und  in  der  That,  der  Pass 
spielt  eine  so  bedeutende  Rolle  sowohl  im  wirtschaftlichen  Leben  des  russischen 
Volkes,  als  auch  in  der  Organisation  der  verschiedenen  Selbstverwaltungskörper 
in  Russland,  dass 'man  bei  der  Abänderung  des  herrschenden  Passsystems  ohne 
Zweifel  mit  äusserster  Vorsicht  zu  verfahren  hat.  So  z.  B.  erhalten  die  Mit- 
glieder der  Bauemgemeinden  ihre  Pässe  von  den  letzteren.  Da  nun  aber  die 
Bauerngemeinden  für  alle  auf  ihren  Gliedern  lastenden  Steuerverpflichtungen 
solidarisch  haftbar  sind,  so  bildet  der  Pass  das  einzige  Bindeglied  und  Zwangs- 
mittel, welches  der  Gemeinde  gegenüber  dem  von  seiner  [Heimat  abwesenden 
und  seinen  Steuerverpflichtungen  nicht  nachkommenden  Gliede  zui-  Verfügung 
steht.  Aber  weder  hiermit,  noch  mit  der  Wichtigkeit,  welche  der  Pass  für 
Polizeizwecke  besitzt,  ist  seine  Bedeutung  für  das  wirtschaftliche  und  admini- 
strative Leben  Russlands  erschöpft.  So  z.  B.  dient  der  Pass  in  der  Praxis  ge- 
wissermassen  als  Kaution,  indem  er  die  Erfüllung  der  von  den  sich  verdingenden 
Dienstboten  und  Arbeitern  übernommenen  Verpflichtungen  garantiert.    Gewohn- 
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heitsrechtsmässig  geschiebt  der  Abschluss  des  persönlichen  Verdings  in  Russland 
dadurch,  dass  der  Arbeitgeber  oder  Dienstherr  den  Pass  des  sich  ihm  Ver- 
dingenden an  sich  nimmt.  Die  Rückgabe  des  Passes  wird  als  Lösung  des  Dienst- 
verhältnisses angesehen. 

Beiläufig  wollen  wir  bemerken,  dass  in  Russland,  abgesehen  vom  König- 
reich Polen,  Litauen  und  Sibirien,  der  Passzwang  für  folgende  Kategorien  von 
Staatsbürgern  besteht: 

1.  Für   alle  Bewohner   der   beiden  Residenzen  (Moskau   und  Petersburg). 

2.  Für  die  Angehörigen  der  beiden  untersten  Stände  (Bauern  und  Klein- 
bürger). 

Im  übrigen  besteht  in  Russland  kein  Passzwang. 

Bei  der  tiefeingewurzelten  Ueberzeugung  von  der  absoluten  Notwendig- 
keit beschränkender  Passregeln  erscheint  es  nicht  verwunderlich,  dass  in  der 
allgemeinen  Versammlung  der  zuletzt  genannten  Kommission  zwei  Mitglieder 
derselben  sich  dahin  aussprachen,  dass  verheirateten  Frauen  und  volljährigen 
.lungfrauen  eine  Legitimation  irgendwelcher  Art  von  einer  Staats-  oder  Kom- 
munalbehörde nicht  anders  ausgestellt  werden  dürfte,  als  mit  Zustimmung  ihrer 
Ehemänner  und  Väter.  Eine  andere  Praxis  würde  sich  nach  Ansicht  dieser 
Herren  als  ein  schroffer  Widerspruch  gegenüber  den  bestehenden  Gesetzes- 
bestimmungen „über  Familienrechte  und  Familienpflichten "  charakterisieren, 
da  diese  Bestimmungen  die  Ehefrau  zum  Zusammenleben  mit  ihrem  Ehemanne 
und  die  Kinder  zur  Unterordnung  unter  den  elterlichen  Willen  verpflichten. 
Die  beiden  Herren  haben  indessen  übersehen,  dass  auch  in  den  anderen  Staaten 
den  Ehefrauen  und  Kindern  dieselben  Verpflichtungen  auferlegt  sind,  ohne  dass 
darum  sich  derartige  drückende  Passbestimmungen  als  notwendig  erwiesen  hätten. 
Ausserdem  wäre  es  durchaus  logisch,  in  diesem  Falle  die  Entfernung  der  Ehe- 
männer gleichfalls  von  der  Erlaubnis  der  Ehefrau  abhängig  zu  machen,  da  für 
die  ersteren  dieselbe  gesetzliche  Verpflichtung  zum  Zusammenleben  mit  der 
Ehefrau  besteht  und  da  die  von  ihrem  Ehemann  böswillig  verlassene  Frau  jeden- 
falls in  eine  viel  schwierigere  Lage  gerät,  als  der  von  seiner  Frau  im  Stich 
gelassene  Ehemann. 

Die  vorstehende  Meinungsäusserung  der  beiden  Kommissionsmitglieder 
kann  als  ein  schlagendes  Beispiel  für  die  Anschauungen  angeführt  werden, 
welche  sich  wie  ein  roter  Faden  nicht  nur  durch  die  Arbeiten  der  Kommission, 
sondern  auch  durch  einen  Teil  der  Gutachten  verschiedener  Ressorts  und  pro- 
vinzialer  Verwaltungskörper  über  den  in  Frage  stehenden  Gegenstand  hindurch- 
ziehen. Das  Wesen  dieser  Anschauungen  besteht  in  der  tief  eingewurzelten 
Ueberzeugung  von  der  hohen  Bedeutung,  den  der  Pass  angeblich  für  das  ganze 
Volk  haben  soll.  Und  doch  steht  diese  Ueberzeugung  in  schroftem  Widerspruch 
mit  den  Aeusserungen  fast  aller  Experten,  welche  die  verschiedenen  Verwaltungs- 
ressorts in  die  Kommissionen  entsandt  hatten.  So  z.  B.  gab  der  Direktor  des 
Departements  der  direkten  Steuern,  Geheimerat  Kudrjawzew,  seine  Meinung 
dahin  ab,  dass,  soweit  seine  Erfahrung  reiche,  der  Pass  nicht  als  ein  geeignetes 
Mittel  zur  Steuerbeitreibung  und  zur  Vermeidung  von  Steuerrückständen  an- 
gesehen werden  könnte.  Die  Steuern,  so  führt  er  aus,  gehen  rechtzeitig  ein 
von  denjenigen  Bauern,  welche  entweder  grundbesitzlich  sind  oder  einen  ge- 
nügenden Tagelohn  verdienen.    Der  ordnungsmässige  Eingang  der  Steuern  werde 
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in  Fi-age  gestellt  bei  Missemten  und  anderen  Unglücksfällen.  In  solchen  Fällen 
aber  sind  die  Hindemisse,  welche  der  Pass  den  ihren  Wohnsitz  verlassenden 
Bauern  in  den  Weg  legt,  nicht  nur  nicht  geeignet,  den  Eingang  der  rück- 
ständigen Steuern  sicher  zu  stellen,  sondern  erschweren  vielmehr  in  noch  höherem 
Grade  die  Steuerbeitreibung,  da  die  Entfernung  von  der  Heimat  und  das  Arbeit- 
suchen in  entfernten  Gegenden  in  diesen  Fällen  für  die  Bauern  die  einzigen 
Mittel  sind,  zu  einem  Einkommen  und  mithin  zu  einer  Steuerfähigkeit  zu  ge- 
langen. Die  Steuerbeitreibung  von  landlosen  Bauern,  versichert  weiter  der 
Departementschef,  ist  auch  unter  der  Herrschaft  des  Passsystems  äusserst  schwierig, 
und  wäre  diesen  gegenüber  die  Anwendung  besonderer  Steuerexekutionsmittel 
durchaus  geboten.  Dem  Pass  könne  hierbei  nicht  die  geringste  Bedeutung  bei- 
gemessen werden. 

Diese  Meinungsäusserung  ist  in  der  That  im  höchsten  Grade  überraschend. 
Man  hielt  den  Pass  bisher  in  Russland  für  eine  Handhabe,  deren  vorzugsweise 
die  Finanzgewalt  gegenüber  den  säumigen  Steuerzahlern  bedürfe.  Und  hier 
erklärt  gerade  derjenige  hohe  Staatsbeamte,  welcher  sich  dieser  Handhabe  als 
Zwangsmittel  zu  bedienen  hat,  rund  heraus,  dass  die  vermeintliche  Handhabe 
gänzlich  unbrauchbar  sei,  dass  also  die  angeblich  im  Interesse  des  Staatssäckels 
notwendige  ungeheure  Erschwerung  des  Verkehrs  total  zwecklos  gewesen  sei. 
Dieser  Meinung  ihres  Vorgesetzten  sekundierte  die  grösste  Zahl  der  Provinzial- 
chefs,  deren  Gutachten  die  Kommission  schriftlich  eingeholt  hatte.  So  z.  B. 
äusserte  sich  der  Dirigierende  des  Kameralhofes  zu  Jarosslaw  folgendermassen : 
, Gemäss  dem  §  262  „der  örtlichen  Regeln  für  die  Bauemverhältnisse"  hat  der 
Friedensvermittler  (jfHpOBOH  nocpe;tHHEi.)  das  Recht,  im  Falle  eines  bei  einer  dem 
Bauernstände  angehörigen  Person  sich  erweisenden  Steuerrückstandes  der  be- 
treffenden Person  die  Ausstellung  eines  Passes  zu  verweigern.  In  der  ersten  Zeit 
nach  der  Einführung  dieser  Regeln  ergriffen  die  Friedensvermittler  des  Jaross- 
lawschen  Gouvernements  nicht  selten  die  in  Frage  stehende  Massregel.  Bald 
aber  mussten  sie  von  deren  weiterer  Anwendung  absehen,  weil  dieselbe,  wie 
sich  in  praxi  erwies,  den  rechtmässigen  Eingang  der  Erbpacht  (oöpoKi.)  nicht 
nur  nicht  sicher  stellte,  sondern  vielmehr  die  Bauern  der  Möglichkeit  beraubte, 
ihren  Verpflichtungen  nachzukommen." 

So  sehen  wir  denn,   dass  die  in  Frage  kommenden  Organe  der  Finanz- 
gewalt,  für   welche  die  Beibehaltung  des  Passes  angeblich  eine  unentbehrliche 
Notwendigkeit    sein    sollte,    sich    einstimmig    gegen    den  Passzwang    erklärten. 
Wenn  sich  nun  die  Kommission  doch   nicht  hat  entschliessen  können,    das  be- 
stehende Passsystem  fallen  zu  lassen,  so  sollte  man  meinen,  dass  dies  aus  polizei- 
^chen  Gründen  geschehen  sei.     Denn  auch  der  direkte  fiskalische  Gewinn,  den 
ie  Pass  st  euer   abwarf,    erscheint   nach   den  Ausführungen    des  Geheimerats 
fförner  (jetzt  Chef  des  Departements  der  Reichsrentei)  gänzlich  unerheblich  und 
eträgt  für  das  Finanzjahr  1881,    soweit  es  sich  um  die  dem  Passzwang  unter- 
legende Bevölkerung  handelt,  kaum  eine  Million.     Es  bleibt  also,   wie  gesagt, 
Jur  die  Rücksicht  auf  Polizeizwecke  übrig.     Hören  wir  also  den  Vertreter,  den 
ie  Polizeigewalt  in  die  Kommission  abgeordnet  hat.    Es  ist  das  kein  Geringerer 
der  Stadthauptmann  von  St.  Petersburg,  Generaladjutant  Trepow.    Derselbe 
'^sagt  folgendes:    „Die  Erfahrung  hat  gelehrt,  dass  die  Form,  in  welcher  gegen- 
wärtig  die  Polizei   über   die   Bewegung  der  Bevölkerung   auf   dem  Laufenden 
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erhalten  wird,  und  welche  in  Uebei'sendung  der  Pässe  der  betreffenden  Personen 
an  die  Polizeibehörde  besteht,  ihren  Zweck  nicht  nur  nicht  erreicht,  sondern 
dass  gerade  diese  Ordnung  der  Dinge  der  Polizei  die  Erfüllung  der  ihr  ob- 
liegenden Verpflichtungen  vielfach  unmöglich  macht.  Eine  langjährige  Praxis 
hat  es  erwiesen,  dass  Personen,  welche  eine  Veranlassung  haben,  sich  den  Nach- 
forschungen der  Polizei  zu  entziehen,  sich  stets  mit  Pässen  zu  versehen  pflegen, 
welche  äusserlich  und  der  Form  nach  allen  Anforderungen  des  Gesetzes  genügen. 
Diese  gewöhnlich  auf  einen  fremden,  häufig  fingierten  Namen  ausgestellten 
Pässe  dienen,  bei  Nichtvorhandensein  irgendwelchen  Verdachts,  als  vorzüglichstes 
Mittel  zur  Maskierung  der  Persönlichkeit."  Der  berühmte  Polizeichef  meint, 
dass  man,  bei  Nichtvorhandensein  des  Passzwanges,  eine  Legitimation  nur  im 
Falle  eines  Verdachtes  oder  überhaupt  bei  besonderen  Gelegenheiten  abverlangen 
würde.  Es  könnte  dann  durch  Relation  mit  den  betreifenden  Heimatbehörden 
eine  Kontrolle  über  die  Pässe  viel  leichter  geführt  werden,  während  bei  der 
jetzt  so  ungeheuren  Anzahl  der  in  den  Polizeibehörden  angesammelten  Pässe 
eine  genaue  Kontrolle  derselben,  namentlich  aber  jedesmalige  Rückfragen  bei 
der  Heimatbehörde  des  Passinhabers  gänzlich  unmöglich  sind. 

Der  gewichtigen  Meinungsäusserung  der  angeführten  und  anderer  Autori- 
täten stand  in  der  Kommission  lediglich  die  Ansicht  des  Repräsentanten  des 
kleinbürgerlichen  Standes  in  St.  Petersburg  entgegen,  welcher  die  Beibehaltung 
des  Passzwanges  als  unumgänglich  notwendig  für  die  Beitreibung  der  auf  den 
Kleinbürgern  ruhenden  Steuerlast  bezeichnete. 

Es  lässt  sich  also  äussersten  Falles  nur  sagen,  dass  die  Beibehaltung  des 
Passzwanges  nur  für  zwei  Kategorien  von  Steuerzahlern  einen  Sinn  haben  würde, 
nämlich  für  die  Besitzlosen  bäuerlichen  und  kleinbürgerlichen  Standes.  Da  nun 
aber  der  durchaus  überwiegende  Teil  der  bäuerlichen  Bevölkerung  bei  Gelegen- 
heit der  Bauernemanzipation  Landanteile  erhalten  hat,  also  grundbesitzlich  ist, 
da  ferner  ein  nicht  unerheblicher  Teil  der  Kleinbürger  gleichfalls  grundbesitzlich 
ist,  kaufmännische  Geschäfte  oder  selbständig  ein  Handwerk  betreibt,  so  ist  es 
klar,  um  einen  wie  kleinen  Prozentsatz  der  steuerpflichtigen  Bevölkerung  es  sich 
hierbei  handelt. 

Nichtsdestoweniger  hat  die  Kommission,  obwohl  sie  in  ihrem  Projekte 
das  russische  Passsystem  unwesentlich  vereinfachte,  es  dennoch  für  gut  befunden, 
eine  ganze  Reihe  von  Passbeschränkungen  für  die  ganze  steuerpflichtige  Be- 
völkerung vorzuschlagen,  wobei  sich  diese  Beschränkungen  zum  geringsten  Teil 
auf  Kleinbürger  und  landlose  Bauern  beziehen.  Die  Kommission  konnte  sich 
nicht  entschliessen,  das  den  Angehörigen  der  übrigen  Stände  eingeräumte  Recht, 
sich  ohne  Legitimation  von  ihrem  Wohnorte  zu  entfernen,  den  Angehörigen  des 
Bauern-  und  Kleinbürgerstandes  gleichfalls  zu  gewähren,  vielmehr  wurden  für 
dieselben  von  neuem  besondere  Passregeln  ausgearbeitet.  Nur  mit  einer  kleinen 
Majorität  gelang  es,  die  Passfreiheit  für  die  weiblichen  Mitglieder  der  erwähnten 
Stände  durchzusetzen,  wiewohl  das  angebliche  fiskalische  Interesse  bei  den 
letzteren  gar  nicht  in  Frage  kommt,  da  sowohl  die  jetzt  abgeschaffte  Kopfsteuer, 
als  die  übrigen  auf  den  Gemeinden  lastenden  Abgaben  nur  pro  männliche  Seele 
berechnet  und  erhoben  wurden. 

Auf  Grund  der  Bestimmungen  des  Projekts  (§  19)  können  sich  Glieder 
der  beiden  untersten  Stände  ohne  Legitimation  von  ihrem  Wohnorte  entfernen: 
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a)  wenn  ihre  Abwesenheit  nicht  länger  als  einen  Monat  dauert,  oder 

b)  wenn  sie  zwar  auf  eine  längere  Zeit,   aber  auf  eine  Entfernung  von 
nicht  über  30  Werst  ihren  Wohnort  verlassen. 

In   allen   übrigen  Fällen   haben   sich    alle  Bauern    und  Kleinbürger   mit 
Legitimationen  oder  Pässen  zu  versehen. 

Um  der  Bevölkerung  einen   gewissen  Grad  der  Freizügigkeit  zu  geirähr- 
leisten,  schlug  die  Kommission  (§  24)  die  Einführung  besonderer  Legitimationen 
(cBHjtxejbCTBO  0  jnraoCTJi)  ausser  den  Pässen  vor.  welche  auf  zehn  Jahre  gültig 
sein  sollten.    Nach  der  urspi-ünglichen  Redaktion  des  Projekts  sollten  diese  Legi- 
timationen ohne  besondere  Formalitäten  erteilt  werden.     Literessant  aber  ist  es 
zu   beobachten,    wie   bei  jeder   weiteren  Durchberatung   der  Projekts   die  An- 
schauungen der  Kommission   sich   verschärften   und   strenger  wurden,    so    dass 
schliesslich    die   angeblichen   Erleichterungen    vollständig    illusorisch    geworden 
sind.    Anfänglich  sollten  die  Gemeindebeamten  nur  dann  das  Recht  haben,  dem 
sich   entfernenden  Gemeindegliede   die    verlangte  Legitimation    zu   verweigern, 
wenn  ein  in  öffentlicher  Gemeindeversammlung  gefasster  Beschluss,  dahin  lautend, 
vorläge,    dass   die  Entfernung    des   betreffenden  Gliedes   der  Gemeinde  die  Er- 
füllung der  auf  ihr  lastenden  Steuerverpflichtungen  erschweren  würde.     Büerbei 
muss  immer  festgehalten  werden,   dass  die  Gemeinde  für  die  auf  die  einzelnen 
Glieder  entfallende  Steuerquote  solidarisch  haftbar  ist.    Aus  der  eben  erwähnten 
Bestimmung  folgt  also,  dass  die  Gemeindebeamten,   ohne   an  die  Beobachtung 
irgendwelcher  Formalitäten  gehalten   zu  sein,    den  einzelnen  Gemeindegliedem 
jene  auf  zehn  Jahre  lautenden  Legitimationen  auszustellen  berechtigt  waren,  falls 
nicht  ein  ausdrückliches  Veto  der  Gemeindeversammlung  vorlag.    Danach  wäre 
die  Verweigerung   von  Legitimationen   eine  Ausnahme,    ihre   anstandslose   Er- 
teilung die  Regel  gewesen.     Nach  der  endgültigen  Redaktion  des  Projekts  aber 
wurde  die  Sache  umgekehrt.     Nicht  zur  Verweigerung,   sondern   zur  Erteilung 
der  Legitimationen   bedurfte   es    eines  Gemeindebeschlusses,    in    welchem   aus- 
gesprochen sein  musste.   dass  die  Entfernung  des  betreffenden  Gemeindegliedes 
keinen  Einfluss    auf   die    ordnungsmässige   Erledigung    der    auf   der  Gemeinde 
lastenden  Steuerverpflichtimgen  haben  könnte.    Durch  diesen  Wortlaut  des  pro- 
jektierten Gesetzes   ist    die  Erlangung    von    solchen  langterminierten  Reiselegi- 
tiniationen  für  die  einzelnen  Gemeindeglieder  so  erschwert,  dass  die  angestrebte 
wenigstens  partielle  Freizügigkeit  durchaus  illusorisch  wird. 

Ein  ganz  eigentümliches  Licht  auf  die  in  der  Kommission  herrschenden 
Gesichtspunkte  werfen  auch  die  Verhandlungen,  soweit  sie  sich  auf  Erneuerung 
der  ablaufenden  Pässe  beziehen.  Ein  Hauptübelstand  für  die  sich  entfernt  von 
ihrer  Heimat  aufhaltenden  Gemeindeglieder  bestand  bisher  in  der  Art  und  Weise, 
in  welcher  die  ordnungsmässige  Erneuerung  der  Pässe,  welche  nur  auf  ein  Jahr 
ausgestellt  werden,  erfolgen  musste.  Die  nicht  rechtzeitige  Uebersendung  der 
neuen  Pässe  seitens  der  Gemeindebehörden  an  die  entfernten  Gemeindeglieder 
stempelte  eine  ganze  Zahl  ehrlicher  Leute  zu  landläufigen  Strolchen  und  hatte 
ihre  per  Schub  zu  erfolgende  Rückbeforderimg  in  die  Heimat  zur  Folge,  selbst 
wenn  dieselben  ausreichenden  Verdienst,  ja  sogar  Vermögen  besassen.  Durch  un- 
zählige Gerichtsverhandlungen  ist  es  erwiesen,  dass  diese  verkehrte  Bestimmung  für 
die  Gemeindebeamten,  namentlich  für  die  Gemeindeschreiber,  eine  reichlich  fliee- 
sende  Quelle  der  Einnahmen  durch  Bestechung  und  Erpressung  gewesen  ist.  Hier 
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nun  bestimmte  die  Kommission,  dass  die  Erneuerung  der  Pässe  nicht  notwendig 
im  Heimatsorte  zu  erfolgen  brauchte,  sondern  auch  durch  die  Polizeiverwaltung  des 
derzeitigen  Aufenthaltsortes  der  betreffenden  Person  geschehen  könnte.  Diese  schein- 
bar wesentliche  Erleichterung  aber  wird  dadurch  wieder  illusorisch,  dass  nach  den 
Bestimmungen  des  Projekts  die  Erneuerung  der  Pässe  durch  die  Polizei  nur 
dann  erfolgen  darf,  wenn  der  betreffende  Passinhaber  eine  Bescheinigung  seiner 
Heimatsbehörde  darüber  beibringt,  dass  auf  ihm  ein  Steuerrückstand  nicht  ruht. 
Nun  aber  ist  klar,  dass  die  Erteilung  einer  solchen  Bescheinigung,  bei  deren 
Nichtvorweis  dem  Passinhaber  der  Schub  droht,  ebenso  leicht  verzögert  werden 
kann,  wie  die  Erteilung  eines  neuen  Passes.  Es  bleibt  also  auch  hierin  im 
wesentlichen  alles  beim  alten. 

So  hat  denn  das  Projekt  als  allgemeine  Regel  hingestellt,  dass  die  Er- 
teilung von  Pässen  und  Legitimationen  für  Mitglieder  des  Bauern-  und  Klein- 
bürgerstandes in  nahe  Beziehung  zu  setzen  ist  mit  der  auf  denselben  lastenden 
Steuerpüicht.  Dieser  Standpunkt  des  Projekts  steht  nicht  nur  in  schroffem  Wider- 
spruche zu  der  Meinungsäusserung  der  oben  genannten,  in  den  Bestand  der  Kom- 
mission aufgenommenen  Experten,  sondern  auch  mit  den  allgemeinen  Anschau- 
ungen der  Kommission  selbst,  welche  in  folgenden  drei  Punkten  (S.  19  des 
Journals)  zum  Ausdruck  gebracht  sind: 

Die  Kommission  konstatiert  auf  Grund  der  Ausführungen  der  Expei-ten 
folgendes : 

1.  „Dass  der  Pass  als  Steuerexeuktionsmittel,  wenn  er  überhaupt  als  solches 
geeignet  ist,  eine  Bedeutung  doch  nur  für  die  Beitreibung  der  Steuern  von 
landlosen  Bauern  und  besitzlosen  Kleinbürgern  beanspruchen  kann; 

2.  dass  aber  die  Steuerbeitreibung  von  den  letzten  beiden  Kategorien  der 
Steuerzahler  auch  unter  der  Herrschaft  des  Passsystems  äusserst  schwierig  ist; 

3.  dass  endlich  die  Steuern  von  den  grundbesitzlichen  Bauern  und  von 
den  im  Besitze  von  Häusern,  Läden  und  Werkstätten  sich  befindenden  Klein- 
bürgern in  den  meisten  Fällen  durch  andere  der  Gemeinde  zur  Verfügung 
stehende  Zwangsmittel  ohne  Schwierigkeiten  beigetrieben  werden  können  und 
dass  die  Hindernisse,  welche  der  herrschende  Passzwang  ihrer  Entfernung  aus 
der  Heimat  in  den  Weg  stellt,  der  Freiheit  der  Arbeit  und  der  natürlichen 
Fluktuation  der  Bevölkerung  grosse  Nachteile  bereiten,  die  Steuerfähigkeit  der 
betreffenden  Personen  aber  herabmindern  und  sich  für  den  gesamten  Staat  als 
schädlich  erweisen," 

Was  kann  nun  als  der  Grund  gelten  für  den  sonderbaren  Widerspruch, 
welcher  zwischen  den  von  der  Kommission  selbst  aufgestellten  Gesichtspunkten 
und  den  schliesslichen  Resultaten  der  Kommissionsberatungen  besteht?  Wie  uns 
scheint,  ist  der  Grund  dafür  lediglich  in  dem  Umstände  zu  suchen,  dass  die 
auf  jedes  Mitglied  einer  Bauern-  oder  Kleinbürgergemeinde  entfallende  Steuer- 
quote laut  Gesetz  eben  an  die  Gemeinde  zu  zahlen  ist,  und  dass  daher  die  Not- 
wendigkeit sich  herausgestellt  hat,  die  Gemeinde  über  den  derzeitigen  Aufent- 
haltsort ihrer  Glieder  stets  auf  dem  Laufenden  zu  erhalten,  um  so  mehr,  als, 
wie  wiederholt  ausgeführt,  die  Gemeinde  für  den  rechtzeitigen  Eingang  der  auf 
jedes  ihrer  Glieder  entfallenden  Steuerquote  solidarisch  haftet.  Aber  nicht  allein 
die  Beitreibung  der  einzelnen  Steuerquoten  geschieht  durch  die  Gemeinde, 
sondern  auch  deren  Veranlagung,    was   erst  recht  eine  stete  Wechselbeziehung 
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zwischen  der  Gemeinde  und  ihren  Gliedern  notwendig  macht.  Wenn  nun  auch 
die  erfolgreiche  Beitreibung  der  Steuern  und  der  Steuerrückstände  der  einzelnen 
Gemeindemitglieder  durch  das  herrschende  Passsystem  nicht  erreicht  worden  ist, 
so  diente  dasselbe  doch  als  geeignetes  Mittel  zur  Erreichung  jener  vorerwähnten, 
bei  der  in  Russland  bestehenden  Gemeindeverfassung  so  notwendigen  Wechsel- 
beziehung zwischen  der  Gemeinde  und  ihren,  wenn  auch  entfernt  wohnenden 
Gliedern.  Dieser  Umstand  allein  erklärt  die  Härte  auch  der  neuprojektierten 
Passregeln. 

Es  bleibt  nur  zu  wünschen,  dass  es  der  nissischen  Regierung  gelingen 
möge,  entweder  eine  zeitgemässe  imd  entsprechende  Reorganisation  der  russi- 
schen Gemeindeverfassung  durchzuführen  oder  aber  Mittel  und  Wege  zu  finden, 
um  im  Falle  der  als  wahrscheinlich  anzunehmenden  Beibehaltung  der  gegen- 
wärtigen Gemeindeverfassung  jene  so  notwendige  Wechselbeziehung  zvrischen 
der  Gemeinde  und  ihren  Gliedern  in  anderer  Weise  herzustellen  als  durch  ein 
drückendes,  für  (die  wirtschaftliche  imd  ethische  Entwicklung  des  russischen 
Volkslebens  ruinöses  Passsystem, 


Finanzstatistik. 

statistische  Mitteilungen 

über  die  Ergebnisse  der  Einkommensteuer- Veranlagung 

und  -Erhebung  im  Grossherzogtum  S.-Weimar  für  die 

abgelaufene  Finanzperiode  (1884,  1885,  1886). 

Von 

Blochmann, 

Finanziat  in  Weimar. 

Von  dem  Jahre  1821  an  bis  zur  Gegenwart  hat  im  Grossherzogtum  neben 
der  alten  Grundsteuer  nur  eine  allgemeine  direkte  Steuer,  die  von  allen 
Steuerpflichtigen  nach  Verhältnis  ihrer  Leistungsfähigkeit  zu  tragende  allgemeine 
Einkommensteuer,  bestanden.  Im  Laufe  der  Zeit  hat  der  Gesetzgeber  zwar  mit 
vorsichtiger  Hand  an  dem  inneren  Ausbau  der  Steuerverfassung  des  Landes  fort- 
gearbeitet; die  Grundzüge  des  Einkommensteuersystems  sind  aber  bis  zum 
Jahre  1884  nicht  verändert  worden.  Wesentlich  neue  Grundsätze  sind  dem 
Systeme  dagegen  durch  das  neu  revidierte  Gesetz  über  die  allgemeine  Ein- 
kommensteuer vom  10.  September  1883  eingefügt  worden.  Um  die  Wirkungen 
derselben  klar  zu  erkennen,  hat  das  Finanzdepartement  des  grossherzoglichen 
Staatsministeriums  für  die  abgelaufene  Finanzperiode  (1884/86)  statistische,  der 
veränderten  Gesetzgebung  entsprechende  Erhebungen  ausführen  laasen,  deren 
Veröffentlichung  in  weiteren  Kreisen  von  Interesse  sein  dürfte. 

Zum  Verständnis  derselben  ist  die  Kenntnis  der  sachsen-weimaiischen 
Einkommensteuergesetzgebung  erforderlich.  Wir  können  auf  die  ausführliche 
geschichtliche  Darstellung  des  Herausgebers  im  Finanzarchiv  Bd.  II  S.  893  ff", 
verweisen^).  Hier  genügt  es,  wenn  wir  die  grundlegenden  Bestimmungen  in 
Kürze  zusanimenfassen. 

1.  Der  Einkommensteuer  unterliegt  das  gesamte  jährliche  Einkommen  der 
Steuerpflichtigen.  Die  Freiheit  eines  Existenzminimums  ist  nicht  anerkannt; 
nur  Pensionen  unter  150  M.  sind  steuerfrei,  und  Personen  von  weniger  als 
18  Jahren  und  mehr  als  60  Jahren  sollen  ihr  Einkommen  aus  Gewerbs-  und 
Geschäftsthätigkeit  unter  50  M.  zu  versteuern  nicht  verpflichtet  sein. 


1)  Daselbst  ist  das   ältere  und  neuere  Gesetz  im  Wortlaut  mitgeteilt  und  auch  der 
Resultate  der  ersten  Veranlagung  vom  Jahre  188 1  gedacht. 
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2.  Die  Steuerpflicht  ist  eine  allgemeine  und  erstreckt  sich  auf  alle  Per- 
sonen ohne  Unterschied  des  Alters.  Die  einzelnen  Ausnahmen  und  Beschränkungen 
der  Steuerpflicht  fallen  bei  den   statistischen  Ermittelungen  nicht  ins  Gewicht. 

3.  Steuerpflichtig  sind  auch  die  juristischen  Personen  und  sonstigen  Rechts- 
persönlichkeiten. 

Dagegen  sind  diejenigen  Zinsen  und  Gewinnanteile,  welche  von  den  in- 
ländischen Aktiengesellschaften  etc.  unter  die  Mitglieder  verteilt  werden,  von 
den  letzteren  nicht  noch  besonders  zu  versteuern. 

4.  Bei  der  Ermittelung  des  Einkommens  werden  folgende  Hauptquellen 
unterschieden:  a)  Diensteinkommen,  Gehalte,  Wartegelder  und  Pensionen  ans 
öffentlichen  Kassen;  b)  Erbzinsen  und  andere  grundherrliche  Gefälle;  c)  Zinsen 
und  Gewinnanteile  von  Kapitalien  aller  Art  und  Leibrenten;  d)  das  Einkommen 
aus  Grund  und  Boden  und  aus  Gebäuden;  e)  das  Einkommen  aus  Gewerbe  und 
Erwerb  mit  Einschluss  des  Handels-  und  Fabrikbetriebs,  ingleichen  des  Feld- 
und  Pachtgewerbes,  sowie  das  Einkommen  aus  Privatdienstverhältnissen;  f)  das 
Einkommen  von  Auszügen  aus  Landgütern. 

5.  Das  Einkommen  unter  Ziff".  4a,  b  und  c  ist  durch  Selbstanmeldung 
und  das  Einkommen  unter  Ziff".  4d.  e  und  f  durch  Schätzung  zu  ermitteln. 

Die  Schätzung  erfolgt  in  jedem  Gemeindebezirke  alljährlich  durch 
Schätzungskommissionen ;  es  können  aber  auch  mehrere  kleine  Gemeindebezirke 
zu  einem  Einschätzungsbezirke  zusammengelegt  werden. 

Zu  jeder  Schätzungskommission  gehören  drei  bis  neun  Mitglieder  ein- 
schliesslich der  Ortsbürgermeister.  Die  übrigen  Mitglieder  werden  von  dem 
Rechnungsamte  zum  Teil  nach  eigenem  Ermessen,  zum  Teil  aus  der  Mitte  der 
von  den  Gemeindebehörden  Vorgeschlagenen  gewählt. 

Die  von  den  Schätzungskommissionen  festgestellten  Schätzungssummen 
hat  die  für  jeden  Rechnungsamtsbezirk  zu  ernennende  Prüfungskommission  nach- 
zuprüfen und  nach  den  ihr  beiwohnenden  Kenntnissen  und  nach  der  von  ihr 
gewonnenen  üeberzeugimg  selbstthätig  zu  ergänzen  und  zu  berichtigen. 

Die  Prüfungskommission  besteht  aus  dem  Vorstande  des  Rechnungsamts 
und  aus  vier  Mitgliedern,  welche  das  Rechnungsamt  aus  den  vom  Bezirksaus- 
schusse Vorgeschlagenen  auswählt. 

6.  Gegen  die  Feststellung  des  steuerpflichtigen  Gesamteinkommens  steht 
sowohl  dem  Steuerpflichtigen  als  auch  dem  Vorstande  des  Rechnungsamtes  das 
Rechtsmittel  der  Berufung  an  die  Berufungskommission  zu. 

Die  Berufungskommission  besteht  für  jeden  der  fünf  Verwaltungsbezirke 
aus  einem  vom  Staatsministerium  zu  'ernennenden  Beamten  als  Vorsitzenden 
und  aus  vier  vom  Bezirksausschusse  gewählten  MitgUedem. 

7.  Gegen  die  Entscheidung  der  Berufungskommission  steht  dem  Steuer- 
pflichtigen und  dem  Vorsitzenden  der  Berufungskommission  jedoch  nur  wegen 
unrichtiger  Anwendung  gesetzlicher  oder  Vollzugsvorschriften  das  Recht  der  Be- 
schwerde an  das  Staatsministerium  zu. 

Der  Steuerverfassung  des  Grossherzogtums  eigentümlich  war  die  bis  zum 
Inkrafttreten  des  Gesetzes  vom  10.  September  1883  bestandene  Ortsquoten- 
emrichtung.  Durch  die  Einkommensteuer  soll  im  Grossherzogtum  nur  der  von 
den  übrigen  Einnahmen  des  Staats  nicht  gedeckte  Teü  der  Ausgaben  auf- 
gebracht werden.     Da  mm  den  Ortssteuerschätzem   überlassen  war,   das   durch 
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Schätzung  zu  ermittelnde  Einkommen  der  Steuerpflichtigen  nach  ihrem  pflicht- 
mässigen  Ermessen  festzustellen,  so  wurde,  um  eine  möglichst  gleichmässige  Her- 
stellung und  Erhaltung  der  Einschätzungen  und  damit  der  Besteuerung  des  Ein- 
kommens durch  das  ganze  Land  zu  erreichen,  für  jeden  Ort  auf  Grund  der 
bisherigen  Schätzungen  und  der  zeitweise  stattgefundenen  behördlichen  Nach- 
prüfungen derselben  eine  Ortsquote,  welche  durch  die  ausgeschriebene  Pfennig- 
zahl aufgebracht  werden  musste,  bestimmt.  War  das  Ortsschätzungskapital 
höher,  als  bei  Feststellung  der  Ortssteuerquote  angenommen  worden  war,  so 
hatten  die  Steuerpflichtigen  weniger,  und  wenn  es  niedriger  war,  mehr  Pfennige 
von  der  Mark,  als  ausgeschrieben  waren,  zu  zahlen. 

Diese  Einrichtung  ist  durch  das  Gesetz  vom  10.  September  1883  aufge- 
hoben worden.  Gegen  die  Ungleichheiten,  welche  durch  den  Mangel  an  Ver- 
ständnis oder  an  gutem  Willen  der  Steuerschätzer  herbeigeführt  werden  können, 
sollen  künftig  die  Nachpiüfungen  durch  die  Prüfungskommission  und  das  dem 
Vorsitzenden  der  Prüfungskommission  eingeräumte  Recht  der  Berufung  wegen 
unrichtiger  Einschätzungen  Abhilfe  gewähren. 

Wesentlich  abweichend  von  den  bis  dahin  bestandenen  Grundsätzen  ge- 
stattet ferner  das  neu  revidierte  Gesetz  vom  10.  September  1883  den  Abzug  der 
Schuldzinson  jeder  Art  von  dem  ermittelten  Gesamteinkommen  der  Steuer- 
pflichtigen. Der  Abzug  wird  auf  Grund  gehöriger  Anmeldung  seitens  des 
Steuerpflichtigen  von  der  Veranlagungsbehörde  bewirkt.  Der  Anmeldende'  ist 
verpflichtet,  den  Namen  und  Wohnort  des  Gläubigers,  den  Kapitalbetrag  der 
Schuld ,  den  Zinsfuss ,  den  Jahresbetrag  der  Schuld  und  das  Datum  der  etwa 
ausgestellten  Schuldurkunde  genau  anzugeben. 

Im  Zusammenhange  mit  dem  Gesetze  vom  10.  September  1883  hat  end- 
lich das  Steuergesetz  vom  24.  Dezember  1883  für  die  Finanzperiode  1884/86  an 
Stelle  der  bisher  bestandenen  rein  prozentualen  eine  Stuf ensteu er  eingeführt, 
welche  sich  im  Jahre  1884  zwischen  1,2  Prozent  und  3,4  Prozent  bewegte,  durch 
die  Verordnung  vom  10.  Dezember  1884  aber  für  die  folgenden  Jahre  unter 
Herabsetzung  der  geordneten  Steuersätze  in  allen  neun  Steuerstufen  um  je  0,2 
vom  Hundert  dergestalt  festgesetzt  worden  ist,  dass  in  der 

I.  Steuerstufe  1,0  von  100  bei  einem  Einkommen  bis  490  M.  einschl. 

von  500—690  „ 
700—990  , 
,  1000-1490  , 
,  1500—2990  , 
„  3000—4990  , 
„  5000—6990  , 
„  7000-8990  „ 
^  „  „     9000  M.  und  mehr 

zu  erheben  sind '). 

Die  ausserhalb  des  Grossherzogtums  wohnenden  Steuerpflichtigen  haben 
jedoch  ihr  im  Grossherzogturae   steuerpflichtiges  Gesamteinkommen,   sofern   es 


n. 

yi 

1,4 

, 

100 

m. 

Jl 

1,8 

i> 

100 

IV. 

„ 

2,2 

rf 

100 

V. 

n 

2,6 

^ 

100 

VI. 

n 

2.7 

ü 

100 

YU. 

, 

2,8 

^ 

100 

vin. 

„ 

8,0 

, 

100 

IX. 

, 

3,2 

„ 

100 

1)  Die  Steuerstufen  schliessen  jeweils  mit  90  ab,  weil  das  nach  Abzug  der  Schuldzinsen 
verbleibende  Gesamteinkommen  des  Steuerpflichtigen,  wenn  es  nicht  durch  10  teilbar  ist,  nach  §  9 
des  Einkommensteuergesetzes  auf  die  nächst  niedrigere  mit  lo  teilbare  Summe  abgerundet  wird. 
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in  den  Steuerstufen  I,  11  oder  IQ  zu  versteuern  ist,  durchweg  mit  zwei  vom 
Hundert  zu  versteuern. 

Als  das  Quotensystem  im  Jahre  1883  aufgehoben  wurde,  sah  man  im  Lande 
den  Schätzungsergebnissen  der  folgenden  Jahre  mit  einiger  Spannung  entgegen. 

Das  durch  Schätzung  zu  ermittelnde,  in  die  II.  und  resp.  III.  Abteilung 
■der  Steuen-oUe  einzustellende  Einkommen  hat  beti-agen: 


Aus  Grund  und 

Aus  Gewerbe  und 

Im 

Boden,  einschliess- 

Erwerb etc.  und  aus 

Jahre 

lich  der  Gebäude 

Privatdiensten 

M. 

M. 

1882 

16,082,365 

30,842,545 

1883 

16,205,132 

31,335,810 

1884 

19.206,758 

48.468,623 

1885 

18,922,846 

48,355,795 

1886 

19,072,557 

48,710.024 

Aus  diesen  Zahlen  ergibt  sich,  dass 

1.  die  Aufhebung  des  in  den  Jahren  1882  und  1883  noch  bestandenen 
Ortsquotensystems  auf  die  richtigere  Schätzung  des  Einkommens  aus  Grund- 
besitz, noch  weit  mehr  aber  des  Einkommens  aus  Gewerbe  und  Erwerb  einen 
sehr  günstigen  Einfluss  ausgeübt  hat,  und 

2.  dass  das  Einkommen  aus  Grundbesitz  im  Jahre  1886  gegen  das 
Jahr  1884  um  134,201  M.  zurückgegangen  ist. 

Der  Rückgang  beträgt 

a)  in  den  Ortschaften  mit  weniger  als  2000  Einwohnern      .     155,907  M. 

und 

b)  in  den  Orten  mit  2000—10,000  Einwohnern   .    .     .     .     .       76,456  M. 

Summa  ,  .  .  232,363  M. 
während  das  Grundeinkommen  in  den  vier  grösseren  Städten  mit  mehr  als 
10.000  Einwohnern  (Weimar,  Eisenach,  Apolda,  Jena)  um  98,162  M.  gestiegen  ist. 

Die  Steigerung  des  Grundeinkommens  in  den  grösseren  Städten  hat  ihren 
Grund  vornehmlich  in  der  erfolgten  Herstellung  neuer  Gebäude  und  der  Nieder- 
gang des  Grundeinkommens  in  den  übrigen  Orten  des  Landes  findet  in  der  be- 
drängten Lage  der  Landwirtschaft  seine  Erklärung. 

Das  Einkommen  aus  Gewerbe  und  Erwerb  hat  im  Jahre  1886 

a)  in  den  Ortschaften  mit  weniger  als  2000  Einwohnern      .       62,899  M. 

b)  in  den  Ortschaften  mit  2000—10,000  Einwohnern  .     .     .      39,807  M. 

weniger,  und 

c)  in  den  vier  grösseren  Städten  dagegen  ........    344,107  M. 

mehr  betragen  als  im  Jahre  1884. 

Die  Mindenmg  in  den  Orten  unter  10,000  Einwohnern,  wo  vorwiegend 
Landwirtschaft  getrieben  wird,  ist  in  der  Hauptsache  auf  den  geringeren  Ertrag 
des  Feld-  und  Pachtgewerbes,  imd  die  Erhöhung  in  den  grösseren  Städten  teüs 
auf  den  Zuwachs  der  Bevölkenmg  und  den  damit  verbundenen  lebhafteren  Ge- 
schäftsverkehr, teüs  auf  eine  richtigere  Einschätzung  zurückzuführen. 
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Die  fi-üher  zum  I.  Teile  der  Ortsquote,  jetzt  zur  I.  Abteilung  der  Steuer- 
rolle von  den  Steuerpflichtigen  selbst  anzumeldenden  Dienstbezüge  und 
Kapitalrenten  etc.  haben  ergeben  im  Jahre: 

1883  1884  1885  1886 

16,822,707  M.  18,151,068  M.  ;18,621,008  M.  19,027,784  M. 

Die  Kapitalrenten,  Gewinnanteile  und  Leibrenten  allein  sind  von 
10,174,707  M.  im  Jahre  1884  auf 
10,731,767  M.  im  Jahre  1886  und  um 
557,060  M.  im  Grossherzogthum 
gestiegen;  von  dieser  Steigerung  kommen  374,571  M.  auf  die  vier  grösseren  Städte. 

Fragt  man  nach  der  Ursache  der  Erscheinung,  dass  das  zur  Versteuerung 
anzumeldende  Kapitalrenteneinkommen,  obwohl  das  Zinseneinkommen  der  Kapital- 
besitzer sich  in  den  letzten  Jahren  infolge  des  allgemeinen  Sinkens  des  Zins- 
fusses  wesentlich  vermindert  hat,  dennoch  im  Laufe  der  Finanzperiode  nament- 
lich in  den  grösseren  Städten  nicht  unerheblich  in  die  Höhe  gegangen  ist,  so 
wird  man  auf  den  Umstand  kaum  Gewicht  zu  legen  haben,  dass  es  bis  zum 
1.  Januar  1884  gestattet  war,  höhere  als  fünfprozentige  Zinsrenten  und  Ge- 
winnanteile nur  mit  5  Prozent  zur  Versteuerung  anzumelden,  während  seit- 
dem die  Eenten  von  zinstragenden  Kapitalien  und  Gewinnanteile  von  Aktien 
mit  ihrem  vollen  Betrage  behufs  der  Versteuerung  angemeldet  werden  müssen. 

Zur  Erklärung  der  Steigerung  wird  man  wohl  in  der  Annahme  nicht  fehl- 
gehen, dass  die  Steuerpflichtigen  im  Laufe  der  Zeit  ihre  Kapitalrenten  voll- 
ständiger zur  Anmeldung  bringen,  sei  es,  dass  das  fortschreitende  Bewusstsein 
von  der  Pflicht,  dem  Staate  Steuern  zu  zahlen,  sie  in  ihrem  Gewissen  dazu 
nötigt,  sei  es,  dass  die  Klugheit  ihnen  dazu  ratet,  weil  die  Verschweigung  der 
Forderungszinsen  infolge  der  seit  dem  Jahre  1884  gestatteten  Schuldzinsen- 
anmeldung leichter  als  früher  an  den  Tag  kommt. 

Femer  ist  nicht  ausser  acht  zu  lassen,  dass  der  Zuzug  wohlhabender 
Rentner  und  Pensionäre  nach  den  vier  grösseren  Städten  des  Landes  immer 
noch  im  Wachsen  begrifi"en  ist,  und  dass  der  Wohlstand  der  Bevölkerung  und 
das  zinstragende  Kapitalvermögen  überhaupt  sich  im  Laufe  der  Zeit  nicht  un- 
ansehnlich vermehrt  hat. 

An  Schuldzinsen  sind  im  Grossherzogtum  im  Jahre 

1884  1885  1886 

4,93  Prozent  4,82  Prozent  5  Prozent 

vom  Gesamteinkommen  angemeldet  worden.  Ausser  Berücksichtigung  sind  hier- 
bei die  Schuldzinsen  geblieben,  welche  als  zum  Geschäftsbetriebe  gehörig  bei 
Berechnung  des  Reingewinns  aus  dem  kaufmännischen  Handels-  und  handels- 
mässigem  Gewerbebetriebe  in  Betracht  zu  ziehen  und  deshalb  nicht  besonders 
anzumelden  sind. 

Die  Zahl  der  SChuldzinsanmeldungen  hat  im  Jahre 

1884  1885  1886 

18,688  16,453  16,328 

betragen. 

Ln  Jahre  1884  sind  173,  1885  171  und  1886  172  Personen  von  der  aU- 
gemeinen  Einkommensteuer  deshalb  freigeblieben,  weil  die  von  ihnen  angemel- 
deten Schuldzinsen  ihr  ermitteltes  gesamtes  Einkommen  überstiegen. 
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Bei  der  Beratung  des  neu  revidierten  Einkommensteuergesetzes  vom 
10.  September  1883  ist  angenommen  worden,  dass  die  im  Grossherzogtum  an- 
zumeldenden Schuldzinsen  12  Prozent  des  gesamten  Steuerkapitals  betragen 
•würden.  Dieser  Prozentsatz  hat  sich  nach  der  Erfahrung  der  letzten  3  Jahre 
als  zu  hoch  erwiesen.  Es  ist  zwar  nicht  zweifelhaft,  dass  eine  grössere  Anzahl 
von  Steuerpflichtigen  teüs  aus  Bequemlichkeit,  teils  aus  Nachlässigkeit,  teils  aus 
Scheu  vor  der  Offenbarung  ihrer  Vermögenslage  es  unterlässt,  ihre  Schuldzinsen 
zum  Abzüge  von  ihrem  Gesamteinkommen  rechtzeitig  anzumelden,  und  man 
¥drd  deshalb  auf  eine  allmähliche  Erhöhung  des  Prozentsatzes  der  angemeldeten 
Schuldzinsen  rechnen  müssen ;  immerhin  wird  man  aus  der  bisherigen  Erfahrxmg 
schliessen  dürfen,  dass  diese  Steigerung  im  Laufe  einer  Finanzperiode  nur  eine 
sehr  massige  bleiben  wird. 

Das  nach  Abzug  der  Schuldzinsen  verbliebene  steuerpflichtige  Gresamt- 
einkommen,  die  Anzahl  der  Einwohner  und  der  Steuerpflichtigen  und  das  durch- 
schnittliche Einkommen  derselben  hat  im  Grossherzogtum  betragen: 


Steuerpflichtiges 
Einkommen 

M. 

Anzahl  der 

Durchschnittliches  Ein- 
kommen 

Im 
Jahre 

Orts- 
einwohner 

Steuer- 
pflichtigen 

für  den  Kopf 

der 

Einwohner 

M. 

für  den  Kopf 
der  Steuer- 
pflichtigen 

M. 

1884 
1885 
1886 

81,434,080 
81,580,400 
82,371,600 

313,946 
313,946 
313,946 

121,943 
121,819 
122,871 

259 
260 
262 

668 
669 
671 

und  in  den  vier 

grössten  Städten  des  Landes: 

Im 
Jahre 

Steuerpflich- 
tiges 
Einkommen 

Anzahl  der 

Durchschnittliches 

Einkommen  für  den 

Kopf 

Ortsein- 
wohner 

Steuer- 
pflich- 
tigen 

der  Ein- 
wohner 

der 
Steuer- 
pflichtigen 

M. 

M. 

M. 

M.                M. 

Weimar 

1884 
1885 
1886 

10,379.160 
10,520,370 
10,495,340 

21,565 
21,565 
21,565 

8342 
8207 
8364 

481 

488 
487 

1244 
1282 
1255 

Eisenach 

1884 
1885 
1886 

6,777,500 
7,200,770 
7,605,610 

19,743 
19,743 
19,743 

6437 
6587 
6682 

343 

365 
385 

1053 
1093 
1138 

Apolda 

1884 
1885 
1886 

5,125,690 
4,928,490 
5,045,650 

18,061 
18,061 
18,061 

6566 
6593 
6847 

284 
273 
279 

781 
748 
737 

Jena 

1884 
1885 
1886 

3,993,180 
4,158,180 
4,155,370 

11,680 
11,680 
11,680 

3895 
4011 
4100 

341 
356 
356 

1025 
1037 
1013 
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Die  Angabe  der  Einwohnerzahl  beruht  auf  der  Volkszählung  vom 
1.  Dezember  1885.  Bei  Jena  ist  zu  bemerken,  dass  die  Mitglieder  des  Ober- 
landesgerichts und  der  Universität  in  der  Einwohnerzahl  mit  eingerechnet  sind. 
Die  Mitglieder  des  Oberlandesgerichts  sind  aber  in  die  allgemeine  Steuerrolle 
nur  mit  ihrem  ausserdienstlichen  Einkommen  aufgenommen,  weil  sie  ihre 
Steuern  vom  Diensteinkommen  an  die  Kasse  des  gemeinschaftlichen  Oberlandes- 
gerichts der  thüringischen  Staaten  zahlen,  und  die  Mitglieder  der  Universität 
sind,  abgesehen  von  dem  Einkommen  aus  Grundbesitz  und  Gewerbsanstalten 
und  von  einem  etwaigen  Diensteinkommen,  Wartegeld  und  Peni^ion  aus  der 
grossherzoglichen  Hof-  oder  Staatskasse,  überhaupt  frei  von  der  allgemeinen 
Einkommensteuer. 

Die  folgende  Tabelle  weist  die  Verteilung  des  Einkommens  nach  den 
Wohlhabenheitsklassen  der  Bevölkerung  (Unbemittelte,  Mittlere,  Wohlhabende, 
Reiche)  nach. 


Steuerpflichtige 

1884 

1885 

1886 

Prozente 

Prozente 

Prozente 

TCl  a.s^PTi 

J.  V  J.  CU  O  »3  \>  J.  1 

-)^ 

-4J     J2 

^ 

->^  § 

-ij 

-»^  = 

B 

B  § 

B 

9  <v 

B 

B  S 

[Zahl 

O   O 

Zahl 

C5     ^ 

O  o 

Zahl 

C5  ^ 

CS  5 

03     g 

"E  B 
O  o 

fe 

(XI    5 

03 

s.s 

■73 

-rs'cB 

nä 

rö     <ü 

'Ö 

t3  <» 

Einkommen 

bis  zu  690  M. 

95,280 

78,13 

37,17 

95,416 

78,26 

37,17 

96,103 

78,21 

37,18 

von  700  bis 

2990  M. 

23,465 

19,24 

36,74 

23,236 

19,06 

36,28 

23,482 

19,11 

36,46 

von  3000  bis 

8990  M. 

2,785 

2,29 

15,61 

2,852 

2,34 

16,00 

2,873 

2,34 

15,96 

von  9000  M. 

und  darüber 

413 

0,34 

10,48 

414 

0,34 

10,55 

413 

0,34 

10,40 

Das  nach  Abzug  der  Schuldzinsen  verbliebene  Gesamteinkommen  der  ein- 
zelnen Steuerstufen  im  ersten  Halbjahre  1886  und  der  Prozentsatz,  welchen  jede 
Stufe  zum  Gesamtsteuersoll  des  Jahres  beizutragen  gehabt  hat,  ergibt  sich 
aus  nachstehender  Zusammenstellung: 
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Steuerstufen  und 
Stufensatz 


Anzahl  der 

Steuer- 
pflichtigen 


Betrag  des 
Steuerkapitals 
der  Stufe  nach 

Abzug  der 
Schuldzinsen 


Durchschnitt 

der  jähr- 
lichen Steuer 
für  den 
Kopf 

M. 


Beitrag  der 
Stufe  zum 
gesamten 

Jahressteuer- 
soll 


bis  290  M. 
1  von  100  M. 

Ib 
300—490  M. 

1  von  100  M. 

n 

500—690  M. 
1,4  von  100  M. 

in 

700—990  M. 
1,8  von  100  M. 

rv 

1000—1490  M. 
2,2  von  100  M. 

Va 
1500—1990  M. 
2,6  von  100  M. 

Vb 
2000—2990  M. 

2.6  von  100  M. 

VI 
3000—4990  M. 

2.7  von  100  M. 

VII 
5000—6990  M. 

2.8  von  100  M. 

vm 

7000—8990  M. 
3  von  100  M. 

EX 

9000  M.  und  mehr 

3,2  von  100  M. 

Steuerpflichtige 

ausserhalb  des 

Grossherzogtums 

2  von  100  M. 


37,309 
37,682 

16,454 

9586 

7271 

3497 
3079 

1946 

656 

271 

413 

4757 


6,301,340 


14,468,250 


9,400,030 


7,861,760 


8,745,690 


5,965,470 


7,415,540 


7,264,220 


2,093,680 


8,566,740 


499,030 


427 


1,69 


3,84 


14,76 


26,46 


44,35 


62,62 


100,79 


3,789,850  161,76 


231,77 


663,77 


2,10 


3,77 


8,67 


8,47 


11,52 


9,28 


11,56 


11,74 


6,35 


3,76 


16,41 


0,60 
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Das  durchschnittliche  Einkommen  und  die  durchschnittliche  Steuerbela- 
stung unterschieden  nach  den  fünf  Verwaltungsbezirken  und  den  vier  grössten 
Städten,  hat  im  Jahre  1886  betragen: 


Durchschnittliches  Ein- 

Durchschnitt der  jähr- 

kommen 

lichen  Einkommensteuer 

auf  den  Kopf 
der  Be- 

auf den  Kopf 
der  Steuer- 

auf den  Kopf 
der  Be- 

auf den  Kopf 
der  Steuer- 

wohner 

pflichtigen 

wohner 

pflichtigen 

M. 

M. 

M. 

M. 

I.  Verwaltungsbezirk 
(Weimar) 

303 

753 

6,38 

15,86 

II.  Verwaltungsbezirk 
(Apolda) 

276 

703 

5,58 

14,21 

III.  Verwaltungsbezirk 
(Eisen  ach) 

262 

734 

5,68 

15,91 

IV.  Verwaltungsbezirk 
(Dermbach) 

164 

434 

2,77 

7,34 

V.  Verwaltungsbezirk 

(Neustadt  a.  d.  0.) 

245 

587 

4,62 

11,08 

Stadt  Weimar 

487 

1255 

11,94 

30,77 

,      Eisenach 

385 

1138 

9,43 

27,86 

,      Apolda 

279 

737 

5,80 

15,29 

,      Jena 

356 

1013 

8,16 

23,24 

im  Grossherzogtum 

262 

671 

5,32 

13,59 

Für  die  Feststellung  des  durch  Schätzung  zu  ermittelnden  Einkommens 
hat  die  Selbsterklärung  (Deklaration)  der  Steuerpflichtigen  in  der  verflossenen 
Finanzperiode  nur  eine  sehr  geringe  Bedeutung  gehabt. 

Nach  §40  des  revidierten  Gesetzes  über  die  allgemeine  Einkommensteuer 
vom  10.  September  1883  steht  jedem  Steuei-pflichtigen  die  Befugnis  zu,  sein  zur 
zweiten  und  dritten  Abteilung  der  Steuerrolle  einzustellendes  Einkommen  bis 
zum  8.  .Januar,  resp.  8.  Juli  jeden  Jahres  bei  dem  Gemeindevorstande  seines 
Orts  zu  erklären  (deklarieren),  und  die  Gemeindevorstände  sind  wie  die  Schätzungs- 
behörden zugleich  berechtigt,  die  Steuerpflichtigen  vor  Beginn  der  Einschätzungen 
zur  schriftlichen  Erklärung  ihres  einzuschätzenden  Einkommens  mit  achttägiger 
Frist  aufzufordern.  —  Die  Nichtbefolgung  [dieser  Aufforderung  ist  jedoch  von 
dem  Gesetze  weder  mit  einer  Strafe  noch  mit  einem  sonstigen  Nachteile  be- 
droht; wer  aber  bei  der  von  ihm  abgegebenen  Erklärung  seines  Einkommens 
in    wesentlichen    Punkten   wissentlich    unwahre    thatsächliche   Angaben   macht, 
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kann  mit  Geldstrafe  bis  zu  50  M.  belegt  werden.  Die  rechtzeitig  eingereichten 
Erklärungen  soUen  von  der  Schätzungskommission  und  auf  Anrufen  von  der 
Prüfungskommission  durch  Vergleichung  mit  den  sonstigen  Unterlagen  gründ- 
lich geprüft  und,  wenn  keinerlei  Bedenken  bestehen,  der  Einschätzung  zum 
Grunde  gelegt  werden.  Wird  die  vorliegende  Erklärung  für  ungenügend  oder 
für  unrichtig  erachtet,  so  ist  die  Schätzung  von  der  Schätzungskommission  auf 
Grund  eigener  Kenntnis  der  Verhältnisse  und  nach  dem  Ergebnis  der  sonst 
etwa  anzustellenden  Erörterungen  zu  bewirken. 

Nach  der  von  den  Steuerveranlagungsbehörden  übereinstimmend  erteilten 
Auskunft  haben  die  meisten  Einkommenerklärungen  sich  als  zur  Berücksichtigung 
völHg  ungeeignet  erwiesen  und  keinen  Zweifel  darüber  bestehen  lassen,  dass  die 
Steuerpflichtigen,  welche  keine  kaufmännischen  Bücher  führen,  sich  über  ihr 
Reineinkommen  eine  genügende  Rechenschaft  zu  geben  zumeist  nicht  imstande 
sind,  und  dass  selbst  in  kaufmännischen  Kreisen  die  gesetzlichen  und  Vollzugs- 
vorschriften über  die  Ermittelung  des  steuerpflichtigen  Einkommens  nicht  all- 
gemein bekannt  sind. 

Im  Jahre  1884  sind  von  226,  im  Jahre  1885  von  447,  im  Jahre  1886  von 
269  Steuerpflichtigen  Einkommenerklärungen  ohne  behördliche  Aufforderung  im 
ganzen  Lande  eingereicht  worden.  Die  Zahl  der  freiwillig  eingereichten  Ein- 
kommenerklärungen wird  voraussichtlich  noch  weiter  zurückgehen.  —  Viele 
unterlassen  die  Erklärung  in  der  Hoffnung,  dass  ihr  Einkommen  von  der 
Schätzungskonunission  nicht  so  hoch  werde  festgestellt  werden,  als  es  gewissen- 
hafterweise von  ihnen  selbst  würde  angegeben  werden  müssen,  und  rechnen  im 
umgekehrten  Falle  auf  eine  Abhilfe  durch  die  Berufungskommission.  Andere 
fühlen  sich  verletzt,  wenn  ihre  Erklärung,  obwohl  sie  dieselbe  nach  ihrem  Ver- 
ständnis richtig  aufgestellt  zu  haben  glauben,  von  der  Schätzungskommission 
unberücksichtigt  gelassen  wird,  und  verzichten  lieber  daiuuf,  ihr  Einkommen 
selbst  zu  schätzen,  schon  um  sich  nicht  eine  möglicherweise  erfolglose  Mühe 
zu  machen. 

Die  Zahl  der  gegen  die  Einstellung  des  steuerpflichtigen  Gesamteinkom- 
mens der  Steuerpflichtigen  eingelegten  Berufungen  hat  im  ganzen  Lande  betragen : 


im  Jahre 

zusammen 

mit  Erfolg 

ohne  Erfolg 

1884 

2538 

1816 

722 

1885 

1217 

577 

640 

1886 

1192 

663 

529 

I 


Aus  der  verhältnismässig  geringen  Zahl  der  Berufungen,  welche  sich  im 
Jahre  1887  weiter  auf  886  vermindert  hat,  ist  zu  schliessen,  dass  die  Bevölkerung 
im  allgemeinen  mit  der  Feststellung  ihres  durch  die  Schätzimgsbehörden  zu  ei^ 
mittelnden  Einkommens  zufrieden  ist. 

Beschwerden  an  das  Staatsministerium  wegen  unrichtiger  Steuerveran- 
lagung sind  im  Jahre  1884  in  50  Fällen,  im  Jahre  1885  in  35  Fällen,  im 
Jahre  1886  in  28  Fällen  vorgekommen. 

Die  reichliche  Hälfte  derselben  musste  als  unzulässig  deshalb  zurück- 
gewiesen werden,  weil  sie  sich  lediglich  darauf  beschränkten,  die  Höhe  der  statt- 
gefundenen Schätzung  zu  bemängeln,  die  unrichtige  Anwendung  gesetzlicher 
oder  Vollzugsvorschriften  aber  gar  nicht  zu  behaupten  vermochten.     Zwei  Be- 
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schwerden  sind  jährlich  für  begründet  erachtet  worden,  während  die  übrigen 
als  nicht  gerechtfertigt  verworfen  worden  sind. 

Wenn  ich  oben  von  der  geringen  Bedeutung  gesprochen  habe,  welche  die 
Selbsterklärung  bei  der  Feststellung  des  steuerpflichtigen  Einkommens  gehabt 
hat,  so  bezog  sich  diese  Aeusserung  nur  auf  das  durch  Schätzung  zu  er- 
mittelnde, zur  IL  und  III.  Abteilung  der  Steuen-oUe  gehörige  Einkommen. 
Wesentlich  verschieden  von  dieser  freiwilligen  Erklärung  ist  die  Selbstanmeldung 
des  zur  I.  Abteilung  der  Steuerrolle  gehörigen  Einkommens. 

Das  Gesetz  schreibt  unter  Androhung  nachdrücklicher  Strafen  jedem 
Steuerpflichtigen  vor,  sein  aus  öff'entlichen  Kassen  bezogenes  Diensteinkommen, 
seine  Zinsen,  Kapitalrenten,  Leibrenten  und  Gewinnanteile  der  Steuerbehörde 
gewissenhaft  anzuzeigen;  die  Steuerveranlagungsbehörden  dagegen  sind  ver- 
pflichtet, die  selbstangemeldeten  Bezüge  in  Gemässheit  der  eigenen  Angaben  der 
Steuerpflichtigen  in  die  I.  Abteilung  der  Steuerrolle  einzutragen  und  für  die 
Besteuerung  bis  zum  Nachweise  der  Unrichtigkeit  der  Anmeldung  als  massgebend 
gelten  zu  lassen. 

Behufs  der  üeberwachung  der  gewissenhaften  Selbstanmeldung  liegt  den 
untersten  Steuerbehörden  ob,  von  dem  Inhalte  der  Gerichtsakten  über  Pfand- 
bestellungen, Uebereignungen,  Nachlassregulierungen,  Bevormundungen  u.  s.  w. 
fortlaufend  Kenntnis  zu  nehmen  und  jeden  hiemach  oder  auf  Grund  der  von 
den  Kassestellen  einzureichenden  Gehaltsverzeichnisse,  oder  nach  Vergleichung 
der  Schuldzinsenanmeldungen  hervortretenden  Verdacht  einer  Steuerhinterziehung 
unnachsichtlich  zu  verfolgen. 

Im  Jahre  1884  sind  215,  im  Jahre  1885  581,  im  Jahre  1886  539  Unter- 
suchungen wegen  Steuerhinterziehung  eingeleitet  und  mit  seltenen  Ausnahmen 
im  Verwaltungswege  erledigt  worden. 

Im  allgemeinen  lässt  sich  wohl  sagen,  dass  die  Unterlassung,  Verspätung 
oder  Unrichtigkeit  der  Anmeldung  in  den  meisten  zur  Untersuchung  gekommenen 
Fällen  auf  Unachtsamkeit  und  Fahrlässigkeit  zurückzuführen  gewesen  ist. 
Darüber  aber,  ob  die  Besitzer  von  Inhaberpapieren  ihrer  Anmeldepflicht  ge- 
wissenhaft nachkommen,  lässt  sich  aus  der  Erfahrung  nur  schwer  ein  Urteil  ge- 
winnen, weil  es  ihnen  gegenüber  an  bereiten  Hilfsmitteln,  welche  zur  Entdeckung 
von  Hinterziehungen  geeignet  sind,  der  Regel  nach  fehlt. 

Die  vorstehenden  Mitteilungen  werden  genügen,  um  die  Ergebnisse  der 
Steuerveranlagung  im  Grossherzogtum  völlig  ins  klare  zu  stellen.  Zur  besseren 
Beurteilung  der  Wirksamkeit  der  sachsen-weimarisehen  Steuergesetzgebung  wird 
es  jedoch  beitragen,  wenn  ich  zum  Schlüsse  noch  eine  Vergleichung  zwischen 
Soll  und  Haben  hinzufüge. 

Je  allgemeiner  und  tiefer  die  Ueberzeugung  in  der  Bevölkerung  Wurzel 
geschlagen  hat,  dass  die  Steuergesetzgebung  den  Grundsätzen  einer  gerechten 
Besteuerung  zu  entsprechen  ernstlich  bestrebt  ist,  und  dass  die  Steuerbehörden 
nach  Pflicht  und  Gewissen  bei  der  Veranlagung  der  Steuern  verfahren,  desto 
wüliger  werden  sie  bezahlt  werden.  Sind  die  Steuern  gut  verteilt,  so  verlangt 
die  Gerechtigkeit  gegen  die  Steuerzahler,  dass  sie  gegen  diejenigen,  welche 
zahlen  können,  aber  nicht  wollen,  mit  Strenge  beigetrieben  werden.  Auf  den 
untersten  Steuerstufen  ist  freilich  die  Grenze  zwischen  dem  Nichtwollen  und 
Nichtkönnen  oft  schwer  zu  finden,   und   es  werden   da  immer  viel  Steuern  ver- 
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loren  gehen,  wenn  es  den  Steuerpflichtigen  an  dem  gaten  Willen  fehlt,  ihrer 
Pflicht,  zur  Bestreitung  der  allgemeinen  Staatsbedürfnisse  beizutragen,  nach 
Kräften  zu  genügen.  Das  Geschäft  der  Steuererhebung  hat  auch  in  der  ver- 
flossenen Finanzperiode  einen  befriedigenden  Verlauf  genommen. 

Die  aus  B^chtsgründen  oder  wegen  Unbeibringüchkeit  erfolgten  Nieder- 
schlagungen, einschliesslich  der  aus  BUligkeitsgründen  gewährten  Erlasse,  haben 
in  den  Jahren 

1884  1885  1886 

1.185  Prozent  1,391  Prozent  1,056  Prozent 

des  Gesamtsollbetrages  der  Einkommensteuer  ausgemacht,  und  es  betrugen  die 
Einkommensteuerrückstände  beim  Rechnungsschlusse  der  Jahre 

1884  1885  1886 

0,174  Prozent  0,108  Prozent  0,097  Prozent. 

Der  günstige  Erfolg  der  Steuererhebung  ist  nicht  zum  kleinsten  Teile  den 
im  Grossherzogtum  bestehenden  altbewährten  Einrichtungen  zuzuschreiben.  Es 
wird  deshalb  nicht  unerwünscht  sein,  wenn  ich  bei  der  Mitteilung  dieser  Ein- 
richtungen etwas  ausführlicher  verweile. 

Die  Erhebung  der  alten  Landsteuer,  der  allgemeinen  Einkommensteuer, 
der  Landesbrandvei-sicherungsbeiträge  und  der  Hundesteuer  findet  in  jedem  Gre- 
meindebezirke  durch  einen  besonderen  Ortssteuereinnehmer  statt,  welcher  in 
Ortschaften  von  mehr  als  2000  Einwohnern  der  Begel  nach  von  der  Staats- 
regierung, in  allen  übrigen  Orten  «des  Landes  aber  von  den  betreflFenden  Ge- 
meinden zu  bestellen  ist. 

Die  Gemeinde  ist  dem  Staate  für  die  ordnungsmässige  Geschäftsführung 
des  von  ihr  ernannten  Steuereinnehmers  verantwortlich. 

Die  Einkommensteuer  ist  in  Vierteljahresbeträgen  zu  entrichten. 

Längstens  14  Tage  na<jh  Ablauf  eines  Vierteljahres  haben  die  Ortssteuer- 
einnehmer alle  diejenigen  Steuerpflichtigen,  welche  bis  dahin  Zahlung  nicht  ge- 
leistet haben,  durch  den  Gemeindediener  oder  einen  anderen  dazu  bestellten 
und  verpflichteten  Diener  gegen  die  geordneten  Gebühren  einmal  an  die  Ab- 
tra^ng  der  schuldigen  Rückstände  erinnern  zu  lassen.  Diese  Gebühren  steigen 
mit  dem  Betrage  des  Rückstands  von  5  Pf.  bis  zu  höchstens  75  Pf.     • 

Spätestens  4  Wochen  nach  Ablauf  des  Vierteljahres  haben  die  Ortssteuer- 
einnehmer die  auf  diesen  Zeitraum  zu  erheben  gewesenen  Steuern  an  das  Rech- 
nungsamt abzuUefem;  demnächst  aber  haben  sie  längstens  bis  zum  Schlüsse  der 
Monate  April.  JuU.  Oktober  und  Januar  über  die  bis  dahin  noch  im  Rückstande 
gebliebenen  Steuergefälle  genaue  Verzeichnisse  aufzustellen  und  an  die  ihnen 
vorgesetzten  Rechnungsämter  abzugeben.  Hinsichtlich  derjenigen  Restanten,  von 
denen  die  Steuer  voraussichtlich  nur  durch  Beschlagnahme  des  Lohnes  etc.  bei- 
gebracht werden  kann,  ist  ein  besonderes  Verzeichniss  anzufertigen  und  läng- 
stens bis  Mitte  der  Monate  April.  Juli,  Oktober  und  Januar  an  die  Rechnungs- 
ämter abzugeben. 

Für  die  Erhebung  der  alten  Landsteuer  und  der  allgemeinen  Einkommen- 
steuer erhalten  die  Ortssteuereinnehmer  eine  KoUekturgebühr  von  2^i  0  Prozent 
und  für  die  Wege,  welche  sie  zum  Zwecke  der  Ablieferung  zum  Rechnungsamte 
zu  machen  haben,   wird   ihnen   ein  Wegegeld  von  6  Pf.  für  jeden  voUen  Kilo- 
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meter  der  Hinreise  und  Rückreise  gezahlt.  Wenn  diese  Vergütungen  in  einzelnen 
Orten  aus  besonderen  Gründen  mit  den  dafür  geleisteten  Diensten  nicht  in  dem 
rechten  Verhältnis  stehen,  so  wird  den  betreffenden  Ortssteuereinnehmern  noch 
ein  ständiger  Zuschuss  aus  a-jr  Staatskasse  bewilligt.  Die  im  Jahre  1886  ge- 
währten Zuschüsse  haben  418  M.  betragen,  während  an  Wegegeldern  für  den- 
selben Zeitraum  .3809  M.  bezahlt  worden  sind. 

Liefert  nun  ein  Ortssteuereinnehmer  sämtliche  direkte  Steuern  des  letzten 
Rechnungsjahres  bis  zum  15.  März  des  darauf  folgenden  Jahres  ohne  Restlassung 
an  das  Rechnungsamt  ab,  so  wird  ihm  dafür  unter  der  Bedingung,  dass  er  für 
die  trotz  der  Reinablieferung  etwa  noch  aussenstehenden  Steuerreste  selbst  ein- 
stehe und  hafte,  eine  Prämie  von  einem  Prozente  der  von  ihm  zu  erhebenden 
alten  Landsteuer  gewährt.  Insofern  der  Einnehmer  jedoch  nachzuweisen  ver- 
mag, dass  er  durch  Niederschlagung  noch  nicht  erledigte  Steuerrückstände  in 
der  bestimmten  Zeit  beizubringen  unvermögend  gewesen  sei ,  und  dass  er  sich 
überhaupt  hinsichtlich  solcher  Reste  keinerlei  Versäumnis  in  Befolgung  der  hin- 
sichtlich der  Restenbeitreibung  bestehenden  Vorschiiften  habe  zu  schulden 
kommen  lassen,  so  kann  ihm  auf  Nachsuchen  die  Prämie  ausnahmsweise  vom 
Finanzdepartement  bewilligt  werden. 

Die  Zahl  der  Ortssteuereinnehmer  im  Grossherzogtum  beträgt  629 ;  davon 
haben  621  im  Jahre  1886  die  Reinablieferungsprämie  mit  zusammen  5262  M. 
erhalten. 

Diese  Prämieneinrichtung  trägt  nicht  wenig  dazu  bei,  dass  sich  inamer 
geeignete  Persönlichkeiten  finden,  welche  gern  bereit  sind,  das  in  gutem  An- 
sehen stehende  Amt  eines  Steuererhebers  anzunehmen;  noch  wichtiger  aber  ist, 
dass  sie  dem  Steuereinnehmer  zugleich  einen  wirksamen  Antrieb  gibt,  für  die 
rechtzeitige  Erhebung  der  Steuern  und  für  die  pünktliche  Anfertigung  der  Rest- 
verzeichnisse nach  Kräften  zu  sorgen. 

Die  Zwangsbeitreibung  selbst  ruht  in  der  Hand  der  Rechnungsämter ;  sie 
wird  dadurch  sehr  erleichtert,  dass  für  die  Einkommensteuer  von  Privatdienern, 
Gewerbegehilfen  und  anderen  Arbeitern,  welche  von  der  DienstheiTschaft  oder 
dem  Ai'beitgeber  neben  dem  Lohne  auch  Kost  beziehen,  die  Dienstherrschaft 
oder  der  Arbeitgeber  nach  gesetzlicher  Vorschrift  zu  haften  hat. 

Sobald  die  Steuerrückstandsverzeichnisse  von  den  Ortssteuereinnehmem 
eingereicht  sind,  und  bevor  die  Zwangsbeitreibung  angeordnet  werden  darf,  hat 
das  Rechnungsamt  die  Schuldner  nochmals  gegen  die  vorgeschriebenen  Er- 
innerungsgebühren, welche  hier  je  nach  der  Grösse  der  Forderung  10  Pf.  bis 
höchstens  1  M.  50  Pf.  betragen,  zur  Abentrichtung  binnen  einer  zu  setzenden 
Frist  auffordern  zu  lassen  und  erst,  wenn  auch  diese  Frist  fruchtlos  verstrichen 
ist,  zur  Zwangsvollstreckung  zu  schreiten.  Die  Zwangsvollstreckung  wird  durch 
besondere  Vollstreckungsbeamte  nach  Massgabe  der  Vorschriften  der  Reichs- 
zivilprozessordnung  ausgeführt. 

Im  ganzen  Lande  sind  im  Jahre 

1884  1885  1886 

34,448  35,026  33,777 

Zahlungsaufforderungen  erlassen  worden,  welche  den  Erfolg  gehabt  haben,  dass 

eine   Zwangsvollstreckung   in   den   Jahren  1884,    1885   und    1886   nur   in   7735, 

7184  und  7525  Fällen  nötig  wurde. 

4«» 
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Infolge  der  angeordneten  Zwangsvollstreckungen  haben  in  den  Jahren  1884, 
1885  und  1886  noch  1909,  1888  und  2142  Steuerpflichtige  Zahlung  geleistet,  so 
dass  es  in  den  Jahren  1884,  1885  und  1886  nur  in  19,  20  und  17  Fällen  zu 
einem  Verkaufe  der  Pfandstücke  gekommen  ist.  Die  in  den  genannten  Jahren 
gegen  5826,  5296  und  5388  Steuerpflichtige  angeordnete  Zwangsvollstreckung 
hat,  entweder  weü  sie  gestorben,  verzogen  oder  sonst  nicht  zu  ermitteln  oder 
pfandlos  waren,  die  Niederschlagung  der  Steuerrückstände  zur  Folge  gehabt. 

Die  verhSRfftSmässig  grosse  Zahl  der  Erinnerungen  und  Zwangsvoll- 
streckungen könnte  vielleicht  befremdlich  erscheinen.  Wenn  man  indes  be- 
denkt, dass  dieselben  Steuerpflichtigen,  welche  die  Steuern  für  ein  Vierteljahr 
im  Rückstande  lassen,  sehr  häufig  auch  für  die  übrigen  Vierteljahre  zur  Er- 
innerung und  Zwangsvollstreckung  Veranlassung  geben  und  daher  bei  obigen 
Ermittelungen  zweimal,  auch  dreimal  mitgezählt  worden  sind,  und  wenn  man 
ferner  im  Auge  behält,  dass  im  Grossherzogtum  ein  Existenzminimum  von  der 
Besteuerung  nicht  freigelassen  wird,  so  darf  man  aus  den  mitgeteilten  Zahlen 
nur  schliessen,  dass  die  Rechnungsämter  eifrig  und  mit  Erfolg  bemüht  sind,  der 
Anhäufung  von  Steuerrückständen  entgegen  zu  arbeiten. 

Dass  bei  der  Zwangsbeitreibung  der  Steuern  nicht  mit  Härte  verfahren 
wird,  dafür  legt  die  Thatsache  ein  unzweideutiges  Zeugnis  ab,  dass  Verkäufe 
von  Pfandstüeken  nur  sehr  selten  vorkommen. 


Finairzarchiv.    V.  Jahrg. 
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I.    Ein- 


Departe- 

Justiz- 

Ertrag 
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Kapitalien 

Ertrag 
der 

Bundes- 

Bun- 
des- 

Polit. 
De- 

ment des 
Innern 

und 
Poli- 

Militär- 
departe- 
ment 

Jahr 

Liegen- 
schaften 

kanzlei 

ge- 
richt 

parte- 
ment 

(ohne 
Bundes- 

zei- 
depar- 

kanzlei) 

temenl 

1. 

2. 

3. 

4. 

5. 

6. 

7. 

8. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

1849 

(     219,8811 
i     262,499  < 

7,917 

8,397 

— 

— 

— 

— 

11,106 

1850 

1     149,977 1 
>     186,001  ' 

9,119 

8,198 

— 

— 

— 

44 

6,255 

1851 

(     160,011 1 
>       98,915 1 

9,569 

6,368 

— 

— 

— 

670 

10,181 

1852 

1     278,993 1 
\      56,844  • 

10,435 

7,766 

— 

— 

— 

150 

9,188 

1853 

177,825 

22,433 

6,325 

— 

— 

— 

2,085 

33,823 

1854 

151,951 

28,595 

7,300 

— 

— 

— 

6,498 

98,184 

1855 

161,011 

30,847 

6,844 

— 

— 

— 

3,460 

90,682 

1856 

169,262 

36,966 

6,401 

— 

— 

— 

5,119 

117,371 

1857 

345,366 

39,956 

7,048 

— 

— 

— 

5,683 

167,793 

1858 

613,712 

43,229 

10,509 

— 

— 

22,936 

4,036 

186,656 

1859 

507,297 

45,319 

140,662 

— 

— 

23,384 

2,517 

892,526 

1860 

371,294 

47,305 

8,484 

— 

— 

25,200 

4,875 

115,442 

1861 

231,574 

45,215 

8,662 

— 

— 

34,643 

1,168 

168,362 

1862 

204,331 

52,126 

7,168 

— 

— 

38,823 

4,001 

140,126 

1863 

214,940 

51,355 

6,672 

— 

— 

41,102 

1,143 

117,827 

1864 

288,310 

56,790 

7,498 

— 

— 

42,726 

1,500 

161,228 

1865 

251,683 

61,078 

7,623 

— 

— 

57,486 

1,048 

173,507 

1866 

197,747 

63,893 

6,656 

— 

— 

60,466 

940 

921,023 

1867 

257,059 

66,208 

7,368 

— 

— 

69,114 

1,003 

777,384 

1868 

291,139 

66,424 

6,804 

— 

— 

68,400 

722 

1,445,853 

1869 

213,708 

72,185 

6,726 

— 

— 

72,531 

675 

1,687,719 

1870 

233,405 

69,186 

6,660 

— 

— 

93,863 

751 

1,464,141 

1)  Nachstehendes  ist  dem  neuen ,  im  Verlag  von  Schmid ,  Francke  &  Co.  in  Bern  er- 
entnommen.  HeiT  Furrer  war  so  gütig,  hierzu  seine  Erlaubnis  zu  erteilen  und  hat  auch  die 
Jlerrn  Schumacher,  Buchhalter  auf  dem  eidgenössischen  Finanzdepartement,  her. 
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nahmen. 


Finanz- 

ZoU- 

Handel 
und 

Post- 

Tele- 
graphen- 

Eisen- 
bahn- 

Unvorher- 

ver- 
waltung 

verwaltung 

Ge- 
werbe 

ver- 
waltung 

ver- 
waltung 

depar- 
tement 

gesehenes 

Jahr 

9. 

10. 

11. 

12. 

13. 

14. 

15. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

24,008 

479,870 

— 

5,108,956 

— 

— 

4,917 

1849 

16,740 

4,255,560 

— 

5,411,992 

— 

— 

122,984 

1850 

93,031 

5,175,930 

— 

6,015,608 

— 

— 

132,151 

1851 

415,239 

5,716,015 

— 

6,514,635 

424,082 

— 

106,838 

1852 

633,571 

5,884,372 

— 

7,083,504 

289,121 

— 

54,416 

1853 

614,033 

5,550,575 

— 

7,425,794 

235,688 

— 

— 

1854 

928,054 

5,726,135 

— 

7,713.587 

324,520 

— 

— 

1855 

1.046,861 

6,160,241 

— 

8,363,129 

393,442 

— 

117 

1856 

1,425,269 

6,494,635 

— 

8,279,990 

450,530 

— 

— 

1857 

1,867,653 

6,874,807 

— 

7,358,694 

462,280 

— 

34,137 

1858 

2,164,080 

7,467,247 

— 

7,123,231 

631.328 

— 

1,948 

1859 

5,941,842 

7,765,926 

— 

6,916,912 

488,286 

— 

— 

1860 

4,378,721 

8,137,834 

— 

7,112,952 

502,429 

— 

— 

1861 

3,298,355 

8,156,457 

— 

7,426,354 

583,916 

— 

— 

1862 

■  2,097,247 

8,540,484 

— 

7,744,083 

671,885 

— 

9,155 

1863 

1,128,383 

8,735,275 

— 

7,950,132 

657,583 

— 

— 

1864 

795,634 

8,723,310 

— 

8,348,173 

768,582 

— 

— 

1865 

807,610 

8,699,518 

— 

8,617,816 

727,615 

— 

— 

1866 

663,547 

8,331,155 

— 

8,770,428 

823,539 

— 

15,157 

1867 

695,800 

9,051,399 

— 

8,814,716 

921,182 

— 

194 

1868 

639,557 

8,955,183 

— 

9,447,717 

1,053,351 

— 

— 

1869 

643,059 

8,565,094 

— 

9,503,839 

1,326,818 

— 

— 

1870 

scheinenden  treflfliehen  Volkswirtschaftslexikon   der   Schweiz,   herausgegeben  von   Furrer, 
Zahlen  pro  1885  und  1886  uns  zur  Verfügung  gestellt.    Die  Zusammenstellungen  rühren  von 
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und 
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Jahr 
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schaften 

kanzlei 

ge- 
richt 

Depar- 
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(ohne 
Bundes- 
kanzlei) 

zei- 
depar- 
tement 

departe- 
ment 

1. 

2. 

3. 

4. 

5. 

6. 

7. 

8. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

1871 

196,434 

59,179 

7,123 





80,179 

2,727 

1,689,903 

1872 

412,208 

60,785 

7,112 

— 

— 

88,594 

1,548 

1,578,806 

1878 

509,239 

64,548 

10,722 

— 

— 

86,029 

2,319 

2,705,831 

1874 

427,475 

75,849 

10,882 

3,599 

— 

— 

3,293,376 

1875 

361,199 

92,908 

12,035 

8,397 

— 

-1 

— 

2,998,919 

1876 

288,692 

102,559 

18,132 

14,392 

S| 

— 

3,636,644 

1877 

400,492 

105,460 

12,300 

ll,730i     — 

^.0 

— 

3,742,123 

1878 

457,161 

105,403 

16,408 

14,7241     — 

0  bC 

251 

3,571,260 

1879 

452,273 

112,615 

19,342 

13,910'     — 

«ia 

604 

2,742,546 

1880 

654,979 

112,385 

41,252 

15,483'     — 

§1 

238 

3,157,533 

1881 

715,737 

154,540 

35,061 

14,566!     - 

tS  0 

683 

3,096,180 

1882 

752,246 

152,506 

17,440 

ll,711j  16,765 

0.0 

523 

3,441,934 

1883 

707,676 

173,739 

14,706 

8,143 

15,505 

408 

3,465,377 

1884 

782,088  ■ 

181,225 

14,000 

8,023!  16,170 

1 

1101,470/ 
'225,0001 

357 

3,647,577 

1885 

979,263 

187,249 

13,480 

9,852j  14,980 

93,008 

1,641 

3,708,190 

1886 

1,015,371 

197,779 

13,921 

11,544 

15,575 

i  86,812/ 
1225,0001 

676 

3,933,098 

Anmerkungen. 

Kolonne  1.  Ertrag  der  Kapitalien.  Je  die  zweite  Summe  pro  1819,  1850, 
1851  und  1852  rührt  her  von  den  Verzinsungen  der  Schuld  der  Sonderbundsstände. 

Der  Betrag  pro  1884  setzt  sich  zusammen  aus  folgenden  Zinsergebnissen  der  Betriebs- 
kapitalien und  der  angelegten  Kapitalien: 

a)  Betriebskapitalienzinse : 

97,708  Fr.  (von  2,340,310  Fr.)  Postverwaltung, 
42,865    „    (    „    1,079,945    „  )  Telegraphenverwaltung, 
25,225    „    (    „       573,634    „  )  Pulververwaltung, 
20,333    „    (    „       449,016    „  )  Munitionsfabrik  Thun, 
9,064    „    (    „       256,508    „  )  Waffenfabrik  Bern, 
7,876    „    (    „       196,942    „  )  Kegiepferdeanstalt  Thun, 
6,332    „    (    „       166,220    „  )  Münzverwaltung, 
4,235    „    (    „       101,365    „  )  Konstruktionswerkstätte  Thun, 
800    „    (    r<        25,372    „  )  Liegenschaftsverwaltung  Thun. 
Unverzinsliche  Betriebskapitalien  sind  (1884):  1,093,000  Fr.  Vorschüsse  an  die 
Postverwaltung;  J40,loo  Fr.  Waffenbestandteile  der  Waffenfabrik  in  Bern ;  43,720  Fr. 
Holz  Vorräte  der  Konstruktionswerkstätte  Thun. 

b)  Angelegte  Kapitalienzinse : 

366,783  Fr.  von  9,908,126  Wertschriften, 
132,668    „      „     4,647,906  Bankdepositen, 
68,196    „      „     3,255,675  Wechsel. 
Kol.  2.    Ertrag  der  Liegenschaften.     Der  Bund  besass  Ende  1S49  und  1850 
ausser  der  Thuner  Allmende  (150,ono  Fr.  a.  W.)  und  den  Festungswerken  von  St.  Moritz,  Luzien- 
steig,  Beilenz  und  Aarberg  nur  zwei  Liegenschaften,  und  zwar  in  Seftigen  (Bern)  und  Rappers- 
wyl  (St.  Gallen)  im  ö-esamtwerte  von  i-und  385,ooo  Fr. 

lieber  den  nachherigen  Zuwachs  der  Liegenschaften  durch  Erwerl)ung  und  Bauten, 
sowie  über  die  Erträgnisse  derselben ,   gibt  nachstehende  Zusammenstellung  ein  ungefähres 
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Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 
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726,622 

10,832,791 



11,258,502 

1,481,891 

— 

1,178,352 

1871 

1,114,423 

12,515,986 

— 

12,083,952 

1,675,177 

— 

103,322 

1872 

1,374,354 

14,349,362 

— 

13,522,914 

1,711,598 

— 

3.250    1873 

11,385,553 

15,322,393 

— 

14,465,622 

1,855,814 

1,848 

2,400 

1874 

4,918,908 

17,135,949 

— 

14,591,971 

2,058,211 

18,421 

211,111 

1875 

3,837,479 

17,376,544 

— 

14,845,824 

2,130,094 

19,301 

7,481 

1876 

4,304,361 

15,728,224 

— 

14,494,933 

1,985,468 

1,803 

2,350 

1877 

4.557,153 

15,661,349 

— 

15,090,722 

1,994,445 

64,403 

2,946 

1878 

4,230.639 

16,825,860 

— 

14,938,189 

2,076,492 

28,221 

15,521 

1879 

3,397,068 

17,211,483 

— 

15,513,439 

2,373,546 

34,137 

305 

1880 

3,373,262 

17,436,496 

8,810 

15,998,837 

2,496,039 

51,870 

945 

1881 

2,770,737 

18,603,985 

6,793 

15,315,766 

2,600,942 

42,835 

1,923 

1882 

7,905,892 

20,121,994 

55,337 

15,254,796 

2,692,675 

38,397 

1,492 

1883 

3,113,608 

21,486,578 

13,459 

15,384,151 

2,563,995 

66,025 

1,352 

1884 

3,044,339 

21,191,434 

35,969 

16,204,643 

2,873,604 

33,087 

1,958 

1885 

9,679,217 

22,395,167 

67,162 

20,110,000 

3,293,264 

46,961 

5,949 

1886 

Bild ,  wobei  bemerkt  werden  moss,  dass  in  den  letzten  Jahren  jeweQen  für  die  unproduktiven 
Liegenschaften  nur  die  Hälfte  der  wirklichen  Ankaniä-  und  Eistellnngskosten  als  Vermögen 
in  Rechnung  gestellt  wurde. 


Liegenschaften 


Schätzung        Ertrag 


1884 


Fr. 


Fr. 


1.  Waffenplätze: 

Thon seit  1848 

Frauenfeld  ....       „    1881 

Herisau „    1882 

Eifere ^    1884 

2.  Festungswerke,  inkl.  Basel,  1860 

mit  16,800  Fr 

3.  Pulvermühlen :    Lavaux,    Worb- 

laufen,  Kriens,  Chur   .... 

4.  Zeughäuser:      Luzem,      Aaran, 

Rappeiswyl,  Bellenz    .... 

5.  Mnnitionsmagazine 

6.  Köniz    bei    Bern ,    urspr.   Zünd- 

kapselfabrik, später  Patronen - 
hülsenfabrik ,  nun  Niederlage 
von  Telegraphenmaterial     .    . 

7.  Zollgebäude: 

im  I.  Zollgebiet,  1884  (12)  . 
»     n.  .,  „     (32)     . 

n  ni.         ;,  ,      (8)    . 

,    IV.  „  „       (7)     . 

,    J.  »  „       (8)     . 

»VI.  ,  ,      (15)      . 


430,600 

1,705,300 

2,644,284 

3,178,445 
70,755 

— 

— 

— 

457,480 

— 

— 

— 

55,980 

64,500 

47,200 

47,200 

64,800 

417,100 

312,424 

344,518 

382,770 

— 

120,000 

113,200 
61,151 

194,460 
122,110 

18,000 

34,720 

40,000 

40,000 

114,200 
44,500 
48,100 

137,400 
74,600 

116,600 

137,500 
129,600 
61,780 
95,250 
69,022 
98,495 

115,000 
145,000 
120,103 
93,745 
114,428^ 
163,375 

201,963 
145,000 
124,730 
138,257 
137,000 
209,740 

54,221 
489 
15,590 
erstmals  1885 

1,261 

15,036 

unproduktiv 


1,843 

8,078 
5,800 
4,880 
2,607 
5,480 
8,390 
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Liegenschaften 

Schätzung 

1860              1870 
Fr.             Fr. 

1890 
Fr. 

Schätzung       Ertrag 

1884 
Fr.       1          Fr. 

8.  Postgebäude: 
Wmterthur 
Bern   .     . 

.     .     .    seit  1880 
...        „     1880 

55,000 

174,000 

65,633 
425,000 
232,000 
495,000 

6,000 
174,000 

1,050,000 

230,820 
425,000 
232,000 
495,000 
250,000 
20,860 
174,000 

100,000 
1,050,000 

375,000 

9,233 
17,000 
10,680 
19,800 
erstmals  1885 

834 
unproduktiv 

Chur   .    . 

.     .                   1875 

Genf  .    . 

1874. 

St.  Gallen    ....       „    1884 

Glovelier     ....       „    1878 

9.  Sternwarte  in  Zürich,  seit  1867  . 

10.  Geniegebäude  in  Zürich  (unbeen- 

digt),  seit  1884 

11.  Bundesrathaus  in  Bern,  seit  1875 

12.  Militärverwaltungsgebäude        in 

Bern  (Hälfte  Ankaufspreis  des 
früheren  Inselspitals),  seit  1881 
NB.   Das  im  Jahre  1860  von  der 
schweizer,    gemeinnützigen    Gesell- 
schaft   der    Eidgenossenschaft    ge- 
schenkte   „Rütli"    figuriert  bloss   in 
jenem  Jahre  als  Teü  des  Staatsver- 
mögens im  Betrage  von 

1,-520,600 

2,985,291 

6,439,627 

8,876,170 

181,225 

K 0 1.  3.  B u ndeskanzlei.  Die  bedeutenden  Mehreinnahmen  im  Jahre  1859  rühren 
von  der  Aufnahme  des  Inventars  im  Bundesrathause  im  Betrage  von  130,515  Fr.  her. 

Die  Haupteinnahmen  der  Bundeskanzlei  bestehen  in  Abonnementsgebühren  für  das 
Bundesblatt  und  in  Kanzleisporteln. 

Kol.  4.  Bundesgericht.  Die  Einnahmen  des  Bundesgerichts  bestehen  in  den 
Gerichtsgebühren  und  dem  Erlös  der  „Bundesgerichtlichen  Entscheide". 

Kol.  6.  Ertrag  des  Departements  des  Innern.  Das  Departement  des 
Innern  weist  von  1858  bis  1873  und  1884  an  Einnahmen  einzig  die  Schulgelder  des  Polytech- 
nikums auf,  1884  überdies  noch  vom  Kanton  Zürich  225,000  Fr.  als  erste  Hälfte  der  Entschädigung 
für  Ablösung  der  Baupflicht.  Von  1874  bis  1883  wurden  die  Schulgelder  des  Polytechnikums 
jeweilen  von  dessen  Ausgaben  abgezogen.  Sie  betrugen  1874:  82,495  Fr.;  1875:  84,865  Fr.; 
1876:  88,471  Fr.;  1877:  88,406  Fr.;  1878:  96,567  Fr.;  1879:  92,671  Fr.;  1880:  97,189  Fr.;  1881: 
96,062  Fr.;  1882:  87,557  Fr.;  1883:  107,276  Fr. 

Kol.  8.  Ertrag  vom  Militärdepartement.  Das  Militärdepartement  hatte 
anfangs  keine  anderen  Einnahmen  als  den  Erlös  von  Reglementen,  Ordonnanzen,  Blättern  des 
schweizerischen  Atlasses,  Kriegsmaterial,  später  noch  Vergütungen  für  in  die  Schule  gelieferte 
Reitpferde  und  Furage,  seit  1864  die  Regiepferdeanstalt  in  Thun,  seit  1865  die  Munitionsfabrik 
und  die  Konstruktionswerkstätte  daselbst,  seit  1874  die  WafiFenfabrik  in  Bern  und  seit  1877  das 
Munitionsdepot  in  Thun.  In  den  Einnahmen  des  Jahres  1859  im  Betrage  von  892,526  Fr.  er- 
scheint eine  Inventarvermehrung  von  645,000  Fr.    Femer  ist  in  den  Jahren  1875  bis  und  mit 

1878  die  Militärsteuer  mit  durchschnittlich  656,000  Fr.  per  Jahr  enthalten,  welche  von  1879  hin- 
weg in  den  Einnahmen  der  Finanzverwaltung  (Kol.  9)  inbegriffen  ist,  sowie  auch  noch  für  die 
Jahre  1877  bis  1884  der  Erlös  aus  Kavalleriepferden  mit  ca.  487,870  Fr.  jährlich. 

Kol.  9.  Ertrag  aus  der  Finanzverwaltung.  Während  den  ersten  drei 
Jahren  bildete  das  Pulven'egal  in  Verbindung  mit  der  Zündkapselfabrikation  die  einzige  Ein- 
nahme der  Finanzverwaltung ;  erst  im  Jahre  1853  treten  die  Münzverwaltung  nebst  Postmarken- 
fabrikation mit  ihren  Erträgnissen  und  in  den  Jahi-en  1860  bis  1861  die  eidg.  Telegraphenwerk- 
stätte  (die  sich  seither  in  Privatbesitz  befindet)  hinzu.  Die  bedeutend  grösseren  Einnahmen 
der  folgenden  Jahre  erklären  sich  einerseits  aus  den  Prägungen  von  Silber-,  Billon-  und  Kupfer- 
münzen, welche  zwischen  '12  bis  10  Millionen  Franken  (1874)  jährlich  variieren,  und  der  Prägung 
von  5  Millionen  Franken  in  20-Frankenstücken  im  Jahre  1883,  sowie  anderseits  aus  der  seit 

1879  beim  Finanzdepartement  (statt  vorher  beim  Militärdepartement)  mbrizierten  Militärpflicht- 
Ersatzsteuer  von  durchschnittlich  1,190,000  Fr.  per  Jahr  und  der  Banknotensteuer  mit  339,285  Fr. 
für  die  Jahre  l«82  und  folgende. 
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Eol.  11.  Aus  Handel  and  Gewerbe.  Die  Einnahmen  bestehen  aus  dem  Erlös 
fiir  die  Registrierang  von  Fabrikmarken  (1«80  unter  „Bondeskanzlei"),  dem  Ertrag  des  Handels- 
blattes, dem  Anteil  des  Bandes  an  den  Handelsregistergebähren,  den  Gebühren  für  Patente 
und  Diplome  zur  Aasübung  der  Kontrollierang  von"Göld-''und  Süberwaren.  Der  Erlös  für 
Fabrikmarken  pro  18S0  figuriert  in  der  Einnahmerechnang  der  Bandeskanzlei. 

Kol.  13.  Ertrag  aus  derjTelegraphenverwaltang.  In  den  Einnahmen 
der  Telegraphenverwaltung  sind  diejenigen  des  Telephonwesens  inbegriffen  mit  folgenden 
Summen:  1882:  256,425  Fr.;  1883:  372,750  Fr.;  1884:  338,000  Fr. 

Kol.  U.  Ertrag  fdes  |Eisenbahndepartements.  Die  Einnahmen  des 
Eisenbahndepartements  bestehen  in  Pfandbuch-  und  Eonzessionsgebühren  und  im  Erlös  von 
Drucksachen. 

Kol.  15.  Unvorhergesehene  Einnahmen.  Unter „Unvoriiergesehenes"  finden 
sich  in  den  ersten  Jahren  hauptsächlich  solche  Einnahmen,  die  später  teilweise  unter  „Militär- 
departement"  erscheinen,  nämUch  Vergütungen  für  Furagelieferungen,  Miete  und  Verkauf  von 
Bundespferden,  Budenzins  anlässlich  des  grossen  Thuner  Lagers  (1850) ,  Entschädigungen  für 
im  Sonderbundsfeldzug  verloren  gegangene  Spitalgegenstände,  femer  Liebesgaben  für  Hinter- 
lassene  von  gefallenen  Militärs  (1851  über  10,000  Fr.),  dann  Kursgewinn  und  Agio,  Inventar- 
erlös etc.  Besonders  sei  erwähnt  Frankreichs  Bückvergütung  der  Intemierungskosten  seiner 
Truppen:  1871  (1,178,352  Fr.,  1872:  99,531  Fr.),  sowie  die  Rückerstattung  von  210,200  Fr.  im. 
Jahre  1875  für  pro  1874  zu  viel  an  die  Kantone  ausgerichteten  Postertrag. 
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II.   Ans- 


Departement  des 

Innern 

.Tncf  T7_ 

Jahr 

Bundes- 
kanzlei 

Bundes- 
gericht 

Politisches 
Departe- 
ment 

ohne 
Bauwesen 
und 
Bundes- 
kanzlei 

nur 
Bauwesen 

und 
Polizei- 
departe- 
ment 

Militär- 

departe- 

ment 

1. 

2. 

3. 

4. 

5. 

6. 

7. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

1849 

112,525 

— 

59,089 

2,309 

15,870 

4,496 

683,450 

1850 

140,475 

— 

39,828 

10,915 

— 

9,479 

944,950 

1851 

134,174 

— 

51,427 

33,680 

4,234 

19,402 

1,016,736 

1852 

126,134 

— 

45,411 

25,833 

6,060 

68,673 

1,310,051 

1853 

123,228 

— 

89,300 

21,055 

4,385 

46,811 

1,428,280 

1854 

115,077 

— 

60,226 

42,030 

11,169 

72,598 

1,671,035 

1855 

129,148 

-  — 

47,849 

142,166 

22,012 

38,126 

1,364.535 

1856 

103,537 

— 

66,732 

230,993 

53,382 

54,550 

1,728,643 

1857 

126,284 

12,147 

82,698 

249,579 

174,591 

11,183 

1,443,982 

1858 

124,604 

10,507 

77,406 

196,267 

208,544 

16,259 

2,173,336 

1859 

144,820 

7,289 

93,356 

267,313 

164,248 

39,586 

3,966,858 

1860 

151,137 

10,160 

156,146 

299,330 

118,034 

29,187 

3,720,752 

1861 

137,917 

3,653 

107,573 

380,575 

90,510 

22,326 

3,783,585 

1862 

140,480 

11,090 

115,370 

511,251 

139,160 

16,292 

3,270,097 

1863 

144,678 

9,588 

126,182 

524,053 

203,389 

21,675 

3,319,758 

1864 

145,771 

7,638 

135,883 

597,592 

599,071 

88,743 

3,549,612 

1865 

153,250 

6,290 

135,097 

520,037 

567,886 

100,582 

4,232,348 

1866 

173,713 

6,107 

167,968 

489,396 

515,040 

21,527 

6,214,330 

1867 

155,522 

8,314 

168,948 

444,572 

511,862 

19,309 

3,275,993 

1868 

157,555 

6,275 

185,515 

536,978 

542,665 

10,607 

3,936,103 

1869 

163,865 

7,876 

202,442 

455,372 

972,400 

12,520 

4,212,187 

1870 

171,076 

4,787 

206,354 

481,635 

777,497 

75,342 

3,587,196 

1871 

194,146 

7,788 

236,934 

511,219 

890,355 

42,227 

4,119,961 

1872 

283,634 

7,648 

225,705 

571,174 

1,343,224 

22,249 

4,864,065 

1873 

285,930 

8,207 

286,161 

773,671 

1,376,067 

19,030 

6,415,534 

1874 

363,187 

17,454 

269,735 

609,021 

•1,302,910 

28,691 

8.051,136 

1875 

297,621 

145,938 

264,740 

622,296 

2,100,558 

28,948 

13,958,577 

1876 

320,369 

149,296 

254,814 

653,154 

2,077,097 

40,790 

15,361,384 

1877 

337,366 

146,178 

277,097 

584,754 

1,715,886 

41,205 

15,840,342 

1878 

322,463 

145,728 

273,562 

617,229 

1,667,292 

43,990 

14,842,182 

1879 

298,872 

143,708 

275,257 

543,424 

1,978,122 

43,604 

15,099,647 

1880 

299,420 

145,643 

281,053 

596,597 

2,647,668 

36,355 

14,151,498 

1881 

298,209 

146,089 

319,141 

633,575 

3,809,725 

42,505 

14,942,028 

1882 

345,247 

146,876 

375,186 

778,234 

2,514,405 

30,269 

16,003,442 

1883 

283,647 

142,461 

344,731 

751,868 

3,945,510 

26,660 

16,333,617 

1884 

308,587 

142,164 

359,779 

891,145 

1,952,216 

37,811 

17,138,595 

1885 

288,864 

141,747 

368,630 

926,597 

2,419,427 

70,514 

17,165,329 

1886 

314,338 

156,455 

398,694 

876,778 

3,028,730 

48,221 

18,182,624 
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gaben. 


ZoU- 

Handel 

T.üTirl- 

Forst- 

Jagd 

Postverwaltung 

Finanz- 

Rein- 
gewinn 

Ver- 

ver- 

UHU 
Ge- 

XJClXiU. 

Wirtschaft 

wirt- 

und 

ohne  den 

an  die 

waltung 

waltnng 

schaft 

Fischerei 

Rein- 

Kantone 

VTCl  uc 

gewinn 

abgeliefert 
von  1849 
bis  1874 

8. 

9. 

10. 

11. 

12. 

13. 

14. 

15. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

22,820 

23,235 

10,473 







4,013,738 

1,095,218 

15,496 

2,935,040 

13,162 

— 

— 

— 

4,471,177 

940,815 

19,710 

3.197,738 

22,465 

— 

— 

— 

4,784,546 

1,231,062 

355,420 

3.115,7415 

23,754 

— 

— 

— 

5,032,678    1,481,957 

564,206 

3,139,155 

217 

— 

— 

— 

5,601,527|  1,481,977 

605,449 

3,214,469 

— 

18,706 

• — 

— 

5,876.796!  1,548,998 

882,451 

3,293,259 

1.006 

18,500 

— 

— 

6,504,870!  1,208,717 

951,026 

3,276,455 

2,070 

18,500 

— 

— 

6,72ff,196i  1,636,933 

1,401,915 

3,293,244 

456 

21,411 

— 

— 

6,756,126i  1,523,864 

1,594,042 

3,357,992 

1,392 

24,000 

— 

— 

6,401,501'      957,193 

2,034,815 

3,396,917 

270 

25,691 

— 

— 

6,161,278;  2,226,929 

5,972.970 

3,482,756 

— 

39,753 

— 

— 

5,750,489 

1,166,423 

4,322,519 

3.502,761 

4,540 

70,230 

— 

— 

5,808.662 

1,304,290 

3,221,300 

3.420,104 

101,185 

22,000 

— 

— 

5,935,731 

1,490,623 

2,038,410 

3,504,936 

26,594 

22.000 

— 

— 

6,135,175 

1,608,908 

1,146,553 

3.479,083 

51,500 

23,000 

— 

— 

6,446,830 

1,503,302 

815,787 

3,474,358 

17,548 

23,000 

— 

— 

6,857,306 

1,490,867 

768,808 

3.527,269 

6,867 

— 

— 

— 

7,414,055 

1,203,761 

669,997 

3,493,869 

417.918 

— 

— 

— 

7,653,584 

1.116,844 

649,897 

3,467,702 

8,857 

— 

— 

— 

7,885,616 

929,100 

583,744 

3,524,887 

3,133 

— 

— 

— 

8,140,816 

1,306,901 

577,403 

3,537,636 

8,115 

— 

— 

— 

8,382,514 

1,121,325 

676,185 

3,574,371 

10,726 

— 

— 

— 

9,563,366 

1,695,136 

1,022,800 

3,623,277 

7,795 

— 

— 

— 

10,346,430 

1,738,522 

1.360.391 

3,953,719 

421,576 

— 

— 

— 

12,678,075 

844,839 

11,867,849 

3,872,501 

8,236 

— 

— 

— 

13,932,544 

743,280 

5,149,236 

1,943,935 

63,827 

— 

4,083 

— 

14,452,738 

— 

3,838.149 

1,545,291 

181,872 

— 

13,113 

— 

14,745,406 

— 

3,883,499 

1,418,244 

217,128 

— 

20,045 

— 

13,944,396 

— 

4,155,907 

1,410,465 

263,343 

— 

20,037 

— 

13,489,233 

— 

2,478,050 

1,463,561 

76,973 

51,431 

46,704 

18,410 

13,146,605 

— 

2,640,433 

1,504,538 

93,415 

61,011 

48,589 

24,843 

13,501,575 

— 

2,344.062 

1,539,257 

100,661 

161,405 

43,013 

21,670 

13,964,554 

— 

2,560,966 

1,548,986 

341,004 

90,135 

59,718 

24,985 

13,707,752 

— 

7,091,371 

1,627.338 

419,946 

283,343 

78,474 

25,968 

14,008,973 

— 

4,357,202 

1,678,064 

216,006 

167,407 

77,025 

26,700 

14,202,284 

— 

2,634,543 

1,861,068 

341,159 

275,783 

83,114 

25,627 

14,696,506 

— 

8,666,644 

1,882,783 

441,017 

344,974 

75,900 

37,403 

18,527,349 

441 
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Mili- 

Amorti- 

tär- 

Jahr 

Tele- 
graphen- 

ver- 
waltung 

Eisen- 

bahn- 

departe- 

ment 

Un- 
vorher- 
gesehenes 

sation  und 
Ver- 
zinsung 
von  An- 

National- 
rat 

Stän- 
de- 
rat 

Bun- 
des- 
rat 

pen- 

sionen 

und 

Aver- 
sal- 
ent- 

leihen 

schäd. 

16. 

17. 

18. 

19. 

20. 

21. 

22. 

23. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

1849 





3,716 

271,313 

156,945 

6,789 

53,604 



1850 

— 

52,823 

3,259 

257,591 

128,681 

8,475 

53,604 

54,765 

1851 

— 

42,146 

6;600 

215,916 

103,400 

5,998 

53,604 

54,604 

1852 

424,082 

15,390 

13,511 

234,465 

67,406 

1,191 

52,200 

56,378 

1853 

289,121 

— 

— 

151,048 

85,360 

2,211 

52,200 

31,105 

1854 

218,718 

— 

195,219 

126,858 

107,766 

4,397 

52,200 

34,665 

1855 

324,520 

— 

27,571 

104,126 

40,080 

1,574 

46,920 

33,241 

1856 

367,312 

— 

4,225 

79,323 

101,224 

3,223 

52,200 

35,571 

1857 

450,530 

— 

25,549 

319,670 

99,686 

5,591 

53,829 

35,372 

1858 

448,850 

— 

61,430 

549,689 

43,071 

2,827 

61,000 

33,885 

1859 

504,963 

— 

149 

480,189 

90,648 

3,218 

61,000 

28,696 

1860 

439,857 

"  — 

310 

354,567 

126,276 

5,890 

61,000 

28,723 

1861 

421,040 

— 

1,325 

211,725 

47,582 

6,642 

62,417 

32,451 

1862 

502,002 

— 

8,977 

205,686 

74.840 

8,824 

61,000 

30,028 

1863 

570,846 

— 

5,753 

211,512 

112,712 

6,725 

61,000 

27,756 

1864 

572,084 

— 

4,203 

193,951 

81,597 

6,745 

57,659 

25,425 

1865 

657,533 

— 

2,149 

181,518 

88,672 

5,558 

61,000 

25,813 

1866 

687,390 

— 

4,012 

169,297 

90,819 

5,053 

61,000 

26,082 

1867 

.  748,976 

— 

6,069 

709,251 

82,032 

4,017 

60,022 

25,888 

1868 

921,182 

— 

6,214 

939,792 

73,105 

5,714 

61,000 

19,701 

1869 

1,053,351 

— 

5,776 

917,966 

95,952 

3,759 

61,000 

20,511 

1870 

1,326,818 

— 

9,560,905 

902,437 

93,385 

5,417 

62,792 

22,812 

1871 

1,370,141 

— 

6,262 

1,638,580 

133,006 

7,108 

61,000 

43,856 

1872 

1,633,830 

— 

29,818 

1,583,176 

17.3,788 

9,253 

60,037 

13,821 

1873 

1,750,640 

66,669 

24,204 

3,052,262 

168,115 

7,765 

85,500 

84,971 

1874 

1,855,731 

91,276 

21,848 

2,270,519 

185,245 

9,508 

85,500 

;h 

1875 

2,047,672 

107,823 

4,300 

1,765,545 

183,757 

8,602 

85,500 

:ce 

1876 

2,137,929 

151,868 

11,475 

1.694,573 

194,261 

11,644 

80,133 

1877 

1,978,754 

123,967 

23.104 

1,797,417 

178,260 

12,730 

85,500 

1878 

1,794,400 

108,992 

26,806 

1,939,610 

250,868 

12,034 

85,500 

-§§> 

1879 

1,631,572 

118,896 

7,787 

1,844,878 

165,002 

7,201 

85,500 

§5 

1880 

1,812,907 

161,015 

6,218 

2,748,891 

177,468 

13,590 

85,500 

J2 

1881 

1,963,666 

170,470 

8,332 

1,870,582 

238,629 

13,466 

86,453 

ll 

1882 

2,359,456 

151,373 

8,022 

1,869,567 

234,372 

12,302 

85,500 

^i 

1883 

2,334,492 

137,824 

12,455 

1,869,167 

220,338 

13,716 

81,867 

g^ 

1884 

2,344,259 

129,546 

8,797 

1,867,868 

181,504 

17,633 

85,500 

-="0. 

^  ® 

1885 

2,655,811 

142,701 

9,195 

1,867,864 

206,140 

12,566 

85,500 

B^ 

1886 

2,799,855 

139,093 

11,169 

1,867,480 

161,596 

20,953 

85,500 
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Kol.  1.  Buudeskanzlei.  In  den  Aasgaben  derselben  sind  inbegriffen :  Besoldungen 
des  Personals,  Materialbeschaffungen  für  die  Kanzlei  und  verschiedene  (nicht  alle)  Departements, 
Druck-  nnd  Lithographiekosten  (die  Druckkosten  für  Volksabstimmungen  variieren  von  8000 
bis  93,800  Fr.),  AnschaflFungen  für  die  eidg.  Zentralbibliothek  u.  s.  w. 

Es  wurden  ausgerichtet  im  Jahre  1849  an  die  Gesandtschaft  in  Paris:  16,000  Fr.  a.  W., 
Wien  6000  Fr.  a.  W. ,  im  Jahre  1852:  23,000  Fr.  und  8800  Fr.  a.  W. ,  an  diejenigen  in  Turin 
1861:  18,000  Ft.,  später  in  Florenz  (1865)  36,000  Fr.  und  zuletzt  in  Rom  40,007  Fr.;  an  diejenige 
für  Deutschland  (1869)  19,000  Fr.  und  jene  in  Washington  (1882)  23,100  Fr.  Diese  Ent- 
schädigungen stiegen  nach  und  nach  auf  folgende  Summen:  Paris  (seit  1863)  50,000  Fr.,  Wien 
und  Rom  (seit  l.-<73).  Berlin  (seit  1877)  je  40,000  Fr.,  Washington  pro  1883  und  1884  je  50,000  Fr., 
die  Beiträge  für  schweizerische  Konsulate  (seit  1864)  von  15,000  Fr.  auf  94,000  Fr.  (im  Jahre 
1884  an  28),  solche  an  schweizerische  Hilfsgesellschaften  im  Auslande  (seit  1866)  von  10,000  Fr. 
auf  19,600  Fr.  (pro  1884  an  82  Gesellschaften).  Von  1860  bis  1865  wurden  die  Beiträge  an  Hilfis- 
gesellschaften  im  Auslande  auf  die  Rechnung  des  Departements  des  Innern  gesetzt. 

Kol.  4.  Ausgaben  auf  das  Departemet  des  Innern  ohne  Bauwesen 
und  Bundeskanzlei.  Die  Ausgaben  dieses  Departements  umfassen  die  Kanzleikosten 
nebst  Archiv  und  historischen  Arbeiten,  das  Polytechnikum  in  Zürich  (seit  1855),  das  statistische 
Bureau  (seit  1861),  Beiträge  an  Arbeiten  schweizerischer  Vereine  und  Anstalten,  an  Ausstellungen 
und  zu  forst-  und  landwirtschaftlichen  Zwecken,  welch'  letztere  seit  1879  unter  „Handels-  und 
Landwirtschafts-Departement"  (Kol.  lo— 13)  figurieren. 

Kol.  5.    Ausgaben  für  das  Bauwesen.   Dieselben  verteilen  sich  folgendermassen : 
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Sims 
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CD 
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1 
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■SS 
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«ffl 

ll 

§ 

1« 

SÄ 
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0 

ÖS 

es  3 

■5=3 
^1 

2 

1' 

Sa 

i  - 

sl 

1 

'S« 

•SS 

30 

s. 

1 

•55 

x-^  3.S 

Fr. 

Fr 

Fr. 

Fr. 

Fr 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

1849 

Biirtucklick 

Ent- 

Bis zum  Jahre  1875  wur- 

15,870 

1850 

— 

Kktii-,  Kktie- 

_ 

schädigung 
an  oLLe 

— 

den  alle  Neubauten  und 

— 

1851 

— 

■i< 

— 

— 

der       Gebäudeunterhalt 

4,234 

1858 

— 

JirigtviiMr- 

— 

Kantone 

— 

von  den  betreffenden  De- 

6,050 

1853 

— 

ktrrektiti. 

— 

per  Jahr: 

— 

partements  und  Verwal- 

4,385 

1854 

— 

— 

'     ""~  "  ■^' 

— 

tungen  bestritten,  z.  B. 

11,169 

1855 

— 

15,000 

— 

£    -    =    - 

— 

Kasernen ,        Festungs- 

7,012 

1856 

8,275 

— 

— 

0  =  9  = 

— 

werke,  Zeughäuser,  Mu- 

45,107 1) 

1857 

54,455 

14,800 

— 

g  5   £  S 

— 

nitionsmagazine,  Pulver- 

105,336  1) 

1858 

130,000 

15,000 

— 

S   £  §  ? 

— 

mühlen ,      Postgebäude, 

63.544  1) 

1859 

110,000 

2,480 

— 

9»  55 

— 

Zollhäuser  u.  s.  w. 

51,768  1) 

1860 

75,000 

20,860 

— 

•  a    •    - 

— 

— 

- 

22,174 

1861 

50,000 

6,760 

— 

.^    .    . 

— 

— 

_ 

33,840 

1862 

100,000 

3,000 

— 

s 

— 

— 

— 

36,160 

1863 

39,000 

111,900 

— 

•    2     =     X 

"^  "^  '^ 

— 

— 

— 

52,489 

1864 

172,800 

378,800 

— 

CD   C5   fH   ^ 

— 

— 

— 

47,471 

1865 

160,800 

358,600 

— 

— 

— 

— 

48,686 

1866 

85,000 

375,670 

9,400 

— 

— 

— 

44,970 

1867 

70,200 

388,910 

10,000 

^f -^55 

— 

— 



42,752 

1868 

88,000 

402,140 

7,000 

s||5f i 

— 

— 

- 

45,525 

1869 

19,300 

909,820 

4,300 

— 

— 

— 

38,980 

1870 

88,000 

641,080 

7,300 

iliilli 

— 

— 

— 

41,117 

1871 

80,000 

755,630 

6,300 

— 

— 

— 

48,425 

1872 

83,000 

1,100,600 

100,000 

r  1  s  £  i  1  ^ 

— 

— 

— 

59,624 

1873 

65,100 

1,152,600 

100,000 

c     "S  §  »r^ 

— 

— 

— 

58,367 

1874 

63,300 

1,058,000 

100,000 

£S35S~ 

— 

— 

— 

82,610 

';  Inkl.  Instandstellnng  und  innere  Einrichtung  des  Bundesrathaoses. 
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■S:0 

c  a 

SM 

Verschiedenes : 
Strassen-  und  Wasserbaute 
Gehalte,  Bureau-  und  Reis 
kosten,  Mobiliar,   Heizung, 
leuchtung,  Assekuianzen  e 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

BatscIiädiguDf  an 

1875 

98,500 

736,000 

200,000 

)  530,000  1 
»    51,500  J 

Raselstadt: 

120,000 

178,470 

103,350 

82,738') 

1876 

112,000 

624,300 

158,100 

(  530,000  1 
•    40,000  J 

80,000 

203,300 

236,240 

91,157 

1877 

95,200 

524,200 

106,100 

i  530,000  \ 
\    40,000  1 

50,000 

26,600 

206,600 

137,186 

1878 

78,000 

459,400 

171,100 

(  530,000  l 
\    42,000  t 

30,000 

75,470 

123,650 

159,672 

1879 

- 

396,500 

112,100 

1  530,oooBasel 

l    40,000  G.-B. 

20,000  1 
414,000  ) 

155,580 

129,350 

180,592 

1880 

— 

455,700 

164,100 

1  530,000  \ 
\    40,000  J 

1,000,000 

192,130 

110,720 

1,55,018 

1881 

65,670 

380,450 

162,300 

f  530,000  1 
\    40,000  } 

2,000,000 

178,380 

290,660 

162,265 

1882 

— 

375,880 

151,100 

(  530,000  1 
(    40,000  J 

1,086,000 

48,520 

125,140 

157,765 

1883 

50,000 

525,100 

170,000 

530,000 

2,000,000 

92,270 

140,450 

437,690  2) 

1884 

50,000 

432,000 

230,350 

530,000 

~- 

396,140 

130,120 

183,606 

Kol.  6.  Ausgaben  'des  Justiz-  und  Polizeidepartements.  Diese 
Ausgaben  bestehen  neben  den  Kanzleikosten  hauptsächlich  in  gerichtlichen  üntersuchungs- 
und  Vollziehungskosten,  Fremdenpolizei-  und  Heimatlosenwesen.  Namentlich  in  den  Jahren 
1851  bis  1856  verursachten  die  zahlreich  in  die  Schweiz  geflüchteten  Ausländer  bedeutende 
Kosten,  ebenso  die  polnischen  Flüchtlinge  in  den  Jahren  1864  und  1865,  zus.  114,360  Fr.,  und 
die  Einbürgerung  von  Dappenthal-Angehörigen. 

Kol.  7.    Ausgaben  des  Militärdepartementes  und  seiner  Verwaltungen. 


Jahr 

Sekretariat 
und 

In- 
struktions- 

Sold- 
Verpflegung 
und  Unter- 

Bewaflhung, 
Bekleidung 

und 
Ausrüstung 

Ankauf  von 
Kavallerie- 

Unter- 
stützung 
freiwilliger 

Kriegs- 
material 

Verwaltung 

personal 

kunft  der 
Truppen 

pferden 

Schiess- 
vereine 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

1850 

20,907 

70,536 

.591,597 

1 

_ 

122,895 

1851 

26,930 

96,225 

600,790 

— 

- 

— 

117,400 

1852 

28,352 

91,377 

863,130 

— 

— 

126,910 

1853 

32,779 

92,379 

866,940 

— 

— 

— 

104,100 

1854 

35,853 

99,818 

906,674 

— 

— 

— 

212,592 

1855 

35,544 

100,405 

999,604 

— 

— 

— 

138,080 

1856 

36,558 

105,168 

1,346,524 

— 

— 

— 

133,835 

1857 

38,695 

96,990 

1,036,981 

— 

— 

— 

146,900 

1858 

42,302 

103,001 

1,.566,380 

— 

— 

— 

365,447 

1859 

54,252 

109,672 

1,420,660 

— 

— 

— 

2,284,660 

1860 

57,702 

112,464 

1,557,063 

740,621  3) 

1)  Inkl.  Beitrag  an  das  Linth-Üntemehmen  seit  1875  ä  15,140  Fr.  p.  a. 

2)  Inkl.  Turbinenanlage  und  Wasserversorgung  in  Thun. 

3)  Inkl.  Unterhalt  der  1859  von  Oesterreich  angekauften  Dampfschiffe  auf  dem  Langensee. 
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Jahr 

Seki-etariat 

und 
Verwaltung 

In- 

straktions- 

personal 

Sold- 
Verpflegung 
und  Unter- 
kunft der 
Truppen 

Bewaffnung, 
Bekleidung 

und 
Ausrüstung 

Ankauf  von 
Kavallerie- 
pferden 

L'nter- 
stützung 
freiwilliger 
Schiess- 
vereine 

Kriegs- 
material 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

1861 

66,103 

128,580 

1,686.851 





_ 

1,666,555 

1-S62 

100,100 

140,032 

1,501,892 

— 

— 

— 

941,683 

1863 

113,924 

140,774 

1,916.641 

— 

— 

4,815 

310,655 

1.S64 

125,948 

149,344 

1,515,123 

— 

— 

7,000 

491,237 

1865 

127,450 

155,452 

1,874,780 

— 

— 

10,500 

991,914 

1866 

121,167 

149,230 

1,648,681 

— 

— 

10,482 

1,384,459 

1867 

134,245 

154,971 

1,619,714 

— 

— 

10,223 

240,078 

1868 

139,633 

165,332 

1,749,055 

— 

— 

9,176 

155,210 

1869 

134,438 

155,415 

1,905,064 

— 

— 

14,928 

187,390 

1870 

133,917 

166,243 

1,510,930 

— 

— 

10,000 

224,515 

1871 

138,286 

190,568 

1,656,654 

— 

— 

38,876 

250,842 

1872 

142,192 

189,293 

2,316,449 

— 

— 

40,763 

208,384 

1873 

191,956 

227,257 

2,526,479 

— 

— 

48,612 

337,772 

1874 

209,280 

240.359 

3,525,340 

— 

— 

41,787 

175,374 

18751) 

277,318 

539,534 

4,603,159 

4,343,910 

675,510 

50,475 

282,821 

1876 

371,246 

697,730 

6,13.S,940 

3,493,002 

899,477 

92,707 

531,744 

1877 

398.936 

695,581 

6,187,869 

3,295,592 

1,131,711 

141,740 

988,265 

1878 

413,892 

685,7.54 

5,822,375 

3,016,082 

1,230,115 

128,152 

726,885 

1879 

418,814 

656,459 

6,052,304 

3,178,122 

1,353,380 

226,748 

696,260 

1880 

422,313 

654,045 

5,905,932 

2,761,357 

753,258 

216,000 

755,483 

1881 

428,350 

666,894 

6,027,331 

2,760,230 

1,147,666 

250,000 

862,700 

1882 

428,934 

679,217 

6,572,889 

2,819,525 

1,278,595 

249,416 

901,481 

1883 

434,838 

705.749 

6,566,272 

3,177,187 

1,026,734 

210,621 

1,041,885 

1884 

436,800 

715,022 

2,418,.565 

3,276,443 

1,153,442 

224,294 

1,286,291 

Militär- 
anstalten 

und 
Festungs- 
werke 

Fr. 

Topograph. 
Abteilung, 

Kommissio- 
nen, Ver- 
schiedenes 

und 
Unvorher- 
gesehenes 

Fr. 

Militärpensionen 

und 
Entschädigungen 

Pferde- 
regie 

in 
Thun 

Fr. 

Kon- 
struktions- 
werkstätte 
in 

Thun 

Fr. 

Munitions- 
fabrik 

Waffen- 
fabrik 

Jl^ 

Anteil 
des 
Invaliden- 
fonds 

Fr. 

Beiti-ag 

des 
Bundes 

Fr. 

in 
Thun 

Fr. 

in 
Bern 

Fr. 

1849 
1850 
1861 
1852 
1853 
1854 
1855 
1856 
1857 
1858 
1859 
1860 
1861 
1862 
1863 
1864 
1865 
1866 

18,057 
36,030 
27,347 
168,050 
289,282 
39,737 
33.367 
25,867 
14,687 
11,614 
28,083 
153.000 
493.680  2) 
760.394  2) 
1,099,018  2) 
763,096  2) 
488,778  -2) 

104,618 

120,958 

139,351 

172,934 

164,032 

126,815 

51,164 

73,200 

98,548 

96,205 

85,996 

1,186,815  i) 

82,494 

92,709 

73,152 

81,370 

209,812  *) 

1,320,357  5) 

12,425 
8,168 
19,145 
22,000 
18,110 
19,769 
18,413 
18,610 
20,677 
21,504 
20,481 
17,315 
19,582 
20,284 
20,186 
21,113 
20,098 

42,340 
46,436 
37,233 
31,105 
34,665 
33,241 
35,571 
35,372 
33,885 
28,696 
28,723 
32,451 
30,028 
27,756 
25,425 
25,813 
26,082 

100,545 
99,343 
84,010 

220,930 

549,926 

- 

1)  Uebergang  zur  neuen  Militärorganisation. 

2)  Inkl.  Landerwerbungen  für  die  Artillerieschusslinie  in  Thun,  Bau  und  Einrichtung 
der  Kaserne  Thun,  sowie  Beiträge  an  die  Erbauung  der  Foi^a-,  Oberalp-  und  Axenbei^trasse. 

3)  Grenzbewachung  im  Tessin. 
*)  Inkl.  Okkupation  in  Genf, 

^)  Grenzbewachung  gegen  Savoyen. 
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Topograph. 

Müitärpensionen 

Militär- 
anstalten 

und 
Festungs- 
werke 

Abteilung, 
Kommissio- 
nen, Ver- 
schiedenes 

und 
Unvorher- 
gesehenes 

und 

Entschädigungen 

Pferde- 
regie 

in 
Thun 

Kon- 
struktions- 
werkstätte 
in 

Thun 

Munitions- 
fabrik 

in 
Thvm 

Waffen- 
fabrik 

Jahr 

Anteil 
des 
Invaliden- 
fonds 

Beitrag 

des 
Bundes 

in 
Bern 

Fr. 

Fr.  

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

1867 

160,944  2) 

84,085 

18,062 

25,888 

170,203 

148,651 

552,877 

1868 

17,860 

87,215 

21,849 

19,701 

102,178 

125,330 

1,070,512 

— 

1869 

10,516 

88,478 

19,489 

20,511 

111,989 

95,591 

1,222,397 



1870 

77,375 

93,235 

22,892 

22,812 

143,090 

92,242 

1,1.35,648 

_ 

1871 

104,675 

92,194 

21,361 

43,856 

163,587 

123,595 

1,360,681 

— 

1872 

166,988 

143,077 

20,655 

13,821 

119,159 

137,256 

1,400,502 

— 

1873 

82,900 

146,072 

20,823 

34,971 

109,791 

217,966 

2,526,728 

— 

1874 

56,804 

186,766 

21,070 

29,377  3) 

113,913 

247,006 

2,415,340 

809,791 

18751) 

9,361 

205,396 

22,966 

30,919 

115,710 

251,101 

1,738,127 

835,335 

1876 

48,146 

253,342 

21,756 

25,527 

120,357 

221,974 

1,495,918 

976,275 

1877 

20,420 

221,443 

19,828 

27,814 

137,257 

264,168 

1.498,406 

831,633 

1878 

46,707 

174,786 

20,239 

30,225 

162,204 

183,481 

1,577,680 

643,840 

1879 

64,337 

263,681 

20,319 

33,671 

163,115 

148,835 

969,722 

874,300 

1880 

26,780 

209,936 

20,372 

30,966 

159,428 

192,531 

1,318,758 

744,710 

1881 

59,435 

216,900 

18,868 

33,676 

159,217 

182,072 

1,431,907 

715,650 

1882 

37,404 

211,930 

23,580 

34,186 

162,312 

167,164 

1,667,667 

792,730 

1883 

43,484 

216,503 

25,925 

32,205 

183,215 

235,261 

1,682,960 

776,695 

1884 

31,845 

203,643 

30,554 

25,230 

200,719 

228,609 

1,683,877 

880,800 

Kol.  8.  Ausgaben  auf  die  Finanzverwaltung.  Die  Ausgaben  der  Finanz- 
verwaltung variieren  hauptsächlich  infolge  der  Münzprägungen;  im  übrigen  verteilen  sie  sich 
auf  folgende  Zweige : 

1.  Finanzbüreau,  Finanzkontrolle,  Staatskasse,  Banknoteninspektorat  (Besoldungen etc.) : 
14,858  Fr.  im  Jahre  1849  bis  107,406  Fr.  im  Jahre  1884. 

2.  (Bau  und)  Unterhalt  von  Liegenschaften  mit  durchschnittlich  18,650  Fr.  seit  1864. 

3.  Ankauf  von  Liegenschaften  mit  folgenden  Summen :  1861 :  25,670  Fr. ;  1865 :  16,000  Fr. ; 
1874:  450,000 Fr.;  1875:  315,000 Fr. ;  1876:  78,000 Fr. ;  1877:  70,000 Fr. ;  1878: 105,000Fr.; 
1879  :  76,000  Fr. ;  1880 :  820,648  Fr. ;  1881 :  374,842  Fr. ;  1882 :  865,910  Fr. ;  1883 :  290,316  Fr. ; 
1884:  1,270,459  Fr. 

4.  Pulververwaltung  seit  1852,  indem  die  früheren  Ausgaben  von  den  Erträgnissen  der- 
selben in  Abzug  gebracht  und  letztere  den  Einnahmen  der  Finanzverwaltung 
einverleibt  wurden.  Seit  1852  variieren  die  Ausgaben  der  Pulververwaltung  per  Jahr 
zwischen  313,361  Fr.  (1882)  und  1,382,438  Fr.  (1859).  Durchschnitt  per  Jahr 
von  1852  bis  Ende  1884:  751,950  Fr. 

5.  Münzverwaltung  (inkl.  Postmarkenfabrikation  bis  1864)  seit  1853,  deren  Ausgaben 
von  15,800  Fr.  bis  10,155,033  Fr.  jährlich  variieren  oder  durchschnittlich  per 
Jahr  1,509,409  Fr.  betragen. 

6.  Zündkapselfabrikation,  deren  Ausgaben  betrugen: 

Fr.  19,454 

„  37,653 
„  49,681 
„  63,566 
„  44,868 
„  38,292 
„     38,338 

7.  Die  Telegraphenwerkstätte  von  1860  bis  1864  (seitdem  in  Privatbesitz)  mit  folgenden 
Ausgaben:  1860:  122,714  Fr.;  1861:  96,651  Fr.;  1862:  68,753  Fr.;  1863:  82,916  Fr.; 
1864:  81,004  Fr. 


1849: 

Fr. 

7,962 

1858 

1852: 

„ 

15,696 

1859 

1853: 

„ 

30,801 

1860 

1854: 

„ 

34,625 

1861 

1855: 

„ 

23,823 

1862 

1856: 

„ 

43,484 

1863 

1857 : 

30,155 

1864 

1865:  I 

"r.       32,833 

1866: 

43,043 

1867: 

,,         77,681 

1881: 

„       100,000 

1882: 

„       100,000 

1883: 

„       100,000 

1884: 

„    1,200,000 

1)  Uebergang  zur  neuen  Militärorganisation. 

2)  Inkl.  Landerwerbungen  für  die  Artillerieschusslinie  in  Thun ,  Bau  und  Einrichtung 
der  Kaserne  Thun,  sowie  Beiträge  an  die  Erbauung  der  Furka-,  Oberalp-  und  Axenbergstrasse. 

3)  Der  Bundesbeitrag  ist  erst  von  1874  hinweg  unter  den  Ausgaben  des  Militärdeparte- 
ments verrechnet. 
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Kol.  9.    Ausgaben  der  Zollverwaltung.    Dieselben  sind: 

1.  Gehalte,  ansteigend  von  263,892  Fr.  im  Jahre  1850  auf  967,273  Fr.  im  Jahre  1884. 

2.  Reisekosten  und  Expertisen,  variierend  von  7217  Fr.  bis  10,638  Fr.  per  Jahr  (im 
Jahre  1884 :  9264  Fr.). 

3.  Mietzinse  und  Büreaukosten ,  variierend  von  81,893  Fr.  bis  157,150  Fr.  ppr  Jahr. 

4.  Mobüien  und  Geräte,  variierend  von  2,509  Fr.  bis  48,858  Fr.  per  Jahr  (letztere  Summe 
im  Jahre  1850). 

5.  Bauten  von  1854  bis  1873  mit  durchschnittlich  39,061  Fr.  per  Jahr. 
Grenzschutz,  wofür  die  Ausgaben  von  143,905  Fr.  im  Jahre  1850  auf  476,383  Fr.  im 
Jahre  1884  angewachsen  sind. 

7  Verschiedenes  inkl.  Zollrückvergütungen  im  Betrage  von  688,687  Fr.,  welche  in  den 
Jahren  1875  und  1876  für  Eisenbahnschienen  ausbezahlt  wurden. 

8.  Vergütungen  an  die  Kantone  von  1850  bis  1874  für  üebemahme  der  Zölle  durch  den 
Bund.    Jene  Vergütungen  betrugen: 


6. 


1850:  2,327,340  Fr. 

1851:  2,540,774  , 

1852:  2,439,578  , 

1853:  2,468,931  „ 

1854:  2,474,325  , 

1855:  2,505,324  , 

1856:  2,503,169  , 

1857:  2,492,239  „ 

1858:  2,495,917  , 


1859:  2,500,000  Fl'. 

1860:  2,509,069  „ 

1861:  2,508,528  _ 

1862:  2,456,538  ,. 

1863:  2,510,767  , 

1864:  2,452,918  „ 

1865:  2,429,901  „ 

1866:  2,451,856  , 

1867:  2,450,658  „ 


1868:  2,439,314  Fr. 

1869:  2,439,433  _ 

1870:  2,438,473  „ 

1871:  2,440,992  „ 

1872:  2,458,232  „ 

1373:  2,492,455  , 

1874:  2,452,190  „ 


Kol.  10.    Ausgaben  auf  Handel  und  Gewerbe.    Diese  Ausgaben  betreffen : 

1.  Gehalte,  Bureau-  und  Beisekosten. 

2.  Subventionen  an  Ausstellungen  (seit  1874,  vorher  durch  das  Departement  de«  Innern), 
gewerbliche  und  industrielle  Berufsbildung  seit  1884,  an  den  schweizerischen  Handels- 
und Industrieverein  seit  1881  (1500  Fr.  pro  1881  und  1882,  seit  1883 :  10,000  Fr.  per  Jahr). 

3.  Handelsamtsblatt  und  Handelsregister  seit  1883  (64,956  +  22,109  Fr.). 

4.  Mass  und  Gewicht  seit  1860  (vorher  beim  Departement  des  Innern)  mit  durchschnitt- 
lich 6376  Fr.  per  Jahr. 

5.  Fabrikwesen  seit  1878  mit  folgenden  Ausgaben :  1878 :  13,903  Fr. ;  1879 :  26,038  Fr. ; 
1880  :  26,081  Fr. ;  1881 :  23,663  Fr. ;  1882 :  26,734  Fr. ;  1883 :  26,402  Fr. ;  1884 :  24,389  Fr. 

6.  Gewerbliches  und  Utterarisches  Eigentum  seit  1879  mit  folgenden  Ausgaben:  1879: 
2521  Fr. ;  1883 :  2999  Fr. ;  1881 :  4395  Fr. ;  1882 :  5938  Fr. :  1883 :  5873  Fr. ;  1884 :  2401  Fr. 

7.  Kontrolle  von  Gold-  und  Silberwaren  seit  1882  mit  folgenden  Ausgaben:  1882: 
7346  Fr. ;  1880 :  5085  Fr. ;  1884 :  5174  Fr. 

8.  Versicherungswesen  seit  1884  (1682  Fr.). 

Kol.  11.  Ausgaben  auf  Landwirtschaft.  Die  Ausgaben  von  1854  bis  1865 
sind  lediglich  Besoldungen  der  schweizerischen  Konsuln  in  Hävre ,  New  York ,  New  Orleans 
und  Bio  de  Janeiro  für  Besorgung  von  Auswanderungsangelegenheiten.  Sie  figurieren  in  dieser 
Rubrik,  weil  das  Auswanderungswesen  seit  1879  mit  dem  eidg.  Landwirtschaflsdepartement 
verbunden  ist.  Ausser  jenen  Summen  sind  in  den  Jahren  186061  noch  65,753  Fr.  verausgabt 
worden  für  die  Mission  des  ausserordentlichen  schweizerischen  Gesandten  J.  J.  von  Tschudi 
nach  Brasilien,  ebenfalls  in  Auswanderungsangelegenheiten.  Von  1865  bis  1878  figurieren  die 
Ausgaben  für  Auswanderung  in  der  Rubrik  „Politisches  Departement". 

Die  in  dieser  Rubrik  pro  1879  bis  1884  verzeichneten  Ausgaben  betreffen : 

1.  Gehalte,  Bureau-  und  Reisekosten. 

2.  Unterstützung  von  landwii-tschaftlichen  Vereinen  mit  zusammen  96,788  Fr.,  nämlich 
1879 :  13,720  Fr. ;  1880 :  14,660  Fr. ;  1881 :  13,356  Fr. ;  1882 :  13,259  Fr. ;  1883 :  15,344  Fr. ; 
1884:  26,181  Fr.  (Von  1866  bis  1878  wurden  für  den  nämlichen  Zweck  durch  das 
Departement  des  Innern  105,400  Fr.  ausgerichtet.) 

3.  Förderung  der  Pferdezucht  mit  folgenden  Summen :  18T9:  24,000  Fr.;  1880 :  24,000  Fr. ; 
1881:  23,722  Fr.;  1882:  22,128  Fr.;  1883:  36,453  Fr.;  1884:  26,751  Fr.  (Von  1868  bis 
1878  wurden  für  den  nämlichen  Zweck  durch  das  Departement  des  Innern  218,588  Fr. 
ausgerichtet.) 

4.  Viehzucht  und  Viehseuchen  mit  folgenden  Summen :  1879 :  4434  Fr. ;  1880 :  13,226  Fr. ; 
1881:  2410  Fr.;  1882:  10,671  Fr.;  1883:  21,596  Fr.;  1884:  37,601  Fr.  C&n  Jahre  1868 
wurden  für  die  nämlichen  Zwecke  durch  das  Departement  des  Innern  25,0O0  Fr. 
ausgerichtet.) 
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5.  Phylloxera  (Bekämpfung  derselben)  mit  folgenden  Summen:  1879:  1278  Fr.;  1880: 
9125  Fr.;  1881:  14,747  Fr.;  1882:  12,746  Fr.;  1883:  112,765  Fr.;  1884:  16,466  Fr. 

6.  Landwirtschaft  im  allgemeinen  (Förderung  derselben  mit  folgenden  Sunamen :  1879 : 
8000  Fr.;  1882:  16,063  Fr.;  1883:  25,730  Fr. ;  1884:  32,277  Fr.  (Vor  1879  wurden  zum 
nämlichen  Zwecke  durch  das  Departement  des  Innern  ausgerichtet :  1875 :  2000  Fr. ; 
1876:  4370  Fr.;  1878:  7672  Fr.) 

7.  Subventionierung  von  landwirtschaftlichen  Ausstellungen  mit  159,000  Fr.  seit  1879. 
(Vor  1879  wurden  durch  das  Departement  des  Innern  zum  nämlichen  Zwecke  118,000  Fr. 
verausgabt.) 

Kol.  12.    Ausgaben  auf  Forstwirtschaft.    Diese  Ausgaben  betreffen: 

1.  Gehalte,  Bureau-  und  Reisekosten. 

2.  Aufforstungen  im  Hochgebirge  und  Forstkurse  mit  folgenden  Summen :  1878 :  4211  Fr. ; 
1879:  15,033  Fr.;  1880:  17,066  Fr.;  1881:  6965  Fr.;  1882:  24,825  Fr. ;  1883:  35,749  Fr.; 
1884:  36,478  Fr.    Total  140,327  Fr. 

3.  Triangulation  im  eidg.  Forstgebiete  mit  folgenden  Summen:  1879:  15,000  Fr.;  1880: 
15,000  Fr.;  1881:  19,460  Fr.;  1882:  17,296  Fr.;  1883:  17,204  Fr.;  1884:  20,000  Fr. 

Kol.  13.    Auf  Jagd  und  Fischerei.    Diese  Ausgaben  fallen  auf: 

1.  Wildhut  und  Vogelschutz  mit:   1879:   11,877  Fr.;   1880:  9753  Fr.;   1881:  14,997  Fr. 
1882:  15,088  Fr.;  1883:  16,429  Fr.;  1884:  16,700  Fr. 

2.  Fischerei  (Beiträge  an  Fischzuchtanstalten  etc.):  1879:  6533  Fr.;  1880:  15,090  Fr.; 
1881:  6672  Fr.;  1882:  9897  Fr.;  1883:  9537  Fr.;  1884:  1000  Fr.    Total  57,729  Fr. 

Kol.  14.  Postverwaltung.  Diese  Kolonne  begreift  sämtliche  Betriebskosten  in 
sich,  die  da  sind :  Besoldungen  (angewachsen  von  1,036,034  Fr.  im  Jahre  1850  auf  8,364,791  Fr. 
im  Jahre  1884),  Entschädigung  von  Kommissären,  Reisekosten,  Büreaukosten,  Dienstkleidung, 
Lokalmietzinse  (letztere  531,423  Fr.  pro  188  t),  Mobiliar-  und  Büreaugerätschaften,  Fuhrmaterial, 
Transportkosten  (letztere  3,931,605  Fr.  pro  1884),  Wertzeichenfabrikation  seit  1868,  Unfall- 
entschädigungen, Versicherungsspesen,  Verzinsungen  etc. 

Kol.  16.  Telegraphenverwaltung.  Seit  1882  sind  inbegriffen  Ausgaben  für 
das  Telephon  Wesen  mit  274,013  Fr.  pro  1882;  386,670  Fr.  pro  1883;  405,137  Fr.  pro  1884.  Die 
übrigen  Ausgaben  betreifen:  Besoldungen  (angewachsen  von  45,705  Fr.  im  Jahre  1852  auf 
1,494,037  Fr.  im  Jahre  1884),  Expertisen  und  Reisekosten,  Büreaukosten,  Mietzinse  und  Unter- 
halt von  Gebäulichkeiten ,  Bau  und  Unterhalt  von  Linien ,  Beschaffung  und  Reparaturen  von 
Apparaten,  Büreaugerätschaften,  Inventarverzinsung. 

Kol.  17.  Ausgaben  auf  das  Eisenbahn  de  partement.  Die  Ausgaben 
der  Jahre  1850/52  wurden  für  Eisenbahnvorarbeiten  und  Studien  gemacht,  während  sich  die- 
jeni-o.n  seit  1873  auf  die  Verwaltung  (Kanzlei,  administratives  und  technisches  Inspektorat, 
Gotthai'dbahninspektion)  beziehen.  Für  letztere  sind  in  den  Jahren  1879  bis  1882:  141,456  Fr, 
inbegriffen,  woran  die  Verwaltung  der  Gotthardbahn  62,760  Fr.  zurückvergütete. 

Kol.  18.  Unvorhergesehene  Ausgaben.  Dieselben  sind  sehr  mannigfacher 
Natur  und  betreffen  hauptsächlich  Ehrengaben  an  verschiedene  Feste,  Beiträge  an  Denkmäler, 
ausserordentliche  Prozess-  und  Druckkosten,  Kosten  internationaler  Kongresse,  Auslieferungs- 
kosten. Im  Jahre  1854  sind  Truppenaufstellungen  und  Strassenbauten  im  Tessin,  1870  die 
Kosten  der  Grenzbesetzung  unter  den  bezüglichen  Summen  inbegriffen. 

Kol.  19.  Auf  Amortisation  und  Verzinsung  von  Anleihen.^  Siehe 
Anmerkungen  zur  Kol.  Staatsschuld. 

Kol.  20.  Ausgaben  für  den  Nationalrat.  Ausser  den  Tagegeldern  und 
Reiseentschädigungen  der  Mitglieder  sind  noch  die  Ausgaben  für  den  Uebersetzer  und  die 
Weibel  in  den  betreffenden  Summen  enthalten.  Die  ersteren  betrugen  ursprünglich  8  Fr.  a.  W., 
vom  1.  Januar  1870  an  14  Fr.  und  seit  April  1875  20  Fr.  per  Sitzungstag. 

Kol.  21.  Auf  den  Ständerat.  Da  die  Mitglieder  dieses  Rates  von  ihren  respek- 
tiven  Kantonen  honoriert  werden ,  umfassen  diese  Ausgaben  bloss  Sitzungs-  und  Reisegelder 
für  Kommissionen  nebst  Bezahlung  der  Uebersetzer  und  Weibel. 

Kol.  22.  Ausgaben  des  Bundesrates.  Betrifft  das  Jahresgehalt  der  Bundes- 
räte mit: 

Präsident:    6,000  Fr.  a.  W.,  6  Mitglieder  ä  5,000  Fr.  a.  W.  pro  1849—1851. 

r,  8,700     „      „      „      6  „  ä  7,250     „  „      „       „  18.52-1857. 

10,000     „      „      „      6  „  ä  8,500     „  „      „       „  1858—1872. 

„  13,500     „      „      „      6  „  ä  12,000     „  „      r       V  1873—1884. 
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Kol.  23.  Auf  Militärpensionen  and  Aversalent Schädigungen. 
Hier  sind  bloss  die  Zaschösse  des  Bandes  über  den  Ertrag  des  Invalidenfonds  hinaas  an- 
gegeben ;  bezüglich  der  jährlich  eflTektiv  ausbezahlten  Pensionen  und  Entschädigungen  ver- 
weisen wir  auf  die  Anmerkungen  beim  Militärdepartement. 

Durch  die  letztjährige,  dem  Invalidenfonds  einverleibte  Dotation  von  1,200,000  Fr., 
wonach  das  Vermögen  des  Fond^  auf  1,989,550  Fr.  anstieg,  dürfte  der  Jahresertrag  —  ausser- 
ordentliche Unglücksfälle  vorbehalten  —  zur  vollständigen  Deckung  der  erforderlichen  Ausgaben 
hinreichen  und  somit  obige  Rubrik  künftig  wegMlen. 


III.  Snmme  aller  Einnahmen  und  Ausgaben,  Yermögen,  Staatsschuld. 

Jahr 

Einnahmen 

Ausgaben 

Brutto- 
vermögen 

Staatsschuld 

Netto- 

Staats- 

vermögen 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

1849 

6,127,551 

6,535,590 

13,369,960 

5,865,727 

7,504,233 

1850 

10,166,870 

10,080,535 

12,481,754 

4,868,354 

7,616,400 

1851 

11,702.434 

10,997,442 

13,538,656 

4,301,219 

9,237,437 

1852 

13,540,185 

12,456,330 

10,902,081 

3,390,054 

7,512,027 

1853 

14,187,475 

13,111,182 

11,651,873 

2,917,405 

8,734,467 

1854 

14,118,618 

13,976,378 

10,052,866 

2,355,663 

7,697,203 

1855 

14,985,150 

14,230,672 

10,835,458 

1,785,226 

9,050,232 

1856 

16,298,909 

15,492,095 

11,098,255 

1,201,544 

9,896,711 

1857 

17,216.270 

16.087,707 

20,154,:345 

11,889,602 

8,294,743 

1858 

17,478,549 

16,343,796 

19,833,034 

10,770,928 

9,062,106 

1859 

18,999,539 

19,698,236 

18,714,163 

10,350,754 

8,363,409 

1860 

21,685,566 

21,913,766 

13,241,063 

4,925,370 

8,315,693 

1861 

20,621,559 

20,322,324 

14,133,288 

4,896,547 

9,236,741 

1862 

19,911,657 

19.286,040 

15,300,553 

4,694,102 

10,606,451 

1863 

19,495,891 

18,671,651 

16,152,:333 

4,636,336 

ll,5ir,,997 

1864 

18,979,426 

18,716,242 

16,325,393 

4,301,136 

12,024,257 

1865 

19,188,124 

19,416,600 

15,235,324 

4,041,954 

11,193,370 

1866 

20,103,284 

21,552,495 

13,758,222 

3,808,445 

9,949,777 

1867 

19,781,960 

19.572,989 

20,795,272 

13,419,769 

7,375,503 

1868 

21,362,632 

20,343,580 

21,904,690 

15,299,481 

6,605,209 

1869 

22,049,353 

21,744,459 

23,945,455 

14,929,081 

9,016,374 

1870 

21,906,816 

30,905,446 

19,816,8^5 

21,396,647 

—  1,579,762 

1871 

27,513,703 

24,782,366 

28,611,490 

30,349,502 

-  1,738,012 

1872 

29,641,914 

27,559,245 

27,778,268 

30,057,593 

-  2,279,325 

1873 

34,343.168 

33,613,325 

25,362,535 

29,288,180 

—  3,925,645 

1874 

46,844.810 

45,586,172 

27,562,560 

30,635,552 

-  3,072,992 

1875 

42,408.029 

43,235,696 

31,608,408 

31,309,486 

298,922 

1876 

42,277.141 

43,462,625 

31,-344,147 

31,124,917 

219,230 

1877 

40,789,242 

42,625,873 

36,514,109 

36,125,378 

388,731 

1878 

41,536,226 

41,469,641 

36,589,396 

35,036,979 

1,552,417 

1879 

41.456,213 

39,525.274 

37,080,634 

32,331.284 

4,749,350 

1880 

42,511,848 

41.038,227 

44,275,608 

37,442,029 

6,833,579 

1881 

43,383,025 

42,717,493 

45,356,066 

36,947,044 

8,409,022 

1882 

43,736,106 

43,247,796 

46,765,937 

36,457,895 

10,308,042 

1883 

50.456,136 

50.033,764 

44,457,922 

35,594,236 

8,863,686 

1884 

47,605,079 

46,190,092 

47,285,935 

35,510,342 

11,775,593 

1885 

48,392,697 

46.278,685 

51.168.345 

a5,713,485 

15,454,860 

1886 

61.097,496 

58.067,506 

55,065,998 

36,670,616 

18,395,382 
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Kol.  Einnahmen  und  Ausgaben.  Das  Jahr  1849  weist  als  ausserordentliche 
Einnahmen  auf:  Halbes  Geldkontingent  der  Kantone  pro  1848  im  Betrage  von  527,266  Fr.; 
erstes  ganzes  Geldkontingent  pro  1849  im  Gesamtbetrage  von  1,054,532  Fr.  Als  ausserordent- 
liche Ausgaben:  Bewachung  der  Nordgrenze :  1,139,726  Fr.,  italienische  Flüchtlinge :  39,952  Fr., 
deutsche  Flüchtlinge:  282,057  Fr. 

Kol.  Bruttovermögen.    Das  Bruttovermögen  bestand  Ende  1849  aus: 

1.  Schuldbriefen  des  ehemaligen  Kriegsfonds 4,597,255  Fr. 

2.  Freiburgischen  Bodenzins-  und  Zehenttiteln 1,065,809  „ 

3.  Schuldbriefen  des  Invalidenfonds  (Ende  1853  vom  Staatsvermögen 
abgetrennt)       469,350  „' 

4.  Immobilien 382,445  „ 

5.  Inventarbeständen  inkl.  Kriegsmaterial 1,598,921  „ 

6.  Schuldrestanz  der  Sonderbundsstände      4,702,496  „ 

7.  Ausständen  und  Zinsguthaben 140,510  „ 

8.  Barschaft 413,204    „ 

Von  der  sub  6  erwähnten  Schuldrestanz  wurde  laut  Staatsrechnung  von  1852  erlassen 

(Zins  nicht  inbegriffen): 

a)  dem  Staate  Luzem  ....    1,634,095  Fr.    e)  dem  Staate  Freiburg  ....       479,355  Fr. 

b)  „         „       Obwalden  .    .    .         26,548    „      f)     „         „       Schwyz    ....       110,123    „ 

c)  „         „       Nidwaiden     .    .         21, 690    „      g)  Unverteilte  Nachtragsforderung    953,169    „ 

d)  „  „        Zug 11,830     „  3,236,800  Ft. 

Ende  1884  bestand  das  Bruttovermögen  aus: 

Liegenschaften  des  Bundes 8,876,170  Fr. 

Angelegten  Kapitalien 17,806,707  „ 

Betriebskapitalien  der  Verwaltungszweige  .  6,772,744  „ 

Inventar  der  Verwaltungen 8,815,892  „ 

Kassabestand 2,567,102  „ 

Barreserve 1,135,000  „ 

Vorräte  in  den  Munitionsdepots 797,510  „ 

FuragevoiTäten 514,810  „ 

Kol.  Staatsschuld.    Die  Staatsschuld  bestand  im  Jahre  1849  aus : 

1.  Restanz  des  5prozentigen  Anleihens  von  1848  von  3,300,000  Fr.  a.  W.    4,425,300  Fr. 

2.  Vorschuss  der  Banken  in  Basel  und  St.  Gallen 491,700    „ 

3.  Guthaben  der  Kantone  für  das  von  ihnen  übernommene  Material    .    .       794,097    „ 

4.  Kaufrestanz  der  für  150,000  Fr.  a.  W.  übernommenen  Thuner  Allmend 

zu  4  Prozent  verzinslich 111,750    „ 

5.  Diversen  Vorschüssen  und  Guthaben 41,880    „ 

Andere  Anleihen  als   die  sub  l  und  2  erwähnten  hat  der  Bund  im  Verlaufe  der  Zeit 

kontrahiert : 

1857:    6,000,000  Fr.  ä  41/2  Prozent,  rückbezahlt  bis  1873. 

1857:    6,000,000    „    ä  5  „  „  „    1860. 

1867:  12,000,000     „     ä  4I/2  „  „  „     1880. 

1871:  15,600,000     „     ä  41/2  „  „  „     1880. 

1877:     4,000,000     „     ä  41/2  „  „  „     1880. 

1880:  35,000,000     „    ä  4  „       rückzahlbar    „    1915. 

Das  Anleihen  von  1848  wurde  bis  1858  zurückbezahlt. 

Ende  1884  bestand  die  Staatsschuld,  bezw.  Passiva,  des  Bundes  aus  32,982,000  Fr. 
Eestanz  des  4prozentigen  Anleihens  von  I880,  247,391  Fr.  uneingelösten  Obligationen  und 
Koupons,  2,280,951  Fr.  Münzreservefonds. 
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L.  V.  Stein,   Lehrbuch  der  Finanzwissenschaft.     5.  Aufl.     2  Teile 

in  5  Bänden.     Leipzig,  Brockhaus,   1 880/86. 
Ad.  Wagner,  Finanzwissenschaft.     Teil  I,  II  u.  III,  1.  u.  2.  Heft. 

Leipzig  und  Heidelberg,  Winter,  1883/87.; 
W.  Röscher,  System  der  Finanzwissenschaft.    Stuttgart,  J.  Gr.  Cotta, 

1886. 

Es  wäre  ganz  und  gar  unverständlich,  wenn  die  gesteigerten  Anforde- 
rungen, welche  die  neueste  Zeit  an  die  Leistungen  der  Staaten  —  namentlich 
der  festländischen  —  stellt,  nicht  auf  diejenige  Wissenschaft,  welche  sich  mit 
der  Befriedigung  dieser  Anforderungen  beschäftigt,  auf  die  Finanzwissenschaft, 
einen  erhöhten  Thätigkeitsreiz  ausgeübt  hätten.  So  zeigt  denn  insbesondere 
das  8.  und  9.  Jahrzehent  unseres  Jahrhunderts  einen  Reichtum  an  finanzwissen- 
schaftlichen Arbeiten,  wie  ihn  in  ähnlicher  Weise  das  2.  und  3.  hervorgebracht 
hatte.  Jetzt  wie  damals  ist  es  die  Zeit  nach  einer  grossen  politischen  Krisis, 
welche  diese  Wirkung  ausübt,  indem  teils  die  Wiederherstellung  der  gestörten 
oder  gar  zerrütteten  Staatswirtschaft,  teils  die  Verfolgung  gesteigerter  Staats- 
zwecke zur  Aufbringung  vermehrter  Mittel  nötigt. 

Von  den  Blüten,  welche  dieser  Frühling  eigener  Art  in  neuester  Zeit  her- 
vorgerufen hat.  sind  es  vorzugsweise  drei  allgemein  finanzwirtschaftliche  Werke, 
welche  sowohl  schon  um  der  Berühmtheit  ihrer  Verfasser  willen,  als  auch  wegen 
ihrer  Bedeutung  an  sich  die  allgemeine  Aufmerksamkeit  auf  sich  ziehen  und 
verdienen. 

Unter  diesen  dreien  ist  in  erster  Reihe  zu  nennen  L.  von  Steins  Lehr- 
buch der  Finanzwissenschaft,  von  welchem  in  der  bezeichneten  Zeit  nicht  weniger 
als  drei,  oder  wenn  man  will  vier  (seit  1871)  Auflagen  erschienen  sind.  Es  wird 
jedoch  der  Erwähnung  kaum  bedürfen,  dass  bei  der  nachfolgenden  Besprechung 
nur  die  fünfte  Auflage  (vier  Bände,  Leipzig  1885  und  1886)  in  Betracht  gezogen 
werden  wird,  da  einerseits  die  früheren  Auflagen  zur  Genüge  besprochen  sind, 
anderseits  die  neueste  —  wie  jede  der  vorhergehenden  —  vielfach  die  Be- 
deutung nicht  bloss  einer  neuen  Ausgabe,  sondern  eines  neuen  Werkes  hat.. 

Der  Zeit  nach  als  der  nächste  folgt  ihm  A.  Wagner  mit  seinem  Lehr- 
buch der  Finanzwissenschaft,  welches  auf  vier  Bände  angelegt,  aber  obwohl 
längst  begonnen,  doch  erst  bis  zum  Anfang  des  dritten  Bandes  (Leipzig  188ti 
und  1887)  gediehen  ist,  während  die  ersten  beiden  Bände  schon  wiederholt  neue 
Auflagen  erlebt  haben. 
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An  dritter  Stelle  —  nicht  der  Bedeutung,  sondern  nur  der  Zeit  nach  — 
kommt  W.  Roschers  System  der  Finanzwissenschaft  (Stuttgart  1886),  welches 
gleichzeitig  in  erster  und  zweiter  Auflage  erscheinen  konnte. 

Der  Gegenstand,  welchen  diese  drei  Werke  behandeln,  ist  zwar  nach  der 
Natur  der  Sache  in  der  Hauptsache  der  gleiche.  Aber  es  findet  sich  doch  schon 
in  Ansehung  seiner  eine  bemerkenswerte  Verschiedenheit  hinsichtlich  der  Aus- 
dehnung, welche  demselben  gegeben,  und  hinsichtlich  des  Gewichts,  welches 
den  einzelnen  Teilen  und  Seiten  desselben  von  den  Verfassern  beigelegt  wird. 
So  widmet  L.  von  Stein  dem  Gebiete  der  Finanzverfassung  und  formellen 
Finanzverwaltung  eine  so  eingehende  Behandlung,  wie  sie  diesem  wichtigen 
Gegenstande  weder  in  den  beiden  anderen  Werken  nocli  in  einem  sonstigen 
Werke  über  die  Finanzwissenschaft  zu  teil  geworden  ist.  Es  muss  hier  zunächst 
genügen,  die  Hauptabschnitte  zu  bezeichnen,  welche  aus  den  verschiedenen 
Teilen  dieses  Gebietes  entstehen.  Bei  der  Finanz  Verfassung  wird  im  ersten 
Hauptstück  die  Finanzgesetzgebung  überhaupt  und  das  Budget  ins- 
besondere behandelt.  Von  letzterem  wird  die  Aufstellung,  das  Gleichgewicht 
der  Einnahmen  und  Ausgaben,  mit  Ueberschuss,  Defizit  und  Deckung,  ferner 
das  Budgetrecht  mit  Konflikt,  Verantwortlichkeit  und  der  gesetzmässigen 
Sanktion  eingehend  besprochen.  Das  zweite  Hauptstück  enthält  die  Organisa- 
tion und  Hauptfunktion  der  vollziehenden  Gewalt,  insbesondere  also  des 
Finanzministeriums.  Das  dritte  Hauptstück  enthält  unter  der  Bezeichnung  ,das 
verfassungsmässige  Verwaltungsrecht "  die  Darstellung  der  verwaltungsrechtlichen 
Haftbarkeit  und  der  Kontrolle  (Rechnungshof). 

Diese  Abschnitte  füllen  nebst  einer  allgemeinen  ausführlichen  Einleitung 
über  Staatsleben,  Finanzwesen  und  Finanzwissenschaft  überhaupt  den  ersten  Band. 
Damit  ist  der  erste  Teil  des  Werkes  abgeschlossen.  Der  zweite  Teil  füllt  die 
folgenden  drei  Bände  und  enthält  die  Finanzverwaltung,  mit  vier,  der 
Grösse  nach  sehr  ungleichen,  Hauptabteilungen,  nämlich  dem  Kassen-,  Rechnungs- 
und Revisionswesen  nebst  Münz-  und  Bankwesen,  den  Staatsausgaben,  den 
Staatseinnahmen,  endlich  den  Staatsschulden  nebst  Papiergeld  u.  dgl. 

Aus  der  mitgeteilten  Uebersicht  über  den  Inhalt  namentlich  des  ersten 
Teils  geht  schon  hervor,  dass  L.  von  Stein  hier  der  Finanzwissenschaft  ein  ihr 
mit  vollem  Rechte  zugehöriges  Gebiet  zwar  nicht  neu  entdeckt  —  denn  auch 
Röscher  und  auch  ältere  Vorgänger  berühren  dasselbe  mehr  oder  weniger  — 
aber  bedeutend  weiter  aufgeschlossen  und  diese  Wissenschaft  wesentlich  be- 
reichert hat.  Es  wird  daher  gestattet  sein,  bei  diesem  Gegenstande  eine  kleine 
Zeit  zu  verweilen. 

L.  von  Stein  erkennt  in  der  Lehre  von  der  Staatswirtschaft  einen  Teil 
der  Staatswissenschaft  überhaupt,  und  die  erstere  in  ihrem  innigen  Zusammen- 
hang mit  dem  ganzen  Staatsleben,  welches  also  den  Ausgangspunkt  seiner 
Untersuchung  bildet.  Damit  gewinnt  er  den  Standpunkt  für  die  Erkenntnis  des 
Staats  als  einer  persönlichen  Einheit  mit  ihrer  Gliederung  und  Thätigkeit,  der 
Bedeutung  und  persönlichen  Berechtigung  des  einzelnen  und  der  Geschichte  als 
des  Ausdrucks  für  die  Entwicklung  des  Bestehenden.  So  gestaltet  sich  ihm, 
wovon  wir  zunächst  sprechen,  die  Organisation  und  Thätigkeit,  oder  die  Ver- 
fassung und  Verwaltung  des  Finanzwesens  zu  einem  notwendigen,  bedeutenden 
Gliede  der  Finanzwissenschaft. 

Dass  L.  von  Stein  auf  der  von  ihm  neu  eröffneten  Bahn  auch  sofort 
weit  vorgedrungen,  war  nicht  anders  zu  erwarten.  Es  geht  dies  schon  aus  den 
höchst  summarischen  Andeutungen  hervor,  welche  oben  über  den  Inhalt  des 
ersten  Teils  des  Werkes  gegeben  worden  sind.  Er  hat  damit  aber  die  An- 
regung zur  wissenschaftlichen  Behandlung  einer  bisher  lediglich  der  Routine 
bekannten  Seite  des  Finanzwesens  gegeben,  nämlich  des  Etats-  und  Rechnungs- 
rechts. Wie  viele  Fragen,  welche  diesem  Zweige  angehören,  kommen  im  Ver-, 
fassungsieben  bei  der  Aufstellung,  Beratung  und  Beurteilung  des  Budgets  und^ 
der  Staatsrechnungen,  sowie  in  der  Verwaltung  bei  der  Aufstellung,  Abhör  und 
Feststellung  der  Rechnungen  zur  Sprache,  und  wie  geling  und  wenig  verbreitet 
ist  die  Kenntnis  von  diesen  Dingen!     Nur  an  einige  solche  Fragen  sei  hier  er- 
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innert:  Die  Durchfährung  des  Brutto-  oder  Nettobudgets  in  ihrer  vollen  Konsequenz 
oder  mit  (welchen?)  Beschränkungen;  die  etats-  und  rechnungsmässige  Behand- 
lung der  Einnahme-  und  Ausgabereste  aus  den  Vorjahren;  die  Zuständigkeit  zu 
Niederschlagungen.  Nachlässen  und  Verborgungen  und  deren  Behandlung;  die 
Uebertragbarkeit  der  Etatstitel;  die  Grenzen  für  die  Verwendbarkeit  der  be- 
willigten Summen  innerhalb  der  Etatstitel,  insbesondere  in  Ansehung  der  Er- 
übrigungen; die  Verrechnung  der  Erlöse  aus  unbeweglichem  Staatseigentum 
durch  Kürzung  an  der  Ausgabe  oder  durch  Vereinnahmung;  die  rechnerische 
Behandlung  der  Materialvorräte  und  die  Zulässigkeit  von  Beschaffung  der 
letzteren;  die  Verzeichnung  und  rechnerische  Behandlung  des  unbeweglichen 
und  beweglichen  Staatsvermögens  überhaupt  u.  s.  w.  Diese  und  noch  viele 
andere  Fragen  bedürfen  und  warten  noch  der  wissenschaftlichen  Beleuchtung, 
für  welche  L.  von  Stein  nunmehr  den  Anstoss  gegeben  und  den  Weg  ge- 
öffiiet  hat. 

Aus  der  Fülle  geistreicher  Einzelheiten,  welche  der  erste  Teil  enthält, 
möge  gestattet  sein  nur  ein  paar  Proben  anzuführen.  Ueber  das  Verhältnis 
des  Finanzwesens  im  Staatsleben  sagt  der  Verfasser:  ^Das  Ideal  jeder  Persön- 
lichkeit, also  auch  des  Staates,  ist  die  unendliche  Entwicklung  ihres  Lebens. 
Das  Streben  nach  diesem  Ideale  ist  nicht  bloss  berechtigt,  sondern  vom  höchsten 
Werte  für  das  Staatsleben,  aber  auch  masslos  und  unendlich." 

Diese  Unendlichkeit  der  Aufgaben  des  Staates  muss  also  ihr  Mass  ausser- 
halb ihrer  selbst  suchen,  und  findet  es  in  der  Möglichkeit,  die  Mittel  dafür  auf- 
zubringen, welche  »sich  zwar  wie  eine  kalte  Hand  auf  die  Wärme  der  idealen 
Bewegungen  der  Staatsidee  legt,  sich  aber  auch  wie  ein  fester  Damm  der  rück- 
sichtslosen Willkür  einer  positiven  Staatsgewalt  entgegenstellt.  Was  durch  die 
Staatswirtschaft  möglich  ist,  ist  (für  den  Staat)  überhaupt  möglich;  was  durch 
die  Staatswirtschaft  verweigert  wird,  ist  überhaupt  nicht  möglich." 

Es  wird  sich  weiterhin  Veranlassung  finden,  auf  diese  Sätze  zurückzu- 
kommen. 

Bei  der  Richtung,  welche  ein  Teil  der  Finanzwissenschaft  genommen  hat, 
ist  es  auch  interessant  zu  sehen,  wie  sich  L.  von  Stein  zur  sozialen  Frage  verhält. 

In  dieser  Hinsicht  erblickt  er  den  spezifischen  Charakter  der  gegen- 
wärtigen Finanzwissenschaft  in  dem  Eintreten  der  sozialen  Idee  in  dieselbe. 
Die  Begründung  für  die  Hereinbeziehung  dieser  Idee  in  die  Staatswirtschaft 
liegt  als  selbstverständlich  in  der  das  ganze  Staatsleben  durchdringenden  Be- 
deutung derselben.  Als  ihr  Mass  wird  bezeichnet:  die  Unzulässigkeit  einer  In- 
anspruchnahme des  Einkommens  durch  öffentliche  Leistungen  über  die  eigene 
Grenze  des  letzteren  selbst  hinaus,  oder  genauer:  die  Begrenzung  der  Steuer 
auf  dem  Punkte  der  Inanspruchnahme,  auf  welchem  jene  das  Einkommen  so 
vermindert,  dass  es  seine  kapitalbildende  Kraft  verlieren  würde.  Der  Grund- 
gedanke der  sozialistischen  Auffassung  der  Staatswirtschaft  ist  demnach:  „die 
aufsteigende  Klassenbewegung  der  Nichtbesitzenden  vermöge  der  Herstellung 
einer  wirtschaftlich  gesicherten  Existenz  durch  den  Staat  zu  lördem."  ,Wie 
dies  die  Verwaltung  thut,  ist  nicht  Sache  der  FinanzwTssenschaft ,  welche  den 
festen  Boden  unter  den  Füssen  verliert,  wenn  sie  darauf  eingeht." 

In  dieser  massvollen  Beschränkung  wird  jedermann  die  Aufnahme  des 
Staatssozialismus  in  die  Finanzwissenschaft  bereitwillig  gelten  lassen,  zugleich 
aber  ^vird  nicht  zu  verkennen  sein,  dass  für  die  demselben  damit  eingeräumte 
Aufgabe  die  besondere  Berücksichtigung  des  sozialpolitischen  Moments  über- 
haupt nicht  nötig  ist,  denn  die  Aufgabe  der  Staatswirtschaft,  die  .kapitalbil- 
dende Kraft"  nicht  zu  zerstören,  und  die  Existenzmöglichkeit  der  Nichtbesitzen- 
den nicht  anzutasten ,  folgt  schon  aus  der  sittlichen  und  volkswirtschaftlichen 
Aufgabe  des  Staats,  welche  er  auch  in  seiner  staatswii-tschaftlichen  Thätigkeit 
nicht  verleugnen  darf. 

Bedeutend  und  belehrend  ist  auch  der  Abschnitt  über  das  Budget  mit 
den  an  dieses  sich  knüpfenden  Erörterungen  vom  Gleichgewicht  der  Ein- 
nahmen und  Ausgaben,  vom  Defizit  und  vom  Konflikt.  Es  muss  ein- 
leuchten,   dass   bei    der   gegebenen   Möglichkeit   eines   ernstlichen   Zwiespaltes 

453 


^t^  Litteratur. 

zwischen  Regierung  und  Volksvertretung,  und  dem  unzweifelhaften  Recht  der 
letzteren  die  Mittel  für  die  Bestreitung  der  Staatszwecke  zu  bewilligen,  gegen- 
über der  ebenso  unzweifelhaften  Unmöglichkeit  den  ganzen  Staatsorganismus 
im  Falle  der  Nichtbewilligung  stillstehen  zu  lassen,  dass  bei  dieser  Möglichkeit 
die  Auffindung  eines  Mittels,  um  aus  einem  solchen  Zwiespalt  ohne  die  äusserste 
Gefahr  für  die  Existenz  der  bestehenden  Gesellschaft  herauszukommen,  von  der 
grössten  Wichtigkeit  wäre.  L.  von  Stein  findet  in  der  englischen  Einrichtung, 
nach  welcher  ein  Teil  des  Budgets  der  alljährlichen  Bewilligung  entrückt  ist, 
den  Anstoss  zu  dem  Gedanken,  das  Budget  in  zwei  Teile  zu  zerlegen,  deren 
einer  den  Aufwand  für  Befriedigung  erworbener  Rechte  und  Bestreitung  recht- 
licher Vei-pflichtungen  beziehungsweise  die  Mittel  hierfür  enthalten  und  —  vor- 
behaltlich etwaiger  Aenderungen  im  Wege  der  Gesetzgebung  —  ein  für  alleraal 
bewilligt  sein  soll,  während  der  andere  Teil  der  alljährlichen  Bewilligung  zu 
unterliegen  hätte. 

Dass  damit  die  Lösung  der  Aufgabe  gefunden  wäre,  erscheint  zweifel- 
haft, denn  es  dürfte  nicht  minder  unmöglich  sein,  durch  Verweigerung  der 
Mittel  für  die  nicht  auf  rechtlichen  Verpflichtungen  beruhenden  Ausgaben  die 
ganze  Staatsthätigkeit  lahm  zu  legen  und  damit  alle  Bande  der  Gesellschaft  zu 
zerreissen ,  als  die  Erfüllung  der  rechtlichen  Verpflichtungen  zu  untei'lassen. 
Die  Einstellung  der  Schuldenverzinsung  wäre  weit  weniger  verderblich  als  die 
der  Rechtspflege,  der  Polizei,  des  Heeres  u.  a.  Zudem  möchte  die  Ausscheidung 
der  rechtlichen  Verpflichtungen  im  Budget  auf  unübersteigliche  Schwierigkeiten 
stossen,  weil  in  allen  Verwaltungszweigen  unzählige  Leistungen  und  Lieferungen 
gleicher  Art  teils  auf  Verträgen  beruhen,  teils  nicht.      / 

Immerhin  muss  es  als  verdienstlich  und  dankenswert  anerkannt  werden, 
eine  so  wichtige  Frage  angeregt  und  ihre  Lösung  versucht  zu  haben,  worin 
immer  der  erste  und  oft  der  bedeutendste  Schritt  auf  dem  Wege  zu  derselben 
geschehen  ist.  Röscher  berührt  diesen  Gegenstand  nicht;  Wagner  dagegen 
bemerkt,  der  Unterschied  zwischen  ordentlichem  und  ausserordentlichem  Budget 
komme  am  Ende  auf  die  Unterscheidung  zwischen  stabilem  und  jährlich  fest- 
zustellendem Voranschlag  hinaus.  Diese  Auffassung  hat  gewiss  manches  für 
sich,  aber  ganz  zutreffend  ist  dieselbe  doch  nicht,  denn  die  erstere  Unterschei- 
dung ist  lediglich  wirtschaftlicher  Natur;  es  handelt  sich  dabei  um  die  stän- 
digen, alljährlich  wiederkehrenden  gegenüber  den  vorübergehenden  Ausgaben; 
die  zweite  dagegen  ist  politischer  Art  und  betrifft  das  Bewilligungsrecht  der 
Volksvertretung,  wobei  sie  allerdings  die  erstere  Untei-scheidung  wird  mit  be- 
rücksichtigen, aber  doch  nie  ganz  mit  durchführen  können.  Mit  einer  Beschrän- 
kung des  Bewilligungsrechts  auf  das  ausserordentliche  Budget  dürfte  der  Volks- 
vertretung wenig  gedient  sein. 

Es  wäre  nun  an  dem  aus  dem  ersten  Bande  des  Steinschen  Werkes 
Mitgeteilten  für  eine  Besprechung  eigentlich  genug,  aber  der  Verfasser  behan- 
delt noch  einen  Gegenstand,  welcher  von  grosser  Wichtigkeit  ist,  und  noch  in 
keinem  anderen  Lehr-  oder  Handbuche  der  Finanzwissenschaft  eine  andere  als 
flüchtige  Erwähnung  gefunden  hat.  Es  ist  dies  die  Rechnungshofs  frage, 
welche  hier  in  Kürze  zu  berühren  noch  gestattet  sein   möge. 

Dass  eine  Kontrolle  der  ganzen  Einnahme-  und  AusgabeverwaHung  in 
jedem  geordneten  Finanzwesen  unentbehrlich  sei,  darüber  sind  von  jeher  alle 
Stimmen  einig.  Auch  darüber  besteht  kein  Zweifel,  dass  diese  Kontrolle  nicht 
nur  eine  rechnerische  und  verwaltungs-,  sondern  auch  eine  verfassungsmässige 
sei,  und  dass  die  erste  Art  im  Wege  der  Revision,  also  der  nachträglichen  Prü- 
fung gehandhabt  werden  müsse.  In  Ansehung  der  letzteren ,  der  verfassungs- 
mässigen Prüfung,  welche  die  Etats-  und  Gesetzmässigkeit  der  Anweisungen 
überwacht,  wird  dagegen  von  L.  von  Stein  der  vorgängigen  Kontrolle  der  An- 
weisungen der  Vorzug  gegeben,  und  Röscher  hat  gegen  dieselbe  auch  kein 
anderes  Bedenken,  als  deren  Kostspieligkeit,  während  Wagner  sich  über  die 
ganze  Rechnungshofssache  nicht  ausspricht,  sondern  nur  vermuten  lässt,  dass  er 
ebenfalls  die  vorgängige  Kontrolle  der  Revision  vorziehen  würde,  indem  er  für 
die  ganze  Staatsverwaltung  grundsätzlich  die  Prävention  der  Repression  vorzieht. 
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Die  Richtigkeit  dieses  von  Wagner  ausgesprochenen  Grundsatzes,  mit 
welchem  auch  Röscher  seine  Ansicht  in  diesem  Falle  begründet,  ist  im  allge- 
meinen nicht  zu  bestreiten,  denn  es  ist  gewiss  besser,  einen  Missgriff  zu  ver- 
hüten, als  gut  zu  machen  oder  zu  bestrafen.  Allein  seine  Durchführbarkeit  hat 
ihre  Grenzen,  wie  denn  z.  B.  die  ganze  Rechtspflege  vorzugsweise  auf  Repression 
hinausgeht,  und  bei  der  ganzen  Finanzkontrolle  scheint  die  nämliche  Grenze 
gezogen  zu  sein:  denn  eine  jede  Kontrolle  ist  nur  dann  recht  wirksam,  wenn 
sie  von  der  Verwaltung  ganz  und  gar  unabhängig,  und  das  ist  sie  n\ir  dann, 
wenn  sie  von  dieser  möglichst  getrennt  ist.  Gerade  das,  was  L.  von  Stein 
fordert,  um  die  Kontrolle  nicht  durch  Zuspätkommen  wirkungslos  zu  machen, 
dass  sie  in  die  Verwaltung  hineingestellt  werde,  das  zerstört  ihre  Unabhängig- 
keit, und  seine  weitere  Forderung,  dass  sie  dennoch  absolut  unabhängig  sein 
solle,  ist  eben  eine  thatsächliche  Unmöglichkeit.  Die  Kontrolle  unterliegt  dann 
eben  allen  Rücksichten  und  Einflüssen  wie  die  Verwaltung  selbst,  sie  ist  ein 
Stück  derselben  und  kann  keinen  selbständigen  Wert  haben,  v.  Stein  mag 
wohl  durch  seinen  Standpunkt,  auf  welchem  er  die  ganze  gesetzgebende  Gewalt 
dem  Parlamente  zuschreibt,  zu  dieser  Ansicht  geführt  sein,  denn  in  der  That 
besteht  die  Anweisungskontrolle  in  England,  Belgien  und  Italien,  also  bei 
parlamentarischen  Verfassungen.  Aber  auch  deren  folgerichtige  Zubehör  ist  sie 
nicht.  —  Es  würde  indessen  zu  weit  führen,  diese  Frage  hier  eingehender  zu 
besprechen');  es  mag  daher  genügen,  festgestellt  zu  haben,  dass  dieselbe  eine 
noch  strittige  ist,  und  schliesslich  hinzuzufügen,  dass  wenn  die  verfassungs- 
mässige Kontrolle  eine  vorgängige  ist,  die  Konsequenz  gebietet,  auch  mindestens 
die  Verwaltungskontrolle  ebenso  einzurichten,  welche  das  ganze  Gebaren  auch, 
der  anweisenden  Mittelbehörden  zu  überwachen  hat 

Wenn  bisher  vorzugsweise  nur  von  dem  Werke  L.  von  Steins  die  Rede 
war,  so  gebührte  dies  dem  Pfadfinder  auf  dem  Gebiete  der  Finanzwissenschaft, 
welcher  in  der  Finanzverfassung  und  Verwaltung  der  Wissenschaft  ein  kaum 
noch  bearbeitetes  Gebiet  wesentlich  neu  erschlossen  hat.  Bei  der  Betrachtung  der 
übrigen  Teile  der  Finanzwissenschaft  wird  sich  Gelegenheit  genug  finden,  auch 
die  beiden  oben  bezeichneten  anderen  Werke  gebührend  zu  berücksichtigen. 

Diese  letzteren  unterscheiden  sich  im  allgemeinen  in  der  Behandlungs- 
weise  sowohl  von  dem  Steinschen  Werke,  als  unter  sich  ganz  bedeutend. 
Während  L.  von  Stein  von  einem  Mittelpunkte  der  Idee  ausgehend  diese  sich 
dialektisch  zu  den  mannigfachen  Gestaltungen  des  wirklichen  Lebens  entfalten 
lässt,  und  dabei  an  der  Hand  der  Geschichte  zeigt,  welchen  Gang  die  Entwick- 
lung bei  den  verschiedenen  grossen  Kulturvölkern  genommen  hat.  geht  Wagner 
in  der  Art  zu  Werke,  dass  er  für  jeden  Zweig  seiner  Wissenschaft  allgemein 
anerkannte  oder  neubegründete  Grundsätze  mehr  postulierend  als  entwickelnd 
aufstellt,  an  diesen  die  wirklichen  Erscheinungen  des  Lebens  prüft,  sie  aner- 
kennt oder  berichtigt,  und  unter  Berücksichtigung  der  in  den  verschiedenen 
Staaten  entwickelten  Mannigfaltigkeit  auch  die  Geschichte  des  Finanzwesens  in 
einem  mit  dem  Fortschreiten  des  Werkes  zunehmenden  Masse  in  den  Kreis 
seiner  Betrachtung  zieht.  Röscher  endlich  drängt  den  Stoff,  welchen  die 
anderen  beiden  Schriftsteller  in  je  vier  Bänden  verarbeiten,  in  einen  Band  zu- 
sammen, indem  er  bei  der  knappsten  Kürze  unbeschadet  der  lichtvollsten  Dar- 
stellung von  eigenen  Untersuchungen  in  der  Regel  absieht,  dafür  aber  eine 
höchst  urteilsfähige  Kritik  über  den  ganzen  Stand  der  Wissenschaft  in  allen 
ihren  Zweigen  ausübt,  deren  Inhalt  nebst  kurzer  Mitteilung  und  kürzester  Be- 
gründung seiner  eigenen  Ansicht  wiedergibt,  und  so  —  wie  es  seine  Absicht 
ist  —  ein  meisterhaftes  ,Hand-  und  Lesebuch*  liefert,  aus  dem  sich  jedermann 
gründlich  unterrichten  kann,  der  sich  für  Finanzwesen  interessiert.  Gemeinsam 
endlich  ist  allen  drei  Werken  die  beinahe  unermessUche  Belesenheit  der  Ver- 
fasser, vermöge  deren  sie  dem  Leser  neben  ihrer  eigenen  Darstellung  den  ganzen 
Schatz  der  staatswissenschaftlichen  Litteratur  aller  Sprachen  aufthun,  aus  welchem 
sie,  Röscher  insbesondere  in  seinen  massenhaften  Anmerkungen,  eine  reiche 
Fülle  der  interessantesten  und  lehrreichsten  Einzelheiten  darbieten. 

I)  Vgl.  auch  meinen  An&atz!äber  das  ital.  Eechnungshofgesetz.TinanzarchivIV,  S.  463  ff. 
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Im  übrigen  ist  die  Anlage  der  drei  Werke  im  wesentlichen  die  gleiche, 
und  muss  es  sein,  denn  sie  ist  durch  den  Stoff  vorgeschrieben.  Sie  behandeln, 
die  Staatsausgaben,  deren  Erörterung  nach  der  Natur  der  Sache  eine  verhält- 
nismässig kurze  sein  muss,  da  sie  der  Hauptsache  nach  den  übrigen  Verwal- 
tungszweigen angehören,  ferner  die  Staatseinnahmen,  welche  den  weitaus  grössten 
Teil  des  Inhalts  und  Raumes  in  Anspruch  nehmen,  und  endlich  die  Staats- 
schulden. 

Der  erste  dieser  Hauptabschnitte,  die  Ausgabenverwaltung,  ist  bei 
L.  von  Stein  in  weniger  eingehender  Weise  nach  grossen  allgemeinen  Gesichts- 
punkten nur  in  Umrissen  behandelt.  Nach  einer  kurzen  Umschreibung  der 
Gebiete:  1.  der  eigentlichen  Staatsausgaben,  für  die  Verwaltung  des  Heerwesens, 
für  die  Staatsschuld  und  zu  Anlagekapitalien,  2.  der  privatwirtschaftlichen  Aus- 
gaben des  Staats  folgt  ein  Blick  auf  die  Entwicklung  der  privatwirtschaftlichen 
Ausgabenverwaltung  und  eine  Darstellung  der  für  dieselbe  geltenden  Haupt- 
grundsätze. Diese  gipfeln  etwa  in  folgenden  Sätzen,  welche  auch  als  eine  Probe 
der  Steinschen  Behandlungsweise  gelten  mögen:  Für  jedes  der  Gebiete  der  Aus- 
gabenverwaltung , stehen  zwei  Gesichtspunkte  nebeneinander,  der  rein  fach- 
männische und  der  staatsmännische "  (der  Ausdruck  „staatswirtschaftliche" 
auf  S.  119,  Bd.  II  wird  wohl  ein  Druckfehler  sein).  „Für  den  ersteren  ist  der 
Staat  mit  seinen  Finanzen  nur  Kapitalist  und  Unternehmer,  der  den  möglichst 
grossen  Vorteil  aus  seinen  Verwendungen  zu  ziehen  hat,  wie  jede  Privatwirt- 
schaft. Der  staatsmännische  Standpunkt  dagegen  gelangt  zu  dem  Grundsatz, 
dass  der  Staat  auch  bei  Benutzung  und  Verwaltung  jener  Herstellungen  inner- 
halb der  Volkswirtschaft  die  Höhe  der  eigenen  Erträgnisse  dem  Bedürfnis  der 
allgemeinen  Entwicklung  unterordnen  muss."  Als  dritte  „elementare  Grund- 
lage der  staatswirtschaftlichen  Auffassung  des  Ausgabewesens "  fügtL.  von  Stein 
noch  die  der  „öffentlichen  Rechtsbildung  für  die  privatwirtschaftlichen  Aus- 
gaben des  Staats"  hinzu,  welche  wieder  drei  Grundsätze  enthält,  nämlich  die 
Verwendung  von  Fachmännern  —  in  oberster  Instanz  Fachminister  — ,  die  Ver- 
antwortlichkeit derselben  und  die  Oeffentlichkeit  des  Verfahrens  bei  Leistungen 
und  Lieferungen  (Offerte,  Submission  etc.). 

Wenn  L.  von  Stein  am  Schlüsse  seiner  Darstellung  zwar  das  Verdienst 
Wagners  anerkennt,  welcher  erst  „dieses  ganze  Gebiet  in  seiner  Weise  der 
Finanz  Wissenschaft  einverleibt  hat",  aber  hinzufügt,  dass  er  damit  über  deren 
Grenzen  hinausgegangen,  und  dass  seine  Darstellung  „zu  einer  höchst  brauch- 
baren Geldstatistik  der  Verwaltungszweige  statt  zu  einem  System  des  Ausgabe- 
wesens geworden  sei",  so  ist  das  gewissermassen  begründet.  Aber  die  Verwal- 
tung berührt  sich  beim  Ausgabewesen  mit  der  Staatswirtschaft  so  nahe  und 
beide  verschlingen  sich  so  vielfach,  dass  ein  gewisses  Hinübergreifen  in  das 
Gebiet  der  Verwaltung  wohl  nicht  zu  vermeiden,  ja  eher  nur  ein  scheinbares 
als  wirkliches  ist.  Auch  der  Fachmann  darf  sich  der  wirtschaftlichen  Rück- 
sichten nicht  entschlagen,  und  wenn  die  Finanzwissenschaft  den  Inbegriff  der 
Grundsätze  enthält,  deren  der  Finanzdienst,  und  in  höchster  Instanz  der  Finanz- 
minister bedarf,  so  wird  sie  auch  diejenigen  umfassen  müssen  oder  wenigstens 
dürfen,  welche  den  Fachmann  in  wirtschaftlicher  Hinsicht  leiten  sollten. 

Von  den  vielen  Beispielen,  welche  das  Wagnersche  Werk  in  dieser  Hin- 
sicht an  die  Hand  geben  würde,  sei  aus  dem  reichen  Inhalte  seiner  Darstellung 
des  Ausgabenwesens  nur  eines  hervorgehoben,  nämlich  die  Frage  nach  der  Ge- 
währung von  Dienstwohnungen  an  die  Beamten.  Gewiss  haben  hierbei  die 
Verwaltungsrücksichten  die  erste  Rolle  zu  spielen,  und  wenn  der  Dienst  es  er- 
fordert, dass  an  einem  Orte,  wo  keine  Mietwohnung  zu  haben  ist,  ein  Beamter 
wohnt,  oder  dass  auch  beim  Vorhandensein  genügender  Mietwohnungen  der 
Beamte  in  unmittelbarer  Nähe  der  Diensträume  wohnt,  dann  muss  unzweifel- 
haft eine  Dienstwohnung  für  ihn  beschafft  werden,  und  die  Finanzfrage  kommt 
bis  hierher  gar  nicht  in  Betracht.  Aber  ob  auch  in  anderen  Fällen  Dienst- 
wohnungen gewährt  werden  sollen,  das  ist  eine  in  erster  Reihe  staatswirtschaft- 
liche Frage,  bei  welcher  das  finanzielle  Interesse  seine  sehr  berechtigte  Rolle 
spielt.    Wenn  Wagner  gleichwohl  zu  dem  Satze  kommt,  „die  Gewährung  von 
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Dienstwohnungen  sei  in  unseren  heutigen  Verhältnissen  (allgeniein)  ein  zweck- 
mässiges Vorgehen",  so  mögen  ihn  dazu  einerseits  die  allzu  genaue  Bekannt- 
schaft mit  den  Berliner  Wohnungsverhältnissen,  andei-seits  die  nicht  genügende 
Bekanntschaft  mit  den  Kosten  bestimmt  haben,  welche  die  BeschaflFung  und 
Erhaltung  der  Dienstwohnungen  veranlasst.  Man  darf  wohl  annehmen,  dass  an 
allen  Orten,  wo  überhaupt  Mietwohnungen  regelmässig  zu  haben  sind,  kein 
Mietzins,  den  irgend  ein  Beamter  seinen  Besoldungsverhältnissen  entsprechend 
wirklich  zahlt,  auch  nur  annähernd  die  Kosten  erreicht,  welche  eine  Dienst- 
wohnung veranlasst,  auch  wenn  sie  durchaus  nicht  über  das  Bedürfiiis  hinaus- 
geht, was  überdies  sehr  häufig  der  Fall  ist.  Die  reichlichste  Wohnungsent- 
schädigung in  Geld,  selbst  werm  sie  den  allermeisten  Beamten  einen  mehi-  oder 
weniger  grossen  Ueberschuss  bieten  würde,  wäre  immer  noch  viel  billiger  und 
für  die  weitaus  meisten  Beamten  willkommener,  als  die  allgemeine  Gewähi-ung 
von  Dienstwohnungen.  Es  ist  indessen  hier  nicht  der  Ort,  diesen  Gegenstand 
weiter  zu  verfolgen,  über  den  sich  noch  manches  sagen  Hesse. 

Auch  Röscher  würde  es  —  aus  gleichen  Gründen  wie  Wagner —  „für 
einen  grossen  Gewinn  halten,  wenn  alle  ständigen  Beamten  mit  Dienstwohnungen 
versehen  würden." 

Doch  —  pectus  facit  disertum!  Möge  diese  kleine  Abschweifung  ins 
eiozelne  einem  alten  Praktiker  verziehen  werden.  Die  Wissenschaft  arbeitet 
doch  nicht  um  ihrer  selbst  willen,  sondern  für  das  Leben,  und  dieses  d.  h.  die 
Praxis  wird  aus  den  Wagnerschen  Erörterungen  im  übrigen  reichen  Gewinn 
durch  Belehrung  und  Anregung  ziehen.  Die  Hauptabschnitte,  unter  welchen  er 
die  Staatsausgaben  betrachtet,  sind :  Natural-  und  Geldbedarf  —  ein  Gegenstand, 
der  in  den  folgenden  Abschnitten  mehrfach  noch  im  einzelnen  behandelt  wird  — ; 
Personalbedarf  oder  Besoldungswesen  (sehr  eingehend  und  interessant,  nur  hie 
und  da,  wie  z.  B.  bei  den  ,  Selbstkosten  der  Staatsdienerarbeit "  vielleicht  etwas 
zu  doktrinär  gehalten);  Sachgüterbedarf;  Bedarf  der  einzelnen  Verwaltungs- 
zweige und  der  Zentralleitung.  Zahlreiche  und  ausführliche  Anmerkungen  bieten 
dabei  eine  Fülle  wertvoller  statistischer  Belege.  Der  Grösse  des  Militärauf- 
wandes entsprechend  ist  den  Militärausgaben  im  Frieden  und  Krieg  eine  an- 
gemessene ausführliche  Betrachtung  gewidmet. 

Aehnlich  wie  Wagner  behandelt  auch  Röscher  die  Staatsausgaben  in 
eingehender  Weise,  nur  —  entsprechend  seiner  ganzen  Art  —  in  gedrängter, 
oft  beinahe  sententiöser  Kürze.  Man  könnte  geneigt  sein,  diesen  Teil  des 
Werkes  für  einen  der  allergelungensten  zu  erklären,  wozu  das  in  den  Anmer- 
kungen angehäufte  historisch-statistische  Material  wesentlich  beiträgt. 

Aber  es  wird  Zeit  sein,  zu  dem  wichtigsten  und  umfänglichsten  Teile 
unserer  Werke  überzugehen,  welcher  von  den  Staatseinnahmen  handelt. 

Ein  Blick  in  die  Inhaltsübersichten  der  drei  Werke  zeigt  eine  üeberein- 
stimmung  darin,  dass  sie  die  Staatseinnahmen  in  zwei  gi-osse  Gruppen  teilen. 
Aber  der  Inhalt,  welcher  jeder  Gruppe  zugeAviesen  ist,  erweist  sich  als  ver- 
schieden. L.  von  Stein  fasst  im  ersten  Hauptstück  ,Das  wirtschaftliche 
Einkommen*,  das  Staatsvermögen,  die  Staatsimtemehmungen ,  das  Gebühren- 
wesen und  die  Regalien  zusammen ;  die  Steuern  bilden  das  zweite  Haupt- 
stück. Wagner  widmet  ein  Kapitel  des  zweiten  Buchs  nach  einer  allgemeinen 
Betrachtung  dem  Privaterwerb  des  Staats,  vom  dritten  Buche  ,die  Ge- 
bühren und  Steuern'  ein  Kapitel  den  ersteren  und  ein  zweites  den  letzteren. 
Röscher  scheidet:  Ganz-  oder  halbprivatwirtschaftliche  Ein- 
nahmen (Domänen,  Gebühren,  Handels-  und  Industriegeschäfte  des  Staats)  im 
ersten  Buch,  von  den  Steuern  im  zweiten  Buch. 

Bekanntlich  hat  L.  von  Stein  wie  in  vieler  anderer  Beziehung  in  die 
Finanzwissenschaft  dadurch  ein  neues  Licht  gebracht,  dass  er  fast  gleichzeitig 
mit  ümpfenbach  die  Gebühren  von  den  Steuern  geschieden,  ihre  Begrenzung 
auch  gegenüber  den  Regalien  gezogen,  und  ihnen  ihre  besondere  Stellung  an- 
gewiesen hat.  Dass  auch  Wagner  und  Röscher  ihm  hierin  nur  folgen  konnten, 
ist  klar.  Dass  aber  neben  dieser  negativen  Uebereinstimmung  doch  einige  Ver- 
schiedenheit der  Ansichten   über   Begriff  und  Wesen   der  Gebühren   herrschen 
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muss,  geht  doch  schon  aus  den  oben  angeführten  Einteilungen  hervor,  welche 
dieselben  einerseits  den  privatwirtschaftlichen  Einnahmen,  anderseits  den  Steuern 
näher  rücken. 

Entsprechend  dieser  Verschiedenheit  in  der  Einteilung  ist  die  Begriffs- 
bestimmung auch  keine  gleiche,  indem  L.  von  Stein  weiter  unterscheidet 
zwischen  eigentlichen  Gebühren  „für  rein  amtliche  Arbeit",  und  zwischen 
„ Regaliengebühren ".  Wagner  versteht  unter  Gebühren  überhaupt  „den  speziellen 
Entgelt  eines  vom  Staate  geleisteten  Dienstes  oder  einer  dem  Staate  veranlassten 
Ausgabe",  wobei  indessen  auffällt,  dass  er  „die  finanzielle  Gegenleistung  der 
Privatbanken  für  Ausnützung  des  Notenregals "  als  Gebühr  bezeichnet,  die 
Eisenbahntaxen  aber  nicht,  während  wieder  Wegegelder,  Postporti  und  Tele- 
graphengebühren  zu  den  Gebühren  gerechnet  werden.  Röscher  sucht  die 
Schwierigkeit,  in  welcher  sich  Wagner  befindet,  dadurch  zu  vermeiden,  dass 
er  die  Gebühr  auf  die  Abgaben  beschränkt  „einerseits  für  solche  Handlungen, 
welche  mit  wesentlichen  Staatszwecken  (Rechts-  oder  Machtzweeken)  zusammen- 
hängen, anderseits  auf  die  Zahlungen,  welche  Selbstkosten  des  Staats 
wenigstens  nicht  sehr  übersteigen".  Post,  Eisenbahn  und  Telegraphie  werden 
daher  ausgeschieden  und  als  Staatsgewerbe  betrachtet. 

Man  sieht,  dass  der  Gebührenbegriff  selbst  unter  den  bedeutendsten  Ver- 
tretern der  Finanzwissenschaft  etwas  noch  keineswegs  Feststehendes  ist.  Und 
das  kann  auch  nicht  anders  sein,  die  Unklarheit  ist  unvermeidlich,  solange  man 
sich  nicht  strenge  Rechenschaft  darüber  gibt,  warum  der  Ausdruck  „Gebühr" 
gerade  diese  oder  jene  Bedeutung  haben  muss.  In  dieser  Richtung  stellt  zur 
Zeit  nur  fest,  dass  die  Gebühr  weder  Steuer  noch  rein  privatwirtschaftlicher 
Ertrag  sein  kann,  aber  diese  bloss  negative  und  höchst  ungenaue  Umschreibung 
des  Gebührengebietes  muss  durch  eine  genaue  Grenzbestimmung  und  durch 
eine  positive  Bezeichnung  ihres  Inhalts  ergänzt  werden.  Es  ist  hier  nicht  der 
Ort,  dies  in  eingehender  Weise  zu  thun,  und  es  muss  daher  genügen,  anzu- 
deuten, auf  welchem  Wege  allein  man  zu  einer  haltbaren  Begriffsbestimmung 
kommen  dürfte. 

Vor  allem  dürfte  die  Finanzwissenschaft  auf  den  stets  unklaren  Begriff 
der  Regalien  zu  verzichten  haben.  Die  eigentlichen  Hoheitsrechte  werden  mit 
den  Aufgaben  und  Zwecken  des  Staats  zusammenfallen  (Münze,  Rechtspflege, 
Verwaltung  u.  a.),  während  alles  was  man  sonst  darunter  verstehen  könnte, 
teils  bei  den  privatwirtschaftlichen  Staatsunternehmungen  (Post,  Telegraphie, 
Eisenbahnen  u.  a.),  teils  bei  den  Monopolen  beziehungsweise  Verbrauchsauflagen 
ohne  Zwang  unterzubringen  ist. 

Sodann  muss  die  Gebühr,  um  sie  in  ihrem  Wesen  zu  erkennen  nach 
ihrer  Entstehung  und  Entwicklung,  also  historisch  betrachtet  werden,  wobei 
sich  zeigen  wird,  dass  ihr  Begriff  in  verschiedenen  Zeiten  einen  verschiedenen 
Inhalt  und  Umfang  hat.  Auf  diese  Weise  lässt  sich  ermitteln,  was  heutzutage 
unter  Gebühr  verstanden  werden  muss,  und  auf  welche  Leistungen  der  Gebühren- 
begriff anzuwenden  ist.  Wenn  dies  gelingt,  dann  wird  auch  die  Zweifelsfrage 
beseitigt  sein,  ob  nicht  die  ganze  Frage  eine  sogenannte  Doktorsfrage  und  der 
Untersuchung  unwert  sei.  Wir  sind  der  Meinung,  dass  dies  keineswegs  der 
Fall  ist,  denn  jeder  Fortschritt  in  der  Wissenschaft  zur  Klarheit  über  Natur 
und  Wesen  der  Staatsabgaben  ist  unzweifelhafter  Gewinn  auch  für  das  Leben. 

Unseren  drei  Autoren  ist  zwar  die  Bedeutung  des  geschichtlichen  Stand- 
punktes für  das  Verständnis  der  Gebühr  keineswegs  entgangen.  L.  von  Stein 
widmet  der  Entwicklung  des  Gebührenwesens  eine  höchst  interessante  Betrach- 
tung mit  reichhaltigem  statistischem  Material;  auch  Wagner  übersieht  keines- 
wegs den  normalen  Entwicklungsgang  desselben,  indem  er  diesen  je  nach  dem 
Grade  des  in  Frage  kommenden  Privatinteresses  einerseits  als  zunehmende  völlige 
Auflösung  der  Gebühr  in  die  Unentgeltlichkeit,  anderseits  als  deren  Steigerung 
bis  zur  vollen  privatwirtschaftlichen  Rente  bezeichnet;  und  Röscher  kommt 
in  seiner  kurzen  Betrachtung  über  das  Wesen  der  Gebühren  der  Wahrheit  viel- 
leicht am  nächsten,  indem  er  den  Gedanken,  und  zwar  abfertigend,  erwähnt, 
dass   die  Gebühr   nach   dem  Vorteil   zu  bemessen  sei,   welcher  dem  Zahler  aus 
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der  betreffenden  Handlung  des  Staats  erwächst.  Aber  der  Kern  der  Sache  bleibt 
doch  nicht  genügend  ausgeschält,  welcher  eben  darin  liegen  dürfte,  dass  zwar 
die  ursprünglichste  Gebühr  nach  ihrer  privatrechtlichen  Natur  das  Erkaufen 
eines  Privatvorteils  bezweckt,  sich  nach  diesem  bemisst,  dass  dies  ein  charakte- 
ristisches Merkmal  ist  und  bleibt,  bis  das  öffentliche  Interesse  bei  den  betreffen- 
den Staatshandlungen  das  Privatinteresse  mehr  und  mehr  verdrängt  und  die 
Gebühr  auf  den  einfachen  Kostenersatz,  dann  unter  diesen  herabdrückt,  oder 
gar  aufhebt. 

Nach  dieser  etwas  eingehenderen  Betrachtung  der  Behandlung  des  Ge- 
bührenwesens können  wir  in  Ansehung  der  übrigen  —  wie  Röscher  sie  be- 
zeichnet —  ganz-  oder  halbprivatwirtschaftlichen  Einnahmen  des  Staats  um  so 
kürzer  sein.  Hinsichtlich  der  Domänen  und  Staatsuntemehmungen  bestehen 
eigentlich  Streitfragen  und  Unklarheiten  nicht  mehr.  Die  Wissenschaft  ist  von 
der  früheren  Verwerfung  aller  Staatsbetriebe  gründlich  zurückgekommen,  und 
erkennt  an,  dass  diese  Einnahmequellen  zwar  nicht  mehr  in  erster  Reihe  für 
die  Aufbringung  des  Staatsbedarfs  in  Betracht  kommen  dürfen,  und  dass  — 
wie  L.  von  Stein  sagt  —  das  finanzielle  Prinzip  der  Ertragswirtschaft  sich 
dem  höheren  staats-  und  volkswirtschaftlichen  unterordnen  muss,  aber  dass  die 
Frage  nach  deren  Fortführung  oder  Entäusserung .  Benützungs-  oder  Betriebs- 
weise nicht  ohne  weiteres  allgemein,  sondern  nur  nach  Massgabe  der  besonderen 
Natur  der  Unternehmungen  und  Besitzungen  und  nach  den  besonderen  volks- 
und  staatswirtschaftlichen  Veriiältnissen  beantwortet  werden  kann.  Ob  man 
dabei  der  geistvoll  entwickelnden  Darstellung  L.  von  Steins,  oder  der  ein- 
gehenden, sorgfältig  sichtenden  und  gedankenvollen  Wagners,  oder  der  bei 
allem  Reichtum  an  Stoff  gedrängten  und  —  wie  überall  —  durch  Klarheit  aus- 
gezeichneten Roschers  den  Vorzug  geben  soll,  mag  unentschieden  bleiben. 
Immerhin  aber  wird  der  Wagnerschen  Ausführlichkeit  das  Verdienst  der  be- 
sonderen Bedeutung  für  die  Praxis  zuerkannt  werden  müssen. 

Vermöge  der  Wichtigkeit  des  Gegenstandes  und  der  vielfachen  Meinungs- 
verschiedenheiten, welche  über  denselben  bestehen,  bildet  das  Steuerwesen 
den  nach  Umfang  und  Inhalt  weitaus  bedeutendsten  Teil  in  jedem  unserer  drei 
Werke:  bei  L.  von  Stein  anderthalb  Bände,  bei  Röscher  nicht  viel  weniger 
als  die  Hälfte  des  Ganzen,  bei  Wagner  voraussichtlich  etwa  zwei  ganze  Bände. 
Von  dem  letzteren  Werk  ist  zwar  bisher  nur  der  allgemeine  Teil  der  Steuer- 
lehre und  etwa  ein  halber  Band  Steuergeschichtliches  erschienen,  aber  der  Stand- 
punkt des  Verfassers  ist  in  dem  Vorliegenden  so  vollständig  ausgedrückt,  dass 
ein  sicheres  Urteil  schon  jetzt  vor  Vollendung  der  geschichtlichen  Mitteilungen 
und  der  Lehre  von  den  einzelnen  Steuern  wohl  abzugeben  sein  dürfte. 

So   ziemlich   die   ganze  frühere  Finanzlitteratur  teilt  sich  in  der  Haupt- 
sache  in  Ansehung   der  Steuern   in    zwei   grosse  Gruppen,  deren  eine  vorzugs- 
weise das  Erstrebenswerte,  das  Ideal,  die  andere  das  am  leichtesten  Erreichbare 
ins  Auge   fasst.     Die   ei-stere  und  ältere,    fast  ausscMiesslich  aus  deutschen  Ge- 
lehrten bestehende   lässt   sich  von  dem  Gefühl  der  in  den  bestehenden  Steuer- 
wesen herrschenden  Mängel  bestimmen,  nach  einer  Besteuerung  zu  suchen,  welche 
[  geeignet  wäre,  die  Bedürfnisse  des  Staats  in  einer  dem  Staatsideal  selbst  ange- 
[messenen,  den  Grundsätzen  der  Gleichheit  vor  dem  Gesetz  und  der  Gerechtigkeit 
k entsprechenden  Weise  zu  befriedigen.    Dabei  wird  aber  vielfach  die  Mögliclikeit 
fund   Zweckmässigkeit    aus    den    Augen    verloren.     Das   Entstehen    der    anderen 
Richtung  ist  wesentlich  aus  der  Untähigkeit  der  ersteren  hervorgegangen,  dem 
praktischen  Bedürfnis  Genüge  zu  thun,  aber  indem  sie  dieses  versucht,  verfällt 
sie  in  den  entgegengesetzten  Fehler,  und  kann  dem  Ansprüche  einer  vemunft- 
gemässen,  wissenschaftliclien  Begründung  ihrer  Sätze  nicht  genügen. 

Aus  der  Erkenntnis  des  Bedürfnisses,  einerseits  dem  Leben,  anderseits 
der  Idee  gerecht  zu  werden,  erwuchs  nun  bei  L.  von  Stein  der  Gedanke,  das 
Steuerwesen,  welches  bis  dahin  mit  der  übrigen  Staatswirtschaft  als  eine  Art 
von  Anhang  der  Volkswirtschaft  betrachtet  und  behandelt  worden  war,  nicht 
nur  zu  einem  selbständigen  aber  organisch  verbundenen  Glied  der  letzteren  zu 
machen,   sondern   auch   dasselbe   in   seiner  geschichtlichen  Gestaltung,   im  Zu- 
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sammenhange  mit  dem  ganzen  Staatsleben  und  nach  seinen  verschiedenen  Er- 
scheinungsformen bei  den  bedeutendsten  Kulturvölkern  zu  verstehen  und  dar- 
zustellen. Dieses  Ziel  erreichte  er  durch  seine  geistvollen  historischen  Skizzen 
der  Staats-  und  Steuerentwicklung,  durch  die  Vergleichung  der  Zustände  in  den 
verschiedenen  Staaten  aus  einer  umfassenden  Kenntnis  der  Litteratur  und  Ge- 
setzgebung aller  Sprachen  und  durch  unmittelbare  Gründung  des  Steuerwesens 
auf  die  grossen  volkswirtschaftlichen  Kategorien  des  Kapitals,  der  Arbeit  und 
der  individuellen  Kraft,  aus  welchen  er  die  drei  Hauptsteuergattungen :  die  Er- 
trags- und  beziehungsweise  Verkehrssteuer,  die  Verbrauchs-  beziehungsweise 
Genusssteuer  und  die  Einkommenssteuer  ableitet. 

Wenn  das  Wesen  der  Steuer  rein  wirtschaftlicher  Natur  wäre,  so  würde 
das  gross  entworfene  und  geistreich  durchgeführte  System  L.  von  Steins  wenig 
anfechtbar  sein.  Denn,  wenn  auch  innerhalb  des  wirtschaftlichen  Rahmens  gegen 
die  Ausdehnung  des  KapitalsbegrifFs  auf  die  durch  Lehre  und  Uebung  erwor- 
benen persönlichen  Eigenschaften  begründete  Bedenken  erhoben  werden  mögen, 
so  kcinnte  das  Aufgeben  dieser  übrigens  ziemlich  allgemeinen  Ansicht  doch  nur 
zu  mehr  oder  weniger  erheblichen  Aenderungen  innerhalb  des  Systems,  aber 
nicht  zu  dessen  Preisgebung  Anlass  bieten.  Auch  die  dem  rein  wirtschaftlichen 
Standpunkt  entsprechende  Beschränkung  des  Staatszweckes  auf  die  Kapitalbildung 
könnte  ohne  Nachteil  für  das  Ganze  aufgegeben  werden.  Aber  die  Erkenntnis, 
dass  die  Steuer  eben  nicht  bloss  wirtschaftlicher  Natur  ist,  weil  die  Wirtschaft 
das  Verhältnis  zwischen  dem  Menschen  und  der  ihm  unterworfenen  Natur  ist,  und 
die  Regeln  dieser  Unterwerfung  und  Beherrschung  enthält,  welche  in  der  Volks- 
wirtschaft nur  vom  Einzelinteresse  auf  das  Gesamtinteresse  ausgedehnt  sind, 
während  die  Steuer  wesentlich  auf  dem  gegenseitigen  Verhältnis  zwischen  der 
Gesamtlieit  und  den  einzelnen,  sowie  zwischen  den  letzteren  selbst  beruht,  diese 
Erkenntnis  dürfte  es  zweifellos  machen,  dass  die  Steuer  nicht  bloss  wirtschaft- 
licher Natur  sein  kann,  dass  sie  vielmehr  auch  mit  der  allgemeinen  geistigen 
und  sittlichen  Bildung  des  Volks  im  genauesten  Zusammenhang  steht,  dass 
letztere  für  dieselbe  im  höchsten  Grade  massgebend  ist,  dass  die  Steuer  und 
ihre  Entwicklung  als  etwas  niemals  Fertiges,  sondern  mit  der  ganzen  Entwick- 
lung des  Volkes  und  Staates  Fortschreitendes  verstanden  werden  muss,  und  dass 
also  selbst  die  grossartigste  und  geistreichste  rein  wirtschaftliche  Darstellung 
nicht  genügen  kann. 

Wenn  also  auch  nicht  behauptet  werden  kann,  dass  mit  L.  von  Steins 
Werk  das  letzte  Wort  über  Steuerwesen  gesprochen  sei  (und  er  selbst  rühmt 
sich  dessen  am  allerwenigsten),  so  wird  doch  das  Verdienst,  die  Erkenntnis  des- 
selben erweitert  und  vertieft  zu  haben,  seinen  Namen  für  alle  Zeiten  an  die 
Spitze  der  Vertreter  der  Wissenschaft  stellen.  Hat  er  auch  infolge  seines  wii-t- 
schaftlichen  Standpunkts  nnd  seiner  wesentlich  spekulativen  Methode  die  Be- 
deutung der  geschichtlichen  Auffassung  noch  nicht  zur  vollen  Wirksamkeit 
gebracht,  so  hat  er  dieselbe  doch  nicht  bloss  angeregt,  sondern  auch  so  weit 
gefördert,  dass  wir  anderen  bloss  die  von  ihm  eingeschlagene  Richtung  fortzu- 
setzen brauchen,  und  was  wir  weiter  sehen,  erblicken  wir  eben,  weil  wir  auf 
seinen  Schultern  stehen. 

Es  scheint,  dass  L.  von  Stein  selbst  das  Bedürfnis  fühlte,  seinem  System 
eine  noch  weitere  Begründung  zu  geben,  als  welche  es  nach  den  früheren  Auf- 
lagen in  sich  selbst  hatte,  indem  er  ausführt,  das  Einkommen,  welches  als 
Steuerqiielle  anerkannt  wird,  sei  kein  bestimmtes,  festbegrenztes  Objekt,  sondern 
ein  beständiger  Prozess,  in  welchem  sich  aus  Einnahme  und  Ausgabe  die  Steuer- ' 
quelle  und  -kraft  mittels  des  Verkehrs  bilde.  Die  Besteuerung  müsse  daher  das 
gesamte  wirtschaftliche  Leben  in  seine  einzelnen  Verkehrsakte  auflösen,  und 
deren  verschiedene  Arten  mit  verschiedenen  Steuergattungen  nach  demselben 
Steuerfusse  belegen,  dessen  Einheit,  indem  sie  die  Vielheit  der  Steuern  zusam- 
menfasst,  das  System  bilde.  Um  nun  das  aus  den  Verkehrsakten  sich  ergebende 
Einkommen  richtig  zu  besteuern,  soll  die  nach  Abzug  der  Erzeugungskosten 
als  Reineinkommen  sich  darstellende  Einnahme  mit  der  „direkten  Steuer",  und 
dasselbe  Reineinkommen,   sofern   es   sich   in  der  Ausgabe  als  Ueberschuss  dar- 
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stellt,  mit  der  , indirekten  Steuer"  belegt  werden;  der  von  der  Aasgabe  nicht 
verbrauchte  Teil  des  üeberschusses ,  welcher  die  eigentliche  Kapitalbildung  be- 
streitet, soll  Gegenstand  der  eigentlichen  Einkommensteuer  sein. 

Dass  die  ursprüngliche  Begründung  des  Systems  auf  Kapital,  Arbeit  und 
Individualität  durch  diese  neue  verstärkt  worden  wäre,  wird  nicht  behauptet 
werden  können;  sie  steht  auch  eigentlich  nur  neben  ihr,  ohne  dass  sie  sich  im 
Ergebnis  genau  mit  dieser  deckt. 

Auf  Einzelheiten  einzugehen,  ist  hier  nicht  möglich;  es  sei  nur  gestattet, 
über  das  Steuersystem  L.  von  Steins  im  grossen  und  ganzen  folgendes  zu 
bemerken : 

Dass  das  Kapital  ein  selbstthätiger  Faktor  im  wirtschaftlichen  Leben  und 
deshalb  ein  selbständiger  Gegenstand  der  Besteuerung  sei,  muss  bezweifelt 
werden  einerseits  deshalb,  weil  die  Steuer  überhaupt  durchaus  persönlicher 
Natur  ist  und  ein  ^.Steuerobjekt*  nur  insofeme  existiert,  als  für  die  unvollkom- 
mene Steuer  ein  Massstab  ausserhalb  der  Person  gesucht  werden  muss ,  was 
hier  nicht  weiter  ausgeführt  werden  kann;  in  meiner  grösseren  Arbeit  ,Die 
Abgaben,  Auflagen  und  die  Steuer'  glaube  ich  dies  zur  Genüge  gethan  zu 
haben.  Andererseits  ist  das  , Kapital*  thatsächlich  nicht  selbstthätig ,  sondern 
bloss  Werkzeug,  und  die  Grösse  des  mittels  desselben  erarbeiteten  Ertrags  ist 
so  verschieden  als  die  persönliche  Kraft  ist,  während  er  stets  der  gleiche 
sein  müsste,  wenn  ihn  das  Kapital  selbst  erzeugen  würde.  Das  ^Kapital''  kann 
daher  allenfalls  als  Hilfsmittel  benützt  werden,  um  zu  ermitteln,  wie  viel  die 
Person,  die  es  bei  ihrer  Arbeit  verwendet,  nach  einer  durchschnittlichen 
Annahme  mutmasslich  erwirbt,  aber  dasselbe  losgelöst  von  der  Person  und  der 
Arbeit  als  absoluten  Massstab  und  sogar  als  Gegenstand  der  Steuer  zu  betrachten, 
das  möchte  doch  nicht  richtig  sein. 

Die  Arbeit,  wie  sie  L,  von  Stein  auffasst,  als  rein  natürliche  Arbeits- 
kraft ohne  irgend  eine  erworbene  Fertigkeit,  Kenntnis  u.  s.  w.  ist  zwar  als 
natürliche  körperliche  und  geistige  Begabung  gewiss  ein  höchst  bedeutender 
Faktor  im  wirtschaftlichen  Leben,  aber  getrennt  von  der  Person  und  ihren  er- 
worbenen Fähigkeiten  kann  sie  kaum  gedacht,  geschweige  als  Wirklichkeit  er- 
kannt werden.  Das  Auskunftsmittel,  sie  nach  den  Mitteln,  deren  ihre  fort- 
währende Wiedererzeugung  bedarf,  nach  den  Nahrungs  und  Genussmitteln 
zu  messen,  welche  die  Person  wirklich  verbi-aucht,  dürfte  nur  zu  der  in  der 
persönlichen  Begabung  gegebenen  Verschiedenheit  eine  weitere  Ungleichheit 
hinzufügen,  denn  dass  der  Ertrag  der  konkreten  natürlichen  Arbeitskraft  mit 
dem  wirklichen  Verbrauch  an  Nahrungs-  und  Genussmitteln  nichts  weniger  als 
gleichlaufend  geht,  ist  eine  bekannte  Sache.  Die  „Verzehrungssteuer*  vom  not- 
wendigsten Lebensbedarf  wird  denn  auch  von  L,  vonStein  sofort  preisgegeben, 
weil  die  durch  denselben  erzeugte  Arbeit  keinen  kapitalbildenden  Ueberschuss 
gewähre,  aber  anstatt  ihrer  doch  die  Klassensteuer  gefordert. 

Der  Gedanke  endlich,  das  von  den  objektiven  direkten  und  Genusssteuem 
nicht  erreichte  wirtschaftliche  Ergebnis  der  individuellen  Leistungsfähigkeit, 
oder  —  was  freilich  nicht  das  nämliche  ist  —  den  L'eberschuss  der  Einnahme 
über  die  Ausgabe  mit  der  Einkommensteuer  zu  belegen,  ist,  wenn  die  Voraus- 
setzungen als  richtig  anerkannt  werden,  gewiss  vollkommen  folgerichtig.  Aber 
wie  entweder  dieses  rein  individuelle  Ergebnis  oder  dieser  Ueberschuss  fest- 
gestellt und  gemessen,  oder  inwiefern  dasselbe  bei  der  Bemessung  nach  dem  von 
den  anderen  Steuern  mehr  oder  weniger  schon  betroffenen  reinen  Gesamtein- 
kommen richtig  besteuert  sein  soll,  ist  nicht  wohl  erfindlich,  abgesehen  da- 
von, dass  das  Ergebnis  der  Arbeit  mit  oder  ohne  Kapital  doch  nie  von  dem 
der  Lidi\-idualität  getrennt  gedacht  oder  vollends  erkannt  zu  werden  vermag. 
I  Aber  auch  als  ausgleichende  Ergänzungssteuer,  als  welche  sie  nach  L.  von  Steins 
'  Absicht  unter  Anerkennung  der  gi'ossen  Ungleichheiten  seiner  direkten  und  Ver- 
brauchssteuern gleichfalls  dienen  soll,  kann  sie  nur  höchst  unvollkommen  wirken, 
und  um  so  unvollkommener,  je  geringer  sie  ist,  oder  \-ielmehr:  sie  hebt  jene 
Ungleichheiten  gar  nicht  auf.  sondern  vermehrt  sie  nur  nicht.  Wenn  aber  die 
, Einkommensteuer   diese   ausgleichende  Wirkung  in  der  That  hätte,   und  wenn 
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sie  als  möglich  und  notwendig  anzuerkennen  wäre,  so  niüsste  sie  die  Tendenz 
haben,  sich  mehr  und  mehr  auszubreiten,  die  anderen  Steuern  zu  verdrängen, 
und  zur  „Steuer  schlechthin"  zu  werden. 

Doch  es  ist  zu  viel  schon  für  den  Raum  einer  Besprechung,  obwohl  noch 
viel  zu  wenig  für  die  Bedeutung  und  Originalität  des  Steinschen  Steuersystems. 

Wagner  verfähi-t  bei  der  Behandlung  des  Steuerwesens  in  der  bei  seinem 
unmittelbaren  Vorgänger  Rau  und  bei  den  übrigen  Vertretern  der  Finanz- 
wissenschaft üblichen  Weise,  indem  er  die  bei  den  entwickeltsten  Kulturvölkern, 
also  namentlich  in  Deutschland,  vorfindlichen  Steuern  nach  ihren  Eigentümlich- 
keiten einteilt,  sichtet,  und  nach  Grundsätzen,  die  er  aber  mehr  postuliert,  als 
aus  höheren  Gesichtspunkten  ableitet,  beurteilt  und  zu  verbessern  sucht.  Dabei 
entwickelt  auch  er  in  den  meist  einleitungsweise  den  einzelnen  Abschnitten 
vorausgeschickten  Anmerkungen  die  umfassendste  Litteraturkenntnis,  die  er  zu 
interessanten  Mitteilungen  und  zur  Kritik  verwendet.  Auch  die  Geschichte  und 
Statistik  findet  bei  ihm  eingehende  Berücksichtigung,  insofern  er  der  allge- 
meinen Steuerlehre  einen  Abschnitt  über  die  geschichtliche  Entwicklung  des 
Steuerwesens  überhaupt,  und  der  besonderen  Steuerlehre  eine  das  erste  Heft  des 
noch  unvollendeten  dritten  Bandes  füllende  Geschichte  der  einzelnen  Steuern 
und  umfassende  Mitteilungen  über  die  Steuern  des  19.  Jahrhunderts  in  den  be- 
deutendsten Staaten  vorausschickt.  Dass  die  geschichtliche  Entwicklung  einen 
Einfluss  auf  seine  Auffassung  des  Wesens  und  der  Natur  der  Steuer  im  ganzen 
und  im  einzelnen  ausübt,  lässt  sich  nicht  behaupten.  Die  Geschichte  ist  ihm 
gewissermassen  Selbstzweck  und  interessante  Zuthat.  Wagner  spricht  wohl  in 
der  Einleitung  zur  allgemeinen  Steuerlehre  von  einer  historischen  Betrachtungs- 
weise, aber  er  scheint  darunter  eben  nur  die  billige  Würdigung  und  vernünftige 
Anerkennung  des  historisch  Gegebenen  zu  verstehen '). 

In  Ansehung  der  „obersten  Grundsätze"  weicht  Wagner  wesentlich  von 
den  übrigen  Finanzautoritäten  ab,  indem  er  deren  nicht  weniger  als  neun  auf- 
stellt, die  aber  in  ungleichem  Rangverhältnis  stehen.  In  erster  Reihe  steht  ihm 
die  ,,Ausreichendheit"  der  Besteuerung,  an  welche  sich  die  Beweglichkeit, 
die  Gerechtigkeit,  die  Bequemlichkeit  und  Billigkeit  der  Erhebung  u.  s.  w.  an- 
reihen. Mit  Hilfe  jenes  ersten  und  obersten  Grundsatzes  ist  es  ihm  natürlich 
ein  Leichtes,  jede  Art  von  Steuern  zu  begründen.  Die  salus  publica  recht- 
fertigt am  Ende  jeden  Eingriff  in  das  Vermögen  der  Angehörigen.  Freilich 
kommt  ihm  dann,  obwohl  erst  in  zweiter  und  dritter  Reilie,  das  Prinzip  der 
Gerechtigkeit  zu  Hilfe,  um  der  rohen  Gewalt  in  die  Zügel  zu  fallen,  welche  in 
dem  obersten  Grundsatze  herrscht,  aber  es  besteht  kein  objektives  Mass  für  das 
beiderseitige  Verhältnis  der  beiden  „Prinzipien",  sondern  dieses  könnte  in  der 
Praxis  lediglich  in  dem  Gutdünken,  um  nicht  zu  sagen  in  der  Willkür  der 
Regierenden  liegen. 

Wenn  Wagner  trotz  dieser  schiefen  Grundlage  zu  Endergebnissen  kommt, 
welche  in  der  Hauptsache  ganz  anerkennenswert  und  gesund  sind  '^j,  so  verdankt 


1)  Wenn  Wagner  in  seiner  Besprechung  meines  Werkes :  „Die  Abgaben ,  Auflagen 
und  die  Steuer  etc."  (Zeitschr.  f.  Staatswissenschaft,  1887,  S.  555  ff.)  sagt,  ich  habe  „seine  Auf- 
fassung von  der  Bedeutung  der  Steuergeschichte  schief  wiedergegeben,  wenn  ich  sage,  er  räume 
der  Geschichte  eine  nur  untergeordnete  Bedeutung  ein ,  so  kann  ich  nur  auf  die  von  mir  be- 
reits angezogene  Stelle  im  §  18  seines  Werkes  hinweisen,  wo  er  sie  als  „ein  nur  unter- 
geordnetes Förderungsmittel  der  Finanzwissenschaf t"  bezeichnet. 

2)  Allerdings  komme  ich,  wie  Wagner  a.  a.  0.  sagt,  in  der  praktischen  Konsequenz 
so  ziemlich,  zwar  nicht  mit  meinem  Urteil  und  nicht  auf  den  nämlichen  Standpunkt,  aber  mit 
meinem  Ergebnis  für  die  gegenwärtige  Zeit  zu  —  wohl  nicht  gleichen  aber  —  ähnlichen  Zielen 
in  Ansehung  der  Verbrauchsauf  lagen ,  aber  es  ist  doch  ein  grosser  Unterschied  im  Ausgangs 
punkt  wie  in  den  letzten  Zielen,  ob  man  die  Ausreichendheit  als  obersten  Grundsatz  aufstellt, 
und  der  Gerechtigkeit  einen  mässigenden  Einfluss  auf  die  unbeschränkte  Gewalt  einräumt 
oder  ob  man  die  Gerechtigkeit  an  die  Spitze  stellt,  und  diese  soweit  für  massgebend  erachtet, 
als  es  die  Selbsterhaltung  des  Gemeinwesens  zulässt.  Ob  ich  dabei  „an  dem  alten  Fehler  leide 
das  Individuum  und  dessen  Interessensphäre  über  die  staatliche  Gemeinschaftund  deren  Interessen 
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er  dies  nicht  einer  folgerichtigen  Durchführung  seiner  Prinzipien,  sondern 
seinem  gesunden  Takt  und  sittlichen  Gefühl,  und  teilweise  der  Zuhilfenahme 
noch  eines  anderen  Grundsatzes  von  sehr  fragwürdiger  Berechtigimg,  nämlich 
des  „sozialpolitischen  Standpunktes".  Wagner  geht  damit  so  weit, 
diesen  Standpunkt  sogar  in  die  Begriffsbestimmung  der  Steuer  hereinzuziehen, 
indem  er  sie  bezeichnet  als:  „Zwangsbeitrage  der  Einzelwirtschaften  teüs  zur 
Deckung  der  allgemeinen  Staatsausgaben,  teils  zur  Herbeiführung  einer  ver- 
änderten Verteilung  des  Volkseinkommens. 

Bei  aller  Anerkennung,  welche  die  eminente  Gelehrsamkeit  und  die  Ge- 
sinnung Wagners  im  reichsten  Masse  verdient,  kann  diese  Erweiterung  des 
Steuerbegriffs  doch  nur  als  ein  höchst  gefährlicher  Missgriff  bezeichnet  werden. 
Schon  formal  ist  dieselbe  ungerechtfertigt,  denn  die  einzelnen  besonderen  Zwecke 
und  Aufgaben  des  Staats,  welche  mittels  der  Steuer  erreicht  werden  sollen, 
haben  nichts  in  deren  Begriffsbestimmung  zu  thun.  Man  könnte  sie  mit  dem 
nämlichen  Recht  ins  Cngemessene  verlängern,  und  die  Bekämpfung  der  Trunk- 
sucht (Branntweinaufschlag),  des  Luxus  (Luxussteuem) ,  der  Tollwut  (Hunde- 
steuer), die  Hebung  der  Industrie  oder  Landwirtschaft  (Schutzzölle)  u.  s.  w. 
hereinziehen.  Die  Steuer  ist  und  bleibt  eben  der  Beitrag  (nicht  Zwangsbeitrag, 
denn  die  Steuer  soll  willig  gegeben  werden,  und  ist  nur  erzwing  bar)  der  Ein- 
zelwirtschaft e  r  (nicht  Einzelwirtschaft  e  n)  zur  Bestreitung  der  Staatsbedürfnisse 
oder,  wenn  letzteres  nicht  genügen  sollte,  zur  Erreichung  der  Staatszwecke. 

Aber  vollends  in  der  Sache  selbst  ist  ein  durchaus  unklares  Element  in 
durchaus  unklarer  Weise  hereingezogen.  Was  heisst:  „eine  veränderte  Ver- 
teilung?" In  welcher  Weise  und  in  welchem  Masse  soU  die  Veränderung  statt- 
finden? Warum  soU  sie  nur  einer  Veränderung  der  Einkommens-  und  nicht 
gleich  der  Vermögensverteilung  dienen?  In  der  That,  diese  Begriffsbestimmung 
ist  von  einer  Dehnbarkeit,  an  welcher  ein  Kommunist  vom  reinsten  Wasser 
seine  Freude  haben  könnte,  um  so  mehr  als  Wagner  bei  der  Konjunktur- 
gewinns- und  Erbschaftsabgabe  selbst  sehr  nahe  daran  ist,  nicht  bloss  in  die 
Einkommensverteilung,    sondern  auch  in  die  Vermögensverteilung  einzugreifen. 

Allerdings  ist  Wagner  weit  entfernt  davon,  sich  in  die  Masslosigkeiten 
der  Sozialdemokratie  zu  verirren,  aber  sein  Masshalten  liegt  nicht  in  der  Con- 
sequenz  seines  Standpunktes.  In  der  Hauptsache  beschränkt  er  sich  —  abge- 
sehen von  den  eben  erwähnten  Uebertreibungen,  welche  ihn  zu  einer  mehr  oder 
weniger  vollständigen  Konfiskation  der  Konjunkturgewinne  und  Erbschaften 
verleiten  —  auf  die  Forderungen  der  Steuerfreiheit  für  das  Existenz- 
minimum und  der  Progression,  für  welche  zwar  weder  Mass  noch  Grenze 
angegeben  wird,  welche  aber  doch  einer  Beschränkung  unterworfen  sein  muss. 
Nach  diesen  beiden  Seiten  hin  bedarf  man  aber  keines  sozialpolitischen  Stand- 
punktes, sondern  beide  Forderungen  lassen  sich  vom  Grundsatze  der  Besteuerung 
nach  dem  Masse  der  Leistungsfähigkeit  d.  h.  der  Gerechtigkeit  aus  vollständig 
begründen. 

Es  dürfte  kaum  zu  weit  gegangen  sein,  wenn  man  das  ganze  Herein- 
ziehen der  , sozialen  Frage*  in  die  Lehre  von  der  Steuer,  sofeme  sie  ein  wesent- 
liches Element  derselben  sein  soll,  als  eine  Verirrung  der  neuesten  Finanzwissen- 
schatt  ansieht,  welche  durch  die  zweifellos  grosse  Bedeutung  dieser  Frage  ver- 
anlasst ist.  Der  Staat  muss  unstreitig  das  Seinige  thun,  um  sie  lösen  zu  helfen, 
man  kann  dazu  auch  die  Steuer  benützen,  ebenso  wie  man  die  Branntwein- 
auflage, die  Hundesteuer,  ja  das  ganze  Heer  der  Zölle  benützen  kann,  aber 
zum  Wesen  der  Steuer  gehört  nur,  was  sie  leisten  muss.  Der  Kern  der  sozialen 
Frage  liegt  in  der  sittlichen  und  geistigen  Entwicklung  des  Volks,  in  der  Be- 


sphäre  zu  stellen",  mag  der  unbefEingene  Leser  entscheiden,  ebenso  wie  aach  darüber,  ob  der 
Vorwarf  begründet  ist,  dass  ich  das,  .was  ich  den  historischen  Entwicklungsgang  nenne,  weit 
mehr  nach  vorgefassten  Ideen  konstruiere,  als  dass  ich  ihn  aus  den  Thatsachen  ableitete." 
Auch  muss  ich  gestehen,  dass  ich  die  von  mir  in  Ansehung  des  Lotto  angeführte  Stelle,  Bd.  I, 
S.  338,  Anm.  20,  von  W.s  Lehrbuch  auch  heute  noch  nur  schwer  in  dem  Sinne  zu  verstehen 
vermag,  welchen  dieselbe  nach  Amu.  1  S.  556  seiner  Besprechung  haben  soll. 
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kämpfung  der  Selbstsucht  der  Reichen  und  in  der  wirtschaftlichen,  geistigen 
und  sittlichen  Förderung  der  Armen,  und  wenn  die  Steuergesetzgebung  nach 
jener  und  dieser  Seite  leistet,  was  sie  soll  und  kann,  d.  h.  wenn  sie  den  Grund- 
satz der  Gerechtigkeit  an  die  Spitze  stellt,  und  von  diesem  aus  das  Mögliche 
zu  erreichen  sucht,  dann  genügt  sie  in  ihrem  Bereiche  den  Anforderungen  der 
Sozialpolitik  von  selbst,  ohne  den  unklaren,  in  seiner  Tragweite  nicht  bemess- 
baren,  daher  gefährlichen  ,, sozialpolitischen  Standpunkt"  besonders  aufzustellen. 
Zudem  ist  in  den  Steuerwesen  aller  Staaten  noch  so  unendlich  viel  zu  thun, 
um  sie  nur  den  Anforderungen  der  einfachen  Gerechtigkeit  entsprechend  zu  ge- 
stalten, dass  es  unverantwortlich  sein  würde,  die  Berücksichtigung  noch  viel 
weitei'gehender  Ansprüche  zu  verlangen,  wenn  diese  auch  begründet  wären. 

Nicht  besser  als  der  sozialpolitische  Standpunkt  ist  der  „Grundsatz  der 
Ausreichendheit"  bestellt.  Selbst  wenn  die  „Ausreichendheit"  ein  Grund- 
satz wäre,  so  würde  es  der  sittlichen  Natur  und  Aufgabe  des  Staates  wider- 
streiten, sie  als  obersten  Grundsatz  für  die  Aufbringung  des  Staatsbedarfs  hin- 
zustellen. Der  Dieb,  der  Räuber  könnte  sich  auf  den  nämlichen  Grundsatz 
berufen.  Der  Einwand,  dass  das  Prinzip  der  Gerechtigkeit  mässigend  daneben 
gestellt  sei,  kann  nicht  genügen;  das  sittliche  Moment  darf  für  den  Staat 
nicht  im  dritten  Range  stehen.  Allerdings  muss  der  Bedarf  im  genügenden 
Masse  beschafft  werden,  aber  die  Art  und  Weise  muss  in  erster  Reihe  sittlich 
sein,  und  erst  dann  und  da,  wo  die  Unsittlichkeit,  die  Unbildung  der  Beitrags- 
pflichtigen dies  unmöglich  macht,  kann  und  muss  die  Gewalt  eintreten,  welche 
dann  auch  sittlich  sein  muss,  weil  sie  im  Dienste  der  Sittlichkeit  steht.  Zudem 
könnte  die  „Ausreichendheit"  als  Grundsatz  nur  die  Quantität,  nicht  die  Qualität 
beherrschen,  nur  für  die  Höhe  der  Steuer,  nicht  für  die  Art  und  Weise  ihrer 
Aufbringung  und  Verteilung  massgebend  sein. 

Aber  die  „Ausreichendheit"  ist  gar  kein  Grundsatz,  denn  ein  solcher  muss 
ein  innerer,  den  Willen  oder  die  üeberzeugung  leitender  Bestimmungsgrund 
sein.  Das  ist  jene  aber  nicht,  sondern  nichts  als  der  äussere  Drang  der  Ver- 
hältnisse und  die  in  diesen  liegende  Notwendigkeit. 

In  der  That  spielt  die  „Ausreichendheit"  die  ihr  zugedachte  hervorragende 
Rolle  im  Wagnerschen  Steuei-wesen  keineswegs.  Vielmehr  tritt,  abgesehen  von 
wenigen  Auswüchsen,  welche  oben  schon  erwähnt  worden  sind,  überall  die  Ab- 
sicht hervor,  dem  sittlichen  Prinzip  gerecht  zu  werden.  Dies  zeigt  sich  schon 
in  der  Rangfolge  der  Steuern,  indem  er  die  direkten  Steuern  in  die  erste  Reihe 
stellt,  es  zeigt  sich  in  der  glänzenden,  geradezu  vernichtenden  Kritik,  welcher 
er  die  Verbrauchsauflagen  unterwirft,  und  wenn  er  dieselben  vermöge  seines 
obersten  Grundsatzes  dennoch  —  aber  in  thunlichst  wenig  schädlicher  und  un- 
gerechter Weise  —  gelten  lässt,  so  ist  das  eben  der  vorhin  vorbehaltene  Fall, 
in  welchem  der  Staat  dem  Mangel  an  Sittlichkeit  gegenüber  zur  Gewalt  greifen 
muss.  Für  die  sonstigen  Konsequenzen  dieses  angeblichen  Grundsatzes,  welche 
auf  besondere  Notstände  des  Staats  gezogen  werden,  wie  z.  B.  die  Berechtigung 
zu  Zwangsanlehen,  ausserordentlichen  schweren  Vermögenssteuei-n  u.  dgl.  bedarf 
man  überhaupt  keines  Grundsatzes,  hier  gebietet  die  Not,  die  kein  Gebot  kennt, 
die  nehmen  muss,  wo  sie  findet. 

Was  femer  die  Verkehrsabgabe  betrifft,  so  betrachtet  Wagner  die- 
selbe als  gerecht,  weil  jeder  Verkehrsakt  einen  „Ertrag"  gewähre,  und  dem 
sozialpolitischen  Standpunkt  entsprechend,  weil  sie  die  Möglichkeit  biete,  die 
Konjunkturengewinne  zu  besteuern.  Der  letztere  Grund  steht  und  fällt  mit  dem 
sozialpolitischen  Standpunkt;  bei  dem  ersteren  aber  scheint  eine  Unklarheit 
hinsichtlich  des  Ertragsbegriffes  unterzulaufen.  Einen  Vorteil  wird  wohl  jeder 
bei  einem  Verkehrsvorgang  erwarten,  aber  nicht  jeder  Vorteil  ist  ein  Ertrag. 
Wer  ein  Geschäft  oder  ein  Grundstück  erwirbt,  hofft  einen  Ertrag  zu  erarbeiten, 
wer  eine  Forderung  kauft,  rechnet  auf  den  Zins,  wer  Waren  kauft,  will  einen 
Gewinn  damit  machen,  für  das  alles  aber  sind  die  direkten  Steuern  da;  wer 
aber  verkauft,  thut  es  entweder  aus  Not,  oder  aus  Bequemlichkeit,  wobei  von 
einem  steuerbaren  Ertrag  wohl  keine  Rede  sein  kann,  oder  er  macht  ebenfalls 
einen  Handelsgewinn,  welcher  auch  der  Gewerbesteuer  unterliegt.    Die  Verkehrs- 
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abgäbe  ist  freilich  da  und  hat  ihre  Berechtigung,  aber  diese  ist  keine  andere, 
als  bei  der  Verbrauchsauflage.  Im  wesentlichen  wird  daher  dem  Urteil 
L.  von  Steins  beizupflichten  sein,  welcher  sagt,  ,dass  es  unmöglich  ist  die 
allgemeine  Verkehrssteuer  jemals  rationell  zu  begründen",  oder  nach  einer 
früheren  Auflage:  dass  ,die  Wissenschaft  aufhört,  wo  die  Verkelurssteuer 
anfängt''. 

Es  liegt  zu  nahe,  bei  Erwähnung  der  Verbrauchsauf  läge  und  der  Ver- 
kehrsabgabe auch  der  üeberwälzungsfrage  zu  gedenken.  Unsere  Autoren 
alle  drei,  besonders  Wagner,  widmen  diesem  Gegenstande  mehr  oder  weniger 
eingehende  Betrachtungen.  Man  könnte  versucht  sein,  den  Aufwand  von  Ge- 
lehrsamkeit und  Scharfsinn  zu  bedauern,  welchen  dieser  unfruchtbare  Stoff 
schon  gekostet  hat.  Die  Summe  dessen,  was  darüber  zu  sagen  ist,  wird  doch 
inmier  darauf  hinausgehen,  dass  bei  den  direkten  Steuern  eine  Ueberwälzung 
nicht  vorkommen  soll  und  bei  einer  gerecht-verhältnismässigen  und  gleichen 
Yerieüung  der  Steuern  nicht  vorkommen  kann ,  dass  sie  bei  den  Verbrauchs- 
auflagen vorausgesetzt  werden  muss,  aber  niemals  nachweisbar  ist,  wie  ins- 
besondere durch  Hofrats  Schanz  schöne  Erörterungen  über  die  Wirkungen 
der  Bieraufschlagserhöhung  in  Bayern  sogar  exakt  nachgewiesen  wurde,  und 
dass  sie  vollends  bei  der  Verkehrsabgabe  ganz  und  gar  unberechenbar  ist. 

Röscher  bezeichnet  die  Steuer  als  ein  ,  Opfer  an  sonst  möglichen  Sonder- 
genüssen, dessen  Allgemeinheit  und  Grösse  sich  dadurch  erkläre,  dass  der  Staat 
bei  jeder  volkswirtschaftlichen  Produktion  ein  unentbehrlicher  Faktor  ist.  der 
eben  darum  einen  Teil  des  Produkts  für  sich  beanspruchen  darf,  dessen  Grösse 
er  bei  seinem  formal  unbeschränkten  Herrschaftsrecht  selber  zu  bestimmen 
hat".  Damit  wird  für  denjenigen,  der  sich  über  Steuerwesen  unterrichten  will, 
ohne  sich  eingehend  damit  zu  beschäftigen,  eine  treffende  und  einleuchtende 
Erklärung  gegeben,  das  Wesen  der  Steuer  aber  freüich  nicht  erschöpft.  Der 
Verfasser  leitet  daher  auch  die  Grundsätze,  .nach  deren  mehr  oder  minder  ge- 
lungener Durchführung  die  Güte  eines  Steuerwesens  zu  bemessen  ist",  nicht 
aus  der  Natur  der  Steuer  ab.  sondern  er  stellt  sie  als  ein  für  sich  einleuchtendes 
Erfordernis  hin,  indem  er  die  bekannten  vier  Sätze  Adam  Smiths  auf  die  drei 
Grimdsätze  der  Verhältnismässigkeit  oder  materiellen  Gerechtigkeit,  der 
Ordnung  oder  formalen  Gerechtigkeit  und  der  Wirtschaftlichkeit  oder 
Klugheit  sehr  schön  zusammenzieht,  oder  vielmehr  erhebt  und  verallgemeint. 
Es  ist  sehr  bemerkenswert,  dass  Röscher  diese  Grundsätze  unter  der 
Ueberschrift  „Ethik  der  Steuern"  behandelt  und  ausfuhrt,  wodurch  er  das  sitt- 
liche Moment  in  die  Lehre  von  den  Steuern  einführt.  Dass  er  mit  dem  obersten 
Grundsatz  der  Ausreichendheit,  wofür  er  das  bessere  Wort  ,,Hinlänglichkeit" 
wünscht,  nicht  einverstanden  ist,  folgt  aus  dem  eben  Gesagten,  und  man  müsse, 
fügt  er  hinzu,  diesem  Grundsatz  mindestens  den  der  Mässigung  gegenüberstellen. 
Das  Prinzip  der  Gerechtigkeit  gibt  Veranlassung  der  sittlichen  Begrün- 
dung der  Steuer  zu  gedenken,  für  welche  Röscher  das  Aequivalenzsystem, 
nach  welchem  jeder  „nach  dem  Masse  seiner  Genüsse  von  den  Leistungen  des 
Staats  zu  deren  Kosten  beitragen  soll",  nicht  ganz  verwirft.  Er  glaubt  ihm 
eine  Geltung  für  Staatsleistungen  vorbehalten  zu  sollen,  welche  ., nachweislich 
berechenbar  einzelnen  Unterthanen  überdurchschnittlich  nutzen".  Abgesehen 
davon,  dass  eine  solche  Berechenbarkeit  für  die  einzelnen  Steuerpflichtigen 
kaum  je  in  einem  auch  nur  erträglichen  Masse  möglich  sein  wird,  dürfte  eine 
solche  Vermittlung  entgegengesetzter  Standpunkte  nicht  zulässig  sein.  Die 
Einheit  der  Staatspersönlichkeit  und  die  Natur  der  Steuer  werden  das  „aDe  für 
einen  und  einer  für  alle"  bedingen  und  das  Aequivalenzsystem  grundsätzlich 
ausschliessen. 

Auch  die  Progression,  sowie  das  Existenzminimum  erkennt 
Ro scher  als  Forderung  der  Gerechtigkeit  an.  wobei  er  jedoch  die  erstere  auf 
eine  Degression  in  der  Weise  beschränken  will,  dass  noch  die  Hauptmasse  der 
Steuerträger  dem  gleichen  Steuerfusse  unterliegt,  da^  Existenzminimum  aber 
von  jedem  Einkommen  abgezogen  werden  soll.  Die  erstere  Beschränkung  dürfte 
zu  weit  gehen,  da  die  Hauptmasse  der  Steuerträger  in  beschi-änktem  Masse 
Finanzarchiv.    V.  Jahrg.  465  30 
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steuerfähig  ist,  die  Freilassung  des  Existenzminimums  bei  grosser  Leistungs- 
fähigkeit aber  ist  ungerechtfertigt.  Der  richtige  Weg  dürfte  durch  Begründung 
der  Progression  auf  das  Existenzminimum  ^)  gefunden  sein. 

Die  Unveränderlichkeit  der  Grundsteuer  kann  dem  praktisch- 
klaren Geiste  Roschers  keinen  Beifall  abgewinnen.  Von  der  Ansicht,  dass  sie 
zur  Reallast  werde,  sagt  er,  dass  sie  nur  unter  höchst  unwahrscheinlichen  Vor- 
aussetzungen zutreffe,  und  befürwortet  daher  mit  Recht  die  gleiche  Behandlung 
aller  Steuern  bei  Reformen,  und  periodische  Revisionen,  durch  welche  auch  die 
Konjunkturengewinne  (durch  Erhöhung  der  direkten  Steuern)  die  angemessene 
Berücksichtigung  finden  sollen.  Gewiss  sehr  richtig;  die  Konfiskation  der  Kon- 
junkturengewinne kann  Röscher  nicht  billigen.  Es  folgt  dies  aus  seiner  Auf- 
fassung von  der  Bedeutung  des  Staatssozialismus  für  die  Finanzwissen- 
schaft, welcher  nach  ihm  nur  die  Wirkung  haben  darf,  die  Finanzwissenschaft 
zur  sorgfältigen  Prüfung  sowohl  der  Ausgaben,  als  auch  der  Aufbringung  der 
Mittel  und  Verteilung  der  Last  auf  die  verschiedenen  Gesellschaftsklassen  zu 
veranlassen.  Einen  besonderen  sozialpolitischen  Standpunkt  und  eine  direkte 
Einwirkung  desselben  auf  die  Besteuerung  erkennt  Röscher  nicht  an. 

Die  Verbrauchsauflagen  begründet  er  in  der  üblichen  Weise  mit 
der  Meinung,  dass  ihre  Fehler  sich  mit  den  Mängeln  der  direkten  Steuern  kom- 
pensieren; die  Verkehrsabgaben  sind  ihm  ein  wissenschaftlich  schwer  zu 
fassender  Proteus,  doch  glaubt  er,  dass  sie  geeignet  seien,  die  im  übrigen 
Steuersystem  bestehenden  Lücken  auszufüllen,  jedenfalls  aber  einen  erheblichen 
Ertrag  abzuwerfen. 

Dem  Staatskredit  widmet  L.  von  Stein  den  vierten  Band  seines 
Werkes,  Röscher  einen  entsprechend  starken  Abschnitt  des  seinigen,  die  Be- 
arbeitung dieses  Gegenstandes  von  Wagner  steht  noch  in  Aussicht,  doch 
spricht  er  sich  im  ersten  Bande  bei  Besprechung  der  Theorie  der  Deckung  des 
Finanzbedarfs  unter  der  Ueberschrift :  „Steuern  oder  Staatsschulden?"  über  diese 
Frage  aus,  indem  er  die  Zulässigkeit  von  Staatsanlehen  nicht  nur  auf  die  Ver- 
wendung zu  ausserordentlichen  Ausgaben  beschränkt,  sondern  auch  voraussetzt, 
dass  die  Beschaffung  der  ausserordentlichen  Deekungsmittel  von  der  Volkswirt- 
schaft minder  ungünstig  empfunden  wird,  als  die  Beschaffung  ordentlicher,  und 
dass  die  Anleihen  aus  wirklich  disponiblen  Mitteln  der  heimischen  oder  aus 
fremder  Volkswirtschaft  gezogen  werden.  Es  wird  aber  schwierig  sein,  diese 
Voraussetzungen  zu  erfüllen,  ja  selbst  schon  ihre  Erfüllbarkeit  zu  beurteilen. 
Doch  werden  diese  Beschränkungen  nicht  auf  privatwirtschaftliche  Anlagen  er- 
streckt, von  welchen  W  a  g  n  e  r  anerkennt,  dass  sie  besser  aus  Anleihen  als  mit 
Steuern  bestritten  werden.  Man  wird  wohl  in  der  Hauptsache  seine  Zustimmung 
zu  dem  Satz  nicht  versagen  können,  dass  gewissenhafte  Vorsicht  nicht  genug 
empfohlen  werden   kann,    wenn  man  vor  der  Entscheidung  obiger  Frage  steht. 

L.  von  Stein  sieht  die  Sache  anders  an.  Er  findet  es  im  natürlichen 
Lauf  der  Dinge  begründet,  wenn  der  Staat  das  entliehene  Geld  nicht  bloss  zu 
politischen,  sondern  auch  zu  Verwaltungszwecken  verwendet,  und  „Schuldner 
der  ganzen  Welt*  wird,  indem  er  das  Kapital  sucht,  wo  er  es  findet.  Es  dürfte 
jedoch  nur  hinsichtlich  einzelner  Formen  des  Staatskredits  unbedenklich  zuge- 
stimmt werden  können,  wenn  er  weiter  sagt,  dass  die  Finanzwirtschaft  das 
Kreditwesen  nicht  nur  nicht  mehr  entbehren  kann,  sondern  dass  dieses  sogar 
als  ein  organischer  Teil  der  Staatswirtschaft  betrachtet  werden  muss. 

In  seiner  gross  angelegten,  mit  vergleichenden  geschichtliclien  und  statisti- 
schen Ausführungen  und  Mitteilungen  reich  ausgestatteten  Darstellung  werden 
die  verschiedenen  Formen  des  Staatskredits  mit  den  an  dieselben  sich  anreihen- 
den Verwaltungs-  und  Organisationsfragen  eingehend  besprochen.  Insbesondere 
der  Bankkredit,  die  eigentliche  schwebende  Schuld,  das  Papiergeld- 
wesen nebst  der  Banknote  und  die  eigentliche  Staatsschuld  nebst  deren 
Verwaltung,  Emission,  Verzinsung  und  Tilgung. 


1)  Vgl.  Vocke,  Die  Abgaben,  Auflagen  und  die  Steuer,  S.  474. 
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Es  wäre  schwierig  zu  sagen,  welcher  dieser  Abschnitte  an  Tiefe  der  Auf- 
fassung und  geistvoller  Behandlung  die  anderen  überrage.  Ueberall  geht 
L.  von  Stein  auf  den  Grund  der  Dinge  ein,  stellt  sie  in  ihrer  Entstehung,  Ent- 
wicklung und  ihren  Zielen  dar,  und  wenn  man  ihm  auch  nicht  überall  hin  zu 
folgen  vermag,  so  öflfnet  er  doch  immer  interessante  Gesichtspunkte  und  gibt 
bedeutungsvolle  Anregung.  Wie  glänzend  ist  nicht  seine  Erörterung  vom  Papier- 
gelde, welche  dahin  zu  ftihren  scheint,  dass  es  das  beste  Geld  sei,  aber  in  einem 
sehr  nachdrücklichen  Hinweis  auf  die  Gefährlichkeit  desselben  übergeht.  Eine 
höchst  wichtige  Frage  ist  femer  mehr  angeregt,  als  endgültig  beantwortet  durch 
die  Beleuchtung  der  sozialen  Bedeutung  der  Staatsschuld,  welche 
L.  von  Stein  am  letzten  Ende  in  der  Möglichkeit  findet,  dass  der  Staat,  wenn 
er  die  Kapitalbüdung  aller  fördert,  deren  üeberschüsse  an  sich  nehmen,  in 
wertschaffender  Weise  verwenden  und  den  Wert  des  Ertrags  den  Eigentümern 
in  der  Form  einer  Verzinsung  zurückgeben  soll,  deren  Höhe  die  Gemeinschaft 
selber  bestimmt.  Die  Verzinsung  aber  würde  sich  vom  Kapital  gänzlich  lösen 
und  eine  Rentenschuld  des  Staats  werden.  Den  weitgehenden  Anfang  dazu 
glaubt  L.  von  Stein  bereits  darin  zu  erblicken ,  dass  der  bei  weitem  grösste 
Teil  der  Staatsschulden  (mit  Einschluss  der  von  den  Sparkassen  in  Staatsobli- 
gationen angelegten  Summen)  in  erspartem  Ens^erb  und  in  Versicherungsfonds  füi- 
Alter  und  Unglück  von  Millionen  von  Familien  bestehe.  Dabei  ist  aber  nicht 
zu  übersehen,  dass  Stein  jede  Schuld  in  längstens  50  Jahren  durch  Amortisation 
getilgt  wissen  wül.  Es  mag  dies  dahin  gestellt  bleiben.  Darin  aber  wird  der 
berühmte  Forscher  nur  wenig  Zustimmung  finden,  dass  Papiergeld  und  Anleihen 
im  Falle  der  Not  einem  Staatsschatz  vorzuziehen  seien.  Wagner  und  Röscher 
teilen  diese  Ansicht  auch  nicht. 

Nicht  mit  gleicher  Originalität,  aber  in  der  bei  ihm  gewohnten  klaren 
und  präzisen  Kürze  bespricht  Röscher  das  Staatsschuldenwesen.  Auf  den 
ersten  Blick  tallt  hier  die  interessante  Wahrnehmung  auf,  dass  er  die  ersten 
Kapitel  der  , Naturlehre''  und  der  „Ethik  und  Politik"  der  Staatsanleihen  (er 
hätte  auch  sagen  können:  , Ethische  Politik")  widmet.  In  dem  letzteren  Kapitel 
beleuchtet  er  insbesondere  auch  die  Tendenz  der  Staatsschulden,  der  Plutokratie 
Vorschub  zu  leisten.  „Im  ganzen."  urteilt  Röscher,  „hat  das  System  der  An- 
leihen die  Licht-,  aber  auch  die  Schattenseiten  derjenigen  Richtung,  welche  man 
SchnelUebigkeit  nennt."  Viele  werden  ihm  darin  um  so  mehr  zustimmen,  als 
er  überhaupt  seine  Darstellung  auf  die  Staatsanleihen  beschränkt,  die  übrigen 
Arten  des  Staatskredits  (Papiergeld,  Bankverhältnisse,  überhaupt  die  schwebende 
Schuld)  aber  ausser  Betracht  lässt. 

Schliesslich  mag  noch  einer  Besonderheit  gedacht  werden,  welche  die 
drei  Werke  vor  allen  früheren  auszeichnet,  und  in  einer  Erweiterung  des  Ge- 
bietes der  Finanzwissenschaft  besteht.  Es  ist  dies  die  Darstellung  des  Finanz- 
wesens der  Selbstverwaltungskörper  (Gemeinde,  Stiftung  u.  dgl.)  und 
überstaatlichen  Verbände  (Bundesstaat  u.  s.  w.).  Die  Wichtigkeit  des 
Gegenstandes  ist  zu  einleuchtend,  um  eine  Erörterung  zu  erheischen.  Die  Stel- 
lung der  drei  Forscher  zur  Sache  ist  aber  nicht  die  gleiche.  L.  von  Stein 
findet  in  Ansehung  der  Gemeindefinanzen  einen  prinzipiellen  Unterschied 
gegenüber  den  Staatsfinanzen,  insofeme  die  eine  Art  der  Gemeindeaufgaben 
in  ihrer  Erfiillimg  einen  verschiedenen  Wert  für  die  verschiedenen  Angehörigen 
hat  (»Bauten,  Strassen.  Beleuchtung,  Sicherheitsdienst"),  wofür  er  die  Mittel 
durch  Entwicklung  des  Gebührenwesens  aufgebracht  wissen  will ;  bei  der  anderen 
Art,  deren  Wirkung  für  alle  grundsätzlich  gleich  sei,  sollen  die  allgemeinen 
Grundsätze  der  Besteuerung  gelten. 

Wagner  will  im  allgemeinen  die  Grundsätze  der  Staatsbesteuerung  auch 
auf  die  Gemeinden  angewendet  wissen,  ohne  ihnen  jedoch  mit  Rücksicht  auf 
ihre  lokalen  Aufgaben  das  Recht  zu  verkürzen,  neben  Zuschlägen  zu  den  Staats- 
steuem  auch  andere  Steuern  zu  benützen.  Verbrauchsauflagen  erachtet  er  für 
unzulässig. 

Röscher  erachtet  bei  der  Beschränktheit  der  Aufgaben  des  Gemeinde* 
lebens,  bei  deren  vorzugsweise  wirtschaftlichen  Natur  imdbei  der  Aehnlichkeit 
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mit  Privatgesellschaften  für  die  Gemeinden  finanzielle  Einrichtungen  als  zulässig, 
^welchen  der  Staat  bereits  entwachsen  ist". 

Die  letztere  Auffassung  dürfte  weder  in  Ansehung  der  Richtigkeit  der 
Vordersätze ,  namentlich  des  dritten ,  noch  hinsichtlich  der  Schlüssigkeit  der 
Folgerung  unanfechtbar  sein. 

Die  Gemeinde  ist  eben  unstreitig  ein  organisches  Glied  des  Staates, 
und  vom  Wesen  einer  Pi-ivatgesellschaft ,  in  welche  beliebig  eingetreten,  und 
welche  ebenso  verlassen  werden  kann,  möchte  an  ihr  nichts  zu  finden  sein. 
Sie  ist  vor  dem  Staat  und  besteht  im  Staat  fort,  aber  in  ihrer  inneren  Ent- 
wicklung pflegt  sie  dem  Ganzen  voraus  zu  sein,  wie  denn  z.  B.  die  verschieden- 
sten Anregungen  zur  Entfaltung  des  Staatssteuerwesens  von  den  Städten  ausge- 
gangen sind.  Was  für  den  Staat  veraltet  ist,  sollte  also  für  die  Stadt  nicht 
als  noch  gut  genug  gelten. 

Ferner  sind  die  Aufgaben  der  Gemeinde,  wie  Wagner  sehr  richtig  unter- 
scheidet, teils  obligatorische,  teils  fakultative.  Die  ersteren  erfüllt  sie  für 
den  Staat  in  Ergänzung  seiner  Obliegenheiten;  für  die  Aufbringung  der  dazu 
erforderlichen  Mittel  müssen  daher  die  nämlichen  Grundsätze  gelten ,  wie 
für  die  Aufbringung  des  Staatsbedarfs,  und  Zuschläge  zu  den  Staatssteuern  sind 
daher  ganz  wohl  berechtigt,  besonders  wenn  die  geringe  Grösse  der  Gemeinde 
oder  Mangel  an  besserer  Erkenntnis  die  Einführung  besserer  Steuern  verhindern. 

Die  fakultativen  Aufgaben  können  nur  über  die  allgemeinen  des 
Staats  hinausgehen,  also  auf  Forderungen  einer  höheren  Kultur,  Bequemlichkeit, 
Annehmlichkeit  sich  bis  zu  einem  kleineren  oder  grösseren  Luxus  erstrecken. 
Dass  für  deren  Bestreitung  veraltete  Auflagen  zu  empfehlen  wären,  wird  nicht 
behauptet  werden  können ,  vielmehr  dürfte  gerade  mit  Rücksicht  auf  den  des- 
falls  erforderlichen  Aufwand  ein  Steuerwesen  gerechtfertigt  sein,  welches  unter 
Schonung  der  Unbemittelten  die  Wohlhabenden  und  Reichen  noch  über  das  ein- 
fache Mass  ihrer  Leistungsfähigkeit  heranzieht.  Verbrauchsauflagen  und  Ver- 
kehrsabgaben sind  dazu  allerdings  wenig  geeignet. 

Wenn  gleichwohl  thatsächlich  vielfach  im  entgegengesetzten  Sinne  ver- 
fahren wird,  so  möchte  das  jedenfalls  von  der  Wissenschaft  nicht  zu  billigen 
sein.  Es  rührt  eben  daher,  dass  in  den  Gemeindeverwaltungen  die  besitzende 
Klasse  einen  noch  grösseren  Einfluss  zu  haben  pflegt,  als  im  Staate,  und  dass 
diese  erfahrungsmässig  immer  bedacht  ist,  die  Lasten  auf  die  Schultern  der 
minder  einflussreichen  zu  schieben. 

Eine  eingehende  Bearbeitung  des  ganzen,  wichtigen  Gegenstandes  ist  von 
L.  von  Stein  in  Aussicht  gestellt,  und  man  darf  derselben  mit  grossen  Er- 
wartungen entgegensehen. 

In  Ansehung  der  Bundesfinanzwesens  weist  Wagner  lediglich  darauf 
hin,  dass  mit  fortschreitender  Zentralisation  des  Bundes  das  Steuerwesen  in  das 
des  Staates  übergehen  müsse.  L.  von  Stein  will  die  Inanspruchnahme  der  „indi- 
rekten Steuern"  für  den  Bund  prinzipiell  begründen,  erkennt  aber  in  der  Bundes- 
einkommensteuer das  Ziel  der  Entwicklung,  worin  er  auch  mit  Roseher  in 
Uebereinstimmung  steht,  welcher  von  der  Zweckmässigkeit  der  Zölle  als  gemein- 
samer Auflage  ausgeht. 

In  diesem  Punkte  besteht  also  wesentliche  Uebereinstimmung  und  das 
Hauptergebnis  der  Anschauungen  über  das  Bundesfinanzwesen  mag  zum  Schlüsse 
in  einen  hannonischen  Dreiklang  dahin  zusammengefasst  werden,  gegen  welchen 
kein  Widerspruch  aufkommen  wird :  dass  für  die  Entstehung  des  Bundesstaates 
die  Zolleinigung  der  naturgemäss  erste  Schritt  zum  einheitlichen  Finanzwesen 
ist,  dass  sich  an  diese  die  Einheit  der  inländischen  Verbrauchsauf  lage  mit  einer 
gewissen  Notwendigkeit  anschliesst,  dass  aber  das  Ziel  der  Entwicklung  in 
der  Einkommensteuer,  als  dem  Ziele  aller  Entwicklung  auf  diesem  Gebiete, 
liegen  muss.  Freilich  ist  das  Ziel  ein  hochgestecktes,  fernes  und  in  absehbarer 
Zeit  nicht  zu  erreichendes,  aber  es  ist  doch  von  Wert,  dasselbe  ins  Auge  zu 
fassen,  um  die  Grundgedanken  der  höchsten  Steuerform  auch  schon  auf  den 
früheren  Stufen  der  Entwicklung  an  den  anderen  Formen  der  Beitragserhebung 
nach  Thunlichkeit  verwirklichen  zu  können.  W.  Vocke. 
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Dr.  KarlUmpfenbach,  Lehrbuch  der  Finanz  Wissenschaft.    2.  Auf- 
lage.    XII  und  517  Seiten.    Stuttgart,  Verlag  von  Enke,  1887. 

Die  zweite  Auflage  des  Umpfenbachschen  Lehrbuchs  ist  das  Ergebnis 
ernster  Geistesarbeit,  und  wie  sich  der  Verfasser  schon  beim  ersten  Erscheinen 
des  Buches  als  selbständiger  Denker  Anerkennung  erworben  hat,  so  wird  ihm 
diese  auch  bei  der  vorliegenden  Neubearbeitung  nicht  fehlen,  in  welcher  der- 
selbe keine  Mühe  gescheut  hat,  seinen  Stoflf  wissenschaftlich  zu  durchdringen 
und  seine  Anschauungen  zu  vertiefen.  Die  Darstellung  bezeugt  dies  in  einer 
hie  und  da  zu  weit  gehenden  Weise,  indem  mitunter  sogar  allgemein  bekannte 
Sätze  in  das  Dunkel  einer  höchst  absti-akten  Ausdrucksweise  gehüllt  sind.  Wenn 
z.  B.  S.  156  gesagt  ist:  ,In  jeder  Einzelwirtschaft  wird  nach  der  Zweckbestim- 
mung des  Wirtschaftens  (-ters?)  und  unter  Anwendung  von  dessen  Per>onal- 
vermögen  aus  der  Stammhabe  so  viel  an  SchaflFungsatomen  entnommen,  als  zur 
Herstellung  des  gewünschten  Vorrats  an  Genussatomen  erforderlich  erscheint. 
Im  engsten  Kausalnexus  fällt  das,  was  aus  Schaffungsatomen  von  der  Stamm- 
habe durch  den  Schaffungsprozess  entnommen  worden  war,  aus  diesem  wieder 
an  die  Stammhabe  zurück,  während  sich  an  diese  die  neu  herangereiften  Genuss- 
atome anlegen''  u.  s.  w.  —  so  hätte  dieser  doch  nichts  gei-ade  Neues  enthaltende 
Satz  wohl  in  bequemerer  Weise  ausgedrückt  werden  können.  Auch  in  neuen 
Unterscheidungen  und  neuen  Ausdrücken  geht  der  Verfasser  weiter  als  nötig 
ist,  und  es  scheint  z.  B.  von  zweifelhafter  Notwendigkeit  für  die  Finanzvrissen- 
schaft  zu  sein,  wenn  er  zwischen  , Staat'  („das  staatbildende  Volk  in  dem 
ganzen  Umfang  der  damit  verbundenen  Organisationserscheinungen')  und 
^Herrschaftsverband*  (,die  Staatsgewalt  mit  ihrem  Herrschaftsverbande*) 
unterscheidet  und  die  Wirtschaft  des  ersteren  als  Staatswirtschaft,  die  des  letz- 
teren als  Finanzwirtschaft  bezeichnet;  oder  wenn  er  , die  Apparate  zur  Flüssig- 
machung der  Finanzeinkünfte'  Tragwerke  nennt  und  diese  den  Prinzipien 
des  Finanzeinkommens  entgegensetzt. 

Was  den  Standpunkt  des  Verfassers  in  Ansehung  der  allgemeinen  und 
grundlegenden  Fragen  betrifft,  so  geht  schon  aus  dem  Begriff'  des  „Herrschafts- 
verbandes"  hervor,  dass  der  Staat  ihm  die  Personifikation  der  organisierten 
Gesellschaft  ist.  und  nicht  bloss,  wie  Sax  ihn  auffasst.  die  vom  Trieb  des  Kol- 
lektivismus zusammengehaltene,  geordnete  (von  wem?i  Menge  der  Individuen. 
Der  , Kollektivismus"  ist  aber  kein  Naturtrieb,  sondern  das  Ergebräs  anderer 
Naturtriebe  einer-  sowie  der  sittlichen  Bestimmung  des  Menschen  andererseits, 
und  als  solches  wieder  Mittel  zum  Zweck  der  allseitigen  menschlichen  Ent- 
wickelung.  Man  wird  also  bis  auf  weiteres  die  —  wohl  allgemein  als  richtig 
anerkannte  —  persönliche  Auffassung  des  Staates  gelten  lassen  dürfen.  Umpfen- 
b  a  c  h  benützt  dieselbe  jedoch  nicht  weiter ,  um  dadurch  eine  feste  Grundlage 
für  Steuerpflicht  und  Steuerverteilung  zu  gewinnen,  sondern  bewegt  sich  wesent- 
lich auf  wirtschaftlichem  Boden ,  obwohl  er  dem  sittlichen  Momente  der  Ge- 
rechtigkeit seine  Bedeutung  einräumt,  insoferne  er  dieselbe  mit  dem  Grundsatze 
der  Leistungsfähigkeit  schon  für  gegeben  erachtet.  Eine  genügende  Begründung 
kann  freilich  in  der  blossen  Aufstellung  eines  Grundsatzes  nicht  gefunden  werden, 
und  wer  die  massgebende  Bedeutung  der  Leistungsfähigkeit  für  die  Steuer- 
verteilimg  in  Abrede  stellt,  wie  dies  ja  von  manchen  Seiten  geschieiit,  wird  sich 
durch  die  gegenteilige  Behauptung  noch  nicht  aus  dem  Felde  geschlagen  fühlen. 
Das  , sozialpolitische  Prinzip"  wird  von  Umpfenbach  mit  Entschie- 
denheit zurückgewiesen,  da  dasselbe  ausschliesslich  der  Volkswirtschaftspolitik 
angehört,  während  ,die  Finanzpolitik  keinen  spezifischen  politischen  Zweck  ver- 
folgt, wohl  aber  allen  politischen  Zwecken  zur  Erfüllung  verhilft,  indem  sie  es 
ist,  welche  die  wirtschaftliche  Möglichkeit  von  deren  Ausführung  gewährt".  Es 
dürfte  gegen  die  einleuchtende  Richtigkeit  dieser  Auffassung  wohl  nicht  aufzu- 
kommen sein. 

Dagegen  wird  dem  geschichtlichen  Standpunkt  eine  grosse  Berech- 
tigung zuerkannt.  .Die  Geschichte,"  sagt  der  Verfasser,  .hilft  der  Finanz- 
wissenschaft zum  Verständnis  der  in  der  Gegenwart  jeweilig  bestehenden  Ver- 
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hältnisse,  indem  sie  zeigt,  wie  und  warum  sie  so  geworden  sind.  Weit  über 
ihren  bloss  hilfswissenschaftlichen  Nutzen  ragt  ihre  methodologische  Bedeutung." 
Und  ümpfenbach  lässt  es  nicht  bei  diesem  Ausdruck  der  Würdigung  bewenden, 
sondern  er  macht  im  Verlauf  seiner  Ausführungen  nach  sehr  wichtigen  Seiten 
hin  Ernst  mit  dieser  Auffassung,  wenn  er  es  auch  unterlassen  hat,  den  histo- 
rischen Standpunkt  im  vollen  Masse  zur  Geltung  zu  bringen.  Berichterstatter 
glaubt  hierin  ein  besonderes  Verdienst  und  einen  besonderen  Fortschritt  in  der 
wissenschaftlichen  Behandlung  des  Finanzwesens  anerkennen  zu  müssen. 

Die  geschichtliche  Auffassung  steht  für  den  Verfasser  in  Zusammenhang 
schon  mit  der  Haupteinteilung  der  Staatseinkünfte  in  organische  und  mecha- 
nische. Zu  den  ersteren  zählen  die  Gebühren  und  Steuern ,  von  welchen  die 
ersteren  als  einer  Entwicklung  unterworfen  insofeme  bezeichnet  werden,  als 
mit  dem  Entstehen  neuer  Staatsanstalten  auch  das  Entstehen  neuer  Gebühren 
in  Aussicht  gestellt  wird,  während  für  die  bestehenden  Gebühren  mit  dem  stei- 
genden üeberwiegen  des  öffentlichen  Interesses  deren  Verschwinden  (mit  Recht) 
anzunehmen  ist.  Bei  den  Steuern  freilich  ist  das  Entwicklungsmoment  zu 
wenig  hervorgehoben.  Die  „mechanischen"  Einkommenszweige  dagegen,  wie 
Domänen,  Staatsunternehmungen  •  und  Fiskalvorrechte ,  zu  welchen  —  sehr  be- 
achtenswerterweise —  auch  die  sogenannten  Verkehrssteuern  gerechnet  werden, 
erscheinen  als  Produkte  einer  tieferen  Entwicklungsstufe  dem  allmählichen  Ab- 
sterben verfallen,  wobei  sich  Verfasser  jedoch  keiner  Täuschung  über  den  äusserst 
langsamen  Gang  der  gesellschaftlichen  Entwicklung  hingibt. 

Es  ist  bemerkenswert,  dass  diese  Gedanken,  welche  in  der  Hauptsache 
auch  der  Berichterstatter  mit  Entschiedenheit  ausgesprochen  hat  und  vertritt, 
auf  verschiedenen  voneinander  ganz  unabhängigen  Seiten  im  Gegensatz  zu  der 
herrschenden  Lehre  auftauchen  konnten. 

Die  Gebühren  werden  bezeichnet  als  „spezielle  Gegenleistungen  für 
den  Kostenaufwand  einer  zu  politischer  Zweckerfüllung  notwendigen  Finanz- 
veranstaltung, deren  Spezialinteressenten  sich  dadurch  kundgeben,  dass  sie  mit 
ihrer  Inanspruchnahme  der  Veranstaltung  mehr  Kosten  verursachen,  als  das  un- 
unterscheidbare  und  für  alle  Staatsaugehörigen  gleiche  politische  Interesse  an  der 
Veranstaltung  mit  sich  bringt".  Dass  jedoch  in  Ansehung  der  Höhe  der  Gebühr 
die  durch  die  Inanspruchnahme  gewährten  Vorteile  in  Betracht  kommen  sollten, 
dagegen  verwahrt  sich  Verfasser.  Hierin  wird  ihm  jedoch  nicht  unbedingt 
beizupflichten  sein,  denn  geschichtlich  aufgefasst,  spielt  das  Interesse  der  Be- 
teiligten ursprünglich  gerade  die  Hauptrolle  bei  Bemessung  der  Gebühr,  und 
tritt  erst  allmählich  mit  der  Entwicklung  des  Staats  in  den  Hintergrund.  Ob 
für  unsere  Zeit  schon  der  reine  Begrifl"  der  Gebühr  anwendbar  ist,  hängt  von 
der  Taxierung  der  Kulturstufe  ab,  auf  welcher  wir  uns  befinden.  Berichterstatter 
kann  dieselbe  nicht  hoch  genug  dafür  schätzen;  für  Adels-,  Titel-,  Patent-  und  der- 
gleichen Verleihungen  gibt  es  wohl  keinen  anderen  Massstab  als  das  Interesse 
des  Beteiligten.  Dagegen  dürfte  in  der  die  Richtung  der  Entwicklung  be- 
zeichnenden Prognose  noch  etwas  weiter  zu  gehen  sein ,  als  der  Verfasser, 
welcher  die  Gebühr  als  organische,  d.  h.  dem  Wesen  des  Verhältnisses  zwischen 
Staat  und  einzelnem  entsprechende  Leistung  ansieht.  Denn  es  ist  wohl  nicht 
richtig,  dass  es  überhaupt  Staatsanstalten  gibt,  welche  allen  in  gleichem 
Masse  zu  gute  kommen.  Die  Verschiedenheit  ist  vielmehr  überall  und  eine 
unendlich  vielfache.  Der  Unterschied  ist  nur,  dass  in  dem  gebührenpflichtigen 
Genuss  der  Staatsanstalten  eine  Verschiedenheit  des  Interesses  erkennbar  ist, 
im  allgemeinen  aber  sonst  nicht.  Auch  die  Ansicht,  dass  da,  wo  Gebühren 
gefordert  werden,  eine  berechenbare  Ausscheidung  des  öff'entlichen  und  des 
Privatinteresses  möglich  sei,  dürfte  sich  bei  genauer  Betrachtung  als  Täuschung 
erweisen.  In  unzähligen  Fällen  stehen  nicht  einmal  Wertgrössen  zu  Gebote,  in 
welchen  sich  dasselbe  ausdrücken  Hesse.  Die  Richtung  der  Entwicklung  dürfte 
wohl  dahin  zielen,  dass  die  Benützung  der  Staatsanstalten  (im  weitesten  Sinne) 
jedem  ohne  Entgelt  zugänglich  sein  muss,  wenn  schon  die  heutzutage  aus 
vielerlei  Gründen  noch  unentbehrliche  Gebühr  unserem  Finanzwesen  auf  lange 
anhaften  wird ,   wie   ein  Stück  Eierschale  dem  ausgeschlüpften  Hühnchen.     Die 
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Ausgleichung  liegt  eben  in  der  Vielheit  der  Verhältnisse  und  in  der  Mannig- 
faltigkeit der  Geschäfte.  Der  Satz:  „alle  für  einen  und  einer  für  alle"  moss 
auch  hier  schliesslich  zur  vollen  Geltung  kommen. 

Wenn  dabei  der  Herr  Verfasser  den  GebührenbegrifF  auf  die  Benützung 
der  Landstrassen  ausdehnen  will ,  so  dürfte  er  auf  einem  überwundenen 
Standpunkt  stehen,  während  ihm  hinsichtlich  der  Wasserstrassen,  deren 
Benützung  und  Nutzen  bei  weitem  nicht  so  allgemein  sein  kann,  unbedenklich 
Recht  zu  geben  ist.  In  Ansehung  der  Post,  Eisenbahnen  und  Tele- 
graphen aber  scheint  er  über  den  berechtigten  Standpunkt  unserer  Zeit 
hinauszugehen ;  sie  gehören  vorläufig  noch  mehr  oder  weniger  in  die  Klasse  der 
, Unternehmungen",  obwohl  nicht  zu  bezweifeln  ist,  dass  sie  sich  zu  »Anstalten* 
entwickeln  werden. 

Fraglich  erscheint  auch,  ob  es  richtig  sei,  für  polizeiliche  Geschäfte, 
zu  welchen  Verfasser  nicht  ohne  Grund  auch  die  der  freiwilligen  Ge- 
richtsbarkeit rechnet,  Gebühren  zu  fordern,  wenn  deren  Vornahme  zu  deren 
Sicherheit  vor  der  Behörde  geboten  ist.  In  dem  Gebote  scheint  sich  doch 
das  üeberwiegen  des  öffentlichen  Interesses  auszusprechen.  Auch  in  die  Ver- 
werfung des  Wehrgeldes,  weil  ,Geld  und  Blut  inkommensurable  Dinge* 
sind,  möchte  nicht  unbedingt  einzustimmen  sein,  denn  es  handelt  sich  dabei 
um  recht  erhebliche  wirtschaftliche  Nachteile,  welche  mit  Geld  doch  wohl  aus- 
gleichbar sind. 

, Die  Entrichtung  von  Steuern,*  sagt  Umpfenbach,  »ist  die  nicht  zu 
entbehrende  kulturnotwendige  Voraussetzung  alles  staatlichen  und  menschlichen 
Bestehens,  deren  Erhebung  also  einfach  Pflicht  der  Staatsgewalt,  folglich  auch 
deren  Recht."  Dagegen  ist  wohl  nichts  einzuwenden;  aber  die  Begründung  der 
Steuerverteilung  auf  das  „Opfer*,  bei  welchem  , keiner  eine  stärkere  Beschwerde 
empfindet,  als  der  andere,*  würde  bei  strenger  Folgerichtigkeit  zu  einer 
ebenso  grenzenlosen  Individualisierung  führen,  wie  die  Saxsche  Werttheorie, 
welche  genau  besehen  so  ziemlich  auf  das  Nämliche  hinauskommt,  wie  die 
Opfertheorie.  Wenn  dann  die  , Leistungsfähigkeit"  an  die  Stelle  des  , Opfers" 
gesetzt  und  das  Einkommen  als  deren  Ausdruck  anerkannt  wird,  so  ist  das  im 
Ergebnis  recht  gut,  aber  streng  folgerichtig  scheint  es  nicht  zu  sein,  besonders 
wenn  das  Einkommen  schlechterdmgs  keine  subjektive  Modifikation  erleiden 
soll,  woran  aber  der  Verfasser  selbst  nicht  festhält,  indem  er  das  Existenz- 
minimum und  die  demselben  entsprechende  Sparquote  beim  Arbeitslosen 
steuerfrei  belassen  will,  weil  »die  Staatsgewalt  nur  MenschenerträgUches  fordern 
kann".  Die  Erhöhung  des  Existenzminimums  für  Familien  wird  nicht  erwähnt, 
dürfte  aber  in  der  Konsequenz  liegen.  Ist  die  Motivierung  des  Existenzminimums 
auch  nicht  die  gründlichste,  so  kaim  man  mit  diesen  Ergebnissen  doch  nur  ein- 
verstanden sein ;  besonders  aber  ist  es  ein  sehr  richtiger,  in  der  ersten  Ausgabe 
schon  ausgesprochener  Gedanke,  die  Progression  auf  das  Existenzminimum 
zurückzuführen;  nur  dass  Umpfenbach  daiin  zu  weit  geht,  dass  er  die  steuer- 
freie Rate  auch  bei  den  grossen  und  grössten  Einkommen  bewilligen  will.  Be- 
richterstatter glaubt  hier  die  richtige  Grenze  ^)  gefunden  zu  haben. 

Die  Steuer  ist  für  Umpfenbach  mit  Recht  streng  persönlicher  Natur,  und 
er  wünscht  daher  mit  gutem  Grund  den  Ausdruck  »Steuerobjekt*  verschwinden 
zu  sehen;  auch  ,. widerstreitet  es  für  ihn  der  innersten  Natur  der  Besteuerung, 
wenn  die  von  ihr  aufzubringenden  Summen  als  konstante  Grössen  betrachtet 
und  behandelt  werden  sollen".  Alte  Grundsteuern  ist  Verfasser  daher  geneigt 
gar  nicht  als  Steuern  gelten  zu  lassen,  und  sie  als  »Fiskal Vorrechte"  zu  betrachten. 
Der  dem  neuen  Steuersystem  entsprechende  Teil  soll  bei  Reformen  als  in  diesem 
untergegangen  betrachtet .  der  etwaige  Rest  aber  den  Gemeinden  zugewiesen 
werden.  Letzteres  stimmt  wohl  nicht  gut  zu  der  wohlbegründeten  Ansicht,  dass 
die  „Fiskal Vorrechte"  ihr  Ende  finden  sollen,  und  zu  der  Subjektivität  der  Steuer. 

Als  die  richtigste  Form  für  eine  gerechte  und  dabei  den  Forderungen  des 
Bedürfnisses  entsprechende  Besteuerung  empfiehlt  der  Verfasser  das  Steuer- 
system, weil  es  die  Mitte  hält  zwischen  dem  Optimismus,  welcher  alles  Heil 

')  Vgl.  Die  Abgaben,  Auflagen  und  die  Steuer.    S.  472.1 

471 


472  Litteratur. 

nur  in  der  allgemeinen  Einkommensteuer  erblickt  (Umpfenbach  erklärt  sie 
schlechthin  für  eine  Illusion),  und  dem  Pessimismus,  welcher  jede  Verbesserung 
fürchtet,  da  sie  störend  in  das  wirtschaftliche  Leben  eingreife.  Für  die  Gegen- 
wart hat  er  gewiss  recht,  aber  die  Frage,  wie  das  System  beschaffen  sein,  und 
welche  Richtung  seine  Entwicklung  einschlagen  muss,  wird  doch  am  richtigsten 
vom  geschichtlichen  Standpunkt  gelöst,  welcher  auf  die  Einkommensteuer  hin- 
weist,  von   deren  Idee  das  Steuersystem  immer  mehr  in  sich  aufnehmen  muss. 

Beiläufig  sei  noch  bemerkt,  dass  der  Verfasser  die  Streitfrage  wegen  Be- 
steuerung der  „Privatsamtwirtschaften",  also  wohl  auch  besonders  der  Aktien- 
gesellschaften, in  ganz  korrekter  Weise  dahin  entscheidet,  dass  deren  Erträg- 
nisse nur  einmal  steuerbar  sein  können.  Wenn  er  dabei  ausspricht,  dass  man 
diese  Samtwirtschaften  nur,  wenn  ganz  besonders  grosse  Schwierigkeit  für  die 
Besteuerung  der  Erträgnisse  bei  den  Teilhabern  vorliegt,  ausnahmsweise  im 
ganzen  besteuern  soll,  so  wird  er  die  ünthunlichkeit  der  Besteuerung  von  solchen 
Erträgnissen  bei  den  Aktionären  wohl  selbst  nicht  in  Abrede  stellen.  Aber  wie 
er  bei  einer  Vielheit  von  Steuern ,  und  wäre  sie  noch  so  schön  zum  System 
gerundet,  die  Steuerfreiheit  des  Existenzminimums  und  dergleichen  sich  ausge- 
führt denkt,  darüber  hat  Berichterstatter  keinen  Aufschluss  gefunden.  Hier  liegt 
eine  Klippe,  über  welche  schwer  wegzukommen  sein  wird. 

Das  Steuersystem  soll  sich  aus  Schätzungen  und  Aufschlägen  zu- 
sammensetzen. Die  ersteren  bestehen  aus  folgenden  Steuern:  Grundsteuer 
vom  Reinertrag  des  Bodens,  welche  den  Schwankungen  des  Ertrags  folgen  soll, 
und  neben  welcher  „die  faktischen  Betriebseigentümlichkeiten "  bei  der  Gewerbe- 
steuer Berücksichtigung  finden  sollen.  Wohin  der  Arbeitsverdienst  des  Bauern,^ 
der  Ertrag  der  Viehwirtschaft  u.  a.  fällt,  ist  nicht  ersichtlich.  Neben  der  Grund- 
steuer wird  eine  besondere  Waldsteuer  empfohlen,  bei  welcher  die  Nutzungs- 
perioden katastriert  und  die  Steuern  nach  den  Anfallszeiten  des  Ertrags  erhoben 
werden  sollen,  was  schwer  zu  machen  sein  möchte.  Wenn  ferner  der  Verfasser 
die  im  Ertrage  enthaltene  ^ Arbeitswirksamkeit  des  Unternehmers  gleich  Null" 
ansetzen  zu  dürfen  glaubt,  so  ist  ihm  wohl  entgangen,  dass  sich  die  Bewirt- 
schaftungskosten der  Staatsforsten  auf  50  und  mehr  Prozente  der  Einnahme 
stellen,  was  sich  bei  Privatwäldem  kaum  sehr  viel  niedriger  berechnen  dürfte. 
Die  Gebäudesteuer  soll  nach  den  Kauf-  und  Mietpreisen  berechnet  werden 
(vermutlich  nach  den  ersteren ,  wenn  letztere  nicht  zu  ermitteln  sind) ,  und  die 
gewerblichen  Gebäude  mitumfassen,  was  auf  allgemeine  Zustimmung  wohl  nicht 
rechnen  darf.  An  „Einfachheit  der  Katastrierung"  dürfte  damit  wenig  gewonnen 
sein.  In  der  höchst  strittigen  Frage  der  Darlehensteuer  bleibt  Umpfen- 
bach bei  seiner  sonst  von  niemand  geteilten  Ansicht,  dass  die  Zinsrenten  durch 
Fassion  der  Schuldner  ermittelt,  bei  den  Gläubigern  direkt  versteuert  imd  den 
ersteren  bei  ihrer  Steuer  gutgerechnet  werden  sollen.  Für  die  Zinsen  der  Staats- 
schuld schlägt  er  die  Couponsteuer  vor;  es  dürfte  konsequenter  und  ausführ- 
barer sein,  alle  Schuldzinse  mittels  des  Steuerbeitrags  ebenso  zu  behandeln. 
Für  die  Ansicht,  dass  bei  der  Nichtberücksichtigung  der  Schulden  an  der  Steuer 
des  Schuldners  („indirekte  Darlehenssteuer"  genannt)  die  letztere  „im  grossen 
und  ganzen  auf  die  Gläubiger  überwälzt"  werden  würde,  dürften  sieh  wenig 
Anhänger  finden.  Es  ist  doch  der  Schuldner  in  der  Regel  der  schwächere  Teil. 
Verfasser  ist  übrigens  nicht  für  diese  Art  der  Besteuerung,  weil  er  —  und  das 
mit  vollem  Recht  —  der  Ueberzeugung  ist,  dass  man  bei  den  direkten  Steuern 
mit  der  üeberwälzung  nicht  rechnen  darf.  Für  die  Arbeitssteuer  wird  die 
Wohnungsmiete  als  Massstab  vorgeschlagen.  Es  hat  dies  hinsichtlich  mancher 
Berufsarten  (Aerzte,  Anwälte,  Notare,  Künstler,  Litteraten  und  dergleichen)  seine 
Berechtigung;  aber  für  die  grosse  Menge  der  Handarbeiter  und  Beamten  aller 
Art  lässt  sich  Lohn  und  Besoldung  doch  sehr  leicht  ermitteln,  und  diese  bilden 
einen  besseren  Massstab.  Für  die  Gewerbesteuer  werden  mit  Recht  die- 
jenigen Grundsätze  aufgestellt,  welche  auch  in  den  besten  deutschen  Steuer- 
gesetzen ^)  befolgt  sind. 

1)  Wenn  Wagner  (Zeitschr.  f.  Staatswissenschaft,  18P7,  S.  567)  in  der  Besprechung 
meiner  Arbeit   „Die  Abgaben ,   Auflagen   und   die   Steuer"   fragt :   „Ist  der  ingeniöse  Klassen- 
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Neben  dem  Schatzungssystem  findet  Umpfenbach  ein  Aufschlags- 
system  nötig,  um  dem  , Körper  der  Steuerfähigkeit,  welcher  in  seiner  Gesamt- 
heit viel  zu  glatt  ist,  um  mit  einem  optimistischen  GriflFe  gefasst  zu  werden," 
noch  von  einer  anderen  Seite  beizukommen.  Er  erkennt  zwar  an ,  dass  das 
Aufschlagssystem,  welches  , seine  Steuerforderungen  durch  das  gefährliche  Ge- 
strüpp der  Steuerüberwälzung  durchtreibt" .  das  bei  weitem  unvollkommenere 
der  beiden  Systeme  ist,  und  dass  man  sich  mit  demselben  noch  weiter  von  der 
Einheit  der  Besteuerung  entfernt,  als  schon  bei  den  Schätzungen  unvermeidlich 
ist.  aber  er  glaubt  dasselbe  dem  Schatzungssystem  als  gleichberechtigt  an  die 
Seite  stellen  zu  müssen,  weil  ,ein  Einkommen  in  der  Summe  der  Verwendungen 
sich  auf  das  genaueste  spiegele".  Als  Vorzug  des  Aufschlags  wird  gerühmt, 
dass  „der  wahrhaft  wirtschaftliche  Haushalter  bei  mangelhafter  Veranlagung 
nie  gegen  seinen  Willen  überlastet  werden  kann,  da  er  es  ja  in  der  Hand  hat. 
die  bezügliche  Verwendung  gar  nicht  oder  nur  beschränkt  vorzunehmen".  Der 
Verfasser  steht  freilich  mit  dieser  Ansicht  nicht  allein ,  aber  verwunderlich  ist 
es  doch,  zu  sagen,  eine  Steuerzumutung  sei  nicht  ungerechtfertigt,  wenn  der 
Pflichtige  durch  die  Höhe  der  Steuer  verhindert  ist,  seine  Bedürfnisse  so  zu  be- 
friedigen, wie  er  es  bei  einer  besseren  Steuerverteilung  vermöchte. 

Um  ferner  den  Ausspruch  zu  retten,  dass  sich  das  Einkommen  genau  in 
den  Verwendungen  spiegele,  wird  die  Reihe  der  Verwendungssteuem  durch  eine 
Ansammlungssteuer  ergänzt,  welche  in  Todesfällen  nach  dem  Grössen- 
unterschiede  zwischen  dem  gegenwärtigen  Vermögensstande  und  jenem  beim 
Anfange  des  Wirtschaften s  bemessen  werden  soll.  Wie  die  letztere  Grösse  er- 
mittelt werden  soll,  wird  nicht  gesagt.  Aber  folgerichtigerweise  erkennt  der 
Verfasser  die  Verpflichtung  an,  bei  einem  Minusunterschied  eine  Steuerrückver- 
gütung nach  dessen  Grösse  eintreten  zu  lassen,  soferne  die  Verminderung  „nach- 
gewiesenei'massen  durch  Zehrverwendungen  bei  Lebzeiten  des  Erblassers"  erfolgt 
ist.'  Warum  dieser  Nachweis  notwendig  und  wie  er  zu  führen  sei ,  wird 
ebenfalls  nicht  erwähnt.  Es  ist  zu  bezweifeln,  dass  sich  viele  finden  werden, 
die  bis  zu  dieser  Konsequenz  mitgehen,  ohne  welche  doch  die  Abgabe  ungerecht 
sein  würde.  Im  übrigen  kann  sich  auch  Berichtei'statter  von  der  , fanatisch  zu 
nennenden  Verstocktheit"  nicht  freisprechen,  welche  den  Aufschlägen  „zum  Vor- 
wurf macht,  dass  sie  die  ärmeren  Klassen  überbürdeten".  Ein  Aufschlagssystem, 
das  die  geforderte  ergiebige  Einnahme  gewählten  und  dabei  die  allgemeinsten 
Genussmittel  nicht  verhältnismässig  höher  belasten  soll,  als  die  vielfach  gar  nicht 
erreichbaren  der  Reichen,  müsste  eben  erst  noch  erfunden  werden. 

Hinsichtlich  der  einzelnen  Aufschläge  sei  nur  hervorgehoben .  dass  die 
Tabak-  und  Branntwein-  und  überhaupt  die  Monopole  nicht  hier,  son- 
dern bei  den  Fiskalvorrechten  besprochen  werden ,  obwohl  die  monopolistische 
Form  der  Aufschlagserhebung  für  den  Tabak  als  die  gerechteste  anerkannt  und 
für  den  Branntwein  als  der  reiflichsten  Ueberlegung  wei-t  erachtet  wird,  also 
beide  Monopole  eigentlich  bei  den  Steuern  einzureihen  wären.  Doch  das  ist 
formale  Nebensache;  im  wesentlichen  kommt  es  doch  auf  das  Urteil  über  die 
Sache  selbst  an,  und  dieses  ist  zweifellos  wohlbegründet.  Als  selbstverständlich 
darf  wohl  vorausgesetzt  werden,  dass  die  bei  den  Aufschlägen  besprochenen 
Tabak-  und  Branntweinsteuern  nicht  neben  den  Monopolen  als  Fiskalvorrechten 
denkbar  sind.  Für  die  Weinsteuer,  welche  in  einem  rationellen  Aufschlags- 
system nicht  fehlen  darf,  wird  die  Veraufschlagung  beim  Verkauf  aus  erster 
Hand  empfohlen ,  was  als  eine  befriedigende  Lösung  dieser  schwierigen  Frage 
kaum  anzusehen  sein  wird ,    da  hierbei   der  Produzent  —  man  denke  auch  ein 


Schematismus  unserer  neuen  Gewerbesteuem  wirklich  eine  wesentlich  bessere  Bürgschaft,  die 
einzelnen  Gattungen  von  Gewerben  und  die  einzelnen  Gewerbetreibenden  richtiger  nach  der 
Leistungsfähigkeit  zu  besteuern  als  ein  rationell  eingerichtetes  Verbrauchssteuersystem?"  so 
muss  dies  Verwunderung  erregen.  Abgesehen  von  allem  anderen,  darf  man  doch  nur  Wirk- 
lichkeit mit  Wirklichkeit,  oder  möglichste  Vollendung  mit  möglichster  Vollendung  vergleichen. 
Wer  misst  hier  „mit  zweierlei  Mass"?   Nicht  er  selbst? 
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wenig  an  die  reichen  Weingutsbesitzer  der  Geburts-  und  Geldaristokratie  — 
steuerfrei  ausgeht,  während  der  besitzlose  Taglöhner  seinen  Krätzer  —  ver- 
mutlich ebenso  hoch,  wie  der  reiche  Feinschmecker  die  feinsten  Sorten  — 
versteuern  muss.  Die  empfohlene  Besteuerung  des  Biers  nach  der  Würze  hat 
zwar  viel  für  sich,  da  der  Massstab  näher  am  fertigen  Produkt  liegt,  als  beim 
Malzaufschlag;  da  sie  aber  für  die  kleineren,  namentlich  auf  dem  Lande  zer- 
streut liegenden  Brauereien  ohne  erdrückende  Belästigung  des  Betriebs  oder 
ganz  übermässig  hohe  Kontrollkosten  nicht  ausführbar  ist,  möchte  doch  der 
Malzaufschlag  den  Vorzug  verdienen. 

Dass  der  Verfasser  eine  Verkehrssteuer  nicht  kennt,  sondern  die 
betreffenden  Abgaben  als  Fiskalvorrechte  behandelt,  wie  die  sogenannten  Re- 
galien (Okkupation,  Bergregal,  Salzregal  u.  a.),  welche  mit  einer  steigenden 
Kulturentwicklung  verschwinden  müssen ,  ist  für  den  Berichterstatter  eine  will- 
kommene Bestätigung  seiner  eigenen  Anschauung.  Gleiches  gilt  von  der  un- 
bedingten Verwerfung  eines  Anspruchs  an  die  ohne  Zuthun  des  Eigentümers  sich 
vollziehenden  Steigerungen  der  „Bodenrente",  welclie  ,so  wie  so  den  Finanzen 
in  der  steigenden  Steuerkraft  zu  gute  kommen". 

Auch  dem  Domänenbesitz  des  Staats  wird  die  Prognose  gestellt, 
dass  er  mit  der  zunehmenden  Entwicklung  verschwinden  müsse,  weil  der  Staat 
nach  seiner  Idee  auf  die  „organischen  Einnahmequellen"  angewiesen  sei.  Das 
dürfte  denn  doch  etwas  zu  doktrinär  sein,  und  der  Forstenbesitz  des  Staates 
sich  so  lange  empfehlen,  als  Wald  und  Holz  nicht  entbehrlich  werden;  auch 
dürfte  man  in  Sachsen  und  anderwärts  ungläubig  dafür  sein,  dass  die  Staats- 
bergwerke besser  in  Privathänden  seien.  Im  übrigen  ist  die  Ansicht  des  Ver- 
fassers, dass  bei  der  ganzen  Frage  nicht  alle  Arten  über  einen  Kamm  geschoren 
werden  düi-fen ,  sondern  die  Besonderheit  der  Verhältnisse  überall  in  Betracht 
kommen  müsse,  die  allgemein  als  richtig  anerkannte.  Bei  der  Empfehlung  des 
Domänenverkaufs  zur  Schuldentilgung  sollte  jedoch  nicht  übersehen  werden, 
dass  der  Wert  der  Domänen  ein  nach  der  Natur  der  Dinge  steigender,  der  des 
Geldes  aber  ein  stets  sinkender  ist. 

Den  Staatsschulden  räumt  Umpfenb ach  eine  wohl  allzu  hohe  Be- 
rechtigung ein.  Gegen  den  Satz:  „Jeder  wirkliche  Staatszweck  rechtfertigt  und 
verlangt  die  Herbeischaffung  seiner  Befriedigungsmittel  durch  Schuldaufnahme 
dann,  wenn  seine  Erfüllung  auf  diesem  Wege  der  unsterblichen  Gesamtheit 
mehr  nützt,  als  seine  unterbleibende  oder  durch  unmittelbare  Finanzeinkünfte 
erfolgende  Erfüllung,"  —  dagegen  wäre  gewiss  nichts  einzuwenden,  wenn  nur 
für  die  Gegenwart  die  Beantwortung  der  Frage  nicht  so  unendlich  schwierig 
wäre,  ob  die  fragliche  Zweckerfüllung  der  Zukunft  in  dem  Masse  zu  gute 
kommt,  dass  sie  die  Kosten  dafür  leichter  trägt,  als  die  Gegenwart.  Die  Gefahr 
einer  Ueberschätzung  der  für  die  Zukunft  erwachsenden  Vorteile  ist  um  so 
grösser,  als  der  Hang,  sich  die  Gegenwart  leicht  zu  machen,  ein  höchst  natür- 
licher ist.  Die  Anforderungen  an  den  Staat  sind  in  reissender  Zunahme ,  und 
die  Zukunft  wird  an  ihren  eigenen  Lasten  genug  zu  tragen  haben;  es  dürfte 
sich  daher  mehr  empfehlen,  dem  Staat  das  Verfahren  eines  sorgsamen  Familien- 
vaters vorzuschreiben,  welcher  lieber  sich  selber  belastet  als  seine  Kinder,  und 
zur  äussersten  Vorsicht  zu  mahnen,  —  zu  einer  grösseren,  als  heutzutage  in  den 
gesetzgebenden  Versammlungen  üblich  ist. 

Für  die  Anlegung  eines  Staatsschatzes  ist  Verfasser  grundsätzlich 
nicht  eingenommen,  doch  verkennt  er  nicht,  dass  das  Vorhandensein  eines 
solchen  unter  Umständen  ausserordentlich  vorteilhaft  sein  kann.  Man  sollte 
wohl  denken,  dass  solche  Umstände  bei  anderen  Staaten  im  Falle  des  Ausbruchs 
eines  Krieges  in  noch  höherem  Masse  gegeben  sind,  als  in  Preussen  mit  seinen 
wohlgeordneten  Finanzen  in  den  Jahren  1866  und  1870. 

Papiergeld   wird  „nur  in  kleinen  Beträgen,    auf  kurze  Frist  und  mit 

bestimmter  Deckungsaussicht  nach  deren  Ablauf"  als  gerechtfertigt  erklärt,  was 

unbedenklich  als  gesunde  Finanzpolitik   anzuerkennen   sein   dürfte.     Freilich  in 

'der  Not  gilt  kein  Gebot,    und  diese  ist  es  auch,   welche  L    von  Stein  als  die 

•  einzig  natürliche  Voraussetzung  der  Ausgabe  von  Papiergeld  bezeichnet,  wobei 
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er  daun  begreiflicherweise  in  seinen  Anforderungen  hinsichtlich  der  Wiederein- 
ziehung nicht  so  streng  ist. 

Den  Schluss  des  Werkes  bildet  ein  kurzer  Abschnitt  über  die  Finanz- 
verwaltung (Finanzorgane,  Voranschlag,  Rechnungswesen,  Kontrolle,  Buch- 
fuhrung  und  dergleichen-  sogar  mit  Formularen),  welcher  gegenüber  den  wich- 
tigen Fragen,  die  bei  den  vorhergehenden  Abschnitten  zu  besprechen  waren, 
weniger  Bemerkenswertes  bietet,  weshalb  diese  ohnedies  etwas  lang  geratene 
Besprechung  hiermit  geschlossen  sei,  deren  Cmfang  in  dem  lebhaften  Interesse 
begründet  erfunden  werden  möge,  mit  welchem  Berichterstatter  dieses  anregende 
Buch  gelesen  hat.  W.  Vocke. 


Dr.   Emil    Sax,    Grundlegung    der    theoretischen    Staatswirtschaft. 
Wien  1887.     574  Seiten. 

Die  Veranlassung  zu  dem  vorliegenden  Werke  war  das  Bedürfnis  einer 
festeren  und  besseren  Grundlage  für  das  Verständnis  und  die  Beurteilung  des 
Bestehenden  in  der  Staatswirtschaft  überhaupt  sowie  im  Steuerwesen  insbesondere, 
und  für  die  folgerichtige,  gesunde  Weiterentwicklung  dieser  Zweige  der  Staats- 
verwaltung. Die  bisherige  Finanzwissenschaft  hat  dieses  Bedürfnis  nicht  in 
genügender  Weise  zu  befriedigen  vermocht,  und  ein  Versuch,  die  damit  ge- 
gebene Aufgabe  zu  lösen,  muss  daher  von  vornherein  als  verdienstlich  und  mit 
Anerkennung  begrüsst  werden ;  er  bezeichnet  immer,  und  besonders  wenn  er  von 
so  zuständiger  Seit«  unternommen  ward,  einen  Fortschritt  der  Wissenschaft. 

In  den  einleitenden  Paragraphen  bezeichnet  der  Verfasser  als  die  das 
menschliche  Leben  überhaupt  bewegenden  Grundkräfte,  als  die  »sozialen  Po- 
tenzen* und  „Richtungen  des  Soziallebens"  den  Individualismus  und  Kol- 
lektivismus, welche  sich  im  Egoismus,  Mutualismus  und  Altruismus 
äussern.  Es  finden  diese  BegrifiFe,  unter  welchen  namentlich  der  Kollektivismus 
eine  bedeutende  Rolle  spielt,  vielfache  Verwendung  in  den  nachfolgenden  Er- 
örterungen. 

Bevor  der  Verfasser  zu  diesen  schreitet,  unterwirft  er  aber  die  früheren 
, Theorien  über  die  ökonomische  Beschaffenheit  der  Staatsthätigkeit"  einer 
scharfen  Prüfimg,  bei  welcher  die  alte  kameralistische ,  die  Tausch-,  die  Kon- 
sumtions-,  die  Produktionstheorien  und  die  St  einsehe  Reproduktivitätslehre  als 
ungenügend  und  unhaltbar  erfunden  werden.  Neben  der  Klarheit  und  dem 
Scharfsinn  des  Verfassers  ist  hier  auch  die  massvolle  Sprache  seinen  Gegnern 
gegenüber  anzuerkennen,  wie  sie  leider  nicht  in  allen  Werken  selbst  hervor- 
ragender Vertreter  der  Wissenschaft  zu  finden  ist.  Nur  in  Ansehung  der 
St  einschen  Theorie  möchte  es  scheinen,  dass  sich  Sax  einen  Gegenstand  seiner 
Kritik  erst  selbst  geschaffen  habe,  welcher  insofern  eigentlich  nicht  existieren 
dürfte,  als  man  kaum  wird  sagen  können,  das  L.  von  Stein  sein  ganzes  Finanz- 
system auf  die  angefochtene  Theorie  habe  gründen  wollen.  Aber  gegen  den 
Satz,  dass  der  Einzelne  einen  Teil  seines  Einkommens  an  den  Staat  abgibt,  um 
diesem  seine  Thätigkeit  zu  ermöglichen,  durch  welche  der  Einzelne  wieder  in 
den  Stand  gesetzt  wird,  nicht  nur  das  Hingegebene,  sondern  auch  einen  Ueber- 
schuss  zu  erwerben,  und  dass  eine  Staatswirtschaft  zu  Grunde  gehen  muss,  wenn 
sie  nicht  mindestens  so  viel  leistet,  dass  jener  Ersatz  durch  die  Staatsthätigkeit 
ermöglicht  wird.  —  dagegen  wird  wohl  vom  vrirtschaftlichen  Standpunkt  nicht 
viel,  wohl  aber  das  einzuwenden  sein,  dass  dieser  Standpunkt  eben  zu  beschränkt 
ist,  um  die  ganze  Staatsthätigkeit  zu  umfassen. 

Den  wirtschaftlichen  Standpunkt  nimmt  aber  der  Verfasser  unseres  Werkes 
ein,  und  zwar  in  vollster  Schärfe  und  Ausschliesslichkeit,  und  er  glaubt  daher 
oei  seiner  Grundlegung  weder  der  Sittlichkeit,  d.  h.  der  Gerechtigkeit,  als  eines 
fremden  Elements,  zu  bedürfen,  noch  will  er  von  der  Hereinziehung  des  sozial- 
politischen Gedankens  etwas  wissen.     Es  drängt  sich  daher  schon  hier  die  Frage 
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auf,  ob  er  durch  den  Kollektivismus  (also  doch  wohl:  Gemeinsinn),  welcher 
wenigstens  auf  dem  Gipfel  seiner  Darstellung  beherrschend  im  Hintergrund 
steht,  nicht  doch  dem  Gedanken  der  Sittlichkeit  eine  unausgesprochene  Be- 
deutung eingeräumt  hat.  Der  Kollektivismus  ist  eben  Bestimmung  und  nicht 
Naturtrieb. 

Sax  geht  davon  aus,  und  weist  nach,  dass  „die  kollektivistische  Lebens- 
führung in  der  nämlichen  Weise  zu  erklären  ist,  wie  die  individualistische", 
so  dass  in  beiden  die  gleichen  allgemeinen  wirtschaftlichen  Grundsätze  gelten 
müssen,  weil  „die  kollektivistische  Wirtschaft  nur  die  Summe  der  individua- 
listischen Wirtschaften  ist  in  Ansehung  der  Befriedigung  der  kollektivistischen 
Bedürfnisse".  Demgemäss  untersucht  er  nach  beiden  Seiten  hin  die  allgemeinen 
ökonomischen  Kategorien  des  Bedürfnisses ,  des  Guts ,  der  Arbeit ,  des  Wertes 
(jedes  mehr  oder  weniger  eingehend,  namentlich  den  letzteren  ausführlich),  femer 
des  Kapitals,  der  Kosten,  des  Ertrags,  des  Einkommens  und  des  Haushalts.  Es 
sei  gleich  hier  bemerkt,  dass  alle  diese  Erörterungen  mit  so  viel  Scharfsinn, 
Klarheit  und  in  einer  —  wenigstens  für  den  Fachmann  —  so  wahrhaft  an- 
ziehenden Weise  geschrieben  sind,  dass  der  Leser,  auch  wenn  er  nicht  in  allen 
Punkten  übereinstimmt,  das  Buch  nur  mit  Befriedigung  aus  der  Hand  legen 
kann,  und  sich  mannigfaltig  dadurch  belehrt  bekennen  muss.  Der  Gedanken- 
gang ist  im  wesentlichsten  und  in  gedrängtester  Kürze  etwa  folgender: 

Das  Bedürfnis,  als  Bewusstsein  von  dem  Abhängigkeitsverhältnis,  in 
welchem  der  Mensch  zu  der  beschränkten  Aussenwelt  hinsichtlich  der  Erreichung 
seiner  instinktiven  und  vernünftigen  Zwecke  steht,  beruht  auf  dem  Gefühl. 
Die  Mittel  zur  Befriedigung  des  Bedürfnisses  sind  die  Güter,  d.  h.  diejenigen 
Bestandteile  der  Aussenwelt,  „bezüglich  welcher  das  Abhängigkeitsverhältnis 
des  Menschen  von  lezterer  in  Rücksicht  auf  sein  Zweckstreben  besteht",  mit 
einem  Worte:  die  Sachgüter. 

Je  nach  der  Stärke  jenes  Gefühls  (des  Bedürfnisses)  bildet  jedes  Individuum 
für  sich  eine  Reihenfolge  der  Güter  ülierhaupt,  innerhalb  welcher  diejenigen 
am  höchsten  stehen,  welche  zur  Befriedigung  des  stärksten  Bedürfnisses  geeignet 
sind  u.  s.  f.  Die  Stelle,  welche  so  jedem  Gut  vom  individuellen  Gefühl  einge- 
räumt wird,  ist  sein  Wert.  Dieser  ist  also  rein  individueller  Natur,  für  jede 
Person  und  in  jedem  Falle  verschieden  je  nach  dem  augenblicklichen  Bedürfnis- 
gefühl und  je  nach  der  Menge  der  zur  Beschaffung  des  erforderlichen  Gutes 
zur  Verfügung  stehenden  sonstigen  Mittel,  so  dass  bei  gleichem  Bedürfnis  das 
demselben  entsprechende  Gut  für  den  Reichen  einen  höheren  Wert  hat,  als  für 
den  Armen,  weil  die  dafür  hinzugebenden  Güter  für  jenen  einen  geringeren 
Wert  haben.  Der  Durchschnitt  aller  dieser  im  Verkehr  erscheinenden  Werte 
ist  der  Verkehrswert.  Die  zur  Herstellung  des  Gutes  erforderliche  Arbeit, 
bezw.  die  damit  verknüpfte  Unlust  gegenüber  der  durch  Nichtbefriedigung  eines 
Befürfnisses  erwachsenden  Unlust  bezeichnet  nur  die  unterste  Grenze  des  Wertes. 

Als  blosse  Summe  aller  Individualwirtschaften  in  kollektivistischer  Be- 
ziehung erkennt  Sax  den  Staat  nicht  als  besondere  Persönlichkeit  an,  sondern 
nur  als  den  Inbegriff  aller  Individuen,  welche  ihre  kollektivistischen  Bedürfnisse 
durch  eigene  Organe  befriedigen  lassen.  Die  Mittel  zu  dieser  Bedürfnisbefriedigung 
werden  von  den  Individuen  als  Güter  geliefert,  und  mit  diesem  Aufwand  bestreiten 
sie  also  selbst  die  Befriedigung  ihrer  Kollektivbedürfnisse,  ohne  dass  es  einer 
vermittelnden  Staatspersönlichkeit  bedarf,  vielmehr  erfolgt  die  Vermittelung 
lediglich  durch  die  Staatsorgane  ebenso  wie  der  Lehrer  die  Befriedigung  des 
Bildungsbedürfnisses  vermittelt,  welche  der  Lernende  doch  aus  seinen  Mitteln 
bestreitet.  Die  Dienste  der  Staatsorgane  sind  eben  schon  Bedürfnisbefriedigung, 
sie  schaffen  nicht  erst  die  Mittel  dazu  (Güter). 

Die  kollektivistischen  Bedürfnisse  der  Einzelnen  sind  aber  individuell 
verschieden  und  ebenso  ist  es  der  individuelle  Wert  der  von  ihnen  hingegebenen 
Güter  (für  den  Reichen  in  der  Einheit  geringer  als  für  den  Armen),  die  Leistungen 
der  Einzelnen  müssen  daher  auch  nach  beiden  Seiten  hin  verschieden  sein. 
Genau  genommen  ist  hierin  doch  nichts  anderes  enthalten,  als  eine  andere  Be- 
gründung und  schärfere  Formulierung  der  alten  „Opfertheorie". 
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Nun  setzt  der  Verfasser  voraus,  dass  die  Wirtschaftssubjekte  bereit  sind, 
den  sie  treffenden  Anteil  an  Gütern  hinzugeben  (S.  507),  weil  sie  die  kollek- 
tivistischen Lebenszwecke  als  eigene  anerkennen,  und  weil  ihnen  in  ihrem 
Verbände  die  Befriedigung  eines  solchen  Bedürfnisses  ein  höheres  Mass  von 
Lust  gewährt,  als  die  von  individualistischen  (S.  351).  Da  dies  aber  in  der 
Wirklichkeit  keineswegs  zutrifft,  so  muss  der  Zwang  die  Regungen  des  indi- 
viduellen Egoismus  hemmen  und  die  richtige  Erkenntnis  supplieren  (S.  408  und 
507).  Die  Verbandsglieder  setzen  so  fdurch  die  für  sie  handelnden  Staatsorgane) 
die  Gesamtsumme,  deren  Verwendung  und  den  einen  jeden  treffenden  Anteil  fest 
(S.  350).  Die  Richtigkeit  der  Verteilung  zu  kontrollieren  und  darüber  zu  wachen, 
dass  nicht  mehrberechtigte  Individualbedürfoisse  durch  Bestreitung  minder- 
berechtigter Kollektivbedürfnisse  unbefriedigt  bleiben,  ist  den  Individuen  anheim- 
gegeben, welche  energisch  reagieren  müssen,  wenn  die  Zahl  der  Benachteiligten 
gross  genug  dazu  ist. 

Der  Verfasser  ist  von  der  Unanfechtbarkeit  seiner  Darlegungen  so  durch- 
drungen ,  dass  er  meint,  sie  müssten  auf  jeden  den  Eindruck  des  AufBammens 
einer  elektrischen  Sonne  machen,  welche  das  frühere  Dunkel  zerstreut.  Es 
dürften  sich  aber  schon  gegen  die  Wertstheorie  und  gegen  die  im  Grunde  doch 
höchst  individualistische  Auffassung  des  Staatsverbandes  selbst  dem  unbefangensten 
Leser  schwerwiegende  Bedenken  aufdrängen,  und  vollends  der  Sprung  von  der 
individualistischen  Bedürfnisschätzung  und  Befriedigung  zum  Zwang  scheint  ein 
äusserst  gewagter  zu  sein.  Auch  im  weiteren  Verfolg  ist  eine  bindende  Schlüssig- 
keit der  Folgerung  nicht  zu  finden,  wenn  die  Verschiedenheit  der  Besitz-  und 
Bedürfnisstände  und  deren  Veränderlichkeit  eine  Vielheit  der  Steuern  bedingen 
soll.  Nach  dem  Standpunkte  des  Verfassers  kann  hierdurch  doch  nur  eine  Ver- 
schiedenheit der  Steuergrössen  veranlasst  sein,  und  in  der  That  erkennt  er  die 
allgemeine  Einkommensteuer  als  die  höchste  (zukünftige)  Form  der  —  wenigstens 
der  direkten  —  Besteuerung  an.  Die  Verbrauchsauflagen  hält  Sax  als  in- 
direkte Besteuerung  für  notwendig,  weil  sich  dieselben  mit  den  direkten  Steuern 
,in  ihren  Eigentümlichkeiten  ergänzen".  Damit  ist  freilich  wenig  gesagt;  aber 
wenn  gleichzeitig  verlangt  wird,  dass  die  indirekten  Steuersätze  den  durch- 
schnittlichen Wertsständen  der  Wirtschaftssubjekte  entsprechen  sollen,  so  ist 
damit  viel  gefordert,  und  mehr  als  die  Praxis  je  geleistet  hat  und  leisten  wird. 
Hier  sowie  in  Ansehimg  der  Verkehrsabgaben  scheint  Sax  auf  eine  eigene 
Durcharbeitung  des  Gegenstandes  verzichtet  zu  haben  und  sich  nur  an  Schaf fle 
anzulehnen;  sein  Ziel  ist  ja  auch  nur  die  „Grundlegimg". 

Die  Einheit  der  Besteuerung  sucht  der  Verfasser  mit  Recht  im  Steuer- 
system; aber  wenn  er  sagt,  die  einzelne  Steuer  könne  umgekehrt  progressiv 
sein,  oder  sonst  den  allgemein  zu  stellenden  Anforderungen  widersprechen,  und 
doch  gerade  deswegen  ihren  Platz  im  Steuersystem  ausfüllen,  so  scheint  er  doch 
gar  zu  massige  Ansprüche  an  sein  System  zu  machen.  Aehnlich  verhält  es  sich 
mit  der  Ansicht,  dass  gar  manche  Ungleichheiten  der  Besteuerung  sich  , durch 
den  Wechsel   in   den  Lebens-   und  Wirtschafts  Verhältnissen  ausgleichen*'   sollen. 

Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dass  die  Saxsche  Grundlegung  ihren 
Schwerpunkt  in  den  Steuern  hat.  Aber  auch  für  die  übrigen  Staatseinnahmen 
gewinnt  der  Verfasser  in  seiner  Theorie  einen  Standpunkt,  und  zwar  mit  un- 
zweifelhaftem Erfolg.  Sehr  schön  sind  die  Erörterungen  über  öffentliche  Unter- 
nehmungen und  Anstalten,  wobei  der  unklare  Regal  begriff  (mit  Recht)  gänzlich 
beiseite  gesetzt  wird.  Der  Verfasser  hebt  hervor,  wie  die  öffentliche  Unter- 
nehmung aus  dem  öffentlichen  Bedürfnis  hervorgeht,  monopolistisch  betrieben 
wird  und  nach  längeren  Perioden  rechnen  muss,  als  die  Privatimtemehmung. 
dass  sie  daher  gleichmässige  (Tax-)Preise  bieten  könne,  und  dass  diese  Tax- 
preise Abstufungen  nach  den  Abstufungen  der  Individualwertstände  gestatten, 
wie  sich  dies  bei  den  Eisenbahnwert-  imd  Personentarifen  verwirklicht  findet. 
Zwar  lassen  sich  die  Abstufungen  der  Werttarife  auch  auf  andere  Weise  be- 
gründen, und  wenn  das  Beispiel  der  Personentarife  ganz  zutreffend  sein  sollte, 
müsste  der  Reiche  für  die  nämliche  Wagenklasse  den  höheren  Preis  zahlen, 
wie   der  Minderbemittelte,    aber   treffend   ist  jedenfalls    die   Bezeichnung   der 
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öffentlichen  Unternehmungen  als  solche,  welche  „kollektivistisch  bewirtschaftet 
werden  müssen,  weil  die  Privatunternehmung  ihrer  Natur  nach  nicht  imstande 
ist,  diejenige  Gleichmässigkeit  und  Vollständigkeit  der  Entwicklung,  sowie  die 
Gleichmässigkeit  und  Angemessenheit  der  Preise  herbeizuführen,  welche  die 
Wichtigkeit  des  Gegenstandes  für  die  Gesellschaft  und  alle  ihre  Glieder  erfordert". 
Dabei  können  auch  öfientliche  Rücksichten  so  weit  in  Betracht  kommen,  dass  die 
Taxpreise  auf  die  Gewinnung  des  landesüblichen  Zinses  für  das  Anlagekapital, 
und  unter  Umständen  für  einzelne  Arten  von  Fällen  noch  unter  dieses  Niveau 
herabgesetzt  werden  können. 

Andererseits  wird  die  öffentliche  Unternehmung  von  der  öffentlichen  An- 
stalt dadurch  unterschieden,  dass  bei  jener  die  Benützung  ganz  im  individuellen 
Interesse  liegt,  bei  dieser  aber  ,ein  öffentliches  Interesse  besteht,  dass  jedem 
im  gegebenen  Falle  die  Erreichung  des  betreffenden  individuellen  Lebenszweckes 
ohne  Rücksicht  auf  seine  wirtschaftliche  Lage,  wenn  auch  in  verschiedenen  Ab- 
stufungen nach  dem  Masse  der  individuellen  Wertstände  gesichert  werde".  Bei 
der  Anstalt  wechselt  also  der  Preis  ebenfalls,  aber  nicht  bloss  nach  der  Ver- 
schiedenheit der  Wertstände  (z.  B.  beim  Unterricht  volles,  teilweises  oder  ganz 
erlassenes  Schulgeld),  sondern  auch  nach  der  Verschiedenheit  der  befriedigten 
Individualb edürfnisse ,  und  die  Rücksicht  auf  Erzielung  eines  wenn  auch  nur 
annähernd  vollständigen  Gewinns,  wie  bei  der  Unternehmung  fällt  hier  weg. 
Der  hier  bezahlte  Preis  wird  zur  Gebühr,  die  sich  aber  hiernach  vom  Taxpreis 
nicht  wesentlich  unterscheidet,  wie  auch  der  Unterschied  zwischen  Unter- 
nehmung und  Anstalt  nur  ein  „gradueller"  ist. 

Unstreitig  enthalten  diese  Unterscheidungen  einen  entschiedenen  Fort- 
schritt zur  Klärung  des  bisher  noch  so  schwankenden  Gebührenbegriffs.  Nach 
Sax  ist  die  Gebühr  der  Preis  für  die  Benützung  einer  öffentlichen  Anstalt,  welcher 
sich  bemisst  einerseits  nach  dem  individuellen  Güterwertstande  des  Beteiligten 
im  Hinblick  auf  die  demselben  für  den  Nutzen  der  kollektivistischen  Bethätigung 
verfügbare  Gütermenge,  andererseits  mit  Rücksicht  darauf,  dass  bei  fakultativer 
Benützung  der  Anstalt  der  Kostenersatz  im  vollen,  bei  obligatorischer  aber  in 
dem  Maasse  zu  leisten  ist,  wie  es  dem  individuellen  Wertstande  entspricht. 

Bei  dieser  Umschreibung  des  Gebührenbegriffes  ist  nur  ein  Punkt  nicht 
berücksichtigt,  nämlich  der  Umstand,  dass  dieselbe  je  nach  dem  Stande  der 
Entwicklung  des  Staatslebens  eine  verschiedene  ist  und  sein  muss.  Unstreitig 
ist  die  Gebühr  immer  eine  besondere  Gegenleistung  für  eine  besondere  Leistung, 
welche  ursprünglich  von  Fall  zu  Fall  vereinbart  wurde  wie  jedes  zweiseitige 
Geschäft,  und  wobei  das  Bedürfnis  oder  Interesse  und  der  Güterstand  der  beiden 
Teile  zur  vollen  Geltung  kamen.  Je  mehr  sich  aber  im  öffentlichen  Leben  der 
„Kollektivismus"  an  die  Stelle  des  „Individualismus"  setzte,  desto  mehr  musste 
der  vereinbarte  Preis  zum  Taxpreis  und  dieser  wiederum  zu  dem  werden,  was 
wir  heute  Gebühr  nennen,  und  diese  muss  ebenso  weiterhin  je  mehr  und  mehr 
der  Steuer  weichen,  so  dass  man  es  heutzutage  schon  doch  eigentlich  als  einen 
Widerspruch  in  sich  betrachten  sollte,  wenn  für  „obligatorische  Benützung  der 
öffentlichen  Anstalten"  Gebühren  gefordert  werden,  also  z.  B.  wenn  wegen  Klar- 
haltung des  Grundsteuerkatasters  die  notarielle  Verbriefung  der  Besitzverände- 
rungen verlangt  und  dafür  eine  Gebühr  —  von  dem  was  darüber  hinausgeht 
zu  schweigen  —  gefordert  wird,  oder  wenn  Schulzwang  und  Schulgeld  neben- 
einander bestehen  u.  dgl. 

Im  Grunde  genommen  beruht  die  Anschauung  des  Verfassers  eben  doch 
auf  einem  Standpunkte,  den  die  neuere  Wissenschaft  als  einen  überwundenen 
zu  betrachten  gewohnt  ist,  und  hinter  seiner  Wertungstheorie  steht  unverkennbar 
die  alte  Auffassung  der  Steuer  als  allgemeine  Gegenleistung  für  die  allgemeinen 
Staatsleistungen,  nur  dass  er  in  seiner  individualistischen  Richtung  noch  weiter 
geht,  indem  er  die  Steuer  als  Gegenleistung  nicht  für  die  Leistungen  des  Staats, 
sondern  der  Staatsorgane  betrachtet.  Obwohl  er  aber  die  Existenz  des  Staats 
als  einer  ideellen  Persönlichkeit  mit  grossem  Scharfsiim  und  viel  Mühe  aus  der 
Welt  zu  schaffen  sucht,  kann  er  doch  nicht  umhin,  den  Staat  als  Vermittler 
zwischen  den  Staatsangehörigen  und  den  Staatsorganen  (S.  299)  zu  bezeichnen. 
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Ebensowenig  als  dieser  Auffassung  des  Staats  wird  man  der  Sax  sehen 
Wertstheorie  zustimmen  können,  nach  welcher  die  Regel  nur  in  dem  Durch- 
schnitt aller  Ausnahmen  bestünde.  Geichwohl  gelangt  er  auch  von  seinem 
Standpunkte  aus  zu  manchen  schönen  Ergebnissen,  wie  z.  B.  zur  Berechtigung 
des  steuerfreien  Existenzminimums;  hierzu  kann  man  aber  auch  auf  besserem 
Wege  kommen ,  wie  ich  an  anderer  Stelle ')  dargethan  zu  haben  glaube.  Da- 
gegen setzt  ihn  seine  Wertstheorie  nicht  in  die  Lage,  für  die  Steuerpro- 
gression ein  irgend  bezeichenbares  Mass  aufzustellen,  sondern  er  würde  kaum 
umhin  können  zuzustimmen,  wenn  der  kollektivistische  Wille  der  Majorität  die 
Progression  bis  zur  Konfiskation  steigern  sollte. 

Schliesslich  kann  nur  wiederholt  werden ,  dass  dem  Verfasser  jedenfalls 
das  Verdienst  zuerkannt  werden  muss,  das  Finanzwesen  von  einem  neuen,  ebenso 
vielfach  —  nur  nicht  ausschliesslich  —  berechtigten  als  interessanten  Stand- 
punkte aus  beleuchtet  und  eine  Fülle  von  Anregung  und  Belehrung  geboten 
zu  haben.  W.  Vocke. 
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Angelo  Majorana,  Teoria  costituzionale  delle  entrate  e  delle 
spese  dello  stato.  Roma,  Loescher,  1886.  96  p.  S^.  (Estratto 
dalla  Antologia  Giuridica.) 

Der  vorgenannte  Aufsatz  enthält  nicht  eigentlich  neue  Gedanken.  Auch 
würde  man  irren,  wenn  man  nach  dem  Titel  annehmen  wollte,  dass  er  sich 
ausschliesslich  auf  staatsrechtliche  Erörterungen  beschränkt,  vielmehr  nehmen 
Betrachtungen,  die  wenigstens  nach  deutscher  Auffassung  volkswii-tschaftlicher 
oder  finanzwissenschaftlicher  Natur  sind,  einen  verhältnissmässig  breiten  Raum 
ein,  während  die  staatsrechtlichen  Hauptfragen  nur  knapp  behandelt  sind. 

Die  einleitenden  Betrachtungen  greifen  sehr  weit  aus.  So  beginnt,  nach- 
dem S.  1—6  der  Gegenstand  der  Abhandlung  auseinander  gesetzt  worden  ist, 
der  zweite  Abschnitt  (allgemeine  Grundsätze)  mit  den  Worten:  „L'uomo  isolato 
e  ipotesi  contro  natura."  Der  Abschnitt  kommt  zum  Ergebnisse,  ,,le  tre  grandi 
condizioni  di  ogni  azione  finanziaria"  seien  ,,il  rispetto  alla  proprietä,  alla  libertä, 
all'  eguaglianza".  Diese  Grundsätze  werden  dann  in  den  folgenden  drei  Ab- 
schnitten (S.  14 — 45)  näher  entwickelt.  Hieran  reiht  sich  in  Abschnitt  VI  die 
„Anwendung'",  wobei  insbesondere  von  den  Verbrauchsabgaben  und  von  der  — 
Wehrpflicht  die  Rede  ist.  M.  erklärt  als  „l'ideale  sistema  costituzionale" 
jenes,  ,,per  cui  le  imposte  fosser  poche,  dirette,  equamente  divise  fra  le  varie 
classi  sociali,  in  ragione  del  reddito  netto  de'  singoli  cittadini,  evitando  l'aggra- 
do  sul  minimo  necessario".  Freilich  sei  dies  Ideal  nicht  immer  erreichbar, 
die  indirekte  Besteuerung  nicht  zu  entbehren. 

Nun  sei  zwar  die  Meinung  vieler,  dass  das  Schwergewicht  nicht  auf 
der  Einkommensteuer  liegen  dürfe,  sondern  dass  diese  nur  als  Korrektiv  der 
indirekten  Steuern  zu  dienen  hätte,  welch  letztere  das  Hauptkontingent  der  Steuern 
aufbringen  müssten.  Vom  konstitutionellen  Standpunkte  („costituzionalmente") 
sei  aber  die  entgegengesetzte  Meinung  eher  zutreffend. 

Die  folgenden  Abschnitte  handeln  von  der  Steuerbeitreibung,  den  Staats- 
schulden und  den  Staatsausgaben  und  bieten  nichts  Bemerkenswertes. 

Mit  dem  X.  Abschnitte  beginnen  die  spezifisch  staatsrechtlichen  Betrach- 
tungen, wie  die  Ueberschriften :  „Del  potere  legislativo  in  materia  finanziaria" 
(Abschnitt  X),  „Essenza  giuridica  del  bilancio  e  competenza  del  Parlamento  in 
6880"  (Abschnitt  XI)  zeigen. 

Der  Verfasser  ist  Anhänger  der  parlamentarischen  Regierungsform.  Er 
sagt:  „Auch  die  Krone  vertritt  das  Volk;  aber  die  Kammern  sind  die  unmittel- 
baren Vertreter   desselben.     Daher  haben  letztere   bei  den  Entscheidungen   das 

1)  Die  Abgaben,  Auflagen  xmd  die  Steuer.    S.  459. 
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üebergewicht  kraft  eines  jener  Rechte,  die  nicht  weniger  Kraft  haben,  weil  sie 
nicht  in  den  Verfassungen  geschrieben  stehen."  Es  ist  klar,  dass  der  Verfasser 
von  diesem  Standpunkte  aus  nicht  zu  Ergebnissen  gelangen  kann,  wie  sie  die 
neuere  Stnatsrechtslehre  in  Deutschland  bezüglich  der  rechtlichen  Natur  des  Bud- 
gets gewonnen  hat.  Der  Verfasser  bespricht  diese  Lehre,  insbesondere  die  Frage, 
ob  das  Budget  ein  Gesetz  oder  ein  Verwaltungsakt  sei.  Wir  glauben  indessen 
nicht,  dass  derjenige,  der  die  Schriften  von  Gneist,  Laband  etc.  nicht  kennt, 
durch  M.  einen  genauen  Begriff  von  den  Ansichten  und  von  der  Beweisführung 
dieser  Schriftsteller  erhält.  M.  selbst  erachtet  das  Budget  für  ein  Gesetz,  ohne 
indessen  auf  eine  erschöpfende  Begründung  seiner  Ansicht  oder  eine  eingehende 
Widerlegung  der  Gegner  sich  einzulassen.  Erwähnenswert  ist,  dass  M.  die 
Budgetverweigerung  ausdrücklich  als  zulässig  erklärt.  Das  Parlament  habe  über 
das  Budget  plena  potestas.  Es  sei  daher  gar  nicht  bestreitbar  (discutibile), 
dass  es  („astrassamente")  auch  das  Recht  der  Verweigerung  des  Budgets  habe. 
Freilich  sei  abstraktes  Recht  und  Verwirklichung  zweierlei.  Das  Budget  ver- 
weigern heisse  das  Leben  des  Staates  hemmen.  Es  sei  dies  ein  revolutionäres, 
ein  anarchisches  Mittel,  das  nie  Selbstzweck  sein  könne.  „Non  lo  si  potrebbe 
ammettere  se  non,  in  ipotesi  straordinarie  di  conflitti,  come  l'ultima  ratio 
cui  possa  ricorrere  il  parlamento"  d.  h.  also  zur  Geltendmachung  der  Souveräni- 
tät des  Parlaments  über  die  Krone. 

Man  wird  übrigens,  wenn  man  all  diese  Erörterungen  liest,  häufig  empfin- 
den, wie  misslich  es  ist,  das,  was  im  einen  oder  anderen  Staate  Rechtens  sein  mag, 
als  allgemeines  Staatsrecht  zu  generalisieren.  Vergleichendes  Staatsrecht  führt 
zu  positiveren  Ergebnissen. 

Die  Abhandlung  schliesst  mit  einem  Abbschnitte  über  Inhalt  und  Form 
des  Budgets.  M.  SeydeL 


Giulio  Alessio,  Saggio  sul  sistema  tributario  in  Italia  e  sui  suoi 
effetti  economici  e  sociali.  Parte  Prima.  Le  basi  economiche 
del  sistema  tributario.  Vol  I.  Le  imposte  dirette.  1883.  Vol.  IL 
1887.    Le  imposte  indirette  e  le  tasse.    Fratelli  Bocca.    Torino. 

Ein  bedeutendes,  von  ungewöhnlichem  Wissen  und  Können,  von  einer 
erstaunlichen  Arbeitskraft  und  Ausdauer  zeugendes  und  von  warmer  edler  Ge- 
sinnung getragenes  Werk,  welches  die  Aufmerksamkeit,  insbesondere  auch  der 
deutschen  Gelehrtenwelt  in  hohem  Masse  verdient.  Der  Verfasser  hat  mit  Vor- 
liebe die  deutsche  Litteratur  in  den  Kreis  seiner  Studien  gezogen;  er  scheint 
sich  mit  allen  bedeutenderen  Erscheinungen  auf  diesem  Gebiet  und  zwar  nicht 
bloss  der  Gegenwart,  sondern  auch  der  Vergangenheit  vertraut  gemacht  und, 
was  für  einen  Ausländer  besonders  ins  Gewicht  fällt,  dieselben  mit  vollem  Ver- 
ständnis durchdrungen  zu  haben. 

Das  uns  vorliegende,  bloss  eine  Abteilung  eines  grösseren  Werkes  bildende 
Buch  handelt  von  den  wirtschaftlichen  Grundlagen  des  Steuersystems  und  zer- 
fällt in  zwei  Bände  von  391 ,  bezw.  1005  Seiten ,  von  welchen  der  erste  die 
direkten,  der  zweite  die  indirekten  Auflagen  und  Gebühren  (imposte  indirette 
e  le  tasse)  zum  Gegenstand  hat. 

Der  erste  Band  beginnt  nach  einer  kurzen ,  Methode  und  Inhalt  des 
ganzen  Werkes  andeutenden  Einleitung  mit  einer  Darlegung  der  allgemeinen 
Grundzüge  des  bestehenden  Steuersystems,  wonach  das  Hauptprinzip  desselben 
darin  zu  finden  ist,  dass  das  Einkommen  —  reddito  —  und  zwar  nicht  als 
Ausfluss  der  gesamten  persönlichen  Thätigkeit  des  Pflichtigen,  sondern  als  Frucht 
eines  Teiles  des  von  ihm  besessenen  Vermögens  die  Grundlage  der  Steuer  bildet. 
Der  Verfasser  verwirft  jedoch  die  Wahl  des  Einkommens  als  Steuerquelle  und 
will  vielmehr  den  Gewinn,  d.  h.  das  freie  und  verfügbare  Einkommen,  welches 
nach  Wiederherstellung   des  Produktionsfonds  —  fondi   produttivi  —  und  Be- 
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streitung  der  notwendigsten  Bedürfnisse  übrig  bleibt,  besteuert  wissen.  Daran 
reiht  sich  sodann  eine  mechanische  und  eine  klassifizierende  Aufzählung  der 
sämtlichen  in  Italien  bestehenden  direkten  und  indirekten  Auflagen  des  Staats 
und  der.  Gemeinden  und  die  Behandlung  der  Grundsteuer  mit  allgemeinen  Be- 
trachtungen über  die  einschlägigen  Prinzipienfragen,  insbesondere  jene  der 
Ueberwälzung,  imd  eine  eingehende  Darstellung  der  konkreten  Entwicklung  in 
Italien.  Hierbei  wird  auch  der  bekannten,  viel  umstrittenen  Theorie  des  Abzugs 
der  kapitalisierten  Grundsteuer  am  ersten  Verkaufspreis  gedacht  und  derselben 
weder  eine  abstrakte  noch  konkrete  Geltung  eingeräumt.  Der  fragliche  Abzug 
soll  beim  Parzellarkataster  in  keiner  Weise,  beim  deskriptiven  eher  möglich 
sein ,  obwohl  auch  hier  der  berührten  Wirkung  die  Veränderungen  im  Orga- 
nismus und  Fuss  der  Auflage,  sowie  der  Einfluss  der  vielfaltigen  auf  den  Erti-ag 
von  Grund  und  Boden  einwirkenden  Ursachen  hindernd  im  Wege  stehen  können. 

Im  allgemeinen  ist  aber  der  Verfasser  der  Ansicht,  dass  die  Erwägung, 
wo  eigentlich  die  Grundsteuer  hinfalle,  nicht  der  Gegenstand  einer  metaphysi- 
schen Spekulation,  sondern  nur  das  Resultat  der  Betrachtung  der  eingeschl^enen 
Schätzungsmethoden  sein  könne.  Das  Gebiet  der  Spekulation  wird  denn  auch 
bald  verlassen  und  zu  einer  eingehenden  konkreten  Untereuchung  über  die  im 
Laufe  der  Zeit  eingetretene  Veränderung  der  Katastergrundlagen  mit  Rücksicht 
auf  die  Vermehi-ung  der  Bevölkerung,  das  Anwachsen  des  in  Grund  und  Boden 
angelegten  Kapitals,  den  Uebergang  von  der  extensiven  zur  intensiven  Wirtschaft 
und  die  Erweiterung  der  Verkehrsmittel  geschritten.  Diese  Untersuchung,  deren 
gelungene  Durchführung  durch  die  beneidenswerte  Entwicklung  der  italienischen 
Statistik  wesentlich  gefördert  wird,  bildet  eine  der  anregendsten  Partien  des 
schönen  Werkes.  Ebenbürtig  reiht  sich  hieran  die  folgende  ebenfalls  auf  un- 
gewöhnlichem statistischen  Material,  namentlich  aus  der  Vergangenheit  auf- 
gebaute Studie  über  das  Mass  und  die  Schwere  der  Grundsteuer  und  ihrer 
Zuschläge,  welche  zu  dem  Schluss  führt,  dass  die  organischen  italienischen  Ge- 
setze über  die  Grundsteuer  die  ursprüngliche  Grandlage  des  Systems  der  Ertrags- 
bemessung im  allgemeinen  nicht  verändert  haben.  In  Ansehung  der  Schwere 
der  Belastung  wird  hervorgehoben,  dass  auch  in  Italien,  ganz  wie  bei  uns,  die 
gemeindlichen  Zuschläge  das  Hauptgewicht  in  die  Wagschale  werfen  *). 

Die  Darstellung  der  Gebäudesteuer  beginnt  ebenfalls  mit  einer  kurzen 
abstrakten  Erörterung  der  Abwälzungsfrage ,  welche  jedoch  keinerlei  neue  Ge- 
sichtspunkte bringt.  Dies  liegt  freilich  in  der  Natur  der  Sache,  denn  bei  dieser 
Steuer  ist  und  bleibt  ja  die  berührte  Frage  im  Verhältnis  zu  deren  Gestaltung 
bei  der  Grund-  und  Gewerbesteuer  immer  noch  verhältnismässig  einfach  ge- 
lagert. Nach  einer  knapp  gehaltenen  historischen  Entwicklung  an  der  Hand  von 
drei  Typen,  nämlich  dem  venezianischen,  dem  kirchenstaatlichen  und  dem  nea- 
politanischen Kataster,  welche  die  zwei  Hauptsysteme  der  Veranlagung:  Er- 
mittlung rdes  Durchschnittsertrages  mittels  Schätzung  von  Sachverständigen 
unter  dauernder  Klassifikation  der  Gebäude  oder  des  wirklichen  laufenden  Er- 
trags durch  Einbekenntnis  der  Eigentümer  mit  Revision  in  kurzen  Perioden  in 
sich  schüessen.  folgt  die  Darstellung  der  gegenwärtigen  Gebäudebesteuerung 
nach  dem  unifizierenden  Gesetz  vom  26.  Januar  1865  und  seinen  späteren  No- 
vellen, welche  auf  der  Grundlage  der  vom  Eigentümer  einzubekennenden  wirk- 
lichen, bezw.  der  nach  Angleichung  an  ähnlich  situierte  Gebäude  als  möglich 
anzunehmenden  Miete,  nach  Abzug  von  einem  Drittel  oder  einem  Viertel  für 
Spesen,  je  nachdem  es  sich  um  Werkstätten  oder  um  Wohnungen  handelt,  beruht. 
Für  Grundlasten  und  Hypotheken  findet  kein  Abzug  statt.  Nach  einem  späteren 
Gesetz  von  1874  kann  auch  die  Rente  zwischen  dem  Eigentümer  und  dem 
Steuerbeamten  vereinbart  werden.  Diese  Bestimmung  findet  der  Verfasser  in 
der  sich  an  die  Darstellimg  anschliessenden  Kritik  bedenklich,  weü  sie  den 
hinterhaltigen  oder  einflussreichen  Steuerpflichtigen  Vorteile  zum  Schaden  der 
redlich  Einbekennenden  verschaflFen  kann. 

»)  Näheres  über  die  Entwicklung  der  italienischen  Grundsteuer  ist  den  Lesern  des 
Fiuaiizarchivs  schon  durch  die  Arbeit  des  Herrn  Prof.  Ricca-Salemo  (Jahr^.  1885,  Bd.  ü, 
S.  159)  geboten  worden. 
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Inwieweit  dies  in  der  italienischen  Steuerpraxis  wirklich  zutrifiFt,  muss  natür- 
lich dahingestellt  bleiben,  jedenfalls  lässt  sich  die  Möglichkeit  solcher  Vorkomm- 
nisse ebensowenig,  wie  die  Unwahrscheinlichkeit  eines  allgemeinen  Bedürfnisses 
für  die  Gewährung  einer  derartigen  immerhin  bedenklichen  Freiheit  in  Abrede 
stellen,  da  die  Rentenermittlung  und  Kontrolle  gerade  bei  der  Gebäudesteuer  ver- 
hältnismässig geringe  Schwierigkeiten  mit  sich  bringt.  Der  Steuerfuss  wurde 
nach  der  Unifikation  zuerst  auf  12,50  Prozent,  später  mit  3  Zehntel  Zuschlag  auf 
16,25  Prozent  festgesetzt  und  soll  trotz  dieser  bedeutenden  Höhe  doch  keine  er- 
hebliche Steigerung  der  früheren  Belastung  in  sich  schliessen.  Der  Schwei-punkt 
liegt  jedoch  in  dieser  Beziehung  auch  bei  der  Gebäudesteuer  in  den  provinzialen 
und  kommunalen  Zuschlägen,  zu  welchen  noch  eine  besondere,  den  Gemeinden 
eingeräumte  Auflage,  nämlich  die  Mietwertsteuer  —  tassa  sul  valore  locativo  — , 
tritt.  Dieselbe  trifft  jeden  Einheimischen  und  Fremden,  welcher  ein  möbliertes 
Haus  oder  Zimmer  zu  seiner  Verfügung  hat,  gleichviel  ob  und  wie  lange  die- 
selben bewohnt  sind,  nach  dem  Massstabe  der  wirklichen  oder  angenommenen 
Miete  und  wird  von  dem  Eigentümer  oder  Mieter  für  den  Mieter  oder  After- 
mieter gegen  Regress  vorgelegt.  Der  gesetzlich  fixierte  Steuerfuss  ist  ein  dop- 
pelter, nämlich  ein  proportionaler  von  2  Prozent,  oder  ein  progressiver  von  4 
bis  10  Prozent  nach  Mietklassen.  Die  Wahl  zwischen  beiden  steht  den  Ge- 
meinden zu.  Von  dieser  Steuer  wurde  jedoch  von  jeher  ein  sehr  ungleicher 
und  verhältnismässig  geringer  Gebrauch  gemacht.  Dies  gilt  eigentümlicherweise 
gerade  von  den  grösseren  Stadtgemeinden ;  von  den  60  Hauptgemeinden  haben 
nur  11  die  fragliche  Steuer  in  ihr  Budget  aufgenommen  und  darunter  bloss 
2  wirklich  reiche  und  bevölkerte,  nämlich  Neapel  und  Genua. 

Besondere  Aufmerksamkeit  wird  der  Steuer  auf  die  Einkünfte  aus  beweg- 
lichem Vennögen  —  imposta  sui  redditi  della  ricchezza  mobile  —  geschenkt. 
An  der  Spitze  der  Darstellung  stehen  wieder  theoretische  und  historische  Ausfüh- 
rungen. Der  Verfasser  unterscheidet  zwei  Grundformen  der  Besteuerung  des  be- 
weglichen —  nicht  auch  des  unbeweglichen?  —  Vermögens:  Ertrags-  und  Ein- 
kommensteuer —  imposta  sui  profitti,  imposta  sul  reddito.  Die  erstere  nimmt  den 
aus  einem  Zweig  der  wirtschaftlichen  Thätigkeit  des  Individuums  erzielten  Ge- 
winn, die  andere  die  Gesamtheit  seiner  Einkünfte  zur  Grundlage,  die  erstere  ist 
realer,  die  letztere  persönlicher  Natur.  Der  Ertrag  wird  als  Reinertrag  im  engsten 
Sinne,  d.  h.  als  ein  nach  Abzug  der  Erzeugungskosten  —  Löhne,  Zinsen,  Ver- 
sicherungsprämien etc.  —  übrig  bleibender  Teil  des  reinen  Einkommens,  das  Ein- 
kommen als  freies  und  verfügbares  Einkommen,  aufgefasst,  welches  nach  Befriedi- 
gung der  notwendigsten  Bedürfnisse  aller  an  der  Erzeugung  Mitarbeitenden  von 
dem  reinen  Einkommen  übrig  bleibt.  Auf  jener  Auffassung  von  Ertrag  und  Ein- 
kommen baut  sich  dann  die  folgende  Erörterung  der  Ueberwälzungsfrage  auf, 
wonach  die  speziellen  Ertragssteuem  im  allgemeinen  auf  die  Konsumenten,  die 
generellen  auf  die  Kapitalisten,  die  Einkommensteuer  aber  auf  die  Steuerpflich- 
tigen fallen  sollen.  Natürlich  fehlen  wieder  die  bei  diesem  Thema  unvermeid- 
lichen Wenn  und  Aber  nicht  und  das  Resultat  ist  auch  hier  schliesslich  ebenso- 
wenig ein  festes,  wie  bei  der  Grund-  und  Gebäudesteuer.  Die  konkreten  Er- 
scheinungsformen der  Steuer  auf  das  bewegliche  Vermögen  werden  in  4  Typen 
zerlegt,  nämlich  Steuer  auf  die  Erträgnisse  der  Gewerbe,  auf  das  Einkommen, 
das  Kapital  und  auf  Einkommen  und  Kapital  zusammen,  und  durch  Beispiele 
aus  der  bestehenden  Gesetzgebung  verschiedener  Länder,  wie  insbesondere  Frank- 
reichs, Nordamerikas,  Preussens  und  der  Schweiz,  veranschaulicht. 

Es  folgt  nun  eine  Darstellung  der  früheren  vielgestaltigen  italienischen 
Auflagen  auf  das  bewegliche  Vei-mögen  vor  Einführung  der  gegenwärtigen 
Steuer,  welche  bis  zum  Jahre  1860  insgesamt  bloss  die  geringe  Summe  von 
18  Millionen  Lire  abgeworfen  haben,  mit  unmittelbarer  Gegenüberstellung  und 
entschiedener  Verurteilung  der  durch  die  neue  Steuer  verursachten  unverhältnis- 
mässigen Steigerung  der  Last  unter  Hinweis  auf  die  sehr  ungleiche,  gegen 
England  und  Frankreich  weit  zurückstehende  Entwicklung  des  italienischen 
mobilen  Vermögens.  Den  Schluss  bildet  die  Betrachtung  der  bestehenden  Ge- 
setzgebung,   deren  Entwicklung   vom  Verfasser   in  4  Perioden   abgeteilt  wird, 
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nämlich:  1864 — 1866  vorwiegender  Einfluss  der  früheren  Gesetzgebung  und 
ihres  Studiums,  1866 — 1867  vertiefte  und  originale,  auf  die  Prinzipien  des  Steuer- 
systems gestützte  Konzeption,  1867 — 1871  Konstituierung  der  Auflage  in  ihrem 
gegenwärtigen  Organismus  mit  ihrer  vollen  Strenge  und  Schroffheit  —  cru- 
dezza  — ,  endlich  1877  Hervortreten  einer  leichten  Hinneigung  zu  Milderungen 
sowohl  bezüglich  der  geringsten  Einkünfte  wie  der  Modalitäten  der  Veranlagung. 

Eine  förmliche  Darstellung  dieser  Entwicklung  und  ihres  Schlussresultates 
an  der  Hand  der  ergangenen  früheren  und  des  noch  gültigen  letzten  Gesetzes 
wird  nicht  unternommen;  der  Verfasser  begnügt  sich  mit  einer  übrigens  keines- 
wegs vollständigen  Hervorhebung  der  Hauptpunkte,  um  dann  sofort  in  eine 
nähere,  mehr  volkswirtschaftliche,  wie  finanzielle  Untersuchung  über  die  Frage 
einzutreten,  wohin  die  Steuer  an  sich  fällt  und  ob  und  wie  sie  abgewälzt  werden 
kann  —  offenbar  ein  Lieblingsthema  des  Autors,  dessen  Behandlung  natürlich 
hier  wieder  nicht  zu  positiven  Resultaten  führt.  Im  allgemeinen  lautet  sein 
Urteil  über  die  Steuer  wegen  ihrer  Härte  und  Ungleichheit  abfäUig  und  es 
wird  der  erleuchteten  Aufmerksamkeit  des  Gesetzgebers  schliesslich  die  Berück- 
sichtigung der  tiefgehenden  Verschiedenheiten  des  Landes  auf  das  dringendste 
empfohlen. 

Den  ersten  Teil  des  Werkes  beendigt  sodann  eine  Untersuchung  über  die 
Beziehungen  der  Grundsteuer  zu  der  Einkommensteuer,  sowie  eine  kurze  Er- 
örterung einiger  auf  einer  analogen  wirtschaftlichen  Basis  wie  die  Einkommen- 
steuer beruhenden  Lokalauflagen,  nämlich  die  Familiensteuer,  die  Steuer  auf 
Haustiere  und  die  Steuer  auf  Gewerbe  und  Wiederverkauf  von  Waren.  Diese 
den  Gemeinden  mit  Rücksicht  auf  die  Entziehung  der  Befugnis  zu  Umlagen 
aus  der  Einkommensteuer  eingeräumten  Steuern,  welche  für  uns  Deutsche  wegen 
ihrer  Fremdartigkeit  von  besonderem  Interesse  sind,  werden  nicht  näher  be- 
schrieben, sondern  nur  im  allgemeinen  dahin  charakterisiert,  dass  die  erst- 
erwähnte die  gesamte  Substanz,  die  zweite  einen  Teil  des  Vermögens  und  die 
diitte  einige  besondere  Erträgnisse  trifft. 

Daran  reihen  sich  einige  statistische  Daten,  nach  welchen  von  diesen 
Gemeindeauflagen  im  allgemeinen  kein  übermässiger  Gebrauch  gemacht  zu 
werden  scheint. 

Der  weit  umfangreichere  zweite  Band  handelt  von  den  indirekten  Auf- 
lagen ')  und  den  Gebühren  —  tasse.  Eine  allgemeine  piinzipieUe  Erörterung 
der  ersteren  findet  nicht  statt,  sondern  es  wird  gleich  mit  einer  bestinunten 
Gattung,  nämlich  den  Steuern  auf  den  Besitzwechsel  —  imposte  sullo  scambio 
deUa  ricchezza  — ,  begonnen  und  nach  gründlicher  kritischer  Musterung  der 
Doktrin,  insbesondere  der  deutschen,  zur  historischen  Darstellung  der  italieni- 
schen einschlägigen  Abgaben  geschritten,  wobei  jedoch  die  im  ersten  Teile  auf- 
gestellte Systematik  keineswegs  genau  eingehalten  wird.  Besprochen  werden 
als  bestehende  Auflagen  dieser  Art:  die  Registersteuer  —  enregistrement  — , 
che  Steuern  auf  Erbschaften,  Schenkungen  und  Veräusserungen  von  Immobilien, 
die  Gebühr  der  toten  Hand,  die  Steuern  auf  die  Uebertragung  der  Benutzung 
von  unbeweglichen  Sachen ,  auf  befreiende  und  bindende  Akte  —  atti  di  libe- 
razione  e  di  obhgazione — ,  endlich  die  Steuern  auf  Ansammlung  von  Kapital 
mittels  Kredit  und  Association.  Hieran  schliesst  sich  eine  Untersuchung  über 
den  Massstab  und  die  Höhe  dieser  Auflagen  mit  reichlichen  statistischen  Bei- 
gaben. Es  folgen  in  analoger  Behandlimg  die  Transportsteuem  —  tasse  sul 
trasporto  della  ricchezza — ,  nämlich  die  Wegzölle  —  pedaggi  — ,  die  Steuern 
auf  die  Erträgnisse  der  Eisenbahnen  und  der  Schiffahrt,  deren  Einrichtung 
jedoch  aus  der  Darstellung  nicht  klar  hervorgeht.  Besonders  eingehend  sind 
die  Verbrauchsabgaben  —  imposte  sul  consumo  della  ricchezza  —  behandelt, 
welchen  eine  äusserst  gründliche  theoretische,  vorzugsweise  an  die  deutsche  Lit- 
teratur  anknüpfende  Untersuchung  gewidmet  wird.  Hierbei  findet  u.  a.  die 
Hermann -Schmoll  ersehe  Lehre  vom  Einkommen  eine  verständnisvolle  Würdi- 
gung und  es  sind  die  hierauf  bezüglichen  Ausführungen  des  Verfassers,  welcher 


')  Auch  über  diese  vgl.  den  schönen  Aufeatz  Ricca-Salemos  im  Finanzarchiv  I.  S.  431  ff. 
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unbeschadet  voller  Anerkennung  der  Begründung  jener  Lehi-e  doch  deren  An- 
wendbarkeit als  Besteuerungsgrundsatz  nicht  gelten  lassen  will,  von  Interesse, 
wenn  man  sich  auch  seinen  Folgerungen  nicht  anschliessen  kann. 

Besonders  merkwürdig  ist  hierbei  seine  Uebereinstimmung  mit  dem  Ge- 
dankengang Vockes  nach  dem  neuesten  Werk  desselben,  wenn  er  trotz  seiner 
Verwerfung  der  Theorie  vom  Staatsvertrag  und  der  Anerkennung  des  höheren 
allgemeinen  Staatsinteresses  doch  zu  dem  Schluss  gelangt,  dass  das  Vorherrschen 
dieses  Interesses  die  Existenz  und  die  Entwicklung  der  individuellen  Wirt- 
schaften weder  verletzen  noch  hemmen  darf,  weil  dieselben  keineswegs  egoistische 
Interessen  darstellen,  sondern  sich  naturgemäss  in  der  Familie,  dem  ersten 
spontanen  Kern  des  sozialen  Lebens,  vereinigen. 

Nach  einer  Würdigung  der  ausländischen  Gesetzgebung,  insbesondere 
jener  des  Deutschen  Reichs,  wobei  auch  die  Schattenseiten  der  Matrikularbeiträge 
ganz  richtig  hervorgehoben  werden,  entwickelt  sodann  der  Verfasser  seine 
eigenen  Anschauungen  über  die  Verbrauchsabgaben  einschliesslich  der  Zölle  und 
zieht  seine  Schlussfolgerungen,  welche  in  der  Hauptsache  dahin  gehen,  dass  der 
notwendige  Verbrauch  von  jeder  Steuer  befreit  bleiben  soll,  dass  solche  Steuern 
zunächst  auf  die  Preise  fallen  und  erst  nach  einer  langen  Uebergangsperiode 
auf  die  Löhne  abgewälzt  werden,  dass  interne  Zölle  fehlerhaft,  Uebergangszölle 
verwerflich  sind,  dass  Grenzzölle  unter  den  gegenwärtigen  Bedingungen  eine 
durchaus  finanzielle  Bedeutung  und  im  allgemeinen  Organismus  der  Auflagen 
eines  Landes  die  Bestimmung  haben,  die  auf  den  Verbrauch  der  inländischen 
Waren  fallenden  Lasten  gegenüber  den  ausländischen  auszugleichen.  Die  fol- 
gende historische  Betrachtung  der  italienischen  Verbrauchsabgaben  und  Zölle 
enthält  wieder  eine  Fülle  interessanter  Daten  und  Reflexionen,  gibt  aber  eben- 
falls dem  Leser  kein  klares  Bild  von  den  bestehenden  Einrichtungen.  Dieses 
gewährt  erst  die  sich  anschliessende  Untersuchung  über  Mass  und  Höhe  der 
Verbrauchsabgaben ,  welche  zugleich  eine  systematische  Darstellung  derselben 
enthält.  Hiernach  scheiden  sich  die  fraglichen  Abgaben  in  3  Gruppen,  je  nach- 
dem sie  den  schlechtweg  notwendigen,  den  nicht  schlechtweg  notwendigen,  oder 
den  Genussverbrauch  —  consurao  voluttuario  —  treffen.  Die  ersten  beiden 
Gruppen  werden  dann  weiter  nach  der  Natur  oder  der  Verwendung  der  Ver- 
brauchsstoff'e,  mineralische,  vegetabilische,  animalische  Substanzen,  Beleuchtungs- 
und Beheizungsstoff'e,  abgegliedert  und  zu  der  ersten  Salz,  Getreide,  Mehl,  Brot, 
Gemüse,  Obst,  Oel,  geringer  Wein  —  vinello  — ,  dann  Milch,  Eier,  Schweine- 
fleisch, geringer  Käse  —  caci  — ,  Fische  von  geringer  Qualität,  endlich  Brenn- 
holz ,  Holzkohlen ,  gewöhnliche  Zündhölzer  und  Talglichter ,  zu  der  zweiten 
Gruppe  aber  besserer  Wein  —  vino  — ,  Reis,  Schlachtvieh,  dann  Butter,  besserer 
Käse  —  formaggio  — ,  Geflügel,  endlich  Mineralöle  gerechnet.  Eine  ganz  eigen- 
tümliche Abteilung  erhält  die  dritte  Gruppe,  nach  dem  Einfluss  der  Verbrauchs- 
stoffe auf  die  Gesundheit,  nämlich  absolut  unschädliche:  Zucker,  Kaffee  und 
Thee,  Wildbret,  Konserven  und  Rauchfische,  relativ  unschädliche:  Bier,  mous- 
sierende Wasser  und  Tabak,  und  relativ  schädliche:   Alkohol,  feine  Kerzen  (?). 

Diese  Ausscheidung  nimmt  auch  die  ebenso  eingehende  wie  interessante 
Untersuchung  über  das  Mass  und  die  Höhe  der  Verbrauchsabgaben  zum  Aus- 
gangspunkt, und  man  darf  bei  deren  Würdigung  nicht  übersehen,  dass  überall 
italienische  Verhältnisse  zu  Grunde  liegen  und  dass  klimatische  Einflüsse  und 
die  Emährungsgewohnheiten  der  einzelnen  Völker  selbst  die  physiologischen 
Emährungsgesetze  mehr  oder  minder  modifizieren.  So  muss  es  uns  beispiels- 
weise befremden,  dass  der  Zucker  lediglich  zu  den  Genussmitteln  gerechnet 
wird;  allein  der  Verfasser  weist  eben  nach,  dass  der  Zuckerkonsum  in  Italien 
im  Vergleich  mit  anderen  Staaten  eine  sehr  geringe  Rolle  spielt  und  dass  die 
Gewohnheit  des  Genusses  von  Obst,  welches  ja  eine  bedeutende  Dosis  Zucker- 
stoff'  enthält,  einigermassen  ausgleichend  wirkt.  Vermutlich  aus  diesem  Grunde 
wird  daher  auch  das  Obst  unter  die  schlechtweg  notwendigen  Substanzen  ein- 
gereiht. Dagegen  dürfte  die  Aufnahme  der  feinen  Kerzen  —  von  Stearin  oder 
Wachs  —  unter  die  relativ  gesundheitsschädlichen  Substanzen  lediglich  auf 
einem  Versehen  beruhen  und  die  Distinktion  zwischen  relativ  unschädlichen  und 
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relativ  schädlichen  Stoffen  überhaupt  logisch  nicht  unanfechtbar  sein,  denn  das 
relativ  Unschädliche  ist  natürlich  zugleich  relativ  schädlich  und  umgekehrt. 
Das  Kapitel  schliesst  mit  einer  eingehenden  Untersuchung  des  Einflusses  der 
Steuern  auf  den  Preis  und  den  Konsum  der  betroffenen  Waren,  sowie  auf  die 
Entwicklung  der  Produktion,  welch«^  wieder  eine  FüUe  statistischen  Materials 
und  feinsinniger  Bemerkungen  enthält.  Das  folgende  Kapitel  behandelt  die 
Abgaben  vom  Spiel  und  Theater,  nämlich  das  Lotteriemonopol  —  la  privativa 
del  lotto  — ,  die  Steuern  auf  Spielkarten  und  die  Erträgnisse  der  Theater,  wo- 
mit die  Erörterung  der  Auflagen  —  imposte  —  abgeschlossen  und  das  Gebiet 
der  Gebühren  —  tasse  {diritti)  —  betreten  wird.  Die  als  Entgelt  für  spezielle 
vom  Staat  auf  Verlangen  und  für  Rechnung  von  Privaten  geleistete  Dienste 
definierten  Abgaben  werden  in  3  Hauptkategorien  zerlegt,  nämlich  1.  Gebühren 
für  die  öffentliche  Sicherheit  im  Ausland:  Abgaben  für  den  Einjährig- 
Freiwilligendienst  (?),  Pass-Konsulatstaxen ;  2.  Gebühren  für  die  öffentliche 
Sicherheit  im  Inland:  Gebühren  aus  der  streitigen  und  freiwilligen  Gerichts- 
barkeit, Präventivpolizei  und  dem  Sanitätsdienst;  :3.  Gebühren  für  Zwecke 
der  öffentlichen  Wohlfahrt  —  pubblica  prosperitä  — :  Standesamt,  Unter- 
richt, Museen ,  Galerien ,  Archive ,  Utterarisches  Eigentum,  Messen  und  Märkte, 
Mass  und  Gewicht,  Posten,  Telegraphen  etc.  Der  Darstellung  geht  wieder  eine 
kritische  Beleuchtung  der  Doktrin  und  eine  historische  Betrachtung  der  Ent- 
wicklung des  Gebührenwesens  in  den  einzelnen  italienischen  Staaten,  sowie 
ihres  unifizierenden  Abschlusses   mit  reichlichen   statistischen  Beigaben  voraus. 

Am  Schlüsse  des  ganzen  Werkes  begibt  sich  der  Verfasser  nochmals  auf 
das  Gebiet  der  reinen  Theorie  und  sucht,  nach  einer  allgemeinen  Erörterung 
der  Prinzipien  des  Steuersystems  an  der  Hand  der  atomistischen  und  der  orga- 
nischen Theorie  vom  Staat ,  darüber  Klarheit  zu  gewinnen ,  welche  derselben 
dem  nationalen  Steuersystem  zu  Grunde  liegt,  wobei  er  zu  dem  Resultate  ge- 
langt ,  dass  im  grossen  und  ganzen  das  neuere  Prinzip  der  Leistungsfähigkeit 
vorherrscht,  welches  auch  schon  durch  die  Bestimmung  unter  Ai-t.  25  des  Kon- 
stitutionsgesetzes, dass  jeder  Bürger  ohne  Unterschied  nach  Verhältnis  seines 
Vermögens  —  suoi  averi  (abilities  —  Smith)  —  zu  den  Staatslasten  beisteuern 
soU,  vorgezeichnet  ist.  Ob  nach  dieser  Vorschrift  der  proportionale  oder  der 
progressive  Steuerfuss  dem  Gesetz  entspricht,  wird  von  den  italienischen  Autori- 
täten des  konstitutionellen  Rechts  abweichend  entschieden:  der  eine  will  die 
Beantwortung  der  Frage  ausschliesslich  der  Finanzwissenschaft  überlassen  wissen, 
der  andere  verwirft  den  progressiven  Steuerfuss  schlechtweg;  der  Verfasser 
selbst  spricht  sich  für  den  letzteren  aus,  ohne  jedoch  in  eine  tiefergehende  Er- 
örterung dieses  Themas  einzutreten,  obwohl  allen  grösseren  Steuerfragen  im 
Verlaufe  des  gegenständigen  Kapitels  die  gebührende  Berücksichtigung  zu  teil 
wird.  Eine  Ausnahme  findet  sich  nur  noch  bezüglich  der  Frage  der  Deklarations- 
pflicht, welche  auffaUenderweise  gänzlich  ununtersucht  bleibt.  Auch  die  ver- 
schiedenen Formen  der  Einhebung,  die  Hinterziehungen,  sowie  das  Verwaltungs- 
personal finden  entsprechende  Würdigung,  und  es  wird  dem  letzteren  das  ehren- 
volle Zeugnis  ausgestellt,  dass  es  trotz  mittelmässiger,  mitunter  unzulänglicher 
Bezahlung  noch  nie  Anlass  zu  Argwohn  oder  Klagen  gegeben,  da  vereinzelte 
Fälle  der  , fleckenlosen  Ehrenhaftigkeit"  der  zahlreichen  Funktionäre  nicht  Ab- 
bruch zu  thun  vermögen  —  ein  vollgültiges  Zeugnis  in  dem  Mimde  eines  Autoi-s, 
welcher  in  jedem  Kapitel  seines  umfangreichen  Werkes  bei  der  Kritik  des  Be- 
stehenden unanfechtbare  Proben  eines  rückhaltlosen  Freimutes  und  einer  un- 
bestechlichen Wahrheitsliebe  ablegt. 

Das  vorletzte  Kapitel  enthält  eine  Untersuchung  über  die  finanzielle  Trag- 
weite des  Steuersystems,  wobei  wieder  zu  verschiedenen  grossen  Problemen  der 
Steuerlehre  auf  Grund  ihrer  neuesten,  insbesondere  der  deutschen  Entwicklung 
Stellung  genommen  wird.  So  in  erster  Linie  zu  dem  Postulat  der  Ausgleichung 
einer  fehlerhaften  Vermögensverteilung  durch  die  Steuern,  dessen  Erörterung 
der  Verfasser  mit  bezug  auf  das  italienische  Steuersystem  schlechtweg  für 
müssig  erklärt,  da  solches  weder  sozialer  noch  sozialistischer,  sondern  durchaus 
finanzieller  Natur  sei,  dann  zu  dem  Prinzip  der  Zureichendheit,  welches  im  aU- 
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gemeinen  acceptiert  und  auf  breiter  statistischer  Grundlage  an  den  italienischen 
Verhältnissen  veranschaulicht  wird  u.  s.  w.  Mit  einer  vergleichenden  Unter- 
suchung über  die  Kosten  der  Verwaltung  der  vornehmsten  direkten  und  in- 
dii-ekten  Auflagen  schliesst  die  Betrachtung  des  staatlichen  Steuersystems  und 
mit  einer  Erörterung  des  Charakters  und  der  Mängel  des  lokalen  Steuersystems 
das  ganze  Werk  ab.  Dieses  letzte  Kapitel  nimmt  einen  verhältnismässig  sehr 
geringen  Raum  ein,  obwohl  es  ein  Problem  zum  Gegenstand  hat,  von  welchem 
der  Verfasser  selbst  sagt,  dass  sich  kaum  in  einem  anderen  Teile  der  Finanz- 
wissenschaft ein  schwierigeres  und  verwickelteres  finden  wii-d.  Nichtsdesto- 
weniger zeigt  derselbe  auch  hier  wie  überall  das  ernste  Bestreben,  in  die  Tiefe 
zu  gehen  und  den  grossen  Fragen,  mit  welchen  sich  die  neuere  und  zwar  vor- 
nehmlich die  deutsche  Litteratur  beschäftigt,  gerecht  zu  werden.  Demgemäss 
werden  gleich  im  Eingang  die  beiden  entgegengesetzten  Hauptrichtungen  der 
Doktrin,  welche  den  Gemeinden  rein  wirtschaftliche,  bezw.  ethisch-politische 
Funktionen  zuerkennen,  besprochen,  dann  die  Gemeindeverfassungen  des  Aus- 
landes, und  zwar  vornehmlich  jene  Englands,  mit  besonderer  Rücksichtnahme 
auf  das  Besteuerungsrecht  derselben  beleuchtet  und  nach  Darstellung  der  be- 
züglichen italienischen  Verhältnisse  die  eigenen  Anschauungen  des  Verfassers 
über  den  Charakter  der  Gemeinden  und  ihres  Besteueningswesens  entwickelt, 
welche  eine  vermittelnde  Stellung  zwischen  den  obigen  beiden  doktrinellen 
Hauptrichtungen  einzunehmen  versuchen.  Folgt  eine  Kritik  der  italienischen 
Gemeindeverfassung  und  des  Gemeindelebens,  welche  im  allgemeinen  ziemlich 
ungünstig  ausfällt  und  vornehmlich  die  mangelhafte  Teilnahme  der  Wahlkörper 
an  den  lokalen  Interessen  beklagt.  Nicht  geringeren  Tadel  finden  sodann  die 
über  die  Zuteilung  der  Gemeindelasten  geltenden  Grundsätze  und  namentlich 
die  von  Frankreich  ererbte,  nach  der  Ansicht  des  Verfassers  gänzlich  verwerf- 
liche Einteilung  in  obligate  und  fakultative  Lasten,  die  Mängel  der  Zuschläge 
zu  den  Staatssteuern,  die  ungenügenden  Beziehungen  zwischen  Einnahmen  und 
Lasten,  die  Gleichförmigkeit  der  Einrichtungen  bei  der  Verschiedenheit  der  Ge- 
meinden, sowie  endlich  die  Grösse  der  vom  Staate  den  Gemeinden  zugewiesenen 
Lasten,  wie  man  sieht  lauter  Ausstellungen,  welchß  auch  für  die  deutschen  Ver- 
hältnisse im  allgemeinen  trotz  aller  sonstigen  Verschiedenheiten  ihre  volle  Gel- 
tung besitzen.  Wir  befinden  uns  genau  so  wie  die  Italiener  in  dieser  Beziehung 
noch  im  Stadium  der  traditionellen  Abhängigkeit  des  gemeindlichen  Steuer- 
systems vom  staatlichen  und  kaum  in  den  Anfängen  einer  zeitgemässen  selb- 
ständigen Entwicklung  des  ersteren,  trotz  der  in  immer  weiteren  Kreisen  zur 
Geltung  gelangenden  Erkenntnis  der  schweren  Bedenken,  welche  dieser  Zustand 
mit  sich  bringt.  — 

Die  vorstehende  Inhaltsangabe  dürfte  ungeachtet  ihrer  notwendigen  Ge- 
drängtheit doch  zur  Genüge  ersehen  lassen,  welch  gewaltige  Aufgabe  sich  der 
Verfasser  gesteckt  hat.  Es  ist  unseres  Erachtens  allzu  grosse  Bescheidenheit, 
wenn  sie  derselbe  bloss  als  einen  „Versuch"  —  saggio  —  bezeichnet;  wir 
möchten  das  Werk  eher  eine  Studie  nennen,  welcher  Begi'iff  freilich  jenem  des 
Versuchs  verwandt  und  vielleicht  auch  in  dem  italienischen  Wort  enthalten  ist, 
immerhin  aber  das  Werk  besser  charakterisiert  und  zugleich  in  der  Hauptsache 
die  Kritik  desselben  enthält.  Man  erblickt  bei  der  Lektüre  des  Buchs  nicht 
sowohl  das  Resultat  einer  geistigen  Arbeit  als  diese  selbst  in  ihrem  Ringen 
mit  dem  Stoif  und  ihrem  allmählichen  Herrwerden  über  denselben.  Man  sieht 
dem  Verfasser  so  zu  sagen  über  die  Schulter  und  empfängt  häufig  den  Ein- 
druck, als  habe  er  laut  gedacht,  allein  da  man  wahrnimmt,  dass  es  ein  tüch- 
tiger, ein  ernster  und  redlicher  Streiter  ist,  dessen  Kampf  zum  Sieg  führt,  ist 
man  kein  gelangweilter,  sondern  ein  teilnehmender  und  schliesslich  gefesselter 
Zuschauer.  Dieser  Charakter  des  Werkes  ist ,  rein  äusserlich .  betrachtet ,  vor- 
nehmlich dadurch  bedingt,  dass  der  Verfasser  offenbar  vor  dem  Abschluss  der 
litterarischen  Vorbereitung  an  die  Konzeption  gegangen  ist.  Den  schlagendsten 
Beweis  hierfür  liefert  das  räumliche  Missverhältnis  des  ei-sten,  die  direkten 
Steuern  behandelnden  Bandes,  zum  zweiten  und  verschiedene  fühlbare  Lücken 
in  seinen  theoretischen  Grundlagen.     Man   mag   über   die  direkten  Steuern  im 
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allgemeinen  denken,  wie  man  will,  immer  wird  man  zugestehen  müssen,  dass 
sie  miter  den  Auflagen  die  Tomehimste  Stelle  einnehmen,  weil  sie  nicht  bloss 
einen  objektiven,  sondern  auch  einen  subjektiven  Charakter  besitzen  und  orga- 
nisch gestaltet  sind ,  was  vornehmlich  in  dem  Anlageverfahren  zu  Tage  tritt. 
Bei  der  Fülle  von  Fragen  aller  Art,  zu  welchen  die  Betrachtung  der  direkten 
Steuern  notwendig  führt,  liegt  es  in  der  Natur  der  Sache,  dass  der  Schwer- 
punkt der  Steuerlehre  in  diesen  ruht  und  ihnen  daher  auch  eine  eingehendere 
Behandlung  zu  teil  werden  muss  wie  den  indirekten  Auflagen,  während  in 
unserem  Werk  gerade  das  entgegengesetzte  Verhältnis  zu  Tage  tritt.  Dies 
rührt  zweifellos  davon  her,  dass  wichtige  Probleme  der  Steuerlehre,  deren  Be- 
handlung vornehmlich  bei  den  direkten  Steuern  angezeigt  scheint,  hier  ganz 
ausser  acht  bleiben  und  erst  bei  den  indirekten  Auflagen  zum  Teü  Erörterung 
finden.  Der  Verfasser  hat  eben  augenscheinlich  erst  nach  dem  Abschluss  des 
ersten  Bandes  seine  theoretischen  Studien,  insbesondere  jene  der  deutschen  Lit- 
teratur, vollendet  und  im  zweiten  Band  die  Lücken  des  ersteren  zu  ergänzen 
gesucht.  Das  ist  nun  unter  allen  Umständen  eine  bedenkliche  Sache,  weü  so- 
wohl die  Systematik  wie  die  unbefangene  "Würdigung  des  neuen  Stoffs  hierbei 
notwendig  Schaden  leidet,  denn  der  Verfasser  wird  sich  mit  Rücksicht  auf  die 
ünzukömmlichkeit,  an  einem  kaum  gedruckten  Werk  viele  und  tiefgehende 
Berichtigungen  vorzunehmen,  jenen  Stoff  unwillkürlich  immer  mehr  oder  minder 
zurecht  zu  legen  suchen.  Diesen  Eindruck  gewinnt  man  auch  hier,  wenn  man 
wahrnimmt,  dass  im  zweiten  Band  in  keiner  Weise  modifizierend  auf  den 
ersten  zm*ückgegriffen  wird,  obwohl  dort  erst  eine  ganze  Reihe  von  Autoren, 
namentlich  deutsche,  Berücksichtigung  findet,  von  welchen  nicht  wenige  geradezu 
bahnbrechend  vornehmlich  auf  dem  Gebiete  des  direkten  Steuerwesens  gewirkt 
haben.  Es  ist  ja  möglich,  dass  auch  erweiterte  Studien  die  ursprünglichen  An- 
sichten eines  Schriftstellers  nicht  erhebUch  zu  verrücken  vermögen,  aber  doch 
schwer  anzunehmen,  dass  sie  ganz  ohne  Einfluss  bleiben  sollen,  und  es  diüngt 
sich  auch  thatsächlich  bei  der  Lektüre  des  zweiten  Bandes  fortwährend  die 
Frage  auf,  ob  nicht  die  angezeigte  Umarbeitung  des  ersten  zu  wesentlich  ver- 
schiedenen Residtaten,  wie  beispielsweise  zu  einer  ganz  anderen  Behandlung 
des  Einkommens  als  Massstab  der  Besteuerung,  zu  einer  ausgedehnteren  Er- 
örterung der  Stellung  der  Einkommensteuer  im  Steuersystem  im  allgemeinen 
und  der  Frage  der  Proportionalität  und  der  Progression  im  besonderen,  sowie 
zur  (ganz  unterbliebenen)  Berücksichtigung  der  Deklarationspfiicht  geführt  haben 
würde  etc.  Was  insbesondere  die  Behandlung  des  Einkommens  anlangt,  so  ist 
schwer  abzusehen,  wie  der  scharfsinnige  Verfasser  auch  nach  dem  erweiterten 
Studium  der  ausländischen  Doktrin  und  Gesetzgebung  noch  an  dem  freien  Ein- 
kommen —  reddito  disponibile  —  als  Besteuerungsmassstab  festhalten  imd  den 
Untersuchungen  von  Hermann  und  Schmoller  über  den  Einkommensbegriff' 
gegenüber,  welche  ja  einen  rein  volkswirtschaftlichen  Charakter  haben,  als 
gewissermassen  hierdurch  in  Frage  gestellt  die  Notwendigkeit  der  Freilassung 
der  unentbehrlichen  Verbrauchsgegenstände  von  der  Besteuei-ung  betonen  konnte. 
Hierzu  geben  jene  Untersuchungen  keinen  Anlass,  und  wenn  Hermann  im  Ein- 
gange seiner  bezüglichen  Erörterungen  nebenbei  bemerkt,  dass  sich  überall  das 
Verlangen  ausspricht,  die  allgemeinen  Lasten  nach  Verhältnis  des  Einkommens 
verteüt  zu  sehen,  so  kann  er  hiermit  nur  die  direkte  Besteuenmg  ins  Auge  ge- 
fasst  haben,  denn  die  indirekte  hat  ja,  wie  dies  schon  der  Begriff  andeutet, 
mit  dem  Einkommen  als  Verteüungsmassstab  nicht  das  mindeste  zu  thun,  weil 
sie  von  der  Fiktion  ausgeht,  dass  der  Steuerzahler  nicht  der  Steuerträger  ist, 
wonach  dieser  ebenso  wie  sein  Einkommen  eine  unbekannte  Grösse  bildet. 
Die  berechtigten  Einwände  gegen  die  allgemeine  Begründung  jener  Fiktion 
fallen  hierbei  gar  nicht  ins  Gewicht:  auch  wenn  dieselbe  als  vollständig  unbe- 
gründet erachtet  werden  müsste,  so  könnte  ebensowenig  vom  Einkommen  als 
Besteuerungsmassstab  die  Rede  sein,  weil  jede  rechnerische  Beziehimg  zvrischen 
dem  allgemeinen  objektiven,  am  Gegenstand  haftenden  Steuerfuss  und  dem 
muner  subjektiven  imd  individuellen  Einkommen  mangelt.  Man  kann  daher 
mit  dem  Verfasser  vollkommen  von  der  Verwerflichkeit  der  indirekten  Auflagen 
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auf  die  notwendigen  Lebensbedürfnisse  überzeugt  sein,  ohne  hierfür  die  Schöpfer 
des  Einkommensbegriffs  verantwortlich  zu  machen.  Die  allgemeine  Geltung 
der  Hermann-Schmoller'schen  Lehre  in  der  deutschen  Einkommensteuer- 
gesetzgebung wird  aber  mehr  auf  ihre  Natürlichkeit  und  Zweckmässigkeit  wie 
auf  die  Autorität  jener  Schriftsteller  zurückzuführen  sein,  denn  der  Kern  dieser 
Lehre,  welcher  sich  praktisch  ungefähr  so  formulieren  lässt:  dein  steuerbares 
Einkommen  ist  derjenige  Teil  deines  Verdienstes  oder  deiner  Renten,  welchen 
du  nach  Erfüllung  deiner  Verbindlichkeiten,  ohne  Schmälerung  deines  Ver- 
mögens für  dich  und  deine  Familie  beliebig  verbrauchen  oder  anlegen  kannst, 
lässt  sich  jedermann  derart  begreiflich  machen,  dass  auch  im  grossen  und 
ganzen,  sofern  nur  redlich  zu  Werke  gegangen  wird,  eine  relativ  i-ichtige 
Rechnung  vorausgesetzt  werden  kann.  Diese  Auffassung  gibt  daher  ein  all- 
gemeines und  verständliches  Besteuerungsprinzip  an  die  Hand,  dessen  Herrschaft, 
welche  sich  auch  in  dem  italienischen  Einkommensteuergesetz,  soweit  es  seine 
formelle  Zersplitterung  gestattet,  wahrnehmen  lässt,  kaum  mehr  eine  Anfechtung 
erfahren  wird.  Man  versuche  nun  aber  einmal,  das  „freie*  Einkommen,  wobei 
die  Kosten  der  Wiederherstellung  der  Betriebsmittel  und  der  Erhaltung  der  an 
der  Produktion  beteiligten  Individuen  mit  in  Rechnung  kommen  müssen,  ähn- 
lich zu  formulieren,  man  stelle  sich  die  unveiin eidlichen  durchgehenden  Ver- 
schiedenheiten dieser  Einzelberechnungen  vor  und  man  wird,  selbst  abgesehen 
von  dem  bedenklichen  finanziellen  Hintergrund,  zu  der  Ueberzeugung  gelangen 
müssen,  dass  dieses  Besteuerungsprinzip  praktisch  ganz  unmöglich  ist.  Die 
Verwirklichung  der  notwendigen  und  möglichen  Konzessionen  an  dieses  Prinzip, 
sowie  an  jenes  der  Leistungsfähigkeit  kann  aber  nur  bei  der  Einkommensteuer 
und  auch  hier  lediglich  durch  die  Steuerbefreiung  der  niedrigen  Einkommen 
und  die  Einrichtung  der  Steuerskala  angestrebt  werden;  den  Verschiedenheiten 
zwischen  dem  fundierten  und  dem  nichtfundierten  Einkommen  sucht  man  über- 
haupt nicht  in  dem  Rahmen  einer  Steuergattung,  sondern  durch  Kombination 
von  mehreren  Ertrags-  oder  Vermögenssteuern  neben  der  Einkommensteuer  ge- 
recht zu  werden.  Diese  und  andere  ähnliche  Gedanken,  in  welchen  sich  gegen- 
wärtig die  deutsche  Doktrin  und  Praxis  auf  dem  Gebiete  der  direkten  Besteue- 
rung die  Hand  reichen ,  konnten  dem  kritisch  veranlagten  und  scharfsinnigen 
Verfasser  bei  seinen  Studien  nicht  wohl  entgehen,  und  sie  durften  in  einem 
Werk,  welches  keinen  rein  abstrakten  Charakter  besitzt,  sondern  durchgehends 
Theorie  und  Praxis  zu  verbinden  sucht,  um  so  weniger  ausser  acht  bleiben,  als 
auch  das  italienische  Steuersystem  und  zwar  insbesondere  die  Gestaltung  der 
direkten  Besteueru  ngreichliche  Gelegenheit  hierzu  bietet.  Da  dies  aber  bei  den 
indirekten  Auflagen  unmöglich  mehr  nachgeholt  werden  konnte,  so  musste  eben 
der  erste  Band  eine  entsprechende  Umarbeitung  in  einzelnen  Kapiteln  oder 
Vervollständigung  durch  einen  selbständigen  Nachtrag  erfahren,  und  es  bleibt 
infolge  der  Unterlassung  gerade  diese  wichtigste  Partie  der  unvollkommenere 
Teil  des  ganzen  Werkes.  Der  zweite  Band  übetrifft  den  ersten  weit  an  Inhalt 
und  es  lassen  sich  im  allgemeinen  hier  ebensowenig  erhebliche  Ausstellungen 
an  den  kundgegebenen  Anschauungen  machen,  wie  nennenswerte  Lücken  rügen, 
allein  in  bezug  auf  die  Form  gilt  doch  auch  das  oben  Bemerkte,  denn  der 
Charakter  der  Studie  erweist  sich  noch  keineswegs  überwunden;  es  sind  einer- 
seits unnötige  Weitschweifigkeiten  und  Wiederholungen  nicht  selten ,  während 
andererseits  die  durch  die  Kapiteleinteilung  des  Werkes  vorgezeichnete  Syste- 
matik namentlich  insofern  nicht  eingehalten  wird,  als  allgemeine  Reflexion 
und  konkrete  Darstellung  häufig  durcheinander  läuft.  Das  Hauptgebrechen  des 
Werkes,  welches  auch  in  dem  zweiten  Bande  fühlbar  zu  Tage  tritt,  scheint  uns 
demnach  in  dem  Mangel  strenger  Methodik  zu  bestehen. 

Dieser  Mangel  macht  sich  um  so  fühlbarer  geltend,  als  die  mit  dem 
Werke  unternommene  Riesenaufgabe  nur  in  dem  Rahmen  der  strengsten  Methodik 
befriedigend  zu  lösen  war. 

Nach  dem  Inhalte  des  Buches  steckt  sich  dasselbe  folgende  Ziele:  1.  all- 
gemeine theoretische  Grundlegung,  2.  kritische  Betrachtung  der  Litteratur  und 
zwar   sowohl    der  in-  wie   der    ausländischen,    3.  Ueberblick  über  die   fremde 
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Litteratur,  4.  historische  Entwicklung,  5.  Darstellung  der  gegenwärtigen  ein- 
heimischen Gesetzgebung,  6.  Untersuchung  der  volkswirtschaftlichen  und  finan- 
ziellen Wirkungen  desselben. 

Das  ist  freilich  ein  Programm,  wie  es  kein  uns  bekanntes  Werk  verfolgt, 
und  es  bleibt  fraglich,  ob  solches  überhaupt  in  einheitlicher  Buchform  als  aus- 
fuhrbar erachtet  werden  kann ,  ob  insbesondere  nicht  wenigstens  die  rein  ab- 
strakte Theorie  beiseite  bleiben  sollte;  jedenfalls  erheischt  aber  die  Lösung 
die  knappste  Darstellungsweise  und  die  achtsamste  Scheidung  der  einzelnen 
Teile,  namentlich  der  deskriptiven  von  den  deduzierenden,  wenn  nicht  der  not- 
wendige üeberblick  und  hiermit  die  Brauchbarkeit  des  Buches  allzusehr  er- 
schwert, bezw.  unmöglich  gemacht  werden  soll.  Dann  darf  auch  bei  einem 
Werke,  welches  sich  wie  das  gegenständige  die  Betrachtung  des  Steuersystems 
eines  bestimmten  Staates  zur  Aufgabe  gemacht  hat,  der  deskriptive  Teil  keines- 
wegs vernachlässigt ,  sondern  er  muss  vielmehr  mit  besonderer  Sorgfalt  aus- 
gearbeitet werden,  so  unerquicklich  auch  diese  Arbeit  für  einen  gedankenreichen 
Schriftsteller  sein  mag ;  denn  wo  sind  die  Leser,  welche  die  bestehenden  Gesetze 
alle  im  Kopf  oder  nur  im  Bücherschrank  haben  und,  wenn  dies  wirklich  der 
Fall,  erst  mühsam  und  mit  grossem  Zeitverlust  nachzuschlagen  gewillt  und  in 
der  Lage  sind?  Der  deskriptive  Teil,  wozu  ja  auch  der  historische  gehört,  ist 
aber  in  diesem  Werk  ganz  besonders  zu  kurz  gekommen,  man  erhält  nirgends 
ein  klares  erschöpfendes,  nicht  selten  auch  gar  kein  Bild  von  dem  Bestehenden. 

Hiemach  lässt  sich  das  Werk  als  Ganzes  nicht  als  tadelfrei  bezeichnen, 
während  es  im  einzelnen  des  höchsten  Lobes  würdig  erscheint,  deim  es  zeigt 
einen  ganz  ausserordentlichen  Gedankenreichtum,  welcher  stellenweise  auch  in 
vollendeter  Form  zum  Ausdruck  gelangt.  Wollte  sich  der  Verfasser  entschliessen. 
eine  entsprechende  Umarbeitung  vorzunehmen ,  so  könnte  ein  in  der  Finanz- 
litteratur  geradezu  einzig  dastehendes  Werk  geschaffen  werden,  welches  in 
weiten  Kreisen  das  grösste  Interesse  erregen  müsste.  In  seiner  gegenwärtigen 
Verfassung  das  Buch  zu  gemessen,  werden  selbst  von  Fachmännern  nur  wenige 
in  der  Lage  sein,  welchen  es  jedoch  auf  das  wärmste  empfohlen  werden  darf, 
obwohl  es  nicht  möglich  gewesen  ist,  in  dem  begrenzten  Rahmen  eines  Litteratur- 
berichts  ein  auch  nur  annäherndes  Bild  von  seinem  reichen  Inhalt  zu  geben. 

München.  Burkart,  Regierungsrat. 


Dr.  Richard  Marsson,  Gerichtsassessor.  Die  Ausserkurssetzung  der 
Inhaberpapiere  nach  preussischem  Recht.  Unter  Berücksichti- 
gung des  übrigen  partikularen  und  des  gemeinen  [deutschen 
Rechts  etc.     Berlin  1887.     Verlag  Ton  Franz  Vahlen. 

Es  ist  ein  eigentümliches  Schicksal,  dass  das  Institut  der  Ausserkurs- 
setzung der  Inhaberpapiere  erst  jetzt,  da,  wie  wir  hoffen,  sein  Ende  nicht  mehr 
fern  ist,  eine  treffHche  monographische  Bearbeitung  gefunden  hat.  Der  Verfasser 
ist  dazu  durch  die  , vielfachen  Fragen"  angeregt  worden,  „welche  ihm  als  Vor- 
mundschaftsrichter bei  der  Anwendung  des  §  60  der  preussischen  Vormund- 
schaftsordnung vom  5.  J\di  1875  entgegentraten".  Diese  Bestimmung  enthält 
in  der  That  einen  wenig  gelungenen  Versuch,  ein  veraltetes,  wenngleich  noch 
im  Jahr  1867  in  die  neuerworbenen  Landesteile  eingeführtes,  auch  schon  früher 
in  manchen  Nachbarstaaten  nachgeahmtes  Gebilde  des  preussischen  Rechts  mit 
neuem  Leben  zu  erfüllen,  ja  über  seinen  ursprünglichen  Geltungskreis  auszu- 
dehnen. Die  schrankenlose  Befugnis  des  Vormundschaftsgerichts,  selbst  Wert- 
papiere, welche  nicht  auf  den  Inhaber  lauten,  sondern  nur  ,an  den  Inhaber 
gezahlt  werden  können",  ausser  Kurs  setzen  zu  lassen,  verträgt  sich  nicht  mit 
dem  Vertragsrecht.  Hat  sich  der  Schuldner  ausbedungen,  obwohl  das  Papier 
auf  einen  bestimmten  Namen  lautet ,  doch  an  den  Vorzeiger  zahlen  zu  können 
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—  eine  bei  Sparkassenbüchern,  Depotscheinen  u.  s.  w.  sehr  häufige  Klausel — , 
so  kann  die  Anordnung  des  Vormundschaftsgerichts  und  deren  Befolgung  diese 
Befugnis  in  Ermangelung  von  spezialgesetzlichen,  die  Ausserkurssetzung  zu- 
lassenden Vorschriften  nicht  beeinträchtigen;  die  Ausserkurssetzung  gilt  dem 
Schuldner  gegenüber  als  nicht  geschrieben.  Die  spätere  Gesetzgebung  verhält 
sich  denn  auch  bereits  skeptischer.  Die  Hinterlegungsordnung  vom  14.  März  1879 
verordnet  in  §  37,  dass  Wertpapiere  auf  Inhaber  durch  die  Hinterlegungsstelle 
nur  auf  Antrag  des  Hinterlegers  ausser  Kurs  gesetzt  werden,  überlässt  es  also 
diesem,  zu  beurteilen,  ob  er  jene  Massregel  zu  seinem  Schutze  für  erforderlich 
hält.  Dr.  Mars  so  n  erwartet  die  Entscheidung  der  Frage,  ob  die  Ausserkurs- 
setzung zu  beseitigen  oder  in  reformierter  Gestalt  beizubehalten  —  worüber 
unten  noch  Näheres  — ,  nach  dem  Vorwort  von  dem  bürgerlichen  Gesetzbuch. 
Er  findet  indessen  eine  Rechtfertigung  seiner  Arbeit  darin,  dass  der  gegenwärtige 
Rechtszustand  bis  zur  Einführung  jenes  Gesetzbuchs,  „also  anscheinend  noch  sehr 
lange"  in  Geltung  sein  und  die  vorhandenen  Ausserkurssetzungsvermerke  noch 
eine  Zeitlang  nachher  respektiert  werden  würden.  Unzweifelhaft  erfüllt  das 
Buch  trotz  seines  nicht  erheblichen  Umfangs  (129  Oktavseiten,  ausschliesslich  des 
„Anhangs",  welcher  einen  Abdruck  der  hauptsächlichsten  preussischen  Gesetzes- 
vorschriften und  ein  chronologisches  Verzeichnis  der  wichtigeren  Gesetzesverord- 
nungen und  Verfügungen  der  Zentralbehörden  enthält)  nicht  bloss  den  nächst- 
liegenden praktischen  Zweck,  eine  zuverlässige,  klare  und  erschöpfende  Dar- 
stellung des  geltenden  preussischen  Rechts  über  das  vorliegende  Institut  zu 
bieten,  in  lobenswertester  Weise,  sondern  es  gewährt  auch  eine  willkommene 
Uebersicht  der  im  übrigen  Deutschland  und  in  Oesterreich  bestehenden  ver- 
wandten Bestimmungen  und  enthält  so  eine  brauchbare  Vorarbeit  für  den  Gesetz- 
geber. 

Die  systematische  Anlage  des  Buchs  ist  eine  etwas  verwickelte ;  sie  nötigt 
den  Verfasser  zu  manchen  Wiederholungen.  Vorangeschickt  ist  ein  „Allge- 
meiner Teil",  worin  Wesen,  Wirkung  und  Form  der  Ausserkurssetzung  von 
Inhaberpapieren  behandelt  werden.  Der  Verfasser  entscheidet  sich  für  die  so- 
genannte Eigentumstheorie  (Goldschmidts  u.  a.),  wonach  der  Eigentümer  des 
Papiers  Gläubiger  ist,  der  Inhaber  nur  „Realisationsperson".  Die  Ausserkurs- 
setzung besteht  danach  in  der  Aufhebung  der  Inhaberklausel  durch  einen  Ver- 
merk auf  dem  Papier  —  eine  Begriffsbestimmung,  welche  erst  durch  die  posi- 
tiven Vorschriften  der  verschiedenen  Rechte  Leben  empfängt  und  auf  einzelne 
derselben  nicht  ohne  Zwang  passt.  Ebendeshalb  lässt  sich  die  Frage,  welcher 
Art  das  Papier  nach  der  Ausserkurssetzung  angehöre,  nicht  allgemein  beant- 
worten (S.  25  ff.).  Die  positive  Natur  der  ganzen  Lehre  zeigt  sich  besonders 
auch  bei  dem  nur  kurzen  Abschnitt  „Allgemeine  Formvorschriften  bei  der  Ausser- 
und  Wiederinkurssetzung".  Den  zweiten  Abschnitt  des  allgemeinen  Teüs  bildet 
eine  „Dogmengeschichte",  worin  die  historische  Entwicklung  des  Instituts  zuerst 
in  Preussen  (aus  den  alten  Landschaftsreglements),  sodann  nach  den  übrigen 
Partikularrechten  mit  einem  Blick  auf  das  Ausland,  endlich  die  gemeinrecht- 
liche Gestalt  der  Lehre  geschildert  wird  (wobei  der  Verfasser  sich  mit  Recht 
gegen  eine  die  gemeinrechtliche  Wirksamkeit  der  Ausserkurssetzung  gegen  Dritte 
anerkennende  Entscheidung  des  Reichsgerichts  erklärt).  Ein  dritter  Abschnitt 
behandelt  in  sehr  gründlicher  Weise  den  „Umfang  des  preussischen  Rechts"  (wie 
sich  der  Verfasser  etwas  undeutlich  ausdrückt),  d.  h.  die  Fragen  nach  der  ört- 
lichen und  sachlichen  Geltung  (Statutenkollision),  wobei  er  sich  mit  den  bedeu- 
tendsten Autoritäten  (Reichsgericht,  Goldschmidt,  Mandry,  Bar,  Keyss- 
ner  u.  a.)  für  das  Recht  des  Emissionsorts  entscheidet,  sowie  nach  dem  Kreise 
der  ausserkurssetzbaren  Papiere,  welcher  sich  im  allgemeinen  mit  dem  Begriff  der 
Inhaberpapiere  deckt.  Besonders  interessant  sind  hier  die  Ausführungen  über  die 
(prinzipielle)  Zulässigkeit  der  Ausserkurssetzung  von  (Inhaber-)Talons  undKoupons. 
Unentschieden  äussert  sich  der  Verfasser  hinsichtlich  der  Reichskassenscheine 
und  Banknoten,  deren  geldähnliche  Natur  mit  Entschiedenheit  gegen  die 
Zulässigkeit  spricht.  Gestreift  wird  auch  die  bekannte  Streitfrage  hinsichtlich  der 
Eisenbahnretourbillets  (S.  85  Anm.  38).   In  eingehender  und  klarer  Weise  werden 
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schliesslich  in  diesem  Abschnitte  die  Verhältnisse  der  prinzipiell  von  der  Ausser- 
kurssetzung ausgeschlossenen  unvoUkommenen  Inhaberpapiere  und  ihrer  ver- 
schiedenen Abstufungen  erörtert.  —  Der  „Besondere  Teil"  ist  vermöge  der 
eigentümlichen  Anlage  des  Buchs  von  verhältnismässig  geringem  Umfang  (37  S.). 
Nachdem  der  ei*st«  Abschnitt  die  verschiedenen  Arten  der  Ausserkurssetzung 
(durch  den  Aussteller  und  durch  „berechtigte  Inhaber",  insbesondere  auch  die 
schon  oben  erwähnte  kontroverse  Ausserkurssetzung  von  Mündelpapieren)  in 
formeller  und  materieller  Hinsicht  erörtert,  behandelt  der  zweite  und  letzt« 
Abschnitt  ,Die  gesetzmässige  Beseitigung  des  Ausserkurssetzungsvermerks",  d.  h. 
die  Aufhebung  der  Vermerke  des  Ausstellers,  des  privaten  Vermerks,  sowie  des 
Vermerks  einer  öffentlichen  Behörde,  also  alle  Fälle  der  Wiederinkurssetzung, 
und  endlich  die  Umschreibung,  wobei  sich  der  Verfasser  mit  Recht  (gegen 
Kuntze)  für  die  stärkere  (novierende)  Wirkung  dieses  Aktes  entscheidet. 

Diese  kurze  Uebersicht  lässt  den  reichen  Inhalt  der  kleinen  Schrift  er- 
kennen. Die  Schreibart  des  Verfassers  ist  klar  und  knapp  ohne  alle  Weit- 
schweifigkeit, sein  Urteil  stets  wohlerwogen  und  scharf,  auf  sorgfältige  Benutzung 
der  einschlagenden  Litteratur  gegründet,  so  dass  das  juristische  Interesse  überall 
rege  erhalten  wird.  Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  auf  juristische  Einzelheiten  ein- 
zugehen. Dagegen  mögen  noch  einige  Worte  über  die  von  dem  Verfasser  im 
Vorwort  erörterte  Frage  wegen  der  Zukunft  des  Institut«  der  Ausserkurs- 
setzung vergönnt  sein.  Marsson  ist,  wie  manche  Biographen  für  ihren  Helden, 
von  einer  gewissen  Vorliebe  für  das  von  ihm  behandelte  Institut  nicht  ganz 
frei.  Er  schliesst  sich  nicht  denen  an,  welche,  wie  z.  B.  Löhr  in  seinem  Gut- 
achten für  den  siebenten  deutschen  Juristentag,  der  damalige  Referent  Ma- 
ko wer,  femer  Keyssner,  Beisert  u.  a.,  die  einfache  Beseitigung  der  Ausser- 
kurssetzung fordern,  sondern  steht  auf  einem  schon  von  Brunn  er  angedeuteten 
vermittelnden  Standpunkt.  Er  glaubt,  dass  die  Ausserkurssetzung,  wenn  ihr 
reichsgesetzlich  eine  neue  Gestalt  gegeben  würde,  ihren  Zweck  ohne  Nachteile 
für  den  Verkehr  mit  Inhaberpapieren  erfüllen  könnte.  Auch  ohne  Mitwirkung 
des  Ausstellers  werde  dieselbe  mit  Nutzen  zuzulassen  sein.  Der  Kreis  der  ausser- 
kurssetzbaren  Papiere  würde  bestinmit  zu  beschränken  sein.  Die  Unterscheidung 
zwischen  dem  Vermerk  einer  Privatperson  und  einer  Behörde  würde  sowohl 
bezüglich  der  Wirkung  gegenüber  dem  Emissionsinstitut,  wie  bezüglich  des 
Rechts  zui-  Wiederinkurssetzung  fortfallen  müssen.  Die  Form  des  Ausserkurs- 
setzungsvermerks würde  bestimmt  zu  regeln  sein.  Den  Emissionsinstituten  sei 
das  Recht  zu  erteilen,  statt  der  Legitimationsprüfung  die  Zahlung  bis  zur 
Wiederinkurssetzung  zu  verweigern.  Die  Befugnis  zur  Wiederinkurssetzung  würde 
bestimmten  Behörden,  am  besten  allein  den  Amtsgerichten  zu  übertragen  sein. 

Unzweifelhaft  würde  eine  solche  Reform,  wie  sie  der  Verfasser  hier  in 
den  Grundzügen  andeutet,  manche  UnvoUkommenheiten  des  bisherigen  preussischen 
Rechts  beseitigen.  Sie  würde  den  juristischen  Charakter  des  ganzen  Akts  klarer 
ausprägen  und  zahlreichen  Streitfragen  über  den  Umfang  der  ausserkurssetz- 
baren  Papiere  und  über  die  Zuständigkeit  ein  Ende  machen.  Aber  sie  würde 
auf  der  anderen  Seite  durch  Wegfall  der  bisherigen  Leichtigkeit  der  Ausser- 
kurssetzung, zumal  wenn  man,  wie  z.  B.  in  Bremen,  gerichtliche  oder  notarielle 
Beglaubigung  fordert,  und  noch  mehr  durch  das  Aufhören  der  jetzigen  bequemen 
Wiederinkui-ssetzung  durch  die  ausserkorssetzende  Behörde  dem  Institut  den 
grössten  Teü  seiner  praktischen  Bedeutung  rauben  iind  doch  —  was  die  Haupt- 
sache ist  —  die  Haupteinwände  gegen  dasselbe  nicht  erledigen.  Jede  Form 
der  Verbriefung  —  die  Buchschuld,  das  Namenspapier  und  das  Inhaberpapier  — 
hat  ja  ihre  eigentümlichen  Vorzüge  und  Nachteile.  Das  Inhaberpapier  hat  den 
rossen  Vorteü  für  Besitzer  und  Schuldner,  dass  es  die  bequemste  Begebbarkeit 
lässt  und  alle  Legitimationsfragen  abschneidet.  Es  ist  nun  schon  juristisch 
sehr  bedenklich,  ohne  Mitwirkung  des  Ausstellers,  also  gegen  die  Emissions- 
tbedingungen ,  das  Papier  durch  die  Ausserkurssetzung  jenes  Charakters  ent- 
ikleiden  zu  lassen.  Nur  mit  Zustimmung  des  Ausstellers  kann  das  Papier  in  ein 
^wirkliches  Namenspapier  verwandelt  werden.  Beschränkt  man  aber  die  Wirkung 
jder  Ausserkurssetzung  auf  die   dingliche  Seite,  also  auf  Herstellung  der  Vindi- 
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kabilität  gegen  redliche  Erwerber;  so  erhält  die  Massregel  einen  halben  und  un- 
logischen Charakter,  welcher  sich  durch  die  wunderlichsten  Verwicklungen  rächt. 
Nicht  besser  wird  die  Sache  durch  die  von  Marsson  empfohlene,  nur  fakul- 
tative Zahlungssperre,  welche  wieder  in  das  Obligationsgebiet  eingreift.  Das 
schlimmste  ist,  dass  dem  Verkehr  mit  Inhaberpapieren  durch  das  Institut  der 
Ausserkurssetzung  Hindemisse  bereitet  werden,  welche  die  Vorteile  bei  weitem 
nicht  aufwiegen.  Die  Erfahrung  an  den  grossen  Börsenplätzen  lehrt,  dass  keine 
Streitigkeiten  so  häufig  sind ,  als  die  über  die  Lieferbarkeit  von  Wertpapieren 
wegen  mangelhafter  Wiederinkurssetzung.  Auch  wenn  künftig  in  ganz  Deutsch- 
land ein  einheitliches  Recht  hierüber  gelten  sollte,  werden  solche  Streitigkeiten 
und  schlimme  Schädigungen  redlicher  Erwerber  nicht  ausbleiben.  Die  Wert- 
ausgleichungen von  Land  zu  Land  vollziehen  sich  heutzutage  in  grossem  Mass- 
stabe durch  Herüber-  und  Hinübersenden  von  Inhaberpapieren.  Dass  dieser  gross- 
artige internationale  Verkehr  sich  ohne  Hemmnisse  bewegt,  ist  von  dem  grössten 
Werte.  Mit  Recht  strebt  man  deshalb  nach  einer  gemeinsamen  internationalen 
Regelung  des  Rechts  der  Inhaberpapiere  und  sucht  deren  Formen  auf  alle 
Weise  einander  zu  nähei-n.  In  einem  solchen  System  aber  hat  das  veraltete  Institut 
der  Ausserkurssetzung  keinen  Platz.  Es  gibt  heutzutage  andere  bewährte  Mittel, 
um  sich  gegen  den  Verlust  von  Inhaberpapieren  zu  sichern.  Gegen  die  Ver- 
nichtung gewährt  die  Ausserkurssetzung  ohnehin  keinen  Schutz.  Hier  hilft  nur 
die  gerichtliche  Amortisation.  Gegen  das  Abhandenkommen  schützt  aber  nicht 
bloss  der  eigene  Geldschrank.  Die  Reichsbank,  welche  in  ihren  offenen  Depots 
Wei-tpapiere  von  mehr  als  IV2  Milliarden  Mark  verwahrt,  setzt  dieselben  nicht 
ausser  Kurs  und  bietet  in  ihrer  Einrichtung  andererseits  dem  Privaten,  welcher 
sichere  Verwahrungsmittel  selbst  nicht  besitzt,  hinreichenden  Schutz.  Aehnliche 
Vorkehrungen  sind  auch  von  zahlreichen  anderen  Bankinstituten  getroffen.  Wem 
diese  nicht  genügen,  der  mag  in  dem  Institut  der  Buchschuld,  welches  nicht 
allein  für  die  Staatsschuld  sich  eignet,  oder  in  der  Umwandelung  in  (indossable) 
Namenspapiere  bessere  Sicherheit  suchen.  Im  Falle  wirklichen  Abhanden- 
kommens hilft  auch  das  kaum  entbehrliche  Institut  der  gerichtlichen  Kraftlos- 
erklärung (welches  Marsson  nur  bei  Vernichtung  oder  Ausserkurssetzung  des 
Papiers  zulassen  will).  Ein  solcher  Rechtszustand  dürfte  nach  heutigen  Verhält- 
nissen allen  berechtigten  Ansprüchen  genügen.  Einstimmig  fordert  daher  der 
Handelsstand  seit  Jahren  die  Beseitigung  der  Ausserkurssetzung  und  erwartet, 
dass  das  hoffentlich  nicht  mehr  allzu  ferne  bürgerliche  Gesetzbuch  dieselbe  aus- 
schliessen  wird.  Dass  der  Gesetzgeber  sich  zu  einer  Wiederbelebung  im  Sinne 
Marssons,  wodurch  das  Institut  in  verbesserter  Gestalt  auch  in  Gebiete,  wo 
es  bisher  unbekannt  ist,  eingeführt  werden  würde,  nicht  entschliessen  wird,  dürfte 
ausser  Zweifel  sein.  Aber  das  Gesetzbuch  wird  noch  einen  Schritt  weiter  gehen 
müssen.  Es  wird  sich  nicht  dabei  begnügen  dürfen,  die  Ausserkurssetzung 
nicht  aufzunehmen,  sondern  sie  geradezu  verbieten  müssen,  damit  nicht,  wie  in 
den  gemeinrechtlichen  Gebieten,  die  fortdauernde  Zulässigkeit  aus  allgemeinen 
Grundsätzen  gefolgert  wird  und  die  alten  Kontroversen  sich  verewigen.  Die 
unglücklichste  Lösung  würde  es  sein ,  in  einzelnen  Bundesstaaten  die  Beibehal- 
tung oder  Neueinführung  der  Ausserkurssetzung  zu  gestatten.  Wenn  irgendwo, 
so  ist  auf  diesem  Gebiete  Rechtseinheit  ein  dringendes  Erfordernis  und  die 
jetzige  Rechtsverschiedenheit  geradezu  gemeinschädlich.  In  Preussen,  dem  grössten 
Bundestaat,  hat  die  Staatsregierung  sich  bereits  in  den  Motiven  zu  dem  Gesetz- 
entwurf, das  Staatsschuldbuch  betreffend,  für  die  damals  freilich  zunächst  nur  für 
die  4prozentige  konsolidierte  Staatsanleihe  in  Aussicht  genommene  Beseitigung 
der  Ausserkurssetzung  ausgesprochen ,  indem  man  anerkannte ,  dass  die  öffent- 
liche Stimme  sowohl  bei  Praktikern  als  bei  Theoretikern  überwiegend  sich  gegen 
dieses  Institut  ausgesprochen  habe.  Der  betreffende  Vorschlag  fiel  nur  deshalb, 
weil  der  Landtag  eine  stückweise  Aufhebung  nicht  für  zweckmässig  hielt,  ob- 
gleich es  allerdings  auch  nicht  ganz  an  Stimmen  für  die  Beibehaltung  fehlte '). 
Die  öffentliche  Stimmung  ist  seitdem  keine  günstigere  geworden.  So  hoffen 
wir  denn,  dass  die  grosse  deutsche  Gesetzgebiingsrefoim,  welcher  wir  entgegen- 

1)  Vgl.  Finanzarchiv  I,1S.  299  ff. 
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gehen ,  auch  mit  dem  nicht  mehr  zeitgemässen  Institut  der  Ausserkurssetzung 
aufräumen  wird.  Marsson,  der  dies  selbst  für  das  Wahrscheinlichere  hält,  hat 
das  Verdienst,  durch  seine  gründliche  Darstellung  eines  partikularistisch  zer- 
splitterten, verwickelten  und  zum  Teil  höchst  unklaren  und  streitigen  Rechts- 
zustandes die  Notwendigkeit  einer  solchen  Radikalkur  absichtslos  nachgewiesen 
zu  haben. 

Berlin.  Dr.  R.  Koch, 

Vizepräsident  des  Reichsbank-Direktoriums. 


M.  Cucheval-Clarigny,  conservateur  ä  la  Bibliotheque  Sainte 
Genevieve,  Essai  sur  ramortissement  et  sur  les  emprunts  d'etats. 
Paris  1886,  Guillaumin  &  Cie.  173  S.  (Bis  zur  neuesten  Zeit 
ergänzt.) 

Sir  Henry  Barron,  Projet  dune  nouvelle  forme  d'obligations 
appelees  „Bons  accumulatifs".  Traduit  du  Journal  of  the  Sta- 
tistical Society.     Londres  1873.     Neue  Auflage  1886.     15  S. 

Die  Geschichte  der  Schuldenamortisation  ist  zwar  nicht  unbekannt;  in 
den  vielen  trefflichen  Werken  über  das  Schuldenwesen  einzelner  Staaten  kann 
man  sich  Rats  erholen  *) :  es  ist  aber  ein  Verdienst  des  erstgenannten  Verfassers, 
dass  er  die  Amortisation  in  den  Vordergrund  stellt,  in  sehr  lichtvoller  Weise 
die  ( Teschichte  derselben  in  England ,  Frankreich  und  den  Vereinigten  Staaten 
bis  auf  die  neueste  Zeit  schildert  und  daraus  am  Schluss  auch  praktischen  Nutzen 
zu  ziehen  sucht.  Dieser  Punkt  wird  uns  auch  Gelegenheit  geben,  auf  das  Projekt 
des  zweitgenannten  Autors,  des  englischen  Gesandten  in  Stuttgart,  mit  einigen 
Worten  zurückzukommen. 

Die  Amortisation  in  Engl  and  entstand  fast-  gleichzeitig  mit  der  Entstehung 
der  Schuld  unter  Wilhelm  III.  Bis  zu  ihrer  Aufhebung  1829  war  sie  fast  stet« 
eine  Fiktion,  man  tilgte  mit  einer  Hand,  was  man  mit  der  andern  eben  geliehen ; 
wirklich  hat  die  Tilgung  nur  1786 — 1792  funktioniert,  indem  nur  während 
dieser  Zeit  sie  auf  einen  reellen  Ueberschuss  der  Einnahmen  über  die  Ausgaben 
sich  gi-ündete.  Die  Tilgung  von  1786  war  von  Pitt  nach  den  Ideen  des  metho- 
distischen Predigers  Dr.  Richard  Price  eingerichtet  worden.  Diese  Massregel 
Pitts  war  von  einem  grossen  unmittelbaren  Erfolg  begleitet,  insofern  die  3pro- 
zentige  Schuld  in  wenigen  Monaten  von  55  auf  75  und  die  4prozentige  von  70 
auf  ungefähr  Pari  sich  hob.  Die  infolge  des  Friedens  und  der  wiederkehrenden 
Prosperität  sich  günstig  gestaltenden  Einnahmen  Hessen  lOV-s  Mill.  Pf.  St.  tilgen, 
was  den  Kredit  festigte  und  den  Glauben  an  die  Amortisation  sehr  begünstigte. 
Beim  Ausbruch  des  französischen  Kriegs  kam  das  Pitt  sehr  zu  statten ,  indem 
er  wenigstens  anfangs  eine  beträchtliche  Steuererhöhung  vermeiden  konnte. 
Freüich  der  Verfasser  unserer  Schrift  bekämpft  die  Meinung,  dass  England  nur 
mit  Hilfe  von  Anleihen  den  Kampf  gegen  Franki-eich  durchfechten  konnte  und  dass 
nur  die  Existenz  der  Am'ortisation  es  Darlehensgeber  finden  Hess  ^).  Von  den 
40  Milliarden  Fr.,  auf  welche  sich  während  der  20  Kriegsjahre  die  Ausgaben 
Englands  beliefen,  wurden  schliesslich  doch  .31  '/2  Millionen  durch  Steuern  gedeckt. 
In  der  Zeit  von  1802  bis  1.  Januar  1817  waren  die  Steuern  so  hoch  gespannt, 
dass  während  dieser  Zeit  alle'  Aasgaben  bestritten  und  noch  ein  Ueberschuss  von 


')  Es  sei  für  Frankreich  besonders  das  auf  Qaellenstadien  beruhende  Werk:  Vührer, 
Histoire  de  la  dette  publique  en  France,  2  Bde.,  1886,  hervorgehoben. 

')  Etwas  günstiger  urteüt  er  später  über  Pitts  Verfahren  S.  '153. 
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4  Mill.  Pf.  St.  hätte  erzielt  werden  können,  wenn  man  noch  den  Schuldenstand 
von  1792  gehabt  hätte.  Pitt  zog  es  aber  vor,  in  den  ersten  10  Jahren  das 
Manko  von  114  Mill.  Pf.  St.  durch  Anleihen  zu  decken,  deren  Bedingungen 
inamer  lästiger  wurden  und  deren  Ziffer  sich  sehr  erhöhte,  um  die  Zinsen  und 
wachsenden  Tilgungsbeträge  zu  bestreiten.  Die  Macht  der  Zinseszinsen  übte 
ihre  volle  Wirksamkeit  aus  während  dieser  10  und  während  der  folgenden 
10  Jahre,  die  3  Milliarden  Fr.  Schulden,  die  man  während  1792 — 1802  „un- 
klugerweise"  aufnahm,  waren  Ende  1817  auf  10  Milliarden  Fr.  gewachsen.  Man 
hatte  im  ganzen  1793  bis  1.  Januar  1817  14,622  Mill.  Fr.  aufgenommen,  davon 
4713  Millionen  =  50  Prozent  der  für  den  Staatsbedarf  übrig  bleibenden  Summen 
für  Tilgung  verwendet.  Der  Verfasser  glaubt,  dass  der  Kredit  des  Staats  kaum 
schlechter  gewesen  wäre  bei  Unterlassung  der  fiktiven  Tilgung,  da  doch  die 
Schuld  gleich  um  '/s  geringer  geblieben  wäre.  Dabei  kommt  noch  ein  anderes 
in  Erwägung.  Die  während  des  Kriegs  zurückgekauften  Renten  betrugen 
9,158,233  Pf.  St.  und  wurden  zu  188,522,350  Pf.  St.,  bezw.  unter  Zuschlag  der 
Verwaltungskosten  zu  188,585,318  Pf.  St.  gekauft.  Um  diese  aber  zu  erwerben, 
lud  man  sich  eine  neue  jährliche  Last  von  9,771,069  Pf.  St.  auf.  Der  Amorti- 
sation halber  betrug  die  Mehrlast  602,380  Pf.  St.,  zu  3  Prozent  kapitalisiert 
entspricht  das  einem  Kapital  von  20,894,355  Pf.  St. 

Nach  1817  wurde  die  Tilgung  auf  die  Agitation  der  überlasteten  Steuer- 
pflichtigen hin  erheblich  modifiziert  und  abgeschwächt,  aber  bis  1829  trug  sie 
abermals  bei,  die  jährliche  Belastung  um  356,153  Pf.  St.  zu  erhöhen. 

Das  Gesetz  vom  1.  Juni  1829,  welches  heute  noch  gilt,  machte  der  Schein- 
amortisation ein  Ende.  Es  schrieb  keine  feste  Tilgungssumme  vor  ^),  wohl  aber 
legte  es  den  Schatzmeistern  die  Verpflichtung  auf,  alle  Vierteljahre  über  die  ab- 
gelaufenen 12  Monate  Rechnung  aufzustellen  und  den  vierten  Teil  eines  etwaigen 
Ueberschusses  den  Schuldkommissären  zur  Tilgung  zu  überlassen.  Diese  üeber- 
schüsse  waren,  da  die  Schatzkanzler  das  Budget  im  Gleichgewicht  zu  erhalten 
suchten ,  nie  auf  längere  Zeit  bedeutend ,  da  in  diesem  Fall  regelmässig  die 
Abschaffung  oder  Herabsetzung  von  Steuern  vorgenommen  wurde.  Die  Rück- 
käufe betrugen  immerhin 

1830—41     ....     13,805,813  Pf.  St. 

1842—47     ....       9,232,000    ,      , 

1848—54  ....  21,855,000  „  „ 
Diese  Rückkäufe  wurden  aber  mehr  als  aufgewogen  durch  die  20  Millionen- 
Anleihe  zur  Befreiung  der  Sklaven,  die  8  Millionen-Anleihe  zur  Linderung  der 
Hungersnot  in  Irland  1848  und  die  Anleihen  während  des  Krimkriegs,  welche 
dem  Kapital  der  konsolidierten  Schuld  26  Mill.  Pf.  St.  hinzufügten.  Gleichwohl 
erfuhr  die  Zinsenlast  eine  erhebliche  Erleichterung,  insofern  als  zahlreiche  Kon- 
vertierungen vorgenommen  wurden,  wodurch  freilich  allmählich  die  ganze  enorme 
Schuldsumme  so  konsolidiert  wurde,  dass  sie  jetzt  nur  schwer  Aenderungen  zu- 
lässt.     Folgende  Uebersicht  gibt  Aufschluss  über  die  Konvertierungen: 

Zinserspamis 
1822    Sprozentige  englische  und  irische  Renten  in  4prozentige  konvertiert    .    1,208,564  Pf.  St. 

1824  alte  4prozentige  in  3i/2prozentige  konvertiert 391,248    „     „ 

1825  Sprozentige  1797  konvertiert  in  Sprozentige  mit  Bonifikation  auf  das 

Kapital 9,726    ,.     „ 

1830    4prozentige,  herrührend  von  der  Konversion  der  5prozentigen,  konvertiert 

in  3i;2prozentige 758,952  ,.  „ 

1834    4prozentige  der  Anleihe  von  1826  konvertiert  in  3i;'2prozentige  ....  53,115  _  „ 

1841    irische  Schuld  zu  5  Prozent  und  4  Prozent  konvertiert  in  31/2  Prozent  23,308  ^  , 
1844    die  Gesamtheit  der  in  31/2  Prozent  konvertierten  Schuld  in  31/4  Prozent 

konvertiert,  auf  10  Jahre  geschützt 621,698  „  „ 

1854    3i/4prozentige  herabgesetzt  auf  Sprozentige  und  bis  1874  gegen  jede 

Konversion  geschützt 625,000  „  „ 

3,691,611  Pf.  St 

1)  Nach  dem  Kommissionsbericht  sollte  jedoch  dahin  getrachtet  werden,  dass  der  Ueber- 
schuss  3  Mill.  Pf.  St.  ausmache. 
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Die  Konvertierung  von  1844/54  wurde  mit  grossem  Geschick  von  dem 
Schatzkanzler  Goulbum  durchgeführt.  Während  man  in  der  City  erwartet  hatte, 
er  werde  eine  Reduktion  auf  3  Prozent  unter  gleichzeitiger  Gewährung  einer 
Kapitalbonifikation  vornehmen,  vermied  Goulbum  die  Mehrung  der  Schuld,  in- 
dem er  3V<  Prozent  anbot,  an  deren  Stelle  aber  nach  10  Jahren  nui-  3  Prozent 
zu  treten  hatten  imt«r  Gewährung  eines  20jährigen  Schutzes  gegen  Konvertierung. 
Innerhalb  dieses  Zeitraumes  waren  also  Konvertierungen  nur  freiwillig  möglich. 
Gladstone  versuchte  eine  solche.  Er  bot  drei  Kombinationen  an,  um  dadurch  die 
grosse  Masse  der  3prozentigen  Konsols  wieder  mehr  zu  spalten  und  dadurch 
ein  leichteres  Operationsfeld  zu  schaflen.  In  erster  Linie  bot  er  eine  Umwand- 
lung in  Exchequerobligationen  an,  die  ähnlich  wie  die  Exchequerbüls  über- 
tragbar sein ,  aber  ein  höheres  Interesse  tragen  und  längere  Verfallzeit  haben 
sollten.  Durch  Umwandlung  eines  Teils  in  schwebende  Schuld  wurde  die  Tilgung 
erleichtert.  In  zweiter  Linie  bot  er  2  '/»prozentige  Konsols  mit  einer  Bonifikation 
von  10  Prozent  und  40jährigem  Schutz  gegen  Rückzahlvmg  an.  Das  soUte  die 
Gattung  sein,  auf  die  er  in  Zukunft  die  ganze  Schuldmasse  bringen  wollte.  Das 
dritte  Anerbieten  waren  3',2prozentige  gegen  Annahme  der  3prozentigen  zu  82  V»' 
Die  eifektive  Zinserspamis  war  gering,  aber  man  kompensierte  durch  die  Kapital- 
erspamis  die  Kapitalmehrung,  die  das  zweite  Anerbieten  brachte.  Allein  die 
mehrfachen  Anerbieten,  für  das  grosse  Publikum  verwirrend,  scheiterten,  und 
schon  damals  setzte  sich  die  Ueberzeugung  fest,  dass  die  grosse  Masse  einer 
Schuldgattung  eine  Operation  nur  bei  erheblich  sinkendem  Zinsfuss  zulasse. 

Durch  den  Krimkrieg  bekam  die  Schuldfrage  eine  neue  Gestalt.  Gladstone 
machte  sich  anheischig,  ohne  neue  Schulden  den  Krieg  führen  zu  wollen.  Er 
sah  in  der  Notwendigkeit,  das  jährliche  Erfordernis  durch  Steuern  aufzubringen, 
einen  heilsamen  Zügel  für  die  Völker  bei  der  Kriegführung.  Allein  trotz  der 
Verdoppelung  der  Einkommensteuer  musste  er  doch  wenigstens  150  Millionen 
Exchequerobligationen  aufnehmen,  die  aber  nur  als  eine  Antizipation  der  Ein- 
nahmen gelten  sollten,  indem  sie  1858 — 60  zurückzuzahlen  waren.  Sein  Nach- 
folger musste  gleich  zur  Schuldaufnahme  schreiten,  verlangte  und  erlangt«,  wenn 
auch  unter  Widerspruch,  eine  spezielle  Amortisation  hierfür.  Wie  Gladstone 
vorausgesagt  hatte  und  wie  früher  es  sich  öfter  gezeigt  hatte,  entstand  nach 
Beendigung  des  Kriegs  eine  grosse  Agitation  gegen  den  Zuschlag  zur  Einkommen- 
steuer, die  auf  6,40  Prozent  gestiegen  war.  Bereits  1858  musste  man  die  Amor- 
tisation, die  über  43  Mill.  Fr.  betrug,  wieder  abschaffen.  Die  Impopularität 
der  Einkommensteuer  trug  über  sie  den  Sieg  davon. 

Es  schienen  ernstlichere  Amortisationsversuche  in  England  keine  Aussicht 
mehr  zu  haben.  Und  doch  gelang  es  Gladstone,  der  Amortisation  wieder  zu  Leben  zu 
verhelfen.  Es  kam  ein  äusseres  Moment  hinzu;  es  erloschen  damals  (1860)  die  so- 
genannten langen  Annuitäten,  die  Pitt  während  der  ersten  Kriegsjahre  geschaffen 
hatte.  Der  Schatz  erfuhr  dadurch  eine  jährliche  Erleichterung  um  62  V2  Millionen. 
Das  verfehlte  nicht  den  Eindruck  auf  die  öffentliche  Meinung.  Auch  Gladstone 
erkannte,  dass  eine  energischere  Tilgung  nur  möglich  werde,  wenn  es  gelinge, 
rechtlich  den  Staat  zu  binden,  weü  sonst  allemal  der  Widerwille  gegen  die 
Steuern  stärker  sei.  Eine  Art  Tilgung  hatte  sich  längst  eingebürgert  in  Form 
der  Leib-  oder  Zeitrenten.  Durch  Gesetz  vom  9.  JuH  1833  wai-  den  Schuld- 
kommissären das  Recht  gegeben,  stets  auf  Verlangen  perpetuelle  Renten  in 
zeitlich  beschränkte  unter  Vernichtung  der  ersteren  zu  verwandeln.  Analoge 
Operationen,  die  nicht  viel  Lärm  machten,  mussten  gesucht  werden.  So  machte 
Gladstone  den  Vorschlag,  24  Mill.  Pf.  St.  Konsols,  welche  aus  den  Geldern  der 
Sparkassen  angekauft  worden  waren  und  in  den  Händen  der  Schuldkommissäre 
sich  befanden,  zu  vernichten  imd  durch  Annuitäten  während  18  Jahren,  1866 — 85, 
das  Geld  hierfür  den  Kommissären  zu  ersetzen.  Die  Mittel  wusste  Gladstone 
parat  zu  stellen,  die  effektive  Mehrbelastung  des  Budgets  betrug  nur  420.000  Pf.  St. 
Gladstones  Nachfolger,  Disraeli,  Hess  den  Plan  Gesetz  werden,  auch  fnhrte  er 
den  neu  ausgebrochenen  abessinischen  Krieg,  der  8,600,000  Pf.  St.  kostete,  nur 
mit  der  Einkommensteuer,  bezw.  mit  kurzfälligen  ExchequerbiUs  und  Exchequer- 
bonds.     1870  wandte  Lowe  das  Gladstonesche  Verfahren   auf  neue  8  Millionen 
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Konsols,  welche  für  die  Sparkassen  erworben  worden  waren,  an.  Die  Ersetzung 
sollte  durch  Annuitäten  bis  1885,  also  in  15  Jahren,  geschehen.  Der  konservative 
Nachfolger  Northcote  bethätigte  ebenfalls  die  Tilgung;  er  räumte  ein,  dass  es 
Zeiten  gebe,  wo  es  richtiger  sei,  sehr  drückende  Steuern  zu  ermässigen,  aber 
solange  diese  nicht  sehr  drückten,  soUe  man  für  Tilgung  etwas  thun.  Die 
jetzige  Generation  (1874)  zahle  für  Schulden  27,2  Mill.  Pf.  St.,  während  die 
Vorfahren  von  1815 — 1860  unter  viel  ungünstigeren  Bedingungen  fast  stets 
28  Mill.  Pf.  St.  gezahlt  hätten.  Er  schlug  vor,  die  Ausgabe  für  die  Schuld 
pro  1875/76  auf  27,4  Mill.  Pf.  St.,  pro  1876/77  auf  27,7  Mill.  Pf.  St.,  pro  1877/78 
und  für  alle  Folgezeit  auf  28  Mill.  Pf.  St.  zu  fixieren.  Durch  diese  Art  der 
Fixierung  sollte  dem  Publikum  die  wachsende  Tilgung  etwas  verschleiert  bleiben, 
indem  die  steigenden  Amortisationssummen  nicht  unmittelbar  ersichtlich  wurden. 
Der  Vorschlag  wurde  nach  lebhafter  Diskussion  angenommen ;  manche  fürchteten, 
die  verrschl eierte  Amortisation  werde  in  der  Praxis  sich  so  wenig  wie  die 
Vorgänger  halten.  Die  Börse  nahm  das  Projekt  günstig  auf,  weil  eine  stärkere 
Amortisation  die  Papiere  im  Preise  steigert.  Auch  fand  die  Aktion  schon  Billi- 
gung aus  Neid  gegen  die  tüchtig  tilgenden  Amerikaner.  Bei  Aufrechterhaltung 
von  28  Millionen  würden  bis  1905,  also  nach  30  Jahren,  213  Mill.  Pf.  St.  getilgt 
sein.  Bald  darauf  (1876)  zahlte  Northcote  4  Mill.  Pf  St.  an  Rothschild  für  die 
Suezkanalaktien  zurück;  er  verschaffte  sich  die  Summe  mit  einer  Annuität  von 
200,000  Pf  St.,  die  1912  erlischt.  So  wurden  Jahr  für  Jahr  perpetuelle  Schulden 
in  temporelle  umgewandelt,  die  meist  im  ersten  Dezennium  des  20.  Jahrhunderts 
ablaufen. 

Der  Effekt  ist  ein  grossartiger.  Im  Lauf  von  10  Jahren  hat  England  seit 
1875  über  30  Mill.  Pf.  St.,  also  über  600  Mill.  Mark  effektiv  getilgt.  Wir  geben  nach- 
folgend ein  Bild  von  den  drei  Arten  der  englischen  Schuld  und  ihrer  Bewegung. 

Knn'inU         Tilgbare       Schwebende         q,  ^^j 
Konsols  g^j^^j^  gßjjyj^  lotai 

1875  714,797,715  52,äll,487  5,239,000  772,348,202 

1876  713,6.57,517  49,078,792  11,101,800  774,138,109 

1877  712,621,355  46,549,819  13,913,800  773,114,974 

1878  710,843,007  43,644,057  20,603,000  775,090,064 

1879  709,430,593  40,345,454  25,870,100  775,646,147 

1880  710,476,359  36,222,976  27,341,900  774,044,235 

1881  709,078,526  37,.547,666  22,077,500  768,703,692 

1882  709,498,547  35,539,693  18,007,700  703,045,940 

1883  712,698,994  29,492,125  14,185,400  756,376,519 

1884  640,631,005  91,622,26!»  14,110,600  746,423,964 

1885  640,181,896  86,115,658  14,033,100  740,330,654 

1886  638,849,694  85,829,917  17,602,800  742,282,411 

Bei  genauer  Betrachtung  der  obigen  Zahlen  ergibt  sich,  dass  der  Tilgungs- 
prozess  nicht  in  seiner  vollen  Gleichmässigkeit  aufrecht  erhalten  werden  konnte. 
Gleich  zu  Anfang  ergaben  sich  Schwierigkeiten ;  der  russisch-türkische  Krieg,  die 
Kriege  in  Afrika,  schlechte  Ernten  stellten  sich  ein,  man  konnte  durch  Steuererhöhung 
nicht  alles  bewältigen ;  die  Abnahme  der  tilgbaren  Schuld  in  den  Jahren  1876 — 79 
wurde  durch  das  rapide  Anschwellen  der  schwebenden  Schuld  kompensiert,  ja 
zum  Teil  sogar  überholt;  für  8,1  Mill.  Pf.  St.  schwebende  Schuld  war  übrigens 
bestimmt,  dass  sie  1880 — 85  zu  tilgen  waren.  Einen  ähnlichen  Stoss  erhielt  der 
Tilgungsprozess  1885/86,  wo  infolge  der  Ausgaben  für  Afrika  und  zur  Aus- 
gleichung des  Defizits  die  Tilgung  fast  ganz  sistiert ')  und  der  betreffende 
Jahresbetrag  der  Tilgung  für  laufende  Bedürfnisse  verwendet  werden  musste  % 


1)  Es  betraf  dies  die  1884|85  zur  Tilgung  verwendeten  5,600,000  Pf.  St. ;  nicht  davon 
sollten  betroffen  werden  der  sogenannte  neue  Tilgungsfonds,  d.  h.  die  nach  dem  Gesetz  von 
1875  sich  ergebende  Differenz  zwischen  28  Mill.  Pf.  St.  und  den  Schuldzinsen  (1884/85  waren 
es  508,000  Pf.  St.),  ebenso  nicht  die  vernichteten  Renten  für  Errichtung  von  Leibrenten,  Rück- 
kauf der  Landtaxe  und  Aehnliches  (1,449,000  Pf.  St.),  ebenso  nicht  der  alte  Tilgungsfonds. 

ä)  Vgl.  Bulletin  de  Statist.,  1885,  T.  17,  S.  653;  1886,  T.  19,  S.  412. 
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Allein  auch  die  Tügungsordnung  selbst  wurde  in  dieser  Zeit  zweimal 
modifiziert.  Das  erste  Mal  1883  durch  Childers,  das  zweite  Mal  1887  durch 
Goschen. 

Die  National  Debt  Bill,  die  Childers  1883  nach  dem  Plan  Gladatones 
entworfen  "hat  und  welche  die  plötzliche  starke  Minderung  der  Konsols  und  die 
gleichzeitige  Verdreifachung  der  tilgbaren  Schuld  im  Jahre  1884  erklärt,  wurde 
hervorgerufen  durch  die  "niatBache ,  dass  1885  eine  Reihe  von  Annuitäten  (die 
Gladstonesche  von  1866,  die  Lowesche  von  1870,  die  Northcotesche  von  1874 
und  1880)  zu  Ende  gingen  und  dadurch  grosse  Summen  frei  wurden,  die  es  für 
neue  Tilgungen  zu  binden  galt.  Das  geschah  in  dreifacher  Weise:  1.  5  MiU.  Pf.  St. 
Kapital,  die  1885  erloschen,  wurden  durch  eine  neue  20jährige  Annuität  von 
683,000  Pf.  St.  ersetzt ;  2.  die  Chancery  Court,  welche  eineRoUe  gleich  der  firanzösischen 
Caisse  de  consignations  spielt,  nimmt  aUe  streitigen  Summen,  nicht  reklamierte 
oder  bestrittene  Erbschaft^elder,  Pupillengelder  in  Depot  und  Verwaltung;  meist 
überwiegen  die  Einzahlungen  über  die  Auszahlungen,  der  Ueberschuss  wird 
in  Konsols  angelegt;  der  Fonds  betrug  bereits  1881  über  IV*  Milliarden  Fr. 
Bis  zu  40  MiU.  Pf.  St.  Konsols  wurden  vernichtet,  wofür  die  Chancery  Court 
20  Jahre  lang  eine  Annuität  von  2,674,168  Pf.  St  erhält.  3.  Bis  zu  30  Mill.  Pf.  St 
Konsols  von  neuen  Sparkassengeldem  wurden  durch  drei  Annuitäten  —  man  nennt 
sie  die  rollenden  Annuitäten  (roUing  annuities),  weü  sie  sich  von  selbst  er- 
neuem —  von  je  1,200,000  Pf.  St.  ersetzt,  von  denen  die  eine  5,  die  zweite  10, 
die  dritte  1-5  Jahre  laufen,  alle  aber  bei  ihrem  Erlöschen  für  weitere  15  Jahre 
erneuert  werden  sollten,  aber  nicht  mit  der  ursprünglichen  Summe  von 
1.200,000  Pf.  St. ,  sondern  vermehrt  um  die  Zinsen  des  inzwischen  getilgten 
Kapital*:  die  erste  Annuität  soUte  also  im  5.  Jahre  mit  1,875,000  Pf.  St.  auf 
weitere  15  Jahre  in  Aktion  treten,  analog  die  übrigen.  Nach  20  Jahren  hatt« 
die  erste  Annuität  zum  zweitenmal  zum  Schluss  zu  kommen,  die  zweite,  die 
nach  10  Jahren  auf  15  zu  erneuern  war ,  hatte  dann  noch  5  Jahre ,  die  dritte 
noch  10  Jahre  zu  laufen.  Zu  dieser  Zeit  würde  die  kombinierte  Wirkung  dieser 
drei  Annuitäten  ein  Kapital  von  73  Mill.  Pf.  St.  getilgt  haben,  dazu  kamen 
10  Mill.  Pf.  St.,  getilgt  mit  der  oben  erwähnten  Annuität  von  683,417  Pf.  St. 
imd  40  Millionen  der  Chancery  Court,  in  Summa  123  Mill.  Pf.  St.  oder  mehr 
als  3  Milliarden  Fr.  Im  Jahr  1904  sollte  das  Parlament  in  der  Lage  sein, 
die  Annuität  von  Nr.  1  und  2,  zusammen  3,350,000  Pf.  St.,  zu  andern  Ausgaben 
oder  zu  Steuemachlässen  zu  verwenden,  wogegen  von  Nr.  3  die  drei  Annuitäten 
mit  ihrem  Zuwachs  vereinigt  etwa  7  MiU.  Pf.  St.  ausmachten,  so  viel  als  die 
1883  geschaffenen  Annuitäten.  Es  war  also  so  eingerichtet,  dass  die  Tilgung 
wieder  kräftig  fortgesetzt  werden  konnte.  Die  Sparkasse  und  die  Chancery 
Court  haben  bis  dahin  wieder  Konsols  mit  den  Annuitäten  gekauft,  so  stets  den 
Vermittler  bildend*). 

Man  hat  auf  diese  Weise  das  Parlament  binden  wollen,  da,  wie  die  frühere 
Erfahrung  zeigte,  dasselbe  nicht  gezögert  haben  würde,  beim  ersten  dringenden 
Bedürfnis  eine  einfach  ins  Budget  geschriebene  Tilgungssumme  faUen  zu  lassen 
und  anders  zu  verwenden.  Durch  die  National  Debt  Bül  ist  das  Northcotesche 
Verfahren  formell  geändert,  im  Prinzip  aber  sind  seine  wesentUchen  Momente: 
Dauer  der  Amortisation  und  fixierter  jährlicher  Betrag,  erhalten  ^). 


•)  Da  sie  fortwährend  als  Käufer  der  Konsols  auftreten,  könnt«n  sie  zu  Schaden  kommen 
dadurch ,  dass  sie  teurer  wieder  kaufen  müssen ,  als  sie  die  Papiere  an  den  Staat  (zu  Pari) 
abgetreten  haben ;  das  Gesetz  schreibt  aber  vor,  dass  der  Staat  für  das  Pias  des  Wiederkaufs 
sie  durch  erhöhte  Annuität  schadlos  halten  muss. 

i)  Die  kräftige  Tilg:ung  sollte  eine  andere  Massregel  vorbereiten:  in  dem  Mass  als  der 
Stock  der  Konsols  sich  mindert,  muss  ihr  Kurs  steigen,  wie  es  auch  thatsächlich  geschehen 
ist  (Vgl.  die  Kurse  der  Konsols  seit  1*40  im  Bulletin  de  Statist.  1886,  T.  30,  S.  401) ;  das  fuhrt 
firüher  oder  später  zur  Konvertierung.  Schon  1884  kam  Childers  mit  einem  derartigen  Projekt. 
Er  bot  für  100  Sprozentige  entweder  102  zu  2^4  Prozent  oder  108  zu  3>fe  Prozent.  Die  beiden 
neuen  Schuldgattungen  sollten  gegen  jede  Konversion  20  Jahre  geschätzt  sein,  die  Zinsen 
vierteljährig  statt  halbjährig  ausgezahlt  werden.  Die  Konvertierung  bezog  sich  aoer  nicht  auf 
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Die  Bindung  des  Parlaments  ist  gleichwohl  bis  zu  einem  gewissen  Grad 
eine  trügerische  gewesen.  Die  Rückzahlung  an  die  Sparkassen  und  Chancery 
Court  muss  zwar  geschehen,  sie  kann  aber  verschoben  werden,  da  es  eben  auch 
nur  Staatskassen  sind.  An  diesem  Punkt  setzt  denn  auch  die  zweite  Aenderung 
an.  Nachdem ,  wie  schon  oben  hervorgehoben ,  pro  1885/86  die  Tilgung  sus- 
pendiert worden  war,  hat  man  durch  die  neue  National  Debt  and  Local 
Loans  Act')  von  1887  den  Mechanismus  von  1883  so  abgeändert,  dass  die 
Tilgung  langsamer  fortschreitet.  Es  wird  die  bisher  für  Tilgung  und  Interessen 
der  Schuld  bestimmte  Budgetsumme,  die  Northcote  auf  28  Millionen  festgesetzt  und 
die  mittlerweile  auf  28,036,917  Pf.  St.  gebracht,  die  1886  aber  um  800,000  Pf.  St. 
gekürzt  worden  war ,  auf  26  Mill.  Pf.  St.  herabgesetzt.  Dies  wurde  dadurch 
erreicht,  dass  der  von  Childers  geschaffene  Mechanismus  der  rollenden  Annui- 
täten aufgehoben  wurde.  An  Stelle  der  drei  Annuitäten  von  je  1,200,000  Pf.  St., 
also  in  Summa  von  3,600,000  Pf.  St.,  trat  eine  einfache  15jährige  Annuität  von 
1,930,000  Pf.  St.  Die  Wirkung  der  neuen  Ordnung  auf  die  tilgbaren  Schuld- 
posten für  die  nächsten  15  Jahre,  d.  h.  bis  1902,  ist  folgende: 

In  15  Jahren  sind  getilgt 
nach  bisherigem     nach  jetzigem 
System  System 

Pf.  St.  Pf.  St. 

Umgewandelte  Annuitäten 7,665,000  7,665,000 

Chancery-Annuität 29,806,000  29,806,000 

Sparkassenannuität  (bisher  rollende  Annuität)    .       55,262,438  23,352,745 

92,733,438  60,823,745 

Die  Tilgung  beträgt  für  die  nächsten  15  Jahre  fast  30  Mill.  Pf.  St.  weniger, 
als  nach  dem  bisherigen  System  und  der  jährliche  Budgetaufwand  für  Kapital- 
tilgung ist  von  6,665,143  auf  4,832,226  Pf.  St.  herabgesetzt.  Das  sind  immer 
noch  über  5  Prozent  der  Staatseinkünfte  und  in  Ansehung  der  gedrückten  wirt- 
schaftlichen Lage  eine  achtungswerte  Leistung.  Sollte  England  50 — 60  Jahre 
in  dieser  Weise  fortfahren  und  den  Rückkauf  zu  Pari  bewirken  können  —  beides 
freilich  sehr  fraglich  — ,  so  würde  es  in  dieser  Zeit  seine  ganze  gewaltige  Schuld 
abzustossen  vermögen. 

Um  den  Unterschied  der  jährlichen  Belastung  auch  in  ihren  einzelnen 
Teilen  gegen  früher  ersichtlich  zu  machen,  lassen  wir  eine  spezifizierte  Ueber- 
sicht  folgen,  welche  auf  1887/88  sich  bezieht: 


die  ganze  Schuldmasse.  Die  3prozentigen  Konsols  zerfallen  nämlich  in  drei  Kategorien:  1.  die 
eigentlichen  Sprozentigen  Konsols,  herrührend  aus  Sprozentigen  vor  1815  gemachten  Anleihen ; 
2.  die  Sprozentigen  reduzierten  Konsols,  herrührend  von  Konversionen  höher  verzinslicher 
Papiere;  3)  die  neuen  Sprozentigen,  die  seit  1815  zu  3  Prozent  ausgegeben  wurden.  Diese 
letztere  Kategorie  blieb  ausser  Spiel,  die  beiden  anderen  machten  400  Mill.  Pf.  St.  aus.  Sie 
können  nur  nach  einjähriger  Kündigung  zurückgezahlt  werden,  aber  auch  viertelweis  von 
Vierteljahr  zu  Vierteljahr.  Die  neuen  Sprozentigen  können  jederzeit  ohne  Kündigung  zurück- 
gezahlt werden,  aber  sie  müssen  es  auf  einmal  und  in  ganzer  Masse.  Die  Konvertierung  war 
eine  freiwillige,  insofern  eine  Kündigung  vorerst  nicht  eintrat.  Der  Zeitpunkt  wai-  ungünstig 
gewählt,  im  Parlament  und  sonst  wurde  die  Massregel  wenig  freundlich  aufgenommen,  zumal 
so  viele  Leute  und  Anstalten  zum  Kauf  von  Konsols  durch  Gesetz  gezwungen  sind.  Sie  be- 
deutete zur  voijährigen  Massregel  einen  Widerspruch,  insofern  sie  eine  Kapitalmehrung  mit 
sich  brachte.  Die  Konvertierung  misslang  vollständig ;  nach  Verlauf  der  fünfwöchentlichen 
Erklärungsfrist  hatte  fast  niemand  23;4prozentige  Konsols  und  sehr  wenige  2i;2prozentige  ver- 
langt. Für  die  nächste  Session  wiu-de  eine  Bill  in  Aussicht  gestellt,  welche  die  Konvertierung 
obligatorisch  machen  sollte,  also  wohl  so,  dass  die  Nichtkonvertierenden  ihr  Geld  zurück- 
erhalten würden.  Die  politischen  Verhältnisse  Uessen  es  aber  nicht  dazu  kommen.  Eben  jetzt 
(Dezember  1887)  verlautet  aber,  dass  die  Konvertierung  pro  1888  bevorsteht. 

1)  Der  Ministerresident  Sir  H.  Barron  in  Stuttgart  war  so  gütig,  mir  die  nötigen  Daten 
über  dieses  neue  Gesetz  zukommen  zu  lassen.  Einiges  enthält  auch  das  Bulletin  de  Statist.; 
1887,  T.  21,  S.  524, 
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Bisheriges  System  Neues  System 

Schnldarten                Tilgung  Zinsen       ^^^^  Tilgung  Zinsen      ,J^,„ 
Eigentliche  Belastung 
(inside  the  permanent  Charge) 

1.  Fundierte  Schuld  (Konsols)        —  18,713,581    18,713,581  —  18,111,479    18,111,479 

2.  Unfundierte  Schuld    .    .          —  230,760        230,760  —  423,196        423,195 

3.  Tilgbare  Schuld       .     .     .     5,709,338  2,514,776      8,224,104  4,039,328  2,514,776      6,554,104 

4.  Verwaltung —  204,324          204,324  —  204,324          204,324 

5.  Neuer  Tilgungsfonds  .    .        661,148  — 664,148  706,898  — 706,898 

6,373,476    21,663,441  28,036,917     4,746,226     21,253,774  26,000,000 
Uneigentliche  Belastung 
(outside  the  permanent  Charge) 

6.  Kommunalanleihen     .    .         205,667        421,333  627,000         _                _  _ 

7.  Suezkanalbonds       .     .     .            86,000          114,000  200,000        86,000          114,001  200,000 

8.  Eisenbahnbonds      .    .    . — 14,000           14,000         — 14,000  14,000 

Total  6,665,143     22,212,774     28,877,917  4,832,226     21,381,774    26,214,000 

Abnahme  —  —  —  1,832,917         831,000      2,663,917 

Aus  dieser  üebersicht  ist  zugleich  ersichtlich,  dass  auch  in  formeller  Hin- 
sicht die  Aufstellung  der  Staatsschuld  durch  die  neue  Goschensche  Note  abge- 
ändert worden  ist,  indem  die  Kommunalanleihen  aus  der  Staatsschuld  ganz  aus- 
geschieden wurden.  Der  englische  Staat  leiht  den  Gemeinden ,  bezw.  lokalen 
Korporationen  Geld,  das  er  selbst  durch  Exchequerbonds  sich  verschafft.  Diese 
Schuld  im  Betrag  von  ungefähr  27,2  Mill.  Pf  St.  ist  eigentlich  eine  Schuld  der 
genarmten  Korporationen,  nur  dass  der  Nationalkredit  auch  fOi-  ihre  Rückzahlung 
mithaftet.  Der  Staat  spielt  hier  nur  eine  Vennittlerrolle,  um  den  Korporationen 
die  Beschaffung  von  Geldern  zu  erleichtem.  Ein  analoges  Verhältnis  liegt  be- 
züglich der  Trustee  savings  banks  und  Friendly  societies  vor :  um  ihre  Kapital- 
verluste zu  decken,  hat  ihnen  der  Staat  das  nötige  Geld  geliehen,  das  sie  aber 
wieder  zurückzahlen  müssen.  Diese  Schulden  hat  nun  Goschen  aus  der  eigent- 
lichen Staatsschuld  ausgeschieden,  sie  werden  von  den  Kommissären  der  National- 
schuld unter  dem  Namen  ,Local  Loans  Fimd*  verwaltet,  sie  emittieren  eine  neue 
Schuld  bis  zur  Höhe  von  36,700,000  Pf  St.  Der  Benutzung  des  Nationalkredits 
für  Lokalkorporationen  ist  so  eine  feste  Grenze  gesteckt.  Neuausleihungen  sind 
nach  Erschöpfung  dieser  Summe  nur  möglich ,  insofern  die  Rückzahlungen  die 
Mittel  hierför  gewähren.  Infolge  der  Ausscheidung  der  Lokalfonds  ist  aber 
auch  die  Schuldaufstellung  von  1887  ab  nicht  mehr  direkt  mit  der  früheren 
vergleichbar.  Die  einzelnen  Bestandteile  lauten  pro  31.  März  1887  nach  dem 
neuen  System : 

Fundierte  Schuld  (Konsols) 609,944,699  Pf.  St. 

Unfundierte  Schuld 13,842,000    „     „ 

Tügbare  Schuld 81,073,385    „     „ 

704,860,084  Pf.  St. 

Exchequerbonds  (Suezkanal) 3,275,900    „  , 

„  (Eisenbahn) 400,000    „  „ 

708,535,984  Pf.  St. 

Nach  der  alten  Aufstellung  würden  sich  ergeben  haben     .    .    736,235,984    „  , 


Hinsichtlich  der  Schuldentilgung  steht  kein  Staat  grösser  da,  als  die 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika;  willig  trägt  das  Volk  zu  diesem 
Zweck  grosse  Lasten;  man  betrachtet  dort  die  Schuld  als  ein  Uebel,  das  man 
mit  der  Wurzel  ausrotten  müsse,  damit  es  sich  nicht  festsetze  und  perpetuier- 
lich  werde,  und  das  thut  man,  obwohl  man  es  am  wenigsten  nötig  hat,  da 
weder  innere  noch  äussere  Kriege  den  Staat  bedrohen  und  die  Zunahme  der 
Bevölkerung  und  des  Reichtums  eine  wachsende  Leistungsfähigkeit  nach  sich  zieht. 

Beim  Unabhängigkeitskrieg  war  man  nicht  berechtigt,  Steuern  zu  schaffen, 
man  gab  1775 — 1780  242  Mill.  Dollar  Papiergeld  aus;   es  entwertete  sich  völlig. 
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80  dass  es  zuletzt  niemand  mehr  annahm.  Das  gleiche  Schicksal  hatten  106  Mill. 
Dollar  der  Einzelstaaten.  Das  amerikanische  Volk  opferte  so  mehr  als  2  Mil- 
liarden Franks  um  seine  Unabhängigkeit  zu  erkaufen.  Die  letzten  Kriegs-  und 
ersten  Einrichtungskosten  der  Verwaltung  wurden  durch  ein  Schuld  von  75  Mill. 
Dollar  bestritten,  auf  die  man  durch  die  Gesetze  von  1790  und  1795  das  System 
Price  verwendete,  den  man  —  vergeblich  —  zum  Leiter  der  Finanzen  berufen 
wollte.  Die  Mittel  des  Staates  waren  gering  und  die  Tilgung  drückte  schwer, 
man  musste  in  der  Zeit  bis  1814  wiederholt  neue  Schulden  machen.  Nach  dem 
Frieden  vom  14.  Dez.  1814  konnte  man  aber  rasch  die  ganze  Schuld  tilgen  und 
sogar  Ueberschüsse  an  die  Einzelstaaten  verteilen.  1837 — 48  musste  man  infolge 
einer  Krisis  neue  Schulden  aufnehmen,  sie  beliefen  sich  am  1.  Juli  1844  auf 
24,748,144  Dollar;  ein  Teil  waren  Sprozentige,  rückzahlbar  in  10,  ein  Teil 
Gpronzentige ,  rückzahlbar  in  20  Jahren;  eine  spezielle  Amortisation  war  nicht 
verfügt.  1846  beim  Krieg  mit  Mexiko  wurden  10  Mül.  Dollar  Schatzscheine 
bewilligt,  welche  durch  6prozentige  in  11  Jahren  rückzahlbare  Obligationen 
ersetzt  werden  konnten,  analog  1847  28  Mill.  Dollar  Schatzscheine,  wofür  die 
Inhaber  6prozentige  Obligationen,  von  1867  an  rückzahlbar,  haben  konnten. 

Die  Krise  von  1857  brachte  6  Mill.  Dollar  6prozentige  Schuld,  rückzahl- 
bar am  Schluss  eines  Jahres ;  14  weitere  Millionen  sollten  al  pari  an  die  Mindest- 
nehmer  unter  6  Prozent  begeben  werden,  eine  Art  von  Subskription,  die  sich 
ganz  gut  bewährte,  indem  viel  unter  6  Prozent,  ja  bis  herab  zu  3  Prozent  ge- 
zeichnet wurde.  Am  20.  Juni  betrug  die  Bundesschuld  64,769,703  Dollar.  Dar- 
unter waren  19,690,500  Dollar  Schatzscheine  von  1857  und  100,000  von  früher 
her.  Um  diese  zu  konsolidieren,  sollten  21  Millionen  in  6prozentiger  Schuld, 
rückzahlbar  in  spätestens  20  Jahren,  aber  nicht  vor  10  Jahren  kontrahiert 
werden.  Für  die  erste  Hälfte  erhielt  der  Minister  bei  der  Subskription  leicht 
Abnehmer  zu  5  Prozent,  bis  die  Anfänge  des  Kriegs  viele  Subskribenten  in  den 
Bankerott  zogen.  Man  konnte  5  Millionen  Schatzscheine  nur  zu  12  Prozent 
und  5  weitere  nur  zu  lO'/s  Prozent  erhalten. 

Die  Schuld  wuchs  nun  lawinenartig. 

Am  1.  Juli       1861  betrug  sie       90,000,000  Doli. 
„   30.  Juni       1862         „  ,,       524,000,000      „ 

„   30.  Juni       1863         „  „  1,119,772,138      „ 

„   30.  Juni       1864        „         „  2,000,000,000     „ 

„   31.  August  1865         „  „  2,845,907,626      „ 

Hiervon  waren  1,109,508,191  konsolidierte  Schuld.  Diese  bestand  aus 
zwei  verschiedenen  Typen,  den  5 — 20ern  und  10 — 40ern,  d.  h.  sie  durften  nicht 
vor  5  beziehungsweise  10  Jahren,  mussten  aber  in  20  beziehungsweise  40  Jahren 
zurückgezahlt  werden.  Sie  waren  in  Serien  geteilt,  die  einzeln  zur  Rückzahlung 
aufgerufen  werden  konnten.  Der  6prozentige  Zins  war  in  Gold  zu  bezahlen. 
Hinsichtlich  der  Amortisation  war  bestimmt,  dass  der  Ueberschuss  nach  Zahlung 
der  Zinsen  zu  1  Prozent  der  Schuld  zusammen  mit  einem  Betrage,  der  den 
Zinsen  der  eingelösten  Bonds  gleichkommt,  als  Amortisationsfonds  reserviert 
werden  solle.  Diese  Obligationen  wurden  grösstenteils  in  England  und  Deutsch- 
land untergebracht.  1,273,220,103  Dollar  wurden  als  Schatzscheine  ausgegeben, 
deren  Zinsen  in  Papier  zahlbar  waren.  Bei  ihrem  Verfall  konnte  man  5 — 20er 
verlangen.  Dazu  kamen  433,160,569  Dollar  Greenbacks  und  noch  26,344,742  Dol- 
lar kleines  Papiergeld. 

Die  grossen  Ueberschüsse  nach  dem  Krieg  teils  infolge  des  Friedens,  teils 
infolge  der  Beibehaltung  aller  Kriegssteuern  Hessen  gleich  energisch  das  Tilgungs- 
werk in  Angriff  nehmen.  Der  Ueberschuss  1865/66  betrug  schon  770  Millionen. 
Durch  Akte  vom  12.  März  1866  wurde  der  Minister  autorisiert,  in  den  nächsten 
6  Monaten  250  Millionen  Papiergeld  einzuziehen  und  dann  jeden  Monat  20  Mil- 
lionen, was  auch  bis  zum  Februar  1868  geschah.  Die  Greenbacks,  die  auf  35  Pro- 
zent gefallen  waren,  stiegen  rasch  auf  77.  Die  Summe  war  auf  356  Mill.  Dollar 
=  7*  der  früheren  reduziert.  Die  weitere  Einziehung  wurde  eingestellt,  weil 
man  im  Osten  über  Mangel  an  Zahlungsmitteln  sich  beklagte.  Die  7prozen- 
tigen  Schatzscheine,   deren  Zinsen  in  Papier  zahlbar  waren,  konvertierte  Mac 
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Culloch  in  fundierte  Schuld,  hauptsächlich  in  5 — 20er  und  eekomptierte  die 
Titres,  die  noch  nicht  verfallen  waren  und  noch  nicht  das  Recht  zur  Konversion 
al  pari  hatten.  So  wandelte  er  3730  Mill.  Dollar  kurzfälliger  Tprozentiger 
Titres  in  3200  Millionen  6prozentiger  Konsols  um.  Die  Schuldi-eduktion  betrug 
530  Millionen,  wozu  noch  die  Zinsermässigung  kam.  Schon  sprach  der  Minister  die 
Hoflfiiung  aus,  dass,  wenn  man  auf  diesem  Wege  beharre,  man  die  ganze  Schuld 
in  25 — 30  Jahren  tilgen  werde.  Das  war  nun  nicht  möglich ,  weil  das  ameri- 
kanische Volk  Erleichterung  von  dem  fürchterlichen  Steuerdruck  verlangte.  Ja 
es  büdete  sich  eine  Partei,  welche  zu  diesem  Behufe  verlangte,  die  ganze  Schuld 
zu  repudiieren  oder  doch  den  Gläubigem,  die  durch  Amerika  genug  verdient 
hätten,  die  Zinsen  erheblich  zu  kürzen.  Der  Kongress  weigerte  sich  aber  ent- 
schieden, seine  Hand  dazu  zu  bieten  (18.  März  1869).  Die  5 — 20er,  die  nach 
der  Kapitulation  von  Lee  auf  58  und  das  Jahr  darauf  auf  70  gestiegen  waren, 
erreichten  im  Juli  1869  den  Kurs  80. 

Ein  bedeutsamer  Schritt  geschah  1870.  Der  Kongress  nahm  auf  An- 
regung Shermans  die  Funding  Bill  an,  welche  die  Regierung  ermächtigte  zur  Aus- 
gabe von  200  Millionen  Sprozentiger  nach  10  Jahren,  von  500  Millionen  4V2prozen- 
tiger  nach  15  Jahren  und  endlich  1000  Millionen  4prozentiger  nach  30  Jahren 
jedei-zeit  rückzahlbarer  Obligationen.  Alle  diese  Titres  mussten  steuerfrei  bleiben 
und  die  Interessen  und  das  Kapital  mussten  in  Gold  gezahlt  werden.  Die  In- 
haber älterer  Titres  durften  nicht  gezwungen  werden  die  neuen  einzutauschen; 
aber  der  Schatzsekretär  wurde  ermächtigt  zu  Pari  und  in  Münze  nach  viertel- 
jähriger Kündigung  jede  ihm  passend  erscheinende  Menge  alter  Titres  einzu- 
lösen, wozu  er  das  Geld  durch  Ausgabe  der  niedriger  verzinslichen  neuen  sich 
verschaffen  konnte.  Durch  eine  folgende  Akte  wurde  der  Minister  auch  er- 
mächtigt, zur  Zeit,  wo  der  Kongress  nicht  beisammen  ist,  150  Millionen  Schatz- 
scheine zu  höchstens  3  Prozent  auszugeben. 

Vorerst  wurden  diese  Bestimmungen  nicht  praktisch ;  ehe  man  von  ihnen 
Gebrauch  machen  konnte,  musste  man  noch  den  Kredit  des  Staates  heben  und 
eine  metallische  Zirkulation  schaffen.  Letzteres  geschah  1877 — 79,  was  zugleich 
mit  den  stets  erfolgenden  Tilgungen  sehr  dazu  beitrug,  die  Kurse  zu  heben,  imd 
die  Ausführung  der  vom  Gesetz  von  1870  beabsichtigten  Konvertierungen  nahe 
legte.  Von  den  sogenannten  20eni  wurden,  da  seit  Beginn  des  Krieges  20  Jahre 
verflossen  waren,  202  Millionen  6prozentiger  am  1.  JuH  1881  und  469  Millionen 
5prozentiger  am  31.  März  1882  rückzahlbar,  wenn  der  Staat  die  Mittel  hierzu  hatte. 
Sherman,  seit  1877  Minister,  hielt  den  Zeitpunkt  gekommen,  von  dem  Gesetz 
von  1870  Gebrauch  zu  machen,  er  begab  die  4prozentigen  Obligationen  zu  Pari 
und  sogar  zum  Teil  zu  über  Pari.  Diese  reichten  aber  nicht  aus,  da  es  sich 
ja  um  3V2  Milliarden  Fr.  handelte;  für  den  Fehlbetrag  wollte  er  8V2pro- 
zentige  ausgeben ;  Interessenten  im  Kongress  durchkreuzten  den  Plan ,  insofern 
sie  durchsetzten,  dass  statt  3 '/sprozentiger  3prozentige  ausgegeben  wurden; 
nur  war  die  Klausel  beigefügt,  dass  die  Nationalbanken  vom  1.  Juli  1881  an  für 
ihre  Noten  solche  3prozentige  Papiere  oder  Greenbacks  hinterlegen  sollten.  Da 
diese  Notenbanken  aber  3  Prozent  Notensteuer  bezahlen ,  so  hatte  die  Noten- 
ausgabe für  sie  keinen  Wert ,  weshalb  sie  bei  Rückkehr  von  Noten  ihre  Depots 
einzogen;  man  musste  eine  grosse  Einschnürung  der  Zirkulation  befürchten,  es 
entstand  eine  Panik,  die  dadurch  behoben  wurde,  dass  der  Präsident  der  Bill 
sein  Veto  entgegenstellte,  indem  er  dem  Kongress  das  Recht  bestritt,  in  einem 
Finanzgesetz  die  Bankgesetzgebung  zu  ändern.  Mit  dem  Präsidentenwechsel 
trat  Windom  an  Stelle  Shermans.  Dieser  beriet  sich  mit  den  hauptsächlichsten 
Banken  und  benachrichtigte  die  Inhaber  der  6prozentigen  Obligationen,  dass 
am  1.  JuH  1881  Heimzahlung  einträte,  wofern  sie  nicht  S'/^prozentige  Titres 
dafür  nehmen  wollten.  Da  die  Gläubiger  sahen,  dass  die  Heimzahlung  wirklich 
möglich  sei  ^),    so  gelang   die  Konvertierung  bis  auf  24  Mül.  Dollar  =   '/9  der 

1)  65,8  Mill.  DoUar  betrug  der  Einnahmenüberschuss  am  l.  Juli;  von  den  iprozentigen 
Obligationen  konnten  noch  104  Millionen  ausgegeben  werden ;  150  Millionen  Schatzscheine  mit 
3  Prozent  waren  ebenfalls  zulässig.  Die  Banken  hatten  versprochen,  auf  diese  Werte  alles 
nötige  Geld  vorzoschiessen ;  eventuell  wollte  man  den  Kongress  einmfen. 
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ganzen  Summe.  Nachdem  bei  den  6prozentigen  eine  Zinsreduktion  um  2V2  Pro- 
zent gelungen  war,  musste  bei  den  Sprozentigen  dies  um  so  leichter  gelingen, 
wenn  schon  um  die  doppelte  Kapitalsumme  es  sich  handelte.  Windom  wandte 
sich,  nachdem  er  sich  wieder  mit  den  Banken  verständigt  hatte,  zuerst  an  die 
Besitzer  von  250  Mill.  Dollar  und  als  diese  grösstenteils  acceptiert  hatten,  an  den 
Rest  mit  seiner  Offerte.  Sie  wurde  angenommen  bis  auf  70  Mill.  Dollars.  Die 
Konversion  war  durchgeführt  worden  ohne  Mitwirkung  der  Gesetzgebung;  man 
konnte  darauf  verzichten,  weil  es  sich  nur  um  eine  Ersparnis  handelte  und  der 
Staat  keine  neue  Verpflichtung  einging;  die  verfallenen  Titres  wurden  einfach 
mit  neuem  Zins  verlängert,  die  Regierung  behielt  auch  den  neuen  gegenüber 
das  jederzeitige  Rückzahlungsrecht. 

Die  Konversion  von  1881  ist  die  letzte  grosse  Operation  auf  dem  Gebiet 
des  Schuldenwesens.  Die  4V2prozentigen  und  4prozentigen,  die  behufs  Kon- 
vertierungen seit  1877  ausgegeben  wurden,  sind  für  15,  beziehungsweise  30  Jahre 
gebunden.  Folgende  Zahlen  illustrieren  die  neuere  Geschichte  des  amerikanischen 
Schuldenwesens : 

30.  Juni  Doli.  30.  Juni  Doli. 

1860  64,842,287  1879        1,996,414,505 

1862  514,211,372  1880        2,120,415,370 


1864 

1,740,690,490 

1881         2,069,013,569 

1866 

2,783,425,879 

1882         1,918,312,394 

1869 

2,380,094,127 

1883         1,884,171,728 

1870 

2,338,328,471 

1884        1,830,528,923 

1873 

2,234,482,993 

1885         1,863,964,873 

1876 

2,176,947,758 

1886         1,775,063,014 

Was  die  Zusammensetzung  der 

verzinslichen  Schuld  an! 

langt , 

SO  war  sie 

31.  Aug.  1865 

Ende  1878 

30.  Juni  1882 

30 

.  Juni  1886 

■?'/io% Bonds      830,000,000  D. 

-       D. 

31/2  o/o  Bonds      178,053,150  D. 

-           D. 

6       %      ,.        1,281,736,439  „ 

733,561,250  „ 

31/2%       1,           411,699,300  „ 

3     0/0 

1,58,046,000  „ 

5       %      „           269,175,727   „ 

703,266,640  „ 

41/2%       n           250,000,000  „ 

4JI2O/0 

250,000,000  „ 

4'/2  »/o       „                  -            . 

246,000,000  ,. 

4     o/g       ^           738,710,850  „ 

4     0/0 

737,967,500  „ 

4       0/q       ^                  618,128  „ 

112,850,000  „ 

Mar. -Pensions- 

Marinepensionen 

14,000,000  „ 

fonds     .     .       14,000,000  „ 
Konversions- 
zertiflkate           636,950  „ 

14,000,000  „ 

Jährliche  Zinsen: 

95,181,107  D. 

61,424,755  D. 

45,510,098  D. 

In  Frankreich  wurde  die  Amortisationskasse  durch  Gesetz  vom  28.  April 
1816  geschaffen  und  mit  20  Millionen,  das  Jahr  darauf  mit  40  Millionen  dotiert  ^). 
Man  adoptierte  das  englische  Verfahren  von  1786.  Während  8  Friedensjahren 
wurde  die  Einrichtung  gewissenhaft  eingehalten.  Die  5prozentige  Rente,  die 
1816  zu  57,26  und  1819  zu  89,55  begeben  worden  war,  erreichte,  ja  überstieg 
den  Paristand  seit  Ende  1824.  Man  musste  mit  einer  Prämie  kaufen,  was  man 
al  pari  zurückzahlte.  Das  Gesetz  vom  1.  Mai  1825  bestimmte  nun,  dass  die  für 
die  Amortisationskasse  ausgeworfenen  Summen  nicht  zum  Rückkauf  von  öffentlichen 
Fonds  verwendet  werden  sollten,  deren  Kurs  über  Pari  stand.  Die  volle  Amorti- 
sation wurde  unterbrochen  gerade  da,  wo  die  Einnahmen  intakt  und  die  Kapi- 
talien in  Ueberfluss  waren,  und  auch  vom  finanziellen  Standpunkt  war  die 
Richtigkeit  des  Gesetzes  anfechtbar,  denn  die  Tilgung  von  1000  Fr.  Rente 
kostet  bei  5  Prozent  zu  110  22,000  Fr.  bei  3  Prozent  zu  78  26,000  Fr.  Da 
die  TUgung  nur  auf  die  Sprozentige  Rente  beschränkt  war,  stieg  ihr  Kurs 
ganz  unverhältnismässig.     Das  Gesetz   vom  1.  Mai  1825   durchbrach   auch   die 


1)  Ausführliche  Angaben  jetzt  bei  Vührer  a.  a.  0. 
Amortisationsversuche  dargestellt. 

502 


Daselbst  sind  auch  die  früheren 


I 


liitteratar,  50S 

Basis,  indem  es  vorschrieb,  dass  alle  in  5  Jahren  zurückgekauften  Rentenpapiere 
vernichtet  werden  sollten,  ohne  dass  die  Zinsen  nun  dem  Amortisationsfond  zu- 
wüchsen. 1830  erhielt  die  Kasse  einen  Zuwachs  von  1  Prozent  für  die  neu  kon- 
trahierten Schulden.  1833  betrug  das  Erfordernis  für  die  Schuld  300  Millionen,  da- 
von entfiel  fast  'jj  =  95  Millionen  auf  die  Tilgung  und  diese  enorme  Summe  musste 
man  ganz  auf  die  3prozentige  Rente  verwenden ,  die  nur  40  Millionen  R^nte 
oder  ungefähr  1300  Millionen  Kapital  repräsentierte.  Ein  neues  Gesetz  vom 
10.  Juni  1833  verteilte  nun  die  Tügung  auf  die  5-,  4-  und  3prozentige  Rente 
nach  Massgabe  ihrer  Grösse;  da  aber  das  Verbot  des  Kaufs  über  Pari  aufrecht 
erhalten  blieb,  so  war  der  grösste  Teil  der  Amortisationssumme  unverwendbar. 
Man  verdeckte  dies  durch  ein  Buchungsmanöver.  Die  Amortisationskasse  erstattete 
dem  Schatz  die  Summen,  die  sie  nicht  verwenden  konnte  als  ^Amortisations- 
reserve",  der  Schatz  verwendete  sie  zu  seinen  Bedürfnissen  und  gab  dafür  der 
Amortisationskasse  3prozentige  Schatzseheine ,  die  zahlbar  waren,  sobald  die 
3prozentigen  Renten  unter  Pari  standen  oder  Rückkäufe  möglich  wurden;  allein 
diese  Schatzscheine  wurden  regelmässig  von  Zeit  zu  Zeit  in  Rententitel  ver- 
wandelt, die  auf  den  Namen  der  Amortisationskasse  eingeschrieben  waren.  Ein 
Gesetz  könnt«  jederzeit  diese  Forderung  der  Amortisationskasse  annullieren,  wie 
es  auch  zweimal,  durch  Gesetz  vom  28.  Juni  1833  und  vom  20.  Juni  1834,  ge- 
schah, wodurch  der  Amortisationskasse  thatsächlich  32  Millionen  von  ihrer 
Dotation  entzogen  wurden.  Von  63  Millionen ,  die  ihr  scheinbar  blieben ,  ver- 
wendete sie  nur  16  V2  Millionen  auf  die  Tilgung  der  3prozentigen  und  1,1  Mil- 
lion auf  die  der  4prozentigen  Rente.  Was  die  45  Millionen  betrifiPt,  welche 
die  Dotation  der  5prozentigen  Schuld  bildeten,  so  erhielten  sie  niemals  während 
der  14  Jahre  ihre  gesetzliche  Bestimmung.  Das  Finanzgesetz  von  1835  fügte 
damit  einen  Teil  der  schwebenden  Schuld  und  das  Gesetz  von  1836  verwendete 
den  Betrag  für  Ausführung  öffentlicher  Bauten. 

Allein  auch  das,  was  bis  1848  für  Tügung  aufgewendet  wurde,  stellt 
sich  finanziell  als  wertlos,  ja  als  kostspielig  dar,  weil  man  gleichzeitig  Schulden 
machte.  Von  1816 — 25  kontrahierte  man  für  134  Millionen  5prozentige  Rente  zu 
57,26 — 89,55,  im  Mittel  zu  71,04.  Während  der  gleichen  Zeit  kaufte  man 
37,070,107  Fr.  Sprozentige  Rente  zu  594,914,079  Fr.,  also  zu  einem  Mittel- 
preis von  80,15.  Hätte  die  Restaurationsregierung  um  die  Tilgungssumme 
weniger  Schulden  gemacht,  so  hätte  sie  68  Mülionen  Kursdifferenz  gewonnen. 
Wähi-end  1825 — 1830  kaufte  die  Amortisationskasse  15,763,667  Fr.  Rente  mit 
406,404,988  Fr.  Kapital,  der  Schatz  kontrahierte  80  Millionen  zu  4  Prozent 
imd  zu  102,75.  Diese  Schuld  hätte  vermieden  werden  können,  und  der 
Staat  hätte  ausserdem  noch  3  MiU.  Fr.  gewonnen.  Von  1830 — 33  verursachte, 
wenn  man  Emissions-  und  Kaufspreis  miteinander  vergleicht,  die  Tilgungs- 
einrichtung einen  Schaden  von  30  Mülionen,  von  1833 — 48,  da  der  Rückkaufs- 
preis wegen  der  Krisis  niedrig  war,  einen  Gewinn  von  6 — 7  Millionen,  der  sich 
aber  sehr  reduziert,  wenn  man  die  Negotiations-  und  Vei-waltungskosten  dazu 
rechnet.  Das  Ganze  war  eine  kostspielige  Sisyphusarbeit,  man  hätte  von 
1830 — 48  das  Schuldbuch  geschlossen  halten  können,  wenn  man  das  Scheintilgen 
aufgegeben  hätte;  man  kaufte 

1830—33  12,548,650  Fr.  Rente  mit  256,076,685  Fr.  u.  emittierte  15,776,016  Fr.  Rente  zu  290,438,900  Fr. 
1833—48  13.316,047  „         „        „     354,884,095  ,     „  „  13,525,364  „  ,        ,    367,937,000  „ 

Das  Jahr  1848  drückte  die  Kurse  unter  Pari,  so  dass  das  Gesetz  von  1833  auf 
aUe  Schuldgattungen  Anwendung  finden  konnte.  AUein  die  Mittel  dazu  fehlten ; 
der  Minister  woUte  sie  nur  für  die  3-  und  4prozentige  Rente  liefern,  für  die 
übrigen  nur  Schatzscheine  geben.  Der  Generaldirektor  der  Amortisationskasse 
nahm  seine  Entlassung.  Eine  neue  aber  nur  kurz  dauernde  Order  woUte,  dass 
die  Amortisationsgelder  dazu  verwendet  würden,  aus  der  Caisse  des  depöts  et 
consignations  die  3-  und  4prozentigen  Renten  der  Sparkassen  zu  ziehen.  Durch 
das  rektifizierende  Gesetz  des  Budgets  von  1848  wurde  die  Verwendung  der  Dotation 
zu  den  Bedürfnissen  des  Staates  anerkannt;  ein  Gesetz  vom  4.  Dezember  1849 
ordnete  die  Löschung  aUer  Renten  im  Schuldbuch  an,  die  auf  die  Amortisations- 
kasse   eingeschrieben   waren,    bis    auf  4,308,000  Fr.      Die    Amortisationskasse 
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hatte  nur  noch  nominellen  Wert.  Es  wurden  zwar  zum  Scheine  noch  immer 
die  Dotationssummen  in  Schatzscheinen  gegeben,  diese  aber  durch  periodische 
Dekrete  in  Renten  konsolidiert,  um  kurz  darauf  annulliert  zu  werden. 

Erst  1859  machte  man  wieder  einen  Anlauf,  als  das  öffentliche  Einkommen 
sich  besserte.  Es  wurden  für  Tilgung  effektiv  40  Millionen  bestimmt,  die  das 
folgende  Jahr  auf  60  Millionen  und  dann  von  Jahr  zu  Jahr  erhöht  werden 
sollten,  bis  man  die  volle  gesetzliche  Dotation  erreicht  habe.  Allein  schon  ein 
Gesetz  vom  5.  März  sistierte  das  Ganze,  weil  man  infolge  des  englisch-fran- 
zösischen Handelsvertrags  einen  Rückgang  der  Einnahmen  fürchtete.  Es  waren 
mit  54  Mill.  Fr.  2,467,363  Renten  getilgt  worden.  1866  wurde  durch  Gesetz 
vom  11.  Juli  die  Amortisationskasse  neu  organisiert  und  von  der  Finanzver- 
waltung möglichst  unabhängig  gemacht.  Sie  hatte  ihr  eigenes  Budget,  das  jähr- 
lich der  Prüfung  des  Corps  legislatif  unterlag.  Eine  Reihe  spezieller  Erträgnisse, 
aber  auch  verschiedene  Leistungen  waren  ihr  zugewiesen.  Vom  1.  Januar  1867 
bis  81.  Dezember  1870  kaufte  die  Amortisationskasse  4,404,287  Fr.  3prozentige 
Rente  mit  99,345,951  Fr.  Die  Reduktion  der  Schuld  betrug  jährlich  25  Mill.  Fr., 
1871  wurde  das  Gesetz  abgeschafft,  aber  bei  den  Verhandlungen  hervorgehoben, 
dass  man  die  Tilgung  wieder  aufnehmen  wolle  und  sollte,  sobald  die  Schuld 
an  die  Bank  von  Frankreich  zurückgezahlt  sei.  1880  regte  man  die  Frage 
vergeblich  an,  obwohl  das  Budget  mit  reichen  Ueberschüssen  abschloss. 

Eine  kleine  Amortisation  bestand  bis  vor  kurzem  infolge  der  Caisse  des 
retraites  et  de  la  vieillesse,  wie  sie  das  Gesetz  vom  28.  Mai  1858  geschaffen. 
Alle  disponibeln  Einnahmen  dieser  Kasse,  herrührend  von  Einzahlungen  der  De- 
ponenten oder  eingenommenen  Zinsen,  wurden  wöchentlich  in  die  Amortisations- 
kasse abgeliefert,  welche  dafür  Renten  kaufte ;  diese  Renten  wurden  alle  Viertel- 
jahre in  Leibrenten  verwandelt  auf  den  Namen  derer,  die  das  Recht  dazu  hatten. 
Infolgedessen  wurde  eine  gewisse  Quantität  perpetueller  Renten  jedes  Jahr  an- 
nulliert, die  Amortisation  wurde  erlangt  um  den  Preis  eines  temporären 
Wachstums  in  dem  Zinserfordernis.  Die  Summe  der  getilgten  Obligationen  be- 
trug 18,918,655  Fr.  Allein  auch  dieser  Mechanismus  wurde  1884  aufgehoben. 
Sie  war  für  den  Staat  finanziell  unvorteilhaft,  die  Sterblichkeitstafel  war  für 
ihn  ungünstig  und  die  Pension  unter  Zugrundelegung  eines  Zinsfusses  von  5  Pro- 
zent, also  auch  zu  hoch  berechnet^).  Der  Gesetzgeber  von  1853  hatte  im  In- 
teresse der  Arbeiter  möglichst  günstige  Bedingungen  gestellt.  Jetzt  ist  die 
Caisse  des  retraites  eine  Versicherungskasse  wie  andere  auch,  indem  sie  direkt 
dem  Publikum  Leibrenten  verkauft.  Sie  hat  mit  der  Schuldentilgung  keinen 
Zusammenhang  mehr.  Unrichtig  ist  es,  wenn  der  Verfasser  behauptet,  es  sei  mit 
dem  Verschwinden  dieser  Einrichtung  in  Frankreich  der  letzte  Rest  einer  Tilgung 
auch  verschwunden;  er  erwähnt  gar  nicht  die  seit  1878  wiederholt  ausgegebenen 
3prozentigen  in  75  Jahren  durch  Auslosungen  tilgbaren  Obligationen^). 


Das  ist  in  kurzen  Umrissen  das  Thatsächliche,  das  uns  der  Verfasser  vor- 
führt und  das  wir  soweit  möglich  zu  ergänzen  suchten.  Er  bemüht  sich  nun  Nutz- 
anwendung hievon  zu  machen  und  wendet  sich  vor  allem  gegen  die  vielverbreitete 
Ansicht,  dass  —  im  Gegensatz  zum  Privatmann  —  der  Staat  ein  Interesse  an 
einer  beträchtlichen  Schuld  habe  und  sie  nicht  tilgen  dürfe,  indem  die  Ver- 
teilung der  öffentlichen  Schuld  bei  allen  Klassen  das  solidarische  Interesse  an 
dem  Wohlstand  des  Landes  und  der  Erhaltung  der  öffentlichen  Ordnung  be- 
festige. In  Frankreich  sei  die  Staatsschuld  ausserordentlich  verbreitet  und  zu- 
gleich  das  Grundeigentum   sehr  parzelliert,   in  England   sei  beides  wenig  der 


')  Nach  Vührer,  U,  S.  522,  betrug  der  Verlust  des  Schatzes  seit  Bestehen  der  Kasse 
bis  Ende  November  1883  über  75  Millionen  Franken. 

2)  Ausführliches  über  sie  jetzt  bei  V  ü  h  r  e  r ,  II,  S.  466  flf.  —  Das  Gesetz  vom  7.  November 
1887  über  die  neue  Konvertierang  der  4i|2prozentigen  und  4prozentigen  Eentenschiüd  in  eine 
Sprozentige  siehe  im  Bulletin  de  Statistique,  Novemberheft  1887. 
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Fall ')  und  in  Amerika  hätte  die  Schuld  nur  den  Charakter  einer  vorüber- 
gehenden Erscheinung  und  doch  erfreuten  sich  diese  einer  viel  grösseren  Stabili- 
tät in  bezug  auf  ihre  poHtisehen  Einrichtungen,  und  obwohl  Amerika  1861  fast 
keine  Schuld  gehabt,  so  habe  sich  doch  das  ganze  Volk  zur  Verteidigung  erhoben. 
Die  öffentliche  Schuld  bilde  auch  kein  Gegengewicht  gegen  die  Konzen- 
tration des  Grundbesitzes ,  wie  England  zeige ,  wo  der  Besitz  der  öffentlichen 
Schuld  immer  mehr  sich  zusammen  ziehe.  Die  übrigen  mobilen  Werte  seien 
in  dieser  Hinsicht  viel  wichtiger.  Die  Besitzer  der  englischen  Schuld  machten 
noch  nicht  '/?  Prozent  der  Bevölkerung  aus,  die  ganze  Schuld  übersteige  kaum 
b  Prozent  des  steuerbaren  Einkommens  und  betrage  nicht  soviel  als  der  Import 
und  Export  Englands.  Das  bewegliche  Eigentum  entwickele  sich  so,  dass  man 
eher  sagen  könne,  es  sei  nötig  ihm  ein  Gegengewicht  zu  schaffen.  In  Amerika 
hat  Präsident  Arthur  1884  die  rapide  Tilgung  bedenklich  gefunden,  teils  der 
Notenbanken,  teils  des  schlechten  Zustandes  der  Sparkassen  wegen;  allein  die 
Notenbanken  können  auch  andere  sichere  Werthe  hinterlegen  imd  das  Spar- 
kassenwesen kann  reformiert  werden,  so  dass  die  öffentliche  Schuld  keinen  Ersatz 
zu  bieten  braucht.  Schwer  wiegt  dem  Verfasser  aber  die  politische  Kraft,  die  in 
einer  geringen  Staatsschuld  liegt.  „Un  Etat  qui  n'a  point  de  dette  ou  qui  n'en 
a  qu'une  legere  est  comme  un  Chevalier  qui  a  son  armure  toute  prete  pour 
aller  au  combat".  Der  Verfasser  glaubt,  dass  die  Vereinigten  Staaten,  wenn 
sie  mit  der  Schuldenlast  Frankreichs  oder  Englands  in  den  Kampf  eingetreten 
wären,  hätten  Bankrott  machen  und  die  Teilung  der  Union  acceptieren  müssen. 
Nicht  Deutschlands  militärische  üeberlegenheit  förchtet  er;  „ce  qui  est  vraiment 
redoutable,  ce  sont  les  bonnes  finances  du  nouvel  empire  allemand:  c'est  le 
soin  avec  lequel  un  pays  dont  la  pauvrete  paralysait  la  puissance  s'attache  ä 
fortifier  son  credit  et  se  menage  pour  Tavenir  les  ressources  qui  lui  ont  plus 
d'une  fois  manque  dans  le  passe'  ^).  Ebenso  lässt  er  nicht  gelten,  dass  man  nicht 
zu  tilgen  brauche,  weil  die  Last  sich  von  selbst  erleichtere,  indem  die  Bevölke- 
rung und  der  Reichtum  wachse  und  der  Geldwert  sinke,  und  weil  es  mindestens 
ebensogut  sei,  das  Geld  in  den  Händen  der  Steuerpflichtigen  Nutzen  bringen 
zu  lassen,  als  in  den  Händen  der  Gläubiger.  Dem  stellt  der  Verfasser  gegen- 
über, dass  der  Nutzen  der  Tilgung  doch  überwiege,  da  das  Kapital  zu  grösseren 
Summen  vereinigt  bei  der  Tilgung  in  die  Volkswirtschaft  trete  und  dort  Ver- 
wendung suche,  während  die  kleinen  Steuerpartikelchen  für  sich  allein  nicht  so 
kräftig  zu  wirken  vermöchten.  Auch  sei  das  Zinserfordemis  der  einzige  Posten  (?), 
wo  eine  Reduktion  des  Budgets  durch  Tilgung  mögHch  sei,  alle  anderen  seien 
mehr  oder  minder  unreduzierbar.  Schliesslich  wendet  der  Verfasser  sieh  gegen 
den  Vorwurf,  dass  bei  steter  Tilgung  man  den  Kurs  steigere  und  infolgedessen 
den  Gläubigem  mehr  zurückzahle  als  man  von  ihnen  empfangen  habe.  Das 
liege  nur  in  der  verkehrten  Art  der  Anleihen,  indem  man  niedrig  verzinsliche 
wähle,  während  das  Richtige  sei,  dass  der  Staat  zu  keinem  höheren  Kapital 
sich  bekenne,  als  er  thatsächüch  empfangen,  also  in  der  Regel  zum  laufenden 
Zinsfuss  Schulden  kontrahiere,  dann  habe  man  die  grösste  Wahrscheinlichkeit 
konvertieren  zu  können,  zumal  die  Amortisation  durch  die  Kurssteigerung  diese 
vorbereite.  Er  verweist  mit  Recht  auf  die  Vereinigten  Staaten,  die,  wenn  sie 
statt  offen  zu  6,  7,03  und  7,30  Prozent  zu  leihen,  etwa  3prozentige  Papiere 
zum  Kurs  von  48  oder  45  begeben  hätten,  eine  ungeheure  Schuldenlast  sich  auf- 
gebürdet und  kaum  so  rasch  von  derselben  sich  befreit  hätten.  Thiers  sollte 
1871  zwischen  3-  und  4'/»prozentigen  wählen,  er  wählte  die  öprozentige  Rente 
aus  gleichen  Gründen.  Dem  Paristand  hätten  allerdings  6  Prozent  entsprochen, 
allein  er  glaubte  die  Beihilfe  der  Bankiei-s  leichter  zu  erhalten,  wenn  er  ihnen 


')  1857  war  die  englische  Schuld  im  Besitz  von  268,995  Personen  (jede  Person  72,500  Fr.), 
1884  gar  nur  von  180,000.  1858  besassen  dagegen  in  Frankreich  1,008,682  Personen  die  Rente 
(pro  Person  8600  Fr.  Kapital  und  300  Fr.  Rente). 

2)  Soweit  das  Deutsche  Reich  als  solches  in  Betracht  kommt,  bedarf  dies  insofern  der 
Einschränkung,  als  seit  1875  die  Eeichsschuld  von  l2o  Millionen  auf  642  Millionen  gestiegen 
ist,  ohne  dass  eine  Tilgung  bis  jetzt  vorgesehen  wurde. 
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die  Chance  eines  Steigens  der  Kurse  Hess.  Das  System  der  niedrig  verzinslichen 
Papiere  ist  nach  Ansicht  des  Verfassers  entstanden  dadurch,  dass  der  Staat 
früher  die  gesetzlichen  Zinsmaxima  wenigstens  formell  einhalten  wollte.  Im 
übrigen  plädiert  der  Verfasser  dafür,  soweit  nicht  grosse  ausserordentliche  Be- 
dürfnisse auftreten  und  der  Steuerdruck  nicht  so  stark  wird,  dass  er  die  pro- 
duktive Thätigkeit  der  Nation  lähmt,  den  in  England  seit  30  Jahren  üblichen 
Weg  der  kurzfristigen  Anleihe  einzuschlagen  und  die  Verpflichtungen  durch 
Ueberschüsse  der  PJinnahmen  zu  tilgen.  „II  faut  que  Tun  sache  demander 
les  sacrifices  necessaires  et  que  les  autres  sachent  les  accepter. "  Wenn  der  ver- 
weichlichte Charakter  der  Nation  oder  der  Zustand  der  öffentlichen  Finanzen 
die  Tilgung  in  wenigen  Jahren  nicht  zulässt,  so  wähle  man  das  länger  an- 
dauernde Annuitätsdarlehen.  Für  die  perpetuelle  Schuld  sorge  man  durch  eine 
massige  aber  regelmässige  Amortisationsquote,  welche  den  ordentlichen  Einnahmen 
entnommen  ist;  es  ist  besser,  sie  klein  zu  halten,  damit  sie  aufrecht  bleibt.  So 
schwach  sie  auch  ist,  sie  ist  der  sicherste  Hebel  zur  Konvertierung.  Wenn  die  Ein- 
künfte sich  gut  entwickeln,  scheue  man  nicht  zurück,  einen  Teil  der  perpetueUen 
Schuld  in  Annuitätsdarlehen  zu  verwandeln. 


Die  Schrift  Barrons  hängt  mit  der  Tilgungsfrage  aufs  engste  zusammen. 
Barron  teilt  die  Käufer  von  Staatspapieren  in  drei  Klassen :  1 .  solche,  die  eine  fixe 
und  dauernde  Rente  für  ihre  Kapitalien  suchen;  2.  solche,  die  zu  spekulieren 
wünschen,  und  3.  solche,  die  ihr  Kapital  durch  jeweilige  Anlegung  der  Zinsen 
wachsen  lassen  wollen.  Diese  dritte  Klasse  hat  Barron  im  Auge;  ihr  soll  die  Absicht 
zu  sparen  erleichtert  werden  in  ähnlicher  Weise,  wie  den  kleinen  Leuten  durch  die 
Sparkassen.  Zu  diesem  Behuf  schlägt  Barron  einen  neuen  Anleihemodus  vor,  der 
namentlich  bei  den  französischen  Eisenbahnobligationen  schon  länger  üblich  ist  ^). 
Der  Staat  soll  den  Gläubigem  die  Rückzahlung  ihres  Kapitals  zum  doppelten 
Wert  versprechen;  wer  100  Fr.  zeichnet,  erhält  keine  Zinsen,  der  Staat  behält 
die  Zinsen  zurück  und  sammelt  sie  an,  bis  sie  mit  Zinseszinsen  ebenfalls  100 
ausmachen,  und  zahlt  dem  Gläubiger  dann  200,  womit  Zins  und  Schuldkapital 
gedeckt  sind,  anders  ausgedrückt,  er  wendet  wie  der  Schuldner  einer  Hypotheken- 
bank jedes  Jahr  eine  Annuität  auf,  um  200  zu  tilgen.  Anstatt  dass  er  für 
1  Million  jährlich  bei  5  Prozent  50,000  Fr.  (in  100  Jahren  also  5  Mill.  Fr.) 
bezahlt,  ohne  dass  seine  Schuld  sich  mindert,  kann  er  jährlich  63,836  Fr.  auf- 
wenden, um  in  31,33  Jahren  mit  2  Millionen  die  Zinsen  und  die  Schuld  zu 
tügen.  Aus  dem  jährlich  gleichen  Annuitätenbetrag  werden  durch  Auslosung 
die  Obligationen  zum  doppelten  Wert  heimgezahlt. 

Es  ist,  wie  leicht  ersichtlich,  der  Tilgungsfonds  von  Price,  nur  in  neuer 
Gestalt.  Der  Verfasser  weiss  die  Lichtseiten  seines  Projekts  sehr  lebhaft  zu 
schildern,  dürfte  aber  seinen  Wert  doch  überschätzen.  Vor  allem  glauben  wir, 
dass  es  doch  nicht  so  übermässig  viel  Leute  gibt,  welche  auf  die  Auszahlung 
ihrer  Zinsen  verzichten  können  und  wollen.  Die  ganze  Einrichtung  setzt  sodann 
aber  auch  ein  sehr  grosses  Vertrauen  zum  Staat  und  seiner  Leistungsfähigkeit 
voraus;  die  Verpflichtung  des  Staates  wäre  eine  schlechthinige  und  könnte 
bei  dem  Wandel  politischer  Verhältnisse  sehr  drückend,  wenn  nicht  unausführ- 
bar werden.  Der  Verfasser  hat  vielleicht  selbst  gegenüber  seinen  heimischen 
Verhältnissen  eine  etwas  zu  optimistische  Anschauung,  wenn  er  England  zutraut, 
dass  es  mit  diesem  Modus  in  48  V2  Jahren  seine  ganze  Schuld  beiseite  zu  schaffen 
vermöge  ^).   So  sehr  die  Energie  zu  bewundem  ist,  mit  der  England  die  Tilgung 


1)  Nur  dass  die  Rückzahlung  durch  Ziehungen  auf  90  Jahre  sich  erstreckt  und  die  Aus- 
losungen nicht  gleiche,  sondern  wachsende  sind. 

2)  Er  macht  folgende  Rechnung:  1872  bezifferte  sich  die  konsolidierte  Schuld  auf 
730,986,000  Pf.  St. ;  die  Zinsen  hierfür  betrugen  22,156,952  Pf.  St. ,  ungefähr  3  Prozent  des 
Nominalkapitals.  Der  Kurs  war  damals  92,  so  dass  der  wirkliche  Schuldbetrag  nur  672,507,000 
Pf.  St.  ausmacht,  der  sich  zu  31/4  Prozent  verzinst.  Bei  diesem  Zinsfuss  und  dem  letzten 
Kapitalbetrag  würde  eine  Annuität  von  27,789,380  Pf.  St.  genügen,  um  in  48i|2  Jahren   die 
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betreibt,  so  beruht  doch  die  ununterbrochene  Aufrechthaltung  der  Tilgung  wesent- 
lich auf  einer  ruhigen  politischen  Entwicklung  und  wirtschaftlich  einigermassen 
gleich  günstig  bleibenden  Lage.  Schon  das  oben  S.  496  ff".  Mitgeteilte  zeigte,  dass 
man  in  den  letzten  Jahren  die  Tilgung  wieder  etwas  einschränken  musste.  Bei 
dem  jetzigen  Modus  kann  England  jederzeit  die  Tilgung  inhibieren,  ohne 
einen  Vertragsbruch  zu  begehen. 

Immerhin  bleibt  der  Plan  beachtenswert,  und  in  beschränktem  Mass 
könnte  derselbe  wohl  zur  Ausführung  gelangen.  Die  Form  der  Tilgung  würde 
für  den  Staat  eine  sehr  bequeme  und  wenigst  kostspielige,  er  brauchte  nicht, 
wie  es  in  England  in  letzter  Zeit  üblich,  künstliche  Manipulationen  anzuwenden, 
und  wir  bezweifeln  nicht,  dass  Interessenten  sich  finden  würden,  die  ganz  gern 
ein  solches  Papier  kaufen.  G.  Schanz. 


Dr.   Eduard  Rosenthal,    die   Behördenorganisation    Kaiser  Ferdi- 
nands L     Wien  1887.     566  S.  8«. 

Einen  ^Beitrag  zur  Geschichte  des  Verwaltungsrechts '  nennt  der  Verfasser 
seine  Arbeit,  und  wer  das  Büchlein  gelesen  hat,  wird  in  das  Urteü  einstimmen, 
dass  es  ein  recht  interessanter  und  wohl  gelungener  Beitrag  ist. 

Den  Gegenstand  der  Arbeit  bildet  zwar  wesentlich  die  Organisations- 
thätigkeit  Ferdinands  I.,  aber  der  Verfasser  greift  dabei  auf  deren  Ausgangs- 
punkte zurück,  soweit  als  seine  archivaüschen  Quellen  zurückreichen,  nämlich 
auf  die  Organisationsversuche  des  Kaisers  Maximilian,  wobei  auch  die  Vorbilder 
nicht  unerwähnt  bleiben,  an  welche  sich  dieser  rastlos  strebende,  aber  durch 
ungünstige  Zeitverhältnisse  gehemmte,  wohl  auch  nicht  mit  genügender  Nach- 
haltigkeit der  Thatkraft  ausgestattete  Herrscher  gehalten  hat,  während  ander- 
seits der  Rückwirkung  der  österreichischen  Organisation  auf  die  übrigen  deut- 
schen Staaten  gedacht  wird. 

Der  Inhalt  seiner  Quellen  weist  den  Verfasser  darauf  an,  sich  vorzugs- 
weise mit  der  Finanzorganisation  zu  beschäftigen,  und  dieser  Teil  der  Arbeit 
ist  es  auch,  welcher  nach  der  Natur  der  Sache  den  Gegenstand  einer  Besprechung 
in  dieser  Zeitschrift  zu  bilden  hat. 

Die  Ziele,  welche  die  beiden  genannten  Fürsten  verfolgten,  waren  die 
gleichen,  und  ebenso  die  Mittel,  so  dass  die  Thätigkeit  Ferdinands  wesentlich 
in  der  erfolgreichen  Verwirklichung  der  schöpferischen  Gedanken  seines  Gross- 
vaters bestand.  Die  Ziele  waren  zunächst :  Verbesserungen  des  Staats-,  d.  h.  des 
königlichen  Haushalts  und  dadurch  Erhöhung  der  königlichen  Macht,  durch  Er- 
haltung, Erweiterung  und  bessere  Ausnützung  der  Einnahmequellen,  insbesondere 
des  königlichen  Kammerguts,  sowie  durch  Einschränkung  der  Ausgaben.  Die 
Mittel  aber  wurden  in  zweckmässiger  Einrichtung  und  Einteilung  von  Behörden, 
Umschreibung  ihrer  Zuständigkeit  imd  Aufgabe,  in  der  Ordnung  des  Rechnungs- 
wesens und  der  Kontrolle,  sowie  in  der  CentraUsation  der  Verwaltung  gefunden. 

Die  entscheidendsten  Schritte  in  dieser  Richtung  bestanden  in  der  Tren- 
nung der  Finanz-  von  der  übrigen  Verwaltung,  welche  —  nachdem  lange  vorher 
aus  blossen  Ratgebern  imd  Spezialbeauftragten  des  Fürsten  sich  die  höchsten  Be- 
hörden des  Geheimeiu-ats,  des  Hofrats  und  der  Hofkanzlei  entwickelt  hatten  — 
einschlüssig  der  Rechtspflege  im  Hof  rat  als  oberster  Instanz  vereinigt  gewesen 
waren.  Es  wurde  neben  diesen  die  Hofkammer  als  oberste  Finanzbehörde 
gesetzt  mit  der  Aufgabe,  die  Verwaltung  des  Kammerguts  für  sämtliche  Länder 


Schuld  zu  tilgen.  Das  wären  5,572,848  Pf.  St.  mehr,  als  der  jährliche  Zinsbetrag.  ,La  nation 
est  assez  patriotique  et  riche  pour  supporter  ce  petit  succrolt  de  charges  en  vue  de  realiser 
un  si  vaste  resultat."  Eventuell  empfiehlt  er  eine  Steuer  auf  die  Ausfuhr  der  Kohlen!  Die 
Ausführung  des  Planes  soll  so  geschehen,  dass  jeder  Rentner  aufgefordert  wird,  entweder  statt 
der  3  Prozent  Zinsen  eine  Aimuität  von  3,81  Pf.  St.  für  48I2  Jahre  oder  einen  Zuwachsbond 
von  184  Pt  St.  (2  X  92)  T  der  in  48 1.3  Jahren  ausgelost  wird,  anzunehmen. 
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der  österreichischen  Krone,  zu  welchen  alsbald  auch  Böhmen  und  Ungarn  kamen, 
zu  leiten,  die  Rechnungen  der  Amtleute  und  Verwalter  abzunehmen,  zusammen- 
zufassen und  Ratschläge  über  Verbesserung  der  Einnahme  und  über  mögliche 
Ersparungen  zu  machen.  Die  Befugnisse  der  Behörde  waren  sehr  weitgehend, 
ja  der  König  versprach  sogar,  keine  Geldanweisung  zu  unterschreiben,  die  nicht 
von  zwei  Hofkammerräten  unterzeichnet  sei.  Noch  mehr:  der  König  erklärte, 
dass  die  Hofkammer  seine  eigenen  Befehle  zu  vollziehen  nicht  schuldig  sei, 
wenn  er  selbst  „aus  Uebersehen  irgend  etwas  den  Ordnungen  zuwider  be- 
fohlen habe". 

Besetzt  war  die  Kammer  mit  einem  Superintendenten,  der  erforderlichen 
Anzahl  von  Räten  (ursprünglich  vier),  Sekretären,  Buchhalter,  Registrator  und 
Kanzleischreibem.  Beigegeben  war  derselben  der  Hofschatzmeister  oder  Kammer- 
meister, dessen  Befugnis  und  Aufgabe  sich  aus  seinem  Namen  ergibt,  und  der 
Fiskal  oder  Kammerprokurator,  welcher  aber  seine  Thätigkeit  nicht  bloss  auf 
Kammersachen,  sondern  auch  auf  sonstige,  insbesondere  Strafsachen  beim  Hof- 
rat, auszudehnen  hatte,  und  soweit  er  nicht  durch  seine  kronanwaltschaftliche 
Thätigkeit  in  Anspruch  genommen  war,  als  Kammermitglied  den  Sitzungen  bei- 
wohnen sollte. 

In  Ansehung  der  persönlichen  Verhältnisse  der  Kammerräte  war  denselben 
verboten,  mit  Rücksicht  auf  ihre  Amtshandlungen  von  irgend  jemanden  Ge- 
schenke, oder  von  fürstlichen  Personen  Pensionen  anzunehmen,  ein  Gewerbe, 
oder  eine  Handelschaft  allein  oder  in  Gesellschaft  zu  betreiben.  Aber  Ehren- 
geschenke, die  ausser  Beziehung  zu  ihrer  Amtsthätigkeit  standen,  an  Fisch, 
Wildbret,  Wein  u.  dgl.  sollten  sie  annehmen  dürfen,  , darinnen  sich  ain  jeder 
auch  woll  zu  halten  wissen  wierdet". 

Ueber  den  Besuch  der  Sitzungen,  in  welchen  nach  Stimmenmehrheit  be- 
schlossen wurde,  enthält  zwar  die  Hofkammerordnung  selbst  nichts,  aber  in  der 
Hofratsordnung  und  in  den  nachher  zu  erwähnenden  Rechnungskammerordnungen 
findet  sich  eine  interessante  Vorschrift,  dass  die  Sitzungen  des  Morgens  von 
6 — 9  und  nachmittags  von  1 — 4  Uhr  täglich  stattfinden  sollen,  und  dass  jedem 
Kammerrat,  welcher  ohne  vorhergehende  triftige  Entschuldigung  ausbleibt,  ein 
verhältnismässiger  Abzug  an  der  Besoldung  gemacht  werden  soll.  Eine  ganz 
ähnliche  Bestimmung  kommt  nämlich  in  dem  napoleonischen  Gesetz  über  die 
Einrichtung  der  Cour  des  Comptes')  vor,  was  sich  also  auf  ein  sehr  altes  Her- 
kommen zu  gründen  scheint.  Da  die  Hofkammer  die  oberste  Finanzverwaltungs- 
und Revisionsbehörde  für  alle  Länder  der  österreichischen  Krone  bildete,  so 
musste  ihre  Aufgabe,  alle  einzelnen  Rechnungen  der  Amtleute,  Verwalter  u.  s.  w. 
zu  prüfen  und  abzunehmen,  sich  bald  als  unausführbar  erweisen.  Es  gab  ausser 
den  Vizedomämtern  in  Niederösterreich  noch  keine  Mittelstellen,  auf  welche  sich 
die  Geschäftslast  verteilen  konnte. 

Solche  wurden  daher  in  den  Raitkammern  (Rechnungskammem)  für 
die  einzelnen  Länder^)  errichtet,  so  dass  die  Gliederung  des  Rechnungswesens 
in  Niederösterreich,  wo  die  Vizedome  bestehen  blieben,  dreifach,  in  den  übrigen 
Ländern  zweifach  abgestuft  war.  Die  Raitkammern  hatten  in  ihren  Bezirken 
beiläufig  die  nämlichen  Aufgaben  und  Zuständigkeiten,  wie  vorher  die  Hofkammer, 
welche  ihn^n  nun  übergeordnet  wurde. 

Sie  hatten  vor  allem  die  Verwaltung  des  Kammerguts,  im  Falle 
einer  Steuerbewilligung  auch  die  Verwaltung  der  von  den  Ständen,  welche  in 
Oesterreich  keine  eigenen  Kassen  hatten,  aufgebrachten  S  t  e  u  e  r  n ,  und  die  An- 
weisung der  Zahlungen  innerhalb  ihrer  Zuständigkeit  für  die  Person,  die 
Familie  und  den  Hofstaat  des  Königs,  Gesandtschaften,  Kriegsausgaben,  Besol- 
dungen u.  a.  Hinsichtlich  der  Einnahmen  wurde  den  Kammern  besondere  Sorg- 
falt für  die  Bergwerke  empfohlen,  welche  namentlich  in  Böhmen  von  den  früheren 


1)  Vgl.  meine  Abhandlung  über  den  Rechnungshof  etc.,  Zeitschr.  f.  Staatswissenschaft, 
1877,  S.  47. 

2)  Der  heutigen  Strömung  in  Oesterreich  gegenüber  ist  es  bemerkenswert,  dass  für  die 
böhmische  Eaitkammer  der  Gebrauch  der  deutschen  Sprache  befohlen  wurde. 
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böhmischen  Königen  sehr  verwahrlost  waren.  Insbesondere  sollten,  wo  es  an 
solchen  fehlte,  geschickte  Beamte  und  Bergleute  angeworben,  dahin  versetzt, 
und  nötigen  Falles  ^aufgezuglt*  werden.  Ueber  sämtliche  Arten  und  Bestand- 
teile des  Kammergut«  sollten  die  Raitkammern  Bücher,  und  über  alle  sonstigen 
Einnahmequellen  Verzeichnisse  anlegen  und  fortfuhren.  Für  das  Hoflager  des 
Königs,  welches  zwischen  Innsbruck,  Wien  und  Prag  wechselte,  hatten  die 
Kammern  die  Herbeischaffung  der  nötigen  Vorräte  an  Lebensmitteln  aller  Art, 
namentlich  Wein,  Getreide  und  Futter,  rechtzeitig  vorzubereiten,  um  plötzUchen 
Verteuerungen  vorzubeugen.  Die  Rechnungskammem  hatten  nämHch  ihre 
ständigen  Sitze  in  den  Hauptstädten,  während  die  Hofkammer  samt  dem  ge- 
heimen Rat,  Hofrat  und  der  Hofkanzlei  mit  dem  Hoflager  des  Königs  wandert«. 
Auch  die  Erfüllung  der  gleichzeitig  eingeführten  Kautionspflicht  hatte  die 
Kanuner  zu  überwachen.  —  Mit  dem  Kassenwesen  selbst  hatte  die  Raitkammer 
als  solche  nichts  zu  thun.  Hierfür  war  ein  besonderer  Beamter  aufgestellt,  der 
Kammermeister  (in  Niederösterreich  Einnehmergeneral  genannt),  welcher 
zwar  Mitglied  der  Kammer,  in  seiner  Eigenschaft  als  Kassierer  aber  eine  selb- 
ständige, der  Raitkammer  untergeordnete  St^Uimg  hatte,  indem  er  an  deren 
Zahlungsanweisvmgen  gebunden  war.  Als  Kontrolleur  stand  neben  ihm  der  Buch- 
halter der  Kammer,  welcher  alle  Einnahmequittungen  mitzuunt«rschreiben  und 
Buch  dai-über  zu  führen  hatte.  —  Neben  der  Verwaltungsaufgabe  hatten  die 
Raitkammern  auch  die  Obliegenheiten  der  Rechnungsrevision  und  —  an 
diese  sich  anknüpfend  —  der  finanziellen  Rechtsprechung. 

Die  Revision  der  Rechnungen  wurde  durch  den  Buchhalter  der  Rait- 
kammer und  dessen  Personal  unter  Superrevision  von  mindestens  einem  Rat 
ausgeführt.  Knüpften  sich  an  die  desfalls  erhobenen  Erinnerungen  Gtegen- 
erklärungen  der  Rechner,  so  wurden  diese  unter  Umständen  schriftlich  verhandelt, 
bis  die  Rechnung  spruchi-eif  war.  worauf  die  Raitkammer,  wenn  keine  Haftung 
auszusprechen  war,  den  Raitbrief  (Absolutorium)  ausstellte.  Zur  Schlussverhand- 
lung hatte  der  Rechner  persönlich  *)  vor  der  Kammer  zu  erscheinen,  um  die  etwa 
bestehenden  Bedenken  durch  mündHche  Aufklänmgen  zu  beseitigen. 

Die  Befugnis  der  Kammer  gegenüber  den  Rechnern  (Amtleute,  Pfleger, 
Hauptleut«  u.  a.)  war  eine  weitgehende,  indem  sie  nicht  nur  über  Haftungen 
zu  urteilen,  sondern  auch  den  Vollzug  ihrer  Urteile  auszuführen  hatte.  Unter 
Umständen  konnte  sie  sogar  Gefängnisstrafen  verhängen,  und  —  in  Nieder- 
österreich —  die  Absetzung  von  Beamten  verfügen,  wenn  ein  Ausspruch  des 
Königs  nicht  rechtzeitig  zu  erholen  war.  Auch  erstreckten  sich  diese  Zuständig- 
keiten nicht  bloss  auf  das  eigentliche  Rechnungsverfahren,  sondern  auf  die  ganze 
Geschäftsführung  der  Beamten.  Gegen  die  Urteile  der  Raitkammer  konnte  Be- 
rufung an  die  Hofkammer  ergriffen  werden.  —  Schon  diese  kurzen  Andeutungen 
werden  genügen,  um  darzuthun.  dass  der  Verfasser  vollkommen  recht  hat,  wenn 
er  die  Stufe  der  Entwickelung,  auf  welcher  das  österreichische  Revisionswesen 
schon  in  den  ersten  Jahrzehnten  des  16.  Jahrhunderts  stand,  als  eine  verhältnis- 
mässig sehi-  hohe  bezeichnet.  Im  wesentlichen  sind  hier  die  nämlichen  Grund- 
sätze zu  erkennen,  welche  heute  noch  als  massgebend  anerkannt  sind  und  dies 
in  alle  Zukunft  bleiben  werden,  wenn  auch  die  Durchführung  derselben  in  der 
Organisation  der  Behörden  sowie  in  der  Präzision  und  Sicherheit  des  Geschäfts- 
ganges seit  300  Jahren  ganz  beträchtliche  Fortschritte  gemacht  hat. 

W.  Vocke. 


Gustav  Freiberger.  Handbuch  der  österreichischen  direkten  Steuern 
in  systematischer  Darstellung.     Wien,  Manz,  1887.     445  S. 

Jeden  mit  den  speziellen  Verhältnissen  nicht  Vertrauten  muss  die  Fülle 
neuer  litterarischer  Erscheinungen,   welche  die  Darstellung  der  österreichischen 


1)  In  Bayern  mussten  die  Finanzbeamten  bis  um  das  Jahr  1830  persönlidi  znr  Abrech- 
nung vor  dem  Regierungskolleginm  erscheinen. 
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direkten  Steuergesetze  zum  Gegenstande  haben,  in  den  letzten  Jahren  in  Er- 
staunen versetzen.  Nebst  zwei  neuen  Auflagen  des  bekannten  Chlupp'schen 
Handbuches  erschienen  als  die  wichtigsten:  Die  Kompilationen  des  Finanz- 
ministeriums, jene  von  Dr.  V.  Roll  (bereits  in  3.  Auflage)  und  jene  von  Dr. 
Leo  Geller;  dann  das  kleine  Kompendium  von  Goldberge r  und  endlich  die 
oben  genannte  grössere  systematische  Bearbeitung  von  Freiberge r.  Und  diese 
Publikationen  entsprechen  offenbar  einem  Bedürfnisse,  denn  sie  fanden  bisher  sämt- 
lich Absatz,  während  sich  die  Praxis  früher  durch  viele  Jahrzehnte  mit  einigen 
wenigen  und  bald  antiquierten  Büchern  beholfen  hatte.  Ein  solcher  Umschwung 
des  Bedürfnisses  kann  nichts  Zufälliges  sein  und  thatsächlich  fällt  er  zusammen 
mit  einem  bedeutsamen  Umschwünge  in  der  Verwaltung  der  direkten  Steuern 
in  Oesterreich,  der  sich  seit  der  zweiten  Hälfte  des  letzten  Jahrzehntes  vollzog. 
Während  bis  dahin  dieser  Verwaltungszweig  arge  Vernachlässigung  erfahren 
hatte,  während  sich  die  unteren  Regierungsorgane  dabei  mehr  von  den  Grund- 
sätzen des  bekannten  „gesunden  Menschenverstandes"  als  von  den  Vorschriften 
der  positiven  Gesetze  leiten  Hessen,  ja  mitunter  diese  Gesetze  gar  nicht  einmal 
kannten  und  sich  fleissig  auf  dem  beliebten  „Schimmel"  tummelten,  während 
dazumal  selbst  die  Centralstelle  gar  häufig  nicht  aus  dem  Geiste  der  ganzen 
Gesetzgebung  schöpfte  und  Entscheidungen  fällte,  die  teils  mit  dem  Gesetze, 
teils  unter  sich  im  Widerspruche  standen,  haben  zwei  Umstände  es  bewirkt,  dass 
auch  auf  diesem  Gebiete  der  Grundsatz  strenger  Gesetzmässigkeit  die  gesamte 
Verwaltung  durchdrungen  hat  und  dass  genaue  und  sachgemässe  Arbeit  an  die 
Stelle  des  alten  Schlendrians  getreten  ist.  Diese  Umstände  sind  die  Einführung 
der  Verwaltungsgerichtsbarkeit  und  eine  stramme  und  zielbewusste  Leitung  der 
direkten  Steuerangelegenheiten  durch  den  gewesenen  Ministerialreferenten 
Chertek.  Seitdem  datiert  das  Bedürfnis  aller  österreichischen  Steuerbeamten, 
sich  eingehend  mit  der  Gesetzgebung  und  Judikatur  vertraut  zu  machen,  und 
seitdem  ist  auch  in  den  Kreisen  der  Bevölkerung  das  Interesse  an  den  Steuer- 
gesetzen erwacht.  Als  das  augenfälligste  Merkmal  dieser  Aenderung  in  der 
Verwaltungsmethode  erscheint  mir  nun  die  oben  gekennzeichnete  Aenderung 
am  Büchermarkt. 

Die  Bearbeitung  Freibergers  stellt  sich  nun  nicht  als  eine  einfache 
Vermehrung  der  Zahl  der  bestehenden  Kompilationswerke  dar,  sondern  füllt  eine 
Lücke  aus,  die  sich  unter  den  geschilderten  Verhältnissen  recht  empfindlich 
fühlbar  machte.  An  guten  Sammelwerken  hatten  wir  in  der  letzten  Zeit  wohl 
keinen  Mangel,  aber  es  fehlte  noch  an  einer  dem  jetzigen  Stande  entsprechen- 
den systematischen  Zusammenstellung.  Das  Chluppsche  Handbuch  konnte 
nicht  mehr  genügen,  weil  sich  die  späteren  Herausgeber  (Machother  und 
Habelsberger)  auf  eine  rein  äusserliche  Ergänzung  des  Inhalts  be- 
schränkten, zudem  dieses  Werk  schon  ui'sprünglich  die  Rechtssätze  nicht  mit 
der  wünschenswerten  Präzision  hervorhob,  manche  Fehler  in  seinen  historischen 
Daten  und  selbst  in  der  Wiedergabe  des  Inhaltes  der  Gesetze  enthielt  und  weil 
es  auch  bezüglich  der  Systematik  nicht  tadellos  war.  Das  Buch  Goldbergers 
dagegen  ist  allzu  knapp  gehalten,  es  ist  gerade  nur  gut  zur  Gewinnung  eines 
allgemeinen  Ueberblickes  und  ebenfalls  nicht  fehlerfrei.  So  kann  man  denn 
ein  neues  System,  das  die  direkte  Steuergesetzgebung  Oesterreichs  auf  das  nun 
gesammelte  reiche  Material  und  auf  die  instruktive  Judikatur  des  Verwaltungs- 
gerichtshofs gestützt,  erschöpfend  darstellt,  jedenfalls  freudig  begrüssen,  und 
dies  um  so  mehr,  wenn,  wie  im  vorliegenden  Falle,  ein  sachkundiger  Verfasser 
mit  Fleiss  und  Liebe  sich  der  Bearbeitung  gewidmet  hat.  Ausser  diesen  Eigen- 
schaften brachte  Freib erger  aber  auch  eine  angenehme  und  klare  Darstellungs- 
gabe und  ein  für  die  Zwecke  eines  praktischen  Handbuches  zureichendes  theo- 
retisches Verständnis  und  Wissen  mit.  — 

Allerdings  leidet  das  Buch,  das  ja  doch  zunächst  für  den  praktischen  Ge- 
brauch bestimmt  ist,  an  einem  Hauptgebrechen,  und  zwar  an  dem  Mangel  eines 
Registers,  der  ihm  besonders  die  Konkurrenz  mit  der  Röll'schen  Sammlung  sehr 
erschweren  wird.  Dieser  Mangel  ist  um  so  fühlbarer,  als  auch  die  Systematik 
dieses   Buches   einiges  zu  wünschen   übrig   lässt.     So  sind  z.  B.  allgemeine  Be- 
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Stimmungen  wie  jene  über  Zufristungen,  Verzugszinsen,  Exekution,  Vorzugsrechte 
der  Steuern  u.  dgl.  nicht  durchwegs  im  allgemeinen  Teile  abgehandelt,  sondern 
teilweise  bei  der  Darstellung  der  einzelnen  Steuergattungen,  hauptsächlich  bei 
jener  der  Grundsteuer;  manche  Materien,  wie  jene  über  Verrechnung  und  Kon- 
trolle, sind  nirgends  im  Zusammenhange  gebracht,  sondern  durch  das  ganze 
System  geworfen.  Auch  bei  den  einzelnen  Steuergattungen,  besonders  der  Ein- 
kommensteuer, lässt  sich  an  der  Anordnung  des  Stoffes  manches  ausstellen.  Ich 
will  nicht  sagen,  dass  dadurch  die  Darstellung  an  Klarheit  wesentlich  eingebüsst 
hätte,  aber  die  Uebersichtüchkeit  hat  darunter  gelitten  und  es  mangelt,  wie  er- 
wähnt, die  Korrektur  durch  ein  Register;  ein  ziemlich  eingehendes  Inhalte- 
verzeichnis vermag  das  letztere  doch  nicht  ganz  zu  ersetzen. 

In  der  Darstellung  des  positiven  Rechtes  hat  sich  der  Verfasser  zumeist 
an  den  Text  der  Gesetze  imd  Verordnungen  angeschlossen.  Dieser  Vorgang  hat 
einige  Härten  in  der  Darstellung  zur  notwendigen  Folge,  besitzt  aber  den  Vor- 
zug, dass  nicht  die  subjektive  Auffassung  des  Bearbeiters  als  Inhalt  des  Gesetzes 
hingestellt  wird  und  dass  konti-overse  GesetzessteUen  auch  als  solche  erscheinen. 
Wo  der  Verfasser  über  die  Wiedergabe  des  Textes  hinausgeht,  sind  übrigens 
seine  Deduktionen  zumeist  vollkommen  sachgemäss  und  richtig;  nur  in  seltenen 
Fällen  könnte  üini  das  Gegenteü  nachgewiesen  werden,  wogegen  er  es  allerdings 
hier  und  da  versäumt,  auf  Zweifelhaftes  aufmerksam  zu  machen  und  manche 
für  die  Interpretation  wichtige  Entscheidungen  übergeht  (siehe  z.  B.  die  Partie 
über  die  zeitliche  Befreiung  von  der  Gebäudesteuer  S.  254 — 261).  Hinsichtlich 
der  Vollständigkeit  des  Stoffes  ist  es  auch  bedauerlich,  dass  einige  neuere 
Normalien  in  der  Bearbeitung  nicht  mehr  berücksichtigt  wurden;  war  ihre  Ein- 
fügung aus  technischen  Gründen  nicht  mehr  möglich,  so  wäre  es  doch  angezeigt 
gewesen,  sie  in  einem  Anhange  zu  bringen. 

Die  systematische  DarsteUimg  des  positiven  Steuerrechts  findet  die  ent- 
sprechende Ergänzung  in  kurzen,  die  Grundsätze  der  Steuerlehre  darstellenden 
theoretischen  Einleitungen  zu  dem  ganzen  Buche  und  zu  den  einzelnen  Haupt- 
stücken, nebst  einigen  theoretischen  Bemerkungen  über  die  Formen  der  admini- 
strativen Thätigkeit  (woraus  insbesondere  hervorzuheben  ist,  dass  der  Verfasser 
das  sogenannte  , freie  Ermessen"  der  Verwaltungsbehörden  als  eine  inrige  Auf- 
fassung hinstellt),  femer  in  einer  knappen  Schilderung  der  historischen  Ent- 
wickelung  der  einzelnen  Steuergattungen  und  in  der  prägnanten  Beschreibung 
der  analogen  ausländischen  Gesetzgebungen,  welche  mit  vielem  Fleisse  zusammen- 
gestellt ist  und  zu  den  dankenswertesten  Teilen  des  Buches  gehört.  Endlich 
behandelt  das  Handbuch  auch  die  Stellung  der  Steuerämter,  deren  Gebarung 
und  Kontrolle,  das  Rechnungswesen,  so  weit  es  auf  die  Steuerverwaltung  Bezug 
hat  imd  die  Grundsätze  der  kaufmännischen  Buchführung  in  dem  für  den  Be- 
messimgsdienst  erforderlichen  Umfange,  das  sind  Materien,  die  in  den  ein- 
schlägigen Büchern  bisher  kaum  berücksichtigt  wurden.  Hinsichtlich  der  Aus- 
dehnung dieser  Zuthaten  hat  der  Verfasser  das  richtige  Mass  gehalten,  so  dass 
das  Ganze  einen  harmonischen  Eindruck  gewährt. 

Schliesslich  kann  sich  der  Referent  eine  persönliche  Bemerkung  nicht  ver- 
sagen. Da  sich  Freiberger  sonst  durchwegs  von  aller  Polemik  fernhält,  wäre 
es  vielleicht  angemessener  gewesen,  auch  die  wiederholt  vorkommenden  kriti- 
schen Bemerkungen  theoretischer  Natur  gegen  einige  in  meinen  Schriften  nieder- 
gelegte Anschauungen  zu  unterlassen.  Trotz  einer  vorbeugenden  diesfälligen 
Andeutung  im  Vorwort  macht  es  doch  einen  eigentümlichen  Eindruck,  wenn  in 
einem  umfangreichen  Buche  gerade  nur  Ansichten  eines  einzigen  Schriftstellers 
widersprochen  werden,  ohne  dass  anderseits  angegeben  wird,  was  der  Verfasser 
aus  diesem  Schriftsteller  geschöpft  hat,  besonders  wenn  der  betreffende  Ver- 
fasser in  der  Theorie  denn  doch  noch  nicht  auf  eigenen  Füssen  steht  und  sich 
diesfalls  auch  einige  Sünden  auf  das  Gewissen  geladen  hat,  über  welche  aber 
mit  Rücksicht  auf  die  Natur  und  die  Ziele  des  sonst  trefflichen  Buches  nicht 
gerichtet  werden  soU.  Nur  noch  ein  sachlicher  Vorwurf  kann  dem  Verfasser 
nicht  erspart  bleiben,  und  zwar  der,  dass  er  sich  ebenso  wenig  wie  die  älteren 
österreichischen  Schriftsteller  aus  Beamtenkreisen  über  österreichisches  Finanz- 
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wesen  der  Tendenz  entziehen  konnte,  die  finanzielle  Theorie  so  zu  adaptieren, 
dass  sich  damit  die  speziellen  heimischen  Institutionen  möglichst  verteidigen 
lassen;  dieses  Streben  fördert  weder  die  theoretische  Erkenntnis  noch  die  be- 
treffende Gesetzgebung. 

Graz  im  November  1887.  Dr.  Freih.  v.  Myrbach. 


Dr.  G.  Koenig,  Un  nouvel  impöt  sur  le  revenu.  Memoire  qui  a 
inspire  le  projet  du  gouvernement  relatif  ä  la  retbrme  de  la 
contribution  personelle  mobiliere  depose  sur  le  bureau  de  la 
chambre  par  M.  Dauphin,  ministre  des  Finances,  le  26  fevrier 
1887.     Seconde  Edition.     Paris,  Vieweg.     193  S. 

Dr.  K.  Mandello,  über  Ungarns  Einkommensteuer.  Separatabdruck 
aus  dem  „Pester  Lloyd".     Budapest  1887.     21  S. 

Bekanntlich  hat  die  in  den  letzten  Jahren  sich  sehr  verschlechternde 
Finanzlage  Frankreichs ')  zu  Anfang  des  Jahres  1887  das  Projekt  einer  Ein- 
kommensteuer gezeitigt,  das  aber  nicht  verwirklicht  wurde.  Der  Widerwille 
gegen  diese  Steuer  scheint  in  Frankreich  unüberwindlich  und  ja  auch  wohl  er- 
klärlich; namentlich  ist  es  die  Furcht,  es  möchte  die  kleinste  Konzession  gegen- 
über dem  Einkommiensteuerprinzip  dem  Radikalismus  den  Weg  zu  einer  aus- 
saugenden Progressivsteuer  bahnen. 

Man  kennt  die  ängstliche  Mahnung  Thiers'  aus  dem  Jahr  1849  (De  la  pro- 
priete.  Bruxelles  1849,  S.  207).  Das  war  es  ja  auch,  was  selbst  nach  dem  Krieg 
diese  Steuer  nicht  erstehen  liess. 

Eine  solche  Zeit  erhöhten  Patriotismus  und  gesteigerter  Opferfreudigkeit 
bot  aber  sicher  noch  am  ehesten  die  Möglichkeit,  die  Bedenken  zum  Still- 
schweigen zu  bringen.  Jetzt  ist  es  viel  schwieriger,  und  es  ist  auch  bezeichnend, 
dass  der  Entwurf  von  1887  noch  weit  entfernt  davon  ist,  etwa  eine  Einkommen- 
steuer zu  sein,  wie  wir  sie  uns  in  Deutschland  vorstellen  und  zum  Teil  wirklich 
haben  —  es  ist  nur  eine  Annäherung  an  dieselbe;  man  suchte  in  die  bestehende 
Personal-  und  Mobiliarsteuer  den  Einkommensgedanken  wieder  zu  legen,  wie  ihn 
das  Gesetz  vom  13.  Januar  bis  18.  Februar  1791  bereits  gekannt  hatte.  Wie 
Kaufmann  (Die  Finanzen  Frankreichs,  S.  195)  wohl  mit  Recht  behauptet,  war 
es  kaum  die  Absicht  der  Nationalversammlung  von  1789  physiokratischen  An- 
schauungen zu  folgen,  und  es  ausschliesslich  bei  der  Grundsteuer  zu  belassen,  die 
Personalmobiliarsteuer  sollte  vielmehr  die  übrigen  Einkommensquellen  treffen. 
Nach  dem  Gesetz  von  1791  wollte  man  eine  allgemeine  Steuer  schaffen,  wobei 
die  Personalsteuer  (Wert  von  3  Arbeitstagen)  als  Voraussetzung  für  das  aktive 
Wahlrecht  zu  zahlen  war;  die  Mobiliarsteuer  sollte  der  Mieten  als  Anhaltspunkt 
sich  bedienen;  diese  Mieten  bildeten  aber  nicht  schlechtweg  die  Grundlage,  son- 
dern das  Einkommen  wurde  erst  durch  Multiplikation  des  Mietsbetrages  mit 
einem  im  Gesetz  festgestellten  Koeffizienten  gefunden,  eine  Miete  von  100  Frs. 
z.  B.  wurde  mit  2,  eine  von  12000  mit  12 '/a  multipliziert,  indem  man  richtig 
erkannte,  dass  der  Bruchteil  des  Einkommens,  den  die  Miete  verschlingt,  mit 
der  Grösse  des  Einkommens  abnimmt^). 

Die  Steuer  wurde  nie  vollständig  durchgeführt  und  erhielt  namentlich  1832 
einen  wesentlich  veränderten  Charakter.  In  ihrer  jetzigen  Gestalt  besteht  sie 
darin,  dass  jeder  Gemeinde  ein  Kontingent  zugewiesen  wird;  dies  wird  so  auf- 
gebracht, dass  jeder  Pflichtige,  d.  i.  jeder  in  der  Gemeinde  ansässige  Franzose 
oder  Fremde,  der  von  seinem  Vermögen  oder  von  seiner  Arbeit  lebt,  —  mit  Aus- 
nahme der  Dienstboten  oder  sonst  abhängigen  —  eine  Personalsteuer  von  1  Fr.  50 


1)  Vgl.  Finanzarchiv  IV,  S.  239  t. 

i)  Siehe  das  Nähere  bei  Kaufmann,  Finanzen  Frankreichs,  1882,  S.  198. 
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bis  4  Fr.  50  zahlt,  die  Summe  dieser  zu  erhebenden  Pereonalsteuem  wird 
dann  von  dem  der  Gemeinde  zugeteilten  Kontingent  abgezogen  und  der  Rest 
nach  Massgabe  der  ermittelten  Mietwerte  als  Mobiliarsteuer  auf  die  Steuer- 
pflichtigen verteilt.  Die  Rücksicht  auf  die  wirkliche  Leistungsfähigkeit  ist 
zurückgedrängt,  die  Steuer  ganz  an  einige  äussere  Merkmale  gebunden. 

Der  Entwurf  von  1887  •)  lässt  nun  die  Personalst«uer  bestehen,  nur  dass 
ihr  Satz  zwischen  1,25  (statt  1,50)  bis  4,50  schwankt  und  die  Wahl  des  Satzes 
nicht  den  Generalräten  überlassen,  sondern  gleich  selbst  im  Gesetz  nach  Orts- 
grössen  festgesetzt  werden  sollte^). 

Hinsichtlich  der  Mobiliarsteuer  griflF  man  dagegen  wieder  auf  die  Grund- 
lagen des  Gesetzes  von  1791  zurück  und  suchte  aus  der  Mobiliar-  oder  richtiger 
Mietssteuer  eine  nach  der  Miete  veranlagte  Einkommensteuer  zu  machen  und 
zwar  so,  dass  man  ganz  analog  wie  damals  den  Koeffizienten  mit  der  Miets- 
höhe wechseln  Hess,  zugleich  aber  eine  weitere  Annäherung  an  das  wirkliche 
Einkommen  zu  bewirken  suchte  dadurch,  dass  man  auch  der  mit  der  Orts- 
grösse  wechselnden  Mietshöhe  Rechnung  trug.  Der  Entwurf  enthielt  deshalb 
folgende  Skala  für  die  Aendenmg  des  Koeffizienten  für  die  Mietsbeträge. 


Paris 


Sonstige  Städte 

mit  mehr 
als  100.000  Ein- 
wohner 


Städte  mit 

50,001—100,000 

Einwohner 


Städte  mit 

30,001—50,000 

Einwohner 


Städte  mit 

20,001—30,000 

Einwohner 


500—  2,000 

2,001—  5,000 

5,001—  8,000 

8,001—10,000 

10,001—12,000 

12,001—15,000 

15,001  u.  mehr 


400—  1,500 
1,501—  3,500 
3,501—  6,000 
6,001—  8,000 
8,001—10,000 
10,001—12,000 
12,001  a.  mehr 


300—  1,200 
1,201—  3,000 
3,001—  5,000 
5,001—  7,000 
7,001—  9,000 
9,001—11,000 
11,001  n.  mehr 


250—  1,000 
1,001—  2,500 
2,501—  4,000 
4,001-  6,000 
6,001—  8,000 
8,001—10,000 
10,001  n.  mehr 


200—  800 
801—2000 
2001-3500 
3501—5500 
5501—7000 
7001—8500 
8501  a.  mehr 


g-g   ,      Städte  mit 
§J    I     10,001—20,000 
sd  N   '      Einwohner 


Städte  mit 
5,001—10,000 
Einwohner 


Städte  mit 
2001—5000  Ein- 
wohner 


Gemeinden 
unter  200l  Ein- 
wohner 


150—  600 
601—1500 
1501—3000 
3001—4500 
4501—6000 
6001—7500 
7501  u.  mehr 


100—  450 
451—1000 
1001—2000 
2001—3500 
3501—4500 
4501—5000 
5001  u.  mehr 


50—  300 
301—  550 
551—1000 
1001—2000 
2001—3000 
3001—4000 
4001  u.  mehr 


25—  200 
201—  450 
451—  700 
7001—1000 
1001—2000 
3001—3000 
3001  u.  mehr 


Also  eine  Wohnungsmiete  zu  500  bis  2000  Fr.  in  Paris  musste  man  mit 
4  multiplizieren,  ebenso  aber  eine  Wohnungsmiete  zu  25  bis  200  Fr.  in  einem 
Ort  mit  weniger  als  2001  Seelen.  Mieten  bis  zu  den  in  der  Tabelle  angegebenen 
Anfangsbeträgen  blieben  frei,  also  in  Paris  bis  zu  500  Fr.,  in  Gemeinden  mit 
weniger  als  2001  Einwohnern  bis  zu  25  Fr.  Die  Steuer  soUte  femer  aufhören 
eine  Repartitionssteuer  zu  sein,  vielmehr  eine  sich  voU  entwickelnde  Quotitäts- 
steuer  werden. 

Die  Umwandlung  der  alten  Mobiliarsteuer  in  eine  Einkommensteuer  nach 
obigem  Muster  ist  der  Gregenstand  der  Schrift  Königs,  indem  er  zugleich  nach- 
zuweisen sucht,  dass  er  der  Urheber  dieser  Idee  sei.  Zieht  man  französische 
Verhältnisse  in  Betracht,  so  wird  man  in  dem  Steuerentwurf  einen  Fortschritt 
erblicken  müssen.  Wäre  er  Gresetz  geworden,  so  wäre  es  sicher  bei  diesem  An- 
lauf nicht  geblieben,  es  würden  wohl  bald  weitere  Verbesserungen,  wie  Berück- 


1)  Entwurf  und  Motive  mitgeteüt  im  Bulletin  de  Statist.,  1887,  S.  276  ff. 

2)  Also  Gemeinden  mit  bis  2000  Seelen  1,25,  mit  2001—5000  Seelen  2  Fr.  etc. 
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sichtigung  der  Schuldzinsen  nachgefolgt  sein,  auch  wäre  wohl  der  immerhin 
etwas  künstliche  und  doch  nur  sehr  in  Bausch  und  Bogen  der  Wirklichkeit  nahe- 
kommende Klassenschematismus  der  Mieten  allmählich  vor  der  freieren  Ein- 
schätzung und  Selbstfatierung  zurückweichend  zu  einem  dürftigen  Kontrolüerungs- 
behelf  herabgesunken.  Dies  würde  wohl  besonders  rasch  eingetreten  sein,  wenn 
der  König'sche  Vorschlag  im  Entwurf  Aufnahme  gefunden  hätte ,  wonach  die 
Einteilung  in  Klassen  nach  der  Miete,  sowie  die  entsprechenden  Verhältnis- 
zahlen nur  insoweit  die  ausschliessliche  Basis  der  Steuerbemessung  sein  sollten, 
als  sie  um  mehr  als  10°/o  von  dem  thatsächlichen  Einkommen  abweichen. 
Bei  Abweichungen  um  mehr  als  10  7o  sollte  der  Steuerträger  reklamieren, 
bezw.  auch  der  Fiskus  revindizieren  können.  Bei  Aufnahme  dieser  Bestimmung 
hätte  sich  die  Schwäche  des  ganzen  Entwurfes  mit  aller  Schärfe  herausstellen 
müssen;  es  hätte  sich  dann  gezeigt,  dass  nicht  nur  in  Städten  gleicher  Grösse 
die  Mieten  sehr  verschieden  hoch  sind  und  sehr  verschiedene  Proportionen  zum 
Einkommen  darstellen '),  sondern  dass  auf  dem  Land  eine  feste  Regel  in  dieser 
Hinsicht  gar  nicht  gilt.  Der  reichste  Bauer  wohnt  dort  oft  in  bescheidenstem 
Haus.  Die  Miete  ist  für  einen  ganzen  Staat  ein  schlechter  und  ungleich- 
massiger  Massstab,  dagegen  ein  relativer  guter  für  eine  einzelne  Stadt,  also 
behufs  Auflegung  einer  Kommunalsteuer. 

Die  neuen  französischen  Versuche  werden  von  Dr.  Mandello  aufgegriffen, 
um  sie  auf  ungarische  Verhältnisse  anzuwenden.  Er  sieht  erster e  dazu  an- 
gethan,  einer  fortschrittlichen  Reform  auf  dem  Gebiete  des  Einkommensteuer- 
wesens den  Weg  zu  bahnen.  Die  jetzige  Sachlage  in  Ungarn  scheint  ihm  un- 
haltbar. Der  exorbitante  Steuerschlüssel  von  lO^/o  Staatssteuer,  welcher  sich 
durch  Kommunalzuschläge  und  allgemeinen  Einkommensteuerzuschlag  noch  sehr 
beträchtlich  erhöht,  veranlasse  die  Steuerträger  zu  falschen  Einbekenntnissen, 
auch  gebe  derselbe  unwiderstehlich  Anlass  dazu,  dass  nur  eine  ungemein  kleine 
Zahl  Personen  im  ganzen  Land  die  Erwerbsteuer  zahle  (1868  nur  206,000  Personen). 
Um  zu  richtigen  Ergebnissen  zu  gelangen  und  den  Steuerschlüssel  herabmindern 
zu  können  —  nach  des  Verfassers  Ansicht  würden  2V2  Prozent  ausreichen,  um 
das  jetzige  Ergebnis  von  ca.  17  Mill.  Gulden  zu  liefern  —  soll  zwar  das  Ein- 
kommen nicht  schlechtweg  nach  der  Miete  berechnet  werden ,  wohl  aber  soll 
sie  ein  Kontrollmittel  bieten.  Der  KontroUierungskalkul  soll  in  Thätigkeit 
treten,  so  oft  sich  zwischen  der  steuerpflichtigen  Partei  und  den  Steuerorganen 
eine  Differenz  von  mehr  als  20  Prozent  ergibt.  Ein  Ansatz  hiezu  ist  schon  im 
jetzigen  Gesetz  enthalten,  indem  es  für  die  Erwerbsteuer  III.  Klasse  —  in  diese 
rangieren  Fabrikanten,  Industrielle,  Bankiers,  Kaufleute,  Apotheker,  überhaupt 
alle,  welche  ein  nutzbringendes  Geschäft  betreiben  —  vorschreibt,  das  Minimum 
des  Reinerwerbsertages  sei 

zu  1  7«  bis  2  V2  mal  die  Miete  bei  Mieten  unter  500  Gulden 
j    1 V2  bis  3        „       ,         „         ,         „        zwischen     500  und  1000  Gulden 
,    2       bis  6        ,       ,         ,        ,         ,  ,         1000  und  2000  Gulden 

,  3  bis  8  „  „  «  ,  „_  über  2000  Gulden 
anzunehmen.  Die  Wahl,  welches  Multiplum  in  den  obgenannten  Grenzen 
angewendet  werden  soll,  ist  der  Steuerbehörde  anheimgegeben;  ferner  sind  für 
jedes  minorenne  Kind  10  Prozent  der  Miete  abzurechnen,  aber  nie  über  50  Gulden 
per  Kind  und  insgesamt  nicht  über  40  Prozent  der  Gesamtmieten.  Auch  soll, 
wenn  jemand  nachweist,  dass  ihn  zur  Haltung  seiner  Wohnung  ausser  dem 
aus  dem  Geschäfte  stammenden  Einkommen  noch  andere  Einkommen,  die  be- 
reits besteuert  sind,  gemeinsam  befähigen,  dies  bei  Bestimmung  des  Minimums 
auf  Grund  der  Wohnungsmiete  als  herabmindernder  Umstand  in  Betracht  ge- 
zogen werden* 

Von  letzterer  Bestimmung  wird  nach  des  Verfassers  Behauptung  fast 
gar  nicht  Gebrauch  gemacht,  die  ersteren  hält  er  für  willkürlich  und  ungerecht (!). 
Eben  deshalb  soll  eine  festere  Norm  geschaffen  werden  durch  den  Kontrollierungs- 

')  Selbst  bei  ganz  grossen  Städten  sind  die  unterschiede  nicht  ganz  unerheblich; 
vgl.  die  Tabelle  Neefes  in  den  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik  XXX  (die  Wohnungs- 
not) S.  196. 
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kalkul;  dieser  soll  so  eingerichtet  werden,  dass  man  den  hundertsten  Teil  der 
Wohnungsmiete  mit  sich  selbst  multipliziert  doppelt  rechnet.  Ist  dieser  Betrag 
gleich  oder  kleiner  als  die  behördlich  ausgeworfene  Steuer,  dann  kann  die 
steuerzahlende  Partei  verlangen,  die  Behörde  soll  den  Nachweis  erbringen,  dass 
sie  um  mehr  als  20  Prozent  geschädigt  worden  ist;  falls  der  kalkulierte  Be- 
trag grösser  ist,  als  der  ausgeworfene  Betrag,  dann  liegt  der  Partei  die  Führung 
dieses  Nachweises  ob,  ansonsten  wird  die  Steuer  auf  diesen  kalkulierten  Be- 
trag erhöht. 

Die  Frage  ist  nun ,  auf  welchen  Grundlagen  dieser  eigentümliche  Kon- 
trollierungskalkul  beruht.  Es  liegt  ihm  nicht  nur  eine  scheinbare,  sondern 
effektive  Einkommensteuerprogression  zu  Grunde.  Je  nachdem  man  z.  B.  in 
Budapest  die  Mieten  unter  200  Gulden  mit  3  7«  Prozent,  300  bis  400  mit 
10  Prozent,  400  bis  600  mit  12  V2  Prozent,  600  bis  800  mit  15  Prozent,  800  bis 
1000  mit  20  Prozent,  über  1000  mit  25  Prozent  oder  nach  der  Mandelloschen 
Regel  besteuert,  ergeben  sich  folgende  Skalen: 

Wohntmgsmiete  von    180  fl.        Steuer     5.40         6.48 
„      350    „  -  35  24.50 


500  „ 

„ 

62.50 

50 

700  „ 

„ 

105 

98 

850  „ 

„ 

170 

144.50 

1000  „ 

„ 

200 

200 

1150  „ 

„ 

287.50 

264.50 

1300  „ 

„ 

325 

338 

1450  „ 

„ 

362.50 

420.50 

2000  - 

^ 

500 

800 

Beide  Skalen  würden  für  Budapest  ziemlich  gleiches  Ergebnis  (etwas  über 
2  Mill.  Gulden)  liefern,  die  zweite  würde  aber  eine  beträchtliche  Schonung  der 
unteren  und  scharfe  Heranziehung  der  oberen  bedeuten ;  bei  5000  Gulden  Miete 
würden  auch  bereits  5000  Gulden  als  Steuer  zu  entrichten  sein.  In  Orten  mit  5000  bis 
30,000  Seelen  veranschlagt  Mandello  die  durchschnittKche  Miete  auf  275  Gulden, 
in  solchen  von  2000  bis  5000  auf  20  Gulden,  in  solchen  von  1000  bis  2000  auf 
10  Gulden,  die  durchschnittliche  Steuer  beträgt  sonach  15,12V2  Gulden,  8  Gulden, 
2  Gulden.  In  Orten  mit  weniger  als  1000  Seelen  mit  800,000  Häusern  (von 
2V2  Mill.  im  ganzen  Land)  hätten  die  Mieten  verschwindend  geringen  Wert. 
Diese  wiU  Mandello  steuerfrei  lassen. 

Der  französische  Entwurf  nahm,  wenn  auch  in  sehr  roher  und  schablonen- 
hafter Weise,  Rücksicht  auf  die  verschiedene  Ortsgrösse,  Mandello  thut  dies 
eigentlich  nicht,  er  behandelt  aUe  Orte  steuerlich  gleich,  die  Miete  wird  schlecht- 
weg als  Grundlage  des  Einkommens  angesehen  imd  nur  nach  ihrer  Höhe  pro- 
gressiv belastet.  Die  Basis  wird  noch  unrichtiger  als  im  französischen  Entwurf. 
Auch  ist  es  wenig  glücklich  gegriffen,  wenn  Mandello  Orte  mit  weniger  als 
1000  Seelen,  im  ganzen  800,000  Häuser  freilassen  will;  die  Mieten  mögen  da 
allerdings  verschwindend  geringen  Wert  haben,  ob  aber  deshalb  auch  eine  ver- 
schwindende Steuerfähigkeit  da  ist?  Ich  glaube  es  nicht,  und  der  ungarische 
Gesetzgeber  offenbar  auch  nicht,  er  hat  mit  gutem  Bedacht,  wie  oben  gezeigt, 
für  den  Koeffizienten,  mit  dem  der  Mietsbetrag  zu  multiplizieren  ist,  um  das 
Minimum  des  Reinerwerbsertrags  zu  erhalten,  einen  grossen  Spielraum  lassen 
müssen.  Der  Vorschlag  M a n d e  1 1  o s  möchte  kaum  geeignet  sein,  diese  Wülkür 
in  glücklicher  Weise  zu  beseitigen.  Die  Einkommensteuer  setzt  eben,  wenn  sie 
gesund  sein  soU,  ein  pflichttreues  Beamtentum,  ein  stark  entvrickeltes  Staats- 
und Pflichtbewusstsein  im  Volk  und  eine  massig  fortschreitende  Belastung  voraus. 
Ein  zehnprozentiger  Steuerfuss  gleich  bei  Beginn  und  bei  nichts  weniger  als 
grossem  Wohlstand  muss  freilich  die  Steuer  diskreditieren.  Solche  Anomalien 
sind  eben  die  Folgen  der  Selbständigkeit  Ungarns  und  seiner  etwas  überhasteten 
kulturellen  Entwickelung.  Das  muss  nun  ertragen  werden.  Mit  Künsteleien 
überbrückt  man  die  Kluft  zwischen  Können  und  Wollen  nicht.  Nur  langes, 
ernstliches  Streben  wird  da  aUmählich  eine  Besserung  erzielen. 

G.  Schanz. 
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Dr.  H.  Scheffler,  Oberbaurat,  Die  Regelung  der  Steuer-,  Einkommen - 
und  Geldverhältnisse  und  das  natürliche  Wahlrecht.  Berlin,  Putt- 
kammer und  Mühlbrecht  1887.     171  S. 

Ein  sonderbares  Buch,  in  vieler  Hinsicht  originell,  in  vieler  aber  auch 
barock,  naiv  und  unpraktisch.  Wie  so  viele  Praktiker,  die  über  national- 
ökonomische  Fragen  Schriftstellern,  so  ist  auch  unser  Verfasser  ebenso  keck  in 
seinen  Urteilen  und  Folgerungen,  als  kühn  in  seinen  Forderungen,  es  fehlt  die 
Beherrschung  des  einschlägigen  Wissensstoffes  und  die  allseitige  Abwägung. 
Gleich  die  ersten  Sätze  geben  eine  Vorstellung:  „Nach  allgemeinen  Natur- 
gesetzen muss  der  Anteil  von  der  Gesamtlast,  welchen  jeder  einzelne  zu 
übernehmen  hat,  dem  Bedürfnisse  entsprechen,  womit  er  den  Dienst  des  Ge- 
samtwesens in  Anspruch  nimmt.  —  Das  Bedürfnis  des  Schutzes  entspricht  aber 
wieder  der  Kraft,  womit  der  einzelne  in  der  Gemeinschaft  wirkt  oder  ist  dieser 
Kraft  proportional;  man  kann  daher  auch  sagen,  der  Anteil  an  den  Staats- 
lasten, welchen  jeder  einzelne  zu  tragen  hat,  muss  seiner  Tragkraft  ent- 
sprechen. —  Die  Steuerkraft  des  einzelnen  liegt  unverkennbar  in  seinem  Ein- 
kommen; das  von  jedem  zu  fordernde  materielle  Opfer  muss  daher  nach  Ver- 
nunftgesetzen ein  für  alle  gleicher  Prozentsatz  des  Einkommens  sein." 

Die  Progression  der  Einkommensteuer  hält  der  Verfasser  ebenso  wie  die 
höhere  Belastung  des  fundierten  Einkommens  an  und  für  sich  für  widersinnig, 
aber  er  lässt  sie  zu,  teils  um  gegenüber  den  indirekten  Steuern  ausgleichend 
zu  wirken  und  proportionale  Besteuerung  herzustellen,  teils  um  das  nach  ihm 
bestehende  Missverhältnis  der  Einkommen  zu  korrigieren. 

Die  Berechnungen  Schefflers  sind  nun  nicht  ohne  Interesse.  Er  legt 
die  Verhältnisse  der  Stadt  Braunschweig  zu  Grunde  und  geht  davon  aus,  dass 
nicht  nur  die  Verbrauchsabgaben  und  Zölle,  sondern  auch  die  Grund-  und  Ge- 
werbesteuern indirekte  Steuern  seien  und  auf  den  Verbraucher  schlechtweg 
überwälzt  würden ;  indem  er  nun  —  für  die  Reichssteuern  wird  die  Repartition 
nach  dem  Matrikularumlagefuss  gemacht  —  berechnet ,  welches  Prozent  vom 
Einkommen  in  den  einzelnen  Einkommensklassen  auf  die  indirekten  Steuern 
trifft  und  welches  auf  die  als  unüberwälzbar  betrachtete  Einkommensteuer,  so 
erhält  er  folgende  Skala: 

Indirekte  Steuern    Einkommensteuer    Gesaratsteuer 

Einkommen  unter     400  M.  5,80  0  5,80 

400—      900    „  5,73  0,9  6,63 

900—  1,500    „  5,67  0,9  6,57 

1,500—  6,000    „  5,27  1,75  7,02 

6,000—12,000    „  4,63  3,60  8,23 

12,000—24,000    „  4,36  3,60  7,96 

Über  24,000    „  4,09  —  — 

Die  —  allerdings  sehr  anfechtbare  Rechnung  —  ergibt,  dass  die  untersten  Klassen, 
wenn  man  die  Gesamtbelastung  in  Betracht  zieht  —  nicht  überlastet  sind,  im 
Gegenteil  die  höheren  Einkommensklassen  sind  effektiv  überproportional  be- 
lastet. Wollte  die  Stadt  Braunschweig  ihre  gesamten  Steuerlasten,  also  auch 
die  fürs  Reich,  durch  die  Einkommensteuer  allein  aufbringen,  so  müsste  der 
Prozentsatz  6 — 8V2  Prozent  betragen. 

Der  Verfasser  meint,  das  aus  direkten  und  indirekten  Steuern  gemischte 
System  sei  durchaus  nicht  verwerflich  und  bezeichnet  es  als  fraglich,  ,ob  die 
Aufhebung  aller  indirekten  und  sonstigen  Steuern  unter  Einführung  einer  all- 
gemeinen Einkommensteuer  bei  dem  herrschenden  Ausbeutungsbestreben  einem 
jeden  zu  statten  kommen,  also  billigere  Preise  mit  sich  führen  würde,  welche  es 
ermöglichten ,  für  die  Minderausgabe  in  Haushaltungsgegenständen  die  höhere 
Einkommensteuer  zu  bestreiten."  Der  Verfasser  wünscht  nur,  dass  die  Ein- 
kommensteuer stets  so  regulierend  eingreife,  dass  sie  wirklich  den  Ausgleich 
herbeiführe ;  sie  soll  Zug  um  Zug  mit  jeder  Aenderung  der  indirekten  Steuern 
sich  auch  ändern.     Wenn  z.  B.  die  Tabaksteuer  50  Mill.  Mark,  also  10  Prozent 
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der  Ausgabe  oder  des  Wertes  des  Tabaks  aufbringen  soll,  was  0,275  Prozent 
des  Gesamteinkommens  erfordert,  so  würden  der  Verbrauch,  die  Tabaksteuer 
und  Einkommensteuer  beziehungsweise  Ergänzungssteuer  folgende  Relation  auf- 
weisen in  den  7  Einkommensklassen: 

Verbrauch.     .     .         3  3  3  3  2,6  1,7  1,2 

Tabaksteuer   .     .         0,3  0,3  0,3  0,26         0,56         0,17         0,12 

Ergänzungssteuer  —  0,025  —  0,025  —  0,025  —  0,025  +  0,015  +  0,015  +  0,015 
Die  unteren  4  Klassen  hätten  einen  Nachlass  bei  der  Einkommensteuer,  die 
oberen  3  Klassen  einen  Zuschlag  zu  erwarten. 

Das  ist  der  Kern  der  Schefflerschen  Steuerlehre.  Die  übrigen  Er- 
örterungen des  Verfassers  über  Regelung  der  Einkommen,  Währung,  Wahlrecht, 
liegen  ausserhalb  des  Rahmens  der  Zeitschrift,  würden  auch,  da  gerade  sie  recht 
viel  Absonderliches  enthalten,  uns  viel  zu  weit  führen. 

G.  Schanz. 


A.  H.  Exner^  Die  Einnahmequellen  und  der  Kredit  Chinas  nebst 
Aphorismen  über  die  deutsch-ostasiatischen  Handelsbeziehungen. 
Berlin,  Verlag  von  A.  Ascher  &  Co.     1887.     71  S. 

Der  Verfasser,  seiner  Zeit  Delegierter  des  deutschen  Eisenbahnkonsortiums 
für  China,  ist  in  der  Lage,  auf  Grund  der  besten  Informationsquellen  an  Ort 
und  Stelle  über  das  chinesische  Finanzwesen  Mitteilungen  zu  machen,  die  von 
grossem  Interesse  sind,  zumal  seit  das  deutsche  Kapital  mehrfach  China  seine 
Aufmerksamkeit  zugewendet  hat.  Seit  1887  ist  auch  bekanntlich  eine  5V2pro- 
zentige  chinesische  Anleihe  auf  5  Mill.  Mark  lautend  an  der  Berliner  Börse  ein- 
geführt (vgl.  Jahrbuch  der  Berliner  Börse  1887—1888,  S.  23,  24). 

Ein  klares  Bild  über  die  Finanzlage  Chinas  ist  unmöglich,  da  es  Budgets 
und  offizielle  Publikationen  über  die  Finanzen  in  unserem  Sinn  nicht  gibt.  Nach 
europäischen  Begriffen  ist  auch  die  chinesische  Finanzwii-tschaft  eine  äusserst 
mangelhafte;  gleichwohl  ist  die  Kreditwürdigkeit  Chinas  eine  grosse,  weü  es 
starke  Verschuldung  perhorresziert,  die  kontrahierten  Schulden  durch  Verpfän- 
dung der  Zölle  sicherstellt,  zu  kurzen  Tilgungsfristen  sich  verpflichtet  und  pein- 
lich allen  Verpflichtungen  nachkommt. 

Die  Mangelhaftigkeit  des  chinesischen  Finanzwesens  liegt  nach  einer  Seite, 
die  die  auswärtige  Schuld  nicht  direkt  tangiert.  Das  Krebsübel  ist  die  weit- 
gehende Gewalt  der  Steuereinnehmer  und  das  System  der  Verpachtung.  Dem 
Volk  wird  viel  mehr  abgenommen  als  die  Zentralregierung  erhält.  Jeder  Pro- 
vinzialsteuereinnehmer,  resp.  die  Vizekönige  und  Gener algouvemeure  sind  ange- 
wiesen, zur  Bestreitung  der  Ausgaben  der  Zentralregierung  gewisse  Summen 
jährlich  nach  Peking  einzusenden;  im  Fall  sie  dem  nicht  nachkommen,  drohen 
ihnen  die  härtesten  Strafen,  Entsetzung  u.  s.  w. ,  wovon  auch  thatsächUch  Ge- 
brauch gemacht  wird.  Man  weiss  recht  gut  in  Peking,  dass  die  Mandarinen 
reichlich  sich  schadlos  halten.  Lassen  diese  es  dabei  an  den  nötigen  Geschenken 
nach  oben  fehlen,  so  knöpft  man  ihnen  zuweilen  einMilUönchen  ab,  indem  man 
dem  einen  oder  anderen  die  Ehre  erweist,  einen  neuen  Palast  für  die  Kaiserin- 
Mutter  bauen  zu  dürfen  u.  dgl. 

Die  Einnahmquellen  des  chinesischen  Reichs  teilt  Exn er  ein  in  1.  Grund- 
steuer, 2.  Reistribute,  3.  Salzsteuer,  4.  diverse  Lizenz-  und  Registriergebühren, 
5.  die  von  Hoppos  verwalteten  NativezöUe,  6.  den  Lekin,  7.  als  die  wichtigste 
die  zur  Zeit  imter  fremder  europäischer  Verwaltung  stehenden  SeezöUe  auf  den 
fremden  Handel. 

Die  Grundsteuer,  die  gegen  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  nahezu  Vs 
der  Gesamtrevenuen  des  chinesischen  Staates  ausgemacht  haben  soll,  ist  heute 
nur  noch  von  geiingem  Ertrag.  Noch  zu  Anfang  des  Jahrhunderts  bezifferte  sie 
sich  auf  40  Mül.  Taels  (1  T.  =  5,83  deutsche  Mark),   heute   auf  etwa  20  MiU. 
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Taels.  Der  Grund  ist  ein  doppelter.  Die  Taiping-Rebellion  hat  Dörfer  und 
Städte  verwüstet  und  in  einzelnen  Provinzen  nahezu  Vs  des  früher  gut  bebauten 
Bodens  in  Brachfelder  und  Wüsteneien  verwandelt.  Noch  verschiedentlich  im 
Lauf  der  letzten  10  Jahre  nach  Peking  gesandte  Memoranden  einzelner  Pro- 
vinzialgouverneure  geben  das  in  ihren  Provinzen  unbestellt  liegende  Land  auf 
V2  oder  Vs  ihres  Gesamtareals  an.  In  andern  Distrikten,  in  denen  die  Felder 
zwar  sämtlich  wieder  regelmässig  bestellt  werden,  ist  die  Landbevölkerung  teil- 
weise derartig  verarmt,  dass  es  unmöglich  ist,  von  ihr  hohe  Abgaben  einzu- 
treiben. Auch  im  Norden,  in  Tschili,  welche  Provinz  bekanntlich  nur  wenig 
von  der  Rebellion  zu  leiden  gehabt  hat,  berichtet  Li  Hung  Chang  in  einem 
1878  nach  Peking  gerichteten  Memorandum,  dass  er  aus  der  Grundsteuer  seiner 
Provinz  nur  600,000  Taels  zu  erzielen  vermöchte,  während  ihm  diese  Steuer- 
quelle von  Peking  aus  mit  minimal  1,300,000  Taels  angesetzt  sei.  Der  zweite 
Grund  Hegt  in  der  Verwirrung  der  Eigentumsverhältnisse;  ein  jeder  Magistrat 
in  China  ist  zwar  verpflichtet ,  ein  Grundbuch  für  seinen  Bezirk  zu  führen ,  in 
welchem  bei  Besitzwechsel  die  entsprechenden  Umschreibungen  bewirkt  werden 
sollen.  Der  Stempelersparnis  wegen  unterbleiben  häufig  die  Eintragungen,  und 
es  soll  an  vielen  Plätzen  eine  solche  Konfusion  in  den  Büchern  eingetreten  sein, 
dass  es  ganz  umnöglich  geworden,  die  wirklichen  Landbesitzer  aus  den  Büchern 
festzustellen  und  zur  Entrichtung  der  Abgabe  in  voller  Höhe  oder  überhaupt 
heranzuziehen. 

Die  zweite  Einnahmequelle  bilden  die  Reistribute;  dieselben  zerfallen 
in  zweierlei  Art,  nämlich  diejenigen  Reisquanten,  welche  jährlich  als  Tribut  nach 
Peking  zu  liefern  sind,  und  diejenigen  Quanten  an  Reis,  Getreide  und  Hülsen- 
früchten, welche  zum  Unterhalt  der  Provinzialarmeen  benötigt  werden.  Die 
ersteren  waren  ursprünglich  8  von  den  18  Provinzen  Chinas  auferlegt  und  waren 
bestimmt  zur  Unterhaltung  der  Pekinesischen  Mandschurenarmee.  Derzeit  findet 
diese  Naturalienlieferung  nur  noch  seitens  4  Provinzen  statt,  während  die  andern  4, 
welche  zusammen  Vs  des  Gesamtquantums  der  8  Provinzen  zu  liefern  verpflichtet 
waren,  jetzt  an  Stelle  dieser  Reislieferung  eine  Silberzahlung  leisten,  über  deren 
Höhe  indessen  nichts  in  Erfahrung  zu  bringen  ist.  Durchschnittlich  werden  an 
eifektiven  Reistributen  jetzt  jährlich  noch  1,550,000  Piculs  (ä  121  Pfund)  nach 
Peking  verschifft.  Berechnet  man  den  Picul  mit  V/2  Tael  und  schlägt  V»  des 
Produkts  als  Gegenwert  der  Silbersendungen  der  letztgenannten  4  Provinzen 
hinzu ,  so  kann  man  den  Wert  des  jährlichen  Reistributs ,  soweit  er  eine  Ein- 
nahmequelle der  Zentralregierung  bildet,  auf  2,800,000  Taels  beziffern.  Freilich 
sollen  auch  beim  Reis  grosse  Missbräuche  vorkommen.  Man  tauscht  den  guten 
Reis  gegen  schlechten  aus,  auf  den  Stationen  und  in  Peking  selbst;  in  Peking 
lassen  die  Mandarinen  nachts  den  Reis  zu  den  Bäckern  bringen  und  tauschen 
unbrauchbaren  dafür  gegen  Vergütung  aus.  Man  behauptet  sogar,  dass  der 
plötzliche  Friedensschluss  im  letzten  französisch-chinesischen  Krieg  mit  den  ver- 
dorbenen Reislagem  Pekings  zusammengehängt  habe.  Als  die  kaiserliche  Regie- 
rung in  Befürchtung  eines  möglichen  Vordringens  der  Franzosen  nach  dem  Norden 
eine  Revision  der  Reislager  anordnete,  sei  den  Palastbeamten  ängstlich  zu  Mute 
geworden  und  sie  hätten,  damit  die  Unordnungen  unentdeckt  blieben,  vereint 
für  den  Frieden  gewirkt. 

Für  die  Salzsteuer  besteht  das  Monopol,  das  in  der  folgenden,  ganz 
unnötigerweise  komplizierten  Methode  gehandhabt  wird:  China  ist  in  7  Salz- 
distrikte eingeteilt,  von  denen  jeder  seine  eigenen  Produktionsplätze  besitzt.  Das 
an  diesen  Produktionsplätzen  durch  Einkochen  und  Verdunsten  von  Seewasser 
gewonnene  Salz  darf  nur  in  demjenigen  Distrikt  verkauft  werden,  welchem  der 
Produktionsplatz  angehört.  Der  Versuch  des  Verkaufs  in  einem  anderen  Distrikt 
wird  als  Schmuggel  angesehen  und  das  Salz  unterliegt  der  Beschlagnahme.  Das 
jeweilig  produzierte  Salz  muss  zu  einem  von  der  Regierung  festgesetzten  Preise 
an  den  Staat  verkauft  werden,  welcher  zu  diesem  Zwecke  in  der  Nähe  der  be- 
treffenden Produktionsplätze  grosse  Aufnahmestellen  errichtet  hat.  Der  Verkauf 
des  Salzes  findet  alsdann  zu  einem  gleichfalls  feststehenden  entsprechend  höherem 
Preise   seitens   des   Staates  an   bestimmte  Personen,   sogenannte  Salzkaufleute, 
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statt.  Salzkaufmann  kann  nur  derjenige  sein,  welcher  einen  vom  kaiserlichen 
Salzkommissar,  eventuell  dem  beta-efifenden  Vizekönig  oder  Generalgouvemeur 
ausgestellten  Lizenzschein  besitzt.  Ein  solcher  Lizenzschein  ermächtigt  nicht 
nur  zum  einmaligen  Einkauf  eines  bestimmten  Quantums  Salz,  ist  vielmehr  auf 
unbeschränkte  Zeitdauer  ausgestellt  und  kann  weiter  verkauft,  oder,  was  das 
Gebräuchlichste  ist,  in  der  Familie  weiter  vererbt  werden.  Diese  Erlaubnis- 
scheine repräsentieren  einen  beträchtlichen  Wert  und  ihr  Kaufpreis,  der  aller- 
dings in  den  verschiedenen  Distrikten  verschieden  ist,  kann  derzeit  wohl  mit 
10,000  bis  15,000  Taels  per  Stück  angegeben  werden.  Dieser  Schein  berech- 
tigt, wie  bereits  bemerkt,  jeweilig  zum  Ankauf  eines  bestimmten  Quantums, 
nämlich  .500  Yin  aus  der  staatlichen  Salzniederlage  und  steht  es  alsdann  dem 
Salzkaufmann  frei,  die  gekauften  500  Yin  zwecks  Weiterverkaufs  nach  einem 
beliebigen  ihm  geeignet  erscheinenden  Markt  innerhalb  des  betreffenden  Salz- 
distriktes  zu  schaffen.  Hier  ist  es  ihm  jedoch  nicht  erlaubt,  das  Salz  ohne  wei- 
teres an  den  ersten  Besten  weiter  zu  verkaufen.  Wie  er  dasselbe  durch  die 
Regierung  bezogen  hat,  so  darf  er  dasselbe  auch  nur  durch  die  Regierung  wieder 
verkaufen.  Zu  diesem  Zwecke  muss  er  dasselbe  in  eine  Art  Zollhaus,  deren 
es  an  jedem  einigermassen  wichtigeren  Platze  eines  oder  mehrere  gibt,  an  den 
Wei-yuen,  einen  Bevollmächtigten  des  Salzkommissars,  einliefern.  Seitens  dieses 
Wei-yuen  wird  das  Salz  alsdann  successive  und  in  der  Reihenfolge  seiner  An- 
kimft  zu  einem  gleichfalls  regierungsseitig  festgesetzten  entsprechend  höheren 
Verkaufspreis  an  den  Konsum  abgegeben.  Nach  erfolgtem  Verkauf  des  letzten 
Piculs  erhält  der  Salzkaufmann  den  füi'  die  Zwischenzeit  von  dem  Wei-yuen  in 
Verwahrung  genommenen  Lizenzschein  zurück,  zugleich  mit  dem  Erlös  des  Salzes 
abzüglich  eines  Betrags  für  Lekin  und  für  Verwaltungsspesen. 

Der  Nutzen  des  Kaufmanns  besteht  sonach  in  der  Differenz  zwischen  dem 
staatlicherseits  festgesetzten  Einkaufspreis  und  dem  staatlicherseits  festgesetzten 
Verkaufspreis  abzüglich  des  Betrags  für  Lekin  und  Verwaltungsspesen  sowie  der 
Transportkosten.  Die  Höhe  des  Gewinnes  pro  Jahr  variiert  allerdings ;  sie  wird 
um  so  grösser  sein,  je  schneller  es  dem  Kaufmanne  gelingt ,  sein  Salz  zu  ver- 
kaufen und  seinen  Lizenzschein  zu  erneuter  Benutzung  zurückzuerhalten,  d.  h. 
je  häufiger  es  ihm  möglich  ist,  im  Laufe  eines  Jahres  die  ihm  auf  seinen  Lizenz- 
schein bewilligten  500  Yin  —  da«  sind  ungefähr  3760  Piculs  oder  2000  Kilo- 
zentner —  umzusetzen.  Der  schnellere  oder  langsamere  Verkauf  des  Salzes 
hängt  hauptsächlich  von  der  Geschicklichkeit  des  betreffenden  Kaufmanns  ab, 
in  jedem  einzelnen  Falle  den  geeignetsten  Verkaufsplatz  zu  wählen. 

Diese  Salzlizenzscheine  sind  seitens  der  Regierung  nur  in  einer  limitierten 
Anzahl  ausgegeben,  in  einer  Anzahl,  welche  im  Verhältnis  zum  Salzkonsum  des 
Landes  stehen  soU  und  es  muss  den  Salzkaufleuten  naturgemäss  daran  gelegen 
sein,  dass  die  Zahl  dieser  Scheine  nicht  wesentlich  vermehrt  wird,  da  sonst 
durch  das  längere  Abwarten  beim  Verkauf  der  Jahresumsatz  auf  ihre  Scheine 
ein  kleinerer,  ihr  Verdienst  somit  ein  geringerer  werden  würde.  Als  der  vor 
wenigen  Jahren  verstorbene  Tso  tsung  tang  versuchte,  300  neue  Lizenzscheine 
auszugeben,  machte  sich  gegen  ihn  eine  solch  erbitterte  Opposition  der  Gilde 
der  Salzkaufleute  bemerkbar,  dass  er  es  für  angezeigt  hielt,  die  Vermehrung 
auf  60  Stück  zu  beschränken. 

Der  Gewüm,  welchen  die  chinesische  Regierung  aus  diesem  Salzmonopol 
zieht,  beruht,  wie  aus  dem  geschilderten  Verlauf  der  Transaktion  zu  ersehen 
ist ,  in  der  Differenz  zwischen  demjenigen  Preis ,  welchen  die  Regiertmg  dem 
Produzenten  zahlt  und  demjenigen,  welchen  sie  vom  Salzkaufinann  erhält,  sowie 
femer  in  dem  seit  einigen  Jahren  hinzugekommenen  Lekin,  welchen  der  Wei- 
yuen  beim  späteren  Verkaufe  des  Salzes  kürzt.  Obgleich  diese  letztere  Steuer 
eigentlich  unter  den  Titel  Lekin  gehört,  so  wird  sie  doch  allgemein,  als  zum 
Erträgnis  des  Salzmonopols  gehörig,  verrechnet. 

Die  Regienmgspreise  variieren  in  den  einzelnen  Distrikten.  Im  Liang 
Hwei-Distrikt  zahlt  die  Regierung  dem  Produzenten  circa  0,75  Tael  per  Piciü 
und  verkauft  das  gleiche  Quantum  an  den  Salzkaufmann  mit  1,20  Tael,  — 
eigentlich  mit  1,60  Tael;  man  darf  jedoch  40  Taelcents  als  Verwaltungskosten 
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absetzen,  um  gleich  den  Reingewinn  zu  erhalten.  —  Dies  ergibt  zunächst  einen 
Nettonutzen  von  0,45  Tael  per  Picul.  Dazu  kommt  der  mit  Tael  1,13  zu  kür- 
zende Lekin.  Lässt  man  auch  hier  die  Unebenheit  des  Bruches  für  Verwal- 
tungskosten fallen,  so  ergibt  sich  für  die  Regierung  ein  Nettogewum  von  circa 
Vli  Tael  per  Picul. 

Ueber  die  Höhe  des  Konsums  fehlen  leider  zuverlässige  Daten.  Man 
kann  nur  aus  dem  Hwei  Tien  ersehen ,  dass  im  5.  Jahre  von  Chia  Ching,  das 
war  in  1801,  der  Salzkonsum  in  ganz  China  circa  20  Mill.  Piculs  betrug.  Nun 
ist  seit  jener  Zeit  in  einzelnen  Provinzen  der  Salzkonsum  wesentlich  zurück- 
gegangen, namentlich  in  solchen,  deren  Bevölkerung  durch  Hungersnot,  Ueber- 
schwemmung  und  dergleichen  sehr  verringert  worden  ist.  Dagegen  hat  sich  die 
Bevölkerung  anderer  Provinzen  durch  Zuwanderung  aus  den  ersteren  und  sonst 
auf  natürlichem  Wege  vermehrt  und  ist  daselbst  der  Salzkonsum  gewachsen. 
Man  kann  deshalb  wohl  die  obige  Ziffer  auch  heute  noch  als  eine  annähernd 
richtige  bestehen  lassen.  Da,  wie  schon  bemerkt,  die  Preise  in  den  einzelnen 
Salzdistrikten  variiei-en,  hier  und  da  deshalb  der  Gewinn  der  Regierung  mög- 
licherweise etwas  geringer  sein  könnte  als  der  vorhin  für  den  Distrikt  Liang 
Hwei  ausgerechnete  von  1 V2  Tael  per  Picul ,  so  muss  man ,  um  keine  unrich- 
tigerweise zu  hoch  gegriffene  Schätzung  eintreten  zu  lassen,  den  Durchschnitts- 
gewinn noch  um  337»  Prozent  niedriger  ansetzen  und  mit  nur  1  Tael  per  Picul 
annehmen.  Dann  würde  bei  einem  Salzkonsum  von  20,000,000  Piculs  das  Salz- 
monopol 20,000,000  Taels  pro  Jahr  abwerfen. 

Nach  Auszügen,  welche  im  Laufe  der  letzten  10  Jahre  aus  verschiedenen 
Artikeln  der  in  Peking  handschriftlich  erscheinenden  Staatszeitung  gemacht 
worden  sind,  dürfte  jedoch  das  Erträgnis,  welches  die  Zentralregierung  in  Peking 
aus  dem  Salzmonopol  zieht,  nur  etwa  9,600,000  Taels  betragen.  Auch  hier  liegt 
sonach  eine  grosse  Misswirtschaft  vor.  Die  Zentrair egiening  könnte  bei  ratio- 
neller Verwaltung  100  Prozent  mehr  erzielen. 

Was  die  Einnahme  aus  der  4.  Steuerquelle,  den  diversen  Lizenz-  und 
Eintragungsgebühren  betrifft,  so  ist  dieselbe  eine  kaum  nennenswerte,  da 
ein  Teil  dieser  Steuern  rein  nominelle  geworden  sind.  Hierhin  gehört  z.  B.  die 
Lizenz  für  Bergwerksuntemehmungen  und  die  Stempelvorschriften  für  Kontrakte 
über  Haus-  und  Grundstücksverkäufe.  Letztere  Kontrakte  sind  einer  gesetz- 
mässigen  Abgabe  von  3  Prozent  unterworfen,  welche  aber  nur  noch  sehr  selten 
gezahlt  wird.  Entweder  melden  die  Kontrahenten  den  Verkauf  überhaupt  nicht 
an,  oder  sie  geben  als  Kaufpreis  eine  wesentlich  niedrigere  Summe  an  als  wirk- 
lich gezahlt  wird.  Ein  sehr  grosser  Teil  der  Bevölkerung  besitzt  Häuser  und 
Ländereien  auf  Grund  ungestempelter  Kontrakte.  Die  Umgehung  dieser  Steuer 
ist  zu  einem  durch  die  Gewohnheit  legalisierten  Rechte  geworden  —  wenigstens 
ist  das  der  Standpunkt  des .  chinesischen  Volkes. 

Ein  einigermassen  gutes  Erträgnis  wirft  noch  die  Gebühr  für  Waren- 
niederlagen-, namentlich  aber  für  Versatzämter-Lizenzen  ab.  Versatzämter,  welche 
in  China  sehr  zahlreich  sind,  müssen  oft  50  bis  100  Taels  Lizenzgebühr  per  Jahr 
bezahlen,  auch  müssen  sie  vor  Eröffnung  des  Geschäfts  eine  Erlaubnis  hierzu 
beim  Fantai  erwirken,  für  welche  sie  zwischen  500  bis  5000  Taels  zahlen  müssen. 
Die  Höhe  dieses  Betrages  steht  mehr  oder  weniger  im  Belieben  der  Platzbehörde 
und  richtet  sich  wohl  zum  grossen  Teil  nach  den  Bedürfnissen  des  befindenden 
Beamten.  Peking  erhält  davon  wenig  oder  nichts.  Das  Total  einkomm  en  der 
Zentralregierung  aus  diesen  verschiedenen  kleinen  Lizenz-  und  Registriergebühren 
wird  man  wohl  kaum  auf  mehr  als  2  Mill.  Taels  veranschlagen  dürfen.  Ent- 
weder werden,  wie  geschildert,  die  Gebühren  nicht  entrichtet,  oder  das  Ent- 
richtete gelangt  nicht  oder  doch  nur  mit  einem  verschwindenden  Bruchteil  in 
die  Kassen  des  Staates.  —  Ueberall  geringere  Ablieferungen  als  das  Volk  that- 
sächlich  zahlt! 

Wir  kommen  nunmehr  zur  Besprechung  der  Zölle  und  betrachten  von 
denselben  zunächst  die  vorhin  als  Einnahmequelle  sub  5  aufgeführten  von  Hoppos 
verwalteten  Nativezölle  auf  die  in  chinesischen  Händen  ruhenden  Import-  und 
Exportgeschäfte. 
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Die  Einkünfte  aus  diesen  Nativezöllen  sollen  nach  dem  Hwei  Tien  vor 
1860  etwa  4'/«  Mill.  Taels  jährlich  ergeben  haben.  Nun  lässt  sich  nicht  leugnen, 
dass  durch  Einführung  des  fremden  Handels  der  einheimische  an  einzelnen 
Plätzen,  z.  B.  in  Canton,  zurückgegangen  und  infolge  dessen  eine  Verringerung 
dieses  Zollerträgnisses  daselbst  eingetreten  ist.  Dem  gegenüber  hat  sich  aber 
gerade  durch  den  fremden  Handel  wiederum  an  anderen  Plätzen  ein  lebhafterer 
Verkehr  entwickelt  und  damit  daselbst  ein  höheres  Zollerträgnis  ergeben.  Man 
darf  daher  wohl  auch  heute  noch  jene  ZiflFer,  die  ja  nicht  hoch  ist  —  4 '2  Mill. 
Taels  —  als  den  Verhältnissen  ungefähr  entsprechend  annehmen. 

Man  kann  jedoch  noch  das  Erträgnis  eines  Zolles  hinzurechnen,  welcher 
seit  Einführung  des  fremden  Handels  seitens  des  Hoppos  erhoben  wird,  nämlich 
eine  Zwischensteuer  auf  ausländisches  Opium.  Ausser  dem  durch  Sir  Robert 
Hart  zu  erhebenden  Einfuhrzoll  und  ausser  dem  im  Inland  zu  erhebenden  Lekin 
wird  noch  ausserdem  ein  dritter  Zoll,  eine  Zwischensteuer  an  den  Hafenplätzen 
in  dem  Augenblick  erhoben,  da  das  Opium  in  die  Hand  des  Eingeborenen  über- 
geht. Diese  Zwischensteuer  variiert  an  den  verschiedenen  Häfen  von  20  bis 
etwa  60  Taels  per  Kiste.  Nimmt  man  als  Durchschnitt  nur  35  Taels  an,  so 
ergibt  dies  bei  einer  Jahreseinfuhr  von  70,000  Kisten  eine  Einnahme  von  etwa 
2V2  Mill.  Taels.  Hiervon  darf  man  mit  gutem  Gewissen  1  Mill.  für  die  weiten 
Taschen  der  Hoppos  abschreiben  und  es  verbleibt  alsdann  für  den  Staat  noch 
etwa  l*/2  Mill.  Es  ergibt  sich  somit  sub  5  ein  Totaleingang  von  etwa  6  Mill. 
Taels  für  die  Zentralregierung. 

Wir  kommen  nun  zum  Lekin.  Dieser,  eine  Art  Transitzoll,  ist  in  China 
seit  1853  bekannt,  jedoch  erst  seit  den  Jahren  1860  und  1861,  als  die  Zentral- 
regierung zur  Unterdrückung  der  Rebellion  grösserer  Summen  bedurfte,  allgemein 
eingeführt.  Der  Lekin  ist  ein  Zoll,  welcher  ohne  Ausnahme  alle  Waren  trifft, 
welche  eine  Provinz  im  Transit  passieren,  und  er  wird  nicht  nur  einmal,  sondern 
mehrere  Male  in  derselben  Provinz  auf  die  passierende  Ware  erhoben. 

Die  Bestimmungen  betreffs  Erhebung  des  Lekin  werden  von  den  einzelnen 
Provinzialbehörden  festgesetzt.  Ist  von  dem  betreffenden  Provinzialgouvemeur 
ein  kaiserliches  Dekret  mit  der  Ermächtigung  erlangt,  in  der  und  der  Provinz 
Lekin  zu  erheben,  so  schreiten  die  Lokalbehörden  zur  Errichtung  eines  Zentral- 
bureaus und  zur  Festsetzung  aller  der  Punkte,  wo  Filialstationen  errichtet  werden 
sollen.  Jeder  dieser  Filialstationen  wird  ein  Wei-yuen  (Verwalter)  vorgesetzt, 
welcher  dem  Zentralbureau  untersteht,  aber  von  der  Distriktsbehörde  unabhängig 
ist.  Diese  Stationen  werden  naturgemäss  entlang  der  Haupttransportwege,  also 
sowohl  der  Landstrassen  wie  Kanäle,  errichtet.  Ihre  Zahl  richtet  sich  nach  der 
Grösse  des  Handels  und  je  nachdem  man  glaubt,  dass  die  Handelsartikel  der 
Gegend  mehr  oder  weniger  hohe  Abgaben  zu  tragen  vermögen.  Dementsprechend 
rückt  man  die  einzelnen  Stationen  näher  zusammen  oder  weiter  auseinander.  Es 
ist  eine  Art  Schlagbaumsystem  in  Form  der  bekannten  Chausseegelderhebung. 
Im  einzelnen  Falle  ist  die  Abgabe  ja  meistens  nicht  ins  Gewicht  fallend:  hat 
die  Ware  aber  eine  grössere  Entfernung  zu  reisen  und  muss  sie  alle  paar  Meilen 
dieselbe  Abgabe  erneut  bezahlen,  so  verteuert  dies  den  Artikel  sehr. 

Eine  Kontrolle  über  die  Wei-yuen,  die  Stationsvorsteher,  existiert  natür- 
lich, wie  bei  allen  derartigen  Posten,  nicht.  Der  Posten  ist  einfach  verpachtet, 
xmd  das  wenigste  der  gezahlten  Lekingelder  fliesst  in  die  öffentlichen  Kassen. 
Auch  die  Art  und  Weise,  wie  die  Verhandlungen  zwischen  dem  passierenden 
Kaufmann  und  dem  betreffenden  Zollbeamten  gefühi-t  werden,  kennzeichnet  das 
System  dieser  Lekinerhebung.  In  den  meisten  Fällen  wird  gefeilscht.  Der  ZoU- 
verwalter  verlangt  eine  bestimmte  Summe;  der  Kaufmann  bietet  weniger,  und 
so  feilschen  sie  hin  und  her.  bis  schliesssUch  ein  Einverständnis  zwischen  beiden 
Teilen  erzielt  ist.  Am  billigsten  kommt  der  Kaufmann  davon,  wenn  zwei  Wege 
nach  demselben  Ziel  führen  und  die  beiden  Zollbeamten  sich  infolge  dessen  gegen- 
seitig Konkurrenz  machen. 

Ueber  die  Lekineingänge ,  soweit  sie  in  die  Staatskassen  geflossen  sind, 
liegt  ziemlich  zahlreiches  Material  vor.  Ueber  die  zweifelsohne  gewaltig  höheren 
Beträge,   welche  das  Volk  thatsächlich  zahlt,   lässt  sich  nichts  ermitteln.    Aus 
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verschiedenen  Memoranden  einzelner  Provinzialregierungen  sind  gewisse  Zahlen 
ersichtlich  gewesen,  und  es  ist  ausserdem  vor  mehreren  Jahren  der  Gesamtein- 
gang an  Lekin  aus  den  18  Provinzen  von  seiten  des  Finanzministeriums  mit 
circa  18  Mill.  Taels  angegeben  worden.  Hierin  ist  jedoch  der  Lekin  auf  Salz 
einbegriffen,  welchen  wir  im  Salzmonopol  schon  verrechnet  haben  und  welcher 
ungefähr  ^/4  des  Gewinns  aus  jener  Steuer  ausmachte.  Wir  müssen  somit  von 
jenen  18  Millionen  7  Millionen  absetzen  und  erhalten  einen  Lekin eingang  von 
11  Mill.  Taels  für  die  Zentralregierung. 

Obwohl  in  den  letzten  Jahren  die  Lekinstationen  in  verschiedenen  Pro- 
vinzen vermehrt  worden  sind ,  so  ist  es  doch  zu  schwer  zu  beurteilen ,  ob  da- 
durch auch  der  Staatskasse  oder  nur  den  Kassen  der  Wei-yuen  und  sonstigen 
Zollbeamten  Vorteile  erwachsen  sind.  Man  darf  deshalb  von  einer  Erhöhung 
der  ausgerechneten  Ziffer  von  11  Mill.  Taels  oder  55  Mill.  Mark  absehen. 

Die  zur  Zeit  unter  europäischer  Administration  stehenden  Seezölle  bieten 
ein  wesentlich  anderes  Bild  der  Verwaltung,  ein  Bild,  welches  gewaltig  kontra- 
stiert mit  der  Misswirtschaft  bei  den  auf  chinesische  Weise  verwalteten  Steuern. 
Hier  hat  man  es  mit  einem  exakt  geleiteten  Ressort  zu  thun;  erhält  man 
regelmässig  detailliei-te  statistische  Aufstellungen  und  ist  sicher,  dass,  solange 
die  Leitung  dieser  Behörde  in  Sir  Roberts  Händen  verbleibt,  keinerlei  Unregel- 
mässigkeiten in  der  Einziehung  und  Ablieferung  dieser  Zölle  stattfinden  werden. 
Der  in  englischer  Sprache  veröffentlichte  Jahresbericht  dieser  Behörde  gibt 
erschöpfendes  Material  zur  Beurteilung  des  fremden  Handels  mit  China.  Der 
Umsatz  im  fremden  Handel  belief  sich  im  Jahre  1885  auf 

88,200,018  Haikwan  Taels  Importe 

65,005,711  „  „      Exporte 

Total  153,205,729  „  „      circa  766,025,000  Mark. 

Die  Zolleinnahmen  aus  diesem  Verkehr  bezifferten  sich  auf 
14,085,672  Haikwan  Taels  in  1882 
13,286,757  ,  ,       ,    1883 

13,510,712  ,  ,       „    1884 

14,472,766  ,  ,       „    1885 

Von  diesen  Beträgen  entfallen  auf  Einfuhrzoll  auf  Opium  etwa  2  Mill. 
Taels.  Nach  Inkrafttreten  der  englisch-chinesischen  Opiumkonvention  von  1885 
wird  sich  dieser  Betrag  um  weitere  80  Taels  per  Picul,  d.  h.  um  etwa  5  V«  Mill. 
Taels  vermehren.  Selbst  angenommen,  dass  durch  diesen  erhöhten  Eingangszoll 
auf  Opium  ein  Rückgang  in  der  Opiumeinfuhr  zu  konstatieren  sein  dürfte,  so 
wird  man  doch  kaum  fehlgehen,  wenn  man  für  die  Folge  eine  Zunahme  der 
Zolleinkünfte  aus  dieser  Quelle  von  4  Mill.  Taels  mit  Bestimmtheit  voraussetzt. 

Dass  durch  einen  etwaigen  Krieg  zwischen  China  und  einer  der  Vertrags- 
mächte dem  Handel  grösserer  Schaden  zugefügt  und  dadurch  ein  stärkerer 
Niedergang  der  Zolleinnahmen  veranlasst  werden  könnte,  als  dies  bei  früheren 
ähnlichen  Gelegenheiten  der  Fall  gewesen,  ist  nicht  wohl  anzunehmen.  Eine 
stark  an  dem  Verkehr  mit  China  beteiligte  Macht  hat  alles  Interesse  daran,  den 
Handel  ihrer  eigenen  Unterthanen  möglichst  zu  schonen.  Eine  nicht  in  gleichem 
Masse  an  demselben  interessierte  Macht  wird  voraussichtlich  noch  grössere  Rück- 
sicht auf  den  Handel  der  Neutralen  nehmen,  um  das  Wohlwollen  derselben 
nicht  zu  verscherzen  und  sich  nicht  neue  Verwicklungen  zuzuziehen.  Die  Er- 
eignisse der  Jahre  1858,  1860,  1883  und  1884  sind  Beweise  für  die  Richtigkeit 
dieser  Auffassung.  Gegen  eine  Einnahme  der  Seezölle  14,085,672  Taels  in  1882 
wiesen  dieselben  während  des  Krieges  in  1883  13,286,757  und  in  1884  13,510,712 
Taels  auf  und  der  unbedeutende  in  1885  mit  14,472,766  Taels  wieder  einge- 
brachte Rückgang  ist  viel  mehr  einer  auf  Ueberspekulation  beruhenden  Handels- 
krise als  dem  Konflikt  mit  Frankreich  zuzuschreiben. 

Die  nach  europäischem  System  verwalteten  Seezölle,  mit  einem  Durch- 
schnittserträgnis von  14  Mill.  Taels  oder  70  Mill.  Mark  sind  es,  deren  Verpfän- 
dung bei  Aufnahme  grosser  chinesischen  Anleihen  in  Deutschland  in  erster 
Ijinie  als  Sich(jrheit  in  Aussicht  zu  nehmen  ist. 
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Exner  schätzt  die  efifektiven  Steuerablieferungen  an  die  Zentralregierung 
in  Peking  folgendermassen : 

Grundsteuer  20  Mill.  Taels;  Reistribut  2,8  MilL;  Salzmonopol  9,6  MilL; 
Lizenz-  und  RegLstriergebühren  2  Mül.;  Nativezölle  inkl.  Opiumzwischensteuer 
6  Mill.;  Lekin  11  Mill.:  Seezölle  14  Mül.;  in  Summe  65,4  Mül.  (Vgl.  übrigens 
auch  die  Schätzungen  im  Berliner  Börsenjahrbuch.) 

Die  äussere  Staatsschuld  Chinas  ist  eine  kaum  nennenswerte  (siehe  eben- 
da); die  innere  kommt  nicht  in  Betracht.  Freiwillig  leihen  die  Einheimischen 
der  Regierung  überhaupt  nicht,  weü  sie  bezüglich  der  Zinsen  und  Rückzahlvmgen 
von  dem  guten  Wülen  der  Provinzialbehörden  abhängen,  bezw.  nichts  erhalten 
würden.  Auch  die  wiederholt  gemachten  Zwangsanleihen  werden  nur  durch 
Verleihung  eines  Mandarinenknopfs,  Ehrentitels  u.  dgl.  gelohnt. 

G.  Schz. 


H.  C.  Krüger,  Russlands  Finanzlage.  Ej-itische  Erräuterimgen  der 
gegenwärtigen  Finanzkalamität  und  Vorschläge  zu  deren  Hebung. 
BerHn  1887.     69  S. 

Der  Verfasser  stellt  seine  Broschüren  zusammen,  die  er  April,  Juni,  Sep- 
tember 1883,  Januar,  Aprü  1884,  März  1885  verfasst  hat.  Sie  sind  gegen  die 
russische  Finanzverwaltung  namentlich  des  abgetretenen  Ministers  Bunge  gerichtet, 
indem  der  Verfasser  zwar  anerkennt,  dass  sie  viel  gethan  habe,  das  Budget  zu 
ordnen,  mit  den  Ausgaben  zu  sparen,  und  namentlich  die  die  Ordnung  geß.hrdenden 
Supplementarkredite  hintanzuhalten,  aber  gegenüber  der  Valutafrage  zu  passiv 
sich  verhalten  habe.  Der  VerfaU  der  russischen  Valuta  wird  hauptsächlich  in  dem 
Fehlen  einer  nationalen  Haute-Finance,  in  dem  Treiben  der  Valutabaissiers  ge- 
sucht; ohne  die  fehlerhafte  Operation  in  den  sechziger  Jahren  behufs  Kurs- 
hebung einer  Wiederholung  für  wert  zu  halten,  rät  Krüger  doch  (1883)  zu  einer 
Intervention  des  Staates  etwa  nach  dem  Muster  der  amerikanischen  Finanz- 
minister Boutwell  und  Shennann,  welche  die  Spekulanten  durch  wiederholt 
unerwartetes  Eingreifen  einschüchterten  (sie  verschafften  sich  einen  Goldvorrat 
von  10—15  MiU.  Dollar  und  Uessen  an  der  New- Yorker  Börse  Gold  ostentativ 
mit  6  mit  8  Prozent  unter  dem  vorigen  Tageskurs  ausbieten  und  gleich- 
zeitig an  der  Londoner  Börse  Greenbacks  6  bis  8  Prozent  höher  ankaufen. 
Das  Geheimnis  des  Erfolgs  lag  in  dem  Unerwarteten  und  Plötzlichen,  wodurch 
die  Arbitrage  verlustbringend  wurde. 

Weiter  wünscht  der  Verfasser  ein  festes  Normalbudget  —  ohne  Supple- 
mentarkredit  —  und  eine  Reform  bei  den  Bahnen,  einmal,  indem  er  bei  allen 
femer  zu  erteüenden  Eisenbahnkonzessionen  einfach  die  doppelte  Währung  ab- 
schaffen wül  —  nachdem  aUe  Eisenbahnmaterialien  aus  dem  Inlande  bezogen 
werden  müssen,  so  sei  eine  Obligationsmetallverrechnung  für  die  Regierung 
nicht  mehr  nötig,  welche  bei  einem  Kursdamno  von  circa  35 — 40  Prozent  und 
einem  jährlichen  Baukapital  von  circa  16—20  Mül.  Rubel  einen  Schaden  von 
circa  4—6  Mül.  Rubel  verursache  —  sodann  Eindämmimg  der  Garantiesummen. 
Das  Totaldefizit  Russlands  betrug  1872—81  135,9  Mül.  Rubel,  die  Garantie- 
zuschüsse an  die  Bahnen  aber  136,2  Mül.  Rubel.  Er  hofft  von  einer  Verpach- 
tung eine  allmähliche  Verstopfung  dieser  Aderblutung. 

Wie  ein  roter  Faden  durchzieht  aber  ein  dritter  Vorschlag  alle  Betrach- 
tungen, nämlich  die  Umwandlung  der  Staatsbank  in  eine  Aktienbank  naeh  dem 
Muster  der  deutschen  Reichsbank.  Mit  ihrer  Hufe  aUein  hält  er  eine  langsame 
Wiederherstellung  der  Valuta  für  möglich.  Sie  schaffe  das  Vertrauen,  dass  mit 
der  Notenemission  gebrochen  werde  (!),  auch  soUte  dadurch  eine  grössere  Menge 
Gold  ins  Land  geführt  werden;  in  der  letzten  Abhandlung  wird  übrigens  vor- 
geschlagen, dass  die  russische  Regierung  statt  Gold  auch  goldzinstragende 
Staatspapiere   zum  Tageskurse  in  Zahlung   genehmigte,    dadurch   würde    den 
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heimischen  Kapitalisten  die  Möglichkeit  gegeben,  sich  stärker  an  der  Subskription 
zu  beteiligen  und  die  Unternehmung  zu  einer  mehr  nationalen  zu  machen.  Um 
der  Nationalbank  die  sichere  Fundierung  für  die  nicht  gedeckten  circa  800  Mül, 
zu  geben,  soll  die  Regierung  entweder  die  volle  Garantie  der  successiven  Ab- 
zahlung der  vorhandenen  Notenmasse  in  Gold  an  die  Nationalbank  in  formeller, 
bündiger  Weise  unter  Stipulierung  einer  jährlich  abzutragenden  Minimalrate 
geben  oder  sich  zu  einer  Reduktion  etwa  im  Verhältnis  von  3 : 2  oder  2 :  1 
oder  3 :  1  entschliessen,  d.  h.  sie  tauscht  drei  Rubel  Kreditbillets  in  einen  Rubel 
Noten  der  Nationalbank,  reduziert  also  ihre  Verpflichtungen  um  666^/8  Mül, 
Rubel! 

Unseres  Erachtens  sind  alle  Vorschläge  zur  Hebung  der  russischen  Valuta 
ziemlich  in  den  Wind  gesprochen,  solange  alle  Welt  Russlands  Friedensliebe 
misstraut;  eine  ernstliche,  friedliche  Politik  ist  die  erste  Voraussetzung, 
Wandel  zu  schaffen.  Der  Kursverlust  der  russischen  Regierung  ist  jetzt  schon 
so  gross,  als  die  Zinsen  für  eine  Anleihe  an  Stelle  des  Papiergeldes  ausmachen 
würden.  G.  Schz. 


Dr.  H.  Kaufmann,  Statistique  financiere  de  la  Russie  en  1862 — 84, 
publice  par  le  comite  central  de  statistique  de  la  Russie.  Peters- 
burg 1886.     417  S. 

Bei  dem  grossen  Interesse,  das  die  russischen  Finanzen  zur  Zeit  in  wei- 
testen Kreisen  erregen,  empfiehlt  sich  ein  an  Detail  reiches  Werk  wie  das  obige 
von  selbst.  In  den  Tabellen  ist  dem  russischen  Text  immer  zugleich  eine  fran- 
zösische Uebersetzung  beigefügt.  Im  übrigen  verweisen  wir  zur  Erläuterung 
und  Beurteilung  des  russischen  Haushalts  auf  Clercqs  Werk  (vgl.  Finanz- 
archiv m,  S.  963  f)  G.  Schz. 


Dr.  S.  Ad.  Pfannstiel,   Geschichte  und  Statistik  der  Grundsteuer- 
verfassungen.    Schivelbein,  Verlag  Waldow,   1885.     53  S.     4^. 

Dass  das  Steuerwesen  durch  vergleichende  Untersuchungen  der  einzelnen 
Steuern,  namentlich  in  technischer  Beziehung  sehr  gefördert  werden  kann,  steht 
ausser  Zweifel.  Eine  gründliche  Bearbeitung  der  Grundsteuern  nach  dieser 
Methode  besitzen  vsdr  noch  nicht.  Die  vorliegende  Arbeit  von  Pf  ann stiel  kann 
auch  nicht  als  solche  gelten,  darf  aber  immerhin  als  ein  schätzbarer  Versuch 
in  dieser  Richtung  gelten.  Im  ersten  Abschnitt  gibt  der  Verfasser  eine  geschicht- 
liche Darstellung  der  früheren  grundsteuerlichen  Abgaben;  die  neuere  steuer- 
geschichtliche Litteratur  ist  hierbei  vom  Verfasser  nicht  gekannt  und  nicht  benützt. 
Der  zweite  Abschnitt  enthält  eine  vergleichsweise  Darstellung  der  gegenwärtigen 
Grundsteuergesetzgebungen  von  Frankreich ,  Bayern ,  Sachsen ,  Preussen  und 
Oesterreich  und  zwar  nach  folgenden  Gesichtspunkten:  Gegenstände  der  Grund- 
steuer, Grundsteuerbefreiungen,  ausführende  Organe,  Prinzip  der  Besteuerung, 
Vermessung,  Hilfsmittel  zur  Abschätzung,  Abschätzung,  Einschätzung,  Reklama- 
tionen ,  definitive  Veranlagung  der  Grundsteuer  und  Errichtung  der  Kataster, 
Besteuerungsweise.  Eine  kritische  Würdigung  ist  bei  dieser  Detailfrage  nicht 
vorgenommen,  sondern  nur  das  Materielle  der  Bestimmungen  einander  gegenüber 
gestellt;  allein  auch  die  blosse  Gegenüberstellung  ist  ja  ganz  erwünscht. 

An  den  Vergleich  reiht  sich  noch  eine  Schlussbetrachtung.  Neues  dürfte 
dem  Fachmann  dabei  kaum  aufstossen.  Die  Darstellung  des  Verfassers  in  be- 
treff der  Wirkungsweise  der  Grundsteuer  ist  auch  nicht  richtig.  Die  Grundsteuer 
mindert  keineswegs  den  Grund-  und  Bodenwert  um  ihren  kapitalisierten  Betrag 
schlechthin,  sondern  nur  in  dem  Mass,  als  Grund  und  Boden  gegenüber  anderen 
Ertragsquellen,  namentlich  gegenüber  dem  Kapital  effektiv  höher  besteuert  ist. 
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Es  ist  übrigens  erfreulich,  wenn  ein  Landwirtschaftslehrer  in  eingehender 
Weise  das  Wesen  und  die  Erscheinungen  der  Grundsteuer  zu  ergründen  sucht, 
wie  es  hier  geschehen  ist.  G.  Schz. 


J.  G.  Killermann,  Oberamtsrichter,  Das  Besitzsfceuersystem,  die 
künftige,  einzige,  direkte  Steuerquelle  aller  Rechtsstaaten, 
dargelegt  unter  besonderer  Berücksichtigung  der  bayrischen 
Steuerverhältnisse.  Zweite  umgearbeitete  Auflage.  Passau, 
Kappler,  1886.     63  S. 

Der  Verfasser  weist  auf  die  Mangelhaftigkeit  des  bayrischen  Ertragssteuer- 
systems hin  und  sieht  die  Abhilfe  darin,  dass  an  seine  St«Ue  als  einzige  Steuer 
die  Besitzsteuer  trete.  Dieselbe  ist  als  reine  Vermögenssteuer  gedacht  mit 
Kapitalisierung  der  nicht  aus  Vermögen  herrührenden  Einkommen  und  mit  Ab- 
zug der  Schulden  und  Abzug  der  kapitalisierten,  absoluten  Notbedarfssummen. 
Nach  dem  Verfasser  ist  diese  Steuer  die  gerechte,  der  allgemeinen  Einkommen- 
steuer wird  diese  Eigenschaft  abgesprochen,  wenn  auch  zugegeben  wird,  dass 
sie  die  Ertragssteuem  übertreffe.  Um  dies  zu  beweisen,  werden  zwei  Beispiele 
herangezogen:  zwei  Beamte  haben  gleiches  Einkommen,  der  eine  ist  kinder- 
loser Witwer,  der  andere  Familienvater  mit  fünf  unversorgten  Kindern;  eine 
geizige  Frau  hat  ein  Barvermögen  von  100,000  M.,  wovon  sie  lebt,  das  sie  aber 
nicht  anlegt.  Da  die  Einkommensteuer  die  beiden  ersten  gleich  besteuere,  die 
geizige  Frau  gar  nicht,  so  sei,  behauptet  der  Verfasser,  der  Einkommensteuer  das 
Urteü  gesprochen.  Man  sieht,  der  Verfasser  ist  nicht  unterrichtet,  würde  er  die 
neueren  Einkommensteuergesetze  und  Einkommensteuerlehren  kennen,  so  würde 
er  sich  überzeugt  haben,  dass  man  gerade  bestrebt  ist,  auch  die  persönlichen 
Verhältnisse  in  gewissen  Fragen  bei  der  Einkommensteuer  zu  berücksichtigen. 
So  heisst  es ,  um  nur  ein  Beispiel  zu  erwähnen ,  im  Hamburger  Gesetz  vom 
7.  März  1881,  „diejenigen  Steuerpflichtigen,  deren  Einkommen  5000  M.  nicht 
übersteigt  und  welche  eine  Familie  von  mindestens  5  Personen  und  diejenigen, 
deren  Einkommen  2000  M.  nicht  übersteigt  und  welche  eine  Familie  von  min- 
destens vier  Personen  zu  ernähren  haben,  haben  Anspruch  auf  Ermässigung 
ihres  Steuersatzes  um  ein  Vierteü".  Was  aber  die  geizige  Frau  anlangt,  so 
wül  ein  so  ganz  exzeptionelles,  nahezu  unmögliches  Beispiel,  für  oder  gegen 
ein  Steuersystem  nichts  beweisen;  ganz  frei  würde  sie  übrigens  auch  kaum  durch- 
kommen; nach  dem  sächsischen  Gesetz  z.  B.  würde  sie  mindestens  mit  der 
Summe  herangezogen,  die  sie  für  ihren  Unterhalt  aufwendet  (§  15). 

Dass  der  Verfasser  zwar  für  die  Freilassung  eines  Existenzminimums  ein- 
tritt und  doch  die  Progression  bei  der  Einkommensteuer  als  ungerecht  ansieht, 
beweist  wieder,  dass  er  des  Zusammenhangs  der  Progression  mit  der  Freilassung 
des  Existenzminimums  sich  nicht  bewusst  ist  und  auch  hier  theoretische  Lücken 
aufweist. 

Es  ist  auch  nichts  als  eine  petitio  principii,  zu  behaupten,  die  reine  Ver- 
mögenssteuer sei  die  gerechte  Steuer;  oder  ist  es  wirklich  gerecht,  zwei  gleiche 
Vermögen  mit  verschiedenem  Ertrag  gleich  zu  belasten,  der  landwirtschaft- 
liche Besitz,  der  mit  einem  geringeren  Prozentsatz  rechnet,  würde  sehr  überlastet 
werden  *).  In  technischer  Hinsicht  bietet  ja  wohl  die  Vermögenssteuer  für  die 
Veranlagung  manche  Erleichterung,  das  gut  aber  doch  nur  beschränkt,  überall 
wo  erst  künstliche  Kapitalisierungen  vorgenommen  werden  müssen,  muss  man  doch 
erst  das  Einkommen  fesfatellen  und  noch  ein  neues  unsicheres  Element  in  dem 
Kapitalisierun^fuss  mit  hinzunehmen.    Als  einzige   direkte   Steuer   muss   eine 


1)  Einige  neuere  Schweizer  Vermögenssteuergesetze  ziehen  deshalb  die  bäuerlichen 
Liegenschaften  nur  mit  einem  Prozentanteü,  z.  B.  mit  75  Prozent,  heran. 
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Vermögenssteuer  im  Simie  Killermaims  in  Deutschland  als  aussichtslos  gelten, 
zumal  ausser  den  theoretischen  Bedenken  auch  die  Rücksicht  auf  das  historisch 
Gegebene  nicht  ausser  Acht  gelassen  werden  kann.  Damit  soll  nun  aber  durch- 
aus nicht  behauptet  werden,  dass  die  Vermögenssteuer  überhaupt  für  die  Steuer- 
theorie und  Praxis  keine  Bedeutung  hätte.  Ihre  grosse  Rolle  im  Mittelalter  ist 
ja  bekannt,  ebenso  dass  sie  in  den  Einzelstaaten  Nordamerikas  —  freilich  da  in 
recht  unvollkommener  Weise  ^)  —  und  ganz  allgemein  in  den  Schweizer  Kan- 
tonen besteht,  nur  dass  letztere  es  verstanden,  dieselbe  in  eigentümlicher,  aber 
durchaus  beachtenswerter  Weise  mit  Einkommen-  oder  Erwerbssteuem  zu  kom- 
binieren ^)  und  in  konsequenter  Durchbildung  dieser  Kombination  den  geläuterten 
Steuerprinzipien  sich  zu  nähern.  Es  soll  dies  demnächst  ausführlicher  darge- 
stellt werden.  G.  S  c  h  z. 


Dr.  Paul  Speiser,  Das  Verbot  der  Doppelbesteuerung.   Eine  steuer- 

rechtliche  Untersuchung.    (Separatabdruck  aus  der  Zeitschrift  für 

schweizerisches  Recht.    N.  F.    VI.  Bd.)     38  S.     Basel,  Detloffs 

Buchhandlung  1886. 

Es  ist  bereits  oben  ausführlich  die  Frage  der  Doppelbesteuerung  mit 
besonderer  Rücksicht  auf  die  Schweiz  behandelt.  Auch  ist  S.  195  der  schwei- 
zerische Entvrarf,  der  die  Frage  neu  regeln  soll,  mitgeteilt.  Die  Schrift  Speisers 
ist  gegen  den  Entwurf  gerichtet.     Speiser  macht  folgende  Vorschläge: 

Art.  1.  Es  ist  untersagt,  das  nämliche  Steuerobjekt  in  zwei  oder  mehr  Kantonen  einer 
Steuer  zu  unterwerfen. 

Art.  2.  Unter  Vorbehalt  der  durch  die  folgenden  Artikel  geordneten  Verhältnisse  darf 
der  Steuerpflichtige  für  seine  Person,  sein  Vermögen  und  sein  Einkommen  nur  von  dem  Kan- 
tone besteuert  werden,  wo  er  seinen  Wohnsitz  hat.  Zur  Erhebung  der  Erbschaftssteuer  ist 
der  Kanton  befugt,  in  welchem  der  Erblasser  zur  Zeit  des  Todes  seinen  Wohnsitz  hatte. 

Zur  Erhebung  aUer  übrigen  Steuern  ist  der  Kanton  befugt,  in  welchem  die  die  Steuer 
begründende  Thatsache  eingetreten  ist. 

Art.  3  wie  Entwurf. 

Art.  4.  Die  Eigentümer  von  Liegenschaften,  welche  ausserhalb  des  Kantons  wohnen, 
sind  in  bezug  auf  die  Grundsteuer  gleich  zu  behandeln,  wie  die  im  Kanton  wohnenden 
Eigentümer. 

Art.  Abis.  Für  Grundeigentum  ist  der  Eigentümer  nur  der  Vermögenssteuer  des  Kan- 
tons unterworfen,  in  dessen  Gebiet  es  gelegen  ist.  Für  die  Ermittelung  des  steuerbaren  Wertes 
der  Liegenschaft  sind  aber  die  Schulden  des  Eigentümers ,  gleichviel ,  ob  sie  auf  die  Liegen- 
schaft gelegt  sind  oder  nicht,  im  Verhältnis  zum  gesamten  Aktivvermögen  vom  Werte  der 
Liegenschaft  abzuziehen. 

Art.  4ter.  Für  Einkommen  aus  Grundeigentum  ist  der  Eigentümer  nur  der  Einkommens- 
steuer des  Kantons  unterworfen,  in  dessen  Gebiet  es  gelegen  ist;  bei  der  Feststellung  des 
steuerbaren  Einkommens  sind  aber  die  Gesamteinkommensverhältnisse  des  Steuerpflichtigen 
zu  berücksichtigen. 

Art.  5.  Die  Vorschriften  der  Art.  4bis  und  4ter  gelten  auch  für  die  Besteuerung  von 
Vermögen,  das  in  kaufmännischen  und  gewerblichen  Unternehmungen  angelegt  ist,  und  füi'  die 
Besteuerung  von  Einkommen,  das  aus  solchen  Unternehmungen  fliesst. 

Art.  6.  Die  Vorschriften  des  Art.  4bis  gelten  auch  für  die  Erhebung  der  Erbschafts- 
steuer und  der  Steuer  auf  Schenkungen  auf  den  Todesfall. 


1)  Vgl.  Finanzarchiv  lO,  S.  591. 

2)  Eine  Kapitalisierung  nach  dem  Muster  Killermanns  haben  nur  annähernd  Solo- 
thum  und  teilweise  Wallis. 
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Art.  6bis.  Die  gleichzeitige  Besteuerung  einer  Aktiengesellschaft  und  der  Aktionäre 
derselben  gilt  nicht  als  Doppelbesteuerung.  Dagegen  gelten  für  die  Besteuerung  einer  Aktien- 
gesellschaft, welche  ausserhalb  des  Kantons,  in  dessen  Gebiet  ihr  Gesellschaftsaitz  ist,  Liegen- 
schaften oder  geschäftliche  Niederlassungen  hat,  die  Vorschriften  dieses  Gesetzes. 

Art.  7—11  wie  Entwurf. 

Der  Verfasser  führt  des  Näheren  aus,  dass  man  Subjekt-  und  Objekt^ 
Steuer  und  in  bundesrechtlicher  Hinsicht  scheinbare  und  wirkliche  Doppel- 
besteuerung auseinander  halten  müsse.  Ein  Kanton  ist  infolge  seiner  Steuer- 
hoheit berechtigt,  innerhalb  seiner  Grenzen  z.  B.  Vermögens-  und  Einkommensteuer 
oder  eine  Vermögens-  und  Liegenschaftssteuer  miteinander  zu  kombinieren, 
ohne  dass  von  einer  verbotenen  Doppelbesteuerung  die  Rede  sein  kann.  Bundes- 
rechtlich steht  eine  solche  nur  in  Frage,  wenn  ein  Kanton  mit  einem  anderen 
in  bezug  auf  dasselbe  Steuerobjekt  kollidiert.  Bei  reinen  Objektsteuem  bleibt 
solche  vermieden.  Wenn  alle  Kantone  z.  B.  Liegenschaftssteuem  hätten,  so 
würde  es  selbstverständlich  sein,  dass  jeder  Kanton  alle  in  seinem  Bereich 
liegenden  Grundstücke  erfasst.  Sobald  man  aber  Subjektsteuem  hat,  welche 
die  gesamte  Steuerkraft  des  Einzelnen  in  Betracht  ziehen,  also  entweder  das 
reine  Vermögen  oder  das  Einkommen  zur  Bemessungsgmndlage  nehmen  —  und 
diese  beiden  Steuern  sind,  allerdings  meist  kombiniert,  die  herrschenden  in  den 
Schweizer  Kantonen  —  so  erfordert  nach  des  Verfassers  Ansicht  die  strenge 
Konsequenz  xmd  der  bimdesstaatUche  Gedanke,  dass  jeder  Kanton  die  wirtschaft- 
liche Einheit  einer  Person  anerkenne  und  deren  Besteuerung  dem  Wohnsitz- 
kantone zuspreche,  auch  wenn  ein  Stück  des  Vermögens  jenseits  der  Kantons- 
grenze liegt.  Wenn  man  dagegen  einem  Kantone,  der  Vermögenssteuer  hat, 
gestattet ,  die  in  seinem  Kantone  befindlichen  Grundstücke,  die  einem  Bewohner 
eines  anderen  Kantons  gehören,  auch  heranzuziehen,  so  misst  man  mit  zweierlei 
Mass;  derjenige,  der  das  Grundstück  im  anderen  Kantone  hat,  kann  thatsächlich 
infolge  Verschuldung  vermögenslos  sein.  Analog  ist  es  beim  Einkommen;  es 
kann  jemand  aus  einer  Liegenschaft  oder  einem  Gewerbe  in  einem  anderen 
Kantone  eine  grosse  Einnahme  ziehen,  wenn  er  aber  bei  seinem  übrigen  Ver- 
mögen Verluste  erleidet,  so  hat  er  eine  Einnahme,  aber  kein  Einkommen,  und 
er  kann  streng  genommen .  nicht  einer  Einkommensteuer ,  gar  noch  einer  pro- 
gressiven unterworfen  werden.  Jede  Abweichung  hiervon  ist  nichts  anderes,  als 
dass  man  die  Einheimischen  einer  Subjekt-,  die  Nichteinheimischen  einer  Objekt- 
steuer unterwirft,  widerspricht  wirklichem  Bundesrecht,  d.  h.  es  sollte  bundes- 
rechtlich nicht  zulässig  sein,  auf  die  blosse  Thatsache  auswärtigen  Wohnsitzes 
ein  besonderes  Steuerrecht  aufzubauen,  Grundsteuer  bei  Auswärtigen,  Vermögens- 
steuer bei  Einheimischen  zu  erheben. 

Die  Bundespraxis  hätte  konsequent  dem  einen  Kanton  die  Grundsteuer 
für  den  Auswärtigen  verbieten,  dem  anderen  Kanton  die  volle  Vermögenssteuer 
für  die  Einheimischen  gestatten  müssen. 

Sie  that  das  Gegenteil,  damit  die  Steuerhoheit  der  Kantone  beschränkend, 
die  Bundesbehörden  wagten  nicht  anders  zu  verfahren,  die  Kantone  hätten  sonst 
entweder  einen  gewissen  Teil  ihres  Gebietes  für  ihr  Steuerwesen  eingebüsst,  oder 
sie  hätten  wieder  eine  allgemeine  Grundsteuer  einführen  müssen. 

Der  bundesrätliche  Entwurf  nimmt  einen  ähnlichen  Standpunkt  ein,  er  ver- 
bietet den  Kantonen  die  Besteuerung  für  Vermögen,  das  in  ausserkantonalen 
Liegenschaften  angelegt  ist,  dagegen  gestattet  er  ihnen  die  Besteuerung  von 
Angehörigen  anderer  Kantone  (resp.  von  Ausländem),  welche  im  Kantone  Liegen- 
schaften besitzen,  für  das  Liegenschaftsvermögen;  der  entsprechende  Grundsatz 
gut  für  die  Einkommensteuer.  Den  Kantonen  bleibt  überlassen,  ob  und  inwie- 
weit sie  hierbei  die  Schulden  berücksichtigen  wollen. 

Nach  der  Entwickelung,  welche  die  Praxis  genommen  hat,  hält  der  Ver- 
fasser es  zwar  für  aussichtslos ,  die  strenge  bundesrechtliche  Konsequenz  zu 
ziehen  und  nur  dem  Wohnsitzkantone  das  Besteuerungsrecht  hinsichtlich  der 
Subjektsteuem  zuzuerkennen  —  sie  hätte  finanzpolitisch  auch  grosse  Bedenken  — 
er  wül  deshalb,  wenn  auch  ungern,  Konzessionen  des  Bundesrechts  an  das  Par- 
tikularrecht zulassen,  aber  doch  so,  dass  nicht  ein  in  sich  so  widerspruchsvoller 
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Modus  eingeschlagen  werde,  wie  ihn  der  bundesrätliche  Entwurf  will,  er  schlägt 
also  vor,  einen  Steuei-pflichtigen  in  eine  Mehrzahl  kantonaler  Steuersubjekte  zu 
spalten,  so  zwar,  dass  der  auswärts  wohnende  Liegenschaftsbesitzer  oder  Gewerb- 
treibende  bei  der  Vermögens-  und  Einkommensteuer  seine  gesamte  wirtschaft- 
liche Lage  berücksichtigen,  also  namentlich  die  Schulden,  bezw.  Schuldzinsen 
anteilig  geltend  machen  darf,  so  dass  auch  er  in  Wahrheit  Vermögens-  und 
Einkommensteuer  zahlt,  der  Kantonsfremde  also  ebenso  wie  der  Kantonsange- 
hörige behandelt  werde,  wie  es  die  bundesrechtliche  Rechtsgleichheit  verlange  '). 
Aehnlich  haben  bereits  Zürich,  SchaflFhausen  bei  ihrer  Vermögenssteuer  verfahren, 
nur  dass  dies ,  solange  kein  Bundesgesetz  vorliegt ,  anfechtbar  erscheint ,  weil 
bundesrechtlich  für  Subjektsteuen  das  Prinzip  des  Wohnorts  gilt  und  Auswärtige 
nicht  einer  Besteuerung  nach  dem  Vermögen  unterliegen  können. 

Es  ist  ja  kaum  zweifelhaft,  dass  der  vom  Verfasser  gemachte  Vorschlag 
der  Idee  nach  vollkommener  ist  als  der  Weg,  den  der  bundesrätliche  Entwurf 
eingeschlagen  hat,  die  Durchführung  ist  aber  unstreitig  schwieriger,  da  Recher- 
chen und  Kontrollen  der  Angaben  dem  ausserkantonalen  Besitzer  gegenüber 
nicht  leicht  sind.  Bei  der  Erbschaftssteuer  fällt  die  Schwierigkeit  weg ,  weil 
der  behandelnde  Kanton  das  Material  unmittelbar  in  Händen  hat,  um  die  Re- 
partition  des  Rein  Vermögens  vorzunehmen.  Der  bundesrätliche  schweizerische 
Entwurf  schweigt  sich  übrigens  auch  bei  Erbschaften  aus,  wie  die  Schulden  zu 
behandeln  seien,  überlässt  also  auch  hier  den  Kantonen  die  Regelung. 

Der  bundesrätliche  Entwurf  beschäftigt  sich  weiter  mit  den  Aktien- 
gesellschaften, sein  Streben  geht  augenscheinlich  dahin,  zu  verhindern,  dass 
Aktiengesellschaft  und  Aktionär  effektiv  doppelt  besteuert  werden,  indem  der 
Aktionär  den  einbezahlten  Betrag  der  Aktie  als  Vermögen  und  die  Dividende 
bis  auf  5  Prozent  als  Einkommen  versteuern,  die  Aktiengesellschaft  dagegen  für 
das  Vermögen,  soweit  es  das  einbezahlte  Kapital  übersteigt,  und  für  die  Divi- 
dende, soweit  sie  5  Prozent  übersteigt,  der  Vermögens-,  bezw.  der  Einkommen- 
steuer unterliegen  soll. 

Der  Verfasser  bemängelt  dies,  indem  er  geltend  macht,  das  überschreite 
die  Aufgabe  des  Bundes,  er  greife  damit  in  das  Besteuerungsrecht  des  Kantons 
ein ,  dem  es  unbenommen  bleiben  müsse ,  innerhalb  seines  Gebietes  von  einer 
Person  zwei  Steuern  zu  fordern,  Sache  der  Bundesgesetzgebung  sei  es  nur  even- 
tuell einzugreifen,  wenn  eine  Aktiengesellschaft  in  mehreren  Kantonen  Geschäfts- 
niederlassungen hat,  oder  wenn  sie  in  einem  anderen  Kantone  als  dem  ihres 
Hauptsitzes  Liegenschaften  besitzt. 

Das  ist  wohl  richtig  —  ob  es  aber  so  ganz  zu  verwerfen  wäre,  wenn  der 
Bund  im  allgemeinen  wirtschaftlichen  Interesse  eine  derartige  Fessel  anlegte  und 
den  Aktiengesellschaften,  bezw.  Aktionären  eine  gleichmässige  Basis  ver- 
schafite^)? 

Es  sei  noch  bemerkt,  dass  hinsichtlich  der  Durchführung  der  Besteuerung 
der  Aktiengesellschaften  der  Verfasser  die  in  manchen  Kantonen  übliche  Unter- 
werfung der  Aktiengesellschaften  unter  die  gewöhnliche  Vermögens-  und  Ein- 
kommensteuer grundsätzlich  für  unrichtig  hält,  da  die  Aktiengesellschaft  weder 
Vermögen  noch  Einkommen  hat.  „Es  zeigt  sich  dies  namentlich,  wenn  man  den 
Gedanken  der  Progression,  die  ja  ein  Hauptelement  unserer  neuen  Steuergesetze 
bildet,  der  Aktiengesellschaft  gegenüber  rechtfertigen  will;  es  ist  dies  unmög- 
lich. Nehmen  wir  an,  das  Steuergesetz  unterwerfe  ein  Einkommen  über  20,000  Fr. 
einer  Steuer  von  5  Prozent,  so  müsste  eine  Aktiengesellschaft  mit  einem  Grund- 
kapital von  1  MilL,  die  ihren  Aktionären  25,000  Fr.,  also  die  bescheidene  Divi- 
dende von  2V2  Prozent  zahlt,  einen  Teil  ihres  Einkommens  mit  5  Prozent  ver- 
steuern, während  die  Aktiengesellschaft,  die  bei  einem  Grundkapital  von  100,000  Fr. 
ihren  Aktionären  20,000  Fr.  oder  20  Prozent  verteilt,  nur  bis  zu  4  Prozent 
Progression   zahlen  müsste.     Die   Leistungsfähigkeit   der  Aktiengesellschaft  be- 


1)  Vgl.  oben  S.  185 ;  auch  Finanzarchiv  li,  S.  945 ;  IV,  S.  1039. 

2)  Damit  soll  freiUch  nicht  gesagt  sein,  dass  der  vom  Bundesrat  eingeschlagene  specielle 
Weg  besonders  glücklich  gewählt  sei;  vgl.  hiezu  oben  S.  lio  Note  3. 
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inisst  sich  eben  nach  dem  Verhältnis  von  Kapital  und  Ertrag,  einem  Gesichts- 
punkt, der  in  den  für  physische  Personen  aufgestellten  Steuergesetzen  nicht  zum 
Ausdruck  kommt.  Die  Besteuerung  der  Aktiengesellschaft  wird  also  richtiger 
das  Aktienkapital  ohne  Progression ,  die  Dividende .  den  Reservefonds  u.  ?.  w. 
treffen.*  O.  Schz. 


Dietrich,  Das  Spiel  und  die  Klassenlotterie.    (Inauguraldissertation.) 
Dresden  1887.     41  S. 

Die  Lotteriefrage  ist  in  dem  Finanzarchiv  mehrfach  Gegenstand  der  Er- 
örtei-ung  gewesen.  (Siehe  namentlich  I,  530  f.,  IT,  716  f.,  1066  f.,  ni,  910.) 
Neue  Gesichtspunkte  lassen  sich  dem  Gegenstand  um-  schwer  mehr  abgewinnen, 
man  wird  sich  daher  auch  nicht  wundem,  wenn  man  in  vorliegender  Schrift 
viel  Bekanntes  findet.  Beachtenswert  bleibt  aber  doch  das  Streben  des  Ver- 
fassers .  eine  Seit«  neu  zu  beleuchten ,  indem  er  namentlich  auch  bei  philo- 
sophischen Schriftstellern  über  das  Spiel  Umschau  hält. 

Der  Verfasser  ist  nun  der  Ansicht,  dass,  nachdem  alles  wissenschaftliche, 
alles  moralische,  soziale  und  künstlerische  Leben  ein  unermüdlicher  und  wenigstens 
an  einzelnen  Punkten  stets  siegreicher  Kampf  gegen  den  Zufall  ist,  der  Zufall 
auch  nur  in  einem  bestimmten  Reizverhältnis  zu  der  festen  Basis  des  vnrir 
echaftüchen  Lebens  erscheinen  dürfe.  Wo  dieses  Verhältnis  übersprungen  werde, 
verlören  die  soliden  Grundlagen  ihre  Festigkeit  und  Stetigkeit,  der  Koinzidenz- 
punkt des  Zufalligen  und  Allgemeinen  sei  stets  ein  gewisses  Relationsverhältnis, 
ein  festes  Masshalten  beider  Gebiete.  Wenn  daher  der  Zufall  organisiert  er- 
scheine in  der  Lotterie,  so  müsse  der  Charakter  des  Spiele  ein  derartig  variabler 
sein ,  dass  jeder  Spieler  im  Verhältnis  zu  seiner  sozialen  Lage  diesen  sozialen 
Reiz  des  zufaUigen  Güterumsatzes  nur  als  ein  belebendes  Moment  empfinde. 

Dass  man  in  der  Praxis  auch  das  Bedürfnis  eines  gewissen  Massverhält- 
nisses zwischen  den  Spielern  und  ihrem  Vermögen  erkannte,  erhellt  aus  zahlreichen 
Vorschriften  älterer  Lotterieedikte  betreflfend  das  Verbot  und  die  Beschränkung 
des  Spiels  der  ärmeren  Klassen,  allein  ebenso  wahr  ist,  dass  man  eine  Abgrenzung 
nicht  aufrecht  erhalten  konnte ,  und  immer  mehr  das  Spiel  der  niederen  aus- 
schlaggebend wurde  und  wird.  Selbst  in  Preussen  ist  dieser  Zug  deutlich  zu  er- 
keimen.  Bei  den  ausserpreussischen  sind  die  niederen  Teillose  schon  länger 
üblich  geworden. 

Im  Königreich  Sachsen  war  die  Verteilung  der  sächsischen  Lose 

vor  der  lOO.  Lotterie  seit  der  loo.  Lotterie 
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, 

9*,680  1^         , 

„ 

67,962 

^   543,696  >;<, 

rt 

679,620  ",o       n 

Klassenlose  91,700  Nommem 

in  626,728       Losen 

in 

781,568        Losen 

VoUlose 

150  Nnmmem 

in         I.tO  ifj  Losen 

in 

150  i/i    Losen 

:, 

165 

330  i^      „ 

_ 

330  ife       - 

„ 

1,275 

-          5.100    tu         n 

. 

6,375  1/5 

B 

6,710 

.      53,680  Ife       , 

_ 

67.100  i;,o       - 

Volllose 

8,300  Xommem 

in    59,260       Losen 

in 

73,955        Losen 

Durch  die  Einrichtung  von  '5  und  ',10  Losen  trat  also  eine  Vermehrung 
bei  den  Klassenlosen  um  154,840  Teillose,  bei  den  Volllosen  um  14,695,  zu- 
sammen um  169,535  Stück  ein.  Das  Spielen  ist  den  niederen  Klassen  immer 
mehr  ermöglicht,  zumal  wenn  man  bedenkt,  dass  oft  10—20  Personen  noch  an 
dem  niedrigsten  Teülose  partizipieren. 

Was   aber   die  Frage   betrifift,    ob   die  Gewinne  auch  im  Verhältnisse  zu 
dem  Vermögen  derjenigen   stehen,   welche  Teülose  nehmen,   so  stellt  der  Ver- 
fasser folgende  Rechnung  an.    Das  Verhältnis  der  niedrigsten  Gewinne  in  jeder 
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Klasse  zur  Anzahl  der  Gewinne  und  das  Wertverhältnis  dieser  Gewinne  zu  dem 
Gesamtwert  der  in  jeder  Klasse  ausgespielten  Gelder  war  nach  dem  Plan  der 
110.  sächsischen  Lotterie: 

Die  Zalü  der  niedrigsten        Der  Wert  der  niedrigsten 
Klasse        Gewinne  betrug  Pi'ozent        Gewinne   betrug  Prozent 
der  Gewinne  des  Gesamtwertes 

52 
55 
57 
62 
57 

Hiemach  entfallen  also  etwa  ^,5  der  Gewinne  auf  die  kleinsten  Anteile, 
wogegen  nur  ^/2 — '/»  des  Werts  der  ausgespielten  Beträge  auf  dieselben  entfällt. 
Während  man  vielleicht  erwarten  dürfte,  dass  das  Pro z entverhält ais  der  niedrigsten 
Gewinne  und  Werte  zur  Gesamtheit  der  Gewinne  und  Werte  ein  gleiches  sein 
würde,  so  sehen  wir  hier  das  ganz  auffallende  Ergebnis,  dass  die  ausgespielten 
niedrigsten  Werte  einen  viel  geringeren  Bruchteil  der  Gesamtwerte  betragen, 
als  die  niedrigsten  Gewinne. 

Vergleicht  man  noch  den  ausgespielten  Betrag  eines  Vi«  Loses  und  den 
niedrigsten  und  höchstmöglichen  Gewinn  in  jeder  Klasse  mit  Abzug  der  15  V2  Pro- 
zent Betriebskosten,  so  ergeben  sich  folgende  Verhältnisse: 

KiosBo       Ausgespielter  Betrag        Niedrigster  Höchster 

Ä^jasse  j^j.  ,^^^  j^^g  Gewinn  Gewinn 

1  .  4,20  M.  4,67  M.  2,530,80  M. 

2  8,40    „  5,12    „  3,371,60    „ 

3  ^  12,60    „  5,14    „  4,212,40    „ 

4  16,80    „  5,17    „  5,053,20    „ 

5  21,00    „  0,97    „  42,220,00    „ 

Während  die  niedrigsten  Gewinne  im  Verhältnis  zu  den  ausgespielten 
Beträgen  in  jeder  folgenden  Klasse  sinken  und  der  Gewinn  der  letzten  Klasse 
fast  gleich  Null  wird,  so  bemerkt  man  auf  der  andern  Seite  eine  ganz  unver- 
hältnismässige Steigerung  der  höchsten  Gewinne. 

Aus  diesen  Berechnungen  glaubt  der  Verfasser  den  Schluss  ziehen  zu 
dürfen,  dass  das  Lotteriespiel  mit  dieser  Einrichtung  der  Teillose  sich  nicht  in 
den  geforderten  Grenzen  zum  Vermögen  der  Spieler  hält,  sondern  dass  das 
Reizverhältnis  des  Spiels  verschoben  ist  zu  gunsten  einiger  grosser  Gewinne. 

Die  Hoffnung,  die  äussere  Lebenslage  zu  bessern,  ist  etwas  sehr  Berech- 
tigtes, aber  dieselbe  soll  sich  fernhalten  von  einem  Bilde,  dessen  Vei-wirklichung 
weit  jenseit  der  vorhandenen  Kräfte  liegt.  Bei  der  materiellen  Verschiebung 
des  Wertverhältnisses  zu  dem  Vermögen  der  Spieler  zeigt  aber  gerade  die 
Hoffnung  als  die  vorausgedachte  Konsumtion  eine  tiefe  Kluft  zu  dem  gegen- 
wärtigen reellen  Konsumtionsniveau:  es  fehlt  der  Hoffnung  das  Bindeglied  der 
gleichzeitig  sich  bethätigenden  Kraft.  Diese  Hoffnung  reisst  den  Einzelnen  heraus 
aus  den  Gedanken  an  das  Nächstliegende,  aus  der  stetigen  Fortwirkung  mit 
seiner  Kraft,  und  diesem  vorauseilenden  Sprunge  der  Phantasie  fällt  die  aktive 
Thatkraft.  zum  Opfer.  Die  Lotterie  steigert  diese  Hoffnung  noch  von  Klasse  zu 
Klasse,  bis  sie  in  der  letzten  ihi-en  Höhepunkt  erreicht,  sie  hält  den  Spieler  bis 
zu  Ende  in  Aufregung  und  erzeugt  die  Spielleidenschaft. 

Der  Verfasser  ist  geneigt ,  dem  normalen  auch  der  Lotterie  zu  Grunde 
liegenden  Spieltriebe  des  Menschen  Rechnung  zu  tragen,  und  hält  die  gänzliche 
Aufhebung  der  Lotterie  deshalb  nicht  für  geboten,  schon  um  zu  vermeiden,  dass 
die  Spiellust  in  andere  gefährliche  Bahnen  gelenkt  würde;  er  wünscht  aber,  in 
üebereinstimmung  mit  den  Vorschlägen  eines  Privaten  über  die  sächsisclie 
Lotterie,  möglichste  Einengung  der  Auswüchse,  namentlich  also  wieder  die  Rück- 
kehr zu  einer  Mehrzahl  kleinerer  Gewinne  und  die  Einengung  der  4 — 7  Klasse 
in  2.  Dass  freilich  mit  dem  Wegfall  der  grossen  Gewinne  die  Lotterie  bald 
von  selbst  aufhören  würde,  verhehlt  sich  auch  wohl  der  Verfasser  nicht. 
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AVas  die  finanzielle  Seite  anlangt,  so  hat  das  Finanzarchiv  die  nötigen 
Daten  schon  gebracht ').  Ergänzend  tugen  wir  aus  vorliegender  Arbeit  Ober 
die  Entwickelung  in  Sachsen  noch  einiges  hinzu.  Der  Reinertrag  der  sächsischen 
Lotterie  belief  sich  in  den  Jahren  1832—1837  auf  durchschnittlich  47,389 . Thaler, 
1866  auf  313,249  Thaler.  An  Verlusten  durch  undebitierte  Lose  waren  für  die 
Jahre  1^32 — 1841  durchschnittlich  15,257  Thaler  verzeichnet.  Von  diesem  Jahre 
bis  1866  kamen  nur  noch  dreimal  derartige  Ausfälle  vor  und  zwar  im  Jahr  1849 
im  "Werte  von  53,373  Thaler,  1850  von  16,280  und  1859  von  16.616  Thaler.  Für 
die  Finanzperiode  1884 — 1885  war  die  Lotterie  mit  einem  Reinertrag  von 
4.264.225  M.  in  den  Etat  eingestellt,  die  Betriebskosten  beliefen  sich  auf  940.025  M., 
fiir  die  Finanzperiode  1886 — 1887  war  der  Reinertrag  auf  4,261,941  M.,  die  Be- 
triebskosten waren  auf  947,309  M.  veranschlagt.  G.  Schz. 


Das  Finanzwesen  der  Kommunalverb'ände  in  den  Jahren  1873  bis 
1882.  (Statistische  Nachrichten  über  das  Grossherzogtum  Olden- 
burg. 20.  Heft.)  Oldenburg,  Verlag  von  Littmann  1 886.  164  S. 
Text.     301  S.  Tabellen. 

So  gross  das  Interesse  ist,  das  mit  Recht  dem  Finanzwesen  der  Kommunal- 
verbände gewidmet  wird,  so  lässt  doch  die  statistische  Bearbeitung  desselben 
noch  Ariel  zu  wünschen  übrig.  Zu  den  gi-ündlichsten  und  umfassendsten  Be- 
arbeitungen, die  wir  für  deutsche  Gebiete  haben,  gehört  unstreitig  die  vorliegende 
für  Oldenburg  und  verdient  um  so  mehr  Anerkennung,  als  die  Aufgabe  hier 
ausserordentlich  schwierig  war,  da  das  oldenburgische  Kommunalwesen  sehr 
mannigfaltig  gestaltet  ist.  Den  zahlreichen  Tabellen  sind  sehr  viele  Verhältnis- 
zahlen  beigegeben,  was  die  Aivissenschaft liehe  Benutzung  sehr  erleichtert. 

In  einer  umfassenden  Einleitung  werden  die  wichtigeren  Punkte,  die  das 
Material  bietet ,  näher  erörtert.  Der  Hauptinhalt  derselben  wurde  von  dem 
Verfasser  H.  Regierungsrat  Dr.  P.  Kollmann  bereits  1884  im  I.  Band  des 
Finanzarchivs  S.  622  f.  mitgeteilt,  weshalb  wir  auf  diesen  verweisen. 


Verwaltungsbericht  des  Rates  der  Stadt  Leipzig  für  das  Jahi- 1884. 
Leipzig,  Duncker  &  Humblot  1886.  736  S.  Für  das  Jahr  1885 
Leipzig  1887.     627  S. 

Die  Verwaltung  der  Grossstädte  gleicht  heutzutage  an  Umfang  der  kleinerer 
Staaten,  nur  dass  sie  %-ielfach  einen  raschlebigeren  akuteren,  intensiveren  Cha- 
rakter hat.  Es  ist  hochinteressant  zu  verfolgen ,  welche  eigenartige  Aufgaben 
an  ein  Gemeinwesen  herantreten,  lediglich  infolge  einer  stark  agglomerierten 
und  sich  täglich  auf  engem  Raum  mehrenden  Bevölkerung.  Weite  Kreise  wollen 
sich  über  die  bezüglichen  Einrichtungen  orientieren  und  man  kann  dies  Be- 
dürfnis nur  durch  sich  wiederholende  Verwaltungsberichte  befriedigen.  Dieselben 
haben  aber  auch  den  gi-ossen  Vorteil,  dass  die  Verwaltung  über  ihre  Thätigkeit 
eine  öffentliche  Rechenschaft  ablegt,  wie  sie  nicht  einmal  den  Vertretungen  der 
Bürgerschaft  gegenüber  in  diesem  Umfang  möglich  ist.  Die  Verwaltung  erforscht 
hierbei  zugleich  ihr  Gewissen  und  ermöglicht  den  einzelnen  Ressortvorstäixden, 
auch  über  die  anderen  Teile  den  üeberblick  zu  behalten  —  für  den  homogenen, 
organischen  Charakter  der  Verwaltung  ein  nicht  zu  unterschätzendes  Moment. 
Haben   doch   selbst  Ministerien    ein    analoges   Bedürfnis;    ich   erinnere   an   die 


J)  1,  S.  556 ;  m.  S.  416. 
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preussischen  Berichte  über  die  landwirtschaftliche  Verwaltung,  an  den  Jahres- 
bericht des  badischen  Ministeriums  des  Innern  über  seinen  Geschäftskreis  für 
1880  und  1881. 

Gan«  besonders  ist  es  aber  auch  die  finanzielle  Gebarung,  die  den  Ver- 
waltungsberichten eine  grosse  Bedeutung  verleiht.  Das  Budget  der  grösseren 
Ptädte  beläuft  sich  auf  Millionen  (Leipzig  ca.  8  Millionen  M.  Ausgabe);  der 
städtische  Haushalt  wird  uns  durch  die  Berichte  erst  wahrhaft  erschlossen,  die 
toten  Zahlen  gewinnen  Fleisch  und  Blut. 

Es  ist  also  sehr  verdienstlich,  dass  Leipzig  ohne  gesetzliche  Nötigung  aus 
freien  Stücken  laufende  Berichte  dem  Publikum  darbietet.  Man  hat  in  sehr 
praktischer  "Weise  analog  wie  in  Dresden  dies  ermöglicht,  indem  jeder  Vorstand 
unter  Zeichnung  seines  Namens  über  das  ihm  unterstellte  Ressort  berichtet. 

Wir  hoffen  bei  anderer  Gelegenheit  auch  auf  den  interessanten  materiellen 
Inhalt,  soweit  das  Finanzwesen  direkt  in  Frage  steht,  zurückzukommen. 


P.  Koslik,    Bürgermeister,    Das    Bürgerrecht    in   den   preussischen 

Provinzen  Preussen,   Brandenburg,   Pommern,  Schlesien,  Posen, 

Sachsen,  Westfalen  und  Rheinprovinz.     Darstellung  der  Rechte 

und  Pflichten,  w^elche  mit  dessen  Erwerb  und  Verlust  verbunden 

sind.     Berlin  1888,  Puttkammer  &  Mühlbrecht.     52  S. 

Das  Schriftchen  stellt  die  geltenden  gesetzlichen  Bestimmungen  zusammen 
und  erläutert  sie  in  leicht  fasslicher  Form.  Besonders  ist  auch  die  oft  Gegen- 
stand des  Streites  bildende  Frage  des  Bürgerrechtsgelds  eingehend  erörtert. 


A.  V.  Kirchenheim,  Lelirbuch  des  deutschen  Staatsrechts.     Stutt- 
gart 1887,  Enke.     440  S. 

Das  Buch  ist  eine  zwar  knapp  gehaltene,  aber  recht  gute  Bearbeitung 
des  deutschen  Staatsrechts,  welche  den  Studenten  ganz  besonders  empfohlen 
werden  kann. 


Koros i,   Bulletin   annuel  des  finances   des   grandes  villes.     Sixierae 

ann^e  1882.     Budapest,  Paris   1885.     53  S. 

Der  Versuch  Körösis,  eine  fortlaufende  Finanzstatistik  der  europäischen 
Grossstädte  zu  geben,  verdient  um  so  gi*össere  Anerkennung,  als  die  Schwierig- 
keiten sehr  erhebliche  sind.     Im  übrigen  vgl.  Finanzarchiv  I.  S.  254  f. 


Jahrbuch  der  Berliner  Börse  1887 — 88.     IX.  Ausgabe.     Verlag 

Mittler  &  Sohn.     498  S. 

Die  Vortrefflichkeit  dieses  Nachschlagebuchs  ist  bekannt;  es  ist  für  Bau- 
kiers  und  Kapitalisten  geradezu  unentbehrlich. 
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Kompass.  Finanzielles  Jahrbuch  fiir  Oesterreich-üngam.  Gegründet 
von  Gustav  Leonhardt.  herausgegeben  von  S.  Heller. 
21.  Jahrgang  1888.    Wien,  Alfred  Holder. 

Das  Werk  verfolgt  ähnliche  Zwecke  wie  das  vorgenannte ,  nur  dass  es 
•sich  in  der  Hauptsache  auf  österreichisch-ungarische  Papiere  und  Anstalten  be- 
schränkt. In  die.ser  Beschränkung  zeigt  es  aber  eine  Vollständigkeit,  die  das 
Buch  mit  seinen  über  1000  Seiten  zu  einem  QueUenwerk  macht.  Eingehende 
Daten  über  die  Fonds-  und  Lotteriepapiere,  Banken  und  Kreditinstitute  (besonders 
ausfuhrlich  ist  die  österreichisch-ungarische  Notenbank  behandelt,  von  der  auch 
die  Geschäftsbestimmungen  mitgeteilt  sind) ,  Versicherungsgesellschaften  (auch 
die  Rechnungsabschlüsse  auswärtiger  VersicherungsgeseUschaften  für  Oesterreich 
sind  mitgeteilt),  Industriegesellschaften.  Verkehrsanstalten,  Sparkassen  und  Ge- 
nossenschaften werden  gemacht.  Die  Sparkassen  —  darunter  viele  Aktienspar- 
kassen —  von  nicht  weniger  als  828  Orten  und  ihre  Bilanzen  sind  aufgefiihrt. 
Die  geschäftliche  Gebarung  von  ganz  Oesterreich  -  Ungarn  reflektiert  sich  in 
dem  Buch. 

Das  Werk  ist  aber  noch  bedeutsam  und  wertvoll  dadurch ,  dass  es  sehr 
eingehende  Mitteilungen  über  das  Budget  von  Oesterreich-Ungarn  auf  Grund 
der  offiziellen  Quellen  enthält  und  den  Inhalt  der  österreichisch-ungarischen 
Gesetze  und  Verordnungen,  welche  auf  das  Finanzwesen  sich  beziehen,  für  das 
betreffende  Berichtsjahr  registriert. 

Der  Kompass  dient  so  Zwecken  des  Kapitalist-en,  aber  auch  denen  des 
Nationalökonomen  und  Finanzpolitikers. 

G.  Schz. 
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Die  indirekten  Steuern  und  Zölle  in  Elsass-Lotliringen. 

Ton 

Ludwig  Kirsch, 

Grossh.  bad.  Geheimer  Finanzrat. 

Ueber  ein  halbes  Menscbenalter  ist  an  uns  vorübergegangen, 
seit  Elsass-Lotkringen  für  Deutschland  und  die  deutsche  Nation 
wieder  zurückgewonnen  ist.  Dem  blutigen  und  heftigen  Kampf  mit 
den  Waffen  folgte  ein  langdauemder  und  jetzt  noch  anhaltender 
Kampf  mit  dem  Intellekt.  Elsass-Lothringen,  das  die  deutschen 
Truppen,  von  Sieg  zu  Sieg  vorwärts  schreitend,  erstritten  und  er- 
kämpft haben,  sollte  wieder  ein  Glied  des  grossen  deutschen  Vater- 
landes bilden,  es  sollte  politisch  und  wirtschaftlich  mit  Deutschland 
wieder  vereinigt  werden,  und  es  sollten  die  Bewohner  der  wieder- 
gewonnenen Lande  wieder  deutsch  fühlen  und  denken  lernen.  Das 
war  das  Ziel,  welches  der  deutschen  Zivilverwaltung  gesteckt  war. 
Ob  zur  Erreichung  dieses  Zieles  während  des  verflossenen  Zeitraumes 
simmer  die  richtigen  Mittel  angewandt  worden  sind,  mag  dahin  ge- 
' stellt  sein;  an  redlichem  Willen,  an  Fleiss  und  Ausdauer  haben  es 
[aber  die  deutschen  Beamten  sicherlich  nicht  fehlen  lassen. 

Es  wäre  eine  lohnende  Aufgabe,  die  Thätigkeit  der  gesamten 
'deutschen  Zivilverwaltung  in  Elsass-Lothringen  und  deren  Erfolge 
im  einzelnen  zu  besprechen;  wir  selbst  müssen  uns  dies  versagen, 
weil  wir  das  ganze  Gebiet  dieser  Verwaltung  nicht  beherrschen  und 
wir  dasselbe  in  den  uns  gegebenen  Rahmen  auch  nicht  hineinzwängen 
möchten.  Wir  beschränken  uns  deshalb  darauf,  einen  Teil  der  Zivil- 
verwaltung, die  Verwaltung  der  indirekten  Steuern  und  Zölle, 
zu  behandeln,   und   geben,  uns  der  Hoffnung  hin,    dass  es  vielleicht 
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dankbar  empfunden  wird,  wenn  wir  auf  diesen  Verwaltungszweig, 
welcher  zu  den  wichtigsten  Zweigen  der  ganzen  Zivilverwaltung 
—  vectigilia  nervi  reipublicae  —  gehört,  einen  historischen  Rück- 
blick werfen. 

Wir  glauben  hierzu  eine  gewisse  Berechtigung  zu  haben,  da 
wir  längere  Zeit  an  dem  Aufbau  und  an  der  Wiedereinrichtung 
dieser  Verwaltung  persönlich  teilgenommen  und  manches  selbst  mit- 
erlebt und  miterstrebt  haben. 


I.  Vorbereitende  Arbeiten. 

Die  erste  Epoche  des  deutsch-französischen  Krieges  lag  hinter 
uns.  Die  Feste  Sedan  war  nach  gewaltigen  Kämpfen  gefallen,  der 
ehemals  mächtige  und  stolze  Kaiser  der  Franzosen,  Napoleon  III., 
gefangen  genommen  und  nach  Wilhelmshöhe  abgeführt.  Das 
300,000  Mann  starke  Feldheer  der  Franzosen  war  teils  in  Deutsch- 
land interniert,  teils  in  der  Festung  Metz  eingeschlossen,  Elsass  und 
Lothringen  war  —  mit  Ausnahme  der  belagerten  Festungen  Strass- 
burg,  Metz,  Bitsch,  Pfalzburg,  Diedenhofen,  Schlettstadt,  Neubreisach 
(nebst  dem  selbständigen  Fort  Mortier)  und  Beifort  —  fast  voll- 
ständig von  den  deutschen  Truppen  besetzt.  Das  deutsche  Volk 
glaubte  gerne  an  ein  baldiges  Ende  des  Kriegsdramas  und  hoffte 
zuversichtlich,  dass  als  Pfand  des  Friedens  Elsass  und  Lothringen 
an  Deutschland  dauernd  zurückgegeben  werde.  Seitens  der  deutschen 
Regierung  waren  alle  Massnahmen  getroffen,  die  notwendig  erschienen, 
um  mit  dem  Fortschreiten  der  Okkupation  zugleich  auch  die  Zivil- 
verwaltung in  den  von  den  deutschen  Truppen  besetzten  Gebieten 
von  Elsass-Lothringen  in  deutsche  Hände  zu  legen. 

Durch  die  Kabinettsordre  vom  14.  August  1870  war  bereits 
aus  den  französischen  Departements  Oberrhein  und  Niederrhein  das 
Generalgouvernement  Elsass  gebildet  und  diesem  dann  bald  darauf 
(Allerhöchster  Erlass  vom  21.  August  1870)  noch  die  Arrondisse- 
ments  Saarburg,  Chäteau-Salins,  Saargemünd,  Metz  und  Diedenhofen 
von  den  Verwaltungsbezirken  des  Generalgouvernements  Lothringen 
zugewiesen.  Die  Verwaltung  des  so  gebildeten  Generalgouvernements 
war  dem  Generallieutenant  Grafen  von  Bismarck-Bohlen^),  vor- 
läufig mit  dem  Sitz  in  Hagenau,  übertragen. 


^)  Vorher  und  später  Gouverneur  in  Berlin,  z.  Z.  General  der  Kavallerie. 
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Derselbe  hatte  sein  verantwortliches  Amt  am  30.  August  1870 
mit  einer  an  die  Bewohner  des  Elsass  gerichteten  Proklamation  ^) 
angetreten  und  fungierte  kraft  der  ihm  von  dem  König  von 
Preussen  als  Oberbefehlshaber  verliehenen  Vollmacht  unter  dem 
Titel  eines  Generalgouvemeurs  als  Stellvertreter  des  Landesherrn, 
vereinigte  daher  in  sich  alle  Rechte,  welche  dem  Kaiser  von  Frank- 
reich durch  das  Landesrecht  vorbehalten  waren;  insbesondere  stand 
ihm  auch  das  Recht  zu,  bestehende  französische  Gesetze  aufzuheben, 
abzuändern  oder  neue  Gesetze  zu  erlassen.  Dem  Generalgouvemeur 
untergeordnet  war  das  Zivilkommissariat,  welches  das  Ministerium 
in  dem  Generalgouvernementsbezirk  Elsass  repräsentierte  und  mit 
dessen  Verwaltung  der  königlich  preussische  Regierungspräsident 
von  Kühlwetter  in  Münster^),  vorläufig  ebenfalls  mit  dem  Sitz  in 
Hagenau,  beauftragt  war.  Derselbe  hatte  sein  Kommissorium  gleich- 
falls am  30.  August  1870  übernommen.  Seine  Befugnisse  waren 
durch  Instruktion  geordnet;  im  allgemeinen  bestanden  dieselben 
darin,  dass  er  alle  diejenigen  Befugnisse  ausüben  durfte,  welche 
nach  der  französischen  Gesetzgebung  den  Ministern  zustanden;  im 
besondem  sollte  er  die  Zivilverwaltung  des  Generalgouvernements 
leiten  und  für  die  Erhebung  der  Steuern  Sorge  tragen. 

Ungefähr  zur  gleichen  Zeit  waren  auch  zur  Verwaltung  der 
einzelnen  Departements  die  Präfekten,  welche  nach  Art  der  fran- 
zösischen Einrichtung  ihr  Amt  zu  verwalten  hatten,  ernannt  worden. 
Aus  den  fünf,  teils  zu  dem  Departement  der  Meurthe,  teils  zu  dem- 
jenigen der  Mosel  gehörigen  Arrondissements :  SaEirburg,  Chäteau- 
Salins,  Saargemünd ,  •  Metz  und  Diedenhofen  wurde  das  Departement 
Deutsch-Lothringen  gebildet.  Zum  Präfekten  dieses  Departements 
war  Graf  Henkel-Donnersmark^)  ernannt  worden  und  zwar  vor- 
läufig mit  dem  Sitz  in  Saargemünd*). 

Mit  der  Wahrnehmung  der  Funktionen  eines  Präfekten  des 
Departements  Niederrhein  war  der  königlich  bayerische  Regierungs- 


')  Vgl.  die  Amtlichen  Nachrichten  für  Elsass-Lothringen  Nr.  1  vom 
-1.  September  1870. 

^)  Später  Oberpräsident  der  Provinz  Westfalen,  gest.  am  2.  Dezember  1882. 

')  Vorher  und  später  freier  Standesherr  auf  Neudeck,  Erb-  und  Ober- 
landmundschenk im  Herzogtum  Schlesien,  erbliches  Mitglied  des  preussischen 
Herrenhauses  und  Reichstagsabgeordneter. 

*)  Vom  1.  November  1870  ab  in  Metz,  vgl.  Strassburger  Zeitung  Nr.  25 
vom  4.  November  gleichen  Jahres. 
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Präsident  Graf  Friedrich  von  Luxburg^)  beauftragt  worden.  Dem- 
selben waren  vorläufig  auch  die  Funktionen  des  Präfekten  für  das 
Departement  Oberrhein ^)  übertragen;  seinen  Sitz  hatte  er  vorerst  in 
Hagenau  genommen.  Beide  Präfekten  hatten  ihr  Amt  am  31.  August 
1870  angetreten. 

Soweit  thunlich,  waren  auch  einige  ünterpräfekturen  (später 
Kreisdirektionen),  wie  diejenigen  in  Weissenburg,  Hagenau  und 
Schlettstatt  mit  deutschen  Beamten  besetzt  worden.  Bezüglich  der 
Verwaltung  der  Steuern  und  Zölle  waren  die  unter  den  gegebenen 
Verhältnissen  möglichen  Massnahmen  ebenfalls  getroffen.  Schon  Mitte 
August  1870  war  ein  Kommissar  für  die  Verwaltung  der  direkten 
und  indirekten  Steuern  für  Elsass-Lothringen  in  Nanzig  bestellt,  der 
bereits  unterm  26.  August  1870  eine  Reihe  von  durchgreifenden 
Bestimmungen  auf  dem  Gebiet  des  Zoll-  und  Steuerwesens  erlassen 
hatte.  Zunächst  wurden  die  französischen  Zollämter  an  der 
Grenze  gegen  Deutschland  geschlossen  und  zugleich  bestimmt,  dass 
von  den  aus  Deutschland  nach  Frankreich  übergehenden  Waren  kein 
Eingangszoll  mehr  zu  entrichten  sei;  ferner  wurde  die  Bestimmung 
getroffen,  dass  die  Bestände  von  unverzollten  Waren  in  den  amt- 
lichen Zolllagern  mit  Beschlag  zu  belegen  und  nur  nach  erfolgter 
Verzollung  zu  den  Sätzen  des  damals  gültigen  französischen  Tarifs 
in  den  freien  Verkehr  abzulassen;  dass  für  französische,  zur  Ausfuhr 
nach  Deutschland  bestimmte  Waren  eine  Zoll-  oder  Steuer  Ver- 
gütung nicht  mehr  zu  gewähren  sei.  Das  Tabaksmonopol  wurde 
aufgehoben  und  damit  der  Detailhandel  mit  Tabak  für  jedermann 
freigegeben.  Bezüglich  der  Salzsteuer  wurde  verfügt,  dass  aus  den 
Vorräten  der  Salinen  Salz  nur  nach  Erlegung  der  gesetzlichen  Steuern 
in  den  freien  Verkehr  treten  dürfe.  Endlich  wurde  in  Beziehung 
auf  alle  übrigen  Steuern  und  Abgaben  angeordnet,  dass  die  für 
deren  Verwaltung  und  Erhebung  von  der  kaiserlich  französischen 
Regierung  bestellten  Beamten  ihre  Funktionen  fortzusetzen  und  die- 


^)  Vorher  und  später  Regierungspräsident  von  Unterfranken  und  Aschaffen- 
burg in  Würzburg. 

^)  Der  späterhin  für  das  Departement  Oberrhein  ernannte  Präfekt  Frei- 
herr von  der  Hey  dt  hat  sein  Amt  in  Kolmar  erst  auf  1.  November  1870 
angetreten,  war  aber  schon  seit  anfangs  September  dem  Zivilkommissär  in 
Hagenau  zur  Dienstleistung  beigegeben;  er  war  später  Bezirkspräsident  in  Kolmar 
und  ist  am  12.  Dezember  1877  gestorben. 
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selben  diese  Verwaltung  nach  den  bestehenden  Gesetzen  und 
Verordnungen  zu  führen  haben. 

Die  Ausführung  dieser  Bestimmungen  stiess  indessen  nament- 
lich bezüglich  der  Erhebung  der  Steuern  auf  mannigfache  Schwie- 
rigkeiten, insbesondere  deshalb,  weü  die  meisten  französischen  Be- 
amten beim  Herannahen  der  deutschen  Truppen  geflohen  waren  und 
weil  von  den  Gebliebenen  die  Mehrzahl  sich  weigerte,  unter  deutscher 
Verwaltung  weiter  zu  fungieren,  zur  wirksamen  Handhabung  des 
französischen  Steuersystems  aber  ein  grosses  Heer  gesetzes-  und 
landeskundiger  Beamten  unbedingt  erforderlich  war.  Wollte  man 
daher  auf  die  Erträgnisse  der  Steuern  nicht  verzichten,  so  musste 
die  deutsche  Regierung  zu  ausserordentlichen  Mitteln  greifen.  Die 
Erhebung  der  direkten  Steuern  liess  sich  noch  am  ehesten  durch- 
führen, da  man  fast  überall  die  bezüglichen  Steuerrollen  und  Steuer- 
register vorfand  und  nun  auf  Grund  dieser  Materialien  die  Betreff- 
nisse von  den  einzelnen  Gemeinden  erheben  und  letzteren  überlassen 
konnte,  die  Einzelschuldigkeiten  bei  den  einzelnen  Steuerpflichtigen 
anzufordern. 

Viel  schwieriger  erwies  sich  die  Erhebung  der  indirekten 
Steuern,  weil  diese  bei  bestimmten  Vorgängen  zu  erfassen  sind, 
welche,  wenn  sie  nicht  durch  Steuerbeamte  gehörig  kontrolliert,  sich 
in  der  Regel  der  Besteuerung  entziehen.  Man  griff  in  den  verschie- 
denen von  den  deutschen  Truppen  besetzten  Gebietsteilen  hierwegen 
zu  mancherlei  Auskunftsmitteln.  So  wurde  z.  B.  in  dem  General- 
gouvernement Lothringen  an  Stelle  aller  direkten  und  indirekten 
Steuern  (mit  Ausnahme  der  Erträgnisse  aus  dem  Tabak-  und  Schiess- 
pulvermonopol und  der  Salzsteuer)  eine  einzige  Steuer,  welche  sich 
als  eine  Kriegssteuer  (Kriegskontribution)  darstellte,  gesetzt  und  nach 
dem  durchschnittlichen  Ergebnis  der  beiden  letzten  Jahre  festgestellt 
und  vermittelst  der  Maires,  welche  hierfür  eine  Provision  von  3  Pro- 
zent erhielten,  erhoben.  In  anderen  Teilen  des  Okkupationsgebietes 
wurden  die  Kantone  und  wieder  anderen  Ortes  die  grösseren  Ge- 
meinden zur  Zahlung  der  von  der  Steuerverwaltung  festgesetzten 
Steuerquote  angehalten.  Im  Bezirk  des  Generalgouvernements  Elsass 
dagegen  hatte  man  es  bislang  vermieden,  zu  einem  solchen  Modus 
der  Steuererhebung  seine  Zuflucht  zu  nehmen,  weil  man  von  vorn- 
herein annahm,  dass  Elsass-Lothringen  mit  Deutschland  wieder  ver- 
einigt werden  würde.  Um  so  dringlicher  war  es  daher  hier,  ziel- 
bewusste  und  systematische  Massnahmen  zu  ergreifen.    Die  deutsche 
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Regierung  säumte  nun  auch  nicht,  nachdem  Sedan  gefallen  war  und 
die  dort  versammelten  deutschen  Truppen  sich  anschickten,  gegen 
die  Landeshauptstadt  von  Frankreich  zu  marschieren,  auch  der  Fall 
Strassburgs  nur  noch  eine  Frage  der  Zeit  war,  diejenigen  Vorkeh- 
rungen zu  treffen,  die  nötig  erschienen,  um  die  provisorischen  Zu- 
stände nach  und  nach  in  regelrechte  und  definitive  überzuführen. 

Am  16.  September  1870  wurde  auf  telegraphischem  Wege 
durch  das  Bundespräsidium  der  Zollvereinsbevollmächtigte  in  Karls- 
ruhe, königlich  preussischer  Geheimer  Regierungsrath  von  Lessing, 
dem  Generalgouverneur  des  Elsass  als  Kommissar  für  die  Ver- 
waltung der  Zölle  und  indirekten  Steuern  mit  dem  einst- 
weiligen Wohnsitz  in  Hagenau  beigegeben  und  ermächtigt,  das  er- 
forderliche Beamtenpersonal  bei  dem  grossherzoglich  badischen 
Finanzministerium  zu  requirieren.  Als  Geschäftsbezirk  wurde  Elsass 
und  von  Lothringen  die  Arrondissements  Sarreguemines,  Metz, 
Thionville  (Diedenhofen),  Sarrebourg  und  Chäteau-Salins  und  als  zu- 
nächst liegende  Geschäftsaufgabe:  „Die  Aufstellung  eines  Orga- 
nisationsplanes für  Einrichtung  der  Zolllinien  zwischen  dem  General- 
gouvernement Elsass  und  Frankreich"  bezeichnet. 

Dem  neu  ernannten  Kommissar  wurde  auf  sein  Ansuchen  von 
dem  badischen  Finanzministerium  bereitwilligst  und  ohne  Verzug  das 
erforderliche  Personal  zur  Verfügung  gestellt  und  zwar  der  gross- 
herzogliche Finanzrat  Lepique^)  und  der  Verfasser  der  gegen- 
wärtigen Abhandlung  als  Dezernenten,  der  damalige  Hauptaratsassi- 
stent  und  nunmehrige  Büreauvorsteher  bei  der  kaiserlichen  Direktion 
der  Zölle  und  indirekten  Steuern  in  Strassburg,  Thron,  zur  Be- 
sorgung der  Bureau-  und  Sekretariatsgeschäfte,  sodann  ein  Diener 
und  ein  in  der  Führung  der  Feder  gewandter  badischer  Grenzaufseher. 

Am  19.  September  1870  reiste  der  Kommissar  mit  den  beiden 
Dezernenten  von  Karlsruhe  ab.  Die  Ankunft  in  Hagenau  erfolgte 
am  Nachmittag  des  gleichen  Tages. 

Der  erste  Eindruck,  den  die  alte  Kaiserpfalz  Hagenau  auf 
die  Ankömmlinge  machte,  war  kein  ungünstiger.  Die  Stadt,  mit 
damals  etwas  über  11,000  Einwohnern,  war  unter  der  Herrschaft 
der  Franzosen  der  Sitz  des  Unterpräfekten  für  das  Arrondissement 
Hagenau  und  verschiedener  anderer  Behörden,  namentlich  von  ZoU- 
und  Steuerbehörden  und  die  Garnison  für  das  2.  französische  Lancier- 


^)  Jetzt  grossherzogl.  bad.  Zolldirektor, 
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regiment.  Dieselbe  hatte  von  früher  her  eine  Umwallung  und  einige 
vorgeschobene  Erdwerke;  im  Innern  trug  sie  das  Gepräge  einer 
deutschen  Stadt  mit  sauberen  breiten  Strassen  und  einer  Anzahl  statt- 
licher Gebäude.  Handel  (namentlich  in  Hopfen),  Industrie  (Fayence- 
fabrik, Gerberei,  Baumwollspinnerei  und  -Weberei)  waren  nicht  un- 
bedeutend. Von  dieser  Stadt  hatte  die  badische  Division  am 
7.  August,  dem  Tage  nach  der  Schlacht  bei  Wörth,  ohne  Kampf  Be- 
sitz genommen.  In  der  geräumigen  HopfenhaUe  war  ein  Militär- 
lazarett eingerichtet;  an  Militär  war  nur  so  viel  zurückgelassen  als 
zur  Aufrechterhaltung  der  Ordnung,  zum  Schutz  der  deutschen  Zivil- 
behörden und  für  das  Etappenkommando  notwendig  war.  Das  Gene- 
ralgouvernement, sowie  das  Zivilkommissariat  waren  in  Privatgebäuden 
untergebracht.  Dem  Kommissar  für  die  Verwaltung  der  Zölle  und 
Steuern  wurden  die  nötigen  Räume  zur  Benützung  für  Wohnung  und 
Bureau  ebenfalls  in  einem  Privathause  (St.  Georgsstrasse  Nr.  4)  von 
der  Mairie  und  zwar  bereitwilligst  zugewiesen.  In  diesem  Hause 
stand  daher  die  Wiege  der  Verwaltung  der  Zölle  und  indirekten 
Steuern  für  Elsass-Lothringen.  Man  richtete  sich  in  denselben  als- 
bald, vorerst  so  gut  als  möglich,  ein  und  begann  ohne  Verzug  an 
die  Lösung  der  gestellten  Aufgabe  heranzutreten.  Die  Ausführung 
war  aber  schwieriger,  als  man  sich  vorstellte.  Es  fehlte  hierzu  vor 
allem  sowohl  das  nötige  Personal  als  auch  das  erforderUche  Material. 
Beides  war  nur  mit  der  Zeit  und  mit  grossen  Schwierigkeiten  und 
Umständlichkeiten  zu  beschaffen.  Die  Thätigkeit  der  Kommittierten 
musste  sich  deshalb  anfänglich  in  engem  Rahmen  bewegen.  Es  war 
zwar,  wie  oben  bemerkt,  als  zunächst  liegende  Geschäftsaufgabe  „die 
Aufstellung  eines  Organisationsplanes  für  Einrichtung  der  ZoUlinie 
zwischen  dem  Generalgouvernement  Elsass  und  Frankreich"  bezeich- 
net; allein  dieser  Aufgabe  konnte  gerade  damals  am  allerwenigsten 
Genüge  geleistet  werden,  weil  das  Gebiet  des  Generalgouvernements 
Elsass  erst  später  zufolge  Allerhöchsten  Erlasses  vom  7.  Dezember 
1870^)  durch  Zuteilung  der  Kantone  Schirmeck  und  Saales,  soweit 
dieselben  im  Quellengebiet  des  Flusses  Bruche  lagen,  seinen  ab- 
schliessenden Bestand^)  erhielt.  Es  war  deshalb  absolut  unthunlich, 
schon  im  September  1870  eine  bestimmte  Grenzhnie  zu  ziehen,  und 


*)  Strassburger  Zeitung  Nr.  57  vom  11.  Dezember  1870. 
^)  An  diesem  Bestand  wurden  übrigens   später  durch  Art.  1  des  Frank- 
furter Friedensvertrags  vom  10.  Mai  1871  wiederum  Aenderungen  vorgenommen. 


Q  Ludwig  Kirsch, 

es  beschränkte  sich  daher  die  Thätigkeit  des  Kommissars  und  seiner 
Hilfsarbeiter  auch  auf  akademische  Erörterungen  und  auf  die  Aus- 
arbeitung einer  Reihe  von  Projekten  bezüglich  der  Festsetzung  und 
Einrichtung  der  etwa  später  in  Frage  kommenden  Zolllinie. 

'  Bei  dieser  Sachlage  musste  die  geplante  Einrichtung  der  Zollver- 
waltung etwas  dilatorisch  behandelt  werden;  es  konnte  davon  über- 
haupt erst,  wie  wir  weiter  unten  sehen  werden,  nach  einigen  Monaten 
die  Rede  sein,  nachdem  die  Vorbedingungen  dazu  gegeben  waren. 
Um  so  eifriger  und  nachdrücklicher  glaubte  sich  der  Kommissar 
mit  seinen  Beamten  der  Einführung  der  indirekten  Steuern  zu- 
wenden zu  sollen.  Aber  auch  hier  stellten  sich  der  Durchführung 
die  grössten  Schwierigkeiten  entgegen.  Für  die  Zivilverwaltung  war 
folgender  Grundsatz  aufgestellt  und  in  der  Bekanntmachung  des  Zivil- 
kommissars vom  30.  August  1870^)  auch  ausgesprochen  worden: 
„Der  leitende  Gedanke  der  in  Elsass-Lothringen  instituierten  Zivil- 
verwaltung ist  die  Aufrechterhaltung  der  bestehenden  Gesetze,  Ein- 
richtungen und  Anordnungen.  Die  Verwaltung  wird  in  den  vorge- 
fundenen Formen  überall  fortgeführt;  nur  die  Spitze  hat  gewechselt." 
Speziell  für  die  Verwaltung  der  indirekten  Steuern  wurde  noch 
ausdrücklich  bestimmt,  dass  die  Konstatierung  und  Erhebung  dieser 
Steuern  bis  auf  weiteres  nach  den  bisher  gültig  gewesenen 
französischen  Gesetzen  und  Normen  zu  erfolgen  habe. 

Es  war  für  die  kommittierten  Beamten  keine  leichte  Aufgabe, 
auf  Grund  solcher  Bestimmungen  die  Verwaltung  fortzuführen  bezw. 
wieder  einzurichten.  Es  fehlte  denselben  zunächst  selbst  die  genaue 
Kenntnis  der  einschlägigen  gesetzlichen  Bestimmungen.  Die  Re- 
miniszenzen aus  der  früheren  Studienzeit  und  das,  was  Dr.  Karl 
Ritter  von  Hock  über  die  Finanz  Verwaltung  Frankreichs^)  geschrieben 
hat,  genügten  im  entferntesten  nicht,  zumal  seitens  der  französischen 
Beamten  eine  Unterstützung  nicht  zu  erhoffen  war,  da  diese,  obschon 
ihnen  in  der  obenerwähnten  Bekanntmachung  des  Zivilkommissärs 
vom  30.  August  1870^)  das  Verbleiben  auf  ihrem  Posten  zur  Ehren- 
pflicht gemacht  worden  war,  sich  fast  ausnahmslos  weigerten,  ihren 
Dienst  weiter  zu  versehen.  Auch  war  kein  Material  vorhanden  oder 
aufzufinden,  welches  zur  Instruierung  hätte  verwendet  werden  können. 


^)  Amtliche  Nachrichten  für  Elsass-Lothringen  Nr.  1.  vom  1.  September  1870. 
^)  Stuttgart  und  Augsburg.     J.  G.  Cotta'scher  Verlag  1857. 
3)  S.  oben  S.  3. 

542 


Die  indirekten  Steaem  und  Zölle  in  Elsass-Lothringen.  g 

Die  Akten,  Register,  Gesetzesbücher,  sogar  die  Formularien  waren 
wirklich  oder  angeblich  bei  Ausbruch  des  Krieges  nach  Strassburg 
verbracht  oder  versteckt  gehalten.  In  allen  Bureaus  des  unteren 
Elsass,  wo  man  nach  Materialien  suchte,  fand  man  eine  öde  Leere. 
Nicht  einmal  eine  Gesetzessammlung  war  anfänglich  aufzutreiben. 
Vergeblich  waren  auch  die  Nachforschungen  in  den  Bibliotheken  in 
Berlin,  Karlsruhe  und  anderen  grösseren  deutschen  Städten.  End- 
lich fand  sich  doch,  und  zwar  bei  dem  Receveur  in  Weissenburg, 
die  vielgesuchte  Gesetzessammlung  von  Olibo^)  vor,  welche  zunächst 
als  Grundlage  für  den  Wiederaufbau  der  Verwaltung  der  indirekten 
Steuern  dienen  sollte  und  in  der  That  auch  mit  gutem  Erfolg  hierzu 
dient«. 

Mit  vielem  Eifer  ging  man  nun  an  das  Studium  der  in  dieser 
Gesetzessammlung  enthaltenen,  nicht  uninteressanten  Gesetze  und 
Vollzugsverordnungen,  und  man  beschloss  namentlich  mit  Rücksicht 
darauf,  dass  voraussichtlich  für  die  Verwaltung  meistens  Beamte  aus 
Altdeutschland  würden  herangezogen  werden  müssen,  die  wichtigsten 
Grundsätze  über  die  Erhebung  der  indirekten  Abgaben  in  deutscher 
Sprache  zusammenzustellen. 

Während  der  Kommissar  und  seine  Hilfsarbeiter  sich  noch  mit 
dieser  Arbeit  beschäftigten,  kapitulierte  Strassburg.  Unter  den  Augen 
des  Grossherzogs  Friedrich  von  Baden,  welcher  am  28.  Sep- 
tember 1870  vormittags  11  Uhr  am  Festungsglacis  vor  der  Porte 
Nationale  (W^eisstm-mthor)  bei  den  oberen  Führern  des  ßelagerungs- 
korps  eingetroffen  war,  zog  die  französische  Besatzung  aus  Strass- 
burg ab.  Am  30.  September  vormittags  hielt  General  von  Werder 
seinen  feierlichen  Einzug  in  die  genau  vor  189  Jahren  (30.  September 
1681)  dem  Deutschen  Reich  geraubte,  nun  wieder  gewonnene  Stadt. 

Ohne  Verzug  siedelte  das  Generalgouvernement,  das  Zivilkom- 
missariat und  der  Präfekt  von  Hagenau  nach  Strassburcr  über.  Auch 
der  Kommissar  für  die  Verwaltung  der  ZöUe  und  indirekten  Steuern 
und  seine  Beamten  bewerkstelligten  schon  am  8.  Oktober  den  Um- 
zug in  die  Hauptstadt  des  Elsass.  Strassburg  bot  an  diesem  Tage 
noch  immer  einen  traurigen  Anblick.  448  Gebäude,  darunter  viele 
öffentliche,  wie  das  Theater,  die  Bibliothek,  die  Neukirche,  die  Kom- 
mandantur (Aubette),  das  protestantische  Gymnasium,  waren  vollstän- 
dig zerstört,  viele  andere  wie  das  Stadthaus  waren  stark  beschädigt. 


*)  Codes  des  contributions  indirectes  par  M.  Olibo.  Lyon  1865. 
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Auch  das  neben  dem  ehemaligen  Hauptbahnhof  gelegene  Gebäude 
(la  Douane)  Bahnhofstaden  (Quai  de  la  Station)  Nr.  2,  welches  zur 
Aufnahme  des  Kommissariats  der  Verwaltung  der  indirekten  Steuern 
bestimmt  war,  war  derart  beschädigt,  dass  dessen  Bezug  vorerst  un- 
möglich war.  Das  Bureau  des  Kommissars  wurde  deshalb  zunächst 
in  einem  Privathaus  (Gutenbergplatz  •  Nr.  11)  im  IL  und  III.  Stock 
untergebracht  und  daselbst  auch  der  Kommissar  selbst  mit  seinen 
beiden  Dezernenten  und  dem  Büreaupersonal  einquartiert.  Erst  am 
10.  November  konnte  das  oben  erwähnte  Gebäude,  in  welchem  sich 
jetzt  die  „Direktion  der  Zölle  und  indirekten  Steuern"  befindet,  be- 
zogen werden;  in  demselben  fanden  nicht  nur  die  Bureaus  Platz, 
sondern  es  konnte  auch  ein  Teil  der  Beamten  darin  Wohnung  nehmen. 

Inzwischen  (am  26.  Oktober  1870)  war  der  Kommissar  Ge- 
heimer Regierungsrat  von  Lessing,  welcher  schon  in  Hagenau  bei 
dem  damals  auf  der  Durchreise  nach  Frankreich  befindlichen  Staats- 
minister Delbrück  wegen  eines  Augenleidens  darum  nachgesucht 
hatte,  seines  Kommissoriums  wieder  entbunden  worden  und  nach 
Karlsruhe  zurückgekehrt.  Ihm  folgte  bald  der  Finanzrat  Lepique. 
An  deren  Stelle  wurde  der  grossherzoglich  badische  Steuerdirektor 
Regenauer  ^)  zum  Kommissar  der  Verwaltung  der  indirekten  Steuern 
ernannt  und  der  grossherzoglich  badische  Finanzassessor  ^)  Glockner 
als  Dezernent  in  die  Verwaltung  berufen. 

Dieser  Personalwechsel  war  dem  Fortgang  der  Geschäfte  keines- 
wegs förderlich,  da  die  Neuzugegangenen  sich  wiederum  zunächst 
mit  den  bezüglichen  französischen  Gesetzen  und  Verordnungen  ver- 
traut machen  mussten. 

Das  Kommissariat  bestand  nunmehr  aus  dem  eben  erwähnten 
Kommissar,  Steuerdirektor  Regenauer,  dem  Finanzassessor  Glock- 
ner und  dem  Verfasser  dieser  Abhandlung  als  Dezernenten,  wozu 
dann  am  11.  Januar  1871  noch  als  weiterer  Dezernent  der  königlich 
preussische  Regierungsassessor  Rolke^)  und  am  23.  März  1871  der 
königlich  württembergische  Finanzassessor  Hub  er*)  kamen. 

Als  dringendste  Geschäftsaufgabe  der  kommittierten  Beamten 
blieben   nach   wie    vor  die  Massnahmen  wegen  Wiedererhebung  der 


')  Jetzt  Präsident  der  Generalintendanz  der  grossherzogl.   bad.  Zivilliste. 
^)  Jetzt  grossherzogl.  bad.  Steuer direktor. 

')  Jetzt  kais.  Geh.  Regierungsrat  und  Reichsbevollmächtigter  in  Königsberg. 
*)  Jetzt  Geheimer  Oberregierungsrat  im  Reichsamte  des  Innern. 

SU 


Die  indirekten  Steuern  nnd  Zölle  in  Elsass-Lothringen.  "^  ]^ 

indirekten  Steuern,  die  schon  aus  finanziellen  Gründen  so  rasch  als 
immer  möglich  in  Vollzug  gesetzt  werden  sollten.  Da  diese  Steuern 
aber,  wie  oben  bereits  erwähnt,  nach  französischen  Gesetzen  und 
Normen  zu  erheben  waren,  so  glauben  wir,  bevor  wir  die  Fortent- 
wickelung der  in  Frage  liegenden  Verwaltungsthätigkeit  weiter  ver- 
folgen, nicht  davon  absehen  zu  können,  den  Leser  zunächst  in  die 
bezügHchen  französischen  Gesetze  und  die  ehemalige  franzö- 
sische Behördenorganisation  einzuführen  und  ihn  mit  diesen 
Materien  einigermassen  bekannt  zu  machen. 


II.  Französische  Gesetze  über  die  indirekten  Steuern. 

Die  indirekten  Steuern  (contributions  indirectes)  Frankreichs 
umfassen  nach  einer  Definition  der  konstituierenden  Versammlung 
in  dem  in  Form  einer  Instruktion  abgefassten  Gesetze  vom  8.  Januar 
1790  alle  Abgaben,  welche  auf  der  Fabrikation,  dem  Verkauf, 
dem  Transport  und  der  Einfuhr  der  Konsum-  und  Handelsgegen- 
stände lasten  und  deren  Betrag  indirekt  gezahlt  wird. 

Vor  der  grossen  Revolution  bestand  die  Verwaltung  der  in- 
direkten Steuern  unter  dem  Namen  ,  Administration  des  aides",  und 
zwar  für  die  Konstatierung  und  Erhebung  der  Getränkeabgaben. 
Letztere  wurden  durch  Dekret  vom  2.  März  1791  aufgehoben,  aber 
durch  das  Finanzgesetz  vom  1.5.  Ventöse  XII  (25.  Februar  1804) 
wieder  eingeführt.  Zu  diesem  Zweck  wurde  eine  besondere  Ad- 
ministration „Regie  des  Droits  reunis"  geschaffen,  weil  die  Verwal- 
tung des  Enregistrements ,  welche  bis  dahin  mit  der  Erhebung  der 
übrigen  indirekten  Steuer  beauftragt  war,  wie  es  wörtlich  heisst, 
„ne  sufßsait  qu'avec  peine  ä  des  Services  si  nombreux  et  si  divers". 
Dieser  Verwaltung  wurden  dann  noch  eine  Reihe  anderer  Abgaben, 
wie  die  Abgaben  vom  öffentlichen  Fuhrwerk,  die  Spielkartenabgabe 
und  die  Garantiegebühren  zugewiesen. 

Die  Zahl  der  einzelnen  Abgaben  wechselte  im  Lauf  der  Zeit 
vielfach.  Zur  Zeit  der  Okkupation  von  Elsass-Lothringen  durch  die 
deutschen  Truppen  gelangten  folgende  indirekte  Steuern  zur  Er- 
hebung : 

A.  die  Abgabe  auf  Getränke  (la  taxe  sur  les  boissons), 

B.  die  Lizenzgebühren  (le  droit  de  licence), 

C.  die  Abgabe   von   öffentlichem  Fuhrwerk   (l'impöt    sur 
les  voitures  publiques), 
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D.  die  Abgabe   von  Spielkarten   (le   droit  sur  les  cartes  ä 
jouer), 

E.  die   Garantiegebühr  von   Grold-   und  Silberwaren  (le 
droit  de  garantie  sur  les  objets  d'or  et  d'argent), 

F.  die  Salzabgabe   (les  droits   sur  les  sels  fabriques  ä  l'in- 
t^rieur), 

G.  die  Zuckersteuer  (le  droit  sur  le  sucre  indigene), 
H.  die  Abgabe  von  Tabak  (le  monopole  des  tabacs), 

I.    die  Abgabe  von  Schiesspulver  (le  monopole  de  la  poudre). 

Was  nun  zunächst 

A.  die  Abgaben  auf  G-etränke 
betrifft,  so  sind  dieselben  in  Frankreich  sehr  alt  und  vraren  von  je- 
her sehr  mannigfaltig.  Unter  Karl  V.  soll  es  28  verschiedene  Ab- 
gaben von  der  Produktion,  der  Zirkulation  oder  dem  Verkauf 
des  Weins  gegeben  haben  ^),  und  auch  Girardin  zählte  noch  16  ver- 
schiedene Formen  der  Besteuerung  des  Weins  ^).  Zur  kritischen  Zeit 
(1870)  gelangten  noch  folgende  Tranksteuern  zur  Erhebung: 

1.  die  Zirkulationssteuer  (droit  de  circulation), 

2.  die  Detailsteuer  (droit  de  detail), 

3.  die  Konsumtionssteuer  (droit  de  consommation), 

4.  die  Eingangssteuer  (droit  d'entr^e), 

5.  die  einzige  Steuer  (droit  de  taxe  unique), 

6.  die  Biersteuer  (droit  de  fabrication  des  bieres). 

Alle  diese  Steuern  beruhen  auf  dem  Grundgesetz  vom  28.  April 
1816,  welches  heute  noch  im  grossen  und  ganzen  in  Frankreich 
gültig  ist  und  von  dem  v.  Hock  sagt^),  dass  man  es  mit  Recht  das 
umfassendste,  kühnste  und  durchdachteste  Steuergesetz  nennen  könne, 
das  je  aus  dem  Gehirn  eines  Finanzministers  entsprungen  sei. 

Im  einzelnen  haben  wir  zum  Verständnis  der  erwähnten  Steuer- 
arten kurz  folgendes  anzuführen: 

Die  Zirkulations-  und  die  Detailsteuer  werden  nur  von  dem 
Traubenwein,  Apfel-  und  Birnenwein  und  Met  erhoben  und 
in  dem  Moment  erfasst,  in  welchem  die  Objekte  den  Keller  des 
ersten  Erzeugers  verlassen.    Die  Zirkulationssteuer  ist  eine  Abgabe 


')  Röscher,  System  der  Volkswirtschaft.     Bd.  IV,  S.  395. 
^)  V.  Stein,  Lehrbuch  der  Finanzwissenschaft  IL  2.  S.  36L 
")  V.  Hock,  Die  Finanzverwaltung  Frankreichs  1857,  S.  361. 
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vom  Verkauf  der  erwähnten  Objekte  im  grossen  und  wird  erhoben, 
sobald  die  Sendung  25  1  und  mehr  beträgt  und  an  gewöhnliche 
Privatpersonen  (simples  particuHers)  geht.  Die  Detailsteuer 
dagegen  ist  eine  Abgabe  von  den  im  kleinen  verkauften  Getränken 
der  obengedachten  Art.  Die  Zirkulationssteuer  betrug  von  Obst- 
weinen und  Met  überall  gleichmässig  50^)  Cts.  nebst  dem  doppel- 
ten ZuschlagszehnteP) ,  also  im  ganzen  60  Cts.  per  Hektoliter;  für 
Weine  war  sie  dagegen  in  vier  verschiedene  Klassen  nach  den  ein- 
zelnen Departements,  wohin  dieselben  bestimmt  sind,  und  zwar  zu 
60,  80,  100  und  120  Cts.  für  das  Hektoliter  abgestuft^),  wozu  eben- 
falls noch  die  2  Decimes  kamen,  so  dass  also  72,  96,  120  und  144  Cts. 
zu  erheben  waren. 

Diese  Abstufungen  hatte  man  getroffen,  weil  man  auf  den 
durchschnittlichen  Wert  des  Weines,  welcher  in  den  verschiedenen 
Departements  konsumiert  wird,  glaubte  Rücksicht  nehmen  zu  sollen. 
Demzufolge  waren  von  den  hier  in  Betracht  kommenden  Departe- 
ments diejenigen  der  Meurthe  imd  der  Mosel  der  zweiten  und  die 
des  Ober-  und  Niederrheins  der  dritten  Klasse  eingereiht.  Die 
Erhebung  der  Zirkulationssteuer  erfolgt,  wenn  die  Sendung  an  eine 
Privatperson  bestimmt  ist,  stets  am  Versendungsort  und  zwar 
bevor  die  betreffenden  Getränke  abgeführt  werden,  auf  Grund  einer 
von  dem  Versender  abgegebenen  Deklaration  über  Zahl,  Zeichen, 
Rauminhalt  der  Transportgefässe,  Menge,  Art  und  Beschaffenheit  der 
Getränke  —  bei  Wein  auch  über  Farbe  desselben  und  den  Jahrgangr 
der  Erzeugung  —  den  Versendungs-  und  Bestimmungsort  *)  und  den 
Namen  des  Warenführers  und  des  Käufers  oder  Empfängers.    Ueber 


^)  In  Frankreich  werden  seit  1881  80  Cts.  nebst  27«  Zuschlagszehntel,  also 
zusammen  1  Fr,  für  das  Hektoliter  erhoben. 

')  DdLS  erste  Zuschlagszehntel  zu  der  Getränkesteuer  wurde  als  Eriegs- 
steuer  schon  durch  das  Gesetz  vom  28.  Aprü  1816  eingeführt,  sodann  nach  dem 
Krimkrieg  (Gesetz  vom  14.  JuU  1855)  um  ein  zweites  Zehntel  vermehrt.  Durch 
Gesetz  vom  30.  Dezember  1873  wurde  sodann  ein  halber  D6c.  auferlegt,  so 
dass  jezt  2V2  Dec.  der  Steuer  zugeschlagen  werden. 

^)  In  Frankreich  bestehen  seit  1881  nur  noch  3  Klassen  zu  1  Fr.,  1,50  Fr. 
und  2  Fr.  nebst  2V«  Zuschlagszehntel,  also  1,25,  1,87 V2  und  2,50  Fr.  für  das 
Hektoliter. 

*)  Die  Angabe  des  Bestimmungsorts  ist  schon  deshalb  notwendig,  weil 
die  Steuersätze  in  den  einzelnen  Departements,  wohin  der  "Wein  versendet  wird, 
verschieden  sind. 

5i7 


1^  Ludwig  Kirsch, 

die  erfolgte  Bezahlung  der  Steuer  wird  ein  Quittungsschein  (conge) 
ausgestellt,  welcher  zwar  den  Transport  zu  begleiten  hat,  aber  am 
Bestimmungsort  bei  der  Steuerbehörde  nicht  abzulegen  ist^). 

Ist  die  Sendung  für  einen  Detailverkäufer  oder  für  einen 
Grosshändler  bestimmt,  so  bleibt  die  Zirkulationssteuer  am 
Versendungsorte  unerhoben  und  es  erfolgt  die  Abfertigung  mittelst 
Begleitscheins  (acquit  ä  caution).  Auf  Grund  dieses  Scheines, 
welcher  am  Bestimmungsort  bei  der  betr.  Steuerstelle  abzugeben  ist, 
hat  nun  der  Empfänger  für  die  Steuer  aufzukommen,  Sendungen, 
welche  unter  Begleitscheinkontrolle  nach  dem  Auslande  oder  nach 
den  französischen  Kolonien  gehen,  sind  von  der  Zirkulationssteuer 
frei;  ebenso  tritt  Steuerfreiheit  ein,  wenn  jemand  die  betreffenden 
Getränke  von  der  Kelter  in  den  Keller  oder  aus  einem  nach  dem 
andern  seiner  Keller  bringt.  In  diesen  Fällen  muss  bei  der  Steuer- 
einnehmerei  ein  Freischein  (passavant)  gelöst  werden.  Im  übrigen 
besteht  die  Kontrolle  hinsichtlich  der  Zirkulationssteuer  hauptsäch- 
lich darin,  dass  die  Weintransporte  unterwegs  häufig  von  dem  Auf- 
sichtspersonal kontrolliert  werden  und  dass  den  Einnehmern  des 
Bestimmungsorts  von  denjenigen  des  Versendungsorts  die  so- 
genannten feuilles  de  circulation  übersandt  werden,  mit  Hilfe  deren 
geprüft  werden  kann,  ob  auch  alle  auf  conge  oder  acquit  ä  caution 
abgefertigten  Sendungen  richtig  am  deklarierten  Bestimmungsort  ein- 
getroffen sind. 

Die  Detailsteuer,  welche  von  denjenigen  Mengen  an  Wein, 
Obstwein  und  Met  erhoben  wird,  welche  von  den  Wirten  zum  Aus- 
schank gelangen  oder  in  Mengen  unter  25  1  an  Private  verkauft 
werden,  beträgt  1 5  Prozent  und  unter  Hinzurechnung  der  2  Zuschlags- 
zehntel 18  Prozent^)  des  Verkaufspreises  dieser  Getränke  (Ver- 
ordnung vom  17.  März  1852).  Dieselbe  ist  von  den  Kleinverkäufern, 
welche  beim  Beginn  ihres  Gewerbes  der  Steuerbehörde  Anzeige  zu 
erstatten  und  ihre  Eigenschaft   als  Schankwirte  etc.  durch  ein  Aus- 


^)  Hierher  wird  bemerkt,  dass  die  von  den  Steuerbeamten  ausgestellten 
Bezettelungen  und  Quittungen  einen  besonderen  Stempel  tragen,  für  welche 
10  Cts.  zu  entrichten  sind.  Ausserdem  sind  die  Begleitscheine  und  Freischeine 
einer  festen  Abgabe  von  15  Cts.  unterworfen  und  es  erhöht  sich  die  Stempel- 
gebühr für  Quittungsscheine  (conges)  auf  20  Cts.,  sofern  die  fällige  Getränke- 
steuer mehr  als  50  Cts.  beträgt  (Gesetz  von  1817). 

^)  Dieselbe  beträgt  in  Frankreich  seit  1881  nur  noch  10  Prozent  und  mit 
den  Decimes  127«  Prozent. 
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hängeschild  (enseigne  ou  bouchon)  zu  erkennen  zu  geben  haben,  zu 
entrichten.  Der  jeweilige  Verkaufspreis  wird  von  den  Kleinverschleis- 
sem  selbst  deklariert.  Bei  Meinungsverschiedenheiten  zwischen  diesen 
und  den  Steuerbeamten  entscheidet  der  Bürgermeister  der  Gemeinde, 
bezw.  im  Rekursfalle  endgültig  der  Präfekturrat,  nachdem  er  die 
Gutachten  des  Unterpräfekten  und  des  (Departements-)Direktors  der 
indirekten  Steuern  eingeholt  hat.  Bis  zur  endgültigen  Entscheidung 
wird  die  Steuer,  vorbehaltlich  etwaiger  Nacherhebungen  oder  Rück- 
erstattungen, nach  der  Festsetzimg  des  Bürgermeisters  erhoben. 

Diese  Preisdeklaration  bezw.  Preisfestsetzung  wird  in  ein  von 
den  kontrollierenden  Beamten  zu  führendes  Register,  welches  vom 
Friedensrichter  kotiert  und  paraphiert  ist  („Portatif ")  aufgenommen 
und  hiemächst  auf  einen  Zettel  geschrieben,  welcher  auf  einer  recht 
sichtbaren  Stelle  in  den  Schank-  oder  Verkaufslokalen  anzubringen 
ist.  Um  die  fällige  Steuer  konstatieren  zu  können,  müssen  zunächst 
alle  diejenigen  Mengen  von  Getränken,  welche  der  Verkäufer  beim 
Beginne  des  Geschäftes  an  seinem  Wohnorte  besitzt,  durch  den 
Steuerbeamten  in  das  Portatif  eingetragen  werden.  Die  Fässer, 
welche  nicht  unter  1  hl  und  nicht  über  5  hl  Rauminhalt  haben 
sollen,  müssen  geaicht  und  numeriert  sein  und  die  Getränke 
müssen  einer  Prüfung,  nötigenfalls  unter  Ermittelung  des  Alkohol- 
gehaltes ^)  unterworfen  werden.  Alle  nun  später  hinzukommenden 
Mengen  müssen  steuerordnungsmässig  abgefertigt,  die  Transporte 
von  dem  Versendungs-  bis  zum  Bestimmungsorte  mit  Transport- 
ausweisen :  Begleitscheinen  (acquit  ä  caution)  versehen  sein.  Die  Be- 
standsaufnahme der  Getränke  behufs  Feststellung  der  Steuer  erfolgt 
in  der  Regel  alle  drei  Monate  in  folgender  Weise:  Die  Steuerbeamten 
ergänzen  zunächst  die  Einträge  bezüglich  der  inzwischen  eingekom- 
menen Mengen  in  dem  Portatif  auf  Grund  der  ihnen  von  den  Steuer- 
pflichtigen vorzulegenden  Transportbezettelungen,  nehmen  dann  den 
Vorrat  auf,  wobei  der  Stand,  d.  h.  die  Leere  jedes  einzelnen  Ge- 


^)  Die  Ermittelung  des  Alkohols  fällt  notwendig,  weil  Weine  von  ver- 
schiedener Alkoholstärke  steuerlich  verschieden  behandelt  werden.  Der  Artikel  21 
des  Dekrets  vom  17.  März  1852  traf  hierwegen  folgende  Bestimmung:  Lorsque 
des  vins  contiendront  plus  de  dix-huit  centiemes  d'alcool  et  pas  au  de  lä  de 
vingt  et  un  centiemes  ils  seront  imposes  comme  vin  et  payeront,  en  outre,  les 
doubles  droits  de  consommation,  d'entres  et  d'octroi  pour  la  quantite  d'alcool 
comprise  entre  18  et  21  centiemes. 

Les  vins   contenant  plus  de  21  centiemes  d'alcool  ne  seront  pas  imposes 
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bindes  —  es  sollen  strenge  genommen  von  den  Händlern  nicht  mehr 
als  drei  Gebinde  gleichzeitig  in  Verkauf  genommen  werden  ^)  —  durch 
Visierstäbe  ermittelt  und  das  Ergebnis,  d.  i.  die  verkaufte  Menge, 
auf  dem  Gebinde  mit  Kreide  angeschrieben  wird.  Auf  Grund  dieser 
vierteljährlichen  Aufnahme,  deren  Ergebnis  in  das  gleichzeitig  ab- 
zuschliessende  Portatif  von  den  Steuerbeamten  eingetragen  wird,  er- 
folgt dann  die  Steuerberechnung  und  Erhebung,  wobei  den  Händlern 
für  Abgang  und  Verbrauch  durch  ihre  Familie  eine  Ermässigung 
von  3  Prozent  der  Steuer  zu  teü  wird.  Die  Händler  können  übri- 
gens verlangen,  dass  der  Revisionsbefund  und  die  festgestellte  und 
bezahlte  Steuer  zugleich  auch  in  ein  von  ihnen  geliefertes,  von  dem 
Friedensrichter  paraphiertes  Register  eingetragen  werde.  Bei  allen 
diesen  Kontrollen,  welche  für  die  Kleinverschleisser  oft  recht  lästig 
waren,  war  doch  im  Hinblick  auf  die  grosse  Zahl  der  zu  Kontrol- 
lierenden die  Sicherheit  über  die  richtige  Festsetzung  und  den  Ein- 
gang der  Detailsteuer  sehr  gering,  weshalb  auch  schon  in  dem  mehr- 
mals erwähnten  Gesetz  von  1816  der  Fall  vorgesehen  ist,  dass  sich 
die  Kleinverschleisser,  und  zwar  entweder  einzeln,  z.  B.  bei  isolierter 
Lage  des  Gewerbebetriebes  oder  in  ihrer  Gesamtheit  in  einer  und 
derselben  Gemeinde  wegen  der  Detailsteuer  durch  ein  Abonnement 
fixieren  lassen  können.  Ein  solches  Abonnement  kann  höchstens  auf 
die  Dauer  eines  Jahres  festgesetzt  werden  und  gründet  sich  auf  ein 
Uebereinkommen  der  Steuerbehörde  und  des  Klein  Verkäufers,  welchem 
der  in  einem  besonderen  Portatif  evident  gehaltene  Absatz  der  de- 
tailsteuerpflichtigen Getränke  in  der  vorhergegangenen  Periode  unter 
Berücksichtigung  der  voraussichtlichen  Vermehrung  oder  Verminde- 
rung der  Konsumtion  zu  Grunde  gelegt  wird.  Kommt  ein  solches 
Uebereinkommen  wegen  der  Höhe  des  Abonnements  nicht  zustande, 
so  entscheidet  hier  wegen  zunächst  der  Präfekturrat,  gegen  dessen 
Entscheidung  der  Rekurs  an  den  Staatsrat  zulässig  ist.  Das  fest- 
gesetzte Abonnement   ist   in  Monatsraten   an    die  Steuerkasse   abzu- 


comme  vins  et  seront  soumis  pour  leur  quantite  totale  aux  memes  droits  de 
consommation,  d'entree  et  d'octroi  que  l'alcool  pur. 

Diese  Bestimmung  ist  inzwischen  noch  verschärft  worden. 

^)  Das  Abziehen  von  Wein  in  Flaschen  ist  zwar  erlaubt,  die  Abfüllung 
musste  aber  früher  (nach  dem  Gesetz  vom  28.  April  1816)  unter  Aufsicht  der 
Steuerbeamten  geschehen  und  mussten  die  Flaschen  von  diesen  Beamten  mit 
einem  Steuersiegel  verschlossen  werden.  Jetzt  lässt  es  die  Steuerverwaltung  zu, 
dass  die  UmfüUung  ohne  Aufsicht  erfolgt  und  die  Siegelung  unterbleibt. 
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führen.  Durch  dasselbe  erlangen  die  Kleinverschleisser  das  Recht,  die 
betreffenden  Getränke  in  jeder  beliebigen  Menge  abzusetzen,  ohne  der 
Keller kontrolle  (exercice)  unterworfen  zu  sein.  Für  Städte  kann  indes 
auf  Antrag  der  Kommunalbehörde  zwischen  der  letzteren  und  der 
Steuerbehörde  ein  Generalabonnement  ^)  nach  Einholung  des  Gut- 
achtens des  Präfekten  und  des  Generaldirektors  der  indirekten  Steuern 
mit  ministerieller  Genehmigung  in  der  Weise  vereinbart  werden, 
dass  dem  Abonnementsbetrag  der  mittlere  Steuerbetrag  der  letzten 
Jahre  zu  Grunde  gelegt  wird.  Der  Betrag  des  Abonnements  ist  in 
diesem  Falle  in  24  gleichen  Teilen  halbmonatlich  an  die  Steuerkasse 
abzuführen.     (§  73  des  Ges.  von  1816.) 

Wenn  zwei  Dritteile  der  Kleinverschleisser  einer  Gemeinde 
(also  nicht  bloss  einer  Stadt,  Avie  beim  Generalabonnement)  den 
Antrag  auf  Bewilligung  des  Abonnements  für  die  Detailsteuer  stellen, 
so  ist  diesem  ohne  weiteres  stattzugeben.  Die  Verteilung  des  auf 
Grund  der  Erfahrungen  der  letzten  drei  Jahre  festgestellten  Steuer- 
betrages unter  die  für  die  Bezahlung  der  Gefälle  sohdarisch  ver- 
hafteten Verschleisser  geschieht  durch  Syndici,  welche  die  Klein- 
verkäufer ernennen  und  bei  deren  Beratung  der  Bürgermeister  den 
Vorsitz  führt.  Die  Abfindungssumme  ist  in  monatlichen  Raten  zum 
voraus  an  die  Steuerkasse  abzuführen.  Durch  ein  solches  Abonne- 
ment par  Corporation,  welches  immer  nur  auf  ein  Jahr  festgesetzt, 
aber  nach  ümfluss  desselben  wieder  erneuert  werden  kann,  erlangen 
die  Kleinverkäufer  der  betreffenden  Kommunen  das  alleinige  Recht 
zum  Verschleiss  der  bezüglichen  Getränke  und  kann  deshalb  ohne 
deren  Genehmigung  kein  Händler  sich  während  der  Abfindungs- 
periode in  der  betreffenden  Gemeinde  etablieren,  wenn  er  nicht  an 
die  Stelle  eines  im  Korporationsabonnement  inbegriffenen  Kleinver- 
käufers tritt.     (Art.  77  ff.  des  Ges.  vom  28.  April  1816.) 

Es  dürfte  hier  der  Platz  sein,  auch  der  Weingrosshändler 
mit  einigen  Worten  zu  gedenken.  Diese  sind  verpflichtet,  vor  der 
Eröffnung  ihres  Geschäftes  der  Steuerbehörde  Anzeige  zu  machen 
und  einen  Lizenzschein  zu  lösen,  auch  haben  sie  sich  den  steuerlichen 
Kontrollen   und  Revisionen   zu   unterwerfen.     Die   Bestände   werden 

»von  den  Steuerbeamten  inventarisiert  und  die  neu  zugehenden  Weine 
^)  Dieses  Generalabonnement  bezieht   sich  nicht  bloss   auf  die  Detail- 
steuer,  sondern  begreift  jeweils   auch  die  Zirkulationssteuer  im  betreffenden 
Stadtrayon  in  sich. 
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registriert.  Die  Steuer  bleibt  unerhoben,  solange  sich  die  Weine  in 
den  der  Steuerbehörde  bezeichneten  Räumlichkeiten  befinden.  Die 
Händler  dürfen  zwar  in  diesen,  auch  in  Abwesenheit  der  Steuer- 
beamten, ihre  Getränke  umfüllen,  vermischen  und  verschneiden,  aber 
sie  dürfen  keinen  Wein  verkaufen  und  versenden,  ohne  denselben 
vorher  angemeldet  und  dafür  die  nötige  Bezettelung  (conge,  acquit 
ä  caution  etc.)  gelöst  zu  haben.  Die  verkauften  und  versandten  Wein- 
mengen werden  am  Konto  des  Händlers  abgeschrieben;  desgleichen 
und  zwar  steuerfrei  auf  dem  Lager  verdorbener,  zu  Essig  gewordener 
Wein.  Ergibt  sich  bei  einer  steueramtlichen  Lagerrevision  gegen- 
über dem  Sollbestand  ein  grösserer  Istbetrag,  so  wird  der  Ueber- 
schuss  beschlagnahmt;  und  der  Händler  zur  Strafe  gezogen;  ergibt 
sich  dabei  ein  Manko,  so  ist  dasselbe,  soweit  es  das  gesetzliche 
Schwanungsmaximum  ^)  überschreitet ,  zur  Versteuerung  zu  ziehen. 
Den  Grosshändlern  ist  der  Detailhandel  mit  Wein  strengstens  unter- 
sagt, ausnahmsweise  kann  ihnen  derselbe,  jedoch  nur  in  von  den 
Lagerräumlichkeiten  ganz  getrennten  Lokalitäten,  gestattet  werden. 
Die  Konsumtionssteuer  (droit  general  de  consommation  sur 
eaux-de-vie  et  liqueurs)  ist  eine,  die  gebrannten  geistigen  Flüssig- 
keiten (eaux-de-vie,  esprits),  die  in  Branntwein  eingemachten  Früchte 
(fruits  ä  l'eau-de-vie),  die  Liqueure  und  Liqueurweine  treffende  all- 
gemeine Abgabe,  bei  welcher  die  Persönlichkeit  des  Steuerschuldigen 
keinen  Unterschied  macht.  Sie  beträgt  seit  1.  August  1860  ^)  75  Fr. 
bezw.  zuzüglich  das  doppelte  Zuschlagszehntel,  90  Fr.  per  Hektoliter, 
und  zwar  bei  Branntwein  und  Spiritus  per  Hektoliter  Alkohol,  nach 
dem  hundertteiligen  Alkoholometer  von  Gay-Lussac,  wenn  derselbe 
in  Fässern  versendet  wird,  sonst,  wenn  er  in  Flaschen  transportiert 
wird,  und  bei  Liqueur  und  in  Branntwein  eingemachten  Früchten, 
per  Hektoliter  Flüssigkeit^).     Befreit  von  dieser  Steuer  ist  aller 


^)  Der  Maximal- Prozentsatz  für  Einzehrung  ist  je  nach  den  Departements 
verschieden;  für  die  in  Betracht  komna enden  Departements  Meurthe,  Moselle 
Ober-  und  Unterrhein  beträgt  derselbe  7  Prozent.  (Verordnung  vom  21.  De- 
zember 1838.) 

^)  Vgl.  den  Artikel  18  des  Finanzgesetzes  vom  26.  Juli  1860. 

3)  In  Frankreich  beträgt  seit  1873  der  Steuersatz  125  Fr.  mit  2V2  Dec. 
=  156,25  Fr.  für  das  Hektoliter;  seit  1872  hat  man  dort  auch  den  Unterschied 
zwischen  der  Versendung  in  Fässern  und  Flaschen  fallen  gelassen  und  erhebt 
die  Steuer  gleichmässig  nach  dem  Gehalt  an  absolutem  Alkohol  (droit  pro- 
portional ä  la  richesse  alcoolique). 
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Branntwein,  welcher  unter  Steuerkontrolle  ins  Ausland  gesandt  wird, 
fem  er  der  vorschriftsmässig  denaturierte  ^)  Branntwein  gegen  eine 
bestimmte  Gebühr,  welche  in  eingangssteuerpflichtigen  Gemeinden  -) 
je  nach  dem  in  der  Mischung  enthaltenen  Quantum  an  Oel  in  de- 
gressiver Folge  10  Fr.  20  Cts.  bis  22  Fr.  8  Cts.  und  in  nicht  ein- 
gangssteuerpflichtigen Orten  9  Fr.  bis  14  Fr.  40  Cts.  (immer  unter 
Erhöhung  dieser  Sätze  um  die  doppelten  Zuschlagszehntel)  beträgt  ^), 
sodann  derjenige  Alkohol,  welchen  die  sogenannten  Eigenbrenner 
(bouilleurs  de  cru)  aus  ihrem  eigenen  Emteerträgnis  an  Wein,  Obst- 
wein, Trester,  Hefe,  Obst,  namentlich  Kirschen  und  Zwetschgen  für 
ihren  eigenen  Bedarf  herstellen,  endlich  derjenige  Branntwein,  wel- 
cher zur  Aufbesserung  alkoholarmer  für  den  Export  bestimmter  Weine 
unter  steuerhcher  Aufsicht  verwendet  wird  (vinage)  *).  Dagegen  hat 
Spiritus,  welcher  zur  Fimisfabrikation  oder  zur  Herstellung  wohl- 
riechender Wasser  verwendet  wird,  keinen  Anspruch  auf  Steuerfrei- 
heit. Da  sich  die  Konsumtionssteuer  hinsichthch  der  Form  als  eine 
Fabrikatsteuer  darstellt,  so  ist  sowohl  die  Fabrikation  als  auch 
der  Verkauf  und  Versandt  von  Branntwein  scharfen  Kontrollmass- 
regeln  unterworfen.  So  müssen  u.  a.  die  Destillateure  und  gewerbs- 
mässigen Branntweinbrenner  vor  Beginn  jeden  Brennaktes  der  Steuer- 
behörde eine  schriftliche  Deklaration  einreichen,  welche  die  Nummer 
und  den  Inhalt  der  Blase  und  der  Maischbottiche,  die  Zahl  der  Ar- 
beitstage, die  Mengen  der  zur  Verarbeitung  kommenden  Stoffe  ent- 
halten muss,  kurz  aus  welcher  alles  das  entnommen  werden  kann, 
was  für  die  Steuerbeamten  zur  Ueberwachung  der  Fabrikation,    zur 


^)  Die  Denaturienmg  wurde  durch  Mischung  des  Branntweins  mit  20  Pro- 
zent Theer,  Theeröl  oder  anderen  essentiellen  Oelen  bewirkt;  seit  1872 
wird  in  Frankreich  als  Denaturierungsmittel  Holzgeist  verwendet. 
-)  Siehe  S.  21. 

^)  In  Frankreich  beträgt  seit  1872  die  Denaturierungsgebühr  30  Fr.    be- 
ziehungsweise mit  den  2V2  Dec.  37  Fr.  50  Cts. 

*)  In  Frankreich  unterliegen  nach  dem  Gesetz  vom  1.  September  1870 
alkoholisierte  Weine  von  mehr  als  21  Prozent  Alkoholstärke  der  allgemeinen 
Konsumtionssteuer;  Weine  von  mehr  als  15  bis  einschliesslich  21  Prozent 
Alkoholstärke  haben  neben  der  Zirkulations-  und  Eingangssteuer  für  denjenigen 
Alkoholgehalt,  welcher  15  Prozent  übersteigt,  die  doppelte  Konsumtions^ 
.bgabe  (2  X  156  Fr.  25  Cts.=)  312  Fr.  50  Cts.  per  Hektoliter  Alkohol  zu 
hlen.  So  zahlen  z.  B.  4  hl  Wein  von  18  Grad  Alkoholstärke  hiemach  neben 
er  gewöhnlichen  Wein-  event.  der  Eingangssteuer  noch  für  400  X  0,03  = 
12  Liter  ä  312  Fr.  50  Cts.  per  Hektoüter  =  37  Fr.  50  Cts. 
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Feststellung  der  Ergebnisse  und  zur  Anschreibung  der  letzteren  not- 
wendig ist.  Insbesondere  müssen  die  Brenner,  welche  mehlhaltige 
Stoife  verarbeiten,  die  Stärke  des  zu  gewinnenden  Alkohols,  d.  i.  ein 
verbindliches  Minimum  deklarieren,  welches  bei  Vermeidung  der 
Steuerzahlung  für  die  Differenz  erreicht  werden  muss  und  welches 
nicht  unter  2^2  1  Alkohol  auf  100  1  eingemaischte  Stoffe  festgestellt 
werden  darf.  Bei  gewerbsmässigen  Brennern,  welche  nichtmeh- 
lige Stoffe  (Wein,  Trester,  Hefe,  Obstete.)  verarbeiten,  wird  die  Alko- 
holstärke in  der  Regel  durch  die  Steuerbearaten  festgestellt,  indessen 
kann  auch  von  den  Steuerdirektionen  in  Uebereinstimmung  mit  den 
Brennern  ein  Normalausbeuteverhältnis  festgesetzt  werden.  Die  Eigen- 
brenn er  sind,  sofern  sie  nicht  in  einer  eingangssteuerpflichtigen 
Stadt  wohnen,  von  der  Deklarationspflicht  und  von  der  steuerlichen 
Kontrolle  ganz  befreit.  Die  Grosshändler  stehen  ebenfalls  unter 
steuerlicher  Kontrolle  und  haben  sich  den  steueramtlichen  Revisionen 
in  ihren  Magazinen;  Kellern  und  Vorratsräumen  zu  unterwerfen. 
Die  inventarisierten  und  eingehenden  Getränke  werden  fortdauernd 
kontiert.  Ergibt  sich  bei  einer  Revision  gegen  das  Soll  ein  Manko, 
welches  den  zulässigen  Satz  für  Einzehren  (6  Prozent)  überschreitet, 
so  ist  dasselbe,  soweit  es  das  zulässige  Schwindungsmaximum  über- 
schreitet, zu  versteuern;  ergibt  sich  dabei  ein  Ueberschuss,  so  kann 
die  Beschlagnahme  der  Getränke  verfügt  und  eine  Strafe  erkannt 
werden. 

Die  Erhebung  der  Konsumtionssteuer  geschieht  nach  der  Wahl 
des  Versenders  entweder  sogleich  bei  der  Versendung,  in  welchem 
Fall  dann  ein  Quittungsschein  (conge)  ausgestellt  wird,  oder  erst  bei 
der  Ankunft  im  Bestimmungsorte,  wohin  das  steuerbare  Objekt  mit- 
tels Begleitschein  (acquit  ä  caution)  geleitet  wird.  Der  Stärkegrad 
des  Branntweins  und  Spiritus  wird  mit  dem  Alkoholometer  von  Gay- 
Lussac  festgestellt  und  dabei  ein  Wärmegrad  von  15°  Celsius  zu 
Orunde  gelegt. 

Die  Kleinverschleisser  unterliegen  dem  Exercice  wie  bei 
der  Detailsteuer  und  wird  die  Steuerschuldigkeit,  wie  bei  dieser  alle 
drei  Monate  auf  Grund  der  Einträge  in  dem  Portatif,  der  Bestands- 
aufnahme etc.  festgestellt  und  daran  ebenfalls  3  Prozent  für  Abgang 
und  Verbrauch  in  der  Familie  in  Abzug  gebracht.  Die  Kleinver- 
käufer können  von  dem  Exercice  befreit  werden,  wenn  sie  die  Kon- 
sumtionssteuer sofort  ohne  Abzug  beim  Empfang  der  Spirituosen 
bezahlen  (Ges.  vom  20.  April  1832).     Dies   geschieht  in  der  Regel 
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in  allen  denjenigen  Fällen,  in  welchen  sich  die  Kleinhändler  bezüg- 
lich der  Bezahlung  der  Detailsteuer  durch  ein  Abonnement  abge- 
funden haben. 

Die  Eingangssteuer  (droit  d'entr^e)  ist  eine  Lokalsteuer,  in- 
dem sie  nur  in  Städten  mit  einer  geschlossenen  Bevölkerung  von 
4000  Seelen  und  darüber  zur  Erhebung  gelangt.  Sie  trifft  alle 
steuerpflichtigen  Getränke  —  mit  alleiniger  Ausnahme  des  Bieres  — 
und  wird  neben  der  Zirkulationssteuer  für  Wein,  Obstwein  und 
Met,  und  neben  der  Konsumtionssteuer  von  Branntwein, 
Spiritus  etc.  erhoben,  gleichgültig  ob  die  Getränke  in  die  Stadt  ein- 
geführt oder  dort  erzeugt  werden.  Weintrauben  und  die  zur  Berei- 
tung  von  Obstwein  bestimmten  Früchte  sind  eingangssteuerpflichtig, 
und  zwar  die  ersteren  als  We  i  n ,  indem  3  hl  Weintrauben  =  2  hl 
Wein  gelten  und  die  letzteren  als  Obstwein,  indem  5  hl  frische 
Früchte  2  hl  Obstwein  und  25  Kilo  trockener  Früchte  1  hl  Obst- 
wein gleichgestellt  werden.  Desgleichen  sind  noch  eingangssteuer- 
pflichtig zum  Satz  für  die  Spirituosen  Firnisse  und  wohlrie- 
chende Wasser,  zu  welchen  Spirituosen  verwendet  worden  sind, 
wogegen  der  denaturierte  Branntwein  von  der  Eingangssteuer 
befreit  ist. 

Die  Höhe  der  Steuer  wechselt  nach  Massgabe  der  Bevölke- 
rung und  bezüghch  des  Weines  auch  nach  Massgabe  der  Klasse, 
welcher  das  Departement,  in  welchem  die  eingangssteuerpflichtige 
Stadt  liegt,  hinsichtlich  der  Zirkulationssteuer  zugehört.  Wie 
oben  erwähnt,  kommen  für  Elsass-Lothringen  nur  die  2.  und  3.  Steuer- 
klasse in  Betracht, 

Nachstehende  Skala  gibt  über  die  einzelnen  Sätze  für  das 
Hektoliter  näheren  Aufschluss: 


W 

ein 

In  Städten 

Obstwein 

Tarif 

Nr. 

mit  einer  Ein- 
wohnerzahl 
von 

a)  2.  Klasse, 

Departements 

3Ieurthe  und 

Mosel 

b)  3.  Klasse, 

Departements 

Ober-  und 

Niederrhein 

und 

Met 

Spirituosen 

Centimes 

Centimes 

Centimes 

Centimes 

1 

4—  6000 

40 

50 

25 

400 

^  o*§ 

2 

6001—10000 

60 

75 

40 

600 

'^'^.1 

3 

10001—15000 

80 

100 

50 

800 

•2  fc,  '3 

4 

15001—20000 

100 

125 

65 

1000 

5 

20001—30000 

120 

150 

75 

1200 

^  tc  s 

6 

30001—50000 

140 

175 

90 

1400 

7 

über  50000 

160 

200 

100 

1600 

SS  o 

?3     OD 
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bei  Wein  a) 

.  b) 

,  a) 

.  b) 

.  b) 

.  b) 

.  b) 


Nach  diesem  Tarif  wurde  in  Elsass-Lothringen  ^)  die  Eingangs- 
steuer in  den  nachfolgenden  16  Städten  erhoben,  und  zwar: 
in  Ars  a.  d.  Mosel  und  Forbach  nach  der  1.  Tarifnummer 

„  Oberehnheim,  Weiss enbu'rg,  Zabem   .     „        »     1-  » 

,  Saargemünd ,        „2.  „ 

„  Bischweiler,  Brumath,  Markirch,  Rap- 

poltsweiler,  Schlettstadt  und  Thann .     „       „     2.  , 

„  Gebweiler  und  Hagenau        .     .     .     .     „       »3.  „ 

,  Kolmar         ,        „4. 

,  Mülhausen ,        „7.  , 

Was  den  Erhebungsmodus  betrifft,  so  ist  zu  bemerken, 
dass  von  denjenigen  Getränken,  welche  zum  Konsum  in  der  Stadt 
bestimmt  sind,  die  Steuer  in  der  Regel  zugleich  mit  dem  städtischen 
Oktroi  alsbald  zu  bezahlen  ist,  und  zwar  entweder,  wenn  sich  am 
Eingange  der  Stadt  eine  Steuerstelle  befindet,  dort  oder,  wenn  dies 
nicht  der  Fall  ist  oder  wenn  die  betreffenden  Getränke  in  der  Ge- 
meinde erzeugt  werden,  bei  der  Steuerstelle  in  der  Stadt,  jedoch 
bevor  die  Getränke  abgeladen  bezw.  in  den  Keller  verbracht  werden. 
Sind  die  Getränke  für  eine  Niederlage  oder  zur  Durchfuhr  durch  die 
Stadt  bestimmt,  so  werden  die  Transporte  mit  einem  Passierschein 
(passe-debout)  abgefertigt.  Ersterenfalls  findet  dieser  Schein  seine 
Erledigung,  wenn  nachgewiesen  ist,  dass  die  Getränke  auf  das  Konto 
des  Niederlegers  übernommen  sind  (Ges.  von  1816  und  1832),  letz- 
terenfalls,  wenn  der  Wiederausgang  der  Getränke,  wofür  Sicherheit 
zu  leisten  ist,  nachgewiesen  ist. 

Die  einzige  Steuer  (droit  de  taxe  unique),  auch  einzige  Taxe 
genannt,  ist  eigentlich  nur  eine  weitere  Art,  die  Kontrollen  für  die 
Detailsteuer  zu  beseitigen  und  diese  Steuer  durch  eine  bestimmte 
Taxe  zu  ersetzen.     Sie  kann  nur  Städten,  welche  der  Eingangssteuer 


')  Jetzt   beträgt   die   Eingangssteuer  in   Frankreich   für    das   Hektoliter 
und  zwar: 


Wein 

In  Städten  mit 

2.  und  3.  Klasse 

Obstwein 

Tarif 

einer  Ein- 

(beide Klassen 

und 

Spirituosen 

Nr. 

wohnerzahl 
von 

wurden  ver- 
einigt) 

Met 

Centimes 

Centimes 

Centimes 

1 

4000—  6000 

65 

35 

750 

J 

2 

öoni— 10000 

85 

50 

1125 

f 

3 

4 

10001—15000 
15001—20000 

115 
140 

60 

85 

1500 
1875 

\  und  je  2%  Decimes 
/          Zuschlag. 

5 

20001—30000 

170 

95 

2250 

6 

30001—50000 

200 

115 

2625 

i 

7 

Über  50000 

225 

125 

3000 

1 
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unterliegen,  also  über  4000  Einwohner  zählen,  auf  Antrag  *)  der 
Kommunalbehörde  bewilligt  werden  und  wird  von  den  Bezügen  der 
Privaten  und  Klein  Verkäufer  mit  der  Eingangssteuerzusammen 
erhoben,  stellt  sich  daher  als  eine  vereinigte  Detail-  und  Eingangs- 
steuer dar.  Daneben  gelangt  aber  auch  noch  die  Zirkulationssteuer, 
gleichviel  ob  die  betreffenden  Getränke  für  eine  Privatperson  oder 
für  einen  Kleinhändler  bestimmt  sind,  zur  Erhebung,  und  zwar  von 
allem  Wein,  welcher  in  solche  losgekaufte  (redimes)  Städte  eingeht 
oder  aus  einem  Entrepot  daselbst  verkauft  wird,  ingleichen  auch 
von  solchem  Wein,  welcher  innerhalb  solcher  Städte  den  Besitzer 
wechselt. 

Bei  dem  Beschluss  des  Munizipalrates,  ob  die  einzige  Taxe  ein- 
geführt werden  soll,  haben  die  bedeutendsten  Weingross-  und  Klein- 
händler, und  zwar  an  Zahl  der  Hälfte  der  Mitglieder  des  Munizipal- 
rates entsprechend,  mitzuwirken. 

Die  einzige  Taxe  wird  für  jede  Kategorie  von  steuerpflichtigen 
Getränken  (Wein,  Obstwein,  Met)  besonders  festgestellt,  und  zwar 
nach  dem  Ergebnis  der  letzten  drei  Jahre  dergestalt,  dass  der  in 
diesem  Zeiträume  an  Detail-  und  Eingangssteuern  aufgekommene 
Steuerertrag  jeder  Gattung  von  Getränken,  übrigens  nach  Abzug  des 
Erträgnisses  der  Zirkulationssteuer,  durch  die  eingegangenen  Mengen 

80  000  Fr.        ,  ^ 
jeder  Art  solcher  Getränke  dividiert  wird,  z.  B.  oooflO  h —  ^=  ^  ^^• 

für  das  Hektoliter. 

In  Elsass-Lothringen  waren  nur  zwei  Städte:  Strassburg 
und  Metz,  der  einzigen  Steuer  unterworfen  und  betrug  dieselbe  für 
Wein 

in  Strassburg:    3  Fr.  75  Cts.  bezw.  mit  doppeltem  Zuschlags- 
zehntel 4  Fr.  51  Cts. 
und  in  Metz:  4  Fr.  13  Cts.  oder  mit  dem  doppelten  Zuschlags- 
zehntel 4  Fr.  97  Cts. 
Die  Biersteuer  ist  eine  Pabrikationssteuer  und  wird  er- 
hoben von  jedem  im  Lande  erzeugten  Getränke,   das   sich  als  Bier 


^)  In  Paris  war  die  einzige  Taxe  obligatorisch ;  sie  führt  dort  den  Namen 
taxe  de  remplacement.  Das  Gesetz  vom  9.  Juni  1875  führte  in  Frankreich  die 
taxe  unique  für  alle  Gemeinden  von  10  000  imd  mehr  Einwohnern  zwangsweise 
ein  nnd  stellte  eine  periodische  Revision  der  Tarife  in  Aussicht.  Für  Gemeinden 
von  4 — 10  000  Einwohnern  kann  sie  nach  wie  vor  nur  auf  Antrag  des  Gemeinde- 
rats eingeführt  werden. 

557 


24  Ludwig  Kirsch, 

charakterisiert;  selbst  solche  Biere,  welche  zur  Essigfabrikation  be- 
stimmt sind,  werden  der  Steuer  unterworfen.  Auch  das  sogenannte 
Dünnbier  (petite  biere),  obgleich  es  erst  das  Produkt  des  letzten 
Aufgusses  ist  und  mindestens  zwei  solcher  Aufgüsse  ohne  Zuthat 
von  neuem  Malz  vorausgegangen  sein  müssen,  ist  nicht  ganz  steuer- 
frei. Nur  solches  Dünnbier,  welches  das  Ergebnis  eines  Aufgusses 
mit  kaltem  Wasser  auf  die  zur  Fabrikation  aller  deklarierten  Ge- 
bräue  verwendeten  Treber  im  Maischbottich  ist,  wird  steuerfrei  be- 
lassen, die  Menge  darf  jedoch  den  8.  Teil  der  wirklich  gebrauten 
Menge  desselben  Brauaktes  nicht  übersteigen  und  es  muss  dieses 
Bier  sofort  und  ohne  vorgängige  Mischung  verwendet  werden. 
Fremdländische  Biere  zahlen  keine  Steuer,  weil  diese  schon  in  dem 
beim  Eingang  über  die  Grenze  zu  zahlenden  Zoll  enthalten  ist. 
Andererseits  werden  auch  für  das  nach  dem  Auslande  und  in  die 
französischen  Kolonien  exportierte  Bier  die  gezahlten  Steuern  voll 
rückerstattet,  wenn  die  Versendung  unmittelbar  aus  der  Brauerei 
erfolgt  und  mit  einem  acquit  a  caution  bezettelt  ist.  (Ges.  vom 
20.  Juli  1820.) 

Die  Steuer  ist  im  Augenblick  der  ünterzündung  des  Kessels 
fällig  und  wird  nach  dem  Kubikinhalte  des  letzteren  bemessen,  jedoch 
abzüglich  20  Prozent  als  Ersatz  für  Abgänge  bei  dem  Brauprozess, 
für  Verdunsten,  Auslaufen,  Vergären  etc.  Sie  beträgt  2  Fr.  40  Cts. 
für  das  Hektoliter  starken  und  60  Cts.  für  das  Hektoliter  Dünnbiers 
und  unter  Hinzurechnung  der  doppelten  Zuschlagszehntel  2  Fr.  88  Cts. 
bezw.  72  Cts.  (Ges.  vom  12.  Dezember  1830)  ^).  Die  Brauer  sind 
der  Deklarationspflicht  unterworfen.  Die  Deklaration  muss  enthalten: 
Nummer  und  Inhalt  der  Braukessel  und  die  Angabe  der  Stunde,  in 
welcher  das  Feuer  unter  jedem  der  Kessel  angezündet  werden  soll,  die 
Zahl  der  Gebräude  (Sutte)  und  die  Art  des  zu  brauenden  Biers, 
sowie  die  Stunde,  in  welcher  das  Bier  in  die  Fässer  gebracht  wird  ^). 
Den  Brauern  ist  gestattet,  20  Prozent  mehr  Wasser  aufzugiessen, 
als  der  Braukessel  oder  der  Braubottich  Rauminhalt  hat  (Ges.  vom 
17.  März  1832)  und,  um  das  Ueberlaufen  der  Masse  beim  Aufsieden 
zu  hindern,  auf  die  Braukessel  bewegliche  Aufsätze  von  10  cm  Höhe 
aufzulegen. 


1)  Ist  in  Frankreich  seit  1871  auf  3  Fr.  bezw.  1  Fr.  und  unter  Hinzu- 
rechnung der  2V2  Dec.  auf  3  Fr.  75  Cts.  bezw.  1  Fr.  25  Cts.  per  Hektoliter  er- 
höht worden. 

2)  Das  Entonnement  darf  nur  am  Tage  erfolgen. 
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Die  Steuerabrechnung  mit  den  Bierbrauern  findet  allmonat- 
lich statt;  werden  die  konstatierten  Steuerschuldigkeiten  bar  bezahlt, 
so  wird,  sofern  dieselben  mindestens  den  Betrag  von  300  Fr.  er- 
reichen, ein  Rabatt  von  3  Prozent  fürs  Jahr  in  der  Weise  gewährt, 
dass  bei  rechtzeitiger  Einzahlung  von  300  aber  unter  600  Fr.  für  den 
ganzen  Betrag  der  aufs  Jahr  3  Prozent  betragende  Rabatt,  für 
drei  Monate  also  ^ji  Prozent,  aus  einer  Einzahlung  von  600  Fr. 
und  mehr,  aber  unter  900  Fr.  von  der  Hälfte  ein  3prozentiger 
jährlicher  Rabatt  für  drei  Monate,  d.  i.  also  ^j-i  Prozent  und  von 
der  anderen  Hälfte  ein  solcher  für  6  Monate,  d.  i.  1^2  Prozent  und 
bei  Beträgen  von  900  Fr.  und  mehr  der  3prozentige  Rabatt 
von  einem  Drittel  für  3  Monate  also  mit     ^U  Prozent 

6  1 1|2 

berechnet  wird. 

Auch  ist  es  zulässig,  die  Biersteuerschuldigkeiten  in  Beträgen 
von  300  Fr.  und  mehr  durch  Schuldverschreibungen  (obligations 
cautionnees)  zu  entrichten. 

Schliesslich  möge  hier  noch  erwähnt  werden,  dass  mit  Brauern 
in  Städten  von  mehr  als  30000  Einwohnern  seitens  der  Steuer- 
verwaltung ein  allgemeines  Abonnement  in  Höhe  des  voraussichtlich 
schuldig  werdenden  Steuerbetrages  vereinbart  werden  kann.  Ein 
solches  Abonnement  ist  jedoch  nicht  mit  den  einzelnen  Brauern, 
sondern  mit  der  Gesamtheit  derselben  abzuschliessen  und  kann  sich 
nur  auf  dasjenige  Bier  erstrecken,  welches  in  der  Stadt  selbst  ver- 
braucht wird.  Der  Abonnementsbetrag  ist  monatlich  zu  je  einem 
Zwölftel  zur  Steuerkasse  abzuführen. 

In  Elsass-Lothringen  war  von  dieser  Berechtigung  kein  Gebrauch 
gemacht  worden. 

Wir  haben  in  Vorstehendem  versucht,  ein  Bild  über  das  System 
der  Tranksteuer  in  möglichst  knappem  Rahmen  zu  geben.  Manche 
Gesetzesbestimmung  musste  dabei  unerwähnt  bleiben,  z.  B.  bedingungs- 
weise Steuerfreiheit,  wie  wir  auch  schon  des  Raumes  wegen  darauf 
verzichten  mussten,  auf  die  hundertfältigen  Vollzugsanordnungen,  auf 
die  Bestimmungen  über  die  Verrechnung  und  Betreibung  ^)  der  Steuern, 


^)  Anmerkungsweise  sei  hier  bemerkt,  dass  bis  zum  Jahr  1867  als  Mittel 
für  Beibringung  von  Abgabebeträgen  von  mehr  als  300  Fr.  die  contrainte  par 
Corps  (gefängliche  Anhaltung)  gestattet  war. 
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auf  die  Vorschriften  über  das  Kassenwesen  und  die  Buchführung 
näher  einzugehen.  Nicht  minder  mussten  wir  uns  versagen,  die  viel- 
fachen Förmlichkeiten,  welchen  die  Steuerpflichtigen  unterworfen 
sind,  näher  zu  besprechen  und  die  zahlreichen  Vorschriften  zu  er- 
örtern, welche  bezüglich  der  Wein-  und  Liqueur  gross  händler  gegeben 
sind.  Auch  haben  wir  absichtlich  davon  abgesehen,  die  gesetzlich 
angedrohten  Strafen  ^)  im  Falle  der  Hinterziehung  der  in  Rede  stehen- 
den Abgaben  oder  im  Falle  unterlaufener  Ordnungswidrigkeiten  auf- 
zuführen und  davon  Umgang  genommen,  auf  die  Vorschriften  über 
das  Strafverfahren  ^)  näher  einzugehen ;  auf  eine  Einrichtung,  nämlich 
auf  die  Erhebung  des  Oktroi  müssen  wir  aber  noch  mit  zwei  Worten 
zurückkommen,  weil  diese  zwar  für  die  Gemeindekasse,  aber  meisten- 
teils und  gleichzeitig  durch  dieselben  staatlichen  Organe  erfolgt, 
welche  mit  der  Erhebung  der  Tranksteuer  betraut  sind. 

Das  Oktroi  wird  in  der  Regel  nur  von  solchen  Kommunen  er- 
hoben, welche  der  Eingangssteuer,  der  taxe  unique,  bezw.  der  taxe 
de  reraplacement  unterliegen,  also  in  der  Regel  von  solchen,  welche 
schon  wegen  der  ebenerwähnten  Steuern  geschlossen  sind.  Diese 
Lokalabgabe  ist  schon  alt;  sie  wurde  zwar  während  der  ersten  fran- 
zösischen Revolution  beseitigt,  aber  bald  wieder  eingeführt.  Die 
Grundgesetze,  auf  denen  das  Oktroi  jetzt  beruht,  datieren  vom 
17.  März  1852  und  22.  Juni  1854.  Gegenstände  des  Oktroi  sind 
der  Regel  nach  ausser  den  Getränken  noch  Fleisch  und  Fleischwaren, 
Butter,  Eier,  Käse,  Salz,  Brennmaterial,  Futterstoffe,  wie  Heu,  Haber, 
Stroh  und  verschiedene  Baumaterialien. 

Die  Tarife  werden  durch  kaiserliches  Dekret  festgesetzt  und 
müssen  alle  10  Jahre  neu  normiert  werden.  Die  Höhe  der  Tarif- 
sätze ist  in  den  einzelnen  Kommunen  verschieden,  doch  sind  Maxi- 
malsätze für  die  einzelnen  Städte  festgesetzt  und  letztere  zu  diesem 
Behufe  nach  Massgabe  der  Einwohnerzahl  in  sechs  verschiedene 
Klassen  eingeteilt.  In  Elsass-Lothringen  wurde  das  Oktroi  in  fol- 
genden 26  Städten  erhoben: 

1)  Die  Strafen  bestanden  in  der  Regel  in  der  Konfiskation  der  bezüglichen 
Getränke  und  in  Geldstrafen,  deren  Höhe  bei  den  einzelnen  Steuerarten  ver- 
schieden war,  z.  B.  bei  der  Zirkulationssteuer  100—600  Fr.,  Eingangssteuer 
100—200  Fr.,  Biersteuer  200—600  Fr.  (hier  noch  unter  Konfiskation  der  nicht 
eingemauerten  Kessel),  bei  der  Detailsteuer  bis  zu  2000  Fr. 

^)  Für  das  Strafverfahren,  wobei  namentlich  die  Transaktionen  eine 
grosse  Rolle  spielten,  waren  massgebend  die  Vorschriften  in  VI  und  VII  der  Ver- 
ordnung vom  1.  germinal  an  XIII. 
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Altkirch,  Bischweiler,  Bitsch,  Bolchen,  Busendorf,  Chäteau- 
Salins,  Kolmar,  Diedenhofen,  Dieuze,  Forbach,  Gebweiler,  Hüningen, 
Lauterburg,  Metz,  Mülhausen,  Neubreisach,  Pfalzburg,  Rappolts- 
weiler,  Saarburg,  Saargemünd,  Saarunion,  St.  Avold,  Strassburg, 
Thann,  Vic  und  Weissenburg  ^). 

Mit  dem  Oktroi  hängen  auch  die  sogenannten  Kasernierimgs- 
kostenbeiträge  zusammen,  welche  alle  diejenigen  Gemeinden,  welche 
eine  Garnison  besitzen  und  welche  für  Verzehrungsgegenstände  vom 
Militär  ein  Oktroi  erheben,  als  Beitrag  zu  den  Kosten  der  Kasemie- 
rung  (Unterhaltung  der  Gebäude,  des  Bettwerks,  Kosten  für  Heizung, 
und  Beleuchtung  u.  dergl.)  zu  zahlen  haben. 

Das  Maximum  des  Beitrags  ist  jährlich  auf  7  Fr.  für  den 
Mann  und  3  Fr.  für  das  Pferd  festgesetzt;  indessen  können  mit 
Gemeinden,  in  denen  der  Ertrag  des  Oktrois  sehr  gering  ist,  auch 
Abfindungen,  und  zwar  auf  die  Dauer  bis  zu  5  Jahren  getroffen 
werden.  Der  Einzug  dieser  Beiträge  (frais  de  casemement)  erfolgt 
durch  die  Steuerbehörde,  welche  das  Geld  in  foUe  an  die  Militär- 
behörde abliefert. 

B.  Die  Lizenzgebiilir  (le  droit  de  licence). 

Die  Lizenzgebühr,  in  Frankreich  schon  vor  dem  Jahre  1789 
unter  dem  Namen  „Annuel"  bekannt,  ist  eine  Abgabe,  durch  deren 
Zahlung  man  sich  das  Recht  verschafft,  gewisse  der  steuerlichen 
Kontrolle  unterworfene  Geschäftsbetriebe  in  irgend  einer  Gemeinde 
und  an  einem  bestimmten  Orte  auszuüben.  Sie  ruht  auf  den  Ge- 
schäften und  nicht  auf  den  Personen,  welche  dieselben  betreiben, 
und  wird  neben  der  Patentsteuer,  welche  zu  den  direkten 
Steuern  gehört,  auf  Grund  einer  von  den  Gewerbetreibenden  abzu- 
gebenden Erklärung  festgestellt  und  erhoben,  und  zwar  nach  folgen- 
dem für  die  hier  in  Betracht  kommenden  Departements  der  Mosel, 
der  Meurthe,  des  Ober-  und  Niederrheins  gültigen 


^)  Seit  1878  wird  auch  in  Weüer  Oktroi  erhoben. 
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Tarif  1). 


Geschäfts- 
betrieb 


Kleinhändler 

mit  Getränken, 

Restaurateure,  ,' 

Eigentümer  von ' 

Hotels  garnis    i 

etc.  1 


Grosshändler 
mit  Getränken 

Bierbrauer 


Branntwein- 
brenner 

Karten- 
fabrikanten 

Unternehmer 

öffentlicher 

Fuhi-werke  (mit< 

regelmässigem 

Dienst) 

Salpeter-       i 
fabrikanten     f 

Zucker-  und    / 

Stärkezucker-  ' 

fabrikanten     / 


Bezeichnung 
der  Orte  bezw.  Gegenstände 


Taxe 


für 
das 
Jahr 

Fr. 


für  das 
Viertel- 
jahr 

Fr.  '  Cts, 


In  den  Gemeinden  unter  4000  Seelen 

„von  4000—  6000  , 
,  6000—10000  , 
„  10000-15000  , 
«  15000—20000  , 
,  20000—30000  „ 
„  30000—50000  , 
„    „  j,  „    50000  und  darüber 

Ueberall 

In.  den  Departements  der  Mosel,  Meurthe 

und  Oberrhein 

des  Niederrhein 

Ueberall 

Ueberall 

Für  Wasserfahrzeuge   und  vierräderiges 

Fuhrwerk 

für  zweiräderiges  Fuhrwerk 

In   allen  Orten   ausserhalb   des  Bereichs 
der  ärarischen  Salpeterfabriken  .     .     . 


Ueberall 


20 


50 


OO   Iß 

cS  00 


ö;2 


CL  O 


'-'■    ^ 
ü 

^-^ 

1—1        ^ 


^)  Die  im  Jahre  1870  gültig  gewesenen  Sätze  sind,  mit  Ausnahme  der- 
jenigen für  die  Unternehmer  öffentlicher  Fuhrwerke  und  für  die  Salpeterfabri- 
kanten in  Frankreich,  durch  Gesetz  vom  1.  September  1871  verdoppelt  worden; 
auch  sind  dort  eine  Reihe  vorher  nicht  lizenzpflichtiger  Geschäfte  der  Lizenz- 
gebühr unterworfen,  später  aber  zum  Teil  wieder  davon  befreit  worden.  Dahin 
gehören  die  Streichholz-,  die  Zichorien-  und  Papier-,  Seifen-  und  Kerzenfabriken 
mit  jährlich  20  Fr.    und  die  Essig-    und  Essigsäurefabriken   mit  20  und  10  Fr. 
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Die  nach  den  vorstehenden  Sätzen  von  den  betreffenden  Ge- 
schäftstreibenden zu  entrichtende  Gebühr  ist  jeweils  für  ein  Viertel- 
jahr und  von  den  Unternehmern  öffentlicher  Fuhrwerke,  sowie  von 
Zucker-  und  Stärkezuckerfabrikanten  sogar  für  das  ganze  Jahr  zum 
voraus  zu  bezahlen.  Der  Lizenzschein  wird  erst  nach  erfolgter  Zah- 
lung von  der  Steuerbehörde  ausgestellt. 

Es  ist  Grundsatz,  dass  für  ein  und  denselben  Geschäftsbetrieb 
in  einer  und  derselben  Gemeinde  nur  eine  Lizenzgebühr  zu  entrichten, 
dass  dagegen,  wenn  der  Geschäftsbetrieb  ein  verschiedenartiger  ist 
oder  sich  in  verschiedenen  Werkstätten  oder  gar  in  verschiedenen 
Gemeinden  befindet,  die  Lizenzgebühr  doppelt  oder  mehrfach  zu 
zahlen  ist.  So  müssen  z.  B.  Bierbrauer,  welche  gleichzeitig  Bier 
oder  andere  Getränke  im  kleinen  verkaufen,  als  Brauer  und  als 
Kleinhändler  die  betreffende  Gebühr  entrichten. 

Frei  von  der  Gebühr  sind  die  sogenannten  Eigenbrenner  und 
diejenigen  Weinbauern,  welche  ihr  eigenes  Gewächs  verkaufen;  so- 
dann können  nachsichtsweise  von  der  Gebühr  befreit  werden:  Schenk- 
wirte in  militärischen  Lagern  und  Festungen  und  solche  Gewerbetrei- 
bende, welche  ihren  Geschäftsbetrieb,  ohne  irgend  eine  Aenderung 
damit  vorzunehmen,  innerhalb  derselben  Gemeinde  verlegen. 

Die  einmal  abgegebenen  Deklarationen  sind  fortwirkend.  Wenn 
daher  jemand  seinen  Gewerbebetrieb  einstellt,  so  kann  er  sich  der 
Fortentrichtung  der  Lizenzsteuer  nur  dadurch  entziehen,  dass  er  bei 
den  Steuerbehörden  die  Einstellung  des  Geschäfts  anmeldet  und 
damit  den  Antrag  auf  Löschung  des  Eintrags  in  den  Steuerbüchern 
verbindet. 

Der  Zweck  der  Erhebung  der  Lizenzgebühren  war  —  früher 
wenigstens  —  kein  rein  finanzieller,  obgleich  der  Ertrag  dieser  Ge- 
bühren nicht  so  unerheblich  war  (3 — 4  Millionen  Franken  in  ganz 
Frankreich);  mit  derselben  sollte  vielmehr  der  Steuerverwaltung  nur 
ein  Kontrollmittel  an  die  Hand  gegeben  werden,  um  damit  stets  den 
Stand  aller  der  steuerHchen  Kontrolle  unterworfenen  Geschäftsbetriebe 
evident  zu  halten.  Zuweilen  hatte  die  Entrichtung  der  Lizenzgebühr 
zugleich  einen  polizeilichen  Zweck.  In  diesem  Falle  war  die  Ertei- 
lung der  ersten  Lizenz  von  der  vorher  einzuholenden  Ermächtigung 
des  Präfekten  abhängig  gemacht,  z.  B.  die  Erteilung  der  Lizenz  an 
Kaffeewirte,  Schenkwirte  und  alle  anderen  Personen,  welche  Getränke 
zum  Konsumieren  auf  dem  Platz  verkaufen. 
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gQ  Ludwig  Kirsch, 

0.  Die  Abgaben  von  öffentlicbem  Fnbrwerk. 

Diese  Abgaben  gründen  sich  in  der  Hauptsache  auf  das  Gesetz 
vom  30.  September  1797  und  wurden  in  Frankreich  seinerzeit  als 
Ersatz  für  die  früheren  Pachtgelder  der  Fahrpostunternehmungen 
(messageries)  eingeführt.  Das  erwähnte  Gesetz  wurde  aber  später 
vielfach  modifiziert  und  ergänzt. 

Man  unterscheidet  drei  Arten  von  öffentlichem  Fuhrwerk: 

1.  die  Landfuhrwerke,  , 

2.  die  Wasserfahrzeuge  und 

3.  die  Eisenbahnwagen. 

Was  zunächst  die  Abgabe  für  die  Land  fuhrwerke  anlangt, 
so  macht  es  einen  Unterschied,  ob  letztere  zum  regelmässigen 
oder  gelegentlichen  und  willkürlichen  Dienste,  oder  zum 
ausserordentlichen  oder  zufälligen  (accidentel)  Dienste  be- 
nützt werden.  Die  Fuhrwerke  mit  regelmässigem  Dienst,  d.  h. 
solche,  welche  zu  bestimmten  Tagen  und  Stunden  die  Verbindung 
zwischen  zwei  Punkten  (welche  weiter  als  15  Kilometer  voneinander 
entfernt  sind)  bewirken,  können  ihren  Dienst  erst  dann  beginnen, 
nachdem  sie  eine  Deklaration  (Zahl  und  Preis  der  Plätze,  Route, 
Abgangs-  und  Ankunftszeit)  bei  der  Steuer  Verwaltung  abgegeben 
haben.  Sie  erhalten  hierauf  von  letzterer  einen  Passierschein  (laissez- 
passer)  und  ein  zur  Anheftung  an  einem  in  die  Augen  fallenden 
Orte  des  Fuhrwerks  bestimmtes  gestempeltes  Blech  (estampille),  für 
welches  2  Fr.  zu  zahlen  sind.  Der  Passierschein  muss  jedes 
Jahr  erneuert  werden,  wenn  das  Geschäft  fortgesetzt  werden  will. 
Die  Unternehmer  von  regelmässigem  Dienst,  welche  Lizenzgebühr 
(siehe  oben  S.  28)  zu  zahlen  haben,  müssen  von  der  Behörde  kotierte 
und  paraphierte  Register  führen,  in  welche  sie  täglich  den  Namen 
der  Reisenden,  den  Preis  der  Plätze,  Beschaffenheit,  Gewicht  und 
Fracht  der  Waren  einzuschreiben  haben  und  welche  nebst  den  Fahrten- 
Uebersichten  (feuilles  de  route)  ^),  welche  die  Wagenführer  mit  sich 
führen  müssen,  den  Steuerbeamten  auf  deren  Verlangen  vorgelegt 
bezw.  vorgezeigt  werden  müssen.  Die  Steuer,  welche  von  einem 
solchen  Fuhrwerk  zu  entrichten  ist,  droit  proportionel  genannt, 
ist  zu  zahlen  einmal  vom  Ertrage  der  Plätze  für  die  Personen 
(die  Plätze  des  Kondukteurs  und  Postillons  werden  nicht  mitgerechnet) 


^)  In  Süddeutschland  ^Stundenpass*  genannt. 
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und  zwar  10  Prozent  des  deklarierten  Preises  bezw.  nur 
9  Prozent  desselben,  wenn  in  diesem  das  Trinkgeld  für  den  Kon- 
dukteur und  Postillon  enthalten  ist,  in  beiden  Fällen  zugleich  ab- 
züglich ^3  Prozent  dieser  Gebühr  für  leere  Plätze,  zum  anderen 
vom  Ertrag  der  Beförderung  der  von  den  Reisenden  mitgeführten 
Waren,  und  zwar  10  Prozent  des  Frachtlohnes  auf  Grund  der  von 
dem  Unternehmer  zu  führenden  Register  und  Fahrtenübersichten. 
Die  hiemach  und  unter  Hinzurechnimg  der  doppelten  Zuschlags- 
zehntel festgestellte  Abgabe  ^)  kommt  alle  zehn  Tage  zum  Einzug. 
Kleineren  Unternehmern  oder  solchen,  welche  die  Wagen  selbst 
führen,  kann  von  der  Steuerverwaltung  die  Zahlung  eines  Abonnements 
oder  eines  Zehntels  der  wirklichen  Einnahmen  gestattet  werden. 
Die  Fuhrwerke  für  gelegentlichen  und  willkürlichen 
Dienst,  das  sind  entweder  solche,  welche  im  regelmässigen  Dienst 
von  einem  Punkt  zu  einem  anderen,  aber  innerhalb  der  Gemeinde 
oder  nicht  über  15  Kilometer  über  deren  Grenze  hinausfahren  (Om- 
nibus etc.),  oder  solche,  welche  der  Unternehmer  zur  freien  Ver- 
fügung des  Publikums  bereit  hält,  wie  Fiaker,  Droschken  u.  s.  w., 
sind  einer  fixen  Gebühr,  taxe  fixe,  unterworfen,  welche  für  das 
Jahr  festgestellt,  aber  vierteljährlich  und  zum  voraus  zu  bezahlen 
ist.  Sie  beträgt  nach  dem  Gesetze  vom  28.  Juni  1833  für  jedes 
Fuhrwerk  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  der  Räder 


jährlich : 

viei-telj  ährlich: 

lit  1—2 

Plätzen       .     .     40  Fr. 

10  Fr.  —  Cts. 

3 

.     .      60    , 

15    ,     -     , 

4 

.    .     80    , 

20    ,     -     „ 

5 

•     .     90    , 

22    „    50     , 

6 

•    .   110    , 

27    ,     50     , 

iir  jeden 

weiteren  Platz     10    , 

2    „    50     , 

Diese  Fuhrwerke  müssen  von  den  Unternehmern  der  Steuer- 
verwaltung angemeldet  werden;  sie  müssen  ebenfalls  mit  einer  Estam- 
pille  versehen  sein  und  muss  jeweils  am  Schlüsse  des  Jahres,  wenn 
der  Betrieb  fortdauert,   eine  neue  Deklaration  erfolgen.     Fuhrwerke 


')  Die  Abgabe  wird  dem  Preise  zugesetzt,  z.  B.  wenn  der  deklarierte 
Preis  abzüglich  des  Betrags  für  leere  Plätze  etc.  10  Fr.  beträgt,  so  haben  die 
Reisenden  ausser  diesen  10  Fr.  noch  die  10  Prozent  aus  10  Fr.,  d.  i.  1  Fr. 
nebst  dem  doppelten  Zuschlagszehntel  Ton  20  Cts.,  also  im  ganzen  11  Fr.  20  Cts. 
zu  zahlen.  Davon  gehören  dem  Unternehmer  10  Fr.  und  der  Staatskasse  1  Fr.  20  Cts. 
Die  Abgabe  beträgt  daher  nicht  10,  sondern  10,71  Prozent  des  wirklich  be- 
zahlten Fahrpreises. 
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öo  Ludwig  Kirsch, 

mit  regelmässigem  Dienst,  welche  auch  für  gelegentlichen  Dienst 
verwendet  werden,  sind  zugleich  den  fixen  und  den  proportionalen 
Abgaben  unterworfen. 

Fuhrwerke  im  ausserordentlichen  Dienste  sind  solche,  welche 
von  den  Eigentümern  von  Fuhrwerken  mit  regelmässigem  Dienst 
aushilfsweise  benützt  werden.  Fahren  dieselben  zugleich  mit 
den  Wagen  des  regelmässigen  Dienstes,  so  werden  sie  bezüglich  der 
Abgabe  geradeso  wie  diese  behandelt,  es  sind  also  10  Prozent  von 
zwei  Dritteilen  des  Gesamtwertes  der  Plätze  (siehe  oben)  zu  ent- 
richten; handelt  es  sich  aber  um  eine  nicht  gemeinschaftliche  Reise, 
so  sind  10  Prozent  der  in  Wirklichkeit  durch  den  Unternehmer  ein- 
gehobenen Summen,  event.  nach  Abzug  von  einem  Zehntel  für  das 
Trinkgeld  zu  bezahlen.  Die  Verwendung  solcher  Fuhrwerke  muss 
vorher  bei  der  Steuerverwaltung  deklariert  und  zum  voraus  durch 
den  Präfekten  genehmigt  sein.  Auch  sie  müssen  ausnahmslos  mit 
einer  Estampille  versehen  sein. 

Fuhrwerke  im  zufälligen  Dienst  sind  solche,  welche  Unter- 
nehmer von  Umzügen  (entrepreneurs  de  demenagements)  oder  Fuhr- 
leute, die  nicht  zu  den  Unternehmern  der  öffentlichen  Fuhrwerke 
gehören,  bei  besonderen  Anlässen,  z.  B.  zum  Transport  des  Publi- 
kums zu  Kirchweihen,  Festen,  Märkten,  Versammlungen,  welche  in 
der  Nachbarschaft  stattfinden,  benützen.  Diese  Fuhrwerke  sind 
jedesmal,  so  oft  sie  zum  Transport  von  Reisenden  benützt  werden, 
zu  deklarieren.  Die  Taxe  beträgt  15  Cts.  für  den  Platz  und  für 
den  Tag,  gleichgültig,  ob  alle  Plätze  besetzt  sind  oder  nicht.  Die 
Anbringung  einer  Estampille  an  den  Wagen  wird  nicht  verlangt; 
hier  dient  die  Steuerquittung  als  Erlaubnisschein. 

Die  Wasserfahrzeuge  sind  nur  insoweit  steuerpflichtig,  als 
auf  ihnen  im  regelmässigen  Dienst  Personen  befördert  werden. 
Sie  müssen  mit  dem  Stempel  (Estampille)  versehen  sein  und  unter- 
liegen einer  Abgabe  von  10  Prozent  vom  Ertrage  von  ^/s  der  Plätze. 
Sehr  häufig  werden  indes  Steuerabonnements  vereinbart.  Der 
Warentransport  auf  diesen  Schiffen  (in  der  Regel  Dampfschiffen) 
ist  keiner  Abgabe  unterworfen.  Seeschiffe  sind  von  jeder  Abgabe 
befreit. 

Die  Eisenbahnwagen,  sowohl  diejenigen  für  den  Personen- 
verkehr, als  auch  seit  Erlassung  des  Gesetzes  vom  14.  Juli  1855 
diejenigen  für  den  Eilgutverkehr  (grande  vitesse),  müssen  der 
Steuerverwaltung   deklariert    werden   und  muss  jeder  derselben  mit 
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einer  Marke  versehen  sein.  Die  Steuer  beträgt  10  Prozent  ^)  von 
der  wirklichen  Bruttoeinnahme  an  Personentaxen,  sowie  an  der  Fracht 
von  Eilgut  nebst  dem  doppelten  Zuschlage  und  ist  alle  10  Tage  an 
die  Steuerkasse  abzuführen. 

D.  Die  Abgabe  auf  Spielkarten. 

Die  Abgabe  auf  Spielkarten,  welche  in  Frankreich  aus  dem 
16.  Jahrhundert  datiert,  wird  seit  1816  je  nach  der  Natur  des  Spiels 
nach  zwei  verschiedenen  Sätzen  erhoben.  Von  einem  Kartenspiele 
von  nicht  mehr  als  40  Karten  und  ä  portrait  fran9ais  sind  seit  1850  ^) 
25  Cts.  und  von  jedem  Spiel  Tarockkarteu  oder  von  jedem  Spiele 
solcher  Karten,  welche  nicht  in  der  in  Frankreich  gebräuchlichen 
Form  hergestellt  sind  (ä  portrait  etranger),  40  Cts.  —  in  beiden  Fällen 
zuzüglich  der  doppelten  Decimes  —  zu  entrichten  ^). 

Die  Kartenfabrikanten,  welche,  wie  oben  S.  28  angeführt,  eine 
Lizenzgebühr  von  50  Fr.  jährlich  nebst  den  doppelten  Zuschlags- 
zehnteln  zu  entrichten  haben,  dürfen  zur  Herstellung  der  ersten  Art 
der  Karten  bezw.  zur  Beklebung  der  Vorderseite  solcher  Karten  nur 
von  der  Regie  geliefertes^),  mit  Wasserzeichen  versehenes  Papier 
verwenden,  für  die  Rückseite  der  Karten  können  sie  beliebiges  an- 
deres Papier  benützen. 


I 


^)  Auch  hier  wird  die  Abgabe  dem  Preis  zugeschlagen.  In  Frankreich 
wird  seit  dem  15.  Oktober  1871  sowohl  für  den  Personentransport  als  auch  für 
die  Gepäck-  und  Eilgutbeförderung  eine  Zuschlagstaxe  von  weiteren  10  Prozent 
des  damals  bestandenen  Preises  (prix  actuel)  erhoben.  (Art.  12  des  Gesetzes  vom 
16.  September  1871.)  Zum  besseren  Verständnis  dieser  Bestimmung  möge  folgende 
Berechnung  dienen :  A'or  1871  betrug  die  Steuer  10  Prozent  des  Preises  +  2  Dec, 
daher  12  Prozent.  Im  Jahre  1871  kamen  weitere  10  Prozent  hinzu.  Da  die  Steuer 
dem  Preis  hinzugesetzt  wird,  so  kommen  zu  den  100  +  12  ^112  (von  1871) 
nun  noch  10  Prozent  hieraus,  das  sind  11,20  oder  zusammen  123,20.  Es  be- 
rechnet sich  daher  für  die  Steuer  ein  Prozentsatz  von  (123,20  :  23,20  =  100 :  x) 
=  18,83.  Vgl.  auch  die  Zirkularverfügung  vom  22.  Juli  1887  in  den  Annales 
des  contributions  indirectes  v.  Dareste  1880/81,  S.  337  d. 

^)  Gesetz  vom  7.  August  1850- 

')  In  Frankreich  wurde  im  Jahre  1871  an  Stelle  der  obigen  Sätze  ein 
gleichförmiger  Satz  von  50  Cts.  fürs  Spiel  gesetzt,  im  Jahre  1873  aber  durch 
Gesetz  vom  21.  Juui  bestimmt,  dass  andere  (ä  portrait  etranger)  als  die  ge- 
wöhnlichen Piketkarten  (ä  portrait  fran9ais)  einer  Abgabe  von  70  Cts.  unter- 
liegen, immer  zuzüglich  der  doppelten  Decimes. 

*)  Der  Preis  dieses  Papiers  ist  ziemlich  hoch  gestellt,  er  beträgt  2 — 3  Fr. 
für  100  Blätter. 

Finanzaxchiv.    V.  Jahrg.  5^7  g 


g^  Ludwig  Kirsch, 

Die  zweite  Art  von  Karten  können  die  Fabrikanten  nur  in 
Gegenwart  von  Steuerbeamten  herstellen  und  werden  die  Druck- 
model bei  ihrer  Aussergebrauchsetzung  von  der  öteuerverwaltung 
in  Verwahrung  genommen. 

Die  Fabrikanten  müssen  jedes  Spiel  mit  einer  Enveloppe, 
welche  den  Namen,  Wohnort,  Schild  und  die  Firma  trägt,  versehen, 
ausserdem  muss  noch  jedes  Spiel,  welches  für  den  Gebrauch  im 
Innern  Frankreichs  bestimmt  ist,  und  zwar  durch  die  Steuerbeamten 
mit  einem  einen  Trockenstempel  tragenden  Kontrollbande  (bände  de 
contröle)  versehen  werden,  auf  welchem  die  einzelnen  Steuersätze 
(25  bezw.  40  Cts.)  angegeben  sind. 

Die  Abgabe  wird  auf  Grund  der  von  dem  Fabrikanten  zu 
führenden,  amtlich  kotierten  und  paraphierten  Register  festgestellt 
und  monatlich  postnumerando  bezahlt.  Bezüglich  der  von  der  Regie 
bezogenen  Materialien  wird  vierteljährlich  abgerechnet  und  Zahlung 
geleistet. 

Die  Fabrikation  der  Karten  wird  nur  an  solchen  Orten,  wo 
sich  eine  Direktion  der  indirekten  Steuern  befindet,  in  anderen  Haupt- 
orten des  Arrondissements  nur  dann  gestattet,  wenn  dies  mit  dem 
Dienst  der  Steuerverwaltung  vereinbar  ist. 

Die  Einfuhr  fremder  Karten  nach  Frankreich  ist  verboten,  die 
Ausfuhr  französischer  Karten  ist  erlaubt  und  kann  dieselbe  unter 
Rückvergütung  der  Abgabe  erfolgen. 

Die  Kontrollen  sind  sehr  streng  und  unterliegen  z.  B.  die 
Verkäufer  von  Spielkarten,  die  Besitzer  von  Kaffee-  und  Billard- 
häusern und  solchen  Etablissements,  in  welchen  gespielt  wird,  nicht 
nur  der  Buchkontrolle,  sondern  sie  müssen  sich  auch  die  Durch- 
suchung durch  die  Steuerbeamten  gefallen  lassen.  Dementsprechend 
sind  auch  die  Strafen  gegen  Zuwiderhandlungen  sehr  hoch. 

E.  Die  Garantie  von  Gold-  nnd  Silberwaren. 

Die  Herstellung  und  der  Verkauf  von  Gold-  und  Silberwaren 
ist  in  Frankreich  schon  seit  mehreren  Jahrhunderten  einer  Kontrolle 
unterworfen.  Diese  Kontrolle  besteht  darin,  dass  der  Staat  diese 
Ware  durch  den  Wardein  (essayeur)  auf  ihren  Feinheitsgehalt  (titre) 
prüfen  und  das  Ergebnis  auf  derselben  mittelst  einer  Marke  oder 
eines  Stempels  (poin9on)  anbringen  lässt.  Neue  Gegenstände  müssen 
überdies  noch  das  Zeichen  des  Fabrikanten  tragen.  Goldwaren  sollen 
nur  in  drei  Feinheitsgraden  (920,  840,  750  Teile  Gold  auf  1000  Ein- 
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heiten)  und  Silberwaren  nur  in  zwei  Graden  (950,  800  Teile  Silber 
auf  1000  Einheiten)  hergestellt  werden. 

Die  Fehlergrenze  darf  bei  Gold  bis  zu  ^/looo  und  bei  Silber 
bis  zu  ^(1000  betragen.  Fertige  Gold-  oder  Silberwaren  dürfen  erst 
dann  in  den  Verkehr  gesetzt  oder  von  dem  Fabrikanten  aufbewahrt 
werden,  wenn  dieselben  amtlich  auf  ihren  Feingehalt  geprüft  und 
gestempelt  sind. 

Die  Garantiegebühren  betragen  neben  den  doppelten  decimes 
für  100  g  Gold  waren  20  Fr.  ^)  und  für  100  g  Silber  waren  1  Fr.  ^), 
für  Goldbarren  (lingots  d'or)  pro  kg  8  Fr.  18  Cts.  (oder  2  Fr. 
für  die  Mark  fein),  für  Silberwaren  (lingots  d'argent)  pro  kg 
2  Fr.  04  Cts.  (oder  10  Sous  für  die  Mark),  für  Barren  zur  Draht- 
bereitung (lingots  de  tirage)  pro  kg  82  Cts.  (oder  4  Sous  für  die 
Mark),  für  100  g  zur  Drahterzeugung  hergerichtete  Stängelchen 
(lingots  de  tirage)  82  Cts.  Nebstdem  sind  noch  an  Probierungskosten  zu 
zahlen,  und  zwar,  wenn  die  Probe  auf  nassem  Wege  erfolgt,  3  Fr. 
für  100  g  Gold,  und  80  Cts.  für  100  g  Silber,  und  wenn  die  Probe 
mittelst  des  Probiersteins  geschieht,  was  in  der  Regel  bei  kleineren 
Gegenständen  der  Fall  ist,  90  Cts.  für  100  g  Gold  und  9  Cts.  für 
100  g  Silber. 

Vom  Auslande  eingeführt  werdende  Gold-  oder  Silberwaren 
müssen  ebenfalls  mit  amtlicher  Bezeichnung  versehen  werden;  aus- 
genommen davon  sind  jedoch  solche  Waren,  welche  Reisende  zum 
persönlichen  Gebrauch  mit  sich  führen  und  sofern  sie  zusammen  ein 
Gewicht  von  500  g  nicht  übersteigen,  oder  welche  diplomatische 
Personen  aus  dem  Ausland  einbringen;  für  Gold-  und  Süberwaren, 
welche  ins  Ausland  geführt  werden,  kann  die  Gebühr  ganz  oder 
teilweise  erlassen  werden,  wenn  die  Ausfuhr  unter  Begleitscheinkon- 
trolle stattfindet  oder  in  anderer  Weise  innerhalb  3  Monaten  nach- 
gewiesen wird.  — 

Mit  der  vorstehenden  Darstellung  sind  noch  lange  nicht  alle 
Steuerarten,  die  in  Elsass-Lothringen  vor  der  Okkupation  auf  den 
Verbrauch  gewisser  Gegenstände  gelegt  waren,  erschöpfend  behan- 
delt.    Salz,   Zucker,    Tabak   und    Schiesspulver   bildeten    zum 


*)  Durch  Gesetz  vom  30.  März  1872  wurden  diese  beiden  Sätze  in  Frank- 
reich auf  30  Fr.  bezw.  1,60  Fr.  erhöht,  während  die  Taxen  für  Gold-  und  Silber- 
barren, sowie   für   die  Stängelchen  zur  Drahtbereitung  nicht  geändert  wurden. 
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Teil  ganz  einträgliche  Steuerobjekte  und  wir  müssen  deshalb  schon 
der  Vollständigkeit  wegen  auf  die  bezüglichen  Abgaben,  obgleich 
sich  dieselben  zur  Wiedererhebung  nach  den  bestehenden  französi- 
schen Gesetzen  durchaus  nicht  eigneten  und  daher  nur  einen  histori- 
schen Wert  haben,  mit  einigen  Worten  zurückkommen. 
Was  zunächst 

F.  Die  Salzabgabe 

d.  i.  die  Abgabe  vom  inländischen  Salz  ^)  betrifft,  so  wurde  die- 
selbe in  Frankreich  durch  Philipp  von  Valois  erstmals  eingeführt; 
unter  Karl  VI.  bildete  sie  sich  als  eine  ständige  Steuer  mit  dem 
Namen  „ Gabelies "  heraus  und  trug  bis  zum  Jahre  1790  jährlich 
ungefähr  60  Millionen  Frank  ein.  Das  Gesetz  vom  30.  März  1790 
befreite  das  Salz  von  jeder  Steuer;  der  Staat  war  Eigentümer  aller 
Salzquellen ,  welche  in  Regie  ausgebeutet  wurden.  Durch  Gesetz 
vom  24.  April  1806  wurde  die  Salzsteuer,  jedoch  unter  anderer  Form, 
wie  die  Gabelies,  wiederhergestellt.  Dieses  Gesetz  ist  in  der 
Hauptsache  auch  jetzt  noch  massgebend.  Danach  bedarf  es  zum 
Schürfen  nach  Salz  zwar  keiner  obrigkeitlichen  Erlaubnis,  dagegen 
ist,  wenn  ein  Salzlager  entdeckt  ist,  zur  Gewinnung  des  Salzes 
eine  Konzession  nötig  und  wird  der  Betrieb  des  Salzwerkes  stets- 
fort  nach  den  bergrechtlichen  Bestimmungen  seitens  der  Regierung 
überwacht.  Eine  Bergwerksabgabe  ist  nicht  zu  zahlen.  Dagegen 
unterliegt  das  in  solchen  Salzwerken  gewonnene  Salz  einer  Ver- 
brauchsabgabe. 

Der  Abgabensatz  war  im  Laufe  der  Zeit  sehr  verschieden. 
Anfänglich  auf  28,50  Fr.  par  quintal  {=  100  kg)  festgesetzt,  wurde 
er  1813  auf  40  Fr.  erhöht,  1816  auf  30  Fr.  reduziert;  im  Jahre  1848 
wurde  die  Abgabe  sogar,  allerdings  nur  vorübergehend,  ganz  auf- 
gehoben, im  Jahre  1849  aber,  und  zwar  mit  einem  Satz  von  10  Fr., 
welcher  auch  1870/71   noch  in  Gültigkeit  war^),  wieder   eingeführt. 

Die  Abgabe  wird  fällig  in  dem  Augenblicke,  wo  das  Salz  die 


^)  Wir  befassen  uns  hier  absichtlich  nur  mit  der  Abgabe  von  inländi- 
schem, bergmännisch  oder  aus  Soole  gewonnenem  Salz,  weil  das  in  Frankreich 
an  den  Meeresküsten  aus  Meerwasser  gewonnene  Salz  wie  ausländisches  be- 
handelt wird  und  in  Elsass-Lothringen  keinen  Gegenstand  der  Produktion  bildet, 

^)  In  Frankreich  wurden  im  Jahre  1875  und  1876  der  Salzabgabe  noch 
2V2  Dec.  zugeschlagen  (Gesetz  vom  2.  Juni  1875);  diese  Zuschläge  wurden  je- 
doch durch  das  Finanzgesetz  vom  26.  Dezember  1876  vom  1.  Januar  1877  ab 
wieder  eingestellt. 
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Salzwerke  verlässt,  indessen  kann  zur  Zahlung  der  Steuer,  wenn  sie 
mindestens  einen  Betrag  von  300  Fr.  erreicht,  Kredit  oder  bei  Bar- 
zahlung Rabatt  bewilligt  werden.  Ausserdem  wird  meistenteils  auch 
für  Dekalo  ein  Nachlass  von  3  bis  5  Prozent  gewährt.  Sobald  das 
Salz  versteuert  ist,  befindet  es  sich  im  freien  Verkehr.  Eine  Ab- 
gabe wird  nicht  erhoben  von  dem  Salz,  welches  unter  Kontrolle  ins 
Ausland  versendet  oder  von  solchem,  welches  bei  der  Seefischerei 
zur  Einsalzung  etc.  unter  den  vorgeschriebenen  Kontrollen  verwendet 
wird.  Ebenso  können  auch  salzhaltige  Rückstände,  welche  sich  bei 
den  Einsalzungen  oder  bei  der  Sodafabrikation  ergeben,  nötigenfalls 
nach  vorheriger  Denaturierung,  von  der  Abgabe  befreit  bleiben.  Seit 
1862  ist  auch  das  zur  Herstellung  von  Soda  in  den  Sodafabriken 
bestimmte  Salz  und  seit  1869  das  sogenannte  Vieh-  und  Dünge- 
salz, von  welchem  vorher  eine  Abgabe  von  5  Fr.  für  100  kg 
zu  entrichten  war,  von  jeder  Abgabe  befreit,  vorausgesetzt,  dass  das 
Salz  in  Gegenwart  von  Steuerbeamten  mit  einem  der  vorgeschrie- 
benen und  dem  Zweck  entsprechenden  Denaturierungsmittel  (wie 
Oelkuchen,  Theer.  Eisenvitriol  etc.)  vorschriftsgemäss  für  den  mensch- 
lichen Genuss  unbrauchbar  gemacht  worden  ist. 
Was  im  weiteren 

G.  Die  Besteuerung  vom  inländischen  Zucker 

(sucre  indigene)  betrifft,  so  ist  zu  erwähnen,  dass  dieselbe  erst  im 
Jahre  1837  ^)  in  Frankreich  ihren  Anfang  genommen  hat,  obgleich 
dort,  namentlich  infolge  der  Kontinentalsperre,  schon  seit  1810  Zucker 
aus  der  Runkelrübe  (beta  cicla)  vielfach  gewonnen  worden  ist. 

Die  Steuer  wurde  anfänglich  nach  der  Menge  und  der  mittelst 
des  Densimeters  festgestellten  Dichtigkeit  des  aus  der  Rübe  ge- 
wonnenen Saftes  berechnet  -).  Da  aber  dieses  Verfahren  zu  sicheren 
Resultaten  nicht  führte  und  zu  zahlreichen  Steuerhinterziehungen 
Anlass  gab,  so  wurde  im  Jahre  1852  für  den  Betrieb  der  Fabriken 
eine  strengere  Kontrolle  eingeführt  und  insbesondere  vorgeschrieben, 
dass  die  vorgenommene  Saftmessung,  deren  Ergebnis  von  den  Steuer- 
beamten  aufzuzeichnen   war,    auf  die  wirkliche  Ausbeute  zu  prüfen 


0  Gesetz  vom  18.  Juli  1837. 

^)  Es  wurde  angenommen,  dass  ein  Grad  Dichtigkeit  1400  g  Rohzucker 
per  Hektoliter  Saft  gebe.  Im  Jahr  1858  wurde  die  Ausbeute  auf  1300  herab- 
gesetzt, späterhin  aber  wieder  auf  1400  g  erhöht. 
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und  dass,  wenn  sich  bei  dieser  Prüfung  ein  Unterrendement  ergibt, 
ein  Steuernachlass  zu  gewähren,  wenn  sich  aber  ein  Ueberrendement 
herausstellt,  ein  entsprechender  Steuerzuschlag  zu  machen  sei.  Als 
auch  diese  Kontrolle  den  erwünschten  Erfolg  nicht  hatte,  nahm  man 
seine  Zuflucht  zu  dem  Typensystem,  d.  h.  man  schätzte  auf  Grund 
einer  zwischen  Frankreich,  Grossbritannien,  Holland  und  Belgien 
unterm  7.  Mai  1864  zustande  gekommenen  Vereinbarung  die  ver- 
schiedenen Qualitäten  des  Zuckers  durch  Vergleichung  der  Farbe 
desselben  mit  der  Farbe  bestimmter  bei  der  Steuerverwaltung  auf- 
bewahrter Muster  (Typen)  ab.  Derartige  Typen  waren  20  fest- 
gestellt und  sollen 

die  Nr.  20  bis  15  einem  Rendement  von  94  Prozent 
„      „     14    „     10       „  „  „     88        „ 

„      ,       9    „       7       „  „  „     80        „        und 

„      „      unter      1        „  „  „     67         „ 

entsprechen. 

Der  Steuersatz  wurde  anfänglich  auf  10  Fr.  für  100  kg  fest- 
gestellt, im  Jahre  1839  auf  15  Fr.,  1840  auf  25  Fr.  und  1843 1) 
auf  45  Fr.,  dem  Betrage  der  Eingangsabgabe  für  Kolonialzucker, 
erhöht.  Der  letztere  Steuersatz  sollte  indessen  nicht  sofort  in  Wirk- 
samkeit treten,  er  sollte  vielmehr  nur  die  Ob  er  grenze  bezeichnen, 
bis  zu  welcher  die  Steuer  nach  und  nach  erhöht  werden  sollte  und 
im  Jahre  1847  erhöht  sein  musste,  da  als  Grundsatz  ausgesprochen 
war,  dass  von  da  ab  die  Abgabe  für  den  inländischen  Zucker  mit 
derjenigen  für  den  Kolonialzucker  bezw.  Zucker  aus  den  französi- 
schen Kolonien  vollständig  gleich  sein  solle. 

Dabei  verblieb  es  aber  nicht.  Schon  im  Jahre  1851  ^)  wurde 
namentlich  mit  Rücksicht  darauf,  dass  infolge  der  Emanzipation  der 
Schwarzen  die  Produktion  an  Zucker  in  den  französischen  Kolonien 
bedeutend  Not  gelitten  hatte,  es  für  nötig  erachtet,  den  inländischen 
Zucker  mit  einer  Surtaxe  von  5  Fr.  für  100  kg  zu  belegen,  welche 
schon  im  anderen  Jahre  sogar  auf  7  Fr.  für  100  kg    erhöht  wurde. 

Weitere  Aenderungen  in  den  Steuersätzen  sind  dann  noch  in 
den  Jahren  1860,  1862  und  1864  eingetreten.  Zur  Zeit  der  Okku- 
pation von  Elsass-Lothringen  durch  die  deutschen  Truppen  betrug 
die  Abgabe  von  Zucker: 


1)  Gesetz  vom  2.  Juli  1843. 
'*)  Gesetz  vom  13.  Juni  1851. 
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unter  Typennummer  13 42  Fr. 

von  Nummer  13  bis  20  inkl 44     „ 

über  Nummer  20 45    „ 

raffinierter .     47     , 

für  100  kg'). 

Die  Steuer  wird  in  dem  Augenblick  fällig,  wo  der  Zucker  aus 
der  unter  Aufsicht  stehenden  Fabrik  gebracht  wird.  Es  wird  in- 
dessen dreimonatlicher  Kredit  und  bei  Barzahlung  einer  Steuerschuld 
von  300  Fr.  und  mehr  ein  Rabatt  von  4  Prozent  jährlich,  d.  i. 
für  3  Monate  1  ^3  Prozent  gewährt.  Ausserdem  kann  der  Zucker 
auch  in  steuerfreie  Niederlagen  unversteuert  niedergelegt  werden. 
Schliesslich  wollen  wir  nicht  unerwähnt  lassen,  dass  jeder  Zucker- 
fabrikant einen  Lizenzscbein  zu  lösen  hat,  wofür  neben  den  doppelten 
Zuschlagszehnteln  50  Fr.  ^)  zu  entrichten  sind. 


^)  Seit  der  Einverleibung  von  Elsass-Lothringen  in  das  Deutsche  Reich 
hat  die  Zuckergesetzgebung  in  Frankreich  verschiedene  Phasen  durchgemacht. 
Zunächst  ist  im  Juli  1871  die  Zuckersteuer  um  zwei  und  im  Januar  1872  um 
drei  weitere,  also  im  ganzen  um  fünf  Dixiemes  erhöht  worden,  so  dass  die 
Steuersätze  sich  auf  63,  66,  67,50  und  70,50  Fr.  für  100  kg  stellten.  Im  Jahr 
1875  wurde  eine  Surtaxe  von  4  Prozent  beigefügt,  so  dass  sich  die  eben  er- 
wähnten Sätze  auf  65,52,  68,64,  70,20  und  73,32  Fr.  für  100  kg  erhöhten:  im 
Jahr  1880  wurde  das  Typensystem  vollständig  verlassen  und  bestimmt,  dass  die 
Feststellung  der  Zuckerausbeute  mittelst  Saccharometers  zu  erfolgen  habe,  gleich- 
zeitig wurde  der  Steuersatz  auf  40  Fr.  per  100  kg  herabgesetzt,  jedoch  be- 
stimmt, dass  für  Rohzucker  noch  ein  Steuerzuschlag  von  3  Fr.  und  für  Raffinade 
jeden  Ursprungs  12,50  Fr.  für  100  kg  zu  entrichten  sei.  Schon  im  Jahr  1884 
wurden  die  Steuersätze  abermals  neu  normiert  und  für  rohen  oder  raffinierten 
Zucker  ein  Satz  von  50  Fr.  festgestellt;  Kandiszucker  wurde  mit  einem  Satz 
von  53,50  Fr.,  Melasse  von  wenigstens  50  Prozent  Zuckergehalt  mit  einem 
solchen  von  15  und  Melasse  mit  mehr  als  50  Prozent  Zuckergehalt  mit  einem 
solchen  von  32  Fr.  für  100  kg  belegt.  Seit  1.  September  1887  wird  die  Abgabe, 
wie  seither  in  Deutschland  nach  dem  Rohmaterial,  nach  dem  Gewicht 
der  verarbeiteten  Rüben  festgestellt.  Dabei  wird  angenommen,  dass 
100  kg  Rüben 

in  der  Campagne  1887/88        6,250  kg 

,      ,  ,  1888/89        6,500    , 

,      ,  ,  1889/90        6,750    , 

,      ,  r  1890/91        7,000    , 

raffiniertem  Zucker  entsprechen. 

^)  Seit  1.  September  1871  sind  in  Frankreich  für  die  Lizenz  100  Fr. 
zu  zahlen. 
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H.  Die  Abgabe  vom  Tabak. 

Der  Tabak  bildete  schon  längst  und  in  vielen  Staaten  ein  be- 
liebtes Steuerobjekt.  Auch  in  Frankreich  wurde  derselbe  schon  im 
17.  Jahrhundert  (Erlass  vom  17.  November  1629)  erstmals  mit  einer 
Eingangssteuer  belegt.  Bald  darauf  (im  Jahre  1674)  wurde  das 
Monopol  eingeführt,  d.  i.  das  ausschliessliche  Recht  des  Staates,  den 
Tabakbau  im  Innern  des  Landes  je  nach  dem  Bedürfnisse  zu  ge- 
statten, ausländischen  Tabak  anzukaufen,  den  Rohtabak  zu  ver- 
arbeiten und  die  Fabrikate  zu  verkaufen.  Dasselbe  war  dort  bis 
zum  Jahre  1789,  wie  dies  bei  den  meisten  Steuern  der  Fall  war, 
an  Generalpächter  (fermiers  generaux)  um  eine  bestimmte  Summe 
verpachtet.  Im  Jahre  1791  wurde  dasselbe  aufgehoben  und  wurden 
in  der  Folge  nur  noch  die  ausländischen  Tabakblätter  (tabacs  exotiques 
en  feuilles)  mit  einer  Eingangs  abgäbe  von  50  Fr.  per  100  kg  be- 
legt, wogegen  die  französischen  Tabake  unbesteuert  blieben.  Im 
Jahre  VII  wurden  auf  Schnupf-  und  Rauchtabake  Taxen  gelegt,  und 
vom  Jahre  XII  ab  hatten  die  Fabrikanten  und  Debitanten  von  Tabak 
besondere  Lizenzgebühren  zu  zahlen.  Aber  alle  diese  Abgaben,  deren 
Tarife  nach  und  nach  immer  mehr  erhöht  wurden,  brachten  nur 
16  Millionen  Frank  ein,  also  lange  nicht  so  viel,  als  die  Verpachtung 
des  früheren  Monopols,  welche  zuletzt  30  Millionen  Frank  gelie- 
fert hatte. 

Es  wurde  deshalb  das  Monopol  schon  im  Jahre  1810  trotz  der 
heftigsten  Widersprüche  seitens  der  Interessenten  durch  Napoleon  I. 
wieder  eingeführt  und  war  zur  Zeit  der  Okkupation  von  Elsass- 
Lothringen  sein  Bestand  durch  Gesetz  vom  22.  Juni  1862  bis 
Ende  1872  gesichert  i). 

Wie  man  in  Frankreich  über  das  Tabakmonopol  dachte,  darüber 
gibt  ein  Vortrag  des  Finanzministers  an  den  König  aus  dem  Jahre 
1830  Aufschluss.  Es  heisst  darin:  „Le  privilege  exclusif  attribue  ä 
l'Etat  de  la  fabrication  et  de  la  vente  des  tabacs  est  juge  aujour- 
d'hui  comme  etant  l'unique  moyen  de  concilier  la  culture  indigfene 
avec  un  impöt  sur  cette  matiere,  et  d'obtenir  de  cet  impot  un  revenu 
d'une  certaine  importance." 

Was   nun  die   zur  Durchführung   des  Monopols    erforderlichen 


')  Inzwischen  ist  durch  Gesetz  vom  21.  Dezember  1872  und  durch  nac 
folgende  Finanzgesetze  die  Fortdauer  des  Monopols  ausgesprochen  worden. 
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Massnahmen  betrifft,  so  beziehen  sich  dieselben  sowohl  auf  den  An- 
bau, als  auf  die  Fabrikation,  den  Verkauf  und  die  Einfuhr 
des  Tabaks.  Der  Anbau  von  Tabak  wurde  nur  in  einzelnen  ganz 
bestimmten  Departements  gestattet.  Darunter  waren  auch  die  De- 
partements des  Niederrheins,  des  Oberrheins,  der  Mosel  und  der 
Meurthe  begriffen.  Wer  in  diesen  Departements  Tabak  bauen  wollte, 
musste  dies  zum  voraus  deklarieren.  Der  Finanzminister  bestimmte 
jährlich  die  Zahl  der  Hektare,  welche  mit  Tabak  bebaut  sein  durften, 
und  wurden  diese  auf  die  einzelnen  Departements  verteilt.  Den  Tabak- 
pflanzern wurde  die  Genehmigung  zum  Tabakbau  durch  Erlaubnis- 
scheine, welche  Manualform  hatten  und  wovon  der  Pflanzer  den  Ab- 
schnitt bekam,  während  das  Stockregister  von  der  Verwaltung  zurück- 
behalten wurde,  erteilt.  Die  Minimalfläche,  auf  welcher  überhaupt 
Tabak  gepflanzt  werden  durfte,  war  auf  1  ha  für  die  Gemarkung 
und  auf  20  a  für  den  Pflanzer  festgesetzt.  Die  Pflanzungen  wurden 
wiederholt  durch  Steuerbeamte  nachgesehen  und  kontrolliert,  das 
erste  Mal  sofort  nach  dem  Anpflanzen,  um  sich  zu  überzeugen,  ob 
die  konzessionierten  Felder  auch  bebaut  und  nicht  konzessionierte 
nicht  bebaut  sind,  zum  zweitenmal,  wenn  der  Tabak  bestockt  ist,  um 
zu  prüfen,  ob  die  Vorschriften  über  die  Pflanzungen  des  Tabaks  in 
gleichen  und  gleich  weit  voneinander  abstehenden  Reihen,  über  das 
Verbot  des  Dazwischenbauens  anderer  Bodengewächse  und  dergleichen 
befolgt  wurden  und  um  dabei  zugleich  auch  die  Stückzahl  zu  ermitteln, 
endlich  zum  drittenmal  kurz  vor  der  Ernte,  um  sich  zu  verlässigen, 
ob  das  Köpfen  der  Pflanzen  und  das  Ausgeizen  etc.  bewirkt  ist,  wobei 
dann  zugleich  auch  die  Zahl  der  vorhandenen  brauchbaren  Blätter 
festgestellt  wurde.  Auch  nach  der  Ernte  wurde  noch  nach  dem  in 
den  Trockenräumen  der  Pflanzer  befindlichen  Tabak  Nachschau  ge- 
halten, wobei  sich  über  die  geeignete  Behandlung  des  Tabaks  ver- 
lässigt  und  zugleich  auch  das  Gewicht  desselben  abgeschätzt  und 
angeschrieben  wurde. 

Die  Pflanzer  waren  gehalten,  die  ganze  Ernte  (Blätter  und 
Stengel,  brauchbare  und  unbrauchbare)  der  Verwaltung  abzuliefern. 
Für  etwaige  Fehlmengen  waren  sie  haftbar. 

Die  Ablieferung  erfolgte  zunächst  in  die  Ablösungsmagazine, 
deren  je  eines  in  jedem  Arrondissement  bestand,  in  welchem  der 
Tabakbau  gestattet  war;  sie  musste  längstens  auf  1.  August  des  auf 
das  Erntejahr  folgenden  Jahres  vollzogen  sein.  Die  Preise,  welche 
die  Regierung  für  den  eingelieferten  Tabak  zahlte,  wurden  jährlich 
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vom  Finanzminister  festgestellt;  sie  waren  verschieden  und  richteten 
sich  nach  der  Qualität  des  Tabaks.  Im  Jahre  1869  z.  B.  wurden 
bezahlt  für  ganz  auserlesenen  Tabak  (tabac  surchoise)  140  Fr., 
für  Tabak  erster  Qualität  130  Fr.,  zweiter  Qualität  100  Fr.,  dritter 
80  Fr.  und  letzter  Qualität  60  bis  70  Fr.  für  100  kg^). 

Die  Fabrikation  des  Tabaks  wurde  in  den  eigens  hierzu  ein- 
gerichteten Tabakmanufakturen  vollzogen.  Es  bestanden  solche  in 
10  grossen  Städten,  darunter  auch  Strassburg  ^).  In  diesen  Fa- 
briken wurde  nicht  nur  inländischer,  sondern  auch  gekaufter  aus- 
ländischer Tabak  verarbeitet.  Die  Fabrikate  wurden  derart  verpackt 
und  etikettiert,  dass  auf  dem  Umschlag  der  Inhalt  (Gewicht  und 
Bonität)  und  der  Preis  ersichtlich  war. 

Der  Verkauf  des  Tabaks  vollzog  sich  in  der  Regel  in  den 
Entrepots,  wohin  der  Tabak  nach  seiner  Fertigstellung  gebracht 
wurde.  Von  da  ab  gingen  die  Geschäfte,  welche  bis  zu  diesem 
Stadium  von  der  „  Tabakverwaltung ",  einer  mehr  technischen  Be- 
hörde, besorgt  wurden,  in  die  Hände  der  Verwaltung  der  indirekten 
Steuern  über.  Aus  den  Entrepots,  welche  von  eigens  und  mit  fixem 
Gehalt  angestellten  Beamten  (Niederlageverwaltern)  verwaltet  wurden, 
wurde  der  Tabak  um  denselben  Preis  verkauft,  wie  er  von  der  Re- 
gierung festgestellt  und  dem  Entrepot  aufgerechnet  worden  war.  Der 
Kleinverschleiss  wurde  durch  die  sogenannten  Trafikanten  besorgt, 
welche  ihren  Bedarf,  in  der  Regel  nicht  unter  10  kg,  von  dem 
Entrepot  beziehen  mussten.  Die  Kleinverschleisspreise  wurden  durch 
die  Verwaltung  festgesetzt.  Die  Differenz  zwischen  diesen  und  den 
Entrepötpreisen  war  der  Nutzen,  den  die  Kleinverschleisser  von  dem 
Verkaufe  hatten. 

Die  Einfuhr  von  Tabak  und  Tabaksfabrikaten  war  eigentlich 
nur  der  Verwaltung  erlaubt.  Diese  kaufte  sogar  regelmässig  aus- 
ländischen Tabak   an,    weil   sie   denselben  zur  Herstellung  einzelner 


^)  Im  Gesetz  vom  21.  Dezember  1872  (Journal  officiel  du  29  decembre 
1872)  sind  bezüglich  der  Tabakpflanzer  mehrere  anderweitige  Bestimmungen 
getroffen.  Die  hauptsächlichste  derselben  besagt  in  Art.  3:  ,Les  declarations 
de  culture  seront  admises  pour  des  pieces  de  terre  d'une  contenance  inferieure 
ä  20  ares,  pourvu  que  cette  contenance  ne  soit  pas  inferieure  ä  5  ares  et  que 
Fensemble  de  la  declaration  represente  au  moins  10  ares." 

^)  In  Metz  war  bis  1871  eine  Zigarrenmanufaktur  im  Betrieb,  welche 
später  einging.  Das  Gebäude  für  eine  Rauchtabakmanufaktur  war  1870 
nahezu  fertiggestellt,  wurde  aber  in  ein  Militärspital  umgewandelt. 
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Sorten  von  Fabrikaten  bedurfte.  Indessen  konnte  auch  einzelnen 
Privaten  gestattet  werden,  Tabak  bis  zu  10  kg  pro  Jahr  einzubringen; 
es  war  aber  dafür  eine  sehr  hohe  Eingangsgebühr  zu  zahlen.  Die- 
selbe betrug  1870  10  Fr.  für  Rauchtabak  und  24  Fr.  für  Zigarren 
und  Zigarretten  für  das  Kilogramm  ^). 
Der  Vollständigkeit  wollen  wir 

J.  Das  Schlesspulvermonopol 

nicht  unerwähnt  lassen.  Die  Ausübung  desselben  steht  ausschliesslich 
dem  Staate  zu  und  begreift  in  sich  die  Fabrikation,  den  Verkauf 
und  die  Einfuhr  des  Schiesspulvers.  Neben  dem  finanziellen  Zweck 
wird  damit  wegen  der  Gefährlichkeit  des  Schiesspulvers  auch  ein 
polizeilicher  Zweck  verfolgt.  Die  Fabrikation  erfolgt  in  dem  Staate 
gehörigen  Pulvermühlen  (des  poudreries  de  l'Etat),  und  zwar  werden 
hier  verschiedene  Sorten  von  Pulver  erzeugt:  das  Jagdpulver, 
das  Pulver  für  die  Bergwerke,  das  Handelspulver  und  das 
Pulver  für  die  Armee.  Der  Bedarf  an  Armeepulver  wird  durch 
den  Kriegs-  und  Marineminister,  der  Bedarf  an  anderem  Pulver  durch 
den  Finanzminister  jedes  Jahr  festgestellt-). 

Das  Handelspulver  ist  fast  ausschliesslich  für  den  aus- 
wärtigen Handel  bestimmt  und  ist,  wenn  die  Ausfuhr  desselben 
nachgewiesen  wird,  der  Verkaufspreis  auf  1,60  Fr.  per  Kilogramm 
festgesetzt. 

Das  Pulver  für  Bergwerke  wird  um  den  Selbstkostenpreis 
abgegeben.  Es  bleibt  daher  nur  das  Jagdpulver  übrig,  an  dem 
ein  eigentlicher  Monopolgewinn  gemacht  wird. 

Die  Verwaltung  der  indirekten  Steuern  bezieht  von  den  Staats- 
pulvermühlen das  fertige  Pulver  um  den  Kostenpreis  zuzüglich  der 
Transportkosten  und  legt  dasselbe  iu  den  Staatsmagazinen  nieder, 
welche  unter  der  Aufsicht  und  Verwaltung  eigener  Beamten  (in  der 
Regel  der  Tabakniederlageverwalter)  stehen.  Von  hier  aus  wird  das 
Pulver  an  die  Kleinverschleisser  abgegeben.  Diese  sind  meistens 
dieselben  Personen,  welche  auch  den  Kleinverschleiss  des  Tabaks 
besorgen.     Sie   erhalten   wie   beim  Verschleiss   des   Tabaks   als  Be- 


^)  Im  Jahr  1871  wurde  die  Gebühr  für  Rauchtabak  auf  25  Fr.  und  für 
Zigarren  auf  36  Fr.  erhöht,  seit  1878  ist  diejenige  für  Rauchtabak  auf  15  Fr. 
für  das  Kilogramm  herabgesetzt  worden. 

^)  Seit  1873  stellt  der  Kriegsminister  auch  den  jährlichen  Bedarf  an  Jagd- 
pulver und  an  Pulver  für  die  Bergwerke  fegt. 
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lohnung  den  Unterschied  zwischen  dem  von  der  Regierung  festge- 
setzten Gross-  und  Kleinverkauf.  Das  Jagd  pulver  wird  in  Paketen 
von  ^J2 ,  V-i  und  ^js  kg  und  mit  einem  das  Gewicht,  den  Preis  und  die 
Sorte  des  Pulvers  enthaltenden  Umschlag  versehen,  verkauft.  Das 
andere  Pulver  wird  in  Fässchen  abgegeben,  welche  die  Marke  und 
das  Siegel  der  Verwaltung  tragen.  Der  Preis,  welcher  für  Jagd- 
pulver zu  zahlen  ist,  beträgt  für  die  Konsumenten  (die  Preise  für 
die  Debitanten  sind  um  je  50  Cts.  pro  Kilogramm  niedriger)  für 

Jagdpulver  fein 9,50  Fr. 

„  superfein  ..'...     12, —     „ 

„  extrafein 15,50     „ 

pro  Kilogramm  •). 

Die  Einfuhr  von  Pulver  jeder  Art  ist  verboten;  indessen  ist 
Reisenden  die  zollfreie  Einfuhr  von  2  kg  Pulver,  wenn  sie  glaub- 
würdig nachweisen,  dass  es  zum  eigenen  Gebrauch  bestimmt  ist, 
gestattet. 


Wir  haben  in  den  vorstehenden  Blättern  im  wesentlichen  die 
indirekten  bezw.  Verbrauchsabgaben  besprochen,  welche  in  Elsass- 
Lothringen  beim  Einmarsch  der  deutschen  Truppen  im  August  1870 
bestanden  und  welche  von  der  deutschen  Verwaltung  höherer  An- 
ordnung zufolge  soweit  möglich  nach  den  bestehenden  französischen 
Gesetzen  und  Normen  weiter  erhoben  bezw.  wieder  eingeführt  werden 
sollten.  Inwieweit  die  deutsche  Verwaltung  der  ihr  gestellten  Auf- 
gabe gerecht  worden  ist  und  wie  nach  und  nach  die  bezüglichen 
Gesetze  geändert,  modifiziert  oder  durch  neue  ersetzt  worden  sind, 
das  werden  wir  in  Ziffer  IV  darzustellen  versuchen. 

Zunächst  aber  glauben  wir  noch 

III.   Die  französischen  Einrichtungen 

besprechen  zu  sollen,  welche  die  deutsche  Verwaltung  bei  der  üeber- 
nahme  der  Geschäfte  in  Elsass-Lothringen  vorfand. 

Die  Verwaltung  der  indirekten  Steuern  in  Frankreich,  vor  der 
Revolution   des   Jahres    1789    „Administration   des   Aides"    genannt. 


^)  Durch  Gesetz    vom  4.  September  1871  wurde   in  Frankreich  der  Prei 
des  Jagdpulvers  um  das  Doppelte  erhöht,  aber  schon  im  Jahr  1874  wurde  der-| 
selbe  wieder  auf  den  früheren  Stand  zurückgeführt. 
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umfasste  damals  nur  die  Erhebung  der  Getränkesteuem.  Im  Jakre 
1804  erhielt  dieselbe,  nachdem  die  1791  aufgehobenen  Getränke- 
steuern wieder  eingeführt  worden  waren,  den  Namen  „Regie  des 
droits  reunis",  weil  ihr,  ausser  den  eben  erwähnten  Steuern,  noch  die 
Abgaben  vom  öffentlichen  Fuhrwerk,  die  Spielkartensteuer  und  die 
Garantiegebühren,  welche  bis  dahin  unter  der  Enregistrements- 
verwaltung  standen,  zugewiesen  wurden.  Im  Jahre  1815  erhielt  sie 
die  Bezeichnung  „Regie  des  contributions  indirectes",  welche  sie 
auch  noch  im  Jahre  1870  führte.  Damals  ressortierten  von  dieser 
Verwaltung  die  Getränkesteuern,  die  Lizenzgebühren,  die  Ab- 
gaben vom  öffentlichen  Fuhrwerk,  die  Spielkartensteuer,  die 
Garantiegebühren  von  Gold-  und  Silberwaren,  die  Salzabgabe, 
soweit  diese  nicht  in  den  Grenzbezirken,  sondern  im  Innern  erhoben 
wurde,  die  Zuckersteuer  und  der  Verkauf  des  Schiesspulvers. 
Für  den  Anbau  und  die  Fabrikation  des  Tabaks  wurde  im  Jahre 
1831  eine  besondere  Verwaltung  geschaffen  (administration  des 
tabacs).  während  der  Verkauf  der  Tabakfabrikate  in  den 
Händen  der  Verwaltung  der  indirekten  Steuern  verblieb.  Beide  Ver- 
waltungen wurden  im  Jahre  1848  wieder  vereinigt,  im  Jahre  1860 
aber  aufs  neue  wieder  getrennt. 

Die  Zollverwaltung  war  vom  Jahre  1814  ab  mit  der  Ver- 
waltung der  indirekten  Steuern  vereinigt,  die  Trennung  beider  Ver- 
waltungen erfolgte  aber  schon  im  Jahre  1815.  Im  Jahre  1851  wurde 
bestimmt,  dass  die  Zollverwaltung  mit  der  Verwaltung  der  indirekten 
Steuern  wieder  zu  vereinigen  und  dass  die  Leitung  dieser  Verwaltung 
einem  dem  Finanzminister  unmittelbar  untergeordneten  General- 
direktor (directeur  general  des  douanes  et  des  contributions  indirectes) 
zu  übertragen  sei,  welcher  mit  sechs  verschiedenen  Abteilungs- 
direktoren (administrateurs)  eine  kollegialisch  eingerichtete,  nach 
Stimmenmehrheit  entscheidende  Behörde  (conseil  d'administration) 
bilden  soUte. 

Im  Jahre  1869  fand  indes  eine  abermalige  Trennung  der 
beiden  Verwaltungen  statt  und  es  bestanden  daher  im  Jahre  1870, 
neben  der  Generaldirektion  für  das  Tabakmonopol,  eine  General- 
direktion für  die  Zölle  und  §ine  solche  für  die  indirekten 
Steuern,  beide  mit  dem  Sitze  in  Paris. 

In  den  einzelnen  Departements  wurde  der  Dienst  durch 
102  Direktionen,  nämlich  68  Direktionen  für  die  indirekten  Steuern, 
11  Zolldirektionen   und   23   Zoll-   und   Steuerdirektionen    (directions 
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mixtes)  geleitet,  welche  allein  den  schriftlichen  Verkehr  mit  der 
Generaldirektion,  mit  den  Präfekten  und  den  obersten  Behörden  der 
anderen  Verwaltungszweige  zu  besorgen  hatten.  In  Elsass-Lothringen 
bestand  je  eine  Zoll-  und  Steuerdirektion  in  Strassburg  und  Kol- 
mar,  in  Metz  waren  zwei  Direktionen,  eine  Steuer  dir  ektion  und 
eine  Zolldirektion  errichtet. 

Die  Lokal  Verwaltung  für  die  Zölle  und  für  die  indirekten 
Steuern  war  vollständig  getrennt.  Behufs  Verwaltung  der  indi- 
rekten Steuern  waren  in  jedem  Direktionsbezirk  (Departement) 
Inspektionsbezirke  gebildet,  welche  ein,  manchmal  auch  zwei  und 
drei  Arrondissements  umfassten.  Diesen  Bezirken  standen  Inspek- 
toren (inspecteurs)  oder  wenn  erstere  von  kleinerem  Umfange  waren, 
Subinspektoren  (sous-inspecteurs)  vor.  Dieselben  hatten  als  oberste 
Lokalbeamte  den  ganzen  Dienst  innerhalb  ihres  Bezirks  zu  leiten 
und  die  Beamten  hinsichtlich  ihrer  Führung  und  Leistungen  zu 
überwachen. 

Als  Vollzugsbeamte  fungierten  in  der  Verwaltung  der  indi- 
rekten Steuern  die  Steuereinnehmer  (receveurs)  ^).  Diese  waren 
entweder  Obereinnehmer  (receveurs  principaux)  oder  Elementar- 
erheber (receveurs  particuliers).  Die  letzteren  waren  wiederum 
entweder  receveurs  ambulants  oder  receveurs  sedentaires.  Die 
receveurs  ambulants  hatten  in  den  ihnen  zugewiesenen  Ortschaften 
(im  Umherreisen)  die  Steuerschuldigkeiten  zu  konstatieren  und,  so- 
weit fällig,  zu  erheben  und  die  darauf  bezüglichen  Geschäfte  zu  be- 
sorgen. Beiden  Arten  von  receveurs,  sowohl  den  ambulants  als  den 
sedentaires,  waren  die  „simples  receveurs  buralistes"  unter- 
stellt. Diese  Beamten,  in  der  Regel  aus  der  Zahl  der  Ortseinwohner  ^) 
genommen,  hatten  die  Steueranmeldungen  entgegenzunehmen,  die 
Steuerscheine,  Transportbezettelungen  für  Getränke  etc.  auszustellen 
und  mussten  zu  diesem  Behufe  ihr  Bureau  vom  Aufgang  bis  zum 
Untergang  der  Sonne  offen  haben  ^).  Ab  und  zu  versahen  übrigens 
auch  die  receveurs  sedentaires  den  Buralistendienst  für  die  betreffende 
Gemeinde.  Die  receveurs  principaux  hatten  die  von  den  ver- 
schiedenen receveurs  particuliers  eines  bestimmten  Bezirks  erhobenen 


^)  Die  Erheber  der  direkten  Steuern  hiessen  „percepteurs". 
^)  Nach    dem  Gesetz    von    1816    ist    die  Steuerverwaltung  verpflichtet, 
jeder  Kommune  auf  deren  Vorschlag  einen  solchen  Buralisten  anzustellen. 
8)  Art.  233  des  Gesetzes  von  1816. 
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Gelder  zu  sammeln  und  darüber  Rechnung  abzulegen,  sie  hatten 
namentlich  auch  die  streitigen  Angelegenheiten  in  Steuersachen  zu 
verfolgen.  Nebenbei  konnte  ihnen  an  solchen  Orten,  an  denen  ein 
besonderer  Beamter  hierfür  nicht  bestellt  ist,  die  Niederlageverwal- 
tung für  Tabak  und  Schiesspulver  übertragen  werden.  Manchmal 
fungierten  sie  auch  als  receveurs  particuliers  und  als  Buralisten  in 
der  Gemeinde,  in  welcher  sie  ihren  Wohnsitz  hatten.  Zur  Besorgung 
der  Geschäfte  waren  denselben  ein  oder  zwei  Gehilfen  (Commis) 
beigegeben. 

Im  Bereiche  der  Zollverwaltung  wurde  der  Lokaldienst  so- 
wohl an  der  Grenze,  als  im  Innern  von  den  Einnehmern  der  Zoll- 
ämter (receveurs  principaux  et  particuliers)  versehen,  welchen  zur 
Bewältigung  der  Geschäfte  die  nötige  Anzahl  von  Kontrolleuren, 
Abfertigungs-  und  Revisionsbeamten  (verificateurs  ou  visiteurs)  und 
Gehilfen  (commis)  beigegeben  waren.  Bei  umfangreicheren  Zoll- 
ämtern leitete  den  Revisionsdienst  ein  eigens  hierzu  angestellter  Sous- 
Inspecteur  (sedentaire).  Zur  Bewachung  der  Grenze  bestand  eine 
militärisch  organisierte  Grenzwache.  Dieselbe  handhabte  auch 
die  Grenzpolizei  und  wurde  im  Kriegsfall  zu  militärischen  Operationen 
herangezogen.  Sie  war  in  Brigaden  eingeteilt  und  wurde  von  Kapi- 
tänen, Leutnants,  Brigadiers  und  Unterbrigadiers  geleitet.  Die  ge- 
wöhnlichen Grenzaufseher  (zu  Fuss  oder  zu  Pferde)  hiessen  preposes. 
Die  Vorgesetzten  der  Grenzwache  oder,  wie  man  in  Frankreich  sagt, 
des  aktiven  Dienstes  (service  actif)  im  Gegensatz  zum  Büreaudienst 
(le  Service  sedentaire  ou  des  bureaux)  hatten  zugleich  die  Verpflich- 
tung, den  Revisions dienst  strenge  zu  kontrollieren  und  unter  Um- 
ständen bei  den  Abfertigungen  mitzuwirken. 

Was  die  Verwaltung  des  Tabakmonopols,  d.  h.  den  Anbau 
(die  Kultur)  und  die  Fabrikation  des  Tabaks  betrifft,  so  war  die  eigens 
hierfür  errichtete  Generaldirektion  mit  dem  Sitz  in  Paris  dem  Finanz- 
minister ebenfalls  unmittelbar  untergeordnet.  Dem  Generaldirektor 
war  die  Gesamtverwaltung  übertragen  und  waren  ihm  zu  seiner 
Unterstützung  zwei  Administratoren  und  zwei  Ingenieure  beigegeben 
und  das  übrige  nötige  Büreaupersonal  zur  Verfügung  gestellt.  Das 
ausführende  Dienstpersonal  (le  personnel  actif  du  service  des  tabacs) 
teilte  sich  in  agents  des  manufactures  und  in  agents  des  magasins 
et  du  service  de  culture.  Von  den  ersteren  sind  zu  nennen:  die 
Direktoren,  Ingenieure,  Unteringenieure,  controleurs  de  manufactures, 
gardes-magasins  und  die  Kommis,  von  den  letzteren  sind  aufzuführen: 
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die  Direktoren,  Inspektoren,  die  Entreposeurs,  die  Magazinskontrol- 
leure, die  Kulturkontrolleure,  die  Verifikateurs  und  die  Kommis  für  die 
Kultur  und  die  Magazinssclireiber.  In  der  Strassburger  Tabakmanu- 
faktur waren  vor  der  Okkupation  von  Elsass  angestellt:  ein  Direktor, 
ein  Ingenieur,  ein  Kontrolleur,  ein  Unteringenieur,  ein  Magazinaufseher, 
ein  erster  Kommis.  Als  agents  de  magasins  et  du  servicede 
c  u  1 1  u  r  e  waren  in  Elsass-Lothringen  vor  der  Okkupation  verwendet, 
und  zwar:  ein  Kulturinspektor,  zwei  Entreposeurs  in  Strassburg, 
drei  Entreposeurs  in  Schlettstadt,  Hagenau  und  Benfeld,  zwei  Kul- 
turkontrolleure in  Strassburg,  drei  Kulturkontrolleure  in  Scliettstadt, 
Hagenau  und  Benfeld,  zwei  Magazinkontrolleure  in  Strassburg,  drei 
Magazinkontrolleure  in  Schlettstadt,  Hagenau  und  Benfeld. 

Was  die  Vorbildung  der  Beamten  der  französischen  Finanz- 
verwaltung betrifft,  so  bestehen  in  dieser  Beziehung  keine  einheitlichen 
Grundsätze.  Ein  eigentliches  Staatsexamen  gibt  es  nicht.  Bei  den  höhe- 
ren Beamten  wird  zwar  in  der  Regel  das  Baccalaureat,  der  Besitz 
des  Diploms  eines  bachelier  es  sciences  oder  es  lettres  ^)  gefordert; 
wer  ausserdem  noch  ein  Lizentiatendiplom  aufweisen  kann,  wird  bevor- 
zugt; im  übrigen  kann  man  sich  auch  durch  Lieferung  von  Preis- 
arbeiten eine  Anwartschaft  auf  bestimmte  Stellen  erwerben;  zur 
Anstellung  als  Ingenieur  in  den  Staatsmanufakturen  wird  in  der 
Regel  das  Abiturium  der  Ecole  polytechnique  verlangt;  auch 
ist  in  manchen  Zweigen  der  Finanzverwaltung  die  Ableistung  einer 
Probezeit  Vorbedingung  der  Anstellung. 

Der  Finanzminister  ist  aber  bei  der  Berufung  in  den  Dienst 
an  diese  Voraussetzungen  keineswegs  fest  gebunden.  Er  hat  dabei 
ziemlich  freie  Hand  und  nicht  selten  spielen  bei  der  Berufung  Gunst 
und  politische  Motive  eine  grosse  Rolle.  Die  niederen  Bediensteten 
rekrutieren  sich  in  der  Regel  aus  dem  Soldatenstande  und  wird  nur 
verlangt,  dass  sie  schön  und  orthographisch  schreiben  können.  Die 
Grenzaufseher  dürfen  überdies  bei  ihrer  Einstellung  das  Alter  von 
40  Jahren  noch  nicht  überschritten  haben. 

Eine  Beamtenpragmatik  besteht  in  Frankreich  nicht,  die 
Beamten  können  deshalb  jederzeit  versetzt  und  entlassen  werden. 
Von  der  Entlassung  wird  indessen  thatsächlich  nur  Gebrauch  ge- 
macht, wenn  sich  ein  Beamter  eine  grobe  Dienstwidrigkeit  hat  zu 
schulden   kommen  lassen  oder  wenn  er  offen  gegen   die   bestehende 


')  Etwa  dem  Reifezeugnis  für  die  Universität  in  Deutschland  entsprechend. 
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Regierung  Partei  ergriffen  hat.  Seit  1853  erfreuen  sich  die  fran- 
zösischen Beamten  auch  fest  normierter  Pensionsrechte. 

Die  Pensionen  werden  zum  Teil  aus  den  geordneten  Abzügen 
am  Diensteinkommen,  teils  aus  Staatsmittehi  geschöpft.  Auch  für 
die  Witwen  und  Waisen  ist  einigermassen  gesorgt. 

Die  Bezahlung  der  Beamten  war  verhältnissmässig  eine 
massige. 

Es  bezogen  z.  B.  die  directeurs  8 — 12000  Fr.,  die  inspecteurs 
4500 — 6000  Fr.,  die  sous-inspecteurs  und  controleurs  1800 — 3000  Fr., 
diereceveurs  ambulants  1800— 2200  Fr.,  die  Kommis  1200—2000  Fr., 
die  Kapitäne  bei  der  Zollwache  2000 — 2400  Fr.,  die  Leutnants  bei 
der  Zollwache  1200 — 1600  Fr.,  die  Brigadiers  bei  der  ZoUwache 
700—950  Fr.,  die  Aufseher  (präposes)  650—800  Fr.  '). 

Die  receveurs  principaux,  sowie  die  receveurs  sedentaires  waren 
in  der  Regel  auf  Prozente  ihrer  Einnahmen  gesetzt. 

Soweit  die  receveurs  ambulants  und  die  Kommis  beritten  waren, 
erhielten  dieselben  auch  noch  Pferdeunterhaltungsgelder. 


IV.   Wiedererhebung    der    französischen  Steuern,    Weiterent- 
wicklung derselben  als  elsass-lothringische  Landessteuern, 
Einführung  der  deutschen  Reichssteuern. 

Mit  der  Besetzung  von  Elsass-Lothriugen  durch  die  deutschen 
Truppen  verliessen  alle  höheren  französischen  Beamten  ihr  Amt  und 
auch  die  Lokalbeamten  hörten  auf  zu  amtieren  und  verliessen  meisten- 
teils ihren  Wohnort.  Von  den  Zurückgebliebenen  erklärten  sich  nur 
ganz  wenige  (drei  receveurs)  bereit,  ihre  Funktionen  fortzusetzen 
bezw.  wieder  aufzunehmen.  Der  ganze  Steuerapparat  hörte  vorläufig 
auf,  zu  funktionieren.  Um  denselben  wieder  in  Gang  zu  bringen, 
musste  zunächst  aus  Altdeutschland  das  nötige  Personal  verschrieben 
werden.     Da   aber  noch   sehr  viele  Beamte   im  Felde    standen   und 


^)  Einzelne  Sätze,  namentlich  die  der  gering  bezahlten  Bediensteten  sind 
seit  1870  erhöht  worden  z.  B.  für  die 

Receveurs  ambulants  auf     ....  21  —3000  Fr. 

Kommis 14—2400    , 

Die  Kapitäns  bei  der  Zollwache  auf  24—3200    , 

r     Leutnants    bei  der  Zollwache   ,  18 — 2200    , 

,     Brigadiers       ,     ,  ,  ,  11—1500    , 

,     Preposes         ,     ,  ,  ,  11—1300    , 

Finanzarchiv.    V.  Jahrg.  ggj  ^ 
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dadurch  den  heimatlichen  Behörden  ohnehin  schon  viele  Beamten- 
kräfte entzogen  waren,  so  war  es  sehr  schwierig,  von  dort  das  nötige 
Personal  zu  erlangen. 

Nach  einem  Erlass  des  damaligen  Bundeskanzlers  sollten  die 
erforderlichen  Beamten  zunächst  aus  dem  Grossherzogtum  Baden 
herangezogen  werden,  woselbst,  wie  man  annahm,  durch  den  in  Aus- 
sicht stehenden  Wegfall  der  badischen  Zollgrenze  eine  grössere  An- 
zahl von  Zollbeamten  ohnehin  disponibel  würde  und  wo  überdies 
nicht  so  viele  Beamte,  wie  im  Norddeutschen  Bunde,  zum  Waffen- 
dienste herangezogen  waren,  weil  dort  das  System  der  allgemeinen 
Wehrpflicht  damals  noch  nicht  vollständig  durchgeführt  war. 

Die  zuerst  auf  den  20.  Oktober  bezw.  23.  November  1870 
zunächst  nach  Strassburg  einberufenen  Beamten  gehörten  denn  auch 
fast  ausnahmslos  der  badischen  Verwaltung  an.  Preussen  gab 
erst  nach  dem  Friedensschlüsse  Beamte  an  die  elsass-lothringische 
Steuerverwaltung  ab,  weil,  wie  es  in  einem  auf  eine  bezügliche 
Requisition  eingetroffenen  Antwortschreiben  eines  preussischen  Pro- 
vinzialsteuerdirektors  hiess,  der  heimatliche  Dienst  infolge  der  zahl- 
reichen Einberufungen  zur  Armee  der  Auflösung  entgegenginge  und 
kein  einziger  Beamter  ohne  genügenden  Ersatz  abgegeben  werden 
könnte.  Bayern,  welches  über  ein  zahlreiches  Zoll-  und  Steuer- 
personal verfügte ,  stellte  wenigstens  bei  der  dritten  Einberufung 
(17.  Januar  1871)  ein  ansehnliches  Kontingent  von  Beamten  zur 
Verfügung.  Von  Sachsen,  Württemberg  und  Hessen  waren  in 
der  ersten  Zeit  Beamte  überhaupt  nicht  oder  nur  in  spärlicher  Weise 
zu  erlangen. 

Im  ganzen  waren  bis  zur  dritten  Decade  des  Monats  Januar 
1871  110  Beamte  einberufen.  Dieselben  wurden  teils  als  Ein- 
nehmer (receveurs)  teils  als  Steueraufseher  (Steuerkommis)  in 
den  bis  dahin  okkupierten  Gebieten  verwendet  und  verteilten  sich  nach 
der  Staatsangehörigkeit  wie  folgt: 

Es  waren  einberufen: 


AUS    waicii    cj  11  uc 
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Baden  stellte  hiernach  nicht  nur  relativ,  sondern  auch  absolut 
die  meisten  Beamten.  Dieses  Verhältnis  war  sehr  wünschenswert  und 
für  die  neue  Verwaltung  in  Elsass-Lothringen  von  grossem  Vorteil, 
weil  die  badischen  Beamten  mit  den  Verhältnissen  des  benachbarten 
elsässischen  Gebietes  im  allgemeinen  mehr  oder  minder  schon  be- 
kannt und  in  der  Heimat  mit  dem  Vollzug  ähnlicher  Steuergesetze 
vertraut  waren. 

Es  darf  indessen  hier  nicht  unerwähnt  bleiben,  dass  bei  dem 
empfindlichen  Mangel  an  Beamtenkräften  in  der  ersten  Zeit  nicht 
bloss  deutsche  Beamte  nach  Elsass-Lothringen  übernommen  wurden, 
sondern  dass  auch  andere  Leute  (Kaufleute,  Geschäftsagenten, 
Studenten  etc.)  in  der  elsass-lothringischen  Steuerverwaltung  Auf- 
nahme fanden,  sofern  sie  nur  einigermassen  vorgebildet  und  der 
französischen  Sprache  mächtig  waren.  Allerdings  kamen  durch  diese 
Massnahme  manche  unlautere  Elemente  in  die  neue  Verwaltung,  welche 
später  wieder  ausgemerzt  werden  mussten. 

Dem  Verfasser  gegenwärtiger  Abhandlung  fiel  die  Aufgabe  zu, 
alle  diese  zunächst  nach  Strassburg  einberufenen  Beamten  zu 
instruieren  und  dieselben  mit  dem  Wesen  und  den  EigentümHchkeiten 
des  französischen  Systems  der  indirekten  Steuern  vertraut  zu  machen. 
Inwieweit  ihm  dies  in  den  eigens  hierzu  bestimmten  mehrtägigen 
mündlichen  Vorträgen  gelungen  ist,  darüber  m£ig  er  selbst  ein  Urteil 
nicht  abgeben.  Das  kann  er  aber  konstatieren,  dass  er  selbst  das 
Gefühl  hatte,  es  sei  für  die  Zuhörer  ein  Ding  der  Unmöghchkeit,  das 
umfangreiche  Material  auf  einmal  richtig  zu  erfassen  und  zu  verstehen. 
Von  diesem  Gefühle  waren  auch  in  einem  der  gehaltenen  Vorträge 
die  wohl  manchem  noch  erinnerlichen  Schlussworte  eingegeben: 
„Sie  (die  Zuhörer)  werden  nun  hinausgeschickt  und  dort  in  den 
Strudel  Ihnen  ganz  fremder  Verhältnisse  geworfen;  kämpfen  Sie 
wacker  gegen  die  Fluten,  suchen  Sie  sich  über  Wasser  zu  halten, 
lernen  Sie  schwimmen!" 

Gesättigt  mit  unverdautem  Wissen,  aber  mit  den  besten  Vor- 
sätzen, ihre  Kräfte  Jungdeutschland  zu  widmen,  zogen  die  Berufenen 
von  Strassburg  ab,  jeder  in  die  ihm  zugewiesene  Stelle. 

Ausser  den  Steuereinnehmern  und  Steueraufsehem  wurden  noch 
als  Kontrollbeamte  drei  Steuerinspektoren  mit  dem  Sitz  in  Strass- 
burg, Colmar  und  Metz  bestellt.  Wie  in  allen  Dingen,  so  war 
auch  hier  der  Anfang  schwer,  ja  sehr  schwer.  Den  einberufenen 
Beamten  mangelte  es  fast  an  allem,  was  zu  einer  geordneten  Dienst- 
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führung  unerlässlich  ist.  Es  ging  ihnen  anfänglich  die  Kenntnis 
der  lokalen  Verhältnisse ,  namentlich  der  steuerpflichtigen  Personen 
und  Betriebe  ab,  es  mangelten  ihnen  schriftliche  Vollzugsanordnungen 
und  bestimmte  gedruckte  Instruktionen,  sie  fanden  weder  Gesetzes- 
blätter, noch  Register,  weder  Formularien,  noch  die  nötigen  Mess- 
instrumente vor.  Sie  waren  fast  überall  auf  ihr  eigenes  bescheidenes 
Wissen  und  auf  den  gesunden  Menschenverstand  angewiesen,  welcher 
ihnen  über  die  vielfachen  Klippen  hinweghelfen  niusste.  Dazu  kam, 
dass  die  Organisation  keineswegs  vollendet  war,  dass  nur  ein  Teil 
der  zu  Elsass-Lothringen  gehörigen  Arrondissements  mit  Steuer- 
beamten besetzt  und  noch  viele  Fäden,  welche  in  bezug  auf  die 
Kontrolle  der  Steuern,  namentlich  der  Weinsteuer  in  dem  Netz  des 
Behördenorganismus  geknüpft,  aber  zerrissen  waren,  noch  nicht 
wieder  angeknüpft  waren. 

Indessen  einmal  musste  mit  der  Erhebung  der  indirekten 
Steuern  ein  Anfang  gemacht  werden  und  dieser  wurde  gemacht 
durch  die  Verordnung  des  Generalgouverneurs  im  Elsass  vom 
22,  Oktober  1870  ^),  womit  allgemein  bestimmt  wurde,  dass  vom 
1.  November  1870  ab  im  Bezirke  des  Generalgouvernements  El- 
sass, welches  damals  die  okkupierten  Teile  von  Ober-  und  Unter- 
Elsass,  ferner  von  dem  Moseldepartement  die  Arrondissements  Saar- 
burg, Chäteau-Salins,  Saargemünd,  Metz  und  Diedenhofen  (Thionville) 
umfasste,  die  Erhebung  der  indirekten  Steuern  wieder  stattfindet 
und  dass  diese,  sowie  die  Konstatierung  bis  auf  weiteres  nach  den 
bisher  dort  gültig  gewesenen  Gesetzen  und  Normen  zu  er- 
folgen habe. 

Die  Ausführung  dieser  Verordnung  konnte  indessen  nur  strecken- 
weise erfolgen,  einmal,  weil  das  Verwaltungsgebiet  erst  durch  das 
Fortschreiten  der  Okkupation  durch  die  deutschen  Truppen  den 
Zivilbehörden  zugänglich  wurde  und  zum  anderen,  weil  es  innerhalb 
des  bereits  okkupierten  Gebietes  noch  an  der  nötigen  Organisation, 
namentlich  an  dem  für  die  Besetzung  der  betreffenden  Stellen  er- 
forderlichen Personale  fehlte. 

Die  erwähnte  Verordnung  konnte  deshalb  vorerst  nur  in  den 
Arrondissements  Strass bürg,  Weissenburg  und  Zabern  (Saverne) 


')  Strassburger  Zeitung  1870   Nr.  17  und  Amtsblatt  der  Verwaltung  dil 
indirekten  Steuern  und  Zölle  in  Elsass-Lothringen  1871  S.  3. 
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zur  Ausführung  kommen  ^).     Im  Laufe  der  Zeit  wurde  dieselbe  aus- 
gedehnt, und  zwar: 

vom  26.  November  1870  ab  auf  das  Arrondissement  Schlettstadt  *) ; 
vom  20.  Januar  1871    ab    auf  die  Arrondissements  Colmar,  Saar- 
gemünd,  Chäteau-Salins  und  Saarburg,  sowie  auf  die  Kantone 
Schirmeck  und  Saales  ^)  ; 
vom  6.  M'ärz  1871  ab  auf  die  zu  dem  Arrondissement  Mülhausen 
gehörigen    Kantone   Altkirch,    Hirsingen,    Pfirt,   Habsheim, 
Mülhausen,  Hüningen  und  Lanser  "*) ; 
vom    1.  April  1871    ab   auf  die   zu   dem  Arrondissement   Beifort 
gehörigen  Bezirke  der  Steuereinehraereien  Sennheim  (Cernay), 
St.  Amarin,  Thann,  Dammerkirch  (Dannemarie)   und  Mass- 
münster (Massevaux),    sowie   auf  den   dem  früheren  Arron- 
dissement Diedenhofen   zugehörigen  Kreis  Diedenhofen  und 
den  Kanton  Busendorf  (Kreis  Bolchen)  ^),  endlich 
vom  14.  April    1871    an  auf  die  dem  Arrondissement  Metz  zuge- 
hörigen   Bezirke    der  Steuereinnehmereien   Metz,    Montigny, 
Woippy,    Ars-sur-Moselle,     Bolchen,     Kürzel    (CourceUes- 
Chaussy\  Falkenberg  und  Solgne''). 
Obgleich  die  gedachte  Verordnung  des  Generalgouvemeurs  ganz 
allgemein  die  Erhebung  aller  indirekten  Steuern,    wie  sie  vor  dem 
Kriege  in  Elsass-Lothringen  bestanden  hatten,  anordnete,  so  musste 
man    sich    doch    zunächst    auf   die    Hauptarten    dieser    Steuern    be- 
schränken.    Man  trat  an  die  Erhebung  der  Zirkulationssteuer, 
der  Detailsteuer,  der  Konsumtionssteuer,  der  Eingangs- 
steuer,   der    einzigen  Steuer,  der  Biersteuer,  der  Lizenz- 
gebühren   und    der    Abgaben    von    öffentlichem    Fuhrwerk 
heran,  sorgte  für  die  Weitererhebung  der  Salzsteuer,    liess    aber 
das  Tabak- und  Schiesspulvermonopol,  weil  unter  den  neuen 
Verhältnissen   unhaltbar,    vollständig   fallen  und   verzichtete  auf  die 
Erhebung  der  Abgabe  auf  Spielkarten  und  der  Gebühren  aus  der 


^)  Bekanntmachung  des  Kommissars  tür  die  Verwaltung  der  indirekten 
Steuern  vom  23.  Oktober  1870.  fStrassburger  Zeitung  1870  Nr.  17.  Amts- 
blatt 1871  S.  3.) 

2)  Strassburger  Zeitung  1870  Nr.  40,  Amtsblatt  1871  S.  36. 

*)  Strassburger  Zeitung  1871  Nr.  15,  Amtsblatt  1871  S.  47. 

*)  Strassburger  Zeitung  1871  Nr.  5.5,  Amtsblatt  1871  S.  61. 

')  Strassburger  Zeitung  1871  Nr.  76,  Amtsblatt  1871  S.  67. 

*)  Strassburger  Zeitung  1871  Nr.  87,  Amtsblatt  1871  S.  68. 
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Garantie  von  Gold-  und  Silberwaren,  dies  hauptsächlich  aus 
dem  Grunde,  weil  dieselbe  mit  zu  grossen  Schwierigkeiten  und  Um- 
ständlichkeiten verbunden  gewesen  wäre. 

Der  finanzielle  Erfolg  bezüglich  der  zur  Erhebung  gelangenden 
Steuern  blieb  hinter  den  gehegten  Erwartungen  zurück.  Der  Ueber- 
schuss  der  Einnahmen  über  die  Ausgaben  betrug  für  die  beiden  Mo- 
nate November  und  Dezember  des  Jahres  1870  im  ganzen  nur 
134,414  Fr.  31  Cts.  Konnte  hiernach  schon  der  finanzielle  Erfolg 
die  genannten  Steuergattungen  bei  der  deutschen  Verwaltung  nicht 
beliebt  machen,  so  waren  es  noch  verschiedene  andere  Momente, 
welche  denselben  sehr  bald  für  ihre  Lebensdauer  kein  günstiges 
Prognostikon  stellten.  Trotzdem  dass  nach  und  nach  der  Behörden- 
organismus ausgebaut  und  alle  die  nötig  scheinenden  Anordnungen 
und  Kontrollen  getroffen  wurden,  trotzdem  dass  die  vorhandenen 
Beamten  sich  angelegen  sein  Hessen,  die  gegebenen  Steuergesetze 
rasch  zur  Durchführung  zu  bringen,  so  gelang  es  doch  in  vielen 
Fällen  nicht,  die  gestellte  Aufgabe  vollständig  zu  lösen.  Dem 
ganzen  System  mangelte  die  Einheitlichkeit;  es  entsprach  in  vielen 
Richtungen  nicht  den  Anforderungen,  welche  man  an  ein  gerechtes 
und  rationelles  System  der  indirekten  Besteuerung  machen  muss. 
Der  französische  Apparat  war  viel  zu  kompliziert  und,  wenn  er  auch 
am  ganzen  Körper  Frankreichs  die  gewollten  Funktionen  noch  mit 
Erfolg  verrichtete,  obgleich  es  auch  hier  an  vielfachen  Klagen  und 
Beschwerden  nicht  fehlte,  so  musste  er  versagen  an  dem  Teilstücke 
Elsass-Lothringen  und  konnte  selbst  dann  nicht  mehr  in  normaler 
Weise  funktionieren,  nachdem  die  deutsche  Verwaltung  die  zerrissenen 
Fäden  wieder  angeknüpft  hatte.  Das  gewonnene  Land  war  viel  zu 
klein,  um  mit  einem  solchen  Apparate,  wenn  auch  in  verjüngtem 
Massstabe,  mit  Erfolg  operieren  zu  können.  Es  mischten  sich  fran- 
zösische und  deutsche  Institutionen  und  Anschauungen  bunt  durch- 
einander. Die  elsässische  Bevölkerung,  an  die  Handhabung  der 
Gesetze  und  Kontrollen  durch  französische  Beamte  gewöhnt,  war 
mit  der  Art,  wie  dies  von  deutschen  Beamten  geschah,  nicht  immer 
zufrieden.  Es  war  ein  öffentliches  Geheimnis,  dass  die  französischen 
Steuerbeamten,  um  keinen  stärkeren  Ausdruck  zu  gebrauchen,  sehr, 
sehr  nachsichtig  mit  den  Steuerpflichtigen  waren,  während  die  deut- 
schen Beamten  die  Zügel  sehr  straff,  manchmal  allzu  schneidig  an- 
zogen. Andererseits  waren  aber  auch  die  deutschen  Beamten  nicht 
immer  in  der  Lage,  ihre  Aufgabe  voll  und  ganz  zu  erfüllen.     Vielen 
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fehlte  es  an  dem  Ueberblick  aller  hier  in  Betracht  kommenden  fremd- 
artigen Verhältnisse,  viele  verstanden  auch  die  Sprache  der  Bevölke- 
rung nicht  oder  wui'den  von  letzterer  nicht  verstanden  und  konnten 
deshalb  mit  den  Steuerpflichtigen  nicht  in  der  richtigen  Weise 
verkehren. 

Es  brach  sich  deshalb  bald  die  Erkenntnis  Bahn,  dass  zwar 
die  getroffene  Bestimmung,  die  indirekten  Steuern  nach  französischen 
Gesetzen  und  Normen  zu  erheben,  für  die  erste  Zeit  ihre  guten 
politischen  Seiten  gehabt  haben  möge,  dass  aber  auf  die  Dauer  die- 
selbe nicht  aufrecht  erhalten  werden  könne.  Man  kam  bald  zu  der 
Einsicht,  dass  die  französischen  Einrichtungen,  deren  Aufrechterhal- 
tung schon  unter  der  französischen  Herrschaft  mit  grossen  Schwierig- 
keiten verknüpft  war,  zum  grössten  Teil  nicht  in  die  Anschauungs- 
weise der  Deutschen  passen  und  dass  das  ganze  Steuersystem  un- 
haltbar geworden  sei,  nachdem  Elsass-Lothringen  dem  deutschen 
Zollgebiete  einverleibt  war. 

Eine  Reform  der  Steuergesetzgebung  konnte  deshalb  nicht  aus- 
bleiben. Und  in  der  That  wurde  auch  mit  den  von  uns  besprochenen 
indirekten  Steuern  entweder  ganz  aufgeräumt  und  an  ihre  Stelle  im 
Laufe  der  Zeit  zum  Teil  neue  Steuern  gesetzt  oder  sie  wurden  doch 
mehr  oder  minder  modifiziert. 

Wir  wollen  versuchen,  in  Nachstehendem  die  Aenderungen  in 
der  bezüglichen  Steuergesetzgebung  darzulegen,  wie  sie  sich  im  Laufe 
der  Zeit  bis  auf  die  jüngste  Zeit  ergeben  haben. 

Was  zunächst 

A.  die  Besteuerung  des  Weines  ^) 
betrifft,    so   war,    wie  wir  oben  dargethan  haben,    das  System  zwar 
sinnreich,  aber  sehr  verwickelt. 

Wir  haben  gesehen,  dass  nach  der  französischen  Gesetzgebung 
der  Wein  besteuert  wurde  einmal  durch  die  Zirkulationssteuer 
für  die  Privatleute,  sodann  durch  die  von  den  Weinverkäufern 
und  Wirten  zu  entrichtende  Detailsteuer,  ferner  durch  die  Ein- 
gangssteuer von  demjenigen  Wein,  der  in  Kommunen  über 
4000  Einwohner  verbracht  wird,  endlich  in  Strassburg  und  Metz  an 
Stelle  der  Detailsteuer  und  Eingangssteuer  durch  das  droit  de 
taxe  unique. 


')  Vgl.  Leydhecker,  Die  Besteuerung  des  Weines  in  Elsass-Lothringen. 
Strassburg  1875. 
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Es  ist  natürlich,  dass  bei  einem  solchen  Konglomerat  von 
Steuerformen  sich  auch  viele  Unzuträglichkeiten  ergeben  mussten. 
Schon  zur  Zeit  der  französischen  Herrschaft  waren  die  Klagen  über 
das  Verfahren  bei  der  Besteuerung  des  Weins  und  über  die  un ver- 
hältnismässige Höhe  der  Detailsteuer  ganz  allgemein,  obwohl  man 
in  der  Verwaltungspraxis  Härten  und  Ungleichheiten  des  Gesetzes 
zu  mildern  suchte.  Im  Jahre  1848  wurde  in  der  französischen 
Nationalversammlung  der  Versuch  gemacht,  die  Wein-  und  Brannt- 
weinsteuergesetzgebung zu  vereinfachen  und  wurde  der  Antrag  mit 
folgenden  Worten  begründet  ^) : 

„Consid^rant,  que  le  mode  actuel  de  perception  des  boissons  est 
eminemment  vexatoire  et  onereux; 

considerant,  que  l'exercice  est  attentatoire  ä  la  dignite  des 
citoyens  qui  s'adonnent  au  commerce  des  boissons; 

considerant,  que  la  forme  injurieuse  de  cet  impöt,  constitue 
une  excitation  perpdtuelle  et  comme  une  excuse  ä  la  fraude; 

considerant  qu'il  en  resulte  les  plus  graves  dommages  pour  le 
commerce,  pour  l'industrie,  pour  la  sante  des  travailleurs  et  meme 
pour  leur  vie "   etc. 

Der  Versuch  missglückte  und  es  verblieb  bei  dem  alten  System 
und  dem  seitherigen  Verfahren. 

Es  ist  nun  nicht  zu  verkennen,  dass  das  französische  Steuer- 
system manche  Vorzüge  besitzt:  Die  Steuererhebung  wird  dem 
Verbrauch  des  Weines  möglichst  nahe  gerückt  und  es  wird  die 
Steuer  wenigstens  teilweise  nach  dem  Verkaufspreise  des  Weins  ab- 
gestuft; infolge  davon  ist  die  Steuerbelastung  weniger  fühlbar;  im 
übrigen  unterliegen  die  Steuereinnahmen  keinen  zu  grossen  Schwan- 
kungen, weil  dieselben  auf  dem  Wein  verbrauch,  der  ziemlich  kon- 
stant ist,  basieren;  sie  können  daher  mit  ziemlicher  Sicherheit  im 
Staatsbudget  veranschlagt  werden;  endlich  war  auch  die  Bevölkerung 
nach  und  nach  an  die  mit  vieler  Nachsicht  geübten  Kontrollen  und 
an  die  Belästigungen  gewöhnt.  Allein  diesen  Vorzügen  stehen  doch 
auch  ganz  bedeutende  Mängel  der  Steuergesetzgebung  gegenüber, 
welche  sich  in  Elsass-Lothringen  für  Bevölkerung  und  Regierung 
noch  fühlbarer  machten,  nachdem  dasselbe  von  Frankreich  abgetrennt 
und  mit  Deutschland  vereinigt  worden  war.  In  erster  Linie  ist  als 
ein  grosser  Mangel  in  dem  französischen  System  der  Weinbesteuerung 


Vgl.  Bundesrats-Drucksache  für  Elsass-Lothringen  1873  Nr.  1. 
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die  Ungleichheit  der  Steuersätze  zu  verzeichnen,  die  nach  den 
einzelnen  Kategorien  von  Steuerpflichtigen  und  nach  dem  Wohnorte 
in  11  Abstufungen  von  etwa  1  bis  12  Fr.  für  das  Hektoliter 
unterschieden  sind.  Am  fühlbarsten  macht  sich  dabei  die  ausser- 
ordentliche Höhe  der  Details  teuer. 

Wenn  letztere  im  vollen  Betrage  und  strenge  nach  den  gesetz- 
lichen Bestimmungen  erhoben  worden  wäre,  so  hätten  die  Wirte 
eine  fast  unerschwingliche  Steuer  zu  zahlen  gehabt,  weil  die  fest- 
gesetzten 18  Prozent  nicht  vom  Ankaufs-,  sondern  vom  Verkaufs- 
preise  des  Weines  zu  zahlen  und  in  diesem  Preise  ausser  den  An- 
kaufskosten auch  alle  anderen  Unkosten  der  BeschafFimg,  namentlich 
die  Transportkosten  und  sehr  häufig  auch  die  Auslagen  für  Oktroi 
inbegriffen  sind.  Man  kann  annehmen,  dass  die  Detailsteuer  einer 
Belastung  des  Weins  mit  einer  Abgabe  von  durchschnittlich  ca.  12  Fr. 
für  das  HektoKter  entspricht  und  wird  es  daher  natürlich  finden, 
dass  sich  über  die  Höhe  dieser  Steuer  stets  eine  gewisse  Unzufrieden- 
heit kundoregeben  hat,  namentlich  war  dies  bei  den  unbemittelteren 
Volksklassen  der  Fall,  welche  in  der  Hauptsache  diese  Steuer  zu 
zahlen  haben,  weil  sie  mangels  an  Geldmitteln,  Fässern  und  Kellern 
nicht  wie  die  bemittelteren  Klassen  in  der  Lage  sind,  sich  Wein 
in  Menge  von  25  1  oder  darüber  auf  einmal,  von  dem  nur  —  ab- 
gesehen von  der  Eingangssteuer  —  die  Zirkulationsabgabe  von  durch- 
schnittlich 1  Frank  für  das  Hektoliter  zu  entrichten  ist,  einzulegen, 
sondern  auf  die  Schenke  angewiesen  sind.  Ein  weiterer  Nachteü 
des  Systems  ist  die  Schwierigkeit  der  Veranlagung  und 
Erhebung  dieser  Steuern.  Diese  machte  sich  bei  allen  Steuerarten, 
namentlich  bei  der  Detail-  und  der  Eincfanofssteuer.  aber  auch  bei  der 
taxe  unique  geltend.  Eine  richtige  Konstatierung  der  Detailsteuer 
nach  dem  Verkaufspreise  auf  Grund  der  Kellerkontrolle  (des  exercice) 
ist  geradezu  unmöglich.  Auf  der  einen  Seite  sind  die  Wirte  bestrebt, 
die  gesetzlichen  Vorschriften  zu  umgehen;  sie  beziehen  Wein  unter 
der  Adresse  von  Privaten,  wofür  nur  die  Zirkulationssteuer  zu  zahlen 
war,  legen  denselben  heimlich  nach  Bedarf  in  ihren  Keller  ein  und 
verzapfen  üin,  ohne  davon  die  Detailsteuer  entrichtet  zu  haben. 
Andererseits  wurde  es  auch  unter  der  französischen  Herrschaft  seitens 
der  Beamten  nicht  genau  mit  der  Aufnahme  des  im  Detail  verkauften 
Weines  genommen ;  es  büdete  sich  dabei  nach  und  nach  unter  still- 
schweigendem Gutheissen  der  obersten  Steuerbehörde  ein  solch  laxes 
Verfahren    aus,    dass   nach   dem  Urteü  von  Sachverständigen   nicht 
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einmal  ein  Fünftel  der  gesetzlichen  Steuer  zur  Erhebung  gelangte. 
Einen  nicht  viel  günstigeren  Erfolg  hatte  das  Verfahren,  die  Detail- 
steuer im  Wege  des  Abonnements  zu  erheben.  Die  durch 
solche  Vereinbarungen  festgesetzten  Steuerbeträge  entsprachen  selten 
den  verzapften  Mengen  oder  den  geforderten  Preisen.  Um  die  Steuer- 
verwaltung bezüglich  ihres  Bedarfs  an  Wein  zu  täuschen,  bezogen 
die  Wirte  nur  diejenigen  Weinmengen  unter  ihrem  eigenen  Namen, 
welche  dem  Betrage  ihres  Abonnements  beiläufig  entsprachen.  Ihren 
übrigen  Bedarf  an  Wein  verschafPten  sie  sich  durch  heimliche  Ein- 
lage von  unversteuertem  Wein  aus  den  unkontrollierten  Vorräten  der 
Winzer  oder  durch  Bezüge  unter  der  Adresse  von  Privatpersonen 
gegen  Zahlung  der  massigen  Zirkulationssteuer.  Die  Ausschankpreise 
suchten  sie  der  Steuerverwaltung  gegenüber  immer  niedriger  anzu- 
geben, als  sie  thatsächlich  waren.  Das  weintrinkende  Publikum 
war  stillschweigend  damit  einverstanden.  Auch  hier  hatte  sich  für 
die  Beamten  unter  französischer  Herrschaft  ein  gewisser  modus 
vivendi  herausgebildet,  an  dem  niemand  hatte  rütteln  wollen  und 
können,  am  wenigsten  die  unteren  Steuerbeamten,  welchen  der  Ab- 
schluss  der  Abonnements  überlassen  war. 

Kaum  geringere  Schwierigkeit  bot  die  Feststellung  der  Ein- 
gangssteuer. Wie  wir  oben  (S.  22)  gesehen  haben,  waren  in  Elsass- 
Lothringen  16  Städte  der  Eingangssteuer  unterworfen.  In  dem  Gesetz 
vom  Jahre  1816  ist  zwar  genau  und  deutlich  bestimmt,  dass  in  allen 
Städten,  welche  eine  Bevölkerung  von  4000  Einwohnern  und  darüber 
zählt,  die  Eingangssteuer,  und  zwar  in  verschiedenen  Sätzen  je  nach 
der  Seelenzahl  der  betreffenden  Stadt  und  dem  Departement,  in 
welchem  dieselbe  liegt,  zu  erheben  sei  ^).  Gleichwohl  wurde  diese 
gesetzliche  Bestimmung  nicht  immer  strikte  durchgeführt.  Eine 
Reihe  von  Städten,  deren  Bevölkerungszahl  4000  Seelen  über- 
schritten hatte,  waren  von  der  Eingangssteuer  verschont  geblieben. 
Dahin  gehörten  in  Elsass-Lothringen :  Barr,  Diedenhofen ,  Münster, 
Pfalzburg,  Sennheim,  Sulz  bei  Gebweiler  und  Wasselnheim.  Bei 
einer  anderen  Reihe  von  Städten,  welche  der  Eingangssteuer  unter- 
lagen, deren  Bevölkerungsziffer  aber  im  Laufe  der  Zeit  gestiegen 
war,  wurde  unterlassen,  dieselben  in  die  betreffende  Bevölkerungs- 
klasse mit  höheren  Sätzen  einzureihen.  Dahin  gehörten  im  Elsass 
namentlich    Kolmar    und    Markirch.       Hierzu    kommt,     dass    nach 


1)  Siehe  oben  S.  21. 
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einer  französischen  Vorschrift  bei  Feststellung  der  Bevölkerungs- 
ziffer der  in  Betracht  kommenden  Städte  nur  die  zusammen  wohnende 
Bevölkerung  (population  agglom^ree)  in  Betracht  zu  ziehen  war  und 
die  zerstreutwohnende  Bevölkerung  {population  flottante)  nicht  ein- 
gerechnet werden  durfte,  wodurch  die  weitläufigsten  Verhandlungen 
für  die  Beurteilung  der  Einführung  oder  die  Erhöhung  der  Ein- 
gangssteuer in  einer  Stadt  hervorgerufen  wurden  und  dass  die  Volks- 
zählung in  Deutschland  auf  anderen  Prinzipien  beruht,  als  denjenigen, 
welche  unter  französischer  Herrschaft  in  Elsass-Lothringen  sich  in 
Geltung  befanden. 

Auch  die  Erhebung  des  droit  de  taxe  unique  fand  nicht 
immer  vorschriftsgemäss  statt.  Namentlich  hätte  die  Steuer  von 
Zeit  zu  Zeit  einer  Revision  unterzogen  und  neuerdings  nach  Mass- 
gabe der  Ausschankpreise  des  Weins  festgestellt  werden  sollen.  Dies 
war  aber  schon  seit  langer  Zeit  bezüglich  der  beiden  Städte  Strass- 
burg  und  Metz  unterlassen  worden. 

Als  ein  weiterer  Mangel  der  französischen  Weinbesteuerung 
wurden  die  grossen  Belästigungen  des  steuerpflichtigen 
Publikums  durch  die  nicht  zu  vermeidenden  KontroUmassregeln 
empfunden.  Die  französischen  Steuerbeamten  wurden  deshalb  im  Volks- 
munde „  Kellerratten "  (rats-de-cave)  genannt.  Namentlich  ist  es  auch 
hier  wieder  die  Detailsteuer,  die  die  umfassendsten  KontroUmassregeln 
zur  Notwendigkeit  machte.  Kellervisitationen  durch  Steuerbeamte 
konnten  nicht  umgangen  werden;  durch  das  Aufschlagen  der  Fässer, 
durch  das  Aufrühren  des  Weins  beim  Einsetzen  der  Messinstrumente, 
durch  die  Beschränkung  der  Zahl  der  im  Zapf  befindlichen  Fässer  in 
der  Regel  auf  3  und  des  Rauminhaltes  derselben  auf  5  hl,  ergaben 
sich  so  viele  Anstände  und  Plackereien,  dass  sich  fortgesetzt  ein 
Widerstand  der  Steuerpflichtigen  gegen  die  steuerlichen  Anordnungen 
zeigte  und  dass  das  Publikum  häufig  bis  zur  Erbitterung  gereizt 
wurde.  Bei  der  Eingangssteuer  und  dem  droit  de  taxe  unique  waren 
die  Kontrollen  in  denjenigen  Städten,  wo  die  Abgaben  an  den  Thoren 
der  Stadt  erhoben  wurden,  weniger  lästig.  Viel  eingehender  mussten 
dieselben  aber  bezüglich  derjenigen  Städte  sein,  in  denen  die  Steuer 
nicht  am  Eingange  der  Städte,  sondern  bei  einer  Hebestelle  im  In- 
nern derselben  erhoben  und  deshalb  die  Einlagerung  des  Weins  in 
die  Keller  und  Magazine  überwacht  werden  musste.  Daneben  waren 
zur  Sicherung  des  Steuerinteresses  noch  weitere  lästige  Massnahmen 
(Hinterlegung  der  Steuer,  Ausstellung  eines  passe-debout,  Rückzali- 
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lung  der  hinterlegten  Steuer  bei  der  Wiederausfuhr  des  Weins)  nicht 
zu  umgehen.  Wenn  man  hierzu  noch  die  im  allgemeinen  getroffenen 
Kontrolleinrichtungen,  namentlich  die  Transportkontrolle  in  Betracht 
zieht,  so  darf  man  sich  nicht  verwundern,  wenn  die  Steuerpflichtigen 
unaufhaltsam  ihr  Streben  danach  richteten,  die  vielfach  geschlungenen 
und  oft  recht  lästigen  Kontrollen  zu  umgehen  und  dabei  die  Steuer 
selbst  zu  unterschlagen. 

Dass  überdies  solche  Unterschlagungen  bei  den  vorhan- 
denen Einrichtungen  noch  leicht  ausführbar  waren,  das  stellt 
sich  als  ein  weiterer  Mangel  des  Steuersystems  dar.  Dieselben 
wurden  in  grossartigem  Massstabe  in  denjenigen  Gegenden  ausgeführt, 
in  welchen  der  Weinbau  ausgedehnt  war;  mit  Leichtigkeit  konnten 
dort  die  Wirte  einen  grossen  Teil  ihres  Bedarfs  an  Wein  von  den 
Rebbesitzern,  die  ihr  Erträgnis  steuerfrei  und  ohne  Kontrolle  ein- 
legen durften,  heimlich  beziehen,  ebenso  war  es  für  die  Wirte  leicht 
ausführbar,  Bezüge  von  den  Privatleuten  zu  machen,  welche  nur  die 
Zirkulationssteuer  bezahlt  hatten,  kurz  die  Kontrollen,  so  kompliziert 
und  durchdacht  sie  auch  waren,  sie  reichten  bei  weitem  nicht  aus,  die 
Unterschlagungen  zu  verhüten  oder  alle  dieselben  zu  entdecken. 
Dieser  Mangel  liegt  indessen  in  dem  System  selbst,  welches  in  un- 
natürlicher Weise  mit  seinen  Kontrolleinrichtungen  oft  mit  rauher 
Hand  allzusehr  in  die  Verkehrs  Verhältnisse  eingreift. 

Damit  sind  aber  noch  lange  nicht  die  mangelhaften  Seiten  des 
französischen  Weinsteuersystems  erschöpfend  beleuchtet.  Es  würde 
zu  weit  führen,  alle  dieselben  ins  einzelne  weiter  zu  verfolgen.  Auf 
zwei  Institutionen  müssen  wir  aber  der  Vollständigkeit  wegen  mit 
wenigen  Worten  zurückkommen:  nämlich  auf  die  Generalabonne- 
ments, wodurch  die  eingangssteuerpfliclitigen  Städte  die  Eingangs- 
steuer, sofern  dieselbe  nicht  an  den  Thoren  erhoben  werden  konnte, 
für  das  ganze  Herbsterträgnis  ablösen  können  und  das  Institut  der 
sogenannten  Weinstiche r. 

Die  Verhandlungen  wegen  Abschluss  eines  Gener alabonne- 
ments  finden  zwischen  dem  Gemeinderat  und  dem  Direktor  der  in- 
direkten Steuern  statt  und  sind  darauf  gerichtet,  festzustellen,  den 
wievielten  Teil  eines  vollen  Herbstes  die  Ernte  des  betreffenden 
Jahres  bringen  werde.  Diese  Feststellung  ist  an  und  für  sich  mit 
grossen  Schwierigkeiten  verbunden,  weil  nirgends  ein  Anhaltspunkt 
gegeben  ist,  was  unter  einem  „vollen  Herbst"  zu  verstehen  ist  und 
weil,    wenn   man  sich  auch  bezüglich  dieses  Punktes  über  eine  be- 
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stimmte  Menge  der  Produktion  geeinigt  hat,  es  fast  unmöglich  er- 
scheint, den  aliquoten  Teil  dieser  Produktionsmenge  für  das  be- 
treffende Jahr  auch  nur  mit  einiger  Zuverlässigkeit  abzuschätzen. 
Die  Unsicherheit  bei  der  Festsetzung  der  Abonnementssumme  wird 
noch  dadurch  erhöht,  dass  von  dem  hiernach  ermittelten  Gesamt- 
erträgnis an  der  Hand  der  ohnehin  mangelhaften  Grundsteuerkataster 
das  von  den  Grundstücken  der  Ausmärker  zu  erwartende  Erträgnis, 
ingleichen  auch  die  zur  Ausfuhr  aus  der  betreffenden  Stadt  be- 
stimmte Menge,  in  Abzug  zu  bringen  und  demselben  der  Ertrag  der 
Rebstücke    der   Städter   in   anderen  Gemarkungen   beizuschlagen  ist. 

Aber  auch  abgesehen  von  diesen  materiellen  Mängeln  ist  die 
Institution  auch  in  ethischer  Beziehung  ganz  verwerflich.  Sie  zwingt 
die  Steuerverwaltung,  sich  in  ein  ihr  unwürdiges  Markten  über  die 
Höhe  der  Abonnementssumme  einzulassen,  zugleich  liegt  in  ihr  aber 
auch  für  diejenige  Stadtbevölkerung  eine  schreiende  Ungerechtigkeit, 
welche  keine  Rebgüter  besitzt,  gleichwohl  aber  doch  an  der  Zahlung 
der  Abonnementssumme,  welche  wie  die  gewöhnlichen  städtischen 
Umlagen  auf  alle  umlagepflichtigen  Bewohner  umgelegt  wird,  par- 
tizipieren muss. 

Was  die  Institution  der  Wein  sticher  betrifft,  so  hat  sich  die- 
selbe erst  nach  und  nach  herausgebildet.  Im  Anfang  dieses  Jahr- 
hunderts waren  die  Weinsticher  lediglich  beeidigte  Weinschmecker 
(Gourmets).  Dieselben  traten  nur  als  Vermittler  zwischen  den  frem- 
den Weinkäufern  und  den  einheimischen  Weinverkäufern  auf,  sie 
spielten  die  RoUe  von  Maklern  (courtiers  degustateurs)  gegen  eine 
bestimmte,  gewöhnhch  in  Prozenten  des  Kaufpreises  ausgedrückte, 
Vergütung.  Da  die  zugereisten  Weinkäufer  in  der  Regel  bei  den 
Weinstichern  vorsprachen,  so  schenkten  die  letzter^  sehr  häufig 
mit  Genehmigung  der  Steuerbehörde  auch  Wein  aus  und  führten 
eine  Wirtschaft.  Später  beschränkten  sie  sich  indessen  nicht  mehr 
auf  das  Maklergeschäft,  auf  die  Besorgung  der  Ankäufe  und  auf  die 
Vermittelung  des  Preises;  sie  besorgten  auch  den  Abschluss  der 
Rechnungen  und  die  Verladung  und  Versendung  des  Weines,  sie 
wurden  nach  und  nach  zunächst  Kommissionäre  und  später 
selbst  Wein h an  dler:  sie  kauften  den  Winzern  im  Herbst  srrössere 
oder  geringere  Mengen  von  Wein,  bald  schon  auf  dem  Stock,  bald 
von  der  Kelter  weg  ab  und  lagerten  dieselben,  bis  sich  Gelegenheit, 
zum  Verkaufe  bot. 

Von  der  französischen  Steuerverwaltung  wurde  diese  Institution 
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obgleich  sie  auf  keiner  gesetzlichen  Grundlage  beruhte,  stillschweigend 
geduldet;  man  glaubte  im  Interesse  des  Weinhandels  dieselbe  eher 
begünstigen  als  unterdrücken  zu  sollen  und  danach  waren  auch  die 
Kontrollen,  denen  die  Weinsticher  unterstellt  waren,  eingerichtet. 
Es  mag  zugegeben  werden,  dass  in  Rebgegenden  das  Institut  der 
Weinsticher  bis  zu  einem  gewissen  Grade  eine  Notwendigkeit  ist, 
weil  sie  in  der  Regel  allein  die  zur  Aufbewahrung  des  Weines  nötigen 
Räumlichkeiten  und  die  erforderlichen  grossen  Transportfässer  und 
Transportmittel  besitzen,  die  Behandlung  des  Weins  verstehen  und 
Mittel  und  Kredit  zum  Ankauf  desselben  besitzen.  Andererseits 
ist  aber  doch  nicht  ausser  acht  zu  lassen,  dass  die  weniger 
bemittelten  Rebbesitzer  in  ein  allzugrosses  Abhängigkeitsverhältnis 
zu  den  Weinstichern  gelangen,  dass  letztere  häufig  die  freie  Kon- 
kurrenz bei  der  Preisbildung  hemmen  und  dass  jedenfalls  der  Fiskus 
Gefahr  läuft,  durch  die  Weinsticher,  welche  oft  Wirte  und  Händler 
sind  und  in  dieser  Beziehung  nicht  genügend  kontrolliert  werden 
können,  eines  Teiles  der  Steuereinnahmen  verlustig  zu  werden. 

Trotz  aller  dieser  Mängel,  welche  dem  System  der  französischen 
Weinbesteuerung  ankleben,  machte  die  neu  eintretende  deutsche  Ver- 
waltung doch  den  schwierigen  Versuch,  die  Weinsteuer  einstweilen 
nach  den  bestehenden  französischen  Gesetzen  und  Normen  weiter  zu 
erheben.  Bald  musste  sie  sich  aber  überzeugen,  dass  es  ihr  un- 
möglich sei,  unter  den  gegebenen  Verhältnissen  die  Steuererhebung 
fortzusetzen.  Die  gesetzlichen  Bestimmungen  wurden  schon  unter 
dem  französischen  Regime  nicht  eingehalten;  von  oben  herab  wurde 
eine  milde  Verwaltungspraxis  in  Steuerangelegenheiten  geübt;  bei 
den  unteren  Beamten  herrschte  Willkühr  und  wechselte  Nachgiebig- 
keit mit  Rücksichtslosigkeit  gegenüber  dem  steuerpflichtigen  Publi- 
kum. Das  Interesse  des  Fiskus  wurde  nur  schwach  gewahrt.  Als 
nun  die  deutschen  Beamten  in  die  Verwaltung  eingriffen  und  die  ge- 
setzlichen Bestimmungen,  wie  sie  bestanden,  zur  Durchführung  bringen 
wollten,  da  erregte  dieses  Vorgehen  bei  der  Bevölkerung  grossen 
Unwillen  und  tiefe  Erbitterung;  Steuerunterschlagungen  wurden  mehr 
denn  je  versucht  und  sie  wurden  von  den  Steuerpflichtigen  quasi  als 
eine  Art  von  Vergeltung  für  die  vielen  Plackereien  angesehen, 
welche  mit  der  Kontrollierung  und  Erhebung  der  Steuern  verbunden 
waren.  Ein  solcher  Zustand  musste  demoralisierend  auf  die  Bevölke- 
rung wirken  und  da  auch  der  finanzielle  Erfolg  nicht  der  erwartete 
war,  indem  nach  dem  Urteil  von  Eingeweihten  auch  unter  der  deut- 
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sehen  Verwaltung  nicht  die  Hälfte  der  gesetzlich  schuldigen  Steuer 
anfiel,  so  war  das  Schicksal  des  französischen  Weinbesteuerungs- 
systems  bald  besiegelt.  Letzteres  rausste  fallen,  und  einem  rationellen 
und  gerechteren  System  Platz  machen. 

Ein  Schritt  zur  Beseitigung  der  grössten  Härte  des  französi- 
schen Systems  wurde  bereits  im  Jahre  1872  gethan.  Nach  diesem 
System  unterlag  nämlich  der  vom  Auslande  eingeführte  und  tarif- 
mässig  verzollte  Wein  und  Obstwein  ausser  dem  deutschen  Ein- 
gangszoll, welcher  sich  bei  einem  Zollsatze  von  4  fl.  40  kr.  =  10  Fr. 
per  Zentner  auf  etwa  23  Fr.  vom  Hektoliter  berechnete,  noch 
den  gleichen  inneren  Abgaben,  wie  die  inländischen  Getränke  der 
gleichen  Art.  Diese  Doppelbesteuerung  wurde  von  der  Bevölkerung 
Elsass-Lothringens ,  welche  gewohnt  war,  namentlich  die  wohlfeüen 
zum  Verbrauch  für  die  Masse  der  Bevölkerung  geeigneten  Weine 
aus  den  mittägigen  Departements  Frankreichs  in  grossen  Mengen 
zu  beziehen,  schwer  empfunden.  Man  hielt  es  deshalb  für  geboten, 
in  analoger  Anwendung  der  Bestimmung  in  Art.  5  I  des  Zollver- 
eiuigungsvertrages  vom  8.  Juli  1867  für  Elsass-Lothringen  einen 
den  deutschen  Verhältnissen  entsprechenden  Zustand  herzustellen  und 
die  Befreiung  des  ausländischen  verzollten  Weins  und  Obstweins 
von  den  inneren  Abgaben  gesetzlich  zu  normieren  ^).  Dies  ist  auch 
geschehen  durch  das  Gesetz  vom  15.  Juli  1872*).     Mit  diesem  Not- 


')  Der  Art.  5.  I.  des  Zollvereinigungsvertrags  von  1867  besagt:  ,Von 
allen  bei  der  Einfuhr  in  das  Zollgebiet  mit  einem  Zoll  von  mehr  als  15  Sgr. 
vom  Zentner  belegten  Erzeugnissen,  von  welchen  entweder  auf  die  in  der  Zoll- 
ordnung vorgeschriebene  Weise  dargethan  wird,  dass  sie  als  Ein-  oder  Durch- 
gangsgut die  zollamtliche  Behandlung  bei  einer  Erhebungsbehörde  des  Vereins 
bereits  bestanden  haben  oder  derselben  noch  unterliegen,  darf  keine  weitere 
Abgabe  irgend  einer  Art  erhoben  werden.  In  denjenigen  Staaten,  in  welchen 
die  inneren  Steuern  von  Getränken  so  angelegt  sind,  dass  sie  bei  der  Einlage 
der  letzteren  erhoben  oder  den  Steuerpflichtigen  zur  Last  gestellt  werden,  findet 
der  Grundsatz  der  Freilassung  verzollter  ausländischer  Erzeugnisse  von  innem 
Abgaben  in  der  Art  Anwendung,  dass  die  erste  Einlage  verzollter  ausländischer 
Getränke,  d.  h.  diejenige,  welche  dem  direkten  Bezüge  aus  dem  Auslande  oder 
dem  Bezüge  aus  öffentlichen  Niederlagen  oder  Privatlagem  unmittelbar  folgt, 
von  jeder  inneren  Steuer  befreit  bleibt."  Ein  gesetzlicher  Zwang  für  die  deutsche 
Verwaltimg,  damals  schon  diese  Bestimmung  in  Elsass-Lothringen  einzuführen, 
lag  nicht  vor,  da  dieselbe  erst  mit  der  Reichsverfassung  dort  in  Geltung  treten 
konnte,  welche  bekanntlich  erst  mit  dem  1.  Januar  1874  in  Kraft  gesetzt 
worden  ist  (Reichsgesetzblatt  1872  S.  208). 

^)  Gesetzblatt  für  Elsass-Lothringen  1872  S.  562. 
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behelf  hat  sich  indessen  die  deutsche  Verwaltung  nicht  begnügt;  ihr 
Streben  war  und  musste  auf  die  völlige  Beseitigung  des  ganzen 
französischen  Weinbesteuerungssystems  gerichtet  sein.  Gern  wäre 
sie  zu  einer  völligen  Aufhebung  der  bestehenden  Weinsteuern 
gesch"ritten,  namentlich  im  Hinblick  darauf,  dass  in  dem  grössten 
Teil  von  Deutschland  eine  Weinsteuer  nicht  erhoben  wird  ^)  und  dass 
es  in  keinem  weinbauenden  Lande  gelungen  ist,  ein  in  jeder  Hin- 
sicht befriedigendes  Verfahren  für  die  Besteuerung  des  Weines  aus- 
findig zu  machen. 

Allein  die  Rücksichten  auf  das  Gleichgewicht  des  Landes- 
budget gestatteten  nicht,  von  einem  so  radikalen  Auskunftsmittel 
Gebrauch  zu  machen;  man  bemühte  sich  deshalb;  eine  Steuerform 
zu  finden,  welche  einerseits  an  die  französischen  Steuereinrichtungen 
sich  anschloss  und  die  überlieferten  Gewöhnungen  schonte,  anderer- 
seits aber  auch  die  wesentlichsten  Mängel,  namentlich  die  grosse 
Ungleichheit  der  Steuersätze  beseitigte  und  die  Kellerkontrolle  bei 
den  zahlreichen  Weinklein  Verkäufern  auf  das  notwendigste  Mass  be- 
schränkte. 

Alles  dies  glaubte  man  durch  das  Gesetz  vom  20.  März  1873  ^) 
erreicht  zu  haben.    Dasselbe  setzt  zunächst  an  Stelle  aller  oben  ge- 


^)  In  Deutschland  wurde  damals  nur  in  Baden,  Württemberg  und 
Hessen  eine  Abgabe  von  Wein  erhoben  und  zwar  in  Baden  eine  solche  von  den 
Weineinlagen  der  Konsumenten  unter  dem  Namen  Accise  (2  Pf.  pro  Liter)  und 
ausserdem  ev.  von  den  Weineinlagen  der  Wirte  oder  diesen  gleich  zu  behandelnden 
Personen  eine  weitere  Abgabe  unter  dem  Namen  „Ohmgeld"  von  1,8  Pf.  vom 
Liter;  in  Württemberg  eine  der  französischen  Detailsteuer  ähnliche  Wirt- 
schaftsabgabe vom  Wein  (Umgeld)  im  damaligen  Betrag  von  11  Prozent  des 
Ausschankerlöses    einschliesslich   des    Steuerzuschlags   von  7io  und   in   Hessen 

a)  vom  Wein  eine  Tranksteuer  (Umlaufsteuer)  und  zwar  von  2,14  M.  vom 
Hektoliter  von  den  Einlagen  der  Privaten  im  grossen  und  von  5,37  M. 
vom  Hektoliter  von  den  Einlagen  der  Wirte,  Weingrosshändler  etc. 
im  grossen  und  eine  Zapf  gebühr  (Kleinverkaufsteuer)  in  vier  Ab- 
stufungen von  2,56  M.  bis  7,14  M.  vom  Hektoliter; 

b)  vom  Obstwein  eine  Tranksteuer  von  1,42  M.  vom  Hektoliter. 

In  Preussen  ist  die  unter  dem  Namen  „Weinmoststeuer"  bestandene 
Weinsteuer  im  Jahr  1865  wieder  aufgehoben  worden.  Sie  war  eine  Art  Pro- 
duktionssteuer, bei  welcher  auch  die  Qualität  des  Weines  berücksichtigt  war. 
Die  Steuersätze  betrugen  je  nach  der  Klasse,  in  welcher  die  betreffende 
Ortschaft  eingereiht  war,  V*  bis  V/e  Thlr.  für  den  Eimer  (=  60  Quart 
=  68,7  1). 

2)  Gesetzblatt  für  Elsass- Lothringen  1873  S.  51. 
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nannten  verschiedenen  Abgaben  vom  Wein  eine  einheitliche  Ab- 
gabe von  3,75  Fr.  (=  3  M.)  vom  Hektoliter  Trau  benwein  und 
1  Fr.  (=  80  Pf.)  vom  Hektoliter  Obstwein.  Es  bestimmt  ferner, 
dass  diese  Steuer  zu  erheben  ist,  so  oft  Wein  versendet  wird;  die 
Steuerpflicht  ist  daher  an  den  Akt  der  Versendung  geknüpft. 
Die  Kellerkontrolle  bei  den  Kleinverkäufern  wurde  fast  ganz  beseitigt, 
da  dieselbe  nur  ausnahmsweise,  z.  B.  im  Falle  begründeten  Verdachts 
der  Unterschlagung,  vorgenommen  werden  soll.  Zur  Entrichtung  der 
Steuer  wurde  für  verpflichtet  erklärt:  Der  Empfänger,  wenn  der 
Wein  an  einen  Kleinverkäufer  übergeht,  der  Versender,  wenn 
der  Empfänger  eine  andere  Person  (als  ein  Kleinverkäufer)  ist.  Im 
ersten  Falle  ist  der  Wein  mit  Begleitschein,  im  zweiten  Falle  mit 
Transportschein  zu  versenden.  In  oktroipflichtigen  Städten  kann  die 
Steuer  für  die  Kleinverkäufer  auch  schon  am  Eingange  der  Stadt 
mit  dem  Oktroi  erhoben  werden.     Steuerfreiheit  geniesst  gesetzlich: 

1.  Wein,  welchen    ein  Weinbauer   gekeltert  hat   und  von   der 
Kelter  nach  seinen  Kellern  oder  Weinlagem  befördert: 

2.  Wein,  welchen  ein  Pächter  vertragsmässig  dem  Eigentümer 
liefert  oder  von  letzterem  empfängt; 

3.  Wein,  welchen  Weinhändler   zum  Zwecke  des  Verkaufs  im 
grossen  einlegen; 

4.  Wein,    welcher   aus    einem  Keller  in   einen  anderen  Keller 
desselben  Besitzers  übergeführt  wird; 

5.  bereits  versteuerter  Wein,  welcher  in  Mengen  von  fünf  Liter 
oder  weniger  in  Flaschen  oder  Krügen  versendet  wird; 

6.  Wein,  welcher  aus  Elsass-Lothringen  ausgeführt  wird  (mit- 
telst Ausfuhrschein). 

Es  wird  nicht  zu  verkennen  sein  —  und  es  ist  dies  auch  von 
den  billig  gesinnten  Landesangehörigen  gern  anerkannt  worden  — 
dass  das  neue  Gesetz  gegenüber  dem  früheren  Steuersysteme  grosse 
Vorzüge  besitzt.  Es  ist  namentlich  nicht  zu  verkennen,  dass  die 
Steuer  für  einen  grossen  Teil  der  Bevölkerung,  d.  i.  für  alle,  welche 
den  Wein  im  kleinen  beziehen  oder  denselben  im  Wirtshause  trinken 
oder  in  Städten  wohnen,  in  welchen  die  taxe  unique  erhoben  wurde, 
ganz  bedeutend  ermässigt  worden  ist. 

An  Stelle  des  18  Prozent  des  Verkaufspreises  betragenden 
Steuersatzes,  welcher  einem  Satz  von  10  bis  12  Fr.  vom  Hektoliter 
entsprochen  hätte,  wenn  nicht  zu  viele  Hinterziehungen  vorgekommen 
wären,  welcher  aber  effektiv  immerhin  zu  5  Fr,  vom  Hektoliter  an- 
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genommen  werden  konnte,  ist  der  massige  Satz  von  3,75  Fr.  ge- 
treten. In  den  Städten,  in  welchen  die  taxe  unique  erhoben  wurde, 
ist  diese,  welche  einschliesslich  der  von  den  Kleinverkäufern  ausser- 
dem zu  zahlenden  Zirkulationssteuer  von  96  Cts.  bezw.  1  M.  20  Pf. 
für  das  Hektoliter  (4,97  +  0,96)  =  5,93  Fr.  bezw.  (4,51  +  1,20) 
=  5,71  Fr.  betrug,  auf  den  eben  erwähnten  Satz  von  3,75  Fr.  er- 
mässigt  worden.  Allerdings  hatten  diejenigen  Privaten,  welche  ge- 
wohnt waren,  ihren  Bedarf  im  grossen  zu  beziehen  und  deshalb  nur 
die  massige  Zirkulationssteuer  —  0,96  Fr.  —  1,20  Fr.  —  (in  den 
eingangssteuerpflichtigen  Städten  jedoch  auch  noch  die  Eingangs- 
steuer von  60  Cts.  bis  2,20  Fr.  vom  Hektoliter)  zu  zahlen  hatten, 
infolge  des  neuen  Gesetzes  mehr  an  Steuer  zu  entrichten;  dieselben 
hatten  aber  keinen  triftigen  Grund  zu  Beschwerden,  wenn  in  dem 
neuen  Gesetze  der  Grundsatz  durchgeführt  wurde,  dass  die  Steuer 
vom  Wein  den  Verbrauch  gleichmässig  treffen  solle.  Auch  an 
dem  Erhebungsmodus,  wie  er  im  neuen  Gesetz  vorgeschrieben 
ist,  konnte  man  billigerweise  keine  besonderen  Ausstellungen  machen. 
Freilich  konnte  dabei  von  der  für  den  Verkehr  lästigen  Trans- 
portkontrolle nicht  abgesehen  werden,  indessen  war  anzunehmen, 
dass  dieselbe  von  den  Bewohnern  von  Elsass-Lothringen  nicht  allzu 
schwer  empfunden  wurde,  da  sie  auch  unter  dem  alten  System  geübt 
werden  musste  und  durch  das  neue  Gesetz  selbst  gegenüber  dem 
Verfahren  in  dem  benachbarten  Baden  sich  erheblich  einfacher  ge- 
staltet hat. 

Endlich  entsprachen  die  oben  erwähnten  Befreiungen  von  der 
Steuer  im  grossen  und  ganzen  denjenigen,  welche  schon  nach  der 
französischen  Gesetzgebung  gewährt  waren,  namentlich  ist  die  Steuer- 
freiheit der  Weinbauern  und  Weingrosshändler  unverändert 
beibehalten  worden;  bei  den  ersteren  ist  dieselbe  sogar  noch  dadurch 
erweitert  worden,  dass  nicht  nur  der  selbstgekelterte  Wein  eigener 
Ernte,  sondern  überhaupt  selbstgekelterter  Wein,  also  auch  aus 
vorher  käuflich  erworbenen  Weintrauben  von  der  Abgabe  be- 
freit ist. 

Trotz  aller  dieser  Vorteile,  welche  das  neue  Gesetz  im  Gefolge 
hatte,  sind  doch  bald  vielfache  Klagen  über  dasselbe  laut  geworden. 
Dieselben  waren  teils  allgemeiner  Natur,  teils  durch  das  Interesse 
eingegeben,  auch  spielte  dabei  vielfach  die  Politik  keine  untergeord- 
nete Rolle.  Die  Bevölkerung  fühlte  sich  dadurch  einigermassen 
verletzt,    dass    das   neue  Gesetz,    wenn   auch  unter  Mitwirkung  und 
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nach  Anhörung  einzelner  Interessenten,  auf  bureaukratischem  Wege 
zustande  gekommen  war;  sie  nahm  irrigerweise  an,  dass  die  infolge 
der  Einverleibung  von  Elsass-Lothringen  in  das  deutsche  Zollgebiet 
wegen  der  Erschliessung  eines  grösseren  Absatzgebietes  naturgemäss 
eingetretene  Steigerung  der  Weinpreise,  welche  namentlich  die  Ver- 
köstigung der  an  reichlichen  Weingenuss  gewöhnten  landwirtschaft- 
lichen Arbeiter  erheblich  erschwerte ,  lediglich  der  Einführung  des 
neuen  Weinsteuergesetzes  zuzuschreiben  sei,  und  wollte  dieses  Gesetz 
auch  noch  für  die  übrigens  auch  sonst  beobachtete  Zunahme  des 
Alkoholgenusses  verantwortlich  machen.  Am  meisten  gegen  das 
Gesetz  lehnten  sich  die  Weinhändler,  welche  zugleich  Wirte  sind 
oder  noch  eigentümliche  Weinberge  besitzen,  insbesondere  die  soge- 
nannten Weinsticher  auf,  weil  man  den  unter  der  französischen  Ver- 
waltung eingeschlichenen  Gebräuchen  bezw.  Missbräuchen  ein  Ende 
machte  und  Anordnungen  traf,  wodurch  die  heimliche  Einlafferunor 
mehr  erschwert  wurde.  Dahin  gehörte  namentlich  die  Bestimmung 
über  die  getrennte  Lagerung  des  Weines  für  den  Weinschank,  Wein- 
handel und  das  Eigengewächs. 

Nachdem   schon  vorher  auf  einzelnen  Bezirkstagen    die  Frage 
der  Weinbesteueioing  vielfach  erörtert  worden  war,    nahm  sich  der- 
selben   auch    der    inzwischen    errichtete    Landesausschuss  ^)    an    und 
richtete   an   die  Regierung   das  Ersuchen,    in  Erwägung    zu  ziehen: 
„1.  ob  nicht  die  Lizenzgebühr   zu   erhöhen,    sowie  das  mit  Wein 
bebaute  Grundstück  höher  zu  besteuern  sei; 

2.  oder   ob    nicht   gegenwärtig  die  von   den  Getränken  erhobene 

Steuer  einzig   und  allein  durch  eine   Erhöhung  der  Lizenz- 
gebühren ersetzt  werden  könne; 

3.  oder  endlich  ob  nicht  dem  mit  Wein  bebauten  Gnmdeigentume 

eine  einzige  direkte  Steuer  aufzuerlegen,  die  übrigen  Ab- 
gaben von  den  Getränken  aber  zu  beseitigen  seien?" 
Die  elsass-lothringische  Regierung  hat  diese  Fragen  eingehend 
geprüft,  sie  ist  aber  zu  dem  Ergebnis  gekommen,  dass  alle  drei 
zu  verneinen  seien.  Was  zunächst  den  Vorschlag  (ZifF.  2)  betrifft, 
die  Getränkesteuer  vollständig  durch  Erhöhung  der  von  den  Wein- 
händlern und  Kleinverkäufern  zu  entrichtenden  Lizenzgebühren 
(s.  unten  S.  88)  zu  ersetzen,  so  musste  derselbe  prima  vista  abgelehnt 
werden,    da    es   doch    nicht  gerechtfertigt  gewesen  wäre,    die  etwa 


^)  Kaiserl.  Erlass  vom   29.  Oktober  1874,  Reichsgesetzblatt  1877  S.  472. 

«Ol 
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zwei  Millionen  Franken  betragende  Weinsteuer  einfach  den  Wirten 
und  Weingrosshändlern,  von  denen  jeder  durchschnittlich  150  M. 
zu  zahlen  gehabt  hätte,  aufzubürden.  Ebensowenig  konnte  der  an- 
dere Vorschlag  (in  Ziffer  3)  Erhörung  finden,  als  Ersatz  für  die 
Getränkesteuern  die  Grundsteuer  von  dem  Rebgelände  zu  er- 
höhen. Einmal  war  hier  eine  geeignete  Grundlage  nicht  gegeben, 
da  das  Kataster  aus  den  Jahren  1808  bis  1845  datiert,  die  Kultur- 
veränderungen, namentlich  bezüglich  der  Weinberge  nicht  nach- 
getragen sind  und  die  der  Grundsteuer  zu  Grunde  gelegten  abge- 
schätzten Reinerträge  mit  den  w^irklichen  Reinerträgen  nicht 
übereinstimmen.  Zum  anderen  wäre  der  Ausführung  eines  solchen 
Projektes  der  Umstand  im  Wege  gestanden,  dass  die  Erträge  der 
Weinberge  von  Jahr  zu  Jahr  erheblich  wechseln,  dass  die  Wein- 
bauern oft  jahrelang  keinen  Gewinn  aus  ihren  Rebbergen  ziehen 
(in  den  Jahren  1826  bis  1875  zählte  man  9  sehr  gute,  11  gute, 
14  mittlere  und  16  schlechte  Weinjahre)  und  dass  dieselben  nicht 
in  der  Lage  sind,  neben  den  gewöhnlichen  direkten  Steuern,  welche 
durchschnittlich  5  M.  vom  Hektar  Rebgelände  betragen,  auch  noch 
eine  besondere  Grundsteuer  im  sechs-  bis  zwölffachen  Betrage  für 
dieselben  zu  zahlen.  Die  gleichen  Gründe,  wie  sie  bezüglich  der 
Fragen  2  und  3  angegeben  sind,  sprachen,  wenn  auch  in  geringerem 
Masse,  gegen  das  in  Ziffer  1  erwähnte  Projekt,  die  Weinsteuern 
durch  Erhöhung  der  Lizenzgebühren  und  durch  Erhebung  einer 
direkten  Steuer  von  dem  Rebgelände  zu  ersetzen.  Auch  in  diesem  Falle 
würden  die  Beteiligten  die  neue  Steuerlast  nicht  ohne  grosse  Schädi- 
gung getragen  haben,  zumal  kaum  daran  zu  denken  gewesen  wäre, 
dass  dieselben  die  Steuer  auf  die  eigentlichen  Steuerpflichtigen  — 
die  Konsumenten  —  vollständig  hätten  überwälzen  können.  Dazu 
wäre  aber  noch  der  weitere  Nachteil  für  die  Weinbauern  (be- 
züglich der  erhöhten  Grundsteuer)  und  für  die  Klein  Verkäufer 
(bezüglich  der  erhöhten  Lizenzgebühren)  gekommen,  dass  nach  den 
Bestimmungen  des  Zollvereinigungsvertrages  vom  8.  Juli  1867  als- 
dann auch  der  aus  anderen  deutschen  Staaten  nach  dem  Elsass  ein- 
geführte Wein  unversteuert  hätte  bleiben  müssen  und  dass  auf  dem 
Wein  elsässischer  Erzeugung  auch  bei  der  Ausfuhr  aus  Elsass  die 
Steuer  auf  demselben  lasten  geblieben  wäre. 

Noch  eine  Reihe  anderer  Vorschläge  über  die  künftige  Be^ 
Steuerung  des  Weines  tauchten  auf.  Fast  alle  Formen  der  Wein-jj 
besteuerung,  welche  die  Wissenschaft  kennt,   wurden  erörtert.     Mal 
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dachte  z.  B.  auch  an  die  Einführung  einer  Produktionssteuer, 
an  eine  Erhöhung  der  Patentsteuer,  einer  direkten  Steuer, 
welche  von  den  Weinhändlern  und  Wirten  einerseits  nach  der  Be- 
völkerungszahl der  betreffenden  Ortschaft,  andererseits  nach  dem 
Mietwert  des  dem  Handel  gewidmeten  Lokales  erhoben  wird  und 
z.  B.  für  die  Weingrosshändler  in  Strassburg  227  bis  306  M.  und 
für  die  Kleinverkäufer  4  bis  20  M.  beträgt.  Endlich  hat  sich,  und 
das  ist  sehr  bezeichnend,  in  dem  im  Jahre  1875  abgehaltenen  inter- 
nationalen Weinbaukongress  in  Colmar  auch  der  Vorschlag  entpuppt, 
die  Weinsteuer  in  der  Form  einer  Wirtschaftsabgabe  zu  erheben. 
Herr  Charles  Grad,  Sekretär  des  statistischen  Komitees  des  Vereins 
von  Industriellen  zu  Mülhausen  hat  diesen  Vorschlag  zu  begründen 
versucht  ^)  und  am  Schlüsse  seines  Berichtes  sich  dahin  geäussert, 
dass  die  Taxe  auf  den  Kleinverkauf  die  angemessenste  und  die 
Form  derselben  die  am  leichtesten  verwendbare  sei,  eine  grosse  Zahl 
Weinwirte  die  Reform  bereitwillig  annehmen,  die  beantragte  Steuer- 
form dem  Staatsschatz  einen  regelmässigen,  mindestens  der  jetzigen 
Steuer  gleichkommenden  Ertrag  sichern,  wenige  Erhebungskosten 
erfordern  und  den  Schmuggel  vermindern  würde. 

Alle  diese  Vorschläge  verliefen  aber  im  Sande.  Der  Landes- 
ausschuss  sprach  sich  in  der  Session  vom  Jahre  1876  dahin  aus  ^), 
dass  es  schon  aus  Rücksicht  fiir  das  Grleichgewicht  des  Budgets  nicht 
rätlich  sei,  eine  Aenderung  der  Weinsteuergesetzgebung  oder  die 
vollständige  Aufhebung  der  Besteuerung  des  Weines  herbeizuführen, 
stellte  aber  an  die  Regierung  das  Ersuchen:  „In  Anbetracht,  dass 
die  jetzige  Gesetzgebung  Nachteile  zur  Folge  habe,  deren  Vermei- 
dung wünschenswert  sei,  die  Prüfung  der  Frage  zu  dem  Zwecke 
fortzusetzen,  die  üebelstände,  über  welche  Beschwerde  geführt  wird, 
zu  beseitigen." 

Diesem  Wunsche  entsprechend  trat  nun  auch  die  elsass- 
lothringische Regierung  in  eine  nähere  Prüfung  der  Frage  ein.  Das 
Ergebnis  war  die  Gesetzesnovelle  vom  23.  Mai  1877  2). 

Durch    dieselbe   wurden    verschiedene  Veränderungen    an   dem 


^)  Vgl .  den  gedruckten  Bericht  des  Genannten  .Weinsteuergesetzgebung "  etc. 
Strassburg  1875. 

2)  Vgl.  das  Protokoll  der  13.  und  14.  Sitzung  der  Verhandlungen  des 
Landesausschusses. 

^)  Gesetzblatt  für  Elsass-Lothringen  1877  S.  23-  und  Amtsblatt  1877 
S.  181. 
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Gesetz  von  1873  vorgenommen,  von  denen  wir  die  wichtigsten  hier 
anführen  wollen.  Zunächst  wurde  bestimmt,  dass  in  folgenden 
Fällen  die  Weins tener  nicht  von  der  Gesamtmenge  des  versendeten 
Weines  erhoben  wird,  wie  dies  im  Gesetz  von  1873  bestimmt  war^ 
sondern  nur 

a.  von  sieben  Zehntel   derselben ,   wenn    der  Wein  noch  mit 
den  Beeren  und  Kämmen  (Trestern)  vermischt  ist,  und 

b.  von  neun  Zehntel  derselben,  wenn  der  Wein  noch  mit  den 
Beeren,  aber  nicht  mit  den  Kämmen  vermischt  ist. 

Diese  mildernde  Bestimmung  erschien  denn  nun  auch  in  der 
That  der  Billigkeit  zu  entsprechen,  zumal  man  sich  auf  zwei  Vor- 
gänge berufen  konnte,  auf  die  Bestimmung  bezüglich  der  Erhebung 
der  früher  bestandenen  Eingangssteuer,  wonach  3  hl  Weintrauben, 
2  hl  Wein  gleichzuachten  waren  (siehe  oben  S.  21)  und  auf  die 
Bestimmung  der  damals  noch  gültigen  badischen  Weinsteuerordnung 
vom  30.  Oktober  1858  *),  wonach  die  Abgabe  (Accise  und  Ohmgeld) 
in  dem  ersten  Falle  (a)  nur  von  zwei  Dritteilen  der  Gesamtmenge, 
und  in  dem  zweiten  Falle  von  85  Prozent  derselben  zu  erlegen  war^). 

Im  weiteren  wurde  in  der  Novelle  bestimmt,  dass  Wein,  welcher 
zur  Herstellung  von  Essig  oder  Branntwein  bestimmt  ist,  von 
der  Steuer  befreit  bleibt,  sofern  er  vor  der  Versendung  in  der  von 
der  Steuerverwaltung  vorgeschriebenen  Weise  für  den  Genuss  als 
Wein  untauglich  gemacht  worden  ist^). 

Dagegen  wurde  die  seither  gewährte  Steuerfreiheit  für  den 
aus  gekauften  Trauben  gekelterten  Wein  (S.  66)  wieder  auf- 
gehoben, weil  dieselbe  seitens  der  Weinbauer  missbräuchlich  aus- 
nutzt wurde. 

Endlich  ist  in  der  Novelle,  abgesehen  von  weiteren,  teils  die 
Weinbauer,  teils  die  Weingrosshändler  berührenden  Erleichterungen 
der  Direktion  der  Zölle  und  direkten  Steuern  die  Befugnis  einge- 
räumt worden,  in  gewissen  Fällen  nach  Ermessen  weitere  Erleichte- 


')  Bad.  Regierungsblatt  1858  S.  457. 

^)  Nach  dem  neuen  badischen  Weinsteuergesetz  vom  19.  Mai  1882  (Gesetz- 
und  Verordnungsblatt  S.  137)  wird  in  dem  Fall  a  als  steuerpflichtige  Menge 
75  Prozent  der  Gesamtmenge  berechnet.  Der  Prozentsatz  im  Fall  b  ist  der 
gleiche  geblieben. 

')  Auch  in  dem  neuen  badischen  Weinsteuergesetz  vom  19.  Mai  1882 
(Gesetz-  und  Verordnungsblatt  S.  141)  ist  eine  ähnliche  Bestimmung  (Rück- 
vergütung des  Ohmgeldes)  aufgenommen. 
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rungen  eintreten  zu  lassen.  Dahin  gehörte  namentlich  die  Befugnis, 
Kleinverkäufern  von  Wein  die  für  das  nachweislich  eigene  Erzeugnis 
entrichtete  Steuer  rückvergüten  zu  lassen,  wenn  dasselbe  im 
grossen  verkauft  oder  wenn  der  Kleinverkauf  eingestellt  wird;  femer 
die  Befugnis,  denjenigen  Weinbauern  und  Weingrosshändlern, 
welche  einen  im  Verhältnis  zu  ihrem  Absatz  im  grossen  unerheb- 
lichen Kleinverkauf  von  Wein  betreiben,  die  Versteuerung  des  im 
kleinen  verkauften  Weines  mittels  Zahlung  einer  Abfindungs- 
summe (Steuerabkommen)  zu  gestatten. 

Durch  das  erste  Zugeständnis  wurde  eine  Reihe  von  Steuer- 
pflichtigen von  dem  Erfordernis  der  sehr  häufig  mit  Schwierigkeiten 
verbundenen  getrennten  Lagerung  des  versteuerten  Weines  von 
den  steuerfreien  Mengen  entbunden;  mit  dem  zweiten  Zugeständnis 
wurde  zugleich  den  Wünschen  einer  Anzahl  Beteiligter  in  billiger 
Weise  Rechnung  getragen. 

Mit  diesen  wenigen  Abänderungen  ist  das  Weinsteuergesetz 
vom  20.  März  1873  noch  jetzt  in  Kraft,  nur  mit  dem  Unterschied, 
dass  im  Jahre  1880  ^)  anlässHch  der  Erhöhung  der  Lizenzgebühren 
für  den  Kleinverkauf  von  geistigen  Getränken  auf  ausdrücklichen 
Antrag  des  Landesausschusses  der  Steuersatz  für  Trauben  wein  um 
die  Hälfte,  d.  i.  von  3  M.  auf  1,50  M.  vom  Hektoliter  ermässigt 
worden  ist. 

Was  den  finanziellen  Effekt  betrifft,  so  haben  wir  drei  ver- 
schiedene Perioden  zu  unterscheiden. 

I.    Die   Zeit    der  Herrschaft   der  französischen  Weinsteuer- 
gesetzgebung. 

In  dieser  betrugen  die  Einnahmen  und  zwar 

1871:  1,711,205  M.J  unter    Zugrundelegung    des    Ergebnisses    von 
1872:1,891,605    ,   [  1872')  bei  einer  Bevölkerung  von  rund  IVa  Mill. 
(I.  Quartal)  1873*):      433,923,1  1,26  M.  auf  den  Kopf. 


^)  Gesetz  vom  5.  Mai  1880,  Amtsblatt  S.  63. 

')  Das  neue  Gesetz  trat  mit  dem  1.  April  1873  in  Kraft. 

')  Es  wurde  nur  das  Ergebnis  vom  Jahre  1872  in  Rechnung  gezogen, 
weil  das  Jahr  1871,  in  welchem  die  Steuererhebung  wenigstens  anfanglich  noch 
nicht  überall  im  Gange  war,  nicht  normal  gewesen  ist,  und  weü  vom  Jahre 
1873  nur  ein  Quartal  in  Rechnung  kommt,  üebrigens  ist  auch  die  Berechnung 
aus  dem  Ergebnis  des  Jahres  1872  nur  annähernd  richtig,  weil  in  der  angegebenen 
Summe  auch  die  Eingangssteuer  auf  Branntwein  enthalten  ist  und  nicht 
mehr  ausgeschieden  werden  kann. 
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.  April  bis  31.  Dezbr 

.1873 

920,145  M 

Kalenderjahr 

1874 

1,385,042  „ 

ji 

1875 

2,096,038  „ 

» 

1876 

2,483,864  , 

B 

1877 

2,253,866  , 

II 

1878 

1,974,921  , 

I.  Quartal 

1879 

400,000  „ 

Etatsjahr       1879/80 

1,588,700  , 

IL   Die   Zeit   der   Herrschaft   des   Gesetzes   vom   20.  März  1873 
mit   den   vollen   Steuersätzen. 

In  dieser  Zeit  betrugren  die  Einnahmen 


also  durchschnittlich  1,870,790  M, 
oder  bei  einer  Bevölkerung  von 
rund  V/i  Millionen  1,25  M.  auf 
den  Kopf. 


III.   Die   Zeit   der   Herrschaft   des   Gesetzes   vom   20.  März  1873 
mit   dem   hälftigen   Betrag   des   Steuersatzes   von   Wein. 

In  dieser  Periode  betrugen  die  Einnahmen  und  zwar 


daher,  unter  Ausserachtlassung  des 
Etatsjahres  1880/81^),  durchschnitt- 
lich 894,351  M.2),  oder  bei  einer 
Bevölkerung  von  rund  V/2  Millionen 
59  V2  Pf.  auf  den  Kopf^). 


Vergleichen  wir  damit  die  Belastung  der  Bevölkerung  in  den 
anderen  deutschen  Staaten,  in  welchen  eine  Weinsteuer  erhoben  wird, 
so  ergibt  sich,  dass  die  jährlichen  Einnahmen  an  Weinsteuer  in 
Baden  in  den  letzten  zehn  Jahren  (1877/86)  rund  1,180,000  M.  be- 
tragen haben,  daher  bei  einer  Bevölkerung  von  1,6  Millionen  auf 
den  Kopf  74  Pf.  entfallen,  dass  in  Hessen  sich  in  den  Jahren 
1882/85  von  der  Tranksteuer  an  Wein  ein  jährliches  Steuerauf- 
kommen  von  260,000  M.  ergeben   hat,    sich    daher    bei   einer   Be- 


Etatsjahr   1880/81 

725,598  M. 

1881/82 

796,175    , 

18.82/83 

796,608    , 

1883/84 

899,237    „ 

1884/85 

867,851    , 

1885/86 

990,612    , 

1886/87 

1,015,622    , 

^)  Dieses  Jahr  muss  wegen  der  verschiedenen  Abgabesätze  bei  der  Durch- 
schnittsberechnung ausser  Betracht  bleiben.  Es  betrug  die  Weinsteuer  im  Etats- 
jahre 1880/81 

zum  Satz  von      3  M.   .     .     . 
.        .        ,     IV2    ,     .     .     . 
die  Steuer  vom  Obstwein  .     . 
zusammen  wie  oben  angegeben 


245,719  M. 

477,386   , 
2,493    „ 


725,598  M. 

^)  Im  Landeshaushalts-Etat  für  1886/87  sind  883,700  M.  in  Ansatz  gebracht. 

')  Hierzu  kommen  aber  noch  die  Lizenzgebühren,  welche  seit  1880  die 
Kleinverkäufer  in  bedeutend  erhöhten  Beträgen  zu  entrichten  haben  (siehe  weiter 
unten  die  Abhandlung  über  die  Lizenzgebühren). 
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völkerung  von  rund  1  Million  auf  den  Kopf  26  Pf.  berechnen  und 
dass  in  Württemberg  von  der  Abgabe  von  Wein  und  Obstmost  in 
den  Jahren  1881/84  eine  Einnahme  von  durchschnittlich  1,922,000  M. 
erzielt  vmrde,  welche  bei  einer  Bevölkerung  von  rund  2  Millionen 
den  Kopf  mit  96  Pf.  belastet. 

Anscheinend  ist  hier  auch  in  Baden  und  in  Württemberg  die 
Steuerbelastung  eine  viel  höhere,  als  in  Elsass-Lothringen;  wenn 
man  aber  hier  noch  die  von  den  Weinkleinverkäufem  zu  zahlenden 
Lizenzgebühren  hinzurechnet,  welche  seit  1880  durchschnittlich 
1^2  Million  ertragen  haben,  und  dazu  noch  die  Stempelgebühren  für 
Ausfertigungen  in  betreff  der  Weinsteuer  im  Betrage  von  ca.  60, 000  M. 
schlägt,  so  ergibt  sich  doch  in  Elsass  eine  höhere  aus  der  Wein- 
steuer entspringende  Belastung  als  in  den  beiden  anderen  genannten 
Bundesstaaten,  nämlich  1,63  M.  auf  den  Kopf. 

In  Hessen  bleibt  der  Ertrag  der  Weinsteuer  allerdings  gegen- 
über demjenigen  in  den  anderen  Weinsteuerstaaten  weit  zurück. 
Wir  wissen  aber,  dass  die  hessische  Regierung  erst  im  Jahre  1887 
die  Absicht  gehabt  hat,  zur  Erhöhung  des  Weinsteuererträgnisses 
neben  den  Wirten  auch  die  Privaten  durch  Erlassung  eines  neuen 
Weinsteuergesetzes  zur  Weinsteuer  heranzuziehen,  dass  der  bezüg- 
liche Gesetzesentwurf  aber  im  Mai  des  gedachten  Jahres  mit  einer 
geringen  Majorität  von  der  zweiten  hessischen  Kammer  (mit  24  gegen 
22  Stimmen)  abgelehnt  worden  ist. 

Die  Weinsteuer  hat  unter  der  Bevölkerung  von  Elsass-Lothringen 
sicherlich  mehr  Feinde  als  Freunde,  weshalb  sich  auch  überall  die 
Tendenz  zeigt,  dieselbe  vollständig  zu  beseitigen  oder,  da  dies  mit 
Rücksicht  auf  die  Lage  des  Staatshaushaltes  nicht  möglich  ist,  durch 
eine  andere  Steuer  zu  ersetzen.  Auch  in  Frankreich  ist  diese  Steuer 
keineswegs  beliebt.  Seit  ausgangs  der  70er  Jahre  sind  auch  dort  ernst- 
liche Bestrebungen  wahrnehmbar,  die  auf  eine  gänzliche  Beseitigung 
der  Weinsteuer  abzielen  oder  doch  eine  gründliche  Reform  derselben 
in  Aussicht  nehmen.  Erst  im  Jahre  1886  wurde  der  französischen 
Abgeordnetenkammer  ein  Gesetzes entwurf  vorgelegt  ^),  nach  welchem, 
wie  dies  bereits  in  Elsass-Lothringen  geschehen  ist,  die  Detailsteuer 
und  die  Eingangssteuer  von  Wein  und  Obstwein  in  Wegfall  kommen, 
die  Kellervisitationen  bei    den  Wirten   thunlichst   beseitigt   und    der 


^)  Vgl.  Annales  des  contiibutions  indirectes  etc.  vom  1.  April  1886  Nr.  7, 
Paris  1886. 
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Steuerausfall  durch  Erhöhung  der  Lizenzgebühren  für  den  Klein- 
verkauf  gedeckt  werden  soll.  Zu  einem  greifbaren  Ergebnis  ist 
man  indessen  noch  nicht  gekommen.  Heute  noch  hält  der  Budget- 
ausschuss  an  einer  gründlichen  Reform  des  Getränkesteuerwesens 
fest,  wozu  der  Finanzminister  Rouvier  die  Anregung  gab. 

Eine  französische  Kommission  war  zwar  erst  kürzlich  in  Strass- 
burg  zum  Studium  der  elsass-lothringischen  Weinsteuer  anwesend, 
der  Minister  Tirard  glaubt  aber,  sich  in  seinen  Vorschlägen  auf 
einige  Aenderungen  der  Weinsteuergesetzgebung,  namentlich  auf  die 
Beseitigung  der  Detailsteuer  und  auf  einige  Erleichterungen  des 
Verkehres  mit  Wein  beschränken  zu  sollen  und  möchte  den  dadurch 
entstehenden  Ausfall  (von  beiläufig  6  Millionen  Franken)  durch  eine 
geringe  Erhöhung  der  Lizenzsteuer  für  den  Kleinrerkauf  wieder 
einbringen. 

Was  man  in  Frankreich  erst  erstrebt,  ist  in  Elsass-Lothringen 
zum  grössten  Teil  schon  erreicht,  und  doch  ist  man  hier  mit  dem 
dermaligen  Zustande  keineswegs  zufrieden.  Die  teilweise  an  Stelle 
der  eigentlichen  Weinsteuer  für  die  Kleinverkäufer  getretenen 
Lizenzgebühren  sind,  wie  wir  weiter  unten  sehen  werden,  zu  un- 
gleich verteilt,  sie  sind  namentlich  für  die  kleinen  Wirtschaften  viel 
zu  hoch  bemessen  und  haben  deshalb  überall  im  Lande  grosse  Un- 
zufriedenheit erregt. 

Blicke  nach  Norddeutschland  und  Bayern,  wo  keine  innere 
Abgabe  von  Wein  erhoben  wird,  rufen  den  Wunsch  nach  vollstän- 
diger Beseitigung  der  Weinsteuer,  deren  Verwaltungskosten  gegen- 
über dem  Ertrage  ausser  Verhältnis  stehen,  immer  und  immer  wieder 
in  den  Reichslanden  hervor.  Dabei  bleibt  aber  stets  unbeachtet, 
dass  sich  ein  solcher  Wunsch,  ohne  das  Gleichgewicht  des  Landes- 
budgets ganz  empfindlich  zu  stören,  in  absehbarer  Zeit  nicht  wird 
realisieren  lassen.  Uns  scheint,  dass,  solange  sich  für  Elsass- 
Lothringen  nicht  andere  ergiebige  Einnahmequellen  erschliessen, 
nichts  erübrigen  wird,  als  die  Weinsteuer  beizubehalten.  Vom  Stand- 
punkte der  Wissenschaft  wird  man  nichts  dagegen  einwenden,  wenn 
man  den  Wein  als  einen  weit  verbreiteten,  zum  Lebensunterhalt 
jedoch  nicht  unbedingt  notwendigen  Verbrauchsartikel  zum  Gegen- 
stande der  Besteuerung  macht,  namentlich  solange  man  genötigt  ist, 
von  anderen  Konsumtibilien ,  wie  Bier,  Zucker,  Salz,  Kaffee  und 
Thee  hohe  Abgaben  zu  erheben.  Gerade  für  die  Reichslande  er- 
scheint  der  Wein   ein    sehr   geeignetes    Steuerobjekt,    weil   derselbe 
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unter  den  Erzeugnissen  des  Landes  eine  hervorragende  Stelle  ein- 
nimmt. Im  Jahre  1886  waren  dort  etwas  über  30,000  ha  ^)  mit 
Reben  bepflanzt,  die  Gesamtproduktion  an  Wein  betrug  in  den  letzten 
9  Jahren: 


bei  einem 

mit  einem 

HektoHter 

niittieren 
Preis  von 

Gesamt- 
wert von 

M. 

M. 

1878/79 

1,057,194 

27     = 

28,544,288 

1879/80 

312,430 

28    = 

8,748,040 

1880/81 

208,000 

40     = 

8,320,000 

1881/82 

1,077,523 

29     = 

31,248,167 

1882/83 

768,873 

24,5  = 

18,837,389 

1883/84 

1,015,248 

29,5  = 

29,949,816 

1884/85 

798,354 

36,5  = 

29,139,921 

1885/86 

1,518,564 

19     = 

28,852,716 

1886/87 

672,424 

32     = 

21,517,568 

205,157,855 

SO  dass  sich  ein  Durchschnittsgesamtwert  von  jährlich  22,795,317  M. 
ergibt. 

Beteiligt  an  der  Produktion  und  an  dem  Handel  mit  Wein 
waren  im  Jahre  1886  92,991  Weinbauer,  507  Weingrosshändler  und 
9483  Kleinverkäufer. 

Es  liegt  daher  unseres  Erachtens  kein  Grund  vor,  an  der  der- 
maligen Grundlage  des  Weinbesteuerungssystemes  in  den  Reichslanden 
weiter  zu  rütteln  oder  gar  die  völlige  Aufhebung  der  Weinsteuer 
anzustreben.  Der  Finanzbedarf  des  Deutschen  Reiches  deutet  eher 
darauf  hin,  die  Weinsteuer  als  eine  Reichssteuer  einzuführen  und 
damit  zugleich  die  Vertrags-  und  verfassungsmässige  Zusage  der 
deutschen  Staaten: 

„Deutschland   soll   dem  Auslande   gegenüber   ein  gemeinsames 

Zoll-  und  Handelsgebiet  bilden  und  es  soll  im  Inneren  des  deutschen 

Zollgebietes  freier  Verkehr  bestehen" 
auch  hinsichtlich  der  Besteuerung  des  Weines  zu  erfüllen. 


^)  In  den  übrigen  Staaten  des  Deutschen  Reichs  sind  mit  Reben  bepflanzt 
in  Preussen  ca.    20,000  Hektare 


Bayern 

n 

22,000 

Württemberg 

» 

18,000 

Hessen 

V 

9,500 

Baden 

» 

20,000 

den  übrigen  Staaten 

» 

18,000 
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Den    Veränderungen    in    der    Weinsteuergesetzgebung 
folgten  die  Aenderungen  in  der  Gesetzgebung 

B.   der  Branntweinsteuer 

auf  dem  Fusse.  Wie  wir  oben  S.  18  gesehen  haben,  wurde  der  Brannt- 
wein einmal  durch  die  Konsumtionssteuer,  welche  einschliesslich 
des  doppelten  Zuschlages  90  Fr.  (75  -j-  2  X  7,5)  vom  Hektoliter 
betrug  und  sodann  in  den  eingangssteuerpflichtigen  Städten  noch 
durch  die  Eingangssteuer,  welche  nach  den  nach  der  Höhe  der 
Einwohnerzahl  gebildeten  Abstufungen  mit  4,16  Fr.  bezw.  unter 
Einrechnung  zweier  Zuschlagszehntel  mit  4,80  Fr.  bis  19  Fr.  20  Cts. 
erhoben  wurde,  getroffen.  Da  diese  Steuer  nach  ihrer  Veranlagung 
hauptsächlich  auf  dem  Transport,  sodann  in  den  Lagern  und  bei 
den  Kleinverkäufern  durch  das  Exercice  kontrolliert  werden  musste, 
so  waren  die  bezüglichen  Kontrollen  nicht  nur  sehr  mannigfaltig, 
sondern  auch  für  die  Steuerpflichtigen  in  hohem  Grade  belästigend 
und  für  die  Steuerverwaltung  doch  nicht  ausreichend.  Die  enorme 
Höhe  der  Steuer  (für  ein  Liter  fast  1  Frank!)  übte  einen  ge- 
waltigen Reiz  aus,  die  Abgabe  zu  hinterziehen.  Schon  unter  der 
französischen  Herrschaft  konnte  man  an  der  badisch-  und  bayerisch - 
französischen  Zollgrenze  vielfach  die  Wahrnehmung  machen,  dass 
Branntwein  in  grösseren  Mengen  sehr  häufig  von  Frauen  in  unter 
den  Kleidern  angebrachten  eigens  konstruierten  Blechgefässen  (in  so- 
genannten Kürassen  von  Eisenblech,  welche  sich  dem  Körper  gut 
anschmiegten)  über  die  Zollgrenze  nach  Frankreich  eingeschmuggelt 
wurde.  Nachdem  die  Zollgrenze  weggefallen  und  damit  der  Grenz- 
kordon beseitigt  war,  musste  das  heimliche  Einbringen  von  Brannt- 
wein nach  Elsass-Lothringen  sich  nur  noch  mehr  steigern;  nament- 
lich wurde  dasselbe  noch  dadurch  begünstigt,  dsss  in  der  angrenzenden 
bayerischen  Rheinpfalz  eine  Branntweinsteuer  überhaupt  nicht  und 
in    dem     angrenzenden    Baden ')    nur    eine    ganz    niedrige    Abgabe 


^)  In  Baden  wurde  (vgl.  Kirsch,  das  neue  Branntweinsteuergesetz,  Karls- 
ruhe 1887  S.  14)  ein  sogenanntes  Kesselgeld  (ßlasengeld)  erhoben  und  zwar 
von  jeder  Mass  des  Kesselinhaltes  monatlich: 

1.  bei  einfachen  Kesseln  ohne  Vor-  oder  Maischwärmer     ...     3      kr, 

2.  bei  Kesseln  mit  Vor-  oder  Maischwärmer 4V2 

3.  bei  Dampfbrennereien 6 

Dieser  Besteuerungsmodus   ergab   noch  nicht  einmal  eine   Steuer  von  6  Pf.  fil 
das  Liter  absoluten  Alkohols. 
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vom  Branntwein  erhoben  und  dass  auch  vielfach  norddeutscher 
Branntwein  nach  Baden  ^)  und  der  Rheinpfalz  bezogen  wurde,  um 
von  dort  aus  nach  Elsass-Lothringen  eingebracht  zu  werden.  Der 
Handel  mit  Branntwein  musste  für  die  Elsässer  Händler  durch  diese 
Manipulationen  natürlich  schwer  geschädigt  werden  und  es  sollen 
auch  die  reellen  Geschäfte  ganz  daniedergelegen  sein. 

Aber  auch  im  Inneren  von  Elsass-Lothringen  wurde  viel  Steuer 
defraudiert,  sei  es,  dass  die  Eigenbrenner,  welche  von  jeder  Steuer 
befreit  waren,  nicht  allein  das  Material  ihrer  eigenen  Ernte,  sondern 
auch  zugekauftes  Material  zum  Abbrand  brachten  und  dass  sie  den 
hierdurch  gewonnenen  Branntwein  unversteuert  in  den  Handel 
setzten,  sei  es,  dass  die  Kleinverkäufer  ihre  Lagerbestände  durch 
heimlich  bezogenen  und  unversteuerten  Branntwein  ergänzten. 

Diese,  selbst  durch  die  angestrengteste  und  aufmerksamste 
Thätigkeit  des  Steueraufsichtspersonales  nicht  zu  verhindernden  De- 
fraudationen, welche  zum  Teü  in  einer  gut  angelegten  und  weit- 
verzweigten Organisation  ihren  Stützpunkt  hatten,  thaten  natürlich 
dem  Ertrage  der  Steuer  ganz  bedeutenden  Eintragt).  In  einzelnen 
Bezirken  soll  kaum  ein  Zehntel  der  geschuldeten  Branntweinsteuer 
zur  Einzahlung  gelangt  sein.  Der  Gesamtertrag  der  Branntweinsteuer 
wurde  im  Jahre  1872  (die  Eingangssteuer  eingerechnet)  auf  1,204,000  Fr. 
angenommen  und  hielt  man  denselben  gegenüber  dem  ganz  enorm 
hohen  Steuersatze  allerdings  für  verhältnismässig  gering  und  nament- 
lich aus  dem  Grunde  nicht  für  zureichend,  weil  Elsass-Lothringen 
wegen  Nichtteünahme  an  der  norddeutschen  Branntweinsteuergemein- 
schaft in  seinen  Matrikularbeiträgen  an  Stelle  der  für  diese  Gemein- 
schaft aufkommenden  Einnahmen  an  Branntweinsteuer  einen  weit 
höheren  Betrag  (gegen  2  Millionen  Franken)  zur  Reichskasse  abzu- 
führen hatte. 

AUe  diese  Missstände,  welche  das  von  Frankreich  übernommene 
Branntweinsteuersystem  für  Elsass-Lothringen  im  Gefolge  hatte,  zeitigten 
sehr  rasch  den  Gedanken,  dieses  System,  welches  sich  als  unhaltbar 
erwiesen  hat,  gänzlich  zu  verlassen  und  die  Branntweinbesteuerung, 
auf  die  man  schon  wegen  des  Gleichgewichtes  des  Budgets  nicht  ver- 

')  Die  Uebergangssteuer  nach  Baden  betrug  für  gewöhnlichen  Brannt- 
wein bis  zu  60  Prozent  Alkohol  nur  1  fl.  40  kr.  und  tür  Weingeist  (über  60  Pro- 
zent Alkohol)  3  fl.  von  der  badischen  Ohm  (=   1501). 

*)  Auch  in  Frankreich  sind  die  Unterschlagungen  der  Branntweinsteuer 
gäng  und  gäbe  gewesen. 
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ziehten  konnte,  auf  einem  anderen  System  aufzubauen.  Es  war  nur 
die  Frage,  welches  System  sich  für  die  elsässischen  Verhältnisse  als 
das  geeignetste  erweisen  werde.  An  das  Besteuerungssystem  des 
benachbarten  Baden  wollte  man  sich  nicht  anschliessen,  weil  das- 
selbe, abgesehen  davon,  dass  es  auf  keinen  rationellen  Grundlagen 
beruhte,  indem  es  auf  die  Ausbeute  der  verschiedenen  Rohmaterialien 
keine  und  auf  die  Leistungsfähigkeit  der  Brennapparate  und  die 
verschiedenen  Betriebseinrichtungen  zu  wenig  Rücksicht  nahm,  einen 
ausreichenden  Ertrag  nicht  hätte  erwarten  lassen.  Die  Reform  der 
Branntweinsteuer  musste  deshalb  auf  einem  anderen  Wege  gesucht 
werden.  Dieser  schien  in  dem  Artikel  5  des  Zollvereinigungsvertrages 
vom  8.  Juli  1867,  nach  welchem  die  Vertragsstaaten  ihr  Bestreben 
darauf  richten  sollen,  eine  Uebereinstimmung  der  Gesetzgebung  über 
die  Besteuerung  der  in  ihrem  Gebiete,  teils  bei  der  Hervorbringung 
oder  Zubereitung,  teils  unmittelbar  bei  dem  Verbrauch  mit  einer 
inneren  Steuer  belegten  Erzeugnisse  herbeizuführen,  deutlich  vor- 
gezeichnet zu  sein. 

Regierungsseitig  überzeugte  man  sich  bald,  dass  es  am  vor- 
teilhaftesten und  rationellsten  wäre,  sich  hinsichtlich  der  Branntwein- 
besteuerung einfach  an  die  norddeutsche  Steuergemeinschaft  anzu- 
schliessen.  Das  Gesetz  vom  16.  Mai  1873^),  welches  mit  dem 
1.  Juli  1873  in  Kraft  getreten  ist,  brachte  nun  auch  diesen  An- 
schluss.  Nach  dem  eben  erwähnten  Gesetz  wurden  die  unter  der 
Bezeichnung  Verbrauchsabgabe  (droit  de  consommation)  und 
Eingangsabgabe  (droit  d'entree)  bis  dahin  erhobenen  Abgaben 
vom  Branntwein  aufgehoben  und  die  Wirksamkeit  des  Reichs- 
gesetzes vom  8.  Juli  1868^),  betreffend  die  Besteuerung  des 
Branntweines  in  verschiedenen,  zum  Norddeutschen  Bunde  gehörenden 
Staaten  und  Gebietsteilen,  auf  Elsass-Lothringen  ausgedehnt.  Damit 
wurde  die  elsässische  Umlauf-  bezw.  Lokalsteuer  in  der  Haupt- 
sache in  eine  Rohstoffsteuer  umgewandelt  und  es  wurde  von  nun 
ab  die  Steuer  in  Elsass-Lothringen,  abgesehen  von  der  geringfügigen 
Blasenpauschalierungssteuer,  entweder  in  der  Form  der  Maisch- 
bottichsteuer bei  der  Branntweinerzeugung  aus  mehligen  Stoffen, 
Rüben    und  Melasse    nach    dem    benutzten  Maischraum    (30  Pf. 


1)  Gesetzblatt  für  Elsass-Lothringen  1873  Nr.  10. 
^)  Vgl.  hierwegen   das   ausgezeichnete  Werk:   Die  Branntweinsteuer   von" 
J.  Wolf,  Tübingen  1884  S.  70. 
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bezw.  für  landwirtschaftliche  Breunereiea  25  Pf.  für  22,9  1  Bottich- 
raum für  jede  Einmaischung)  oder  in  der  Form  der  Material- 
steuer nach  dem  verwendeten  Rohmaterial  (4U  Pf.  für  68^7  1 
eingestampfte  Weintreber,  Kernobst,  Treber  von  Kernobst  und  Beeren- 
früchte, und  80  Pf.  für  die  gleiche  Menge  Trauben-  oder  Obstwein, 
Weinhefe  oder  Steinobst)  erhoben.  Der  Verkehr  mit  Branntwein 
zwischen  Elsass-Lothringen  und  dem  Gebiete  der  Norddeutschen 
Gemeinschaft  wurde  frei,  dagegen  war  von  dem  aus  den  drei,  der 
Gemeinschaft  nicht  angehörigen  süddeutschen  Staaten:  Bayern, 
Württemberg  und  Baden,  sowie  den  hohenzollernschen  Landen 
nach  Elsass-Lothringen  eingehenden  Branntwein  eine  üebergangs- 
abgabe  von  16,38  Fr.  für  1  hl  bei  50  Prozent  Alkoholstärke  nach 
Tralles  zu  erheben.  Die  Branntweinsteuer  hörte  auf,  eine  elsässische 
Landes  Steuer  zu  sein.  Der  Ertrag  derselben  floss  nach  Abzug  der 
im  Artikel  38  der  Verfassung  des  Deutschen  Reiches  bezeichneten  Be- 
träge von  nun  ab  in  die  R  e  i  c  h  s  kasse. 

Das  Gesetz  wurde  von  der  Mehrheit  der  elsass-lothringischen 
Bevölkerung  nicht  günstig  aufgenommen;  vielfach  entsprang  aber 
die  Abneigung  gegen  dasselbe  rein  politischen  Motiven.  Zugegeben 
werden  muss  indessen,  dass  eine  grössere  Zahl  von  Brennern  durch 
die  Aenderung  des  Systeraes  ganz  empfindlich  getrolBFen  wurde.  Es 
sind  dies  namentlich  die  Eigen  brenn  er  (bouilleurs  de  cru),  welche 
in  Elsass-Lothi'ingen  sehr  zahlreich  sind,  die  Brennerei  aber  in  der 
Regel  nur  auf  kurze  Zeit,  meistens  nur  wenige  Tage,  und  mit  Appa- 
raten der  primitivsten  Einrichtung  betreiben. 

unter  den  in  Elsass-Lothringen  im  Jahre  1874  vorhanden  ge- 
wesenen 27969  Branntweinbrennereien  waren  es  über  24  000,  welche 
nur  eigenes  Gewächs  zur  Branntweingewinnung  verarbeiteten;  diese 
mussten  einer  langjährigen  Gewöhnung  an  die  Steuerfreiheit 
und  an  die  Befreiung  von  der  Kontrolle  der  Steuerverwaltung 
entsagen  und  sich  in  die  für  sie  hart  scheinenden  Bestimmungen 
des  neuen  Systemes  fügen.  Man  hat  zwar  im  Verwaltungswege 
die  Härte  des  Gesetzes  vielfach  zu  mildern  gesucht,  indem  man  den 
Eigenbrennern  verschiedene  Erleichterungen  gewährte.  Dahin  ge- 
hörte namentlich  die  Befreiung  der  Brenner  von  jeder  Kontrolle 
bezüglich  ihrer  Kessel  während  der  Zeit,  in  welcher  ein  Brennerei- 
betrieb nicht  stattfindet,  die  Erlaubnis  zur  Aufbewahrung  der 
zu  dem  Brennapparat  gehörigen  Helme  auf  dem  Gemeindehause 
an  Stelle  der  Verschlussanlage  durch  die  Steuerbehörde,  die  Genehmi- 
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guug  zum  Abschluss  von  Fixationsverträgen  ^)  bei  einem  un- 
unterbrochenen Betrieb  von  einem  Tage,  Herabsetzung  der  für  die 
Menge  der  zu  verwendenden  nicht  mehligen  Stoffe  festgesetzten 
Minimalgrenzen  auf  200  1  bei  den  dem  Materialsteuersatz  von 
40  Pf.  unterliegenden  Materialien  bezw,  auf  100  1  bei  den  Materialien, 
welche  dem  Steuersatze  von  80  Pf.  unterworfen  sind,  die  Zulässig- 
keit  mehrerer  Fixationsverträge  mit  einem  und  demselben 
Brenner  innerhalb  eines  Kalendermonates.  Allein  trotz  dieser  Er- 
leichterungen haben  sich  die  Eigenbrenner  nur  widerwillig  in  die 
neuen  Verhältnisse  gefügt,  und  konnten  sich  schon  wegen  der  ihnen 
entzogenen  Steuerfreiheit  mit  dem  neuen  System  nicht  aussöhnen. 
Es  mag  nun  allerdings  den  Eigenbrennern  hart  angekommen  sein, 
den  völligen  Verlust  der  Steuerfreiheit  zu  verschmerzen.  Indessen 
wird  es  ihnen  schwer  fallen,  sachliche  Gründe  für  die  Fortdauer 
des  früheren  Ausnahmezustandes  beizubringen.  Auch  in  Frankreich 
wurden  nach  1870  verschiedene  Versuche  gemacht,  die  steuerfreie  Erzeu- 
gung der  Eigenbrenner  auf  ein  bestimmtes  Quantum  zu  beschränken 
oder  doch  verschärfte  Kontrollen  einzuführen,  um  den  Verkauf  steuer- 
freien Branntweines  zu  verhindern.  Vom  wissenschaftlichen  Stand- 
punkte aus  dürfte  es  nur  gerechtfertigt  erscheinen ,  dass  ohne 
Ausnahme  aller  Branntwein,  welcher  zum  menschlichen  Konsum 
gelangt,  der  Steuer  unterworfen  werde.  In  Elsass-Lothringen  ist 
dies  zugleich  auch  nicht  ohne  finanzielle  Bedeutung,  da  jährlich  ca. 
1  Million  Hektoliter  der  Materialsteuer  unterworfene  Materialien  behufs 
Branntweinerzeugung  verarbeitet  werden. 

Die  Brennereien,  welche  mehlhaltige  Stoffe,  namentlich  Ge- 
treide und  Kartoffeln  verarbeiten  und  nach  dem  neueingeführten 
Gesetz  vom  Jahre  1868  nach  dem  Maischraum  die  Steuer  zu 
entrichten  hatten,  wurden  zwar  durch  die  mancherlei  steuerlichen 
Kontrollen  und  Vorschriften  im  Betriebe  auch  etwas  gehemmt,  die 
Wirkungen  des  Gesetzes  machten  sich  aber  nicht  so  fühlbar,  weil  die 
Zahl  derartiger  Brennereien  verhältnismässig  gering  und  auch  der 
Umfang   der  Betriebe   meistens  von  keiner  grossen  Bedeutung  war. 

Im  Jahre  1874  waren  nur  174^)  im  Betriebe  und  haben  die- 
selben ca.  80,000  hl  Maischraum  versteuert. 


^)  Von  den  im  Jahre  1875  im  Betrieb  gewesenen  27,051  Branntwein- 
brennereien haben  26,784  die  Steuer  auf  Grund  von  Fixationsverträgen  entrichtet. 

^)  Von  diesen  arbeiteten  nur  12  mit  kontinuierlichen  und  16  mit  anderen 
Dampfapparaten. 
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Andererseits  hat  das  neue  System  den  Reichslanden  auch 
manchen  Vorteil  gebracht. 

Der  Handel  mit  Branntwein  konnte  sich  wieder  auf  reellerer 
Grundlage  bewegen,  nachdem  dem  Schmuggel  durch  die  neuen  Ver- 
hältnisse ein  wirksamer  Damm  entgegengesetzt  wurde,  die  Industrie 
konnte  den  zu  gewerblichen  Zwecken  nötigen  Spiritus,  nach  vor- 
heriger Denaturierung,  ohne  Erlegung  der  früher  geordneten,  nicht 
unbedeutenden  Denaturierungsgebühr  steuerfrei  beziehen,  auch  hat 
die  Steuerverwaltung  hinsichtlich  der  Zulassung  von  Denaturierungs- 
mitteln  für  einzelne  Gewerbe  und  Fabrikationszweige  mancherlei 
Zugeständnisse  gemacht.  Mit  der  Einführung  des  neuen  Systemes 
ist  zugleich  auch  nach  Massgabe  des  Art.  5.  I  des  Zollvereinigungs- 
vertrages  vom  8.  Juli  1867  die  Steuerfreiheit  des  verzollten 
Branntweines  und  die  Befreiung  desselben  von  dem  städtischen 
Oktroi  eingetreten.  Die  Steuerbelastung  ist  eine  viel  ge- 
ringere geworden,  denn,  während  im  Jahre  1872  noch  als  Ertrag 
der  elsässischen  Branntweinsteuer  1,204,000  Fr.  oder  963.200  M.  ins 
Budget  eingestellt  werden  konnten,  ist  der  Ertrag  unter  der  Herr- 
schaft des  neuen  Gesetzes,  wie  aus  nachstehender  üebersicht  hervor- 
geht, ein  bedeutend  geringerer  gewesen.  Er  betrug  abzüglich  der 
Steuervergütung  für  ausgeführten  Branntwein,  jedoch  ohne  Einrech- 
nung  des  Eingangszolles  für  vom  Zollauslande  eingeführten  Brannt- 
wein, und  zwar: 


innere 

Uebergangs- 

Zu- 

Steuer 

steuer 

sammen 

M. 

M. 

M. 

im 

Jahr 

1874/75 

586,478 

52,982 

639,460 

» 

ji 

1875/76 

1,032,103 

45,125 

1,077,228 ') 

s 

9 

1876/77 

560,772 

35,644 

596,416 

» 

n 

1877/78 

487,785 

45,433 

533,218 

■ 

t 

1878/79 

348,832 

50,991 

399,823 

a 

, 

1879/80 

241,065 

79,678 

320,743 

» 

n 

1880/81 

276,091 

67,473 

343,564 

n 

D 

1881/82 

386,346 

68,751 

455,097 

3 

» 

1882/83 

300,879 

69,668 

370..547 

r 

11 

1883/84 

526,707 

62,697 

589,404 

n 

» 

1884/85 

373,263 

63,535 

436,798 

> 

* 

1885/'86 

689,820 

47,808 
zus.  in  12  Jahr( 

737.628 

m  6,499,926  M 

archächnittl 

ich  im  Jahr  541,661  M. 

*)  Höherer  Ertrag  infolge  einer  guten  Wein-  und  Obsternte. 
Finanzarchiv.    V.  Jahrg.  gj5  g 
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Die  elsass-lothringische  Landeskasse  endlich  zog  aus  dem 
neuen  Verhältnis  den  nicht  zu  unterschätzenden  Vorteil,  dass  das 
sehr  hohe,  wegen  der  früheren  Nichtteilnahme  an  der  Norddeutschen 
Gemeinschaft  zu  zahlende,  die  wirklichen  Einnahmen  aus  der  elsässi- 
schen  Branntweinsteuer  um  ein  Erkleckliches  überschreitende  Aversum 
an  die  Reichskasse  nicht  mehr  abzuführen,  sondern  nur  die  that- 
sächlich  in  Elsass-Lothringen  aufkommenden  Erträgnisse  der  Brannt- 
weinsteuer an  dieselbe  abzuliefern  waren. 

Nach  und  nach  gewöhnte  man  sich  auch  in  Elsass-Lothringen 
an  das  neue  Besteuerungssystem.  Selbst  die  Eigenbrenner  schienen 
mit  der  Zeit  zufriedengestellt  oder  doch  durch  dasselbe  nicht  allzu- 
sehr beschwert  zu  sein,  denn  die  Zahl  der  Brennereien  von 
eigenem  Gewächs  hat  nicht,  wie  man  hätte  annehmen  können,  ab- 
genommen, sondern  hat  sich  noch  erhöht.  Im  Jahre  1874  zählte 
man  nämlich  etwa  24,000  solcher  Brennereien,  bis  zum  Jahre  1885 
hat  sich  die  Zahl  derselben  auf  über  28,000  erhöht. 

Inzwischen  ist  das  neue  Reichsbranntweinsteuergesetz  vom 
24.  Juni  1887  zustande  gekommen.  Im  Interesse  der  Landwirtschaft  hat 
man  das  Gesetz  vom  Jahre  1868,  allerdings  mit  erheblichen  Modi- 
fikationen bestehen  lassen  und  die  darin  normierte  ßohstoffbesteue- 
rung  beibehalten,  man  hat  aber  dieser  Steuer  noch  eine  ganz  be- 
deutende Verbrauchssteuer  von  50  M.  bezw.  70  M.  eventuell  mit 
einem  an  die  Stelle  der  Maischbottichsteuer  tretenden  Zuschlag  von 
20  M.  für  das  Hektoliter  reinen  Alkohol  hinzugefügt  und  hofft  durch 
diese  Zweiteilung  der  Steuer  und  die  vielfachen  sonstigen,  einzelnen 
Brennereien  zugestandenen  Begünstigungen  den  sich  geltend  machen- 
den Interessen  nach  jeder  Richtung  Rechnung  tragen  zu  können. 
Ob  sich  dasselbe  auch  durchweg  bewährt,  ob  nicht  früher  oder 
später  zu  einem  mehr  einheitlichen  Besteuerungsmodus  übergegangen 
werden  muss,  darüber  fehlen  zur  Zeit  jegliche  Erfahrungen.  Es  ist 
auch  hier  nicht  der  Ort,  dieses  neue  Gesetz  einer  kritischen  Be- 
leuchtung zu  unterziehen.  Es  genügt  uns  zu  konstatieren,  dass  sich 
dasselbe  rascher  eingelebt  hat,  als  man  bei  der  komplizierten  Ge- 
stalt desselben  erhoffen  durfte  und  dass  die  Einführung  desselben 
auch  in  Elsass-Lothringen  auf  keine  unüberwindlichen  Schwierigkeiten 
gestossen  ist,  zumal  man  dort  namentlich  bezüglich  der  Eigenbrenner 
mit  dem  Vollzug  schonend  vorgeht  und  von  der  gesetzlichen  Be- 
stimmung, für  die  Uebergangsperiode  die  notwendigen  Erleichterungen 
eintreten  lassen   zu   dürfen,    umfassenden  Gebrauch  macht.     Da  die 
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Reineinnahmen  aus  der  Verbrauchs  abgäbe  von  Branntwein  nebst 
Zuschlag  den  einzelnen  Bundesstaaten  nach  Massgabe  der  matrikular- 
mässigen  Bevölkerung  zu  überweisen  sind,  so  wird  sich  auch  zu 
Gunsten  des  elsässischen  Staatshaushaltes  der  finanzielle  Efiekt  des 
neuen  Reichsgesetzes  recht  fühlbar  machen.  In  dem  Etat  für 
1888  89  ist  als  Einnahme  aus  der  Verbrauchsabgabe  nebst  Zuschlag 
die  Summe  von  3,937,270  M.  eingestellt^).  Wenn  mm  auch  anderer- 
seits wegen  der  voraussichtlich  immer  steigenden  Bedürfnisse  des 
Reiches  die  Matrikularbeiträge  eine  Erhöhung  erfahren  werden,  so 
werden  der  elsässischen  Verwaltung  doch  noch  aus  den  ihr  zuge- 
wiesen werdenden  Einnahmen  der  Reichsbranntweinsteuer  reichliche 
Mittel  übrig  bleiben,  um  damit  dringliche  und  nützliche  Landes- 
bedürfnisse in  freigebiger  Weise  befriedigen  zu  können. 

Was 

C.  Die  Bestenernng  des  Bieres 

betrifft,  so  können  wir  uns  kürzer  fassen,  da  dieselbe  im  grossen 
und  ganzen  auch  jetzt  noch  nach  denselben  Grundsätzen  erfolgt, 
welche  zur  Zeit  der  Uebernahme  der  Steuerverwaltung  durch  deutsche 
Behörden  im  Jahre  1870  bestanden.  Die  grundlegenden  Bestim- 
mungen über  die  Bierbesteuerung  sind  in  den  Gesetzen  vom  25.  No- 
vember 1808,  vom  28.  April  1816  und  vom  12.  Dezember  1830 
enthalten.  An  denselben  sind  im  Wege  der  Gesetzgebung  keine 
Veränderungen  vorgenommen  worden,  dagegen  war  die  französische 
Verwaltung,  namentlich  im  Hinblick  auf  die  grossen  technischen 
Fortschritte  bei  der  Bereitung  des  Bieres,  insbesondere  infolge  der 
Einführung  der  sogenannten  bayerischen  Braumethode  (des  Dekok- 
tionsverfahrens)  wiederholt  genötigt,  wenigstens  auf  dem  Admini- 
strationswege den  Brauern  eine  Reihe  von  Zugeständnissen  zu 
machen. 

Dahin  gehören  namentlich  die  Zugeständnisse  wegen  Anbrin- 
gung beweglicher  Aufsätze  von  einer  bestimmten  Höhe  an  den  Bier- 
kesseln, wegen  Verwendung  von  Hilfskesseln  und  wegen  Festsetzung 
der  Zeit  für  das  Einbringen  des  Hopfens  in  die  Braukessel. 

Die   deutsche  Verwaltung   hat  im  Jahre  1870  die  französische 


^)  In  Baden  wurden  in  den  Staatsvoranschlag  für   1888/89  3,600,000  M. 
jährlich  eingestellt. 
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Praxis  pure  angenommen')  und  später  (im  Jahre  1875)  die  noch 
gültigen  gesetzlichen,  sowie  die  erlassenen  Verwaltungsvorschriften 
in  den  „Dienstvorschriften  zur  Ausführung  der  gesetzlichen  Bestim- 
mungen über  die  Biersteuer "  zusammengestellt^).  In  diesen  Dienst- 
vorschriften sind  auch  die  Steuersätze  fixiert,  d.  h.  in  die 
Markwährung  unter  Berücksichtigung  der  zwei  Zuschlagszehntel 
umgerechnet  worden.  Der  Steuersatz  für  starkes  Bier  wurde  auf 
2,88  Fr.  =  2,30  M.  und  derjenige  für  Dünnbier  auf  72  Cts.  =  58  Pf. 
für  das  Hektoliter  festgesetzt;  zugleich  wurde  bezüglich  der  Be- 
rechnung der  Biersteuer  das  unter  der  französischen  Verwaltung 
gemachte  Zugeständnis  aufrecht  erhalten,  dass  nur  80  Prozent  des 
Kesselbruttoinhaltes  zur  Versteuerung  zu  ziehen  sind.  Diese  Steuer- 
sätze sind  bis  jetzt  noch  in  Kraft. 

Bezüglich  der  Rückvergütung  der  Biersteuer  ist  bestimmt 
worden,  dass  dieselbe,  und  zwar  in  der  Höhe  der  eben  erwähnten 
Sätze  nur  solchen  Brauern  geleistet  wird,  welche  selbstgebrautes  und 
versteuertes  Bier  ausführen  und  den  Nachweis  der  vorschriftsmässig 
auf  einer  Uebergangsstrasse  erfolgten  Ausfuhr  bezw.  der  Einfuhr 
und  Versteuerung  am  Bestimmungsorte  liefern.  Im  übrigen  mussten 
gleich  am  Anfang  infolge  der  Wiedervereinigung  von  Elsass-Lothringen 
mit  Deutschland  wegen  der  Besteuerung  desjenigen  Bieres,  welches 
aus  den  deutschen  Staaten  in  die  Reichslande  eingeführt  wurde,  auf 
Betreiben  des  Syndikates  der  Strassburger  Bierbrauer  alsbald  Vor- 
kehrungen getroffen  werden.  Dies  geschah  auch  durch  die  Verord- 
nung des  Generalgouverneurs  vom  27.  November  1870  ^). 

Danach  wurde  für  solches  Bier  eine  Uebergangssteuer, 
und  zwar  für  starkes  Bier  von  2,88  Fr.  und  für  Dünnbier  von 
72  Cts.  vom  Hektoliter  festgesetzt.  Nebstdem  wurde  bestimmt,  dass 
bezüglich  des  über  die  Zollgrenze  vom  Vereinsausland  eingehen- 
den Bieres  an  Stelle  der  Uebergangssteuer  der  tarifmässige  Ein- 
gangszoll zu  entrichten  ist.  Endlich  ist  noch  unter  Aufrecht- 
erhaltung der  Gre Währung  eines  Rabatts  von  3  Prozent  fürs  Jahr  bei 
rechtzeitiger  Einzahlung  der  schuldigen  Biersteuer  die  Anordnung 
getroffen  worden,  dass  in  einzelnen  besonders  begründeten  Fällen 
den  Brauern,  sofern  die  schuldige  Summe  mindestens  240  M.  beträgt, 


*)  Vgl.   u.  a.   auch   die  Bekanntmachung   des   Kommissärs   für   die  Ver- 
waltung der  indirekten  Steuern  und  Zölle  vom  80.  August  1871.    Amtsbl.  S.  483. 
2)  Vgl.  Amtsblatt  1875  S.  65. 
»)  Amtsbl.  1871  S.  37. 
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eine  Zahlungsfrist  bis  zu  3  Monaten  unter  der  Bedingung  gewährt 
werden  kann,    dass  Sicherstellung  der  geschuldeten  Beträge  erfolgt. 

Weitere  wesentliche  Aenderungen  an  der  bestehenden  Gesetz- 
gebung und  an  den  erlassenen  Yollzugsvorschriften  wurden  nicht 
vorffenommen.  Die  elsässische  Bierbesteuerung  beruht  auch  heute 
noch  auf  dem  von  Frankreich  übernommenen  System,  bei  welchem 
als  Steuereinheit  der  Rauminhalt  des  Braugefässes  angenommen  und 
nur  zwischen  starkem  und  Dünnbier  ein  Qualitätsunterschied  gemacht 
wird.  Die  Biersteuer  der  Reichslande  ist  auch  heute  noch  eine 
Landessteuer  und  fliesst  der  Ertrag  derselben  in  die  elsass-lothrin- 
gische  Landeskasse. 

Obgleich  der  bestehende  Steuermodus  vielfache  Mängel  zeigt, 
indem  die  Kesselsteuer  auf  die  Qualität  des  Bieres  keine  Rücksicht 
nimmt,  den  Fortschritten  in  dem  Braugewerbe  und  dessen  Einrich- 
tungen hinderlich  ist  imd  leicht  dazu  führt,  dass  infolge  von  Nach- 
füUungen  weniger  gutes  und  haltbares  Bier  erzeugt  wird,  es  sich 
deshalb  an  und  für  sich  wohl  empfehlen  würde,  sich  an  eine  andere 
der  in  Deutschland  bestehenden  Besteuerungsarten,  etwa  an  die  in 
Norddeutschland,  Bayern  und  Württemberg  bestehende,  viel  ratio- 
nellere Materialbesteuerung  anzulehnen,  so  ist  doch  von  kompetenter 
eis ä ssischer  Seite  aus  niemals  angestrebt  worden,  sich  von  dem 
alten  Besteuerungssystem  zu  trennen.  Die  Brauer  waren  mit  der 
Erhebungsform  zufrieden,  die  Kontrollierung  der  Biersteuer  hat  der 
Steuerverwaltung  zu  wesentlichen  Beanstandungen  keinen  Anlass 
gegeben;  auch  sind  Unterschlagungen  durch  Vornahme  heimlicher 
Brauakte  nur  ganz  vereinzelt  vorgekommen.  Die  Zahl  der  im  Be- 
trieb gewesenen  Brauereien  hat  sich  zwar  vom  Jahre  1873  ab  stetig 
vermindert,  sie  ging  von  318  bis  auf  186  (im  Jahre  1886/87)  herab; 
es  ist  dies  aber  eine  Erscheinung,  welche  man  auch  anderwärts 
beobachten  kann  und  die  ihre  Erklärung  hauptsächlich  darin  findet, 
dass  die  grossen  Brauer,  welche  mit  verbesserten  Einrichtungen  und 
grossem  Kapital  arbeiten,  nach  und  nach  die  kleinen  Betriebe  un- 
möglich machen  und  dieselben  verdrängen.  In  Elsass-Lothringen 
hat  sich  namentlich  die  Nachfrage  nach  obergärigem  bezw.  Dünnbier 
sehr  vermindert  und  ist  infolgedessen  die  Zahl  der  Brauer  solchen 
Bieres  von  67  bezw.  44  (im  Jahre  1872),  auf  20  bezw.  21  (im  Jahre 
1887)  herabgegangen. 

Die  Gesamtproduktion  an  Bier  ist  in  den  letzten  15  Jahren 
ziemlich  konstant  geblieben.     Dieselbe   betrug  im  Jahre  1872  rund 
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812,000  hl,  stieg  im  Jahre  1880/81  auf  fast  1  Mill.  hl,  ging  aber 
von  da  ab  wieder  herunter  und  betrug  im  Etatsjahre  1886/87  nur 
rund  720,000  hl.  Von  den  verschiedenen  in  Elsass-Lothringen  er- 
zeugten Bieren  hat  namentlich  die  Herstellung  des  obergärigen 
und  des  Dünnbieres  eine  Einschränkung  erfahren,  während  die 
Produktion  des  untergärigen  — von  einzelnen  dabei  erheblichen 
Schwankungen  abgesehen  —  sich  auf  der  gleichen  Höhe  erhalten 
hat.  Die  Erzeugung  des  obergärigen  Biers  hat  sich  fast  stetig  ver- 
mindert, dieselbe  ist  von  91,000  hl  im  Jahre  1872  bis  auf  18,000  hl 
im  Etatsjahre  1886/87  herabgegangen.  Die  Produktion  von  Dünn- 
bier betrug  im  Jahre  1882  42,000  hl,  stieg  dann  etwa  bis  zum 
Jahre  1874,  ging  aber  von  dort  ab  bedeutend  zurück  und  bezifferte 
sich  im  Etatsjahre  1886/87  auf  nur  ca.  20,000  hl.  An  untergärigem 
Biere  wurden  im  Jahre  1872  etwa  679,000  hl  gebraut.  Das  Etats- 
jahr 1886/87  weist  fast  die  gleiche  Produktionsmenge,  nämlich  ca. 
681,000  hl  auf. 

Der  Ertrag  der  Kesselsteuer  schwankte  in  den  Jahren  1872 
bis  1886  zwischen  1,500,000  M.  und  2,170,000  M.  jährlich;  im 
Etatsjahre  1886/87  bezifferte  er  sich  auf  rund  1,600,000  M.;  hierzu 
sind  aber  noch  die  Uebergangssteuern  beizuschlagen,  deren  Betrag 
namentlich  wegen  der  immer  zunehmenden  Einfuhr  von  bayerischem 
Bier  stetig  gewachsen  ist.  Dieselben  sind  von  etwa  119,000  M.  (im 
Jahre  1872)  auf  431,000  M.  (im  Etatsjahre  1886/87)  gestiegen.  Die 
Ausfuhr  elsässischen  Bieres  und  damit  die  Rückvergütungen  haben 
beträchtlich  abgenommen.  Während  im  Jahre  1872  noch  ein  Betrag 
von  583,000  M.  zurückbezahlt  wurde,  haben  die  Rückvergütungen 
im  Etatsjahre  1886/87  nur  eine  Höhe  von  335,000  M.  erreicht. 

Hiernach  liegt  für  Elsass-Lothringen  zur  Zeit  keine  zwingende 
Notwendigkeit  vor,  die  dort  eingelebte  und  einträgliche,  in  ähnlicher 
Weise  auch  noch  in  Baden  bestehende  Besteuerungsform  zu  verlassen 
und  sich  einem  anderen  Steuersysteme  anzuschliessen.  Von  selten 
der  Reichsregierung  ist  allerdings  anlässlich  der  beabsichtigten  ander- 
weiten Regelung  und  Erhöhung  der  Brausteuer  in  der  norddeutschen 
Biersteuergemeinschaft  wiederholt  in  Aussicht  genommen  gewesen, 
Elsass-Lothringen  an  dieser  Gemeinschaft  teilnehmen  zu  lassen  ^), 
allein  da  die  bezüglichen  Gesetzesentwürfe  vom  Reichstage  ab- 
gelehnt wurden^),    so    fiel    damit    auch    zugleich    das    Projekt,    die 

0  Vgl.  Bundesratsdrucksache  von  1880  Nr.  18  und  172. 
^)  Vgl.  ßundesratsprotokoll  1881  §  305. 
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Reichslande  in  den  Geltungsbereich  der  norddeutschen  Brausteuer 
einzubeziehen. 

Der  Hauptgrund,  welcher  bislang  der  Ausdehnung  der  nord- 
deutschen Braugemeinschaft  auf  Elsass-Lothringen  im  Wege  stand, 
liegt  in  der  grossen  Verschiedenheit  der  Steuersätze. 
Während  nämlich  in  den  Reichslanden  bei  einem  Steuersatze  von 
2,30  M.  für  das  Hektoliter  Rauminhalt  des  Kessels  die  Steuer  für 
1  hl  fertigen  Bieres  unter  der  Annahme  von  10  Prozent  Ab- 
gang^) beim  Brauen  sich  auf  2,55  M.  berechnet,  stellt  sich  in  der 
norddeutschen  Gemeinschaft  das  Steuerbetreffnis  für  die  gleiche 
Menge  fertigen  Bieres  unter  der  Annahme,  dass  zur  Herstellung 
dieses  Quantums  Bier  rund  50  Pfund  ^)  Malz  nötig  sind,  und  unter 
Zugrundelegung  des  dermalen  bestehenden  Steuersatzes  von  4  M. 
per  100  kg  Malz  nur  auf  ungefähr  1  M.  *). 

Die  finanzielle  Wirkung  dieses  Verhältnisses  auf  Elsass- 
Lothringen  liegt  klar  zu  Tage  und  lässt  sich  ziffermässig  darstellen. 
Bei  dem  gegenwärtigen  Zustande  haben  die  Reichslande,  wenn  man 
von  den  sich  nahezu  ausgleichenden  Uebergangsabgaben  und  der 
Rückvergütung  für  ausgeführtes  Bier  absieht,  für  ihre  Landeskasse  jähr- 
lich ungefähr  1,500,000  M.  zu  erwarten.  Im  Landeshaushalt  für 
1886|87  waren  als  Einnahme  von  der  Biersteuer  1,698,000  M.  eingestellt; 
der  wirkliche  Ertrag  war  rund  1,600,000  M.     Davon  waren  wegen 


')  Bei  der  Steuerberechnung  werden,  obgleich  bei  dem  Brauen  eine  Nach- 
fiillung  mit  Wasser  von  20  Prozent  des  Rauminhaltes  des  Kessels  zugelassen 
ist,  doch  nur  80  Prozent  des  Bruttoinhaltes  des  Kessels  zur  Versteuerung  ge- 
zogen. Da  indessen,  abgesehen  von  dem  bei  der  Berechnung  des  Kesselinhaltes 
in  Abzug  kommenden  Kranz  von  5  cm  Höhe  weiter  gestattet  ist,  bis  nach  er- 
folgtem Einsieden  des  Bieres  auch  noch  einen  feststehenden  Aufsatz  bis  zu 
35  Prozent  des  Kesselinhaltes  anzubringen,  so  kann  der  Abgang  auf  höchstens 
10  Prozent  angenommen  werden. 

^)  Nach  den  statistischen  Erhebungen,  welche  von  der  Reichsregierung 
anlässlich  der  Vorlage  eines  Brausteuerentwurfes  gemacht  wurden,  wird  zur  Her- 
stellung von  1  hl  untergärigem  Bier  an  Malz  verwendet:  in  der  Biergemein- 
schaft 47,6  Pfund  und  in  Bayern  43  Pfund  (Bundesratsdrucksache  von  1879, 
Nr.  18). 

')  In  Bayern  berechnet  sich  bei  einem  Steuersatz  von  6  M.  vom  Hekto- 
liter (=  ungefähr  50  kg)  Malz  die  Steuer  für  100  1  fertigen  Bieres  (beim  Ver- 
brauch von  43  Pfund  Malz)  auf  2,58  M.  In  Baden,  wo  eine  Steuer  von  2  Pf. 
für  das  Liter  des  Bruttoinhaltes  des  Kessels  erhoben  und  ein  Abgang  beim 
Brauen  von  25  Prozent  angenommen  wird,  berechnet  sich  die  Steuer  für  100  1 
fertigen  Bieres  auf  2  M.  ÖQ^jt  Pf. 
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der  Nichtteilnahme  an  der  norddeutschen  Biersteuergemeinschaft  rund 
790,000  M.  an  die  Reichskasse  abzuführen.  Es  verblieb  daher 
noch  der  Landeskasse  die  erkleckliche  Summe  von  810,000  M.  Würde 
Elsass-Lothringen  sein  eigenes  Bierbesteuerungssystem  aufgeben  und 
in  die  Steuergemeinschaft  unter  deren  jetzige  Gesetzgebung  ein- 
treten, so  würde  zwar  das  Bier  in  Elsass-Lothringen  um  mehr  als 
die  Hälfte  niedriger  als  seither  besteuert  werden,  der  Landeskasse 
würde  aber  auch  der  üeberschuss  des  dermaligen  Ertrages  der  Bier- 
steuer über  das  an  die  Reichskasse  zu  zahlende  Aversum  von  über 
800,000  M.  entgehen.  Insolange  daher  in  der  norddeutschen  Brau- 
steuergemeinschaft der  Steuersatz  nicht  mindestens  um  das  Doppelte 
erhöht  wird,  wird  Elsass-Lothringen  schon  im  Interesse  des  Gleich- 
gewichtes seines  Staatshaushaltes  sich  dieser  Gemeinschaft  nicht  an- 
schliessen  können.  Es  wird  zunächst  in  seinem  eigenen  Interesse 
an  seinem,  wenn  auch  nicht  rationellen  Erhebungsmodus  der  Bier- 
steuer festzuhalten  und  zuzuwarten  haben,  bis  die  Verhältnisse  das 
in  Art.  25  der  deutschen  Reichsverfassung  gesteckte  Ziel  einer  Ueber- 
einstimmung  der  Gesetzgebung  über  Besteuerung  auch  des  Bieres  in 
allen  deutschen  Staaten  erreichbar  erscheinen  lassen. 

D.  Die  Lizenzgebülireii 

wurden  längere  Zeit  nach  der  Okkupation  von  Elsass-Lothringen  nach 
den  in  Frankreich  gültigen  gesetzlichen  Bestimmungen  erhoben  (siehe 
oben  S.  27).  Indessen  sah  man  davon  ab,  solche  von  den  ebenfalls  lizenz- 
gebührenpflichtigen Kartenfabrikanten,  Salpeterfabrikanten 
und  Zucker-  bezw.  Stärkezuckerfabrikanten  zu  erheben;  von 
den  erster en,  weil  man  auch  keine  Spielkartensteuer  erhob,  von 
den  beiden  letzteren,  weil  Salpeter-  und  Zuckerfabriken  in  Elsass- 
Lothringen  überhaupt  nicht  vorhanden  waren.  Die  Lizenzgebühren 
für  die  Unternehmer  öffentlicher  Fuhrwerke  gelangten  zwar 
anfänglich,  soweit  man  sie  erfassen  konnte,  zur  Erhebung,  sie  kamen 
aber  in  Wegfall,  als  die  Abgabe  vom  öffentlichen  Fuhrwerk  selbst 
aufgehoben  wurde  (cf.  unten  S.  97). 

Um  die  zerstreut  liegenden  Bestimmungen  über  die  Erhebung 
der  Lizenzgebühren  den  ausführenden  Beamten  zum  besseren  Ver- 
ständnis zu  bringen,  stellte  man  dieselben  im  Jahre  1876  in  der 
Form    von   Dienstvorschriften^)    zusammen    und    gab    zugleich 


^)  Amtsblatt  1876  S.  146. 
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uiiter  Weglassung  derjenigen  Gebühren,  auf  welche  man  bereits 
Verzicht  geleistet  hatte,  und  unter  Umrechnung  der  französischen 
Sätze  (einschliesslich  der  doppelten  Zuschlagszehntel)  in  die  Mark- 
währung, folgenden  Tarif  bekannt: 

Tarif 

für  die  Erhebung  der  Lizenzgebühren. 


c   u 

11 

Bezeichnung  der  Gewerbetreibenden 

Betrag  der 

Gebühr  für  ein 

Vierteljahr 

M.         Pf. 

1 

Kleinverkäufer  von  Getränken  in  Gemeinden 

mit  weniger  als     4,000  Seelen 

4,000  bis     6,000       ,          

6,000    ,    10,000       ,          

10,000    ,    15,000       ,          

15,000    ,    20,000       ,          

20,000    ,    30,000       ,          

,       30,000    „    50,000      ,         

,        50,000  und  darüber 

1 
1 
2 
2 
3 
3 
4 
4 
12 

12 

7 
2 

44 
92 
40 
88 
36 
84 
32 
80 

2 

Grosshändler  mit  Getränken 

3 

Bierbrauer 

im  Bezirk  Unterelsass 

4 

in  den  Bezirken  Oberelsass  und  Lothringen    .... 
Branntweinbrenner  und  Destillateure . 

20 
40 

Nach  diesem  Tarif  wurden  nun  die  Lizenzgebühren   weiter  er- 
hoben. 

Erst  im  Jahre  1880  wurde  ein  Teil  derselben,  nämlich 
diejenigen,  welche  für  den  Kleinverkauf  von  geistigen  Ge- 
tränken (Branntwein  und  Liqueur,  Traubenwein,  Obstwein,  Bier  und 
Met)  zu  entrichten  waren,  gesetzlich  anderweit  normiert.  Die  nächste 
Veranlassung  dazu  gab  der  Landesausschuss  für  Elsass-Lothringen 
selbst,  welcher  in  seiner  Sitzung  vom  7.  Februar  1879  den  Antrag 
annahm:  „Die  Versammlung  möge  den  Wunsch  aussprechen,  dass 
diejenigen  Massregeln,  welche  den  immer  mehr  anwachsenden  Ge- 
fahren aus  dem  gesteigerten  Branntweingenuss  steuern  können,  be- 
sonders durch  bedeutende  Erhöhung  der  Branntweinpreise,  nächstens 
einer  Prüfung  unterzogen  und  sobald  als  möglich  verwirklicht  werden. " 
Die  Regierung  hat  diese  Prüfung  veranlasst  und  hat  als  deren  Er- 
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gebnis  einen  Gesetzesentwurf')  in  Vorschlag  gebracht,  wonach  die 
Klein  verkauf  er  von  Branntwein  oderLiqueur  eine  Lizenzgebühr 
je  nach  der  Seelenzahl  der  Gemeinde  von  10,  15  und  25  M.  viertel- 
jährlich zu  zahlen  gehabt  hätten.  Dieser  Entwurf  wurde  aber 
wieder  zurückgezogen  und  durch  einen  neuen  viel  weiter  gehenden 
Entwurf^)  ersetzt. 

Der  letztere  verfolgte  nicht  nur,  wie  auch  der  erste  Entwurf, 
den  sittlichen  Zweck,  durch  die  höhere  Besteuerung  des  Vertriebes 
geistiger  Getränke  eine  Verminderung  der  Schankstätten  und  des 
Konsums  herbeizuführen,  sondern  stellte  sich  auch  zur  Aufgabe,  durch 
eine  namhafte  Erhöhung  der  Gebührensätze  für  den  Kleinverkauf, 
und  zwar  nicht  nur  von  Branntwein  und  Liqueur,  sondern  auch  von 
Wein,  Bier  und  Met  die  finanzielle  Seite  der  bestehenden 
Gesetzgebung  mehr  zur  Geltung  zu  bringen.  Man  wollte  damit  zu- 
gleich weitere  Mittel  zur  Deckung  des  Staatsbedarfes  und  eventuell 
zu  der  vom  Lande  vielfach  dringend  verlangten  Verminderung 
der  Weinsteuer  gewinnen.  In  diesem  zweiten  Entwurf  waren 
die  oben  angeführten  Sätze  auf  25  bezw.  50  und  75  M.  viertel- 
jährlich erhöht  und  zugleich  auch  auf  die  Kleinverkäufer  von  Wein, 
Bier  und  Met  ausgedehnt.  Der  Landesausschuss  hat  an  dem  Ent- 
wurf wesentliche  Aenderungen  vorgenommen^).  Derselbe  hat  sich 
zwar  mit  den  Sätzen  von  25,  50  und  75  M,  einverstanden  erklärt, 
jedoch  die  Bestimmung  getroffen,  dass  diese  Sätze  nicht  von  jedem 
Pflichtigen  im  vollen  Betrage  erhoben  werden,  sondern  nur  als 
Mittelsätze  gelten  sollen,  nach  welchen  das  Steuerbetreffnis  aller 
Pflichtigen  in  jeder  einzelnen  Gemeinde  im  ganzen  zu  berechnen 
ist  und  dass  sodann  dieses  Betreffnis  —  unter  Festhaltung  eines 
niedrigsten  Steuersatzes  von  15,  bezw.  25  und  30  M.  für  jeden 
Pflichtigen  in  den  nach  der  Seelenzahl  der  Gemeinde  getroffenen 
Abstufungen  —  auf  die  einzelnen  Lizenzsteuerpflichtigen  ausschliess- 
lich nach  dem  Umfange  und  der  Beschaffenheit  des  Geschäftsbetriebes 
durch  die  Repartitoren  der  direkten  Steuern  umzulegen  ist.  Dem- 
entsprechend wurden  denn  auch  in  dem  Gesetze  vom  5.  Mai  1880*) 
die  Lizenzgebühren  für  den  Kleinverkauf  von  geistigen  Getränken 
wie  folgt  festgesetzt: 

1)  Bundesratsdrucksache  1879  Nr.  166. 
'^)  Bundesratsdrucksache  1880  Nr.  45. 
«)  Bundesratsdrucksache  1880  Nr.  83. 
*)  Amtsblatt  1880  S.  63. 
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I.  in  Gemeinden  mit   weniger  als    2000  Seelen   vierteljährlich 
im  Mittel  25  M.  (niederster  Satz  15  M.); 

IL  in  Gemeinden   von   2000   bis    10,000  Seelen   vierteljährlich 

im  Mittel  50  M.  (niederster  Satz  25  M.); 
III.  in  Gemeinden   über  10,000  Seelen   vierteljährlich  im  Mittel 
75  M.  (mindester  Satz  30  M.). 

Dass  gleichzeitig  mit  der  Einführung  dieses  Gesetzes  auch  die 
Weinsteuer  von  3  M.  auf  1,50  M.  ermässigt  worden  ist,  haben  wir 
oben  S.  71  schon  erwähnt. 

Dieses  Gesetz  erlitt  bald,  und  zwar  zur  Beseitigung  hervorgetre- 
tener Mängel,  nach  zweifacher  Richtung  hin  eine  Abänderung.  Die 
eine  ging  dahin,  dass  durch  eine  Gesetzesnovelle  vom  23.  März 
1882^)  dem  Ministerium  die  Ermächtigung  erteilt  wurde,  für  den 
Kleinverkauf  von  geistigen  Getränken  in  abgelegenen  Gegenden  und 
kleinen  Ortschaften  (z.  B.  Forsthäuser,  welche  den  Verkauf  als 
Nebengeschäft  betreiben,  Wirtschaften  ledigh'ch  für  den  Touristen- 
verkehr) die  Lizenzgebühr  auf  eine  jährliche  Abgabe  von  5  bis 
50  M.  zu  ermässigen.  Mit  der  zweiten  wurde  dem  Direktor  der 
Zölle  und  indirekten  Steuern  die  Befugnis  erteilt,  die  Lizenzgebühr 
für  Wirte,  die  aus  besonderem  Anlass  vorübergehend  den  Aus- 
schank geistiger  Getränke  ausserhalb  ihres  gewöhnlichen  Geschäfts- 
lokales betreiben,  auf  den  Betrag  von  5  bis  25  M.  für  jeden  Tag, 
auf  welchen  sich  ein  solcher  Gelegenheitsbetrieb  (Kirchweihe, 
Truppenübungen,  Versteigerungen  etc.)  erstreckt,  zu  bemessen, 
jedoch  mit  der  Einschränkung,  dass  die  Gesamtabgabe  den  Mittel- 
steuersatz der  betreffenden  Gemeinde  für  ein  Vierteljahr  auch 
dann  nicht  übersteigen  darf,  wenn  der  Gelegenheitsbetrieb  in  zwei 
aufeinderfolgende  Kalendervierteljahre  fällt.  Auch  für  solche  Per- 
sonen, welche  nicht  im  Besitze  eines  Lizenzscheines  sind  (also  Nicht- 
wirten),  kann  der  Direktor  der  Zölle  und  indirekten  Steuern  unter 
der  gleichen  Voraussetzung  die  Gebühr  ermässigen,  aber  nicht  unter 
einen  Gesamtbetrag  von  10  M. 

Mit  dieser  Gesetzesnovelle  hat  die  Gesetzgebung  über  die  Li- 
zenzgebühren in  der  Hauptsache  ihren  vorläufigen  Abschluss  gefun- 
den^).  Unberührt  von  der  erwähnten  Aenderung  blieben  die  für  die 


1)  Amtsblatt  1882  S.  50.    Bundesratsdrucksache  1881  Nr.  116. 
*)  Vgl.  übrigens  noch  den  §  11  des  Gesetzes  vom  23.  März  1888,  Amts- 
blatt S.  50. 

635 


go  Ludwig  Kirsch, 

Grosshändler  mit  Getränken,  Bierbrauer,  Branntwein- 
brenner und  Destillateure  normierten  Lizenzgebühren-Tarif- 
sätze; diese  stehen  auch  heute  noch  auf  der  oben  S.  89  angegebenen 
Höhe. 

Die  Einnahmen  an  Lizenzgebühren  fliessen  in  die  elsass- 
lothringische Landes  kasse. 

lieber  die  Höhe  der  jährlichen  Einnahmen  an  solchen  Ge- 
bühren, sowie  über  die  Zahl  der  jährlich  ausgestellten  Lizenzscheine 
sollen  die  beiden  nachstehenden  Darstellungen  ein  übersichtliches 
Bild  geben.  Es  betrugen  die  Einnahmen  an  Lizenzgebühren, 
und  zwar: 

I.  Unter   der  Herrschaft   der   alten   Gesetzgebung   (Gesetz   vom 

26.  April  1816). 

M. 

1874 159,150 

1875 164,296 

1876 160,658 

1877 ,.■...  158,900 

1878 159,316 

1879/88 156,447') 

II.  Nach   der  Erhöhung   der  Lizenzgebühren   auf  Grund  des 

Gesetzes   vom  5.  Mai   1880  und   zwar 

a.  b.  c. 

r(^T,..i          f.      ■<•      n  Gebühren     für    die    Klein- 

Gebuhren    lur    die    Gross-  i  ••   i?                •  j.-        n 

■,..    11         -4.  ri  i  ••   1  verkauier  von  geistigen  Ge- 

handler  mit  Getranken,  ,  ..   i          r>         j.      •            j 

T)-    1               T>         4.      •  tranken:  Branntweine  und 

Bierbrauer     Branntwein-  Lit^eure,  Wein,  Bier  u.  Met       Zusammen 

brenner  und   Destillateure  /       ,     '■,        p       , 

(nach  der  alten  Gesetz-  ^l"^]^^.  /^g     ^J  ^^^ 

&^^"^^)  23.  März  1882) 

M.  M.                                  M. 

1880/81            79,502  2)  1,673,580  1,753,082 

1881/82           47,420  1,751,898  1,799,318 

1882/83            46,264  1,657,441  1,703,705 

1883/84            44,124  1,608,478  1,652,602 

1884/85            43,578  1,569,183  1,612,761 

1885/86            45,303  1,545,209  1,590,512 


^)  D.  i.  vom  1.  April  1879  bis  31.  März  1880.  Im  1.  Quartal  1879  sind 
ausserdem  39,583  M.  aufgekommen. 

^)  Darunter  noch  Gebühren  für  den  Kleinverkauf  von  geistigen  Getränken 
vom  1.  April  bis  30.  Juni  1880. 
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Die  ZaM  der  erteilten  Lizenzscheine  betrug; 


erteilt 

erteilt 

erteilt 

an 

an  Gross- 

an Bier- 
brauer 

Brannt- 
wein- 

Stand 
am 

erteilt  an  Kleinverkäufer  von  Ge- 

händler 
von  Ge- 

zumSatz 

bren- 
ner')und 

Zu- 

1. 

tränken  zu  dem  Satze  von  5,76  M. 

tränken 

von 

Destüla- 

sammen 

Januar 

bis  19,20  M.  jährlich 

zumSatz 

28,80 1) 
bezw. 

teure 
zum  Satz 

von48M. 

48  M.  2) 
jährlich 

von 

jährlich 

9,60  M. 
jährlich 

1876 

13,956 

590 

264 

781 

15,591 

1877 

14,065 

596 

237 

274 

15,172 

1878 

13,549 

632 

223 

276 

14,680 

1879 

13,833 

681 

216 

233 

14,963 

1880 

13,585 

682 

216 

194 

14,667 

Nach  dem  Gesetz  vom  5.  Mai  1880 

bezw.  23.  März  1882  an  Gasthäuser, 

Speisewirtschaften,  Schankwirt- 

schaften,  Kaöeehäuser,  an  Unter- 

nehmer   gelegentlichen   Verkaufs 

und  Verkaufs  über  die  Strasse. 

Nach  de 

m  Gesetz 

vom  28. . 

in  Ge- 
meinden 

in  Ge- 
meinden 

in  Ge- 
meinden 

April  1816. 

von  we- 

von 2000 

von 

niger  als 

bis 

mehr  als 

Zu- 

2000 

10,000 

10,000 

<JU 

Seelen. 

Seelen. 

Seelen. 

sammen 

Stand 

Mittel- 

Mittel- 

Mittel- 

am 

satz 

satz 

satz 

25  M. 

50  M. 

75  M. 

I.April 

1881 

6511 

2365 

1905 

10,781 

663 

209 

196 

1068) 

1882 

6293 

2350 

1825 

10,468 

660 

208 

216 

1084  i 

1883 

6115 
189*) 

2302 
43*) 

1822 
11*) 

10,239 
243*) 

629 

202 

184 

10151 

1884 

5992 

2272 

1792 

10,056 

619 

195 

225 

10391 5) 

255 

54 

13 

322 

1885 

5859 
260 

2220 
54 

1744 
10 

9,823 
324 

634 

186 

206 

1026 

1886 

5788 
279 

2147 

58 

1783 
10 

9,718 
347 

633 

183 

232 

1048 
/ 

I 


^)  Oberelsass  und  Lothringen. 

*)  ünterelsass. 

')  Die   sogenannten   Eigenbrenner   waren   von   der  Lizenzgebühr  befreit. 

*)  Die  unter  der  Linie  stehende  Summe  gibt  die  Zahl  der  Betriebe  an, 
welche  gemäss  §  1  des  Gesetzes  vom  23.  März  1882  einer  ermässigten  Lizenz- 
gebühr unterworfen  waren. 

*)  Hierzu  kommen  noch  die  Lizenzscheine,  welche  von  den  Speise-  und 
Kaffeewirten,  die  keine  geistigen  Getränke  verkaufen,  zu  lösen  sind  und  deren 
Zahl  sich  jährlich  auf  durchschnittlich  rund  130  beläuft. 
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Wir  sehen  aus  den  vorstehenden  Darstellungen,  dass  die  Ein- 
nahmen seit  1881,  wenn  auch  nicht  bedeutend,  doch  stetig  zurück- 
gegangen sind,  was  zum  Teil  seinen  Grund  darin  hat,  dass  von  der 
in  der  Gesetzesnovelle  von  1882  gegebenen  Befugnis  der  Ermässi- 
gung der  Lizenzgebühren  in  einzelnen  Fällen  immer  reichlicher  Ge- 
brauch gemacht  worden  ist;  wir  sehen  daraus  aber  auch,  dass  die 
Zahl  der  Klein  verkauf  er  von  geistigen  Getränken  vom  Jahre  1881 
bis  1886  um  mehr  als  1000  abgenommen  hat  und  dass,  wenn  auch 
diese  Abnahme  zum  Teil  darauf  zurückzuführen  ist,  dass  vorzugs- 
weise die  kleineren  Wirtschaften  auf  dem  Lande,  welche  nur 
nebenbei  betrieben  wurden,  und  die  Spezereihändler,  welche  gelegent- 
lich einige  Gläschen  Liqueur  verkauften,  wegen  der  Höhe  der  Lizenz- 
gebühren auf  den  Branntweinverkauf  verzichten  mussten,  der  ethische 
Zweck  der  gesetzlichen  Bestimmungen  doch  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  erreicht  worden  ist.  Immerhin  sind  die  Lizenzgebühren  keine 
beliebten  Abgaben.  Man  kennt  dieselben  auch  ausser  Frankreich  und 
Elsass-Lothringen  sonst  kaum.  In  Württemberg')  wird  noch  in 
der  Form  von  Sportein  neben  den  Umgeldabgaben  und  den  ein- 
maligen Wirtschafts  k  0  n  z  e  s  s  i  0  n  s  sportein  eine  Art  von  Lizenz- 
gebühr erhoben,  und  zwar  von  Gastwirten,  gewerbsmässigen  Bier- 
brauern und  solchen  Personen,  welche  zum  Ausschank  geistiger 
Getränke  jeder  Art  berechtigt  sind,  dieselben  ständig  ausschenken 
oder  in  kleineren  Mengen  über  die  Strasse  verkaufen.  In  England 
hat  jeder  Händler,  welcher  fremden  Wein  verkauft,  eine  Lizenzge- 
bühr von  1  Pf.  St.  10  Sh.  =  30,64  M.  zu  entrichten;  den  gleichen  Be- 
trag haben  die  Branntweinbrenner,  Raffineure  und  Kleinschenker, 
sowie  die  Branntweinhändler  zu  zahlen.  Nirgends  haben  aber  die 
Lizenzgebühren  eine  solche  Höhe,  wie  in  Elsass-Lothringen  erreicht. 
Selbst  in  Frankreich,  wo  man  doch  an  diese  Art  der  Besteuerung 
schon  lange  gewöhnt  ist,  begegnen  die  dort  schon  wiederholt  ge- 
machten Versuche,  die  Lizenzgebühren  zu  erhöhen,  immer  dem 
heftigsten  Widerspruch. 

Man  darf  sich  deshalb  nicht  wundern,  wenn  in  Elsass  immer 
und  immer  wieder  gegen  die  Lizenzgebühren  angekämpft  und  ver- 
sucht wird,  für  die  Beseitigung  des  fraglichen  Gesetzes  die  Regierung 
und  den  Landesausschuss  zu  gewinnen.     Die  desfallsigen  Bemühungen 


»)  Vgl,  Sportelgesetz  vom  30.  März  1881  Tarif  90  II.    Württembergisclies 
Regierungsblatt  1881  S.  169. 
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der  von  diesen  Gebühren  schwer  betroffenen  Wirte,  namentlich  der- 
jenigen auf  dem  flachen  Lande,  waren  zwar  bis  jetzt  fruchtlos,  in- 
dessen hat  doch  die  Kommission  des  Landesausschusses  anlässlich 
der  Prüfung  ihr  überwiesener,  die  Lizenzgebühren  betreffender 
Petitionen  in  einem  erst  kürzlich  erstatteten  Bericht  anerkannt, 
dass  es  wünschenswert  sei,  wenn  für  die  Repartition  bessere  Normen 
gefunden  werden  könnten. 

Es  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  das  Lizenzgebührengesetz  zu 
ganz  erhebUchen  Unzuträglichkeiten  führt.  Abgesehen  davon,  dass 
die  Gebühren  an  und  für  sich  schon  zu  hoch  bemessen  sind,  be- 
schweren sie  die  einzelnen  Steuerpflichtigen  nicht  in  dem  Verhältnisse, 
in  welchem  die  Höhe  der  Gebühren  zu  dem  Reinertrage  des  Wirt- 
schaft sbe  trieb  es  steht;  auch  der  Modus  der  Repartition  ist  häufig 
kein  gerechter  und  führt  zu  mancherlei  Kuriosa^). 

Nur  eine  gute  Seite  hat  das  Gesetz.  Es  sichert  den  fast  mühe- 
losen Eingang  ganz  erheblicher  Steuerbeträge,  weil  die  Lizenzge- 
bühren vierteljährlich  zum  voraus  bezahlt  werden  müssen,  erfordert 


^)  Z.  B. :  Drei  Wirte  eines  Dorfes  sind  zu  je  25  M.  pro  Quartal  eingeschätzt; 
einer  derselben  reklamiert   an  den  Bezirksrat,  dieser  ermässigt   die  Gebühr  um 
10  M.;  es  werden  also  für  das  betreffende  Etatsjahr  aufgebracht: 
von  zwei  Wirten  4 .  25 . 2  .  =  200  M. 
vom  dritten  4.15.1.=    60    , 

260  M. 
Das  Kontingent  betrug  aber      4 .  25  . 3 .  =  300  M. 


daher  Manko 40  M. 

Nach  §  4  Abs.  3  des  Getetzes  vom  5.  Mai  1880  muss  dieses  Manko  dem 
nächstjährigen  Kontingent  zugeschlagen  werden;  es  sind  daher  im  nächsten 
Etatsjahre  zu  repartieren 

4  .  25  .  3  =  300  M. 

+  das  Manko  mit  40  , 
Zus.  340  M. 
Wenn  nun  auf  abermalige  Reklamation  eines  der  Wirte  der  Bezirksrat  wieder 
eine  Ermässigung  bewilligt,  so  wird  das  Manko  gegenüber  dem  Kontingent 
noch  erheblicher  und  die  Repartition  des  letzteren  immer  schwieriger  werden. 
In  einer  abgelegenen  kleinen  Dorfgemeinde  bestehen  zwei  Wirtschaften,  welche 
4  X  25  X  2  =  200  M.  per  Jahr  bezahlen.  Einer  dieser  Wirte  gibt  sein  Ge- 
schäft auf;  auf  die  übrig  bleibende  eine  Wirtschaft,  welche  gering  geht,  findet 
die  Novelle  vom  23.  März  1882  Anwendimg.  Die  Lizenzgebühr  wird  also  er- 
mässigt auf  50  M.  (Maximalsatz.)  Nach  Jahr  und  Tag  wird  in  dieser  Dorf- 
gemeinde wieder  eine  zweite  Wirtschaft  eröffnet;  die  ex-mässigte  Wirtschaft 
verliert  infolgedessen  ihre  Vergünstigung  (!)  und  beide  Wirte  müssen  wie  früher 
4  X  25  X  2  =  200  M.  zahlen!! 
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daher  keine  komplizierte  Registerführung  und  schliesst  die  Mög- 
lichkeit von  Defraudationen  fast  vollständig  aus. 

Vom  wissentlichen  Standpunkte  aus  erscheint  uns  diese  Auf- 
lage mit  den  so  enormen  Beträgen  ganz  verfehlt;  dieselbe  wirkt  wie 
eine  direkte  Repartitionssteuer  und  haften  deshalb  an  ihr  auch  all 
die  Mängel,  welche  eine  solche  Steuer  im  Gefolge  hat.  Wir  glauben 
deshalb  nicht  an  eine  lange  Lebensdauer  dieser  Gebühren,  sind  viel- 
mehr der  Ansicht,  dass  dieselben  in  Elsass-Lothringen,  sobald  der 
Staatshaushalt  es  erlaubt,  wenn  auch  nicht  ganz  beseitigt,  doch 
wieder  auf  massigere  Sätze  herabgesetzt  und  der  Modus  der  Repar- 
tition  geändert  werden  müssen. 

E.  Die  Abgabe  von  öffentlicliem  Fuhrwerk 

wurde  von  der  deutschen  Verwaltung  ebenfalls  zu  erheben  versucht, 
der  Ausführung  stellten  sich  aber,  da  die  Verkehrsverhältnisse  durch 
die  Okkupation  und  den  Anschluss  von  Elsass-Lothringen  an  Deutsch- 
land ganz  andere  geworden  sind,  die  grössten  Schwierigkeiten 
entgegen. 

Auf  die  Erhebung  einer  Abgabe  von  der  Beförderung  von 
Personen  und  Eilgütern  auf  Eisenbahnen  und  dem  Personen- 
transport auf  Wasserfahrzeugen  (der  Warentransport  auf  letz- 
teren war  der  Fuhrwerkssteuer  überhaupt  nicht  unterworfen)  glaubte 
man  von  vornherein  ganz  verzichten  zu  sollen.  Von  der  Erhebung 
der  Eisenbahnabgabe  hat  man  Umgang  genommen,  weil,  ab- 
gesehen davon,  dass  im  übrigen  Deutschland  eine  solche  Abgabe  gar 
nicht  bestand,  dieselbe  die  Personen-  und  Güterbewegung  empfindlich 
eingeschränkt  und  belastet,  auch  nachteilig  auf  die  Erträge  der  Eisen- 
bahnen zurückgewirkt  hätte.  Die  Besteuerung  des  Personentrans- 
portes auf  den  Wasserfahrzeugen  hat  man  nicht  wieder  aufge- 
nommen, weil  der  Ertrag  ohnehin  finanziell  von  keiner  Bedeutung 
gewesen  und  jedenfalls  mit  den  vielfachen  steuerlichen  Kontrollen 
und  den  mannigfachen  Belästigungen  der  Schifi'sführer  und  der 
Reisenden  in  keinem  Verhältnisse  gestanden  wäre.  Dagegen  hat 
man  den  Versuch  gemacht,  die  L  a n  d fuhrwerke  zur  Besteuerung 
nach  wie  vor  heranzuziehen.  Da  der  Ertrag  dieser  Abgabe  aber 
verhältnismässig  unbedeutend  war  (er  bezifferte  sich  im  Jahre  1872 
auf  63  517  Fr.),  die  Steuer  überdies  vorzugsweise  von  der  ärmeren 
Bevölkerung,  welche  sie  als  eine  drückende  Last  empfand,  getragen 
werden  musste  und  sie  auch  für  die  Postverwaltung  in  hohem  Grade 
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unbequem  war  und  deren  Erträge  beeinträchtigte,  so  ent«chloss  man 
sich  im  Interesse  des  Verkehres  schon  im  Jahre  1873,  auch  auf  diese 
Abgabe  Verzicht  zu  leisten.  Das  Gesetz  vom  21.  Mai  1873^)  hob 
die  Besteuerung  des  öffentlichen  Fuhrwerkes  vom  1.  Juli  1873 
vollständig  auf  und  beseitigte  damit  eine  Reihe  von  Verkehrsbe- 
schränkungen, ohne  die  Einnahmen  der  Landeskasse  allzusehr  zu 
schädigen. 

F.  Die  Abgabe  auf  Spielkarten 

ist  seitens  der  deutschen  Verwaltung  in  Elsass-Lothringen  voll- 
ständig ausser  Hebung  geblieben,  weil  die  für  die  Erhebung  und 
für  die  Kontrolle  derselben  notwendigen  Einrichtungen  fehlten  und 
neu  hätten  geschaffen  werden  müssen,  was  zweifellos  einen  grossen 
Kostenaufwand  verursacht  hätte.  Ohnehin  wäre  dieselbe  nach  Auf- 
hebung der  Zollgrenze  gegen  Deutschland,  welche  am  I.Januar  1872 
erfolgte,  nicht  mehr  aufrecht  zu  erhalten  gewesen,  da  dann  dem 
Einbringen  unversteuerter  Karten  aus  Deutschland,  namentlich  aus 
dem  angrenzenden  B a d e n  und  der  benachbarten  Rheinpfalz  doch 
nicht  mehr  mit  Erfolg  hätte  begegnet  werden  können.  Da  auch 
der  Ertrag  dieser  Abgabe  von  keiner  grossen  Bedeutung  gewesen 
wäre  —  er  wurde  für  Elsass-Lothringen  auf  ca.  53,000  Fr.  jährlich 
berechnet  —  so  glaubte  man  auf  dieselbe  vollständig  verzichten 
zu  sollen. 

Die  schon  durch  das  Finanzgesetz  von  10.  Juni  1872  -)  be- 
schlossene Ausserhebungstellung  der  Abgabe  auf  Spielkarten  wurde 
durch  die  förmliche  Aufhebung  dieser  Abgabe  mittels  Gesetz  vom 
21.  Mai  1873^)  dauernd  sanktioniert. 

Ein  ähnliches  Schicksal  hatten 

Gr.  Die  Gebühren  wegen  der  Garantie  von  Gold-  nnd  Silberwaren. 

Auch  diese  blieben  seit  Einführung  der  deutschen  Verwaltung 
ausser  Hebung,  anfänglich,  weil  die  dazu  nötigen  Einrichtungen  und 
das  erforderliche  Personal  vollständig  fehlten  und  späterhin,  weil  es 
überhaupt  unmöglich  gewesen  wäre,  diese  Gebühren  wieder  einzu- 
führen,   nachdem  Elsass-Lothringen   in    das  deutsche  Zollgebiet,    in 


*)  Gesetzblatt  für  Elsass-Lothringen  1873  Nr.  11;  Amtsblatt  1873.  S.  171, 
-)  Gesetzblatt  für  Elsass-Lothringen  1872  S.  177. 

*)  Gesetzblatt  für  Elsass-Lothringen  1873  Nr.  11;  Ämtsblatt  1873  S.  171. 
finanzarchiv.    V.  Jahrg.  gjj  rj 
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welchem  derartige  Gebühren  nicht  zur  Erhebung  gelangten,  einver- 
leibt worden  war.  Da  überdies  von  den  Gebühren  kein  bedeutender 
Ertrag  zu  erwarten  vrar  —  er  wurde  im  Jahre  1872  für  Elsass- 
Lothringen  auf  ca.  126,000  Fr.  berechnet  —  so  fiel  es  der  deutschen 
Verwaltung  nicht  schwer,  auf  denselben  dauernd  Verzicht  zu  leisten. 
Mit  Gesetz  vom  21.  Mai  1873^)  wurde  auch  diese  Abgabe  in  der 
Liste  der  im  Elsass  bestandenen  indirekten  Steuern  förmlich  ge- 
strichen. 

Etwas  anders  verhielt  es  sich  mit  der  Erhebung 

H.  Der  Abgabe  von  inländiscliein  Salz. 

Die  deutsche  Verwaltung  fand  in  Elsass-Lothringen  zwei  Gruppen 
von  Privatsalz  werken  vor,  und  zwar  im  Kreise  Chäteau-Salins: 
Dieuze,  Moyenvic  und  Saleaux  und  im  Kreise  Saargemünd: 
Saaralben,  Salzbronn  und  Haras. 

Die  dort  angestellten  französischen  Beamten  hatten  beim  Vor- 
marsch der  deutschen  Truppen  ihre  Funktionen  alsbald  eingestellt; 
es  mussten  deshalb  zur  Sicherung  der  Salzabgabe  deutsche  Beamte 
dahin  beordert  werden. 

Auf  der  Gruppe  Dieuze  etc.  wurde  die  Steuererhebung  schon 
am  30.  September  1870  auf  Anordnung  des  Geheimen  Regierungs- 
rates Aberg,  Kommissar  für  das  Steuerwesen  in  Nancy  eingerichtet 
und  in  Dieuze,  Moyenvic  und  Saleaux  je  ein  Einnehmer  und  ausser- 
dem in  Dieuze  ein  Steueraufseher  bestellt.  Der  Einnehmer  in  Dieuze 
fungierte  zugleich  als  0  b  e  r  einnehmer  für  Moyenvic  und  Saleaux. 
Auf  der  zweiten  Gruppe,  Saaralben  etc.,  konnte  mit  der  Steuer- 
erhebung erst  am  5.  Dezember  1870  begonnen  werden.  Die  bezüglichen 
Einrichtungen  wurden  durch  den  königlich  preussischen  Bergrat 
Hauchecorne  und  den  grossherzoglich  badischen  Finanzassessor 
Glockner  getroffen.  Für  die  ganze  Gruppe  von  Salzwerken  wurde 
nur  ein  Einnehmer,  und  zwar  mit  dem  Sitze  in  Saaralben  be- 
stellt, dagegen  wurde  auf  den  Salzwerken  Salzbronn  und  Haras  je 
ein  Steueraufseher  stationiert. 

Der  Ertrag  war  nicht  unbedeutend.  Derselbe  stellte  sich  bis 
Ende  1870  auf  261,476  Fr.  52  Cts.  und  von  da  an  bis  7.  August  1871 
auf  261,066  Fr.  59  Cts.,  zusammen  auf  522,543  Fr.  11  Cts.  und 
floss    in    die  Landeskasse.     Indessen   dauerte  dieser  Zustand  nicht 


')  Gesetzblatt  für  Elsass-Lothringen  1873  Nr.  11;   Amtsblatt  1873  S.  Vi 
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lange.  Mittels  Gesetz  vom  17.  Juli  1871  wurde  die  deutsche  Salz- 
steuergesetzgebung (Gesetz  vom  12.  Oktober  1867)  in  Elsass- 
Lothringen  eingeführt  und  trat  am  7.  August  1871  in  Kraft '); 
durch  Verordnung  des  Kommissars  für  die  Verwaltung  der  indirekten 
Steuern  und  Zölle  vom  1.  August  1871  ^)  wiu"den  sodann  auf  den 
obengenannten  Salzwerken  nach  deutschem  Muster  Salzsteuer- 
ämter errichtet,  organisationsmässig  mit  deutschen  Beamten  besetzt 
und  dem  inzwischen  aufgehobenen  Hauptzollamt  Vic  untergeordnet. 

Damit  war  die  Erhebung  der  Salzsteuer  in  feste  Bahnen 
gelenkt. 

Der  Abgabesatz  betrug  nunmehr  statt  10  Fr.  12  M.  für 
100  kg.  In  den  übrigen  Vorschriften,  namentlich  hinsichtlich  der 
Steuerbefreiung  sind  durch  die  Einführung  der  deutschen  Salz- 
steuergesetzgebung wesentliche  Aenderungen  nicht  eingetreten.  Der 
Ertrag  der  Abgabe,  welcher  von  nun  ab  in  die  deutsche  Reichs- 
kasse floss,  ist  ein  ganz  nennenswerter.  Derselbe  betrug 
in  den  Jahren  M. 

1874  1,122,140 

1875  1,007,272 

1876  995,968 

1877  884,717 

1878  1,092,415 
1879/80  1,263,175') 
188081  1,164,166 
1881/82  1,138.809 
1882/83  1,164,414 
1883/84  1.127,017 
1884/85  1,316,647 
1885/86  1,854,132 
1886/87  1,808,735 

Danach  nahm  der  Ertrag  fast  immer  zu,  in  den  letzten  beiden 
Jahren  erreichte  er  gegenüber  den  Erträgnissen  der  ersten  Jahre 
eine  um  50  Prozent  gesteigerte  Höhe.  Dementsprechend  gestalteten 
sich  auch,  wie  aus  der  nachfolgenden  üebersicht  hervorgeht,  die  Pro- 
duktionsverhältnisse fast  von  Jahr  zu  Jahr  günstiger.  Dagegen  nahm 
die  Einfuhr  von  Salz  aus  Frankreich  und  die  Ausfuhr  von  solchem  nach 
Frankreich  immer  mehr  ab.     Es  erklärt  sich  diese  Erscheinimg  aber 

1)  Amtsblatt  1871  S.  239  und  394. 
-)  Amtsblatt  1871  S.  261. 

*)  Ist  die  Summe  von  ^4  Jahren;  im  1.  Quartal  1879  betrug  die  Steuer 
293,832  M. 
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lediglich  dadurch,  dass  die  elsass-lothringischen  Salzwerke,  um  die 
ihnen  unbequeme  Konkurrenz  der  benachbarten  französischen  Salz- 
werke zu  beseitigen,  mit  letzteren  über  die  Ausdehnung  des  Be- 
salzungsgebietes  Verträge  abgeschlossen  haben.  Die  Produktions- 
verhältnisse der  elsässischen  Salzwerke  und  die  Einfuhr  von  Salz 
von  Frankreich  und  die  Ausfuhr  dorthin  werden  durch  folgendes  Bild 
veranschaulicht : 


Tnl,« 

Zahl  der 

Produzierte 

aus  Frankreich 

nach  Frankreich 

Janr 

Salzwerke 

Salzmenge 

eingeführt 

ausgeführt 

kg 

kg 

kg 

1874 

6 

46,862,350 

7,517,600 

252,100 

1875 

6 

38,464,000 

7,418,100 

50,200 

1876 

6 

38,777,450 

7,242,700 

105,550 

1877 

6 

38,002,600 

'    4,019,300 

111,200 

1878 

6 

38,370,750 

2,496,500 

2,150 

1879/80 

6 

42,025,117 

2,662,852 

1,449 

1880/81 

.       7^) 

42,838,066 

2,576,110 

62,759 

1881/82 

7 

47,734,671 

2,590,185 

111,930 

1882/83 

7 

46,155,600 

2,573,600 

400 

1883/84 

7 

45,203,600 

2,333,000 

500 

1884/85 

8^) 

53,862,800 

1,609,200 

100 

1885/86 

8 

61,704,700 

70,500 

— 

J.  Die  Abgabe  vom  inländisclieii  Zucker 

nahm  die  Thätigkeit  der  deutschen  Verwaltung  gar  nicht  in  An- 
spruch, weil  in  Elsass-Lothringen  keine  Rübenzuckerfabriken  ^)  vor- 
handen waren  und  daher  auch  kein  Rübenzucker  produziert  wurde. 
Grleichwohl  hat  man,  nachdem  Elsass-Lothringen  mit  dem  Deutschen 
Reich  vereinigt  war,  sich  veranlasst  gesehen,  das  in  Deutschland 
gültige  Gesetz  vom  26.  Juni  1869,  betreffend  die  Besteuerung  des 
Zuckers,  zumal  dasselbe  auch  Bestimmungen  über  den  ausländischen 
Zucker  enthält,  nebst  der  Anweisung  zur  Ausführung  des  Gesetzes 
mittels  Gesetzes  vom  17.  Juli  1871'^)    auch  in  Elsass-Lothringen  in 


^)  In  Chambrey  ist  ein  weiteres  Salzwerk  mit  besonderem  Salzsteueramt 
errichtet  worden. 

^)  Desgleichen  in  Solvay  werk  bei  Saaralben ,  zum  Salzsteueramt  Saar- 
alben gehörig. 

^)  Es  ist  zwar  wiederholt  der  Anbau  von  Rüben  im  Oberelsass  angeregt 
worden,  allein  die  Landwirte  wollten  sich  nicht  dazu  verstehen,  für  eine  Reihe 
von  Jahren  sich  zur  Ablieferung  eines  bestimmten  Rübenquantums  zu  verpflichten. 

")  Amtsblatt  1871  S.  239  und  267.  1872  S.  5. 
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Kraft  zu  setzen.  Dementsprechend  sind  auch  die  später  zustande 
gekommenen  Gesetze,  betreffend  die  Steuervergütung  für  Zucker, 
vom  7.  ,luli  1883  und  13.  Mai  1885  *)  und  das  neue  Gesetz,  be- 
treffend die  Besteuerung  des  Zuckers  vom  1.  Juni  1886^)  publiziert 
worden.  Ein  Steueraufkommen  an  Rübenzuckersteuer  hat  sich  hier- 
nach bis  jetzt  in  Elsass-Lothringen  nicht  ergeben  können.  Eintre- 
tenden Falls  würde  der  Ertrag  derselben  in  die  Reichs  kasse  fliessen. 

K.  Die  Abgabe  vom  Tabak. 

Als  die  deutschen  Truppen  Elsass  besetzten,  war  das  dort  bis 
dahin  bestandene  Tabaksmonopol  nicht  mehr  aufrecht  zu  erhalten. 
Der  Kommissar  für  die  Verwaltung  der  direkten  und  indirekten 
Steuern  in  Elsass-Lothringen  in  Nancy  hat  deswegen  auch  schon 
unterm  26.  August  1870^)  verordnet,  dass  der  Detailhandel  mit  Tabak 
frei  und  die  Kontrolle  des  Tabakbaues  ausser  Wirksamkeit  gesetzt 
sei.  Damit  war  das  Tabaksmonopol  in  Elsass-Lothringen  thatsäch- 
hch  beseitigt.  Die  in  den  Depots  von  Hagenau,  Benfeld  und 
Oberehnheim  vorgefundenen  sehr  beträchtlichen  Vorräte  an  Tabak 
und  Tabaksfabrikaten  wurden  von  der  Militärverwaltung  als  Kriegs- 
beute beschlagnahmt  und  zu  Gunsten  der  Militärkasse  (leider  zu 
Schleuderpreisen,  5  M.  pro  100  kg!)  an  deutsche  Firmen  verkauft. 
Der  effektive  Handelswert  soll  sich  auf  2  bis  3  Millionen  Franken 
belaufen  haben. 

Die  Vorräte  der  M  e  t  z  e  r  Manufaktur  wurden  später  zu  Gunsten 
der  Landeskasse  veräussert;  diejenigen  in  der  alsbald  militärisch  be- 
setzten Tabakmanufaktur  in  Strassburg  blieben  unberührt.  Später 
wurden  für  die  deutsche  Armee  grosse  Mengen  von  Tabak  und 
Zigarren  förmlich  requiriert  und  der  ordnungsmässig  verabfolgte 
Tabak  (im  Gesamtwerte  von  etwa  250,000  Fr.)  gebucht.  Nach  dem 
Falle  von  Strassburg  wurde  die  Arbeit  in  der  Manufaktur  eingestellt. 
Achthundert  Arbeiter  und  zahlreiche  Angestellte  waren  zur  Un- 
thätigkeit  verurteilt.  Indessen  wurde  schon  am  13.  Oktober  1870 
auf  Veranlassung  des  Regierungskommissars  Bergrat  Hauchecorne 
das  Verkaufsmagazin  wieder  eröffnet  und  einige  Tage  darauf  auch 
der  Betrieb.     Die   deutsche  Verwaltung  glaubte,    diese  Massnahmen 


1)  Amtsblatt  1883  S.  102  und  1885  S.  39. 
*)  Amtsblatt  1886  S.  61. 

')  Vgl.    die  Einleitung   zu  der  Verordnung   des  (reneralgouvemeurs  vom 
7.  Juni  1871  Ämtsblatt  S.  195. 
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deshalb  rasch  ergreifen  zu  sollen,  einmal,  um  den  zahlreichen  durch 
den  Stillstand  der  Manufaktur  beschäftigungslos  gewordenen  Arbeitern 
wieder  zu  einem  Verdienst  behilflich  zu  sein,  zum  anderen,  um  den  Tabak- 
bauern, welche  sich  der  Monopolverwaltung  gegenüber  verpflichtet 
hatten,  Gelegenheit  zum  Verkauf  ihrer  1870er  Tabaksemte  zu  geben, 
was  um  so  notwendiger  war,  als  die  elsässischen  Tabake  im  deut- 
schen Handel  nicht  eingeführt  waren  und  der  deutschen  Geschmacks- 
richtung nicht  entsprachen.  Zugleich  wollte  man  auch  vermeiden, 
dass  durch  das  plötzliche  Angebot  der  grossen  Vorräte  an  Tabak 
und  Tabaksfabrikaten  der  Preis  gedrückt  und  dadurch  der  Tabakhandel 
geschädigt  werde. 

Die  Verwaltung  der  Manufaktur  wurde  dem  Zivilkommissar 
unmittelbar  unterstellt  und  wurde  mit  der  Oberleitung  zunächst 
Bergrat  Hauchecorne  betraut.  Derselbe  wurde  am  30.  Dezember 
1870  durch  den  grossherzoglich  badischen  Finanzassessor  Glockner 
ersetzt,  welcher  die  bezüglichen  Geschäfte  mit  grossem  Geschick  und 
Verständnis  leitete  ^). 

Von  den  ehemaligen  Beamten  der  Manufaktur  stellte  sich  nur 
der  technische  Sektionschef  Schmitter  ^)  der  deutschen  Verwaltung 
sofort  zur  Verfügung  und  ist  es  ihm  allein  zu  verdanken,  dass  der 
Betrieb  der  Manufaktur  so  schnell  wieder  aufgenommen  und  mit 
Erfolg  weitergeführt  werden  konnte,  da  bei  der  Eigenart  des  fran- 
zösischen Geschmackes  es  deutschen  Fabrikanten  nicht  möglich  ge- 
wesen wäre,  den  Betrieb  so  zu  leiten,  wie  dies  von  Schmitter 
geschehen  ist. 

Es  ginge  über  den  Plan  unserer  Abhandlung  hinaus,  wenn 
wir  die  Weiterentwickelung  der  Strassburger  Tabakmanufaktur  hier 
besprechen  wollten.  Es  ist  bekannt,  dass  sie  viele  Gegner  hatte  und 
noch  hat,  und  dass  wiederholt  ein  allgemeiner  Sturmlauf  gegen  die- 
selbe unternommen  worden  ist.  Namentlich  war  dies  der  Fall,  als 
die  Verwaltung  sich  wegen  des  Absatzes  ihrer  Fabrikate  mit  Zir- 
kularen direkt  an   die  Konsumenten   wendete   und    denselben    schon 


^)  In  einer  Broschüre  „La  manufacture  des  Tabacs  de  Strasbourg,  par 
Gustave  Fischbach,  1873"  ist  über  die  Thätigkeit  Glockners  gesagt:  „M.  le  con- 
seiller  Glockner  sut  s'aquerir  les  sympathies  du  personnel  de  l'etablissement, 
compose  entierement  d'Alsaciens.  Ouvriers  et  employes  se  cotiserent  au  momefnt 
de  son  depart  pour  lui  offrir,  avec  une  adresse  de  remerciments,  une  coupe  en 
argent  cisele,  comme  souvenir  de  son  sejour  parmi  eux." 

^)  Jetzt  Direktor  der  Manufaktur. 
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bei  kleineren  Quantitäten  Engrospreise  offerierte,  und  als  sie  an 
verschiedenen  Orten  anderer  Bundesstaaten  Filialen  errichtete.  Häufig 
erblickte  man  hierin  in  Altdeutschland  vielfach  den  Vorboten  des 
Tabaksmonopols  und  glaubte  schon  deswegen  den  Kampf  gegen  den 
Bestand  der  Manufaktur  führen  zu  sollen. 

Eine  genaue  Angabe  des  finanziellen  Ertrages  der  Manufaktur 
ist  nicht  leicht  zu  geben.  Vor  der  durch  den  bekannten  Direktor 
Dr.  Roller  vorgenommenen  Betriebserweiterung  soll  der  Reinertrag 
zwischen  600,000  und  700,000  M.  betragen  haben.  Im  Landeshaus- 
haltsetat für  1886  87  war  der  Ueberschuss  zu  500,000  M.  angenommen; 
im  Etat  für  1888/89  sind  hierfür  nur  450,000  M.  vorgesehen. 

Dieser  Ertrag  charakterisiert  sich  aber  lediglich  als  eine  Einnahme 
des  Landes  aus  einer  privatwirtschaftlichen  Thätigkeit.  Eine 
H  0  h  e  i  t  s  abgäbe  von  Tabak  wurde  anfänglich  nicht  erhoben.  Es 
wurde  zwar  so  bald  wie  möglich  das  in  Altdeutschland  damals  be- 
standene Gesetz,  betreffend  die  Besteuerung  des  Tabaks  vom  26.  Mai 
1868,  wonach  die  mit  Tabak  bebaute  Fläche  (je  85  Quadratmeter 
75  Cts.)  als  Grundlage  der  Besteuerung  diente,  mit  einigen  Modi- 
fikationen durch  Verordnung  des  Generalgouverneurs  vom  7.  Juni 
1871  in  Elsass-Lothringen  eingeführt  ^),  die  1870er  Ernte  hat  man 
aber  wegen  der  vorgeschrittenen  Jahreszeit  und  weil  eine  sofortige 
zollfreie  Zulassung  des  elsässischen  Tabaks  zur  Einfuhr  in  das  Zoll- 
vereinsgebiet noch  nicht  zulässig  war,  nicht  mehr  erfassen  können 
und  wollen,  und  hat  sie  deshalb  vollständig  steuerfrei  gelassen  -). 

Als  sodann  im  Deutschen  Reiche  im  Jahre  1879  an  Stelle  des 
eben  erwähnten  Gesetzes  das  Gesetz  vom  16.  Juli  1879  ^)  trat,  durch 
welches  an  Stelle  der  Flächenbesteuerung  die  Gewichts  Steuer  ge- 
setzt wurde,  ist  dieses  selbstredend  auch  für  die  Reichslande  in  Wirk- 
samkeit gekommen  und  es  sind  dort,  wie  in  Altdeutschland,  die  zur 
Ausführung  des  Gesetzes  getroffenen  Bekanntmachungen,  Dienstvor- 
schriften, Regulative  etc.  zur  Durchführung  gelangt  *). 

Der  Ertrag  der  Tabaksteuer  fliesst  —  vorbehaltlich  der  Rück- 
überweisung eines  Teiles  derselben  in  die  Landeskasse  auf  Grund 
des  §  8  des  Reichsgesetzes  vom  15.  JuH  1879  (Fr an kenst einsehe 


1)  Strassburger  Zeitung  Nr.  137  vom  10.  Juni  1871,  Amtsblatt  1871  S.  195. 
^)  Vgl.  den  Erlass  des  Zivilkommissars   in  Elsass-Lohringen  vom  23.  De- 
zember 1870,  Amtsblatt  1871  S.  47. 

')  Reichsgesetzblatt  1879,  S.  245. 

*)  Amtsblatt  1879  S.  171,  1880  S.  35.  115.  176. 
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Klausel  ^) 

—  in 

die  Reichskasse  und  beziffert  sich 

in  den 

einzelnen 

Jahren  wie  folgt 

Bruttoeinnahme, 

jedoch 

Emtejahr     "^ch   Abzug  der 
Nachlässe 

i\/r 

1872/73 

241,650  ' 

1873/74 

265,947  j 

unter  der 

1874/75 

238,618  1 

Wirkung   des 

1875/76 

266,308  1 

Gesetzes  vom 

1876/77 

244,719  [ 

26.  Mai  1868 

1877/78 

159,686  l 

(Flächen- 

1878/79 

141,972  1 

besteuerung), 

1879/80 

171,462  / 

1880/81 

737,474  \ 

unter  der 

1881/82 

787,433  i 

Wirkung   des 

1882/83 

787,841  f 

Gesetzes  vom 

1883/84 

623,842  J 

16.  Juli  1879 

1884/85 

531,417  l 

(Gewichts- 

1885/86 

270,017  \ 

steuer). 

1886/87 

507,666    ' 

Danach   haben   die  Erträgnisse 

in  beiden  Gesetzesperioden  fast 

stetig  abg 

enommen. 

Mit 

den   Erträgnissen 

der  Tabaksteuer  stehen   auch 

die  Pro- 

duktionsverhältnisse  bezüglich  des  Tabaks  in  einei 

'  gewissen  Korre- 

lation,  wie 

)  aus  dem  nachfo 

genden  Tableau  hervorgeht. 

Zahl 

Zahl 

Flächengehai 

'.      Ertrag  in 

durch- 

tfittlerer  Preis 

Ernte- 

der 

der  mit  Tabak 

der  mit  Tabal 

von  100  kg 

jahr 

Tabak- 

bebauten 

bepflanzten 

getrockneten  scuuiutiiou 

getrockneter 

pflanzer 

Grundstücke 

Grundstücke 

IJItXbIKLU                 r 

Blätter 

a 

kg 

kg 

M. 

1872/73 

13,431 

33,217 

346,275 

6,686,600 

1930 

69 

1873/74 

15,949 

28,618 

384,086 

8,364,800 

2180 

46,8 

1874/75 

15,095 

25,260 

345,005 

7,984,600 

2310 

61 

1875/76 

16,302 

28,407 

385,958 

8,252,250 

2140 

50,6 

1876/77 

15,114 

26,127 

351,569 

5,741,200 

1685 

41,4 

1877/78 

11,649 

18,092 

241,612 

4,694,800 

1940 

51,8 

1878/79 

10,607 

17,121 

218,072 

4,383,250 

2010 

50,86 

1879/80 

12,248 

19,053 

246,385 

5,275,662 

2141 

75,17 

1880/81 

20,682 

35,716 

317,747 

8,181,247 

2574 

54,21 

1881/82 

21,462 

35,981 

326,249 

8,735,919 

2677 

45,54 

1882/83 

19,441 

31,558 

292,748 

6,747,467 

2305 

43,18 

1883/84 

18,422 

29,439 

275,691 

5,958,337 

2161 

42,68 

1884/85 

16,680 

26,749 

243,176 

6,389,056 

2627 

37,53 

1885/86 

17,281 

27,070 

240,355 

5,795,217 

2411 

41,65 

1886/87 

17,209 

27,384 

256,081 

6,338,755 

2475 

38,26 

1)  Reichsgesetzblatt  1879  S.  211. 
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Auch  hier  zeigt  sich  die  Erscheinung,  dass  unter  der  Wirkung 
des  Gesetzes  vom  Jahre  1868,  also  bis  zum  Jahre  187980  fast  ein 
steter  Rückgang  der  Produktion  sich  vollzog,  dass  mit  Einführung 
der  Gewichtssteuer  im  Jahre  1880  81  die  Produktion  sich  zwar  be- 
deutend hob,  aber  nach  und  nach  ebenfalls  wieder  zurückging.  Der 
Grund  dieser  Erscheinung  ist  hauptsächlich  in  dem  fast  fortwährend  zu- 
nehmenden Preisrückgang  infolge  des  Missverhältnisses  zwischen  der 
Höhe  des  Zolles  und  derjenigen  der  Steuer  zu  suchen,  welcher  ent- 
mutigend auf  die  Pflanzer  eingewirkt  hat.  Erläuternd  muss  übrigens 
hier  bemerkt  werden,  dass  in  den  in  dem  vorstehenden  Tableau 
aufgeführten  Preisen  der  Jahre  1872i'73  bis  1879^80  die  von  den  Pflan- 
zern zu  zahlende,  allerdings  geringfügige  Flächen  Steuer  (75  Cts. 
für  85  Quadratmeter)  mit  enthalten,  dagegen  in  den  Preisen  der 
Emtejahre  1880,81  bis  1886/87  die  erhebliche  Gewichtssteuer 
nicht  inbegriffen  ist.  Schlägt  man  diese,  welche  für  das  Jahr  1880 
fo  X  20  =  16,  für  das  Jahr  1881  ^s  X  30  =  24  und  in  den 
folgenden  Jahren  *l^  X  45  =  36  M.  für  100  kg  betrug,  noch  hinzu, 
so  ergibt  sich  ein  mittlerer  Preis  einschliesslich  der  Gewichtssteuer, 
und  zwar  in  den  Jahren  1880/81  von  54,21  -f  16  =  70,21, 
188182  von  45,54  -|-  24  =  69,54,  und  in  den  folgenden 
Jahren  (stets  unter  Zuschlag  von  36  M.)  43,18  -|-  36  =  79,18, 
42,68  -f  36  =  78,68,  37,53  +  36  =  73,53,  41,65  +  36  =  77,65 
und  38,26  -f  36  =  74,26  M.  für  100  kg.  Der  hohe  Preis  von 
1879,80  mit  75,17  M.,  in  welchem  nur  die  Flächensteuer  enthalten 
ist,  ist  ein  Ausnahme-,  ein  Spekulationspreis  und  wurde  durch  den 
Umstand  hervorgerufen,  dass  der  EingangszoU  für  Tabak  schon  vom 
25.  Juli  1879  ab  bedeutend  erhöht  wurde,  die  viel  höhere  Gewichts- 
steuer aber  erst  die  Ernte  des  Jahres  1880  traf,  die  Spekulation 
daher  allen  Anlass  hatte,  den  nur  mit  der  niederen  Flächensteuer 
belegten  Tabak  der  1879er  Ernte  selbst  zu  hohen  Preisen  anzu- 
kaufen. 

Es  ist  kein  Zweifel,  dass  sich  die  Tabakskultur  in  Elsass- 
Lothringen  in  einer  schweren  Krisis  befindet.  Die  Tabakenquete, 
welche  vor  einiger  Zeit  in  Elsass  angestellt  wurde,  hat  nachgewiesen, 
dass  der  Tabakpflanzer  dort  48  bis  51  M.  per  100  kg.  erzielen  muss, 
um  seine  Kosten  zu  decken;  dieser  Preis  wurde  aber  seit  1881  nicht 
mehr  erreicht,  ja  er  ging  sogar  bis  auf  37,53  M.  (1884  85)  herab. 
Es  sehnen  sich  deshalb  auch  die  Elsass-Lothringer  nach  dem 
Tabakmonopol  zurück,  von  dem  sie  annehmen,  dass  es  ihnen  neben 
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einem  sicheren  Abnehmer  auch  wieder  höhere  Tabakspreise  bringen 
werde.  Die  Bezirkstage  und  der  Landesausschuss  haben  wiederholt 
Anträge  zur  Wiedereinführung  des  Monopols  gestellt  und  diesbezüg- 
liche Resolutionen  gefasst,  obwohl  diese  Frage  gar  nicht  vor  ihr  Forum 
gehört  und  auch  im  Reichstage  ist  schon  wiederholt  von  den  Abge- 
ordneten von  Elsass-Lothringen  die  Frage  der  Wiedereinführung  des 
Monopols  in  Anregung  gebracht  worden.  Mit  welchem  Erfolg,  ist 
bekannt  und  es  wird,  so  wie  die  Verhältnisse  dermalen  liegen,  die 
Wiedereinführung  des  Tabakmonopols  in  Elsass-Lothringen  wohl 
noch  lange  ein  frommer  Wunsch  bleiben. 

L.  Ueber  das  ScMesspulvermonopol, 

wie  es  in  Elsass-Lothringen  unter  französischer  Herrschaft  bestanden 
hat,  können  wir  kurz  weggehen,  da  dasselbe  seit  Eintritt  der  deut- 
schen Verwaltung  überhaupt  nicht  zur  Anwendung  gebracht  und 
auch  nicht  wieder  eingeführt  wurde,  weil,  abgesehen  von  dem 
Mangel  der  für  die  Kontrolle  nötigen  Einrichtungen  und  des  Per- 
sonales schon  wegen  der  späteren  Zugehörigkeit  von  Elsass-Lothringen 
zum  deutschen  Zollgebiete,  in  welchem  ein  derartiges  Monopol  nicht 
besteht,  die  Wiedereinführung  sich  als  eine  Unmöglichkeit  erwiesen 
hätte.  Durch  Gesetz  vom  21.  Mai  1873  ^)  wurden  die  bestehenden 
Vorschriften  über  das  Staatsmonopol  für  die  Fabrikation  und  den 
Verkauf  von  Schiesspulver  und  Salpeter  aufgehoben  und  wurde  da- 
mit wie  in  Altdeutschland  so  auch  in  Elsass-Lothringen  die  Her- 
stellung des  Schiesspulvers  —  natürlich  unter  Beobachtung  der  poli- 
zeilich erlassenen  Vorschriften  —  vollständig  freigegeben. 

In  Elsass-Lothringen  bestanden  indessen  gar  keine  Schiess- 
pulverfabriken und  wurden  solche  in  der  Zwischenzeit  auch  nicht 
errichtet. 


Nach   dem   Gesagten   gelangen   daher   dermalen   an   indirekten 
Steuern  in  Elsass-Lothringen  zur  Erhebung: 

A.  Für  Rechnung  von  Elsass-Lothringen. 

1.  Die  Weinsteuer    nach  einem  von  der  deutschen  Verwal- 
tung erlassenen  Gesetz  (S.  55). 


^)  Gesetzblatt  für  Elsass-Lothringen  1873  Nr.  11,   Amtsblatt  1873  S.  171. 
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2.  Die  Biersteuer  noch  nach  der  französischen  Gesetz- 
gebung (S.  83). 

3.  Die  Lizenzgebühren  auf  der  Unterlage  der  französischen 
Gesetzgebung,  welche  aber  durch  die  deutsche  Verwaltung 
wesentlich  modifiziert  worden  ist  (S.  88). 

B.  Für  Rechniiiig  des  Reichs. 

1.  die  Branntweinsteuer  (S.  76), 

2.  die  Salzsteuer  (S.  98), 

3.  event.  die  Zuckersteuer  (S.  100), 

4.  die  Tabaksteuer  (S.  101), 

sämtliche    auf    Grund    der   im    Deutschen   Reiche    gültigen   Gesetz- 
gebung. 

Von  der  Bildfläche  sind  in  den  deutschen  Reichslanden  voll- 
ständig verschwunden: 

1.  die  Abgabe  von   öffentlichem  Fuhrwerk  (S.  96), 

2.  die  Abgabe  über  die  Garantie  von  Gold-  und  Silber- 
waren (S.  97)  und 

3.  das  Schiesspulvermonopol  (S.  106). 

Als  deutsche  Reichssteuer  wurden  in  den  Reichslanden  neu 
eingeführt : 

1.  die  Wechselstempelsteuer, 

2.  der  Spielkartenstempel, 

3.  die  Reichsstempelabgabe  und 

4.  die  statistische  Gebühr, 

deren  wir  noch  mit  einigen  Worten  gedenken  müssen. 

Die  Wechselstempelsteuer,  welche  anfänglich  nur  in 
dem  Gebiete  des  Norddeutschen  Bundes  auf  Grund  des  Gesetzes  vom 
10.  Juni  1869  ^)  erhoben  worden  ist,  wurde  mit  Gesetz  vom  14.  Juli 
1871  ^)  in  Elsass-Lothringen  eingeführt.  Dabei  wurde  jedoch  aus- 
gesprochen, dass  die  Besteuerung  der  damals  dort  geltenden  Gesetz- 
gebung insoweit  in  Kraft  bleibe,  als  sie  sich  auf  die  Stempelpflicht 
solcher  Papiere  beziehe,  welche  nicht  nach  dem  neu  eingeführten 
Gesetze  zu  beurteilen  sind. 

Die  Wechselstempelsteuer  war  für  die  Bewohner  von  Elsass- 
Lothringen  nicht  ganz  neu,    da  eine  solche,    wenn  auch  nach  etwas 


»)  Bundesgesetzblatt  1869  S.  193. 
2)  Amtsblatt  1872  S.  294. 
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anderen  Grundsätzen,  nach  anderen  Steuersätzen  und  in  anderer 
Weise  schon  unter  der  französischen  Herrschaft  erhoben  wurde  ^). 

Auch  den  Spielkartenstempel  kannte,  wie  wir  oben 
(S.  97)  gesehen  haben,  die  französische  Gesetzgebung.  Derselbe  ist 
aber  von  der  deutschen  Verwaltung  aus  den  dort  angegebenen 
Gründen  nicht  erhoben  worden.  Man  hat  seiner  Zeit  einfach  auf  die 
Einnahmen  verzichtet.  Erst  als  das  Reichsgesetz  vom  3.  Juli  1878  — 
betreffend  den  Spielkartenstempel  —  erlassen  wurde  ^) ,  wurden 
auch  für  Elsass-Lothringen  die  Spielkarten  wieder  steuerpflichtig. 

Ebenso  waren  auch  die  Reichsstempelabgaben  für  Elsass- 
Lothringen  gegenständlich  kein  Novum,  da  dort  schon  unter  der 
französischen  Herrschaft  ein  Stempel  für  Aktien^),  Schuldverschrei- 


^)  Die  Wechsel  unterlagen : 

a)  einer  Registriergebühr  von  7^  Prozent  (25  Cts.  für  100  Fr.)  und 

b)  einer  verhältnismässigen  Stempelgebühr 

von  —  Fr.     5  Cts.  für  Beträge  bis  100  Fr. 

„     -     „    10     „       ,  ,         über     100  Fr.  bis     200    , 

.    -     «    15     „       .  .  ,       200    „       ,      300    „ 

,    -     ,    20     „       ,  ,  „       300    „       „      400    , 

,    -     «    25     ,       ,  ,  ,       400    „      ,      500    , 

.    —     .    50     ,       ,  „  „       500    „      „     1000    „ 

,      1     .    50     ,       ,  ,  ,     1000    ,      ,    2000    , 

,      2     ,    -     ,       „  ,  „     2000    ,       ,    3000    , 

und   so  weiter   in  gleichem  Satz    und   ohne  Bruch.     Vgl.  Art.  50    des   Gesetzes 
vom  28.  April  1816  und  Art.  1  des  Gesetzes  vom  5.  Juni  1850. 
2)  Amtsblatt  1878  S.  147. 

^)  Aktien  unterlagen  dem  proportioneilen  Stempel  und  zwar  sofern  die 
Dauer  der  Gesellschaft  oder  des  Unternehmens  10  Jahre  nicht  überschreiten  soll, 
von  V«  Prozent  des  Nennwertes  und,  wenn  die  vertragsmässige  Dauer  eine  längere 
ist,  von  1  Prozent.  In  Ermangelung  eines  Nennwerts  berechnet  sich  die  Steuer 
nach  dem  wirklichen  Werte,  der  nach  den  durch  die  Enregistrementsgesetze 
gegebenen  Vorschriften  festgestellt  wird.  (Art.  14  des  Gesetzes  vom  5.  Juni  1850.) 
Schuldverschreibungen  waren  einem  proportionellen  Stempel  von  1  Pro- 
zent des  Nennwertes  unterworfen.  Die  Berechnung  richtet  sich  nach  Abstufungen 
von  20  zu  20  Franken  ohne  Bruch.  Statt  der  proportioneilen  Gebühr  kann 
auch  ein  Abonnement  abgeschlossen  werden,  welches  für  die  ganze  Umlaufs- 
zeit der  Schuldverschreibungen  beträgt :  Y20  Prozent  =  ^/-i  pro  Mille  des  Nenn- 
wertes jeder  Urkunde  pro  Jahr,  (Art.  27  und  31  des  Gesetzes  vom  5.  Juni 
1850.)  Aktien  und  Schuldverschreibungen  unterliegen  ausserdem  nach  dem  Ge- 
setz vom  23.  Juni  1857  einer  Uebertragungsgebühr  von  V»  Prozent  des  ver- 
handelten Wertes.  Die  Verzeichnisse  und  Schlussnoten  der  Wechsel- 
agenten und  Makler  (borderaux)  unterlagen  nach  Art.  19.  des  Gesetzes  vom 
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bungen  und  für  Schlusszettel  der  Wechselsensale  und  Makler 
erhoben  und  von  der  deutschen  Verwaltung  forterhoben  wurde. 
Erst  durch  die  Einführung  des  Gesetzes  vom  1.  Juli  1881  %  welches 
bezüglich  der  Schlussnoten  durch  das  Gesetz  vom  29.  Mai  1885  -) 
wesenthch  abgeändert  worden  ist,  sind  diese  Gebühren  in  Elsass- 
Lothringen  in  Wegfall  gekommen  und  ist  nunmehr  eine  gleich- 
massige  Besteuerung  der  hier  in  Frage  kommenden  Gegenstände  in 
ganz  Deutschland  eingetreten. 

Ganz  neu  ist  die  statistische  Gebühr,  welche  mit  dem  heute 
noch  in  Kraft  befindlichen  Gesetze  vom  20.  Juli  1879^)  für  ganz 
Deutschland  eingeführt  worden  ist. 

Auf  den  Inhalt  dieser  Gesetze  näher  einzugehen,  liegt  ausserhalb 
des  Rahmens  unserer  Arbeit.  Nur  bezüglich  des  Spielkartenstempels 
möchten  wir  darauf  hinweisen,  dass  zwar  die  in  Deutschland  ein- 
geführten Sätze  etwas  höher  sind,  als  die  in  Frankreich  normierten 
(dort  30  Pf.  für  jedes  Kartenspiel  von  36  oder  weniger  Blättern  und 
50  Pf.  für  jedes  andere  Spiel,  hier  20  Pf.  für  jedes  Kartenspiel  von 
nicht  mehr  als  40  Blättern  und  32  Pf.  von  jedem  Spiel  Tarockkarten 
oder  ä  portrait  etranger),  dass  aber  in  Deutschland  die  Fabrikation 
der  Karten  nicht  so  beschränkt  ist,  wie  in  Frankreich. 

Was  den  Ertrag  der  erwähnten  Reichssteuern  betrifft,  so 
fliesst  derselbe  in  die  Reichskasse.  Während  aber  die  Einnahmen 
aus  der  Wechselstempelsteuer  und  aus  der  statistischen  Gebühr  in 
der  Reichskasse  verbleiben,  werden  die  Erträgnisse  der  Reichs- 
stempelabgabe nach  Abzug  der  Erhebungs-  und  Yerwaltungskosten 
und  etwaiger  Steuererlasse  und  Steuererstattungen  den  einzelnen 
Bundesstaaten  nach  Massgabe  der  matrikularmässigen  Bevölkerung 
überwiesen.  Bei  der  Wechselstempelsteuer  und  der  statisti- 
schen Gebühr  erfolgt  die  Erhebung  mittels  Stempelmarken,  deren 
Verschleiss  die  Post  Verwaltung  besorgt.     Die  Einzelstaaten  erhalten 


2.  Juli  1862   der   Stempelgebühr  nach   dem  Gesamtbetrag  der  Yertragssumme 
der  darin  aufgeführten  Geschäfte.     Diese  Gebühr  beträgt: 

für  Beträge  bis  zu  10,000  Fr.  -  Fr.  50  Cts. 
über      10,000     ,      1    ,    50    , 
Ausserdem    ist    der   Dimensionsstempel   füs    das    zu   diesen    Verzeichnissen   und 
Schlussnoten  verwendete  Papier  zu  entrichten. 
1)  Amtsblatt  1881  S.  163. 
^)  Amtsblatt  1885  S.  93. 
*)  Amtsblatt  1879  S.  183. 
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als  Vergütung  für  den  Verwaltungsaufwand  von  der  Einnahme 
an  Wechselsteuer  2  Prozent^)  der  in  ihrem  Gebiete  debitierten 
Wechselstempelmarken  und  gestempelten  Blanketts;  für  die  Erhe- 
bung der  statistischen  Gebühr  wird  den  Einzelstaaten  dermalen  der 
wirkliche  Aufwand  vergütet.  Von  dem  Ertrage  des  Spielkarten- 
stempels erhält  jeder  Bundesstaat  an  Erhebungs-  und  Verwaltungs- 
kosten 5  Prozent  der  in  seinem  Gebiete  zur  Erhebung  gelangenden 
Stempelabgaben;  von  dem  Ertrage  der  Reichsstempelabgaben 
werden  an  den  Einzelstaat  2  Prozent  der  jährlichen  Einnahme, 
welche  in  seinem  Gebiete  aus  dem  Verkauf  von  Stempelmarken  oder 
gestempelten  Blanketts  oder  durch  bare  Einzahlung  von  Reichsstem- 
pelabgaben —  mit  Ausnahme  der  Steuer  von  Losen  der  Staatslotte- 
rien —  erzielt  wird,  vergütet. 

Zum  Schlüsse  wollen  wir  noch  die  Bruttoeinnahmen  dieser 
Steuern  bezw.  (bei  der  Reichsstempelabgabe)  die  Ueberweisungsbeträge, 
welche  sich  in  den  letzten  7  Jahren  in  Elsass-Lothringen  ergeben 
haben,  durch  eine  Uebersicht  veranschaulichen: 


jiaisjanr 

Steuer 

Stempel 

abgäbe 

Gebühr 

M. 

M. 

M. 

M. 

1880/81 

241,490 

6443 

— 

41,179 

1881/82 

257,230 

5008 

176,381 

35,857 

1882/83 

265,802 

5341 

185,916 

36,187 

1883/84 

263,859 

6804 

207,053 

36,188 

1884/85 

243,359 

5066 

134,347 

36,139 

1885  86 

233,411 

5108 

92,164 

35,302 

1886/87 

230,431 

5063 

126,295 

34,990 

V.  Die  Einrichtung  der  deutschen  Zollverwaltung  in  Elsass- 
Lothringen. 

Nachdem  wir  in  vorstehendem  die  indirekten  Steuern  so  aus- 
führlich als  es  der  Raum  gestattete,  behandelt  haben,  erübrigt  uns 
noch,  einen  ganz  wichtigen  Gegenstand  in  den  Bereich  unserer 
Erörterung  zu  ziehen,  den  wir  absichtlich  bis  jetzt  nicht  weiter  be- 
rührt  haben,    um    ihn  hier   in    seinem  Zusammenhange  ausführlich 


^)  Diese  Vergütung  war  bis  zum  Schluss  des  Jahres  1871  auf  36  Prozent, 
bis    Schluss    1873  auf  24  Prozent,    bis    Schluss    1875   auf  12  Prozent  normiert 

(§.  27  des  Gesetzes). 
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besprechen  zu  können.  Er  betrifft  die  Einrichtung  der  deut- 
schen Zollverwaltung  in  Elsass-Lothringen  bezw.  die  Errich- 
tung einer  Zolllinie  an  der  neuen  deutschen  Grenze  gegen  die  Schweiz 
und  gegen  Frankreich. 

Sofort  nach  der  unterm  19.  Juli  1870  seitens  Frankreichs  an 
Deutschland  erfolgten  Kriegserklärung,  nämlich  schon  am  darauf- 
folgenden Tage,  hat  sich  auf  Grund  einer  am  17.  November  1859 
unter  den  Zollvereinsregierungen  getroffenen  Abrede  \'  wegen  der 
zur  Sicherung  des  Zollinteresses  und  zur  Aufrechterhaltung  des  Zoll- 
systemes  im  Vereinsgebiete  für  den  Fall  eines  Krieges  zu  ergreifenden 
Massregeln  die  „süddeutsche  Zollvereinsdirektion"  in  Karls- 
ruhe konstituiert.  In  derselben  waren  vertreten:  Baden  durch  den 
Zolldirektor  Schmidt  (als  Vorsitzenden)  und  den  Finanzrat  Lepique, 
Württemberg  durch  den  Obersteuerrat  Vaihinger  und  Finanz- 
assessor Huber  (als  Adlatus)  und  Bayern  durch  den  Oberzollrat 
Wiedemann.  Als  Vereinsbevollmächtigter  fungierte  der  könig- 
lich preussische  Geheime  Regierungsrat  v.  Lessing  in  Karlsruhe  und 
als  Protokollführer  der  Verfasser  gegenwärtiger  Abhandlung.  Diese 
Direktion  hielt  bis  zum  13.  August  1870  zehn  Sitzungen  ab.  Ihre 
Thätigkeit  erstreckte  sich  im  wesentlichen  auf  die  Auswahl  einer  ge- 
eigneten Persönlichkeit  behufs  Entsendung  als  Kommissar  zum  Haupt- 
quartier der  dritten  Armee  (es  wurde  in  dieser  Richtung  beschlossen, 
den  Zollvereinsbevollmächtigten  in  Darmstadt,  königlich  württember- 
gischen Oberfinanzrat  Freiherrn  v.  Valois  hierfür  in  Vorschlag  zu 
bringen  und  wurde  diese  Wahl  auch  von  den  beteiligten  Regierungen 
gutgeheissen),  auf  die  Ausarbeitung  eines  Planes  wegen  eventueller 
Errichtung  einer  zweiten  Zolllinie,  auf  die  Feststellung  des  Lokal- 
und  Personalstatus  und  auf  den  Entwurf  einer  Verordnung  über 
die  Ausnahmen  von  den  allgemeinen  zollgesetzlichen  Bestimmungen 
und  von  dem  Vereinszolltarif  hinsichtlich  des  Verkehres  mit  zollpflich- 
tigen Gegenständen  zwischen  dem  durch  die  zweite  Zolllinie  aus- 
geschlossenen Teile  des  Zollvereinsgebietes  und  dem  übrigen  Vereins- 
gebiete. In  letzterer  Beziehung  war  in  Aussicht  genommen,  dass 
eine  Reihe  von  Waren  ganz  allgemein  und  ohne  Beschränkung  auf 
bestimmte  Quantitäten,  eine  andere  Serie  von  Waren  mit  Beschrän- 
kung auf  Mengen  (bis  1,10,  25,  50,  100  Pfd.)  oder  auf  die  Stück- 
zahl   (bis  5,  10,  15)    zollfrei   über    die    zweite  ZolUinie   eingebracht 


Besonderes  Protokoll  d.  d.  Braunschweig  den  17.  November  1859. 
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werden  dürfen  und  dass  Warentransporte,  für  welche  auf  Grund  der 
vorstehenden  Bestimmungen  Zollfreiheit  nicht  in  Anspruch  genommen 
werden  kann,  bei  der  Einfuhr  über  die  zweite  Zolllinie  von  dem 
tarifmässigen  Eingangszoll  befreit  bleiben  können,  wenn  durch  Zeug- 
nisse nachgewiesen  wird,  dass  die  Waren  zollvereinsländischen  Ur- 
sprunges sind  oder  doch  von  dem  Versender  der  Eingangszoll  bereits 
bezahlt  worden  ist.  Die  zweite  Zolllinie  sollte  von  Friedrichshafen 
über  Ravensburg,  Aulendorf,  Biberach,  Ulm,  Heidenheim,  Aalen, 
Goldshöfe,  Ellwangen,  Crailsheim,  Niederstetten,  Margarethen,  Lauda, 
Tauberbischofsheim,  Wertheim  bis  zur  bayerischen  Grenze  gezogen 
werden,  von  wo  ab  sie  dann  bestimmungsgemäss  ihren  Lauf  weiter 
über  Mainz  bis  Emmerich  nehmen  sollte.  An  dieser  zweiten  Zoll- 
linie sollten,  soweit  die  süddeutsche  Direktion  darüber  zu  befinden 
hatte,  die  nötigen  Zollstellen:  neun  Hauptämter  (Friedrichshafen, 
Aulendorf,  Laupheim,  Heidenheim,  Aalen,  Crailsheim,  Mergentheim, 
Tauberbischofsheim  und  Aschaffenburg)  und  zehn  Nebenzollämter 
I.  Klasse  (Ravensburg,  Biberach,  Ulm,  Ellwangen,  Roth  am  See, 
Niederstetten,  Weikersheim,  Königshof en,  Wertheim  und  Gross- 
heubach) errichtet  und  mit  dem  erforderlichen  Personal  besetzt 
werden. 

Zum  Vollzug  aller  dieser  geplanten  Massregeln  kam  es  glück- 
licherweise nicht,  da  der  für  Deutschland  so  günstige  Gang  der 
Kriegsereignisse  dieselben  überflüssig  machte.  Es  wurde  deshalb 
auch  schon  unterm  13.  August  1870  die  süddeutsche  ZoUvereins- 
direktion  bis  auf  weiteres  vertagt. 

Die  norddeutsche  Zollvereinsdirektion  hat  sich  überhaupt  nicht 
konstituiert. 

Während  die  französisch-deutsche  Grenzzolllinie  auf  der  deut- 
schen Seite  von  dem  Aufsichtspersonal  fast  ungestört  besetzt  bleiben 
konnte,  wurde  dieselbe  auf  der  französischen  Seite  durch  das  sieg- 
reiche Vordringen  der  deutschen  Truppen  mehrfach  durchbrochen. 
Unmittelbar  nach  der  Schlacht  bei  Weissenburg  wurde  die  ge- 
samte Grenzaufsichtsmannschaft  der  Direktion  Strassburg  (Lauterburg 
bis  Schlettstadt),  etwa  550  Mann,  in  Strassburg  zusammengezogen, 
unter  den  Befehl  des  Gouverneurs  Uhr  ig  gestellt  und,  wie  alles 
übrige  Militär,  zu  militärischen  Operationen  verwendet.  Die  ganze 
Mannschaft  kam  nach  dem  Fall  von  Strassburg  kriegsgefangen  nach 
Rastatt. 

Im  Oberelsass,  namentlich  an  der  Schweizer  Grenze,  behauptete 
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sich  die  französische  Aufsichtsmannschaft  noch  einige  Zeit.  Die 
Zollämter  waren  sämtlich  verlassen,  eine  Zollerhebung  fand  nur 
noch  in  Strassburg  statt,  wo  während  der  Belagerung  aus  dem 
Entrepot  verzollt  werden  konnte.  Eine  neue  französische  Zolllinie 
wurde  erst  mit  Eintritt  des  Waffenstillstandes  gebildet.  Bis  dahin 
lag  Frankreich  jeder  Einfuhr  von  Deutschland  aus  offen.  Für  Frank- 
reich war  dieser  Zustand  von  keiner  grossen  Bedeutung,  da  die 
Einfuhr  eigentlicher  Handelswaren  (mit  Ausschluss  des  Bedarfes  für 
die  deutsche  Armee)  nicht  von  Belang  sein  konnte,  weil  sämtliche 
nach  Frankreich  führenden  Eisenbahnen  für  militärische  Zwecke  in 
Anspruch  genommen  waren.  Dagegen  drohte  ein  solcher  Zustand 
auf  die  deutschen  Zollverhältnisse  störend  einzuwirken  und  es  wurde 
deshalb  seitens  des  Präsidiums  des  Zollvereins  im  Einverständnisse 
mit  den  Ausschüssen  des  Zollbundesrates  zur  Regelung  des  Verkehres 
mit  Frankreich  schon  unterm  10.  August  1870  folgende  Anordnung 
getroffen  ^) : 

1.  An  der  Grenze  des  ZoU Vereins  gegen  die  von  deutschen 
Truppen  besetzten  Teile  Frankreichs  bleibt  allein  die 
deutsche  Zolllinie  bestehen. 

2.  Alle  im  freien  Verkehr  des  Zollvereins  befindlichen  Waren 
werden  über  diese  Grenze  zollfrei  nach  Frankreich  eingelassen. 

3.  Abfertigungen  unter  Zollkontrolle  stehender  Waren  zur 
Ausfuhr  nach  Franki*eich  über  die  deutsch-französische 
Grenze  finden  nicht  mehr  statt. 

4.  Ebenso  werden  zur  Ausfuhr  über  diese  Grenze  Gegenstände 
mit  dem  Anspruch  auf  Zoll-  oder  Steuervergütung  nicht 
mehr  abgefertigt. 

5.  Bezüglich  des  Wareneinganges  aus  Frankreich  bleiben  die 
bestehenden  Bestimmungen  in  Kraft. 

Im  Anschluss  an  diese  Anordnung  erliess  sodann  der  Kom- 
missar für  die  Verwaltung  der  direkten  und  indirekten  Steuern  für 
Elsass-Lothringen  in  Nanzig  unterm  26.  August  1870  noch  eine 
Bekanntmachung,  in  welcher,  soweit  sie  sich  auf  die  Zollverwaltung 
bezieht,  folgendes  bestimmt  wurde: 

1.  Mit  dem  heutigen  Tage  (26.  August  1870)  hört  die  Zoll- 
wache an  der  Grenze  gegen  Deutschland  auf  und  werden 
die  an  derselben  bestehenden  Zollämter  geschlossen. 


^)  Vgl.  §  18,  III  des  Bundesratsprotokolls  vom  20.  Februar  1871. 
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2.  Von  den  aus  Deutschland  nach  Frankreich  übergehenden 
Waren  wird  kein  Eingangszoll  mehr  entrichtet. 

3.  Die  Bestände  von  unverzollten  Waren  in  den  amtlichen 
Zolllagern  werden  mit  Beschlag  belegt  und  den  sich  legiti- 
mierenden Eigentümern  oder  Niederlegern  nur  nach  erfolgter 
Verzollung  zu  den  Sätzen  des  zur  Zeit  gültigen  französi- 
schen Tarifes  in  den  freien  Verkehr  abgelassen, 

4.  Für  französische,  zur  Ausfuhr  nach  Deutschland  bestimmte 
Waren  wird  eine  Zoll-  oder  Steuervergütung  nicht  mehr 
gewährt. 

Durch  diese  beiden  Anordnungen  war  für  diejenigen  Waren, 
"welche  sich  im  freienVerkehr  des  Zollvereins  befanden,  der  Ein- 
tritt nach  Elsass-Lothringen  und  Frankreich  unbehindert  und  in  der 
That  wurde  auch  eine  ungeheure  Menge  von  Waren,  welche  zum  Teil 
schon  für  die  Verpflegung  der  Truppen  notwendig  waren,  dorthin 
versandt.  Dagegen  unterlag  der  Eingang  der  aus  Elsass-Lothringen 
oder  Frankreich  kommenden  Waren  des  freien  Verkehres  nach  wie 
vor  an  der  deutschen  Zollgrenze  der  zollamtlichen  Abfertigung. 
Güter  des  gebundenen  Verkehres  im  Zollverein  konnten  nach  Elsass- 
Lothringen  bezw.  Frankreich  nur  versendet  werden,  nachdem  sie  an 
der  deutschen  Grenze  durch  vorherige  Verzollung  in  den  freien 
Verkehr  gesetzt  worden  waren.  In  Elsass-Lothringen  vorgefundene, 
im  gebundenen  Verkehr  befindliche  Waren  wurden  durch  Verzollung 
nach  den  französischen  Tarifen  in  freienVerkehr  gesetzt,  so  dass, 
nachdem  dies  geschehen,  in  Elsass  Güter  des  gebundenen  Verkehres 
zunächst  überhaupt  nicht  mehr  vorhanden  waren.  Zoll-  und  Steuer- 
rückvergütungen wurden  auf  beiden  Seiten  nicht  mehr  gewährt, 
weder  bei  denjenigen  Waren,  welche  aus  dem  Zollverein  zur  Ausfuhr 
nach  Elsass-Lothringen  bezw.  Frankreich  bestimmt  waren,  noch  bei 
den  französischen  Waren,  welche  zur  Ausfuhr  in  das  Gebiet  des 
deutschen  Zollvereins  bestimmt  waren.  Durch  diese  Massnahmen 
wollte  man  zweifellos  erreichen,  dass  in  das  von  deutschen  Truppen 
besetzte  französische  Gebiet,  wenigstens  längs  der  deutschen 
Grenze,  nur  solche  Waren  sollten  eingeführt  werden  dürfen,  von 
welchen,  wenn  sie  nicht  im  Zollverein  erzeugt  waren,  der  Ein- 
gangszoll nach  Massgabe  des  Vereinszolltarifes  erlegt  wurde  und  dass 
in  solcher  Weise  die  Konsumtion  fremder  Ware  in  den  besetzte^ 
Teilen  Frankreichs  thunlichst  der  gleichen  Besteuerung  unterworfei 
wurde,  wie  jene  im  Zollverein.     Diese  Absicht  wurde  anfänglich  im 
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grossen  und  ganzen  auch  erreicht.  Indessen  zeigten  die  Anordnungen 
doch  eine  Lücke,  indem  in  denselben  auf  die  Bestimmung  der  Rhein- 
schiffahrtsakte, wonach  die  Schiffahrt  auf  dem  Rheinstrome  von 
Basel  an  abwärts  bis  zur  Ausmündung  desselben  in  das  Meer  völlig 
frei  sein  soll  und  in  Bezug  auf  den  Handel  niemand  imtersagt 
werden  kann,  keine  Rücksicht  genommen  war.  Infolge  davon  konnte 
niemand  verwehrt  werden,  ausländische  Waren,  welche  auf  dem 
konventionellen  Rhein,  z.  B.  von  Basel  aus  verschifft  wurden,  an 
jedem  beliebigen  Punkte  des  linken  Rheinufers,  wo  sich  keine 
Grenzwache  befand,  auszuladen  und  ohne  alle  Zollentrichtung  ins 
Elsass  einzuführen.  Und  in  der  That  sind  auch  vieKache  Versuche 
gemacht  worden,  auf  diesem  Wege  Waren,  namentlich  Zucker,  in 
das  Elsass  einzubringen. 

Viel  ungünstiger  gestalteten  sich  die  Verhältnisse,  als  im 
Oktober  1870  die  französischen  Zollbeamten  an  der  oberelsässisch- 
schweizerischen  Grenze  infolge  des  Falles  von  Strassburg  und 
des  Vordringens  der  deutschen  Truppen  nach  dem  Oberelsass  sich 
auch  von  dieser  Grenze  zurückgezogen  hatten.  Nunmehr  bot  sich 
für  die  Einfuhr,  namentlich  fremder  Waren,  nach  dem  Elsass  die 
beste  Gelegenheit  und  es  wurde  davon  auch  reichlich  Gebrauct 
gemacht.  Eine  ungeheure  Menge  von  Waren  wurde  entweder 
direkt  aus  der  Schweiz  oder  aus  anderen  Ländern,  nament- 
hch  auch  aus  dem  Zollverein  transito  Schweiz  in  das  Oberelsass 
unverzollt  eingeführt.  Die  Kolonialwaren,  Baumwollegarn  imd 
Baumwolletücher,  letztere  beiden  Warengattungen  hauptsächlich  von 
Schweizer  Fabrikanten  eingebracht,  spielten  dabei  eine  Hauptrolle. 
Insbesondere  wurde  auch  vielfach  zollvereinsländischer  Zucker  über 
Basel  in  die  Schweiz  ausgeführt,  dabei  die  Steuerrückvergütung 
in  Anspruch  genommen  und  hiemächst  im  Transit  durch  die 
Schweiz  über  die  oberelsässisch-schweizerische  Grenze  steuerfrei  ein- 
geführt. 

Während  im  Jahre  1869  nur  586  Zentner  vereinsländischer 
Zucker  über  die  badisch-schweizerische  Grenze  bei  Basel  ausgeführt 
wurden,  stieg  die  Ausfuhr  im  Jahre  1870  auf  5255  Zentner  und 
im  Jahre  1871  sogar  auf  24,095  Zentner. 

Elsass-Lothringen  wurde  nach  und  nach  mit  fremden  Waren 
geradezu  überschwemmt.  Der  Reiz  zur  Wareneinfuhr  war  um  so 
stärker,  als  man  sich  der  Hoffnung  hingab,  dass  nach  erfolgtem 
Friedensschlüsse  die  alte  deutsch- elsässische  ZolUinie   alsbald  aufge- 
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hoben  bezw.  in  die  Vogesen  zurückverlegt  und  sich  dann  im  Zoll- 
verein für  die  nach  Elsass  missbräuchlich  eingebrachten  Waren  ein 
grosses  Absatzgebiet  eröffnen  werde. 

Obgleich  diese  Zustände  recht  unerquicklich  waren,  zumal 
darunter  auch  die  elsässische  Industrie  sehr  not  litt,  indem  ihr 
einerseits  durch  die  massenhafte  zollfreie  Einfuhr  von  Waren  der 
verschiedensten  Art  eine  ganz  bedenkliche  Konkurrenz  erwuchs  und 
ihr  für  ihre  eigenen  Erzeugnisse  der  Absatz  nach  dem  Zollverein  durch 
die  deutschen  Zollschranken  versperrt  war,  so  dauerte  es  doch  Monate, 
bis  es  thunlich  war,  hier  einigermassen  Wandel  zu  schaffen. 

Der  Gredanke,  zwischen  Elsass  und  der  Schweiz  eine  Zolllinie 
zu  bilden,  beschäftigte  schon  längst  die  deutsche  Verwaltung  in 
Strassburg.  Die  Ausführung  stiess  aber  auf  erhebliche  Schwierig- 
keiten. Zunächst  war  an  der  elsässisch-schweizerischen  Grenze,  die 
teilweise  noch  durch  französische  Truppen  besetzt  war  oder  doch 
beunruhigt  wurde,  noch  eine  solche  Unsicherheit,  dass  es  gewagt, 
ja  tollkühn  gewesen  wäre,  die  Grenze  mit  deutschen  Beamten  be- 
setzen zu  wollen.  Man  musste  notgedrungen  ruhigere  Verhältnisse 
abwarten.  Und  als  diese  durch  den  unterm  26.  Februar  1871  er- 
folgten Abschluss  der  Friedenspräliminarien  zwischen  dem  Deutschen 
Reiche  und  Frankreich^)  eingetreten  waren,  ging  man  rasch  an 
die  Arbeit.  Noch  vor  dem  Abschluss  des  Frankfurter  Friedens- 
vertrages vom  10.  Mai  1871  ^)  waren  die  deutschen  Einrichtungen 
so  weit  getroffen,  dass  die  Grenze  gegen  die  Schweiz  geschlossen 
werden  konnte. 

Nach  einer  Verordnung  des  Generalgouverneurs  für  Elsass- 
Lothringen  vom  3.  Mai  1871^)  wurde  zunächst  bestimmt,  dass  vom 
5.  Mai  1871  ab  alle  Waren,  welche  über  die  Grenze  des  Elsass 
gegen  die  Schweiz  in  das  Gebiet  des  Generalgouvernements  ein- 
gehen, der  Verzollung  nach  Massgabe  des  Zollgesetzes  und  des 
Tarif  es  des  deutschen  Zollvereins  unterworfen  sind.  Sodann 
hat  man,  um  die  oben  (S.  115)  erwähnte  Lücke  auszufüllen,  zu- 
gleich die  Bestimmung  getroffen,  dass  derselben  Behandlung  die  auf 
dem  konventionellen  Rhein  eingehenden  Waren  unterliegen, 
sofern    sie    sich    nicht   im  freien  Verkehr    des  Zollvereins    befinden. 


»)  Vgl.  Reichsgesetzblatt  1871  S.  215. 

2)  Reichsgesetzblatt  1871  S.  223. 

3)  Amtsblatt  1871  S.  69.     Strassburger  Zeitung  1871  Nr.  105. 
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Endlich  ist  bestimmt  worden,  dass  bis  auf  weiteres  die  Eingangs- 
behandlung ausschliesslich  bei  den  in  St.  Louis  und  Hüningen 
errichteten  NebenzoUämtem,  stattzufinden  hat. 

Damit  ist  ein  bedeutsamer  Schritt  zum  Besseren  für  die  elsäs- 
sischen  Zollverhältnisse  gemacht  worden.  Das  Haupteingangsthor  für 
den  ausländischen  Warenverkehr,  die  Schweizergrenze,  war  nunmehr 
geschlossen.  Die  Grenze  gegen  Frankreich  war  zwar  noch  offen, 
der  Warenverkehr  von  dort  nach  dem  Elsass  war  aber,  wenn  man 
von  der  Versorgung  desselben  mit  französischen  Waren  in  dieser 
Zeit  absieht,  von  keiner  grossen  Bedeutung.  Immerhin  war  die 
Industrie  von  Elsass-Lothringen  auch  in  diesem  Stadium  der  Ent- 
wicklung der  Zollverhältnisse  in  einer  keineswegs  beneidenswerten 
Lage.  Frankreich  hatte  an  seiner  neuen  Grenze  seine  Zolllinie 
wieder  gebildet.  Der  Weg  nach  Frankreich  war  daher  den  elsässi- 
schen  Erzeugnissen,  wenn  auch  nicht  verschlossen,  so  doch  durch 
die  Belastung  mit  französischen  Zöllen  erschwert.  Andererseits 
konnten  aber  die  französischen  Erzeugnisse^  weil  noch  keine  deutsch- 
französische Zollgrenze  gebildet  war,  ungehindert  nach  Elsass- 
Lothringen  gebracht  werden  und  traten  dann  hier  mit  den  inländi- 
schen in  Konkurrenz.  Ein  Absatz  nach  dem  deutschen  Zollgebiete 
war  erschwert  durch  die  Zollschranken,  welche  sich  noch  an  der 
deutsch-elsässisch- lothringischen  Grenze  befanden.  Aber  auch  für  den 
allgemeinen  Verkehr  war  der  geschaffene  Zustand  oft  störend; 
namentlich  war  das  oben  (S.  113)  erlassene  und  noch  bestehende 
Verbot  des  Transits  unversteuerter  Waren  nach  Frankreich  un- 
billig und  unseres  Erachtens  nach  dem  Inkrafttreten  des  Friedens 
völkerrechtlich  gar  nicht  mehr  aufrecht  zu  erhalten.  Man  beeilte 
sich  deshalb,  auch  deutscherseits  mit  der  definitiven  Einrichtung 
der  deutschen  Zollverwaltung  an  der  elsässisch-französischen  Grenze 
vorzugehen. 

Wir  haben  schon  oben  (S.  6)  darauf  hingewiesen,  dass  zwar 
dem  Kommissar  für  die  Verwaltung  der  indirekten  Steuern  und  Zölle 
als  erste  Geschäftsaufgabe  die  Aufstellung  eines  Organisationsplanes 
der  ZolUinie  zwischen  dem  Generalgouvernement  Elsass  und  Frank- 
reich bezeichnet  worden  ist,  dass  aber  die  Ausführung  deshalb  auf 
Schwierigkeiten  stossen  musste,  weil  die  Grenzlinie  noch  nicht  be- 
stimmt werden  konnte.  Erst  nachdem  in  den  Friedenspräliminarien 
und  dem  Friedensvertrage  die  Grenzlinie  festgestellt  war,  konnte 
man   der  Ausführung   des   bereits    annähernd    festgestellten  Organi- 
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sationsplanes  an  der  elsässisch-französischen  Grenze  und  der  Ein- 
führung der  deutschen  Zollgesetzgebung  näher  treten. 

Obgleich  vieles  vorbereitet  war,  stellten  sich  der  alsbaldigen 
Ausführung  des  Planes  doch  mannigfache  Hindernisse  in  den  Weg. 
Die  grösste  Schwierigkeit  bot  die  Beschaffung  von  Dienstlokalen  für 
die  zu  errichtenden  Zollstellen.  An  vielen  Orten,  z.  B.  in  Alt- 
münsterol,  Avricourt  musste  in  provisorischen  Schuppen  abgefertigt 
werden,  weil  die  Erstellung  neuer  Gebäude  geraume  Zeit  erforderte. 
Grosse  Schwierigkeiten  bot  auch  die  Unterbringung  der  Beamten; 
vielfach  fehlte  es  an  disponiblen  Wohnungen,  namentlich  in  den 
kleinen  Grenzdörfern;  an  anderen  Orten  weigerten  sich  die  Haus- 
besitzer, deutsche  Beamte  bei  sich  aufzunehmen.  Sogar  die  Ver- 
pflegung der  deutschen  Beamten  war  schwierig,  denn  die  ohnehin 
primitiven  Wirtschaften  wollten  keine  Kost  geben.  Nicht  weniger 
Umständlichkeiten  verursachte  die  Beschaffung  der  Dienstutensilien, 
wie  Waagen  und  Gewichte,  Revisionsinstrumente,  Litteralien,  Druck- 
sachen, welche  alle  neu  beschafft  werden  mussten  und  ohne  welche 
eine  ordnungsmässige  Grenzzollabfertigung  nicht  möglich  war.  Zudem 
machte  die  definitive  Feststellung  der  mit  Einrechnung  der  kleinen 
Krümmungen  594,2  und  ohne  solche  573,8  km  betragenden  Grenz- 
linie ^)  und  die  Aussteinung  derselben  (es  sind  3996  Hauptgrenzsteine 
auf  deutschem  Gebiete,  ferner  60  Kreuzsteine,  273  Doppel-  und 
1395  Zwischensteine  gesetzt  worden)  der  mit  der  Grenzregulierung 
betrauten  Kommission  um  so  mehr  Arbeit,  als  die  ursprünglich  in 
Aussicht  genommene  Linie  verschiedene  Male,  zuletzt  auf  Grund  der 
zusätzlichen  Uebereinkunft  zwischen  Deutschland  und  Frank- 
reich vom  12.  Oktober  1871  ^)  abgeändert  worden  ist. 

Die  Einrichtung  der  deutschen  Zollverwaltung  an  der  elsässisch- 
französischen  Grenze  verzögerte  sich  daher  mehr,  als  es  wünschens- 
wert war.  Das  Vereinszollgesetz  vom  1.  Juli  1869,  der  am  23.  Mai 
1870  bekannt  gemachte  Vereinszolltarif,  das  Zollkartell  vom  11.  Mai 
1833  wurden  zwar  mit  Gesetz  vom  17.  JuH  1871 3)  für  Elsass- 
Lothringen  für  bindend  erklärt  und  sind  am  7.  August  1871  in  Kraft 
getreten,    allein    da   die    alte    ZolUinie    gegen    Altdeutschland    nicht 


^)  Die  Grenze  gegen  Frankreich  beträgt  515,9,  bezw.  497,8  km 
,       die  Schweiz       ,  78,3,       „         76,0    „ 

zus.   594,2,       „       573,8  km 
2)  Gesetzblatt  für  Elsass-Lothringen  1871  S.  365.    Amtsblatt  1871  S.  605. 
ä)  Amtsblatt  1871  S.  239. 
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gleichzeitig  damit  aufgehoben  wurde,  so  war  Elsass-Lothringen 
nunmehr  überallhin  zwischen  Zollschranken  eingezwängt,  im  Süden 
durch  die  elsässisch-schweizerische,  im  Westen  durch  die  elsässisch- 
lothringisch-französische  und  im  Osten  und  Norden  durch  die  alte 
deutsch-französische  Grenzlinie.  Dieser  Zustand  musste  für  Elsass- 
Lothringen  auf  die  Dauer  unerträglich  sein.  Der  Verkehr  von  und 
nach  Frankreich,  von  und  nach  Altdeutschland,  von  und  nach  der 
Schweiz  war  gehemmt  oder  doch  derart  erschwert,  dass  von  einer 
gedeihlichen  Entwicklung  desselben  keine  Rede  sein  konnte.  Es 
wurden  deshalb  nach  zwei  Seiten  hin  Erleichterungen  geschaffen; 
einmal  bezüglich  des  Verkehres  von  und  nach  Altdeutschland 
und  zum  anderen  bezüglich  des  Verkehres  von  und  nach  Frank- 
reich. 

Was  den  Verkehr  von  und  nach  Altdeutschland  betrifft,  so 
wäre  dieser,  nachdem  die  neue  Zolllinie  an  der  elsässisch-lothringisch- 
französischen  Grenze  gezogen  und  die  Vereinszollgesetzgebung  mit 
dem  Tarif  für  Elsass-Lothringen  für  anwendbar  erklärt  worden  war, 
an  und  für  sich  frei  gewesen,  wenn  man  nicht  die  alte  Zolllinie 
noch  einige  Zeit  glaubte  bestehen  lassen  zu  müssen,  um  zu  verhüten, 
dass  die  Masse  fremdländischer  Waren,  welche  sich  in  den  Reichs- 
landen aufgehäuft  hatten,  zollfrei  nach  Altdeutschlaud  hereingeworfen 
würden.  Indessen  war  wenigstens  doch  der  Verkehr  zwischen  dem 
deutschen  Zollgebiete  und  Elsass-Lothringen,  soweit  derselbe 
unter  Zoll-  und  Steuerkontrolle  stattfindet,  ausdrücklich 
für  zulässig  erklärt  ^)  und  es  konnte  nunmehr  auch,  nachdem  an 
der  elsässisch-französischen  Grenze  deutsche  Zollämter  errichtet 
waren,  die  Abfertigung  von  Waren  im  gebundenen  Verkehr  von  den 
Zollbehörden  des  deutschen  Zollgebietes  auf  die  Zollämter  Elsass- 
Lothringens  und  über  dieselben  zur  Ausfuhr  und  in  umgekehrter 
Richtung  vorgenommen  werden.  Damit  war  wenigstens  die  unbe- 
hinderte Durchfuhr  von  Waren  durch  Elsass-Lothringen  wieder 
ermöglicht. 

Bereits  mit  Gesetz  vom  17.  Juli  1871 -)  wurde  bestimmt,  dass 

der  Art.  33  der  Verfassung  des  Deutschen  Reiches,  welcher  lautet: 

„Deutschland  bildet  ein  Zoll-  und  Handelsgebiet,    umgeben 

von  gemeinschaftlicher  Zollgrenze.     Ausgeschlossen  bleiben  die 


1)  Strassburger  Zeitung   1871   Kr.    185.    Amtliche  Nachrichten  Nr.   639. 
*)  Strassburger  Zeitung  1871  Nr.  195.     Amtsblatt  1871  S.  427. 
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wegen   ihrer  Lage   zur  Einschliessung   in  die  Zollgrenze  nicht 
geeigneten  einzelnen  Gebietsteile. 

„Alle  Gegenstände,  welche  im  freien  Verkehr  eines  Bundes- 
staates befindlich  sind,  können  in  jeden  anderen  Bundesstaat 
eingeführt  und  dürfen  im  letzteren  einer  Abgabe  nur  insoweit 
unterworfen  werden,  als  daselbst  gleichartige  inländische  Er- 
zeugnisse einer  inneren  Steuer  unterliegen." 
in  Elsass-Lothringen  am  1,  Januar  1872  in  Wirksamkeit  tritt. 
Allein  die  Zeit  bis  dahin  erschien  für  die  kritische  Lage  von  Elsass- 
Lothringen  noch  sehr  lang.  Um  daher  den  Verkehr  zwischen  den 
erwähnten  Gebieten  schon  vorher  einigermassen  zu  erleichtern,  war 
in  dem  eben  angeführten  Gesetz  noch  die  Bestimmung  enthalten, 
dass  durch  kaiserliche  Verordnung  die  zollfreie  Einfuhr  einzelner 
Handelsartikel  von  Elsass-Lothringen  nach  Deutschland  unbeschränkt 
oder  mit  Beschränkung  auch  schon  vorher  gestattet  werden  könne. 
Von  diesem  Vorbehalt  wurde  denn  auch  alsbald  Gebrauch  gemacht^ 
indem  auf  Grund  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  19.  August  1871  ^) 
mit  Wirkung  vom  27.  gleichen  Monats  ab  eine  Reihe  von  Gegen- 
ständen^  wie  z.  B.  Eisen  und  Eisenwaren,  Holz  und  Holzwaren, 
Glas  und  Glaswaren,  Kleider,  nicht  aus  Seide  oder  Halbseide,  Leder 
und  Lederwaren,  Bier,  Hefe,  Essig  und  andere  Gegenstände  der 
Tarif  Nr.  25  —  mit  Ausschluss  von  Wein,  Kakaomasse,  gemahlenem 
Kakao,  Schokolade  und  gebranntem  Kaffee  —  sodann  Seide  und 
Florettseide,  Wollegarn  etc.  ganz  unbeschränkt,  eine  andere  Reihe 
von  Waren,  wie  Baumwollenwaren,  Bänder,  Borten,  Fransen,  Strumpf- 
waren aus  Leinen,  leinene  Zwirnspitzen,  Waren  aus  Seide  oder 
Florettseide,  Wollenwaren  unter  der  Bedingung,  dass  die  Abstammung 
dieser  Waren  aus  Elsass-Lothringen  durch  Ursprungszeugnisse 
nachgewiesen  ist,  zollfrei  in  Altdeutschland  eingelassen  wurde.  Für 
Tabaksblätter,  unbearbeitet  und  Stengel  wurde  eine  Eingangsabgabe 
von  20  Sgr.  =  2  M.  festgesetzt.  Bezüglich  des  Weines  wurde  weitere 
Bestimmung  vorbehalten.  Es  wurde  aber  später  durch  kaiserliche 
Verordnung  vom  30.  August  1871  ^)  bestimmt,  dass  der  Wein  des 
1871er  Herbstes  ohne  Einschränkung  zollfrei  eingelassen  werden 
kann,  bei  anderem  Wein  aber  dessen  Abstammung  aus  Elsass- 
Lothringen  durch  Ursprungszeugnisse  nachgewiesen  sein  muss. 


')  Gesetzblatt  für  Elsass-Lothringen  1871,  S.  247. 
^)  Gesetzbla\J.t  für  Elsass-Lothringen  Nr.  15. 
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Unter  diesen  Erleichterungen  der  Verkehrsbeziehungen  zwischen 
Altdeutschland,  bezw.  dem  früheren  Zollvereinsgebiete  und  Elsass- 
Lothringen  kam  der  Neujahrstag  des  Jahres  1872  heran.  An  diesem 
Tage  fielen  die  Schlagbäume  an  der  alten  deutsch-französischen  Zoll- 
linie. Elsass-Lothringen  war  in  zollrechtlicher  Beziehung  voll  und 
ganz  in  das  deutsche  Zollgebiet  einbezogen,  es  war  befreit  von  den 
mannigfachen  Ausnahmebestimmungen,  die  temporär  teils  um  seinet- 
willen, teils  aber  auch  wegen  der  Industrie-  und  Handelsverhältnisse 
Altdeutschlands  getroffen  werden  mussten. 

Aber  auch  der  Verkehr  Elsass-Lothringens  von  und  nach 
Frankreich  bedurfte  wenigstens  für  den  Anfang  einer  Erleichte- 
rung. Die  Beziehungen  der  Industrie  zwischen  Elsass-Lothringen 
und  Frankreich  waren  so  vielfältig  und  so  eng  geknüpft  und  nament- 
lich der  sogenannte  Veredelungsverkehr  so  stark  entwickelt,  dass 
die  Beschränkung  desselben  durch  die  Errichtung  der  neuen  Zoll- 
schranke zwischen  Elsass-Lothringen  nicht  nur  schwer  empfunden, 
sondern  in  der  That  auch  einen  sehr  nachteiligen  Einfluss  auf  die 
elsässische  Industrie  ausübte  und  eine  Geschäfts-  und  Absatzkrisis 
befürchtet  werden  musste.  Namentlich  waren  dabei  die  grossen 
Baumwollgewebefabriken,  Gerbereien  und  Druckereien  in  Mülhausen, 
Gebweiler,  Thann,  Masmünster,  Kolmar,  Rappoltsweiler  beteiligt. 

Um  den  Uebergang  in  die  neuen  Verhältnisse  zu  mildern  und 
der  Industrie  Zeit  zu  lassen,  sich  nach  und  nach  diesen  anzupassen, 
wurden  in  der  schon  erwähnten  Uebereinkunft  zu  dem  Friedens- 
vertrage zwischen  Deutschland  und  Frankreich  d.  d.  Berlin,  12.  Ok- 
tober 1871  ')  einige  Erleichterungen  verabredet.  Dieselben  gingen 
im  wesentlichen  dahin: 

1.  Die  in  Elsass-Lothringen   fabrizierten   Produkte   werden 
in  Frankreich  zugelassen: 

a.  vom  1;  September  bis  zum  31.  Dezember  1871  voll- 
ständig zollfrei, 

b.  vom  1.  Januar  bis  30.  Juni  1872  (jedoch  mit  Aus- 
schluss der  zur  Nahrung  dienenden  Waren,  wie  Wein, 
Alkohol,  Bier  u.  s.  w.)  gegen  ein  Viertel,  vom 
1.  Juli  bis  31.  Dezember  1872  gegen  die  Hälfte 
der  in  Frankreich  für  Deutschland  gültigen  Zölle. 

2.  Französische  Produkte,  wie  Gusseisen,  Stabeisen  oder 
Eisenblech,    Stahl    in  Stäben    oder   in  Blech,   baumwollene 

^)  Strassburger  Zeitung  1871  Nr.  273.     Amtsblatt  1871  S.  605. 
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Garne  und  Gewebe  und  andere  derartige  Produkte,    welche 
in   Elsass-Lothringen    veredelt   werden   sollen,    können   in 
den  erwähnten  Territorien  zollfrei   eingeführt   werden,    von 
den  bearbeiteten  Fabrikaten   ist   aber  bei  ihrer  Wieder- 
einfuhr nach  Frankreich  nur  diejenige  Zollquote   zu   ent- 
richten,   welche   der   darauf  verwendeten  Veredelungsarbeit 
entspricht.     Französische  Produkte,  wie  Stärke,  Kraft- 
mehl, Farbstoffe,    chemische   Produkte   und    andere    gleich- 
artige zur  Appretur  verwendbare  Stoffe,  welche  in  und  für 
den  Bedarf  der  elsass-lothringischen  Fabriken  oder  Betriebs- 
stätten behufs  Verwendung  zur  Fertigmachung  der  Fabrikate 
gebracht  werden,   gehen  bis  zum  31.  Dezember  1871  zoll- 
frei ein  und  sind  vom  1.  Januar  1872   bis  30.  Juni  dieses 
Jahres    einem    Viertel    und    vom    1.   Juli    1872    bis    zum 
31.   Dezember    des    gleichen  Jahres    dem    halben    Betrage 
derjenigen  Zölle  unterworfen,  welchen  gleichartige  Produkte 
jetzt  oder  in  der  Folge  in  Deutschland  allgemein  unterliegen. 
Um   Defraude   und    Missbräuche    dieser  Begünstigung   zu   ver- 
hüten,   wurden    in   Elsass-Lothringen    Ehrensjndikate    errichtet, 
denen   namentlich   die  Ausstellung    der  Ursprungszertifikate    an    die 
betreffenden    Etablissements    oblag    und  welche    die    Betriebsstätten 
entsprechend  zu  überwachen  hatten. 

Ueber  die  Weiterentwicklung  der  Zollverwaltung  können  wir 
uns  kurz  fassen. 

Nachdem  der  Zeitraum  für  die  zeitweise  gewährten  Begünsti- 
gungen verflossen  war,  traten  —  mit  Ausnahme  des  Veredelungs- 
verkehres, welcher  bis  heute  noch  fortdauert  —  auch  in  Elsass- 
Lothringen  normale  Zollverhältnisse  ein.  Dies  vollzog  sich  einfach, 
weil  bei  der  Zollverwaltung  kein  neues  Reis  auf  eine  alte  Institution 
aufgepfropft  wurde,  wie  dies  mehr  oder  minder  bei  den  oben  be- 
sprochenen indirekten  Steuern  von  Elsass-Lothringen  nötig  war. 
Hier  wurde  einfach  an  Stelle  der  französischen  Zollverwaltung  die 
deutsche  eingerichtet  und  mit  einem  fast  durchweg  deutschen  Be- 
amtenapparat versehen,  der  schon  auf  heimatlichem  Gebiete  seine 
Probe  bestanden  hatte.  Es  lebte  sich  deshalb  die  Zollverwaltung 
auch  rasch  in  Elsass  ein.  Was  in  Altdeutschland  zoUrechtens  war, 
war  es  auch  mit  wenigen  Ausnahmen  in  den  Reichslanden.  Es  genügte 
deshalb,  die  bestehenden  Gesetze  und  die  dazu  erlassenen  Vollzugs- 
bestimmungen  auch   für   Elsass-Lothringen    anwendbar   zu   erklären 
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und  dieselben,  soweit  es  noch  nicht  geschehen  war,  ordnungsgemäss 
zu  publizieren.  Dahin  gehören  namentlich  eine  Reihe  von  Regu- 
lativen, die  bezüglich  des  Vollzuges  der  Zollgesetzgebung  in  Alt- 
deutschland bereits  vor  dem  1.  Januar  1872  erlassen  worden  waren 
oder  nach  dieser  Zeit  für  das  deutsche  Zollgebiet  mit  Inbegriff  von 
Elsass-Lothringen  erlassen  worden  sind. 

Auch  nach  aussen  wurde  Elsass-Lothringen  mit  dem  Ein- 
tritt in  das  deutsche  Zoll-  und  Handelsgebiet  diejenige  Stellung 
gesichert,  welche  ihm  als  einem  Teile  Deutschlands  gebührt.  Mit  dem 
Anschluss  an  das  deutsche  Zollgebiet  traten  die  Reichslande  zugleich 
in  die  Handelsverträge  ein,  welche  zwischen  den  dieses  Zoll-  und 
Handelsgebiet  bildenden  Staaten  und  den  Staaten  Grossbritannien, 
Niederlande,  Belgien,  Oesterreich,  Schweiz,  Italien,  Spa- 
nien und  noch  einigen  anderen  Staaten^)  bestanden.  Damit  sind 
den  Angehörigen  von  Elsass-Lothringen  im  Handels-  und  Schiff- 
fahrtsverkehr einerseits  alle  diejenigen  Vorrechte  gewährt  worden, 
welche  die  Angehörigen  der  übrigen  Staaten  genossen,  andererseits 
wurden  aber  auch  den  Angehörigen  der  Vertragsstaaten  in  Elsass- 
Lothringen  die  gleichen  Begünstigungen  eingeräumt,  welche 
denselben  in  den  übrigen  deutschen  Staaten  vertragsmässig  zuge- 
sichert waren. 

Diese  Thatsache  ist  seiner  Zeit  den  betreffenden  Vertragsstaaten 
notifiziert  worden^)  und  wurde  hiergegen  ein  Einwand  nicht  erhoben. 

Der  Ertrag  der  Zölle  bis  Ende  1871  einschliesslich  der  Ein- 
nahmen aus  den  vorgefundenen  Vorräten  unverzollter  Waren  floss 
in  die  elsässische  Landeskasse.  Er  bezifferte  sich  im  ganzen 
auf  2,783,770  Fr.  18  Cts.  Vom  1.  Januar  1872  ab  fliessen  die  Zölle 
verfassungsgemäss  in  ihrem  ganzen  Betrage  in  die  Reichskasse: 
vom  1.  April  1880  ab  wird  übrigens  auf  Grund  des  §  8  des  Reichs- 
gesetzes vom  15.  Juli  1879-^)  (Frankensteinsche  Klausel)  ein  Teil 
der  Einnahmen  an  die  elsass-lothringische  Landes kasse  über- 
wiesen. 

Die  Einnahmen,  welche  sich  an  Zöllen  in  Elsass-Lothringen 
ergeben  haben  und  (seit  1880)  die  Ueber Weisungsbeträge  stellen 
sich  in  den  einzelnen  Jahren  wie  folgt: 


')  Vgl.  Kirsch,  Die  Zoll-  und  Reichssteuerverwaltung  im  Grossherzogtum 
Baden  S.  227. 

2)  Amtsblatt  1872  S.  84. 

')  Reichsgesetzblatt  1879  S.  211. 
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Beti'ag 
T)      i.A        i  der  Ueberweisunffen 

j  r,  -u  ry-n      aus   dem  ilirtras  der  Zolle 

Jahr  der  erhobenen  Zolle  ^^^  Tabaksteuer 

(Frankensteinsche  Klausel) 


M. 

M. 

1872 

13,958,517 

— 

1873 

13,921,316 

— 

1874 

11,518,126 

— 

1875 

10,887,661 

— 

1876 

10,069,285 

— 

1877 

7,519,205 

— 

1878  > 
im  I.  Quartal  1879  S 

7,008,710  > 
1,694,955  S 

— 

— 

Etatsjahr      1879/80 

8,544,496 

— 

1880/81 

10,595,865 

1,371,039 

1881/82 

10,876,584 

2,144,503 

1882/83 

10,428,409 

2,518,018 

1883/84 

9,474,865 

2,516,731 

1884/85 

9,917,519 

3,166,542 

1885/86 

8,891,348 

3,490,958 

1886/87 

9,452,413 

3,923,483 

Die  deutschen  Zolleinrichtungen  haben  sich  auch  in  Elsass- 
Lothringen  bewährt,  namentlich  sind  sie  viel  bequemer  als  die 
französischen.  Während  in  Frankreich  die  Verzollung  fast  nur  bei 
den  Grenz ämtern  und  einigen  wenigen  Niederlageämtern  im  Inneren 
erfolgen  kann,  hat  die  deutsche  Verwaltung  an  allen  Hauptamtssitzen 
grössere  oder  kleinere  Niederlagen  eingerichet  und  eine  Reihe  von 
Steuerämtern  im  Inneren  mit  erweiterten  Befugnissen  versehen,  so 
dass  in  jeder  nur  einigermassen  industriellen  Stadt  die  erforderlichen 
Verzollungen  von  den  Empfängern  selbst  bewirkt  werden  können. 
Der  grosse  Vorzug  dieser  Einrichtungen  wird  auch  von  dem  elsass- 
lothringischen Handelsstand  dankbar  anerkannt. 


VI.  Entwicklung  der  Behördenorganisation  im  Bereich  der  Ver- 
waltung der  indirekten  Steuern  und  Zölle  in  Elsass-Lothringen. 

Bevor  wir  zur  Schlussbetrachtung  übergehen,  müssen  wir  noch 
bezuglich  der  Entwicklung  der  Behördenorganisation  im  Bereiche 
der  Verwaltung  der  indirekten  Steuern  und  Zölle  in  Elsass-Loth- 
ringen den  Faden  wieder  aufnehmen,  den  wir  oben  (S.  10)  fallen 
gelassen  haben. 
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Nachdem  der  Verfasser  dieser  Abhandlung  im  April  1871  in 
seine  Heimat  zurückberufen  worden  war,  wurden  als  Ersatz  zunächst 
Dr.  Roller  ^),  welcher  als  Steuereinnehmer  in  Weissenburg  ver- 
wendet war,  und  dann  noch  der  grossherzoglich  badische  Oberzoll- 
inspektor Baumann ^)  in  Kehl  zur  Dienstleistung  bei  dem  Kom- 
missariat für  Verwaltung  der  indirekten  Steuern  und  Zölle  berufen. 
Im  Laufe  des  Jahres  1871  kamen  dann  noch  hinzu:  Der  gross- 
herzoglich badische  Finanzrat  Schill^),  der  königlich  preussische 
Steuerrat  Fleischhauer^),  der  königlich  sächsische  Oberzollrat 
Kessler  °),  der  königlich  preussische  Regierungsrat  Pochhamm  er") 
und  der  grossherzoglich  hessische  Finanzaccessist  (Assessor)  Roth*). 

Auch  das  Bureaupersonal  musste  entsprechend  komplettiert 
werden. 

Mit  Gesetz  vom  30.  Dezember  1871^)  wurde  die  Einricbtung 
der  Verwaltung  gesetzlich  normiert  und  in  demselben  u.  a.  be- 
stimmt, dass  die  Verwaltuog  der  Zölle  und  Verbrauchssteuern,  des 
Enregistrements  ^)    einschliesslich    der    Hjpothekenbewahrung,     der 


')  Der  nachmalige  Direktor  der  Strassburger  Tabakmanufaktur  und  jetzt 
ßegierungsrat  beim  Bezirkspräsidium  in  Kolmar. 

^)  Später  Vorstand  des  badischen  Hauptzollamtes  Mannheim  und  gestorben 
am  17.  November  1887. 

*)  Jetzt  Ministerialrat  im  Ministerium  für  Elsass-Lothringen. 

*)  Jetzt  Geheimer  Regierungsrat  bei  der  Direktion  der  Zölle  und  indirekten 
Steuern  in  Strassburg. 

^)  Später  Oberregierungsrat,  dann  Reichsbevollmächtigter  für  Zölle  und 
Reichssteuern  in  Königsberg;  gestorben  1883. 

^)  Später  kgl.  preussischer  Geheimer  Oberfinanzrat,  jetzt  Chef  der  ham- 
burgischen Zolldirektivbehörde. 

~)  Jetzt  Geheimer  Regierungsrat  und  Vorstand  der  Katasterkommission 
in  Strassburg. 

»)  Amtsbl.  1872  S.  35 

')  Obgleich  das  Enregistrement  gleich  von  Anfang  an  der  Verwaltung 
der  indirekten  Steuern  zugewiesen  war,  so  haben  wir  doch  eine  Besprechung 
desselben  in  der  gegenwärtigen  Abhandlung  unterlassen ,  weil  es  mit  den  in- 
diiekten  Steuern  und  Zöllen  in  keiner  Verbindung  steht.  Auch  wollten  wir 
einer  berufeneren  Feder  überlassen,  das  mit  einem  ganz  komplizierten  Ver- 
waltungsapparat ausgerüstete  Enregistrement  einer  Besprechung  zu  unterziehen. 
Um  indessen  dem  Leser  in  das  Wesen,  die  Formen  und  die  Wirkungen  dieser 
Steuer  einen  Einblick  zu  gewähren,  lassen  wir  hier  ein  sehr  treffendes  Urteil 
des  Stadtrichters  Lehfeldt  folgen,  welches  derselbe  in  einem  Aufsatz  ,Die 
Verwaltungseinrichtung  von  Elsass-Lothringen"  (Jahrbuch  für  die  Gesetzgebung, 
Verwaltung  und  Rechtspflege  des  Deutschen  Reiches  von  Dr.  v.  Holtzendorff, 
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Domanialnutzung ,  des  Stempelwesens  einschliesslich  der  Erbschafts- 
steuer, sowie  die  Einziehung  und  Verwaltung  der  sonstigen  bisher 
mit  dem  Enregistrement  verbundenen  Staatseinkünfte  von  einem 
Direktor  der  Zölle  und  indirekten  Steuern  mit  dem  Amts- 
sitze in  Strassburg  zu  führen  ist  und  dass  ihm  das  nötige  Hilfs- 
personal beigegeben  wird. 

In  Ausführung  dieses  Gesetzes  wurde  zum  Direktor  der  könig- 
lich preussische  Geheime  Finanzrat  Fabricius  ernannt,  welcher 
seinen  Dienst  am  20.  April  1872  antrat.  Der  seitherige  Kommissar, 
Steuerdirektor     Regenauer,    und    der     als    Dezernent    verwendete 


Bd.  I  S.  572)  abgegeben  hat.  Es  lautet:  „Von  dem  Enregistrement  ist  es 
schwer,  einen  Begriff  zu  geben  für  alle  diejenigen,  die  nicht  längere  Zeit  in 
Frankreich  gelebt  haben  oder  dieses  Teufelserbteil  nicht  etwa  in  der  hessischen 
oder  bayerischen  Rheinpfalz  kennen  gelernt  haben.  Man  sagt,  es  sei  eine  Steuer, 
die  spielend  einginge,  und  die  der  Verpflichtete  gern  zahle;  in  Wirklichkeit 
aber  ist  es  eine  Steuer,  die  das  Publikum  täuscht  und  unter  dem  Schein  leichter 
Einziehbarkeit  und  ziemlich  erheblicher  Erträge  eine  ganz  ungleiche  Verteilung 
und  überdies  eine  Besteuerung  in  sehr  vielen  Dingen  mit  sich  bringt,  die  durch- 
aus nicht  besteuert  sein  dürften.  Sie  greift  in  alle  Sphären  des  Rechtslebens 
und  des  wirtschaftlichen  Lebens  ein  und  dies,  sowie  ihre  Ausübung  von  seiten 
der  Steuerbeamten  bietet  eine  Menge  von  Kombinationen  und  Permutationen, 
die  fast  schachspielartig  in  ihrem  bunten  Durcheinander  wirken.  Ueberall  geht 
sie  neben  den  sonstigen  Gefällen  und  Gebühren  noch  als  Ueberlast  nebenher, 
die  dritte  gleichzeitige  Steuerform,  den  Stempel,  nicht  berührend.  Die  Authen- 
tizität der  Verträge  hängt  von  ihrer  Einregistrierung  ab,  aber  auch  Klage  und 
Vorladung,  Beschluss  und  Bescheid,  Erkenntnis  und  Ausfertigung,  alles  das 
geht  seinen  Lauf  erst  nach  der  Einregistrierung  und  selbst  die  Strafen  unter- 
lassener Einregistrierung  bieten  Anlass  zu  neuer  Einregistrierung.  Da  man  bei 
einer  Besitzveränderung  beispielsweise  ausser  den  Sportein  und  dem  Stempel  das 
Enregistrement  zu  bezahlen  hat  und  übrigens  der  Notar  unumgänglich  ist,  so 
betragen  hier  die  Kosten  die  wahrhaft  unerhörte  Summe  von  mehr  als  8  Prozent. 

„Dies  ist  ein  volkswirtschaftlicher  Unsinn  und  so  wie  die  preussische  Re- 
gierung in  den  Rheinprovinzen,  in  welchen  französisches  Recht  gilt,  schon  vor 
dem  Stempelgesetz  von  1822  mit  dem  Enregistrement  gebrochen  hatte,  so  kann 
es  auch  in  Elsass-Lothringen  nur  eine  Frage  der  Zeit  sein,  wann  diese  übelste 
aller  Steuern  aufgehoben  wird,  welche  übrigens  weder  aus  den  Anfangsjahren 
der  ersten  Revolution,  noch  aus  der  gloriosen  Zeit  Napoleons  1.  stammt,  sondern 
aus  den  jämmerlichen  Finanz  Verlegenheiten  des  Direktoriums,  aus  der  Blütezeit 
der  Assignatenmakulatur. 

„Die  Aufhebung  des  Enregistrements  wird  den  Volkswohlstand  heben, 
kleinen  Grundbesitz  und  Hypothekenverkehr  auch  für  die  geringeren  Klassen 
möglich  machen  und  nicht  am  letzten  zu  einer  Verbesserung  der  Stimmung  im 
Lande  beitragen." 
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Finanzassessor  Glockner  und  Oberinspektor  Bau  mann  kehrten  in 
ihre  heimatlichen  Dienste  nach  Baden  zurück. 

Die  Direktion,  einschliesslich  der  Enregistrementsverwaltung, 
bestand  nunmehr  aus  1  Direktor,  1  Oberregierungsrat,  6  Regierungs- 
räten, 2  Assessoren,  wozu  dann  noch  das  erforderliche  Bureau- 
personal, bestehend  aus  1  Bureauvorsteher  für  das  Rechnungs- 
wesen, 16  Sekretären,    13  Sekretariatsassistenten,    6  Kanzlisten  und 

4  Boten,  kam. 

Der  Direktor  erhielt  im  Jahre  1875  ^)  den  Amtscharakter  als 
„Generaldirektor"  und  wurden  im  Jahre  1876  seine  Befugnisse 
durch  ein  besonderes  Regulativ  ^)  geregelt.  Danach  ist  derselbe 
dem  Reichskanzler^)  unmittelbar  untergeordnet  und  den  ihm  zugeteilten 
Räten,  sowie  dem  ihm  beigegebenen  Hilfspersonal  vorgesetzt.  Die 
Hauptzoll-  und  Hauptsteuerämter,  die  Enregistrements-Oberinspektoren 
und  -Inspektoren,  die  Hypothekenämter  und  die  Enregistrements- 
einnehmereien  sind  ihm  unmittelbar  untergeordnet;  zugleich  sind  ihm 
bezüglich  der  Rückerstattung  von  Abgaben,  des  Nachlasses  erkannter 
Strafen  etc.  eine  Reihe  von  Befugnissen  eingeräumt. 

Die  Zahl  der  Räte,  sowie  das  Bureaupersonal  hat  sich  nach 
und  nach  vermehrt,  so  dass  der  jetztige  Personalstatus  sich  wie  folgt 
stellt:  1  Generaldirektor,  1  Oberregierungsrat  als  Stellvertreter  des 
Generaldirektors ,  1  Oberregierungsrat  als  Dirigent  des  Enregistre- 
mentswesens,  6  Regierungsräte,  2  Finanzassessoren,  1  Vorsteher  der 
Rechnungskontrolle,  1  Bureauvorsteher  des  Sekretariates,  1  Bureau- 
vorsteher für  die  Enregistrementsverwaltung,  24  Direktionssekretäre, 
14  Sekretariatsassistenten.  1  Oberbuchhalter  der  Enregistrements- 
hauptbuchhalterei,  2  Buchhalter  der  Enregistrementshauptbuchhalterei, 
1  Kanzleiinspektor,    6  Kanzlisten,   2  Kanzleidiätare,  1  Botenmeister, 

5  Kanzleidiener  und  2  Hilfsboten  —  im  ganzen  72  Beamte. 

Vom  1.  Januar  1874  ab  wurde  der  gedachten  Direktion  zur 
Ausübung  der  im  Art.  36  der  Reichsverfassung  vorgesehenen  Kon- 
trolle auch  ein  Vereinsbevollmächtigter  beigegeben  und  im 
Laufe  desselben  Jahres  noch  vier  diesem  untergeordnete  Stations- 
kontrolleure  mit   dem  Sitze   in  Strassburg,  Metz,  Mülhausen   und 


')  Amtsblatt  1875  S.  61. 

2)  Amtsblatt  1876  S.  91. 

')  Seit  1879  dem  Ministerium  für  Elsass-Lothringen.  (Vgl.  das  Gesetz 
vom  4.  Juli  1879 ,  Die  Verfassung  und  Verwaltung  Elsass-Lothringens.  Reichs- 
gesetzbl.  S.  165.) 
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Saarburg  ^)  berufen.  Ausserhalb  Elsass-Lothringens  sind  die  Reichs- 
lande hinsichtlich  der  Reichskontrolle  bei  den  Provinzialsteuer- 
direktionen  Danzig  und  Königsberg  durch  einen  ReichsbevoU- 
niächtigten  mit  dem  Sitze  in  Königsberg  vertreten.  Demselben  sind 
zwei  Stationskontrolleure  aus  Elsass-Lothringen  untergeordnet,  wovon 
der  eine  seinen  Wohnsitz  in  Tilsit  hat,  der  andere  in  Danzig 
stationiert  ist. 

Eine  Vertretung  im  Bundesrat  erhielten  die  Reichslande 
erst  im  Jahre  1879.  Die  bezügliche  Bestimmung  in  dem  Gesetz 
vom  4.  Juli  1879  2)  (§  7)  lautet: 

„Zur  Vertretung  der  Vorlagen  aus  dem  Bereiche  der  Landes- 
gesetzgebung, sowie  der  Interessen  Elsass-Lothringens  bei 
Gegenständen  der  Reichsgesetzgebung  können  durch  den  Statt- 
halter Kommissare  in  den  Bundesrat  abgeordnet  werden, 
welche  an  dessen  Beratung  über  diese  Angelegenheiten  teil- 
nehmen." 

Diese  Vertretung,  mit  welcher  in  der  Regel  ein  Mitglied  der 
Direktion  der  Zölle  und  indirekten  Steuern  betraut  ist,  ist  aber  in- 
folge der  besonderen  staatsrechtlichen  Stellung  von  Elsass-Lothringen 
zum  Reich  keine  vollständige,  wie  sie  selbst  dem  kleinsten  deutschen 
Bundesstaat  zukommt,  sondern  eine  wesentlich  beschränkte,  indem 
die  Vertreter  der  Reichslande  zwar  an  allen  Beratungen  des 
Bundesrates  teilnehmen  können,  aber  keine  besch liessende  Stimme 
haben. 

In  der  Bezirks  Verwaltung  sind,  wie  oben  schon  berührt  wurde, 
die  Steuereinnehmereien  in  der  Regel  zunächst  an  denjenigen 
Orten  errichtet  worden,  an  denen  solche  zur  französischen  Zeit 
bestanden  hatten;  für  die  Zollverwaltung  kam  ein  ganz  neuer 
Organisationsplan  zur  Ausführung. 

Schon  im  Jahre  1872  ^)  zeigte  sich  das'  Bedürfnis  einer  ander- 
weiten Organisation  des  Erhebungs-  und  des  Aufsichtsdienstes  be- 
züglich der  indirekten  Steuern,  die  in  der  Hauptsache  dahin  hin- 
auslief, dass  der  gesamte  Steuererhebungs-  und  Aufsichtsdienst  den 
Hauptzoll-  resp.  Hauptsteuerämtern  untergeordnet  wurde  und  die 
Steuereinnehmereien   die   Bezeichnung  „  Steuerämter "   erhielten.     In- 


i 


^)  Der  Stationskontrolleur   in  Saarburg  ist  im  Jahr  1885  wieder  zurück- 
gezogen worden. 

2)  Reichsgesetzblatt  1879  S.  165. 
ä)  Amtsblatt  1872  S.  345. 
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zwischen  wurde  noch  vielfach  organisiert,  Stellen  vereinigt,  aufge- 
hoben und  neue  kreiert.  Jetzt  bestehen  in  der  Bezirks  Verwaltung 
in  Elsass-Lothringen  11  Hauptämter,  nämlich: 

mit 

Neben-      Neben-     g^^^g^.    Salz-    ^^^^^"        Orts-  Ober- 

zoll- zoll-       ämtem  Steuer-  f^^^^;..         ein-         kontroll- 

ämteml  ämtem  11  ämtem    .  ,i      nehmereien  bezirken 

1.  Diedenhofen  2  4  6  —  12  32  5 

2.  Metz  2  9  2  —  —  41  4 

3.  Saarburg  3  5  5           3  —  29  5 

4.  Schirmeck  2  3  4  —  —  43  6 

5.  Münster  3  4  2  —  —  44  5 

6.  Altkirch  4  11  2  —  1  19  6 

7.  Mülhausen  —  —  1  —  4  29  2 

8.  Colmar  —  —  9  —  5  74  5 

9.  Strassburg  —  —  1  —  1  19  2 

10.  Hagenau  —  —  9  —  8  91  3 

11.  Saargemünd  _-____— 6  2  7 42 4 

mit  zus.      16  36  47  5         38  463  47 

Die  Rechtsverhältnisse  der  Beamten  in  Elsass-Lothringen 
wurden  nach  und  nach  geordnet.  Anfänglich  waren  die  meisten 
Beamten  nur  in  kommissarischer  Weise  auf  ihre  respektiven 
Stellen  berufen;  sie  verblieben  während  dieser  Zeit  im  Verband  der 
Heimatsstaaten,  denen  sie  angehörten.  Die  nach  Massgabe  der  Ver- 
fassung und  der  Gesetze  des  Deutschen  Reiches  vom  Kaiser  er- 
nannten Beamten  waren  übrigens  schon  seit  August  1871  als 
„kaiserliche"  zu  bezeichnen  ^).  Der  Mangel  gesetzlicher  Bestim- 
mungen über  die  Rechtsverhältnisse  der  Beamten,  über  die  Ansprüche 
auf  Pension  und  Witwen-  und  Waisenversorgung  machte  sich 
namentlich  in  der  Zeit  recht  fühlbar,  in  welcher  bereits  der  grösste 
Teil  der  Beamten  aus  dem  heimatlichen  Verbände  ausgeschieden 
und  definitiv  in  Stellungen  in  Elsass-Lothringen  eingetreten  war. 
Diesem  unsicheren,  ja  peinlichen  Zustande  wurde  durch  Erlassung 
des  Gesetzes  vom  23.  Dezember  1873^)  ein  Ende  gemacht.  Mit 
diesem  Gesetze  wurde  das  Reichsgesetz  vom  31.  März  1873^), 
die  Rechtsverhältnisse  der  Reichsbeamten  betreffend,  in  Elsass- 
Lothringen  eingeführt,  und  zwar,  wie  sich  aus  dem  Wortlaute  des 

^)  Vgl.   den  Allerhöchsten  Erlass  vom   3.  August  1871,   Strassb.  Zeitung 
1871  Nr.  195;  Amtsblatt  1871  S.  427. 

^)  Gesetzblatt  für  Elsass-Lothringen  1873  Nr.  39,  Amtsblatt  1874  S.  1. 
')  Reichsgesetzblatt  1873  S.  61. 
Finanzarchiv.    V.  Jahrg.  gg3  9 
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Art.  1  Abs.  1  ergibt,  zunächst  ganz  allgemein  für  die  in  Elsass- 
Lothringen  befindlichen  Reichsbeamten,  wohin  z.  B.  die  Beamten 
der  Reichseisenbahnverwaltung  und  der  Post-  und  Telegraphen- 
verwaltung gehören;  sodann  wurde  durch  Art.  1  Abs.  2  statuiert^ 
dass  dieses  Reichsgesetz  auf  die  Rechtsverhältnisse  der  elsass- 
lothringischen Landesbeamten  und  Lehrer,  welche  ein  Dienst- 
einkommen aus  der  Landeskasse  beziehen,  Anwendung  findet. 

Unter  diesen  Beamten  befanden  sich  ausnahmslos  alle  Beamte 
der  Verwaltung  der  indirekten  Steuern  und  Zölle. 

Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  den  ganzen  Inhalt  des  Reichsbeamten- 
gesetzes vom  3L  März  1873  zu  besprechen.  Wir  müssen  uns 
vielmehr  damit  begnügen,  die  wesentlichsten  Bestimmungen  aus  dem- 
selben hervorzuheben.  Danach  erfolgt  die  Anstellung  der  Reichs- 
beamten und  damit  auch  der  elsass-lothringischen  Landesbeamten, 
soweit  dieselbe  nicht  unter  dem  ausdrücklichen  Vorbehalt  des  Wider- 
rufs oder  der  Kündigung  geschieht,  auf  Lebenszeit.  Jeder  Be- 
amte muss  sich  zwar,  wenn  es  das  dienstliche  Bedürfnis  erfordert, 
die  Versetzung  mit  Vergütung  der  vorschriftsmässigen  Umzugskosten 
auf  ein  anderes  Amt  gefallen  lassen,  dieses  Amt  darf  aber  nicht 
von  geringerem  Range  und  es  darf  mit  demselben  kein  geringeres 
etatsmässiges  Diensteinkommen  verbunden  sein.  Jeder  Beamte  kann 
unter  Bewilligung  des  gesetzlichen  Wartegeldes  (drei  Vierteile  des 
Gehaltes  und  in  minimo  450  M.  und  in  maximo  9000  M.)  einst- 
weilig in  den  Ruhestand  versetzt  werden,  wenn  das  von  ihm  ver- 
waltete Amt  infolge  einer  Umbildung  der  Behörden  aufhört.  Ausser- 
dem können  aber  auch  gewisse  höhere  Beamte,  ohne  dass  die  eben 
erwähnte  Voraussetzung  vorliegt,  durch  kaiserliche  Verfügung  zur  Dis- 
position gestellt  werden.  Darunter  befinden  sich  auch  der  Vorstand 
und  der  Oberregierungsrat  bei  der  Direktion  der  Zölle  und  indirekten 
•Steuern  (Art.  2  Ziff.  1  des  Gesetzes  vom  23.  Dezember  1873). 

Jeder,  welcher  sein  Diensteinkommen  aus  der  Landeskasse  be- 
zieht, erhält  eine  lebenslängliche  Pension,  wenn  er  nach  einer 
Dienstzeit  von  wenigstens  10  Jahren  infolge  eines  körperlichen  Ge- 
brechens oder  wegen  Schwäche  seiner  körperlichen  oder  geistigen 
Kräfte  zu  der  Erfüllung  seiner  Amtspflichten  dauernd  unfähig  ist 
und  deshalb  in  den  Ruhestand  versetzt  wird.  Die  Pension  beträgt, 
wenn  die  Versetzung  in  den  Ruhestand  nach  vollendetem  zehnten, 
jedoch  vor  vollendetem  elften  Dienstjahre  eintritt,  ^^/so  und  steigt 
von  da  ab  mit  jedem  weiter  zurückgelegten  Dienstjahre  um  ^so   des 
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zuletzt  bezogenen  Diensteinkommens.  lieber  den  Betrag  von  ^^[so 
dieses  Diensteinkommens  findet  eine  Steigung  nicht  statt. 

Für  die  Witwen-  und  Waisenversorgung  war  in  diesem 
Gesetz  noch  keine  Fürsorge  getroffen,  der  Gegenstand  erfuhr  aber 
fast  gleichzeitig,  nämlich  mit  Gesetz  vom  24.  Dezember  1873  ^) 
seine  Regelung.  Mit  diesem  Gesetz  wurde  den  Witwen  der  elsass- 
lothringischen Landesbeamten  eine  aus  der  Landeskasse  zu  zahlende 
Pension,  bestehend  in  dem  dritten  Teile  des  Ruhegehaltes,  zu 
welchem  der  Verstorbene  berechtigt  ist  oder  berechtigt  sein  würde, 
wenn  er  am  Todestage  aus  dem  Dienste  geschieden  wäre,  in  minimo 
200  Fr.  und  in  maximo  2000  Fr.  und  den  Kindern  eine  Waisen- 
pension zugesichert,  welche  für  solche,  deren  Mutter  lebt  und 
pensionsberechtigt  ist,  ein  Fünf  teil  und  für  solche,  deren  Mutter 
nicht  mehr  lebt  oder  nicht  pensionsberechtigt  ist,  ein  Dritteil  der 
Witwenpension  für  jedes  Kind  beträgt.  Die  an  die  Witwen  und 
Waisen  zu  zahlenden  Pensionen  dürfen  indes  weder  einzeln  noch 
zusammen  den  Betrag  des  Ruhegehaltes  übersteigen,  zu  welchem  der 
Verstorbene  berechtigt  ist  oder  berechtigt  gewesen  sein  würde,  wenn 
er  am  Todestage  aus  dem  Dienste  geschieden  wäre. 

Witwen-  und  Waisengeldbeiträge  sind  nicht  zu  zahlen. 

Das  Reichsbeamtengesetz  vom  23.  Dezember  1873  erlitt  in- 
dessen erst  vor  kurzem  durch  die  Novellen  vom  21.  April  1886*) 
und  vom  25.  Mai  1887  ^)  mehrere  wesentliche  Abänderungen.  Zu- 
nächst wurde  die  Bestimmung  getroffen,  dass  bei  den  aus  dem  Dienste 
scheidenden  Beamten,  welche  das  fünfundsechzigste  Lebensjahr 
vollendet  haben,  eingetretene  Dienstunfähigkeit  nicht  Vorbedingung 
des  Anspruches  auf  Pension  sei,  sodann  wurde  die  Höhe  der  Pen- 
sion in  der  Art  geregelt,  dass  dieselbe,  wenn  die  Versetzung  in 
den  Ruhestand  nach  vollendetem  zehnten,  jedoch  vor  vollendetem 
elften  Dienstjahre  eintritt,  statt  früher  ^^/so  des  zuletzt  bezogenen 
Diensteinkommens  ^^/eo  desselben  betragen  und  von  da  ab  mit  jedem 
weiter  zurückgelegten  Dienstjahre  (statt  früher  um  ^/so)  um  ^/eo, 
in  maximo  bis  auf  *^^6o  dieses  Diensteinkommens  ansteigen  soll. 

Diese  beiden  Novellen  wurden  auf  Grund  des  Gesetzes,  be- 
treffend die  Anwendung  abgeänderter  Reichsgesetze  auf  landesgesetz- 


0  Gesetzblatt  für  Elsass-Lothringen  Nr.  39,  Amtsblatt  1874  S.  23. 
-)  Reichsgesetzblatt  1886  S.  80. 
»)  Reichsgesetzblatt  1887  S.  194. 
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liebe  Angelegenheiten  Elsass-Lothringens  vom  7.  Juli  1887  ^)  im 
Wege  kaiserlicher  Verordnung  nach  erfolgter  Zustimmung  des  Bun- 
desrates auch  auf  die  Rechtsverhältnisse  der  elsass-lothringischen 
Landesbeamten  für  anwendbar  erklärt^). 

Die  Beamten  der  Verwaltung  der  Zölle  und  indirekten  Steuern 
in  Elsass-Lothringen  rekrutierten  sich  anfänglich  fast  ganz  aus 
Altdeutschland,  da  die  Elsässer  und  Lothringer  noch  keine  grosse 
Lust  verspürten,  unter  der  deutschen  Verwaltung  zu  dienen.  Auch 
jetzt  noch  ist  bezüglich  der  höheren  Beamten  das  Verhältnis  so 
ziemlich  gleich  geblieben.  Dagegen  ist  eine  grössere  Zahl  der 
unteren  Stellen  mit  Elsass-Lothringern  besetzt. 

Die  Ansprüche,  welche  wegen  der  Ausbildung  der  Beamten 
an  diese  gemacht  werden,  sind  nach  und  nach  ebenfalls  geregelt 
worden.  Wir  glauben  in  dieser  Richtung  auf  unsere  Abhandlung 
im  Finanzarchiv,  IV.  Jahrgang,  I.  Band,  S.  32  und  77,  verweisen 
zu  dürfen. 

Wegen  der  Verwilligung  von  Tagegeldern,  Fuhrkosten 
und  Umzugskosten  hat  die  kaiserliche  Verordnung  vom  25.  Ok- 
tober 1880  ^),  anschliessend  an  die  bezüglichen  in  Preussen  gültigen 
Bestimmungen  die  nötigen  Normen  gegeben. 

Ebenso  ist  das  Amtskautionswesen  nach  und  nach  ge- 
ordnet worden  und  wollen  wir  nur  anführen,  dass  in  der  Verwaltung 
der  indirekten  Steuern  und  Zölle  nachstehende  Beamte  für  kautions- 
pflichtig  erklärt  sind  und  die  beigesetzten  Dienstkautionen  zu  stellen 
haben : 

Die  Hauptamtsrendanten  9000  M.,  die  Hauptamtskontrolleure 
3000  M. ,  die  Einnehmer  bei  den  Nebenzollämtern  I  und  bei  den 
Steuerämtern  1500  bis  6000  M. ,  die  Einnehmer  bei  den  Neben- 
zollämtern II   900  M.,   die   Assistenten  I.  und  IL  Kl.    300  M.,   die 


1)  Reichsgesetzblatt  1887  S.  377. 

^)  Der  Landesausschuss  hatte  in  der  Sitzung  vom  9.  Februar  1887  bei 
der  ersten  Lesung  des  Entwurfes  der  beiden  Novellen  verlangt,  dass  die  elsass- 
lothringischen Beamten  3  Prozent  des  Einkommens  als  Witwengeldbeiträge 
zahlen  sollen,  wie  früher  die  Reichsbeamten,  welche  bekanntlich  erst  durch 
Gesetz  vom  5.  März  1888  (Reichsgesetzblatt  S.  65)  davon  befreit  wurden.  Der 
Entwurf  wurde  sodann  an  eine  zwölfgliederige  Kommission  verwiesen,  blieb 
aber  dort  unerledigt  und  wurde  gegenstandslos,  nachdem  das  Gesetz  vom  7.  Juli 
1887  erlassen  war. 

')  Amtsblatt  1880  S.  369. 
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Haupt-  und  Nebenamtsdiener  300  M.,    die  Uebergangssteuererheber 
und  Ortseinnehmer  bis  zu  900  M. 

Was  schliesslich  die  Bezahlung  der  Beamten  in  Elsass- 
Lothringen  betrifft,  so  sind  drei  verschiedene  Perioden  zu  unter- 
scheiden. Die  erste  Periode  umfasst  den  Zeitraum,  an  welchem  die 
Beamten  nur  in  kommissarischer  Weise  verwendet  worden  sind. 
In  dieser  Zeit  bezogen  die  Beamten  für  ihre  Thätigkeit  Tage- 
gelder, welche  je  nach  dem  Range  und  der  Stellung  der  Beamten 
verschieden  waren.  So  bezog  z.  B.  der  Kommissar  30  Fr.,  die 
Dezernenten  20  Fr.,  die  Bureaubeamten  der  Direktion  15  bis  22  Fr. 
50  Cts.,  die  Steuereinnehmer  11,25  bis  15  Fr.,  die  Steuerkommis 
10  Fr.,  die  Oberinspektoren  22,50  Fr.,  die  Rendanten,  die  Haupt- 
amtskontrolleure, die  Steuerinspektoren  15  Fr.  bis  22  Fr.  50  Cts. 

Diese  Diäten  wurden  anfänglich  aus  der  Gouvemementskasse, 
später  aus  der  Landeskasse  bezahlt.  Daneben  bezogen  die  betreffen- 
den Beamten  ihren  heimatlichen  Gehalt,  soweit  sie  im  Genüsse  eines 
solchen  waren,  weiter  und  wurde  dieser  von  der  elsässischen  Landes- 
kasse den  Kassen  der  einzelnen  Bundesstaaten,  denen  die  Beamten 
angehörten,  ersetzt. 

Mit  der  Einrichtung  einer  Direktion  für  die  indirekten  Steuern 
und  Zölle  in  Strassburg  wurde  die  zweite  Periode  eingeleitet.  Die 
bislang  kommissarisch  verwendeten  Beamten  mussten  sich  entschei- 
den, ob  sie  definitiv  in  den  elsässischen  Landesdienst  eintreten  oder 
in  ihre  Heimat  zurückkehren  wollten. 

Diejenigen,  welche  sich  für  das  Verbleiben  entschieden,  wurden 
definitiv  angestellt.  Ausser  den  inzwischen  festgesetzten  Gehalts- 
sätzen, in  welche  die  Beamten  der  einzelnen  Kategorien  eingewiesen 
wurden,  wurden  ihnen  noch  mit  Rücksicht  auf  das  teure  und  an 
manchen  Orten  recht  unangenehme  Leben  Ortszulagen  entspre- 
chend den  in  Norddeutschland  gezahlten  Wohnungsgeldzuschüssen 
bewilligt. 

Diese  betrugen  z.  B.  für  den 

Generaldirektor 3000  M. 

Oberregierungsrat  und  die        i 

T,     .  ..?  {     1500  M. 

Kegierungsrate 1 

Finanzassessoren       .     .     .     .     \ 

Bureauvorsteher / 

Sekretäre 900  M. 

Sekretariatsassistenten      .     .     / 

Kanzlisten 600  M. 
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Kanzleidiener 375  M. 

-g-ö     Oberinspektoren 900  M.  bezw.  750  M. 

-■"^  I  Hauptamtsrendanten     .     .     .     \ 

I   TTa.nn+.n.mt.HknTifrnllpnrp.  / 

900  M.  bezw.  750  M.  und  600  M. 


ö  ^  1  Zollinspektoren \ 


2  S   I  Oberkontrolleure       .     . 
^  g  \  Zolleinnehmer  I.  Klasse 

9  o  1  Steuereinnehmer      ....     ^     900  M.  bezw.  600  M. 

g  ^  I  Hauptamtsassistenten 
[^  ^  1  Zolleinnehmer  II,  Assistenten  II,  Grenz-  und  Steueraufseher  450  M. 
fi  ^     Amtsdiener  375  M.  bezw.  300  M. 

Nachdem  sich  die  Verwaltung  einigermassen  konsolidiert  und 
der  Aufenthalt  für  die  Beamten  im  Elsass  wenigstens  dem  An- 
scheine nach  angenehmer  sich  gestaltet  hatte,  hat  die  v.  Man- 
teuf  fei  sehe  Regierung,  dem  Drängen  des  Landesausschusses  nach- 
gebend, zum  grossen  Verdrusse  der  Beamten,  die  bislang  bewilligten 
Ortszulagen  beseitigt,  indem  ein  Teil  zur  Besoldung  zugeschlagen, 
ein  Teil  als  künftig  wegfallend  bezeichnet  wurde.  Dies  ist  im 
Jahre  1881  geschehen  und  sind  damit  die  Gehaltsverhältnisse  in  die 
dritte  Periode  eingetreten. 

Wie  hoch  sich  die  Gehälter  der  einzelnen  Beamtenkategorien 
stellen,  ist  aus  der  nachfolgenden  Darstellung  zu  ersehen.  Die  Sätze 
sind  dem  Landeshaushaltsetat  für  Elsass-Lothringen  für  das  Etats- 
jahr 1888/89  entnommen.  Dabei  sind  die  Ortszulagen,  welche  ein- 
zelne Beamte  von  früher  her  bezogen,  welche  aber  künftig  wegfallen, 
unberücksichtigt  geblieben. 

Es  beziehen  dermalen  an  Gehalt: 

Der  Generaldirektor 13,000  M. 

und  eine  Miethentschädigung  von  4000  M. 

,     Oberregierungsrat 8400  , 

Die  Regierungsräte 5400—7200  „ 

„    Finanzassessoren 3000 — 4200  „ 

Der  Vorsteher  der  Rechnungskontrolle 5000  „ 

Die  Sekretäre 2800-4200  „ 

(Die  Bureauvorsteher  und   der   Oberbuchhalter    ausser- 
dem eine  Zulage  von  300  M.) 

„    Sekretariatsassistenten 1800 — 2600  r 

,    Kanzlisten 1600-2800  , 

,    Kanzleidiener 1170—1470  , 

(Der  Botenmeister  bezieht  300  M.  Funktionszulage.) 

,    Oberiospektoren 4400—6200  , 

,    Hauptamtsrendanten 3300 — 4800  „ 
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Die  Hauptamtskontrolleure,  Zollinspektoren,  Revisionsoberkon- 
trolleure, Obersteuer-  und  Obergrenzkontrolleure      .     .       2700—3600  M. 

,    Zolleinnehmer   I.  Klasse,    die   Steuereinnehmer    und    die 

Assistenten  I.  Klasse 2100—3300    „ 

,    Zolleinnehmer  II.  Klasse  und  Assistenten  II.  Klasse     .     .       1600 — 2200    , 

,    Grenzaufseher 1020—1470    , 

(Daneben  330  M.  nichtpensionsfähiger  Dienstbezug,  für 
die  Berittenen  ausserdem  300  M.  Zulage. 

,    Amtsdiener 1020—1170    , 

(Ausserdem  205  M.  nichtpensionsfähiger  Dienstbezug.) 


VII.  Schlussbetrachtung. 

Ueberblicken  wir  zum  Schlüsse  nochmals  das  Gesagte,  so  wird 
nicht  zu  verkennen  sein,  dass  deutscher  Fleiss  und  deutsche  Aus- 
dauer ein  ordentliches  Stück  Arbeit  auf  dem  Gebiete  der  indirekten 
Steuern  und  Zölle  in  Elsass-Lotliringen  zustande  gebracht  hat. 
Den  Hunderten  von  deutschen  Männern,  welche  an  dieser  Arbeit 
mitgewirkt  und  nach  und  nach  die  vorgefundenen  fremdartigen 
Verhältnisse  in  den  Organismus  Altdeutschlands  übergeleitet  und 
eingefügt  haben,  gebührt  der  dauernde  Dank  der  deutschen  Nation. 
Noch  ist  aber  die  Arbeit  nicht  vollendet. 

Die  Weinsteuer  wird  in  der  bisherigen  Erhebungsform  auf 
die  Dauer  nicht  aufrecht  zu  erhalten  sein ;  sie  wird,  wenn  das  Deutsche 
Reich  den  Wein  nicht  noch  als  Besteuerungsobjekt  für  sich  in  An- 
spruch nimmt,  von  der  Bildfläche  verschwinden,  sobald  der  elsass- 
lothringische Staatshanshalt  dies  zulässt.  Erst  kürzhch  hat  der 
Landesausschuss  im  Hinblick  auf  die  namhafteren  üeberweisungen  aus 
der  Reichskasse  infolge  der  neuen  Branntweinsteuergesetzgebung  den 
Antrag  gestellt,  die  Weinsteuer  ganz  fallen  zu  lassen,  welchem  An- 
trag zur  Zeit  allerdings  nicht  stattgegeben  worden  ist. 

Der  Modus  der  Bierbesteuerung  ist  so  veraltet  und  passt 
durchaus  nicht  mehr  zu  den  dermaligen  Braumethoden,  dass  über 
kurz  oder  lang  ein  anderer  Modus  Platz  greifen  muss. 

Die  Lizenzgebühren  endlich  sind  in  der  Höhe  und  in  der 
Form,  wie  sie  erhoben  werden,  auf  die  Dauer  gar  nicht  haltbar 
und  werden  in  absehbarer  Zeit  reformiert  werden  müssen. 

Gleichwohl  hätte  die  Bevölkerung  der  Reichslande  allen  Grund, 
mit  der  Ordnung  ihres  Steuerwesens  zufrieden  zu  sein.  Wenn  sie 
dies  nicht  ist,  so  liegen  die  Gründe  zum  grössten  Teil  nicht  in  der 
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Sache  selbst,  sondern  es  spielen  immer  noch  politische  Motive  mit 
und  manch  gutgemeinte  Vorschläge  der  elsass-lothringischen  Re- 
gierung scheitern  an  dem  Widerspruchsgeist,  welcher  dem  alleman- 
nischen  Stamme  eigen  ist. 

Es  ist  ja  nicht  zu  verkennen,  dass  viele  geschäftliche  Verbin- 
dungen, welche  zwischen  Elsass-Lothringen  und  Frankreich  bestanden 
haben,  durch  den  Anschluss  des  ersteren  an  Deutschland,  namentlich 
durch  die  Errichtung  der  Zollschranken  zwischen  den  Reichslanden 
und  dem  jetzigen  Gebiete  Frankreichs  mit  grossen  materiellen  Nach- 
teilen für  einzelne  zerstört  und  durch  die  Eröffnung  des  deutschen 
Marktes  kein  vollständiger  Ersatz  vorläufig  hierfür  geboten  wurde; 
es  kann  nicht  in  Abrede  gestellt  werden^  dass  es  der  reichsländischen 
Bevölkerung,  welche  doch  mehr  oder  weniger  mit  den  französischen 
Einrichtungen  verwachsen  und  an  die  Verfahrungsweise  der  fran- 
zösischen Beamten  gewöhnt  war,  hart  ankommen  mag,  sich  an  die 
deutschen  Einrichtungen  anzugewöhnen  und  sich  mit  dem  etwas 
strammeren  Verfahren  der  deutschen,  ihr  ohnehin  nicht  sehr  sym- 
pathischen Beamten,  deren  Sprache  sie  oft  nicht  einmal  recht  ver- 
steht, zu  befreunden;  es  mag  ja  auch  sein,  dass  die  noch  immer 
erkennbare  Unzufriedenheit  der  Bevölkerung  mit  ihrer  Lage  zum 
Teil  daher  rührt,  dass  der  Traum,  einmal  einem  Staatswesen  mit 
republikanischen  Einrichtungen  anzugehören,  unerfüllt  geblieben  ist 
und  dass  bei  einzelnen  die  Schrecknisse  des  Krieges  einen  Stachel 
gegen  die  deutschen  Eroberer  zurückgelassen  haben. 

Allein,  wenn  sich  die  Bevölkerung,  wie  es  in  ihrem  eigenen 
Interesse  läge,  auf  den  Standpunkt  der  durch  den  Lauf  der  Ge- 
schichte als  unabänderlich  hervorgetretenen  Thatsachen  stellen  und 
von  diesem  Standpunkte  aus  ihre  Lage  beurteilen  würde,  so  würde 
sie  bald  erkennen,  dass  das  Zünglein  der  Wage  ihrer  Interessen 
sich  Deutschland,  nicht  Frankreich  zuneigt. 

Bezüglich  der  wirtschaftlichen  Lage  kann  dies  gar  nicht  zweifel- 
haft sein.  In  Frankreich  hat  seit  dem  Kriege  die  Steuerlast  ganz 
erheblich  zugenommen.  Die  meisten  im  Jahre  1870  dort  bestandenen 
indirekten  Steuern  wurden  erheblich  erhöht;  viele  um  das  Doppelte 
und  mehr.  Eine  Reihe  neuer  Steuern,  wie  die  Papiersteuer  ^), 
die  Steuer  auf  Stearin-  und  Wachskerzen  und  das  Streichhölzer- 
monopol    wurden    eingeführt.      Das    Aufkommen    an    indirekten 


^)  Seit  1887  wieder  aufgehoben. 
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Steuern  einschliesslich  der  Zölle,  der  Enregistrements-  und  Stempel- 
gebühren, sowie  der  Erträgnisse  des  Tabakmonopols  beträgt  der- 
malen in  Frankreich  rund  2380  Millionen  Franken  =  1904  Mil- 
lionen Mark,  d.  i.  bei  einer  Bevölkerung  von  rund  38  Millionen 
über  50  M.  auf  den  Kopf,  während  im  Deutschen  Reiche  an  Zöllen 
und  indirekten  Steuern  (die  Reichsbranntweinsteuer  inbegriffen)  höch- 
stens 520  Millionen  Mark  oder  bei  einer  Bevölkerung  von  rund 
47  Millionen  auf  den  Kopf  UM.  erhoben  werden. 

Auch  wenn  man  hierzu  noch  die  Erträgnisse  der  elsass- 
lothringischen indirekten  Landessteuer  einschliesslich  des  Er- 
trages der  Enregistrementsverwaltung  im  Betrage  von  rund  12  Mil- 
lionen Mark,  also  bei  einer  Bevölkerung  von  1  V-2  Millionen  =  8  M. 
auf  den  Kopf  rechnet,  so  ergibt  sich  für  die  Bewohner  der  Reichs- 
lande doch  nur  eine  Steuerbelastung  von  19  Mark  auf  den  Kopf. 
Frankreich  zahlt  daher  über  das  Zweiundeinhalbfache  au 
indirekten  Steuern  wie  Elsass-Lothringen. 

Auch  eine  Vergleichung  der  Belastung  durch  die  direkten 
Steuern  fällt  zu  L^ngunsten  Frankreichs  aus.  Während  hier  das 
Steueraufkommen  jährlich  440  Millionen  Franken  =  352  Millionen 
Mark,  also  bei  38  Millionen  Einwohnern  9,3  M.  auf  den  Kopf  be- 
trägt, ergibt  sich  für  Elsass-Lothringen  (zu  Gunsten  der  deutschen 
Reichskasse  kommen  keine  direkten  Steuern  zur  Erhebung)  bei  einer 
Gesamteinnahme  von  10^2  Millionen  Mark  und  bei  einer  Bevöl- 
kerung von  1^2  Millionen  nur  eine  Steuerbelastung  von  7  M.  auf 
den  Kopf. 

Nicht  minder  spricht  auch  die  Höhe  der  öffentlichen  Schuld 
zu  Ungunsten  Frankreichs.  Nach  dem  Voranschlag  von  1887 
erfordert  die  Verzinsung  der  gesamten  französischen  Staatsschuld 
einen  Aufwand  von  1286  Millionen  Franken  =  1029  Millionen  Mark, 
was  einem  Kapitalbetrage  von  25  Milliarden  Mark  entspricht.  Die 
Belastung  durch  die  Zinsen  beträgt  daher  27  M.  auf  den  Kopf;  in 
Deutschland  dagegen  beträgt  die  Reichsschuld,  die  4^/^  und  3'/2- 
prozentige  zusammengerechnet,  nur  766  Millionen  Mark  und  erfordert 
zur  Verzinsung  einen  Aufwand  von  nur  23,5  Millionen  Mark  oder 
auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  0,5  M.  Hierzu  kommen  allerdings 
dann  noch  für  Elsass-Lothringen  die  eigenen  Staatsschulden  von 
jährlich  811,780  M.  Rente  (durchschnittlich  3 ^/s prozentig)  oder  von 
etwa  27  Millionen  Mark  Kapitalschuld,  was  bei  einer  Bevölkerung 
von  P/2  Millionen  einer  Zinsbelastung   von   0,54  M.    auf  den  Kopf 
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entspricht.  Im  ganzen  beträgt  daher  die  Schuldenzinsbelastung  für 
Elsass-Lothringen   nur    0,5  -j-  0,54  =   1,04  M.  auf  den   Kopf. 

Dabei  darf  nicht  unerwähnt  bleiben,  dass  die  deutsche  Reichs- 
Kchuld  zum  Teil  lediglich  um  Elsass-Lothringens  willen,  namentlich 
für  den  Ausbau  seiner  Eisenbahnen  kontrahiert  worden  ist  und  dass 
die  elsass-lothringischen  Staatsschulden  hauptsächlich  durch  den 
Rückkauf  der  sogenannten  ministeriellen  Stellen  (der  Notariate  und 
Gerichtsvollzieherstellen)  entstanden  sind. 

Zu  alledem  kommt,  dass  in  Frankreich  die  steuerlichen  Zustände 
keineswegs  so  gut  geregelt  sind  wie  in  Deutschland,  und  dass  dort 
mit  Ausnahme  der  Einkommensteuer,  deren  Einführung  zwar  die 
französische  Kammer  bereits  gutgeheissen  hat,  die  aber  noch  nicht 
zum  Vollzug  gekommen  ist  (sie  war  auf  28,856,716  Fr.  veranschlagt) 
keine  Steuerquelle  mehr  unbenutzt  ist,  während  die  Steuerkraft 
Deutschlands  noch  nicht  so  ausgenutzt  ist  und  im  Notfalle  noch 
reichliche  Einnahmen  aus   den  Monopolen  gezogen  werden   könnten. 

Die  wirtschaftliche  Lage  von  Elsass-Lothringen  ist  daher  die 
denkbar  günstigste,  der  Landeshaushalt  für  1888/89  schliesst  in 
A,usgabe  und  Einnahme  mit  44,175,438  M.  ab.  Unter  den  Ausgaben 
findet  sich  jedoch  ein  Posten  von  275,000  M.  zur  Amortisation  der 
Rentenschuld  und  ein  Einnahmeüberschuss  von  936,821  M.,  welcher, 
da  sich  Regierung  und  Landesausschuss  über  die  Verwendung  des- 
selben bis  jetzt  nicht  einigen  konnten,  einstweilen  zur  Bildung  eines 
Schuldentilgungsfonds  dient.  Das  Gleichgewicht  der  Finanzen  ist 
daher  nicht  nur  vollständig  hergestellt,  sondern  es  sind  auch  noch 
reichlich  Mittel  vorhanden,  um  Wünsche  befriedigen  zu  können, 
welche   über   die  unmittelbar  vorliegenden  Bedürfnisse   hinausgehen. 

Aber  auch  auf  anderen  Gebieten  ist  vieles,  ja  ganz  Bedeutendes 
für  die  wiedergewonnenen  Reichslande  geschehen.  Elsass-Lothringen 
besitzt  jetzt  ein  weitverzweigtes  Netz  von  Eisenbahnen  (die  Länge  der 
Eisenbahnen  betrug  1871  813  km  und  jetzt  (1887)  1308  km,  ohneEin- 
rechnung  der  gepachteten  Strecken  in  Luxemburg),  welches  immer 
noch  mehr  erweitert  wird;  es  ist  mit  der  Anlage  zahlreicher  Strassen- 
bahnen  geradezu  bahnbrechend  vorgegangen  und  hat  in  kurzer  Zeit  eine 
grössere  Anzahl  von  Rheinbrücken  zur  Verbindung  mit  dem  benach- 
barten Baden  erstellt.  Die  postalischen  Einrichtungen  daselbst  sind 
gegenüber  den  früheren  Zuständen  anerkannt  vorzüglich.  Elsass- 
Lothringen  besitzt  eine  staatliche,  vom  Reiche  mit  bedeutenden 
Mitteln  subventionierte  Universität,  zahlreiche  guteingerichtete  höhere 
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Lehranstalten  und  Volksschulen  und  erfreut  sich  eines  unabhängigen, 
gebildeten  Richterstandes.  Keine  Opfer  wurden  gescheut,  um  die 
Zustände  Elsass-Lothringens  nach  jeder  Richtung  zu  verbessern. 
Namentlich  sind  zur  Hebung  des  Volkswohlstandes  zahlreiche  In- 
stitutionen, wie  die  landwirtschaftlichen  Vereine,  der  Fisch ereiverein, 
die  Vereine  der  Bienen-  und  Geflügelzüchter,  die  landwirtschaftlichen 
Schulen,  die  R  aif  f  e  is  enschen  Darlehenskassen  et«,  geschaffen 
worden. 

Auch  künftig  wird  die  deutsche  Verwaltung  unentwegt  an  der 
ihr  gestellten  Aufgabe  fortarbeiten.  Das  Ziel  wird  um  so  eher  erreicht 
werden,  wenn  die  Bevölkerung  mit  der  deutschen  Verwaltung  Hand 
in  Hand  geht  und  wenn  Regierung  wie  Regierte  stetsfort  an  dem 
Wahlspruche  festhalten: 

In  necessariis  unitas. 

In  dubiis  Hbertas, 

In  Omnibus  autem  Caritas. 
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Die  Molkereigenossenschaften  in  Oesterreich  und  deren 

Besteuerung. 

Von 

Dr.  Franz  Freiherr  Ton  Myrbach, 

k.  k.  Finanzsekretär  und  Privatdozent  in  Graz. 

Einleitung. 

Nacli  der  vortrefflichen  und  erschöpfenden  Darstellung  der 
steuerrechtlichen  Verhältnisse  der  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossen- 
schaften in  den  deutschen  Staaten  und  in  Oesterreich,  vrelche  der 
Herausgeber  dieses  Archivs  im  III.  Jahrgange  (S.  674  ff.)  veröffent- 
licht hat  und  nach  der  eingehenden  theoretischen  Erörterung,  welche 
er  an  diese  Darstellung  knüpfte,  könnte  es  als  ein  überflüssiges  Be- 
ginnen angesehen  werden,  eine  besondere  und  der  Zahl  nach  wenig 
belangreiche  Gruppe  dieser  Genossenschaften  noch  zum  Gegenstande 
einer  speziellen  Untersuchung  in  der  bezeichneten  Richtung  zu  machen. 
Wenn  ich  dies  im  nachstehenden  dennoch  unternehme,  so  veranlasst 
mich  hierzu  die  Erwägung,  dass  sich  die  verschiedenen  Arten  von 
Genossenschaften  in  ihrem  inneren  Wesen  und  in  ihren  äusseren  Exi- 
stenzbedingungen so  sehr  voneinander  unterscheiden,  dass  die  Frage 
ihrer  Besteuerung  nicht  einheithch  gelöst  werden  kann,  sondern  eine 
gruppenweise  Sonderung  erheischt  und  dass  die  Vorbedingungen  der 
steuerrechtlichen  Behandlung  bei  diesen  Gruppen  sehr  erheblich  von- 
einander abweichen.  Schanz  hat  nun  in  seiner,  die  Gesamtheit  der 
Genossenschaften  umfassenden  Abhandlung  naturgemäss  das  Haupt- 
gewicht auf  die  der  Zahl  und  dem  Geschäftsumfange  nach  weitaus 
vorherrschenden  Kategorien,  die  Vorschuss-  uild  Konsumvereine,  legen 
müssen  und  dazu  drängte  ihn  auch  die  vorhandene  Judikatur  in  den 
einzelnen  Staaten.     Die  übrigen,  der  Zahl  und  für  Deutschland  auch 
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der  volkswirtschaftlichen  Bedeutung  nach  gegen  die  genannten  weit 
zurücktretenden  genossenschaftlichen  Vereinigungen  konnten  dabei  nur 
gestreift  werden  ^)  und  deshalb  sind  ihre  Besonderheiten  meines  Er- 
achtens  nicht  voll  zur  Geltung  gelangt. 

Nun  besitzt  aber  eine  Gruppe  von  Genossenschaften  der  letzteren 
Art  für  die  zu  einem  grossen  Teüe  mit  Gebirgen  durchzogenen  öster- 
reichischen Länder,  wie  im  ersten  Abschnitt  dieser  Untersuchung  ge- 
zeigt werden  soll,  eine  hervorragende  wirtschaftliche  Wichtigkeit, 
und  zwar  sind  das  die  Molkereigenossenschaften.  Für  die  agrarischen 
Verhältnisse  Oesterreichs  ist  es  deshalb  keineswegs  gleichgültig,  ob 
man  diese  Vereine  etwas  höher  mit  Abgaben  belastet,  als  es  gerade 
ihrem  besonderen  Wesen  entspricht  und  dadurch  ihre  Entstehung 
und  Entwicklung  beeinträchtigt.  Was  von  anderen  Arten  von  Ge- 
nossenschaften gelten  mag,  findet  aber  nicht  gleichmässig  Anwendung 
auf  die  Molkereigenossenschaften,  und  ihre  steuerrechtliche  Behand- 
lung hat  gerade  in  der  letzten  Zeit  wieder  zu  lebhaften  Angriffen 
im  Parlament  und  in  der  Tagespresse  Anlass  gegeben.  Darum  scheint 
mir  eine  spezielle  eingehende  und  streng  objektive  Prüfung  der  ein- 
schlägigen Verhältnisse  gerade  jetzt  nicht  nur  wünschenswert,  son- 
dern sogar  dringend  geboten.  Ich  bin  dabei  zu  teilweise  anderen 
Resultaten  gelangt  als  Schanz,  glaube  aber,  dass  die  Führung  der 
Diskussion  in  ein  und  demselben  Organ  nur  fördernd  auf  die  Klä- 
rung der  Ansichten  wirken  könne. 


Die  Molkereigenossenschaften  in  Oesterreich. 

Das  Genossenschaftswesen  ist  in  Oesterreich  im  allgemeinen  in 
lebhaftem  Aufschwünge  begriffen,  alljährhch  wächst  die  Zahl  der  auf 
dem  Prinzipe  der  Selbsthilfe  beruhenden  Vereinigungen  und  die  be- 
stehenden nehmen  an  Kraft  zu.  So  erfreulich  diese  Thatsache  an 
sich  ist,  so  muss  man  sich  doch  fragen,  ob  sich  die  Genossenschafts- 
büdung  durchwegs  in  den  richtigen,  das  Volkswohl  wahrhaft  för- 
dernden Bahnen  bewegt.  Um  mich  von  meinem  eigentHchen  Gegen- 
stande nicht  allzuweit  zu  entfernen,  will  ich  diesfalls  nur  auf  die  x4.sso- 
ciationen  unter  der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung  reflektieren 
und  glaube  bezügHch  dieser  die  obige  Frage  nicht  unbedingt  bejahen 


»)  Vgl.  Finanzarchiv  DI,  S.  710,  721,  737. 
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ZU  können.  Diese  Associationen  sind  nämlich  zum  weit  überwiegen- 
den Teile  Kreditvereine,  und  insbesondere  in  den  slavischen  Landes- 
teilen wachsen  die  Vorschusskassen,  von  Centralstellen  organisiert, 
wie  Pilze  empor,  wohl  nicht  immer  zum  Segen  der  bäuerlichen  Be- 
völkerung. Allerdings  wird  den  Landwirten  dadurch  Personalkredit 
eröffnet,  während  die  Sparkassen  in  der  Regel  nur  den  mit  Umständ- 
lichkeiten verbundenen  Hypothekarkredit  gewähren,  anderseits  wird 
aber  der  ohnedies  zum  Schuldenmachen  neigende  slavische  Bauer 
durch  die  Leichtigkeit,  Kredit  zu  erhalten,  auch  dann  zur  Inanspruch- 
nahme dieses  Kredits  gereizt,  wenn  er  gerade  nicht  in  der  Lage  ist, 
die  erborgte  Summe  wahrhaft  wirtschaftlich  zu  verwenden,  was  be- 
sonders in  den  Ländern  mit  sehr  zerstücktem  Rustikalbesitz,  wie  in 
der  unteren  Steiermark,  in  Kärnten,  Krain,  Galizien  etc.,  wohl  die 
Regel  bildet.  Die  wohlhabendere  Bevölkerung  der  Märkte  und  Land- 
städtchen, welche  diese  Vorschusskassen  gewöhnlich  gründet  und  mit 
den  entsprechenden  Fonds  dotirt,  streicht  mitunter  recht  ausgiebige 
Dividenden  ein,  während  der  entlehnende  Bauer  das  Darlehen  ge- 
wöhnlich zu  Konsumtivzwecken  verausgabt  und  am  Zahltage  um  die 
entlehnte  Summe  nebst  Zinsen  ärmer,  gar  häufig  sogar  insolvent  ist. 
Der  Wechsel  ist  in  den  Händen  des  Bauern  ein  gefährliches  Werk- 
zeug. Von  landwirtschaftlichen  Werks-  und  Produktivgenossenschaften 
findet  man  in  den  österreichischen  Ländern  kaum  Spuren,  wiewohl 
gerade  diese  Associationen  viel  geeigneter  wären,  dem  kleinen  Land- 
wirt, der  sich  zumeist  nicht  bloss  in  vorübergehender  Geldklemme 
befindet,  sondern  an  dauerndem  Kapitalmangel  leidet,  den  Konkurrenz- 
kampf mit  der  Grosswirtschaft  und  mit  dem  überseeischen  extensiven 
Landwirtschaftsbetrieb  zu  erleichtern  als  die  zahlreichen  kleinen  Borg- 
anstalten. Der  deutsche  Bauer  reflektiert  weniger  auf  geborgtes  Geld, 
aber  er  ist  wieder  zu  konservativ,  um  sich  leicht  zu  einer  so  ver- 
änderten Wirtschaftsführung,  wie  sie  die  Genossenschaft  mit  sich 
bringt,  zu  entschliessen.  Der  Grundsatz:  „Wie  Vater  und  Grossvater 
es  gemacht  haben,  so  mache  ich  es  auch",  geht  von  Generation  auf 
Generation  über  und  trägt  nebst  der  dem  Kleinbetrieb  überhaupt  so 
ungünstigen  Entwicklung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  und  nebst 
dem  heutigen  grossen  Erforderniss  an  Bargeld  gar  viel  zu  dem 
Niedergange  des  Bauernstandes  bei. 

Gilt  dies  schon  von  den  in  geschlossenen  Ortschaften  lebenden 
und  mit  der  übrigen  Welt  in  verhältnismässig  lebhaftem  Verkehr 
stehenden  Bauern   des  Flach-   und  Hügellandes,    so  findet  es  um  so 

676 


Die  Molkereigenossenschaften  in  Oesterreich  und  deren  Besteoemng.  143 

mehr  Anwendung  auf  die  Bewohner  der  Gebirgsgegenden,  welche  in 
vereinzelten  Höfen,  abseits  jeden  Verkehres  hausend,  nicht  nur  weit 
starrer  an  dem  Hergebrachten  festhalten,  sondern  auch  sehr  wenig 
Gelegenheit  haben,  Neues  kennen  zu  lernen,  und  wenn  sie  ja  davon 
hören,  ihm  ein  unbesiegbares  Misstrauen  entgegen  bringen.  Und  ge- 
rade für  die  jetzt  so  isohert  stehenden  Bauern  des  Gebirgslandes  ist 
wohl  die  wirtschaftliche  Vereinigung  das  einzige  Mittel,  um  sie  viel- 
leicht vor  dem  Schicksal  der  vollständigen  Aufsaugung  durch  den 
kapitalkräftigen  Grossgrundbesitz  zu  bewahren,  einem  Schicksal,  das 
auch  das  strengste  Heimstättenrecht  nicht  aufhalten  wird. 

Der  Zweck  der  Association  kleinerer  Unternehmer  besteht,  von 
Vorschusskassen,  die  überhaupt  eine  besondere  Stellung  einnehmen, 
abgesehen,  zumeist  darin,  den  Genossen  mindestens  einige  Vorteüe 
des  Grossbetriebs  zugänglich  zu  machen,  sei  es  in  merkantiler  Rich- 
tung, nämlich  bei  der  AnschafPung  und  dem  Absatz  von  Waren,  sei 
es  in  der  eigentlich  industriellen  Richtung,  durch  Steigerung  der  Ar- 
beitsvereinigung und  Arbeitsteilung.  Bei  den  landwirtschaftHchen 
Unternehmungen  können  diese  Ziele  in  mehrfacher  Weise  durch  Ver- 
einigung mit  Erfolg  angestrebt  werden;  eine  erste  Stelle  nimmt  aber 
unzweifelhaft  die  gemeinsame  Verarbeitung  und  Verwertung  der  Müch 
ein  und  zwar  sowohl  in  merkantiler  als  auch  in  industrieller  Be- 
ziehung. 

Während  nämlich  der  grösste  Teü  der  anderweitigen  landwirt- 
schaftHchen Produkte  zu  den  Waren  gehört,  welchen  infolge  ihrer 
Konservierungs-  und  Transportfähigkeit  der  Weltmarkt  offen  steht, 
während  diese  Produkte  von  den  Händlern  aufgesucht  werden  und 
infolge  der  Konkurrenz  der  letzteren  schon  bei  dem  Produzenten  die 
marktgängigen  Preise  erzielen,  ist  die  dem  raschen  Verderben  unter- 
liegende Milch  bei  den  gewöhnlichen  kleinen  Produktionsverhält- 
nissen auf  ein  äusserst  eng  begrenztes  Absatzgebiet  beschränkt,  ja 
häufig  gar  nicht  verkäuflich.  Nur  bei  Anwendung  relativ  kompli- 
zirter  Vorrichtungen  und  Verfahrensarten  und  nur  bei  vollkommen 
geregeltem  und  sicherem  Absätze,  daher  auch  nur  in  grosser  Menge, 
kann  sie  ohne  Nachteil  in  entfernte  Konsumtionsorte  gebracht  werden. 
In  der  Regel  kann  der  kleine  Produzent,  bei  welchem  diese  Bedin- 
gungen nicht  zutreffen,  seine  Rohmilch  nur  in  den  nächstgelegenen 
grösseren  geschlossenen  Orten  absetzen;  befinden  sich  keine  solchen 
in  nächster  Nähe,  dann  ist  ihm  dieser  einträgliche  Wirtschaftszweig 
überhaupt  verschlossen. 
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Zu  Butter  verarbeitet,  erlangt  die  Milcli  wohl  grössere  Halt- 
barkeit und  Transportfälligkeit,  aber  immer  noch  nicht  in  dem  Masse, 
um  dem  Landwirt  zu  gestatten,  dass  er  mit  Ruhe  das  Herantreten 
einer  Nachfrage  mit  angemessenem  Preisanbot  abwarten  könnte; 
auch  mit  diesem  Artikel  muss  er  deshalb  gewöhnlich  den  nächst- 
gelegenen Markt  aufsuchen  und  häufig  mit  sehr  bescheidenen  Preisen 
vorlieb  nehmen.  Ueberdies  ist  die  in  kleinen  Mengen  und  mit  pri- 
mitiven Vorrichtungen  hergestellte  Butter  in  der  Regel  minderwertig 
und  daher  wenig  konkurrenzfähig.  Es  erübrigt  somit  noch  die  Be- 
reitung von  Käse,  einer  vorzüglich  transportablen  und  sehr  halt- 
baren Ware,  deren  Erzeugung  aber,  wenn  sie  absatzfähig  sein  soll, 
besondere  Kenntnisse,  viel  Arbeit,  kostspielige  Vorrichtungen  und 
grosse  Mengen  Rohstoff  erfordert,  also  dem  kleinen  Landwirt  un- 
möglich ist.  Alles  dies  bewirkt,  dass  die  Milchwirtschaft  im  kleinen 
nur  in  dicht  bevölkerten  Gegenden,  besonders  in  der  Nähe  grosser 
Städte  einen  lohnenden  Ertrag  abwirft,  der  aber  auch  wieder  durch 
die  daselbst  herrschenden  hohen  Grundpreise,  Pachtzinse  und  Arbeits- 
löhne sehr  gedrückt  wird.  Darum  hat  sich  die  bäuerliche  Bevölke- 
rung in  verkehrsarmen  Gegenden  daran  gewöhnt,  alle  Nebenprodukte 
der  Viehzucht  im  eigenen  Haushalt  zu  verzehren,  wenn  auch  mit- 
unter das  wirkliche  Bedürfnis  weit  überschritten  wird. 

Der  wirklich  grosse  Landwirtschaftsbetrieb  _  wird  dagegen  durch 
diese  Schranken  nicht  gehemmt;  er  verfügt  über  genügend  grosse 
Quantitäten  Milch,  um  dauernde  Absatzbeziehungen  anknüpfen  und 
erhalten  zu  können,  er  kann  unter  Verwendung  der  besten  Vorrich- 
tungen und  geschulter  Arbeitskräfte  Milchderivate  in  vorzüglicher 
Qualität  mit  relativ  geringen  Spesen  herstellen  und  selbst  die  Roh- 
milch an  entfernte  Absatzorte  verführen.  Damit  ist  er  in  die  Lage 
versetzt,  selbst  den  höchsten,  durch  Viehzucht  überhaupt  erzielbaren 
Nutzen  zu  erreichen,  er  macht  aber  zugleich  sogar  den  in  der  Um- 
gebung der  grösseren  Konsumtionsorte  angesiedelten  kleinen  Milch- 
produzenten in  deren  engem  natürlichen  Absatzgebiet  eine  gefähr- 
liche, vielleicht  verderbliche  Konkurrenz.  Auf  diese  Weise  wird  der 
kleine  und  mittlere  Produzent  auch  auf  einem  Gebiete  unterdrückt, 
welches  man  sich  als  eine  der  wenigen  Domänen  des  landwirtschaft- 
lichen Kleinbetriebs  anzusehen  gewöhnt  hat. 

Die  Association  der  kleinen  und  mittleren  Milchproduzenten  ist 
wohl  das  einzige  geeignete  Mittel,  um  dieser  Gefahr  die  Stirne  zu 
bieten;   die  Vereinigung  zu  gemeinsamer  Verarbeitung  und  zum  ge- 
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meinsamen  Absatz  des  von  den  Einzelnen  erzeugten  Rohproduktes 
kann  auch  die  in  verkehrsärmeren  Gegenden  ansässigen  derartigen 
Produzenten  zu  annähernd  ebenbürtigen  Rivalen  der  Latifundien- 
besitzer am  grossen  Markte  erheben.  In  der  Genossenschaft  können 
sie,  sei  es  direkt,  sei  es  vermittelst  der  grossen  Zwischenhändler, 
mit  den  kaufkräftigsten  Konsumenten  in  stetige  Beziehung  treten, 
sie  können  Produktionszweige  pflegen,  welche  den  Einzelnen  ver- 
schlossen bleiben  (Fettkäsereien!),  sie  können  durch  Benutzung  der 
technischen  Fortschritte  und  tüchtiger  Arbeitskräfte  gute  Qualitäten 
gewinnen,  alle  Abfallstoffe  verwerten  und  nach  jeder  Richtung  an 
den  Produktionskosten  ersparen. 

Nicht  zu  unterschätzen  sind  die  in  weiterer  Folge  zu  Tage  tre- 
tenden moralischen  und  materiellen  Einflüsse  einer  geregelten  und 
lohnenden  bäuerlichen  Wirtschaft :  Förderung  des  wirtschaftlichen  Sinnes, 
Beseitigung  des  „Wüstens"  mit  den  eigenen  Erzeugnissen,  daher  zu- 
nehmende Massigkeit,  dann  vermehrte  Selbständigkeit  und  erhöhtes 
Selbstbewusstsein  durch  den  regelmässigen  Erwerb  von  Bargeld,  mittels 
dessen  andere  Bedürfiiisse  besser  und  rascher  befriedigt  werden,  Be- 
seitigung der  Verschuldung,  Ansammlung  kleiner  Kapitalien,  die  zur 
Verbesserung  und  Ausdehnung  der  eigenen  Wirtschaft  benützt  werden 
können  —  kurz  kultureller  und  wirtschaftlicher  Aufschwung. 

SelbstverständHch  gilt  all  dies  nur  in  geringem  Masse  von  den 
Bearbeitern  jenes  Bodens,  der  sich  vorzüglich  für  Kömer-  und  Wein- 
bau eignet,  oder  wo  besondere  Verhältnisse  den  Rüben-,  Hopfen- 
oder Rapsbau  als  besonders  vorteilhaft  erscheinen  lassen,  sowie 
überhaupt  von  den  Ländern  mit  vorwiegend  extensivem  Wirtschafts- 
betrieb; von  der  höchsten  Bedeutung  ist  aber  die  wirtschaftliche 
Vereinigung  für  die  Bewohner  der  Gebirgsländer,  besonders  des  Hoch- 
gebirges. 

Wo  die  in  den  einsamen  Hochtälern  ansässigen  kleinen  Grund- 
besitzer mit  landwirtschaftlichen  Grosskapitalisten  zusammentreffen, 
sind  sie  bei  der  jetzigen  Wirtschaftsorganisation  unrettbar  dem  Unter- 
gange preisgegeben.  Li  manchen  Teüen  der  österreichischen  Alpen 
lässt  sich  das  systematische  Aufkaufen  der  kleinen  Bauemwirtschaften 
durch  die  benachbarten  Latifundienbesitzer  von  Monat  zu  Monat  ver- 
folgen und  unzählige  verlassene  Bauernhäuser  inmitten  neuer  Wald- 
pflanzungen geben  Zeugnis  dafür,  wie  rasch  sich  dieser  Aufsaugungs- 
prozess  neuestens  vollzieht. 

Ist  es  denn  auch  anders   mögUch?    Der  arme  Gebirgsbauer  in 
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den  Alpen  und  Karpathen  lebt  ja  nahezu  im  Stadium  vollständiger 
Naturalwirtschaft.  Die  mit  unsäglicher  Mühe  gewonnene  kärgliche 
Getreideernte,  gewöhnlich  bloss  Hafer  und  Gerste,  reicht  kaum  hin, 
um  den  Brotbedarf  des  eigenen  Hauses  zu  decken,  Milch  und  Butter 
werden  nach  altem  Brauch  und  wegen  mangelnder  Gelegenheit  zum 
Absatz  ebenfalls  im  Hause  aufgezehrt,  ebenso  das  Fleisch  der  mit 
den  Abfällen  aufgezogenen  Schweine;  die  Wolle  der  etwa  vorhan- 
denen Schafe  wird  zu  groben  Kleiderstoffen  (Loden,  Haiina),  die  Tier- 
häute zu  Leder  für  den  eigenen  Bedarf  verarbeitet,  das  Holz  des 
geteilten  Waldes  wird  zumeist  im  eigenen  Ofen  verbrannt  und  zur 
Erhaltung  des  Hauses  benützt.  Die  einzige  Gelegenheit,  um  in  den 
Besitz  einigen  Bargeldes  zu  gelangen,  bietet  der  gelegentliche  Ver- 
kauf eines  Stückes  Jungvieh,  mitunter  einiger  kaum  noch  schlagbarer 
Waldbäume,  in  einigen  Gegenden  der  über  den  Hausbedarf  gewebte. 
Loden  oder  eine  sonstige  armselige  Hausindustrie.  Was  soll  aber 
von  dem  wenigen  Gelde  alles  bestritten  werden !  Der  wenn  auch 
geringe  Geldlohn  des  Schneiders  und  Schusters,  wenn  dieselben  „auf 
der  Stör"  (im  ümh erwandern)  im  Hause  des  Bauern  arbeiten,  der 
Lohn  des  etwa  vorhandenen  Gesindes,  die  Anschaffung  und  Ergän- 
zung der  eisernen  Geräte,  die  hohen  Steuern  an  den  Staat,  das  Land^ 
den  Bezirk,  die  Gemeinde,  die  Kirchen-  und  Strassenkonkurrenz  u.  dgl., 
die  Kosten  der  Krankheits-  und  Todesfälle,  der  Geburten,  Hochzeiten 
und  Wallfahrten  —  und  wer  wird  es  dem  mit  schwerer  und  gefährlicher 
Arbeit  geplagten  Manne  verargen,  wenn  er  an  den  Sonntagen  auf 
dem  Kirchgang  hie  und  da  das  Bedürfnis  empfindet,  im  Kreise  der 
so  selten  gesehenen  Nachbarn  ein  Gläschen  Wein  zu  trinken?  Missrät 
nun  gar  die  Getreide-  oder  Heuernte,  dann  soll  das  Fehlende  um 
schweres  (bares)  Geld  angekauft  werden!  Weiss  Gott,  dafür  können 
die  paar  Gulden  nicht  langen,  die,  wenn  es  gut  ging,  der  Verkauf 
eines  Ochsen  oder  einiger  Kälber  ins  Haus  gebracht  hat,  noch 
weniger  kann  aus  den  vorhandenen  Vermögensbeständen  ein  Kind 
ausgestattet,  ein  Miterbe  abgefertigt  werden.  So  gelangen  die  Ge- 
birgsbauern,  meist  nur  wegen  Mangel  an  Bargeld,  zuerst  in  Verlegen- 
heiten, dann  in  Schulden  und  müssen  schliesslich  froh  sein,  wenn 
„die  Herrschaft"  sich  herbeilässt,  ihr  Anwesen  um  einen  Preis  zu 
übernehmen,  der  ihnen  gestattet,  mit  einigem  Anstand  aus  ihrer  Hei- 
mat abzuziehen  und  die  schwere  Zeit  bis  zur  Erlangung  einer  neuen 
Lebensstellung  zu  überdauern.  Was  aus  all  diesen  Leuten  wird  und 
wieviel  von  den  empfangenen  Kapitalien  beisammenbleibt,  das  weiss 


Die  Molkereigenossenschaften  in  Oesterreich  and  deren  Bestenemng.  J^y 

der  Himmel,  so  viel  aber  wissen  auch  wir.  dass  das  ländliche  Prole- 
tariat in  Zunahme  begriffen  ist. 

Zumeist  ist  es  also  nicht  die  unzureichende  Güterproduktion  an 
sich,  was  die  Gebirgsbauem  dem  Untergange  zutreibt,  sondern  die 
ungenügende  Erwerbung  von  Bargeld  und  eine  der  natürlichen  Boden- 
beschaffenheit nicht  angemessene  Bewirtschaftungsmethode.  Diesem 
üebel  kann  nur  abgeholfen  werden,  wenn  sich  diese  Leute  nicht  mit 
Zweigen  der  Landwirtschaft  abgeben,  die  im  Gebirge  bei  der  grössten 
Mühe  nur  ein  sehr  problematisches  Ergebnis  liefern,  und  wenn  sie 
einen  grösseren  Teil  ihrer  Produkte  durch  Verkauf  verwerten  ^).  Der 
Getreidebau  ist  in  den  höheren  Lagen  gewöhnlich  ganz  zu  perhor- 
reszieren  und  auch  in  den  tieferen  Thälem  dürfte  seine  relative  Ren- 
tabilität sehr  in  Frage  zu  ziehen  sein.  Der  Reichtum  der  Gebirgs- 
bewohner besteht  in  ihren  Wäldern  und  in  ihren  üppigen  Wiesen 
und  Alpenweiden,  sie  können  nur  dann  gedeihen,  wenn  sie  auf  diese 
Kulturen  das  Schwergewicht  ihrer  Wirtschaft  legen .  und  zwar  die 
Latifundienbesitzer  auf  den  Wald,  die  mittleren  und  kleinen  Grund- 
besitzer auf  die  intensive  Viehwirtschaft  ^).  Sie  vermag  den  kleineren 
Landwirten  bei  dem  relativ  geringsten  Arbeitsaufwande  das  dem 
Werte  nach  grösste  Quantum  landwirtschaftlicher  Produkte  zu  liefern, 
die  übrigen  Erfordernisse  der  Wirtschaft  aber  kaufen  sie  unter  den 
heutigen  Verhältnissen  sicher  billiger  und  in  besserer  Qualität,  als 
sie  dieselben  selbst  zu  erzeugen  vermögen  ^). 

Es  soll  auch  daran  erinnert  werden,  dass  das  Aufgeben  des 
Ackerbaues  in  den  dafür  ungeeigneten  hohen  und  steüen  Lagen  den 
Uebergang  von  dem  in  den  Alpen  fast  ausschliesslich  herrschenden 
Hofbauemsystem  zum  Dorfsystem  (Zusammenleben  der  bäuerlichen 
Bevölkerung  in  geschlossenen  Dörfern)  wesentKch  erleichtern  würde. 
Dadurch   würden    aber   die    Gebirgsbauem   ihrer  Vereinsamung   ent- 


*)  Die  so  sehr  favorisierte  Zuwendung  von  „billigem  Betriebskapital*  an 

die  kleinen  Landwirte  von  diesem  Schlage   ist  nur  geeignet,  das  Uebel  zu  ver- 

[inehren,  so  lange  nicht  eine  erhebliche  Steigerung  des  Produktenabsatzes  gegen 

Bargeld    eintritt,    denn    auch    die  billigste  Verzinsung   fordert    abermals   einen 

Mehraufwand  an  Bargeld,  das  ja  eben  in  der  Wirtschaft  nicht  zirkuliert. 

'^)  Vgl.  V.  Roschmann-Hörburg:  Der  Bodenwert  Oesterreichs.  Wien, 
1885,  S.  24  ff.,  welcher  aus  der  statistischen  Beobachtung  zu  derselben  Ueber- 
zeugung  gelangt. 

*  Auch  die  Bebauer  des  natürlichen  Ackerbodens  sind  dabei  im  Vor- 
teü,  weü  der  Markt  für  ihre  Produkte  vergrössert  wird. 
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rissen,  ein  Umstand,  der  von  weitreichender  kultureller  und  wirt- 
schaftlicher Bedeutung  ist. 

Es  handelt  sich  sonach  vorerst  darum,  dass  das  wichtigste  Pro- 
dukt der  Viehzucht,  die  Milch,  regelmässig  und  gut  verwertet,  resp. 
zu  absatzfähiger  Ware  umgestaltet  werde.  Da,  wie  bereits  gezeigt, 
der  kleinere  Produzent,  besonders  der  vom  grossen  Verkehr  abge- 
schlossene, dies  allein  nicht  zu  leisten  vermag,  ist  hierzu  die  Ver- 
einigung der  Rohprodukte  zur  Verarbeitung  und  zum  Absatz  unbe- 
dingt notwendig.  Dazu  führen  entweder  Privatmolkereien  in  grösserem 
Stil  oder  Genossenschaften.  Für  die  ersteren  fehlt  es  in  den  Alpen- 
ländern  gewöhnlich  an  Unternehmungsgeist  und  wenn  ein  solches 
Unternehmen  in  einem  Grebirgsthale  wirklich  zustande  kommt,  dann 
ist  der  Unternehmer  den  Produzenten  gegenüber  Monopolist  und 
macht  von  dieser  bevorzugten  Stellung  gewöhnlich  den  ausgiebigsten 
Gebrauch  ^),  so  dass  die  Grundbesitzer  dabei  nicht  viel  besser  fahren, 
als  wenn  sie  ihre  Produkte  selbst  verzehren.  Die  Genossenschaft, 
welche  eine  neue  Betriebsmethode  erheischt  und  dem  Einzelnen  in 
gewisser  Richtung  Zwang  auferlegt,  ist  nicht  leicht  zustande  zu  brin- 
gen, wo  aber  die  Idee  der  Vereinigung  feste  Wurzel  fasst  und  eine 
zweckmässige  Organisation  gefunden  wird,  da  ermöglicht  die  Ge- 
nossenschaft die  Erzeugung  guter  und  transportfähiger  Ware  durch 
geschulte  Hände  und  mit  gemeinschaftlichen  Vorrichtungen  sowohl 
während  der  Zeit  der  Stallfütterung  als  während  der  Alpenweide, 
sie  findet  gute  und  konstante  Absatzquellen,  sie  wirkt  aber  auch  auf 
die  absolute  Erhöhung  der  Produktion  hin,  indem  sie  den  Boden  und 
insbesondere  die  Alpe  besser  pflegen  und  ausnützen  lehrt.  Auf  diese 
Weise  bringt  sie  dem  Gebirgsbewohner  den  höchstmöglichen  Ertrag 
seines  Bodens.  Allerdings  gehört  zum  Gedeihen  Verständnis,  guter 
Wille,  Ausdauer  und  ein  gewisser  Grad  von  Fügsamkeit. 

Die  Genossenschaft  ist  nun  auf  diesem  Gebiete  nichts  Neues, 
in  Südtirol  und  Vorarlberg  bestehen  mehrere  Käserei-(Sennerei-)Ver- 
eine  schon  seit  mehr  als  hundert  Jahren,  von  manchen  derselben  ist 
die  Zeit  der  Gründung  nicht  zu  konstatieren;  diese  alten  „Sennerei- 
genossenschaften" (latterie,  cascine)  waren  aber  ausschliesslich  auf 
gemeinsame  Verkäsung  der  von  den  Mitgliedern  erzeugten  Milch  ge- 
richtet, die  Produkte  wurden  und  werden  in  natura  wieder  unter  die 


*)  Hierfür   sind   Beispiele   angeführt   bei   Karl  Gf.  Belrupt:    Oester- 
reichische  Molkereigenossenschaften  im  Jahre  1874.     Wien  1875. 
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Mitglieder  verteilt,  wie  dies  übrigens  auch  bei  mehreren  neueren  der- 
artigen Vereinen  in  Tirol  der  Fall  ist. 

Die  Vorteile  der  gemeinschaftlichen  Verwertung  der  Molkerei- 
produkte erkannten  zuerst  die  praktischen  Schweizer,  deren  Genossen- 
schaftsmolkereien zur  Berühmtheit  gelangt  sind.  Ihnen  folgten 
zunächst  die  Algäuer  und  das  industriell  vorgeschrittenste  der  öster- 
reichischen Alpenländer,  Vorarlberg.  Auch  in  letzterem  Lande  ge- 
langte das  genossenschaftliche  Molkereiwesen  rasch  zur  Blüte,  so  gilt 
die  Swartz'sche  Sennerei  zu  Dombirn  als  Musteranstalt  und  es  er- 
reichen die  Genossenschaften  im  kleinen  Vorarlberg  nicht  nur  relativ, 
sondern  sogar  absolut  die  höchste  Zahl  unter  den  österreichischen 
Provinzen  (siehe  unten)  ^).  Auch  in  ganz  Tirol  vermehrte  sich  seit 
1867  ihre  Zahl  sehr  rasch  und  besonders  in  den  Jahren  1870  bis 
1874  wurden  viele  solche  Vereine  gegründet;  dagegen  fanden  sie  in 
den  übrigen  österreichischen  Alpen  nur  sehr  langsame  Ausbreitung, 
während  sie  in  den  übrigen  Gebirgsgegenden  und  im  Flachlande  bis- 
her nahezu  gar  keinen  Boden  gewinnen  konnten  und  die  wenigen 
daselbst  entstandenen  Molkereigenossenschaften  Vereinigungen  grösserer 
und  grosser  Grundbesitzer  sind. 

Gegen  Ende  der  1860er  Jahre  hatte  das  österreichische  Acker- 
bauministerium den  Gedanken  der  Förderung  genossenschaftlichen 
Molkereiwesens  in  den  Alpenländem  erfasst.  Durch  einen  bekannten 
Fachmann.  Professor  Gustav  Wilhelm,  Hess  es  eingehende  Studien 
über  die  Hebung  der  Alpenwirtschaft  anstellen,  setzte  dann  namhafte 
Preise  für  gut  organisierte  und  eingerichtete  Molkereigenossenschaften 
aus  und  veranlasste  kommissionelle  Besichtigungen  der  um  die  Preise 
konkurrierenden  Genossenschaften  ^).  Diese  Massregeln  der  Regierung 
und  die  sich  daran  knüpfende  Agitation  waren  insofeme  von  gün- 
stigem Erfolge  begleitet,  als  mindestens  in  den  Ländern,  in  welchen 
das  Molkereigenossenschaftswesen  schon  früher  Wurzel  gefasst  hatte, 


^)  Leider  konnte  ich  statistische  Dat«n  über  Mitgliederzahl,  Menge  der 
Produkte,  Geldverkehr  etc.  nur  von  sehr  wenigen  Genossenschaften  in  Erfahrung 
bringen;  aus  vereinzelten  Daten  lassen  sich  keine  Schlüsse  ziehen,  weshalb  ich 
auch  ihre  Mitteilung  unterlasse. 

^)  Aus  diesem  Anlasse  entstanden  folgende  Publikationen:  G.Wilhelm.: 
Die  Hebung  der  Alpenwirtschaft,  ein  Mahnwort  an  die  Alpenwirte  Oesten-eichs  etc., 
Wien  1868;  dessen:  Was  sind  Käserei-Genossenschaften?  Wien  1872;  und 
C.  Graf  Belrupt:  Oesterreichische  Molkereigenossenschaften  im  Jahr  1874, 
Wien  187.5. 

6S3 


£^Q  V.  Myrbach, 

und  welche  unter  den  Gebirgsländern  den  geistig  rührigsten  Bauern- 
stand besitzen,  nämlich  in  Vorarlberg  und  Tirol,  die  Zahl  der  Ge- 
nossenschaften sich  rasch  vermehrte.  Allerdings  waren  es  zumeist 
kleine  Vereine,  die  da  zustande  gebracht  wurden;  sie  bezwecken  zum 
Teil  dauernden  Betrieb,  zum  Teil  sind  sie  nur  während  der  Zeit  der 
Alpenweide,  zum  Teil  nur  während  der  Periode  der  Stallfütterung 
thätig;  viele  von  ihnen  beschränkten  sich  nach  den  älteren  Mustern 
auf  die  gemeinschaftliche  Verarbeitung,  während  die  Regierung 
und  ihre  Berater  mit  vollem  Recht  gerade  auf  die  gemeinschaft- 
liche Verwertung  der  Milch  und  Milchprodukte,  insbesondere  des 
zur  Marktware  geeigneten  Käse  vorzügliches  Gewicht  legten. 

Das  Gesetz  vom  9.  April  1873  über  die  Erwerbs-  und  Wirt- 
schaftsgenossenschaften, durch  welches  die  auf  Förderung  der  Wirt- 
schaft gerichteten  Vereine  erst  die  sichere  rechtliche  Grundlage  er- 
langten, gab  neue  Anregung  zur  Bildung  von  Genossenschaften  jeder 
Art;  gerade  am  Gebiete  des  Molkereiwesens  unterblieb  aber  ein 
wesentlicher  Aufschwung  aus  diesem  Anlasse,  weil  bald  darauf  mit 
einem  Wechsel  in  der  Person  des  Ackerbauministers  das  Interesse 
der  Regierung  an  der  Entwicklung  dieser  Vereine  erschlaffte  und  die 
thatkräftige  Förderung  derselben  aufhörte.  Die  weitere  Ausbreitung 
der  genossenschaftlichen  Molkereien  und  Käsereien  blieb  denn  auch 
durch  einige  Jahre  nahezu  ganz  sistiert.  Erst  seit  dem  Jahre  1879 
war  die  Propaganda  hierfür  wieder  von  Erfolg  begleitet.  Jetzt  ent- 
stand auch  eine  Reilie  von  registrierten  Genossenschaften  grösserer 
und  grosser  Milchproduzenten  ausserhalb  des  eigentlichen  Alpen- 
gebietes, was  wohl  hauptsächlich  dem  raschen  Erfolge  der  im  Jahre  1879 
gegründeten  1.  steiermärkischen  Milchgenossenschaft  in  Graz  zuzu- 
schreiben ist.  Bei  diesen  mit  ansehnlichen  Mitteln  dotierten  und 
rationell  organisierten  Vereinigungen  bewährt  sich  die  Wirtschafts- 
führung nach  dem  Grundsatze  der  möglichsten  Arbeitsvereinigung 
und  Arbeitsteilung  vortrefflich  und  wenn  sie  auch  nicht  die  oben  ge- 
schilderte erlösende  Wirkung  auf  eine  im  Niedergange  befindliche 
Gesellschaftsgruppe  üben,  so  müssen  sie  doch  auch  freudig  begrüsst 
werden  im  Interesse  der  Hebung  unserer  gefährdeten  Landwirtschaft 
und  im  Interesse  der  Konsumenten,  welche  dadurch  bezüglich  eines 
der  wichtigsten  Nahrungsmittel  aus  dem  Banne  der  fälschenden  und 
teuren  Monopolisten  befreit  werden.  Das  Beispiel  der  Grossen  und 
angemessene  Belehrung  wird  wohl  allmählich  auch  die  Kleinen  dazu 
führen,    den  Wert   der  genossenschaftlichen  Vereinigung  und  insbe- 
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sondere  den  der  gemeinsamen  Milchverwertung  zu  erkennen.  Jeder 
aber,  dem  das  Wohl  des  Bauernstandes  ernstlich  am  Herzen  liegt 
und  der  um  auch  dort  erhalten  zu  wissen  wünscht,  wo  die  Verhält- 
nisse ihm  heute  besonders  ungünstig  sind,  jeder  der  die  rationellste 
Ausnützung  der  natüi'lichen  Reichtümer  anstrebt  und  jeder,  dem 
daran  liegt,  dass  die  Masse  der  Konsumenten  ihre  wichtigen  Lebens- 
mittel billig  und  in  guter  Qualität  erhält,  muss  sich  auch  für  die 
Bilduncr  und  Förderung  landwirtschaftlicher  Genossenschaften,  beson- 
ders  der  Molkereigenossenschaften  in  Gebirgsgegenden,  interessieren. 
Die  nachstehenden  Daten,  welche  ich  der  Güte  des  Herren  Hof- 
rates von  Jnama-Sternegg  verdanke,  geben  ein  deutliches  Büd,  wo 
sich  nebst  dem  richtigen  Verständnis  zumeist  das  Bedürfnis  nach 
Molkereiverbäuden  äussert.  Es  bestanden  im  Jahre  1887  in  Oester- 
reich 16  registrierte  und  ca.  59  nicht  registrierte,  zusammen  75  Mol- 
kereigenossenschaften resp.  Vereine  *).  Hiervon  entfielen  auf: 
Niederösterreich:  registrierte  2,  nicht  registrierte  — ,  zusammen  2. 
Salzburg:  „  — ,       ,  „ 

Tirol:  ,  3,      „ 

Vorarlberg:  ,  5,       „  „ 

Steiermark:  „  3,      „  „ 

Kärnten:  „  — ,       »  » 

Krain:  „  1,      «  „ 

Mähren:  „  1,      »  » 

GaUzien:  „  1,      «  » 

In  Oberösterreich,  dem  Küstenlande.  Dalmatien,  Böhmen,  Schlesien 
und  der  Bukowina  bestehen  gar  keine  derartigen  Genossenschaften, 
in  Mähren  und  Galizien  nahezu  keine,  wiewohl  Galizien  und  die  Bu- 
kowina in  den  Karpathen  ein  Gebirgsterrain  besitzen,  das  ausser  der 
Waldkultur  wohl  nur  für  die  Viehwirtschaft  prädestiniert  ist.  Aber 
in  welchem  Zustande  befindet  sich  letztere  daselbst!  Dass  die  vieh- 
zuchttreibenden Gebirgsländer  Salzburg  und  Kärnten  so  geringe  Nei- 
gung zur  Association  zeigen,  erklärt  sich  wohl  nur  aus  dem  Wider- 
streben des  Landvolkes  gegen  alle  Neuerungen;  bei  den  aufgeweckten 
Kärtnern  sollte  man  allerdings  anderes  erwarten.  Da  die  mährische 
und  die  zwei  niederösterreichischen  Genossenschaften  (beide  mit  dem 
Sitze  in  Wien)  zumeist  aus  grösseren  Müchproduzenten  bestehen,  be- 
schränkt sich  das  Gebiet,  auf  welchem  kleine  Viehbesitzer  durch  Ver- 

')  Die  Zahl  der  als  einfache  Vereine  konstituierten  derartigen  Verbände 
ist  nicht  ganz  verlässUch  festzustellen. 
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einigung  die  Vorteile  des  Grossbetriebes  anstreben,  auf  die  eigent- 
lichen Alpenländer.  Auf  diesem  Gebiete  überwiegen  wieder  weit  die 
freien  Vereine  über  die  registrirten  Genossenschaften  und  unter  den 
ersteren  befinden  sich  nur  wenige,  welche  sich  auch  mit  der  Ver- 
wertung der  gemeinschaftlich  erzeugten  Milchprodukte  befassen  ^). 
Ohne  diese  gemeinschaftliche  Verwertung,  in  welcher  ja  die  grösseren 
registrierten  Genossenschaften  Oesterreichs  und  die  norddeutschen 
Molkereigenossenschaften  mit  Recht  den  wichtigsten  Teil  ihrer  Auf- 
gabe sehen,  bleiben  aber  diese  Vereine  immer  höchst  unvollkommen 
und  relativ  wenig  erfolgreich  und  darum  kann  man  sagen,  dass  sich 
in  Oesterreich  das  genossenschaftliche  Molkereiwesen  im  grossen  und 
ganzen  noch  in  einem  niedrigen  Entwicklungsstadium  befindet. 

Wie  verhält  sich  nun  die  Staatsverwaltung  diesen  Genossen- 
schaften gegenüber  ?  Die  positive  Förderung  hat,  wie  wir  sahen,  bald 
ein  Ende  erreicht  und  wurde  seither  auch  nicht  mehr  aufgenommen, 
doch  wurde  der  Genossenschaftsbildung  von  der  Regierung  stets 
Wohlwollen  entgegengebracht.  Anderseits  aber  hat  der  Staat  ihr 
wieder  ein  bedeutendes  Hemmnis  entgegengestellt,  indem  gerade  die 
nützlichsten  dieser  Genossenschaften,  nämlich  jene,  welche  auch  die 
Verwertung  der  Milch  und  Milchprodukte  besorgen,  einer  hohen  Be- 
steuerung unterzogen  werden;  denn  die  österreichische  Steuerverwal- 
tung erklärt,  wie  ja  auch  jene  der  meisten  deutschen  Staaten,  welche 
Ertragsteuersysteme  besitzen,  die  mit  Nichtmitgliedern  verkehrenden 
Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  zumeist  als  erwerb-  (id 
est:  gewerbe-)  steuerpflichtig.  Gerade  diese  Art  der  Besteuerung 
mit  ihren  festen,  nach  einer  präsumierten  durchschnittlichen  „Ertrags- 
fähigkeit"  und  nach  gewissen  äusserlichen  Merkmalen  gewählten 
Steuersätzen,  ist  aber  für  die  neu  entstehenden  Magazins-  und  Pro- 
duktivgenossenschaften, die  im  Anfange  gewöhnlich  mit  grossen 
Schwierigkeiten  zu  kämpfen  haben,  äusserst  drückend.  Besonders 
auf  die  Entstehung  und  Entwicklung  von  Molkereigenossenschaften 
wirkt  sie  hemmend,  denn  so  viele  Landwirte  entschliessen  sich  ja 
an  und  für  sich  sehr  schwer  zu  einer  radikalen  Aenderung  ihrer  Be- 
triebsmethode, wenn  nun  der  anfänglich  karge  Nutzen  durch  eine 
Steuer  absorbiert  oder  gar  überstiegen  wird,  vermag  sich  der  Wider- 


^)  Ueber  die  Organisation  und  die  oft  sehr  eigentümliche  und  kom- 
plizierte Art  der  Verteilung  der  Produkte  bei  den  primitiven  Genossenschaften 
ohne  Verwertung  siehe  Belrupt  a.  a.  0. 
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wille  gegen  die  Steuerzahlung  überhaupt  und  gegen  eine  doppelte 
Steuerpflicht  insbesondere  (da  ja  die  Mitglieder  Grundsteuer  entrich- 
ten) derart  zu  steigern,  dass  die  Genossenschaftsbildung  unterlassen 
wird,  oder  bereits  gegründete  Genossenschaften  sich  wieder  auflösen, 
mindestens  aber  die  Freude  am  Unternehmen  gelähmt,  die  Beteili- 
gung geschwächt  wird  und  damit  das  Unternehmen  selbst  zu  keinem 
rechten  Aufschwünge  gelangen  kann.  Wer  übrigens  die  österreichische 
Bevölkerung  in  ihrer  Eigenschaft  als  Steuerzahler  kennt,  der  weiss 
auch,  dass  sich  darunter  so  manche  befinden,  die  grundsätzlich  lieber 
auf  ein  vorteilhaftes  Beginnen  verzichten,  als  dass  sie  eine  damit  ver- 
bundene neue  Steuerlast  auf  sich  nehmen  würden;  nur  die  eiserne 
Notwendigkeit  vermag  diese  Sorte  von  Staatsbürgern  von  ihrem 
Prinzipe  abzubringen  ^).  So  bildet  jede,  wenn  auch  nur  massige 
Abgabe  ein  beträchtliches  Hindernis  für  aUe  Arten  von  Unterneh- 
mungen, die  nicht  sofort  in  die  Augen  springende  Vorteile  für  die 
Interessenten  versprechen,  um  so  mehr  für  solche  Unternehmungen, 
deren  Nutzen  nur  eine  sehr  genaue  Rechnung  klarstellt  und  die 
etwa  gar  noch  einen  anfänglichen  Abbruch  an  den  gewohnten  Ge- 
nüssen und  ein  Abgehen  von  der  althergebrachten  Uebung  bedingen. 
'Es  steht  somit  fest,  dass  die  Besteuerung  der  Molkereigenossen- 
schaften dem  Gedeihen  dieser  gemeinnützigen  Verbände  nachteilig 
ist.  Im  nachfolgenden  werden  wir  uns  mit  der  Untersuchung  be- 
schäftigen, ob  denn  diese  Besteuerung  aus  steuertheoretischen  Grün- 
den notwendig  und  gerechtfertigt  ist  und  wie  es  sich  mit  der 
Anwendung  der  positiven  österreichischen  Steuergesetze  auf  die 
Molkereigenossenschaften  verhält.  Bei  der  Erörterung  dieser  Frage 
muss  wohl  die  Rücksicht  auf  die  Gemeinnützigkeit  dieser  Unter- 
nehmungen beiseite  bleiben,  denn  es  sind  gar  viele  Dinge  gemeinnützig, 
ja  man  kann  wohl  sagen,  dass  jede  reeUe  wirtschaftliche  Unterneh- 
mung das  Gemeinwohl  fördert;  würde  man  also  alle  nützlichen  von 
der  Steuer  eximieren  wollen,  dann  blieben  gar  wenige  Steuerobjekte 


^)  Bereits  an  anderer  Stelle  (Die  Besteuerung  der  Gebäude  und  Wohnungen 
in  Oesterreich)  habe  ich  erwähnt,  dass  die  schroflFe  Stellung,  welche  die  Finanz- 
verwaltung und  die  Steuerträger  gegeneinander  einnehmen,  weit  zurückreicht 
und  auf  die  hohen  Steuersätze  zurückzuführen  ist,  mit  welchen  in  Oesterreich 
seit  jeher  operiert  wurde ;  sie  führten  zu  Verheimlichungen  und  Defraudationen, 
und  der  dadurch  verminderte  Steuereingang  zu  immer  weitergehenden  Er- 
höhungen der  Steuersätze,  wodurch  natürlich  wieder  das  Missvergnügen  der 
Steuerträger  gesteigert  wurde. 
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übrig  und  die  Quellen  für  die  Beschaffung  der  Mittel  zu  gemeinwirt- 
schaftliclien  Zwecken  müssten  sofort  versiegen. 


Die  Besteuerung  der  Molkereigenossenschaften  aus  dem  Ge- 
sichtspunkte der  Theorie. 

Durch  die  Besteuerung  sollen  die  Einzelwirtschaften  nach 
Massgabe  ihrer  Leistungsfähigkeit  zur  Beitragsleistung  zu  den  öffent- 
lichen (gemeinwirtschaftlich-en)  Zwecken  verhalten  werden. 

Daraus  ergeben  sich  zwei  für  unseren  Zweck  besonders  wichtige 
Sätze.  Erstens,  dass  als  Steuersubjekte  grundsätzlich  eben  nur 
selbständige  Einzelwirtschaften  betrachtet  werden  sollen,  und 
darunter  verstehe  ich  Einzelpersonen  oder  Gruppen  von  in  einem 
Haushalte  lebenden  Personen,  welche  nach  aussen  als  Träger  selb- 
ständigen Vermögens  und  Erwerbes  erscheinen.  Zweitens,  dass  die 
Besteuerung  allgemein  sei,  d.  h.,  weil  im  allgemeinen  kein  ver- 
nünftiger Grund  für  Begünstigungen  besteht,  soll  jede  Einzelwirt- 
schaft, welche  überhaupt  steuerleistungsfähig  ist,  zur  Steuer  heran- 
gezogen, dagegen  nach  Thunhchkeit  keine  Wirtschaft,  welche  nicht 
leistungsfähig  ist,  mit  Abgaben  belastet  werden.  —  Die  an  sich  nicht 
messbare  Grösse  der  Leistungsfähigkeit  findet  einen  mehr  oder  weniger 
genauen,  ziffermässig  zu  ermittelnden  Ausdruck  entweder  im  Ver- 
mögen oder  im  Einkommen  oder  im  Aufwand,  deshalb  halten  sich 
die  rationellen  Besteuerungsmethoden  auch  an  eines  oder  mehrere 
dieser  Momente. 

Der  Ausgangspunkt  ist  also  jedenfalls  die  nach  Vermögen, 
Einkommen  oder  Aufwand  bemessene  Beitragspflicht  der  Einzelwirt- 
schaften, und  darauf  gründet  sich  die  persönliche  Besteuerung. 
Nun  wird  zwar  auch  in  ganz  rationellen  Steuersystemen  von  dieser 
Grundform  abgewichen,  aber  immer  nur  in  formeller  Beziehung  und 
ein  Steuersystem  wird  nur  dann  als  richtig  erkannt  werden  können, 
wenn  es  sich  auf  den  obigen  Grundsatz  zurückführen  lässt.  Die 
formellen  Abweichungen  rechtfertigen  sich  aus  dem  Streben  nach 
Vereinfachung  oder  nach  Sicherheit  des  Steuereinganges  und  nach 
gleichmässiger  Verteilung  der  Last,  zunächst  beruhen  sie  aber  auf  der 
geschichtlichen  Entwicklung  der  Steuern  überhaupt  und  der  einzelnen 
Steuerarten,  wobei  gewöhnlich  theoretische  Erwägungen  am  wenigsten 
entscheidend  eingewirkt  haben. 
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Eine  solche  formelle  Abweichung  ist  es  auch,  wenn  Gesell- 
schaften als  Steuersubjekte  behandelt  werden.  Bezüglich  der  Gesell- 
schaften aller  Art,  an  sich  betrachtet,  dürfte  wohl  kaum  ein  zu- 
treffendes Motiv  für  ihre  Beteiligimg  an  gemeinwirtschaftlichen 
Zwecken  zu  finden  sein,  immer  wird  man  wieder  auf  die  sie  kon- 
stituierenden Einzelpersonen  zurückkonmien  und  eine  konsequent  durch- 
geführte Personalsteuer  wird  auch  die  Gesellschaften  ganz  ausser 
Betracht  lassen  und  ihren  Erwerb  erst  nach  dessen  Verteilung  an 
die  Einzelwirtschaften,  ihr  Vermögen  bei  den  letzteren  und  ihren,  den 
Nutzen  der  Teilhaber  schmälernden  Aufwand  (soweit  ein  solcher 
überhaupt  möglich  ist)  gar  nicht  erfassen.  Ganz  richtig  werden  aber 
die  Gesellschaften  dann  besteuert,  wenn  das  Prinzip  der  Ertrags- 
besteuerung in  Anwendung  kommt,  d.  h.  wenn  die  Gütermengen, 
aus  welchen  sich  das  Einkommen  der  physischen  Personen  resp. 
wirtschaftlichen  Einheiten  zusammensetzt,  nicht  in  dem  Momente 
erfasst  werden,  wo  sie  in  die  Verfügungsgewalt  der  Einzelnen  ge- 
langen, also  zum  Einkommen  werden,  sondern  schon  bei  der  objektiv 
gedachten  Entstehung  der  Mehrwerte,  d.  i.  im  ungeteilten,  aber 
auch  noch  nicht  mit  anderen  zum  Einkommen  vereinigten  wirtschaft- 
hchen  Ertrage.  Die  Ertragsquoten  fliessen  alsdann  den  Einzelpersonen 
bereits  gekürzt  zu,  resp.  mehrere  derart  gekürzte  Erträgnisse  fliessen 
zum  Einkommen  der  Einzelpersonen  zusammen  und  auf  diese  Weise 
werden  letztere  von  ihrem  Gesamteinkommen  besteuert. 

Die  Ertragsbesteuerung  ist  wohl  begründet,  doch  muss  sie 
konsequent  durchgeführt  werden,  widrigens  sehr  fühlbare  Mängel. 
Doppelbesteuerungen  und  andere  Härten  und  selbst  Störungen  des 
allgemeinen  Verkehrs  auftreten  können.  Was  insbesondere  die  Er- 
fassung des  ungeteilten  Erwerbes  einer  Gesellschaft  als  ein  Steuer- 
objekt betrifft,  so  ist  dieselbe  nur  dann  am  Platze,  wenn  sowohl  die 
Gesellschaft  als  Rechtssubjekt  als  auch  ihre  Wirtschaft  von  den  Per- 
sonen der  Teilnehmer  und  deren  Einzelwirtschaft  juristisch  und 
wirtschaftlich  scharf  gesondert  ist,  wenn  sich  insbesondere  der  ge- 
sellschaftliche Erwerb  genau  präzisieren  lässt  und  wenn  das  Erwor- 
bene zunächst  zweifellos  in  das  Eigentum  der  Gesellschaft  als  eines 
besonderen  Wirtschafts-  und  Rechtssubjektes  gelangt  und  sodann 
erst  verteilt  wird  und  ins  Privateigentum  der  Mitgheder  übergeht. 
Dazu  ist  notwendig,  dass  die  Erwerbsakte  der  Gesellschaften  von  den 
privaten  Erwerbshandlungen  der  einzelnen  Mitglieder  ganz  unabhängig 
sind  und   dies   ist  der  Fall   entweder,   wenn  sich  die  Mitgheder  auf 
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die  Leistung  fester  Vermögensbeiträge  und  auf  eine  leitende  Thätig- 
keit  beschränken,  oder  wenn  im  Gegenteil  üire  eigene  wirtschaftliche 
Thätigkeit  (nach  einer  bestimmten  Richtung)  in  jener  der  Gesellschaft 
vollständig  aufgeht,  so  dass  sie  im  Dienste  der  gemeinsamen  Sache 
stehen,  dass  sie  sozusagen  nur  die  Arbeiter  der  gemeinsamen  Unter- 
nehmung sind  und  überhaupt  wirtschaftlich  nur  als  Teile  der 
Gesellschaft  in  Betracht  kommen.  Im  letzteren  Falle  fliesst  aber 
die  Quelle  ihres  Erwerbes  nur  bei  der  Gesellschaft  und  daher  darf 
im  Ertragsteuersystem  nur  der  gesellschaftliche  Erwerb  im  ganzen, 
nicht  auch  noch  das  Einkommen  der  einzelnen  Mitglieder  belastet 
werden;  die  letzeren  hören  dann  eben  vom  Standpunkte  der  Steuer- 
verwaltung nach  der  Richtung  der  bestimmten  Erwerbsart  auf,  als 
Wirtschafts-  und  damit  als  Steuersubjekte  zu  erscheinen. 

Fragen  wir  uns  nun,  ob  bei  Molkerei-  und  ähnlichen  Genossen- 
schaften die  angedeutete  klare  Unterscheidung  zwischen  gesellschaft- 
lichem und  Einzelerwerb  der  Genossenschafter  besteht,  so  müssen  wir 
mit  einem  entschiedenen  Nein  antworten. 

Sehen  wir  uns  doch  das  Wesen  derartiger  Genossenschaften 
näher  an.  Eine  Anzahl  von  Grundbesitzern  oder  Pächtern,  welche, 
offenbar  in  der  Absicht  zu  erwerben,  Milch  produzieren,  vereinigen 
sich  zum  Zwecke  der  Förderung  ihres  landwirtschaftlichen  Betriebes 
dahin,  dass  sie  den  mit  Hilfe  der  Milch  zu  vollziehenden  Erwerbsakt 
nicht  jeder  für  sich  selbständig  zu  Ende  führen,  sondern  einige 
Funktionen  desselben  gemeinschaftlich  vornehmen.  Sie  schütten  die 
in  den  Einzelwirtschaften  erzeugte  Rohmilch  zusammen,  lassen  sie 
durch  gemeinschaftlich  bezahlte  Arbeitskräfte  und  unter  einer  ge- 
wählten Leitung  zu  Rahm  und  Dünnmilch,  Butter  und  Käse  ver- 
arbeiten, sie  verteilen  dann  entweder  die  gemeinschaftlichen  Produkte 
in  natura  wieder  unter  sich,  oder  lassen  sie  auf  gemeinschaftliche 
Rechnung  an  Fremde  verkaufen,  Li  dem  letzteren,  uns  hauptsächlich 
interessierenden  Falle  wird  der  gesamte  Gelderlös  nach  Abzug  der 
Verarbeitungs-  und  Verkaufsspesen  und  der  geleisteten  Voraus- 
zahlungen nach  dem  Verhältnisse  der  eingebrachten  Milchmengen 
unter  die  Mitglieder  verteilt^).     Auf  diese  Weise   erhält  jeder  Teil- 


')  Die  Verteilung  erfolgt  entweder  einfach  nach  der  Menge,  oder  bei 
vollkommenerer  Organisation  nach  dem  Fettgehalte  der  gelieferten  Milch. 
Der  eigentümlichen  Verteilungsmethoden  mancher  kleiner  Tiroler  Käsereien 
wurde  schon  oben  gedacht. 
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nehmer  die  Zahlung  für  die  von  ihm  gelieferte  Milch;  die  Grösse  der 
Zahlung  hängt  von  den  Preisen  ab,  welche  für  die  vereinigten  Pro- 
dukte erzielt  wurden.  Die  zum  gemeinschaftlichen  Betrieb  erforder- 
lichen Werkvorrichtungen  werden  aus  Kapitalbeiträgen  der  Mitglieder 
(Anteüseinlagen)  angeschafft,  hier  und  da  wird  auch  ein  Reservefonds 
angelegt  und  aus  dem  Erlöse  für  Produkte,  aus  Strafgeldern,  nach- 
träglichen Anteilseinlagen  u.  dgl.  dotiert.  Das  ist  in  knappen  Zügen 
die  gemeinsame  Einrichtung  aller  Molkerei-  (Sennerei-,  Käserei-, 
Milch-)  Genossenschaften  nach  dem  Inhalte  aller  mir  bekannt  ge- 
wordenen Statuten  solcher  Vereine  und  nach  den  Mitteilungen  jener 
Schriftsteller,  welche  sich  mit  genossenschaftlichen  Molkereien  be- 
fassen ^).  Nur  sehr  ausnahmsweise  kommt  es  vor,  dass  die  Genossen- 
schaften auch  den  Ankauf  von  Müch  von  Nichtmitgliedem  in  den 
Kreis  ihrer  Aufgaben  ziehen;  wenn  dies  in  nennenswertem  Umfange 
geschieht,  dann  ändert  es  allerdings  vollständig  den  Charakter  dieser 
Vereinigungen;  wegen  des  seltenen  Vorkommens  dieser  Bestimmung 
kann  sie  jedoch  bei  der  Beurteilung  der  bestehenden  Genossenschaften 
nahezu  ausser  Betracht  bleiben. 

Bei  der  gewöhnlichen  Organisation  kann  nun  von  einer  selb- 
ständigen genossenschaftlichen  Erwerbsthätigkeit  nicht  gut  die  Rede 
sein.  In  der  Genossenschaft  wird  thatsächlich  nur  die  Wirtschaft 
der  Einzelnen  fortgesetzt,  nicht  eine  eigene  Wirtschaft  be- 
trieben, und  was  für  die  Wahl  des  Subjektes  der  Ertragsbesteuerung 
das  Entscheidende  ist,  es  fliesst  aus  der  genossenschaffchchen  Thätig- 
keit  kein  selbständiger  Ertrag,  welcher  bei  der  Genossenschaft 
erfasst  werden  sollte  und  könnte^).     Dies  erhellt  aus  folgendem: 


^)  Siehe  insbesondere  die  citierten  Schriften  von  G.  Wilhelm,  dann 
C.  M.  Stoeckel:  Errichtung,  Organisation  und  Betrieb  der  Molkereigenossen- 
schaften, Bremen  1880;  Dr.  Wilh.  Fleischmann  —  das  Swartzsche  Auf- 
rahmungsverfahren  und  dessen  Bedeutung  ftir  die  Magersennerei,  Danzig  1874  — 
bringt  S.  129  ff.  die  Statuten  der  vorzüglich  eingerichteten  „Genossenschaft;  der 
ersten  Swartzschen  Sennerei  zu  Dombim"  (Vorarlberg). 

^)  Siehe  auch  den  Artikel :  Die  Besteuerung  der  Erwerbs-  und  Wirtschafta- 
genossenschaften  von  H.  W.,  Zft.  f.  d.  ges.  Staatsw.,  XIX.  Jahrg.  (1873),  S.  71  ff., 
bes.  S.  76  u.  77,  wo  es  als  Charakteristikon  der  Genossenschaften  angeftihrt  ist, 
dass  sie  nur  die  wirtschaftl.  Interessen  ihrer  Mitglieder  zu  fordern  unternehmen 
und  nicht  selbst  durch  Verkehr  mit  Dritten  Erwerb  und  Gewinn  suchen.  Der 
Verfasser  stellt  in  Abrede,  dass  sie  (die  Produktiwereine  ausgenommen)  mit  der 
Erwerbsteuer  belegt  werden  dürfen.  Im  allgemeinen  ist  aber  die  Arbeit  ziem- 
lich seicht. 
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1.  Ist  die  besondere  Erwerbsthätigkeit  der  einzelnen  Milchpro- 
duzenten durchaus  nicht  damit  abgeschlossen,  dass  sie  ihre  Pro- 
dukte der  Grenossenschaft  übergeben.  Sie  erhalten  in  diesem  Momente 
noch  kein  Entgelt  für  die  abgegebene  Ware,  sondern  nur  die  An- 
wartschaft auf  einen  noch  ungewissen  Erlös  und  damit  auf  einen 
noch  ungewissen  Gewinn  aus  ihrer  Landwirtschaft.  Erst  mit  dem 
Empfange  ihres  Anteils  an  dem  von  der  Genossenschaft,  d.  i. 
von  den  vereinigten  Milchwirten  erzielten  Erlöse  ist  für  sie  der  wirt- 
schaftliche Akt  beendet  und  können  sie  einen  Ertrag  desselben  be- 
rechnen und  verzeichnen.  Es  gibt  auch  keiner  der  Milclilieferanten 
seine  Eigentumsansprüche  auf  die  in  die  Genossenschaft  eingebrachte 
Milch  auf  —  was  in  einigen  Statuten  sogar  ausdrücklich  ausgesprochen 
ist  —  und  nur  weil  das  Zusammenschütten  der  Milch  zur  Erfüllung 
der  wirtschaftlichen  Zwecke  notwendig  ist,  in  der  vermengten  Substanz 
aber  die  physischen  Anteile  der  Einzelnen  nicht  erkennbar  und  ihrer 
Verfügungsgewalt  entrückt  sind,  gehen  die  eingelieferten  Milchmengen 
in  das  gemeinschaftliche  Eigentum  der  vereinigten  Müchwirte 
oder  Genossenschafter  über.  Das  Eigentumsrecht  auf  einen  aliquoten 
Teil  der  gesamten  Substanz  bleibt  aber  den  einzelnen  Miteigentümern 
erhalten,  bis  der  Verkauf  stattgefunden  hat.  Die  Genossenschaft  als 
juristische  Person  gedacht,  erwirbt  kein  Eigentum  an  der  eingelieferten 
Milch  und  es  fehlt  ihr  hierzu  auch  der  Erwerbstitel;  sie  kann  somit 
auch  kein  von  dem  Eigentumsrechte  der  Mitglieder  verschiedenes 
Eigentumsrecht  auf  den  Erlös  der  Produkte  erlangen,  sondern  dieser 
Erlös  ist  ebenfalls  wieder  im  Miteigentum  aller  Milchlieferanten  und 
wird  mit  dem  Akte  der  Verteilung  nur  in  deren  physische  Gewalt 
übergeben.  Die  landwirtschaftliche  Erwerbsthätigkeit  der  Einzelnen 
setzt  sich  also  über  das  Dazwischentreten  der  genossenschaftlichen 
Funktionen  hinaus,  bis  zum  Empfange  des  Produktenerlöses  fort. 

2.  Die  Genossenschaft  verkauft  zwar  in  ihrem  Namen  (resp. 
unter  ihrer  Firma)  die  Milch  und  die  Milchprodukte  an  dritte  Per- 
sonen, damit  vollzieht  sie  aber  keinen  Erwerbsakt  für  sich,  denn  was 
sie  erhält,  gehört  nicht  ihr,  sondern  den  Mitgliedern  und  sie  gibt  es 
auch,  nur  durch  den  Ersatz  der  gemeinsamen  Regiespesen  geschmälert, 
an  diese  Mitglieder  ab.  Der  Zeitpunkt,  wann  diese  Ausfolgung  des 
Erlöses  erfolgt,  ob  sofort  nach  stattgefundenem  Verkaufe,  ob  nach 
Ablauf  jeder  Woche,  jeden  Monats  oder  erst  nach  Ablauf  eines 
Betriebsjahres,  kann  doch  an  dem  Wesen  der  Sache  nichts  ändern; 
ebensowenig  der   Umstand,    dass   die  Abrechnung   nicht  auf  einmal, 
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sondern  in  Partien  erfolgt.  Wenn  die  Genossenschafter  auf  Rech- 
nung des  ihnen  gebührenden  Erlöses  der  gemeinschaftlichen  Kasse 
im  Laufe  des  Jahres  Abschlagszahlungen  (oder  Vorschüsse)  entnehmen, 
und  wenn  dann  am  Schlüsse  des  Jahres  definitiv  abgerechnet  und 
verteilt  wird,  so  gibt  die  Genossenschaft  endlich  doch  alles  heraus 
und  ihr  selbst  bleibt  nichts  als  der  Ersatz  der  bestrittenen  Spesen; 
von  einem  Gewinn,  einem  Erwerb,  ist  keine  Spur  zu  finden.  Da 
die  Genossenschaft,  als  selbständiges  Subjekt  gedacht,  jene  Güter 
nicht  besitzt,  auf  welche  sich  ihre  Thätigkeit  bezieht,  so  könnte 
von  einer  wirtschaftlichen  (auf  Erwerb  gerichteten)  Thätigkeit  über- 
haupt nur  in  dem  Sinne  einer  Vermitteluug  die  Rede  sein.  Indem 
die  Genossenschaft  im  eigenen  Namen  für  fremde  Rechnung  ver- 
kauft, würde  sie  nach  Art  des  Kommissionärs  handeln.  Aber  selbst 
zugegeben,  sie  wäre  Kommissionär,  so  würde  noch  immer  der  Er- 
werb fehlen,  denn  die  Kommission  als  Erwerbsunternehmung  setzt 
den  Bezug  einer  Provision  voraus,  welche  bei  der  Genossenschaft 
nicht  vorkommt. 

Es  ist  übrigens  gar  nicht  notwendig,  aus  dem  Umstände,  dass 
die  Genossenschaft  unter  ihrem  und  nicht  unter  dem  Namen  der 
Mitgheder  verkauft,  abzuleiten,  dass  sie  ein  selbständiges,  von  den 
Genossen  verschiedenes  Rechtssubjekt  bilde.  Der  Name  der  Ge- 
sellschaft ist  eben  die  ^ Firma",  unter  welcher  die  Gesamtheit  der 
Müchwii-te  Rechtsgeschäfte  abschhesst.  Die  „Firma"  ist  aber  nur 
ein  Vereinfachungsbehelf  für  das  Geschäfts-  und  Rechtsleben,  ein 
Name  ebensowohl  für  ein,  wie  für  mehrere  gemeinsam  handelnde 
Rechtssubjekte;  sie  konstituiert  aber  deshalb  noch  lange  nicht  eine 
neue  Persönlichkeit,  sondern  bezeichnet  bloss  die  bereits  vorhandenen 
in  einer  prägnanten,  kurzen,  eventuell  zusammenfassenden  Form 
(KoUektivname).  Die  Gesetze,  womit  die  Rechtsverhältnisse  der 
Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  geregelt  werden,  gewähren 
denselben  eine  rechtliche  Persönlichkeit,  doch  ist  auch  dies  nichts 
anderes,  als  ein  Behelf  des  Rechtslebens,  um  den  Verkehr,  die 
Pflichten  und  Rechte  einer  durch  Vertrag  zu  bestimmten  Zwecken 
verbundenen  Mehrheit  von  Personen  nach  aussen,  und  die  Geltend- 
machung ihrer  Rechte  und  Pflichten,  insbesondere  jener  über  die 
Haftung,  zu  vereinfachen,  da  alles  dies  ungemein  schwerfällig  wäre, 
wenn  bei  jedem  Verkehrsakte  die  sämtHchen  Mitglieder  als  Kontrahenten 
erscheinen  müssten.  Zweifellos  werden  durch  die  Fiktion  einer  von 
den  Genossen  verschiedenen  juristischen  Person  die  privatrechtlichen 
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Beziehungen  nicht  unwesentlich  beeinflusst,  es  ist  aber,  wie  auch 
Schanz  scharf  hervorhebt^),  fehlerhaft,  die  Wirksamkeit  dieser  Fiktion 
über  das  Gebiet,  für  welches  sie  aufgestellt  wurde,  nämlich  das 
privatrechtliche,  auszudehnen  und  volkswirtschaftliche  und  finanzielle 
Konsequenzen  daraus  abzuleiten.  Die  Massregeln  der  letzteren  Art 
dürfen  nur  auf  die  j  ur istische  Wahrheit  aufgebaut  sein  und 
in  Wahrheit  ist  die  Genossenschaft  nichts  anderes,  als  eine  zu 
einem  bestimmten  Zwecke  gebildete  und  organisierte 
Gruppe  von  Einzelwirtschaften,  und  die  Thatsache  der 
Vereinigung  ist  nichts  anderes,  als  eine  der  Funktionen 
in  der  Erwerbsthätigkeit  der  einzelnen  Wirtschafts- 
subjekte. 

Vielleicht  könnte  dem  gegenüber  eingewendet  werden,  dass  die 
Genossenschaft  als  Trägerin  des  Eigentumsrechtes  auf  die  gemein- 
schaftlichen Betriebs  anlagen  und  Werksvorrichtungen,  dann  auf  den 
Reservefonds  und  etwaiges  sonstiges  gemeinschaftliches  Vermögen, 
wegen  der  notwendigen  Kontinuität  eine  juristische  Persönlichkeit 
besitzen  müsse.  Aber  abgesehen  davon,  dass  auch  hierfür  der  Begriff 
des  gesellschaftlichen  Miteigentums  ausreichen  dürfte,  ist  dieser  Ver- 
mögensbesitz nur  ein  zufälliges  Accessorium  des  genossenschaftlichen 
Betriebes,  welches  dem  Unternehmen  keineswegs  die  bestimmende 
Charakteristik  geben  kann.  Der  genossenschaftliche  Molkereibetrieb 
wäre  ebensogut  möglich  mit  entlehnten  Betriebsmitteln  und  ohne 
Reservefonds,  so  gut  wie  auch  die  Haftung  der  Genossen  hierbei  ganz 
überflüssig  ist  und,  wie  die  Erfahrung  lehrt,  auch  die  einfachste 
Vereinsform  genügt,  um  die  genossenschaftlichen  Zwecke  vollkommen 
erreichbar  zu  machen. 

Der  klarste  Beweis  dafür,  dass  die  Genossenschaft  als  solche 
nicht  erwirbt  und  nicht  erwerben  kann,  liegt  wohl  darin,  dass  es  ganz 
von  dem  Entschlüsse  der  Genossenschafter  resp.  der  Vereinsleitung 
abhängt,  ob  der  angebliche  „Gewinn"  mit  Schluss  der  Geschäfts- 
periode gross  oder  klein  ausfalle,  ob  er  ganz  verschwinden  oder 
einem  Defizit  weichen  solle,  ohne  dass  den  Interessenten  dadurch 
an  ihrem  periodischen  Nutzen  der  geringste  Abbruch  zu  geschehen 
braucht.  Die  andere  Auffassung  geht  nämlich  dahin,  dass  die  Ge- 
nossenschaft als  selbständiges  Wirtschaftssubjekt  die  Rohmüch  von 
den  Mitgliedern  erwirbt,  die  Milchprodukte  um  höheren  Preis  weiter 


1)  Finanzarchiv,  III,  S.  757,  759. 

694 


Die  Molkereigenossenschaften  in  Oesterreich  und  deren  Besteuerung.  \Q\ 

verkauft  und  die  Differenz  nach  Abzug  der  Regiekosten  als  Gewinn 
einstreicht.  Als  Ankaufspreis  der  Milch  erscheinen  den  Vertretern 
dieser  Ansicht  jene  Zahlungen  an  die  Mitglieder,  welche  vor  Ab- 
schluss  der  Betriebsperiode  geleistet  werden.  Es  widerspricht  nun  aber 
vollkommen  dem  Wesen  des  wirtschaftlichen  Verkehres,  in  welchem 
jeder  Teil  den  grösstmöghchen  Nutzen  anstrebt  und  in  welchem 
sich  die  kontrahierenden  Teile  in  gewissem  Sinne  immer  als  Gegner 
gegenüberstehen,  dass  durch  ganz  willkürlichen  einseitigen  Entschluss 
die  Preise  derart  höher  oder  niederer  gestellt  werden,  dass  der  eigene 
Nutzen  gross  oder  klein  ausfällt,  oder  auch  ein  Schaden  resultiert.  Die 
Molkereigenossenschaft  kann  nun  thatsächlich  entweder  die  Verteilung 
des  ganzen  Erlöses  dem  Schlüsse  der  Betriebsperiode  vorbehalten, 
oder  im  Laufe  derselben  so  bedeutende  Abschlagszahlungen  gewähren, 
dass  schliesslich  von  den  Genossen  eine  Aufzahlung  auf  die  Spesen 
erfolgen  muss.  Was  ist  in  diesen  beiden  Fällen  der  , Gewinn"  der 
Genossenschaft?  was  hat  sie  erworben?  Dass  ein  Teü  des  gemein- 
schaftlichen Erlöses  nicht  sofort  unter  die  Milchlieferanten  verteüt. 
sondern  einer  Schlussabrechnung  vorbehalten  bleibt,  ist  ein  Akt  der 
kommerziellen  Vorsicht  und  auch  dadurch  geboten,  dass  es  nicht 
möglich  ist.  in  jedem  Moment  eine  genaue  B»Technung  des  auf  jedes 
einzelne  Milchquantum  entfallenden  Anteiles  am  Erlöse  aufzustellen. 
Eine  geordnete  Wirtschaft  mit  den  gemeinschaftlichen  Mitteln  wäre 
ohne  diese  Vorsicht  nicht  möglich  und  Rückerstattungen  von  Seiten  der 
Genossen  wären  nicht  zu  vermeiden.  Deshalb  und  weil  die  Genossen  nie- 
mals grössere  Geldbeträge  auf  einmal  empfangen  würden,  müsste  man 
es  sehr  bedauern,  wenn  sich  einzelne  Genossenschaften  mit  Rücksicht 
auf  die  Steuer  veranlasst  sehen  sollten,  von  dieser  Ordnung  abzugehen. 
Wir  sehen  also,  dass  ein  selbständiger  Erwerb  oder  auch  nur 
eine  auf  solchen  Erwerb  gerichtete  Thätigkeit  der  Molkereigenossen- 
schaften nicht  besteht,  dass  eine  strenge  Sonderung  von  genossen- 
schaftlichem Betriebe  und  Einzelwirtschaft  der  Genossen  ganz 
unmöglich  ist,  dass  beide  ineinander  greifen  und  ersterer  eigentlich 
nur  eine  Phase  der  letzteren  ist.  Trotz  der  Genossenschaft  erwerben 
nur  deren  Mitglieder  und  es  mangeln  somit  vollständig  die  Be- 
dingungen, unter  welchen  ein  gemeinschaftlicher,  noch  ungeteilter 
Ertrag  aus  einer  mehreren  Personen  gemeinsamen  Erwerbsquelle 
durch  einen  Besteuerungsakt  rationeller  Weise  getroffen  werden  kann 
und  soll.  Der  genossenschaftliche  Betrieb  bringt  wohl  thatsächlich 
einen  Nutzen  oder  soll  mindestens  einen  solchen  bringen,  aber  dieser 
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Nutzen  fällt  weder  schliesslich,  noch  auch  nur  vorübergehend  der 
Genossenschaft  als  solcher  zu,  sondern  immer  bloss  den  Teilnehmern 
an  der  Vereinigung,  den  Landwirten,  und  nur  bei  ihnen  kann  er 
deshalb  ein  Objekt  der  Besteuerung  sein  als  ein  Teil  des  landwirt- 
schaftlichen Ertrages,  der  ja  ohnedies  allerwärts  der  Besteuerung 
unterliegt.  Für  die  Besteuerung  der  Molkereigenossenschaft  liegt  also 
auch  beim  Ertragsteuersystem  gar  kein  Grund  vor,  dagegen  aber 
spricht  hauptsächlich  der  Umstand,  dass  ein  ziffermässig  zu  berechnen- 
der Ertrag  als  Masstab  der  Steuer  fehlt  und  dass  die  Besteuerung  der 
Genossenschaft  eine  Doppelbesteuerung  in  sich  schliessen  muss. 


Man  wendet  nun  ein,  dass  eine  Doppelbesteuerung  nicht  statt- 
finde, wenn  der  normale  Ertrag  durch  die  Grundsteuer  und  der 
Mehrertrag,  den  die  Landwirte  durch  genossenschaftliche  Verarbei- 
tung und  Verwertung  erzielen,  durch  die  der  Genossenschaft  im  ganzen 
auferlegte  direkte  Steuer  getroffen  wird;  man  behauptet,  dass  erst 
durch  das  Hinzutreten  der  letzteren  Steuer  wirklich  das  ganze  Er- 
trägnis der  Genossen  erfasst  wird,  weil  das  Mehr  über  den  durch- 
schnittUchen  Grundertrag  bei  der  Ermittelung  des  der  Grundsteuer 
unterworfenen  Katastralreinertrages  nicht  berücksichtigt  wurde. 

Dieser  Einwand  beruht  aber  auf  der  irrigen  Voraussetzung, 
dass  die  Mitglieder  der  Genossenschaft  einen  grösseren  Gewinn  erzielen, 
als  die  keiner  Genossenschaft  angehörigen  Landwirte.  Der  Effekt 
der  Vereinigung  soll  nämhch,  wie  schon  oben  erwähnt  wurde, 
nur  der  sein,  dass  den  kleineren  Landwirten  die  Vorteile  des  Gross- 
betriebes eröffnet  werden,  dass  also  die  kleinen  Wirtschaften  relativ 
den  gleichen  oder  mindestens  einen  ähnlichen  Reinertrag  abwerfen, 
wie  die  grossen;  darüber  hinaus  lässt  sich  durch  Vereinigung  der 
Ertrag  niemals  steigern.  Nun  wird  bei  den  Einschätzungen  der 
Grunderträgnisse  zum  Zwecke  der  modernen  Katastrierung  wohl  überall 
nur  die  Grundparzelle  an  sich  in  Betracht  gezogen,  ob  diese  Par- 
zelle einen  Bestandteil  eines  grossen  oder  eines  kleinen  Gutskom- 
plexes bildet,  also  der  Zusammenhang  der  Parzellen  unter  sich,  wird 
gar  nicht  berücksichtigt  und  lässt  sich  bei  einer  für  längere  Dauer 
berechneten  Katastrierung  auch  kaum  berücksichtigen,  weil  ja  die 
Zusammengehörigkeit  der  Parzellen  gar  häufig  wechselt. 

Wenn  nun  beim  Grossbetrieb  die  Spesen  relativ  geringer,  die 
Produkte  mehrwertig  und  die  Absatzverhältnisse  günstiger  sind,  so 
befinden   sich   die   kleinen  Grundbesitzer  bezüglich   des  Erträgnisses 
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und  der  Steuerleistung  offenbar  im  Nachteile  gegenüber  den  Gross- 
grundbesitzern, ebenso  wie  sich  unerfahrene,  ungeschickte  oder  nach- 
lässige Landwirte  und  solche,  die  keinen  Betriebsfond  besitzen,  im 
Nachteil  befinden,  ohne  dass  deshalb  für  sie  ein  Steuemachlass,  oder 
für  die  günstiger  situierten  ein  Steueraufschlag  gefordert  wird.  Das 
hesrt  eben  im  Wesen  der  Katastersteuer.  Bei  den  Revisionen  der 
Grundsteuerkataster  wird  ja  auf  die  Besserung  der  allgemeinen 
Ertragsverhältnisse  angemessen  Rücksicht  genommen  und  sollte  für 
gewisse  Zweige  der  Landwirtschaft  der  genossenschaftliche  Betrieb 
allgemein  üblich  werden,  dann  wird  auch  der  Kataster  entsprechend 
höhere  Reinertragsziffem  aufweisen,  ohne  dass  man  jenen,  die  sich 
keiner  Genossenschaft  angeschlossen  haben,  Steuemachlässe  gewähren 
vnrd.  Auch  müsste  jede  Hebung  des  Ertrages  durch  Anwen- 
dung einer  rationelleren  Betriebsmethode  oder  durch  neue  Ma- 
schinen u.  dgl.  für  den  Betreffenden  die  Forderung  einer  Extrasteuer 
zur  Folge  haben,  weü  sein  Einkommen  durch  die  Grundsteuer  an- 
geblich nicht  voll  getroffen  ist.  Stellt  sich  nun  die  Steuergewalt 
schon  bei  dem  Grossgrundbesitzer,  der  ein  persönHches  Verdienst 
an  dem  grösseren  Erträgnisse  nicht  besitzt,  mit  der  durchschnittlichen 
Steuerleistung  zufrieden,  so  kann  sie  es  um  so  mehr  thun  bei  jenen 
Landwirten,  die  durch  Anwendung  besserer  Betriebsmethoden  dem 
Boden  einen  höheren  Ertrag  abringen  und  damit  zur  Hebung  des  allge- 
meinen Wohlstandes  und  zum  glatteren  Einfliessen  der  Steuern  selbst 
beitragen;  fällt  ümen  hierfür  eine  Art  von  Prämie  zu,  so  ist  dies 
gewiss  nicht  ungerecht.  Ungerecht  wäre  es  aber  sicher,  wenn  man 
die  Thatsache  eines  überdurchschnittlichen  Grundertrages  nur  ein- 
zelnen Kontribuenten  gegenüber  zum  Anlass  einer  besonderen  Steuer- 
anforderung nehmen  wollte.  Dabei  muss  es  aber  hoch  als  höchst 
zweifelhaft  hingestellt  werden,  ob  die  zu  Molkereigenossenschaften 
vereinigten  Landveirte  wirkhch  einen  überdurchschnitthchen ,  einen 
den  Katastralreinertrag  übersteigenden  Gewinn  erzielen;  es  ist  durch- 
aus nicht  ausgeschlossen,  dass  viele  dieser  Grimdwirte  trotz  des 
genossenschaftlichen  Absatzes  den  Katastralreinertrag  nicht  erreichen. 
Ich  glaube  sonach  behaupten  zu  können,  dass,  wenn  die  reichen 
Besitzer  ausgedehnter  Latifundien  durch  die  Gnmdsteuer  (und  gar 
durch  die  österreichische!)  allein  genügend  und  vielleicht  übergenug 
belastet  sind ,  dasselbe  auch  von  den  kleinen  Grundbesitzern  der 
Alpenländer  gut,  wenn  sie  auch  durch  Vereinigung  den  Absatz  ihrer 
Produkte  einigermassen  erleichtert  und  verbessert  haben. 


ig^  V.  Myrbach, 

Sind  die  Genossenschafter  gar  Pächter  der  Grrundstücke,  dann 
wird  ihr  Gewinn  nach  der  österreichischen  Gesetzgebung,  so  wie  jener 
der  Gewerbetreibenden,  durch  die  Einkommensteuer  I.  Klasse  se- 
troffen,  welche  sich,  wiewohl  eine  Ertragsteuer,  dem  jeweiligen 
vollen  Reinertrage  anschliesst  und  so  das  volle  Einkommen  aus  der 
Pachtung,  einschliesslich  der  Erhöhung  durch  den  genossenschaft- 
lichen Betrieb,  voll  belastet. 

Man  könnte  noch  an  die  selbständige  genossenschaftliche 
Vermögensbildung  denken,  welche  in  der  Ansammlung  von  Reserve- 
fonds gelegen  ist,  doch  ist,  abgesehen  von  allen  anderen  Rück- 
sichten, dies  schon  deshalb  ebenfalls  kein  Anlass  zu  einer  Steuer- 
forderung, weil  in  dieser  Vermögensbildung  kein  Erwerbsakt  liegt, 
sie  ist  nichts  anderes,  als  die  spezielle  Widmung  eines  Bruchteiles 
des  schon  Erworbenen  (u.  z.  von  den  einzelnen  Erworbenen)  für  Ver- 
sicherungszwecke, um  bei  allfälligen  späteren  ungünstigen  Erfolgen 
der  Wirtschaft  keine  Stockung  im  Betriebe  derselben  oder  im  Be- 
züge des  Einkommens  eintreten  zu  lassen.  Die  Zuflüsse  zu  den 
Reservefonds  sind  also  zumeist  Teile  des  ohnedies  besteuerten 
Gewinnes  und  ausnahmsweise  Empfänge,  die  überhaupt  nicht  auf 
einer  Erwerbsthätigkeit  beruhen  (wie  z.  B.  Eintritts-  oder  Straf- 
gelder). 

Die  Erörterung  über  die  Frage,  ob  sich  Molkerei-  und  ver- 
wandte Genossenschaften  zur  Behandlung  als  Steuersubjekte  eignen, 
Hesse  sich  noch  nach  mehreren  Richtungen  ausspinnen,  immer  jedoch 
mit  demselben  Endergebniss ;  ich  glaube  aber,  dass  die  vorstehenden 
Auseinandersetzungen  genügen,  um  vom  Standpunkte  der  Theorie  den 
Schluss  berechtigt  erscheinen  zu  lassen,  dass  Genossenschaften  dieser 
Art  von  jeder  auf  die  eigentlich  genossenschaftlichen  Geschäfte  ge- 
gründeten selbständigen  direkten  Steuer  frei  zu  lassen  sind,  oder  dass 
ihnen,  wenn  eine  vollständige  Freilassung  mit  Rücksicht  auf  beson- 
dere Verhältnisse  praktisch  nicht  möglich  sein  sollte,  zumindest  eine 
ausnahmsweise  milde  Behandlung  zu  teil  werden  soll. 

Dabei  sehe  ich  natürlich  von  jenen  Vereinigungen  ganz  ab, 
welche  den  strengen  genossenschaftlichen  Boden  verlassend,  in  grösserem 
Umfange  den  Ankauf  des  Rohproduktes  von  Nichtmitgliedern  pfle- 
gen, um  das  verarbeitete  mit  Nutzen  weiter  zu  verkaufen;  solche 
Vereinigungen,  wenn  auch  der  Form  nach  als  Erwerbs-  und  Wirt- 
schaftsgenossenschaften gebildet,  nehmen  den  Charakter  von  Handels- 
gesellschaften an,  sie  betreiben  vollständige  Erwerbsgeschäfte,  deren 
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Ergebnis  auf  andere  Weise  noch  nicht  besteuert  ist  und  es  ist  voll- 
kommen richtig,  dass  im  Ertragsteuersystem  solche  Gesellschaften 
der  Gewerbesteuer  unterworfen  werden  ^). 


Steuerrechtliche  Behandlung  der  Molkereigenossenschaften 

in  Oesterreich. 

In  der  eingangserwähnten  Abhandlung  hat  Schanz  eine  ein- 
gehende und  vollkommen  richtige  Darstellung  jener  Bestimmungen 
der  österreichischen  Steuergesetze  gegeben,  welche  auf  Erwerbs-  und 
Wirtschaftsgenossenschaften  Anwendung  finden.  Da  auch  der  Ent- 
wicklungsgang der  diesfäUigen  Spezialgesetzgebung  und  der  Verwal- 
tungspraxis daselbst  sehr  zutreffend  geschildert  ist,  kann  ich  mich 
an  dieser  Stelle  auf  eine  kurze  Rekapitulation  beschränken  und  werde 
nur  einige  Details  beizufügen  haben,  welche  auf  die  spezielle  uns  be- 
schäftigende Frage  Bezug  nehmen. 

Nach  dem  österreichischen  Erwerbsteuerpatent  vom  31.  De- 
zember 1812  unterliegen  der  Erwerbsteuer  (Industrialsteuer)  alle 
jene  (Staatsbürger),  „welche  sich  den  Gewerben,  Fabriken  und  Hand- 
lungsunternehmungen, oder  anderen  Gewinn  bringenden  Beschäfti- 
gungen dieser  Art  widmen." 

Wiewohl  das  Gesetz  ausdrücklich  nur  von  „Staatsbürgern" 
spricht,  findet  es  doch  auch  auf  Fremde  und  auf  juristische  Per- 


^)  Dass  ich  hinsichtKcli  der  Steuerbehandlung  gerade  der  hier  besprochenen 
Gattung  von  Genossenschaften  mit  der  von  Schanz  vertretenen  Ansicht  nicht 
einverstanden  bin,  habe  ich  bereits  im  Eingange  erwähnt.  Ebenso  kann  ich 
seinen  Ausführungen  nicht  in  einem,  für  die  Auffassung  der  ganzen  Besteuerungs- 
frage grundlegenden  Punkte,  nämlich  bezüglich  des  Einkommensbegriffes, 
folgen.  In  der  neueren  Litteratur  werden  häufig  auch  die  Nutzungen  des  Ge- 
brauchsvermögens zum  „Einkommen"  gezählt;  gegen  diese  Auffassung  habe  ich 
schon  an  anderer  Stelle  (siehe  meine:  Besteuerung  der  Gebäude  und  Wohnungen 
m  Oesterreich,  S.  112)  Stellung  genommen.  Schanz  geht  noch  weiter,  indem 
er,  wenn  auch  nur  mit  bezug  auf  die  Genossenschaften,  in  der  citierten  Abhand- 
lung (Finanzarchiv,  III,  S.  752)  auch  die  Ersparnis  an  Produktionskosten  und 
an  Aufwand  als  Einkommen  bezeichnet.  Ich  kann  diese  Ansicht  natürlich  noch 
viel  weniger  teilen  als  die  erstere.  Indem  ich  mich  hier  darauf  beschränke, 
dies  zu  konstatieren,  wiU  ich  nur  noch  auf  die  m.  E.  ganz  zutreffenden  ein- 
schlägigen Ausführungen  Herrn.  Zillers  (Die  Besteuerung  der  Erwerbs-  und 
Wirtschaftsgenossenschaften,  Wien,  1876,  S.  12  und  13)  hinweisen. 
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sonen  und  Grese  11  Schäften  Anwendung,  wenn  diese  geAvinnbrin- 
gende  Beschäftigungen  gewerbsmässig  in  Oesterreich  betreiben  ^). 
Unter  dem  Ausdrucke  „gewinnbringende  Beschäftigungen"  sind  nach 
dem  Zusammenhange  der  gesetzlichen  Normen  und  der  Judicatur  des 


')  Schon  die  VoUzugsverordnung  (Erläuterung)  vom  14.  Jänner  1813  sagt 
im  §  11:  „In  Fällen,  wo  mehrere  Teilnehmer  an  einem  Gewerbe  oder  Gesell- 
schafter vorhanden  sind,  haben  jene  Mitglieder,  auf  deren  Namen  die  Unter- 
nehmung ausdrücklich  lautet,  oder  welche  derselben  als  Leiter  des  Geschäftes 
eigentlich  vorstehen,  die  Erklärung  anzubringen,  den  Steuerschein  zu  lösen  und 
die  Steuer  zu  entrichten.  Der  Steuerschein  wird  in  diesen  Fällen  auf  die  bei 
dem  "Wechsel-  oder  Merkantilgerichte  vorschriftsmässig  kontestierte  und  proto- 
kollierte Firma  der  Unternehmung  ausgestellt."  Die  im  "Wortlaute  mehrfach 
von  der  allgemeinen  abweichende  Instruktion  für  Innerösterreich  spricht  aus- 
drücklich von  der  Erwerbsteuerpflicht  solcher  Gewerbe,  welche  „moralischen 
Personen  oder  unsterblichen  Körpern"  gehören  und  von  Unternehmungen, 
, welche  dem  Besitze  und  der  Ausübung  nach  unter  mehrere  Personen  geteilt 
sind"  und  bestimmt,  dass  im  letzteren  Falle  zwar  alle  Teilnehmer,  insoferne 
sie  von  der  Ausübung  der  Unternehmung  Nutzen  ziehen,  auch  zu  den  derselben 
auferlegten  Lasten  beizutragen  verpflichtet  sind,  dass  aber  die  Art  der  Ver- 
teilung dieser  Last  unter  sie,  ebenso  wie  die  Regulierung  ihrer  Gewinnanteile, 
bloss  ihrem  Privatübereinkommen  überlassen  bleibt."  —  Dieselbe  Bestimmung  ist  in 
das  Erwerbsteuerpatent  für  Salzburg  vom  22.  Jänner  1824  aufgenommen.  Sind 
diese  älteren  Bestimmungen  auch  nicht  besonders  präzise  formuliert  und  mit 
den  heutigen  Verhältnissen  nicht  in  Uebereinstimmung ,  so  lassen  sie  doch 
keinen  Zweifel  über  die  Absicht  des  Gesetzes.  —  Noch  zweifelloser  geht  die 
Sache  aus  den  Bestimmungen  der  Einkommensteuergesetzgebung  von  1849  her- 
vor, in  welcher  ja  die  Einkommensteuerpflicht  auf  die  Erwerbsteuerpflicht 
basiert  ist.  Nach  §  3  der  Vollzugsvorschi-ift  zum  Einkomraensteu  erpatent  haben 
„für  geistliche  und  weltliche  Kommunitäten  (Stifte,  Gemeinden)  die  zur  Ver- 
tretung derselben  gesetzlich  Berufenen  die  Nachweisung  (des  Einkommens)  zu 
leisten"  und  nach  §  11  derselben  Vorschrift  haben  „Aktien vereine  oder  andere 
Erwerbsgesellschaften ,  von  denen  der  Ertrag  den  Gesellschaftern  durch  Divi- 
denden zugewendet  zu  werden  pflegt,  das  Einkommen  vereint  einzubekennen 
und  die  Dividende  nur  nach  dem  über  Abzug  der  Steuer  sich  ergebenden  Rein- 
ertrage zu  bemessen;  die  einzelnen  Aktieninhaber  oder  Gesellschafter  sind 
nicht  vei-p fliehtet,  das  Einkommen,  das  sie  aus  dem  gesellschaftlichen  Betriebe 
durch  Dividende  beziehen,  besonders  zu  fatieren." 

Man  könnte  nun  wohl  in  Zweifel  ziehen,  ob  all  dies  auch  auf  die  heutigen 
Erwerbs-  und  "Wirtschaftsgenossenschaften  anwendbar  sei,  da  sie  ja  weder 
„moralische  Personen  und  unsterbliche  Körper"  noch  „Gesellschaften"  im  Sinne 
des  Gesetzes  sind;  angesichts  der  bestehenden  Judicatur  wäre  ein  solcher  Ein- 
wand aber  von  vornherein  vergeblich.  Er  wäre  in  dieser  Allgemeinheit  auch 
nicht  gerechtfertigt,  weil  es  nicht  abzusehen  ist,  warum  sogenannte  Genossen- 
schaften, welche  ihrem  "Wesen  nach  den  „Gesellschaften"  ganz  gleichstehen, 
anders  behandelt  werden  goUten  als  die  letzteren. 
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Verwaltungsgerichtshofs  alle  jene  zu  verstehen,  welche  ihrer  Art 
nach  einen  wiederkehrenden  Gewinn  zu  bringen  pflegen  oder  min- 
destens auf  einen  solchen  hinzielen,  also  eigentlich  sämtliche  Erwerbs- 
untemehmungen ,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  spezielle  Unterneh- 
mung wirklich  einen  Gewinn  bringt.  Ziller  (a.  a.  0.  S.  7)  zieht 
aus  dem  Beisatze  „dieser  Art"  (nämlich  wie  Gewerbe,  Fabriken  und 
Handlungsunternehmungen)  den  zweifellos  richtigen  Schluss,  dass  nur 
jene  Beschäftigungen  erwerbsteuerpflichtig  sind,  welche  „Erwerbs- 
zweig e"  darstellen,  nicht  aber  die  auf  Ersparnis  gerichteten, 
wiewohl  auch  letztere  „gewinnbringend"  sind. 

Die  Erwerbsteuer  wird  fortlaufend  nach  festen  Tarifsätzen  ein- 
gehoben, für  die  Anwendung  der  letzteren  ist  nicht  der  wirkliche 
Ertrag,  sondern  die  allgemeine  „Ertragsfähigkeit"  massgebend,  die 
Steuersätze  werden  demnach  mit  Rücksicht  auf  die  Gattung  der  Unter- 
nehmung, die  Bevölkerungszahl  des  Betriebsortes  und  verschiedene 
äusserliche  Merkmale  (Standort,  Betriebsmittel.  Hilfsarbeiter  etc.) 
von  der  Steuerbehörde  nach  ihrem  Ermessen  gewählt,  nachdem  der 
Steuerpflichtige  und  der  Gemeindevorstand  gehört  worden  sind. 

Unter  den  von  der  Erwerbsteuer  ausgenommenen  Per- 
sonen führt  das  Gesetz  an:  „Alle,  welche  sich  mit  der  landwirt- 
schaftlichen Industrie,  insofeme  sie  sich  auf  die  Erzeugung  roher 
Produkte  und  deren  Veräusserung  bezieht,  beschäftigen."  Die  „In- 
struktion für  die  Ortsobrigkeiten"  fügt  als  Grund  hinzu:  „Weil  sie 
schon  der  Grundsteuer  unterzogen  sind."  Hinsichtlich  dessen,  was 
als  „rohes  Produkt"  der  Landwirtschaft  anzusehen  ist,  ging  die  au- 
thentische Interpretation  und  die  Judikatur  keineswegs  konsequent  vor. 
doch  steht  wenigstens  fest,  dass  Milch  und  Milchderivate  (Butter, 
Käse)  dazu  gerechnet  werden. 

Das  thatsäcHiche  Erträgnis  der  erwerbsteuerpflichtigen  Unter- 
nehmungen unterliegt  (mit  Ausnahme  der  niedrigst  besteuerten)  nach 
dem  Patente  vom  29.  Oktober  1849  auch  der  Einkommensteuer 
I.  Klasse,  welche  nichts  anderes  ist,  als  eine  Ergänzimg  der  nach 
der  Ertrags fähigkeit  umgelegten  Erwerbsteuer  zu  einer  Gewerbe- 
steuer nach  dem  wirklichen  Ertrag  der  einzelnen  Unternehmungen, 
also  eine  reine  Ertragsteuer.  Als  Bemessungsgrundlage  dient  der 
Jahresdurchschnitt  aus  dem  , Reineinkommen"  der  drei  vorancreoran- 
genen  Jahre,  wobei  unter  anderem  die  Schuldzinsen,  Wertvermin- 
derungen (Abschreibungen,  Amortisierungen)  und  die  dem  Unter- 
nehmen von   seinem  Inhaber  (resp.  den  Repräsentanten)  für  persön- 
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liehe  Zwecke,  auch  als  Entgelt  für  die  eigene  Arbeit  entnommenen 
Beträge  nicht  in  Abzug  gebracht  werden.  Der  Steuersatz  beträgt 
5  Prozent  und  mit  Hinzurechnung  des  Staatszuschlages  8  7«  und 
10  Prozent,  wovon  aber  die  feste  Erwerbsteuer  abgezogen  wird. 

Mit  dem  Gesetze  vom  27.  Dezember  1880  (in  wenigen  Punkten 
modifiziert  durch  das  Gesetz  vom  14.  April  1885)  ^)  wurden  ab- 
weichende Besteuerungsnormen  aufgestellt  für  jene  „registrierten  oder 
auf  dem  Prinzipe  der  Selbsthilfe  beruhenden  nicht  registrierten  selb- 
ständigen Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften,  welche 
ihren  Betrieb  statutenmässig  auf  die  eigenen  Mitglieder  be- 
schränken, auch  wenn  sie  von  Nichtmitgliedern  Darlehen  aufnehmen 
oder  Waren  kaufen  .  .  .".  Die  unter  dieses  Gesetz  fallenden  Ge- 
nossenschaften geniessen  einige  Begünstigungen  gegenüber  den  übrigen 
Steuerpflichtigen.  Darunter  sind  die  wichtigsten,  dass  sie  von  der 
Erwerbsteuer,  und  wenn  das  Jahreserträgnis  300  fl.  nicht  über- 
schreitet, auch  von  der  Einkommensteuer  befreit  sind,  dass  das  erste 
und  zweite  Tausend  Gulden  ihres  Reineinkommens  nur  mit  ^/lo  resp. 
^/lo  veranschlagt  wird  und  dass  die  Passivzinsen  und  Wertabschrei- 
bungen als  Ausgaben  passiert  werden^). 

Vor  dem  Inkrafttreten  dieses  Spezialgesetzes  wurden  die  sämt- 
lichen Genossenschaften  nach  den  allgemeinen  Steuergesetzen  behan- 
delt; es  war  daher  zu  unterscheiden,  ob  ihre  Beschäftigung  eine 
„gewinnbringende"  war  oder  nicht;  im  ersteren  Falle  waren  sie  der 
Erwerbsteuer  und  der  Einkommensteuer  nach  dem  Gesetze  von  1849 
zu  unterziehen,  im  zweiten  Falle  ganz  frei  zu  lassen.  Selbstver- 
ständlich ging  es  in  der  Praxis  nicht  ohne  Streit  zwischen  der  Finanz- 
verwaltung und  den  Parteien  ab,  der  sich  auf  ganz  ähnlichen  Grund- 
lagen bewegte  wie  in  Preussen,  Bayern  etc.,  so  dass  einige  der  von 
Schanz  mitgeteilten  Entscheidungen  aus  jenen  Staaten  nahezu  über 
in  Oesterreich  geführte  Prozesse  hätten  erflossen  sein  können.  Ebenso 
wie  in  den  deutschen  Staaten  ging  auch  in  Oesterreich  die  ursprüng- 
lich  schwankende  Praxis   der  Verwaltungsbehörden  immer   mehr  zu 


^)  Im  Wortlaut  mitgeteilt  im  Finanzarchiv,  III,  S.  734. 

'^)  Auf  die  Besteuerung  des  Grund-  und  Hausbesitzes  der  Genossenschaften 
nimmt  dieses  Gesetz  keinen  Einfluss,  die  daraus  fliessenden  Erträgnisse  und  die 
darauf  verwendeten  Ausgaben  bleiben  bei  der  Einkommensteuerbemessung  ausser 
Anschlag.  In  diesem  Punkte  allein  fügt  sich  diese  Spezialsteuer  in  das  öster- 
reichische Ertragsteuersystem. 
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den  fiskalischeren  Anschauungen  über  und  der  Verwaltungsgerichtshof 
acceptierte  die  letzteren. 

Das  Hinzutreten  des  Gesetzes  vom  27,  Dezember  1880  bedeu- 
tete für  die  Molkereigenossenschaften  keine  Erleichterung,  denn  Jene 
Genossenschaften,  welche  bis  dahin  der  Erwerbsteuer  unterworfen 
wurden  (d.  i.  jene,  welche  den  Absatz  der  Produkte  an  Nichtmit- 
glieder  besorgen),  blieben  es  auch  fernerhin,  dagegen  war  nun  die 
Möglichkeit  gegeben,  auch  solche  Molkereivereine,  die  bis  dahin 
gänzlich  frei  bleiben  mussten.  mit  einer,  wenn  auch  massigen  Steuer 
zu  belegen.  Denn  das  obige  Gesetz  lässt  sich  nach  seinem  Wort- 
laute auf  alle  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften,  welche  ihre 
Geschäftsführung  auf  den  Kreis  der  Mitglieder  beschränken,  anwen- 
den, ohne  Rücksicht  auf  die  Art  dieser  Geschäfte,  In  der  Ab- 
sicht des  Gesetzgebers  dürfte  dies  allerdings  nicht  gelegen  sein,  denn 
bei  dem  Entstehen  des  Gesetzes  haben  sicher  keine  fiskalischen  Ten- 
denzen mitgewirkt.  Der  ursprüngliche  Gesetzentwurf  der  Regierung 
bezog  sich  nur  auf  die  Kreditgenossenschaften  (siehe  Finanzarchiv, 
m,  S.  733)  und  wollte  diesen  über  ihr  Drängen  Erleichterungen  ge- 
währen, da  sie  sämtlich  für  erwerbsteuerpflichtig  erklärt  worden 
waren  ^),  Indem  der  Ausschuss  des  Abgeordnetenhauses  diesen  Ent- 
wurf abänderte  und  indem  der  Reichsrat  den  modifizierten  Entwurf 
annahm,  bestand  nur  die  Absicht,  allen  Arten  von  Vereinen,  welche 
auf  eigentlich  genossenschaftlicher  Basis  errichtet  waren,  Steuer- 
begünstigungen zukommen  zu  lassen,  nicht  aber  jene,  neue  Steuer- 
subjekte heranzuziehen.  Es  konnte  also  das  Gesetz  nur  so  gemeint 
gewesen  sein,  dass  es  auf  Genossenschaften  Anwendung  zu  finden 
habe,  welche  nach  der  älteren  Gesetzgebung  ohnedies  besteuert,  und 
zwar  höher  besteuert  waren.  Dies  ist  aber  im  Gesetze  selbst  nicht 
zum  Ausdruck  gelangt  und  so  gestattet  die  Formulierung  des  Gesetzes 
die  obige  weite  Anwendung  ^).  Allerdings  ist  dies  für  die  Molkerei- 
genossenschaften gegenwärtig  kaum  von  Belang,    denn  jene,  welche 


^)  Der  Verwaltungsgerichtsliof  hatte  es  in  seinen  Erkenntnissen  vom 
21.  September  1878,  Z.  1458,  und  vom  21.  Dezember  1878,  Z.  2042,  liinsichtlich 
der  Erwerbsteuerpflicht  für  irrelevant  bezeichnet,  ob  die  Kreditgenossenschaften 
ihren  Geschäftsbetrieb  auf  die  eigenen  Mitglieder  beschränken  oder  nicht. 

'')  Nicht  nur  dadurch  kann  das  Gesetz  einzelnen  Genossenschaften  anstatt 
einer  Erleichterung  eine  Mehrbelastung  bringen,  sondern  auch  durch  die  Ein- 
beziehung aller  Arten  von  Aktivzinsen  in  die  Bemessungsgrundlage,  auch  jener, 
welche  infolge  des  Ertragsteuersystems  bereits  beim  Schuldner  getroffen,  oder 
gesetzlich  von  der  Steuer  befreit  sind,   wie  die  Zinsen  von  Sparkasseneinlagen. 
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die  Verwertung  der  Milchprodukte  besorgen,  werden  ja  der  Erwerb- 
steuer unterworfen  ^),  bei  den  übrigen  ist  es  aber  kaum  denkbar, 
dass  sie  einen  300  fl.  übersteigenden  „Reinertrag"  ausweisen.  Mir 
ist  auch  nicht  bekannt,  dass  irgend  eine  solche  Genossenschaft  nach 
dem  Gesetze  von  1880  thatsächlich  besteuert  wäre.  Uns  interessiert 
deshalb  zunächst  auch  nur  die  Erwerbsteuerpflicht  der  zuerst  ge- 
nannten Genossenschaften. 

Die,  wie  erwähnt,  schwankende  Praxis  der  österreichischen  Ver- 
waltungsbehörden in  puncto  Erwerb steuerpflicht  oder  Anwendung 
des  Gesetzes  von  1880,  gewann  erst  einen  festen  Boden,  als  der 
Verwaltungsgerichtshof  sich  hierüber  ausgesprochen  hatte  und  zwar 
aus  Anlass  der  Beschwerde  der  1.  steirischen  Milchgenossen- 
schaft in  Graz.  Nach  ihren  Satzungen  verfolgt  diese  Genossen- 
schaft den  Zweck,  „durch  direkten  Verkauf  von  Milch  und  daraus 
gewonnenen  Produkten  auf  gemeinschaftliche  Rechnung  den  Ab- 
nehmern reine,  unverfälschte  Ware,  den  Produzenten  gesicherten 
Absatz  zu  bieten".  Sie  übernimmt  nur  von  den  Mitghedern  pro- 
duzierte Milch  zur  Verarbeitung  und  Verwertung,  verteilt  nach  Ab- 
lauf des  Geschäftsjahres  den  „Milchnutzen"  an  die  Mitglieder  nach 
Verhältnis  des  Fettgehaltes  der  von  ihnen  eingeheferten  Müch,  leistet 
aber  auch  während  des  Jahres  Vorschüsse  auf  den  ihnen  gebührenden 
Milchnutzen.  Der  aus  den  Eintrittsgeldern  der  später  eintretenden 
Mitglieder  und  aus  den  durch  die  Generalversammlung  zum  Zwecke 
der  Amortisierung  des  Anlagekapitals  bestimmten  Beträgen  gebildete 
Reservefonds  dient  zur  Bestreitung  grösserer  Reparaturauslagen,  zur 
Neuanschaffung  von  Betriebsmitteln  und  zur  Auszahlung  der  Anteile 
austretender  Mitglieder. 

Diese  im  Jahre  1879  gegründete  und  rasch  aufblühende  Ge- 
nossenschaft ^)  wurde  nach  mehrfachen  Verhandlungen  im  Jahre  1883 
für  die  Dauer  ilires  Bestandes  mit  der  Erwerbsteuer  belegt.  Sie 
führte  dagegen  Beschwerde  vor  dem  Verwaltungsgerichtshofe,  welcher 
mit  dem  Erkenntnisse  vom  11.  März  1884,  Z.  467,  die  Beschwerde 
als  unbegründet  zurückwies.  Da  die  Entscheidungsgründe  für  die 
fernere  Auffassung  dieser  Angelegenheit  von  selten  der  Verwaltungs- 


^)  Gegenwärtig  sind  dies  25  Genossenschaften. 

^)  1886  zählte  sie  63  Mitglieder  mit  779  Anteilen  ä  40  fl.  für  jede  an- 
gemeldete Kuh ;  die  Milchlieferung  betrug  1,704,783  1  mit  einem  durchschnitt- 
lichen Fettgehalt  von  3,63  Prozent  und  einer  Nettoverwertung  von  7,26  kr.  per 
Liter.     Sowohl  Verarbeitung  als  Absatz  finden  in  Graz  und  Wien  statt. 
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behörden  allein  massgebend  waren,  muss  auf  dieselben  näher  ein- 
gegangen werden;  sie  umfassen  meines  Wissens  auch  alles,  was  zu 
Gunsten  der  Erwerbsteuerpflicht  der  Molkereigenossenschaften  bisher 
geltend  gemacht  wurde  *). 

Die  steirische  Milchgenossenschaft  hatte  in  der  Beschwerde  gel- 
tend gemacht,  sie  sei  nur  eine  Zentrale,  ein  Reservoir,  wohin  eine 
Anzahl  Landwirte  ihre  Erzeugnisse  an  Milch  zum  Zwecke  des  Ver- 
kaufs auf  gemeinschaftliche  Kosten  abliefern ;  die  Mitglieder  verkaufen 
der  Genossenschaft  die  Milch  nicht,  denn  sonst  müssten  sie  hierfür 
einen  von  dem  Milcherlöse  verschiedenen,  bestimmten  Kaufpreis  er- 
halten. Einen  Handel  mit  Milch  betreibe  die  Genossenschaft  nicht, 
denn  jeder  Handel  beruht  auf  der  Absicht,  teurer  zu  verkaufen,  als 
gekauft  wurde,  er  setzt  also  einen  Einkauf  zu  bestimmten  Preisen, 
zum  Zwecke  des  Verkaufs  zu  höheren  Preisen,  voraus,  was  im  vor- 
liegenden Falle  nicht  zutreffe,  denn  da  die  Genossenschaft  die  Milch 
nicht  ankauft,  könne  sie  auch  keine  höheren  Verkaufspreise  erzielen, 
folglich  nicht  Handel  treiben.  Nicht  in  der  Kapitalverwendung  liege 
das  Interesse  der  Genossenschafter,  die  Genossenschaft  sei  eine  land- 
wirtschaftliche und  keine  industrielle  Unternehmung,  den  Landwirten 
stehe  aber  die  Veräusserung  ihrer  Produkte  frei,  ohne  dass  sie  eine  Er- 
werbsteuerpflicht begründen  würde,  wobei  es  offenbar  gleichgültig  sei, 
ob  jeder  Landwirt  sein  Erzeugnis  für  sich  allein,  oder  ob  mehrere 
zusammen  durch  gemeinsame  Bedienstete  die  Produkte  zum  Verkaufe 
bringen.  Die  Landwirte  würden  durch  die  Genossenschaft  eine  Steuer 
zahlen  müssen,  von  welcher  sie  das  Gesetz  ausdrücklich  befreit.  Dass 
die  Genossenschaft  keine  Handelsuntemehmunor  betreibt,  gehe  schon 
daraus  hervor,  dass  eine  Handelsgesellschaft  gewiss  nicht  freiwillig 
ihr  Einkaufsgebiet  beschränken  wird,  wie  es  die  Genossenschaft  thut. 
Die  Genossenschaft  als  solche  beziehe  aus  dem  Milchverkauf  keinen 
Nutzen,  habe  daher  aus  demselben  kein  Einkommen  und  dürfe  keines 
haben,  weil  der  durch  den  gemeinschaftlichen  Verkauf  erzielte  Erlös 
nach  Abzug  der  Regieauslagen  ganz  unter  die  Mitglieder  verteilt 
werden  muss.  Da  die  Genossenschaft  somit  keinen  Handel  betreibt, 
keinen  Gewinn  erzielt  und  nur  ein  Organ  ist,  durch  welches  die  ein- 
zelnen Landwirte  zum  Zwecke  des  erleichterten  Absatzes  ihre  Milch 
zum  Verkaufe  bringen,  so  könne  sie  auch  nicht  erwerbsteuer- 
pflichtig sein. 

*)  Ein  gleichartiges  Erkenntnis  hat  der  Yerwaltungsgerichtshof  unterm 
11.  Mai  1886,  Z.  1250,  über  eine  Beschwerde  der  „Brünner  Molkerei"  gefallt. 
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Der  Verwaltungsgerichtshof  stützte  sein  abweisliches  Erkenntnis 
wesentlich  auf  folgende  Erwägungen: 

Daraus,  dass  am  Schlüsse  des  Jahres  die  Abrechnung  mit  den 
Mitgliedern  über  die  Milchverwertung  erfolgt,  wobei  der  verbleibende 
Ueberschuss  auf  die  von  den  Mitgliedern  eingelieferte  Milchmenge 
verteilt,  den  Verwertungspreis  der  Milch  ergibt,  und  die  Auszahlung 
des  Nutzens  an  die  Mitglieder  erfolgt,  gehe  unzweifelhaft  hervor, 
dass  sich  die  Genossenschaft  dem  Verkaufe  von  Milch  und  Milch- 
produkten in  einer  Weise  widmet,  welche  derselben  das  Gepräge  einer 
Gewerbsunternehmung  (eines  Handelsgeschäftes  im  Sinne  des  Art.  271, 
Z.  1  des  Handelsgesetzbuches)  aufdrückt  und  dass  dieses  Unternehmen 
auch  eine  auf  Gewinn,  welcher  den  Mitgliedern  als  Anteil  am  ganz- 
jährigen Ertrage  zugewendet  wird,  berechnete  Beschäftigung  sei. 
Als  solche  müsse  sie  aber  nach  der  allgemeinen  Regel  des  Erwerb- 
steuerpatentes als  erwerbsteuerpflichtig  erkannt  werden.  Die  Be- 
freiung nach  §  2  Punkt  a  des  Patentes  finde  auf  die  Genossenschaft 
keine  Anwendung,  weil  darnach  nur  jene,  welche  eine  landwirtschaft- 
liche Industrie  betreiben,  und  nur  insoweit  von  der  Erwerbsteuer  aus- 
genommen sind,  als  sich  ihre  Beschäftigung  auf  die  Erzeugung 
roher  Produkte  und  deren  Veräusserung  bezieht.  Nun  be- 
treibe die  Genossenschaft  als  solche  aber  überhaupt  keine  Landwirt- 
schaft und  die  von  ihr  zur  Veräusserung  gebrachte  Ware  sei  kein 
Rohprodukt  ihrer  Landwirtschaft.  Eine  Identifizierung  der  Genossen- 
schaft als  juristische  Person  mit  den  einzelnen  Landwirtschaft  trei- 
benden Mitgliedern  derselben  sei  aber  unzulässig.  Hier  sei  der  Verein 
(die  Genossenschaft)  das  Steuersubjekt  und  die  den  einzelnen  Mit- 
gliedern zustehende  Steuerbefreiung  könne  nicht  auf  die  Genossen- 
schaft übertragen  werden,  zumal  diese  Befreiung  von  Bedingungen 
abhänge,  welche  bei  der  Genossenschaft  nicht  zutreffen,  da  sich  diese 
nicht  mit  der  Erzeugung,  sondern  nur  mit  der  Veräusserung  eines 
landwirtschaftlichen  Rohproduktes  beschäftige.  Ob  die  Genossenschaft 
als  steuerpflichtiges  Subjekt,  als  Unternehmer  des  Geschäftes,  die  zu 
veräussernde  Ware  von  steuerpflichtigen  oder  steuerfreien  Personen, 
durch  Kauf  oder  auf  andere  Art  anschafft,  sei  für  die  Erwerbsteuer- 
pflicht ebenso  irrelevant,  wie  der  Umstand,  dass  sie  sich  auf  den 
Bezug  dieser  Ware  nur  von  ihren  Mitgliedern  beschränkt. 

Dieses  Erkenntnis  wurde  vom  Finanzministerium  den  sämt- 
lichen Steuerverwaltungsbehörden  als  Direktive  mitgeteilt.  Da  nun 
die  Wahl  der  Erwerbsteuersätze   gänzlich  dem  Ermessen  dieser  Be- 
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hörden  anheimgegeben  ist  und  dabei  nur  die  den  äusseren  umfang 
der  Geschäfte  konstituierenden  Momente  massgebend  sind,  ist  es  klar, 
dass  die  Höhe  der  von  den  Molkereigenossenschaften  geforderten  Er- 
werbsteuerbeträge im  Verhältniss  zu  dem  wahren  Nutzen  derselben 
oft  keineswegs  glimpfhch  ausfällt.  Bei  der  sonach  zu  bemessenden 
Einkommensteuer  I.  Klasse  wird  in  der  Regel  von  jenen  Teilen  des 
Erlöses,  welche  mit  Schluss  des  Geschäftsjahres  zur  Verteilung  ge- 
langen, ausgegangen,  wobei  die  gewagte  Annahme  zu  Grunde  gelegt 
wird,  dass  diese  Beträge  die  Differenz  zwischen  den  Ankaufs-  und 
Verkaufspreisen  der  Genossenschaft,  also  ihr  Geschäftserträgnis  seien. 
Prüfen  wir  nun  die  vom  Verwaltungsgerichtshof  entwickelte 
und  von  der  Finanzverwaltung  acceptierte  Begründung  der  Erwerb- 
steuerpflicht unserer  Genossenschaft,  so  finden  wir.  dass  dieselbe 
wesentlich  auf  der  Annahme  einer  selbständigen  juristischen  Persön- 
lichkeit der  Genossenschaft  beruht.  Die  in  der  älteren  Jurisprudenz 
herrschende  Tendenz,  allen  möglichen  Dingen  „Persönlichkeit"  bei- 
zulegen und  ihre  rechtlichen  Beziehungen  zu  anderen  Dingen  aus 
diesem  Gesichtspunkt  zu  erläutern  und  zu  ordnen,  kommt  hier  präg- 
nant zum  Ausdruck,  allerdings  auf  Kosten  der  juristischen  Wahr- 
heit. Ich  habe  schon  oben  gesagt,  dass  die  den  Genossenschaften 
durch  das  Gesetz  eingeräumte  Persönlichkeit  nur  eine  Fiktion,  ein 
Vereinfachungsbehelf  für  den  privatrechtlichen  Verkehr  ist,  die  per- 
sonifizierende Betrachtungsweise  hat  sich  aber  so  festgesetzt,  dass 
man  sich  ihrer  auch  dann  nur  schwer  zu  entledigen  vermag,  wenn 
sie  nicht  allein  überflüssig,  sondern  direkt  irreführend  ist.  Die  frag- 
lichen Entscheidungsgründe  sprechen  sogar  ausdrückhch  von  der 
„Genossenschaft  als  juristischer  Person".  Auf  diesen  strittigen  Punkt 
des  Zivilrechtes  näher  einzugehen,  kann  ich  mich  nicht  berufen  füh- 
len, ich  will  nur  hinsichthch  der  Anwendung  der  erwähnten  Ab- 
straktion auf  die  steuerrechtHche  Behandlung  der  Genossenschaften 
auf  die  meines  Erachtens  ganz  vortrefflichen  Ausführungen  des  würt- 
tembergischen Verwaltungsgerichtshofs  in  seinem  Erkenntnisse  vom 
9.  Februar  1884  ^)  hinweisen  und  meiner  Ueberzeugung  Ausdruck 
geben,  dass  durch  die  Imputierung  einer  selbständigen,  den  Genossen 
gegenüberstehenden  juristischen  Persönlichkeit,  das  Wesen  der  Ge- 
nossenschaft verdunkelt  und  ihre  SteUung  im  öffentHchen  Recht  ver- 


')  In  der  citierten  Schanz  sehen  Abhandlung  (Finanzarchiv,  III,  S.  681) 
mitgeteilt. 
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schoben  wird.  Erkennt  man  diese  Auffassung  als  der  wirtschaft- 
lichen und  juristischen  Wahrheit  nicht  entsprechend,  sieht  man  in 
dem  Verkauf  „auf  gemeinschaftliche  Rechnung"  nichts  anderes  als 
ein  Zusammengreifen  mehrerer  Einzelwirtschafter,  um  ihre  individuelle 
Erwerbsthätigkeit  vorteilhafter  zum  Abschluss  zu  bringen,  lässt  man 
die  den  registrierten  Genossenschaften  vom  Gesetze  für  privatrecht- 
liche Zwecke  eingeräumte  Qualität  als  selbständige  Rechtssubjekte 
aus  dem  Spiel  (und  thatsächlich  ist  der  genossenschaftliche  Betrieb 
auch  ohne  die  vom  Gesetze  vorgezeichnete  Organisation  möglich), 
so  fallen  die  wichtigsten  der  für  die  Steuerpflicht  der  Molkerei- 
genossenschaften geltend  gemachten  Argumente  zusammen.  Dann 
ist  die  Genossenschaft  mit  der  Gesamtheit  ihrer  Mitglieder  zu  iden- 
tifizieren und  somit  auch  die  den  letzteren  eingeräumte  Befreiung  von 
der  Erwerbsteuer  auf  den  Verein  selbst  anwendbar,  oder  richtiger 
gesagt,  dem  Vereine  muss  die  Eignung  als  Steuersubjekt  überhaupt 
abgesprochen  werden.  Dann  erwirbt  die  Genossenschaft  die  ein- 
gebrachten Waren  nicht,  sie  schliesst  daher  keine  „Handelsgeschäfte" 
und  dies  um  so  weniger,  als  die  Genossenschaft  als  solche  dann  auch 
keinen  Gewinn  erzielen,  also  auch  nicht  auf  Erwerb  gerichtete  Ge- 
schäfte ausführen  kann.  Ganz  unzutreffend  scheint  mir  die  Behaup- 
tung, dass  es  für  die  Erwerbsteuerpflicht  irrelevant  sei,  ob  die  zu 
verkaufende  Ware  nur  von  den  Mitgliedern  bezogen  wird,  denn  ge- 
rade davon  hängt  der  juristische  Charakter  der  Genossenschaft  ab. 
Kauft  sie  Waren  von  Fremden,  um  sie  wieder  an  Fremde  weiter  zu 
verkaufen,  dann  geht  die  Gesamtheit  der  Mitglieder  selbständige 
Geschäfte  ein,  diese  Gesamtheit  erwirbt  Eigentum  und  gewinnt  bei  dem 
Verkaufe;  man  wird  ihr  dann  eine  besondere  wirtschaftliche  Persön- 
lichkeit so  gut  wie  eine  juristische  nicht  absprechen  können,  sie  hört 
aber  damit  auf,  eine  eigentliche  „Genossenschaft"  zu  sein  und  wird 
zur  „Handelsgesellschaft",  einem  unzweifelhaften  Subjekte  der  Er- 
werbsteuer. Dasselbe  ist  der  Fall,  wenn  die  gesamte  Erwerbs- 
thätigkeit der  Genossen  in  einer  gemeinsamen  Wirtschaft  aufgeht  und 
mag  vielleicht  noch  der  Fall  sein,  wenn  die  Gesamtheit  der  Genossen 
an  einzelnen  von  ihnen  Gewinne  erzielt,  welche  dann  allen  gleich- 
massig  zu  gute  kommen.  Wenn  aber,  wie  in  unserem  Falle,  eine  ab- 
gesonderte gesellschaftliche  Wirtschaft  überhaupt  nicht  besteht,  wenn 
die  Genossen  bloss  die  in  den  eigenen  Einzelwirtschaften  erzeugten 
Waren  zur  gemeinsamen  Verwertung  zusammentragen  und  diese  durch 
ein  gemeinschaftliches  Organ  besorgen  lassen  und  wenn  sie  schliess- 
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lieh  genau  den  Erlös  für  das  von  ihnen  beigetragene  Müchquantum 
ausgefolgt  erhalten,  dann  liegt  der  Fall  denn  doch  sehr  wesentlich 
anders,  denn  wir  haben  es  dann  nicht  mit  einer  erwerbenden  Per- 
soneneinheit zu  thun  und  wenn  eine  solche  Vereinigung  in  gewisser 
Richtung  juristische  Persönlichkeit  besitzt,  dann  beruht  dies  nur  auf 
dem  zufälligen  Umstände,  dass  sie  sich  eine  Organisation  gegeben 
hat,  welche  das  Gesetz  mit  Rücksicht  auf  die  Bedürfnisse  von  Ver- 
einen, die  ganz  andere  Zwecke  verfolgen,  mit  diesem  Requisit  aus- 
gerüstet hat. 

Aus  dem  für  die  Steuerfrage  meines  Erachtens  zunächst  mass- 
gebenden Gesichtspunkte  muss  es  demnach  mindestens  ernstlich  in 
Zweifel  gezogen  werden,  ob  man  eine  Genossenschaft  dieser  Art  als 
ein  eigenes  Wirtschaftssubjekt,  den  Träger  einer  selbständigen  Er- 
werbsquelle, und  damit  als  ein  selbständiges  Steuersubjekt  betrachten 
darf;  ist  dies  aber  nicht  der  Fall,  dann  fällt  auch  die  Argumentation 
des  Verwaltungsgerichtshofs.  Es  ist  dann  aber  auch  nicht  notwendig, 
die  ausdrückliche  Befreiung  der  landwirtschaftlichen  Unternehmungen 
von  der  Erwerbsteuer  zu  Gunsten  der  Genossenschaften  geltend  zu 
machen,  denn  wo  nach  den  allgemeinen  Regeln  keine  Steuerpflicht 
vorhanden  sein  kann,  kann  auch  eine  Befreiung  von  derselben  nicht 
bestehen  ^). 

Die  Annahme  einer  juristischen  Persönlichkeit  der  Genossen- 
schaft mag  auch  in  einer  wirtschaftlichen  Richtung  vielleicht  ange- 
messen sein,  nämlich  insofeme  sie  einen  gemeinschaftlichen  Betriebs- 
und Reservefonds  bildet  und  besitzt ;  nach  dieser  Richtung  muss  mit 
Rücksicht  auf  die  Kontinuität  des  Vereins  als  Eigentümer  wahr- 
scheinlich ein  von  den  wechselnden  Mitgliedern  verschiedenes  Rechts- 
subjekt konstruiert  werden,  aber  hinsichthch  dieser  Funktion  der 
Vereinigung  ist  an  eine  Erwerbsthätigkeit  und  einen  Gewinn  nicht 
zu  denken,  sie  kommt  daher  für  unsere  Frage  gar  nicht  in  Betracht 
und  die  etwaige  verzinsHche  Anlage  des  Reservefonds  ist  ein  derart 


')  Der  Anwalt  des  Verbandes  der  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossen- 
schaften in  Oesterreich,  Hermann  Ziller,  hat  in  seiner  oben  zitierten 
Schrift  ebenfalls  für  die  Freilassung  der  Molkereigenossenschaften  von  der 
Erwerbsteuer  plaidiert,  diese  Forderung  aber  in  einer  meines  Erachtens 
keineswegs  ausreichenden  Weise  begründet,  indem  er  sich  ausschliesslich  auf 
die  erwähnte  Befreiung  der  .landwirtschaftlichen  Industrie"  beruft  (S.  13). 
Diesem  Argument  allein  gegenüber  ist  die  Ablehnung  des  Verwaltungs- 
gerichtshofs wohl  richtig. 
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nebensächliches  und  zufälliges  Moment,  dass  es  unmögKch  der  ganzen 
Vereinigung  ein  bestimmtes  Gepräge  aufzudrücken  vermag. 

Aber  auch  wenn  davon  abgesehen  wird,  dass  die  selbständige 
Personalität  der  Molkereigenossenschaften  (vom  wirtschaftlichen  und 
öffentlich-rechtlichen  Standpunkt)  sehr  in  Frage  steht,  muss  die  An- 
wendbarkeit der  Erwerbsteuerpflicht  auf  dieselben  deshalb  bezweifelt 
werden,  weil  die  Gewinntendenz  vollkommen  mangelt.  Die  öster- 
reichische Gesetzgebung  unterwirft  der  Erwerbsteuer  bloss  die  „Ge- 
winn bringenden  Beschäftigungen" ,  unter  welchen  sie  Fabriken, 
Handlungsunternehmungen  und  Gewerbe  ausdrücklich  nennt,  bei 
welchen  die  Gewinntendenz  ja  notwendige  Voraussetzung  ist,  denn 
zielt  irgend  eine  „Beschäftigung"  nicht  auf  Erwerb  ab,  dann  ist  sie 
eben  weder  eine  Fabriks-  noch  eine  Handels-  oder  Gewerbsunter- 
nehmung. Der  Verwaltungsgerichtshof  hat  es  deshalb  auch  für  not- 
wendig gefunden,  in  seinen  Entscheidungsgründen  die  bei  der  stei- 
rischen  Milchgenossenschaft  angeblich  bestehende  Gewinntendenz  aus- 
drückhch  hervorzuheben  ^).  Die  Vereinigung  zu  bestimmten  wirtschaft- 
lichen Transaktionen  verfolgt  nun,  wie  bereits  erwähnt,  jedenfalls 
einen  wirtschaftlichen  Nutzen,  aber  dieser  Nutzen  besteht  vornehm- 
lich in  einer  Ersparnis  (an  Spesen),  nicht  so  sehr  in  einem  positiven 


^)  Merkwürdigerweise  wird  dieser  Umstand  in  einem  mit  „auch"  ein- 
geleiteten Satze  angeführt,  wiewohl  der  V.Gr.H.  schon  vorher  die  Geschäfte  der 
Milchgenossenschaft  als  „Handelsgeschäfte"  im  Sinne  des  Art.  271,  Z.  1,  des 
allg.  Handelsgesetzbuches  erklärt  hatte,  wobei  er  offenbar  übersah,  dass,  wenn 
dies  auch  im  H.G.B.  nicht  ausdrücklich  ausgesprochen  ist,  doch  sogenannte 
„absolute  Handelsgeschäfte"  nur  solche  Geschäfte  sind,  die  auf  einen  Ge- 
winn abzielen.  —  Wenn  daher  die  citierte  Gesetzesstelle  auf  die  Geschäfte  der 
Milchgenossenschaft  dem  Wortlaute  nach  anwendbar  wäre,  so  würden  sie 
(darüber  sind  alle  Juristen  einig)  nur  dann  „Handelsgeschäfte"  sein,  wenn  sie 
auf  Gewinn  berechnet  wären.  —  Erwähnenswert  ist  noch  der  Missgriff,  dass  der 
V.G.H.  den  Ausdruck  „Gewerbeunternehmung"  durch  den  identifizierenden  Bei- 
satz: ^ eines  Handelsgeschäftes  im  Sinne  des  Art.  271,  Z.  1,  des  allg.  H.G.B."  zu 
erläutern  sucht;  die  citierte  gesetzliche  Bestimmung  handelt  doch  nur  von 
jenen  einzelnen  Geschäften,  welche  das  Gesetz  als  Handelsgeschäfte  be- 
trachtet wissen  will,  während  unter  einer  Handels-  oder  Gewerbs Unter- 
nehmung regelmässig  kein  einzelnes  Geschäft,  sondern  die  auf  eine  ganze 
Reihe  gleichartiger  Geschäfte  gerichtete  Thätigkeit  eines  Wirtschaftssubjektes 
verstanden  wird.  Dazu  kommt  noch  die  im  Texte  zu  erwähnende  Verwechslung 
von  Subjekt  und  Objekt.  Der  Gedanke  des  V.G.H.  lässt  sich  richtiger  so  aus- 
drücken :  Die  Genossenschaft  betreibt  wiederkehrend  Geschäfte,  welche  auf  Ge- 
winn berechnet  und  nach  Art.  271  des  H.G.B.  Handelsgeschäfte  sind,  ihre  Unter- 
nehmung erhält  dadurch  das  Gepräge  einer  Gewerbsuntemehmung. 
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Gewinn  und  keinesfalls  in  einem  Gewinn,  der  seinem  Wesen  nach  ver- 
schieden wäre  von  dem  landwirtschafthchen  Erträgnis  des  Viehbesitzers. 
Und  auch  dieser  Nutzen  fällt  nicht  dem  Vereine,  der  Gesamtheit  der 
Genossen,  sondern  den  einzelnen  Teilnehmern  zu.    Wohl  ist  es  richtig, 
dass  schliessHch  jeder  gesellschafthche  Gewinn  den  Gesellschaftern  zu- 
gewendet werden  muss,    aber  es  ist  durchaus  nicht  dasselbe,    ob  ein 
durch  vereinicrte  Thätigkeit   erzielter   Gewinn  nach   einem  im  voraus 
bestimmten  Massstabe  unter  die  Mitglieder  einer  Gesellschaft  verteilt 
wird,    oder  ob  bei  einer  Arbeits  Vereinigung  jeder  Beteiligte  nur  das 
genaue  Entgelt   für    seine    speziellen   Leistungen    erhält.     Uebrigens 
wurde  bereits  gezeigt,  dass  die  Molkereigenossenschaften  nur  einen  ge- 
meinsamen Erlös,  aber  keinen  gemeinsamen  Gewinn  erzielen  können. 
Jedenfalls   bewegte   sich   der  Verwaltungsgerichtshof  in  dieser 
Beziehung  in  einem  Widerspruche,  denn  wenn  er  die  Erwerbsteuer- 
pflicht der  Genossenschaft  darauf  gründete,  dass  sie  ein  selbständiges, 
von    den   Genossen    strenge    zu    unterscheidendes   Rechtssubjekt    ist. 
dann  musste  er  auch  erweisen,  dass  eben  dieses  Subjekt  (die  Ge- 
nossenschaft als  juristische  Person)   einen  Gewinn  anstrebe  und  er- 
halte,   während   er   thatsächhch  nur    konstatierte,    dass   der  Gewinn 
,den  einzelnen  Mitgliedern  als  Anteil  am  ganzjährigen  Ertrag  zu- 
gewendet  wird";    worin   dieser  , Ertrag"  bestehe,   ob   etwa  darunter 
gar  nur  die  gemeinschaftliche  Einnahme  gemeint   ist,    darüber   er- 
halten wir  keine  Aufklärung. 

Wenn  zwei  Nachbarn  sich  verabreden,  für  gewisse  Fahrten  nach 
der  g^ßichen  Richtung  gemeinschaftlich  einen  Mietwagen  zu  be- 
nützen, bilden  sie  deshalb  zusammen  ein  besonderes  Rechtssubjekt 
und  erzielen  sie  einen  gemeinschaftlichen  Gewinn?  oder  ist  letzteres 
der  Fall,  wenn  mehrere  Fabrikanten  auf  gemeinschaftliche  Kosten 
einen  Reisenden  auf  die  Suche  nach  Absatzquellen  und  zur  Ueber- 
nahme  von  Aufträgen  entsenden?  ist  es  der  Fall,  wenn  mehrere 
Handwerker  ihre  Erzeugnisse  einem  und  demselben  Hausierer  zum 
Verschleisse  übergeben?  Ich  wüsste  nicht,  dass  man  in  diesen  und 
ähnhchen  Fällen  jemals  an  die  Besteuerung  eines  solchen  „Vereines" 
gedacht  hätte  und  doch  vermag  ich  einen  im  Wesen  der  Vereini- 
gung gelegenen  Unterschied  zwischen  derartigen  Geschäftsverbindungen 
und  jener  der  zur  Molkereigenossenschaft  vereinigten  Müchprodu- 
zenten  nicht  zu  entdecken.  Den  Verkauf  unter  dem  Namen  der 
Kollektivfirma  kann  ich  nicht  als  wesentliches  Unterscheidunffsmerk- 
mal  anerkennen,  denn  er  ist,  wie  gesagt,  nur  ein  aus  formal-recht- 
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liehen  Gründen  gewähltes  Vereinfachungsmittel.  Dass  in  der  Ge- 
nossenschaft zumeist  nicht  ein  positiver  Gewinn,  sondern  eine  Ersparnis 
angestrebt  wird  (Schanz,  Ziller,  a.  a.  0.),  halte  ich  für  minder  ent- 
scheidend für  die  ganze  Besteuerungsfrage,  als  dass  überhaupt  das 
selbständige  gemeinsame  Wirtschaftsergebnis  einer  Per- 
soneneinheit mangelt.  Wenn  und  soweit  durch  positiven  Mehr- 
ertrag oder  durch  Spesenerspamis  ein  Nutzen  erzielt  wird,  ist  dies 
eben  ein  Gewinn  der  einzelnen  Genossen,  nicht  aber  der  Ge- 
nossenschaft. Dass  bei  jedem  Vereine,  ja  überhaupt  bei  jeder  Ver- 
abredung auf  bestimmte  Handlungen  irgend  ein  Nutzen  angestrebt 
wird,  hegt  auf  der  Hand,  denn  niemand  schränkt  seine  Freiheit  nach 
irgend  einer  Richtung  ein,  wenn  er  nicht  einen  Vorteil  davon  er- 
wartet; aber  aus  dieser  Thatsache  den  Bestand  einer  Kollektivwirt- 
schaft abzuleiten,  geht  jedenfalls  nicht  an.  Denken  wir  uns  an  der 
Stelle  der  Genossenschaft  eine  wirkliche  Person,  welche  aus  reiner 
Menschenliebe  den  Absatz  der  Erzeugnisse  einer  armen  Bevölkerung 
besorgt  und  den  Erzeugern  den  ganzen  Erlös  nach  Abzug  der  eigenen 
Spesen  ausfolgt,  so  haben  wir  ganz  den  Fall  unserer  Molkerei- 
genossenschaften, nur  dass  an  die  Stelle  der  juristisch  konstruierten 
eine  wirkliche  Persönhchkeit  getreten  ist,  und  es  würde  niemand  ein- 
fallen, diesen  Wohlthäter  oder  auch  seine  Klienten  für  diese  Unter- 
nehmung zu  besteuern. 

Schliesslich  muss  noch  ein  wichtiges  Moment  erwähnt  werden, 
welches  m.  E.  klar  erweist,  dass  die  Genossenschaft,  wie  wir  sie  vor 
Augen  haben,  kein  „Unternehmer"  und  somit  kein  Subjekt  der 
Erwerbsteuer  sein  kann.  Bei  den  Geschäften  der  fraglichen  Art 
trägt  nämlich  nicht  die  Genossenschaft  das  Risiko,  sondern  dieses 
ruht  ganz  und  unmittelbar  auf  den  Teilhabern,  welche  bei  fehl- 
schlagendem Absatz  den  Schaden  in  der  Weise  tragen  müssen,  dass 
sie  für  die  von  ihnen  gelieferte  Ware  einen  geringeren  oder  gar 
keinen  Erlös  ausbezahlt  erhalten,  d.  i.  geringere  oder  gar  keine 
Preise  erzielen. 

Die  österreichische  Gesetzgebung  normiert  die  Erwerbsteuer- 
pflicht für  jene  (physischen  oder  moralischen,  einzelnen  oder  kollek- 
tiven) Personen,  welche  sich  gewinnbringenden  Beschäftigungen 
widmen;  ich  glaube  im  Vorstehenden  nachgewiesen  zu  haben,  dass 
es  mindestens  sehr  zweifelhaft  ist,  ob  diese  Voraussetzungen  bei 
den  Molkereigenossenschaften  zutreffen.  Mehr  zu  beweisen  liegt 
nicht  in  meiner  Absicht,  und  zwar  aus  folgenden  Gründen:   Erstens 
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ist  Angesichts  einer  vom  Verwaltungsgerichtshof  wiederholt  gefällten 
Entscheidung  nicht  zu  erwarten,  dass  von  der  einmal  acceptierten 
Praxis  abgegangen  werde  und  zweitens  würde  sich  aus  der  voll- 
kommenen Steuerfreilassung  der  Molkereigenossenschaften,  welche  an 
NichtmitgHeder  verkaufen,  eine  arge  Anomalie  ergeben,  indem  andere 
Genossenschaften,  welche  sich  in  ihren  Aufgaben  noch  mehr  Be- 
schränkung auferlegen,  indem  sich  bei  ihnen  der  geschäftliche 
Verkehr  über  den  Kreis  der  eigenen  Mitglieder  nicht  ausdehnt,  der 
wenn  auch  milderen  Besteuerung  nach  dem  Gesetze  vom  27.  Dezem- 
ber 1880  unterKegen  würden. 

Ich  halte  daher  eine  Remedur  wohl  für  dringend  geboten,  doch 
suche  ich  sie  nicht  in  einer  geänderten  Interpretation  der  alten 
Erwerbsteuergesetzgebung,  sondern  in  einer  sachgemässen  Ver- 
besserung der  Gesetzgebung  über  die  besondere  Besteue- 
rung der  Genossenschaften.  Das  Gesetz  von  1880  schuf  ein  voll- 
ständiges Novum  imd  es  ist  nicht  nur  erklärlich,  sondern  auch 
entschuldbar  und  nahezu  selbstverständlich,  dass  bei  der  Textierung 
desselben  die  Intentionen  des  Gesetzgebers  nicht  sofort  in  erschöpfender 
und  unzweifelhafter  Weise  zum  Ausdruck  gelangten,  besonders  wo 
ein  noch  so  wenig  geklärtes  wirtschaffcHches  Institut  wie  die  Genossen- 
schaft in  Frage  steht.  Die  praktische  Anwendung  kann  da  erst  auf 
die  Lücken  und  Irrungen  aufmerksam  machen.  Eine  Verbesserung 
des  Gesetzes  hat  sich  schon  als  notwendig  erwiesen  und  man  wird, 
da  eine  durchgreifende  Reform  der  österreichischen  Steuern  noch  nicht 
in  naher  Aussicht  zu  stehen  scheint,  bei  der  einen  nicht  stehen 
bleiben  dürfen. 

Die  dem  Gesetze  von  1880  zu  Grunde  liegende  Idee  war  offen- 
bar die,  allen  jenen  wirtschaftlichen  Vereinigungen,  welche  das  ge- 
nossenschaftliche Prinzip  strenge  wahren,  soweit  ihre  gänz- 
liche Steuerfreüassimg  aus  praktischen  Gründen  unthunlich  erschien, 
bedeutende  Erleichterungen  zukommen  zu  lassen.  In  dem  Ausschuss- 
berichte, mit  welchem  der  Gesetzentwurf  in  der  angenommenen 
Fassung  dem  österreichischen  Abgeordnetenhause  vorgelegt  wurde, 
ist  die  Ansicht  ausgesprochen,  dass  die  Anwendung  der  Erwerb- 
steuer auf  Associationen,  deren  Zweck  nur  die  Förderunsr  der 
Wirtschaft  ihrer  Mitglieder  ist,  indem  sie  deren  Geschäftsbetrieb 
erleichtem,  welche  aber  nicht  auf  unmittelbaren  Erwerb  gerichtet 
sind,  nicht  gerechtfertigt  sei.  Deshalb  erweiterte  der  Ausschuss 
gegenüber  der  Regierungsvorlage  den  Kreis  jener  Genossenschaften, 
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auf  welche  das  Gesetz  Anwendung  finden  sollte;  insbesondere  be- 
seitigte er  auch  die  Beschränkung  auf  solche  Genossenschaften,  welche 
keine  fremden  Gelder  entlehnen,  weil  er  es  für  gleichgültig  hielt,  ob  sie 
die  Waren  gegen  Kredit  oder  um  erborgtes  Geld  kaufen.  Einen  ge- 
schäftlichen („erwerbsmässigen")  und  somit  steuerpflichtigen  Gewinn 
sah  der  Ausschuss  überhaupt  noch  nicht  in  dem  Ausleihen  von  Geld 
oder  in  dem  Ankaufe  von  Waren,  sondern  erst  in  dem  Weiterverleihen 
des  Geldes  und  in  dem  Verkaufe  der  Waren  an  Fremde. 

Der  Ausschuss  formulierte  sohin  die  Merkmale  der  zu  be- 
günstigenden Genossenschaften  dahin,  dass  sie  auf  dem  Prinzipe  der 
Selbsthilfe  beruhen  ^)  und  ihren  Betrieb  statutenmässig  (also  nicht 
nur  thatsächlich)  auf  die  eigenen  Mitglieder  beschränken,  wenn  sie 
auch  von  Mitgliedern  Darlehen  aufnehmen  oder  Waren  kaufen. 

Bald  zeigte  es  sich,  dass  diese  Bestimmung  zu  enge  gefasst 
war,  denn  jede  Genossenschaft,  welche  die  verfügbaren  Barbestände 
nutzbar  machen  wollte,  musste  dieselben  vorübergehend  bei  irgend 
welchen  ausserhalb  der  Genossenschaft  stehenden  Anstalten  anlegen; 
dies  konnte  aber  nur  in  der  Form  der  Kreditgewährung  geschehen, 
woraus  dann  die  Folgerung  gezogen  wurde,  dass  die  Genossenschaft 
auch  an  Nichtmitglieder  Darlehen  gewähre,  i.  e.  ihren  Geschäftsbetrieb 
auf  Nichtmitglieder  ausdehne,  und  somit  nicht  unter  das  Gesetz  von 
1880,  sondern  unter  die  Erwerbsteuervorschriften  falle  ^).  Um  diese 
nicht  gewollte  Konsequenz  zu  vermeiden,  wurdö  über  Initiative  des 
Abgeordnetenhauses  die  Novelle  vom  14.  April  1885  erlassen,  durch 
welche  der  §  1  Alinea  1  des  ursprünglichen  Gesetzes  den  Beisatz 
erhielt:  „oder  ihre  Kassenbestände  bei  zur  öffentlichen  Rechnungs- 
legung verpflichteten  Unternehmungen  und  Anstalten  anlegen".  Die 
jetzt  noch  vorhandene  Beschränkung  soll  es  verhindern,  dass  die 
Begünstigungen  auch  solchen  Genossenschaften  (richtiger  Handels- 
gesellschaften) zu  teil  werden,  welche  eigentlich  Bankgeschäfte  mit 
Fremden  betreiben. 

Aber  auch  damit  wurde  m.  E.  der  richtige  Ausdruck  für  einen 
richtigen  Gedanken  noch  lange  nicht  gefunden.  Wie  es  in  dem  Aus- 
schussberichte ganz  richtig  angegeben  ist,  betreiben  Genossenschaften, 


^)  Die  Aufnahme  eines  so  unbestimmten  Ausdruckes  in  ein  Gesetz  mit 
der  Bestimmung,  ein  entscheidendes  Merkmal  feststellen  zu  sollen,  scheint  mir 
überhaupt  fehlerhaft. 

^)  Von  Seite  der  Finanzverwaltung  wird  überhaupt  in  der  die  Anwend- 
barkeit des  Spezialgesetzes  einschränkenden  Interpretation  sehr  weit  gegangen. 
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Vereine  und  Gesellschaften  ebenso  wie  Einzelpersonen  nur  dann  In- 
dustrie- und  Handelsuntemehmungen,  überhaupt  Erwerbsgeschäfte, 
wenn  sie  naeh  doppelter  Richtung  mit  anderen  Personen  in  geschäft- 
lichen Verkehr  treten,  indem  sie  einerseits  Waren  (eventuell  Rohstoffe 
oder  auch  Geldsummen)  von  Fremden  an  sich  bringen,  und  anderseits 
dieselben  nach  erfolgter  Verarbeitung  oder  ohne  dieselbe  um  einen 
höheren  Preis  wieder  an  Fremde  absetzen,  oder  auch  indem  sie  Ge- 
schäfte zwischen  zwei  fremden  Personen  gegen  ein  Entgelt  für  ihre 
Bemühung  vermitteln.  Betreibt  ein  Verein  als  Kollektivpersönlichkeit 
derartige  Geschäfte,  dann  wird  er  zur  Handelsgesellschaft,  dagegen 
bleibt  der  rein  genossenschaftliche  Charakter  eines  wirtschaft- 
lichen Vereines  so  lange  gewahrt,  als  er  nur  nach  einer  Richtung, 
sei  es  nach  jener  der  Anschaffung  oder  nach  jener  des  Absatzes, 
mit  Aussenstehenden  verkehrt,  während  er  sich  nach  der  anderen 
Richtung  auf  den  Verkehr  mit  den  eigenen  Mitgliedern  beschränkt. 
Die  Textierung  des  österreichischen  und  ähnlich  jene  einiger 
deutscher  Gesetze,  erkennt  aber  den  genossenschaftlichen  Charakter 
nur  so  lange  an,  als  Geschäfte  mit  fremden  Vorgängern  im 
Verkehr  abgeschlossen  werden,  sei  es  durch  den  Kauf  von  Waren 
(bei  Konsumvereinen,  Rohstoff-  und  Werksgenossenschaften),  oder 
durch  Aufnahme  von  Darlehen  (bei  Kreditgenossenschaften),  während 
in  der  Richtung  des  Absatzes,  also  mit  den  Nachmännern,  das 
Geschäft  auf  die  Mitglieder  beschränkt  bleiben  soll.  Dabei  wurde 
übersehen,  dass  die  analoge  Beschränkung  auf  den  Mitgliederkreis 
im  umgekehrten  Sinne,  also  nach  der  Richtung  der  Anschaffung, 
während  der  Verkehr  mit  fremden  Nachmännem  freigelassen  ist, 
der  Vereinigung  den  streng  genossenschaftlichen  Charakter  nicht 
benimmt  und  sie  noch  keineswegs  unbedingt  zu  einer  Erwerbs- 
association  macht.  Anscheinend  sind  wohl  auch  andere  Fälle  möglich, 
z.  B.  wenn  einige  Kapitalisten  sich  vereinigen,  um  auf  gemeinschaft- 
liche Rechnung  Darlehensgeschäfte  mit  Fremden  zu  machen,  oder 
wenn  sich  mehrere  Arbeiter  zu  gemeinschaftlichem  vollen  Gewerbs- 
betriebe associieren;  thatsächlich  sind  aber  solche  Vereinigungen 
überhaupt  keine  eigentlichen  Genossenschaften  in  dem  in  Deutschland 
angenommenen  Sinne,  sondern  Erwerbsgesellschaften,  die  sich  nur 
die  bei  Genossenschaften  übliche  Organisation  geben.  Es  sind  dies 
eben  jene  bereits  erwähnten  Vereinigungen,  in  welchen  sich  die 
gesamte  wirtschaftHche  Thätigkeit  der  Teilnehmer  (mindestens  be- 
züghch   eines  bestimmten  Erwerbszweiges)  vollzieht,   während  durch 
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die  eigentliche  Genossenschaft  nur  die  Förderung  und  Unterstützung 
einer  schon  ausserhalb  des  Vereines  bestehenden  Erwerbsth'ätigkeit 
der  einzelnen  Teilnehmer  erzielt  werden  soll.  « 

Bei  der  Lösung  der  Steuerfrage  (nach  dem  Ertragsteuersystem) 
sollte  nun  unterschieden  werden,  ob  die  genossenschaftlichen  Funk- 
tionen bloss  eine  Phase,  eventuell  die  Fortsetzung  der  individuellen  Er- 
werbsth'ätigkeit sind ,  und  ob  das  Erträgnis  der  letzteren  ohnedies 
bereits  voll  besteuert  wird  (dies  ist  der  Fall  bei  Rohstoff-,  Molkerei- 
und  Magazinsgenossenschaften),  ob  durch  die  genossenschaftliche 
Vereinigung  die  Erwerbsthätigkeit  bloss  mittelbar  gefördert  (Kredit- 
vereine) oder  ob  dadurch  die  Hauswirtschaft  durch  Verminderung 
des  Aufwandes  erleichtert  werden  soll  (Konsumvereine)  u.  dgl.  Es 
sollte  ferner  unterschieden  werden,  ob  die  Teilnehmer  mittelbar  oder 
unmittelbar  den  Nutzen  aus  der  vereinigten  Thätigkeit  ziehen  und 
nach  welchem  Verhältnisse  er  den  einzelnen  zufällt.  Danach  sollte 
auch  die  Besteuerung  verschiedenartig  sein. 

Wenn  aber  die  Gesetzgebung  von  diesen  Distinktionen  Umgang 
nimmt  und  sich  darauf  beschränkt,  den  auf  dem  eigentlichen  Ge- 
nossenschaftsprinzipe  beruhenden  Vereinigungen  überhaupt  Steuer- 
begünstigungen gegenüber  den  eigentlichen  Erwerbsunternehmungen 
einzuräumen,  dann  sollen  an  diesen  Begünstigungen  auch  alle 
Vereine,  bei  welchen  die  oben  dargestellten  Bedingungen  zutreffen, 
Anteil  nehmen,  widrigens  die  Lastenverteilung  ungleichmässig  und 
prinziplos  wird  und  vielleicht  gerade  den  nützlichsten  unter  den 
Genossenschaften  die  Existenz  oder  mindestens  das  Gedeihen  unmög- 
lich gemacht  wird. 

Da  nun  in  0 esterreich  die  grundsätzliche  vollständige  Freilassung 
einzelner  Arten  von  Genossenschaften,  wie  erwähnt,  nicht  befürwortet 
werden  kann,  so  soll  das  begünstigende  Spezialgesetz  derart  formuliert 
sein,  dass  es  auf  alle  Vereine  der  gedachten  Art  anwendbar  ist.  Ge- 
wiss ist  die  zutreffende  Formulierung  aller  einzelnen  Merkmale,  welche 
jenen  Genossenschaften,  die  ich  hier  meine,  ihren  bestimmten  Charakter 
verleihen,  eine  schwierige,  vielleicht  gar  nicht  zu  lösende  Aufgabe; 
bei  der  grossen  Mannigfaltigkeit  der  Gebilde,  welche  das  Leben  stets 
und  immer  neu  zu  Tage  fördert,  sind  Fehlgriffe  und  nicht  gewollte 
Einschränkungen  oder  Erweiterungen  kaum  zu  vermeiden  und  deshalb 
dürfte  es  sich  auch  nicht  empfehlen,  den  von  der  österreichischen  Ge- 
setzgebung diesfalls  eingeschlagenen  Weg  der  Kasuistik  durch  weitere 
Zusätze  zu  verfolgen. 
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Es  wäre  wohl  der  Erwägung  wert,  ob  nicht  schon  die  Gesetze 
über  die  Rechtsverhältnisse  der  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossen- 
schaften einer  Revision  in  der  Richtung  unterzogen  werden  sollten, 
dass  die  jetzige,  etwas  verschwommene  Begriffsbestimmung  präzisiert 
und  einigermassen  eingeschränkt  würde,  so  dass  diese  Gesetze  eben  nur 
auf  die  oben  erwähnten  eigentlichen  Genossenschaften,  welche  nur  Hilfs- 
unternehmungen bereits  bestehender  Wirtschaften  sind  und  keine  selb- 
ständigen Erwerbstendenzen  haben,  anwendbar  wären  und  dass  die 
Bildung  von  eigentlichen  Handelsgesellschaften  unter  der  Form  und 
dem  Namen  von  Genossenschaften  verhindert  würde  ^).  Dann  würde 
es  von  selbst  gegeben  sein,  dass  die  Steuerbegünstigungen  eben  jenen 
Vereinen  zu  teil  würden,  welche  das  Gesetz  als  Erwerbs-  und  Wirt- 
schaftsgenossenschaften anerkennt. 

Solange  dies  aber  nicht  der  Fall  sein  kann,  muss  man  suchen, 
für  das  Steuergesetz  einen  Ausdruck  zu  finden,  welcher  das  Wesen 
der  reinen  Genossenschaft  möglichst  klar  und  unzweideutig  darstellt. 
Auch  in  den  deutschen  Steuergesetzen,  welche  behufs  Befreiung  der 
Genossenschaften  von  der  Gewerbesteuer  eine  solche  Formulierung 
suchten,  ist  dieselbe  nicht  gelungen,  doch  erscheinen  mir  als  die 
relativ  zutreffendsten  jene  des  hessischen  und  des  bayrischen  Ge- 
werbesteuergesetzes ^).  Nach  dem  ersteren  sind  von  der  Gewerbe- 
steuer befreit: 

„Diejenigen  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften,  welche, 
unbeschadet  der  Freiheit  auch  von  Nichtmitgliedem  Kapitalien  oder 
Spareinlagen  entgegenzunehmen,  um  Wirtschaftsbedürfnisse  anzu- 
kaufen und  Wirtschaftserzeugnisse  ihrer  Mitglieder  an  dritte  abzu- 
setzen, die  ihrem  Zwecke  entsprechende  Thätigkeit  statutenmässig 
und  thatsächlich  auf  den  Kreis  ihrer  Vereinsgenossen  beschränken." 


'j  Die  Arbeiter-Produktivassociationen  gehören  ihrem  Wesen,  nach  eher 
zu  den  heutigen  Handelsgesellschaften  des  allg.  H.G.B.  und  es  wäre  nicht  ab- 
zusehen, weshalb  sie  nicht  auf  Grand  des  letzteren  Gesetzes  organisiert  und 
protokolliert  werden  sollten,  falls  der  Betrieb  über  den  Umfang  des  Handwerkes 
hinausgeht  (Art.  272,  1,  H.G.B.),  wenn  nicht  die  Besteuerung  unverhältnismässig 
hoch  ausfallen  müsste,  da  jene  Summen,  die  bei  der  Einzelunternehmung  als 
Löhne  an  Hilfsarbeiter  zu  den  Geschäftsauslagen  gehören,  sofort  zu  einem  Teüe 
des  steuerpflichtigen  Erträgnisses  werden,  wenn  sie  einem  , Gesellschafter"  zu- 
fliessen.  Wollte  man  diesem  Umstände  Rechnung  tragen  und  doch  diese  Ver- 
einigungen als  Personeneinheiten  den  Genossenschaften  gegenüberstellen,  so 
müssten  für  sie  besondere  rechtliche  Bestimmungen  getroffen  werden. 

2)  Finanzarchiv,  HI,  S.  719  ff.,  697  ff. 
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Gewiss  ist  diese  Bestimmung  nicht  tadellos,  auch  sie  kann  zu 
Missverständnissen,  zu  nicht  beabsichtigten  Steuerbefreiungen  und 
Steuerbelastungen  führen,  sie  enthebt  auch  alle  Produktivassociationen, 
wenn  sie  selbst  reine  Erwerbsgesellschaften  sind,  von  der  Gewerbe- 
steuer und  enthält  viel  Kasuistik,  den  Hemmschuh  für  jede  freie 
Rechtsentwicklung  ^). 

Die  einschlägige  Stelle  des  bayrischen  Gesetzes  lautet: 

„Der  Gewerbesteuer  sind  nicht  zu  unterziehen  die  wechsel- 
seitigen Versicherungsanstalten,  dann  jene  Erwerbs-  und  Wirtschafts- 
genossenschaften, welche  auf  dem  Grundsatze  der  Selbsthilfe  beruhen, 
die  ihrem  Zwecke  entsprechende  Thätigkeit  nur  auf  den  Kreis  ihrer 
Mitglieder  beschränken  und  nicht  Erzielung  eines  gewerblichen  Ge- 
winnes anstreben. 

„Bei  Beurteilung  der  Voraussetzungen  dieser  Steuerbefreiung 
ist  der  thatsächliche  Betrieb  des  Unternehmens  massgebend." 

Einige  Mängel  dieser  Definition  wurden  von  Schanz  hervor- 
gehoben, ich  möchte  hinsichtlich  der  Möglichkeit  von  Missverständ- 
nissen noch  auf  das  oben  mitgeteilte  Erkenntnis  des  österreichischen 
Verwaltungsgerichtshofes  hinweisen,  welcher  der  Milchgenossenschaft 
den  Charakter  einer  Gewerbsunternehmung  imputierte.  Auch 
halte  ich  die  beiden  Gesetzen  gemeinsame  Stelle:  „welche  die  ihrem 
Zwecke  entsprechende  Thätigkeit  auf  den  Kreis  ihrer  Mitglieder 
beschränken"  nicht  für  glücklich  stilisiert,  denn  beispielsweise  bei 
Magazins-  und  Molkereigenossenschaften  gehört  ja  eben  der  Ver- 
kauf von  Waren  zu  der  „ihrem  Zwecke  entsprechenden  Thätigkeit", 
u.  z.  gerade  der  Verkauf  an  Nichtmitglieder;  sollten  nun  diese  von 
der  Wohlthat  des  Gesetzes  ausgeschlossen  bleiben?  So  war  es 
mindestens  in  Hessen  gewiss  nicht  gemeint,  da  ja  sonst  der  Mittel- 
satz ganz  zwecklos  wäre  ^). 

Es  liegt  mir  vollkommen  ferne  zu  glauben,  dass  ich  eine  unan- 
fechtbar richtige  Formulierung  des  in  Rede  stehenden  Gedankens  ge- 


*)  Die  Molkereigenossenschaften  können  die  Befreiung  von  der  Gewerbe- 
steuer überdies  noch  auf  Grund  einer  früheren  Bestimmung  (Z.  2)  desselben 
Gesetzartikels  gemessen,  wo  als  befreit  angeführt  sind:  „Die  Grundeigentümer 
und  Pächter  landwirtschaftlicher  Grundstücke,  insoferne  sie  einzeln  oder  ge- 
meinschaftlich keinen  andern  Handel  als  mit  den  Erzeugnissen  ihrer 
eigenen  Landwirtschaft  betreiben." 

2)  Auch  in  Bayern  nicht ;  vgl.  Kommentar  von  Seiss er  zum  Gewerbesteuer- 
gesetz, S.  46.    D.  Red. 
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funden  habe,  der  nachstehende  Versuch  soll  nur  erläutern,  wie  ich 
mir  gnindsätzlich  die  Stilisierung  der  Anwendungsstelle  im  Spezial- 
gesetze über  die  Besteuerung  der  Genossenschaften  denke  und  er 
soll  eventuell  als  Anhaltspunkt  für  die  weitere  Diskussion  dienen. 
Unter  diesem  Vorbehalt  würde  ich  etwa  folgende  Fassung  des  ersten 
Paragraphen  dieses  Gesetzes  vorschlagen: 

„Dieses  Gesetz  findet  Anwendung  auf  jene  registrierten 
und  nichtregistrierten  selbständigen  Erwerbs-  und  Wirt- 
schaftsgenossenschaften, deren  Gebarung  sich  statuten- 
mässig  und  thatsächlich  auf  Geschäfte  beschränkt,  welche 
nur  die  Förderung  der  Haushaltung  oder  der  überwiegend 
ausserhalb  der  Genossenschaft  betriebenen  Erwerbsthätig- 
keit  ihrer  einzelnen  Mitglieder  bezwecken." 

Erläuternd  könnte  beigefügt  werden: 

-Es  ist  somit  nicht  anwendbar  auf  Genossenschaften  und 
Gesellschaften,  welche  daraus  Gewinn  ziehen,  dass  sie  von  Nicht- 
mitgliedem  Waren  kaufen  oder  Kredit  nehmen  und  die  Waren  mit 
oder  ohne  Verarbeitung  an  Fremde  wieder  verkaufen,  beziehungs- 
weise Fremden  Darlehen  geben.  Dazu  zählt  aber  nicht  die  frucht- 
bringende Anlage  von  baren  Kassabeständen  bei  zur  öffentlichen 
Rechnungslegung  verpflichteten  Anstalten.  Solange  das  Gegenteil 
nicht  erwiesen  ist.  darf  die  Steuerbehörde  eine  TJeberschreitung  des 
statutenmässigen  Wirkungskreises  nicht  annehmen." 

Ich  meine,  dass  mindestens  aus  dem  Wortlaute  eines  solchen 
Gesetzestextes  keine  der  Tendenz  des  Gesetzgebers  widersprechenden 
Entscheidungen  abgeleitet  werden  könnten  und  dass  solche  Ent- 
scheidungen dann  nur  auf  Grund  einer  bewusst  missgünstigen 
Interpretation  möglich  wären.  Jede  entscheidende  Stelle  wäre  darauf 
angewiesen,  sich  um  das  innere  Wesen  der  zu  besteuernden  Genossen- 
schaft eingehend  zu  bekümmern  und  danach  vorzugehen,  was  nach 
meiner  Ueberzeugung  bei  einem  gebildeten  Beamtenstande  zu  einer 
viel  richtigeren  und  gleichmässigeren  Judikatur  führt,  als  die  Sub- 
sumtionen nach  zahlreichen  und  doch  nicht  scharf  genug  hingestellten 
äusseren  Merkmalen  ^). 


')  Sollte  eine  neuerliche  Aenderung  des  Gesetzes  über  die  Besteuerung 
[  der  Genossenschaften  stattfinden,  dann  müsste  die  Gelegenheit  zur  Vornahme 
einiger  weiterer  Verbesserungen  benützt  werden.  Besonders  müsste  die  unklare 
Bestimmung  des  §  2,  Ile,  betreffend  die  „Verlust-Reserve-Konti"  deutlicher  ge- 
staltet  imd   es   müsste   im  Interesse   der  Einheitlichkeit  des  Steuersystems   be- 
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Durch  die  Anwendung  des  Gesetzes  vom  Jahre  1880  auf 
die  Molkerei-,  Magazins-  und  ähnliche  Genossenschaften 
würde  ein  wesentliches  Hindernis  ihrer  ergiebigen  Entwicklung  be- 
seitigt, nämlich  die  Erwerbsteuerpflicht,  die  nach  Umständen  zu 
einer  unerträglichen  Last  werden  kann.  Die  Genossenschaften  wären 
jedenfalls  vor  willkürlichen  Steueransätzen  seitens  der  Steuerbehörden 
geschützt.  Die  kleineren  blieben  von  aller  Besteuerung  ihres  Be- 
triebes frei  und  die  grösseren  hätten  es  in  ihrer  Macht,  durch  kluge 
Bestimmung  der  der  Schluss Verteilung  vorbehaltenen  und  in  Reserve 
gestellten  Teile  der  genossenschaftlichen  Einnahmen  die  Steuerlast 
recht  massig  zu  gestalten. 

Die  österreichische  Regierung  würde  sich  ein  grosses  Verdienst 
um  die  Hebung  des  Wohlstandes  —  vorläufig  in  den  Alpen,  später 
vielleicht  in  anderen  Gebirgsgegenden  —  erwerben,  wenn  sie  die 
mit  so  schönem  Erfolge  eingeleitete  und  leider  nur  zu  bald  wieder 
aufgegebene  Aktion  zur  Förderung  des  genossenschaftlichen  Molkerei- 
wesens wieder  aufnehmen  würde;  nach  dem  jetzigen  Stande  der 
Dinge  müsste  diese  Aktion  aber  unbedingt  damit  eingeleitet  werden, 
dass  die  inzwischen  eingerissene  Steuerpraxis  beseitigt  werde,  was 
wohl  am  sichersten  und  nachhaltigsten  durch  eine  Reform  der 
diesfälligen  Spezialgesetzgebung  in  dem  angegebenen  Sinne  zu  er- 
reichen wäre. 


stimmt  werden,  dass  das  aus  bereits  besteuerten  oder  gesetzlich  befreiten  Quellen 
herrührende  Zinseneinkommen  der  Genossenschaften  aus  der  Besteuerungsgrund- 
lage ausgescliieden  werde. 

Bemerkung  des  Herausgebers.  Ich  habe  der  vorstehenden  Erörterung  gerne 
Raum  gegeben,  obwohl  der  Standpunkt  des  Verfassers  in  der  Frage  der  Besteuerung  der  Ge- 
nossenschaften vielfach  von  dem  meinigen  abweicht.  Es  kann  der  Lösung  des  Problems  nur 
förderlich  sein,  wenn  dasselbe  von  verschiedenen  Seiten  beleuchtet  wird.  Die  Deduktionen 
Myrbachs  haben  viel  bestechendes,  und  namentlich  bezüglich  der  Molkerei-  und  Magazins- 
genossenschaften viel  richtiges;  ob  es  aber  möglich  ist,  die  auf  S.  182  vom  Verfasser  er- 
wähnten Distinktionen  der  Besteuerung  der  Genossenschaften  zu  Grunde  zu  legen  und  damit 
auf  die  von  mir  benutzte  und  von  ihm  angefochtene  Konstruktion  zu  verzichten ,  vermöchte 
ich  doch  erst  zu  entscheiden,  wenn  der  Verfasser  seine  Andeutungen  noch  etwas  konki-eter 
ausgestaltete.  Dann  lässt  sich  ersehen,  ob  damit  einesteils  eine  gerechte  Besteuerung  er- 
reicht wird,  andernteils  die  daraus  erwachsende  Kasuistik  noch  zum  Zweck  im  Verhältnis  steht. 


Finanzstatistik. 


Der  Staatshaushalt  des  Herzogtums  Braunschweig 
in  den  Jahren  1833/86. 

Von 

Ey  b  i  t  z, 

Finanzdirektor  in  Braunschweig. 

Die  Einrichtung  des  Staatshaushaltes  des  Herzogtums  Braunschweig  in 
den  Jahren  1833/86,  deren  Wirtschaftsergebnisse  in  den  beifolgenden  Tabellen 
A  und  B  in  auf  Tausende  von  Thalem  abgerundeten  ZiflFern  —  unter  Bei- 
fügung der  Zahlen  für  einige  Vorjahre  zu  Vergleichszwecken  —  zusammen- 
gestellt sind,  beruht  auf  der  Landesverfassung  vom  12.  Oktober  1832  und  den 
gleichzeitig  erlassenen  Organisationsgesetzen.  Das  Rechnungsjahr  ist  das  Kalen- 
derjahr. Die  verfassimgsmässige  Etatvereinbarung  mit  der  Landesvertretung 
findet  für  je  eine  dreijährige  Finanzperiode  statt  ^).  Innerhalb  des  Rahmens  des 
für  die  Finanzperiode  vereinbarten  dreijährigen  Etats  werden  für  jedes  Rech- 
nimgsjahr  besondere  Wirtschaftsetats  aufgestellt.  Die  dreijähi-igen  Finanzperioden 
beginnen  mit  dem  1.  Januar  1834.  Für  das  Jahr  1833  ist  —  schon  auf  Grund 
der  bestehenden  Verfassung  —  ein  den  Etats  der  folgenden  Finanzperioden 
entsprechender  Jahresetat  vereinbart.  Es  ist  deshalb  dieses  Jahr  als  erstes  Wirt- 
schaftsjahr seit  der  durch  die  Landesverfassung  begründeten  Ordnung  mit  auf- 
genommen. Das  letzte  Jahr  der  Finanzperiode  1885/87  konnte,  weil  noch  nicht 
abgeschlossen,  nicht  berücksichtigt  werden. 

Die  Etataufstellung  erfolgt:  1.  für  das  Kammergut  (Kammerkassenetat); 
2.  für  das  Klostergut  (Klosterverwaltungskassenetat) ;  3.  für  die  Verwendung 
des  Reinertrags  des  Klostervermögens  und  4.  für  den  Staatshaushalt  (im  engeren 
Sinne).  Das  Kammergut  und  das  Klostergut  (sog.  Kloster-  und  Studienfonds) 
bilden  zwei  rechtlich  selbständige  Vermögenskomplexe  neben  dem  Staats- 
vermögen im   engeren  Sinne.     Daher   die   getrennte   Etataufstellung  für   das 


1)  Durch  Gesetz  vom  26.  März  1888  sind  an  Stelle  der  dreüährigen  zweijährige  Finanz - 
Perioden  eingeführt  und  ist  zugleich  das  Rechnungsjahr  in  üebereinstimmung  mit  dem  Etat- 
jahre des  Deutschen  Reiches  (1.  April  bis  ult.  März)  gebracht. 
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Kammer  gut,  dessen  Einkünfte  zunächst  zur  Deckung  des  Bedarfes  des  Landes- 
fürsten bestimmt,  im  übrigen  aber  für  Landeszwecke  zu  verwenden  sind,  dessen 
Reinertrag  nach  Abzug  des  landesfürstlichen  Reservates  daher  als  Einnahme  in 
den  Staatshaushaltsetat  eingestellt  wird,  für  das  Klostergut,  dessen  Rein- 
ertrag ausschliesslich  für  Kirchen,  Bildungsanstalten  und  wohlthätige  Zwecke 
verwendet  werden  soll,  für  die  Verwendung  dieses  Reinertrags 
(Klosterreinertragskassenetat)  —  ein  Etat,  dessen  etwaiges  Defizit  vom  Staats- 
haushalte zu  decken  ist  —  endlich  für  den  Staatshaushalt  im  engeren 
Sinne.  Die  Feststellung  der  drei  letzteren  Etats  erfolgt  unter  Zustimmung 
der  Landesvertretung,  während  diese  über  den  Etat  der  Verwaltung  des 
Kammergutes,  von  welchem  das  landesfürstliche  Reservat  zu  decken  ist,  ver- 
fassungsmässig sich  nur  gutachtlich  zu  äussern  hat.  Das  landesfürstliche  Reservat 
ist  durch  Vertrag  mit  der  Landesvertretung  vom  12.  Oktober  1832  auf  jährlich 
19,000  Thlr.  in  Golde  und  218,000  Thlr.  in  Konventionsmünze  (rot.  243,000  Thlr. 
Kur.)  —  neben  gewissen  Naturalprästationen  —  festgesetzt,  durch  ferneren 
Vertrag  vom  15.  März  1873  aber  um  30,000  Thlr.  Kur.  jährlich  erhöht. 

Die  beigefügten  Nachweisungen  beschränken  sich  auf  die  Einnahmen  und 
Ausgaben  des  Staatshaushalts  im  engeren  Sinne  und  des  sachlich  nur  einen 
Unteretat  desselben  bildenden  Klosterreinertragskassenetats.  Die  Reinerträge 
des  Kammergutes  sind  aber,  um  die  Wirtschaftsergebnisse  der  Verwaltungen 
der  Domänen,  der  Forsten  und  der  Bergwerke  mit  zur  Anschauung  zu  bringen, 
nach  diesen  Verwaltungen  getrennt,  zunächst  ohne  Abzug  des  darauf  ruhenden 
landesfürstlichen  Reservates  eingestellt.  Die  Verwaltungsetats  der  genannten 
Kammerverwaltungen  haben,  wie  die  der  Klosterverwaltung,  des  Umfanges  und 
der  Schwierigkeit  einer  vollständigen  Beschaffung  des  Materials  wegen  ausser 
Betracht  bleiben  müssen. 

Das  Kamm  er  gut 
besteht:  1.  in  Landgütern  (Domänen),  welche  zur  Zeit  in  37  selbständigen 
Haushaltungen  verpachtet  sind  mit  einem  Gesamtareale  von  17,371,25  ha, 
während  2593  ha  Garten-,  Acker-  und  Wiesengrundstücke  durch  Verpachtung 
im  einzelnen  genutzt  werden;  2.  in  einem  Forstbesitze  von  76,744  ha;  3.  in 
der  Jagd  auf  dem  Domänen-  und  Forstbesitze,  abgesehen  von  den  für  die  Hof- 
jagdverwaltung reservierten  Revieren;  4.  in  einem  Anteile  zu  ^ji  an  den  Oker- 
schen  (sog.  Kommunion-)  Hüttenwerken  am  Harz,  während  */7  der  Krone  Preussen 
zustehen;  5.  in  der  Saline  zu  Schöningen  ^) ;  6.  in  der  Nutzung  fiskalischer  Stein- 
brüche, Torfstiche  etc.;  7.  in  dem  sog.  Kammerkapitalfonds,  d.  h.  dem  aus 
Veräusserungen  von  Kammergut  oder  Ablösungen  von  Gerechtsamen  angesammel- 
ten und  bisher  zu  Grundankäufen  etc.  noch  nicht  wieder  verwendeten  Kapital- 
vermögen. 

Das   Klostergut 
besteht:  1.  in  Landgütern  (Klostergütern),    welche  zur  Zeit  in  23  selbständigen 
Haushaltungen   verpachtet   sind   mit   einem   Areale   von    9994,9   ha,    während 


1)  Die  sonstigen  Berg-  und  Hüttenwerke  des  Staates,  die  fiskalische  Porzellanfabrik 
zu  Fürstenberg,  verschiedene  Glashütten  etc.  sind  an  Private  veräussert,  insbesondere  1867  die 
Harzer  Berg-  und  Hüttenwerke  zu  Rübeland  und  Zorge  samt  Zubehör  und  im  Jahre  1872  die 
Helmstedter  Braunkohlengrubenwerke. 
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1889,5  ha  durch  Einzel  Verpachtung  genutzt  werden;  2.  in  einem  Forst  besitze  *) 
von  5719  ha;  3.  in  dem  sog.  Klosterkapitalfonds,  einem  Fonds,  welcher  teil- 
weise, gleich  dem  Kammerkapitalfonds,  aus  Kaufgeldem  und  Ablösungskapitalien 
etc.  gebildet,  teilweise  durch  Zuschüsse  aus  dem  Staatshaushalte  in  dem  Masse 
verstärkt  ist,  als  dies  durch  Anweisung  besonderer  Lasten  auf  den  Kloster-  und 
Studienfonds  erforderlich  wurde,  z.  B.  mit  1,000,000  Thlr.  zur  Deckung  der 
Renten  für  die  zur  Ablösung  gebrachten  Stolgebühren,  2,000,000  Thlr.  zur  Be- 
streitung der  Lasten,  welche  dem  Klosterfonds  daraus  erwuchsen,  dass  dem- 
selben die  Landesirrenanstalt  zu  Königslutter  und  die  Erziehungsanstalt  zu 
Bevem  zugewiesen  wurden,  femer  rot.  666,000  Thlr.  bei  weiterer  Erhöhung  der 
Ausgaben  der  Klosterreinertragskasse. 

Die  Einnahmen 

des  Staatshaushaltes  im  engeren  Sinne  bestehen,   von   den  Einkünften  aus  dem 

Kammergute   (bezw.  für  Kultus-  etc.  Zwecke   aus   dem  Klostergute)  abgesehen: 

1.  in   dem  Ertrage   der   direkten  und  indirekten  Steuern  und  Abgaben, 

sowie  den  Gerichtssporteln ; 
IL  in  den  Einkünften  von  werbenden  Staatseinrichtungen; 
III.  in  Zinsen  von  Staatsvermögen. 

I.   Die  staatlichen  Steuern  und  Abgaben. 

Darch  die  Verordnung  vom  29.  Oktober  1821,  die  Ausgleichung  der 
öffentlichen  Abgaben  betr.,  ist  zuerst  die  Herbeiführung  einer  auf  gleichen 
Grundsätzen  beruhenden  Verteilung  der  Steuerlast  auf  die  Landeseinwohner 
angestrebt.  Dieselbe  bestimmt,  dass  „vom  1.  Januar  1822  an  gerechnet  alle 
bisher  und  namentlich  vor  dem  Jahre  1806  bestandenen  Befreiungen  von  Steuern 
und  öffentlichen  Lasten  gänzlich  aufzuhören  haben",  und  stellt  den  Grundsatz 
auf,  dass  ,jeder  Landeseinwohner  schuldig  sein  soll,  zu  den  Staatslasten  in  dem- 
selben Verhältnisse  beizutragen,  in  welchem  die  übrigen  Bewohner  des  Herzog- 
tums in  demjenigen  Landesteile,  in  welchem  er  sich  aufhält  oder  seine  Grund- 
besitzungen gelegen  sind,  Beiträge  leisten".  Die  Aufhebung  der  Befreiung  von 
Grundabgaben  erfolgt  gegen  Entschädigung  der  privilegierten  Grundeigentümer 
(sog.  Steuerreluitionen),  alle  sonstigen  Steuerbefreiungen  soUen  ohne  Entschädi- 
gungsleistung hinwegfallen. 

Die  Landesverfassung  enthält  hinsichtlich  der  Steuerlast  im  §  39  die 
grundsätzliche  Bestimmung,  dass  ,die  Teilnahme  an  den  Staatslasten  alle,  welche 
im  Herzogtume  wohnen  oder  Grundeigentum  besitzen,  allgemein  und  nach  gleich- 
massigen  Grundsätzen  treffen  soll".  Nur  Erlasse,  jedesmal  höchstens  auf  die 
Dauer  einer  Finanzperiode,  keine  Befreiungen  von  denselben,  können  bewilligt 
werden.  Die  fürstlichen  Schlösser,  Paläste,  Gebäude  und  Gärten  und  das  Grund- 
eigentum und  Einkommen  der  Kirchen  \ind  übrigen  fi-ommen  Stiftungen,  soweit 


')  Dieser  Forstbesitz  wird  mit  den  Kammerforsten  von  derselben  Behörde  (Direktion 
der  Forsten)  einheitlich  verwaltet,  wie  die  Verwaltung  der  Klostergüter  zugleich  der  Direktion 
der  Domänen  obliegt.  Von  den  Forstintraden  fliessen  einer  seit  1832  bestehenden  Vereinbarung 
mit  der  Landesvertretung  zufolge  -23  den  Klostereinkünften  zu. 
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dasselbe  bis  dahin  von  den  ordentlichen  Steuern   befreit   war,   bleiben  frei  von 
Staatslasten. 

Alle  Steuern  und  Abgaben  werden  längstens  auf  die  Dauer  einer  regel- 
mässigen Finanzperiode  von  drei  Jahren  bewilligt  und  können  nach  dem  Ab- 
laufe derselben  höchstens  noch  für  ein  Jahr,  welches  in  die  neue  Finanzperiode 
einzurechnen  ist,  erhoben  werden  (§  177  des  Landesgrundgesetzes).  Die  Landes- 
vertretung hat  aber,  wie  das  Recht  auch  die  Pflicht,  die  zur  Erreichung  der 
Staatszwecke  erforderlichen  Mittel  zu  bewilligen,  insoweit  dieselben  nicht  aus 
den  Ueberschüssen  des  Kammergutes  und  dem  übrigen  Staatsvermögen  bestritten 
werden  können.  (§  173  ibid.).  Die  Neubewilligung  der  Steuern  erfolgt  auf  Grund 
der  bestehenden  Steuerverfassung  so  lange,  bis  über  deren  Abänderung  auf  ver- 
fassungsmässigem Wege  eine  anderweite  Bestimmung  getroffen  ist  (§  178  ibid.). 
Indirekte  Steuern,  deren  Beibehaltung  durch  bestehende  Zoll-  und  Handelsver- 
träge zugesichert  ist,  bestehen  für  die  Dauer  dieser  Verträge  fort  (§  179  ibid.). 

1.  Die  direkten  Steuern. 

A.  Vom  Grundbesitze. 

Während  der  ersten  Hälfte  des  zur  Darstellung  gebrachten  Zeitraumes 
werden  die  direkten  Steuern  vom  Grundbesitze  noch  nach  der  von  altersher 
bestehenden,  nach  der  westfälischen  Zeit,  in  welcher  ein  Grundsteuersystem 
durchgeführt  war,  durch  die  Verordnung  vom  .31.  März  1817  wieder  eingeführ- 
ten Ordnung  erhoben.  Von  einem  Steuersysteme  konnte  nicht  wohl  die  Rede 
sein;  es  bestand  eine  Reihe  von  Auflagen  und  Abgaben,  verschieden  für  die 
Städte,  wie  für  das  platte  Land,  und  nach  ungleichen  Repartitionssätzen  an- 
gelegt, wie  sie  dem  jedesmaligen  augenblicklichen  Bedürfnisse  des  Staates  ent- 
sprechend von  der  ehemaligen  ständischen  Landesvertretung  dem  Landesfürsten 
bewilligt  waren.  Demgemäss  setzten  sich  die  Grundabgaben  zusammen  aus 
Kontribution  von  den  Bauerhöfen,  von  gewissen  Ländereien,  von  Forsten  und 
vom  Weideviehe,  aus  Landschatz,  Schafschatz,  Zehntschatz  von  zehntfreier 
Länderei,  Exemtensteuer,  Scheffelschatz  von  forensen  Meiergütern,  Zehnt-  und 
Scheffelschatz  vom  Zehnten,  Mühlenschatz,  Hirtenviehsteuer,  Landmilizgeld, 
Reiterservice,  Fouragegeld,  Proviantgeld,  Stadttaxe,  Stift-  und  Klostertaxe, 
Service  in  den  Städten  Braunschweig  und  Wolfenbüttel.  Wesentlich  ungleich 
untereinander  gestalteten  sich  die  Grundabgaben  namentlich  für  die  einzelnen 
Steuerpflichtigen  der  Landgemeinden  der  altwolfenbüttelschen  Landesteile 
(einem  Teile  des  jetzigen  Kreises  Braunschweig  und  der  heutigen  Kreise  Wolfen- 
büttel, Helmstedt,  Gandersheim  und  Holzminden),  für  die  Landstädte  dieser 
Landesteile,  für  die  Ortschaften  der  ehemaligen  Aemter  Campen  und  Neubrück 
im  jetzigen  Kreise  Braunschweig,  für  das  Fürstentum  Blankenburg  mit  dem 
Stiftsamte  Walkenried  und  endlich  für  das  Amt  Thedinghausen ,  während  die 
Verteilung  der  Steuerlast  auf  den  ländlichen  Grundbesitz  im  allgemeinen  von 
der  gegenwärtigen  Verteilung  der  inzwischen  eingeführten  Grundsteuer  auf  die 
fruchttragenden  Grundstücke  der  Landkreise  nicht  erheblich  abweicht.  Von 
den  für  das  Jahr  1833  z.  B.  anschlagsmässig  zu  erhebenden  Grundabgaben  zu 
322,000  Thlr.  entfallen  277,000  Thlr.  auf  die  Kontribution,  19,000  Thlr.  auf  den 
Landschatz,  8600  Thlr.  auf  den  Schafschatz,  8000  Thlr.  auf  Servicegeld  in  den 
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Städten  Braunschweig  und  Wolfenbüttel,  der  Rest  zu  9400  Thlr.  auf  die  übrigen 
bezeichneten  Abgaben.  Diese  Steuern  verteilten  sich  zu  88  Prozent  auf  die 
Landgemeinden  der  altwolfenbüttelsclien  Landesteile,  zu  5,5  Prozent  auf  die 
Landstädte,  zu  2,5  Prozent  auf  die  vormaligen  Aemter  Campen  und  Neubrück, 
zu  2,4  Prozent  auf  das  Fürstentum  Blankenburg  und  das  Stiftsamt  Walkenried, 
zu  1,6  Prozent  auf  das  Amt  Thedinghausen  und  auf  die  jetzigen  Kreise  so,  dass 
auf  die  Landgemeinden  des  Kreises  Biaunschweig  20  Prozent,  des  Kreises 
Wolfenbüttel  31  Prozent,  des  Kreises  Helmstedt  20  Prozent,  des  Kreises  Ganders- 
heim  14  Prozent,  des  Kreises  Holzminden  12,6  Prozent,  des  Kreises  Blanken- 
burg 2,4  Prozent  entfallen,  während  die  gegenwärtig  von  den  fruchttragen- 
den Grundstücken  der  Landgemeinden  erhobene  Grundsteuer  entfällt 
auf  den  Kreis  Braunschweig  mit  19,3  Prozent,   auf  den  Kreis  Wolfenbüttel  mit 

32.3  Prozent,  auf  den  Kreis  Helmstedt  mit  18,8  Prozent,  auf  den  Kreis  Ganders- 
heim  mit  15,7  Prozent,  auf  den  Kreis  Holzminden  mit  11,2  Prozent,  auf  den 
Kreis  Blankenburg  mit  2,7  Prozent.  Die  in  den  Landgemeinden  und  in 
den  Städten  (ausser  Braunschweig  und  Wolfenbüttel,  wo  die  Grundsteuer 
wesentlich  an  die  Stelle  indirekter  Abgaben  von  Fleisch  und  Mahlwerk  getreten 
ist)  jetzt  erhobene  Grundsteuer  repartiert  sich  mit  89  Prozent  auf  die  Land- 
gemeinden und  mit  11  Prozent  auf  die  Städte  (gegen  94,5  Prozent  bezw. 
5,5  Prozent  der  alten  Grundabgaben)  und  von  dem  Gesamtertrage  der 
heutigen  Grundsteuer  entfallen  21,9  Prozent  auf  die  Stadt  Braunschweig, 
1,3  Prozent  auf  die  Stadt  Wolfenbüttel,  8,4  Prozent  auf  die  übrigen  Städte  und 

68.4  Prozent  auf  die  Landgemeinden. 

Die  Verordnung  vom  29.  Oktober  1821  über  die  Ausgleichung  der  öffent- 
lichen Abgaben  enthält  in  ihrem  Eingange  das  Eingeständnis,  dass  ,die  Gleich- 
stellung der  Steuern  vom  Grundbesitze  für  die  Pflichtigen  in  den  ver- 
schiedenen Landesteilen  augenblicklich  nicht  zur  Ausführung  kommen  könne, 
die  dazu  erforderlichen  mannigfachen  Vorarbeiten  vielmehr  gründlich  nur  mit 
der  Zeit  zu  bewerkstelligen  seien".  Ein  weiterer  Schritt  in  dieser  Richtung  ge- 
schah erst  durch  das  Gesetz  über  die  Erhebung  einer  allgemeinen  Grundsteuer 
vom  24.  August  1849.  Dasselbe  hebt  die  sämtlichen  bisherigen,  vorhin  er- 
wähnten Grundabgaben,  zugleich  aber  die  Mahl-,  Schlacht-  und  Thoraccise,  in- 
direkte Abgaben,  welche  in  den  Städten  Braunschweig  und  Wolfenbüttel  für 
den  Staat  erhoben  wurden,  auf  und  führt  an  Stelle  dieser  Steuern  und  Abgaben 
eine  gleichmässige  allgemeine  Grundsteuer  ein,  welche  in  allen 
Teilen  des  Herzogtums  nach  dem  Reinertrage  der  derselben  unterworfenen  Grund- 
stücke veranlagt  und  erhoben  werden  soll.  Gegenstände  der  Besteuerung  sind 
Ackerland,  Wiesen,  Gärten,  Aenger,  ablassbare  Teiche,  Forsten  und  Wohnhäuser. 
Daneben  gelten  als  besondere  Gegenstände  der  Besteuerung  Weideberechtigungen 
auf  Wiesen  und  in  Forsten,  sowie  die  Berechtigungen  zum  Brennholzbedarfe. 
Befreit  von  der  Grundsteuer  sind  nur  die  Staats-  und  Kammergüter,  sowie 
diejenigen  Grundstücke  des  Landesfürsten,  welchen  eine  Befreiung  durch  die 
Verfassung  ausdrücklich  zugestanden  ist.  Ferner  smd  nach  einem  Gesetze  vom 
20.  April  1855  befreit  die  Grundbesitzungen  der  Kirchen,  Pfarren,  Pfarrwitwen- 
tümer,  Schulen  und  milden  Stiftungen,  welche  zur  Zeit  des  Erlasses  des  Gesetzes 
steuerfrei  waren  oder  welche  denselben  bei  einer  Auseinandersetzung  für  steuer- 
freie Grundstücke  oder  Gerechtsame  zugeteilt  worden  oder  noch  zugeteilt  werden, 
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endlich  auch  die  zum  vereinigten  Kloster-  und  Studienfonds  gehörigen  Grund- 
stücke. Durch  dies  letztere  Gesetz  ist  zugleich  der  §  97  des  Grundsteuergesetzes 
vom  Jahre  1849  wieder  aufgehoben,  durch  welchen  für  die  Kirchen  und  übrigen 
frommen  Stiftungen,  die  nach  der  Landesverfassung  vom  Jahre  1832  (§  39) 
Grundabgabenbefreiung  zu  geniessen  hatten,  Kapitalentschädigungen  wegen 
deren  Heranziehung  zur  allgemeinen  Grundsteuer  ausgeworfen  waren.  Die  Be- 
freiung hört  auf,  sobald  ein  Grundstück  die  Eigenschaft  verliert,  von  der  die 
Befreiung  abhängt.  Die  fruchttragenden  Grundstücke ')  sind  nach  Massgabe 
ihres  Ertragswertes  zur  Grundsteuer  einzuschätzen,  die  Gärten,  Aecker,  Wiesen 
und  Aenger  in  13  Klassen,  welche  nach  Erlass  der  Mass-  und  Gewichtsordnung 
für  den  Norddeutschen  Bund  vom  17.  August  1868  durch  Gesetz  vom  11.  Mai 
1870  von  112,50  M.  pro  ha  in  maximo  (Ertrag  von  60  Scheffel  zu  50  1  Winter- 
korn pro  ha  und  120  Zentner  Heu  pro  ha)  bis  zu  2,50  M.  in  minimo  (unter 
10  Scheffel  oder  12  Zentner  Heu)  festgesetzt  sind.  Die  Einschätzung  der  Forsten 
hat  in  4  Klassen  zu  erfolgen.  Für  die  Wohnhäuser  in  den  Landgemein- 
den wird  das  Steuerkapital  (in  12  Klassen)  nach  dem  Steuerkapitale  be- 
stimmt, welches  auf  den  fruchttragenden  Zubehörungen  ruht.  In  der  12.  Klasse, 
Wohnhäuser  ohne  fruchttragende  Zubehörungen  oder  mit  solchen  unter  50  Thlr. 
Steuerkapital,  wird  ein  fester  Steuerbetrag  von  1  Thlr.  pro  Jahr  erhoben.  Die 
Wohnhäuser  in  den  Städten  und  Flecken  werden  dagegen  nach  dem  durch- 
.schnittlichen  Mietwerte  eingeschätzt  und  bildet  die  Hälfte  des  geschätzten  Miet- 
ertrages das  den  Reinertrag  darstellende,  bei  der  Steuerveranlagung  zu  berück- 
sichtigende Steuerkapital.  Diese  Steuerkapitale  sind  in  19  Klassen  abgestuft. 
Das  bei  Einschätzung  der  fruchttragenden  Grundstücke,  wie  bei  der  Mietwert- 
ermittelung der  Wohnhäuser  zu  beobachtende  Verfahren  ist  im  Gesetze  geregelt. 
Bei  den  Einschätzungen  der  fruchttragenden  Grundstücke  bewendet  es  bis  zu 
einer  durch  Gesetz  anzuordnenden  allgemeinen  Revision,  eine  Massregel,  zu 
welcher  bis  jetzt  nicht  geschritten  ist.  Der  Mietwert  der  Wohnhäuser  in  den 
Städten  und  Flecken  ist  dagegen  alle  zehn  Jahre  neu  abzuschätzen  und  ebenso 
alle  zehn  Jahre  die  Veranlagung  der  Wohnhäuser  in  den  Landgemeinden  mit 
Rücksicht  auf  etwa  eingetretene  Veränderungen  in  den  Zubehörungen  nach 
Massgabe  der  Steuerkataster  zu  berichtigen. 

Das  Grundsteuergesetz  bestimmt  als  Zeitpunkt  der  Einführung  der  neuen 
Grundsteuer  den  auf  die  Vollendung  der  erforderlichen  Vorarbeiten  folgenden 
1.  Januar  mit  dem  Vorbehalte,  dass  für  die  Stadt  Braunschweig  der 
Zeitpunkt  der  Einführung  der  allgemeinen  Grundsteuer  durch  ein  besonderes 
Gesetz  festgestellt  werden  solle.  Bis  zur  Einführung  des  neuen  Grundsteuer- 
systemes waren  die  althergebrachten  Grundabgaben  fortzuerheben. 

Nachdem  die  Vorarbeiten  —  von  der  Stadt  Braunschweig  abgesehen  — 
im  Jahre  1858  vollendet  waren,  wurde  durch  Steuerausschreiben  vom  4.  August 
1858  die  Erhebung  der  allgemeinen  Grundsteuer  —  gegen  Wegfall  der  alten 
Grundabgaben  —  vom  1.  Januar  1859  an,  und  zwar  mit  zehn  vom  Hundert 
der  nach  Massgabe  des  Grundsteuergesetzes  ermittelten  Steuerkapitale  angeordnet  ^^ 

')  An  grundsteuerpflichtigen  Privat-,  Gemeinde-  und  Interessentschaftsgrundstücken  sind 
vorhanden  204,205  ha  Gärten,  Acker  und  Wiesen  etc.  und  30,295  ha  Forsten,  während  der  grund- 
steuerfreie  Besitz  der  Kirchen,  Pfarren,  Schulen  und  frommen  Stiftungen  8605  ha  öarten- 
Ackerland  etc.  und  345  ha  Forsten  ausmacht. 
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Die  Einführung  der  Grundsteuer  in  der  Stadt  Braunschweig  erfolgte  erst 
in  Gemässheit  des  Gesetzes  vom  20.  März  1873,  und  zwar  —  nach  Beendigung 
der  Einschätzungsarbeiten  —  auf  Grund  der  Verordnung  vom  24.  Oktober  1876 
vom  1.  Januar  1877  an,  wogegen  mit  diesem  Zeitpunkte  in  der  genannten  Stadt 
die  bisherigen  Abgaben  an  Proviantgelde,  Service  und  Fouragegelde,  sowie  die 
indirekten  Abgaben  an  Mahl-,  Schlacht-  und  Thoraccise,  sowie  an  Brückengeide 
in  Weglall  kamen. 

Das  Gesetz  vom  20.  März  1873  regelt  zugleich  anderweit  die  Miethwert- 
Einschätzung  der  Wohnhäuser  in  den  Städten  und  Flecken  im  allgemeinen 
und  stuft  insbesondere  die  Steuerkapitale  der  Wohnhäuser  in  23  Klassen  ab. 
Als  grundsteuerpflichtige  Wohnhäuser  sind  danach  alle  Gebäude  anzusehen, 
welche  zum  Bewohnen  eingerichtet  sind,  einschliesslich  der  in  denselben  befind- 
lichen gewerblichen  oder  sonstigen  Zwecken  dienenden  Räume,  während  Fabrik- 
und  ähnliche  Gebäude  steuerfrei  sind,  imd  soweit  sie  Wohnräume  mitenthalten, 
nur  bezüglich  dieser  letzteren  zur  Steuer  herangezogen  werden,  Bestimmungen, 
welche  zu  Ungleichheiten  und,  wegen  ihrer  Ungenauigkeit,  zu  Schwierigkeiten 
in  der  Handhabung  führen.  Nachdem  gleichzeitig  mit  den  Einschätzungen  in 
der  Stadt  Braunschweig  Neueinschätzungen  in  den  übrigen  Städten  und  den 
Flecken  nach  diesen  gesetzlichen  Bestimmungen  stattgefunden,  ist  vom  1.  Januar 
1877  an  in  den  Städten  etc.  allgemein  die  Grundsteuer  von  den  Wohnhäusern 
nach  Massgabe  des  Gesetzes  vom  Jahre  1873  erhoben.  Die  Grundsteuer,  welche 
als  gemeine  Last  auf  den  Grundstücken  ruhet  (§  18  des  Gesetzes  über  den  Eigen- 
timiserwerb  an  Grundstücken  vom  8.  März  1878),  wird  in  den  ersten  acht  Tagen 
jeden  Monats  mit  einem  Zwölftheile  des  Jahresbetrages  föllig,  und  erfolgt  die 
zwangsweise  Beitreibung,  wie  diejenige  aller  übrigen  Steuern,  im  Verwaltungs- 
wege, sofern  nicht  die  Zwangsvollstreckung  in  das  unbewegliche  Vermögen  er- 
forderlich wird. 

B.  Persönliche  Abgaben. 

Der  Etatanschlag  für  das  Jahr  1833  enthält  an  sog.  personellen  Abgaben 
96,600  Thlr.,  nämlich  65,000  Thlr.  Personalsteuer  und  31,600  Thlr.  Gewerbe- 
steuer, einschliesslich  sog.  Nahrungskontribution  und  Nahrungslandschatz,  sowie 
persönlichen  Mühlenschatz. 

a.  Die  Personalsteuer. 
Die  Personalsteuer  ist  in  dem  Zeiträume  von  1833  bis  zum  1.  Januar  1865 
auf  Grund  einer  Verordnung  vom  29.  Oktober  1821  erhoben,  welche  indessen 
durch  die  Verordnung  vom  4.  Oktober  1830  und  durch  die  Gesetze  vom  17.  Juli 
1837  und  vom  10.  März  1861  Modifikationen  erütten  hatte.  Diese  sämtlichen 
gesetzlichen  Bestimmungen  wurden  durch  das  Gesetz  vom  29.  Juni  1864,  die 
Personalsteuer  betreffend,  vom  1.  Januar  1865  an  ausser  Kraft  gesetzt,  ein  Gesetz, 
welches  mit  einigen  Abänderungen  durch  die  Gesetze  vom  11.  April  1870  und 
vom  8.  November  1873  noch  jetzt  ma.ssgebend  ist. 

Das  der  Verordnung  vom  29.  Oktober  1821    zu  Grunde  liegende  Prinzip 

ist  die  Besteuerung  eines  jeden  Landeseinwohners   ,nach   dem  Personenstande. 

welchen  dei-selbe  im  Staate  einnimmt".    Die  Steuer  ist  demnach  wesentlich  eine 

Rangsteuer,  für   deren  Erhebung   zehn  Rangklassen   vom  höchsten   Civil-  und 
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Militärdienstrange  abwärts,  und  zwar  so  gebildet  sind,  dass  diesen  Rangklassen 
Grundeigentümer  und  Gewerbetreibende  nach  Massgabe  der  von  ihnen  zu  zah- 
lenden Grundabgaben  bezw.  Gewerbesteuer,  nicht  im  Staats-  oder  Kirchendienste 
stehende  persönliche  Dienste  Leistende,  wie  Aerzte,  Advocaten,  Tierärzte  etc. 
dem  ihnen  gegebenen  Range  nach  eingereihet  sind,  und  in  der  10.  Klasse  alle 
nicht  ausdrücklich  Genannten  oder  ihren  Verhältnissen  gemäss  nicht  nach  Ana- 
logie einer  höheren  Klasse  zuzurechnenden  zur  Veranlagung  zu  kommen  haben. 
Die  höchste  Klasse  zahlt  in  jetzigem  Gelde  rot.  7,50  M.,  die  niedrigste  rot.  0,20  M. 
monatlich.  Pensionäre  zahlen  die  Hälfte.  Steuerpflichtig  sind  alle  Landesein- 
wohner über  16  Jahre.  Ehefrauen  zahlen  den  Steuersatz  ihrer  Ehemänner.  Von 
den  Kindern  über  16  Jahre,  welche  von  den  Eltern  noch  unterhalten  werden, 
soll  immer  nur  eines  steuerpflichtig  sein.  Das  Gesinde  wird  nach  Massgabe  der 
Rangklasse  der  Herrschaft  (mit  0,54  M.  in  maximo  und  0,20  M.  in  minimo 
monatlich)  besteuert.  Hauslehrer  und  Hauslehrerinnen,  Privatsekretäre  und 
Oekonomieverwalter  zahlen  V^  der  Steuer  ihres  Hausherrn,  mindestens  aber  die 
Steuer  der  10.  Klasse,  Gesellen  und  Lehrlinge  der  Handwerker  die  Steuer  der 
10.  Klasse.  Befreit  von  der  Personalsteuer  sind  nur  die  Militärpersonen,  welche 
sich  in  Kriegszeiten  ausser  Landes  befinden,  im  Frieden  aktive  Soldaten,  Unter- 
oniziere  und  Leutnants,  pensionierte  Unteroffiziere  und  Soldaten,  die  Witwen 
solcher,  die  herrschaftlichen  Berg-,  Hütten-  und  Waldarbeiter,  auf  inländischen 
Lehranstalten  studierende  Ausländer,  Exterritoriale  und  bei  den  Ortsarmenan- 
stalten zu  dauernder  Unterstützung  eingezeichnete  Arme. 

Durch  die  Verordnung  vom  4.  Oktober  1830  wurde  die  drückende  Steuer- 
pflicht der  Ehefrauen  und  Hauskinder  aufgehoben.  Durch  das  Gesetz  vom 
17.  Juni  1837  sind  neben  einigen  sonstigen  unwesentlichen  Modifikationen  der 
bestehenden  Vorschriften  mit  Rücksicht  auf  die  inzwischen  eingetretene  Aenderung 
der  Gewerbesteuergesetzgebung  die  Personalsteuerklassen  für  die  Gewerbetreiben- 
den anderweit  festgesetzt.  Dasselbe  geschah  bezüglich  der  Grundbesitzer  — 
nach  Einführung  der  allgemeinen  Grundsteuer  —  durch  das  Gesetz  vom  10.  März 
1861  und  zwar  in  dem  Masse,  dass  die  über  825  Thlr.  an  Grundsteuer  zahlenden 
Grundbesitzer  der  1.  Personalsteuerkiasse  eingereihet  und  nach  Massgabe  des 
Grundsteuerbetrages  Stufen  bis  zur  9.  Klasse  einschliesslich  gebildet  wurden. 

Die  Ungleichheiten  in  der  Besteuerung,  welche  mit  der  Personalsteuer 
als  einer  Rangsteuer  verbunden  waren,  führte  zu  Erwägungen,  ob  nicht  zu  einer 
der  Steuerkraft  der  Pflichtigen  besser  Rechnung  tragenden  Einkommensteuer 
überzugehen  sei,  deren  Ergebnis  der  Erlass  des  Gesetzes  vom  4.  Juni  1849,  be- 
treffend die  Vorbereitungen  zur  Einführung  einer  Einkommensteuer,  war.  Dieses 
Gesetz,  welches  35  Steuerklassen  nach  Einkommen  von  10,000  Thlr.  und  darüber 
bis  zu  75  Thlr.  in  minimo  festsetzt  und  eine  Einschätzung  durch  ehrenamtliche 
Gemeindeschätzungsausschüsse  vorschreibt,  ist  indessen  niemals  zur  Ausführung 
gelangt,  weil  die  Frage  der  Abschätzungsgrundsätze,  deren  verfassungsmässige 
Feststellung  in  dem  Gesetze  vorbehalten  war  und  auf  Grund  deren  die  Veran- 
lagung zur  Einkommensteuer  erfolgen  sollte,  der  obwaltenden  praktischen  Schwie- 
rigkeiten wegen  zu  keiner  Lösung  gebracht  ist.  Das  Personal steuergesetz  vom 
29.  Juni  1864  enthält  keine  grundsätzliche  Reform  des  alten  Personalsteuer- 
modus, indem  dasselbe  im  wesentlichen  an  der  hergebrachten  Rangsteuer  fest- 
hält,  dabei  jedoch  in  gewissem  Umfange  zugleich  dem  Einkommen  Rechnung 
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trägt.  Die  Personalsteuer,  für  welche  10  Klassen  beibehalten  sind,  ist  danach 
zu  erlegen :  von  Landeseinwohnem  beiderlei  Geschlechts,  welche  das  17.  Lebens- 
jahr zurückgelegt  haben,  von  Fremden  gleichen  Alters,  welche  im  Herzogtum 
ihren  Wohnsitz  genommen  haben,  von  dem  auf  ihren  Anzug  folgenden  Monate 
an  (Gesetz  vom  8.  November  1873),  soweit  nicht  ihre  Heranziehung  zur  Steuer 
durch  das  Bundesgesetz  wegen  Beseitigung  der  Doppelbesteuerung  vom  13.  Mai 
1870  ausgeschlossen  ist.  Die  Steuerbefreiungen  sind  mit  unwesentlichen  Modi- 
fikationen dieselben,  wie  sie  vor  1864  bestanden.  Die  Steuer  wird  monatlich 
postnumerando  (Gesetz  vom  11.  April  1870)  fällig.  Sie  wird  veranlagt  nach 
einem  Tarife,  welcher  den  monatlichen  Steuerbetrag  abstuft  von  3  Thlr.  10  Gr. 
in  maximo  (1.  Klasse)  bis  zu  25  Pf.  in  minimo  (10.  Klasse),  und  zwar  so,  dass 
öffentliche  Beamte  und  Offiziere  nach  ihrem  Diensteinkommen  oder  ihrer  Pension 
in  die  Klassen  eingereihet  sind  und  der  1.  Klasse  mit  einem  Diensteinkommen 
von  3000  Thlr.  und  darüber  angehören.  Grundbesitzer  sind  nach  dem  Grund- 
steuerkapitale ihres  Grundbesitzes,  Gewerbetreibende  nach  der  von  ihnen  ent- 
richteten Gewerbesteuer  den  Klassen  eingereihet.  Der  ersten  Personalsteuerklasse 
gehören  dieselben  bei  einem  Grundsteuerkapitale  von  8250  Thlr.  und  darüber, 
bezw.  bei  einer  Gewerbesteuer  von  130  Thlr.  jährlich  und  darüber  an.  In  Privat- 
diensten Stehende  werden  nach  dem  Einkommen,  jedoch  in  maximo  (bei  3000  Thlr. 
und  darüber)  in  der  3.  Personalsteuerklasse  veranlagt,  ebenso  Aerzte,  Rechts- 
anwälte, Notare,  Künstler,  die  indessen  schon  bei  einem  Einkommen  von  2400  Thlr. 
und  darüber  der  3.  Klasse  (als  höchster  Steuerklasse)  angehören.  Personen,  welche 
von  ihren  Renten  leben,  werden  nach  dem  mutmasslichen  Einkommen  besteuert, 
und  zwar  in  der  1.  Personalsteuerklasse  bei  einem  Einkommen  von  6000  Thlr. 
und  darüber.  Für  die  Ermittelung  des  Einkommens  bestehen  irgend  welche 
Vorschriften  nicht;  es  werden  daher  regelmässig  die  Veranlagungen  der  be- 
treffenden Personalsteuerpflichtigen  zur  Kommunaleinkommensteuer  zu  Grunde 
gelegt.  Treffen  für  einen  Steuerpflichtigen  mehrere  Tarifpositionen  zu,  ist  er 
z.  B.  Gewerbetreibender  und  Grundbesitzer,  Arzt  oder  Rechtsanwalt  und  Ge- 
werbetreibender, so  ist  die  Veranlagung  nach  der  Position  vorzunehmen,  welche 
den  höchsten  Steuersatz  ergiebt. 

b.  Die  Gewerbesteuer. 
Das  westfälische  Gesetz  vom  12.  Februar  1810  über  die  Patentsteuer  hatte 
im  Herzogtum  Braunschweig  als  einem  Teile  des  vormaligen  Königreiches  West- 
falen den  Gewerbebetrieb  ganz  allgemein  von  der  Lösung  eines  Gewerbescheines 
und  Erlegung  der  Gewerbesteuer  abhängig  gemacht.  Mit  Rücksicht  auf  die 
finanzielle  Lage  des  Landes  verblieb  es  nach  Wiederherstellung  der  rechtmässigen 
Landesherrschaft  einstweilen  bei  diesem  Gesetze,  das  erst  durch  die  Verordnung 
vom  29.  Oktober  1821,  die  Gewerbesteuer  betreffend,  aufgehoben  wurde.  Diese 
Verordnung  befreite  das  gesamte  gildemässige  oder  zünftige  Gewerbe  von  der 
Gewerbesteuer,  verlangte  dagegen  für  den  Betrieb  eines  Gewerbes  ausser  dem 
Zunftverbande  Legitimation  durch  Gewerbeschein,  der  nur  für  einen  bestimmten 
Ort  und  auf  gegebene  Zeit  gegen  Entrichtung  der  tarifmässigen  Steuer  zu  er- 
teilen war.  Zur  Lösung  eines  Gewerbescheines  nicht  verpflichtet,  mithin  gewerbe- 
steuerfrei blieben,  abgesehen  von  den  Mitgliedern  der  Gilden,  öffentliche  Beamte, 
Advokaten,  Notare,  Aerzte,  Wundärzte,  Hebammen  und  Apotheker,  Tierärzte, 
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Künstler  und  Privatlehrer,  die  gesamte  Landwirtschaft  und  Fischerei,  Handlungs- 
gehülfen,  Gesellen  und  Taglöhner,  endlich  Lein-  und  Wollenweber,  Spinner, 
Näherinnen  und  Stickerinnen  bei  Gewerbebetrieben  ohne  Gehülfen,  sowie  der 
Hausierhandel  auf  Messen  und  Jahrmärkten  mit  bestimmten  Gegenständen. 

Der  Tarif  klassifiziert  die  einzeln  aufgeführten  steuerpflichtigen  Gewerbe 
teils  nach  ihrer  Art,  teils  nach  dem  Betriebsumfange  in  5  Klassen,  für  die  je 
nach  der  Seelenzahl  des  Ortes,  in  welchem  der  Gewerbebetrieb  stattfindet,  feste 
Steuersätze  in  4  Abstufungen  ausgeworfen  sind,  und  sondert  mehr  oder  minder 
willkürlich  eine  Reihe  von  Gewerbetreibenden  (Grosshändler,  Fabrikanten, 
Bankiers,  Bier-  und  Essigbrauer,  Branntweinbrenner,  Schauspieldirektoren,  Ab- 
decker etc.)  als  ausser  den  Klassen  stehend  mit  Minimal-  und  Maximalsteuer- 
sätzen (die  letzteren  meist  erheblich  höher,  als  die  höchsten  Klassensteuersätze) 
aus.  Der  höchste  Steuei'satz  ausser  Klasse  ist  30  Thlr.  Die  festen  Steuersätze 
der  5  Klassen  betragen  12—4  Thlr.,  7-3  Thlr.,  6—2  Thlr.,  3 -1  Thlr.,  1 V2—  V2  Thlr, 

Für  die  Gewerbetreibenden  auf  dem  Lande  wurde  sodann  durch  Verord- 
nung vom  7.  Februar  1822,  gegen  Befreiung  von  dieser  Gewerbesteuer  die  in 
altbraunschweigischer  Zeit  (vor  1806)  erhobene  „Kontribution  von  der  Nahrung" 
nebst  dem  sog.  Nahrungslandschatz  und  dem  (persönlichen)  Mühlenschatz  wieder 
eingeführt,  Steuerauflagen,  welche  1833  zu  überhaupt  15,300  Thlr.  veranschlagt 
waren,  während  die  Gewerbesteuer  für  dasselbe  Jahr  mit  16,300  Thlr,  etati- 
siert  wurde. 

An  die  Stelle  dieser  Vorschriften  traten  vom  1.  Juli  1837  an  die  Bestim- 
mungen des  Gesetzes  vom  4.  April  1837  über  die  Gewerbesteuer.  Denselben 
zufolge  ist  jeder  der  Gewerbesteuerpflicht  unterworfen,  der  im  Herzogtum  ein 
Gewerbe  betreibt  und  nicht  ausdrücklich  von  dieser  Pflicht  entbunden  ist.  Der 
Steuerbetrag  soll  sich  nach  dem  Umfange  des  Gewerbes  richten.  Mehrere  Kom- 
pagnons zahlen  nur  einfachen  Steuersatz.  Die  Steuerzahlungspflicht  beginnt  mit 
der  Zulassung  zum  Gewerbebetriebe,  welche  bei  ständigen  Gewerbebetrieben 
durch  Konzession  oder  Meisterbrief,  für  Hausierer,  reisende  Kauf-  und  Handels- 
leute und  zum  Handel  auf  Messen  und  Märkten  durch  Gewerbeschein  erfolgt. 
Die  Befreiungen  sind,  abgesehen  von  der  Statuierung  der  Steuerpflicht  für  die 
zünftigen  Gewerbebetriebe,  im  wesentlichen  die  durch  die  Verordnung  vom 
Jahre  1821  bestimmten.  Der  Tarif  stellt  ebenfalls  5  Klassen  mit  je  4  Abstufungen 
nach  der  Seelenzahl  des  Betriebsortes  auf,  unter  Beibehaltung  der  früheren  Steuer- ^ 
Sätze  und  der  Besteuerung  einer  Anzahl  von  Gewerbetreibenden  (im  wesentlicher 
der  bisherigen)  ausser  Klasse  mit  einem  Maximalsteuersatze  von  40  Thlr.  Diel 
verschiedenen  Gewerbebetriebe  sind  in  alphabetischer  Ordnung  den  einzelnen] 
Klassen  je  nach  dem  Betriebsorte  bezw.  ausser  Klasse  eingereihet. 

Mit  Einführung  der  Gewerbefreiheit  im  Jahre  1864  trat  eine  Neuregu-J 
lierung  des  Gewerbesteuerwesens  durch  das   Gesetz  vom  3.  August  1864,    die 
Gewerbesteuer  betreffend,  vom  1.  Januar  1865  an  ein,  welches  Gesetz  nach  Erlass* 
der  Bundesgewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  durch  ein  Gesetz  vom  11.  April 
1870   modifiziert  und   dann  in  einer  neuen  Redaktion  vom  16.  November  1870 
anderweit  publiziert  worden  ist.    Die  Gesetze  vom  Jahre  1864  bezw.  1870  unter- 
stellen der  Gewerbesteuer  Inländer  und  Ausländer,  Einzelne,  Körperschaften  und 
Gesellschaften,   welche    eine  gewerbsmässige  Beschäftigung   im  Herzogtum  be 
treiben  und  nicht  gesetzlich  befreiet  sind.    Als  im  Sinne  des  Gesetzes  nicht  ge 
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werbsmässige ,  also  als  solche  nicht  steuerpflichtige  Beschäftigungen  werden 
ausgeschieden  Land-  und  Gartenbau,  Viehzucht,  Jagd,  Fischerei  und  die  Roh- 
verwertung der  Produkte  aus  Sand-,  Grand-,  Thon-,  Mergelgruben  und  Stein- 
brüchen, sowie  des  Bergbaues,  der  Staats-,  geistliche  und  Schuldienst,  die  Praxis 
der  Advokaten,  Notare,  Aerzte,  Wundärzte,  Zahnärzte,  Hebammen,  Tierärzte  und 
die  Unterhaltung  von  Privatheilanstalten,  der  Privatunterricht  und  die  Unter- 
haltung von  Privatuntenichts-  und  Erziehungsanstalten,  der  Geschäftsbetrieb  der 
lediglich  auf  Gegenseitigkeit  beruhenden  Versicherungsanstalten,  litterarische 
Beschäftigungen  und  die  Ausübung  der  schönen  Künste,  sofern  sie  nicht  hand- 
werks-  oder  fabrikmässig  betrieben  wird,  die  Musikleistungen  der  Militärmusiker 
in  Uniform,  sowie  die  Beschäftigung  der  Architekten,  Ingenieure,  Geometer, 
Fecht-  und  Tanzlehrer,  der  Taxatoren,  der  Gesindedienst  und  die  gewöhnliche 
Lohnarbeit. 

Befreiet  von  der  Entrichtung  der  Gewerbesteuer  sind  die  auf  Rechnung 
der  Hofhaltung  und  des  Staates  betriebenen  Gewerbe,  Gewerbebetriebe  für  Armen-, 
Wohlthätigkeits-  und  Kommunalzwecke,  Lotterieunternehmungen,  das  Weber- 
gewerbe beim  Betriebe  mit  nicht  mehr  als  zwei  Stühlen,  die  Gewerbeausübung 
im  Herzogtum  nicht  wohnender  Lohnkutscher,  Frachtfahrer  und  Schiffer,  die 
Beschäftigung  der  Näherinnen,  Stickerinnen,  Wäscherinnen,  Kochfrauen  und 
ähnlichen  Arbeiterinnen,  die  weder  Gehülfen  oder  Gehülfinnen,  noch  einen  offenen 
Laden  halten,  endlich  Gemeindebäcker,  welche  ein  (Land-) Gemeindebackhaus 
erpachtet  haben,  bei  Beschränkung  ihres  Gewerbebetriebes  auf  Produktion  des 
Bedarfes  an  Roggenbrot  in  der  Gemeinde.  Von  Kompagnons,  Aktiengesell- 
schaften etc.  und  für  verschiedene  Verkaufs-  oder  Arbeitsplätze  in  demselben 
Orte  wird  nur  der  einfache  Steuersatz  entrichtet.  Masstab  der  Besteuerung  ist 
im  allgemeinen  der  Geschäftsumfang,  der  nach  der  Zahl  der  beschäftigten  Ge- 
hülfen, der  verwendeten  Betriebsmittel  (der  Webstühle,  Pressen,  Mahlgänge, 
Pferde  etc.),  nach  der  Produktionssteuer'),  den  Betriebseinrichtungen  und  dem 
Umsätze  bemessen  wird.  Der  Tarif  vom  Jahre  1864  stellt  18  feste  Steuersatz- 
klassen von  200  Thlr.  in  maximo  bis  1  Thlr.  in  minimo  auf,  derjenige  des 
Jahres  1870  erweitert  diese  Klassen  auf  die  Zahl  von  24,  belässt  die  festen  Sätze 
für  die  KJassen  2  bis  24  in  Abstufungen  von  250  Thlr.  bis  1  Thlr.  und  statuiert 
für  die  Steuereinschätzung  zur  1.  Klasse  einen  Spielraum  von  300  Thlr.  bis 
1000  Thlr.  jährlich.  Die  einzelnen  Gewerbebetriebe  sind  in  7  Abteilungen  nach  den 
gedachten,  zur  Bestimmung  des  Geschäftsumfanges  dienenden  Anhaltspunkten  und 
teilweise  nach  Ortsklassen  entweder  in  bestimmte  Tarifklassen  eingereihet,  oder  mit 
Spielraum  für  die  Einschätzung  mehreren  Klassen  bei  Fixierung  der  Minimal-  und 
Maximalklasse  zugewiesen.  Steuerpflichtige  Gewerbebetriebe  sind  bei  Strafe  an- 
zumelden. Die  Anmeldung  erfolgt  Ijei  der  Gemeindebehörde,  die  Einschätzung 
in  den  Städten  durch  Ortskommissionen,  auf  dem  Lande  durch  die  Kreisaus- 
schüsse. Gegen  die  Einschätzung  der  Gewerbetreibenden  der  ersten  6  Abteilungen, 
bei  welchen  der  Geschäftsumfang  und  demgemäss  die  Steuerklasse  nach  be- 
stimmten  gesetzlichen  Anhaltspunkten   (den   Betriebsmitteln,    der  Produktions- 

')  Z.  B.  bei  Zuckerfabriken,  Branntweinbrennereien  und  Brauereien  nach  dem  Betrage 
der  Rübensteuer,  der  Maischbottich-  bezw.  Braumalzsteuer.  Bei  ersteren  beiden  tritt  infolge 
der  Reichsgesetze  über  die  Zucker-  und  Branntweinsteuer  vom  Jahre  1887  an  Stelle  des  Steuer- 
betrages künftig  das  Produktionsquantumgesetz  vom  7.  Mai  1888. 
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Steuer  etc.)  bemessen  wird,  findet  Reklamation  an  die  Steuerbehörde  bezw.  Rekurs 
an  die  Ministerialinstanz  statt.  Die  Reklamationen  der  der  siebenten  Abteilung 
angehörenden  Gewerbetreibenden,  für  deren  Gescliäftsumfang  feste  gesetzliche 
Anhaltspunkte  nicht  gegeben  sind,  entscheidet  eine  Revisionsbehörde  endgültig, 
welche  alljährlich  aus  durch  das  Ministerium  auf  Vorschlag  der  Steuerbehörde 
zu  bestimmenden  14  Gewerbetreibenden  unter  dem  Vorsitze  eines  Mitgliedes 
der  Steuerbehörde  zusammengesetzt  wird.  Diese  Revisionsbehörde  hat  zugleich 
die  von  den  Ortskommissionen  bezw.  den  Kreisausschüssen  vorgenommenen  Ein- 
schätzungen bestimmt  bezeichneter  (namhafterer)  Gewerbebetriebe  der  Abteilung  7 
ohne  weiteres  spezieller  Prüfung  und  Feststellung  zu  unterziehen.  Reklamationen, 
wie  der  Einspruch  der  Steuerbehörde,  welche  ihrerseits  die  Feststellungen  der 
Revisionsbehörde  zu  beanstanden  befugt  ist,  führen  daher  in  diesen  Fällen  nur 
zu  einem  Revisionsverfahren.  Den  Gewerbetreibenden  ist  die  Verpflichtung  auf- 
erlegt, über  alle  Verhältnisse,  welche  zur  richtigen  Veranlagung  der  Gewerbe- 
steuer diensam  sind,  genaue  Auskunft  zu  erteilen,  auch  zu  dem  Ende,  bei  Strafe, 
persönlich  vor  den  Einschätzungsbehörden  zu  erscheinen.  Gewerbetreibende, 
welche  vor  Empfangnahme  des  ihnen  über  den  Betrieb  des  Gewerbes  auszustel- 
lenden Anmeldescheines  bezw.  vor  Erlangung  der  Konzession  oder  des  Gewerbe- 
scheines ein  steuerpflichtiges  Gewerbe  betreiben  oder  unrichtige  Angaben  über 
die  Verhältnisse  ihres  Gewerbebetriebes  machen,  verfallen  wegen  Steuerdefraude 
in  eine  Geldstrafe  bis  zu  100  Thlr.  oder  in  entsprechende  Haftstrafe. 

2.   Die  indirekten  Abgaben  und  Steuern. 

a,    Zölle  und  Verbrauchsabgaben  im  allgemeinen. 

Der  Abschluss  des  Herzogtums  durch  eigene  ZoUinien  und  die  dadurch 
bedingte,  erst  durcli  Verordnung  vom  10.  März  1828  neu  regulierte  Grenzzoll- 
einrichtung samt  Zolltarif  hörte  infolge  Staatsvertrages  mit  dem  Königreiche 
Hannover  vom  1.  Mai  1834  bereits  im  Jahre  1835  auf.  Braunschweig  schloss 
sich  damit  dem  Steuervereine  an,  dem  es  aber  nur  bis  Ende  des  Jahres  1841 
(mit  einigen  Landesteilen  etwas  länger)  angehörte,  mit  welchem  Zeitpunkte  das 
Herzogtum  infolge  Staatsvertrages  vom  19.  Oktober  1841  dem  Zollvereine 
beitrat.  Es  mag  daher  hier  nur  bemerkt  werden,  dass  zuletzt  vor  dem  Beitritte 
zum  Steuervereine  die  Gesamtzolleinnahme  rot.  42,000  Thlr.  betragen  hat, 
während  sich  die  sog.  Packhofsaufkünfte,  Accise  von  Branntwein,  Bier,  Wein  etc.,  i 
einschliesslich  der  Schlacht-  und  Mahlaccise  aus  den  Städten  Braunschweig  undj 
Wolfenbüttel  auf  rot.  290,000  Thlr.  jährlich  belaufen  haben. 

Seit  dem  Bestehen  des  Norddeutschen  Bundes  fliessen  in  die  Staatskasse] 
nur  die  Prozente  an  Zoll-  und  Steuererhebungs-  und  Verwaltungskosten  und] 
seit  1879  die  Anteile  an  den  Mehrerträgen  der  Zölle  und  Verbrauchssteuern  —  1 
Reichsgesetz  vom  15.  Juli  1879,  betreffend  den  Zolltarif  und  den  Ertrag  derj 
Zölle  und  Tabaksteuer,  §  8.  — 

b.    Die  indirekten  Abgaben  in  den  Städten  Braunschweig 
und  Wolfenbüttel. 
Diese  Abgaben,  welche  an  Stelle  der  dem  platten  Lande  auferlegten  Grund-1 
abgaben  erhoben  wurden  und,  wie  erwähnt,  mit  Durchführung  des  allgemeinen j 
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Grundsteuersystetnes  in  Wegfall  gekommen  sind,  haben  nach  dem  Beitritte 
Braunschweigs  zum  Steuervereine  durch  das  Gesetz  vom  11.  Mai  1835  und  nach 
dem  Anschlüsse  an  den  Zollverein  durch  das  Gesetz  vom  31.  Dezember  1841 
Neuregulierungen  erfahren.  Das  erstere  Gesetz  stellt  einen  neuen  Tarif  auf 
für  folgende  Abgaben,  welche  vom  1.  Juni  1835  an  erhoben  werden  sollen: 
Thoraccise,  Schlacht-  und  Mahlaccise,  Sperrgeld  und  Brückengeld.  Die  Ein- 
führung einer  Reihe  von  Gebrauchsgegenständen  in  die  genannten  Städte  ist 
danach  einer  massigen  Abgabe  (der  Thoraccise)  unterworfen,  darunter  namentlich 
Bier,  Branntwein,  frische  und  getrocknete  Fische,  Wildbret,  frisches  und  ge- 
trocknetes Obst,  Holz,  Torf,  Baumaterialien,  Töpfer-,  Schuhmacherwaren  u.  s.  w., 
soweit  nicht  von  dergleichen  Gegenständen  bereits  im  Steuervereine  Grenzein- 
gangssteuer erlegt  worden.  Der  Mahlaccise  unterliegt  alles  Mahlwerk,  und  das 
in  den  beiden  Städten  geschlachtete  Vieh  der  Schlachtaccise,  die  von  jedem 
Stück  Schlachtvieh  ohne  Rücksicht  auf  Gewicht,  aber  in  verschieden  bestimmten 
Sätzen  nach  der  Art  des  Viehes  entrichtet  wird.  Sperrgeld  wurde  von  Personen 
und  von  Last-  oder  Zugvieh  erhoben,  welche  nach  Schluss  der  Stadtthore  (in 
den  Wintermonaten  5  Uhr  nachmittags,  im  Sommer  10  ühr  abends)  ein-  oder 
auspassierten.  Brückengeldpflichtig  waren  Reit-,  Last-  und  Zugtiere.  Die  beiden 
letzteren  Abgaben  waren  mit  6 — 12  Pf.  für  die  Person  oder  das  Tier  tarifiert, 
unter  Statuierung  verschiedener  Befreiungen,  z.  B.  für  die  herzoglichen  Equipagen, 
die  Post,  das  Militär,  für  Feuerspritzen  samt  Zubehör,  Schlachtvieh  etc. 

Das  Gesetz  vom  31.  Dezember  1841  beschränkt  die  Thoraccise  auf  Brannt- 
wein, Brennmaterialien,  Brot-  und  Bäckerwaren,  Fleisch-  und  Fettwaren,  Fourage, 
sowie  Mehl-  und  Mehlwaren,  sofern  nicht  von  diesen  Gegenständen  bereits  ZoU- 
vereinseingangszoU  erhoben  worden.)  Die  Tarife  der  Schlacht-  und  Mahlaccise 
und  des  Brückengeldes  sind  neu  festgesetzt  und  nicht  unerheblich  (z.  B.  für 
Rindvieh  von  2  Thlr.  17 V2  Gr.  auf  4  Thlr.  2V2  Gr.  pro  Stück)  erhöhet.  Das 
Sperrgeld  ist  aufgehoben. 

Die  so  festgesetzten  Abgaben  sind  forterhoben  in  Wolfenbüttel  bis  zum 
1.  Januar  1859  (das  Brückengeld  aber  bis  zum  1.  Januar  1874),  in  Braunschweig 
bis  1.  Januar  1877.     (cfr.  oben  I,  1,  A.) 

c.  Die  Stempelsteuer. 

Durch  die  Verordnung  vom  29.  Oktober  1821,  die  Stempelsteuer  betreflfend, 
wurden  die  sog.  Stempelabgaben,  welche  bis  dahin  nach  Massgabe  eines  West- 
fälischen Dekretes  vom  28.  Juni  1812  erhoben  wurden,  in  geringerem  Umfange 
aber  auch  schon  früher  in  den  braunschweigischen  Landen  bestanden  hatten, 
vom  1.  Januar  1822  an  neu  reguliert. 

Neben  einem  einfachen  Stempel  von  25  Pf.,  welchem  alle  Eingaben  an 
öffentliche  Behörden  und  Beamte,  einfache  Urkunden,  Geburts-,  Tauf-,  Kopu- 
lations-  und  Sterbescheine  und  die  Anlagen  höher  besteuerter  Verhandlungen 
unterworfen  waren,  wurden  nach  dem  Werte  des  Streitgegenstandes  bezw.  nach 
der  Höhe  der  erkannten  Strafe  bemessene  höhere  Steuersätze  festgesetzt  für 
gerichtliche  Erkenntnisse  in  Zivil-  und  Strafsachen,  für  Vollmachten,  Tutorien 
und  Kuratorien,  sodann  wurden  mit  einem  Wertstempel  von  V»  Prozent  belegt 
alle  zweiseitigen  schriftlichen  Verträge  im  allgemeinen,  von  V2  Prozent  aber 
Kauf-,  Tausch-  und  Rentenkontrakte  insbesondere,  femer  von  V<  Prozent  Pacht- 
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und  Mietkontrakte,  wobei  als  Wertobjekt  der  Totalbetrag  der  Miete  oder  Pacht 
für  die  Kontraktsdauer  gilt,  endlich  festen  Wertstempeln  eigene  Wechsel  und 
Testamente,  Erbverträge  etc.,  Kalender,  Zeitungen  und  Spielkarten.  Ferner  ent- 
hält die  Verordnung  noch  Bestimmungen  über  eine  Erbschaftsstempelsteuer, 
welcher  „alle  Allodialerbschaften  und  Legate,  die  aus  dem  Nachlasse  einer  in 
dem  Herzogtum  domizilierten  Person  herrühren,"  unterworfen  sein  sollen,  sofern 
dieselben  nicht  an  Aszendenten,  Deszendenten  oder  den  Ehegatten  des  Erb- 
lassers fallen,  und  welche  für  voll-  und  halbbürtige  Geschwister  und  deren  Des- 
zendenten auf  2V2  Prozent,  für  alle  sonstigen  Erben  auf  5  Prozent  festgesetzt 
ist.  —  Der  Verordnung  ist  ein  spezieller  Tarif  beigefügt.  Die  stempelpflichtigen 
Verhandlungen  sind  auf  Stempelpapier  zu  schreiben.  Eine  Reihe  von  Be- 
freiungen sind  statuiert :  so  sind  selbstverständlich  stempelfrei  die  Verhandlungen 
der  öffentlichen  Behörden,  sodann  diejenigen  in  Angelegenheiten  der  Wohlthätig- 
keitsanstalten  und  milden  Stiftungen,  ferner  Journale,  gelehrte  Zeitungen,  aus- 
ländische politische  Zeitungen  und  sog.  Intelligenzblätter  etc.  Eine  allgemeine 
Neuordnung  des  Stempelwesens  ist  bisher  nicht  in  Angriff  genommen  und  dürfte 
vor  dem  Erlasse  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  für  das  Deutsche  Reich  kaum 
opportun  sein.  Von  den  Bestimmungen  der  Verordnung  vom  29.  Oktober  1821 
bezw.  deren  Ergänzungen  durch  das  Gesetz  vom  9.  Dezember  1867  über  die 
Stempelabgabe  von  Spielkarten  und  deren  Kontrolle,  durch  das  Gesetz  vom 
15.  Januar  1870,  betreffend  die  Stempelabgabe  von  Kalendern  etc.,  sind  aber 
nur  wenige  noch  in  Geltung.  Abgesehen  von  den  Eingriffen  der  Reichsstempel- 
abgabengesetzgebung,  durch  welche  die  Bestimmungen  über  den  Spielkarten-, 
Wechsel-  und  Vertragsstempel  aufgehoben  bezw.  modifiziert  und  ganz  oder 
teilweise  durch  Reichssteuern  ersetzt  sind,  der  Zeitungs-  und  Kalenderstempel 
(Reichspressgesetz  vom  7.  Mai  1874  §  30)  aber  unstatthaft  geworden,  ist  die 
Stempelabgabe  von  gerichtlichen  Erkenntnissen  bereits  durch  die  braunschwei- 
gische  Prozessgesetzgebung  von  1850  beseitigt.  Ferner  ist  nach  Einführung  der 
Grundbuchordnung  vom  Jahre  1878  der  Wertstempel  von  schriftlichen  Verträgen 
in  Beziehung  auf  Eigentum  oder  dingliche  Rechte  an  inländischen  Grundstücken 
durch  Gesetz  vom  25.  Juni  1879  aufgehoben  und  durch  eine  Veränderungssteuer 
beim  Eigentumswechsel  und  bei  Eintragung  dinglicher  Rechte  an  Grundstücken 
ersetzt.  Die  Bestimmungen  der  Verordnung  über  die  Erbschaftssteuer  sind  mit 
Erlass  des  Gesetzes  vom  18.  April  1876,  die  Erbschaftssteuer  betreffend,  in 
Wegfall  gekommen,  ebenso  der  Stempel  von  Geburts-,  Tauf-,  Aufgebots-,  Ehe-, 
Trau-,  Todes-  und  Beerdigungsscheinen,  mögen  dieselben  von  den  kirchlichen 
oder  den  Standesbeamten  erteilt  werden,  durch  Gesetz  vom  27.  Dezember  1875 
beseitigt.  Durch  das  Gesetz  vom  23.  Dezember  1870  nebst  Ausführungsverord- 
nung von  demselben  Tage  ist  die  Verwendung  von  Stempelmarken  neben  dem 
Stempelpapier  eingeführt  und  die  bezügliche  Kontrolle  geregelt. 

d.  Die  Veränderungssteuer. 
Mit  der  im  Jahre  1878  erfolgten  Neuordnung  des  Grundbuchwesens  war 
der  Wertkontraktssterapel  bezüglich  der  schriftlichen  Verträge  über  Veräusse- 
rungen  inländischer  Grundstücke  etc.,  die  seit  1850  sogar  gerichtlich  oder  notariell 
zu  verlautbaren  waren,  unhaltbar  geworden,  weil  der  Eigentumsübergang,  der 
eigentliche  Gegenstand  der  Besteuerung,    die   Auflassung,   nicht  mehr   an   die 
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Voraussetzung  eines  schriftlichen  Vertrages  geknüpft  blieb.  Durch  das  Gesetz 
vom  25.  Juni  1879  wurde  daher  unt«r  Aufhebung  des  Kontraktsstempels  eine 
Veränderangssteuer  eingeführt,  die  den  Eigentums  Wechsel  treffen  soll.  Dieser 
Veränderungssteuer  unterliegt  die  im  Fall  der  freiwilligen  Veräusserung  von 
inländischen  Grundstücken,  verliehenen  Bergwerken  oder  selbständigen  Gerechtig- 
keiten erfolgende  Eintragung  des  Eigentums,  imgleichen  die  Eintragung  von 
dinglichen  Rechten  an  Gnmdstücken,  mit  Ausschluss  der  Hypotheken.  Die 
Steuer  wird  nach  dem  gemeinen  Werte  des  veräusserten  Gegenstandes  bemessen, 
und  beträgt  bei  Eintragung  des  Eigentums  V^  Prozent,  bei  Eintragung  von 
dinglichen  Rechten  '4  Prozent  des  ermittelten  Wertes.  Dieselbe  ist  bei  Ein- 
tragung des  Eigentums  von  dem  Erwerber  des  aufgelassenen  Grundstückes,  bei 
Eintragung  von  dinglichen  Rechten  von  dem  Eigentümer  des  dienenden  Grund- 
stückes zu  entrichten.  Bei  Tauschgeschäften  erfolgt  die  Steuererhebung  vom 
Werte  der  sämtlichen  in  dem  Geschäfte  begriifenen  Grundstücke.  Die  Verän- 
derungssteuer haftet  als  gemeine  Last  auf  den  Grundstücken.  Gegen  die  von 
der  Steuerbehörde  erfolgende  Steuerfestsetzung  findet  Rekurs  an  die  Ministerial- 
instanz  statt,  und  bewendet  es  bei  der  Entscheidung  der  letzteren,  ausser,  wenn 
die  Frage,  ob  und  wieviel  Steuer  zu  entrichten  ist,  von  einer  Vorentscheidung 
über  Privatrechtsverhältnisse  abhängt,  in  welchem  Falle  dieser  Punkt  zunächst 
der  Entscheidung  im  Rechtswege  vorbehalten  bleibt.  Die  Veränderungssteuer 
wird  nicht  erhoben,  wenn  die  der  Eintragung  des  Eigentümers  voraufgehende 
Auflassungserklärung  oder  Eintragung  des  dinglichen  Rechts  erfolgt  zwischen 
Ehegatten,  Aszendenten  und  Deszendenten  und  zwischen  Miterben  im  Falle  der 
Erbteilung.  Desgleichen  sind  der  Steuer  nicht  unterworfen  der  Fiskus,  die 
Orts-  und  Landarmenverbände,  öffentliche  Armen-,  Kranken-,  Arbeits-,  Straf- 
und  Besserungsanstalten ,  Waisenhausanstalten  und  andere  milde  Stiftungen, 
welche  vom  Staate  durch  Verleihung  der  Rechte  juristischer  Personen  anerkannt 
sind,  femer  öffentliche  Schulen,  Kirchen,  Pfarren,  Pfarrwitwentümer  und  Opfereien, 
endlich  alle  die  Religion.'^gesellschaften,  welchen  die  Rechte  juristischer  Personen 
zustehen. 

•   e.  Die  Erbschaftssteuer. 

Die  Vorschriften  der  Verordnung  vom  29.  Oktober  1821  über  die  Erb- 
schaftssteuer, an  die  Bestimmungen  über  die  Bestempelung  der  Testamente  etc. 
angeschlossen,  stehen  mit  dem  Stempelwesen  unmittelbar  nicht  im  Zusammen- 
hange. Eine  getrennte  gesetzliche  Regelung  war  daher  sachlich  begründet. 
Das  Gesetz  vom  18.  April  1876  über  die  Erbschaftssteuer,  welches  in  den  Grund- 
sätzen in  Uebereinstimmung  mit  dem  denselben  Gegenstand  betreffenden  preussi- 
schen  Gesetze  vom  30.  Mai  1873  gehalten  ist,  unterwirft  der  Erbschaftssteuer, 
ohne  Unterschied,  ob  der  Anfall  Inländern  oder  Ausländem  zukommt,  Erb- 
schaften, Vermächtnisse  und  Schenkungen  von  Todes  wegen  (mit  Einschluss  der 
remuneratorischen  imd  der  mit  einer  Auflage  belasteten  Schenkungen)  und 
Familienstammgutsanialle.  Die  Erbschafts-steuer  wird  von  dem  Betrage  der 
darch  den  Anfall  eingetretenen  Bereicherung  erhoben,  also  nach  Abzug  der 
Nachlassschulden,  aber  unter  Hinzurechnung  aller  Nachlassforderungen,  auch 
solcher,  die  dem  Bedachten  mit  dem  Anfalle  etwa  erlassen  werden.  Grundstücke 
und  Grundgerechtigkeiten  ausserhalb  Landes  gehören  nicht  zur  steuerpflichtigen 
Masse.     Im  Auslande  befindliches  Mobiliarvermögen   eines   Erblassers,   der  bei 
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seinem  Ableben  Inländer,  unterliegt  der  Versteuerung,  soweit  davon  nicht  min- 
destens eine  der  gesetzlichen  gleiche  Erbschaftssteuer  im  Auslande  zu  entrichten 
ist.  Von  dem  Anfalle  inländischer  Grundstücke,  Grundgerechtigkeiten  oder 
deren  Nutzungen  ist  die  Erbschaftssteuer  zu  erheben  ohne  Unterschied,  ob  der 
Erblasser  Inländer  oder  Ausländer  war  und  ob  derselbe  seinen  Wohnsitz  im 
Inlande  hatte  oder  nicht.  Anderes  im  Inlande  befindliches  Vermögen  eines 
Erblassers,  welcher  bei  seinem  Ableben  Ausländer  war,  unterliegt  der  Versteue- 
rung nicht,  soweit  Reciprozität  beobachtet  wird.  Die  Steuer  wird  von  dem  zu 
ermittelnden  gemeinen  Werte  der  Erbschaftsmasse  entrichtet.  Ueber  Anmeldung 
des  Anfalls,  Wertermittelung  und  Wertfeststellung,  insbesondere  Berechnung 
des  Wertes  immerwährender  Nutzungen  und  Leistungen,  von  Leibrenten  und 
Niessbrauchsrechten,  ferner  über  Behandlung  bedingter  Belastungen  und  unsicherer 
Forderungen  und  die  Versteuerung  der  Familienstammgutsanfälle  enthält  das 
Gesetz  spezielle  Vorschriften.  Der  dem  Gesetze  beigefügte  Tarif  besteuert  mit 
1  Prozent  die  in  Pensionen,  Renten  etc.  bestehenden  Anfälle  an  Personen,  welche 
zum  Hausstande  des  Erblassers  gehört  oder  in  demselben  in  einem  Dienstver- 
hältnisse gestanden  haben,  sofern  der  Anfall  den  Wert,  von  900  M.  übersteigt, 
mit  2V2  Prozent  Anfälle  an  adoptierte  oder  infolge  der  Einkindschaft  zur  Erb- 
schaft berufene  Kinder  oder  deren  Deszendenten,  an  voll-  oder  halbbürtige  Ge- 
schwister und  deren  Deszendenten,  an  Stiefkinder  und  deren  Deszendenten  und 
Stiefeltern,  an  Schwiegerkinder  und  Schwiegereltern  und  an  natürliche,  aber 
nachweislich  anerkannte  Kinder,  endlich  mit  5  Prozent  in  allen  anderen  Fällen. 
Befreit  von  der  Erbschaftssteuer  sind  Anfälle  unter  150  M.,  alle  Anfälle  an 
Aszendenten,  Deszendenten  (aus  gültigen  Ehen  oder  legitimiert,  uneheliche  Kinder 
gegenüber  der  Mutter  und  deren  Aszendenten),  Ehegatten,  der  Fiskus,  Orts-  und 
Landarmenverbände,  Armenwohlthätigkeitsanstalten  und  sonstige  milde  Stif- 
tungen, öffentliche  Schulen,  Universitäten,  Sammlungen  für  Kunst  und  Wissen- 
schaft, deutsche  Kirchen  und  andere  deutsche  Religionsgesellschaften,  denen 
die  Rechte  juristischer  Personen  zustehen. 

f.  Sonstige  Gebühren  und  Abgaben. 
Abgesehen  von  den  wenigen  und  im  ganzen  geringfügigen  Polizeigebühi-en, 
welche  in  den  Bureaukassen  der  Landespolizeibehörden  zur  Verrechnung  kommen 
und  die  erforderlichen  Zuschüsse  des  Staatshaushalts  verringern,  kommen  hier 
nur  die  Gerichtsgebühren  und  die  Chaussee-,  Damm-,  Brücken-  und  Fährgelder 
in  Betracht.  Die  Gerichtsgebühren  bieten  auch  für  die  Zeit  vor  dem  1.  Oktober 
1879  im  allgemeinen  Abweichendes  und  Eigentümliches  nicht  dar:  sie  werden, 
wie  die  erkannten  Geldstrafen,  bei  den  Gerichtssportelkassen  vereinnahmt,  die 
früher  bei  den  Gerichten  verwaltet  wurden,  seit  dem  1.  Oktober  1879  aber  unter 
Leitung  der  Steuerdirektion  den  Hebestellen  der  indirekten  Steuerverwaltung 
übertragen  sind.  Die  vorhandenen  Fähren  (der  Weser)  sind  von  jeher  durch 
Verpachtung  genutzt.  Die  Chausseegelderhebung  auf  den  Staatssti'assen  ist, 
wie  die  staatliche  Damm-  und  Brückengelderhebung,  unter  Aufhebung  der  darauf 
bezüglichen  Gesetze,  welche  Bestimmungen  über  das  Maximalgewicht  der  Wagen- 
ladungen nach  der  Breite  der  Radfelgen  bei  Frachtfuhren,  den  Chaussee-  etc. 
Geldtarif  für  Fuhrwerk  und  Vieh  und  die  Befreiungen  enthielten,  durch  Gesetz 
vom  10.  November  1873  vom  1.  Januar  1875  an  beseitigt. 
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II.    Die  werbenden  Staatseinrichtungen. 
1.  Das  Postwesen. 

Die  Posteinrichtungen,  vormals  als  Erbpostmeisterlehen  ausgethan  und 
für  Rechnung  der  mit  demselben  Beliehenen  hergestellt  und  betrieben,  sind 
bereits  seit  1734  in  unmittelbare  staatliche  Verwaltung  übergegangen.  Bis  1850 
einer  selbständigen  Behörde,  der  Postdirektion  unterstellt,  ist  die  Postverwaltung 
in  diesem  Jahre  mit  der  Eisenbahnverwaltung  unter  der  Leitung  der  damals 
neu  eingesetzten  herzoglichen  Eisenbahn-  und  Postdirektion  vereinigt,  und  ist 
dieses  Verhältniss  bis  zum  Uebergange  des  Postwesens  auf  den  Norddeutschen 
Bund  bestehen  geblieben. 

2.  Das  Eisenbahnwesen. 

Mit  dem  staatsseitigen  Bau  von  Eisenbahnen  ist  im  Herzogtume  im  Jature 
1837  unter  Leitimg  der  damals  errichteten  herzoglichen  Eisenbahnkommission 
begonnen,  und  wurden  in  den  folgenden  30  Jahren  die  Staatsbahnstrecken 
Braunschweig -Oschersl  eben,  Wolfenbüttel -Harzburg ,  Börssum-Kreiensen- Holz- 
minden. Börssum-Jerxheim-Helmstedt  und  Braunschweig-Hannover  bis  zur  Landes- 
grenze in  Betrieb  genommen.  Dieser  Betrieb  hatte  sich  in  Bezug  auf  Renta- 
bilität höchst  befriedigend  entwickelt.  Die  günstige  Konjunktur  der  zweiten 
Hälfte  der  sechziger  Jahre  Hess  den  Verkauf  der  Staatsbahnen  an  eine  Privat- 
gesellschaft rätlich  erscheinen.  Dieser  Verkauf  gelangte  am  8.  März  1870  zum 
Abschluss.  Gegenstand  des  Verkaufes  waren  die  sämtlichen  bezeichneten  Staats- 
bahnen  und  die  im  Bau  begriffenen  Bahnstrecken  Braunschweig-Helmstedt- 
Magdeburg  bis  zur  Landesgrenze  und  Seesen-Badenhausen-Landesgrenze  ein- 
schliesslich der  dafür  bereits  disponibel  gemachten  und  noch  nicht  verwandten 
Baufonds.  Der  Verkauf  bezw.  der  Uebergang  der  Bahnen  auf  die  Privatgesell- 
schaft galt  als  mit  dem  1.  Januar  1869  geschehen.  Der  verabredete  Kaufpreis 
bestand  in  einem  in  öprozentigen  Effekten  oder  bar  zu  leistenden  Kapitale  von 
11  Millionen  Thalern  und  in  einer  vom  1.  Januar  1869  an  auf  64  Jahre  stipu- 
lierten  Annuität  von  875,000  Thlr. 

3.  Die  Leihhansanstalt. 

Die  herzogliche  Leihhausanstalt  ist  zufolge  Reskriptes  des  Landesfürsten 
vom  9.  März  1765,  zunächst  in  der  Stadt  Braunschweig,  mit  einem  massigen 
Grundkapitale  ausgerüstet,  in  Betrieb  gesetzt.  Zweck  derselben  war  derzeit  das 
Beleihen  von  Handpfändem,  die  Verwahrung  der  gerichtlichen  Depositen,  die 
Annahme  von  Kapitalien  in  Verzinsung  und  die  Verabreichung  von  Darlehen 
gegen  Hypothekbestellung  an  Grundstücken.  Der  Geschäftsbetrieb  und  die 
Rentabilität  der  Anstalt,  welche  nach  und  nach  Filialen  in  den  5  Kreisstädten 
erhielt,  und  mit  welcher  zufolge  Gesetzes  vom  20.  Dezember  1834  Sparkassen 
zur  Ermöglichung  und  Erleichtenmg  kleinerer,  jederzeit  rückzahlbarer  Kapital- 
anlagen (bis  25  Thlr.,  später  bis  99  M.)  verbunden  wurden,  blieb  in  bescheidenen 
Grenzen,  bis  dieselbe  durch  das  Gesetz  vom  7.  März  1842  reorganisirt  und  zu 
einem  Landeskreditinstitute  ausgebildet  wurde.  Die  Anstalt,  unter  Gewähr  des 
Staates   stehend,    wurde   zur  Ausgabe  von  Staatspapiergeld,    zunächst  bis   zu 
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500,000  Thlr.  ermächtigt,  und  mit  der  Bewerkstelligung  der  verfassungsmässig  be- 
willigten Staatsanleihen  und  der  vorschussweisen  Herbeischaffung  der  aus  solchen 
zu  ziehenden  Geldmittel  behufs  Deckung  der  Staatsbedürfnisse  befasst.  Das, 
übrigens  auf  inländische  Grundstücke  beschränkte,  Hypothekengeschäft  der  An- 
stalt, die  zugleich  zu  Lombardgeschäften  autorisirt  wurde,  gewann  in  dem 
Masse  an  Umfang,  als  das  Privatkapital  der  Anstalt  zufloss,  und  als  die  Ab- 
lösungsordnung vom  20.  Dezember  1834  zur  Ausführung  gelangte,  neben  welcher 
die  Leihhausanstalt  durch  die  Gesetze  vom  20.  Dezember  1834  und  13.  November 
1837  verpflichtet  war,  den  infolge  von  Ablösungen  der  privatrechtliclien  Real- 
lasten erforderlichen  Kapitalbedarf  den  Pflichtigen  gegen  Eintritt  in  die  auf  deren 
Grundstück  für  die  Berechtigten  eingetragenen  Hypothekrechte,  welchen,  als 
mit  dem  Charakter  einer  Grundlast  ausgerüstet,  Prioritätsansprüche  vor  sonstigen 
Hypotheken  zustehen,  unkündbar  zur  Verfügung  zu  stellen.  Der  Zinsfuss  war 
ein  massiger,  die  Schuldner  wurden,  wie  die  Hypothekschuldner  im  allgemeinen, 
zu. Kapitalabträgen  von  1  Prozent  —  jetzt  V^  Prozent  —  jährlich  verpflichtet, 
waren  aber  zu  Teilrückzahlungen  jederzeit  berechtigt.  Diese  Einrichtung  hat 
sich  äusserst  segensreich  erwiesen  und  das  Landeskulturinteresse  durch  Be- 
schleunigung der  Ablösungen  in  hohem  Masse  gefördert.  Die  Versatzanstalten 
blieben  bestehen ,  die  zu  Braunschweig  wurde  indessen  von  dem  Geschäfte  der 
hier  instituirten  Leihhaushauptkasse  getrennt  und  besonderer  Verwaltung  über- 
wiesen. Die  Leitung  der  Anstalt  war  der  dem  herzoglichen  Finanzkollegium 
unterstellten  Leihhauskommission  übertragen,  wurde  aber  im  Jahre  1850  einer 
besonderen  Abteilung  dieses  Collegii  „für  Leihhaussachen "  überwiesen.  Eine 
zufolge  Gesetzes  vom  28.  Juni  1853  mit  dem  Leihhausgeschäfte  verbundene 
„ Altersrentenanstalt "  hat  einen  entsprechenden  Erfolg  nicht  gehabt,  und  ist 
diese  Anstalt  daher  durch  Gesetz  vom  10.  März  1864  wieder  aufgehoben  bezw. 
geschlossen.  Durch  das  Gesetz  vom  20.  August  1867,  die  Reform  der  herzog- 
lichen Leihhausanstalt  in  ihrer  Eigenschaft  eines  imter  Gewähr  des  Staates 
stehenden  Landeskreditinstitutes  betreffend,  wurde  die  Anstalt  ermächtigt,  zur 
Beschaffung  der  für  den  Geschäftsbetrieb  erforderlichen  Geldmittel  unkündbare 
Landesschuldverschreibungen  bis  zu  dem  Gesamtbetrage  ihrer  hypothekarischen 
Kapitalausstände  auszugeben.  Darlehen  auf  Immobilien  durften  fortan  nur  in 
Landesschuldverschreibungen  gewährt  werden,  und  lediglich  Gemeinden  und 
Kommunalbezirke,  welche  von  der  Hypothekbestellung  entbunden  worden,  sollten 
noch  Gelddarlehen  erhalten.  Das  Lombardgeschäft  erfuhr  eine  erhebliche  Aus- 
dehnung und  Erleichterung  und  die  zeitweilige  Verwertung  der  Kapitalbestände 
der  Anstalt  durch  Ankauf  von  lombardfähigen  Wertpapieren,  durch  Belegung 
bei  soliden  Bankinstituten  und  durch  Ausleihung  gegen  Depot  von  Rohprodukten 
oder  bankfähigen  Wechseln  wurde  gestattet.  Der  Höchstbetrag  der  auszugeben- 
den Kassenscheine  ist  auf  1  Million  Thaler  normirt.  Die  Verpflichtung  der  An- 
stalt zur  Gewährung  unkündbarer  Darlehen  behufs  Beschaffung  von  Ablösungs- 
kapitalien wurde  beseitigt.  Inzwischen  sind  die  Banknoten  der  Anstalt  nach 
Erlass  des  Reichsbankgesetzes  vom  14.  März  1875  eingezogen,  durch  Gesetz  vom 
8.  Mai  1876  die  das  Lombardgeschäft  betreffenden  Bestimmungen  des  Gesetzes 
vom  Jahre  18G7  abgeändert  und  ergänzt,  und  durch  das  Gesetz  vom  10.  Juli 
1881  ist  bestimmt,  dass  als  Regel  wiederum  Gelddarlehen  auf  Immobilien  ge- 
währt werden  sollen,  während  der  Anordnung  des  Staatsministeriums  vorbehalten 
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ist,  ob  und  wann  dem  etwaigen  Bedürfnisse  nach  wiederum  Hypothekdarlehen 
in  Landesschuldverschreibungen,  die,  weil  4prozentig,  grösstenteils  gekündigt 
tmd  zurückgezahlt  wurden,  bewilligt  werden  sollen.  Ausser  den  mit  der  Haupt- 
kasse in  Braunschweig  und  den  Filialen  in  den  5  Kreissstädten  verbundener 
Sparkassen  sind  gegenwärtig  noch  8  Nebensparkassen  in  anderen  Orten  des 
Landes  im  Betriebe. 

Der  gesamte  Reinertrag  des  Leihhausgeschäftes  füiesst  dem  Staatshaus- 
halte zu. 

4.   Die  Landeslotterie. 

Durch  landesfurstliches  Reskript  vom  2.  Februar  1759  ist  dem  Waisen- 
hause Beatae  Mariae  Yirginis  zu  Braunschweig  die  Veranstaltung  von  Geld- 
lotterien für  eigene  Rechnung  gestattet  worden.  Die  Waisenhauslotterie  wurde 
anfangs  durch  zwei  fürstliche  Beamte  verwaltet,  später  unter  staatlicher  Leitung 
verpachtet.  Nach  Auflösung  des  Königreiches  Westfalen  wurde  das  Waisen- 
haus mit  200  Thlr.  Gold  von  jeder  Lotterie  abgefunden,  eine  staatliche  Lotterie- 
direktion eingerichtet  und  der  fürstlichen  Kammer  unterstellt,  der  Betrieb  des 
Lotteriegeschäftes  aber  gegen  eine  feste  Pacht  unter  staatlicher  Garantie  an 
Private  überlassen.  Durch  das  Gesetz  vom  12.  Oktober  1832  ist  die  Aufsicht 
über  die  Landeslotterie  dem  herzoglichen  Finanzkollegium  übertragen  und  dieser 
Behörde  die  herzogliche  Lotteriedirektion  unterstellt.  Nachdem  92  Lotterien 
unter  der  Firma  der  , Waisenhauslotterie''  gespielt  waren,  ist  im  Jahre  1834  die 
erste  herzogliche  Landeslotterie  zur  Ziehung  gelangt.  Seitdem  sind  regelmässig 
in  jedem  Jahre  zwei  Lotterieziehungen  durchgeführt.  Die  Lotterieveranstaltungen 
und  Ziehungen  finden  seitens  der  herzoglichen  Lotteriedirektion  und  unter 
staatsseitiger  Garantie  statt,  während  der  Losvertrieb  gegen  eine  nach  dem 
Umfange  des  Losdebites  bemessene  Pacht  durch  eine  für  Rechnung  von  Privaten 
kaufmännisch  geführte  Lotterieverwaltung  besorgt  wird. 

m.  Das  in  zinstragenden  Wertpapieren  angelegte  Staatsvermögen. 

Abgesehen  von  den  zum  Kammer-  und  Klostergute  gehörenden,  oben 
erwähnten  Kapitalfonds  ist  ein  dem  Staatshaushalte  im  engeren  Sinne  gehören- 
des, in  zinstragenden  Wertpapieren  angelegtes  Staatsvermögen  vorhanden,  welches 
aus  dem  Verkaufe  der  Staatseisenbahnen  originiert.  Von  diesem  ursprünglich 
11  Millionen  Thal  er  betragenden  Vermögen  sind  indessen  die  durch  die  Kreis- 
ordnung  vom  5.  Juni  1871  begründeten  Kreiskommunalverbände  mit  Dotationen 
ausgerüstet,  dem  Kloster-  vmd  Studienfonds  zur  Deckung  der  Renten  für  ab- 
gelöste Stolgebühren  1,000,000  Thaler  überwiesen  etc.,  so  dass  das  für  Rech- 
nung des  Staatshaushalts  im  engeren  Sinne  verwaltete  Kapitalvermögen  ziu- 
Zeit  noch  19V-2  Millionen  Mark  beträgt.  Die  dem  herzoglichen  Finanzkollegium 
zustehende  Verwaltung  dieses  Vermögens  ist  durch  eine  Vereinbarung  zwischen 
Regierung  und  Landtag  zum  Landtagsabschiede  vom  11./12.  Juni  1874  geordnet. 
Der  Zinsertrag  ist  infolge  der  eingetretenen  Konvertierungen  nicht  unerheblich 
geschmälert. 
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Nachweisnng  der  Ausgaben  der  Klosterreinertragskasse. 

(Ad  Kol.  28  der  vorstehenden  Tabelle.) 
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Die  Tabelle  A 

weist  die  Staatseinnahmen  in  dem  Zeiträume  1833/86  nach.  Eingestellt  sind 
and  zwar  berechnet  nach  dem  früheren  zollvereinsmässigen  Verteüungsmodus 
(unter  Absatz  der  dem  Staatshaushalte  für  die  Verwaltung  der  Reichssteuem 
bereits  zugegangenen  Prozente,  sowie  der  denselben  aus  der  Reichskasse  zuge- 
flossenen Anteüe  an  den  Zollmehrerträgen)  in  die  Kolumne  18  auch  die  seit 
1868  direkt  in  die  Kasse  des  Norddeutschen  Bundes  bezw.  in  die  Reichskasse 
geflossenen  indirekten  Abgaben.  Dieser  Einnahme  stehen  die  Militärausgaben 
gegenüber.  Sind  beide  Posten  auch  seit  1868  in  tantum  nicht  durch  den  Staats- 
haushalt hindurchgegangen,  so  würde  doch  die  Richtigstellung  des  Gesamtbildes 
für  die  Periode  1833/86  bei  Nichtberücksichtigung  der  fraglichen  Posten  nicht 
thunlich  gewesen  sein. 

1. 

Von  den  gesamten  Einnahmen  in  dem  Zeiträume  1833/86  entfallen :  a)  auf 
den  Staatshaushalt  im  engeren  Sinne,  jedoch  einschliesslich  des  Reservates  der 
herzoglichen  Hofstatt  und  der  Kammerintraden  92,0  Prozent ;  b)  auf  den  Kloster- 
reinertrag, jedoch  ausschliesslich  des  aus  der  Hauptfinanzkasse,  also  aus  Staats- 
haushaltsmitteln erfolgten  Zuschusses  8,0  Prozent. 

Wird  die  Rechnung  so  gestellt,  dass  vom  Resei-vate  des  Landesherm  ab- 
gesehen, die  Gesamteinnahmen  für  Staatsbedürfnisse  in  Betracht  gezogen  werden, 
so  ergeben  sich  folgende  Prozentziffern : 

1.  Intraden  des  Kammer-  und  Klostergutes 23,5  Prozent 

2.  aus  direkten  Abgaben 18,8        , 

3.  .      indirekten     „  25,7        , 

4.  „     werbenden  Staatsinstituten 31,2        , 

5.  Extraordinarien 0,8        , 

Die  Gesamteinnahme  des  Staatshaushalts  im  engeren  Sinne,  jedoch  unter 

Anrechnung  des  vollen  Reinertrages  vom  Kammergute  einschliesslich  des  landes- 
fürstlichen Reservates,  setzt  sich  in  dem  Zeiträume  1833/86  zusammen  aus 
Erträgen : 

1.  der  Domänen  mit 7,85  Prozent 

2.  r,    Forsten        , 9,27        „ 

3.  ,     Berg-  und  Hüttenwerke  mit 4,90        , 

4.  ,     Zinsen  des  Kammerkapitalfonds  mit 2,08        „ 

5.  ,     direkten  Steuern 

a)  vom  Grundbesitze  mit 13,67        , 

b)  Personalsteuer 3,04        , 

c)  Gewerbesteuer 1,93        , 

^K  6.     ,     indirekten  Steuern  und  Abgaben  mit       ....     20,97        , 

^B  7.  an  Gerichtssporteln  mit 2.04        , 

^B  8.    ,    Chausseegeldem      , 1,38        , 

^V              9.    ,    Anteil  an  den  Mehrerträgen  der  Reichssteuem  mit      1,11        „ 
S-  10.    ,    Post-  und  Eisenbahnintraden  mit 19,28        , 

11.  ,    Leihhausintraden  mit       3,92        , 

12.  ,    Lotterieintraden  mit 3,83 
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13.  an  Zinsen  von  dem  in  Wertpapieren  angelegten  Staats- 
vermögen mit 3,92  Prozent 

14.  extraordinäre  Einnahmen  mit 0,81        t 

100  Prozent 
oder  insgesamt 

(ad  1  —  4)      vom  Kammergute  mit 24,10  Prozent 

(  ,    5       )       aus  direkten  Abgaben  mit 18,64        , 

( „    6-9)         „     indirekten      „  „ 25,50 

( „    10 — 13)     fl     werbenden  Staatsinstituten  mit       .     .     .     30,95        , 

( „    14        )     ,     Extraordinarien  mit 0,81        „ 

100  Prozent 
Die  Staatseinnahmen  in  den  Jahren  1833/86  sind  sonach  nur  zu  rot.  44  Prozent 
aus  Steuern  geflossen,  die  grössere  Hälfte  derselben  sind  und  zwar  rot.  31  Prozent 
Intraden  von  werbenden  Staatsinstituten,  sowie  —  rot.  24  Prozent  —  Revenuen 
des  Kammergutes. 

Nach  Absatz  der  Leistungen  an  die  Hofstatt  setzen  sich   die  Einnahmen 
des  Staatshaushalts  in  der  Zeit  von  1833/86  zusammen  aus 

1.  Intraden  des  Kammergutes  mit 16,1  Prozent 

2.  „         aus  direkten  Abgaben  mit 20,6  , 

3.  ,          „     indirekten       ,           „        28,2  , 

4.  fl  r     werbenden  Staatsinstituten  mit      ....  34,2  „ 

5.  „          „     Extraordinarien  mit 0,9  , 

100  Prozent 
so  dass  nahezu  die  Hälfte  der  Einnahmen  des  Staatshaushalts  (rot.  49  Prozent) 
aus  Steuern  erflossen  sind,  34  Prozent  aus  werbenden  Staatsinstituten  und 
16  Prozent  vom  Kammergute. 


Einnahme  (in  Tausenden 
von  Thalern) 

Durchschnittlich  pro 
Jahr  (rund) 

Prozentualverhältnis 
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1. 

2. 

3. 

4. 

5.     1  6.       7. 

8.  1  9. 

10.     11. 

12 

13. 

14.  ;  15.  j  16. 

17.  il8.     19. 

1833;4:0    .     .     . 

4693 

3456 

3699 

378 

127 

12,353 

587 

432 

462 

47 

16 

1544 

38,0 

28,0 

29,9 

3,1 

1,0 

100,0 

1841/50    .     .     . 

5419 

4299 

5468 

1,442 

37 

16,665 

542 

430 

547 

144 

4 

1667 

32,5 

25,8 

32.8 

8,7 

0,2 

100,0 

185i;60    .     .     . 

5618 

4478 

5133 

4,860 

32 

20,121 

562 

448 

513 

486 

3 

2012 

27,9 

22,2 

25,5 

24,2 

0,2 

100,0 

1861|70    .     .     . 

5863 

4990 

5925 

9,369 

122 

26,269 

586 

499 

593 

937 

12 

2627 

22,3 

19,0 

22,5 

35,7 

0,5 

100,0 

1871180    .     .     . 

7527 

Ö3Ö2 

8330 

16,583 

549 

38,341 

753 

535 

833 

1658 

55 

3834 

19,6 

14,0 

21,7  43,3 

1,4 

100,0 

1881186    .     .     . 

4196 

3201 

6715 

10,171 

250 

24,533 

699 

631 

1119 

1695 

42 

4089 

17,1 

13,0 

27,4 

41,5 

1,0 

100,0 

Das  vorstehende  Tableau  veranschaulicht  die  in  Betracht  gezogenen 
Staatseinnahmen  —  incl.  des  Reservates  der  Hofstatt  —  nach  den  Perioden 
der  Decennien  des  in  Frage  stehenden  Zeitraums. 
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Aus  den  Zahlen  der  Kolumne  13  ist  ersichtlich,  dass  die  Gesamteinnahme  in 
der  Periode  1881/86  gegen  die  in  der  Periode  1833/40  sich  um  165  Prozent 
erhöhet  hat. 

Die  prozentale  Steigerung  der  Einnahme,  die  eine  der  erwähnten  Perioden 
gegen  die  andere  gehalten,  betrug:  beim  Kammergute  19,1  Prozent;  bei  den 
direkten  Abgaben  23,6  Prozent;  bei  den  indirekten  Abgaben  142,2  Prozent; 
bei  den  werbenden  Staatsinstituten  3506,4  Prozent. 

Die  Ueberschüsse  an  Eisenbahnintraden  (excl.  Postintraden)  beliefen  sich 
in  der  Periode  von  1843/50  auf  überhaupt  648,000  Thlr.,  mithin  durchschnittlich 
auf  jährlich  81,000  Thlr.  in  den  Jahren  1861/68,  der  Schlussperiode  des  Betriebes 
für  Staatsrechnung,  dagegen  auf  durchschnittlich  rot.  650,000  Thlr.  jährlich, 
d.  i.  mehr  als  das  achtfache  der  Vergleichsperiode.  In  welchem  Masse  dieser 
Einnahmesteigerung  gegenüber  sich  die  Leistungen  auf  die  behufs  Deckung  der 
Kosten  der  Eisenbahnbauten  gesteigerte  Landesschuld  erhöht  haben,  wird  weiter 
unten  noch  näher  nachgewiesen  werden.  Nach  dem  Verkaufe  der  Eisenbahnen 
(1.  Januar  1869)  sind  an  die  Stelle  der  Betriebsüberschüsse  die  Zinsen  von  den 
für  die  Eisenbahnkaufgelder  erworbenen  Wertpapieren,  sowie  die  Annuität  von 
875,000  Thlr.  jährlich  getreten.  Diese  letzteren  Einnahmen  (die  Zinsen  selbst- 
verständlich nur  von  dem,  nacli  Absatz  der  Dotierung  des  Klosterfonds  und  der 
Kreiskommunalfonds  dem  Staatshaushalte  verbliebenen  Reste  des  Wertpapier- 
bestandes berechnet)  haben  in  der  Periode  1881  86  insgesamt  6,950,000  Thlr. 
mithin  durchschnittlich  jährlich  1,158,000  Thlr.  betragen.  Von  dieser  Summe 
ist  indessen  noch  der  in  der  Annuität  steckende  Kapitalabtrag,  welcher  für  den 
betreffenden  Zeitraum  sich  auf  rot.  50 — 60,000  Thlr.  jährlich  stellt,  abzusetzen, 
so  dass  —  abgesehen  von  den  Mehrverwendungen  auf  die  Landesschuld  —  eine 
Reineinnahme  von  rot,  1,100,000  Thlr.  jährlich,  d.  i.  mehr  als  das  13fache  der 
Periode  1843/50  verbleibt. 

Demgemäss  ist  es  vorzugsweise  die  Steigerung  der  Eisenbahnintraden, 
welcher  die  in  dem  der  Betrachtung  unterzogenen  Zeiträume  eingetretene  Ver- 
schiebung des  Teünahmeverhältnisses  der  einzelnen  Haupteinnahmekapitel  an 
der  Gesamtsumme  der  Staatseinnahmen  beizumessen  ist.  Wie  die  Prozent- 
zahlen der  Spalten  14 — 19  des  vorstehenden  Tableaus  zeigen,  betrug  der  Prozent- 
anteil der  Rubrik  ,aus  werbenden  Staatsinstituten'  in  der  Periode  1833/40  nur 
3,1  Prozent,  in  der  Periode  1881/6  dagegen  41,5  Prozent,  mithin  zwei  Fünftel 
(gegen  V^s)  sämtlicher  Staatseinnahmen,  während  sich  der  Prozentanteil  der 
übrigen  Einnahmerubriken  entsprechend  vermindert  bezw.  (wie  bei  den  indirekten 
Abgaben)  annähernd  auf  gleicher  Höhe  erhalten  hat.  Die  Bezüge  des  Staatshaus- 
halts von  den  Aequivalenten  für  die  verkauften  Staatseisenbahnen  allein  machen 
in  der  Periode  1881/86  28,3  Prozent  aller  Staatsaufkünfte  aus. 

Die  Erträgnisse  der  Leihhausanstalten  sowie  der  Landeslotterie  haben 
zu  der  bezifferten  Steigerung  der  Einnahmen  aus  werbenden  Staatsinstituten 
ebenfalls  nicht  unerheblich  beigetragen. 

So  betrugen  die  Einkünfte: 

durchschnittlich  jährlich  Steigerung 

in  der  Periode    in  der  Periode  seit 

1833/40  1881/86  183340 

ron  den  Leihhausanstalten     12,625  Tbk.       143,500  Thlr.        1037  Prozent, 
ron  der  Landeslotterie  12,250      ,  393,300      ,3111        „ 
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in  der 

die 

Periode 

Domänen 

1833/40 

52,2  Prozent, 

1841/50 

37,6 

1851/60 

22,9 

1861/70 

28,8 

1871/80 

27,0 

1881/86 

32,2 

die  Berg-  und 

die  Kapital- 

Hüttenwerke 

Zinsen 

16,2  Prozent, 

—    Prozent 

17,5 

11,4 

25,5 

15,8 

20,6 

6,2 

18,1 

8,8 

25,6 

8,1 

Es  ergiebt  sich  hieraus,  dass  in  der  Periode  1881/86  die  Leihhaus-Intraden 
über  11  mal  und  die  Lotterieintraden  32 mal  soviel  betragen  haben  als  in  der 
Periode  1833/40.  In  der  Periode  1871/80  haben  die  Leihhaus-Intraden  übrigens 
durchschnittlich  jährlich  235,700  Thlr.,  mithin  über  das  achtzehnfache  der  Ver- 
gleichsperiode betragen. 

An  den  gesamten  Kammer-Aufkünften  partizipieren  nach  Prozenten: 

die 
Forsten 

31,6  Prozent, 

33,5 

35,8 

44,4 

46,1 

34,1 

Bemerkenswert  ist  hierbei  einesteils  das  Hinabgehen  des  Prozentanteils  der 
Domänen  und  anderenteils  das  stetige  Steigen  des  Prozentanteils  der  Forsten 
an  den  gesamten  Kammerin traden  bis  zur  Periode  1871/80.  Ersterer  betrug  in 
der  Periode  1833/40  52,2  Prozent,  in  der  Periode  1881/6  aber  nur  noch  32,2  Prozent, 
^^■ährend  der  Anteil  der  Forsten  von  31,6  Prozent  in  der  Periode  1833/40  stetig 
bis  auf  46,1  Prozent  in  der  Periode  1871/80  gestiegen,  allerdings  aber  in  der 
Periode  1881/6  wiederum  auf  34,1  Prozent  gefallen  ist.  Zwar  sind  in  dem  Be- 
stände der  DoiTiänenzubehörungen  in  dem  Zeiträume  1833/86  sehr  wesentliche 
Veränderungen  infolge  von  Ablösungen  vor  sich  gegangen,  welche  hier  nicht 
zur  Nachweisung  gelangen.  Gleichwohl  dürften  die  obigen  Ziffern  (Perioden 
1851/60  bis  1871/80)  einen  Fingerzeig  enthalten,  dass  der  Reinertrag  der  Forsten 
durch  Steigerung  der  Betriebskosten  relativ  weniger  geschmälert  wird,  als 
der  der  Domänen^),  deren  ßaulasten,  mögen  sie  von  den  Revenuen  bestritten 
werden  oder  dem  Pächter  aufgebürdet  sein,  in  doppelter  Weise,  durch  Steigerung 
der  Ansprüche  an  Bebauung  und  durch  Verteuerung  der  Bauten,  den  mit  der 
allgemeinen  Preissteigerung  sich  allmählich  erhöhenden  Reinertrag  herabdrücken. 
Aus  den  absoluten  Ziffern  der  Haupttabelle  mag  hier  noch  hervorgehoben 
werden : 

1.  dass  die  Domänen  den  Maximalertrag  ergeben  haben  im  Jahre  1814 
mit  375,000  Thlr.  Dieser  Ertrag  sinkt  allmählich  bis  auf  den  Minimal- 
betrag von  rot.  119,000  Thlr.  jährlich  in  den  Perioden  1846/8  und 
1852/4,  steigt  sodann  wieder,  aber  erhebt  sich  auf  den  Betrag  von  über 
200,000  Thlr.  jährlich  erst  wieder  in  der  Periode  1873/5  mit  durch- 
schnittlich 205,000  Thlr.  jährlich  und  erreicht  in  der  Periode  1885/6 
die  Ziffer  von  232,500  Thlr.  jähriich. 

2.  Die  Forsten  dagegen  beginnen  im  Jahre  1814  mit  53,000  Thlr.,  er- 
reichen, ziemlich  stetig  steigend,  im  Jahre  1833  die  Ziffer  von  161,000 
Thlr.,  schwanken  zwischen  rot.  170,000  Thlr.  und  200,000  Thlr.  durch- 
schnittlich jährlich  bis  zur  Periode  1855/7  incl.,  erheben  sich  Ende  der 


1)  Die  Verpachtung  der  Domänen  und  Klostergüter  erfolgte  früher  unter  der  Hand  auf 
Grund  von  Ertragsschätzungen,  seit  1862  aber  geschieht  solche  öffentlich  meistbietend,  bezw. 
im  Wege  öffentlicher  Submission. 
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60er  und  Anfang  der  70er  Jahre  auf  durchschnittlich  jährlich  300,000 
Thlr.,  erreichen  in  der  Periode  1873.5,  nicht  etwa  in  Folge  stärkerer 
Nutzungen,  sondern  lediglich  durch  höhere  Materialverwertung,  die 
Maximalziffer  von  474,000  Thlr.  durchschnittLich  pro  Jahr  und  schliessen, 
wieder  abwärts  gehend,  in  der  Periode  1885/6  mit  258,000  Thlr.  pro 
Jahr  ab. 

.  Die  Einnahme  von  den  Berg-  und  Hüttenwerken  und  vom 
Bergbaue  betrug  1814  73,000  Thlr.,  1833  55,000  Thlr.  und  hält  sich 
in  den  Jahren  1876/8  bis  1885/6  —  ungeachtet  der  stattgehabten  Ver- 
äusserungen  —  zwischen  143,000  und  196,000  Thlr.  durchschnittlich 
jährlich. 

,  An  direkten  Steuern  ist  aufgebracht 

im  Jahre  1814  die  Summe  von  530,000  Thlr., 
.        ,      1824    ,         ,  ,     448,000      , 

,        ,      1829     ,         ,  „    449,000      , 

Diese  letztere  Summe  wird  erst  überschritten  in  der  Periode  1858/60 
mit  464,000  Thlr.  durchschnittlich  jährlich. 

Die  Ziffer  des  Jahres  1814  ist  erst  erreicht  bezw.  überschritten 
in  der  Periode  1876/78  mit  529,000  Thlr.,  in  der  Periode  1879/81  mit 
631,000  Thlr.  durchschnittlich  jährlich,  nachdem  auch  in  der  Stadt 
Braunschweig  Grundsteuer  erhoben  ist. 

Die  indirekten  Abgaben  sind  am  stärksten  und  stetigsten  gesteigert. 
Sie  werfen  ab:  im  Jahre  1814  379,000  Thlr.,  im  Jahre  1833  413,000  Thlr. 
und  steigern  sich,  soweit  ZöUe  und  Yerbrauchssteuem  in  Betracht 
kommen,  stetig  bis  zur  Periode  1873/5  auf  (694  +  1650)  2,344,000  Thlr., 
mithin    durchschnittLich    auf  781,000   Thlr.   jährlich .    überhaupt    auf 

?^?f50=  829,000  Thlr. 

o 

In  der  Gesamtsumme  tritt  Mitte  der  50er  Jahre  eine  Unterbrechung 
der  Steigerung  infolge  anderweiter  Verrechnung  der  Gerichtssporteln 
ein,  auch  ist  die  Periode  1870/2  wegen  eines  in  derselben  vereinnahmten 
disponiblen  Kassenbestandes  von  499,000  Thlr.  aus  der  Vorzeit  (der  zur 
Deckung  der  bis  dahin  erforderlichen  Vorschussleistungen  bei  Steuer- 
abführungen als  Betriebskapital  diente)  zu  Vergleichen  nicht  unmittel- 
bar geeignet. 

Von  der  Periode  1879/81  an  tritt  eine  nicht  unbedeutende  Steigerung 
der  indirekten  Abgaben  durch  die  dem  Herzogtume  zugeflossenen  An- 
teile an  den  Reichssteuem  ein  und  schliesst  die  Periode  1885/6  mit 
einer  Einnahme  von  durchschnittlich  jährlich  1,158,000  Thlr.  ab. 


2. 

Jedwede  Wirtschaft,  welche  auf  feste  Geldeinnahmen  basiert  ist,  wird  bei 

jrtschreitender  Geldentwertung  lediglich  dieserhalb  zu  einem  Defizit  gelangen. 

Im  Staatshaushalte  muss  dieses  im  Laufe  der  Zeit  notwendig  eintretende  Defizit 

zu  Steuererhöhungen  führen,  wenn  nicht  die  als  Folge  der  Preissteigerung  sich 

ergebende  Erhöhung   der  Reinerträge   des  fruchttragenden  Staatsgrundbesitzes, 
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sowie  die  aus  Volksvermehrung  und  Zunahme  des  Wohlstandes  resultierende 
Ertragssteigerung  der  direkten  persönlichen  und  der  indirekten  Abgaben,  endlich 
auch  die  etwa  vorhandenen  werbenden  Staats-Institute  jenes  regelmässige  oder 
notwendige  Defizit  decken. 

Es  ist  nicht  ohne  Interesse,  die  Entwickelung  der  hiesigen  Staats -Ein- 
nahmen unter  diesem  Gesichtspunkte  einer  Betrachtung  zu  unterwerfen.  Als 
Wertmesser  dabei  kann  der  Roggenpreis  benutzt  werden,  der  für  die  hiesigen 
Verhältnisse  die  Entwertung  des  Geldes  am  zuverlässigsten  ausdrückt.  Der 
folgenden  Darlegung  sind  die  Ermittelungen  des  statistischen  Bureaus  des  herzogl. 
Staats-Ministeriums  über  die  Getreidepreise  und  deren  Entwickelung  im  Laufe 
dieses  Jahrhunderts  zu  Grunde  gelegt. 

Die  durchschnittliche  Jahreseinnahme  (in  Tausenden  von  Thalern) 
der  Periode  1833/40  ist  gleich  1544 
1841/50    „         ,      1667 
1851/60    ,         ,      2012 
1861/70    ,         „      2627 
1871/80    ,        ,      3834 
1881/86    ,        ,      4089 
Tür  diese  Summen  konnte   man  nach  den  jeweiligen  durchschnittlichen 
Marktpreisen  kaufen  Zentner  Roggen 

in  der  Periode  1833/40  (ä  1,480  Thlr.)  1,043,250 


,      ,  ,         1841/50  (ä  1,915 

,      ,  ,         1851/60  (ä  2,665 

„      „  ,        1861/70  (ä  2,598 

,      ,  „         1871/80  (ä  2,933 

„      „  ,        1881/86  (ä  2,927 

Um  das  Quantum  Roggen  der  Periode  1833/40  zu  kaufen,  waren  erforder- 
lich nach  den  Durchschnittspreisen 


870.490 

754,970 

1,011,160 

1,307,190 

1,397,000 


von  1841/50 

,  1851/60 

„  1861/70 

„  1871/80 

,  1881/86 


1,997,800  Thlr. 
2,780,300      „ 
2,710,400      , 
3,059,800      „ 
3,053,600      , 


femer  kosten 


in  der  Periode 


Zentner  Roggen 


1851/60 

Thlr. 

2,319,900 


1861/70 

Thlr. 

2,261,500 

1,961,400 


1871/80 

Thlr. 

2,553,100 

2,214,300 

2,965,700 


1881/86 

Thlr. 

2,547,900 

2,209,800 

2,959,700 

3,826,100 


870,490  (der  Periode  1841/50) 

754,970  (  „        „        1851/60) 

1,011,160  (  „        „        1861/70) 

1,307,190  (  „         ,        1871/80) 

folglich  mussten  die  Staatseinnahmen,  wenn  sie 

1.  der  Periode  1833/40  wertgleich  sein  sollten,  betragen  durchschnitt- 
lich jährlich 
in  1841/50  in  1851/60         in  1861/70  in  1871/80         in  1881/86 

1,997,800  Thlr.  2,780,300  Thlr.  2,710,400  Thlr.  3,059,800  Thlr.  3,053,600  Thlr. 
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2.  der  Periode  1841/50  desgl. 

in  1851/60  in  1861/70  in  1871/80  in  1881/86 

2,319,900  Thlr.     2,261,500  Thlr.     2,553,100  Thlr.     2,547,900  Thlr. 

3.  der  Periode  1851/60  desgl. 

in  1861/70  in  1871/80  in  1881/86 

1,961,400  Tlilr.     2,214,300  Thlr.     2,209,800  Thlr. 

4.  der  Periode  1861/70  desgl. 

in  1871/80  in  1881/86 

2,965,700  Thlr.    2,959,700  Thk. 

5.  der  Periode  1871/80  desgl. 

in  1881/86 
3,826,100  Thlr. 
Durch  diese  Einnahme-Beträge  war  nur   das   regelmässige  oder  not- 
wendigeDefizit  gedeckt,  ohne  dass  relative  Mehrverwendungen  thunlich  waren. 
Die  wirklichen  Einnahmen  stellen  sich 

ad  1. 

in  wertgleicher 

der  Betrag  der 

Periode    Periode  1833/40 

1841/50  (1,997,800  Thlr.)  auf  1,667,000  TMr.,  also  —     330,800  Thk. 
1851/60  (2,780,300      ,    )    ,     2,012,000      .        .     —     768,300     , 
1861,70  (2,710,400      ,    )    ,     2,627,000      ,         ,     —       83,400     , 
1871/80  (3,059,800      ,    )    „     3,834,000      ,         ,     +     774,200     , 
1881/86  (3,053,600      ,    )    ,    4,089,000      ,        ,      +  1,035,400     , 

ad.  2. 

wertgleicher 
Betrag  der 
Periode  1841/50 
1851.'60  (2,319,900  Thlr.)  auf  2,012,000  Thlr.,  also  —     307,900  Thlr. 
1861/70  (2,261,500      ,    )     ,     2,627,000       ,         ,     +     365,500      , 
1871/80  (2,553,100      ,    )     ,     3,834,000      ,         „     +  1,280,900     , 
1881/86  (2,547,900      ,    )     ,    4,089,000      ,        ,     +  1,541,100     , 

ad  3. 

wertgleicher 
Betrag  der 
Periode  1851/60 
1861/70  (1,961,400  Thlr.)  auf  2,627,000  Thlr.,  also  +      665,600  Thlr. 
1871/80  (2,214,300      ,    )     ,     3.834,000      ,         ,     +  1.619,700     , 
1881/86  (2,209,800      „    )     ,    4,089,000      .        ,     +  1,879,200     , 


I 


ad  4. 
wertgleicher 
Betrag  der 
Periode  1861/70 
1871/80  (2,965,700  TMr.)  auf  3,834,000  Thlr.,  also  +     868,300  Thlr. 
1881/86  (2,959,700      ,    )     ,    4,089,000      ,         .    +  1)129,300     , 
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ad  5. 

in  "wertgleicher 

der  Betrag  der 

Periode    Periode  1871/80 

1881/86  (3,826,100  Thlr.)  auf  4,089,000  Thlr.,  also  +  262,900  Thlr. 
Die  Deckung  der  dem  so  berechneten  notwendigen  Defizit  entsprechenden 
Einnahmen  haben 


m 
der 

erreicht  resp. 
überschritten 

nicht  err 

Periode 

um  Prozent 

um  Pro: 

Kammergut  1841/50 

— 

28,7 

1851/60 

— 

46,9 

1861/70 

— 

48,2 

1871/80 

— 

85,3 

1881/86 

— 

39,8 

Direkte  Abgaben  1841/50 

— 

23,1 

1851/60 

— 

42,4 

1861/70 

— 

34,2 

1871/80 

— 

37,5 

1881/86 

— 

37,5 

Indirekte  Abgaben  1841/50 

— 

8,5 

1851/60 

— 

88,3 

1861/70 

— 

27,0 

1871/80 

— 

9,0 

1881/86 

22,5 

— 

Werbende  Institute  1841/50 

136,4 

— 

1851/60 

473,8 

— 

1861/70 

1036,8 

— 

1871/80 

1679,9 

— 

1881/86 

1723,4 

— 

Aus   obigen  Ziffern  ist  zu   entnehmen,   dass   die   Perioden    1841/50   und, 
1851/60  mit  finanziellen  Schwierigkeiten  zu  kämpfen  hatten,  die  auch  thatsächlich  i 
zu  äusserst  sparsamer  Wirtschaft  und  thunlichster  Beschränkung  der  Ausgaben 
gedrängt  haben,   ohne  dass  sich  die  Zuhülfenahme   von  Anleihen   zur  Deckung 
der  regelmässigen  Staatsausgaben  (1845  und  1848  ^)  hat  vermeiden  lassen. 

Es  fehlten  1841/50  rot.  17  Prozent,  1851/60  rot.  27  Prozent  und  1861/70 
immer  noch  rot.  3  Prozent,  um  den  Staatshaushalt  völlig  der  gegen  die  Periode 
1833/40  eingetretenen  allgemeinen  Preiserhöhung  entsprechend  fortführen  zu 
können,  während  erst  die  Periode  1871/80:25,3  Prozent  mehr  Einnahme  (und  die 
Periode  1881/86 :  33,9  Prozent)  aufweiset,  als  der  wertgleiche  Betrag  der  Periode 
1833/40  ausmacht. 


1)  Landtagsabschiede  vom  30.  April:«.  Mai  184.5,  Art.  4,   und  vom  25. ,'27.  November] 
1848,  Art.  4. 
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3. 
Die  gesamte  Steuertast  betrug  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  pro  anno 
durchschnittlich 


Bevölkerungsziffer    \ 

Jahre  bezw.     an  direkten 

an  indirekten 

über- 

der Periode        Steuern 

Steuern 

haupt 

(209,600) 

1814                 2,53  Thlr. 

1,81  Thlr. 

4,34  Thlr. 

(255,464) 

1833/40            1,69 

'         r 

1,81      , 

3,50      , 

(268,894) 

1841/50            1,60 

1         ,. 

2,03      , 

3,63     , 

(271,272) 

1851/60            1,6S 

'         n 

1,89     , 

3,54     , 

(292,406) 

1861/70            1,71 

T 

2,03     , 

3,74     , 

(330,127) 

1871'80            1.62 

'        r 

2,52     , 

4,14     , 

(365,445) 

1881/86            1,46 

'        JI 

3,06         r 

4,52     , 

Die  Summe  der  direkten  und  indirekten  Steuern  betrug  in  Prozenten  der 

Gesamt-Staats-Einnahi 

me 

im  Jahre  1814 

60,0  Prozent 

»       1824 

56,0 

T 

,        .       1829 

58,2 

r 

in  der  Periode  1833/40 

57,9 

T 

n         I 

184150 

58,6 

V 

ji         1 

1851/60 

47,7 

„ 

>I             5 

1861/70 

41,5 

T 

JI            7 

1871/80 

35,7 

T 

»             ' 

1881/86 

40,4 

T 

Von  der  Gesamt-S  t 

aatseinnahme  berechnen  sich  auf  den 

Kopf  der  Be- 

völkerung durchschnittlich 

im  Jahre  1814 

7,23  Thlr. 

in  der  Periode  1833/40 

6,04 

II 

1841/50 

6,20 

r 

1851/60 

7,42 

II 

1861/70 

8,98 

T 

1871/80 

11,61 

, 

1881/86 

11,19 

II 

Von  den  direkten  Steuern  entfallen  auf 

den   Kopf  der 

Bevölkerung 

durchschnittlich 

in  der 

Gnind-          Personal- 

Gewerbe- 

Periode 

steuer             Steuer 

steuer 

1833/40 

1,27  Thk.      0,32 

Thlr. 

0,10  Thlr. 

1841/50 

1,21      ,          0,29 

)i 

0,10      , 

1851/60 

1,23      ,          0,31 

, 

0,11          r 

1861/70 

1,21      ,          0,32 

r 

0,18      , 

1871/80 

1,16      ,          0,21 

f 

0,25      , 

1881/86 

1,07      ,          0,15 

V 

0,24      , 

Wird  die  Steuerlast  pro  Kopf  der  Bevölkerung  auf  den  Roggenwert  re- 
duziert, so  betrug 
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die 

Gesamt- 

last  an 

die 

die 

die 

die 

direkten 

direkte 

Grund- 

Personal- 

Gewerbe- 

und in- 

Steuerlast 

steuer 

steuer 

steuer 

direkten 

Steuern 

Pfd. 

Pfd. 

Pfd. 

Pfd. 

Pfd. 

im  Jahre  1814 

205,7 

119,9 

in 

der  Periode  1833/40 

236,5 

114,2 

85,8 

21,6 

6,8 

1841/50 

189,5 

88,5 

63,2 

15,1 

5,2 

1851/60 

132,8 

61,9 

46,2 

11,6 

4,1 

1861/70 

144,0 

65,9 

46,6 

12,3 

7,0 

1871/80 

141,2 

55,2 

39,5 

7,2 

8,5 

1881/86 

154,4 

49,9 

36,6 

5,1 

8,2 

Die  von  dem  Grundbesitze  direkt  aufgebrachten  Steuern  belaufen  sich 
durchschnittlich  pro  Jahr 

in  der  Periode  1833/40  auf  325,000  Thlr. 
1841/50    ,     324,000     „ 
1851/60    ,     333,000     , 
1861/70    „     349,000     , 
1871/80    ,    350,000     „ 
1881/86    „    304,000     , 
(ohne  die  Städte  Braunschweig  und 
Wolfenbüttel). 
Es  darf  daher  bei  der  verhältnismässig  nur  geringen  Steigerung  (ca.  8  Prozent) 
dieses   Steuerbetrages   (der  Rückgang  in  der  Periode  1881/86  liegt  in  den  den 
Gemeinden  gewährten  höheren  Steuervergütungen)  mit  Sicherheit  angenommen 
werden,  dass  die  auf  der  bebauten  Flächeneinheit  fruchttragender  Grund- 
stücke ruhende  Steuerlast  in  keiner   der  Perioden   geringer  gewesen  ist,  als 
gegenwärtig,  wenn  die  Vermehrung  der  kultivierten  Gesamtfläche  und  der  be- 
steuerten Wohnhäuser  (soweit  die  letzteren  hier  mit  in  Rechnimg  kommen)  in 
Betracht  gezogen  wird. 

Im  Durchschnitt  werden  im  hiesigen  Lande  pro  Hektar  bebauten  Ackers 
(einschliesslich  Garten  und  Wiesen)  an  Grundsteuer  erhoben  442  Pf. 
Dieser  Steuerbetrag  ergiebt  aber  in  Roggen: 

in  der  Periode  1833/40  99,5  Pfd. 
1841/50  77,0  , 
1851/60  55,3  „ 
1861/70  56,7  , 
1871/80  50,2  , 
1881/86    50,3     , 

Während  sonach  in  der  Periode  1833/40  vom  Hektar  Acker  und  Wiesen 
(ohne  Forsten)  99,5  Pfd.  Roggen  Steuer  abgegeben  werden  musste  =  rot.  2  alte 
Himten,  werden  jetzt  nur  rot.  50  Pfd.  davon  abgegeben  =  1  alten  Himten,  also 
der   halbe   Steuerbetrag,   wobei  überdies  nicht  in  Betracht  gezogen  ist, 
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dass  im  Laufe  der  rot.  50jährigen  Periode  der  durchschnittliche  Roggen-Ernte- 
Ertrag  pro  Hektar  wesentlich  gesteigert  ist. 

Auf  die  der  geographischen  Lage  nach  zusammengehörigen,  nach  Boden- 
gestaltung und  Beschaffenheit  aber  unter  sich  nicht  unwesentlich  verschiedenen 
drei  Hauptteile  des  Herzogtums  angewandt,  ergiebt  sich  folgende  Rechnung: 

Grimdsteuer  Periode 

pro  Hektar     L         H.       HL      IV.      V.      VL 
Pfg.        Pfd.     Pfd.    Pfd.    Pfd.    Pfd.    Pfd. 

L  Kreise  Braunschweig') 

Wolfenbüttel  2)    und 

Helmstedt  ä)  ...  482  =  108,5  83,9  60,3  61,8  54,8  54,9 
n.  Kreis  Blankenburg  *)  278  =  62,6  48,4  34,8  35,7  31,6  31,7 
in.  Kreise  Gandersheim '') 

und  Holzminden  .  .  439  =--  98,9  76,4  54,9  56,3  49,9  50,0 
Mit  Rücksicht  auf  die  günstige  Finanzlage  bezw.,  seit  1879,  die  Mehrbe- 
lastung der  Steuerpflichtigen  durch  indirekte  Reichsabgaben  und  die  dem  Lande 
aus  den  Mehrerträgen  der  Zölle  und  Tabaksteuer  zufliessenden  Einnahmen  ist 
1.  für  die  Finanzperiode  1873/75  die  Personalsteuer  zur  Hälfte  erlassen,  2.  des- 
gleichen für  die  Finanzperiode  1876/78,  auch  sind  für  diese  Periode  den  Ge- 
meinden 5  Prozent  der  direkten  Staatssteuern  (Grund-,  Personal-  und  Gewerbe- 
steuer) unter  Zugrundelegung  des  nach  Jahresschluss  zu  berechnenden  effektiven 
Einkommens  zur  Vereinnahmung  in  den  Gemeindekassen  überwiesen,  und  zwar 
der  Stadt  Braunschweig  die  für  das  Jahr  1877  (in  welchem  zuerst  daselbst 
Grundsteuer  erhoben  ist)  zu  ermittelnde  Entschädigung  in  gleicher  Höhe 
nachträglich  auch  für  das  Jahr  1876.  Aus  dieser  Ueberweisung  sind  den  Ge- 
meinden in  der  Finanzperiode  1876/78  251,275  M.  zugeflossen.  3.  Dieselbe 
Steuerüberweisung  an  die  Gemeinden  —  aber  kein  Personalsteuererlass  —  hat 
in  der  Finanzperiode  1879/81  stattgefunden,  und  haben  die  überwiesenen  5  Prozent 
betragen  297,145  M.  4.  Für  die  Finanzperiode  1882/84  ist  die  Personalsteuer 
der  10.  Klasse  ganz,  die  der  ersten  9  Klassen  zu  ^js  erlassen.  Ausserdem  sind 
den  Gemeinden  und  selbständigen  Gemarkungen  18  Prozent  der  wirklich  verein- 
nahmten direkten  Steuern  überwiesen.  Von  diesen  18  Prozent  fliessen  5  Prozent 
als  Gebühr  für  die  den  Gemeinden  obliegende  Steuererhebung  ungeschmälert  in  die 
Gemeindekassen,  während  13  Prozent  nach  Massgabe  der  direkten  Steuereingänge 
aus  den  Gemeindebezirken  bezw.  Gemarkungen  den  Gemeindekassen  bezw.  Ge- 
markungs-Interessenten zufallen.  Die  Gemarkungen  sind  aus  grösseren  Forstbe- 
zirken und  den  mit  diesen  im  Zusammenhange  liegenden,  ausser  Gemeindeverband 
stehenden  Grundstücken  gebildet.  Diese  Steuerüberweisungen  betragen  in  der 
Finanzperiode  1882/84  956,664  M.  5.  Für  die  Finanzperiode  1885/87  sind  die- 
selben Steuererlasse  bezw.  Steuerüberweisungen  wie  für  die  vorhergehende  Periode 
bewilligt.  Die  Steuerüberweisimgen  betragen  für  die  beiden  Jahre  1885  und  1886 
der  Periode  674,829  M. 


1)  Ohne  Thedinghausen. 

2)  Ohne  Harzburg. 

3)  Ohne  Calvörde. 

*)  Mit  den  Harzorten  Haraburg,  Astfeld,  Langeisheim  und  Wolfshagen. 
!>)  Excl.  Astfeld,  Langeisheim  und  Wolfshagen. 
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Die  Tabelle  B 

weist  die  Ausgaben  des  Staatshaushalts  (einschliesslich  der  des  Klosterrein- 
ertrags) in  dem  Zeiträume  1833/86  nach,  und  zwar  getrennt  nach  den  drei- 
jährigen Finanzperioden  und  nach  Dezennien.  Wegen  der  als  Militärausgaben  in 
Kol.  11  eingestellten,  seit  1868  direkt  in  die  Kasse  des  Norddeutschen  Bundes 
bezw.  in  die  Reichskasse  geflossenen  diesseitigen,  nach  dem  früheren  Verteilungs- 
modus berechneten  Anteile  an  den  indirekten  Abgaben  wird  auf  die  zu  Anlage  A 
im  Eingange  gemachte  Bemerkung  verwiesen. 

Zur  Erläuterung  der  Ausgaben  mag  über  die  Organisation  der  herzogl. 
Staatsbehörden  bemerkt  werden: 

Dem  Staatsministerium,  welches  verfassungsmässig  mit  mindestens 
3  stimm  führenden  Mitgliedern  besetzt  und  mit  der  Leitung  der  Landesverwaltung 
ausschliesslich  beauftragt  ist,  unterstehen ,  von  dem  demselben  beigegebenen 
statistischen  Bureau  und  dem  herzogl.  Landeshauptarchive  zu  Wolfenbüttel  ab- 
gesehen, unmittelbar : 

1.  als  kollegiale  Verwaltungsbehörden   a)   die  Kammer,   mit 
den  3  Direktionen  der  Domänen  (Verwaltung  der  Domänen  und  des  Kloster- 
gutes),   der  Forsten  (leitende  Behörde  für  die  Verwaltung  der  Staatsforsten, 
welcher   neben   einer    forstlichen  Versuchs-    und   einer   Forsteinrichtungsanstalt 
8  Forstmeister  und  49  Oberförster  mit  dem  nötigen  Revier-  und  sonstigen  Hülfs- 
personale  unterstehen)  und  der  Bergwerke  (Verwaltung  der  noch  vorhandenen 
Berg-  und   Hüttenwerke  und    Bergpolizeibehörde);    b)    das   Finanzkollegium    inj 
zwei  Abteilungen    (Verwaltung  des  Landes-Kredit-  und  Finanzwesens,   Aufsicht: 
über    das  Rechnungs-  und  Kassenwesen  und  Führung  der  Finanzkontrolle,  Ver-^ 
waltung    der  Landesbrandversicherungsanstalt    und    der  Beamtenwitwen-    und] 
Waisenanstalt,  Aufsicht  über  die  Landeslotterie,  Verwaltung  der  Leihhausanstalt), 
welchem  die  Hauptlandeskasse,    die  Kreiskassen  und  die  Kassen  der  Leihhaus- 
anstalt  unterstellt   sind;    c)    die   Steuerdirektion   in  zwei  Abteilungen,    für  die; 
Verwaltung  der  direkten  Steuern  (Steuerkollegium  mit  den  demselben  unter- 
stehenden Rezepturen)    und  für  die  Verwaltung  der  indirekten  Steuern  und] 
Abgaben  (Zoll-  und  Steuerdirektion)  mit  einem  Hauptsteueramte  ^)  und  22  Steuer- 
ämtem   und   Steuerrezepturen,    sowie    2  Salzsteuerämtern;    d)  die  Baudirektion | 
(leitende  Staatsbaubehörde  für  Hoch-,   Wege-  und  Brückenbau).     Die  Behörden 
a  und  d,    sowie  b  und  c   stehen  unter  je  einem  Direktor.     Diese  beiden  Direk- 
toren und  ein  Mitglied  des  Finanzkollegiums  bilden  als  Finanzdirektorium  die] 
Disziplinarbehörde   für   die   Beamten   und  Hülfsbeamten   der  Finanzverwaltung 
(Kammer   und   Finanzkollegium   bezw.    Steuerdirektion),      e)    Das   Obersanitäts- 
kollegium   (Landesmedizinalbehörde);    f)    die   Lahdesökonomiekommission    (Ge- 
meinheitsteilungen, Ablösungen,  Expropriationen);  g)  die  Oberschulkommission 
(Leitung   und  Beaufsichtigung   der   dem  höheren  Unterrichtswesen   gewidmeten! 
staatlichen  Lehranstalten  mit  Ausnahme  des  Polytechnikums  zu  Braunschweig),  j 

2.  Als  monokratische  Verwaltungsbehörden    a)   sechs  Kreis- 


1)  Im  Herzogtume  befinden  sich  neben  7  (wegen  der  Konsumabgabe  künftig  ebenfalls  | 
der  steuerlichen  Aufsicht  zu  unterstellenden)  Zuckerraffinerien  32  Rohzuckerfabriken,  43  Bren- 
nereien und  86  Bierbrauereien. 
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direktionen  (Landespolizei  und  Aufsicht  über  die  Gemeindeverwaltung^),  b)  die 
Polizeidirektion  in  Braunschweig  (Landes-  und  Lokalpolizei  im  Stadt- 
gebiete); c)  das  Eisenbahnkommissariat  (Aufsichtsbehörde  über  die  Privateisen- 
bahnen  im  Herzogtume),  bis  auf  eine  technische  Kraft  nebenamtlich  versehen 
und  durch  Verordnung  vom  31.  Dezember  1870  nach  Verkauf  der  Staatseisen- 
bahnen instituiert.  Durch  diese  Verordnung  wurde  gleichzeitig  die  , General- 
direktion der  Eisenbabnen"  aufgehoben,  welcher  bis  dahin  die  Leitung  imd  Ver- 
waltung der  Staatseisenbahnen  übertragen  gewesen,  nachdem  die  Postverwaltung 
auf  den  Xorddeutschen  Bund  übergegangen  und  die  seit  1850  an  Stelle  der 
früheren  Eisenbahnkommission  getretene  Eisenbahn-  und  Postdirektion  auf  die 
Verwaltung  der  Eisenbahnen  beschränkt  war. 

Mit  der  Errichtung  des  Norddeutschen  Bundes  imd  der  dadurch  bedingten 
Aendervmg  in  den  Militärverhältnissen  fiel  zugleich  die  Militärverwaltungsbehörde, 
das  Kriegs-Kollegium,  hinweg.  Das  Braunschweigische  Truppenkontingent  be- 
steht in  einem  Infanterieregimente  von  3  Bataillonen,  einem  Husaren-Regiment« 
(früher  4,  später  5  Schwadronen)  und  einer  Batterie  Artillerie. 

Der  Polizeidienst  wird,  von  den  ausführenden  Lokalpolizeibeamten  abge- 
sehen, von  einem  Gendarmerie-Korps  versehen. 

Die  Organisation  der  herzogl.  Gerichte  ist  durch  das  zum  deutschen  Ge- 
richtsverfassungsgesetz erlassene  Landesausfühnmgsgesetz  vom  1.  April  1879 
neu  geordnet.  Es  bestehen  danach  1  Oberlandesgericht,  2  Landgerichte  und 
24  Amtsgerichte.  Nach  dem  Gerichts-Verfassungs-Gesetze  vom  21.  August  1849 
bestanden  (bis  1.  Oktober  1879)  ein  Obergericlit,  6  Kreisgerichte  und  2-5  Unter- 
(Stadt-  und  Amts-)  Gerichte.  In  der  Zeit  vor  dem  Erlasse  des  gedachten  Gesetzes 
vom  Jahre  1849  bestanden  neben  den  Justizämtem  und  Kreisgerichten  ein  Landes- 
gericht als  zweite  Instanz  für  die  kreisgerichtlichen  Sachen  und  ein  Oberapellations- 
gerieht.  Der  Gerichtshof  zur  Entscheidung  von  Kompetenzstreitigkeiten  (seit  dem 
Gesetze  vom  1.  April  1879  aus  dem  Präsidenten  und  2  Räten  des  Oberlandes- 
gerichtes und  2  höheren  Verwaltungsbeamten  zusammengesetzt)  belastet  den  Aus- 
gabeetat nicht,  da  den  Mitgliedern  (auch  in  der  früheren  Zusammensetzung)  für  diese 
Thätigkeit  eine  besondere  Besoldung  nicht  ausgeworfen  ist.  Aus  Verwaltungs- 
beamten bezw,  Verwaltungsbeamten  und  Richtern  sind  ähnlich  auch  die  kollegiale 
Gewerbebehörde  und  die  Deputation  für  Heimatssachen  zusammengesetzt. 

Als  staatsseitig  vmterhaltene  allgemeine  Bildungsanstalten  sind  das  Museum 
in  Braunschweig  und  die  Bibliothek  in  Wolfenbüttel  hervorzuheben,  beide  in 
jüngster  Zeit  mit  neuen  Gebäuden  ausgestattet.  An  staatlichen  Lehranstalten 
sind  vorhanden  das  Polytechnikum  zu  Braunschweig,  aus  dem  früheren  CoUegium 
'-  arolinum  herausgebildet,  und  6  (früher  5)  humanistische  Gymnasien,  sowie  1  Real- 
gymnasium (1.  Ordnung).  Im  übrigen  ist  das  Schulwesen  Sache  der  Gemeinden, 
die  allerdings  mehr  oder  minder  staatsseitige  Zuschüsse  zur  Bestreitung  der 
Schulunterhaltungskosten,  wie  nicht  minder  zur  Aufbesserung  des  Einkommens 
s^ering  dotierter  Pfarrstellen,  beziehen. 

Die  unmittelbare  Leitung  der  Angelegenheiten  der  evangelisch-lutherischen 
Landes- Kirche,  sowie  die  Aufsicht  über  die  evangelisch -lutherischen  Gemeinde- 
schulen und  das  Seminai-wesen  liegt  dem  Konsistorium  zu  Wolfenbüttel  ob. 

h  Bis  zum  Jahre  1850  war  die  Landespolizeiverwaltung  unter  Leitung  der  Rreis- 
direktionen  mit  den  Untergerichten  (Justizämtem)  vereinigt. 
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Kybitz, 


Das  Land  unterhält  ein  Krankenhaus  zu  Braunschweig,  eine  Staats-Irren- 
heilanstalt  zu  Königslutter  und  eine  Erziehungsanstalt  (sog.  Wilhelmsstift)  zu 
Bevern  für  jugendliche  Verbrecher  und  sittlich  verwahrloste  Kinder,  sowie, 
neben  den  Gefängnisanstalten,  eine  Arbeitsanstalt,  endlich  im  Interesse  der 
Landes-Pferdezucht  ein  Landgestüt. 


1. 

Von  den  gesamten  Ausgaben  in  dem  Zeiträume  1833/86  entfallen: 
L  auf  den  Staatshaushalt  im   engeren  Sinne,  jedoch   einschliesslich   der 
Abführungen  an  die  herzogl.  Hofstatt  und  ausschliesslich  des  Zuschusses 

an  die  Klosterreinertragskasse 85,10  Prozent, 

n.  auf  den  Klosterreinertragskassenetat       8,58         „ 

in,  auf  die  extraordinären  Verwendungen  aus  den  Kassen- 
vorräten       6,32        „ 

An  der  Gesamtausgabe  partizipieren  in  Prozenten: 


Im  Durchschnitte  der  Perioden 


1833/40     1841/50     1851/60     1861|70     1871/80     1881|86 


Ins- 
gesamt 


ad  I. 

a)  Hofstaatskasse 

b)  Allgemeine  Landesausgaben  . 

c)  Verwaltungskosten   beim  her- 
zogl. Staatsministerium      .    . 

d)  Desgl.  bei  der  Finanzverwal- 
tung    

e)  Desgl.  bei  der  Baudirektion    . 

f)  „         n      n    inneren  Verwal- 
tung   

g)  Desgl.  bei  der  Justizverwaltung 
h)  Militärverwaltung 

i)  Zivilpensionen 

k)  Baukosten 

1)  Landgestüt 

m)  Landes- und la) Zinsen     .    .    . 

Kammer-     ß)  Amortisation    . 

schuld      ly)  Prämienanleihe 

n)  Verschiedene  Ausgaben  .    .    . 

Sa.  ad  I 
ad  II. 

a)  Verwaltun^skosten    beim   her- 
zogl. Konsistorium       .... 

b)  Höhere  Bildungsanstalten    .    . 

c)  Gymnasien 

d)  Seminare  und  Bürgerschulen    . 
6)  LandgemeindeschuTen  .... 

f)  Leistungen    an    Kirchen-    und 
Schuldiener 

g)  Ruhegehalte 

h)  Fundationen 

i)  Unterstützungen 

k)  Baukosten 

1)  Verschiedene  Ausgaben  .    .    . 

Sa.  ad  n 

ad  III. 

Extraordinäre  Verwendungen  .    . 

Summa 


11,04 
1,40 

1,69 

8,35 
2,47 

2,60 
8,77 

19,84 
3,51 
9,56 
0,52 

13,70 
3,78 

1,22 


91,45 


0,58 
1,40 
1,12 
0,65 
0,18 

0,44 
0,11 
1,82 
0,91 
0,39 
0,24 


7,84 


0,71 


100,0 


12,42 

11,26 

1,96 

1,14 

1,38 

1,19 

6,95 

5,24 

2,65 

2,66 

3,12 

4,25 

8,60 

8,23 

20,00 

19,48 

3,78 

3,66 

8,93 

8,99 

0,50 

0,51 

16,11 

16,56 

4,60 

5,21 

1,17 

0,88 

92,17 

89,26 

8,74 
1,66 

1,13 

4,18 
2,46 

4,07 
6,79 

18,16 
3,37 
7,10 
0,36 

17,10 
6,71 
1,96 
0,68 


84,47 


0,41 
1,46 
1,14 
0,78 
0,27 

0,39 
0,08 
1,40 
0,88 
0,28 
0,20 


7,32 


0,51 


0,47 
1,27 
1,12 
0,71 
0,31 

0,37 
0,24 
1,16 
0,79 
0,27 
0,29 


7,00 


3,74 


100,0 
768 


100,0 


0,38 
1,38 
1,13 
0,67 
0,28 

0,35 
0,36 
0,91 
0,61 
0,27 
0,20 


6,54 


8,99 


100,0 


6,10 
1,67 

0,94 

3,31 
2,46 

3,53 
6,29 

15,78 
3,90 
5,92 
0,30 

10,50 
4,16 
9,25 
2,80 


6,19 
2,11 

1,01 

3,71 
2,75 

4,39 
9,54 
16,35 
5,08 
6,38 
0,33 
9,26 
4,62 
9,15 
7,12 


76,91 


87,99 


0,36 
1,46 
1,38 
0,80 
0,68 

1,35 
0,56 
1,64 
0,46 
0,38 
0,21 


9,28 


0,41 
1,82 
1,99 
1,27 
0,85 

1,66 
0,80 
2,01 
0,56 
0,55 
0,09 


12,01 


13,81 


100,0        100,0 


8,78 
1,68 

1,14 

4,69 
2,57 

3,75 
7,72 

17,70 
3,93 
7,33 
0,39 

13,30 
4,88 
4,67 
2,57 


85,10 


0,42 
1,48 
1,36 
0,83 
0,49 

0,89 
0,42 
1,49 
0,64 
0,36 
0,20 


5,58 


6,32 


100,0 


Der  Staatshaashalt  des  Herzogtums  Biaunschweig  in  den  Jahren  1833.86. 
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Vergleicht  man  den  Gesamtdurchschnitt  der  Aasgaben  von  1833/86  mit 
den  Durchschnittsausgaben  der  Periode  1881/86,  so  ergeben  sich  folgende  Ver- 
schiebungen: 


1. 

2. 
3. 
4. 

5. 
6. 

7. 


rot. 


Hofstatt 

Landesausgaben 

Staatsministerium 

Verwaltungsbehörden    .... 

Justiz 

Pensionen 

Militär 

8.  Bildungsanstalten  etc 

9.  Baukosten 

10.  Unterstützungen 

11.  Landesschuld 

12.  Ausserordentliche  Verwendungen 
Hiemach   stellen   sich  gegen  den  Durchschnitt  der  Ausgaben  in  der 

Zeit  von  1833/86  für  die  Periode  1881  86  in  der  Staatsverwaltung  infolge  der 
Vermehrung  der  Einnahme,  aber  auch,  wie  noch  gezeigt  werden  wird,  infolge 
von  Minderausgaben  Verschiebungen  heraus,  welche  16,9  Prozent  der  Gesamt- 
summe betragen  und  die  es  ermöglicht  haben,  entsprechend  höhere  Verwen- 
dungen auf  die  Bildungsanstalten,  auf  die  Landesschuld  und  namentlich  auf 
solche  teilweise  notwendige  Staatszwecke,  insbesondere  Bauten,  zu  machen, 
deren  Erfüllung  ohnedies  nur  durch  Aufnahme  von  Anleihen  möglich  gewesen 
sein  würde. 


8,8: 

6,2  = 

—  2.6  Pro 

1,7: 

2,1  = 

+  0,4       , 

1,1: 

1,0  = 

-  0,1       , 

11,4: 

11,3  = 

-  0,1       , 

7,7: 

9,5  = 

+  1,8      , 

4,4: 

5,9  = 

+  1,5      . 

17,7: 

16,4  = 

—  1,3      . 

5,1: 

7,6  = 

+  2,5      , 

7,7: 

6,9  = 

-  0,8      , 

0,6: 

0.6  = 

—       , 

22,9: 

23,0  = 

+  0,1       , 

6,3: 

-•)  = 

-  6,3      , 

2. 
Bei  Festhaltung  der  etatmässigen  Trennung  haben  die  Ausgaben  prozental 
betragen : 

a.  beim  Staatshaushalte  im  engeren  Sinne 

inkl.  der  herzogl.  Hofstatt  und  eskl.  des  Zuschusses  an  die  Klosterreinertracrskasse : 


Im  Durchschnitt  der  Perioden 


1833  40     1841 50  '  185i;60 


1871 80  I  1881 86 


Gesamt- 
durch- 
schnitt 

183386 


1.  Hofstaatskasse 

2.  Allgemeine  Landesans^ben  . 

3.  Verwaltungskosten  beim  her- 
zogl.  Staatsministerium      .     . 

4.  Desgl.  bei  der  Finanzverwal- 
tung   

ö.  Desgl.  bei  der  Baudirektion    . 

6.  „         r.      -,    innerenVerwal- 
tung 

7.  Desgl. bei  der  Justizverwaltung 

8.  Militärverwaltung 

9.  ZivUpensionen 

10.  Baukosten      .     , 

11.  Landgestüt 

12.  Landes- und  a)  Zinsen    .    .    . 

Kammer-    ß)  Amortisation    . 
schuld      y)  Prämienanleihe 

13.  Verschiedene  Ausgaben  .    .    . 


15,36 
l,.'i3 

1,85 

9,12 
2,71 

2,84 

9,58 
21,70 

3,83 
10,46 

0,57 
14,98 

4,13 

1,34 


13,47 
2,12 

1,50 

7,54 
2,88 

3,39 
9,33 

21,70 
4,10 
9,69 
0,54 

17,48 
4,99 

1,27 


12,61 

1,28 

1,33 

5,87 
2,98 

4,76 

9,22 
31,82 

4,10 
10,08 

0,57 
18,56 

5,84 

0,98 


10,34 
1,96 

1,33 

4,94 
2,92 

4,83 
8,04 

21,50 
3,99 
8,40 
0,43 

20,25 
7,94 
2,32 
0,81 


100,0         100,0        100,0        100,0 


7,94 
2,17 

1,22 

4,31 
3,20 

4,59 
8,18 

20,52 
5,07 
7,70 
0,38 

13.65 
5,41 

12,03 
3,63 


7,03 
2,40 

1,15 

4,21 
3,13 

4,98 

10,84 

18,59 

5,78 

7,25 

0,38 

10,52 

5,25 

10,40 

8,09 


10,32 
1,98 

l,3i 

5,51 
3,01 

4,41 
9,08 

20,80 
4,62 
8,61 
0,45 

15,63 
5,73 
5,49 
3,02 


100,0        100,0        100,0 


')  In  der  Periode  1381 86  sind  die  üebersehüsse  in  den  ordentlichen  Etat  eingestellt  und 
erscheinen  die  dadurch  möglich  gewordenen  extraordinären  Verwendtmgen  unter  den  .ver- 
schiedenen Ausgaben"  des  Staatshaushalts. 
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Kybitz, 
b.  beim  Klosterreinertrag: 


Im  Durchschnitt  der  Perioden 


1833/40 


1841/50 


1851/60 


1861/70 


1871/80 


1881/86 


Gesamt- 
durch- 
schnitt 

1833/86 


1.  Verwaltun^skosten  beim  her- 
zogl.  Konsistorium     .... 

2.  Höhere  Bildungsanstalten  .    . 

3.  Gymnasien 

4.  Seminare  und  Bürgerschulen  . 

5.  Landgemeindeschulen     .    .    . 

6.  Leistungen   an   Kirchen-  und 
Schuldiener 

7.  Ruhegehalte 

8.  Fundationen 

9.  Unterstützungen 

10.  Baukosten 

11.  Verschiedene  Ausgaben  .    .    . 


7,36 

17,83 

14,34 

8,33 

2,23 

5,62 
1,45 
23,16 
11,63 
4,95 
3,10 


6,04 
19,97 
15,57 
10,66 

3,65 

5,37 
1,04 
19,15 
12,07 
3,80 
2,68 


6,75 
18,14 
15,96 
10,10 

4,43 

5,32 
3,41 

16,58 

11,26 

3,89 

4,1C 


100,0        100,0         100,0 


5,77 
21,06 
17,37 
10,22 

4,29 

5,39 
5,44 
13,91 
9,40 
4,07 
3,08 


3,92 

15,74 

14,85 

8,58 

7,33 

14,58 
5,98 

17,72 
4,90 
4,12 
2,28 


100,0         100,0 


3,43 
15,17 
16,58 
10,55 

7,06 

13,83 
6,68 

16,71 
4,65 
4,62 
0,72 


4,88 
17,22 
15,79 
9,67 
5,72 

10,38 
4,91 

17,39 
7,47 
4,24 
2,33 


100,0 


100,0 


Da  die  vorstehenden  Prozentziffern  auf  Grund  der  ordinären  Etats  (ohne  Her- 
beiziehung der  ausserordentlichen  Verwendungen  für  Staatszwecke)  berechnet  sind, 
so  erscheinen  dieselben  für  die  Beurteilung  der  Handhabung  der  Verwaltung  mass- 
gebender, als  die  sub  1  berechneten  Prozentanteile  an  den  gesamten  Staatsausgaben. 

Die  Prozentziffern  ad  2"  ergeben,  dass  die  Baukosten  (d.  h.  die  regel- 
mässigen Aufwendungen  auf  fiskalische  Gebäude  [abgesehen  vom  Kammer-  und 
Klostergute],  sowie  auf  Strassen-  und  Brückenbauten)  in  den  in  Betracht  gezogenen 
Perioden  relativ  fast  stetig  herabgegangen  sind,  und  beträgt  die  Ermässigung 
in  der  Periode  1881/86  gegen  die  Periode  1833/40  rot.  8,2  Prozent  der  Staats- 
haushaltskosten, gegen  den  Durchschnitt  der  Zeit  1833/86  aber  immer  noch 
rot.  1,4  Prozent.  Die  Verwaltungskosten  bei  dem  herzoglichen  Staatsministerium 
und  die  Kosten  der  Finanzverwaltung  sind  in  der  Periode  1881/86  gegen  die 
Periode  1833/40  um  rot.  5,6  Prozent  und  gegen  den  Durchschnitt  der  Jahre 
1833/86  um  rot.  1,5  Prozent  verhältnismässig  verringert,  obgleich  einzelne  Ver- 
waltungszweige, wie  die  des  Finanzkollegiums,  an  Ausdehnung  gewonnen  haben. 
Selbst  wenn  berücksichtigt  wird,  dass  vom  Jahre  1854  an  die  Gehalte  der  aus- 
führenden Steuerbeamten  direkt  auf  den  Steuerfonds  übernommen  sind,  beträgt 
die  Verringerung  immer  noch  rot.  5  Prozent  bezw.  1  Prozent. 

Dagegen  sind  die  Kosten  der  Bauverwaltung  von  1833/40  bis  1881/86 
relativ  um  rot.  V«  erhöht,  die  der  inneren  Verwaltung  (infolge  veränderter 
Organisation  der  Kreisdirektionen  etc.)  um  ^/i  gestiegen. 

Die  Kosten  der  Justizverwaltung  haben  sich  von  1833/40  bis  1871/80  um 
1,4  Prozent  verringert,  dagegen  in  der  Periode  1881/86  (infolge  der  1879  ein- 
getretenen Neuorganisation)  gegen  1833/40  um  1,3  Prozent,  und  gegen  den 
Durchschnitt  der  Gesamtperiode  um  1,8  Prozent  relativ  erhöht. 

Bei  den  sub  2*'  berechneten  Prozentziffern  kommt  in  Betracht,  dass  der 
Klosterreinertragsetat  infolge  der  Dotierungen  und  Neubelastungen  in  den  Perioden 
1871/80  und  1881/86  mit  erheblich  höheren  Summen  balanziert.  Die  sämtlichen 
Prozentziffern  der  Tabelle  2''  sind  daher  für  ähnliche  Vergleiche,  wie  sie  beim 
Staatshaushalte  angestellt  werden  konnten,  nicht  unmittelbar  brauchbar.  In 
Vergleich  ziehen  lassen  sich  hier  nur  die  Perioden  1833/40  bis  1861/70  inkl. 
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Von  1833/40  bis  1861/70  hat  eine  ziemlich  stetige  relative  Steigerang  der 
Ausgaben  für  höhere  Bildungsanstalten,  für  Gjmnasien,  für  die  Seuiinarien  und 
Bürgerschulen,  wie  für  die  Landgemeindeschulen  stattgefunden.  Die  Ausgaben 
für  die  letzteren  sind  seit  dem  Gesetze  vom  17.  April  1873  Nr.  21  bedeutend 
gesteigert.  Sie  betragen  1861,70  noch  4,29  Prozent  oder  nahezu  das  Doppelte 
des  Prozentsatzes  der  Periode  1833,40  und  schneUen  in  der  Periode  1871/80 
auf  7,33  Prozent  des  (durch  erhebliche  Einnahmen  von  den  Dotationen  ver- 
stärkten) Klosterreinertragsetats  hinauf.  Die  Leistungen  an  Kirchen-  und  Schul- 
diener sind  (einschliesslich  der  Stolgebührenrenten)  von  .5,62  Prozent  in  der 
Periode  1833/40  auf  14,58  Prozent  des  verstärkten  Etats  der  Periode  1871/80 
gesteigert,  die  Ausgaben  für  Ruhegehalte  in  derselben  Zeit  den  Prozentsätzen 
nach  vervierfacht. 

Die  richtige  Würdigung  dieser  Ziffern  ist  aus  dem  angedeuteten  Grunde 
indessen  ohne  weiteres  nicht  thunlich  und  werden  erst  die  nachfolgenden  Dar- 
legungen dazu  eine  geeignete  Grundlage  bieten.  Die  Tabelle  2''  gewährt  viel- 
mehr nur  für  den  Klosterreinertrag,  gleichwie  die  Tabelle  sub  1  für  den  ge- 
samten Staatshaushalt  ein  Büd  der  in  den  dargestellten  Perioden  eingetretenen 
Verschiebungen  der  Ausgaben  in  den  einzelnen  Etatkapiteln. 


Die  wirkliche 

Ausgabe  hat 

betragen : 

mithin 

plus 

minus 

in 

Pro- 
zenten 

1,835,700  Thlr. 

- 

291,700  Thlr. 

-  13,7  Proz. 

2,094,700     „ 

— 

865,800     , 

—  29,2     , 

2,781,800    , 

- 

104,300     , 

—    3,6     , 

4,396,300     , 

+ 

1,138,100     . 

+  34,9     . 

4,446,000     , 

+ 

1,194,400     , 

+  36,7     , 

3. 
Die  infolge  der  Entwertimg  des  Geldes  durchgehends  notwendig  eintretende 
Steigerung  der  Ausgaben  stellt  sich  gegenüber  der  Periode  1833,40,   diese  mit 
1,110,900  Zentner  Roggenwert  zu  Grunde  gelegt,  folgendermassen: 

Dasselbe  Roggen- 
quantum erfor- 
derte an  Geld: 

Periode  1841/50  2,127,400  Thlr. 

,      1851/60  2,960,500     , 

r      1861/70  2,886,100    . 

.       1871/80  3,258,200     , 

,       1881/86  3,251,600     , 

Hinter  dieser  Steigerung  sind  die  Ausgaben  der  einzelnen  Kapitel 
prozental  in  dem  Masse  zurückgeblieben,  resp.  haben  sie  überschritten,  wie 
die  nachfolgende  Tabelle  (S.  223)  ersehen  lässt. 

Die  nebenstehende  Tabelle  macht  die  in  den  5  Perioden  1841,86  gegen  die 
Periode  1833/40  eingetretene  Mehr-  oder  Minderverwendung  auf  die  einzelnen 
Ausgabeabteilungen  ersichtlich. 

Wird  die  Periode  1833,40  zu  100  angenommen,  so  stellt  sich  in  1881/86 
1.  die  Ausgabe  des  Staatshaushalts  (exkl.  des  Zuschusses  zur  Klosterreinertrags- 
kasse) auf  rot.  132  die  des  Klosterreinertrags  auf  rot.  209,  während  ausser- 
ordentliche Verwendungen  aus  den  Kassenvorräten  in  der  Periode  1881/86  nicht 
erscheinen,  da  in  derselben  die  Ueberschüsse  aus  den  Vorjahren  in  den  ordent- 
lichen Etat  eingestellt  und  zur  Verstärkung  der  Mittel  für  , verschiedene  Aus- 
gaben* des  Staatshaushalts  verwandt,  sind. 
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In  der  Periode 


1841150 

1851160 

1861/70 

—   23,7 

—  43,3 

—   40,0 

+   21,0 

—   42,1 

+   14,5 

—   29,5 

—   50,2 

—   35,7 

—   28,2 

—   55,6 

—  61,8 

-      7,6 

—   23,9 

—     4,2 

+     3,9 

+   16,0 

+  51,4 

-    15,3 

—   33,6 

—   25,3 

—   13,0 

—   30,6 

-    11,8 

—     6,9 

—   26,2 

—     7,2 

—   19,4 

—   33,5 

—  28,5 

—   16,3 

—   37,1 

—  33,1 

+     1,5 

—   14,4 

+   20,3 

+     5,1 

-     2,4 

+   71,1 

—   17,4 

—   49,2 

—  46,2 

1871/80     1881/86 


I.   Beim  Staatshaushalt. 

1.  Hofstaatskasse 

2.  Allgemeine  Landesausgaben 

3 .  Verwaltungskosten  beim  hzgl .  Staatsministerium 

4.  Desgl.  bei  der  Finanzverwaltung 

5.  „         „      r    Baudirektion 

6.  „         n      »    inneren  Verwaltung 

7.  „         „      n    Justizverwaltung 

8.  Militärverwaltung 

9.  Zivilpensionen 

10.  Baukosten 

11.  Landgestüt 

12.  Landes-  und     a)  Zinsen 

Kammer-     )  b)  Amortisation 

schuld       •  c)  Prämienanleihe 

13.  Verschiedene  Ausgaben 

Sa.  I. 
n.  Beim  Klosterreinertrag. 
1.  Verwaltungskosten  beim  herzogl.  Konsistorium 


2.  Höhere  Bildungsanstalten 

3.  Gymnasien  ....... 

4.  Seminare  und  Bürgerschulen 

5.  Landgemeindeschulen  .    .    . 

6.  Kirchen-  und  Schuldiener     . 

7.  Kuhegehalte 

8.  Fundationen 

9.  Unterstützungen 

.0.  Baukosten 

.1.  Verschiedene  Ausgaben    .    . 


—  41, 
+  61, 

—  24, 

—  46, 
+  33, 
+  83, 

—  3, 

+  ^, 

4-  50, 

—  16, 

—  22, 
+  3. 
-+-  48, 


13,0    —   30,9|  —   11,0    +   13,5 


Sa.  n. 


in.  Bei  den  extraordinären  Verwendungen 
aus  den  Kassenvorräten   .... 

Sa. 


—  34,1 

—  9,9 

—  12,7 
+  2,9 
-j-  31,4 

—  23,2 

—  42,4 

—  33,5 

—  16,5 

—  38,0 

—  30,4 


-    19,6 


37,6 


13,7 


—  42,1 

—  35,8 

—  29,8 

—  23,5 
+   25,0 

—  40,3 
+   47,9 

—  54,8 

—  38,9 

—  50,3 

—  15,3 


+ 


37,1 
5,1 

2,7 

1,4 

53,8 

23,0 

200,0 

'  51,8 

35,0 

33,7 

20,1 


15,0 

40,9 

65,3 

64,4 

422,8 

314,0 

555,0 

22,2 

32,7 

33,2 

17.4 


+ 


+ 


39,8 

106,8 

18,0 

39,3 

51,8 

131,3 

48,8 

12,7 

98,3 

8,8 

11,7 

7,6 

67,1 


+  695,1 


+  31,6 


2,5 

78,1 

141,9 

165,1 

560,0 

414,8 

859,6 

51,0 

16,3 

96,0 

51,5 


36,9—     19,7+     59,6;  +109,3 


+  273,7 


29,2 


-1124,8 


—       3,6 


+  2533,5 


+     34,9 


-100,0 


+  36,7; 


Bei  Vergleich  der  Periode  1881/86   mit  der  Periode  1833/40  sind  relativ 
herabgegangen : 

1.  die  Abführungen  an  die  herzogliche  Hofstatt .     .     .  von  100  auf    60, 

2.  die  Kosten  des  Staatsministeriums „  100     „      82, 

3.  desgl.  der  Finanzverwaltung ,100     „61, 

4.  die  Baukosten  beim  Staatshaushalt „  100     „      91, 

5.  die  Kosten  des  Landgestüts „  100     ,      88, 

6.  „           „         „     Konsistoriums „  100     „      98, 

7.  die  Unterstützungen „  100     „      84, 

dagegen  relativ  gestiegen: 

1.  die  allgemeinen  Landesausgaben von  100  auf  207, 

2.  die  Kosten  der  Baudirektion „  100     „    152, 

3.  desgl.  der  inneren  Verwaltung „  100     „    231, 

4.  „         „     Justizverwaltung „  100     ,     149, 

5.  „       des  Militärs  (inkl.  Polizeimilitär) „  100     „     113, 

6.  die  Ausgaben  für  Pensionen  beim  Staatshaushalt     .  ,  100     „    198, 

7.  die  Kosten  der  höheren  ßildungsanstalten   ....  „  100     „    178, 

8.  desgl.  der  Gymnasien ,  100     ,    242, 
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9.  die  Kosten  der  Seminare  und  Bürgerschulen    .     .     .     von  100  auf  265, 

10.  die  Ausgaben  behufs  der  Landgemeindeschulen    .     . 

11.  die  Leistungen  an  Kirchen-  und  Schuldiener    .     .     . 

12.  die  Ruhegehalte  bei  der  Klosterreinertragskasse  .     . 

13.  die  Fundationen  (Wilhelmsstift,  Heil-  und  Pflegeanstalt, 

Krankenhaus,  Armenanstalten,  Stipendien  etc.)     .     . 

14.  die  Baukosten  beim  Klosterreinertrage 

Die  allgemeinen  Landesausgaben  sind  dadurch  gesteigert,  dass  vom  Jahre 

1868  an  ein  Dritteil  der  Matrikularbeiträge  zu  denselben  gerechnet  ist. 

Die  Kosten  der  ümeren  Verwaltung  sind  zunächst  durch  die  Organisation 
vom  Jahre  1850  (durch  welche  der  Justizetat  erleichtert  wurde)  und  sodann 
durch  die  den  Bundesstaaten  infolge  der  Bundes-  resp.  Reichsgesetzgebung  auf- 
erlegten Landarmenkosten  (Gesetz  vom  6.  Juni  1870)  und  die  Kosten  behufs 
Abwehr  und  Unterdrückung  von  Viehseuchen  (Gesetz  vom  2-3.  Juni  1880)  nicht 
unwesentlich  gesteigert,  desgleichen  haben  die  Vergrösserung  des  Geschäftskreises 
der  Landesökonomiekommission  und  der  Medizinalanstalten,  sowie  die  Verstär- 
kung der  Ortspolizei  in  der  Stadt  Braunschweig  zu  dieser  Steigerung  beigetragen. 
Die  Steigerung  der  Kosten  der  Justizverwaltung  in  der  Periode  1881,86 
(in  den  früheren  Perioden  sind  relative  Ersparungen  eingetreten)  ist,  wie  be- 
merkt, durch  die  Neuorganisation  im  Jahre  1879  veranlasst. 

Die  Kosten  der  Militärverwaltung  haben  sich  hauptsächlich  infolge  der 
Steigerung  der  indirekten  Abgaben,  von  welchen  der  auf  das  Herzogtum  nach 
dem  früheren  Verteilimgsmodus  entfallende  Anteil  als  Ausgabe  zu  Militär- 
zwecken in  Anrechnung  gebracht  ist,  erhöht. 

.Unter  den  Ausgaben  an  Zivilpensionen  des  Staatshaushalts  in  der  Periode 
1881,86  zu  durchschnittlich  jährlich  226,000  Thlr.  sind  an  Zuschuss  zur  Beamten-, 
Witwen-  und  Waisenversorgungsanstalt  und  an  fortlaufenden  Unterstützungen 
enthalten  27,000  Thb-.,  so  dass  für  Pensionen  199,000  Thlr.  bleiben. 

Die  Steigerung  der  Ausgabe  für  eigentliche  Staatsdienstpensionäre  in  der 
Periode  1881/86  gegen  den  Wert  der  Ausgabe  in  der  Periode  1833  40  hat  daher 
nicht,  wie  oben  berechnet,  98,3  Prozent,  sondern  nur  74,6  Prozent  betragen 
und  fallen  23,7  Prozent  der  Steigerung  auf  die  gedachten  nur  des  Etatsschemas 
wegen  auf  den  Etat  der  Zivilpensionen  mit  übernommenen  Aasgaben. 

Da  die  Anzahl  der  Pensionäre  in  der  Periode  1888/40  nur  164,  in  der 
Periode  1881/86  aber  348  durchschnittlich  jährlich  betragen  hat,  so  ergibt  sich 
für  den  einzelnen  Pensionär  im  Durchschnitte  nach  dem  Roggenwerte  eine 
Minderung  des  Pensionswertes  von  17,7  Prozent. 

Die  in  der  Staatsverwaltung,  von  den  erwähnten  Ausnahmen  abgesehen, 
bewirkten  Ersparungen  sind  ganz  überwiegend  den  gesamten  Bildungs- 
anstalten zu  Gute  gegangen,  auf  die  sehr  bedeutende  Mehrverwendungen 
emacht  sind.  Einen  erheblichen  Zuschuss  zu  diesen  Mehrleistungen  gewähren 
die  relativen  Ersparungen  an  den  landesfürstlichen  Reservaten.  Der  Steuerzahler 
leistet  überall  nichts  dazu  und  noch  weniger  zu  den  ganz  bedeutenden  Ver- 
wendungen auf  ausserordentliche  Staatszwecke,  welche  sämtlich  durch  die  Ueber- 
schüsse  der  werbenden  Staatsinstitute  bestritten  sind. 

Der  braunschweigische  Steuerzahler  hat  zwar  in  der  Periode  1881/86,  die 
direkten  imd  indirekten  Steuern  zusammengenommen,  an  Geld  durchschnitt- 
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lieh  jährlich  30,6  Groschen  pro  Kopf  der  Bevölkerung  mehr  geleistet    als   in 
der  Periode  1833/40,  nämlich  4,52  Thlr.  gegen  3,50  Thlr.,  indessen  verhält  sich 
diese  Geldleistung  auf  Roggenwert  reduziert  wie  154  Pfd.  Roggen  (in  der  Periode 
1881/86)  zu  237  Pfd.  Roggen  (in  der  Periode  1833/40),  also  wie  10  :  15. 
Die  direkte  Steuerlast  stellt  sich  im  Vergleich  der  Perioden 

1833/40  und  1881/86 
=24         :  10 


und  zwar: 

die  Grundsteuer     .     .     . 

.     .     .     =     23 

10 

,    Personalsteuer      .     . 

.     .     .     =     42 

10 

„    Gewerbesteuer     .     . 

.     .     .     =     10 

12 

Zur  Deckung  des  diesseitigen  Anteils  an  den  Ausgaben  des  Deutschen 
Reiches  und  des  hiesigen  Staatshaushalts  ist  also  in  der  Periode  1881/86  jährlich 
der  Steuerzahler  im  Herzogtum  Braunschweig  nur  mit  etwa  65  Prozent  des 
Wertes  der  direkten  und  indirekten  Steuern  belastet  gewesen,  welcher  in  der 
Periode  1833/40  Gegenstand  der  Steuerleistung  gewesen  ist. 


Zur  Würdigung  der  finanziellen  Bedeutung  der  werbenden  Staatsinstitute 
einschliesslich  des  Aequivalentes  für  die  veräusserten  Staatseisenbahnen  mag 
noch  folgender  Vergleich  hier  eine  Stelle  finden: 

Die  Staatsausgaben  (ordentlicher  Etat  des  Staatshaushalts)  haben  ab- 
züglich der  Zinsen  für  die  Eisenbahnanleihen  und  der  dafür  auf- 
zuwendenden  höheren  Amortisation    durchschnittlich  jährlich  betragen: 

1833/40  rot.  1,500,000  Thlr. 

1841/50     „     1,560,000      „ 

1851/60     ,     1,640,000      „ 

1861/70     ,     1,840,000      , 

1871/80     ,     2,510,000      , 

1881/86     „     3,060,000      „ 

Die  Staatseinnahmen  nach  Absatz  der  Einnahmen  von  den 
werbenden  Staatsinstituten: 

1833/40  rot.  1,500,000  Thlr.  +     0 

1841 50     „     1,520,000      „      also  —    40,C00  Thk. 
1851/60     ,     1,526,000      „         ,     -  114,000      , 
1861/70     „     1,690,000      „         «     -  150,000      , 
1871/80     ,     2,176,000      „      \     -  334,000      „ 
1881/86     „     2,394,000      „         „     —  666,000      , 


Die  Landesschulden. 

Zufolge  des  Gesetzes  vom  19.  Dezember  1834  hat  eine  Regulierung   deT 
Landes-  und  Kammerschulden  stattgefunden,  und  belief  sich: 
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die 
Landes- 
schuld 
Thlr. 


die 
Kammer- 
schuld 
Thlr. 


Vor  der  Regulierung : 

in  Gold  auf 

,  Konventionsmünze  auf 
,  feinem  Sübergeld  auf 
.    in  Kurant  auf     .     .     . 


zusammen  auf 


Nach  der  Regulierung : 

1.  In    ausgefertigten   au   port^ur  -  Obligationen : 

Gold 

Kurant 


Davon  waren 
mit  3*^2  Prozent  verzinslich^): 

Gold 

Kurant 

mit  .3  Prozent  verzinslich: 

Gold 

Kurant 


2.  In  nicht  regulierten,  bezw.  von  der  Regulierung 
ausgeschlossenen  Kapitalen  zu  verschiedenen 
Zinsfüssen : 

in  Gold  auf 

fl   Konventionsmünze  auf 

,   feinem  Silbergeld  auf 

,   Kurant  auf 

in  unliquidierten  und  deshalb  unverzinslichen 
Kapitalen 


80  dass  nach  Ausführung  der  Regulierung  be- 
trug    


1,374,481 

2,106,668 

72,351 

9.3,189 


1,553,136 
906,4.34 
303,633 
479,441 


3.646.689 


3,242,644 


6,889,333  Thlr. 


1,281,650 
1,943,800 


1,406,200 
977,350 


3,225,450 


779,000 
1,163,000 

502,650 

780,800 


2,383,550 


65,400 
595,650 

1,340,800 
381,700 


3,225,450         2,383,550 


5,609,000  Thlr. 


43,160 

258,573 
25,660 
20,659 

44,435 


139,060 

28.372 

244,969 

458,483 

29,901 


392.487 


900.785 


1,293,272  Thlr. 


3,617,937 


3,284,335 


6,902,272  Thlr. 

Dazu  sind  zur  Bestreitung  der  Staatseisenbahnbauten  femerweit  kontra- 
hiert in  den  Jahren  1839—1867: 

zu  4   Prozent ....     5,261,850  Thlr. 
.37«      .       ....     5,904,600      , 
.3         ,       .    .    .    .       463,100     „ 
11,629,550  Thlr. 


1)  Nach  Ausführung  der  durch  Gesetz  vom  20.  Februar  1837  angeordneten  Konvertienmg 
der  höher  als  3' 2  Prozent  verzinslichen  Kapitale  in  Si'aprozentige. 
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und  zu  sonstigen  Staatszwecken  (inkl.  der  durch  Umtausch  der  Goldobligationen 
gegen  Kurantobligationen  mehr  verbrieften  Summen)  990,835  Thlr.,  so  dass 
die  Gesamtlandesschuld  (abgesehen  von  der  Kammerschuld)  den  Betrag  von 
16,238,322  Thlr.  erreicht  hat,  von  welchem  Betrage  die  jährlich  durch  Aus- 
losung zu  bewirkende  Amortisation  auf  1  Prozent  =  162,500  Thlr.  bestimmt 
ist  (Landtagsabschied  vom  29.  Oktober/ 10.  November  1867  Art.  7).  In  den 
Jahren  1885,  1886  und  1887  ist  zur  Deckung  eines  behufs  extraordinärer  Bauten 
von  dem  Staatsvermögen  verwandten  Betrages  eine  um  jährlich  200,000  M.  ver- 
stärkte Auslosung  vorgenommen. 

Eine  im  Jahre  1866  kontrahierte  5prozentige  Anleihe  von  2  Millionen 
Thaler  (von  welcher  übrigens  nur  der  Betrag  von  IV2  Millionen  Thaler  er- 
forderlich geworden  und  verbrieft  ist)  ist  bis  ultimo  1871  zurückgezahlt. 

Die  auf  den  Inhaber  ausgestellten  Kammer  Schuldverschreibungen  sind 
vom  Jahre  1855  an  eingezogen  und  aus  den  Mitteln  des  Kammerkapitalfonds 
getilgt.  Den  Inhabern  wurden  durch  Vermittelung  der  herzoglichen  Leihhaus- 
anstalt gleichwertige  Landesschuldverschreibungen  ausgehändigt,  wozu  die 
derzeit  zu  Eisenbahnbauten  etc.  neu  emittierten  Anleihen  die  Gelegenheit  boten 
(Gesetz  vom  23.  Februar  1855  und  Landtagsabschied  vom  5.  September  1855 
Art.  3  und  4). 

Auf  die  Kammerschuld  werden  in  Gemässheit  Art.  3  des  Landtagsab- 
schiedes vom  5.  September  1855  alljährlich  20,000  Thlr.  zurückgezahlt,  welche 
nach  vollständiger  Einziehung  der  regulierten  Kammerschuld  an  den  Kammer- 
kapitalfonds behufs  Wiederansammlung  der  aus  demselben  behufs  der  Schulden- 
tilgung entnommenen  Summen  abgeführt  werden. 

Ultimo  1886  waren  —  abgesehen  von  der  im  Jahre  1869  kontrahierten 
Prämienanleihe  —  vorhanden: 


Landes- 
ächulden 


Thlr. 


Darauf 

sind  an 

jährlichen 

Zinsen  zu 

zahlen 

Thlr. 


Kammer- 
schulden 


Thlr. 


Darauf 

sind  an 

jährlichen 

Zinsen  zu 

zahlen 

Thlr. 


1.  In  au  porteur-Obligationen  ver- 
briefte Schuld:  4     7o 

31/270 
3     7o 


2.  Unregulierte  Schuld: 

Gold 

Konventionsmünze  . 
Fein  Silbergeld 
Kurant       .... 
Unverzinslich      .     . 

Gesamtschuld     .    .     . 


3,771,750 
4,805,800 
1,309,000 


150,870 

168,203 

39,270 


9,886,550 


358,343 


34,020 

218,066 

25,660 

3,300 

30,622 


14,308 


311,668       14,308 


10,198,218 


13,600 

900 

223,159 

770 

3,925 


242,354 


242,354 


10,440,572  Thlr. 
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Die  aus  dem  Kammerkapitalfonds  zur  Tügung  der  Kammerschulden  ent- 
nommenen unverzinslichen  Vorschüsse  betragen  ultimo  1886  noch  1,594,900  Thlr., 
und  sind  ausserdem  zur  Wiederherstellung  der  durch  eine  Feuersbronst  zer- 
störten Teile  des  herzoglichen  Residenzschlosses  aus  dem  Kammerkapitalfonds 
825.235  Thlr.  vorgeschossen. 

Unter  der  Landesschuld  sind    an  Eisenbahnbaukapitalen  noch  begriffen: 
4    Prozent     .     .     .     3,644,100  Thlr.  jährliche 

S\'2      ,  ...    3,667,350      ,       (         Zinsen 

3  .  ...       321.900      ,       ^   283,778  Thlr. 


7,633,350  TMr. 

Im  Jahre  1869  ist  zur  Bestreitung  von  Eisenbahnbankosten  eine  Prämien- 
anleihe von  nominell  10  Millionen  Thaler  (500,000  Anteilscheine  ä  20  Thlr.) 
und  im  Zusammenhang  damit  eine  3V2prozentige  Anleihe  zu  1,287,000  Thlr. 
kontrahiert,  welche  Anleihen  mit  einer  bis  zum  Jahre  1924  inkl.  zahlbaren  An- 
nuität von  406,580  Thlr.  jährlich  verzinst  und  amortisiert  werden. 

Dem  obigen  Schuldenbestande  steht,  von  der  Eisenbahnannuität  ab- 
gesehen, ein  AktiATvermögen  in  zinstragenden  Wertpapieren  gegenüber,  welches 
ultimo  1886  beträgt: 

1.  beim  Staatshaushalte,  aus  dem  Verkaufe  der  Eisen- 
bahnen herrührend 6,385,550  Thbr. 

—  jährliche  Zinseneinnahme  255,000  Thlr.  — 

2.  beim  Kammerkapitalfonds,  aus  Ablösungen,  Grund- 
veräusserungen  und  aus  dem  Verkaufe  der  Braunkohlen- 
werke in  Helmstedt  herrührend 1,246,800      , 

—  jährliche  Zinseneinnahme  48,000  Thk.  — 

3.  beim  Klosterkapitalfonds,  aus  Ablösungen,  Grund- 
veräusserungen  etc.  herrührend  (einschliesslich  der  für 
Pfarren  und  Schulen  gegen  4prozentige  Verzinsung 
deponierten  Kapitale),  sowie  die  behufs  Ablösung  der 
Stolgebühren  und  behufs  der  Verstärkung  des  Kloster- 
und  Studienfonds  zufolge  Art.  7  des  Landtagsabschie- 
des vom  25.  28.  September  1871,  .\rt.  4  Nr.  2  des 
Landtagsabschiedes  vom  11.  12.  Juni  1874  und  nach 
Art.  4  pos.  20  des  Landtagsabschiedes  vom  4./ 10.  Sep- 
tember 1876  dem  Klosterkapitalfonds  überwiesenen 
Wertpapiere : 

a)  dem  Kloster-  und  Studienfonds  gehörig  .     .     .     5,927,816      , 

b)  den  Pfarren  und  Schulen  etc.  gehörig     .     .     .       790,906      , 

—  jährliche  Zinseneinnahme  255,000  Thlr.  — 

zusammen  14,351,072  Thlr 
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Der  bayrische  Staatshaushal 

Auf  Grund  dt 


Ziffer 


Vortrag 


1876 


1877 


1878 


I. 

II. 
III. 
IV. 

V. 


I. 
IL 


A.  Erster  Teil. 
Staatseinnahmen     .    .    . 

I.  Abteilung. 
Yerlaffskapital 

II.  Abteilung. 
Einnahmen      ans      früheren      Finanz- 

perioden 

Nachträgliche  Einnahmen 

Rechnungsberichtigungen  und  Rücicersätze  . 

Kassendefeicte 

Alttivrest 

Mittel  zur  Deckung  des  Passivrestes  .    .    . 

III.  Abteilung. 
Einnahmen  ans   der  lanfenden  Finanz- 
periode     

I.  Abschnitt. 

Ans  dem  Vorjahr 

II.  Abschnitt. 

Ans  dem  laufenden  Jahr 

Uebertragungen  aus  früheren  Finanz- 
perloden     

Direicte  Steuern 

Grundsteuer 

Haussteuer 

§  1.  Arealhaussteuer 

§  2.   Miethaussteuer 


252,507,347 
14,692,867 


27,033,866 

1,406,604 

233,109 

1,192 

25,392,961 


210,780,614 


210,780,614 

5,533,849 
20,051,234 
11,476,357 

2,312,757 


307,532,736 
16,874,432 


20,716,492 

258,880 

101,782 

59 

20,355,771 


269,941,812 
7,252,269 

262,689,543 

5,019,563 
21,595,635 
11,474,432 

3,161,186 


245,506,8 
16,912,1 


14,704,9; 

802,4 

118,0 

8,5 

13,775,81 


213,889,8 


213,889,8F 

7,054,2) 
21,750,3  J 
11,453,2) 

3,264,4) 


1)  Für  die  folgende  Zusammenstellung  hat  S.  Exzellenz  der  Hen-  Präsident  des  obersten  Rechnungshoi , 
V.  Pummerer,  in  entgegenkommendster  Weise  einen  grossen  Teil  der  erforderlichen  Daten  zur  Verfügt;: 
gestellt.    Ihm  wie  dem  Herrn  Finanzminister  v.  Riedel,  der  hierzu  bereitwilligst  die  Genehmigung  ertei' 
sei  hiermit  der  wärmste  Dank  au^esprochen.  D.  H. 
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in  den  Jahren  1876-1886. 

Staatsrechnunffen  ^). 


1879 


1880 


1881 


1882 


18S3 


1884 


1885 


1886 


508,192  253,584,017 


44,943,110 


r,049,448 

225.183 

67,943 

2,662 

;. 753,660 


51,958,350 


12,138,523 

911,829 

71,004 

4,270 

23,159,426 

10,033,800^ 


203,305,671  213,764,190 
8,790,037 


194,515,634 

■i,  670,026 

^2,062,698 

1 11,421,306 

{    3,361,493 


213,764,190 


23,251,276 
11,444,713 

3,514,018 
616,453 

2,897,565 


286,890,808  277,447,132  279,964,638 


51,958,350 


13,190,010 

258,848 

38,521 

961 

12,891,680» 


39,066,671 


7.451,301 

668,441 

70,010 

6,550 

6,706,300* 


38,951,839 


1,895,165 

217,962 

91,511 

4,034 

1,581,658 


221,742,448  230,929,160  239,117,634 


371,838 


221,370,610 


23,362,568 
11,447,286 

3,635,875 
619,643 

3,016,232 


6,430,492 


230,929,160  232,687,142 


25,163,361 

11,490,905 

3,799,642 

661,540 

3,138,102 


25,266,137 
11,497,978 

3,927,302 
666.219 

3,261,083 


289,063,8991296,454,829  308,561,911 


38,951,839 


11,062,684 

670,881 

33,377 

7,300 

10,351,126 


239,049,376 


239,049,376 


26,024,325 
11,507,918 

4,111,282 
674,439 

3,436,843 


38,951,839  38,951,839 


10,402,860 

157,984 

23,344 

1,165 

10,220,367 


247,100,130 

7,541,057 

239,559,073 


26,202,646 
11,513,068 

4,257,938 
683,08« 

3,574,852 


22,344,666 

5.59,248 

23,353 

1,165 

21,760,900 


247,265,406 


247,265,406 

188,835 

26,926,719 

11,511,-580 

4,407,904 

691,509 

3,716,395 


-)  Anlehen. 

3)  Zuschuss  ans  dem  Verlagskapital  gemäss  der  Bestimmung  des  §  2,  Absatz  l  des  Finanzgesetzes 
m  28.  April  1882. 

*)  Anlehen  zur  Deckung  des  Passivrestes  nach  §  15  des  Finanzgesetzes  vom  28.  April  1882. 
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Der  bayrische  Staatshaushalt  in  den  Jahr 

an  1876—1886. 

• 

Ziffer 

3 

Vortrag 

1876 

1877 

1878 

3. 

Gewerbesteuer 

3,302,833 

3,759,937 

3,766,677 

§  1.  Nach  dem  Gesetz  vom  19.  Mai  1881 





— 

§  2.  Steuer  vom  Gewerbebetrieb  im  Umher- 

ziehen n.  d.  Gesetz  vom  10.  März  1879 

— 

— 

— 

4. 

Kapitalrentensteuer 

1,805,401 

1,987,537 

2,029,849 

5. 

Einkommensteuer 

1,153,887 

1,212,543 

1,236,178 

III. 

Erbschaftssteuern,  Gebühren,  Stempelabgaben 

n8,995a79 

und  Strafen  

*16,871,836 

*16,829,580 

1. 

Erbschaftssteuern 

— 



— 

2. 

Gebühren  und  Stempelabgaben     .     . 
§  1.  In  bürgerlichen   Rechtsstreitigkeiten 

— 

— 

1 

und  im  Konkursprozesse       .... 

— 

— 

— 

§  2.  In    der   nichtstreitigen   Rechtspflege 

und  Justizverwaltung 

— 

— 

— 

§  3.  In  der  gerichtlichen  Strafrechtspflege 

— 

— 

— 

§  4.  In  der  inneren  Polizei-  und  Finanz- 

verwaltung, Verwaltungsrechtspflege ; 

dann    für   Anstellungen    und    beson- 

dere Verleihungen 

— 

— 

—        ; 

§  5.  Uebrige  Gebühren 

— 

— 

—         ' 

§  6.  Erlös  aus  dem  Verkauf  von  Gebühren- 

marken und  Stempelmaterial   .     .     . 

— 

— 

— 

§  7.  Anteil  an  den  Reichsstempelabgaben 

— 

— 

— 

§  8.  Anteil   an   der  Wechselstempelsteuer 

— 

— 

— 

§  9.  Sonstige  Einnahmen 

— 

— 

— 

3. 

Strafen       

— 

— 

— 

§  1.  In   bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten 

und  im  Konkursprozesse      .... 

— 

— 

— 

• 

§  2.  In  der  nichtstreitigen  Rechtspflege  und 

in  der  Justizverwaltung 

— 

— 

— 

§  3.  In  der  gerichtlichen  Strafrechtspflege 

— 

— 

— 

§  4.  In   der  inneren  Polizei-  und  Finanz- 

verwaltung u.  Verwaltungsrechtspflege 

— 

— 

— 

IV. 

Zölle  und  indirekte  Steuern 

I.  Abteilung:    Einnahmen    aus    früheren 

23,558,430 

24,018,920 

23,766,579 

Finanzperioden 

6,970 

3,018 

13,404 

II.  Abteilung :  Einnahmen  aus  der  laufen- 

den Finanzperiode 

23,551,460 

24,015,902 

23,753,175 

I.  Abschnitt:  Aus  dem  Vorjahr  der  laufen- 

den Finanzperiode 

— 

18,503 

— 

IL  Abschnitt:  Einnahmen  des  lauf.  Jahres 

23,551,460 

23,997,399 

23,753,175 

1, 

Malzaufschlagsgefälle 

21,075,367 

21,104,924 

20,913.902 

§  1.  Aufschlag  von  Malz     ...... 

20,959,993 

20,976,508 

20,769,166 

§  2.  Uebergangssteuer  v.  eingeführtem  Bier 

37,440 

48,032 

63,877 

§  3.  Vergütungen  der  Gemeinden  für  Er- 

80,859 

hebung  des  Lokalmalzaufschlages     . 

77,934 

80,384 

2. 

ßranntweinaufschlagsgefälle     .     .     . 

330,371 

272,335 

312,836 

•  1.  Taxen  und  Strafen 

15,090,710 

15,022,083 

17,129,118 

2.  Stempelgefälle 

1,781,126 

l,807,i97 

1,806,061 

1)  Das  ist  der  in  die  Eechnung  gestellte  Reinertrag;  der  Bruttoertrag  ist  2,155,619  M.  Am  1.  Juli  1880 
trat  das  neue  Branntweinsteuergesetz  in  Kraft;  in  den  1,928,382  M.  ist  die  mit  dem  l.  Juli  zur  Erhebung  ge^ 
langte  Nachsteuer  von  Branntwein  enthalten. 
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;  1879 

1880 

1881 

1882 

1883 

1884 

1885 

1886 

3,973,951 

4,258,016 
3,922,731 

4,235,138 
3,914,686 

5,006,003 
4,728,881 

4,959,474 
4,699.346 

5,329,217 
5,077,513 

5,822,447 
5,083.621 

5,606,623 
5,375,386 

1 

3 

2,059.742 
1,246,206 

335,285 
2,547,963 
1,486,566 

320,452 
2,571,755 
1,472,514 

277,122 
3,186.467 
1,680,344 

260,128 
3,222,201 
1,659,182 

251,704 
3,425,704 
1,650,204 

238,826 
3,463,792 
1,645,401 

231,237 
3,603,519 
1,797,093 

J 

*18,448,716 

19,906,736 

1,776,938 

17,548,047 

19,353,989 

1,510,868 

17,251,512 

19,580,851 

1,815,198 

17,148,014 

19,200,688 

1,753,893 

16,876,469 

20,249,155 

2,022,269 

17,631,247 

19,944,808 

2,103,402 

17,227,498 

22,588,254 

2,789,581 

19,197,716 

— 

2,380,269 

2,225,345 

1,829,045 

1,688,283 

1,569,170 

1,524,825 

1,465,595 

- 

11,943,449 
437,625 

11,796,808 
468,662 

11,486,397 
450,558 

11,162,884 
416,604 

11,836,761 
450,766 

11,486,563 
460,692 

12,702,054 
469,233 

— 

857,552 
1,072,727 

841,434 
856,219 

868,262 
535,991 

862,137 
540,243 

894,848 
559,551 

880,011 
590,643 

892,745 
646,141 

— 

847,415 

9,009 

1 

581,751 

680,165 

373,268 

9,611 

713,241 

1,254.492 

9,865 

163 

617,639 

698,278 

1.497,579 

10,461 

699,475 

1,609,714 

10,962 

696,165 

1,577,338 

11,261 

705,998 

2,304,129 

11,821 

— 

591,609 

570,327 

595,639 

613,908 

600,957 

4 

— 

1,018 

1,561 

932 

1,286 

2,263 

1,509 

1,717 

— 

1,801 
556,042 

1,146 
568,236 

1,380 
564,541 

1,144 

530,469 

1,135 
554,156 

1,024 
564,104 

673 
576,556 

25,399,755 

22,890 
37,599,573 

20,666 
43,997,916 

50,786 
45,317,042 

37,428 
45,868,571 

38,085 
48,196,976 

47,271 
51,548,997 

22,011 
53.037,301 

1,701 

19,388 

1,955 

68,975 

23,323 

14,684 

3,801 

25,153 

25,398,054 

37,580,185 

43,995,961 

45,248,067 

45,845,248 

48,182,292 

51,545,196 

53,012,148 

6,678 

25.391.376 

22,561,427 

22,398,947 

81,061 

37,580,185 

30,718,246 

30-525,776 

111,825 

13,204 

43,982,757 

32,521,100 

32,324,569 

111,919 

45,248,067 

31,598,440 

31,407,113 

106,735 

10,389 

45,834,859 

32.116.331 

31,904,961 

123,281 

48,182.292 

32,995,506 

32,769,117 

134,809 

4,006 

51,541,190 

33,766,329 

33,550,610 

126  255 

53,012,148 

34,728,111 

34,503,205 

134,171 

81,419 
472,703 

80,645 
1,928,382  > 

84,612 
2,075,876* 

84,592 
2,375,811 

88,089 
2,346,186 

91,580 
2,579,725 

89,464 
2,282,944 

90,735 
2,146,866 

16,693,432 
1,755,284 

2)  Das  ist  der  in  die  Rechnung  eingestellte  Reinertrag;  der  Bruttoertrag  ist  2,517,315  M. 
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Ziffer 


Vortr  ai 


1876 


1877 


V. 

VI. 

VII. 

VIII. 

IX. 

X. 
XI. 

XII. 
XIII. 
XIV. 


XV. 


XVI. 
XVII. 


§  1.  Aufschlag 

§  2.  Uebergangssteuer  von  eingeführtem 
Branntwein 

Anteil  am  Ertrag  der  Zölle  und 
Tabaksteuer 

Vergütungen  des  Reichs  für  Erhe- 
bung von  Reichssteuern  und  Zöllen 

Hafengefälle,  Lagergelder,  Wäg- 
gebühren etc 

Abgaben  für  das  Halten  vonHunden 

Gemischte  Einnahmen 

Bergwerks-,  Hütten-  und  Salinengefälle  .    . 

Münzanstalt 

Aerarialrente  von  der  kgl.  Bank  In  Nürnberg 

Staatseisenbahnen 

1    Post 

Post-  und  Telegraphenanstalt  ^  Tg^gg^^ph  '. 

Bodensee-Dampfschiffahrt 

Ludwigs-Donau-Maln-Kanal       

Frankenthaler  Kanal 

Gesetz-  und  Verordnungsblatt 

Staats-,  Forst-,  Jagd-  und  Triftgefälie     .    . 

Forsten 

Jagden 

Holztriften  und  Holzhöfe 


Oekonomien  und  Gewerbe  

In  Staatsregie  betriebene 

Staatsgut  Schieissheim 

§  1.  Hof  bräuhaus  München 

§  2.  Weingut  Unterfranken 

§  3.  Hoffischerei  auf  dem  Chiemsee  .  . 
§  4.  Staatsgut  Schieissheim 

Aus  Verpachtung,  Vermietung  etc.  . 
§  1.  Pachtertrag  aus  Grundstücken  .  . 
§  2.  Pachtertrag  aus  Mineralbädern  .  . 
§  3.  Miete  u.  Pacht  aus  Gebäuden  u.  Gärten 
§  4.  Erträgnisse  der  Fischereien,  sonstiger 

Nutzungen  und  Rechte 

§  5.  Von  der  Militärverwaltung  .... 

Grundgefälle 

In  Geld 

In  Naturalien 

Zinsen,  Renten,  besondere  Abgaben  und  zu- 
fällige Einnahmen 

Zinsen  aus  Staatsgütern,  Kaufschil- 
lingen  und   Staatsaktivkapitalien 

Renten  aus  Staats-  und  anderen  Ver- 
trägen      


330,371 
1,250,260 


32,872 

598,316 

264,274 

7,943,744 

637,238 

405,614 

77,140,610 

8,510,005 

1,117,335 

431,530 

164,210 

6,652 

74,974 

31,372,323 

29,680.515 

126,217 

1,565,591 

1,730,472 

1,897,354 

430,784 

893,290 

66,326 

6,954 

333,118 

101,131 

65,631 

125,993 

40,363 

7,783,081 

7,749,861 

33,220 

563,336 

118,101 

209,688 


272,335 
1,198,111 


48,539 

1,111,734 

261,756 

6,691,819 

343,682 

419,197 

79,163,674 

8,773,614 

1,070,973 

501,695 

132,008 

5,038 

74,445 

25,983,999 

24,530.043 

128,631 

1,325,325 

1,875,279 

1,448,434 

393,291 

922,236 

126,032 

6,875 

426,845 

94,546 

67,376 

131,090 

37,685 

96,148 

7,701,749 

7,665,453 

36,296 

505,053 

94,446 

218,750 


1)  Davon  kommen  291,830  M.  auf  das  erste  und  424,808  M.  auf  das  zweite  Semester,  in  welch  letzter^»  ij 
das  neue  Branntweinaufschlagsgesetz  in  Kraft  war.    Die  erstere  Summe  ist  in  den   1,028,382  M.  enthalteif 
die  zweite  nicht. 
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1879 


1880 


472,703 
1,219,637 


69,849 

1,001,642 

66,118 

6,054,555 

252,554 

334,431 

8.285,060 

9,299.031 

982,359 

576,818 

109,452 

6,237 

74.407 

2,486,604 

0,998,701 

131,882 

1,356,021 

2,188,991 

1,739,605 

519,600 

1,126,909 

84,873 

8,223 

•  449,386 

80,325 

66,204 

133,170 

48,514 

121,173 

7,609,822 

7,582,648 

27,174 


1,045,159 
134,350 


1881 


1,438,981 

716,638» 

2,604,125 

1,247,617 

66,347 

955,270 

60,198 

«,266,095 

254.117 

344,921 

80,944,377 

9,858,873 

1,089,165 

594,256 

102,916 

5,639 

75,805 

22,757,672 

21,353,672 

127,674 

1,276,326 

1,887,049 
1,433,863 

1,351,901 

74,027 

7,935 

453,186 
78,744 
67,204 

133,227 

46,344 

127,667 

7,599,828 

7,568,762 

31,066 

934,317 

144,750 


1882 


1883 


1884 


1885 


1886 


1,806,955 

710,361 

6,812,636 

1,500,099 

70,942 

941,442 

60,661 

6,420,667 

262,255 

376,903 

81,598,054 

10,266,646 

1,081,680 

549,173 

106,513 

5,632 

75,107 

23,125,176 

21.858,002 

140,700 

1,126,474 

2,099,389 
1,623,793 

1,521,989 

93,573 

8,231 

475,596 
82,045 
69,704 

142,339 

46,957 

134,551 

7,582,554 

7,549,206 

33,348 

849,313 
133,590 


231,250    243,750    243,740 
*)  Ans  Forstdienstrealitäteu. 


2,095,409 

280,402 

8,425,846 

1,763,025 

69,536 

938,643 

76,766 

6,259,992 

242,899 

481,594 

88,014,339 

11,905,943 

623,881 

98,134 

5,516 

74,608 

22,306,580 

21,175,863 

164.277 

966,440 

2,352,748 
1,839,263 

1,758,609 

72,170 

8,484 

513,485 
85,969 
70,304 

148,217 

67,031 

141,964 

7,510,855 

7,475,508 

35,347 

706,633 
118,818 
243.750 


2,196,903 

149,283 

8,143,601 

2,131,464 

82,867 

947,987 

66,423 

6,575,565 

307,667 

395,967 

88,142,447 

12,331,955 

615,716 
111,917 

7,574 

73,645 

23,005,543 

21,873,954 

161,528 

970,061 

2,214,978 
1,706,113 

1,639,084 

58,443 

8,586 

508,865 
86,559 
70,304 

155,808 

72,793 

123,401 

7,455  810 

7,429,255 

26,555 

825,814 

125,415 

243,750 


2,478,641 

101,084 

9,472,991 

1,996,424 

81,413 

990,034 

66,199 

7,226,008 

277,368 

361,774 

87,125,865 

12,911,894 

503,546 

108,015 

6,606 

73,548 

25,390,324 

24,264,545 

164,391 

961,388 

2.033,328 
1,527,707 

1,472,937 

46,590 

8,180 

505,621 
89,799 
70,304 

159.385 

73,183 

112,950 

7,438,066 

7,410,142 

27,924 

833,940 
126,006 
243,750 


2,183,164 

99,780 

12,134,620 

2,145,011 

85,257 

1,054,813 

72,216 

7,194.024 

338,018 

351,306 

83,839,086 

13,375,266 

369,227 

101,976 

7,268 

73,336 

25,500,501 

24,337,373 

162,855 

1,000,273 

2,165,140 
1,638,532 

1,604,151 

26,545 

7,836 

526,608 
96,249 
69,304 

170,803 

73,838 

116,414 

7,415.169 

7,387,155 

28.014 

841,630 

132,674 

237,500 


1,929,043 

217,823 

12,817,718 

2,067,474 

80,391 

1,099,944 

71,644 

6,495,283 

333,351 

261,622 

86,352,653 

14,253,339 

393,203 

97,668 

7,362 

74.275 

25,590,927 

24,336,082 

157,719 

1,020,036 

77,090* 

2,093,027 

1,585,699 

1,537,132 

40,815 

7,752 

507,328 
79,163 
70,600 

165,389 

75,440 

116,736 

7,389,744 

7,361,462 

28,282 

888,011 
125,112 
206,250 
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Ziffer 


Vortrag 


1876 


1877 


1878 


§  1.  Kontiguitätsschuld    von     der    Krone 

Oesterreich 

§  2-  Leistungen  der  bayrischen  Hypo- 
theken- nnd  Wechselbank  gemäss 
Vertrages  vom  20.  März  1875       .     . 

Besondere  Abgaben     

§  1.  Grubenfeldabgaben  vom  Bergbau 

§2.  Binnenzölle 

§  3.  Besondere  Hoheitsrechte 

§  4.  Geldbeiträge  zu  den  Kosten  der  Ver- 
waltung von  Staatsanstalten     .     .     . 
§  5.  Abgaben  von  geistlichen  Pfründen   . 
§  6.  Rekognitionsgebühren  für  besondere 
Bewilligungen  und  Zugeständnisse    . 

Zufällige  Einnahmen 

Eigene  Einnahmen  der  Militärver- 
waltung aus  dem  Verkauf  von  ent- 
behrlichen und  unbrauchbaren  Ma- 
terialien      

Einnahmen  für  Zwecke  des  allgemeinen  Unter- 
stützungsvereins   für    die   Hinterlassenen 
kgl.  bayr.  Staatsdiener  und  zwar  Witwen- 
und  Waisenhausfondsbeiträge      .... 
Kassendefekte  der  äusseren  Aemter    .     .     . 


175,000 


34,688 

73,379 

35,841 

1,310 

2,573 

18,503 

2,087 

13,065 
162,168 


886,280 


175,000 


43,750 

79,204 

38,720 

1,338 

2,746 

18,385 
2,208 

15,807 
112,653 


462,496 


175,000 


56,250 

78,142 

37,982 

1,167 

3,074 

18,491 
2,156 

15,272 

56,426 


317,351 


540,795 


Summe   Abschnitt  II. 
Dazu  Abschnitt  I. 


210,780,614' 


262.689,543^ 
7,252,269 


213,889,810  «5 


Summe  Abteilung  III. 

Dazu  Abteilung  IL 

Abteilung  I. 


210,780,614 
27,033,866 
14,692,867 


269,941,812 
20,716,492 
16,874,432 


213,889,810 
14,704,963 
16,912,125 


Gesamtbetrag  der  Einnahmen 


252,507,347    307,532,736    245,506,898  .. 


B.  Zweiter  Teil. 
Ausgaben  auf  Erhebung,  Ter- 
waltung  und  Betrieb    .    .    . 

I.  Abteilung. 
Ausgaben   für   Rechnung   des   Verlags- 
kapitals   

IL  Abteilung. 
Verwaltungsausgaben  auf  den  Bestand 

früherer  Finanzperioden    

Nachträgliche  Ausgaben 

Rechnungsberichtigungen  und  Rückersätze  . 
Passivrest  aus  Vorjahren 


92,972,812 


5,588,523 
33,065 
21,609 

5,-533,849 ' 


92,748,896 


5,038,120 

6,513 

12,044 

5,019,563' 


93,176,94b, 


7.103.776 
22,860 
26.(376 

7.054.240 


1)  In  der  Summe  ist  noch  enthalten  ein  Zuschuss  aus  der  französischen  Kriegskostenentschädigun, 
im  Betrage  von  5,997,860  M. 

2)  In  diese  Summe  sind  noch  eingerechnet  51,927,035  M.  Entschädigung  aus  der  Reichskasse  für  da 
kgl.  bayrische  Militärkontingent;  ferner  5,997,860  M.  Zuschuss  aus  der  französischen  Kriegskostenentschädigun 
und  3,596,229  M.  aus  Anlehen  zur  Deckung  der  ausserordentlichen  Militärbedürfnisse. 
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1879 


175,000 


56,250 

78,881 

36,904 

1,084 

4,508 

18,417 
2,243 

15,725 
805,625 


517,495 


1880 


175.000 


68,750 

77,499 

34,442 

845 

4,952 

18,831 
2,029 

16,400 
183,157 


295,053    285,161 


291,574 


1881 


1882 


1883 


175,000 


68,750 
78,393 
35,229 

887 
4,740 

19,146 
1,998 

16,393 
114,963 


278,617 


257,075 


175,000 


68,750 

80,728 

34,051 

2,412 

4,903 

19,333 
1,958 

18,071 
52,753 


210,584 


284,183 


175,000 


68,750 
83,009 
37,575 

882 
4,750 

19,426 
1,983 

18,393 
71,296 


302,344 


287,146 


1884 


175,000 


68,750 

84,731 

39,388 

856 

4,333 

19,365 
1,980 

18,809 
59,558 


319,594 


288,639 


1885 


175,000 


62,500 

87,305 

39,856 

935 

4,555 

19,343 
1,923 

20,693 
113,923 


270,228 


290,674 


1886 


175,000 


31,250 

88,041 

39,943 

963 

4,106 

19,235 
1,949 

21,845 
157,362 


311,246 


293,833 


94,515.634Y213,764.190 
8,790,037    — 


221,370,610  230,929,160  232,687,142 


239,049,376 


371,838:    — 


6,430,492 


239,559,073 
7,541,057 


247,265,406 


203,305,tj71  213,764,190  221,742,448 

7,049.448 
44,943.110 


18,138,523  13,190,010 
51,958,3501  51,958,350 


230,929,160 

7,451,301 

39,066,671 


239,117,634 

1,895,165 

38.951.839 


239,049.376 
11,062,684 
38,951,839 


247,100,130 
10,402,860 
38,951,839 


247,265.406 
22,344,666 
38.951.839 


846.508.192 


253.584.017  286.890,808;277,447.132  279.964,638  289,063,899  296.454.829  308.561,911 


92,455,559 


88,223,432 


6,701,577 

6,566 

24.985 

6,670.026 


42,481 
19,658 
22,823 


120,558,704 


12,891,680' 


12,943,984 
29,634 
22.670 

12.891.680 


97,922,726 


114,832« 


,823,864 
28.781 
13,802 

,781.281 


94,358,909 


1,591,870 
5.272 
4,940 

1,581,658 


93,103,961 


463,454 
26,235 
13.841 

423,378» 


92,943,304 


422.040 
6.535 
15,505 
400,000 


96,171,928 


2,645.975 

16,803 

23.935 

2,605.237» 


3)  Diese  Summe  umfasst  auch  10,628,07031.  ans  Anlehen  zur  Deckung  ausserordentlicher  Militärbedürftiisse. 

*)  Diese  Summe  schliesst  noch  in  sich  901,500  M.  aus  Anlehen  für  Zwecke  der  innem  u.  Justizverwaltung. 

5)  Passivrest  aus  dem  Jahi-e  1879  et  retro.  —  «)  Passivrest  aus  dem  Jahre  1881  et  retro.  —  ^  Zu- 
!>dmss  zu  den  laufenden  Einnahmen.  —  s)  Für  ausserordentliche  Bedürfnisse  des  Heeres.  —  9)  Ä  Conto  der 
ürübrigungen. 
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ZiflFer 


Vortrag 


1876 


1877 


I. 
II. 
III. 


II. 
III. 


IV. 


V. 

VI. 

VII. 

VIII. 

IX. 

X. 

XI. 

XII. 

XIII. 

XIV. 


XV. 


XVI. 
XVII. 


III.  Abteilung. 
Yerwaltungsansgaben  auf  die  laufende 
Finanzperiode 

I.  Abschnitt. 

Auf  das  Vorjahr 

Nachträgliche  Ausgaben 

Rechnungsberichtigungen  und  Rücicersätze  . 
Passivrest  des  Vorjahres ,    . 

II.  Abschnitt. 

Auf  das  laufende  Jahr 

Auf  die  übertragenen  Einnahmen  aus  früheren 
Finanzperioden 

Auf  die  direicten  Steuern 

Auf  die  Erbschaftssteuern,  Gebühren  etc.    . 

Auf  die  Erbschaftssteuern      .... 

Auf  die  Gebühren  und  Stempel- 
abgaben      

a)  Auf  die  Gebühren 

b)  Auf  die  Stenipelabgaben  .... 
Auf  die  Strafen  und  zwar  Tantiemen 
Auf  die  Zölle  und  indirekten  Steuern      .    . 

Darunter  Rückvergütung  für  ausgeführtes 

Bier       

an  Branntweinaufschlag 
Bergwerks-,  Hütten-  und  Salinengefälle  .    . 

Münzanstalt 

Aerarialrente  von  der  kgl.  Bank  in  Nürnberg 

Staatseisenbahnen 

1  Post 
Post-  und  Telegraphenanstalt  ^  Telegraph  ." 

Bodensee-Dampfschiffahrt 

Ludwigs-Donau-Main-Kanal 

Frankenthaler  Kanal 

Gesetz-  und  Verordnungsblatt 

Forst-,  Jagd-  und  Triftverwaltung  .... 

a)  Auf  Verwaltung  und  Betrieb      .     .     . 

b)  Auf  den  forstlichen  Unterricht  .     .     . 

Oekonomien  und  Gewerbe  

In  eigener  Regie  betriebene  .... 

§  1.  Hofbräuhaus  München 

§  2.  Weingut  Unterfranken 

§  8.  Hoffischerei  auf  dem  Chiemsee  .  . 
§  4.  Staatsgut  Schieissheim 

Auf  verpachtete  und  vermietete  Ob- 
jekte   

Grundgefälle 

Zinsen,  Renten  etc 


87,384,289 


87,384,289 


538,530 
690,244 


87,710,776 


26,060 

19,617 

6,443 


87,684,716 


740,599 
740,579 


4,668,737 

4,815,469 

813,067 

842,603 

6,818,733 

6,023,979 

390,323 

283,583 

48,367,315 

49,201,973 

7,967,780 

8,195,699 

1.021,220 

1,046,943 

324,374 

364,167 

827,174 

314,177 

7,479 

71,851 

48,166 

36,876 

14,423,929 

14,006,539 

14,362,596 

13,905,719 

61,333 

100,820 

1,527,428 

1,592,707 

1,226,513 

1,237,231 

780,870 

809,850 

54,901 

49,998 

4,983 

4,181 

385,759 

373,202 

300,915 

355,476 

209,940 

192,598 

34,279 

44,506 

1)  Darin  sind  441,440  M.  Ausgaben  für  Branntweinaufschlag  nicht  enthalten. 
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1879 

1880 

1881 

1882 

1883 

1884 

1885 

1886 

1? 

85,753,982 

88,180,951 

94,723,040 

88,984,030 

92,767,039 

92,640,507 

92,521,264 

93,525.953 

43,513 



6,776,925 



1,652,913 



69,329 



19,892 

— 

15,099 

— 

17,794 

— 

15.318 

— 

23,621 

— 

55,441 

— 

53,461 

— 

54.011 

— 

— 

— 

6,706,385 

— 

1,581,658 

— 

— 

— 

1( 

85,710,469 

88,180,951 

87,946,115 

88,984,030 

91,114,126 

92,640,507 

92,451,935 

93,525,953 

Ol 

547,678 

792,850 

543,604 

797,329 

622.883 

786,626 

689.166 

859,800 

22 

767,534 

786,134 

788,566 

735.526 

708,417 

712,899 

698,994 

728,955 

— 

19,364 

20,047 

23,384 

23,478 

26,287 

26,978 

31,289 



759.417 

761,081 

704,336 

677,421 

678,862 

663.975 

689.967 

— 

759,417 

752,253 

699,6^9 

672.290 

674,419 

656,414 

676,635 

— 

— 

8.828 

4,677 

5,131 

4,443 

7.561 

13,332 

— 

7,353 

7,438 

7,806 

7,518 

7,750 

8,041 

7.699 

31 

5,074,574 

5,976,471 

6,513,564^ 

7,319,198 

7,735,970 

8,775,553 

9,095,115 

9,480,945 

m 

1,064,793 

1,889,535 

2.338.423 

2,580,548 

2,909,032 

3,240,848 

3,611,322 

3,982,825 

— 

133,898 

[355.898] 

362.773 

366,164 

553,656 

395,392 

375.960 

5.324.770 

5,496,533 

5,63.5.039 

5,162,200 

5,508.553 

6,154,969 

6,046,142 

5,646,153 

280,734 

272,464 

268,452 

307.355 

302.543 

266,361 

300,886 

282,607 

■n 

47.509.439 

48,891,505 

48.116.466 

48,168.218 

49,525,957 

49,326.330 

48,852,674 

49,364,606 

'A 

8,8.>}.839 

9,398,593 

9.528.454 

11,011,167 

11,486,987 

11,649,218 

11,722,477 

12.180,766 

20 

1.075.121 

1,078.837 

1.083,097 

— 

— 

— 

— 

— 

.05 

334,345 

379,130 

322,193 

365,129 

358,040 

325,852 

312.281 

295,571 

.61 

330,963 

299,594 

308,381 

291,307 

289,382 

300,610 

279,281 

267,962 

.5: 

9,536 

8,283 

8,253 

6,632 

9,958 

7,705 

7,620 

7,833 

.1. 

63.138 

45,956 

58,399 

39,736 

36,458 

36,145 

47,331 

43,791 

.) 

13.458.207 

13,045.793 

12.819.293 

12,691,762 

12.694,599 

12.740.293 

12,755.953 

12,699.129 

' 

13,243.394 

12.940,393 

12.721,639 

12.592.528 

12,591,712 

12,636,559 

12.650.938 

12,594.074 

,1 

214,813 

105.400 

97,654 

99,234 

102,887 

103,734 

105,015 

105.055 

:l 

1,753.137 

1.483.350 

1,673,666 

1,848,608 

1,590,860 

1,337,371 

1,411,832 

1.439,784 

,.•> 

1,467.740 

1,187,263 

1,365,110 

1,514,184 

1,297,173 

1,051,496 

1,114,311 

1,131.646 

'-3 

984,124 

1,137,833 

1,308,043 

1,462,199 

1,245,840 

1,003,686 

1,064,565 

1,079,841 

.1 

41,960 

39.012 

51,315 

42,828 

41,450 

41,699 

43.615 

46.181 

:Ö 

5,260 

10,418 

6,752 

9,157 

9,883 

6,111 

6,131 

5.624 

436,396 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

;o 

285.397 

296,087 

308,556 

334,424 

293.687 

285,875 

297,521 

308,138 

187,829 

183,038 

181,446 

180.906 

179.545 

176,565 

179,503 

175.084 

1 

,,w  48,416 

40,076 

52,265 

46,593 

61,545 

41,550 

50,257 

50,537 
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Ziffer 


Vortrag 


1876 


1877 


1878 


XVIII. 


Auf  die  Einnahmen  für  Zwecl(e  des  allgemeinen 
Unterstützungsvereins 

Kassendefekte  der  äusseren  Aemter    .     .     . 


8,124 
10,516 


5,083 

7,387 


4,43 
24,57 


Summe  Abschnitt  IL 
Dazu  Abschnitt  I. 


87,384,289 


87,684,716 
26,060 


86,073,17 


Summe  Abteilung  III. 

Dazu  Abteilung  II. 

Abteilung  I. 


87,384,289 
5,588,523 


87,710,776 
5,038,120 


86,073,17 
7,103,77 


Gesamtbetrag  der  Verwaltungsausgaben 


92,972,812 


92,748,896 


93,176,94 


IL 

m. 

IV. 
IV.a 

V. 
VI. 

vn. 


3. 
4. 
5. 

6. 

7. 
8. 
9. 

10. 


C.  Dritter  Teil. 
Staatsausgaben     .... 

I.  Abteilung. 

Staatsausgaben  anf  den  Bestand  früherer 

Finanzperioden 

IL  Abteilung. 

Staatsausgaben  des  laufenden  Jalires    . 

Etats  des  kgl.  Hauses  und  Hofes    .... 

Permanente  Zivilliste  des  Königs 

Apanagen      

Witwengehalte 

Pensionen  für  Rechnung  heimgefal- 
lener Apanagen     

Etats  der  Staatsschuld 

Allgemeine  Staatsscliuld . 

Eisenbahnschuld 

Grundrentenschuld     

Landeskulturrentenschuld 

Kgl.  Staatsrat 

Landtagsversammlung  und  Landtagsarchiv  . 

Staatsministerium  des  kgl.  Hauses  und  des 

Aeussern  

Besoldungen  und  Bureauausgaben    . 

a)  Staatsministerium 

b)  Geheimes  Haus-  und  Staatsarchiv  .     . 

c)  Gesandtschaften 

Ministerial-Dispositionsfonds  zu  Un- 
terstützungen     

Ständige  Bauausgaben    

Umzugsgebühren 

Landbauausgaben  auf  die  Dienst- 
gebäude       

Konsulate 

Orden     

Grenzberichtigungskosten      ,     .     .     . 

Unterstützungen  hilfsbedürftiger 
Bayern  im  Auslande 

Sonstige  Ausgaben 

778 


118,284,529 


25,427 

117,194,957 
5,352,920 
4,231,044 

865,722 
240,286 

15,868 

35,771,544 

8,694,371 

26,214,674 

862,499 


94,595 
578,351 

542,315 
507,451 
178,541 
16,200 
312,710 

6,200 
919 


3,144 

356 

6,092 

9,679 

8,474 


184,133,549 


337 

183.554,781 

5,347,607 

4,231,044 

865,722 

238,389 

12,452 

39,202,373 

8,622,739 

29,797,833 

781,801 


96,295 
451,342 

568,742 
534,243 
179,993 
14,608 
339,642 

6,200 
1,133 


4,256 

374 

6,099 

7,944 

8,493 


138,397,38 


1,79 

137,549,8e 

5,348,84 

4,231,0^ 

865,75 

239,8 

12,: 
38,531,^ 
6,583,81 
31,239,2' 

708,5: 


87,1( 

16,6; 

539,7 
507,8 
182,2i 
15,7i 
309,9( 

6,2i| 
1,3 


4,0 

1 

5,1 

8.1 
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1879 


1880 


1881 


1882 


1883 


1884 


1885 


1886 


5,259 
85.951 


2.340 
5 


2,416 
42,562 


6,349 
6,016 


2,430 


2,460  2,423 

I        - 


2,427 


85,710,469 
43,513 


88,180,951 


87,946,115 
6,776.925 


88,984,030 


91,114,126 
1,652,913 


92,640,507 


92,451,935 
69,329 


93,525,953 


_  85.753.982 
6,701,577 

:l     — 


88.180,951 
42,481 


94,723,040 
12.943.984 
12.891.680 


88,984,030   92,767,039 
8,823,864:     1,591,870 
114,8321         — 


92,640,507 
463,454 


92,521.264 
422,040 


93,525,953 
2,645,975 


,  92.455.559  88.223,432 120,558,704  97,922.726  94,358.9091  93.103.961  92.943,304  96.171,928 


32,268,949 


764 

31,921,078 

5,345,756 

4,231,044 

865,722 

237,091 

11,899 
^  41,311,854 

f. 042,985 
33,621,07 
647.792 


79. 
522. 

552 
519 
181 
16 
32r 

6 
1 


,355 
,911 

,093 
,053 
,624 
,214 
,215 

,200 
,373 


4.050 

304 

4.625 

7,694 

8,794 


133,000,300 


2,916 

132,289,624 

5,346,190 

4,231,044 

865,722 

238,376 

11,048 

45,114,770 

8,881,698 

35.566,170 

666,902 


46,800 
469,146 

551,102 
519,668 
171,938 
16,754 
330,976 

6,200 
1,070 


4,050 

276 

8,166 

3,843 

7,829 


136,046,715 


3,791 

135,627,634 

5,347,984 

4,231,044 

865,722 

241,497 

9,721 

46,129,330 

9,698,117 

35,808,219 

622,994 


46,800 
501,541 

546,105 
513,855 
178,168 
16,889 
318,798 

6,200 
1,054 


4,050 

256 

5,700 

5,873 

9,117 


136,160,209 


14,236 

135,951,114 

5.342,791 

4,231,044 

865,722 

239,902 

6,123 

47,429,737 

9,814,198 

36,858,800 

756,739 


46,800 
614,315 

547,726 
523.862 
176,887 
17,474 
329,501 


955 


4,050 

292 

5,700 

4,372 

8,495 


136,302,764 


4,846 

136,219,456 

5,343,225 

4,231,044 

865,722 

241,070 

5,389 

48,007,145 

10,025.952 

37,369,894 

611,299 


45.435 
93,947 

549,041 
522,850 
174,648 
17.714 
330,488 


1,076 


4,050 

161 

7,788 

4,620 

8,496 


139,735,782 


5,132 

139,356,918 

5.341.063 

4,231,044 

865,722 

241,215 

3,082 

50,755,543 

12,054,824 

37,805.252 

895,467 


43,200 
750,362 

542,283 
520,487 
173,196 
18,274 
329,017 


1,020 


4,050 

385 

5,700 

2,149| 

8,492 


142,798,785 


906 

142,713-051 

5,343.104 

4,231,044 

865,722 

243,256 

3.082 

50,672,889 

12,054,156 

37,945,238 

620,593 

52,902 

43.200 
487,603 

551,584 
526,236 
178.261 
17,764 
330,211 


1,196 


4,050 

77 
5,700 
5.834 

8,491 


145,466,936 


4,894 

144,907,716 

5,267,774 

4.231,044 

790,671 

242,972 

3,087 

48,710,692 

10,135,893 

37,970,506 

603,367 

926 

41,400 
803,068 

551,778 
526,932 
177,532 
17,999 
331,401 


1,266 


4,050 

268 

5,700 

5,064 

8,498 
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Der  bayrische  Staatshaushalt  in  den  Jahren  1876— 188(>. 


Ziffer 


Vortrag 


1876 


1877 


VlII. 


IX. 


X. 


XL 


Stsiatsministeriom  der  Justiz    .... 
Allgemeiner  Etat  der  Justiz 

Besoldungen  und  Bureauausgaben    . 

a)  Justizministerium 

b)  Oberstes  Landesgericlit 

c)  Oberlandesgerichte 

d)  Landgerichte 

e)  Amtsgerichte 

Merkantil-  etc.  Gericht  Nürnberg 

f)  Staatsanwaltschaften 

Ministerial-Dispositionsfonds  zu  Un- 
terstützungen     

Unterstützungen  der  ständigen  Tag- 
schreiber bei  den  Amtsgerichten 
und  Staatsanwaltschaften  .... 

Ständige  Bauausgaben    

Umzugsgebühren 

Landbauausgaben  auf  die  Dienst- 
gebäude       

üebrige  Ausgaben  auf  die  Justiz- 
verwaltung      

Kosten  für  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit    . 

a)  In  bürgerlichen  Rechtssachen  (Gerichts- 
auslagen etc.) 

b)  In  Strafsachen 

1.  Besoldungen  und  Bureauausgaben   . 

2.  Untersuchungs-    und     Strafvollzugs- 

kosten       

3.  Aufwand  für  Gerichtsgefängnisse 

4.  Kosten  für  Schwur-  u.  Schöffengerichte 

5.  Uebrige    Ausgaben    für   Strafrechts- 

pflege       

Kosten  für  Strafanstalten 

Staatszuschuss  an  Zuchthäuser  und 
Gefangenenanstalten  .•...,. 

Aufwand  für  Festungssträflinge  .     . 

Ständige  ßauausgaben    

Umzugsgebühren 

Landbauausgaben  auf  die  Anstalts- 
gebäude       

Staatsministeriuin  des  luneru   .... 
Etat  der  allgemeinen  inneren  Verwaltung    . 

Besoldungen  und  Bureauausgaben    . 

a)  Staatsministerium  des  Innern      .     .     . 

b)  Statistisches  Bureau 

c)  Verwaltungsgerichtshof 

d)  Kreisregierungen,  Kammern  des  Innern 

e)  Polizeid'u'ektion  in  München  .... 


11,650,258 

7,916,035 

7,561,315 

137,352 

239,675 

801,519 

2,073,386 

3,757,106 

1,800 

550,477 

15,600 


2,640 
31,851 
32,976 

164,023 

53,013 

54,617^ 

2,135,732 


2,135,732 
132,615 

1,807,868 

163,802 

30,624 

823 
1,598,490 

1,502,047 
312 


96,131 

16,888,831 

4,129,354 

3,857,423 

204,740 

97,611 

947,225 
247.009 


12,548,525 

8,099,630 

7,625,196 

157,607 

238,239 

810,636 

2,105,307 

3,773,733 

1,568 

538,106 

15,600 


2,640 
30,719 
33,033 

285,227 

55,643 
51,572' 

2,656,728 


2,656,728 
135,588 

2,177,971 

305,461 

36,101 

1,607 
1,792,167 

1,654,477 
429 


137,261 

18,307,162 

4,176,497 

3,844,762 

200,958 

97,564 

941,765 
254,706 


1)  Für  die  Durohfülirung  der  neuen  Zivilprozessordnung. 
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^ 

1879 

1880 

1881 

1882 

1883 

1884 

1885 

1886 

-i^ 

12,909.765 

12,412,260 

12,421,596 

12,288,039 

12,289,365 

12,385,981 

12,325,956 

12,419,622 

■Jt 

8,543.875 

8,131,519 

8,049,346 

8,037,001 

8,066,479 

8,308,703 

8,316,558 

8,435,600 

-n 

7,680,743 

7,675,226 

7,716,684 

7,728,053 

7,757,271 

7,782,196 

7,839,816 

7,803,047 

d 

186,044 

154.023 

154,852 

152,445 

151,209 

150,160 

149,603 

153,623 

r3 

228,672 

218,737 

218,849 

210,119 

203,216 

199,a37 

174,506 

154.360 

778,684 

685,060 

662,933 

657,024 

656,465 

661,003 

658,591 

656.079 

-'.092,529 

1,959.564 

1,963.088 

1,977,068 

1,984,293 

1,995,177 

2,021,974 

2,017,664 

3,846,479 

4,073,205 

4,129,620 

4,138,842 

4,168,865 

4,179,124 

4,234,096 

4,215,636 

'Ti 

548,335 

584,637 

587,342 

592,555 

593,223 

596,895 

601,046 

605,685 

i 

15,600 

15,600 

15,600 

— 

— 

— 

— 

— 

40 

2.640 

2,640 

2.640 

2,640 

2,640 

2,640 

2,640 

2,640 

Ti 

36,307 

39,019 

34,364 

35,226 

35,089 

57,822 

59,031 

58,625 

!& 

112,710 

8,675 

13,011 

18,749 

23.388 

24,165 

20,343 

31,414 

« 

242,998 

303,205 

162,327 

154,345 

129,321 

379,531 

327,603 

475,787 

M 

67,943 

87,154 

104,720 

97,988 

118,770 

62,349 

67,125 

64,087 

384,934- 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

m 

.  2,642,149 

2,543,127 

2,567,568 

2,380,314 

2,307,953 

2,240,847 

2,250,735 

2,224,296 

— 

— 

— 



— 

61,468 

67,755 

67,594 

::8 

2.642,149 

2,543,127 

2,567,568 

2.-380,314 

2,307,953 

2,179,379 

2,182,980 

2,156,702 

.>ä5 

138,095 

142,326 

142,488 

142,720 

145,132 

158,155 

159,354 

161,955 

•iM 

2.208,492 

2,140,984 

2,145,503 

1,879,600 

1,844,521 

1,848,217 

1,883,085 

1,861,443 

-;ä 

255,146 

203,651 

221,104 

305,685 

265,810 

117,789 

85,080 

79,148 

:3^ 

40,416 

55,052 

51,754 

51,618 

52,465 

51,234 

52,192 

51,162 

11 

— 

1,114 

6,719 

691 

25 

3,984 

3,269 

2,994 

KU 

1,723,741 

1,737,615 

1,804,682 

1,870,724 

1,914,933 

1,836,431 

1,758,662 

1,759,727 

■■^ 

1.599,330 

1,636,219 

1,694,378 

1,746,395 

1,739,762 

1,646,067 

1,663,917 

1,617,855 

3 

126 

— 

— 

57 

91 

23 

— 

— 

- 

1,140 

— 

— 

431 

— 

— 

- 

124,285 

100,256 

110,304 

124,272 

174,649 

190,341 

94,745 

141,872 

j 

18.209,546 

17,364,644 

18,179,420 

17,093,668 

17,937,128 

18,594,339 

18,000,795 

17,635,676 

■'■i 

4,243.023 

4,182.111 

4,257,204 

4,105.956 

4,149,134 

4,154,058 

4,160,547 

4,214,442 

'i 

3,828,282 

3,871,612 

3,870,707 

3,a58,122 

3,881,230 

3,858,518 

3,884,718 

3,934.192 

:n 

196,743 

184,422 

182.995 

181,932 

183,110 

185,171 

183.487 

184,840 

i| 

87,621 

87,044 

87,317 

71,634 

104,162 

81,948 

91,294 

115,421 

— 

95,065 

95.085 

96,095 

95,855 

105,733 

111.866 

112.046 

)S 

942,378 

961,724 

966,788 

962.448 

956.847 

949,337 

957,467 

965,847 

1 

256,656 

266,988 

268,781 

274,391 

276.790 

280.662 

281,831 

287,881 

•)  Kosten  zur  Ausführung  der  Reichsprozessordnnngen  und  des  Reichsgerichtsverfassungsgesetzes. 
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Der  bayrische  Staatshaushalt  in  den  Jahren  1876—1886. 


Ziffer 


W 


Vortrag 


1876 


1877 


xn. 


XIII. 


XIV. 


XV. 


f)  Bezirksämter 

g)  Mass-  und  Gewichtspolizei      .... 
Ministerial-Dispositionsfonds  zu  Un- 
terstützungen     

Unterstützungen  für  die  Bezirks- 
amtsschreiber und  ihre  Relikten   . 

Ständige  Bauausgaben    

ümzugsgebühren 

Landbauausgaben  für  die  Dienst- 
gebäude       

Uebrige  Ausgaben 

Landesarchive 

Besoldungen  und  Bureauausgaben    . 

a)  Allgemeines  Reichsarchiv 

b)  Kreisarchive 

Ständige  Bauausgaben    

Umzugsgebühren 

Landbauausgaben  auf  die  Dienst- 
gebäude       

Staatsbauverwaltung 

Besoldungen  und  Bureauausgaben    . 

a)  Oberste  Baubehörde 

b)  Kreisbauverwaltung 

c)  Bauämter 

Ständige  Bauausgaben    

Umzugsgebühren 

Landbauausgaben  auf  die  Dienst- 
gebäude       

Strassen-,  Brücken-und  Wasserbauten 

Bergbehörden    

Besoldungen  und  Bureauausgaben    . 

a)  Oberbergamt 

b)  Geognostische  Untersuchung  des  König- 

reichs      

c)  Bezirksbergämter 

Ständige  Bauausgaben    

Umzugsgebühren 

Landbauausgaben  für  die  Dienst- 
gebäude       

Etat  für  Gesundheit 

Besoldungen  und  Bureauausgaben    . 

a)  Obermedizinalausschuss 

b)  Medizinalkomitees  an  den  Universitäten 

c)  Kreismedizinalausschüsse 

d)  Landgerichts-  und  Bezirksärzte,  Zentral- 

impfarzt       

e)  Bader  und  Hebammen 

f)  Tierärzte  .     .     , 

Staatsbeiträge  an  ärztliche  Unter- 
stützungsfonds und  Vereine  .     .     . 


2,346,048 
14,790 

11,000 

2,640 
20,664 
13,225 

183,337 
41,065 

180,429 

138,763 

51,722 

87,041 

1,433 


40,233 

5,999,375 

1,740,213 

66,853 

208,013 

1,465,347 

1,116 

12,108 

16,453 
4,229,485 
96,370 
95,016 
25,618 

21,484 

47,914 

538 


816 

902,875 

693,948 

3,870 

5,633 

6,224 

558,589 

4,028 

115,604 

20,360 


2,334,979 
14,790 

11,000 

2,532 

19,936 

6,734 

244,617 
46,916 

294,175 

134,856 

48,042 

86,814 

1,604 


157,715 

6,826,841 

1,745,270 

67,288 

214,993 

1,462,989 

751 

3,248 

27,240 
5,050.332 
97,671 
95,502 
25,158 

21,806 

48,538 

527 


1,642 

888,725 

680,136 

3,950 

5,755 

6,672 

544,073 

3,472 

116,214 

20,360 


1)  Kosten  zur  Durchführung  von  Aenderungen  in  den  Bezirken  der  inneren  Verwaltung. 
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Der  ba3nrische  Staatshaushalt  in  den  Jahren  1876—1886. 

249 

1879 

1880 

1881 

1882 

1883 

1884 

1885 

1886 

2,330,111 

2,261,583 

2,254,951 

2,256,832 

2,249,676 

2,240,877 

2,243,983 

2,253,667 

14,774 

14,786 

14,790 

14,790 

14,790 

14,790 

14,790 

14,490 

11,000 

11,000 

11,000 

— 

— 

— 

— 

— 

3,650 

4,722 

4,512 

10,967 

11,000 

10,998 

11,000 

11,000 

24,385 

26,995 

24,554 

24,250 

24,893 

23,996 

26,035 

27,480 

34,004 

17,892 

11,486 

7,243 

8,692 

12,256 

7,727 

4,874 

207,265 

209,012 

167,039 

158,530 

179,192 

195,059 

181,271 

191,026 

51,208 

40,878 

167,906 

46,844 

44,127 

53,231 

49,796 

45,870 

83,229' 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

232,847 

160,506 

160,912 

154,333 

154,145 

168,192 

159,593 

148,564 

136,882 

151,103 

151,831 

143,409 

143,418 

142,738 

137,849 

140,614 

48,224 

48,673 

48,672 

50,517 

50.683 

50,595 

49,000 

50,496 

88,658 

102,430 

103,159 

92,892 

92,735 

92,143 

88,849 

90,118 

1,988 

2,585 

2,194 

2,046 

L902 

1,810 

2,301 

1,767 

93,977 

6,818 

6,887 

8,878 

8,825 

23,644 

19,443 

6,183 

6,678,102 

6,174,167 

6,580,590 

5,750,011 

6,541,182 

6,010.519 

6,485,468 

6,057,189 

1,753,046 

1,752,754 

1,762,967 

1,750,256 

1,759,232 

1,744,224 

1,764,956 

1,749,938 

68,567 

70,696 

71,704 

71,751 

72,911 

71,678 

74,823 

71,773 

212,708 

212,482 

212,535 

209,281 

211,148 

207,984 

213,146 

211,319 

1,471,771 

1,469,576 

1,478,728 

1,469,224 

1,475,173 

1,464,562 

1,476,987 

1,466,846 

1,349 

1,205 

1,144 

1,334 

1.423 

1,515 

1,732 

1,808 

5,462 

2,936 

4,812 

6,685 

1,512 

3,986 

4,417 

1,225 

14,401 

12,125 

13,847 

18,755 

25,274 

19,395 

21,330 

31,313 

4,903,844 

4,405,147 

4,797,820 

3,972,981 

4,753,741 

4,241.399 

4,693,033 

4,272,905 

94,552 

87,456 

87,141 

88,905 

85,005 

80,282 

83,313 

81,098 

92.001 

86,375 

86,217 

82,983 

81,821 

78,756 

80,228 

78,814 

22.662 

19,966 

19,967 

21,376 

21,363 

21,315 

21,555 

21,779 

20,000 

16,837 

16,895 

14,717 

19,110 

15,472 

16,122 

14,311 

49,339 

49,572 

49,355 

46,890 

41,348 

41,969 

42,551 

42,724 

410 

373 

432 

275 

313 

330 

343 

361 

— 

— 

— 

— 

2,220 

— 

— 

— 

2.141 

708 

492 

647 

651 

1,196 

2,742 

1,923 

855,627 

809,843 

845,799 

866,231 

866,774 

858,832 

812,732 

837,163 

664,244 

666,331 

662,480 

656.635 

650.440 

646,694 

643,009 

655,076 

3.820 

4,820 

4,820 

4,820 

4.609 

4,570 

4,930 

4,310 

5,388 

5,661 

5,845 

5,714 

5,253 

5,494 

5,559 

5,449 

6,622 

6,352 

6,412 

6,432 

6,602 

6,930 

6,440 

6,480 

529,384 

528,917 

524,889 

517,681 

512,192 

507,272 

503,176 

501,528 

3,326 

3,802 

3,702 

3,705 

3,672 

3,674 

3,867 

3,869 

115,704 

116,779 

116,812 

118,283 

118,112 

118,754 

119,037 

133,440 

6,860 

6,860 

6,860 

6,860 

6,860 

6,860 

6,860 

6,860 
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Der  bayrische  Staatsbaushalt  in  den  Jaliren  1876—1886. 


Ziffer 


XVI. 


XVII. 


XVIII. 


Vortrag 


2. 


Auf  Vorkehrungen  gegen  Epidemien 
und  Viehseuchen  

Medizinische  Reisestipendien    .     .     . 

Für  Veröffentlichung  von  Arbeiten 
aus  dem  Medizinaldienst     .... 

Umzugsgebühren 

Etat  für  Wohlthätigkeit 

Beiträge  an  Anstalten  für  Armen- 
und  Krankenpflege 

Leistungen,  welche  der  Staatskasse 
auf  Grund  der  Gesetze  über  Heimat, 
öffentliche  Armen-  und  Kranken- 
pflegeobliegen 

Entschädigung  derpfälzischen Kreis- 
fonds für  den  Entgang  eines  Drit- 
tels der  Polizeistrafgelder      .     .     . 

Zuschuss  an  den  oberbayrischen 
Kreisverein  für  Unterstützung  ent- 
lassener Sträflinge  ....... 

Landbauausgaben  auf  die  Dienst- 
gebäude      

Etat  für  Sicherheit 

Aufwand  für  Gendarmerie      .... 

Polizeiliche  Ausgaben  (Transporte 
Verhafteter  etc.) 

Arbeitshäuser  und  Erziehungs- 
anstalten     .,...-.... 

Etat  für  Industrie  und  Kultur 

Industrie 

§  1.  Beitrag  an  den  polytechnischen  Ver- 
ein in  München 

§  2.  Beitrag  an   das  Gewerbemuseum  in 

Nürnberg 

§  3.  Beitrag  an  das  Gewerbemuseum  in 
Kaiserslautern 

§  4.  Für  sonstige  industrielle  Zwecke  .     . 

Kultur .     .     . 

§  1.  Beitrag  zum  Zentrallandwirtschafts- 
feste , 

§  2.  Auf  Landeskultur  und  landwirtschaft- 
liche Interessen  .     .     , 

a)  Zuschüsse  an  die  Kreisfonds    .     . 

b)  Zur  Hebung  der  Rindviehzucht   . 

c)  Für    landwirtschaftliche    Zwecke 
überhaupt       

d)  Gegen  die  Reblauskrankheit   .     . 

e)  Staatszuschuss  zur  Hagelversiche- 
rungsanstalt   

f)  Landeskulturrentenkommission     . 


1876 


178,712 
9,000 

855 

282,198 

106,689 

162,244 
8,571 

3,430 

1,264 
3,427,60 
3,079,814 

139,378 

208,415 

861,622 

80,714 

5,143 

50,000 

5,000 

20,571 

770,045 

7,715 

99,331 
20,572 
40,000 

38,759 


1877 


176,654 
9,000 

2,575 

303,957 

107,167 

184,195 
8,571 

3,430 

594 
3,620,162 
3,201,289 

167,733 

251,139 

1,080,455 

80,714 

5,143 
50,000 

5,000 

20,571 

854,619 

7,715 

104,089 
20,572 
40,000 

43,517 


')  Gewerbeausstellung  in  Nürnberg. 
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1879 

1880 

1881 

1882 

isas 

1884 

1885 

1886 

173,323 
9,000 

126,187 
9,000 

165,458 
9,000 

191,536 
9,000 

198,274 
9,000 

194,084 
9,000 

151,666 
9,000 

163,987 
9.000 

2,200 

1,393 

72 

322,073 

2,001 

2,200 

2,200 

2,194 

2,197 

2,240 

334,050 

313,362 

308,775 

310,175 

310,183 

320,051 

334.390 

104,641 

105,953 

106,198 

106,279 

102,676 

103.473 

104,552 

102,162 

215,651 

203,471 

194,929 

189,778 

191,293 

194,148 

202,763 

219,545 

8,571 

8,571 

8,571 

8,571 

8,571 

8,571 

8,571 

8,571 

3,430 

3,430 

3,430 

3,430 

3,430 

-  3,430 

3,430 

3,430 

1,757 
3,741,445 
3,223,598 

648 
3,807,675 
3,244,359 

234 
3,955.019 
3,840,412 

717 

3,863,567 
3,325,217 

4,205 
3,891,086 
5,346,681 

561 
3,946,345 
3,397,699 

735 
3,944,832 
3,423,851 

682 
3,935.014 
3,425,051 

258,232 

284,044 

328,794 

274,054 

258,235 

242,225 

239,804 

238,610 

259,615 

1,013,880 

80,714 

279,272 

810,166 

81,143 

285.813 

968,933 

81,143 

264,296 
955,693 
136,168 

286,170 

936,318 

91,118 

306,421 

2,062,606 

108,274 

281,177 

1,031.260 

117,012 

271,353 

1.025.904 

127,039 

5,143 

5,143 

5,143 

5,143 

5,143 

5,143 

5,143 

10,143 

50,000 

50,000 

50,000 

60,000 

60,000 

75,000 

75,000 

75,000 

5,000 

20,571 

913,758 

5,000 

21,000 

704,183 

5,000 

21,000 

855,330 

5,000 

21,025 
45,000  > 
751,194 

5,000 

20,975 

807,653 

7,500 

20,631 

1,860,744 

7,500 

29,369 

849,443 

7,500 
25,000 
9,396* 

848,705 

7,715 

7,715 

7,715 

7,715 

7,715 

7,715 

7,715 

8.800 

101,365 
20,572 
40,000 

101.412 
20,572 
40,000 

101,935 
20,572 
40,000 

101,679 
20,572 
40,000 

101,666 
20,572 
40,000 

1,195,115 
20,572 
40,000 

145,918 
20,572 
40,000 

147,522 
20.572 
40,000 

40,793 
1  ~ 

40,840 

41,363 

41,107 

41,094 

41,078 
184 

41,143 
804 

41,143 
2,518 

1 

— 

- 

— 

— 

1,091,167 
2,114 

40.000 
3,339 

40,000 
3,289 

2)  Unfiillversichenmg. 
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Ziffer 


W 


Vortrag 


1876 


1877 


XIX. 


XX. 


XXI. 


3. 


§  3.  Gestütswesen 

§  4.  Beiträge  an  den  landwirtschaftl.Verein 

Ständige  Bauausgaben    

Landbauausgaben  auf  die  Dienst- 
gebäude     

Besondere  Leistungen  des  Aerars  an  Distrikte 
und  Gemeinden 

Zuschüsse  an  überlastete  u.  leistungs- 
willige Distrikte  für  den  Neubau 
und  die  Unterhaltung  von  Distrikts- 
strassen       

Staatsbeiträge  zu  den  Kosten  der 
Handhabung  der  Distriktspolizei 
in  den  einer  Kreisregierung  unmit- 
telbar untergeordneten  Städten     . 

Sonstige   Leistungen   an   Gemeinden 

Stasitsrainisterium  des  Innern  für  Kir- 
chen- nnd  Schulangelegenheiten    .     . 
Allgemeiner  Ministerialetat 

Besoldungen  und  Bureauausgaben    . 

Ministerial-Dispositionsfonds  zu  Un- 
terstützungen     

Kosten  der  Prüfungen  an  sämtlichen 
Unterrichtsanstalten 

Ständige  Bauausgaben 

Umzugsgebühren 

Bauausgaben  auf  das  Ministerial- 
gebäude     

Erziehung  und  Bildung 

a)  Allgemeine  Bildungsanstalten    .    , 

Landesuniversitäten 

Technische  Hochschule   in   München 

Lyceen       

Humanistische  Gymnasien  und  da- 
mit verbundene  Lateinschulen  . 

Realgymnasien 

Industries  chulen  und  gewerbliche 
Fortbildungsanstalten     .     .     .     . 

Baugewerkschul  e  in  Nürnb  erg  .     . 

Lehrerbildungsanstalten    .     .     .     . 

Zentralturnlehrerbildungsanstalt     . 

Staats  Zuschüsse  an  die  Kreisfonds 

für  Schulzwecke 

§  1.  Isolierte  Lateinschulen 

§  2  Gewerblich-technische  Schulen  .  . 
§  3.  Deutsche  Elementarschulen      .     .     , 

b)  Kunst-  und  besondere  wissenschaftliche 
Bildungsanstalten       .... 

Akademie  der  Wissenschaften  .     . 

Generalkonservatorium  der  wissen- 
schaftl.    Sammlungen    des   Staates 
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584,141 

78,858 


10,863 
1,009,001 

852,143 


139,200 
17,658 


18,878,891 
182,687 
160,061 

4,150 

17,458 
1,018 


12,849,087 

10,753,581 

1,619,762 

397,396 

240,359 

1,537,151 
221,886 

206,792 
17,500 

924,001 
15,406 

5,573,328 

45,671 

3,912 

5,523,745 

942,347 
50,717 

237,737 


663,957 

78,858 


145,122 
1,018,680 

862,143 


139,200 
17,337 


19,734,693 
189,127 
157,996 

7,336 

20,255 
1,058 


2,482 

13,532,859 

11,085.705 

1,647,345 

411,664 

238,543 

1,665,590 
235,823 

249,591 

17,500 

1,002,477 

16,082 

5,601,090 

41,648 

3,908 

5,555,534 

991,196 
50,717 

246,827 
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1879 

1880 

1881 

1882 

1883 

1884 

1885 

1886 

725,820 
78,858 

516,198 

78,858 

666,822 
78,858 

562,942 
78,858 

619,414 

78,858 

296 

579,056 

78,858 
136 

616.952 

78,858 

195 

613,525 

78,858 

97 

19,408 

24,840 

32,460 

68,331 

37,251 

93,452 

64,610 

50,063 

1,016,021 

1,010,647 

1,010,458 

1,005,197 

1,003,310 

1,003,322 

1,002,999 

1,001,912 

850,000 

850,000 

850,000 

850,000 

850,000 

850,000 

850,000 

848,800 

139,028 
26,993 

139,200 
21,447 

139,200 
21,258 

139,200 
15,997 

139,200 
14,110 

139,200 
14,122 

139,200 
13,799 

139,200 
13,912 

19,103,852 
185,525 
157,486 

18,648,752 
177,946 
148,628 

19,106,686 
180,396 
149,995 

18,355,380 
168,868 
147,238 

18,838,203 
171,070 
147,366 

18,907,223 
168,381 
145,205 

19,504,948 
170,846 
148,752 

19,234,361 
172,969 
149,036 

5,743 

5,736 

5,751 

— 

— 

- 

— 

— 

19,566 
1,238 

19,273 
1,136 

18,649 
1,161 

16,979 
1,186 

18,727 
1,120 

18,930 
1,126 

1-^,474 
1,500 

18,428 
1,366 

1,492 

12,922,387 

10,940,042 

1,465,613 

388.154 

248,869 

3,173 

12,747,824 

10,927,540 

1,410,930 

388,263 

223,354 

4,840 

13,038,357 

11,159,236 

1,445,363 

414,548 

235,749 

3,465 

12,409,873 

10,918,258 

1,496,621 

383,627 

223,359 

3,857 

12,864,303 

11,180,910 

1,503,526 

408,935 

228,761 

3,120 

12,996.197 

11,188,302 

1,549,081 

396,386 

232,398 

3,120 

13,411,324 

11,377,217 

1,582,595 

404,091 

247,184 

4,139 

13,263.254 

11,553.000 

1,627,060 

405,202 

252,690 

1,680,278 
250,961 

1,662,350 
234,249 

1,826,520 
211,198 

1,771,804 
213,493 

1,867,422 
216,771 

1,840,502 
175,938 

1,894,726 
178,700 

1,961,865 

178,822 

221,247 

17,500 

1,022,376 

13,906 

207,736 

17,500 

1,153,378 

13,859 

216,503 

17,500 

1,128,874 

14,753 

207,054 
17,500 

897,268 
13,363 

224,718 
17,500 

952,764 
13,696 

210,548 
17,500 

925,480 
13,673 

222,006 
17,500 

954,716 
14,483 

212,193 
17,500 

937,478 
14,066 

5,631,138 

,.   40,835 

3,894 

5,586,409 

5,615,921 

44,610 

3,790 

5,567,521 

5,648,228 

44,860 

3.832 

5,599,536 

5,694,169 

43,279 

3,824 

5,647,056 

5,747,317 

44,464 

3,751 

5,699,102 

5,826,796 

47,760 

3,763 

5,775,273 

5,861,216 

43.524 

3,775 

5,813,917 

5,946,124 

49,766 

3.748 

5,892,610 

938,759 
68,922 

969,998 
74,543 

962.550 
74,543 

949,633 
71,358 

988,114 
75,183 

997,554 
82,349 

1,034,395 

82,574 

1,031,103 
94,994 

210,484 

206,924 

206,924 

218,436 

218,656 

7 

237,359 

243,751 

226,632 
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Vortrag 


1876 


1877 


XXII. 


XXIII. 


13. 
14, 
15. 

16. 
17. 
18. 

19. 
20. 
21. 

22. 
23. 
24. 

25. 


26. 
27. 
28. 


29. 

30. 

31. 

82. 
83. 
34. 


Hof-   und  Staatsbibliothek     .     .     . 

Beiträge  an  Provinzialbibliotheken 

Beiträge  an  gelehrte  Gesell- 
schaften   

Akademie  der  bildenden  Künste    .     . 

Gemäldegalerieen 

Kupferstich-  und  Handzeichnungen- 
Kabinett     

Kunstgewerbeschulen 

Bayrisches  Nationalmuseum      .     . 

Beitrag  an  das  germanische  Museum 
in  Nürnberg 

Ruhmeshalle  und  Walhalla    .     .     .     . 

Musikschulen 

Auf  Förderung  und  Pflege  der 
Kunst     

Kunstausstellungen 

c)  Besondere  medizinische  nnd  landwirt- 

schaftliche Bildungsanstalten  .    .    . 

Veterinärschulen 

Hebammenschulen 

Landwirtschaftliche  Schulen     .     .     . 

d)  Staatsbeiträge  an  öffentliche  Institute 

nnd  Erziehungsanstalten     .    .    . 

Beiträge  an  Taubstummen-,  Blinden- 
etc.  Institute 

Zuschüsse  an  öffentliche  Erziehungs- 
anstalten     

e)  Uehrige  Ausgaben  auf  Erziehung  und 

Bildung       

Fun  dierteStipendien  für  Studierende 
an    Universitäten    und    Gymnasien 

Ständige  Bauausgaben  durch  alle 
Positionen 

Umzugsgebühren  durch  alle  Po- 
sitionen      

Landbauausgaben  auf  die  Staats- 
gebäude      

Für  kirchliche  Zwecite 

Katholischer  Kultus 

Protestantischer  Kultus 

Israelitischer  Kultus       

Uebrige  Ausgaben 

Staatsministerium  der  Finanzen   .    .    . 

Allgemeine  Finanzverwaltung 

Besoldungen  und  Bureauausgaben  . 

a)  Staatsministerium 

b)  Oberster  Rechnungshof 

c)  Rechnungskammer 

d)  Zentralstaatskasse 

e)  Kreisregierungen,  Kammern  d.  Finanzen 
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116,565 
3,405 

687 

140,732 

58,402 

16,963 

156,772 

61,148 

12,000 
11,407 

64,835 

10,977 


137,588 
70,603 
17,174 
49,811 

156,975 

63,928 

98,052 

858,596 

8,346 

47,376 

5,355 

797,519 

5,847,116 

3,246,440 

1,724,569 

11,937 

864,170 

8,505,244 

3,154,199 

2,762,029 

189,706 

78,344 

63,192 

47,472 

1,018,440 


116,895 
3,405 

687 

142,071 

64,389 

17,143 

156,976 

61,148 

12.000 
11,532 
64,885 

25,371 
17,200 

140,809 
73,581 
17,017 
49,761 

149,127 

68,928 

85,204 

1,166,522 

8,846 

40,248 

8,937 

1,113,996 
6,012,707 
3,802,054 
1,794,912 
11,381 
904,360 

3,445,092 

8,099,417 

2,785,627 

192,025 

78,846 

63,862 

48,538 

1,020.8921 
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1879 

1880 

1881 

1882 

1883 

1884 

1885 

1886 

117,200 
3,405 

118,552 
4,105 

118,552 
4,105 

119,204 
4,105 

119,204 
4,105 

117,921 
4,105 

117,921 
4,105 

120,795 
4,105 

687 

155,444 

64,650 

687 

155,200 

66,370 

687 

155,200 

65,097 

687 

150,810 

64,221 

687 

150,810 

64,203 

687 

151,800 

59,064 

687 

151,800 

60,321 

687 

146,221 

59,566 

18,643 

140,946 

61,434 

17,142 

143,055 

59,255 

18,483 

150,328 

60,705 

18.323 

148,414 

61,124 

18,323 

157,274 

62,614 

18,323 

151,955 

64,781 

18,023 

158,034 

64,781 

20,767 

153,592 

64,781 

12,000 
11,509 
64,835 

12,000 
12,006 
65,545 

12,000 
13,181 
65,545 

12,000 
11,756 
69,195 

12,000 
11,651 
69,195 

12,000 
12,020 
65,590 

12,000 
12,208 
65,590 

12,000 
11,710 
66,420 

8,600 

34,614 

17,200 

— 

24,209 

11,000 
8,600 

34,000 
8,600 

40,233 
8,600 

147,822 
86,549 
16,987 
44,286 

160,498 
80,070 
17,584 
62,844 

164,433 
84,670 
16,919 
62,844 

119,647 
79,196 
18,165 
22,286 

123,320 
83,148 

17,886 
22.286 

119,299 
79,800 
17,213 
22,286 

122,845 
84,845 
15,714 
22,286 

120,410 
81,609 
16,515 

22,286 

145,657 

141,569 

150,038 

145,386 

155,627 

149,121 

154,489 

153,844 

63,923 

64,923 

64,923 

65,780 

65,780 

67,377 

67,377 

68,790 

81,734 

76,646 

85,115 

79,606 

89,847 

81,744 

87,112 

85,054 

750,106 

548,219 

602,101 

276,950 

416,332 

541,922 

722,377 

404,897 

8,346 

8,346 

8,346 

8,346 

8,346 

8,346 

8,346 

8,346 

57,093 

58,518 

63,918 

59,483 

55,880 

55,432 

69,686 

60,878 

2,695 

3,125 

10,577 

3,473 

7,127 

11,804 

3,925 

6,428 

681,972 
5,995,941 
3,226.331 
1,741,330 
9,773 
1,018,507 

478,230 

5,722,983 

3,225,152 

1,733;584 

9,400 

754,847 

519,260 

5,887,933 

3,247,039 

1,771,219 

20,124 

849,551 

205,648 

5,776,639 

3,231,881 

1,722,885 

8,424 

813,449 

344,979 

5,802,830 

3,166,554 

1,690,131 

8,160 

937,985 

466,340 

5,742,645 

3,161,273 

1,706,528 

7,614 

867,230 

640,410 
5,922,778 
3,157,062 
1,732.773 
7,565 
1,025,378 

■  329,245 
5,798,138 
3,127,665 
1,672,923 
7,119 
990,431 

3,314,203 

3,044,021 

2,762,558 

190,261 

84,176 

63,932 

48,762 

1,013,699 

3,382,061 

3,091,415 

2,773,901 

186,075 

82,336 

64,262 

46,861 

1,015,357 

3.313,972 

3,030,948 

2,762,584 

182.133 

81,312 

64,942 

46,080 

1,003,641 

3,273,517 

2,986.186 

2,740,612 

184,520 

81,955 

65,345 

43,487 

995,948 

3,305.893 

3,017,752 

2,763,552 

184,580 

81.192 

64,612 

45,582 

1,000,796 

3,335,368 

3,041,647 

2.779,132 

184,386 

81,301 

64,332 

46,953 

1,015,733 

3,364,483 

3,072,532 

2,793,038 

185,582 

80,415 

63,178 

47,303 

1,024,999 

3,442,625 

3,107,483 

2,792,616 

186,873 

80,084 

62,200 

47,177 

1,025,339 

789 


256 


Der  bayrische  Staatshaushalt  in  den  Jahren  1878—1886. 


Ziffer 


Vortrag 


1876 


1877 


1878 


XXIV. 


XXV. 


XXVI. 


XXVII. 


XXVIII. 


XXIX. 
XXX. 


f)  Kreiskassen 

g)  Rentämter 

h)  Lithographische  Anstalt 

Mini  sterial-Dispositi  onsf  onds  zu 
Unterstützungen 

Unterstützungen  für  das  rentamt- 
liche Gehilfenpersonal  und  dessen 
Relikten 

Ständige  Bauausgaben    

Umzugsgebühren 

Landbauausgaben  für  die  Dienst- 
gebäude     

Prozess-,  Exekutionskosten  und 
übrige  Ausgaben 

Ausgaben  auf  das  Katasterbureau  .... 

Ausgaben  für  Reichszwecke 

Matrikularbeiträge 

Kosten  der  Reichstagswahlen    .     .     . 
Vertretung  im  Bundesrate     .... 

Pensionen  etc 

Pensionen  und  Sustentationen  der  Staats- 
diener und  Staatsbediensteten     .... 

a)  Verwaltungsetats 

b)  Staatsaufwandsetats 

Pensionen   und   Sustentationen    der  Witwen 

und  Waisen  der  Staatsdiener  und  Staats- 
bediensteten   

a)  Verwaltungsetats 

b)  Staatsaufwandsetats 

c)  Aus  Stammbesoldungen  und  Pensionen, 
welche  denZiviletatsnichtimputiertsind 

Unterstutzungen  der  Staatsdiener  und  ihrer 
Relikten 

Beiträge  an  den  Unterstützungsfond 
für  pragmatisch  an gestellteStaats- 
diener  und  deren  Hinterlassene 

Für  Unterstützungen  von  im  Staats- 
dienst verwendeten  Funktionären 
und  von  Hinterlassenen  derselben 

Zuschüsse  an  den  allgemeinen  Unter- 
stützungsverein für  die  Hinterlas- 
senen kgl.  bayrischer  Staatsdiener 
und  die  damit  verbünd  ene  Töchter- 
kasse        

Zinszuschuss  an  die  pfälzischen  Eisenbahnen 

Unvorhergesehene  und  unabweisbare  Ausgaben 
Wohnungsgeldzuschüsse 


166,134 
1,198,741 
-') 

1,110 


51,430 
29,538 
10,283 

281,454 

11,695 
351,045 

16,109,595 

16,078,924 

30,671 

7,693,593 

4,436,646 
1,158,172 

3,278,474 


2,190,264 

543,641 

1,644,710 

1,913 

1,066,683 

120,000 

68,527 

878,156 
128,822 


166,818 
1,215,146 
-') 

10,570 


51,430 

28,173 

5,970 

197,546 

20,101 

345,675 

55,523,264  2 

18,836,895 

18,815,276 

1,906 

19,713 

7,617,238 

4,739,520 

1,270,658 
3,468,862 


2,231,737 

561,128 

1,668,795 

1,814 

645,982 

120,000 

68,570 

457,412 

1,875,554 


165,44 
1,199,77 


9,17 


51,4E 
32,77 

1,88 

163,04 

15.7C 

261,7^' 

10,628,07( 

19,748,8^ 

19,714,9( 

1,1'' 

32,2' 

7,803,4 

4,839,4' 
1,341,11 
3,498,2' 


2,275,0 

579,2 
1,694,3 

1,4 

688,9 

120,0 
68.5 


500.C 
2,829,( 


1)  Der  Aufwand  auf  die  lithographische  Anstalt    ist    unter 
verrechnet. 
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1880 


1881 


1882 


1883 


1884 


1885 


1886 


106,612 

1.193,935 

18,463 

9,170 


51,430 

32,282 

5,499 

203,986 

15,147 
290,646 

17.614.186 

17.586.615 

153 

27,418 

8,483,135 

5.587,347 
1.446,528 
4.140.819 


2.416.984 

618,482 

1,797,253 

1,249 

478,804 

120,000 

69,570 


289.234 

2.603.435 

253,143 


166,799 

1.199,207 

18,470 

9,170 


51.430 

28,373 

9,484 

148.989 

20,918 
283,024 

19.744,294 

19.713.151 

1.277 

29,866 

8,445,914 

5.511,819 
1,471,951 
4,039,868 


2,489.868 

648,979 

1,839.894 

995 

444.228 

120.000 

69,570 


254.658 

1,747.952 

96.039 


163,385 

1.186,609 

19,363 


51.430 

27,676 

4,033 

143,819 

18,616 
287,331 

20.281.408 

20.246.502 

44 

34,862 

8,521,442 

5,497,640 
1,500,580 
3,997,060 


2.556,398 

678,390 

1.877,024 

984 

467,404 

120,000 

69,570 


277,834 

2,151,041 

5.249 


161,039 

1,206,381 

19,370 


51,430 

26,429 

3,904 

155,630 

16,807 
288,142 

19.916.391 

19,879.014 

111 

37,266 

8,605.334 

5,504,296 

1,545,S 

3.958.407 


2.626.752 

698,189 

1,927,579 

984 

474.286 

120,000 

69.570 


284.716 

1,059,458 

228.892 


161,509 

1,203,488 

21,430 


65,000 

25,919 

5,813 

152,043 

13.740 
293.721 

18,821.057 

18,779,178 

1,682 

40,197 

8,732,431 

5,525,072 
1,576,541 
3.948,531 


2.683,896 

727.099 

1,955.819 

978 

523,462 

133.000 

104,283 


286,179 

1.131,269 

16,800 


162,651 

1,207,127 

21,783 


65,000 

29,460 

5,012 

161,075 

18,947 
291,951 

22.142.217 
22,097.528 

44,689 

8,928.884 

5,646,691 
1,743,173 
3,903.518 


2,756,659 

754,378 

2,001,290 

991 

525,534 

133,000 

104,283 


288.251 

1.003.624 

343.765 


159,550 

1.208,710 

22,683 


80,000 

29,156 

3,483 

194,236 

7,992 
335,142 

26,122,957 

26,084,031 

111 

38,815 

9,035,209 

5,665,692 
1.825,424 
3,840.268 


2,840,829 

793,635 

2,046,278 

916 

528,688 

133.000 
104,283 


291,405 

797,106 

64,840 

780,608 


i)  Militäretat. 

5|  Ausserordentlicher  Aufwand  der  Militärverwaltang, 
lanzarchiv.    Y.  Jahrg.  791 
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1 

1 
<ä 

Vortrag 

1876 

1877 

1878 

III.  Abteilung. 
Staatsansgaben  ä  conto  der  reservierten 
Bestände    aus    früheren   Finanzperioden 

1,064,145 

578,431 

845.731 

Summe  Abteilung  III. 

Dazu  Abteilung  II. 

Abteilung  I. 

1,064,145 

117.194,957 

25,427 

578,431 

183,554,781 

337 

845,731 

137.549.86( 

1.79( 

Summe  der  Staatsausgaben 

Dazu  Verwaltungsausgaben 

118,284,529 
92,972,812 

184,133,549' 

92,748,896 

138.397,36 
93.176.9^ 

Summe  aller  Ausgaben 

Summe  aller  Einnahmen 

211,257,341 
252,507,347 

276,882,445' 
307,532,736' 

231,574,3^ 

245,506.8{ 

Aktivrest 

41,250,006 

30,650,291 

13,932,5( 

1)  Behufs  Vergleichung  der  Ausgaben  und  Einnahmen  der  Jahre  1877  und  1878  mit  denen  der  übrii 
Jahre  sind  einerseits  die  auf  Seite  256  nach  Ziffer  XXIV  gemachten  Vorträge ,  anderseits  Note  2  und  3 
S.  240  und  241  zu  berücksichtigen. 


» 

Bayris< 

1876 

1877 

1878 

1879 

1880 

1.  Allgemeine  Staats- 
schuld    .... 

2.  Eisenbahnschuld  . 

3.  Grundrenten-  „ 

4.  Kulturrenten-  „ 

186,635,314 
746,768,969 
175,550,571 

175,164,084 
816,091,537 
176,088,141 

183,831,833 

857,828,815 
173,650,248 

184,190,796 
904,003,771 
171,451,627 

210,509.2 
940,316.7 
169,644.8 

Summe    der   Staats- 
schuld*) .... 

1,108,954,854' 

1,167,343,762* 

1,215,310,896* 

1,259,646,194' 

1,320,470,5 

')  Am  Anfang  des  Jahres. 
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1879 

1880 

1881 

1882 

1883 

1884 

1885 

1886 

347,107 

707,760 

415,290 

194,859 

78,462 

373,782 

84,828 

554,326 

347,107 

.921.078 

764 

707.760 

132.289,624 

2,916 

415,290 

135,627,634 

3,791 

194,859 

135,951,114 

14.236 

78,462 

136.219.456 

4,846 

373,732 

139,356,918 

5,132 

84,828 

142,713,051 

906 

554.326 

144,907,716 

4,894 

1.268.949 
1.455.559 

133,000,300 
88.223,432 

136,046,715 
120,558,704 

136,160,209 
97,922,726 

136,302.764 
94,358,909 

139,735,782 
93,103,961 

142,798,785 
92.943,304 

145,466,936 
96,171,928 

.724.508 
...508,192 

221.223,732 
253,584,017 

256,605,419 
286,890,808 

234,082,935 
277,447,132 

230,661,673 
279.964,638 

232.839.743 
289,063.899 

235,742,089 
296,454,829 

241,638,864 
308,561,911 

5  .783.684 
n  atsscha] 

32,360,285 
d. 

30,285,389 

43,364,197 

49,302,965 

56,224.156 

60,712,740 

66,923,047 

1881 

1882 

1883 

1884 

1885 

1886 

233,941,729 
J34,651,212 
168.069.716 

229,947,455 
944,514,079 
166,616,597 

236.346,164 
945,975,115 
164,999,462 

236,751,118 
946,460,400 
163,335,957 

233,684,561 
947,460,400 
161,554,681 

230,894,476 

953,460,400 

160,166,490 

137,400 

i36.662,657' 

1.341,078,131» 

pril. 
ai. 

1,347,320,741« 

1,:346,547,475» 

1,342,699,642' 

1,344,658,766» 

-)  Am  1.  A 
•  Am  1.  M 

11 
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Finanzgesetzgebung. 


Die  Reform  der  Besteuerung  von  Branntwein  und  Presshefe 
in  Oesterreich-Üngarn. 

Von 

I 
Dr.  Max  Menger 

in  Wien. 

I. 

Einleitung. 

Den  Staaten,  welche  seit  langer  Zeit  eine  hohe  Abgabe  von  dem  für  den 
menschlichen  Konsum  bestimmten  Branntwein  beziehen,  wie  Belgien,  England, 
Frankreich ,  Holland ,  Italien ,  Schweden ,  Norwegen ,  Russland,  die  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika,  haben  sich  in  letzter  Zeit  die  Schweiz,  Deutschland 
und  Oesterreich-Üngarn  angeschlossen.  Am  1.  September  des  laufenden  Jahres 
treten  in  Oesterreich-Üngarn  die  Gesetze  vom  20.  Juni  1888  (Z.  95  und  96  des 
Reichsgesetzblattes)  in  Kraft,  welche  Steuer  und  Zoll  von  gebrannten  geistigen 
Flüssigkeiten  erheblich  erhöhen,  die  Besteuerung  des  Branntweins,  und  um  mit 
den  Worten  des  Gesetzes  zu  reden,  „der  mit  der  Branntweinerzeugung  ver- 
bundenen Presshefeerzeugung"  einer  eingehenden  Reform  unterziehen. 

Der  Zweck  dieser  Reform  ist,  wie  in  den  Motiven  des  Gesetzentwurfes  mit 
anerkennenswerter  Offenheit  ausgesprochen  wird,  die  namhafte  Vermehrung  der 
Staatseinkünfte.  In  vielen  wichtigen  Bestimmungen,  darunter  auch  in  solchen, 
in  welchen  das  jüngste  Branntweinsteuergesetz  des  Deutschen  Reiches  vom 
24.  Juni  1887  von  den  betreffenden  Gesetzen  aller  anderen  Staaten  sich  ganz 
erheblich  und  auffallend  unterscheidet,  folgt  das  österreichische  Gesetz  dem  des 
Deutschen  Reiches. 

Der  Grundgedanke  der  betreffenden  Reform  in  Oesterreich-Üngarn  wie  in 
Deutschland  geht  dahin,  dass  in  Zukunft  die  Branntweinsteuer,  soweit  möglich, 
nicht  mehr  nach  äusseren  Merkmalen  und  Massen  der  zur  Produktion  verwendeten 
Apparate,  sondern  nach  Mass  der  produzierten  Branntweinmenge,  soweit  sie  dem 
freien  Verkehr  übergeben  wird,  zu  bemessen  sei. 

Nur  wenn  der  üebergang  in  den  freien  Verkehr  zu  gewissen  Zwecken 
erfolgt,  für  welche  das  Gesetz  die  Steuerfreiheit  feststellt,  und  zwar  in  der 
Regel  nach  erfolgter  Denaturierung,  tritt  die  erwähnte  Steuerpflicht  nicht  ein. 
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Oesterreich-Ungam  hat  mit  dem  Pauschalierungssystem ,  nach  welchem 
bisher  ein  grosser  Teil  der  kleineren  imd  mittleren  Brennereien  die  Steuer  ent- 
richtete, viel  entschiedener  aufgeräumt  als  Deutschland.  Nur  für  die  kleinsten 
Brennereien  wurde  eine  Art  Pauschalierungssystem  belassen.  Auch  jene  be- 
schränkte, wohl  nur  als  Uebergangsmassregel  aufzufassende  Geltung,  welche  das 
deutsche  Reichsgesetz  für  gewisse  mittlere  Brennereien  dem  ehemaligen  preus- 
sischen  Pauschalsystem  für  die  Zukunft  noch  belassen  hat,  hat  das  österreichische 
Gesetz  dem  allerdings  viel  unrichtigeren  österreichisch-ungarischen  Pauschalierungs- 
system, welches,  wie  wir  ausführen  werden,  zu  sehr  gefährlichen  und  bedenk- 
lichen Konsequenzen  führen  musste  und  geführt  hat,  nicht  eingeräumt. 

Die  Hauptateuersätze  in  Deutschland  und  in  Oesterreich-Ungam  —  70  und 
90  M.,  35  und  45  fl.  —  sind,  wenn  das  allerdings  bedeutende  Goldagio,  das  schon 
25  und  mehr  Prozente  betrug,  nicht  in  Rücksicht  gezogen  wird,  gleich  hoch. 
Beiden  Gesetzen  liegt  die  Anschauxmg  zu  Grunde,  dass  ein  Teü  des  produzierten 
Branntweins  einen  geringeren  Steuersatz  zu  entrichten  habe.  Die  Menge  des 
Branntweins,  von  dem  lediglich  der  geringere  Steuersatz  zu  entrichten  ist,  die 
Höhe  des  sogen.  Branntweinkontingents  wird  für  Oesterreich  und  Ungarn  durch 
eine  bestimmte  im  Gesetze  angegebene  Zahl  von  Hektolitem,  nicht  wie  in  Deutsch- 
land durch  die  Feststellung  einer  gewissen  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  ent- 
fallenden Branntweinmenge  bemessen.  Auch  nach  dem  österreichisch-ungarischen 
Gesetze  wird  fast  die  ganze  kontingentierte  Branntweinmenge  jenen  Brennereien 
zugeteüt,  welche  in  den  letzten  Jahren  an  der  Branntweinproduktion  teilge- 
nommen haben;  auch  in  Oesterreich-Ungam  werden  hierbei  jene  Brennereien, 
welche  mit  Landgütern  in  unmittelbarem,  engem  Zusammenhange  stehen,  erheb- 
lich begünstigt. 

Der  österreichisch-ungarischen  wie  der  deutschen  Branntweinsteuerreform 
liegen  somit  in  vielen  Punkten  gleiche  Anschauungen  zu  Grunde.  Doch  die 
Ausführung  der  grossen  Mehrzahl  der  einzelnen  Bestimmungen  ist  eine  durchaus 
verschiedene.  Die  bisherige  österreichisch-ungarische  Gesetzgebung  über  die  Brannt- 
weinsteuer, von  der  ein  grosser  Teil  auch  in  das  neue  Branntweinsteuergesetz 
überging '),  war  von  den  einschlägigen  Bestimmungen  der  preussischen  und  nord- 
deutschen Gesetzgebimg  durchaus  verschieden. 

Die  Einführung  der  Konsumsteuer  imd  die  Kontingentierung  der  Brannt- 
weinproduktion führen  bei  dem  ganz  eigentümlichen  staatsrechtlichen  Verhält- 
nisse, in  dem  Oesterreich  und  Ungarn  zu  einander  stehen,  zu  grossen  Schwierig- 
keiten, welche  von  der  Gesetzgebung  in  nur  mangelhafter,  vielfach  ungenügender 
Weise  gelöst  sind.  Auch  die  Anwendung  derselben  fundamentalen  Sätze  in  der 
Branntweinsteuerreform  muss  in  Oesterreich-Ungam  wegen  der  grossen  Ver- 
schiedenheit der  wirtschaftlichen  und  sozialen  Verhältnisse  gerade  der  zumeist 
Branntwein  konsumierenden  Landesteile  ganz  andere  Erfolge  zu  Tage  fordern  als 
in  Deutschland.  Die  Einführung  einer  neuen  hohen  Steuer  muss  femer  in  Oester- 
reich, das  von  direkten  und  indirekten  Gebühren,  Monopolen  und  allen  mög- 
lichen anderen  Abgaben   in  einer  Weise  überlastet  ist,    wie  wohl  kein  anderes 


1)  Von  den  lOl  Paragraphen  des  neuen  Branntweinst^uergesetzes  sind  über  70  den  be- 
treffenden Bestimmungen  des  bisherigen  österreichischen  Branntweinsteuergesetzes  ganz  oder 
doch  im  wesentlichen  gleich. 
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Land  Europas,  in  gar  mancher  Beziehung  eine  andere  Beurteilung  hervorrufen 
als  die  entsprechende  Steuerreform  in  anderen  viel  vreniger  hoch  besteuerten 
Ländern.  Endlich  hat  der  Umstand,  dass  in  mehreren  österreichischen  Kron- 
ländem  gewisse,  den  mittelalterlichen  Bann-  und  Zwangsrechten  ähnliche  Vor- 
rechte bezüglich  der  Produktion  und  des  Ausschanks  gewisser  geistiger  Getränke, 
darunter  des  Branntweins,  zu  gunsten  der  Rittergutsbesitzer  und  mancher  Städte 
sich  noch  erhalten ,  ja  in  den  letzten  Jahrzehnten  an  Festigkeit  und  Umfang 
erheblich  gewonnen  haben,  zu  ganz  merkwürdigen  Verhandlungen  und  eigen- 
tümlichen Beschlüssen  der  gesetzgebenden  Körper  geführt. 

Wenngleich  die  neueste  Reform  der  österreichisch-ungarischen  Branntwein- 
steuer in  mehreren  wichtigen  Grundsätzen  mit  der  neuesten  Gesetzgebung  des 
Deutschen  Reiches  über  die  Braimtweinsteuer  übereinstimmt,  so  bieten  doch  das 
Gesetz  und  die  zahlreichen  finanziellen,  sozialpolitischen,  volkswirtschaftlichen 
und  administrativen  Fragen ,  welche  bei  der  Verhandlung  über  dasselbe  zur 
Erörterung  kommen,  so  viel  des  Besonderen  und  P]igentümlichen,  dass  eine  Be- 
sprechung der  jüngsten  Reform  der  Branntweinbesteuerung  in  Oesterreich-Ungarn 
wohl  gerechtfertigt  erscheint. 


n. 

Die  österreichisch-ungarische  Branntweinsteuer  vor  der  jüngsten 

Steuerreform. 

Ein  Einblick  in"  die  grosse  Bedeutung  der  Reform  der  Besteuerung  von 
Branntwein  und  Presshefe,  welche  durch  die  Gesetze  vom  20.  Juni  1888  (Z.  95  und 
96  des  Reichsgesetzblattes)  für  Oesterreich,  durch  ähnliche  Gesetze  für  Ungarn  und 
zwar  für  beide  Länder  für  die  Zeit  vom  1.  September  1888  an  eingeführt  wird, 
kann  wohl  nur  dann  gewonnen  werden,  wenn  man  sich  zum  mindesten  die  Grund- 
sätze der  bisher  geltenden  einschlägigen  Gesetzgebung  vergegenwärtigt.  Es 
würde  zu  weit  führen,  die  sehr  zahlreichen  Aenderungen,  welche  die  öster- 
reichische Gesetzgebung  über  die  Branntweinsteuer  seit  dem  Verzehrungssteuer- 
patent  vom  Jahre  1829  erfahren  hat,  im  Detail  darzulegen. 
Gesetze  Das  Verzehrungssteuerpatent  vom  Jahre  1829   setzte  an  die  Stelle  über- 

überdieBrannt- ^yg  zahlreicher  Steuern,  welche  von  geistigen  Getränken  und  anderen  Gegen- 
d  T  h  i8(;i  ständen  des  täglichen  Konsums  in  einzelnen  Teilen  des  lose  zusammenhängenden 
Staates  erhoben  wurden,  allgemein  gültige  Normen,  von  welchen  freilich  zahl- 
reiche Ausnahmen  bestanden.  Durch  das  kaiserliche  Patent  vom  29.  September 
1850  wurde  die  Verzehrungssteuer  von  gebrannten  geistigen  Flüssigkeiten  auch 
in  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  und  in  der  Militärgrenze  eingeführt. 
Seit  jener  Zeit  bestand  bis  zur  Begründung  des  Dualismus  eine  in  ihren  Grund- 
zügen gleiche  Besteuerung  des  Branntweins  in  Oesterreich  v?ie  in  Ungarn.  Durch 
die  Einführung  der  dualistischen  Verfassung  wurde  an  diesem  Verhältnisse  nichts 
geändert,  da  die  Gesetzgebung  über  den  Branntwein  zu  jenen  Angelegenheiten 
gehört,  welche  nach  den  Worten  des  betreffenden  österreichischen  Verfassungs- 
gesetzes zwar  nicht  gemeinsam  verwaltet,  jedoch  nach  von  Zeit  zu  Zeit  zu  ver- 
einbarenden gleichartigen  Grundsätzen  behandelt  werden  müssen. 
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Wir  wollen  die  Besprechung  der  vor  Beginn  der  konstitutionellen  Aera 
in  Oesterreich ,  d.  i.  vor  dem  Jahre  1861 ,  erlassenen  Patente  und  Ministerial- 
erlasse  in  Rücksicht  auf  die  Besteuerung  des  Branntweins,  von  denen  die  unten 
verzeichneten  die  wichtigeren  sind  *),  unterlassen,  da  sie  für  die  Gegenwart  keine 
unmittelbare  Geltung  haben,  fast  durchaus  auf  eine  ganz  andere  Stufe  der 
Technik  und  des  kommerziellen  Verkehres  Rücksicht  nehmen,  als  sie  derzeit 
bei  der  Branntweinproduktion  und  dem  Branntweinhandel  vorkommt,  demgemäss 
für  das  Verständnis  der  gegenwärtigen  Reform  keine  unmittelbare  Bedeutung 
besitzen. 

Beim  Beginn  der  konstitutionellen  Aera  bestand  auf  Grund  der  oberwähnten 
Gesetze  eine  Branntweinsteuer  in  der  Art,  dass  für  die  einmalige  Benutzung 
eines  Eimers  Grärraum  bei  Verarbeitung  von  mehligen  Stoffen,  Rüben  oder  Me- 
lasse 31^2  kr.,  von  Kernobst,  Wurzeln  und  Bierbrauabfällen  21  kr.,  von  Wein- 
trauben 16  kr.,  von  Steinobst,  Wein,  Weinmost.  Weinhefe  und  Obstmost  31 V«  kr. 
an  Branntweinsteuer  gezahlt  wurden. 

Eines  der  ersten  Steuergesetze  der  konstitutionellen  Aera,  das  Gesetz  vom  ^^  Produkten 
9.  Juli  1862  (Z.  45  des  Reichsgesetzblattes)  gegeben  für  ganz  Oesterreich  und  Ungarn  ^"^"JJ*^^  ^^^ 
mit  Ausnahme  der  Zollausschlüsse ,  führte  für  alle  grösseren  Brennereien  die     9  j^jj  jgg^ 
Produktensteuer   ein.     Nach  Art.  11   dieses   Gesetzes   wird  die   Menge   des 
Ei-zeugnisses  und  der  Alkoholgehalt  desselben  mittels  eines  amtlich  geprüften 
mechanischen  Messapparates  und    des   hundertteiligen  Alkoholometers   erhoben. 
Art.  in  dieses  Gesetzes  ordnet  an,   dass   der  Steuersatz   für  je   einen   nieder- 
österreichischen  Eimer  und  einen  Alkoholometergrad  nach  der  himdertteiligen 
Skala  6  kr.  beträgt. 

Bezüglich  jener  kleineren  Brennereien,  welche  vermöge  ihrer  Einrichtung 
und  des  geringen  Umfangs  ihrer  Erzeugung  nicht  als  geeignet  zur  Anwendung 
eines  Messapparates  erkannt  werden,  sollte  auf  Grund  der  Menge  und  Grad- 
haltigkeit  des  bisherigen  Erzeugnisses,  jedoch  mit  Festhaltung  der  Steuersätze 
des  Gesetzes  vom  9.  Juli  1862  eine  Abfindung  über  die  Steuerleistung  getroffen 
werden.  Wo  aber  eine  solche  nicht  zustande  käme,  sollte  die  frühere  Art  der 
Besteuerung  in  Kraft  bleiben.  Da  ein  niederösterreichischer  Eimer  56,59  1 
ausmacht  und  der  Steuersatz  für  einen  Eimergrad  6  kr.  betragen  hatte,  so  be- 
trug der  Steuersatz  für  einen  Hektolitergrad  10,7  kr.,  wozu  jedoch  noch  der 
20prozentige  Zuschlag  hinzuzurechnen  war. 

Gegen  die  Einführung   der  Produktensteuer   erhob  sich   von  Seiten  zahl-  Die  Einftihmiig 

reicher  Produzenten,  insbesondere  solcher,  die  den  Kreisen  der  Grossgrundbesitzer  der  allgemeinen 

Pauschalierung 

durch  die   Bel- 
>)  Finanzministerialerlass  vom  21.  Oktober  1849  Z.  426  über  die  Besteuerung  gebrannter  credi'sche  Yer- 
Flüssigkeiten  in  den  Kronländem,  wo  die  St«uer  bei  der  Erzeugung  eingehoben  wird  und  im    Ordnung  vom 
Zollausschluss  von  Brody,   sowie  über  die  Besteuerung  des  Bieres  in  GaUzien.  Erakau  und  l^-f^ktober  1865. 
der  Bukowina.  —  Finanzministerialerlass  vom  12.  September  1853  Z.  178  über  die  Besteuerung 
gebrannter  geistiger  Flüssigkeiten.   —  Finanzminist«rialerlass  vom  14.  Juli  1856  Z.  130 :  Ein- 
führung  der   Besteuerung  der  gebrannten   geistigen  Flüssigkeiten  im  lombardisch -venezia- 
nischen Königreiche,  dann  in  Tirol  und  Vorarlberg  nach  den  in  den  übrigen  Ländern  geltenden 
Grundsätzen.   —   Finanzministerialerlass  vom  23.  Juli  1856  Z.  142:  Vollzugsvorschrift  zum  &- 
lass  vom  14.  Juli  1856  Z.  130.  —  Finanzministerialerlass  vom  30.  Juli  i?56  Z.  144:  Modifizierui^ 
einiger  Normen  über  die  Branntweinsteuer  in  üebereinstimmung  mit  dem  nnt«r  dem  l.  April 
1853  Z.  66  eingeführten  Alkoholometer.  —  Finanzministerialerlass  vom  4.  September  1856  Z.  les", 
hetrefTend  die  Besteuerung  gebrannter  geistiger  Flüssigkeiten  bei  der  Erzeugung. 
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angehörten,  eine  starke  Opposition.  Diese  gewann,  als  durch  das  kaiserliche 
Patent  vom  20.  September  1865  die  Verfassung  sistiei-t  worden  war,  mächtigen 
Einfluss.  Das  vorwiegend  vom  Feudaladel  beeinflusste  Sistierungsministerium 
Belcredi  erliess  im  Verordnungswege  die  Bestimmungen  vom  18.  Oktober  1865 
über  die  Branntweinbesteuerung.  Durch  dieselben  wurde  die  Besteuerung  nach 
dem  Produkt  aufgehoben,  lediglich  die  Pauschalierung  sollte  als  einziger 
Besteuerungsmodus  gelten.  Im  Sinne  des  Art.  3  dieser  Verordnung  sollte  die 
Steuer  nach  dem  dritten  Teil  des  gesamten  vorhandenen  Rauminhaltes  der 
Gärungsgefässe  und  nach  der  Annahme  einer  Alkoholausbeute  von  6V2  Eimer- 
graden per  Eimer  bemessen  werden.  Die  Steuer  per  Eimergrad  wurde  überdies 
von  6  kr.  auf  5  kr.,  mit  dem  20prozentigen  Zuschlag  somit  von  7,2  kr.  auf  6  kr. 
herabgesetzt.  Es  wurde  somit  der  Steuerbemessung  die  exorbitante  Annahme 
zu  Grunde  gelegt,  dass  per  Hektoliter  Maischraum  und  Tag  nur  27«  Hektoliter- 
grade Alkohols  gewonnen  werden. 

Dieses  Gesetz  beseitigte  nicht  nur  die  Besteuerung  nach  der  produzierten 
Branntweinmenge,  es  führte  auch  eine  Pauschalierung  auf  offenbar  viel  zu 
niedrig  gegriffenen  und  überdies  ganz  unrichtigen  Grundlagen  ein.  Selbst  der 
altbewährte  Grundsatz  der  österreichischen  (und  preussischen)  Branntweinsteuer- 
gesetzgebung, wonach  die  Steuer  nicht  per  Tag,  sondern  für  die  jedes- 
malige Benutzung  des  Gärgefässes  zu  entrichten  war,  wurde  verlassen. 
Gegen-       D^r  grosse  Schaden,    der   hierdurch    den   Staatsfinanzen    erwuchs,    führte    nach 

bestrebungen.  Wiederherstellung  verfassungsmässiger  Zustände    zu  mehrfachen   Reformbestre- 
bungen, so  durch  die  Gesetze  vom  28.  März  1868  Z.  24,  vom  8.  Juli  1868  Z.  104, 
vom  18.  Mai  1875  Z.  84. 
Gesetze  von  Eine  eingehende  Reform  fand  durch  das  Gesetz  vom   1.  September  1878 

1878  und  1884.  ^2.  72  des  Reichsgesetzblattes)  statt.  Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  sind,  soweit 
sie  nicht  durch  die  Novelle  vom  Jahre  1884  verändert  wurden,  noch  in  Geltung, 
nicht  wenige  sind  auch  in  das  neueste  Steuerreformgesetz,  welches]  vom  1.  Sep- 
tember 1888  an  Gültigkeit  haben  wird,  übergegangen.  Es  hat  dieses  Gesetz  für  die 
österreichische  Spritsteuergesetzgebung  etwa  die  Bedeutung,  wie  sie  das  Gesetz 
des  Norddeutschen  Bundes  vom  8.  Juli  1868  für  die  Spritsteuergesetzgebung  des 
Deutschen  Reiches  gewonnen  hat.  Zahlreiche  wichtige  Bestimmungen  des  öster- 
reichisch-ungarischen Spritsteuergesetzes  vom  1.  September  1878  wurden  durch 
das  Gesetz  vom  19.  Mai  1884  geändert. 

Die  wichtigsten  Bestimmungen  der  erwähnten,  derzeit  und  bis  zum  1.  Sep- 
tember 1888  geltenden  zwei  Branntweinsteuergesetze  von  1878  und  1884  sind 
nachfolgende:  Als  allgemeiner  Steuersatz  gilt  der  Betrag  von  11  kr.  ö,  W.  per 
Hektolitergrad.  Jene  Anzahl  von  Hektolitergraden,  welche  sich  nach  dem  für  die 
betreffende  Kategorie  von  Brennereien  vorgeschriebenen  oder  doch  für  zulässig 
erklärten  Bemessungsmodus  als  angenommene  Tagesproduktion  ergibt,  wird  mit 
dem  Steuersatz  von  11  kr.  ö.  W.  und  der  Zahl  der  Betriebstage  multipliziert. 
Derzeit,  d.  i.  bis  zum  1.  September  1888,  sind  nachfolgende  Arten  der 
Bemessung  in  üebung: 

1.  Die  Produktenbesteuerung  auf  Grund  eines  KontroUmessapparates,  wo- 
bei  aber   eine   bestimmte    durchschnittliche  Alkoholstärke   (von  75°  Tr.)    Ange- 

^  genommen  wird. 

2.  Die  Produktenbesteuerung  ohne  Kontrollmessapparat. 
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3.  Die  Pauschalierung  nach  der  Leistungsfähigkeit  des  Maischraumes. 

4.  Die  Pauschalierung  nach  der  Leistungsfähigkeit  der  Brennvorrichtung. 

5.  Die  Abfindung  nach  der  wahrscheinlichen  Grösse  des  Erzeugnisses  von 
Alkohol. 

Für  die  Bemessung  der  Steuer  ist  von  Wichtigkeit,  ob  die  betreffende 
Brennerei  als  landwirtschaftliche  anzusehen  sei  oder  nicht.  Nach  den  erwähnten 
österreichisch-ungarischen  Gesetzen  vom  1.  September  1878  imd  19.  Mai  1884  sind 
jene  Brennereien  als  landwirtschaftliche  anzusehen,  welche  mit  einer  einzelnen 
Landwirtschaft  (demgemäss  gelten  Brennereien,  welche  von  bäuerlichen  Ge- 
nossenschaften betrieben  werden ,  auch  wenn  sie  alle  sonstigen  Bedingungen 
erfüllen,  nicht  als  landwirtschaftliche  und  erfreuen  sich  nicht  der  den  landwirt- 
schaftlichen Brennereien  zukommenden  Steuerprivilegien)  derart  verbunden  sind, 
dass  sie  aus  der  Ernte  dieser  Landwirtschaft  ausschliesslich  oder  doch  grössten- 
teils die  Stoffe  zur  Branntweinerzeugung  erhalten  *)  und  an  dieselbe  Landwirt- 
schaft die  bei  der  Branntweinerzeugung  gewonnene  Schlempe  als  Viehfutter 
oder  doch  wenigstens  den  Dünger  abgeben,  der  von  dem  mittels  dieser  Schlempe 
gefütterten  Vieh  herrührt.  Das  Verhältnis  zwischen  dem  täglich  zu  versteuernden 
Rauminhalt  der  Maischgefässe  und  der  zur  Landwirtschaft  gehörenden  Grund- 
fläche an  Acker,  Wiese  und  Weide  muss  so  beschaffen  sein,  dass  auf  1  hl  dieses 
Rauminhaltes  wenigstens  5  ha  an  Grundfläche  kommen  (§  27).  Brennereien, 
welche  die  Steuer  nach  der  Menge  des  produzierten  Branntweins  auf  Grundlage 
eines  Kontrollmessapparates  entrichten,  haben  nachzuweisen,  dass  auf  je  10  1 
täglichen  Produktes  wenigstens  5  ha  an  Grundfläche  entfallen.  Die  später  zu 
besprechenden  Vorteile  in  der  Besteuerung,  welche  den  landwirtschaftlichen 
Brennereien  eingeräumt  sind,  werden  nur  für  jenen  Betrieb  bewiUigt,  welcher 
im  September,  Oktober  oder  November  beginnt,  und  zwar  für  nicht  mehr  als 
8  Monate  des  Betriebes. 

1.  Die  Produktenbesteuerung  auf  Grund  eines  Kontrollmess- 
apparates. 

Dieser  Art  der  Besteuerung  können  sich  alle  Brennereien  unterwerfen, 
welche  sich  gewissen,  im  Gesetze  insbesondere  zum  Zwecke  der  üeberwachung 
festgestellten  Vorsichtsmassregeln  unterziehen.  Es  müssen  sich  dieser  Art  der 
Steuer  unterziehen  alle  landwirtschaftlichen  Brennereien,  welche  mehr  als  50*), 
die  nichtlandwirtschaftlichen  Brennereien,  welche  mehr  als  35  hl  steuerbaren 
Gesamtrauminhalt  haben,  ebenso  die  Brennereien,  welche  Cellulose  verarbeiten. 

Durch  den  KontroUmessaparat  wird  jedoch  lediglich  die  Quantität  des 
produzierten  Sprits  festgestellt.  Eine  Feststellung  des  Alkoholgehaltes 
findet  nicht  statt,  der  Besteuerung  wird  vielmehr  die  Annahme  zu  Grunde 
gelegt,  dass  der  zu  besteuernde  produzierte  Alkohol   einen  Grehalt  von  75"  des 


•)  Von  welcher  Bedingung  aber  abgesehen  werden  kann,  wenn  die  Erfüllung  derselben 
bloss  infolge  einer  notorischen  Missemte  unmöglich  ist. 

^)  Nur  jene  landwirtschaftlichen  Brennereien ,  deren  Gesamtmaischraum  in  der  Brenn- 
kampagne 18^3  *4  nicht  mehr  als  60  hl  betragen  hat,  konnten  bis  Ende  August  1885  die  Steuer 
nach  der  Pauschalierung  nach  der  Leistungsfähigkeit  des  Maischraumes  auch  dann  entrichten, 
wenn  der  Rauminhalt  ihrer  steuerpflichtigen  Maischgefässe  wohl  über  50,  jedoch  nicht  über 
60  hl  betrug. 
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lOOteiligen  Alkoholometers  besitze.  Die  Zahl  der  (mit  je  11  kr.)  zu  ver- 
steuernden Hektolitergrade  wird  somit  in  der  Art  gewonnen,  dass  die  Zahl  der 
durch  den  KontroUmessapparat  festgestellten  Zahl  der  Hektoliter  (samt  Bruch- 
teilen) mit  75  multipliziert  wird. 

Nachfolgende  Brennereien  erhalten  bei  der  Produktenbesteuerung  Nach- 
lässe von  der  nach  den  obei-wähnten  gesetzlichen  Bestimmungen  sich  ergeben- 
den iSteuersumme: 

a)  die  landwirtschaftlichen  Brennereien,  welche  während  der  monatlichen 
Anmeldungsperiode  durchschnittlich  per  Tag  nicht  mehr  als  S'/a  hl  —  bezüg- 
lich mehr  als  37«»  jedoch  nicht  über  5  hl  —  gebrannter  geistiger  Flüssigkeit 
produzieren,  einen  Nachlass  von  20,  bezüglich  10  Prozent; 

b)  nichtlandwirtschaftliche  Brennereien,  die  während  der  monatlichen 
Anmeldungsperiode  durchschnittlich  per  Tag  nicht  mehr  als  S'/s  hl  gebrannter 
geistiger  Flüssigkeit  produzieren,  einen  Nachlass  von  5  Prozent. 

Nach  Ansicht  der  Regierung  hatte  das  Produkt  dieser  Brennereien  that- 
sächlich  die  durchschnittliche  Gradhaltigkeit  von  92"  Tr.  ').  Demgemäss  zahlen 
die  Brennereien,  welche  der  Besteuerung  nach  dem  KontroUmessaparate  unter- 
liegen, da  zum  Zwecke  der  Besteuerung  nur  ein  Alkoholgehalt  von  76°  Tr.  an- 
genommen wird,  während  thatsächlich  im  Durchschnitt  mindestens  92prozentiger 
Sprit  produziert  wurde,  nur  etwa  81 V2  Prozent,  somit  etwa  %  des  11  kr.  per 
Hektolitergrad  betragenden   Steuersatzes,   oder  statt   11  kr.  nur  etwa  8,96  kr. 

Wenn  femer  die  oben  unter  a  und  b  erwähnten  Steuernachlässe  von  20, 
10  und  5  Prozent  in  Rechnung  gezogen  werden,  zahlen  die  landwirtschaftlichen 
Brennereien,  welche  die  Steuer  nach  der  Menge  des  Produkts  mit  Hilfe  des 
KontroUmessapparates  entrichten,  wenn  sie  täglich  im  Durchschnitt  der  monat- 
lichen Anmeldungsperiode  nicht  mehr  als  37»  bl  ^)  produzieren,  nur  65,2  Prozent 
der  Steuer,  oder  statt  11  kr.  7,17  kr.  per  Hektolitergrad. 

Brennereien  gleicher  Art  zahlen,  wenn  sie  unter  denselben  Modalitäten 
mehr  als  8V2,  doch  nicht  über  5  hl  produzieren,  73,35  Prozent  der  Steuer,  oder 
statt  11  kr.  rund  8  kr.  per  Hektolitergrad. 

Die  industriellen  Brennereien,  welche  dem  Steuermodus  unterliegen,  jedoch 
nicht  mehr  als  37«  hl  per  Tag  produzieren,  zahlen  77,4  Prozent  der  Steuer, 
oder  statt  11  kr.  rund  8,5  kr.  per  Hektolitergrad. 

2.  Die   Produktenbesteuerung   ohne   KontroUmessapparat. 

Dieser  Art  der  Besteuerung  sind  lediglich  die  Brennereien  unterworfen, 
welche  aus  Weinabfällen  (Weinti*estern  und  dergl.)  Branntwein  und  zugleich 
weinsaure  Salze  erzeugen,  wofern  die  Eigentümer  es  nicht  vorziehen,  die  Steuer 
auf  Grund  der  Pauschalierung  nach  der  Leistungsfähigkeit  der  Brennereivor- 
richtung (siehe  unten  bei  4)  zu  entrichten,  was  ihnen  freisteht. 

Die  Steuer  wird  in  der  Art  bemessen,  dass  das  Produkt  in  dem  Sammel- 


1)  Wenngleich  die  Angaben  in  den  statistischen  Behelfen  für  die  im  Mai  1887  abgehal- 
tene Branntweinsteuerenquete  viel  niedriger  sind. 

2)  Unter  1  hl  werden  hier,  wie  übrigens  nach  dem  Gesagten  nicht  zweifelhaft  sein 
kann,  nicht  etwa  100  Hektolitergrade  oder  10,000  Literprozente,  sondern  lediglich  100  1  gebrannter 
geistiger  Flüssigkeit  verstanden. 
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gefässe  aufgefangen,  die  Menge  und  Gradhaltigkeit,  soväe  die  Zahl  der  zu 
versteuernden  Alkoholgrade  durch  einen  Beamten  festgestellt  und  hiemach  die 
Steuer  ohne  irgend  welchen  Abzug  berechnet  wird.  Diese  Art  der  Steuerent- 
riehtung  war  nach  den  bisher  geltenden  Steuergesetzen  die  einzige,  bei  welcher 
die  volle  Steuer  entrichtet  wurde.  Sie  kam,  wenn  überhaupt,  so  selten  vor, 
dass  sie  ohne  jede  Bedeutung  für  den  Stand  der  Besteuerung  des  Branntweins 
in  Oesterreich-üngam  war.  So  bestanden  in  der  Betriebsperiode  1886/87  in  ganz 
Oesterreich  eine,  in  ganz  Ungarn  acht  Brennereien,  welche  dieser  Art  der  Be- 
steuerung unterworfen  waren;  die  Jahressteuer  all  dieser  Brennereien  betrug 
wenige  tausend  Gulden. 

3.  Die  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  des  Maischraumes. 

Diese  Art  der  Besteuerung  findet  Anwendung  auf  die  Brennereien: 

a)  deren  Maischgefässe,  soweit  sie  bei  der  Bemessung  der  Steuer  zu  be- 
rücksichtigen sind ,  einen  Gesamtrauminhalt  von  wenigstens  17  hl  besitzen, 
jedoch  bei  landwirtschaftlichen  Brennereien  den  von  50,  bei  anderen  Brennereien 
den  von  35  hl  nicht  übersteigen: 

b)  bei  denen  der  erwähnte  Rauminhalt  wohl  nicht  17  hl  erreicht,  welche 
jedoch  einen  Dampfapparat  oder  auch  nur  mehrere  Brennvorrichtungen  mit 
unmittelbarer  Feuerung  oder  eine  Brennblase  von  mehr  als  2  hl  Inhalt  be- 
sitzen ,  oder  deren  Brennvorrichtung  aus  anderen  Bestandteilen  zusammengesetzt 
ist  als  einer  einzigen  Breimblase,  dem  Rühi-werk,  Blasenhelm,  den  Kühlflaschen, 
der  Kühlschlange  oder  den  geraden  Kühlröhren  und  dem  Verbindungsrohr 
zwischen  Blasenhelm  und  Kühlvorrichtung. 

Dieser  Art  der  Pauschalierung  hegt  die  Annahme  zu  Gnmde,  dass  auf 
jeden  Hektoliter  des  Maischraumes  und  auf  je  24  Stunden  des  Betriebs 
bei  der  Verarbeitung  roher  Rüben  5\-2  Hektolitergrad  Tr. ,  bei  der  Verar- 
beitung von  mehligen  Stoifen  und  Erdbimen  Ö'/a  Hektolitergrad  Tr.,  bei  der 
von  Melasse  und  von  Stoffen,  die  dieser  gleichgestellt  sind,  7  Hektolitergrad 
Tr.  produziert  werden. 

Die  landwirtschaftlichen  Brennereien  erhalten  auch  noch  von  der  auf 
Grund  dieser  Annahmen  berechneten  Steuer  sehr  erhebliche  Nachlässe,  und  zwar 
erhalten  jene,  welche  während  der  monatlichen  Anmeldungsperiode  nicht  mehr 
als  20  hl  Maischraum  täglich  verteuern,  einen  Nachlass  von  25  Prozent  der 
berechneten  Steuer.  Bei  jenen,  die  mehr  als  20,  doch  nicht  über  35  hl  Maisch- 
raum täglich  versteuern,  beträgt  der  Nachlass  20  Prozent;  bei  jenen,  die  über 
35,  doch  nicht  über  50  hl  versteuern,  10  Prozent  der  auf  Grund  der  oberwähn- 
ten Annahmen  berechneten  Steuer. 

Diese  Ari  der  Pauschalierung  gewährt  den  Spritproduzenten  sehr  grosse 
Vorteile,  die  aber  je  nach  dem  Preise,  daim  der  Qualität  der  Rohprodukte,  der 
grösseren  oder  geringeren  Vollendung  des  technischen  Betriebs  sehr  verschieden 
sind.  Dadurch,  dass  die  Berechnung  der  Steuer  nicht  nach  dem  Rauminhalt 
der  Maischgefässe  und  für  jeden  einzelnen  Abtrieb,  sondern  nach  dem 
Rauminhalt  der  Maischgefässe  und  für  jeden  Tag  erfolgt,  werden  die 
Breimereiunternehmer  dahin  gedrängt,  möglichst  viele  Abtriebe  innerhalb  eines 
Tages   vorzunehmen,    da  ja   die   Steuer   gleich  hoch   bleibt,   ob   nun  ein  oder 
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mehrere  Abtriebe  an  einem  Tage  vorgenommen,  die  mit  einer  bestimmten 
Summe  per  Tag  besteuerten  Maiscbgefässe  ein,  drei,  vier  oder  noch  mehrere 
Male  benutzt  werden.  Wohl  fand  bei  den  schnellen  Abtrieben  eine  gewisse 
Verwüstung  des  Rohmaterials  statt.  Aus  dem  Meterzentner  Kartoffeln  oder 
Mais  wurde  nicht  jene  Zahl  von  Hektolitergraden  gewonnen,  die  bei  lang- 
samem Abtrieb  hätte  gewonnen  werden  können.  Dagegen  fiel  aber  die  „Er- 
sparung"  der  Steuer  ins  Gewicht.  Jeder  Brennereiunternehmer  berechnete  nun, 
ob  der  Verlust  an  Branntwein  bei  zahlreichen  Abtrieben  ihm  einen  grösseren 
Ausfall  bereite,  als  er  an  Steuer  durch  schnellen  Abtrieb  „erspare".  Diese  Art 
der  Pauschalierung  führte  somit  zur  Verwüstung  des  Rohmaterials  und  zur 
Verringerung  des  dem  Staate  gebührenden  Steuereinkommens,  zur  Schädigung 
der  Volkswirtschaft  und  der  Staatsfinanzen. 

Wie  hoch  die  Ersparnis  an  Steuer  war,  die  den  Eigentümern  der  pau- 
schalierten Brennereien  zufiel,  lässt  sich  im  allgemeinen  auch  nur  mit  einiger 
Sicherheit  nicht  bestimmen.  Sicher  ist,  dass  je  billiger  das  Rohmaterial  zu 
stehen  kam,  desto  weniger  die  Verluste  durch  die  mit  den  zahlreichen  Abtrieben 
notwendig  verbundene  Verwüstung  des  Rohmaterials  in  die  Wagschale  fielen. 
Je  schlechter  die  Qualität  dieses  Rohmaterials,  je  niedriger  die  Preise  sind,  zu 
denen  es  erhältlich  ist,  desto  eher  wird  die  Verschleuderung  desselben  durch 
die  „Ersparnis"  an  Steuer  wettgemacht  und  noch  ein  Gewinn  herausgeschlagen. 
Es  ist  daher  allerdings  richtig,  dass,  wie  auch  von  Sachverständigen  bei  den 
Enqueten  wiederholt  hervorgehoben  wurde,  der  Ausfall  der  Kartoffelernte  nach 
Quantität  und  Qualität  für  die  Entscheidung  der  Frage  mit  massgebend  war, 
ob  die  Branntweinbrennereien  mehr  oder  minder  oft  per  Tag  einmaischen,  d.  h., 
ob  es  sich  ihnen  rentiere,  die  Ersparnis  an  Steuer  durch  eine  grössere  Vei-- 
schleuderung  des  Rohmaterials  zu  erkaufen.  Jene  Gegenden  Oesterreich-Ungams, 
in  denen  die  billigsten  Kartoffelpreise  bestehen,  freilich  die  Kartoffeln  nicht 
selten  einen  sehr  geringen  Stärkegehalt  besitzen  (das  östliche  Galizien,  die 
Bukowina,  das  nördliche  Ungarn),  besitzen  die  Brennereien,  welche  die  grösste 
Zahl  von  Abtrieben  erzielen,  demgemäss  bei  Zahlung  des  gleichen  Steuerbetrages 
für  den  Hektoliter  Maischraum  und  den  Tag  die  relativ  grösste  Quantität  von 
Branntwein  produzieren,  somit  für  den  Hektoliter  produzierten  Sprits  die  ge- 
ringste Steuer  entrichten.  Seitens  der  Regierung,  dann  von  den  Sachver- 
ständigen in  den  von  der  Regierung  einberufenen  P]nqueten,  in  der  Presse,  end- 
lich von  den  sachverständigen  Abgeordneten  der  zumeist  beteiligten  Landstriche 
wurden  Angaben  über  das  Verhältnis  der  wirklich  gezahlten  Steuer  zu  der 
thatsächlich  produzierten  Spritmenge  gemacht,  welche  ganz  verschieden  waren 
und  untereinander  oft  in  schroffstem  Widerspruche  standen.  Ganz  eigentümlich 
wirkte  nachfolgender  Widerspruch,  welcher  allerdings  ein  ganz  besonderes  Licht 
auf  die  Verlässlichkeit  und  Brauchbarkeit  gewisser  Enqueten  warf. 

Die  Regierung  hielt  zu  einer  Zeit  eine  Enquete  ab,  in  welcher  noch 
mehrere  der  Experten  annahmen  und  hierin  durch  eine  der  von  der  Regierung 
gestellten  Fragen  bestärkt  zu  sein  glaubten,  dass  die  Reform  der  Branntweinsteuer 
auf  eine  Verschärfung  der  für  die  Pauschalierung  massgebenden  Aimahmen, 
sowie  auf  eine  Erhöhung  des  Steuersatzes  von  11  auf  16  kr.  per  Hektoliter- 
grad, nicht  aber  auf  eine  Aenderung  des  Steuersystems,  die  Einführung  einer 
Konsumsteuer  abzielen  werde.     Sachverständige  von   ausgezeichneter  äusserer 
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Lebensstellung  erklärten  nun,  dass  in  den  galizischen  Brennereien  in  der  Regel 
nur  3mal  täglich  gemaischt,  somit  per  Hektoliter  Maischraum  täglich  etwa 
8'/4  Hektolitergrade  Alkohols  gewonnen  werden.  Diese  Behauptung  wurde  auch 
aufrecht  erhalten,  als  die  Vertreter  der  Regierung  und  andere  Mitglieder  der 
Enquete  hervorhoben,  dass  das  tägliche  Produkt  per  Hektoliter  Maischraum  in 
galizischen  Brennereien  nicht  8V*  oder  9,  sondern  13,  14  und  mehr  Hektoliter- 
grade betrage.  Als  aber  die  Regierung  später  den  Entwurf  einbrachte,  welcher 
die  hohe  Konsumsteuer  vorschlug,  erklärten  durchaus  sachkundige  Mäimer, 
dass  allerdings  14,  ja  mehr  Hektolitergrade  per  Hektoliter  Maischraum  täglich 
gewonnen,  viel  mehr  als  drei ,  ja  mehr  als  vier  Einmaischungen  täglich  vor- 
genommen worden  seien. 

Wie  aus  den  nachfolgenden  statistischen  Daten  hervorgehen  wird,  hatte 
die  ungeheuere  Mehrzahl  der  Brennereien,  welche  die  Steuer  nach  der  in  diesem 
Abschnitt  besprochenen  Pauschalierung  entrichteten,  in  den  nördlichen  Kron- 
ländem  Böhmen,  Mähren,  vor  allem  aber  in  Galizien,  der  Bukowina  und  in 
Schlesien  ihren  Sitz.  Die  geringste  Steuer  auf  100  Hektolitergrade,  im  grossen 
Durchschnitt  etwa  4  fl.  75  kr.  bis  5  fl. '),  zahlten  die  zahlreichen  Brennereien 
Ostgaliziens  und  der  Bukowina.  In  Westgalizien  wurde  ein  etwas  höherer 
Steuersatz  gezahlt,  in  Schlesien  dürfte  die  durchschnittliche  Zahlung  6  bis  7  fl. 
betragen  haben,  in  Böhmen  und  Mähren  dürfte  der  betreffende  Betrag  keines- 
falls höher,  ja  er  soll  an  vielen  Orten  niedriger  gewesen  sein  als  in  Schlesien. 

Allerdings  kann  aus  der  Angabe,  welchen  Betrag  der  Eigentümer  einer 
Brennerei  im  Durchschnitt  an  Steuer  per  Hektolitergrad  thatsächlich  gezahlt 
habe,  auch  wenn,  was  nicht  immer  der  Fall  war,  diese  Angabe  streng  wahr- 
heitsgetreu war,  noch  kein  verlässlicher  Rückschluss  auf  das  Verhältnis  'ge- 
zogen werden,  welches  zwischen  der  vorgeschriebenen  und  wirklich  produzierten 
Spritmenge  bestand.  Denn  fast  alle  pauschalierten  Brennereien  gehören  in  die 
Kategorie  der  landwirtschaftlichen  Brennereien  und  gemessen  den  durch  das 
Gesetz  zuerkannten  Steuemachlass  von  25  bezüglich  20  und  10  Prozent  der 
vorgeschriebenen  Steuer,  wodurch  sich  der  Steuersatz,  der  sonst  auf  den  Hekto- 
Mtergrad  produzierten  Sprits  entfallen  wäre,  je  nach  dem  versteuerb»ren  Raum- 
gehalt der  Maischgefasse  der  Brennerei  um  den  betreffenden  Prozentsatz  noch 
vermindert.  Es  dürfte  daher  richtiger  sein,  jene  Angaben  zu  Grunde  zu  legen, 
welche  in  den  Enqueten,  den  Ausschüssen  imd  dem  Plenum  des  Abgeordneten- 
hauses von  sachkundigen  Männern  über  die  Branntweinra engen  mitgeteilt  wurden, 
welche  in  gewissen  Gegenden  unter  im  grossen  und  ganzen  gleichen  Produktions- 
bedingungen per  Tag  und  Hektoliter  Maischraum  produziert  wurden.  Selbst- 
verständlich sind  es  nur  grosse  Durchschnittszahlen,  welche  geboten  wurden. 
In  Galizien  und  der  Bukowina  soU  die  Ausbeute  12,  14.  ja  da  und  dort 
16  Hektolitergrade  per  Tag  und  Hektoliter  Maischraum  betragen  haben.  Doch 
sollen  bei  Missemten  diese  Ziffern  niedriger  gewesen  sein,  so  dass  der  Durch- 
schnitt wohl  mit  13  anzunehmen  ist.  Für  Schlesien  schwanken  die  Angaben 
zwischen  9  und  11,  so  dass  der  Durchschnitt  mit  10  anzunehmen  wäre.  Eine 
etwas   höhere  Ausbeute   ist   für   die   pauschalierten   Brennereien  Böhmens    und 


')  Wobei  aber  auch,  was  häufig  übersehen  wurde,  die  Seite  266  erwähnten  Nachlässe 
in  Ajirechnung  zu  ziehen  sind. 
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Mährens  anzunehmen.  Hiernach  versteuern  die  Brennereien  in  Galizien  ihr 
Produkt  im  Durchschnitt  mit  50  Prozent,  die  in  der  Bukowina  mit  einem  noch 
geringeren  Prozentsatz,  die  in  Schlesien  mit  65,  die  in  Böhmen  und  Mähren 
mit  etwa  60  Prozent  des  Steuersatzes  von  11  kr.  ö.  W.  per  Hektolitergrad. 
Auch  noch  von  diesem  50 — 60prozentigen  Steuerbetrage  erhalten  die  land- 
wirtschaftlichen Brennereien  die  oben  erwähnten  10 — 20 — 25prozentigen  Nach- 
lässe, so  dass  bei  vielen  galizischen  Brennereien  die  Steuerzahlung  thatsächlich 
auf  40  und  unter  40,  bei  vielen  böhmischen,  mährischen  und  schlesischen 
Brennereien  auf  50  und  unter  50  Prozente  des  erwähnten  Steuersatzes  sinkt. 


4.    Die    Pauschalierung    nach    der    Leistungsfähigkeit    der 
Brennvorrichtung. 

Diese  Art  der  Steuerentrichtung  findet  auf  jene  kleineren  und  kleinsten 
Brennereien  in  Oesterreich  und  Ungarn  Anwendung,  welche  einen  Betrieb 
geringen  Umfanges  mit  unvollkommenen  Betriebsmitteln  führen.  Wenn  im 
allgemeinen,  mit  manchen  Ausnahmen ,  die  Bemessung  der  Steuer  nach  der 
produzierten  Branntweinmenge  mit  Hilfe  eines  KontroUmessapparats  auf  den 
Grossbetrieb,  die  Pauschalierung  nach  der  Leistungsfähigkeit  des  Maischraumes 
auf  den  mittleren  Betrieb  Anwendung  fand,  so  wurde  die  Pauschalierung  nach 
der  Leistungsfähigkeit  der  Brennvorrichtung,  sowie  die  Abfindung  des  wahr- 
scheinlichen Erzeugnisses  an  Alkohol  auf  jene  Brennereien  angewendet,  welche 
mit  unvollständigen  Betriebsmitteln  einen  gleichsam  handwerksmässigen  Betrieb 
aufrecht  halten.  Wie  auch  in  anderen  Ländern  gruppieren  sich  in  OesteiTcich 
und  Ungarn  die  erstgenannten  grössten  Unternehmungen,  welche  fast  ausnahms- 
los Melasse  oder  Mais  verarbeiten  oder  Presshefebrennereien  sind,  um  die 
grossen  Zentren  des  Verkehres.  Die  Stätten  der  Produktion  sind  in  oder  bei 
grösseren  Städten  gelegen.  Die  Unternehmer  sind  Grossindustrielle,  welche  ihr 
Unternehmen  auf  grosses  Kapital  und  alle  anderen  Hilfsmittel  der  modernen 
Industrie  basieren.  Die  nach  der  Leistungsfähigkeit  des  Maischraumes  pau- 
schalierten,Brennereien  sind  mit  wenigen  Ausnahmen  in  Oesterreich  und  Ungarn 
landwirtschaftliche  Nebengewerbe,  in  der  Regel  mit  grossem  und  sehr  grossem 
Grundbesitz  verbunden.  Da  dieser  in  Oesterreich  fast  ausnahmslos  in  den 
Händen  der  landtäflichen  Grossgrundbesitzer  sich  befindet,  so  sind  auch  diese 
Brennereien  fast  ausnahmsweise  in  den  Händen  der  grossen  und  sehr  grossen 
landtäflichen  oder  „herrschaftlichen"  Grossgrundbesitzer,  wie  man  sie  früher 
in  Oesterreich  nannte.  Die  Länder,  in  denen  ausgedehnte  Rittergüter  vor- 
kommen (Böhmen,  Mähren,  Schlesien,  Galizien,  die  Bukowina),  besitzen  auch 
die  ungeheuere  Mehrzahl  aller  nach  der  Leistungsfähigkeit  des  Maischraumes 
pauschalierten  Brennereien,  deren  auf  dem  Besitze  eines  Grossgrundbesitzers 
zuweilen  ein  Dutzend  und  mehr  vorkommen.  Hiemach  ist  die  Bezeichnung 
dieser  Art  von  Brennereien  als  herrschaftliche  Brennereien  in  der  Regel  ebenso 
zutreffend  wie  die  der  früher  erwähnten  grössten  Brennereien  als  fabrikmässige. 
Hierbei  darf  nicht  vergessen  werden,  dass  in  Oesterreich-Ungam  nach  den  bis- 
herigen Gesetzen  ziemlich  grosse  Brennereien,  solche  mit  50  hl  Maischraum, 
welche  nach  dem  Gesagten  bis  7  hl  lOOgradigen  Alkohols  täglich  produ- 
zieren, zu  den  pauschalierten  und  landwirtschaftlichen  gezählt  werden. 
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Vorwiegend  in  den  Alpenländem ,  in  Niederöst«rreich ,  Oberösterreich, 
Salzburg,  Steiermark,  Kärnten,  Krain,  Tirol  und  Vorarlberg,  aber  auch  in 
Dalmatien  und  dem  Küstenland,  durchweg  Ländern,  in  welchen  grosse  Lati- 
fundien an  Aeckem  und  Wiesen  zu  den  Seltenheiten  gehören,  haben  sich  zahl- 
reiche kleine  bäuerliche  Brennereien  erhalten,  welche  alle  möglichen  Stoffe, 
so  verschiedene  Gattungen  Obst,  Weintreber,  Wurzeln,  nur  selten  mehlige 
Stoffe,  Kartoffeln  und  Getreide,  bei  sehr  niedrig  stehender  Technik  zu  Brannt- 
wein verarbeiten.  Die  produzierte  sehr  geringe  Branntweinmenge  wird,  soweit 
nicht  das  mehreren  Kronländem  zustehende  Privilegium  der  abgabefreien 
Produktion  eines  gewissen  Quantums  von  Branntwein  für  jeden  bäuerlichen 
Haushalt  zureicht,  im  Hause  verzehrt  oder  in  nächster  Nähe  abgesetzt.  Sie  hat 
eine  nur  sehr  geringe  Steuer  zu  tragen.  Wie  aus  den  späteren  statistischen  An- 
gaben hervorgehen  wird,  verarbeiten  in  Oesten-eich  nur  relativ  wenige  derartige 
bäuerliche  Brennereien  mehlige  Stoffe,  während  die  Produktion  aus  solchen  in 
den  Ländern  der  ungarischen  Krone  von  viel  grösserer  Bedeutung  ist.  üeber- 
haupt  haben  diese  kleinen  bäuerlichen,  sogenannten  Kesselbrennereien  in  Ungarn 
eine  viel  grössere  Zahl  und  Ausdehnung  als  in  Oesterreich. 

Der  Pauschalierung  nach  der  Leistungsfähigkeit  der  Brennvorrichtung 
unterliegen 

1.  alle  Brennereien,  welche  mehlige  Stoffe,  Rübe,  Melasse  oder  diesen 
gleichgestellte  Stoffe  verarbeiten  und  deren  Maischgefässe ,  soweit  sie  bei  der 
Bemessung  der  Steuer  zu  berücksichtigen  sind,  einen  Gesamtrauminhalt  von 
weniger  als  17  hl  besitzen.  Doch  dürfen  diese  Brennereien  weder  einen 
Dampfapparat,  noch  mehrere  Brennvorrichtungen  mit  unmittelbarer  Feuerung, 
noch  eine  Brennblase  von  mehr  als  2  hl  Inhalt  besitzen.  Die  Brennvorrichtung 
darf  nicht  aus  anderen  Bestandteilen  zusammengesetzt  sein  als  aus  einer  ein- 
zigen Brennblase,  dem  Rührwerk,  Blasenhelm,  den  Kühlflaschen,  der  Kühl- 
schlange oder  den  geraden  Kühlröhren  und  den  Verbindungsröhren  zum  Blasen- 
helm und  der  Kühlvorrichtung. 

2.  Brennereien,  welche  andere  als  die  mehligen,  unter  1  erwähnten  Stoffe 
verarbeiten,  insbesondere  Stein-  und  Kernobst,  Wein,  Weintreber.  Weinmost, 
Trauben,  Honigwasser,  Beeren,  Wurzeln,  Brauabfälle  und  dergl. 

Massgebend  für  die  Höhe  der  Steuer  ist  bei  dieser  Art  der  Besteuerung : 

a)  die  Annahme  der  Quantität  der  Maische,  welche  der  täglichen 
Leistungsfähigkeit  der  Brennvorrichtung  entspricht; 

b)  die  Annahme,  welche  Zahl  von  Hektolitergraden  aus  jedem 
Hektoliter  dieser  angenommenen  Maischmenge  je  nach  der  Stoff- 
gattung,  die  verarbeitet  wird,  gewonnen   werde. 

Je  nachdem  die  betreffende  Brennvorrichtung  eine  grössere  oder  geringere 
Anzahl  der  bei  den  zweckmässig  eingerichteten  Brennapparaten  üblichen  Be- 
standteile besitzt,  wird  ein  höheres  Quantum  der  massgebenden  Maischmenge 
angenommen.  Wenn  der  Apparat  lediglich  die  bei  1  erwähnten  Bestandteile 
besitzt,  wird  angenommen,  dass  die  Brennblase  täglich  3mal  mit  Maische  ge- 
füllt werden  könne.  Hat  aber  der  betreffende  Apparat  noch  einen  Maisch- 
wärmer oder  Rektifikator  öder  dergl.  (was  nach  dem  Gesagten  bei  bäuerlichen 
Brennereien  nur  möglich  ist,  wenn  sie  andere  als  mehlige  Stoffe  verarbeiten, 
da  ja  die  mehlige  Stoffe  verarbeitenden  Brennereien  nur  die  bei  1  erwähnten 
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Beetandteile  besitzen  dürfen),  so  wird  angenommen,  dass  die  Brennblase  4mal 
im  Tage  mit  Maische  gefüllt  werden  könne.  Sind  noch  weitere  im  Gesetze 
(§  48,  3)  erwähnte  Vorrichtungsn  vorhanden,  so  nimmt  das  Gesetz  an,  dass  die 
Brennblase  täglich  5mal,  wenn  eine  mit  Dampf  zu  heizende  Brennvorrichtung 
benutzt  wird,  dass  dieselbe  8mal  mit  Maische  gefüllt  werde.  Jedoch  wird  an- 
genommen, dass  nur  vier  Fünftel  des  Rauminhalts  der  Brennblase  gefüllt  werden 
können.  Der  Berechnung  einer  Füllung  werden  daher  nur  80  Prozent  des 
Rauminhalts  der  Blase  zu  Grunde  gelegt.  Bei  jenen  Brennereien,  welche  den 
achtfachen  Füllungsraum  der  Brennblase  täglich  zu  versteuern  haben,  kann  die 
Finanzverwaltung  die  Leistungsfähigkeit  durch  einen  Probebrand  feststellen 
lassen  und  bei  sich  ergebender  höherer  Leistungsfähigkeit  diese  der  Besteuerung 
zu  Grunde  legen. 

Bezüglich  der  Alkoholausbeute  nehmen  die  erwähnten  Gesetze  an,  dass 
bei  Verarbeitung  von  mehligen  Stoffen,  Rübe,  Melasse  oder  diesen  gleich- 
gestellten Stoffen  5°  Tr.,  bei  der  von  Zwetschen,  Kirschen,  Weichsein,  Marillen, 
Pfirsichen  und  anderem  Steinobst,  mit  Ausnahme  der  Schlehen,  dann  Wein, 
Weinmost  oder  Obstmost,  Trauben  oder  Honigwasser  3"  Tr. ,  bei  der  von 
Dirndeln,  Schlehen,  Hagebutten,  Birnen  und  anderem  Kernobst,  Beerengattungen, 
Wurzeln,  Weintreber,  Bierbrauabfällen  2",  endlich  bei  Verarbeitung  von  ge- 
presstem  Kernobst  I74"  per  Hektoliter  Maischraum  gewonnen  werden.  Auch 
hier  wird  den  bäuerlichen  Landwirten,  welche  aus  den  mehligen  Stoffen  Brannt- 
wein produzieren,  sofern  sie  nur  eine  Brennvorrichtung,  wie  wir  sie  oben  unter  1 
dargestellt  haben,  benutzen  und  den  Betrieb  nur  deshalb  führen,  um  Schlempe 
zur  Erhaltung  ihres  Viehstandes  zu  gewinnen,  ein  Nachlass  von  20  Prozent  für 
den  Betrieb  bewilligt,  welcher  in  einen  im  September,  Oktober  oder  November 
beginnenden  8monatlichen  Zeitraum  fällt.  Den  mehlige  Stoffe  verarbeitenden 
kleinen  Brennereien  sind  durch  §§  52  und  63  noch  zahlreiche  Beschränkungen 
bezüglich  der  Zahl  der  Bottiche,  der  Bereitung  der  Maische  und  anderer  bei 
der  Produktion  vorkommender  Vorkehrungen  auferlegt. 

Während  der  Verhandlungen  über  die  Spritsteuerreform  spielte  die  Frage 
der  kleinen  Brennereien  oder,  wie  sie  in  der  Diskussion  zumeist  genannt  wurden, 
der  Kesselbrennereien  eine  bedeutende  Rolle.  In  der  Presse  und  im  Parlamente 
wurde  das  Verhältnis  erörtert,  in  dem  die  wirkliche  Produktion  zu  derjenigen 
stehe,  die  sich  aus  den  Annahmen,  welche  der  Pauschalierung  nach  der  Leistungs- 
fähigkeit der  Brennvorrichtung  zu  Grunde  liegen,  ergebe.  Aus  den  zahlreichen 
Erörterungen  ging  hervor,  dass  die  Steuervorteile,  welche  jenen  Kesselbrennereien 
eingeräumt  sind,  die  andere  als  mehlige  und  diesen  gleichgeachtete  Stoffe  ver- 
arbeiten, den  Staatsfinanzen  keine  bedeutende  Einbusse  verursachen  können. 
Denn  die  anderen  in  Frage  kommenden  Rohstoffe,  wie  die  verschiedenen  Obst- 
sorten, Weintreber,  Wurzeln  und  dergl.,  sind  so  teuer  und  stehen  in  relativ 
so  geringen  Quantitäten  den  Brennereien  zur  Verfügung,  dass  aus  ihnen  nur 
Qualitätbranntwein  produziert ,  nie  aber  eine  so  grosse  Menge  Branntwein  her- 
gestellt werden  kann,  dass  die  den  betreffenden  Brennereien  eingeräumten 
Steuerprivilegien  finanziell  stark  in  die  Wagschale  fallen  könnten.  Wir  können 
daher  auch  die  Erörterung,  welcher  Teil  des  gesetzlichen  Steuersatzes  von  dem 
aus  den  erwähnten  Obstsorten,  Wurzeln  und  dergl.  produzierten  Branntwein 
gezahlt  werde,  füglich  beiseite  lassen. 
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Ganz  anders  steht  die  Frage  bezüglich  der  Kesselbrennereien,  welche  mehlige 
xind  diesen  gleichgeachtete  Stoffe  verarbeiten.  Nach  den  Mitteünngen  von  Sach- 
verständigen können  in  einer  solchen  Brennerei,  deren  Brennblase  einen  Raum- 
inhalt von  2  hl  besitzt,  ümerhalb  24  Stunden  9,  selbst  10  Abtriebe  erfolgen,  d.  i. 
1350—1500 1  Maische,  d.  i.  675 — 750  kg  Kartoffehi  mit  dem  dazu  gehörigen  Grün- 
malz verarbeitet  werden.  In  einer  gut  geleiteten  derartigen  Brennerei,  welche 
Kartoffeln  mit  Grünmalz  verarbeitet,  dürften  675 — 750  kg  Kartoffeln  samt  dem 
dazu  gehörigen  Grünmalz  1350 — 1500  1  Maische,  diese  wieder  67,5 — 75  Hektoliter- 
grade, also  durchschnittlich  über  70  Hektolit^rgrade  Alkohol  ergeben. 

Noch  grösser  ist  die  Quantität  des  gewonnenen  Branntweins,  wenn  Gre- 
treide  gemaischt  wird.  In  einer  Brennerei  von  gleich  grosser  Brennblase  können 
in  24  Stunden  340 — 375  kg  Getreide  samt  dem  dazu  gehörigen  Malz  verarbeitet 
werden,  welche  102 — 112  HektoUtergrade.  also  durchschnittlich  107  Hektoliter- 
grade Alkohol  geben. 

Nach  den  oben  gemachten  Angaben  wird  bei  der  Pauschalierung  der 
Branntweinsteuer  nach  der  Leistung  der  Brennvorrichtung  angenommen,  dass 
eine  Kesselbrennerei,  welche  mehlige  Stoffe,  Kartoffeln  und  dergl.  verarbeitet, 
■wenn  ihre  Brennblase  2  hl  Ratmiinhalt  hat,  tägHch  nur  3mal  gefüllt  werde, 
was  600  1  ergeben  würde,  wovon  aber  nur  80  Prozent,  also  480  1  als  zu  ver- 
steuernder Füllungsraum  in  Rechnung  zu  ziehen  sind.  Das  Gesetz  nimmt  an, 
dass  aus  jedem  Hektoliter  Maische  5  Hektolitergrade  Alkohols  während  24  Stunden 
gewonnen  werden.  Demgemäss  würde  die  erwähnte  Brennerei  den  Steuerbetrag 
entrichten  müssen,  der  auf  24  HektoHtergrade  entßJlt.  Hiervon  findet  aber 
bei  Eintritt  der  oberwähnten  Bedingungen  noch  ein  20prozentiger  Abzug  statt, 
so  dass  eine  solche  Kesselbrennerei  nur  die  Steuer  von  19,2  Hektolitergraden 
per  Tag  zu  entrichten  hätte.  Thatsächlich  aber  soU  die  Produktion  bei  der 
Verarbeitung  mehliger  Stoffe,  wie  oben  dargelegt  wurde ,  und  zwar  bei  Ver- 
arbeitung von  Kartoffeln  an  70,  bei  der  von  Getreide  über  100  Hektolitergrade 
betragen.  Wollte  nun  auch  angenommen  werden,  dass  diese  Angaben  etwas 
zu  hoch  seien  und  dass  der  Umstand,  dass  die  Technik  solcher  Kesselbrennereien 
häufig  sehr  mangelhaft  und  kostspielig  sei,  einen  namhaften  Teü  des  Vorteils 
wett  mache,  so  dürfte  doch  die  Steuer,  welche  derartige  Brennereien  für  den 
produzierten  Hektolitergrad  Alkohols  entrichten,  bei  Verarbeitimg  von  Kartoffeln 
wenig  über  '/j,  bei  Verarbeitung  von  Getreide  wenig  über  V-»  des  vom  Gesetz 
festgestellten  allgemeinen  Steuersatzes  von  11  kr.  ö.  W.  per  HektoKtergrad 
ausmachen.  Allerdings  muss  hierbei  hervorgehoben  werden,  dass  die  Brennereien 
in  den  österreichischen  Alpenländem  in  der  Technik  ganz  besonders  zurück- 
geblieben sind,  demgemäss  nach  Angabe  sachkundiger  Vertreter  jener  Gegenden 
die  durchschnittliche  Ausbeute  eine  so  geringe  war,  dass  sie  zum  mindesten  in 
den  meisten  Fällen  sehr  weit  hinter  der  eben  erwähnten  zurückblieb.  Wie 
die  unten  angeführten  statistischen  Daten  beweisen,  existieren  auch  in  den 
österreichischen  Alpenländern  im  Vergleich  zu  Ungarn  nur  wenige  Kessel- 
brennereien, welche  mehlige  Stoffe  verarbeiten.  Sehr  bedeutend  ist  dagegen 
die  Zahl  der  ungarischen  Kesselbrennereien,  welche  mehlige  Stoffe  verarbeiten, 
auch  ihre  Tecknik  steht  nach  den  Erörterungen  angesehener  ungarischer  Zeit- 
schriften viel  höher. 
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5.  Die  Abfindung  nach  der  wahrscheinlichen  Grösse  des  Erzeug- 
nisses an  Alkohol. 
In  nachfolgenden  Fällen  kann  zwischen  der  Finanzbehörde  eineraeits,  dem 
Eigentümer  der  Brennerei  andererseits  ein  Uebereinkommen  über  eine  bei  einem 
gewissen  Betriebe  zu  entrichtende  Pauschalsumme,  eine  sogen.  Abfindung  durch 
freiwilliges  Uebereinkommen  geschlossen  werden: 

1.  wenn  die  Brennerei  nicht  mehr  als  zwei  Brennereivorrichtimgen  besitzt, 
die  aus  den  bei  den  Kesselbrennereien,  die  mehlige  Stoffe  verarbeiten,  erwähnten 
Teilen  bestehen,  die  Brennblasen  keinen  grösseren  Rauminhalt  als  4  hl  haben 
und  der  Grundbesitzer  das  von  ihm  selbst  produzierte  Obst,  Weintreber,  Wein- 
hefe aus  der  eigenen  Weinernte,  Beeren,  Früchte,  Wurzeln  oder  andere  wild- 
wachsende Früchte  zur  Branntweinerzeugung  verwendet; 

2.  wenn  die  Brennerei  eine  Brennvorrichtung  der  oben  ei-wähnten  Art 
hat,  welche  überdies  noch  gewissen  weiter  beschränkenden  Anforderungen  ent- 
spricht, und  wenn  der  Unternehmer,  der  Landwirt  sein  muss,  die  Branntwein- 
erzeugung  lediglich  betreibt,  um  für  die  Erhaltung  seines  Viehstandes  Schlempe 
als  Viehfutter  zu  gewinnen,  doch  nur  während  eines  im  September,  Oktober, 
November  beginnenden  Smonatlichen  Zeitraums;  endlich 

3.  bei  Brennereien,  welche  von  Bierbrauern  betrieben  werden,  wenn  diese 
nur  die  Abfälle  ihrer  Bierproduktion,  verdorbene  Biere  ausgenommen,  zur  Brannt- 
weinerzeugung verwenden. 

Im  Sinne  der  Vollzugsvorschriften  kann  diese  Abfindung  mit  einzelnen 
solcher  Brennereien,  doch  auch  mit  der  Gesamtheit  aller  in  einer  Gemeinde 
befindlichen  Unternehmer  oder  für  diese  mit  der  Gemeinde  abgeschlossen  werden, 
und  zwar  für  denjenigen  Teü  des  Jahres,  in  welchem  die  Branntweinerzeugung 
wirklich  stattfinden  soll.  Sollte  sie  aber  in  verschiedenen  voneinander  getrennten 
Abschnitten  des  Jahres  betrieben  werden ,  so  müsste  für  jeden  einzelnen  Ab- 
schnitt eine  besondere  Abfindung  erfolgen. 

Steuerfreie  Erzeugung  von  Branntwein. 
In  den  Kronländern  Niederösterreich,  Oberösterreich,  Salzburg,  Steiermark, 
Kärnten ,  Krain ,  dem  Küstenland,  Dalmatien  und  Istrien  wird  den  Landwirten, 
welche  aus  den  von  ihnen  selbst  produzierten  Rohstoffen  zum  eigenen  Gebrauche 
oder  zu  jenem  der  bei  ihnen  in  Kost  und  Wohnung  befindlichen  Angehörigen  und 
Dienstboten  Branntwein  erzeugen  wollen,  die  steuerfreie  Branntweinerzeugung 
gestattet,  wenn  sie  weder  Handel  mit  geistigen  Flüssigkeiten,  noch  den  Klein- 
verschluss  oder  den  Ausschank  derselben,  noch  die  Rektifikation  oder  Likör- 
bereitung betreiben.  Doch  darf  die  Branntweinmenge,  bis  zu  welcher  die  steuer- 
freie Erzeugung  innerhalb  eines  Jahres  zugestanden  wird,  in  Dalmatien,  Tirol 
und  Vorarlberg  112  1,  in  den  übrigen  Ländern  56  1  Branntwein  nicht  über- 
steigen.    Dieser  Branntwein  darf  nicht  mehr  als  55"  Tr.  haben. 

Zoll,    Steuerrückvergütung    bei    der   Ausfuhr    und   Ausfuhrprämie. 
Der  Zoll  bei   der  Einfuhr  gebrannter  geistiger  Flüssigkeiten  nach   dem 
österreichisch-ungarischen  Zollgebiet  beträgt  derzeit  (bis  zum  1.  September  1888) 
und  zwar  für  100  kg  (T.-P.  76)  für  gebrannte  geistige  Flüssigkeiten : 
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a)  Alkohol  und  Branntwein  aller  Art  (auch  versetzt)  24  fl. ;' 

b)  Liköre,  Punschessenz  und  andere  versilsste  geistige  Flüssigkeiten,  Arrak, 
Rum,  Franzbranntwein,  Kognak  40  fl. 

Die  Verzehrungssteuer  von  der  Erzeugung  gebrannter  geistiger  Flüssig- 
keiten ist  in  den  Zollsätzen  inbegriffen. 

Bei  der  Einfuhr  von  Rakia  (einer  Art  Branntwein)  aus  Serbien  über  die  bosnische 
Grenze  wird  auf  Grund  besonderer  vertragsmässiger  Grenzbegünstigung  ein  Zoll 
von  nur  3  fl.  20  kr.  per  100  kg  (doch  abgesehen  von  der  Verzehrungssteuer)  gezahlt. 

Bei  der  Ausfuhr  gebrannter  geistiger  Flüssigkeiten,  welche  in  Mengen  von 
mindestens  50  1  über  die  Zolllinie  ausgeführt  werden,  wird  für  jeden  Hektoliter- 
grad der  Betrag  von  11  kr.  nebst  einem  lOprozentigen  Zuschlag  mitt€ls 
Anweisungen  rückvergütet,  die  6  Monate  nach  dem  Tage  fällig  werden,  an 
welchem  diese  Flüssigkeiten  über  die  ZoUlinie  gefuhrt  worden  sind.  Bei  der 
Ausfuhr  von  Likör  und  dergl.  wird,  wenn  die  Versendungen  mindestens  25  1  in 
Fässern  oder  Flaschen  von  ^jt,  ^ji,  1  1  oder  mehreren  Litern  enthalten,  die  Steuer- 
rückvergütung  mittels  Anweisungen   der   gleichen  Art  geleistet,    und  zwar  mit 

4  kr.  per  Liter.  Hieraus  ergibt  sich,  dass  per  HektoHtergrad  exportierten  Sprits 
von  den  Finanzverwaltungen  Oesterreich-Ungams  der  Betrag  von  12Vjo  kr.  rück- 
vergütet wird.  Da  aber  die  österreichischen  Branntweinbrenner  derzeit  in  den 
allermeisten  FäUen  weitaus  nicht  den  gesetzlichen  Steuersatz  von  11  kr.  ent- 
richten, wie  dargethan  wurde,  beti-ägt  die  Ausfuhrprämie  nur  in  den  aller- 
seltensten  Fällen  bloss  1,1  kr.,  erreicht  vielmehr  beim  Export  von  in  gi-ossen 
industriellen  Spritfabriken  produziertem  Branntwein  an  4  kr.,  wenn  in  landwirt- 
schaftlichen pauschalierten  Brennereien  produzierter  Branntwein  exportiert  wird, 

5  bis  7  kr.  ö.  W.  per  Hektolitergrad. 

Rückvergütung  der  Branntweinsteuer  bei  der  Verwendung  von 
Branntwein  zur  Erzeugujng  gewisser  Fabrikate. 
Die  Finanzverwaltung  ist  ermächtigt,  unter  geeigneten  Bedingungen  und 
Vorsichten  die  Steuerrückvergütung  für  Branntwein  zu  gewähren,  welcher 
zur  Erzeugung  von  nicht  in  die  Reihe  der  menschlichen  Genussmittel  gehörigen 
Fabrikaten  verwendet  wird.  Diese  Steuerrückvergütung  erfolgt  bei  der  Pro- 
duktion von  Bleizucker,  Chloroform,  Knallquecksilber.  Die  näheren  Modalitäten 
sind  in  der  Vollzugsvorschrift  vom  14.  Juli  1884  enthalten.  Der  Branntwein 
wird  auf  Kosten  des  Fabrikanten  denaturiert.  Als  Denaturierungsmittel  werden 
Kampfer,  tierisches  Teeröl,  rohes  Tieröl  (Oleum  animale  foetidum).  aber  auch 
Holzgeist  (5  Prozent)  verwendet.  Es  werden  11  kr.  per  Hektolitergrad  an  Steuer- 
rückvergütimg geleistet,  was  mit  Rücksicht  auf  die  thatsächlich  gezahlte  Brannt- 
weinsteuer eine  bedeutende  Prämie  repräsentiert. 

Die  Presshefesteuer. 
Wenn  in  einer  Brennerei  auch  Presshefe  produziert  wird,  so  ist  von  dem 
zur  Versteuerung  gelangenden  Branntwein  ein  um  30  Prozent  höherer  Steuersatz, 
d.  i.  statt  11  kr.  14,3  kr.  per  Hektolitergrad  zu  entrichten. 

Verhältnis  Oesterreichs  zu  Ungarn  bezüglich  der  Branntweinsteuer. 
Bezüglich  der  Branntweinsteuer  besteht  zwischen  Oesterreich-Ungam  nach- 
folgendes Verhältnis.     Zwischen  beiden  Staaten  besteht  ein  Handels-  und  ZoU- 
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bündnis.     Beide  Staaten,  wie  auch  die  okkupierten  Länder  Bosnien  und  Herze- 
gowina bilden  ein  gemeinsames  Zollgebiet.   In  Bezug  auf  Branntwein  (wie  auch 
in  Bezug  auf  Bier,  Zucker  und  Petroleum)  besteht  keine  Zwischenzolllinie.   Die 
Gesetzgebung  über  diese  mit  der  industriellen  Produktion  in  enger  Verbindung 
stehenden  indirekten  Abgaben  gehört  aber  nicht  zu  den  gemeinsamen  Angelegen- 
heiten.    Die  Branntweinsteuer  wird   somit  nicht   von   dem   gemeinsamen  Mini- 
sterium verwaltet.   Die  Mitwirkung  an  der  Gesetzgebung  über  diesen  Gegenstand 
steht  nicht  den  Delegationen,  sondern  den  Volksvertretungen  beider  Staaten  zu. 
Wohl  aber  bestimmt  die  österreichische ,    wie  die  ungarische  Verfassung ,    dass 
diese  Angelegenheiten,  wenngleich  nicht  gemeinsam  verwaltet,  doch  nach  gleichen 
von  Zeit  zu  Zeit  zu  vereinbarenden  Grundsätzen  behandelt  werden  sollen.   Im  §  2 
des  ungarischen  XII.  Gesetz artikels  des  Jahres  1867  wird  erklärt,  dass  die  Ge- 
meinsamkeit dieser  Angelegenheiten  zwar  nicht  aus  der  pragmatischen  Sanktion 
folge,  dieselben  jedoch  teils  zufolge  der  Verhältnisse  aus  politischen  Rücksichten, 
teils  wegen  Zusammenfallens  der  Interessen  beider  Teile  zweckmässiger  mittels 
gemeinsamer  Vereinbarung  als  streng  gesondert  erledigt  werden  können.   Jeder 
der  beiden  Staaten  erhebt  die  Verzehrungssteuer  von  Branntwein,  wie  von  Zucker, 
Bier  und  Petroleum,   soweit   diese  Gegenstände  auf  seinem  Gebiete  produziert 
(Petroleum  raffiniert)  werden,   wie  dies  nach  der  bisherigen  Einrichtung  dieser 
Steuern,    auch    der  Branntweinsteuer  möglich  war.     Da  nun   in  Bezug   auf  die 
erwähnten  Gegenstände  freier  Verkehr  im  österreichisch-ungarischen  Zollgebiete 
herrscht,  so  erhebt  Oesterreich  für  jene  Quantitäten  der  erwähnten  Gegenstände, 
welche  in  Oesterreich  produziert,  nach  Ungarn  ausgeführt  und  dort  konsumiert 
werden,    die  entfallenden  Steuern,    da  selbe  bei  der  Produktion  bemessen  und 
entrichtet   werden,   ebenso    umgekehrt  Ungarn.     Die  Ausfuhr  von  Zucker  und 
Bier  aus  Oesterreich  nach  Ungarn   überwog   in  den  letzten  Jahren  die  Einfuhr 
dieser  Artikel    aus  Ungarn    nach    Oesterreich ,    während   dagegen    die    Ausfuhr 
Ungarns  nach  Oesterreich  an  Branntwein  und  raffiniertem  Petroleum  weit  über- 
wog.    Für  Zucker,  Bier  und  Branntwein  findet  bei  der  Ausfuhr  aus  dem  öster- 
reichisch-ungarischen Zollgebiete  nach  dem  Auslande  eine  Steuerrestitution,  welche 
bei  Zucker   und   Branntwein    auch   eine   namhafte  Steuerprämie   in   sich  fasst, 
statt.     Der  Gesamtbetrag   der   für  Branntwein   oder   einen   der  beiden  anderen 
Artikel,  Zucker  und  Bier,  bei  der  Ausfuhr  über  die  österreichisch-ungarische  Grenze 
gezahlten  Steuerrestitutionen  (und  Exportprämien)  v?ird  derzeit  auf  die  beiden 
Staaten  nach  Verhältnis   der  von   ihnen   in  dem  betreffenden  Jahre   erhaltenen 
Steuerbeträge  von  Branntwein  eventuell  den  anderen  Artikeln  aufgeteilt. 


III. 

Die  Ausdehnung  der  verschiedenen  Zweige  der  Brennerei  unter  den 

Steuergesetzen  von  1878  und  1884. 

Sowohl  um  Einsicht  in  die  Ausdehnung  zu  erlangen ,  welche  die  ver- 
schiedenen Zweige  der  Spritindustrie  in  den  verschiedenen  Teilen  Oesterreichs 
und  Ungarns  gewonnen  haben,  wie  insbesondere  auch  um  die  finanzielle  Bedeu- 
tung  der   jüngsten  Reform    der  Branntweinsteuer   für   die  Finanzen  jedes   der 
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beiden  Staaten  und ,  was  bei  dem  eigentümlichen  staatsrechtlichen  Verhältnis 
von  Wichtigkeit  ist,  auch  der  beiden  Staaten  im  Verhältnis  zu  einander  soweit 
mögüch  klarstellen  zu  können ,  dürfte  es  sich  empfehlen ,  die  wichtigsten  ein- 
schlägigen statistischen  Daten  mitzuteilen.  Hierbei  wurden  die  Tabellen  benützt, 
welche  die  Regierung  der  im  Mai  1887  einberufenen  Branntweinsteuerenquete, 
dann  bei  Verhandlung  des  Gresetzentwurfes  über  die  Reform  der  Branntwein-  und 
Presshefesteuer  dem  von  dem  Abgeordnetenhause  eingesetzten  Ausschusse  vor- 
gelegt hat.  Hiemach  verhielten  sich  die  thatsächlich  in  Oesterreich  und  Ungarn 
gezahlten  Branntweinsteuerbeträge  wie  folgt: 


In    Tausenden    von    Gulden    ö.  W. 

Jahr 

Ertrag  der 
Branntwein- 
steuer 

Steuer- 
rückvergütung 
bei  der  Ausfuhr 

Hiervon  hat  im 
Sinne     der    Aus- 
gleichsgesetze 
zu  tragen 

Es  verbleibt  so- 
mit an  Ertrag 

in 

Oester- 
reich 

in 
Ungarn 

aas 
Oester- 
reich 

aas 
Ungarn 

Oester- 
reich 

Ungarn 

für 
Oester- 
reich 

für 
Ungarn 

1880 
1881 

1882 
1883 
1884 
1885 
1886 

7481 
7599 
7635 
7688 
7876 
9205 
8477 

6586 
7205 
6847 
7597 
8131 
11008 
10475 

460 
773 
395 
680 
397 
699 
502 

1458 
1506 
1135 
2290 
1306 
2077 
1155 

1034 
1171 

805 
1486 

834 
1259 

812 

880 
1104 

722 
1468 

861 
1506 

838 

6447 
6428 
6830 
6202 
7042 
7046 
7665 

5706 
6101 
6125 
6129 
7270 
9502 
9637 

Hiemach  hätte  die  Branntweinsteuer  in  Ungarn  einen  grösseren  Aufschwung 
genommen  als  in  Oesterreich.  Denn  während  noch  im  Jahre  1880  sich  der 
Ertrag  der  Branntweinsteuer  (ohne  den  Abzug  der  Rückvergütung  auf  Grund 
der  Ausgleichsgesetze)  in  Oesterreich  imd  Ungarn  verhielt  wie  53,19  :  46,81,  wird 
der  Ertrag  im  Jahre  1883  fast  gleich  (50,30:49,70);  im  Jahre  1884  überwog 
schon  der  Steuerertrag  Ungarns  (^'"erhältnis  wie  49,20  :  50,80),  welches  Verhältnis 
sich  in  den  folgenden  Jahren  noch  mehr  zu  Ungarns  Gunsten  steigerte:  so  war 
dasselbe  im  Jahre  1885  wie  45,54 :  54,46,  im  Jahre  1886  wie  44,73 :  55,27. 

Es  wäre  aber  imrichtig,  aus  diesen  Zahlen  schlechthin  die  Schlussfolgening 
abzuleiten,  als  ob  in  Oesterreich  und  Ungarn  im  Verhältnis  wie  die  Steuer- 
erträge sich  auch  die  produzierten  Branntweinmengen  verhalten  hätten.  Um 
soweit  dies  möglich  ist,  Einsicht  in  die  wirklich  produzierten  nicht  bloss  in  die 
versteuerten  Spritmengen  zu  erhalten,  was  notwendig  ist,  wenn  Einsicht  in  die 
Bedeutung  des  neuen  auf  dem  Prinzipe  der  Konsumsteuer  berahenden  Reform- 
gesetzes für  die  Finanzen  beider  Staaten  und  deren  Finanzverhältnis  unter- 
einander gewonnen  werden  soll,  müssen  die  nach  den  einzelnen  oben  angeführten 
Arten  der  Besteuerung  versteuerten  Branntweinmengen  ins  Auge  gefasst  werden. 
Es  beträgt  ja  die  wirklich  produzierte  Braimtweinmenge  je  nach  der  Besteuerungs- 
art um  25,  50  ja  100  Prozent  mehr  als  die  versteuerte,  wie  wir  oben  dargethan 
haben.  Nur  die  wirklich  produzierte  Branntweinmenge  wird  aber,  wenn  die 
Verbrauchsabgabe   eingeführt    und    ohne   grosse   Hinterziehungen    durchgeführt 
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sein   wird,    massgebend   sein.     Die   in   jedem    der    beiden   Staaten    produzierte 
Branntweinmenge  steht  je  nach  der  ßesteuerungsart ,   die  in  dem   betreffenden 
Staate  vorwiegt,  in  ganz  verschiedenem  Verhältnis  zu  der  thatsächlich  versteuerten. 
In  nachfolgenden  Kampagnen  wurden  versteuert: 


In  der 
Betriebs- 

Tausende   von    Hektolitergraden 

in    Oesterreich 

in   Ungarn 

periode 
wurden  ver- 
steuert 

nach  der 
Pauschalierung 

nach  der 
Leistungsfähig- 
keit des  Maisch- 
raums 

nach  der 
Produkten- 
besteuerung 

nach  der 
Pauschalierung 

nach  der 
Leistungsfähig- 
keit des  Maisch- 
raums 

nach  der 
Produkten- 
besteuerung 

1881/82 
1882/83 
1883/84 
1884/86 
1885/86 
1886/87 

56,103 
53,092 
54,364 
40,695 
46,598 
47,389 

16,008 
18,154 
19,177 
43,954 
37,919 
35,972 

53,370 
56,047 
60,323 
17,066 
18,427 
18.421 

6,004 

6,112 

6,877 

80.183 

78,520 

64,901 

In  Oesterreich  haben  seit  dem  Gesetze  vom  Jahre  1884  die  nach  der 
Leistungsfähigkeit  des  Maischraumes  pauschalierten  Brennereien  weitaus  mehr 
als  doppelt  so  hohe  Steuerbeträge  entrichtet  als  in  Ungarn.  Es  wurden  daher 
in  Oesterreich  in  den  nach  der  Leistungsfähigkeit  des  Maischraumes  besteuerten 
Brennereien  mehr  als  doppelt  so  grosse  Quantitäten  produziert  als  in  Ungarn. 
In  Ungarn  überwogen  dagegen  seit  dem  Gesetze  vom  Jahre  1884  weitaus  die 
Brennereien,  welche  nach  dem  Produkt  mit  Hilfe  des  Kontrollmessapparates  die 
Steuer  entrichteten.  Da  aber  diese  letzteren  etwa  vier  Fünftel,  die  ersteren  nur 
die  Hälfte  bis  zwei  Drittel  des  thatsächlich  produzierten  Branntweins  versteuerten, 
reduziert  sich  auch  in  jenen  Jahren ,  in  denen  Ungarn  namhaft  mehr  Brannt- 
weinsteuer erhielt  als  Oesterreich,  das  Uebergewicht  Ungarns  wie  es  anscheinend 
nach  der  Steuerzahlung  sich  darstellt,  sehr  bedeutend. 

Auch  wenn  erwogen  wird,  dass  die  Produktion  der  kleinen  bäuerlichen 
Brennereien  in  Ungarn  eine  namhaft  höhere  ist  als  in  Oesterreich,  wird  der  Ein- 
fluss  dieser  Verhältniszahlen,  da  ja  die  bäuerlichen  Brennereien  in  Ungarn  wohl 
nur  einen  kleinen  Teil  des  produzierten  Branntweins  versteuern,  jedoch  die  Ge- 
samtproduktion derselben  im  Vergleich  zu  jener  der  anderen  Brennereien  wenig 
in  die  Wagschale  fäUt,  nicht  wett  gemacht.  Das  Resultat  einer  auf  Grund  der 
angeführten  Daten  gemachten,  aDerdings  vielfach  auf  Wahrscheinlichkeitsan- 
nahmen basierten  Rechnung  ergibt,  dass  wenngleich  Ungarns  fabrikmässige  und 
bäuerliche,  Oesterreichs  mittlere  landwirtschaftliche,  herrschaftliche  Branntwein- 
industrie überwiegt,  doch  die  Gesamtproduktion  Oesterreichs  jene  Ungarns  im 
allgemeinen  übertrifft. 

Ungünstige  Maisernten  in  Ungarn,  günstige  Kartoffelernten  in  Galizien, 
Schlesien,  gewissen  Teilen  Böhmens,  steigern  das  Uebergewicht  der  österreichi- 
schen Produktion.  "So  wurde  in  der  Kampagne  1886/87  in  Oesterreich  wie  in 
Ungarn  nahezu  die  gleiche  Anzahl   von  Hektolitergraden   versteuert.     Bei  dem 
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Umstände  jedoch,  als  in  Ungarn  und  Oesterreich  nach  dem  Produkt  64,9  und 
35,8,  nach  der  Pauschalierung  18,4  und  47,4  Millionen  von  Hektolitergraden  ver- 
steuert wurden,  ist  es  unzweifelhaft,  dass  in  der  Jahreskampagne  188687  die 
österreichische  Produktion  die  ungarische  um  viele  Millionen  von  Hektoliter- 
graden überwog ').  Die  nach  der  Leistungsfähigkeit  des  Maischraumes  pauscha- 
lierten Brennereien  verarbeiteten  in  0  esterreich  wie  in  Ungarn  in  den  letzten 
Jahren  fast  nur  mehlige  Stoffe,  in  Böhmen,  Mähren,  Schlesien  imd  dem  grössten 
Teile  Galiziens  Kartoffeln,  ebenso  in  einem  grossen  Teile  der  Länder  der 
ungarischen  Krone,  in  einem  Teile  Galiziens  und  Ungarns  auch  Mais.  Die 
Verarbeitung  von  rohen  Rüben  und  Zuckermelasse  hatte  in  dieser  Art  von  Bren- 
nereien eine  nur  imtergeordnete  Bedeutung.  In  den  Jahreskampagnen.  1884/'8o, 
1885/86,  1886/87  wurde  in  Ungarn  in  pauschalierten  Breimereien  Zuckermelasse 
gar  nicht  verarbeitet.  Nur  0,4,  0,7  und  0,8  Millionen  Hektolitergrade  Sprit,  der 
aus  rohen  Rüben  produziert  wurde,  wurden  versteuert.  Dagegen  wurde  an  Brannt- 
wein, der  aus  mehligen  Stoffen  produziert  wird,  zur  Versteuerung  gebracht: 
16,6.  17,7  und  17,6  Millionen  Hektolitergrade.  In  Oesterreich  wurden  in  den- 
selben Jahreskampagnen  in  den  nach  der  Leistungsfähigkeit  des  Maischraiimes 
pauschalierten  Brennereien  produziert:  aus  Melasse  592,000,  60,000  und  114,000 
HektoUtergrade .  aus  rohen  Rüben  180,000,  67,000  und  30,000  Hektolitergrade. 
Dagegen  wurde  an  Branntwein,  der  aus  mehHgen  Stoffen,  d.  i.  Mais,  Getreide, 
Kartoffeln  produziert  wird.  39,9,  46.5  und  47.2  Millionen  Hektolitergrade  zur 
Versteuerung  gebracht. 

Die  grossen  fabrikmässigen  Brennereien,  welche  die  Besteuerung  naeh 
dem  Produkt  mit  Hilfe  des  Kontrollmessapparates ,  doch  bei  Annahme  eines 
durchschnittlichen  75  °  Alkoholgehaltes  ihres  Produktes  leisteten,  basieren,  soweit 
sie  nicht  gleichzeitig  Presshefefabriken  sind ,  in  Oesterreich  (Böhmen ,  Mähren 
und  Schlesien)  ihren  Betrieb  vorwiegend  auf  die  Verarbeitung  von  Melasse,  in 
Ungarn  vorwiegend  auf  die  von  Mais. 

Die  Presshefefabrikation  Oesterreichs  überwog  weit  jene  Ungarns.  In 
den  Kampagnen  1884  85  unä  1885/86  waren  in  Oesterreich  je  35  Pressbefefabriken 
in  Betrieb.  Unter  denselben  hatten  wohl  viele  nur  einen  kleinen  Betrieb.  Trotz- 
dem entrichteten  sämtliche  österreichische  Presshefefabriken  in  den  erwähnten 
Kampagnen  fast  45  Prozent  der  Steuer,  die  in  Oesterreich  von  dem  nach  dem 
Produkt  besteuerten  Branntwein  gezahlt  wurde,  während  in  Ungarn  in  den 
erwähnten  Kampagnen  nur  je  11  Presshefefabriken  bestanden,  welche  etwa 
8  Prozent  der  Steuer  zahlten,  welche  in  Ungarn  von  den  nach  dem  Produkt 
besteuerten  Brennereien  entrichtet  wurde. 


1)  Ungarn  und  Oesterreich  versteuerten  in  der  Betriebsperiode  1886/87  nach  der  Pro- 
duktensteuer 6i,9  und  35,8  Millionen  Hektolitergrade,  was  einer  thatsächlichen  Produktion 
von  79,2  und  43,7  Millionen  Hektolitergraden  entspricht.  In  beiden  Staaten  wurden  auf 
Grund  der  Pauschalierung  nach  der  Leistungsfähigkeit  des  Maischraumes  18,4  und  47,4  Mil- 
lionen Hektolitergrade  versteuert,  was  einer  wirklichen  Produktion  von  etwa  35  und 
90,04  Millionen  Hektolitergraden  entsprach.  Die  wirkliche  Produktion  betrug  somit  in  der 
Brennkampagne  1886/87  in  Ungarn  etwa  114,3,  in  Oesterreich  133,7  Millionen  Hektoliter- 
grade, so  dass  wenngleich  die  Produktion  in  den  kleinen  bäuerlichen  Brennereien  Ungarns 
weitaus  überwog,  doch  bei  der  geringen  Gesamtproduktion  dieser  die  österreichische  Brannt- 
weinproduktion in  der  JsJureskampagne  18S6,S7  ohne  Zweifel  jene  Ungarns  um  mehrere  Millionen 
Hektolitergrade  übertraf. 
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Aus  diesen  Angaben  kann  auch  ein  Schluss  auf  die  Quantitäten  von 
Presshefe  gemacht  werden,  welche  in  jedem  der  beiden  Staaten  produziert 
werden.  Wenn,  wie  von  Sachverständigen  angegeben  wurde,  auf  den  Hekto- 
liter produzierten  Sprits  30  kg  Presshefe  gewonnen  werden ,  ist  die  jährliche 
Gesamtproduktion  der  österreichischen  Fabriken  an  Presshefe  auf  60,000  bis 
65,000,  jene  der  ungarischen  auf  23,000  bis  25,000  Meterzentner  zu  veran- 
schlagen. 

Die  gi'osse  fabrikmässige  Brennerei  Oesterreichs  wird  durch  die  grossen 
Presshefefabriken  in  der  Nähe  von  Wien  (welche  allein  etwa  ^/s  der  gesamten 
in  Oesterreich,  etwa  die  Hälfte  der  gesamten  in  Oesterreich  und  Ungarn  pro- 
duzierten Presshefe  erzeugen)  und  durch  die  Melassefabriken  in  den  Zucker- 
fabriksgegenden Böhmens  und  Mährens  (die  grössten  Brennereien,  welche  Oester- 
reich besitzt)  repräsentiert;  die  grossen  fabrikmässigen  Brennereien  Ungarns 
dagegen  durch  einige  grosse  Presshefefabriken  in  Pest,  dann  durch  die  zahlreichen 
grossen  Maisbrennereien  in  Budapest,  Grosswardein,  Arad,  Temesvar  und  Szegedin. 

Das  Verhältnis  der  Zahl  der  Brennereien ,  die  nach  dem  Produkt  (mit 
KontroUmessapparat)  ihre  Steuer  entrichten,  zu  jenen,  die  dies  nach  der  Leistungs- 
fähigkeit des  Maischraumes  thun,  war  in  Oesterreich  in  der  Brennkampagne 
von  1884/85  wie  69  :  947,  in  der  von  1885/86  wie  71  :  1025.  Von  den  letzteren 
verarbeiteten  914  und  1014  Kartoffeln  allein  oder  Kartoffeln  und  Getreide.  In  Un- 
garn kamen  1884/85  auf  110  fabrikmässige  420  pauschalierte  Brennereien,  von 
welch  letzteren  314  Kartoffeln  allein  oder  Kartoffeln  und  Getreide  verarbeiteten. 

Von  den  nach  dem  Maischraum  pauschalierten  Brennereien  entfielen  in 
der  Brennkampagne  1884/85  auf  Galizien  497,  Böhmen  209,  Mähren  102,  Schle- 
sien 88,  die  Bukowina  47,  in  der  Brennkampagne  1885/86  auf  dieselben  Länder 
in  derselben  Reihenfolge:  564,  208,  101,  95,  41.  —  In  der  Brennkampagne 
1886/87:  579,  205,  97,  94,  33.  —  In  diesen  Ländern  befanden  sich  somit  mit 
wenigen  Ausnahmen  alle  nach  der  Leistungsfähigkeit  des  Maischraumes  pau- 
schalierten sogenannten  landwirtschaftlichen  oder  herrschaftlichen  Brennereien. 
In  Galizien  befindliche  Brennereien  dieser  Art  produzierten  in  den  drei  erwähnten 
Brennkampagnen  über  die  Hälfte,  die  in  Böhmen  über  ein  Fünftel  des  von  den 
pauschalierten  Brennereien  Oesterreichs  überhaupt  gewonnenen  Branntweins. 
So  sehr  daher  in  Galizien  die  Brennereien  dieser  Art,  die  infolge  gewisser  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  fast  ausnahmslos  mit  Rittergütern  und  grossen  HeiT- 
schaften  verbunden  sind ,  überwogen ,  so  arm  war  dieses  Land  an  grossen 
fabrikmässigen  und  kleinen  bäuerlichen  Brennereien,  von  denen  verschwindend 
wenige ')  im  Lande"  existierten. 

Von  Interesse  sind  auch  die  Angaben,  welcher  Prozentsatz  der  den  pau- 
schalierten Brennereien  vorgeschriebenen  Steuer  durch  den  den  sogenannten 
landwii-tschaftlichen  Brennereien  zugestandenen  Nachlass  in  Anspruch  genommen 
wurde.  Die  Steuer,  welche  den  nach  der  Leistungsfähigkeit  des  Maischraumes 
besteuerten  Brennereien  vorgeschrieben  war,  betrug  in  der  Brennkampagne 


1)  Im  Kampagnejahr  1885/86  nur  11  fabrikmässige ,  von  .denen  weitaus  die  meisten  nur 
wegen  der  Ausdehnung  ihres  Betriebes  unter  die  Produktionssteuer  fielen,  jedoch  mit  grossem 
Grundbesitz,  als  dessen  Nebengewerbe  in  Verbindung  standen.  Ausserdem  bestanden  in 
Galizien  fünf  kleine  bäuerliche  Brennereien. 
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1884/85 4,440,429  fl.  35  kr. 

1885/86 5,098,074  fl.  59  kr. 

1886/87 3,205,952  fl.  55  kr. 

somit  zusammen     12,744,456  fl.  49  kr. 

Der,  wie  oben  bemerkt,  je  nach  dem  Gesamtrauminhalt  der  steuerbaren 
Maischgefasse  bemessene  Nachlass  von  10,  20  und  25  Prozent  der  vorgeschriebenen 
Steuer  betrug  in  den  erwähnten  drei  Brennkampagnen 

615,092  fl.  74  kr. 

750,123  fl.  63  kr. 

508,010  fl.  99  kr. 

1,873,227  fl.  36  kr. 

oder  rund  fast  15  Prozent  der  vorgeschriebenen  Steuer. 

Wie  wir  schon  oben  dargethan,  wird  0  esterreich  von  Ungarn  nicht  nur 
in  der  Anzahl  und  Ausdehnung  der  grossen  fabrikmässigen  Brennereien  über- 
troflFen,  auch  in  Bezug  auf  die  Zahl,  die  Ausdehnung  und  die  Technik  der  kleinen 
bäuerlichen  Brennereien  ist  Ungarn  überlegen.  Ungarn  besass  im  Jahre  1884/85 
94,569  kleine  bäuerliche  Brennereien,  von  denen  47,877  Steinobst,  28,427  Wein- 
treber  und  Hefe,  19,476  Weinlager,  5875  Kernobst,  5596  Beerenfrüchte,  3190 
Trauben,  nicht  weniger  als  5875  aber,  was  wegen  der  Bedeutung  für  die  fiska- 
lischen Interessen  Ungarns  und  Oesterreichs  hervorzuheben  ist,  mehlige  Stofie: 
Mais,  Getreide,  Kartoffeln  verarbeiteten.  Von  den  94,569  kleinen  bäuerlichen 
Brennereien  Ungarns  entrichteten  91,324  die  Steuer  nach  der  LeistungsfUhigkeit 
der  Brennvorrichtung,  3124  nach  der  Abfindung.  Der  Gesamtbetrag  an  Steuer, 
welchen  die  bäuerlichen  Brennereien  Ungarns  nach  der  Leistungsfähigkeit  der 
Brennvorrichtung  im  Kampagnejahr  1884,/85  entrichteten,  betrug  897,051  fl.,  die 
nach  der  Abfindung  entrichtete  20,382  fl.,  also  zusammen  917,433  fl.  Der  Be- 
trieb eines  grossen  Teües  dieser  Brennereien  war  allerdings  sehr  mangelhaft. 
Trotzdem  dürfte  die  Gesamtproduktion  der  kleinen  bäuerlichen  Brennereien 
Ungarns ,  mit  Rücksicht  auf  die  sehr  grossen  oben  dargelegten  Steuerbe- 
günstigungen dieser  Art  von  Brennereien  im  Kampagnejahr  1884/85,  nicht  unter 
200,000  bis  300,000  hl  reinen  Alkohols  betragen  haben.  Die  Zahl  dieser  Bren- 
nereien soll  sich  in  den  letzten  Jahren  stark  vermehrt  und  im  Kampagnejahre 
1887/88  über  125,000  betragen  haben. 

Die  Zahl,  die  Steuerleistung  und  die  Gresamtproduktion  der  kleinen 
bäuerlichen  Brennereien  sind  in  Oesterreich  bedeutend  kleiner  als  in  Ungarn. 
In  der  Brennkampagne  1884/85  befanden  sich  in  Oesterreich  36,572  kleine  bäuer- 
liche Brennereien.  Von  diesen  verarbeiteten  14,015  Steinobst,  8939  Weintreber 
und  Hefe,  7326  Kernobst,  5665  Beerenfrüchte,  doch  nur  504  Getreide,  Mais  und 
Kartoffeln.  Von  diesen  36,572  Brennereien  entrichteten  25,829  die  Steuer  nach 
der  Leistungsföhigkeit  der  Brennvon-ichtung,  10,723  nach  der  Abfindung.  Alle 
diese  Brennereien  zusammen  zahlten  an  Steuer  den  Betrag  von  180,896  fl.  Trotz 
der  äusserst  mangelhaften  Technik  dieser  Brennereien  dürfte  die  gesamte  Pro- 
duktion dieser  Brennereien  auf  40,000  bis  50,000  hl  zu  veranschlagen  sein.  Es 
mag  hier  hei-vorgehoben  werden,  dass  die  Zahl  der  in  fiskalischer  Beziehung 
gefährlichen  kleinen  bäuerlichen  (Kessel)  Brennereien,  welche  mehlige  Stoffe 
verarbeiten,  in  Oesterreich  nicht  ein  Zehnteü  der  in  Ungarn  befindlichen  beträgt. 
Auch  die  Zahl  der  in  Oesterreich  befindlichen  kleinen  bäuerlichen  Brennereien 
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soll  in  raschem  Steigen  begriifen  sein.  Allerdings  dürfte  die  Zahl  jener ,  die 
wirklich  betrieben  werden,  ganz  wesentlich  von  dem  Ausfall  der  Ernte  an  Stein- 
und  Kernobst,  Trauben  und  dergl.  abhängen. 

Die  Frage,  welche  Gesamtmenge  von  Branntwein  im  "Wege  der  steuer- 
freien Branntweinerzeugung,  welche  wie  oben  dargelegt  wurde,  in  mehreren  Kron- 
ländern (Nieder-  und  Oberösterreich,  Salzburg,  Mähren,  Steiermark,  Kärnten, 
Krain,  Küstenland,  Dalmatien  und  Istrien)  den  Landwirten  zum  eigenen  Haus- 
bedarf unter  den  oben  des  Näheren  dargelegten  Beschränkungen  gestattet  ist, 
produziert  wird,  wird  in  einer  Publikation  des  österreichischen  Finanzministeriums 
über  die  Ergebnisse  der  Verzehrungssteuer  für  das  Jahr  1887  dahin  beantwortet, 
dass  in  der  Betriebsperiode  1886/87  in  Oesterreich  22,181  hl,  in  Ungarn  14,122  hl 
produziert  worden  seien.  Auch  nach  Ansieht  der  Verfasser  dieser  Publikation 
steht  die  angegebene  hinter  der  wirklich  produzierten  Menge  zurück. 


IV. 
Unterschiede  zwischen  dem  deutschen  und  österreichischen  Brannt- 
weinsteuergesetze.    Mehrere  Mängel  des  letzteren.     Schwierigkeiten 

der  Ausführung. 

Wie  schon  in  den  einleitenden  Worten  bemerkt  wurde ,  hat  die  Reform 
der  Branntweinsteuer  im  Deutschen  Reiche,  welche  durch  das  Gesetz  vom 
24.  Januar  1887  ihren  vorläufigen  Abschluss  gefunden  hat,  auf  die  Reform  der- 
selben Steuer  in  Oesterreich  und  Ungarn  erheblichen  Einfluss  genommen.  Ge- 
wisse Grundgedanken  des  deutschen  Gesetzes,  insbesondere  der  doppelte  Steuer- 
satz und  die  mit  demselben  notwendig  verbundene  Feststellung  des  Teils  der 
Branntweinproduktion,  von  der  nur  die  geringere  Steuer  zu  entrichten  ist,  haben 
aus  dem  deutschen  Gesetze  ihren  Weg  in  die  Entwürfe  der  Finanzminister 
Oesterreichs  und  Ungarns  genommen.  Ebenso  finden  sich  Steuersätze  gleicher 
Höhe  für  den  wichtigsten  Teil  der  Steuer,  die  Verbrauchsabgabe  in  den  Ge- 
setzen des  Deutschen  Reiches  wie  Oesterreichs  und  Ungarns  vor.  Bei  näherer 
Untersuchung  zeigen  sich  allerdings  grosse  Verschiedenheiten  beider  Gesetze, 
ebenso  grose  Unterschiede  in  den  wirtschaftlichen,  sozialen  und  administrativen 
Verhältnissen,  im  Wohlstand  und  in  der  schon  vor  Erhöhung  der  Branntweinsteuer 
vorhandenen  Belastung  derj  Branntwein  zumeist  konsumierenden  Volksklassen 
der  beiden  Länderkomplexe,  des  Deutschen  Reichs  einerseits,  Oesterreich-Ungams 
anderseits. 

Zweierlei  Bestrebungen  scheinen  neben  dem  Wunsche  einige  wichtige 
Grundgedanken  der  deutschen  Branntweinsteuerreform  anzunehmen,  die  Ver- 
fasser des  Gesetzentwurfes  geleitet  zu  haben ,  welcher  von  den  beiden  Finanz- 
ministem Oesterreichs  und  Ungarns  den  betreffenden  Parlamenten  vorgelegt 
worden  ist.  Vor  allem  ist  in  zahlreichen  Einzelbestimmungen  des  österreichisch- 
ungarischen Entwurfes  fiskalische  Rücksichtslosigkeit  sichtbar.  Nicht  entfernt 
wurde  jene  Rücksicht  auf  zahlreiche  Steuerträger  genommen,  welche  aus  meh- 
reren Bestimmungen  des  doch  auch  von  energisch  fiskalischem  Geiste  erfüllten 
Steuergesetzes   des   Deutschen  Reiches   hervorgeht.    Notorische   Schwächen   der 
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Verwaltung  in  Oesterreich  und  Ungarn,  der  geringe  Wohlstand  der  Steuerträger. 
Verhältnisse,  welche  das  Anspannen  des  Bogens  über  ein  gewisses  Mass  hinaus 
als  von  zweifelhaftem  Werte  auch  für  die  fiskalischen  Interessen  erscheinen 
lassen,  wurden  nicht  immer  genügend  berücksichtigt.  Es  wurde  ausser  acht 
gelassen,  dass  gewisse  wirtschaflüche  Institutionen,  so  die  Freilager  in  Oester- 
reich, noch  nicht  genügend  entwickelt  sind,  um  gewisse  Steuerpläne  mit  Ver- 
lässlichkeit  ausführen  zu  können.  Der  Notwendigkeit  in  das  eine  so  grosse  und 
folgenreiche  Umwälzung  einleitende  Gesetz  Uebergangsmassregeln  aufzunehmen, 
welche  das  deutsche  Reichsgesetz  nicht  verschmäht  hat .  das  doch  unter  viel 
günstigeren  Verhältnissen  angewendet  werden  soU,  wurde  wiederholt  nicht  Rech- 
nung getragen.  Vor  allem  wurde  auf  das  ganz  eigentümlich  staatsrechtliche 
Verhältnis .  das  zwischen  Oesterreich  xmd  Ungarn  besteht ,  bei  Verfassung  des 
Gesetzentwurfes  nicht  die  gebührende  Rücksicht  genommen,  indem  man  ver- 
suchte ,  Einrichtungen,  welche  bei  überaus  niedrigen  Steuersätzen ,  wie  sie  die 
alte  österreichisch-ungarische  Branntweinsteuer  besass,  erträglich  waren,  nun  und 
zwar  mit  mancherlei  Verkünstlungen  in  der  Zeit  sehr  hoher  Steuersätze  auf- 
recht zu  halten. 

Alle  diese  Umstände  führten  zahlreiche  Mängel  in  dem  österreichisch- 
ungarischen  Gesetzentwurfe  herbei,  von  welchen  bei  dem  ganz  eigentümlichen 
parlamentarischen  Leben  Oesterreichs,  welches  sachlichen  Erörterungen  durchaus 
ungünstig  ist,  wohl  einige  jedoch  nicht  alle  bei  der  Behandlung  in  den  Parla- 
menten beseitigt  werden  konnten. 

Eine  zweite  Tendenz  der  Verfasser  des  Gesetzentwurfes  ging  dahin,  thun- 
Hchst  viele  Bestimmungen  aus  dem  alten  österreichisch-ungarischen  Branntwein- 
steuergesetze in  das  neue  hinüber  zu  retten.  Drei  Viertel  der  Zahl  der  (101) 
Paragraphen  des  Gesetzentwurfes  stimmen  wörtlich  oder  doch  zum  grossen  Teil 
mit  den  betreffenden  Paragraphen  des  alten  österreichisch-ungarischen  Gesetzes 
über  die  Besteuerung  des  Branntweins  überein. 

Es  bestand  das  Bestreben,  zahlreiche  Normen  des  alten  Gesetzes  wörtlich 
oder  fast  wörtlich  in  das  neue  öaterreichisch-imgarische  Reformgesetz  hinüber- 
zunehmen. Hierbei  strebte  der  österreichisch-ungarische  Gesetzentwurf  eine  viel 
radikalere  Reform  an  als  das  deutsche  Gesetz  von  1887  und  war  daher  vom 
alten  österreichischen  Spritsteuergesetz  vielfach  noch  mehr  verschieden,  als  das 
deutsche  Reformgesetz  vom  alten  norddeutschen.  Hierdurch  entstanden  man- 
cherlei Unzukömmlichkeiten.  Auch  manche  notorische  Schwächen  des  alten 
österreichisch-ungarischen  Spritsteuergesetzes  wurden  in  das  neue  Reformgesetz 
hinübergenommen. 

Die  Absicht  des  österreichisch-ungarischen  Gesetzentwurfes  ging  dahin, 
die  zahlreichen  nach  den  Gesetzen  vom  Jahre  1878  und  1884  noch  zulässigen 
Arten  der  Branntweinbesteuerung  durch  einige  wenige  zu  ersetzen.  Während 
selbst  nach  der  Reform  des  Gesetzes  vom  Jahre  1884  noch  mehr  nach  dem 
Gesetze  vom  Jahre  1878  die  Pauschalierung  nach  Leistungsfähigkeit  des 
Maischraumes  die  Regel,  die  anderen  Arten  der  Steuerentrichtung  nur  gleich- 
sam wegen  besonderer  Verhältnisse,  so  wegen  besonders  grosser  oder  zu 
kleiner  Ausdehnung  der  betreffenden  Brennereien  zugestandene  Ausnahmen 
waren,  ist  in  dem  Entwürfe  des  Reformgesetzes  die  Steuer  vom  fertigen 
Produkt  die  ganz  allgemeine  Regel,  von  welcher  nur  aus  besonderen  finanziell- 
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administrativen  und  sozialpolitischen  Rücksichten  einige  wenig  bedeutende  Aus- 
nahmen zugelassen  werden. 

Die  die  Regel  bildende  Abgabe  von  Branntwein  unterscheidet  sich  von 
der  Produktensteuer  mit  Hilfe  des  KontroUmessapparates,  wie  selben  die  Gesetze 
vom  Jahre  1878  und  1884  eingeführt  hatten,  abgesehen  vom  Steuersatze,  ganz 
wesentlich  dadurch,  dass  die  erwähnte  Produktensteuer  durch  den  Akt  der  Pro- 
duktion selbst  fällig  wurde,  während  die  Abgabe  des  Gesetzentwurfes  erst  dann 
fällig  wird,  wenn  der  produzierte  Branntwein  dem  freien  Verkehr  übergeben 
wird,  somit  sich  als  eine  Verbrauchsabgabe  im  engeren  Sinne  des  Wortes  dar- 
stellt. Ein  weiterer  Unterschied  liegt  darin,  dass  die  österreichische  Pro- 
duktensteuer wohl  vom  produzierten  Quantum  bemessen  wurde,  das  Gesetz 
jedoch  annahm,  dass  der  produzierte  Spiritus  einen  durchschnittlichen  Alkohol- 
gehalt von  nur  75"  Tr.  besitze.  Die  österreichisch-ungarische  Produktensteuer 
der  Gesetze  vom  Jahre  1878  und  1884  bezog  sich  somit  nur  auf  die  Quantität, 
in  Bezug  auf  den  zweiten  Faktor,  den  Alkoholgehalt,  war  eine  Annahme  mass- 
gebend. Die  Verbrauchssteuer  des  Gesetzentwurfes  berücksichtigt  beide  Fak- 
toren des  Produktes ,  die  Quantität  und  den  Alkoholgehalt  entsprechend  dem 
thatsächlichen  Befunde  und  gestattet  nur  wie  alle  Verbrauchssteuern  von  Brannt- 
wein im  engeren  Sinne  des  Wortes  gewisse  Prozente  für  Schwendung  u.  dergl. 
in  Abzug  zu  bringen. 

Die  Produktbesteuerung  auf  Grund  eines  KontroUmessapparates,  wobei 
ein  bestimmter  durchschnittlicher  Alkoholgehalt  (75"  Tr.)  angenommen  wurde, 
sowie  die  Produktenbesteuerung  ohne  Kontrollmessapparat  (die  wenn  überhaupt 
nur  in  sehr  wenigen  Fällen  zur  praktischen  Anwendung  kam)  sind  in  das  neue 
Gesetz  nicht  aufgenommen  worden.  An  ihre  Stelle  trat  die  Verbrauchsabgabe 
mit  35  fl.  von  der  kontingentierten,  mit  45  fl.  von  der  nichtkontingentierten 
Branntweinproduktion.  Wie  bedeutende  Aenderungen  auch  hierdurch  an  der 
österreichisch-ungarischen  Branntweinsteuer  bewirkt  wurden,  so  erscheint  doch 
noch  von  grösserer  Wichtigkeit  die  vollständige  Aufhebung  der  Pauschalierung 
nach  der  Leistungsfähigkeit  des  Maischraumes.  Diese  Besteuerungsart,  welche 
unter  Belcredi  für  alle  grösseren  Brennereien  die  ausnahmsweise  Regel  gebildet 
und  trotz  aller  seit  damals  eingeführten  Beschränkungen  und  partiellen  Aende- 
rungen auch  noch  nach  dem  Gesetze  von  1884  eine  so  ausgedehnte  Anwendung 
gefunden  hat,  dass  wie  wir  dargethan  haben,  auch  noch  1884  ein  grösserer 
Teil  der  Steuer  in  OesteiTeich  (nicht  in  Ungarn)  nach  dieser  Art  entrichtet 
wnrde  als  nach  der  Produktensteuer,  wurde  nun  durch  das  neue  Reformgesetz 
vollständig  aufgehoben,  ohne  irgend  welche  Uebergangsmassregeln  oder  eine 
Uebergangszeit  zu  gestatten.  Das  Produkt  sämtlicher  Brennereien,  welche  bis- 
her die  Steuer  nach  der  Pauschalierung  nach  der  Leistungsfähigkeit  des  Maisch- 
raumes, ebenso  wie  jener,  welche  bisher  die  Steuer  nach  dem  Produkt  mit  An- 
nahme eines  durchschnittlichen  Alkoholgehaltes  entrichtet  haben,  soll  vom  1.  Sep- 
tember 1888  an  mit  der  neu  eingeführten  Verbrauchssteuer  belegt  werden.  Die 
Höhe  dieser  letzterwähnten  Abgabe  brachte  es  mit  sich,  dass  das  österreichische 
Abgeordnetenhaus ,  sollten  nicht  die  Staatsfinanzen  grossen  Schaden  erleiden, 
dahin  drängen  musste,  dass  auch  die  Annahmen,  die  der  Besteuerung  nach  der 
L eistun gstähigkeit  der  Brennvorrichtung,  eventuell  der  Abfindung  zu  Grunde 
liegend,    im   Vergleich    zu    der   Regierungsvorlage    sehr    erheblich    verschärft 
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werden.  Auch  ein  namhafter  Teil  der  früher  der  letzterwähnten  Steuerart 
unterliegenden  Brennereien  wurde  für  die  Zukunft  der  allgemeinen  Verbrauchsab- 
gabe unterworfen.  Die  Reform  bewirkt,  dass  die  oben ')  aufgezählten  ersten  drei 
Entrichtungsarten  ganz  entfallen,  aber  auch  die  Zahl  der  Brennereien,  welche 
der  vierten  und  fünften  Art  der  Branntweinsteuer  unterliegen,  erheblich  ver- 
mindert wird.  Es  wird  somit  für  alle  Brennereien  mit  Ausnahme  eines  Teils 
der  bisher  sogen,  kleinen  bäuerlichen  Brennereien  die  Verbrauchsabgabe,  welche 
nach  den  erwähnten  zwei  Sätzen  von  35  fl.  und  45  fl.  für  100  Hektolitergrade 
erhoben  wird,  in  Kraft  treten.  Allerdings  räumt  das  Gesetz  gewissen  Arten 
von  Brennereien  erhebliche  Steuerprivilegien  ein,  auf  welche  wir  später  zu 
sprechen  kommen. 

Wie  bekannt,  hat  das  deutsche  Reichsgesetz  vom  24.  Juni  1887  nicht 
diesen  weitgehenden  radikalen  Standpunkt  eingenommen.  Das  früher  in  Gel- 
tung gewesene  Branntweinsteuergesetz  des  Norddeutschen  Bundes  bot  den  unter 
die  Maischbottichsteuer  fallenden  Brennereien  nicht  entfernt  die  Vorteüe,  wie 
die  österreichisch-ungarische  Gesetzgebung  den  die  Steuer  nach  der  Pauschalierung 
nach  der  Leistungsfähigkeit  des  Maischraumes  entrichtenden  Brennereien.  Ausser- 
dem wurde  dem  Institut  der  Steuerabfindung  im  Deutschen  Reiche  ein  viel 
grösserer  Spielraum  zugestanden,  als  in  Oesterreich-Ungam.  Endlich  nahm  das 
deutsche  Gesetz  auf  die  Brennereien,  welche  Melasse  verarbeiten,  immerhin  ge- 
wisse Rücksichten.  Die  Aufhebung  der  alten  preussischen  Maischbottichsteuer 
imd  die  Einführung  der  neuen  Verbrauchssteuer  im  voUen  Umfang  auch  bei 
allen  Brennereien,  welche  bisher  der  erstgenannten  Steuer  imterworfen  waren, 
hätte  somit  nicht  entfernt  eine  so  ungeheure  Umwälzung  hervorgebracht,  wie 
sie  in  Oesterreich  das  Gesetz  vom  20.  Jiini  1888  Ziff.  95  Reichsgesetzblatt  be- 
wirkte, welches  die  der  preussischen  Maischbottichsteuer  analoge,  ja  in  der 
Müde  gegen  die  Steuerpflichtigen  viel  weitergehende  Besteuerung  nach  der 
Leistungsfähigkeit  des  Maischraumes  vollständig  aufhob.  Trotzdem  hat  das 
deutsche  Reformgesetz  eine  so  radikale  Aenderung,  wenngleich  sie  nicht  ent- 
fernt so  empfindlich  gewesen  wäre,  wie  die  in  Oesterreich-Ungam  thatsächlich 
durchgeführte,  nicht  für  zweckmässig  befunden.  Die  Maischbottichsteuer  wurde 
für  eine  grosse  Anzahl  von  Brennereien,  wahrscheinlich  wohl  nur  als  Ueber- 
gangsmassregel,  wenngleich  mit  einschneidenden  Aenderimgen  beibehalten.  So 
sehr  die  Tendenz  des  österreichisch-ungarischen  Gesetzes  die  Verbrauchsabgabe 
nach  Menge  und  Stärke  des  Produkts  zur  Regel  zu  machen  rückhaltslose  Anerken- 
nung verdient,  so  zahlreich  und  schwer  die  üebelstände  waren,  die  der  öster- 
reichisch-ungarischen Pauschalierung  nach  der  Leistungsfähigkeit  des  Maisch- 
raumes mit  vollem  Recht,  wie  wir  dies  ja  bei  Aufzählung  dieser  üebelstände 
gethan,  vorgeworfen  werden  konnten,  der  Schritt,  den  die  österreichisch-unga- 
rische Gesetzgebung  machte,  war  zu  rasch,  zu  wenig  vorbereitet  und  dürfte  in 
der  Praxis  erhebliche  Schwierigkeiten  hervorrufen,  dem  Staate  wie  den  Privat- 
beteiligten vielen  imd  empfindlichen  Schaden  bringen,  der  hätt«  vermieden 
werden  können. 

Mit  Rücksicht  auf  den  Vorgang  im  Deutschen  Reiche,  in  dem  die  Pauscha- 
lierung nicht  entfernt  eine  so  einschneidende  Bedeutung  gewonnen  hatte,   wie 
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in  Oesterreich,  hätte  es  sich  wohl  empfohlen,  statt  des  dargestellten  radikalsten 
Verfahrens  die  Verbrauchssteuer  wohl  zur  Regel  zu  erheben,  dagegen  den  bis- 
her pauschalierten  Brennereien  einen  für  die  grössten  (z.  B.  jenen  über  35 — 50  hl 
Maischraum)  kurzen  etwa  ein-  bis  zweijährigen,  für  die  kleineren  (die  höchstens 
85  hl  Maischraum  besitzen)  einen  längeren,  etwa  drei-  bis  fünfjährigen  Zeit- 
raum als  Uebergangsperiode  zu  gestatten.  Gleichzeitig  hätten  die  Hauptübel- 
stände der  Pauschalierung:  die  grosse  Ungleichförmigkeit  der  Steuer,  die  Ver- 
wüstung des  Materials  zum  Schaden  der  Volkswirtschaft  und  der  Staatsfinanzen 
dadurch  beseitigt,  der  Uebergang  zur  allgemeinen  Geltung  der  Verbrauchs- 
abgabe dadurch  beschleunigt  werden  können,  dass  nach  Muster  der  alten  öster- 
reichischen und  der  neueren  und  neuesten  preussischen  und  deutschen  Gesetz- 
gebung die  Pauschalierung  nach  der  Leistungsfähigkeit  des  Maischraumes  in 
Oesterreich-Ungam  nicht  auf  den  Zeitraum  von  24  Stunden,  d.  h.  auf  alle  Ab- 
triebe, die  auch  bei  grösster  Verwüstung  des  Materials  zur  Erzielung  grösster 
Steuerersparnis  innerhalb  des  Zeitraumes  von  24  Stunden  vorgenommen  werden 
können,  sondern  auf  jeden  einzelnen  Abtrieb  eingerichtet  worden  wäre.  Die 
finanziellen  Opfer  wären  bei  solchem  Vorgehen  unbedeutend  gewesen,  sehr 
viele  Uebelstände  in  volkswirtschaftlicher  und  administrativer  Richtung  wären 
aber  vermieden  worden. 

Das  deutsche  Gesetz  hat  Uebergangsbestimmungen ,  sogar  ohne  sie  im 
vorhinein  als  blosse  Uebergangsmassregeln  —  deren  Wirksamkeit  schon  im 
Gesetze  auf  wenige  Jahre  beschränkt  worden  wäre  —  zu  bezeichnen,  in 
richtiger  Erwägung  aller  Verhältnisse  getrofi'en.  Dadurch,  dass  das  öster- 
reichisch-ungarische Gesetz  dies  vermied,  müssen  Uebelstände  entstehen,  welche 
noch  durch  mehrere  Umstände  gesteigert  werden  dürften,  die  teils  in  gewissen 
Bestimmungen  des  Gesetzes,  teils  in  den  besonderen  Verhältnissen  des  weiten 
Ländergebietes,  oder  doch  grosser  Teile  desselben,  für  welche  das  Gesetz 
Geltung  hat,  ihren  Grund  haben.  Das  österreichisch-ungarische  Gesetz  hat  zum 
Zwecke  der  Feststellung  der  Branntweinmengen,  welche  die  Grundlage  für  die 
Bemessung  der  Verbrauchsabgabe  bilden,  einen  anderen  Weg  eingeschlagen  als 
das  Gesetz  des  Deutschen  Reiches  vom  24.  Juni  1887.  —  §  5  des  letzterwähnten 
Gesetzes  ordnet  als  Regel  an,  dass  in  den  Brennereien  nach  näherer  Anordnung 
der  Steuerbehörde  Sammelgefässe  aufzustellen  sind,  in  welche  der  gesamte  ge- 
wonnene Branntwein  geleitet  wird.  Auch  die  Räume,  in  welchen  die  Sammel- 
gefässe Aufstellung  finden,  müssen  den  Anforderungen  der  Steuerbehörde  ent- 
sprechen und  sind  erforderlichenfalls  von  derselben  unter  Mitverschluss  zu 
setzen.  Nur  ausnahmsweise,  d.  i.  in  Fällen,  in  welchen  die  Errichtung  geeigneter 
Räume  nicht,  oder  nur  mit  unverhältnismässigen  Kosten  möglich  ist,  kann  die 
Steuerbehörde  an  Stelle  der  Sammelgefässe  die  Benützung  eines  zuverlässigen 
Messapparates  gestatten ,  welcher  die  Menge  und  Stärke  des  Branntweins 
fortlaufend  anzeigt  oder  die  spätere  amtliche  Ermittelung  der  Stärke  durch 
Zurückhaltung  von  Proben  ermöglicht  (§  6  des  Ges.  des  Deutschen  Reiches). 

Die  Steuerbehörde  hat  das  Recht,  in  besonderen  Fällen  die  Aufstellung 
des  Messapparates  neben  Beibehaltung  der  Sammelgefässe  anzuordnen  (§  7  eben- 
da). Das  deutsche  Gesetz  nimmt  somit  als  Regel  die  Einführung  von  Sammel- 
gefässen  an ,  in  welche  das  ganze  Produkt  zu  leiten  ist ,  nur  ausnahmsweise 
sollen  Messapparate  zur  Anwendung  kommen,  welche  Menge  und  Alkoholgehalt 
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oder  nur  die  Menge  des  produzierten  Branntweins  angeben,  in  welch  letzterem 
Falle  Proben  zurückgehalten  werden  sollen,  aus  welchen  dann  die  Stärke  des 
Branntweins  amtlich  ermittelt  wird.  Der  Grund,  weshalb  die  Fea1»tellung  der 
Branntweinmenge  im  Deutschen  Reiche  nicht  in  der  Regel,  sondern  nur  in  be- 
sonderen Fällen  durch  Messapparate  zu  geschehen  hat,  liegt  ohne  Zweifel  in 
der  Unverläaslichkeit  der  Messapparate,  welche,  wie  wiederholt  in  der  Berliner 
Zeitschrift  für  Spiritusindustrie  dargethan  wxirde,  grosser  Sorgfalt  und  Vorsicht 
bedürfen,  um  ungestört  zu  fungieren,  aber  auch  dann  nicht  selten  gar  nicht 
unbedeutende  Fehlerdifferenzen  ergeben^). 

In  Oesterreich  und  Ungarn  basiert  die  Verbrauchsabgabe  auf  der  Fest- 
stellung der  Branntweinmeuge  durch  einen  Messapparat,  der  nur  die  Quantität, 
nicht  den  Alkoholgehalt  festzustellen  hat.  Dieser  letztere  soll  von  Zeit  zu  Zeit 
nach  Proben,  welche  der  Apparat  dem  Produkt  entnimmt,  amtlich  festgestellt 
werden.  Jede  in  der  Brennerei  vorhandene,  mit  einem  eigenen  Kühlapparat 
versehene  Brennvorrichtung  muss  mit  einem  den  Anordnungen  der  Finanz- 
verwaltung  entsprechenden  Kontrollmessapparat  versehen  sein,  von  welcher  Be- 
stimmung nur  der  Rektifizierungsapparat  in  gewissen  Fällen  ausgenommen  wird 
(§  -52  des  österr.-ungar.  Ges.).  Alle  drei  Apparate  (von  Prix,  Dolainsky  und 
Beschomer),  unter  welchen  die  Finanzverwaltung  Oesterreichs  den  Eigentümern 
der  Brennerei  die  Wahl  freistellt,  steDen  lediglich  die  Quantität,  nicht  den 
Alkoholgehalt  des  gewonnenen  Branntweines  fest.  Die  Bemühungen  der  Oppo- 
sition, aus  streng  sachlichen  Gründen  der  Finanzverwaltung  durch  einen  Zusatz 
zum  Paragraph  das  Recht  zu  verschaffen,  in  den  der  Verwaltung  selbst  nötig 
erscheinenden  Fällen  die  Aufstellung  eines  Sammelgefässes  anordnen  zu  können, 
wurden  von  der  Regierung  bekämpft  und  von  der  Majorität  auf  Anregung  der 
Regierung  zurückgewiesen.  Die  österreichische  und  ungarische  Finanzverwaltung 
haben  somit,  und  zwar  auf  ihr  eigenes  Andrängen  hin,  nicht  einmal  das  Recht 
dort,  wo  die  Messapparate  sich  als  unzulänglich  erweisen  oder,  was  viel 
häufiger  vorkommen  dürfte,  wo  ihre  Anwendung,  ohne  dass  ein  Straffall  er- 
wiesen werden  kann,  doch  zu  Bedenken  und  Zweifeln  Anlass  geben,  die  Ein- 
führung von  Sammelgefässen  anzuordnen,  welche  die  Finanzverwaltung  des 
Deutschen  Reiches  regelmässig  anzuwenden  für  nötig  erachtet. 

Die  hieraus  und  aus  vielen  anderen  Gründen  erwachsenden  Verluste  und 
Unzukömmlichkeiten  dürften  eine  nicht  geringe  Steigening  durch  den  Umstand 
erfahren,  dass  die  Finanzverwaltungen  in  Oesterreich  wie  in  Ungarn  bei  Aus- 
führung einer  hohen  Verbrauchssteuer  ganz  unvergleichlich  grössere  administra- 
tive Schwierigkeiten  zu  bewältigen  haben,  als  die  Leiter  des  bezüglichen  Zweiges 
der  Administration  in  England,  Frankreich  und  Deutschland.  Nicht  wie  in 
England  wii-d  nur  an  einigen  wenigen  Betriebsstätten  Branntwein  produziert. 
Die  Zahl  auch  nur  der  Brennereien ,  welche  der  Verbrauchsabgabe  unterliegen, 
zählt  nach  Tausenden,  die  der  kleinen  bäuerlichen  Brennereien  aber,  die  doch 
auch  besteuert  und  beaufsichtigt  werden  müssen,  nach  Zehn-,  ja  Hunderttausenden. 
Zudem  ist  der  weitaus  grösste  Teil  dieser  Brennereien  in  Landesteilen  gelegen, 
welche  gebirgiges  Terrain  und  zum  grossen  Teü  Kommunikationsmittel  besitzen, 
welche  mit  jenen  Englands,    Frankreichs  und  Deutschlands   nicht   entfernt   in 
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Vergleich  gezogen  werden  können.  Die  Branntweinbrennerei  hat  sich  in  den 
gebirgigen  Teilen  Böhmens ,  Mährens  und  Schlesiens ,  ganz  besonders  aber  in 
Galizien  und  dem  nördlichen  Teile  Ungams  als  landwirtschaftliches  Neben- 
gewerbe der  dort  zahlreichen  Rittergüter  und  Latifundien  entwickelt. 

In  den  Verhandlungen  der  Ausschüsse  wurde  in  sachkundiger  Weise  her- 
vorgehoben ,  dass  zahlreiche  Brennereien ,  und  zwar  solche  von  bedeutendem 
Betriebsumfange,  6,  7,  ja  8  Meilen  (45 — 60  Kilometer)  von  der  Eisenbahnstation 
entfernt  liegen  und  nur  auf  zum  Teil  sehr  mangelhaften  Wegen  en-eichbar 
sind,  die  überdies  gerade  während  der  Wintermonate,  d.  i.  während  des  weitaus 
wichtigsten  Teiles  der  Brennkampagne,  sich  in  einem  wahrhaft  kläglichen  Zu- 
stande befinden,  Dass  unter  solchen  Umständen  es  eines  nur  sehr  geringen 
Grades  von  Durchtriebenheit  bedarf,  um  unvermutete,  plötzliche  Revisionen  ganz 
unmöglich  zu  machen,  selbst  wenn  nicht  Zustände  vorkommen ,  wie  sie  Felix 
in  seiner  Broschüre  schildert,  oder  wie  sie  alte  Finanzbeamte  aus  der  Zeit  der 
österreichisch-ungarischen  Produktensteuer  vor  1866  beschreiben ,  bedarf  wohl 
keiner  weiteren  Darlegung.  Auch  bei  der  Wahl  des  Beamtenpersonals  hat  die 
österreichische  Verwaltung  mit  weitaus  grösseren  Schwierigkeiten  zu  kämpfen 
als  die  englische,  französische  oder  deutsche.  Der  Dienst  bei  Ueberwachung  der 
Brennereien  in  Oesterreich  und  Ungarn  ist  mit  Rücksicht  auf  die  dargestellten 
Verhältnisse  mit  so  grossen  Unannehmlichkeiten  und  aufreibenden  Anstrengungen 
verbunden,  dass,  zumal  die  Gehaltsverhältnisse  viel  weniger  günstig  sind  als  in 
den  erwähnten  Ländern,  es  oft  sehr  schwierig  ist,  die  arbeitsvollen,  unangenehmen 
und  sehr  bescheiden  dotierten  Posten  mit  sachkundigen  und  rechtlichen  Männern 
zu  besetzen.  Dazu  kommen  die  wohl  nur  in  Oesterreich  vorkommenden,  ganz 
eigentümlichen  sprachlichen  Schwierigkeiten,  die  bei  dem  Dienste  in  den  Bren- 
nereien, wo  der  Beamte  mit  Arbeitern  und  Landleuten  verkehren  muss,  nicht 
zu  unterschätzen  sind.  Nicht  eines  der  Kronländer,  in  welchen  die  Branntwein- 
brennereien in  grösserem  Umfange  betrieben  werden ,  hat  nur  eine  Landes- 
sprache. Böhmen  und  Mähren  haben  zwei,  Schlesien  und  Galizien  drei,  die 
Bukowina  gar  vier  Landessprachen ,  von  den  ganz  eigentümlichen  politischen 
Verhältnissen,  die  hier  zu  erörtern  nicht  der  richtige  Ort  wäre,  gar  nicht 
zu  reden. 

Nicht  wenig  wird  zu  allerlei  allerdings  nur  vorübergehenden  Uebelständen, 
die  aber  bei  der  Einführung  der  Verbrauchsabgabe  in  Oesterreich  und  Ungarn 
hätten  vermieden  werden  können,  die  viel  zu  grosse  Eile  beitragen,  mit  welcher 
eine  so  tief  einschneidende  Reform  durchgeführt  wird.  Schon  für  die  Beratung 
eines  so  umfangreichen  und  wichtigen  Gesetzes  in  der  Vollversammlung  des 
Abgeordnetenhauses  fehlte,  nachdem  viel  Zeit  mit  den  üblichen  Vorverhandlungen 
hinter  den  Kulissen  verloren  gegangen  war,  die  genügende  Zeit.  Viele  Er- 
hebungen, die  Sammlung  von  Material,  die  um  so  nötiger  gewesen  wäre,  als 
die  Regierung  einen  überaus  dürftigen  Motivenbericht  und  ein  ebenso  dürftiges 
Material  vorlegte,  mussten  aus  Mangel  an  Zeit  entfallen. 

Die  beiden  Gesetze,  welche  hier  in  Frage  kommen,  jenes  über  die  Reform 
der  Branntweinsteuer  und  jenes  über  die  Regelung  der  individuellen  Verteilung 
der  Alkoholmenge,  sind  vom  20.  Juni  1888  datiert  und  wurden  durch  das  Reichs- 
gesetzblatt am  23.  Juni  1888  publiziert.  Bestenfalls  dürften  sie  Ende  Juni  allen, 
auch  den  entfernten,  nicht  der  deutschen  Sprache  mächtigen  Beteiligten,  bekannt 
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geworden  sein.  Ende  Juli  1888  waren  die  VoUzugsvorschril'ten  zu  den  beiden 
Gesetzen  noch  nicht  veröffentlicht,  ohne  deren  Kenntnis  die  Eigentümer  der 
Brennereien  und  andere  Beteiligte,  zumal  bei  einem  Gesetze,  das  die  Branntwein- 
besteuerung auf  so  ganz  neue,  in  Oesterreich  bisher  ungekannte  Grundlagen 
stellt,  gar  nicht  in  die  Lage  kommen,  die  nötigen  zahlreichen  Vorbereitungen 
zu  treffen.  Die  betreffende  Vollzugsvorschrift  ist  vom  10.  August  1888  datiert 
und  wurde  somit  erst  nach  Mitte  August  weiteren  Kreisen  bekannt.  Trotzdem 
soll  das  Gesetz  am  1.  September  1888  in  Kraft  treten.  In  dieser  kürzesten 
Frist  sollen  die  Apparate  von  fast  1700  Brennereien  in  Oesterreich  und  Un- 
garn, von  denen  die  grosse  Mehrzahl  in  Gegenden  gelegen  ist,  die  kaum  für 
Reparaturen  die  nötigen  Handwerker  besitzen,  umgeändert,  alle  administrativen 
Vorbereitungen  für  den  geänderten  Geschäftsgang  seitens  der  Behörden  und 
Privaten,  aber  auch  die  nötigen  Aenderungen  für  den  kaufmännischen  Ver- 
kehr seitens  der  Brenner  und  Kaufleute  sollen  getroffen  werden.  Und  dies 
letztere  in  Ländern  wie  Galizien,  die  Bukowina,  Nordungam,  die  kapitals- 
arm  sind,  fast  keines  die  nötigen  kaufmännischen  Vorbereitungen,  keinen 
kapitalskräftigen  Kaufmaimsstand,  fast  keine  Freilager  besitzen! 


V. 

Mutmassliche   Reduktion  des   Konsums   in   Oesterreich.     Ertrag  der 
Branntweinsteuer  in  Oesterreich. 

Die  Höbe  der  Verbrauchssteuer  ist  in  Oesterreich  und  Ungarn,  wenn  man 
von  dem  Goldagio  (23 — 27  Prozent)  absieht,  gleich  hoch  wie  im  Deutschen 
Reiche.  Wie  bemerkt,  wurde  die  Pauschaliening  nach  der  Leistungsfähigkeit 
des  Maischraumes  in  Oesterreich  und  Ungarn  aufgehoben,  es  wurde  somit  viel 
radikaler  vorgegangen  als  dies  bezüglich  des  analogen  Institutes  des  nord- 
deutschen Gesetzes  vom  Jahre  1868  durch  das  Gesetz  vom  Jahre  1887  im 
Deutschen  Reiche  geschehen  war. 

Es  ist  nun  die  Frage  zu  erörtern,  ob  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
der  Bewohner  Oesterreichs  und  Ungarns  eine  so  starke  und  rasche,  ja  überaus 
eilige  Erhöhung  dieser  Steuer  zulässig  erscheinen  lassen,  welche  Reduktion  des 
Konsums  infolge  der  Steuererhöhung ,  welcher  Reinertrag  sohin  zu  gewärtigen 
ist.  Es  di-ängt  sich  die  Frage  auf,  ob  die  Lage  der  österreichischen  Finanzen 
eine  so  intensive  und  rasche  Erhöhung  der  Spritsteuer  rechtfertige  und  zwar, 
ohne  dass  irgend  eine  der  in  Oesterreich-Ungam  so  überaus  nötigen  Reformen 
auf  dem  Gebiete  des  Steuerwesens,  die  Zuwendung  auch  nur  eines  Teiles  des 
Ertrages  an  Länder,  Bezirke  oder  Gemeinden,  oder  die  Lösung  irgend  einer 
grossen  sozialen  Aufgabe  mit  der  Heranziehung  dieser  wohl  letzten  grossen 
Steuerreserve  Oesterreichs  *)  in  Verbindung  gebracht  worden  wäre. 


')  Die  Einwendung,   dass  in  Oesterreich-Ungam  noch  die  Personaleinkommensteuer 

eingeführt  werden  und  reichen  Ertrag  bringen  könne ,  trifft  nicht  zu.    Sowohl  in  Oesterreich 

wie  in  Ungarn  bestehen  Einkommensteuern,  welche  gewisse  grosse  Teile  des  Einkommens  mit 

hohen  Sätzen,  die  lo  und  20  Prozent  erreichen,  belegen.    Ein  System  von  Ertragssteuem  mit 
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Vor  allem  muss  hervorgehoben  werden,  dass  eine  Erhöhung  der  Brannt- 
weinsteuer überhaupt  mit  Rücksicht  auf  die  exorbitante  Höhe  fast  aller  übrigen 
österreichischen  Steuern,  Gebühren  und  sonstigen  Abgaben  und  den  bisherigen 
relativ  geringen  Ertrag  der  Spritsteuer  durchaus  gerechtfertigt  erscheint. 
Anders  stellt  sich  freilich  die  Frage,  wenn  die  vorgeschlagene  Höhe  der  Steuer, 
die  Art  ihrer  Einführung,  die  Art  ihrer  Verwendung  und  zahlreiche  andere 
Umstände  ins  Auge  gefasst  werden. 

Es  ist  stets  eine  schwierige  Aufgabe,  den  Wohlstand  eines  Teils  der  Be- 
völkerung zweier  Staaten,  so  hier  jenes  Teils  der  Bevölkerung  Deutschlands  und 
Oesterreich-Ungams,  welcher  Branntwein  konsumiert,  miteinander  zu  vergleichen. 
Unzweifelhaft  ist  wohl,  dass  in  einem  wie  im  anderen  Staate  vorwiegendst  nur 
die  minder  bemittelten  Klassen  der  Bevölkerung,  Arbeiter  und  Landleute,  Brannt- 
wein in  grösseren  Mengen  konsumieren.  Der  Grad  des  Wohlstandes  dieser 
Klassen  ist  massgebend  für  die  Beantwortung  der  Frage,  eine  wie  hohe  Steuer 
auf  Branntwein  gelegt  werden  kann,  ohne  neben  dem  Konsum  des  Säufers, 
welcher  desto  zweckmässiger  besteuert  erscheint,  je  höher  derselbe  besteuert  ist, 
den  notwendigen  und  nützlichen  des  in  Wind  und  Wetter  hantierenden,  oft 
mit  sehr  mangelhaft  zubereiteten  Speisen  sich  nährenden  Arbeiters  und  Land- 
manns ungebührlich  zu  belasten. 

In  Deutschland  wurde  die  Reduktion  des  Konsums  mit  15  Prozent  an- 
genommen, eine  Annahme,  die  derzeit  allgemein  für  viel  zu  niedrig  erklärt 
wird.  Abgesehen  davon,  dass  die  Erhöhung  in  Oesterreich-Ungam  radikaler 
und  eiliger  erfolgte,  dürften  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  des  zumeist  mass- 
gebenden Teils  der  Bewohner  Oesterreichs,  ihre  derzeitige  Steuerbelastung  im 
Vergleich  zu  jener  Deutschlands  und  manche  andere  Momente  dafür  sprechen, 
dass  die  Belastung  durch  die  neue  gleich  hohe  Steuer  in  Oesterreich  und 
Ungarn  viel  stärker  empfunden  und  schwerer  ertragen  werden,  somit  auch  die 
Verminderung  des  Verbrauchs  eine  namhaft  stärkere  sein  wird  als  im  Deutschen 
Reiche.  Im  Deutschen  Reiche  findet  vorzüglich  in  den  nördlichen  Ländern  ein 
starker  Branntweinkonsum  statt;  der  Süden  konsumiert  viel  weniger  Brannt- 
wein. Dies  fand  auch  in  dem  Umstände  seinen  Ausdruck,  dass  nach  §  1  und  47 
des  deutschen  Reichsgesetzes  vom  24.  Juni  1887  die  nicht  zur  Branntweinsteuer- 


ganz unerhört  hohen  Sätzen,  so  eine  Grundsteuer  mit  22,7  Prozent,  eine  Hauszinssteuer  mit 
20—262/3  Prozent  des  Reinertrags  belasten  die  meisten  übrigen  Teile  des  Reineinkommens  der 
Steuerträger.  Da  der  Staat  alle  möglichen  Steuerquellen,  selbst  die  Thorsteuem ,  und  zwar 
mit  sehr  hohen  Sätzen  für  sich  in  Anspruch  genommen  hat,  sahen  Länder,  Bezirke  und  Ge- 
meinden sich  gezwungen  ihre  finanziellen  Bedürfnisse  zum  grössten  Teil  durch  Zuschläge  zu 
den  direkten  Staatssteuem  zu  decken,  wodurch  deren  grosse  Mängel  noch  bedeutend  verstärkt 
wurden.  Die  Grund-  und  Hausbesitzer,  die  Gewerbsleute,  die  Beamten  u.  s.  w.  in  Oesterreich 
können  zu  den  direkten  Steuern,  die  sie  schon  derzeit  tragen  (und  die  an  vielen  Orten,  auch 
in  Wien,  beispielsweise  40  und  mehr  Prozente  des  Reinertrags  der  Häuser  in  Anspruch  nehmen) 
ganz  unmöglich  noch  eine  neue  direkte  Steuer  tragen,  wenn  nicht  mit  der  Einführung  der 
Personaleinkommensteuer  eine  Reduktion  der  bestehenden  direkten  Steuern  in  Verbindung  ge- 
bracht wird.  So  wünschenswert  daher  die  Einführung  einer  progressiven  Personaleinkommen- 
steuer im  Interesse  der  Beseitigung  von  Hinterziehungen  der  Steuerpflichtigen  und  der  ge- 
rechteren Verteilung  der  Steuerlast  ist,  so  kann  von  ihrer  Einführung  wohl  die  Erreichung 
dieser  letzterwähnten  Ziele,  nie  aber  ein  grosser  Mehrertrag  für  die  Staatskassen  erwartet 
werden  (siehe  Bericht  des  Steuerreformausschusses  an  das  österreichische  Abgeordnetenhaus 
über  den   mutmasslichen  finanziellen  Erfolg  der  provisorischen  Steuerreform  vom  Jahr  1877). 
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gemeinschaft  gehörenden  Bundesstaaten  für  den  Fall  ihres  Beitrittes  zur  Brannt- 
weinsteuergemeinschaft an  der  niedriger  besteuerten  Branntweinmenge  nur  mit 
3  1,  die  übrigen  Staaten  des  Deutschen  Reiches  aber  mit  47«  1  per  Kopf  teil- 
nehmen und  doch  die  allgemeine  Ansicht  dahin  geht,  dass  den  betreffenden 
süddeutschen  Staaten  in  dieser  Bestimmung  eine  namhafte  finanzielle  Konzes- 
sion gemacht  worden  sei.  Wie  schon  bemerkt,  sind  in  Oesterreich  die  Haupt- 
konsumenten die  Bewohner  Galiziens,  der  Bukowina,  des  östlichen  Schlesiens, 
Kärntens ,  Krains ,  des  südlichen  Böhmens ,  dann  gewisser  Teüe  Mährens.  In 
Ungarn  konsiunieren  der  nördliche  gebirgige  Teü  von  Ungarn ,  daim  Sieben- 
bürgen und  die  Militärgrenze  relativ  viel  Branntwein.  Doch  weitaus  die  Mehrzahl 
dieser  Landstriche  lassen  sich  weder  an  Wohlstand,  noch  an  Zahl  und  Zahlungs- 
fähigkeit der  vielfach  massgebenden  Arbeiterbevölkerung  mit  Nord-  und  Mittel- 
deutschland vergleichen.  Industrie,  Bergbau  und  Hüttenwesen,  Fluss-  und  See- 
schiffahrt sind  in  den  erwähnten  Teüen  des  Deutschen  Reiches  so  viel  mehr 
entwickelt  als  in  jenen  Gegenden  Oesterreichs  und  Ungarns,  deren  Bevölkerung 
vorwiegend  Branntwein  verbraucht,  dass  ein  stärkerer  Rückgang  des  Branntwein- 
konsums  in  Oesterreich-Ungam  als  in  Deutschland  durchaus  wahrscheinlich  ist. 
Hierzu  kommt  noch,  dass  die  grosse  durch  die  Vermehrung  des  Kapitals  bewirkte 
Bewegung,  wonach  dem  Fallen  des  Zinsfiisses  eine  Erhöhung  der  Löhne  parallel 
ging,  in  Oesterreich-Ungam  aus  einer  Reihe  von  Gründen ,  insbesondere  durch 
die  hohen  und  schlecht  veranlagten  Steuern  und  zahlreiche  unrichtige  Mass- 
regeln der  Gesetzgebung,  welche  den  Unternehmungsgeist  lähmen,  viel  weniger 
zum  Durchbruch  kam  als  im  Deutschen  Reiche.  Dann,  dass  in  den  letzten 
Jahren  zahlreiche  Verbrauchs-  imd  Genussmittel  der  breitesten  Schichten  der 
Bevölkerung,  so  Tabak,  Kaffee,  Petroleum  u.  a.  mit  sehr  starken  Steuer- 
erhöhungen bedacht  wurden,  ohne  dass  die  schon  bestehenden  exorbitant 
hohen  direkten  und  indirekten  Steuern,  Gebühren  und  sonstigen  Abgaben,  dann 
die  durch  die  Finanzpolitik  des  Staates  zu  einer  sehr  schlimmen  Zuschlagswirt- 
schaft getriebene  Besteuerung  seitens  der  Länder.  Bezirke  und  Gemeinden 
irgend  eine  Erleichterung  oder  auch  nur  eine  zweckmässige  Reform  erfahren 
hätten.  Endlich  ist  zu  erwägen,  dass  in  Nord-  und  Mitteldeutschland  der 
Branntweinkonsum  sich  denn  doch  auf  breitere  Kreise  stützt  als  in  vielen 
(allerdings  nicht  allen)  Teüen  Oesterreich-Ungams ,  während  hier  der  billige 
Wein  dem  Branntwein  schon  jetzt  in  vielen  Gegenden  eine  starke  Konkurrenz 
macht,  imd  wenn  der  Branntwein  im  Detailhandel  um  60 — 100  Prozent  teurer 
geworden  sein  wird ,  in  Zukunft  noch  mehr  machen  wird.  Es  ist  auch  nicht 
unwahrscheinlich ,  dass  trotz  einschneidender  Steuererhöhungen  die  kleine 
bäuerliche  Brennerei,  jedenfalls  aber  die  steuerfreie  Branntweinerzeugung  für 
den  Hausgebrauch  in  Zukunft  stärker  betrieben  werden  wird  als  bisher.  Auch 
die  Gefahr  von  Hinterziehimgen  ist  unter  dem  neuen  Gesetz  eine  viel  grössere  als 
bisher.  Die  Staaten  mit  hoher  Branntweinsteuer  zeigen  geringeren  Branntwein- 
konsum per  Kopf,  als  in  Oesterreich-Ungam  bei  bloss  15  prozentiger  Reduktion 
des  gegenwärtigen  Konsums  vorkommen  müsste. 

All  dies  mag  wohl  die  Ansicht  gerechtfertigt  erscheinen  lassen,  die  auch 
in  den  Ausführungen  von  Abgeordneten  aller  Parteien  zum  Ausdruck  kam,  dass 
die  Annahme  der  Regierungen  Oesterreichs  und  Ungarns,  als  ob  eine  Reduktion 
des   Konsums   lediglich   um    15  Prozent,  wie   diese  auch  im  Deutscheu  Reiche 
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angenommen  worden  war,  zu  gewärtigen  sei,  aller  Wahrscheinlichkeit  nach 
viel  zu  niedrig  gegriffen  sei  und  eine  Annahme  von  30  Prozent  für  die  ärmsten, 
von  20  Prozent  für  die  wohlhabenderen  Landesteile  der  Wahrheit  viel  näher 
kommen  dürfte.  Das  entscheidende  Wort  kann  allerdings  nur  die  Erfahi-ung 
sprechen.  Keinesfalls  dürfte  die  Annahme  einer  durchschnittlichen  22-  bis 
25prozentigen  Reduktion  sich  als  pessimistisch  herausstellen.  Hiemach  düi-fte 
der  Konsum  an  Branntwein,  welcher  der  Verbrauchsabgabe  unterliegt,  in  Oester- 
reich  zum  mindesten  in  den  ersten  Jahren  die  kontingentierte  Branntweinmenge 
gar  nicht  oder  nicht  nennenswert  überschreiten.  Sollte  aber  auch  eine  Ueber- 
schreitung  stattfinden,  so  wird  der  Vorteil  hiervon  nicht  etwa  den  österreichischen 
Staatsfinanzen,  dadurch  dass  die  höhere  Verbrauchsabgabe  von  dem  über  die 
kontingentierte  Menge  hinaus  konsumierten  Branntwein  gezahlt  würde,  sondern 
dem  ungai-ischen  Staatsschatze  zu  gute  kommen,  da  ja  dann  jene  Quantitäten, 
welche  Ungarn  noch  innerhalb  des  ihm  zufallenden  Branntweinkontingents 
produziert  hat,  doch  wegen  der  Grösse  seines  Kontingents  nicht  konsumieren 
kann,  nach  Oesterreich  ausgeführt  und  da  konsumiert  würden.  Für  diese 
Quantitäten  hätte  Oesterreich  an  Ungarn  eine  Verbrauchssteuer  von  35  fl. 
per  hl  zu  zahlen.  Richtig  ist  allerdings,  dass  vielleicht  durch  einige  Jahre, 
bevor  die  Uebertragung  der  Presshefefabrikation  von  Oesterreich  nach  Ungarn 
vollständig  durchgeführt  sein  wird,  einzelne  Presshefefabriken,  um  ihren  Kunden- 
kreis genügend  mit  Presshefe  versorgen  zu  können,  mehr  Branntwein  als  die 
ihnen  zugewiesene,  äusserst  gering  kontingentierte  Menge  beträgt,  produzieren 
werden.  Doch  wird  der  von  diesen  Fabriken  nach  dem  höheren  Steuersatz 
gezahlte  Betrag  keinesfalls  von  grosser  Bedeutung  sein. 

Hiernach  dürfte  der  Bruttobetrag  der  Branntweinsteuer  in  Oesterreich 
35  Millionen  Gulden  für  keinen  Fall  übersteigen,  wahrscheinlich  aber  hinter  diesem 
Betrage  noch  um  etwas  zurückbleiben.  Von  dieser  Summe  kommen  in  Abzug 
die  Bonifikationen  an  die  landwirtschaftlichen  Brennereien,  welche  3 — S'/a  Mil- 
lionen Gulden  betragen  dürften ,  die  Exportprämie ,  von  der  auf  Oesterreich 
einige  100,000,  jedenfalls  weniger  als  7^  Million  Gulden  entfallen  dürften, 
die  Zahlung  an  Ungarn  auf  Grund  des  §  74  des  Gesetzes,  die  Kosten  der  Ver- 
mehrung der  Finanzwachorgane  und  Auf  Sichtsbeamten,  im  ersten  Jahre  auch  die 
Kosten  der  Anschaffung  der  Messapparate  für  die  bisher  pauschalierten  Brennereien 
und  andere  Einrichtungskosten.  Wenn  nun  weiter  in  Rechnung  gezogen  wird, 
dass  die  bisherige  Branntweinsteuer  für  Oesterreich  nach  Abzug  der  Steuer- 
restitutionen und  Exportprämien  rund  8  Millionen  trug,  so  dürfte  der  Mehr- 
ertrag immerhin  auf  17 — 18  Millionen  Gulden  zu  rechnen  sein.  Das  österreichische 
Defizit  betrug,  wenn,  soweit  die  Zentralrechnungsabschlüsse  reichen,  diese  für  die 
späteren  Jahre  die  Finanzgesetze  der  Berechnung  zu  Grunde  gelegt  werden,  im 
Durchschnitt  nicht  über  15  Millionen  Gulden  jährlich.  Nun  wurden  aber  im  laufen- 
den Jahre  durch  eine  blosse  Verordnung  des  Finanzministeriums  auch  namhaft 
höhere  Tabakpreise  eingeführt,  welche  gleichfalls,  sobald  die  ersten  Folgen  der 
Reduktion  des  Konsums  geschwunden  sein  werden,  einen  Mehrertrag  von  7 — 8  Mil- 
lionen Gulden  geben  dürften.  Die  Mehreinnahme  aus  der  starken  Erhöhung 
der  Zuckersteuer  dürfte  auf  2 — 3  Millionen  Gulden  zu  veranschlagen  sein.  — 
Demgemäss  hat  das  österreichische  Finanzministerium  massig  berechnet  26  Mil- 
lionen Gulden  Mehreinnahmen   zur  Verfügung,   während    das   durchschnittliche 
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Defizit  nur  15  Millionen  Gulden  beträgt.  Die  Bemühungen  der  Opposition, 
eine  Steuerreform  gleichzeitig  durchzusetzen  oder  den  Mehrbetrag  über  die  zur 
Bedeckung  des  Defizits  nötige  Summe,  wie  dies  bei  ähnlichen  Steuergesetzen 
im  Deutschen  Reiche  und  anderen  Ländern  stattfand,  den  Ländern,  Bezirken 
und  Gemeinden  zuzuweisen,  waren  vergeblich. 

Es  ist  daher  die  Besorgnis  nicht  unbegründet,  dass  durch  die  überaus 
starke  Anspannung  der  Steuerkraft  in  Oesterreich  nur,  wie  dies  erfahrungsgemäss 
überall  da  stattfindet,  wo  Einnahmen  votiert  werden,  ohne  die  Verwendung 
derselben  genau  zu  bestimmen,  der  Lebensfuss  des  Staates  rasch  ge- 
steigert, dagegen  die  anerkannt  überaus  bedauerlichen,  am  Marke  der  bürger- 
lichen GeseUschafl  in  Oesterreich  zehrenden  Steuerübel  nicht  beseitigt  werden. 


VI. 
Gefahren   für    die   österreichische   Presshefefabrikation.      Die   neuen 
Zollsätze  auf  Branntwein.     Aenderungen  mehrerer  juristischer  und 
administrativer  Bestimmungen  durch  das  neue  Branntweinsteuergesetz. 

Die  österreichisch-ungarische  Gesetzgebung  kennt  neben  der  Branntwein- 
steuer auch  eine  mit  dieser  verbundene  Steuer  auf  Presshefe.  Hier  soll  der 
Einfluss  besprochen  werden,  den  das  österreichisch-ungarische  Reformgesetz  auf 
die  Besteuerung  der  Presshefe,  dann  auf  den  Zoll  von  gebrannten  geistigen 
Flüssigkeiten,  sowie  einige  Institutionen  des  fiskalischen  Rechtes  und  des  Ver- 
kehrs nehmen  dürfte. 

§  4  des  österreichisch-ungarischen  Reformgesetzes  bestimmt,  dass  wenn  mit 
der  Branntweinerzeugrmg  die  von  Presshefe  verbunden  ist ,  für  jedes  Liter 
Alkohol,  abgesehen  von  der  Verbrauchsabgabe,  eine  besondere  Abgabe  von 
2  '/i  kr.  zu  entrichten  sei.  Die  Brennereien,  welche  auch  Presshefe  produzieren, 
haben  unter  der  Herrschaft  der  bisher  geltenden  Gesetze  fast  ausnahmslos, 
auch  wenn  sie  durch  die  Ausdehnung  ihrer  Betriebsmittel  hierzu  nicht  ge- 
zwungen waren,  die  Besteuerung  nach  dem  Produkt  mit  Anwendung  des 
Kontrollmessapparats  gewählt.  Der  Grund  hiervon  lag  in  dem  Umstand,  dass 
bei  der  Presshefeproduktion  relativ  wenig  Alkohol  gewonnen  wird,  dem- 
gemäss  die  Pauschalierung  nach  3er  Leistungsfähigkeit  des  Maischraums  den 
Fabrikanten  von  Presshefe  überhaupt  nicht  rentabel  erschien.  Wie  oben  dar- 
gethan,  zahlten  somit  die  Fabrikanten  von  Presshefe  etwa  */=  des  gesetzlichen 
Steuersatzes,  somit  fast  9  kr.  ö.  W.  per  Hektolitergi-ad.  Nach  dem  bisher 
geltenden  Gesetz  mussten  sie  als  besondere  Presshefesteuer  einen  30  prozentigen 
Zuschlag  zur  Branntweinsteuer  entrichten.  Dies  (etwa  2,7  kr.)  machte  ungefähr 
den  Betrag,  der  jetzt  bei  Einführung  der  Verbrauchsabgabe  als  besondere  Steuer 
auf  die  Presshefe  aufgelegt  wird.  Seitens  der  Opposition  wurde  die  Beseitigung 
dieser  besonderen  Steuer  auf  Presshefe  beantragt.  Zur  Begründung  wurde  an- 
geführt ,  dass  die  Besteuerung  der  Presshefe  eine  Verteuerung  des  Brotes  und 
der  sonstigen  Backwaren  bedeute,  somit  überhaupt  nicht,  keinesfalls  aber  in 
einem  Zeitpunkt  zu  rechtfertigen  sei,  wo  dem  Staate  durch  die  Besteuerung 
eines  Genussmittels  gerade  der  breiten  Schichten  der  Bevölkerung  Geldmittel  zur 
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Verfügung  gestellt  werden,  die  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  selbst  über  seinen 
mutmasslichen  Bedarf  hinausgehen. 

Ein  ganz  anderes,  nicht  unwichtiges  Argument  gegen  eine  besondere  Be- 
steuerung des  in  Presshefefabriken  produzierten  Branntweins,  richtiger  der  Press- 
hefe, wurde  von  der  Opposition  auf  Grund  der  Mitteilungen  der  Wiener  Bäcker- 
genossenschaft vorgebracht.  Wie  bekannt,  gelten  die  Leistungen  der  Wiener 
Bäckerei  für  ganz  besonders  vortrefflich.  Bäckereien  nach  Wiener  Muster  wurden 
in  den  meisten  Grossstädten  Europas  errichtet  und  werden  mit  grossem  Erfolg 
betrieben.  Die  Wiener  Bäckerei  verdankt  ihren  Ruf  neben  der  Vortrefflichkeit 
der  österreichischen  und  ungarischen  Mehlsorten  dem  Umstände,  dass  in  Oester- 
reich  zuerst  die  Spritpresshefe  im  grossen  produziert  und  für  die  Zwecke  der 
Bäckerei  verwendet  wurde.  Derzeit  ist,  wie  der  Vorstand  der  Wiener  Bäcker- 
genossenschaft behauptet,  der  Wiener  Bäckerei  durch  Fälschung  der  Presshefe, 
welche  besonders  durch  die  gegenwärtige  Art  der  Besteuerung  der 
Presshefe  gefördert  wird,  eine  grosse  Gefahr  entstanden.  Aus  der  Bier- 
hefe wird  mit  und  ohne  Zusatz  von  Stärkemehl  feste  Hefe  produziert,  welche 
nach  den  Mitteilungen  von  Fachmännern  auf  dem  Gebiete  der  organischen 
Chemie,  wenn  Stärkemehl  nicht  beigemischt  ist,  weder  auf  chemischem  noch  auf 
mikroskopischem  Wege  von  der  echten  Spritpresshefe  unterschieden  werden  kann '). 
Die  Bierpresshefe  wird  nun  als  Spritpresshefe  verkauft.  Die  Herstellungskosten 
sind  an  sich  viel  geringer  als  die  der  Spritpresshefe.  Dazu  kommt  noch,  dass 
auf  die  Produktion  von  100  Hektolitergraden  Branntwein  die  von  etwa  30  kg 
Presshefe  entfallen ,  für  welche  die  Presshefefabrik  2  fl.  50  kr.  mehr  an  Steuer 
zahlen  muss,  als  wenn  die  gleiche  Menge  Branntwein  von  jeder  anderen  Brennerei 
hergestellt  würde.  Auf  jedes  Kilogramm  Presshefe  entfällt  somit  eine  besondere 
Steuer  von  etwa  S'/s  kr.  ö.  W.  —  Diese  besondere  13 — 18  Prozent  des  Preises 
ausmachende  Steuer  vermindert  die  Konkurrenzfähigkeit  der  Spritpresshefe  sehr 
bedeutend  und  bewirkt,  dass  die  mit  keiner  Verbrauchsabgabe  belastete  Bier- 
presshefe, trotzdem  die  mit  ihr  hergestellte  Backware,  wie  behauptet  wird,  viel 
geringerer  Qualität  ist,  immer  mehr  an  Boden  gewinnt.  Die  Regierung  hielt 
trotzdem  die  Besteuerung  der  Spritpresshefe  aufrecht.  Eine  Resolution ,  die 
die  Ergreifung  von  polizeilichen  Massregeln  gegen  die  Fälschung  der  Sprit- 
presshefe verlangt,  wurde  angenommen,  dürfte  aber  so  lange  keinen  Erfolg 
haben,  als  das  von  der  Opposition  seit  Jahren  verlangte,  auch  von  der  Regierung 
vorgelegte,  doch  noch  immer  nicht  fertig  gebrachte  Gesetz  gegen  die  Fälschungen 
von  Lebensmitteln  nicht  votiert  worden  ist.  Vorläufig,  d.  i.  solange  ein  solches 
nicht  zustandegekommen  ist,  wird  von  den  Presshefefabrikanten  die  Votierung 
eines  Gesetzes  gewünscht,  wonach  auf  jedem  Umschlag  von  Presshefe  die  Firma 
des  Produzenten  bei  sonstiger  Strafe  anzugeben  wäre. 

Die  oben  erwähnten  derzeit  bestehenden  Zollsätze  von  40  fl.  für  100  kg 
Likör,  Arrak,  Rum  und  dergl.  und  24  fl.  für  100  kg  gebrannte  geistige  Flüssig- 
keiten wurden  um  je  36  fl.  erhöht,  so  dass  diese  Sätze  in  Zukunft  76  fl.  und 
60  fl.  betragen  sollen.  Diese  Zollbeträge  sind  wie  alle  österreichisch-ungarischen 
Zollsätze  in   Gold   zu   entrichten.     Das   deutsche  Reformgesetz    hat  für  Arrak, 


1)  Nur  wenn  Hopfenreste  in  der  Bierhefe  aufgefunden  werden,  ist  angeblich  eine  Unter- 
scheidung auf  mikroskopischem  Wege  möglich. 
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Kognak  und  Rum  den  Zollsatz  von  125  M.  =  627«  A-.  für  allen  anderen  Brannt- 
wein den  von  180  M.  =  90  fl.  ö.  W.  in  Gold  per  100  kg  festgestellt,  ffiemach 
erscheint  der  österreichische  Zollsatz  für  die  im  deutschen  Gesetze  erstgenannten 
Flüssigkeiten  um  mehr  als  22  Prozent  höher,  dagegen  für  Branntwein  schlecht- 
hin um  ein  Drittel  niedriger  als  der  entsprechende  des  deutschen  Reformgesetzes. 
Wenngleich  der  österreichische  Zollsatz  für  Branntwein  in  seinem  Verhältnis 
zu  jenem  für  Liköre  wohl  nicht  zu  rechtfertigen  ist,  muss  zugegeben  werden, 
dass  nur  bei  ganz  exorbitanter  Ausfuhrprämie  für  Sprit  seitens  eines  Sprit 
exportierenden  Landes  eine  Gefahr  für  die  österreichischen  Produzenten  ent- 
stehen könnte.  Selbst  die  rumänische  Exportprämie  von  25  Fr.  kann  in  keiner 
Weise  als  gefährlich  bezeichnet  werden.  Der  für  serbischen  Rakia  vertrags- 
mässig  festgestellte,  allerdings  sehr  niedrige  Zollsatz  (von  3  fl.  20  kr.)  bezieht 
sich  lediglich  auf  den  Grenzverkehr. 

Die  Einfühnmg  der  der  österreichischen  Gesetzgebung  über  die  Brannt- 
weinsteuer bisher  unbekannt  gewesenen  Verbrauchsabgabe  hat  die  Aufnahme 
zahlreicher  neuer  Bestimmungen,  sowie  die  Aenderung  verschiedener  admini- 
strativer und  juristischer,  insbesondere  kautelarischer  Gesetzesbestimmungen 
notwendig  gemacht.  Der  Regierungsentwurf  war  sichtlich  von  dem  Bestreben 
geleitet,  dem  neuen  Gesetze  möglichst  viele  Bestimmungen  des  bestehenden  öster- 
reichisch-ungarischen Gesetzes  über  die  Branntweinbesteuerung  vom  Jahre  1878 
mit  den  Aenderungen,  die  im  Gesetze  vom  Jahre  1884  enthalten  waren,  einzu- 
verleiben. Diese  Gesetze  enthalten  überaus  viele  Bestimmungen,  welche  in 
anderen  Staaten,  insbesondere  auch  in  Preussen  und  dem  Deutschen  Reiche, 
dem  Verordnungswege  vorbehalten  sind.  Daher  ist  zu  erklären,  dass  das  öster- 
reichisch-ungarische Gesetz  zahlreiche  Bestimmungen  enthält,  welche  besser 
dem  Verordnungswege  überlassen  geblieben  wären.  Die  sichtliche  Bemühung 
möglichst  zahlreiche  Bestimmungen  aus  der  bestehenden  Gesetzgebung  in  den 
neuen  Regierungsentwurf  hinüberzubringen,  hat  an  manchen  Stellen  zu  minder 
gelungenen  Anordnungen  geführt,  von  denen  allerdings  manche  durch  die 
parlamentarische  Behandlung  des  Entwurfes  beseitigt  wurden.  Die  Einführung 
der  Verbrauchsabgabe  bewirkte,  dass  neben  der  bisherigen  Haftung  des  Unter- 
nehmers und  des  Betriebsleiters  für  die  Branntweinsteuer  auch,  wie  das  Gesetz 
sich  ausdrückt,  die  sächliche  Haftung  des  Branntweins  richtiger  ein  gesetzliches 
Pfandrecht  des  Staates  an  dem  zu  versteuernden  Branntwein  zur  Sicherstellung 
der  Verbrauchsabgabe  festgestellt  wurde.  Hieran  knüpfen  sich  wie  im  letzten 
österreichisch-ungarischen  Reformgesetze  über  die  Zuckersteuer  Bestimmungen 
über  die  Verpflichtungen  des  Inhabers,  dann  desjenigen,  gegen  welchen  die  zur 
Entrichtung  der  Verbrauchsabgabe  verpflichtete  Person  die  Eigentumsklage  auf 
Herausgabe  des  Branntweins  anzustellen  berechtigt  ist;  endlich  gegen  den  dolosen 
Erwerber  des  Branntweins.  Es  folgen  Bestimmungen  über  den  Pfandinhaber  des 
unversteuerten  Branntweins.  Als  Grundsatz  wird  im  allgemeinen  im  §  15  aus- 
gesprochen, dass  zur  Zahlung  der  Produktionsabgabe  von  kleinen  bäuerlichen 
Brennereien  und  der  Presshefeabgabe  der  Brennereiuntemehmer  und  im  Falle 
einer  Gefällsverküi-zung  der  Betriebsleiter  unter  unmittelbarer  Haftung  des  Unter- 
nehmers verpflichtet  sei.  In  Bezug  auf  die  Zahlung  der  Verbrauchsabgabe 
wird  in  demselben  Paragraphen  ausgesprochen,  dass  derjenige,  welcher  den  Brannt- 
wein zur  freien  Verfügung  erhält  oder  denselben  mit  Kenntnis  des  Umstandes, 
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dass  derselbe  der  Entrichtung  der  Konsumabgabe  gesetzwidrig  entzogen  wurde, 
übernimmt,  zur  Zahlung  verpflichtet  sei. 

Das  bisher  allgemein  bestandene  Verbot,  das  Ueberlaufen  der  Maische 
durch  eine  Vorrichtung  an  dem  Gärgefässe  zu  hindern  oder  die  überfli essen  de 
Maische  in  nicht  zu  Gärungszwecken  angelegten  Gefässen  aufzufangen ,  war 
wohl  in  den  Regierungsentwurf  aufgenommen,  wurde  jedoch  für  die  Brennereien, 
deren  Produkt  der  Verbrauchsabgabe  unterliegt,  als  unnötig  beseitigt. 

Wie  schon  oben  bemerkt,  soll  in  den  der  Verbrauchsabgabe  unterliegenden 
Brennereien,  somit  in  allen,  ausser  in  kleinen  bäuerlichen,  die  Quantität  des  pro- 
duzierten Alkohols  durch  einen  KontroUmessapparat ,  die  Stärke  jedoch  durch 
einen  Beamten  in  der  Art  festgestellt  werden,  dass  die  durch  den  Apparat  ge- 
wonnene Probemenge  von  Zeit  zu  Zeit  von  einem  Regierungsbeamten  auf  ihre 
Gradhältigkeit  geprüft  werde.  Wir  haben  schon  bemerkt,  dass  der  Antrag 
der  Opposition,  dass  es  der  Regierung  freistehen  soll,  da  wo  es  ihr  nötig  er- 
scheint, Sammelgefässe  einzuführen ,  die  ja  selbst  in  Deutschland  für  so  nötig 
erachtet  wurden,  dass  sie  dort  die  Regel  bilden,  auf  Andrängen  der  Regierung 
selbst  von  der  Majorität  abgelehnt  wurde.  Die  Ansicht,  dass  die  Einführung  von 
Sammelgefässen  für  die  Beseitigung  von  Defraudationen  und  die  richtige  Be- 
rechnung der  Alkoholmenge  besonders  wichtig  sei ,  fand  während  der  parla- 
mentarischen Behandlung  des  Gesetzentwui-fes  lebhaften  Ausdruck.  Es  wurde 
hervorgehoben,  dass,  da  ja  nur  ein  winziger  Teil  der  Produktion  in  dem  Probe- 
gefässe  der  von  der  Regiei'ung  empfohlenen  Messapparate  angesammelt  werde, 
jeder  Fehler,  der  bei  der  Feststellung  der  Gradhältigkeit  gemacht  wird,  jedes 
unrichtige  Ablesen  eines  Grades  oder  Gradteiles,  jede  Unvorsichtigkeit  bei  Be- 
rücksichtigung der  Temperaturgrade  u.  s.  w.  in  seiner  Relevanz  ganz  enorm 
vervielfacht  werden  müsse.  Es  wurde  ferner  hervorgehoben,  dass  den  Defrau- 
dationen auf  diese  Art  Thür  und  Thor  geöffnet  werde.  Die  betreffenden 
Bedenken  fanden  jedoch  nicht  durch  die  Aufnahme  einer  Bestimmung  in  das 
Gesetz,  wonach  zum  mindesten  die  fakultative  Einführung  von  Sammelgefässen 
für  zulässig  erklärt  worden  wäre,  sondern  lediglich  in  einer  Resolution  Ausdruck, 
welche  verlangt,  dass  die  Regierung  ihre  Sorge  dahin  verwende,  dass  möglichst 
bald  Kontrollmessapparate,  welche  die  Menge  und  die  Stärke  des  Branntweins 
angeben,  zur  Anwendung  kommen! 

Von  Wichtigkeit  war  die  Aenderung  des  §  72  des  Regierungsentwurfes. 
Sie  war  die  Folge  der  Zweifel,  die  in  den  Kreisen  der  Abgeordneten  über  die 
Vei'lässlichkeit  der  vom  Gesetz  angeordneten  Art  der  Peststellung  des  produ- 
zierten Branntweins  durch  Kontrollmessapparate  in  Bezug  auf  die  Menge,  durch 
den  Aräometer  des  kontrollierenden  Beamten  in  Bezug  auf  die  Stärke  sich  erhoben 
hatten.  Dazu  kamen  noch  ernste  Bedenken  über  die  Zweckmässigkeit  des  Sprit- 
masses  nach  Volumen,  nicht  nach  Gewicht,  wie  letzteres  die  Petitionen  mehrerer 
angesehener  Korporationen  verlangt  hatten.  §  72  des  Regierungsentwurfes  be- 
stimmte, dass  wenn  bei  der  Vorraterhebung  in  den  Brennereien  und  in  den  Frei- 
lagern mehr  Branntwein  sich  vorfinde,  als  nach  der  Rechnung  sich  vorfinden  solle, 
der  für  den  mehr  gefundenen  Branntwein  entfallende  Steuerbetrag  vorzuschreiben, 
die  für  den  weniger  gefundenen  Branntwein  entfallende  Konsumabgabe  binnen 
drei  Tagen  einzuzahlen  sei.  In  jedem  Falle,  wenn  mehr  oder  weniger  gefunden 
wird,  hätte  somit  der  Eigentümer  der  Brennerei  oder  Raffinerie  für  den  Unter- 
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schied  die  Steuer  zahlen  müssen.  Dieser  Paragraph  wurde  über  Andrängen  der 
Opposition  in  dem  Sinne  geändert,  dass  die  Bezahlung  oder  Vorschreibung  nur 
dann  zu  erfolgen  habe,  wenn  der  Unterschied  nach  oben  oder  nach  unten  mehr 
als  5  Prozent  betrage.  Für  die  übrigen  Differenzen  soll  auf  Grund  einer  Ab- 
rechnung am  Ende  der  Betriebsperiode  die  Gesamtdifferenz  aufgestellt  und  für 
diese  vom  Unternehmer  der  Steuer  gezahlt  werden. 

Dagegen  gelang  es  nicht,  eine  Unbilligkeit  aus  §  52  des  Regierungs- 
entwurfes zu  entfernen.  In  demselben  heisst  es,  dass  die  Kontrollmessapparate 
für  die  bisher  nach  der  Leistungstahigkeit  des  Maischraumes  pauschalierten 
Brennereien  und  für  diejenigen  Brennereien,  welche  unt^r  der  Produktbesteuerung 
in  der  letzten  Betriebsperiode  durchschnittlich  nicht  mehr  als  5  hl  gebrannter 
geistiger  Plüssigkeiten  per  Betriebstag  produziert  haben,  auf  Kosten  des  Staats- 
schatzes beizustellen  seien.  §  9  des  deutschen  Reichsgesetzes  vom  24.  Juni  1887 
erklärt,  dass  die  Kosten  für  die  erstmalige  Anschaffung  der  Sammelgefässe  der 
Messapparate,  der  Ueberrohre  und  Kunstschlösser  von  der  Branntweinsteuer- 
gemeinschaft, d.  i.  dem  Staate  zu  tragen  seien.  Das  österreichische  Gesetz  hat 
aber  nur  für  einen  Teil  der  Brennereien  die  Anschaffungskosten  der  Messapparate 
auf  den  Staat  übernommen.  Die  betreffenden  Brennereien  sind  solche,  die  fast 
ausnahmslos  Grossgrundbesitzem,  somit  nicht  eben  den  ärmsten  unter  den  Unter- 
nehmern gehören.  Zahlreiche  Eigentümer  von  kleineren  gewerblichen  Bren- 
nereien, kleineren  Presshefefabriken  u.  dergl.  sind  nicht  entfernt  so  sehr  mit 
Glücksgütem  begünstigt  wie  die  grossen  Latifundienbesitzer,  welche  ein  halbes 
Dutzend  oder  mehr  pauschalierter  Brennereien  besitzen. 

Es  wäre  somit  wohl  richtiger  gewesen,  entweder  die  Kosten  für  An- 
schaffung der  Messapparate  überhaupt  nicht  auf  den  Staat  zu  übernehmen,  oder 
wenn  dies  geschehen ,  nicht  eine  derartige  Unterscheidung  zu  machen .  welche 
in  vielen  Fällen  zu  entschiedener  Unbilligkeit  führen  muss. 

Die  Bestimmungen  des  Regierungsentwurfes  über  die  Wegbringung  des 
BranntVeins  aus  den  Erzeugungsstätten  oder  Freüagem  erforderten,  insbesondere 
um  die  Raffinierung,  dann  den  Transport,  aus  den  Brennereien,  die  fem  von 
Eisenbahnstationen  und  Freüagem  gelegen  sind,  nicht  allzusehr  zu  erschweren, 
mancherlei  Aenderungen.  Der  Eigentümer  der  Brennerei  haftet  für  die  Steuer 
von  Branntwein ,  solange  dieser  nicht  jemand  Anderem  zur  freien  Verwendung 
übergeben  worden  ist.  Wird  Branntwein  aus  der  Brennerei  oder  dem  Freilager 
weggebracht,  so  hat  der  Unternehmer  der  Brennerei  nach  §  69  des  Gesetzes  die 
auf  dem  Branntwein  haftende  Konsumabgabe  nebst  einer  Ordnungsstrafe  von 
5  bis  200  fl.  zu  bezahlen,  wenn  der  Branntwein  nicht  innerhalb  der  vom  Ver- 
sender angemeldeten,  den  Umständen  angemessenen  Frist  in  dem  angemeldeten 
Freilager  eingelangt,  oder  über  die  Zolllinie  ausgetreten  ist.  Die  Zahlungspflicht 
tritt  bezüglich  jener  Alkoholmenge  nicht  ein,  von  der  nachgewiesen  wird,  dass 
sie  auf  dem  Transport  zu  Grunde  gegangen  ist.  Diese  Bestinunung  ersetzt  in- 
folge der  Beschlüsse  des  Abgeordnetenhauses  die  im  §  69  des  Gesetzentwurfes 
enthaltene  Anordnung,  wonach  der  Unternehmer  der  Brennerei  oder  des  Frei- 
lagers die  auf  dem  weggebrachten  Branntwein  haftende  Konsumabgabe  im 
doppelten  Ausmasse  zu  entrichten  gehabt  hätte,  wenn  der  Branntwein  nicht 
innerhalb  der  vorgeschriebenen  Frist  im  Freilager  eingelangt  oder  über  die  Zoll- 
linie ausgetreten  wäre,  eine  Bestimmung,  welche  mit  Rücksicht  auf  die  schlechten 
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Kommunikationsmittel,  welche  von  vielen  österreichischen  Brennereien  benützt 
werden  müssen  und  die  hierdurch  möglichen  häufigen  Unfälle  beim  Transport  als 
unzweckmässig  angesehen  wurde. 

Das  Abgeordnetenhaus  beschloss  zu  §  70  des  Regierungsentwurfes  einen 
Zusatz,  wonach  bei  der  Weiterbearbeitung  des  Branntweins  zum  Zwecke  des 
Genusses  von  der  Regierung  ein  Erlass  der  Konsumabgabe  bis  zu  5  Prozent  des 
Konsums  gewährt  werden  könne,  eine  Bestimmung,  welche  im  Interesse  der 
Konkurrenzfähigkeit  der  Likörfabrikation  Oesterreich-Ungarns  beschlossen  wurde. 

Die  Raffinerien  können  als  Freilager  erklärt  werden.  Das  Abgeordneten- 
haus beschloss  ferner  nachfolgende  Aenderungen  des  Regierungsentwurfes.  Nicht 
nur  den  Unternehmern  der  Brennereien ,  auch  den  Uebernehmem  von  Brannt- 
wein, den  Eigentümern  eines  Branntweinfreilagers  kann  gegen  hinreichende 
Sicherheit  die  Konsumabgabe  auf  4  Monate  kreditiert  werden.  Den  Likör- 
fabrikanten kann  die  Verbrauchsabgabe  gleichfalls  gegen  Sicherstellung  bis  auf 
die  Dauer  von  12  Monaten  zugestanden  werden. 


VII. 
Der  zweifache  Steuersatz.     Die  Branntweinkontingente  Oesterreichs 
und  Ungarns.    Die  verschiedenen  Aufteilungsgesetze  beider  Staaten. 
Die  Folgen  derselben  für  die  einzelnen  Zweige  der  Branntwein- 
produktion und  die  Fabrikation  von  Presshefe. 

Wie  bemerkt  hat  auch  das  österreichisch-ungarische  Reformgesetz  den  zwei- 
fachen Steuersatz  der  Verbrauchsabgabe  angenommen.  Es  wäre  Zeitverschwen- 
dung die  Gründe,  welche  in  der  langen  mit  so  vieler  Sachkunde  geführten  Er- 
örterung dieser  Frage  in  Deutschland  für  und  wider  ins  Feld  geführt'worden 
sind,  hier  noch  einmal  vorzubringen.  Wir  werden  uns  auf  die  Besprechung  der 
Frage  beschränken,  ob  die  wichtigsten  in  Deutschland  und  Oesterreich  vorge- 
brachten Gründe  die  Einführung  des  doppelten  Steuersatzes  in  Oesterreich- 
Ungarn  gerechtfertigt  erscheinen  lassen.  Bei  dieser  Erörterung  darf  nicht 
ausser  Auge  gelassen  werden,  dass  die  Verteilung  des  Volksvermögens,  ins- 
besondere aber  die  von  Grund  und  Boden,  in  Oesterreich  eine  andere  ist  als  in 
Deutschland,  dass  die  vielfach  ausschlaggebenden  sozialen  Verhältnisse  jener 
Teile  Oesterreichs  und  Deutschlands,  in  denen  am  meisten  Branntwein  produziert 
und  konsumiert  wird ,  durchaus  nicht  dieselben  sind ,  dass  das  Verhältniss  der 
zu  dem  niedrigeren  Steuersatze  zu  versteuernden  oder  wie  man  in  Oesterreich 
kurz  sagt,  der  kontingentierten  Branntweinmenge  zu  der  bisherigen  Gesamt- 
produktion in  Oesterreich-Ungarn  ein  sehr  erheblich  anderes  ist  als  im  Deutschen 
Reiche,  vor  allem  aber,  dass  infolge  der  eigentümlichen  staatsrechtlichen  Ver- 
hältnisse Oesterreich-Ungarns  in  diesen  beiden  Staaten  aus  dem  doppelten  Steuer- 
satze Folgen  hervorkommen  müssen ,  welche  in  Deutschland  mit  Rücksicht  auf 
dessen  Verfassungsverhältnisse  gar  nicht  in  Betracht  kommen  können. 

Die  wichtigsten  in  der  öffentlichen  Diskussion  für  die  Einführung  des  dop- 
pelten Steuersatzes  vorgebrachten  Gründe,  von  welchen  mehrere  ihren  Weg  auch  in 
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den  Motivenbericht  des  dem  österreichischen  Abgeordnetenhause  vorgelegten  Ge- 
setzentwurfes gefunden  haben,  gehen  dahin,  dass  durch  den  doppelten  Steuersatz 
die  übermässige  ProduktioD  beschränkt ,  das  Produkt  verteuert ,  hierdurch 
die  Landwirtschaft  in  der  schweren  Krise,  welche  sie  derzeit  zu  überwinden 
hat,  unterstützt,  eben  hierdurch  aber  auch  der  Konsum  des  Branntweins  ver- 
mindert werde. 

Wer  die  dem  parlamentarischen  Ausschusse  für  die  Beratung  des  Gesetz- 
entwurfes über  die  Reform  der  Branntweinsteuer  vorgelegten  Berechnungen, 
auf  Grund  deren  die  Regierungen  Oesterreichs  und  Ungarns  zu  Vorschlägen  über 
die  Höhe  der  kontingentierten  Branntweinmengen  gelangt  sind,  einer  Prüfung 
unterzieht,  wird  zum  mindesten  den  ersten  der  angeführten  Gründe  nicht  als  zu- 
treffend anerkennen.  Das  österreichisch-ungarische  Gesetz  bestimmt  nicht  wie  das 
deutsche,  dass  eine  bestimmte  Quantität  Branntweins  auf  den  Kopf  der  bei  der 
jedesmaligen  letzten  Volkszählung  ermittelten  Bevölkerung  (4V2  1  reinen  Alkohols 
in  den  Ländern  der  alten  Branntweinsteuergemeinschaft,  3  1  in  den  neu  bei- 
tretenden) lediglich  den  niederen,  der  gesamte  Rest  den  höheren  Steuersatz  zu 
tragen  habe.  Nach  §  3  des  österreichischen  und  des  ungarischen  Gesetzes  wird 
für  das  gesamte  österreichisch-ungarische  Zollgebiet  die  zu  dem  niedrigen  Steuer- 
satze zu  versteuernde  Branntweinmenge  für  die  jährliche  Betriebsperiode,  d.  i. 
für  die  Zeit  vom  1.  September  des  einen  bis  Ende  August  des  folgenden  Jahres, 
mit  1,878,000  hl  festgestellt.  Hiervon  entfallen  auf  jeden  Teil  dieses  Zollgebietes 
oder,  wie  das  Gesetz  sich  ausdrückt,  auf  jedes  der  drei  Ländergebiete  Oesterreich, 
Ungarn,  dann  die  okkupierten  Länder  Bosnien  und  die  Herzegowina  bestimmte 
im  Gesetze  festgestellte  Quantitäten  und  zwar 

auf  Oesterreich 997,458 

auf  Ungarn 872,452 

auf  Bosnien  und  die  Herzegowina  8,000  hl 
reinen  Alkohols.  Diese  Zahlen  stehen  jedoch  in  keinerlei  Verhältnis  zu  den  Be- 
völkerungszahlen der  beiden  Staaten  Oesterreich  und  Ungarn  und  der  beiden 
okkupierten  Länder  Bosnien  und  Herzegowina  und  ebensowenig  zu  dem  bis- 
herigen Konsum  in  diesen  Ländergebieten.  Die  Regierungen  gelangten  vielmehr, 
wie  die  dem  Ausschusse  des  Abgeordnetenhauses  vorgelegten  Berechnungen  dar- 
thaten,  zu  diesen  Zahlen  dadurch ,  dass  sie  die  bisher  in  jedem  einzelnen  der 
Ländergebiete  produzierte  Branntweinmenge  berechneten.  Hiervon  wurden 
die  Quantitäten  in  Abzug  gebracht,  welche  aus  dem  betreffenden  Ländergebiet 
in  das  Ausland  ausgeführt  worden  waren,  ebenso  jene,  welche  in  Zukunft  für 
gewerbliche  Zwecke  steuerfrei  in  den  Konsum  übergehen  dürften,  endlich  wurden 
15  Prozent  des  bisherigen  angeblichen  Konsums  als  voraussichtliche  Verminde- 
rung desselben  wegen  der  zu  erwartenden  starken  Preiserhöhung  in  Abzug 
gebracht. 

Die  Mängel  dieser  Berechnung  springen  ins  Auge.  Vor  allem  sind  wich- 
tige Faktoren  der  Produktion,  ebenso  wichtige  Abzugsposten,  welche,  wenn 
eine  einigermassen  richtige  Berechnung  hätte  gemacht  werden  sollen,  man  in 
Rechnung  hätte  stellen  müssen,  vollständig  vernachlässigt.  Die  Verfasser  dieser 
Berechnungen,  auf  Grund  deren  eine  Frage  der  Steuergesetzgebung  von  so  un- 
geheurer finanzieller  und  volkswirtschaftlicher  Bedeutung  für  eine  Reihe  von 
Jahren  —  bis  zum  Ende  des  Monates  August  1898  —  gelö.st  wurde,  haben  neben 
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anderem  nicht  in  Rechnung  gezogen:  die  sehr  bedeutenden  Quantitäten  Brannt- 
weins, welche  aus  einem  Ländergebiete  in  das  andere  exportiert  worden  sind, 
dann  die  bedeutenden  Branntweinmengen,  welche  von  den  kleinen  bäuerlichen 
Brennereien  in  Oesterreich  und  Ungarn  produziert  werden.  Auch  wurde  der 
Mehrbetrag,  den  die  Brennereien  in  Oesterreich  und  Ungarn  über  das  versteuerte 
Quantum  hinaus  produziert  haben,  nicht  richtig  berechnet. 

All  dies  ergab  ein  ganz  merkwürdiges  Resultat,  welches  die  Verfasser 
des  Gesetzentwurfes  wohl  hätte  stutzig  machen  können.  Ungarn  hat  eine  un- 
geheure Weinproduktion,  dabei  eine  leider  sehr  massige  Weinausfuhr,  dagegen 
einen  sehr  starken  Weinkonsum.  In  keinem  der  Landesteile  Ungarns  ist  der 
Branntweinkonsum  auch  nur  entfernt  so  stark  wie  in  Galizien  und  der  Buko- 
wina, welche  zusammen  fast  30  Prozent  der  Bevölkerung  Oesterreichs  enthalten. 
Auch  das  östliche  Schlesien ,  grosse  Teile  von  Mähren  und  Böhmen ,  endlich 
Kärnten  und  Krain  haben  einen  relativ  sehr  bedeutenden  Branntweinkonsum 
per  Kopf  der  Bevölkerung.  Keinesfalls  kann  der  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung 
Ungarns  entfallende  Verbrauch  an  Branntwein  höher  angenommen  werden  als  der 
auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  Oesterreichs  entfallende.  Ueberdies  wird,  wie  aus 
den  von  der  Regierung  selbst  mitgeteilten  statistischen  Daten  hervorgeht,  ein 
namhaft  grösserer  Teil  des  ungarischen  Konsums  durch  die  kleinen  bäuerlichen 
Brennereien  gedeckt,  als  in  Oesterreich.  Die  von  diesen  produzierten  Branntwein- 
mengen wurden  aber,  wie  bemerkt,  bei  Berechnung  des  Kontingents  gar  nicht 
berücksichtigt.  Trotzdem  ergibt  ein  Vergleich  der  Bevölkerungszahlen  beider 
Staaten  mit  den  ihnen  zugewiesenen  kontingentierten  Branntweinmengen ,  dass 
auf  den  Kopf  der  ungarischen  Bevölkerung  ein  namhaft,  d.  h.  um  etwa  23  Pro- 
zent grösseres  Quantum  entfalle  als  auf  den  der  österreichischen! 

Die  beiden  Regierungen  haben  auch,  wie  aus  den  P^rklärungen  der  Re- 
gierungsvertreter in  den  betreffenden  parlamentarischen  Ausschüssen  hervorgeht, 
gar  nicht  die  Absicht  gehabt,  eine  Aufteilung  der  nach  dem  niedrigeren 
Satz  zu  versteuernden  Branntweinmenge  nach  dem  mutmasslichen  Konsum  vor- 
zunehmen. Ihre  Absicht  ging  vielmehr  dahin,  das  Verhältnis,  in  dem  die  Brannt- 
weinproduktion Oesterreichs  und  Ungarns  an  der  Versorgung  des  Konsums  im 
österreichisch-ungarischen  Zollgebiete  unter  den  Steuergesetzen  der  Jahre  1878  und 
1884  teilgenommen  hatte,  auch  in  Zukunft,  d.  i.  nach  Einführung  einer  im  Ver- 
gleich zu  den  bisherigen  Steuersätzen  auf  das  5 — Sfache  gesteigerten  Verbrauchs- 
abgabe mit  doppeltem  Steuersatz  und  besonderem  Branntweinkontingent  für 
jeden  der  beiden  Staaten  [zu  erhalten.  Die  überaus  grossen  Uebelstände,  die 
aus  einem  solchen  Versuche  alsbald  folgen ,  sowie  jene ,  die  sich  im  Laufe  der 
Jahre  entwickeln  müssen,  wurden,  wie  uns  scheint,  nicht  genügend  in  Rücksicht 
gezogen.  Wir  werden  die  ganz  eigentümlichen  Verhältnisse ,  die  in  dieser  Be- 
ziehung zwischen  Oesterreich  und  Ungarn  entstehen ,  in  einem  folgenden  Ab- 
schnitte besprechen.  Ebenso  jene,  die  sich  auf  Grund  des  sonderbaren  Ver- 
hältnisses entwickeln  müssen,  dass  jeder  der  beiden  Staaten,  die  zusammen  ein 
Zollgebiet  bilden,  ein  besonderes  verschiedenes  Gesetz  über  die  Auf- 
teilung der  ihm  zugewiesenen  kontingentierten  Branntweinmenge 
zu  geben  berechtigt  ist  und  thatsächlich  auch  verschiedene  ein- 
schlägige Gesetze  in  Oesterreich  und  Ungarn  gegeben  wurden  und  in  Wirk- 
samkeit sind,  wenngleich  beide  Staaten  im  Sinne  der  bestehenden  gemeinsamen 
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Verfassung  die  Gesetzgebung  über  die  mit  der  Produktion  in  enger  Verbindung 
stehenden  Abgaben  nach  gleichartigen  Grundsätzen  einzurichten  verpflichtet  sind. 
Nach  der  Art  und  Weise,  wie  die  kontingentierte  Branntweinmenge  be- 
rechnet und  auf  0  esterreich  und  Ungarn  aufgeteilt  wurde,  kann  von  einer  Unter- 
stützung der  Landwirtschaft  im  allgemeinen  durch  Einschränkung  der  Produk- 
tion —  wobei  wir  hier  nicht  untersuchen  wollen,  ob  sich  dieses  Mittel  in  Oester- 
reich-Ungam  zur  Unterstützung  der  Landwirtschaft  bewähren  würde  —  wohl 
nicht  die  Rede  sein.  Die  für  Oesterreich  und  Ungarn  kontingentiert«  Brannt- 
weinmenge soll  ja  nach  den  Wahrscheinlichkeitsberechnungen,  welche  zu  diesem 
Zwecke  von  den  Regierungen  gemacht  wurden,  der  gesamten  bisherigen 
Produktion  lediglich  nach  Abzug  des  auch  bisher  exportierten,  dann  des  im 
Sinne  des  Gesetzes  für  gewisse  Zwecke  steuerfrei  zu  verabreichenden  Quantums 
entsprechen.  Lediglich  15  Prozent  der  so  berechneten  Menge  sollen  auf  Rech- 
nung der  Verminderung  des  Konsums  infolge  der  starken  Preiserhöhung  in  Ab- 
zug gebi-acht  werden.  Wir  haben  oben  (Seite  292)  die  Gründe  angeführt,  wes- 
halb wir  für  Oesterreich  und  Ungarn  eine  namhaft  stärkere  Reduktion  des 
Konsums  als  die  von  den  Regierungen  angenommene  von  15  Prozent  für  wahr- 
scheinlich halten.  Dazu  fällt  noch  die  Produktion  der  kleinen  bäuerlichen 
Brennereien,  sowie  die  von  abgabefreiem  Branntwein  für  den  Hausbedarf  in 
die  Wagschale,  da  die  auf  diese  Art  produzierten  Quantitäten  bei  Berechnung 
der  kontingentierten  Branntweinmengen  von  den  Regierungen  leider  nicht  in 
Rechnung  gezogen  wurden.  Von  den  Defraudationen,  zu  denen  derzeit  durch 
die  um  so  viel  hundert  Prozente  erhöhte  Steuer  ein  viel  grösserer  Anreiz  ge- 
geben ist*)  als  bisher,  ganz  abgesehen^).  All  dies  spricht  dafür,  dass  der  Kon- 
sum, auch  abgesehen  von  dem  nicht  in  das  Kontingent  einbezogenen  Produkt 
der  kleinen  bäuerlichen  Brennereien,  die  kontingentierte  Branntweinmenge  im 
österreichisch-ungarischen  Zollgebiete  zum  mindesten  in  den  ersten  Jahren  nicht 
übersteigen,  somit  die  erwartete  Beschränkung  der  Produktion  durch  den 
zweifachen  Steuersatz  aller  Wahrscheinlichkeit  nicht  eintreten  werde.  Eine 
Reduktion  des  Konsums  wird  allerdings  durch  den  hohen  Steuersatz  an 
sich  bewirkt  werden,  diese  aber  kommt,  wie  nur  recht  und  bülig,  in  keiner 
Weise  den  Branntweinproduzenten  zu  gute,  welche  ja  davon  das  Heil  erwarteten, 
dass  der  Konsum  höher  sein  werde  als  die  kontingentierte  Branntweinmenge, 
und  sie  ihr  gesamtes  Produkt  zu  einem  Preise  veräussem  werden,  der  von  dem 
höheren  Steuersatze  beeinflusst  sein  wird.  Diese  Erwartung,  dass  die  Brannt- 
weinproduzenten, die  einen  Anteil  an  der  kontingentierten  Branntweinmenge 
erhalten,  d.  i.  in  Oesterreich  in  erster  Linie  und  in  reichlichstem  Masse  die 
HeiTSchaftsbesitzer,   nicht  der  Staat   aus  der  Art    der  Besteuerung   des  Brannt- 

')  Zumal  da  sich  weder  die  österreichische  noch  die  ungarische  Eegierung  entschliessen 
konnten,  für  derartige  den  Staat,  aber  auch  die  ehrlichen  ilitkonkurrenten  schädigende  Hinter- 
ziehungen an  Stelle  der  bloss  fiskalischen  kriminelle  Strafen  treten  zu  lassen. 

-')  In  den  Verhandlungen  der  Ausschüsse  wurde  auch  behauptet  und  scheint  es  den 
Thatsachen  zu  entsprechen ,  dass  bisher  ein  starker  Schmuggel  aus  Galizien  nach  Russland, 
aus  Südtirol  nach  Italien  geführt  wurde.  Dieser  gewisse  Grenzbezirke  stark  demoralisierende 
Schmuggel,  der  auch  durch  mancherlei  gerichtliche  Verhandlungen  zur  öffentlichen  Besprechung 
kam,  dürfte  aufhören,  oder  doch  sich  stark  vermindern,  wenn  der  Unterschied  zwischen  der 
Branntweinsteuer,  somit  auch  dem  Preise  des  Branntweins  in  den  Grenzländem,  durch  die  so 
bedeutende  Erhöhung  der  österreichischen  Steuer  stark  herabgeht. 
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weins  durch  künstliche  Preiserhöhung  einen  Nutzen  auf  Kosten  der  Konsumenten 
erhalten,  ist  somit  in  0  esterreich- Ungarn  zum  mindesten  für  die  nächsten  Jahre 
nicht  gerechtfertigt.  Es  muss  der  österreichischen  wie  der  ungarischen  Regierung 
zum  Verdienst  angerechnet  werden,  dass  sie  die  kontingentierte  Branntwein- 
menge so  hoch  annahmen,  dass  zum  mindesten  die  Wahrscheinlichkeit  eine  ge- 
ringe ist,  dass  durch  den  zweifachen  Steuersatz  eine  künstliche  Erhöhung  des 
Preises  für  das  gesamte  Produkt  der  Brennereien  auf  Kosten  der  Konsumenten, 
die  zumeist  den  ärmsten  Volksklassen  angehören,  für  die  nächsten  Jahre  ein- 
treten werde.  Es  ist  nur  zu  bedauern,  dass  das  Abgeordnetenhaus  eine  weitere 
zweckmässige  Bestimmung  des  Gesetzentwurfes,  wonach  beide  Regierungen,  wenn 
dies  zweckmässig  erschiene,  die  Kontingentzififer  zu  erhöhen  das  Recht  haben 
sollten,  abgelehnt,  das  Kontingent  vielmehr  bis  Ende  August  1898  festgestellt 
haben.  Die  konsumierte  Branntweinmenge  wird  somit  in  Oesterreich-Ungarn 
zum  mindesten  in  den  ersten  Jahren  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  die  kon- 
tingentierte nicht  erreichen,  geschweige  denn  überschreiten.  Die  Erwartungen, 
welche  in  den  Motiven  zum  Gesetzentwurfe  und  sonst  von  sanguinischen  Freunden 
des  zweifachen  Steuersatzes  oder  wie  man  selben  im  österreichischen  Abgeord- 
netenhause wiederholt  nannte,  der  StafFelsteuer  geäussert  wurden,  sind  daher 
ungerechtfertigt.  Weder  die  sogenannte  Ueberproduktion  wird  reduziert,  noch 
wird  das  Produkt  durch  die  StafFelsteuer  verteuert  werden.  Hieraus  folgt  aber 
auch,  dass  die  Landwirte  zum  mindesten  in  Oesterreich-Ungarn  durch  diesen 
zweifachen  Steuersatz  in  keiner  Weise  in  der  gegenwärtigen  allerdings  schweren 
Krise  unterstützt  werden.  Wohl  aber  wird  die  Kontingentierung  durch  die  Art 
der  Aufteilung  auf  Oesterreich  und  Ungarn,  durch  die  Verschiedenheit  der  im 
selben  Zollgebiete  in  Oesterreich  und  Ungarn  vorhandenen  Gesetze  über  die  Auf- 
teilung der  zu  geringerem  Satze  zu  versteuernden  Branntweinmengen  auf  die 
einzelnen  Zweige  der  Branntweinindustrie  mancherlei  und  zwar  nicht  immer 
günstigen  Einfluss  auf  Landwirtschaft,  Industrie  und  Konsum  üben,  den  wir  im 
nachfolgenden  darstellen  wollen. 

Wie  bemerkt,  wurden  als  die  zum  niederen  Steuersatz  zu  versteuernde 
(kontingentierte)  Branntweinmenge  für  das  ganze  Zollgebiet  1,878,000  hl  ange- 
nommen. Hiervon  entfallen  auf  Oesterreich  997,548  hl  oder  mit  Rücksicht  auf 
die  Resultate  der  letzten  Volkszählung  per  Kopf  4,504  1  Alkohol,  auf  Ungarn 
872,542  hl  oder  mit  Rücksicht  auf  das  Ergebnis  der  gleichzeitig  vorgenommenen 
Volkszählung  5,545  1  per  Kopf.  —  8000  hl  wurden  dem  okkupierten  Länder- 
gebiete Bosnien  und  der  Herzegowina  zugewiesen.  Nun  wird  wohl  auch  von 
den  Vertretern  der  ungarischen  Interessen  nicht  behauptet,  dass  der  Brannt- 
weinkonsum, der  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  entfällt,  in  Ungarn  grösser  sei 
als  in  Oesterreich.  Das  Gegenteil  ist  richtig.  Die  Folge  davon  wird  die  Ent- 
stehung eines  ganz  eigentümlichen  Interessengegensatzes  zwischen  Oesterreich  und 
Ungarn  sein,  wie  er  wohl  bei  der  österreichisch-ungarischen  dualistischen  Ver- 
fassung, nicht  aber  bei  der  deutschen  Reichsverfassung  möglich  ist,  wie  er  wohl 
auch  bezüglich  anderer  mit  Verbrauchsabgaben  belegter  Gegenstände,  so  Zucker 
u.  dergl.  entstehen  kann,  doch  bei  keinem  auch  nur  entfernt  von  solcher  Be- 
deutung ist,  da  keine  Verbrauchsabgabe  nach  einem  so  hohen  Steuersatz  ein- 
gehoben wird  und  es  sich  bei  keiner  um  so  hohe  Beträge  handelt.  Insbesondere 
aber  ist  in  Erwägung  zu  ziehen,  dass  die  Institute   des  zweifachen  Steuersatzes 
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und  der  Kontingentierung  der  Produktion  nur  bei  Branntwein,  somit  weder 
bei  Zucker  noch  bei  Bier  oder  Petroleum  vorkommen. 

Bisher  wurde,  wie  oben  bemerkt,  die  sehr  niedrige  Verzehrungssteuer  von 
Branntwein,  d.  i.  5 — 9  fl.  per  Hektoliter  bei  der  Produktion  eingehoben.  Es 
ist  bekannt,  dass  Ungarn  mehr  an  Branntwein  produziere  als  konsumiere  und 
einen  bedeutenden  Teil  des  Ueberschusses  seiner  Produktion  über  den  Konsum 
nach  Oest«rreich  verkaufe.  Da  die  Steuer  für  den  in  Ungarn  produzierten 
Branntwein  nach  der  dualistischen  Verfassung  diesem  Staate  zufällt,  bezog 
Ungarn  allerdings  auch  bisher  die  Steuer  für  den  in  Ungarn  produzierten  in 
Oesterreich  konsumierten  Branntwein.  Die  Ausfuhr  von  Branntwein  aus  Ungarn 
nach  Oesterreich,  richtiger  —  da  auch  Oesterreich  gebrannte  geistige  Flüssig- 
keiten, insbesondere  gewisse  Sorten  nach  Ungarn  exportiert  —  der  Ueberschuss 
der  Ausfuhr  Ungarns  nach  Oesterreich  über  jene  Oesterreichs  nach  Ungarn,  war 
nach  den  vom  ungarischen  Handelsministerium  veröffentlichten  Zusammenstel- 
lungen bedeutend.  So  betrug  er  im  Jahre  1885  über  180,000  Meterzentner.  In 
den  Jahren  1886  und  1887  war  dieser  Ueberschuss  infolge  besonders  guter  Kar- 
toffelernten in  GaHzien  und  Schlesien,  schlechter  Maisernten  in  Ungarn  geringer, 
doch  immerhin  noch  bedeutend. 

Auf  Grund  der  dualistischen  Verfassung  und  des  auf  Grund  derselben 
geschlossenen  Zoll-  und  Handelsbündnisses  bezog  nun  Ungarn  allerdings  die  bei 
der  Produktion  erhobene  Steuer  von  dieser  Branntweinmenge ,  somit  im  Jahre 
1885,  wenn  man ,  wie  dies  den  Thatsachen  entsprechen  dürfte ,  den  mittleren 
durchschnittlichen  Steuersatz  mit  etwa  7  fl.  annimmt,  einen  Betrag  von  etwa 
1,260,000  fl.  Hervorgehoben  muss  hier  werden,  dass  ein  Teil  dieses  Branntweins 
nach  Triest  ging,  um  zum  Export  über  die  österreichisch-ungarische  Zolllinie  hinaus 
verwendet  zu  werden ,  wodurch  sich  der  Betrag  verminderte.  Nun  wird  die 
Verbrauchsabgabe  von  35  bezüglich  45  fl.  per  Hektoliter  eingeführt ,  d.  i.  der 
bestehende  Steuersatz  um  das  Fünf-  bis  Siebenfache  erhöht.  Der  geänderten 
Natur  der  Abgabe,  dem  Umstand,  dass  das  Reformgesetz  eine  Verbrauchsabgabe 
an  Stelle  einer  bei  der  Produktion  erhobenen  einführe,  hätte  es  wohl  entsprochen, 
dass  entweder  der  Grundsatz  zur  Durchführung  gelange,  dass  jeder  der  beiden 
Staaten  Oesterreich  und  Ungarn  die  Verbrauchsabgabe  von  dem  in  dem  Ge- 
biete des  betreffenden  Staates  konsumierten  Branntwein  beziehe, 
oder  dass  die  Aufteilung  des  finanziellen  Gesamterfolges  der  Steuer  nach  irgend 
einem  billigen  Massstabe,  etwa  der  Bevölkerungszahl,  erfolge.  Endlich  hätte  — 
was  allerdings  nur  durch  eine  Aenderung  der  dualistischen  Verfassung  möglich 
gewesen  wäre,  der  Gesamterfolg  zur  Bedeckung  eines  Teiles  der  gemeinsamen 
Ausgaben  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  bestimmt  werden  können,  wie 
dies  derzeit  ohne  ausdrückliche  Verfassungsbestimmung  mit  dem  Reinertrage 
des  Pulvermonopols,  auf  Grund  besonderer  Bestimmungen  mit  dem  Ertrag  der 
Zölle  geschieht.  Keine  dieser  der  Natur  einer  Verbrauchsabgabe,  zumal  einer 
mit  so  hohem  Steuersatz,  entsprechenden  Bestimmungen  wurde  in  das  Reform- 
gesetz aufgenommen.  §  74  des  Gesetzes  bestimmt,  dass  wenn  aus  einem  Länder- 
gebiete in  ein  anderes  z.  B.  aus  Ungarn  nach  Oesterreich  oder  umgekehrt  noch 
nicht  versteuerter  Branntwein  geführt,  d.  i.  in  irgend  ein  Freilager  gebracht  wird, 
das  empfangende  Ländergebiet  dem  abgebenden  per  Hektoliter  Alkohol  35  fl. 
zu  ersetzen   habe.     Nur  die  Alkoholmengen   sollen  in  Abzug  gebracht  werden, 

837 


QQ^  Max  Menger, 

welche  aus  dem  empfangenden  Ländergebiete  über  die  gemeinsame  Zolllinie 
ausgeführt  werden,  sowie  jene,  welche  aus  einem  Ländergebiete  in  ein  anderes 
unmittelbar  zur  abgabefreien  Verwendung  gelangen. 

Hiemach  wird  der  Branntwein  in  einem  der  beiden  Staaten  produziert, 
der  andere  hat,  wenn  der  Branntwein  auf  sein  Gebiet  gebracht  und  da  kon- 
sumiert wird,  wohl  die  Pflicht,  die  Verbrauchssteuer  einzuheben,  muss  jedoch 
den  erhaltenen  Steuerbetrag  an  den  Staat,  in  dem  der  Branntwein  produziert 
wurde,  abführen.  Es  ist  dies  ein  Verhältnis ,  wie  es  unseres  Wissens  wohl  in 
keinem  anderen  gemeinsamen  Zollgebiete  vorkommt,  sich  wohl  auch  in 
Oesterreich-Ungarn  als  unhaltbar  herausstellen  wird. 

Die  Gründe,  welche  von  der  Regierung  und  deren  Freunden  für  diese 
Bestimmung  ins  Feld  geführt  wurden,  gingen  dahin,  dass  ja  bei  der  bisherigen, 
wenngleich  auf  anderen  Grundsätzen  basierten  Branntweinsteuer  Aehnliches  vor- 
gekommen sei  und  dass  übrigens  Oestei-reich  und  Ungarn  bezüglich  der  Be- 
steuerung von  Zucker,  welche  gleichfalls  im  Wege  der  Verbrauchsabgabe  erfolge, 
ein  ganz  ähnliches  Uebereinkommen  getroffen  haben. 

Diese  Gründe  sind  nicht  stichhaltig.  Es  ist  allerdings  richtig,  dass  in 
Oesterreich  wie  in  Ungarn  mehrere  indirekte  Steuern  bestehen,  bezüglich  deren 
das  Abkommen  zwischen  beiden  Staaten  getroffen  ist,  dass  der  Erfolg  der  be- 
treffenden Steuer  dem  Staate  insoweit  zu  gute  komme,  als  in  dem  betreffenden 
Staate  der  besteuerte  Gegenstand  des  Verbrauches  produziert  worden  ist.  Die 
betreffenden  Gegenstände  sind  wie  schon  bemerkt:  Zucker,  Bier,  raffiniertes 
Petroleum  und  Branntwein. 

Sämtliche  hier  in  Frage  kommenden  indirekten  Steuern,  welche  zur  Zeit 
des  ersten  Ausgleiches  (1868)  bestanden,  nämlich  die  auf  Zucker,  Branntwein, 
Bier  waren  ausschliesslich  vom  Produzenten  zu  entrichten.  Seither  ist  noch  eine 
Steuer,  welche  bei  der  Raffinierung  von  Petroleum  erhoben  wird,  eingeführt 
worden.  In  Oesterreich  geschah  dies  durch  das  Gesetz  vom  26.  Mai  1882 
Z.  55  R.G.B.  Auch  diese  Steuer  wird  beim  Unternehmer,  dem  Raffineur,  er- 
hoben. Die  für  das  finanzielle  Verhältnis  zwischen  Oesterreich  und  Ungarn, 
dann  wegen  der  Steuerrestitutionen  beim  Export  und  der  Exportprämien 
wichtigsten  Abgaben,  jene  auf  Zucker  und  Branntwein  wurden  damals  im 
Wege  der  Pauschalierung  und  zwar  ausschliesslich  der  PauschaHerung  erhoben. 

Auch,  als  der  letzte  Ausgleich  geschlossen  wurde,  im  Jahre  1887  imd  als 
das  betreffende  Uebereinkommen  in  Wirksamkeit  zu  treten  begann  (1.  Januar 
1888),  wurde  die  Steuer  von  Zucker  und  einem  grossen  Teile  des  produzierten 
Branntweins  im  Wege  der  Pauschalierung  erhoben.  Sämtliche  hier  in  Frage 
kommenden  indirekten  Abgaben,  d.  i.  jene  auf  Zucker,  Branntwein,  Bier  und 
raffiniertes  Mineralöl,  wurden  aber  auch  noch,  als  der  letzte  Ausgleich  in  Kraft 
trat  (1.  Januar  1888),  ausschliesslich  bei  und  von  den  Produzenten  der  be- 
treffenden Gegenstände,  beziehungsweise  von  den  Raffineuren  von  Mineralöl  er- 
hoben. Es  war  daher  schon  nach  der  Art  der  Erhebung  der  damaligen  Steuern 
unmöglich  eine  andere  Anordnung  zu  treffen,  als  dass  die  Steuern  jenem  Staate 
zu  gute  kommen,  in  welchem  die  betreffende  Betriebsstätte  sich  befindet,  und  an 
dessen  Kassen  die  betreffende  Abgabe  entrichtet  wurde.  Eine  Erhebung  nach  Mass- 
gabe des  Konsums  wäre,  da  ja  der  Konsum  sich  in  keiner  Weise  feststellen 
liess,  nicht  oder  nur  mit  den  grössten  Schwierigkeiten    für  die  Administration, 
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Belästigungen  für  das  Publikum  und  in  sehr  ungenauer  Weise  möglich  gewesen. 
Es  wäre  denn,  dass  man  eine  ZolUinie  für  die  erwähnten,  den  Gegenstand  der 
Steuern  bildenden  Artikel  zwischen  beiden  Staaten  ins  Leben  gerufen  hätte. 
Nur  in  sehr  beschränktem  Masse  ist  der  Einwand  richtig,  dass  ein  gleiches 
üebereinkommen  wie  in  Bezug  auf  den  Branntwein,  in  Rücksicht  auf  den  Zucker, 
durch  das  neue  Zuckersteuergesetz  vom  20.  Juni  1888  eingeführt  wurde.  Das  Reform- 
gesetz über  die  Zuckersteuer  wurde  gleichzeitig  mit  jenem  über  die  Besteuerung 
des  Branntweins  und  der  Presshefe  im  Reichsgesetzblatt  veröffentlicht.  Schon 
bei  den  Verhandlungen  über  den  Ausgleich  wurde  von  mehreren  Seiten,  ins- 
besondere von  der  Opposition  hervorgehoben,  dass  die  Gesetzentwürfe  über  die 
Reform  der  Zuckersteuer  und  der  Branntweinsteuer  gleichzeitig  mit  den  Aus- 
gleichsgesetzen verhandelt  und  den  gesetzgebenden  Körpern  zur  Beschlussfassung 
vorgelegt  werden  sollten.  Auch  bei  der  Verhandlung  über  die  Zuckersteuer 
wurde  im  Ausschuss  wie  im  Plenum  von  der  Opposition  aufmerksam  gemacht, 
welche  erhebliche  Uebelstände  aus  der  Einführung  der  Verbrauchsabgabe  ent- 
stehen müssten,  wenn  gleichzeitig  das  Prinzip  festgehalten  würde,  dass  der 
Staat,  auf  dessen  Gebiet  die  betreffende  steuerpflichtige  Ware  produziert  wird, 
die  Steuer  von  derselben  erhalte,  wenn  diese  Ware  im  anderen  Staate  kon- 
sumiert und  dort  die  Verbrauchsabgabe  gezahlt  wird.  Hervorzuheben  ist  aber, 
dass  zwischen  der  Zucker-  und  der  Branntweinsteuer  der  wichtige,  für  die 
finanziellen  Konsequenzen  geradezu  massgebende  Unterschied  besteht,  dass  nur 
die  Branntweinsteuer,  nicht  die  Zuckersteuer,  einen  doppelten  Steuersatz  und 
für  jeden  der  beiden  Staaten  Produktionskontingente  besitzt.  Die  Zuckeraus- 
fuhr aus  Oesterreich  nach  Ungarn,  die  übrigens  nicht  entfernt  die  finanzielle 
Relevanz  besitzt,  wie  die  Branntweinausfuhr  Ungarns  nach  Oesterreich,  kann 
durch  die  Begründung  einiger  Zuckerfabriken  in  Ungarn  beseitigt  werden.  Einer 
solchen  Entwickelung  der  Branntweinproduktion  in  Oesterreich  setzen  die 
Verteilung  des  Kontingents  zu  Gunsten  Ungarns  und  der  doppelte  Steuersatz 
unüberwindliche  Schranken.  Dieser,  wie  uns  scheint,  dem  Wesen  der  für  Zucker 
und  Branntwein  eingeführten  Verbrauchsabgaben  widersprechende  Versuch  be- 
droht vorläufig  Oesterreich  mit  namhaften  finanziellen  Verlusten,  macht  die 
Einnahmen  jedes  der  beiden  Staaten  von  verschiedenen  Zufällen,  der  guten  Ernte 
gewisser  Rohstoffe  in  dem  betreffenden  Staate,  der  schlechten  Ernte  in  dem  anderen 
in  einer  Art  und  Weise  abhängig,  wie  sie  bei  Verbrauchsabgaben  sonst  in  diesem 
Masse  keinesfalls  vorkommt,  bedroht  endlich  wie  jedes  ungesunde  Verhältnis  das 
so  wünschenswerte  gute  Einvernehmen  zwischen  den  zu  einem  Zollgebiete  ver- 
bundenen Staaten  Oesterreich  und  Ungarn  in  bedenklicher  Weise. 

Seit  einigen  Jahren  veröffentlicht  das  ungarische  Handelsministerium 
Tabellen,  welche  Ungarns  Warenverkehr  mit  Oesterreich  und  anderen  Ländern 
nach  Ausfuhr  und  Einfuhr,  sowie  nach  Gruppen  und  Untergruppen  der  Waren, 
darstellen.  Es  ist  nicht  zu  bezweifeln,  dass  diese  Tabellen  vorwiegend  nur  den 
Verkehr  im  grossen,  keinesfalls  den  kleinen  Grenzverkehr,  soweit  er  sich  nicht 
durch  Post  und  Eisenbahn  vollzieht,  berücksichtigen.  Ebenso  sind  für  unseren 
Zweck  manche  Korrekturen  an  den  Ziffern,  welche  für  den  Verkehr  mit  Brannt- 
wein zwischen  Oesterreich  und  Ungarn  angegeben  werden,  vorzunehmen.  Eine 
Berechnung  auf  Grund  der  für  das  Jahr  1885  und  1886  und  die  ersten  6  Monate 
des  Jahres  1887  vorliegenden  Daten  ergibt,  dass,  wenn  die  Steuersätze,  welche  in 
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diesen  Jahren  thatsächlich  auf  den  versteuerten  Waren  lasteten,  in  Rechnung  ge- 
zogen werden,  d.  i.  für  Zucker  etwa  6  fl.  per  Meterzentner,  für  Bier  etwa  2  fl., 
für  Branntwein  etwa  7  fl.  per  Hektoliter,  für  raffiniertes  Petroleum  6  fl.  50  kr. 
für  100  kg  Nettogewicht,  schon  derzeit  Ungarn  —  da  es  viel  mehr  Branntwein 
und  rafflniertes  Petroleum  nach  Oesterreich  ausführt  als  von  dort  einführt,  all- 
jährlich sehr  erhebliche  Beträge  an  Steuern  für  in  Ungarn  produzierte  und 
versteuerte ,  in  Oesterreich  konsumierte  steuerpflichtige  Artikel  bezogen  hat. 
Umgekehrt  hat  Oesterreich  allerdings  namhaft  mehr  Zucker  und  Bier  nach 
Ungarn  ausgeführt,  als  umgekehrt  Ungarn  nach  Oesterreich.  Die  Steuern,  die 
von  diesen  in  Ungarn  konsumierten  Gegenständen  in  Oesterreich,  nach  den 
dermalen  noch  geltenden  Steuergesetzen,  gezahlt  wurden,  kamen  Oesterreich 
zu  gute. 

Eine  auf  Grund  des  in  den  erwähnten  Listen  gebotenen  Materials  ge- 
machte Berechnung,  welcher  die  obenerwähnten  mittleren  Steuersätze  zu  Grunde 
gelegt  worden  sind,  ergibt,  dass  auch  derzeit  Ungarn  grössere  Beträge  an  Ver- 
brauchsteuer für  in  Ungarn  produzierte,  in  Oesterreich  konsumierte,  steuer- 
pflichtige Gegenstände  erhielt,  als  umgekehrt  Oesterreich  für  Gegenstände,  die 
in  Oesterreich  versteuert,  jedoch  in  Ungarn  konsumiert  worden  sind.  Der  Unter- 
schied zu  gunsten  Ungarns  betrug  jedoch  nicht  über  einige  hunderttausend 
Gulden  jährlich,  eine  Summe,  die,  wenn  die  vielen  Wahrscheinlichkeitsannahmen, 
welche  bei  den  Berechnungen  zu  Grunde  gelegt  werden  müssen,  in  Rücksicht 
genommen  werden,  keinesfalls  einen  Grund  zu  berechtigten  Beschwerden  seitens 
Oesterreichs  bieten  konnte. 

Ganz  anders  werden  sich  die  Verhältnisse  gestalten,  wenn  die  in  den  letzten 
Sessionen  votierten  Gesetze  über  die  Besteuerung  von  Branntwein  und  Zucker  ins 
Leben  getreten  sein  werden.  In  Bezug  auf  Petroleum  und  Bier  ändern  sich  die 
Verhältnisse  nicht.  Aus  der  Besteuerung  des  ersten  Gegenstandes  wird  Ungarn 
auf  Kosten  Oesterreichs  einen  grossen,  aus  der  des  letzterwähnten  Gegenstandes 
Oesterreich  auf  Kosten  Ungarns  einen  viel  geringeren,  aber  immerhin  erwähnens- 
werten Vorteil  ziehen.  Vollständig  werden  sich  dagegen  die  Erhebungsmoda- 
litäten und  die  Beträge ,  welche  in  Rücksicht  auf  Zucker  und  Branntwein  in 
Frage  kommen,  ändern.  Der  Steuersatz,  welcher  in  Zukunft  von  dem  Meterzentner 
Zucker  gezahlt  werden  wird,  wird  sich  von  etwa  6  fl.,  wie  er  nach  der  bis- 
herigen Pauschalierung  gezahlt  wurde,  auf  Hfl.  erhöhen.  Ungarn  wird  daher 
für  den  Zucker,  welchen  es  aus  Oesterreich  mehr  einführt  als  es  von  diesem 
Artikel  nach  Oesterreich  exportiert,  einen  um  etwas  mehr  als  80  Prozent  höhereu 
Betrag  an  den  österreichischen  Staatsschatz  zu  entrichten  haben,  als  dies  bis- 
her in  dem  versteckten  Wege  der  in  OesteiTcich  entrichteten  Produktionsabgabe 
von  in  Oesterreich  produziertem ,  nach  Ungarn  ausgeführtem  und  dort  ver- 
brauchtem Zucker  geschah.  Umgekehrt  wird  aber  Oesterreich  statt  wie  bisher 
für  den  aus  Ungarn  nach  Oesterreich  exportierten  und  daselbst  konsumierten, 
in  Ungarn  versteuerten  Branntwein  den  Steuersatz,  der  dort  etwa  im  Durch- 
schnitt bezahlt  worden  war  und  sich  auf  7  fl.  per  Hektoliter  belaufen  haben 
mochte,  zu  zahlen,  in  Zukunft  die  Konsumabgabe  von  35  fl.,  somit  eine  um 
400  Prozent  höhere  Abgabe  zu  entrichten  haben. 

Da  die  Verhältnisse  in  Bezug  auf  Petroleum,  wie  bemerkt,  die  gleichen 
bleiben,  so  muss  der  Unterschied  zu  gunsten  Ungarns  sich  um  sehr  bedeutende 
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Summen  verschieben,  da  schon  jetzt  die  Rechnung  ein  Resultat  zu  gimsten 
Ungarns  ergab,  nunmehr  aber  die  Zuckersteuer  somit  die  Summe,  die  Ungarn 
an  Oesterreich  zahlt,  um  etwa  88  Prozent,  die  Branntweinsteuer,  d.  i.  jene  Summe, 
die  Oesterreich  an  den  ungarischen  Staatsschatz  zu  zahlen  hat,  um  400  Prozent 
sich  erhöht.  Eine  von  uns  gemachte  Berechnung,  welche  die  durchschnittlichen 
Zahlen  des  Verkehrs  zwischen  den  beiden  Staaten  in  den  erwähnten  Artikeln 
der  Jahre  1885  und  1886  und  der  ersten  6  Monat«  des  Jahres  1887  zu  Grunde 
legte,  bestätigt  durchaus  diese  Behauptung.  Eine  Bestimmung  des  Gesetzes 
föllt  hierbei  zu  Ungunsten  Oeaterreichs  ins  Gewicht.  Sowohl  im  Zuckersteuer- 
gesetze (§  46)  wie  im  Gesetze  über  die  Branntweinsteuer  (§  74)  ist  der  Grund- 
satz aufgestellt,  dass  von  den  aus  einem  Staate  nach  dem  anderen  exportierten 
Quantitäten  Zucker  oder  Branntwein,  welche  die  Grundlage  zu  dem  erwähnten 
St«uerrückersatz  büden  soUen,  vorerst  jene  Quantitäten  derselben  Ware  in  Ab- 
zug zu  bringen  sind,  welche  aus  dem  empfangenden  Staate  über  die  gemein- 
same Zolllinie  ins  Ausland  exportiert  wurden.  Nun  ist  der  Branntweinexport 
Oesterreichs  in  rapidem  Rückgang  begriffen.  Die  betreffende  Abzugspost,  die 
Oesterreich  zu  gute  kommt,  wird  daher  eine  sehr  geringe  sein.  Dagegen  ist  die 
Ausfuhr  Ungarns  an  Zucker  über  die  österreichisch-ungarische  Zollgrenze  hinaus 
im  Steigen  begriffen.  Hervorzuheben  ist  femer  der  Umstand ,  dass  die  Ein- 
nahmen aus  der  weitaus  wichtigsten  derzeit  bestehenden  österreichisch-ungarischen 
Verbrauchsabgabe,  der  von  Branntwein,  in  dem  einen  wie  im  anderen  Staate 
durch  Zufalle,  vrie  sie  in  keinem  anderen  Staate,  als  in  Oesterreich-Ungarn  mit 
seiner  dualistischen  Verfassung,  einen  gleichen  Einfluss  nehmen  können,  sehr 
grossen  Schwankungen  ausgesetzt  sein  werden.  Eine  sehr  reiche  Kartoffelernte 
in  GaHzien  und  Schlesien  wird  an  sich,  insbesondere  aber ,  wenn  sie  mit  einer 
schlechten  Maisernte  in  Ungarn  zusammentriffl ,  nicht  etwa  nur  den  Einfluss 
nehmen,  den  auf  den  Ertrag  von  Verbrauchsabgaben  von  Branntwein  derartige 
Vorkommnisse  in  jedem  Lande  nehmen.  Es  wird  dann  nicht  nur  in  Oesterreich 
viel  Branntwein  produziert  und  mehr  als  sonst  konsumiert  werden,  somit  der 
Erfolg  der  österreichischen  Branntweinsteuer  steigen,  es  wird  auch  viel  Brannt- 
wein nach  Ungarn  exportiert  werden,  für  welchen  der  österreichische  Staats- 
schatz die  hohe  Verbrauchssteuer  von  Ungarn  erhalten  wird.  Das  Umgekehrte 
wird  bei  guter  Maisernte  in  Ungarn,  bei  schlechter  Kartoffel-  oder  Rübenemte 
in  Oesterreich  stattfinden. 

Allerdings  ist  hervorzuheben,  dass  die  günstige  Lage  Ungarns,  die  un- 
günstige Oesterreichs  in  Bezug  auf  die  Kontingentierung,  die  Lage  Oesterreichs, 
auch  im  Falle  günstiger  Chancen  bedeutend  weniger  vorteilhaft,  im  Falle  un- 
günstiger Chancen  bedeutend  unvorteilhafter  gestalten  wird,  als  im  gleichen 
Falle  die  Lage  Ungarns. 

Es  liegt  in  der  Pflicht  jeder  der  Regierungen  beider  Staaten,  die  Industrie 
ihres  Landes  zu  heben.  Die  Förderung  der  landwirtschaftlichen  Nebenindustrie 
wird  von  der  österreichischen,  ganz  besonders  aber  von  der  ungarischen  Regierung, 
ganz  entsprechend  den  volkswirtschaftlichen  Verhältnissen  des  Landes,  als  eine 
ihrer  Hauptaufgaben  betrachtet.  Es  wird  von  seiten  der  ungarischen  Regierung 
ganz  begreiflicher  Weise  als  ein  Vorteil  für  den  ungarischen  Staat  betrachtet, 
wenn  in  demselben  nicht  nur  der  in  Ungarn  konsumierte  Branntwein  produ- 
ziert, sondern  aus  ungarischen  Fabriken  auch  ein  Teil  des  in  Oesterreich  kon- 
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sumierten  Alkohols  geliefert  wird,  wie  in  der  That  ein  grosser  Teil  des  Be- 
darfes von  Wien  und  den  Alpenländern  aus  ungarischen  Fabriken  gedeckt  wird. 
In  Zukunft  werden  diese  Bemühungen  nicht  nur  den  im  Rahmen  des  Zoll-  und 
Handelsbündnisses  vollständig  gerechtfertigten  Zweck  haben,  einen  möglichst 
grossen  Teü  des  Konsums  beider  Staaten  nach  den  Gesetzen  der  freien  Kon- 
kurrenz zu  vei'sorgen.  Für  jeden  Hektoliter  Alkohol,  den  Ungarn  nach  Oester- 
reich  ausführen  wird,  wird  es  nicht  nur  den  Ersatz  für  die  Rohstoffe,  die 
Fabrikations-  und  Transportkosten  und  den  üblichen  Unternehmer-  und  Handels- 
gewinn nach  den  Gesetzen  der  Konkurrenz  erhalten,  sondern  auch  noch  eine 
durch  die  österreichische  und  ungarische  Gesetzgebung  festgestellte  exorbitante 
Prämie  von  35  fl.  per  Hektoliter,  welche  fast  das  Doppelte  des  Preises  beträgt, 
welchen  ein  Hektoliter  Alkohol  ohne  Rücksicht  auf  die  Steuer  kostet.  Um- 
gekehrt wird  dasselbe  bei  jedem  Zentner  Zucker  der  Fall  sein,  den  Oesterreich 
nach  Ungarn  exportiert.  Nur  wird  hier  die  Prämie,  die  Oesterreich  erhält,  eine  viel 
geringere  sein,  lediglich  Hfl.  per  Meterzentner,  oder  etwa  '/s,  höchstens  V«  des 
Preises,  ohne  Rücksicht  auf  die  Steuer  ausmachen.  Auch  wird  der  Mehrexport  an 
Zucker  aus  Oesterreich  nach  Ungarn  durch  keinen  doppelten  Steuersatz  und  keine 
für  Oesterreich  günstige  Kontingentierung  der  Zuckerproduktion   sichergestellt. 

Eine  für  die  Finanzen  des  exportierenden  Staates  so  gewinnreiche  Ausfuhr 
kommt  in  keinem  anderen  Staate  der  Welt  vor  und  kann  nicht  vorkommen. 
Dass  die  sehr  leidenschaftliche  Bestrebung,  dieselbe  zu  vergrössern,  sich  aus 
solchen  Verhältnissen  vorerst  im  Kreise  der  Produzenten  und  Händler  entwickeln, 
dann  aber  auch  in  die  Kreise  der  gesetzgebenden  Körper  und  Regierungen  fort- 
pflanzen muss,  dass  sie  vorerst  im  Rufe  nach  besonders  billigen  Eisenbahntarifen, 
Freiheit  von  direkten  Steuern  für  die  Fabriken  u.  s.  w.,  also  in  sehr  bekannten 
Erscheinungen  ihren  Ausdruck  finden  wird,  dass  dieselbe  nicht  eben  zur  Er- 
haltung des  so  wünschenswerten  nachbarlichen  und  bundesgenossenschaftlichen 
Verhältnisses  zwischen  Oesterreich  und  Ungarn  führen  kann,  braucht  wohl  nicht 
des  weiteren  erörtert  zu  werden.  Die  Einführung  einer  Verbrauchs- 
abgabe mit  den  Erhebungsmodalitäten,  wie  wir  sie  dargestellt  haben, 
widerspricht  einfach  dem  Geiste  und  den  Anforderungen  der 
in  0  esterreich-Ungarn  bestehenden  dualistischen  Staatsver- 
fassung, und  ist  daher  nur  zu  wünschen,  dass  in  einem  nachträglichen  Ueber- 
einkommen  der  Ertrag  dieser  Steuer  entweder  unter  zu  vereinbarenden  Modali- 
täten zur  Deckung  der  gemeinsamen  Ausgaben  verwendet  oder  nach  irgend 
einem  billigen  Massstabe  der  gesamte  Ertrag  der  Steuer  in  Oesterreich  und 
Ungarn  auf  beide  Staaten  aufgeteilt  werde. 

Die  hier  dargestellten  Uebelstände  erfahren  dadurch  noch  eine  bedeutende 
Steigerung,  dass  nicht  nur  jedem  der  beiden  Staaten  Oesterreich  und  Ungarn 
eine  im  Vergleich  zum  wirklichen  Konsum  verschiedene  Quantität  der  mit  dem 
geringeren  Steuersatz  belasteten  Brannntweinmenge  zugewiesen  wurde,  sondern 
auch  dadurch,  dass  Oesterreich  und  Ungarn  verschiedene  Gesetze 
haben,  nach  welchen  das  jedem  dieser  beiden  Staaten  zugewiesene 
Branntweinkontingent  auf  die  einzelnen  Brennereien,  richtiger 
auf  die  einzelnen  Zweige  der  Brennerei-Industrie  verteilt  wird. 
Die  Berechnung  des  gesamten  Kontingents  für  Oesterreich  und  Ungarn  sollte 
nach  der  Absicht   der  Regierung  eine   solche  Branntweinmenge   repräsentieren, 
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welche  dem  üblichen  Konsum  nach  Abzug  einer  ISprozentigen  Redaktion,  welche 
infolge  der  Preiserhöhung  durch  die  Steuer  eintreten  dürfte,  entspricht.  Ungarn 
hat  nun,  da  der  starke  Export  an  Branntwein  von  Ungarn  nach  Oesterreich, 
sowie  die  starke  Branntweinproduktion  der  ungarischen  Kesselbrennereien  bei 
dieser  Berechnung  nicht  berücksichtigt  wurden,  mehr,  demgemäss  Oesterreich 
weniger  erhalten  als  sein  durchschnittlicher  Konsum  —  immer  eine  bloss  ISpro- 
zentige  Reduktion  desselben  vorausgesetzt  —  beträgt.  Dieser  Umstand  dürfte 
dauernd  ungünstige  Folgen  für  Oesterreich  haben.  Denn  wenn  auch  die  Brannt- 
weinproduktion Oesterreichs  sich  im  allgemeinen  mit  Rücksicht  auf  die  Kon- 
stellation der  Produktionsbedingungen  heben  könnt«,  würde  doch  dieser  Auf- 
schwung so  lange  nicht  erfolgen  können,  als  der  um  10  fl.  per  Hektoliter  billigere 
üeberschuss  des  ungarischen  Kontingents  über  Ungarns  Bedarf  nicht  von  Oester- 
reich konsumiert  wäre. 

Diese  Sicherung  einer  stabilen  Ausfuhr  von  Branntwein  aus  Ungarn  nach 
Oesterreich  bedeutet  aber  die  Zusicherung  einer  Zahlung  von  35  fl.  per  Hekto- 
liter des  exportierten  Branntweins  seitens  Oesterreichs  an  den  ungarischen 
Staatsschatz.  Die  Einwendung,  dass  ein  gleiches  Verhältnis  bezüglich  des 
Zuckers  zu  gunsten  Oesterreichs  bestehe,  ist  ganz  und  gar  nicht  stichhaltig. 
Es  ist  richtig,  dass  in  den  letzten  Jahren  Oesterreich  nach  Ungarn  Zucker 
exportierte,  doch  das  österreichisch-ungarische  Zuckersteuergesetz  hat,  wie  be- 
merkt, die  moderne  Erfindung  des  doppelten  Steuersatzes  und  der  Kontingentierung 
nicht  in  Anwendung  gebracht.  Ein  Aufschwung  der  Zuckerindustrie  in  Ungarn, 
für  den  manche  Anzeichen  sprechen ,  kann  somit  nicht  nur  den  Export  des 
österreichischen  Zuckers  nach  Ungarn  lahmlegen,  sondern  auch  eine  Mehraus- 
fuhr von  ungarischem  Zucker  nach  Oesterreich  bewirken.  Hervorragende  Sach- 
kenner, darunter  in  einer  Reihe  von  Artikeln  einer  der  ersten  Zuckerindustriellen 
Oesterreich-Ungams,  Baron  Stummer,  haben  erklärt,  dass  sie  vom  neuen  Ge- 
setze einen  starken  Aufschwung  der  ungarischen  Zuckerindustrie  erwarten,  da 
beim  Wegfall  der  Pauschalierung  und  dem  Inslebentreten  der  Verbrauchssteuer 
nach  dem  Produkt  die  Ueberlegenheit  der  Rüben  der  nördlichen  Kronländer 
an  Zuckergehalt  nicht  mehr  im  stände  sein  werde,  den  Aufschwung  der  ungari- 
schen Zuckerindustrie  zu  hemmen. 

Den  Standpunkt .  den  sowohl  die  österreichische  wie  die  ungarische 
Regierung  in  den  betreffenden  Gesetzentwürfen  über  die  Branntweinsteuer  ein- 
nahm, dass  jeder  der  beiden  Staaten  ein  Gesetz  verschiedenen  Inhalts  über  die 
Aufteilung  des  dem  betreffenden  Staate  zugefallenen  Branntweinkontingents  auf 
die  einzelnen  Brennereien  zu  geben  berechtigt  sei ,  lässt  sich  weder  mit  dem 
Geiste  noch  mit  dem  Wortlaute  der  österreichisch-ungarischen  Verfassung  in  Ueber- 
einstimmung  bringen.  Es  unterliegt  wohl  keinem  Zweifel,  dass  die  Branntwein- 
steuer zu  den  mit  der  industriellen  Produktion  in  enger  Verbindung  stehenden 
indirekten  Abgaben  gehört.  Ebenso  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  dass  ein  Ge- 
setz über  die  Aufteilung  des  Branntweinkontingents  auf  die  einzelnen  Brennereien 
einen  Teil  der  Gesetzgebung  über  die  Branntweinsteuer,  somit  auch  einen  Teil 
der  Gesetzgebung  über  die  mit  der  industriellen  Produktion  in  enger  Verbin- 
dung stehenden  indirekten  Abgaben  bilde. 

Nun  sagt  das  Gesetz  vom  31.  Dezember  1867  (Z.  146  R.G.Bl.),  betreffend  die 
allen  Ländern  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  gemeinsamen  Angelegen- 
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heiten  und  die  Art  ihrer  Behandlung:  , Ausserdem  sollen  nachfolgende  An- 
gelegenheiten zwar  nicht  gemeinsam  verwaltet,  jedoch  nach  gleichen,  von  Zeit 
zu  Zeit  zu  vereinbarenden  Grundsätzen  behandelt  werden: 

1.  die  kommerziellen  Angelegenheiten,  speziell  die  Zollgesetzgebung; 

2.  die  Gesetzgebung  über  die  mit  der  industriellen  Produktion  in  enger 
Verbindung  stehenden  direkten  Abgaben  u.  s.  f.  In  gleichem  Sinne  wurde 
stete  §  52  des  XII.  ungarischen  Gesetzartikels  aufgefasst." 

Die  Behauptung,  dass  in  der  betreffenden  Stelle  des  österreichischen  Ver- 
fassungsgesetzes vom  Jahre  1867  nur  ein  Wunsch  und  dergl.  enthalten  sei,  ist 
durchaus  unhaltbar.  Doch  abgesehen  davon,  lässt  es  sich  in  keiner  Weise  recht- 
fertigen, dass  in  zwei  Staaten  eines  und  desselben  Zollgebietes  wohl  ganz  gleiche 
Bestimmungen  über  die  Branntweinsteuer,  auch  sonst  gleiche  Bestimmungen 
über  das  Kontingent  bestehen,  dagegen  das  Kontingent  nach  ganz  verschiedenen 
Grundsätzen  in  einem  und  dem  anderen  Staate  aufgeteilt  werden  solle.  Hierdurch 
ist  es  ja  ermöglicht,  dass  die  Gesetzgebung  des  einen  Staates  einen  Zweig  der 
Branntweinindustrie,  z.  B.  die  Melassebrennerei,  die  Presshefeindustrie,  die  fabrik- 
mässige  Brennerei,  begünstige  und  hierdurch  die  Verkümmerung  eines  Zweiges 
der  Branntweinindustrie  in  dem  anderen  Staate  bewirke. 

Das  österreichische  und  das  ungarische  Gesetz  über  die  Regelung  der  Ver- 
teilung der  Alkoholmenge,  welche  von  den  unter  die  Verbrauchsabgabe  fallen- 
den Brennereien  zum  niedrigeren  Satze  dieser  Abgabe  in  je  einer  Betriebsperiode 
erzeugt  werden  darf,  oder,  wie  diese  Gesetze  kurz  genannt  wurden,  die  Kontin- 
gentierungsgesetze Oesterreichs  und  Ungarns  beruhen  auf  sehr  verschiedenen 
Grundlagen  und  müssen  auf  gewisse  Zweige  der  Brennereiindustrie  einen  sehr 
entschiedenen  Einfluss  üben.  Beide  Gesetze  regeln  vorerst  die  Aufteilung  für 
die  nächsten  drei  Betriebsperioden  1888/89,  1889/90,  1890/91.  Eine  neue  Auf- 
teilung soll  für  jede  weitere  dreijährige  Periode  erfolgen.  Nach  dem  öster- 
reichischen wie  nach  dem  ungarischen  Gesetze  sollen  hierbei  die  bereits  bei  der 
unmittelbar  vorausgegangenen  Verteilung  bedachten  Brennereien  berücksichtigt 
werden.  Nach  dem  österreichischen  Gesetze  sollen  aber  nur  die  inzwischen 
neu  entstandenen  landwirtschaftlichen,  nach  dem  ungarischem  unter  gewissen 
Bedingungen  auch  die  neu  entstandenen  industriellen  Brennereien,  wenn  sie 
vor  dem  1.  Januar  1889,  nicht  wie  in  Oesterreich  vor  dem  1.  Januar  1888,  in 
Betrieb  gesetzt  worden  sind,  an  der  Aufteilung  teilnehmen.  Das  österreichische 
Gesetz  bestimmt,  dass  vorerst  30  Prozent  des  gesamten  Kontingents  für  die 
sogen,  landwirtschaftlichen  Brennereien  vorbehalten,  der  Rest  aber  in  der  Art 
aufgeteilt  werde,  dass  zu  der  ohne  Berücksichtigung  der  bestandenen  Nachlässe 
oder  der  Zuschläge  für  die  Presshefeerzeugung  nach  dem  Durchschnitt  der  letzten  3 
bezüglich  2  Jahre  (event.  nach  Ijähriger  Steuer)  wirklich  versteuerten  Alkohol- 
menge bei  den  sogen,  landwirtschaftlichen  Brennereien  100  Prozent,  bei  den 
industriellen  Brennereien  22  Prozent  (für  den  Monat  September  1884  5  Prozent) 
hinzugeschlagen  werden.  Die  Steuersummen,  die  sich  daraus  ergeben,  bilden 
den  Massstab  für  die  Aufteilung  des  Kontingents,  richtiger  von  70  Prozent  des 
Kontingents,  da  30  Prozent  den  sogen,  landwirtschaftlichen  Brennereien  im 
vorhinein  vorbehalten  sind.  Bei  neu  entstehenden  landwirtschaftlichen  Brenne- 
reien oder  solchen,  die  bis  letzten  August  1887  nicht  in  Betrieb  waren,  jedoch 
vor  dem  1.  Januar  1888  in  Betrieb  gesetzt  wurden,  wird  die  Höhe  der  Aufteilung 
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von  der  Finanzbehörde  nach  Einholung  eines  Gutachtens  zweier  Sachverständigen 
aus  dem  Kreise  der  landwirtschaftlichen  Branntweinproduzenten  festgestellt. 

Das  ungarische  Gesetz  teilt  das  gesamte  Kontingent  in  der  Art,  dass  für 
die  nächsten  drei  Produktionskampagnen  300,000  hl  den  bisher  bestandenen 
landwirtschaftlichen  Brennereien,  540,000  den  industriellen  Brennereien,  und 
zwar  sowohl  den  gegenwärtig  bestehenden  wie  den  neu  entstehenden,  der  Rest 
aber,  d.  i.  32,542  hl,  den  neu  entstehenden  landwirtschaftlichen  Brennereien  zu- 
gewiesen werden.  Abgesehen  davon,  dass  in  verschiedenen  Bestimmungen  der 
Bestand  kleiner,  auch  kleiner  industrieller  Brennereien  durch  das  ungarische 
Gesetz  gefördert  wird,  ist  an  mehreren  Stellen,  so  im  §  4,  III  und  §  5, 1,  die  Tendenz 
sichtbar,  die  Presshefefabrikation  vor  der  anderen  industriellen  Spritproduktion 
zu  begünstigen. 

Es  muss  hervorgehoben  werden,  dass  der  Entwurf  der  österreichischen  Re- 
gierung in  der  Begünstigung  der  sogen,  landwirtschaftlichen  Brennereien  nicht  so 
weit  ging  wie  das  unter  dem  Einfluss  insbesondere  der  galizischen  Abgeord- 
neten entstandene  österreichische  Kontingentierungsgesetz.  Der  österreichische 
Gesetzentwurf  schlug  vor,  dass  nicht  100,  sondern  nur  80  Prozent  zur  Alkohol- 
produktion der  landwirtschaftlichen  Brennereien  hinzugeschlagen  werden.  Ebenso, 
dass  bei  der  Aufteilung  von  den  auf  die  Presshefefabriken  entfallenden  Mengen 
Alkohol  12  Prozent,  von  den  auf  industrielle  Fabiiken,  welche  keine  Presshefe 
erzeugen,  entfallenden  40  Prozent  in  Abzug  gebracht  werden.  Nach  Vorschlag 
der  österreichischen  Regierung  wäre  entfallen: 

1.  auf  die  landwirtschaftlichen  Brennereien,  welche  bisher  etwa  808,062  hl 
produzierten^),  ein  Kontingent  von  702.864  hl; 

2.  auf  die  nichtlandwirtschaftlichen  Brennereien,  welche  Presshefe  er- 
zeugten und  bisher  193,400  hl  produziert  hatten,  ein  Kontingent  von  148,036  hl; 

3.  auf  die  nichtlandwirtschaftlichen  Brennereien,  welche  keine  Press- 
befe  erzeugten  und  bisher  280,822  hl  produziert  hatten,  ein  Kontingent  von 
146,558  hl. 

Durch  die  Beschlüsse  des  Abgeordnetenhauses  wurde  der  Anteü  der  land- 
wirtschaftlichen Brennereien  auf  über  756,000  hl  erhöht,  die  der  Presshefe- 
fabriken auf  etwa  99,000  und  die  der  sonstigen  industriellen  Brennereien  auf 
etwa  142,000  hl  herabgesetzt.  Die  Presshefefabriken  erfuhren  somit  die  be- 
deutendste Reduktion.  Auf  ihre  Kosten  wurde  selbst  über  die  von  der  Regierung 
beabsichtigte  Bevorzugung  der  sogen,  landwirtschaftlichen  Brennereien  hinaus 
das  Kontingent  dieser  letzteren  erhöht. 

Es  dürfte  sich  nun  empfehlen  die  realen  Interessen,  welche  beim 
parlamentarischen  Kampfe,  der  zu  diesen  Beschlüssen  führte,  hervortraten,  sowie 
die  Verhältnisse,  welche  sich  sowohl  in  Oesterreich  zwischen  den  einzelnen 
Zweigen  der  Brennereiindustrie  wie  zwischen  der  österreichischen  und  unga- 
rischen Brennerei  auf  Grund  der  erwähnten  Kontingentierungsgesetze  heraus- 
bilden dürften,  ins  Auge  zu  fassen. 

Die  Versuche,   eine    zweckmässigere    Verteüung    des    Gesamtkontingents 

')  Nach  Annahme  des  Gesetzes  allerdings  namhaft  mehr ,  d.  i.  über  897,000  hl.  Das 
Gesetz  nimmt  nämlich  an,  dass  die  sogen,  landwirtschaftlichen  Brennereien -durchschnittlich  um 
100  Prozent  mehr  produziert  als  versteuert  haben.  Nach  unseren  früheren  Ausführungen  dürfte 
die  Annahme  einer  durchschnittlichen  SOprozentigen  Mehrproduktion  der  Wahrheit  näher  kommen. 
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zwischen  Oesterreich  und  Ungarn  herbeizuführen,  hatten  keinen  Erfolg.  Die 
Aufteilung  des  Gesamtkontingents  auf  Oesterreich  und  Ungarn  in  der  oben  er- 
wähnten Art,  dass  in  Ungarn,  in  dem  relativ  weniger  Branntwein  konsumiert 
und  ein  grösserer  Teil  des  Konsums  durch  das  nicht  in  das  Kontingent  ein- 
gerechnete Produkt  der  Kesselbrennereien  gedeckt  wird,  über  5V2,  in  Oesterreich, 
in  dem  relativ  mehr  Branntwein  konsumiert  wird  und  die  Kesselbrennereien  um 
mindestens  150,000  hl  weniger  produzieren  als  die  ungarischen,  nur  47«  1  auf  den 
Kopf  der  Bevölkerung  entfallen,  blieb  aufrecht.  Schon  hierdurch  ist,  wie  oben 
ausgeführt  wurde,  ein  stabiler  Export  von  Branntwein  aus  Ungarn  nach  Oester- 
reich gesichert,  für  den  dieses  per  Hektoliter  an  Ungarn  35  fl.  Verbrauchssteuer 
entrichten  muss.  Um  so  heftiger  war  der  Kampf  zwischen  den  einzelnen  Interessen- 
gruppen. Die  in  Oesterreich  mit  dem  Grossgrundbesitz  verbundene  Kartoflfel- 
brennerei,  die  Presshefefabrikation  und  die  Melassespritbrennerei  traten  gegen- 
einander in  die  Schranken.  Hierbei  wurde  in  vielen  und  wichtigen  Fällen  über- 
sehen, dass  Oesterreich  und  Ungarn  wohl  ein  Zollgebiet  bilden,  jedoch  in  Rück- 
sicht auf  die  Verwaltung  und  den  Bezug  der  Steuer  und  durch  die  bedauerliche 
Verschiedenheit  der  Kontingentsgesetze  auch  in  Rücksicht  auf  diese  zwei  ganz 
verschiedene  Gebiete  repräsentieren.  Was  in  Deutschland,  wo  ein  einheitliches 
Kontingentsgesetz  besteht  und  nach  denselben  Grundsätzen  im  ganzen  Reiche  die 
Aufteilung  erfolgt,  ohne  Schaden  oder  doch  ohne  allzu  grossen  Schaden  durchführ- 
bar ist,  ist  in  Oesterreich-Ungam  nicht  oder  nur  mit  grossem  Schaden  für  einen 
der  beiden  Staaten  durchführbar.  Wenn  in  Deutschland  die  Presshefefabriken 
ein  relativ  kleines  Kontingent  erhielten,  so  war  die  Folge  davon  nicht  die 
üebersiedelung  der  Presshefeindustrie  aus  Deutschland  nach  einem  anderen 
Staate.  Wenn  aber  in  Oesterreich  die  Presshefefabriken  ein  ganz  ungewöhnlich 
niederes  Kontingent  erhielten,  so  dass  sie  —  und  zwar  obgleich  das  österreichisch- 
ungarische Kontingent  im  Vergleich  zum  Konsum  reichlich  bemessen  ist  — , 
um  das  bisherige  Quantum  an  Presshefe  produzieren  zu  können ,  einen  nam- 
haften Teil,  vielleicht  die  Hälfte  des  von  ihnen  produzierten  Branntweins  nach 
dem  höheren  Steuersatze  versteuern  müssten ,  so  ist  die  österreichische  Press- 
hef efabrikation ,  wenn  Ungarn  in  seinem  Staatsgebiete  die  Presshefefabrikation 
mit  einem  günstigen  Kontingent  versieht,  gezwungen,  nach  Ungarn  zu  wandern. 
Ungarn  stärkt  dann  nicht  nur  hierdurch  seine  bisher,  wie  wir  darthaten,  noch 
wenig  ausgebreitete  Presshefeindustrie,  beseitigt  den  bisherigen  österreichischen 
Import  an  Presshefe  nach  Ungarn  und  setzt  den  ungarischen  Export  nach 
Oesterreich  an  dessen  Stelle,  es  stärkt  auch  seine  Branntweinindustrie  mit 
allen  hieraus  für  volkswirtschaftliche  Entwickelung  und  das  Gedeihen  der 
Staatsfinanzen  folgenden  Vorteilen.  Die  Hauptvertreter  der  pauschalierten, 
vorwiegendst  Kartoffeln  verarbeitenden  Brennereien  waren  die  Abgeordneten 
Galiziens  und  der  Bukowina.  Nach  den  Vorschlägen  der  Regierung  waren 
nachfolgende  Kategorien  von  Brennereien  bei  Aufteilung  des  Kontingents  ins 
Auge  zu  fassen: 

1.  Die  sogen,  landwirtschaftlichen.  Als  eine  solche  gilt  im  Sinne  des 
Reformgesetzes  eine  Brennerei  nur  dann,  wenn  sie  aus  der  Ernte  der  Landwirt- 
schaft, mit  der  sie  verbunden  ist,  die  Stoff"e  zur  Brennereierzeugung  ausschliess- 
lich oder  doch  grösstenteils  erhält,  dagegen  an  dieselbe  Landwirtschaft  die  ge- 
wonnene Schlempe  als  Viehfutter  oder  wenigstens  den  Dünger  abgibt,  der  von 
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dem  mit  dieser  Schlempe  gefutterten  Vieh  herrührt.  Der  Betriebsumfang  darf 
eine  durchschnittliche  tägliche  Erzeugung  von  7  hl  Alkohol  nicht  übersteigen 
und  muss  zu  der  Fläche  der  zu  der  Landwirtschaft  gehörigen  Aecker,  Wiesen 
und  Weiden  in  einem  solchen  Verhältnis  stehen,  dass  auf  1  ha  eine  durch- 
schnittliche tägliche  Produktion  von  nicht  mehr  als  3  1  entfallt  *). 
2.  Die  nichtlandwirtschaftlichen  Brennereien: 

a)  die  Presshefefabriken; 

b)  die  sonstigen  industriellen  Brennereien,  insbesondere  jene,  welche 
Branntwein  aus  Melasse  produzieren. 

Die  österreichische  Regierung  hatte  einen  Gesetzentwurf  eingebracht, 
wonach  die  Interessen  der  sogen,  landwirtschaftlichen  Brennereien  '■')  voll  be- 
rücksichtigt waren.  Hiemach  hätten  die  landwirtschaftlichen  Brennereien  einen 
solchen  Anteil  an  der  kontingentierten,  auf  Oesterreich  entfallenden  Brannt- 
weinmenge erhalten,  dass  derselbe,  wenn  man  annahm,  dass  sie  bisher  HO  Prozent 
mehr  Branntwein  produziert  als  versteuert  hatten ,  nahezu  87  Prozent ,  wenn 
man  aber  annimmt,  dass  sie  bisher  100  Prozent  mehr  produziert  hatten,  über 
78  Prozent  ihrer  bisherigen  Produktion  betragen  hätte.  Die  Presshefefabriken 
hätten,  wenn  man,  wie  es  die  Regierung  that,  annimmt,  dass  sie  nach  der  bis- 
herigen Produktensteuer  22  Prozent  mehr  produziert  als  versteuert  hatten,  nur 
etwa  76  Va.  die  anderen  industriellen  Brennereien  unter  derselben  Voraussetzung 
gar  nur  52  Prozent  ihrer  Produktion  erhalten.  Die  Regierung  hatte  ihren  pol- 
nischen und  agrarischen  Freunden  ein  sehr  weitgehendes  Entgegenkommen  be- 
wiesen. Die  Abgeordneten  von  Galizien  und  der  Bukowina  waren  auch  mit 
dieser  starken  Bevorzugung,  von  der  der  Adel  Galiziens  und  der  Bukowina 
den  Löwenanteil  erhalten  musste,  nicht  zufrieden.  Sie  wandten  alle  nur  mög- 
lichen parlamentarischen  Mittel  an,  um  noch  grössere  Vorteile  zu  erzielen.  Als 
eines  der  sonderbarsten  Argumente,  welches  je  in  parlamentarischen  Verhand- 
lungen vorgebracht  worden  ist,  mag  wohl  die  immer  wiederkehrende  Be- 
hauptung der  Wortführer  der  galizischen  Abgeordneten  gelten,  wonach  ja  die 
galizischen  Brennereien  mehr  als  das  Doppelte  so  viel  Branntwein  produziert, 
als  versteuert  hatten.  Kurz  zuvor  hatten  in  der  Branntweinsteuerenquete  sehr 
angesehene  Vertreter  Galiziens  erklärt,  die  Mehrproduktion  betrage  nicht 
50  Prozent!  —  Mit  Hilfe  der  tschechischen  und  deutschen  klerikalen  Abgeord- 
neten setzten  sie  im  Ausschuss  sehr  weitgehende  Anträge  durch,  welche  wegen 
der  Besorgnis  der  tschechischen  Abgeordneten ,  die  in  Böhmen  so  zahlreichen 
Zuckerfabriken  werden  durch  den  zu  erwartenden  Ruin  vieler  Melassebrenne- 
reien leiden ,  im  Abgeordnetenhause  eine  übrigens  sehr  geringe  Abschwächung 
erlitten.  Nach  den  in  das  österreichische  Kontingentierungsgesetz  aufgenommenen 
Bestimmungen  erhalten  die  sogen,  landwirtschaftlichen  Brennereien  einen  solchen 
Anteil  am  Kontingent,  dass  ihnen,  je  nachdem  man  annimmt ,  sie  hätten  im 
Durchschnitt  80  oder  100  Prozent  über  die  von  ihnen  versteuerte  Menge  produ- 
ziert, über  93  V2,  bezüglich  über  84  V4  Prozent  der  von  ihnen  bisher  durchachnitt- 


J)  Die  Unterschiede  gegen  die  Qualifikation  der  landwirtschaftlichen  Brennereien  im 
Sinne  der  Gesetze  von  1878  und  1884  ergeben  sich  aus  dem  Vergleich  von  l  mit  Seite  26ö. 

-)  Wie  weit  dieselben  nach  der  Definition  des  früheren  Gesetzes  und  des  Reformgesetzes 
berechtigt  sind,  diesen  Namen,  der  vielfach  verwirrend  wirkte,  zu  tragen,  wird  weiter  unten 
besprochen. 
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lieh  produzierten  Branntweiumenge  als  Anteil  am  Branntweinkontingent  zufallen. 
Den  Presshefefabriken  und  den  sonstigen  nichtlandwirtschaffclichen  Branntwein- 
brennereien fiel  ein  Anteil  am  Kontingent  zu,  welcher,  wenn  man  mit  der 
Regierung  annimmt,  dass  das  Produkt  die  versteuerte  Branntweinmenge  um 
22  Prozent  überschritten  hat,  etwa  51  Prozent  der  bisher  thatsächlich  produ- 
zierten Branntweinmenge  ausmacht.  Die  volle  Wucht  der  Reduktion  im  Ver- 
gleich zur  Regierungsvorlage  hat  die  Presshefefabriken  getroffen. 

Wäre  Oesterreich-Ungarn  ein  Staat  wie  Deutschland,  in  welchem  bezüg- 
lich der  Aufteilung  des  Branntweinkontingents  dieselben  gesetzlichen  Bestim- 
mungen gälten,  so  wären  die  Bedenken  gegen  diese  Art  der  Aufteilung  viel 
geringer  als  sie,  da  leider  zwei  verschiedene  Kontingentsgesetze  in  Oesterreich 
und  Ungarn  herrschen,  sein  müssen.  Auch  in  solchem  Falle  wäre  immerhin 
das  Bedenken  gerechtfertigt ,  dass ,  da  viele  landwirtschaftliche  Brennereien 
nicht  100,  sondern  nur  40,  50,  60 — 80  Prozent  mehr  an  Branntwein  produziert 
als  versteuert  haben,  viele  derselben  thatsächlich  einen  namhaft  grösseren 
Kontingentsanteil  erhalten,  als  sie  mit  Rücksicht  auf  ihre  Kartoffel- 
ernte verwenden  können,  zumal  sie  ja  nur  die  Rohstoffe  der  mit  der  Brennerei 
verbundenen  Landwirtschaft  im  Sinne  des  Gesetzes  verwenden  sollen.  Ebenso 
wäre  es  wohl  auch  dann  nicht  gerechtfertigt,  dass  durch  die  Zuwendung  eines 
unverhältnismässig  geringen  Kontingentsanteils  an  die  Presshefefabriken  die  in 
Oesterreich-Ungarn  ohnedies  hoch,  weil  mit  8  Vsjkr.  per  Kilogramm  besteuerte  Press- 
liefe,  somit  Brot  und  andere  Backwaren,  d.  i.  die  Hauptnahrung  der  breitesten 
Schichten  der  Bevölkerung  noch  weiter  und  zwar  nicht  unbedeutend  ^)  verteuert 
werden.  Die  Beschränkung  des  Kontingentsanteils  der  Melassefabriken  weit 
unter  die  zu  erwartende  Beschränkung  des  Konsums  überhaupt  muss  eine  Ver- 
minderung der  österreichischen  Branntweinfabrikation  aus  Melasse ,  eine  Ent- 
wertung dieses  wichtigen  Nebenprodukts  der  Zuckerfabrikation,  weitere  un- 
günstige Folgen  für  die  Rübenbauer,  endlich  den  Export  der  für  die  Erhaltung 
der  Bodenkraft,  dann  für  gewisse  Zweige  der  Industrie  so  wichtigen  Melasse 
bewirken.  Doch  noch  viel  schlimmere  Folgen  müssen  aus  dem  Umstände  folgen, 
dass  Ungarn  und  zwar,  wie  ein  Vergleich  darthut,  mit  kluger  Einsicht  in  die 
durch  das  österreichische  Gesetz  über  die  Aufteilung  des  Kontingents  herbei- 
geführte bedauerliche  Situation  ein  Kontingentsgesetz  geschaffen  hat,  dessen 
wichtigste  Bestimmungen  wir  anführen  werden. 

Ungarn  war,  wie  schon  bemerkt,  an  dem  gesamten  österreichisch-unga- 
rischen Branntweinkontingent  von  1,878,000  hl  ein  Anteil  von  872,542  hl  zu- 
gefallen. Nach  dem  ungarischen  Gesetz  über  die  Aufteilung  des  Kontingents 
soll  den  landwirtschaftlichen  Brennereien  Ungarns  ein  Anteil  von  300,000  hl,  den 
nichtlandwirtschaftlichen  ein  solcher  von  540,000  hl  zufallen.  Der  Rest  von 
32,542  hl  bleibt  neu  entstehenden  Brennereien  vorbehalten.  Wenn  die  pau- 
schalierten (landwirtschaftlichen)  bisher  100  Prozent  mehr  produziert  als  ver- 
steuert haben,  so  erhalten  dieselben  als  Anteil  am  Kontingent  über  96  Prozent 
ihrer  bisherigen  Produktion;  die  industriellen  erhalten,  wenn  bei  ihnen  die  bis- 


1)  Wenn  die  Hälfte  des  in  den  Presshefefabriken  produzierten  Branntweins  eine  um 
10  fl.  höhere  Steuer  zahlen  muss  als  die  übrigen  Brennereien,  so  entfällt  auf  das  Kilogramm 
Presshefe  eine  Steuererhöhung  von  über  16  kr.  ö.  W. 
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herige  durchschnittliche  Mehrproduktion  über  die  von  ihnen  versteuerte  Menge 
mit  22  Prozent  angenommen  wird,  einen  Kontingentsanteil  von  über  60  Prozent 
ihrer  bisherigen  Produktion.  Dabei  sind  die  Preeshefefabriken  noch  mit  einer 
Reihe  sehr  ausgiebiger  Vorteüe  vor  den  übrigen  sogen,  nichtlandwirtschaft- 
lichen Spritfabriken  bedacht  ^).  Wenn  nun  in  Erwägung  gezogen  wird ,  dass, 
wie  wir  auf  Seite  280  dargelegt  haben,  die  ungarische  Presshefefabrikation  der- 
zeit einen  noch  geringen  Umfang  besitzt,  so  kommen  so  grosse  Vorteile,  welche 
ihr  zugewendet  werden,  der  einzelnen  Fabrik  in  sehr  ausgiebigem  Masse  zu 
gute,  und  es  ist  die  Erwartung  wohl  nicht  ungerechtfertigt,  dass  die  kleineren 
ungarischen  Presshefefabriken  80 — 100,  die  grösseren  70 — 85  Prozent  ihrer  bis- 
herigen Braimtweinproduktion  als  Anteil  am  Kontingent  erhalten  werden. 

Der  Einfluss,  den  die  nach  ihrem  Inhalt  und  ihrer  Tendenz  vielfach  ver- 
schiedenen Kontingentierungsgesetze  Oesterreichs  und  Ungarns  auf  die  Brannt- 
weinproduktion, insbesondere  das  Verhältnis  der  österreichischen  und  ungarischen 
Spritfabrikation,  sowie  der  einzelnen  Zweige  derselben  nehmen  werden,  dürfte 
nach  dem  Gesagten  folgender  sein.  Vor  allem  ist  eine  Beschränkung  der 
Produktion  im  allgemeinen  durch  den  doppelten  Steuersatz  und 
die  Kontingentierung  zum  mindesten  für  die  ersten  Jahre  nicht  zu  er- 
warten. Das  Kontingent  für  das  gesamte  österreichisch-ungarische  Zollgebiet 
ist  hoch  bemessen.  Selbst  weim  eine  geringere  Reduktion  des  Konsums  statt- 
fände,  als  wir  annehmen  zu  sollen  glauben,  ja  wenn  in  den  vorzüglich  Brannte 
wein  konsumierenden  Teilen  dieses  Zollgebietes,  welche  ^^el  weniger  wohlhabend 
sind  als  die  Branntwein  konsumierenden  Teile  des  Deutschen  Reiches,  die  gleich 
hohe  Steuer  eine  nur  gleiche  oder  selbst  in  etwas  schwächere  Reduktion  des 
Konsums  bewirken  würde ,  als  sie  derzeit  im  Deutschen  Reiche  sichtbar  ist, 
würde  bei  der  hohen  Bemessung  des  Branntweinkontingents  für  das  ganze 
ungarisch-österreichische  Zollgebiet  ein  Einfluss  aut  die  Preisbildung,  eine  Be- 
schränkung oder  Regelung  der  Produktion  oder  des  Konsums  durch  den  zwei- 
fachen Steuersatz  und  die  Kontingentierung  —  über  die  ohnedies  durch  die  Er- 
höhung der  Steuer  an  sich  bewirkte  Beschränkung  der  Produktion  und  des 
Konsums  hinaus  —  nicht  eintreten.  Anders  steht  es  dagegen  mit  dem  künftigen 
Verhältnis  der  österreichischen  und  ungarischen  Produktion,  sovrie  mit  dem  der 
verschiedenen  Zweige  der  Branntweinproduktion  untereinander.  Ungarn  hat 
auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  ein  viel  höheres  (um  mehr  als  23  Prozent) 
Quantum  der  zu  dem  niedrigeren  Steuersatz  zu  versteuernden  Branntweinmenge 
erhalten  als  Oesterreich.  —  Ungarn  erhielt  5,545,  Oesterreich  nur  4,504  1  reinen 
Alkohols  per  Kopf  der  Bevölkerung ,  wobei  noch  hervorzuheben  ist ,  dass  die 
dieser  Berechnung  zu  Grunde  gelegten  Bevölkerungszahlen  den  Resultaten  der 
Volkszählung  vom  Jahre  1880  entnommen  sind  und  sich  seither  die  Bevölkerung 
Oesterreichs  stärker  vermehrt  hat  als  jene  Ungarns. 


1)  Sie  erhalten  15  Prozent  mehr  als  die  übrigen  industriellen  Spritfabriken  bei  Auf- 
teüung  von  32,542  hl,  soweit  selbe  nicht  von  den  im  §  3  des  ungarischen  Kontingentsgesetzes 
erwähnten  und  den  neu  entstehenden  landwirtschaftUchen  Brennereien  in  Anspruch  genommen 
werden  (§  4  m  des  ungar.  Aufteüungsgesetzes).  Zur  Fartizipationsbasis  sind  bei  kleineren 
Presshefefabriken  6o,  bei  grösseren  40  Prozent  dazu  zu  addieren  (§  5  I  ebenda).  E^dUch  wird 
das  Finanzministerium  ermächtigt,  die  Quoten  für  industrielle  Brennereien  die  in  den  Besitz 
des  Staates  tibergehen,  den  Presshefefabriken  zuzuwenden  (§  7  ebenda). 
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Wenn  der  Konsum  des  österreichisch-ungarischen  Zollgebietes  auch  nur 
die  Höhe  der  kontingentierten  Branntweinmenge  ganz  oder  nahezu  erreichte, 
würde  Ungarn  einen  nicht  unbedeutenden  Teil  des  österreichischen  Konsums 
decken  müssen  und  demgemäss  im  Sinne  des  Gesetzes  für  jeden  Hektoliter  der 
in  Ungarn  produzierten,  nach  0  esterreich  ausgeführten  und  dort  konsumierten 
Branntweinmenge,  soweit  dieselbe  die  sehr  geringe  und  rasch  fallende ,  aus 
Oesterreich  nach  dem  Auslande  und  die  gleichfalls  geringe  ,  aus  Oesterreich 
nach  Ungarn  exportierte  Branntweinmenge  übersteigt,  35  fl.  ö.  W.  vom  öster- 
reichischen Staatsschatze  erhalten. 

In  beiden  Staaten  wurden  die  sogen,  landwirtschaftlichen  Brennereien 
bei  Aufteilung  des  Kontingents  sehr  stark  berücksichtigt.  Da  Ungarn  auch  im 
Vergleich  zu  seiner  wirklichen  Produktion  eine  grössere  Menge  des  kontin- 
gentierten Branntweins  erhielt  als  Oesterreich,  konnte  es  seinen  überdies  relativ 
wenig  zahlreichen  landwirtschaftlichen  Brennereien  einen  relativ  noch  reich- 
licher zugemessenen  Kontingentsanteil  zuwenden  als  Oesterreich.  Ungarn  hat 
aber  auch  seinen  industriellen  Brennereien  einen  viel  höheren  Anteil  an  dem 
Branntweinkontingent  zugewiesen  als  Oesterreich,  und  zwar  nicht  nur,  was  bei 
der  relativ  viel  grösseren  Ausdehnung  der  industriellen  Brennereien  Ungarns 
selbstverständlich  war,  nach  der  Gesamtmenge ,  sondern  auch  im  Vergleich  zu 
der  bisherigen  Gesamtproduktion  der  industriellen  Brennereien.  So  hat  Ungarn 
seinen  industriellen  Brennereien  540,000  hl,  Oesterreich  den  seinigen  nur  etwa 
241,000  hl  zugewiesen ,  jenes  über  60  Prozent,  dieses  nicht  ganz  51  Prozent 
der  bisherigen  Produktionsmenge  der  industriellen  Brennereien  des  betreffenden 
Staates. 

Auch  abgesehen  davon,  enthält  das  ungarische  Kontingentierungsgesetz 
zahlreiche  Bestimmungen,  welche  für  die  industriellen  Brennereien  viel  günstiger 
sind  als  die  analogen  Bestimmungen  des  österreichischen  Gesetzes.  Geradezu 
auffallend  sind  die  Bestimmungen  des  ungarischen  Gesetzes  über  die  Presshefe- 
fabriken. Durch  eine  Reihe  dieser  begünstigenden  Bestimmungen  ermöglicht 
es  Ungarn,  denselben  70 — 85,  ja  den  kleineren  80 — 100  Prozent  ihrer  bisherigen 
Branntweinproduktion  als  Kontingentsanteil  zuzuweisen.  Die  Verschiedenheit 
der  Kontingentierungggesetze  beider  Staaten  wird  daher  zu  einer  weiteren 
Quelle  der  Ueberlegenheit  der  ungarischen  Grossbrenner  über  die  österreichischen 
werden.  Die  österreichischen  Melassebrenner  werden  ihren  Betrieb  erheblich 
beschränken  müssen,  der  Preis  der  Zuckermelasse  muss  sehr  erheblich  sinken. 
Dieser  Prozess  ist  schon  jetzt  sichtbar,  da  Melasse  für  die  nächste  Zuckez'- 
kampagne  statt  dem  bisherigen  Preise  von  4V2 — 5  fl.  mit  2''4 — 3  fl.  geschlossen 
wird.  Ein  grosser  Teil  der  Melasse  wird  daher  nach  dem  Auslande  oder,  wenn 
die  ungarische  Regierung  besonders  billige  Frachttarife  auf  den  für  den  Transport 
dieses  Artikels  in  Ungarn  massgebenden  Staatsbahnen  bewilligt,  auch  nach 
Ungarn  in  die  dortigen  grossen  Spritbrennereien  wandern.  Es  dürfte  dann 
nicht  selten  der  interessante  Kreislauf  vorkommen ,  dass  die  Melasse  öster- 
reichischer Zuckerfabriken  infolge  der  Besteuerung  des  österreichischen  Kontin- 
gentierungsgesetzes nach  ungarischen  industriellen  Grossbrennereien  gedrängt 
wird,  der  dort  aus  dieser  Melasse  produzierte  Spiritus  nach  Oesterreich  ein- 
geführt, in  Oesterreich  konsumiert  und  für  denselben  die  Verbrauchssteuer  von 
35  fl.   per   Hektoliter   wohl    von    der    österreichischen    Regierung    eingehoben, 
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jedoch  im  Sinne  des  §  74  des  österreichisch-ungarischen  Branntweingesetzes  an 
den  ungarischen  Staatsschatz  abgeführt  wird. 

Eine  noch  viel  mehr  einschneidende  Aenderung  ist  bezüglich  der  Press- 
hefeindustrie Oesterreichs  und  Ungarns  zu  erwarten.  Wie  wir  oben  dargethan 
haben,  ist  die  österreichische  derzeit  die  weitaus  bedeutendere.  Weit  über  die 
Vorschläge  der  österreichischen  Regierung  hinaus,  welche  in  ihrem  Entwürfe 
eine  gewisse  billige  Rücksicht  auf  die  österreichische  Presshefeindustrie  nahm, 
traf  die  volle  Wucht  der  Beschlüsse  der  gegenwärtigen  Majorität  des  öster- 
reichischen Abgeordnetenhauses  trotz  eindringlichster  Mahnungen  der  Oppo- 
sition diesen  für  die  Volksemährung  so  wichtigen  Industriezweig,  welcher,  ab- 
gesehen von  dem  Wert«  des  durch  ihn  produzierten  Alkohols  und  der  Schlempe, 
die  für  die  zahlreichen  Viehhaltungen  der  Umgebung  der  grossen  Städte  so 
wichtig  ist ,  allein  an  Presshefe  alljährlich  für  mehrere  Millionen  Gulden  pro- 
duziert. Der  Entwurf  der  Regiei-ung  hatte  den  Presshefefabriken  Oesterreichs 
einen  Anteil  am  Branntweinkontingeut  in  Aussicht  gestellt,  welcher  über  76  Pro- 
zent des  bisher  von  diesen  Fabriken  produzierten  Branntweinquantums  ausge- 
macht hätte.  Die  Majorität  des  österreichischen  Abgeordnetenhauses  verminderte 
diesen  Kontingentsanteil  auf  etwa  51  Prozent.  —  Kurz  nach  Votierung  der  be- 
trefifenden  Beschlüsse  votiert«  die  ungarische  Volksvertretung  ein  Gesetz,  welches 
es  der  ungarischen  Regierung  ermöglicht,  den  Kontingentsanteü  der  ungarischen, 
bisher  wenig  bedeutenden  Presshefefabiikation  auf  80,  ja  100  Prozent  zu  erhöhen. 

Wenn,  wie  die  Sachverständigen  übereinstimmend  angaben,  auf  den  Hekto- 
liter Sprit  etwa  30  kg  Presshefe  entfallen,  so  wird  eine  ungarische  Presshefe- 
fabrik das  Kilogramm  Presshefe  um  etwa  10 — 16  kr.  loco  Fabrik  billiger  her- 
zustellen in  der  Lage  sein  als  eine  österreichische.  Dass  dies  bei  einer  Ware, 
welche  per  Kilogramm  40 — 50  kr.  im  Detailverkehr  kostet,  selbst  abgesehen  von 
den  Frachtbegünstigungen  und  anderen  Vorteilen,  die  Ungarn  der  ungarischen 
Presshefefabrikation  ohne  Zweifel  einräumen  wird,  dem  billigeren  Rohmaterial 
u.  8.  w.,  welches  den  ungarischen  Fabriken  zu  gute  kommen  wird,  ein  Vorsprung 
ist,  welcher  die  Abdrängung  eines  grossen  Teiles  der  Presshefeindustrie  aus 
Oesterreich  nach  Ungarn  im  Laufe  weniger  Jahre  zur  Folge  haben  muss,  ist  wohl 
unzweifelhaft. 

Das  österreichische  und  das  ungarische  Kontingentierungsgesetz  bewirken 
femer  bezüglich  der  österreichischen  Spritindustrie,  dass,  wie  wir  dargethan,  ein 
namhafter  Teü  der  österreichischen  landwirtschaftlichen  Brennereien  im  Ver- 
gleich zu  ihrer  bisherigen  durchschnittlichen  Produktion  einen  so  hohen  Anteil 
am  Branntweinkontingent  erhalten  werden,  dass  sie,  zumal  nach  einer  schlechten 
Kartoffelernte,  nicht  in  der  Lage  sein  werden,  den  ganzen  ihnen  zugewiesenen 
Kontingentsanteü  zu  benutzen.  Eine  Ausdehnung  des  Betriebes  dieser  Art  von 
Brennereien  ist,  abgesehen  von  anderen  Gründen,  schon  durch  das  Branntwein- 
stenergesetz  sehr  erheblich  erschwert ,  weil  diese  Brennereien  ganz  oder  doch 
grösstenteils  ihre  Rohstoffe  aus  der  Ernte  der  Landwirtschaft ,  mit  der  sie  ver- 
bunden sind,  beziehen,  ihre  Schlempe  und  den  aus  der  betreffenden  Viehhaltung 
gewonnenen  Dünger  ganz  auf  dem  betreffenden  Landgute  verwenden  müssen. 
Eine  Uebertragung  des  von  einer  Brennerei  nicht  verbrauchten  Kontingents  auf 
eine  andere  ist  nicht  zulässig.  Allerdings  wird  es  umgekehrt  oft  vorkommen, 
dass  der  Besitzer  eines  Landguts,  auf  dem  eine  sogen,  landwirtschaftliche  Bren- 
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nerei  sich  befindet,  wenn  die  Kartoffelernte  sehr  reichlich  war,  dieselbe  nur  zum 
Teil  der  Brennerei  wird  zuwenden  können,  weil  sein  Kontingent  für  eine  solche 
Ernte  zu  klein  ist.  So  werden  auch  die  grossen  Grundbesitzer  durch  die  Kon- 
tingentierung in  der  Benutzung  ihrer  Brennereien  gerade  als  landwirtschaft- 
licher Nebengewerbe  vielfach  behindert  sein.  Insbesondere  wird  dies  bei  den 
Brennereien  im  südlichen  Böhmen  und  Schlesien  häufig  vorkommen,  weshalb 
auch  Eigentümer  derselben  gegen  die  Einführung  der  Staffelsteuer  und  der 
Kontingentierung  ihre  Stimme  erhoben  haben. 

Die  östeiTeichischen  Melassebrennereien  und  die  Presshefefabriken  erhalten 
dagegen  nur  die  Hälfte  der  bisher  durchschnittlich  produzierten  Branntweinmenge 
als  Kontingentsanteil,  erfahren  somit  eine  viel  stärkere  Reduktion,  als  sie  bei 
stärkster  Annahme  der  Konsum  durch  Erhöhung  der  Steuer  erfahren  wird.  Da 
gleichzeitig  Ungarn  seinen  industriellen  Grossbrennereien  überhaupt,  seinen  Press- 
hefefabriken insbesondere  einen  viel  grösseren  Anteil  am  Branntweinkontingent 
zugestanden,  auch  sonstige  Vorteile  für  sie  verwilligt  hat,  wird,  wenn  nicht  das 
österreichische  Kontingentierunsgesetz  bald  eine  Aenderung  erfährt,  ein  nam- 
hafter Teil  der  derzeit  blühenden  österreichischen  Presshefeindustrie  zu  Grunde 
gehen  und  der  betreffende  Betrieb  an  ungarische  Unternehmungen  übergehen. 
Unter  Umständen  dürfte  selbst  die  österreichische  Melasse  ihren  Weg  nach  un- 
garischen industriellen  Brennereien  finden.  Die  finanziellen  Folgen  hiervon  für 
Oesterreich  brauchen  nicht  mehr  des  weiteren  ausgeführt  zu  werden. 


VIII. 
Steuerersatz  und  Exportprämien,  die  landwirtschaftlichen  Brennereien, 
die  Brennereien  der  bäuerlichen  Genossenschaften,  die  Ablehnung  des 

Reinigungszwanges. 

Durch  die  Einführung  der  beim  Uebergang  des  Branntweins  in  den  Ver- 
kehr zu  zahlenden  Verbrauchsabgabe  an  Stelle  der  sogen.  Produktensteuer 
und  der  nach  der  Leistungsfähigkeit  des  Maischraumes  zu  zahlenden  Pau- 
schalabgabe, welche  beide  Abgaben  bisher  von  dem  Produzenten  bei  der  Pro- 
duktion zu  zahlen  waren,  ist  für  die  weitaus  meisten  Fälle  des  Branntweinexports 
der  Steuerersatz  entfallen,  da  in  der  Regel  unversteuerter  Branntwein  oder,  wie 
das  Gesetz  sich  ausdrückt,  Branntwein,  auf  dem  die  Steuerabgabe  noch  haftet, 
zur  Ausfuhr  gelangen  wird.  Nur  wenn  Branntwein,  der  schon  versteuert  ist 
(„auf  dem  die  Abgabe  nicht  haftet",  §  8  al.  3  des  Br.St.Ges.),  über  die  Zolllinie 
ausgeführt  wird ,  gewährt  der  Staatsschatz  eine  Rückvergütung  der  Abgabe, 
jedoch  nicht  von  35,  sondern  nur  von  17  Va  kj"-  per  Liter  reinen  Alkohols.  Eine 
solche  Rückerstattung  dürfte  in  Zukunft  nur  bei  der  Ausfuhr  kleiner  Mengen 
Qualitätbranntweins,  welcher  nach  der  Leistungsfähigkeit  der  Brennvorrichtung 
versteuert  worden  ist,  dann  beim  Export  gewisser  Likörsorten,  insbesondere 
solcher,  welche  lange  Zeit  lagern  müssen ,  vorkommen.  Die  betreffenden  Fälle 
dürften  weder  häufig  vorkommen,  noch  auch  die  Einzelfälle  von  grosser  fiska- 
lischer Bedeutung  sein.  Trotzdem  lässt  sich  nicht  verkennen,  dass  in  der  er- 
wähnten Bestimmung,  wonach  in  diesen  Fällen  beim  Export  nur  die  Hälfte  des 
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allgemeinen  Steuersatzes  rückersetzt  wird,  eine  Inkonsequenz  und  eine  Unbillig- 
keit liegen,  für  welche,  nachdem  die  Bestimmungen  über  die  Besteuerung  der 
kleinen  bäuerlichen  Brennereien  im  Abgeordnetenhause  eine  so  bedeutende 
Aenderung  zu  gunsten  des  Staatsschatzes  erfahren  haben,  sich  wohl  kein  stich- 
haltiger Grund  mehr  anführen  lässt. 

An  Stelle  der  bisher  (oben  Seite  274)  existierenden  offenen  Exportbonifi- 
kation von  I  fl.  10  kr.  für  100  HektoHtergrade,  zu  welcher  noch  die  versteckte 
von  3  bis  6  fl.  trat,  setzt  das  Reformgesetz  eine  allerdings  vielfach  bedingte 
von  5  fl.  für  100  Hektolitergrade.  Dem  Exporteur  wird  nämlich  beim  Export- 
vorläufig eine  Ausfuhrprämie  von  2V2  fl-  per  100  Hektolitergrade  exportierten 
Branntweins  angewiesen.  Der  Alkoholgehalt  von  ausgeführtem  Likör  wird  mit 
35°  Tr.  in  Rechnung  gezogen.  Die  zweite  Hälfte  der  Ausfuhrprämie  von  2\li  fl.  per 
100  Hektolitergrad  erhält  der  Exporteur  erst,  wenn  die  Abrechnung  am  Schluss 
der  Betriebsperiode  dargethan  hat,  dass  sämtliche  Exportprämien  oder,  wie 
§  8  und  9  des  Reformgesetzes  sie  euphemistisch  bezeichnen  , Bonifikationen",  welche 
während  dieser  Betriebsperiode  für  ausgefühi-te  gebrannte  geistige  Flüssigkeiten 
zu  zahlen  waren,  eine  Million  Gulden  nicht  überschreiten,  üeber- 
schreitet  aber  der  Betrag  eine  Million  Gulden,  so  findet  eine  verhältnismässige 
Reduktion  der  Exportprämien  statt,  welche  in  der  betreflfenden  Betriebsperiode 
zu  zahlen  waren.  Diese  Reduktion  kann,  wenn  in  einer  Betriebsperiode  mehr 
als  400,000  hl  ausgeführt  worden  waren,  so  weit  gehen,  dass  die  Exporteure 
von  der  schon  erhaltenen  Anzahlung  auf  die  Exportprämie  von  2V»  fl-  per  Hekto- 
liter verhältnismässige  Rückzahlungen  leisten  müssen. 

Die  Art  und  Weise,  wie  das  Reformsteuergesetz  die  Frage  der  Förderung 
der  Branntweinausfuhr  zu  lösen  sucht,  kann  keine  glückliche  genannt  werden. 
Mit  anerkennenswerter  Ofi'enheit  wird  eine  Ausfuhrprämie  geboten,  die,  wie  wohl 
noch  in  wenigen  Staaten  vorgekommen  sein  dürfte,  höher  scheint,  als  sie  wirk- 
lich ist,  und  dem  Staate,  der  sie  gewährt,  höher  zu  stehen  kommt,  als  sie  dem 
Produzenten  zu  gute  kommt.  Der  Staat  wird ,  da  die  Aussichten  für  die  Aus- 
fuhr von  Branntwein  im  Welthandel  sich  von  Jahr  zu  Jahr  verschlimmern  und 
der  Export  aus  Oesterreich-Ungam  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  in  normalen 
Jahren  weit  weniger  ajs  200,000  hl  betragen  dürfte,  in  der  Regel  5  fl.  per  Hekto- 
liter zahlen.  Kein  Exporteur  kann  aber  darauf  rechnen,  dass  er  diese  5  fl.  er- 
halten werde,  da  die  Höhe  der  Exportprämie  von  den  nie  auch  nur  mit  einiger 
Bestimmtheit  vorauszusehenden  Konjunkturen  des  Weltmarktes,  dem  Gang  des 
Handels  und  der  Spekulation,  den  Emteaussicht^n,  Krieg  und  Frieden  u.  s.  w., 
d.  i.  von  der  durch  all'  diese  Faktoren  bedingten  Höhe  des  Gesamtexports  in  dem 
betreftenden  Betriebsjahre  abhängt.  Keinesfalls  wird  der  Händler,  der  in  den  weit- 
aus meisten  Fällen  den  Branntwein  exportieren  wird,  zur  Zeit  des  Abschlusses  mit 
dem  Branntweinproduzenten,  welcher  gewöhnlich  vor  Beginn  oder  doch  in  den 
ersten  Monaten  der  Kampagne  erfolgt,  irgendwie  in  der  Lage  sein,  die  Höhe  der 
Exportprämie  per  Hektoliter  für  das  Betriebsjahr,  für  welches  der  Abschluss  er- 
folgt, irgendwie  bestimmen  zu  können.  Weitaus  in  der  Mehrzahl  der  FäUe  vdrd 
der  Händler  den  Preis  so  stellen,  dass  ihn  eine  möglichst  geringe,  wenn  thunlich 
gar  keine  Chance  des  Verlustes  aus  der  Annahme  einer  Exportprämie  treffe.  Bei 
dem  Abschluss  zwischen  Händler  und  Produzenten  wird  daher  nur  eine  sehr  ge- 
ringe Rücksicht  auf  die  Vorteile  der  im  Betrage  so  ungewissen  Prämie  genommen 

853 


UOA  Max  Menger, 

werden.  Der  Produzent  wird  im  Preise  nur  einen  kleinen  Teil  des  Betrages  er- 
halten, den  der  Staat  als  Exportprämie  thatsächlich  zahlen  wird.  Wohl  aber  wird 
das  Börsenspiel  mit  Spiritus  durch  die  Einfügung  eines  neuen,  allen  möglichen 
Vermutungen  Raum  gebenden  Faktors  der  Preisbildung  starke  Anregung  erhalten. 
Der  Antrag  eines  mährischen  Abgeordneten ,  wonach  die  beiden  Staaten  nach 
Ablauf  der  zwei  ersten  Betriebsperioden  Sicherheit  gegen  die  Ueberschreitung 
der  für  Exportprämien  bestimmten  Summe  von  einer  Million  erhalten,  Produzent 
und  Exporteur  aber  zur  Zeit  des  Abschlusses  gewusst  hätten,  wie  gross  die 
Exportprämie  in  der  laufenden  Betriebsperiode  sein  werde,  hätte  doch  wohl 
Berücksichtigung  verdient. 

Wie  oben  (Seite  266)  dargelegt  wurde,  haben  auch  nach  den  bestehenden 
Gesetzen  die  mit  der  landwirtschaftlichen  Brennerei  in  Zusammenhang  stehenden 
Brennereien  namhafte  Steuei'privilegien  besessen.  Die  Frage,  welche  Brennereien 
als  landwirtschaftliche  anzusehen  seien,  wird  von  dem  Refoi-mgesetz  (s.  Seite  312) 
in  mancher  Beziehung  anders  beantwortet  als  von  den  Gesetzen  von  1878 
und  1884.  Da  wie  dort  wird  verlangt,  dass  die  Brennerei  mit  einer  Landwirt- 
schaft derart  verbunden  sei,  dass  sie  aus  der  Ernte  dieser  Landwirtschaft  aus- 
schliesslich oder  doch  grösstenteils  die  Stoffe  zur  Branntweinerzeugung  erhalte, 
dagegen  an  dieselbe  Landwirtschaft  die  bei  der  Branntweinerzeugung  gewonnene 
Schlempe  als  Viehfutter  oder  doch  wenigstens  den  Dünger  abgebe,  der  von 
dem  mittels  dieser  Schlempe  gefütterten  Vieh  herrühre.  Von  der  Bedingung, 
die  auf  der  betreffenden  Landwirtschaft  geemteten  Rohstoffe  zu  verwenden, 
kann  abgesehen  werden,  wenn  die  Erfüllung  derselben  durch  eine  notorische 
Missernte  unmöglich-  ist.  Ebenso  wird  die  Bedingung  festgehalten ,  dass  die 
Betriebszeit  auf  einen  im  Monat  September,  Oktober  oder  November  beginnenden 
Zeitraum  von  höchstens  8  Monaten  beschränkt  sein  müsse.  Eine  Ausnahme  hier- 
von wurde  für  die  landwirtschaftlichen  Presshefefabriken ,  deren  tägliche  Er- 
zeugung durchschnittlich  4  hl  nicht  übersteigt ,  gemacht ,  da  die  geschäftliche 
Natur  der  Presshefefabriken  deren  fortwährenden  Betrieb  nötig  macht.  Mit 
Rücksicht  auf  die  Einführung  der  Verbrauchsabgabe  wird  bestimmt ,  dass  die 
durchschnittliche  tägliche  Erzeugung  7  hl  Alkohol  nicht  übersteigen  und  zwischen 
dieser  Branntweinmenge  und  den  zu  der  betreffenden  Landwirtschaft  gehörenden 
Aeckern  und  Wiesen  ein  solches  Verhältnis  bestehen  müsse,  dass  auf  1  ha  nicht 
mehr  als  8  1  der  durchschnittlichen  täglichen  Alkoholproduktion  entfallen.  In 
dem  bisher  geltenden  Gesetze  wurde  für  die  Vorteile,  die  landwirtschaftlichen 
Brennereien  zugewendet  wurden,  als  Grenze  ein  Gesamtrauminhalt  der  ver- 
steuerten Maischgefässe  von  50  hl  oder  bei  der  Produktensteuer  ein  Verhältnis  von 
je  10  1  auf  5  ha  der  erwähnten  Grundstücke  angenommen.  Wenn  die  be- 
sprochene durchschnittliche  Alkoholproduktion  per  Hektoliter  Maischraum,  dann 
bei  der  Produktensteuer  die  thatsächliche  Mehrproduktion  über  die  versteuerte 
Branntweinmenge,  wie  sie  unter  dem  alten  Gesetze  vorherrschten,  ins  Auge  ge- 
fasst  werden,  ergeben  sich  allerdings  einige  kleine,  doch  im  Ganzen  wenig  aus- 
schlaggebende Aenderungen.  Ein  altes  grobes  Unrecht,  dessen  Aufhebung  von  der 
deutschliberalen  Partei  bei  jeder  Revision  der  Branntweinsteuergesetze  immer 
wieder  verlangt  worden  war,  wurde  bei  der  letzten  Steueri-eform  endlich  be- 
seitigt. Nach  den  bisherigen  Branntweinsteuergesetzen  fielen  die  namhaften 
Vorteile,  welche  den  landwirtschaftlichen  Brennereien  in  bezug  auf  die  Brannt- 
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■weinsteuer  zuerkannt  waren,  lediglich  jenen  Brennereien  zu,  welche  vom  Besitzer 
eines  ausgedehnten  Landgutes  betrieben  worden  waren.  Derartige  privilegiert« 
pauschalieite  Brennereien  mussten  mindestens  17,  höchstens  50  hl  versteuerbaren 
Maischraums  haben.  Somit  musste  die  Landwirtschaft,  zu  welcher  sie  gehörten, 
85 — 250  ha  an  Aeckem,  Wiesen  und  Weiden  besitzen.  In  den  für  die  Brannt- 
weinproduktion günstig  gelegenen  Kjonländem  Böhmen ,  Mähren ,  Schlesien,- 
Galizien  und  der  Bukowina  besitzen  fast  nur  Rittergüter  solche  Flächen. 
Bauerngüter  von  solcher  Ausdehnung  gehören  jedenfalls  zu  den  grössten 
Seltenheiten.  Es  bestand  nun  das  mehr  als  eigentümliche  Verhältnis,  dass 
eine  Brennerei,  welche  auf  einem  landtäflichen  Grossgrundbesitz  betrieben 
wurde,  einen  Nachlass  von  10,  20,  ja  25  Prozent  der  sonst  entfallenden 
Steuer  erhielt,  dass  dagegen,  wenn  zehn  oder  zwanzig  Kleingrundbesitzer 
sich  zum  Betrieb  einer  genossenschaftlichen  Brennerei  vereinigten,  sie  die 
volle  Steuer  zahlen  mussten ,  auch  wenn  die  Mitglieder  der  Brennereigenossen- 
schaft zusammen  einen  genügenden  Flächenraum  an  Aeckem ,  Wiesen  und 
Weiden  besassen  und  auch  sonst  allen  Bedingungen,  an  welche  ein  solcher 
Nachlass  geknüpft  war,  ganz  vollständig  entsprachen.  Es  bestand  das  fast  un- 
glaubliche Verhältnis,  dass  die  den  landtäflichen  Grossgnindbesitzem  gehörigen 
Brennereien  ihren  Branntwein  mit  1  fl.  bis  2  fl.  per  Hektoliter  weniger  ver- 
steuerten als  eine  unter  ganz  gleichen  Bedingungen  errichtete,  auf  einen  gleich 
grossen  Grundbesitz  sich  stützende  Brennerei,  wenn  dei-en  Eigentümer  Klein- 
grundbesitzer, Bauern  waren.  Bei  der  Revision  des  Branntweinsteuergesetzes 
im  Jahre  1884  war  der  Antrag  eines  Mitgliedes  der  Opposition  auf  Beseitigung 
dieser  eigentümlichen  Besteuerung  vom  Abgeordnetenhause  schon  angenommen 
worden.  Doch  begnügte  sich  die  Mehrheit  des  Abgeordnetenhauses  nachträglich 
mit  einer  blossen  Resolution.  Freilich  wird  die  erwähnte  Beseitigung  des  Uebel- 
•standes  wegen  gleichzeitiger  Einführung  des  zwiefachen  Steuersatzes  und  der 
Kontingentierung  nur  in  äusseret  geringem  Masse  günstigen  Einfluss  üben  können. 
Denn  durch  das  bis  vor  wenigen  Dezennien  bestandene  Vorrecht  der  Ritterguts- 
besitzer in  Böhmen,  Mähren,  Schlesien,  Galizien  und  der  Bukowina,  ausschliesslich 
auf  ihren  Temtorien  Brennereien  errichten  zu  dürfen,  sind  überall,  wo  die  Ver- 
hältnisse die  Errichtung  solcher  Unternehmungen  gestatteten,  dieselben  von 
Rittergutsbesitzern  errichtet  worden.  In  ganz  Oesterreich  bestehen ,  was  mit 
Rücksicht  auf  diesen  Umstand  und  die  eben  geschilderten  Steuerverhältnisse 
sehr  begreiflich  ist,  nur  sehr  wenige  von  bäuerlichen  Genossenschaften  betriebene 
Brennereien.  Derzeit,  wo  eine  starke  Reduktion  des  Konsums  durch  die  so  nam- 
hafte Steuererhöhung  zu  gewärtigen  ist,  überdies  die  landwirtschaftlichen,  fast 
ausnahmslos  den  landtäflichen  Grossgrundbesitzem  gehörenden  Brennereien, 
welche  bisher  betrieben  worden  waren,  besonders  hohe  Kontingentsanteile  erhalten, 
dürfte  die  Neubegründung  einer  Brennerei  durch  eine  bäuerliche  Genossenschaft 
zu  den  Seltenheiten  gehören,  so  wünschenswert  es  wäre,  dass  die  Steuerprivilegien, 
wenn  sie  einmal  bewilligt  woi'den  sind,  vorwiegend  oder  zum  mindesten  auch 
den  Bauern  zu  gute  kommen.  Futtemot  wie  Rücksichten  auf  Hackfruchtbau  imd 
Bodenkraft  lassen  in  vielen  Gegenden  den  Betrieb  von  Branntweinbrennereien 
durch  bäuerliche  Genossenschaften  wünschenswert  erscheinen.  Um  die  Begründung 
solcher  Brennereien  wenigstens  hier  und  da  zu  erleichtern,  wurde  von  einem 
Mitghede  der  Opposition  bei  Beratung  des  Kontingentierungsgesetzes  im  öster- 
Finanzarchiv.    V.  Jahrg.  8,55  21 
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reichischen  Abgeordnetenhause  beantragt,  dass,  wenn  einzelne  Brennereien  die 
ihnen  für  den  niedrigeren  Satz  der  Verbrauchsabgabe  zugeteilte  Alkoholmenge 
teilweise  oder  gar  nicht  erzeugen,  die  hierdurch  frei  gewordene  Menge  in  erster 
Linie  solchen  Brennereien  zuzuwenden  sei,  welche  von  bäuerlichen  Genossen- 
schaften begründet  sind.  Dieser  Antrag  wurde  angenommen  (§  7  des  öster- 
reichischen Kontingentierungsgesetzes).  —  Wie  der  Antragsteller  hervorhob,  ist 
allerdings  auch  hiervon  mit  Rücksicht  auf  die  erwähnten  Momente  ein  nur  sehr 
beschränkter  Einfluss  zu  gunsten  des  Bauernstandes  zu  erwarten.  Das  Reform- 
gesetz hielt  an  der  Bevorzugung  der  sogen,  landwirtschaftlichen  Brennereien  in 
bezug  auf  die  Steuerleistung  fest,  ebenso  an  dem  Prinzip,  dass  die  Bevorzugung 
bei  einer  gewissen  Ausdehnung  der  Brennerei,  welche  den  Beginn  des  mittleren 
Betriebs  repräsentiert,  beginne,  von  da  an  aber  mit  der  Grösse  der  landwirt- 
schaftlichen Brennerei  die  Höhe  der  Bevorzugung  verhältnismässig  abnehme. 
Da  die  Steuer  nicht  wie  früher  vom  Produzenten  bei  der  Produktion ,  sondern 
häufig,  so  wenn  der  Branntwein  exportiert  wird,  gar  nicht,  häufig,  wenn  der  Brannt- 
wein verkauft  und  vom  Käufer  in  ein  Freilager  eingelegt  wird,  erst  sehr  lange  Zeit 
nach  der  Produktion  und  nicht  vom  Produzenten  bezahlt  wird,  musste  an  Stelle 
des  früheren  Nachlasses  von  der  Steuer  die  Zahlung  einer  Prämie,  oder  wie  dies 
hier  vom  Gesetze  (§  7)  wieder  euphemistisch  genannt  wird ,  einer  Bonifikation 
treten.  Der  Eigentümer  einer  landwirtschaftlichen  Brennerei  erhält  somit  von 
dem  Staate  für  die  Produktion  jedes  Hektoliters  Alkohol  einen  Betrag,  der,  wenn 
der  betreffende  Hektoliter  in  die  kontingentierte  Branntweinmenge,  welche  die 
betreffende  Brennerei  zum  geringeren  Steuersatz  produzieren  darf,  eingerechnet 
wird,  sich  auf  3,  4  oder  5  fl.  beläuft,  je  nachdem  die  Brennerei  durchschnittlich 
täglich  über  4  bis  7 ,  über  2  bis  4  oder  bis  2  hl  Alkohols  produziert.  Wird 
aber  der  betreff'ende  Hektoliter  Alkohol  nicht  in  den  auf  die  betreffende  Bren- 
nerei entfallenden  Anteil  an  der  kontingentierten  Branntweinmenge  eingerechnet, 
so  beträgt  die  Bonifikation  in  den  eben  erwähnten  Fällen  nur  1  fl.,  2  fl.  und  3  fl. 
Hiernach  ist  für  die  von  den  sogen,  landwirtschaftlichen  Brennereien,  die 
in  Oesterreich  fast  ausnahmslos  Eigentum  der  landtäflichen  Grossgrundbesitzer 
(Rittergutsbesitzer)  sind,  innerhalb  der  denselben  zugewiesenen,  zum  geringeren 
Steuersatz  zu  versteuernden  Menge  eine  Fülle  von  Privilegien  zum  Teil  auf 
Kosten  der  Staatsfinanzen,  zum  Teil  auf  Kosten  der  Branntweinkonsumenten,  in 
Oesterreich  der  ärmsten  Klassen  der  städtischen  und  ländlichen  Bevölkerung 
geschaffen  worden.  Der  Besitzer  einer  Brennerei,  welcher  die  erwähnten  Merk- 
male einer  sogen,  landwirtschaftlichen  im  Sinne  des  österreichisch-ungarischen 
Reformgesetzes  trägt,  erhält  für  jenen  Branntwein,  den  er  bis  zum  Betrage 
des  auf  ihn  entfallenden  Anteils  an  der  kontingentierten  Branntweinmenge 
produziert,  vom  Staatsschatze: 

a)  eine  Bonifikation  von  8 — 5  fl.  per  Hektoliter  (für  jeden  Hektoliter,  der 
nicht  in  den  Kontingentsanteil  fällt,  den  er  also  über  denselben  hinaus 
produziert,  1—3  fl.); 

b)  beim  Export,  falls  der  betreffende  Sprit  exportiert  wird  und  die  wäh- 
rend einer  Betriebsperiode  exportierte  Gesamtmenge  200,000  hl  nicht 
überschreitet,  eine  Bonifikation  von  5  fl.  per  Hektoliter  (beträgt  die 
exportierte  Gesamtmenge  mehr  als  200,000  hl,  so  vermindert  sich  die  auf 
den  exportierten  Hektoliter  entfallende  Ausfuhrprämie  verhältnismässig) ; 
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dagegen  von  den  Konsumenten,   wenn  der  Konsum  die  kontingentierte  Brannt- 
weinmenge übersteigt: 

c)  einen  Mehrbetrag  von  10  fl.  oder  nahezu  10  fl.  über  den  Preis,  der 
sonst  vorgekommen  wäre. 
Der  Gesamtbetrag  all  dieser  Zuwendungen  dürfte  in  manchen  Fällen  den  Herstel- 
lungspreis des  Alkohols  übersteigen.  Hierbei  ist  zu  erwägen,  dass  die  der  einzelnen 
Brennerei  zufallende,  mit  dem  geringeren  Steuersatz  belegte  Branntweinmenge  bei 
vielen  Brennereien  das  von  diesen  bisher  produzierte  Branntweinquantum  er- 
reichen, ja  übersteigen,  im  Durchschnitt  aber  bei  den  landwirtschaftlichen 
Brennereien  Oesterreichs  über  4  Fünfteüe  der  bisherigen  Produktion  erreichen  wird. 
Diese  grossen  Zuwendungen  können  um  so  mehr  als  zu  weitgehend  er- 
klärt werden,  als  nicht  nur  gegen  andere  Zweige  der  Spritproduktion  mit  grosser 
Rücksichtslosigkeit  vorgegangen  wurde  —  wir  verweisen  auf  unsere  Ausführungen 
in  Rücksicht  auf  die  Presshefefabriken  und  Melassespritbrennereien  — ,  son- 
dern auch  die  Interessen  des  grossen  PubUkums  in  einer  Art  und  Weise  be- 
handelt wurden,  wie  seitens  keines  der  beiden  Staaten,  deren  Gesetzgebung  für 
Oesterreich-üngam  zum  Vorbild  gedient  hat,  weder  seitens  der  Schweiz,  noch 
viel  weniger  seitens  des  Deutschen  Reiches  geschehen  ist.  Weder  die  Schweiz 
noch  Deutschland  haben  die  Presshefe,  d.  i.  Brot  und  andere  Backware,  hoch  be- 
steuert wie  Oesterreich-Ungam.  Beide  Staaten  haben,  als  die  Schweiz  das  Monopol, 
das  Deutsche  Reich  die  Verbrauchsabgabe  mit  zwiefachem  Steuersatz  in  der 
Höhe  wie  Oesterreich-Ungani  einführten,  diese  exorbitante  Belastung  der  Arbeiter 
und  kleinen  Grundbesitzer  zum  Anlass  einer  Reihe  von  Steuer-  und  sozialen 
Reformen  genommen.  Dies  geschah  in  Oesterreich-Ungam  ganz  und  gar  nicht. 
Das  Deutsche  Reich  und  die  Schweiz  haben  aber  auch  gleichzeitig  und  zwar  in 
den  betreffenden  Steuerreformgesetzen  selbst  ausgesprochen,  dass  nur  gereinigter 
Branntwein  dem  menschlichen  Konsum  zugeführt  werden  dürfe,  dass  somit  der 
Genuss  des  Fuselbranntweins,  diese  Quelle  der  Massenvergiftung  und  des  Säufer- 
wahnsinns in  den  Kulturstaaten  aufhören  müsse,  zumal  wenn  dieselben  die  breiten 
Schichten  der  Branntweinkonsumenten  mit  einer  so  hohen  Abgabe  belegen. 
Ein  Antrag  der  Opposition,  bei  Gelegenheit  der  Einführung  der  hohen  Ver- 
brauchsabgabe auch  in  Oesterreich  mit  dem  Hauptquell  der  Massenvergiftung 
aufzuräumen,  wurde,  trotzdem  die  Fuselvergiftung  in  mehreren  Kronländem  in 
schlimmster  Weise  grassiert,  unter  allerlei  nichtigen  Vorwänden  von  den  Stimmen 
der  vereinten  Polen,  Tschechen  und  deutschen  Klerikalen  abgelehnt.  Die  Be- 
fürchtung ist  nicht  ungerechtfertigt ,  dass  jetzt  zahlreiche  Schenker ,  um  ohne 
zu  starken  Preisaufschlag  die  Preiserhöhung,  die  durch  die  so  bedeutend  ver- 
grösserte  Steuer  bewirkt  worden  ist,  einigermassen  hereinzubringen,  zu  den 
schlechtesten  und  schädlichsten  Mitteln  der  Fälschung  greifen  werden. 


IX. 

Die  Entschädigimg  der  Propinationsberechtigten  in  Galizien  und 

der  Bukowina. 

Einige  weitere  Bestrebungen  der  galizischen  Abgeordneten,  den  bisherigen 
Eigentümern  von  nach  der  Leistungsfähigkeit  des  Maischraumes   pauschalierten 
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Brennereien,  d.  i.  den  Rittergutsbesitzern,  welche  Brennereien  auf  ihren  Gütern 
haben,  noch  andere  als  die  im  vorigen  Abschnitt  erwähnten  Vorteile  zu  verschaffen, 
scheiterten  an  dem  Umstände,  dass  die  betreffenden  Anforderungen  auch  von  den 
Tschechen  und  deutschen  Klerikalen  nicht  unterstützt  werden  konnten.  In  einer 
der  Sitzungen  des  Branntweinsteuerausschusses  überraschte  ein  Wortführer  der 
galizischen  Abgeordneten,  welche  in  ihrer  grossen  Mehrzahl  aus  den  Reihen  des 
galizischen  grossen  Grundbesitzes  hervorgegangen,  oder  doch  unter  dessen  Einfluss 
gewählt  worden  sind,  die  anderen  Ausschussmitglieder  mit  dem  Antrage,  dass  dem 
Eigentümer  jeder  Brennerei,  welche  bisher  nach  der  Leistungsfähigkeit  des  Maisch- 
raumes besteuert  gewesen  war,  mit  Rücksicht  auf  die  Schwierigkeiten  des  Ueber- 
ganges  und  den  Umstand ,  dass  es  unter  diesen  Eigentümern  auch  viele  Un- 
bemittelte gebe,  ein  Betrag  von  1000  fl.  aus  dem  Staatsschatze  ausgezahlt  werde. 
Es  muss  hervorgehoben  werden,  dass  Vertreter  des  tschechischen  Feudaladels 
wie  der  Deutschliberalen,  welche  selbst  dem  Stande  der  landtäflichen  Gross- 
grundbesitzer angehören  und  derartige  Brennereien  besitzen ,  erklärten ,  dass 
sie  nicht  in  der  Lage  seien  für  einen  solchen  Antrag  zu  stimmen.  Derselbe 
wurde  abgelehnt.  Von  gleicher  Seite  wurde  derselbe  Antrag  nur  mit  der 
Aenderung,  dass  statt  1000  fl.  800  fl.  jedem  Eigentümer  einer  solchen  Brennerei 
gezahlt  werden  sollte,  wieder  gestellt.  Auch  dieser  Antrag  wurde  lediglich 
durch  die  galizischen  Abgeordneten  unterstützt  und  fiel  daher. 

Von  Erfolg  war  dagegen  die  Aktion,  welche  seitens  der  Abgeordneten 
Galiziens  und  der  Bukowina  zu  dem  Zwecke  eingeleitet  wurde ,  bei  Gelegen- 
heit der  Votierung  des  Branntweinsteuergesetzes  für  eine  Reihe  von  Jahren  einen 
bedeutenden  Betrag  —  für  Galizien  eine  Million,  für  die  Bukowina  100,000  fl. 
jährlich  —  durch  den  Reichsrat  als  Ersatz  für  die  Schädigung  votieren  zu 
lassen,  welche  infolge  des  Branntweinsteuergesetzes  die  Propinationsberechtigten 
dadurch  treffen  dürfte,  dass  infolge  der  Erhöhung  der  Branntweinsteuer  der 
Branntweinkonsum  abnehmen  werde.  Zur  Zeit  des  Unterthänigkeitsverbandes 
bestand  in  mehreren  Kronländern,  d.  i.  in  Böhmen,  Mähren,  Schlesien,  Galizien 
und  der  Bukowina,  das  ausschliessliche  Recht  der  Gutsherren  auf  ihren  Herr- 
schaften gewisse  Getränke  zu  produzieren  und  ausschenken  zu  lassen.  Ebenso 
besassen  zahlreiche  sogen,  landesfürstliche  oder  freie,  d,  i.  keinem  Gutsherrn 
unterthänige  Städte  in  den  erwähnten  Ländern  dieses  Recht  für  ihre  Territorien. 
In  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien  war  dieses  „Propinationsrecht"  durch  die 
Landtage  dieser  Länder  nach  dem  Jahre  1859  aufgehoben  worden.  In  vornehmer 
Weise  stimmten  die  Vertreter  aus  der  Kurie  des  Grossgrundbesitzes  in  den 
erwähnten  Ländern,  welche  damals  der  gemässigten  deutschliberalen  Partei  an- 
gehörten, zu,  ja  gaben  selbst  die  Anregung,  dass  das  Propinationsrecht  gegen 
eine  sehr  geringe  Entschädigung,  welche  in  Böhmen  ^)  ganz  unbedeutend  ist,  in 
Mähren^)  und  Schlesien')  der  Kapitalisierung  von  wenig  über  Vio  des  Ertrages 
gleichkam ,  aufgehoben  wurde.  In  Schlesien  wurde  thatsächlich ,  da  mit  Aus- 
nahme, wie  es  heisst,  eines  einzigen  landtäflichen  Grossgrundbesitzers  kein  anderer 
die  Entschädigung  in  Anspruch  nahm,  keine  Entschädigung  seitens  des  Landes 


1)  Ueber  die  Ablösung  in  Böhmen  und  die  Dotierung  des  dortigen  Ablösungsfonds  siehe 
böhmisches  Landesgesetz  vom  30.  April  1869  Z.  51. 

'^)  Ueber  die  Ablösung  siehe  mährisches  Landesgesetz  vom  29.  April  1869  Z.  28. 
•f)  Siehe  schlesische  Landesgesetze  vom  23.  und  25.  Mai  1869. 
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oder  der  Verpflichteten  geleistet.  In  Mähren  war  sie  in  den  wichtigsten  Fällen 
dem  kapitalisierten  zehnten  Teil  des  Nutzens  (oder  was  in  der  Regel  noch  ge- 
ringer sein  mochte ,  der  kapitalisierten  Einkommen-  und  Gewerbesteuer,  doch 
ohne  ausserordentlichen  Kriegszuschlag),  somit  etwa  dem  doppelten  Jahresertrage 
gleich.  Doch  wurde  ausserdem  in  Schlesien  jedem  propinationsberechtigten 
Gutebesitzer,  jedoch  nicht  für  jede  Gemeinde,  sondern  nur  für  jeden  Pro- 
pinationsbezirk,  ein  Schankrecht  als  Realrecht  vorbehalten.  In  Mähren  erhielten 
die  Propinationsberechtigten  für  jede  Brauerei  oder  Brennerei,  die  sie  be- 
trieben hatten,  je  ein  Schankrecht  als  Realrecht.  In  Galizien  und  der  Bukowina 
nahm  das  Propinationsrecht  durch  zahlreiche  Hofkanzlei-  und  Hofkammerdekrete, 
Gubemial-  und  Statthaltereierlasse  eine  zum  Teüe  vei-schiedene  Entwickelung 
als  in  den  anderen  Kronländem.  Der  Einfluss  deutscher  Rechtsinstitutionen 
auf  die  ursprüngliche  Entwickelung  des  polnischen  Propinationsrechtes  zur 
Zeit  der  unabhängigen  Republik  ist  unverkennbar.  Der  Adel  besass  auf  seinen 
Territorien ,  zu  denen  jedoch  auch  die  Mehrzahl  der  Städte,  darunter  Städte 
von  bedeutender  Ausdehnung  gehörten,  das  Propinationsrecht.  Eine  Anzahl 
unabhängig  gebliebener  Städte,  ja  selbst  einzelne  Dörfer,  insbesondere  solche,  die 
nach  deutschem  Rechte  ausgesetzt  worden  waren ,  besassen  auf  ihrem  Gebiete 
dieses  Recht.  Ebenso  besassen  einige  Erbschulzen  in  nach  deutschem  Recht 
ausgesetzten  Dörfern  ein  gewisses  beschränktes  Propinationsrecht,  welches  noch 
in  den  letzten  Jahren  der  Unabhängigkeit  Polens  durch  eine  Konstitution  vom 
Jahre  1768  aufgehoben  wurde.  Nach  der  angedeuteten  eigentümlichen  Ent- 
wickelung des  Propinationsrechtes  in  Galizien  und  der  Bukowina  bestand  das- 
selbe in  dem  Recht«  der  ausschliesslichen  Produktion  und  des  ausschliesslichen 
Ausschanks  der  von  den  breiten  Klassen  der  Bevölkerung  zumeist  konsumierten 
Getränke,  d.  i.  des  gewöhnlichen  Branntweins,  zu  dem  auch  einfacher  Pflaumen- 
branntwein gezählt  wurde,  des  Biers  und  des  Mets.  Sogenannte  versüsste  geistige 
Getränke,  Likör,  Rum,  Arrak,  dann  Wein,  verfeinerter  Pflaumenbranntwein  wurden 
nicht  zu  den  propinationspflichtigen  Getränken  gezählt.  Die  Produktion  und 
der  Ausschank  dieser  letzteren  waren  lediglich  an  die  gewöhnlichen  gewerbe- 
rechtlichen Bedingungen  geknüpft,  während  die  Produktion  und  der  Ausschank 
der  erstgenannten  propinationspflichtigen  Getränke  innerhalb  des  betrefi"enden 
Gut«-  oder  Stadtterritoriums  das  ausschliessliche  Recht  des  Propinationsberech- 
tigten bildete.  Durch  die  Erteilung  von  Konzessionen  für  den  Ausschank  sogen, 
versüsster  geistiger  Getränke  wurde  die  strenge  Ausschliesslichkeit  des  Propi- 
nationsrechts  vielfach  durchbrochen.  Zahlreiche  Regierungserlässe  beschränkten 
das  häufig  zur  Willkür  und  bei  Ausübung  durch  rücksichtslose  Pächter  zu 
schamloser  Ausbeutung  führende  Propinationsrecht  im  Interesse  der  Konsumenten. 
Nachdem  in  allen  anderen  Kronländem ,  in  welchen  das  Propinationsrecht  be- 
standen hatte,  dasselbe  aufgehoben  worden  war,  wurde  die  Aufhebung  des- 
selben auch  in  Galizien  durch  das  Landtagsgesetz  vom  30.  Dezember  1875  und  in 
der  Bukowina  durch  das  Gesetz  vom  7.  Juli  1876  geregelt.  Der  Grundgedanke 
beider  Gesetze  besteht  darin,  dass  in  Galizien  wie  in  der  Bukowina  die  Pro- 
pinationsberechtigten noch  durch  weitere  26  Jahre  (jedoch  nicht  nach  Promul- 
gierung des  betreffenden  Gesetzes,  sondern  nach  Feststellung  des  Einkommens 
sämtlicher  Propinationsberechtigten)  das  Recht  des  ausschliesslichen  Ausschankes 
der  propinationspflichtigen  Getränke  besitzen  sollen,  dann  dass  die  Anlage  von  Bier- 
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brauereien  und  Branntweinbrennereien  durch  andere  als  Propinationsberechtigte 
an  die  Zahlung  hoher  Taxen  geknüpft  sei.  Ebenso  haben  Schenker,  soweit  es 
solche  gibt,  die  nicht  vom  Propinationsberechtigten  eingesetzt  sind,  höhere,  die 
vom  Propinationsberechtigten  eingesetzten  Schenker  niedrigere  Taxen  alljährlich 
zu  entrichten.  Aus  all  diesen  Taxen  ist  unter  Hinzuschlagung  der  Zinsen  und 
Zinseszinsen  ein  Fonds  zu  büden,  aus  welchem  nach  Ablauf  von  26  Jahren,  je- 
doch, wie  nach  dem  Gesagten  selbstverständlich,  nicht  nach  Promulgierung  der 
betreffenden  Gesetze,  sondern  nach  Feststellung  des  Propinationseinkommens 
sämtlicher  Berechtigten  durch  eine  hierzu  ernannte  Kommission  die  Propinations- 
berechtigten eine  verhältnismässige  Entschädigung,  soweit  der  Fonds  reicht, 
erhalten  sollen.  Ausserdem  soll  jeder  derselben  in  jeder  Gemeinde,  in  der  er 
das  Propinationsrecht  geübt  hat,  ein  radiziertes,  mit  einer  Realität  verbundenes 
Schankrecht  behalten. 

Nach  einer  Veröffentlichung  begann  diese  26jährige  Periode  für  Galizien 
mit  dem  1.  Januar  1885.  Die  Leistung  der  Entschädigung,  zu  der  auch  die 
Uebernahme  [der  radizierten  Schenken  gehören  wird,  wäre  somit  Ende  des 
Jahres  1910  eingetreten.  Nach  dem  Landesgesetze  für  die  Bukowina  tritt  dieser 
Zeitpunkt  erst  Ende  Dezember  1911  ein.  Die  Abgeordneten  von  Galizien  und  der 
Bukowina  behaupten  nun,  dass  durch  das  österreichisch-ungarische  Reformgesetz 
über  die  Branntweinsteuer  der  Preis  des  Branntweins  in  Galizien  und  der  Buko- 
wina im  Kleinverkauf  um  50 — 60  ja  70  Prozent  gesteigert  werde,  demgemäss 
der  Konsum,  somit  auch  die  Einnahmen  der  Propinationsberechtigten,  sehr  be- 
deutend sinken  müssen.  Als  Ersatz  hierfür  verlangten  sie  die  Zusicherung  einer 
vom  Staate  aus  dem  Ei-trage  der  erhöhten  Branntweinsteuer  alljährlich  zu  leistenden 
Summe  während  der  Dauer  des  Propinationsrechtes  somit  für  Galizien  bis  zum 
Ende  des  Jahres  1910,  für  die  Bukowina  bis  zum  Ende  des  Jahres  1911.  Dieser 
Betrag  wurde  nach  vielen  und  peinlichen  Verhandlungen  zwischen  der  Regie- 
i'ung  und  den  Abgeordneten  von  Galizien  und  der  Bukowina  mit  einer  Million 
jährlich  für  Galizien,  mit  100,000  fl.  für  die  Bukowina  festgestellt.  Galizien 
soll  somit  in  den  nächsten  22'/»  Jahren  vom  Staate  jährlich  eine  Summe  von 
1  Million,  also  zusammen  22 Vs  Mill.  Gulden,  die  Bukowina  für  die  nächsten 
2373  Jahre  den  Betrag  von  100,000  fl.  jährlich,  also  zusammen  2V3  Mill.  Gulden 
erhalten.  Die  Verwendung  über  diesen  Betrag  bleibt  nach  dem  Wortlaute  des 
Gesetzes  nicht  der  österreichischen  Volksvertretung,  sondern  den  Landtagen  dieser 
Länder  vorbehalten.  Nun  lässt  sich  durchaus  nicht  verkennen,  dass  durch  die 
so  bedeutende  Erhöhung  der  Branntweinsteuer  der  schon  durch  das  Propinations- 
recht stark  erhöhte  Preis  von  Branntwein  im  Kleinverkehr  in  Galizien  und  in 
der  Bukowina  noch  bedeutend  gesteigert  werden  dürfte.')  Ob  einen  grossen 
Teil  der  Steuer  der  Zwischenhändler  tragen  wird,  lässt  sich  nicht  im  vorhinein 
bestimmen.  Sicher  ist,  dass  auch  der  Propinationsberechtigte  durch  die  Erhöhung 
der  Steuer  eine  allerdings  prozentuell  nicht  im  vorhinein  festzustellende  Ein- 
busse  an  seinem  Einkommen  erleiden  wird. 


J)  Wie  aus  Mitteilungen  galizischer  Abgeordneter  bei  den  Verhandlungen  über  das 
Reformgesetz  hervorgeht,  wird  in  Galizien  sehr  hochgradiger  (40— sogradiger)  Schnaps  kon- 
sumiert. Der  Preis  für  das  übliche^  Mass  im  Detailverkauf  ('(s  I)  soll  derzeit  3  kr.  sein,  die 
Verteuerung  durch  die  Erhöhung  der  Steuer  würde  dann  bei  '/s  1  allerdings  l^j-,  bis  1^/4  kr., 
somit  47  bis  58  Prozent  betragen. 
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Gegen  die  erwähnte  Votierung  ist  jedoch  zu  bemerken,  dass  die  Beträge 
im  Vergleich  zu  der  möglichen  Einbusse  viel  zu  hoch  sind,  vor  allem  aber,  dass 
es  durchaus  unbillig  ist  und  der  Gleichheit  aller  berechtigten  Interessen  vor  dem 
Gesetze  widerspricht,  dass  nur  eine  Kategorie  und  zwar  jene,  bei  welcher  durch- 
aus nicht  die  wichtigsten  Interessen  durch  den  Niedergang  der  Revenuen  ge- 
schädigt werden,  allein  und  zwar  in  überreichlicher  Weise  entschädigt, 
dagegen  andere  viel  wichtigere  Kategorien  von  Interessenten,  die  zum  min- 
desten in  gleicher  Weise  geschädigt  werden,  einfach  keinerlei  Entschädigung 
erhalten. 

Die  Entschädigung  ist  zu  hoch.  Nach  dem  dem  Abgeordnetenhause  mit- 
geteilten Material  soll  das  ermittelte  Reineinkommen  der  Propinationsberech- 
tigt^n  in  den  früher  herrschaftlichen  Territorien ,  Dörfern ,  abhängigen  Städten 
und  Marktflecken  in  Galizien  rund  3,100,000  fl.  betragen  haben,  das  der  pro- 
pinationsberechtigten  Städte  etwa  1  MiU.  Gulden.  Dieses  Recht  wurde  aber 
stets  als  ein  mehr  minder  unsicheres  Ueberbleibsel  der  alten  Gutsherrschaft  be- 
trachtet ,  die  betreffenden  Einnahmen  waren  mit  mancherlei  Verlusten ,  Kosten 
und  Unzukömmlichkeiten  verbunden ,  so  dass  hervorragende  Mitglieder  des  ga- 
lizischen  Landtages ,  welche  an  der  Schöpfung  des  Propinationsgesetzes  mass- 
gebenden Anteil  nahmen,  bei  den  Verhandlungen  des  galizischen  Landtages  er- 
klärten, die  Berechtigten  wären  sehr  zufrieden,  wenn  sie  den  zehnfachen  Betrag 
des  reinen  Einkommens  als  Ablösungskapital  für  die  gesamte  Berech- 
tigung erhielten.  Selbst  die  ärgsten  Pessimisten  behaupteten  lediglich,  dass  der 
Branntweinkonsum  und  demgemäss  die  Einnahmen  aus  der  Produktion  um  ein 
YierteU,  höchstens  um  35  Prozent  sinken.  Die  erwähnten  Staatsbeiträge  allein 
würden  hinreichen  am  Ende  der  Ablösungsperiode  fast  den  zehnfachen  Betrag  des 
Einkommens  aller  Propinationsberechtigten  an  dieselben  zur  Auszahlung  zu 
bringen,  wenn  man  dieselben  einem  Fonds  einverleibt  und  Zinsen  zu  Zinsen  schlägt. 
Die  Einnahmen  des  galizischen  Ablösungsfonds  betrugen  in  einem  Jahre 
«twas  über  400,000  fl.  und  doch  sollten  sie  zur  Ablösung  des  ganzen  Rechtes 
dienen,  während  1  Million  Gulden  lediglich  zum  Ersatz  für  den  Ausfall  eines 
Viertels  bis  eines  Drittels  des  Einkommans  verlangt  und  erhalten  wurde.  Hierzu 
kommt  aber,  dass  es  sich  ja  gar  nicht  um  die  Schädigung  des  gesamten 
Propinationsrechtes  um  ein  Drittel  oder  ein  Viertel  des  Ertrages 
handelt.  Denn  das  Propinationsrecbt  besteht  in  dem  ausschliesslichen  Ausschank 
nicht  nur  von  Branntwein,  sondern  auch  von  Qier  und  Met.  Nun  ist,  wie  aus 
den  Publikationen  des  galizischen  Laniesausschusses  hervorgeht,  der  Konsum 
von  Bier  in  Galizien  ein  ganz  bedeutender.  Die  Quantitäten  des  in  Galizien 
konsumierten  Biers  sind  insbesonders  in  dan  wastlichen  Lande^teilen  und  im 
Finanzbezirke  von  Lembarg  um  vieles  grösser  als  die  des  konsumierten  Brannt- 
weins. Ganz  Galizien  wird  in  zwölf  Finanzbezirke  eingeteilt,  von  diesen  haben 
vier  selbst  nach  dem  Geldwerte  eine  viel  grössere  Konsumtion  an  Bier  als  an 
.Schnaps.     So  betrug  der  Wert  des  konsumierten  Biers  in  den  Bezirken: 

Krakau       ....     1.128,000  fl. 

Lemberg    ....     1.830,000  fl. 

Neusandec      .     .     .       634,000  fl. 

Tarnow       .     .     .  860,000  fl. 

also  zusammen    4,4.52,000  fl. 

861 


ocjQ  Max  Menger, 

der  des  Schnapses  dagegen  in  den  Bezirken: 

Krakau       ....       446,000  fl. 

Lemberg     ....        710,000  fl. 

Neusandec      .     .     .        173,000  fl. 

Tamow       .     .     .  392,000  fl. 

also  zusammen     1,721,000  fl. 
In   anderen  Bezirken   war    das  Verhältnis   allerdings   ein   ganz  anderes.     Doch 
beträgt  in   ganz  Galizien  der  Wert  des  konsumierten  Bieres  8,200,000  fl.,  der 
des  Schnapses  11,700,000  fl.  per  Jahr.     Der  Wert  des  konsumierten  Bieres  ver- 
hält sich  somit  zu  dem  des  konsumierten  Schnapses  wie  2 : 3. 

Das  ausschliessliche  Recht  Bier  zu  schenken  verliert  aber  durch  die  Er- 
höhung der  Branntweinsteuer  in  keiner  Weise,  es  dürfte  vielmehr,  wenn  der 
Schnaps  bedeutend  teurer  wird,  mehr  Bier  konsumiert  werden.  Es  darf  daher 
nicht  von  einer  Herabsetzung  der  gesamten  Revenuen  aus  der  Propination 
gesprochen  werden.  Diese  triff't  im  schlimmsten  Falle  nur  jenen  Teil  des  Pro- 
pinationseinkommens,  der  auf  dem  Ausschank  von  Schnaps  beruht,  während  die 
Einnahme  aus  dem  Ausschank  von  Bier  imd  Met  sich  steigern  muss.  Hierbei 
ist  noch  zu  bemerken,  dass  von  den  etwa  17,000  Propinationsschenken,  die  der- 
zeit bestehen,  auch  nach  dem  Jahre  1910  auf  Grund  der  Bestimmung,  dass  in 
jeder  Gemeinde  den  Propinationsberechtigten  ein  radiziertes  Schenkrecht  zu 
verbleiben  habe,  den  Propinationsberechtigten  Galiziens  etwa  7000  Schenken 
verbleiben  werden.  Wenn  all  dies  ei-wogen  wird,  so  lässt  sich  wohl  nicht 
verkennen,  dass  die  Zahlung  von  einer  Million  Gulden  durch  so  viele  .Jahre  mit 
der  wahrscheinlichen,  aber  doch  nur  möglichen  Schädigung  der  Einnahmen  der 
Propinationsberechtigten  in  einem  grellen  Missverhältnis  steht,  viel  zu  hoch  ist. 
Hierzu  kommt  aber  der  Umstand ,  dass  viele  andere  mindestens  ebenso 
berechtigte  Interessen ,  deren  Einnahmen  durch  die  Erhöhung  der  Branntwein- 
steuer in  gleichem  Masse,  ja  zum  Teil  noch  empfindlicher  geschädigt  werden, 
trotz  aller  Bemühungen  keine  Entschädigung  erhielten.  Die  Einnahmen  aus 
den  radizierten  Schenken ,  welche  die  ehemals  propinationsberechtigten  Herr- 
schaftsbesitzer Böhmens,  Mährens  und  Schlesiens  bei  der  dort  erfolgten  Ablösung 
der  Propinationsrechte  als  hauptsächlichen,  häufig  als  einzigen  Ersatz  für  die 
von  ihnen  mit  so  vieler  Grossmut  eingeleitete  Ablösung  der  Propinationsrechte 
erhalten  haben,  verlieren  durch  die  Verteuerung  des  Branntweins  und  die  daraus 
folgende  Beschränkung  des  Branntweinkonsums  ebenso  an  P]inträglichkeit ,  wie 
die  Propinationsschenken  Galiziens  oder  der  Bukowina. 

Zahlreiche  Länder,  Städte  und  Dörfer  in  Oesterreich  sehen  sich  gezwungen,^ 
zur  Bedeckung  ihrer  Bedürfnisse  zum  Teil  sehr  hohe  Umlagen  auf  den  Brannt- 
weinkonsum zu  machen.  Unter  den  Kronländern  Oesterreichs  erheben  Kärnten,. 
Krain,  Tirol,  Istrien,  Steiermark,  Dalmatien,  dann  aber  auch  Wien,  Prag,  Lai- 
bach, Triest  und  hunderte  anderer  Städte,  Marktflecken  und  Dörfer  zum  Teil 
sehr  hohe  Konsumabgaben  von  dem  auf  ihren  Territorien  konsumierten  Brannt- 
wein. Alle  diese  erleiden  durch  die  Erhöhung  der  Branntweinsteuer  und  die, 
wie  zu  wünschen  ist,  daraus  folgende  Verminderung  des  Branntweinkonsums 
eine  sehr  erhebliche  finanzielle  Einbusse,  welche  nach  einer  Eingabe  des  kärnt- 
nerischen Landesausschusses  so  bedeutend  ist,  dass  die  Landesumlagen  auf  den 
Gulden   der   landesfürstlichen  Steuern   in  Kärnten   infolge   der   Einführung  der 
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erhöhten  Branntweinsteuer  um  nicht  weniger  als  7  Prozent  *)  werden  erhöht 
werden  müssen.  Selbst  in  Galizien  sind  die  beiden  Landeshauptstädte 
Krakau  und  Lemberg  nicht  propinationsberechtigt.  Lemberg  und  Erakau  be- 
ziehen wie  sehr  viele  andere  Städte  in  Oesterreich  lediglich  eine  hohe  Konsum- 
abgabe auf  Branntwein ,  welche  allerdings  einen  sehr  bedeutenden  Teil  der 
Einnahmen  dieser  beiden  bedeutendsten  Städte  Galiziens  bildet  und  durch  die 
Erhöhung  der  staatlichen  Branntweinsteuer  eine  ohne  Zweifel  erhebliche  Ver- 
minderung zum  mindesten  durch  eine  Reihe  von  Jahren  erfahren  wird.  Diese 
Städte  erhalten  gleichfalls  keine  Entschädigung.  Es  lässt  sich  somit  nicht 
leugnen,  dass  durch  diese  Votierung  lediglich  ein  Teil  der  geschädigten  Interes- 
senten, d.  i.  die  Eigentümer  landtäflicher  Grossgrundbesitze  in  Galizien  und 
einige,  aber  durchaus  nicht  die  grössten  Städte  in  diesem  Lande,  diese  aber 
in  weitaus  überreichlicher  Weise  entschädigt  worden  sind. 

Das  galizische  Propinationsrecht  entstand  als  eine  Art  Entschädigung  für 
gewisse  öffentliche  Pflichten  der  Gerichtsbarkeit ,  der  Polizei ,  der  Militärdienst- 
pflicht, welche  in  verflossenen  Jahrhunderten  ausschliesslich  von  den  Gutsherren 
getragen  wurden.  Eine  Entschädigung  für  eine  mögliche  Verminderung  der 
Revenuen  aus  einem  solchen  Rechte  durch  Einführung  einer  neuen  Steuer,  welche 
alle  Konsumenten,  Schenker  und  Produzenten  trifft,  lässt  sich  prinzipiell 
überhaupt  nicht  rechtfertigen,  da  ja  dann  auch  bei  Aenderung  der  Ge- 
werbeordnung ,  bei  Beschränkung  der  Frauen-  und  Kinderarbeit ,  der  hieraus 
folgenden  Entwertung  der  Wasser-  und  Maschinenki"äfte  u.  s.  w.  die  Fabrikanten 
entschädigt  werden  müssten.  Hat  aber  aus  Billigkeitsgründen  die  Gesetzgebung 
eine  Entschädigung  beschlossen,  dann  ist  es  wohl  ganz  und  gar  nicht  gerecht- 
fertigt, dass  die  schlesischen  und  mährischen  Grossgrundbesitzer  für  das  Herab- 
gehen der  Einnahmen  ihrer  radizierten  Schenken ,  Kronländer ,  Städte ,  Markt- 
flecken und  Dörfer  für  das  Herabgehen  der  Einnahmen  aus  ihren  Konsumabgaben, 
aus  deren  Ertrag  sie  die  mit  öffentlichen  Pflichten  verbundenen  Kosten  noch 
bestreiten  müssen,  keine  Entschädigung  erhalten,  während  lediglich  die  pro- 
pinationsberechtigten  Herrschaftsbesitzer  und  einige  freie  Städte  Galiziens  imd 
der  Bukowina  eine  so  weitaus  übermässige  Entschädigung  für  einen  möglichen 
Entgang  erhalten. 


X. 

Die  den  landwirtschaftlichen  Brennereien  eingeräumten  Vorteile 
und  die  Landwirtschaft. 

Es  drängt  sich  hier  die  nicht  unwichtige  Frage  auf,  ob  die  grossen  finan- 
ziellen Zugeständnisse,  welche  den  sogen,  landwirtschaftlichen  Brennereien  ge- 
macht worden  sind ,  thatsächlich  auf  die  Landwirtschaft  im  allgemeinen  einen 
günstigen  Einfluss  üben  werden.  Wir  wollen  dabei  nicht  erörtern,  ob  aus  den 
eingeräumten  grossen  Konzessionen  alle  Eigentümer  der  so  bevorzugten  Bren- 
nereien selbst  und  ob  sie   für  die  Dauer  Nutzen   ziehen  werden,   ob  nicht  viel- 


')  D.  i.  von  jedem  Gulden  der  landesfiirstlichen  Steuern  wird  in  Zukunft  ein  um  7  kr. 
österr.  Währung  höherer  Zuschlag  gezahlt  werden  müssen. 
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mehr,  da  nur  ein  kleiner  Teil  der  Grossgrundbesitzer  bisher  Brennereien  an- 
gelegt hat,  nicht  die  Zahl  der  sogen,  landwirtschaftlichen  Brennereien  sich  stark 
vermehren,  und  da  der  Konsum  jedenfalls  herabgehen  wird,  hierdurch  eine  für 
die  privilegierten  Brennereien  selbst  sehr  unerquickliche  Lage  geschaffen  werden 
Avird.  Wir  haben  oben  Seite  316)  einige  Gründe  dargelegt,  weshalb  zahlreiche 
Besitzer  landwirtschaftlicher  Brennereien  im  südlichen  Böhmen  und  in  Schlesien 
die  Staffelsteuer  und  die  Kontingentierung  als  abträglich  auch  für  ihre  Inter- 
essen erklärt  haben.  Ausserdem  herrschte  in  diesen  Kreisen  die  nicht  ungerecht- 
fertigte Besorgnis,  dass,  da  in  Oesterreich  sehr  wenige  Freilager  bestehen  und 
der  Sprithandel  in  vielen  Gegenden  in  wenig  kapitalki-äftigen  Händen  ist, 
Stockungen  und  Krisen  im  Spiritushandel  eintreten  dürften,  welche  dann  auch 
auf  den  Kredit  der  Grossgrundbesitzer  eine  schädliche  Wirkung  äussern  würden. 
Dazu  treten  die  Gefahren  der  überstürzten  Einführung  dieser  Reform,  die  wir 
Seite  288  geschildert  haben.  Vor  allem  scheint  es  uns  aber  sehr  ungerechtfertigt, 
jene  Brennereien,  welche  das  Gesetz  für  landwirtschaftliche  erklärt,  allein  als  be- 
sonders wichtig  für  die  Landwirtschaft  zu  erklären.  Die  betreffenden  Brennereien 
haben  gewiss  ihre  volle  Existenzberechtigung  sowohl  als  industrielle  Unter- 
nehmungen, wie  auch  als  Förderer  einer  intensiveren  Landwirtschaft  auf  den 
grossen  Gütern,  auf  denen  sie  sich  befinden.  Es  lässt  sich  aber  doch  nicht  ver- 
kennen, dass  die  Brennereien,  welche  Melasse  verarbeiteten  und  durch  die  Ver- 
arbeitung der  Melasse  bewirkten,  dass  dieselbe  einen  hohen  Preis  hatte,  allen  jenen 
Landwirten,  welche  Zuckerrüben  gebaut  und  an  die  Zuckerfabriken  geliefert  haben, 
einen  sehr  erheblichen  Dienst  erwiesen.  Wir  haben  oben  ausgeführt,  dass  infolge  des 
neuen  Gesetzes  der  Preis  der  Melasse  um  2 — 2V2  A-  per  Meterzentner  gefallen  ist. 
Wenn  nun  erwogen  wird,  dass  auf  den  Meterzentner  Rüben  3  kg  Melasse  ent- 
fallen, so  wird  die  Preisreduktion  der  Melasse  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  ein 
weiteres  Herabgehen  des  ohnedies  sehr  gedrückten  Preises  der  Zuckerrübe  um 
5 — 7V2  kr.  per  Meterzentner  zur  Folge  haben,  was,  da  in  vielen  Gegenden  der 
Preis  der  Rübe  hart  an  den  Grenzen  der  Produktionskosten  angelangt  ist,  ge- 
radezu eine  Beschränkung  des  für  die  Landwirtschaft  so  hochwichtigen  Rüben- 
baus zur  Folge  haben  muss. 

Ebenso  ist  in  einem  Lande,  wie  Oesterreich-Ungarn,  dessen  durchschnitt- 
liche Jahresproduktion  an  Getreide  den  Jahreskonsum  bedeutend  übersteigt,  die 
Existenz  von  Presshefefabriken,  welche  grosse  Mengen  von  Getreide  verarbeiten, 
von  hervorragender  Wichtigkeit  für  die  getreidebauenden  Landwirte,  welche 
so  herbe  Klagen  über  den  Mangel  an  Absatz,  die  niedrigen  Preise,  die  Unmög- 
lichkeit des  Exports  erheben.  Ebenso  sind  die  kleinen  Brennereien,  die  abgabe- 
freie Branntweinproduktion  für  den  Hausgebrauch  von  grosser  Wichtigkeit  für 
viele  Hunderttausende  von  Landwirten.  Trotzdem  sind  aber  diese  Zweige  der 
Branntweinproduktion  durch  das  neue  Gesetz  sehr  erheblich  eingeschränkt 
worden.  Die  vom  Gesetze  allein  als  „landwirtschaftliche"  bezeichneten  Brennereien 
sind  mit  verschwindend  wenigen  Ausnahmen  identisch  mit  den  in  einigen  Kron- 
ländern auf  einem  Teile  der  Rittergüter  befindlichen  Spritfabriken  und  wurden 
daher  auch  in  der  Debatte  wiederholt  „herrschaftliche"  Brennereien  genannt.  Nun 
wäre  es  aber  ein  grosser  Irrtum  anzunehmen,  dass  diese  Brennereien  in  allen  Teilen 
Oesterreichs,  oder  auch  nur  auf  den  meisten  grösseren  landtäflichen  Gütern,  die 
den  norddeutschen  Rittergütern  gleichkommen,  sich  vorfinden.    In  der  Mehrzahl 
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der  Kronländer  finden  sich  derartige  Brennereien  gar  nicht  oder  nur  in  ver- 
schwindend geringer  Anzahl  vor.  In  sämtlichen  Kronländem  Oesterreichs  wurden 
in  den  letzten  Betriebsperioden  im  Durchschnitt  etwa  1000  derartige  Brennereien 
betrieben,  welche  ihre  Produkte  im  Wege  der  Pauschalierung  nach  der  Leistungs- 
fähigkeit des  Maischraumes  versteuerten.  Hiervon  bestanden  in  Salzburg,  Krain, 
Steiermark,  Dalmatien,  Istrien,  Triest ,  Tirol  und  Vorarlberg  gar  keine;  in 
Niederösterreich,  Oberösterreich,  Kärnten  nur  eine  verschwindend  kleine  Anzahl, 
in  Niederösterreich  in  der  Kampagne  1886'87  4 
in  Oberösterreich       ,      ,  ,  »  1 

in  Kärnten  ».      »  »  «  7 

Ausser  Böhmen.  Mähren,  Schlesien,  Galizien  und  der  Bukowina  bestand  somit 
in  allen  übrigen  Kronländem  ein  volles  Dutzend  derartiger  .landwirtschaft- 
licher Brennereien",  denen  das  neue  Gesetz  so  viele  Konzessionen  zuwendet, 
während  die  vielen  tausend  kleinen  bäuerlichen  Brennereien,  die  vielen  tausend 
steuerfreien  Betriebe,  vor  allem  aber  die  in  diesen  Kronländem  gelegenen  grossen, 
mittleren  und  kleinen  Getreidebrennereien,  welche  Presshefe  produzieren,  durch 
das  neue  Gesetz  sehr  hart  betroffen  werden.  Es  ist  aber  auch  ein  In-tum,  wenn 
man  glaubt,  dass  die  Mehrzahl  der  landwirtschaftlichen  Besitzungen  überhaupt, 
oder  selbst  nur  die  Mehrzahl  der  landtäflichen  Grossgrundbesitze  auch  nur  in 
den  als  meistbeteiligt  erwähnten  fünf  Kronländem  Brennereien  besitzen.  Böhmen 
hatte  in  der  Brennkampagne  1886/87  205,  Mähren  97,  Schlesien  94,  Galizien  579, 
die  Bukowina  33  Brennereien,  welche  nach  dem  Maischraum  pauschaliert  waren, 
im  Betrieb.  Die  Zahl  der  im  grossen  Grundbesitz  Wahlberechtigten,  von  denen 
aber  viele  mehrere,  manche,  insbesondere  in  Böhmen  und  Schlesien,  eine  grosse 
Anzahl  von  grossen  Gütern  und  Brennereien  besitzen,  betrug  bei  den  letzten 
Wahlen  in  Böhmen  448,  in  Mähren  167,  in  Schlesien  54,  in  Galizien  1932,  in 
der  Bukowina  133,  so  dass  wohl  behauptet  werden  kann,  dass  auch  von  der 
Gesamtzahl  der  grossen  landtäflichen  Güter  in  den  erwähnten  fünf  Kronländem 
nur  etwa  der  dritte  Teil  mit  derartigen  Brennereien  versehen  ist.  Noch  viel 
geringer  ist  aber  das  Verhältnis  zwischen  den  Grundbesitzern  überhaupt  und 
der  Zahl  der  Brennereien.  In  ganz  Oesterreich  befanden  sich  im  Jahre  1883 
5,198,904  Grandbesitzer.  Wollte  man  die  Zahl  derselben  mit  Rücksicht  auf  den 
Umstand,  dass  viele,  da  sie  in  mehreren  Steuergemeinden  Grundbesitz  hatten, 
mehrmals  gezählt  wurden,  auch  auf  nur  4  Millionen  reduzieren,  so  kam  auf 
etwa  4000  Grundbesitzer  eine  solche  Brennerei. 

Nun  könnte  wohl  behauptet  werden,  dass  eine  solche  Brennerei  dadurch, 
dass  sie  die  landwii-tschaftlichen  Produkte,  insbesondere  die  Kartoffeln  der  Um- 
gegend als  Rohstoffe  für  ihren  Betrieb  bezieht,  günstig  auf  die  ganze  Umgegend 
einwirke.  Mit  Rücksicht  auf  die  Bedingungen,  welche  eine  Brennerei  erfüllen 
muss,  um  im  Sinne  des  Steuerreformgesetzes  als  landwirtschaftliche  zu  gelten 
und  der  grossen  Privilegien  einer  solchen  teilhaft  zu  werden,  kann  dies  nur  in 
äusserst  beschränktem  Masse  stattfinden.  Es  müssen  den  Lichtseiten  auch  sehr 
entschiedene  Schattenseiten  entgegengehalten  werden.  Nach  §  7  des  österreichisch- 
ungarischen  Reformgesetzes  muss  eine  Brennerei,  wenn  sie  als  landwirtschaft- 
liche behandelt  werden  will,  aus  der  Ernte  des  Gutes,  mit  dem  sie  verbunden 
ist,  ausschliesslich  oder  doch  grösstenteils  -  die  Stoffe  zur  Branntweinerzeugung 
beziehen  und  kann   hiervon   seitens  der  Behörde   nur   dann    abgesehen  werden, 
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wenn  die  Erfüllung  der  Bedingung  bloss  infolge  einer  notorischen  Missemte  nicht 
möglich  ist.  Der  Bezug  von  Rohstoffen  aus  der  Umgegend  ist  daher  zum  min- 
desten auf  relativ  wenige  Fälle  beschränkt,  jedenfalls  sehr  erheblich  erschwert. 
Noch  wichtiger  ist  aber  die  nachfolgende  Bedingung,  dass  eine  landwirtschaft- 
liche Brennerei  an  das  Gut,  zu  dem  sie  gehört,  die  bei  der  Branntweinerzeugung 
gewonnene  Schlempe  als  Viehfutter,  jedenfalls  aber  den  Dünger  abgeben  muss, 
der  von  dem  mittels  dieser  Schlempe  gefütterten  Vieh  herrührt.  Im  Sinne  des 
Gesetzes  kann  sich  somit  der  Einfluss  solcher  landwirtschaftlichen  Brennereien 
auf  die  Umgebung  nur  in  der  Art  gestalten,  dass  nur  in  wenigen  Fällen  die 
Produkte  der  in  der  Nähe  der  Brennerei  wohnenden  kleineren  Landwirte  als 
Rohstoff'e  von  der  landwirtschaftlichen  Brennerei  bezogen  werden  dürfen,  dass 
aber,  wenn  sie  bezogen  worden  sind ,  die  Schlempe  dem  Vieh  des  Eigentümers 
des  Gutes,  zu  dem  die  Brennerei  gehört,  zu  gute  kommen  muss.  ebenso  der 
von  dem  Vieh,  das  mit  der  Schlempe  gefütterti  worden  ist,  gewonnene  Dünger. 
Somit  wird  jedenfalls  der  Eigentümer  der  Brennei'ei  und  des  Gutes ,  zu  dem 
sie  gehört,  weder  Schlempe  noch  Dünger  an  die  in  der  Nähe  wohnenden  kleinen 
Landwirte  abgeben  dürfen.  Die  auf  den  Feldern  der  Bauern  gewonnenen  Roh- 
stoffe müssen  zur  Erhöhung  der  Bodenkraft  des  Grossgrundbesitzes,  zu  dem  die 
Brennerei  gehört,  dienen.  Oder  mit  anderen  Worten  die  Uebermacht  des 
Grosskapitals  in  der  Landwirtschaft  über  die  kleinen  Grundbesitzer  wird  durch 
diese  gesetzlichen  Einrichtungen  noch  künstlich  gesteigert.  Dass  manche 
Stimmen ,  auch  solche ,  die  sich  als  privilegierte  Vertreter  des  Bauernstandes 
gerieren,  ohne  weitere  Prüfung,  bloss  weil  das  Gesetz  diese  Bi*ennereien  land- 
wirtschaftliche nennt,  ein  Interesse  der  Grundbesitzer  im  allgemeinen,  ins- 
besonders  der  in  Oesterreich  nach  Millionen  zählenden  kleinen  Grundbesitzer 
zu  vertreten  glauben,  wenn  sie  für  möglichst  hohe  Privilegien  auf  Staatskosten 
für  diese  Brennereien  eintreten ,  beweist  nur ,  dass  im  öffentlichen  Leben  der 
Gegenwart  trotz  aller  sogen.  Volksbildung  das  blosse  Schlagwort!  eine  über- 
mässige gefährliche  Macht  besitzt. 


XI. 
Die  kleinen  bäuerlichen  Brennereien. 

Die  kleinen  bäuerlichen  Brennereien  waren  unter  der  Herrschaft  der 
Gesetze  der  Jahre  1878  und  1884  der  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit 
der  Brennvorrichtung  unterworfen.  Diese  Art  von  Brennereien  hat  den  uralten 
Kleinbetrieb  der  Branntweinbrennerei  erhalten.  Gerade  jene  Länder,  welche, 
abgesehen  von  einigen  Presshefefabriken,  der  grossen  und  mittleren  Branntwein- 
brennereien ganz  oder  fast  ganz  entbehren,  besitzen  eine  überaus  grosse  Anzahl 
kleiner  bäuerlicher  Brennereien,  so  in  der  Kampagne  von  1885/86  Nieder- 
österreich 3983,  Oberösterreich  1726,  Salzburg  3361,  Tirol  und  Vorarlberg  9137, 
Steiermark  12,762,  Kärnten]  1292,  Krain  4365,  das  Küstenland  2803,  Dal- 
matien  3831.  Eine  noch  viel  grössere  Anzahl  solcher  Brennereien  besitzt  der 
ungarische  Staat  in  verschiedenen  Teilen  seines  Gebietes.  Wir  verweisen  in 
dieser  Hinsicht  auf  die  (Seite  281)  gegebenen  statistischen  Daten. 
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Die  Erörterung  des  bisherigen  Besteuerungsmodus  dieser  Art  von  Brenne- 
reien ergab,  dass  gutgeleitete  derartige  Brennereien,  welche  Kartoffeln  ver- 
arbeiteten, etwa  ein  Drittel,  jene  die  Getreide  verarbeiteten  etwa  ein  Viertel 
des  nach  den  Gesetzen  von  1878  und  1884  geltenden  allgemeinen  Steuersatzes 
von  1 1  kr.  per  Hektolitergrad  zahlten.  Auch  eine  sehr  weitgehende  Bevorzugung 
der  kleinen  bäuerlichen  Brennereien,  welche  Stein-  und  Kernobst,  Beeren,  Wein- 
treber,  verschiedene  Abfälle  und  dergl.  verarbeiten,  enthält  wegen  des  geringen 
Gesamtbetrags  ihrer  Produktion,  insbesondere  aber  weil  die  betreff'enden  Roh- 
stoff"e  nur  in  sehr  geringem  Masse  vorkommen  und  ihre  Menge  auch  nicht 
leicht  und  schnell  erhöht  werden  kann,  keinerlei  Gefahr  für  den  Gesamterfolg 
der  Steuer  für  die  Staatsfinanzen.  Aus  ganz  anderen  Rücksichten  als  jenen,  welche 
sich  auf  den  Ertrag  der  Steuer  beziehen,  wurde  von  dem  Fachausschusse  die  Frage 
der  Besteuerung  der  Branntwein-(Kognak-)bereitung  aus  Wein  und  jener  aus  Wein- 
trebem  in  Erörterung  gezogen.  Das  Hauptinteresse  vereinigte  sich  auf  die  Dis- 
kussion der  von  dem  Gesetzentwurfe  für  die  Besteuerung  kleiner  bäuerlicher 
Brennereien,  welche  mehlige  Stoff'e  verarbeiten,  gemachten  Vorschläge.  Die  Be- 
denken, welche  gegen  diese  in  der  öffentlichen  Diskussion  und  der  Fresse  auf- 
tauchten, waren  so  schwerwiegend ,  dass  die  österreichische  und  ungarische 
Regierung  selbst  die  ursprünglich  gemachten  Vorschläge  durch  andere  zweck- 
mässigere  ersetzen  Hessen.  Die  auf  die  Besteuerung  der  kleinen  bäuerlichen 
Brennereien  bezüglichen  Bestimmungen  des  Entwurfes  des  Reformgesetzes  stimmten 
in  vielen  Paragraphen  wörtlich  mit  jenen  der  Gesetze  überein,  welche  bis  dahin 
bestanden  hatten.  Mehi-ere  Aenderungen  waren  wohl  schon  im  Entwürfe  vor- 
genommen worden,  waren  aber  in  keiner  Weise  geeignet,  sehr  ernste  Gefahren, 
welche  aus  der  Art  und  Höhe  der  Besteuerung  der  kleinen  bäuerlichen  Brermereien, 
welche  mehlige  Stoffe  verarbeiten,  bei  so  namhafter  Erhöhung  des  Steuer- 
satzes und  mit  Rücksicht  auf  die  eigentümlichen  staatsrechtlichen 
Verhältnisse  0  esterreich -Ungarns  den  Finanzen  beider  Staaten  entstehen 
mussten,  irgendwie  zu  beseitigen  oder  auch  nur  erheblich  zu  vermindern. 

Wir  wollen  hier  die  Vorschläge  des  Gesetzentwurfes  in  Bezug  auf  die 
Brennereien,  welche  nicht  mehlige  Stoffe  verarbeiten,  aus  den  wiederholt  er- 
wähnten Gründen  ausser  acht  lassen  imd  bemerken  nur,  dass  Brennereien, 
welche  Cellulose,  Topinambur,  Rüben,  Melasse,  Sirup  und  andere  Flüssigkeiten 
von  höherem  Zuckergehalt,  ebenso  solche,  welche  Weinabfälle  verarbeiten  und 
zugleich  weinsaure  Salze  produzieren,  der  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähig- 
keit der  Brennvorrichtung  nach  den  Vorschlägen  des  Gesetzentwurfes  nicht 
unterliegen,  sondern  nach  Mass  des  wirklichen  Erzeugnisses  mit  Hilfe  des 
Kontrollmessapparates  bestimmt  werden.  Diese  letzterwähnten  Bestimmungen 
sind  mit  einigen  kleinen  Aenderungen  auch  in  das  Reformgesetz  übergegangen. 

Bezüglich  der  wichtigen  kleinen  bäuerlichen  Brennereien,  welche  mehlige 
Stoffe  verarbeiten,  schlug  der  österreichisch-ungarische  Gesetzentwurf  nach- 
folgende Bestimmungen  vor: 

Unter  die  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  der  Brennvorrichtung 
fallen  die  Brennereien,  welche  mehlige  Stoffe  (Erdäpfel,  Getreide.  Hülsenfrüchte, 
Stärkemehl)  verarbeiten,  wenn 

a)  die  Unternehmer  Landwirte  sind,  welche,  nur  um  die  Schlempe  zur 
Erhaltung  ihres  Viehs  und  zwar   in  der  hierzu  nötigen   Menge   zu   gewinnen, 
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die  Brennerei  betreiben  oder  abgesehen  davon,  wenn  sie  nur  aus  nicht  reif  ge- 
wordenem oder  verdorbenem  Getreide  ihrer  Fechsung  Branntwein  bereiten; 

b)  der  Gesamtgärraum  der  Brennereien  17  hl  nicht  übersteigt  und  nur 
eine  Brennvorrichtung  mit  unmittelbarer  Feuerung  benutzt  wird.  Diese  darf 
keine  anderen  Bestandteile  haben  als  eine  Brennblase,  Rührwerk,  Blasenhelm, 
Kühlflaschen,  Kühlschlange  oder  gerade  Kühlröhren  und  ein  Verbindungsrohr 
zwischen  Blasenhelm  und  Kühlvorrichtung.  Die  Brennblase  darf  einen  Raum- 
inhalt von  nicht  über  2  hl  besitzen  und  überdies  nur  durch  Abnahme  ihres 
Helmes  gefüllt  werden  können  (§  32  des  Gesetzentwurfes). 

Es  lässt  sich  nicht  verkennen,  dass  im  Vergleich  zu  den  Gesetzen  von  1878  und 
1884  einige  Beschränkungen  auch  bezüglich  der  kleinen  bäuerlichen  Brennereien, 
welche  mehlige  Stoffe  verarbeiten,  in  Rücksicht  auf  die  Anzahl  der  Rohstoffe  und 
die  Qualität  der  Unternehmer  getroffen  worden  waren.  Dagegen  ist  der  Ein- 
fluss,  den  die  so  bedeutende  Erhöhung  des  Steuersatzes  auf  die  fiskalische  Be- 
deutung der  dieser  Art  von  Brennereien  eingeräumten  Steuerprivilegien  nehmen 
muss,  von  den  Verfassern  des  Entwurfes  des  österreichisch  -  ungarischen  Re- 
formgesetzes nicht  oder  nicht  genügend  berücksichtigt  worden.  Auch  nach 
diesem  Entwürfe  sollte  (§  38)  als  täglich  verarbeitetes  Maischquantum,  oder 
wie  der  Entwurf  sich  ausdrückt:  „als  tägliche  Leistungsfähigkeit  der  Brenn- 
vorrichtung",  der  dreifache  Rauminhalt  von  vier  Fünfteilen  der  Brennblase  an- 
genommen werden.  Die  Alkoholausbeute  aus  einem  Hektoliter  wird  mit  5  Hekto- 
litergraden angenommen,  wovon  jedoch  zu  gunsten  der  oben  erwähnten  land- 
wirtschaftlichen Unternehmer  (mit  Ausnahme  jener,  die  nicht  reifes  oder  ver- 
dorbenes Getreide  nicht  ausschliesslich  für  den  Bedarf  ihres  Viehs  an  Schlempe 
verarbeiten)  für  jenen  Betrieb,  welcher  in  einen  im  September,  Oktober  oder 
November  fallenden  achtmonatlichen  Zeitraum  fällt,  V»  in  Abzug  gebracht  wird. 
Demgemäss  hat  der  Eigentümer  einer  kleinen  bäuerlichen  Brennerei ,  welche 
eine  Brennblase  von  2  hl  besitzt  und  mehlige  Stoffe  verarbeitet,  für  den  Be- 
triebstag, der  in  die  erwähnte  achtmonatliche  Betriebszeit  fällt,  dreimal  1,6  hl 
Maische  (wobei  auf  je  100  1  Maische  5"  Tr.  entfallen),  somit  24"  Tr.  zu  ver- 
steuern. Hiervon  werden  noch,  wie  oben  bemerkt,  in  der  Regel  20  Prozent 
abgezogen,  so  dass  täglich  nur  19,2  Hektolitergrade  zu  versteuern  sind.  In  den 
weitaus  meisten  Fällen  hätten  daher  nach  dem  Regierungsentwurfe  die  kleinen 
bäuerlichen  Brennereien,  welche  mehlige  Stoffe  verarbeiten,  kein  grösseres  Quan- 
tum zu  versteuern  gehabt,  als  nach  den  bis  zum  1.  September  1888  geltenden  Ge- 
setzen. Dieses  zu  versteuernde  Branntweinquantum  betrug  bei  kleinen  bäuerlichen 
oder,  wie  sie  in  Oesterreich-Ungarn  in  der  Regel  genannt  werden,  bei  Kessel- 
brennereien, die  gut  geleitet,  d.  i.  soweit  es  die  vom  Gesetze  erzwungene  Mangel- 
haftigkeit ihres  Apparates  zulässt,  in  technischer  Beziehung  zweckmässig  ein- 
gerichtet und  betrieben  wurden,  wenn  der  Branntwein  aus  Kartoffeln  produziert 
wurde  etwa  ein  Drittel,  wenn  der  Rohstoff  in  Getreide  bestand  etwa  ein  Viertel 
des  wirklich  produzierten  Quantums. 

Der  Einwand  liegt  hier  nahe ,  dass  ja  der  Gesetzentwurf  somit  die  be- 
stehende Lage  in  fiskalischer  Richtung  in  keiner  Weise  verschlimmert,  ja  durch 
die  Einführung  gewisser  Beschränkungen  verbessert  habe.  Die  Gefahr  liegt 
jedoch  in  der  exorbitanten  Erhöhung  der  Steuerprämie ,  welche  durch  die  be- 
deutende Erhöhung  des  Steuersatzes  eintreten  müsste  und  in  der  Entwickelung, 
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welche  dieser  Zweig  der  Brennerei  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  genommen 
hätte.  Bis  zum  1.  September  1888  hatten  die  Kesselbrennereien,  welche  meh- 
lige Stoffe  in  technisch  thunlichst  vollendeter  Weise  verarbeiten,  allerdings  auch 
das  Privilegium,  nur  ein  Drittel,  bezüglich  ein  Viertel  des  gesetzlichen  Steuer- 
satzes entrichten  zu  müssen,  d.  i.  für  eine  thatsächliche  Produktion  von  3  hl 
entrichtete  der  kleine  Kartoffelbrenner  11  fl.,  für  eine  thatsächliche  Produktion 
von  4  hl  der  kleine  Getreidebrenner  Hfl.  oder  jener  per  Hektoliter  3  fl.  66^3  kr-, 
dieser  gar  nur  2  fl.  75  kr.  an  Steuer.  Thatsächlich  wurde,  wie  oben  dargethan. 
mit  Rücksicht  auf  die  Pauschalierung  und  die  Annahme  eines  nur  Töprozentigen 
Gehaltes  auch  bei  der  Produktionssteuer,  statt  des  Steuersatzes  von  11  fl.,  durch- 
schnittlich höchstens  7  fl.  per  Hektoliter  gezahlt.  Der  kleine  bäuerliche  Kartoffel- 
brenner  hatte  somit  per  Hektoliter  Alkohol  einen  Vorteil  von  S^/i  fl.,  der  Ge- 
treidebrenner einen  solchen  von  4  V'*  fl-  vor  den  anderen  Branntweinproduzenten 
voraus.  Auch  dies  hätte  bei  einer,  wie  oben  gezeigt  wurde,  möglichen  durch- 
schnittlichen Monatsproduktion  von  18  und  30  hl  noch  immer  die  ganz  annehm- 
bare Summe  von  60  und  137  V2  A.  ergeben.  Dagegen  waren  aber  die  Nachteile 
in  Rechnung  zu  bringen,  welche  sich  für  die  Kesselbrenner  durch  die  infolge 
gesetzlicher  Anordnung  erzwungene  Unvollkommenheit  ihrer  Apparate  und 
ihres  Betriebs,  die  schlechtere  Qualität,  die  niedrige  Gradhältigkeit  ihres  Produkts 
u.  s.  f.  ergaben.  Wie  gross  diese  Verluste  im  Durchschnitt  waren,  lässt  sich 
wohl  nicht  bestimmen.  Doch  müssen  sie  auch  schon  unter  der  Herrschaft  der 
Gesetze  von  1878  und  1884  die  Höhe  des  Gewinns  in  den  meisten  Gegenden 
nicht  erreicht  haben ,  da  die  Zahl  der  Kesselbrenner ,  auch  jener,  die  mehlige 
Stoffe  verarbeiten,  in  raschem  Steigen  begriffen  war. 

Wie  hätte  sich  aber  die  Lage  dieser  kleinen  bäuerlichen  Brennereien  ge- 
staltet, wenn  die  auf  ihre  Besteuerung  bezüglichen  Bestimmungen  des  Regierungs- 
entwurfes zum  Gesetze  erhoben  worden  wären?  Auch  dann  hätte  der  kleine 
bäuerliche  Kartoffelbrenner  ein  Drittel,  der  kleine  bäuerliche  Getreidebrenner 
ein  Viertel  des  gesetzlichen  Steuersatzes  entrichtet.  Die  thatsächlich  gezahlte 
Abgabe  hätte  per  Hektoliter  Alkohol  somit  nur  ll^/j  und  8^/*  fl.  betragen.  Die 
Verbrauchsabgabe  beträgt  35  fl.  und  45  fl.  Wenn  nun  auch  angenommen 
würde,  dass  der  Konsum  das  Kontingent  nicht  erreichen  wird ,  somit  die  Ver- 
brauchsabgabe nur  35  fl.  betragen  wird,  wenn  femer  auch  davon  auf  Grund 
der  verschiedenen  Bonifikationen,  ohne  zu  berücksichtigen,  dass  diese  Vorteile 
jetzt  in  ganz  anderer  Form  zugewandt  werden ,  noch  ein  Betrag  wie  bisher, 
somit  4  fl.,  in  Abzug  gebracht  wird,  so  muss  die  Summe  von  31  fl.  als  der 
durchschnittliche  in  Zukunft  auf  dem  Hektoliter  Branntwein  haftende  im  Preise 
zum  Ausdruck  kommende  Steuerbetrag  angenommen  werden.  Der  kleine  bäuer- 
liche Kartoffelbrenner  hätte  somit  derzeit  nicht  wie  bisher  3'  3  fl.,  sondern  19  V»  fl., 
der  kleine  bäuerliche  Getreidebrenner  nicht  wie  bisher  per  Hektoliter  4 '4  fl., 
sondern  22^4  fl.  Steuervorteil  vor  der  durchschnittlichen  Steuerleistung  der 
anderen  Brennereien.  Nimmt  man  bei  dem  Kartoffel-  und  dem  Getreidebrenner 
wie  oben  die  monatliche  Produktion  von  18  und  30  hl  an,  so  ergibt  dies  einen 
monatlichen  Gewinn  von  etwa  348  bezüglich  von  667  \'2  fl.  während  8  Monat«n 
des  Jahres.  Wollte  man  auf  die  Verluste  durch  den  mittels  des  Gesetzes  er- 
zwungenen mangelhaften  Betrieb  auch  die  ganze  oben  als  Bruttogewinn  berechnete 
Summe  von  60  fl.  beim  Kartoffelbrenner,  137  Va  fl-  beim  Getreidebrenner  rechnen 
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und  in  Abzug  bringen,  was  mit  Rücksicht  auf  das  oben  Gesagte  für  die  grosse 
Mehrzahl  der  Fälle  eine  pessimistische  Annahme  ist,  so  würde  sich  noch  immer 
für  den  Kartoffelbrenner  ein  reiner  Monatsgewinn  von  288  oder  für  die  zu- 
lässige achtmonatliche  Betriebsperiode  von  2304  fl.,  für  den  Gretreidebrenner  ein 
reiner  Monatsgewinn  von  530  fl.  oder  für  die  achtmonatliche  Betriebsperiode 
von  4240  fl.  ö.  W.  ergeben.  Dieser  enorme  Steuervorteil  hätte  sich,  da  der- 
artige Brennereivorrichtungen  in  jedem  Bauernhofe,  der  eine  geräumige  Küche 
oder  ein  geräumiges  Zimmer  besitzt,  mit  dem  Kostenaufwande  von  wenigen 
100  fl.  aufgestellt  werden  können,  nicht  nur  von  504  kleinen  bäuerlichen 
Brennereien,  die  in  der  Betriebsperiode  1885/86  in  Oest erreich  und  5121, 
die  in  Ungarn  in  der  Betriebsperiode  1884/85  mehlige  Stott'e  verarbeitet  haben, 
leicht  erreichen  lassen,  auch  von  den  über  43,000,  die  in  Oesterreich,  und  den 
fast  90,000,  die  in  Ungarn  in  den  erwähnten  Brennkampagnen  andere  als 
mehlige  Stoffe  verarbeitet  hatten ,  wären  überaus  viele  zum  Betrieb  mit  meh- 
ligen Stoffen  umgeändert  worden,  was  mit  sehr  geringen  Auslagen  verbunden 
ist.  Betriebsstätten  für  ein  so  glänzendes  Geschäft,  bei  dem  man  mit  einigen 
100  fl.  Kapitalanlage  jährlich  2 — 4000  fl.  gewinnen  kann,  wären  überall,  wo 
es  Bauernhöfe  gibt,  aus  der  Erde  gewachsen.  Zehntausend  derartige  Brennereien 
in  Ungarn,  3000  in  Oesterreich,  eine  in  einem  kurzen  Zeitraum  erreichbare 
Anzahl  hätten  zusammen  einen  Steuervorteil  von  40  bis  50  Millionen  Gulden 
in  Anspruch  genommen.  Es  wäre  somit  der  eigentümliche  Zustand  eingetreten, 
dass  die  Steuerträger  eine  sehr  hohe  Abgabe  gezahlt,  jedoch  nicht  die  beiden 
Staaten,  sondern  einige  tausend  Unternehmer  den  Vorteil  davon  gehabt  hätten. 

Die  Bestimmung ,  dass  nur  landwirtschaftliche  Unternehmer ,  welche  die 
Rohstoffe  ihrer  eigenen  Ernte  entnehmen  und  die  Schlempe  an  ihren  Viehstand 
vei*füttern,  derartige  Unternehmen  betreiben  dürfen,  hätte  keinerlei  Sicherheit 
gegen  derartige  Uebelstände  geboten.  Der  Ankauf  von  Rohstoffen  seitens  eines 
Landbewohners  lässt  sich  bei  so  vielen  tausend,  auf  dem  flachen  Lande  ver- 
streuten Brennereien  gar  nicht  kontrollieren.  Doch,  wenn  dies  auch  durchführ- 
bar wäre,  genügte  ja  zum  achtmonatlichen  Betriebe  einer  Kartoffel-  oder  Getreide- 
brennerei von  den  oben  erwähnten  Dimensionen  ein  Quantum  von  16 — 1700  Meter- 
zentnern Kartoffeln  oder  740  Meterzentnern  Getreide,  welches  auf  einer  Wirt- 
schaft von  massigem  Umfang,  wie  deren  viele  Tausende  in  Oesterreich-Ungarn 
bestehen,  produziert  werden  kann.  Ueberdies  wäre  bei  so  glänzendem  Gewinn 
durch  Pachtung,  Zukauf  und  dergl.  die  etwa  fehlende  Area  rasch  erlangt 
worden.  Die  allerdings  in  vielen  Gegenden  noch  mangelnde  technische  Ein- 
sicht wäre  durch  bereitwillige  Lehrer  der  nötigen  einfachen  Handgriffe  sehr 
schnell  verbreitet  worden. 

Von  der  Opposition  wurden  diese  eigentümlichen  Verhältnisse  schon  bei 
der  Beratung  des  Budgets  für  das  Jahr  1888,  dann  von  Vertretern  beider 
Parteien  bei  der  Vorberatung  des  Regierungsentwurfes  über  die  Branntwein- 
steuer in  den  Ausschüssen  eingehend  erörtert.  Die  Regierung  veranlasste  die 
Einbringung  einer  Reihe  von  Aenderungsvorschlägen ,  welche  auch  von  beiden 
Häusern  des  österreichischen  wie  des  ungarischen  Parlamentes  angenommen 
wurden.     Die  betreffenden  Aenderungen  bestehen  darin,  dass 

a)  der  Betrieb  statt   durch  8  Monate  nur   durch  6  Monate    dauern  darf; 

b)  die  Unternehmer  in  einem  Orte  nur  je  eine  Brennerei  besitzen  dürfen; 
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c)  der  Gesamtgärraum  statt  höchstens  17,  höchstens  13  hl  betragen  dürfe; 

d)  die  beiden  Finanzminister  das  Mass  zu  bestimmen  haben,  über  welches 
die  Heizfläche  der  Brennblase  im  Verhältnis  zum  Füllungsraum  nicht  hinaus- 
gehen darf; 

e)  die  Maischmenge  statt  mit  dem  Dreifachen  mit  dem  Vierfachen  von 
vier  Fünfteüen  des  Füllungsraumes  angenommen  werde; 

f)  statt  5"  Tr.  6*'  Tr.  als  Ertrag  von  einem  Hektoliter  Maische  an- 
genommen werden; 

g)  die  Brennereien,  die  eine  Blase  von  mehr  als  100  1  Rauminhalt  be- 
sitzen, den  20prozentigen  Nachlass  verlieren. 

Eine  kleine  bäuerliche  Kartoffel-,  bezüglich  Getreidebrennerei,  deren  Brenn- 
blase wie  oben  200  1  Rauminhalt  besitzt,  wird  somit  nicht  wie  nach  dem  Regierungs- 
entwurfe 19,2,  sondern  38,4"  Tr.  täglich  zu  versteuern  haben.  Hierzu  kommen 
aber  noch  die  oben  bei  b,  c  und  d  erwähnten  Erschwerungen  des  Betriebes,  von 
welchen  die  bei  d  erwähnte  von  der  Regierung  beliebig  gesteigert  werden  kann, 
endlich  die  finanziell  stark  in  die  Wagschale  fallende  Beschränkung  bei  a. 


Anhang. 

Besondere   Bestimmungen  ü  ber   Kognakbrennereien   und   die 

Brennereien  aus  Weintrebern. 

Seitdem  die  Zerstörung  der  Weinberge  durch  die  Reblaus  in  Frankreich 
immer  mehr  fortschreitet,  zeigen  sich  für  die  Kognakproduktion  in  Oesterreich 
und  Ungarn  bessere  Aussichten  und  es  sind  in  der  That  schon  mehrere  Unter- 
nehmungen, allerdings  vorläufig  in  massigem  Umfange,  für  die  Produktion  von 
Kognak  errichtet  worden.  Diese  Brennereien  gehören  in  Bezug  auf  die  Be- 
steuerung zu  den  sogen,  kleinen  bäuerlichen  Brennereien.  Die  Bestimmungen 
des  Gesetzentwurfes  waren  jedoch  für  die  Kognakbrennereien,  welche  einen  be- 
sonders kostbaren  Rohstoff,  den  Wein  verarbeiten,  daher  einen  sehr  vorsichtigen 
Betrieb  mit  langdauemden  Abtrieben  führen  müssen,  in  hohem  Grade  belastend  und 
hätten  nach  Aussage  der  Experten  die  Kognakproduktion  in  Oesterreich-Ungam 
geradezu  unmöglich  gemacht.  Es  wurde  daher  im  Gesetze  diesen  Brennereien  die 
Möglichkeit  eingeräumt,  ihr  Produkt,  den  Kognak  nach  Menge  und  Gradhältig- 
keit  versteuern  zu  dürfen.  Die  Aufnahme  dieser  Bestimmung  war  für  diese  Bren- 
nereien um  so  wichtiger,  als  ein  grosser  Teil  des  produzierten  Kognak  nach  Frank- 
reich ausgeführt  wird,  die  Produzenten  weit  mehr  als  35  kr.  per  Hektolitergrad 
als  Steuer  hätten  zahlen  müssen,  dagegen  nur  17  V2  kr.  Steuerersatz  erhalten  hätten. 

Für  die  Brennereien,  welche  aus  Weintrebern  Branntwein  erzeugen, 
wurden  einige  übrigens  wenig  in  die  Wagschale  fallende  Vorteile  in  dem 
§  36  u.  a.  eingeräumt. 

Die  Abfindung. 

Die  Bestimmungen  des  älteren  Gesetzes  wurden  aufrecht  erhalten,  doch 
wurde  im  Gesetze  erklärt,  dass  die  Abfindung  auch  bezüglich  kleinerer  land- 
wirtschaftlicher Weintreberbrennereien  stattfinden  könne,  wenn  die  Brennerei- 
vorrichtungen derselben  auch  einen  Lutterkessel  und  zwei  Dephlegmationsteller 
haben,  ebenso  bei  den  Brennereien,  die  mehlige  Stoffe  verarbeiten,  wenn  deren 
Blase  nicht  mehr  als  100  1  Rauminhalt  hat. 
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Diese  wird ,  wie  sie  nach  den  bestehenden  Gesetzen  zulässig  war  (siehe 
Seite  15),  in  jenen  Kronländem,  in  welchen  sie  bisher  zulässig  erschien,  aufrecht 
erhalten.  Doch  erhält  das  Finanzministerium  das  Recht  zur  Erleichterung  der 
steuerämtlichen  Ueberwachung  der  Erzeugung  von  abgabefreiem  Branntwein  die 
ausnahmsweise  gemachten  Zugeständnisse,  soweit  dieselben  entbehrlich  sind, 
aufzuheben,  sowie  mit  billiger  Berücksichtigung  der  landesüblichen  Art  der  Er- 
zeugung von  abgabefreiem  Branntwein  zu  bestimmen,  ob  der  für  dieselbe  inner- 
halb eines  Jahres  gewidmete  Zeitraum  ununterbrochen  zu  benutzen  ist,  oder  in 
zwei  oder  mehrere  Zeitabschnitte  geteilt  werden  darf.  Auch  darf  der  so  pro- 
duzierte Branntwein  in  Zukunft  nicht  mehr  wie  bisher  einen  Gehalt  von  55'' 
haben,  sondern  darf  eine  Stärke  von  50°  Tr.  nicht  überschreiten  (§  5  des  österr.- 
ungar.  Ges.). 

Durch  diese  gesetzlichen  Bestimmungen  wird  das  den  kleinen  Grund- 
besitzern der  Kronländer  Niederösterreich,  Oberösterreich,  Salzburg,  Steiermark 
Kärnten,  Krain,  Dalmatien  und  Istrien  eingeräumte  Recht  erheblich  beschränkt, 
was  mit  Rücksicht  auf  die  derzeitigen  wirtschaftlichen  Verhältnisse  des  Bauern- 
standes in  den  erwähnten  Kronländern  wohl  nicht  zu  billigen  ist. 

Die  Befreiung  von  der  Verbrauchsabgabe  zu  gewerblichen  Zwecken. 

Im  Vergleich  zur  bisherigen  Gesetzgebung  hat  das  Reformgesetz  die  Fälle, 
in  denen  dem  für  gewisse,  insbesonders  gewerbliche  Zwecke  zu  verwendenden 
Branntwein  Steuerfreiheit  eingeräumt  wird,  erheblich  vermehrt.  Selbstver- 
ständlich ist  Branntwein,  der  über  die  Zolllinie  ausgeführt  wird,  von  der  Ver- 
brauchsabgabe frei,  ebenso  derjenige,  der  in  Likören  und  Rum,  zu  dem  er 
verwendet  wurde,  oder  im  Wein,  dem  er  zur  Erhöhung  des  Alkoholgehaltes 
beigemischt  wurde,  über  die  Zolllinie  ausgeführt  wird. 

Branntwein,  der  zu  gewerblichen  Zwecken,  zu  denen  auch  die  Essig- 
fabrikation gerechnet  wird,  dann  zum  Kochen,  Heizen,  Putzen,  zur  Beleuchtung, 
zu  Heil-  und  wissenschaftlichen  Zwecken  verwendet  wird,  ist  steuerfrei.  Doch 
ist  für  den  zu  gewerblichen  Zwecken  abgabefrei  angewiesenen  Alkohol  eine 
Kontrollgebühr  von  I72  kr.  per  Liter  Alkohol  zu  entrichten. 

Die  Abgabefreiheit  findet  infolge  der  Einführung  der  Verbrauchsabgabe 
in  der  Art  statt,  dass  steuerfreier  Branntwein  denaturiert  und  dann  den  Gewerbe- 
treibenden ausgefolgt  wird,  oder  durch  genügende  sonstige  Vorsichtsmassregeln 
dafür  gesorgt  wird,  dass  durch  die  Verwendung  steuerfreien  Branntweins  keine 
Hinterziehung  geschehe.  Ein  Rückersatz,  wie  er  oben  Seite  16  dargestellt 
wurde,  findet  wie  selbstverständlich  nicht  mehr  statt. 

Uebergangsbe  Stimmungen. 

§  99  des  Regierungsentwurfes  schlug  vor,  dass  gebrannte  geistige  Flüssig- 
keiten, welche  am  1.  September  1888  innerhalb  der  Zolllinie  vorhanden  seien, 
einer  Nachsteuer  von  24  kr.  per  Liter  Alkohol  unterliegen.  Es  ist  somit  die 
Nachsteuer  in  Oesterreich  mit  einem  um  ^ß  höheren  Satz  als  im  Deutschen 
Reiche  bemessen  worden. 

Befreit  von  dieser  Nachsteuer  sollten  nach  dem  Inhalte  des  Regierungs- 
entwurfes bleiben: 
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1.  Gebrannte  geistige  Flüssigkeiten  in  Mengen  von  nicht  mehr  als  20  1 
Alkohol; 

2.  Branntwein,  welcher  zu  den  im  §  6  des  Gesetzentwurfes  erwähnten 
gewerblichen  Zwecken  bestimmt  ist. 

Da  der  Punkt  1  nach  seinem  Wortlaut  grosse  Hinterziehungen  ermög- 
licht hätte ,  weil  grosse  Quantitäten  gebrannter ,  geistiger  Flüssigkeiten  von 
einem  Eigentümer  geteilt  imd  an  verschiedenen  Orten  imtergebracht  steuerfrei 
geblieben  wären,  wurde  dieser  Punkt  nach  dem  Muster  des  deutschen  Gesetzes 
auf  Anregung  der  Opposition  dahin  geändert,  dass  Branntwein  im  Besitze  von 
Gewerbetreibenden,  welche  den  Verkehr  mit  Branntwein  vermitteln,  in  Mengen 
von  nicht  mehr  als  20  1,  im  Besitze  von  anderen  Haushaltungen  in  Mengen  von 
nicht  mehr  als  10  1  Alkohol  von  der  Nachsteuer  befreit  bleiben. 

Der  Regierungsentwurf  setzte  fest,  dass  die  Branntweinerzeuger  und  die- 
jenigen, welche  Handel  mit  gebrannten  geistigen  Flüssigkeiten,  den  Kleinver- 
schleiss,  den  Ausschank  desselben  treiben,  durch  60  Tage  von  Beginn  der  Wirk- 
samkeit des  Gesetzes  an  gerechnet ,  hinsichtlich  ihrer  Vorräte ,  falls  dieselben 
mehr  als  20  1  Alkohol  betragen  und  nicht  ohnedies  der  Nachsteuer  oder  der 
neuen  Verbrauchssteuer  unterliegen,  den  Bezug  oder  die  Nachentrichtung  der 
Nachsteuer,  bezw.  der  neuen  Verbrauchsabgabe  oder  die  Verzollung  ausweisen 
müssen. 

Sehr  ernste  Bedenken  wurden  von  den  Likörfabrikanten  in  Rücksicht  auf 
die  Uebergangsbestimraungen  erhoben.  Sachverständige  aus  dem  Kreise  der- 
selben erklärten,  dass  die  Likörfabrikanten  grosse  VoiTäte  von  Likören  auf 
dem  Lager  halten  müssen,  welche  erst  durch  jahrelange  Lagerung  für  den  Ver- 
kauf reif  werden.  Ein  Likörfabrikant  erklärte,  dass  er  Likör,  in  dem  mehrere 
1000  hl  Alkohol  enthalten  sind,  durch  viele  Jahre  lagern  habe.  Würde  er  nun 
gezwungen  entsprechend  den  Anordnungen  des  Gesetzentwurfes  in  kurzer  Frist 
diese  Vorräte  mit  24  fl.  per  Hektoliter  zu  versteuern,  so  wäre  er  ruiniert,  und 
in  derselben  Lage  seien  die  meisten  seiner  Kollegen.  Liköre  seien  überdies  eine 
nur  in  längerer  Zeit  verkäufliche  Ware.  WoUte  die  Regierung  im  Wege  der 
Exekution  die  betreffende  Zahlung  erzwingen,  so  würde  sie  aus  dem  Verkaufe 
der  Vorräte  nicht  einmal  den  Betrag  der  Steuer  herausschlagen.  Endlich  wurde 
von  Sachverständigen  noch  hervorgehoben,  dass  ja  kein  Likörfabrikant  genau 
die  Quantitäten  oder  gar  die  Gradhaltigkeit  der  überaus  zahlreichen  Likörsorten, 
die  er  führe,  angeben  könne.  Mit  Rücksicht  hierauf  wurde  vom  Abgeordneten- 
hause beschlossen,  dass  die  Regierung  im  Verordnungswege  Erleichterungen  hin- 
sichtlich der  Verpflichtung  zur  Angabe  der  Menge  und  Stärke  der  vorrätigen 
Liköre  und  ähnlicher  gebrannter  geistiger  Flüssigkeiten  zugestehen  könne,  ebenso 
dass  die  Zahlung  der  Nachsteuer  in  Raten  erfolgen,  sowie  den  Likörfabrikanten  für 
die  Zahlung  der  Nachsteuer  ein  Kredit  bis  Ende  1889  eingeräumt  werden  könne. 

Weitere  Vorschläge  der  Opposition  wurden  nicht  angenommen.  Ein  be- 
sonderes Gesetz  schob  den  Manipulationen  einen  Riegel  vor,  welche  seitens  der 
Spekulation  in  der  Zwischenzeit  von  der  Annahme  des  Gesetzes  bis  zu  dessen 
Wirksamkeit  hätten  in  Szene  gesetzt  werden  können. 
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betreffend  den  Zoll  von  gebrannten  geistigen  Flüssigkeiten,  die  Bestenernng 

des  Branntweines  und  der  mit  der  Branntweinerzengang  verbundenen 

Pressbefeerzengung. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrates  verordne  Ich,  wie  folgt: 
Erstes  Hanptstück. 
Grundbestimmungen. 

Festsetzung  des  Zolles. 

§1. 

Die  Tarifnummer  76  des  allgemeinen  Zolltarifes  wird  abgeändert  wie  folgt: 
Gebrannte  geistige  Flüssigkeiten: 

a)  Liköre,  Punschessenzen  und  andere  versüsste  gebrannte  geistige  Flüssig- 
keiten, Arrak,  Rum,  Franzbranntwein,  Kognak  für  100  kg     .     76  fl. 

b)  Andere  gebrannte  geistige  Flüssigkeiten  auch  versetzt  für  100  kg  60  fl. 
Anmerkung:  Die  Abgabe,  welche  bei  der  Erzeugung  oder  beim  Ueber- 
gange  gebrannter  geistiger  Flüssigkeiten  in  den  freien  Verkehr  ein- 
gehoben wird,  ist  in  den  Zollsätzen  inbegriffen. 

Gegenstand,  Art  und  Ausmass  der  inneren  Abgabe. 

§  2a. 
Branntwein,  welcher  innerhalb  der  Zolllinie  erzeugt  wird,  unterliegt  einer 
Abgabe,  die  nach  Verschiedenheit  der  Brennereien,    in  welchen  die  Erzeugung 
stattfindet,  als  Produktionsabgabe  bei  der  Erzeugung,   oder  als  Konsumabgabe 
bei  dem  Uebergange  des  Branntweines  aus  der  amtlichen  Kontrolle  in  den  freien 
Verkehr    zu    entrichten    ist.     Die  Produktionsabgabe    beträgt    35  kr.  für  jeden 
Hektoliter   und  jeden  Alkoholgrad   nach   dem  vorgeschriebenen  hundertteiligen 
Alkoholometer  (Hektolitergrad  Alkohol  Liter  Alkohol). 
Die  Konsumabgabe  hat  zweierlei  Sätze,  nämlich: 
35  kr.  und  45  kr.  für  jeden  Hektolitergrad  (Liter)  Alkohol. 

§  2b. 
Aus  dem  Erträgnisse  der  durch  dieses  Gesetz  eingeführten  Konsumabgabe 
wird  für  den  voraussichtlichen  Entgang  aus  dem  Propinationseinkommen  an 
die  Propinati onsberechtigten  (Private  und  Städte)  in  Galizien  und  in  der  Buko- 
wina für  ersteres  ein  jährlicher  Betrag  von  einer  Million  Gulden  bis  inklusive 
des  Jahres  1910,  für  letztere  ein  jährlicher  Betrag  von  100,000  fl.  bis  inklusive 
des  Jahres  1911  verabfolgt.  Die  Verwendung  dieser  Summen  zu  besagtem 
Zwecke  bleibt  der  Landesgesetzgebung  dieser  Länder  vorbehalten. 
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VerteilTiiig  der  zum  unteren  Satze  der  Eonsnmabgabe  zu  erzeugenden 
Branntwein-,  beziehungsweise  Alkoholmenge. 

§  3. 

1.  Die  Alkoholmenge,  welche  von  den  unter  die  Konsumabgabe  fallenden 
Brennereien  zu  dem  niedrigen  Satze  dieser  Abgabe  in  der  jährlichen  Betriebs- 
periode, das  ist  in  der  Zeit  vom  1.  September  des  einen  bis  Ende  August  des 
unmittelbar  folgenden  Jahres,   erzeugt  werden  darf,   wird  bis  zu  Ende  August 

des  Jahres  1898  mit 1,870,000 

Hektolitern   für    das    gesamte    östeiTeichisch- ungarische   Zollgebiet   festgesetzt. 
Hiervon  entfallen  auf  die  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  997,458 

Hektoliter,  auf  die  Länder  der  ungarischen  Krone 872,542 

Hektoliter  und   auf  die  dem  österreichisch-ungarischen  Zollgebiete  angehörigen 

Länder  Bosnien  und  die  Herzegowina 8,000 

Hektoliter. 

2.  Die  Regelung  der  individuellen  Verteilung  der  Alkoholmenge,  welche 
in  je  einem  Ländergebiete  von  den  unter  die  Konsumabgabe  fallenden  Brennereien 
zu  dem  unteren  Satze  dieser  Abgabe  in  der  Betriebsperiode  erzeugt  werden 
darf,  wird  das  betrelFende  Ländergebiet  selbständig  im  Gesetzgebungswege 
vornehmen. 

Abgabe  für  die  Presshefenerzeugung.  "* 

§   4. 
Wenn  mit  der  Branntweinerzeugung  zugleich  die  Erzeugung  von  Presshefe 
(zum  Absätze  bestimmte  Hefe)  verbunden  wird,  so  ist  für  jeden  erzeugten,  be- 
ziehungsweise bei  der  Erzeugung   der  Produktionsabgabe    unterliegenden  Liter 
Alkohol  eine  Abgabe  im  Betrage  von  2V2  kr.  zu  entrichten. 

Erzeugung  von  abgabefreiem  Branntwein  zum  Hansbedarf. 

§  5. 

Die  durch  die  bisherigen  Vorschriften  zugestandene  Steuerbefreiung  für 
Branntwein  aus  selbst  erzeugten  Stoffen  zum  eigenen  Hausbedarfe  bleibt  inner- 
halb der  festgestellten  Grenzen  und  Bedingungen  aufrecht.  Das  Finanzministerium 
wird  jedoch  ermächtigt,  zur  Erleichterung  der  steuerämtlichen  Ueberwachung 
der  Erzeugung  von  abgabefreiem  Branntwein  die  ausnahmsweise  gemachten 
Zugeständnisse,  insoweit  dieselben  entbehrlich  sind,  aufzuheben,  sowie  auch  mit 
billiger  Berücksichtigung  der  landesüblichen  Art  der  Erzeugung  von  abgabe- 
freiem Branntwein  zu  bestimmen,  ob  der  für  dieselbe  innerhalb  eines  Jahres 
gewidmete  Zeitraum  ununterbrochen  zu  benutzen  ist,  oder  in  zwei  oder  mehrere 
Zeitabschnitte  geteilt  werden  darf. 

Der  Alkoholgehalt  des  abgabefreien  Branntweines  für  den  Hausbedarf 
darf  50  Grad  der  hundertteiligen  Alkoholometerskala  nicht  überschreiten. 

Befreiung  von  der  Konsumabgabe. 

§  6. 
Unter  den  zum  Schutze  des  Staatsschatzes  erforderlichen  Bedingungen 
und  Vorsichten  ist  von  der  Konsumabgabe  derjenige  Branntwein  frei,  welcher 
als  solcher  oder  in  Likör  und  Rum,  zu  dem  er  verwendet  wurde,  oder  im 
Weine,  dem  er  zur  Erhöhung  des  Alkoholgehaltes  beigemischt  wurde,  über  die 
Zolllinie  ausgeführt,  oder  welcher  zu  gewerblichen  Zwecken  einschliesslich  der 
Essigbereitung  zum  Kochen,  Heizen,  Putzen,  zur  Beleuchtung,  zu  Heil-  und 
wissenschaftlichen  Zwecken  verwendet  wird;  für  den  zu  gewerblichen  Zwecken 
abgabefrei  angewiesenen  Alkohol  ist  jedoch  nach  Massgabe  der  im  Verordnungs- 
wege zu  erlassenden  Bestimmungen  eine  Kontrollgebühr  von  l'i  kr.  per  Liter 
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Alkohol  von  demjenigen  zu  entrichten,  auf  welchen  die  abgabefreie  Anweisung 
des  Alkohols  lautet. 

Dasselbe  gilt  für  denjenigen  Branntwein,  welcher  von  einer  der  Pro- 
duktionsabgabe unterliegenden  Brennerei  auf  Grund  der  Anzeigen  eines  KontroU- 
messapparates  zu  versteuern  wäre,  aber  zum  Behufe  der  Ausfuhr  abgabefrei 
eingelagert  wird. 

Begünstigung  für  landwirtschaftliche  Brennereien. 

§  7.  ^ 

1.  Jede  unter  die  Konsumabgabe  fallende  landwirtschaftliche  Brennerei 
erhält  für  jedes  Hektoliter  Alkohol,  der  aus  ihrer  Erzeugungsstätte  unter  Be- 
obachtung der  diesfälligen  Bestimmungen  weggebracht  wird,  eine  Bonifikation 
aus  der  Staatskasse,  und  zwar: 

a)  wenn  die  Einrechnung  in  diejenige  Alkoholmenge  stattfindet,  welche 
sie  zu  dem  niedrigeren  Satze  der  Konsumabgabe  erzeugen  darf  (§  8, 
Z.  2),  von  3  fl.  bei  einer  durchschnittlichen  täglichen  Erzeugung 
über  4  bis  7  hl  Alkohol,  von  4  fl.  bei  einer  durchschnittlichen  täg- 
lichen Erzeugung  über  2  bis  4  hl  Alkohol  und  von  5  fl.  bei  einer 
durchschnittlichen  täglichen  Erzeugung  bis  2  hl  Alkohol; 

b)  wenn  aber   diese  Einrechnung   nicht  stattfindet,    von  1  fl.  bei   einer 
/      durchschnittlichen   täglichen    Erzeugung  über    4    bis    7    hl  Alkohol, 

von  2  fl.  bei  einer  durchschnittlichen  täglichen  Erzeugung  von  2  bis 
4  hl  Alkohol  und  von  3  fl.  bei  einer  durchschnittlichen  täglichen 
Erzeugung  bis  2  hl  Alkohol. 

2.  Als  landwirtschaftliche  wird  eine  Brennerei  behandelt,  bei  welcher 
folgende  Bedingungen  vereint  vorhanden  sind: 

a)  Sie  muss  mit  einer  Landwirtschaft  derart  verbunden  sein,  dass  sie 
aus  der  Ernte  dieser  Landwirtschaft  ausschliesslich  oder  doch  grössten- 
teils die  Stofi'e  zur  Branntweinerzeugung  erhält,  dagegen  an  dieselbe 
Landwirtschaft  die  bei  der  Branntweinerzeugung  gewonnene  Schlempe 
als  Viehfutter  oder  wenigstens  den  Dünger  abgibt,  der  von  dem 
mittelst  dieser  Schlempe  gefütterten  Vieh  herrührt. 

b)  Ihr  Betriebsumfang  darf  in  der  monatlichen  Anmeldungsperiode  eine 
durchschnittliche  tägliche  Erzeugung  von  7  hl  Alkohol  nicht  über- 
steigen und  muss  zu  der  Fläche  der  zu  der  Landwirtschaft  ge- 
hörigen Aecker,  Wiesen  und  Weiden  in  einem  solchen  Verhältnisse 
stehen,  dass  auf  1  ha  dieser  Grundfläche  die  auf  einen  Betriebstag  der 
monatlichen  Anmeldungsperiode  durchschnittlich  entfallende  Alkohol- 
erzeugung 3  1  Alkohol  nicht  überschreitet. 

c)  Ihre  jähi-liche  Betriebszeit  muss  auf  einen  im  Monate  September, 
Oktober  oder  November  beginnenden  achtmonatlichen  Zeitraum  be- 
schränkt sein. 

Von  der  unter  2  a  festgestellten  Bedingung,  dass  eine  landwirt- 
schaftliche Brennerei  aus  der  Ernte  der  mit  derselben  verbundenen 
Landwirtschaft  ausschliesslich  oder  doch  grösstenteils  die  Stofi'e  zur 
Branntweinerzeugung  erhalten  muss,  kann  abgesehen  werden,  wenn 
die  Erfüllung  dieser  Bedingung  bloss  infolge  einer  notorischen  Miss- 
ernte nicht  möglich  ist. 

Die  Einschränkung  auf  den  achtmonatlichen  Betrieb  entfällt  bei 
landwirtschaftlichen  Presshefenbrennereien,  wenn  deren  tägliche  Er- 
zeugung durchschnittlich  4  hl  Alkohol  nicht  übersteigt. 

3.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  (Z.  1,  2)  finden  sinngemäss  auch  auf 
jede  Brennerei  Anwendung,  welche  von  einer  Genossenschaft  betrieben  wird, 
wenn  die  Mitglieder  dieser  Genossenschaft  Eigentümer  oder  Pächter  von  Land- 
wirtschaften sind.  Hierbei  wird  die  Gesamtfläche  der  zu  den  Landwirtschaften 
aller  Mitglieder  der  Genossenschaft  gehörigen  Aecker,  Wiesen  und  Weiden  in 
Anrechnung  gebracht. 
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4.  Wer  die  Einreibung  einer  Brennerei  unt^r  die  landwirtschaftlichen 
beansprucht,  hat  diesen  Anspruch  bei  der  Finanzbehörde  I.  Instanz  anzumelden 
und  glaubwürdig  nachzuweisen,  dass  die  obigen  Bedingungen  vorhanden  sind. 
Diese  Anmeldung  hat  spätestens  vier  Wochen  vor  Beginn  der  Zeitperi(Jde,  für 
welche  der  Anspruch  auf  die  Teilnahme  am  unteren  Satze  der  Konsumabgabe 
erhoben  wird ,  zu  geschehen ,  widrigens  der  Anspruch  nicht  mehr  berück- 
sichtigt wird. 

Bonifikation  und  Abgaberestitution  bei  der  Ausfuhr  von  Branntwein. 

.  ^  ^- 

Wird  Branntwein,  auf  dem  die  Abgabe  haftet,  gegen  Abschreibung  der- 
selben in  Fässern  oder  anderen  geeichten  Behältnissen  und  in  Mengen  von 
mindestens  .50  l  über  die  Zolllinie  ausgeführt,  so  wird  für  jeden  Hektoliter- 
grad Alkohol  desselben  eine  Steuerbonifikation  von  5  kr.  per  Liter  gewährt. 

Bei  der  Ausfuhr  von  Likör  über  die  Zolllinie  wird,  wenn  die  Versendung 
mindestens  25  l  in  Gebinden  oder  Flaschen  von  je  V<»  V^»  1  oder  mehreren 
Litern  umfasst.  die  Bonifikation  mit  !'/•«  kr.  per  Liter  geleistet. 

Für  Branntwein,  auf  dem  die  Abgabe  nicht  haftet,  wird,  wenn  er  in  der 
vorangedeuteten  Menge  über  die  Zolllinie  ausgeführt  wird,  ausser  der  obigen 
Bonifikation  auch  eine  Abgaberückvergütung  von  17  '/2  kr.  per  Liter  Alkohol  gewahrt. 

Diese  Abgaberückvergütung  wird  mittels  Anweisungen,  die  sechs  Monat« 
nach  dem  Tage  fällig  werden,  an  welchem  die  Ausfuhr  erfolgt  ist,  geleistet. 

Maximalbetrag  der  jährlichen  Bonifikation. 

§  9. 

1.  Die  Gesamtsumme  der  nach  dem  vorstehenden  §  8  entfallenden  Boni- 
fikation für  die  während  einer  Betriebsperiode  über  die  österreichisch-ungarische 
Zolllinie  ausgeführten  gebrannten  geistigen  Flüssigkeiten  darf  den  Betrag  von 
Einer  Million  Gulden  (1,000,000  fl.)  nicht  überschreiten. 

2.  Bei  der  Ausfuhr  gebrannter  geistiger  Flüssigkeit  über  die  Zolllinie 
wird  nur  die  Hälfte  der  nach  den  im  §  8  aufgestellten  Sätzen  entfallenden 
Bonifikation  zur  Zahlung  angewiesen. 

Wenn  die  in  der  betreffenden  Betriebsperiode  zur  Ausfuhr  gelangte  Alkohol- 
menge nach  diesen  Bonifikationssätzen  keine  höhere  als  die  obige  Maximal- 
summe (Z.  1)  in  Anspruch  nimmt,  so  wird  die  andere  Hälfte  der  Bonifikation 
mit  Schluss  der  Betriebsperiode  ausgezahlt. 

Wenn  aber  die  in  der  betreftenden  Betriebsperiode  zur  Ausfuhr  gelangt« 
Alkohol  menge  einen  grösseren  Betrag  in  Anspruch  nehmen  würde,  so  wird 
ermittelt,  wieviel  von  der  Maximalsumme  der  Bonifikation  auf  jeden  Hektoliter 
der  exportierten  Alkoholmenge  entfällt.  Hierbei  wird  der  dem  Bonifikationssatze 
von  V;*  kr.  per  Liter  Likör  entsprechende  Alkoholgehalt  mit  35  Grad  der 
hundertteiligen  Alkoholometerskala  in  Rechnung  gezogen.  Ist  der  sich  ergebende 
Betrag  grösser  als  die  Hälfte  der  Bonifikation,  d.  i.  grösser  als  2'/2  kr.  per 
Hektolitergrad  Alkohol,  so  wird  die  Differenz  zwischen  diesem  Betrage  und 
der  bereits  geleisteten  halben  Bonifikation  bis  zum  vollen  Bonifikationssatze 
mit  Schluss  der  Betriebsperiode  an  die  Exporteure  nachgezahlt. 

Ist  aber  der  sich  ergebende  Betrag  per  Hektolitergrad  der  exportierten 
Alkoholmenge  kleiner  als  die  bereits  geleistete  Bonifikation  von  2\i2  kr.,  so  hat 
jeder  Exporteur  die  Differenz  zwischen  der  bereits  empfangenen  Bonifikation 
und  der  wirklich  entfallenden  bei  Vermeidung  der  Exekution  binnen  14  Tagen 
nach  Erhalt  der  Verständigung  an  den  Staatsschatz  zu  ersetzen. 

Entscheidung  flber  die  Gebührenpflicht  und  das  Ausmass  der  Gebühr. 

§  10. 
Weder  über  die  Frage,  ob  die  im  §  2a  bezeichnete  Abgabe  zu  entrichten 
ist  oder  nicht,   noch   über   das  Ausmass  der  Abgabe  findet  ein  Verfahren  vor 
den  ordentlichen  Gerichten  statt. 
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Einbringung  der  ausständigen  Abgabenbeträge. 

§  11. 
jLusständige  Abgabenbeträge  sind  auf  die  zur  Einbringung  rückständiger 
öffentlicher  Steuern  vorgeschriebene  Art  einzubringen. 

Beistandleistung  bei  der  Durchführung  der  Abgabe. 

§  12. 

Jeder  Gemeindevorstand  ist  verpflichtet,  den  zur  Handhabung  der  Be- 
stimmungen des  gegenwärtigen  Gesetzes  berufenen  Organen  bei  ihren  Amts- 
handlungen über  deren  Ansuchen  unverweilt  Beistand  zu  leisten. 

Dem  hierzu  abgeordneten  Organe  des  Gemeindevorstandes  obliegt  es, 
diesen  Amtshandlungen  unausgesetzt  beizuwohnen,  bei  gemachten  Anständen 
die  That-  und  Befundsbeschreibung,  die  Verhörsprotokolle  und  alle  zur  steuer- 
ämtlichen  Untersuchung  gehörigen  Urkunden  und  Behelfe  mitzufertigen  und 
überhaupt  allen  gesetzlichen  Beistand  zu  leisten. 

Die  Eisenbahn-  und  Dampfschiffahrtsunternehmungen  sind  verpflichtet, 
nach  den  Anordnungen  des  Finanzministers  Nachweisungen  über  den  durch  sie 
vermittelten  Transport  von  gebrannten  geistigen  Flüssigkeiten  zu  liefern. 

Verjährung. 

§  13. 
Hinsichtlich   der  Verjährung  der  Abgabe   gelten   die  Bestimmungen  des 
Gesetzes  vom  18.  März  1878,  R.G.Bl.  Nr.  31. 

Haftung  für  die  Beobachtung  der  Vorschriften. 

§  14. 
Wo  ein  Ausstand  aus  vernachlässigter  Beobachtung  der  bestehenden  Vor- 
schriften  verloren    geht,   hat   der   Schuldtragende   dem   Staatsschatze   für  den 
Verlust  zu  haften. 

Persönliche  Zahlungs-  und  Haftungspflicht  für  die  Abgabe. 

;§  15. 

1.  Zur  Zahlung  der  Produktionsabgabe  und  der  Presshefenabgabe  ist  der 
Brennereiunternehmer  imd  im  Falle  einer  Gefällsverkürzung  der  Betriebsleiter 
unter  unmittelbarer  Haftung  des  Unternehmers  verpflichtet. 

2.  Zur  Zahlung  der  Konsumabgabe  ist  verpflichtet: 

a)  Derjenige,  welcher  den  Branntwein  zur  freien  Verfügung  erhält,  im 
Falle  einer  Gefällsverkürzuug  aber  der  Betriebsleiter  der  Brennerei, 
beziehungsweise  des  Freilagers  unter  unmittelbarer  Haftung  des 
Unternehmers. 

b)  Derjenige,  welcher  Branntwein  mit  der  Kenntnis  des  Umstandes, 
dass  derselbe  der  Entrichtung  der  Konsumabgabe  gesetzwidrig  ent- 
zogen wurde,  an  sich  bringt. 

Umfang  der  Verbindlichkeit  zweier  oder  mehrerer  zur  Entrichtung  der] 
Abgabe  verpflichteten  Personen. 

§  16. 
Sind  in  den  im  §  15  erwähnten  Fällen  zwei  oder  mehrere  Personen  zur 
Entrichtung  der  Abgabe   verpflichtet,    so   trifft   diese  Verbindlichkeit  dieselben 
zur  ungeteilten  Hand. 
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Sächliche  Haftung  für  die  Konsumabgabe. 

§  17. 

Die  Konsumabgabe  haftet  auf  dem  Branntwein,  insolange  dieser  sich  in 
der  Erzeugungsstätte  (§  26)  oder  in  einem  Freilager,  oder  unter  amtlichem 
Verschlusse,  oder  auf  dem  Transporte  aus  einer  Erzeugungsstätte  in  ein  Frei- 
lager oder  umgekehrt,  oder  auf  dem  Transporte  zur  Ausfuhr  befindet,  und  geht 
allen  aus  privatrechtlichen  Titeln  abgeleiteten  Ansprüchen  vor. 

In  keinem  dieser  Fälle  kann  der  Branntwein  infolge  irgend  eines  aus  privat- 
rechtlichen  Titeln  abgeleiteten  Anspruches  in  den  freien  Verkehr  übergehen, 
ehe  nicht  die  darauf  haftende  Konsumabgabe  entrichtet,  oder  bei  zugestandener 
Borgung  vorgeschrieben  worden  ist. 

§  18. 
Gegen  einen    dritten,   welcher  zur  Entrichtung   der  Konsumabgabe  nicht 
ohnedies  verpflichtet  ist,  kann  Branntwein  zur  Einbringung  der    unberichtigten 
Konsumabgabe  in  Iblgenden  Fällen  in  Anspruch  genommen  werden,  und  zwar: 

a)  gegen  denjenigen,  der  den  Branntwein  im  Namen  und  für  den  Vorteü 
der  zur  Entrichtung  der  Konsumabgabe  verpflichteten  Person  oder 
im  Grunde  eines  ihm  von  ihr  auf  denselben  eingeräumten  Pfand- 
rechtes in  Gewahrsam  hat ; 

b)  gegen  denjenigen,  von  welchem  die  zur  Entrichtung  der  Konsum- 
abgabe verpflichtete  Person  die  Sache  mit  der  Eigentumsklage  im 
Zivilrechtswege  zurückzufordern  berechtigt  ist; 

c)  gegen  den  Besitzer,  welcher  bei  der  Erwerbung  des  Branntweines 
gegründeten  Verdacht  hätte  schöpfen  müssen,  dass  die  Sache  der 
Entrichtung  der  Konsumabgabe  gesetzwidrig  entzogen  worden  ist. 

§  19. 
Hat  der  Inhaber  des  Branntweines,  von  welchem  die  Konsumabgabe  noch 
nicht  entrichtet  wurde,  das  Pfandrecht  auf  denselben  erworben,  so  kann  er 
dasselbe  vor  der  Tilgung  der  unberichtigten  Konsiimabgabe  nicht  geltend  machen, 
wenn  er  bei  der  Erwerbung  des  Pfandrechtes  wusste  oder  gegi'ündeten  Verdacht 
hätte  schöpfen  müssen,  dass  die  gebrannte  geistige  Flüssigkeit  der  Entrichtung 
der  Konsumabgabe  gesetzwidrig  entzogen,  oder  von  derselben  im  Zeitpunkte 
der  Erwerbung  des  Pfandrechtes  die  Konsumabgabe  noch  nicht  entrichtet  wurde. 

§  20. 

Branntwein,  auf  welchen  der  An.spruch  des  Staatsschatzes  zur  Einbringung 
der  unberichtigten  Konsumabgabe  stattfindet,  wird  dem  Inhaber  gegen  Leistung 
der  unberichtigten  Konsumabgabe  belassen. 

Entrichtet  er  die  Konsumabgabe  nicht,  so  ist  die  derselben  unterliegende 
gebrannte  geistige  Flüssigkeit  auf  seine  Kosten  in  amtliche  Verwahrung  zu 
nehmen,  und  wird,  falls  die  Einzahlung  der  Konsumabgabe  nicht  innerhalb 
dreier  Monate  vom  Tage  der  Uebemahme  in  die  amtliche  Verwahrung  an  ge- 
rechnet erfolgt,  öfi"entlich  veräussert. 

Der  erlangte  Preis  wird  nach  Abzug  der  Konsiimabgabe  und  der  Kosten 
der  Aufbewahrung  und  Veräusserung  dem  Berechtigten  erfolgt. 

Zweites  Hauptstück. 

Allgemeine,  die  Branntweinerzeugung  betreffende  Anordnungen 
zur  Sicherstellung  der  Abgabe. 

Beschreibung  der  Erzeugungsstätte  und  Uebersicht  der  Werks- 
Vorrichtungen  und  Aufbewahmngsgefässe. 

§  21. 
Wer   Branntwein   zu   erzeugen    oder   mittels   Destillation   umzugestalten 
beabsichtigt,  ist  verpflichtet,  die  Beschreibung  der  Erzeugungsstätte  und  Ueber- 
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sieht   der  Werksvorrichtungen,   beziehungsweise   die  Betriebsanzeige  innerhalb 
der  vorgeschriebenen  Frist  (§§  44  und  58)  einzubringen. 

Anzeige  des  Besitzes  von  Destillierapparaten. 

§  22. 

Besitzer  von  Destillierapparaten,  welche  keine  der  im  vorstehenden  §  21 
erwähnten  Beschäftigungen  treiben  und  sich  nicht  mit  der  Verfertigung  oder 
mit  dem  Verschleisse  solcher  Apparate  beschäftigen,  haben  den  Besitz  dieser 
Apparate  binnen  48  Stunden  nach  Beischaffung  derselben  in  zweifacher  Aus- 
fertigung dem  im  Orte  oder  in  dessen  Nähe  befindlichen,  hierzu  bestimmten 
Finanzorgane  schriftlich  anzuzeigen. 

Ein  Exemplar  der  Anzeige  wird  mit  der  Uebernahmsbestätigung  versehen 
dem  Anzeigenden  zurückgestellt.  Von  der  erwähnten  Anzeige  sind  die  Apotheker 
bloss  bezüglich  jener  Brennvorrichtungen  befreit,  welche  nicht  über  einen  Liter 
fassen  oder  aus  anderem  Materiale  als  Metall  verfertigt  sind. 

Allgemeine  Obliegenheiten  der  Unternehmer  (§  21)  in  Absicht  auf  den 

Gewerbebetrieb. 

§  23. 

Dem  Unternehmer  obliegt  es,  an  dem  äusseren  Teile  der  Erzeugungsstätte 
den  Gewerbsbetrieb  durch  eine  kennbare  Aufschrift  anzudeuten. 

P]r  ist  ferner  für  die  Erhaltung  der  amtlichen  Bezeichnung  an  den  Werks- 
vorrichtungen und  Geräten  verantwortlich  und  insbesondere  verpflichtet,  die 
durch  andere  Personen  oder  durch  Zufall  geschehene  Beschädigung  oder  gänz- 
liche Vertilgung  dieser  Bezeichnung  behufs  der  Erneuerung  derselben  binnen 
24  Stunden  nach  erlangter  Kenntnis  bei  dem  nächsten  Finanzorgane  anzuzeigen. 

Unabhängig  von  der  in  den  §§  53  und  75  bemerkten  Verpflichtung  zur 
Anzeige  des  Betriebsleiters  und  des  Aufsichtspersonales  hat  der  Unternehmer 
eine  während  seiner  Abwesenheit  in  den  Räumen  des  Gewerbsbetriebes  anwesende 
Person  zu  bestellen,  um  in  seinem  Namen  den  Finanzorganen,  denen  die  Ueber- 
wachung  der  Erzeugungsstätte  zugewiesen  ist,  die  erforderlichen  Auskünfte 
zu  erteilen. 

Es  wird  angenommen,  dass  der  Betriebsleiter  oder  in  Abwesenheit  des 
letzteren  derjenige,  der  die  Aufsicht  über  die  Gewerbsgehilfen  und  Arbeiter 
führt,  von  dem  Unternehmer  ermächtigt  sei,  in  seinem  Namen  die  erwähnten 
Auskünfte  zu  geben. 

Bestellt  der  Unternehmer  hierzu  eine  andere  Person,  so  hat  er  dieselbe 
dem  zur  Ueberwachung  der  Unternehmung  berufenen  nächsten  Finanzorgane 
schriftlich  anzuzeigen. 

Das  mit  der  amtlichen  Bestätigung  versehene  Exemplar  der  Beschreibung 
der  Erzeugungsstätte,  der  Uebersicht  der  Werksvorrichtungen  und  Geräte,  dann 
der  Anmeldung  des  steuerbaren  Verfahrens  der  Branntweinerzeugung,  ferner 
der  Anzeigen  über  Betriebsstörungen  und  anderer  erforderlichen  Anzeigen  sind 
nebst  der  SteuerboUette  und  dem  Brennereiregister  in  der  Erzeugungsstätte  in 
einem  hierzu  bestimmten,  den  Finanzorganen  jederzeit  zugänglichen  Behältnisse 
aufzubewahren. 

Wird  die  Unternehmung  gänzlich  aufgelassen,  so  hat  der  Unternehmer  dem 
eben  erwähnten  Finanzorgane  die  schriftliche  Anzeige  hiervon  zu  machen  und 
erst  mittels  der  hierüber  erhaltenen  amtlichen  Bestätigung  wird  er  von  der 
Verantwortlichkeit  für  die  Erhaltung  der  amtlichen  Bezeichnungen  an  den 
Lokalitäten,  Werksvorrichtungen  und  Geräten  enthoben. 

Unterliegt  das  Erzeugnis  der  Brennerei  der  Konsumabgabe,  so  erheben 
die  Finanzorgane  auf  Grund  dieser  Anzeige  die  sämtlichen  Vorräte  an  Branntwein. 

Dem  Unternehmer  steht  es  frei,  die  Konsumabgabe  für  die  erhobene 
Alkoholmenge  teilweise  oder  ganz  sofort  bar  zu  entrichten  oder  in  die  ihm 
bewilligte  Steuerborgung  einzubeziehen. 
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In  beiden  Fällen  wird  dem  Unternehmer  die  der  Konsuraabgabe  unter- 
worfene Alkoholmenge  zur  freien  Verfügung  überlassen. 

Die  unversteuert  gebliebene  Alkoholmenge  wird  als  in  einem  Freilager 
untergebracht  behandelt. 

Vergrösserung    des    Rauminhaltes    der    Gärgefässe,    Aufbewahrung    von 

Erzeugungsst offen   und   Schlempe,   Einsenkung   der  Gefässe   in  die   Erde, 

Verrückung  der  Werksvorrichtungen,  Aufbewahrung  von  anderen  als  zum 

Brennereibetriebe  gehörigen  Vorrichtungen  und  Gefässen  in  der 

Erzeugungsstätte. 

Es  ist  untersagt:  ° 

1.  Ausser  den  zur  Erzeugungsstätte  gehörigen  Betriebsräumen,  StoflFe, 
welche  zur  Branntweinerzeugung  verwendbar  sind,  im  Zustande  der  Maische 
aufzubewahren ; 

2.  Schlempe  im  Brennlokale  aufzubewahren; 

3.  irgend  ein  Gefäss.  mit  Ausnahme  des  Maischbehälters,  ohne  besondere 
Erlaubnis  in  die  Erde  einzusenken; 

4.  die  Betriebs  Vorrichtungen  und  Gefässe  mit  Ausnahme  der  Mutterhefen- 
gefässe,  Hefengärgefässe  und  Süssmaischhefen gefässe  von  der  denselben  in  der 
Erzeugungsstätte  angewiesenen  Stelle  zu  entfernen;  es  wäre  denn,  dass  dieses 
nur  auf  kurze  Zeit  wegen  ihrer  Reinigung  geschieht; 

5.  zum  Betriebe  der  Unternehmung  nicht  gehörige  Betriebsvorrichtungen 
und  Gefässe  in  den  Betriebsräumen  aufzubewahren. 

Ueberdies  ist  den  der  Produktionsabgabe  unterworfenen  Brennereien 
untersagt : 

a)  das  Ueberlaufen  der  Maische  durch  irgend  eine  Vorrichtung  an  dem 
Gärgefässe  zu  hindern,  oder  die  überfliessende  Maische  in  nicht  zu 
Gärungszwecken  angemeldeten  Gefässen  aufzufangen,  oder  überhaupt 
den  Rauminhalt  der  angemeldeten  Gärgefässe  über  den  angemeldeten 
Rauminhalt  zu  vergrössern ; 

b)  in  der  Erzeugungsstätte  andere  zur  Branntweinerzeugung  verwendbare, 
^         als  die  für   das   steuerbare  Verfahren    der  Branntweinerzeugung  an- 
gemeldeten Stoffe  oder  ausser  der  Erzeugungsstätte  derlei  Stoffe  im 
Zustande  der  Maische  aufzubewahren. 

Benutzung  der  Gefässe  und  Werksvorrichtungen  zu  anderen  Zwecken. 

§  25. 

Den  Fall  der  gänzlichen  Auflassung  der  Unternehmung  ausgenommen, 
dürfen  die  Maischgefässe  und  Brennvorrichtungen,  wenn  sich  dieselben  auch 
nicht  unter  amtlichem  Verschlusse  befinden ,  weder  aus  der  Erzeugungsstätte 
hinweggebracht,  noch  zu  einem  anderen  Gebrauche  als  demjenigen,  zu  welchem 
dieselben  angemeldet  wurden,  verwendet  werden,  ohne  dass  vorläufig  dieses 
Vorhaben  bei  dem  zur  Ueberwachung  der  Brennerei  berufenen  nächsten  Finanz- 
organe angezeigt  und  über  die  geschehene  Anzeige  die  amtliche  Bestätigung 
erlangt  wurde. 

In  kleinen  Brennereien  mit  einer  Brennvorichtung  der  im  §  32,  Z.  I, 
bezeichneten  Art,  in  welchen  die  amtliche  Aussergebrauchsetzung  der  Brenn- 
vorrichtung durch  Versiegelung  des  Blasenhelmes  und  der  Kühlvorrichtung  er- 
folgte, ist  die  Benutzung  der  Brennblase  zu  einem  anderen  Gebrauche  als  dem 
des  Brennverfahrens  auch  ohne  Anzeige  gestattet. 

Begriff  der  Erzeugungsstätte. 

§  26. 
Zu  der  Erzeugungsstätte,  deren  Beschreibung  der  Unternehmer  einzubringen 
hat,  werden  gerechnet: 
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1.  Die  Betriebsräume,  d.i.  die  Räume,  in  welchen  das  technische  Verfahren 
der  Erzeugung  oder  die  Raffinierung  von  Branntwein  ausgeübt  wird; 

2.  die  Räume,  in  denen  das  Erzeugnis  aufbewahrt  wird,  insofern  sie  von 
den  unter  1.  angeführten  Räumen  nicht  über  500  m  entfernt  sind; 

3.  alle  mit  einem  unter  1.  oder  2.  aufgeführten  Räume  in  unmittelbarer 
Verbindung  stehenden  Räume. 

Anlegung  des  amtliclien  Verschlusses,  Haftung  für  die  Unversehrtheit 

desselben. 

§  27. 

Solange  der  Betrieb  der  Unternehmung  stille  steht,  werden  die  Werks- 
vorrichtungen durch  amtliche  Versiegelung  oder  auf  andere  geeignete  Art  (durch 
amtlichen  Verschluss)  ausser  Gebrauch  gesetzt. 

Innerhalb  der  Betriebszeit  ist  der  Betriebsleiter,  ausser  der  Betriebszeit 
der  Unternehmer,  oder  wenn  er  der  Finanzbehörde  I.  Instanz  einen  Vertreter 
namhaft  gemacht  hat,  dieser  für  die  unversehrte  Erhaltung  des  amtlichen  Ver- 
schlusses verantwortlich,  wenn  nicht  ein  zufälliges  Ereignis,  an  dem  er  (der 
Betriebsleiter,  beziehungsweise  der  Unternehmer  oder  dessen  Stellvertreter)  keine 
Schuld  trägt,  oder  fremdes  Verschulden  einer  Person,  wofür  ihm  die  Haftung 
nicht  obliegt,  nachgewiesen  wird. 

Welche  Werksvorrichtungen  und  mit  welchen  Mitteln  dieselben  ausser 
Gebrauch  zu  setzen  sind,  ist  nach  Zweck  und  Beschaffenheit  dieser  Vorrichtungen 
von  den  Finanzorganen  zu  beurteilen. 

Die  Aussergebrauchsetzung  durch  amtlichen  Verschluss  tritt,  wenn  es  die 
Finanzorgane  für  notwendig  finden,  auch  während  der  Dauer  des  Gewerbebetriebes 
bei  einzelnen  Werksvorrichtungen  und  Geräten  ein,  die  nicht  in  Verwendung 
kommen  sollen. 

Abnahme  des  amtlichen  Verschlusses. 

§  28. 
Sollte  bis  zu  dem  Zeitpunkte,   mit  welchem  die  angemeldete  Benutzung 
einer   unter   amtlichem  Verschlusse  befindlichen  Werksvorrichtung   (Gefäss)   be- 
ginnen darf,    zur  Abnahme  desselben  kein  Finanzorgan  erscheinen,    so   ist  der 
Unternehmer  berechtigt,  den  amtlichen  Verschluss  selbst  abzunehmen. 

Begriff   des   steuerbaren  Verfahrens ,   Verantwortlichkeit    desjenigen,  der 

dasselbe  leitet. 

§  29. 

Jene  Handlungen,  deren  Anmeldung  zum  Behufe  der  Bemessung  oder 
Sicherstellung  der  Produktionsabgabe,  beziehungsweise  der  Konsumabgabe  an- 
geordnet ist,  werden  steuerbares  Verfahren  genannt. 

Ueber  die  geschehene  Anmeldung  wird  nach  deren  Prüfung  dem  Unter- 
nehmer aus  eigenen  amtlichen  Registern  auf  vorgedrucktem  Papiere  eine  Bollette 
ausgefolgt,  und  darin  für  Brennereien,  welche  der  Produktionsabgabe  unterliegen, 
die  geleistete  Zahlung  der  entfallenden  Abgabe ,  oder  wenn  und  insoweit  die 
Borgung  der  Steuer  stattfindet,  die  Steuervorschreibung,  und  für  Brennereien, 
deren  Erzeugnis  unter  die  Konsumabgabe  fällt,  die  angemeldete  Alkoholmenge 
bestätigt.  Erst  wenn  diese  Bollette  sich  in  der  Erzeugungsstätte  und  in  den 
Händen  des  Unternehmers  oder  derjenigen  Person  befindet,  welche  an  dessen 
Stelle  Rede  und  Antwort  zu  geben  hat,  darf  das  steuerbare  Verfahren  der 
Branntweinerzeugung  zu  der  angemeldeten  Zeit  begonnen  und  dürfen  die  hierzu 
bezeichneten  Werksvorrichtungen  und  Gefässe  verwendet  werden. 

Das  steuerbare  Verfahren  der  Branntweinerzeugung  muss  genau  so,  wie 
es  angemeldet  worden  und  in  der  hierüber  ausgefertigten  Bollette  vorgezeichnet 
ist,  vollzogen  werden. 
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Jede  willkürliche  Abweichung  zieht  die  Anwendung  der  bezüglichen 
Strafbestimmungen  nach  sich. 

Namentlich  ist  es  auch  untersagt,  sich  zum  steuerbaren  Verfahren  der 
Branntweinerzeugung  solcher  Gefässe  und  Vorrichtungen  zu  bedienen,  welche 
nicht  mit  der  gefällsamtlich  vorgeschriebenen  Bezeichnung  versehen  sind. 

Derjenige,  welcher  das  steuerbare  Verfahren  der  Branntweinerzeugung 
leitet,  wird  als  der  Thäter  des  während  seiner  Anwesenheit  im  Ort«  der  Ge- 
werbsstätte stattgefundenen  unangemeldeten  oder  von  der  Anmeldung  und  Bollette 
abweichenden  steuerbaren  Verfahrens  der  Branntweinerzeugung  betrachtet. 

Amtliche  Revision. 

§  30. 

Den  zum  Vollzuge  der  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes  be 
rufenen  Finanzorganen  ist  der  Eintritt  in  die  Erzeugungsstätte  (§  26),  sowie 
das  zum  Vollzuge  ihrer  Amtshandlungen  erforderliche  Verweilen  in  derselben 
bei  Tage  und  während  der  angemeldeten  Betriebszeit  auch  bei  Nacht  unver- 
weigerlich  zu  gestatten  und  ihnen  bei  ihren  Amtshandlungen  in  der  Erzeugungs- 
stätte von  dem  Unternehmer  persönlich  oder  durch  dessen  Dienstpersonale  auf 
Verlangen  die  nötige  Hilfsarbeit  zu  leisten. 

Auch  ausser  den  bemerkten  Fällen  ist  diesen  Organen,  wenn  sie  unter 
Assistenz  eines  Mitgliedes  des  Gemeindevorstandes  oder  unter  anderer  behörd- 
licher Assistenz  erscheinen,  der  Eintritt  in  die  Erzeugungsstätte  der  Unter- 
nehmung und  die  Vornahme  ihrer  Amtshandlungen  daselbst  unverweigerlich 
zu  gestatten. 

Bei  gefällsämtlichen  Untersuchungen  liegt  dem  Unternehmer,  beziehungs- 
weise dessen  Stellvertreter  ob,  die  Bolletten,  Register  und  sonstigen  Urkunden, 
deren  Aufbewahrung  angeordnet  ist,  ungesäumt  vorzuweisen  und  nötigenfalls 
gegen  Empfangsbestätigung  dem  Finanzorgane  einzuhändigen. 


Drittes  Hauptstück. 

Ermittelung    der   Alkoholmenge ,    welche    erzeugt    wird,    Be- 
steuerung  derselben   und   der   mit  der  Branntweinerzeugung 
verbundenen  Presshefenerzeugung. 

Erster  Abschnitt. 

Bezeichnung  der  Ermittelungsarten  imd  Einreihung  der  Brennereien 
in  dieselben  und  in  die  zwei  Abgabearten. 

Ermittelungsarten. 

§  31. 
Die  Alkoholmenge   wird  je   nach  Verschiedenheit   der  Erzeugungsstoffe, 
der  Brennvorrichtung  und  der  Grösse  des  Gärraumes  ermittelt: 

I.  Im  Wege  der  Pauschalierung  nach  der  Leistungsfähigkeit  der  Brenn- 
vorrichtung. 

II.  Auf  Grund  eines  freiwilligen  Uebereinkommens  mit  dem  Brennerei- 
unternehmer (Abfindung)  nach  der  wahrscheinlichen  Grösse  des  Erzeugnisses 
an  Alkohol. 

III.  Auf  Grundlage  der  Anzeigen  eines  EontroUmessapparates  nach  dem 
wirklichen  Erzeugnisse. 

Einteilung  der  Brennereien. 

§  32. 
Zu  diesem  Zwecke  (§  31)  werden  die  Brennereien  eingeteilt: 
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I.  In  Brennereien,  welche  mehlige  Stofi'e  (Erdäpfel,  Getreidearten,  Hülsen- 
früchte) mit  Ausnahme  von  Stärkemehl  verarbeiten,  wenn  folgende  Bedingungen 
vereint  vorhanden  sind: 

a)  Die  Unternehmer  müssen  Landwirte  sein,  welche  die  Branntwein- 
erzeugung nur  aus  selbsterzeugten  Stoffen  jährlich  nur  innerhalb 
eines  im  September,  Oktober  oder  November  beginnenden  sechs- 
monatlichen Zeitraumes  und  nur  deshalb  betreiben,  um  zur  Erhaltung 
ihres  Viehstandes  Schlempe,  und  zwar  nur  in  der  diesem  Viehstande 
entsprechenden  Menge  zu  gewinnen,  oder  abgesehen  davon,  wenn 
der  Erzeugungsstoff  Getreide  ist,  bloss  nicht  reif  gewordenes  oder 
verdorbenes  Getreide  der  eigenen  Fechsung  zur  Branntweinerzeugung 
verwenden ; 

b)  dieselben  dürfen  in  einem  und  demselben  Orte  nur  eine  Brennerei 
besitzen  und  betreiben; 

c)  der  Gesamtgärraum  der  Brennerei  darf  13  hl  nicht  übersteigen,  und 
es  darf  nur  eine  Brennvorrichtung  mit  unmittelbarer  Feuerung 
benutzt  werden,  welche  keine  anderen  Bestandteile  als  eine  einzige 
Brennblase,  Rührwerk,  Blasenhelm,  Kühlflaschen,  Kühlschlange  oder 
nicht  mehr  als  zwei  gerade  Kühlrohre  und  Verbindungsrohr  zwischen 
Blasenhelm  und  Kühlvorrichtung  hat,  und  deren  Brennblase  einen 
Rauminhalt  von  nicht  mehr  als  2  hl  besitzt  und  überdies  nur  durch 
Abnahme  ihres  Helmes  gefüllt  werden  kann. 

Ueberdies  darf  die  Heizfläche  der  Brennblase  im  Verhältnisse  zum  Fül- 
lungsraume  das  Mass  nicht  überschreiten,  welches  der  Finanzminister  einver- 
nehmlich mit  dem  königlich  ungarischen  Finanzminister  im  Verordnungswege 
feststellen  wird. 

n.  In  andere  als  die  unter  I  fallende  Brennereien,  welche  mehlige  Stoffe 
verarbeiten. 

HI.  In  Brennereien,  welche  Cellulose,  Stärkemehl,  Topinambur,  Rüben 
oder  Melasse,  welcher  auch  Abfälle  der  Zuckerfabrikation:  Sirup  und  andere 
Flüssigkeiten  von  höherem  Zuckergehalte  gleichgestellt  werden,  verarbeiten. 

IV.  In  Brennereien,  welche  Weinabfälle  (Weintrester  u.  s.  w.)  verarbeiten 
und  zugleich  mit  Branntwein  weinsaure  Salze  erzeugen. 

V.  In  Brennereien,  welche  andere  als  die  in  I,  II  und  III  bezeichneten 
Stoffe,  wie  Obst,  Treber,  Beerenfrüchte,  Wurzeln,  Weinlager,  Honigwasser  u.  s.  w. 
verarbeiten. 

Pansclxalierang  nach  der  Leistungsfähigkeit  der  Brenn  Vorrichtung. 

§  33. 

Unter  die  Pauschalierung  nach  der  Leistungsfähigkeit  der  Brennvorrichtung 
fallen  die  im  §  82  unter  I  und  V  bezeichneten  Brennereien,  mit  Ausnahme  der 
in  §  84  und  §  35,  Absatz  2  bezeichneten  Fälle. 

Der  Finanzminister  kann  von  dem  Erfordernisse,  dass  das  zur  Verarbeitung 
gelangende  nicht  reif  gewordene  oder  verdorbene  Getreide  aus  der  eigenen 
Fechsung  des  Brennereiunternehmers  herrühren  muss,  zum  Behufe  der  Einreihung 
der  Brennerei  unter  die  Pauschalierung  absehen. 

Abfindnng. 

§  34. 
Die  im  §  31  unter  II  bezeichnete  Abfindung  kann  eintreten: 
1.  Bei  Brennereien,  welche  nicht  mehr  als  zwei  Brennvorrichtungen  be- 
nutzen, die  nur  aus  den  im  §  82,  Z.  I  bezeichneten  Teilen  bestehen  und  deren 
Brennblasen  zusammen  keinen  grösseren  Rauminhalt  als  4  hl  haben,  weim 
Grundbesitzer  die  Brenn  er  eiunternehmer  sind  und  selbsterzeugtes  Obst  oder  Wein- 
treber  und  Weinhefe  aus  der  eigenen  Weinernte  oder  Beerenfrüchte  oder  Wurzeln 
oder  andere  wild  wachsende  Früchte  zur  Branntweinerzeugung  verwenden. 
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Die  Regierung  kann  in  einzelnen  Ländern  oder  Landesteilen,  nait  Rück- 
sicht auf  die  Eigenart  gewisser  kleinerer  landwirtschaftlicher  Weintreberbren- 
nereien,  bei  diesen  die  Abfindung  auch  dann  eintreten  lassen,  wenn  die  Brenn- 
vorrichtungen derselben  nebst  den  im  §  32,  Z.  I  bezeichneten  Teilen  auch  noch 
einen  Lutterkessel  und  zwei  DephlegmationstoUer  haben,  und  der  Rauminhalt 
der  Blasen  zusammen  3  hl  nicht  übersteigt; 

2.  bei  den  im  §  32,  Z.  I  bezeichneten  Brennereien,  wenn  deren  Blase 
nicht  mehr  als  100  1  Rauminhalt  hat; 

3.  bei  Brennereien  ohne  Rücksicht  auf  die  Beschaffenheit  der  Brennvor- 
richtung, welche  von  Bierbrauern  betrieben  werden,  wenn  diese  nur  die  Abfälle 
ihrer  eigenen  Biererzeugung  —  verdorbenes  Bier  ausgenommen  —  zur  Brannt- 
weinerzeugung verwenden. 

Ermittelung  der  Alkoholmenge  nach  dem  wirklichen  Erzeugnisse. 

§  35. 

Unter  die  Ermittelung  der  Alkoholmenge  nach  dem  wirklichen  Erzeug- 
nisse auf  Grund  der  Anzeigen  eines  Kontrollmessapparates  fallen  die  im  §  32 
unter  11,  III  und  IV  bezeichneten  Brennereien. 

Diese  Ermittelungsart  kann  auch  Brennereien,  die  im  §  32,  Z.  V  bezeichnet 
sind,  für  je  eine  ganze  Betriebsperiode  zugestanden  werden. 

Art  der  Abgabenentrichtung. 

§  36. 

Wenn  die  Pauschalierung  nach  der  Leistungsfähigkeit  der  Brennvorrich- 
tung oder  die  Abfindung  stattfindet,  wird  die  Abgabe  bei  der  Erzeugung  ein- 
gehoben. 

Das  gleiche  geschieht  in  den  im  §  32,  Z.  IV  bezeichneten  Brennereien, 
sowie  in  den  im  §  32,  Z.  V  bezeichneten  Brennereien,  in  welchen  die  Alkohol- 
menge nach  dem  wirklichen  Erzeugnisse  ermittelt  wird. 

Dagegen  wird  für  Branntwein,  welcher  in  den  im  §  32,  Z.  II  und  III 
bezeichpeten  Brennereien  erzeugt  wird,  die  Abgabe  bei  dessen  üebergange  aus 
der  amtlichen  Kontrolle  in  den  freien  Verkehr  eingehoben. 


Zweiter  Abschnitt. 

Pauschaliening  nach  der  Leistungsfähigkeit  der  Brennvorrichtung. 

Pauschalierungsmassstab. 

§  37. 
Den  Massstab  der  Pauschalierung  nach  der  Leistungsfähigkeit  der  Brenn- 
vorrichtung  bilden : 

a)  die  Maischmenge,  welche  der  täglichen  Leistungsfähigkeit  der  Brenn- 
vorrichtung entspricht,  und 

b)  für  jeden  Hektoliter  dieser  Maischmenge,  die  in  Hektolitergradeik 
je  nach  der  Stoffgattung,  die  verarbeitet  wird,  festgestellte  Alkohol- 
ausbeute. 

Fortsetzung. 

§  38. 

Als  tägliche  Leistungsfähigkeit  der  Brennvorrichtung,  das  ist  als  Maisch- 
menge, welche  mit  Einrechnung  der  Lutterfüllungen  täglich,  den  Tag  zu 
24  Stunden  gerechnet,  abgetrieben  werden  kann,  wird  angenommen: 

A.  Bei  Verarbeitung  von  mehligen  Stoffen  mit  dem  Vierfachen  des  in 
Litern  ausgedrückten  Füllungsraumes  der  Brennblase; 
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B.  bei  Verarbeitung  von  den  im  §  32,  Z.  V  bezeichneten  Stoffgattungen: 

1.  Für  eine  Brenn  Vorrichtung,  welche  keine  anderen  Bestandteile  als 
eine  unmittelbar  durch  Feuer  zu  heizende  Brennblase,  Rührwerk,  Blasenhelm, 
Kühlflaschen,  Kühlschlange  oder  gerade  Kühlröhren  und  Verbindungsrohr  zwischen 
Blasenhelm  und  Kühlvorrichtung  hat,  mit  dem  Dreifachen  des  in  Litern  aus- 
gedrückten Füllungsraumes  der  Brennblase. 

2.  Für  eine  Brennvorrichtung,  welche  ausser  den  in  1  aufgeführten  Be- 
standteilen 

a)  noch  einen  Maischwärmer  hat,  oder 

b)  noch  mit  Rektifikator,  Lutterbehälter,  Dephlegmator  u.  s.  w.  versehen 
ist,  mit  dem  Vierfachen  des  in  Litern  ausgedrückten  Füllungsraumes 
der  Brennblase; 

3.  für  eine  Brennvorrichtung,  welche  bei  der  unter  1  bezeichneten  Ein- 
richtung noch  mit  einem  Maischvorwärmer  und  mit  einem  oder  mehreren  der 
unter  2  b  aufgeführten  Bestandteile  versehen  ist,  mit  dem  Fünffachen  des  in 
Litern  ausgedrückten  Füllungsraumes  der  Brennblase; 

4.  für  eine  mit  Dampf  zu  heizende  Brennvorrichtung  wenigstens  mit  dem 
Achtfachen  des  in  Litern  ausgedrückten  Füllungsraumes  der  Brennblase,  in 
welche  der  Dampf  eingelassen  wird. 

Sollte  sich  bei  einer  Brennvorrichtung  der  letzteren  Art  (4)  eine  grössere 
tägliche  Leistungsfähigkeit  herausstellen ,  so  ist  diese  Leistungsfähigkeit  durch 
ein  freiwilliges  Uebereinkommen  zwischen  der  Finanzverwaltung  und  dem  Bren- 
nereiunternehmer, und  wenn  ein  solches  nicht  zustande  kommen  sollte,  durch 
Vornahme  eines  Probebrandes  festzustellen. 

Als  Füllungsraum  einer  Brennblase  werden  vier  Fünftel  {*!&)  des  vollen 
Rauminhaltes  derselben  angenommen. 

Wenn  die  in  Litern  ausgedrückte  tägliche  Leistungsfähigkeit  (1  bis  4) 
durch  10  nicht  teilbar  ist,  findet  zur  Erzielung  dieser  Teilbarkeit  die  Abrundung 
nach  abwärts  statt. 

Sollten  Brennereivorrichtungen  in  Verwendung  kommen ,  für  welche  in 
diesem  Paragraphen  kein  Massstab  der  Leistungsfähigkeit  aufgestellt  ist,  so 
wird  deren  Leistungsfähigkeit  vom  Finanzminister  im  Einvernehmen  mit  dem 
königlich  ungarischen  Finanzminister  besonders  festgesetzt. 

Fortsetzung. 

§  39. 
Werden  Trebern  gemengt  mit  Spiritus  auf  die  Brennvorrichtung  gebracht 
(sogenannter  Durchzug  erzeugt),  so  wird  die  Leistungsfähigkeit  der  Brenn- 
vorrichtung bloss  mit  vier  Fünftel  des  im  §  38  festgestellten  Ausmasses  an- 
genommen und  hierbei  in  Absicht  auf  die  Abrundung  nach  der  in  demselben 
Paragraphen  enthaltenen  diesfälligen  Anordnung  vorgegangen. 

Alkoholausbeute. 

§  40. 
Die  Alkoholausbeute  wird   für  jedes   Hektoliter   Maische   mit  Rücksicht 
auf  die  verschiedenen  in  Verwendung  kommenden  Gattungen  der  Erzeugungs- 
stoffe festgesetzt,  wie  folgt: 

a)  Bei  der  Verarbeitung  mehliger  Stoffe  (§  32,  Z.  I)  mit  6  Graden; 

b)  bei  der  Verwendung  von  Sommer-  und  Winterzwetschen ,  Kirschen, 
Weichsein,  Marillen,  Pfirsichen  und  anderem  Steinobst  (mit  Ausnahme 
der  Schlehen),  Wein,  Weinlager,  Wein-  oder  Obstmost,  dann  Trauben 
und  Honigwasser  mit  3  Graden; 

c)  bei  Verwendung  von  Dirnteln,  Schlehen,  Hagebutten,  Aepfeln  und 
Birnen  und  anderem  Kernobst,  Beerengattungen  und  Wurzeln,  dann 
Weintrebern  und  Bierbrauabfällen  mit  2  Graden; 

d)  bei  Verarbeitung  von  abgepresstem  Kernobst  mit  IV*  Graden. 
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An  der  unter  a  angesetzten  Alkoholausbeute  wird  den  in  §  32,  Z.  I 
bezeichneten  Brennereien,  welche  eine  Brennblase  von  nicht  mehr  als  100  1 
Rauminhalt  besitzen,  mit  Ausnahme  derjenigen,  welche  nicht  reifes  oder  ver- 
dorbenes Getreide  nicht  ausschliesslich  für  den  Schlempebedarf  des  Viehstandes 
des  Unternehmers  verarbeiten,  ein  Nachlass  mit  20  Prozent  für  jenen  Betrieb 
bewilligt,  welcher  in  einen  im  September,  Oktober  oder  November  beginnenden 
sechsmonatlichen  Zeitraum  fällt. 

Der  Finanzminister  kann  für  kleine  landwirtschaftliche  Brennereien,  in 
welchen  nur  solche  Weintrebem  zur  Branntweinerzeugung  verwendet  werden, 
deren  Alkoholgehalt  infolge  Wasseraufgusses  zum  Zwecke  der  Tagesweinberei- 
tung  ein  geringerer  ist,  die  Alkoholausbeute  für  jedes  Hektoliter  Maische  bis 
auf  1  Grad  herabsetzen. 

Steuerbares  Verfahren. 

§  41. 
Das  steuerbare  Verfahren  beginnt  bei  Verarbeitung  von  mehligen  Stoffen 
mit  der  üebertragung  der  Erzeugungsstoffe  in  die  Gärgefässe  und  bei  der 
Verarbeitung  der  im  §  40  unter  lit.  b ,  c  und  d  bezeichneten  Stoffgattungen 
mit  der  üebertragung  der  zur  Branntweinerzeugung  bestimmten  Stoffe  (Maische) 
auf  die  Brennvorrichtung. 

Beschränkong  hinsichtlich  der  Gefässe  bei  Verarbeitung  von  mehligen 

Stoffen. 

§  42. 
Für   die   im  §  32,  Z.  I  genannten   Brennereien  wird    insbesondere   noch 
folgendes  bestimmt: 

1 .  Sämtliche  in  Verwendung  kommende  Ge^se  müssen  amtlich  bezeichnet 
und  ausgemessen  sein. 

2.  Zur  Bereitung  und  Unterbringung  der  Maische  dürfen  nicht  mehr  als 
zwei  Bottiche  verwendet  werden,  deren  Gesamtrauminhalt  das  Zweifache  der 
täglichen  Leistungsfähigkeit  der  Brennvorrichtung  (§  38)  nicht  überschreiten  darf. 

3.  Die  Bereitung  der  Maische  bis  zur  Üebertragung  in  die  Brennvorrich- 
tung muss  in  einem  und  demselben  Gefässe  ohne  Anwendung  einer  Kühlvor- 
richtung geschehen  und  die  gegorene  Maische  unmittelbar  aus  diesem  Gefässe 
in  die  Brennvorrichtung  übertragen  werden. 

4.  Wenn  Kunsthefe  bereitet  wird,  darf  keines  der  dazu  bestimmten  Ge- 
fässe den  zehnten  Teil  des  Rauminhaltes  eines  Gärbottiches  und  alle  zusammen 
nicht  den  zehnten  Teil  des  Gesamtrauminhaltes  aller  Gärbottiche  übersteigen. 

Bedingung  der  Benutzung  von  Vormaischbottichen  u.  s.  w. 

§  43. 
Vormaischbottiche,  Kühlschiffe,  Kühlwannen,  Maischbehälter  und  über- 
haupt Gefässe  und  Werksvorrichtungen ,  welche  zur  Aufnahme  und  Aufbewah- 
rung eingemaischter  Stoffe  vor  dem  Beginne  oder  nach  der  Beendigung  der 
für  die  Branntweinerzeugung  erforderlichen  Gärung,  jedoch  vor  dem  Abtriebe 
bestimmt  sind,  dürfen  nm-  in  den  Brennereien,  welche  Brennvorrichtungen  der 
im  §  38  unter  Z.  3  und  4  erwähnten  Beschaffenheit  benutzen,  in  Verwendung 
kommen. 

Anzeige  des  Betriebes,   Befnndaafnahme  und  Ermittelung   der  Leistungs- 
fähigkeit. 

§  44. 
Der   Brennereiunternehmer    hat    behufs    der   Feststellung    der   Leistungs- 
fähigkeit der  Brennvorrichtung  spätestens  vier  Wochen  vor  Eröffnung  der  jähr- 
Finanzarchiv.    V.  Jahrg.  887  23 
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liehen  Erzeugungsperiode  (§  45)  den  Standort  und  die  Konskriptionsnummer 
des  Gebäudes,  in  dem  der  Betrieb  ausgeübt  werden  soll,  bei  dem  zur  Ueber- 
wachung  der  Brennerei  berufenen  nächsten  Finanzorgane  entweder  schriftlich 
oder  mündlich  anzuzeigen. 

Infolge  dieser  Anzeige  wird  die  amtliche  Erhebung  der  Beschaffenheit 
der  Bestandteile  der  Brennvorrichtung,  des  Rauminhaltes  der  Brennblase,  und 
falls  ein  mehliger  Stoff  verarbeitet  werden  soll,  auch  der  für  Verarbeitung  dieser 
Stoffgattung  bestimmten  Maischgefässe,  sowie  die  amtliche  Bezeichnung  dieser 
Gefässe  und  der  Brennvorrichtung  vorgenommen  und  das  Ergebnis  in  einer 
von  dem  Brennereiunternehmer,  oder,  falls  er  des  Schreibens  unkundig  sein 
sollte,  von  zwei  unbefangenen  Zeugen  zu  unterfertigenden  Uebersicht  dargestellt 
und  in  die  letztere  die  tägliche  Leistungsfähigkeit  der  Brennvorrichtung  (§  38) 
eingesetzt. 

Die  Abmessung  des  Rauminhaltes  der  Brennblase  und  der  Maischgefässe; 
hat  mittels  Wassereingusses  zu  geschehen. 

Pauschalierungsperiode. 

§  45. 

Die  Ermittelung  der  Leistungsfähigkeit  erfolgt  für  die  ganze  innerhalb 
der  jährlichen  Zeitperiode  vom  1.  September  bis  Ende  August  fallende  Betriebszeit 
(Erzeugungsperiode). 

Innerhalb  der  Erzeugungsperiode  darf  an  der  Brennvorrichtung  keinerlei 
auf  die  Leistungsfähigkeit  Einüuss  habende  Aenderung  vorgenommen  werden. 

Soll  für  die  nächste  Erzeugungsperiode  eine  solche  Aenderung  stattfinden, 
so  hat  der  Brennereiunternehmer  dieselbe  spätestens  14  Tage  vor  Beginn  dieser 
Periode  in  der  oben  angegebenen  Weise  anzuzeigen,  worüber  in  amtlicher  Be- 
ziehung nach  den  vorstehenden  Bestimmungen  zu  verfahren  ist. 

Ausser  diesein  Falle  wird  eine  neue  amtliche  Ermittelung  der  Leistungs- 
fähigkeit, wenn  dieselbe  nicht  etwa  von  dem  Brennereiunternehmer  früher  ver- 
langt wird,  erst  drei  Jahre  nach  der  zuletzt  erfolgten  vorgenommen. 

Anmeldung. 

a)   Inhalt  derselben  und  Art  der  Einbringung. 

§  46. 

Die  Anmeldung  des  steuerbaren  Verfahrens  hat  bei  jenem  Steueramte 
oder  Finanzorgane  zu  geschehen,  welchem  die  Brennerei  zugewiesen  ist. 

Dieselbe  hat  bei  Brennereien,  für  deren  Brennvorrichtungen  der  Mas.s- 
stab  der  Leistungsfähigkeit  im  §  38  unter  8  oder  4  festgestellt  ist,  schriftlich 
in  zweifacher  Ausfertigung  zu  geschehen;  bei  Brennereien,  für  deren  Brenn- 
vorrichtungen der  Massstab  im  §  38  unter  A  und  B 1  oder  2  festgestellt  ist, 
sind  dagegen  auch  mündliche  Anmeldungen  gestattet,  welche  vom  Finanzorgane 
in  zweifacher  Ausfertigung  aufzunehmen  sind. 

Die  Anmeldung  hat  zu  enthalten: 

a)  den  Vor-  und  Zunamen  des  Brennereiunternehmers,  dann  den  Ort 
und  die  Konskriptionsnummer  des  Gebäudes,  in  welchem  sich  die 
Brennerei  befindet; 

b)  die  Gattung  der  Stoffe,  welche  verarbeitet  werden  sollen,  und  bei 
mehligen  Stoffen  auch  die  Nummern  und  den  Rauminhalt  der  in 
Verwendung  kommenden  Maisch-  und  Hefegefässe; 

c)  die  Nummer  und  die  in  der  amtlichen  Uebersicht  in  Hektolitern 
Maische  festgesetzte  tägliche  Leistungsfähigkeit  der  in  Verwendung 
kommenden  Brennvorrichtung; 

d)  den  Tag  und  die  Stunde  des  Beginnes  der  Uebertragung  der  Er- 
zeugungsstoffe auf  die  Brennvorrichtung  und  bei  Verarbeitung  mehliger 
Stoffe  auch  den  Tag  und  die  Stunde  der  Uebertragung  dieser  Stoffe 
in  die  Gärgefässe; 
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e)  den  Tag  und  die  Stunde  der  Beendigung  des  Brennverfahrens; 

f)  den  zwischen  den  Punkten  d  und  e  liegenden  Zeitraum,  das  ist  die 
Brennzeit  in  Tag  und  Stunden,  wobei  Bruchteile  einer  Stunde  als 
eine  ganze  Stunde  zu  zählen  sind; 

g)  falls  in  der  angemeldeten  Zeitdauer  auch  Presshefe  erzeugt  werden 
sollte,  die  Angabe  dieses  Umstandes. 

Die  schriftliche  Anmeldung  muss  leserlich  geschrieben  sein,  darf  keine 
radierten  oder  durchgestrichenen  Stellen  enthalten  und  muss  von  dem  ßrennerei- 
untemehmer  oder  dessen  Bevollmächtigten  mit  der  Unterschrift  oder  seinem 
Handzeichen  bekräftigt  werden. 

b)   Zeitpunkt  der  Einbringung  derselben. 

§  47. 

Das  steuerbare  Verfahren  ist  in  der  Regel  spätestens  48  Stunden  vor 
Beginn  desselben  anzumelden,  der  Finanzbehörde  I.  Instanz  steht  es  jedoch  zu, 
diese  Frist  über  Ansuchen  des  Brennereiunternehmers  insoweit  abzukürzen,  als 
es  mit  dem  rechtzeitigen  Vollzuge  der  amtlichen  Kontrolle  vereinbar  ist. 

Das  steuerbare  Verfahren  der  Branntweinerzeugung  aus  mehligen  Stoffen 
muss  eine  ununterbrochene  Brennzeit  von  mindestens  acht  Tagen  umfassen. 
Der  Finanzminister  ist  jedoch  ermächtigt,  diese  Brennzeit  bis  auf  24  Stunden 
herabzusetzen. 

Das  steuerbare  Verfahren  der  Branntweinerzeugung  aus  den  im  §  40, 
lit.  b,  c  und  d  aufgeführten  Stoffen  muss  eine  ununterbrochene  Brennzeit  von 
mindestens  24  Stunden  umfassen. 

Bemessung  des  Abgabepanschales. 

§  48. 
Das  Steueramt  oder  Finanzorgan   berechnet    auf  Grund   der  Anmeldung 
das  entfallende  Abgabepauschale   durch  Multiplikation    der  in  Hektolitern  aus- 
gedrückten Leistungsfähigkeit  der  Brennvorrichtung  mit 

a)  der  angemeldeten  Brennzeit; 

b)  der  für  die  angemeldeten  Stoffgattungen  für  je  einen  Hektoliter 
Maische  festgesetzten  Anzahl  Alkoholgraden; 

c)  dem  Abgabensatze  von  35  kr.  von  jedem  Hektolitergrade  (Liter) 
Alkohol. 

Im  Falle  der  Presshefenerzeugung  ist  ausserdem  für  jeden  unter  die 
Besteuerung  fallenden  Hektolitergrad  Alkohol  die  Presshefen  abgäbe  mit  2V2  kr. 
zu  bemessen. 

Bemessung  des  Abgabepauschales  bei  Verarbeitung  von  Stoffgattungen 
von  verschiedener  Alkoholausbeute. 

§  49. 

Werden  Stoffgattungen  von  verschiedener  Alkoholausbeute  zum  steuer- 
baren Verfahren  angemeldet,  so  hat  die  Berechnung  des  Abgabepauschales  nach 
jener  Stoffgattung  zu  geschehen,  für  welche  die  höchste  Alkoholausbeute  fest- 
gesetzt ist. 

Die  Verarbeitung  der  im  §  40  unter  lit.  b,  c  und  d  aufgeführten  Stoff- 
gattungen mit  mehligen  Stoffen  ist  nur  den  im  §  32  unter  1  genannten  Brenne- 
reien gestattet,  und  zwar  nur  gegen  Beobachtung  der  in  dem  §  42  enthal- 
tenen Bestimmungen. 

Abgaberückvergütung  aus  Anlass  von  Betriebshindernissen. 

§  50. 
Betriebshindernisse  geben  in  der  Regel  keinen  Anspruch  auf  eine  Abgabe- 
rückvergütung oder  Abgabeabschreibung. 
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Wird  aber  der  Betrieb  der  Brennvorrichtung  durch  ein  Elementarereignis 
gänzlich  unmöglich  gemacht,  so  wird  die  Rückvergütung  oder  Abschreibung 
der  Abgabe  für  den  Zeitraum,  durch  welchen  infolge  des  Elementarereignisses 
der  angemeldete  Betrieb  der  Brennvorrichtung  unmöglich  war,  unter  der  Be- 
dingung gewährt,  dass  das  eingetretene  Elementarereignis  zum  Zwecke  der 
Konstatierung  der  Betriebsstörung  sogleich  bei  dem  nächsten  Finanzorgane 
schriftlich  in  doppelter  Ausfertigung  angezeigt  wird,  wobei  gestattet  ist,  dass 
in  dem  F'alle,  wo  binnen  acht  Stunden  vom  Zeitpunkte  der  Einhändigung  der 
Anzeige  an  das  Finanzorgan  gerechnet,  kein  Beamter  oder  Angestellter  der 
Finanzverwaltung  erscheinen  sollte,  der  Brennereiunternehmer  das  Betriebs- 
hindernis, sowie  den  Stand  des  Betriebes  durch  einen  Abgeordneten  des  Ge- 
meindevorstandes unter  Beiziehung  zweier  unbefangener  Zeugen  konstatieren 
lassen  kann. 

Das  eine  mit  der  amtlichen  Bestätigung  des  Tages  und  der  Stunde  der 
Ueberreichung ,  sowie  mit  der  Namensfertigung  des  dieselbe  übernehmenden 
Finanzorganes  versehene  Exemplar  der  Anzeige  wird  dem  Brennereiuntemehmer 
zu  seiner  Deckung  zurückgestellt. 

Brennereien,  welche  Brennvorrichtungen  von  der  im  §  38  unter  A  und  B  1 
oder  2  bezeichneten  Art  verwenden,  ist  gestattet,  die  Anzeige  der  Betriebs- 
störung auch  mündlich  zu  machen,  in  welchem  Falle  sie  eine  auch  den  Inhalt 
der  Anzeige  aufnehmende  amtliche  Bestätigung  über  die  Erstattung  der  An- 
zeige erhalten. 


Dritter  Abschnitt. 
Erste  Abteilung. 

Ermittelung  der  erzeugten  Alkoholmenge  nach  den  Anzeigen  eines 
EontroUmessapparates. 

Bestimmungen  über  die  Anwendung   eines  Kon  troll  m  es  s- 

ap  parates. 

§  51. 
Für  die  Anwendung  eines  Kontrollmessapparates  wird  gefordert: 

1.  Das  Brennlokal  muss,  wo  dies  nicht  ohnehin  der  Fall  ist,  im  Ein- 
vernehmen mit  der  Finanzverwaltung  eine  solche  Einrichtung  bekommen,  dass 
der  Kontrollmessapparat  daselbst  auf  einem  leicht  zugänglichen  und  sichtbaren 
Platze,  der  mindestens  je  65  cm  von  dem  Kühlapparate  der  Brennvorrichtung 
und  jeder  Wand  des  Brennlokales  entfernt  ist,  aufgestellt  werden  kann. 

2.  Der  Kühlapparat  der  Brennvorrichtung  muss  so  beschaffen  sein,  dass 
er  in  Absicht  auf  seine  innere  Einrichtung  vollständig  untersucht  und  unter 
sicheren  amtlichen  Verschluss  gelegt  werden  kann. 

3.  Die  Brennvorrichtungeu  müssen  so  eingerichtet  sein,  dass  die  Räume, 
in  welchen  die  alkoholhaltigen  Dämpfe  vorkommen,  in  dauernder,  fester  und 
sicherer  Verbindung  sowohl  untereinander,  als  auch  mit  den  Brennblasen  (Kesseln, 
Kochern)  und  mit  dem  Kühlapparate  (Kühlschlange)  stehen. 

4.  Die  Röhren  und  Räume  der  Brennvorrichtung ,  in  welchen  alkohol- 
haltige Dämpfe,  dann  die  Röhren  und  Räume,  in  welchen  alkoholhaltige  Flüssig- 
keiten —  Maische  ausgenommen  —  bevor  dieselben  durch  den  Kontrollmess- 
apparat geflossen  sind,  vorkommen,  dürfen  weder  schadhafte,  noch  ausgestückelte 
Stellen  haben  und  nur  die  zum  Betriebe  notwendigen,  von  aussen  zugänglichen 
Oeffnungen  besitzen,  letztere  aber  müssen  mit  Hähnen  versehen  sein,  die  bloss 
in  derjenigen  Richtung,  in  welcher  die  Leitung  alkoholhaltiger  Dämpfe  oder 
Flüssigkeiten  geschehen  muss,  durchbohrt  sind,  uad  deren  eine  Ableitung  von 
alkoholhaltigen  Dämpfen  oder  Flüssigkeiten  nach  aussen  ermöglichende  Lüftung 
oder  Entfernung  mittels  des  amtlichen  Verschlusses  derart  verhindert  werden 
kann,  dass  sie  ohne  leicht  wahrnehmbare  Verletzung  desselben  nicht  möglich  ist. 
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Diese  Bestimmung  findet  jedoch  keine  Anwendung  auf  die  Sicherheits- 
ventile, wenn  dieselben  an  dem  oberen  Deckel  der  Brennblase  (Destillier-  oder 
Siederaume)  oder  an  den  obersten  Punkten  der  Dampfleitungsröhren  sich  be- 
finden, welche  die  Brennblasen  untereinander  oder  mit  dem  Rektifikator,  be- 
ziehungsweise Dephlegmator  verbinden. 

Auch  bei  diesen  Ventilen  kann  die  Finanzverwaltung  eine  angemessene 
Versicherung  gegen  Missbrauch  verlangen. 

5.  Die  Röhren,  in  welchen  alkoholhaltige  Flüssigkeiten,  Maische  aus- 
genommen, bevor  dieselben  durch  den  Kontrollmessapparat  geflossen  sind,  ge- 
leitet werden,  müssen  durch  einen  eigenen  Anstrich  erkennbar  und  der  Unter- 
suchung von  allen  Seiten  leicht  zugänglich  sein. 

6.  Das  Verbindungsrohr  zwischen  dem  Kühlapparate  der  Brenn  Vorrichtung 
und  dem  Kontrollmessapparate  muss  in  gerader  Richtung  laufen,  insofern  nicht 
an  den  Enden  desselben  wegen  der  V^erbindung  mit  dem  Kühlapparate  und  dem 
Kontrollmessapparate  eine  Abweichung  von  dieser  Richtung  notwendig  ist,  darf 
nicht  länger  als  3  m  sein,  und  muss  in  Gegenwart  eines  Finanzorganes  mit 
einem  Ueberrohre  aus  glattem,  unangestrichenem  Zinkblech  in  der  Art  versehen 
werden,  dass  zwischen  beiden  Röhren  nach  allen  Seiten  ein  Raum  von  beiläufig 
3  cm  Breite  frei  bleibt. 

Geht  das  Verbindungsrohr  durch  ein  Mauerwerk,  so  darf  dasselbe  nicht 
weniger  als  6  und  nicht  mehr  als  8  cm  an  jeder  Seite  von  der  Mauer  abstehen. 

Geht  das  Verbindungsrohr  durch  eine  im  Mauerwerke  befindliche  Thür 
oder  Fensteröffnung,  so  darf  der  Abstand  desselben  vom  Mauerwerke  auch  mehr 
als  8  cm  beti-agen. 

7.  Wenn  die  Brennvorrichtung  so  eingerichtet  ist,  dass  alkoholhaltige 
Flüssigkeit  in  die  Brennblase  zurückgeleitet  werden  kann,  so  muss  das  Schlempe- 
abflussrohr derart  in  ein  Behältnis  geführt  werden  und  letzteres  so  beschaifen 
sein,  dass  alkoholhaltige  Flüssigkeit  durch  dieses  Rohr  nicht  abgeleitet  werden 
kann,  ohne  dass  sie  sich  mit  einer  grösseren  Menge  Schlempe  vermischt,  oder 
dieses  Rohr  muss  wenigstens  8  cm  vertikal  in  den  Brennraum  hineinragen  oder 
mit  einem  ebenso  hohen  wasserdicht  anschliessenden  Ringe  umgeben  sein,  so 
dass  die  Schlempe  durch  das  Abflussrohr  allein  niemals  gänzlich  abgelassen 
werden  kann,  sondern  immer  Schlempe  zurückbleibt. 

Wenn  die  Brennvorrichtung  mit  sogenanntem  Separator  verbunden  ist, 
so  muss  das  Abflussrohr  desselben  eine  solche  Einrichtung  besitzen ,  dass  der 
Rückstand  der  Destillation  im  Separator  unmittelbar  in  den  Unratskanal  gelangt. 

8.  Sollte  Nachlauf  gezogen  und  derselbe  wieder  auf  die  Brennvorrichtung 
gebracht  werden,  so  findet  eine  Ausscheidung  desselben  aus  den  Anzeigen  des 
Kontroll messapparates  nicht  statt. 

Versehung  der  Brennvonichtong  mit  dem  Kontrollmessapparate. 

§  52. 

Jede  in  der  Brennerei  vorhandene,  mit  einem  eigenen  Kühlapparate  aus- 
gestattete Brennvorrichtimg  muss  mit  einem  den  Anordnungen  des  Finanzmini- 
steriums entsprechenden  Kontrollmessapparate  nebst  Zinksturz  versehen  sein; 
hiervon  ist  jedoch  der  Rektifizierapparat  ausgenommen,  falls  nach  §  76  die 
bedingungsweise  Vereinigung  von  Brennerei  und  Rektifizierung  gestattet  ist. 
Dem  Brennereiunternehmer  obliegt  es,  auf  eigene  Kosten  den  Kontrollmess- 
apparat anzuschaff'en  und  sämtliche  zur  verlässlichen  Aufstellung  desselben  von 
der  Finanzverwaltung  als  notwendig  erkannten  Herstellungen  und  Vorrichtungen 
auf  eigene  Kosten  auszuführen. 

Die  bei  Beginn  dieses  Gesetzes  notwendigen  Kontrollmessapparate  werden 
für  die  bisher  nach  der  Leistungsfähigkeit  des  Maischraumes  pauschalierten 
Brennereien  und  für  diejenigen  Brennereien,  welche  unter  der  Produktbesteue- 
rung  in  der  letzten  Betriebsperiode  durchschnittlich  nicht  mehr  als  5  hl  ge- 
brannte geistige  Flüssigkeit  per  Betriebstag  erzengt  haben .  von  der  Finanz- 
verwaltung auf  Kosten  des  Staatsschatzes  beigestellt. 
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Beschreibung  der  Erzeugungsstätte,  Uebersicht   der  Werksvorrichtungen. 

§   53. 
I.  Allgemeine  Verpflichtung. 

Der  Brennereiunternehmer  hat  spätestens  vier  Wochen  vor  der  jährlichen 
Betriebsperiode  und  im  Laufe  derselben  mindestens  14  Tage  vor  Beginn  des 
Monates,  in  welchem  der  Betrieb  eröfinet  vi^ird,  der  Finanzbehörde  I.  Instanz 
den  Standort  und  die  Konskriptionsnummer  der  Biennerei  anzuzeigen  und  eine 
genaue  Beschreibung  der  zum  Betriebe  gehörigen  Lokalitäten,  sowie  eine  Ueber- 
sicht aller  in  der  Erzeugungsstätte  befindlichen,  zum  Brennereibetriebe  geeig- 
neten Werksvorrichtungen  und  Gefässe,  insbesondere  der  Bottiche,  Kühlstöcke, 
Kessel ,  Kocher  und  dergleichen  unter  genauer  Angabe  des  Rauminhaltes  der- 
selben in  doppelter  Ausfertigung  zu  überreichen  und  in  der  Beschreibung  oder 
Uebersicht  auch  von  den  Dienstleuten  diejenigen  Personen,  welche  die  Aufsicht 
über  die  übrigen  führen,  sowie  die  Person  zu  bezeichnen,  welche  fortwährend 
oder  in  Abwesenheit  des  Brennereiunternehmers  den  Brennereibetrieb  leitet,  und 
welche  diese  Stellung  durch  ihre  Namensfertigung  zu  bestätigen  hat.  Weder 
in  der  Beschreibung,  noch  in  der  Uebersicht  dürfen  geänderte,  durchstrichene, 
oder  radierte  Stellen  vorkommen,  widrigens  diese  Schriftstücke  von  der  Finanz- 
behörde zurückzuweisen  sind. 

Ein  Exemplar  der  Beschreibung  und  Uebersicht  wird,  mit  der  amtlichen 
Bestätigung  der  geschehenen  Ueberreichung  versehen,  dem  Brennereiunternehmer 
oder  dessen  Bevollmächtigten  zu  seiner  Deckung  zurückgestellt. 

Die  erwähnte  Beschreibung  und  Uebersiclit  haben  auch  für  die  folgenden 
Betriebsperioden  zu  gelten ,  wofern  für  dieselben  eine  Aenderung  nicht  beab- 
sichtigt wird. 

Die  Erhebung  des  Rauminhaltes  der  Gefässe  (§  54)  hat  aber  jedenfalls 
einzutreten,  wenn  dieselbe  während  der  letzten  drei  Betriebsperioden  nicht  ge- 
schehen ist,  oder  wenn  dieselbe  ausdrücklich  von  dem  Brennereiunternehmer 
verlangt  wird. 

Wird  eine  Aenderung  der  Brennereieinrichtung  beabsichtigt,  so  ist  die- 
selbe spätestens  14  Tage  vor  Beginn  der  jährlichen  Betriebsperiode,  und  wenn 
sie  im  Laufe  der  Betriebsperiode  eintreten  soll,  14  Tage  vor  der  beabsichtigten 
Vornahme  derselben  bei  der  Finanzbehörde  I.  Instanz  zum  Behufe  der  erforder- 
lichen Amtshandlung  anzuzeigen.  Aenderungen  im  Stande  des  Aufsichtsper- 
sonales oder  in  der  Person  des  Brennereileiters  hat  der  Brennereiunternehmer 
binnen  24  Stunden  dem  mit  der  Ueberwachung  der  Brennerei  betrauten  Finanz- 
organe anzuzeigen. 

IL  Verpflichtungen  bei  der  Presshefenerzeugung. 

Ein  Brennereiunternehmer,  welcher  in  seiner  Brennerei  Presshefe  gewinnen 
will,  hat  die  schriftliche  Anzeige  dieses  Vorhabens  in  zwei  Exemplaren  spätestens 
14  Tage  vor  dem  Beginne  dieser  Erzeugung  bei  der  F'inanzbehörde  I.  Instanz 
einzubringen. 

Die  Anzeige  ist  für  mindestens  zwei  unmittelbar  auf  einander  folgende 
monatliche  Perioden  der  Anmeldung  des  Brennereibetriebes  derart  bindend,  dass 
die  Verbrauchssteuer  für  Presshefe  (§  4)  auch  dann  zu  entrichten  ist,  wenn  die 
Presshefenerzeugung   bei    dem  Brennereibetriebe   nicht   ausgeübt  werden  sollte. 

Ein  Pjxemplar  der  Anzeige  wird,  versehen  mit  der  amtliclien  Bestätigung 
der  Ueberreichung,  dem  Unternehmer  zurückgestellt. 

Befundaufnahme. 

§   54. 
Die  Finanzbehörde  I.  Instanz   verfügt   auf  Grund   der  Beschreibung    und 
Uebersicht  (§  53)    die    amtliche  Untersuchung  und  Bezeichnung   der  gedachten 
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Lokalitäten,  Werksvorrichtungen  und  Gefässe,   sowie  die  Erhebung  des  Raum- 
inhaltes der  Gefässe  und  Behältnisse. 

Zur  Ermittelung  des  Rauminhaltes  sind  folgende  Gefässe  und  Behältnisse 
mittels  Wassereingusses  auszumessen,  insoweit  die  Gestalt  derselben  nicht  eine 
einfache  und  genaue  Berechnung  des  Rauminhaltes  nach  ihren  Dimensionen 
gestattet,  und  zwar: 

a)  die  Gärbottiche, 

b)  die  Hefenverteiler  (Vorgärbottiche), 

c)  die  Hefengärgefilsse, 

d)  die  Mutterhefengefässe, 

e)  die  MutterhefenkühlschifiFe, 

f)  die  Maischbehälter  und  Montejus  für  mit  einem  Gärmittel  versetzte 
gärende  oder  gegorene  Maische, 

g)  überhaupt  alle  Gefässe,  welche  zur  Aufnahme  gärender,  oder  doch 
schon  mit  einem  Gärmittel  versetzter  Maische  bestimmt  sind,  oder 
welche  mit  Ausnahme  der  Brennvorrichtung  zur  Aufnahme  gegorener 
Maische  dienen, 

h)    die  Reservoirs  für  Branntwein. 

Der  Unternehmer  ist  verbunden,  hierbei  jede  Auskunft  und  Nach  Weisung, 
welche  zum  Behufe  der  steueramtlichen  Kontrolle  erforderlich  ist,  an  die  Hand 
zu  geben. 

Auch  alle  zum  Betriebe  bestimmten  Personen  sind  verpflichtet,  der  Auf- 
forderung des  Finanzorganes  in  dieser  Beziehung  Folge  zu  leisten. 

Bei  Vornahme  dieser  Untersuchung  muss  vor  allem  darauf  gesehen  wer- 
den, dass  die  im  §  51  gestellten  Forderungen  für  die  Anwendung  eines  KontroU- 
messapparates  vollständig  erfüllt  sind. 

Sind  diese  Forderungen  erfüllt,  so  wird  zur  Aufstellung  des  Kontroll- 
messapparates  und  Verbindung  desselben  mit  der  Brennvorrichtung  geschritten 
und  der  amtliche  Verschluss  an  den  Hähnen  und  Verbindungsstellen  der  Brenn- 
vorrichtung, des  Kühlapparates  u.  s.  w.  angelegt. 

Ueber  das  Ergebnis  aller  dieser  Amtshandlungen  ist  ein  von  dem  Bren- 
nereiunternehmer oder  dessen  bevollmächtigtem  Stellvertreter  mitzufertigendes 
Protokoll  (Befundsprotokoll)  aufzunehmen  und  in  demselben  auch  die  Zahl  und 
Beschaffenheit  der  angelegten  amtlichen  Verschlüsse,  dann  jener  Stellen  der 
Brenn  Vorrichtung  u.  s.  w. ,"  an  welchen  dieselben  angelegt  wurden,  genau  zu 
bezeichnen  und  die  Ziffern  des  Uhrwerkes .  welche  jeder  aufgestellte  Kontroll- 
messappardt  nach  geschehenem  amtlichen  Verschlusse  desselben  zeigt,  mit 
Worten  und  Ziffern  ersichtlich  zu  machen. 

Bei  der  Befundsaufnahme  ist  zugleich  für  jede  Brennvorrichtung,  welche 
mit  einem  Kontrollmessapparate  verbunden  ist,  der  nicht  unmittelbar  die  Alko- 
holnienge,  sondern  die  Menge  des  Erzeugnisses  und  den  Alkoholgehalt  desselben 
oder  nur  die  Menge  der  Erzeugnisse  mit  Probesammlung  anzeigt,  nach  Mass- 
gabe ihrer  Einrichtung  der  durchschnittliche  Alkoholgehalt  des  Erzeugnisses 
festzusetzen  und  im  Befundsprotokolle  anzuführen. 

Dieser  durchschnittliche  Alkoholgehalt  darf  jedoch  in  Brennereien,  deren 
durchschnittliche  tägliche  Erzeugnismenge  in  der  monatlichen  Anmeldungs- 
periode 2  hl  Alkohol  nicht  übersteigt,  nicht  unter  70  Grad,  in  Brennereien, 
deren  durchschnittliche  tägliche  Erzeugnismenge  in  der  monatlichen  Anmeldungs 
periode  über  2  bis  7  hl  beträgt,  nicht  unter  75  Grad,  und  in  Brennereien,  deren 
durchschnittliche  tägliche  Erzeugungsmenge  in  der  monatlichen  Anmeldungs- 
periode 7  hl  übersteigt,  nicht  unter  80  Grad  des  hundertteiligen  Alkoholometers 
angenommen  werden. 

Dieser  festgesetzte  Alkoholgehalt  wird  der  Abrechnung  zu  Grunde  gelegt, 
falls  die  Anzeige  des  Kontrollmessapparates  auf  einen  geringeren  Alkoholgehalt 
lauten  sollte. 

Die  vorstehenden  Bestimmungen  hinsichtlich  der  Festsetzung  des  geringsten 
durchschnittlichen  Alkoholgehaltes  finden  jedoch  auf  Brennereien,  welche  die 
im  §  32,  Z.  IV  und  V  bezeichneten  Stoffe  verai-beiten,  keine  Anwendung. 
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Gültigkeit  des  Befundsprotokolles. 

§  55. 
Das  im  Sinne  des  vorstehenden  §  54  aufgenommene  Befundsprotokoll  hat 
auch   für   die   folgenden  Betriebsperioden  zu  gelten ,   wofern  für  dieselben  eine 
Aenderung  nicht  beabsichtigt  wird. 

Alkoholometer,  Saccharometer  und  Thermometer  zum  Gebrauche  der 

Finanzorgane. 

§  56. 
In  den  Brennereilokalitäten  müssen  folgende  Instrumente  in  vollkommen 
brauchbarem  Zustande   vorbanden    sein   und   den    zur  Ueberwachung  der  Bren- 
nerei bestimmten  Finanzorganen  auf  Verlangen  zur  Verfügung  gestellt  werden : 

a)  ein  hundertteiliger  Alkoholometer  von  der  angeordneten  Einrichtung; 

b)  ein  Saccharometer  von  der  für  die  Gefällsorgane  vorgeschriebenen 
Einrichtung,  beide  Instrumente  mit  dem  Prüfungscertifikate  ver- 
sehen, dann 

c)  ein  Thermometer  nach  Reaumur. 

Beginn  und  Umfang  des  steuerbaren  Verfahrens  der  Branntweinerzeugung. 

§   57. 

Das  steuerbare  Verfahren  der  Branntweinerzeugung  beginnt  bei  der  Ver- 
arbeitung von  mehligen  Stoffen  und  Cellulose  mit  Uebertragung  dieser  Stoffe 
in  den  Vormaischbottich  (Verzuckerungsbottich),  bei  der  Verarbeitung  von 
Melasse  und  dieser  gleichgestellten  Stoffen  mit  der  Uebertragung  dieser  Stoffe 
in  den  Auflösbottich  und  bei  der  Verarbeitung  von  Rüben  und  Topinambur 
mit  der  Uebertragung  dieser  Stoffe  in  die  Macerationsbottiche,  wenn  aber  Vor- 
maisch-, Auf  lös-  oder  Macerationsgefässe  nicht  vorhanden  sind,  mit  der  Ueber- 
tragung der  Stoffe  in  die  Gärbottiche,  und  umfasst  alle  weiteren  Schritte  des 
Maischverfahrens,  die  Gärung  der  Maische  und  den  Abtrieb  derselben. 

Bei  Verwendung  von  Gefässen,  welche  zum  Kochen  des  Maischgutes  dienen 
(Maischkochapparate,  Vormaischkocher,  Erdäpfeldampffass)  und  die  mit  irgend 
einer  Kühlvorrichtung,  Luftpumpe  u.  dergl.  versehen  oder  mit  dem  Kühlschiffe 
durch  eine  Röhrenleitung  in  Verbindung  sind;  ferner  bei  Verwendung  von 
Macerationsgefässen  in  Getreide-  und  Maisbrennereien,  welche  mit  den  Gär- 
gefässen  oder  der  Brennvorrichtung  durch  Rinnen  oder  Röhren  in  unmittelbarer 
Verbindung  stehen  oder  eine  Dampfzuleitung  haben,  beginnt  das  steuerbare 
Verfahren  der  Branntweinerzeugung  schon  mit  der  Uebertragung  der  Erzeugungs- 
stofie  in  diese  Werksvorrichtungen. 

Anmeldung  desselben. 

§   58. 

Das  steuerbare  Verfahren  der  Branntweinerzeugung  ist  spätestens  24  Stun- 
den vor  Beginn  desselben  bei  jenem  Steueramte  schriftlich  anzumelden,  welchem 
die  Brennerei  zugewiesen  ist. 

Die  Anmeldungen  müssen  auf  amtlich  vorgedruckten  Blanketten  in  drei 
gleichlautenden  Ausfertigungen  überreicht  werden,  leserlich  geschrieben  und 
von  dem  Unternehmer  oder  dem  Bi-ennereileiter  eigenhändig  unterfertigt  sein 
und  dürfen  weder  geänderte,  noch  durchstrichene  oder  radierte  Stellen  enthalten, 
widrigens  sie  nicht  angenommen  werden  dürfen. 

Ein  mit  der  amtlichen  Bestätigung  der  geschehenen  Ueberreichung  ver- 
sehenes Exemplar  der  Anmeldung  wird  der  Partei  zugleich  mit  der  Anmeldungs- 
boUette  zurückgestellt. 

Die    Anmeldungen    müssen    das    ganze    steuerbare    Verfahren    umfassen, 
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welches  innerhalb  einer  monatlichen  Zeitperiode,  deren  Anfang  und  Schlusstag 
für  jede  Brennerei  abgesondert  von  der  Finanzverwaltung  bestimmt  wird,  statt- 
finden soll,  und  dürfen  diesen  Zeitraum  nicht  überschreiten. 

Unter  Tag  wird  bei  dieser  Berechnung  die  Zeit  von  8  Uhr  früh  des  einen 
Tages  bis  wieder  8  Uhr  früh  des  nächstfolgenden  Tages  verstanden.  Wenn 
also  eine  Brennerei,  welche  den  monatlichen  Zeitraum  z.  B.  vom  18.  Monats- 
tage zu  rechnen  hat,  das  steuerbare  Verfahren  erst  am  25.  Monatstage  eröffiiet, 
oder  nach  vorausgegangener  Unterbrechung  wieder  fortsetzt ,  so  darf  die  An- 
meldung und  die  damit  verbundene  Abrechnung  keinesfalls  sich  bis  zum  25. 
8  Uiir  früh  des  nächstfolgenden  Monates  ausdehnen,  sondern  hat  mit  dem  18. 
8  Uhr  früh  dieses  Monates  abzuschliessen. 

Die  Anmeldungen  haben  zu  enthalten: 

a)  Den  Namen  des  Brennereiuntemehmers ,  den  Standort  und  die  Kon- 
skriptionsnummer der  Brennerei; 

b)  Monat,  Tag  und  Stunde  des  Beginnes  des  steuetbaren  Verfahrens 
und  den  Tag,  an  dem  es  beendigt  sein  wird,  nebst  der  Angabe,  ob 
der  Betrieb  der  Brennvorrichtung  Tag  und  Nacht  fortgesetzt  oder 
nur  auf  die  Tagesstunden  beschränkt  sein  wird. 

Sollten  innerhalb  des  angemeldeten  Zeitraumes  Betriebsunter- 
brechungen beabsichtigt  sein,  so  sind  Anfang  und  Ende  des  steuer- 
baren Verfahrens  für  jeden  Betriebszeitabschnitt  gesondert  anzugeben; 

c)  die  Menge  und  Gattung  der  zu  verarbeitenden  Stoffe. 

Die  Menge  ist  für  jede  Gattung  gesondert,  und  zwar  nach  dem 
Gewichte  anzugeben; 

d)  die  Anzahl,  die  Nummer  und  den  Rauminhalt  der  zur  Verwendung 
bestimmten  Gärgefässe  (Gärbottiche,  Hefegärgefässe  u.  s.  w.): 

e)  die  zu  erzeugende  beiläufige  Menge  Alkohol  in  Hektolitergraden  bei 
der  Temperatur  von  -{-  12"  Reaumur  (Hektolitergrade  Alkohol),  und 
falls  die  Brennerei  der  Produktionsabgabe  unterliegt,  auch  der  ent- 
fallende Betrag  der  Abgabe; 

f)  falls  in  der  angemeldeten  Zeitdauer  auch  Presshefe  erzeugt  werden 
sollte,  die  Angabe  dieses  Umstandes  und  der  entfallenden  Verbrauchs- 

-  abgäbe  für  Presshefe; 

g)  die  in  Verwendung  kommenden  Brennvorrichtungen,  sowie  Gattung 
und  Nummer  der  damit  verbundenen  Kontrollmessapparate.  Wenn 
zur  Zeit,  wo  die  Anmeldung  eingebracht  wird,  der  Brennereibetrieb 
unterbrochen  ist,  so  ist  auch  der  Stand  des  Uhrwerkes  bei  jedem 
Kontrollmessapparate  mit  Worten  und  Zifi'ern  anzugeben. 

Abänderung  der  Anmeldung. 

§  59. 

Die  Gattung  und  Menge  der  zu  verarbeitenden  Stoffe  (§  58  lit.  c)  kann, 
wenn  hiervon  mindestens  24  Stimden  vorher  die  Anzeige  bei  dem  mit  der  Ueber- 
wachung  der  Brennerei  betrauten  Finanzorgane  schriftlich  gemacht  wird,  nach- 
träglich geändert  werden. 

Auch  eine  Aenderung  im  Bestände  oder  Rauminhalte  der  angemeldeten 
Gärgefässe  (§  58  lit.  d)  ist  gegen  eine  solche  vorläufige  Anzeige  und  gegen 
gleichzeitige  Eintragung  derselben  in  das  Brennereiregister  gestattet. 

Die  nach  der  Anmeldung  für  den  noch  übrigen  Teil  der  Anmeldungs- 
periode verhältnismässig  entfallende  Alkoholmenge  kann  durch  eine  solche  nach- 
trägliche Anmeldung  vermehrt  oder  vennindert  werden. 

Straffreier  Spielraum  der  angemeldeten  Alkoholmenge. 

§  60. 
Bei  der  Anmeldung  der  Alkoholmenge  wird  ein  Spielraum  von  15  Prozent 
aufwärts   und    15  Prozent   abwärts   in   der  Art  gestattet,   dass  erst  eine  Mehr- 
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oder  Minderelzeugung,  welche  15  Prozent  der  angemeldeten  Menge  überschreitet, 
insofern  nicht  eine  Verkürzung  des  Gefälles  erwiesen  ist,  als  Unregelmässig- 
keit im  steuerbaren  Verfahren  zu  ahnden  ist. 

Bei  der  Beurteilung,  ob  der  Spielraum  von  15  Prozent  überschritten 
wurde,  ist  immer  nur  das  Erzeugnis  einer  Anmeldung  massgebend. 

Störungen  im  regelmässigen  Gange  des  KontroUmessapparates. 

a)  Anzeige  der  Störung. 

§  61. 

Sollte  eine  Störung  des  regelmässigen  Ganges  eines  in  Verwendung 
stehenden  KontroUmessapparates  wahrgenommen  werden,  so  ist  der  Brennerei- 
leiter vei'pllichtet ,  hiervon  sogleich  in  zwei  gleichlautenden  Ausfertigungen  die 
Anzeige  dem  mit  der  Ueberwachung  der  Brennerei  betrauten  Finanzorgane  zum 
Behufe  der  vorzunehmenden  Erhebung  der  Ursachen  der  angezeigten  Störung 
zu  erstatten. 

Das  eine  mit  der  Bestätigung  der  Ueberreichung  versehene  Exemplar 
wird  der  Brennerei  zur  Deckung  zurückgestellt. 

Die  Anzeige  ist  sogleich  bei  der  Absendung  vollinhaltlich  im  Brennerei- 
register in  solcher  Weise  einzutragen,  dass  die  Schrift  über  die  volle  Seiten- 
breite des  Registei's  geht. 

Störungen  des  regelmässigen  Ganges  des  KontroUmessapparates,  welche 
nicht  an  der  betreffenden  Stelle  des  Registers  in  der  eben  angegebenen  Weise 
eingetragen  erscheinen,  sind  als  nicht  angezeigt  zu  betrachten. 

b)  Art  der  Ermittelung  der  Alkoholmenge  während  der  Störung. 

§  62. 
1.  Während    einer   solchen    Störung   (§   61)    darf  das   Brennverfahren   in 
einer  Brennerei,    in   welcher  nur  Ein  Kontrollmessapparat   aufgestellt  ist,    nur 
durcli    längstens    zehn  Tage ,    vom  Eintritte   der  Störung   an   gerechnet ,    unter 
folgenden  Bedingungen  fortgesetzt  werden: 

1.  In  dem  Zeitabschnitte,  in  welchen  diese  Fortsetzung  des  Brennver- 
fahrens fällt,  darf  in  der  Zahl  und  dem  Rauminhalte  der  im  §  54  bezeichneten 
Gefässe  eine  Aenderung  nicht  eintreten. 

2.  Als  erzeugte  Alkoholmenge  wird  für  diesen  Zeitabschnitt  auf  je  24 
Stunden  und  jedes  Hektoliter  des  Rauminhaltes  der  angemeldeten  Gärgefässe 
{§  58,  lit.  d)  diejenige  berechnet,  welche  für  die  der  Störung  in  derselben  An- 
nieldungsperiode  vorangegangene  Betriebszeit  nach  den  Anzeigen  des  KontroU- 
messapparates auf  jeden  Betriebstag  und  jedes  Hektoliter  der  angemeldeten 
Gärgefässe,  oder,  falls  etwa  bei  verbotwidriger  Verwendung  von  Gärgefässen 
der  Rauminhalt  der  wirklich  verwendeten  grösser,  als  derjenige  der  angemeldeten 
war,  für  jedes  Hektoliter  der  wirklich  verwendeten  Gärgefässe  entfällt. 

Sollte  diese  Zeit  10  volle  Betriebstage  nicht  umfassen  und  innerhalb  des 
der  laufenden  Anmeldungsperiode  unmittelbar  vorausgegangenen  sechsmonatlichen 
Zeitraumes  eine  monatliche  Abrechnung  für  die  Brennerei  erfolgt  sein,  welche 
mindestens  10  Betriebstage  umfasst,  so  wird  für  je  24  Stunden  und  jedes  Hekto- 
liter des  Rauminhaltes  der  angemeldeten  Gärgefässe  die  erzeugte  Alkoholmenge 
nach  dem  Verhältnisse  dieser  Abrechnungsperiode  ermittelt. 

3  In  keinem  Falle  darf  die  Alkoholmenge  geringer  angenommen  werden, 
als  jene  Menge,  welche  nach  der  Anmeldung  für  diese  Zeit  der  Stöi'ung  ver- 
hältnismässig entfällt. 

II.  In  Brennereien,  wo  mehrere  Brennvorrichtungen  mit  Kontrollmess- 
apparaten  aufgestellt  sind,  kann  das  Brennverfahren  ebenfalls  unter  den  vor- 
stehenden, auf  den  gesamten  Betrieb  anzuwendenden  Bedingungen  (I.  ZZ.  1,  2,  3) 
fortgesetzt  werden,  wobei  jedoch  selbstverständlich  die  erzeugte  Alkoholmenge 
nie  unter  den  Anzeigen  der  noch  im  regelmässigen  Gange  befindlichen  Kontroll- 
messapparate  angenommen  werden  darf. 
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III.  Sollten  in  einer  Brennerei  Störungen  des  regelmässigen  Ganges  der 
Kontrollmessapparate  im  Laufe  einer  Krzeugungsperiode  öfter  als  dreimal  vor- 
kommen, so  kann  die  obige  zehntägige  Frist  (I)  herabgesetzt,  eventuell  ganz 
entzogen  werden.  Diese  Frist  kann  auch  abgekürzt  werden ,  wenn  der  Ersatz 
des  KontroUmessapparates  in  kürzerer  Zeit  möglich  ist. 

IV.  In  einer  Brennerei,  in  welcher  mehrere  Brennvorrichtungen  mit  Kon- 
trollmessapparaten  aufgestellt  sind,  kann  das  Verfahren  auch  gegen  dem  fort- 
gesetzt werden,  dass  die  Brennvorrichtung,  mit  welcher  der  im  Gange  gestörte 
Kontrollmessapparat  verbunden  ist,  sogleich,  nachdem  die  auf  demselben  beim 
Eintritte  der  Störung  befindliche  Maische  abgebrannt  ist,  amtlich  ausser  Ge- 
brauch gesetzt  wird. 

Für  diesen  Maischabtrieb  ist  die  Alkoholmenge  nach  der  amtlich  beob- 
achteten gewöhnlichen  Leistung  der  Brennvorrichtung  zu  bemessen. 

V.  Der  Finanzminister  kann  im  gemeinsamen  Einverständnisse  mit  dem 
königlich  ungarischen  Finanzminister  auch  anordnen,  dass  die  Ermittelung  der 
erzeugten  Alkoholmenge  für  die  Dauer  der  Störung  des  regelmässigen  Ganges 
des  KontroUmessapparates  nach  der  Menge,  Konzentration  und  Gärungsattenuation 
der  Branntweinmaische  bewirkt  werde. 

Das  Verbot  des  §  24  a  hat  in  solchen  Fällen  ausnahmslos  Platz  zu  greifen. 

Betriebsstörungen. 

§  63. 

Wird  durch  ein  unabwendbares  Hindernis  der  Betrieb  der  Brennerei 
gehemmt  oder  unterbrochen,  so  dass  das  Verfahren  nicht  der  Anmeldung  gemäss 
vollzogen  werden  kann,  so  hat  der  Brennereileiter  das  Hindernis  sogleich  bei 
dem  nächsten  mit  der  L'eberwachung  der  Brennerei  betrauten  Finanzorgane 
schriftlich  in  doppelter  Ausfertigung  anzuzeigen. 

Die  erstattete  Anzeige  ist  in  der  im  §  61  angeordneten  Weise  in  das 
Brennereiregister  einzutragen.  Betriebshindernisse,  welche  nicht  in  solcher  Weise 
im  Register  eingetragen  erscheinen,  sind  als  nicht  angezeigt  zu  betrachten. 

Wird  infolge  eines  solchen  vorschrittsmässig  angezeigten  Hindernisses  die 
Fortsetzung  des  Verfahrens  in  der  angemeldeten  Betriebszeit  unmöglich  gemacht, 
so  wird  die  angemeldete  Alkoholmenge  in  dem  Masse  reduziert,  als  sie  durch 
das  Ergebnis  der  bis  zum  Eintritte  des  Hindernisses  stattgefundenen  Erzeugung 
geistiger  Flüssigkeit  nicht  erschöpft  ist. 

Wenn  aber  durch  ein  solches  Hindernis  nur  ein  verändertes  Verfahren 
für  die  nach  der  Anmeldung  noch  übrige  Betriebszeit  herbeigeführt  wird,  so 
ist  für  die  letztere  eine  neue  Anmeldung  zu  üben'eichen. 

Monatliche  Eonstatierung  der  erzeugten  Alkoholmenge. 

§   64. 

Mit  Schluss  der  monatlichen  Anmeldungsperiode  (§  58)  wird  die  erzeugte 
Alkoholmenge  nach  den  Anzeigen  des  KontroUmessapparates  mit  Berücksichtigung 
der  für  etwa  eingetretene  Störungen  des  Ganges  des  KontroUmessapparates 
ei-mittelten  Ergebnisse  (§  (32)  amtlich  konstatiert. 

L'nterliegt  die  Brennerei  der  Produktionsabgabe,  so  wird  die  letztere  für 
die  konstatierte  Alkoholmenge  berechnet.  Ist  die  laut  Anmeldung  entfallende 
Produktionsabgabe  kleiner  als  die  bei  dieser  Abrechnung  sich  ergebende  Gebühr, 
so  ist  der  Abgang,  wenn  der  ßrennereiimternehmer  die  Abgabeborgung  geniesst, 
soweit  die  Sicherstellung  noch  ausreicht,  in  die  Borgung  einzubeziehen ,  der 
allfällige  Rest  aber,  und  wenn  der  Brennereiuntemehmer  die  Abgabeborgung 
nicht  geniesst,  der  ganze  Abgang  binnen  3  Tagen  bei  Vermeidimg  der  Exe- 
kution nachzuzahlen. 

Diese  Bestimmung  ist  sinngemäss  auf  die  Verbrauchsabgabe  für  Press- 
hefe anzuwenden,  falls  eine  Presshefenerzeugung  stattfand. 

Wenn   der   Unternehmer   einer   unter   der   Produktionsabgabe  stehenden 
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Brennerei  das  ganze  Erzeugnis  oder  einen  Teil  desselben  zur  Ausfuhr  bestimmt, 
und  zu  diesem  Behufe  die  abgabenfreie  Lagerung  desselben  (§  6)  verlangt,  so 
wird  die  hierfür  entfallende  Abgabe  aus  dem  Abrechnungsergebnisse  ausgeschie- 
den, und  gegen  vorschriftsmässige  Sicherstellung  mit  der  Massgabe  vorgemerkt, 
dass  sie  in  dem  Verhältnisse,  in  welchem  die  Ausfuhr  des  Branntweines,  auf  die 
sie  sich  bezieht,  wirklich  stattfindet,  oder  die  Auslagerung  desselben  für  den 
freien  Verkehr  eintritt,  im  ersteren  Falle  in  Abfall  zu  bringen,  im  zweiten  Falle 
aber  bei  der  Auslagerung  zu  entrichten  ist. 

Brennereiregister. 

§  65. 
Der  Brennereileiter   hat   entweder  persönlich  oder  durch  seinen  Stellver- 
treter   ein    amtlich    vorbereitetes  Register  zu  führen,    in    dem  von  Beginn  des 
steuerbaren    Verfahrens    der   Branntweinerzeugung    bis    zu    dessen    Beendigung 
folgende  Daten  ersichtlich  zu  machen  sind: 

a)  Vor  Beendigung  je  einer  Einmaischung  die  zu  derselben  verwendete 
Gattung  und  Gewichtsmenge  an  Erzeugungsstoffen; 

b)  sogleich,  nachdem  ein  Gärbottich  mit  frischer  Maische  gefüllt  worden 
ist,  die  Nummer  des  Bottichs  und  die  Menge  der  in  demselben  ent- 
haltenen Maische; 

c)  von  12  zu  12  Stunden  die  Uhranzeige  des  Kontrollmessapparates. 
Sind  mehrere  Kontrollmessapparate  in  Verwendung,  so  ist  bei  jeder 
Eintragung  der  Uhranzeige  auch  die  Nummer  des  betreffenden  Kon- 
trollmessapparates, von  dem  sie  stammt,  einzutragen; 

d)  Tag  und  Stunde  einer  jeden  Eintragung. 

In  dieses  Register  ist  auch  von  seiten  der  gefällsamtlichen  Aufsichtsorgane 
das  Ergebnis  der  von  ihnen  vorgenommenen  Revision  einzustellen.  Dieses  Re- 
gister ist  monatlich  nach  vollzogener  Abrechnung  abzuschliessen  und  von  dem 
die  Abrechnung  pflegenden  Finanzorgane,  nebst  der  dazu  gehörigen  Anmeldung 
und  den  bestätigten  Anzeigen  über  etwa  vorgekommene  Betriebshindernisse, 
Störungen  oder  Gebrechen  des  Kontrollmessapparates  und  dergleichen,  einzuziehen. 

Zweite  Abteilung. 

Wegbringung   des  Erzeugnisses    aus   der  Erzeugungsstätte  einer  im  §  32, 

Z.  II  oder  III  bezeichneten  Brennerei  oder  aus  einem  Freilager.    Geringste 

Menge  der  auf  einmal  wegzubringenden  Menge. 

§  66. 

Die  Wegbringung  von  Branntwein  aus  der  Erzeugungsstätte  einer  im 
§  32,  Z.  11  oder  III  bezeichneten  Brennerei  (§  26)  erfolgt  entweder  ohne  oder 
gegen  Entrichtung  der  Konsumabgabe. 

Ohne  Entrichtung  der  Konsumabgabe  kann  sie  stattfinden,  wenn 

a)  der  Branntwein  mit  der  darauf  haftenden  Konsumabgabe  in  ein 
Freilager  für  Branntwein  übertragen,  oder 

b)  mit  dem  Vorbehalte  der  Abgabeabschreibung  über  die  Zolllinie  aus- 
geführt wird,  oder 

c)  zur  anderweitigen  abgabefreien  Verwendung  bestimmt  ist. 

Die  Wegbringung  von  Branntwein,  auf  dem  die  Konsumabgabe  haftet, 
aus  einem  Freilager  erfolgt  ebenfalls  wie  jene  aus  einer  Brennerei  mit  oder 
ohne  Entrichtung  der  Konsumabgabe. 

Ohne  Entrichtung  der  Konsumabgabe  findet  sie  ebenfalls  in  den  oben 
unter  a  und  b  bezeichneten  Fällen  und  wenn  das  Freilager  mit  einer  Raffinerie 
örtlich  verbunden  ist,  auch  in  dem  unter  c  bezeichneten  Falle  statt. 

Auf  einmal  dürfen  aus  der  Erzeugungsstätte  oder  aus  einem  Freilager 
für  Branntwein,  den  Fall  der  Erschöpfung  des  Branntweinvorrates  ausgenommen, 
nicht  weniger  als  ein  Hektoliter  Branntwein  austreten. 
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Anmeldung   der  Wegbringnng   von   Branntwein  aas  einer   im  §  32,   Z.  II 
oder  III  bezeichneten  Brennerei  oder  aus  einem  Freilager. 

§  07. 
So  oft  Branntwein  aus  der  Erzeugungsstätte  einer  im  §  32,  Z.  11  oder  III 
bezeichneten  Brennerei  oder  aus  einem  Freilager  für  Branntwein  weggebracht 
werden  will,  hat  der  Leiter  der  Brennerei,  beziehungsweise  des  Freilagers,  dem 
zur  Ueberwachung  der  Brennerei,  beziehungsweise  des  Freilagers  berufenen 
Finanzorgane  die  schriftliche  Anmeldung  zu  überreichen.  Diese  Anmeldung  hat 
zu  enthalten: 

1.  Den  Tag  der  Wegbringung, 

2.  die  Menge  und  den  Alkoholgehalt  des  wegzubringenden  Branntweines, 

3.  den  Namen  des  Bestimmungsortes  und  des  Empfängers, 

4.  im  Falle  die  Wegbringung  nicht  ohne  Abgabenentrichtimg  kraft  des 
§  66  erfolgen  darf,  den  entfallenden  Abgabenbetrag. 

Wenn  es  sich  um  eine  ohne  Abgabenentrichtung  erfolgende  Wegbringimg, 
insbesondere  um  die  Ausfuhr  des  Branntweines  über  die  Zolllinie  handelt,  ist 
die  Anmeldung  nach  den  besonderen  diesfälligen  Anordnungen  einzurichten. 

Zeitpunkt  der  Wegbringnng. 

§   68. 

Bevor  die  Anmeldung  über  die  Wegbringung  von  Branntwein  bei  dem 
zur  Ueberwachung  der  Brennerei,  beziehungsweise  des  Freilagers  berufenen 
Finanzorgane  eingebracht  worden  ist  und  die  Bestätigung  dieses  Organes  hier- 
über in  der  Brennerei,  beziehungsweise  in  dem  Freilager,  und  zwar  in  den 
Händen  desjenigen  sich  befindet,  welcher  den  Finanzorganen  die  Auskunft  zu 
erteilen  hat,  und  bevor  in  dem  Falle,  wo  die  Wegbringung  ohne  Abgabenent- 
richtung nicht  zulässig  ist,  derjenige,  welcher  den  Finanzorganen  die  Auskünfte 
zu  erteilen  hat,  die  Bestätigung  ^es  betreffenden  Steueramtes  über  die  Zahlung 
der  Konsumabgabe  oder  die  BorgungsbewilHgung  in  Händen  hat,  darf  die  Weg- 
bringung des  Spiritus  nicht  stattfinden. 

üeber  die  Intervention  der  Finanzorgane  bei  der  Wegbringung  werden 
die  Bestimmungen  im  Verordnungswege  erlassen. 

Haftung  für  die  Eonsnmabgabe  für  den  weggebrachten  Branntwein. 

§  69. 

Der  Unternehmer  der  Brennerei  oder  des  Freilagers  hat  die  auf  dem 
weggebrachten  Branntwein  haftende  Konsumabgabe  nebst  einer  Ordnungsstrafe 
von  5  bis  200  fl.  zu  entrichten,  wenn  der  Branntwein  nicht  innerhalb  der  vom 
Versender  angemeldeten,  den  Umständen  angemessenen  Frist  in  dem  angemel- 
deten Freilager  eingelangt,  beziehungsweise  über  die  Zolllinie  ausgetreten  ist. 

Diese  Zahlungspflicht  tritt  nicht  ein  hinsichtlich  derjeni^'en  Alkohol- 
menge, von  der  nachgewiesen  wurde .  dass  sie  auf  dem  Transporte  zu  Grunde 
gegangen  ist. 

üebrigens  haben  auf  dem  Transporte  von  Branntwein,  auf  dem  die  Kon- 
sumabgabe haftet,  die  Bestimmungen  zu  gelten,  welche  hinsichtlich  des  Trans- 
portes angewiesener  unverzollter  ausländischer  Waren  gelten. 

Wenn  derjenige,  an  welchen  Branntwein  mit  der  darauf  haftenden  Kon- 
sumabgabe überwiesen  wird,  die  Sendung  nicht  annehmen  darf,  weil  er  die 
Bewilligung  eines  Freilagers  nicht  besitzt  oder  weil  die  Aufnahme  der  Sendung 
in  sein  Freilager  nicht  zulässig  ist  oder  wenn  er  die  Uebernahme  verweigert, 
so  ist  der  Versender  verpflichtet,  die  Konsumabgabe  binnen  14  Tagen,  nachdem  er 
die  Zahlungsaufforderung  erhalten  hat,  bei  Vermeidung  der  Exekution  einzuzahlen. 

Soll  der  Branntwein  ohne  Zahlung  der  Konsumabgabe  in  die  Erzeugungs- 
stätte zurückgenommen  oder  in  ein  anderes  Freilager  eingebracht  werden,  so 
hat  hiervon  die  Anzeige  bei  dem  nächsten  Finanzorgane  stattzufinden. 
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Rechnung  über  die  Konsumabgabe. 

a)  In  der  Brennerei. 

§  70. 

Für  jede  unter  die  Konsumabgabe  fallende  Brennerei  (§  36)  wird  eine 
Rechnung  über  diese  Abgabe  geführt. 

Vorgeschrieben  wird  in  derselben  das  gesamte  Erzeugnis,  beziehungsweise 
die  in  demselben  enthaltene  Alkoholmenge. 

Abgeschrieben  werden  dagegen: 

a)  Die  Alkoholmengen,  für  welche  bar  oder  mit  Benutzung  der  Borgung 
die  Konsumabgabe  entrichtet  worden  ist; 

b)  die  Alkoholmengen,  welche  samt  der  darauf  haftenden  Konsumab- 
gabe in  ein  Freilager  für  Branntwein  übertragen  oder  über  die  Zoll- 
linie ausgeführt  worden  sind,  oder 

c)  zur  abgabenfreien  Verwendung  weggebracht  worden  sind; 

d) .  die  Lagerschwendung ,    und  wenn    der  Branntwein   in  der  Brennerei 
selbst   raffiniert   wird  ,    auch  die  Raffinierungsschwendung  innerhalb 
der  im  Verordnungswege  bezeichneten  Grenzen. 
Mit  Rücksicht   auf  die  Schwendung,    welche   für  Branntwein,   der  einer 
weiteren    Bearbeitung    zum    Zwecke    des    Genusses    unterworfen   wird ,    eintritt, 
kann   von   der  Regierung   ein  Erlass    der  Konsumabgabe   bis   zu  5  Prozent  ge- 
währt werden. 

b)  Im  Freilager  für  Branntwein. 

§    71. 
Auch   für  jedes  Branntweinfreilager   wird    amtliche   Rechnung   über    die 
Konsumabgabe  geführt. 

Voi'geschrieben  werden  in  derselben: 

a)  Die  übernommenen  Alkoholmengen,  auf  welchen  noch  die  Konsum- 
abgabe haftet; 

b)  die  übernommenen  Alkoholmengen,  auf  denen  die  Konsumabgabe 
nicht  haftet. 

Hinsichtlich  der  Abschreibung  gelten  die  Bestimmungen  a,  b  und  d  des 
vorstehenden  §  70. 

Handelt  es  sich  um  ein  mit  einer  Branntweinraffinerie  örtlich  vereinigtes 
Branntweinfreilager,  so  erstreckt  sich  die  Abschreibung  auch  auf  die  Alkohol- 
mengen ,  welche  zur  abgabefreien  Verwendung  weggebracht  worden  sind  und 
auf  die  mit  der  Raffinierung  verbundene  Schwendung  innerhalb  der  im  Verord- 
nungswege bezeichneten  Grenzen. 

Vorratserhebung  in  den  Brennereien  und  in  den  Freilagern. 

§  72. 
Von  Zeit  zu  Zeit  werden  in  den  unter  die  Konsumabgabe  fallenden 
Brennereien  und  in  den  Branntweinfreilagern  die  Branntweinvorräte,  beziehungs- 
weise die  darin  enthaltenen  Alkoholmengen  amtlich  erhoben.  Ergibt  der  Be- 
fund einen  um  mehr  als  5  Prozent  kleineren  Vorrat,  als  derselbe  nach  dem 
Abschlüsse  der  Rechnung  über  die  Konsumabgabe  der  Brennerei  (§  70)  oder 
des  Freilagers  (§  71)  sein  sollte,  so  hat  der  Unternehmer  für  den  Abgang  die 
Konsumabgabe  binnen  3  Tagen  nach  der  Konstatierung  desselben  bei  Vermei- 
dung der  Exekution  einzuzahlen,  wenn  er  nicht  vollkommen  glaubwürdig  nach- 
weist, dass  die  abgängige  Alkoholmenge  durch  ein  Elementarereignis  zu  Grunde 
gegangen  ist,  und  wenn  nicht  das  Elementarereignis  binnen  24  Stunden,  nach- 
dem dasselbe  dem  Unternehmer ,  und  falls  er  die  Unternehmung  nicht  selbst 
leitet,  seinem  Stellvertreter  bekannt  wurde,  der  J'inanzbehörde  I.  Instanz  schrift- 
lich angezeigt  worden  ist. 
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Ergibt  der  Befund  einen  um  mehr  als  5  Prozent  grosseren  Vorrat,  so 
wird  derselbe  in  der  Rechnung  für  die  Konsumabgabe  vorgeschrieben. 

Ergibt  der  Befund  eine  um  weniger  als  5  Prozent  nach  oben  oder  unten 
differierende  Alkoholmenge,  so  findet  bezüglich  dieser  Differenzen  am  Ende  der 
Betriebsperiode  eine  Gesamtabrechnung  statt,  und  wird  nur  die  Gesamtdifferenz, 
welche  sich  aus  der  Gegenrechuung  der  Mehr-  und  Minderbefunde  ergibt ,  im 
Sinne  der  vorhergehenden  Absätze  behandelt. 

Unter  dem  Abgabebande  in  ein  Freilager  überwiesene  Alkoholmengen, 
hinsichtlich  welcher  die  Uebernahmsbestätigung  des  Freilagers  noch  nicht  ein- 
gelangt, aber  auch  die  Frist  hierfür  noch  nicht  abgelaufen  ist.  werden  als  nicht 
gänzlich  abgefertigt  vorgemerkt. 

§  73. 
Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Freilager  für  Branntwein,  sowie  die 
Bestimmungen  hinsichtlich  der  abgabefreien  Verwendung  von  Branntwein  werden 
im  Verordnungswege  erlassen. 

Dritte  Abteilung. 

Bestimmungen   hinsichtlich   des  Verkehres   mit  Branntwein,  für  welchen 
die  Konsumabgabe  noch  nicht  entrichtet  wurde,  innerhalb  des  österreichisch- 
ungarischen Zollgebietes  zwischen  den  dazu  gehörigen  Ländergebieten. 

§  74. 

Hinsichtlich  der  Alkoholmengen,  welche  unter  dem  Bande  der  Konsum- 
abgabe im  Verkehre  zwischen  den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und 
Ländern  und  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  und  den  zum  gemeinsamen 
österreichisch-ungarischen  Zollgebiete  gehörigen  Ländern  Bosnien  und  Herzego- 
wina vorkommen,  wird  bestimmt,  dass  für  die  aus  einem  der  drei  Ländergebiete 
in  Freilager  eines  anderen  Ländergebietes  übergehenden  Alkoholmengen  die 
Konsumabgabe,  sei  es,  dass  der  höhere  oder  niedrigere  Abgabesatz  darauf  haftet, 
nach  dem  unteren  Satze  derselben  von  dem  empfangenden  Ländergebiete  an 
das  abgebende  in  dem  Masse  geleistet  wird ,  als  diese  Alkoholmengen  grösser 
als  die  aus  dem  empfangenden  Ländergebiete  über  die  Zolllinie  ausgeführten 
Alkoholmengen  sind. 

Zu  diesem  Behufe  wird  zwischen  den  drei  Ländergebieten  für  jede  Be- 
tiiebsperiode  eine  Abrechnung  gepflogen. 

Ausgenommen  von  dieser  Verrechnung  sind  die  Alkoholmengen,  welche 
aus  einem  Ländergebiete  in  ein  anderes  unmittelbar  zur  abgabenfreien  Verwen- 
dung überwiesen  werden. 

Viertes  Hanptstück. 
Raffinierung  und  Umgestaltung  von  Branntwein. 

§  75. 

Wer  Branntwein  raffiniert,  oder  Likör  oder  Rosoglio  oder  andere  mit 
verschiedenen  Stoffen  versetzte  geistige  Flüssigkeit  aus  Branntwein  bereitet,  hat 
spätestens  vier  Wochen  vor  dem  Eintritte  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen 
Gesetzes,  und  wer  später  eine  solche  Unternehmung  beginnt,  spätesten^  vier 
Wochen  vor  Eröffnung  des  Betriebes  die  Beschreibung  der  Erzeugungsstätte 
und  Uebersicht  der  VVerksvorrichtungen .  sowie  auch  dfe  Anzeige  des  Betriebs- 
leiters in  der  im  §  53  I  angedeuteten  Weise  bei  der  Finanzbehörde  I.  Instanz 
einzubringen. 

Will  derselbe  Branntwein,  auf  dem  noch  die  Konsumabgabe  haftet,  be- 
ziehen, und  zu  diesem  Behufe  seine  Raffinerie  als  Freilager  (§  73)  erklärt 
erhalten,  so  hat  er  auch  die  Räume  und  Behältnisse  zur  Aufbewahrung  des 
Branntweines,  sowie  den  Rauminhalt  dieser  Behältnisse  anzugeben. 
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Die  Finanzbehörde  verfügt  hierüber  die  amtliche  Befundsaufnahme  und 
die  amtliche  Bezeichnung  der  Werksvorrichtungen.  In  Betriebsstätten,  welche 
Branntwein  unter  dem  Bande  der  Konsumabgabe  beziehen,  erstreckt  sich  die 
Befundsaufnahme  auch  auf  die  Lagerräume,  sowie  auf  die  Aufbewahrungs- 
gefässe  für  diesen  Branntwein  und  den  Rauminhalt  derselben. 

Ein  Exemplar  der  Beschreibung  der  Erzeugungsstätte  und  der  Uebersicht 
der  Werks  Vorrichtungen  wird  dem  Unternehmer  nach  vorgenommener  Prüfung 
und  geschehener  Aufdrückung  des  Amtssiegels  unter  Beifügung  des  Tages ,  an 
welchem  die  Ueberreichung  geschehen  ist,  und  mit  der  Verpflichtung  zurück- 
gestellt, dasselbe  in  der  Erzeugungsstätte  in  einem  hierzu  bestimmten,  den  Ge- 
fällsbeamten und  Angestellten  zu  jeder  Zeit  zugänglichen  Behältnisse  aufzu- 
bewahren. 

Der  Unternehmer  hat  von  jeder  eintretenden  Veränderung  des  erhobenen 
Standes  der  Gewerbsunternehmung  oder  seiner  Dienstindividuen,  zu  deren  An- 
zeige er  verpflichtet  ist  (§§  23  und  53),  dem  Finanzorgane,  welchem  die  Unter- 
nehmung zur  Ueberwachung  zugewiesen  ist,  die  Anzeige  zu  machen. 

Anmeldung  des  Verfahrens  der  Raffinierung  oder  Umgestaltung  von 

Branntwein. 

§   76. 
Wer  eine  Unternehmung  der  in  §  75  bezeichneten  Art  betreibt,   ist  ver- 
bunden, spätestens  24  Stunden,  bevor  er  die  Brennvorrichtung  in  Betrieb  setzen 
will,    schriftlich    in    zweifacher  Ausfertigung    bei    dem    zur  Ueberwachung   der 
Unternehmung  berufenen  nächsten  Finanzorgane  anzumelden: 

a)  Die  Nummer  der  in  Betrieb  kommenden  Brennvorrichtung; 

b)  Monat,  Tag  und  Stunde  des  Beginnes  und  der  Beendigung  des 
Betriebes; 

c)  im  Falle  unter  dem  Bande  der  KonsumabgaVje  stehender  Branntwein 
raffiniert,  sowie  im  Falle  solcher  Branntwein  zur  Bereitung  von 
Likör  oder  anderen  geistigen  Flüssigkeiten,  deren  Alkoholgehalt 
mittels  des  Alkoholometers  nicht  erhoben  werden  kann ,  verwendet 
werden  will,  die  in  demselben  enthaltene  Alkoholmenge  und  im 
zweiten  Falle  auch  die  Daten  der  Abgabenentrichtung  für  diesen 
Branntwein,  beziehungsweise  der  Abgabenborgung,  insofern  nicht 
die  abgabenfreie  Verwendung  für  den  Export  (§  6j  stattfinden  darf. 

Jede  solche  Anmeldung  hat  auf  die  Dauer  eines  Monates  zu  lauten. 

Ein  mit  der  amtlichen  Bestätigung  der  Ueberreichung  versehenes  Exem- 
plar der  Anmeldung  wird  dem  Unternehmer  zu  seiner  Deckung  zurückgestellt. 

Von  der  Verpflichtung  zu  dieser  Anmeldung  sind  jene  Apotheker,  welche 
weder  gebrannte  geistige  Flüssigkeit  erzeugen,  noch  den  Verschleiss  derselben 
betreiben,  dann  befreit,  wenn  sie  sich  solcher  Brennvorrichtungen  bedienen,  zu 
deren  Anzeige  sie  nicht  verpflichtet  sind  (§  22)  oder  deren  Brennblase  den 
Rauminhalt  von  25  1  nicht  übersteigt.  Jedoch  stehen  auch  solche  Apotheker 
unter  der  gefällsam tlichen  Kontrolle. 

Ausserdem  ist  die  Finanzverwaltung  ermächtigt,  öffentliche  Institute  und 
chemische  Versuchsstationen  bezüglich  der  zu  ihren  Zwecken  verwendeten 
Destillierapparate  von  dieser  Anmeldungspflicht  zu  entheben. 

Verbot   und   bedingungsweise  Gestattung   der  vereinten  Raffinierung  und 
Umgestaltung  von  Branntwein  mit  der  Branntweinerzengung  in  gewissen 

Fällen. 

§  77. 
Brennereiunternehmern ,  welche  die  Produktionsabgabe  (nach  der  Pau- 
schalierung oder  Abfindung)  entrichten ,  ist  die  abgabenfreie  Rektifikation, 
beziehungsweise  Bereitung  der  oben  erwähnten  geistigen  Flüssigkeiten  nur 
unter  der  Bedingung  gestattet,  dass  die  hierbei  in  Verwendung  kommende 
Brennvorrichtung  in  einem  Lokale,  welches  mit  den  Maisch-  und  Brennlokalen 
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der  Brennerei  weder  durch  Thüren  oder  Fenster,  noch  durch  Rinnen  oder  Röhren, 
noch  auf  irgend  eine  andere  Art  in  Verbindung  8t«ht,  sich  befindet,  und  dass 
bei  der  Raftinierung  (Rektifikation)  überdies  der  Alkoholgehalt  der  zu  rektifi- 
zierenden Flüssigkeit  mindestens  30  Grad  des  hundertteiligen  Alkoholometers  hat. 
In  Brennereien,  in  welchen  die  Alkoholmenge  nach  dem  wirklichen  Er- 
zeugnisse auf  Grundlage  der  Anzeige  eines  Kontrollmessapparates  ermittelt  wird, 
ist  die  Rektifikation  von  Branntwein  mit  oder  ohne  Zusatz  von  Ingredienzien, 
welche  zur  Bereitung  von  Rosoglio  u.  s.  w.  dienen,  unter  folgenden  Bedingungen 
gestattet : 

1.  Alle  zum  Rektifizierapparate  gehörigen  Röhren,  die  zur  Leitung  von 
Dampf  oder  Flüssigkeit  dienen,  müssen  einen  eigenen  Anstrich  haben; 

2.  zwischen  den  Maisch-  und  Destilliergefässen  der  Brennerei  einerseits 
und  dem  Rektifizierapparat  anderseits  darf  keine  unmittelbare  Röhrenverbin- 
dung bestehen; 

3.  die  Speisung  des  Rektifizierapparates  darf  nur  mittels  Röhrenleitung 
geschehen  und  zu  diesem  Behufe  nur  eine  einzige,  erforderlichenfalls  zur  An- 
legung eines  sicheren  Verschlusses  geeignete  Röhrenleitung,  in  welche  eine  den 
Durchgang  gewöhnlicher  Maische  hindernde  durchlöcherte  Metallscheibe  einge- 
schaltet sein  muss ,  unmittelbar  aus  der  in  diesem  Falle  unter  amtlichen  Ver- 
schluss zu  legenden  Vorlage  oder  aus  dem  Rohspiritusreservoir  bestehen,  welches 
geeicht  und  bezeichnet  werden  muss.  Ebenso  darf  für  die  Entleerung  des 
Rektifizierapparates  auch  nur  eine  einzige,  erforderlichenfalls  verschliessbare 
Röhrenleitung  bestehen; 

4.  das  zur  Aufnahme  des  Branntweines  bestimmte  Gefäss  des  Rektifizier- 
apparates (Blase)  muss  mit  einer  zur  Anlegung  des  amtlichen  Verschlusses 
geeigneten  Vorrichtung  versehen  sein,  mittels  welcher  Proben  von  dem  Inhalte 
dieses  Gefässes  abgezogen  werden  können. 


Fünftes  Hanptstück. 
Fälligkeit  der  Abgabe,  Borgung  derselben,  Diskonto. 

Fälligkeitstermin  der  Abgabe. 

§   78. 

Die  Produktionsabgabe  von  Branntwein  (§  36)  in  den  in  den  §§  33  und  34 
bezeichneten  Brennereien  ist  in  dem  Momente  fällig,  in  welchem  die  vorschrifls- 
mässige  Anmeldung  übeiTeicht  wird  und  ist,  den  Fall  der  Borgung  ausgenommen, 
auch   sogleich  im  vollen  Betrage  gegen  Empfang  einer  BoUette  zu  berichtigen. 

Die  Konsumabgabe  ist  in  dem  Momente  fällig,  in  welchem  der  derselben 
unterworfene  Branntwein  behufs  Wegbringung  aus  der  Erzeugungsstätte  einer 
Brennerei  oder  aus  einem  Freilager  in  den  freien  Verkehr  angemeldet  wird  und 
ist,  den  Fall  der  Borgung  (§  79)  ausgenommen ,  auch  sogleich  gegen  Empfang 
einer  Bollette  zu  berichtigen. 

Um  zu  vermeiden,  dass  für  jede  einzelne  der  Konsumabgabe  unterliegende 
Hinwegbringung  von  Branntwein  abgesondert  die  Konsumabgabe  entrichtet 
werden  muss,  kann  der  Unternehmer  einer  Brennerei  oder  eines  Branntwein- 
freilagers einen,  die  Konsumabgabe  für  mehrere  Sendungen  deckenden  Geld- 
betrag im  vorhinein  gegen  Abrechnung  erlegen. 

Die  Presshefenabgabe  ist  in  dem  Momente  fällig,  in  welchem  die  vor- 
schriftsmässige  Anmeldung  überreicht  wird  und  ist,  den  Fall  der  Borgung  aus- 
genommen, auch  sogleich  gegen  Empfang  einer  Bollette  zu  berichtigen. 

Borgnng  der  Abgabe.     Diskonto. 

§    79. 
Unternehmern   der   der   Produktionsabgabe    unterliegenden    Brennereien, 
welche  die  ßranntweinerzeagung  in  einem  solchen  Umfange  betreiben,  dass  die 
Finanzarchiv.    Y.  Jahrg.  90S  24 
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davon  im  Laufe  einer  jährlichen  Betriebsperiode  entfallende  Produktionsabgabe 
mindestens  den  Betrag  von  600  fl.  erreicht,  wird  gegen  genügende  Sicherstellung 
gestattet,  die  Zahlung  der  nach  der  Anmeldung  des  Betriebes,  beziehungsweise 
steuerbaren  Verfahrens  zu  entrichtenden  Produktionsabgabe  und  im  Falle  mit  der 
Branntweinerzeugung  die  Presshefen  er  zeugung  verbunden  ist,  auch  der  Presshefen- 
abgabe spätestens  6  Monate  nach  dem  Fälligkeitstermine  (§  78)  zu  leisten. 

Die  Borgung  der  Konsumabgabe  auf  4  Monate  wird  gegen  hinreichende 
Sicherheit  gewährt:  den  üebemehmern  von  Branntwein,  worauf  die  Konsum- 
abgabe haftet,  den  Unternehmern  eines  Branntweinfreilagers,  und  den  Unter- 
nehmern der  Brennereien,  deren  Erzeugnis  der  Konsumabgabe  unterliegt,  und 
zwar  ohne  Unterschied  in  der  Weise,  dass  die  während  je  eines  Monates  bei 
Wegbringung  des  Branntweines  in  den  freien  Verkehr  in  Vorschreibung  kom- 
menden Beträge  erst  bis  zum  letzten  Tage  des  vierten  Monates  nach  Ablauf 
des  Monates,  in  welchem  die  Wegbringung  des  Branntweines  stattgefunden, 
also  z.  B.  die  Konsumabgabe  vom  Monate  Januar  erst  bis  letzten  Mai,  und 
wenn  dieser  Tag  ein  Feiertag  wäre,  am  nächsten  Werktage  auf  einmal  einzu- 
zahlen sind. 

Likörfabrikanten  wird  die  Abgabeborgung  gegen  entsprechende  Sicher- 
stellung big  auf  die  Dauer  von  12  Monaten  zugestanden. 

Hinsichtlich  der  Presshefenabgabe  wird  den  Brennereiunternehmern,  deren 
Erzeugnis  an  Branntwein  der  Konsumabgabe  unterliegt,  für  die  Presshefen- 
erzeugung gegen  genügende  Sicherstellung  eine  sechsinonatliche  Borgung  bewilligt. 

Die  Borgungsbewilligung  hinsichtlich  der  vorgenannten  Abgaben  wird 
über  Ansuchen  des  Unternehmers  für  die  innerhalb  einer  Betriebsperiode  fallende 
Abgabevorschreibung  erteilt. 

Dieselbe  wird  über  erneuertes  Ansuchen  jährlich  erneuert. 

Ausgeschlossen  von  dieser  Gestattung  sind: 

L  Diejenigen,  welche  wegen  eines  aus  Gewinnsucht  entsprungenen  Ver- 
brechens oder  Vergehens  oder  wegen  einer  Uebertretung  dieser  Art  oder  wegen 
Schleichhandels  oder  wegen  einer  im  Betriebe  ihrer  Unternehmung  begangenen 
schweren  Gefällsübertretung  schuldig  erkannt  wurden. 

2.  Diejenigen,  über  deren  Vermögen  der  Konkurs  eröffnet  ist. 

Wer  die  geborgten  Beträge  nicht  innerhalb  der  Borgungsfrist  entrichtet, 
verliert  die  Boi-gungsbewilligung  für  den  Rest  der  Betriebsperiode  und  kann 
ihm    die  Borgung   für  die  nächste  Betriebsperiode  gänzlich  verweigert  werden. 

In  diesem  Falle  sind  sämtliche  noch  ausstehende  geborgte  Beträge  samt 
den  vom  Tage  der  Fälligkeit,  respektive  vom  Tage  des  Verlustes  der  Borgungs- 
bewilligung zu  berechnenden  6  Prozent  Verzugszinsen  im  Exekutionswege  her- 
einzubringen. 

Erfolgt  die  Einzahlung  der  Konsumabgabe  im  vorhinein  bei  der  An- 
meldung (§  78)  bar,  so  wird  ohne  Rücksicht,  ob  eine  Borgung  der  Abgabe  in 
Mitte  liegt  oder  nicht,  ein  Diskonto  von  l'/s  Prozent  gewährt. 

Für  die  Presshefenabgabe  wird  den  Brennereiunternehmern,  deren  Er- 
zeugnis an  Branntwein  der  Konsumabgabe  unterliegt,  im  Falle  der  Barzahlung 
bei  der  Anmeldung  ein  Diskonto  von  2  Prozent  gewährt. 

Sechstes  Hauptstück. 
Strafbestimmungen. 

Purster  Abschnitt. 

Allgemeine  Strafbestimmungen. 

Geltung  des  Gefällsstrafgesetzes. 

§   80. 
In  den  Königreichen  und  Ländern,  in  welchen  das  Strafgesetz  über  Ge- 
fällsübertretungen wirksam  ist,  finden  auf  die  Uebertretungen  der  Vorschriften 
über   die  Abgabe   von  Branntwein    die  Bestimmungen    dieses  Strafgesetzes   mit 
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den  nachträglichen  Anordnungen  Anwendung,  insofern  nicht  im  gegenwärtigen 
Gesetze  etwas  anderes  bestimmt  wird. 

In  Dalmatien,  wo  dieses  Strafgesetz  nicht  eingeführt  ist,  sind  die  Ueber- 
tretungen  der  bemerkten  Vorschriften  unter  Anwendung  des  daselbst  für  Ver- 
zehrungssteuerübertretungen  bereits  bestehenden  Strafverfahrens  zu  ahnden. 

Die  Bestimmungen  über  die  Art  und  das  Ausmass  der  Strafen,  dann 
über  die  Haftung  für  dieselben,  sowie  über  die  Verjährung  der  fraglichen  üeber- 
tretungen  werden,  insoweit  in  den  nachfolgenden  Paragraphen  keine  Anordnung 
enthalten  ist,  für  Dalmatien  mit  Berücksichtigung  der  für  das  übrige  Staats- 
gebiet geltenden  diesfälligen  Bestimmungen  im  Verordnungswege  erlassen. 

Ansmass  der  Geldstrafen. 

§  81. 

Das  Ausmass  der  Geldstrafe  für  schwere  Gefällsübertretungen  wird  in 
Abänderung  des  §  265  des  Gefällsstrafgesetzes  mit  dem  Acht-  bis  Zwölffachen 
der  verkürzten  oder  der  Bevorteilung  ausgesetzten  Produktions-  oder  Konsum- 
abgabe festgestellt.  Im  Falle  der  Uebertreter  wegen  Schleichhandel  oder  einer 
schweren  Gefällsübertretung  bereits  bestraft  wurde,  kann  die  Strafe  bis  zum 
Sechzehnfachen  der  erwähnten  Abgabe  gesteigert  werden. 

Ferner  wird  das  Ausmass  der  Geldstrafen  abgeändert  für  §  344  des  Ge- 
fällsstrafgesetzes auf  2  bis  200  fl.; 

für  §  348  des  Gefällsstrafgesetzes  auf  5  bis  200  fl.; 

für  §  452  des  Gefällsstrafgesetzes  auf  5  bis  500  fl.; 

für  §  453  des  Gefällsstrafgesetzes  auf  2  bis  200  fl. ; 

für  §  455  des  Gefällsstrafgesetzes  auf  100  bis  1000  fl.  und 

für  §  458,  Alinea  2  des  Gefällsstrafgesetzes  auf  200  bis  5000  fl. 

Strafmilderung. 

§  82. 
Die  Geldstrafen,  welche  wegen  der  üebertretung  des  gegenwärtigen  Ge- 
setzes   zu  verhängen  sind,    dürfen    nie,    auch  nicht,  wenn  von  der  Vollziehung 
des    gesetzmässigen    Strafverfahrens   abgelassen   wird,    unter   das  gesetzlich  be- 
stimmte mindeste  Ausmass  gemildert  werden. 

Haftnng  des  Unternehmers  für  die  Geldstrafen. 

§  83. 

Der  Betriebsleiter  der  Brennerei  oder  während  seiner  Abwesenheit  von 
der  Erzeugungsstätte  sein  Stellvertreter,  wird  als  Thäter  des  unangemeldeten 
oder  von  der  Anmeldung  und  Bollette  abweichenden  steuerbaren  Verfahrens  der 
Branntweinerzeugung  betrachtet. 

Desgleichen  wird  der  Betriebsleiter  einer  Brennerei,  beziehungsweise  eines 
Freilagers  für  Branntwein  als  Thäter  der  unangemeldeten  oder  sonst  vorschrifts- 
widrigen Wegbringung  von  Branntwein  aus  der  Erzeugungsstätte,  beziehungs- 
weise aus  dem  Freilager  betrachtet,  insofeme  er.  beziehungsweise  dessen  Stell- 
vertreter nicht  schuldlos  an  dieser  Wegbringung  ist,  und  der  Gegenstand  der 
Üebertretung  nicht  zugleich  der  Gegenstand  eines  Diebstahles  oder  einer  Ver- 
untreuung war. 

Dem  Unternehmer  der  Brennerei,  beziehungsweise  des  Freilagers  trifft, 
wenn  er  nicht  selbst  den  Betrieb  leitet,  die  unbedingte  Haftung  für  die  gegen 
den  Betriebsleiter,  beziehungsweise  seinen  Stellvertreter  ausgesprociiene  Geldstrafe. 

Verjährung  der  durch  ein  Straferkenntnis  noch  nicht  ausgesprochenen 

Geldstrafe. 

§   84. 
Der  Zeitraum    der  Verjährung   für    die    durch   ein    Straferkenntnis   noch 
nicht   ausgesprochene  Geldstrafe   bei  Uebertietungen   der  Vorschriften  über  die 
Produktions-  und  Konsumabgabe  von  Branntwein  wird  mit  drei  Jahren  festgesetzt. 
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Zweiter  Abschnitt. 

Besondere  Strafbestimmungen  für  Uebertretungen  der  Anordnungen 
hinsichtlich  der  Produktionsabgabe. 

§  85. 
Als  schwere  Gefällsübertretung  wird  bestraft: 

1.  Wenn  das  steuerbare  Verfahren  der  ßranntweinerzeugung  (§  41)  vor- 
genommen wird,  ohne  dass  die  vorgeschriebene  Anmeldung  eingebracht  wurde 
und  die  Abgabebollette  sich  in  der  Brennerei  befindet,  oder  wenn  Presshefe  ohne 
vorschriftsmässige  Anmeldung  erzeugt  wird. 

In  diesem  Falle  wird  für  die  Bemessung  der  Strafe  die  unangemeldete 
Brennzeit  mit  mindestens  8  Tagen  angenommen. 

2.  Wenn  das  steuerbare  Verfahren  zwar  vorschriftsmässig  angemeldet 
und  die  Abgabebollette  gelöst  wurde,  jedoch: 

a)  Maische  von  mehligen  Stoffen  in  anderen  als  den  angemeldeten  und 
amtlich  bezeichneten  Gefässen  bereitet  oder  untergebracht  wird,  oder 

b)  in  Brennereien,  welchen  die  Verwendung  von  Vormaischbottichen, 
Kühlschiffen  u.  s.  w.  gestattet  wurde,  in  den  Vormaischbottichen 
oder  Kühlschiffen  gärende  oder  gegorene  Maische,  oder  in  den 
zur  Aufbewahrung  gegorener  Maische  bestimmten  Gefässen  gärende 
oder  frische  Maische  oder  eingeteigte  Stoffe  untergebracht  werden 
(§  43),  oder 

c)  das  steuerbare  Verfahren  mit  anderen  Stoffgattungen  als  den  ange- 
meldeten und  versteuerten  ausgeübt  wird,  oder 

d)  die  Uebertragung  der  Erzeugungsstoffe  auf  die  Brennvorrichtung 
vor  dem  angemeldeten  Zeitpunkte  begonnen  wird,  oder 

e)  das  steuerbare  Verfahren  über  den  angemeldeten  Zeitpunkt  fortge- 
setzt wird,  oder 

f)  der  Abtrieb  von  Maische  oder  Lutter  auf  einer  anderen  als  der  an- 
gemeldeten Brennvorrichtung  oder  an  einem  anderen  als  dem  ange- 
meldeten Orte  vorgenommen  wird. 

Die  Strafe  ist  zu  bemessen: 

In  Fällen,  in  welchen  es  sich  um  die  vorschriftswidrige  Bereitung  oder 
Unterbringung  von  Maische  oder  eingemaischter  oder  eingeteigter  Erzeugungs- 
stoffe handelt,  nach  der  Abgabegebühr,  welche  für  die  vorschriftswidrig  berei- 
tete oder  vorschriftswidrig  untergebrachte  Maisch-  oder  Stoffmenge  nach  der 
im  §  40  festgesetzten  Alkoholausbeute  entfällt,  in  den  übrigen  Fällen  nach  der 
Abgabegebühr,  welche  nach  Massgabe  der  Pauschalierungsbestimmungen  ver- 
kürzt oder  der  Verkürzung  ausgesetzt  worden  ist,  wobei  im  Falle  f)  so  vorzu- 
gehen ist,  als  ob  gar  keine  Anmeldung   und  Abgabenentrichtung  erfolgt  wäre. 

Sollte  aber  der  Abtrieb  von  Maische  aus  mehligen  Stoffen  auf  einer 
Brennvorrichtung  vollzogen  werden,  welche  andere  als  die  im  §  32  unter  1 
bezeichneten  Bestandteile  hat,  oder  deren  Rauminhalt  2  hl  übersteigt  oder 
welche  ohne  Abnahme  ihres  Helmes  gefüllt  werden  kann,  so  ist  die  Strafe  nach 
der  für  die  wirklich  erzeugte  Alkoholmenge  nach  dem  oberen  Satze  entfallenden 
Konsumabgabe,  jedoch  nicht  unter  100  fl.,  zu  bemessen. 

Wenn  das  steuerbare  Verfahren  der  Branntweinerzeugung  aus  mehligen 
Stoffen  ausserhalb  des  im  §  32,  Z.  1,  lit.  a,  bezeichneten  sechsmonatlichen  Zeit- 
raumes vorgenommen  wird,  oder  wenn  mehlige  Stoffe  im  eingemaischten  Zu- 
stande ausser  den  zur  Erzeugungsstätte  gehörigen  Betriebsräumen  (§  26,  Z.  1) 
aufbewahrt  werden,  so  ist  neben  der  Anwendung  der  einschlägigen  obigen 
Strafbestimmungen  noch  eine  Geldstrafe  von  20  bis  200  fl.  zu  verhängen.  Die 
gleiche  Strafe  ist  zu  verhängen,  wenn  der  Unternehmer  einer  im  §  32,  Z.  I, 
bezeichneten  Brennerei  verbotwidrig  andere  als  selbsterzeugte  mehlige  Stoffe 
verarbeitet. 
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Dritter  Abschnitt. 

Besondere  Strafbestimmungeii  für  Uebertretungen  der  Anordnungen 
hinsichtlich  der  Konsumabgabe. 

a)  U  nangemeldetes   Verfahren  der   Branntweinerzeugung  und 

der  Presshefenerzeugung. 

§  86. 

Wird  das  steuerbare  Verfahren  der  Branntweinerzeugung  ohne  Erfüllung 
der  vorgeschriebenen  Bedingungen  unternommen ,  so  ist  die  Strafe  wegen  der 
schweren  Gefällsübertretung  des  unangemeldeten  steuerbaren  Verfahrens  zu 
verhängen. 

Wurde  hierbei  die  Branntweinerzeugung  unter  vorschriftsmässiger  Be- 
nutzung des  Kontrollmessapparates  vollzogen,  so  ist  die  Abgabegebühr  nach 
der  Bestimmung  des  §  64  zu  berechnen  und  das  Ergebnis  auch  der  Strafbe- 
messung zu  Grunde  zu  legen. 

Wurde  jedoch  das  unangemeldete  steuerbare  Verfahren  ohne  Benutzung 
des  Kontrollmessapparates  vorgenommen  oder  eine  Störung  des  regelmässigen 
Ganges  desselben  wahrgenommen,  so  ist  für  jedes  Hektoliter  des  Gesamtraum- 
inhaltes der  vorgefundenen  Gärbottiche  und  ftir  jeden  Tag  des  unangemeldeten 
steuerbaren  Verfahrens  eine  Alkoholausbeute  von  8  Hektolitergraden  anzunehmen 
und  der  Abgabe-  und  Strafbemessung  zu  Grunde  zu  legen. 

Sollte  sich  allenfalls  herausstellen,  dass  trotz  der  Störung  des  Kontroll- 
messapparates die  nach  den  Anzeigen  desselben  entfallende  Steuergebühr  höher 
wäre,  als  die  sich  bei  Annahme  einer  Alkoholausbeute  von  8  Hektolitergraden 
ergebende,  so  ist  erstere  der  Strafbemessung  zu  Grunde  zu  legen. 

Wird  in  einer  Brennerei  die  Presshefenerzeugung  unternommen ,  ohne 
dass  dieselbe  vorschriftsmässig  für  die  Abgabeentrichtung  angemeldet  wurde, 
so  ist  die  Strafe  wegen  schwerer  Gefällsübertretung  zu  verhängen  und  der 
Strafbemessung  die  für  den  ganzen  Monat,  in  welchem  die  Uebertretung  statt- 
fand, rechnungsmässig  sich  ergebende  Presshefenabgabe  zu  Grunde  zu  legen. 

b)  Beginn  des  angemeldeten  steuerbaren  Verfahrens  der  Brannt- 

weinerzeugung vor  dem  angemeldeten  Zeitpunkte. 

§   87. 

Der  Beginn  des  angemeldeten  steuerbaren  Verfahrens  der  Branntwein- 
erzeugung vor  dem  angemeldeten  Zeitpunkte  ist,  wenn  während  desselben  der 
Kontrollmessapparat  in  vorschriftsmässiger  Benutzung  stand  und  keine  Störung 
im  Gange  desselben  eintrat,  lediglich  als  eine  Unregelmässigkeit  im  steuerbaren 
Verfahren  zu  bestrafen. 

In  anderen  Fällen  ist  der  zu  frühe  Beginn  des  angemeldeten  steuerbaren 
Verfahrens  mit  derselben  Strafe  zu  belegen,  wie  das  unangemeldete  Ver- 
fahren (§  86). 

c)  Ableitung  alkoholhaltiger  Flüssigkeiten  oder  alkoholhaltiger 
Dämpfe  Aeussere  Einwirkung  auf  die  Anzeige  eines  Kontroll- 
messapparates. Verwendung  unangemeldeter  Brennvorrichtungen, 
unangemeldete  Aufstellung  neuer  Brennvorrichtungen.  Verwen- 
dung oder  Aufbewahrung  von  mit  dem  Kontrollmessapparate  nicht 
verbundenen  Kühlapparaten. 

§   88. 

Eine  Strafe  von  500  bis  5000  fl.  ist  zu  verhängen: 

1.  wenn  geistige  Flüssigkeit,  die  nicht  durch  den  Kontrollmessapparat 
geflossen  ist,  mittels  äusserer  Einwirkung,  deren  Zufälligkeit  die  Partei  nicht 
nachzuweisen  vermag,  abgeleitet,  oder 
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2.  wenn  alkoholhaltiger  Dampf  durch  eine  solche  äussere  Einwirkung 
beseitigt  wird,  oder  wenn 

3.  die  richtige  Anzeige  eines  Kontrollmessapparates  bezüglich  der  Menge 
oder  Gradhaltigkeit  des  Erzeugnisses  oder  beider  zugleich  absichtlich  gestört 
wird,  oder  wenn 

4.  von  einer  aus  was  immer  für  einer  Ursache  entstandenen  Störung  des 
Kontrollmessapparates  nicht  unverweilt  die  Anzeige   erstattet  wird,   oder  wenn 

5.  während  des  angemeldeten  Betriebes  eine  unangemeldete  Brennvor- 
richtung verwendet,  oder  wenn 

6.  ohne  vorläufige  Anzeige  eine  Brennvorrichtung  in  der  Brennerei  auf- 
gestellt, oder  wenn 

7.  ein  mit  dem  Kontrollmessapparate  nicht  verbundener,  zur  Konden- 
sierung von  alkoholhaltigem  Dampf  und  zur  Gewinnung  der  daraus  entstehenden 
alkoholhaltigen  Flüssigkeit  geeigneter  Kühlapparat  in  der  Brennerei  gefunden 
wird,  oder  in  Verwendung  gekommen  ist,  mit  Ausnahme  des  Kühlapparates 
eines  Rektifizierapparates,  wenn  die  Vereinigung  von  Brennerei  und  Rektifizie- 
rung nach  §  77  gestattet  ist. 

Im  Falle  der  Wiederholung  ist  die  obige  Strafe  zu  verdoppeln. 

Ueberdies  ist  die  Strafe  wegen  schwerer  Gefällsübertretung  zu  verhängen, 
wenn  geistige  Flüssigkeit,  bevor  sie  durch  den  Kontrollmessapparat  geflossen 
ist,  mit  Umgehung  der  Abgabe  beiseite  geschafft  wurde. 

Die  Abgabe,  auch  als  Grundlage  der  Straf bemessung,  wird  in  diesem 
Falle  in  der  Art  berechnet,  dass  für  die  dem  Zeitpunkte  der  Entdeckung  vor- 
gehenden 3  Monate  der  ununterbrochene  Bestand  der  Umgehung  der  Abgabe 
angenommen  wird,  sofern  nicht  eine  andere  Dauer  derselben  oder  ein  grösserer 
Umfang  der  Umgehung  der  Abgabe  nachgewiesen  wird. 

Falls  auch  abgabepflichtige  Presshefenerzeugung  stattfand,  wird  hinsicht- 
lich der  Presshefenabgabe  und  der  Strafe  wegen  ihrer  Umgehung  in  gleicher 
Weise  vorgegangen. 

d)  Verbotwidrige  Fortsetzung    des    angemeldeten  steuerbaren 
Verfahrens  der  Branntweinerzeugung. 

§   89. 

Einer  Strafe  von  500  bis  5000  fl.  unterliegt  auch  die  verbotwidrige  Fort- 
setzung des  angemeldeten  Verfahrens  der  Branntweinerzeugung  während  einer 
Störung  des  regelmässigen  Ganges  des  Kontrollmessapparates. 

Neben  dieser  Strafe  wird  die  mit  Umgehung  der  Abgabe  stattgefundene 
Branntweinerzeugung  als  schwere  Gefällsübertretung  gestraft. 

Die  verkürzte  Abgabe  wird  in  folgender  Weise  ermittelt: 

Es  wird  vorerst  festgestellt: 

a)  Die  Abgabesumme,  welche  nach  den  wirklichen  Anzeigen  des  Kon- 
trollmessapparates für  die  Zeit  seit  der  letzten  mit  der  Erhebung 
der  Anzeigen  dieses  Apparates  verbundenen  amtlichen  Revision  ent- 
fällt, diese  mag  mit  einer  Abrechnung  verknüpft  gewesen  sein 
oder  nicht. 

b)  Die  Abgabesumme,  welche  für  dieselbe  Zeit  sich  ergibt,  wenn  für 
jeden  Hektoliter  des  Gesamtrauminhaltes  der  angemeldeten  und  der 
etwa  unangemeldet  benutzten  Gärbottiche  eine  tägliche  Ausbeute 
von  8  Alkoholgraden  angenommen  wird. 

Die  Abgabesumme  a  wird  sodann  mit  der  Abgabesumme  b  verglichen 
und  der  Betrag,  um  welchen  letztere  grösser  ist,  als  die  erstere,  als  verkürzte 
Abgabe  angenommen. 

e)  Verbotwidrige  Verwendung  von  Maischge fassen  und  Vor- 
richtungen. 

§  90. 
Als  eine  Ordnungswidrigkeit  ist   mit   20  bis  200  fl.    für  jeden  einzelnen 
Fall  zu  bestrafen: 
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a)  Wenn  in  Vormaischbottichen,  Kühlschiffen,  Kühlwannen  und  über- 
haupt in  üefössen,  in  welchen  ihrer  angezeigten  Bestimmung  nach 
nur  Maische  vor  dem  Beginne  der  Gärung  enthalten  sein  soll,  Maische 
in  gärendem  oder  gegorenem  Zustande,  oder 

b)  Maische  in  anderen  Gärungsgefässen  als  den  in  der  Anmeldung  oder 
nachträglich  angegebenen  oder  überhaupt  in  Gefässen,  welche  laut 
ßefundsprotokoll  nicht  zur  Aufnahme  von  Maische  bestimmt  sind, 
untergebracht  wird. 

Wird  aber  eine  solche  Uebertretung  während  der  Zeit  begangen,  für 
welche  wegen  Störung  des  regelmässigen  Ganges  des  Kontrollmessapparates  die 
Ermittelung  der  Alkoholmenge  nach  §  62,  I,  IL  V  erfolgt,  so  ist  die  Strafe 
wegen  schwerer  Gefallsübertretung  mit  50  fl.  für  jedes  Hektoliter  des  Raum- 
inhaltes der  verbotwidrig  verwendeten  Gelasse  auszusprechen. 

Bi-uchteile  eines  Hektoliters  werden  in  diesem  Falle  als  ganze  Hekto- 
liter gerechnet. 

f)  Mangelhafte  oder  unrichtige  Registerführung. 

§   91. 
Die   unterlassene   rechtzeitige  Eintragung   der  Uhranzeige   des  Kontroll- 
messapparates   oder    eines    der   übrigen   im  §  tj5  bezeichneten    Punkte    in    das 
Register,    sowie  jede    unrichtige  Eintragung    in    dasselbe    wird   als  unrichtige 
BuchfühiTing  mit  5  bis  200  fl.  geahndet. 

g)   Vorschriftswidrige    Wegbringung  von  Branntwein    aus    der 
Erzeugungsstätte    oder   aus    einem  Freilager  für  Branntwein 

§  92. 
Die  Strafe  wegen  schwerer  Gefällsübertretung  ist  zu  verhängen,  wenn 
Branntwein  aus  einer  Erzeugungsstätte  oder  aus  einem  Freilager  für  Branntwein 
ohne  die  vorgeschriebene  Anmeldung  (§  67)  und  sofern  die  Wegbringung  nicht 
abgabenfrei  erfolgt  (§  66),  ohne  vorausgegangene  Lösung  der  Zahlungs-  oder 
BorgungsboUette  (§  68)  weggebracht  wird ,  oder  wenn  sich  bei  der  Beamts- 
handlung  der  zur  Wegbringung  angemeldeten  Alkoholmenge  ein  Mehrbefund 
oder  ein  Minderbefund  gegen  die  Anmeldung  ergibt,  welcher  5  Prozent  über- 
schreitet. Die  Geldstrafe  wegen  der  unangemeldeten  Wegbringung  von  Brannt- 
wein aus  der  Erzeugungsstätte  oder  aus  einem  Freilager  für  Branntwein  ist  in 
keinem  Falle  mit  einem  geringeren  Betrage  als  200  fl.  auszusprechen. 

h)    Ungebührliche    Inanspruchnahme    des    niedrigeren    Satzes 
der  Konsumabgabe  oder  der  im  §  7  landwirtschaftlichen  Bren- 
nereien zugestandenen  Bonifikation. 

§   93. 

Die  Strafe  wegen  schwerer  Gefällsübertretimg  ist  zu  verhängen,  wenn 
mittels  unrichtiger  Abgaben  oder  Behelfe: 

a)  der  niedrigere  Satz  der  Konsumabgabe  oder 

b)  die   im   §    7    landwirtschaftlichen   Brennereien    zugestandene    Boni- 
fikation 

ungebührlich  in  Anspruch  genommen  wird. 

Der  Strafbemessung  wird  zu  Grunde  gelegt: 

im  Falle  a)  die  Differenz  zwischen  dem  höheren  und  dem  niedrigeren 
Satze  der  Konsumabgabe  für  jene  Alkoholmenge,  auf  welche  sich  der  An- 
spruch bezieht, 

im  Falle  b)  der  Betrag  der  Bonifikation  für  jene  Alkoholmenge ,  welche 
bei  dem  kraft  §  7  lit.  b  zulässigen  grössten  Betriebs  umfange  der  Brennerei 
in  dem  unter  lit.  c  desselben  Paragraphen  bezeichneten  Zeiträume  erzeugt 
werden  kann. 
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i)    Ueb  er  tretungen    der   Anordnungen    über    die   abgabenfreie 
Verwendung  von  Branntwein  zu  gewerblichen  Zwecken. 

§   94. 
Als  schwere  Gefällsübertretung  wird  bestraft: 

1.  Wenn  Branntwein,  welcher  ohne  Entrichtung  der  Konsumabgabe  zur 
Verwendung  für  im  §  6  vorgesehene  Zwecke  abgefertigt  wurde,  zu  anderen 
Zwecken  verwendet  wird,  oder 

2.  wenn  solcher  Branntwein,  ohne  in  einer  den  menschlichen  Genuss 
sicher  ausschliessenden  Weise  denaturiert  worden  zu  sein,  von  demjenigen,  welcher 
denselben  für  einen  der  im  §  6  vorgesehenen  Zwecke  bezogen  hat,  an  eine 
andere  Person  überlassen  wird. 

Der  Strafbemessung  ist  in  beiden  Fällen  der  Betrag  zu  Grunde  zu  legen, 
welcher  nach  dem  höheren  Satze  der  Konsumabgabe  für  die  Alkoholmenge  ent- 
fällt, welche  in  dem  zu  anderen  als  gewerblichen  Zwecken  verwendeten  oder 
an  eine  andere  Person  abgetretenen  Branntwein  enthalten  war. 

Die  Strafe  ist  jedoch  in  keinem  Falle  mit  einem  geringeren  Betrage  als 
mit  200  fl.  zu  bemessen. 

k)  Uebertretungen  der  Anordnungen  über  die  Raffinierung  und 
Umgestaltung  gebrannter  geistiger  Flüssigkeit. 

§   95. 

1.  Eine  Strafe  von  500  bis  5000  fl.  ist  zu  verhängen,  wenn  in  einer 
Unternehmung,  in  welcher  die  Raffinierung  (Rektifizierung)  gebrannter  geistiger 
Flüssigkeit  stattfindet, 

a)  eine  andere  alkoholhaltige  Flüssigkeit  (Maische)  auf  den  Rektifiziei-- 
apparat  gebracht  wird,  oder  wenn 

b)  ausser  der  zur  Speisung,  beziehungsweise  Entleerung  des  Rektifiziei-- 
apparates  bestimmten,  amtlich  versicherten  Röhrenleitung  eine  andere 
Leitung  angebracht  wird. 

Ist  hierbei  eine  Abgabeverkürzung  eingetreten,  so  ist  überdies  die  Strafe 
wegen  schwerer  Gefällsübertretung  auszusprechen. 

2.  Eine  Strafe  von  5  bis  500  fl.  ist  zu  verhängen  für  jede  Uebertretung 
des  für  gewisse  Fälle  geltenden  Verbotes  der  vereinten  Erzeugung  und  Rekti- 
fikation (Umgestaltung)  gebrannter  geistiger  Flüssigkeit  in  ein  und  derselben 
Erzeugungsstätte  (§  77). 

3.  Eine  Ordnungsstrafe  von  2  bis  100  fl.  ist  zu  verhängen: 

a)  Wenn,  ohne  dass  die  vorgeschriebene  Anmeldung  eingebracht  worden 
ist  und  die  amtliche  Bestätigung  hierüber  bei  dem  Betriebsleiter 
sich   befindet,  Branntwein  auf  die  Brennvorrichtung  gebracht  wird; 

b)  wenn  Branntwein  ausser  der  angemeldeten  Betriebszeit  auf  die 
Brennvorrichtung  gebracht  wird; 

c)  wenn  ein  der  Produktionsabgabe  unterliegender  Brennereiuntemehmer 
Branntwein  von  einem  geringeren  Alkoholgehalte  als  30  Grad  auf  die 
zur  Rektifikation  bestimmte  Brennvorrichtung  bringt  (§  77,  1.  Absatz). 

Höchstes  Strafmass  für  Uebertretungen  der  Vorschriften  über  die 
Eonsumabgabe . 

§  96. 
Auf  die  wegen  Uebertretungen  der  Vorschriften  über  die  Konsumabgabe 
von  Branntwein  zu  verhängenden  Geldstrafen  finden  die  Bestimmungen  der 
§§  39  und  40  des  Gefällsstrafgesetzes ,  betreffend  das  höchste  Ausmass  der 
Geldstrafe  keine  Anwendung,  insoferne  statt  des,  dieses  Ausmass  überschreiten- 
den Betrages  nicht  Arreststrafp  verhängt  wird. 
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Vierter  Abschnitt, 

Besondere  Strafbestimmungen  für  die  Ausfohr  gebrannter  geistiger 

Flüssigkeiten. 

a)  Unterschiede  zwischen  der  Ausfuhrerklärung   und  dem  amt- 
lichen   Befunde,    welche    als    schwere    Gefällsübertretung    zu 

bestrafen  sind. 

§   97. 
Die  Strafe  wegen  schwerer  Gefällsübertretung  ist  zu  verhängen: 

1.  Wenn  in  einer  mit  dem  Ansprüche  auf  Exportbonifikation,  beziehungs- 
weise auch  auf  Abgabenrückrergütung  eingebrachten  Ausfuhrserklärung  bei 
Likör  die  Flüssigkeitsmenge  oder  bei  anderer  gebrannter  geistiger  Flüssigkeit 
die  Alkoholmenge,  wie  sich  dieselbe  aus  der  Multiplikation  der  Menge  der 
Flüssigkeit  mit  ihrem  in  Graden  des  vorgeschriebenen  lOOteiligen  Alkoholo- 
meters bestimmten  Alkoholgehalte  ergibt,  um  mehr  als  5  Prozent  höher  als 
der  amtliche  Befund  angegeben  erscheint,  ohne  dass  der  Abgang  durch  die 
vorschriftsmässige  Anzeige  einer  etwa  auf  dem  Transporte  eingetretenen  Aende- 
rung  in  der  Menge,  beziehungsweise  in  dem  Alkoholgehalte  der  Flüssigkeit 
gerechtfertigt  wird. 

2.  Wenn  in  Fällen,  wo 

a)  Likör  oder 

b)  eine  andere  gebrannte  geistige  Flüssigkeit  zur  Ausfuhr  mit  dem 
Ansprüche  auf  Exportbonifikation,  beziehungsweise  auch  auf  Abgaben- 
rückvergütung erklärt  wurde, 

im  Falle 

a)  eine  andere  Flüssigkeit  als  Likör,  im  Falle 

b)  eine  Flüssigkeit,  die  nicht  zu  den  gebrannten  geistigen  Flüssigkeiten 
gehört,  z.  B.  Wasser  oder  Wein,  gefunden  wird. 

Der  Strafbemessung  ist  zu  Grunde  zu  legen: 

In  den  unter  1  aufgeführten  Fällen  der  Betrag,  um  welchen  die  Export- 
bonifikation nach  der  Ausfuhrerklärung  höher  als  nach  dem  amtlichen  Befunde 
sich  bezifi'ert; 

in  den  unter  2  aufgeführten  Fällen  der  volle  Betrag,  welcher  ungerecht- 
fertigt als  Exportbonifikation,  beziehungsweise  auch  als  Abgaberückvergütung 
beansprucht  wurde. 

b)  Unterschiede    zwischen    Erklärung    und    dem    amtlichen  Be- 

funde, welche  mit  einer  Ordnungsstrafe  zu  ahnden  sind. 

§   98. 
Unterschiede  der   im  vorstehenden   §  97,  Z.  1,    erwähnten   Art,    welche 
mehr  als  3  Prozent,   aber  weniger   als  5  Prozent  betragen,    werden   mit  einer 
Geldstrafe  von  2  bis  200  fl.  geahndet. 

Siebentes  Hanptstück. 
Uebergangsbestimmungen. 

§   99. 

Gebrannte  geistige  Flüssigkeiten,  welche  am  1.  September  1888  innerhalb 
der  Zolllinie  vorhanden  sind,  unterliegen  einer  Nachsteuer  von  24  kr.  für  das 
Liter  Alkohol,  auf  welche  die  für  die  Konsumabgabe  geltenden  Bestimmungen 
sinngemässe  Anwendung  finden.     Befreit  von  der  Kachsteuer  bleibt: 

1.  Branntwein  im  Besitz  von  Gewerbetreibenden,  welche  den  Verkehr 
mit  Branntwein  vermitteln  (Ausschank,  Verschleiss,  Kleinhandel  u.  dergl.)  in 
Mengen  von  nicht  mehr  als  20  1,  im  Besitz  von  anderen  Haushaltungsvorstän- 
den in  Mengen  von  nicht  mehr  als  10  1  Alkohols. 
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2.  Branntwein,  welcher  zu  den  im  §  6  vorgesehenen  Zwecken  bestimmt 
ist,  wenn  die  zum  Schutze  des  Staatsschatzes  erforderlichen  Bedingungen  vor- 
handen sind. 

Wer  am  1.  September  1888  einen  Vorrat  gebrannter  geistiger  Flüssig- 
keiten besitzt,  welcher  zusammen  mehr  als  20,  beziehungsweise  10  1  Alkohol 
enthält,  ist  verpflichtet,  die  Menge  und  den  Alkoholgehalt,  sowie  den  Ort  und 
die  Räume  der  Aufbewahrung  derselben  binnen  3  Tagen,  vom  1.  September 
1888  an  gerechnet,  den  hierzu  bestimmten  Finanzorganen  schriftlich  anzumelden. 

Eine  Erleichterung  kann  hinsichtlich  der  Verpflichtung  zur  Angabe  der 
Menge  und  des  Alkoholgebaltes  für  die  vorrätigen  Liköre  und  ähnliche  ge- 
brannte geistige  Flüssigkeiten  zugestanden  werden,  bezüglich  deren  die  betref- 
fenden Bestimmungen  im  Verordnungswege  erlassen  werden. 

Die  Branntweinerzeuger  und  diejenigen ,  welche  Handel  mit  gebrannten 
geistigen  Flüssigkeiten,  den  Kleinverschleiss  oder  Ausschank  desselben  treiben, 
sind  durch  60  Tage,  vom  1.  September  1888  an  gerechnet,  verpflichtet,  hinsicht- 
lich ihrer  Vorräte  an  gebrannten  geistigen  Flüssigkeiten,  insofern  dieselben 
nicht  zu  der  von  der  Nachsteuer  befreiten  Alkoholmenge  gehören  und  niclit 
ohnedies  unter  dem  Bande  der  obigen  Nachsteuer ,  beziehungsweise  der  neuen 
Konsumabgabe  stehen,  den  Bezug  oder  die  Entrichtung  der  Nachsteuer,  be- 
ziehungsweise der  neuen  Konsumabgabe  oder  die  Verzollung  nach  den  Zollsätzen 
des  §  1  auszuweisen. 

Auch  kann  die  Finanzverwaltung  anderen  Besitzern  von  gebrannten 
geistigen  Flüssigkeiten,  wenn  sie  bei  ihrem  Vermögensverhältnisse  nicht  in  der 
Lage  sind,  die  Nachsteuer  auf  einmal  zu  berichtigen,  angemessene  Ratenzah- 
lungen bewilligen. 

Der  Finanzverwaltung  wird  das  Recht  eingeräumt,  den  Likörfabrikanten 
für  die  Nachsteuer  einen  Kredit  bis  zu  Ende  des  Jahres  1889  einzuräumen. 

Die  näheren  Modalitäten  sind  im  Verordnungswege  festzustellen. 

Wird  die  vorgeschriebene  Anmeldung  eines  am  1.  September  1888  vor- 
handenen Vorrates  an  gebrannten  geistigen  Flüssigkeiten  unterlassen,  oder  ist 
die  angemeldete  Alkoholmenge  um  5  Prozent  geringer  als  die  vorhandene ,  so 
ist  eine  Strafe  mit  dem  Acht-  bis  Zwölffachen  der  verkürzten  oder  der  Ver- 
kürzung ausgesetzten  Nachsteuer  zu  verhängen. 

Andere  Unrichtigkeiten  in  der  Anmeldung,  die  sich  nicht  auf  die  Alkohol- 
menge beziehen,  sind  mit  einer  Ordnungsstrafe  von  2  bis  20  fl.  zu  bestrafen. 

Die  Unterlassung  der  vorgeschriebenen  Nachweisung  des  Bezuges,  be- 
ziehungsweise der  Versteuerung  oder  Verzollung,  wird  mit  dem  acht-  bis  zwölf- 
fachen Betrage  der  Nachsteuer  für  jene  Alkoholmenge  geahndet ,  hinsichtlich 
welcher  diese  Nach,weisung  unterbleibt. 

Die  näheren  Bestimmungen  für  die  Berechnung  und  Einhebung  der  Nach- 
steuer werden  vom  Finanzminister  im  gemeinsamen  Einverständnisse  mit  dem 
königlich  ungarischen  Finanzminister  im  Verordnungswege  erlassen. 

Den  landwirtschaftlichen  Brennereien,  welche  bis  jetzt  die  Branntweinsteuer 
im  Wege  der  Pauschalierung  nach  der  Leistungsfähigkeit  des  Maischraumes 
entrichtet  haben,  ist  es  gestattet,  die  achtmonatliche  Betriebsperiode  1888/89 
auch  im  Monate  Dezember  1888  zu  beginnen. 

Achtes  Hauptstück, 
Schlussbestimmungen. 

Beginn  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  und  Aufhebung  der 

bisherigen  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Verzehrungssteuer  von  der 

Erzeugung  gebrannter  geistiger  Flüssigkeit. 

§  100. 
Das   gegenwärtige  Gesetz  gilt   für  sämtliche   im  Reichsrate   vertretenen 
Königreiche  und  Länder  mit  Ausnahm.e  des  Zollausschlusses  von  Triest  und  tritt 
mit  1.  Sej)tember  1888  in  Wirksamkeit. 
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Mit  diesem  Tage  werden  die  noch  in  Geltung  stehenden  Bestimmungen 
des  Branntweinsteuergesetzes  vom  27.  Juni  1878  (R.G.Bl.  Nr.  72  vom  Jahre 
1878).  dann  die  Bestimmungen  des  Branntweinsteuergesetzes  vom  19.  Mai  1884 
(R.G.Bl.  Nr.  ti3  vom  Jahre  1884)  mit  der  Beschränkung  ausser  Kraft  gesetzt, 
dass  die  vor  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  begangenen  noch 
nicht  rechtskräftig  entschiedenen  Uebertretungen  der  Bestimmungen  jener  Ge- 
setze noch  nach  diesen  zu  behandeln  sind. 

Vollzugsklausel. 

§  101. 
Mit  dem  Vollzuge    des   gegenwärtigen  Gesetzes  ist  Mein  Finauzminister 
beauftragt. 

Budapest,  am  20.  Juni  1888. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Taaffe  m.  p.  Dunajewski  m.  p. 


Gesetz  vom  20.  Juni  1888, 

betreffend  die  Begelang   der   individuellen   Verteilung    der   Alkoholmenge, 

welche   in   den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern  von 

den  unter  die  Konsumabgabe  fallenden  Brennereien  zum  niedrigeren  Satze 

dieser  Abgabe  in  je  einer  Betriebsperiode  erzeugt  werden  darf. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrates  finde  Ich  anzuordnen, 
wie  folgt: 

§  1. 

Die  individuelle  Verteilung  der  Alkoholmenge,  welche  kraft  §  3,  Z.  2 
des  Gesetzes  vom  20.  Juni  1888,  betreffend  den  Zoll  von  gebrannten  geistigen 
Flüssigkeiten,  die  Besteuening  des  Branntweines  und  der  mit  der  Branntwein- 
erzeugung verbundenen  Presshefeerzeugung  (R.G.Bl.  Nr.  95)  die  unter  die  Kon- 
sumabgabe fallenden  Branntweinbrennereien  der  im  Reichsrate  vertretenen 
Königreiche  und  Länder  zum  niedrigeren  Satze  der  Konsumabgabe  in  je  einer 
Betriebsperiode  erzeugen  dürfen,  erfolgt  vorerst  für  die  Betriebsperioden  1888  89, 
1889/90  und  1890/91. 

Nach  Ablauf  dieser  drei  Betriebsperioden  findet  eine  neue  Verteilung 
statt  und  ebenso  nach  Ablauf  von  je  drei  weiteren  Betriebsperioden. 

§2. 

Bei  der  ersten  Verteilung  werden  berücksichtigt: 

1.  Die  unter  die  Konsumabgabe  fallenden  landwirtschaftlichen  und  an- 
deren Brennereien,  welche  innerhalb  des  Zeitraumes  vom  1.  September  1884  bis 
Ende  August  1887  im  Betriebe  waren; 

2.  die  innerhalb  des  erwähnten  Zeitraumes  nicht  im  Betriebe  gewesenen 
unter  die  Konsumabgabe  fallenden  landwirtschaftlichen  Brennereien,  welche 

a)  bereits  vor  dem  1.  September  1884  bestanden,  zuletzt  in  einer  der 
Betriebsperioden  1881/82,  1882  83  und  1883  84  im  Betriebe  waren 
und  vor  dem  1.  Januar  1889  wieder  in  Betrieb  gesetzt  werden, 

b)  in  der  Zeit  vom  1.  September  1884  bis  1.  Januar  1888  errichtet 
wurden  oder  doch  schon  vor  dem  1.  Januar  1888  in  der  Errichtung 
begriffen  waren; 

3.  die  innerhalb  des  Zeitraumes  vom  1.  September  1884  bis  letzten  August 
1887  nicht  im  Betriebe  gewesenen ,  unter  die  Konsumabgabe  fallenden  nicht 
landwirtschaftlichen  Brennereien,  welche  vor  dem  1.  Januar  1888  in  Betrieb 
gesetzt  wurden. 
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§  3. 
Von   dem  unter  die  niedrigere  Konsumabgabe  fallenden  Kontingente  im 
Gesamtbetrage  von  997,458  hl  Alkohol  werden  30  Prozent  nur  unter  die  land- 
wirtschaftlichen Brennereien   und  70  Prozent   unter  alle  nach  dem  §  2  zur  Be- 
teilung  gelangenden  Brennereien  verteilt  werden. 

§  4. 
Für   die  erste  Verteilungsperiode  werden  die  Beteilungsmassstäbe  in  fol- 
gender Weise  festgestellt,  und  zwar: 

I.  Für  die  im  §  2,  Z.  1  bezeichneten  Brennereien: 

1.  Zuerst  wird  die  Alkoholmenge  ermittelt,  welche  jede  solche  Brennerei 
in  jeder  der  Betriebsperioden  1884/85,  1885/86  und  1886/87  versteuert  hat.  und 
hierzu  bei  jeder  landwirtschaftlichen  Brennerei  die  Alkoholmenge  zugeschlagen, 
welche  dem  kraft  §  27  oder  kraft  §  61  des  Branntweinsteuergesetzes  vom 
19.  Mai  1884  (R.G.Bl.  Nr.  63)  wegen  teilweiser  Abänderung  des  Gesetzes  vom 
27.  Juni  1878,  betreffend  die  Besteuerung  der  Branntweinerzeugung  sowie  wegen 
Besteuerung  der  mit  der  Branntweinerzeugung  verbundenen  Presshefeerzeugung 
und  wegen  Erhöhung  des  Einfuhrzolles  auf  Presshefe  gewährten  Nachlasse  an 
der  Alkoholausbeute    oder   an  dem  zu  versteuernden  Alkoholgehalte  entspricht. 

2.  Das  Ergebnis  (Z.  1)  wird,  wenn  die  Brennerei  unter  der  Pauschalierung 
nach  der  Leistungsfähigkeit  des  Maischraumes  stand,  für  jede  der  unter  Z.  1 
erwähnten  Betriebsperioden  um  100  Prozent,  und  wenn  die  Brennerei  unter  der 
Produktbesteuerung  stand ,  für  den  Monat  September  1884  um  5  Prozent  und 
für  den  Rest  der  Betriebsperiode  1884/85,  sowie  für  die  Betriebsperioden  1885/86 
und  1886/87  um  22  Prozent  erhöht. 

Stand  die  Brennerei  teils  unter  der  Pauschalierung,  teils  unter  der  Pro- 
duktbesteuerung, so  wird  bei  der  der  einen  oder  anderen  Besteuerungsart  zu- 
fallenden Alkoholmenge  das  zugehörige  Mass  der  Erhöhung  angewendet. 

3.  Entweder  die  ganze  auf  solche  Weise  (Z.  1  und  2)  für  den  Zeitraum 
vom  1,  September  1884  bis  Ende  August  1887  erhaltene  Menge  Alkohol  oder 
die  Hälfte  oder  ein  Dritteil  derselben,  je  nachdem  die  Brennerei  bloss  in  einer 
oder  in  zwei  von  diesen  drei  Betriebsperioden  oder  in  allen  drei  im  Betriebe 
stand,  bildet  den  Beteilungsmassstab  der  Brennerei. 

II.  Für  die  unter  §  2,  Z.  2,  lit.  a  und  b  fällenden  landwirtschaftlichen 
Brennereien  wird  der  Beteilungsmassstab  nach  dem  Umfange  der  Betriebsan- 
lagen mit  Berücksichtigung  der  den  Betriebsumfang  betreffenden  Bedingungen 
ihres  landwirtschaftlichen  Charakters  im  Verhältnisse  zu  den  Beteilungsmass- 
stäben,  welche  nach  Massgabe  des  Punktes  1  für  landwirtschaftliche  Brennereien 
ermittelt  worden  sind,  nach  Einholung  des  Gutachtens  zweier  Sachverständiger 
aus  dem  Kreise  der  landwirtschaftlichen  Branntweinerzeuger  von  der  betreffen- 
den Finanzlandesbehörde  festgestellt. 

III.  Für  eine  unter  §  2,  Z.  3,  fallende  nicht  landwirtschaftliche  Brennerei 
erfolgt  die  Feststellung  des  Beteilungsmassstabes  in  der  unter  II  angeordneten 
Weise  nur  mit  dem  Unterschiede,  dass  die  Berücksichtigung  des  landwirtschaft- 
lichen Charakters  der  Brennerei  wegfällt  und  das  Verhältnis  zu  den  nach  Mass- 
gabe des  Punktes  I  für  nicht  landwirtschaftliche  Brennereien  ermittelten  Be- 
teilungsmassstäben  zu  beachten  ist. 

§  5. 

Bei  jeder  auf  die  erste  Verteilung  folgenden  Verteilung  werden  die  be- 
reits bei  der  unmittelbar  vorausgegangenen  Verteilung  bedachten  Brennereien 
und  die  inzwischen  neu  entstandenen  landwirtschaftlichen  Brennereien  berück- 
sichtigt. 

Als  Beteilungsmassstäbe  haben  bei  den  zuerst  erwähnten  Brennereien  die 
Alkoholmengen  zu  dienen,  welche  sie  in  der  unmittelbar  vorangegangenen  Ver- 
teilungsperiode durchschnittlich  in  einer  Betriebsperiode  zum  niedrigeren  Satze 
der  Konsumabgabe  erzeugt  haben. 

Für   die   neu   entstandenen  landwirtschaftlichen  Brennereien   werden  die 
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Beteilungsmassstäbe  nach  dem  Umfange  der  Betriebsanlagen  dieser  Brennereien 
mit  Berücksichtigung  der  den  Betriebsumfang  betreffenden  Bedingungen  ihres 
landwirtschaftlichen  Charakters  im  entsprechenden  Verhältnisse  zu  den  Betei- 
lungsmassstäben,  welche  für  andere  landwirtschaftliche  Brennereien  anzuwenden 
sind,  nach  Einholung  des  Gutachtens  zweier  Sachverständiger  aus  dem  Kreise 
der  landwirtschaftlichen  Branntweinerzeuger  von  der  betreffenden  Finanzlandes- 
behörde festgestellt. 

§  6. 

Jede  Brennerei  hat  ihren  Anspruch  auf  die  Erzeugung  von  Alkohol  zum 
niedrigeren  Satze  der  Konsumabgabe  spätestens  vier  Wochen  vor  Beginn  der 
betreffenden  Verteilungsperiode  (§  1)  bei  der  Finanzbehörde  erster  Instanz 
anzumelden. 

Brennereien,  welche  hinsichtlich  der  zuzuweisenden  Alkoholmenge  als 
landwirtschaftliche  Brennereien  berücksichtigt  werden  wollen,  haben  zugleich 
mit  dem  obigen  Ansprüche  die  Nachweisung  der  nach  dem  Branntweinsteuer- 
gesetze für  die  Behandlung  als  landwirtschaftliche  Brennerei  vorgezeichneten 
Bedingungen  zu  liefern. 

Für  die  erste  Verteilung  schliesst  jedoch  der  Umstand,  dass  eine  Bren- 
nerei auch  ausser  dem  achtmonatlichen  Zeiträume,  welchen  der  §  27  des  im 
vorstehenden  §  3  erwähnten  Gesetzes  vom  19.  Mai  1884  (R.G.Bl.  Nr.  63)  be- 
zeichnet, im  Betriebe  war,  die  Anerkennung  derselben  als  landwirtschaftliche 
nicht  aus.  Ebenso  schliesst  der  Umstand,  dass  eine  landwirtschaftliche  Bren- 
nerei in  den  Betriebsjahren  1834/85,  1885/86,  1886/87  der  Produktbesteuerung 
unterworfen  war  und  der  Beteilungsmassstab  derselben  nach  den  für  die  Fabriks- 
brennereien im  §  4,  I  getroffenen  Bestimmungen  festgestellt  wird,  die  Anerken- 
nung dieser  Brennerei  als  landwirtschaftliche  nicht  aus,  sofern  sie  bei  der  An- 
meldung ihres  Anspruches  auf  die  Erzeugung  von  Alkohol  zum  niedrigeren 
Abgabesatze  die  Nachweisung  der  nach  dem  Branntweinsteuergesetze  für  die 
Behandlung  als  landwirtschaftliche  Brennerei  vorgezeichneten  Bedingungen 
liefert.  Die  Finanzbehörde  erster  Instanz  erkennt  über  die  Frage,  ob  die  Bren- 
nerei den  erwähnten  Anspruch  wirklich  hat,  beziehungsweise  als  landwirtschaft- 
liche zu  behandeln  ist  und  stellt,  falls  sie  diesen  Anspruch  anerkennt  und  kraft 
der  vorstehenden  §§  4  und  5  nicht  eine  andere  Finanzbehörde  hierzu  berufen 
ist,  den  Beteilungsmassstab  fest,  unter  Freilassung  des  Rekurses  an  die  Finanz- 
behörde zweiter  Instanz,  welche  endgültig  entscheidet. 

§7. 
Wenn  einzelne  Brennereien  die  ihnen  für  den  niedrigeren  Satz  der  Kon- 
sumabgabe zugeteilte  Alkoholmenge  in  einer  Betriebsperiode  teilweise  oder  gar 
nicht  erzeugen,  so  kann  der  Finanzminister  die  für  diesen  Satz  verfügbar  ge- 
wordene Alkoholmenge ,  insoweit  es  thunlich  ist .  anderen  Brennereien  in  der 
betreffenden  Betriebsperiode  zuweisen.  Jedoch  sind  in  erster  Linie  die  von 
Kleingrundbesitzern  gegründeten  genossenschaftlichen  Brennereien,  sodann  neu 
entstandene  landwirtschaftliche  Brennereien  zu  berücksichtigen,  welche  noch 
nicht  beteilt  sind. 

§  8. 
Das   gegenwärtige  Gesetz   gilt  für  die  im  Reichsrate  vertretenen  König- 
reiche und  Länder  mit  Ausnahme  des  Zollausschlusses  von  Triest  und  tritt  mit 
1.  September  1888  in  Wirksamkeit. 

§  9. 
Mit   dem  Vollzage   des   gegenwärtigen  Gesetzes   ist  Mein  Finanzminister 
beauftragt.  , 

Budapest,  am  20.  Juni  1888. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Taaffe  m.  p.  Dunajewski  m.  p. 
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Die  Steuersubjekte 

im  Zusammenhalte  mit  der  Durchführung  der  Allgemeinheit 

der  Besteuerung  nach  den  in  Deutschland  geltenden 

Staatssteuergesetzen  ^). 

Von 

Dr.  G.  Antonl, 

Rech  tspraktikant. 


Einleitung. 


Uebersicht. 

A.  Physische  Personen. 
Modifikationen  der  Steuerpflicht. 

1.  Mit  Bezug  auf  das  Steuersubjekt,  Familie. 

2.  Mit  Bezug  auf  die  Steuerfähigkeit. 

a)  Das  Existenzminimum. 

h)  Berücksichtigung  der  Steuerfähigkeit  bei  jugendlichen  und  im  höheren  Lebens- 
alter stehenden  Personen. 
c)  Arme. 

3.  Mit  Bezug  auf  den  Stand  der  Personen  und  deren  Stellung  zum  Staate. 

a)  Souveräne. 

b)  Standesherren. 

c)  Militärpersonen. 

d)  Beamte. 

e)  Pensionäre  und  mit  Orden  und  Ehrenzeichen  dekorierte  Personen. 

4.  Mit  Bezug  auf  das  Verhältnis  der  einzelnen  Steuerpflichtigen  zu  anderen  deutschen 
Bundesstaaten  und  zum  Reiche. 

5.  Mit  Bezug  auf  das  Verhältnis  der  einzelnen  Steuerpflichtigen  zum  Auslande. 

a)  Die  Besteuerung  der  Staatsangehörigen  rücksichtlich  ihrer  ausländischen  Ein- 
künfte. 

b)  Die  Besteuerung  der  im  Auslande  lebenden  Staatsangehörigen. 

c)  Die  Besteuerung  der  Ausländer. 

B.  Juristische  Personen. 
I.  Allgemeines. 

II.  Die  Besteuerung  der  Körperschaften : 
A.  Des  öffentlichen  Rechts: 

1.  Staat. 

2.  Deutsches  Reich. 

3.  Kommunale  Verbände. 


1)  Die  nachstehende  Arbeit  meines  Schülers  hat  als  Dissertation  zur  Erwerbung  der 
staatswissenschaftlichen  Doktorwürde  an  hiesiger  Universität  gedient.  Ich  teile  dieselbe  hier 
mit,  weil  die  systematische  Bearbeitung  des  Gegenstandes  weitere  Kreise  interessieren  dürfte. 

D.  H. 
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B.  Des  Privatrechts: 

1.  Aktiengesellschaften. 

2.  Auswärtige  Aktiengesellschaften. 

3.  Genossenschaften. 

4.  Versicherungsgesellschaften. 

5.  Auf  Gegenseitigkeit  gegründete  Vereine, 
in.  Die  Besteuerung  der  Stiftungen. 

1.  Kirchen  und  Schulen. 

2.  Müde  Stiftungen. 

IV.  Die  Besteuerang  der  liegenden  Erbschaften. 
Schlusswort. 

Einleitung. 

Zweck  und  Aufgabe  des  Staates  ist  die  Förderung  der  sittlichen  und 
materiellen  Wohlfahrt  der  Staatsangehörigen,  soweit  dies  überhaupt  in  der 
Macht  des  Staates  liegt.  Zur  Erreichung  und  Durchführung  dieser  seiner  Auf- 
gabe und  seines  Zweckes  bedarf  der  Staat  materieller  Mittel,  welche  er,  soweit 
sie  nicht  bereits  auf  andere  Weise  (z.  B.  durch  Einnahmen  aus  Domänen,  Berg- 
werken u.  s.  w.)  gedeckt  sind,  von  den  Angehörigen  des  Staates  fordern  kann 
und  muss. 

Pflicht  jedes  einzelnen  Staatsangehörigen  ist  es,  zur  Befriedigung  dieser 
in  letzter  Linie  immer  wieder  durch  und  für  ihn  entstandenen  Bedürfnisse  des 
Staates  nach  Massgabe  seiner  Kräfte  beizutragen,  und  dies  thut  er,  wenn  wir 
von  den  indirekten  Steuern  und  den  Gebühren  für  bestimmte  Leistungen  des 
Staates  absehen,  durch  Zahlung  einer  direkten  Steuer.  ,So  ergibt  sich  die 
Allgemeinheit  der  Steuer  unmittelbar  aus  ihrem  Zwecke  und  aus  dem  Umstände, 
dass  das  Gemeinwesen  aus  und  in  allen  seinen  Gliedern  und  für  alle  besteht, 
also  auch  durch  alle  erhalten  werden  muss.  Auch  ist  die  Allgemeinheit  eine 
unmittelbare  Folge  der  sittlichen  Natur  des  Staates,  welche  ihm  verbieten  muss 
irgend  einen  einzelnen  oder  eine  Klasse  von  der  Last  auszunehmen,  welche  durch 
die  Fürsorge  für  alle  erwächst.  Jeder  gehört  dem  Staate  an  nicht  nach  seiner 
Wahl,  sondern  durch  Notwendigkeit  und  unbedingt,  jeder  muss  daher  sich  an 
der  Aufbringung  des  allgemeinen  Bedarfs  unbedingt  beteiligen.  Endlich  gebietet 
schon  die  wirtschaftliche  Zweckmässigkeit  diese  Allgemeinheit,  weil  um  so  mehr 
und  um  so  leichter  geleistet  werden  kann,  je  mehr  Kräfte,  also  am  meisten, 
•wenn  alle  beitragen*  ^). 

Auch   geschichtlich    lässt   sich    die  Allgemeinheit  der  Besteuerung  recht- 

?fertigen.  Gehen  wir  von  der  untersten  Stufe  der  Gesellschaft,  nämlich  der  Familie, 
aus  welcher  sich  allmählich  die  höheren  Gemeinwesen  gebildet  haben,  aus, 
80  zeigt  es  sich  sofort,  dass,  sobald  der  Kreis  derselben  sich  etwas  weiter  aus- 
jedehnt  hat,  das  Familienhaupt  allein  nicht  mehr  die  Bedürfnisse  aller  befrie- 

Idigen   kann,    sondern    auch  auf  die  Mithilfe   und   die   Leistungen    der  anderen 

^hierzu  fähigen  Familienmitglieder  angewiesen  ist. 

Das  Gleiche  ergibt  sich  bei  der  zweiten  Stufe  der  Entwicklung,  der  Ge- 

lineinde.      Dieselbe    stellt    sich   als    eine  noch   mehr   vergrösserte  Familie   dar 


')  V  0  c  k  e ,  Die  Abgaben ,  Auflagen  und  die  Steuer  vom  Standpunkte  der  Geschichte 
id  der  Sittlichkeit.    Stuttgart.    1887.    S.  173. 

917 


;^g4  G.  Antoni, 

welche  ihre  bestimmten  Zwecke,  namentlich  die  Aufrechterhaltung  der  inneren 
und  äusseren  Sicherheit  hat.  Wie  nun  jeder  Angehörige  der  Gemeinde  die  von 
dieser  gebotenen  Vorteile  geniesst,  so  muss  er  auch  zur  Erfüllung  der  allge- 
meinen Zwecke  beitragen,  und  dies  geschieht,  so  lange  die  Entwicklung  der 
Gesellschaft  noch  wenig  vorgeschritten  ist,  durch  persönliche  Dienstleistungen, 
und  zwar  durch  die  persönliche  Teilnahme  an  der  Kriegsführung,  Recht- 
sprechung und  der  Beratung  dieser  und  anderer  Gegenstände  des  öflFentlichen 
Lebens.  Bei  grösserer  Ausdehnung  der  Gemeinde  und  fortschreitender  Ent- 
wicklung wird  die  persönliche  Dienstleistung  des  Einzelnen  immer  schwieriger 
und  undurchführbarer.  Es  treten  jetzt  Befreiungen  von  der  persönlichen  Leistung 
ein,  an  deren  Stelle  dann  ein  Aequivalent  in  Form  einer  Abgabe  oder  Steuer 
zur  Bestreitung  der  Kosten  des  immer  komplizierter  sich  gestaltenden  Regierungs- 
und Verwaltungsmechanismus  tritt.  Dieser  allmähliche  Uebergang  von  persön- 
licher Teilnahme  und  Erledigung  der  gemeinschaftlichen  Angelegenheiten  zur 
Leistung  eines  in  Naturalien  oder  später  in  Geld  zu  entrichtenden  Beitrages 
zu  den  öffentlichen  Lasten  ist  dann  im  Staate,  als  der  höchsten  gesellschaft- 
lichen Entwicklungsstufe  eines  Volkes,  vollendet.  Hier  ist  die  persönliche  Dienst- 
leistung für  das  Gemeinwesen  in  der  Hauptsache  weggefallen,  dagegen  jeder 
einzelne  Staatsangehörige  zur  Zahlung  der  Staatssteuern,  mit  welchen  die  Be- 
dürfnisse des  Staates  gedeckt  werden,  verpflichtet  ^). 

So  einfach  und  einleuchtend  nun  diese  Forderung  der  Allgemeinheit  der  Be- 
steuerung an  sich  ist  und  so  sehr  gerechtfertigt  sie  erscheint,  so  ist  es  doch  noch  gar 
nicht  so  lange  her,  dass  sie  sich  in  Theorie  sowohl  wie  in  Praxis  Anerkennung  ver- 
schafft hat.  Insbesondere  waren  es  die  beiden  Stände  der  Geistlichen  und  Ritter, 
welche  lange  mit  besonderer  Zähigkeit  an  ihrer  persönlichen  Steuerfreiheit  fest- 
hielten, die  ihnen  früher  auf  Grund  einer  bevorzugten  Stellung  oder  wegen  per- 
sönlich geleisteter  Dienste,  und  in  letzterem  Falle  mit  vollem  Recht,  zugestanden 
worden  war.  Der  Kriegsdienst  wenigstens,  wie  er  bis  ins  16.  Jahrhundert  hinein 
von  den  Rittern  und  Herren  geleistet  wurde,  forderte  eine  solche  Menge  peku- 
niärer und  körperlicher  Opfer,  dass  dem  gegenüber  die  Steuerfreiheit  wohl  ge- 
rechtfertigt erschien.  Nach  dem  Zerfalle  der  alten  Lehns Verfassung  jedoch  und 
nach  dem  Aufkommen  der  Söldnerheere  verlor  die  Steuerfreiheit  dieser  Stände 
vollständig  ihre  Berechtigung.  Wenn  sie  dennoch  bis  in  unser  Jahrhundert  hinein 
sich  vielfach  erhalten  hatte,  so  verdankte  sie  dies  der  Nachgiebigkeit  der  Landes- 
herrn, welche  den  Ständen  jene  Steuerfreiheiten  gern  Hessen,  wenn  diese  nur 
auf  Kosten  der  übrigen  Staatsangehörigen  ausgiebige  Steuern  bewilligten. 

Die  deutsche  Wissenschaft,  und  zwar  hauptsächlich  Christian  Besold 
(1577—1638)  und  Kaspar  Klock  (1583—1655),  hatte  bereits  im  17.  Jahrhundert 
auf  das  Unverträgliche  dieses  Zustandes  mit  den  Ansprüchen  an  eine  gerechte 
Staatswirtschaft  hingewiesen  und  den  Satz  aufgestellt,  dass  eine  gerechte  Steuer 
stets  eine  allgemeine  für  alle  Staatsangehörigen  sein  müsse,  allein  in  der  Praxis 
brach  sich,  wie  gesagt,  diese  Anschauung  erst  zu  Ende  des  vorigen  und  Beginn 
dieses  Jahrhundei-ts  allgemeiner  Bahn. 

In  Bayern  speziell  wurde  der  Grundsatz  der  Allgemeinheit  der  Besteuerung 


1)  Näheres  über  diese  geschichtliche  Entwicklung  siehe  bei  Vocke  a.  a.  0.  S,  74,  llo, 
173  und  204. 
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erst  durch  königliche  Verordnung  vom  8.  Juni  1807 ')  praktisch  verwertet,  nach- 
dem man  vorher  vergebens  versucht  hatte,  demselben  auf  dem  Wege  der  Ver- 
einbarung mit  der  Landschaft  Eingang  zu  verschaflFen  *).  Auch  in  Baden  ist  erst 
durch  die  Verfassungsurkunde  von  1818,  Art.  8,  der  Grundsatz  eingeführt: 
,AlIe  Badener  tragen  ohne  Unterschied  zu  allen  öffentlichen  Lasten  bei.  AUe 
Befreiungen  von  direkten  oder  indirekten  Steuern  bleiben  aufgehoben." 

Jetzt  ist  die  Allgemeinheit  der  Besteuerung  als  Grundprinzip  theoretisch 
überall  anerkannt'),  allein  in  ihrer  praktischen  Durchführung  entstehen  eine 
Reihe  von  Schwierigkeiten  und  Verwicklungen,  deren  Beseitigung  und  Ent- 
wirrung von  den  Gesetzgebern  oft  auf  die  verschiedenste  Weise  versucht 
worden  ist  imd  in  manchen  Fällen  zu  neuen  Durchbrechungen  des  Prinzips 
geführt  hat. 

Schon  bei  der  Feststellung  des  Begriffs  , Steuersubjekt*  stossen  wir  auf 
Schwierigkeiten  und  dadurch  herbeigeführte  Abweichungen  in  der  Begriffsbe- 
stimmung, die  dann  auch  Steuerbefreiungen  im  Gefolge  haben. 

Steuersubjekt  kann  nun,  wie  sich  aus  der  Entwicklung  der  Steuer 
aus  der  persönlichen  Dienstleistung  jedes  Mitgliedes  des  Gemeinwesens  an  und 
für  dieses  sich  ergibt ,  immer  nur  eine  Person  sein ,  welche  zu  dem  Staate 
in  irgend  einer  steuerlich  fassbaren  Beziehung  steht  und  fähig 
ist,  eine  Steuer  zu  tragen.  Der  persönliche  Charakter  der  Steuer  hatte  sich  nun 
aber  im  Laufe  der  Zeit  fast  ganz  verloren  und  pflegte  man  die  Steuerpflicht 
nicht  so  sehr  mit  der  Person  als  mit  dem  Grund  und  Boden,  dem  Gewerbe  und 
später  sogar  mit  dem  Gewerberecht,  kurz  mit  irgend  einem  , Objekt"  zu  verbinden. 
Dadurch  wurde  die  Person  des  Steuerzahlers  mehr  in  den  Hintergrund  gedrängt; 
ganz  entbehren  konnte  man  sie  aber  doch  nicht,  und  es  zeigen,  abgesehen  davon, 
dass  man  ja  auch  bei  den  „Objekf-Steuem,   wenn   es  an   die  Einhebung   der 


I 


1)  Der  uns  interessierende  Teil  dieser  im  R.-G.-Bl.  für  1807  S.  969  abgedruckten  kgl. 
Verordnung  lautet: 

„Was  den  Grundsatz  der  allgemeinen  Teilnahme  an  den  Staatslasten  betrifft,  so  ist  der- 
selbe so  gerecht,  so  sehr  in  dem  Wesen  des  Staatsverbandes  gegründet,  fliesst  so  evident  aus 
der  Verbindlichkeit  eines  jeden  Staatsbürgers,  die  ihm  der  gemeinschaftliche  Genuss  seiner 
persönlichen  Sicherheit  und  des  öffentlichen  Schutzes  seines  Eigentums  mit  den  übrigen  Staats- 
bürgern auferlegt ;  die  bestehenden  Ausnahmen  und  Befreiungsvorrechte  hingegen  sind  so  sehr 
in  einer  nunmehr  ganz  veränderten  inneren  und  äusseren  Lage  der  Dinge  gegründet;  waren 
ursprünglich  bloss  die  Folge  von  so  lästigen  besonderen  Pflichten  und  Verbindlichkeiten,  die 
von  dem  Befreiten  dafür  übernommen  werden  mussten  und  deren  Leistung  grösstenteils  längst 
aufgehört  hat,  —  dass  die  Aufhebung  solcher  Befreiungsvorrechte  eine  unverkennbare  Pflicht 
des  Staates  geworden  ist,  und  wir  dürfen  von  jedem  Billigdenkenden  selbst  des  befreiten 
Standes  erwarten,  dass  er  bereitwillig  das  Opfer  dieser  Vorrechte  auf  den  Altar  des  Vater- 
landes bringen  und  dadurch  zu  seinem  eigenen  Besten,  sowie  zum  Besten  des  Staates  die 
Bande  befestigen  werde,  welche  alle  Stande  und  alle  Bürger  desselben  zur  Erhöhung  seiner 
Gesamtkraft  auf  das  engste  aneinander  schliessen  müssen. 

Wir  verordnen  demnach  und  wollen,  dass  in  Zukunft  jedes  Grandvermögen  ohne  Unter- 
schied, es  mag  befreit  gewesen  sein  oder  nicht,  und  zu  unseren  eigenen  Domänen  oder  zu 
jedem  anderen  Eigentum  gehören,  seinen  verhältnismässigen  Anteil  an  der  Grundvermögens- 
steuer tragen  soll,  wogegen  sich  von  selbst  versteht,  dass  diejenigen  besonderen  Auflagen, 
welche  als  ein  Surrogat  der  bisherigen  Befreiungen  entrichtet  worden  sind,  für  die  Zukunft 
aufzuhören  haben." 

-)  Vgl.  L.  Ho  ff  mann,  Geschichte  der  direkten  Steuern  in  Bayern  vom  Ende  des 
13.  bis  zum  Beginn  des  19.  Jahrhunderts.    1883. 

3)  Vgl.  Wagner,  Finanzwissenschaft  1880  I.  Teil  $  404. 
Finanzarchiv.    V.  Jahrg.  919  25 
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Steuer  ging,  immer  wieder  auf  die  Persönlichkeit  des  Besitzers,  Gewerbetrei- 
benden u.  s.  w.  zurückgreifen  musste,  auch  die  neben  den  Objektsteuern  anfangs 
spärlicher,  später  zahlreicher  bestehenden  „Personal" -Steuern  zur  Genüge,  dass 
das  richtige  Prinzip,  wenn  auch  unbewusst,  doch  wieder  Anerkennung  fand. 
Die  neueren  Theoretiker  und  Praktiker  sahen  denn  auch  ein,  dass  sich  die  ge- 
waltsame Verbindung  der  Steuerpflicht  mit  dem  Steuerobjekt  nicht  länger  auf- 
recht erhalten  lasse,  und  suchten  sich,  wenn  auch  vergebens,  aus  diesem  Wirr- 
sal  herauszuarbeiten,  bis  endlich  Vocke^)  den  Nachweis  erbrachte,  dass  die 
Lehre  vom  Steuerobjekt  nicht  nur  gänzlich  unhaltbar,  sondern  auch  völlig  über- 
flüssig sei,  und  als  allein  richtiges  Prinzip  der  Satz  zu  gelten  habe:  Steuer- 
pflichtig ist  immer  nur  die  Person,  welche  vom  Grund  und  Boden,  aus  Gewerbe- 
betrieb, Kapitalien  oder  sonst  wie  ein  Einkommen  oder  einen  Ertrag  erzielt, 
während  das  „Objekt"  sich,  im  rechten  Lichte  betrachtet,  nur  als  Masstab  der 
Leistungsfähigkeit  darstellt.  Da  nun  aber  der  alte  Standpunkt  bis  in  die  neueste 
Zeit  von  der  Praxis  noch  nicht  vollständig  verlassen  ist  und  sich  die  Unter- 
schiede zwischen  „Objekt"-  und  „Personal"-  oder  „Subjekt"-Steuern  immer  noch 
erhalten  haben ,  sind  durch  das  Nebeneinanderbestehen  und  Ineinandergreifen 
der  verschiedenen  Steuersysteme  eine  Reihe  von  Komplikationen  hervorgerufen, 
welche  auf  Besteuerung  oder  Steuerbefreiung  einer  Person  von  Einfluss  sein 
können.  Hier  sei  bemerkt,  dass  nur  3  deutsche  Staaten,  nämlich  Bayern,  Würt- 
temberg und  Mecklenburg,  ein  reines  Ertragsteuei'system  besitzen,  dass  ferner 
Sachsen,  Oldenburg,  Sachsen-Weimar,  Anhalt,  Sachsen-Meiningen,  Koburg-Gotha, 
Sachsen- Altenburg,  Schwarzburg-Sondershausen,  Reuss  j.  und  ä.  L.,  Bremen, 
Hamburg  und  Lübeck  das  Einkommensteuersystem  eingeführt  haben,  und  endlich 
Preussen,  Baden,  Hessen,  Braunschweig,  Schaumburg-Lippe,  Lippe-Detmold, 
Schwarzburg-Rudolstadt  und  Waldeck  ihren  Steuerbedarf  vermittelst  eines  aus 
Ertrag-  und  Einkommensteuern  zusammengesetzten  Steuersystems  decken. 

Weiter  fordert  dann  auch  die  Begrenzung  des  Steuersubjekts  besondere 
Beachtung.  Wir  stossen  auf  physische  und  juristische  Personen,  die  manchmal 
eigentümlich  ineinandergreifen  und  oft  eine  verschiedenartige  steuerliche  Be- 
handlung erfordern,  wodurch  dann  insbesondere  bei  den  juristischen  Personen  je 
nach  dem  Standpunkte,  den  man  einnimmt,  wirkliche  oder  scheinbare  Steuer- 
befreiungen zu  Tage  treten.  Das  physische  Steuersubjekt  bedarf  dann  wieder 
der  näheren  Bestimmung.  Wenn  es  nämlich  auch  an  sich  klar  ist,  dass  eben 
jedes  Steuersubjekt,  bei  welchem  ein  steuerbares  Einkommen  oder  ein  solcher 
Ertrag  auftritt,  auch  besteuert  werden  muss,  so  können  doch  Umstände  eintreten, 
welche  es  dem  Gesetzgeber  ratsam  erscheinen  lassen,  nicht  jede  einzelne  Person 
zu  besteuern,  sondern  in  dem  Falle,  wo  mehrere  Personen  ein  gesellschaftliches 
Ganzes,  d.  h.  eine  in  einem  gemeinschaftlichen  Haushalte  zusammenlebende 
Familie  bilden,  die  steuerbaren  Einkünfte  der  Einzelnen  bei  einer  Person,  und 
zwar  dem  Familienhaupte  oder  Haushaltungsvorstande,  zusammenzufassen  und 
diese  allein  zu  besteuern.  Dadurch  ergibt  sich  dann  eine  in  dem  einen  Staate 
grössere,  in  dem  anderen  geringere  subjektive  Steuerbefreiung  der  übrigen 
Familienmitglieder. 

Die  Steuerpflicht  einer  Person  kann  aber  an  sich  auch  keine  unbedingte 


1)  Vocke,  a.  a.  0.  S.  245  ff. 
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sein.  Wie  wir  bereits  oben  bemerkt  haben,  ist  sie  davon  abhängig,  das.s  die 
Person  auch  fähig  ist.  die  Steuer  zu  tragen. 

Die  Auffassungen  und  Bestimmungen  der  einzelnen  Gesetze  mit  Bezug  auf 
diese  durch  die  Leistungsfähigkeit  des  Einzelnen  bedingte  Grenze  der  Steuer- 
pflicht, das  sog.  Existenzminimum,  sind  nun  aber  sehr  verschiedene  und  oft 
geradezu  entgegengesetzte,  so  dass  auch  dieser  Frage  ein  besonderer  Abschnitt 
gewidmet  werden  muss. 

Ferner  bedingt  der  Stand  und  die  Stellung  der  einzelnen  Personen  zum 
Staate  eine  Reihe  von  Modifikationen  der  strikten  Steuerpflicht,  welche  in  der 
gänzlichen  oder  teilweisen  Steuerbefreiung  der  Souveräne,  Standesherren,  Militär- 
personen, Pensionäre  und  mit  Orden  und  Ehrenzeichen  dekorierten  Personen, 
sowie  in  geringerem  umfange  auch  der  Beamten  üiren  Ausdruck  findet. 

Endlich  treten  auch  noch  durch  die  mannigfachen  Beziehungen  des  In- 
landes zum  Auslande,  der  deutschen  Bundesstaaten  untereinander  und  zum 
Reiche  mancherlei  Komplikationen  auf,  welche  oft  eine  teilweise  Einschränkung 
des  staatlichen  Besteuerungsrechtes  bezäglich  der  Inländer,  in  vielen  Fällen  aber 
auch  eine  Erweiterung  des  Kreises  der  Steuersubjekte  auf  die  Reichausländer 
und  Angehörigen  anderer  deutschen  Bundesstaaten  nach  sich  ziehen. 

Es  soll  nun  im  folgenden  an  der  Hand  der  in  den  deutschen  Bundes- 
staaten in  Geltung  stehenden  Staatssteuergesetze  auf  die  einzelnen  sich  solcher- 
gestalt ergebenden  Fragen  näher  eingegangen,  ihre  Lösung  besprochen  werden. 

Dabei  scheint  auf  den  ersten  Blick  eine  scharfe  Trennung  der  Einkommen- 
und  Ertragssteuem  angezeigt  zu  sein,  weil  dieselben  ihrem  Wesen  und  ihrer 
ganzen  Anlage  nach  sehr  verschiedenartig  gestaltet  sind  und  oft  von  ganz  ent- 
gegengesetzten Grundsätzen  beherrscht  werden.  Allein  die  Uebersichtüchkeit 
des  Ganzen,  das  Bestreben,  Wiederholungen  zu  vermeiden,  sowie  der  Wunsch, 
die  in  jedem  einzelnen  Staate  herrschenden  Steuergrundsätze  klarer  hervortreten 
zu  lassen,  Hessen  es  angezeigt  erscheinen,  von  einer  solchen  scharfen  Scheidung 
abzusehen.  Es  werden  deshalb  die  Einkommen-  und  Ertragsteuem  nebeneinander 
der  Besprechung  unterstellt  und  im  näheren  Anschluss  an  die  Einkommensteuern 
auch  der  hier  und  da  entweder  selbständig  oder  als  Vorstufen  der  Einkommen- 
steuern auftretenden  Klassensteuem  gedacht  werden,  da  eine  gesonderte  Be- 
sprechung derselben  aus  den  gleichen  Gründen  wie  oben  unthunlich  erschien, 
die  Anlehnung  an  die  Einkommensteuern  aber  deshalb  am  passendsten  zu  er- 
achten ist,  weil  die  beiden  Steuern  die  grösste  Aehnlichkeit  miteinander  haben 
und  sowohl  ihrem  inneren  Wesen  wie  der  äusseren  Anordnung  nach  im  engsten 
Zusammenhange  stehen. 

Wenn  sodann  unter  den  Einkommensteuern  auch  der  bayrischen  Ein- 
kommensteuer, der  württembergischen  Dienst-  und  Berufs-Einkommensteuer,  sowie 
der  einschlägigen  mecklenburgischen  Steuerfaktoren  gedacht  wurde,  so  ist  dabei 
nicht  übersehen  worden,  dass  die  genannten  drei  Staaten  keine  aDgemeine.  das 
gesamte  Einkommen  des  Steuerpflichtigen  ergreifende  Einkommensteuer  besitzen, 
rielmehr  die  letztere  lediglich  als  Ergänzungssteuer  zum  Ertragsteuersystem 
hinzugenommen  haben,  um  auch  solche  Steuerpflichtige,  welche  keine  den  anderen 
Steuern  bereits  unterliegende  Einnahmen  haben,  nicht  steuerfrei  ausgehen  zu 
lassen.  Der  Vollständigkeit  wegen  erschien  nun  eine  gänzliche  Vernachlässigung 
und   ein  Uebersehen   der  genannten  drei  Staaten   bezüglich   ihrer  Einkommen- 
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Steuer  unstatthaft,  während  anderseits  eine  gesonderte  Betrachtung  ebenfalls 
der  Einheitlichkeit  und  Uebersichtlichkeit  des  Ganzen  bedeutenden  Abbruch 
gethan  haben  würde. 

Im  einzelnen  sind  in  der  folgenden  Abhandlung  die  nachstehenden  Ge- 
setze und  Verordnungen  und,  soweit  sie  mir  zugänglich  waren,  die  darauf  bezüg- 
lichen Motive  und  Kammerverhandlungen  in  Berücksichtigung  gezogen  worden: 

I.  Einkommen-  nnd  Klassenstenergesetze. 

Preussen:  Gesetz,  betr.  die  Klassen-  und  klassifizierte  Einkommensteuer  vom 

1.  Mai  1851  und  25.  Mai  1873. 
Gesetz,  betr.  die  Aufhebung  der  untersten  Stufen  der  Klassensteuer 

V.  26.  März  1883. 
Einkommensteuergesetzentwurf  v.  1883. 
Geschäftsanweisung    für    die    Mitglieder    der    Klassensteuerein- 

schätzungskommission  v.  '22.  Dezember  1876. 
Anweisung  zur  Veranlagung  der  klassifizierten  Einkommensteuer 

V.  4.  März  1877. 
Verordnung  v.  11.  Mai  1867. 
Bayern :  Einkommensteuerges.  v.  19.  Mai  1881  (Ges.-u.  V.-Bl.  f.  d.  Kgr.  B.  Nr.31). 

Nachtragsgesetz  v.  21.  April  188i  (Ges.-  u.  V.-Bl.  Nr.  22)  i). 
Sachsen:  Einkommensteuergesetz  v.  2.  Juli  1878  (Ges.  u.  V.  El.  S.  129). 

Instruktion  zum  Einkommensteuergesetz  v.  7.  Dezember  1878. 
Spezialerläuterungen  v.  10.  Januar  1879  zum  Einkommensteuergesetz. 
Württemberg:  Gesetz  v.  19.  September  1852,  betr.  die  Steuer  vom  Kapital-,  Renten-, 

Dienst-  und  Berufseinkommen  (R.-ßl.  S.  230). 
Abänderungsgesetz  v.  30.  März  1872  (R.-Bl.  S.  126)2). 
Badend):  ,  Gesetz  v.  20.  Juni  1884,  die  Einführung  einer  allgem.  Einkommen- 

steuer betr. 
Vollzugsverordnung  v.  17.  Februar  1885. 
Hessen  *) :  Gesetz  v.  8.  Juli  1884,  die  Einführung  einer  Einkommensteuer  betr. 

«    Gesetz  v.  21.  Juni  1869  (ausser  Kraft). 
Oldenburg :  Gesetz,  betr.  die  Einführung  einer  Einkommensteuer  v.  6.  April  1864. 

Abänderungsgesetz  dazu  v.  1.  Dezember  1884. 
Instruktion  v.  15.  April  1864. 
Mecklenburg  (Schwerin  und  Strelitz):  Revidiertes  Kontributionsedikt  v.  1874  (Beilage  zum  Re- 
gierungsblatt Nr.  17). 
Sachsen-Weimar  5) :  Gesetz  über  die  Steuerverfassung  im  Grossh.  S.-W.  v.  18.  März  1869. 

Gesetz  v.  28.  Februar  1872,   betr.   einen  Nachtrag  zu  dem  revid, 

Ges.  V.  18.  März  1869  6). 
Gesetz  v.  10.  September  1883,  die  allgem.  Einkommensteuer  betr. ''). 
Braunschweig:  Gesetz  v.  29.  Juni  1864,  Personalsteuer  betr.   (Ges.-  u.  Verord.-Bl. 

V.  18.  Juli  1864  Nr.  33). 
Abänderungsgesetze  v.  11.  April  1870  u.  8.  November  1873. 
Anhalt:  Gesetz  v.  18.  April  1886,  die  Einführung  einer  Einkommensteuer 

und  festen  Grundsteuer  betr.s). 
Novelle  dazu  v.  4.  April  1887. 


1)  A.  Seisser,  Die  Gesetze  über  die  direkten  Steuern  im  Kgr.  Bayern.  2.  Aufl.  Bd.  I. 

2)  Sammlung  württembergischer  Steuergesetze.    Verlag  von  Kohlhammer.    1883. 

3)  lieber  den  Entwurf  zum  bad.  Einkommensteuergesetz,  vgl.  F.-A.  I  S.  308,  über  das 
Gesetz  selbst  F.-A.  in  S.  763.  —  Kommentar:  Philippovich  von  Philippsberg,  Ge- 
setze über  die  direkten  Steuern  in  Baden.    Freiburg,  J.  C.  B.  Mohr,  1888. 

*)  F.-A.  II  S.  235. 


5)  F.-A.  II  S.  924. 

6)  F.-A.  m  S.  918. 

7)  F.-A.  n  S.  893. 

8)  F.-A.  IV  S.  961. 
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Sachsen-Koburg: 
Sachsen>Gotha: 


Sachsen-Meiningen : 


Reuss  9.  L 


Reuss  j.  L: 


Sachsen-Altenburg:  Gesetz  v.  17.  März  1868,  die  Klassen-  und  klassifizierte  Einkommen- 

steuer betr. 
Novelle  dazu  v.  24.  Juni  1874. 
Ausführungsverordnung  v.  15.  Juni  1868. 

Gesetz  v.  16.  Juni  1874,   die  Einkommen-  und  Klassensteuer  betr. 
Gesetz,  die  Einkommen-  und  Klassensteuer  betr.,  v.  10.  Januar  1854, 

nebst  Ausführungsverordnung. 
Gesetz,  die  Befreiung  der  Militärpersonen  von  der  Einkommen-  and 

Klassensteuer  und  den  persönlichen  Kommunalsteuem  betr. ,  v. 

24.  Juni  1859. 
Gesetz,   die  Verpflichtung  zur  Entrichtung  der  Einkommen-  und 

Klassensteuer  betr.,  v.  4.  Dezember  1870. 
Gesetz,    verschiedene   Abänderungen    der    die   Einkommen-    und 

Klassensteuer  betreffenden  Gesetze  betr.,  v.  22.  Juli  1871. 
Gesetz,  die  Einführung  einer  Klassen-  und  Einkommensteuer  betr., 

V.  18.  Juli  1867  (Samml.  landesherrl.  Verordnungen,  S.  477  ff.). 
Gesetz  v.  6.  Januar  1869,  einige  Abänderungen  des  Ges.  v.  18.  Juli 

1867  betr. 
Gesetz  vom  17.  Dezember  1855,  die  Einfuhrung  einer  Gewerbe-  und 

Einkommensteuer  betr.  (aufgehoben). 

Gesetz,  die  Einkommensteuer  betr.,  v.  8.  August  1870. 

Verordnung  v.  29.  September  1871,  einen  Nachtrag  zu  dem  Ges.  v. 
8.  August  1870,  die  Einkommensteuer  betr. 

Gewerbe-  und  Personensteuergesetz  v.  1.  Juli  1852  (aufgehoben). 

Gesetz  v.  22.  Juni  1868,  die  Klassen-  und  klassifizierte  Einkommen- 
steuer betr.  (aufgehoben). 

Instruktion  dazu  v.  20.  Juli  1868. 

Gesetz  v.  19.  April  1869. 

Gesetz  v.  13.  April  1874.  die  Erhebung  der  Klassen- und  klassifizierten 
Einkommensteuer  betr. 

Instruktion  dazu  v.  4.  August  1874. 

Gesetz  v.  25.  JuU  1876,  die  Einführung  einer  allgem.  Einkommen- 
steuer betr.    (Gesetzsamml.  f.  d.  Fürstentum  Schwarzburg-ßudol- 
stadt.    9.  Stück  1876,  S.  129  ff.). 
Schwarzburg-Sondershausen:  Klassensteuergesetz  v.  2.  Januar  1853. 

Gesetz  v.  5.  Januar  1854. 

Gesetz  v.  10.  Oktober  1857,  Abänderungen  der  Klassensteuergesetze 
vom  2.  Januar  1853  und  5.  Januar  1854  betr. 

Nachtragsgesetz  v.  22.  Dezember  1871. 

Gesetz  v.  15.  Juli  1882,  Abänderungen  des  Ges.  v.  2.  Januar  1853  betr. 

Gesetz,  die  klassifizierte  Einkommensteuer  betr.,  v.  3.  Februar  1871 
(Schaumburg-Lippesche  Landesverordn.  1871,  Nr.  2)  (aufgehoben). 

Gesetz,  betr.  die  Erhebung  der  klassifizierten  Einkommensteuer,  v. 
20.  Januar  1885  (Landesverordn.  1885  Nr.  3). 

Gresetz,   die  Klassen-  und  klassifizierte  Einkommensteuer  betr.,  v. 
6.  Juni  1868  (Gesetzsamml.  18t>8  Nr.  13). 

Gesetz,  die  Ergänzung  der  Bestimmung  in  §  2  c  des  Ges.  v.  6.  Juni 

1868  betr.,  V.  6.  April  1882. 
Gesetzabänderungen  des  Ges.  v.  6.  Juni  1868  betr.,  v.  25.  Juli  1885 

(Gesetzsamml.  1885   Nr.  13). 
Klassensteuergesetz  v.  24.  Januar  1865. 
Revidiertes   Gesetz,  betr    die  Einkommensteuer,  v.  7.  März   1881 

(Hamb.  Gesetzsamml.  1881  I.  Abt.  Nr.  8). 
Einkommensteuergesetz  v.  17.  Dezember  1874  (Gesetzbl.  1874  Nr.  24). 
Revidiertes  Gesetz  der  Einkommensteuer  betr.  v.  27.  Mai  1872. 
Gesetzentwurf,   die  Einkommensteuer  betr.,  v.  15.  Dezember  1886. 


Schwarzburg-Rudolstadt : 


Schaumburg-Lippe : 


Lippe-Detmold: 


Waldeck: 
Hamburg : 

Bremen : 
Lübeck : 
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G.  Antoui, 


IL  Ertragssteuergesetze. 
a)  Grund-   und  Gebäudesteuer gesetze. 

Grundsteuergesetz  v.  21.  Mai  1861. 

Gebäudesteuergesetz  v.  21.  Mai  1861. 

Gesetz,  die  allgem.  Grundsteuer  betr.,  v.  15.  August  1828/19.  Mai  1881. 

Gesetz,  die  allgem.  Haussteuer  betr. ,  v.  15.  August  1828/19.  Mai  1881. 
(Ges.-  u.  Verordnungsbl.  Nr.  39  v.  27.  Juni  1881). 

Vollzugsvorschriften  v.  29.  Januar  1882  zum  Grundsteuergesetz. 

Vollzugsvorschriften  v.  4.  April  1882  zum  Haussteuergesetz '). 

Gesetz,    die   Einführung   des   neuen  Grundsteuersystems  betr.,  v. 
9.  September  1843. 

Abänderungsgesetz  hierzu  v.  3.  Juli  1878  (Ges-  u.  Verordnungsbl. 
1878  S.  153). 

Gesetz,  die  Herstellung  eines  provisorischen  Steuerkatasters  betr., 
V.  15.  Juli  1821  (Reg.-Bl.  S.  457,  jetzt  ausser  Kraft). 

Gesetz  v.  28.  April  1873,  betr.  die  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbe- 
steuer (R.-Bl.  S.  127)2). 

Gesetz ,  die  Katastiierung  alles  landwirtschaftl.  Geländes  betr.,  v. 
7.  Mai  1858  (Reg.-Bl.  1858  S.  197). 

Gesetz,  die  neue  Katastrierung  der  Gebäude  betr.,  v.  26.  Mai  1866 
(Reg.-Bl.  1866  S.  147)3). 

Grundsteuergesetz  v.  13.  April  1824. 

Grundsteuergesetz  v.  18.  Mai  1855. 
Strelitz):  Revidiertes  Kontributionsedikt  von  1874. 

Gesetz  über  die  Steuerverfassung  v.  18.  März  1869. 

Nachtragsgesetz  v.  28.  Februar  1872. 

Gesetz  über  die  Erhebung  der  allgem.  Grundsteuer  v.  24.  August  1849. 

Nachtragsgesetze  v.  20.  April  1855  und  20.  März  1873. 

Grundsteuergesetz  v.  24.  April  1866. 

Grundsteuergesetz  v.  21.  Februar  1855. 

Instruktion  dazu  v.  28.  November  1857. 

Gesetz,  die  allgem.  Grundsteuer  betr.,  v.  25.  Mai  1860. 

Gesetz  v.  17.  Juli  1867,  betr.  die  neue  Veranlagung  der  Gebäude- 
steuer (Samml.  d.  landesherrl.  Verordnungen  S.  467). 

Gesetz  v.  13.  Februar  1869,  die  Grundsteuer  betr.  (Samml.  d.  landesh. 
Verordn.  S.  275). 

Gesetz  über  die  neue  Regulierung  der  Grundsteuer  v.  9.  Mai  1857. 

Nachtragsgesetz  v.  13.  Juni  1865. 

Grundsteuergesetz  v.  20.  März  1850. 

Grundsteuergesetz  v.  13.  August  1868. 

Gebäudesteuergesetz  v.  13.  August  1868. 

Gesetz,  betr.  die  anderweite  Regelung  der  Grundsteuer,  v.  8.  Juli  1868. 

Gesetz,  betr.  die  Einführung  einer  allg.  Gebäudesteuer,  v.  8.  Juli  1868. 

Gesetz,  betr.  die  Einführung  einer  gleichmässigen  Gebäudesteuer, 
V.  20.  Januar  1885  (Landes verordn.  1885  Nr.  3). 

Gesetz,  betr.  die  Einführung  einer  Grundsteuer,  v.  20.  Januar  1885 
(Landesverordn.  1885  Nr.  3). 

Gesetz,  die  Grundsteuer  von  den  Liegenschaften  betr.,  v.  12.  Sep- 
tember 1877  (Gesetzsamml.  1877  Nr.  18). 

Gesetz,  betr.  die  Einführung  einer  allg.  Gebäudesteuer  v.  28.  Februar 
1878  (Gesetzsamml.  1878  Nr.  ö). 

Anweisung  v.  17,  April  1878,  die  Ausführung  des  Gebäudesteuer- 
ges.  betr.  (Gesetzsamml.  1878  Nr.  9). 

Gesetz,   die  Erhebung  der  durch  das   provisorische  Kataster  er- 
mittelten  Grundsteuer  u.  s.  w.  betr.,  v.  24.  Januar  1851. 

1)  A.  Seisser,  Die  Gesetze  über  die  direkten  Steuern  im  Kgr.  Bayern.  2.  Aufl.  I.  B. 

2)  Sammlung  württembergischer  Steuergesetze.    Verlag  von  Kohlhammer.    1883. 

3)  Kommentar :  Philippovichv.  Philippsberg,  Gesetze  über  die  direkten  Steuern. 
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Bremen: 
Lübeck: 


Preussen : 


Hamburg :  Gnmdsteaergesetz  v.  4.  Jali  1881  (Hamb.  Gesetzsamml.  1881,  L  Ab* 

teü.  Nr.  23). 
Grondsteaergesetz  v.  11.  Oktober  1878  (Ges.-Bl.  1878  Nr.  19). 
Die  diesbezüglichen  Gesetze  waren  mir  leider  nicht  zugänglich. 

b)  Gewerbestenergesetz  e. 

Gesetz,  betr.  die  Entrichtung  der  Gewerbesteuer,  v.  30.  Mai  1820 
(Gesetzsamml.  S.  147). 

Abänderungsgesetz  v.  19.  Juli  1861  (Gesetzsamml.  S.  697). 

Gesetz,  betr.  einige  Abänderungen  der  Vorschriften  über  die  Be- 
steuerung der  Gewerbe  der  Bäcker,  Fleischer,  Brauer,  der  Agenten 
der  Versicherungsgesellschaften,  der  Kleinhändler  und  des  Ge- 
werbebetriebes  im  Umherziehen,  v.5.  Juni  1874  (Gesetzsamml.  S.219). 

Gesetz  v.  3.  Juli  1876,  betr.  die  Besteuerung  des  Gewerbebetriebes 
im  Umherziehen  und  einige  Abänderungen  des  Ges.  v.  30.  Mai  1820. 

Anweisung  v.  28.  Mai  1867  zur  Veranlagung  der  Gewerbesteuer 
nach  den  Ges.  v.  30.  Mai  1820  u.  19.  Juli  1861  (M.-Bl.  S.  164). 

Anweisung  y .  3.  September  1876  zur  Ausführung  des  Ges.  v.  3.  Juli  1876. 

Gewerbesteuergesetz  v.  19.  Mai  1881  (Ges.-  u.  V.-Bl.  Nr.  34  v. 
21.  Juni  1881). 

Gesetz  v.  10.  März  1879.  betr.  den  Gewerbebetrieb  im  umherziehen. 

Gesetz  v.  l.  Juli  1878,  betr.  den  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen.   Dazu 

Ausführungsverordnung  v.  12.  November  1878. 

Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuergesetz  v.  28.  April  1873  (R.- 
Bl.  S.  127). 

Gewerbesteuergesetz  v.  20.  Juni  1884.    Dazu 

Vollzugsverordnung  v.  26.  April  1886. 

Gesetz,  die  gleichmässige  Besteuerung  der  Gewerbe  betr.,  v. 
8.  Joli  1884. 

Revidiertes  Kontributionsedikt  v.  1874. 

Revidiertes  Gewerbestenergesetz  v.  16.  November  1870  (Gres.-  u. 
V.-S.  Nr.  111  V.  12.  Dezember  1870). 

Gewerbesteuei^setz  v.  15.  Februar  1868  (Gesetzsamml.  S.  117). 

Gewerbestenergesetz  v.  20.  Januar  1885  (L.-V.  v.  1885  Nr.  3).    Dazu 

Vollzugsanweisung  v.  6.  Februar  1885  (L.-V.  1885  Nr.  5). 

Gewerbestenergesetz  v.  19.  Februar  1878  (Gesetzsamml.  Nr.  4).  Dazu 

Anweisimg  v.  l.  April  1878  (Gesetzsamml.  Nr.  8). 

Gewerbesteuergesetz  v.  26.  Juni  1862  (R.-Bl.  Nr.  10). 

Gewerbestenergesetz  v.  28.  Juni  1862  (R.-Bl.  Nr.  11). 

c)  Kapitalrentensteuergesetze. 

Kapitalrentensteuei^esetz  v.  19.  Mai  1881  (Ges.-  n.  V.-Bl.  Nr.  32 
V.  2.  Juni  1881). 

Kapital-.  Renten-,  Dienst-  und  Bemfseinkommensteuer  v.  19.  Sep- 
tember 1852  (R.-B1.  S.  230  ff.). 

Gesetz  v.  29.  Juni  1874 1 20.  Juni  18»4,  die  Kapitalrentenstener  betr. 
(Ges.  n.  V.-Bl.  1886  S.  37).    Dazu 

Verordntmg  v.  6.  März  1886. 

Gesetz  v.  8.  Juli  1884,  die  Einführung  einer  Kapitalrentensteuer  betr. 

Revidiertes  Kontributionsedikt  von  1874  (§§  45—50). 

1)  A.  Seisser,  Bd.  U. 

2)  Sammlung  württembergischer  Stenergesetze. 

3)  F.-A.  m  308  ff.  und  Philippovieh  v.  Philippsberg  (wie  oben). 
*)  F.-A.  n  235  ff. 
»)  A.  Seisser,  Bd.  I. 

«)  Sammlung  württembergischer  Steuei^setze. 

')  Kommentar:  Philippovieh  v.  Philippsberg  und  F.-A.  m  308  ff. 
8)  F.-A.  n  S.  341,  497. 
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392  ^-  Antoni, 

Al.  Physische  Personen. 

Modifikationen  der  Steuerpflicht. 
1.  In  Bezug  anf  das  Steuersubjekt.    Familie. 

Im  Wesen  des  Menschen  liegt  der  Trieb  nach  Geselligkeit  und  Vereinigung, 
als  dessen  erste  und  vornehmste  Folge  das  Zusammenleben  mehrerer  durch  die 
Bande  der  Verwandtschaft  miteinander  verbundenen  Personen  in  einem  gemein- 
samen Haushalte  erscheint.  An  der  Spitze  dieser  , Familie"  steht  das  Familien- 
oberhaupt, das  nach  innen  als  Regent,  nach  aussen  als  Repräsentant  derselben 
erscheint.  Diese  Stellung  des  Familienoberhauptes  nach  aussen  hat  auch  in  den 
Steuergesetzen  mehrfach  eine  Berücksichtigung  dadurch  gefunden,  dass  für  den 
Fall,  dass  mehrere  steuerpflichtige  und  steuerfähige  Personen  in  einer  Familie 
zusammen  wohnen  und  leben,  nicht  jede  einzelne  dieser  Personen,  wie  es  die 
Allgemeinheit  der  Besteuerung  fordert,  sondern  das  Familienoberhaupt  allein 
mit  einer  Steuer  belegt  wird.  Es  treten  dadurch  vielfach  subjektive  Steuerbe- 
freiungen auf,  und  wenn  dieselben  auch  meist  objektiv  dadurch  wieder  beseitigt 
werden ,  dass  diese  besonderen  Verhältnisse  bei  dem  Familienvorstande  in  Be- 
rücksichtigung gezogen  werden  und  die  von  ihm  zu  zahlende  Steuer  dem  Ein- 
kommen oder  Ertrage  der  übrigen  Familienangehörigen  entsprechend  erhöht 
wird,  so  entspricht  doch  die  Zusammenfassung  des  Gesamteinkommens  oder 
Ertrags  bei  dem  Hausherrn  nicht  immer  den  thatsächlichen  Verhältnissen  und 
der  Billigkeit').  Berechtigt  ist  sie  nämlich  nur  dann,  wenn  die  Einkünfte  der 
Familienglieder  vollständig  der  Nutzniessung  durch  das  Familienoberhaupt  unter- 
liegen, oder  wenn  die  Angehörigen  einer  Familie  für  Arbeit  bei  dritten  Personen 
oder  auch  beim  Haushaltungsvorstande  Lohn  empfangen,  aber  alles  so  Erworbene 
in  die  gemeinschaftliche  Kasse  fliessen  lassen  und  dafür  aus  dieser  unterhalten 
werden.  Nur  unter  diesen  Verhältnissen  bildet  die  Familie  eine  wirtschaftliche 
Persönlichkeit  und  infolgedessen  eine  durch  das  Familienoberhaupt  repräsen- 
tierte Person.  In  allen  anderen  Fällen,  insbesondere  wenn  die  Familienange- 
hörigen nicht  ihre  gesamten  Einüahmen,  sondern  entweder  gar  nichts  oder  nur 
einen  bestimmten  Teil,  ein  sog.  Kostgeld  in  die  gemeinschaftliche  Haushaltungs- 
kasse einwerfen,  hat  eine  gesonderte  Heranziehung  der  einzelnen  Ertrag  oder 
Einkommen  erzielenden  Familienangehörigen  stattzufinden,  da  es  eine  Unbillig- 
keit in  sich  schliessen  würde,  das  Familienoberhaupt  auch  für  solche  Steuer- 
kapitalien zu  veranlagen,   deren  Benützung  und  Genuss  ihm  gar  nicht  zusteht. 

Als  Familienangehörige  können  nun  an  sich  alle  diejenigen  Personen  er- 
scheinen, welche  durch  Blutsverwandtschaft  oder  Heirat  miteinander  verbunden 
sind  und  in  einem  gemeinschaftlichen  Haushalte  zusammen  leben,  also  einmal 
die  Ehefrau  und  die  Kinder,   femer   die  Aszendenten  und  endlich  Geschwister. 

Nach  den  Bestimmungen  der  einzelnen  Steuergesetze  werden  jedoch  meist 
nur  die  Ehefrau  und  die  noch  unter  der  Gewalt  der  Eltern 
stehenden  unverheirateten  Kinder  zur  Familie  des  Haushaltungsvor- 
standes gerechnet. 


I)  Da,  wo  eine  Progression  besteht,  wird  es  für  die  Höhe  der  Belastung  sehr  wichtig,  wie 
man  die  Frage  löst. 
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Soweit  es  sich  nun  um  Einkommen,  sei  es  aus  Vermögen,  sei  es  aus  der 
Thätigkeit  der  genannten  Personen,  handelt,  über  welches  diesen  nicht  das 
Recht  der  freien  Verfügung  zusteht,  vielmehr  dem  Hausherrn  der  Niess- 
brauch  eingeräumt  worden  ist,  werden,  den  oben  entwickelten  Grundsätzen  ent- 
sprechend, in  allen  deutschen  Staaten  solche  Einkommensteile  bei  der  Ab- 
schätzung und  Besteuerung  des  Familienoberhauptes  berücksichtigt,  während 
die  eigentlich  Berechtigten  selbst  keiner  diesbezüglichen  Steuer  unterliegen '). 
Dies  ist  in  Preussen  (Geschäftsanweisung  für  die  Mitglieder  der  Elassenein- 
schätzungskommission  v.  22.  Dez.  1876  Anmerkung  II  und  III).  und  Reuss  j.  L. 
(Instruktion  v.  20.  Juli  1868  §  7)  bezüglich  der  Klassen-  und  Einkommen- 
steuer sogar  dann  der  Fall,  wenn  die  Kinder  —  gleichviel  ob  leibliche, 
Stief-  oder  Pflegekinder  —  ausserhalb  der  Wohnung  des  Hausherrn  (z.  B.  als 
Schüler,  Studierende,  Lehrlinge)  untergebracht  sind,  jedoch  vom  Haushaltungs- 
vorstande unterhalten  werden,  oder  wenn  die  Ehefrau  des  Erwerbs  oder  anderer 
Ursachen  wegen  an  einem  anderen  Ort^  wohnt  als  der  Ehemann,  wenn  nur  die 
Ehe  nicht  etwa  rechtlich  getrennt  oder  der  Ehemann  nicht  ausgewandert  oder 
verschollen  ist.  In  anderen  Staaten  (z.  B.  in  Hessen ;  Einkommensteuerges.  v.  8.  Juli 
1884  Art.  3)  ist  jedoch  das  Zusammenleben  der  betreffenden  Ehegatten  und 
Kinder  in  einem  Haushalte  für  ihre  Besteuerung  als  eine  Person  unbedingt 
erforderlich,  so  dass  eine  Verschiedenheit  des  Wohnsitzes  oder  auch  nur  des 
Aufenthaltortes,  mag  diese  nun  durch  gewerbliche  oder  andere  Gründe  verur- 
sacht sein,  immer  zu  einer  gesonderten  Besteuerung  der  Ehefrau  oder  Kinder 
Veranlassung  gibt. 

Haben  die  Ehefrau  oder  die  Kinder  ein  Einkommen  aus  Vermögen  oder 
eigenen  Erwerb,  worüber  ihnen  das  Recht  der  freien  Verfügung 
zusteht,  so  müssten  sie  nach  dem  oben  Entwickelten  hierfür  selbständig  der 
Besteuerung  unterstellt  werden,  und  dürfte  eine  Berücksichtigung  solcher  Ein- 
nahmen  beim   Haushaltungsvorstande  nicht  stattfinden.     In   diesem  Sinne   ist 
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1)  Einen  besonderen  Ausdruck  findet  dies  bei  der  Gewerbesteuer.  Unterstützen  nämlich 
Familienangehörige  den  Haushaltungsvorstand  in  der  Ausübung  seines  Gewerbes,  so  werden 
sie  nicht  selbständig  gewerbesteuerpflichtig,  —  dies  ist  nur  der  Fall,  wenn  sie  auf  eigene 
Rechnung  ein  Gewerbe  betreiben,  vgl.  z.  B.  Waldeck-Pyrmont,  Gesetz  vom  26.  bezw.  28.  Juni  1862 
§  10  Abs.  2,  —  kommen  dagegen  für  die  Bemessung  der  vom  Haushaltungsvorstande  zu  zahlen- 
den Gewerbesteuer  unter  Umständen  in  Betracht ,  nämlich  dann ,  wenn  —  wie  dies  bei  den 
Handwerkern  durchweg  der  Fall  ist  —  die  Steuerpflichtigkeit  und  die  Besteuerung  sich  nach 
der  Zahl  der  Gehüfen  und  Lehrlinge  richtet.  Die  Familienangehörigen  erscheinen  nämlich  in 
diesem  Falle  als  Gehilfen  bezw.  Lehrlinge  des  gewerbetreibenden  Haushaltungsvorstandes  und 
dienen  dann  als  Merkzeichen  dafür,  ob  und  in  welchem  Masse  der  Gewerbebetrieb  desselben 
steuerbar  ist.  Dabei  ist  jedoch  überall  eine  Ausnahme  in  der  Beziehung  gemacht ,  dass  E  h  e- 
frauen,  welche  in  dem  Gewerbe  ihres  Mannes  arbeiten,  niemals  als  Gewerbegehilfen  betrachtet 
werden  und  deshalb  unter  keinen  Umständen  die  Steuerpflichtigkeit  des  Gewerbebetriebes 
oder  eine  Erhöhung  der  von  ihrem  Manne  zu  zahlenden  Steuer  herbeiführen  (vgl.  Preussen 
§  12  lit.  a  Abs.  2,  Bayern  Art.  14,  Hessen  Art.  14,  Ausnahme  beim  Gewerbebetrieb  im  Umher- 
ziehen, Schwarzburg-Rudolstadt  §  7  Ziff.  4,  Schaumburg-Lippe  §  14,  Lippe-Detmold  §  13). 

Einige  Staaten  wie  Preussen,  Schwarzburg-Rudolstadt,  Schaumburg-Lippe  und  Lippe- 
Detmold  (I.e. I.e.)  lassen  überhaupt  die  Hilfe  weiblicher  Familienangehörigen,  also  auch  der 
Töchter,  unberücksichtigt;  in  den  übrigen  Ländern  erscheinen  jedoch  alle  Kinder,  gleichviel 
ob  männlichen  oder  weiblichen  Geschlechts,  wenn  sie  das  Familienoberhaupt  in  der  Ausübung 
des  Gewerbes  unterstützen,  als  Gewerbegehilfen,  nur  wird  dann  immer  noch  vorausgesetzt, 
dass  dieselben  ein  bestimmtes  Alter,  meist  15  oder  16  Jahr  (Bayern)  erreicht  haben. 
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denn  auch  die  Besteuerung  bei  den  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuern 
durchweg  geregelt;  bei  den  Einkommen-  und  Kapitalrentensteuern  zeigen 
sich  jedoch  Ausnahmen.  Bei  der  Berechnung  des  der  Kapitalrentensteuer 
unterliegenden  Betrages  werden  nämlich  dem  Haushaltungsvorstande  die  seiner 
Ehefrau  oder  seinen  Hauskindern,  solange  sie  von  ihm  unterhalten  werden, 
aus  besonders  ausgeschiedenem  Kapitalvermögen  zustehenden  Rentenbezüge 
in  Bayern  (Art.  7)  und  Baden  (Art.  6  Abs.  2)  unbedingt,  in  Hessen  (Art.  4) 
wenigstens  dann  zugerechnet,  sofern  die  Kinder  „nicht  in  anderer  Weise 
als  durch  Beihilfe  in  dem  Geschäfte  der  Eltern  selbständigen  Erwerb  haben". 
Rücksichtlich  der  Einkommensteuer  hat  das  Familienoberhaupt  in  Preussen 
(Ges.  v.  1./25.  Mai  1851/73  §  16  und  Geschäftsanweisung  v.  22.  Dez.  1876 
Anm.  II  u.  III),  Baden  (Einkomm ensteuerges.  v.  20.  Juni  1884  Art.  4),  Hessen 
(Ges.  v.  8.  Juli  1884  Art.  5  Abs.  3),  Koburg  (Ges.  v.  16.  Juni  1874  Art.  1 
lit,  a  und  Art.  26  >,  Gotha  (Ges.  v.  4.  Dez.  1870  §  1  lit.  a),  Sachsen-Meiningen 
(Ges.  v.  18.  Juli  1867  Art.  3),  Reuss  j.  L.  (Ges.  v.  22.  Juni  1868  §  3 
u.  V.  18.  April  1874  §  1)  mit  seinem  eigenen  Einkommen  auch  das  seiner 
Familienangehörigen  zu  versteuern.  Die  einschlägige  hessische  Bestimmung,  mit 
welcher ,  wenn  nicht  dem  Wortlaute  so  doch  dem  Sinn  nach ,  die  Gesetze  der 
anderen  genannten  Staaten  übereinstimmen ,  drückt  dies  am  klarsten  aus  mit 
den  Worten:  „Bei  der  Steuerveranlagung  des  Haushaltungsvorstandes  wird  seinem 
Einkommen  das  besondere  Einkommen  zugerechnet ,  welches  Angehörige 
seiner  Haushaltung,  die  .  .  .  mit  ihm  als  eine  Person  angesehen  werden,  be- 
ziehen". Eine  Verfügung  des  preuss.  Finanzministers  vom  18.  Januar  1879  und 
eine  gleiche  vom  30.  März  1875  beschäftigen  sich  eingehend  mit  dieser  Frage 
und  heisst  es  insbesondere  in  der  erstbezeichneten  Verfügung:  „Daselbst*)  ist 
ausdrücklich  angeordnet,  dass  bei  der  Veranlagung  der  Einkommensteuer- 
pflichtigen das  etwaige  ,besondere'  Einkommen  der  zu  ihrem  Haushalte  ge- 
hörigen Familienglieder  hinzugerechnet  werden  soll.  Dieser  Ausdruck  bezeichnet, 
da  alles  Einkommen,  welches  dem  Niessbrauchsrechte  des  Haushaltungsvorstandes 
unterliegt,  ohnehin  zu  dessen  Einkommen  gehört,  recht  eigentlich  das  seinem 
Niessbrauche  nicht  unterworfene  Einkommen  der  Familien- 
glieder." 

Diese  Bestimmung  geht  unbedingt  zu  weit,  und  man  hat  dies  in  Preussen 
auch  alsbald  gefühlt,  denn  bereits  durch  Finanzministerialverfügung  vom  26.  Mai 
1879  beschränkte  man  die  obigen  Erlasse  dahin,  dass  die  darin  gegebene  Regel 
nicht  auf  die  Fälle  auszudehnen  sei,  „in  welchen  durch  Testament  oder  andere 
rechtsgültige  Bestimmung  der  Haushaltungsvorstand  von  dem  Genüsse  des  Ein- 
kommens aus  dem  Vermögen  des  betreffenden  Familiengliedes  ausgeschlossen 
und  über  dessen  Verwendung  solche  Bestimmung  getroffen  ist,  dass  es  dem 
ersteren  nicht  zu  gute  kommen  kann.  Fälle  dieser  Art  sind  vielmehr  als  Aus- 
nahmen von  der  obigen  allgemeinen  Regel  zu  behandeln  und  unterliegt  es  in 
denselben  keinem  Bedenken,  die  betreffenden  Familienglieder  als  selbständige 
Steuerpflichtige  zu  behandeln  und  je  nach  der  Lage  des  einzelnen  Falles  zur 
Klassen-  bezw.  Einkommensteuer  heranzuziehen,  von  der  Zurechnung  des  Ein- 
kommens derselben  zu  dem  des  Familienhauptes  aber  Abstand  zu  nehmen,   so- 


1)  Nämlich  im  §  16  des  preussischen  Einkommensteuergesetzes  vom  a./25.  Mai  1851173. 

928 


Die  Steuersubjekte.  395 

weit  bei  diesem  Einkommen  obige  Voraussetzungen  zutreffen".  Es  werden 
hiemach  bei  dem  einzelnen  Familiengliede  immer  nur  solche  Einkommensteile 
besteuert,  an  welchen  dem  Familienoberhaupte  Oberhaupt  kein  Niessbrauch  zu- 
stehen kann,  während  bezüglich  des  übrigen  Einkommens  letzterer  steta  steuer- 
pflichtig bleibt,  gleichviel  ob  er  in  Wirklichkeit  den  Niessbrauch  daran  hat  oder 
nicht.  Auf  diese  thatsächlichen  Verhältnisse  nimmt  überhaupt  nur  Baden  Rück- 
sicht durch  die  Bestimmung  (Art.  4):  ,Dem  eigenen  Einkommen  eines  Steuer- 
pflichtigen wird  das  etwaige  besondere  Einkommen  der  zu  seinem  Haushalte 
gehörigen  Familienglieder  hinzugerechnet ,  sofern  und  soweit  ihm  der 
Genuss  dieses  Einkommens  zusteht.  Die  Familienglieder  sind  für  ihre 
Person  für  dieses  Einkommen  nicht  steuerpflichtig.  Die  Hinzurechnung  des 
aus  eigener  Erwerbsthätigkeit  eines  Familiengliedes  fliessenden  Einkommens  ist 
übrigens  auf  den  Fall  beschränkt,  dass  dieses  besondere  Einkommen  den  Betrag 
von  500  M.  jährlich  erreicht."  Bleibt  es  unter  diesem  Betrage,  so  kommt  es 
überhaupt  für  die  Besteuerung  nicht  in  Betracht,  das  betreff'ende  Famüienglied 
ist  also  gänzlich  steuerfrei  ^). 

Auch  hier  tritt  die  bereits  oben  erwähnte  Verschiedenheit  hervor ,  dass 
Preussen  und  Reuss  j.  L.  das  Familienhaupt  im  gegebenen  Falle  auch  dann  für 
das  Gesamteinkommen  besteuern,  wenn  die  Ehefrau  nicht  an  seinem  Haus- 
halte teilnimmt,  während  die  übrigen  Staaten  unbedingt  eine  Gemeinschaftlich- 
keit des  Haushaltes  und  ein  stetes  Zusammenleben  der  Familienangehörigen 
fordern.  Bezüglich  der  nicht  im  Haushalte  des  Vaters  lebenden  aber  noch 
seiner  Gewalt  unterstehenden  Kinder,  welche  durch  eigenen  Erwerb  oder  sonst- 
wie so  viel  Einkommen  haben,  dass  sie  selbständig  für  ihren  Unterhalt  sorgen 
können,  tritt  jedoch  in  diesem  Falle  auch  in  Preussen  (1.  c.)  und  Reuss  j.  L. 
(Instruktion  §  28)  die  gesonderte  Veranlagung  und  Besteuerung  ein. 

In  allen  übrigen  Staaten,  insbesondere  in  Sachsen  (Ges.  v.  2.  Juli  1878 
§  3),  Braunschweig  (Ges.  v.  29.  Juni  1864  §  3  Ziff.  10),  Anhalt  (Ges.  v.  18.  Aprü 
1886  §  3),  Reuss  ä.  L.  (Ges.  v.  8.  August  1870  §  34)  werden  die  Ehefrau  und 
die  in  väterlicher  Gewalt  stehenden  Kinder,  wenn  und  soweit  sie  ein  Einkommen 
beziehen,  über  welches  sie  frei  verfügen  können,  stets  unabhängig  von  der  Be- 
steuerung des  Haushaltungsvorstandes  zur  Steuer  herangezogen.  Die  sächsische 
Instruktion  zum  Einkommensteuerges.  v.  7.  Dez.  1878  §  62  Abs.  6  verlangt  so- 
gar, dass  diejenigen  Familienglieder,  welche  den  Hausherrn  oder  die  Hausfrau 
dauernd  bei  dem  Betriebe  der  Landwirtschaft  oder  eines  Gewerbes  unterstützen, 
mit  dem  Betrage  dessen,  was  ihnen  an  Gehalt  oder  Lohn  oder  in  Naturalien 
gewährt  wird,  oder,  wenn  ein  solcher  Betrag  nicht  vereinbart  worden  ist,  mit 
demjenigen ,  was  in  einem  solchen  Falle  fremden  Gehilfen  oder  Arbeitern  ge- 
währt werden  müsste,  zur  Einkommensteuer  veranlagt  werden.  Aehnlich  spricht 
sich  auch  das  braunschweigische  Gesetz  (1.  c.)  aus.  Das  blosse  Führen  des  Haus- 
haltes durch  eine  erwachsene  Tochter,  sei  es  neben  oder  an  Stelle  der  Hausfrau, 
bewirkt  jedoch  für  die  Tochter  keine  abgesonderte  Besteuerung  (sächs.  Min.- 
Verordnung  v.  15.  Okt.  1879).  Ebenso  erscheint  es  nach  einer  sächs.  Fin.-Min.- 
Entscheidung  v.  22.  November  1886  nicht  als  besonderes  bei  der  Ehefrau  zu 
besteuerndes  Einkommen ,    wenn    diese    von   ihrem  Ehemanne    eine   feste  Rente 


1)  üeber  die  Berechtigung  dieser  Steuerfireiheit  siehe  den  folgenden  Abschnitt. 
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zur  Bestreitung  ihrer  Lebensbedürfnisse  erhält,  selbst  wenn  der  Mann  sich  zur 
Zahlung  derselben  durch  Vertrag  verpflichtet  hat,  weil  darin  lediglich  die  Ge- 
währung des  notwendigen  Unterhaltes  an  die  Frau  liegt. 

Andere  Personen  als  Ehefrauen  und  unverheiratete  in  der  väterlichen 
Gewalt  stehende  Kinder  sind  nirgends  als  Familienglieder  im  Sinne  der  Steuer- 
gesetze bezeichnet.  Insbesondere  sind  Aszendenten,  auch  wenn  sie  ständig 
in  der  Familie  ihrer  Deszendenten  leben,  oder  verheiratete  Kinder,  selbst 
wenn  sie  mit  ihren  Eltern  einen  gemeinschaftlichen  Haushalt  führen,  stets  ge- 
sondert zu  besteuern.  Nur  in  dem  Falle,  dass  der  eine  Teil  aus  Mangel  an 
Mitteln  zur  Führung  eines  eigenen  Haushaltes  in  die  Haushaltung 
des  anderen  Teils  aufgenommen  wurde,  wird  ihr  Einkommen  oder  ihr  Ertrag 
aus  Kapitalrenten  (Hessen)  in  einer  Gesamtsumme  beim  Haushaltungsvorstande 
mitbesteuert,  so  z.  B.  in  Preussen  (Geschäftsanweisung  v.  22.  Dez.  1876  Anm.  H), 
Hessen  (Einkommensteuerges.  Art.  5  Abs.  2  u.  Kapitalrentensteuerges.  Art.  4  Abs.  2), 
Reuss  j.  L.  (Instruktion  v.  20.  Juli  1868  §  26  Abs.  4).  Endlich  sind  auch  Ge- 
schwister, welche  zusammenleben,  stets  jedes  für  sich  zu  veranlagen,  weil 
sie  überhaupt  keinen  Haushalt  im  Sinne  der  einzelnen  Steuergesetze  führen,  als 
dessen  Merkzeichen  stets  ein  besonderer  Hausherr  oder  eine  Hausfrau,  welche 
als  Haupt  der  Familie  erscheinen,  angesehen  werden  muss  (Reuss  j.  L.  Instruk- 
tion §  30,  Sachsen- Altenburg  Ges.  v.  17.  März  1868  §  4  lit.  d). 


2.  In  Bezug  auf  die  Stenerfähigkeit. 
a)  Das  Existenzminimum. 

Fassen  wir  das  Verhältnis  des  Menschen  zum  Staate  näher  ins  Auge,  so 
finden  wir,  dass  der  Mensch  das  Höhere  von  den  beiden  und  der  Staat  erst 
durch  und  für  diesen  geworden  ist.  Daraus  ergibt  sich,  dass,  wenn  auch  in 
der  Folgezeit  allmählich  ein  inniges  und  festes  Verhältnis  und  eine  gewisse 
Wechselwirkung  zwischen  dem  Staate  und  dem  Menschen  eingetreten  ist,  und 
auch  der  Mensch  in  gewissem  Sinne  durch  und  für  den  Staat  lebt,  dennoch 
der  Mensch  vor  dem  Staate  ist  und  demnach  zuerst  für  seine  Existenz  und 
Wohlfahrt  und  erst  an  zweiter  Stelle  für  jene  des  Staates  zu  sorgen  hat.  Nun 
hat  aber  der  Mensch,  um  leben  und  seine  Gesundheit  erhalten  zu  können,  einen 
bestimmten  Lebensbedarf  unbedingt  nötig  und  diesen  darf  ihm  der  Staat  in 
keiner  Weise  schmälern,  da  er  hierdurch  gegen  seinen  eigenen  Zweck,  nämlich 
die  sittliche  und  materielle  Wohlfahrt  der  Staatsangehörigen  zu  fördern,  Ver- 
stössen würde.  „In  dem  Rechte  der  persönlichen  Selbsterhaltung  ist  also  die 
Pflicht  des  Staates  begründet,  jenes  Mass  des  Einkommens,  welches  zur  Erhal- 
tung und  fortwährenden  Wiedererzeugung  der  wirtschaftlichen  Kraft  nötig  ist, 
nicht  anzutasten,  was  er  thun  würde,  wenn  er  von  dem  in  dieser  Weise  be- 
schränkten Masse  des  Einkommens  (bezw.  Ertrags)  Leistungen  für  seine  allge- 
meinen Zwecke  fordern  wollte,  und  die  Steuerfähigkeit  beginnt  daher  erst  da, 
wo  das  Einkommen  die  Grenze  des  zur  Erhaltung  der  persönlichen  wirtschaft- 
lichen Kraft,  insbesondere  von  Gesundheit  und  Arbeitskraft,  erforderlichen  Lebens- 
bedarfs zu  übersteigen  anfängt.  Wo  der  letztere  gedeckt  ist  und  der  Genuss 
des  Entbehrlichen  beginnt,  da  erst,    aber  hier  auch  sofort,  beginnt  die  Steuer- 
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fähigkeit.  Das  bis  zu  dieser  Grenze  reichende  Einkommen  pflegt  als  Existenz- 
minimum bezeichnet  zu  werden"  '). 

Der  Gedanke  des  Existenzminimums  verlangt  nun  eigentlich ,  dass  jede 
Person,  ohne  Rücksicht  auf  die  Höhe  ihrer  Einkünfte,  das  zum  Leben  unbe- 
dingt Notwendige  von  ihrem  Einkommen  oder  Ertrage  vorweg  abziehen  darf 
und  erst  von  dem  verbleibenden  Rest  die  Steuer  zahlt.  Dies  ist  aber  in  keinem 
deutschen  Steuergesetze  gestattet^).  Es  werden  stets  nur  jene  Personen  berück- 
sichtigt, die  nicht  mehr  Einkommen  oder  Ertrag  haben,  als  die  Höhe  des  Exi- 
stenzminimums beträgt,  also  nur  die  ärmeren  Klassen  der  Bevölkerung,  und 
auch  diesen  gegenüber  herrscht,  trotzdem  die  Theorie  sich  schon  längst,  sei  es 
aus  prinzipiellen,  sei  es  aus  finanzpolitischen  oder  sozialen  Gründen,  für  die 
Freilassung  des  Existenzminimums  ausgesprochen  hat,  noch  eine  gewisse  Zurück- 
haltung, die  in  sehr  vielen  Fällen  durch  das  finanzielle  Bedenken  des  Wegfalls 
eines  durch  viele  kleine  Beträge  zu  einer  grossen  Siunme  angewachsenen  Steuer- 
betrags hers'orgerufen  ist.  Bei  der  Beratung  der  Einkommensteuergesetze  und 
bei  diesen  allein  ist,  wie  wir  später  sehen  werden,  diese  Frage  ernstlich  erörtert 
worden,  zeigen  sich  deshalb  in  den  gesetzgebenden  Körpern  oft  die  widerstrei- 
tendsten Ansichten.  Hauptsächlich  macht  man  gegen  die  Freilassung  des 
Existenzminimums  geltend,  dass  es  notwendig  sei,  das  Interesse  aller  Vermögen- 
klassen, also  auch  der  ärmeren,  am  Staatshaushalte  und  den  staatlichen  Dienst- 
leistungen für  das  Gemeinwohl  wach  zu  halten,  und  dies  könne  am  besten  durch 
Erhebung  einer  wenn  auch  noch  so  geringen  Steuer  geschehen.  Neben  diesem 
idealen  Grunde  wird  weiter  angeführt,  dass  in  den  meisten  Staaten  das  Wahl- 
recht und  eine  Reihe  anderer  politischer  Rechte  von  der  Zahlung  einer  Staats- 
steuer abhängig  seien;  die  Aermeren  von  der  Steuer  befreien,  hiesse  somit,  sie 
ihrer  politischen  Rechte,  durch  welche  allein  sie  einen  Einfluss  im  staatlichen 
Leben  ausüben  könnten,  berauben.  Endlich  sei  auch  in  vielen  Ländern  das 
Staatssteuergesetz  als  Grundlage  zu  dem  Kommunalbesteuerungsverfahren  ge- 
nommen; die  Kommunen  könnten  aber  nicht  so  leicht  die  Beiträge  der  unteren 
Klassen  entbehren;  für  sie  sei  die  Heranziehung  derselben  zur  Steuer  nicht  nur 
wünschenswert,  sondern  sogar  notwendig.  Der  Erlass  eigener  Kommunalsteuer- 
verfassungen, durch  welche  dann  auch  die  ärmeren  Klassen  zu  den  Gemeinde- 
steuern herangezogen  würden,  sei  uuthunlich,  weil  dadurch  leicht  viel  Unzu- 
friedenheit und  Aufregung  verursacht  werden  könnte. 

Was  nun  den  ersten  der  angeführten  Gegengründe  betrifft,  so  würde  er 
vielleicht  zutreffend  sein,  wenn  gar  keine  andere  Steuer  bestände.  Da  nun  aber 
bis  jetzt  kein  Staat  durch  eine  einzige  Steuer  allein  die  finanziellen  Bedürfnisse 
seines  Haushaltes  deckt,  vielmehr  in  allen  Staaten  mehrere  Steuern  zur  Erhebung 
kommen,  so  gibt  es  eine  ganze  Reihe  von  kleinen  Leuten,  welche  in  irgend 
einer  der  bestehenden  Steuern  ihre  Schuldigkeit  an  den  Staat  bereits  leisten 
und  dadurch  gewiss  daran  erinnert  werden,  dass  sie  Mitglieder  dieses  Staats- 
wesens sind  und  zu  seinen  Lasten  beitragen.  Da  auch  die  Kommunalsteuem  so 
leicht  nicht  in  Wegfall  kommen,  so  werden  die  davon  betrofl"enen  Personen  eben- 
falls das  Gefühl  nicht  verlieren,  dass  sie  einem  grossen  Gemeinwesen  angehören. 


J)  Vocke  S.  460. 

2)  Wohl  aber  anerkennen  einige  Schweizer  Gesetze  diesen  Grundsatz. 
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Sodann  ist  auch  den  indirekten  Steuern  durchaus  nicht  ganz  die  Fähig- 
keit abzusprechen,  in  dem  Staatsbürger  das  sittliche  Bewusstsein  zu  erwecken, 
dass  er  am  Staatsleben  interessiert  sei  und  zu  der  Erreichung  des  Staatszweckes 
beizutragen  habe.  Wie  Peuker ')  bemerkt,  kann  man  die  Wahrheit  dieser  Be- 
hauptung leicht  aus  der  sozialdemokratischen  Bewegung  unserer  Tage  erhärten. 
, Unsere  heutige  Sozialdemokratie  rekrutiert  sich  bekanntlich  zum  grössten  Teile 
nur  aus  Leuten,  die  wenig  oder  gar  keine  direkten  Staatssteuern  zahlen;  eine- 
oberflächliche  Lektüre  ihrer  Tageslitteratur  und  die  Anwesenheit  in  einigen 
ihrer  Parteiversammlungen  wird  es  jedem  zur  Klarheit  gelangen  lassen,  dass 
sie  das  Zahlen  von  indirekten  Steuern  sehr  hoch  anschlagen  und  sich  sehr  wohl 
bewusst  sind,  dass  sie  dadurch  zur  Erfüllung  der  staatlichen  Zwecke  vieles 
beitragen." 

Endlich  wirkt  auch  die  allgemeine  Wehrpflicht  mehr  auf  den  einzelnen 
Staatsangehörigen  und  sein  Bewusstsein  der  Zugehörigkeit  zu  dem  staatlichen 
Gemeinwesen  ein,  als  jede  Steuer  dies  vermag. 

Wichtiger  ist  schon  der  Einwand,  dass  eine  Befreiung  von  der  Steuer 
oft  auch  den  Verlust  politischer  Rechte,  insbesondere  des  Wahlrechts  einschliesse. 
Es  lässt  sich  nicht  leugnen,  dass  bei  der  jetzt  bestehenden  Verfassung  der 
meisten  Staaten  Deutschlands  eine  solche  Folge  wohl  eintreten  kann.  Dem  Hesse 
sich  aber  dadurch  begegnen,  dass  man  entweder  die  entgegenstehenden  Be- 
stimmungen der  Wahlgesetze  abänderte,  oder  —  da  eine  Umgestaltung  der 
Verfassung  in  der  Regel  mit  grossen  Schwierigkeiten  verbunden  ist  —  den  Ein- 
zelnen wolil  zur  Steuer  einschätzte  und  veranlagte,  dann  aber  die  Aermeren 
durch  Finanzgesetz  von  den  Steuern  entbände,  wie  dies  bezüglich  der  1.  und 
2.  Stufe  der  Klassensteuer  in  Preussen  durch  das  Gesetz  vom  26.  März  1883 
geschehen  ist. 

Eine  solche  Einschätzung  würde  dann  auch  den  dritten  Einwand  hinfällig 
machen,  dass  es  für  die  Kommunalverbände  schwierig  sein  würde,  eine  Steuer 
mit  genügendem  Ertrage  zu  erheben,  wenn  ein  Teil  der  Staatsangehörigen  von 
der  staatlichen  Steuerpflicht  entbunden  wäre.  Sie  könnten  dann  die  Veranlagung 
zur  Staatssteuer  zur  Grundlage  ihrer  Besteuerung  machen,  und  damit  würde 
die  Schwierigkeit  in  leichter  Weise  gehoben  sein. 

Für  die  Freilassung  des  Existenzminimums  spricht  nun  aber,  ausser 
dem  bereits  oben  Erwähnten,  schon  allein  die  durch  die  zahli'eichen  Steuer- 
exekutionen hinlänglich  erwiesene  Thatsache,  dass  die  unteren  Schichten  der 
Bevölkerung  in  der  That  unfähig  sind,  die  Steuerlast  zu  tragen.  Dieser 
Grund,  etwa  noch  in  Verbindung  mit  der  Erwägung,  dass  die  Erheb ungs- 
und  Exekutionskosten  einen  Teil  der  doch  immer  nur  geringen  Steuerbeträge 
wieder  verschlingen,  sollte,  wenn  wir  auch  die  höheren  ethischen  Momente 
völlig  zurücktreten  lassen,  für  sich  allein  schon  für  die  Freilassung  des  zum 
Leben  unbedingt  notwendigen  Einkommens  ausschlaggebend  sein.  Finanzielle 
aus  der  hierdurch  herbeigeführten  Mindereinnahme  hergeleitete  Bedenken 
lassen    sich    dann    dadurch    beschwichtigen,    dass    man    die    grösseren,    steuer- 


1)  0.  P  e  u  k  e  r ,  lieber  die  Befreiung  einer  gewissen  Klasse  von  Staatsbürgern  von  der 
persönlichen  Besteuerung.    Göttingen  1877  (Diss.  s.  S.  14). 
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kräftigeren  Einkommen  im  Verhältnis  stärker  belastet,  was  durch  eine  massige 
Progression  leicht  auszuführen  ist*). 

Eine  bewusste  Freilassung  des  Existenzminimums  kommt  nun  bis  jetzt 
nur  in  den  Einkommen-  und  Klassensteuem,  sowie  in  den  Kapitalrentensteuem 
vor;  vollständig  durchgedrungen  ist  sie  aber  auch  hier  noch  nicht,  da  eine 
Freilassung  der  ganz  geringen  Einkommen  von  der  Einkommen-  und  Klassen- 
steuer nur  in  9  Staaten,  nämlich  Preussen,  Sachsen,  Baden,  Hessen,  Anhalt, 
Schwarzburg  -  Sondershausen ,  Hamburg,  Bremen  und  Lübeck,  und  eine  solche 
von  der  Kapitalrentensteuer  lediglich  in  Bayern,  Baden,  Hessen  und  Württem- 
berg stattfindet. 

Dem  Ertragssteuersystem  widerstrebt  die  Berücksichtigung  des  Existenz- 
minimums, weil  es  eine  Zusammenfassung  der  Steuerfähigkeit  nicht  kennt. 
Allein  der  Gedanke  des  Existenzminimums  hat  eine  zu  elementare  Gewalt  und 
ringt,  wenn  auch  in  unvollkommener  Gestalt,  nach  Berücksichtigung.  Deshalb 
finden  wir  sowohl  bei  der  Gewerbesteuer,  wie  auch  bei  der  Gebäudesteuer 
wenigstens  schwache  Ansätze  in  dieser  Beziehung.  Da  dieselben  jedoch  sehr 
eigenartig  gestaltet  sind  und  zwischen  dem  bei  der  Gewerbe-  und  der  Gebäude- 
steuer einerseits  und  den  Subjekt-  und  Kapitalrentensteuem  anderseits  auftreten- 
den Existenzminimum  gar  keine  Berührungspunkte  bestehen,  so  erscheint  hier 
eine  getrennte  Besprechung  unbedingt  geboten  und  werden  wir  erst  die  Ein- 
kommen-, Klassen-  und  Kapitalrentensteuem,  sodann  die  Gebäudesteuem  und 
endlich  die  Gewerbesteuern  derselben  unterziehen. 

Was  nun  die  nächste  Frage  nach  der  Höhe  des  freizulassenden  Mindest- 
betrages an  Einkommen  oder  Kapitalrenten  anlangt,  so  herrscht  hier  unter  den 
Bestimmungen  der  einzelnen  Staaten  die  bunteste  Mannigfaltigkeit.  Die  Grösse 
des  Existenzminiraums  ist  nämlich  bei  der  Kapitalrentensteuer  in  Bayern 
im  allgemeinen  auf  40  M.  (Art.  2),  bei  solchen  Personen,  welche  gänzlich  erwerbs- 
unfähig sind  imd  ein  anderes  steuerbares  Einkommen  nicht  beziehen,  auf  200  M. 
(Art.  4  ZüF.  8)  festgesetzt,  und  endlich  brauchen  Witwen  und  Waisen,  ebenso  min- 
derjährige Doppelwaisen,  deren  Kapitalrente  den  Betrag  von  jährlich  500  M.  nicht 
übersteigt,  wenn  sie  ausser  dieser  Kapitalrente  nicht  noch  anderweites  Einkommen 
von  wenigstens  500  M.  beziehen,  lediglich  die  Hälfte  der  Steuersätze  zu  ent- 
richten (Art.  4  Ziff.  9).  In  Hessen  sind  kapitabrentensteuerfrei  (Art.  5  Ziff.  7) 
, diejenigen  Personen,  deren  steuerbare  Zinsen  die  Summe  von  100  M.  nicht 
erreichen";  sind  diese  Personen  Witwen,  elternlose  Minderjährige,  oder  sind  sie 
erwerbsunfähig,  so  bleiben,  wenn  ihr  Gesamteinkommen  1500  M.  nicht  über- 
steigt, ihre  jährlichen  Rentenbezüge  bis  zu  750  M.  unbesteuert.  Endlich  ge- 
währt Baden  (Art.  5  Ziff.  7):  allen,  , deren  steuerbare  Zinsen  und  Renten  nach 
Abzug  etwaiger  Schuldzinsen  und  Lasten  die  Summe  von  60  M.  (35  fl.)  jährlich 
nicht  übersteigen",  sowie  Witwen,  elternlosen  Minderjährigen  und  erwerbs- 
unfähigen Personen,  sofern  ihr  steuerbares  Einkommen  im  ganzen  den  Betrag 
von  500  M.  jährlich  nicht  übersteigt,  Freiheit  von  der  Kapitalrentensteuer.  Auch 
Württemberg  (Nachtragsgesetz  vom  20.  August  1861.  Art.  2)  bestimmt,  dass  „die 
einen  Jahresbetrag  von  350  M.  nicht  übersteigenden  Zinse  und  Renten  derjenigen 


')  Vgl.  V  o  c  k  e  S.  472 ;  femer  die  Ausfötarnngen  von  H.Schmidt,  „Die  Stenerfireiheit 
des  Existenzminimuins''.      Leipzig  1877  (Diss.)  und  0.  Peuker,  1.  c. 
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Witwen,  Waisen  und  gebrechlichen  Personen,  welche  im  ganzen  nicht  mehr 
als  350  M.  Einkommen  beziehen",  steuerfrei  bleiben,  „ohne  Unterschied,  ob  die- 
selben bei  einer  Witwen-  und  Waisenanstalt  beteiligt  sind  oder  nicht". 

Bei  den  Einkommen-  bezw.  Klassensteuern  rückt  die  Grenze  des 
steuerfreien  Einkommens  von  300  M.  in  Sachsen  (§  6  Ziff.  9),  Schwarzburg- 
Sondershausen  (Gesetz  vom  18.  Juli  1882,  betreffend  Abänderungen  des  Gesetzes 
vom  2.  Januar  1853  §  3  Ziff.  6) ;  Lübeck  (Gesetz  vom  2.  Mai  1872  §  2  Ziff.  9) 
auf  420  M.  in  Preussen  ^)  (§  5  lit.  a);  auf  500  M.  in  Hessen  (Art  .35  Abs.  3)  und 
Baden  (Gesetz  vom  20.  Juni  1884  Art.  6  Ziff.  7)  und  endlich  auf  600  M.  in  An- 
halt (§  6  Ziff.  5);  Hamburg  (§  3  Abs.  3);  Bremen  (§  3  lit.  a)  und  Lübeck  (Ge- 
setzentwurf vom  15.  Dezember  1886). 

Verschiedene  Einkommensteuergesetzentwürfe  wollten  noch  höhere  Summen, 
so  der  anhaltische  900  M.,  der  preussische  von  1884  1200  M.  als  steuerfreies  Ein- 
kommen annehmen. 

Wir  sehen  aus  diesen  wechselnden  Ziffern,  dass  man  noch  durchaus  zu 
keinem  festen  Massstabe  in  dieser  Beziehung  gekommen  ist  und  aus  mancherlei 
Gründen  auch  so  leicht  noch  nicht,  vielleicht  nie  kommen  wird. 

Der  Abgeordnete  Hobrecht  äusserte  sich  bei  der  Beratung  des  nicht  an- 
genommenen Entwurfs  des  preussisohen  Einkommensteuergesetzes  von  1884  über 
diese  Frage  folgendermassen : 

„Die  Steuerpflicht  soll  da  beginnen,  wo  das  Einkommen  ausreicht,  um 
den  notwendigen  Lebensunterhalt  zu  decken;  wo  durch  einen  massigen  Abzug 
deqenige  Betrag,  der  zur  notwendigen  Erhaltung  des  Lebens  und  der  Gesund- 
heit nicht  entbekrt  werden  kann,  beeinträchtigt  wird,  da  ist  die  Steuerfreiheit 
begründet.  M.  H. !  Das  sind  sehr  elastische,  allgemeine  Sätze,  aber  theoretisch 
enthalten  sie  doch  die  einzige  Grenze,  die  ich  mir  denken  kann.  Sobald  man 
diese  Grenze  eines  gewissen  Existenzminimums,  wie  man  es  genannt  hat,  in 
eine  bestimmte  Summe  übersetzen  will,  ist  man  genötigt,  einigermassen  will- 
kürlich zu  entscheiden;  derselbe  Betrag  ist  im  Laufe  der  Zeit  nicht  von  der- 
selben Bedeutung,  er  hat  auch  in  den  verschiedenen  Landesteilen  einen  ver- 
schiedenen Wert  und  man  muss  einen  Durchschnitt  darin  machen," 

Einen  Anhaltspunkt  für  diesen  Durchschnitt  soll  nun  die  Zahl  der  Exe- 
kutionen zur  Beitreibung  der  rückständigen  Steuer  abgeben,  weil  wohl  keiner, 
der  überhaupt  die  Steuer,  ohne  wesentliche  Einschränkung  seiner  Bedürftiisse  zu 
zahlen  im  stände  sei,  es  bis  zur  Exekution  kommen  lassen  werde.  Allein  einen 
unbedingt  richtigen  Massstab  wird  man  auch  hierin  nicht  finden,  weil  man  in 
den  höheren  Gesellschaftsklassen  sich  oft  scheut,  es  bis  zur  Exekution  kommen 
zu  lassen,  und  lieber,  wenn  auch  unter  schweren  und  grossen  Entbehrungen 
und  Opfern,  die  Steuer  zahlt. 

Im  allgemeinen  wird  man  jedoch  nicht  fehl  greifen,  wenn  man  die  mehr 
oder  minder  grosse  Zahl  der  Exekutionen  an  erster  Stelle  bei  der  Feststellung 
der  üntergrenze  der  Steuerpflicht  in  Berücksichtigung  zieht.  Weiter  ist  aber 
auch  nicht  ausser  acht   zu   lassen:    das   finanzielle  Bedürfnis    des  Staates  und 


1)  Durch  die  Freilassung  der  untersten  zwei  Stufen  der  Klassensteuer  durch  das  Gesetz 
vom  26.  März  1883  sind  in  Preussen  sogar  alle  Einkommen  bis  zu  900  M.  von  der  Klassen- 
steuer frei. 
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die  Möglichkeit  oder  Unmöglichkeit,  den  durch  die  Freilassung  der  niederen 
Einkommen  erlittenen  Ausfall  an  Steuern  bei  den  besser  situierten  Staata- 
angehörigen  wieder  einzubringen'). 

Alle  diese  Momente  werden  bei  der  Ausmittelung  der  Grösse  des 
Existenzminimums  ins  Gewicht  fallen,  und  ist  es  deshalb  leicht  erklärlich, 
dass  in  den  einzelnen  Steuergesetzen  die  einschlägigen  ZiflFem  weit  ausein- 
andergehen. 

Eine  weitere  Abweichung  unter  den  Bestimmungen  der  Gesetze  der  ein- 
zelnen Staaten  tritt  sodann  noch  darin  hervor,  dass  Preussen,  Baden,  Hessen, 
Anhalt,  Schwarzburg-Sondershausen,  Hamburg  und  Bremen  die  Steuerfreiheit 
der  bezeichneten  Einkommen  ohne  Rücksicht  auf  die  Quelle  und  die  Person 
desjenigen,  der  das  Einkommen  bezieht,  sowie  auf  den  Aufenthaltsort  derselben 
aussprechen,  dagegen  in  Sachsen  nur  den  im  Inland e  Wohnenden  die  Frei- 
lassung des  Existenzminimums  gewährleistet  ist,  während  die  ausserhalb 
Sachsens  wohnenden  Besitzer  sächsischer  Grundstücke  und  Gewerbeetablisse- 
ments —  mögen  sie  nun  Inländer  oder  Ausländer  sein  —  ,das  Einkommen 
aus  diesen,  wenn  dasselbe  den  Betrag  von  300  M.  nicht  übersteigt,  nach  dem 
für  die  unterste  Klasse  bestimmten  Satze  zu  versteuern  haben." 

Eine  höchst  eigentümliche,  in  keinem  anderen  Gesetze  wiederkehrende 
Ausnahme  von  der  sonst  ausgesprochenen  Steuerbefreiung  des  Existenzminimums 
findet  sich  in  dem  lübeckschen  Gesetzentwurf  vom  15.  Dezember  1886.  Danach 
sollen  nämlich  in  Lübeck  Personen,  welche  als  Dienstboten,  Gehilfen  und 
dergleichen,  wenn  sie  neben  freier,  von  der  Dienstherrschaft,  von  dem  Arbeit- 
geber oder  Geschäftsherm  zu  leistenden  Wohnung  und  Beköstigung  ein  Ein- 
kommen von  80  bis  280  M.  haben,  jährlich  3  M.  Steuer  zahlen.  Dabei  ging 
man  von  der  Annahme  aus,  dass  der  Genuss  freier  Wohnung  und  Beköstigung 
sich  auf  320  M.  veranschlagen  lasse.  Damit  würden  dann  allerdings  diejenigen, 
welche  einen  Lohn  von  280  M.  beziehen,  die  niedrigste  zur  Besteuerung  in 
Aussicht  genommene  Einkommensumme  gerade  erreichen,  während  alle  übrigen 
hinter  dieser  sonst  im  Entwurf  angenommenen  Untergrenze  zurückbleiben,  trotz- 
dem aber  der  Steuerpflicht  unterworfen  sind. 

Man  hat  diese  eigentümliche  steuerliche  Behandlung  der  Dienstboten 
und  Gehilfen  damit  zu  motivieren  gesucht,  dass  es  dem  im  Entwürfe  durch- 
gehends  festgehaltenen  Gedanken  entspreche,  eine  Steuererleichterung  vor- 
zugsweise nur  solchen  Personen  zu  gewähren,  welche  durch  die  erhöhten 
Reichssteuem  auf  unentbehrliche  Lebensbedürfnisse  betroffen  werden,  nicht 
aber  solchen,  die  von  dieser  Mehrbelastung  unberührt  und  deshalb  steuer- 
kräftiger bleiben. 

M.  E.  ist  diese  Begründung  nicht  stichhaltig.  Einmal  ist  es  unwahr- 
scheinlich, dass  ein  Dienstbote  oder  Gehilfe,  auch  wenn  er  Wohnung  und  Be- 
köstigung von  seinem  Dienstherm  empfängt,  gar  nichts  zu  den  indirekten 
Steuern  beitragen  sollte. 

Sodann  ist  noch  zu  bedenken,  dass  der  Dienstherr  keineswegs  immer  ge- 
willt sein  wird  und  oft  auch  gar  nicht  dazu  im  stände  ist,  die  auf  die  Woh- 
nung und   hauptsächlich   auf  die   freie   Beköstigung  des  Dienstboten  oder  Ge- 


1)  Die  notwendige  Folge  des  Exjstenaninimnms  ist  die  Progression;  vgl.  Voeke  S.472. 
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hilfen  fallenden  indirekten  Steuern  zu  tragen.  Er  wird  dieselben  auf  diesen 
abzuwälzen  suchen,  indem  er  —  in  demselben  Verhältnisse,  als  seine  des- 
fallsigen  Haushaltungskosten  durch  die  erhöhten  indirekten  Steuern  wachsen  — 
diesem  einen  geringeren  Lohn  gibt.  Ist  ein  starkes  Angebot  solcher  Personen 
vorhanden,  so  wird  es  der  Dienstherrschaft  in  den  allermeisten  Fällen  auch 
gelingen,  die  indirekten  Steuern  durch  Verkürzung  des  Lohnes  auf  die  Dienst- 
boten und  Gehilfen  abzuwälzen,  so  dass  diese  als  die  eigentlichen  Steuer- 
träger erscheinen,  die  Herrschaft  dagegen  die  Steuer  nur  auslegt,  als  blosser 
Steuerzahler  sich  darstellt. 

Ausserdem  darf  auch  nicht  übersehen  werden,  dass  ein  grosser  Teil  solcher 
Personen  nicht  völlig  frei  und  unabhängig  dasteht,  sondern  denselben  sehr  oft 
noch  die  Erhaltung  von  Frau  und  Kindern  (auch  ausserehelichen) ,  von  Eltern 
oder  Grosseltem  obliegt.  Nun  berücksichtigt  der  lübeckische  Entwurf  solche 
Umstände  und  Verhältnisse,  welche  die  Steuerkraft  des  Einzelnen  schwächen 
schon  bei  jenen  Personen,  welche  mehr  als  600  M.  Einkommen  haben,  um  wie 
viel  mehr  würde  aber  solche  Rücksichtsnahme  bei  den  Gehilfen  und  Dienstboten, 
welche  nicht  einmal  oder  doch  höchstens  bis  zu  600  M.  Einkommen  haben,  am 
Platze  sein.  Endlich  wird  auch  das  finanzielle  Ergebnis  einer  solchen  Besteue- 
rung so  gering  sein,  dass  der  Staat  davon  leicht  absehen  kann. 

Eine  gerade  der  lübeckschen  entgegengesetzte  Bestimmung  bringt  denn 
auch  das  bayrische  Einkommensteuergesetz  (Art.  12  Ziff.  5)  und  fand  sich  auch 
in  dem  nun  ausser  Kraft  gesetzten  hessischen  Gesetze  vom  21.  Juni  1869  (Art.  4 
Ziff.  6),  das  noch  keine  Freilassung  des  Existenzminimums  hatte,  dafür  aber 
,die  Gewerbsgehilfen  und  Dienstboten,  welche  von  ihren  Prinzipalen  oder  Dienst- 
herren Wohnung  und  Kost  empfangen,  im  Fall  sie  nicht  höher  als  in  die 
2.  Steuerklasse  des  Art.  32  (d.  h.  bis  zu  200  fl.)  einzuschätzen  sein  würden" 
von  der  Steuer  freiliess. 

Eine  fast  gleichlautende  Bestimmung  mit  der  Erhöhung  der  Maximal- 
grenze des  von  der  Steuer  befreiten  Einkommens  auf  500  M.  und  dem  Zusätze 
„Einreihung  in  die  zunächst  niedrigere  Klasse  im  Siane  des  Art.  35  erscheint 
zulässig",  hatte  auch  der  zweite  Entwurf  zu  dem  jetzigen  hessischen  Einkommen- 
steuergesetze in  Art.  6  Ziff.  7.  Während  der  Debatte  in  der  Abgeordneten- 
kammer wurde  dann  der  Antrag  gestellt,  den  obenerwähnten  Zusatz  zu  streichen 
und  den  Beginn  der  Steuerpflicht  nicht  bei  einem  Einkommen  von  500  M.  ein- 
treten zu  lassen,  sondern  statt  dessen  zu  sagen:  „im  Falle  sie  ausser  freier 
Wohnung  und  Kost  400  M.  Geldlohn  empfangen."  Es  bedeutete  dies  ein  wei- 
teres Hinaufschieben  der  Maximalgrenze  des  freigelassenen  Einkommens  zu 
Gunsten  dieser  Personen,  denn  in  allen  Fällen  wird  Wohnung  und  Kost  mit 
mehr  als  100  M.  anzuschlagen  sein. 

Zur  Begründung  dieses  Antrags  wurde  angeführt,  man  dürfe  die  Dienst- 
boten und  Gehilfen,  welche  neben  freier  Wohnung  und  Kost  nur  noch  bis  zu 
400  M.  Lohn  empfingen,  deshalb  nicht  zur  Steuer  heranziehen, _  weil  sie  als 
Hausgenossen  im  Sinne  des  Art.  5  des  Gesetzes  zu  betrachten  seien.  Von  Seite 
der  Regierung  wurde  darauf  aber  erwidert,  dass  es  zu  weit  gehe,  wenn  man 
Dienstboten  und  Gewerbsgehilfen  den  Kindern  gleichstelle.  Zuletzt  wurde  dann 
der  Antrag  überhaupt  hinfällig,  weil  die  Einkommen  unter  500  M.  allgemein 
von  der  Einkommensteuer  freigelassen  wurden, 
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Eine  ganz  vereinzelte,  im  gewissen  Sinne  auf  die  Steuerfähigkeit  Rück- 
sicht nehmende  Bestimmung  haben  sodann  noch  die  Einkommensteuergesetze 
von  Sachsen- Weimar  (Gesetz  über  die  Steuerverfassung  vom  18.  Mäi-z  1868  §  15 
Ziff.  6),  femer  von  Reuss  ä.  L.  (§  3  lit.  f)  und  fand  sich  früher  auch  in  Reuss  j.  L. 
(Gesetz  vom  I.Juli  1852  §49  Abs.  4).  Diese  Staaten  lassen  nämlich  unbest€uert : 
„Diejenigen,  welche  bei  den  Sparkassen  des  Inlandes  einen  Kapitalbetrag  von 
zusammen  noch  nicht  vollen  300  M.  angelegt  haben,  in  Ansehung  der  Zinsen 
davon."  Durch  diese  Freilassung  verfolgt  man  auch  wohl  noch  den  weiteren 
Zweck,  die  in  der  Bildung  begriffenen  Kapitalien  zu  schonen  und  den  Sparsinn 
des  Volkes  anzuregen  und  zu  belohnen. 

Von  den  Ertragssteuern  haben  wir  oben  bereits  die  Kapitalrentensteuer 
angeführt  und  bleibt  hier  nur  noch  die  Grimd-  und  Gebäude-,  sowie  die  Ge- 
werbesteuer za  besprechen  übrig.  Was  nun  die  Grund-  und  Gebäudesteuer 
anlangt,  so  erscheint  bei  dieser,  da  hier  die  Steuer  überall  nach  Objekten  ver- 
zettelt ist,  und  die  Person  und  ihre  Verhältnisse  grundsätzlich  ignoriert  werden, 
die  Berücksichtigung  der  Steuerfähigkeit  des  Steuerzahlenden  schwer  durchführ- 
bar. Dennoch  stossen  wir,  wenigstens  bei  der  Gebäudesteuer,  auf  eine  ihrer 
Tendenz  nach  dem  Gesichtspunkte  der  Steuerfähigkeit  entsprechende  Bestim- 
mung, wobei  freilich  nicht  verkannt  werden  soll,  dass  noch  andere  Momente, 
wie  die  Förderung  der  Baulust,  mit  hereinspielen.  In  einer  Reihe  von  Staaten 
werden  nämlich  , neuerbaute  oder  von  Grund  aus  wieder  aufgebaute"  Häuser 
nicht  schon  sofort  mit  ihrer  Fertigstellung  und  Benutzbarkeit,  sondern  erst  nach 
Ablauf  eines  in  den  einzelnen  Staaten  verschieden  bemessenen  Zeitraumes  der 
Steuer  unterworfen.  Die  grösste  Steuerfreiheit  in  dieser  Beziehung  gewährt 
Koburg  (Grundsteuergesetz  vom  25.  Mai  1860  Art.  5  Abs.  2),  indem  es  bestimmt : 
,.Von  der  Entrichtung  der  dem  Neubau  zuzuteilenden  Steuer  sind  auf  9Jahre 
befreit  Gebäude,  welche  von  Grund  auf  neu  erbaut  worden  sind,  auf  6  Jahre 
Gebäude,  welche  unter  Benützung  von  vorhandenen  Grundmauern  emchtet  sind, 
auf  4  Jahre  diejenigen,  welche  durch  bauliche  Erweiterung  eine  gesteigerte 
Ertragsfähigkeit  erhalten  haben."  Dazu  bemerkt  die  Verordnung  zur  Ausfüh- 
rung des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1860  im  §  5  Abs.  2:  , Dieser  Steuererlass  be- 
schränkt sich  auf  die  von  dem  Mietergebnis  des  Gebäudes  zu  erhebende 
Steuer  und  betrifft  nicht  auch  die  Steuer  von  dem  Liegenschaftserträgnis,  sowie 
derselbe  in  allen  Fällen  nur  auf  die  neu  aufzulegende  Gebäudesteuer  bezw.  auf 
denjenigen  Steuerbetrag  sich  eretreckt,  um  welchen  bei  Gebäudeerweiterungen 
die  Gebäudesteuer  erhöht  wird." 

Weniger  weitgehend  sind  die  diesbezüglichen  Bestimmungen  in  Preussen 
(Gebäudesteuei-gesetz  vom  21.  Mai  1861  §  19  Zift".  1),  Schaumburg-Lippe  (Ge- 
bäudesteuergesetz vom  20.  Januar  1885  §  14  Abs.  2)  und  Lippe-Detmold  (Ge- 
bäudesteuergesetz vom  28.  Februar  1878  §  16  Ziff.  1),  wonach  , neuerbaute  oder 
von  Grund  aus  wiederaufgebaute  Gebäude  . .  .  erst  nach  dem  Ablauf  zweier  Ka- 
lenderjahre seit  dem  Kalenderjahre,  in  welchem  sie  bewohnbar  bezw.  nutzbar 
geworden  sind,  zur  Gebäudesteuer  herangezogen"  werden*). 

Bayern  (Haussteuergesetz  vom  15.  August  1828, 19.  Mai  1881  §36),  Sachsen 
(Grundst«uergesetz  vom  9.  September  1843  §  22  lit.  b.);  Reuss  ä.  L.  (Gesetz  vom 


1;  Schaumburg-Lippe  setzt  ,Steuer''jahre  statt  „Kalender"jahre. 
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9.  Mai  1857  §  19  lit.  b);  Schwarzburg-Sondershausen  (Gebäudesteuergesetz  vom 
8.  Juli  1868  §  14  Ziff.  2)  lassen  neuerbaute  Gebäude  noch  ein  Jahr  nach  Ab- 
lauf des  Kalenderjahres,  in  welches  die  Erbauung  bezw.  Vollendung  desselben 
gefallen  ist,  von  der  Steuer  frei.  Endlich  tx'itt  auch  in  Sachsen-Altenburg  (Ge- 
setz vom  21.  Februar  1855  §  17)  die  Obliegenheit  zur  Steuerentrichtung  für 
neue  Gebäude  erst  12  Monate  nach  ihrer  Vollendung  ein,  doch  werden  diese 
Freimonate  nicht  vom  Beginn  des  auf  die  Vollendung  folgenden  Jahres,  sondern 
sofort  von  dem  nächsten  Steuertermine  nach  der  Entstehung  oder  Bewohnbar- 
keit an  gezählt.  In  allen  übrigen  Staaten  lässt  sich  eine  gleiche  oder  ähnliche 
Begünstigung  nicht  nachweisen. 

Die  Steuerfähigkeit  des  Hauseigentümers  wird  nun  durch  die  angeführten 
Bestimmungen  insofern  berücksichtigt,  als  der  Steuerwert  des  einzelnen  Gebäudes 
in  den  allermeisten  Fällen  nicht  nach  dem  jeweils  anfallenden  Mietergebnis, 
sondern  nach  der  Art  des  Gebäudes,  seiner  Grösse  und  dem  durchschnittlich 
für  solche  Gebäude  zu  erwartenden  Mietsertrage  berechnet  wird.  In  der  ersten 
Zeit  nach  der  Vollendung  wird  nun  aber  in  seltenen  Fällen  ein  Hausbesitzer 
sein  Haus  gleich  zu  dem  vollen  Mietpreise,  den  er  in  Aussicht  genommen  hat, 
vermieten  können,  da  viele  Leute  sich  scheuen,  in  die  nicht  gehörig  ausgetrock- 
neten, deshalb  feuchten  und  ungesunden.  Wohnungen  zu  ziehen.  Ob  nun  aber 
dem  an  sich  gewiss  ganz  richtigen  Gedanken,  die  Steuerfähigkeit  des  Haus- 
besitzers zu  berücksichtigen,  auch  der  richtige  Ausdruck  dadurch  gegeben 
ist,  dass  man  alle  neuerbauten  Gebäude  ein  oder  gar  mehrere  Jahre  völlig 
steuerfrei  lässt,  dürfte  doch  wohl  zu  bezweifeln  sein.  Will  man  die  Steuer- 
fähigkeit des  Hausbesitzers  berücksichtigen,  so  muss  man  die  Steuer  nach 
dem  wirklichen  oder,  wenn  er  das  Haus  selbst  bewohnt,  wahrscheinlichen  imd 
möglichen  Mietertrage  bemessen  und,  falls  dieser  so  gering  ist,  dass  nach  Ab- 
zug der  notwendigen  Lebensbedürfnisse  für  den  Besitzer  ein  Ueberschuss  nicht 
mehr  verbleibt,  demselben  auch  nicht  noch  andere  Einnahmequellen  zu  Gebote 
stehen,  die  Steuerfreiheit  desselben  aussprechen. 

Was  sodann  die  Gewerbesteuer  betrifft,  so  ist  die  Freilassung  eines 
Existenzminimums  am  besten  und  reinsten  zum  Ausdruck  gekommen  in  Baden 
(Art.  8),  welches  im  allgemeinen  der  Gewerbesteuer  das  Betriebskapital  der  im 
Grossherzogtume  betriebenen  gewerblichen  Unternehmungen  unterwirft,  dabei  aber 
Betriebskapitalien  unter  700  M.  nicht  in  Betracht  zieht.  Im  übrigen  findet  sich 
der  Gedanke,  dass  nur  die  steuerfähige  Person  steuerpflichtig  sein  kann,  lediglich 
in  schwachen  Ansätzen  wieder  und  auch  diese  nicht  in  allen  Gesetzen,  sondern 
nur  in  denen  von  Preussen  und  den  nach  preussischem  Vorbjlde  ausgearbeiteten 
Gesetzen  von  Schwarzburg-Rudolstadt ,  Schaumburg-Lippe  und  Lippe-Detmold. 
In  diesen  Staaten  bleiben  zwar  nicht  alle  Gewerbetreibenden,  welche  aus  dem 
Betriebe  ihres  Gewerbes  ein  gewisses  Minimaleinkommen  nicht  erreichen,  steuer- 
frei, doch  werden  wenigstens  bestimmte,  in  den  einzelnen  Gesetzen  besonders 
bezeichnete  Klassen  von  Gewerbetreibenden,  allerdings  wieder  unter  verschiedenen 
Voraussetzungen,  der  Steuer  nicht  unterworfen. 

Ohne  Ausnahme  besteuert  werden  nun  auch  in  den  genannten 
4  Staaten:  die  Handeltreibenden,  d.  h.  solche  Personen,  welche  einen 
offenen  Laden  halten,  in  welchem  sie  fremde  oder  selbstbereitete  Waren  ver- 
kaufen, oder  welche  ein  Gewerbe  daraus  machen,  neue  oder  alte  Sachen,  Waren 
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und  Erzeugnisse  jeder  Art  zmn  Wiederverkauf  anzukaufen  oder  zum  Verkauf 
in  Auftrag  zu  nehmen,  als  Lieferanten,  Vieh-  and  Pferdehändler,  Aufkäufer, 
Krämer,  Trödler,  Höker,  Viktualienhändler^);  ferner  solche  Personen,  welche  ein 
Kommissions-,  Speditions-,  Wechselbank  ,  Leih-,  Assekuranz-,  Fabrik-  und  Rhederei- 
geschäft  betreiben*);  endlich  auch  Müller,  Bäcker,  Fleischer  und  Brauer').  So- 
bald jedoch  eine  der  zuletzt  genannten  Personen  nur  für  ihren  eigenen  Haus- 
bedarf mahlt ,  bäckt ,  schlachtet  oder  braut ,  ohne  gewerbsmässig  auch  anderen 
Personen  davon  zu  verkaufen,  so  bleibt  sie  hierfür  gewerbesteuerfrei,  und  diese 
Befreiung  findet  auch  auf  Gastwirte  Anwendung,  welche  das  selbst  oder  für 
eigene  Rechnung  geschlachtete  Fleisch  zur  Speisung  ihrer  Gäste  verwenden 
(preuss.  Finanzreskript  vom  2.  September  1831). 

Die  übrigen  Gewerbetreibenden  gemessen  unter  Umständen  eine  Gewerbe- 
steuerfreiheit und  kommen  für  ihre  Freilassung  hauptsächlich  die  Intensität  und 
Ausbreitung  ihres  Gewerbes  in  Betracht. 

Die  für  die  Nichtbesteuerung  entscheidenden  Merkmale  sind  jedoch  bei 
den  einzelnen  Arten  der  Gewerbetreibenden  wieder  verschieden,  wodurch  vrir 
genötigt  sind,  die  Handwerker  von  den  übrigen  Gewerbetreibenden  dieser  Art 
zu  sondern  und  bei  den  letzteren  noch  verschiedene  Unterabteilungen  aufzustellen. 

a)    Handwerker. 

Die  Gewerbesteuergesetze  von  Preussen  (§  12),  Schaumburg-Lippe  (§  14) 
und  Lippe-Detmold  (§  13)  sagen  übereinstimmend:  , Gewerbesteuerfrei  sind  die 
Handwerker,  welche  in  der  Regel  nur  im  Lohn  oder  nur  auf  Bestellung  arbeiten, 
ohne  auch  ausser  den  Jahrmärkten  ein  offenes  Lager  von  fertigen  Waren  zu 
halten,  so  lange  sie  das  Gewerbe  nur  für  ihre  Person  oder  mit  einem  erwach- 
senen Gehilfen  und  mit  einem  Lehrlinge  betreiben.*  Schwarzburg- Rudolstadt 
(§  7  Ziffer  4)  zeigt  hiervon  insofern  eine  Abweichung,  als  hier  der  letzte  Passus 
lautet:  ,so  lange  sie  das  Gewerbe  nur  für  ihre  Person  und  höchstens  mit 
einem  Lehrlinge  betreiben". 

Um  von  der  Gewerbesteuer  befreit  zu  bleiben,  müssen  die  Handwerker 
also  zwei  Voraussetzungen  genügen,  nämlich  einmal 

a)  vorzugsweise  in  Lohn  oder  auf  Bestellung  arbeiten  und  nicht  regel- 
mässig oder  andauernd  ein  offenes  Lager  halten.  Ein  gelegentliches  An- 
fertigen auf  eigene  Rechnung  zu  dem  Zwecke  späteren  Verkaufs  macht  jedoch 
das  Gewerbe  noch  nicht  zu  einem  steuerbaren.  Erst  das  regelmässige  und  vor- 
zugsweise Arbeiten  auf  eigene  Rechnung,  womit  sich  dann  naturgemäss  das 
Halten  eines  offenen  Warenlagers  verbinden  wird,  begründet  die  Steuerpflichtig- 
keit des  Gewerbes.  Dabei  ist  ,das  Halten  eines  offenen  Lagers  fertiger  Waren* 
nicht  nur  dann  anzunehmen,  wenn  der  Handwerker  in  seinem  Hause  oder  in 
einem  festen  Laden  Tag  für  Tag  seine  Erzeugnisse  feilbietet,  sondern  schon 
dann,  wenn  das  Ausstellen  der  Waren  zum  Verkauf  auf  den  wöchentlich  min- 
destens einmal  wiederkehrenden  Märkten  geschieht.    Dagegen  bleiben  nach  einem 


')  Vgl.  preiissisches  Gewerbestenergesetz  vom  30.  Jlai  1820  §§  5  und  6. 

2)  Vgl.  preussisches  G«werbesteuergesetz  vom  30.  Mai  1820  %  3. 

3)  Vgl.  Abänderangsgesetz  zum  Gewerbesteuergesetz  vom  20.  März  1872  u.  5  Juni  1874. 

939 


^Q(3  G.  Antoni, 

preussischen  Finanzreskript  vom  13.  Oktober  1847  diejenigen  Handwerker, 
„welche,  ohne  sonst  ein  oflfenes  Warenlager  zu  halten  und  ohne  mit  mehreren 
Gehilfen  zu  arbeiten,  zunächst  nur  auf  Bestellung  arbeiten  und  nur  von  Zeit 
zu  Zeit,  nicht  regelmässig,  ihre  selbstverfertigten,  nicht  zugekauften 
Waren  auf  den  Wochenmärkten  ihres  Wohnortes  verkaufen",  von  der  Ge- 
werbesteuer frei. 

Ein  Feilbieten  von  selbstgefertigten  Waren  auf  den  Jahrmärkten 
ist  schon  im  Gesetz  als  Ausnahme  behandelt  und  deshalb  ebenfalls  nicht, 
und  zwar  hier,  selbst  wenn  es  regelmässig  geschieht,  als  das  Halten  eines 
offenen  Lagers  zu  betrachten  und  wird  dadurch  infolgedessen  auch  keine  Ge- 
werbesteuei-pflicht  begründet.  Der  Grund  dieser  Bevorzugung  liegt  wohl  in 
der  allgemeinen  in  den  genannten  Staaten  in  Geltung  stehenden  Bestimmung, 
dass  der  Mess-  und  Marktverkehr  überhaupt  der  Gewerbesteuer  nicht  unter- 
liegen soll. 

Als  weitere  Erleichterung  der  geringeren  Handwerker  kommt  noch  die 
dem  Finanzministerium  in  Preussen  (Ges.  v.  19.  Juli  1861  §  21  Ziff.  2),  der 
Landesregierung  in  Schaumburg-Lippe  (Gewerbesteuergesetz  §  14  Abs.  2)  und 
Lippe-Detmold  (Gewerbesteuergesetz  §  13  Abs.  2)  erteilte  Ermächtigung  in  Be- 
tracht: „Solchen  Handwerkern,  welche  der  Natur  ihres  Gewerbes  nach  dasselbe 
in  lohnender  Weise  nicht  wohl  betreiben  können,  ohne  auch  ausser  den  Jahr- 
märkten ein  offenes  Lager  von  fertigen  Waren  zu  halten  oder  die  Wochenmärkte 
ihres  Wohnortes  zu  beziehen,  als  Holzdrechslern,  Seilern,  Töpfern  u.  s.  w.,  kann 
der  Betrieb  des  Gewerbes  steuerfrei  gestattet  werden,  so  lange  der  Warenvorrat 
nicht  von  erheblichem  Umfange  ist  und  diese  Handwerker  das  Gewerbe  nur  für 
ihre  Person  oder  mit  einem  erwachsenen  Gehülfen  und  mit  einem  Lehrlinge  be- 
treiben"; Schaumburg-Lippe  fügt  noch  weiter  hinzu  „und  so  lange  derselbe  auch 
auf  selbstverfertigte  Waren  sich  beschränkt".  Diese  letztere  Beschränkung  leidet 
in  Preussen  und  Lippe-Detmold  keine  Anwendung.  Zwar  bestimmt  ein  preussi- 
scher  Erlass  vom  30.  Juni  1827,  dass  Handwerker,  welche  zugekaufte  Waren 
neben  ihren  eigenen  Erzeugnissen  feilbieten,  zur  Gewerbesteuer  heranzuziehen 
seien.  Dabei  wird  aber  unterschieden,  „ob  die  hinzugekauften  Waren  Gegen- 
stände derselben  Art  sind,  wie  sie  seinem  Handwerke  nach  von  dem  Handwerker 
selbst  angefertigt  werden,  oder  ob  es  Gegenstände  ganz  verschiedener  Art  sind". 
Im  ersteren  Falle,  also  bei  Gleichartigkeit  der  Waren  und  sodann,  wenn  neben 
den  selbstgefertigten  Waren  zwar  fremde  Gegenstände  verkauft  werden,  die 
jedoch  „zu  den  von  dem  Handwerker  verfertigten  Waren  in  naher  Beziehung 
stehen"  und  wenn  der  Handel  „so  geringfügig  ist,  dass  darauf  eine  höhere 
Steuer  als  der  Mittelsatz  der  Steuerklasse  B  (d.  h.  der  Steuer  vom  Handel)  nicht 
zu  repartieren  sein  würde,  so  können  dergleichen  Handwerker  mit  der  besonderen 
Gewerbesteuer  für  den  Handelsbetrieb  verschont  werden" .  Sie  sind  dann  lediglich 
der  Gewerbesteuer  nach  der  Steuerklasse  H  (d.  h.  der  Steuer  vom  Handwerk), 
unterworfen  und  nehmen  bei  gegebenen  Voraussetzungen  auch  an  den  dieser 
Steuerklasse  zugestandenen  Befreiungen  teil. 

Verkauft  dagegen  der  Handwerker  solche  nicht  selbstgefertigte  Waren, 
welche  mit  den  Erzeugnissen  seines  Handwerks  weder  gleichartig  sind,  noch  zu 
denselben  in  naher  Beziehung  stehen,  so  verfällt  er  auch  in  Preussen  unter  allen 
Umständen  der  Gewerbesteuer. 
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Als  weitere  Vorbedingung  der  Steuerbefreiung  kommen  dann  in  Betracht : 
ß)  Geringer  Betrieb  des  Handwerks  unter  Zuhilfenahme  von  nicht  mehr 
als  einer  gewissen  Zahl  von  Personen,  nämlich  eines  Lehrlings  in  Schwarzburg- 
Rudolstadt  und  eines  Gehilfen  und  daneben  eines  Lehrlings  in  Preussen,  Schaum- 
burg-Lippe und  Lippe-Detmold. 

Klar  ist  hiemach  einmal,  dass  in  Schwarzburg-Rudolstadt  den  Hand- 
werkern nm-  so  lange  Steuerfreiheit  gewährt  wird,  als  sie  lediglich  mit  einem 
Lehrlinge  arbeiten;  ebenso  unzweifelhaft  ist  nach  dem  Wortlaute  der  Ge- 
werbesteuergesetze von  Preussen,  Schaumburg -Lippe  und  Lippe-Detmold,  dass 
der  Betrieb  eines  Handwerks  mit  mehr  als  einem  Gehilfen  oder  mit  zwei  Lehr- 
lingen neben  einem  Gehilfen  dieses  unbedingt  zu  einem  steuerpflichtigen 
Gewerbe  macht.  Unentschieden  durch  das  Gesetz  aber  bleibt  die  Frage,  ob 
die  Steuerpflicht  auch  dann  eintrete,  wenn  der  Handwerker  zwar  keinen 
Gesellen  oder  Gehilfen,  wohl  aber  zwei  oder  mehr  Lehrlinge  annimmt.  Hier 
ist  nun  durch  die  preussische  Anleitung  zur  Veranlagung  der  Gewerbesteuer 
vom  28.  Mai  1867  festgesetzt,  „dass  in  diesem  FaDe  jedesmal  anzunehmen  ist, 
dass  der  Handwerker  das  Gewerbe,  bei  dem  er  sich  der  Hilfe  dreier  demselben 
Gewerbe  sich  widmenden  Personen  bedient,  in  einem  solchen  Umfange  betreibt, 
dass  es  nach  der  Ansicht  des  Gesetzes  steuerpflichtig  wird*  ^). 

Notwendig  ist  dann  aber  noch  eine  dem  Verhältnisse  von  Gehilfen  bezw. 
Lehrlingen  entsprechende  Unterordnung  dieser  mehreren  Personen,  so  dass  z.  B. 
ein  Handwerker,  der  mit  3  Brüdern  gemeinschaftlich  ein  Gewerbe  betreibt,  auch 
wenn  jeder  dieser  Brüder  den  Platz  eines  Gehilfen  ausfüllt,  dennoch  aus  diesem 
Grunde  allein  nicht  zur  Gewerbesteuer  herangezogen  werden  kann.  (Preussische 
Finanzministerialverfügung  v.  7.  April  1880.  —  Mitteilungen,  Heft  14  S.  27.) 

Auch  die  eigenen  Söhne  des  Handwerkers,  soweit  sie  noch  nicht  15  Jahre 
—  Preussen  §  12  Abs.  2,  Schwarzburg-Rudolstadt  §  7  Ziff.  4,  Lippe-Detmold 
§  13  —  bezw.  16  Jahre  —  Schaumburg-Lippe  §  14  —  alt  sind,  und  ebenso 
sämtliche  weibliche  Hausgenossen,  gleichviel  welchen  Alters,  kommen 
nicht  als  Gehilfen  oder  Lehrlinge  in  Betracht,  wenn  sie  auch  im  Geschäfte  des 
Vaters  mit  Hand  anlegen^). 

Werkführer,  welche  von  den  Witwen  verstorbener  Handwerker  zur 
Leitung  und  Fortführung  des  Geschäfts  angenommen  werden,  gelten  ebenfalls 
nicht  als  Gehüfen,  sondern  treten  gleichsam  in  die  SteUe  des  verstorbenen  Ge- 
werbetreibenden ein,  so  dass  der  Gewerbebetrieb  auch  dann  noch  steuerfrei 
bleibt,  wenn  neben  dem  Werkführer  noch  zwei  Lehrlinge  oder  ein  Gehilfe  und 
ein  Lehrling  beschäftigt  ist.  (Preussisches  Finanzreseript  v.  28.  Januar  1843; 
M.  Bl.  S.  44.) 

Nach  einem  Erkenntnisse  des  preussischen  Obertribunals  vom  15.  Sep- 
tember 1859  (M.  Bl.  S.  319)  sind  dann  aber  nicht  nur  die  in  der  Wohnung  und 
Werkstätte  des  Gewerbetreibenden  für  diesen  arbeitenden  Personen  als  Gehilfen 


1)  Vgl.  V.  0  e  s  f  e  1  d ,  Die  Gewerbestenerverfassnng  des  preussischen  Staates.  Breslau 
1877  S.  20  Anm.  28  sub  a,  auch  S.  79,  80. 

2)  Im  übrigen  wird  aber  auf  das  Geschlecht  keine  weitere  Rücksicht  genommen  und 
ist  deshalb  ein  Gewerbebetrieb,  bei  welchem  mehrere  fremde  weibliche  Gehilfen  verwendet 
werden ,  ebenso  steuerpflichtig ,  wie  das  mit  mehreren  männlichen  Gehilfen  oder  Lehrlingen 
betriebene  Gewerbe. 
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zu  betrachten,  sondern  auch  jene,  welche  in  ihrer  eigenen  Wohnung  für  den 
Arbeitgeber  stückweise  oder  auf  Tage-  bezw.  Wochenlohn  arbeiten.  Dabei  dürfte 
aber  doch  wohl  als  selbstverständlich  anzunehmen  sein,  dass  solche  Personen, 
wenn  sie  schon  selbständig  als  Handwerker  versteuert  werden,  mit  Rücksicht 
auf  ihre  Leistungen  und  Arbeiten  für  einen  anderen  Handwerker,  nicht  noch 
einmal  als  Gehilfen  dieses  letzteren  zu  betrachten  sind  und  dass  sie  unter 
solchen  Umständen  keinesfalls  die  Steuerpflichtigkeit  des  letzteren  beeinflussen 
können. 

Endlich  sind  in  Preussen  (bezüglich  der  übrigen  Staaten  findet  sich  eine 
einschlägige  Bestimmung  nicht)  Handwerker,  bei  denen  die  Zahl  der  Gehilfen 
abzuwechseln  pflegt,  z.  B.  Maurer  und  Zimmerleute,  wenn  sie  auch  nur  einige 
Zeit  im  Jahre  zwei  Gehilfen  halten,  für  das  ganze  Jahr  als  steuerpflichtig  er- 
klärt (Anleitung  zur  Veranlagung  der  Gewerbesteuer  t.  28.  Mai  1867  §  14). 
Die  Konsequenzen  dieser  Bestimmung  sind  in  einem  preussischen  Finanzreskripte 
vom  28.  Juni  1834  sogar  so  weit  gezogen,  dass  diejenigen  Handwerker,  welche 
infolge  ihrer  Einberufung  zu  Landwehrübungen  während  dieser  Zeit  einen  zweiten 
Gehilfen  anzunehmen  gezwungen  sind,  für  das  ganze  Jahr  zur  Gewerbesteuer 
herangezogen  werden.  Meines  Erachtens  geht  dies  zu  weit;  solche  für  die  Dauer 
der  Einberufung  des  Gewerbetreibenden  zum  stehenden  Heere  angenommenen 
Gehilfen  stehen  in  demselben  Verhältnisse  zum  Geschäfte  wie  die  Werkführer, 
welche  von  Witwen  verstorbener  Gewerbetreibender  angenommen  werden,  und 
müssen  deshalb  gerade  wie  diese  auf  die  Besteuerung  vollständig  ohne  Einfluss 
bleiben. 

Als  eine  ganz  singulare  Bestimmung  endlich  ist  es  zu  bezeichnen,  wenn 
Preussen  (Gewerbesteuergesetz  §  13  u.  Ges.  v.  19.  Juli  1861  §  18),  Schwarzburg- 
Rudolstadt  (§  7  Ziff.  5),  Schaumburg-Lippe  (§  14)  und  Lippe-Detmold  (§  13) 
„Weberei  und  Wirkerei,  sofern  dieselbe  als  Nebenbeschäftigung  oder  auf  nicht 
mehr  als  4  Stühlen  betrieben  wird",  gewerbesteuerfrei  lassen.  In  Preussen  sind 
diese  Gewerbebetriebe  nach  einer  Kabinetsordre  vom  3.  Mai  1829  (G.  S.  S.  46) 
selbst  dann  nicht  steuerpflichtig,  wenn  ein  Färben  und  Appretieren  der  Ware 
damit  verbunden  ist;  nur  darf  der  Verkauf  nicht  im  offenen  Laden  geschehen 
und  sich  nicht  auf  fremde  zugekaufte  Waren  erstrecken ').  Eine  gleiche  Steuer- 
befreiung wie  in  den  genannten  vier  Staaten  findet  sich  auch  in  Braunschweig, 
dessen  Gewerbesteuergesetz  (§  3  Ziff.  3)  nur  insofern  eine  Abweichung  enthält, 
als  es  analog  der  ursprünglichen  Fassung  des  preussischen  Gewerbesteuergesetzes 
von  1820  die  Weber  nur  dann  von  der  Gewerbesteuer  frei  lässt,  wenn  sie  ihr 
Gewerbe  auf  nicht  mehr  als  zwei  Stühlen  ausüben. 

b)    Sonstige  Gewerbetreibende. 

a)  Fuhrleute  und  Pf  er  de  verleih  er,  die  ihr  Gewerbe  nur  mit 
einem  Pferde  betreiben,  sind  in  Preussen  (§  16  lit.  b),  Schwarzburg-Rudol- 
stadt  (§  7  Ziff.  10),  Schaumburg -Lippe  (§  15),  Lippe -Detmold  (§  14  Abs.  2) 
gewerb  esteuerfr  ei . 


1)  Ohne  weiteren  Einfluss  auf  die  Steuei-pflichtigkeit  oder  Freiheit  ist  der  Umstand, 
dass  der  Weber  nicht  auf  eigene  Eechnung,  sondern  für  einen  Fabrikanten,  von  welchem  er 
auch  das  zu  verarbeitende  Material  erhält,  arbeitet  (preuss.  Finanzreskript  v.  21.  Juli  1829). 

942 


Die  Stenersnbjekte.  409 

Landwirte,  die  mit  ihrem  Wirtscliaftsgespann  gelegentlicli  auch  Fracht- 
fuhien  verrichten,  oder  welche  nur  mit  dem  zur  Bestellung  ihres  Ackers  gehal- 
tenen Gespann  während  der  Zeit,  wo  sie  desselben  zur  Ackerbestellung  nicht 
bedürfen.  Fuhren,  zu  welchen  sich  ihnen  Gelegenheit  bietet,  für  Geld  verrichten, 
sind  in  Preussen  (§  16  lit.  a,  Reskript  v.  10.  März  1843,  M.  Bl.  S.  133),  Schwarz- 
burg-Rudolstadt  (§  7  Ziflf.  9),  Schaumburg-Lippe  (§  15),  Lippe-Detmold  (§  14), 
Waldeck  (§  46)  und  Pyrmont  (§  44,  wenn  die  Lohnfuhren  einen  niclit  erheb- 
lichen Umfang  erreichen),  der  Gewerbesteuer  als  Fuhrleute  überhaupt  nicht  unter- 
worfen. Ebenso  sind  die  Posthalter  überall  gewerbesteuerfrei,  und  werden 
sie  in  Preussen  (Reskripte  v.  21.  Sept.  1822,  22.  Februar  1825  und  8.  April  1826), 
in  Waldeck  (§  46  Abs.  2)  und  Pyrmont  (§  44  Abs.  2)  nur  dann  und  insoweit 
der  Gewerbesteuer  unterworfen,  als  sie  neben  den  Postfuhren  noch  anderweitige 
Fracht-  und  Personenfuhren  zu  besorgen  pflegen. 

ß)  Schiffer.  Das  Schiffergewerbe  mit  Stromschiffen  und  Lichterfahr- 
zeugen unter  und  bis  zu  6000  kg  Tragfähigkeit  einschliesslich  ist  in  Preussen 
(§  17)  und  Lippe -Detmold  (§  14  Abs.  1)  gewerbesteuerfrei.  Besitzer  und 
Pächter  von  Flussfähren  sind  in  Preussen  (Reskript  v.  13.  Nov.  1821) 
für  diesen  ihren  Gewerbebetrieb  überhaupt  nicht  steuerpflichtig  ^). 

Y)  Schneiderinnen  und  Putzmacherinnen  bleiben  in  Preussen  (Re- 
skript V.  24.  Okt.  1845,  M.  Bl.  S.  317)  und  Hessen  (Gewerbesteuergesetz  Art.  2 
Ziff.  8)  gewerbesteuerfrei,  so  lange  sie  sich  darauf  beschränken,  ausserhalb 
ihrer  Wohnung  blos  auf  Taglohn  zu  arbeiten.  Sobald  sie  jedoch  in  ihrer 
Wohnung  für  eigene  Rechnung  schneidern  oder  Putzsachen  anfertigen,  er- 
scheinen sie  als  Gewerbetreibende;  ihre  Steuerpflicht  ist  dann  aber  noch  da- 
von abhängig,  dass  sie  mit  mindestens  drei  Gehilfen  arbeiten  oder  auch  ausser- 
halb der  Jahrmärkte  ein  offenes  Lager  halten.  In  Braunschweig  (Gewerbe- 
steuergesetz §  3),  Waldeck  (§  48  Ziff.  6),  Pyrmont  (§  46  Zifl'.  4)  und  Schwarz- 
burg-Rudolstadt  (§  7  Ziff.  3)  sind  .Näherinnen,  Stickerinnen,  Putzmacherinnen, 
Wäscherinnen,  Kochfrauen  imd  ähnliche  Arbeiterinnen"  von  der  Gewerbesteuer 
nur  befreit,  „insofern  sie  weder  Gehilfen  oder  Gehilfinnen,  noch 
einen  offenen   Laden   halten*. 

Weitere  Befreiungen  finden  sich  in  den  Gewerbesteuergesetzen  nicht,  und 
erhellt  schon  daraus,  da«s  selbst  die  Bestimmungen  derjenigen  Staaten,  welche 
das  Bestreben  zeigen,  die  Steuerfähigkeit  des  Einzelnen  zu  berücksichtigen,  noch 
mancherlei  Mängel  aufzuweisen  haben,  dass  man  sich  über  die  Art  und  Weise 
der  Durchführung  einer  solchen  Steuerbefreiung  bei  der  Gewerbesteuer  noch 
sehr  im  Unklaren  befindet.     Der  grösste  Mangel    besteht  nun   darin,    dass  die 


1)  Auch  bleiben  dort  Kaufleute,   welche  sich  selbst  Fahrzeuge  halten,   um  damit 
ihre   eigenen  Waren  zu  transportieren,  von  der  Gewerbesteuer  bezüglich  des  Schiffer- 

Igewerbes  frei  (Reskript  v.  21.  Nov.  1882),  und  Müller, werden  dann  nicht  z\ir  Gewerbesteuer 
herangezogen,  wenn  ihre  Mühlenwerke  nur  für  den  eigenen  Bedarf  arbeiten  oder  zur 
Ent-  oder  Bewässerung  der  Ländereien  bestimmt  sind  (Preussen  §  14  lit.  a  und  b, 
Schwarzbnrg-Rudolstadt  §  7  Ziff.  8,  Schaumburg-Lippe  §  12,  Lippe-Detmold  §  il,  Waldeck  §43, 
Pjnnnont  §  41.  Die  Worte  „für  den  eigenen  Bedarf''  sind  aber  nicht  allzu  eng  aufzufassen, 
vielmehr  begreifen  sie  nach  einem  preussischen  Finanzreskripte  vom  15.  Dezember  1830  nicht 
nur  den  Bedarf  an  gemahlenen  Produkten ,  welcher  in  der  Haushaltung  des  Mühlenbesitzers 
auftritt,  sondern  auch  den  Verbrauch  an  selbstgefertigten  Mühlenfabrikaten  zur  weiteren 
Verarbeitung  durch  den  Besitzer  der  Mühle. 
I 
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Freiheit  von  der  Gewerbesteuer  nicht  auf  alle  ausgedehnt  ist,  welche  aus  ihrem 
Gewerbe  nicht  soviel  beziehen,  um  ihren  notdürftigen  Lebensunterhalt  davon  be- 
streiten zu  können,  sondern  dass  lediglich  bestimmte  Kategorien  von  Gewerbe- 
treibenden herausgegriffen  sind  und  diesen  vor  den  anderen  eine  Steuerbefreiung 
gewährt  ist.  Nicht  nur  unter  den  Handwerkern  und  den  wenigen  günstiger  be- 
handelten Gewerbetreibenden  werden  sich  solche  Personen  finden,  welche  nur  mit 
Mühe  den  täglichen  Unterhalt  verdienen,  sondern  auch  unter  den  übrigen  wird 
eine  ganze  Reihe  z.  B.  kleiner  Kaufleute,  Bäcker  und  Metzger  vorhanden  sein, 
welche  mit  des  Lebens  Not  harte  Kämpfe  zu  bestehen  haben.  Weshalb  diese  allein 
aber  trotzdem  fähig  sein  sollen,  die  Steuer  zu  zahlen,  ist  nicht  ersichtlich.  Vor 
allem  wäre  deshalb  eine  Ausdehnung  der  Freilassung  von  der  Gewerbesteuer 
auf  alle  Gewerbetreibenden  notwendig,  welche  nach  den  oben  entwickelten  Grund- 
sätzen nicht  steuerfähig  sind. 

Sodann  erscheint  aber  auch  die  Berücksiclitigung  lediglich  äusserer 
Momente  bei  der  Beurteilung  der  Leistungsfähigkeit  der  Einzelnen  als  durchaus 
unzureichend.  Ein  gesunder,  kräftiger  und  geschickter  Handwerker,  der  mit 
Lust  und  Liebe  sein  Gewerbe  treibt,  wird  in  vielen  Fällen  mit  einem  Gehilfen 
mehr  leisten  und  mehr  Verdienst  haben,  als  ein  anderer  schwächlicher  und  viel- 
leicht auch  nicht  so  geschickter  Gewerbetreibender,  auch  wenn  er  mit  2  Ge- 
hilfen arbeitet.  Den  ersteren  nun,  weil  er  mit  einem  Gehilfen  das  leistet,  wozu 
der  andere  noch  die  Hülfe  mehrerer  Personen  braucht,  von  der  Steuer  freizu- 
lassen und  den  anderen,  der  nicht  mehr  verdient,  aber  ausserdem  noch  die  Aus- 
gaben für  seine  Gehilfen  hat,  gerade  weil  er  sich  diese  Gehilfen  hält,  zu  be- 
steuern, ist  unbillig.  Daher  drängt  sich  von  selbst  die  Notwendigkeit  auf,  nicht 
die  äusseren  Merkmale  entscheiden  zu  lassen,  sondern  den  Verdienst  des  Einzelnen 
zu  berücksichtigen  und  danach  die  Entscheidung  zu  treffen,  wer  als  steuerfrei 
oder  steuerpflichtig  zu  betrachten  ist. 

Es  ist  nun  zwar  nicht  zu  leugnen,  dass  diese  Berücksichtigung  der  per- 
sönlichen Verhältnisse  des  Einzelnen  bei*  der  Gewerbesteuer,  wie  überhaupt  bei 
allen  Objektsteuem  sehr  schvsderig  ist,  weil  bei  ihnen  immer  nur  eine  Seite  in 
den  Ei-werbsverhältnissen  der  einzelnen  Personen  hervortritt  und  dadurch  für 
den  Fall,  dass  eine  Person  die  Mittel  zur  Befriedigung  ihrer  Lebensbedürfnisse 
aus  mehreren  Erwerbsquellen  schöpft,  kein  übersichtliches,  sondern  nur  ein 
stückweises,  unvollkommenes  Bild  von  der  Steuerfähigkeit  des  Einzelnen  ge- 
geben wird. 

Hieraus  jedoch  mit  Vocke*)  zu  schliessen,  dass  bei  den  Ertragsteuem 
eine  Freilassung  des  Existenzminimums  unzulässig  sei  und  daher  nur  die  völlig 
Erwerblosen  unbesteuert  bleiben  könnten,  geht  denn  doch  wohl  zu  weit.  Ein- 
mal ist  es  schon  an  sich  höchst  bedenklich,  lediglich  äusserer  Umstände  wegen 
als  richtig  erkannte  und  naturgemässe  Forderungen  beiseite  zu  schieben,  und 
sodann  ist  die  Schwierigkeit,  einen  Anhalt  dafür  zu  bekommen,  ob  eine  Person 
steuerfähig  ist  oder  nicht,  doch  auch  nicht  so  gross,  als  man  anzunehmen  scheint. 
Einer  grossen  Anzahl  von  Personen,  welche  einen  Ertrag  erzielen,  wird  dieser 
nicht  aus  mehreren,  sondern  lediglich  aus  einer  Quelle   zufliessen,    so    dass   sie 


')  Vocke  S.  284;  vgl.  übrigens  ebenda  S.  413,  wo  V.  seine  Ansicht  denn  doch  wieder 
modifiziert  zu  haben  scheint. 
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nur  für  eine  der  verschiedenen  Ertragsteuem  in  Betracht  kommen  und 
dann  das  hier  gewonnene  Einschätzungsresultat  als  Gesamtbild  der  Leistungs- 
fähigkeit dieser  Person  erscheint.  Grössere  Schwierigkeiten  ergeben  sich 
allerdings  im  entgegengesetzten  Falle,  allein  hier  wird  man  im  grossen  und 
ganzen  mit  der  Annahme  nicht  fehlgehen,  dass  solche  Personen,  deren  wirt- 
schaftliche Existenz  auf  mehrere  Erwerbsquellen  gegründet  ist,  in  den  aller- 
meisten Fällen  mehr  Mittel  haben,  als  zur  Befriedigung  der  notwendigsten 
Lebensbedürfnisse  erforderlich  ist  und  dass  diese  deshalb  der  Besteuerung  zu 
unterwerfen  sind. 

um  nun  allen  Anforderungen  gerecht  zu  werden,  müsste  in  alle  Ertrag- 
steuergesetze eine  Bestimmung  aufgenommen  werden,  wonach  die  Personen, 
welche  einen  bestimmten  Minimalertrag  nicht  beziehen,  von  der  Steuer  freizu- 
lassen sind,  zugleich  aber  dieser  Bestimmung  der  beschränkende  Zusatz  beige- 
fügt werden:  , sofern  sie  nicht  noch  anderweit  einen  steuerbaren,  eine  bestimmte 
Summe  übersteigenden  Ertrag  erzielen*.  Würde  durch  eine  derartige  Regelung 
auch  kein  idealer  Zustand  geschaffen  —  und  dieser  ist  in  Steuersachen  über- 
haupt wohl  nicht  zu  erreichen,  —  so  wäre  damit  doch  den  schwersten  Unge- 
rechtigkeiten abgeholfen  und  ein  wenigstens  einigermassen  der  Billigkeit  und 
Gerechtigkeit  entsprechendes  Verhältnis  hergestellt.  Hierfür  auch  bei  den  Er- 
tragsteuem zu  sorgen,  ist  aber  Pflicht  jedes  Staates,  denn  mag  er  sich  die  Mittel 
für  seinen  Haushalt  durch  die  Einkommensteuer  oder  durch  ein  Ertragsteuer- 
sTstem  verschaffen,  die  Menschen  und  ihre  Bedürfnisse  ändern  sich  dadurch 
nicht,  haben  vielmehr  in  beiden  Fällen  den  gleichen  Anspruch  auf  Berück- 
sichtigung. 

b)  Berücksichtigung  der  Steuerfähigkeit  bei  jugendlichen  und  im 
höheren  Lebensalter  stehenden  Personen. 
Einen  besonderen  Ausdruck  hat  der  Gedanke  des  Existenzminimums  noch 
dadurch  gefunden,  dass  eine  Reihe  deutscher  Staaten,  und  zwar  gerade  diejenigen, 
welche  im  übrigen  die  Steuerfähigkeit  der  Person  nicht  berücksichtigen,  die 
jugendlichen  und  im  höheren  Lebensalter  stehenden  Personen,  solange  ihre 
Einnahmen  eine  gewisse  Höhe  nicht  erreichen,  steuerfrei  lassen. 
Es  liegt  hierin  das  Zugeständnis,  dass  man  sich  der  gerechten  Forderung  der 
Berücksichtigung  der  Verhältnisse  des  einzelnen  und  insbesondere  der  Prüfung 
seiner  Steuerföhigkeit  nicht  entziehen  kann,  bezw.  dass  die  Grösse  des  Ein- 
kommens noch  nicht  zur  Bemessung  der  Steuerfähigkeit  ausreicht.  Nirgends  ist 
aber  auch,  selbst  wenn  wir  von  diesen  Forderungen  absehen,  eine  Freilassung 
von  der  Steuer  berechtigter  als  in  diesem  Falle.  Jugend  und  Alter  sind  Zeiten, 
in  denen  der  Mensch  am  hilfsbedürftigsten  ist  und  in  welchen  es  ihm  schwerer 
ankommt,  für  sich  selbst  zu  sorgen,  als  im  kräftigen  Mannesalter.  Den  Jüng- 
ling, welcher  vor  dem  16.  oder  auch  18.  Lebensjahre  seinen  Lebensunterhalt 
durch  eigene  Arbeit  imd  Thätigkeit  zu  gewinnen  sucht,  wird  meist  die  zwingende 
Notwendigkeit,  sich  und  vielleicht  auch  noch  seine  Eltern  oder  Geschwister  vor 
dem  Verhungern  zu  bewahren,  dazu  treiben.  Diesen  dann  auch  noch  an  seinem 
geringen  Verdienste  durch  Eintreiben  der  Steuer  zu  schmälern,  würde  unbillig, 
fest  immer  auch  unpraktisch  sein,  weil  man  das,  was  auf  diese  Weise  an  Steuern 
eingebracht   würde,    auf  der  anderen  Seite  an  Unterstützungen  wieder  hinaus- 
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geben  müsste.  Auch  ist  die  Kontrollierung  dieser  sehr  beweglichen  Bevölkerungs- 
schicht  meist  schwierig. 

Um  Kapitalbesitz  wird  es  sich  in  den  seltensten  Fällen  handeln,  und 
wäre  er  dennoch  vorhanden,  so  würden  ähnliche  Erwägungen  zu  dem 
gleichen  Resultate  führen.  Wir  müssen  dabei  festhalten,  dass  ein  Minimum 
von  Kapitalbesitz  kaum  eine  besondere  Steuerfähigkeit  begründet,  und  dass 
es  sich  hier  immer  nur  um  ganze  kleine  Steuerbeträge  handelt.  Deshalb 
wird  man  sich  um  so  leichter  dazu  verstehen,  diesen  Personen  ihr  Los  zu 
erleichtern  und  ihnen  eventuell  auch  den  geringen  Betrag,  den  sie  sich  viel- 
leicht erübrigen  und  zum  Grundstock  künftigen  Vermögens  machen  möchten, 
voll  und  ganz  überlassen. 

Bezüglich  der  Steuerbefreiung  der  im  höheren  Lebensalter  stehenden 
Personen  bemerkt  Burkart'):  ,Beim  Greisenalter  Hesse  sich  höchstens  die  ge- 
schmälerte Erwerbsfähigkeit  als  Motiv  geltend  machen.  Diese  steht  aber  natür- 
lich im  geraden  Verhältnis  zu  dem  Erwerbeinkommen  und  hiermit  zur  Steuer, 
trägt  also  die  Steuererleichterung  schon  in  sich  selbst,  während  sie  auf  die 
Grösse  des  fundierten  Einkommens  gar  keine  Wirkung  äussern,  mithin  auch 
keine  bezügliche  Steuerbefreiung  rechtfertigen  kann."  Nimmt  nun  auch  die 
Steuer  in  gleichem  Masse  mit  dem  Einkommen  ab,  und  bleibt  dadurch  diese 
zu  jenem  immer  im  gleichen  Verhältnisse,  so  ist  doch  zu  bedenken,  dass  die 
Steuer  schon  an  und  für  sich  bei  geringeren  Einkommen  —  und  nur  um  solche 
handelt  es  sich  hier  —  schwerer  getragen  wird  als  bei  höheren  Einkommen, 
dass  dies  aber  noch  in  verstärktem  Masse  der  Fall  sein  wird,  wo  neben  dem 
berechtigten  Wunsche,  möglichst  von  anstrengender  Thätigkeit  entlastet  zu 
werden,  noch  das  vermehrte  Bedürfnis  sich  einstellt,  dessen  Versagung  hier  un- 
bedingt schmerzlicher  empfunden  wird  als  in  jüngeren  Jahren.  Eine  solche 
Entlastung  von  anstrengender  Thätigkeit  und  die  Befriedigung  grösserer  Be- 
dürfnisse wird  sich  der  nur  ein  geringes  Einkommen  besitzende  Greis  aber  nur 
dann  im  weiteren  Umfange  gewähren  können,  wenn  der  Staat  keine  weiteren 
Ansprüche  an  seine  Leistungsfähigkeit  stellt.  Nehmen  wir  zwei  Personen,  von 
denen  die  eine  Steuer  zahlt,  die  andere  aber  nicht,  so  wird  sich  die  nicht 
steuerzahlende  um  so  viel  mehr  Bequemlichkeiten  gegenüber  der  steuerzahlenden 
Person  gestatten  können,  als  sie  sich  um  die  Summe,  welche  der  Höhe  der 
Steuer  entspricht,  zu  verschaflfen  vermag. 

Wir  müssen  nun  aber  auch  stets  im  Auge  behalten,  dass  ja  nur  die  am 
schlechtesten  gestellten  Greise  und  jugendlichen  Personen  die  Wohlthat  der 
Steuerbefreiung  gemessen  sollen,  und  dass  schon  nach  den  allgemeinen,  im  vor- 
hergehenden Abschnitte  entwickelten  Grundsätzen  ihre  Freilassung  von  der 
Steuer,  soweit  das  zum  Lebensunterhalt  unbedingt  nötige  Einkommen  getroffen 
würde,  zu  erfolgen  hat.  Es  handelt  sich  deshalb  hier  gar  nicht  um  Ausnahmen 
von  der  allgemeinen  Eegel,  dass  jede  Person  zu  den  Bedürfnissen  des  Staates 
beizutragen  hat,  sondern  nur  um  eine  durch  das  Prinzip  der  Gerechtigkeit  be- 
dingte Einschränkung  und  Umgrenzung  dieses  Satzes. 

Solcherlei  Freilassungen   finden   sich  nun   aber  nur  in  den  Einkommen- 


1)  ,,Die   bestehenden   Einkommensteuern".     Eine   vergleichende   Darstellung.     Hirths 
Annalen  1877,  S.  221. 
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steuergeaetzen ,  und  diese  weichen  wieder  darin  voneinander  ab ,  dass  einige 
Gesetze  nur  die  jugendlichen,  andere  hinwiederum  nur  die  im  höheren  Lebens- 
alter stehenden  Personen,  wieder  andere  endlich  sowohl  die  ersteren  wie  die 
letzteren  von  der  Steuer  freilassen. 

Eine  Befreiung  nur  der  jugendlichen  Personen  von  der  Ein- 
kommensteuer sprechen  aus  die  Gesetze  von  Sachsen  (§  6  Ziff.  8),  Preussen 
(§  5  Ut.  b),  Bayern ')  (Art.  12  Ziff.  4),  Hessen  (Art.  6  Ziö".  2),  Oldenburg  (Art.  3 
Ziff.  2),  Mecklenburg  (Schwerin  §  55  II  Ziff.  5:  StreHtz  §  55  II  Ziff.  3),  Sachsen- 
Altenburg  (§  6  Ziff.  8),  Schaumburg-Lippe  (Ges.  v.  20.  Januar  1885  §  3  Ziff.  2) 
und  ausserdem  früher  noch  Reuss  j.  L.  (nach  dem  alten,  nun  aufgehobenen 
Personal  Steuergesetz  v.  1.  Juli  1852). 

Lediglich  die  im  höheren  Lebensalter  stehenden  Personen 
entbindet  von  der  Steuerpflicht:  Waldeck  (Ges.  v.  24.  Januar  1865  §  3  Ziff.  7). 

Eine  Freilassung  sowohl  der  jugendlichen  Personen  als  auch 
der  Greise  von  der  Steuer  findet  sich  dann  in  Sachsen-Weimar  (§  15  Ziff.  4), 
Sachsen-Meiningen  (Art.  27  Ut.  b),  Koburg  (Art.  27  Ut.  c),  Gotha  (§  29  Ut.  c), 
Reuss  ä.  L.  (§  3  Ut.  c),  Schwarzburg-Rudolstadt  (§  3  Ziff.  1  sub  a),  Schwarz- 
burg-Sondershausen (§  3  Ziff.  2  u.  5),  Braunschweig  (§  2  Ziff.  1  u.  §  3  Ziff.  12), 
Lippe-Detmold  (§  2  Ut.  e  u.  f).  Femer  waren  früher  hierher  zu  rechnen:  Reuss  j.  L. 
(nach  dem  Ges.  v.  22.  Juni  1868  §  5  Ziff.  4),  Schaumburg-Lippe  (nach  dem 
Ges.  V.  3.  Febr.  1871  §  3  Ziff.  2  u.  5)  und  endlich  Preussen,  welches  bis  zur 
Novelle  von  1873  auch  Personen,  welche  das  60.  Lebensjahr  vollendet  hatten 
und  zur  untersten  Stufe  eingeschätzt  waren,   von  der  Klassensteuer  freiliess. 

Gar  keine  Bestimmungen  in  dieser  Beziehung  haben:  Württemberg,  An- 
halt und  Reuss  j.  L.  (nach  dem  neuesten  Gesetz  v.  13.  April  1874). 

In  allen  Staaten,  welche  Steuerbefreiungen  der  genannten  Art  haben,  ist 
dann  durch  Ziehen  einer  unteren  und  oberen  Altersgrenze  festgestellt  worden, 
mit  welchem  Lebensalter  die  Steuerpflicht  beginnt  oder  aufhört,  oder  mit 
anderen  Worten:  bis  zu  welchem  Lebensalter  Personen  zu  den  jugendlichen, 
Steuerfreiheit  geniesseuden  Personen  zu  rechnen  sind,  und  von  welchem  Lebens- 
alter ab  sie  den  Vorzug  der  in  höheren  Jahren  stehenden  Personen  in  bezug 
auf  die  Befreiung  von  der  Steuer  in  Anspruch  nehmen  können. 

Bezüglich  der  oberen  Altersgrenze  gilt  durchweg  die  Bestimmung,  dass 
diejenigen  Personen,  welche  am  1.  Januar  desjenigen  Jahres,  für  welches  die  Steuer- 
veranlagung geschieht,  das  sechzigste  Lebensjahr  überschritten  haben,  Steuer- 
freiheit gemessen  sollen;  Gotha  allein  lässt  diese  Begünstigung  schon  mit  dem 
55.  Lebensjahre  eintreten. 

Weniger  fest  bestimmt  ist  die  untere  Grenze,  bis  zu  welcher  jugend- 
liche Personen  unbesteuert  bleiben.  Preussen ,  Sachsen ,  Sachsen-Meiningen, 
Mecklenburg,  Schwarzburg-Rudolstadt,  Schaumburg-Lippe  (sowohl  nach  dem 
älteren  wie  dem  neuesten  Gesetze)  und  Lippe-Detmold  nehmen  das  sechzehnte, 
Oldenburg,  Koburg  und  Braunschweig  das  siebzehnte,  Bayern, Sachsen-Weimar, 
Hessen,  Gotha,  Reuss  ä.  L.,  Reuss  j.  L.  (Personalsteuerges.  v.  1852  u.  Ges.  v. 
22.  Juni  1868),  Sachsen-Altenburg  und  Schwarzburg-Sondershausen  das  acht- 
zehnte Lebensjahr  als  Untergrenze  der  Steuerpflicht  an. 


1)  Aber  nur  hinsichtlich  des  Arbeitsverdienstes. 
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Zeigen  sich  so  schon  bei  der  Festsetzung  der  Altersgrenzen  Ungleich- 
heiten in  den  gesetzlichen  Bestimmungen ,  so  tritt  dies  noch  mehr  hervor  bei 
der  Betrachtung  der  diesen  Personen  nach  den  einzelnen  Gesetzen  gewährten 
Befreiungen  rücksichtlich  der  Höhe  ihres  Einkommens. 

Eine  vollständige  Freilassung  von  der  Steuer  aller  noch  nicht  17  Jahre 
alten  Personen  tritt  uns  nur  in  dem  an  weitgehenden  Steuerbefreiungen  so 
reichen  Braunschweig  entgegen.  Dort  beginnt  die  Pflicht  zur  Erlegung  der 
Personalsteuer  überhaupt  erst  mit  dem  17.  Lebensjahre  und  bleiben  also  alle 
Personen,  welche  jenes  Alter  noch  nicht  erreicht  haben,  mögen  sie  ein  grosses 
oder  ein  geringes  Einkommen  beziehen,  steuerfrei.  Dies  geht  unbedingt  zu 
weit,  und  gewähren  deshalb  die  meisten  anderen  Staaten  den  jugendlichen 
oder  in  höherem  Lebensalter  stehenden  Personen  nur  dann  Steuerfreiheit,  wenn 
sie  entweder  zu  der  untersten  Stufe  —  so  Sachsen,  Sachsen -Meiningen, 
Gotha,  Preussen,  Reuss  j.  L.,  Sachsen-Altenburg,  Schwarzburg-Sondershausen, 
Schaumburg-Lippe,  Lippe-Detmold,  Braunschweig  (letztere  vier  Staaten  nur 
bezüglich  der  Greise),  und  endlich  Waldeck  ^)  —  oder  zu  den  untersten 
Stufen  oder  Klassen  der  Steuer  eingeschätzt  sind,  so  Preussen  nach  dem 
alten  Gesetz  vom  1.  Mai  1851,  allen  zur  Klassensteuer,  also  bis  zu  3000  M. 
eingeschätzten  diesbezüglichen  Personen,  Koburg  den  zu  den  2  untersten 
Stufen  zählenden  Steuerpflichtigen,  Schaumburg-Lippe  nach  dem  Gesetz  von 
1871  den  zu  der  1.  u.  II.  Hauptklasse,  nach  dem  Gesetz  von  1885  den  zu  den 
7  untersten  Stufen  gehörenden  jugendlichen  Personen,  endlich  Lipiie-Detmold 
den  der  I.  Hauptklasse  zuzuzählenden  jugendlichen  Personen. 

Ein  anderer  Teil  der  Gesetze  setzt  unabhängig  von  den  Stufen  oder 
Klassen  der  Steuer  bestimmte  Einkommensgrössen  fest  und  bestimmt  danach 
die  Steuerpflicht  oder  -freiheit  der  gedachten  Personen.  So  besteuert  Olden- 
burg nur  das  Einkommen  „aus  Vermögen  und  sonstigen  Berechtigungen,  sofern 
dies  Einkommen  .  .  .  jährlich  75  Thlr.  beträgt",  und  lässt  Hessen  Steuerfreiheit 
eintreten,  „sofern  sie  nicht  ein  selbständiges  Einkommen  von  wenigstens  700  M. 
beziehen". 

In  anderen  Staaten  wieder  unterstehen  die  Greise  und  jugendlichen  Per- 
sonen nur  mit  dem  „aus  eigener  Thätigkeit"  herrührenden  Einkommen  der 
Steuer  nicht,  während  sie  bezüglich  des  übrigen  Einkommens  auch  vor  Erreichung 
der  Altersunter-  oder  -obergrenze  steuerpflichtig  sind  bezw.  bleiben,  so  in  Bayern, 
Oldenburg  (siehe  jedoch  oben  die  weitere  Befreiung  bezüglich  des  übrigen  Ein- 
kommens), Reuss  ä.  L.,  Sachsen-Weimar,  Schwarzburg-Sondershausen,  letzteres 
mit  der  Beschränkung,  „sofern  sie  sich  nicht  im  Genüsse  eigenen  Vermögens 
befinden",  Reuss  ä.  L.  und  Sachsen-Weimar  unter  der  Voraussetzung,  dass 
dies  „Einkommen  aus  Gewerbs-  und  Geschäftsthätigkeit  nicht  einmal  volle 
15  Thlr.  beträgt". 

Zuletzt  sei  noch  einer  Gruppe  von  Gesetzen  gedacht,  welche  jugendlichen 
Personen  auch  noch  über  die  Altersuntergrenze  hinaus  Steuerfreiheiten  gewähren, 
wenn  sie  entweder  I^ehranstalten  besuchen,  Lehrling  sind  oder  sich  in  ähnlicher 
Stellung  befinden.     Man  ist  dabei  wohl  von   der  Erwägung   ausgegangen,    dass 


1)  Waldeck  erhebt  die  Steuer  nicht  von  den  zu  den  drei  ersten  Unterabteilungen  der 
ersten  Stufe  der  ersten  Hauptklasse  eingeschätzten  Personen. 
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diese  Personen  —  unter  der  Voraussetzung,  dass  sie  kein  eigenes  Vermögen 
besitzen,  in  welchem  Falle  auch  sie  meist  steuerpflichtig  sind  —  von  ihren  An- 
gehörigen erhalten  oder  doch  noch  unterstützt  werden  müssen,  und  dass  diese 
Cnterstützimgen  nicht  als  bei  diesen  Personen  steuerbares  Einkommen  betrachtet 
werden  kann.  Eigenes,  aus  Erwerbs-  oder  Geschäftsthätigkeit  stammendes  Ein- 
kommen wird  bei  ihnen  gar  nicht  oder  doch  selten  auftreten  und  könnte  dann 
wohl  übersehen  werden,  um  solchen  dann  meist  armen  Personen  das  Fort- 
kommen nicht  zu  erschweren. 

Unter  dem  Einflüsse  dieser  Beweggründe  bleiben  unbesteuert  in  Sachsen- 
Weimar  (§  15  Zifi".  3)  , Studierende,  ingleichen  die  auf  Gymnasien,  Seminarien, 
Real-  und  Sekundärschulen  sich  beflndenden  Schüler  in  Rücksicht  ihres  etwaigen 
Einkommens  aus  Gewerbs-  imd  Geschäftsthätigkeit",  in  Oldenburg  (Art.  3  Ziff".  4) 
,  diejenigen,  welche  auf  Gymnasien,  höheren  Bürgerschulen,  Schullehrerseminarien, 
der  Navigationsschule,  der  Ackerbauschule  oder  anderen  öffentlichen  oder  Privat- 
unterrichtsanstalten sich  ausbilden;  desgleichen  Lehrlinge  ohne  eigenen  Verdienst, 
Personen  jedoch,  welche  sich  in  diesen  Verhältnissen  befinden  und  ein  selb- 
ständiges Einkommen  aus  Vermögen  oder  sonstigen  Berechtigungen  beziehen, 
sollen  wegen  dieses  Einkommens  nach  dessen  Grösse  steuerijflichtig  bleiben,  so- 
bald dasselbe  jährlich  wenigstens  75  Thlr.  beträgt";  in  Hessen  (Art.  6  Ziff.  2t 
, sofern  sie  nicht  ein  selbständiges  Einkommen  von  wenigstens  700  M.  be- 
ziehen .  .  .  Personen  höheren  Alters  (als  18  Jahre),  welche  zu  ihrer  Ausbildimg 
ein  Gymnasium,  Universität  oder  andere  Lehranstalt  besuchen";  in  Braun- 
schweig (§  3  Ziff.  2)  »Schüler  und  Studierende,  welche  eine  inländische  oder 
ausländische  Lehranstalt  besuchen";  endlich  in  Schaumburg-Lippe  (§  3  Ziff.  4) 
, diejenigen  in-  und  ausländischen  Personen,  welche  öffentliche  oder  Privatunter- 
richtsanstalten besuchen,  sowie  Lehrlinge  ohne  eigenen  Verdienst;  desgleichen 
junge  Mädchen,  welche  sich  zur  Erlernung  des  Haushaltes  oder  zu  ihrer  sonstigen 
Ausbildung  in  fremden  Häusern  aufhalten,  sofern  sie  nicht  ein  selbständiges 
Einkommen  aus  Grundbesitz ,  gewerblichen  Unternehmungen ,  an  Zinsen  und 
Renten  haben". 

c)  Arme. 

Von  einer  ,  Steuerbefreiimg "  der  Armen  kann  man  im  Grunde  genommen 
gar  nicht  sprechen.  Nach  dem  im  vorhergehenden  Ausgeführten  beginnt  die 
Steuerpflicht  erst  da,  wo  ein  ausreichendes  Einkommen  vorhanden  ist.  Nun  tritt 
aber  bei  den  sArmen",  wie  dieser  BegriS"  in  den  einzelnen  Steuergesetzen  und 
Verordnungen  genommen  wird,  entweder  kein  oder  kein  ausreichendes  Ein- 
kommen auf.  Es  heisst  z.  B.  in  einer  Instruktion  des  Fürstentums  Reuss  j.  L. 
vom  22.  Juli  1868  (§  7)  und  fast  wörtlich  damit  übereinstimmend  in  einer  alten- 
burgischen  Verordnung  vom  15.  Juni  1868  (§  2  Ziß".  1  Abs.  2):  ,Als  ai-rn  sind 
nur  solche  Personen  anzusehen,  welche  weder  aus  ihrem  eigenen  Vermögen 
oder  durch  den  Erwerb  dritter  Personen  die  Jlittel  zu  ihrem  notdürftigen  Unter- 
halte erhalten,  noch  im  stände  sind,  auch  bei  gutem  Willen  durch  eigene 
Thätigkeit  sich  den  notdürftigen  Unterhalt  zu  erwerben." 

Solche  Personen  sind  schon  nach  dem  Sprichworte:  ,Wo  nichts  ist,  da 
hat  der  Kaiser  das  Recht  verloren",  von  jeder  Steuer  frei,  und  dies  ändert  sich 
auch  nicht  durch  den  Umstand,  dass  ihnen  ab  und  zu  durch  zufällige  Privat- 
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wohlthätigkeit  eine  Einnahme  zufliessen  sollte,  da  sie  dadurch  immer  noch  nicht 
fähig  werden,  eine  Steuer  zu  tragen. 

Auch  bei  fortdauernden  Unterstützungen,  sei  es  im  Wege  der  privaten, 
sei  es  der  öffentlichen  Armenpflege,  wird  sich  dasselbe  Resultat  ergeben,  da 
diese  Unterstützungen  —  richtige  Ordnung  vorausgesetzt  —  nicht  so  hoch  sein 
dürfen,  dass  sie  über  die  notwendigsten  Lebensbedürfnisse  noch  hinausreichen. 
Will  man  dennoch  eine  Steuer  von  den  Armen  erheben,  so  wird  die  unterstützte 
Person  um  diesen  Betrag  der  öffentlichen  oder  privaten  Wohlthätigkeit  mehr 
zur  Last  fallen,  da  sie  sonst  das  für  das  Leben  Unentbehrlichste  nicht  haben 
würde.  Da  nun  aber  die  private  Wohlthätigkeit  immer  ihre  Grenzen  hat,  so 
würde  zuletzt  der  Staat  oder  die  Gemeinde  die  Last  zu  tragen  haben  und  des- 
halb mit  der  einen  Hand  reichlich  gegeben  werden  müssen,  was  man  mit  der 
anderen  in  kleinen  Beträgen  eingenommen  hat. 

Der  Natur  der  Sache  nach  finden  sich  „Steuerbefreiungen"  der  Armen 
nur  in  den  Einkommensteuergesetzen,  und  zwar  nur  in  denjenigen, 
welche  eine  Freilassung  des  Existenzminimums  nicht  kennen,  mit  Ausnahme  von 
Sachsen  (§  6  Ziff.  7)  und  Hessen  (Art.  6  Ziff.  8),  welche  beiden  Staaten  neben 
der  Freilassung  des  Existenzminimums  noch  höchst  überflüssigerweise  eine  be- 
sondere Einkommensteuerfreiheit  der  Armen  statuieren.  Württemberg  hat  in 
dieser  Beziehung  gar  keine  Bestimmung. 

Im  einzelnen  zeigen  dann  die  Bestimmungen  der  verschiedenen  Staaten 
noch  mancherlei  Abweichungen. 

Sachsen-Weimar  (Ges.  über  die  Steuerverfassung  v.  18.  März  1868  §  15 
Ziff.  1)  und  Reuss  ä.  L.  (Einkommensteuergesetz  v,  8.  August  1870  §  3  lit.  d) 
befreien  allgemein  die  „Almosenrezipienten"  bezw.  „  Almosenempfänger "  von  der 
Steuer;  Sachsen  (§  6  Ziff.  7)  besteuert  nicht:  „Personen,  welche  im  Wege  der 
öffentlichen  Armenpflege  Unterstützung  beziehen";  Bayern  (Art.  12  Ziff.  8) 
erhebt  die  Steuer  nicht  von  „Personen,  welche  ihren  Unterhalt  ganz  oder 
zum  grössten  Teil  durch  Unterstützung  von  Seite  der  öffentlichen 
Armenpflege  beziehen";  Koburg  (Art.  27  lit.  d),  Gotha  (§  29  lit.  d)  und 
Sachsen-Meiningen  (Art.  27  lit.  d)  unterwerfen  der  Klassensteuer  nicht:  „Arme, 
die  aus  öffentlichen  oder  Privatmitteln  eine  fortlaufende  oder  zeit- 
weise Unterstützung  erhalten,  überhaupt  solche  unbemittelte  Personen,  welche 
ausser  stände  sind,  sich  die  notwendigsten  Bedürfnisse  selbst  zu  gewähren"; 
Reuss  j.  L.  (nach  dem  alten,  jetzt  autgehobenen  Gesetz  v.  22.  Juni  1868  §  5 
Ziff.  5) ,  Schwarzburg-Sondershausen  (nach  dem  Klassensteuerges.  v.  2.  Jan.  1853 
§  3  Ziff.  4),  Schaumburg- Lippe  (Ges.  v.  20.  Jan.  1885,  §  3  Ziff.  5),  Lippe- 
Detmold  (§  2  lit.  g)  und  Waldeck  (§  3  Ziff.  9)  lassen  frei  von  der  Klassen- 
steuer: „Arme,  welche  im  Wege  der  öffentlichen  Armenpflege  eine  fort- 
laufende Unterstützung  irgend  welcher  Art  erhalten  oder  in  öffentlichen  Anstalten 
auf  öffentliche  Kosten  verpflegt  werden" ;  Hessen  (Art.  6  Ziff.  8)  fügt  noch  hinzu: 
„und  welche  ihren  Unterhalt  ganz  oder  zum  grössten  Teil  durch  Privat- 
wohlthätigkeit  empfangen."  Braunschweig  (§  3  Ziff.  8)  sodann  befreit  von 
Erlegung  der  Personalsteuer:  „bei  den  Armenanstalten  wirklich  zu  einer  bleiben- 
den Unterstützung  eingezeichnete  Arme,  solange  sie  solche  Unterstützung  ge- 
messen, und  Personen,  welche  in  Armenhäusern,  Hospitälern  und  sonstigen 
Wohlthätigkeitsanstalten  unterhalten  werden".    Ferner  belegt  Oldenburg  (Art.  3 
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Ziff.  4)  nicht  mit  Steuer:  „diejenigen,  welche  aus  öffentlichen,  weltlichen  oder 
kirchlichen  Armenmitteln  unterhalten  werden;  desgleichen  diejenigen,  welche 
in  Strafanstalten,  Hospitälern,  Irren-  und  Taubstummenanstalten  und  ähnlichen 
Instituten,  wenn  auch  nur  teilweise,  auf  öffentliche  Kosten  unterhalten  werden, 
sowie  überhaupt  diejenigen,  deren  gesamte  Verhältnisse  so  dürftig  erscheinen, 
dass  sie  ohne  Druck  auch  nicht  einmal  zur  Zahlung  der  Steuer  der  niedrigsten 
Stufe  für  fähig  erachtet  werden  können,  und  die  deshalb  auch  zu  Beiträgen  zu 
der  Gemeindearmenkasse  nicht  herangezogen  werden" ;  Sachsen-Altenburg  (§  6 
Ziff.  8),  Reuss  j.  L.  (nach  dem  ältesten  Ges.  v.  1.  Juli  1852  §  5  Ziff.  7)  und 
ähnlich  auch  Mecklenburg  (Schwerin  §  53,  H  Ziff.  6,  bezw.  Strelitz  §  53,  H 
Ziff.  4)  lassen  Steuerfreiheit  eintreten  für  „diejenigen,  von  welchen  ein  Beitrag 
nach  dem  Zeugnis  der  Ortsgemeindebehörde  wegen  Unvermögens  nicht  zu  er- 
langen ist' ;  femer  die  beiden  erstgenannten  Staaten  noch  für  „alle  Personen, 
welche  ohne  eigene  Haushaltung  kein  eigenes  Einkommen  oder  keinen  eigenen 
Erwerb  haben,  sondern  von  anderen  ohne  bestimmte  Gegenleistung  unterhalten 
werden";  dagegen  sind  in  Reuss  j.  L.  (Ges.  v.  1.  Juli  1852  §  50  Ht.  c):  „fort- 
laufende Unterstützungen,  welche  jemand  von  anderen  empfängt,  in  der  Hand 
des  Empfängers  steuerbar,  wenn  der  Geber  zur  Verabreichung  derselben  sich 
rechtsverbindlich  gemacht  hat. "  Endlich  bestimmt  das  neueste,  in  Reuss  j.  L. 
erlassene  Gesetz  vom  13.  April  1874  (§  4  Ziff.  2):  „Von  der  Klassensteuer  im 
besonderen  sind  befreit:  Personen,  welche  wegen  Armut  oder  in  Ermangelung 
eines  eigenen  Einkommens  Steuer  zu  bezahlen  nicht  im  stände  und  deshalb  auch 
von  Gemeindeabgaben  freizulassen  sind." 

Wie  bereits  oben  bemerkt,  liegt  in  allen  diesen  Bestimmungen  an  sich 
gar  keine  Ausnahme  oder  Steuerbefreiung;  doch  drückt  sich  darin  dunkel  der 
zum  Ausgangspimkte  der  vorhergehenden  Abschnitte  gemachte  Gedanke  aus, 
davss  die  Steuerpflicht  der  Person  notwendig  durch  ihre  Leistungsfähigkeit  be- 
dingt wird. 

3.  In  bezag  anf  den  Stand  der  Person  nnd  deren  Stellung  znm  Staate. 

Haben  wir  im  vorhergehenden  die  durch  das  Bedürfnis  und  die  davon 
abhängige  Leistungsfähigkeit  des  einzelnen,  also  durch  innere  Verhältnisse 
der  Person  hervorgerufene  Umgrenzung  und  Einschränkung  der  allgemeinen 
Steuerpflicht  besprochen,  so  treten  uns  im  folgenden  einige  durch  den  Stand 
und  die  Beziehungen  einzelner  Klassen  von  Personen  zum  Staate,  also  durch 
äussere  Verhältnisse  hervorgerufene  Modiflkationen  der  Steuerpflicht  entgegen. 
Wir  bemerken,  dass  der  Souverän  (der  Landesherr),  teilweise  auch  die  Standes- 
herren vielfach  den  Steuergesetzen  nicht  unterstehen,  dass  den  Militärpersonen 
viele  Steuerfreiheiten  gewährt  sind,  und  auch  in  wenigen  Staaten  einige  Beamten- 
klassen, sowie  solche  Personen,  welche  eine  Pension  beziehen  oder  mit  Orden 
und  Ehrenzeichen  dekoriert  sind,  steuerliche  Begünstigungen  gemessen.  An  sich 
rechtfertigen  bloss  äusserliche  Verhältnisse  eine  Befreiung  der  an  sich  Steuer- 
pflichtigen von  der  Steuerzahlung  nicht ;  dennoch  können  besondere  Verhältnisse 
auch  besondere  Bestimmungen  hervorrufen,  und  soll  nun  im  folgenden  unter- 
sucht werden,  ob  solche  besondere  Zustände  vorliegen  und  ob  sie  die  geschaffenen. 
Steuerbefreiungen  gerechtfertigt  erscheinen  lassen. 
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a)  Souveräne. 

Fassen  wir  die  Person  des  Staatsoberhauptes  scharf  ins  Auge,  so  tritt  an 
ihr  als  das  wichtigste  und  hervorragendste  Moment  die  dem  Regenten  als  Haupt 
und  Repräsentant  des  Staates  innewohnende  Souveränität  hervor.  Nach  den  in 
verschiedenen  Staaten  herrschenden  Grundsätzen  ist  nun  ein  natürliches  Attribut 
der  Souveränität  die  Freiheit  des  Staatsoberhauptes  von  den  persönlichen  Steuern. 
Von  diesem  Standpunkte  aus  erscheint  dann  die  Nichtheranziehung  des  Landes- 
herrn zu  diesen  persönlichen,  d.  h.  Einkommen-  und  Klassensteuem,  nicht  als 
eiue  Ausnahme,  sondern  lediglich  als  eine  notwendige  Folge  der  Stellung  und 
Rechte  des  Herrschers,  und  würde  es  einer  besondem  Erwähnung  der  Freilassung 
desselben  in  den  Personalsteuergesetzen  gar  nicht  mehr  bedürfen. 

Dehnt  man  den  Begriff  der  Souveränität  nicht  so  weit,  wie  oben  ge- 
schehen, aus,  so  unterliegt  die  Heranziehung  des  Staatsoberhauptes  auch  zur 
Einkommen-  und  Klassensteuer  an  sich  keinem  prinzipiellen  Hindernisse.  Für 
diesen  Fall  kann  dann  der  Landesherr  zwar  nicht  mit  seinen  ganzen  Ein- 
künften, aber  doch,  soweit  diese  aus  seinem  Privatvermögen  resultieren,  zu 
allen  direkten  Staatssteuem  herangezogen  werden.  Man  hat  nämlich  bei  den 
Einkünften  des  Regenten  zu  unterscheiden,  ob  solche  ihm  vom  Lande  als  ver- 
fassungsmässige gewährt  werden,  sog.  Zivilliste,  oder  ob  er  sie  aus  seinem 
Privatvermögen  gewinnt. 

Von  einer  Heranziehung  der  Einkünfte  aus  der  Zivilliste  und  etwaigen 
der  Nutzung  des  Regenten  und  seiner  Familie  überlassenen  Krongütem  kann 
aus  Gründen,  die  in  der  geschichtlichen  Entwickelung  dieser  Bezüge  liegen, 
unter  keinen  Umständen  die  Rede  sein.  Dieselben  sind  meist  Entschädigungen 
für  früher  gehabten,  jetzt  an  den  Staat  übergegangenen  Grundbesitz,  oder 
sie  sind  „bestimmt  zur  Bestreitung  des  als  Staatsaufwand  anerkannten  Auf- 
wands für  die  Hofhaltung:  dafür  kann  also  auch  heute  der  König  nicht 
steuerpflichtig  sein*  ^). 

Anders  liegt  die  Sache,  soweit  das  Privatvermögen  des  Staatsoberhauptes 
in  Frage  kommt.  Dasselbe  ist,  wenn  es  überhaupt  einen  Ertrag  oder  ein  Ein- 
kommen abwerfen  soll,  stets  werbend,  in  Grundbesitz,  Gewerbebetrieben  oder 
sonst  wie  angelegt,  und  tritt  dadurch  das  Staatsoberhaupt  in  Konkurrenz  mit 
seinen  Unterthanen.  Dabei  kann  eine  Freilassung  von  der  Kapitalrentensteuer 
noch  am  ersten  toleriert  werden,  da  eine  diesbezügliche  Anlage  des  landesherr- 
lichen Privatvermögens  am  wenigsten  Kollisionen  mit  widerstrebenden  Interessen 
der  Unterthanen  hervorruft;  dagegen  muss  die  Heranziehung  des  Staatsober- 
hauptes zur  Gewerbe-,  sowie  zur  Grund-  und  Gebäudesteuer,  femer  zur  Ein- 
kommensteuer, soweit  das  Einkommen  aus  Grundbesitz  und  Gewerbebetrieben 
stammt,  aus  Gründen  der  Billigkeit  gefordert  werden.  Nicht  im  Widerspruch 
hiermit  steht,  wenn  die  dem  Landesherm  gehörigen  Schlösser  samt  zugehörigen 
Nebengebäuden  und  Anlagen  steuerfrei  belassen  werden.  Dieselben  dienen  zur 
Verstärkung  des  Glanzes  der  landesherrlichen  Stellung  und  sind  mit  dieser  so 
notwendig  und  unumgänglich  verbunden,  dass,  wenn  er  sich  nicht  aus  eigenen 
Mitteln   dieselben   erbauen   kann,   das  Land   ihm  solche  zur  Verfügung  stellen 


1)  Vgl.  Vocke  S.  290. 
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müsste.  Ihn  nun  bezüglich  dieser  Objekte  zur  Steuer  heranzuziehen,  würde 
mehr  als  unbillig,  würde  ungerecht  sein. 

Vielfach  hat  man  nun  die  Behauptung  aufgestellt,  dass  der  Souverän 
unter  keinen  Umständen  zu  den  direkten  Steuern  herangezogen  werden  dürfe, 
weil  es  für  den  Fall .  dass  man  die  Steuerfreiheit  nicht  schon  aus  dem  Be- 
grifiFe  der  Souveränität  folgen  lasse,  mindestens  unangebracht  und  indezent 
sei,  in  die  Vermögensverhältnisse  des  Regenten  einzudringen,  wie  dies  bei  der 
Heranziehung  desselben  zur  Steuer  unvermeidlich  sei.  Eine  solche  Rücksicht- 
nahme kann  nun  aber  durchaus  nicht  in  allen  Fällen  als  berechtigt  und  ge- 
boten anerkannt  werden,  nämlich  dann  nicht,  wenn  und  soweit  die  Interessen 
einzelner  oder  ganzer  Klassen  von  Unterthanen  dadurch  verletzt  werden.  Dies 
ist  aber,  wie  oben  ausgeführt,  der  Fall,  wenn  landesherrliches  Privatvermögen 
in  inländischen  Grundbesitz  oder  insbesondere  in  Gewerbebetrieben  angelegt 
ist.  Da  nun  auf  jeden  Fall  eine  gesonderte  Verwaltung  des  landesherrlichen 
Grundbesitzes  und  etwaigen  Gewerbebetriebes  mit  genauer  Buchführung  statt- 
finden muss,  wird  es  auch  wohl  kaum  als  ein  illoyales  Eindringen  in  die 
Privatverhältnisse  des  Regenten  bezeichnet  werden  können,  wenn  die  Steuer- 
behörden die  einzelnen  Vei-waltungsstellen  um  Mitteilung  der  für  die  Be- 
steuerung wichtigen  Angaben  ersuchen.  Eventuell  könnte  ja  auch,  wenn  solche 
jährlichen  Anfragen  noch  als  zu  lästig  empfunden  werden  sollten,  zwischen 
dem  Landesherm  und  dem  Landtage  eine  Ueberkunft,  wie  dies  in  Anhalt 
wenigstens  teilweise  geschehen  ist,  dahin  abgeschlossen  werden,  dass  das 
werbend  angelegte  landesherrliche  Privatvermögen  nach  einem  für  längere  Zeit 
unveränderlichen  vereinbarten  Satze  zu  den  einzelneu  Steuern  herangezogen 
werden  dürfe.  Hiermit  würde  auch  wohl  den  weitgehendsten  Bedenken  Rech- 
nung getragen  sein. 

Die  Gemahlin  des  Regenten,  sowie  die  Regentin-Mutter  haben  auf  Grund 
ihrer  Stellung  zum  Staatsoberhaupte  Anspruch  auf  dieselbe  steuerliche  Be- 
handlung, wie  sie  der  letztere  erfahrt.  Demnach  sind  auch  sie  personal- 
steuerfrei zu  lassen,  soweit  nicht  begründete  Interessen  anderer  dabei  in  Frage 
kommen. 

Die  übrigen  Mitglieder  des  landesherrlichen  Hauses  dagegen  haben  einen 
so  weit  gehenden  Anspruch  auf  Steuerfreiheit  nicht.  Ihnen  mangelt  nicht  nur 
die  Souveränität,  sondern  es  fallen  auch  die  Bedenken,  welche  aus  der  Rück- 
sichtnahme auf  die  Stellung  entspringen,  vollständig  fort.  Wenn  sie  dennoch, 
wie  wir  später  sehen  werden,  in  einigen  Staaten  dieselben  Steuerfreiheiten  wie 
der  Souverän  gemessen,  so  lässt  sich  dafür  kein  anderer  Grund  anführen,  als 
die  Berücksichtigung  ihrer  Zugehörigkeit  zur  Familie  des  Regenten.  Ob  ein 
solcher  Grund  als  stichhaltig  zu  erachten  ist,  mag  dahingestellt  bleiben.  Richtiger 
wäre  es  aber  jedenfalls,  sie  zu  den  direkten  Steuern  heranzuziehen,  da  sie  doch 
immer  nur  als  Unterthanen  erscheinen  und  als  solche  wie  jeder  andere  Unter- 
than  Rechte,  aber  nicht  minder  auch  Pflichten  —  und  zu  diesen  gehört  der 
Beitrag  zu  den  Staatslasten  —  haben.  Dabei  ist  von  einer  Besteuerung  der 
ihnen  vom  Staate  gesetzlich  gewährten  Bezüge  als  Apanagen,  Nadelgelder  u.  s.  w., 
welche  der  Zivilliste  des  Landesherm  entsprechen,  aus  den  gleichen  Gründen, 
welche  die  Freilassung  der  letzteren  bedingen,  abzusehen.  Das  gesamte  übrige 
Einkommen  muss  jedoch  als  steuerpflichtig  erklärt  werden. 
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Bevor  wir  nun  zu  einer  Besprechung  der  verschiedenen,  in  den  einzelnen 
deutschen  Staaten  geltenden  Bestimmungen  übergehen,  sei  noch  bemerkt,  dass 
hier  nicht  nur  die  einschlägigen  Steuergesetze,  sondern  auch  die  Staatsgrund- 
gesetze der  verschiedenen  Staaten,  sowie  die  Hausgesetze  der  regierenden 
deutschen  Häuser  in  Betracht  kommen,  da  auch  in  ihnen  vielfach  Bestimmungen 
enthalten  sind,  welche  direkt  oder  indirekt  auf  unsere  Frage  Bezug  haben. 
Wenn  dann  ferner  neben  dem  Landesherm  auch  die  Mitglieder  seiner  näheren 
oder  weiteren  Familie  Berücksichtigung  gefunden  haben,  so  geschah  dies,  weil 
äussere  Gründe,  nämlich  die  Verwandtschaft  mit  dem  Souverän  und  die  meist 
gemeinschaftliche  Erwähnung  in  den  Gesetzen,  eine  solche  Verbindung  ratsam 
erscheinen  lassen. 

Im  allgemeinen  ist  nun  zuzugeben,  dass  sich  die  oben  entwickelten  Grund- 
sätze in  der  Praxis  noch  nicht  allgemein  Bahn  gebrochen  haben,  vielmehr  hier 
noch  vielfach  das  Prinzip  vorherrscht,  die  Person  des  Landesherm  und  oft  auch 
die  Mitglieder  der  landesherrlichen  Familie  schlechtweg  als  frei  von  den  direkten 
Steuern  zu  erklären,  wenn  sich  auch  in  neuerer  Zeit  immer  mehr  das  Bestreben 
zeigt,  Beschränkungen  dieser  allgemeinen  Steuerfreiheit  eintreten  zu  lassen. 

Vollständig  auf  dem  Boden  der  eingangs  dargelegten  Anschauungen  steht 
Baden.  Dasselbe  lässt  nämlich  nur  das  zur  Zivilliste  des  Grossherzogs  gehörende 
Einkommen  und  „die  Bezüge,  welche  den  Mitgliedern  des  grossherzoglichen 
Hauses  in  Gemässheit  des  Apanagengesetzes  vom  21.  Juni  1839  *)  zufliessen*  von 
der  Einkommensteuer  (Art.  6  Ziff.  .3),  sowie  „die  nach  dem  Gesetz  über  die  Zivil- 
liste zur  Hofausstattung  gehörigen  Gebäude  nebst  Zubehörden"  von  der  Häuser- 
steuer (Ges.  V.  26.  Mai  1866  Art.  8  Ziff.  1)  frei;  erklärt  also  sowohl  den  Gross- 
herzog wie  die  Mitglieder  seines  Hauses  als  im  übrigen  zu  den  direkten  Steuern 
(Einkommen-,  Kapitalrenten-,  Grund-,  Gebäude-,  Gewerbesteuer)  beitragspflichtig. 
Zunächst  hieran  schliesst  sich  Oldenburg,  welches  von  der  Einkommensteuer 
(Art.  3  Ziff.  1  und  Vereinbarung  zwischen  seiner  Kgl.  Hoheit  dem  Grossherzog 
und  dem  .  .  .  Landtage  des  Grossherzogtums  0.  wegen  des  Domanialvermögens 
1848  §  13^)  einmal  allgemein  „die  zur  Sustentation  des  grossherzoglichen  Hauses 
bestimmten  Mittel",  ferner  im  besondern  „das  Einkoramen  aus  dem  Privat- 
kapitalvermögen",  sowie  „aus  dem  Privatgrundvermögen  des  Grossherzogs "  frei- 
lässt;  letzteres  jedoch  der  Grund-  und  Gebäudesteuer  im  allgemeinen  unterwirft, 
da  in  dieser  Beziehung  nach  dem  revidierten  Staatsgrundgesetze  vom  22.  Novem- 
ber 1852  Art.  65  §  2  sub  Ziff.  1  und  der  Instruktion  zum  Gesetz  vom  18.  Mai  1855 
§  36  lediglich  die  Residenzschlösser  samt  Zubehör  häusersteuerfrei  bleiben.  Es 
wird  demnach  der  Grossherzog  einmal  zur  Grund-  und  Gebäudesteuer  mit  der 
erwähnten  Modifikation,  ferner  für  etwaigen  Gewerbebetrieb  zur  Gewerbesteuer, 
sowie  endlich  auch  noch  zur  Einkommensteuer  herangezogen,  soweit  er  Ein- 
kommen aus  Gewerbebetrieben  oder  aus  Bezügen  hat,  welche  er  infolge  einer 
dienstlichen  Stellung  (z.  B.  als  Offizier  der  deutschen  Armee)  empfängt.  Für 
die  Mitglieder  des  grossherzoglichen  Hauses  besteht,  abgesehen  von  der  Steuer- 


')  Der  diesbezügliche  §  32  des  badischen  Apanagengesetzes  lautet:  .,Säintliche  infolge 
dieses  Gesetzes  ausgeworfenen  Apanagen,  "Wittume,  Nadelgelder,  Sustentationen  und  Beiträge 
zu  den  Erziehungskosten  unterliegen  keiner  Art  von  Besteuerung". 

2)  Abgedruckt  bei  H.  Schulze,  Die  Hausgesetze  der  regierenden  deutschen  Fürsten- 
häuser, II  S.  446. 
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freiheit  der  ihnen  vom  Lande  zu  ihrer  Sustentation  gewährten  Mittel,  nur  noch 
eine  Freiheit  von  der  Einkommensteuer  bezüglich  des  Einkommens  aus  Privat- 
kapitalvermögen. Im  übrigen  sind  sie  steuerlich  nicht  bevorzugt.  Reuss  ä.  L. 
sodann  besteuert  den  Fürsten  und  die  Mitglieder  seines  Hauses  bezüglich  der 
auf  ihre  Rechnung  betriebenen  gewerblichen  Etablissements  (Einkommensteuerges. 
§  2  Abs.  3  u.  4)  und  zieht  auch  zur  Grundsteuer  diejenigen  Teile  des  gross- 
herzoglichen Domanialeigentums  heran,  welche  »bisher  schon  Abgaben  zur 
Landeskasse  —  Steuern  oder  Kontributionen  vom  steuerfreien  Gute  —  zu  ent- 
richten hatten*  (Ges.  v.  9.  Mai  1857  über  die  neue  Regulierung  der  Grundsteuer 
§  4  lit.  a  und  Abs.  4).  In  Reuss  j.  L.  hatte  der  Fürst  früher  gar  keine  Steuern 
zu  entrichten  (vgl.  Personalsteuerges.  v.  1.  Juli  1852),  jedoch  schon  nach  dem 
Personalsteuergesetz  vom  22.  Jimi  1868  §  5  lit.  a  und  ebenso  nach  dem  neuesten 
vom  13.  April  1874  ist  der  Fürst  hinsichtlich  seines  ,aus  inländischem,  der 
Grundsteuer  unterworfenem  Grundbesitze"  stammenden  Einkommens  personal- 
steuerpflichtig und  unterliegt  auch  für  diesen  seinen  Grandbesitz,  mit  Ausnahme 
derjenigen  „fürstlichen  Gebäude,  welche  Uns  und  den  Gliedern  Unseres  Hauses 
zu  längerem  oder  kürzerem  Aufenthalt  dienen',  der  Grund-  imd  Gebäude- 
steuer (Ges.  V.  20.  März  1850  §  5  lit.  b).  Die  Mitglieder  des  fürstlich  reussischen 
Hauses  gemessen  nur  Steuerfreiheit  „in  Ansehung  ihrer  Apanagen".  Auch  in 
Anhalt  wird  der  Herzog  —  bei  im  übrigen  ausgesprochener  Steuerfreiheit  des 
Herzogs  und  der  Mitglieder  des  herzoglichen  Hauses  —  für  sein  Einkommen 
aus  steuerpflichtigem  inländischen  Grundbesitze  zur  Einkommensteuer  herange- 
zogen, und  zwar  mit  einer  zwischen  dem  Herzog  und  dem  Landtage  vereinbarten 
festen  Summe  von  990,000  M.  (Einkommensteuerges.  §  6  Ziff.  1);  von  der  Bei- 
tragspflicht zur  Grundsteuer  ist  er  dann  aber  wieder  besonders  ausgenommen. 
In  Hessen  werden  der  Grossherzog  und  die  Mitglieder  seines  Hauses  lediglich 
.für  solches  Einkommen,  welches  sie  infolge  eines  dienstlichen  Verhältnisses 
aus  der  deutschen  Reichs-  oder  grossherzoglichen  Staatskasse  erhalten,"  zur  Ein- 
kommensteuer (Art.  6  Ziff.  1)  und  für  ihren  Grund-  und  Gebäudebesitz,  soweit 
nicht  Residenzschlösser  nebst  Zubehör  (Ges.  v.  13.  April  1824  Art.  2  lit.  a)  in 
Betracht  kommen,  zur  Grundsteuer  herangezogen.  Ob  er  auch  der  Gewerbe- 
steuer unterliegt,  ist  mir  nicht  bekannt,  da  das  hessische  Gewerbesteuergesetz  eine 
diesbezügliche  Bestimmung  nicht  enthält  ^) ;  von  der  Kapitalrentensteuer  ist  er 
ausdrücklich  befreit  (Art.  5  Ziff.  1).  Württemberg  sodann  besteuert  die  in 
Kapitalzinsen  und  Renten  bestehenden  Bezüge  der  Mitglieder  des  königlichen  Hauses 
(Einkommensteuerges.  v.  19.  Sept.  1852  Art.  1,  Verfassungsurkunde  v.  25.  Sept. 
1819,  Ges.  V.  18.  Juni  1849  Art.  4),  femer,  mit  Ausnahme  der  Residenzschlösser, 
die  gesamten,  im  Besitze  des  Königs  und  seiner  Familie  befindlichen  Gründe 
und  Gebäude  (Verfassungsurkunde  §  108,  Ges.  v.  18.  Jimi  1849  Art.  4,  Ges.  die 
Herstellung  eines  provisorischen  Steuerkatasters  betr.  v.  15.  Juli  1821  §  3  lit.  e). 
In  Mecklenburg  (Kontributionsedikt  von  1874  §  55  sub  H  Ziff.  1),  Sachsen- 
Meiningen  (Einkommensteuerges.  §  5  Ziff.  1,  Ges.  betr.  d.  Gebäudest.  v.  17.  Juli 
1867  Art.  3  Ziff.  2,    Ges.  über  das  Domänenvermögen  v.  20.  Juli  1871    Art.   13 


1)  Aus  dem  Schweigen  des  Gesetzes  möchte  ich  wohl  noch  am  ersten  die  Folgerung 
ziehen,  dass  eine  Freilassung  der  etwaigen ,  auf  Rechnung  des  Grossherzogs  betriebenen  Ge- 
werbe nicht  beabsichtigt  wurde. 
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Abs.  4  ^)  und  Lippe-Detmold  (Einkommensteuerges.  §  2  lit.  a)  bleiben  zwar  der 
Regent,  sowie  die  Mitglieder  seines  Hauses  für  ihr  gesamtes  Einkommen  von 
der  Einkommensteuer  frei,  sie  unterliegen  aber  im  übrigen  den  bestehenden 
Ertragssteuern  ^) ;  nur  konstituiert  Sachsen-Meiningen  noch  eine  Freiheit  von  der 
Gebäudesteuer  bezüglich  der  Residenzschlösser.  In  der  Tendenz  der  Gesetz- 
gebung übereinstimmend  mit  den  vorgenannten  Staaten  ist  Schaumburg-Lippe 
(Einkommensteuerges.  §  3  Ziff.  1),  das  nur  einmal  darin  eine  kleine  Abweichung 
zeigt,  dass  es  den  Fürsten  nicht  schlechtweg  der  Gewerbesteuer  unterwirft, 
sondern  in  §  3  seines  Gewerbesteuergesetzes  vom  20.  Januar  1885,  entsprechend 
der  Bestimmung  des  Verfassungsgesetzes  vom  17.  November  1868  Art.  57,  be- 
stimmt, dass  „die  bis  zum  Schlüsse  des  Jahres  1868  für  Rechnung  der  Kammer- 
kasse errichteten  Etablissements  gewerblicher  Natur  .  .  .,  sofern  und  solange  sie  im 
Eigentume  der  fürstlichen  Rentkammer  stehen,  nurinsoweit,  alssiebisher 
Gewerbesteuer  entrichteten,  zu  dieser  Steuer  heranzuziehen*  sind;  »die  nach  dem 
1.  Januar  1869  errichteten  Etablissements  gewerblicher  Natur  dieser  Art  .... 
jedoch  der  Steuer  nach  Massgabe  dieses  Gesetzes"  unterwirft;  sodann  aber  auch  — 
und  zwar  in  Gemeinschaft  mit  Sachsen-Altenburg,  Koburg,  Schwarzburg-Sonders- 
hausen —  die  Eigentümlichkeit  zeigt,  dass  es  zwar  im  Prinzip  die  Beitragspflichtig- 
keit des  Regenten  zur  Grundsteuer  anerkennt,  ihm  sodann  aber  auf  Grund  ge- 
wisser Gegenleistungen  aus  dem  Domanialvermögen  Steuerfreiheit  gewährt  ^). 

Sachsen-Altenburg  (Einkommensteuerges.  §  6  Ziff.  1),  Koburg  (Einkommen- 
steuerges.  §   3    lit.   a)   und   Schwarzburg-Sondershausen   (Einkommensteuerges. 


1)  H.  Schulze,  m  S.  304. 

2)  Bezüglich  der  Gewerbesteuer  folgere  ich  dies  wieder  aus  dem  Schweigen  der  Gesetze. 

3)  Die  diesbezügliche  Bestimmung  des  schaumburg-lippeschen  Verfassungsgesetzes  vom 
17.  November  1868  Art.  57  lautet:  „Solange  die  in  dem  Art.  51  stipulierten  Zahlungen  zur 
Landeskasse  geleistet  werden,  soll  so  wenig  das  Domanium  als  die  daselbst  erwähnte  Eisen- 
bahn zu  irgend  einer  dii-ekten  Landessteuer  herangezogen  werden.  Es  bleiben  jedoch  die  bis- 
lang zum  fürstlichen  Vermögen  hinzu  erworbenen  und  noch  später  zu  erwerbenden,  bisher 
zur  ritterschaftlichen  Matrikel  oder  anderweit  kontributionspflichtig^n  Grundstücke  der  all- 
gemeinen Grundsteuer unterworfen."  Schwarzburg-Sondershausen  (Ges.  betr.  die  ander- 
weite Eegelung  der  Grundsteuer  v.  8.  Juli  1868  §  5  Zift'.  1  Abs.  2  und  Ges.  betr.  die  Einführung 
einer  allgem.  Gebäudesteuer  v.  8.  Juli  1868  §  3  Ziff.  l  Abs.  2)  bestimmt  in  dieser  Beziehung: 
„Alle  zum  Kammergute  gehörigen  Grundstücke  (bezw.  Gebäude)  sind  so  lange  von  der  Grund- 
steuer (bezw.  Gebäudesteuer)  befreit,  als  das  erstere  der  Verwaltung  und  Benutzung  des  Staates 
unterworfen  ist."  Koburg  hat  die  Bestimmung  (Ges.  den  Beitrag  der  Domäne  zu  den  Staats- 
lasten in  Koburg  betr.  v.  29.  Dez.  1846  Art.  6,  abgedruckt  bei  H.  Schulze  Bd.  LH  S.  300) :  „In  der 
für  Staatslasten  ausgeworfenen  Quote  des  Domänenreinertrags  sind  die  Steuern  inbegriffen,  welche 
nach  §  72  der  Verfassungsurkunde  von  den  Domänengütem  und  Renten  zu  entrichten  sind." 
Die  Domänengüter  sind  in  Koburg  ein  mit  der  Fideikommiseigenschaft  belegtes,  unveräusser- 
liches Familieneigentum  des  herzoglichen  Hauses,  das  aber  zur  Schuldentilgung  beiträgt. 
Forkel,  Das  Staatsrecht  des  Herzogtums  Koburg  und  Gotha  S.  136  §  9  Ziff.  2  in  der  Samm- 
lung von  Marquardsen  Bd.  III,  U,  2.  Endlich  gehört  hierher  noch  Sachsen-Altenburg  (Ges. 
die  definitive  Regulierung  der  RechtsvcFhältnisse  am  Domanialvermögen  betr.  v.  29.  April  1874 
§  16  in  H.  Schulze  Bd.  UI  S.  313),  welches  anordnet:  „a)  das  gesamte  gegenwärtige  Domänen- 
fideikommisvermögen  wird  in  vollem  Umfange  ohne  Entschädigung  staatssteuerpflichtig ;  b)  die 
Verpflichtung  zur  Abentrichtung  der  Staatssteuern  ruht  solange  als  ein  Glied  des  Gesamt- 
hauses Sachsen-Gotha  das  Herzogtum  Sachsen-Altenburg  regiert.  Ausgenommen  sind  diejenigen 
Grundstücke,  welche  nach  dem  Grundgesetze  vom  29.  April  1831  erworben  worden  sind,  vor- 
behaltlich jedoch  der  gesetzlichen  staatlichen  Grundsteuerentschädigung,  falls  diese  Grund- 
stücke nach  Massgabe  des  Gesetzes  vom  5.  Januar  1856  auf  solche  gesetzlich  Anspruch  machen 
Jionnten.    Indes  sind  in  jedem  Falle  die  Zubehörungen  der  Residenzschlösser  zu  Altenburg 
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§  3  ZifF.  1)  befreien  dann  den  Landesherm  noch  von  der  Beitragspflicht  zur 
Einkommensteuer,  belegen  ihn  aber,  für  den  Fall  er  Gewerbebetriebe  besitzt,  mit 
der  Gewerbesteuer.  Eine  Ausdehnung  der  genannten  Steuerfreiheiten  auf  die 
Mitglieder  des  herzoglichen  bezw.  fürstlichen  Hauses  findet  sich  in  Koburg  und 
Sachsen- Altenburg  nicht,  während  in  Schwarzburg-Sondershausen  die  Mitglieder 
des  landesherrlichen  Hauses  steuerlich  wie  der  Landesherr  selbst  behandelt 
werden.  Sachsen  sodann  lässt  den  König,  nicht  aber  auch  die  Mitglieder  des 
königlichen  Hauses,  frei  von  allen  direkten  Steuern  (vgl.  Einkommensteuerges. 
§  6  ZiflF.  1) ;  ebenso  verfährt  Bayern '),  während  in  Preussen  (Einkommensteuerges. 
§  16),  Sachsen-Weimar  (Einkommensteuerges.  §  5  ZiflF.  1,  Nachtragges.  v.  28.  Febr. 
1872  sub  I  zu  §  4  d.  Ges.  v.  18.  März  1869),  Gotha  (Einkommensteuerges.  §  4 
lit.  a),  Schwarzburg-Rudolstadt  (Gewerbesteuerges.  §  7),  Waldeck  (Hausges.  v. 
22.  April  1857  §  56  %  Gewerbesteaerges.  §  9)  und  Braunschweig  (Gewerbe- 
steuerges. §  4)  sowohl  dem  Landesherm  wie  auch  den  Angehörigen  seiner 
Familie  vollständige  Freiheit  von  allen  direkten  Steuern  gewähren.  Die  beiden 
letztgenannten  Staaten  haben  jedoch  in  ihren  Grundsteuergesetzen  wieder  geringe 
Beschränkungen  dieser  Steuerfreiheit  aufzuweisen,  indem  Braunschweig  (Ges.  v. 
24.  Aug.  1849)  nur  „diejenigen  Grundstücke  des  Landesfursten ,  welchen  eine 
Befreiung  durch  die  Verfassung  ausdrücklich  zugestanden  ist,*  freilässt  und 
Waldeck  (Verfassungsurkunde  v.  17.  Aug.  1852  §  83)  ,das  Domanialfideikommiss- 
vermögen  des  fürstlichen  Hauses  und  dessen  gräflicher  Linie*  ')  nur,  »soweit  das- 
selbe bis  zum  Jahre  1849  die  Steuerfreiheit  genoss*,  der  Besteuerung  nicht  unter- 
wirft. Nach  der  „Authentischen  Literpretation*  vom  11.  Mai  1854  erstreckt  sich 
die  etwaige  Steuerfreiheit  nie  und  unter  keinen  Umständen  ,auf  die  in  Erbpacht 
gegebenen  Domanialgüter  und  Grundstücke*. 

Zum  Schluss  noch  eine  Bemerkung  darüber,  ob  es  geboten  sei,  auch  den 
souveränen  Fürsten  fremder  Staaten  Freiheit  von  inländischen  Steuern 
zu  gewähren.  Dies  muss  entschieden  verneint  werden.  Aus  der  Souveränität, 
welche  einem  Fürsten  in  irgend  einem  Gebiete  ausserhalb  des  Inlandes  zusteht, 
lässt  sich  unmöglich  ein  Recht  auf  Steuerbefreiung  im  Inlande  herleiten,  denn 
souverän  ist  der  Regent  nur  innerhalb  seines  eigenen  Landes.  Da  femer  auch 
eine  Rücksichtnahme  auf  private  Verhältnisse  hier  nicht  geboten  erscheint,  so 
unterliegt  die  Heranziehung  solcher  ausländischer  Souveräne  gar  keinem  Be- 
denken. Es  findet  sich  denn  auch  in  keinem  der  deutschen  Steuergesetze  eine 
auf  Steuerfreiheit  dieser  Personen  zielende  Bestimmung;  durch  ein  preussisches 
Finanzministerialreskript  vom  4.  Oktober  1864  ist  vielmehr  eine  Beschwerde  gegen 
die  Heranziehung  zur  Steuer  in  dem  hier  dargelegten  Sinne  entschieden  worden. 


und  Eisenberg,  sowie  die  Jagdschlösser  zu  Hnmmelshain  und  Fröhlichen  Wiederkunft  steuer- 
frei, solange  ein  Glied  des  Gesamtiianses  Sachsen-Gotha  über  das  Herzogtum  Sachsen-Alten- 
bui^  regiert." 

>)  Vgl.  A.  Seisser,  Die  Gesetze  über  die  direkten  Steuern  im  Königreich  Bayern 
Bd.  I  S.  88  (2.  Aufl.)  und  M.  S  e  y  d  e  1 ,  Bayrisches  Staatsrecht  Bd.  I  S.  379  ff. 

-)  H.  Schulze  Bd.  m  S.  434. 

3)  In  Waldeck  und  ebenso  in  Preussen  gemessen  nämlich  nicht  nur  die  näheren  Ver- 
wandten hes  ßegentenhauses  volle  Steuerfreiheit,  sondern  in  Waldeck  auch  noch  die  gräfliche 
Linie  und  in  Preussen  die  Angehörigen  der  beiden  hohenzollemschen  Fürstenhäuser. 
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b)  Standesherren. 

Unter  den  Standesherren  sind  diejenigen  Grafen,  Fürsten  und  Herren  zu 
Terstehen,  welche  bis  zum  Jahre  1806  entweder  Reichsstände  waren,  oder  zu 
dem  nichtreichsständischen  aber  reichsunmittelbaren  Adel  gehörten  und  im 
Jahre  1806  mittelbar,  d.  h.  Unterthanen  deutscher  Staaten  wurden.  Ihnen  und 
ihren  Familien  wurde  nun,  mit  Rücksicht  auf  ihre  frühere  souveräne  Stellung, 
durch  Art.  14  der  auf  dem  Wiener  Kongresse  vereinbarten  deutschen  Bundes- 
akte das  Privilegium  verliehen,  in  jenen  Staaten,  deren  Unterthanen  sie  ge- 
worden sind,  die  privilegierteste  Klasse  in  Bezug  auf  die  Besteuerung  zu  bilden. 
Auf  Grund  dieser  Bestimmung  sind  ihnen  dann  vielfache  Steuerfreiheiten  be- 
willigt worden.  Ob  aber  in  jenem  Art.  14  eine  strikte  Vorschrift  bezw.  Ver- 
pflichtung für  die  einzelnen  Staaten  liegt,  die  Standesherren  nun  von  jeglicher 
Steuer  frei  zu  lassen,  erscheint  nach  dem  Wortlaute  der  Bestimmung  mehr  als 
zweifelhaft.  Es  ist  darin  nur  ausgesprochen,  dass  die  Standesherren  die  meist 
privilegierte  Klasse  bilden  sollen,  falls  es  in  jenem  Staate,  welchem  sie  ange- 
hören, überhaupt  solche  steuerlich  privilegierten  Klassen  gibt.  Da  nun  aber  die 
hier  allein  in  Betracht  kommenden  deutschen  Staaten:  Preussen,  Bayern,  Sachsen, 
Württemberg,  Baden  und  Hessen  *)  im  Grunde  genommen  gar  keine  steuerlich 
bevorzugten  Klassen  haben,  so  können  an  sich  auch  die  Standesherren  eine  be- 
sondere Bevorzugung,  d.  h.  Steuerfreiheit  nicht  beanspruchen.  Wenn  sich  trotzdem 
einige  Steuerbefreiungen  vorfinden,  so  sind  dies  Ueberbleibsel  aus  früherer  Zeit, 
welche  sich  bis  auf  unsere  Tage  erhalten  haben,  und  an  welche  zu  rühren  man 
bisher  aus  Pietät  und  in  Rücksicht  auf  die  früher  diesen  Personen  meist  zu- 
stehende Landeshoheit  nicht  gewagt  hat.  Zeitgemäss  sind  diese  Befreiungen  nicht 
mehr,  und  wäre  es  sowohl  im  Interesse  der  Standesherren  selbst,  welche,  wie  die 
verschiedenen  Debatten  hierüber  in  den  einzelnen  Abgeordnetenhäusern,  ins- 
besondere dem  preussischen  (vgl.  Protokolle  des  preussischen  Abgeordnetenhauses, 
53.  Sitzung  vom  12.  Mai  1887,  S.  1216/17)  gezeigt  haben,  dieserhalb  fortwährenden 
Anfeindungen  ausgesetzt  sind,  als  auch  im  Interesse  des  Staates  gelegen,  die 
noch  bestehenden  Steuerfreiheiten  aufzuheben.  Natürlich  könnte  dies,  da  es 
sich  hier  um  wohlerworbene  Rechte  der  Standesherren  handelt,  nur  gegen  eine 
entsprechende  Entschädigung  geschehen,  allein  auch  dies  würde  für  den  Staat 
schon  vorteilhaft  sein,  weil  dann  die  bisher  steuerfreien  Standesherren  an  jeder 
Erhöhung  der  Steuer  und  zwar  ohne  eine  weitere  diesbezügliche  Entschädigung 
teilnehmen  würden. 

Eine  solche,  wenigstens  teilweise  Ablösung  der  Steuerfreiheit  gegen  billige 
Entschädigung  hat  bereits  in  einem  deutschen  Staate,  nämlich  in  Bayern,  statt- 
gefunden. In  §  53  der  IV.  Beilage  zur  bayrischen  Verfassungsurkunde  vom 
26.  Mai  1818  ist  nämlich  den  Standesherm  zwar  „die  bisher  nur  den  Mitgliedern 
des  königl.  Hauses   zugestandene  Freiheit  von   allen  Personalsteuem  ^)  für  sie 


1)  In  allen  übrigen  Staaten  gibt  es  gar  keine  Standesherm.  Eine  erschöpfende  Auf- 
zählung sämtlicher  in  Deutschland  noch  vorhandener  standesherrlicher  Familien  brachte  die 
„Kölnische  Zeitung"  in  einer  auch  sonst  interessanten  Artikelserie  vom  10.,  13.  u.  15.  August  1887. 

2)  Als  Personalsteuer  wird  in  Bayern  nur  die  Einkommensteuer  bezeichnet,  während 
man  alle  übrigen,  auch  die  Kapitalrentensteuer  unter  den  Begriff"  „Objekfsteuem  zusammen- 
fasst.    Vgl.  A.  S  e  i  s  s  e  r  Bd.  I  S.  89  Anm.  5  u.  6. 
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selbst  und  ihre  Familie,  wie  auch  die  Befreiung  der  Schlossgebäude,  welche  sie 
bewohnen,  von  der  Haassteuer,  als  Ehrenvorzug  bewilligt,  jedoch  bleiben  ihre 
übrigen  Besitzungen  insgesamt  „infolge  der  bereits  im  Jahre  1807  vollzogenen 
Aufhebung  aDer  Steuerfreiheiten  im  Königreiche,  den  sämtlichen  Staatsauf  lagen 
ohne  Unterschied  und  Ausnahme  unterworfen;  —  da  jedoch  die  deutsche  Bundes- 
akte Art.  14  die  Standesherren  für  die  privilegierteste  Klasse,  insbesondere  in 
Ansehimg  der  Besteuerung,  erklärt  hat,  so  soll  ihnen  zur  Entschädigung  für  das 
ihnen  hierin  zugedachte  Vorrecht  entweder  eine  beständige  Rente,  welche  dem 
dritten  Teile  des  Betrages  der  ordentlichen  Grundsteuer,  Haussteuer  und  Do- 
minikalsteuer  von  ihren  vormals  reichsständischen  Besitzungen  gleichkommt, 
bei  einem  königl.  Rentamte  angewiesen,  oder  es  soll  von  den  Schulden,  welche 
ihnen  bei  der  Abteilung  zugewiesen  sind,  ein  dem  mit  20  erhöhten  Kapitalstock 
einer  solchen  Rente  gleichkommender  Anteü  auf  die  Staatskasse  übernommen 
werden.  * 

Viel  radikaler  und  rücksichtsloser  ging  man  in  Württemberg  vor.  Wäh- 
rend nämlich  auch  hier  die  Standesherren  anfangs  Freiheit  von  sämtlichen  Per- 
sonal- wie  Grundsteuern  genossen  und  ihnen  insbesondere  noch  durch  Gesetz 
vom  15.  Juli  1821,  die  Herstellung  eines  provisorischen  Steuerkatasters  betreffend, 
(§  3  lit.  a)  die  Steuerfreiheit  bezüglich  ihrer  Schlossgebäude,  Schlossgärten  und 
Parks  garantiert  war,  hob  man  diese  letztere  Befreiung  bereits  durch  Gesetz 
vom  18.  Juni  1849  Art.  1  ^Reg.-Bl.  S.  209)  ohne  irgend  welche  Entschädigung 
wieder  auf,  so  dass  der  in  Württemberg  ansässige  vormals  reichsständische 
Adel  jetzt  nur  noch  von  der  Kapitalrenten-,  Dienst-  und  Berufseinkommensteuer 
befreit  ist. 

Auch  in  Preussen,  welches  durch  die  Instruktion  vom  30.  Mai  1820  den 
Standesherren  und  ihren  Familien  Befreiung  von  den  ordentlichen  Personalsteuem 
jeder  Art,  sowie  von  der  ordentlichen  Grundsteuer  in  betreff  ihrer  Domanial- 
grundstücke  und  Gefälle,  welche  schon  vor  Auflösung  des  deutschen  Reichs  zu 
ihrem  nunmehr  standesherrlichen  Stamm-  oder  Familiengute  gehört  haben,  ver- 
liehen hatte,  wurden  diese  Steuerfreiheiten  in  der  allen  Vorrechten  und  Privi- 
legien so  abholden  Revolutionszeit  von  1848  ohne  Entschädigung  vollständig 
beseitigt.  Allein  nur  auf  kurze  Zeit,  denn  bereits  durch  das  Gesetz  vom  10.  Juni 
1854  „Deklaration  der  Verfassungsurkunde'',  wurden  die  alten  Vorrechte  der 
mittelbar  gewordenen  Fürsten  und  Grafen  ^)  im  vollen  Umfange  wiederherge- 
stellt und  durch  Kabinetts  ordre  vom  16.  März  1857  ihre  Freiheit  von  allen  ordent- 
lichen Personal-  (Klassen-  und  Einkommen-)  und  Grundsteuern  im  Sinne  der 
Instruktion  vom  30.  Mai  1820  noch  besonders  betont.  Auch  in  dem  Grund-  und 
Gebäudesteuergesetze  vom  21.  Mai  1861  ist  noch  einmal  ausdrückKoh  die  Steuer- 
freiheit der  Standesherren  von  diesen  Steuern  anerkannt  worden.  Seitdem  ist 
eine  Aenderung  hierin  nicht  eingetreten,  trotzdem  schon  mehrfach  von  Seite 
des  Abgeordnetenhauses  Wünsche  laut  geworden  und  Resolutionen  (z.  B.  vom 
9.  Mai  1865)  gefasst  worden  sind,  durch  welche  der  Regierung  nahe  gelegt 
wurde,  eine  diesbezügliche  Vorlage  auf  Abänderung  und  Aufhebung  dieser 
Steuerbefreiungen  gegen  billige  Entschädigung  einzubringen. 


ij  Reichsnnmittelbare  „Herren"  gab  es  zur  Zeit  der  deutschen  Bundesakte  nicht  mehr, 
dieselben  hatten  alle  entweder  noch  den  Grafen-  oder  Fürstentitel  erworben. 
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Aehnlich  wie  in  Preussen  liegen  die  Verhältnisse  auch  in  den  übrigen 
drei  Staaten:  Sachsen,  Baden  und  Hessen,  und  geniessen  die  dort  ansässigen 
Standesherren  ebenfalls  Freiheit  von  der  Personal-,  d.  h.  der  Einkommen- 
und  der  Grund-  und  Gebäudesteuer,  bezüglich  ihrer  standesherrlichen  Be- 
sitzungen. 

Eine  Freilassung  des  vormals  reichsständischen  und  reichsunmittelbaren 
Adels  von  der  Kapitalrentensteuer  findet  sich  weder  (wie  bereits  oben  bemerkt) 
in  Bayern,  noch  in  Baden  und  Hessen,  ebenso  sind  die  Genannten  in  allen  in 
Betracht  kommenden  Staaten  für  etwa  in  ihrem  Besitze  befindliche  Gewerbe- 
betriebe den  einschlägigen  Gewerbesteuergesetzen  unterworfen. 

Nach  Analogie  der  den  Standesherren  gewährten  Freiheiten  hat  dann 
Preussen  (Verordnungen,  betrefi"end  die  Einführung  der  preussischen  Steuer- 
gesetze in  den  neuen  Provinzen  vom  28.  April  1867  §  8.  Veranlagungsanwei- 
sung vom  4.  März  1874  §  5  lit.  b  und  Gesetzentwurf  von  1883)  auch  „die  Mit- 
glieder des  hannoverschen  Königshauses,  des  kurhessischen  Fürstenhauses  und 
des  herzoglich  nassauischen  Fürstenhauses"  von  der  Klassen-,  Einkommen-  und 
Grundsteuer  befreit.  Die  Stellung  dieser  durch  die  bekannten  Vorgänge  des 
Jahres  1866  depossedierten  und  ihrer  Souveränität  entkleideten  früheren  Herrscher 
ist  jetzt  genau  dieselbe,  wie  die  der  Standesherren  und  kommen  deshalb  bei 
der  Prüfung,  ob  die  für  sie  in  Preussen  geschaifenen  Steuerbefreiungen  berechtigt 
sind  oder  nicht,  auch  die  oben  bereits  ausgeführten  Grundsätze  zur  Anwendung, 
und  zwar  hier  um  so  mehr,  als  weder  die  Steuerfreiheit  garantierende  Verträge, 
noch  irgend  welche  andere  in  diesem  Sinne  auszulegende  Bestimmungen  oder 
Versprechungen  vorhanden  sind. 

c.  Militärpersonen. 

Von  einschneidender  Bedeutung  für  die  Besteuerung  der  Militärpersonen 
ist  der  §  46  des  Reichsmilitärgesetzes  vom  2.  Mai  1874  (R.-G.-Bl.  1874,  S.  45), 
der  für  die  Landesgesetzgebungen   teilweise   zwingende  Bestimmungen  enthält. 

Im  Eingange  des  genannten  §  46  ist  nun  zunächst  festgestellt,  dass  die 
Militärpersonen  im  allgemeinen  wie  alle  übrigen  Staatsangehörigen  mit  ihrem 
Einkommen  oder  Ertrag  den  Steuergesetzen  des  betreffenden  Landes  unterliegen. 
Von  dieser  allgemeinen  Regel  ist  dann  aber  im  Abs.  2  eine  Ausnahme  bezüglich 
des  Militärdiensteinkommens  gemacht.  Danach  „ist  das  Militär  dien  stein- 
kommen der  Personen  des  Unteroffizier-  und  Gemeinenstandes,  sowie  für  den 
Fall  einer  Mobilmachung  das  Militärdiensteinkommen  aller  Angehörigen  des 
aktiven  Heeres  bei  der  Veranlagung  bezw.  Erhebung  von  Staatssteuern  ausser 
Betracht  zu  lassen." 

Wie  leicht  ersichtlich,  hat  diese  reichsgesetzliche  Bestimmung  nur  Ein- 
fluss  auf  die  Personal-  (Einkommen-  und  Klassen-)  Steuern.  Das  Recht  des 
Einzelstaates,  die  Militärpersonen  den  Ertragssteuern  zu  unterwerfen,  ist  dadurch 
nicht  beschränkt.  Es  ist  die  Ertragsbesteueruug  auch  überall  als  so  selbstver- 
ständlich und  in  der  Natur  der  Sache  liegend  erschienen,  dass  kein  Gesetzgeber 
weiterhin  es  für  notwendig  gefunden  hat,  irgend  welche  diesbezügliche  Bestim- 
mungen in  die  einzelnen  Gesetze  aufzunelmien.  Nur  eine  bemerkenswerte  Be- 
stimmung dieser  Art  findet  sich  in  den  preussischen  Ministerialreskripten  vom 
17.  August  1826    und    vom    6.  Dezember  1830.     Danach   sind   nämlich   Militär- 
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handwerker  ')  gewerbesteuerpflichtig,  wenn  sie  ihr  Gewerbe  mit  mindestens  zwei 
für  ihre  Rechnung  und  zu  ihrem  Vorteil  arbeitenden  Gehilfen  betreiben,  ohne 
Unterschied,  ob  die  Arbeiten  für  das  Militär,  für  das  Zivil  oder  für  beide  ge- 
liefert werden^). 

Von  grösserer  Bedeutung  ist  der  §  46  des  Reichsmilitärgesetzes  für  die 
Einkommen-  und  Klassensteuergesetze.  Durch  die  reichsgesetzliche  Bestimmung 
gebunden,  blieb  den  Landesgesetzgebungen  nichts  übrig,  als  bezüglich  des 
Militärdiensteinkommens  die  verlangte  Steuerfreiheit  der  Militärpersonen  aus- 
zusprechen, wenn  nicht  mit  dem  Wortlaute  —  hier  zeigen  sich  grosse  Abwei- 
chungen —  so  doch  im  Sinne  des  angeführten  Reichsgesetzes. 

Manche  Gesetzgeber  glaubten  sich  aber  hiermit  noch  nicht  begnügen, 
sondern  auch  noch  Begünstigungen  der  Militärpersonen  in  Bezug  auf  ihr  son- 
stiges, aus  Grundvermögen,  Kapitalanlagen  und  Gewerbebetrieb  fliessendes  Ein- 
kommen eintreten  lassen  zu  sollen.  Abgesehen  davon,  dass  einige  Gesetzgeber 
dem  im  §  46  a.  E.  enthaltenen  weiteren  Hinweise:  .Die  Feststellung  eines  an- 
gemessenen Steuernachlasses  für  die  Unteroffiziere  und  Gemeinen  des  Beur- 
laubstenstandes  und  deren  Familien  für  die  Monate,  in  welchen  jene  sich 
im  aktiven  Dienste  befinden,  bleibt  der  Landesgesetzgebung  überlassen,"  prak- 
tischen Ausdruck  gaben,  kommen  auch  noch  andere  Befreiungen  der  verschie- 
densten Art  vor. 

Was  nun  die  Frage  anlangt,  ob  und  wieweit  solche  Steuerbefreiungen 
mit  dem  Prinzipe  der  Allgemeinheit  der  Besteuerung  vereinbar  sind,  so  ist  zu 
bemerken,  dass  die  reichsgesetzlich  geforderte  Steuerfreiheit  des  Militärdienst- 
einkommens für  den  Fall  einer  Mobilmachung  sich  mit  jenem  Grundsatze 
wohl  vereinigen  lässt.  Es  liegt  hier  nämlich  eine  jener  „scheinbaren  Steuer- 
freiheiten* vor,  auf  welche  Wagner  ^)  zuerst  hingewiesen  hat,  und  die  dann  ge- 
geben sind,  wenn  der  Steuerfreiheit  „eine  der  sonstigen  Steuer  äquivalent« 
Leistung  entspricht".  Ein  solches  Aequivalent  dürfte  nun  in  der  Bereitschaft 
für  die  Verteidigung  des  Vaterlandes,  für  die  Befestigung  der  Macht  und  des 
Ansehens  desselben  —  wodurch  wieder  günstigere  Beziehungen  zu  anderen 
Völkern  herbeigeführt  werden,  die  dann  die  Eröffiiung  neuer  Einkommens-  und 


')  Andere  Militärpersonen  des  Friedensstandes  als  Müitärhandwerker,  werden  für  die 
Gewerbesteuer  überhaupt  wohl  gar  nicht  in  Betracht  kommen.  Wenn  auch  das  Eeichsmilitär- 
gesetz  vom  2.  Mai  ls74  §  43  und  die  Reichsgewerbeordnung  §  12  Abs.  2  nicht  direkt  verbieten, 
dass  Militärpersonen,  so  lange  sie  zur  aktiven  Armee  gehören,  ein  Grewerbe  betreiben  dürfen, 
so  ist  doch  der  Betrieb  eines  solchen  von  der  Erlaubnis  der  vorgesetzten  Behörde  abhängig 
gemacht  und  diese  Erlaubnis  wird  nie  erteUt  werden. 

2)  Es  möge  hier  noch  die  Bemerkung  Platz  finden,  dass  Marketenderinnen  in  den 
Kasernen  in  Preussen  immer  mit  dem  festen  Satze  von  6  M.  zur  Gewerbesteuer  veranlagt 
werden  (Kabinettsordre  v.  6.  Juni  1829).  Folgen  sie  jedoch  bei  grösseren  und  länger  dauernden 
üebungen  den  manövrirenden  Truppen  mit  Lebensmitteln  und  Getränken,  so  zahlen  sie  weder 
die  Gewerbesteuer,  noch  die  Steuer  vom  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  (Reskript  v.  30.  April 
1830).  Ueberhaupt  unterliegen  in  Preussen  (Ges.  v.  3.  Juü  1876  §  2  ZiflF.  4) ,  Bayern  (Ges.  v. 
10.  März  1879  Art.  2  Ziflf.  4) ,  Schaumburg-Lippe  und  Lippe-Detmold  (Gewerbesteuerges.  §  39 
Ziff.  5),  „Gewerbetreibende,  welche  ausserhalb  ihres  Wohnortes  bei  öffentlichen  Festen,  Truppen- 
zusammenziehungen  und  anderen  aussergewöhnlichen  Gelegenheiten  solche  Waren  hinsichtlich 
deren  dies  von  den  zuständigen  Bohörden  gestattet  ist,  feübieten"  nicht  der  Steuer  vom  Ge- 
werbebetrieb im  Umherziehen. 

s)  Finanzwissenschaft  Bd.  IT,  t  404,  sub  1  lit.  b. 
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folgeweise  auch  Steuerquellen  im  Gefolge  haben  —  Blut  und  Leben  einzusetzen, 
in  hinreichendem  Masse  gegeben  sein.  Das  Steuerzahlen  als  Pflicht  des  Einzelnen 
ist  dadurch  gerechtfertigt,  dass  der  Staat,  der  seinen  Angehörigen  seinen  Schutz 
und  eine  Reihe  von  Mitteln  zu  ihrer  Fortbildung  und  Weiterentwicklung  ge- 
währt, solche  Abgaben  zu  seiner  Aufrechterhaltung  und  zu  seinem  Gedeihen 
bedarf.  Sorgen  nun  bestimmte  Personen  schon  auf  andere  Weise  für  seine  Er- 
haltung und  Sicherung,  unterstützen  sie  ihn  sogar  mit  Aufopferung  des  höchsten 
irdischen  Gutes,  ihres  Lebens,  in  der  Abwehr  seine  Existenz  bedrohender  Ge- 
fahren, so  ist  es  nicht  nur  billig,  sondern  sogar  eine  Forderung  der  Gerechtig- 
keit, dieselben  von  dem  Tragen  anderer  Lasten  zu  entbinden.  Ob  dabei  eine 
gänzliche  Befreiung  von  der  Steuerlast  oder  nur  ein  teilweiser  Erlass  sich  em- 
pfehlen würde,  wird  von  den  Umständen  des  einzelnen  Falles  abhängen.  Vor- 
erst muss  das  Militärdiensteinkommen,  wie  überall  geschehen,  stets  unbesteuert 
bleiben.  Das  übrige  Einkommen  kann  jedoch  dann  zur  Steuer  herangezogen 
werden,  wenn  es  so  hoch  ist,  dass  seine  Freilassung  nicht  mehr  als  billige  Ent- 
schädigung für  anderweitig  geleistete  Dienste,  sondern  als  eine  Begünstigung 
für  die  Person  des  von  der  Steuer  Befreiten  sich  darstellt.  In  der  Praxis  wird 
auch  oft  das  Steuerbedürfnis  des  Staates  ein  gewichtiges  Wort  mitreden  und 
allzu  weitgehende  Befreiungen  in  dieser  Richtung  verbieten. 

Für  eine  Freilassung  des  Militärdiensteinkommens  oder  gar  des  Gesamt- 
einkommens der  Militärpersonen  auch  in  Friedenszeiten  besteht  dann  aber  an 
sich  kein  zwingender  Grund.  Wenn  das  Reichsmilitärgesetz  dennoch  eine  Befreiung 
der  Angehörigen  des  Unteroffizier-  und  Gemeinenstandes  für  ihr  Militärdienstein- 
kommen vorschreibt,  so  liegt  hierin  vielleicht  in  prinzipieller,  aber  wohl  kaum 
in  praktischer  Beziehung  eine  Ausnahme,  weil  die  genannten  Personen  bei  den 
geringen  Beträgen  ihres  Militärdiensteinkommens,  in  Anwendung  der  bei  Be- 
sprechung der  Steuerfähigkeit  des  einzelnen  Staatsbürgers  ausgeführten  Grund- 
sätze, nie  oder  doch  nur  in  höchst  seltenen  Ausnahmefällen  und  dann  nur  mit 
ganz  geringen  Beiträgen  zur  Steuerzahlung  herangezogen  werden  könnten. 

Ob  sich  auch  eine  Freilassung  der  zu  Uebungen  eingezogenen  Reservisten 
und  Landwehrmänner  empfiehlt,  muss  nach  den  Umständen  des  einzelnen  Falles 
entschieden  werden.  Es  kann  hier  unter  Umständen  schon  eher  eine  weitergehende 
Steuerbefreiung  geboten  erscheinen,  weil  solche  Personen,  oft  mit  zahlreicher 
Familie  behaftet,  es  allzu  schwer  empfinden  würden,  wenn  sie  neben  den  schon 
an  sich  beträchtlichen  Opfern  an  Zeit  und  Geld  auch  noch  die  Steuerlast  tragen 
müssten.  Am  besten  würde  es  vielleicht  sein,  wenn  man  für  diese  Personen 
mit  Bezug  auf  die  Zeit,  in  welcher  sie  zu  den  Uebungen  einberufen  sind,  die 
Grenze  des  Existenzminimums  höher  hinaufrückt,  da  weniger  die  reichen  als 
vielmehr  die  in  ärmlicheren  Vermögensverhältnissen  stehenden  Personen  durch 
die  Einberufung  zu  Reserveübungen   in   ihrem   Erwerbe  beeinträchtigt  werden. 

Bei  der  Vorführung  der  in  den  deutschen  Landesgesetzen  enthaltenen 
Einzelbestimmungen  wird  es  nun  am  besten  sein,  zwischen  der  Besteuerung  der 
Offiziere  einerseits  und  der  Angehörigen  des  Unteroffizier-  und  Gemeinenstandes 
anderseits  zu  unterscheiden,  und  femer  auch  eine  Trennung  des  Militärdienst- 
und  übrigen  Einkommens  eintreten  zu  lassen. 

Besonders  zu  behandeln  ist  dann  noch  die  Steuerpflicht  der  Angehörigen 
des  Beurlaubtenstandes. 
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I.  Die  BesteneniBg  der  OfSsiere. 

I.   Das   Militärdiensteinkommen. 

Das  Reichsmilitärgesetz  verlangt  eine  Freilassung  nur  für  den  Fall 
einerMobilmachung,  und  findet  sich  natürlich  in  dieser  Beziehung  nirgends 
eine  Ausnahme.  Die  Landesgesetze  haben  entweder  diese  reichsgesetzliche  Be- 
stimmung direkt  aufgenommen  oder  schweigen  in  dieser  Beziehung  vollständig 
(z.  B.  Württemberg,  Bremen,  Hamburg,  Sachsen-Meiningen ,  Sachsen- Weimar, 
Koburg,  Lippe-Detmold,  Reuss  ä.  L.,  Sondershausen),  lassen  also  die  Steuerfrei- 
heit direkt  und  unvermittelt  nach  dem  Reichsgesetze  eintreten. 

In  einigen  Ländern,  wie  Preussen  (Gesetz  vom  1./25.  Mai  1851/73  Art.  1 
§  5  lit.  e),  Sachsen  (Einkommensteuergesetz  vom  2.  Juli  1878  §  6  Ziff.  4),  Olden- 
burg (Gesetz  vom  1.  Dezember  1884  Art.  3  Ziff.  3),  Hessen  (Gesetz  vom  8.  Juli 
1884  Art..  6),  Reuss  j.  L.  (Gesetz  vom  13.  April  1874  §  4  Ziff.  5)  und  Schwarz- 
burg-Rudolstadt  (§  3  Ziff.  sub  e)  ist  der  Mobilmachung  gleichgestellt  die  Zu- 
gehörigkeit ,zur  immobilen  Fussartillerie  (in  Festungen),  zu  Ersatzabt^ilungen 
mobiler  Truppen  oder  zu  Besatzungen  im  Kriegszustand  befindlicher  Festungen." 

Eine  besondere  Bestimmung  findet  sich  noch  in  Preussen  (Gesetz  vom 
1./25.  Mai  1851  73  Art.  2)  und  Schwarzburg-Rudolstadt  (§  3  Ziff.  2  sub  b).  Hat 
nämlich  eine  Militärperson,  welche  nach  dem  Reichsmilitärgesetze  auf  Steuer- 
befreiung bezüglich  des  Militärdiensternkommens  Anspruch  hat,  zur  Zeit  der 
Veranlagung  ein  solches  Einkommen  nicht  bezogen,  so  soll  ihr  derjenige 
Betrag  der  Einkommensteuer  erlassen  werden,  welcher  in  Preussen  3  Prozent, 
in  Schwarzburg-Rudolstadt  2  Prozent  ihres  Militärdiensteinkommens  entspricht. 
Sodann  gedenken  Preussen  (1.  c),  Schwarzburg-Rudolstadt  (1.  c.)  und  Lübeck 
(Gesetzentwurf  vom  1.5.  Dezember  1886  §  3  Ziff.  G  Abs.  2)  auch  der  mit  Inak- 
tivitätsgehalt  entlassenen,  zur  Disposition  gestellten  oder  mit  Pension  verab- 
schiedeten Offiziere  des  Heeres  und  der  Marine  und  sprechen  ausdrücklich  die 
Freilassung  ihres  Militärdiensteinkommens  —  so  Lübeck  —  oder  ihres  Inaktivi- 
tätsgehaltes  oder  ihrer  Pension  —  so  Preussen  und  Schwarzburg-Rudolstadt  — 
von  der  Steuer  für  die  Dauer  ihres  Wiedereintritts  in  den  aktiven  Dienst  wäh- 
rend einer  Mobilmachung  aus. 

Eine  Freilassung  des  Militärdiensteinkommens  der  Offiziere  im  Frieden 
verlangt  das  Reichsmilitärgesetz  nicht  und  findet  sich  eine  solche  auch  in  keinem 
deutschen  Staate  mit  Ausnahme  von  Braunschweig  (Personalsteuergesetz  vom 
29.  Juni  1864  §  3  Ziff.  3),  welches  die  Offiziere  bis  zum  Grade  eines  Lieutenants 
einschliesslich  für  ihr  gesamtes  Einkommen  durchweg  von  der  Besteuerung  befreit. 

Andere  Staaten,  wie  Bayern  (Einkommensteuergesetz  vom  19.  Mai  1881 
Art.  2.  III.  Abt.  sub  a)  und  Württemberg  (Einkommensteuergesetz  vom  19.  Sep- 
tember 1852  Art.  1  sub  III  a),  sprechen  demgegenüber  direkt  die  Heranziehung 
der  Offiziere  in  Friedenszeiten  bezüglich  ihrer  Besoldungen  zur  Staatssteuer 
aus.  In  betreff  der  übrigen  Staaten  ist  sie  aus  der  Nichterwähnung  irgend 
welcher  diesbezüglicher  Befreiungen  zu  folgern. 

Berechtigt  zur  Erhebung  der  Einkommensteuer  vom  Diensteinkommen 
ist  jedesmal  derjenige  Staat,  in  welchem  der  betreffende  Offizier  seinen  Gami- 
sonsort  hat.  Da  nämlich  die  Kosten  für  Heer  und  Marine  aus  der  Reichskasse 
bestritten  werden,  kommt  hier  das  Gesetz  vom  13.  Mai  1870  wegen  Beseitigung 
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der  Doppelbesteuerung  in  seinem  §  2  Abs.  3  zur  Anwendung,  wonacli  für  die 
Steuerpflicbt  der  dienstliche  Wohnsitz,  d.  h.  hier  der  Garnisonsort,  entscheidend 
ist.  Eine  Abkommandierung,  welche  6  Monate  oder  länger  währt,  steht  nach 
einem  preussischen  Finanzministerialrescript  vom  4.  März  1877  einer  Aenderung 
des  Garnisonsortes  gleich  und  bewirkt  also  bei  Abkommandierung  in  einen 
anderen  Bundesstaat  das  Aufhören  der  Steuerpflicht  im  ersten  und  den  Beginn 
derselben  im  anderen  Bundesstaate.  Eine  Ausnahme  von  dieser  Regel  machen 
jedoch  allgemein  die  von  den  einzelnen  Bundesfürsten  ernannten  und  aus  Landes- 
mitteln besoldeten  Offiziere,  als  Adjutanten,  Offiziere  ä  la  suite  u.  s.  w.  Diese 
unterliegen  stets,  auch  wenn  sie  in  einem  anderen  Bundesstaate  ihre  Garnison 
haben,  der  Steuerhoheit  des  Landes,  von  welchem  sie  ihren  Gehalt  beziehen. 
(Reichsgesetz  vom  13.  Mai  1870  §  4'). 

Eine  weitere  Ausnahme  machen  sodann  die  Offiziere  der  bayrischen 
Armee.  Da  nämlich  nach  dem  Vertrage  vom  23.  November  1870  die  Ausgaben 
für  das  bayrische  Heer  nicht  direkt  aus  Reichsmitteln,  sondern  von  Bayern  be- 
stritten werden,  so  können  die  bayrischen  Militärpersonen  für  ihr  Militärdienst- 
einkommen auch  nur  in  Bayern  der  Einkommensteuer  unterworfen  werden. 

2.   Das  übrige  Einkommen. 

Eine  Steuerbefreiung  des  übrigen  Einkommens  der  Offiziere  in  Friedens- 
zeiten findet  sich  wiederum  nur  in  Braunschweig  hinsichtlich  der  Offiziere  bis 
zum  Grade  eines  Lieutenants  einschliesslich.  Alle  übrigen  Staaten  unterwerfen 
wie  das  Militärdienst-  so  auch  das  übrige  Einkommen  der  Offiziere  der  Ein- 
kommensteuer. 

Weniger  einheitlich  ist  jedoch  die  Besteuerungsfrage  im  Falle  einer 
Mobilmachung  geregelt.  Eine  vollständige  Freilassung  der  Offiziere  für 
ihr  gesamtes  Einkommen  hat  ebenfalls  nur  noch  Braunschweig  (1.  c.  §3  Zifi".  2); 
ausgesprochen  war  sie  früher  auch  in  dem  älteren,  nun  aufgehobenen  lippe- 
detmoldischen  Gesetze  vom  3.  Februar  1871  §  3  Ziff.  9. 

Eine  teilweise  steuerliche  Begünstigung  des  nicht  aus  dem  Militär- 
dienst stammenden  Einkommens  der  Offiziere  im  Falle  einer  Mobilmachung 
findet  sich  jedoch  in  einer  Reihe  von  Staaten,  wenn  auch  in  der  Höhe  der  frei- 
gelassenen Summe  die  mannigfaltigsten  Abweichungen  zu  Tage  treten.  So 
unterscheidet  Preussen  zwischen  einkommen-  und  klassensteuerpflichtigen  Offi- 
zieren. Erstere  werden  unter  allen  Umständen  nach  Abzug  des  auf  das  Militär- 
diensteinkommen treffenden  Teiles  zur  Einkommensteuer  herangezogen;  letztere 
dagegen  bleiben  von  der  Entrichtung  der  Klassensteuer  gänzlich  frei.  Gotha 
(Gesetz  vom  22.  Juli  1871  §  7)  und  Reuss  j.  L.  (1.  c.)  ziehen  die  mobil  gemachten 
Offiziere  und  Militärbeamten  ebenfalls  nicht  zur  Klassensteuer  heran;  Schwarz- 
burg-Rudolstadt  besteuert  die  Offiziere  nicht,  soweit  sie  zu  den  Steuerstufen 
1 — 16,  d.  h.  mit  einem  Einkommen  bis  zu  3000  M.  eingeschätzt  sind.  Lübeck 
und  Hessen,  welche  beide  eine  reine  Einkommensteuer  haben,  lassen  das  nicht 
aus  dem  Militärdienst  resultierende  Einkommen  steuerfrei,  wenn  es  eine  be- 
stimmte Maximalsumme  nicht  überschreitet,  und  zwar   Lübeck   nach   dem  revi- 


')  Vgl.  auch  die  verschiedenen  Militärkonventionen  abgedruckt  in :  „Die  Militärgesetee 
des  Deutschen  Eeichs  mit  Erläuterungen,  herausgegeben  auf  Veranlassung  des  kgl.  preuss. 
Kriegsministeriums".    2.  Lieferung.    Berlin,  E.  S.  Mittler.    1876. 
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dierten  Gesetze  vom  27.  Mai  1872  §  2  Ziff.  7,  wenn  das  ^sonstige  steuer- 
pflichtige Einkommen*  in  dem  betreffenden  Jahre  2500  M.  oder  weniger  beträgt, 
nach  dem  Gesetzentwurfe  vom  15.  Dezember  1886  §  3  Ziff.  6,  wenn  das  „steuer- 
pflichtige Gesamteinkommen"  ')  den  Betrag  von  3000  M.  nicht  übersteigt,  Hessen 
(Gesetz  vom  8.  Juli  1884  Art.  6  Ziff.  5)  unter  der  Voraussetzung,  dass  „das  Ge- 
samteinkommen 2600  M.  nicht  erreicht*.  Steigt  es  über  diese  Maximalgrenze 
hinaus,  so  bleibt  nach  der  ausdrücklichen  Bestimmung  des  lübeckschen  wie  des 
hessischen  Gesetzes  nur  noch  das  Militärdiensteinkommen  von  der  Einkommen- 
steuer frei. 

Obwohl  an  und  für  sich  kaum  ein  Zweifel  bestehen  kann,  dass  unter  der 
Bezeichnung  „alle  Offiziere"  nicht  nur  diejenigen  des  stehenden  Heeres  und  der 
Reserve,  sondern  auch  die  Landwehroffiziere  zu  verstehen  sind,  glaubten  dennoch 
einige  Staaten,  nämlich  Gotha,  Lübeck,  Hessen  und  Schaumburg-Lippe  (älteres 
Gesetz  vom  3.  Februar  1871)  die  Steuerfreiheit  der  letzteren  besonders  hervor- 
heben zu  sollen. 

Nach  einem  preussischen  Finanzministerialreskript  vom  7.  August  1852 
werden  „Offiziere  bei  Truppenteilen,  welche  auf  unbestimmte  Zeit  Kantonnements 
beziehen,  für  die  Dauer  des  Kantonnementsverhältnisses  von  der  Klassensteuer 
freigelassen,  weil  sie  den  in  einem  mobüen  Verhältnisse  befindlichen  Truppen 
beizuzählen  sind." 

Als  im  mobilen  Zustande  befindlich  werden  auch  diejenigen  Offiziere  an- 
gesehen, welche  zur  Besatzung  von  Schiffen  der  Marine  gehören,  aber  nur  für 
die  Monate,  während  welcher  das  betreffende  Schiff  ausserhalb  der  heimat- 
lichen Gewässer  allein,  d.  h.  nicht  im  Geschwader  ß,hrt  (preussisches  Finanz- 
ministerialreskript vom  18.  September  1873). 

Die  Zeit,  aufweiche  sich  die  Steuerbefreiung  während  der  Mobilmachung 
erstreckt,  ist  in  fast  allen  Gesetzen  nur  in  allgemeinen  Ausdrücken  angegeben. 
In  den  meisten  Fällen  heisst  es:  „für  die  Zeit,  während  welcher  sie  mobü  ge- 
macht sind,"  wobei  es  unentschieden  bleibt,  ob  der  Tag  der  Mobilmachung  und 
der  Demobilisierung  als  Anfangs-  und  Endtermin  gelten  soll,  oder  der  erste 
bezw.  letzte  Tag  desjenigen  Monats,  in  welchem  die  Einberufung  zur  Fahne 
und  die  Entlassung  erfolgt.  Ein  genauer  Zeitpunkt,  von  welchem  und  bis  zu 
welchem  die  Steuerfreiheit  für  den  Fall  einer  Mobilmachung  zu  rechnen  ist, 
findet  sich  nur  [in  dem  lübeckschen  Entwürfe  vom  15.  Dezember  1886  §  3,  der 
die  Befreiung  für  die  Kalendermonate,  in  welchen  der  mobile  Zustand 
stattfindet,  eintreten  lässt  und  in  dem  hessischen  Einkommensteuergesetze  vom 
8.  Juli  1884  Art.  6  Ziff.  5,  wo  auf  die  in  den  vorhergehende  Ziff.  3  und  4 
ausgesprochene  Bestimmung  verwiesen  wird,  dass  die  Steuerfreiheit  der  mobil 
gemachten  Offiziere  „ohne  Rücksicht  auf  den  Anfang  und  die  Dauer  des  Militär- 
dienstes innerhalb  eines  Monates"  zu  berechnen  sei.  Auch  ein  preussisches 
Finanzministerialreskript  beschäftigt,  sich  mit  dieser  Frage  und  entscheidet  sie 
übereinstimmend  mit  dem  lübeckschen  Entwurf  und  dem  hessischen  Gesetze 
dahin,  dass  der  „auf  Grund  der  Vorschriften  §  5  lit.  e  und  von  Art.  2  des  Ge- 
setzes vom  25.  Mai  1873  zu  gewährende  Erlass  der  Klassen-  und  klassifizierten 
Einkommensteuer   gleichmässig  vom   ersten  Tage  desjenigen  Monats  an  zu  be- 


1)  Militärdienst-  und  sonstiges  Einkommen. 
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rechnen  ist,  in  welchem  die  Mobilmachung  erfolgt,  bezw.  der  einer  solchen 
gleichgestellte  die  Befreiung  von  der  Steuer  begründende  Umstand  eingetreten 
ist".  Es  ist  einleuchtend,  dass,  wenn  das  Gesetz  einmal  Befreiungen  zulässt, 
es  aus  steuertechnischen  Rücksichten  geboten  erscheint,  Anfang  und  Ende  der 
Steuerpflicht,  wie  in  den  letztangeführten  drei  Staaten  geschehen,  eintreten 
zu  lassen. 

Endlich  sei  noch  bemerkt,  dass  alle  den  Offizieren  gewährten  Steuerfrei- 
heiten überall  auch  für  die  Militärärzte  und  höheren  Militärbeamten  in  gleichem 
Masse  Anwendung  finden. 

II.  Die  Besteuerung  der  Angehörigen  des  Unteroffiziers-  und  Oemeinenstandes. 

Die  Mehrzahl  der  Gesetze  lässt,  den  Ausdruck  des  Reichsmilitärgesetzes 
wiederholend,  das  Militärdiensteinkommen  und  auch  nur  dieses  sowohl  in 
Friedenszeiten  wie  im  Falle  einer  Mobilmachung  steuerfrei  und  nur 
einige  wenige  Bundesstaaten  wie  Preussen  (§  5  lit.  c),  Oldenburg  (Art.  3  §  3 
lit.  a),  Mecklenburg  (§  55  sub  III  Ziff.  1),  Sachsen-Altenburg  (§  10  Ziff.  1), 
Schwarzburg- Sondershausen  (§  3  Ziff.  3),  Lippe-Detmold  (§  2  lit.  b),  Schaum- 
burg-Lippe (§  3  Ziff.  8),  Braunschweig  (§  3  Zifi".  3)  befreien,  allerdings  oft  unter 
Beschränkungen,  die  Unteroffiziere  und  gemeinen  Soldaten  auch  für  ihr  übriges 
Einkommen  von  der  Einkommen-,  bezw.  Klassensteuer.  In  letzterer  Beziehung 
tritt  jedoch,  wenn  wir  vorerst  lediglich  die  Besteuerung  in  Friedenszeiten 
ins  Auge  fassen,  eine  wesentliche  Verschiedenheit  unter  den  oben  benannten 
Staaten  dadurch  hervor,  dass  Braunechweig  (1.  c.)  „die  zum  stehenden  Feldkorps 
gehörenden  Soldaten,  Unteroffiziere  ..."  von  der  Personalsteuer  gänzlich  und 
ohne  bezüglich  des  übrigen  Einkommens  nach  Abzug  des  Militärdiensteinkom- 
mens eine  Ausnahme  zu  machen,  sodann  Mecklenburg  (1.  c.)  die  beim  stehenden 
Heere  und  bei  der  Flotte  in  Reih  und  Glied  befindlichen  Unteroffiziere  und 
Soldaten  von  der  Besoldungs-,  Erwerbs-  und  Lohnsteuer  freilässt,  dagegen  in 
den  übrigen  Ländern  die  zugestandene  allgemeine  Militärdienst-  und  sonstiges 
Einkommen  umfassende  Steuerfreiheit  dadurch  wesentlich  eingeschränkt  wird, 
dass  dieselbe  nur  Platz  greift,  soweit  das  Einkommen  nicht  „aus  dem  Betriebe 
eines  Gewerbes  oder  der  Landwirtschaft,  oder  aus  Grund-  oder  Kapitalvermögen* 
herrührt.  Demnach  bleibt  als  nicht  steuerbares  Einkommen  nur  solches  aus 
Lohn,  Besoldungen,  Pensionen,  Wartegeldem  und  ähnlichen,  nicht  unter  die 
erstgenannten  Einkommensarten  fallenden  Bezügen  und  in  Altenburg,  welches 
nur  das  Einkommen  aus  Grund-,  Renten-  und  Kapitalbesitz  von  der  Steuerfrei- 
heit ausnimmt,  auch  noch  das  Einkommen  aus  Gewerbebetrieb.  Häufig  wird 
ein  Einkommen  der  oben  genannten  Art  bei  den  unteren  Militärklassen  nicht 
zu  finden  sein,  weshalb  einer  solchen  Steuerbefreiung  wenig  Gewicht  beizulegen  ist. 

Etwas  mehr  Bedeutung  hat  schon  die  ebenfalls  in  den  Gesetzen  der  oben 
erwähnten  Staaten  enthaltene  Steuerfreiheit  der  in  der  Haushaltung  der  Unter- 
offiziere und  gemeinen  Soldaten  lebenden  Familienangehörigen  derselben,  denn 
obgleich  auch  bei  diesen  die  Beschränkung  hinzugefügt  ist,  dass  das  Einkommen 
aus  gewerblichen  oder  landwirtschaftlichen  Betrieben,  aus  Grund-  und  Kapital- 
vermögen die  Begünstigung  der  Steuerfreiheit  nicht  geniesse,  so  wird  doch  bei 
diesen  schon  eher  die  Möglichkeit  vorhanden  sein,  sich  durch  Arbeit,  soweit  sie 
nicht  unter  den  Begriff  des  Gewerbes  fällt,  ein  Lohneinkommen  zu  verschaffen, 
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auch   werden   bei  aolchen  Personen  mehr  Pensions-,  Wartegeld-  und   ähnliche 
Bezüge  anzutreffen  seinM. 

Oldenburg,  das  sonst  ein  Existenzminimum  nicht  kennt,  gewährt  den 
Unteroffizieren  imd  gemeinen  Soldaten,  nebst  den  in  ihrer  Haushaltung  lebenden 
Mitgliedern  ihrer  Familie,  Steuerfreiheit  auch  bezüglich  ihres  sonstigen  Ein- 
kommens, wenn  dieses  225  M.  nicht  übersteigt. 

Einige  Staaten  —  Sachsen- Weimar,  Mecklenburg,  Hessen,  Sachsen-Alten- 
burg, Lippe-Detmold  (1.  1.  c.  c.)  und  Lübeck  (Gesetz  vom  27.  Mai  1872  §  2 
Ziff.  5)  —  erwähnen  auch  noch  der  bei  den  Landwehr  s  t  ä  m  m  e  n  in  Reih  und 
Glied  befindlichen  Unteroffiziere  und  gemeinen  Soldaten  und  stellen  sie  den 
beim  aktiven  Heere  befindlichen  bezüglich  der  Steuerbefreiungen  völlig  gleich. 

Die  Frage  endlich,  ob  Mitglieder  von  Militärmusikkorps,  welche  ihre 
Kunst,  sei  es  an  ihrem  Stationsorte  oder  im  Umherziehen  gegen  Entgelt  aus- 
üben, der  Steuer  zu  unterwerfen  sind,  hat  das  preussische  Finanzministerium 
durch  Reskript  vom  5.  April  1875  dahin  entschieden,  dass  dieselben,  wenn  sie 
gewerbsmässig  Musik  machen,  allerdings  der  Klassensteuer  zu  unterwerfen 
sind,  wenn  sie  jedoch  nicht  gewerbsmässig,  sondern  nur  gelegentlich  bei  Muaik- 
auffdhrungen  mitwirken,  der  Steuer  nicht  unterliegen. 

Einige  Abweichungen  von  dem  Ausgeführten  treten  dann  noch  im  Falle 
einer  Mobilmachung  ein.  Zwar  gewähren  Sachsen,  Sachsen -Weimar, 
Hamburg,  Bremen,  Sachsen-Meiningen,  Koburg,  Reuss  ä.  u.  j.  L.  (letzteres  nach 
den  älteren  Gesetzen  von  1852  und  1868),  Anhalt,  Schwarzburg-Sondershausen, 
Baden,  Württemberg,  Lippe-Detmold,  Schaumburg-Lippe  und  Mecklenburg  den 
L'nteroffizieren  und  gemeinen  Soldaten  auch  im  Falle  einer  Mobilmachung  nicht 
mehr  Steuerfreiheiten,  als  sie  bereits  in  Friedenszeiten  gemessen,  dagegen  bleiben 
sie  ausnahmsweise  gänzlich  steuerfrei  in  Preussen  (§  5  lit.  d,  von  der  Klassen- 
steuer), Oldenburg  (Ges.  v.  1.  Dez.  1884  Art.  3  sub  3b),  Braunschweig  (§  3  Ziff.  6), 
Schwarzburg-Rudolstadt  (§  3  Ziff.  1  sub  b),  Gotha  (Ges.  v.  24.  Juni  1859  §  2,  von 
der  Klassensteuer)  und  Reuss  j.  L.  (Ges.  v.  1.3.  April  1874,  von  der  Klassensteuer). 
Eine  teilweise  Steuerfreiheit  lassen  (ebenso  wie  bei  den  Offizieren)  eintreten: 
Lübeck  und  Hessen;  ersteres,  wenn  das  „sonstige  Einkommen"  nach  Abzug  des 
Militärdiensteinkommens  in  dem  betreffenden  Jahre  2500  M.  (Ges.  v.  27.  Mai  1872 
§  2  Ziff.  5)  bezw.  wenn  das  Gesamteinkommen  3000  M.  (Ges.-Entw.  v.  15.  Dez. 
1886  §  3  Ziff.  6)  nicht  übersteigt;  widrigenfalls  nur  der  auf  das  Militärdienst- 
einkommen treffende  Betrag  freigelassen  wird;  und  letzteres,  wenn  das  Gesamt- 
einkommen 2600  M.  (Ges.  v.  8.  Juli  1884  Art.  6  Ziff.  5)  nicht  erreicht.  Selbst- 
verständlich treten  diese  letzterwähnten  gänzlichen  oder  teilweisen  Steuer- 
befreiungen nur  für  die  Monate  (einige  Gesetze  sagen  genauer  , Kalendermonate*) 
ein,  während  welcher  der  mobile  Zustand  stattfindet. 


1)  Etwas  unklar  ist  die  diesbezügliche  Bestimmung  in  Saehsen-Altenbui^  (§  10):  ,Von 
der  Klassensteuer,  exklusive  des  Einkommens  aus  Grundbesitz  und  Renten-  oder  Eapitalbesitze 
sind  befreit:  AUe  beim  Heer  und  bei  den  Landwehrstämmen  in  Reihe  und  GUed  stehenden 
Unteroffiziere  und  gemeinen  Soldaten  nebst  den  Angehörigen  ihrer  Haushaltungen,  sofern 
letztere  nicht  ein  eigenes  steuerpflichtiges  Einkommen  besitzen." 
Wenn  durch  diesen  letzten  Passus  ausgedrückt  werden  soll,  dass  die  genannten  Personen  nur 
unter  der  Bedingung  die  erwähnte  Steuerfreiheit  gemessen,  dass  sie  nur  solches  im  §  10  frei- 
gelassenes Einkommen  beziehen,  so  dürfte  dies  wohl  so  selbstverstju^lich  sein,  dass  es  einer 
besonderen  Erwähnung  im  Gesetz  gar  nicht  bedurft  hätte. 
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III.  Die  Bestenerung  der  Angehörigen  des  Beurlaubtenstandes. 

1.  Eine  Steuerbefreiung  der  Offiziere  des  Beurlaubtenstandes  für 
die  Monate,  während  welcher  sie  zum  Dienst  einberufen  sind,  findet  sich  nur 
in  Braunschweig  (§  3  Ziff.  6);  alle  übrigen  Staaten  besteuern  dieselben  sowohl 
für  ihr  Militärdiensteinkommen  (ausser  im  Kriegsfalle),  wie  auch  für  ihr  übriges 
Einkommen.  In  Preussen  bestand  zwar  früher  ebenfalls  eine  Ausnahme  bezüg- 
lich der  zur  Uebung  einberufenen  Landwehroffiziere,  allein  bereits  im  Finanz- 
ministerialreskript  vom  21.  August  1857  ist  hervoi'gehoben,  dass  diese  Bestim- 
mung ausser  Kraft  gesetzt  sei. 

2.  Die  Unteroffiziere  und  gemeinen  Soldaten  des  Beurlaubtenstandes  ge- 
messen sodann  genau  dieselben  Steuerfreiheiten  wie  diejenigen  der  aktiven 
Armee,  und  zwar,  wenn  in  den  einzelnen  Staaten  ein  solcher  Unterschied  ge- 
macht ist,  die  den  aktiven  Militärs  in  Friedenszeiten  gewährten  Freiheiten  für 
den  Fall  der  Einberufung  zu  einer  blossen  Reserve-  bezw.  Landwehrübung  und 
die  für  den  Kriegsfall  zugelassenen  Befreiungen  im  Falle   der  Mobilmachung  *). 

Bezüglich  der  zur  Disposition  ihres  Truppenteils  beurlaubten  Mannschaften 
hatte  eine  Verfügung  des  preussischen  Finanzministeriums  vom  1.  April  1878 
sich  dahin  ausgesprochen,  dass  dieselben  zur  Friedensstärke  des  Heeres  zu  rechnen 
und  daher  nur  in  dem  Masse  wie  die  Unteroffiziere  und  gemeinen  Soldaten  zur 
Klassensteuer  heranzuziehen  seien.  Durch  eine  neuerliche  Verfügung  vom 
14.  Oktober  1881  ist  jedoch  diese  Bestimmung  als  von  falschen  Grundsätzen 
ausgehend  aufgehoben  und  ausgeführt,  dass  die  Dispositionsurlauber  zu  den  An- 
gehörigen des  Beurlaubtenstandes  zu  rechnen  und  nur  wie  diese,  also  lediglich 
im  Falle  ihrer  Einberufung  zu  Uebungen  oder  der  Mobilmachung,  auf  Steuer- 
befreiung Anspruch  machen  könnten. 

Für  die  Zeit  der  gewährten  Steuerfreiheit  ist  natürlich  der  Beginn  bezw.  das 
Ende  desjenigen  Monats  entscheidend,  in  welchem  die  Einberufung  bezw.  die  Ent- 
lassung der  Angehörigen  des  Beurlaubtenstandes  erfolgte.  Nach  einem  preussischen 
Finanzministerialreskript  vom  26.  Oktober  1859  und  der  altenburgischen  Ausfüh- 
rungsverordnung vom  15.  Juni  1868  (§  3  Abs.  2)  soll  ausnahmsweise,  wenn  die  Beur- 
laubung auf  bestimmte  Frist  erfolgt  ist  und  nicht  länger  als  2  Monate  dauert, 
die  Steuerpflicht  selbst  beim  Dazwischenliegen  eines  völlig  freien  Monats  nicht 
wieder  eintreten. 

d)  Beamte. 
In  früheren  Zeiten  genossen  die  Staatsbeamten  kraft  allgemeiner  oder  be- 
sonderer Privilegien  eine  Reihe  von  Steuerbefreiungen.  Man  suchte  dieselben 
dadurch  zu  begründen,  dass  man  sagte,  der  Staat  dürfe  nicht  mit  der  einen 
Hand  nehmen,  was  er  mit  der  anderen  gegeben,  es  sei  demnach  die  Steuerer- 
hebung von  dem  Gehalte  der  Beamten  rechtswidrig  oder  doch  mindestens  zwecklos, 
weil  sie  sich  als  unnütze  Kassenoperation  darstelle.  In  neuerer  Zeit  hat  man 
die  Verkehrtheit  dieser  Ansicht,  welche  hauptsächlich  dadurch  hervorgerufen 
wurde,    dass   man   übersah,    dass  der  Gehaltsbezug  und  die  Heranziehung  zur 


1)  Genau  wie  die  Angehörigen  des  Beurlaubtenstandes  sind  aucli  die  Ersatzreservisten 
I.  Klasse  mit  Uebung  zu  behandeln,  da  sie  in  demselben  Verhältnisse  zur  aktiven  Armee  stehen, 
wie  die  Beurlaubten.  Besondere  Erwähnung  haben  sie  nur  in  Sachsen  (§  6  ZiflF.  5),  Lippe- 
Detmold  (Ges.  v.  6.  Apr}Pl882  sub  c)  und  Waldeck  (Ges.  v.  25.  Febr.  1881)  gefunden. 
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Steuer  auf  ganz  verschiedenen  Rechtstiteln  beruhen'),  erkannt,  und  gehören 
Steuerbefreiungen  insbesondere  der  höheren  Beamten  nur  noch  zu  den  aller- 
seltensten  Fällen.  Dass  die  Militärbeamten  im  Offiziersrang  für  ihr  aus  dem 
Militärdienst  stammendes  und  teilweise  auch  für  ihr  sonstiges  Einkommen  im 
Falle  einer  Mobilmachung  mit  Bezug  auf  die  Klassen-  bezw.  Einkommensteuer 
unbesteuert  bleiben,  wie  wir  im  vorhergehenden  gesehen  haben,  wird  dabei 
nach  dem  dort  ausgeführten  wohl  kaum  als  Ausnahme  empfunden  werden. 

Eine  wirkliche  aber  ganz  vereinzelt  dastehende  Befreiung  höherer  Beamten 
von  der  Einkommensteuer  bieten  uns  nur  die  drei  Hansestädte,  nämlich  Lübeck, 
welches  (Ges.  v.  27.  Mai  1872  §  2  Ziff.  2)  .Präsident,  Räte  und  Sekretär  des 
Oberappellationsgerichts  der  freien  Hansestädte*  der  Einkommensteuer  nicht 
unterwirft  und  ausserdem  noch  laut  der  am  Schlüsse  des  Gesetzes  stehenden 
jtransitorischen  Bestimmung*  für  ihr  Amtseinkommen  steuerfrei  lässt,  ,die  vor 
dem  20.  Oktober  1869  bei  öffentlich  anerkannten  hiesigen  Religionsgesellschaften 
angestellten  Geistlichen*;  sodann  Hamburg  (Ges.  v.  7.  März  1881  §  2  ZifiF.  1), 
welches  bestimmt,  »die  vor  Erlass  dieses  Gesetzes  bei  öffentlich  anerkannten 
hiesigen  religiösen  Gemeinschaften  angestellten  Geistlichen  und  die  früher 
unter  Zusicherung  der  Steuerfreiheit  angestellten  Lehrer*  sind  von  der  Ein- 
kommensteuer ,jedoch  nur  für  ihr  Diensteinkommen*  frei;  endlich  Bremen 
(Ges.  v.  17.  Dez.  1874  §  13),  wo  sich  diese  letztere  Bestimmung  wiederholt 

Diese  Ausnahmen  werden  aber  bald  verschwinden,  da  das  genannte  Ober- 
appellationsgericht in  neuerer  Zeit  aufgehoben  wurde  und  deshalb  im  lübeckischen 
Entwürfe  vom  15.  Dezember  1886  die  Steuerbefreiungen  des  Präsidenten,  der 
Räte  und  des  Sekretärs  des  bezeichneten  Gerichts  bereits  unter  die  .vorüber- 
gehenden Bestimmungen*  verwiesen  sind,  unter  welchen  auch  bereits  die  den 
Geistlichen  bezw.  den  Lehrern  in  den  drei  Hansestädten  gewährten  Befreiungen 
aufgeführt  sind.  Mit  dem  Aussterben  dieser  Personen  werden  dann  auch  diese 
Ausnahmen  aufhören;  eine  sofortige  Aufhebung  dieser  Steuerfreiheiten  könnte, 
da  hier  wohlerworbene  Rechte  der  befreiten  Personen  in  Betracht  kommen,  nur 
gegen  eine  entsprechende  Entschädigung  geschehen. 

Auch  die  niederen  Beamten  gemessen  im  allgemeinen  keine  Freiheit  von 
den  bestehenden  Steuern.  Dennoch  zeigen  sich  auch  hier  einige  Ausnahmen 
und  sind  es  in  erster  Reihe  wieder  die  niederen  Militärbeamten,  welche  in  einigen 
Staaten  frei  von  den  Einkommen-  bezw.  Klassen-  (nicht  auch  den  Ertrags-)  Steuern 
bleiben.  Denselben  ist  nämlich  in  Sachsen  (§  6  Ziff.  .5),  Oldenburg  (Art.  3  Ziff.  3  sub  a), 
Baden  (Art.  6  Ziff.  3),  Anhalt  (§  6  Ziff.  3),  Reuss  j.  L.  (Ges.  v.  13.  April  1874  §  4  Ziff.  3), 
Schaumburg-Lippe  (Ges.  v.  20.  Jan.  1885  §  3  Ziff.  7),  Lübeck  (Entwurf  v.  15.  Dez. 
1886  §  3  Ziff.  4),  Hamburg  (§  2  Ziff.  3),  Bremen  (§  3  Ht.  e)  dieselbe  Steuer- 
freiheit wie  den  Unteroffizieren  und  gemeinen  Soldaten  gewährt.  Aus  den  Ge- 
setzen der  übrigen  Staaten  lässt  sich  ein  Gleiches  nicht  herauslesen.  Preussen 
weist  sogar  den  Anspruch  der  obenbezeichneten  Personen  auf  Befreiung  von  der 
Klassen-  bezw.  Einkommensteuer  direkt  zurück,  indem  es  in  einem  Finanz- 
ministerialreskripte  vom  14.  Oktober  1857  ausfahrt,  dass  Militärbeamte  nicht 
von  der  Steuerpfticht  entbunden  seien. 


1)  Im  übrigen  verweise  ich  bezüglich  dieser  Materie  auf  Wagner,  Finanzwissenschaft. 
1880.    Bd.  n  8  AOl  i.  F. 
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Wie  die  niederen  Militärbeamten,  so  erfahren  auch  in  einigen  Staaten 
die  Gendarmen  eine  ähnliche  steuerliche  Behandlung  wie  die  Angehörigen  des 
Unteroffizier-  und  Gemeinenstandes.  Besondere  Bestimmungen  sind  in  dieser 
Beziehung  getroffen  in  Sachsen-Meiningen  (Art.  27  lit.  a),  wo  einkommensteuer- 
frei sind  ,die  im  aktiven  Dienste  befindlichen  Oberjäger  und  Feldjäger  bezüglich 
ihrer  Löhnungen  und  sonstigen  Dienstbezüge" ;  ferner  in  Baden  (Art.  6  Ziff.  5) 
und  Schaumburg-Lippe  (§  3  Ziff.  7),  wo  ebenfalls  „das  Diensteinkommen  der 
Gendarmen"  nicht  besteuert  wird,  und  endlich  in  Sachsen- Altenburg  (§  10  Ziff.  3), 
welches  den  der  Gendarmerie  angehörigen  Personen  dieselben  Steuerfreiheiten 
wie  den  Unteroffizieren  und  gemeinen  Soldaten  gewährt^). 

Noch  geringfügiger  als  die  hiemach  bei  den  Personalsteuern  auftretenden 
Ausnahmen  von  der  allgemeinen  Steuerpflicht  sind  die  bei  den  Ertragsteuern 
sich  zeigenden  Steuerbefreiungen.  In  dieser  Beziehung  finden  sich  überhaupt  nur 
mit  Bezug  auf  die  Gewerbesteuer^)  einige  kaum  nennenswerte  Abweichungen 
von  dem  oben  ausgesprochenen  Grundsatze,  indem  in  Preussen  (Reskript  v. 
12.  Jan.  1827)  Postmeister,  welche  sich  bei  der  Bewirtung  von  Postreisenden 
innerhalb  der  durch  die  Postordnung  vorgeschriebenen  Schranken  halten,  und 
ausserdem  in  Preussen  (Verfügung  v.  8.  März  1842  M.Bl.  1842  S.  90)  und  Lippe- 
Detmold  (Anweisung  v.  6.  Febr.  1886  §  13)  Volksschullehrer  in  kleinen 
Städten  und  auf  dem  Lande,  welche  den  Bedarf  ihrer  Schüler  an  Schreib- 
materialien lediglich  zum  Gebrauche  für  ihre  Schule  verkaufen,  dieserhalb  ge- 
werbesteuerfrei bleiben.  Endlich  hat  Mecklenburg  (Kontributionsedikt  §  14 
Ziff.  4)  noch  eine  sonderbare  Blüte  von  Gewerbesteuerfreiheit  getrieben,  in- 
dem es  bestimmt:  , Schullehrer  auf  dem  Lande,  welche  ein  Handwerk  ohne  Ge- 
hülfen treiben,  zahlen  keine  Gewerbesteuer". 

e)    Pensionäre   und   mit   Orden  und  Ehrenzeichen  '^dekorierte 

Personen. 
In  den  verschiedenen  Ertragsteuergesetzen  findet  sich  nirgends 
eine  Freilassung  der  Pensionäre  und  mit  Orden  und  Ehrenzeichen  dekorierten 
Personen  von  der  Steuer;  anders  bei  den  Einkommen-  und  Klassensteuern, 
welche,  wenn  nicht  in  allen  Staaten,  so  doch  in  einem  Teile  derselben,  Steuer- 
befreiungen in  dieser  Richtung  aufzuweisen  haben.  Soweit  es  sich  nun  um  Be- 
träge handelt ,  welche  so  gering  sind ,  dass  sie  zum  Lebensunterhalte  des  Pen- 
sionärs durchaus  notwendig  sind,  hat  eine  solche  Freilassung  gar  nichts  Auffälliges ; 


1)  Auch  Reuss  j.  L.  Hess  nach  dem  alten  Personalsteuergesetz  vom  1.  Ju  1852  steuer- 
frei: „die  der  Gendarmerie  angehörenden  Unteroffiziere  und  Mannschaften",  „jedoch  nur  in 
der  1.  bis  5.  Unterabteilung  der  Person.alsteuer" ;  aber  dann  nicht  nur  bezüglich  ihres  Dienst- 
einkommens, sondern  mit  ihrem  gesamten  Einkommen. 

^)  Nach  der  Natur  des  Beamtenverhältnisses  ist  die  Thätigkeit  öffentlicher  Beamten 
und  besoldeter  Angestellten  nicht  als  Gewerbebetrieb  anzusehen  und  kann  deshalb  auch  nicht 
der  Gewerbesteuer  unterworfen  werden.  Trotz  der  allgemeinen  und  sofort  einleuchtenden 
Gültigkeit  dieses  Satzes  glaubten  dennoch  einzelne  Staaten  (z.  B.  Hessen  Art.  2  Ziff.  1)  dies 
noch  besonders  hervorheben  zu  sollen.  Treibt  nun  aber  ein  Beamter  neben  seinem  Amte  noch 
irgend  ein  Gewerbe  —  und  in  den  meisten  Staaten  wird  dies  nur  mit  Billigung  der  vorgesetzten 
Behörde  geschehen  können,  vgl.  auch  das  Reichsgesetz  die  Rechtsverhältnisse  der  Reichs- 
beamten betr.  v.  31.  März  1873  §  16,  Reichsgesetzbl.  1873  Nr.  10  —  so  muss  er  dieserhalb  un- 
bedingt zur  Gewerbesteuer  herangezogen  werden. 
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sie  ist  dann  nur  eine  unter  einen  anderen  Titel  gestellte  Konsequenz  aus  dem 
Gedanken  des  Existenzminimums.  Wenn  aber  die  Pensionen  und  freigelassenen 
Bezüge  die  Grenze  des  notwendigen  Lebensunterhaltes  überschreiten,  so  liegt 
eine  wirkliche  Steuerbefreiung  vor,  die,  wenn  sie  nicht  zu  weit  geht,  sich  durch 
die  Erwägungen  rechtfertigen  lassen,  dass  solche  in  den  allermeisten  Fällen  schon 
bejahrte  Personen  durch  ihr  Alter,  wie  bereits  oben  (vgl.  2b)  ausgeführt,  einen 
Anspruch  auf  eine  rücksichtsvollere  steuerliche  Behandlung  haben,  sodann  aber 
dass  insbesondere  die  Invaliden  und  solche  Personen,  welche  Feldzüge  mitgemacht 
haben  und  dafür  mit  Orden  und  Ehrenzeichen  dekoriert  sind,  schon  höhere 
Güter,  nämlich  ihre  besten  Kräfte,  ihre  Gesundheit  und  ihr  Blut  für  das  Wohl 
der  Allgemeinheit  zum  Opfer  gebracht  haben.  Der  letzte  Gedanke  insbesondere 
ist  es,  welcher  in  Baden  (Art.  6  Ziff.  4),  Braunschweig  (§  3  Ziff.  4),  Hamburg 
(§  2  Ziff.  2  u.  3),  Bremen  (§  3  Ut  e),  Lübeck  (Ges.  v.  27.  Mai  1872  §  2  Ziff.  8) ») 
zur  Freilassung  der  Pensionäre  aus  den  Militärunterklassen  vom  I'eldwebel  ab- 
wärts rücksichtlich  ihrer  Pensionen-)  und  in  Hessen,  Reuss  j.  L.  und 
Preussen  zur  Schaffung  besonderer  Steuerfreiheiten  für  die  Invaliden  geführt  hat. 
Die  letzten  drei  Staaten  zeigen  nun  aber  wieder  insofern  Abweichungen,  als 
Hessen  (Art.  6  Ziff.  7)  steuerfrei  lässt  ^Invaliden,  die  eine  Invalidenpension  be- 
ziehen, sofern  ihr  Gesamteinkommen  den  Betrag  von  600  M.  nicht  erreicht; 
desgleichen  Invaliden,  welche  infolge  von  Verletzungen  in  ihrer  Erwerbsthätig- 
keit  wesentlich  geschädigt  sind,  im  Falle  das  Gesamteinkommen  weniger  als 
700  M.  beträgt"  %  als  femer  Reuss  j.  L.  (Instruktion  v.  4.  Aug.  1874  §  9  Abs.  3) 
,  Militärgnadengehaltsempfänger  (Invaliden)"  nur  dann  nicht  zur  Einkommen- 
steuer heranzieht,  „wenn  sie  ausser  der  Militärpension  kein  anderes  steuerpflich- 
tiges Einkommen  beziehen;  im  entgegengesetzten  Falle  ist  bei  Feststellung  ihres 
Steuersatzes  auch  der  Militärgnadengehalt  mit  in  Anrechnung  zu  bringen* ;  und 
endlich  Preussen  (Ges.  v.  1/25.  Mai  1851/73  §  5  lit.  h)  nicht  allen  Invaliden 
Steuerbefreiungen  gewährt,  sondern  nur  denjenigen,  »welche,  auch  ohne  besondere 
Auszeichnung'*)  erlangt  zu  haben,  in  dem  vaterländischen  oder  als  Eingeborene 
eines  damals  noch  nicht  zum  preussischen  Staate  gehörigen  Landesteiles  in  einem 
verbündeten  oder  anderen  Heere  an  einem  der  Feldzüge  von  1806  bis  1815  teil- 
genommen haben,  für  ihre  Person  und  ihre  Angehörigen,  soweit  sie  zu  den 
beiden  ersten  Stufen  (bis  900  M.  Einkommen)  gehören*.  Nach  dem  Wortlaute 
dieser  durch  Finanzministerialreskript  vom  29.  August  1849  näher  interpretierten 
Bestimmung  gemessen  Krieger  aus  den  Jahren  1793  bis  1806  diese  Begünstigung 
nicht;    selbstverständlich   auch  nicht  Invaliden   späterer  nach  dem  Jahre  1815 


I 


>)  Der  Gesetzentwui-f  vom  15.  Dezember  iSSü  hat  diese  allgemeine  Befreiung  der  Müitär- 
pensionäre  fallen  lassen,  und  gewährt  sie  nur  noch  den  „pensionierten  Sitgliedem  des  ehe- 
maligen lübeekschen  Bundeskontingentes" ;  vgl.  „transitorische  Bestimmongen". 

2)  Haben  sie  ausser  den  Pensionen  noch  ein  anderweites  Einkommen ,  so  unterliegen 
sie  mit  diesem  ohne  Hinzurechnung  der  Pension  den  allgemeinen  steuergesetzUchen  Be- 
stimmungen. 

3)  Die  Invaliden  genossen  bereits  nach  dem  älteren  Gesetz  in  Hessen  einen  Voraug 
insofern  als  ihre  Steuerpflicht  erst  bei  einem  Einkommen  von  200  fl.  =  350  M.  begann.  Da  in 
dem  neuesten  Einkommensteuergesetz  aber  die  Steuerpflicht  überhaupt  erst  bei  einem  Ein- 
kommen von  500  M.  anfängt,  so  würden  jene  Personen  keine  Begünstigung  mehr  gemessen, 
wenn  nicht  die  Steuergrenze  für  sie  auf  600  resp.  700  M.  erhöht  wäre. 

*)  Bezüglich  der  Dekorirten  vergleiche  das  weiter  unten  bemerkte. 
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fallender  Kriege.  Letzteres  euhält  seine  Bestätigung  und  Begründung  durch 
einen  Bescheid  des  Finanzministers  vom  3.  Juni  1886,  welcher  dahin  lautet, 
„dass  die  erhöhte  Pension  und  die  Verwundungs-  und  Verstümmelungszulagen, 
welche  in  Gemässheit  des  Reichsgesetzes  vom  27.  Juni  1871  gezahlt  werden, 
nach  §  30  des  Klassen-  und  Einkommensteuergesetzes  vom  1/25.  Mai  1851/73 
als  fortlaufende  Einnahmen  zu  betrachten  sind,  denen  Befreiung  ge- 
setzlich nicht  beigelegt  ist.  Dieselben  sind  daher  im  allgemeinen  als  steuer- 
pflichtiges Einkommen  anzusehen". 

Hieran  schliessen  sich  dann  eng  die  in  verschiedenen  Staaten  den  Inhabern 
bestimmter  Orden  und  Ehrenzeichen  gewährten  Steuerfreiheiten  an 
und  zwar  lässt  in  dieser  Hinsicht  steuerfrei:  Preussen  (§  5  lit.  g)  ,die  Inhaber 
des  eisernen  Kreuzes  einschliesslich  derjenigen,  welche  dieser  Auszeichnung  auf 
Grund  der  Urkunde  vom  19.  Juli  1870  (Ges.  Samml.  S.  437)  teilhaftig  geworden 
sind,  sowie  die  Inhaber  des  Militärehrenzeichens  *)  I.  und  II.  Klasse  und  die  zu 
dem  Hausstande  der  Inhaber  dieser  Auszeichnungen  gehörigen  Familienglieder, 
soweit  sie  zu  den  beiden  ersten  Stufen  (der  Klassensteuer,  also  bis  zu  900  M. 
Einkommen)  gehören"^);  ferner  Reuss  j.  L.  (Ges.  v.  13.  April  1874  §  4  Ziff.  6) 
„die  Inhaber  des  eisernen  Kreuzes  und  die  zu  ihrem  Hausstand  gehörigen 
Familienglieder,  soweit  sie  zu  den  ersten  drei  Stufen  (der  Klassensteuer,  bis  zu 
550  M.  Jahreseinkommen)  gehören";  weiter  Schaumburg-Lij)pe  (Ges.  v.  20.  Jan. 
1885  §  3  Zifi".  9)  „die  Inhaber  des  eisernen  Kreuzes  und  Unserer  Militärverdienst- 
medaille, von  den  ersten  beiden  Stufen"  der  Klassensteuer,  also  bis  zu  900  M. 
Einkommen";  endlich  Schwarzburg-Rudolstadt  (§  3  Ziff.  1  sub  d)  „die  Inhaber 
des  eisernen  Kreuzes,  des  kgl.  preuss.  Militärehrenzeichens  I.  und  H.  Klasse,  sowie 
der  fürstl.  schwarzburgischen  Ehrenmedaille  mit  der  Kriegsdekoration  und  des 
fürstl.  schwarzburgischen  Ehrenzeichens  für  die  Kriegsjahre  1814  und  1815  nebst 
den  zu  ihrem  Hausstande  gehörigen  Familiengliedern,  soweit  sie  zu  den  ersten 
drei  Steuerstufen   der  Einkommensteuer   (bis  zu  500  M.  Einkommen)  gehören". 

Endlich  findet  sich  noch  eine  Steuerfreiheit  aller  (Militär-  und  Zivil-) 
Pensionäre,  soweit  deren  Pensionseinkommen  eine  gewisse  Höhe  nicht  über- 
schreitet, in  Weimar  (Ges.  über  die  Steuerverfassung  v.  18.  März  1868  §  15  Ziff.  5) 
und  Reuss  j.  L.  (§  3  lit.  d),  welche  beide  „Pensionäre  in  Ansehung  der  Pensionen, 
ingleichen  Auszügler  hinsichtlich  ihrer  Auszüge  aus  Landgütern  (Altteile)  sofern 
jene  Pensionen  oder  diese  Auszüge  weniger  als  45  M.  (bezw.  in  Reuss  j.  L.  50  Thlr.) 
jährlich  betragen",  von  der  Einkommensteuer  frei  lassen. 

In  einigen  Staaten  sind  dann  auch  besondere  Steuerfreiheit  gewährende 
Bestimmungen  hinsichtlich  der  von  Pensionen  und  ähnlichen  Bezügen  lebenden 
Witwen  erlassen  worden.  In  erster  Linie  sind  auch  hier  wieder  die  Witwen 
verstorbener  Militärs  bedacht,  indem  in  Braunschweig  (§  3  Ziff.  5)  den  „Wit- 
wen im  wirklichen  Dienste  oder  pensioniert  verstorbener  Unteroffiziere  und 
Soldaten"  bezüglich  ihres  gesamten  personalsteuerpflichtigen  Einkommens  die 


1)  Nach  dem  F.-M.Keskript  vom  ti.  November  1873  steht  dem  Militärehrenzeichen  das 
Militärverdienstkreuz  gleich,  und  sind  deshalb  die  Inhaber  desselben  unter  den  gleichen  Voraus- 
setzungen klassensteuerfrei. 

2)  Eine  besondere  Begünstigung  gewährt  diese  Bestimmung  jetzt  aber  nicht  mehr ,  da 
seit  dem  Gesetz  vom  26.  März  1883  die  untersten  zwei'  Stufen  der  Klassensteuer  überhaupt 
nicht  mehr  eingehoben  werden. 
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Steuer  nachgelassen  wird;  in  Hamburg  (§  3  ZiflF.  2)  den  .Witwen  des  vormaligen 
hamburgischen  Militärs  aber  nur  in  Bezug  auf  ihr  Witwengehalt* 
Steuerfreiheit  gewährt  wird,  und  endlich  in  Baden  (Vollzugsverordnung  v.  17.  Febr. 
1885  z.  Ges.  v.  20.  Juni  1884  §  2  Abs.  5)  als  steuerbares  Einkommen  nicht  zu  be- 
trachten sind:  ,die  Bezüge  der  Hinterbliebenen  von  Unteroffizieren  und  Soldaten 
und  gleichgestellten  Militärbeamten  aus  der  badischen  Militärwitwenkasse,  sowie  die 
solchen  Hinterbliebenen  auf  Grund  des  Reichsgesetzes  vom  27.  Juni  1871  (Reichsges. 
Bl.  S.  284)  gewährten  Bewilligungen,  femer  Gnadenpensionen,  Almosen,  Unter- 
stützungen, endlich  auch  der  Lebensunterhalt,  welcher  auf  Grund  gesetzlicher 
Ernährungspflicht  in  Natur  oder  Geld  verabreicht  wird*. 

Im  geraden  Gegensatz  zu  diesen  Bestimmungen  verfügt  ein  preussisches 
Finanzministerialreskript  vom  5.  Dezember  1866  ausdrücklich,  dass  die  Witwen 
verstorbener  Militärs  nicht  steuerfrei  zu  lassen  seien. 

Eine  Steuerbefreiung  von  Witwen  bestimmter  Klassen  von  Zivilbeamten 
lässt  sich  nachweisen  in  Sachsen -Weimar  (Ges.  über  das  Steuerverf.  §  15 
Zifl".  8),  welches  , diejenigen  Witwen  und  Waisen,  welche  aus  dem  akademischen 
Witwen-  und  Waisenfonds  oder  aus  der  Witwenkasse  des  Oberappellationsge- 
richts eine  Pension  beziehen,  hinsichtlich  dieser  Pension  ohne  Unterschied  des 
Betrages'  steuerfrei  lässt,  und  in  Lübeck  (transi torische  Bestimmung  sub  i,  Ent- 
wurf T.  15.  Dez.  1886),  welches  „die  vor  dem  20.  Oktober  1869  vorhanden  ge- 
wesenen, noch  lebenden  Witwen  von  MitgHedem  des  hiesigen  Oberappellationa- 
gerichts"  für  ihre  Witwengehalte  von  der  Einkommensteuer  befreit. 

Nicht  auf  die  Witwen  von  Militärs  oder  bestimmten  Beamten  beschränkt, 
sondern  auf  weitere  Kategorien  solcher  Personen  ausgedehnt,  ist  die  Steuerfrei- 
heit in  folgenden  Ländern,  nämlich  in  Bayern  (Art.  12  Ziff.  6)  auf  ,  Witwen  und 
Hinterlassene  der  in  Ali.  2  Abteil.  III  lit.  a  bezeichneten  Personen  (Hof-,  Staats-, 
Militär-,  Kirchen-,  Gemeinde-,  Stiftungsdiener,  sowie  Privatbedienstete)  hinsicht- 
lich ihrer  Pensionen  oder  Alimentationen,  wenn  solche  den  Betrag  von  500  M. 
nicht  übersteigen  und  die  Empfangsberechtigten  nicht  noch  ein  weiteres  jährliches 
Einkommen  von  mindestens  500  M.  beziehen*;  neben  dieser  Einkommensteuerfirei- 
heit  ist  dann  den  Witwen  und  minderjährigen  Waisen,  ebenso  den  minderjährigen 
Doppelwaisen  die  Ermässigimg  der  Kapitalrentensteuer  (Art.  4  Ziff.  9)  auf  die 
Hälfte  des  Steuerbetrages  gewährt,  wenn  ihre  Kapitalrente  den  Betrag  von  jähr- 
lich 500  M.  nicht  übersteigt  und  sie  ein  anderweites  Einkommen  über  den  Be- 
trag von  500  M.  hinaus  nicht  beziehen;  femer  in  Saclisen -Weimar  (e  c)  und 
Reuss  j.  L.  (§  3  lit.  d),  wo  Witwen  und  Waisen  in  Ansehung  ihrer  Pensionen 
nicht  zur  Einkommensteuer  herangezogen  werden,  sofern  jene  Pensionen  weniger 
als  45  M.  (Reuss  50  Thlr.)  jährlich  betragen;  sodann  in  Braunschweig  (Personal- 
steuergesetz V.  29.  Juni  1864  §  3  Ziff.  11  und  Ges.  v.  11.  April  1870),  welches  der 
letzten  Klasse  angehörige  pensionbeziehende  Witwen  von  der  Erlegung  der  Steuer 
bereit,  wenn  sie  „weder  Gesellen  noch  Lehrlinge,  noch  mänijliche  Domestiken 
halten,  auch  nicht  mehr  als  einen  weiblichen  Dienstboten  haben";  und  endlich 
sind  in  Koburg  (Art.  27  lit.  b)   und  ebenso  in  Gotha   (Ges.  v.  4.  Dez.  1870)*) 


1)  Xach  dem  Gesetz  vom  10.  Januar  185t  (§  29  lit.  b)  blieben  in  Gotha  Witwen  und 
Waisen  steuerfrei  nur  für  die  Pensionen ,  welche  sie  aus  der  gothaischen  Witwensozietäts- 
kasse  bezogen. 
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klassensteuerfrei:  „Witwen  und  Waisen  bezüglich  der  Pension,  welche  sie  aus 
einer  Staats-,  Domänen-  oder  Gemeindekasse  oder  aus  einer  anderen  zur  Unter- 
stützung von  Witwen  und  Waisen  bestimmten  Kasse  beziehen;  hat  jedoch 
eine  Witwe  ausser  der  Pension  noch  ein  anderes  Einkommen,  so  wird  sie  in 
Gotha  (Ausführungsverordnung  z.  Ges.  die  Einkommen-  u.  Klassensteuer  betr. 
V.  20.  Jan.  1854  §  20)  nicht  nur  aus  dem  anderweiten  Einkommen,  sondern  auch 
aus  der  Pension  steuerpflichtig,  darf  aber  von  der  Steuer  3  Prozent  ihres  Wit- 
wengehaltes abrechnen '). 

Endlich  lässt  Baden  (Art.  6  Ziff.  6)  „Sterbequartalbezüge"  einkommen- 
steuerfrei, besteuert  aber,  mit  Ausnahme  derjenigen  Bezüge,  welche  die  Hinter- 
bliebenen von  Unteroffizieren  und  Soldaten  und  diesen  gleichgestellten  Militär- 
beamten aus  der  badischen  Militärwitwenkasse  empfangen,  sämtliche  Pensionen 
und  diesen  gleichzuachtende  Beihilfen  (Yollzugsverordnung  v.  17.  Febr.  1885 
z.  Ges.  V.  20.  Juni  1884  §  2  Abs.  6  u.  7). 


4.  Mit  bezug   anf  das  Verhältnis  der  einzelnen  Stenerpflichtigen  zu  anderen 
dentschen  Bundesstaaten  und  zum  Reiche. 

Diese  Materie  ist  durch  das  Reichsgesetz  vom  13.  Mai  1870  wegen  Be- 
seitigung der  Doppelbesteuerung  endgültig  und  einheitlich  geregelt.  Dies  Gesetz 
—  eine  notwendige  Ergänzung  des  Freizügigkeitsgesetzes  vom  1.  November  1867  — 
stellt  zwar  nicht  die  Pflicht  der  einzelnen  Reichsangehörigen  bezüglich  der 
Steuerentrichtung  fest,  kommt  also  für  uns  nicht  gerade  unmittelbar  in  Betracht, 
sondern  gibt,  was  uns  mittelbar  berührt,  allgemeine  Regeln  darüber,  wo  der 
einzelne,  damit  keine  Doppelbesteuerung  entsteht,  im  konkreten  Falle  besteuert 
werden  darf.  Dadurch,  dass  dann  die  Landesgesetze  innerhalb  der  durch  das 
Reichsgesetz  gezogenen  Grenzen  die  Steuerpflicht  der  einzelnen  Person  aus- 
sprachen, hat  das  letztere  für  uns  erhöhte  Bedeutung  erhalten. 

Eine  eingehende  Besprechung  hat  dieses  Reichsgesetz  nun  bereits  im 
Finanzai'chiv  (V.  Jahi'gang,  I.  Band^)  gefunden  und  mag  es  hier  genügen,  unter 
Hinweis  auf  diese  Abhandlung  lediglich  die  allgemeinen  Grundsätze  anzugeben. 

I.  Als  Hauptregel  hat  das  Reichsgesetz  vom  13.  Mai  1870  den  Grundsatz 
aufgestellt,  dass  für  die  Steuerpflicht  eines  Deutschen ^)  sein  Wohnsitz^),  even- 
tuell, wenn  ein  solcher  nicht  vorhanden,  sein  Aufenthaltsort  innerhalb  des 
Deutschen  Reiches  und  in  wenigen  Fällen  seine  Staatsangehörigkeit  ausschlag- 
gebend ist.     (§§  1  u.  2.) 


1)  Hat  z.  0.  eine  Witwe  400  M.  Witwengehalt  und  500  M.  anderweites  Einkommen ,  in 
Summa  900  M.  Gesamteinkommen,  und  ist  sie  hierlür  mit  27  M.  Steuer  veranlagt,  so  darf  sie 
für  ihre  400  M.  Witwengehalt  3  Prozent  =  12  M.  in  Abzug  bringen,  so  dass  der  von  ihr  zu 
zahlende  Steueirest  noch  15  M.  beträgt. 

2)  Th. Clausa,  Das  Reichsgesetz  vom  13.  Mai  1870  wegen  Beseitigung  der  Doppel- 
besteuerung unter  vergleichender  Berückbichtigung  des  Schweizer  Bundesreehts. 

3)  Auf  Nichtdeutsche  findet  das  Reichsgesetz  vom  13.  Mai  1870  keine  Anwendung. 
"Vgl.  Finanzarchiv  V.  Jahrg.  I.  Bd.  S.  151. 

*)  „Einen  Wohnsitz  im  Sinne  dieses  Gesetzes  hat  ein  Deutscher  an  dem  Orte,  an 
welchem  er  eine  Wohnung  unter  Umständen  inne  hat,  welche  auf  die  Absicht  der  dauernden 
Beibehaltung  einer  solchen  schliessen  lassen."  §  1  Abs.  2  des  Reichsgesetzes  vom  15.  Mai  1870. 
Tgl.  auch  Finanzarchiv  V.  Jahrg.  I.  Bd.  S.  157  ff. 
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Danach  gestaltet  sich  dann,  wenn  wir  vorläufig  von  möglichen  nicht 
inländischen  Bezügen  aus  Grundbesitz,  Gewerbebetrieb,  Gehalt,  Pension  und 
Wartegeld  absehen,  die  Besteuerung  der  Reichsangehörigen  folgendennassen: 

1.  Hat  jemand  seinen  Wohnsitz  in  seinem  Heimatstaate,  so  darf  er,  gleich- 
viel, ob  er  sich  in  demselben  auch  aufhält,  oder  ob  er  seinen  Aufenthaltsort  in 
einem  anderen  deutschen  Bundesstaate  gewählt  hat,  nur  in  seinem  Heimatstaate 
besteuert  werden. 

2.  Gab  er  unter  Beibehaltung  seiner  Staatsangehörigkeit  den  Wohnsitz 
in  seinem  Heimatstaate  auf  und  begiündete  einen  neuen  in  einem  anderen  deuti- 
schen Bimdesstaate,  ohne  auch  dort  die  Staatsangehörigkeit  zu  erwerben,  so 
wird  er  nur  im  letzteren  Staate  zur  Steuer  herangezogen. 

3.  Hat  er  weder  in  seinem  Heimatstaate,  noch  in  dem  Staate,  in  welchem 
er  sich  aufhält,  sondern  in  einem  dritten  Bundesstaate  einen  Wohnsitz  im  Siime 
des  Keichsgesetzes  begründet,  so  wird  er  wiederum  nur  in  diesem  dritten  Staate 
besteuert. 

Dabei  zeigt  sich  in  Sachsen  eine  Eigentümlichkeit.  Nach  dem  sächsischen 
Einkommensteuergesetze  (§  6  Ziff.  9)  ist  nämlich  Angehörigen  anderer  deutscher 
Bundesstaaten,  welche  zwar  in  Sachsen  einen  Wohnsitz  haben,  sich  aber  an 
irgend  einem  anderen  Orte  des  Deutschen  Reiches  aufhalten,  die  Begünstigung 
der  Freilassung  des  Existenzminimiuns  nicht  gewährt,  vielmehr  wird  von  diesen 
Personen,  auch  wenn  ihr  Einkonunen  unter  300  M,  beträgt,  der  Steuersatz  der 
untersten  Klasse  erhoben. 

4.  Hat  ein  Reichsangehöriger  überhaupt  keinen  Wohnsitz  im  Reiche,  so 
unterliegt  er  der  Besteuerung  in  dem  Aufenthaltsstaate'). 

5.  Ein  Reichsangehöriger  sodann,  welcher  in  mehreren  deutschen  Staaten, 
dai-unter  auch  in  dem  Staate,  in  welchem  er  die  Staatsangehörigkeit  besitzt, 
einen  Wohnsitz  hat,  kann  nur  in  dem  letzteren  besteuert  werden;  ist  ihm  jedoch 
einer  der  mehreren  Wohnsitze  als  dienstlicher  angewiesen,  so  ist  er  an  diesem 
steuerpflichtig. 

6.  Ist  mit  dem  mehrfachen  Wohnsitze  auch  die  mehrfache  Staatsange- 
hörigkeit verbunden,  so  gibt  das  Reichsgesetz  vom  13.  Mai  18"0  nur  für  den  Fall 
eine  Bestimmung,  dass  der  eine  Wohnsitz  ein  dienstlicher  ist,  und  steht  dann 
ebenfalls  nur  dem  Staate  des  letzteren  das  Besteuerungsrecht  zu.  Im  übrigen 
hat  das  Gesetz  aber  eine  Lücke  gelassen,  infolgedessen  eine  Doppelbesteuerung 
eintreten  kaim.  Es  soll  ^  dies  jedoch  nicht  etwa  aus  einem  Uebersehen,  sondern 
absichtlich  geschehen  sein,  weil  demjenigen,  welcher  gleichzeitig  in  mehreren 
Bundesstaaten  staatsangehörig  sei,  in  jedem  derselben  Rechte  gewährt  würden. 


')  Es  kann  auf  den  ersten  Blick  vielleicht  zweifelhaft  erscheinen,  wo  minderjährige 
Waisen,  deren  Vormund  im  Inlande  wohnt  und  deren  Einkünfte  ebenfalls  aus  dem  Inlande 
stammen,  zu  besteuern  sind,  wenn  sie  in  einem  anderen  deutschen  Bundesstaate  untergebracht 
sind.  Einen  Wohnsitz  im  Sinne  des  Eeichsgesetzes  können  solche  Minderjährige  nicht  be- 
giünden  und  entscheidet  infolge  dessen  ihr  Aufenthaltsort,  so  dass  derjenige  Bundesstaat  das 
Best€uerungsrecht  ausüben  darf,  in  dessen  Gebiete  sie  sich  aufhalten.  Der  Ort,  wo  die  Kuratel 
über  sie  geführt  wird,  kommt  gar  nicht,  der  Ort,  woher  das  Einkommen  fliesst,  nur  insoweit 
in  Betracht,  als  es  sich  xun  Grundbesitz,  Gewerbebetrieb  oder  staatliche  Pensionen  handelt. 
Vgl.  auch  Sachs.  Ministerialverordnung  vom  28.  Februar  1881  (Mitteüungen  I.  Bd.  Heft  l  S.  1.) 

-)  Vgl.  Blätter  für  administrative  Prajus  in  Bayern  Bd.  XXIV  S.  94  und  Finanzarchiv 
V.  Jahrg.  Bd.  I  S.  168. 
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wofür  er  dann  auch  Pflichten  übernehmen  müsse.  Im  übrigen  sei  auch  eine  Be- 
steuerung in  jedem  der  beteiligten  Staaten  nur  eine  Konsequenz  der  Bestimmung 
in  §  2  Abs.  2  des  Reichsgesetzes  vom  13.  Mai  1870.  Lässt  sich  nun  auch  im  all- 
gemeinen nicht  leugnen,  dass  in  diesem  Falle  eine  Steuerpflicht  in  jedem  Staate 
an  sich  begründet  ist,  so  muss  doch  die  strenge  Durchführung  des  Prinzips  und 
demnach  die  Besteuerung  in  allen  beteiligten  Staaten  als  eine  drückende  Last 
für  den  Steuei-pflichtigen  bezeichnet  werden.  Wie  oft  in  Steuersachen,  so 
müssen  auch  hier  Billigkeitsgründe  den  Ausschlag  geben.  Derjenige,  welcher 
in  mehreren  Staaten  die  Staatsangehörigkeit  erwirbt  und  auch  daselbst  einen 
Wohnsitz  begründet,  wii'd  dort  meist  Grundbesitz  haben  oder  ein  Gewerbe 
betreiben.  In  diesen  Fällen  unterliegt  er  bereits  der  Grund-  oder  der  Gewerbe- 
steuer und  trägt  auf  diese  Weise  schon,  ganz  abgesehen  von  seinem  Beitrage 
zu  den  indirekten  Steuern,  zur  Befriedigung  der  Bedürfnisse  dieses  Staates 
mit  oft  nicht  unwesentlichen  Summen  bei.  Sodann  scheint  es  doch  wohl  auch 
der  Konsequenz  des  in  dem  Gesetze  vom  13.  Mai  1870  zum  Ausdruck  ge- 
kommenen Gedankens  der  Beseitigung  der  Doppelbesteuerung  mehr  zu  ent- 
sprechen, wenn  jede  Ausnahme  hiervon  vermieden  wird,  und  wäre  deshalb  eine 
Ausfüllung  der  Lücke  in  dem  -Sinne  wünschenswert,  dass  auch  für  den  Fall, 
dass  ein  Deutscher  in  verschiedenen  Bundesstaaten  ansässig  und  staatsangehörig 
ist,  nur  einmal  von  ihm  die  Steuer  erhoben  werden  darf.  Dies  könnte  nun 
in  verschiedener  Weise  geschehen,  indem  man  entweder  demjenigen  Staate  das 
Besteuerungsrecht,  soweit  es  sich  nicht  um  Grundbesitz  und  Gewerbebetrieb 
handelt,  zuwiese,  in  welchem  sich  der  Steuerpflichtige  die  meiste  Zeit  im  Jahre 
aufhält,  oder,  wenn  dieser  Aufenthalt  in  keinem  der  betreffenden  Staaten  als 
überwiegend  nachzuweisen  wäre,  seinem  ursprünglichen  Heimatstaate,  d.  h.  dem- 
jenigen, in  welchem  er  zuerst  die  Staatsangehörigkeit  erlangt  und  später  dann 
auch  beibehalten  hat.  Dieser  Ansicht  scheint  mir  vor  dem  Vorschlage  Seydels 
in  Hirths  Annalen  (1876  S.  178),  nach  welchem  das  Besteuerungsrecht  dem- 
jenigen Staate  zukommen  soll,  in  welchem  der  Steuerpflichtige  oder  derjenige, 
von  welchem  er  seine  Staatsangehörigkeit  ableitet,  das  Indigenat  zuletzt 
erworben  hat,  deshalb  der  Vorzug  zu  gebühren,  weil  schon  die  natürliche  Zu- 
sammengehörigkeit des  Steuei'pflichtigen  mit  seinem  Geburtslande,  denn  dies 
wird  in  den  allermeisten  Fällen  das  Land  sein,  in  welchem  er  zuerst  die  Staats- 
angehörigkeit erworben  hat,  darauf  hinweist,  diesem  das  Recht  der  Besteuerung 
einzuräumen.  Sodann  verfolgt  man  doch  mit  der  Erhebung  der  Steuer  auch 
noch  den  ideellen  Zweck,  in  dem  Steuerzahler  das  Gefühl  der  Zugehörigkeit  zu 
einem  grossen  geordneten  Ganzen,  dessen  Schutz  er  geniesst,  wach  zu  halten, 
und  ist  es  doch  unstreitig  mehr  angebracht,  dieses  Gefühl  für  den  ursprüng- 
lichen Heimatstaat,  als  für  ein  völlig  fremdes  Staatswesen,  dem  er  erst  infolge 
irgend  welcher  Zufälle  näher  getreten  ist,  zu  befestigen  und  zu  kräftigen. 
Endlich  Hesse  sich  die  Regelung  dieser  Frage  auch  noch  in  der  Weise  denken, 
dass  die  einzelnen  Staaten  diesbezügliche  Staatsverträge  abschlössen,  und  zwar 
entweder  im  allgemeinen  auf  alle  Fälle  anwendbare  oder  spezielle  für  den 
einzelnen  Fall  besonders  vereinbarte '). 


J)  Eine  sächsische  Finanzministerialverfügung  vom  15.  November  1886  (abgedruckt  in 
Mitteüungen  etc.  Bd.  HI  Heft  lY  Nr.  84  S.  29ü),  spricht  sich  für  die  letztere  Art  aus. 
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Bis  zur  reichsgesetzlichen  Ausfüllung  der  angegebenen  Lücke  im  Doppel- 
besteuerungsgesetze ist  die  Regelung  durch  Staatsverträge  auch  die  einzig  mög- 
liche Art,  eine  Doppelbesteuerung  der  betreffenden  Personen  zu  vermeiden. 

II.  Von  der  Hauptregel  macht  dann  aber  das  Reichsgesetz  vom  13.  Mai 
1870  in  den  §§  3  und  4  wieder  Ausnahmen  dahingehend,  dass  der  Grundbesitz 
und  der  Betrieb  eines  Gewerbes,  sowie  das  aus  diesen  Quellen  fliessende  Ein- 
kommen, femer  Gehalt,  Pension  und  Wartegeld,  welches  deutsche  Älilitärpersonen 
und  Zivübeamte,  sowie  deren  Hinterbliebene  aus  der  Kasse  eines  Bundestaates 
beziehen,  nur  in  demjenigen  Staate  besteuert  werden  darf,  welcher  die  Zahlungen 
zu  leisten  hat,  oder  in  welchem  der  Grundbesitz  liegt  oder  das  Gewerbe  betrieben 
wird.  Von  diesem  Best^uerungsrechte  haben  dann  auch  sämtliche  deutsche 
Staaten  Gebrauch  gemacht,  nur  zeigen  sich  darin  geringe  Abweichungen,  dass 
einige  Staaten  solches  Einkommen,  wenn  es  von  nichtinländischen  Deutschen 
bezogen  wird,  nur  dann  der  Klassen-  bezw.  Einkommensteuer  unterwerfen,  wenn 
es  eine  bestimmte  Höhe  überschreitet.  So  bleiben  in  Koburg  (Ges.  v.  16.  Jimi 
1874  Art.  1  Ht.  b)  Einkommen  aus  Grundbesitz  u.  s.  w.  unter  20  M.,  in  Gotha 
(Ges.  V.  14.  Dez.  1870  §  1  lit.  b)  und  Schwarzburg-Sondershausen  (Ges.  v.  10.  Okt. 
1857  §  1)  solches  unter  10  Thlr.  steuerfrei;  endlich  werden  in  Reuss  j.  L.  (Ges. 
V.  22.  Juni  1868  §  5  Ziff.  2)  nur  diejenigen  in  einen  anderen  Bundesstaat 
gehenden  diesbezüglichen  Einkommen  zur  Steuer  herangezogen,  welche  mit  min- 
destens 20  Steuereinheiten  behaftet  sind. 

Eine  weitere  Modifikation  liegt  dann  noch  darin,  dass  Preussen  (Ges.  v. 
8.  Juli  1876,  betr.  die  Steuer  v.  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  §  4),  Hessen 
(Art.  20  u.  29),  Schaumburg-Lippe  (§  17)  und  Lippe-Detmold  (§  16)  solche  Staats- 
angehörige, welche  im  Inlande  ein  stehendes  Gewerbe  xmd  daneben  noch  in 
einem  anderen  Bundesstaate  ein  Gewerbe  ohne  Begründung  einer  ge- 
werblichen Niederlassung  betreiben,  soweit  sie  für  das  letztere  nicht 
bereits  der  Steuer  vom  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  unterliegen,  stets  für 
ihren  gesamten  Gewerbebetrieb  mit  der  Gewerbesteuer  anlegen,  also  auch 
von  dem  in  einem  anderen  deutschen  Bundesstaate,  selbst  wenn  der  Steuer- 
pflichtige darin  auch  einen  Wohnsitz  hat,  betriebenen  Gewerbe  die  Steuer  im 
Inlande  erheben'). 

Dehnt  ein  Reichsangehöriger  seinen  Gewerbebetrieb  auf  mehrere  Bundes- 
staaten unter  jedesmaliger  Begiündung  einer  festen  Niederlassung  aus,  so  ist  er 
jedem  dieser  Bundesstaaten,  und  zwar  nach  Verhältnis  des  darin  betriebenen 
Gewerbes,  steuerpflichtig.  Dieser  Fall  gestaltet  sich  einfach,  wenn  der  Betrieb 
in  verschiedenen  Staaten  ein  seiner  Art  nach  gleicher  ist,  z.  B.  ein 
preussisches  Geschäftshaus  in  Baden  und  Sachsen  Filialgeschäfte  hat.  Es  wird 
dann  in  Preussen  das  Hauptgeschäft,  in  Baden  und  Sachsen  je  die  Filiale  der 
Besteuerung  unterKegen.  Schwieriger  stellt  sich  die  Sache  jedoch  dar,  wenn 
der  Gewerbebetrieb  in  den  einzelnen  Staaten  ein  seiner  Art  nach  ungleicher 
ist,  z.  B.  in  Preussen  die  Fabrikation,  in  Sachsen  und  Baden  der  Verkauf  der 
in  Preussen  produzierten  Ware  stattfindet.  Eine  Ministerialbekanntmachung  des 
Fürstentum  Reuss  j.  L.  vom  26.  Oktober  1870  bemerkt  zu  dieser  Frage,  dass 
„das  Bundesgesetz  wegen  Beseitigung  der  Doppelbesteuerung  keine  Anwendung" 


Vgl.  noch  Finanzarchlv  V.  Jahrg.  Bd.  I  S.  176,  17 
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finde,  während  ein  Urteil  des  Reichsgerichts  vom  7.  November  1885,  meines 
Erachtens  mit  mehr  Recht,  gerade  das  Gegenteil  feststellt  und  zugleich  noch 
ausführt,  dass  in  diesem  Falle  „das  Recht  der  Besteuerung  jedem  der  beteiligten 
Staaten,  einem  jeden  aber  nur  so  weit  zusteht,  als  der  Betrieb  des  Gewerbes  in 
seinem  Gebiete  stattfindet"  ^). 

Daraus  ergibt  sich  dann  die  Notwendigkeit  einer  Scheidung^)  des  Ein- 
kommens des  Gewerbetreibenden  aus  diesen  Betrieben  nach  Fabrikations-  und 
Handelsgewinn,  wobei  sich  dann  eine  neue  Schwierigkeit  erhebt,  nämlich  die, 
wie  der  Gewinn  auf  die  einzelnen  Geschäfte  zu  verteilen  ist,  insbesondere  zu 
welchem  Preise  die  dem  Handelsgeschäfte  vom  Fabrikationsgeschäfte  gelieferten 
Waren  anzurechnen  sind.  Eine  sächsische  Finanzministerialentscheidung  vom 
12.  Januar  1885 ')  führt  in  zutreffender  Weise  aus,  dass  „der  Umstand,  dass  sich 
beide  Betriebe  in  einer  Hand  befinden,  unberücksichtigt  gelassen  und  die  Sache 
so  behandelt  werden  müsse,  als  ob  dieselben  in  verschiedenen  Händen  wären. 
Dem  Handelsgeschäfte  müssen  daher  die  aus  dem  Fabrikationsgeschäfte  gelie- 
ferten Waren  zu  demselben  Preise  angerechnet  werden,  zu  welchem  sie  auch 
fremden  Handelsgeschäften  geliefert  zu  werden  pflegen  oder  doch  ohne  Schädigung 
des  Fabrikanten  geliefert  werden  könnten,  also  mit  einem  Aufschlage  zu  den 
Herstellungskosten,  welcher  der  Differenz  zwischen  den  Engroskaufpreisen  und 
den  Herstellungspreisen  entspricht.  Eine  niedrigere  Berechnung  der  an  das 
Filialgeschäft  gelieferten  Waren  ist  zwar  für  den  Gewerbetreibenden  unschäd- 
lich, sie  schmälert  aber  das  in  dem  Staate,  in  welchem  die  Fabrikation  betrieben 
wird,  steuerpflichtige  Einkommen,  verletzt  mithin  das  Besteuerungsrecht  dieses 
Staates  und  braucht  daher  von  demselben  auch  nicht  anerkannt  zu  werden"  ■*). 

Es  könnte  nun  noch  die  Frage  aufgeworfen  werden,  ob  Entschädigungen, 
welche  auf  Grund  des  Haftpflichtgesetzes  vom  7.  Juni  1871  und  des  Unfallver- 
sicherungsgesetzes vom  6.  Juli  1884  nebst  den  Ergänzungsgesetzen  vom  28.  Mai 
1885  und  27.  Mai  1886  gezahlt  werden,  als  Pensionen  anzusehen  und  deshalb 
in  dem  Staate  zu  besteuern  sind,  aus  dessen  Kasse  sie  gezahlt  werden,  oder  ob 
sie  der  Besteuerung  am  Orte  des  Wohnsitzes  bezw.  Aufenthaltes  unterliegen. 
Hier  hat  nun  das  sächsische  Finanzministerium  in  einer  Verfügung  vom  24.  No- 
vember 1884^)  entschieden,  dass  solche  Bezüge  nicht  als  Pensionen  anzusehen 
seien,  da,  selbst  wenn  der  Empfänger  früher  Beamter  gewesen  sei  und  den 
Unfall,  wegen  dessen  ihm  die  Rente  gewährt  werde,  bei  Ausübung  seines  Dienstes 
erlitten  habe,  der  Anspruch  auf  die  Rente  sich  nicht  auf  das  Dienstverhältnis, 
sondern  vielmehr  auf  die  Thatsache  der  Verunglückung  stütze.  Das  Be- 
steuerungsrecht steht  deshalb  in  dieser  Beziehung  stets  dem  Staate  des  Wohn- 
ortes oder  des  Aufenthaltes  zu. 


1)  Vgl.  Finanzarchiv  V.  Jahrg.  Bd.  I  S.  175. 

2)  Vgl.  Finanzarchiv  V.  Jahrg.  Bd.  I  S.  179 ;  siehe  auch  die  sächs.  Spezialerläuterungeu 
vom  10.  Januar  1879  Nr.  1. 

3)  Abgedruckt  in  Mitteilungen  aus  der  Verwaltung  der  direkten  Steuern  im  Königreich 
Sachsen  Bd.  III  Nr.  37  S.  133. 

♦)  Vgl.  auch  Finanzarchiv  V.  Jahrg.  Bd.  I  S.  179  sub  c. 
5)  Abgedruckt  in  „Mitteüungen"  Bd,  III  Nr.  33  S.  121  flf. 
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5.  Mit  bezng  auf  das  Verhältnis  des  Steaerpflichtigea  znin  Aaslande. 

a)    Die   Besteuerung   der   Staatsangehörigen   rücksichtlich 
ihrer   ausländischen   Einkünfte. 

So  grosse  Einigkeit  bezüglich  der  Besteuerung  der  Staatsangehörigen  für 
ihr  aus  dem  Inlande  oder  dem  übrigen  Reichsgebiete  bezogenes  Einkommen 
durch  das  Reichsgesetz  vom  13.  Mai  1870  geschaffen  ist,  ebenso  starke  Ver- 
schiedenheiten und  Abweichungen  zeigen  sich,  wenn  es  sich  um  die  durch  dieses 
Reichsgesetz  nicht  geregelte  Frage  handelt,  wie  die  Besteuerung  mit  Rücksicht 
auf  die  aus  dem  Reichsauslande  stammenden  Bezüge  zu  gestalten  sei. 

Prinzipiell  ist  hier  nirn  daran  festzuhalten,  dass  der  Staatsangehörige  mit 
seinem  gesamten,  also  auch  dem  ausländischen  Einkommen  bezw.  Ertrage 
zur  inländischen  Steuer  heranzuziehen  sei,  wenn  sich  auch  nicht  leugnen  lässt, 
dass  eine  bedingte  Befreiung  solcher  ausländischen  Bezüge  vom  praktischen 
Standpunkte  aus  etwas  für  sich  hat.  Abgesehen  davon  nämHch,  dass  durch 
nutzbringende  Anlage  von  Kapitalien  im  Auslande,  welche  im  Inlande  keine 
oder  keine  so  günstige  Verwendung  finden  können,  dem  letzteren  viel  Einkonmien 
bezw.  Ertrag  zugeführt  und  dadurch  die  Wohlhabenheit  und  Leistungsfähigkeit 
des  Empfängers  im  allgemeinen  gesteigert  wird,  so  kann  sich  auch  eine  in 
massigen  Schranken  haltende  Begünstigung  auswärtiger  Kapitalanlagen  dann 
rechtfertigen,  wenn  es  sich  darum  handelt,  im  Interesse  des  Inlandes  neue  Er- 
werbsquellen im  Auslande  zu  eröffnen,  insbesondere  Kolonien  zu  gewinnen  oder 
einen  ausländischen  Markt  zu  erobern  *).  Dabei  muss  man  sich  aber  wieder  vor 
allzu  weit  gehenden  Steuerbefreiungen  hüten,  weil  dadurch  das  Kapital  die  aus- 
ländische Anlage  bevorzugen  und  ganz  aus  dem  Lande  hinausgehen  würde.  Die 
Folge  davon  wäre  dann  nicht  nur  unter  Umständen  das  Versiegen  der  Steuer- 
einnahme aus  diesen  Quellen  und  die  Eröffnung  eines  bequemen  Weges  für 
Steuerhinterziehung,  sondern  auch  die  Schwierigkeit  für  inländische  Zwecke, 
insbesondere  für  Landwirtschaft  und  Gewerbe,    billige  Kapitalien    zu   erhalten. 

Es  müssen  deshalb  gewisse  Bedingungen  als  unerlässHche  Voraussetzungen 
der  Steuerfreiheit  bestehen,  und  muss  mindestens  der  Nachweis  gefordert  werden, 
dass  im  Auslande  bereits  eine  Steuer,  wie  sie  unter  den  gegebenen  Verhältnissen 
von  inländischen  Bezügen  im  Inlande  zur  Erhebung  kommen  würde,  erhoben  wird. 
Sollte  dann  die  ausländische  Steuer  in  ihrer  Höhe  bedeutend  hinter  der  inländischen 
zurückstehen,  so  würde  eine  Ausgleichung  dieses  Unterschiedes  durch  Erheben  einer 
Nachtragsteuer  im  Inlande  in  der  Höhe  der  nachgewiesenen  Differenz  erforder- 
lich sein.  Am  zweckentsprechendsten  und  die  Rechte  aller  Beteiligten  wahrend 
erscheint  aber  der  Modus;  nach  welchem  der  Staatsangehörige  auch  mit  seinem 
ausländischen  Einkommen  bezw.  Ertrage  der  inländischen  Steuer  unterworfen  und 
die  im  Auslande  davon  bereits  entrichtete  Steuer  nur  insofern  berücksichtigt  wird, 
als  man  deren  Abzug  von  dem  im  Inlande  steuerpflichtigen  Kapitale  gestattet '). 


1)  Auch  zur  Heüiing  einer  Kapitalplethora  hat  man  wohl  wenigstens  die  vorübergehende 
Begünstigung  auswärtiger  Kapitalanlagen  durch  gänzliche  Aufhebung  der  Steuer  angeraten, 
allein  in  dieser  Beziehung  erscheint  eine  Durchbrechung  des  Prinzips  nicht  angezeigt,  da  die 
diesbezügliche  Regulierung  sich  schon  von  selbst  durch  das  Sinken  des  ZLnsfusses  vollziehen  wird. 

-)  Vgl.  Wagner,  Finanzwissenschaft  II.  Teil  §  406  und  Röscher,  System  der 
Finanzwissenschaft  1886  §  63  sub  E. 
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Wir  werden  nun  im  einzelnen  zwischen  dem  Einkommen  bezw.  Ertrage 
aus  auswärtigem  Grundbesitze  und  Gewerbebetriebe,  femer  aus  Gehalt,  Pension 
und  Wartegeld,  welche  von  einer  ausländischen  Staatskasse  gezahlt  werden,  und 
sodann  aus  im  Auslande  angelegten  Kapitalien  unterscheiden  müssen,  da  in 
diesen  einzelnen  Beziehungen,  teilweise  wohl  veranlasst  durch  das  Reichsgesetz 
vom  13.  Mai  1870,  in  den  Steuergesetzen  vielfach  eine  verschiedene  Behandlung 
Platz  gegriffen  hat.  Bezüglich  der  übrigen  nicht  unter  die  genannten  Kate- 
gorien fallenden  Einkünfte  aus  Lohnarbeit  und  ähnlichen  Beschäftigungen 
findet  sich  nirgends  eine  besondere  Bestimmung  und  kann  deshalb ,  da  diese 
auch  nicht  gerade  häufig  und  immer  nur  in  kleinen  Beträgen  auftreten,  von  einer 
eingehenden  Besprechung  hier  abgesehen  werden.  In  der  Praxis  wird,  wie  bei 
dem  gleichartigen  aus  dem  Reichsgebiete  stammenden  Einkommen,  die  Steuer 
vom  Heimatstaate  erhoben  werden. 

a)  Grundbesitz   und  Gewerbe. 

Eine  Heranziehung  der  Staatsangehörigen  bezüglich  ihrer  ausserhalb  des 
Reichsgebietes  gelegenen  Grundbesitzungen  und  Gewerbebetriebe  zur  Grund- 
und  Gebäude- sowie  zur  Gewerbesteuer  findet  dem  Objektscharakter  dieser 
Steuern  entsprechend  in  keinem  deutschen  Staate  statt. 

Anders  bei  den  Einkommen-  und  Klassensteuern.  Hier  tritt  uns 
eine  Ausdehnung  des  Grundsatzes  des  Reichsgesetzes  vom  13.  Mai  1870,  wonach 
das  Einkommen  aus  nicht  inländischem  Grundbesitz  und  Gewerbebetrieb  unter 
keiner  Bedingung  im  Inlande  besteuert  werden  darf,  also  eine  völlige  Frei- 
lassung desselben  nur  in  Baden  (Art.  6  Ziff.  1),  Anhalt  ^)  (Novelle  v.  4.  April  1887) 
und  früher  auch  in  Sachsen- Weimar  (Ges.  über  die  Steuerverfassung  v.  18.  März 
1869)  entgegen.  Andere  Staaten,  wie  Oldenburg  (Art.  3  Ziff.  8),  Koburg  (Art.  3 
lit.  b),  Gotha  (§4  lit.  b),  Schwarzburg-Sondershausen  (§  11)  gewähren  mit  bezug 
auf  das  genannte  Einkommen  zwar  auch  Steuerfreiheit,  aber  doch  nur  unter  der 
Bedingung,  „dass  diese  Einkünfte  im  Auslande  einer  gleichen  oder  ähn- 
lichen Besteuerung  unterliegen". 

Sachsen-Weimar  (Nachtragsges.  v.  28.  Febr.  1872  §  4  Ziff.  3  A  sub  2)  lässt 
jetzt  lediglich  „das  Einkommen  aus  Gewerbsanstalten,  welche  selbständig 
ausserhalb  des  Reichsgebietes  betrieben  werden,  z.  B.  Manufakturen  und  Fabriken, 
Berg-,  Salz-  und  Hüttenwerke,  Handelskommanditen  u.  dergl.",  ferner  Waldeck 
(§  3  Ziff.  11),  Reuss  j.  L.  (Ges.  v.  22.  Juni  1868  §  5  lit.  b  u.  Ges.  v.  13.  April  1874), 
Sachsen-Meiningen  (Art.  4),  Lippe-Detmold  (nach  dem  früheren  jetzt  aufgehobenen 
Abs.  4  des  §  3  des  Ges.  v.  6.  Juni  1868),  Hessen  (nach  dem  alten  jetzt  ausser 
Kraft  gesetzten   Ges.  v.  21.  Juli  1869  Art.  2)  und  Sachsen-Altenburg  ^)  (Ges.   v. 


1)  Anhalt  besteuerte  fi-üher  (Ges.  v.  18.  April  1886  §  16  Ziff.  4)  die  ausländischen  Ein- 
künfte aus  Grundbesitz  und  Gewerbebetrieb  und  gestattete  nur  „die  nachweislichen  Steuern, 

.welchen  dieselben  im  Ursprungslande  etwa  unterliegen,  in  Rückrechnung  zu  bringen. 

2)  In  Altenburg  (1.  c.)  besteht  dann  noch  die  Bestimmung:  „Bei  einem  mit  einer 
gleichen  oder  gleichartigen  Steuer  belegten  Einkommen  aus  mit  Grundbesitz  ver- 
bundenen gewerblichen  Anlagen,  sowie  im  Fall  einer  durch  das  Reichsgesetz 
vom  13.  Mai  1870  nicht  ausgeschlosssenen  Doppelbesteuerung  von  ausländischem  Gewerbe- 
betrieb ist  das  Ministerium ,  Abteüung  der  Finanzen ,  wenn  nicht  eine  Vereinbarung  mit 
dem  betreff'enden  Staate  vorliegt,  ermächtigt,  auf  Ansuchen  nach  billigem  Ermessen  den  ein- 
geschätzten Betrag  bis  um  höchstens  ein  Dritteil  zu  vermindern." 
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17.  März  1868  §  6  Kff.  11  u.  Nov.  v.  24.  Juni  1874  §  2  lit.  b)  nur  das  Einkommen 
aus  ausländischem  Grundeigentum  unbesteuert, 

Preussen  zieht  ebenfalls  das  Einkommen  aus  ausländischem  Grundbesitze 
(§  17)  gar  nicht  imd  jenes  aus  ausländischem  Gewerbebetriebe  nur  in  dem  Betrage 
heran,  welcher  nach  Abzug  der  im  Auslande  entrichteten  Steuer  noch  übrig 
bleibt     (Finanzministcrialreskript  v.  9.  Juni  1853.) 

Alle  übrigen  Staaten  —  Sachsen,  Württemberg,  Hessen  (Ges.  v.  8.  Juli  1884), 
Braunschweig,  Anhalt,  Schaumburg-Lippe  \md  die  3  Hansestädte  behandeln  das 
Einkommen  aus  ausländischem  Grundbesitze  imd  Gewerbebetriebe  ebenso  wie 
das  aus  den  gleichen  inländischen  Quellen  fliessende,  unterwerfen  es  also  voll- 
ständig der  allgemeinen  Steuerpflicht ').  Sachsen  fordert  jedoch  dabei  als  Vor- 
aussetzung, dass  das  betrefi"ende  Einkommen  nach  dem  Inlande  „bezogen"  wird 
ein  blosses  Anfallen  bei  sofortiger  Wiederverwendung  dieser  Bezüge  im  Aus- 
lande würde  demnach  Steuerfreiheit  derselben  im  Gefolge  haben. 

Was  sodann  die  Bezüge  aus  ausländischen 

ß)  Kapitalanlagen 
betrifft,  so  findet  eine  Heranziehimg  derselben  zu  den  einzelnen  Kapitalrenten- 
steuem  in  allen  hier  in  Betracht  kommenden  Staaten  statt  und  zwar  ohne 
weitere  Voraussetzung  in  Bayern  ^)  (Art.  1  Abs.  2),  Baden  (Art.  2)  und  Hessen 
(Art.  3  Abs.  1),  sodann  in  Württemberg  (Ges.  v.  30.  März  1872  betr.  Abänderungen 
des  Ges.  v.  19.  Sept.  1852  Art.  1)  mit  der  Beschränkung:  ,Es  darf  jedoch  die 
zum  Ansatz  kommende  auswäiiige  Steuer  vom  Jahresertrage  dieser  Einkünfte 
abgezogen  werden,  so  dass  nur  der  üeberrest  als  steuerbarer  Ertrag  ....  zu  be- 
handeln ist,"  und  endlich  in  Mecklenburg  (§45)  mit  der  Ausnahme,  dass  aus 
dem  Auslande  bezogene  Kapitalrenten  und  -zinsen  nur  dann  der  Zinsensteuer 
unterliegen,  „wenn  dieselben  nicht  schon  im  Auslande  durch  eine  dem  Bezieher 
zur  Last  fallende  Steuer  getroffen  werden". 

Einkommensteuerfrei,  jedoch  nur  unter  dem  Nachweise,  dass  im  Aus- 
lande eine  gleiche  oder  gleichartige  Steuer  erhoben  wird,  bleibt  das  Einkommen  ' 
aus  ausländischen  Kapitalanlagen  in  Koburg  (Art.  3  lit.  b),  Gotha  (§  4  lit.  b), 
Schwarzburg-Sondershausen  (§  11)  und  Mecklenburg  (§  45);  in  allen  übrigen 
Staaten  unterliegt  es  der  Einkommensteuer  unbekümmert,  ob  es  im  Auslande 
schon  durch  eine  Steuer  getroffen  wird  oder  nicht;  doch  berücksichtigen  auch  hier 

')  Bayern ,  •  dessen  Einkommensteuer  keine  allgemeine ,  sondern  nur  eine  Auflage  auf 
besondere  Einkommen  aus  jenen  Lohn-,  Berufs-  und  Erwerbsklassen  ist,  deren  Bezüge  nicht 
bereits  anderweit  mit  einer  Steuer  belegt  sind,  erfasst  mit  dieser  Einkommensteuer,  was  Grund- 
besitz und  Gewerbebetrieb  betrifft,  lediglich  das  Einkommen  aus  Bergwerksuntemehmungen 
(Art.  9)  und  zwar  gleichviel,  ob  diese  in  Bayern  oder  im  Auslande  liegen,  nur  dass  in  letzterer 
Hinsicht  aus  Einkommen  nach  Bayern  bezogen  sein  muss  (Art.  12  ZiflF  l) ;  vgl.  jedoch  be- 
züglich des  Ausdrucks  -bezogen"  die  folgende  Anmerkung. 

i)  Das  bayrische  Kapitalrentensteuergesetz  bestimmt :  „Die  Kapitalrentensteuer  ist . . . 
zu  entrichten,  gleichviel,  ob  die  Zinsen,  Renten  oder  Dividenden  in  oder  nach  Bayern  be- 
zogen werden."  Hieraus  könnte  man  schliessen,  dass  solches  Einkommen  aus  im  Auslande 
angelegten  Kapitalien ,  welches  nicht  direkt  nach  Bayern  bezogen ,  sondern  auswärts  gleich 
wieder  zu  Kapitalanlagen  benützt  wird ,  steuerfrei  bliebe.  Allein  dies  wäre  nach  S  e  i  s  s  e  r 
(die  Gesetze  über  die  direkten  Steuern  Bayerns  Bd.  I  S.  305  2.  Aufl.)  .eine  missbräuchliche 
Anwendung  der  Gesetzesstelle ,  da  der  fragliche  Steuerpflichtige  thatsächlich  die  Renten  be- 
zieht und,  weil  in  Bayern  wohnhaft,  sie  auch  nach  Bayern  bezieht,  wenn  gleich  nach  seinem 
Ermessen  die  sofortige  Verwendung  der  Renten  ausserhalb  des  Landes  erfolgt." 
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■wiedei'  Preussen,  sodann  Reuss  j.  L.  (Instruktion  v.  20.  Juli  1868  §  5  i.  f.)  und 
Württemberg  (Ges.  v.  30.  März  1872  Art.  1)  die  im  Auslande  entrichtete  Steuer 
insoweit,  als  sie  das  in  Frage  stehende  Einkommen  nur  mit  dem  Betrage  zur 
Veranlagung  heranziehen,  welcher  nach  Abzug  der  davon  im  Auslande  zu  ent- 
richtenden Einkommensteuer  übrig  bleibt  (preussisches  Finanzministerialreskript 
V.  9.  Juni  1853).  Völlig  allein  steht  dann  noch  Sachsen- Weimar  (Gesetz  betr. 
einen  Nachtrag  u.  s.  w.  III  A  Ziff.  6)  mit  folgender  Bestimmung:  „Endlich  bleibt 
von  der  Besteuerung  im  Grossherzogtum  frei:  das  Einkommen  von  Zinsen  uijd 
Dividenden  von  denjenigen  Aktivkapitalien,  welche  und  solange  dieselben  in- 
folge eines  Dienst-  oder  Geschäftsverhältnisses  ausserhalb  des  Reichsgebietes 
an  Behörden  oder  Privatpersonen  als  Kaution  eingezahlt  oder  hinterlegt 
worden  sind." 

Y)  Gehalt,  Pension   und  Wartegeld. 

Diese  Art  von  ausländischem  Einkommen  wird  nur  in  fünf  Einkommen- 
steuergesetzen erwähnt,  und  zwar  lässt  das  badische  Gesetz  (Art.  6  Ziff.  1)  nach 
Analogie  des  Reichsgesetzes  vom  13.  Mai  1870  solche  aus  einer  ausländischen 
Staatskasse  ausbezahlte  Bezüge  vollständig  steuerfrei;  ebenso  das  sächsische 
Gesetz  (§  5  Abs.  2),  welches  nur  noch  verlangt,  dass  das  diesbezügliche  Ein- 
kommen auch  nach  Sachsen  „bezogen"  sei.  Nach  dem  oldenburgischen  Gesetz 
(Art.  8  Ziff.  8)  und  dem  mecklenburgischen  Kontributionsedikt  (§  37  Abs.  4)  ist 
die  Steuerfreiheit  dadurch  bedingt,  dass  die  aus  dem  Auslande  bezogenen  Ge- 
halte, Pensionen  und  Wartegelder  bereits  an  ihrem  Ursprungsorte  von  einer 
gleichen  Steuer  betroffen  sind,  und  endlich  unterliegt  in  Sachsen- Weimar  (Nach- 
tragsges.  III  A  Ziff.  3)  das  Einkommen  aus  ausländischen  Wartegeldern  und 
Pensionen  niemals,  das  ausländische  Diensteinkommen  (Gehalt)  nur  dann  der 
inländischen  Einkommensteuer,  wenn  der  Bezieher  seinen  dienstlichen  Wohnsitz 
im  Grossherzogtume  hat. 

Im  allgemeinen  wird  nur  das  Einkommen  aus  ausländischen  Pensionen 
und  Wartegeldem  häufiger  auftreten,  und  ist  dasselbe  im  Prinzip  der  inländi- 
schen Besteuerung,  natürlich  nach  Abzug  der  im  Auslande  bereits  entrichteten 
Steuer,  zu  unterstellen,  da  deren  Empfänger  wie  alle  anderen  Staatsangehörigen 
von  den  staatlichen  Einrichtungen  Vorteile  empfangen  und  den  staatlichen 
Schutz  geniessen.  Dennoch  lässt  man  aus  äusseren  Gründen  oft  eine  Steuer- 
befreiung in  dieser  Beziehung  eintreten,  indem  man  dabei  von  der  Erwägung 
ausgeht,  dass  es  für  ein  armes  Land  unbedingt  von  Vorteil  ist,  durch  Gewäh- 
rung von  Steuerfreiheiten  viele  Pensionäre  anzuziehen,  weil  diese  durch  ihren 
Aufenthalt  im  Lande  und  den  dadurch  bewirkten  Beitrag  zu  den  indirekten 
(Verkehrs-  und  Verbrauchs-)  Steuern  einen  Teil  der  Staatslasten  tragen,  und 
auch  zur  Stärkung  der  Steuerkraft  der  Staatsangehörigen  beitragen,  der  sonst 
noch  die  übrigen  Staatsangehörigen  beschweren  würde. 

b)Die   Besteuerung   der   im  Auslande  lebenden 
Staatsangehörigen. 

Das  Reichsgesetz  vom  13.  Mai  1870  §  5  bemerkt  in  dieser  Beziehung: 
„An  den  Wirkungen,  welche  der  Wohnsitz  oder  Aufenthaltsort  ausserhalb  des 
Bundesgebietes  auf  die  Steuerpflichtigkeit  eines  Deutschen  äussert,   wird  durch 
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das  gegenwärtige  Gesetz  nichts  geändert ').  Den  Landesgesetzen  ist  hier  also 
freier  Spielraum  gelassen  und  diesen  haben  sie  dann  auch,  wenigstens  was  die 
Einkommensteuer  betrifft,  für  welche  allein  diese  Frage  von  grösserer  Bedeutung 
ist,  zu  den  verschiedenartigsten  Bestimmungen  benutzt.  Unzweifelhaft  ist  nun, 
um  dies  von  vornherein  festzustellen,  die  St«uerpflichtigkeit  solcher  im  Auslande 
«ich  aufhaltender  oder  selbst  wohnender  Staatsangehörigen,  welche  auch  im 
Inlande  ihren  "Wohnsitz  beibehalten  haben.  Bezüglich  dieser  kommt  das  in  den 
vorhergehenden  Abschnitten  Erwähnte  in  Betracht.  Weiter  —  und  dies  ist  ins- 
besondere für  die  Objektsteuem  von  grosser  Bedeutung  —  erscheint  ein  im 
Auslande  lebender  Staatsangehöriger,  auch  wenn  er  im  Inlande  keinen  Wohn- 
sitz hat,  doch  dann  unbedingt  steuerpflichtig,  wenn  und  soweit  er  aus  dem 
Inlande  aus  Grundbesitz,  Gewerbebetrieb  oder  Kapitalanlagen  Bezüge  empföngt. 
Diese  sind  unter  dem  Schutze  des  inländischen  Staates  entstanden  und  dieselben 
freilassen  Messe  den  auswärts  weilenden  vor  dem  ansässigen  Staatsangehörigen, 
der  noch  ausserdem  durch  die  indirekten  Steuern  oft  nicht  unerheblich  getroffen 
wird,  begünstigen.  In  allen  deutschen  Staaten  unterliegen  deshalb  solche  Ab- 
sentiisten  mit  ihrem  inländischen  Grundbesitze  oder  Gewerbebetriebe  ohne  Aus- 
nahme der  einheimischen  Grund-  und  Gebäude-  bezw.  Gewerbesteuer;  weniger 
einheitlich  ist  diese  Frage  jedoch  in  den  Kapitalrentensteuergesetzen  geregelt; 
während  nämlich  Baden,  Hessen  und  Mecklenbui^  die  im  Auslande  lebenden 
Staatsangehörigen  auch  für  ihre  inländischen  Bezüge  freilassen,  sprechen  nur 
Bayern  (Ai-t.  9  Abs.  2)  und  Württemberg  (Art.  2  Abs.  1)  eine  diesbezügliche  Steuer- 
pflicht solcher  auswärtigen  Staatsangehörigen  aus.  Wie  die  Einkommensteuer- 
gesetze hier  verfahren,  wird  weiter  unten  näher  besprochen  werden. 

Was  sodann  die  Besteuenmg  der  Absentüsten  für  ihre  ausländischen 
Einkünfte  anlangt,  so  lässt  sich  eine  solche  Besteuerung  ebenfalls  prinzipiell 
rechtfertigen.  Einmal  ist  es  nämlich  schon  an  sich  Pflicht  jedes  Staatsange- 
hörigen, zu  den  Lasten  des  Staates  nach  Massgabe  seiner  gesamten  Einkünfte 
beizutragen  und  sodann  geniesst  er  auch  im  Auslande  den  Schutz  seines  Heimat- 
staates imd  die  Vorteüe  aus  der  Zugehörigkeit  zu  demselben.  Es  ist  deshalb 
nicht  unbillig,  von  ihm  hierfür  ein  Aequivalent  zu  verlangen,  und  ^-iele  Staaten 
thun  dies  auch,  indem  sie  den  Absentüat^en  wie  jeden  anderen  Staatsangehörigen 
zur  Steuer  heranziehen.  Dabei  treten  aber  sofort  Schwierigkeiten  auf,  da  es 
einmal  wohl  nicht  so  leicht  sein  dürfte,  die  betreffenden  Personen  zu  ermitteln, 
sodann  aber  auch  die  genaue  Ermittelung  ihres  Einkommens,  die  Unmöglichkeit 
bei  Steuerverweigerungen  einen  Zwang  auszuüben  und  endlich  die  Gefahr  einer 
lästigen  Doppelbest^uenmg  der  Erhebung  der  Steuern  imüberwindliche  Hinder- 
nisse entgegensetzen.  Am  besten  und  einfachsten  wäre  es  wohl,  einen  schon 
von  verschiedenen  Seiten  ^)  vorgeschlagenen  Mittelweg  einzuschlagen  und  von 
den  im  Auslande  weilenden  Staatsangehörigen  eine  reichsgesetzlich  zu  regelnde 
Gebühr  zu  erheben,  deren  Nichtzahlung  den  Verlust  der  Staatsangehörigkeit 
zur  Folge  haben  würde. 

GänzHch  einkommensteuerfrei  bleiben  nun  die  Absentüsten  sowohl 
bezüglich    ihrer    ausländischen    wie    inländischen   Einkünfte    in    Mecklenburg, 

')  Vgl.  Finanzarchiv  Bd.  V.  S.  168. 

2)  So  von  Schanz,  Finanzarchiv  Bd.  IV  S.  448  und  Röscher,  System  der  Finanz- 
wissenschaft  1886  §  63  A. 

Finanzarchiv.    V.  Jahrg.  983  29 


450  ^-  Antoni, 

Braunschweig,  Waldeck,  Hamburg,  Bremen  und  Lübeck,  da  diese  Staaten  nur 
die  innerhalb  ihres  Gebietes  Wohnenden  der  Steuer  unterwerfen.  In  Preussen 
sind  sie  von  der  Klassensteuer  —  jedoch  nicht  auch  von  der  klassifizierten  Ein- 
kommensteuer —  gänzlich  befreit.  Ein  Finanzministerialreskript  vom  26.  Sep- 
tember 1862  bestimmt  nämlich,  „dass  fortan  diejenigen  Personen,  welche  unter 
Aufhebung  ihres  Wohnsitzes  in  einem  inländischen  klassensteuerpflichtigen  Orte 
denselben  in  das  Ausland  verlegen,  wenngleich  deren  Staatsangehörigkeit  nicht 
erloschen  ist,  zur  Klassensteuer  während  ihres  Aufenthaltes  im  Auslande  nicht  ferner 
heranzuziehen  sind" ,  und  nach  dem  weiteren  Reskripte  vom  25.  Februar  1868 
, unterliegt  es  keinem  Bedenken,  die  Verfügung  vom  26.  September  1862  auch 
auf  diejenigen  Empfänger  von  Pensionen  aus  der  preussischen  Staatskasse 
anzuwenden",  bei  denen  die  obigen  Voraussetzungen  (Aufgeben  des  inländischen 
Wohnsitzes  und  Aufenthalt  im  Auslande)  zutreffen.  Auch  Reuss  j.  L.  Hess  nach 
dem  Gesetze  vom  22.  Juli  1868  die  im  Auslande  dauernd  ^)  sich  aufhaltenden 
Staatsangehörigen  von  der  Klassensteuer  frei.  Nach  der  ergänzenden  Bestim- 
mung vom  19.  April  1869  unterliegen  sie  jedoch  derselben  insoweit,  „als  sie  im 
Fürstentum  Grundvermögen,  welches  mit  mindestens  20  Steuereinheiten  be- 
haftet ist,  gewerbliche  oder  Handelsanlagen  besitzen  oder  Teilnehmer  von 
solchen  Anlagen  sind".  Die  Verbindlichkeit  zur  Entrichtung  der  Einkommen- 
steuer besteht  jedoch  auch  hier  so  lange,  als  die  Staatsangehörigkeit  fort- 
dauert (Inst.  v.  20.  Juli  1868  §  3  Abs.  1). 

Volle  Steuerpflicht  bezüglich  ihres  gesamten  inländischen  wie  ausländischen 
Einkommens  trifft  die  im  Auslande  wohnenden  Staatsangehörigen  im  Königreich 
Sachsen  (§  2  Ziff.  1  sub  a),  Reuss  ä.  L.  (Ges.  v.  8.  August  1870  §  2  Ziff.  2), 
Schaumburg-Lippe  (Ges.  v.  20.  Jan.  1885  §  2),  Lippe-Detmold  (Ges.  v.  25.  Juli  1885 
§  1  lit,  a).  Sachsen  gestattet  bei  den  ausserhalb  Sachsens  wohnenden  Besitzern 
sächsischer  Grundstücke  und  Gewerbeetablissements  nicht  einmal  die  sonst  ge- 
währte Steuerfreiheit  der  Einkommen  unter  300  M. ,  fordert  vielmehr  die  Ein- 
stellung solcher  Personen  mit  weniger  als  300  M.  Einkommen  in  die  unterste 
Klasse  der  Einkommensteuer  (§  6  Ziff.  9). 

Einen  Mittelweg  zwischen  diesen  beiden  Extremen  schlagen  sodann  Hessen 
(Art.  1  Ziff.  1  sub  c),  Koburg  (Art.  1  lit.  c)  und  Gotha  (§  1  lit.  c)  ein,  indem  sie 
lediglich  „das  aus  dem  Inlande  bezogene  Einkommen"  der  im  Auslande  woh- 
nenden Staatsangehörigen  besteuern.  Noch  andere  Staaten,  nämlich  Baden 
(Art.  5  sub  A  Ziff.  3),  Anhalt  (§  2  Ziff.  2),  Oldenburg  (Ges.  v.  6.  April  1864 
Art.  2  §§  1  u.  2),  Schwarzburg-Sondershausen  (Ges.  v.  2.  Jan.  1853  und  v.  10.  Okt. 
1857)  und  Weimar  (letzteres  jedoch  nur  für  den  Fall,  dass  die  Absentiisten  auch 
die  fremde  Staatsangehörigkeit  erworben  haben),  unterstellen  nach  Analogie 
des  Reichsgesetzes  vom  13.  Mai  1870  nur  das  inländische  aus  Grundbesitz,  Ge- 
werbebetrieb, Staatsgehalt,  Pension  und  Wartegeld  stammende  Einkommen  der 
Steuer;  dabei  bleibt  solches  Einkommen  in  Oldenburg;  wenn  es  unter  50  Thlr. 
beträgt,  und  in  Schwarzburg-Sondershausen,  soweit  es  aus  Grundeigentum  stammt 
und  als  Reineinkommen  10  Thlr.  nicht  übersteigt,  steuerfrei;  endlich  zieht 
Weimar  (Ges.  betr.  einen  Nachtrag  etc.  v.  28.  Febr.  1872  sub  III  A  Ziff.  5  d)  die 

1)  Ein  dauernder  Aufenthalt  im  Auslande  ist  nach  der  Instruktion  vom  20.  Juli  1868  §  3 
dann  zu  vermuten,  wenn  die  betreffenden  „keine  Wohnung  für  sich  oder  ihre  Angehörigen  im 
Inlande  zurückbehalten". 
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Absentiisten,  „so  lange  sie  nicht  zugleich  die  Staatsangehörigkeit  des 
fremden  Staates  besitzen,  in  welchem  sie  ihren  Aufenthalt  genommen 
haben",  auch  mit  ihrem  Einkommen  ,au8  Grehalt,  Wartegeld  und  Pensionen 
von  einer  dem  Grossherzogtum  angehörigen  Gemeinde,  Stiftung  oder  öffentlichen 
Anstalt,  sowie  aus  Zinsen  und  Dividenden  von  Aktivkapitalien,  bezüglich  Aktien 
oder  Leibrenten  zur  Steuer  heran",  mit  anderen  Worten,  unterstellt  sie  ganz 
der  Besteuenmg  für  ihr  inländisches  Einkommen. 

Sachsen-Meiningen  und  Sachsen-Altenburg  lassen  solche  Staatsangehörige 
von  der  Steuer  frei,  welche  den  Nachweis  liefern,  dass  sie  im  Auslande  einer 
gleichen  Staatssteuer  unterliegen,  und  zwar  gewährt  Sachsen-Altenburg  (Novelle 
v.  24.  Juni  1874  §  2  Ut.  c)  Steuerfreiheit  bis  zum  Betrage  der  fremden  Steuer 
nicht  nur  von  der  inländischen  Klassen-,  sondern  auch  von  der  Einkommensteuer, 
soweit  es  sich  nicht  um  Einkommen  aus  inländischem  Grundbesitze ,  Geschäfts- 
betriebe, Gehalt,  Pension  und  Wartegeld  aus  inländischen  Staatskassen  handelt'; 
Sachsen-Meiningen  (Ges.  v.  18.  Juli  1867  Art.  3)  dagegen  beschränkt  die  genannte 
Befreiung  lediglich  auf  die  Klassensteuer  und  auch  hier  nur  auf  solche  im  Aus- 
lande sich  aufhaltenden  Staatsangehörigen,  , deren  Einkommen  in  der  dritten 
Hauptklasse  zu  bestimmen  ist". 

c)Die   Besteuerung   der   Ausländer. 

Im  Wesen  der  Steuer ,  zu  welcher ,  wie  oben  ausgefühi-t ,  lediglich  die 
Staatsangehörigen  beizutragen  verpflichtet  sind,  ist  eine  Besteuerung  der  Aus- 
länder an  und  für  sich  nicht  begründet,  dennoch  kann  eine  solche  aus  volks- 
wirtschaftlichen oder  Gerechtigkeitsgründen  geboten  sein.  Unbedingt  erforderlich 
ist  sie  nun  sowohl  im  Interesse  des  Staates  selbst,  als  auch  seiner  Angehörigen 
für  den  Fall  und  insoweit,  als  ein  Ausländer,  mag  er  im  Auslande  oder  Inlande 
leben,  inländisches  Einkommen  aus  Gewerbebetrieb,  Grundeigentum,  Gehalt, 
Pension  oder  Wartegeld  bezieht  ^). 

Wieweit  sodann  eine  Heranziehung  solcher  Ausländer  zur  Steuer  zu 
geschehen  hat,  welche  im  Inlande  wohnen  oder  sich  dauernd  aufhalten  und 
hier  lediglich  ihre  aus  dem  A\islande  bezogenen  Einkünfte  verzehren,  hängt 
vom  billigen  Ermessen  des  Staates  und  von  Erwägungen  ab ,  welche  in  der 
Frage  gipfeln,  ob  es  für  den  Staat  von  Interesse  ist,  durch  Gewährung  der 
Steuerfreiheit  eine  Reihe  reicher  ausländischer  Privatiers  anzuziehen,  und  ob 
durch  die  infolgedessen  erhöhten  Einnahmen  an  Verkehrs-  und  Verbrauchs- 
steuern ,  zu  denen  jene  ja  funbedingt  beitragen ,  und  durch  die  infolge  des 
grösseren  Umsatzes  erzielte  stärkere  Steuerkraft  der  Staatsangehörigen  der 
durch  die  Freilassung  der  Ausländer  bezüglich  ihres  ausländischen  Einkommens 
eintretende  Ausfall  an  direkten  Steuern  wieder  eingebracht,  oder  gar  ein  Ueber- 
schuss  erzielt  wird.  In  Deutschland  ist  man  bis  jetzt  in  dieser  Frage  noch 
nicht  zu  einem  einheitlichen  Grundsatze  gekommen;  der  eine  Staat  lässt  die 
Ausländer  für  ihre  ausländischen  Einkünfte  prinzipieU  steuerfrei,  der  andere 
unterwirft  sie  wieder  ebenso  unbedingt  der  inländischen  Besteuerung  und  wieder 
andere  besteuern  endlich  nur  das  nach  dem  Inlande  bezogene  ausländische  Ein- 
kommen.   Das  letztere  erscheint  unter  den  jetzigen  Verhältnissen  wohl   als  die 


I)  Vgl.  Wagner,  Fmanzwissen&diaft  §  409. 
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beste  und  allen  Verhältnissen  am  meisten  Rechnung  tragende  Lösung ').  Dabei 
lässt  sich  aber  doch  die  Frage  aufstellen,  ob  nicht  für  die  Zukunft  sich  etwas 
Besseres  in  dieser  Beziehung  auffinden  Hesse,  und  glaube  ich,  dass  es  am  ein- 
fachsten und  richtigsten  wäre,  wenn  man  von  denjenigen  Ausländem,  welche 
lediglich  aus  dem  Auslande  Einkommen  erhalten,  für  die  Gewährung  des  Schutzes 
und  sonstiger  Vorteile  durch  den  Staat,  in  welchem  sie  leben,  ein  Aequivalent 
in  Form  einer  Fremdengebühr  erhöbe.  Die  Grundzüge  hierfür  müssten  aber 
der  Gleichmässigkeit  wegen  durch  Reichsgesetz  festgestellt  werden,  wie  über- 
haupt eine  Regelung  dieser  ganzen  Frage  durch  das  Reich  angezeigt  erscheint. 
Einmal  muss  es  nämlich  dem  Ausländer,  der  das  Deutsche  Reich  nur  als  einen 
nach  aussen  mächtigen,  einer  einheitlichen  Idee  dienenden  und  von  einem  ge- 
meinsamen Interesse  zusammengehaltenen  Staat  kennen  gelernt  hat,  befremden, 
plötzlich  in  steuerlicher  Beziehung  eine  solche  Zerfahrenheit  und  ein  ungewisses 
Schwanken  in  Bezug  auf  seine  Person  wahrzunehmen.  Sodann  aber  leidet  nicht 
nur  das  Ansehen  des  Reiches  unter  dieser  Verschiedenheit  in  der  Besteuerung 
der  Reichsausländer,  sondern  es  entsteht  daraus  auch  eine  fortwährende  Riva- 
lität und  Konkurrenz  unter  den  deutschen  Staaten.  Erhebt  nämlich  ein  Staat 
keine  oder  weniger  Steuer  von  den  Ausländern  als  sein  Nachbarstaat,  so  ist 
dieser  letztere  ebenfalls  genötigt  die  Steuer  nachzulassen  oder  herabzusetzen, 
weil  er  sonst  Gefahr  läuft,  die  meist  kapitalkräftigen  und  daher  gern  gesehenen 
Fremden  durch  Wegzug  in  den  sie  steuerlich  begünstigenden  Staat  zu  verlieren. 
Bevor  jedoch  diese  Frage  reichsgesetzlich  entschieden  ist,  wird  eine  wenigstens 
einigermassen  befriedigende  Regelung  kaum  anders  als  „auf  dem  Wege  des 
Staatsvertrags  oder  nach  der  Richtschnur  der  Gegenseitigkeit  erfolgen  können*  ^). 
Wie  schwierig  aber  solche  Vereinbarungen  bei  den  naturgemäss  sich  wider- 
streitenden Interessen  der  emzelnen  Staaten  sind,  zeigt  die  tägliche  Erfahrung 
zur  Genüge.  Es  sind  deshalb  auch  von  deutschen  Bundesstaaten  mit  reichs- 
ausländischen Staaten  nur  wenige  solcher  Verträge  abgeschlossen  und  diese 
sprechen  sämtlich  die  Freiheit  der  Ausländer  von  der  inländischen  Steuer 
aus.  Erwähnt  sind  dieselben  in  den  Einkommensteuergesetzen  (und  diese 
allein  können  hier  in  Betracht  kommen)  von  Hessen  (Art.  6  Ziff.  9),  Olden- 
burg (Art.  3  Ziff.  6),  Lippe-Detmold  (§  3  Ziff.  10),  Waldeck  (§  3  Ziff.  12),  Ham- 
burg (§  2  Ziff.  4)  und  früher  auch  Sachsen-Altenburg  (Ges.  v.  17.  März  1868  §  6 
Ziff.  10).  Letzterer  Staat,  sowie  Hamburg  beschränken  jedoch  solche  Verträge 
und  die  durch  dieselben  geschaffene  Steuerfreiheit  auf  „diejenigen  Angehörigen 
anderer  Staaten,  welchen  Steuerfreiheit  auf  Grund  ihrer  dienstlichen  Stellung 
zusteht". 

Den  Grundsatz  der  Gegenseitigkeit  stellen  nur  4  Staaten  auf,  nämlich 
Württemberg  (Art.  2  Abs.  2  sub  b),  Sachsen-Meiningen  (Ges.  v.  6.  Jan.  1869 
Art.  7  Abs.  2),  ferner  Sachsen-Altenburg  (§  6  Ziff.  14  Abs.  2)  und  früher  auch 
Reuss  j.  L.  (Ges.  v.  1.  Juli  1852  §  4  lit.  b).  Sie  stimmen  sämtlich  darin  überein, 
dass  sie  den  Ausländern  gewisse  —  unten  noch  zu  besprechende  —  Steuerfrei- 
heiten nicht  gestatten,  wenn  die  Inländer  in  dem  betreffenden  fremden  Staate 
ebenfalls  nicht  eine  solche  Befreiung  von  der  Steuer  gemessen. 

1)  Vgl.  Schanz,  Finanzarchiv  IV  S.  1015 

2)  Vgl.  Burkart,  Die  bestehenden  Ein  ommensteuern.  Eine  vergleichende  Dar- 
stellung; Hirths  Annalen  1877  S.  223. 
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Endlich  ist  auch  noch  in  den  meisten  Gesetzen  eine  auf  dem  Grundsätze 
der  Exterritorialität  ruhende  Bestimmung  zum  Ausdruck  gekommen,  wo- 
nach die  Botschafter,  Gesandten,  Geschäftsträger  und  Konsuln  fremder  Staaten, 
die  am  inländischen  Hofe  beglaubigt  oder  von  der  fremden  Regierung  im  In- 
lande  angestellt  sind,  sofern  sie  nicht  im  Inlande  die  Staatsangehörigkeit  be- 
sitzen, stets  Steuerfreiheit  gemessen,  und  zwar  nicht  nur  für  sich  und  ihre 
Familie,  sondern  auch  für  die  nicht  zu  den  Inländern  gehörigen  Personen, 
welche  sie  ausschliesslich  für  die  Geschäfte  der  Gesandtschaft  beziehentlich  des 
Konsulats  oder  für  ihre  Familie  in  Diensten  haben.  So  z.  B.  in  Sachsen  (§  6 
ZifF.  3)  und  Mecklenburg-Schwerin  (§  55  n  Ziff.  .3  u.  4).  Preussen  geht  in  seiner 
Veranlagungsanweisung  zur  Klassen-  und  Einkommensteuer  etwas  näher  auf  diese 
Materie  ein  und  bestimmt  (1.  c.  §  3  sub  lit.  c),  etwas  abweichend  von  dem 
obigen,  dass  die  ,bei  seiner  Majestät  dem  Kaiser  und  Könige  beglaubigten  Ver- 
treter fremder  Mächte,  als  Botschafter,  Gesandte,  Geschäftsträger  und  die  bei 
den  Gesandtschaften  angestellten  Beamten  und  Unterbeamten,  sowie  alle  Per- 
sonen, welche  in  deren  Dienste  stehen  und  zwar  ohne  Unterschied,  ob 
dies  elben  Ausländer  oder  preussische  Staatsangehörige  sind", 
von  der  Steuer  frei  zu  lassen  seien ;  „die  letztgenannten  Personen  ^)  unterliegen 
jedoch  der  Besteuerung  .  .  .,  wenn  sie  im  Inlande  Grundbesitz  haben  oder  ein 
Gewerbe  betreiben".  Die  in  Preussen  angestellten  Berufskonsuln  sind  nur  dann 
einkommensteuerfrei,  wenn  dies  ,  durch  Konsularkonventionen  verabredet  ist" 
und  „wenn  dieselben  im  Inlande  weder  ein  Gewerbe  treiben  noch  Grundbesitz 
haben,  sich  vielmehr  auf  ihr  Amt  als  Konsuln  beschränken";  .dagegen  sind 
weder  die  als  Konsuln  fremder  Mächte  fungierenden  preussischen  ünterthanen,  noch 
das  Dienstpersonal  der  Berufskonsuln  von  der  Steuer  befreit"  (1.  c.  §  3  lit.  d  und 
Ministerialreskript  v.  31.  Dez.  1851  *).  Auch  Sachsen-Weimar  (Ges.  über  d. 
Steuerverf.  v.  18.  März  1868  §  5  Ziff.  2)  nimmt  „die  am  Grossherzogl.  Hofe  be- 
glaubigten Gesandten,  bevollmächtigten  Ministerresidenten  und  Geschäftsträger, 
deren  Gefolge  und  Gesinde  als  solches"  von  der  Entrichtung  aller  Steuern  aus, 
fügt  aber  beschränkend  hinzu:  „Jedoch  sind  inländischer  Grundbesitz  und 
das  Einkommen  aus  demselben  .  .  .  sowie  aus  im  Inlande  betriebenen  Ge- 
werben, ingleichen  Besoldungen  und  Pensionen  aus  der  Grossherzogl. 
Staatskasse  zur  Besteuerung  herbeizuziehen."  Braunschweig  (§  3  Ziff.  1)  befreit 
von  der  Erlegung  der  Personalsteuer :  „Bevollmächtigte  auswärtiger  Regierungen 
und  zu  deren  Hausstande  gehörende  Personen  nach  den  darüber  von 
Unserem  Herzog  1.  Staatsministerium  zu  gebenden  speziellen 
Bestimmungen"^).  Bremen  (§  3  lit.  c)  endlich  erstreckt  die  Steuerfreiheit  nur 
auf  „Konsulatsbeamte  nichtdeutscher  Staaten,  welche  Angehörige  des  Staates 
sind,  der  sie  ernannt  hat,  sofern  sie  nicht  hier  ein  Gewerbe  betreiben". 

Bezüglich  der  übrigen  Ausländer  ist  zu  unterscheiden,  ob  sie  Einkünfte 
aus  dem  Inlande  oder  aus  dem  Auslande  beziehen,  und  gestaltet  sich  hiemach 
ihre  Besteuenmg  in  den  einzelnen  deutschen  Staaten  folgendermassen : 

•)  D.  i.  das  Dienstpersonal  der  Vertreter  fremder  Mächte,  der  Beamten  und  ünter- 
beamten  der  Gesandtschaften. 

2)  Eine  gleiche  Bestimmung  war  in  dem  Gesetzentwurfe  von  1883  im  §4  ZifF.  3  u.  4  enthalten. 

3)  Ob  solche  Bestimmungen  getroffen  sind  und  wie  eventuell  deren  Inhalt  lautet,  ist 
mir  leider  unbekannt. 
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1.  Bezüglich  der  inländischen  Einkünfte. 

Hat  der  Ausländer  im  Inlande  Grundbesitz  oder  betreibt  er  dort  ein  Ge- 
werbe, so  wird  er  hierwegen  überall  zur  Grund-  und  Gebäudesteuer  bezw.  Ge- 
werbesteuer herangezogen,  also  in  dieser  Beziehung,  wie  dies  der  Billigkeit  und 
Gerechtigkeit  entspricht,  dem  Inländer  völlig  gleichgestellt.  Dieser  Gleichstellung 
entspricht  es  denn  auch ,  wenn  die  ausländischen  Gewerbetreibenden  dieselben 
Vergünstigungen  wie  die  inländischen  geniessen  und  z.  B.  in  Preussen  die  aus- 
ländischen Handwerker  für  ihren  inländischen  Gewerbebetrieb  ebenso  wie  die 
Inländer  nur  unter  der  Voraussetzung  zur  Steuer  herangezogen  werden,  dass 
sie  entweder  ein  offenes  Lager  halten  oder  mehr  als  einen  Gehilfen  oder  neben 
einem  Gehilfen  mehrere  Lehrlinge  beschäftigen  (preuss.  Finanzministerialreskript 
V.  17.  Sept.  1826).  Hat  ein  ausländischer  Gewerbetreibender  im  Inlande  ständige 
Zweigniederlassungen,  oder  lässt  er  neben  seinem  Hauptgewerbe  im  Auslande 
auf  sonstige  Weise  im  Inlande  ein  Gewerbe  selbständig  betreiben,  so  unter- 
liegt er  natürlich  der  Gewerbesteuer  nur  nach  dem  Umfange  und  der  Zeitdauer 
des  Gewerbebetriebs  im  Inlande  (Bayern  Art.  3),  und  zwar  auch  dann,  wenn  sich 
das  zugehörige  Kontor  nicht  im  Inlande  befindet  (Bescheid  d.  preuss.  Finanz- 
ministeriums V.  10.  März  1882.  Mitteilungen,  Heft  14  S.  45). 

Von  dieser  allgemeinen  Steuerpflicht  gibt  es,  was  die  Grund-  und  Gebäude- 
steuern anlangt,  gar  keine,  was  die  Gewerbesteuer  betrifft,  nur  geringe  Aus- 
nahmen. In  Braunschweig  (§  3  Ziff.  4)  begründet  nämlich  „die  Ausübung  des 
Gewerbes  fremder  nicht  im  Herzogtum  wohnender  Lohnkutscher,  Frachtfahrer 
und  Schiffer"  keine  Steuerpflicht  für  diese  Personen,  und  ebenso  entrichten  in 
Preussen  (Finanzministerialreskript  v.  30.  April  1856)  ausländische  Fuhrleute 
und  Schiffer,  wenn  sie  vom  Auslande  mit  Waren  kommen  und  im  Inlande  bloss 
Rückfrachten  annehmen  oder  nur  gelegentlich  beim  Durchgange  etwas  beiladen, 
keine  Gewerbesteuer. 

Besondere  Bestimmungen  für  die  Ausländer  sind  jedoch  in  einigen  Staaten 
bezüglich  des  Gewerbebetriebes  im  Umherziehen  erlassen.  Im  allgemeinen  sind 
zwar  die  Ausländer  auch  hier  den  Inländern  völlig  gleichgestellt  und  ihnen 
z.  B.  aller  Handel  (Verkauf  und  Ankauf  von  Waren  und  Suchen  von  Waren- 
bestellungen) auf  Messen  und  Jahrmärkten  ebenso  wie  den  Inländern  gewerbe- 
steuerfrei gestattet '),  allein  es  treten  doch  einzelne  Ausnahmen  hervor  und 
weicht  z.  B.  Württemberg  (Art.  99)  dadurch  von  den  anderen  Staaten  ab,  dass 
es  bestimmt:  „Für  Nichtwürttemberger ,  welche  auf  inländischen  Messen  und 
Märkten  Waren  zum  Verkauf  bringen  und  hiermit  nicht  nach  den  bestehenden 
Vereinbarungen  *)   steuerfrei   bleiben ,   ist   der  steuerbare  Ertrag   des  Gewerbe- 


1)  Vgl.  Preussen  (Ges.  v.  6.  Juli  1876  §  3  Ziff.  3  u.  4);  Sachsen  (Ges.  v.  1.  Juli  1878 
§  2  Ziff.  7  u.  §  3  Ziff.  4,  Ausführungsverordnung  v.  12.  Nov.  1878  §  9,  Finanzministerialver- 
ordnungen  v.  7.  u.  12.  Juli  1879);  Bayern  (Ges.  v.  10.  März  1879  Art.  3  Ziff.  3  u.  4);  Schaum- 
burg-Lippe (§  18);  Lippe-Detmold  (§  17);  Waldeck  (§  23);  Pyrmont  (§  21)  und  Schwarzburg- 
Rudolstadt  (§  7  Ziff.  14). 

2)  Solche  Vereinbarungen  sind  zur  Zeit  abgeschlossen  mit  Belgien,  der  Schweiz,  den 
Niederlanden,  Oesterreich,  Frankreich,  Italien,  England  und  Portugal.  Die  Steuerfreiheit  der 
Angehörigen  dieser  Staaten  ist  aber  dadurch  bedingt,  dass  sie  durch  ein  Zeugnis  der  zustän- 
digen Heimatsbehörde  nachweisen,  dass  sie  in  ihrer  Heimat  die  ihrem  Gewerbe  entsprechenden 
gesetzlichen  Steuern  und  Abgaben  entrichtet  haben. 
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einkommens  auf  Grund  einer  im  Wege  der  Verordnung  zu  erlassenden  Klassen- 
tafel nach  dem  Umfange  des  Handels  und  dem  Werte  der  abzusetzenden  Waren 
zu  bemessen.*  Auch  in  Preussen  (Ges.  v.  6.  Juli  1876  §  3  Ziff.  1  u.  2),  Bayern 
(Ges.  V.  10.  März  1879  Art.  3  Ziff.  1  u.  2),  Schaumburg-Lippe  (§  40  Ziff.  1  u.  2) 
und  Lippe-Detmold  (§  38  Ziff.  1  u.  2)  sind  die  Ausländer,  abgesehen  von  dem 
freien  Mess-  und  Marktverkehr,  ungünstiger  wie  die  Inländer  gestellt  durch 
folgende  Vorschriften:  ,In  betreff  der  Angehörigen  ausserdeutscher  Staaten, 
welche  weder  ihren  Wohnsitz  noch  eine  gewerbliche  Niederlassung  in  einem 
deutschen  Staate  haben,  treten,  sofern  nicht  durch  Verträge  oder  Vereinbarungen, 
durch  Anordnungen  der  Staatsregierung  (Preussen:  des  Finanzministers)  ander- 
weite Festsetzungen  getroffen  sind,  nachstehende  besondere  Bestimmungen  ein: 
1.  dieselben  sind  der  Steuer  vom  Gewerbebetriebe  im  Umherziehen  auch  dann 
unterworfen,  wenn  sie  selbstgewonnene  Erzeugnisse  der  Land-  und  Forstwirt- 
schaft, des  Gartf  n-  und  Obstbaues,  der  Jagd  und  des  Fischfangs  ohne  vorgängige 
Bestellung  in  eigener  Person  feilbieten ;  2.  die  Bestimmungen  des  Art.  2  Ziff.  1 
(resp.  §  39  Schaumburg-Lippe,  §  38  Lippe-Detmold)  *)  finden  auf  dieselben  und 
die  in  ihren  Diensten  stehenden  Reisenden,  welche  für  deren  im  Auslande  be- 
triebenes Geschäft  Waren  aufkaufen  oder  Warenbestellungen  suchen,  keine 
Anwendung." 

Ebenso  unzweifelhaft  berechtigt  wie  die  Belegung  der  Ausländer  mit  der 
Grund-  und  Gebäude-  bezw.  Gewerbesteuer  ist  deren  Heranziehung  zu  den 
Klassen-  und  Einkommensteuern,  und  zwar  mit  ihrem  gesamten  aus 
dem  Inlande  stammenden  Einkommen.  Soweit  es  sich  um  solche  Ausländer 
handelt,  welche  im  Inlande  wohnen  oder  dort  sich  dauernd  auf- 
halten, gibt  es  hiervon  auch  fast  gar  keine  Ausnahmen,  denn  von  den  wohl 
nur  aus  steuertechnischen  Gründen  geschaffenen  geringen  Abweichungen  in 
Reuss  j.  L.  (Ges.  v.  22.  Juni  1868  §  5  Abs.  2  Ziff.  2)  und  Schwarzburg-Sonders- 
hausen (Ges.  V.  10.  Okt.  1857  §  1)  abgesehen,  wonach  Ausländer  (analog  den 
im  Auslande  sich  aufhaltenden  Staatsangehörigen)  nur  dann  wegen  ihres 
aus  inländischem  Grundbesitze  stammenden  Einkommens  klassensteuerpfiichtig 
sind,  wenn  der  Grundbesitz  mit  mindestens  20  Steuereinheiten  behaftet  ist 
(Reuss  j.  L.)  oder  dessen  Reinertrag  die  Summe  von  10  Thlr.  übersteigt 
(Schwarzbm-g-Sondershausen) ,  kommen  vollständige  Steuerbefreiungen  nur  in 
Sachsen  (§  6  Ziff.  6)  %  Anhalt  (§  6  Ziff.  7)  und  Sachsen-Altenburg  (§  6  Ziff.  14) 
vor  und  hier  auch  ledigHch  zu  Gunsten  der  im  Inlande  ein  Gewerbe  im  Um- 
herziehen betreibenden  Ausländer  bezüglich  des  Einkonunens  aus    diesem  Gre- 


1)  Der  angezogene  Art.  2  Ziff.  l,  bezw.  §  38,  §  39  lautet:  „Der  Steuer  vom  Gewerbe- 
betrieb im  Umherziehen  sind  nicht  unterworfen :  Kauf  leute,  Fabrikanten  und  andere  Personen, 
welche  ein  stehendes  Gewerbe  betreiben,  sowie  die  in  ihren  Diensten  befindlichen  Reisenden, 
welche  ausserhalb  des  Ortes  ihrer  gewerblichen  Niederlassung  ihrer  Geschäftsherren:  a)  Waren- 
bestellungen suchen,  wenn  sie  von  den  Waren,  auf  welche  sie  Bestellung  suchen,  nur  Proben 
oder  Muster  mit  sich  führen;  b)  Waren  aufkaufen,  auch  wenn  sie  die  aufgekauften  Waren  mit 
sich  führen,  sofern  dies  nur  behufs  deren  Beförderung  nach  dem  Bestimmungsorte  geschieht. " 

2)  Sachsen  hat  bekanntlich  keine  Gewerbesteuer  und  trifft  deshalb  im  allgemeinen  auch 
die  Grewerbetreibenden  lediglich  mit  der  Einkommensteuer.  Nur  die  im  Umherziehen  be- 
triebenen Gewerbe  unterliegen  nach  dem  Gesetze  vom  l.  Juli  1878  einer  besonderen  Steuer 
und  würden  deshalb  die  dieselben  betreibenden  Personen  von  einer  doppelten  Steuer  betroffen 
werden,  wenn  nicht  hier  das  Einkommen  aus  solchen  Gewerben  unbesteuert  bliebe. 
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werbe  ^).  Auch  in  Preussen  (Finanzministerialreskript  v.  3.  Febr.  1853)  sind 
„hausierende  Ausländer,  welche  von  Ort  zu  Ort  gehen  und  an  jedem  Orte  nur 
ganz  kurze  Zeit  verweilen  .  .  .,  als  klassensteuerfreie  Reisende  zu  be- 
trachten"; „dagegen  sind  herumziehende  Schauspieler,  Schausteller  von  Natur- 
seltenheiten, welche  bei  ihrer  Ankunft  an  einem  Orte  die  Absicht  zu  erkennen 
geben,  eine  längere  Zeit  daselbst  zu  verweilen,  also  ihren  Aufenthalt  daselbst 
zu  nehmen,  klassensteuerpflichtig " . 

Bezieht  ein  nicht  im  Inlande  wohnender  oder  sich  auf  haltender  Aus- 
länder inländisches  Einkommen,  so  unterliegt  er  der  inländischen  Klassen-  bezw. 
Einkommensteuer  überall  nur  insoweit,  als  dasselbe  aus  inländischem  Grund- 
besitz und  Gewerbebetrieb,  ferner  Gehalt,  Pension  und  Wartegeld,  wenn  sie  au& 
einer  Staatskasse  gezahlt  werden,  stammt  *) ;  das  aus  Kapitalanlagen  im  Inlande 
erwachsene  Einkommen  bleibt  wohl  wegen  der  Schwierigkeit  es  zu  erfassen 
stets  steuerfrei,  mit  alleiniger  Ausnahme  in  Sachsen-Weimar  (Nachtragges.  sub 
III  B  Zifi".  1,  2,  3,  4),  welches  auch  die  ins  Ausland  gehenden  Dividenden  und 
Zinsen  von  den  als  Kautionen  im  Inlande  eingezahlten  Aktivkapitalien  besteuert  ^). 

Was  sodann  die  Kapitalrentensteuer  betrifit,  so  werden  überall  zu 
derselben  lediglich  die  im  Inlande  wohnenden  *)  Ausländer  und  auch  diese  meist 
nur  bezüglich  ihrer  inländischen  Zinsen-  und  Rentenbezüge  herangezogen;  so  in 
Bayern,  Württemberg  und  Mecklenburg.  In  Baden  und  Hessen  ist  man  den 
Ausländem  gegenüber  sogar  noch  rücksichtsvoller  und  unterscheidet  zwischen 
solchen,  „welche  des  Erwerbs  wegen  im  Grossherzogtum  ihren  Wohnsitz  haben" 
(Baden)  bezw.  „im  Grossherzogtum  wohnen  und  daselbst  eine  mit  Erwerb  ver- 


1)  Gerade  die  entgegengesetzte  Bestimmung  haben  Reuss  j.  L.  (§2  Ziff.  4)  und  Schwarz - 
burg-Sondershausen  (Ges.  v.  22.  Dez.  1871  §  3);  dieselben  unterwerfen  die  hausirenden  Aus- 
länder ausdrücklich  der  Klassensteuer  und  verlangen  sogar  die  Entrichtung  der  Steuer  im  voraus. 

2)  Vgl.  Preussen  (Ges.  v.  1.125.  Mai  I85l;73  §  18,  Gesetzentw.  v.  1883  §  3);  Bayern  (Art.  11 
Ziff.  3  lit.  b  u.  c,  vgl.  übrigens  oben  S.  447  Anm.l);  Sachsen  (§  2  Ziff.  3  lit.  b);  Baden  (Art.  5 
sub  A  Ziff.  3);  Hessen  (Ges.  v.  21.  Juni  1869  Art.  l  Ziff.  4  u.  Ges.  v.  8.  JuU  1884  Art.  l  Ziff.  3- 
lit.  b) ;  Oldenburg  (Art.  2  §  2  Ziff.  3) ;  Anhalt  (§  2  Ziff.  2) ;  Koburg  (Art.  l  lit.  e) ;  Gotha  (Ges.  v. 
22.  Juli  1871  §  6  in  Verbindung  mit  d.  Ges.  v.  4.  Dez.  1870  §  l  lit.  b);  Sachsen-Meiningen  (Ges. 
V.  18.  Juli  1867  Ai-t.  5  u.  V.  6.  Jan.  1869  Art.  7) ;  Reuss  ä.  L.  (Ges.  v.  8.  Aug.  1870  §  2  Ziff.  3) ; 
Reuss  j.  L.  (Ges.  v.  13.  April  1874  §  4  Ziff.  2);  Schwarzburg-Rudolstadt  (§  2  Ziff.  2);  Schwarz- 
burg-Sondershausen (Ges.  V.  2.  Jan.  1853  §  4) ;  Schaumburg-Lippe  (Ges.  v.  20.  Jan.  1885  §  2 
Ziff.  3  lit.  b  u.  c  u.  V.  3.  Febr.  1871  §  2  Ziff.  4) ;  Lippe-Detmold  (Ges.  v.  25.  Juli  1885  u.  v. 
6.  Juni  1868  §  1  Ziff.  1  lit.  b  u.  e);  Hamburg  (§  1  Ziff.  5,  6,  7,  vgl.  auch  §  6);  Lübeck  (Ges.v. 
17.  Mai  1872  §  1  Ziff.  7,  8,  9  u.  §  9 ;  Gesetzentw.  v.  15.  Dez.  1886  §  2  Ziff.  4).  —  Zwar  ist  in 
Preussen,  Sachsen,  Hessen,  Sachsen-Meiningen,  Reuss  ä.  L.  und  j.  L.  nicht  ausdrücklich  im 
Gesetze  bemerkt,  dass  Ausländer  bezüglich  des  Einkommens  aus  Gehalt,  femer  Pension  und 
Wartegeld  der  inländischen  Steuerpflicht  unterliegen,  allein  es  dürfte  dies  in  der  That  doch 
der  Fall  und  die  Erwähnung  solcher  Bezüge  wohl  nui-  deshalb  unterlassen  sein,  weil  nur  in 
den  allerseltensten  Fällen  solche  Einkommen  von  Ausländern  bezogen  werden.  Niu"  Saclisen 
hat  in  dieser  Beziehung  noch  eine  Ausnahme  aufzuweisen,  da  nach  einer  Ministerialverordnung 
vom  28.  Februar  1879  (Mitteilungen  Bd.  I  Heft  i  S.  1)  das  Diensteinkommen  der  in 
Böhmen  stationierten  Eisenbahnbeamten  von  der  sächsischen  Einkommensteuer  dann 
freizulassen  ist,  wenn  dieselben  die  sächsische  Staatsangehörigkeit  nicht  besitzen,  also  Aus- 
länder sind.  Bei  den  im  sächsischen  Staatseisenbahndienste  innerhalb  Böhmens  beschäftigten 
Beamteneigenschaft  nicht  gemessenden  Personen  hat  diese  Freilassung  sogar  unter  allen  Um- 
ständen, gleichviel  ob  sie  die  sächsische  Staatsangehörigkeit  besitzen  oder  nicht,  stattzufinden. 

3)  Vgl.  Finanzarchiv  H  S.  926  und  IV  S.  1014  Anm.  1. 
*)  Vgl.  oben  S.  440,  Anm.  4. 
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bundene   Beschäftigung    ausüben   oder   ausgeübt    haben')*    (Hessen) ,   und 

solchen,  welche  sich  nicht  des  Erwerbs  wegen  im  Inlande  aufhalten.  Die  ersteren 
unterliegen  der  inländischen  Steuerpflicht  in  derselben  Weise  und  in  demselben 
umfange  wie  die  Staatsangehörigen,  d.  h.  sofort  mit  Begründimg  des  inländi- 
schen Wohnsitzes  und  bezüglich  ihrer  gesamten  Einkünfte  aus  inländischen 
sowohl  wie  ausländischen  Kapitalien  (Baden  Art.  4  Abs.  1,  Hessen  Art.  3  Abs.  2). 
Die  letzteren  dagegen  bleiben  in  Hessen  vöUig  steuerfrei  und  unterliegen  in 
Baden  nur  insoweit  der  Kapitalrentensteuer,  ,als  die  Kapitalien  im  Reichsgebiete 
angelegt  sind  oder  die  Bezüge  aus  letzterem  herkommen*. 

Rücksichtlich  des  Zeitpunktes,  von  welchem  ab  die  Ausländer  mit 
ihren  inländischen  Bezügen  zur  Steuer  herangezogen  werden,  stimmen  sämtliche 
Grund-  und  Gebäude-  sowie  Gewerbesteuergesetze,  femer  fast  alle  Einkommen- 
steuergesetze *)  dahin  überein,  dass  dies  sofort  mit  dem  Zeitpunkte  zu  geschehen 
habe,  wo  der  Grundbesitz  erworben,  der  Gewerbebetrieb  begonnen  oder  das 
Einkommen  bezogen  wird,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie  im  Inlande  ihren 
Wohnsitz  oder  dort  lediglich  ihren  Aufenthalt  genommen  haben.  In  letzterer 
Beziehung  machen  jedoch  Sachsen  (§  2  Ziff.  3  lit.  a;  vgl.  auch  Ministerialerlass 
V.  25.  Febr.  1885,  Mitteilungen  Bd.  IH  Heft  4  Nro.  80  S.  287),  Württemberg 
(Art.  2  Abs.  2)  und  Braunschweig  eine  Ausnahme,  indem  sie  die  im  Inlande 
lediglich  sich  aufhaltenden  Ausländer  erst  nach  Verlauf  einer  gewissen 
Frist  imd  zwar  Sachsen  nach  1  Jahn,  bezw.  bei  Unterbrechung  des  Aufenthalts 
nach  3  Jahren,  Württemberg  nach  6  Monaten  und  Braunschweig  nach  1  Monat 
zur  Steuer  heranziehen. 

Die  Pflicht  zur  Entrichtung  der  Kapitalrentensteuer  ist,  wie  bereits  oben 
bemerkt,  überall  an  die  Voraussetzung  geknüpft,  dass  der  Ausländer  im  Inlande 
einen  Wohnsitz  begründet  habe,  nur  in  Bayern  (Art,  9)  verpflichtet  schon  der 
blosse  Aufenthalt,  wenn  er  länger  als  1  Jahr  gedauert  hat,  zur  Steuerzahlung'). 


1}  Der  Zusatz  „oder  ausgeübt  zu  haben"  wurde  deshalb  in  das  Gesetz  aufgenommen, 
um  zu  verhindern,  dass  sich  ein  Ausländer,  der  sich  durch  Ausübung  eines  Gewerbes  im  In- 
lande ein  Vermögen  erworben  habe,  nach  Anheben  desselben  für  sein  im  Inlande  erworbenes 
Vermögen  steuerfrei  bliebe. 

2)  Bezüglich  der  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer  folgt  dies  aus  der  Objektsnatur 
dei-selben;  bezüglich  der  Einkommensteuer  vergleiche  die  besonderen  Bestimmungen  der  Ge- 
setze von  Preussen  (§  5  lit.  f) ;  Bayern  (Art.  11  Ziff.  3  lit.  b  u.  c) ;  Baden  (Art.  5  sub  A  Ziff.  l) ; 
Hessen  (Ges.  v.  4.  Juli  1884  Art.  3,  v.  21.  Juni  1869  Art.  l  Ziff.  3  Ut.  a) ;  Oldenburg  (Art.  2  §  l 
Zifl'.  2  lit.  a  u.  b  u.  §  2  Ziff.  3);  Sachsen-Weimar  (Xachtragsges.  sub  III.  B);  Sachsen- Alten- 
burg (§  It;  Ziff.  13) ;  Anhalt  (§  2) ;  Koburg  (Art.  l  lit.  b) ;  Gotha  (Ges.  v.  lo.  Jan.  1354  §  29  Ut.  e) ; 
Sachsen-Meiningen  (Art.  5  u.  27) ;  Reuss  j.  L.  (Ges.  v.  l.  Juli  1852  §  3  lit.  b ,  v.  22.  Juni  1868 
§  4  Ziff.  1,  v.  13.  April  1874  §  2  Ziff.  1);  Schwarzburg-Sondershausen  (Ges.  v.  2.  Jan.  1853  §4); 
Schaumburg-Lippe  (Ges.  v.  20.  Jan.  1885  §  2  Ziff.  3  lit.  b  u.  c);  Lippe-Detmold  (Ges.  v.  1871 
§  2  Ziff.  6  lit.  h);  Waldeck  (§  3  Ziff.  4);  Hamburg  (|  1  Ziff.  4  u.  §  7);  Bremen  (§  2  lit.  a  u.  §  3 
Ut.  d);   Lübeck  (Ges.  v.  27.  Mai  1872  §  1  Ziff.  5  u.  6,   Gesetzentw.  v.  15.  Dez.  1886  §  2  Ziff.  3). 

3)  Unter  Umständen  tritt  in  Bayern  bei  bloss  ständigem  Aufenthalt  die  Steuerpflicht 
sogar  sofort  ein.  Der  Art.  9  Abs.  3  des  bayrischen  Kapitalrentensteuergesetzes  bestimmt  näm- 
Kch:  «Dem  bajTischen  Staatsverbande  früher  angehörige  Ausländer,  welche  nach  Verlust  der 
bayrischen  Staatsangehörigkeit  ihren  Wohnsitz  oder  ständigen  Aufenthalt  in  Bayern  haben, 
unterUegen  der  Kapitalrentensteuer  gleich  den  im  Lande  befindüchen  bayrischen  Staatsange- 
hörigen". Diese  Bestimmung  kann  nur  den  Zweck  haben,  einmal  solche  Personen  bezügUdi 
des  ümfangs  der  Steuerpflicht  den  Inländern  gleichzusteUen ,  so  dass  sie  auch  für  ihre  aus- 
ländischen Kapitalrenten  und  Zinsen  der  inländischen  Steuer  unterstehen,  sodann  aber  auch 
bezügUch  des  Beginnes  der  Steuerpflicht  eine  GleichsteUung  mit  den  Inländern  herbeiztiführen. 
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Abweichend  von  der  Einkommensteuer  geschieht  aber  die  Veranlagung  der 
Kapitalrentensteuer  nicht  in  allen  Staaten  sofort  mit  Begründung  des  Wohn- 
sitzes, vielmehr  sind  in  Württemberg  (Art.  2  Abs.  2)  die  Ausländer  nur  „wenn 
sie  am  Anfange  des  Steuerjahres  bereits  6  Monate  in  Württemberg  wohnen 
unbedingt,  andernfalls  aber  bloss  dann  zu  besteuern,  wenn  in  dem  Heimatlande 
derselben  die  Württemberger  eine  gleiche  oder  ähnliche  Steuer  trifft",  und  unter- 
liegen femer  in  Mecklenburg  (§  46)  , diejenigen  Personen,  welche  vom  Auslande 
in  das  Grossherzogtum  ziehen  .  .  .,  der  Zinsensteuer  erst  in  dem  auf  den  Ab- 
lauf von  12  Monaten  folgenden  Hebungstermine;  sie  müssen  dann  aber  den 
halbjährigen  Steuerbetrag  von  ihren  während  des  ganzen  Normaljahres  ^)  ge- 
habten Zinsen-  etc.  Einnahmen  entrichten". 

2.  Bezüglich  der  ausländischen  Einkünfte. 
Es  kann  sich  hier  natürlich  nur  um  solche  Ausländer  handeln,  welche 
im  Inlande  wohnen  oder  sich  dauernd  aufhalten  und  daselbst  ihre  ausländischen 
Einkünfte  verzehren.  Eine  Heranziehung  derselben  zu  Objektsteuera  wegen 
ihres  ausländischen  Grundbesitzes,  Gewerbebetriebes  und  ihrer  auswärtigen 
Kapitalanlagen  (in  letzterem  Falle  jedoch  mit  den  bereits  oben  besprochenen 
Ausnahmen  in  Baden  und  Hessen,  wenn  sie  sich  des  Erwerbs  wegen  im  In- 
lande aufhalten)  findet  in  keinem  deutschen  Staate  statt.  Von  der  Einkommen- 
steuer bleiben  dagegen  solche  Ausländer  nur  in  Baden  ^)  (Art.  6  Ziff.  1),  Bayern 
(Art.  11)^)  und  Württemberg  gänzlich  befreit;  in  Preussen  (Finanzministerial- 
reskript  v.  19.  Nov.  1851),  Koburg  (Ges.  v.  16.  Juni  1874  Art.  27  lit.  e)  und 
Gotha*)  (Ges.  v.  10.  Jan.  1854  §  4  und  §  29  Ht.  e  in  Verbindung  mit  dem  Ges. 
V.  4.  Dez.  1870  §§  2  u.  4)  nur  unter  der  Voraussetzung  des  Nachweises ,  dass 
sie  für  ihr  ausländisches  Einkommen  im  Auslande  bereits  einer  gleichartigen 
Besteuerung  unterliegen.    Dabei  beschränkt  jedoch  Preussen  diese  Steuerfreiheit 


Da  nun  die  im  Inlande  wohnenden  Ausländer  überhaupt  sofort  mit  der  Begründung  des 
Wohnsitzes  steuerpflichtig  werden,  kann  sich  die  obige  Bestimmung  nur  auf  diejenigen  früheren 
bayrischen  Staatsangehörigen  beziehen,  welche  nach  Verlust  des  bayrischen  Indigenates  ohne 
Begründung  eines  Wohnsitzes  in  Bayern  ihren  Aufenthalt  nehmen,  da  ohne  diese  Vorschrift  sie 
allein  vor  den  Inländern  günstiger  behandelt  würden.  Eine  Gleichstellung  solcher  Personen 
mit  den  Inländern  bedeutet  dann  die  sofortige  Heranziehung  derselben  zur  Steuer  von 
dem  Momente  ab,  wo  sie  in  Bayern  ihren  ständigen  Aufenthalt  nehmen. 

1)  Unter  „Normaljahr"  versteht  man  in  Mecklenburg  das  dem  Steuererhebungstermine 
vorhergehende  vom  1.  Juli  bis  30.  Juni  gerechnete  Jahr. 

2)  Die  Regierungsvorlage  hatte  die  Ausländer  mit  ihrem  gesamten  Einkommen, 
also  auch  dem  ausländischen,  der  inländischen  Steuer  unterwei-fen  wollen,  allein  die  von  der 
2.  Kammer  niedergesetzte  Kommission  zur  Beratung  des  Gesetzentwurfs  vertrat  neben  dem 
Bestreben,  die  Grundsätze  des  Reichsgesetzes  vom  13.  Mai  1870  auch  auf  die  Reichsausländer 
auszudehnen,  die  Ansicht  —  der  sich  später  auch  die  l.  Kammer  und  die  Regierung  anschloss  — 
dass  es  leicht  geschehen  könne,  dass  Ausländer,  welche  ohne  Erwerbszwecke  zu  verfolgen 
ihren  Wohnsitz  im  Inlande  genommen  hätten,  versucht  seien,  der  scharfen  Heranziehung  zur 
Einkommensteuer  dadurch  auszuweichen,  dass  sie  das  Land  verliessen,  zum  Schaden  deijenigen 
Städte,  welche  von  Fremden  mit  Vorliebe  zum  Aufenthalte  gewählt  zu  werden  pflegten. 

^)  Vgl.  A.  S  e i  s  s  er ,  Die  Gesetze  über  die  direkten  Steuern  Bayerns.  I.  Bd.  S.  160  Anm.  ti. 

*)  Gotha  gewährte  ft-üher  (Ges.  v.  10.  Jan.  I8.i4  §  29  lit.  e)  „denjenigen  Bewohnern  des 
Herzogtums,  welche  in  demselben  kein  Heimatsrecht  haben  und  aus  dem  Herzogtum  weder 
von  Grundeigentum  Einkommen  beziehen,  noch  des  Erwerbs  wegen  sich  daselbst  aufhalten", 
Freiheit  von  der  Klassen-  nicht  auch  der  Einkommensteuer.  Diese  unbedingte  Steuerfreiheit 
wurde  jedoch  durch  das  Gesetz  vom  4.  Dezember  1870  §  4  aufgehoben. 
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auf  solches  ausländische  Einkommen,  welches  aus  Grund-  und  Gebäudebesitz 
resultiert  '). 

Alle  übrigen  Staaten  stellen  den  Grundsatz  auf ,  dass  der  im  Inlande 
lebende  Ausländer  gerade  so  wie  der  Staatsangehörige  mit  seinem  gesamten 
inländischen  und  ausländischen  Einkommen  zur  Klassen-  oder  Einkommensteuer 
heranzuziehen  sei.  Dabei  beschränken  jedoch  Sachsen  (§  2  Ziff.  3  lit.  a)  und 
Schaumburg-Lippe  (Ges.  v.  20.  Jan.  18^5  §  2  Ziff.  3  lit.  a)  die  Steuerpflicht  auf 
solches  Einkommen,  welches  nach  dem  Inlande  .bezogen**)  bezw.  »gebracht* 
wird.  In  Bremen  (§  2  lit.  a  Abs.  2)  und  Lübeck  (Ges.  v.  27.  Mai  1872  §  1  Ziff.  6, 
Entw.  V.  15.  Dez.  1886  §  2  Ziff.  3  Abs.  2)  zahlen  , Ausländer,  welche  hier  kein 
Gewerbe  betreiben,  ....  die  Steuer  nur  von  ihrem  hier  verbrauchten  Ein- 
kommen'', haben  sie  in  Bremen  noch  inländischen  Grundbesitz ,  so  versteuern 
sie  ausserdem  das  daraus  herrührende  Einkommen,  soweit  es  das  im  Inlande 
verbrauchte  Einkommen  übersteigt.  Hamburg  (§  7)  endlich  lässt  den  Nicht- 
reichsangehörigen  die  Wahl,  «entweder  von  ihrem  Einkommen  nach  Massgabe 
des  §  4  oder  von  ihrem  hiesigen  Verbrauch,  in  letzterem  Falle  nach  dem  festen 
Steuersatze  von  3\2  Prozent"  die  Steuer  zu  entrichten.  Eine  ganz  vereinzelte  aber 
wohl  zu  billigende  Ausnahme  findet  sich  noch  in  Waldeck  (§  3  Ziff.  5),  wo 
, Ausländer,  welche  sich  ihrer  Au-sbüdung  wegen  im  Lande  aufhalten*  von  der 
Klassensteuer  befreit  sind. 

Der  Beginn   der   diesbezüglichen  Steuerpflicht  tritt  bei  den  Ausländem, 


'.!  Auch  der  hessische  1.  Entwurf  zum  Gesetz  vom  8.  Juli  1884  wollte  in  Art.  3  das 
Einkommen  aus  ausländischen  Immobilien  steuerfrei  lassen,  wenn  der  Bezieher  den  Nachweis 
führe,  dass  er  hierfür  im  Auslande  bereits  eine  gleichartige  Steuer  entrichte.  Bei  der  Beratung 
des  Entwurfs  liess  man  jedoch  diesen  Art.  3  gänzlich  fallen,  indem  man  hauptsächlich  ausführte, 
es  sei  kein  triftiger  Grund  vorhanden,  sich  mit  dem  sonst  allgemein  durchgeführten  Grund- 
satze, die  ausländischen  Steuerverhältnisse  unberücksichtigt  zu  lassen,  in  Widerspruch  zu  setzen. 

-)  Eine  nähere  Erläuterung  findet  dieser  Ausdruck  infolge  der  Beschwerde  eines  in 
Sachsen  ansässigen  Oesterreichers ,  der  sein  aus  österreichischem  Grundbesitz  resultierendes 
Einkommen  bei  der  Kreditanstalt  in  Wien  angelegt  hatte  und  in  Sachsen  auch  mit  diesem 
Teile  seines  Einkommens  zur  Steuer  veranlagt  war,  durch  Finanzministerialentscheidnng  vom 
5.  Mai  18S6  (Mitteilungen  etc.  Bd.  m  Heft  IV  Xr.  82  S.  293) :  .Dieser  im  Gesetze  gebrauchte 
Ausdruck  lässt  zwar  an  und  für  sich  betrachtet,  verschiedene  Deutungen  zu.  tmd  es  erseheint 
nach  demselben  an  sich  wohl  möglich,  ein  Beziehen  von  Einkommen  aus  dem  Auslande  nach 
Sachsen  schon  dann  anzunehmen,  wenn  der  Besitzer  ausländischer  Einkommensquellen  zur 
Zeit  des  Eintritts  der  Erträgnisse  derselben  in  sein  Vermögen  innerhalb  Sachsens  seinen 
wesentlichen  Wohnsitz  oder  Aufenthalt  hat.  Allein  nach  dem  angeführten  lässt  sich  nicht  ver- 
kennen, dass  eine  so  weit  gehende  Auslegung  jener  Bestimmung  mit  der  ihr  zu  Grunde  liegenden 
Tendenz  nicht  im  Einklänge  stehen  würde.  Nach  der  letzteren  soll  die  Besteuerung  in  Sachsen 
nur  beim  Dazwischentritt  einer  Verfügung  des  Beitragspflichtigen 
Platz  greifen,  durch  welche  das  ausländische  Einkommen  zu  dem 
sächsischen  Staate  in  eine  Beziehung  gebracht  wird.  Als  eine  solche 
Verfügtmg  kann  aber  nicht  schon  jede  Loslöstmg  der  Erträgnisse  der  Einkommensquellen  von 
diesen  selbst  und  jede  gesonderte  Anlegung  dieser  Erträgnisse  angesehen  werden.  Denn 
hierin  besteht  bloss  das  Beziehen  des  Einkommens ,  nicht  aber  auch  das  Beziehen 
desselben  nach  Sachsen,  von  welchem  allein  die  Besteuerung  abhängig  ist.  Um  die 
letztere  zu  begründen  genügt  es  also  nicht,  dass  die  Vermögenslage  des  in  Sachsen  wohn- 
haften Beitragspflichtigen  durch  den  Bezug  des  Einkommens  aus  den  ausländischen  Einkommens- 
quellen eine  Verbesserung  erfährt,  sondern  es  muss  für  die  Begründung  der  Sieuerpflicht  in 
Sachsen  zu  dem  Bezüge  jenes  Einkommens  noch  ein  anderes  Moment  hinzutreten ,  welches 
darin  besteht,  dass  das  fragliche  Einkommen  oder  der  demselben  entsprechende  Wert  von  dem 
Beitragspflichtigen  nach  Sachsen  übergeführt  wird.- 

993 


4(30  ^-  Antoni, 

welche  einen  Wohnsitz  im  Inlande  begründet  haben,  auch  hier  in  allen 
Staaten  sofort  ein.  Hiervon  macht  nur  Hessen  (Art.  3)  eine  Ausnahme,  welches 
, Reichsausländer,  welche  im  Grossherzogtume  wohnen,  im  Falle  sie  nicht  da- 
selbst eine  mit  Erwerb  verbundene  Beschäftigung  ausüben,  erst  alsdann  zur 
Einkommensteuer"  heranzieht,  „wenn  sie  im  Beginn  des  Steuerjahres  bereits 
ein  Jahr  im  Grossherzogtum  gewohnt  haben. "  Jene  Ausländer,  welche  sich  nur 
im  Inlande  aufhalten,  gemessen  bezüglich  ihres  von  auswärts  angefallenen 
Einkommens,  wenn  sie  daneben  nicht  auch  solches  aus  dem  Inlande  beziehen, 
in  welchem  Falle  die  sub  1  besprochenen  Grundsätze  in  Geltung  treten,  einer 
kürzeren  oder  längeren  Steuerfreiheit.  Eine  solche  von  1  Jahr  gewähren  ihnen 
Preussen  (§  5  lit.  f  u.  §  18  Abs.  2),  Sachsen  {§  2  Ziff.  3  lit.  a),  Hessen  (Art.  3) '), 
Anhalt  (§  6  Ziff.  6),  Sachsen-Altenburg  (Ges.  v.  17.  Mai  1868  §  6  Ziff.  13  und 
Novelle  v.  24.  Juni  1874  §  2  lit.  d),  Sachsen-Meiningen  (Ges.  v.  18.  Juli  1867 
Art.  5  u.  27),  Schwarzburg-Sondershausen  (Ges.[v.  2.  Jan.  1853  §  5),  Schaumburg- 
Lippe  (Ges.  V.  3.  Feb.  1871  §  2  Ziff.  3  und  v.  20.  Jan.  1885  §  2  Ziff.  3  lit.  a), 
Waldeck  (§  3  Ziff.  4),  Bremen  (§  3  lit:  d),  Lübeck  (§  1  Ziff.  6)  und  früher  auch 
Reuss  j.  L.  (Ges.  v.  1.  Juli  1852  §  3  lit.  b  und  v.  22.  Juni  1868  §  4  Ziff.  1)  % 
Nur  eine  sechsmonatliche  Steuerfreiheit  gestehen  ihnen  zu:  Oldenburg  (Art.  2 
§  1  Ziff.  2  lit.  c)  und  Hamburg  (§  7).  Noch  kürzer  ist  die  Frist  in  Lippe-Det- 
mold (Ges.  V.  25.  Juli  1885  sub  II  Ziff.  1)^),  welches  nur  solche  Ausländer  von 
der  Steuer  befreit,  die  „nicht  über  2  Monate  im  hiesigen  Lande  sich  aufhalten; 
dauert  der  Aufenthalt  länger,  so  ist  die  Steuer,  falls  sie  gesetzlich  gefordert 
werden  kann,  für  die  beiden  ersten  Monate  nachzuzahlen",  und  endlich  am 
kürzesten  in  Braunschweig  (Ges.  v.  8.  Nov.  1873  §  2  Ziff.  2),  wo  sie  nur  1  Monat 
beträgt ''). 

In  den  meisten  Gesetzen  wird  nun  vorausgesetzt,  dass  der  Aufenthalt  der 
Fremden  im  Inlande  ein  dauernder  sei,  und  könnte  es  sich  nun  fragen,  ob  etwa 
kurze  zeitweilige  Abwesenheit  im  Auslande  als  eine  Unterbrechung  des  Aufent- 
haltes im  Inlande  anzusehen  sei,  dieser  also  dann  nicht  mehr  als  dauernd  er- 
scheine. Unzweifelhaft  kann  es  nicht  in  der  Absicht  des  Gesetzgebers,  wenn 
er  nicht  von  vornherein  die  Besteuerung  der  Fremden  illusorisch  machen  wollte, 
gelegen  haben,  als  Voraussetzung  der  Steuerpflicht  einen  gänzlich  —  auch  dui'ch 
die  kürzeste  Abwesenheit  —  nicht  unterbrochenen  Aufenthalt  im  Inlande  zu 
fordern.  Es  wird  deshalb  genügen,  wenn  der  Ausländer  seinen  wesentlichen 
Aufenthalt  an  einem  Orte  des  Inlandes  genommen  hat.  Dahin  ist  auch  wohl 
die  Bestimmung  in  Preussen  (§  5  lit.  f )  und  Schwarzburg-Sondershausen  (Ges.  v. 
2.  Jan.  1853  §5)  zu  interpretiren ,    dass  der  Ausländer   mindestens  1  Jahr  lang 


1)  In  Hessen  war  nach  dem  alten  Gesetze  vom  21.  Juli  1869  Art.  1  Ziff.  3  lit.  b  den  im 
Inlande  sich  aufhaltenden  Ausländern  sogar  2  Jahre  Frist  gewährt,  ehe  sie  zur  Steuer  heran- 
gezogen wurden. 

2)  Nach  dem  Wortlaute  des  neuesten  Gesetzes  vom  13.  April  1874  §  2  Zifi.  1 :  „Der  Be- 
steuerung sind  unterworfen :  Alle  Einwohner  des  Fürstentums  (d.  h.  alle  Personen,  welche  im 
Fürstentum  einen  Wohnsitz  haben  oder  sich  daselbst  aufhalten  .  .  .)"  ist  zu  schliessen,  dass 
in  Reuss  j.  L.  jetzt  die  Steuerpflicht  für  die  Ausländer  beginnt,  sobald  die  Thatsache  des  Auf- 
enthalts zur  Gewissheit  geworden  ist. 

3)  Früher  (Ges.  v.  1871  §  2  Nr.  6)  gewährte  Lippe-Detmold  eine  Steuerfreiheit  von  1  Jahre. 
♦)  Nach  dem  Gesetz  vom  29.  Juni  1864  §  2  Ziff.  2  blieben  die  Ausländer  in  Braunschweig 

tür  ihre  ausländischen  Einkünfte  ti  Monat«  steuerfrei. 
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,an  dem  nämlichen  Orte  des  Inlands"  sich  aufgehalten  haben  müsse,  um  steuer- 
pflichtig zu  sein.  Ist  der  Aufenthalt  des  Ausländers  ein  durch  länger  dauernde 
Abwesenheit  unterbrochener,  so  bleibt  derselbe  in  der  Regel  von  der  inländi- 
schen Steuer  frei,  nur  Sachsen  (1.  c.)  und  Schaumburg-Lippe  (1.  c.)  besteuern  ihn 
in  diesem  Falle  nach  Ablauf  von  3  Jahren. 

Dass  die  einmal  entstandene  inländische  Steuerpflicht  durch  zeitweiligen 
Aufenthalt  des  Ausländers  im  Auslande  nicht  berührt  wird,  erscheint  wohl  als 
selbstverständlich ,  ist  aber  im  lübeckischen  Einkommensteuergesetze  (§  7)  noch 
besonders  hervorgehoben. 

Die  oben  ausgeführten  Steuerfreiheiten  der  Ausländer  bezüglich  ihres 
ausländischen  Einkommens  für  die  erste  Zeit  ihres  Aufenthaltes  im  Inlande  treten 
aber  nur  dann  in  Geltung,  wenn  der  betreffende  Ausländer  nur  ein  Ein- 
kommen aus  dem  Auslande  bezieht.  Fällt  ihm  neben  dem  ausländischen 
auch  noch  ein  Einkommen  aus  dem  Inlande  an,  so  unterliegt  er  auch  mit  seinem 
ausländischen  Einkommen  sofort  der  Besteuerung.  In  diesem  Falle  macht 
auch  Baden  eine  Ausnahme  von  seinem  Prinzip ,  das  ausländische  Einkommen 
überhaupt  steuerfrei  zu  lassen,  und  besteuert  diejenigen  Ausländer,  , welche  des 
Erwerbs  wegen  im  Grossherzogtume  ihren  Wohnsitz  haben"  mit  ihrem  ge- 
samten Einkommen.  Nur  Bayern  und  Württemberg  lassen,  da  sie  überhaupt 
nur  das  Einkommen  aus  dem  Inlande  besteuern  wollen,  die  Ausländer  mit  ihrem 
ausländischen  Einkommen  auch  dann  steuerfrei ,  wenn  sie  daneben  auch  noch 
solches  aus  dem  Inlande  beziehen. 

Eine  weitere  Frage  wäre  dann  noch,   ob  den  Ausländem   auch  die  Frei- 
lassung des  Existenzminimums   zu   gewähren   sei?     Selbstverständlich   hat   dies 
bei  solchen  Ausländem   zu  geschehen,   welche   sich   im  Inlande  aufhalten  und 
hier  entweder  inländisches  oder  ausländisches  Einkommen,  wenn  letzteres  über- 
haupt besteuert  wird,  verzehren,  weil  sie  wie  Inländer  anzusehen  und   zu  be- 
steuern sind.    Anders  bei  solchen  Ausländem,  welche   inländisches  Einkommen 
im  Auslande  verzehren.     Hier  ;hat   der   inländische   Staat   gar   kein  Interesse 
daran,  die  Lage  des  Ausländers  besonders  zu  berücksichtigen  und   meist  wird 
er  auch  gar  nicht  in  der  Lage  sein,  den  Ausländem  eine  solche  Berücksichtigung 
angedeihen  zu  lassen,  da  er  ja  das  Gesamteinkommen  derselben  unmöglich  fest- 
stellen kann,  weU  in  den  meisten  Fällen   neben   dem   inländischen   auch  noch 
Einkommen  aus  dem  Auslande  bezogen  wird.    Von  diesen  Gedanken  beherrscht 
hat  Sachsen  (§  6  Ziff.  9)  die  Bestimmung  getroffen ,   dass  Ausländer  gleich  den 
im  Auslande  lebenden  Staatsangehörigen   das   aus   dem  Inlande   bezogene  Ein- 
kommen  ,wenn   dasselbe   den  Betrag  von  300  M.  nicht  übersteigt,  nach   dem 
für   die   untersten  Klassen  bestimmten   Satze    zu  versteuern   haben.*     Andere 
Staaten  dagegen,   z.  B.  Hessen  (Art.  1  Ziff.  3  Ut.  b),   gewähren   auch   den  Aus- 
ländem ausdrücklich  die  Steuerfreiheit  des  Existenzminimums,  und  wieder  andere, 
wohl  hauptsächlich  durch  steuertechnische  Bedenken  veranlasst,  lassen,  trotzdem 
sie  sonst  die  Freilassung  eines  Existenzminimums  nicht  gewähren,    die  inländi- 
schen Bezüge  der  im  Auslande  lebenden  Ausländer,  soweit  sie  eine  bestimmte 
Summe  nicht  übersteigen,  steuerfrei.     So  beginnt  die  Steuerpflicht  für   die  ge- 
nannten Ausländer  in  Oldenburg  (Art.  2  §  2  Ziff.  3)  erst  bei  einem  inländischen 
Einkommensbezug  von  jährlich  50  Thli-.,  in  Koburg  (Ges,  v.  16.  Juni  1874  Art.  1 
lit.  e)  bei  einem  solchen  von  jährlich  20  M.,  in  Gotha  (Ges.  v.  U.  Dez.  1870  §  1 
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lit.  b  in  Verbindung  mit  dem  Ges.  v.  22.  Juli  1871  §  6)  von  10  Thlr.,  in 
Schwarzburg-Sondershausen  (Ges.  v.  10.  Okt.  1857  §  1)  und  Schwarzburg-Rudol- 
Stadt  (Ges.  v.  25.  Juli  1876  §  2  Ziff.  2  sub  a)  ist  die  Untergrenze  auf  10  Thlr. 
Reinertrag  bezw.  20  M.  Jahresertrag,  soweit  es  sich  um  im  Fürstentume  ge- 
legene Grundstücke  (nicht  auch  Gewerbebetriebe)  handelt,  festgesetzt,  und  endlich 
befreit  Reuss  j.  L.  (Ges.  v.  22.  Juni  1868  §  5  Ziff.  2),  wie  bereits  oben  bemerkt, 
von  der  Klassensteuer  das  Einkommen  aus  inländischem  Grundbesitze,  sofern 
letzterer  mit  weniger  als  20  Steuereinheiten  behaftet  ist.  Zu  weit  geht  in  dieser 
Beziehung  Preussen,  welches  die  Ausländer  mit  ihrem  inländischen  Einkommen 
der  Klassensteuer  gar  nicht  unterwirft,  sondern  sie  erst  zur  Einkommensteuer, 
also  wenn  ihr  inländisches  Einkommen  3000  M.  übersteigt,  heranzieht. 


B.  Juristische  Personen. 
I.  Allgemeines. 

Neben  den  physischen  Personen  treten  uns  im  Rechtsleben  vielfach  sog. 
juristische  Personen  entgegen,  als  welche  man  mit  Vermögensrechten  ausge- 
stattete, keine  menschliche  Individualität  besitzende  Rechtssubjekte  zu  bezeichnen 
pflegt.  Dieselben  werden  in  vielen  Beziehungen  den  physischen  Personen  gleich- 
gestellt und  als  selbständige  Persönlichkeiten  behandelt,  so  dass  es  bei  ihrer 
Ausdehnung  im  modernen  Leben  nicht  ausbleiben  konnte,  dass  auch  die  Steuer- 
gesetzgebung sich  mit  ihnen  beschäftigte. 

Im  allgemeinen  teilt  man  nun  die  juristischen  Personen  in  Körperschaften 
und  Stiftungen  und  unterscheidet  bei  ersteren  wieder  solche  des  öffentlichen 
und  des  Privatrechts,  je  nachdem  ihre  Wirksamkeit,  Verfassung  und  Stellung 
ihnen  einen  Platz  innerhalb  der  Sphäre  des  Staats-  oder  des  Privatrechts  an- 
weist. Als  die  wichtigsten  und  vornehmsten  dieser  Körperschaften  erscheinen 
nun  diejenigen  des  öffentlichen  Rechts,  nämlich  Staat  und  Gemeinde.  Beide 
zwar  sind  durch  und  für  den  Menschen  da,  sind  aber  dennoch  nicht  identisch 
mit  den  Individuen,  welche  sich  in  ihnen  befinden,  sondern  bilden  selbständige 
der  Privatwillkür  des  einzelnen  entrückte  staatsrechtliche  Persönlichkeiten  mit 
eigenen  Existenzbedürfnissen,  zu  deren  Befriedigung  sie  ein  von  dem  Privat- 
vermögen ihrer  Angehörigen  getrenntes  Vermögen  besitzen,  mit  welchem  sie 
Ertrag  bezw.  Einkommen  enverben  und  für  welches  sie  deshalb  auch  der  Bei- 
tragspflicht zu  den  allgemeinen  Lasten  unterliegen.  Dass  nun  aber  der  Staat 
an  sich  selbst  in  Wirklichkeit  eine  Steuer  zahle,  wird  niemand  im  Ei-nst  fordern, 
zumal  ja  alle  seine  Einkünfte,  auch  die  aus  Privaterwerb  fliessenden,  zum  all- 
gemeinen Nutzen  verwendet  werden.  Anders  steht  es  dagegen  bei  den  Ge- 
meinden. Diese  müssen  nach  Massgabe  ihrer  Privateinkünfte  die  Steuer  auch  in 
Wirklichkeit  entrichten,  da  sie  nicht  etwa  als  Unterabteilungen  des  Staates  er- 
scheinen, lediglich  mit  der  Bestimmung,  die  Aufgabe  des  letzteren  im  Kleinen 
auszuführen,  sondern  diesem,  wenn  auch  im  allgemeinen  seinem  Aufsichtsrechte 
unterstellt,   doch  im  übrigen  in  freier  Selbständigkeit  gegenüberstehen').     Da- 


1)  Vgl.  Gerber,  Deutsches  Privatrecht.    14.  Aufl.  S.  131  ff.  und  stenograplüsche  Be- 
richte über  die  Verhandlungen  des  Reichstags  1874/75  Bd.  I  S.  271. 

996 


I 


Die  Steuersubjekte.  4(53 

durch  befinden  sie  sich  in  derselben  Lage  wie  jeder  andere  ünterthan  ')  und 
erscheinen  deshalb  nicht  nur  theoretisch  steuerpflichtig,  sondern  müssen  dies 
auch  praktisch  durch  Entrichtung  der  Steuersumme   an   den  Staat  bethätigen. 

Völlig  abweichend  stellen  sich  nun  aber  die  privatrechtlichen  Korpora- 
tionen dar,  d.  h.  diejenigen  Vereinigungen,  welche  lediglich  zu  Erwerbszwecken 
und  des  Gewinns  ihrer  Teilnehmer  wegen  geschlossen  sind.  Man  hat  ihnen 
zwar  in  letzter  Zeit  immer  mehr  den  Stempel  der  Selbständigkeit  aufgedrückt, 
allein  dies  ist  nur  von  Bedeutung  für  die  Beziehungen  der  einzelnen  Mitglieder 
unter  einander  und  zu  der  Gesamtheit,  sowie  dritter  ausserhalb  der  Gesellschaft 
stehender  Personen  zu  dieser  und  ihren  Teünehmem  und  endlich  für  ihre  Stel- 
lung im  Staate,  berührt  also  vorwiegend  die  juristische  und  auch  etwas  die 
staatsrechtliche  Seite  dieser  juristischen  Personen.  Mit  Bezug  auf  die  bei  den- 
selben zu  Tage  tretenden  wirtschaftlichen  Momente,  welche  für  die  Besteuerung 
allein  massgebend  sind,  haben  jedoch  andere  Grundsätze  Platz  zu  greifen.  Die 
Erwerbsgesellschaften  sind  nicht  wie  der  Staat  und  die  Gemeinde  Selbstzweck; 
sie  haben  nicht  wie  diese  eigene  Bedürfnisse,  für  deren  Befriedigung  sie  Mittel 
aufbringen  müssen,  sondern  der  Zweck  derselben  ist:  für  und  im  Namen  der 
Gesamtheit  der  Teilnehmer  zu  erwerben  und  kraft  der  Verfügung  der  Mitglieder 
diesen  das  Erworbene  zu  überlassen.  Sie  sind  also  lediglich  Mittel  zu  Erwerbs- 
zwecken der  teilnehmenden  Individuen,  und  selbst  wenn  ein  eigenes  Vermögen 
zu  diesem  Zwecke  ausgeschieden  ist,  so  erscheint  dies  doch  nicht  als  selbständig 
neben  oder  gar  über  den  Theünehmem  stehend ,  sondern ,  da  die  Teilnehmer 
die  Gesellschaft  büden,  lediglich  als  zu  einem  bestimmten  Zwecke  angelegte 
Teile  der  Vermögen  der  einzelnen  Mitglieder  ^).  Der  mit  diesem  Vermögensteil 
gemachte  und  an  den  Einzahler  ausgekehrte  Gewinn  erscheint  deshalb  als 
Gewerbeertragsanteü  des  letzteren  und  begründet  für  diesen  selbstverständlich 
die  Steuerpflicht,  neben  welcher  dann  für  die  Gesellschaft  als  solche  keine 
weitere  Steuerpflicht  bestehen  kann,  wenn  nicht  eine  Doppelbesteuerung  ein 
und  derselben  Personen  eintreten  soll.  Dabei  ist  es  jedoch  gleichgültig,  ob  die 
Steuer  von  der  Gesellschaft  im  ganzen  bei  gleichzeitiger  Freilassung  ihrer  Mit- 
glieder erhoben  wird,  oder  ob  sie  nach  der  Verteilung  des  Gewinns  von  jedem 
einzelnen  Mitgliede  im  Verhältnis  seiner  Anteilsquot«  eingehoben  wird,  wenn 
nur  überhaupt  die  Besteuerung  der  Gesellschaft  mit  derjenigen  ihrer  Teilnehmer 
in  Verbindung  gebracht  und  dabei  dem  oben  entwickelten  Grundsatze  Rechnung 
getragen  wird.  Praktisch  wird  sich  sogar  die  Besteuerung  der  Gesellschaft 
unter  Freilassung  der  Mitglieder  für   den  bezogenen  Ertragsanteil   empfehlen. 

Wieder  von  selbständiger  Natur,  ähnlich  den  Körperschaften  des  öffent- 
lichen Rechts,  sind  die  Stiftungen,  d.h.  solche  mit  juristischer  Persönlichkeit 


1)  Vgl.  Held,  Das  System  des  Verfassungsrechts  der  monarchischen  Staaten  Deutsch- 
lands.   II.  Teü  S.  664. 

2)  Man  hat  die  Beziehungen  der  Teilnehmer  zur  Gesellschaft  auch  so  «u  konstruieren 
versucht,  dass  man  sagte,  der  Gesellschafter  stände  der  Gesellschaft  im  Verhältnis  eines 
Gläubigers  zum  Schuldner  gegenüber;  es  sei  also  so  anzusehen,  als  ob  der  Aktionär  der  Er- 
werbsgesellschaft ein  Kapital  vorgeschossen  habe,  mit  welchem  die  Gesellschaft  für  sich  Ertrag 
erwerbe  und  für  welches  sie  dann  kraft  eigener  rechtlicher  Verpflichtung  an  den  Darleiher  Zins 
zu  zahlen  habe.  Daraus  wird  dann  gefolgert,  dass  einmal  die  Gesellschaft  für  ihren  Erwerb 
und  sodann  noch  einmal  der  Gesellschafter  für  den  empfangenen  2üns  steuerpflichtig  sei.  Das 
Unhaltbare  dieser  Aufstellung  hat  Vocke  (S.  450)  schlagend  nachgewiesen. 
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ausgestattete  Vermögensmassen,  welche  für  Zwecke  der  Wohlthätigkeit ,  des 
Cultus  und  des  Unterrichts  bestimmt  sind,  gleichviel  oh  sie  zur  Erreichung  ihres 
Zweckes  besonderer  Einrichtungen  wie  Krankenhäuser,  Kirchen  und  Schulen  be- 
dürfen, oder  ohne  solche  Einrichtungen  bestehen.  Hier  hat  sich  das  Stiftungs- 
vermögen von  dem  Individuum  vollständig  losgelöst,  da  weder  die  mit  der  Ver- 
mögensverwaltung betrauten  Personen,  noch  diejenigen,  welche  aus  demselben 
Unterstützungen  oder  Wohlthaten  empfangen,  noch  endlich  auch  unter  gewöhn- 
lichen Verhältnissen  der  Staat  irgend  welchen  Einfluss  auf  dasselbe  haben.  Sie 
bilden  deshalb  völlig  selbständige,  neben  dem  Menschen  stehende,  wirtschaftliche 
Persönlichkeiten,  und  müssen,  da  sie  unter  der  Autorität  und  dem  Schutze  des 
Staates  stehen,  wie  sie  Rechte  von  diesem  empfangen,  auch  Pflichten  ihm  gegen- 
über erfüllen,  soweit  hierzu  nicht  menschliche  Individualität  unbedingt  erforder- 
lich ist.  Als  solche  Pflicht  erscheint  aber  der  Beitrag  zu  den  öffentlichen  Lasten 
nach  Massgabe  ihres  Privaterwerbs. 

Aehnlich  sind  auch  die  Verhältnisse  bei  der  liegenden  Erbschaft  gelagert, 
da  hier  der  zukünftige  Erbe  noch  nicht  feststeht,  und  deshalb  ein  Zwischen- 
stadium der  Selbständigkeit  der  Erbschaftsmasse  Platz  greift. 

In  der  Steuerpraxis  der  deutschen  Staaten  herrscht  nun  über  die  erste 
und  prinzipielle  Frage ,  ob  die  juristischen  Personen  als  Steuersubjekte  aufzu- 
fassen seien,  durchaus  keine  Uebereinstimmung.  Darüber  allerdings  ist  man 
einig,  dass  die  juristischen  Personen  grade  so  gut  wie  die  physischen  die  E  r- 
trags steuern  zu  zahlen  haben,  was  rücksichtlich  der  Körperschaften  des  öffent- 
lichen Rechts  und  der  Stiftungen,  wie  wir  oben  gesehen  haben,  auch  völlig  am 
Platze  ist,  bezüglich  der  Erwerbsgesellschaften  aber  nur  so  weit  mit  den  oben 
entwickelten  Anschauungen  nicht  kollidirt,  als  dann  die  Gesellschafter  für  ihren 
Gewinnanteil  unbesteuert  bleiben.  Völlig  divergirend  sind  aber  die  in  die  ein- 
zelnen Einkommen steuergesetze  aufgenommenen  Grundsätze.  Eine  Gruppe 
von  Staaten  verneint  die  Steuerpflicht  der  nichtphysischen  Personen  gänzlich, 
nämlich  Preussen^),  Oldenburg,  Braunschweig,  Gotha  und  Schaumburg-Lippe. 
In  einer  zweiten  Gruppe  tritt  das  Bestreben  hervor,  einzelne  juristische  Personen 
und  zwar  meist  Kommandit-  und  Aktiengesellschaften  zur  Steuer  heranzuziehen. 


1)  Anweisung  vom  4.  März  1877  zur  Veranlagung  der  preussischen  Einkommensteuer 
§  6 :  „Personenmehrheiten,  als  Aktien-  und  andere  Handelsgesellschaften ,  Vereine ,  eine  Mehr- 
heit von  Erben  als  solche  u.  s.  w. ,  sowie  juristische  Personen  und  Korporationen  aller  Art, 
imterliegen  als  solche  der  Steuer  nicht,  ebensowenig  Majorate,  Fideikommisse  und  Famüien- 
stiftungen  als  solche ;  der  Besteuerung  sind  nur  die  jeweiligen  Nutzniesser  der  betreffenden 
Vermögen  nach  Massgabe  des  ihnen  daraus  zufliessenden  Einkommens,  die  Handelsgesell- 
schaften, Aktionäre  u.  s.  w.  unterworfen.  In  neuerer  Zeit  neigt  jedoch  die  preussische  Steuer- 
politik der  Ansicht  zu,  dass  auch  juristische  Personen  einkommensteaerpflichtig  seien.  So 
werden  nach  dem  Not-Kommunalsteuergesetz  vom  27.  JuU  1885  den  auf  das  Einkommen  ge- 
legten Gemeindeabgaben  unterworfen:  Aktiengesellschaften,  Kommanditen  auf  Aktien,  ein- 
getragene Genossenschaften,  deren  Geschäftsbetrieb  über  den  Kreis  ihrer  Mitglieder  hinaus- 
geht; ferner  juristische  Personen  i.  e.  S.,  nämlich  der  Staatsfiskus,  die  Gemeinden  und  weiteren 
Kommunalverbände.  Auch  die  Motive  zum  preussischen  Einkommensteuergesetzentwurfe  vom 
17.  Dezember  1883  sprachen  sich  dahin  aus:  „Es  liegt  keineswegs  im  Wesen  der  Einkommen- 
rsteuer,  sich  auf  physische  Personen  zu  beschränken.  Dieselbe  hat  vielmehr  jedes  selbständige 
Einkommen  zu  erfassen  und  alle  Subjekte  zu  treffen,  welche  ein  solches  beziehen.  Daraus 
folgt,  dass  alle  mit  dem  Eechte  des  Vermögenserwerbs  ausgestattete  Personen,  Gemeinschaften 
und  Anstalten  in  ihrer  Eigenschaft  als  selbständige  und  für  sich  erwerbende  Rechtssubjekte 
der  Einkommensteuer  zu  unterwerfen  sind." 
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Dies  ist  der  Fall  in  Baden,  Hessen,  Koburg,  Sachsen-Meiningen,  Schwarzburg- 
Sondershausen,  Lippe-Detmold,  Hamburg  und  Lübeck. 

Alle  übrigen  Staaten  —  Sachsen,  Sachsen-Weimar,  Anhalt,  Sachsen-Alten- 
burg, Waldeck,  Reuss  ä.  u.  j.  L.  und  Bremen  —  büden  eine  dritte  Gruppe, 
und  unterwerfen  die  juristischen  Personen  ebenso  wie  die  physischen  der  Ein- 
kommensteuer. 

Im  Effekt  kommen  jedoch  die  Bestimmungen  der  beiden  letzten  Gruppen 
fast  auf  dasselbe  hinaus,  da  die  in  der  zweiten  Gruppe  nicht  als  einkommen- 
steuerpflichtig erklärten  juristischen  Personen  auch  in  der  dritten  Gruppe  meist 
von  der  allgemeinen  St«uerpflicht  entbunden  sind.  Der  Unterschied  liegt  haupt- 
sächlich darin,  dass  die  dritte  Gruppe  prinzipiell  die  Steuerpflicht  der  juristischen 
Personen  ausspricht,  von  diesem  allgemeinen  Satze  aber  wieder  eine  Reihe  von 
Ausnahmen  macht,  während  die  zweite  Gruppe  unter  Ablehnung  einer  allge- 
mein die  Steuerpflicht  nichtphysischer  Personen  aussprechenden  Bestimmung 
im  einzelnen  diejenigen  juristischen  Personen  aufzählt,  welche  sie  als  einkommen- 
st«uei"pflichtig  betrachtet  wissen  will. 

Aus  diesen  kurzen  Andeutungen  wird  sich  schon  zur  Genüge  ergeben, 
dass  auf  dem  Gebiete  der  Besteuerung  der  juristischen  Personen  noch  eine 
grosse  Zerfahrenheit  herrscht.  Die  eingangs  aufgestellten  Prinzipien  sind  in 
keinem  Staat«  auch  nur  annähernd  zum  Ausdruck  gekommen;  in  den  aller- 
meisten Fällen  hat  man  nämlich  aus  politischen  Erwägungen  oder  auch  aus 
steuertechnischen  Gründen ')  eine  Entlastung  der  Gemeinden  und  Stiftungen 
für  angezeigt  gehalten,  während  man  anderseits  die  Erwerbsgesellschaften  als 
solche  der  Steuerpflicht  unterwarf,  indem  man  einmal  allzusehr  die  juristische 
und  weniger  die  wirtschaftliche  Seite  derselben  hervorkehrte,  sodann  aber  auch 
die  Besteuerung  derselben  neben  derjenigen  ihrer  Mitglieder  im  Interesse  des 
Staatssäckels  für  sehr  erspriesslich  erachtete. 

Wie  nun  die  Besteuerung  der  juristischen  Personen  im  einzelnen  durch- 
geführt ist,  wird  im  folgenden  zu  untersuchen  sein. 


n.  Die  Besteuerung  der  Körperschaften. 

A.   Des  öffentlichen  Rechts. 

1.  Der  Staat. 

Die  gesamte  Einnahme  eines  Staates  setzt  sich  zusammen  einmal  aus 
den  nach  Massgabe  der  Steuergesetze  erhobenen  Steuern,  femer  den  einge- 
gangenen Gebühren  und  sodaim  aus  dem  Ertrage,  welchen  die  im  Privateigen- 


1)  So  wollte  der  preussische  Einkommensteuergesetzentwurf  von  1883  deshalb  nur  die 
Aktiengesellschaften  besteuern ,  weil  die  Heranziehung  der  übrigen  juristischen  Personen  der 
vielen  Ausnahmen  wegen  .kaum  ein  nennenswertes  Resultat''  ergeben  würde.  Einzig  in  ihrer 
Art  ist  auch  die  Bestimmung  in  Reuss  j.  L.  nach  dem  Gesetz  vom  13.  April  1874  §  7,  wonach 
die  Heranziehung  der  juristischen  Personen  zur  Klassensteuer  dann  unterbleibt,  wenn  das 
steuerpflichtige  Einkommen  derselben  den  Betrag  von  250  M.  nicht  erreicht.  Diese  Ausnahme 
ist  um  so  auffallender,  weü  Reuss  j.  L.  die  physischen  Personen  auch  mit  dem  geringsten  Ein- 
kommen der  Klassensteuer  unterwirft  und  eine  Freilassung  des  Existenzminimums  nicht  kennt. 
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turne  des  Staates  befindlichen  Grundstücke  und  Gebäude,  gewerblichen  Anlagen 
und  —  was  allerdings  selten  vorkommen  wird  —  Kapitalien  abwerfen. 

Dass  nun  der  Staat  sich  selbst  besteuert,  ist  wie  bereits  erwähnt  wider- 
sinnig, dagegen  kann  eine  formelle  Veranlagung,  soweit  die  Einnahme 
aus  Grundbesitz  und  Gewerbebetrieb  in  Betracht  kommen,  aus  folgenden  Gründen 
geboten  sein:  „Aus  Rechtsgründen  da,  wo  die  Besteuerung  der  Gemeinden, 
Kreise  u.  s.  w.  als  Zuschlag  zu  den  Staatssteuem  erfolgt.  Aus  Billigkeits- 
gründen da,  wo  nichtmonopolischer  Staatsbetrieb  mit  besteuerten  Privatbetrieben 
konkurriert.  Endlich  aus  Rechnungsgründen  überall,  wo  es  darauf  ankommt, 
den  wahren  volkswirtschaftlichen  Reinertrag  eines  Staatsbetriebes  zu  ermitteln"  ^). 

Eine  solche  formelle  Veranlagung  finden  wir  aber  nur  in  Bayern,  wo 
sowohl  bei  der  Gewerbesteuer  (Art.  16):    „die  Steuer   der  vom  Staate   für  seine 

Rechnung  betriebenen  Gewerbe behufs  der  Umlagenerhebung  veranlagt, 

für  die  Staatskasse  dagegen  ausser  Vereinnahmung  gelassen"  wird  ^),  als  auch 
bei  der  Haussteuer  (Ges.  v.  15.  Aug./19.  Mai  1828;81  Art.  2)  und  Grundsteuer 
(Ges.  V.  15.  Aug./19.  Mai  1828/81  Art.  117)  „die  Verhältniszahlen  ausgemittelt 
und  im  Kataster  vorgetragen  werden,"  allein  die  Steuer  ausser  Erhebung  bleibt. 
Auch  das  bayerische  Einkommensteuergesetz,  das  seiner  ganzen  Anlage  nach 
das  Einkommen  des  Staates  nur  insofern  treffen  könnte,  als  es  sich  als  Gewinn 
aus  dem  Betriebe  von  Bergwerken  darstellt,  hat  die  Bestimmung  (Art.  9  Abs.  2) : 
„Bei  denjenigen  Bergwerksunternehmungen,  welche  der  Staat  auf  eigene  Rech- 
nung betreibt,  bleibt  die  Steuer  als  durchlaufende  Post  ausser  Vereinnahmung ", 
d.  h.  diese  Betriebe  werden  zwar  ebenfalls  zur  Steuer  veranlagt,  diese  aber 
nicht  erhoben.  Die  Veranlagung  geschieht  in  Bayern  lediglich  mit  Rücksicht 
auf  die  Kommunalauflagen,  zu  denen  auch  der  Staat  nach  Verhältnis  seinen 
Beitrag  leistet.  Da  nun  im  Besitze  des  Staates  befindliche  Kapitalien  an  einen 
bestimmten  Ort  nicht  gebunden  sind  und  also  eine  diesbezügliche  Kommunal- 
steuerpflicht nicht  konstruierbar  ist,  hat  Bayern  bezüglich  seiner  Kapitalrenten- 
steuer auch  von  einer  Veranlagung  Abstand  genommen  und  lässt  deshalb  den 
Staat  schlechtweg  kapitalrentensteuerfrei  (Art.  4  Ziff.  1). 

Alle  übrigen  Staaten,  soweit  sie  überhaupt  juristische  Personen  besteuern, 
erheben  weder  vom  Staate  irgend  eine  Steuer,  noch  unterwerfen  sie  ihn  der 
Steuerveranlagung  ^).  Dabei  macht  nur  Baden  insofern  eine  Ausnahme ,  als  es 
von   der  Gewerbesteuer  (Art.  2  Ziff.  1)   nicht  alle,   sondern  lediglich    „die  vom 


1)  Eoscher,  System  der  Finanzwissenschaft,  1886,  §  61. 

2)  Nach  Art.  16  Abs.  3  des  bayrischen  Gewerbesteuergesetzes  fallen  nicht  unter  das- 
selbe „die  im  Betriebe  des  Staates  befindlichen  Verkehrsanstalten",  zu  welchen  die  Staats- 
eisenbahnen, Post-,  Telegraphen-  und  staatlichen  Telephonanstalten,  die  Bodenseedampfschiff- 
fahrt, der  Ludwig-Donau-Main-Kanal  und  wohl  auch  der  Frankenthaler  Kanal  zu  rechnen  sind. 
Bezüglich  dieser  Unternehmungen  bleibt  dann  die  Steuer  auch  ausser  Veranlagung.  Vgl. 
A.  Seisser,  Die  Gesetze  über  die  direkten  Steuern  Bayerns.    Bd.  n  S.  38  Anm.  7. 

3)  Vgl.  die  Einkommensteuergesetze  von  Sachsen  (§  6  Ziff.  2),  Reuss  j.  L.  (Ges.  v.  l.  Juli 
1852  §  5  Ziff.  1),  Altenburg  (Ges.  v.  17,  März  1868  §  6  Ziff.  2),  Anhalt  (§  6  Ziff.  3),  Waldeck  (§  3 
Ziff.  2),  Bremen  (§  3  lit.  g),  die  Gewerbesteuergesetze  von  Württemberg  (Art.  2  Zifi.  2),  Braun- 
schweig (§  3  Ziff.  1),  Schwarzburg-Rudolstadt  (§  7  Ziff.  1),  Waldeck  (§  9),  Pyrmont  (§  7),  endlich 
die  Kapitalrentensteuergesetze  von  Württemberg  (Art.  3  sub.  A  lit.  a),  Baden  (Art.  5  Ziff.  1)  und 
Hessen  (Art.  5  Ziff.  2).  Alle  übrigen  Staaten  haben  zwar  keinen  ausdrücklichen  Hinweis  darauf, 
dass  der  Staat  steuerfrei  bleibe,  lassen  dies  aber  aus  der  Art  und  Anlage  ihrer  Steuergesetze 
erkennen. 
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Staate  im  öflFentlichen  Interesse  und  für  öffentliche  Zwecke  betriebene  gewerb- 
liche Unternehmungen '  freüässt.  Hierzu  bemerkt  die  Verordnung  vom  26.  April 
1886  den  Vollzug  des  Gewerbesteuergesetzes  betr.  (§  2  Ziff.  1),  dass  zu  den  oben- 
genaimten  die  vom  grossherzoglichen  Domänenfiskus  betriebenen  Gewerbsunter- 
nehmungen nicht  gehören,  »dagegen  sind  zu  denselben  zu  rechnen:  der  Bau 
und  Betrieb  von  Eisenbahnen  seitens  des  Staates,  der  Gewerbebetrieb  in  den 
Straf-,  Heil-  und  Pflegeanstalten  des  Staates,  der  Betrieb  der  Staatssalinen. ' 

2.  Deutsches  Reich. 

Die  Frage  der  Heranziehung  des  Deutschen  Reiches  zu  den  Staatssteuem 
hat  schon  mehrmals  im  Reichstage  zu  ausfuhrlichen  Erörtenmgen  geführt.  Ins- 
besondere ist  dies  geschehen,  als  im  Jahre  1874  die  Reichsregierung  einen 
Gesetzentwurf  einbrachte  mit  dem  Wortlaute:  ,Das  Reich  darf  zu  den  auf  das 
Einkommen  gelegten  Abgaben  (Einkommensteuern)  nicht  herangezogen  werden '),' 
und  diesen  Gesetzentwurf  einmal  theoretisch  damit  begründete ,  dass  ^dem 
Reiche,  welches  die  Gesamtheit  der  Bundesstaaten  zur  politischen  Einheit  zu- 
sammenfasse, vermöge  dieser  staatsrechtlichen  Stellung  ohne  seine  Einwilligung 
durch  die  Gesetzgebung  eines  Bundesstaates  Verpflichtungen  nicht  auferlegt 
werden  können,"  sodann  aber  auch  noch  auf  das  praktische  Bedenken  hin- 
wies, dass  es  durch  die  Zulassung  der  Besteuerung  des  Reiches  durch  einen 
Bundesstaat  dahin  kommen  könne,  dass  derselbe  das  Reich  möglichst  hoch  zur 
Steuer  heranziehe  und  dann  diese  so  erlangte  Steuersumme  als  Kompensation 
für  die  Matrikularbeiträge  präsentiere  *). 

Der  Entwurf,  der  übrigens  seine  Spitze  hauptsächlich  gegen  die  Heran- 
ziehung des  Reichs  zu  den  kommunalen  Steuern  richtete,  wurde  nicht  zum 
Gesetz  erhoben,  und  fehlt  es  somit  bis  jetzt  an  einer  entscheidenden  und  binden- 
den Bestimmung  in  dieser  Frage. 

Wie  aus  dem  Wortlaute  des  genannten  Entwurfs  hervorgeht,  wollte  man 
lediglich  eine  Heranziehung  des  Reichs  ein  kommen  s  zu  den  Einkommensteuern 
der  einzelnen  Staaten  verhüten  und  hat  man  sich  demgemäss  seitens  der  Reichs- 
regierung auch  auf  die  Negierung  einer  diesbezüglichen  Steuerpflicht  beschränkt, 
während  man  anderseits  die  Verpflichtung  des  Reiches,  zu  den  Grund-  imd  Ge- 
bäude- sowie  zu  den  Gewerbesteuern  beizutragen,  nicht  nur  nicht  bestritt,  son- 
dern sogar  direkt  anerkannte^).  Soweit  nun  die  Grund-  und  Gebäude- 
steuern in  Frage  kommen,  hat  diese  Anerkennung  einen  praktischen  Wert 
nur  für  die  kommunale  Besteuerung,  denn  rücksichtlich  der  Staatssteuem  war 
bereits  durch  Reichsgesetz  vom  25.  Mai  1873*)  über  die  Rechtsverhältnisse  der 
dem   dienstlichen   Gebrauche   einer  Reichsverwaltung  gewidmeten  Gegenstände 


1)  Stenographische  Berichte  über  die  Yerhandlimgeii  des  Reichstags,  18"4,75,  n.  Session, 
Bd.  m,  Aktenstück  Xr.  22  S.  639,  vgl.  auch  Rönne,  Deutsches  Staatsrecht  Bd.  n  l.  Abt.  S.  68 
und  Dr.  C.  Walcker,  Die  Frage  der  Steuerfreiheit  des  Reichseinkommens  in  Hartmanns  Zeit- 
schrift für  Gesetzgebung  und  Praxis,  Bd.  II  S.  121  ff. 

Vgl.  Stenographische  Berichte  n.  Session  1874,75  Bd.  I  S.  143—147  und  S.  266-273. 

3)  Tgl.  die  Rede  des  Fürsten  Bismarck  in  der  Reichstagssitzung  vom  21.  November  1874. 
Stenographische  Berichte  187475  Bd.  I  S.  269. 

*)  Reichsgesetzblatt  1873  Nr.  113;  vgl.  femer  Reichstagssitzung  vom  18.  März  1873; 
Stenographische  Berichte  1873  Bd.  I  S.  22  ff. ;  Sitzung  vom  26.  und  28.  April ;  Stenographische 
Berichte  Bd.  I  S.  355  und  491  ff. 
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bestimmt:  , Hinsichtlich  der  Befreiung  von  Steuern  und  sonstigen  dinglichen 
Lasten  sind  die  im  Eigentum  des  Reiches  befindlichen  Gegenstände  hinsichtlich 
der  Steuern  und  sonstigen  dienstlichen  Lasten  den  im  Eigentume  des  einzelnen 
Staates  befindlichen  gleichartigen  Gegenstände  gleichgestellt;*  woraus  sich  dann 
trotz  der  prinzipiellen  Anerkennung  einer  Steuerpflicht  in  der  Praxis  die  staat- 
liche Steuerfreiheit  des  Reiches  bezüglich  seiner  Grundbesitzungen  und  Gebäude 
ergibt.  Weiter  ist  auch  in  bezug  auf  die  Gewerbesteuer  eine  Ausnahme 
bereits  durch  das  Bankgesetz  vom  14.  März  1875  *)  gemacht  worden,  dessen  §  21 
lautet:  „Die  Reichsbank  und  ihre  Zweiganstalten  sind  im  gesamten  Reichs- 
gebiete frei  von  staatlichen  Einkommen-  und  Gewerbesteueiij  ^)".  Im  übrigen 
hat  die  Frage  geringe  Bedeutung,  da  das  Reich  nicht  viel  Gewerbebetriebe  be- 
sitzt (Reichsdruckerei,  Reichsbahnen).  Prinzipiell  ist  die  Besteuerung  eines  ge- 
werblichen Betriebs  des  Reiches  durch  den  Staat  nicht  zu  verwerfen.  Durch 
den  Betrieb  eines  Gewerbes  tritt  das  Reich  nicht  nur  zu  dem  Einzelstaat  in 
neue,  nicht  auf  dem  öffentlichen  Rechte  basierende  Beziehungen,  sondern,  wenn 
es  sich  um  freie  Gewerbe  handelt,  auch  in  Konkurrenz  mit  den  Angehörigen 
dieses  Staates,  wie  überhaupt  des  ganzen  Reiches.  Das  Reich  stellt  sich  damit 
gewissermassen  wirtschaftlich  auf  dieselbe  Stufe  wie  die  Privaten  und  muss  des- 
halb unbedingt  auch  dieselbe  steuerliche  Behandlung  erfahren,  und  kann  keines- 
falls aus  der  durch  seinen  Zweck,  die  deutschen  Staaten  zu  einer  Einheit  zu- 
sammenzufassen, sich  von  selbst  ergebenden  Stellung  über  dem  Einzelstaat, 
Rechte  und  Freiheiten  herleiten,  welche  zu  Ungerechtigkeiten  und  Unzuträg- 
lichkeiten gegenüber  diesem  Staate  oder  den  Privaten  führen  müssen. 

Sind  nun  diese  Folgerungen  richtig,  so  liegt  kein  Grund  vor,  sie  nicht 
auch  auf  die  Einkommensteuern  anzuwenden.  Wird  das  Einkommen  aus  einem 
Grundbesitz  oder  Gewerbebetriebe  zur  Steuer  herangezogen,  während  das  aus 
einem  anderen  stammende  völlig  steuerfrei  bleibt,  so  liegt  darin  gerade  so  gut 
eine  Verletzung  der  Konkurrenz  und  eine  Schädigung  des  Besteuerten  sowohl 
wie  des  Staates,  als  wenn  dies  bei  der  betreffenden  Objektsteuer  geschehen 
wäre.  Es  ist  deshalb  das  Reich  für  das  Einkommen,  welches  es  aus  solchem 
Grundbesitze  oder  Gewerbebetriebe  zieht,  welche  nicht  unmittelbar  Reichszwecken 
dienen  oder  auf  Hoheitsrechten  beruhen,  wie  jede  andere  juristische  Person  des 
öffentlichen  Rechtes  zu  besteuern  ^).  Ein  analoges  Verhältnis  wie]  zwischen  dem 
Reiche  und  dem  Einzelstaate  besteht  zwischen  dem  letzteren  und  den  Gemein- 
den, und  wenn  nun  der  einzelne  Bundesstaat,  wie  thatsächlich  der  Fall  ist,  von 
den  Gemeinden  mit  seinem  Einkommen  aus  Privaterwerb  besteuert  wird,  so  er- 
scheint auch  eine  Heranziehung  des  Reiches  zuTSteuern  der  Bundesstaaten  durch- 
aus einleuchtend  und  ist  deshalb  die  entgegengesetzte  prinzipielle  Anschauung 
der  Reichsregierung  Jungerechtfertigt.  Gegen  etwaige  übermässige  und  unge- 
rechte Ansprüche  und  Bestrebungen  des  einen  oder  anderen  Bundesstaates  würde 
dann  das  Reich  ebenso  wie  der  Einzelstaat  gegenüber  den  Gemeinden  sich  schon  zu 
schützen  und  die  nötigen  Mittel  und  Wege  zu  finden  wissen,   dieselben   in  die 


1)  Reichsgesetzblatt  1875  S.  177  ff. 

2)  In  Bayern  werden  die  dort  befindlichen  Zweiganstalten  der  Reichsbank  zur  Steuer 
behufs  der  ümlagenerhebung  veranlagt  (G-ewerbesteuerges.  Art.  16  lit.  b). 

3)  Vgl.  auch  den  diesbezüglichen  Antrag  des  Abgeordneten  Grumbrecht.    Steno  - 
graphische  Berichte  1874J75  Bd.  m  S.  811. 
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richtigen  Grenzen  zurückzuweisen.  Es  sind  deshalb  auch  die  diesbezüglich  ge- 
äusserten Bedenken  hinfällig. 

Aus  dem  Gesagten  ergibt  sich  von  selbst,  dass  von  einer  Besteuerung  des 
Reichseinkommens,  soweit  es  sich  aus  Matrikularbeiträgen,  ZöUen  oder  anderen 
durch  den  Reichstag  gemachten  Geldbewilligungen  zusammensetzt,  aus  in  der 
Sache  selbst  liegenden  Gründen  keine  Rede  sein  kann. 

Schliesslich  sei  noch  bemerkt,  dass  bis  jetzt  das  Reich  noch  in  keinem 
einzigen  deutschen  Staate  zu  irgend  einer  Steuer  herangezogen  wird;  ob  dies 
aber  so  bleibt,  wenn  die  Monopolgelüste  des  Reiches  sich  verwirklichen  sollten, 
und  dieses  dadurch  grosse  Grundbesitzungen  und  Gewerbebetriebe,  welche  bis- 
her steuerbar  waren,  in  die  Hand  bekäme,  dürfte  wohl  mehr  als  zweifelhaft  sein  ^). 

3.  Kommunale  Verbände. 

Die  Einnahmen  der  kommunalen  Verbände  (Gemeinden ,  Kreis-  und  Pro- 
vinzialverbände)  setzen  sich  wie  die  staatlichen  zusammen  einmal  aus  den  durch 
Steuern  bezw.  Umlagen  und  Gebühren  erlangten,  zu  denen  dann  noch  etwaige 
Dotationen  kommen,  und  sodann  den  aus  Grundstücken,  Gewerbebetrieben  oder 
werbend  angelegten  Kapitalien  gewonnenen. 

Im  Interesse  einer  gerechten  Besteuerung  muss  nun  eine  Ausscheidung 
der  ersteren  Art  von  Einnahmen  und  die  Freilassung  derselben  von  der  Steuer 
unbedingt  gefordert  werden,  weil  eine  Heranziehung  der  Gemeinden  bezüglich  der 
durch  Umlagen  und  Gebühren  erlangten  Einnahmen  eine  Doppelbesteuerung  der 
Ortsbürger  in  sich  schliessen  würde.  Ebenso  dürfen,  wie  leicht  ersichtlich,  von 
etwaigen  staatlichen  Zuschüssen  nicht  wieder  Steuern  erhoben  werden  -).  In  der 
That  hat  denn  auch  kein  deutscher  Staat  eine  diesbezügliche  Steuerpflicht  auf- 
gestellt. Auch  von  einer  Besteuerung  des  aus  gemeindliehen  Grundbesitzungen, 
Gebäuden,  Gewerbebetrieben  und  Kapitalanlagen  fliessenden  Ertrages  bezw. 
Einkommens  abzusehen,  liegt  jedoch  kein  oder  doch  kein  so  zwingender  Grund 
vor.  Wohl  lässt  sich  nicht  verkennen,  dass  die  gemeindliehen  Verbände  gerade 
in  Deutschland  eine  Reihe  von  Aufgaben  lösen,  die  andernfalls  dem  Staate  zur 
Last  fallen  würden,  und  dass  sie  deshalb  eine  Berücksichtigung  wohl  verdienen, 
allein  einmal  empfangen  sie  hierfür  vom  Staate  schon  sehr  oft  eine  Entschädi- 
gung in  Form  von  Zuschüssen '),  sodann  ist  aber  auch  zu  bedenken ,  dass  eine 
Freilassung  der  Gemeinden  von  der  Einkommen-  bezw.  öassensteuer  bezüglich 
ihrer  Einnahmen  aus  Grundbesitz,  vermieteten  Gebäuden  und  gewerblichen  Be- 
trieben schon  dazu  führen  kann,  dass  die  mit  der  Gemeinde  konkurrirenden 
physischen  Personen  in  ihrem  Erwerbe  geschädigt  und  an  ihrem  Einkommen 
geschmälert  werden ,  da  eine  Freilassung  von  der  Steuer  den  an  und  für  sich 
meist  kapitalkräftigeren  Gemeinden  noch  mehr  die  Möglichkeit  in  die  Hand 
gibt,   ihre  Konkurrenten   durch   Preisnachlass   zu   erdrücken.     In   verstärktem 


1)  Tgl.  übrigens  über  diese  ganze  Frage  noch :  L  a  b  a  n  d  ,  Das  Staatsrecht  des  Deutschen 
ßeichs,  1882,  Bd.  m  2.  Abt.  S.  199. 

2)  Eine  besondere  diesbezügliche  Bestimmung  findet  sich  in  dem  Einkommensteuer- 
gesetze von  Anhalt  (§  6  Ziff.  a) ,  dahinlautend ,  dass  die  Kreiskommunen  steuerfrei  zu  lassen 
seien  „bezüglich  der  Einkünfte  aus  den  nach  den  Gesetzen  vom  24.  Januar  1872  Nr.  281  und 
vom  2.  Mai  1S82  Nr.  616  gewährten  Dotationen". 

3)  Ich  erinnere  nur  beispielsweise  an  die  .Lex  Huene"  (Ges.  v.  14.  Mai  1885)  in  Prenssen. 
Vgl.  Finaniarchiv  II  1104  ff.,  ni  906,  II  441  u.  IV  1113. 
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Masse  würde  dies  beim  Ertragsteuersystem  der  Fall  sein  und  hier  insbesondere 
bei  der  Gewerbesteuer  am  schädlichsten  wirken,  da  gerade  da,  wo  es  sich  um 
die  Besteuerung  eines  bestimmten  Gewerbebetriebes  handelt,  eine  verschiedene 
steuerliche  Behandlung  um  so  unmittelbarer  und  schärfer  wirkt  und  eine  un- 
billige und  schädliche  Konkurrenz  nicht  nur  erleichtert,  sondern  geradezu  schafft. 
Dass  aber  ein  solcher  Erfolg  im  Interesse  des  Staates  liege,  wird  niemand 
behaupten.  Der  Staat  hat  vielmehr  sein  Augenmerk  darauf  zu  richten,  dass 
der  einzelne  Staatsbürger  die  Vorbedingungen  seiner  wirtschaftlichen  Existenz, 
soweit  sie  vom  Staate  gefordert  werden  können,  auch  vorfindet,  und  dass  ihm 
dieselben  auch  ungeschmälert  erhalten  bleiben.  Dies  ist  aber  nicht  der  Fall, 
wenn  bestimmten  einzelnen  Personen  —  mögen  es  auch  juristische  sein  —  Steuer- 
befreiungen zugesichert  werden,  welche  der  Gesamtheit  der  mit  ihnen  kon- 
kurrierenden anderen  Personen  versagt  bleiben. 

Noch  ein  anderer  Grund  lässt  sich  für  die  Heranziehung  des  gesamten 
Privaterwerbs  der  Gemeinden  zur  staatlichen  Steuer  anführen.  Wie  Wagner^) 
und  Held^)  hervorgehoben  haben,  bedeutet  eine  Steuerbefreiung  der  Gemeinden 
bezüglich  ihres  privatrechtlichen  Einkommens  bezw.  Ertrags  eine  Ausgaben- 
erspamis  für  den  einzelnen  Gemeindeangehörigen.  Da  nun  aber  der  Privaterwex'b 
der  einzelnen  Kommunen  höchst  ungleich  ist,  „absolut  und  im  Verhältnis  zum 
Steuereinkommen",  so  wird  auch  die  Befreiung  der  Gemeinden  von  der  Staats- 
steuer sehr  ungleich  auf  die  Ortseinwohner  der  verschiedenen  Gemeinden  wirken. 
Die  Angehörigen  solcher  kommunalen  Verbände,  welche  grosse  Einnahmen  durch 
Privaterwerb  haben  und  deshalb  schon  an  sich  wenig  Steuern  bezw.  Umlagen 
zu  erheben  brauchen,  werden  dann  vor  den  Einwohnern  solcher  Gemeinden, 
deren  Privaterwerb  nur  einen  unbedeutenden  Bruchteil  der  Gesamteinnahme 
ausmacht,  noch  mehr  begünstigt,  da  sie  dann  vielleicht  gar  keine  oder  doch 
nur  noch  geringere  Kommunalabgaben  zu  entrichten  brauchen,  wähi-end  jene 
von  einer  Steuerbefreiung  der  Gemeinden  gar  keinen,  oder  doch  keinen  nennens- 
werten Vorteil  haben. 

So  stehen  der  gewiss  nicht  zu  übersehenden  Thatsache,  dass  die  Ge- 
meinden dem  Staate  grosse  Dienste  leisten  und  dafür  ein  gewisses  Aequivalent, 
das  ihnen  übrigens,  wie  bemerkt,  meist  schon  durch  Dotationen  gewährt  wird, 
beanspruchen  können,  wichtige  und  schwer  wiegende  Bedenken  gegenüber,  die 
uns  zu  der  Entscheidung  führen  müssen,  dass  eine  gänzliche  Steuerbefreiung 
der  Gemeinden  nicht  zu  befürworten  ist.  Dagegen  ist  es  nicht  unbillig  und 
das  Interesse  anderer  auch  durchaus  nicht  verletzend ,  wenn  den  Gemeinden 
bezüglich  solcher  Grundstücke ,  Gebäude  und  teilweise  auch  Gewerbebetriebe 
Steuerfreiheit  gewährt  wird ,  welche  öffentlichen  Zwecken  dienen  und  welche 
ihnen  nicht  eine  Quelle  reichen  Erwerbs,  sondern  lediglich  Hilfsmittel  zur 
besseren  und  leichteren  Durchführung  der  gemeindlichen  Aufgaben  sind. 

Im  allgemeinen  sind  nun  in  den  deutschen  Steuergesetzen,  soweit  die- 
selben bei   der  Besteuerung   der  Gemeinden   in  Betracht   kommen'),   die  oben 


1)  Wagner,  Finanzwissenschaft  ü.  Teil  1880  §  412. 

2)  Held,  Die  Einkommensteuer,  finanzwirtschaftliche  Studie,  1872,  S.  138. 

3)  Es  sind  dies,  was  die  Einkommensteuer  betrifft,  lediglich  die  Gesetze  von  Bayern, 
Sachsen,  Württemberg,  Anhalt,  Sachsen- Weimar  und  Sachsen- Altenburg ,  die  beiden  Reuss, 
Waldeck  und  Bremen. 
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entwickelten  Prinzipien  ziemlich  rein  zum  Ausdruck  gekommen  und  lassen  nuj 
wenige  Staaten  eine  vollständige  Befreiung  der  Kommunen  von  einer  Steuer 
eintreten.  So  gemessen  dieselben  nur  in  Bremen  (§  3  lit.  g)  imd  Bayern 
Art.  12  Ziff.  1)*)  Einkommensteuerfreiheit,  und  bleiben  sie  lediglich  in  den 
beiden  Mecklenburg  bezüglich  ihrer  Kulturflächen  und  Gebäude,  auch  wenn  sie 
nicht  öffentlichen  Zwecken  dienen,  vielmehr  Ertrag  bringen,  von  der  Mietssteuer 
(§12  Abs.  4)  und  von  der  Steuer  rücksichtlich  der  Pachteinnahme  (Schwerin  §  9; 
StreUtz  §  8)  frei,  jedoch  hier  nur  unter  der  Voraussetzung,  dass  die  Gemeinden 
von  ihren  Mitgliedern  ausser  der  Armensteuer  noch  anderweitige  Kommunal- 
abgaben erheben. 

Die  sonst  noch  vorkommenden  Steuerbefreiungen  sind  fast  sämtlich  nur 
mit  Rücksicht  auf  die  öffentliche  Natur  der  gemeindlichen  Grundstücke,  Ge- 
bäude und  Gewerbebetriebe  erlassen  und  reichen  auch  meist  nur  so  weit,  als 
damit  ausschliesslich  dem  öffentlichen  Zwecke  und  allgemeinen  Nutzen  gedient 
wird.  So  bleiben  in  Sachsen  (Ges.  v.  2.  Juli  1878  §  18  Ziff.  7)  und  Sachsen- 
Altenburg  (§  6  Ziff.  3)  die  Gemeinden  und  anderen  Personen  des  öffentlichen 
Rechts  einkommensteuerfrei,  insoweit  die  ihnen  gehörigen  Grundstücke 
und  Gebäude  unmittelbar  öffentlichen  Zwecken  dienen  ^).  Femer  wird  in  keinem 
deutschen  Staate  von  den  Gemeinden  die  Grund-  und  Gebäudesteuer  bezüg- 
lich der  in  ihrem  Eigentume  stehenden  zu  einem  öffentlichen  Zwecke  und  Ge- 
brauche bestimmten  Gebäude ,  sowie  der  öffentlichen  Plätze ,  Anlagen  und 
Strassen  erhoben.  In  letzterer  Beziehung  begnügen  sich  einige  Staaten,  nämlich 
Baden  (Ges.  v.  7.  Mai  1858  Art.  3  Ziff.  2  u.  3),  Oldenburg  (Instruktion  zur  Aus- 
führung des  Ges.  v.  18.  Mai  1855  §  2  Ziff.  1) ,  Reuss  ä.  L.  (Ges.  v.  9.  Mai  1857 
%  4  Ut.  c),  Reuss  j.  L.  (Ges.  v.  20.  März  1850  §  5  lit.  c),  Sachsen- Altenburg  (Ges. 
V.  21.  Febr.  1855  §  2  Ziff.  2),  Koburg  (Ges.  v.  25.  Mai  1860  Art.  3  Abs.  2)  und 
Schaumburg-Lippe  (Grundsteuerges.  v.  20.  Jan.  1855  §  4  Ziff.  5)  damit  einfach  das 
Prinzip  aufzustellen  und  auszusprechen:  ,Von  der  Grundsteuer  bleiben  befreit: 
Die  zu  öffentlichen  und  allgemeinen  Zwecken  bestimmten  Oberflächen,  als  Markt- 
plätze, Strassen,  Kommunikations-  und  sonstige  öffentliche  Wege,"  andere  Staaten 
dagegen  wie  Preussen  (Grundsteuerges.  v.  21.  Mai  1861  §  4  Ht.  e),  Sachsen  (Ge- 
schäftsanweisimg zur  Abschätzung  des  Grundeigentums  v.  30.  März  1838  §  3 
lit.  c),  Hessen  (Ges.  v.  13.  April  1824  Art.  2  lit.  i),  Sachsen-Meiningen  (Grund- 
steuerges. V.  13.  Febr.  1869  Art.  4  Ziff.  2) ,  Schwarzburg-Sondershausen  (Ges.  \. 
8.  Juli  1868  §  5  Ziff.  2),  Lippe-Detmold  (Grundsteuerges.  v.  12.  Sept.  1877  §  2  Ziff.  3) 
geben  eine  erschöpfende  Aufzählung  der  steuerfreien  gemeindlichen  Objekte  und 
nennen  als  solche :  , Gassen,  Plätze,  Brücken,  Fahr-  imd  Fusswege,  Flüsse,  Bäche, 
Brunnen,  Ablagen,  Kirchhöfe,  Begräbnisplätze,  Spaziergänge,  Lust-  und  botanische 
Gärten,  sowie  ledigHch  zur  Bepflanzung  öffentlicher  Plätze,  Strassen  und  Anlagen 
bestimmte  Baumschulen."  Preussen  (1.  c.)  fügt  —  was  eigentlich  selbstverständ- 
lich ist  —  noch  hinzu,   dass  es  bezüglich  der  Besteuerung  gleichgültig  sei,   ob 


1)  Für  Bayern  hat  diese  Steuerfreiheit  wenig  zn  bedeuten,  da  lediglich  Einkommen 
aus  Bergwerksnntemehmungen  diese  Begünstigung  gemessen  könnte,  solches  aber  den  Ge- 
meinden nur  in  den  allerseltensten  Fällen  znfliessen  wird. 

-)  Als  eine  Verwendung  von  Gebäuden  zu  öffentlichen  Zwecken  ist  es  in  Sachsen  auch 
zn  betrachten,  wenn  darin  von  den  Gemeinden  den  Lehrern  und  Kommunalbeamten  Dienst- 
wohnungen gewährt  werden.    Sächsische  Spezialerläuterungen  Ziff.  il. 
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diese  öffentlichen  Plätze  und  Wege  „  den  Provinzen,  den  kommunalständischen  Ver- 
'  bänden,  den  Kreisen,  den  Gemeinden  oder  zu  selbständigen  Gutsbezirken "  gehören  '). 
RücksichtKch  der  allgemeinen  und  öffentlichen  Zwecken  dienenden  kom- 
munalen Gebäude  machen  Preussen  (Gebäudesteuerges.  v.  21.  Mai  1861  §  3 
Ziff.  2),  Württemberg  (Ges.  v.  28.  April  1873  Art.  2  sub  I  Ziff.  5),  Hessen  (Ges. 
V.  13.  Aprü  1824  Art.  2) ,  Baden  (Ges.  v.  26.  Mai  1866  Art.  3  Ziff.  8) ,  Oldenburg 
(Ges.  V.  18.  Mai  1855  Art.  1  Ziff.  2  lit.  d),  Anhalt  (Ges.  v.  24.  April  1866  §  6), 
Sachsen-Meiningen  (Gebäudesteuerges.  v.  17.  Juni  1867  Art.  3  Ziff.  3),  Reuss  ä.  L. 
(Ges.  V.  9.  Mai  1857  §  4  lit.  c) ,  Reuss  j.  L.  (Ges.  v.  20.  März  1850  §  5  lit.  d), 
Schwarzburg-Rudolstadt  (Ges.  v.  13.  August  1868),  Schwarzburg-Sondershausen 
(Ges.  V.  8.  Juli  1868  §  3  Ziff.  2),  Schaumburg-Lippe  (Gebäudesteuerges.  v.  20.  Jan. 
1885  §  4  Ziff.  3),  Lippe-Detmold  (Gebäudesteuerges.  v.  28.  Febr.  1878  §  2  Ziff.  3), 
Bremen''')  (Ges.  v.  11.  Okt.  1878  §4  lit.  b)  und  Braunschweig  (argument.  aus  dem 


1)  Es  möge  hier  ein  Wort  über  die  Besteuerung  von  Privatwegen  Platz  finden:  Ein 
Privateigentum  an  öffentlichen  Wegen  wird  selten  vorkommen  und  erwähnt  nur  Sachsen- 
Altenburg  (Ges.  V.  21.  Febr.  18.55  §  2  Zifi.  2)  als  steuerfrei  „solche  Privatwege ,  welche  fort- 
während liegen  gelassen  werden  müssen".  Aus  dem  Wortlaute  dieser  Bestimmung  im  Zu- 
sammenhalte mit  der  Instruktion  vom  28.  November  1857  (Ziff.  7  lit.  a  u.  b)  ist  ersichtlich,  dass 
unter  den  „Privatwegen"  nicht  etwa  Wege  zum  Privatgebrauch  eines  einzelnen  zu  verstehen 
sind,  sondern  öffentliche  zur  allgemeinen  Benützung  dienende  Wege,  welche  sich  im  Privat- 
eigentum einer  Person  befinden.  — -  In  Preussen  (§  4  lit  d) ,  Sachsen-Meiningen  (Art.  4  Ziff.  3), 
Schwarzburg-Sondershausen  (§5  Ziff.  3),  Lippe-Detmold  (§2  Ziff.  4)  und  Bremen  (Ges.  v. 
11.  Okt.  1878  §  6)  bleiben  auch  „Brücken,  Kunststrassen,  Schienenwege  der  Eisenbahnen  und 
schiffbare  Kanäle,  welche  mit  Genehmigung  des  Staates  von  Privatpersonen  oder  Aktiengesell- 
schaften zum  ööentUchen  Gebrauch  angelegt  sind",  von  der  Grundsteuer  frei.  Diese  Bestim- 
mung ist  insofern  auffallend,  als  die  Anlagen  dieser  Art  nicht  zu  jedermanns  ungehindertem 
freiem  Gebrauch  dienen ,  sondern  nur  gegen  ein  Entgelt  für  die  Benützung  dem  allgemeinen 
Verkehre  offen  stehen.  Trotzdem  sie  also  ohne  Zweifel  einen  Ertrag  abwerfen  und  Gewinn 
einbringen,  bleiben  sie  von  der  Grundsteuer  verschont  und  lässt  sich  dies  nur  durch  den  allen 
zu  gute  kommenden  Vorteil,  der  in  der  Fördemng  des  Handels  und  Verkehrs  liegt,  einiger- 
massen  rechtfertigen.  Fehlt  der  öffentliche  Charakter,  dienen  z.  B.  Wege  nur  zum  Gebrauch 
des  oder  der  einzelnen  Besitzer  anliegender  Grundstücke,  so  unterliegen  die  Privatwege  un- 
bedingt der  Grundsteuer.  Sie  erscheinen  dann  lediglich  als  einer  besonderen  Benützungsart 
unterworfene  Strecken  Kulturland  und  werden  in  der  Eegel  wie  die  anliegenden  Grundstücke 
eingeschätzt;  so  z.  B.  in  Sachsen  (Verordnung  der  Zentralkommission  zur  Vorbereitung  eines 
neuen  Grundsteuersystems  v.  8.  Nov.  1839).  Nur  wenn  sie  so  gross  sind,  dass  sie  eine  eigene 
Parzelle  bilden,  welche  einen  bestimmten  Minimalinlialt  (meist  20  Quadratruten)  liat,  werden 
sie  als  „unnutzbares"  Land  eingetragen  und  dann  als  solches  von  der  Steuer  nicht  betroffen. 
Es  geschieht  dies  deshalb,  weil  die  sonst  dem  Eigentümer  freistehende  Einziehung  der  Privat- 
wege, bei  so  ausgedehnten  Wegen  nicht  gut  angeht,  da  deren  ungeschmälerte  und  dauernde 
Erhaltung  für  die  Bewirtschaftung  der  anliegenden  und  der  dahinter  liegenden  Grundstücke 
unumgänglich  notwendig  erscheint,  und  sie  dadurch  Aehnlichkeit  mit  den  allgemeinen  und 
öffentlichen  Zwecken  dienenden  Wegen  erhalten;  vgl.  Eeuss  ä.  L.  (Nachtragsinsti-uktion  für 
die  Kommission  zur  Ab-  und  Einschätzung  des  Grundeigentums) ;  Sachsen-Altenburg  (Beilage  A 
zur  Instruktion  v.  28.  Nov.  1857  Ziff.  7).  Eine  gesonderte  Stellung  nimmt  Schaumburg-Lippe 
(Grundsteuerges.  v.  20.  Jan.  1885  §  4  ZifF.  6)  ein,  da  es  „vorhandene  und  entstehende  landwirt- 
schaftliche Ab-  und  Zufuhrwege,  auch  wenn  dieselben  Privateigentum  sind,  soweit  dieselben 
aufgemessen  und  in  das  Kataster  übernommen  sind  und  soweit  dieselben  nicht  etwa  zur  Er- 
zielung von  Bodenprodukten  oder  als  Weideland  wirtschaftlich  benutzt  werden"  grundsteuer- 
frei  lässt,  also  zwar  eine  durch  die  Bedingung  der  Aufmessung  und  Katastrierung  angedeutete 
Dauer  der  Eigenschaft  als  Weg  voraussetzt,  aber  von  der  Forderung  einer  bestimmten  Grösse 
der  dadurch  in  Anspruch  genommenen  Fläche  völlig  absieht. 

2)  P r e u s s e n  ,  Bremen  (1.  1.  c.  c.)  und  Lippe-Detmold  (Allg.  Grundsätze  bei 
Veranlagung  der  Gebäudesteuer,  Anlage  B  zum  Gebäudesteuerges.  §  G)  rechnen  zu  den  öflfent- 
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Nachtragsges.  v.  20.  März  1873  §  2)  keinen  weiteren  Unterschied  zwischen  den 
gemeindlichen  Gebäulichkeiten,  befreien  sie  viebnehr  sämtlich  von  der  Gebäude- 
steuer, wenn  und  soweit  sie  öffentlichen  Zwecken  dienen.  Weniger  weit  gehen 
jedoch  Bayern  (Gebäudesteuerges,  §  2) ,  Sachsen-Weimar  (Nachtragsges.  zu  §  4 
Ziff.  2),  Sachsen -Altenburg  (Ges.  v.  21.  Febr.  1855  §  2),  Sachsen -Koburg- Gotha 
(Grundsteuerges.  v.  25.  Mai  1860  Art.  4  Ziff.  2)  und  Hamburg  (Ges.  v.  4.  Juli  1881 
§2);  dieselben  lassen  nämlich  nur  die  öffentlichen  Schul-  und  Erziehungs- 
häuser sowie  die  Kirchen  von  der  Steuer  frei.  In  ganz  eigentümlicherweise 
hat  endlich  Sachsen  die  Besteuerung  der  öffentlichen  Zwecken  dienenden  ge- 
meindlichen Gebäude  geregelt.  Es  heisst  nämlich  in  der  Geschäftsanweisung 
zur  Abschätzung  des  Grundeigentums  v.  30.  März  1838  §  122 :  :,Alle  zum  Ge- 
meindegut gehörende  und  zu  öffentKchen  Zwecken  bestimmte  Gebäude  unter- 
liegen im  allgemeinen  nach  ihrer  Grundffäche  der  Abschätzung  gleich  dem 
besten  Ackerlande  der  Flur,"  d.h.  sie  gemessen  zwar  den  Vorzug,  dass 
sie  nicht  als  Gebäude  zur  Steuer  herangezogen  werden,  doch  bleiben  sie  auch 
nicht  völlig  steuerfrei,  werden  vielmehr  als  Ackerland  erster  Qualität  behandelt 
und  unterliegen  der  für  dieses  angesetzten  Steuer. 

Dient  ein  kommunales  Gebäude  nur  teilweise  öffentlichen  Zwecken  und 
gewährt  es  im  übrigen  durch  Vermietung  oder  sonstwie  irgend  einen  Ertrag, 
so  werden  in  Sachsen  (Geschäftsanweisung  §  125)  die  zu  Wohnungen  oder  ge- 
werblichen Zwecken  eingerichteten  und  verwendeten  Räume  nach  dem  Miet- 
ertrage, nalle  sonstigen  Räume  aber  im  Parterre  und  in  jeder  Etage  nach  ihrer 
Grundfläche  abgeschätzf  und  besteuert.  Württemberg  (Ges.  v.  28.  April  1873 
Art.  2  sub  I  Ziff.  5),  Braunschweig  (Nachtragsges.  v.  20.  März  1873  §  3),  Schaum- 
burg-Lippe (Gebäudesteuerges.  v.  20.  Jan,  1885  §  4  Ziff.  3),  Lippe-Detmold  (All- 
gemeine Grundsätze  bei  Veranlagung  der  Gebäudesteuer  §  6  Abs.  2  Anlage  B 
zum  Gebäudesteuerges.),  Oldenburg  (Instruktion  zum  Ges.  v.  18.  Mai  1855  §  41) 
und  Baden  (Ges.  v.  26.  Mai  1866  Art.  4  Abs.  2)  bestimmen  ausdrücklich,  dass  in 
einem  solchen  Falle  eine  Besteuerung  nach  Massgabe  des  Mietertrages  bezw. 
Nutzungswertes  einzutreten  habe.  Reuss  ä.  L.,  welches  nach  dem  Gesetze 
V.  9.  Mai  1857  §  4  Ht.  c  ebenfalls   diesen  Grundsatz   aufgestellt  hatte ,   hat  in 


liehen  Zwecken  dienenden  Gebäuden  auch  solche,  welche  Beamten  als  Dienstwohnungen 
überwiesen  sind ;  insbesondere  bleiben  nach  einer  Verfügung  des  preussischen  Finanzministers 
vom  22.  Januar  1878  (Mitteilimgen  Heft  9  S.  24)  die  Kommunalförsterhäuser  von  der  Ge- 
bäudesteuer frei.  Zur  Begründung  dieser  letzteren  Massregel  ist  angeführt:  .Der  bisher  in 
dieser  Beziehung  beobachtete  Grundsatz  der  Steuerverwaltung  berücksichtigte  nicht  genügend 
die  Bedeutung,  welche  die  Gesetze  im  öffentlichen  Interesse  der  Erhaltung  und  ordnungs- 
mässigen  Bewirtschaftung  der  Forsten  der  Gemeinden  im  Gegensatz  zu  deren  sonstigem  nutz- 
baren Grundeigentum  beilegen  und  welche  sich  namentlich  darin  zeigt,  dass  die  Verwaltung 
der  Forsten  unt«r  wesentlicher  Mitwirkung  der  Staatsanfsichtsbehörden  geregelt  und  den  Ge- 
meinden geradezu  die  gesetzliche  Pflicht  zur  Anstellung  eigener  genügend  befähigten  Forst- 
bedient^n  auferlegt  ist.  Ausserdem  war  in  Betracht  zu  ziehen,  dass  die  Kommunalforstbeamten 
selbst  infolge  besonderer  gesetzlicher  Bestimmungen  aus  polizeilichen  Eücksichten  nach  mehr- 
fachen Richtungen  hin  mit  gewissen  Vorrechten  ausgestattet  und  mit  Wahrnehmung  polizei- 
licher Funktionen  betraut ,  insbesondere  im  Gebiete  des  rheinischen  Rechts  zu  den 
Beamten  der  gerichtlichen  Polizei  gerechnet  sind.''  Anders  verhält  sich  Baden 
(Ges.  V.  26.  Mai  1866  Art.  i  Abs.  3),  welches  bestimmt:  ,Dienst-  oder  Mietwohnungen,  welche 
sich  in  den  im  .\rt.  3  Ziff.  2—8  bezeichneten  Gebäuden  befinden,  sind  samt  zugehörigen  Neben- 
gebäuden steuerbar." 

1007 


^^/J.  G.  Antoni, 

einem  Nachtragsgesetze  v.  13.  Juni  1865  §  2  diesen  Standpunkt  aufgegeben  und 
bestimmt:  „Die  Gemeinden  gehörigen  Gebäude  sollen  nur  dann  von  der  Grund- 
steuer befreit  sein,  wenn  und  solange  sie  bestimmungsgemäss  ausschliesslich 
einem  öffentlichen  und  allgemeinen  Zwecke  ohne  irgend  einen  Nutzungs- 
.abwurf  dienen."  Gerade  im  entgegengesetzten  Sinne  ist  diese  Frage  geregelt 
in  Schwarzburg-Sondershausen  (Allgem.  Grundsätze  bei  Veranlagung  der  Gebäude- 
steuer §  6)  durch  die  Bestimmung :    „Die  nach  der  Vorschrift  unter  Nr.  2  im  §  3 

des   Gesetzes   bezeichneten  Gebäude   müssen um   von   der   Gebäudesteuer 

freigelassen  zu  werden,  1.  der  Hauptsache  nach,  2.  dauernd  und  3.  unmittelbar 
zu  einem  öffentlichen  Dienste  oder  Gebrauche  bestimmt  sein. 

Ob  nebenbei  einzelne  Räume  eines  hiernach  steuerfrei  zu 
lassenden  Gebäudes  auch  zu  anderen  Zwecken  benutzt  werden,  ist 
einflusslos,  z.  B.  das  Vermieten  von  Kaufmannsläden  in  einem  Rathause  u.  s.  w. 
Die  hierher  gehörigen  Gebäude  sind  entweder  ganz  steuerfrei  oder  ganz  steuer- 
pflichtig.   Eine  teilweise  Veranlagung  ist  unstatthaft". 

Mit  bezug  auf  die  den  Gemeinden  gehörigen  gewerblichen  Betriebe 
enthält  nur  ein  Gesetz  und  zwar  das  braunschweigische  revidierte  Gewerbesteuer- 
gesetz vom  16.  November  1870  (§  3  Ziff.  2)  eine  besondere  Bestimmung.  Nach  der- 
selben werden  die  Kommunen  zwar  im  allgemeinen  mit  Rücksicht  auf  die  für 
eigene  Rechnung  betriebenen  Gewerbe  der  Gewerbesteuer  unterworfen,  doch 
bleiben  sie  dann  und  insoweit  steuerfrei,  als  solche  Einrichtungen  „lediglich 
für  Kommunalzwecke"  betrieben  werden,  z.B.  Gas-  und  Wasserleitungsanstalten  ^). 
Auch  in  Preussen  bleiben  seit  1882  wenigstens  die  städtischen  Wasserwerke  ge- 
werbesteuerfrei,  und  ist  dies  in  einer  Zirkularverfügung  des  preuss.  Finanz- 
ministers V.  22.  Juli  1882  (Mitteilungen  Heft  17  S.  57)  damit  begründet,  dass  in 
der  Versorgung  der  Städte  mit  Wasser,  selbst  wenn  dies  dem  Einzelnen  gegen- 
über nur  gegen  Entgelt  geschehe,  nicht  so  sehr,  wie  früher  angenommen,  das 
Merkmal  eines  steuerpflichtigen  Gewerbebetriebes  liege,  sondern  dass  es  sich 
hier  mehr  um  gemeinnützige,  dem  allgemeinen  Wohle  dienende  Unternehmungen 
handle  und  deshalb  von  einer  Heranziehung  derselben  von  der  Gewerbesteuer 
abzusehen  sei,  gleichviel  ob  die  Anlage-  und  Betriebskosten  direkt  aus  Ge- 
meindemitteln bestritten  oder  durch  Bezahlung  des  gelieferten  Wassers  auf- 
gebracht würden. 

Die  Gewerbesteuergesetze  aller  übrigen  Staaten  beobachten  in  dieser 
Beziehung  vollständiges  Stillschweigen  und  ist  deshalb  wohl  anzunehmen,  dass 
sie  eine  Ausnahme  von  der  allgemeinen  Steuerpflicht  zu  gunsten  der  Gemeinden 
auch  bezüglich  der  im  öffentlichen  und  allgemeinen  Interesse  betriebenen  Ge- 
werbe nicht  statuieren  wollen^). 

EndHch  sei  noch  bemerkt,  dass  eine  Besteuerung  der  Gemeinden  bezüglich 


! 


1)  Neuerdings  hat  die  braunschweigische  Regierung  einige  Abänderungen  zum  Gewerbe- 
steuergesetz in  Vorschlag  gebracht  und  hat  sich  die  dieserhalb  niedergesetzte  Kommission  be- 
reits in  der  Landtagssitzung  vom  21.  Febniar  1888  daliin  ausgesprochen,  dass  zwar  alle  voa 
den  Gemeinden  begründeten  und  den  Gemeinden  dienenden  Gas-  und  Wasserleitungsetablisse- 
ments auch  fernerhin  von  der  Gewerbesteuer  befreit  bleiben,  alle  mit  solchen  Etablissements 
verbundenen  Nebenbetriebe  aber  besteuert  werden  sollten. 

2)  Sachsen  zieht  auch  noch  ausdrücklich  das  Einkommen  aus  städtischen  Sparkassen 
und  Gasanstalten  zur  Einkommensteuer  heran  (Spezialerläuterungen  Ziff.  a  lit.  b). 
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ihrer  werbend  angelegten  Kapitalien  überall  stattfindet.  Ausnahmen  machen 
in  dieser  Beziehung  nur,  was  die  Einkommen-  bezw.  Klassensteuer  betriflft, 
Reuss  j.  L.  (§  4  ZiflF.  7)  und  mit  bezug  auf  die  Kapitalrentensteuer  Hessen  (Art.  5 
Ziff.  5)  und  zwar  gewährt  letzteres  Land  Steuerfreiheit  den  bürgerlichen  und 
kirchlichen  Gemeinden  und  Verbänden  .hinsichtlich  der  Zinsbezüge,  welche  zu 
Zwecken  dieser  Korporationen  dienen  oder  bestimmt  sind"  '). 

B.   Körperschaften    des    Privatrechts. 
1 .  AktieDgesellschaften  *). 

Unstreitig  die  wichtigsten  aller  Erwerbsgesellschaften  sind  die  Aktien- 
gesellschaften mit  ihrer  Abart  der  Aktien-Kommandite.  Sie  nehmen  im  Gewerbs- 
leben eine  bedeutende,  oft  geradezu  dominierende  Stellung  ein,  und  muss  es 
deshalb  um  so  mehr  auffallen,  dass  bezüglich  ihrer  steuerlichen  Behandlimg, 
wie  wir  unten  sehen  werden,  die  deutsche  Steuergesetzgebung  noch  vielfach 
weit  von  einer  einheitlichen  und  richtigen  Anschauung  entfernt  ist.  Der  Haupt- 
grund hierfür  liegt  darin,  dass  noch  ein  unbestimmtes  Schwanken  und  eine 
Unentschiedenheit  in  den  Anschauungen  über  das  Wesen  der  Aktiengesellschaften 
sich  geltend  macht.  Ein  Teil  der  deutschen  Staaten,  und  dies  ist  der  kleinere, 
steht  auf  dem  allein  richtigen ')  Standpunkte ,  dass  man  bei  der  Aktiengesell- 
schaft, wie  überhaupt  bei  jeder  Erwerbsgesellschaft,  soweit  ihre  Besteuerung  in 
Betracht  kommt,  nur  auf  ihren  materiellen  Zweck  und  ihre  wirtschaftliche  Natur 
sehen  dürfe,  und  dass  hiemach  die  Aktiengesellschaft  ,ein  Konglomerat  der 
einzelnen  Aktionäre'  sei,  .eine  geschäftliche  von  den  Aktionären  betriebene 
Genossenschaft,  so  dass  die  Aktien  als  Geschäftsanteile  der  einzelnen  erscheinen, 
nicht  Schulden,  sondern  Aktien  sind'  *).  Der  andere,  grössere  Teil  der  deutschen 
Staaten  glaubte  mehr  die  formale  Organisation  und  die  rechtlichen  äusseren 
Verhältnisse  der  Aktiengesellschaft  berücksichtigen  zu  sollen  und  definiert  die- 
selben dann  als  .eine  selbständige ,  einzige ,  juristische  Person .  in  der  die 
einzelnen  Personen  der  Aktionäre  vollständig  aufgehen,  und  im  Verhältnis  zu 
welcher  die  einzelnen  Aktionäre  dritte  Personen  sind'  *). 

Von  Bedeutung  ist  diese  verschiedenartige  Auffassvmg  nur  füi-  die  Ein- 
kommen- und  Kapitalrentensteuer.  Die  Grund-  und  Gebäude-  sowie  die  Gewerbe- 
steuer wird  dem  Objektscharakter  derselben  entsprechend  stets  bei  der  Aktien- 


1)  Hierzu  bemerken  die  Motive:  ,Es  ist  nicht  die  Absicht,  Zinsenbezüge  bürgerlicher 
und  kirchlicher  Gemeinden  oder  Stiftxmgen  prinzipiell  von  der  Kapitalrentensteuer  freizugeben. 
Solange  von  diesen  Bezügen  jedoch  angenommen  werden  muss,  dass  sie  zu  den  Zwecken 
dieser  Korporationen  unmittelbar  oder  doch  demnächst  unzweifelhaft  dienen,  so  dass  die  durch 
die  staatliche  Steuer  entzogenen  5Iittel  auf  anderem  Wege  aufgebracht  werden  müssten,  soll 
von  Zuziehung  der  betreffenden  Einkünfte  zur  Kapitalrentensteuer  abgesehen  werden.  Dabei 
ist  zu  bemerken,  dass  unter  bürgerlichen  Gemeinden  auch  Kreis-  und  Provinzialverbände  ver- 
standen werden,  und  unter  kirchlichen  Gemeinden  auch  die  betreffenden  israelitischen  in- 
begriffen sind." 

-)  Vgl.  Schanz,  Die  direkten  Steuern  Hessens  und  deren  neueste  Beform.  Finanz- 
archiv n  S.  317  ff.  und  Wagner,  Finanzwissenschaft  H.  Teü  1880  §  411  ZiflF.  1. 

3)  Vgl.  die  Begründung  unter  „Allgemeines". 

*)  Vgl.  Schanz  1.  c. 

5)  Vgl.  Schanz  1.  c. 
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gesellschaft  als  solcher  ei-hoben  und  von  dieser  erst  durch  entsprechende  Minderung- 
der  Dividende  auf  die  Aktionäre  verteilt.  Diese  werden  nirgends  direkt  oder  gar 
noch  einmal  neben  der  Gesellschaft  zu  den  genannten  Steuern  herangezogen. 

Anders  in  vielen  Fällen  bei  der  Einkommen-  und  Kapitalrentensteuer. 
Geht  man  zwar  von  dem  ersteren  richtigen  Gesichtspunkte  aus,  dass  die  Aktien- 
gesellschaften den  Aktionären  gegenüber  nicht  als  eine  von  diesen  verschiedene 
selbständige  Persönlichkeit  sich  darstellt,  dass  vielmehr  die  Interessen  beider 
zusammenfallen  und  die  Gesellschaft  das  Gewerbe  für  Rechnung  der  Aktionäre 
treibt,  so  muss  man  natumotwendig  zu  der  üeberzeugung  kommen,  dass  auch 
nur  eine  einmalige  Heranziehung  des  durch  die  Gesellschaft  für  die  Aktionäre 
erzielten  und  an  diese  unter  dem  Namen  „Zins"  oder  „Dividende"  hinaus- 
gegebenen Gewinnes  zur  Steuer  stattfinden  dürfe,  und  zwar  müsste  dies,  da 
nicht  die  Gesellschaft  als  solche,  sondern  die  Aktieninhaber  den  Gewinn  machen, 
bei  den  letzteren  und  zwar  mit  der  Einkommensteuer  geschehen.  Dies  ist  auch 
der  Fall  in  Preussen,  Oldenburg,  Braunschweig,  Gotha,  Schaumburg-Lippe, 
Waldeck  und  Lübeck.  In  diesen  Staaten  zahlen  die  Aktiengesellschaften  zwar 
Gewerbesteuer,  sowie  eventuell  Haus-  und  Grundsteuer,  bleiben  aber  von  der 
Einkommensteuer  prinzipiell  frei.  Dagegen  müssen  dann  die  Aktionäre  ihre 
Dividenden  und  Zinsbezüge  regelrecht  als  Einkommen  versteuern. 

Aus  Zweckmässigkeitsgründen  kann  jedoch  die  Steuer  auch  bei  der  Ge- 
sellschaft erhoben  werden,  weil  das  Gesamteinkommen,  abgesehen  davon,  dass 
die  auf  den  Reservefonds  und  die  Abschreibungen  fallende  Steuer  doch  stets 
von  der  Gesellschaft,  wenn  diese  nicht  wie  in  den  oben  angeführten  Staaten 
prinzipielle  Steuerfreiheit  geniesst,  erholt  werden  müsste,  hier  leichter  und  voll- 
ständiger gefasst  werden  kann,  als  nach  der  teilweisen  Zersplitterung  als  Zins 
oder  Dividende  in  den  Händen  der  Aktionäre.  Eine  solche  Besteuerung  der 
Aktiengesellschaften  unter  Freilassung  der  Aktionäre  treffen  wir  in  Bremen 
(Einkommensteuerges.  §  5),  wo  besteuert  wird:  „die  Gesamtsumme  aller  Ein- 
nahmen des  Steuerpflichtigen,  welche  in  Geld  bestehen  oder  Geldeswert  haben, 
einschliesslich  des  Mietwerts  der  eigenen  Wohnung  und  etwaigen  Nutzungen, 
Naturallieferungen  u.  s.  w.,  nach  Abzug  derjenigen  Einnahmen,  für  welche  ein 
Dritter  die  Einkommensteuer  hier  zu  entrichten  hat ,  also  namentlich  die  Ein- 
nahmen von  Dividenden  hier  steuerpflichtiger  Erwerbsgesellschaften",  ferner  in 
Sachsen- Weimar  (§  48  u.  §  4  Abs.  2),  Lippe-Detmold  (Ges.  v.  6.  Juni  1868  in  Ver- 
bindung mit  dem  Abänderungsges.  v.  25.  Juli  1885  §  1  Ziff.  2  u.  §  7  lit.  b)  und 
Hessen  (Einkommensteuerges.  Art.  4  u.  19;  Kapitalrentensteuerges.  Art.  2  Abs.  2) '). 
Ein  Unterschied  zwischen  den  letzteren  drei  Staaten  tritt  aber  dadurch  ein,  dass 
Hessen  als  zu  versteuerndes  Einkommen  der  Aktiengesellschaften  lediglich  die 
„Ueberschüsse,  welche  als  Aktienzinsen  oder  Dividenden,  gleichviel  unter  welcher 
Benennung,   unter  die  Mitglieder  verteilt,    oder  zur  Bildung  von  Reservefonds, 


1)  Hessen  lässt  ganz  folgerichtig,  weil  die  Aktiengesellschaften  als  solche  dort  bereit»^ 
die  Gewerbe-  und  Einkommensteuer  entrichten,  die  Aktionäre  von  im  Grossherzogtum  gewerl 
steuerpflichtigen   industriellen   und   Handelsuntemehmungen   für   ihre   Zinsen-,  Renten-   un^ 
Dividendenbezüge  nicht  nur  von  der  Einkommen-,  sondern  auch  von  der  Kapitalrentensteue 
frei.    Soweit  aber  ein  Hesse  Aktionär  einer  in  einem  andern  deutschen  Staate  oder  im  AuS 
lande  domizilierten  Aktiengesellschaft  ist,  muss  er  die  von  dieser  empfangenen  Gewinnanteil 
mit  der  Kapitalrentensteuer  versteuern  (Kapitalrentensteuerges.  Art.  2  Ziff.  2). 
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oder  zur  Schuldentilgung  verwendet  werden",  betrachtet,  während  zum  steuer- 
pflichtigen Reingewinn  in  Lippe-Detmold  auch  „die  Zuwendungen  an  einen 
etwaigen  Emeuerungsfonds"  ^)  und  in  Sachsen-Weimar  noch  ,die  zur  Erweiterung 
der  Anlagen  verwendeten  Gewinnanteile"  gerechnet  werden. 

Fasst  man  nun  aber  die  Aktiengesellschaft  als  selbständige,  ihrem  Wesen 
nach  von  den  Aktionären  verschiedene  Persönlichkeit  auf,   so  ergibt  sich,    dass 
einmal  die  Aktiengesellschaft,  abgesehen  davon,  dass  sie  selbstverständlich  Grund-, 
Gebäude-   und  Gewerbesteuer  zahlt,    für   ihr  Einkommen  der  Einkommensteuer 
unterliegt,    anderseits  aber   auch  der  Aktionär  für  die  an  ihn  gezahlten  Zinsen 
und  Dividenden  zur  Steuer  herangezogen  wird.    Da  nun  nach  dieser  Auffassung 
die   Aktieninhaber   der  Gesellschaft   gegenüber   als  Gläubiger,   die   Zinsen   und 
Dividenden   daher  als  Schuldzinsen  erscheinen,    so   müsste  die  Gesellschaft  zur 
Vermeidung  einer  ungerechten  Besteuerung  das  Recht  haben,  die  letzteren  von 
ihrem  Einkommen  abzuziehen.     Dies   ist   aber   der  Aktiengesellschaft  nirgends 
gestattet,   vielmehr  werden  in  allen  Staaten,   welche   der  Anschauung  von  der 
selbständigen  Natur  der  Aktiengesellschaften  huldigen  —  und  dies  sind  Sachsen, 
Baden,  Anhalt,  Sachsen-Altenburg,  Koburg,  Sachsen-Meiningen,  Reuss  ä.  und  j.  L., 
Schwarzburg-Sondershausen  und  Rudolstadt,  Lübeck  (Entwurf)  und  Hamburg  — , 
die  zur  Verteilung  gebrachten  Zinsen  und  Dividenden  ausdi-ücklich   zum  steuer- 
pflichtigen Einkommen   der  Gesellschaft  gerechnet.     In  Koburg  (Art.  9  Abs.  10 
u.  Art.  8)  wird  nun  die  als  Zins  oder  Dividende  verteilte  Summe  ausser 
vom  Aktionär  auch  noch  von  der  Aktiengesellschaft  versteuert,  dagegen  kommt 
der  zum  Reservefonds  geschlagene   oder  sonstwie   verwendete  Gewinn   bei   der 
Besteuerung   überhaupt  nicht   in  Betracht.     Durch   diese  teilweise   Freilassung 
der  Einkünfte  der  Gesellschaft  wird  dann  die  doppelte  Besteuerung  wenigstens 
in  etwas  gemildert.  Weiter  gehen  aber  schon  Sachsen-Meiningen  (Art.  10  u.  Art.  9), 
Reuss  j.  L.  (Ges.  v.  22.  Juni  1868  §§  13  u.  14,  u.  v.  13.  Aprü  1874  §§  12  u.  18), 
Schwarzburg-Sondershausen  (Nachtragsges.  v,  22.  Dez.  1871  §  6)  und  Schwarzburg- 
Rudolstadt  (§  9  Ziff.  3),  welche  nicht  nur  Zins  und  Dividende  beim  Aktionär  und 
der  Gesellschaft,   sondern   auch   bei  letzterer   noch  den  , zum  Vereinsvermögen 
geschlagenen   Zinsgewinn  (bezw.   Schwarzburg -Rudolstadt   ,  Gewinn*)   des  Vor- 
jahres" der  Einkommensteuer  unterwerfen.    Sachsen  (§  4  Zifl^,  2),  das  bekanntlich 
keine  Gewerbesteuer  hat,  besteuert  ebenfalls  Zins  und  Dividende  beim  Aktionär 
und  zieht   dann  noch  die  „Ueberschüsse  ^) ,   welche    als  Aktienzinsen  oder  Divi- 
denden  gleichviel   unter  welcher  Benennung   unter  die  Mitglieder  verteilt  oder 
zur  Bildung   von  Reservefonds    oder  zur  Schuldentilgung  verwendet  werden"  *), 


1)  Es  scheint,  als  ob  der  Gesetzgeber  bei  dieser  Bestimmung  sich  nicht  ganz  klar  ge- 
wesen ist.  Der  Emeuerungsfonds  ist  nämlich  in  der  Regel  nichts  anderes  als  eine  andere 
Form  der  Abschreibung  (vgl.  §  185a  des  Handelsgesetzbuchs  u.  Simon,  Die  Bilanzen  der 
Aktiengesellschaften),  dessen  Besteuerung  nur  dann  gerechtfertigt  ist,  wenn  er  über  die  Ab- 
schreibung hinausgeht,  also  als  Reservefonds  aufzufassen  ist. 

-)  Unter  Ueberschüssen  kann  hier  nichts  anderes  verstanden  werden,  als  der  Betrag, 
der  auf  Grund  einer  gemäss  Art.  185  a  des  Handelsgesetzbuchs  aufgestellten  BUanz  und  ins- 
besondere durch  die  unter  ZiflF.  6  dieses  Artikels  vorgeschriebene  Vergleichung  sämtlicher 
Aktiva  und  Passiva  als  Gewinn  sich  ergibt. 

3)  Die  Voraussetzung  der  Besteuerung  ist  also  in  Sachsen  eine  doppelte:  einmal  die 
Verwendung  zu  den  genannten  Zwecken  und  sodann  die  Entnahme  dieser  Verwendungen  aus 
den  erzielten  Ueberschüssen.    Demnach  bleibt  auch  in  Sachsen  ein  Gewinn,  der  ganz  oder  zum 
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zur  Steuer  heran.  Reuss  ä.  L.  (§§  6  u.  14)  besteuert  die  Aktiengesellschaft  kurz- 
weg für  „die  Summe,  welche  nach  den  Rechnangsabschlüssen  des  Vorjahres  als 
Reinertrag  sich  ergeben  hat",  und  Sachsen- Altenburg  (Ges.  v.  1868  §  5  u.  §  5 
lit.  f)  setzt  zu  dieser  Bestimmung  noch  ergänzend  hinzu  „mit  Einschluss  etwaiger 
in  Reservefonds  u.  s.  w.  gewiesenen  Rücklagen".  Auch  Hamburg  (und  nach  dessen 
Vorbilde  der  lübeckische  Entwurf)  unterstellt  der  Einkommensteuer  im  allgemeinen 
das  Reineinkommen  der  Gesellschaft,  welches  nach  dem  Anhang  zu  §  4  des  Ein- 
kommensteuergesetzes von  1881  sich  darstellt  als  der  „üeberschuss  der  Ein- 
nahmen über  die  Ausgaben".  Diese  an  sich  nicht  ganz  klare  Bestimmung  wird 
dann  weiter  dahin  erläutert:  „Zu  den  letzteren  [sc.  Ausgaben]  dürfen  nicht 
gerechnet  werden  die  an  Aktionäre  und  Anteilseigner,  wenn  auch  unter  der 
Bezeichnung  von  Zinsen  geleisteten  Zahlungen,  die  Einlagen  in  den  Kapital- 
reservefonds und  die  zur  Amortisation  der  Schulden  oder  des  Grundkapitals 
sowie  die  zu  Verbessei'ungen  und  Geschäftserweiterungen  verwendeten  Beträge." 
Genau  dasselbe  gilt  bezüglich  der  Aktiengesellschaft  als  solcher  in  Baden  (Art.  5 
sub  B),  welches  die  hamburgische  Erläuterung  als  positive  Steuerregel  aufgestellt 
hat.  Trotz  dieser  gewiss  äusserst  scharfen  Heranziehung  der  Aktiengesellschaft, 
die  natürlich  auch  noch  Gewerbesteuer  zahlt,  belegt  Baden  dann  den  Aktionär 
für  die  von  ihm  bezogenen  Zinsen  und  Dividenden  nicht  nur  nochmals  mit  der 
Einkommensteuer,  sondern  auch  noch  überdies  mit  der  Kapitalrentensteuer,  so 
dass  also  hier  in  dieser  Beziehung  eine  viermalige  Besteuerung  stattfindet.  Die 
hierin  liegende  Härte  schien  der  badischen  Kammer  denn  doch  zu  gross  und 
nahm  sie  deshalb  eine  Bestimmung  in  das  Gesetz  auf,  wonach  den  Aktiengesell- 
schaften gestattet  wurde,  an  ihrem  zur  Einkommensteuer  zu  versteuernden  Ein- 
kommen 3  Prozent  aus  dem  Aktienkapital  in  Abzug  zu  bringen^). 

Bisher  haben  wir  uns  nur  mit  denjenigen  Staaten  beschäftigt ,   welche, 
wie  Sachsen,  ein  reines  Einkommensteuersystem,    oder  neben  einer  allgemeinen 


Teil  nicht  in  der  bezeichneten  Weise,  sondern  zu  anderen  Zwecken,  etwa  zu  Neuanschaffungen, 
Geschäftserweiterungen,  ausserordentlichen  Abschreibungen  und  allen  diesen  gleichzustellenden 
Rücklagen  benützt  wird ,  gänzlich  steuerfrei  (vgl.  Ministerialverordn.  v.  3.  April  1883  in  Mit- 
teilungen Bd.  I  Heft  1  Nr.  29  S.  43),  ebenso  wie  eine  Dividende,  wenn  sie  nicht  aus  den  Ueber- 
schüssen  gezahlt  wird,  bei  der  Aktiengesellschaft  der  Steuer  nicht  unterliegt.  Gleichgültig  ist 
es  dabei  aber,  ob  die  also  verwendeten  üeberschüsse  von  der  Gesellschaft  auch  in  der  be- 
treffenden Steuerperiode  gemacht  worden  sind,  oder  ob  sie  aus  Rücklagen  früherer  Jahre 
stammen  (Ministerialentsch.  v.  17.  Jan.  1885  in  Mitteilungen  Bd.  m  Nr.  40  S.  144).  Wegen  der 
Steuerfreiheit  der  Zuweisungen  an  einen  sog.  Hüttengarantiefonds,  der  nicht  zu  dem  „statuten- 
mässigen"  Reservefonds  gehört,  vgl.  Finanzministerialentscheidung  vom  17.  Januar  18»7,  Mit- 
teilungen Bd.  m  Nr.  40  S.  143  ff. 

1)  Meines  Erachtens  ist  diese  Bestimmung  nicht  glücklich  gewählt.  Offenbar  ist  der 
3prozentige  Abzug  den  Aktiengesellschaften  nur  deshalb  gestattet,  weil  auch  die  Aktionäre 
nochmals  zur  Einkommen-  und  Kapitalrentensteuer  herangezogen  werden.  Wenn  nun  eine 
Aktiengesellschaft  in  der  fraglichen  Steuei-periode  keinen  so  grossen  Ueberschuss  erzielte,  dass 
sie  Dividende  verteilen  konnte,  so  wird  auch  der  Aktionär  weder  mit  der  Einkommensteuer 
noch  mit  der  Kapitalrentensteuer  getroffen ,  dennoch  darf  aber  die  Gesellschaft  die  3  Prozent 
aus  dem  Aktienkapital  in  Abzug  bringen.  Hat  diese  nun  gerade  einen  Gewinn  gemacht, 
welcher  der  Summe  von  3  Prozent  aus  dem  Aktienkapital  gleichkommt  und  hat  sie  diesen 
lediglich  zur  Bildung  eines  Reservefonds  oder  sonstigen  Rücklagen  benutzt,  so  zahlt  weder 
der  Aktionär  noch  die  Aktiengesellschaft  eine  Steuer,  und  der  Staat  geht,  trotzdem  ein  Gewinn 
vorhanden  ist,  leer  aus.  Besser  und  richtiger  wäre  es  deshalb  gewesen,  den  Abzug  nicht  vom 
gesamten  Gewinn,  sondern  lediglich  von  demjenigen  Teile  desselben  zu  gestatten,  welclier  als 
Zins  oder  Dividende  zur  Verteilung  gelangt. 
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Einkommensteuer  auch  noch  Ertragssteuem,  also  ein  gemischtes  System,  haben. 
Es  bleiben  daher  noch  die  ein  reines  Ertragssteuersystem  besitzenden  Staaten 
übrig,  nämlich  Bayern,  Württemberg  und  Mecklenburg.  Diese  schliessen  sich 
sämtlich  derjenigen  Richtung  in  der  Steuergesetzgebung  an,  welche  die  Gesell- 
schaft gegenüber  dem  Aktionär  verselbständigt,  und  erheben  deshalb  nicht  nur 
von  der  Gesellschaft  Gewerbesteuer  (Bayern  Art.  1  u.  15  Abs.  2  u.  3 ,  Württem- 
berg Art.  1  Ziff.  3,  Mecklenburg  §  13),  sondern  auch  vom  Aktionär  in  Konsequenz 
des  ihm  beigelegten  Charakters  als  Gläubiger  der  Gesellschaft  für  die  Zinsen 
und  Dividenden  die  Kapitalrentensteuer  (Bayern  Art.  1  lit.  b,  Württemberg  Art.  1 
sub  n  lit.  b,  Mecklenburg  §  45).  Betreibt  in  Bayern  eine  Aktiengesellschaft  ein 
Bergwerksuntemehmen,  so  unterliegt  sie  statt  der  Gewerbesteuer  der  Einkommen- 
steuer (Art.  1  II.  Abt.  Ht.  b),  der  Aktionär  bleibt  aber  auch  hier  kapitalrenten- 
-teuerpflichtig  ^).  Nach  der  richtigen  Auffassung  des  Wesens  der  AktiengeseU- 
L-baften  würde  lediglich  die  Gesellschaft  Gewerbesteuer  zu  entrichten  haben,  der 
Aktionär  aber  nicht  besteuert  werden  ^). 

Im  allgemeinen  wird  man  mm  aus  dem  Mitgeteilten  den  Eindruck  ge- 
woimen  haben ,  dass  —  insbesondere  in  neuerer  Zeit  *)  —  in  der  Steuergesetz- 
gebung sich  das  Bestreben  geltend  macht,  die  AMienuntemehmimgen  möglichst 
stark  mit  Steuern  zu  treffen.  Man  hat  dies  hauptsächlich  damit  motiviert,  dass 
die  Aktiengesellschaften  durch  die  Zusammenfassung  vieler  einzelnen  Kapitalien 
an  sich  viel  günstiger  als  andere  Gewerbetreibende  gestellt,  deshalb  auch 
leistungsfähiger  und  leichter  im  stände  seien,  eine  erhöhte  Steuer  zu  tragen; 
femer  dass  es  überhaupt  notwendig  sei ,  dem  Uebergewichte  der  Aktiengesell- 
schaften über  andere  mit  ihnen  konkurrierende  Gewerbetreibende  ein  Gegen- 
gewicht zu  geben,  damit  sie  die  letzteren  nicht  aufsaugten  und  verdrängten. 
Nim  lassen  sich  zwar  diese  Bedenken  auf  jeden  über  bedeutende  Kapitalien 
gebietenden  Geschäftsmann  anwenden,  und  liegt  ausserdem  ein  gewisser  Schutz 
gegen  die  Ueberwältigtmg  des  Kleinkapitals  durch  das  Grosskapital  schon  in 
einer  guten  Steuerprogression,  allein  dennoch  lässt  sich  nicht  verkennen,  dass 
die  eigentümliche  rechtliche  SteUung  der  Aktiengesellschaft  und  die  ein- 
geschränkt« Haftung  ihrer  Aktionäre  eine  besondere  Bevorzugung  und  Be- 
günstigung enthält,  und  dass  aus  diesem  Grunde  eine  entsprechend  schärfere 
Belastung  solcher  Unternehmungen  nicht  ganz  von  der  Hand  zu  weisen  ist. 
Dass  dabei  aber  unsere  Gesetzgebung  nicht  immer  den  richtigen  Weg  ein- 
geschlagen hat,  ist  unverkennbar.  Man  mag  sich  noch  so  sehr  an  die  Fiktion 
von  der  selbständigen  Natur  der  Aktiengesellschaften  anklammem,  das  ist  jeden- 
falls unbestritten,  dass  es  zuletzt  doch  immer  nur  der  Aktionär  ist,  welcher  die 
von  der  Gesellschaft  zu  zahlende  Steuer  trägt,  weü  ihm  durch  den  Steuerabzug 
die  Dividende  verkürzt  wird.  Weim  nun  in  einem  Staat«  lediglich  Ertragsteuer- 
system herrscht,  oder  wie  in  Sachsen  nur  eine  allgemeine  Einkommensteuer, 
wenn   auch  von  beiden  erhoben  wird ,   so   lä^   sich   eine  solche  verstärkte  Be- 


1)  Vgl.  Sei  SS  er,  Bd.  I  S.  158  inm.  3  zm  Art.  9  des  Einkommensteuergesetzes. 

2)  Vgl.  Schanz  1.  c.  S.  318  Fall  1. 

3)  Ich  erinnere  nur  an  das  hessische,  badische  xmd  anhaltische  Einkonunenstenergesetz 
von  1884  bezw.  1886,  femer  an  den  preussischen  Einkommensteuergesetzentwurf  von  1883,  so- 
wie den  lübeckischen  von  1886;  endlich  vgl.  auch  die  Entscheidungen  des  Reichsgerichts  vom 
26.  Februar  1S83  (Finanzarchiv  m  S.  295)  und  11.  Februar  1885  (Finanzarchiv  III  S.  297). 
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Steuerung,  vorausgesetzt,  dass  sie  sonst  der  Gerechtigkeit  entspricht,  noch  er- 
tragen. Sobald  aber  ein  aus  Ertrag-  und  Einkommensteuern  gemischtes  Steuer- 
system zur  Anwendung  kommt,  kann  es  zu  Ungeheuerlichkeiten  und  wie  in 
Baden  zu  einer  viermaligen  Besteuerung  ein  und  derselben  Steuersumme  kommen. 
Hieran  hindert  den  einzelnen  Bundesstaat  auch  das  Reichsgesetz  vom  13.  Mai  1870 
wegen  Beseitigung  der  Doppelbesteuerung  nicht,  weil  dieses  nur  die  mehrfache 
Besteuerung  ein  und  derselben  Person  durch  verschiedene  Bundesstaaten  ver- 
bietet, ein  solcher  Fall  nach  einer  Erklärung  des  Bundesrates  ^)  und  einer  Reihe 
von  Entscheidungen  des  Reichsgerichts  ^)  hier  aber  nicht  gegeben  sein  soll ,  da 
—  immer  auf  Grund  der  erwähnten  Fiktion  —  das  Einkommen  bei  verschiedenen 
Personen,  einmal  bei  der  Aktiengesellschaft  als  Erwerbseinkommen  und  sodann 
beim  Aktionär  als  Renteneinkommen  auftrete. 

Damit  ist  natürlich  dem  Einzelstaat  in  dieser  Beziehung  vollständig  freie 
Hand  gelassen,  und  ein  Zustand  begünstigt,  der  durchaus  kein  erfreuliches  Bild 
von  dem  geeinten  Deutschen  Reiche  gibt.  Es  muss  jedem  unerträglich  erscheinen, 
dass  in  den  zu  einem  Reiche  zusammengeschlossenen,  räumlich  so  nahe  an- 
einander liegenden  deutschen  Staaten,  deren  Interessensphären  in  wirtschaftlicher 
Beziehung  gar  mannigfaltig  ineinander  greifen,  bezüglich  der  für  das  moderne 
Erwerbsleben  so  wichtigen  und  man  kann  wohl  sagen  unentbehrlichen  Aktien- 
gesellschaften so  verschiedene  und  oft  diametral  entgegengesetzte  Anschauungen 
und  Besteuerungsgrundsätze  herrschen.  Die  Angabe  bestimmter  Direktiven  in 
dieser  an  Unsicherheiten  oder  Unklarheiten  so  reichen  Materie  oder  gleich  die 
vollständige  Regelung  derselben  durch  die  Reichsgesetzgebupg  wäre  deshalb 
wohl  zu  wünschen,  und  würde  sich  hierzu  vielleicht  am  besten  die  Einführung 
einer  allgemeinen  in  massigen  Grenzen  gehaltenen  jährlich  von  der  Aktien- 
gesellschaft zu  erhebenden  Patentgebühr  berechnet  nach  der  Höhe  des  ein- 
bezahlten Gesellschaftskapitals  empfehlen,  wie  sie  z.  B.  im  Kanton  Basel-Stadt 
erhoben  wird  ^).  Die  Ergebnisse  dieser  Steuer  müssten  natürlich  den  einzelnen 
Staaten,  welchen  auch  die  Einhebung  übertragen  werden  könnte,  überlassen 
bleiben.  Da  dann  selbstverständlich  auch  noch  die  Aktionäre  für  ihr  Ein- 
kommen an  Zins  und  Dividende  steuerpflichtig  blieben,  hätte  man  in  der  Patent- 
gebühr eine  Spezialsteuer  für  die  den  Aktiengesellschaften  gewährten  besonderen 
Vorrechte.  Eine  solche  feste  Steuer  würde  auch  den  Vorteü  in  sich  schliessen, 
dass  die  einzelnen  Staaten  statt  des  jetzt  fortwährend  je  nach  dem  erzielten 
Gewinn  schwankenden  Steuerergebnisses  auf  eine  möglichst  gleichmässige ,  von 
günstigen  oder  ungünstigen  Konjunkturen  nicht  beeinflusste  Einnahme  zählen 
könnten.  Auch  für  die  Gesellschaft  hätte  eine  solche  Besteuerung  unbedingt 
Vorteile  im  Gefolge,  weil  sie  sich  einmal  in  fest  bestimmten  Grenzen  hielte, 
sodann  aber  auch  gleich  von  vornherein  die  Höhe  der  jährlich  zu  zahlenden 
Steuer  klar  übersehen  Hesse*).  Hiermit  wäre  dann  den  Wünschen  aller  Be- 
teiligten genügend  Rechnung  getragen. 


1)  Drucksachen  des  Bundesrates  1870  Nr.  44  S.  7. 

2)  Vgl.  Finanzarchiv  Bd.  III  S.  295  ff.  unter  Finanzrechtsprechungen  die  Nr.  1,  2  und  3, 

3)  Gesetz  vom  lo.  Mai  1870. 

*)  Die  Aktiengesellschaften  würden  deshalb  sicherlich  sich  gern  einer  solchen  Be- 
steuerung unterwerfen,  und  ist  auch  die  Erlassung  eines  „Spezialgesetzes"  für  die  Besteuerung 
der  Aktiengesellschaften  bereits  im  Jahre  1874  in  einer  „Denkschrift  und  Bitte"  bezeichneten 
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2.  Auswärtige  Aktiengesellschaften. 

Die  auswärtigen  Aktiengesellschaften  können  für  den  einheimischen  Staat 
in  doppelter  Beziehung  in  Betracht  kommen:  einmal  wenn  sie  im  Inlande 
Zweigniederlassungen  haben,  überhaupt  dort  Geschäfte  betreiben  und  sodann, 
wenn  Inländer  Aktionäre  derselben  sind. 

Im  allgemeinen  gelten  nun  auch  hier  die  im  vorhergehenden  Abschnitte 
entwickelten  Grundsätze;  doch  ist  dabei  noch  zu  berücksichtigen,  dass  die  aus- 
wärtigen Aktiengesellschaften  auf  keinen  Fall  günstiger  mit  Bezug  auf  die 
Besteuerung  gestellt  sein  dürfen,  als  die  inländischen,  da  diese  sonst  zum 
Schaden  des  Inlandes  in  der  Konkurrenz  mit  jenen  unterliegen  würden.  In  der 
That  unterliegt  denn  auch  der  inländische  Geschäftsbetrieb  auswärtiger  Aktien- 
gesellschaften in  allen  deutschen  Staaten  denselben  Besteuerungsgrundsätzen  wie 
derjenige  inländischer  Gesellschaften.  Davon  macht  nur  Oldenburg,  aber  gerade 
nicht  zu  gunsten  der  auswärtigen  Aktiengesellschaften,  eine  Ausnahme,  indem 
es  dieselben  (bei  Freilassung  der  inländischen  Gesellschaften)  zur  Einkommen- 
steuer heranzieht,  wenn  ihr  aus  dem  Herzogtume  bezogenes  Einkommen  min- 
destens 50  Thaler  jährlich  beträgt  (Art.  2  §  2  Ziff.  3). 

Ueber  die  Frage ,  wann  nim  aber  ein  inländischer  Betrieb  solcher  aus- 
wärtiger Aktiengesellschaften  und  damit  ihre  Steuerpflichtigkeit  angenommen 
werden  könne,  spricht  sich  Bremen  (Einkommensteuerges.  §  2  lit.  c  Abs.  2)  dahin 
aus,  dass  dieselben,  wenn  sie  keinen  Grundbesitz  im  bremischen  Staate  haben, 
das  Gewerbe  durch  eine  Zweigniederlassung  betreiben  müssten,  während  Ham- 
burg (Einkommensteuerges.  §  1  Ziff.  11)  die  Steuerpflicht  darauf  gründet,  dass 
dieselben  ^hierselbst  durch  eine  Zweigniederlassung  oder  Bevollmächtigte  Ge- 
schäfte betreiben*  (§  28  d.  Einführungsges.  z.  allg.  dtsch.  Handelsgesetzb.).  Alle 
übrigen  Staaten  sprechen  sich  in  dieser  Beziehung  nicht  näher  aus.  Wie  strenge  sie 
jedoch  die  diesbezügliche  Besteuenmg  teilweise  handhaben,  zeigt  eine  sächsische 
Ministerialverordnung  vom  13.  März  1884  *),  welche  eine  Beschwerde  einer  öster- 
reichischen Schiffahrtsaktiengesellschaft  damit  abweist,  dass  diese  zwar  im  all- 
gemeinen nach  dem  Handelsvertrage  vom  23.  Mai  1881  Steuerfreiheit  beanspruchen 
könne,  aber  nur  insoweit,  als  sie  ihr  Transportgewerbe  zwischen  Plätzen  ver- 
schiedener Staaten  betreibe.  Wenn  die  Schiffahrtsgesellschaft  dagegen  zwischen 
Plätzen,  die  innerhalb  Sachsens  gelegen  seien,  das  Transportgewerbe  ausübe,  so 
sei  sie  wegen  dieses  Gewerbebetriebes  und  wegen  des  aus  demselben  fliessenden 
Einkommens  den  Steuergesetzen  des  betreffenden  Staates  ebenso  wie  die  eigenen 
Angehörigen  desselben  imterworfen. 

Femer  hat  das  Inland,  falls  es  nicht  gerade  besondere  Zwecke  verfolgt  *), 
auch  keinen  Grund,  die  inländischen  Aktionäre  auswärtiger  Aktiengesellschaften 
besonders  zu  begünstigen.  Dies  geschieht  derm  auch  nirgends,  im  Gregenteü  finden 
wir,  dass  nicht  nur  überall  die  Aktionäre  auswärtiger  Gesellschaften  gerade  so  wie 


Petition  (gedruckt  v.  J.  Schneider  in  Mannheim)  von  4  badischen  Aktiengesellschaften,  nämlich 
der  ^Rheinischen  Kreditbank",  der  „Rheinischen  Hypothekenbank",  der  „Badischen  Bank-  und  der 
„Deutschen  Unionbank"  an  den  badischen  Landtag,  allerdings  nur  für  Baden,  angeregt  worden. 

1)  Abgedruckt  in  Mitteilungen  aus  der  Verwaltung  der  direkten  Steuern  im  Eönigreicli 
Sachsen  Bd.  I  Heft  1  Nr.  5  S.  4. 

2)  Vgl.  oben  S.  445. 
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diejenigen  inländischer  Aktienuntemehmungen  zur  Steuer  beigezogen  werden, 
sondern  dass  in  Hessen  und  Bremen,  welche  mit  Rücksicht  darauf,  dass  bei  den 
inländischen  Aktiengesellschaften  die  Steuer  bereits  erhoben  wird,  die  Aktionäre 
derselben  steuerfrei  lassen,  gerade  die  Anteilsberechtigten  solcher  auswärtiger 
Unternehmungen  der  Steuer  unterworfen  sind,  indem  Hessen  (Kapitalrenten- 
steuerges.  Art.  2)  sie  für  kapitalrentensteuerpflichtig  erklärt  und  Bremen  (An- 
weisung für  d.  Abschätzung  des  reinen  Einkommens  z.  Einkommensteuerges.  v. 
17.  Dez.  1874  sub  2)  zu  ihrem  steuerpflichtigen  Einkommen  „die  Gewinnanteile 
(Dividenden)  von  nichtbremischen  Erwerbsgesellschaften"  rechnet. 

8.  Genossenschaften. 

Die  Besteuerung  der  Genossenschaften  in  den  einzelnen  deuts'chen  Staaten 
ist  bereits  von  Schanz  im  Finanzarchiv  II  S.  220  ff",  ausführlich  behandelt;  wir 
begnügen  uns,  auf  diese  Darstellung  zu  verweisen. 

4.  Versichernngsges  ellschaften. 

Die  Versicherungsgesellschaften  kommen  unter  den  verschiedensten  Formen, 
insbesondere  als  Aktiengesellschaften  —  die  den  Genossenschaften  ähnlichen  Ver- 
sicherungsgesellschaften auf  Gegenseitigkeit  werden  im  folgenden  Abschnitt  be- 
handelt werden  —  und  als  Einzelunternehmungen  vor  und  unterliegen  dann  den 
diesbezüglichen  Besteuerungsgrundsätzen.  In  der  Praxis  zahlen  sie  also  überall 
einmal  Gewerbesteuer,  eventuell  auch  Grund-  und  Gebäude-  sowie  Kapitalrenten- 
steuer, ausserdem  aber  auch  je  nach  ihrer  Natur  als  Einzeluntemehmen  oder 
Aktiengesellschaft  Einkommensteuer,  falls  der  betrefi'ende  Staat  von  letzteren 
überhaupt  solche  erhebt. 

Bezüglich  ihrer  Veranlagung  tritt  aber  oft  eine  besondere  Schwierigkeit 
dadurch  ein ,  dass  sie  sich  nicht  oder  doch  nur  selten  auf  das  Gebiet  eines 
Staates  beschränken,  sondern  ihren  Betrieb  auf  einen  möglichst  grossen  Bezirk 
auszudehnen  suchen,  weil  mit  dem  Wachsen  der  Gefahrengemeinschaft  auch  die 
Sicherheit  und  Existenzfähigkeit  der  einzelnen  Versicherungsgesellschaft  zunimmt. 
Mehr  als  alle  anderen  gewerblichen  Unternehmungen  werden  sie  deshalb  in  einer 
Reihe  von  Staaten  Zweigniederlassungen,  Haupt-  und  Nebenagenturen  haben 
und  damit  sehr  leicht  der  Gefahr  einer  mehrfachen  Besteuerung  ausgesetzt  sein. 
Zwar  hat  das  Reichsgesetz  vom  13.  Mai  1870  bestimmt ,  dass  die  gewerblichen 
Unternehmungen  immer  nur  in  dem  Staate  besteuert  werden  dürfen,  in  welchem 
das  Gewerbe  betrieben  wird ,  allein  es  herrscht  noch  Streit  darüber ,  ob  als 
eigentlicher  Sitz  des  Gewerbes,  als  Ort,  wo  das  Versicherungsgewerbe  , betrieben" 
wird,  nur  derjenige  anzusehen  sei,  wo  das  Hauptgeschäft  seinen  Sitz  hat,  und 
demgemäss  die  Steuer  für  den  gesamten  Gewerbebetrieb  auch  nur  hier  er- 
hoben werden  dürfe ,  oder  ob  schon  das  blosse  Annehmen  von  Versicherungen 
aus  einem  anderen  Staate  als  Gewerbebetrieb  der  Gesellschaft  in  diesem  Staate 
aufzufassen  und  sie  demnach  hierfür  der  dortigen  Steuer  zu  unterwerfen  sei. 
Die  Praxis  hat  sich  für  das  letztere  entschieden,  geht  dabei  aber  nicht  so  weit, 
eine  Steuerpflicht  der  Versicherungsgesellschaft  für  den  Staat,  in  welchem  sich 
das  Hauptgeschäft  nicht  befindet,  schon  dann  anzunehmen,  wenn  dieselbe  einmal 
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gelegentlich  eine  Versicherung  innerhalb  des  Gebietes  desselben  vornimmt,  sondern 
nur  dann,  wenn  sie  ihren  Geschäftsbetrieb  durch  Errichtung  von  Zweignieder- 
lassungen oder  Agenturen  in  dem  betreffenden  Staate  vollständig  oi^anisiert 
hat ').  Ob  das  Geschäftspersonal  im  Beamten-  oder  Dienstverhältnisse  zur  Ver- 
sicherungsgesellschaft steht,  letztere  die  Geschäftsräume  selbst  gemietet  hat  oder 
gar  eigene  Gebäude  hierfiir  besitzt ,  oder  ob  dies  alles  nicht  der  Fall  ist ,  und 
der  Agent  die  Versicherung  lediglich  in  Kommission  hat,  ist  für  die  Steuerpflicht 
der  Gesellschaft  völlig  gleichgültig.  Meines  Erachtens  kann  es  auch  keinen  Einfluss 
auf  die  Besteuerung  äussern,  dass  die  Agentur  nicht  befugt  ist,  die  Versicherung 
fest  abzuschliessen,  sondern  lediglich  vermittelt,  während  der  definitive  Abschluss 
des  Geschäftes ,  wie  dies  bei  den  Lebensversicherungsgesellschaften  regelmässig 
der  Fall  zu  sein  pflegt,  von  der  Gesellschaft  selbst  an  ihrem  Hauptsitze  vor- 
genommen wird.  Dennoch  ist  dies  in  Preussen  der  Fall  und  wird  dort  eine 
Gewerbesteuer  von  der  nichtpreussischen  Versicherungsgesellschaft  nur  dann  er- 
hoben, wenn  sie  eine  Agentur  in  Preussen  hat,  welche  ermächtigt  ist,  im  Namen 
und  für  Rechnung  der  Gesellschaft  Versicherungsgeschäfte  abzuschliessen;  letzteres 
vnrd  dann  aber  bei  der  unter  der  Bezeichnung  als  General-  oder  Hauptagentur 
errichteten  Agentur  regelmässig  vorausgesetzt  (Rekursentsch.  d.  preuss.  Finanz- 
minist. V.  7.  Dez.  1884;  Mitteilungen  Heft  17  S.  66  ff.  —  Vgl.  auch  preuss.  Ministerial- 
reskr.  v.  18.  Nov.  1865.  Ministerialbl.  1866  S.  12).  Die  Hauptschwierigkeit  Hegt 
nun  aber  darin,  da^ä  auf  die  verschiedenen  Staaten  treffende  Einkommen  aus- 
zusondern. Genau  wird  dies,  wenn  nicht  die  Gesellschaft  die  in  den  einzelnen 
Staaten  gemachten  Geschäfte  getreimt  behandelt  und  von  vornherein  für  jeden 
Staat  Gewinn  und  Verlust  gesondert  berechnet,  nur  in  den  seltensten  Fällen 
gelingen,  und  hat  man  deshalb  überall  bestimmte  leicht  fassbare  Anhaltspunkte 
aufgestellt,  nach  welchen  der  Umfang  des  Geschäftsbetriebes  in  dem  einzelnen 
Staat  und  das  aus  demselben  bezogene  steuerpflichtige  Einkommen  der  Ver- 
sicherungsgesellschaft berechnet  wird.  So  werden  überall  die  ausländischen 
Versicherungsanstalten ,  welche  im  Inlande  Versicherungen  annehmen ,  der  in- 
ländischen Gewerbesteuer  nach  Massgabe  der  aus  dem  Inlande 
empfangenen  Prämien  unterworfen  (vgl.  Württemberg  Art.  92). 

Auch  bei  der  Einkommensteuer  ist  mehrfach  die  Höhe  der  aus  einem 
Staate  empfangenen  Prämien  als  ausschlaggebend  für  die  Besteuerung  der  Ver- 
sicherungsgesellschaft erachtet  worden.  So  gibt  Baden  in  der  Verordnung  vom 
17.  Febniar  1885  §  13  folgende  Vorschrift:  „Gesellschaften,  welche  auch  ausser- 
halb des  Grossherzogtums  ihr  Geschäft  betreiben ,  unterliegen  der  Einkommen- 
steuer nur  mit  dem  auf  den  Geschäftsbetrieb  im  Lande  entfallenden  Teil  ihres 
Gesamteinkommens.  Dieser  Einkommensteil  berechnet  sich  bei  Ver- 
sicherungsgesellschaften nach  dem  Verhältnis  der  aus  dem  Gross- 
herzogtume  fliessenden  Bruttoeinnahme  an  Prämien  zu  den  Gesamt- 
bruttoeinnahmen." 

Etwas  anders  regelt  dies  Reiiss  j.  L.  (Instruktion  v.  4.  Aug.  1874  z.  Klassen- 
u.  Einkommensteuerges.  v.  1874  §  6  Abs.  3) :     ,Das  steuerpflichtige  Einkommen 


')  Hat  eine  nichtbayrische  Versicherungsgesellschaft  in  Bayern  eine  Zweigniederlassung^ 
oder  Hauptagentur  und  daneben  noch  Spezialagenturen ,  so  wird  die  Steuer  für  den  gesamten 
Gewerbebetrieb  der  Gesellschaft  in  Bayern  bei  der  Zweigniederlassung  oder  Hauptagentur  be- 
steuert.   .\rt.  21  des  Gewerbesteuei^esetzes,  Seissers  Eommentai'  S.  59,  63,  130. 
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der  Versichei-ungsgesellschaften  besteht  aus  dem  auf  die  Versicherungen  im 
Fürstentum  entfallenden  Zins-  und  Dividendengewinne;  letzterer  aber  verhält 
sich  in  jedem  Jahre  zum  Gesamtzins-  und  Dividendengewinne  der  Gesellschaft, 
wie  die  Summe  der  im  Fürstentume  gezahlten  Prämien  zur  Gesamtsumme  der 
von  der  Gesellschaft  im  ganzen  Umfange  ihres  Geschäftsbereiches  erhobenen 
Prämien.  Die  ausgezahlten  Indemnisationen  kommen  nicht  in  Betracht,  weil 
selbige  bei  Feststellung  der  Dividenden  schon  gekürzt  sind.  Erreicht  der  auf 
die  hierländischen  Versicherungen  entfallende  Anteil  am  Zins-  und  Dividenden- 
gewinne nicht  die  Höhe  von  250  M. ,  so  ist  derselbe  steuerfrei  zu  lassen"  *). 
Das  sächsische  Einkommensteuergesetz  unterwirft  die  Versicherungsgesellschaften, 
welche  im  Inlande  ihren  Sitz  haben,  allgemein  der  Steuer  hinsichtlich 
der  Ueberschüsse ,  welche  als  Aktienzinsen  oder  Dividenden,  gleichviel  unter 
welcher  Benennung,  unter  die  Mitglieder  veiieüt  oder  zur  Bildung  von  Reserve- 
fonds oder  zur  Schuldentilgung  verwendet  werden.  Diese  weitgehende  Be- 
stimmung ist  dann  aber  durch  eine  Ministerialverordnung  vom  3.  April  1883^) 
dahin  etwas  modifiziert,  dass  zu  unterscheiden  ist,  ob  die  Einnahme  von  Prämien 
innerhalb  Sachsens  oder  ausserhalb  desselben  geschieht,  und  tritt  die  Steuer- 
pflicht dann  immer  nur  bezüglich  der  aus  Sachsen  bezogenen  Prämien  ein. 
Die  Zinseinnahmen  von  ausstehenden  Kapitalien,  unter  welche  nicht  nur  der 
Zins  des  statutenmässigen  Reservefonds,  sondern  auch  die  Erträgnisse  aller  der 
Gesellschaft  zur  Verfügung  stehenden  und  von  ihr  zinsbar  angelegten  Kapitalien 
fallen  und  die  sonstigen  Geschäftseinnahmen  entsprechenden  Ueberschussanteile 
sind  aber  immer  unbedingt  dem  in  Sachsen  steuerpflichtigen  Einkommen  der 
Gesellschaft  hinzuzurechnen,  weil  diese  beiden  Arten  von  Einnahmen  aus  der 
von  der  Zentralleitung  an  ihrem  Sitze,  mithin  innerhalb  Sachsens,  entfalteten 
Gewerbsthätigkeit  resultieren.  Nichtsächsische  Versicherungsgesellschaften, 
welche  ihren  Geschäftsbetrieb  auf  Sachsen  ausdehnen,  sind  steuerpflichtig  mit 
dem  aus  Grundbesitz  und  Gewerbebetrieb  in  Sachsen  herrührenden  Einkommen. 
Unter  Gewerbebetrieb  ist  dabei  schon  die  blosse  Annahme  von  Versicherungen 
aus  Sachsen  zu  verstehen,  wie  aus  einer  Ministerialverordnung  vom  12.  Februar 
1883  hervorgeht  ä). 


1)  Reuss  j.  L.  behandelt  also  die  Versicherungsgesellschaft  milder  als  die  Aktiengesell- 
schaft, bei  welcher  nicht  nur  Zins  und  Dividende,  sondern  auch  noch  der  zum  Vereinsvermögen 
geschlagene  Zinsgewinn  des  Voijahres  zur  Einkommensteuer  herangezogen  wird  (vgl.  oben 
unter  Aktiengesellschaften).  Abgesehen  von  der  nur  in  Reuss  j.L.  vorkommenden  Freüassung 
der  Einkommen-  bezw.  Dividendengewinne  unter  250  M.  unterscheidet  sich  dann  die  Besteuerung 
der  Versicherungsgesellschaften  in  Reuss  j.  L.  und  Baden  dadurch,  dass  in  Baden  das  ge- 
samte Einkommen  der  Versicherungsgesellschaften ,  mag  es  als  Zins ,  Dividende ,  Reserve- 
fonds oder  in  Form  von  anderen  Abschreibungen  auftreten,  dagegen  in  Reuss  j.  L.  lediglich 
der  in  Form  von  Zinsen  und  Dividenden  an  die  Gresellschaftsmitglieder  zur  Verteilung  kommende 
Einkommensteil  der  Besteuerung  unterstellt  wird. 

2)  Abgedruckt  in  Mitteilungen  aus  der  Verwaltung  der  direkten  Steuern  im  Königreich 
Sachsen  Bd.  I  Heft  1  Nr.  29  S.  43. 

3)  Mitteilungen  Bd.  I  Heft  1  Nr.  34  S.  5.5.  Eine  preussische  Versicherungsgesellschaft 
beschwerte  sich  nämlich  bei  der  sächsischen  Regierung  über  die  Heranziehung  zur  Steuer, 
weil  sie  zwar  aus  Sachsen  Versicherungen  annelime,  ihren  Agenten  in  Sachsen  aber,  wie  dies 
bei  allen  Lebensversicherungen  der  Fall,  die  Befugnis  zum  selbständigen  Abschlüsse  von  Ver- 
sicherungsverträgen abgehe,  diese  Absclüüsse  vielmehr  ausschliesslich  durch  die  Direktion  in 
Preussen  erfolgten,  mithin  die  Gesellschaft  nur  in  Preussen  ihr  Gewerbe  ausübe  und  infolge 
dessen  in  Sachsen  nicht  besteuert  werden  dürfe.    Die  Beschwerde  wurde  abschlägig  beschieden, 
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Lübeck,  welches  nach  dem  Gesetze  vom  27.  Mai  1872  die  Versicherungs- 
gesellschaften der  Einkommensteuer  nicht  unterwirft,  hat  im  Entwurf  von  1886 
die  Besteuerung  derselben  vorgesehen  und  will  durchweg  das  GesamteinkonMnen 
der  in  Lübeck  domizilierten  Versicherungsgesellschaften  der  Steuer  unterstellen, 
ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  Gesellschaft  nur  in  Lübeck  oder  auch  ausserhalb 
desselben  ihr  Gewerbe  ausübt.  Auswäi-tige  Versicherungsanstalten  sollen  da- 
gegen bezüglich  des  aus  Lübeck  bezogenen  gewerblichen  Einkommens  — 
nicht  auch  für  das  Einkommen  aus  etwaigem  Grundbesitz  —  von  der  Einkommen- 
steuer frei  bleiben  (Einkommensteuerges.  §  2  Abs.  3)  und  zwar,  weil  einmal  die 
Möglichkeit  sehr  nahe  liege,  dass  solche  auswärtigen  Gesellschaften  die  Steuer- 
pflicht durch  Verlegung  der  Haupt-  und  Generalagenturen  in  nahe  gelegene 
ausserlübeckische  Ortschaften  umgehen  könnten ,  und  sodann ,  weil  der  Nach- 
weis des  im  lübeckischen  Staate  erzielten  Reingewinnes  nach  den  in  Hamburg 
gemachten  Erfahrungen  mit  den  erheblichsten  Schwierigkeiten  verknüpft  sei '). 

5.  Auf  Gegenseitigkeit  gegründete  Vereine. 

Als  solche  auf  Gegenseitigkeit  gegiündete  Vereine  erscheinen  Unter- 
stützungsvereine für  Arbeiter,  Krankenvereine,  Sterbeka-egen  und  insbesondere 
die  Versicherungsgesellschaften  auf  Gegenseitigkeit.  Zur  Beantwortung  der 
Frage,  ob  solche  Vereine  und  Gesellschaften  den  Staatssteuem  zu  unterwerfen 
sind  oder  nicht,  wird  es  notwendig  sein,  auf  das  Wesen  derselben  etwas  näher 
einzugehen. 

Der  ursprüngliche  und  eigentliche  Zweck  solcher  gegenseitigen  Ver- 
einigungen liegt  in  dem  Bestreben,  die  das  einzelne  Mitglied  durch  eins  oder 
mehrere  von  der  betreffenden  Vereinigung  ins  Auge  gefassten  Ereignisse  (Krank- 
heit, Tod,  Feuersbrunst,  Hagelschlag)  treffenden  Schäden  und  Nachteile  von 
diesem  abzuwenden,  auf  die  Gesamtheit  zu  verteilen  und  von  dieser  tragen  zu 
lassen.  Jeder  Versicherungsnehmer  ist  zugleich  notwendig  den  anderen  gegen- 
über Versicherungsgeber  imd  muss  als  solcher  bei  eintretenden  Unglücksfällen 
nach  Verhältnis  beitragen.  Dadurch  unterscheiden  sich  solche  Vereinigungen 
wesentlich  von  den  nicht  auf  Gegenseitigkeit  gegründeten  Korporationen  ähn- 
licher Art,  insbesondere  den  Versicherungsaktiengesellschaften,  welche  zwar  auch 
eine  Verteilung  auf  und  Tragung  durch  die  anderen  bei  der  Gesellschaft  ver- 
sicherten Personen,  zugleich  und  vorzüglich  aber  die  Erreichung  eines  und  zwar 
möglichst  hohen  Gewinnes  bewecken,  dafür  aber  auch  ein  Kapital  als  Garantie- 
fonds einsetzen.  Die  Erzielung  irgend  welchen  Gewinnes  liegt  den  auf  Gegen- 
seitigkeit gegründeten  Vereinen  und  Gesellschaften  völlig  fem ;  sie  geben  das, 
was  sie  einnehmen,  auch  immer  wieder  vollständig  für  die  Zwecke  der  Gesell- 


weil es  zu  weit  gehe,  wenn  die  Gesellschaft  jener  oben  geschilderten  rein  internen  Gesehäfts- 
einrichtnng  die  Bedeutung  beimesse,  dass  danach  ihr  Geschäftsbetrieb  innerhalb  Sachsen  über- 
haupt nicht  als  Ausübung  des  Yersicherungsgewerbes  in  Sachsen  angesehen  werden  könne. 
Die  Ausübung  des  Gewerbes  bestehe  nicht  ausschliesslich  in  dem  Abschlüsse  von  Tersichemngs- 
veitiägen,  sondern  neben  diesem  in  einer  Reihe  von  dem  Versicherungsabschlusse  voraus- 
gehenden und  nachfolgenden  Handlungen,  denen  im  Hinblick  auf  den  Zweck,  welchem  sie 
zu  dienen  bestimmt  seien,  die  Eigenschaft  von  Gewerbshandlungen  jedenfalls  nicht  abgesprochen 
werden  könnten. 

')  Vgl.  die  gutachtliche  Erklärung  der  Steuerbehörde  zum  Entwurf  vom  15.  Dezember  1886. 
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Schaft  aus ,   beziehungsweise   sie    erheben  überhaupt  nur  so  viel  von  ihren  Mit- 
gliedern, als  gerade  für  den  Bedarf  notwendig  ist. 

Allerdings  lässt  sich  nun  nicht  leugnen,  dass  diese  Art  der  Erhebung  der 
Beiträge  von  Fall  zu  Fall  nur  wenig  üblich  ist.  Insbesondere  wird  sich  bei 
grösseren  Gegenseitigkeitsgesellschaften  das  Bedürfnis  herausstellen,  einen  festen 
Beitragssatz  von  den  Mitgliedern  zu  erheben.  Dadurch  wird  dieser  Beitrag 
aber  noch  immer  nicht  zur  „Prämie"  i.  S.  des  Handelsgesetzbuchs  ^),  da  der 
etwa  sich  ergebende  Ueberschuss  immer  wieder  an  die  Zahlenden  nach  Massgabe 
ihrer  Beiträge  zurückgeführt  wird  und  auch  die  Möglichkeit  bestehen  bleibt, 
für  den  Fall  der  Unzureichendheit  der  eingegangenen  Beiträge  eine  Nachzahlung 
von  den  Mitgliedern  zu  erheben.  Ebenso  kann  man  den  bei  festen  Beiträgen 
der  Mitglieder  sich  etwa  ergebenden  Ueberschuss  über  die  Ausgaben  nicht  als 
„Gewinn"  und  demnach  auch  nicht  als  Ertrag  oder  Einkommen  der  Vereinigung 
bezeichnen,  da  dieser  Ueberschuss  weiter  nichts  ist,  als  ein  zuviel  erhobener 
Beitragsteil,  auf  dessen  Rückzahlung  die  Mitglieder  einen  rechtlichen  Anspruch 
haben ,'  weil  sie  ihn  der  Gesamtheit  gleichsam  nur  vorschussweise  überlassen 
haben.  Die  Vereinigungen  auf  Gegenseitigkeit  können  deshalb  unter  Umständen 
wohl  nach  aussen  hin  juristische  Personen  sein,  erzielen  aber  wirtschaftlich  kein 
Einkommen  bezw.  keinen  Ertrag  und  können  deshalb  auch  nicht  zu  den  ein- 
zelnen Steuern  herangezogen  werden;  insbesondere  sind  sie  von  der  Gewerbe- 
steuer freizulassen  ^),  weil  sie  kein  Gewerbe  betreiben.  Zum  Begriffe  des  letzteren 
gehört  nämlich  unbedingt  die  auf  Gewinn  gerichtete  Absicht,  welche  gerade 
bei  den  Gegenseitigkeitsgesellschaften  vollständig  fehlt.  In  der  That  sind  denn 
auch  in  allen  deutschen  Staaten  die  Versicherungsgesellschaften  auf  Gegen- 
seitigkeit —  und  um  diese  handelt  es  sich  hier  hauptsächlich  —  von  der  Ge- 
werbesteuer ausgenommen  und  zwar  ausdrücklich  in  Bayern  (Art.  18),  Württem- 
berg (§  92),  Mecklenburg  (§  14)  und  Braunschweig  (§  2  Ziff.  8),  stillschweigend 
in  Preussen,  Hessen,  Schwarzburg-Rudolstadt,  Schaumburg-Lippe,  Lippe-Detmold 
und  Waldeck.  Nur  Baden  macht  eine  Ausnahme;  in  der  Novelle  vom  20.  Juni 
1884  Art.  1  zum  Gewerbesteuergesetz  heisst  es  nämlich:  „Der  Gewerbesteuer 
unterliegt  das  Betriebskapital  der  im  Grossherzogtum  betriebenen  gewerblichen 

Unternehmungen :    auf  Gegenseitigkeit  gegründete,  unter  Verwendung  von 

Agenten  betriebene  Versicherungsgesellschaften  gelten  bezüglich  ihres  gesamten 
Geschäftsbetriebes  als  gewerbliche  Unternehmungen. "  Dazu  bemerkt  dann  noch 
die  Verordnung  vom  26.  April  1886  den  Vollzug  des  Gewerbesteuergesetzes  betr. 
§  1  Abs.  3  das  Wort  „gesamt"  erläuternd :  „nicht  allein  bezüglich  der  Geschäfte, 
welche  sie  mit  Nichtmitgliedern  machen,  sondern  auch  bezüglich  der  Geschäfte 
mit  Mitgliedern". 


1)  Durch  das  Handelsgesetzbuch  Art.  271  Ziif.  3  ist  die  Uebernahme  einer  Versicherung 
gegen  Prämie  d.  i.  jede  einseitige  Versicherung  gegen  die  Leistung  im  voraus  bestimmter 
fester  Beiträge  als  Handelsgeschäft  erklärt.  Hiemach  erscheint,  wie  auch  aus  den  Motiven 
zum  preussischen  Entwurf  des  Handelsgesetzbuchs  S.  7  zu  Nr.  4  und  S.  104  Abs.  3  und  den 
Verhandlungsprotokollen  zum  deutschen  Handelsgesetzbuche  S.  5056—58  und  S.  5060-64  her- 
vorgeht, die  Versicherungsübemahme  seitens  einer  Versicherungsgesellschaft  auf  Gegenseitig- 
keit nicht  als  Handelsgeschäft     Anders  Goldschmidt  Bd.  IS.  443. 

2)  Vgl.  Lewald,  Die  direkten  Steuern  im  Grossherzogtum  Baden,  Finanzarchiv  III 
S.  806,  und  die  ausführliche  Besprechung  dieser  Frage  durch  Emminghaus  im  Finanz- 
archiv IV  S.  81  fr. 
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Selbstverständlich  können  sich  nun  aber  die  Gegenseitigkeitsgesellschaften 
der  Steuerpflicht  nicht  entziehen ,  wenn  und  soweit  sie  Grund  und  Boden  oder 
Häuser  besitzen,  oder  aus  der  Ausleihung  von  Kapitalien  Gewinn  erzielen.  In 
einem  solchen  Falle  wären  sie  unbedingt  der  Grund-  und  Gebäude-  oder  Kapital- 
rentensteuer bezw.  mit  dem  aus  dem  Grund-,  Gebäude-  oder  Kapitalbesitze 
fliessenden  Einkommen  der  Einkommensteuer  zu  unterstellen. 

Am  meisten  entspricht  nun  unserer  Anschauung  Sachsen ;  dort  sind  näm- 
lich nach  der  Spezialerläuterung  vom  10.  Januar  1881  sub  b  im  Zusammenhalt« 
mit  einem  vom  Finanzministerium  an  das  Ministerium  des  Innern  gerichteten 
Kommunikate  vom   1.  Dezember  1881   (Mitteilungen  I.  B.  I.  Heft  Nr.  32  S.  51) 

, Versicherungsgesellschaften   auf  Gegenseitigkeit wegen  derjenigen  unter 

die  Mitglieder  verteilten,  oder  zur  Büdung  von  Reservefonds,  oder  zur  Schulden- 
tilgung verwendeten  üeberschüsse  einkommensteuerpflichtig ,  welche  aus  dem 
in  Grundbesitz  oder  sonst  werbend  angelegtenVermögen,  nicht 
aber  aus  dem  Gewerbebetriebe  herrühren,  da  das  Ergebnis  des  letztem  niemals 
als  Gewinn  im  eigentlichen  Sinne  sich  darstellt".  Hieran  schliesst  sich  dann 
eng  Sachsen-Weimar  mit  der  in  den  Vollzugsvorschriften  vom  13.  Oktober  1883 
§  66  enthaltenen  Vorschrift :  ,Versicherungs-  und  sonstige  Gesellschaften ,  in- 
gleichen Genossenschaften,  welche  auf  Gegenseitigkeit  beruhen  und  ihren  Ge- 
schäftsbetrieb lediglich  und  ausschliesslich  auf  ihre  Mitglieder  beschränken,  sind 
hinsichtlich  ihres  Geschäftseinkommens  überhaupt  nicht  und  nur  hinsicht- 
lich ihres  etwaigen  Grundeinkommens  zur  zweiten  Abteilung  der 
SteuerroUe  einzuschätzen.*  Im  Gegensatz  hierzu  erklärt  Sachsen  -  Altenburg 
(Ges.  V.  17.  März  1868  §  5)  die  Vei-sicherungsgesellschaften  auf  Gegenseitigkeit 
für  Massen-  bezw.  einkommensteuerpflichtig  bezüglich  der  in  den  Reserve-  oder 
einen  ähnlichen  Fonds  gewiesenen  , Rücklagen''  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die- 
selben sich  als  üeberschuss  der  MitgHederbeiträge  oder  als  Erträgnis  des  Grund- 
eigentums oder  der  werbend  angelegten  Kapitalien  darstellen.  Baden  (Ein- 
kommensteuerges.  Art.  5  B.  Abs.  2)  endlich  erhebt  ausser  der  Gewerbesteuer  auch 
noch  Einkommensteuer  von  den  Versicherungsgesellschaften  auf  Gegenseitigkeit 
in  derselben  Weise  wie  von  den  Aktiengesellschaften,  jedoch  mit  der  Massgabe, 
dass  ,als  steuerbares  Einkommen  5  Prozent  des  gewerblichen  Betriebskapitals  der 
Gesellschaft  nebst  den  ihr  etwa  aus  Grundbesitz  (einschliesslich  von  Gebäuden) 
zufliessenden  Erträgnissen  gelten*.  Von  der  badischen  Kapitalrentensteuer 
{Art.  5  Ziff.  4)  bleiben  dann  die  Versicherungsgesellschaften  wie  überhaupt  alle 
auf  Gegenseitigkeit  gegründeten  Anstalten  ebenso  wie  in  Bayern  (Art.  4  Ziff.  6 
u.  7),  Württemberg  (Art.  3  sub  A  lit.  c  u.  d,  Nachtragsges.  v.  20.  Aug.  1861  Art.  1), 
Hessen  (Art.  5  Ziff.  6)  für  ihre  gesamten  Zinsen-  und  Rentenbezüge  befreit,  doch 
müssen  dann  unter  Umständen  die  Teilnehmer  die  empfangenen  oder  gut- 
gesctuiebenen  üeberschüsse  versteuern.  Unbedingt  steuerfrei,  so  dass  auch  von 
den  Mitgliedern  keine  Kapitalrentensteuer  zu  entrichten  ist,  sind  nämlich  in 
Baden  und  auch  in  Hessen  nur  ,auf  Gegenseitigkeit  gegründete  Anstalten  zur 
Versichenmg  gegen  Feuer-,  Wasser-,  Hagel-  oder  Viehschaden,  oder  gegen 
Schaden  aus  anderen  Unglücksfällen,  femer  auf  Gegenseitigkeit  gegründete 
Sterbekassen,  endlich  auf  Gegenseitigkeit  gegründete  Sustentations-  und  Kranken- 
kassen von  Arbeitern".  Bei  auf  Gegenseitigkeit  gegründeten  Versorgungs-. 
Witwen-  vmd  Waisenkassen,   femer  bei   auf  Gemeinschaftlichkeit   des   Erträg- 
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nisses,  der  Verluste  und  Verwaltungskosten  gegründeten  Spar-  und  Leihkassen, 
Vorschussvereinen  und  anderen  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  hat 
in  Hessen  (Art.  6),  sofern  dort  diese  Institute  nicht  schon  Gewerbesteuer  zahlen, 
und  deshalb  überhaupt  kapitalrentensteuerfrei  sind,  und  in  Baden  (Ai-t.  10)  zwar 
ebenfalls  nicht  die  Anstalt,  dafür  aber  jeder  Teilnehmer  von  seinen  Zinsen  und 
Rentenbezügen  (Baden)  bezw.  den  empfangenen  oder  gutgeschriebenen  Zinsen 
(Hessen)  die  Kapitalrentensjbeuer  zu  entrichten.  Diese  Verbindlichkeit  der  Teil- 
nehmer tritt  in  Baden  dann  ein,  wenn  sie  die  bare  Zahlung  der  Zinsen  und 
Renten  verlangen  können.  Nehmen  auf  Gegenseitigkeit  gegründete  Lebens- 
versicherungs-  und  sonstige  Anstalten  nicht  jährlich  eine  Zins-  oder  Renten- 
austeilung vor,  sondern  sammeln  sie  die  Ueberschüsse  zu  Kapitalien  an,  um 
dieselben  dann  später  erst  wieder  an  ihre  Mitglieder  zu  verteilen,  so  haben  in 
Baden  (Art.  11)  hinwiederum  nicht  die  Teilnehmer,  sondern  die  Anstalt  selbst, 
insofern  sie  nicht  gewerbesteuerpflichtig  ist,  in  welchem  Falle  sie  hier  steuerfrei 
bleibt,  die  Kapitalrentensteuer  vom  ganzen  Ertrage  sämtlicher  von  ihr  für  den 
betreffenden  Zweck  angelegten  Kapitalien  zu  entrichten. 

Württemberg  (Art.  3  sub  A  lit.  c  u.  d)  lässt  vollständig  kapitalrenten- 
steuerfrei die  Passivrenten,  welche  auf  Gegenseitigkeit  gegründete  Witwen- 
und  Waisenkassen  ausbezahlen,  femer  die  Leistungen  solcher  Erspamisgesell- 
schaften,  welche  sich  der  Kontrolle  ihrer  Rechnungen  durch  die  Staatsbehörde 
unterziehen  und  nicht  auf  den  Gewinn  Dritter  berechnet  sind,  sondern  nur  die 
gemeinschaftliche  Anlage  der  Ersparnisse  der  Einlagen  bezwecken.  Weiter  kann 
nach  dem  Nachtragsgesetz  vom  20.  August  1861  Art.  1  den  ,auf  Gegenseitigkeit 
gegründeten  Witwen-  und  Waisenkassen  und  Erspamisgesellschaften ,  worunter 
auch  die  auf  Gegenseitigkeit  beruhenden  Rentenanstalten  und  Kapitalistenvereine 

zu  rechnen  sind nach  dem  Ermessen  der  Zentralsteuerbehörde,  von  ihi-en 

Aktivzinsen,  soweit  sie  dieselben  an  ihre  Einleger  ausbezahlen,  die  Kapital- 
steuer erlassen  werden",  „wogegen  in  diesem  Falle  den  Einlegern  die  Fassion 
und  Versteuerung  obliegt". 

Auch  in  Bayern  hat  nicht  die  Gegenseitigkeitsgesellschaft,  sondern  der 
einzelne  Teilnehmer  die  aus  der  Verwaltung  fremden ')  Kapitals  gewonnene,  an 
ihn  ausgeteilte  Rente  zu  versteuern  ^)  (Art.  4  Ziff.  6  d.  Kapitalrentensteuerges.). 
Mecklenburg  endlich  trifft  im  Gegensatz  zu  den  vorhergehenden  Staaten  wie 
jede  andere  Anstalt  und  Gesellschaft  auch  die  auf  Gegenseitigkeit  gegründeten 
Vereinigungen  mit  der  Zinsensteuer  (§  45). 

Alle  übrigen  oben  nicht  angeführten  Staaten  beobachten  bezüglich  der 
Besteuerung  der  Gegenseitigkeitsgesellschaften  vollständiges  Stillschweigen,  doch 
ist  wohl  anzunehmen,  dass  sie  dieselben,  soweit  nicht  Grund-  und  Gebäudebesitz 
in  Frage  kommt,  von  jeglicher  Steuer  freilassen. 


1)  Der  Eentenertrag  aus  den  in  Gewerben  angelegten  Betriebskapitalien  oder  zum 
Zweck  des  gewerbsmässigen  Umsatzes  erworbenen  umlaufenden  Papieren  oder  Wechseln  wird 
weder  bei  der  Gesellschaft  noch  bei  den  Teilnehmern  versteuert  (Kapitalrentensteuergesetz 
Art.  4  Ziff.  7). 

2)  Vgl.  noch  Sei  SS  er  Bd.  I  Anm.  17  zu  Art.  4  des  Kapitalrentensteuergesetzes. 
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ni.   Die  Besteuerung  der  Stiftungen. 
1.  Kirchen  und  Schulen. 

Es  ist  gleich  von  vornherein  darauf  aufmerksam  zu  machen ,  dass  im 
Folgenden  die  im  Eigentume  des  Staates  befindlichen  Kirchen  und  Schulen,  da 
sie  an  sich  völlige  Steuerfreiheit  gemessen,  nicht  inbegriffen  sind,  und  dass  auch 
die  den  Gemeinden  gehörigen  Anstalten  dieser  Art  nur  insoweit  in  Betracht 
kommen,  als  ihnen  noch  grössere  Steuerfreiheiten,  als  den  Gemeinden  schon  im 
allgemeinen  zugebilligt  sind,  gewährt  werden.  Weiter  können  auch  hier  iinter 
allen  Umständen,  und  zwar  aus  dem  bezüglich  der  Gemeinden  ausgeführten 
Grunde ,  als  steuerbare  Einnahmen  einer  religiösen  Anstalt  und  Schule  nicht 
etwaige  Mitgliederbeiträge,  sondern  lediglich  die  aus  Privaterwerb  fliessenden 
betrachtet  werden.  Diese  sollten  nun  im  allgemeinen  durchweg  der  Besteuerung 
unterstellt  werden,  allein  in  der  Praxis  ist  man  hiervon  mit  Ausnahme  der 
Gewerbesteuer,  wo  man  eine  Freilassung  der  Kirchen  und  Unterrichtsanstalten 
bezüglich  ihrer  gewerbKchen  Unternehmungen  mit  Rücksicht  auf  die  Konkurrenz 
für  verderblich  hielt,  vielfach  abgewichen.  Man  glaubte  den  religiösen  Anstalten 
und  insbesondere  den  öffentlichen  Schulen  eine  mildere  steuerliche  Behandlung 
angedeihen  lassen  zu  sollen,  weil  sie  den  Staat  in  der  En-eichung  seines  Zweckes, 
die  geistige  Wohlfahrt  seiner  ünterthanen  zu  fordern ,  unterstützen  und  ihm 
somit  einen  Teü  seiner  Last  abnehmen.  So  richtig  dieser  Gedanke  auch  an  sich 
ist,  so  darf  er  doch  nicht  zu  einer  gänzlichen  Freilassung  solcher  Anstalten  von 
der  Steuer  fuhren.  Will  man  ihnen  mit  Rücksicht  auf  ihren  gemeinnützigen 
Charakter  eine  Entschädigung  gewähren,  so  kann  dies  in  vollständig  aus- 
reichender Weise  dadurch  geschehen,  dass  man  die  zu  den  Zwecken  der  Kirche 
oder  Schule  unmittelbar  dienenden  Grundstücke  und  Gebäude  steuerfrei  lässt. 
Nur  in  zwei  Fällen  ist  auch  eine  vollständige  Freilassung  von  der  Steuer  be- 
züglich der  übrigen  Objekte  und  Einnahmen  gerechtfertigt ,  nämlich  einmal 
wenn  die  durch  Privaterwerb  erworbenen  Mittel  zu  den  Zwecken  der  religiösen 
oder  ünterrichtsanstalten  durchaus  notwendig  sind  und  sodann  wenn  ihnen  der 
Staat  wegen  Unzulänglichkeit  der  eigenen  Älittel  noch  Zuschüsse  zu  leisten  hat '). 

Diesen  letzteren  Gedanken  haben  aber  nur  Bayern  und  Württemberg  und 
auch  diese  nur  teilweise  verwirklicht ,  indem  Württemberg  (Art.  3  sub  A  lit.  a) 
,.die  ganz  oder  teilweise  auf  Kosten  des  Staates  zu  erhaltenden  Anstalten, 
namentlich  die  Landesuniversität",  bezüglich  der  Einkünfte  aus  Kapitalien  und 
Renten  einkommensteuerfrei  lässt,  imd  Bayern  die  Kirchen  und  Kultusstiftungen 
von  der  Kapitalrentensteuer  (Art.  4  Ziff.  4)  befreit,  , sofern  diese  Stiftungen  durch 
Entrichtung  der  Steuer  ausser  Stand  gesetzt  würden,  ihren  Zweck  vollständig 
zu  erfüllen". 

Im  übrigen  befreit  Bayern  noch  ohne  jede  weitere  Beschränkung  von 
der  Kapitalrentensteuer  (Art.  4  Ziff.  3  u.  .5)  die  Anstalten  und  Stiftungen  für 
Unterricht,  sowie  die  zum  Stammvermögen  einer  geistlichen  Pfründe  gehörigen 
Kapitalien,   und  von   der  Einkommensteuer  (Art.  12  Ziff.  1)  „die  Anstalten  und 


')  Vgl.  Vocke  S.  287. 
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Stiftungen  für  Kultus und  Unterricht"  ');  ebenso  bleiben  in  Württemberg 

(Art.  3  sub  A  lit.  b)  „die  Aktiven  des  Schulfonds  ohne  Unterschied  der  Gattung 
und  Stufe  der  Unterrichtsanstalten "  unbeschränkt  einkommensteuerfrei. 

Völlig  unbedingt  und  ohne  jede  Ausnahme  bleiben  in  Sachsen-Weimar 
{Ges.  über  die  Steuerverfassung  v.  18.  März  1869  §  15  Ziff.  7  u.  9)  „Kirchen, 
Pfarreien,  Schulen,  sowie  die  Akademie  Jena",  femer  vom  Staat  anerkannte 
Anstalten  zu  Kirchen-  und  Schul  zwecken  einkommensteuerfrei;  auch  in  Waldeck 
{§  3  Ziff.  3)  wird  das  Vermögen  der  Kirchen  sowie  der  Stipendien  der  inländischen 
Schulen  zur  Klassensteuer  nicht  herangezogen.  Ebenso  lässt  Altenburg  (Ges.  v. 
17.  März  1868  §  6  Ziff.  4  u.  5)  „die  Schulen,  soweit  sie  öffentliche  Anstalten  sind", 
überhaupt,  die  Kirchen  aber  nur  insoweit  frei  von  der  Klassen-  und  Einkommen- 
steuer, „als  ihr  Einkommen  sich  im  Genüsse  solcher  Personen  befindet,  welche 
davon  Klassen-  oder  klassifizierte  Einkommensteuer  entrichten".  Reuss  ä.  L.  (§  3 
lit.  g  u.  h)  unterscheidet  zwischen  „Anstalten  zu  Kirchen-  und  Schulzwecken" 
und  den  Kirchen,  Pfarreien  und  Schulen  selbst,  und  gewährt  ersteren  völlige 
Steuerfreiheit  bezüglich  ihres  gesamten  Einkommens,  letzteren  solche  aber  nur 
, hinsichtlich  ihres  Einkommens  aus  Kapitalvermögen".  Reuss  j.  L.  (Ges.  v. 
22.  Juni  1868  §  5  Abs.  2  u.  v.  13.  April  1874  §  4  Ziff.  7)  lässt  lediglich  den  Kirchen 
wegen  ihres  Einkommens  aus  Kapitalvermögen  die  Klassensteuer,  nicht  aber 
auch  die  klassifizierte  Einkommensteuer  nach.  Endlich  bleibt  in  Sachsen  (§  6 
Ziff.  2)  „die  Landesuniversität  und  die  Landesschulen  zu  Meissen  und  Grimma", 
in  Anhalt  (§  6  Ziff.  2)  der  Landesschulfonds  und  die  Landespfarrkasse  von  der 
Einkommensteuer  verschont.  In  den  übrigen  hier  in  Betracht  kommenden 
Staaten  finden ,  soweit  die  Steuergesetze  ersehen  lassen ,  Einkommensteuer- 
befreiungen nicht  statt ,  nur  bleiben  in  Bremen  (§  3)  (und  nach  dem  Entwurf 
von  1886,  §  2  Ziff.  6.  auch  in  Lübeck)  Stiftungen  und  Vereine  hinsichtlich  des- 
jenigen Einkommens  unbesteuert,  welches  sie  zu  wissenschaftlichen  oder  künst- 
lerischen Zwecken  bezw.  zur  Haltung  von  Schulen  verwenden. 

Ausnahmen  von  der  Pflicht  zur  Entrichtung  der  Kapitalrentensteuer 
finden  sich,  abgesehen  von  den  bereits  oben  erwähnten  Befreiungen  in  Bayern, 
nur  noch  in  Baden  (§  5  Ziff.  3)  und  in  Hessen  (Art.  5  Ziff.  4)  bezüglich  der  An- 
stalten, welche  für  den  öffentlichen  Unterricht  bestimmt  sind^). 

Der  Gewerbesteuer  sind  Kirchen  und  Schulen,  falls  sie,  was  nicht 
leicht  vorkommen  dürfte,  gewerbliche  Unternehmungen  auf  eigene  Rechnung 
betreiben,  überall  und  ohne  Ausnahme  unterworfen. 

Dagegen  treten  bei  der  Grund-  und  Gebäudesteuer  eine  Reihe 
von  Befreiungen  auf,    die   eine  nähere  Besprechung  nötig  machen.     Ohne  Aus- 


1)  lieber  den  Unterschied  zwischen  „Anstalten  für  Kultus  und  Untemcht"  und  den 
„Kirchen-  und  Kultusstiftungen"  vgl.  S  e  i  s  s  e  r ,  Die  Gesetze  über  die  direkten  Steuern  Bayerns. 
2.  Aufl.  Bd.  I  S.  309  Anm.  4  u.  S.  311  Anm.  7. 

■2)  Die  badische  Verordnung  vom  6.  März  1886  §  3  den  Vollzug  des  Kapitalrentensteuer- 
gesetzes  betr.  bemerkt  hierzu  erläuternd:  „Als  öffentliche  für  den  Unterricht  bestimmte  An- 
stalten sind  alle  vom  Staat  anerkannten  inländischen  Anstalten,  Stiftungen  und  Fonds  anzu- 
sehen ,  welche  die  Bestimmung  haben ,  den  Unterricht  im  ganzen  Lande  oder  in  einem  Teile 
oder  Orte  desselben  oder  auch  nur  einer  Klasse  der  Einwohner  oder  eines  Religionsteiles  eines 
Ortes  zu  befördern,  sei  es  durch  Verbreitung  gemeiner  Schul-  und  Gewerbskenntnisse,  oder 
höherer  Bildung  in  Wissenschaft ,  Kunst  und  Gewerbe ,  jedoch  mit  Ausschluss  aller  auf  Rech- 
nung von  Privatpersonen  bestehenden  Anstalten." 

1024 


Die  Steuersubjekte.  4Q| 

nähme  steuerfrei  sind  nun  in  allen  Staaten  die  unmittelbar  „dem  öfiFentlichen 
Gottesdienste  gewidmeten*  oder  „zum  öffentlichen  Unterricht  bestimmten  Ge- 
bäude" ').  Voraussetzung  der  Steuerfreiheit  ist  also  einmal  der  öffentliche 
Charakter  der  genannten  Anstalten ,  so  dass  z.  B.  Privatschulen  oder  Privat- 
kapellen diese  steuerlichen  Begünstigungen  nicht  zu  teil  werden,  und  femer  die 
dauernde  und  gänzliche  Benutzung  der  Gebäulichkeiten  zum  Gottesdienst  oder 
T^nterricht.  Denmach  unterliegen  Gebäude,  welche  zwar  zum  Kirchen-  oder 
-  hulvermögen  gehören,  aber  vermietet  sind  und  dadurch  nicht  direkt  dem 
öffentlichen  Zwecke  dienen,  der  Steuer  wie  jedes  andere  Gebäude,  und  ebenso 
wird  die  Steuer  von  solchen  dem  öffentlichen  Gottesdienste  oder  Unterrichte 
direkt  gewidmeten  Gebäulichkeiten  erhoben,  wenn  und  soweit  sie  durch  Ver- 
mietung Einnahmen  gewähren  (Schaumburg-Lippe  §  4  Ziff.  4 ;  Sachsen,  Finanz- 
ministerialverfügung  v.  12.  Nov.  1886).  Der  Vermietung  wird  in  Koburg  (Ver- 
ordnung zur  Ausführung  des  Grundsteuerges.  v.  25.  Mai  1860  §  25)  die  Verwendung 
zu  Dienstwohnungen  gleichgestellt  und  deshalb  solche  in  den  Gebäuden  der 
öffentlichen  Lehranstalten  und  Schulen  befindlichen  Räume,  welche  den  Lehrern 
oder  Beamten  der  Anstalt  als  Teil  ihres  Einkommens  zur  Benutzung  überwiesen 
sind,  als  steuerpflichtig  abgeschätzt.  Ändere  Staaten  leiten  aus  der  Verwendung 
solcher  Gebäude  oder  einzelner  Räume  derselben  zu  Dienstwohnungen  noch 
keine  Steuerpflicht  ab,  imd  hebt  insbesondere  Preussen  (§  3  Ziff.  5)  als  gebäude- 
steuerfrei hervor:  ,Die  Diensthäuser  der  Erzbischöfe,  der  Bischöfe,  der  Dom- 
und  Kurat-  oder  Pfarrgeistlichen  und  sonstigen  mit  geistlichen  Funktionen 
bekleideten  Personen  der  mit  Korporationsrechten  versehenen  Religionsgesell- 
schaften ,  femer  der  Gynmasial- ,  Seminar-  und  Schullehrer ,  der  Küster  und 
anderer  Diener  des  öffentlichen  Kultus^)."  Derselben  Anschauung  huldigen 
Schaumburg-Lippe  (§  4  Ziff.  5),  Lippe-Detmold  (§  2  Ziff.  5),  Württemberg  (Ges.  v. 
•2S.  April  1873  Art.  2  sub  I  Ziff.  5  lit.  a) ,   Sachsen-Meiningen  (Art.  3  Ziff.  5)  und 


1)  Vgl.  Preussen  (Gebäudesteuerges.  v.  21.  Mai  1861  §  3),  Bayern  (Haussteuerges.  v. 
15.  Aug.  1828,19.  Mai  1881  §  2);  Baden  (Ges.  v.  26.  Mai  1866  Art.  3  ZiS.  2  u.  3);  Sachsen  (Grund- 
steuerges. v.  9.  Sept.  1843  §  4  lit.  a  u.  b);  Württemberg  (Grund-  u.  Gebäudesteuerges.  v. 
-->  .\pril  1873  Art.  2  sub  I  Ziff.  5  lit.  a);  Hessen  (Ges.  v.  13.  April  1824  Art.  2  Ut  d  n.  e);  Olden- 
burg (Ges.  V  18.  Mai  185.5  Art.  l  sub  2  lit  b);  Sachsen- Weimar  (Ges.  betr.  einen  Nachtrag  z. 
revid.  (Jes.  über  die  Steuerverfassung  v.  28.  Febr.  1872  zu  |  4  ZiflF.  2);  Sachsen-Altenburg  (Ges. 
V.  21.  Febr.  1855  §  2) ;  Koburg  (Grundsteuerges.  v.  25.  Mai  1860  Art.  4  ZiflF.  2i ;  Sachsen-Meiningen 
(Gebäudesteuerges.  v.  17.  Juli  1867  Art.  3  Ziff.  4) ;  Reuss  ä.  L.  (Ges.  v.  9.  Mai  1857  §  4  Ut.  b) ; 
Reuss  j.  L.  (Ges.  v.  30.  März  1850  §  5  lit.  a) ;  Schwarzbnrg-Endolstadt  (Gmndst«uei^es.  v. 
13.  Aug.  1868) ;  Schwarzburg-Sondershausen  (Gebäudesteuerges.  v.  8.  Juli  1868  §  3  ZiflF.  2  u.  3); 
Schaumbnrg-Lippe  (Gebäudesteuerges.  v.  20.  Jan.  1885  §  4  ZiflF.  4) ;  Lippe-Detmold  (Gebäude- 
steuerges. V.  2S.  Febr.  1878  §  2  Ziff.  4  u.  5);  Hamburg  (Ges.  v.  4.  Juli  1881  §  2);  Bremen  (Ges. 
V.  11.  Okt.  1878  §  4  lit.  b).  Eine  gleiche  Freilassung  der  Kirchen  und  öffentlichen  Schulen  ist 
nach  dem  Wortlaute  und  Sinne  des  mecklenburgischen  Kontributionsedikts  anzunehmen,  da 
in  §  11  Ziflf.  1  lediglich  ,die  Besitzer  von  Wohnhäusern,  welche  ganz  oder  teilweise  ver- 
mietet werden"  der  Mietssteuer  unterliegen  und  auch  die  Erhebung  einer  Grundsteuer  —  hier 
landwirtschaftliche  Steuer  genannt  —  von  dem  bebauten  Areal  nach  der  Intention  des  Ediktes 
ausgeschlossen  ist. 

-)  „Die  Steuerfreiheit  für  die  dem  Unterricht  gewidmeten  und  die  als  Lehrerwohnungen 
dienenden  Gebäude  hängt  nicht  von  dem  Eigentunisverhältnis  ab  .  .  .  sondern  .  .  .  lediglich 
davon,  ob  die  betreffenden  Gebäude  dauernd  zum  öffentlichen  Unterrichte  bestimmt  sind,  bezw. 
als  Dienstwohnung  für  die  an  einer  öfientlichen  Schale  angestellten  Lehrer  dienen."  (Ver- 
fügung des  preuss.  Finanzministeriums  v.  2.  März  1880 ;  Mitteilungen  Heft  12  S.  3.) 
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Bremen  (§  4  lit.  b);  auch  Hessen  (Ges.  v.  13.  April  1824  Art.  2  lit.  a)  lässt  wenigstens 
den  „bischöflichen  Palast  zu  Mainz,  die  zu  den  Dompfründen  gehöi-igen  Wohnungen 
und  alle  Pfarrhäuser  nebst  den  dazu  gehörigen  Hausgärten"  unbesteuert. 

Endlich  bleiben  in  Baden  (Art.  3  Ziff.  2)  noch  die  israelitischen  Frauen- 
bäder von  der  Gebäudesteuer  verschont,  während  in  Preussen  die  Steuei-pflichtig- 
keit  derselben  durch  Finanzministerialverfügung  v.  24.  März  1879  (Mitteilungen 
Heft  11  S.  35)  ausdrücklich  betont  worden  ist. 

Was  sodann  die  Besteuerung  der  zum  Kirchen-  oder  Schulvermögen  ge- 
hörigen Grundstücke  betrifft,  so  bleiben  dieselben,  soweit  sie  öffentlichen 
Zwecken,  z.  B.  als  Friedhöfe,  Turnplätze,  dienen,  selbstverständlich  überall  von 
der  Grundsteuer  befreit.  Alle  sonstigen  Grundstücke  jedoch  unterliegen  im 
Prinzip  in  allen  deutschen  Staaten,  mit  alleiniger  Ausnahme  von  Sachsen  (Ges. 
V.  9.  Sept.  1843  §  4  lit.  a) ,  welches  die  den  beiden  Landesschulen  Meissen  und 
Grimma  gehörigen  Grundstücke  durchweg  steuerfrei  lässt,  und  Reuss  ä.  L.  und 
Schaumburg-Lippe,  bezüglich  4eren  das  Nähere  weiter  unten  folgen  wird,  der 
allgemeinen  Steuerpflicht.  Die  Rücksicht  auf  althergebrachte  Privilegien  und 
Befreiungen  hat  jedoch  in  einigen  Staaten  zu  Ausnahmen  und  Abweichungen 
von  dem  prinzipiellen  Standpunkte  geführt.  So  bleiben  in  Preussen  (Grund- 
steuerges.  v.  21.  Mai  1861  §  4  lit.  e)  grundsteuerfrei:  „Diejenigen  bisher  von 
der  Grundsteuer  b  ef reiten  Grundstücke,  welche  zur  Zeit  des  Erscheinens 
dieses  Gesetzes  zu  dem  Vermögen  evangelischer  oder  römisch-katholischer 
Kirchen  und  Kapellen ,  öffentlicher  Schulen ,  höherer  Lehranstalten  oder  be- 
sonderer zur  Unterhaltung  von  Kirchen,  Schulen  und  höheren  Lehranstalten 
stiftungsmässig  bestimmten  Fonds  oder  milder  Stiftungen,  sowie  zur  Dotation 
der  Erzbischöfe,  Bischöfe,  Dom-,  Kurat-  oder  Pfarrgeistlichen  oder  sonstiger  mit 
geistlichen  Funktionen  bekleideten  Personen ,  oder  der  Küster  und  anderer 
Diener  des  öffentlichen  Kultus  und  der  an  öffentlichen  Schulen  oder  höheren 
Lehranstalten  angestellten  Lehrer  gehören;"  ferner  werden  in  Sachsen-Weimar 
(Nachtragsges.  zu  §  4  d.  revid.  Steuerverfassungsges.  Ziff.  3)  von  der  Grundsteuer 
nicht  betroffen  „der  Grundbesitz  der  inländischen  Kirchen,  Schulen,  der  Univer- 
sität Jena,  soweit  derselbe  nicht  bereits  steuerbar  ist";  sodann 
bleiben  unbesteuert  in  Sachsen -Altenburg  (Ges.  v.  21.  Febr.  1855  §  2  Ziff.  4): 
„Die  Kirchengebäude  und  dei'en  Areal,  ingleichen  alle  solche  Grundstücke  und 
Gebäude  und  dinglichen  Gewerbsberechtigungen  der  Kirchen ,  Pfarreien  und 
Schulen,  welche  schon  vor  Emanation  des  Gesetzes  vom  16.  April  1849  in  deren 
Besitz  sich  befanden  und  nicht  schon  damals  besteuert  waren,  auch 
nicht  zu  denjenigen  Grundsteuerobjekten  gehören,  für  deren  Besteuerung  auf 
Grund  der  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  20.  Januar  1851  bereits  Entschädigung 
gewährt  worden  ist;"  ebenso  bestimmen  Sachsen-Meiningen  (Grundsteuerges.  v. 
13.  Febr.  1869  Art.  4  Ziff.  4)  und  Lippe-Detmold  (Grundsteuerges.  v.  12.  Sept.  1877 
§2  Ziff.  2):  „Befreit  von  der  Grundsteuer  bleiben:  Die  zu  den  Dotationen  der 
Kirchen.  Pfarren,  Schulen  und  frommen  Stiftungen  gehörigen  Besitzungen,  aber 
nur  insoweit,  als  dieselben  zur  Zeit  der  Publikation  dieses  Ge- 
setzes sich  imEigentum  jener  Institute  befinden  und  bis  dahin  von 
der  Grundsteuer  frei  gewesen  sind."  Endlich  sind  auch  in  Braunschweig 
(Nachtragsges.  v.  20.  April  1855  §  1)  von  der  Grundsteuer  befreit:  „die  Grund- 
besitzungen  der   Kirchen,    Pfarren,    Pfarrwitwentümem ,    Schulen   und   milden 
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Stiftungen,  welche  gegenwärtig  steuerfrei  sind,  oder  welche  denselben 
bei  einer  Auseinandersetzung  für  steuerfreie  Grundstücke  oder  Gerechtsame  zu- 
geteilt werden,"  und  ausserdem  noch  (§  2  1.  c)  ,die  zum  allgemeinen  Kloster- 
und  Studienfonds  gehörigen  Grundstücke''.  Reuss  ä.  L.  (Ges.  v.  9.  Mai  1857)  und 
Schaumburg-Lippe  (Grundsteuerges.  v.  20.  Jan.  1885  §  4  Ziff.  3)  haben  gerade 
das  entgegengesetzte  Prinzip  angenommen;  sie  lassen  grundsätzlich  , das  Grund- 
eigentum der  Kirchen,  Pfarreien,  Schulen  von  der  Grundsteuer  frei  und  erheben 
nur  von  denjenigen  Grundstücken  die  Steuer,  welche  bisher  schon  Abgaben  zur 
Landeskasse  —  Steuern  oder  Kontributionen  vom  steuerbarfreien  Gute  —  zu 
entrichten  hatten'. 

2.  Milde  Stiftungeii. 

Stiftungen  sind  Vermögens-Ganze,  welche  einem  gemeinnützigen  Zwecke 
dienen  und  vom  Staate  mit  juristischer  Persönlichkeit  ausgestattet  sind.  Man 
unterscheidet  öffentliche  und  Privatstiftungen.  Letztere  sind  solche,  die  aus- 
schliesslich oder  vorzugsweise  zum  Vorteil  bestimmter  Personen ,  z.  B.  von  An- 
gehörigen einer  Familie,  bestimmt  sind  imd  keinem  allgemeinen  öffentlichen 
Zwecke  dienen.  Dieselben  haben  keinen  Anspruch  auf  eine  steuerliche  Be- 
günstigung *)  und  gemessen  eine  solche  auch  in  keinem  der  hier  in  Betracht 
kommenden  Staaten^). 

Bei  den  öffentlichen  Stiftungen,  d.  h.  solchen,  welche  gemeiunützige,  der 
Allgemeinheit  zu  gute  kommende  Zwecke  verfolgen,  muss  dann  noch  unter- 
schieden werden,  ob  sie  dem  Staate  durch  ihr  Wirken  Ausgaben  ersparen  oder 
nicht.  Im  letzteren  Falle  Hegt  ebenfalls  kein  Grund  vor,  ihnen  eine  Ausnahme- 
stellung zuzuweisen,  denn  die  Thatsache,  dass  sie  immerhin  dem  Staate  durch 
Verfolgung  ihrer  Zwecke  irgend  einen  Nutzen  schaffen,  kann  zur  Freilassung 
von  der  Steuer  nicht  als  hinreichend  erachtet  werden.  Anders  ist  dagegen  der 
Fall  gelagert,  wenn  es  sich  um  Stiftungen  handelt,  welche  durch  stiftungs- 
gemässe  Verwendung  ihres  Privaterwerbs  (denn  auch  hier  kann  nur  dieser  in 
Betracht  kommen)  dem  Staate  direkt  Lasten  abnehmen  und  Ausgaben  ersparen ; 
hier  wäre  eine  massige  Steuerentlastung  wohl  zu  rechtfertigen.  Dieselbe  darf 
jedoch  nicht  so  weit  gehen,  dass  andere  Personen  dadurch  in  ihren  Interessen 
geschädigt  werden,  und  kann  deshalb  einer  gänzlichen  Freilassung  der  Stiftungen 
von  jeglicher  Steuer  durchaus  nicht  das  Wort  geredet  werden.  Insbesondere 
dürfen  Gewerbebetriebe,  soweit  sie  nicht  lediglich  für  den  eigenen  Bedarf  der 
Stiftungen  arbeiten,  mit  Rücksicht  auf  die  Konkurrenzverhältnisse,  niemals 
steuerfrei  belassen  werden,  während  anderseits  einer  Freilassung  der  zu  den 
Zwecken  der  Stiftungen  direkt  benutzten  Grebäude  und  Grundstücke,  sowie 
allenfalls  auch  der  Befreiung  der  dem  Stiftungszwecke  dienenden  Kapitalien 
von  der  Steuer  keine  schwerwiegenden  Bedenken  entgegenstehen. 

Dass  natürlich  auch  von  solchen  öffentlichen  Stiftungen,  welche  vom 
Staate  regelmässig  wiederkehrende  Zuschüsse  empfangen,  keine  Steuer  erhoben 


1)  Vgl.  V  0  c  k  e  S.  287  ff. 

-)  Wenn  auch  nur  ein  einziges  Gesetz,  nämlich  das  bremische  Einkommensteuergesetz 
vom  17.  Dezember  1874  (§  3  lit.  h)  eine  direkte  diesbezügliche  Bestimmung  enthält,  so  ist  doch 
bezüglich  der  Steuergesetze  der  übrigen  Staaten  die  Anerkennung  dieses  Prinzips  aus  dem 
Schweigen  bei  Aufzählung  der  Befreiimgen  zu  folgern. 
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werden  sollte,  dürfte  nach  dem  bei  den  Kirchen  und  Schulen  dieserhalb  Aus- 
geführten wohl  selbstverständlich  sein.  Trotzdem  haben  auch  hier  nur  wenige 
Staaten  diesem  Gedanken  Ausdruck  gegeben,  da  lediglich  Württemberg  (Art.  3 
sub  A  lit.  a),  Hessen  (§  5  ZiiF.  3)  und  Baden  (Art.  5  Ziff.  2)  solche  Anstalten 
kapitalrentensteuerfrei  lassen,  , welche  vom  Staate  durch  jährliche,  nicht  aus 
privatrechtlichen  Titeln  zu  leistende  Zuschüsse  unterstützt  werden". 

Im  Prinzip  geniesst  nun  das  Stiftungsvermögen  in  keinem  deutschen 
Staate  eine  allgemeine  Steuerfreiheit,  es  hat  vielmehr  überall  in  gleicher 
Weise  wie  das  Vermögen  der  Privaten  und  nach  gleichem  Massstabe  zu  den 
öiFentlichen  Lasten  beizutragen.  Am  konsequentesten  sind  in  dieser  Hinsicht  ver- 
fahren Lübeck:  (Einkommensteuerges.  v.  27.  Mai  1872  §  1  Ziff.  10),  wo  der  Ein- 
kommensteuer unterworfen  sind:  „alle  hiesigen  Privatwohlthätigkeitsanstalten, 
milden  Stiftungen  und  Testamente"  (vgl.  auch  Entwurf  v.  1886  §  2  Ziff.  6),  und 
Sachsen,  das  als  ohne  Ausnahme  einkommensteuei-pflichtig  erklärt  (§4  Ziff.  1): 
„die  mit  dem  Rechte  des  Vermögenserwerbs  ausgestatteten  Stiftungen ,  An- 
stalten . . .  hinsichtlich  des  Reinertrags  ihres  in  Grundbesitz ,  in  einem  gewerb- 
lichen Betriebe  oder  sonst  werbend  angelegten  Vermögens,  abzüglich  der  Zinsen 
der  von  ihnen  aufgenommenen  Anleihen"  '),  ferner  (§  4  Ziff.  3)  „andere  mit  dem 
Rechte  des  Vermögenserwerbs  ausgestattete  Vermögensmassen  hinsichtlich  ihrer 
gesamten  reinen  Erträgnisse"  ^). 

In  den  übrigen  Staaten  sind  jedoch  mit  Durchbrechungen  des  oben- 
genannten Prinzips  die  Stiftungen ,  und  zwar  ohne  Rücksicht  darauf ,  ob  sie 
dem  Staate  Ausgaben  ersparen  oder  nicht,  rücksichtlich  einzelner  Arten  von 
Steuern  wenigstens  teilweise  begünstigt.  So  bleiben  in  Bayern  (Einkommen- 
steuerges. Art.  12,  Kapitalrentensteuerges.  Art.  4  Ziff.  3)  „die  Anstalten  und 
Stiftungen  für  Wohlthätigkeit"  sowohl  einkomm en-  als  kapitalrentensteuerfrei  *), 
und  unterliegen  ausserdem  auch  „die  einer  behördlichen  Aufsicht  unterstellten 
Hilfs-  und  Sparkassen"  der  Kapitalrentensteuer  (Art.  4  Ziff.  4)  nicht  ■*).  Fem  er 
lässt  Württemberg  (Art.  3  sub  A  lit.  c,  d,  e  u.  f)  von  der  Einkommensteuer  frei: 
„die    Aktivzinse    und    -renten    der    unter    öffentlicher    Verwaltung     stehenden 


1)  Hierzu  bemerken  die  Spezialerläuterungen  Nr.  3  lit.  f:  „Stiftungen,  welche  zur  Ge- 
währung von  Unterstützungen  und  anderen  Leistungen  an  Dritte  verbunden  sind,  auf  die  die 
Empfänger  unmittelbar  aus  der  Stiftungsurkunde  Anspruch  haben,  ohne  dass  zur  Begründung 
dieses  Anspruchs  eine  vermittelnde  Entschliessung  der  Stiftungsorgane  nötig  ist,  können  die 
deshalb  aufgewendeten  Beträge  in  Abzug  bringen." 

2)  Der  Unterschied  zwischen  den  Bestimmungen  in  §  4  Ziff.  l  und  ZilT.  3  liegt  darin, 
dass  diejenige  unter  Ziff.  i  bezweckt ,  die  mit  bleibenden  Vorrichtungen  zui-  Er- 
reichung ihrer  Zwecke  ausgestatteten  Stiftungen  der  Besteuerung  zu  unterwerfen ,  während 
das  Gesetz  in  Ziif.  3  die  ohne  solche  Vorrichtungen  lediglich  in  einer  gewinnbringend  an- 
gelegten Vermögensmasse  bestehenden  Stiftungen  mit  der  Steuer  zu  trefl'en  sucht.  (Ent- 
scheidung des  Finanzministei-iums  v.  16.  Juni  1885,  Mitteilungen  Bd.  III  Nr.  51  S.  165  ff.) 

3)  Die  grössere  Bedeutung  hat  liier  entschieden  die  Kapitalrentensteuerfreiheit,  da  die 
Stiftungen  solches  Einkommen,  welches  unter  die  bajnrische  Einkommensteuer  fällt,  wohl  nur 
sehr  selten  beziehen  werden. 

*)  Hierzu  wurde  im  Art.  2  der  kgl.  Deklaration  vom  21.  April  1884  (Ges.-  u.  V.-Bl. 
Nr.  22  V.  28.  April  1884)  folgender  Zusatz  gemacht:  „Die  Staatsregierung  ist  ermächtigt,  Unter- 
stützungs-,  Pensions-,  Kranken-,  Sterbe-  und  Leichenkassen,  welche  einer  behördlichen  Auf- 
sicht unterstellt  sind ,  Befreiung  von  der  Steuer  auf  Antrag  zu  gewähren ,  wenn  die  gemein- 
nützige Wirksamkeit  dieser  Kassen  nachgewiesen  ist  und  denselben  durch  Entrichtung  der 
Steuer  die  vollständige  Erfüllung  ihres  Zweckes  erheblich  erschwert  würde." 
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Witwen-  und  Waisenkassen ",  sowie  ,die  Aktivkapitalzinse  der  Kaase  des  Wohl- 
thätigkeitsvereins  und  der  unter  öfiFentlich er  Verwaltung  stehenden  Hilfskassen", 
Sachsen -Weimar  (Ges.  über  die  Steuerverfassung  v.  18.  März  1869  §  15)  und 
Reuss  ä.  L.  (Einkommensteuerges.  §  3  lit.  h)  nehmen  von  der  Steuerpflicht  aus : 
,  Anstalten ,  welche  ausschliesslich  zur  direkten  Unterstützung  von  Armen, 
Kranken,  Witwen  und  Waisen,  ingleichen...  zur  Beförderung  der  Sittlichkeit 
oder  zur  Vorbeugung  gegen  Verbrechen  oder  Verarmung  bestimmt  sind  und 
eben  deshalb  die  Anerkennung  des  Staates  als  milde  Stiftungen  erlangt  haben*. 
In  Bremen  (§  3  lit.  g  u.  i)  sind  der  Einkommensteuer  nicht  unterworfen:  , Stif- 
tungen und  Vereine  hinsichtlich  desjenigen  Einkommens,  welches  sie  für  gemein- 
nützige ,  wohlthätige . . .  oder  künstlerische  Zwecke  ohne  Privatvorteil  der 
Teilnehmer  verwenden",  sodann  noch  alle  , Kranken-,  Witwen-,  Invaliden-,  Sterbe- 
und  Beerdigungskassen" .  Reuss  j.  L.  (Ges.  v.  22.  Juni  1868  §  ö  Abs.  2  und 
T.  13.  April  1874  §  4  Ziff.  7)  geht  weniger  weit  in  seinen  Befreiungen  und  lässt 
die  milden  Stiftungen  lediglich  wegen  ihres  Einkommens  aus  Kapitalvermögen 
und  bezüglich  dieses  auch  nur  von  der  Klassen-,  nicht  auch  der  klassifizierten 
Einkommensteuer  frei.  Femer  lässt  Altenburg  (Einkommensteuerges.  v.  17.  Mäi-z 
1868  §  6  Ziff.  6)  noch  allgemein  den  frommen  und  milden,  vom  Staat  anerkannten 
Stiftungen  die  Einkommensteuer  nach  , wegen  des  Einkommens,  welches  bei  den 
Personen,  welche  sich  stiftungsgemäss  in  dessen  Genüsse  befinden,  der  Klassen- 
oder klassifizierten  Einkommensteuer  unterUegt".  Waldeck  (§  3  Ziff.  3)  nimmt 
von  der  Besteuerung  aus:  «das  Vermögen  der  Witwen-  und  Brandkasse..., 
Hospitäler  und  milden  Stiftungen'".  Endlich  zählt  Anhalt  (§  6  Ziff.  2)  als  ein- 
kommensteuerfrei auf:  ,den  Landannenfonds den  Landeswaisenfonds . . . ,   die 

Landesrentenkasse,  die  Landesbrandkasse  und  die  allgemeine  Witwenkasse". 

Ausserdem  gemessen  dann  Kapitalrentensteuer freiheit  in  Baden 
(Art.  5  Ziff.  3):  , Anstalten,  welche  für  Krankenverpflegung  und  Armenunter- 
stützung')... bestimmt  sind";  in  Hessen  (Art.  .5  Ziff.  4):  , Anstalten  für  Wohl- 
thätigkeit ,  Kranken-  und  Armenpflege . . .  imd  öffentliche  Spar-  und  Leih- 
kassen" ;  und  endlich  in  Mecklenburg  (§  55  sub  H  Ziff.  2)  ,die  in  der  Anlage  A 
aufgeführten  Armen-  imd  Witwenanstalten  und  der  Unterstützungsfonds  für 
verunglückte  Seefahrer"  (Schwerin),  bezw.  „die  in  der  Anlage  A  aufgeführten 
pia  Corpora"  (Strelitz). 

Seltener  als  bei  den  vorhergehenden  Steuerarten  treten  Steuerfreiheiten 
bei  der  Gewerbesteuer  auf,  und  finden  sich  solche  nur  in  Braunschweig 
(§  3  Ziff.  3),  Waldeck  (§  9  Ziff.  3)  und  Pyrmont  (§  7  Ziff.  3)  bezüglich  der  öffent- 
lichen Armen-  und  Wohlthätigkeitsanstalten. 

Bei  den  Grund-  und  Gebäudesteuern  treten  uns  in  der  deutschen 
Steuergesetzgebung  zwei  Richtungen  entgegen.  Sachsen,  Sachsen  -  Weimar ,. 
Sachsen- Altenburg ,  Sachsen-Koburg-Gotha ,  Reuss  ä.  L.  und  j.  L.  und  Waldeck 
unterwerfen  die  milden  Stiftungen  durchweg  und  ohne  Ausnahme  den  ge- 
nannten Steuern.  Die  übrigen  Staaten  dagegen  lassen  in  dieser  Beziehung, 
soweit  es  sich  um  Gebäude  oder  Grundstücke  handelt,  welche  unmittelbar  den 


1)  „Unter  Anstalten,  welche  für  Krankenverpflegung  und  Armenunterstützung  be- 
ätimmt  smd,  sind  auch  die  Stiftungen  und  Kassen  zur  Verpflegung  und  Unterstützung  von 
Kranken  und  Armen  zu  verstehen."  (Badische  Verordnung  vom  6.  März  i88ti,  den  Vollzug  des 
Kapitalrentensteuei^esetzes  betreffend,  §  3.) 
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Stiftungszwecken  dienen,  Steuerbefreiungen  eintreten,  und  zwar  bestimmt  Bayern 
(Ges.  V.  15.  Aug.  1828/19.  Mai  1881  d.  allgem.  Haussteuer  betr.):  «Von  der  Haus- 
steuer ^)  sind  befreit...  jene  Stiftungsgebäude,  worin  sich  öffentliche  Wohl - 
thätigkeitsanstalten  befinden";  ferner  Bremen  (Ges.  v.  11.  Okt.  1878  §4  lit.  c): 
„Von  der  Gebäude-  und  Grundsteuer  sind  befreit:  die  den  milden  Stiftungen 
gehörenden  Gebäude  und  Grundstücke,  wenn  und  soweit  dieselben  für  deren 
Zwecke  unmittelbar  benützt  werden" ;  sodann  Hamburg  (Ges.  v.  4.  Juli  1881  §  2) : 
„Ausgenommen  von  der  Grundsteuer  sind  diejenigen  Grundstücke...,  welche 
zum  unmittelbaren  Gebrauche  öffentlich  anerkannter  Stiftungen ,  als  Kirchen, 
Klöster,  Hospitäler,  Hilfs-  und  Unterstützungsanstalten,  Stiftungs-  und  Gemeinde- 
schulen dienen.  Zu  denselben  werden  auch  die  den  gedachten  Stiftungen  ge- 
hörigen Häuser  und  Ländereien  gerechnet,  welche  den  Beamten  neben  ihrem 
Gehalte  zur  Benutzung  überwiesen  sind ;  dagegen  sind  die  Grundstücke  dieser 
Stiftungen  nicht  von  der  Grundsteuer  ausgenommen,  wenn  und  insoweit  die 
Stiftungen  aus  denselben  unmittelbar  durch  Vermietung  oder  auf  andere  Weise 
Revenuen  beziehen."  Schaumburg-Lippe  (Gebäudesteuerges.  v.  20.  Jan.  1885  §  4 
Ziff.  6)  gewährt  den  milden  Stiftungen  eine  Freiheit  von  der  Grundsteuer  in 
keiner  Weise  und  spricht  auch  bezüglich  der  Gebäudesteuer  keine  allgemeine 
Befreiung  der  gedachten  Anstalten  aus,  sondern  hebt  nur  einzelne  Kategorien 
derselben  als  steuerfrei  hervor,  nämlich;  „Besserungs-  und  Aufenthaltsanstalten 
für  Kinder,  Korrigenden  und  Arbeitslose ,  auch  wenn  dieselben  sich  im  Privat- 
eigentum oder  im  Besitz  milder  Stiftungen  befinden" ;  und  ebenso  lassen  Schwarz- 
burg-Sondershausen (Gebäudesteuerges.  v.  8.  Juli  1868  §  3)  und  ähnlich  auch 
Württemberg  (Grund-  u.  Gebäudesteuerges.  v.  28.  April  1873  Art.  2  sub  I  Ziff.  5 
lit.  b)  lediglich  von  der  Gebäudesteuer  frei:  „Armen-,  Waisen-,  Kranken-  und 
Leichenhäuser,  Besserungs-,  Aufbewahrungs-  und  Gefängnisanstalten".  Die 
gleichen  Anstalten  geniessen  auch  in  Preussen  (Gebäudesteuerges.  v.  21.  Mai  1861 
§  3  Ziff.  6),  Sachsen-Meiningen  (Gebäudesteuerges.  v.  17.  Juli  1867  Art.  3  Ziff.  6) 
und  Lippe -Detmold  (Gebäudesteuerges.  v.  28.  Febr.  1878  §  2  Ziff.  7)  Gebäude- 
steuerfreiheit, ausserdem  ist  dieselbe  in  diesen  Staaten  aber  auch  noch  im  all- 
gemeinen bezüglich  derjenigen  Gebäude  ausgesprochen,  „welche  milden  Stiftungen 
angehören  und  für  deren  Zwecke  unmittelbar  benutzt  werden" ;  femer  bleiben 
in  Preussen  (Grundsteuerges.  v.  21.  Mai  1861)  auch  noch  grundsteuerfrei:  „die- 
jenigen bisher  von  der  Grundsteuer  befreiten  Grundstücke,  welche  zur  Zeit  des 
Erscheinens  dieses  Gesetzes  zu  dem  Vermögen . . .  milder  Stiftungen . . .  ge- 
hören". Braunschweig  hat  in  dieser  Beziehung  verschiedene  Wandlungen 
durchgemacht.  Während  nämlich  ursprünglich  die  Grundbesitzungen  (Gebäude 
und  Grundstücke)  teils  besteuert  waren,  teils  durch  erlangte  Privilegien  steuer- 
frei blieben,  wollte  man  dieselben  durch  das  Gesetz  vom  24.  August  1849  §  97 
allgemein  und  ohne  Ausnahme  zur  Steuer  heranziehen,  dieselben  aber  mit  dem 
Fünfundzwanzigfachen  der  künftigen  Jahressteuer  für  den  etwaigen  Verlust  der 
Steuerfreiheit  entschädigen.  Allein  schon  ehe  dies  Gesetz  zur  vollen  Wirkung 
kam ,  ging  man  in  dem  Nachtragsgesetze  vom  20.  April  1855  §  1  wieder  auf 
den   alten  Standpunkt  zurück  und   bestimmte:     „Die  Grundbesitzungen   der... 


1)  Eine  Steuerbefreiung  der  milden  Stiftungen  gehörigen  Grundstücke  tritt  in  Bayern 
nicht  ein. 
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milden  Stiftungen,  welche  gegenwärtig  steuerfrei  sind  oder  welche  denselben 
bei  einer  Auseinandersetzung  für  steuerfreie  Grundstücke  oder  Gerechtsame  zu- 
geteilt werden,  sollen  auch  nach  der  Einführung  des  neuen  Grundsteuersystems 
von  der  allgemeinen  Grundsteuer  befreit  sein.  Der  §  97  des  Gesetzes  vom 
24.  August  1849,  die  Erhebung  einer  allgemeinen  Grundsteuer  betreffend,  tritt 
daher  nicht  in  Wirksamkeit.* 


rV.  Die  Besteuerung  der  liegenden  Erbschaften. 

Den  Begriff  der  liegenden  Erbschaft  definieren  die  sächsischen  Spezial- 
erläuterungen  (Nr.  5)  ganz  richtig  folgendermassen :  ,  Liegende  Erbschaft  ist  eine 
solche,  welche  jvon  den  Erben  noch  nicht  angetreten  ist.  Eine  zwar  angetretene, 
aber  noch  nicht  geteilte  Erbschaft  ist  keine  liegende  Erbschaft  mehr." 

Gehören  nun  zu  einer  hereditas  jacens  Grund-  und  Gebäudebesitz  und 
Gewerbebetrieb,  so  müssen  selbstverständlich  die  diesbezüglichen  Ertragssteuem 
von  dem  Verwalter  der  liegenden  Erbschaft  für  diese  entrichtet  werden. 

Ebenso  unzweifelhaft  ist  die  Heranziehung  der  liegenden  Erbschaft  mit 
ihrem  Einkommen  zur  Einkommensteuer  in  denjenigen  Staaten,  welche  im  all- 
gemeinen die  juristischen  Personen  der  Steuer  unterwerfen,  nämlich  Sachsen, 
Sachsen- Weimar,  Anhalt,  Sachsen-Altenburg,  Waldeck,  Reuss  j.  L.  u.  ä.  L.  und 
Bremen,  da  die  liegenden  Erbschaften  ganz  unbestritten  zu  den  juristischen 
Personen  im  engeren  und  eigentlichen  Sinne  gehören.  Von  den  übrigen  Staaten 
mit  Einkommensteuer  kommen  nur  noch  Lippe-Detmold  (Ges.  v.  25.  Juli  1885 
in  Verbindung  mit  dem  Ges.  v.  6.  Juni  1868  §  1  Ziff.  9),  Hamburg  (Ges.  v. 
7.  März  1881  §  1  Ziff.  8)  und  Lübeck  (Ges.  v.  27.  Mai  1872  §  1  Ziff.  11  und  Ge- 
setzentwurf V.  15.  Dez.  1886  §  2  Ziff.  5)  in  Betracht,  von  denen  der  erstere  Staat 
zur  Zahlung  der  Klassen-  und  klassifizierten  Einkommensteuer  verpflichtet:  , Erb- 
schaften in  der  Zeit  zwischen  dem  Tode  des  Erblassers  und  dem  Eintritt  des 
Erben",  während  in  den  genannten  beiden  Hansestädten  ,von  ungeteilten  Erb- 
schaftsmassen die  Einkonmiensteuer  erhoben  wird*. 

Völlig  im  Gegensatz  zu  den  Gesetzen  der  genannten  Staaten  steht  die 
Bestimmung  der  badischen  Vollzugsverordnung  vom  17.  Februar  1885  zum  Ein- 
kommensteuergesetz vom  20.  Juni  1884  §  13  Ziff.  2:  .Die  Erträgnisse  einer 
ruhenden  oder  ungeteilten  Erbschaftsmasse  gelten  als  Einkommen  der  Rechts- 
nachfolger —  eines  jeden,  soweit  er  am  Bezüge  dieser  Erträgnisse  teilnimmt  — 
und  sind  demgemäss  von  den  Rechtsnaehfolgem ,  sobald  der  Stand  der  Ver- 
lassenschaftsverhandlungen es  ermöglicht,  zur  Versteuerung  zu  bringen."  Kon- 
sequent ist  man  aber  in  Baden  nicht  verfahren;  denn  während  man  nach  dem 
Obigen  die  liegende  Erbschaft  als  solche  zur  Einkommensteuer  nicht  heranzieht, 
also  ihre  Selbständigkeit  als  Steuersubjekt  negiert,  belegt  man  sie,  ebenso  wie 
in  Bayern  (Art.  8),  mit  der  Kapitalrentensteuer  (Art.  15)  auf  Grund  der  Be- 
stimmung: , Ungeteilte  Erbschaftsmassen  unterliegen,  sofern  nicht  schon  die 
Steuerpflicht  des  Erblassers  für  das  treffende  Ziel  feststeht  und  auch  ein  Rechts- 
nachfolger in  den  Bezug  des  Nachlassers  noch  nicht  eingetreten  ist,  selbständig 
der  Kapitalrentensteuer. "  Die  badische  Vollzugsverordnung  vom  6.  März  1886 
§  8  fügt  noch  hinzu:  „Eine  selbständige  Steuerpflicht  der  Erbmasse  tritt  nach 
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Art.  15  in  Verbindung  mit  Art.  12  des  Gesetzes  nur  dann  ein,  wenn  an  dem 
auf  den  Tod  des  Erblassers  folgenden  1.  April  die  Erbschaft  noch  von  keinem 
der  Erben  ausdrücklich  oder  stillschweigend  angetreten  ist,  auch  die  Witwe 
des  Erblassers  sich  der  Gütergemeinschaft  noch  nicht  teilhaftig  gemacht  hat." 
Auch  Hessen  (Art.  7)  bestimmt:  „Ungeteilte  Erbschaftsmassen  unterliegen  von 
dem  auf  das  Ableben  des  Erblassers  folgenden  Jahre  an  und,  solange  ein  Rechts- 
nachfolger in  bezug  des  Nachlasses  noch  nicht  eingetreten  ist,  selbständig  der 
Kapitalrentensteuer.  Bei  demnächst  eintretender  Teilung  findet  vom  nächsten 
Steuerjahre  an  der  Strich  der  Erbschaftsmasse  als  solcher  und  die  den  Erb- 
anteilen entsprechende  höhere  Besteuerung  der  einzelnen  Erben  statt."  Württem- 
berg ermangelt  zwar  einer  besonderen  diesbezüglichen  Bestimmung;  doch  wird 
dort  wahrscheinlich  die  liegende  Erbschaft  in  derselben  Weise  wie  in  Bayern, 
Baden  und  Hessen  der  Kapitalrentensteuer  unterworfen.  Mecklenburg  (§.  46 
Abs.  2)  endlich^hat  diese  Frage  folgendermassen  geregelt:  „Geht  ein  der  Zinsen- 
steuer unterworfenes  Vermögen  durch  Tod  auf  andere  Personen  über,  so  ist 
die  Steuer  nach  Massgabe  der  von  dem  Erblasser  in  dem  Normaljahre  gehabten, 
resp.  der  für  die  Erbmasse  im  Normaljahre  erhobenen  Einnahmen  bis  zu  dem 
auf  die  Teilung  der  Erbmasse  folgenden  ersten  Hebungstermin  inkl.  unter 
solidarischer  Haftung  sämtlicher  Erben  zu  entrichten." 


Schlusswort. 

Werfen  wir  noch  einmal  einen  kurzen  Blick  auf  das  vorstehend  Aus- 
geführte, so  finden  wir,  dass  das  Steuersubjekt  in  den  deutschen  Steuergesetzen 
bis  jetzt  noch  nicht  die  richtige  Würdigung  gefunden  hat  und  insbesondere 
eine  genaue  Durchführung  der  Allgemeinheit  der  Besteuerung  noch  nicht  er- 
reicht ist.  Zwar  lässt  sich  nicht  verkennen,  dass  allgemein  das  Besti-eben  be- 
steht, dem  jetzt  theoretisch  als  richtig  anerkannten  Satz:  „Jeder  Staatsbürger 
hat  nach  Massgabe  seiner  Kräfte  zu  den  Staatssteuem  beizutragen"  in  der 
Praxis  Ausdruck  zu  verleihen,  allein  in  thatsächlicher  Beziehung  ist  man  hinter 
dem  gesteckten  Ziele  teils  zurückgeblieben,  teils  hat  man  sich  verleiten  lassen, 
bedeutend  über  dasselbe  hinauszugehen.  Hinter  dem  Ziele  zurückgeblieben  ist 
man  dadurch,  dass  man  verschiedentlich,  z.  B.  bei  der  Besteuerung  der  Ge- 
meinden und  Stiftungen,  teilweise  auch  der  Militärpersonen,  allzu  weitgehende 
Befreiungen  gestattet  oder  gar  einzelnen  Steuersubjekten,  z.  B.  den  Standes- 
herren, vielfach  auch  den  Staatsangehörigen  im  Auslande  und  den  Souveränen, 
rücksichtlich  ihres  werbend  angelegten  PrivatveiTQÖgens  völlige  Steuerfreiheit 
gewährt.  Hier  wäre  eine  schärfere  Heranziehung  der  befreiten  Steuersubjekte, 
wenn  nötig  unter  Entschädigung  für  den  Verlust  der  Steuerfreiheit,  am  Platze. 
Zu  weit  gegangen  ist  man  dann  andererseits,  indem  man  einmal  in  manchen 
Staaten  und  bei  den  Ertragssteuem  sogar  durchweg  den  Gedanken  des  Existenz- 
minimums gar  nicht  oder  doch  nicht  genügend  berücksichtigt,  sodann  auch 
die  Korporationen  des  Privatrechts,  vorzüglich  die  Aktiengesellschaften,  vielfach 
dadurch  steuei'lich  zu  hart  behandelt,  dass  man  auf  Grund  der  vom  vdrtschaft- 
lichen  Standpunkte  aus  unhaltbaren  Fiktion  von  der  selbständigen  Natur  dieser 
Körperschaften   eine  mehrfache ,   in  Baden    sogar  viermalige  Besteuerung  des 
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durch  dieselben  erzielten  Einkommens  bezw.  Ertrags  vornahm.  In  diesen 
Fällen  ist  eine  ZurOckführung  der  Besteuerung  in  massigere  Grenzen  als  Forde- 
rung aufzustellen. 

Misslich  ist  sodann  die  Ungleichheit,  welche  in  den  Bestimmungen  der 
verschiedenen  deutschen  Staaten  besteht,  und  die  in  einigen  besonders  eklatanten 
Fällen  dringende  Abhilfe  erheischt.  Wenn  auch  durch  das  Reichsgesetz  vom 
13.  Mai  1870  wegen  Beseitigung  der  Doppelbesteuerung  schon  ein  wesentliches 
Korrektiv  in  dem  teilweise  chaotischen  Durcheinander  der  Besteuerungsprinzipien 
der  einzelnen  deutschen  Staaten  geschaffen  wm-de,  so  harren  doch  noch  ver- 
schiedene andere  Materien  der  reichsgesetzlichen  Regelung;  vor  allem  wäre  die 
Aufstellung  einheitlicher  Gnmdsätze  über  die  Besteuerung  deutscher  Staats- 
angehöriger im  Auslande  und  der  innerhalb  des  deutschen  Reichs  wohnenden 
oder  sich  länger  aufhaltender  Reichsausländer  anzustreben,  da  die  Zerfahrenheit 
in  der  deutschen  Steuergesetzgebimg  gerade ,  wo  sie  mit  dem  Auslande  in 
Kontakt  tritt,  den  allerungünstigsten  Eindruck  machen  und  unter  Umständen, 
wie  oben  nachgewiesen,  zu  unhaltbaren  Zuständen  'fuhren  muss.  Im  ersteren 
Falle  würde  sich  nun,  soweit  der  im  Auslande  lebende  Staatsangehörige  Ein- 
kommen oder  Ertrag  aus  dem  Auslande  bezieht,  die  Erhebung  einer  gleich- 
massigen  Rekognitionsgebühr ,  im  anderen  Falle  die  steuerliche  Gleichstellung 
der  Ausländer  mit  den  Angehörigen  des  besteuernden  Staates  oder,  falls  sie 
kein  inländisches,  sondern  nur  ausländisches  Einkommen  haben,  ebenfalls  die 
Auferlegung  einer  Fremdengebühr  empfehlen. 

Nicht  minder  notwendig  erscheint  dann  die  Anbahnung  einer  gleich- 
massigeren  Besteuerung  der  privatrechtlichen  Körperschaften,  insbesondere  der 
Aktiengesellschaften  und  Genossenschaften,  welche  durch  die  Einführung  einer 
einheitlichen  Patentsteuer  neben  der  von  den  Aktionären  und  Genossenschaftern 
zu  erhebenden  Steuer  leicht  und  sicher  zu  erreichen  wäre. 

Die  nichts  weniger  als  erfreuliche  Mannigfaltigkeit  der  Steuergesetze  in 
Betreff  der  Behandlung  der  Stiftungen,  Erbschaften,  Versicherungsgesellschaften 
etc.  muss  ebenfalls  allmählich  weichen;  nur  ein  Prinzip  kann  jedoch  das  richtige 
sein  und  muss  siegreich  durchdringen. 

Stellen  wir  zum  Schluss  noch  die  Einkommensteuer  den  Ertragssteuem 
gegenüber,  so  springt  es  sofort  in  die  Augen,  dass  die  meisten  Ausnahmen 
von  der  Steuerpflicht  bei  der  Einkommensteuer  auftreten,  während  die  Ertrags- 
steuem. vielleicht  abgesehen  von  der  der  Einkommensteuer  ähnelnden  Kapital- 
rentensteuer, Abweichungen  von  der  festen  Regel  nur  selten  gestatten.  Dennoch 
sind  auch  die  Ertragssteuem  nicht  vollkommen,  da  ihr  oft  allzu  starr  hervor- 
tretender Objektscharakter  eine  Berücksichtigung  des  Steuersubjektes  und  eine 
Anschmiegung  an  dessen  persönliche  Verhältnisse  nicht  immer  zulässt,  durch 
welchen  Umstand  auch  die  Forderung  der  Freilassung  des  Existenzminimums 
bei  den  Ertragssteuem  bis  jetzt  nur  eine  äusserst  geringe  Berücksichtigung 
gefunden  hat  und  auch  in  Zukimft  wohl  niemals  vollständig  finden  wird. 


10S3 


Badisches  Fleischsteuergesetz  vom  29.  April  1886. 

Artikel  1. 
Der  Verbrauch  des  Fleisches  von  Rindvieh  mit  Ausnahme  der  Milchkälber 
unterliegt  der  Fleischsteuer. 

Dieselbe  wird  bei  der  Schlachtung  nach  der  Stückzahl  des  Schlachtviehes, 
bei  der  Einfuhr  von  Fleisch  in  das  Grossherzogtum  nach  dem  Gewicht  des 
Fleisches  erhoben. 

Artikel  2. 

Die  Steuer  beträgt  für  jedes  Stück  bei  einem  nach  der  Schlachtung  sich 
ergebenden  Gewicht  (Schlachtgewicht) 

von  weniger  als  200  Kilogramm 4  Mark, 

„     200  bis  ausschliesslich  250  Kilogramm     .     .       6  Mark, 

„     250  Kilogramm  und  mehr 11  Mark. 

Für  Kühe  und  Farren  ist  auch  bei  einem  Schlachtgewicht  von  250  kg 
und  darüber  nur  die  Steuer  von  6  M.  zu  entrichten. 

Kopf,  Füsse,  Eingeweide,  ünschlitt  und  Haut  bleiben  bei  der  Bestimmung 
des  Schlachtgewichts  ausser  Betracht. 

Artikel  3. 

lieber  das  Schlachtgewicht  eines  Tieres  hat  in  Zweifelsfällen  der  Fleisch- 
beschauer des  Ortes  zu  entscheiden. 

Beruhigt  sich  der  Steuerpflichtige  oder  die  Steuerbehörde  bei  dessen  Ent- 
scheidung nicht,  so  hat  der  Beteiligte  dieses  sofort  zu  erklären  und  ist  das 
Schlachtgewicht  in  Gegenwart  des  Steuerpflichtigen  oder  seines  Vertreters,  eines 
Steuerbeamten  und  des  Fleischbeschauers  durch  Verwiegung  zu  ermitteln. 


Verordnung  vom  30.  Oktober  1886  den  Vollzug  des  Fleischsteuergesetzes  betr. 

Zum  Vollzug  des  Gesetzes  vom  29.  Aprü  1880,  die  Fleischsteuer  betreffend  (Gesetzes- 
und Verordnungsblatt  S.  205),  wird  nachstehendes  verordnet: 

Zu  Art.  2.  §  1.  Als  Kühe  sind  nur  solche  Tiere  zu  behandeln,  welche  trächtig  sind 
oder  schon  gewesen  sind. 

Zu  den  nach  Art.  2  letzter  Absatz  des  Gesetzes  bei  der  Bestimmung  des  Schlacht- 
gewichts ausser  Betracht  bleibenden  Teilen  gehören  auch  Nieren  und  Nierenfett,  ferner  Euter 
und  Euterfett  der  weiblichen,  Hoden  und  Hodenfett  der  männlichen  Tiere. ' 

Zu  Art.  3.  §  2.  1.  Die  Schätzung  des  Fleischbeschauers  hat  das  genaue  Gewicht 
des  Tieres  zu  bezeichnen.  Ueber  das  Ergebnis  der  Schätzung  hat  derselbe  ein  schriftliches 
Zeugnis  auszustellen  und  der  Steuerbehörde  zu  übergeben.  Auf  diesem  Zeugnis  ist  auch  das 
Ergebnis  der  etwa  stattfindenden  Verwiegung  zu  vermerken  und  vom  Steuerpflichtigen  oder 
seinem  Vertreter,  dem  Steuerbeamten  und  dem  Fleischbeschauer  unterschriftlich  zu  bestätigen. 

2.  Bei  Bestimmung  der  Verwiegungszeit  hat  der  Steuerbeamte  auf  die  Wünsche  des 
Steuerpflichtigen  thunlichst  Rücksicht  zu  nehmen.  Auf  Verlangen  des  letzteren  kann  die  Ver- 
wiegung auch  schon  vor  dem  Erkalten  des  Fleisches  vorgenommen  werden;  letzterenfalls 

1034 


Badisches  Fleischstenei^esetz  vom  29.  April  1886.  gQ]^ 

Die  Zeit  der  Ver«iegimg,  welche  thunlichst  bald  nach  dem  Erkalten  des 
Fleisches  stattzufinden  hat,  wird  durch  die  Steuerbehörde  bestimmt.  Dem  Steaer- 
pflichtigeu  liegt  es  ob,  zur  Verwiegung,  sofern  nicht  eine  öfi"entliche  Wage  be- 
nützt werden  kann,  eine  vorschriftsmässig  geaichte  Wage  zu  stellen,  auch  hierzu 
die  erforderlichen  Handdienste  zu  leisten.  Wird  die  vom  Steuerpflichtigen  oder 
von  der  Steuerbehörde  verlangte  Verwiegung  von  ersterem  durch  Entfernung 
des  Tieres  oder  einzelner  mitzuverwiegender  Teile  desselben  oder  auf  uonstige 
Weise  vereitelt,  so  gilt  das  höhere  Gewicht  als  festgestellt. 

Die  Gebühr  des  Fleischbeschauers  für  die  Gewichtsabschätzung  und  für 
die  Mitwirkung  bei  der  Verwiegung,  sowie  die  etwa  erwachsenden  Waggebühren 
sind  von  der  Steuerkasse  zu  tragen,  wenn  die  Ge\s-ichtsabschätzung  beziehungs- 
weise die  Verwiegung  zu  gunsten  des  Steuerpflichtigen  ausfällt,  andernfalls 
von  diesem  letzteren. 

Artikel  4. 

Steuerfrei  ist: 

1.  Schlachtvieh,  das  wegen  einer  äusserlich  erkennbaren  Beschädigung 
oder  wegen  Erkrankung  geschlachtet  werden  muss,  sofern  der 
Eigentümer  kein  Metzger  ist; 

2.  Schlachtvieh,  das  auf  Anordnung  der  Polizeibehörde  geschlachtet 
oder  dessen  Fleisch  bei  oder  alsbald  na<;h  der  Schlachtung  von  der 
Polizeibehörde  für  ungeniessbar  erkannt  wird. 

Die  bereits  bezahlte  Steuer  von  solchem  Schlachtvieh  wird  zurückerstattet. 

Artikel  5. 
Vor  jeder  Schlachtung  eines  nach  Artikel  1  steuerbaren  Tieres  hat  — 
vom  Falle  des  Artikel  7  abgesehen  —  der  Eigentümer  oder  Besitzer  desselben 
die  Gattung  und  —  durch  Angabe  der  betreffenden  Gewichtsklasse  (Artikel  2)  — 
das  Schlachtgewicht  des  Tieres,  sowie  den  Tag,  an  welchem  die  Schlachtung 
geschehen  soll,  dem  Ortssteuererheber  anzumelden  und  die  gesetzliche  Abgabe 
zu  entrichten  oder  nachzuweisen,  dass  eine  solche  nach  Artikel  4  nicht  zu 
entrichten  sei. 

kommen,  wenn  die  Verwiegung  innerhalb   der  ersten  Stunde  nach  der  Tötung  des  Tieres 
stattfindet,  an  dem  ermittelten  Schlachtgewicht  2  Prozent  in  Abzug. 

3.  Darüber,  ob  einzelne  mitzuverwiegende  TeUe  des  Tieres  entfernt  worden  sind,  hat  der 
Fleischbeschauer  zu  entscheiden.  —  Als  vereitelt  gilt  die  Verwiegung  auch  dann,  wenn  der  Steuer- 
pflichtige die  erforderliche  Wage  zu  stellen  oder  für  die  nötigen  Handdienst«  zu  sorgen  unterlässt. 

Das  „höhere  Gewicht",  welches  bei  Vereitelung  der  Verwiegung  seitens  des  Steuer- 
pflichtigen als  festgestellt  gilt,  ist  das  von  der  Steuerbehörde  behauptete  Gewicht,  sei  es,  dass 
dieselbe  sich  bei  der  Schätzung  des  Fleischbeschauers  beruhigt  oder  ihrerseits  auf  Verwiegung 
angetragen  hat. 

4.  Die  Gebühr  des  Fleischbeschauers  beträgt  für  die  Gewichtsabschätzung  (einschliess- 
lich der  Ausstellung  des  Zeugnisses)  20  Pf. ,  füi-  die  Mitwirkung  bei  der  Verwiegung  -to  Pf. ; 
letztere  Gebühr  hat  derselbe  auch  dann  anzusprechen,  wenn  er  sich  an  Ort  und  Stelle  begeben 
hat,  die  Verwiegung  aber  vereitelt  worden  ist.  Dem  Steuerpflichtigen,  welcher  die  Verwiegung 
vereitelt  hat,  bleiben  stets  auch  die  Kosten  der  Abschätzung  zur  Last. 

Für  die  Benützung  öffentlicher  Wagen  sind  die  jeden  Orts  vorgeschriebenen  oder  üb- 
lichen Waggebühren  zu  entrichten. 

Zu  Art.  4  u.  5.    §  3.    Bei  Anmeldimg  der  Schlachtung  ist  anzugeben: 

1.  die  Gattung  des  Tieres  durch  Bezeichnung  desselben  als  Rind,  Ochs,  Kuh  oder  Farren ; 

2.  das  Schlachtgewicht  nach  den  in  Art.  2  des  Gesetzes  aufgestellten  Gewichts- 
klassen ;  das  Schlachtgewicht  unter  200  kg  kann  als  kleines,  jenes  von  200  kg 
und  darüber  bis  ausschliesslich  250  kg  als  mittleres,  das  Gewicht  von  250  kg 
und  mehr  als  grosses  Gewicht  bezeichnet  werden ; 

3.  der  Tsig,  an  welchem  geschlachtet  werden  soU. 

Wird  Steuerfreiheit  oder  Steuerrückvergütung  in  Anspruch  genommen,  weil  ein  Tier 
wegen  äusserlich  erkennbarer  Beschädigung  oder  Erkrankung  geschlachtet  werden  muss,  oder 
weil  dessen  Fleisch  von  der  Polizeibehörde  für  ungeniessbar  erkannt  worden  ist  (Art  4  dea 
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Kann  die  Anmeldung  nicht  zum  Voraus  geschehen,  weil  wegen  eines 
Notfalles  die  Schlachtung  augenblicklich  eintreten  muss,  so  hat  dieselbe  sogleich 
nachher  und  jedenfalls  vor  dem  Spalten  des  Tierköi-pers  zu  erfolgen. 

Artikel  6. 

Der  Steuerpflichtige  hat  sich  über  die  Erfüllung  dieser  Verbindlichkeit 
(Artikel  5)  auf  Erfordern  der  Steuerverwaltung  durch  die  vom  Ortssteuererheber 
ihm  hierüber  ausgestellte  Urkunde  —  Steuerquittung  oder  Freischein  —  aus- 
zuweisen. 

Die  Steuerquittung  wie  der  Preischein  ist  nur  für  den  Tag  gültig,  an 
welchem  nach  Inhalt  der  Urkunde  das  Schlachten  stattfinden  sollte. 

Kann  die  Schlachtung  an  dem  bezeichneten  Tage  nicht  vorgenommen 
werden,  so  ist  hiervon  längstens  am  nächstfolgenden  Vormittag  dem  Ortssteuer- 
erheber Anzeige  zu  machen  und  der  Tag,  an  welchem  nunmehr  geschlachtet 
werden  soll,  anzugeben.  Die  Gültigkeit  der  Steuerquittung  oder  des  Preischeins 
wird  alsdann  auf  diesen  letzteren  Tag  ausgedehnt. 

Artikel  7. 
Erfolgt  die  Schlachtung  eines  Tieres  auf  Anordnung  der  Polizeibehörde, 
so  hat  an  Stelle  des  Eigentümers  oder  Besitzers   der   die  Schlachtung   leitende 
Tierarzt   solche    zum  Zweck   der  Erteilung  des  Freischeins    nach  Vorschrift  des 
Artikel  5  dem  Ortssteuererheber  anzumelden. 

Artikel  8. 

Metzger,  welche  ausser  den  öffentlichen  und  ihren  eigenen  Schlacht-  und 
Verkaufslokalen  zur  Aufbewahrung  ihrer  Fleischvorräte  noch  sonstige  Räume 
benützen  wollen,  haben  diese  letzteren  zuvor  dem  Ortssteuererheber  anzuzeigen. 

Pi-ivatpersonen  dürfen  einem  Metzger  die  Aufbewahrung  von  Fleisch  in 
ihren  Räumen  ohne  Vorwissen  der  Steuerbehörde  nicht  gestatten. 

Auf  Metzger,  welche  nur  steuerfreie  Tiere  (Kälber,  Schweine,  Schafe, 
Lämmer)  schlachten,  finden  diese  Bestimmungen  keine  Anwendung. 

Artikel  9. 
Metzger,  welche  steuerbare  Tiere  für  Privatpersonen  um  Lohn  schlachten, 
sind  verpflichtet,    sich  vor   der  Schlachtung,   in   der  Regel    durch  Einsicht   der 
Steuerquittung   oder   des   Freischeins,    darüber    zu   verlässigen,    dass    den   Vor- 
schriften in  Artikel  5  und  6  dieses  Gesetzes  genügt  ist. 

Gesetzes),  so  ist  der  hierfür  erforderliche  Nachweis  in  der  Regel  durch  ein  schriftliches  Zeugnis 
des  Fleischbeschauers  oder  auch  —  im  letzteren  Falle  —  der  Ortspolizeibehörde  zu  erbringen. 

Steuerrückvergütung  wird  auch  dann  gewährt,  wenn  nachweislich  ein  an  einen  Metzger 
verkauftes  Tier  nach  der  Schlachtung  als  krank  erkannt  und  das  Fleisch  dieses  Tieres  vom 
Pleischbeschauer  zwar  als  geniessbar,  jedoch  als  nicht  bankwürdig  erklärt  und  infolge- 
dessen von  dem  Verkäufer  des  Tieres  zurückgenommen  worden  ist. 

Zu  Art.  6.  §  4.  Im  Falle  des  Art.  6  Abs.  3  des  Gesetzes  kann  die  Gültigkeitsdauer 
der  Steuerquittung  oder  des  Freischeines  statt  durch  den  Ortssteuererheber  auch  durch  einen 
Steueraufseher  verlängert  werden,  wenn  die  vorgeschriebene  Anzeige  beim  Ortssteuererheber 
eine  für  den  Geschäftsbetrieb  des  Steuerpflichtigen  störende  Verzögerung  der  Schlachtung  zur 
Folge  haben  müsste. 

Zu  Art.  7.  §  5.  Die  nach  Art.  7  des  Gesetzes  von  den  Tierärzten  zu  erstattenden 
Aimieldungen  haben  unter  Bezeichnung  der  Behörde,  welche  die  Schlachtung  angeordnet  hat, 
schriftlich  zu  geschehen. 

Zu  Art.  8.  §  6.  Die  den  Metzgern  obliegende  Anzeige  besonderer  Fleischaufbewah- 
rungsräume ist  schriftlich  in  zweifacher  Ausfertigung  beim  Ortssteuererheber  einziireiehen, 
welcher  das  eine  Exemplar  beurkundet  dem  Metzger  zurückgibt. 

Die  anzumeldenden  Räume  (wie  insbesondere  Keller,  Küchen,  Kammern  etc.)  sind  hier- 
bei, soweit  erforderlich,  nach  Lage  und  Beschaffenheit  näher  zu  kennzeichnen. 
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Artikel  10. 

Die  öffentlichen  Schlachthäuser  und  Fleischbänke,  sowie  die  Schlacht-, 
Verkaufs-  und  sonstigen  zur  Aufbewahrung  von  Fleisch  dienenden  Räume  der 
Metzger  stehen  unter  Aufsicht  der  Steuerverwaltung. 

Die  Organe  der  letzteren  sind  befugt,  von  diesen  Räumen,  sowie  von  den 
Höfen,  Scheuem  und  Stallungen  der  Metzger  bei  Tag  jederzeit  und  sonst,  so- 
lange der  Geschäftsbetrieb  im  Gange  ist,  Einsicht  zu  nehmen. 

Artikel  11. 

Für  ausgeschlachtetes  Fleisch,  welches  frisch  oder  zubereitet  (eingesalzen, 
geräuchert,  gekocht  u.  s.  w.j  in  das  Grossherzogtum  eingeführt  wird,  ist  die 
Steuer  mit  8  Pf.  vom  Kilogramm  zu  entrichten. 

Die  Zahlung  geschieht  bei  dem  gegen  Verzollung  eingehenden  Fleisch 
gleichzeitig  mit  der  Entrichtung  des  Zolles,  im  übrigen  an  den  Ortssteuer- 
erheber  des  Eintrittsortes. 

Würste  und  sonstige,  aus  gehacktem  Fleisch  bestehende  Waren  sind  der 
Besteuerung  bei  der  Einfuhr  nicht  unterworfen. 

Steuerfrei  bleibt  femer  das  unter  Beachtung  der  vorgeschriebenen  Kon- 
trollen durchgeführte  Fleisch. 

Artikel  12. 
Wer  es  unternimmt,   die  Fleischsteuer  vom  Schlachtvieh  zu  hinterziehen 
oder   eine  Rückvergütung   der  Fleischsteuer  zu  gewinnen,  welche   nicht   zu  be- 
anspruchen war,    macht  sich  einer  Defraudation  schuldig  und  verföllt   in    eine 
Geldstrafe,  welche  im  ersten  Falle  das  Vierfache,  im  ersten  Rückfalle  das  Acht- 

Za  Art.  10.  |  7.  Die  Metzger  haben  ihre  Einrichtungen  so  ZU  treffen,  dass  den  Steuer- 
beamten der  ungehinderte  Zutritt  zu  ihren  Geschäftsräumen  nach  Vorschrift  des  Art.  10  des 
Gesetzes  ermöglicht  ist. 

Zu  Art.  11.  §  8.  Der  Besteuerung  bei  der  Binfnhr  sind  auch  die  nach  Art.  2  letzter 
Absatz  des  Gesetzes  bei  der  Gewichtsermittlung  ausser  Betracht  bleibenden  Teüe  unterworfen, 
sofern  solche  als  zum  G  e  n  u  s  s  bestimmt  anzusehen  sind. 

Die  Steuer  vom  eingeführten  Fleisch  wird  mit  ä  Pf.  für  je  voUe  250  g  (=  "Jj  Pffl.)  er- 
hoben, kleinere  Mengen  bleiben  ausser  Betracht. 

Als  Eintrittsort  gut  bei  der  Einfuhr  mit  der  Eisenbahn ,  mit  der  Fahrpost  oder 
mittelst  Dampf  bootes  einer  eine  regelmässige  Güterbeförderung  unterhaltenden  DampfschiflF- 
fahrtsverwaltung  der  Ort,  an  welchem  der  Transport  die  Bahn,  die  Post  oder  das  Schiff  ver- 
lässt,  bei  sonstiger  Einfuhr  der  erste  badische  Ort.  welchen  der  Transport  berührt. 

Mit  der  Eisenbahn  oder  mit  Dampfboot  eingehendes  steuerpflichtiges  Fleisch,  welches 
nicht  mit  Zollpapieren  versehen  ist,  darf  an  den  Adressaten  oder  dessen  Vertreter  (Güter- 
bestätter)  erst  auf  Vorzeigung  der  Urkunde  über  die  bewirkte  Anmeldung  und  steuerliche  Ab- 
fertigung verabfolgt  werden. 

Zu  Art.  11.  §  9.  Soll  Fleisch  steuerfirei  durchgeführt  werden,  so  hat  der  Transportant 
bei  dem  Orts  Steuererheber  des  Eintrittsortes  (§  8  Abs.  3)  einen  Durchfuhrschein  zu  erheben  und 
auf  letzterem  durch  die  Steuereinnehmerei  oder  sonstige  Krontrollstelle  oder,  wenn  die  Ausfuhr 
mittelst  Eisenbahn,  Post  oder  Dampfschiff  erfolgt,  durch  die  Bahn-,  Post-  oder  Dampf boots- 
expedition  des  badischen  Austrittsortes  binnen  Monatsfrist  die  Ausfuhr  bestätigen  zu  lassen. 

Als  Austrittsort  gut  letzteren  Falls  der  Ort,  an  welchem  der  Transport  auf  die  Bahn, 
die  Post  oder  das  Dampfboot  aufgegeben  wird,  bei  sonstiger  Ausfuhr  der  letzte  badische  Ort, 
welchen  der  Transport  berührt. 

Die  Ausfuhr  gilt  als  voUzogen,  wenn  der  rechtzeitig  mit  der  Ansfuhrbestätigung  ver- 
sehene Durchfuhrschein  an  die  Ausfertigungsstelle  zurückgelangt  ist. 

Das  zur  Durchfuhr  bestimmte  Fleisch  ist  in  der  Regel  in  Verpackung  vorzuführen  und 
letztere  vom  Ortssteuererheber  zu  versiegeln. 

Wenn  der  Transportant  der  Ausfertigungsstelle  unbekannt  ist  oder  sonst  keine  ge- 
nügende Gewähr  bietet,  so  hat  derselbe  bei  Erhebung  des  Dnrchfuhrscheins  durch  Büi^chaft 
oder  Hinterlegung  des  Steuerbetrags  Sicherheit  zu  leisten. 

1037 


504  Badisches  Fleischsteuergesetz  vom  29.  April  1886. 

fache,   im   zweiten   und   in  jedem  weiteren  Rückfalle   das  Zwölffaclie   der  vor- 
enthaltenen beziehungsweise  zur  Ungebühr  beanspruchten  Steuer  beträgt. 

Neben  der  verwirkten  Strafe  ist  die  nicht  oder  zu  wenig  entrichtete  Steuer 
nachzuzahlen,  beziehungsweise  die  etwa  bereits  zur  Ungebühr  empfangene  Steuer- 
rückvergütung zurück  zu  erstatten . 

Artikel  13. 
Der  Defraudation  der  Fleischsteuer  macht  sich  insbesondere  schuldig: 

1.  wer  ein  Stück  Vieh  schlachtet  oder  schlachten  lässt,  ohne  vorher 
die  schuldige  Steuer  bezahlt  zu  haben; 

2.  wer  bei  Erstattung  der  in  Artikel  5  vorgeschriebenen  Anmeldung 
ein  Eind  oder  einen  Ochsen  als  Kuh  oder  Farren  bezeichnet  oder 
das  Gewicht  unter  dem  nachmals  nach  Artikel  3  festgestellten  oder 
sonst  erweislichen  angibt,  sofern  die  unrichtige  Anmeldung  für  den 
Betrag  der  Abgabe  erheblich  ist; 

3.  wer  vor  einer  Verwiegung  einzelne  mitzuverwiegende  Teile  des 
Tieres  beseitigt  oder  dasselbe  der  von  der  Steuerbehörde  verlangten 
Verwiegung  gänzlich  entzieht. 

Artikel  14. 

Kann  in  den  Fällen  des  Artikel  13  dargethan  werden,  dass  lediglich  ein 
Versehen  vorliegt,  so  findet  (neben  Erhebung  der  nicht  oder  zu  wenig  ent- 
richteten Steuer)  nur  eine  Ordnungsstrafe  nach  Vorschrift  des  Artikel  16  statt, 
welche  jedoch  den  Betrag  der  Defraudationsstrafe  nicht  übersteigen  darf. 

Wenn  im  Falle  unrichtiger  Gewichtsangabe  (Artikel  13  Ziffer  2)  der 
Unterschied  zwischen  dem  angemeldeten  und  dem  durch  Abschätzung  oder  Ver- 
wiegung ermittelten  Gewicht  weniger  als  25  kg  beträgt,  findet  eine  Bestrafung 
nicht  statt. 

Wird  die  unterlassene  Versteuerung  einer  Schlachtung  nachgeholt,  bevor 
die  Zuwiderhandlung  zur  Kenntnis  eines  Steuerbeamten  gelangt  ist,  oder  wird 
die  fehlerhafte  Anmeldung  berichtigt,  bevor  ein  Steuerbeamter  dieselbe  bean- 
standet hat,  so  ist  von  Erkennung  der  Defraudationsstrafe  abzusehen;  doch  kann 
in  einem  solchen  Falle  eine  Ordnungsstrafe  nach  Absatz  1  ausgesprochen  werden. 

Artikel  15. 
Im  Rückfall  befindet  sich,  wer,  nachdem  er  wegen  Fleischsteuerdefraudation 
verurteilt  worden  ist,  sich  innerhalb  dreier  Jahre  von  der  Verkündung  des  Straf- 
urteils an  abermals  einer  solchen  Zuwiderhandlung  schuldig  macht. 

Für  die  Ausstellung  des  Durchfuhrscheins  ist  eine  Gebühr  von  10  Pf.  zu  entrichten. 

Die  vorbeschriebene  steuerliche  Kontrolle  fällt  weg,  soweit  die  Durchfuhr  von  Fleisch 
unmittelbar  mittelst  Eisenbahn,  Post  oder  Dampfschiff  oder  unter  Zollkontrolle  erfolgt. 

Zu  Art.  13  u.  14.  §  10.  1.  Die  Strafbarkeit  einer  falschen  Anmeldung  (Art.  13  Ziff.  2; 
wird  dadurch  nicht  ausgeschlossen,  dass  noch  vor  der  Schlachtung  der  Fehler  von 
einem  Steuerbeamten  wahrgenommen  und  darauf  hin  die  zu  wenig  entrichtete  Steuer  nach- 
bezahlt worden  ist. 

2.  Wegen  unrichtiger  Gewichtsangabe  kann  nach  Art.  14  Abs.  2  des  Gesetzes  eine  Be- 
strafung nur  dann  eintreten,  wenn  bei  einem  Tiere,  dessen  Gewicht  xmter  200  oder  unter  250  kg 
angegeben  worden  ist,  ein  solches  von  225  beziehungsweise  275  kg  oder  mehr  ermittelt  wird. 

3.  Die  Beseitigung  einzelner  Teile  des  Tieres  (durch  Wegschneiden  von  Fleisch) 
vor  der  Verwiegung  ist  strafbar,  gleichviel,  wer  auf  die  Verwiegung  angetragen  hat,  die  vor- 
zeitige Wegnahme  des  ganzen  Tieres  dagegen  nur  dann ,  wenn  hierdurch  eine  von  der 
Steuerbehörde  verlangte  Verwiegung  vereitelt  wird  (Art.  13  Ziff.  3).  Bei  Wegnahme  des 
ganzen  Tieres,  dessen  Verwiegung  vom  Steuerpflichtigen  selbst  beantragt  worden  war,  bleibt 
derselbe  jedoch  nach  Art.  13  Ziff.  2  des  Gesetzes  verantwortlich,  wenn  das  vom  Fleisch- 
beschauer geschätzte  und  gemäss  Art.  3  Abs.  3  nunmehr  als  festgestellt  geltende  Gewicht  das 
angemeldete  Gewicht  um  25  kg  oder  mehr  übersteigt. 

1038 


Badisches  Fleischsteaergesetz  vom  89.  AprQ  1886.  505 

Artikel  16. 
Einer  Ordnungsstrafe  von  1  bis  20  M.  unterliegt: 

1.  wer  der  Vorschrift  in  Artikel  3  Absatz  3  zuwider  zu  der.  von  der 
Steuerbehörde  verlangten  Verwiegung  die  erforderliche  Wage  zu 
stellen  unterlägst; 

2.  wer  in  den  Fällen  des  Artikel  4  Ziffer  1  den  Freischein  nicht  oder 
nicht  rechtzeitig  erhebt; 

3.  wer,  ohne  dass  hierdurch  der  Thatbestand  der  Defraudation  be- 
gründet wird,  auf  eine  nach  Artikel  6  ungültige  Urkunde  schlachtet; 

4.  wer  den  Vorschriften  in  Artikel  8  und  9  zuwiderhandelt ; 

5.  wer  sich  einer  sonstigen,  nicht  unter  Artikel  12  bis  14  fallenden 
Verfehlung  gegen  die  Vorschriften  dieses  Gesetzes  oder  die  auf 
Grund  desselben  öflFentlich  bekannt  gemachten  Vollzugsvorschriften 
schuldig  macht. 

Artikel  17. 
Die  Verfolgung  der  in  Artikel  12  bis  16  bezeichneten  Zuwiderhandlungen 
verjährt  in  drei  Jahren. 

Artikel  18. 
Auf  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschriften  über  die  Besteuerung  des 
eingeführten  Fleisches  (Artikel  11)  finden  die  strafrechtlichen  Bestimmungen  des 
Vereinszollgesetzes  nach  Massgabe  des  Artikel  9  Ziffer  IV  des  Gesetzes  vom 
23.  Dezember  1871,  den  Vollzug  der  Einführung  des  deutschen  Reichsstrafgesetz- 
buches in  dem  Grossherzogtum  Baden  betreffend,  Anwendung. 

Artikel  19. 
Dieses  Gesetz  tritt  am  1.  Dezember  1886  in  Kraft. 
Gleichzeitig  verlieren  ihre  Wirksamkeit: 

1.  das  Gesetz  vom  26.  Mai  1835,  die  Fleischaccise  betreffend; 

2.  das  Gesetz  vom  7.  Dezember  1837,  die  Bestrafung  der  Accis- 
defraudation  bei  der  Einfuhr  von  Fleisch  aus  anderen  Zollvereins- 
staaten betreffend; 

3.  das  Gesetz  vom  28.  März  1844,  die  unrichtige  Deklaration  der 
Metzger  beim  Schlachten  von  grösserem  Rindvieh  betreffend. 

Artikel  20. 

Das  Finanzministerium  ist  mit   dem  Vollzug  dieses  Gesetzes  beauftragt. 

Dasselbe  ist  zugleich  ermächtigt,  hinsichtlich  der  Fleischtransporte  der 
Metzger  die  zur  Sichenmg  des  steuerlichen  Interesses  erforderlich  scheinenden 
Kontrollen  anzuordnen. 


Zu  Art.  20.    §  11.    Von  einer  Kontrolle  der  Fleischtransporte  der  Metzger  wird  bis 
auf  Weiteres  Umgang  genommen. 

§  12.    Gegenwärtige  Verordnung  tritt  am  l.  Dezember  1886  in  Kraft. 
Von  diesem  Zeitpunkt  an  sind  aufigehoben: 

1.  die  landesherrlichen  Verordnungen  vom  10.  Dezember  1835  und  vom  22.  November 
1838,  die  Fleischaccise  betreffend  rRegiemngsbl.  von  1835  S.  467  und  von  1838  S.  309) ; 

2.  die  diesseitige  Vollzugsverordnung  vom  u.  Mai  1844,  die  unrichtige  Deklaration  der 
Metzger  beim  Schlachten  von  grösserem  Rindvieh  betreffend  (Begierungsbl.  S.  88) ; 

3.  die  diesseitige  Bekanntmachung  vom  9.  Januar  1836,  die  Erhebung  der  Fleisch- 
accise von  dem  aus  anderen  Vereinsstaaten  eingeführt  werdenden  Fleische  be- 
treffend (Eegierungsblatt  S.  9) ; 

5.  die  diesseitige  Verordnung  vom  25.  September  1865 ,   die  Erhebung  der  Fleisch- 
accise von  dem  aus  nicht   zum  Zollverein  gehörigen  Ländern  eingeführt  wer- 
denden Fleische  betreffend  (Eegierungsblatt  S.  614). 
§  13.    Die  Grossherzogliche  Steuerdirektion  ist  mit  dem  weiteren  Vollzug  beauftragt. 
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Dienstanweisung  zum  Gesetz  vom  29.  April  1886  und  zur  Vollzugs- 
verordnung vom  30.  Oktober  1886. 

Die  Fleischsteuer  betreffend. 


I.  Abschnitt. 

Für  die  Steuererheber. 

(üntersteuerämter,  Steuereinnehmereitn.) 

§  1. 

1.  Die  zuständigen  Steuererheber  haben  die  ihnen  schriftlich  oder  mündlich  zukom- 
menden Anmeldungen  über  vorzunehmende  Schlachtungen  auf  ihre  Vollständigkeit  zu  prüfen. 

Dieselben  haben  den  Schlachtungen  soweit  thunlich  anzuwohnen  und  sich  hierbei  auch 
von  der  Richtigkeit  der  Anmeldungen  zu  überzeugen.  Zu  diesem  Behüte  haben  die  Steuer- 
erheber thunlichst  schon  bei  der  Anmeldung  einer  Schlachtung  zu  ermitteln,  zu  welcher  Stunde 
solche  vorgenommen  wird. 

Anmeldungen,  in  welchen  weibliche  Tiere  im  Gewicht  von  250  kg  und  mehr  als  Kühe 
bezeichnet  sind,  sind  nicht  zu  beanstanden,  wenn  nicht  besondere  Gründe  eine  solche  Bean- 
standung rechtfertigen. 

2.  Glaubt  ein  Steuererheber,  dass  die  Gewichtsklasse  eines  zum  Schlachten  bestimmten 
Tieres  zu  nieder  angegeben  ist,  und  versteht  sich  der  Steuerpflichtige  nicht  zu  einer  Be- 
richtigung seiner  Anmeldung,  so  hat  ersterer  den  Fleischbeschauer  aufzufordern,  das  Gewicht 
des  Tieres  abzuschätzen  und  das  nach  §  2  der  Vollzugsverordnung  vorgeschriebene  schriftliche 
Zeugnis  darüber  abzugeben.  Eine  Abschätzung  durch  den  Fleischbeschauer  hat  der  Steuer- 
erheber auch  bei  einer  Berichtigung  der  Anmeldung  durch  den  Steuerpflichtigen  dann  herbei- 
zuführen, wenn  er  selbst  das  unter  200  oder  250  kg  angegebene  Ge^vicht  eines  Tieres  zu 
mindestens  225  bezw.  275  kg  schätzt. 

Der  Steuererheber  hat  nach  Massgabe  des  Zeugnisses  des  Fleischbeschauers  die  Steuer 
zu  erheben  und  das  Zeugnis  dem  Manual  beizulegen,  sofern  der  Steuerpflichtige  sich  bei  der 
Abschätzung  beruhigt  und  auch  der  Steuererheber  letztere  für  richtig  hält.  Verlangt  jedoch 
der  Steueniflichtige  die  Verwiegung,  oder  kann  sich  der  Steuererheber  bei  der  Entscheidung 
des  Fleischbeschauers  nicht  beruhigen,  so  ist  die  Verwiegung  vorzunehmen.  Der  Verwiegung 
hat  der  Steuererheber  —  in  grösseren  Städten  statt  dessen  ein  Steuei'aufseher  oder  ein  Steuer- 
einnehmereigehilfe  —  nebst  dem  Fleischbeschauer  und  dem  Steuerpflichtigen  oder  dessen  Ver- 
treter anzuwohnen. 

Die  Steuererheber  haben  sich  davon  zu  überzeugen,  dass  die  zur  Ennittelung  des 
streitigen  Gewichtes  des  Schlachtviehs  bestimmte  Wage  vorschriftsmässig  geaicht  ist  und  in 
brauchbarem  Stande  sich  befindet.  Eine  Wage,  bei  welcher  dies  nicht  zutrifft,  ist  zur  Be- 
nützung bei  der  Verwiegung  nicht  zuzulassen. 

3.  Das  Tier  wird  in  seinen  Vierteln  gewogen.  Wo  indes  die  Beschaffenheit  der 
Wage  und  Gewichte  es  gestattet,  kann  die  Verwiegung  auch  im  ganzen  oder  in  Hälften  ge- 
schehen.   Das  Gewicht  ist  nach  ganzen  und  Zehntels-Kilogrammen  zu  ermitteln. 

Der  Kopf,  die  Füsse,  das  Eingeweide,  wozu  ausser  Herz,  Lunge,  Leber  und  Milz  auch 
Nieren  und  Nierenfett,  ferner  Euter  und  Euterfett  der  weiblichen,  Hoden  und  Hodenfett  der 
männlichen  Tiere  gehören,  das  Unschlitt  und  die  Haut  werden  nicht  mitgewogen. 

i.  Die  Verwiegung  hat  thunlichst  bald  nach  dem  Erkalten  des  Fleisches  stattzufinden. 
Erfolgt  auf  Wunsch  des  Steuerpflichtigen  die  Verwiegung  bei  noch  warmem  Zustande  des 
Fleisches,  so  hat,  falls  die  Verwiegung  innerhalb  1  Stunde  nach  der  Tötung,  deren  Zeitpunkt 
festzustellen  ist ,  bewirkt  wird ,  der  nach  §  2  Ziff.  2  der  Vollzugsverordnung  zulässige  Abzug 
von  2  Prozent  an  dem  Schlachtgewicht  einzutreten. 

5.  Nach  dem  durch  die  Verwiegung  ermittelten  Gewicht  wird  die  Steuer  zur  Erhebung 
gebracht,  das  vorgeschriebene  Zeugnis  aber,  nachdem  auf  demselben  das  Ergebnis  der  Ver- 
wiegung vermerkt  und  vom  Steuerpflichtigen  oder  seinem  Vertreter,  dem  Steuerbeamten  und 
dem  Fleischbeschauer  unterschriftlich  bestätigt  worden  ist,  dem  Manual  beigelegt,  im  Falle 
ein  Steuernachtrag  zu  entrichten  war.  Auch  ist ,  falls  nach  Ziff.  i  ein  Abzug  an  dem  er- 
mittelten Gewicht  bewii'kt  wird,  in  dem  Zeugnis  sowohl  die  Zeit  der  Tötung  als  jene  der  Ver- 
wiegung anzugeben. 
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R.  Wenn  das  unter  2oo  oder  unter  250  kg  angegebene  Gewicht  eines  Tieres  durch 
Schätzung  oder  Verwiegung  auf  2^5  bezw.  275  kg  oder  mehr  festgestellt  wird,  so 
ist  der  vorgesetzten  Bezirksst«Ue  zur  Einleitung  des  Strafverfahrens  alsbald  schriftliche  An- 
zeige zu  machen  unter  Bezeichnung  der  Manualnummer ,  unter  welcher  die  Steuer  ver- 
rechnet wurde. 

7.  Wenn  zur  Verwiegmig  weder  der  Steuerpflichtige  selbst  noch  ein  Vertreter  des- 
selben sich  einfindet,  wird  solche  in  der  Begel  deshalb  als  vereitelt  gelten,  weil  für  Leistung 
der  erforderlichen  Handdienste  nicht  gesollt  ist  (§  2  Ziff.  3  der  Vollzugsverordnung).  Wenn 
jed  «ch  diese  Handdienste  etwa  von  einem  Dritten,  der  sich  fireiwillig  hierzu  erbietet,  geleistet 
werden,  so  ist  auch  beim  Ausbleiben  des  Steuerpflichtigen  die  Verwiegung  vorzunehmen. 

8.  Hat  nach  Ansicht  des  Steuererhebers  vor  der  vom  Steuerpflichtigen  oder  von  der 
Steuerbehörde  verlangten  Verwiegung  der  Steuerpflichtige  mitzuverwiegende  Teile  des  Tieres 
entfernt  und  dies  nicht  etwa  zugestanden,  so  ist  die  Entscheidung  des  Fleischbeschauers  ein- 
zuholen. Wird  festgestellt,  dass  einzelne  Fleischteile  beseitigt  worden  sind,  so  ist  über  die 
Erklärung  des  Fleischbeschauers  ein  von  letzterem  zu  unterzeichnendes  Protokoll  auf- 
zunehmen. 

9.  Wenn  das  Verwiegungsergebnis  von  der  Schätzung  des  Fleischbeschauers  in  wieder- 
holten Fällen  erheblich  abweicht,  und  hiemach  die  Zuverlässigkeit  des  Fleischbeschauers 
zweifelhaft  erscheint,  so  hat  der  Steuererheber  der  Bezirkssteuerstelle  hierwegen  Anzeige 
zu  erstatten. 

§  2. 
Wenn  nach  Art.  3  des  Gesetzes  die  Steuerkasse  die  Gebühr  des  Fleischbeschauers  oder 
diese  und  die  AVaggebühr  zu  tragen  hat,  so  ist  solche  von  dem  Steuererheber  gegen  Be- 
scheinigung auf  dem  Zeugnis  des  Fleischbeschauers  oder  gegen  besondere  Quittung  —  in 
welchem  Fall  der  letzteren  das  vorbezeichnete  Zeugnis  anzuheften  ist  —  sogleich  zu  bezahlen 
und  der  Bezirksstelle  bei  der  nächsten  Abrechnung  in  Aufrechnung  zu  bringen. 

§3. 

Die  erhobene  Fleischsteuer  wird  im  Accismanual  verrechnet.  Der  Eintrag  in  diesem 
und  den  zugehörigen  zwei  weiteren  Ausfertigungen  —  Quittung  und  Kontrollezeichen  — 
ist  nach  dem -Muster  in  Beilage  I  zu  fertigen  und  hat  alle  wesentlichen  Punkte  zu  enthalten. 

Im  Accismanual  ist  der  Steuerpflichtige,  die  Gattung  und  Gewichtsklasse  des  Tieres, 
erstere  durch  Bezeichnung  desselben  als  Rind ,  Ochs ,  Kuh  oder  Farren ,  letztere  mit  der  Be- 
zeichnimg 

kleines  Gewicht  (für  Tiere  mit  einem  Schlachtgewidit  unter  200  kg), 

mittleres  Gewicht  (für  Tiere  mit  einem  solchen  von  200  kg  und  darüber  bis  aus- 
schliesslich 250  kg) 

oder  grosses  Gewicht  (für  Tiere  mit  einem  solchen  von  250  kg  und  mehr), 
sowie  der  Betrag  der  Steuer  und  der  Tag,  an  welchem  die  Schlachtung  beabsichtigt  ist, 
anzugeben. 

In  der  Quittung  ist  der  Steuerpflichtige .  die  Gattung  und  (Jewichtsklasse  des  Tieres, 
der  erwähnte  Tag  der  Schlachtung  und  der  Steuerbetrag,  letzterer  auch  in  Worten,  im  Kon- 
trollezeichen aber  nur  der  Steuerpflich'ige  und  der  bezahlte  Steuerbetrag  zu  bezeichnen. 

Sämtliche  drei  Ausfertigungen  sind  mit  der  gleichen  Nummer  zu  versehen  und  es  ist 
die  Quittung  sowie  das  Kontrollezeichen  vom  Erheber  oder  dessen  Stellvertreter  zu  unter- 
zeichnen. Quittung  und  Kontrollezeichen  sind  sodann  ungetrennt  dem  Steuerzahlenden  zu 
behändigen. 

Ist  auf  eine  vorgenonunene  Abschätzung  beziehungsweise  Verwiegnng  oder  infolge  der 
Vereitelung  einer  Verwiegung  (Art.  3  Abs.  3  des  Gesetzes)  oder  auch  auf  eine  infolge  einer 
Beanstandung  seitens  des  Steuererhebers  bewirkte  Berichtigung  der  Anmeldung  (§  l  Ziff.  2 
d.  D.A.)  ein  Steuemachtrag  zur  Erhebung  gelangt ,  so  ist  hierüber  kein  besonderer  Ein- 
trag im  Accismanual  zu  fertigen,  sondern  es  ist  der  einschlägige  frühere  Eintrag  durch  Auf- 
nahme des  Nachtrags  zu  ergänzen  unter  Verweisung  auf  das  nach  §  1  Ziff.  5  anzuschliessende 
Zeugnis  und  falls  bei  Vereitelung  der  Verwiegung  durch  den  Steuerpflichtigen  der  Nachtrag 
in  dem  erwähnten  Zeugnis  seine  Begründung  nicht  finden  soUte ,  unter  kurzer  Angabe  des 
Sachverhalts. 

Die  gleiche  Ergänzung  hat  auch  in  der  einznverlangenden  Quittung  und  in  dem  Kou- 
trollezeichen  zu  erfolgen. 
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§  4. 

Wird  nach  Art.  4  des  Gesetzes  Steuerfreiheit  von  einem  Stück  Schlachtvieh  in 
Anspruch  genommen,  so  ist  auf  Grund  des  nach  §  3  der  Vollzugsverordnimg  in  einem  solchen 
Falle  in  der  Regel  beizubringenden  schriftlichen  Zeugnisses  des  Fleischbeschauers  oder  nach- 
dem sich  im  Falle  äusserlich  erkennbarer  Beschädigung  eines  Tieres  der  Steuererheber  von 
dem  Dasein  der  Thatsachen,  welche  die  Steuerfreiheit  begründen,  durch  persönliche  Anschauung 
überzeugt  hat  oder  endlich  auf  Grund  der  tieräi'ztlichen  Anmeldung  (§  5  der  Vollzugsverord- 
nung) von  dem  Steuererheber  die  Steuerfreiheit  zu  bewilligen  und  ein  bezüglicher  Manual- 
eintrag zu  fertigen.  In  demselben  sind  die  Thatsachen,  welche  die  Steuerfreiheit  begründen 
sowie  der  Namen  des  Eigentümers  des  Tieres,  ferner  Gattung  und  Gewichtsklasse  des  letzteren 
und  der  Tag  der  Schlachtung  zu  vermerken.  Hat  sich  der  Steuererheber  durch  persönliche 
Anschauung  von  dem  Dasein  der  die  Steuerfreiheit  begründenden  Thatsachen  überzeugt,  so  ist 
dies  im  Manualeintrag  ausdrücklich  und  mit  Unterschrift  des  Erhebers  zu  bestätigen.  (Muster- 
eintrag siehe  auf  Beilage  I.)  » 

Der  Mauualabschnitt  ist  gleichlautend  als  Freischein  auszustellen,  die  bezüglichen 
Zeugnisse  und  tierärztlichen  Anmeldungen  aber  sind  dem  Manual  anzuschliessen. 

Wird  das  Fleisch  eines  Tieres ,  für  welches  die  Steuer  bereits  bezahlt  ist ,  von  der 
Polizeibehörde  für  ungeniessbar  erkannt,  so  hat  der  Steuererheber  auf  Grund  des  hierüber 
vom  Fleischbeschauer  oder  von  der  Polizeibehörde  auszustellenden  Zeugnisses  alsbald  gegen 
Quittung  die  bezahlte  Steuer  rückzuvergüten  und  solche  bei  der  nächsten  Abrechnung  unter 
Vorlage  des  Zeugnisses  der  Bezirksstelle  aufzurechnen. 

Wird  ein  von  einem  Metzger  angekauftes  und  geschlachtetes  Tier  nach  der  Schlachtimg 
krank  (perlsüchtig  etc.)  befunden  und  dessen  Fleisch  von  dem  Fleischbeschauer  als  nicht  banli- 
würdig  erklärt,  und  wird  infolge  hiervon  das  Fleisch  dem  früheren  Eigentümer  des  Tieres  von 
dem  Metzger  zurückgegeben,  so  wird  auf  Ansuchen  des  Metzgers  oder,  falls  derselbe  den  Er- 
satz der  Steuer  bereits  durch  den  früheren  Eigentümer  erhalten  hat,  des  letztgenannten  die 
bezahlte  Steuer  nach  §  3  letzter  Absatz  der  Vollzugsverordnung  rückvergütet.  Bezügliche 
Gesuche,  welchen  die  betreffenden  Zeugnisse  der  Fleischbeschauer  und  die  Steuerquittungen 
angeschlossen  sein  müssen ,  sind  von  dem  Erheber  der  Bezirksstelle  mit  Bericht  vorzulegen. 

Ebenso  hat  wegen  Rückvergütung  der  Steuer  Vorlage  an  die  Bezirksstelle  dann  zu 
geschehen,  wenn  in  den  Fällen  des  Art.  i  Ziff.  1  des  Gesetzes  auf  Verlangen  der  Steuerbehörde 
wegen  Mangels  des  erforderlichen  Kachweises  Zahlung  der  Steuer  erfolgt  war,  dieser  Nachweis 
aber  nachträglich  erbracht  wird. 

§  5. 
Ist  eine  Schlachtung  an  dem  in  der  Steuerquittung  oder  im  Freischein  bestimmten  Tag 
nicht  vorgenommen  werden,  und  erhält  der  Steuererheber  längstens  am  nächstfolgenden  Vor- 
mittag die  nach  Art.  6  Abs.  3  des  Gesetzes  erforderliche  Anzeige ,  an  welchem  Tag  nimmehr 
geschlachtet  werden  soll,  so  ist  dieser  Tag  nachträglich  sowohl  in  dem  einschlägigen  Manual- 
eintrag als  in  der  Steuerquittung  oder  im  Freischein  —  in  den  beiden  letzteren  unter- 
schriftlich —  zu  vermerken.  Damit  übrigens  solche  Fälle  nicht  zu  Unterschleifen  benützt 
werden,  hat  der  Steuererheber  sie  baldmöglichst  dem  Steueraufsichtspersonal  bekannt  zu  machen 
und  thunlichst  auch  selbst  bei  den  betreffenden  Personen  nachzusehen. 

§  6. 
Bei  gemeinschaftlichem  Schlachten  ist  jeder  Teilhaber  und  dessen  Anteil  im  Manual- 
eintrag und  in  der  Steuerquittung  zu  bemerken.    Die  letztere  ist  dem  anmeldenden  Teilhaber 
auszufolgen. 

§  7. 
Die  Steuererheber  haben  für  jeden  einzelnen  Metzger  über  alles  von  ilim  versteuerte 
Schlachtvieh  ein  Register  nacli  Formular  Beil.  II  zu  führen ,  in  welches  dasselbe  unter  fort- 
laufender Nummer  nach  der  Zeitfolge  der  Steuerentrichtung  einzutragen  und  das  bei  jeder 
monatlichen  Abrechnung  vorzulegen  ist. 

Das  Register  wird  für  je  ein  Steuererhebungsjahr  geführt,  monatlich  summiei-t  und  am 
1.  Dezember  eines  Jahres  abgeschlossen.  Sodann  ist  dasselbe  der  Bezirksstelle  zur  Aut 
bewahrung  beim  Dienst  zu  übergeben. 

§  8. 
1.   Der  Steuererheber  hat  die  gemäss  Art.  8  des  Gesetzes  und  §  ü  der  Vollzugsverord- 
nung ihm  zukommenden  Erklärungen  der  Metzger  in  Empfang  zu  nehmen ,  die  angegebenen 
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Bäume  zu  besichtigen,  die  etwa  notwendige  Verbesserung  der  Erklärung  zu  veranlassen,  so- 
dann nach  vorheriger  Vergleichung  beider  Ausfertigungen  hinsichtlich  ihrer  Uebereinstimmung 
das  eine  Exemplar  mit  der  Beurkundung,  dass  die  betreffenden  Räume  in  der  bei  ihm  auf- 
bewahrten Erklärung  gleichlautend  aufgeführt  seien,  dem  Metzger  wieder  zuzustellen.  Das 
andere  Exemplar  ist  der  vorgesetzten  Bezirksstelle  vorzulegen,  welche  dasselbe  nach  vor- 
gängiger Prüfung,  mit  ihrem  Vidit  versehen,  dem  Steuererheber  zur  Aufbewahrung  beim 
Dienst  wieder  zustellen  wird. 

2.  Die  beim  Dienst  zurückbleibenden  Erklärungen  sind  nach  alphabetischer  Reihen- 
folge geordnet  zu  heften  und  so  aufzubewahren ,  dass  sie  auch  in  Abwesenheit  des  Steuer- 
eriiebers  vom  Steueraufseher  eingesehen  werden  können.  Wird  im  Fall  eingetretener  Aende- 
rungen  in  der  Folge  eine  neue  Erklärung  eingereicht,  so  ist  solche  nach  vorangegangener 
Erfüllung  der  Vorschriften  unter  Ziff.  l  an  die  Stelle  der  herauszunehmenden  früheren  Er- 
klärung einzuheften,  so  dass  die  Sammlung  nur  die  jeweils  gültigen  Erklärungen  enthält. 

i  9. 

Die  St«uererheber  haben  die  öffentlichen  Schlachthäuser ,  sowie  die  in  Art.  10  des  Ge- 
setzes weiter  benannten  Räume  nebst  den  Höfen,  Scheuem  und  Stallungen  der  Metzger  fleissig 
zu  untersuchen  und  ihre  Aufmerksamkeit  darauf  zu  richten,  Defiraudationen  zu  verhüten.  Die 
hierbei  zu  ihrer  Kenntnis  kommenden  Steuervergehen  der  Metzger  sind  der  vorgesetzten  Be- 
zirksstelle anzuzeigen. 

§  1". 
Die  nach  Art.  il  des  (Jesetzes  und  §  8  der  Vollzugsverordnung  bei  der  E  infuhr  von 
Fleisch  in  das  Grossherzogtum  zu  entrichtende  Steuer  ist  ebenfisdls  in  das  Accismanual  auf- 
zunehmen. Der  bezügliche  Manualeintrag,  welcher  das  steuerbare  Gewicht  des  eingeführten 
Fleisches  sowie  den  Steuerbetrag  zu  enthalten  hat,  ist  von  dem  Einbringer  des  Fleisches  zu 
unterzeichnen. 

§  11. 

1.  Der  im  Falle  der  Durchfuhr  von  Fleisch  durch  das  Grossherzogtum  nach  §  9 
der  Vollzugsverordnung  bei  dem  Ortssteuererheber  des  Eintrittsorts  zu  erhebende  Fleisch- 
Durchfuhrschein  ist  nach  dem  Formular  Beü.  in  auszustellen.  In  demselben  ist  behufs 
Beibiingung  der  ordnungsmässigen  Ausfuhrbestätigung  die  Steuer-  oder  ZollsteUe  bezw. 
Güter-  etc.  Elxpedition  des  Austrittsorts  ausdrücklich  einzutragen,  wenn  nötig  nach  vorheriger 
Erhebung  bei  dem  Beteiligten  über  den  beabsichtigten  Ausfuhrweg.  Auch  ist  in  demselben 
der  Termin,  bis  zu  welchem  der  Schein  der  betreffenden  Stelle  am  .\ustrittsort  behufs  Be- 
stätigung der  .ausfuhr  vorzulegen  ist,  unter  Berechnung  einer  e i n monatlichen  Frist  zu 
bezeichnen. 

Das  zur  Durchfuhr  bestinmite  Fleisch  ist  nach  §  9  der  Vollzugsverordnung  in  der  Regel 
in  verpacktem  Zustande  dem  Steuererheber  vorzuführen  und  es  hat  der  letztere  das  Paket 
geeignet  zu  versiegeln.  Doch  ist  der  Stenererheber  befugt,  wenn  der  Fleischtransport  nur  auf 
eine  kurze  Strecke  über  badisches  Gebiet  führt,  und  wenn  keine  ünterschleife  zu  befürchten 
sind,  von  der  Versiegelung  Umgang  zu  nehmen. 

Wenn  der  Einbringer  des  Fleisches  der  Ausfertigungsstelle  unbekannt  ist  oder  sonst 
keine  genügende  Gewähr  bietet,  so  ist  von  demselben  bei  Ausstellung  des  Durchfuhrscheins 
Sicherheitsleistxmg  durch  Bürgschaft  oder  Hinterlegung  des  Steuerbetrags  zu  verlangen. 

2.  Zugleich  mit  der  Ausstellung  des  Dnrchfuhrscheins  bewirkt  der  Steuererheber  des 
Eintrittsorts  einen  bezüglichen  Eintrag  in  das  nach  Formular  Beil.  IV  zu  führende  Register 
über  Durchfuhi"  von  Fleisch,  wobei  in  der  Spalte  .Bemerkungen"  anzugeben  ist,  was  hinsicht- 
lich des  Verschlusses  geschehen  ist,  auch  über  eine  etwaige  Sicherheitsleistung  Vermerkung 
zu  erfolgen  hat. 

i.  Die  Bestätigung  der  Ausfuhr  durch  die  •  Kontrollestelle  des  Austrittsorts  darf  nur 
nach  vorausgegangener  Vergleichung  des  Transports  mit  dem  Inhalt  des  Durchfuhrscheins  tmd. 
wenn  der  Transport  versiegelt  war,  nach  Prüfung  des  Verschlusses  erfolgen.  Die  bestätigende 
Steuer-  oder  Zollstelle  hat  sich  vom  wirklichen  Ausgang  des  Fleisches  thunlichst  zu  über- 
zeugen ,  die  Güterexpedition  der  Eisenbahn  etc.  aber  das.  Fleisch  zur  Versendung  aus  dem 
Lande  selbst  zu  übernehmen. 

Nach  erfolgter  Bestätigung  des  Ausgangs  hat  die  bestätigende  Stelle  den  Durchfuhr- 
schein ^bald  an  die  Steuerstelle,  welche  denselben  ausgefertigt  hat,  zurückzusenden. 
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4.  Nacli  Rückkunft  des  Durchfuhrscheins  macht  der  Erheber  des  Eintrittsorts  liieräber 
in  dem  Register  bezüglichen  Vermerk  und  schliesst  den  Durchfuhrschein  dem  Register  als  Bei- 
lage an.  Auch  die  Quittungen  über  erfolgte  Rückzahlungen  hinterlegt  gewesener  Steuer- 
beträge sind  als  Beilagen  dem  Register  anzuschliessen. 

Ist  kurz  nach  Umfluss  der  zur  Abgabe  des  Durchfuhrscheins  gegebenen  Frist  der 
Schein  mit  der  erforderlichen  Ausfuhrbestätigung  noch  nicht  zurückgekommen,  so  hat  der  Er- 
heber des  Eintrittsorts  an  die  Stelle,  welche  diese  Bestätigung  zu  geben  hat,  bezügliche  An- 
frage zu  richten.  Ist  der  Schein  dieser  Stelle  zur  Ausfuhrbestätigung  nicht  vorgelegt  worden, 
so  ist  die  auf  dem  Gegenstand  haftende  Fleischsteuer  als  verfallen  zu  betrachten  und  von  dem 
Einbringer  des  Fleisches  bezw.  dessen  Bürgen  oder  aus  dem  hinterlegten  Geldbetrag  zu  er- 
heben und  im  Accismanual  zu  verrechnen.  Die  erfolgte  Erhebung  ist  in  der  letzten  Spalte  des 
Registers  nachzuweisen. 

Wurde  der  Durchfuhrschein  erst  nach  Ablauf  der  geordneten  Frist  der  zuständigen 
Stelle  am  Austrittsort  vorgelegt,  oder  ist  derselbe  dem  Transportanten  in  Verlust  geraten,  so 
ist  alsbald  der  der  Ausfertigungsstelle  vorgesetzten  Bezirksstelle  Vorlage  zu  machen. 

5.  Das  in  Ziff.  2  erwähnte  Register  ist  bei  jeder  monatlichen  Abrechnung  zur  Prüfung 
vorzulegen,  jeweils  auf  1.  Dezember  eines  Jahres  abzuschliessen  und  bei  der  nächsten  Ab- 
rechnung der  Bezirksstelle  abzuliefern.  Etwaige  unerledigte  Einträge  sind  in  das  Register 
für  das  folgende  Jahr  zu  übertragen. 

IL  Abschnitt. 
Für  die  Steueraufseher. 

§  12. 
Die  Steueraufseher  haben  darüber  zu  wachen,  dass  Gattung  und  Gewichtsklasse  der 
Schlachttiere  richtig  angegeben  werden.  Bei  Zweifeln  an  der  Richtigkeit  des  angegebenen 
Schlachtgewichts  ist  die  Entscheidung  des  Fleischbeschauers  herbeizuführen  und  erforderlichen- 
falls auch  die  Verwiegung  zu  beantragen.  Das  in  §  1  der  Dienstanweisung  für  die  Steuer- 
erheber Bemerkte  ist  hierbei  auch  von  den  Steueraufsehem  entsprechend  zu  beachten. 

§  13. 

Die  Steueraufseher  haben  ihr  Augenmerk  darauf  zu  richten ,  dass  die  Steuer  zur  ge- 
hörigen Zeit  —  also  in  der  Regel  vor  der  Schlachtung  —  entrichtet  wird.  Zu  diesem  Zweck 
haben  sie  sich  von  dem  Steuerpflichtigen  die  Steuer quittun gen  und  Freischeine  vorzeigen  zu 
lassen.  Bei  Vorweisung  von  Freischeinen  haben  sie  zu  untersuchen,  ob  nach  den  obwaltenden 
Umständen  jene  ausgestellt  werden  durften.  Bei  Vornahme  einer  Schlachtung  vor  der  Lösung 
eines  Freischeins  haben  sie  sich  zu  verlässigen,  ob  dieses  Verfahren  wirklich  durch  einen  Not- 
fall bedingt  war. 

§  14. 

Die  Steueraufseher  haben  sorgfältig  dariiber  zu  wachen ,  dass  die  in  Art.  6  Abs.  3  des 
Gesetzes  vorgesehene  Verlängerung  der  Gültigkeitsdauer  einer  Steuerquittung  oder  eines  Frei- 
scheins nicht  etwa  missbräuchlich  d.  h.  nachdem  die  Urkunde  bereits  zur  Vornahme  einer 
Schlachtung  benützt  wurde,  erwirkt  werde.  Auch  ist  darauf  zu  achten,  dass  von  den  Steuer- 
erhebem  nicht  die  Gültigkeitsdauer  von  Steuerquittungen  oder  Freischeinen  ausgedehnt  werde, 
wenn  die  in  Art.  6  Abs.  3  des  Gesetzes  den  Steuerpflichtigen  gewährte  Anzeigefrist  bereits 
abgelaufen  ist. 

Nach  §  4=  der  Vollzugsverordnung  ist  der  Steueraufseher  selbst  befugt,  die  Gültigkeits- 
dauer der  Steuerquittung  oder  des  Freischeins  zu  verlängern,  wenn  die  vorgeschriebene  An- 
zeige beim  Ortssteuererheber  eine  für  den  Geschäftsbetrieb  des  Steuerpflichtigen  störende  Ver- 
zögerung der  Schlachtung  zur  Folge  haben  müsste.  Von  dieser  Befugnis  ist  namentlich  dann 
Gebrauch  zu  machen,  wenn  jene  Anzeige  an  dem  Tage,  an  welchem  geschlachtet  werden  sollte, 
wegen  vorgerückter  Zeit  nicht  mehr  erfolgen  kann  und  die  Schlachtung  nunmehr  in  der  Frühe 
des  folgenden  Tages  (vor  Beginn  des  Bureaudienstes)  vorgenommen  werden  soll.  Uebrigens 
hat  der  Steueraufseher  auch  in  anderen  Fällen  einem  rechtzeitig,  d.  h.  innerhalb  der  Anzeige- 
frist gestellten  Begehren,  dass  die  Gültigkeit  der  Steuerquittung  oder  des  Freischeins  ver- 
längert werde ,  zu  entsprechen ,  sofern  die  Verlängerung  an  sich  unbedenklich  erscheint ,  und 
dem  Steuerpflichtigen  eine  namhafte  Zeitversäumnis  hierdurch  erspart  wird.  Der  Steuerauf- 
seher hat  in  diesen  Fällen  die  Steuerquittung  oder  den  Freischein  mit  einem  bezüglichen  Ver- 
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merk  zu  versehen  und  den  Steuererheber,  sobald  thonlich,  von  der  Sache  in  Kenntnis  zu  setzen. 
Eine  ntwihträgliche  Anzeige  seitens  des  Metzgers  bei  dem  Steuererheber  ist  in  den  bezeichneten 
Fällen  nicht  erforderlich. 

Dass  der  Steuerpflichtige  eine  Schlachtung  vornehme,  ohne  überhaupt  die  Steuerquittung 
zu  besitzen,  darf  das  Steueraufsichtspersonal  unter  heinen  Umständen  gestatten. 

§  15. 

Die  Steueraufseher  haben  durch  Einsicht  der  bei  den  Steuererhebem  aufbewahrten  Er- 
klärungen der  Metzger  über  besondere  Fleischaufbewahrungsräume  (Art.  8  Abs.  1  des  Gesetzes) 
sich  von  den  letzteren  Kenntnis  zu  verschaffen. 

Auch  haben  dieselben ,  um  die  Hinterziehungen  der  Fleischsteuer  möglichst  zu  ver- 
hüten bezw.  zu  entdecken ,  von  der  in  Art.  10  Abs.  S  des  Gesetzes  gewährten  Ermächtigung 
häufig  Gebrauch  zu  machen. 

§  16. 

Die  Register  über  das  von  den  einzelnen  Metzgern  versteuerte  Schlachtvieh  haben  die 
Steueraufseher,  so  oft  sie  sich  bei  einem  Steuererheber  einfinden,  nach  vorheriger  Vei^leichnng 
derselben  mit  dem  Accismannal  unter  dem  letzten  Eintrag  mit  dem  Datum  und  ihrer  Unter- 
schrift zu  versehen. 

Auch  von  den  Fleischdurchfuhrregistem  haben  dieselben  Einsicht  zu  nehmen  und  dass 
dies  geschehen,  unter  dem  letzten  Eintrag  durch  Beisetzung  ihrer  Unterschrift  ersichtlich 
zu  machen. 

Bezüglich  der  zur  Prüfung  der  Uebereinstimmung  der  Accismanualeinträge  mit  den 
von  den  Erhebem  ausgestellten  Quittungen  dienenden  Kontrollezeichen  haben  sich  die  Steuer- 
aufseher nach  den  hierwegen  bestehenden  besonderen  Vorschriften  zu  achten. 

§17. 

Die  Steueraufeeher  sollen  bestrebt  sein,  sich  von  der  ungefähren  Grösse  des  Fleisch- 
absatzes der  einzelnen  Metzger  Kenntnis  zu  verschaffen  und  haben  ihre  besondere  Aufmerk- 
samkeit denjenigen  zuzuwenden,  welche  weniger  versteuern,  als  sie,  der  wahrscheinlichen 
Grösse  ihrer  Kundschaft  nach,  verkaufen. 

Auch  auf  das  Schlachten  der  Privatleute  zum  eigenen  Gebrauch  haben  die  Steuer- 
aufseher ihr  Augenmerk  zu  richten. 

Von  wahrgenommenen  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Bestimmungen  des  Fleischsteuer- 
gesetzes  und  der  zugehörigen  Yollzugsverordnung  haben  die  Steueraufseher  der  Bezirksstelle 
unter  genauer  Darlegung  des  Sachverhaltes  behufs  Einleitung  des  Strafverfahrens  Anzeige  zu 
erstatten.  Bei  Entdeckung  einer  Defraudation  hat  der  Steueraufseher  geeigneten  Falles  das 
Accismanual  gegen  den  Betreffenden  in  der  geordneten  Weise  (vgl.  §  46  letzten  Abs.  d.  D.A. 
zum  W.St.G.)  zu  sperren. 

Femer  haben  die  Steueraulseher,  wenn  «ie  Mängel  oder  Unrichtigkeiten  im  Vollzug 
der  bestehenden  Vorschriften  bei  den  Steuererhebem  wahrnehmen  und  solche  nicht  im  Be- 
nehmen mit  den  Letzteren  beseitigt  werden  können ,  an  die  vorgesetzte  Bezirksstelle  Bericht 
hierüber  zu  erstatten. 


ni.  Abschnitt 
Für  die  Fleischbeschaner. 

§  18. 
Im  Falle  des  Art.  3  Abs.  l  des  Gesetzes  hat  der  Fleischbeschauer  des  Orts  auf  Auf- 
forderung des  Steuererhebers  oder  eines  Steueraufsehers  über  das  Schlachtgewicht  eines  Tieres 
zu  entscheiden.  Die  Schätzung  des  Fleischbeschauers  hat  das  Gewicht  des  erkalteten  Tieres 
in  ganzen  Kilogrammen  zu  bezeichnen  unter  Ausserachtlassung  der  nach  Art.  2  Abs.  3  des 
Gesetzes  und  §  i  der  Yollzugsverordnung  bei  der  Gewichtsbestimmung  nicht  mitzählenden 
Teile  des  Tieres. 

§  19. 
Ueber  das  Ergebnis  der  Schätzung  hat  der  Fleischbeschauer  ein  schriftliches  Zeugnis 
in  nachstehender  Fassung  auszustellen: 
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„Das  von  N.  N.   zur  Schlachtung  bestimmte   (geschlachtete)  Tier  (Rind  etc.) 
wurde  auf  Verlangen  der  Steuerbehörde  heute  von  mir  auf  ein  Schlachtgewicht 

von kg  abgeschätzt,  was  bescheinigt" 

Ort  und  Datum :  Name  des  Fleischbeschauers : 

Dieses  Zeugnis  ist  alsbald  dem  Steuerbediensteten,  welcher  die  Abschätzung  beantragt  hat, 
zu  übergeben. 

Wird  es  nach  Art.  3  Abs.  2  des  Gesetzes  erforderlich,  das  Schlachtgewicht  durch  Ver- 
wiegung zu  ermitteln,  so  hat  der  Fleischbeschauer  der  letzteren  anzuwohnen.  Auf  dem  vor- 
erwähnten Zeugnis  ist  sodann  auch  das  Ergebnis  der  Verwiegung  zu  vermerken  und  solches 
ausser  von  dem  Steuerpflichtigen  oder  seinem  Vertreter,  sowie  von  dem  Steuerbediensteten, 
auch  von  dem  Fleischbeschauer  unt«rschrütlich  zu  bestätigen. 

Der  Fleischbeschauer  hat  darauf  zu  achten,  ob  nicht  etwa  vor  der  Verwiegung  einzelne 
mitzuverwiegende  Teile  des  Tieres  entfernt  worden  sind,  da  in  diesem  Falle  die  Verwiegung 
nach  Art.  3  Abs.  3  des  Gesetzes  unterbleibt.  Wird  eine  solche  Wegnahme  einzelner  Teile 
seitens  des  Steuerbeamten  behauptet,  vom  Steuerpflichtigen  aber  bestritten,  so  hat  der  Fleisch- 
beschauer hierüber  zu  entscheiden.  Wird  infolge  eigener  Wahrnehmung  des  Fleischbeschauers 
oder  eines  Antrags  des  Steuerbeamten  festgestellt,  dass  einzelne  Teile  beseitigt  worden  sind, 
so  hat  der  Fleischbeschauer  das  von  dem  Steuererheber  oder  Steueraufseher  hierüber  auf- 
genommene Protokoll  zu  unterzeichnen. 

Vierter  Abschnitt. 

Fttr  die  Bezirkssteuerstellen. 

(Obereinnehmereien  iind  Hauptsteuerämter.) 

§  20. 
Die  Bezirkssteuerstellen  haben  im  allgemeinen  darüber  zu  wachen,  dass  die  Vorschriften 
des  Gesetzes  und  der  Vollzugsverordnung  sowie  der  gegenwärtigen  Dienstanweisung  überall 
gehörig  zur  Anwendung  und  Durchführung  gelangen.    Im  übrigen  findet  das  in  §§  51  und  .52 
der  Dienstanweisung  zum  Weinsteuergesetz  Bemerkte  auch  hier  sinngemässe  Anwendung. 

§  21. 

Die  von  den  Erhebem  zur  Aufrechnung  gebrachten  Quittungen  über  gemäss  5  4  Abs.  3 
der  Dienstanweisung  von  ihnen  geleistete  Steuerrückersätze  haben  die  Bezirksstellen  auf  Grund 
der  erforderlichen  Zeugnisse  zu  prüfen  und  dass  dies  geschehen ,  auf  den  Quittungen  selbst 
zu  beurkunden. 

Die  den  Bezirksstellen  in  den  Fällen  des  §  i  Abs.  4  der  Dienstanweisung  von  den 
Steuererhebem  vorgelegten  Gesuche  um  Eückvergütung  der  Fleischsteuer  sind  gleichfalls  genau 
zu  prüfen.  Wenn  ein  Bedenken  gegen  die  Rückvergütung  nicht  obwaltet,  ist  sodann  solche 
zur  Zahlung  anzuweisen  und  falls  die  Rückvergütung  auf  erfolgtes  Ansuchen  einem  Metzger 
geleistet  wird,  dem  früheren  Eigentümer  des  betreifenden  Tieres  hiervon  Kenntnis  zu  geben. 
Der  Quittung  sind  hierauf  sämtliche  auf  die  Sache  bezüglichen  Schriftstücke  anzuschliessen. 
Glaubt  aber  die  Bezirksstelle,  die  Leistung  der  beanspruchten  Rückvergütung  beanstanden  zu 
müssen,  so  ist  bezügliche  Vorlage  anher  zu  machen. 

Ebenso  haben  die  Bezirksstellen  die  in  den  Fällen  des  §  4  Abs.  5  der  Dienstanweisung 
erfolgenden  Vorlagen  der  Steuererheber  zu  prüfen,  und  wenn  die  Steuerfreiheit  der  betreffenden 
Schlachtung  begründet  erscheint,  die  Rückvergütung  der  bezahlten  Steuer  anzuordnen.  Auch 
in  diesen  Fällen  sind  sämtliche  auf  die  Sache  bezüglichen  Schriftstücke  den  Quittungen  an- 
zuschliessen. 

§  22.: 

Die  von  den  Steuererhebern  bei  den  monatlichen  Abrechnungen  vorgelegten  Register 
über  das  von  den  einzelnen  Metzgern  versteuerte  Schlachtvieh  sind  von  den  Bezirksstellen  bei 
den  Abrechnungen  zu  prüfen.  Dass  dies  geschehen,  ist  jeweils  durch  Beisetzung  des  Namens- 
zuges des  die  Prüfung  Vornehmenden  unter  dem  letzten  Eintrag  ersichtlich  zu  machen. 

§  23. 

Die  nach  §  8  vorgelegten  Erklärungen  der  Metzger  über  von  ihnen  benützte  besonderej 
Fleischaufbewahrungsräume  sind  einer  Prüfung  zu  unterwerfen  und  sodann  mit  dem  Vidit  ver  j^ 
sehen  den  Steuererhebem  zur  Aufbewahrung  beim  Dienst  zurückzugeben. 
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S  n. 

Das  in  §  22  Bemerkte  gilt  auch  hinsichtlich  der  Register  über  Darchfnhren  Ton  Fleisch. 
Bei  der  Prüfung  der  letzteren  Register  ist  namentlich  darauf  zu  sehen,  dass  die  Wiederausfuhr 
der  betreflfenden  Fleischmengen  nachgewiesen  oder  aber  die  auf  denselben  haftende  Steuer 
rechtzeitig  zur  Erhebung  gebracht  ist. 

Jährlich  und  zwar  längstens  bis  15.  Januar  des  auf  den  Abschluss  der  Register 
folgenden  Jahres  sind  sodann  die  erwähntenRegist^rnebst  Beilagen  geheftet  anher  vorzulegen. 
Hat  sich  im  Bezirk  zur  Führung  eines  solchen  Registers  in  der  betreflfenden  Periode  kein  An- 
lass  ergeben,  so  ist  Fehlanzeige  zu  erstatten. 

Erfolgt  im  Falle  verspäteter  Vorlage  eines  Durchfuhrscheines  oder  des  Verlustes  eines 
solchen  Vorlage  an  eine  Bezirksstelle  (§  11  Ziflf.  4  letzter  Absatz  der  Dienstanweisung) ,  so  ist 
letztere  nach  Prüfung  der  einschlägigen  Verhältnisse  befugt,  von  Erhebung  der  Steuer  dann 
Umgang  nehmen  zu  lassen,  wenn  die  verspätete  Vorlage  des  Scheines  bei  der  zuständigen 
Stelle  am  Austrittsorte  hinreichend  begründet,  bezw.  die  erfolgte  Aosfohr  des  Fleisches  ander- 
weitig nachgewiesen  ist. 

§  25. 

Wenn  den  Bezirksstellen  zur  Kenntnis  kommt,  dass  Fleischbeschauer  den  ihnen  in 
steuerlicher  Beziehung  erwachsenden  Verpflichtungen  nicht  gehörig  nachkommen,  so  ist  durch 
Mitteilung  an  das  betreflfende  Bezirksamt  für  Abhilfe  zu  sorgen,  erforderlichenfalls  aber  Vor- 
lage anher  zu  machen. 

Versäumnisse  der  Tierärzte  in  betreff  der  nach  Art.  7  des  Gesetzes  und  g  5  der  Voll- 
zugsverordnung ihnen  obliegenden  Anmeldepflicht  sind  gleichfalls  dem  Bezirksamt  zur  Kennt- 
nis zu  bringen. 


V.  Abschnitt. 
Für  die  Zollbehörden.  « 

§  26. 

Wenn  die  Zollstellen  berufen  sind,  bei  der  Einfuhr  und  Durchfuhr  von  Fleisch  die 
Steuerstellen  zu  vertreten,  so  haben  sie  im  allgemeinen  die  für  die  Steuererheber  desfalls  ge- 
gebenen Vorschriften,  insbesondere  auch  bezüglich  der  Führung  und  Vorlage  des  Accis- 
manuals  zu  beachten. 

Die  zur  Verrechnung  der  erhobenen  Fleischsteuer  erforderlichen  Manualimpressen 
werden  den  Zollstellen  auf  jedesmaliges  Begehren  von  der  betreffenden  Bezirkssteuerstelle 
gegen  Bescheinigung  verabfolgt  werden. 

§  27. 
Erfolgt  im  Falle  des  §  9  der  Vollzugsverordnung  die  Wiederausfuhr  von  Fleisch 
über  eine  Zollstelle,  so  hat  letztere  —  sofern  die  Ausfuhr  nicht  mittelst  Eisenbahn,  Post  oder 
Dampfschiff  geschieht,  und  deshalb  von  der  betreflfenden  Expedition  des  Aufgabeorts  die  Ans- 
fuhrbestätigung  zu  geben  ist  —  die  Bescheinigung  des  Ausgangs  unter  Beachtung  des  in  §  11 
Ziff.  3  Abs.  1  Bemerkten  auf  dem  zugehörigen  Durchfnhrschein  zu  erteilen  und  diesen  an  die 
Ausfertigungsstelle  zurückzusenden. 

Karlsruhe,  den  6.  November  1886. 

Steuerdirektion. 
Glockner. 
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Accismannal  Nr.  1. 

Metzger  N. 
zahlt  für  einen  Ochsen  mittleren  Ge- 
wichts, Schlachtung  am  4.  November 
Accise 
■wofür  quittiert  worden  ist. 

den  3.  November  1886. 


M. 


Pf. 


Beilage  I. 

Steuereinnehmerei  Muggensturm. 
Quittung  Nr.  1. 

Metzger  N. 
zahlt    für    einen   Ochsen    mittleren   Gewichts, 
Schlachtung  am  4.  November, 

Accise  6  M.  — 
sage:  sechs  Mark, 
wofür  quittiert 

den  3.  November  1886. 
Steuererheber  N. 


Kontrollezeichen  Nr.  I. 

Obereinnehmerei  Eastatt, 

Steuereinnehmerei  Muggenstunn. 

Metzger  N. 

zahlt  Fleischaccise  6  M.  — 

den  3.  November  1886. 

N. 

(Rückseite.)  Mit  diesem  Kontrollezeichen  kann 
nie  ein  Beweis  der  Zahlung  geliefert  werden, 
und  es  ist  dem  Accispflichtigen  bei  Strafe  unter- 
sagt, dasselbe  von  der  Quittung  abzuschneiden. 
Nur  die  Aufsichtspersonen  haben  das  Recht, 
dieses  Zeichen  abzuschneiden  und  zur  Hand 
zu  nehmen. 


Accismannal  Nr.  2. 

N.  musste  heute  ein  Rind  von 
kleinem  Gewicht  schlachten  lassen. 
Schlachtung  notwendig  infolge 
Hirnkrankheit  laut  anl.  Zeugnis. 
Eigentümer  kein  Metzger, 
den  3.  November  1886. 
oder: 
(Schlachtung  notwendig  wegen 
Bruchs    des    rechten   Vorderfusses, 
wovon  sich  der  Unterzeichnete  durch 
persönliche  Anschauung  überzeugt 
hat.    Eigentümer  kein  Metzger, 
den  3.  November  1886. 
St€uererheber  N.) 


Pf. 


Steuereinnehmerei  Muggenstunn. 
Quittung  Nr.  2. 

N.  musste  heute  ein  Rind  von  kleinem  Ge- 
wicht schlachten  lassen. 

Schlachtung  notwendig  infolge  Himkrank- 
heit  laut  Zeugnis. 

Eigentümer  kein  Metzger. 

Accise  —  M.  — 
sage:  —  Mark, 
den  3.  November  1886. 
Steuererheber  N. 
oder : 
(Schlachtung  notwendig  wegen  Bruchs  des  rech- 
ten Vorderfusses,  wovon  sich  der  Unterzeichnete 
durch  persönliche  Anschauung  überzeugt  hat. 
Eigentümer  kein  Metzger. 

den  3.  November  1886. 

Steuererheber  N.) 


Kontrollezeichen  Nr.  2. 

Obereinnehmerei  Rastatt, 

Steuereinnehmerei  Muggenstunn. 

N.    Notschlachtung. 

accisfrei. 
den  8.  November  1886. 
N. 

(Rückseite.)  Mit  diesem  Kontrollezeichen  kann 
nie  ein  Beweis  der  Zahlung  geliefert  werden, 
und  es  ist  dem  Accispflichtigen  bei  Strafe  unter- 
sagt, dasselbe  von  der  Quittung  abzuschneiden. 
Nur  die  Aufsichtspersonen  haben  das  Recht, 
dieses  Zeichen  abzuschneiden  und  zur  Hand 
zu  nehmen. 
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.i: 


Grossh.  Obereinnehmerei 
Grossh.  Hanptsteneramt 


BetUfe  II. 

Stenereiimehmerei : 

Register 

über 

das  von  dem  Metzger 

versteuerte  Schlachtvieh  im  Steuerjahr  l.  Dezember  18  .  .  /  .  . 
(§  7  der  Dienstanweisung  ztun  Fleischsteuergesetz.) 


der  Ver- 

Zahl des  versteuerten  Schlachtviehs 

Nr. 

_ 

steuerung 

Rinder 

,           Ochsen 

Kühe       {      Farren 

s 

N 

von 

von  , 

i 

s> 

tc 

S'H) 

von 

200    '  von 

von 

,  von 

des 

a 

^ 

unter 

bis 

250  kg' 

lunter 

bis    200  kg  unter  |200 kg 

unter,  200  kg 

Accis- 

;-i 

s 

Tag 

Monat 

200  kg 

aus- 
schl. 

und 
mehr 

200  kg 

aus-      und|200kgi  und 
schl.    mehr;           Imehr 

200  kg    und 
mehr 

manaalfl 

1 

250  kg 

250kg             1             i 

1 

m 

Stück  Stück 

Stück 

Stück  Stück!  Stück  1  Stück  Stückj  Stück  Slück 

1 

i 

Beilage  III. 

Grossh.  Obereinnehmerei  ^  .    ,  ,      ,  .  ,  „  „ 

Grossh.  Hauptsteueramt  Fleischdurchfuhrregister  O.-Z. 

Fleischdnrchführschein. 

(§  11  der  Dienstanweisung  zum  Fleischsteuergesetz.) 

X.  N.  von  X.  führt  heute kg  Fleisch  aus  N.  mit   der  Erklärung  ein,   dass 

dasselbe  zur  Durchfuhr  nach  N.  bestimmt  sei. 

Der  Transport  ist  mit  ....  Siegeln  versehen. 

Die  Ausfuhr  ist  zu  bestätigen  durch  die  Steuereinnehmerei  (Gäterexpedition  etc.)  N., 

welcher  dieser  Schein  längstens  bis vorzulegen  ist. 

X.,  den  .  .  ten 

Grossh.  Steuereinnehmerei. 
N. 

Die   richtige  Ausfuhr   obigen   Fleischtransports,    sowie    die    Unverletztheit   des   Ver- 
schlusses beurkundet 

X.,  den  .  .  ten 

(Bezeichnung  der  Stelle.) 
(Siehe  die  Anmerkungen  auf  der  anderen  Seite.) 

(Rückseite.)  Anmerkungen. 

1.  Dieser  Schein  ist  der  anderseits  bezeichneten  Stelle  am  Anstrittsort  behufs  Be- 
stätigung der  Ausfuhr  abzugeben. 

2.  Letztere  Stelle  hat  den  Schein  alsbald  mit  der  Bestätigung  der  Ausfuhr  versehen 
an  die  Ausfertigungsstelle  zurückzusenden. 

3.  Ist  die  Abgabe  des  Scheins  nicht  längstens  bis  zu  dem  anderseits  angegebenen 
Termin  an  dem  Austrittsort  erfolgt,  so  wird  die  Steuer  für  das  eingeführte  Fleisch 
von  dem  Einbringer  erhoben. 

Für  die  Ausfertigung  des  Scheins  einschliesslich  der  Siegelanlage  ist  dem  Steuererheber 
eine  Gebühr  von  10  Pf.  zu  bezahlen. 
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Grossh.  Obereinnehmerei 
Grossh.  Hauptsteueramt 


Beilage  IV. 

Steuereinnehmerei : 


Register 

über 

Durchfuhr  von  Fleisch 

im  Steueijahr  l.  Dezember  18  .  .  |  .  . 

(§  11  der  Dienstanweisung  zum  Fleischsteuergesetz). 


O.Z. 


der  Einfuhr 


Tag 


Monat 


Namen 

und  Wohnort 

des  Einbringers 


Gewicht 

des 
Fleisches 

kg 


Tag,  an  welchem 


die  Frist  zur 
Abgabe  des 
Durchfuhr- 
scheins ab- 
läuft 


der  Durch- 
fuhrschein 

zurück- 
gekommen 
ist 


Bemerkungen 

über 
Siegelanlage, 
Sicherheits- 
leistung, Ver- 
steuerung etc. 


Begründung  zum  Gesetzentwurf  vom  3.  März  1886. 


Die  Gesetzgebung  über  die  durch  die  Accisordnung  vom  4.  Januar  1812  im  Grossherzog- 
tum eingeführte  Schlachtvieh-  oder  Fleischaccise  hat  während  der  Dauer  ihres  Bestandes  mannig- 
fache Umgestaltungen  erfahren.  Nach  der  Accisordnung  erstreckt  sich  die  Besteuerung  nicht 
nur  auf  Grossvieh  und  Kälber,  sondern  auch  auf  Schweine,  Schafe,  Lämmer  und  Ziegen;  die 
Abgabe  wurde  nach  dem  Stück,  beim  Grossvieh,  jedoch  mit  verschiedenen,  nach  dem  Gewicht 
geordneten  Abstufungen  erhoben.  Durch  das  Gesetz  vom  14.  Mai  1828  wurde  sodann  die  Ver- 
steuerung des  Grossviehes  nach  dem  Gewicht  eingeführt  und  die  Accise  für  Ochsen  aufß/gkr., 
für  Rinder  auf  s/g  kr.,  für  Parren  und  Kühe  auf  ^/g  kr.  vom  Pfund  bestimmt.  Nach  kaum  vier- 
jähriger Geltungsdauer  dieses  Gesetzes,  welches  lebhafte  Klagen  der  Metzger  hervorrief,  wurde 
durch  das  provisorische  Gesetz  vom  10.  Mai  1832  nach  der  Wahl  der  Metzger  eines  jeden  Orts 
neben  der  Steuerentrichtung  nach  dem  Gewicht  auch  diejenige  nach  dem  Stück  und  die  Zahlung 
gemeinde  weiser  festzusetzender  Aversen  zugelassen ;  die  Accise  nach  dem  Stück  wurde  hierbei 
auf  diejenigen  Beträge  bestimmt,  welche  sich,  bei  Anwendung  der  Steuersätze  des  Gesetzes  von 
1828  auf  die  aus  dem  Acciserträgnis  der  Jahre  1829,31  berechneten  Durchschnittsgewichte  er- 
gaben, nämlich  auf  6  fl.  25  kr.  vom  Ochsen,  auf  2  fl.  20  kr.  von  einem  Rind,  Farren  oder 
einer  Kuh. 

Die  Accise  vom  Schwein-,  Schaf-,  Lamm-  und  Ziegenfleisch  wai-  schon  durch  die  Ge- 
setze vom  14.  Mai  1828  und  vom  28.  Dezember  1831  aufgehoben  worden.  Das  Gesetz  vom 
13.  Juli  1833  behielt  die  erwähnte  provisorische  Regelung  für  die  Dauer  der  Budgetperiode 
1834|35  bei;  definitiv  geordnet  wurde  sodann  der  Gegenstand  durch  das  noch  jetzt  geltende 
Gesetz  vom  28.  Mai  1835,  welches  die  Einheit  der  Besteuerungsform  wiederherstellte.  Nach 
diesem  Gesetze  hat  nämlich  die  Steuerentrichtung  ausschliesslich  nach  der  Stückzahl  der 
Schlachttiere  zu  erfolgen;   die  Steuersätze  sind  die  gleichen,  wie  die  durch  die  Gesetze  von 
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1S32  und  1833  für  die  Versteuerung  nach  dem  Stück  bestimmten,  wobei  nach  der  schon  in  der 
Accisordnung  von  1812  enthaltenen  Eegel  ein  Ochs  unter  400  Pfund  wie  ein  Rind ,  ein  Rind 
von  400  Pfund  und  darüber  wie  ein  Ochs  zu  versteuern  ist.  Eine  Ergänzung  des  Gesetzes  von 
1835  bildet  das  Kontrolle-  und  Strafbestimmungen  enthaltende  Gesetz  vom  28.  März  1814,  die 
unrichtige  Deklaration  der  Metzger  beim  Schlachten  von  grösserem  Rindvieh  betreffend.  Mit 
dem  Gesetz  vom  30.  Juni  1862 ,  welches  die  Accise  vom  Kalbfleisch  aufhob ,  schliesst  sodann 
die  gesetzgeberische  Thätigkeit  auf  diesem  Gebiete  ab.  An  die  Stelle  der  Steuersätze  von 
2  fl.  20  kr.  und  6  fl.  25  kr.  traten  mit  Einführung  der  Reichswährung  die  denselben  nahezu 
genau  entsprechenden  Beträge  von  4  M.  und  11  M. 

Wenn  hiernach  die  dermalige  Ordnung  der  Fleisehsteuer  —  von  der,  an  die  politischen 
Ereignisse  des  Jahres  1848  sich  knüpfenden,  vorübergehenden  Aufhebung  derselben  ab- 
gesehen —  sich  während  50  Jahren  in  Geltung  erhalten  hat,  so  ist  sie  doch  während  dieses 
Zeitraums  keineswegs  ohne  Anfechtung  geblieben.  Vielmehr  waren  die  Bemühungen  der 
Metzger  unausgesetzt  darauf  gerichtet ,  sei  es  die  gänzliche  Aufhebung  der  Fleischaccise ,  sei 
es  deren  Ermässigung  durch  diese  oder  jene  Aenderung  des  geltenden  Tarifs  herbeizuführen, 
und  es  hatten  sich  fast  auf  jedem  Landtag  die  Ständekammem  mit  derartigen  Petitionen  der 
Metzger  zu  befassen.  Die  Wünsche  der  letzteren  blieben  jedoch  unbefriedigt ,  nicht  weil  man 
denselben  jede  Berechtigung  abgesprochen  hatte,  sondern  zumeist  aus  finanziellen  Rück- 
sichten und  weil  die  auf  Aenderung  des  Tarifs  gerichteten  Voi-schläge  nicht  für  sachgemäss 
erachtet  wurden. 

Auch  während  des  letzten  Landtages  haben  die  Schmalviehmetzger  des  Landes  in 
gleichlautenden ,  bei  der  2.  Kammer  eingereichten  Petitionen  um  Abänderung  der  bestehenden 
Gesetzgebung  gebeten  und  zwar  in  der  Richtung, 

„dass  die  für  Rinder  (und  Ochsen)  unter  40O  Pfund  dermalen  zu  entrichtende 
Accise  von  4  M.  per  Stück  auf  alle  solche  Tiere ,  welche  unter  500  Pfand  wiegen, 
ausgedehnt  werde,  und  erst  von  da  an  die  Accise  von  11  M.  eintrete." 

Von  den  Petenten  wurde  hierbei  darauf  hingewiesen,  dass  die  gegenwärtige  Abstufung 
der  Steuersätze  eine  unbillige  und  zugleich  volkswirtschaftlich  nachteilige  sei.  Der  Schmal- 
metzger ,  welcher  ein  Stück  von  400  Pfund  oder  wenig  darüber  schlachte  und  hierfür  die 
Accise  von  11  M.  zu  entrichten  habe,  sei  ausser  stand,  diesen  Steuerbetrag  auf  seine  Kunden 
zu  überwälzen,  d.  h.  sich  denselben  in  einem  höheren  Fleischpreis  ersetzen  zu  lassen,  da  er 
genötigt  sei,  sein  Fleisch  zu  gleichmässigem  Preise  an  die  Kunden  abzugeben.  Dem  Metzger 
sei  infolge  dessen  auch  beim  Einkauf  des  Viehes  die  Konkurrenz  mit  den  Metzgern  der  Nach- 
barländer, woselbst  eine  Fleischsteuer  nicht  besteht,  erschwert. 

Die  derzeitige  Besteuerung  bedinge  femer  eine  geänderte  Nachfrage  nach  schweren 
Tieren  und  wirke  hierdurch  nachteilig  auf  die  Viehzucht ;  sie  beeinträchtige  endlich  auch  den 
Nahrungsstand  gerade  der  minder  bemittelten  Volksklassen,  welchen  der  Genuss  des  kräftigeren 
und  nahrhafteren  Fleisches,  wie  es  die  Tiere  im  Gewicht  von  4-500  Pfund  besitzen,  der  hohen 
Steuer  wegen  nicht  geboten  werden  könne. 

Bei  der  Beratung  des  Gegenstandes  in  der  Sitzung  vom  l.  März  1884  erkannte  die 
2.  Kammer  in  Uebereinstimmung  mit  dem  hierüber  erstatteten  Bericht  Ihrer  Petitionskommission 
die  Ausführungen  der  Schmalmetzger ,  ohne  sich  übrigens  deren  Vorschlag  anzueignen ,  im 
wesentlichen  als  begründet  an  und  beschloss ,  die  Petition  der  grossh.  Regierung  empfehlend 
zu  überweisen. 

Auch  die  letztere  ist  bei  der  hierdurch  veranlassten  erneuten  Prüfung  der  Frage  zur 
üeberzeugung  gelangt,  dass  es  an  der  Zeit  sei,  durch  eine  Reform  des  Fleischsteuertarifs  den 
vieljährigen  Beschwerden  der  Metzger  abzuhelfen.  Es  kann  zwar  die  behauptete  schädliche 
Einwirkung  dieses  Tarifs  auf  die  Viehhaltung  und  auf  die  Richtung  der  Fleischproduktion  im 
allgemeinen  nicht  zugegeben  werden.  Denn  da  die  heutige  Entwicklung  der  Verkehrsverhält- 
nisse und  der  Verkaufsgelegenheiten  die  Möglichkeit  eines  vielseitigen  Absatzes ,  auch  nach 
den  Nachbarländern,  gewährt,  ist  der  Schlachtvieh  verkaufende  Landwirt  nicht  mehr  wie  flrüher, 
vom  Metzger  oder  Händler  abhängig. 

Auch  steht  die  Annahme,  dass  das  gegenwärtige  Tarifsystem  von  der  Züchtung  schwerer 
Tiere  abgehalten  habe,  nüt  der  Thatsache  nicht  im  Einklang,  dass  nahezu  in  allen  Landes- 
gegenden eine  Zunahme  des  mittleren  Gewichts  des  Rindes  stattgefunden  hat.  Vergleiche  in 
dieser  Hinsicht  die  auf  Anordnimg  des  grossh.  Ministeriums  des  Innern  im  Jahre  1876  ver- 
öffentlichten Mitteilungen  über  das  badische  Veterinärwesen  in  den  Jahren  1872  und  1873  von 
A.  Lydtin,  Tabelle  S.  2  (Seite  123)  und  die  Ergebnisse  der  Viehzählung  von  1883,  bei  welcher 

1051 


518  Begründung  zum  Gesetzentwurf. 

erstmals  eine  probeweise  amtliche  Ermittelung  des  Lebendgewichts  der  vorhandenen  Vieh- 
bestände angestellt  worden  ist  (statistische  Mitteilungen  von  1883  Nr.  20).  Die  starke  Einfuhr 
von  Ochsen  aus  Württemberg,  wo  eine  Staatsabgabe  von  Fleisch  nicht  mehr  erhoben  wird, 
scheint  gleichfalls  dafür  zu  sprechen,  dass  die  Rückwälzung  der  Steuer  auf  den  Verkäufer  des 
Tieres  in  der  Regel  nicht  gelingt.  Dagegen  lässt  sich  nicht  verkennen,  dass  der  gegenwärtige 
Tarif  mit  dem  unvermittelten  Sprunge  des  Steuersatzes  von  4  auf  11  M.  kaum  geeignet  ist, 
eine  gerechte  und  gleichmässige  Besteuerung  zu  erzielen  und  darum  dem  Interesse  weder  der 
Metzger  noch  der  Konsumenten  entspricht.  Und  gerade  der  Umstand,  dass  das  Durchschnitts- 
gevrtcht  der  Rinder  zugenommen  hat,  trägt  wesentlich  dazu  bei,  diese  Mangelhaftigkeit  des 
Tarifs  fühlbar  zu  machen. 

Was  nun  die  Art  und  Weise  der  zu  treffenden  Abhilfe  anbelangt,  so  stand  zunächst 
soviel  für  die  grossh.  Regierung  fest,  dass  an  dem  bisherigen  System  der  Besteuerung  nach 
der  Stückzahl  unter  Mitberücksichtigung  des  G-ewichts  der  Tiere 
festzuhalten  sei.  Von  einer  Rückkehr  zu  der  teueren  und  unbequemen  Besteuerung  nach  dem 
wirklichen  (genauen)  Gewicht  wird  ebensowenig  die  Rede  sein  können,  als  von  der  Aversierung ; 
beide  Systeme  haben  während  ihrer  Geltungsdauer  die  Probe  nicht  bestanden  und  sind  von  der 
grossen  Mehrheit  der  Metzger  abgelehnt  worden.  Die  Besteuerung  nach  dem  Lebendgewicht 
lässt  sich  schon  deshalb  nicht  ausfuhren ,  weil  die  hierzu  erforderlichen  Wagen  nicht  allent- 
halben vorhanden  sind. 

Auf  den  Vorschlag  der  Schmalmetzger ,  einfach  die ,  den  früheren  Abgabesatz  begrün- 
dende Gewichtsgrenze  von  400  auf  500  Pfund  hinaufzurücken ,  konnte  jedoch  —  von  anderen 
Bedenken  abgesehen  —  schon  wegen  des  hierdurch  entstehenden  finanziellen  Ausfalls  nicht 
eingegangen  werden.  Dieser  Ausfall  lässt  sich  zwar  nicht  genau  berechnen,  weil  nicht  bekannt 
ist,  wie  viele  Rinder  und  Ochsen  im  Gewicht  zwischen  400  und  500  Pfund  bisher  jährlich  ge- 
schlachtet wurden,  die  Kenntnis  dieser  Zahl  übrigens  auch  keinen  sonderlichen  Wert  hätte, 
indem  dieselbe  sich  eben  infolge  der  Steuererleichterung  ganz  erheblich  steigern  würde.  Ohne 
Zweifel  aber  würde  die  sich  ergebende  Mindereinnahme  eine  beträchtliche  sein.  Es  erübrigte 
hiernach  nur  die  Alternative ,  entweder  die  Gewichtsgrenze  unter  gleichzeitiger  Er- 
höhung des   Steuersatzes  für  die  Tiere  der  unteren  Klasse   etwa   auf 

5  M.  von  400  auf  500  Pfund  hinaufzurücken  oder  für  die  Tiere  im  Gewicht  von  400  bis  500  Pfund 
eine  Mittelklasse  mit  einem  Steuersatze  von  etwa  6  M.  zu  bilden. 

Der  erstere  Vorschlag  würde,  wenn  zugleich  alle  weiblichen  Rinder  und  Kühe  in  die 
Unterklasse  verwiesen  würden,  seiner  Einfachheit  halber  vom  steuertechnischen  Stand- 
punkte aus  unzweifelhaft  den  Vorzug  verdienen,  auch  einen  Steuerausfall  wohl  nicht  zur  Folge 
haben.  Die  grossh.  Regierung  konnte  sich  jedoch  nicht  dazu  entschliessen ,  eine  Aendennig 
des  Tarifs  zu  beantragen,  welche  die  Ernährung  gerade  der  minder  wohlhabenden  Volksklassen 
stärker  als  seither  belasten  wüi'de. 

Der  Entwurf  hat  sich  deshalb  für  den  zuletzt  erwähnten  Besteuerungsmodus  ent- 
schieden ,  welcher  auch  im  Schosse  der  2.  Kammer  lebhafte  Befürwortung  gefunden  hat.  Die 
Mittelklasse  über  die  Grenze  von  250  kg  —  etwa  bis  zu  300  kg  —  auszudehnen,  empfiehlt  sich 
nicht,  weil  das  Fleiscli  der  Tiere  von  250  kg  und  mehr  Gewicht  als  Mastfleisch  verkauft  zu 
werden  pflegt  und  daher  den  höchsten  Steuersatz  wohl  tragen  kann.  Der  mittlere  Steuersatz 
von  6  M.  würde  namentlich  den  Metzgern  in  den  kleineren  Städten  und  auf  dem  Lande  er- 
möglichen, besseres  Vieh  zu  schlachten,  als  seither.  Die  Tarifierung  der  Tiere  soll  lediglich 
nach  dem  Gewicht  erfolgen,  mit  der  Massgabe  jedoch,  dass  Kühe  und  Fan-en  höchstens  mit 
der  Steuer  von  6  M.  belegt  werden.  Diese  beiden  Tiergattungen,  wie  bisher,  schlechthin  in 
die  unterste  Klasse  zu  verweisen,  erscheint  nicht  gerechtfertigt,  zumal  bei  den  Farren,  welche 
meist  mit  bedeutendem  Gewicht  zur  Schlachtung  kommen,  und  deren  Fleisch  bei  der  Wurst- 
fabrikation in  gewinnbringender  Weise  verwertet  zu  werden  pflegt.  Auch  stärkere  und  ge- 
mästete Kühe,  wie  sie  in  den  Städten  geschlachtet  werden,  können  die  mittlere  Steuer  von 

6  M.  wohl  tragen.  Dagegen  soll  die  Steuer  von  11  M.  für  Kuh-  und  Farrenfleisch ,  welches 
immerhin  von  geringerer  Qualität  ist,  nicht  erhoben  werden. 

Auf  diese  Weise  wird  auch  der  leidige  Streit  zwischen  Metzgern  und  Steuerbehörden 
darüber,  ob  ein  weibliches  Rind  im  Gewicht  von  400  Pfund  oder  mehr,  weil  schon  trächtig  ge- 
wesen, als  Kuh  zu  versteuern  sei  oder  nicht,  ein  Ende  nehmen,  weil  künftig  alle  Tiere  unter 
250  kg  ausnahmslos  nach  dem  Gewicht  tarifiert  werden  sollen  und  weibliche  Rinder  (noch  nicht 
trächtig  gewesene  Tiere)  höheren  Gewichts  kaum  vorkommen.  Andei'seits  ist  aueli  wohl  nicht 
zu  besorgen,  dass  die  Einschaltung  der  neuen  Gewichtsklasse  eine  unerwünschte  Vermehrung 
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der  Verwiegangen  zur  Folge  haben  werde,  da  bei  der  massigen  Differenz  zwischen  dem  unteren 
und  mittleren  Steuersatz  und  mit  Rücksicht  auf  die  Kosten  der  Verwiegung  die  Steuerpflich- 
tigen in  Fällen,  wo  es  sich  um  die  CTntergrenze  der  Mittelklasse  handelt,  geneigt  sein  werden, 
sich  dem  Ausspruch  des  Fleischbeschauers  zu  unterwerfen,  und  da  femer  als  Wirkung  der 
schärferen  Strafbestimmungen  des  Entwurfs  mehr  Sorgfalt  und  Gewissenhaftigkeit  bei  Abgabe 
■der  Gtewichtsdeklaration  erwartet  werden  kann. 

Was  die  finanzielle  Wirkung  des  vorgeschlagenen  Tarifs  betrifft,  so  kann  wohl  an- 
genommen werden,  dass  die  seitherige  Einnahme  an  Fleischsteuer  —  im  Durchschnitt  der 
10  Jahre  1875— 8t  jährlich  öSi,039  M.  betragend  —  auch  künftig  annähernd  erreicht  werden 
wird.  Legt  man  der  Berechnung  des  Steuerertrags  die  für  einige  Städte  vorliegenden  näheren 
Angaben  über  Zahl  und  Gewicht  der  Schlachttiere  zu  Grund,  so  ergibt  sich  sogar  eine  Steigerung 
der  bisherigen  Einnahme.  Nach  dem  Berichte  des  Bezirkstierarztes  in  Karlsruhe  über  die  Er- 
gebnisse der  Fleischbeschau  daselbst  im  Jahre  1885  wurden  geschlachtet :  2278  Ochsen  mit  einem 
durchschnittliehen  Fleischgewieht  von  Sil^i  kg,  1405  Kühe  mit  einem  durchschnittlichen  Fleisch- 
gewicht von  200  kg ,  3442  Rinder  mit  einem  durchschnittlichen  Fleischgewicht  von  175  kg, 
1699  Farren  mit  einem  durchschnittlichen  Fleischgewicht  von  375  kg. 

In  Heidelberg  kamen  im  gleichen  Jahre  zur  Schlachtung :  781  Ochsen  im  Durchschnitts- 
gewicht von  350  kg,  305  Kühe  im  Durchschnittsgewicht  von  220  kg,  3037  Rinder  im  Durch- 
schnittsgewicht von  175  kg,  148  Farren  im  Durchschnittsgewicht  von  300  kg. 

Die  Steuer  von  diesen  Schlachtungen  beträgt 

nach  dem  seitherigen  Tarif:  in  Karlsruhe  51,242  M.,  in  Heidelberg  22,551  M... 
nach  dem  Entwurf:  in  Karlsruhe  57,450  M.,  in  Heidelberg  23,457  M. 

Indessen  sind  die  auf  diese  Weise  gewonnenen  Ziffern  des  künftigen  Ertrags  ohne 
Zweifel  zu  hoch,  da  unter  den,  durchweg  mit  11  bezw.  6  M.  berechneten  Ochsen  und  Kühen 
(zumal  bei  Karlsruhe)  eine  erhebliche  Anzahl  von  Tieren  unter  250  bezw.  2in  kg  Gewicht  sich 
befinden  wird,  welche  folglich  nur  mit  fi  bezw.  4  M.  zu  versteuern  wären. 

Die  Umgestaltung  des  Tarifs  bedingt  nun  ausser  der  Aenderung  des  Art.  2  des  Ge- 
setzes von  1835  notwendigerweise  auch  eine  solche  der  Bestimmungen  in  Art.  8  und  9  des  Ge- 
setzes von  18  u. 

Beide  Gesetze  sind  jedoch  noch  sonst  in  vielfacher  Hinsicht  veraltet  und  lückenhaft, 
es  empfiehlt  sich  daher,  bei  gegenwärtigem  Anlass  die  gesamte  Fleischsteuergesetzgebung  zu 
revidieren  und  den,  dermalen  in  mehreren  Gesetzen  und  Verordnungen  verteilten  Stoff  in 
einem  Gesetze  zusammenzu&ssen. 

Zu  den  einzelnen  Bestimmungen  des  Entwurfs  ist  folgendes  zu  bemerken : 

Za  Art.  2.  Zum  Eingeweide  sollen  auch  künftig ,  wie  dies  bisher  einer  im  Jahr  1878 
getroffenen  Anordnung  zufolge  der  Fall  war,  die  Nieren  und  das  Nieren^ett  gerechnet  werden. 

Zu  Art.  3.  Die  in  Abs.  3  vorgeschlagenen  Bestimmungen,  an  welchen  es  bisher  fehlte, 
sind  durchaus  erforderlich,  wenn  anders  verhindert  werden  soU,  dass  der  Pflichtige  sich  durch 
Vereitelung  der  Verwiegung  der  gesetzlichen  Steuerentrichtung  entzieht. 

Dass  die  Verwiegung  erst  nach  dem  Erkalten  des  Tieres  stattfinde,  liegt  im  Interesse 
des  Pflichtigen,  da  durch  die  Verdunstung  das  Gewicht  sich  vermindert.  Den  Steuerbeamten 
wird  es  im  übrigen  zur  Pflicht  gemacht  werden,  hinsichtlich  der  Zeit  der  Verwiegung  auf  die 
Wünsche  des  Pflichtigen  thunlichst  Rücksicht  zu  nehmen. 

Der  Besitz  einer  brauchbaren  und  vorschriftsmässig  geaichten  Wage  darf  bei  jedem 
Metzger  als  zu  seiner  Geschäftseinrichtung  gehörig,  vorausgesetzt  werden.  Bei  Landwirten 
wird  es  sich  in  der  Regel  um  Notschlachtungen  handeln  und  daher  die  Verwiegung  überhaupt 
nicht  in  Fi-age  kommen  (Art.  41.  Eintretenden  Falls  aber  soll  der  Steuerpflichtige ,  welcher 
eine  geeignete  Wage  nicht  besitzt ,  gehalten  sein ,  eine  solche  ohne  Anspruch  auf  Ersatz  et- 
waiger Transportkosten ,  beizuschaffen.  Hinsichtlich  der  Waggebühren,  insbesondere  soweit 
solche  für  Benützung  öffentlicher  Wagen  zu  entrichten  sind,  ist  Abs.  4  massgebend. 

Die  Gebühren  des  Fleischbeschauers  (Abs.  4)  sind  im  Verordnungswege  zu  bestimmen. 

Art.  4  enthält  mehrfache  Abweichungen  von  Art.  3  des  Gesetzes  von  1835. 

Zunächst  ist  in  den  unter  Ziff.  i  erwähnten  Fällen  von  dem  Erfordernis,  dass  das 
äusserlich  beschädigte  oder  erkrankte  Tier  „sogleich-  geschlachtet  werde ,  abgesehen ,  da 
durchaus  kein  Grund  vorliegt,  bei  einer  durch  Kurversuche  verzögerten  Schlachtung  die  Steuer- 
befreiung zu  versagen.  Die  landesherrliche  Verordnung  vom  10.  Dezember  1835  (Reg.-Bl.  S.  4»j7) 
hat  in  .\rt.  4  die  Accisfreiheit  in  Fällen  der  letzteren  Art  an  die  Bedingung  geknüpft ,   dass 
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dem  Accisor  spätestens  vor  Ablauf  von  48  Stunden  nach  der  Beschädigung  oder  Erkrankung 
Nachricht  gegeben  werde.  Einer  derartigen  Vorschrift  bedarf  es  jetzt  wohl  nicht  mehr,  da 
durch  die  vor  und  nach  der  Schlachtung  stattfindende  Fleischbeschau  das  Vorhandensein  einer 
die  Steuerbefreiung  rechtfertigenden  Ursache  der  Schlachtung  regelmässig  in  zuverlässiger 
Weise  festgestellt  wird. 

Sodann  gewährt  Zifif.  2  Steuerfreiheit  für  das  von  der  Polizeibehörde  für  ungeniessbar 
erklärte  Fleisch  ohne  Eücksicht  darauf,  ob  das  Tier  schon  vor  oder  erst  nach  der  Schlachtung 
als  krank  erkannt,  bezw.  ob  es  wegen  Krankheit  geschlachtet  wurde  oder  nicht,  da  der  Eigen- 
tümer im  einen  wie  im  andern  Falle  den  gleichen  Verlust  erleidet. 

Endlich  ist  als  weiterer  Steuerbefreiungsgrund  der  veterinärpolizeiliche 
Zwang  zur  Vornahme  einer  Schlachtung  hinzugefügt,  da  mit  dieser  Massregel  für  den  Vieh- 
besitzer eine  Vermögensbeschädigung  auch  dann  verbunden  zu  sein  pflegt,  wenn  das  Fleisch 
des  Tieres  als  geniessbar  befunden  wird.  Diese  Steuerbefreiung  soll  wie  die  zuvor  erwähnte 
auch  dem  Metzger  zu  statten  kommen ,  was  bei  der  Seltenheit  derartiger  Fälle  und ,  da  Miss- 
brauch ausgeschlossen  ist,  unbedenklich  erscheint. 

Zu  Art.  5.  Anzumelden  hat  derjenige ,  welcher  zur  Zeit  der  Schlachtung 
Eigentümer  oder  Besitzer  des  Tieres  ist,  wie  sich  aus  dem  Zusammenhang  dieses  Artikels  mit 
Art.  4  von  selbst  ergibt. 

Die  Gattung  soll  im  Interesse  einer  sicheren  Handhabung  der  Kontrolle  durchweg,  also 
auch  bei  Tieren  der  beiden  unteren  Gewichtsklassen,  wo  der  Steuersatz  sich  lediglich  nach  dem 
Gewicht  richtet,  angemeldet  werden. 

Der  Ausdnick  „vor  dem  Aushauen"  in  Art.  i  des  Gesetzes  von  1835  ist  häufig 
missverstanden  worden,  da  man  unter  „Fleischaushauen"  das  Zerlegen  des  Fleisches  auf  der 
Fleischbank  zur  Abgabe  an  die  Kunden  zu  verstehen  pflegt.  Es  wird  deshalb  im  Abs.  2  die 
deutlichere  Fassung:  „vor  dem  Spalten  des  Tierkörpers"  vorgeschlagen. 

Zu  Art.  6.  Unvorhergesehene  Hindemisse  der  Schlachtung  (Abs.  3)  machen  es  häufig 
auch  unmöglich ,  noch  am  gleichen  Tage ,  an  welchem  geschlachtet  werden  sollte ,  dem  Orts- 
steuererheber  den  Sachverhalt  anzuzeigen.  Es  soll  daher  hierfür  bis  zum  folgenden  Mittag 
Frist  gewährt  werden.  Eine  weitere  Ausdehnung  dieser  Frist  erscheint  wegen  der  hiermit 
verbundenen  Gefahr  der  Defraude  nicht  ratsam. 

Zu  Art.  5.  Auch  bei  den  polizeilich  angeordneten  Schlachtungen  kann  die  Erwirkung 
des  Freischeins  nicht  entbehrt  werden,  da  der  mit  der  Leitung  der  Schlachtung  beauftragte 
Tierarzt  (vgl.  §  15  der  Verordnung  grossh.  Ministeriums  des  Innern  vom  17.  August  1865, 
Eeg.-Bl.  S.  585)  mitunter  nur  kurze  Zeit  im  Schlachtlokale  verweilt  und  dämm  die  Möglichkeit 
von  Missbräuchen  nicht  ausgeschlossen  ist.  Es  erscheint  jedoch  angemessen,  in  solchen  Fällen 
den  Eigentümer  des  Tieres  —  zumal  wenn  ilim  auch  dessen  Gewahrsam  entzogen  ist  —  von 
der  Anmeldepflicht  zu  entbinden  und  dieselbe  dem  die  Schlachtung  leitenden  Tierarzt  auf- 
zuerlegen. 

Zu  Art.  8,  9  u.  10.  Die  hier  gegebenen  Vorschriften  entsprechen  mit  unwesentlichen 
Aendemngen  jenen  in  Art.  2,  4,  5  und  7  des  Gesetzes  vom  28.  Mai  1844 ,  bezw.  in  Art.  6  der 
landesherrlichen  Verordnung  vom  10.  Dezember  1835. 

Die  Bestimmung  in  Art.  l  des  erwähnten  Gesetzes,  welche  den  Metzgern  das  Schlachten 
nur  in  öffentlichen  Schlachthäusem,  in  ihren  Metzigen  und  den  angi-enzenden  Hofräumen  oder 
endlich  in  sonstigen,  der  Steuerbehörde  zu  diesem  Behuf  bezeichneten  Räumen  gestattet,  ist 
durch  die  §§  16,  23  Abs.  2  und  147  Ziff.  2  der  deutschen  Gewerbeordnung,  87a  und  95  des 
Polizeistrafgesetzbuches  in  Verbindung  mit  den  auf  Gmnd  dieser  Gesetzesstellen  erlassenen 
Polizeivorschriften  teils  als  aufgehoben  zu  betrachten,  teils  entbehrlich  geworden. 

Zu  Art.  11.  In  dem  Gesetz  von  1835  findet  sich  keine  Bestimmung  über  die  Be- 
steuerung des  von  auswärts  nach  [dem  Grossherzogtum  eingehenden  Fleisches.  Das  Gesetz 
vom  13.  Juli  1833  hatte  nach  dem  Vorgang  der  älteren  Fleischsteuergesetze  in  Art.  4  das  Fleisch 
von  accisbaren  Tieren,  sowie  Fleischwaren  bei  der  Einfuhr  mit  einer  Accise  von  Vu  kr.  vom 
Pfund  belegt.  In  das  Gesetz  von  1835  ist  diese  Bestimmung  nicht  aufgenommen  worden,  weil, 
wie  dessen  Motive  besagen,  „die  betreffenden  Vorschriften  in  dem  Zolltarif  (vom  21 .  Juni  1827) 
stehen  und  von  der  Erhebung  der  Fleischaccise  im  Innern  ganz  unabhängig  sind." 

Nach  dem  im  Jahr  1835  erfolgten  Eintritt  Badens  in  den  Zollverein  unterlag  nun  zwar 
das  vom  Vereinsauslande  eingehende  Fleisch  der  Verzollung  nach  Massgabe  des  deutschen 
Zolltarifs,  dagegen  fehlte  es  an  einer  Bestimmung  über  die  Veracoisung  des  aus  den  Ländern 
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des  Zollvereins  nach  Baden  eingehenden  Fleisches.  Es  wui-de  deshalb  durch  Verordnung  des 
Finanzministeriums  vom  9.  Januar  1836  (Rg-Bl.  S.  9)  bestimmt,  dass  von  Fleisch  und  Fleisch- 
waren bei  der  Einfuhr  aus  dem  Zollvereinsauslande  nur  der  tarifinässige  Zoll,  nicht  die  Fleisch- 
accise,  bei  der  Einfulu-  aus  einem  Zollvereinsstaate  aber  die  Accise  in  dem  seitherigen  Betrage 
(11 4  kr.  per  Pfund)  zu  entrichten  sei.  Hieran  schloss  sich  sodann,  da  es  an  der  erforderlichen 
Straf  bestinimung  gebrach,  das  provisorische ,  von  den  Landständen  später  genehmigte  Gesetz 
vom  7.  Dezember  1837  „die  Bestrafung  der  Accisdetraudation  bei  der  Einfuhr  von  Fleisch  aus 
anderen  Zollvereinsstaaten  betreffend-'  (Reg.-Bl.  von  1837  S.  425  und  von  1839  S.  179).  Diese 
Normen  gelten  noch  heute  für  die  Erhebung  der  Accise  vom  eingeführten  Fleisch ,  welche  seit 
1874  durch  die  jeweiligen  Finanzgesetze  auf  4  Pf.  vom  Pfund  (l'.t  kr.  =  3,57  Pf.)  festgesetzt 
worden  ist. 

Der  Entwurf  schreibt  nun  die  Besteuerung  des  eingeführten  Fleisches  ohne  Rücksicht 
auf  dessen  Herkunft  aus  dem  ZoUvereinsin-  oder  Ausland  allgemein  vor.  Das  Eeichsgesetz 
vom  27.  Mai  1885 ,  die  Abänderung  des  Zollvereinigungsvertrags  vom  8.  Juli  1867  betreffend 
(Reichsgesetz-Bl.  S.  109),  gewährt  die  Möglichkeit,  auch  das  gegen  Verzollung  eingehende 
Fleisch  der  Besteuerung  zu  unterwerfen,  und  es  liegt  kein  Grund  vor,  hiervon  keinen  Gebrauch 
zu  machen,  wie  dies  auch  früher,  so  lange  die  Höhe  des  Zollsatzes  vom  Fleisch  nicht  daran 
hinderte,  nämlich  in  den  Jaliren  1865—79,  geschehen  ist. 

Vgl.  das  provisorische,  später  von  den  Landständen  genehmigte  Gesetz  vom 

22.  September  1865  und  die  Verordnung  des  Finanzministeriums  vom  25.  gleichen 

Monats  (Reg.-Bl.  S.  607  und  614) .  sodann  die  Bekanntmachting  der  Steuerdirektion 

vom  1.  August  1879  (Steuer- Verord.-Bl.  S.  62). 

Dass  nur  die  Einfuhr  von  Fleisch  solcher  Tiere,  deren  Schlachtung  im  Inland  die  Stener- 

pflicht  begründet,  zu  besteuern  ist,  ergibt  sich  aus  Art.  1.    Die  bei  der  Gewichtsbestimmung 

ausser  Anschlag  bleibenden  Körperteile  steuerbarer  Tiere  wurden  nach  bisheriger  Praxis  der 

Eingangsabgabe  unterworfen,  sofern  sie  als  zum  Genuss  bestimmt  zu  betrachten  waren, 

welches  Verfahren  auch  künftig  beizubehalten  sein  wird. 

Dagegen  soll  auf  die  fernere  Besteuerung  der  Einfuhr  von  Würsten  und  ähnlichen 
Fleischwaren  verzichtet  werden.  Soweit  diese  Gegenstände  kein  Rindfleisch,  sondern  lediglich 
Schweine-  und  Kalbfleisch,  Speck  etc.  enthalten,  ist  die  Besteuerung  bei  deren  Einfuhr  aus 
dem  Zollvereinsgebiete  nach  Art.  5  H.  g  3  des  Zollvereinigungsvertrags  vom  8.  Juli  1867  unzu- 
lässig. Es  wurde  deshalb  schon  seither  von  Erhebung  der  Abgabe  Umgang  genommen,  wenn 
eine  solche  Beschaffenheit  der  eingeführten  Fleischwaren  glaubhaft  dargethan  war.  Das  Ver- 
langen dieses  kaum  zu  erbringenden  Nachweises  führt  jedoch  häufig  zu  Weiteruugen ,  welche 
zur  finanziellen  Bedeutimg  der  Sache  ausser  allem  Verhältnis  stehen;  in  vielen  Fällen,  z.  B. 
bei  den  in  Postpaketen  ohne  Inhaltsdeklaration  eingehenden  Fleischwaren  ist  eine  zureichende 
Kontrolle  auch  gar  nicht  ausführbar. 

Die  in  Abs.  3  des  Art.  11  vorgeschlagene  Bestimmung  empfiehlt  sich  daher  dringend  im 
Interesse  der  Verkehrserleichtemng  und  Geschäftsvereinfachung;  den  Ertrag  der  Eingangs- 
abgabe von  Fleisch,  welcher  sich  im  Durchschnitt  der  10  Jahre  1875—84  auf  lo.osn  M.  belief, 
wird  dieselbe  kaum  merklich  vermindern. 

Ztt  Art.  12.  Die  Straf  be Stimmungen  sind  im  allgemeinen  nach  dem  Vorbild  derjenigen 
des  Weinsteuergesetzes  vom  19.  Mai  1882  neu  gefasst.  Nach  der  Begriffsbestimmung  der  Fleisch- 
steuerdefraudation  in  Art.  12  gehört  zum  Thatbestand  derselben  die  fraudulöse  Absicht;  das 
Vorhandensein  der  letzteren  wird  in  den  Fällen  des  Art.  13  auf  Grund  der  hier  bezeichneten 
Thatsachen  ohne  weiteres  angenommen,  sofern  nicht  die  begleitenden  Umstände  diese  Ver- 
mutung entkräften  (Art.  14  Abs.  1). 

Zu  Art.  13.  Zu  Ziff.  2.  Die  nach  Art.  5  vorgeschriebene  Anmeldung  lautet  nicht 
auf  ein  bestimmtes  einzelnes  Tier;  zur  Bestrafung  wegen  unrichtiger  Deklaration  ist 
daher  erforderlich,  dass  die  Beziehung  der  Anmeldung  auf  ein  bestimmtes  Stück,  sei  es  durch 
den  Vollzug  der  Schlachtung,  sei  es  durch  Verbringung  des  Tieres  ins  Schlachtlokal  oder  sonst 
auf  unzweideutige  Weise  hergestellt  sei. 

Zu  Ziff.  3.  Die  Beseitigung  einzelner  steuerpflichtiger  Teile  (durch  Wegschneiden 
von  Fleisch)  vor  der  Verwiegung  gilt  unter  allen  Umständen  als  Defraudation,  gleichviel  wer 
auf  die  Verwiegung  angetragen  hat.  Ebenso  ist  die  vorzeitige  Wegnahme  des  ganzen  Tieres 
zu  behandeln,  wenn  hierdurch  eine  von  der  Steuerbehörde  verlangte  Verwiegung  vereitelt  wii'd. 
Hat  dagegen  der  Steuerpflichtige  selbst  auf  Verwiegung  angetragen  und  leistet  dann  auf  solche 
durch  Entfernung  des  Tieres  Verzicht,   so  bildet  diese  Handlungsweise  an  und  für  sich  noch 
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keine  Defraudation ,  es  kann  jedoch  in  diesem  Falle ,  wenn  die  Diiferenz  zwischen  Gewichts- 
anmeldung und  Schätzung  25  kg  oder  mehr  beträgt,  die  Straf bestimmung  Ziff.  2  zur  Anwen- 
dung kommen  (vgl.  Art.  3  Abs.  3  und  Art.  14  Abs.  2). 

'LvL  Art.  14.  Die  im  Abs.  l  vorgesehene,  stellvertretende  Ordnungsstrafe  konnte  bisher 
nur  auf  Grund  der  landesherrlichen  Verordnungen  vom  30.  Juli  18io  (Reg.-Bl.  S.  169)  und  vom 
22.  September  1865  (Reg.-Bl.  S.  608),  also  nur  von  den  Finanzbehörden,  nicht  auch  von  den 
•Gerichten,  ausgesprochen  werden. 

Im  Abs.  2  ist  die  durcli  Art.  8  des  Gesetzes  von  1814  bestimmte  Grenze  der  Straf- 
losigkeit bei  fehlerhafter  Gewichtsangabe  beibehalten.  Eine  zweite  Grenze  für  solche  Gewichts- 
abweichungen, welche  nur  mit  Ordnungsstrafen  belegt  werden  sollen,  kann  mit  Rücksicht  auf 
4ie  Bestimmung  in  Abs.  1  füglich  entbehrt  werden. 

Nach  Abs.  3  soll  die  nachträgliche  Berichtigung  einer  fehlerhaften  Anmeldung  von  der 
Defraudationsstrafe  nur  dann  befreien,  wenn  dieselbe  der  Beanstandung  der  Deklaration  seitens 
eines  Steuerbeamten  zuvorgekommen  ist.  Steuerpflichtige,  welche  falsch  deklariert  hatten, 
jedoch  vor  der  Verwiegung  dem  kontrollierenden  Beamten  gegenüber  das  Mehrgewicht  an- 
erkannten und  den  fehlenden  Steuerbetrag  erlegten,  waren  bisher  nach  Lage  der  Gesetzgebung 
nicht  zu  bestrafen.  Die  Metzger  versuchten  deshalb  vielfach  mittelst  falscher  Gewichtsdeklara- 
tion Accise  zu  defraudieren;  sie  riskierten  hierbei  in  der  Regel  nichts,  als  die  zu  wenig  ent- 
richtete Steuer  nachzahlen  zu  müssen.  Solche  Nachversteuerungen  kamen  z.  B.  in  Mannheim 
jährlich  ca.  1000  vor.  So  oft  aber  in  derartigen  Fällen  die  falscli  deklarierte  Schlachtung  aus 
irgend  einem  Grunde  nicht  oder  nicht  wirksam  kontrolliert  wurde,  blieb  ein  Teil  der  gesetz- 
lichen Steuer  der  Staatskasse  vorenthalten. 

Die  Bestimmung  des  Entwurfs  wird  in  dieser  Richtung  die  erforderliche  Abhilfe  schaffen. 

Zu  Art.  16.  Der  Entwurf  belegt  die  Ordnungswidrigkeiten,  von  welchen  einige  bisher 
mit  der  Strafe  des  doppelten  Accisbetrages  bedroht  waren  (Art.  7  der  Gesetze  von  1835  und 
1844),  durchweg  mit  arbiträrer  Strafe,  bei  deren  Ausmessung  den  Umständen  des  einzelnen 
Falles  gebührend  Rechnung  getragen  werden  kann. 

Dass  im  Falle  des  Zusammentreffens  einer  Zuwiderhandlung  gegen  Art.  8  mit  einer 
Defraudation  die  Ordnungs-  und  die  Defraudationsstrafe  neben  einander  zu  erkennen  sind  (vgl. 
Art.  3  Abs.  2  des  Gesetzes  von  I84t),  ergibt  sich  schon  aus  der  allgemeinen  Vorschrift  in  §  78 
des  Reichsstrafgesetzbuchs. 

Gehilfen  und  Begünstiger  der  Fleischsteuerdefraudation  sind,  soweit  ihnen  nicht  etwa 
eine  Verfehlung  gegen  Art.  16  Ziff.  4  zur  Last  fällt,  straffrei ,  da  diese  Defraudation  sich  stets 
als  üebertretung  darstellt  (§  1  Abs.  3,  §§  49  und  257  des  Reichsstrafgesetzbuches). 

Zu  Art.  18.  Die  Steuer  von  dem  aus  dem  Zollvereinsgebiete  eingeführten  Fleisch  hat 
den  Charakter  einer  Uebergangsabgabe  im  Sinn  der  Zollvereinsverträge,  wenn  sie  auch  seither 
nicht  als  solche  behandelt  wurde ;  es  werden  deshalb  die  in  betreff  der  übrigen  üebergangs- 
steuern  geltenden  Straf  vor  Schriften  des  Vereinszollgesetzes  auch  hier  anzuwenden  sein. 
Ebenso  sind  der  Natur  der  Sache  nach  die  bei  der  Einfuhr  über  die  Zollgrenze  stattfindenden 
Verfehlungen  zu  behandeln. 

Zu  Art.  19.  Der  Eintritt  der  Wirksamkeit  des  Gesetzes  ist  auf  l.  Dezember  1.  J. 
hinausgerüokt,  weil  die  Ausarbeitung  der  Vollzugvorschriften  längere  Zeit  erfordert. 

Zu  Art.  30.  Die  im  wesentlichen  durch  die  landesherrliche  Verordnung  vom  22.  No- 
vember 1838  (Reg.-Bl.  S.  309)  geregelte  Fleischtransportkontrolle  ist  den  Metzgern  lästig  und 
gibt  zu  häufigen  Bestrafungen  Anlass,  ohne  anderseits  nach  den  bisherigen  Erfahrungen  einen 
entsprechenden  Nutzen  zu  gewähren. 

Auch  hat  die  strengere  gesundheitspolizeiliche  Ueberwachung,  welcher  heutzutage  der 
Betrieb  des  Metzgergewerbes  unterliegt,  die  Gefahr  heimlicher  Schlachtungen  sehr  vermindert, 
so  dass  es  kaum  bedenklich  erscheint,  das  ausgeschlachtete  Fleisch  dem  freien  Verkehr  zu 
überlassen.  Es  ist  deshalb  beabsichtigt,  auf  die  Fleischtransportkontrolle  vorerst  zu  verzichten. 
Die  Wiedereinführung  derselben  im  Verordnungswege  je  nach  Massgabe  des  etwa  hervor- 
tretenden Bedürfnisses  soll  durch  die  Schlussbestimmung  des  Art.  20  ermöglicht  werden. 
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1. 

2. 

3.          1 

4.                  5. 

6. 

7. 

1 

8. 

Jahrgang 

Ochsen 

Rinder,  Farren' 
und  Kühe 

Milchkälber 

Fleisch 

aus 
Vereins- 
staaten 

Summa 

Stück- 
zahl 

Steuer- 
betrag 

Stück- 
zahl 

Steuer- 
betrag 

Steuer- 
betrag 

Steuer- 
betrag 

fl.      1  kr. 

fl.      1  kr. 

fl.        kr. 

fl.      1  kr. 

fl.      |kr. 

1852     .    . 

14,091 

90,421 

20 

77,806 

181,552 

40 

50,456 

30 

406 

12 

322,846 

42 

1853 

14,299 

91,755 

55 

75,019 

175,046 

20 

52,271 

30 

443 

45 

319,517 

30 

1854 

14,736 

94,556 

— 

61,687 

143,934 

10 

47,092 

30 

527 

26 

286,110 

06 

1855 

15,081 

96,769 

40 

56,277 

131,313 

— 

48,384 

30 

560 

29 

277,027 

39 

1856 

13,988 

89,756 

20 

64,033 

149,410 

20 

51,185 

30 

581 

49 

290,933 

59 

1857 

13,375 

85,822 

46 

77,531 

180,905 

40 

59,773 

30 

673 

42 

327,175 

37 

1858 

14,369 

92,201 

— 

82,932 

193,508 

— 

66,892 

— 

696 

33 

353,297 

33 

1859 

14,491 

92,983 

55 

72,879 

170,051 

— 

60,085 

— 

985 

44 

324,105 

39 

1860 

15,634 

100,318 

05 

60,752 

141,754 

40 

54,995 

— 

1113 

45 

298,181 

30 

1861 

15,709 

100,799 

30 

76,857 

179,333 

45 

65,398 

55 

1041 

— 

346,072 

25 

1862 

15,975 

102,506 

10 

87,231 

203,539 

20 

68,836 

10 

1073 

17 

375,954 

57 

1863 

15,794 

101,349 

10 

76,499 

178,501 

24 

1 

— 

1343 

36 

281,195 

10 

1864 

15,933 

102,244 

50 

77,295 

180,351 

40 

— 

— 

1382 

40 

283,979 

10 

1865 

15,564 

99,868 

55 

96,400 

224,934 

20 

— 

— 

1918 

16 

326,721 

31 

1866 

15,555 

99,811 

15 

91,841 

214,295 

40 

— 

— 

2452 

27 

316,559 

22 

1867 

15,855 

101,740 

20 

72,375 

168,876 

10 

— 

— 

3063 

08 

273,679 

38 

1868 

16,120 

103,440 

45 

76,572 

178,668 

— 

— 

— 

3101 

55 

285,210 

40 

1869 

16,336 

104,826 

40 

82,087 

191,536 

20 

— 

— 

3274 

03 

299,637 

03 

1870 

15,318 

98,290 

25 

91,128 

212,627 

40 

- 

— 

3237 

53 

314,155 

58 

1871 

15,165 

97,312 

50 

89,977 

209,946 

20 

— 

— 

4311 

33 

311,570 

43 

1872 

17,312 

111,085 

14 

73,997 

172,659 

40 

— 

- 

4434 

16 

288,179 

10 

1873 

19,011 

121,987 

— 

74,350 

173,483 

20 

— 

— 

5359 

28 

300,829 

48 

1874 

17,751 

113,903 

55 

93,818 

218,916 

50 

— 

— 

5388 

50 

338,209 

35 

1875 
1876 
1877 
1878 
1879 
1880 
1881 
1882 
1883 
1884 
1885 
1886 


Beginn    der      Markwährung. 


1 

M. 

Pf. 

M. 

Pf. 

M. 

Pf. 

M. 

Pf. 

M. 

• 

17,291 

190,200 

— 

108,419 

433,676 

~ 

— 

— 

10,856 

39 

634,732 

17,639 

194,015 

— 

117,627 

470,508 

— 

— 

11,480 

10 

676,003 

21,525 

236,775 

— 

91,870 

367,482 

— 

— 

— 

12,917 

50 

617,174 

19,519 

214,709 

— 

72,946 

291,784 

— 

— 

— 

12,898 

59 

519,391 

17,672 

194,401 

— 

81,855 

327,420 



— 

- 

11,960 

67 

533,781 

15,660 

172,260 

— 

105,421 

421,684 

20 

— 

— 

8,155 

59 

602,099 

16,119 

177,309 

— 

113,482 

453,928 

_ 

— 

— 

8,262 

82 

639,499 

16,994 

186,934 

— 

102,681 

410,724 



— 

— 

8,175 

10 

605,833 

15,638 

172,018 

— 

91,020 

364,080 



— 

— 

8,139 

68 

544,237 

16,056 

176,616 

— 

88,467 

353,868 



- 

— 

7,456 

27 

537,940 

17,318 

190,498 

— 

96,030 

384,122 

— 

— 

8,062 

35 

582,682 

18,215 

200,365 

102,179 

408,716 

7,834 

88 

616,915 
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Die  Anfhebmig  des  fiskalischeii  Chaussee-  und  Brücken- 
geldes im  Grrosslierzogtuni  Sachsen- Weimar. 

Bereits  seit  15  Jahren  kämpft  man  in  Sachsen-Weimar  gegen  das  Chaussee- 
und  Brückengeld.  Erst  kürzlich  gelangte  man  teilweise  zum  Ziel.  In  der 
Sitzung  vom  12.  Dezember  1883  wurde  vom  Landtag  beschlossen,  dem  zur  Be- 
ratung des  Etats  für  die  Periode  1887/89  einzuberufenden  Landtage  eine  Vor- 
lage zum  Behuf  der  Aufhebung  des  Chaussee-,  Brücken-  und  Pflastergeldes  auf 
Staats-  und  Gemeindestrassen  zu  machen  ^).  Um  die  Tragweite  dieses  Antrages 
und  namentlich  auch  die  Folgen  genauer  übersehen  zu  können,  welche  in  finan- 
zieller Beziehung  für  den  Staat  und  die  betroffenen  Gemeinden  sich  ergeben 
möchten,  liess  die  Regierung  die  erforderlichen  Daten  sammeln  und  theilte  das 
Ergebniss  in  einem  Ministerialdekret  vom  16.  Oktober  1884  (Nr.  194)  dem  Land- 
tag mit.     Darin  wird  folgendes  angeführt: 

1.  Staatschausseegeld.  Die  von  den  Staatschausseen  des  Grossherzog- 
tums in  122  verschiedenen  Hebestellen,  von  welchen  15  sich  in  staatlichen 
Chausseehäusem  (vgl.  Anlage  II),  die  übrigen  in  Privatgebäuden  befinden,  zur 
Erhebung  gebrachte  Wegegeldabgabe,  wie  solche  auf  den  Bestimmungen  des 
Gesetzes  vom  28.  Oktober  1840  beruht,  hat  in  den  Jahren  1881,  1882,  1883 
einen  Rohertrag  von  im  Durchschnitt  jährlich  104,713  M.  40  Pf.  ergeben. 
Hiervon  verbleibt  nach  Abzug  aller  mit  der  Erhebung  in  Verbindung  stehenden 
Kosten,  als  Hebe-  und  KontroUgebühren,  sowie  Holz-  und  Lichtgelder  der  Ein- 
nehmer, Kosten  der  Unterhaltung  der  Chausseehäuser,  der  Schlagbäume,  Tarif- 
kasten u.  dgl. ,  Aufwand  für  den  Druck  von  Chausseegeldzeichen ,  Formu- 
laren u.  s.  w.,  Portoverläge,  Diäten  und  Reisekosten  bei  Revisionen  u.  dgl.,  ein 
Reinertrag  von  durchschnittlich  jährlich  81,459  Mk.  83  Pf. ,  so  dass  sich  die 
Erhebungskosten,  alles  eingerechnet,  auf  ungefähr  22  Prozent  des  Rohertrages 
stellen. 

Setzt  man  zu  den  Erhebungskosten  noch  vierprozentige  Zinsen  des  mit 
63,342  M.  veranschlagten  Gesamtwertes  der  staatlichen  Chausseehäuser  in 
Rechnung  mit  2533  M.  68  Pf.  jährlich,  so  ändern  sich  die  obigen  Zahlen  in 
78,926  M.  15  Pf.  jährlicher  Reinertrag  und  24  Prozent  Erhebungskosten. 

Zu  dem  Ertrage  des  Staatschausseegeldes  ist  jedoch  noch  hinzuzurechnen 
der  Wert  derjenigen  rezessmässigen  Verpflichtungen,  welche  in  Beziehung  auf 
Lieferung  und  Anführe  von  Chausseematerial  von  Gemeinden ,  Hofbesitzern, 
Spannviehbesitzem  u.  dgl.  gegen  vertragsmässige  Gewährung  von  Abgaben- 
freiheit auf  allen,  bezw.  auf  bestimmten  einzelnen  Staatschausseestrecken  über- 


1)  Vgl.  auch  Finanzarchiv  IT,  S.  919. 
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nommen  worden  sind.  Dieser  Wert  hat  nach  stattgehabter  Schätzung  im 
Durchschnitte  der  gleichen  oben  bemerkten  drei  Jahre  3889  M.  59  Pf.  jährlich 
betragen. 

Weiter  würden  bei  den  Ausfällen  und  Mehrbelastungen,  welche  bei  einer 
Aufhebung  des  Staatschausseegeldes  für  die  Staatskasse  erwachsen  würden ,  in 
Rücksicht  zu  ziehen  sein  gewisse  Mehraufwände,  welche  dadurch  entstehen 
würden,  dass  hinsichtlich  einzelner  Strassen  und  Brücken,  welche  gegen  Bezug 
der  fraglichen  Abgabe  auf  Grund  besonderer  Verträge  bisher  von  anderen  unter- 
halten worden  sind,  die  gesetzliche  Unterhaltungspflicht  des  Staates  wieder 
einzutreten  haben  würde,  und  endlich  müsste  darauf  Bedacht  genommen  werden, 
zur  Unterstützung  älterer  verdienter  und  bedürftiger  Chausseegelderheber, 
welche  durch  die  Aufhebung  der  Einnahmestellen  ihres  Haupterwerbszweiges 
verlustig  gehen  würden,  wenigstens  für  eine  Reihe  von  Jahren  entsprechende 
Mittel  in  Bereitschaft  zu  halten. 

Der  aus  den  vorbemerkten  Anlässen  vorzusehende  Kes'^rvefonds  der  Chaussee- 
kassen würde  sich  nach  Berechnungen,  welche  im  einzelnen  an  geeigneter  Stelle 
gleichfalls  zur  Verfügung  gestellt  werden  können,  auf  vorläufig  ca.  10,000  M. 
jährlich  belaufen,  so  dass  die  aus  Veranlassung  der  Aufhebung  des  staatlichen 
Chausseegeldes  erforderlich  werdende  Erhöhung  der  zur  Zeit  bestehenden  Zu- 
schüsse aus  der  grossherzoglichen  Hauptstaatskasse  zu  den  Chausseebauten 
sich  zunächst  ungefähr  auf  einen  Betrag  von  95,000  M.  jährlich  zu  stellen 
haben  würde. 

2.  Gemeindechausseegeld.  An  der  Erhebung  entsprechender  Ab- 
gaben von  anderen  Verkehrsmitteln  als  den  Staatschausseen  —  Gemeindewege-, 
Ortsstrassen-,  Pflaster-  und  Brückengelder  —  sind  im  Grossherzogtum  im  Ganzen 
228  Gemeinden,  ferner  in  je  sechs  Fällen  besondere  Korporationen  (die  Rothen- 
steinOelknitzer  Brückengesellschaft  und  die  Jenaer  Schützengesellschaft)  be- 
teiligt. Die  228  Gemeinden  verteilen  sich  auf  die  einzelnen  Verwaltungsbezirke 
wie  folgt: 

I.  Verwaltungsbezirk  106, 
11.  ,  57, 

m.  ,  17, 

IV.  ,  35, 

V.  ,  13. 

Sa.  w.  0. 

Der  Rohertrag  dieser  Abgaben  hat  im  dreijährigen  Durchschnitte  der 
Jahre  1881,  1882,  1883,  soweit  sich  solcher  mit  Rücksicht  auf  den  Umstand, 
dass  die  Erhebung  einzelner  derselben  erst  im  Verlaufe  der  gedachten  Jahre 
begonnen  hat,  berechnen  liess,  alljährlich  111,738  M.  50  Pf  betragen,  der 
Reinertrag  nach  Abzug  der  Erhebungskosten  93,722  M.  1  Pf,  so  dass,  wesent- 
lich infolge  des  Umstandes,  dass  der  weitaus  grösste  Teil  der  fraglichen  Ab- 
gaben nicht  in  besonderen  Hebestellen  erhoben  wiid,  sondern  in  den  staatlichen 
Chausseegeldeinnahmen  mit  zur  Erhebung  gelangt,  die  Erhebungskosten  bei 
diesen  Abgaben  sich  nur  auf  ungefähr  18  Prozent  des  Rohertrages  berechnen. 

Der  erwähnte  Reinertrag  verteilt  sich  auf  die  einzelnen  Verwaltungsbezirke 
folgendermassen : 


I. 

Verwaltungsbezirk   27,322    M.   51 

Pf 

II. 

45,815     ,     62 

ji 

III. 

5,860     „     02 

» 

IV. 

3,516     ,     67 

V. 

11,707     ,     19 

» 

Sa.  93,722   M.   Ol    Pf 

Die  auf  die  einzelnen  beteiligten  Gemeinden  entfallenden  Beträge  sind 
selbstverständlich  in  hohem  Masse  verschieden.  Mit  über  1000  M.  sind  am 
Reinertrage  beteiligt: 
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Reinertrag  1883. 

Oldisleben 5855   M.   80  Pf. 

Apolda 4921     ,     Ol 

Neustadt  a/0 4547     ,     18 

Wtjimar 4344     ,     84 

Eisenach 3717     ,     14 

Buttstädt 3567     ,     34 

Allstedt 3447     ,     78 

Jena 3200     ,     46 

Weida 3002     ,     14 

Hardisleben 1528     ,     12 

Lobeda 1434     ,     36 

Ilmenau 1387     ,     06 

Niederrossla 1335     „     — 

Stottemheim 1188     ,     — 

Triptis 1121     ,     7ö 

Indessen  befinden  sich  auch  unter  denjenigen  Gemeinden,  deren  An- 
teil am  Reinertrage  1000  M.  nicht  übersteigt,  zahlreiche  Orte,  bei  welchen 
nach  Massgabe  ihres  ümfanges  und  ihrer  sonstigen  finanziellen  Verhältnisse 
die  Erträgnisse  der  fraglichen  Abgaben  einen  wesentlichen  Teü  der  regel- 
mässigen Einnahmen  des  Gemeindehaushaltes  bilden;  auch  darf,  was  die  oben 
an  erster  Stelle  genannte  Gemeinde  Oldisleben  anlangt,  nicht  imbemerkt  bleiben, 
dass  man  daselbst  infolge  des  Neubaues  eines  an  geeigneterer  Stelle  gelegenen 
Chausseehauses  und  der  hiervon  erhofften  Erhöhung  des  Chausseegelderertrages 
sogar  geglaubt  hat,  diesen  Ertrag  in  den  Voranschlag  fiir  den  Gemeindehaus- 
halt auf  das  Jahr  1884  mit  einer  Summe  von  10.200  M.  einstellen  zu  können. 
Dass  übrigens  aus  einer  grundsätzlichen  Aufhebung  der  in  Rede  stehenden 
Abgabenerhebung  sich  auch  mannigfache  sonstige  Schwierigkeiten  in  betreff 
der  zukünftigen  Unterhaltung  der  in  Frage  kommenden  Verkehrsmittel  ergeben 
würden,  zeigen  die  in  den  Anlagen  IV  und  V  ersichtlichen  Zusammenstellungen 
von  Fällen,  in  welchen  teils  die  Erhebung  und  der  Bezug  der  Abgaben  mit 
besonderen  in  Beziehung  auf  die  Unterhaltung  der  Strassen  und  Brücken  über- 
nommenen Verpflichtungen  in  Verbindung  steht,  teüs  die  Erhebung  gemein- 
schaftlich mit  anderen  Bezugsberechtigten  stattfindet,  welche  dem  Grossherzog- 
tum nicht  angehören. 

3.  Benachbarte  Staaten.  Während  die  Erhebung  von  Chausseegeld 
auf  den  Staats-,  bezw.  Provinzialstrassen  des  Königreichs  Preussen  mit  dem 
Jahre  1874  sistiert  worden  ist,  ist  die  Befugnis  der  Kreise  und  Gemeinden,  von 
ihren  Wegen  und  Brücken  mit  staatlicher  Genehmigung  entsprechende  Abgaben 
zu  erheben,  forterhalten  geblieben,  und  wird  von  dieser  Befugnis  in  den  an 
das  Grossherzogtum  angrenzenden  königlich  preussischen  Gebietsteilen,  wenn 
auch  in  den  verschiedenen  Kreisen  in  wesentlich  voneinander  abweichendem 
Umfange,  mannigfacher  Gebrauch  gemacht. 

Im  Königreich  Sachsen  werden  Abgaben  der  fraglichen  Art,  welche  zur 
Staatskasse  erhoben  werden,  vom  1.  Januar  1886  ab  nicht  mehr  zur  Erhebung 
gelangen;  dagegen  bestehen  andere  von  Gemeinden  und  Wegverbänden  bezogene 
Abgaben  unverändert  fort '). 

Aehnlich  liegen  die  Verhältnisse  im  Königreich  Bayern,  wo  von  Staats- 
tmd  Distriktsstrassen  schon  seit  längerer  Zeit  Abgaben  nicht  mehr  erhoben 
werden .  während  an  Gemeinden  die  Berechtigung  zur  Erhebung  von  Wege- 
und  Brückengeldabgaben  in  einzelnen  Fällen  auch  fernerhin  noch  verliehen  wird. 

Im  Herzogtum  Sachsen-Gotha  findet  eine  Erhebung  von  Chaussee-,  Brücken- 
und  Pflastergeld  auf  Staats-  und  Gemeindestrassen  statt,  und  ist  eine  Aufhebung 
dieser  Abgaben  nicht  in  Aussicht  genommen.  Das  gleiche  ist  der  Fall  in  be- 
treff der  Fürstentümer  Schwarzburg-Rudolstadt ,  Schwarz burg-Sondershausen. 
Reuss  j.  L.  und  Reuss  ä.  L.   Im  Herzogtum  Sachsen-Meiningen  sind  die  früheren 
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Staatschausseen  zur  Unterhaltung  an  die  Kreisverbände  überwiesen  worden, 
ohne  dass  in  betreff  der  Erhebung  von  Abgaben  für  die  Benutzung  dieser 
Chausseen  ebenso  wie  hinsichtlich  der  Gemeindestrassen  eine  Veränderung  ein- 
getreten oder  beabsichtigt  ist.  Auch  im  Herzogtum  Sachsen-Altenburg  liegt 
vorläufig  nur  eine  Anregung  der  Landschaft  zur  Aufhebung,  der  daselbst  zur 
Erhebung  gelangenden  Abgaben  vor,  während  Bestimmteres  in  dieser  Richtung, 
soviel  hierselbst  bekannt ,    auch  dort  vorläufig  nicht  in  Aussicht  genommen  ist. 


Wenn  den  vorstehend  zusammengefassten  Ergebnissen  der  stattgehabten 
Erörterungen  gegenüber,  deren  eingehendere  Darlegung  für  eine  etwaige  münd- 
liche Verhandlung  vorbehalten  bleibt,  die  grossherzogliche  Staatsregierung  sich 
auch  zu  Erwägungen  darüber  veranlasst  gesehen  hat,  ob  dem  Antrage  des  ver- 
ehrlichen Landtages  auf  Einbringung  einer  Vorlage  über  die  Aufhebung  der  in 
Frage  befindlichen  Abgaben  etwa  schon  im  gegenwärtigen  Zeitpunkte  zu  ent- 
sprechen sein  werde,  so  ist  die  Entscheidung  dieser  Frage  aus  überwiegenden 
Gründen  verneinend  ausgefallen.  Man  hat  sich  hierbei  zunächst  in  Festhaltung 
des  Gesichtspunktes ,  dass  Massnahmen  von  so  weittragender  finanzieller  Be- 
deutung überhaupt  besser  nicht  innerhalb  einer  Finanzperiode  ins  Werk  zu 
setzen  und  bezw.  zur  Beratung  und  Beschlussfassung  des  Landtages  zu  bringen 
sind,  in  Uebereinstimmung  mit  dem  Landtage  gewusst,  dessen  Antrag  sich 
gleichfalls  nur  auf  eine  zur  Beratung  des  nächsten  ordentlichen  Landtages 
bestimmte  Vorlage  gerichtet  hat.  Man  hat  weiter  neben  den  Rücksichten  auf 
die  allgemeine  finanzielle  Lage,  welche  aus  naheliegenden  Ursachen  zur  Stunde 
nicht  ausreichend  abgeklärt  erscheint,  um  weittragende  Massregeln  der  vor- 
liegenden Art  als  unbedenklich  erkennen  zu  lassen,  sich  nicht  verhehlen  können, 
dass  nach  gegenwärtiger  Lage  der  Sache,  wo  es  sich  nicht  um  eine  allgemeine 
Etatsfeststellung,  sondern  nur  um  einzelne  bestimmte  finanzielle  Entschliessungen 
handelt,  kaum  der  Eindruck  zu  vermeiden  sein  würde,  als  handle  es  sich  bei 
Aufhebung  des  staatlichen  Chausseegeldes  im  wesentlichen  um  eine  Mehr- 
belastung der  übrigen  Steuerzahler,  insbesondere  in  den  unteren  Steuerstufen, 
für  welche  weitergehende  Erleichterungen  durch  die  dort  benötigten  Mittel  un- 
möglich gemacht  werden  würden,  zu  Gunsten  der  bei  der  Erhebung  des  Chaussee- 
geldes besonders  beteiligten  Bevölkerungsklassen.  Und  man  hat  hierbei  nicht 
übersehen  können,  dass  ein  derartiger  Eindruck  gegen  die  angeregte  Massregel 
um  so  schwerer  ins  Gewicht  fallen  würde,  als  bei  den  zeitherigen  Verhand- 
lungen über  den  Gegenstand  die  Beseitigung  der  fraglichen  Abgabenerhebung 
im  wesentlichen  nicht  damit,  dass  diese  Abgabe  eine  ungerechte  und  unbillige 
Belastung  der  Personen  enthalte,  welche  sich  in  der  besonderen  Lage  befinden, 
die  betreffenden  öffentlichen  Verkehrsmittel  in  ihrem  Interesse  zu  benutzen, 
sondern  regelmässig  doch  nur  mit  der  Störung  und  Unbequemlichkeit,  welche 
hieraus  für  den  öffentlichen  Verkehr  erwachse,  begründet  worden  ist,  weshalb 
denn  auch  in  dem  schon  erwähnten  Landtagsbeschluss  nur  die  gleichzeitige 
Aufhebung  von  Staats-  und  Gemeindechausseegeld  ins  Auge  gefasst  wurde. 

Die  grossherzogliche  Staatsregierung  hat  bei  ihren  Erwägungen  indessen 
auch  jetzt  schon  einige  sehr  erhebliche  sachliche  Bedenken  in  Rücksicht  ziehen 
müssen,  welche  sich  nach  ihrer  Auffassung  im  Hinblicke  auf  die  Ergebnisse 
der  oben  bemerkten  Erörterungen  einer  Massregel  der  von  dem  verehrlichen 
Landtage  beantragten  Art  überhaupt  entgegenstellen ;  es  sind  dieses  namentlich 
die  Rücksichten  auf  die  finanzielle  Lage  der  bei  der  Abgabenerhebung  be- 
teiligten Gemeinden  und  auf  die  oben  dargelegten  Verhältnisse  in  den  Nachbar- 
staaten. Es  wird  gegenwärtig  davon  abgesehen  werden  können,  auf  die  in 
diesen  Richtungen  sich  aus  den  mitgeteilten  Angaben  von  selbst  aufdringenden 
Bedenken  und  Erwägungen  näher  einzugehen;  es  wird  vielmehr  namentlich  in 
ersterer  Hinsicht  für  jetzt  der  Hinweis  genügen,  dass  der  gänzliche  Wegfall  der 
bisherigen  Bezüge,  wie  solcher  nach  den  für  die  Aufhebung  des  Chausseegeldes 
überhaupt  geltend  gemachten  Gesichtspunkten  zunächst  sich  auch  in  Ansehung 
der  Gemeinden  als  eine  Folge  der  Aufhebung  des  Staatschausseegeldes  dar- 
stellen würde,  in   betreff  einer   ganzen  Reihe  der  beteiligten  Gemeinden  einen 
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sehr  empfindlichen  Ausfall  an  Einnahmen  und  damit  in  den  meisten  Fällen  eine 
beträchtliche  Erhöhung  der  direkten  Gemeindeumlagen  herbeifuhren  würde,  dasR 
ebensowohl  eine  ordnungsmässige  Unterhaltung  der  bereits  bestehenden  Gemeinde- 
sti-assen  und  sonstigen  Bauwerke  wie  eine  nach  den  Umständen  noch  immer  in 
beträchtlichem  Umfange  erforderliche  weitere  Ausdehnung  des  Netzes  chaussee- 
ähnlich ausgebauter  Gemeindestrassen  sich  als  wesentlich  erschwert  erweisen,  und 
dass  die  Beseitigung  der  dringlichsten  dieser  Nachteile  nicht  ohne  Bereitstellung 
weiterer  erheblicher  Beträge  aus  Staatsmitteln  zu  ermöglichen  sein  würde. 

Wie  bereits  bemerkt,  hat  indessen  davon  abgesehen  werden  können,  auf 
die  in  den  vorstehend  gedachten  Beziehungen  sich  darbietenden  vielfachen 
Fragen  und  Erwägungen  schon  jetzt  im  einzelnen  einzugehen,  vielmehr  hat  nur 
vorläufig  die  besondere  Aufmerksamkeit  auch  auf  diese  Seite  der  Sache  bei  dem 
gegenwärtigen  Anlasse  hingelenkt  werden  sollen. 

Als  dem  im  November  1S86  versammelten  Landtag  der  Etat  1887/89 
vorgelegt  wurde,  war  die  Abschaffung  des  Chausseegeldes  nicht  in  denselben 
eingestellt,  da  die  Regierung  gewisse  Bedüi-ftiisse ,  wie  Unterstützungen  von 
Gemeinden  für  Schulbauten  und  ähnliches  für  dringender  gehalten  hatte. 

Bei  den  Landtagsverhandlimgen  wurde  jedoch  der  Gegenstand  wieder 
aufgegriffen,  indem  22  Mitglieder  den  Antrag  stellten,  der  Landtag  wolle  die 
Regierung  ersuchen :  1.  behufs  Aufhebung  des  Staatschausseegeldes  einen  Gesetz- 
entwurf dem  versammelten  Landtag  vorzulegen,  2.  sich  damit  einverstanden  er- 
klären zu  wollen,  dass  die  zur  Durchführung  dieses  Antrages  erforderlichen 
Mittel  in  Kap.  26  des  Ausgabeetats  zur  Einstellung  gelangen,  3.  dem  Landtage 
alle  diejenigen  Nach  Weisungen  zu  unterbreiten,  welche  erforderlich  sind  zur  Er- 
örterung der  Frage  der  Möglichkeit  der  Aufhebung  des  Chausseegeldes  auf 
Gemeindechausseen. 

Bei  der  Debatte  hierüber  war  die  Regierung  nicht  sehr  für  den  Antrag 
eingenommen.  Sollte  der  Ausfall  durch  Erhöhung  der  Einkommensteuer  gedeckt 
werden,  so  werde  im  Land  gewiss  die  Strömung  dahin  gehen,  dass  man  lieber  das 
Chausseegeld  auf  den  Schultern  lasse,  welche  es  bisher  getragen,  als  dass  man 
es  auf  andere  Schultern  ablade ,  die  keinen  unmittelbaren  Nutzen  von  den 
Staatschausseen  hätten ;  es  sei  eine  gerechte  und  billige  Abgabe,  die  L^nbequem- 
lichkeit  könnte  nur  dann  ausschlaggebend  sein,  wenn  Ersatzmittel  vorhanden 
wären,  vielleicht  Hesse  sich  die  Unbequemlichkeit  auch  einschränken,  wenn  man 
das  Chausseegeld  nicht  auf  der  Chaussee  erhebe,  sondern  zu  Hause  in  den 
Ställen ,  in  den  Gemeinden ,  sei  es  durch  eine  Viehsteuer ,  sei  es  durch  Ein- 
schätzungen der  Pferde-  und  Wagenbesitzer;  kapitalisiere  man  die  bisherige  Ein- 
nahme von  95,000  M.  zu  S'/a  Prozent,  so  erhalte  man  ein  Kapital  von  über 
2,600,000  M.,  genug,  um  damit  alle  nötigen  Sekundärbahnen  zu  bauen. 

Eine  Aufhebung  des  Gemeindechausseegeldes  hielt  die  Regierung  vollen<?s 
vorerst  für  ausgeschlossen,  da  hierfür  die  Mittel  kaum  aufzubringen  seien,  auch 
ganz  besondere  Verhältnisse  manchmal  gegen  die  Entschädigung  sprächen  *). 


1)  Wenn  z.  B.  ein  TeU  einer  Gemeinde  eine  Chaussee  für  einen  bestimmten  speziellen 
Zweck  wünscht,  die  Allgemeinheit  aber  durch  diesen  Chausseebau  weniger  berührt  wird, 
warum  soll  dann  die  Gemeinde  nicht  sagen  können :  „Ich  wiU  die  Chaussee  für  diesen  einzelnen 
Teil  bauen ,  aber  nur  unter  der  selbstverständlichen  Voraussetzung  und  Bedingung ,  dass  die 
beteiligten  Personen,  welche  allein  von  dem  Chausseebau  Vorteü  haben,  die  Vergütung  für  die 
ihrem  Vorteil  dienende  Anlage  durch  Entrichtung  von  Chausseegeld  übernehmen.-  In  Jena  hat 
die  Schützengesellschaft  einen  öffentlichen  Steg  gebaut  und  erhebt  Brückengeld  für  die  Be- 
Finanzarchiv.    V.  Jahi^.  1063  34 


E  QQ      Die  Aufhebung  des  fiskal.  Chaussee-  u.  Brückengeldes  im  Grossherzogtum  S. -Weimar. 

Im  Landtag  war  die  Stimmung  gegen  das  Chausseegeld.  Schon  1884 
war  es  dort  namentlich  auch  als  eine  ungerechte  Abgabe  bezeichnet  worden, 
indem  es  jetzt  vorwiegend  vom  flachen  Land  und  den  kleinen  Städten  aufge- 
bracht werde,  auch  zahle  nicht  derjenige  Chausseegeld,  der  die  Chaussee  be- 
nutzt, sondern  der  das  Unglück  habe,  ein  Chausseehaus  passieren  zu  müssen;  je 
nach  der  Lage  desselben  sei  das  ganz  verschieden,  bei  4  km  in  der  einen  Rich- 
tung zahle  man,  bei  8  km  in  der  anderen  nicht. 

Durch  die  blosse  Verlegung  des  Chausseehauses  steigerte  die  Gemeinde 
Oldisleben  den  Ertrag  von  5800  M.  auf  12,000  M.  In  fast  jeder  Gemeinde 
gebe  es  Bauten  von  chaussierten  Wegen;  nur  einzelne  hätten  aber  das  Recht 
erhalten,  Chausseegeld  zu  erheben;  jede  Grenze  werde  ungerecht,  warum 
sollen  die  Gemeinden,  die  4000  M.  aufgewendet  haben;  kein  Chausseegeld  er- 
heben, während  diejenigen,  die  4200  M.  aufgebracht  haben,  solches  erheben 
dürfen!  Die  Aufhebung  des  Chausseegeldes  sei  dringender  als  der  Bau  von 
Bahnen;  die  Verkehrserleichterung  im  kleinen  müsse  erst  geschaffen  werden. 

Auch  finanziell  sah  man  die  Sache  nicht  für  so  aussichtslos  an;  vorüber- 
gehend konnte  man  sich  auf  die  Ueberschüsse  —  von  1866  bis  1884  betrugen  sie 
10,553,290  M.,  jährlich  also  555,440  M.  —  stützen,  zumal  die  bisher  bestandenen 
der  Staatskasse  zur  Last  liegenden  Jlisenbahngarantien  wegfielen,  in  weiterer 
Folge  auf  das  Wachsen  der  Steuerkraft  —  dieselbe  war  1875  bis  1888  von  54  Mil- 
lionen auf  81  Millionen  gestiegen.  Habe  man  die  Staatschausseegelder  abgeschafft, 
dann  müssten  die  gemeindlichen  Chausseegelder  bald  nachfolgen,  und  der  An- 
stoss  in  Sachsen-Weimar  werde  vielleicht  auch  in  den  übrigen  Thüringer  Staaten 
nicht  ohne  Wirkung  bleiben. 

In  der  That  einigte  man  sich  auch  in  Ausschuss  und  Plenum ,  man  pro- 
ponierte  einen  G  esetzentwurf,  der  die  Aufhebung  des  fiskalischen  Chaussee-  und 
Brückengeldes  vom  1.  Januar  1888  festsetzte,  und  richtete  gleichzeitig  das 
dringende  Ersuchen  an  die  Regierung,  wegen  gleichmässiger  Authebung  der 
von  anderen  Berechtigten  als  der  grossherzoglichen  Staatskasse  und  nament- 
lich von  den  Gemeinden  bisher  erhobenen  Abgaben  für  die  Benutzung  öffent- 
licher Strassen  und  Brücken  unter  entsprechender  Berücksichtigung  der  bei  der 
ursprünglichen  Verwilligung  der  desfallsigen  Berechtigungen  massgebend  ge- 
wesenen Gesichtspunkte  eine  Vorlage  ausarbeiten  zu  lassen  und  solche  im  Laufe 
des  Jahres  1887  dem  Landtage  zur  Genehmhaltung  vorzulegen,  damit  auch 
diese  Abgaben  vom  1.  Januar  1888  ab  in  Wegfall  gebracht  werden  können. 

Eine  Minorität  war  gegen  diese  getrennte  Behandlung,  weil  sie  von  dem 
letzterwähnten  Antrag  sich  keinen  Erfolg  erwartete  und  die  einseitige  Auf- 
hebung des  fiskalischen  Chausseegeldes  für  besonders  ungerecht  hielt,  indem 
dadurch  nur  diejenigen  Gemeinden  bevorzugt  werden,  die  an  Staatschausseen 
liegen,  d.  h.  zum  grösseren  Teil  die  grösseren  Städte,  sowie  die  Gewerbe- 
treibenden, die  Hauderer,  die  Oekonomen  u.  s.  w. ,  die  gerade  mit  grösseren 
Gütern  und  einem  grösseren  Besitztum  an  diesen  Plätzen  liegen. 

Der  vom  Landtag  vorgelegte  Entwurf  wurde  am  13.  Juli  1887  sanktioniert, 
der  Antrag    auf  eine  Gesetzesvorlage    in   betreff  des   gemeindlichen   Chaussee- 


nutzuug  dieses  Steges.  Soll  nun  der  Staat  das  Biückengeld  aufheben  und  die  Schützengesell- 
schaft für  die  wegfallende  Einnahme  entschädigen? 
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geldes  dagegen  im  Landtagsabschied  vom  26.  September  1887  vorerst  als  nicht 
erfüllbar  betrachtet.  Der  Bericht  des  Ministeriums  sagt  zur  Begründung 
folgendes '): 

Das  grossherzogliche  Staatsministerium  hat  aus  Veranlassung  dieses  An- 
trags zuvörderst  eingehende  Erörterungen  in  betreflF  der  Verhältnisse,  welche 
hinsichtlich  derartiger  Bezüge  anderir  Berechtigten  als  der  grosshei-zoglichen 
Staatskasse  und  namentlich  der  Gemeinden  im  Gi'ossherzogtum  obwalten,  an- 
stellen lassen  und  auf  diese  Weise  das  zur  Beurteilung  der  Angelegenheit 
dienende  Material,  wie  solches  bereits  mittels  Ministerialdekretes  vom  16.  Ok- 
tober 1884  —  Schriftenwechsel,  S.  672  ff.  —  dem  Landtage  mitgeteilt  worden 
war,  noch  weiter  ergänzt  und  vervollständigt.  Insbesondere  ist  hierbei  auch 
die  Höhe  der  im  Jahre  1886  von  den  Gemeinden  des  Grossherzogtums  bezogenen 
einschlagenden  Abgaben ,  und  zwar  je  nach  der  verschiedenen  Natur  derselben 
genau  festgestellt  worden. 

An  der  Hand  dieser  Ermittelungen  ist  man  sodann  der  Frage  näher  ge- 
treten, ob  und  unter  welchen  Voraussetzungen  und  besonderen  sonstigen  Mass- 
nahmen sich  der  Gedanke  einer  Aufhebung  der  in  Frage  befindlichen  Abgaben 
ohne  Hintenansetzung  oder  Schädigung  anderer  wichtiger  Landesinteressen  ver- 
wirkliehen lassen  werde,  und  hat  sich  dem  Staatsministerium  hierbei  die  Ueber- 
zeugung  gebildet,  dass  die  Aufhebung  der  von  Gemeinden  des  Grossherzogtums 
bisher  für  Benutzung  von  Strassen  und  Brücken  bezogenen  Abgaben  ohne  eine 
empfindliche  finanzielle  Schädigung  einer  grösseren  Anzahl  dieser  Gemeinden 
sich  nur  unter  gleichzeitiger  Bereitstellung  nicht  unerheblicher  Mittel  aus  der 
Staatskasse  für  Wegeunterhaltungszwecke  vollziehen  lassen  werde,  dass  aber  die 
Lage  des  Staatshaushaltes  im  gegenwärtigen  Zeitpunkte  nicht  eine  solche  sei, 
um  die  Schaffung  einer  derartig  beträchtlichen  dauernden  Staatsausgabe  als 
unbedenklich  und  zulä.ssig  erkennen  zu  lassen. 

Die  angestellten  Ermittelungen  haben  ergeben,  dass  der  Reinertrag 
der  von  den  beteiligten  236  Gemeinden  des  Grossherzogtums  bezogenen  Ab- 
gaben an  Chaussee-,  Brücken-,  Ortsstrassen-  und  Pflastergeld  sich  im  Jahre  1886 
auf  90,2-59  M.  belaufen  hat.  Die  schon  Seite  674  des  Schriftenwechsels  von 
1884  gegebene  Zusammenstellung  lässt  erkennen,  welche  beträchtliche  Anteile 
des  Gesamtertrages  für  einzelne  der  beteiligten  Gemeinden  in  Rücksicht  kommen. 

Nun  geht  zwar  dem  Staatsministerium  keinerlei  Zweifel  darüber  bei,  dass 
von  der  Leistung  einer  förmlichen  Entschädigung  für  Aufhebung  der  fraglichen 
Abgaben  aus  der  Staatskasse,  sei  es  in  der  Form  unmittelbarer  jährlicher  Zah- 
lung entsprechender  Beträge  aus  der  Staatskasse  an  die  beteiligten  Gemeinden, 
sei  es  iti  der  Gestalt  iigend  einer  Kapitalablösung,  nicht  die  Rede  sein  könne. 
Denn  es  würde  hierzu  nicht  nur  im  Hinblicke  auf  die  Natur  dieser  Abgaben, 
welche  sich  allenthalben  nicht  als  Befugnisse  privatrechtlichen  Charakters,  sondern 
als  Ausfluss  widerruflicher  Gestattungen  der  grossherzoglichen  Staatsregieiung 
darstellen,  an  jeder  rechtlichen  Verpflichtung  des  Staates  mangeln,  sondern  es 
würde  eine  solche  Entschädigung  unter  Berücksichtigung  des  sehr  verschiedenen 
Anteils  der  einzelnen  Landesteile  am  Bezüge  der  Abgaben,  welcher  mit  der 
überhaupt  für  die  Gemeinden  bestehenden  Belastung  mit  Wegeunterhaltungs- 
aufwänden  durchaus  nicht  immer  im  gleichen  Verhältnisse  steht,  auch  sachlich 
in  Beziehung  auf  die  erforderliche  Gleichmässigkeit  in  der  Verwendung  von 
Mitteln  des  Staates  zu  einem  wenig  befriedigenden  Ergebnisse  führen. 

Dagegen  ist  anderseits  nicht  zu  verkennen,  dass  schon  aus  dem  Wegfalle 
bisher  bezogener  und  im  Verhältnisse  zu  dem  sonstigen  Gemeindehaushalte 
vielfach  sehr  beträchtlicher  Einnahmen  und  aus  den  finanziellen  Verlegenheiten, 
welche  für  weniger  leistungsfähige  und  mit  sonstigen  Ausgaben  bereits  stark 
belastete  Gemeinden  hieraus  erwachsen  können ,  für  den  Staat  im  einzelnen 
Falle  sich  Veranlassung  zu  helfendem  Einschreiten  ergeben  könne,  dass  dieses 
aber  namentlich  da  der  Fall  sein  werde ,   wo  es  sich  bei  den  zur  Zeit  von  den 
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Gemeinden  zu  unterhaltenden  öflfentlichen  Verkehrsmitteln  um  Strassen  handle, 
welche  nicht  lediglich  den  eigenen  Gemeindezwecken ,  sondern  insbesondere 
auch  einem  grösseren  Durchgangsverkehre  und  damit  dem  gemeinen  Nutzen  zu 
dienen  bestimmt  sind.  Denn  wenn  der  Staat  nach  den  hier  einschlagenden 
gesetzlichen  Bestimmungen  den  Bau  derartiger  grösserer  Verbindungswege  in 
Gestalt  der  Strassen  zweiter  Klasse  bisher  vielfach  von  den  beteiligten  Ge- 
meinden, wenn  auch  in  häufigen  Fällen  unter  Gewährung  entsprechender  staat- 
licher Unterstützungen  zu  den  Baukosten,  verlangt,  zu  der  damit  gleichfalls  den 
Gemeinden  aber  auferlegten  Unterhaltung  derselben  eine  Beihilfe  bisher  nur  in 
der  Form  der  Gewährung  einer  Abgabenerhebung  geleistet  hat,  so  wird  man 
es  vom  Standpunkte  einer  auch  die  überaus  wichtigen  Gemeindeinteressen  ge- 
hörig berücksichtigenden  staatlichen  Politik  aus  nur  gerechtfertigt  finden  können, 
wenn  der  Staat  bei  Aufhebung  der  fraglichen  Abgaben  nunmehr  in  anderer 
Weise  helfend  eintritt,  sei  dieses  zum  Teil  durch  Uebernahme  einiger  nach 
Natur  und  Lage  hierzu  besonders  geeigneter  Strassen  in  die  unmittelbare  Unter- 
haltungspflicht des  Staates,  sei  dieses  im  übrigen  durch  Gewährung  angemessener 
Unterstützungen  aus  der  Staatskasse  zu  den  laufenden  Kosten  der  "Wegeunter- 
haltung seitens  der  Gemeinden. 

In  ersterer  Beziehung  würden  namentlich  Strassenzüge  in  Betracht  zu 
ziehen  sein,  welche  sich  an  bereits  bestehende  grössere  Staatsstrassen  anschliessen 
und  thatsächlich  einen  Teil  von  solchen  bilden  oder  sonst  einem  besonders 
lebhaften  Durchgangsverkehr  dienen,  welcher  im  übrigen  durch  Staatschausseen 
vermittelt  zu  werden  pflegt.  Hiernach  würden  namentlich  zur  Uebernahme 
in  die  unmittelbare  Unterhaltungspflicht  des  Staates  in  Frage  kommen: 

1.  die  Strasse  von  Dienstedt  durch  schwarzburg-rudolstädtisches  Gebiet 
(Flur  Oesteröda)  über  Breitenheerda  nach  Remda  mit  6,820  km; 

2.  die  Strasse  von  Buttstädt  nach  der  Staatschaussee  Weimar-CöUeda 
mit  o,483  km ; 

■i.  die  Strasse  von  Dermbach  nach  Geisa  mit  14,720  km; 

4.  Die  Roda-Neustadt-Schleizer  Strasse  mit  15,921  km. 

Zu  erwähnen  wäre  an  dieser  Stelle  auch  die  Strasse  durch  die  Flur  Neuen- 
hof (in  der  Richtung  nach  Eisenach  und  nach  Gerstungen)  mit  1,738  km,  welche 
bei  Aufhebung  der  von  derselben  bisher  erhobenen  und  zu  ihrer  Unterhaltung 
verwendeten  Abgaben  vertragsmässig  wieder  in  die  Uuterhaltungspflicht  des 
Staates  zurückfallen  würde. 

Der  für  Unterhaltung  dieser  Strassen  aus  Staatsmitteln  zu  verwendende 
Betrag  lässt  sich  vorläufig  auf  etwa  14,000  M.  jährlich  berechnen. 

Was  dagegen  die  Gewährung  von  Unterstützungen  aus  der  Staatskasse 
zu  den  Kosten  der  Wegeunterhaltung  und  zu  diesem  Zwecke  die  Einstellung 
einer  jährlichen  entsprechenden  Dispositionssumme  in  den  Ausgabeetat  des 
Staates  anlangt,  so  würden  für  die  Verteilung  im  wesentlichen  die  bestehenden 
Unterhaltungsaufwendungen  für  Strassen  zweiter  Klasse  —  und  nicht  sowohl 
der  bisherige  Bezug  an  Chausseegeld  — ,  daneben  die  besonderen  Gemeinde- 
verhältnisse massgebend  sein  müssen,  und  würde  man  voraussichtlich  hierbei 
für  die  Verteilung  innerhalb  der  einzelnen  Verwaltungsbezirke  die  Mithilfe  der 
Bezirksausschüsse  in  Anspruch  zu  nehmen  haben.  Man  würde  mit  dieser  Unter- 
stützung gleichzeitig  auch  den  Vorteil  verbinden  können,  in  der  Zuwendung 
solcher  Beihilfen  ebensowohl  grössere  Gleichmässigkeit  im  allgemeinea ,  wie 
eingehendere  Berücksichtigung  bestehender  Verhältnisse  im  besonderen  walten 
zu  lassen,  als  dieses  bisher  auf  dem  Wege  der  Verwilligung  einer  Abgabe- 
erhebung möglich  war,  welche  häufig  von  mancherlei  anderen  Rücksichten  als 
lediglich  der  eines  bei  der  Strasse  obwaltenden  allgemeineren  Interesses  ab- 
hängig gemacht  worden  und  daher  in  einzelnen  Fällen  ganz  unterbleiben 
musste,  wo  eine  Unterstützung  an  und  für  sich  durchaus  am  Platze  gewesen 
sein  würde. 

Ergab  sich  aus  diesen  Erwägungen  als  Folge  einer  Aufhebung  des  Ge- 
meindechausseegeldes eine  andauernde  Inanspruchnahme  staatlicher  Geldmittel, 
so    konnte   man   sich  gleichzeitig  nicht  verhehlen,   dass  es  sich  hierbei  um  Be- 
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träge  von  nicht  unerheblicher  Höhe  handeln  werde.  Zwar  Hess  sich  schon  an 
der  Hand  der  oben  angedeuteten  Gesichtspunkte  der  Schlass  ziehen,  dass  aus 
dem  Wegfallen  der  bisher  erhobenen  Ortsstrassen-  und  Pflastergelder,  wie  solche 
seitens  einer  Reihe  von  Gemeinden,  namentlich  des  grösseren  Teils  der  Städte 
des  Grossherzogtums ,  und  zwar  im  Jahre  1886  im  Gesamtreinertrage  von 
28,454  M.  bezogen  worden  sind,  keine  ausreichende  Veranlassung  zur  Gewährung 
entsprechender  staatlicher  Unterstützungen  zu  entnehmen  sein  werde.  Denn  es 
wird  nicht  in  Abrede  gestellt  werden  können,  dass  die  Erhaltung  der  Oi-ts 
Strassen  zum  bei  weitem  wesentlichsten  Teile  den  eigensten  Zweck  des  Ortes, 
der  Gemeinde,  dient,  und  wenn  auch  eine  entsprechend  gute  Beschaffenheit 
der  innerhalb  der  grösseren  Ortschaften  befindlichen  öffentlichen  Strassen  eine 
der  Vorbedingungen  des  von  ausserhalb  sich  in  der  Ortschaft  abspielenden  Ver- 
kehrs bildet  und  denselben  zu  fördern  geeignet  ist,  so  sind  doch  anderseits 
diese  Ortschaften  auf  einen  derartigen  Verkehr  selbst  in  einem  solchen  Masse 
angewiesen,  dass  in  jedem  Falle  mehr  das  eigene  Bedüi-fnis,  als  die  Fürsorge 
für  die  allgemeinen  VerkehrsinterAsen  die  Veranlassung  zu  ordnungsmässiger 
Unterhaltung  der  Ortsstrassen  zu  bilden  haben  wird. 

Weiter  dürfte  an  dieser  Stelle  zu  erwähnen  sein,  dass  besondere  Gründe 
dafür  sprechen  würden,  die  Abgabeerhebung  in  einer  Anzahl  von  Fällen 
—  bezw.  wenigstens  vorläufig  noch  fortbestehen  zu  lassen  und  zu  diesem  Zwecke 
dem  grossherzoglichen  Staatsministerium  inhaltlich  des  über  die  Aufliebung  zu 
erlassenden  Gesetzes  eine  entsprechende  Ermächtigung  zu  erteilen.  Als  solche 
Fälle  würden  sich  darstellen : 

1.  die  Abgabeerhebung  von  den  Gemeindechausseen  in  dem  von  allen 
Seiten  Ton  fremden  Staatsgebieten,  in  welchen  bezügliche  Erhebung  gleichfalls 
noch  stattfindet,  umgebenen  Gemeindebezirk  Oldisleben,  welche  im  Jahre  1886 
die  beträchtliche  und  für  den  Gemeindehaushalt  nicht  zu  entbehrende  Summe 
eines  Reinertrages  von  8148  M.  ergeben  hat: 

2.  die  Abgabeerhöhung,  welche  mehrfach  gemeinschaftlich  mit  anderen 
Bezugsberechtigten  in  benachbarten  Staatsgebieten  stattfindet,  wie  in  betreff 
der  Ortsstrassen  zu  Kranichfeld,  der  Strasse  von  Kranichfeld  nach  Nauendorf, 
der  Hohenfelden-Nauendorfer  Strasse,  der  Münchener  Bachbrücke,  der  Saalbrücke 
zwischen  Rothenstein  und  Oelknitz ,  des  Ruhlaer  Pflaster-  und  Brückengeldes, 
der  Kammerberg-Manebacher  Ilmbrücke. 

Der  Gesamtreinertrag  dieser  letzteren  Abgaben  hat  sich  im  Jahre  1886 
auf  ungefähr  3000  M.  belaufen. 

Lässt  man  hiemach  aber  auch  den  Gesamtertrag  dieser  vorbemerkten 
Abgaben  ausser  Betracht,  so  blieb  der  zu  beräcksichtigende  Ausfall  an  Ein- 
nahmen der  Gemeinden  noch  immer  ein  höchst  beträchtlicher,  und  es  musste 
daher  weiter  die  Frage  entstehen,  ob  die  Lage  des  Staatshaushaltes  im  gegen- 
wärtigen Zeitpunkte  eine  solche  ist.  dass  die  Ausgaben  des  Staates  dauernd  um 
eine  selbst  bei  nur  teilweise  geschehender  Berücksichtigung  der  Höhe  des  frag- 
lichen Einnahmeausfalles  der  Gemeinden  noch  immer  erheblich  ins  Gewicht 
fallende  Summe  würden  vermehrt  werden  können. 

Diese  Frage  hat  bei  eingehender  Prüfung  verneint  werden  müssen ,  und 
ist  in  dieser  Beziehung  folgendes  zu  bemerken: 

1.  Nach  dem  Reichshaushaltsetat  für  1887/88  vom  30.  März  1887  mit 
Nachtrag  hierzu  vom  1.  Juni  1887  übersteigt  der  Betrag  der  Matrikularbeiträge 
den  Ansatz  im  Hauptvoranschlage  der  Staatseinnahmen  und  Ausgaben  im  Gross- 
herzogtum für  188789  (Ausgabe  Kap.  III,  1)  um  215.933  M. 

Davon  sollen  nach  Seite  597  und  613  des  Schriften  wechseis  von  1887  als 
Anteil  des  Grossherzogtums  an  den  Fehlbeträgen  der  Jahre  1883/86  111,561  M. 
aus  den  vorhandenen  Ueberschüssen  gedeckt  werden.  Es  ist  aber  mit  Sicher- 
heit anzunehmen,  dass  im  Reichsetat  1888/89,  in  welchem  die  Fehlbeträge  für 
1886/87  in  Rechnung  kommen,  wenigstens  ein  gleicher  Fehlbetrag  zu  decken 
sein  wird. 

2.  Nach  dem  Hauptvoranschlag  der  Staatseinnahmen  und  Ausgaben  im 
Grossherzogtum  für  1887/89   ist  weiter  ein  Fehlbetrag  von  59,115  M.  ebenfalls 
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aus  den  Üeberschüssen  zu  decken  geblieben  (vgl.  Schriftenwechsel  für  1887, 
S.  598). 

3.  Wegen  Aufhebung  des  Staatschausseegeldes  ist  in  Kap.  XXVI  des 
Ausgabe  Voranschlages  ein  Mehrbetrag  von  04,000  M.  jährlich  für  die  Jahre  1887/89 
eingestellt  worden. 

Es  wurde  hierbei  angenommen,  dass  der  Bedarf  für  das  Jahr  96,000  M. 
beträgt,  also  auf  die  2  Jahre  1888/89  mit  192,000  M.  zu  berechnen  und  hiervon 
für  jedes  der  3  Etatsjahre  mit  64,000  M.  zu  verteilen  sei.  Es  werden  also 
künftig  für  1  Jahr  96,000  M.  statt  64,000  M.,  also  jährlich  32,000  M.  mehr  in 
Ansatz  zu  kommen  haben. 

Demnach  bleibt  künftig  ein  Mehrbetrag  von  jährlich  215,933  M. ,  59,115 
und  32,000  M.,  in  Sa.  307,048  M.  zu  decken. 

Wenn  nun  auch  zu  hoffen  ist,  dass  infolge  der  neuen  Reichssteuer- 
gesetzbung  (Branntwein-  und  Zuckersteuer  betreffend)  durch  die  Herauszahlungen 
aus  der  Reichskasse  dieser  Bedarf,  wenigstens  zum  grossen  Teil,  gedeckt  werden 
wird ,  so  lässt  sich  doch  mit  genügender  Gewissheit  nicht  voraus  berechnen, 
wie  viel  diese  Herauszahlungen  betragen  werden,  da  mit  den  grösseren  Ein- 
nahmen auch  grössere  Reichsausgaben  kommen  werden  und  auch  die  Gestaltung 
des  Reichsetats  von  den  eintretenden  politischen  Verhältnissen  abhängig  sein  wird. 

Unter  diesen  Umständen  vermag  das  unterthänigst  unterzeichnete  Staats- 
ministerium nicht  zu  empfehlen ,  schon  im  gegenwärtigen  Zeitpunkte  dem 
Landtage  eine  Vorlage  wegen  Aufhebung  der  von  anderen  Berechtigten  als 
der  grossherzoglichen  Staatskasse  für  die  Benutzung  öffentlicher  Strassen  und 
Brücken  erhobenen  Abgaben  zu  unterbreiten,  ist  vielmehr  der  Ansicht,  dass 
erst  bei  Beratung  und  Feststellung  des  Hauptvoranschlages  für  die  nächste 
dreijährige  Finanzperiode  sich  die  Gelegenheit  und  Möglichkeit  zu  einem 
gesicherten  Ueberblick  darüber  ergeben  wird,  ob  der  Stand  des  Staatshaushaltes 
eine  Massnahme  der  erwähnten  Art  mit  den  übrigen  aus  den  obigen  Auseinander- 
setzungen hervorgehenden  Folgen  einer  solchen  gestattet. 
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Eingeleitet 

von 

Dr.  B.  van  der  Borght. 

Nachdem  die  Niederlande  durch  Dekret  vom  9.  Juli  1810  dem  französischen 
Kaiserreich  einverleibt  worden  waren,  wurde  auch  in  Bälde  die  französische 
Gesetzgebung  als  verbindlich  für  die  einverleibten  Distrikte  eingeführt.  Damit 
erlitt  das  niederländische  Steuersystem  eine  vollständige  Umwälzung,  die  zurück- 
zubilden  bezw.  weiter  auszubauen  das  Bestreben  der  nächsten  Decennien  war. 

Was  die  Erbschaftssteuer  anlangt,  so  wich  die  französische  Gesetzgebung 
darin  wesentlich  von  der  altholländischen  ab,  dass  sie  die  Steuer  auf  den  Ueber- 
gang  unter  Lebenden  und  auf  den  Uebergang  von  Todeswegen  in  einem  Gesetz, 
ohne  besondere  Regelung  der  letzteren,  zusammenfasste.  Das  niederländische 
Gesetz  vom  27.  Dezember  1817  (Staatsbl.  Nr.  37)  bracht«  eine  selbständige  Re- 
gelung der  Steuer  auf  den  Uebergang  von  Todeswegen,  zunächst  in  der  Form 
der  Erbschaftssteuer  auf  den  Saldo  der  Nachlassenschaft,  der  durch  Abzug  der 
Schulden  und  Lasten  ermittelt  wurde;  neben  dieser  ging  eine  Steuer  auf  den 
Uebergang  von  Immobilien,  die  im  Inlande  gelegen  sind  und  zu  eines  Nicht- 
einwohners  Nachlassenschaft  gehören,  einher. 

Nach  dem  Gesetz  von  1817  waren  die  ganze  direkte  Linie,  femer  die 
Vererbung  zwischen  Ehegenossen  mit  Nachkommenschaft  oder  bei  Stiftung  von 
Nutzniessungen  und  periodischen  Auszahlungen  zu  gunsten  des  Ueberlebenden 
und  zu  Lasten  der  Kinder  aus  früherer  Ehe.  sowie  alle  Nachlassenschaften  mit 
einem  Reinsaldo  von  weniger  als  300  fl.  von  der  Erbschaftssteuer  befreit 
Für  Ehegenossen,  auf  welche  die  vorstehend  genannten  Fälle  nicht  zutreflEen, 
betrug  die  Steuer  4  Prozent;  für  Geschwister  4  Prozent  von  dem,  was  sie  ab 
intestato  zu  erben  gehabt  hätten,  und  10  Prozent  von  dem  darüber  hinaus- 
gehenden Teil  des  Ererbten;  für  Oheime,  Tanten,  Neffen  und  Nichten,  sowie 
für  Grossoheime,  Grosstanten,  Grossneffen  und  Grossnichten  6  Prozent  von  dem 
Betrüg,  den  sie  ab  intestato  zu  erben  gehabt  hätten,  und  10  Prozent  von  dem 
darüber  hinausgehenden ;  für  alle  übrigen  Erben  10  Prozent.  Die  U  e  b  e  r- 
gangssteuer  für  im  Lande  gelegene,  zum  Nachlass  eines  Nichtein wohners 
gehörige  Immobilien,  die  daneben  zur  Erhebung  gelangte,  betrug  für  die 
direkte  Linie  1  Prozent,  für  alle  übrigen  Erben  5  Prozent. 

Der  Staat  hatte  ein  Vorzugsrecht  auf  die  Mobilien  und  eine  gesetzliche 
Hypothek    auf  die  Immobilien  zur  Sicherung   der   Steuer.     Binnen  6  Monaten 
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nach  dem  Tode  war  eine  vollständige  und  genaue  schriftliche  Angabe  über  die 
verschiedenen  in  Betracht  kommenden  Thatsachen  und  Verhältnisse  einzureichen. 
Für  Nachlässe  von  weniger  als  300  fl.  war  nur  eine  negative  Angabe,  die  durch 
die  Verwaltungsbehörde  zu  beglaubigen  war,  erforderlich. 

Die  Nichteinlieferung  der  Angabe  bis  zu  dem  bestimmten  Termin  wurde 
bestraft  mit  10  Prozent  der  verfallenen  Steuer.  Wurde  die  Angabe  auch  in 
den  nächsten  14  Tagen  trotz  einer  bezüglichen  Aufforderung  nicht  eingereicht, 
so  stieg  die  Strafe  auf  40  Prozent  der  verfallenen  Steuer ;  bei  steuerfreien  Nach- 
lässen war  in  diesem  Falle  eine  bestimmte  Summe  zu  zahlen.  Alsdann  wurde 
durch  den  Steuerempfänger  eine  „Zwangsschrift"  zur  Bezahlung  einer  von  ihm 
bestimmten  Summe  ausgefertigt.  Eine  erfolgte  Angabe  konnte  noch  binnen 
6  Wochen  ergänzt  oder  abgeändert  werden.  Innerlialb  weiterer  14  Tage  da- 
nach war  die  Angabe  zu  beschwören  (abgesehen  von  der  Vererbung  in  direkter 
Linie  oder  von  negativen  Angaben);  nach  der  Vereidigung  war  indes  auch 
noch  eine  Modifikation  der  Angabe  zulässig.  Binnen  weiterer  6  Wochen  war 
die  Steuer  zu  entrichten.  Die  Strafe  wegen  versäumter  Eidesabiegung  verjährte 
mit  Ablauf  eines  Jahres,  gerechnet  von  dem  Tage  an,  mit  welchem  die  zur 
Verbesserung  der  Angabe  zugestandene  Frist  von  6  Wochen  verstnchen  ist. 

Der  die  Angabe  Erstattende  hatte  die  Wahl  zwischen  eigener  Schätzung 
und  Schätzung  durch  Sachverständige  auf  seine  Kosten.  Die  näheren  Bestim- 
mungen bieten  kein  Interesse. 

Der  Verkaufswert  im  Augenblick  des  Todes  galt  als  steuerbarer  Wert. 
Bei  periodischen  Auszahlungen  wurde  für  die  Kapitalisierung  das  zehnfache  für 
Leibrenten  und  das  zwanzigfache  für  Auszahlungen  von  bestimmter  Dauer  als 
Maximum  angenommen.  Doch  wurde  jede  Nutzniessung  auf  den  halben  Wert 
des  Eigentums  angesetzt. 

Im  Jahre  1832  wurden  durch  ein  Ergänzungsgesetz  einige  Aenderungen 
in  den  Fristen  für  Erstattung  der  Anzeige,  für  Abänderung  der  Anzeige  und 
für  Entrichtung  der  Steuer  eingeführt.  Ausserdem  wurde  die  negative  Angabe 
durch  eine  specificierte  Angabe  ersetzt.  Die  Ausnahmen  von  der  Eidesabiegung 
wurden  erweitert  und  ein  Reinigungseid  für  den  an  die  Stelle  eines  ablehnenden 
Erben  Tretenden  eingeführt.  Die  Nutzniessung  und  die  periodischen  Auszahlungen 
wurden,  falls  der  Berechtigte  den  Erblasser  nur  um  weniger  als  4  Monate  über- 
lebte, von  der  Steuer  freigelassen.  Endlich  führte  das  Gesetz  von  1832  noch 
eine  Steuer  auf  die  Schenkungen  unter  Lebenden  an  die  todte  Hand  ein,  die 
zu  zahlen  war,  wenn  eine  besondere  Urkunde  über  die  Schenkung  vorlag. 

Das  Gesetz  vom  13.  Mai  1859  (Staatsbl.  Nr.  36)  brachte  dann  eine  neue 
umfassende  Regelung  der  Erbschafts-  und  Uebergangssteuer,  die  in  der  Haupt- 
sache noch  jetzt  gilt.  Dies  Gesetz  erlitt  durch  die  Gesetze  vom  28.  Mai  1869 
(Staatsbl.  Nr.  95),  vom  9.  Juni  1878  (Staatsbl.  Nr.  95)  und  vom  31.  Dezember  1885 
(Staatsbl.  Nr.  263)  eine  Reihe  von  Aenderungen,  die  in  dem  nachfolgenden  Ge- 
setzestext hinreichend  ersichtlich  gemacht  sind.  Die  schwülstige  Form  und  die 
oft  recht  unbestimmte  Fassung  des  niederländischen  Textes  Hessen  sich  auch  in 
der  LTebersetzung  nicht  immer  ganz  abstreifen. 

Es  sei  noch  bemerkt,  dass  die  wichtigeren  früheren  Bestimmungen  sowie 
einige  ergänzende  Mitteilungen  unter  dem  jetzt  gültigen  Wortlaut  als  An- 
merkungen aufgeführt  sind. 

1070 


Das  niederländische  Erbschaftssteuergesetz  vom  13.  Mai  1859.  537 

Gesetz  betr.  die  Erbschaftssteuer  vom  13.  Mai  1859 

nebst  den  durch  die  Gesetze  vom  28.  Mai  1869,  9.  Juni  1878  und 

31.  Dezember  1885  hervorgerufenen  Abänderungen. 

Titel    I. 
Allgemeine  Bestimmungen. 

Artikel  1. 

unter  dem  Namen  , Erbschaftssteuer"  wird  eine  Steuer  erhoben 
von  dem  Werte  alles  dessen,  was  aus  dem  Nachlass  eines  Einwohners  des  Reiche 
durch  dessen  Tod  geerbt  oder  erhalten  wird. 

Die  Erklärung  eines  vermutlichen  Todes  wird  bezüglich  der  Anwendung 
dieses  Gesetzes  dem  wirklichen  Tode  in  jeder  Hinsicht  gleichgestellt,  vorbehalt- 
lich der  Rückgabe  der  demzufolge  erhobenen  Steuer  nebst  Erhöhungen  und 
Strafen  in  den  durch  Art.  538.  541  und  54:5  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  be- 
zeichneten Fällen  ').     Das  Datum   der  Erkläning  wird   als  Todestag   angesehen. 

Für  einen  Einwohner  des  Reiches  gilt  bezüglich  der  Anwendung  dieses 
Gesetzes  jeder,  der  innerhalb  des  Reiches  in  Europa  seinen  Wohnsitz  hat. 

Unt^r  dem  Namen  .üebergangssteuer"  wird  eine  Steuer  erhoben 
von  dem  Werte 

1.  der  durch  den  Tod  eines  Einwohners  des  Reiches  als  Eigentum  ge- 
erbten oder  erhaltenen  Effekten  und  rentengebenden  Schuldforderungen. 

Unter  Eftekten  versteht  dieses  Gesetz  alle  Anteüe  an  in-  und  aus- 
ländischen Geldanleihen  und  Renten,  an  Gesellschaften  oder  Unternehmungen, 
deren  Kapital  durch  Anteile  dargestellt  wird,  Interimsscheine,  die  sogenannten 
Gründeraktien,  Restantscheine,  Genussaktien  und  dergleichen,  die  nach  Ablösung 
der  urspininglichen  Anteile  den  Inhabern  verbleiben  oder  ausgeteilt  werden,  und 
im  allgemeinen  alle  Papiere,  die  —  gleichviel  unter  welcher  Benennung  — 
unter  die  öffentlichen  Fonds  gerechnet  werden  können"-). 


')  Diese  Artikel  lauten  folgendennassen: 

Art.  358.  Wenn  der  Abwesende  nach  der  Erklärung  des  vermutlichen  Todes  zurück- 
kehrt oder  der  Beweis  einläuft,  dass  er  noch  am  Leben  ist,  so  sind  diejenigen,  die  aus  seinen 
Gütern  Erträge  und  Einkünfte  gezogen  haben,  verpflichtet,  dieselben  zurückzugeben,  d.  h.  die 
Hälfte,  wenn  die  Rückkehr  stattfindet  oder  der  Beweis  des  Lebens  eingeht  binnen  15  Jahren 
nach  dem  Tage  des  vermutlichen  Todes,  wie  er  in  dem  ürteU  ausgedrückt  ist,  oder  ein  Viertel, 
wenn  dies  später,  jedoch  vor  Ablauf  von  30  Jahren,  nach  diesem  Zeitpunkt  stattfindet. 

Alles  jedoch  mit  der  Massgabe,  dass  dasjenige  Gericht,  welches  das  Urteil  des  vermut- 
lichen Todes  ausgesprochen  hat ,  mit  Rücksicht  auf  die  Geringfügigkeit  der  nachgelassenen 
Güter,  die  Rückgabe  der  Xutzniessung  und  des  Einkommens  anders  regeln  oder  ganz  von  der- 
selben entbinden  kann. 

Art.  541.  Wenn  vor  der  in  dem  vorhergehenden  Artikel  bezeichneten  Zeit  Nachricht 
von  dem  Tode  des  Abwesenden  eingeht,  so  können  diejenigen,  die  auf  den  Zeitpunkt  des  Todes 
kraft  des  Gesetzes  oder  auf  Grund  der  Verfügungen  des  Abwesenden  Rechte  auf  seine  Xach- 
lassenschaft  erhalten  haben,  oder  deren  Rechtsnachfolger  Rechnung,  Verantwortung  und  Ueber- 
gabe  fordern  nach  Massgabe  des  Art.  532  und  538. 

Art.  .542.  Wenn  der  Abwesende  zurückkehren  oder  sein  Leben  bekannt  geben  sollte, 
nachdem  3n  Jahre  seit  dem  in  dem  Urteil  bezeichneten  Tage  des  vermutlichen  Todes  ver- 
strichen sind,  so  hat  er  allein  Anspruch  auf  Rückforderung  seiner  Güter  oder  auf  die  aus  dem 
Erlös  seiner  verkauften  Güter  angekauften  Güter,  alles  jedoch  ohne  irgend  welche  Erträge  und 
Einkünfte. 

Art.  543.  Ebenso  sollen  die  Kinder  und  sonstigen  Nachkommen  des  Abwesenden  seine 
Güter  zurückerhalten ,  sofern  sie  binnen  30  Jahren  nach  dem  in  Art.  540  bestimmten  Zeitraum 
aufkommen. 

-)  Die  oben  angegebene  Fassung  der  Ziff.  l  beruht  auf  dem  Gesetz  vom  31.  Dezember  1885. 
Ursprünglich  lautete  die  Ziff.  l  folgendermassen : 
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2.  aller  unbeweglichen,  innerhalb  des  Reiches  in  Europa  gelegenen  oder 
domizilierten  Güter,  die  in  Nutzniessung  oder  Eigentum  durch  Tod  eines 
Nichteinwohners  des  Reiches  geerbt  oder  erhalten  werden. 

Artikel  la'). 

Alles  was  in  Folge  des  Verzichts  der  Erben  eines  Verstorbenen  von  dem, 
was  diesem  aus  einem  früher  anheimgefallenen  Nachlass  in  direkter  Linie  zu- 
gefallen war,  durch  seine  Miterben  an  diesem  Nachlass  genossen  wird,  gilt 
bezüglich  der  Anwendung  dieses  Gesetzes  als  von  den  Miterben  durch  seinen 
Tod  aus  seinem  Nachlass  geerbt. 

Alles  was  ein  in  Gütergemeinschaft  verheirateter  Mann  zufolge  des  durch 
die  Erben  seiner  Frau  geleisteten  Verzichts  auf  die  Gemeinschaft  geniesst,  gilt 
bezüglich  der  Anwendung  dieses  Gesetzes  als  durch  den  Tod  seiner  Frau  aus 
ihrem  Nachlass  geerbt. 

Der  überlebende  Ehegenoss,  dem  kraft  einer  im  Heirats  vertrage  geraachten 
und  von  dem  Tode  des  Erststerbenden  abhängigen  Bedingung  beim  Tode  mehr 
als  die  Hälfte  der  gemeinschaftlichen  Güter  verbleibt,  wird  bezüglich  der  An- 
wendung dieses  Gesetzes  so  angesehen,  als  ob  er  den  Ueberschuss  durch  den 
Tod  des  Erststerbenden  aus  dem  Nachlass  desselben  geerbt  habe. 

Artikel  2. 

Die  Steuern  werden  durch  jeden  der  Erben  und  Empfänger  getragen  für 
das  von  ihm  Geerbte  oder  Empfangene,  sofern  hierüber  nichts  anderes  durch 
den  Erblasser  bestimmt  ist. 

Wenn  unbewegliche  Güter,  mit  Ausnahme  der  Einschreibungen  in  die 
Staatsschuldbücher,  unter  der  Last  der  Nutzniessung  geerbt  oder  erhalten  werden 
und  der  Nutzniesser  der  Sicherheitsstellung  enthoben  ist,  so  ist  derjenige,  der 
das  Eigentum  dieser  Güter  geerbt  oder  erhalten  hat,  befugt  zu  fordern,  dass 
der  Nutzniesser,  ungeachtet  der  Enthebung,  zu  seinen  Gunsten  ^)  Sicherheit  stelle 
für  den  Betrag  der  in  Sachen  des  Erbens  oder  Erhaltens  des  Eigentums  be- 
zahlten Erbschafts-  und  Uebergangssteuer,  es  sei  denn,  dass  der  Nutzniesser  es 
vorziehe,  den  Betrag  gegen  höchstens  4  Prozent  Zinsen  für  das  Jahr  vor- 
zuschiessen  ^). 

Artikel  3. 

Diejenigen,  welche  die  Nachlassenschaft  oder  einen  verhältnismässigen 
Anteil  davon  erben  oder  erhalten,  sind,  ungeachtet  der  Bestimmungen  des  Erb- 
lassers, jeder  im  Verhältnis  zu  dem  von  ihm  Geerbten  oder  Erhaltenen,  ver- 
antwortlich für  die  unter  Nr.  1  des  Art.  1  bezeichnete,  durch  den  Tod  und  bei 
dem  Tode  des  Erblassers  entfallende  Erbschafts-  und  Uebergangssteuer. 

Sie  sind  ausserdem  persönlich  verantwortlich 

„Der  durch  Tod  eines  Einwohners  des  Reiches  als  Eigentum  geerbten  oder  erhaltenen 
Anteilscheine  an  Anleihen,  Geldanlagen  oder  Renten  zu  Lasten  des  Staates  oder  fremder 
Mächte,  Staaten  oder  Fürsten,  Provinzen,  Städte,  Gemeinden,  Deich- und  Dammverwaltungen ; 
Anteilscheine  an  wohlthätigen  Köi-perschaften,  Korporationen,  Stiftungen,  Genossenschaften, 
Banken,  Reedereien,  Gesellschaften  und  Associationen,  Unternehmungen,  deren  Kapital  durch 
Anteile  dargestellt  wird,  unter  welcher  Benennung  diese  Scheine  und  Anteile  auch  ausgegeben 
sein  mögen;  endlich  Anteile  und  Anleihen  zu  Lasten  derartiger  wohlthätiger  Körperschaften, 
Koi-porationen,  Stiftungen,  Genossenschaften,  Banken,  Reedereien,  Gesellschaften,  Associationen 
oder  Unternehmungen ,  oder  zu  Lasten  besonderer  ausser  Landes  wohnender  Personen  und  an 
Anleihen  zu  Lasten  von  Einwohnern  des  Reiches,  die  jedoch  in  ausserhalb  des  Landes  ge- 
legenen Gütern  domiziliert  sind,  oder  zu  Lasten  von  ausserhalb  des  Landes  gelegenen  Gütern." 

1)  Dieser  Artikel  ist  durch  das  Gesetz  vom  28.  Mai  1869  eingeschaltet  worden. 

2)  D.  h.  zu  gunsten  des  Erben. 

s)  Der  zweite  Absatz  des  Art.  2  ist  durch  das  Gesetz  vom  28.  Mai  1809  eingeschaltet 
worden. 
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1.  für  den  Betrag  der  Steuern,  die  durch  den  Tod  und  bei  dem  Tode 
des  Erblassers  von  Erben  und  Legatären,  die  ausserhalb  des  Reiches  ihren  Wohn- 
sitz haben,  zu  zahlen  sind ; 

2.  für  den  ganzen  Betrag  der  unter  Nr.  2  des  Art.  1  bezeichneten  Ueber- 
gangssteuer. 

Die  durch  den  ersten  und  zweiten  Absatz  dieses  Artikels  bezeichnete 
Verantwortlichkeit  erstreckt  sich  auch  auf  die  Elrhöhungen  der  Steuer  und 
die  Strafen. 

Artikel  4. 

Unbeschadet  des  in  dem  vorhergehenden  Artikel  Bestimmten  sind  auch 
die  Legatare  und  sonstige  Empfänger  unter  besonderem  Titel  verantwortlich 
für  die  auf  das  von  ihnen  Erhaltene  entfallende  Steuer. 

Ihre  Verantwortlichkeit  ist  persönlich  bezüglich  des  von  ihnen  insgesamt 
erhalt<?nen  Betrages '). 

Artikel  5. 
Ausschliesslich  verantwortlich  sind 

1.  für  cüe  Steuern,  die  auf  das  infolge  einer  Bedingung  Geerbte  oder 
Erhaltene  entfallen,  die  Erben  und  Empfänger; 

2.  für  die  Steuern,  die  auf  den  Empfang  von  Nutzniessungeu  und  perio- 
dischen Auszahlungen  bei  Rechtsnachfolge'^)  entfallen,  die  Empfänger; 

o.  für  die  Steuern,  die  wegen  des  Uebergangs  auf  den  im  Fall  der  Ein- 
setzung eines  Nacherben ';  Berechtigten  zu  zahlen  sind,  die  Nacherben,  sobald  sie 
das  Eigentum  erhalten*). 

Artikel  6. 
Die  für  periodische  Auszahlungen  bei  deren  Stiftung  zu  zahlende  Steuer 
wird  vorgeschossen  durch  denjenigen,  der  mit  der  Auszahlung  belastet  ist,  und 
bei  jedem  Zahlungstermine  im  Verhältnis  zu  der  Zahl,  mit  der  die  Auszahlung 
gemäss  Art.  23  Utt.  e  vervielfältigt  ist,  in  Abrechnung  gebracht  unter  Beirech- 
nung eines  Zinses  von  4  Prozent,  es  sei  denn,  dass  andere  Bestimmungen  ge- 
troffen seien. 

Artikel  7. 

Testamentsvollstrecker  sind  ebenso  wie  die  Erben  zur  Erfüllung  aller  den- 
selben durch  dieses  Gesetz  auferlegten  Verpflichtungen  gehalten,  falls  alle  Erben 
ausserhalb  des  Reiches  ihren  Wohnsitz  haben.  Sie  sind  befugt  Anzeige  zu  er- 
statten, falls  einer  oder  mehrere  der  Erben  ihren  Wohnsitz  innerhalb  des  Reichs 
haben.  Wenn  sie  von  dieser  Befugnis  Gebrauch  gemacht  haben,  sind  sie  ebenso 
wie  die  Erben  zur  Erfüllung  aller  diesen  durch  dieses  Gesetz  auferlegten  Ver- 
pflichtungen gehalten. 

In  den  in  Art.  105.5  und  1059  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  vorgesehenen 
Fällen  ^)  haben  die  ?]rben  und  Testamentsvollstrecker  hinsichtlich  der  Erbschafts- 


1)  Nach  der  Fassung  des  Gesetzes  vom  28.  Mai  1869.  CJrsprünglich  lautete  der  .Artikel 
folgendermassen :  .Die  im  Fall  der  Einsetzung  eines  Xacherben  Berechtigten,  die  Legatare  und 
Empfanger  unter  besonderem  Titel  sind  persönlich  für  die  Steuer  verantwortlich,  die  auf  den 
von  ihnen  insgesamt  erhaltenen  Betrag  entfällt.- 

2)  D.  h.  die  sich  auch  auf  die  Rechtsnachfolger  erstrecken. 

3)  Vgl.  Art  896  und  1048  flf.  des  code  Xap. 

*)  Nach  der  Fassung  des  Gesetzes  vom  28.  Mai  1869.  Ursprünglich  lautete  der  Artikel 
folgendermassen :  .Die  Verantwortlichkeit  lür  die  Steuern ,  die  auf  den  Emfpang  von  Nutz- 
niessungeu und  periodischen  Auszahlungen  bei  Rechtsnachfolge  entfallen,  ruht  ausschliesslich 
auf  den  Empfängern." 

'-,  Die  angezogenen  Artikel  lauten: 

.\rt.  lO.i.i.  Wenn  alle  Erben  dariiber  einig  sind,  können  sie  den  Besitz  aufhören  lassen, 
falls  sie  die  Testamentsvollstrecker  zur  Bezahlung  oder  üebergabe  der  reinen  und  unbedingten 
Legate  in  Stand  setzen,  oder  nachweisen,  dass  die  Legate  bereits  vollzogen  sind. 
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und  üebergangssteuer  dieselben  Rechte  unter  denselben  Bedingungen,  wie  sie 
in  jden  auf  die  Legate  bezüglichen  Artikeln  zuerkannt  und  festgestellt  sind. 

Die  Verwalter  herrenloser  Nachlassenschaften  sind  zu  allen  durch  dieses 
Gesetz  den  Erben  auferlegten  Verpäichtungen  gehalten. 

Vorgesetzte,  Vormünder  und  Verwalter  (Kuratoren)  sind  gehalten  zur 
Erfüllung  aller  Verpflichtungen,  die  denen,  welche  sie  vertreten  oder  deren  Inter- 
essen sie  wahrnehmen,  durch  dieses  Gesetz  auferlegt  werden. 

Artikel  8. 

Die  Staatskasse  hat  —  vom  Todestage  an  gerechnet  —  für  die  Erbschafts- 
steuer ein  Vorrecht  auf  alle  durch  den  Tod  geerbten  oder  erhaltenen  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Sachen  im  allgemeinen,  unmittelbar  rangierend  nach 
allen  in  diesem  Augenblick  vorhandenen  Vorrechten,  Pfand-  oder  Hypotheken- 
rechten. 

Das  Vorrecht  verfällt  mit  2  Jahren  nach  dem  Todestag,  es  sei  denn,  dass 
innerhalb  dieses  Zeitraums  (gerichtliche)  Verfolgungen  angefangen  haben,  und 
im  letzteren  Fall  mit  2  Jahren  nach  der  Notifikation  der  letzten  Akte  ^). 

Die  Staatskasse  ist  bezüglich  der  Üebergangssteuer  in  gleicher  Weise  be- 
vorrechtet auf  die  Sachen,  für  deren  Uehergang  die  Steuer  zu  zahlen  ist. 

Artikel  9. 
Unter  Nutzniessung  werden  bezüglich  der  Anwendung  dieses  Gesetzes 
mit  verstanden  Eitragsgenuss,  Recht  auf  Gebrauch  und  Bewohnen,  Erträge  und 
Einkünfte,  jährlichen  Ertrag  und  dergleichen  Auszahlungen  aus  dazu  bestimmten 
Gütern  einschliesslich  des  anderen  als  den  Legatären  verbliebenen  Genusses  von 
Legaten,  die  gemäss  den  Bestimmungen  des  Verstorbenen  nicht  binnen  2  Jahren 
nach  seinem  Tode  oder  erst  an  einem  unbestimmten  Termin  gefordert  werden 
können. 

Titeln. 
Von  der  Angabe  und  Wertschätzung  des  Geerbten  oder  Erhaltenen. 

Artikel  10. 

Diejenigen,  die  eine  Nachlassenschaft  entweder  ganz  oder  zu  einem  ver- 
hältnismässigen Anteil  erben,  sind  verpflichtet,  dem  Erbscbaftssteuer-Büreau,  in 
dessen  Bezirk  der  Verstorbene  innerhalb  des  Reiches  seinen  lezten  Wohnsita 
hatte,  schriftlich  Angaben  zu  machen  über 

1.  die  Art  und  den  Wert  alles  des  durch  den  Tod  Geerbten  oder  Er- 
haltenen. 

Bezüglich  der  unbeweglichen  Güter,  von  denen  der  Verstorbene  das  Eigen- 
tum oder  nur  ein  sachliches  Recht  zum  Gebrauch  oder  Bewohnen,  zur  Erbpacht, 
zur  Eigentumsausübung  an  den  auf  dem  Grund  und  Boden  stehenden  Gebäuden^) 
oder  zur  vollständigen  Nutzniessung^)  hatte,  muss  angegeben  werden 


Art.  1059.  Wenn  die  erforderlichen  Geldmittel  zum  Auszahlen  der  Legate  nicht  vor- 
handen sind,  so  haben  die  Vollstrecker  die  Befugnis,  die  beweglichen  Güter  des  Nachlasses 
und  —  wenn  nötig  —  auch  eines  oder  mehrere  der  unbeweglichen  Güter,  letztere  jedoch  nur 
mit  Zustimmung  der  Erben,  oder  mangels  dieser  Zustimmung  mit  Genehmigung  des  AiTon- 
dissementsgerichts  öffentlich  nach  dem  Ortsgebrauch  zu  versteigern;  alles,  sofern  niclit  die 
Erben  den  nötigen  Geldvorschuss  zu  leisten  für  gut  finden. 

Der  Verkauf  soll  auch  unter  der  Hand  geschehen  können,  wenn  alle  Erben  darüber 
einig  sind,  vorbehaltlich  der  Bestimmungen  hinsichtlich  der  minderjährigen  und  unter  Kuratel 
gestellten  Personen. 

1)  Der  frühere  dritte  Absatz  dieses  Artikels  („Es  verfällt  gleichermassen  durch  die  nach 
Art.  47  gestellte  Sicherheit")  ist  durch  das  Gesetz  vom  28.  Mai  1869  aufgehoben  worden. 

■i)  „Jus  superficiei"  (Pandekt.  13,  Tit.  18). 

3)  „Jus  emphyteuticum",  das  in  den  Niederlanden  nur  in  Groningen  vorkommt. 

1074 


Das  niederländische  Erbschaftsstenergesetz  hA\ 

a)  die  Gemeinde,  in  der  dieselben  gelegen  sind,  die  Sektion  und  die  Num- 
mer des  Katasters,  sofern  sie  innerhalb  des  Reiches  gelegen  sind; 

b)  die  Grösse,  was  das  unbebaute  Eigentum  anlangt. 

Die  der  Uebergang8st«uer  unterworfenen  Effekten  und  Schuldforderungen 
müssen  spezifiziert  angegeben  werden  '). 

2.  Die  Lasten  und  Schulden,  aus  denen  das  Passivum  des  Nachlasses  zu- 
sammengestellt ist,  gemäss  Art.  27  umschrieben. 

3.  Die  Erben,  Legatare  imd  sonstigen  Empfänger;  ihre  Verwandtschaft 
oder  ihre  eheliche  Beziehung  zu  dem  Verstorbenen,  dem  Stifter  der  nachgesetzten 
Erbfolge  oder  dem  Stifter  der  Nut^niessung  oder  der  bei  Rechtsnachfolge  er- 
haltenen periodischen  Auszahlungen  und  das  Alter  der  Personen,  von  deren  Leben 
die  aus  dem  Nachlass  zu  erhaltenden  Nutzniessungen  oder  periodischen  Aus- 
zahlungen abhängig  sind  -). 

4.  Da.»«  durch  jeden  Geerbte  oder  Erhaltene  mit  Angabe  —  sofern  nicht 
alles  durch  gesetzliche  Erbfolge  vererbt  wird  —  des  Titels,  kraft  dessen  geerbt 
oder  erhalten  wird. 

5.  Falls  nicht  alles  durch  gesetzliche  Erbfolge  vererbt  wird,  die  Personen, 
die  nach  dem  Erbfolgerecht  ganz  oder  teilweise  berechtigt  gewesen  sein  würden, 
mit  Angabe  ihrer  Verwandtschaft  zu  dem  Verstorbenen. 

6.  Falls  durch  den  Tod  Sachen  geerbt  oder  erhalten  werden,  die  mit 
Nutzniessung  oder  periodischen  Auszahlungen  zu  gunsten  Dritter  belastet  sind, 
die  Angabe  der  mit  der  Nutzniessung  belasteten  Sachen,  den  Betrag  der  perio- 
dischen Auszahlungen,  den  Titel,  durch  den  die  Nutzniessung  gestiftet  ist  oder 
die  Auszahlungen  auferlegt  sind,  den  Namen  und  Wohnsitz  der  Nutzniesser  oder 
Benutzer,  das  Alter  derjenigen,  von  deren  Leben  die  Nutznies-sung  oder  Aus- 
zahlung abhängt,  oder  den  Zeitraum,  für  den  die  Nutzniessung  oder  Auszahlung 
festgestellt  ist'). 

Die  unter  5  bezeichnete  Angabe  ist  nicht  erforderlich,  falls  der  Nachlass 
im  ganzen  der  höchsten  Steuer  unterworfen  ist  oder  im  ganzen  durch  den  Ehe- 
genossen des  Verstorbenen  geerbt  wird  oder  auch  durch  diesen  in  Gemeinschaft 
mit  anderen,  bei  welchen  die  höchste  Steuer  zu  zahlen  ist,  geerbt  oder  er- 
halten wird. 

Der  schriftlichen  Angabe,  in  der  nach  den  Bestimmungen  unter  3  und  6 
das  Alter  der  Personen  anzugeben  ist,  von  deren  Leben  eine  Nutzniessung  oder 
periodische  Auszahlung  abhängig  ist,  muss  bei  Strafe  der  Nichtannahme  des 
Angabeschriftstücks  ihr  Geburtsschein  beigelegt  werden,  oder,  wenn  das  nicht 
möglich  ist,  eine  Identitätsakte,  ausgefertigt  in  der  durch  die  beiden  ersten  Ab- 
sätze des  Art.  127  des  bürgerlichen  Gesetzbaches  *)  vorgeschriebenen  Weise, 
oder ,  falls  die  Personen  ausser  Landes  wohnen  mid  geboren  sind ,  durch  die 
dazu  befugte  öffentliche  Behörde^). 


1)  Dieser  Absatz  ist  durch  das  Gesetz  vom  31.  Dezember  1885  hinzngefägt  worden. 

2)  Fassung  des  Gesetzes  vom  28.  Mai  1869.  Früher  lautete  die  Ziffer  folgendermassen : 
,.3.  Die  Erben,  Legatare  und  sonstigen  Empfänger  mit  Angabe  ihrer  Verwandtschaft  oder  ehe- 
lichen Beziehung  zu  dem  Verstorbenen ,  dem  Stifter  der  nachgesetzten  Erbfolge ,  oder  dem 
Stifter  der  Nutzniessung  oder  der  bei  Rechtsnachfolge  erhaltenen  periodischen  Auszahlung." 

3)  Ziffer  6  ist  durch  das  Gesetz  vom  28.  Mai  1869  eingeschaltet. 
*)  Art.  127,  Abs.  1  und  2  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  lautet: 

^Deijenige  der  künftigen  Ehegenossen,  der  nicht  im  Stande  ist,  seine  im  ersten  Absatz 
des  vorhergehenden  Artikels  erforderte  Geburtsurkunde  vorzuzeigen,  kann  diese  ersetzen  durch 
eine  Identitätsakte,  abgegeben  durch  den  Kantonrichter  seines  Gebnrts-  oder  Wohnorts,  auf 
Erklärung  von  vier  Zeugen  männlichen  oder  weiblichen  Geschlechtes,  die  Blutsverwandte  oder 
keine  Blutsverwandte  sind." 

,.Diese  Erklärung  soll  enthalten  die  Bezeichnung  des  Platzes  und,  wenn  möglich,  des 
Zeitpunktes  der  Geburt,  sowie  die  Ursachen,  die  eine  Vorlegung  einer  diesbezüglichen  Ur- 
kunde hindern." 

5)  Dieser  Absatz  ist  durch  das  Gesetz  vom  28.  Hai  1869  eingefügt  worden. 
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Artikel  11. 
Die  Erben,  Legatare  und  sonstigen  Empfänger  unbeweglicher  Sachen,  die 
innerhalb  des  Reichs  belegen  oder  domiziliert  und  durch  einen  Nichteinwohner 
des  Reiches  nachgelassen  sind,  haben  bei  der  schriftlichen  Anzeige  Angaben  zu 
machen  über  die  Art,  Lage,  Sektion  und  Nummer  des  Katasters,  die  Grösse  und 
den  Wert  dieser  Sachen,  in  dem  Bureau,  in  dessen  Bereich  sie  gelegen  oder 
domiziliert  sind. 

Artikel  12. 
Uebersteigt   bei   Nachlässen   von   Einwohnern   des    Reichs,    die   ganz  in 
direkter  Linie  geerbt  werden,  oder  bei  Ehegenossen  in  dem  durch  Art  56  Nr.  3 
bestimmten  Fall,  das,  was  jeder  von  ihnen  erbt  oder  erhält,  nicht  1000  fl.,  so 
erstreckt  sich  die  Angabe  auf  die  Anzeige 

1.  der  Erben  mit  Bezeichnung  ihrer  Verwandtschaft  oder  ehelichen  Be- 
ziehung zu  dem  Verstorbenen, 

2.  des  Rein-Saldos  der  Nachlassenschaft, 

3.  der  unbeweglichen  Sachen  und  der  der  Uebergangssteuer  unterworfenen 
Effekten  und  rentenbringenden  Schuldforderungen  in  der  durch  Art.  10  Ziff.  1 
Abs.  2  und  3  bestimmten  Weise.  Wenn  keine  derartigen  Sachen  nachgelassen 
sind,  muss  dies  angegeben  werden, 

4.  der  Legatare  oder  sonstigen  Empfänger  unter  besonderem  Titel  mit 
Angabe  der  Art  und  des  Wertes  des  Erhaltenen  sowie   des   betreffenden  Titels. 

Bei  begründetem  Verdacht  unrichtiger  Angaben  ist  der  Empfänger  be- 
fugt, in  der  in  Art.  21  bezeichneten  Weise  die  Einreichung  einer  Angabe ,  wie 
sie  in  Art.  10  bezeichnet  ist,  zu  fordern. 

Wird  der  Nachlass  allein  infolge  eines  Verzichtes  durch  andere  Erben 
als  die  in  direkter  Linie  und  Ehegenossen  in  dem  Falle  des  Art.  50  Ziff.  3  ganz 
auf  die  Erben  in  direkter  Linie  oder  auf  diese  und  den  Ehegenossen  vererbt, 
so  erstatten  die  letzteren  Anzeige  gemäss  Art.  10  '). 

Artikel  13. 

Im  Falle  des  Unvermögens  des  Verstorbenen  wird ,  falls  durch  den  Tod 
keine  Nutzniessung ,  Fideikommiss  oder  peiiodische  Auszahlung  verfallen  oder 
übergegangen  ist,  eine  Erklärung  des  Bürgermeisters  der  Gemeinde,  in  welcher 
der  Verstorbene  seinen  lezten  Wohnsitz  hatte,  vorgelegt,  des  Inhalts,  dass  ihm 
nicht  bekannt  sei ,  dass  der  Verstorbene  irgendwelche  beweglichen  oder  unbe- 
weglichen Sachen  hinterlassen  hat. 

Die  Erklärung  wird  auf  Ansuchen  der  Erben  oder  des  Reichsbeamten 
abgegeben. 

Artikel  14. 

Bei  allen  Angaben  über  die  Erbschaftssteuer  wird  zugleich  aufgegeben, 
ob  der  Verstorbene  nicht  etwa  irgendwelche  Güter  als  mit  Verpflichtungen  be- 
lasteter Erbe  oder  in  Nutzniessung  besass  oder  nicht,  und,  wenn  ja,  worin  die- 
selben bestehen,  durch  wen  und  durch  welchen  Titel  die  nachgesetzte  Erbfolge 
oder  die  Nutzniessung  gestiftet  ist,  an  wen  die  Güter  ausgezahlt  werden  müssen, 
wer  zu  dem  Genuss  des  Eigentums  gekommen  ist  oder  auf  wen  die  Nutzniessung 
bei  Rechts-Nachfolge  übergegangen  ist. 

Gleiche  Angabe  wird  verlangt  hinsichtlich  der  periodischen  durch  den 
Tod  bei  Rechts-Nachfolge  übergegangenen  oder  verfallenen  Auszahlungen. 


1)  Der  ganze  Artikel  mit  Ausnahme  der  durch  das  Gesetz  vom  31.  Dezember  1885  ab- 
geänderten Ziff.  3  ist  in  der  durch  das  Gesetz  vom  9.  Juni  1878  bestimmten  Fassung  wieder- 
gegeben.   Ziff.  3  lautete  vor  der  Abänderung  vom  31.  Dezember  188.T  Iblgendermassen : 

„Der  unbeweglichen  Sachen  Inderin  Art.  lo,  Ziff.  I,  Abs.  2  bezeichneten  Weise.  Wenn 
keine  unbeweglichen  Sachen  nachgelassen  sind,  muss  dies  angegeben  werden." 
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Artikel  15. 
Auf  dieselbe  Weise  wie  in  Art.  10.  11  und  12  bestimmt  ist,  sind  zur  An- 
gabe des  von  ihnen  Geerbten  oder  Erhaltenen  gehalten : 

1.  diejenigen ,  die  eine  Nutzniessung  oder  periodische  Auszahlung  bei 
Rechts-Nachfolge  erhalten ; 

2.  die  berufenen  Erben  oder  Legatare,  die  durch  den  Tod  des  belasteten 
Erben  oder  Legatars  zum  Genuss  kommen  *). 

Die  Angabe  geschieht  in  dem  unter  2  genannten  Fall ,  wenn  derselbe 
Fideikommisse  betriflft,  die  aus  der  Zeit  vor  der  Einführung  der  französischen 
Gesetzgebung  datieren ,  in  dem  Bureau ,  in  dessen  Bereich  der  belastete  Erbe 
oder  Legatar  seinen  letzten  Wohnsitz  hatte,  und  in  allen  anderen  Fällen  in 
dem  Bureau,  wo  die  Stiftung  der  Nutzniessung,  der  periodischen  Auszahlung 
oder  der  nachgesetzten  Erbfolge  angegeben  ist  oder  hätte  angegeben  werden 
müssen. 

Artikel  16. 
Wenn  während  des  Lebens  des  belasteten  Erben  oder  Legatars   das   be- 
lastete Gut  auf  den  Berufenen  übergeht,  wird  der  Tag,  an  dem  der  Uebergang 
stattgefunden  hat,  und  der  Platz,  wo  die  Urkunde  oder  Cebereinkunft  gemacht 
ist,  för  die  Anwendung  dieses  Gesetzes  als  der  Tag  und  Ort  des  Todes  angesehen. 

Artikel  17. 

Die  Annahme  einer  Nachlassenschaft  unter  dem  Vorrecht  einer  Inventur- 
aufnahme oder  das  vorbehaltene  Recht  der  Erwägung  entbindet  nicht  von  der 
Verpflichtung  zur  Erstattung  der  Anzeige  auf  die  Weise  und  innerhalb  des 
Termins,  wie  sie  durch  dieses  Gesetz  vorgeschrieben  sind. 

Die  Erfüllung  der  aus  diesem  Gesetz  entspringenden  Verpflichtungen  gilt 
nicht  als  thatsächliche  Annahme. 

Die  durch  den  nachher  auf  die  Erbschaft  vei'zichtenden  Erben  erfolgte 
Angabe  wird  nichtig. 

Die  Kosten  der  (gerichtlichen)  Verfolgung  gegen  Erben  oder  Empfanger, 
die  angestrengt  wurden ,  ehe  sie  verzichteten ,  bleiben  zu  ihren  Lasten ,  wenn 
die  Verfolgung  allein  auf  Grund  des  Verzichts  eingestellt  ist. 

Artikel  18. 
Die  Angabe  kann  geschehen  kraft   einer   schriftlichen,   der  Anzeige  bei- 
gehefteten Vollmacht. 

Artikel  19. 

In  jeder  Anzeige  wird  ein  einziger  Wohnort  erwählt  in  dem  Bereich  des 
Erbschafts-  und  Uebergangssteuer-Büreaus,  wo  die  Angabe  geschieht.  Derselbe 
gilt  für  alle  Rechtsforderungen  und  Verfolgungen,  die  kraft  dieses  Gesetzes 
anzustrengen  sind  gegen  die  Erben.  Legatare  und  anderen  Empfanger  oder 
gegen  diejenigen,  die  zur  Erfüllung  der  diesen  obliegenden  Verpflichtungen  ge- 
halten sind. 

Für  diejenigen,  die  für  die  Erbschaftssteuer  keine  Angabe  gemacht  oder 
keinen  Wohnort  gewählt  haben,  gilt  als  Wohnort  der  letzte  Wohnort  des  Ver- 
storbenen während  eines  Jahres  nach  dem  Tode;  nach  dieser  Zeit  das  Sekre- 
tariat der  Gemeinde,  wo  der  Verstorbene  seinen  letzten  Wohnsitz  hatte. 


1;  Ziff.  1  und  2  nach  der  Fassang  desJGesetzes  vom  28.  Mai  1869.    Vordem  stand  an 
Stelle  der  Ziff.  l  folgendes : 

1.  Diejenigen,  die  durch  das  Endigen  der  Nutzniessnng  oder  das  Aufhören  der  perio- 
dischen Auszahlungen  zum  vollen  Eigentnm  oder  vollen  Gennss  kommen;" 

2.  diejenigen,  die  durch  Tod  eine  Xutzniessung  oder  periodische  Auszahlung  bei  Rechts- 
nachfolge erhalten;" 

Alsdann  folgte  als  Ziff.  3  die  jetzt  unter  2  stehende  Bestimmung. 
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Für  diejenigen,  die  für  die  in  Art.  1  ZifF.  2  bezeichnete  Uebergangssteuer 
keine  Angabe  gemacht  oder  keinen  Wohnort  gewählt  haben,  gilt  als  Wohnort 
<las  Sekretariat  der  Gemeinde,  in  der  die  Angabe  nach  Art.  11  geschehen  muss. 

Von  allen  amtlichen  Zustellungen  wird  nur  eine  Abschrift  zurückgelassen. 

Artikel  20. 

Der  Termin  der  Angabe  ist  6  Monate,  zu  rechnen  von  dem  Tag  des 
Todes,  sofern  derselbe  innerhalb  des  Reiches  in  Europa,  8  Monate,  sofern  er 
in  Europa  ausserhalb  des  Reichs,  12  Monate,  sofern  er  in  einem  anderen  Welt- 
teil erfolgt.  Ferner  im  Fall  des  vermutlichen  Todes,  6  Monate  nach  dem  Datum 
■der  Todeserklärung. 

Wenn  Schwangerschaft  die  Ursache  ist,  dass  Unsicherheit  über  die  Person 
des  Erben  oder  die  Steuererhebung  besteht,  wird  der  Termin  gerechnet  von 
dem  Tage  der  Entbindung  oder,  wenn  die  Frau  früher  sterben  sollte,  vom  Tag 
ihres  Todes ,  oder  wenn  keines  von  beiden  bis  zum  300.  Tag  nach  dem  Tode 
des  Erblassers  stattgefunden  haben  sollte,  von  dem  ersten  darauffolgenden  Tag. 
Diese  Bestimmung  kann  nicht  angerufen  werden  von  demjenigen ,  auf  dessen 
Erbteil,  was  die  Grösse  betrifft,  die  Niederkunft  keinen  Einfluss  ausüben  kann. 

Falls  die  Nachlassenschaft  gesetzlich  als  herrenlos  gilt,  oder  wenn  infolge 
■der  Erfüllung  einer  Bedingung,  der  Ablehnung  oder  des  in  Art.  la  Abs.  2  be- 
zeichneten Verzichtes  geerbt  oder  erhalten  wird,  wird  der  Termin  gerechnet 
von  dem  Tage  der  Ernennung  des  Kurators,  der  Erfüllung  der  Bedingung,  der 
Ablehnung  oder  des  Verzichts  '). 

Artikel  21. 

Wenn  das  Angabeschriftstück  nicht  innerhalb  des  festgesetzten  Termins 
und  bei  dem  durch  dies  Gesetz  bezeichneten  Bureau  eingereicht  ist,  sendet  der 
Reichsbeamte  dem  Säumigen  eine  Warnung,  binnen  8  Tagen  seinen  Verpflich- 
tungen nachzukommen.  Wenn  der  Warnung  nicht  entsprochen  wird,  wird  gegen 
den  Säumigen  eine  Zwangsschrift  ausgefertigt  zur  Bezahlung  einer  dabei  zu 
bezeichnenden  Summe,  vorbehaltlich  der  Vermehrung  oder  Verminderung  gemäss 
.späterer  Regelung,  für  Steuern  und  Strafe  *). 

Der  Betrag  der  zu  zahlenden  Steuern  wird  nach  der  Notifikation  der 
Zwangsschrift  um  ein  Viertel  als  Strafe  erhöht.  Falls  keine  Steuer  zu  zahlen 
ist,  so  erwächst  für  jede  angefangene  Woche  Versäumnis  nach  der  Notifikation 
der  Zwangsschrift  für  jeden  Säumigen  die  Verpflichtung  zur  Zahlung  einer 
Strafe  von  5  fl. 

Die  Kosten  der  Verfolgung  kommen  zu  Lasten  des  Säumigen. 

Die  in  Abs.  1  bezeichnete  Warnung  ist  frei  von  Stempel  und  Register- 
formalitäten. 

Artikel  22. 
Falls  hinsichtlich  der  durch  Art.  14  vorgeschriebenen  Angaben  eine  un- 
genaue oder  wahrheitswidrige  negative  Angabe  gemacht  ist,  ist  der  Angeber 
in  Bezug  hierauf  sowohl  für  die  Steuer  als  auch  für  die  Strafe  verantwortlich. 
Nur  die  Steuer  kann  er  von  den  Empfängern  zurückfordern.  Von  der  Strafe 
wird  er  entbunden,  wenn  er  seine  Unschuld  darthun  kann. 


>)  Der  letzte  Absatz  lautete  vor  der  Abänderung  durch  das  Gesetz  vom  28.  Mai  1869 
folgenderinassen : 

„In  den  Fällen  des  Art.  1044  und  1172  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  oder  wenn  infolge 
der  Ablehnung  geerbt  oder  erhalten  wird,  wird  der  Termin  von  dem  Tage  der  Erfüllung  der 
Bedingung,  der  Ernennung  des  Kurators,  der  Ablehnung  an  gerechnet. 

2)  Die  früher  hierauf  folgenden  Worte  „oder  zur  Bezahlung  der  gestundeten  Steuern 
und  der  Strafe"  sind  durch  das  Gesetz  vom  2S.  Mai  I8ü9  beseitigt  worden. 
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Artikel  23. 
Für  die  Regelung  der  Erbschaftssteuer  wird  der  Wert  bestimmt: 
1.  von  dem,  was  als  volles  Eigentum  oder  als  mit  Fideikommiss  belastetes 
Eigentum  geerbt  oder  erhalten  wird,  wie  folgt*): 

a)  von  den  in  Art.  562  und  563  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  bezeich- 
neten unbeweglichen  Sachen,  von  dem  Anspruch  auf  Erbpacht,  auf  Eigentums- 
ausübung an  den  auf  dem  Grund  und  Boden  stehenden  Gebäuden  oder  auf  voll- 
ständige Nutzniessung  '^)  mit  den  dazugehörigen  Gebäuden,  Werken  und  Bepflan- 
zungen,  von  dem  Eigentum  von  Güt«m,  die  in  Erbpacht,  Eigentumsausübung  an 
Gebäuden  und  vollständiger  Nutzniessung  ausgegeben  sind,  auf  den  Verkaufs- 
wert am  Todestage  nach  der  Schätzung  des  Angebers. 

Der  Wert  von  ausserhalb  des  Reiches  gelegenen  oder  domizilierten  un- 
beweglichen Sachen  muss  besonders  geschätzt  werden. 

b)  von  hypothekarischen  Schuldforderungen,  auf  den  Kapitalbetrag  oder 
auf  den  durch  den  Angeber  zu  schätzenden  Wert;  im  letzteren  Falle  mit  Angabe 
der  beliehenen  Güter  in  der  durch  Art.  10  ZitF.  1  bezeichneten  Weise; 

Ol  von  Grundrenten.  Zehnten,  Servituten,  Gefällen  und  dergleichen  dauern- 
den oder  für  unbestimmte  Zeit  auf  unbeweglichen  Gütern  ruhenden  Leistungen 
auf  die  Ablösungssumme,  die  bei  der  Begründung  der  Lasten  festgesetzt  ist, 
oder  wenn  dieselbe  nicht  festgesetzt  ist,  auf  den  durch  Art.  799  des  bürgerlichen 
Gesetzbuches')  oder  andere  gesetzliche  Verordnimgen  festgestellten  Wert;  mangels 
der  dort  bezeichneten  Marktpreise  oder  Jahreserträge  auf  den  durch  den  An- 
geber zu  schätzenden  Wert; 

d)  von  den  Effekten  *)  auf  ihren  Geldwert  nach  dem  auf  Veranlassung 
des  Finanzministeriums  durch  wenigstens  vier  Makler  oder  Effektenkommissionäre 
zu  Amsterdam  aufgemachten,  in  der  Woche  des  Todes  ausgegebenen  Preiskurant, 
und,  faUs  sie  darauf  nicht  bezeichnet  sind ,  nach  der  Schätzung  des  Angebers ; 

e)  von  Leibrenten  oder  anderen  periodischen,  vom  Leben  abhängigen 
Auszahlungen  auf  den  Jahresbetrag,  vervielfältigt  mit  den  Zahlen  der  folgenden 
Berechnung : 

wenn  derjenige,   während  dessen  Leben  die  Auszahlung   stattfinden  soU, 
20  Jahre  oder  weniger  alt  ist,  mit  18 
über  20—30  Jahre  alt  ist,     ,     16 
.     30-40      r        „      ,       .     15 

J)  Der  Eingang  des  Artikels  lautete  vor  der  Abänderung  durch  das  Gesetz  vom  28.  Mai  1869 : 
„Für  die  Regelung  der  Steuer  wird  der  Wert  dessen,  was  als  volles,  unbeschwertes  oder  be- 
lastetes Eigentum  geerbt  oder  erhalten  wird,  folgendermassen  bestimmt." 

•i)  S.  Art.  10. 

3)  Art.  799  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  lautet:  „Wenn  die  Ablösungssumme  von 
Grundrenten,  Zehnten  oder  anderen  entsprechenden  Schuldverpflichtungen  nicht  bei  der  Be- 
gründung der  Lasten  festgestellt  ist,  noch  darüber  bei  der  Ablösung  zwischen  den  Parteien 
ein  üebereinkommen  erzielt  wird,  soll  dieselbe  auf  folgende  Weise  geregelt  werden : 

,Bei  einer  Grundrente  in  Geld  kann  der  Schuldpflichtige  seinen  Verpflichtungen  mit 
der  Hinterlegung  des  zwanzigfachen  Betrages  derselben  genügen. 

-Wenn  die  Schuldverpflichtung  nicht  in  Geld,  sondern  in  anderen  Gegenständen  ge- 
schuldet wird,  besteht  der  Ablösungspreis  ebenfalls  aus  dem  Zwanzigfachen  des  jährlichen 
Ertrages  und  wird  der  Wert  davon  geregelt  nach  den  landesüblichen  Marktpreisen  der  letzten 
10  Jahre,  im  Durchschnitt  gerechnst,  oder  mangels  derselben  durch  Sachverständige  festgestellt, 
die  durch  die  Parteien  oder  den  Richter  zu  ernennen  sind. 

„Bei  Zehnten  und  anderen  entsprechenden  und  jährliehen  Auszahlungen  dient  der 
durchschnittliche  Reinertrag  der  letzten  15  Jahre  zum  Massstab  der  Grösse  des  jährlichen  Er- 
trages, nach  vorherigem  Abzug  der  zwei  günstigsten  und  zwei  ungünstigsten  Jahre.  Die  Ver- 
pachtungen der  letzten  lö  .Jahre  mit  dem  eben  bezeichneten  Abzug  liefern  den  Beweis  des 
Eitrages.  und  nur  mangels  derartiger  Verpachtungen  werden  die  gewöhnlichen  und  vorstehend 
bezeichneten  Regeln  bei  der  Wertschätzung  befolgt." 

*)  Der  Ausdruck  „Effekten-*  ist  durch  das  Gesetz  vom  31.  Dezember  1883  an  Stelle  der 
Worte  „unter  Ziff.  l  des  Art.  i  bezeichnete  Sachen"  gesetzt  worden. 
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über  40—50  Jahre  alt  ist,  mit  13 
„  50-55  ,  ,  „  ,  11 
,  55-60  „  „  ,  „  9 
„  60—65  „  „  ,  „  8 
„  65-70  „  ,  „  „  6 
,  70-75  ,  „  „  „  4 
.75  „        .     _„       „       2 

Wenn  die  Leibrenten  oder  anderen  periodischen  Auszahlungen  in  Natu- 
ralien bestehen ,  wird  der  jährliche  Betrag  in  d(;r  durch  Art.  799  des  bürger- 
lichen Gesetzbuches  vorgeschriebenen  Weise  berechnet.  Wenn  die  dort  bezeich- 
neten Marktpreise  oder  Jahreserträge  nicht  bekannt  sind,  wird  der  jährliche 
Ertrag  durch  den  Angeber  geschätzt. 

Hinsichtlich  der  Tontinen,  der  Vereinbarungen  für  den  Fall  des  Ueber- 
lebens  und  dergleichen  gilt  als  der  jährliche  Betrag  der  des  letzten,  dem  Todes- 
jahr vorhergehenden  Jahres.  Der  Wert  wird  berechnet  wie  derjenige  der  Leib- 
renten ^). 

Wenn  eine  Auszahlung  für  einen  bestimmten  Zeitraum  ausgesetzt  ist,  wird 
ihr  jährlicher  Betrag  vervielfältigt  mit  der  Anzahl  Jahre,  während  welcher  sie 
stattfinden  nauss,  jedoch  jeder  Gulden  berechnet  zu  nachstehendem  Werte: 


Auszahlung  ausgesetzt 
für 


Personen 


Wohlthätige 

Körper- 
schaften oder 
Stiftungen  der 

toten  Hand 


für  10  Jahre  und  darüber  zu 
„  über  10 — 20  Jahre  zu  .  . 
„      ,      20-30       ,        .    .  . 


0,90 
0,75 
0,65 
0,50 


0,90 
0,80 
0,73 
0,60 


Das  nach  dieser  Berechnung  erhaltene  steuerbare  Kapital  darf,  falls  die 
Auszahlung  an  Personen  erfolgt,  in  keinem  Fall  höher  sein  als  dasjenige,  welches 
erhalten  worden  wäre,  wenn  die  Auszahlung  vom  Leben  abhängig  gestellt  wäre, 
und,  falls  sie  an  wohlthätige  Körperschaften  oder  Stiftimgen  der  toten  Hand 
erfolgt,  nicht  mehr  als  das  25fache  des  Jahresbetrages  ausmachen. 

Bei  Auszahlungen,  die  durch  mehr  als  eine  Person  erhalten  werden,  wird 
der  Betrag  des  Anteils  eines  jeden  kapitalisiert  nach  vorstehender  Tafel. 

Für  Auszahlungen,  die  für  wohlthätige  Körperschaften  oder  Stiftungen 
der  toten  Hand  für  unbestimmte  Zeit  ausgesetzt  sind,  wird  das  25fache  der  jähr- 
lichen Auszahlung  angenommen; 

f)  von  Schiffen,  Kähnen  und  Fahrzeugen  mit  Zubehör  auf  den  durch  den 
Angeber  zu  schätzenden  Verkaufswert  am  Todestage; 

g)  von  allen  nicht  unter  litt,  b,  d  oder  h  einbegriffenen  Schuldforderungen, 
gleichviel  ob  eine  Urkunde  darüber  besteht  oder  nicht,  auf  den  durch  den  An- 
geber zu  schätzenden  Geldwert  des  Kapitals; 

h)  von  den  fortlaufenden  Terminen  von  Mieten,  Pachten  und  Zinsen  der 
unter  litt,  a ,  b ,  d  und  g  bezeichneten  Sachen  auf  den  bis  zu  dem  Todestage 
einschliesslich  desselben  zu  zahlenden  Betrag; 


1)  Hier  folgte  früher  folgender  Absatz :  „Im  Fall  der  Unsicherheit  des  Alters  wird  der 
höchste  Betrag  angenommen ,  vorbehaltlich  der  Eückgabe ,  sofern  dieselbe  innerhalb  des  für 
die  ■Verjährung  bestimmten  Termins  beantragt  ist."  Der  Absatz  ist  durch  das  Gesetz  vom 
28.  Mai  1869  beseitigt  worden. 
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i)  von  allen  beweglichen  Gütern  und  allen  anderen  nicht  besonders  in 
diesem  Artikel  genannten  Sachen  auf  den  durch  den  Angeber  zu  bestimmenden 
Verkaufswert  am  Tage  des  Todes; 

2.  von  dem ,  was  in  Nutzniessung  erhalten  wird ,  auf  den  gemäss  den 
Bestimmungen  der  Ziff.  1  litt  e  kapitalisierten  Betrag  des  Jahreseinkommens, 
nach  dem  Massstab  von  4  Prozent  des  gemäss  Ziff.  1  zu  bestimmenden  Kapitals- 
wertes für  den  Zeitpunkt,  an  dem  der  Genuss  anfängt.  Nutzniessungen,  die  für 
wohlthätige  Körperschaften  oder  Stiftungen  der  toten  Hand  auf  unbestimmte 
Zeit  ausgesetzt  sind,  gelten  als  für  eine  Zeit  von  30  Jahren  gemacht; 

3.  von  dem,  was  unter  der  Last  der  Nutzniessung  oder  periodischen  Aus- 
zahlung geerbt  oder  erhalten  wird ,  auf  den  gemäss  Ziff.  1  zu  bestimmenden 
Wert  des  vollen  Eigentums  nach  Abzug  des  für  den  Zeitpunkt  der  Vererbung 
oder  des  Empfangs  gemäss  den  Bestimmungen  von  Ziff.  1  litt,  e  oder  von  Ziff.  2 
gemäss  den  Bestimmungen  von  Ziff.  1  der  Auszahlung  oder  der  Nutzniessung 
zuzuerkennenden  Wertes. 

Der  Abzug  wird,  wenn  die  Nutzniessung  oder  Auszahlung  an  verschiedene 
oder  zu  gunsten  verschiedener  Personen  von  verschiedenem  Lebensalter  lebens- 
länglich bei  Rechts-Nachfolge  ausgesetzt  oder  bedungen  ist,  bestimmt  im  Ver- 
hältnis zum  Lebensalter  des  Jüngsten  *). 

Der  Abzug  fällt  weg,  wenn  und  insofern  für  den  Wert  der  Nutzniessung 
oder  der  periodischen  Auszahlung  gemäss  Art.  56  Ziff.  5  Steuerfreiheit  genossen 
wird*). 

Artikel  24'). 

Artikel  25. 
Für  die  Regelung  der  Uebergangssteuer  nach  Ziff.  2  des  Art.  1  wird  der 
Wert  folgendermassen  bestimmt: 

1.  von  dem  vollen,  mit  Fideikommiss  belasteten  und  dem  unbelasteten 
Eigentum  auf  den  Wert  des  vollen  Eigentums  am  Todestage,  welcher  Wert  auf 
die  in  Art.  23  Ziff.  1  litt,  a  und  c  vorgeschriebene  Weise  zu  schätzen  und  zu 
regeln  ist; 

2.  von  der  Nutzniessung: 

a)  wenn  dieselbe  von  physischen  Personen  ohne  Zeitbestimmung  erhalten 
wird,  auf  die  Hälfte  des  in  Ziff.  1  bezeichneten  Wertes,  und  wenn  sie  durch 
wohlthätige  Körperschaften  oder  Stiftungen  der  toten  Hand  ohne  Zeitbestimmung 
oder  für  eine  bestimmte  Zeit  von  nicht  weniger  als  25  Jahren  erhalten  wird, 
auf  den  ganzen  Wert; 

b)  wenn  sie  durch  physische  Personen  auf  bestimmte  Zeit  oder  durch 
wohlthätige  Körperschaften  oder  Stiftungen  der  toten  Hand  für  eine  bestimmte 
Zeit  von  weniger  als  25  Jahren  erhalten  wird,  auf  die  in  Art.  23  Ziff.  2  Abs.  1 
angedeutete  Weise  *). 


1)  Die  Worte  „vorbehaltlieh  der  Neurechnnng ,  wenn  dieser  vor  dem  älteren  stirbt", 
die  früher  hier  folgten,  sind  durch  das  Gesetz  vom  9.  Juni  1878  beseitigt  worden 

2)  Ziff.  2  und  3  bis  zum  Schluss  des  Artikels  sind  durch  das  Gesetz  vom  28.  Mai  1869 
eingefügt. 

3)  Durch  das  Gesetz  vom  28.  Mai  1869  eingezogen.    Derselbe  lautete : 
„Nutzniessung  wird  belastet  wie  periodische  Auszahlung  nach  dem  Massstab   eines 

Jahresei-trages  von  4  Prozent  des  Kapital  wertes." 

„Für  Nutzniessung,  die  für  wohlthätige  Körperschaften  oder  Stiftungen  der  toten  Hand 
ausgesetzt  wird,  wird  der  ganze  Wert  des  vollen  Eigentums  genommen." 

„Wenn  dieselbe  vor  weniger  als  25  Jahren  ausgesetzt  ist,  gilt  dieselbe  Berechnung,  wie 
sie  hinsichtlich  der  Auszahlungen  für  eine  bestimmte  Zeit  festgestellt  ist,  berechnet  nach  dem 
in  dem  vorhergehenden  Absatz  angegebenen  Massstab." 

*)  Vor  der  Abänderung  durch  Gesetz  vom  28.  Mai  1869  lautete  Art.  25 :  „Hinsichtlich 
der  nnter  Ziff.  2  des  Art.  1  bezeichneten  Uebergangssteuer  wird  für  Nutzniessung  die  Hälfte 

1081 


5^g  Das  niederländische  Erbschaftssteuergesetz. 

Artikel  26. 
Die  unter  Ziff.  1  des  Art.  1  bezeichnete  Uebergangssteuer  wird  erhoben 
von  dem  Kapitalswerte ,  der  in  der  durch  Art.  23  Ziff.  1  ^)  angedeuteten  Weise 
bestimmt  wird,  gleichviel,  ob  dasselbe  als  volles  Eigentum  oder  unter  Belastung 
mit  Fideikommiss  oder  unter  der  Last  der  Nutzniessung  oder  periodischen  Aus- 
zahlung erhalten  wird  ^). 

Artikel  27. 
Für  die  Regelung  der  Erbschaftssteuer  können  keine  anderen  Lasten  und 
Schulden  abgezogen  werden  als  die  folgenden: 

Lasten: 

Die  Begräbniskosten,  andere  als  die  in  Art.  367  Nr.  4  des  bürgerlichen 
Gesetzbuches^)  bestimmten.  Art.  1195  Ziff.  2  des  bürgerlichen  Gesetzbuches 
findet,  was  die  dort  bestimmte  Befugnis  des  Richters  anlangt,  hier  Anwendung. 

Unter  die  Begräbniskosten  können  gerechnet  werden  die  Summen,  die 
ausgesetzt  sind  und  bezahlt  werden  für  das  Leichenbegängnis  des  Erblassers 
und  die  zu  seinen  Gunsten  zu  verrichtenden  kirchlichen  Dienste  oder  zu  begehen- 
den gottesdienstlichen  Feierlichkeiten  seit  dem  Todestage  bis  zum  Ende  des 
ersten  Jahres  nach  seinem  Tode ,  und  zwar  entsprechend  dem  Stand  und  Ver- 
mögen des  Verstorbenen  unter  Berücksichtigung  der  Ortsgewohnheiten  und  be- 
sonderen umstände. 

Was  darüber  hinaus  ausgesetzt  ist,  gilt  als  Legat  an  nicht  verwandte 
Personen. 

Schulden. 

a)  Die  Schuldforderungen  zu  Lasten  des  Verstorbenen,  die  auf  gesetzlichen 
Dokumenten  beruhen,  wenn  der  Betrag,  die  Art,  die  Datierung  der  Schuld  und 
der  Name  des  Gläubigers  angegeben  wird. 

Wenn  die  gesetzlichen  Dokumente  nach  Bezahlung  der  Steuer  geliefert 
werden,  wird  das  offenbar  zu  viel  Bezahlte  zurückgegeben,  wenn  die  Rückgabe 
innerhalb  des  für  die  Verjährung  bestimmten  Termins  beantragt  wird. 

b)  Zinsen,  Renten,  Mieten  und  Pachten,  bis  zu  dem  Tage  des  Todes  ein- 
schliesslich desselben ; 

c)  die  am  Todestage  aus  dem  Beruf  des  Verstorbenen  hervorgehenden 
Schulden. 

Wenn  die  unter  litt,  a  und  c  bezeichneten  Schulden  durch  30jährige  und 
die  unter  litt,  b  bezeichneten  durch  5jährige  Verjährung  betroffen  werden,  so 
werden  sie  nicht  zugelassen; 

d)  Hausschulden  bis  zu  dem  Tage  des  Todes  einschliesslich  desselben; 
Dienstbotenlohn  für  das  volle  laufende  Jahr  beziehungsweise  Vierteljahr. 

Die  unter  b ,  c  und  d  bezeichneten  Schulden  werden  jede  besonders  an- 
gegeben, mit  Nachweisung  ihrer  Art  und  ihres  Ursprungs,  dei  Zeit,  für  die  sie 
laufen,  und  des  Namens  des  Gläubigers; 

des  Wertes  des  vollen  Eigentums,  doch  sofern  sie  zu  gunsten  wohlthätiger  Körperschaften  oder 
Stiftungen  der  toten  Hand  ausgesetzt  ist,  der  ganze  Wert  des  vollen  Eigentums  genommen." 
„Wenn  die  Nutzniessung  für  bestimmte  Zeit  ausgesetzt  ist,  wird  die  Grundlage,  nach 
der  die  Steuer  zu  zahlen  ist,  berechnet,  als  wäre  das  Recht  der  Nutzniessung  an  den  Nachlas  s 
eines  Reichseinwohners  erhalten." 

1)  Die  hier  folgenden  Worte  „litt,  d"  sind  durch  das  Gesetz  vom  31.  Dezember  1885 
beseitigt. 

2)  Art.  26  lautete  vor  der  Abänderung  durch  das  Gesetz  vom  28.  Mai  1869 :  „Die  in 
Ziff.  1  des  Art.  1  bezeichnete  Uebergangssteuer  wird  allein  berechnet  nach  dem  Kapital  des 
Geldwertes." 

3)  Die  Begräbniskosten  des  Kindes  gehören  nach  Axt  367  zu  den  Lasten ,  die  auf  der^ 
den  Eltern  bis  zur  Grossjährigkeit  der  Kinder  zustehenden  Nutzniessung  des  Vermögens  dei^ 
Kinder  ruhen. 
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e)  die  Grundsteuer,  die  Provinzial-  und  Gemeindesteuern,  Deich-  und  Damm- 
lasten, Molen-  und  Schleusengelder  und  dergleichen  Lasten  bis  zu  dem  Tage 
des  Todes  einschliesslich  desselben. 

Wenn  dieselben  im  Augenblick  der  Angabe  noch  nicht  umgelegt  waren, 
wird  ihr  Betrag  in  der  für  das  unmittelbar  vorhergehende  Jahr  bestimmten 
Höhe  unter  die  Schulden  zugelassen;  später  wird  auf  den  Mehr-  oder  Minder- 
betrag nicht  zurückgekommen ; 

f)  die  Personalsteuer,  Gewerbesteuer  und  die  persönlichen  Cmlagen,  sowie 
andere  örtliche  direkte  Steuern  bis  zu  dem  letzten  Tage  des  Zeitraums,  für  den 
sie  laufen,  einschliesslich  desselben,  es  sei  denn,  dass  Abschreibung  oder  Rück- 
gabe verlangt  werden  kann. 

Artikel  28. 

Binnen  1  Monat  nach  der  Angabe  eines  Nachlasses  eines  Reichsein^^  ohners 
müssen  die  Angeber,  jeder  nach  der  Weise  seiner  Religionsgemeinschaft  per- 
sönlich vor  dem  Kantonrichter  nach  ihrer  Wahl  den  folgenden  Eid  (Erklärung) 
ablegen ') : 

„Ich  schwöre  (erkläre),  dass  ich  nach  meiner  Ceberzeugung  glaube,  dass 
ich  bei  der  durch  mich  geschehenen  Angabe  des  durch  den  Tod  von  N.  N.  Er- 
erbten oder  Erhaltenen  nichts  verschwiegen  habe,  was  dazu  gehört  und  für  die 
Regelung  der  Erbschafts-  und  Cebergangssteuer  hätte  angegeben  werden  müssen ; 
dass  ich  dieselbe  Schuld  nicht  zwei  oder  mehrere  Male  gebracht  habe ;  dass  ich 
keine  Schuld  aufgegeben  habe,  die  nicht  aus  dem  Nachlass  zu  bezahlen  ist; 
dass  ich  die  ausländischen  Besitzungen  (sofern  solche  vorhanden  sind)  und  die 
beweglichen  Güter,  deren  Wert  ausschliesslich  nach  der  Schätzung  des  Angebers 
gerechnet  wird ,  auf  den  Wert  gesetzt  habe ,  der  nach  meiner  üeberzeugung 
durch  das  Gesetz  gefordert  wird ;  dass  ich  gleichennassen  überzeugt  bin ,  dass 
keine  in  der  Angabe  nicht  bezeichneten  Werte  aus  dem  Nachlass  abgegeben 
sind  oder  werden  sollen,  die  nach  meiner  Üeberzeugung  nicht  bereits  vor  dem 
Tode  des  Erblassers  den  dazu  Angewiesenen  eigentümlich  gehörten;  endlich 
schwöre  (gelobe)  ich,  dass  ich  sogleich  Anzeige  erstatten  und  die  Erbschafts- 
und Uebergangssteuer  erlegen  werde  von  demjenigen,  von  dem  ich  später  ver- 
nehmen werde,  dass  ich  es  nicht  oder  mangelhaft  angegeben  habe." 

„So  wahr  mir  der  allmächtige  Gott  helfe."     (Das  gelobe  ich.) 

Wenn  die  Abgabe  durch  einen  Bevollmächtigten  erfolgt  ist,  wird  der 
Eid  abgelegt  durch  die  Personen,  in  deren  Namen  die  Angabe  geschehen  ist, 
vorbehaltlich  der  Bestimmungen  des  Art.  32^). 

Wenn  die  Angabe  erfolgt  ist  durch  mehrere  oder  im  Namen  mehrerer 
Erben  in  direkter  absteigender  Linie  oder  durch  gesetzliche  Vertreter  derselben, 
so  wird  der  Eid  nur  von  einem  von  ihnen  geleistet,  der  dazu  durch  den  Reichs- 
beamten  anzuweisen  ist  durch  eine  ihm  binnen  5  Tagen  nach  der  Angabe  an 
den  erwählten  oder  mangels  dessen  an  den  gesetzlich  bestimmten  Wohnort  ge- 
sandte Kundgebung  auf  ungestempeltem  Papier. 

Für  die  Anwendung  dieses  Gesetzes  wird  mit  den  Erben  in  direkter  ab- 
steigender Linie  gleichgestellt  der  überlebende  Ehegenosse,  der  von  dem  eher 
Sterbenden  erbt,  während  ein  Kind  oder  mehrere  Kinder  aus  der  Ehe  ent- 
sprossen oder  Nachkommen  derselben  vorhanden  sind'). 

Artikel  29*). 
Kein  Eid  wii-d  abgelegt: 

a)  für  Nachlässe,  deren  Aktivum  nach  der  speziellen  Angabe  300  fl. 
nicht  übersteigt. 


')  Der  Schluss  des  Absatzes  lautete  vor  der  Abänderung  durch  das  Gesetz  vom  28.  Mai 
1869  folgendermassen :  „Vor  dem  Kantonrichter  ihres  Wohnortes  oder  vor  dem  des  letzten 
Wohnortes  des  Verstorbenen  den  folgenden  Eid  (Erklärung)  ablegen.'' 

^)  Dieser  Absatz  ist  durch  das  Gesetz  vom  28.  Mai  1869  eingeschaltet. 

3)  Die  beiden  letzten  Absätze  sind  durch  das  Gesetz  vom  9.  Juni  1878  eingeschaltet. 

*)  Der  ganze  Artikel  ist  durch  das  Gesetz  vom  9.  Juni  1878  neu  formuliert. 
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b)  durch  den  Erben  in  direkter  absteigender  Linie  und  durch  den  ihm 
gemäss  Art.  28  (letzter  Absatz)  gleichgestellten  überlebenden  Ehegenossen,  wenn 
dasjenige,  was  jedem  von  ihnen  aus  dem  Aktivum  zukommt,  gemäss  der  speziellen 
Angabe,  1000  ß..  nicht  übersteigt; 

c)  durch  den  Staat. 

Wenn  infolge  eines  Verzichts  der  Nachlass  ganz  durch  Erben  in  direkter 
Linie  oder  durch  diese  und  den  in  Ai-t.  56  Nr.  3  bezeichneten  Ehegenossen  er- 
halten wird,  findet  litt,  b  dieses  Artikels  keine  Anwendung. 

Die  in  litt,  b  bezeichneten  Personen  legen,  wenn  Legate  in  dem  Nach- 
lass ausgesetzt  sind,  die  nicht  steuerfrei  sind  und  nicht  in  festen  und  bestimmten 
Summen  bestehen,  in  der  oben  beschriebenen  Weise  und  an  dem  oben  be- 
zeichneten Ort  folgenden  Eid  (Erklärung)  ab : 

,Ich  schwöre  (erkläre),  dass  ich  nach  meiner  Ueberzeugung  glaube,  für 
den  Nachlass  von  N.  N.  alles,  wofür  Erbschafts-  oder  Uebergangssteuer  zu  zahlen 
ist,  aufrichtig  angegeben  zu  haben." 

,So  wahr  mir  der  allmächtige  Gott  helfe."     (Das  erkläre  ich.) 

Diese  Personen  legen  jedoch  den  in  Art.  28  bestimmten  Eid  (Erklärung) 
ab,  wenn  das  nicht  steuerfreie  Legat  in  einer  Nutzniessung  des  gesamten  Nach- 
lasses oder  eines  entsprechenden  Teiles  desselben  besteht. 

Artikel  30. 

Vorbehaltlich  der  im  vorhergehenden  Artikel  bestimmten  Ausnahmen 
wird  auf  gleiche  Weise  durch  diejenigen,  die  eine  Nutzniessung  bei  Rechts- 
nachfolge erhalten  oder  durch  diejenigen,  die  zu  erwarten  haben,  durch  Tod 
oder  Uebertragung  unter  Lebenden  zum  Genuss  eines  Fideikommissgutes  zu 
kommen,  folgender  Eid  (Erklärung)  abgelegt  ^) : 

„Ich  schwöre  (erkläre),  dass  ich  nach  meiner  Ueberzeugung  glaube,  auf- 
richtig alles  angegeben  zu  haben,  was  ich  durch  den  Willen  von  N.  N.  und 
durch  den  Tod  von  N.  N.  geerbt  oder  erhalten  habe." 

,So  wahr  mir  der  allmächtige  Gott  helfe."     (Das  erkläre  ich.) 

Artikel  31. 
Durch    die    Empfänger   periodischer   Auszahlungen    bei   Rechtsnachfolge 
wird  kein  Eid  abgelegt^). 

Artikel  32. 
Im  Falle  von  Krankheit,  Abwesenheit  ausserhalb  des  Reiches  oder  anderen 
gesetzlichen  Verhinderungsgründen  kann  der  Eid  mit  Genehmigung  des  Finanz- 
ministers  kraft  einer   besonderen  Vollmacht  vor   dem  Kantonrichter   nach  der 
Wahl  des  zur  Eidesleistung  Bevollmächtigten  abgelegt  werden*). 

Artikel  38. 
Der  Eid  wird  kostenlos  abgelegt.    Das  Protokoll  wird  auf  ungestempeltem 
Papier   in    duplo    ausgefertigt   und    kostenlos    registriert.    Eins   der  Duplikate 
bleibt  in  dem  Registraturbüreau. 

Artikel  34. 
Wenn  der  Eid  nicht  in  der  bestimmten  Zeit  abgelegt  ist,  so  ist  für  jede 
angefangene  Woche  Versäumnis  eine  Strafe  von  25  fl.  zu  zahlen. 


1)  Vor  der  durch  das  Gesetz  vom  28.  Mai  1869  bewirkten  Aenderung  lautete  der  Ein- 
gang des  Artikels :  „Die  in  Art.  15,  Ziff.  3  bezeichneten  Personen  sind  auf  gleiche  Weise  ver- 
pflichtet zu  schwören  (erklären)." 

2)  Vor  der  Aenderung  durch  das  Gesetz  vom  28.  Mai  1869  lautete  der  Artikel:  „In  den 
durch  Art.  l.i,  Nr.  l  und  2  bezeichneten  Fällen  wird  kein  Eid  abgelegt." 

3)  Der  Schluss  lautete  vor  der  Aenderung  durch  das  Gesetz  vom  28.  Mai  1869 :  „Vor 
dem  Kanton,  in  dem  der  Verstorbene  seinen  Wohnsitz  hatte." 
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Artikel  35. 
Die  Anzeige,  in  der  die  Güter  nicht  nach  Massgabe  der  Vorschriften 
dieses  Gesetzes  angegeben  sind,  oder  in  der  entweder  die  Beschreibung  der 
unbeweglichen  Güter,  oder  die  Erklärung,  dass  keine  unbeweglichen  Güter  nach- 
gelassen sind,  oder  die  in  Art.  14  vorgeschriebene  verneinende  Erklärung  fehlt, 
oder  in  der  nicht  alle  die  Angaben  vorkommen,  die  für  die  Steuerberechnung 
erforderlich  sind,  werden  abgewiesen  unter  schriftlicher  Angabe  dessen,  was 
der  Anzeige  fehlt. 

Artikel  36. 

Wenn  sich  nach  Ablauf  des  Termins  der  Anzeige  herausstellt,  dass  nicht 
alles  angegeben  ist,  was  durch  den  Tod  geerbt  oder  erhalten  wird,  dass  Lasten 
und  Schulden  aufgegeben  sind ,  die  nicht  in  den  Nachlass  gehören ;  dass  die 
ausländischen  Besitzungen  oder  die  in  Art.  23  Ziff.  1  unter  Utt.  e,  g  und  i  be- 
zeichneten beweglichen  Güter  nicht  zu  dem  thatsächlichen  Wert  angegeben 
sind,  oder  dass  irgend  eine  andere  verkehrte  Angabe  oder  Verschweigung  zum 
Nachteil  der  Staatskasse  stattgefunden  ist:  so  wird  gegen  den,  der  darüber 
keine  nähere  Angabe  erstattet  hat,  eine  Zwangsschrift  zur  Bezahlung  einer 
darin  auszudrückenden  Summe  ausgefertigt  in  der  gleichen  Weise  und  zu  dem 
selben  Ende  wie  in  Art.  21  bestimmt  ist. 

Die  Zwangsschrift  darf  jedoch  erst  ausgefertigt  werden  nach  Ablauf  eines 
Monats,  vom  letzten  Tag  des  Termins  zur  Anzeige  an  gerechnet. 

Die  Beteiligten  werden  von  der  Strafe  entbanden,  wenn  sie  ihre  Unschuld 
darthun. 

Artikel  37. 

Sofern  bezüglich  einer  Angabe,  die  gemäss  Art.  29  Htt.  a  und  b  nicht 
der  Beeidigung  unterworfen  ist,  nach  Ablauf  des  Termins  zur  Anzeige  be- 
gi'ündete  Vermutung  besteht,  dass  eine  Verschweigung,  eine  zu  niedrige  oder 
verkehrte  Angabe,  wie  in  Art.  36  bezeichnet,  stattgefunden  hat,  so  kann  die 
Verpflichtung  zur  Beeidigvmg  der  Angabe  durch  das  Gericht  des  Arrondissements, 
in  welchem  das  Bureau  liegt,  bei  dem  die  Angabe  eingereicht  ist,  den  Angebern 
auferlegt  werden. 

Zu  dem  Zwecke  wird  durch  den  Reichsbeamten  ein  mit  Gründen  ver- 
sehenes Gesuch  an  das  Gericht  eingereicht.  Eine  Abschrift  davon  wird  mit 
Vorladung  vor  das  Gericht  den  Angebern  bekannt  gegeben. 

Die  Sache  wird  behandelt  in  der  für  Rechtshändel  in  Registrationssachen 
bestimmten  Weise. 

Die  anbefohlene  Beeidigung  oder  Erklärung  muss  binnen  1  Monat  nach 
dem  Tag,  an  dem  der  Befehl  des  Gerichts  den  AjQgebem  bekannt  gemacht  ist, 
abgegeben  werden ;  femer  finden  die  Art.  28,  32,  33  und  34  Anwendung. 

Die  hierdurch  entstandenen  Kosten  sind  zu  Lasten  der  Angeber,  wenn 
sich  herausstellt,  dass  eine  Verschweigung,  zu  niedrige  oder  verkehrte  Angabe 
stattgefunden  hat. 

Die  zu  zahlenden  Steuern  werden  um  V*  als  Strafe  erhöht. 

Artikel  38. 
Wenn  die  innerhalb  des  Reiches  belegenen  oder  domizilierten  in  Art.  23 
Ziff.  1  unter  litt,  a  und  c  bezeichneten  unbeweglichen  Sachen  und  die  durch 
die  Angeber  geschätzten,  ebenda  unter  litt,  b,  d  und  f  bezeichneten  beweglichen 
Sachen  für  die  Regelung,  sei  es  der  Erbschafts-,  sei  es  derUeber- 
gangssteuer^),  nicht  ihrem  wahren  Werte  entsprechend  angegeben  zu  sein 
scheinen,  so  ist  der  Reichsbeamte  befugt,  eine  Abschätzung  durch  Sachverständige 
zu  fordern. 


1)  Die  durch  den  Druck  hervorgehobenen  Worte  sind  durch  das  Gesetz  vom  28.  Mai  1369 
eingeschaltet. 
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Die  Forderung  erfolgt  durch  amtliche  Zustellung,  enthaltend  die  Bezeich- 
nung der  Summe,  auf  die  der  Reichsbeamte  das  Gut  schätzt,  den  Betrag,  der 
als  für  Steuer  und  Strafe  verfallen  angesehen  wird,  und  Vorladung  vor  den 
Kantonrichter  des  Kantons,  in  dem  der  Ueberlebende  seinen  letzten  Wohnsitz 
hatte  oder,  vi'enn  es  sich  um  unbewegliche  Sachen  handelt,  in  dem  das  zu 
schätzende  Gut  oder  der  Hauptteil  desselben  gemäss  dem  katastralen  Einkommen 
gelegen  ist,  zu  dem  Zwecke,  sich  über  die  Wahl  von  drei  Sachverständigen  zu 
einigen  oder  mangels  dessen  diesen  durch  den  Richter  von  Amtswegen  ernennen 
zu  hören. 

Art.  224  al.  1  und  2,  Art.  225—229,  Art.  230  al.  2,  Art.  231  al.  1,  Art.  232 
und  233  des  Gesetzbuches  über  bürgerliche  Rechtsforderung  finden  hier  An- 
wendung ^). 


1)  Die  angezogenen  Artikel  lauten: 

Art.  224,  al.  1.  Bei  dem  im  vorhergehenden  Artikel  bezeichneten  Urteil  soll  Tag  und 
Stunde  der  Eidablegung  des  ernannten  Sachverständigen  bestimmt  werden. 

AI.  2.  Doch  soll  der  Hof  oder  das  Gericht  befehlen  dürfen,  dass  der  Eid  vor  dem 
Bichter  des  Kantons  abgelegt  wird,  in  dem  die  befohlene  Verrichtung  stattfinden  muss. 

Art.  225.  Die  von  Amtswegen  ernannten  Sachverständigen  können  aus  demselben 
Grunde  wie  die  Zeugen  abgelehnt  werden. 

Die  durch  die  Parteien  angewiesenen  Sachverständigen  können  nur  auf  Grund  von  Ur- 
sachen, die  nach  der  Ernennung  und  vor  der  Eidablegung  aufgekommen  sind,  abgelehnt  werden. 

Die  Ablehnung  muss  immer  vor  der  Eidablegung  beantragt  werden.  Sie  soll  sum- 
marisch beschlossen  werden  und  gegen  das  Urteil  soll  keine  Berufung  stattfinden. 

Art.  226.  Die  Ablehnung  muss  beantragt  werden  binnen  3  Tagen  nach  der  Ernennung 
durch  ein  einfaches  Schriltstück ;  enthaltend  den  Grund  der  Ablehnung  und  die  bezüglichen 
Beweise,  oder  das  Anerbieten,  die  Ablehnung  mit  Zeugen  zu  bekräftigen. 

Im  letzteren  Falle  kann  der  Eichter  den  Beweis  durch  Zeugen  befehlen  auf  die  hin- 
sichtlich des  Zeugenverhörs  in  summarischen  Sachen  vorgeschriebene  Art  und  Weise.  Nach 
"Verlauf  des  bezeichneten  Termins  wird  die  Ablehnung  nicht  mehr  zugelassen. 

Art.  227.  Wenn  die  Ablehnung  angenommen  wird,  soll  oder  sollen  durch  denselben 
Urteilsspruch  von  Amtswegen  eine  oder  mehrere  sachverständige  Personen  an  Stelle  des  oder 
der  Abgelehnten  ernannt  werden. 

Art.  228.  Das  Protokoll  der  Eidablegung  muss  enthalten  die  von  den  Sachverständigen 
zu  machenden  Angaben  über  den  Ort,  den  Tag  und  die  Stunde,  die  für  die  VeiTichtung 
ihrer  Obliegenheiten  bestimmt  sind. 

Wenn  Parteien  bei  der  Eidablegung  gegenwärtig  sind,   gilt  diese  Angabe  als  Aufruf. 

Die  abwesende  Partei  soll  durch  Schreiben  von  Anwalt  zu  Anwalt,  oder,  wenn  kein 
Anwalt  da  ist,  durch  amtliche  Zustellung  an  die  Person  oder  den  Wohnort  aufgerufen  werden. 

Art.  229.  Wenn  ein  ernannter  Sachverständiger  die  Ernennung  nicht  annimmt,  oder 
an  dem  bestimmten  Tag  und  zur  bestimmten  Stunde  nicht  erscheint,  sei  es  zur  Ablegung 
des  Eides,  sei  es  zur  befohlenen  Verrichtung,  so  sollen  die  Parteien  sofort  übereinkommen  über 
die  Ernennung  eines  anderen  an  seiner  Stelle. 

Der  Ernannte,  der  nach  der  Eidablegung  die  angenommene  Verrichtung  nicht  ausführt, 
kann  durch  den  Eichter,  der  ihn  ernannt  hat,  in  alle  durch  seine  Nachlässigkeit  entstandenen 
Kosten  und  selbst  zur  Vergütung  von  Schaden  und  Zinsen,  sofern  Gründe  dazu  vorhanden 
sind,  verurteilt  werden. 

Art.  230,  al.  2.  Parteien  sollen  bei  der  Untersuchung  an  den  Sachverständigen  der- 
artige Vor-  und  Anträge  stellen  dürfen ,  wie  sie  für  gut  finden ,  und  das  soll  in  dem  Bericht 
Erwähnung  finden. 

Art.  231,  al.  1.  Die  Sachverständigen  stellen  nach  Beratung  ihren  mit  Griinden  ver- 
sehenen Bericht  schriftlich  mit  Stimmenmehrheit  fest. 

Art.  232.  Die  Sachverständigen  sollen  gehalten  sein,  bei  Strafe  von  Schaden  und 
Zinsen,  ihren  Bericht  auf  die  Kanzlei  des  Hofes  oder  Gerichts,  welches  die  Aufnahme  befohlen 
hat,  innerhalb  der  vom  Eichter  zu  bestimmenden  Frist,  zu  überbiingen ;  der  Kanzleivorsteher 
soll  die  Ueberb ringung  bestätigen. 

Ihre  Gebühren  soUen  durch  den  Vorsitzenden  am  Fusse  des  Originals  abgeschätzt 
werden,  und  darüber  soll  ein  Zahlungsbefehl  ausgegeben  werden,  zu  Lasten  der  Partei,  welche 
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Die  Sachverständigen  nehmen  über  ihren  Befund  ein  gehörig  datiertes 
und  unterzeichnetes  Protokoll  auf,  welches  die  von  ihnen  dem  Gut  zuerkannten 
verschiedenen  Werte  ohne  Angabe  der  persönlichen  Ansicht  jedes  einzelnen  enthält. 

Wenn  zwei  Sachverständige  übereinstimmen,  gilt  ihre  Schätzung,  wenn 
sie  aber  verschiedener  Meinung  sind,   ein  Drittel  des  Gesamtbetrages  als  Wert. 

Wenn  der  also  einem  Gut  zuerkannte  Wert  ein  Achtel  mehr  als  der  an- 
gegebene beträgt,  so  ist  vorbehaltlich  der  höheren  Steuer  eine  damit  gleich- 
stehende Summe  als  Strafe  zu  zahlen.  In  diesem  Falle  sind  die  Kosten  der 
Schätzung  zu  Lasten  der  Angeber,  sonst  zu  Lasten  des  Staates. 

In  jedem  Falle  wird  die  einfache  Steuer  bezahlt  für  den  Betrag,  um  den 
der  von  den  Sachverständigen  bestimmte  Wert  den  angegebenen  Wert  über- 
trifft, dagegen  wird  die  für  den  Betrag,  um  den  der  angegebene  Wert  den  von 
den  Sachverständigen  festgestellten  übertrifft,  gezahlte  Steuer  zurückgegeben. 

Artikel  39. 
Eine  Strafe  von  einem  Viertel    der  Steuer   ist  zu  zahlen,   falls  nach  der 
Notifikation    der   amtlichen  Zustellung   der   angegebene  Wert   freiwillig  erhöht 
wird,  gleichviel  ob  die  Erhöhung   mehr  oder  weniger   als    ein  Achtel   des   an- 
gegebenen Wertes  beträgt. 

Artikel  40. 

Die  Beteiligten  können  den  anzugebenden  Wert  der  im  ersten  Absatz 
des  Art.  38  bezeichneten  Sachen  auf  ihre  Kosten  durch  Sachverständige  fest- 
stellen lassen. 

Der  Antrag  dazu  erfolgt  durch  amtliche  Zustellung  mit  Vorladung  des 
Empfängers  vor  den  in  Art.  38  Abs.  2  angegebenen  Kantonrichter  und  zu  dem 
darin  beschriebenen  Zwecke. 

Der  Absatz  3,  4  und  5  des  Art.  38  findet  hierbei  Anwendung. 

Der  gemäss  der  Schätzung  der  Sachverständigen  der  Sache  zuzuerkennende 
Wert  wird  angegeben  und  dient  als  Grundlage  für  die  Berechnung  der  Steuer. 

Titel   in. 

Von  der  Höhe  der  Erbschafts-  und  üebergangsstener ;  von  der  Anwendung, 
der  Bezahlung  und  den  Steuerbefreiungen. 

Artikel  41*). 
Die  Erbschaftssteuer  wird  folgendermassen  festgestellt: 
Wann  geerbt  oder  erhalten  ^vird 

1.  durch  Blutsverwandte  in  direkter  absteigender  Linie  von  Blutsverwandten 
in  direkter  aufsteigender  Linie,  oder  durch  einen  Ehegenossen  von  dem  anderen, 
falls  ein  oder  mehrere  Kinder  aus  ihrer  Ehe  entsprossen  oder  Abkömmlinge  der- 
selben vorhanden  sind.  1  Prozent; 

2.  durch  Blutsverwandte  in  direkter  aufsteigender  Linie  von  ßlnteverwandten 
in  direkter  absteigender  Linie,  3  Prozent; 

3.  durch  einen  Ehegenossen  von  dem  anderen,  wenn  kein  Kind  oder  keine 
Kinder  aus  ihrer  Ehe  entsprossen  oder  keine  Abkömmlinge  derselben  vorhanden 
sind.  4  Prozent : 


die  Aufnahme  beantragt   hat  oder  welche  dieselbe,   falls  sie  von  Amts  wegen  angeordnet  ge- 
wesen war.  tortgesetzt  hat. 

Art.  233.  Bei  Weigerung  oder  Verzögerung  des  in  dem  ersten  Absatz  des  vorher- 
gehenden Artikels  Vorgeschriebenen  können  die  Sachverständigen  durch  die  erstfordemde 
Partei  vor  den  Eichter,  der  sie  ernannt  hat,  vorgeladen  werden,  um  selbst  bei  Körperhaft  zur 
Hinterlegung  ihres  Berichts  bei  der  Kanzlei  verurteilt  zu  werden. 

Die  Bechtspflege  hierfür  geschieht  summarisch  und  ohne  weitere  Instruktion. 

1)  Fassung  des  Gesetzes  vom  9.  Juni  1878.  Die  Ausdehnung  der  Erbschaftssteuer  auf 
die  gesamte  direkte  Linie  und  den  längstlebenden  Ehegenossen  mit  Kindern  bestand  vor- 
dem nicht. 
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4.  durch  Brüder  und  Schwestern  von  Brüdern  und  Schwestern  4  Prozent; 

5.  durch  Neffen  und  Nichten,  Grossneffen  und  Grossnichten,  von  Oheim 
oder  Tante,  Grossoheim  oder  Grosstante,  und  umgekehrt,  durch  Oheim  oder 
Tante,  Grossoheim  oder  Grosstante,  von  Neffen  oder  Nichten,  Grossneffen  oder 
Grossnichten,  6  Prozent. 

Für  das,  was  in  den  unter  4  und  5  genannten  Fällen  mehr  erhalten  wird, 
als  sich  der  Anteil  nach  dem  Erb  folgerecht  belaufen  haben  sollte,  sowie  auch 
in  allen  anderen  nicht  vorgesehenen  Fällen,  10  Prozent. 

Artikel  42. 

Die  ausser  und  neben  der  Erbschaftssteuer  zu  erhebende  Uebergangssteuer, 
die  unter  Ziff.  1  des  Art.  1  bezeichnet  ist,  wird  festgesetzt  auf  '/*  Prozent  in 
direkter  Linie  und  zwischen  Ehegenossen,  die  ein  oder  mehrere  Kinder  aus 
ihrer  Ehe  oder  Abkömmlinge  derselben  hinterlassen ') ;  in  allen  anderen  Fällen 
auf  2  Prozent^). 

Artikel  43. 

Die  unter  Ziff.  2  des  Art.  1  bezeichnete  Uebergangssteuer  wird  auf 
1  Prozent  festgesetzt  in  direkter  Linie  und  zwischen  Ehegenossen,  die  ein  oder 
mehrere  aus  ihrer  Ehe  entsprossene  Kinder  oder  Abkömmlinge  derselben  hinter- 
lassen; in  allen  anderen  Fällen  auf  5  Prozent. 

Artikel  44. 

Für  die  Berechnung  der  unter  Ziff.  1  des  Art.  1  bezeichneten  Uebergangs- 
steuer gilt  derjenige,  der  einen  entsprechenden  Teil  der  Nachlassenschaft  erbt, 
als  Empfänger  eines  gleich  entsprechenden  Teiles  der  zur  Nachlassenschaft  ge- 
hörigen Schuldbriefe  und  sonstigen  durch  die  ebenbezeichnete  Gesetzesbestim- 
mung genannten  Sachen,  es  sei  denn,  dass  der  Erblasser  etwas  anderes  hier- 
über bestimmt  hat. 

Artikel  45. 

Der  Betrag  der  Steuer  kann  infolge  des  Verzichts  zwar  Erhöhung,  aber 
keine  Verminderung  erleiden. 

In  den  in  den  beiden  ersten  Absätzen  des  Art.  1  vorgesehenen  Fällen 
kann  die  Steuer  nicht  weniger  betragen  als  das,  was  zu  bezahlen  gewesen  sein 
würde,  wenn  die  Ablehnung  oder  der  Verzicht  nicht  stattgefunden  hätte  ^). 

Artikel  46. 

Die  Erbschaftssteuer  wird  erhoben  von  dem  Wertbetrag,  den  jeder  nach 
Abzug  seines  Anteils  an  den  in  Art.  27  bezeichneten  Schulden  und  Lasten  ge- 
erbt oder  erhalten  hat. 

Die  Uebergangssteuer  wird  erhoben  von  dem  Wert  der  Sachen,  ohne 
Abzug  von  Legaten,  Schulden  oder  Lasten,  in  dem  Sinne  jedoch,  dass  der  Be- 
trag der  in  Art.  1  Ziff.  1  bezeichneten  Uebergangssteuer*)  den 
Eeinsaldo  des  Nachlasses  nicht  überschreiten  darf. 

Artikel  47—51  vakant*). 


1)  Die  Uebergangssteuer  von  1/4  Prozent  für  direlrte  Linie  und  Ehegenossen  mit  Nach- 
kommen ist  durch  das  Gesetz  vom  9.  Juni  1878  eingeführt  worden. 

2)  Dieser   Satz   betrug   früher    1  Prozent.    Die  Erhöhung   ist   durch  das  Gesetz  vom 
31.  Dezember  1885  eingeführt  worden. 

3)  Dieser  Absatz  ist  durch  das  Gesetz  vom  28.  Mai  1869  hinzugefügt  worden. 

*)  Die  durch  Druck  hervorgehobenen  Worte  sind  durch  Gesetz  vom  28.  Mai  1869  an 
Stelle  von  „dieser  Steuer"  gesetzt  worden. 

5)  Diese  durch  Gesetz  vom  28.  Mai  1869  eingezogenen  Artikel  lauteten : 
Art.  47.    Die  Erbschafts-  und  die  unter  Art.  1  Ziff.  1   genannte  Uebergangssteuer  für 
das,  was  unter  Belastung  einer  Nutzniessung  geerbt  oder  erhalten  wird,  sowie  die  Erbschafts- 
steuer bei  periodischen  Auszahlungen,   die  für  das  Kapital  gegen  4  Prozent  der  Auszahlung 
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Artikel  52. 

Die  Steuer  wird  nach  der  Verwandtschaft  oder  der  Beziehung  zwischen 
dem  Einsetzer  und  dem  Empfänger  berechnet,  selbst  wenn  dieser  auch  durch 
die  Erbfolge  zu  dem  Empfangenen  nicht  berechtigt  gewesen  wäre: 

a)  wenn  bei  der  nachgesetzten  Erbfolge  der  Nacherbe  zum  Genuss  kommt; 

b)  wenn  Nutzniessung  oder  periodische  Auszahlung  bei  Rechtsnachfolge 
erhalten  wird  *). 

Artikel  53. 
Wenn  bei  dem  Anzeigenden  Unsicherheit  besteht  über  die  Verwandtschaft 
oder  die  Person,  welche  erbt  oder  erhält,  oder  über  die  Menge,  die  dem  Erben 


dorcfa  den  damit  Belasteten  zu  zahlen  ist,  braucht  erst  bezahlt  zu  werden  beim  Tode  des  Nutz- 
niessers,  beim  Ende  der  Nutzniessung  infolge  von  unentgeltlicher  Verzichtleistung,  oder  beim 
Ende  des  Zeitraums,  für  welchen  die  Nutzniessung  eingesetzt  ist,  und  bei  dem  Aufhören  der 
Auszahlung,  wenn  das  Recht  zur  Stundung  in  der  Angabe  vorbehalten  und  Sicherheit  in  un- 
beweglichen Gütern  innerhalb  des  Reiches  oder  in  Einschreibungen  in  eines  der  Staatsschuld- 
bücher, nach  dem  Ermessen  der  Staatsbeamten,  gestellt  wurde. 

Zur  Bestellung  der  Sicherheit  wird  in  keinem  Fall  irgend  eine  reichsherrliche  oder 
administrative  Ermächtigung  verlangt. 

Sie  wird  gestellt  binnen  1  Monat  nach  der  Anzeige.  Mangels  derselben  kann  die  Steuer 
sofort  eingefordert  werden. 

Die  Stundung  erstreckt  sich  nicht  auf  die  Bezahlung  der  zu  zahlenden  Erhöhungen 
«der  Strafen. 

Art.  48.  Sobald  der  Erbe  oder  Legatar  des  Eigentums  stirbt,  ehe  die  Nutzniessung 
auf  die  in  Art.  47  Abs.  1  vorgesehene  Weise  beendigt  ist  oder  ehe  die  periodische  Auszahlung 
aufgehört  hat,  so  wird  die  wegen  der  Erlangung  dieses  Eigentums  zu  seinen  Lasten  gestundete 
Steuer  nichtig.  Sofern  von  der  Befugnis  zur  Stundung  kein  Gebrauch  gemacht,  sondern  die 
Steuer  sofort  bezahlt  ist,  wird  sie  zurückgegeben. 

Art.  49.  Wenn  in  dem  im  vorigen  .Artikel  bezeichneten  Fall  das  Eigentum  auf  den 
Nutzniesser  übergeht,  so  muss  die  wegen  der  Erlangung  dieses  Eigentums  zu  zahlende  Steuer 
sofort  bezahlt  werden.  Auf  die  Steuer  wird  das  gekürzt,  was  der  Nutzniesser  wegen  der  Er- 
langung der  Nutzniessung  bezahlt  hat.  Sofern  er  wegen  der  Erlangung  der  Nutzniessung 
mehr  bezahlt  hat,  als  er  durch  die  Erlangung  des  Eigentums  zu  zahlen  verpflichtet  ist,  wird 
das  zuviel  Bezahlte  indes  nicht  zurückgegeben. 

Art.  50.  Die  gestundeten  Steuern  werden  bezahlt  durch  diejenigen,  die  zum  vollen 
Eigentum  oder  zum  vollen  Genuss  gelangen  durch  den  Tod  des  Nutzniessers ,  infolge  des 
durch  diesen  geleisteten  unentgeltlichen  Verzichts  auf  die  Nutzniessung,  durch  das  Ablaufen 
des  Zeitraums,  für  welchen  die  Nutzniessung  eingesetzt  ist,  oder  durch  das  Aufhören  der 
periodischen  Auszahlung. 

Diejenigen,  welche  während  der  Nutzniessung  oder  periodischen  Auszahlung  das  Eigen- 
tum unter  Lebenden  übertragen,  gelten  beim  Tode  des  Nutzniessers  oder  beim  Ablauf  des 
Zeitraums,  für  den  die  Nutzniessung  eingesetzt  ist,  oder  beim  Aufhören  der  periodischen 
Auszahlung,  als  zum  vollen  Eigentum  oder  zum  vollen  Genuss  gekommen. 

Art.  51.  Für  die  Bezahlung  der  in  Art.  i  Ziff.  2  bezeichneten  Uebergangssteuer  wird 
keine  Stundung  gewährt.  Die  Steuern  für  das  Eigentum  und  die  Nutzniessung  werden  zu 
gleicher  Zeit,  innerhalb  des  in  Art.  55  bestünmten  Zeitraums  bezahlt. 

')  Das  Gesetz  vom  28.  Mai  1869  beseitigte  die  Ziff.  c  und  d.  sowie  den  zweiten  und 
dritten  Absatz  des  Artikels,  die  folgendermassen  lauteten: 

,c)  Wenn  der  Nutzniesser  im  FaDe  des  Art.  49  das  Eigentum  erhält;" 
„d)  wenn  die  in  Art.  50  bezeichneten  Personen  das  Eigentum  nicht  geerbt  oder  erhalten 
haben  aus  dem  Nachlass  des  Stifters  der  Nutzniessung  oder  periodischen  Auszahlung." 

„Die  Steuer,  die  durch  die  in  litt,  c  und  d  bezeichneten  Personen  zu  zahlen  ist,  kann 
bei  Anwendung  des  ersten  Absatzes  dieses  Artikels  nicht  erhöht  werden  infolge  üebergangs 
des  unbeschwerten  Eigentums  in  die  direkte  Linie  durch  Tod." 

„Sie  kann  jedoch  nicht  weniger  betragen  als  die  Steuer,  die  zu  zahlen  gewesen  wäre 
durch  denjenigen,  von  dem  die  oben  bezeichneten  Personen  das  unbeschwerte  Eigentum  in 
direkter  Linie  geerbt  oder  erhalten  haben." 
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durch  Erbfolge  zugekommen  sein  würde,  so  werden  in  direkter  Linie  3,  in« 
allen  anderen  Fällen')  10  Prozent  erhoben,  vorbehaltlich  der  Rückgabe  dessen, 
das  sich  nachträglich  als  zu  viel  gezahlt  herausstellt,  sofern  diese  Rückgabe 
innerhalb  des  für  die  Verjährung  bestimmten  Termins  oder  im  Falle  von  Rechts- 
händeln über  die  Erbschaft  oder  die  Erlangung,  binnen  1  Jahr  nach  dem  End- 
urteil beantragt  \vird. 

Artikel  54. 

Die  Erbschafts-  und  Uebergangssteuer,  die  Steuererhöhung  und  die  Strafe 
müssen  so  bezahlt  werden,  wie  sie  durch  den  Reichsbeamten  kraft  dieses  Ge- 
setzes und  in  Einklang  mit  den  Bestimmungen  des  bürgerlichen  Gesetzbuches 
berechnet  sind. 

Ausser  in  den  in  diesem  Gesetz  vorgesehenen  Fällen  kann  die  Steuer  weder 
vermindert  noch  zurückgegeben  werden,  als  nur 

a)  in  dem  Fall,  dass  das  Gesetz  nicht  gehörig  angewendet  ist; 

b)  wenn  und  insofern  das  Geerbte  oder  Erhaltene  infolge  der  Erfüllung 
einer  Bedingung  durch  andere  geerbt  oder  erhalten  wird  oder  zu  anderen  zu- 
rückkehrt ^). 

Artikel  55. 

Die  Bezahlung  der  Erbschafts-  und  Uebergangssteuer  und  der  Strafen 
erfolgt  innerhalb  eines  Monats  nach  der  Angabe;  alles  bei  Strafe  von  einem 
Zehntel  der  zu  zahlenden  Steuer  als  Busse,  abgesehen  von  den  Kosten  der  Ver- 
folgung. 

Spätestens  binnen  14  Tagen  nach  der  Angabe  wird  durch  den  Reichs- 
beamten an  den  bei  der  Angabe  erwählten  Wohnort  eine  einfache,  gehörig  ver- 
siegelte spezifizierte  Nota  über  den  zu  bezahlenden  Betrag  für  Steuer,  Erhöhung, 
Strafen  und  Kosten  eingesandt^). 

Artikel  56^. 
Von  der  Erbschaftssteuer  bleibt  frei 

1.  alles,  was  der  Staat  erbt  oder  erhält; 

2.  alles,  was  jemand  in  direkter  absteigender  Linie  erbt  oder  erhält,  wenn 
der  Reinsaldo  davon  gemäss  der  spezifizierten  Angabe  1000  fl. ")  nicht  übersteigt; 

3.  alles,  was  der  überlebende  Ehegenosse  von  dem  erststerbenden,  während 
ein  oder  mehrere  aus  ihrer  Ehe  entsprossene  Kinder  oder  Abkömmlinge  der- 
selben vorhanden  sind,  erbt  oder  erhält,  wenn  der  Reinsaldo  gemäss  der  spezi- 
fizierten Angabe  1000  fl.  *)  nicht  übersteigt; 

4.  ein  Betrag  von  500  fl.  auf  dasjenige,  was  jemand  in  den  unter  Ziff.  2 
oder  3  bezeichneten  Fällen  erbt  oder  erhält,  wenn  der  Reinsaldo  gemäss  der 
spezifizierten  Angabe  mehr  als  1000  fl..  aber  weniger  als  1500  fl.  beträgt: 

5.  alles,  was  geerbt  oder  erhalten  wird  aus  einer  Nachlassenschaft,  deren 
Reinsaldo  gemäss  der  spezifizierten  Angabe  300  fl.  nicht  übersteigt; 

6.  alles,  was  in  Nutzniessung  oder  in  Form  periodischer  Auszahlung  ge- 
erbt oder  erhalten  wird,    sofern    der  Empfänger   stirbt,   noch    ehe   sein  Genuss 


1)  Die  durch  den  Druck  hervorgehobenen  Worte  sind  durch  das  Gesetz  vom  9.  Juni  1878 
hinzugefügt  worden. 

2)  Vor  der  Abänderung  durch  das  Gesetz  vom  28.  Mai  1869  lautete  der  zweite  Absatz: 
„Die  Steuer  kann  weder  vermindert  noch  zurückgegeben  werden  als  nur  in  dem  Fall, 

dass  das  Gesetz  nicht  gehörig  angewendet  ist." 

3)  Vor  der  Abänderung  durch  das  Gesetz  vom  28.  Mai  1869  stand  in  Abs.  l  vor  den 
Worten  „alles  bei  Strafe"  nachfolgender  Satz :  „Der  Steuer ,  deren  Bezahlung  gemäss  Art.  47 
gestundet  geblieben  ist,  sofort  bei  der  Angabe."  Die  Eingangsworte  des  zweiten  Absatzes 
lauteten  früher:  „Spätestens  binnen  14  Tagen  nach  der  Angabe,  einer  anderen  als  der  letzt- 
bezeichneten" etc. 

♦)  Nach  der  Fassung  von  1878  (Gesetz  vom  9.  Juni  1878). 
6)  Früher  .500  fl. 
6)  Früher  500  fl. 
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6  Monat«  gedauert  hat.  Im  Falle  späteren  Todes  wird  Freilassung  gewährt 
für  denjenigen  Teil  der  Steuer,  der  den  Vorteil  des  Empfängers,  den  dieser 
nach  den  vorgelegten  Beweisen  genossen,  überschreitet; 

7.  der  Wert  der  unbeweglichen  Sachen,  für  welche  in  den  überseeischen 
Besitzungen  des  Reichs  die  üebergangssteuer  nachweislich  gezahlt  ist,  doch  nur, 
sofern  der  in  dem  Aktivum  ausgezogene  Wert  nach  Verhältnis  in  dem  Rein- 
saldo  enthalten  ist. 

Falls  erst  nach  der  Bezahlung  der  Steuer  der  unter  Ziff.  6  bezeichnete 
Tod  stattfindet  oder  die  unter  dieser  und  unter  Ziff.  7  bezeichneten  Beweise 
geliefert  werden,  wird  die  Steuer  zurückgegeben,  sofern  die  Rückgabe  innerhalb 
des  für  die  Verjährung  bestimmten  Zeitraums  beantragt  svird. 

Artikel  57. 
Von   der  unter  Art.  1   Ziff.  1   bezeichneten  Üebergangssteuer  wird  frei- 
gelassen 

1.  alles,  was  durch  den  Staat  geerbt  oder  erhalten  wird^); 

2.  die  Einlagen  in  Sparbanken  bis  zum  Betrage  von  800  fl.  *). 

Artikel  58. 

Adoptirte  Kinder  gelten  für  die  Anwendung  dieses  Gesetzes  als  aus  der 
Ehe  entsprossen. 

Die  als  gesetzlich  anerkannten  natürlichen  Kinder  sind  den  gesetzlichen 
gleichgestellt,  wenn  die  Anerkennungsurkunden  bei  der  Angabe  vorgelegt  werden. 

In  den  Fällen  des  Art.  918  und  920  des  bürgerlichen  Gesetzbuches ')  wird 
die  natürliche  Blutsverwandtschaft  für  die  Steuerberechnung  als  gesetzliche  an- 
gesehen. 

Artikel  59. 
AUe  Schenkungen   unter  Lebenden   an   wohlthätige  Körperschaften   oder 
Institute  der   toten  Hand    einschliesslich   der  Stiftungen  bei  Lebzeiten   zur  Er- 


1)  Die  früher  hier  folgenden  Ziffern  • 

2.  „alles  was  geerbt  oder  erhalten  wird  in  direkter  Linie"; 

3.  ,aUes,  was  der  überlebende  Ehegenosse  von  dem  erststerbenden  erbt  oder  erhält, 
talls  ein  oder  mehrere  aus  ihrer  Ehe  entsprossene  Kinder  oder  Abkömmlinge  der- 
selben vorhanden  sind." 

wurden  durch  das  Gesetz  vom  9.  Juni  1878  an%ehoben. 

2)  Die  ZifF.  2  ist  durch  Gesetz  vom  31.  Dezember  1885  hinzugefügt  worden. 

3)  Die  angezogenen  .\rtikel  lauten : 

Art.  918:  .Im  Falle  die  Eltern  eines  natürlichen  Kindes,  welches  keine  Nachkommen 
hinterlassen  hat,  früher  sterben,  kehren  die  Güter,  die  dasselbe  aus  dem  Nachlass  der  Eltern 
empfangen  hatte,  wenn  die  Güter  noch  in  natura  im  Nachlass  vorhanden  sind,  zu  den  gesetz- 
lichen Abkömmlingen  seines  Vaters  oder  seiner  Mutter  zurück;  dasselbe  gilt  hinsichtlich  der 
Bückfordenvngsaktien,  wenn  solche  vorhanden  sind,  und  von  dem  Kaufpreis  der  Güter,  wenn 
diese  veräussert  sind  und  der  Kaufpreis  noch  zu  zahlen  ist." 

,Alle  übrigen  Güter  gehen  über  auf  die  natürlichen  Brüder  und  Schwestern  oder  auf 
ihre  gesetzlichen  Nachkommen." 

Art.  920:  „Wenn  einer  dieser  Blutsverwandten  stirbt,  ohne  nahe  Verwandte  in  erb- 
berechtigtem Grade  oder  einen  überlebenden  Ehegenossen  zu  hinterlassen,  so  ist  das  anerksinnte 
natürÜL-he  Kind  berechtigt,  die  Nachlassenschaft  unter  Ausschluss  des  Staates  zu  fordern." 

.Wenn  das  natürliche  Kind  stirbt,  ohne  Abkömmlinge,  oder  Eltern,  natürliche  Brüder 
oder  Schwestern,  oder  Nachkommen  von  diesen,  oder  einen  überlebenden  Ehegenossen  zu  hinter- 
lassen ,  so  gehört  dessen  Nachlass  ebenfalls ,  und  zwar  mit  Ausschliessung  des  Staates ,  den 
nächsten  Blutsverwandten  seines  Vaters  oder  seiner  Mutter,  der  oder  die  ihn  anerkannt  hat; 
und  wenn  er  durch  beide  anerkannt  ist,  gehört  die  eine  Hälfte  seines  Nachlasses  den  nächsten 
Blutsverwandten  von  väterlicher  Seite,  und  die  andere  Hälfte  denen  von  mütterlicher  Seite. - 

„Die  Verteilung  auf  beide  Linien  geschieht  gemäss  den  für  die  gewöhnliche  Erbfolge 
vorgeschriebenen  Regeln." 
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füllung  kirchlicher  Dienste  oder  zur  Verrichtung  kirchlicher  Feierlichkeiten, 
gelten,  als  ob  das  Geschenkte  kraft  des  letzten  Willens  durch  Legat  erhalten  wäre. 

Die  Angabe  geschieht  durch  die  Verwalter  der  Körperschaft,  des  Instituts 
oder  der  Stiftung  in  dem  Bureau,  in  dessen  Bereich  die  Körperschaft,  das  Institut 
oder  die  Stiftung  domiziliert  ist.  Wenn  die  Köriierschaft,  das  Institut  oder  die 
Stiftung  ausserhalb  des  Reiches  domiziliert  ist,  so  geschieht  die  Angabe  in  dem 
Bureau,  in  dessen  Bezirk  der  Schenker  oder  Stifter  wohnt,  oder,  wenn  dieser 
kein  Einwohner  des  Reiches  ist,  in  dem  Bureau,  in  dessen  Bezirk  die  unbeweg- 
lichen Sachen  gelegen  oder  domiziliert  sind.  Sie  ist  keiner  Beeidigung  unter- 
worfen '). 

Der  Termin  beginnt  an  dem  Tage,  an  dem  die  königliche  Ermächtigung 
zur  Annahme  verliehen  ist ;  sofern  diese  nicht  verlangt  wird,  an  dem  Tage  der 
Einregistrierung  der  Schenkungsakte;  falls  auch  diese  fehlt,  am  Tage  des  Besitz- 
antritts. 

Diese  Schenkungen  sind  frei  von  der  Registersteuer. 

Artikel  60. 
Wir  ^)  behalten  uns  vor,  in  besonderen  Fällen  wegen  Irrtum  oder  unfrei- 
williger Versäumnis   in    der   Angabe    oder   Erfüllung   der   anderen  Vorschriften 
dieses  Gesetzes    Freisprechung,   Verminderung  oder  Rückgabe  von  der  Steuer, 
der  Steuererhöhung  oder  Strafe  zu  verleihen. 

Artikel  61. 

Unser  Finanzminister  ist  befugt,  in  besonderen  Fällen  den  Termin  der 
Angabe,  Beeidigung  und  Bezahlung  zu  verlängern^). 

Die  Dauer  des  in  Art.  8  bestimmten  Vorrechts  und  die  in  Art.  63  be- 
stimmten Termine  werden  von  Rechtswegen  um  die  Zeit  des  Ausstandes  ver- 
längert. 

Im  Fall  der  Verlängerung  der  Termine  der  Angabe  und  Bezahlung  ist 
Zins  für  den  Betrag  der  zu  erlegenden  Steuer  zu  zahlen  mit  4  Prozent  pro  Jahr, 
gerechnet  von  dem  Tage,  an  dem  die  Bezahlung  nach  dem  Gesetz  hätte  ge- 
schehen müssen,  bis  zu  dem,  an  welchem  sie  wirklich  stattfindet. 


Titel  IV. 
Von  der  Verfolgung  und  Verjährung. 

Artikel  62. 
Die  Verfolgung  durch  die  Reichsbeamten  für  die  Einforderung  der  Steuern, 
Erhöhungen  und  Strafen,  die  kraft  dieses  Gesetzes  zu  zahlen  sind,  und  die  Zu- 
rückforderung  der  bezahlten  Steuern,  Erhöhungen  vmd  Strafen  seitens  der  Be- 
teiligten werden  auf  dieselbe  Weise  eröflftiet  und  behandelt,  wie  in  den  Gesetzen 
über  die  Registration  bestimmt  ist. 

Artikel  63. 

Verjährung  tritt  ein  ,      -n  ,     i    <;,     . 

1.  im  Fall  versäumter  Angabe,  für  die  Einforderung  der  Erbschaftssteuer, 
der  Uebergangssteuer,  der  Steuererhöhungen  und  der  Strafen  nach  5  Jahren, 
vom  Todestage  an  gerechnet,  wenn  der  Tod  innerhalb  des  Reiches  stattgefunden 

1)  Vor  der  Aenderung  durch  Gesetz  vom  28.  Mai  1869  lautete  der  Absatz :  „Die  Angabe 
geschieht  in  dem  Bureau,  in  dessen  Bereich  die  Körperschaft  oder  das  Institut  domiziliert  ist. 
Sie  ist  keiner  Beeidigung  unterworfen." 

2)  Das  ist:  der  König. 

■'>)  Vor  der  Aenderung  durch  Gesetz  vom  28.  Mai  1869  lautete  der  Absatz :  „Unser  Finanz- 
minister ist  befugt,  in  besonderen  Fällen  den  Termin  der  Angabe,  Beeidigung,  Bezahlung  und 
Sicherheitsanstellung  zu  verlängern." 
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hat,  oder,  wenn  der  Tod  ausserhalb  des  Reiches  erfolgt  ist,  vom  Tage  der  Ein- 
schreibung der  Todesurkunde  in  die  Standesamtsregister  hier  zu  Lande  oder 
von  dem  Tage  an,  an  welchem  die  den  Tod  ersichtlich  machenden  Urkunden 
oder  Schriftstücke  zur  Kenntnis  des  Reichsbeamten  gelangt  sind,  bei  dem  die 
Angabe  erfolgt  ist  oder  hätte  erfolgen  müssen.  Es  kann  jedoch  im  letzten  Falle 
keine  Forderung  erhoben  werden,  wenn  30  Jahre  nach  dem  Todestage  ver- 
strichen sind. 

In  den  im  letzten  Absatz  des  Art.  20  bezeichneten  Fällen  nach  5  Jahren, 
gerechnet  von  dem  Tage  an,  an  dem  der  Termin  zur  Angabe  anfängt  ^). 

In  dem  in  Art.  59  bezeichneten  Fall,  nach  5  Jahren,  gerechnet  vom  Tage 
der  Ermächtigung,    der  Registrierung  der  Urkunde  oder   der  Besitzergreifung; 

2.  für  die  Einforderung  der  Strafen  wegen  zu  später  Eidesabiegung  nach 
einem  Jahre,  gerechnet  von  dem  Tage,  an  dem  der  Eid  abgelegt  ist; 

3.  für  den  Antrag  auf  Abschätzung  durch  Sachverständige  gemäss  Art.  38 
nach  2  Jahren,  gerechnet  vom  Tage  der  Angabe; 

4.  für  die  Einfordening  yder  Zusatzforderung  der  gemäss  der  schrift- 
lichen Angabe  zu  zahlenden  oder  zu  wenig  erhobenen  Steuer  und  Erhöhung, 
für  die  Forderung  zur  Rückgabe  bezahlter  Steuern.  Erhöhungen  vmd  Strafen 
nach  2  Jahren,  gerechnet  vom  Tage  der  Angabe. 

Wenn  die  Forderung  zur  Bezahlcmg  oder  Rückgabe  von  einer  Bedingung 
abhängig  ist,  läuft  der  Termin  von  dem  Tage  an,  an  dem  die  Bedingung  erlüUt 
ist  oder  aufgehört  hat  zu  bestehen; 

5.  für  die  in  Art.  36  und  37  bezeichneten  Forderungen  nach  2  Jahren, 
gerechnet  von  dem  Zeitpunkt,  an  dem  die  Urkunden  und  Schriftstücke,  aus 
denen  hervorgeht  oder  die  begründete  Vermutung  entsteht,  dass  eine  Versäunmis 
eingetreten  ist  oder  verkehrte  Angaben  geschehen  sind,  zur  Kenntnis  des  Reichs- 
beamten gelangt  sind,  bei  dem  die  Angabe  geschehen  ist  oder  hätte  geschehen 
müssen. 

Wenn  die  Verfolgung  während  eines  Jahres  eingestellt  wird,  ohne  dass 
sie  von  dem  Richter  anhängig  gemacht  ist,  so  ist  die  Verjährung  unwiderruf- 
lich erlangt. 

Schlnss-  and  XJebergangsbestimmniigen. 

Artikel  64. 

Dem  Reichsbeamten,  sowohl  demjenigen,  in  dessen  Bureau  die  schriftlichen 
Angaben  und  Beilagen  eingeliefert  werden,  als  auch  demjenigen,  der  davon  in 
seiner  Amtseigenschaft  Kenntnis  nimmt,  ist  es  verboten,  von  den  Schriftstücken 
Einsicht,  Abschriften  oder  Auszüge  zu  gewähren  oder  daraus  etwas  mitzuteilen 
anderen  als  den  Angebern  und  ihren  Rechtsnachfolgern,  sowie  den  Empfängern 
unter  besonderem  Titel,  jedoch  nur  insoweit  es  eines  jeden  Rechte  angeht. 

In  allen  anderen  Fällen  ist  hierzu  eine  schriftliche  Anordnung  des  Kanton- 
richters des  Kantons,  in  dem  das  Bureau  liegt,  erforderlich. 

Ausser  den  Stempelkosten  sind  50  Cents  zu  zahlen  für  jede  ganz  be- 
schriebene Seite,  enthaltend  27  Linien,  jede  von  12  Silben  durcheinander;  eine 
teilweise  beschriebene  Seite  wird  für  voll  gerechnet. 

Auf  dem  Auszug  oder  der  Abschrift  wird  tür  die  empfangene  Besoldung 
quittiert. 

Bei  dem  Gestatten  einer  blossen  Einsicht  sind  50  Cents  zu  zahlen. 

Artikel  65. 
Die  Erhöhungen    und  Strafen   können  nicht   abgewälzt   werden   auf  die 
Erben  desjenigen,   der  sie  zu  tragen  verpflichtet  ist,    es    sei  denn,   dass   dieser 
bereits  zur  Zahlung  verurteilt  oder   eine  Zwangsschrift   gegen   ihn   ausgefertigt 
sein  sollte. 


1)  Dieser  Absatz  ist  durch  das  Gesetz  vom  28.  Mai  1869  eingefügt  worden. 
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A  rtikel  66. 
Keinerlei  Zinsen  werden   durch   den  oder  von   dem  Steuerpflichtigen  ge- 
fordert ausser  in  dem  im  letzten  Absatz  des  Art.  61  vorgesehenen  Fall. 

Artikel  67. 
Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  finden  zugleich  Anwendung  auf  den 
Uebergang  von  Sachen,  die  mit  Nutzniessung  oder  periodischer 
Auszahlung  belastet  sind;  auf  Erbschaften  oder  Erlangungen  in- 
folge der  Erfüllung  einer  Bedingung^);  auf  die  Erlangung  von  Nutz- 
niessung und  periodischen  Auszahlungen  bei  Rechtsnachfolge  und  auf  uebergang 
bei  Erbschaften  der  nachgesetzten  P]rbfolge,  die  unter  dieses  Gesetz  fallen,  wenn 
auch  der  ursprüngliche  Stifter  oder  Erblasser  bereits  früher  gestorben  sein  mag. 

Artikel  68. 
Die  Bestimmungen  von  Art.  63  finden  »ugleich  Anwendung  auf  die  unter 
früheren  Gesetzen  entstandenen  Forderungen,  sofern  bei  den  Gesetzen  kein  be- 
sonderer Termin  bestimmt  war. 

Artikel  69. 
Das  Gesetz  vom  27.  Dezember  1817  (Staatsblatt  Nr.  37)  und  alle  anderen 
Gesetze  und  gesetzlichen  Verordnungen,  betreffend  die  Erbschaftssteuer  und  die 
Steuer  vom  Uebergang  beim  Tod  werden  durch  das  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes 
abgeschafft;  sie  bleiben  jedoch  in  Kraft  hinsichtlich  der  Vererbung  und  des 
Empfangens  durch  Tod,  die  unter  ihrer  Geltung  eingetreten  sind,  vorbehaltlich 
der  Bestimmungen  der  Art.  66  —  68. 

Artikel  70. 
Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  1.  Juli  1859  in  Kraft. 


Nachträge: 

1.  Artikel  2  des  Gesetzes  vom  28.  Mai  1869  (in  Geltung  seit  1.  Juli  1869). 

Für  Vererbungen  oder  Erlangungen  durch  einen  vor  der  Einführung 
dieses  Gesetzes  eingetretenen  Tod  bleiben  vorbehaltlich  der  Bestimmungen  des 
§  29  von  Art.  1  ^)  in  Kraft  die  Bestimmungen  der  Gesetze,  unter  deren  Geltung 
die  Vererbung  oder  Erlangung  stattgefunden  hat. 

Die  Steuer,  die  bezahlt  oder  zu  zahlen  ist  wegen  Vererbung  oder  Er- 
langung von  Sachen  unter  der  Last  der  Nutzniessung  oder  periodischen  Aus- 
zahlungen kann  jedoch  infolge  des  Eigentumsüberganges  durch  Tod  nach  der 
Einführung  dieses  Gesetzes  nicht  mehr  in  Wegfall  kommen. 

Wenn  die  Bezahlung  der  Steuer  gestundet  ist  oder  wird,  gelten  bezüglich 
der  Erstattung  der  Anzeige  und  der  Bezahlung  der  Steuer  beim  Endigen  der 
Nutzniessung  oder  Aufhören  der  periodischen  Auszahlungen  die  bezüglichen 
Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  18.  Mai  1859  (Staatsblatt  Nr.  36)  *). 

Diejenigen,  die  auf  die  in  Art.  50  des  ebenbezeichneten  Gesetzes  vor- 
gesehene Weise  zum  vollen  Eigentum  oder  vollen  Genuss  gelangen  oder  als 
dahin  gelangend  gelten,  können,  wenn  die  gestundeten  Steuern  infolge  wieder- 
holter Vererbung  des  unbelasteten  Eigenturas  mehr  betragen  sollten  als  15  Pro- 
zent der  Hauptsumme  des  Wertes,  den  das  volle  Eigenturtf  zur  Zeit  der  letzten 
Vererbung  hatte,  mit  der  Bezahlung  der  15  Prozent  ihren  Verpflichtungen  genügen. 


1)  Die  durch  den  Druck  hervorgehobenen  Worte  wurden  durch  das  Gesetz  vom  28.  Mai 
1869  an  Stelle  von  „die  Vereinigung  von  Nutzniessung  und  unbeschwertem  Eigentum"  gesetzt. 

2)  Vgl.  den  gegenwärtigen  Art.  67. 

3)  cf.  Art.  1.5,  17  ff.,  5.5  des  Gesetzes  vom  13.  Mai  1859. 
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2.  Artikel  12  des  Gesetzes  vom  9.  Juni  1878: 
Dieses  Gesetz  tritt  in  Kraft  mit  dem  1.  Juli  1878. 

Für  Nachlassenschaften  jedoch,  die  vor  diesem  Zeitpunkt  anheimgefallen 
sind,  bleiben  die  Artikel  des  Gesetzes  vom  13.  Mai  18-59  (Staatsblatt  Nr.  36). 
80  wie  dieses  durch  Gesetz  vom  28.  Mai  1869  (Staatsblatt  Nr.  95)  geändert  ist, 
gänzlich  in  Geltung. 

3.  Artikel  8  des  Gesetzes  vom  31.  Dezember  1885: 

Dieses  Gesetz  tritt  in  Kraft  mit  dem  Tage  seiner  Verkündigung. 
Für  Nachlassenschaften,   die  vor  diesem  Zeitpunkt   anheimgefallen   sind, 
bleiben  die  früheren  Gesetzesbestimmungen  in  Kraft. 


Finanzarchiv.    V.  Jahrg.  1095  36 


1)  Die  im  Gesetz  mehrfach  vorkommenden  Ausdrücke  „Abteilung"  und  „Abfindung" 
bedeuten  die  im  russischen  Eecht  mit  besonderen  technischen  Ausdrücken  bezeichneten  Trans- 
akte ,  durch  welche  Aszendenten  mit  Auskehrung  eines  Teiles  ihres  Vermögens  Deszendeten 
abteilen,  welche  hierdurch  auf  ihr  Erbrecht  (mit  gewissen  Einschränkungen)  verzichten.  Handelt 
es  sich  um  Töchter  und  andere  weibliche  Deszendenten,  die  bei  oder  nach  Eingehung  der  Ehe 
solche  Verträge  eingehen,  so  gilt  eine  besondere  Beziehung,  die  ich  mit  „Abfindung"  übersetze. 
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Von 
Dr.  Joh.  T.  Kenssler. 

Das  am  15.(27.)  Juni  1882  vom  Kaiser  bestätigte  Gesetz  (Gesetzsamm- 
lung 1882,  Stück  65)  lautet: 

Der  Reichsrat  hat  in  den  vereinigten  Departements  für  Gesetzgebung, 
Staatsökonomie,  der  Zivil-  und  geistlichen  Angelegenheiten  und  in  der  Plenar- 
versammlung  —  nach  Prüfung  der  Vorlage  des  Finanzministers  und  des  Justiz- 
ministers über  die  Einführung  einer  Steuer  vom  entgeltlosen  Uebergang  von 
Vermögen  —  sein  Gutachten  wie  folgt  abgegeben : 

I.  Die  Entwürfe :  a)  des  Gesetzes  über  die  Steuer  vom  entgeltlosen  Ueber- 
gang von  Vermögen,  b)  der  Regeln  über  die  Schätzung  von  Vermögen 
zur    Erhebung    der    Steuer   vom    entgeltlosen    Uebergang    desselben, 
c.  der  provisorischen  Regeln   über   die  Art   der  Berechnung   und   der         ] 
Erhebung    der   Steuer   von   ererbtem  Vermögen  —  sind    Sr.  Majestät 
dem  Kaiser  zur  Bestätigung  zu  unterbreiten. 
n.  Die  in  Art.  I  bezeichneten  Gesetze   haben   mit  dem  Termin  in  Kraft 
zu    treten,    welcher   nach    gegenseitiger    Verständigung    des    Finanz- 
ministers und  des  Justizministers  festgestellt  werden  wird.     Die   hier- 
über  erfolgte  Verordnung  ward   in   der  ordnungsmässigen  Weise   zur 
allgemeinen  Kenntnis  gebracht. 
III.  An   Stelle    des   Art.  202    des    zweiten   Teiles    des    am    25.  September 
(7.  Oktober)  1863   Allerhöchst  bestätigten   Statuts   über   die  Stempel- 
steuer für  die  Gouvernements  des  Zartums  Polen  ist  zu  setzen : 

„Der   Uebergang   unbeweglichen    und    beweglichen   Vermögens 
auf  dem  Wege  des  Erbgangs,  nach  Majoratsrecht,  durch  Schenkungs- 
urkunden, Legate,  Erbteilungstransakte,  Erbteilung,  Erbabteilung  und 
durch  andere  Verfügung  über  das  Vermögen  unterliegt  der  Stempel- 
steuer vom  Werte  des  Vermögens,  das  da  übergeht: 
a)  von   einem  Ehegatten  an   den  anderen,  an  Verwandte  in  gerader 
absteigender  und  aufsteigender  Linie  und  an  Adoptivkinder,  wie 
auch  an  die  Ehegatten  der  Kinder  im  Betrage  von  1  Prozent; 
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b)  an  Stiefkinder,  vollbürtige  und  Stiefgeschwister,  wie  auch  an  Kinder 
verstorbener  Geschwister  im  Betrage  von  4  Prozent; 

c)  an  andere  Verwandte  in  der  Seitenlinie  dritten  Grades,  ausser  den 
in  Punkt  b  aufgezählten,  wie  auch  an  Verwandte  der  Seitenlinie 
vierten  Grades  im  Betrage  von  6  Prozent; 

d)  in  allen  anderen  Fällen  im  Betrage  von  8  Prozent. 

(NB.  Die  Anmerkung  zum  Art.  202  verbleibt  in  Kraft.) 
IV.  Der  Entrichtung  der  festgesetzten  Steuer  haben  zu  imterüegen  die 
Erbschaften,  die  vom  Tage  des  Inkrafttretens  vorstehenden  Gesetzes 
(Art.  2)  an  eröffnet  werden,  wie  auch  die  Rechtsakte  der  entgeltlosen 
Entäusserung  von  Vermögen,  die  nach  Emtritt  dieses  Zeitpunkts  voll- 
zogen sind. 
V.  Gleichzeitig  mit  dem  Inkrafttreten  der  bezeichneten  Gesetze  ist  die 
Erhebung  der  Eintragsgebühr  in  den  in  den  Art.  369,  371 — 377  des 
Gesetzes  über  die  Gebühren  (Gesetzescodex  Bd.  V)  einzustellen ;  jedoch 
ist  in  dem,  in  Art.  370  dieses  Gesetzes  bezeichneten  Fall  die  Gebühr 
im  Betrage  von  4  Prozent  mit  Beobachtimg  der  Regeln,  die  im 
Gesetz  über  die  Steuer  von  entgeltlosem  üebergang  von  Vermögen 
dargelegt  sind,  zu  erheben. 
VI.  Aus  dem  allgemeinen  Ertrage  der  Steuer,  die  von  ererbtem  Vermögen 
nach  Festsetzung  durch  die  Friedensrichterinstitutionen  der  Staats- 
kasse zufliesst,  sind  jährlich  10  Prozent  zur  Verstärkung  der  Quelle, 
aus  welcher  die  bezeichneten  Institutionen  unterhalten  werden,  zu 
verwenden. 
VII.  Dem  Finanzminister  ist  anheimzugeben,  eine  Tabelle,  die  den  gesetz- 
lichen Schätzungswert  des  Grundbesitzes  in  den  verschiedenen  Land- 
strichen des  Reiches  bestimmt,  zur  Berechnung  der  Steuer  von  ent- 
geltlosem üebergang  von  Vermögen  dieser  Art  zusammenzustellen 
und  zur  Bestätigung  auf  gesetzgeberischem  Wege  vorzustellen,  wobei 
zu  beobachten  ist,  dass  diese  Schätzung  dem  wirklichen  Wert  des 
Landes  möglichst  nahe  zu  entsprechen  habe. 


Gesetz  über  die  Steuer  vom  entgeltlosen  üebergang  Ton  Vermögen. 

I.  Allgemeine  Bestimmungen. 

1.  Das  Vermögen,  das  von  einer  Person  an  eine  andere  sowohl  durch 
Erbfolge  (kraft  der  gesetzlichen  Erbfolge,  des  Testaments  oder  des 
Rechts  am  erblosen  Nachlass),  wie  auch  durch  Allerhöchste  Verleihung, 
durch  Schenkungs-  und  Abteilungsurkunden  und  andere  entgeltlose 
Vermögenstransakte  übergeht,  unterliegt  der  Entrichtimg  einer  Steuer 
auf  Grundlage  der  nachfolgenden  Regeln  (Art.  2 — 25) : 

2.  Von  der  Entrichtimg  der  Steuer  sind  befreit: 

1.  Vermögen,  deren  Wert  1000  Rubel  nicht  überragt: 

2.  das  Land,  das  der  ländlichen  Bevölkerung  als  Landanteil  zu- 
gemessen ist,  zusammen  mit  den  auf  diesem  Lande  befindlichen 
bäuerlichen  Häusern,  wirtschaftlichen  Gebäuden  imd  den  Zu- 
behörungen  der  bäuerlichen  Wirtschaft  der  Bauern,  wenn  solches 
Vermögen  auf  Personen  desselben  Standes  übergeht; 

3.  Vermögen,  das  dem  Fiskus,  mildthätigen,  gelehrten  und  Bildungs- 
instituten, Kirchen,  Klöstern  und  kirchlichen  Gemeinden  zufäUt,  und 

4.  das  bäuerliche  Mobiliar  (ausser  Kapitalien),  das  kein  Einkommen 
liefert  und  keinen  Gegenstand  des  Handels  oder  Gewerbe  der  die- 
Erbschaft  hinterlassenden  Person  bildet. 

3.  Die  Steuer  wird  in  folgendem  Betrage  erhoben: 

1.  vom  Vermögen,  das  von  einem  Ehegatten  an  den  anderen,  an 
Verwandte   in   gerader  absteigender   und  aufsteigender  Linie,  au 
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Adoptivkinder  und  an  Ehegatten  der  Kinder  übergeht,  im  Betrage 
von  1  Prozent; 

2.  vom  Vermögen,  das  an  Stiefkinder,  an  voUbürtige  und  an  Stief- 
geschwister und  an  Kinder  verstorbener  Geschwister  übergeht,  im 
Betrage  von  4  Prozent; 

3.  vom  Vermögen,  das  an  andere,  ausser  den  in  Punkt  2  bezeichneten, 
Verwandte  in  der  Seitenlinie  dritten  Grades,  wie  auch  an  Ver- 
wandte vierten  Grades  der  bezeichneten  Linie  übergeht,  im  Be- 
trage von  6  Prozent; 

4.  vom  Vermögen,  das  an  Personen,  die  in  den  Punkten  1 — 3  nicht 
genannt  sind,  übergeht,  im  Betrage  von  8  Prozent. 

4.  Fällt  ein  Vermögen  einer  Person  zum  Eigentum,  einer  anderen  Person 
aber  zu  lebenslänglichem  Besitz  zu,  so  wird  die  Steuer  von  dem 
lebenslänglichen  Besitzer  im  halben  Betrage,  wie  dieser  in  Art.  3  be- 
stimmt ist,  von  der  Person  aber,  der  nach  Ablauf  des  lebenslänglichen 
Besitzes  das  Vermögen  als  Eigentum  zufällt,  im  vollen  Betrage  erhoben. 

6.  In  betreff  des  Vermögens,  das  gleichzeitig  mehreren  Personen  zufällt, 
wird  die  Steuer  gesondert  für  den  auf  jedem  derselben  zukommenden 
Anteil  bestimmt.  Die  Teile  des  Nachlasses,  deren  Wert  in  ihrer  Ge- 
samtheit 1000  Rubel  pro  Person  nicht  überragt,  werden  von  der 
Entrichtung  der  Steuer  befreit  (Art.  2,  Punkt  1). 

6.  Zum  Bestände  des  Wertes  des  Vermögens,  das  der  Besteuerung  unter- 
liegt, wird  sowohl  der  Wert  des  vorhandenen  Vermögens,  wie  auch 
der  Schuldforderungen  und  streitigen  Vermögensobjekte  gerechnet. 
Jedoch  wird  die  Steuer  von  Schuldforderungen  und  streitigen  Ver- 
mögensobjekten erst  dann  erhoben,  wenn  der  Erbe  oder  Erwerber  die 
laut  diesen  Forderungen  zukommenden  Summen  und  das  streitige 
Vermögensobjekt  erhält.  Hierbei  wird  zur  Sicherung  des  Einfliessens 
der  Steuer  auf  den  Schuldurkunden  ein  entsprechender  Vermerk 
gemacht. 

7.  Der  Wert  des  der  Besteuerung  unterliegenden  Vermögens  wird  von 
den  Erben  selbst  oder  den  Testamentsexekutoren,  wenn  solche  ernannt 
sind,  und  von  den  Personen,  die  am  Vollzuge  des  Aktes  der  ent- 
geltlosen Entäusserung  beteiligt  waren,  angegeben,  wobei  dieser  Wert 
nicht  niedriger  als  der  gesetzliche  Schätzungswert,  wie  er  in  den  be- 
sonderen Regeln  über  diesen  Gegenstand  festgestellt  ist,  sein  darf. 

8.  Vom  Wert  des  der  Besteuerung  unterliegenden  Vermögens  werden 
die  in  den  Art.  11  und  22  dieses  Gesetzes  bezeichneten  Summen  aus- 
geschlossen. 

9.  Die  Aufsicht  über  das  Einfliessen  der  Steuer  wird  den  Kameralhöfen 
übertragen.  Demnach  setzen  alle  Regierungsinstitutionen  (die  gericht- 
lichen, wie  auch  die  administrativen)  und  amtlichen  Personen,  gleichwie 
die  Stadt-  und  Landämter  den  Kameralhof  von  den  ihnen  bekannt 
gewordenen  Fällen  entgeltlosen  Uebergangs  von  der  Besteuerung  unter- 
liegenden Vermögens  (Art.  1,  2  und  5)  in  Kenntnis.  Die  Gerichts- 
exekutoren,  welche  Nachlässe  aufbewahren,  teilen  zugleich  mit  der 
bezeichneten  Benachrichtigung  auch  die  Daten  über  den  Bestand  des 
Nachlassvermögens  mit. 

IL"|Die  Erbschaftssteuer. 

10.  Die  Berechnung  der  Erbschaftssteuer  erfolgt  durch  die  hierzu  de- 
signierten amtlichen  Personen  des  Finanzministeriums,  die  auf  Grund- 
lage der  Regeln,  welche  auf  gesetzgeberischem  Wege  aufzustellen 
sind,  verfahren.  Bis  zur  Ernennung  solcher  amtlicher  Personen  wird 
diese  Steuer  gemäss  den  hierzu  erlassenen  provisorischen  Regeln  be- 
rechnet. 

11.  Vom  Werte  des  Nachlasses  werden  folgende  Summen  ausgeschlossen: 
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1.  noch  nicht  empfangenes  Gehalt  der  Dienenden  und  Arbeitslohn, 
wie  auch  die  Bezahlung  des  ärztlichen  Beistandes  und  der  Pflege 
während  der  zum  Tode  fuhrenden  Krankheit  des  Erblassers; 

2.  die  Kosten  der  Bestattung  dieser  Person; 

3.  die  staatlichen,  städtischen,  landschaftlichen  und  kommunalen 
Steuern  mit  den  bis  zum  Tage  der  Erbschaftseröffiiung  auf- 
gelaufenen Rückständen ; 

4.  Schulden,  die  gemäss  den  Statuten  der  Kreditanstalten  und  durch 
Pfand  gesichert  sind,  im  Betrage  der  bis  zum  Tage  der  Erbschafts- 
eröffhung  nicht  getilgten  Kapitalsummen  mit  den  aufgelaufenen 
Zinsen; 

5.  Wechselschulden  und  andere  Zahlungsverpflichtungen  des  Erblassers, 
Zahlungsverpflichtungen,  die  auf  den  Namen  eines  Erbnehmers 
lauten,  werden  nur  in  dem  Falle  ausgeschlossen,  wenn  der  Zeit- 
punkt der  Ausstellung  der  Urkunde  und  die  erfolgte  Unterschrift 
mindestens  3  Monate  vor  der  Erbschaftseröfinung  in  der  verord- 
neten Art  beglaubigt  sind;  Schulden  aber  laut  Urkunden,  die  nicht 
in  der  verordneten  Art  beglaubigt  sind,  wie  auch  die,  welche  nur 
durch  eine  im  Testament  erfolgte  Anerkennung  des  Verstorbenen 
bezeugt  sind,  werden  nicht  ausgeschlossen; 

6.  Schulden,  welche  durch  mit  der  erforderlichen  Ordnung  geführte 
Handlungsbücher  bezeugt  werden. 

12.  Sind  durch  das  Testament  Erben  mit  der  Verpflichtung  belastet, 
dritten  Personen  Geldzahlungen  zu  leisten,  die  1000  Rubel  pro  Person 
überragen  (Art.  2,  Punkt  1  und  Art.  5),  so  entrichten  die  Erben  die 
ganze,  auf  die  Erbmasse  entfallende  Steuer  und  haben  sodann  das 
Recht,  die  auf  die  bezeichneten  Personen  entfallenden  Teile  der  be- 
zahlten Steuer  aus  den  diesen  auszukehrenden  Beträgen  einzubehalten. 

13.  Die  Erben,  resp.  Testamentsexekutoren  sind  vei-pflichtet ,  die  ent- 
sprechende Steuer  vom  Nachlass  im  Laufe  eines  Monates  von  dem 
Tage  an  gerechnet .  wann  ihnen  die  Entscheidung  über  den  Betrag- 
der  Steuer  eröffnet  ist,  zu  entrichten.  Die  in  der  bezeichneten  Frist 
nicht  berichtigte  Steuer  wird,  auf  Requisition  des  Kamei-alhofes,  von 
der  Polizei  mit  Zuschlag  einer  Pön  von  einem  Prozent  monatlich  von 
der  ganzen  nicht  bezahlten  Summe  beigetrieben. 

14.  Auf  Ansuchen  der  Erben  oder  Testamentsexekutoren  um  eine  Befristung 
oder  um  eine  Terminierung  der  Entrichtung  der  betreffenden  Erb- 
schaftssteuer wird  die  gewünschte  Vergünstigung  ihnen  unter  der  Be- 
dingung der  Entrichtung  von  'j-i  Prozent  monatlich  von  dem  nicht 
bezahlten  Betrage  an  den  Fiskus,  ausser  der  Steuersumme,  gewährt, 
wobei  Massnahmen  zur  Sicherstellung  der  fiskalischen  Forderung  bis 
zu  ihrer  vollen  Begleichung  getroffen  werden.  In  betreff  Immobilien 
wird  die  Befristung  oder  die  terminliche  Entrichtung  auf  eine  Zeit 
nicht  über  3  Jahre  und  mit  der  Klausel ,  dass  die  Entrichtung  der 
terminierten  Summe  jährlich  in  gleichen  Teilen  zu  erfolgen  habe, 
gestattet.  In  Betreff  des  Mobiliarvermögens  können  die  genannten 
Vergünstigungen  sich  nicht  auf  eine  längere  Zeit  als  auf  ein  Jahr 
erstrecken. 

15.  Die  Gerichtsinstitutionen  treffen  den  Bescheid  über  die  Einweisung 
der  Erben  in  den  Besitz  des  ihnen  zugefallenen  Immobüs  und  über 
die  Uebergabe  der  aufbewahrten  Mobilien  an  sie,  und  reichen  des- 
gleichen diesen  Personen  die  Testamente .  mit  dem  Vermerk  ihrer 
Bestätigung ,  nicht  früher  aus  als  nach  Entrichtung  der  vollen ,  dem 
Fiskus  zukommenden  Steuer  oder  nach  der  in  der  festgestellten  Ord- 
nung erfolgten  Sicherstellung  der  Zahlung. 

16.  Die  Regierungsinstitutionen  (die  gerichtlichen  wie  auch  die  administra- 
tiven), die  landschaftlichen  und  die  kommunalen  Institutionen  und 
die  amtlichen  Personen,  wie  auch  die  Kreditinstitute  sind  verpflichtet, 
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bei  Vollziehung  von  Rechtsakten  in  betreff  eines  Nachlassvermögens, 
wie  auch  bei  Auslieferung  von  den  in  ihrer  Verwaltung  befindlichen 
Kapitalien  und  anderen  Vermögensobjekten  die  von  diesen  dem 
Fiskus  zukommende  Steuer,  wenn  letztere  von  den  Erbnehmem  nicht 
entrichtet  oder  nicht  sichergestellt  ist,  einzubehalten.  Die  auf  dieser 
Grundlage  einbehaltenen  Gelder  liefern  die  bezeichneten  Institutionen 
und  Personen  in  das  Rentamt  wohin  gehörig  ein. 

17.  Wenn  es  sich  nach  Feststellung  des  Betrages  der  Steuer  erweist,  dass 
dem  Erben  ein  Vermögen  zufällt,  das  zuerst  nicht  zum  Bestände  des 
Nachlasses  gerechnet  und  daher  auch  nicht  besteuert  ward,  so  wird  die 
Steuer  von  dem  erwähnten  Vermögen  in  allgemeiner  Grundlage  erhoben. 

18.  Wenn  ein  Nachlassvermögen  nicht  der  Person  zugesprochen  wird, 
welche  die  auf  dasselbe  fallende  Steuer  zum  Vollen  entrichtet  hat, 
oder  wenn,  abgesehen  von  dieser  Person,  Erbrechte  anderer  an  diesem 
Vermögen  anerkannt  werden,  so  wird  im  ersteren  Falle  die  volle  ent- 
richtete Summe,  im  zweiten  Falle  aber  der  zuviel  gezahlte  Teil  der- 
selben wie  gehörig  zurückerstattet.  Die  entsprechenden  Gesuche  werden 
in  der  Fi-ist  von  2  Jahren,  gerechnet  vom  Tage  des  Inkrafttretens  des 
gerichtlichen  Spruches,  bei  dem  betreffenden  Kameralhof  eingereicht. 

19.  Das  Vorbringen  irgendwelcher  Thatsache  in  betreff  einer  Verletzung 
der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  verjährt  in  10  Jahren. 

20.  Von  den ,  Ausländern  gehörigen  Vermögensobjekten  und  Kapitalien, 
die  sich  in  Russland  befinden  und  im  Erbgange  russischen  Unter- 
thanen ,  wie  auch  Ausländern  zufallen ,  wird  die  Steuer  gemäss  den 
Regeln  dieses  Gesetzes  erhoben.  Es  unterliegt  aber  nicht  der  Be- 
steuerung das  Vermögen,  das  der  Unterthan  eines  Staates,  in  welchem 
keine  Steuer  von  dem  Nachlass  russischer  Unterthanen  erhoben  wird, 
hinterlässt. 

Anmerkung.  Wenn  bei  Uebergabe  des  Vermögens  der  Ver- 
wandtschaftsgrad zwischen  dem  Erblasser  und  den  Erbnehmem  fest- 
gestellt ist,  so  wird  die  Steuer  in  der  in  Art.  3  bezeichneten  Höhe 
erhoben ;  anderenfalls  wird  die  Steuer  in  der  Höhe  von  8  Prozent  er- 
hoben, wobei  der  entsprechende  Teil  derselben  der  Rückerstattung 
unterliegt,  sowie  nachgewiesen  wird,  dass  die  Person,  der  der  Nach- 
lass zugefallen  ist,  auf  Grundlage  der  Art.  3  einem  niederen  Mass  der 
Besteuerung  untersteht. 

III.   Von  der   Steuer  von  Vermögen,   das  durch  Allerhöchste  Verleihung, 

durch  Schenkungs-,  Abfindungs-,  Abteilungs-  oder  durch  andere  entgeltlose 

beurkundete  Rechtsakte  übergehen. 

21.  Die  Steuer  vom  Vermögen,  das  Allerhöchst  verliehen  ist  oder  durch 
Schenkungs-,  Abfindungs-  und  Abteilungsurkunden  oder  durch  andere 
entgeltlose  beurkundete  Rechtsakte  übergeht,  wird  entsprechend  den 
in  den  Art.  1 — 9,  13,  19  und  20  dieses  Gesetzes  mit  Beobachtung  der 
nachfolgenden  besonderen  Bestimmungen  (Art.  22 — 25)  erhoben. 

22.  Von  dem  Wert  des  Vermögens ,  das  in  den  im  Art.  21  angegebenen 
Arten  übergeht,  werden  die  durch  dieses  Vermögen  sichergestellten 
Schulden  ausgeschieden. 

23.  Die  Steuer  von  dem  Allerhöchst  verliehenen  Vermögen  wird  vor  Ueber- 
gabe derselben  wem  gehörig  entrichtet. 

24.  Die  Steuer  von  dem  Vermögen,  das  durch  korroborierte  Urkunden 
übergeht,  wird  bei  ihrer  Bestätigung  erhoben,  von  dem  durch  notarielle 
Akte  zugefallenen  Vermögen  aber  bei  Vollziehung  derselben,  und 
wird  mit  gleichzeitiger  Benachrichtigung  des  betreffenden  Kameral- 
hofes  dem  Rentamt  zugesandt. 

25.  Der  Widerruf  der  beurkundeten  Schenkung  (Gesetzkodex  Bd.  X, 
Teil  T,  Art.  974—976),  wie  auch  die  Rückgabe  des  Gesckenkes  (Art.  977) 
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gewähren  kein  Recht  auf  die  Rückzahlung  der  dieserhalb  entrichteten 
Steuer,  jedoch  wird  sie  in  dem  im  Art.  973  des  Privatrechts  vor- 
gesehenen Falle  zurückerstattet. 

Die  Regeln  über  die  Schätzung   der  Vermögensobjekte  zur  Er- 
hebung der  Steuer  vom  entgeltlosen  Uebergang  derselben. 

Als  gesetzliche  Schätzung  der  entgeltlos  übergehenden  Vermögensobjekte 
werden  angesehen: 

1.  In  betreff  der  Immobilien  aller  Art,  die  in  Bodenbanken  oder  in  anderen 
Kreditinstituten  verpfändet  sind,  die  Schätzung,  welche  bei  Verpfändung 
derselben  angenommen  ward ,  in  Betreff  der  nicht  verpfändeten  Im- 
mobilien aber  der  Wert,  der  in  den  Art.  2 — 5  dieser  Regeln  bestimmt  ist. 

2.  In  betreff  des  Grundbesitzes  —  der  in  der  besonderen,  in  gesetz- 
geberischer Ordnung  bestätigten  Tabelle  angegebene  Wert. 

3.  In  betreff  der  anderen  Immobilien  (ausser  Grundbesitz)  auf  dem  Lande, 
darunter  auch  Fabriken:  a)  in  den  Landstrichen,  woselbst  die  Land- 
schaftsinstitutionen eingeführt  sind,  —  die  Schätzung,  die  für  die  Er- 
hebung der  Landschaftssteuem  gilt  (provisorische  Regeln  für  die  Land- 
schaftsinstitutionen in  betreff  der  landschaftlichen  Steuern,  besondere 
Beüage  zu  Bd.  V  des  Gesetzkodex ,  Ausgabe  vom  Jahre  1876) 
und  b)  in  den  Landstrichen,  wo  diese  Institutionen  noch  nicht  ein- 
geführt sind,  —  die  Schätzung  zur  Erhebung  der  Ergänzungssteuem 
zum  Unterhalt  der  Friedensrichterinstitutionen  (Gesetzkodex  Bd.  FV, 
Gesetz  in  Betreff  der  Landesprastanden,  Art.  53,  Anmerkung  5,  Aus- 
gabe vom  Jahre  1879),  wo  aber  solche  Schätzungen  nicht  bestehen  — 
der  Preis,  welcher  in  der  Urkunde  der  letzten  Erwerbung  des  Immobils 
angegeben  ist ,  oder  die  Summe ,  für  welche  sie  gegen  Feuersgefahr 
versichert  ist  —  je  nachdem,  welche  dieser  beiden  Summen  grösser  ist. 

4.  In  betreff  der  Immobilien  in  den  Städten  und  Marktflecken,  in  welchen 
die  Städteordnung  vom  16.  (28.)  Juni  1870  eingeführt  ist  —  die  Wert- 
beträge, die  bei  der  Schätzung  zur  Erhebung  der  städtischen  Steuern 
ermittelt  sind  (Art.  2076—2078  der  Gouvemementsinstitutionen  des 
I.  Teiles  des  n.  Bandes  des  Gesetzkodex,  Ausgabe  vom  Jahre  1876), 
oder  die  Summe,  für  welche  das  Immobil  gegen  Feuersgefahr  versichert 
ist,  je  nachdem  wenn  diese  höher  als  die  städtische  Schätzung  ist. 

5.  In  betreff  der  Immobüien  in  den  Städten  und  Marktflecken,  in  welchen 
die  Städteordnung  vom  16.  (28.)  Juni  1870  nicht  eingeführt  ist ,  — 
der  Preis,  welcher  in  der  Urkunde  der  letzten  Erwerbung  des  Immobils 
angegeben  ist ,  oder  die  Summe ,  für  welche  es  gegen  Feuersgefahr 
versichert  ist  je  nachdem,  welche  der  beiden  Summen  grösser  ist. 

6.  In  betreff  der  Kapitalien,  welche  in  Kredit-  und  Bankinstituten  an- 
gelegt sind,  —  der  Nominalwert  dieser  Kapitalien,  wenn  nicht  nach- 
gewiesen wird,  dass  der  effektive  Wert  niedriger  ist  als  jener. 

7.  In  betreff  der  zinstragenden  Staatspapiere  (ausser  den  Reichskredit- 
bületten  und  den  Buletten  des  Reichsrentamtes),  wie  auch  aller  Art 
Anteilscheine,  Aktien,  Obligationen  und  Pfandbriefe  —  die  Preise,  die 
in  besonderen ,  vom  Finanzminister  jedes  Halbjahr  bestätigten  und 
sodann  zur  allgemeinen  Kenntnisnahme  in  der  Gesetzsammlung  ver- 
öffentlichten Tabellen  angegeben  werden. 

Provisorische   Regeln   über   die  Art   der   Berechnung   und  der 
Erhebung  der  Erbschaftssteuer. 

1.  Ueber  jedes  Nachlassvermögen,  das  der  Entrichtung  der  Steuer  unter- 
liegt (Gesetz  über  die  Steuer  vom  entgeltlosen  Uebergang  von  Ver- 
mögen, Art.  1,  2  und  5),  sind  die  dasselbe  übernehmenden  Erben, 
weim  aber  die  Vollstreckung  des  Testamentes  Testamentsexekutoren 
übertragen  ist,  so  diese  verpflichtet  in  der,  in  den  nachfolgenden 
Artikeln  (Art.  2 — 4)  festgesetzten  Ordnung  eine  Deklaration  zu  machen. 
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2.  Die  Deklaration  muss  enthalten:  1.  Stand,  Vorname,  Vatersname, 
Familienname  oder  Beiname  des  Erblassers  mit  Angabe  des  Zeitpunktes 
und  des  Ortes  seines  Todes ;  2.  eine  möglichst  vollständige  Aufzählung 
aller  den  Bestand  des  Nachlasses  bildenden  Immobilien,  Kapitalien, 
Waren  und  anderen  der  Besteuerung  unterliegenden  Mobilien  mit  einer 
Wertangabe  für  jede  Gattung  der  Vermögensobjekte  gesondert,  wie 
auch  mit  der  Bezeichnung  und  der  Angabe  der  Zahl  der  Wertpapiere 
jeder  Gattung,  wenn  solche  sich  in  der  Nachlassenschaft  befinden; 
und  3.  die  Angabe  der  Verwandtschaft  oder  Schwägerschaft  der  Erb- 
nehmer  mit  dem  Verstorbenen,  wenn  eine  solche  besteht. 

3.  Die  Deklaration  wird  übergeben  oder  zugesandt:  1.  wenn  die  gesetz- 
lichen Erben  es  für  notwendig  erachten,  zur  Feststellung  ihrer  Rechte 
an  der  Erbschaft  sich  an  die  Mitwirkung  des  Gerichts  zu  wenden, 
wie  auch  wenn  diese  Rechte  aus  einem  Testament  fli  essen  —  dem 
Gericht,  vor  welches  die  Entscheidung  in  Sachen  des  Erbrechts  oder 
die  Bestätigung  des  Testamentes  zur  Vollstreckung  kompetiert  und  2.  in 
allen  anderen  Fällen  —  dem  Friedensrichter,  in  dessen  Bezirk  das  Nach- 
lassvermögen sich  befindet. 

Anmerkung.  In  den  Landstrichen,  in  welchen  die  Friedens- 
richterinstitution nicht  eingeführt  ist,  wird  die  im  Punkt  2  dieses  Ar- 
tikels bezeichnete  Deklaration  bei  dem  betreffenden  Gericht  erster 
Instanz  eingereicht. 

4.  Die  Deklaration  wird  in  den ,  im  Punkt  1  des  Art.  3  vorgesehenen 
Fällen  gleichzeitig  mit  dem  Gesuch  um  die  Anerkennung  der  gesetz- 
lichen Erbrechte  oder  um  die  Bestätigung  des  Testamentes  zur  Voll- 
streckung, wenn  aber  solch  eine  Eingabe  nicht  erfolgt,  so  in  der  Frist 
von  3  Monaten,  von  dem  Tage  des  Antritts  des  Nachlassvermögens 
gerechnet,  eingereicht.  Für  die  Versäumnis  dieser  Frist,  wie  auch 
für  das  unterlassen  der  Deklaration  in  betreff  irgendeines  der  Be- 
steuerung unterliegenden  Objekts  des  Nachlasses  wird  eine  Pön  im 
Betrage  von  einem  Prozent  pro  Monat  von  dem  nicht  entrichteten 
Steuerbetrage  erhoben. 

5.  Die  Gerichtsinstitutionen  bestimmen  den  Betrag  der  zu  erhebenden 
Steuer  auf  Grundlage  der  vorgestellten  Deklaration,  die  erforderlichen- 
falls durch  Dokumente  zu  erhärten  ist,  wobei  die  Regeln  über  die 
Schätzung  von  Nachlassvermögen  zur  Richtschnur  genommen  werden. 

6.  Beschwerden  über  die  Festsetzung  der  Steuer  können  von  den  Erb- 
nehmem  oder  den  Testamentsexekutoren  in  der  für  Beschwerden  von 
Privatpersonen  bestehenden  Ordnung  erhoben  werden.  Die  Erhebung 
einer  Beschwerde  hält  nicht  die  Ausführung  der  erfolgten  Anordnung 
auf,  es  sei  denn,  dass  hierüber  eine  Vorschrift  des  höheren  Gerichts 
erfolgt. 

7.  Kopien  der  Deklaration  über  den  Nachlass ,  wie  auch  der  auf  Grund- 
lage dieser  Deklaration  erfolgten  Verfügung  werden  unverzüglich,  nach- 
dem letztere  die  Rechtskraft  erlangt  hat,  dem  örtlichen  Kameralhof 
zugestellt  und  den  beteiligten  Personen  auf  bezügliches  Verlangen 
ausgereicht. 

8.  Wenn  die  Deklaration  nicht  in  der  gebotenen  Frist  erfolgt,  wie  auch 
wenn  in  der  vorgestellten  Deklaration  irgendweich  ein  der  Besteuerung 
unterliegendes  Vermögen  weggelassen  wird,  so  stellt  der  Kameralhof 
selbst  eine  Berechnung  der  Steuer  von  dem  Nachlass  oder  des  nicht 
entrichteten  Betrages  der  Steuer  mit  der  gesetzlich  festgesetzten  Pön 
(Art.  4)  auf  und  eröffnet  —  durch  die  Polizei  —  den  Erben  resp.  Testa- 
mentsexekutoren diese  Berechnung.  Wenn  in  der  Frist  von  2  Wochen, 
vom  Tage  der  Eröffnung  dieser  Berechnung  an  die  betreffenden  Per- 
sonen gerechnet,  diese  keine  Einwendungen  gegen  die  Festsetzung  der 
Steuer  in  dem  berechneten  Betrage  erheben,  so  gelangt  die  Forderung 
des  Kameralhofes,  wie  eine  unstreitige,  zur  Vollstreckung;  anderenfalls 
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reicht  der  Kameralhof  die  von  ihm  aufgestellte  Berechnung  dem  be- 
treffenden Gericht  ein  zur  Entscheidung  in  Betreff  der  Beitreibung  der 
Steuer  nach  Einforderung  einer  Erklärung  seitens  der  Personen ,  von 
denen  die  Steuer  beizutreiben  ist.  In  diesem  Falle  wird  eine  Kopie 
der  zur  Entscheidung  solch  einer  Forderung  erfolgten  Verfügung,  sobald 
diese  rechtskräftig  geworden  ist,  dem  Kameralhof  zugestellt. 
9.  Ersieht  der  Kameralhof  aus  der  ihm  zugestellten  Kopie  der  Verfügung 
des  Friedensrichters  oder  des  Friedensrichterplenums,  dass  die  Schätzung 
des  Nachlassvermögens  nicht  entsprechend  den  hierüber  festgestellten 
Regeln  erfolgt  ist  oder  die  demselben  obliegende  Steuer  in  einem  ge- 
ringeren Betrage  als  erforderlich  berechnet  ist,  so  stellt  er  eine  Berech- 
nung des  nicht  erhobenen  Steuerbetrages  auf  und  übersendet  diese  der 
Polizeiverwaltung  zum  Verfahren  nach  der  im  Art.  8  dargelegten 
Regel.  Sodann,  falls  der  Erbe  oder  der  Testamentsexekutor  die  Nach- 
zahlung des  fehlenden  Betrages  verweigert,  übergibt  der  Kameralhof 
die  Angelegenheit  dem  Bezirksgericht,  wo  aber  die  Gerichtsverfassung 
vom  20.  November  (2.  Dezember)  1864  nicht  vollständig  eingeführt 
ist,  —  der  vereinigten  Gerichtsbehörde,  zur  Festsetzung  des  Betrages 
der  Steuer  in  der  in  den  Art.  5 — 7  vorstehenden  Gesetzes  bestimmten 
Ordnung. 
10.  Alle  Verfügungen  über  die  Beitreibung  der  Steuer  werden  gemäss  den 
Regeln,  die  in  betreff  der  Beitreibung  von  Steuern  und  anderen  staat- 
lichen Erhebungen  bestehen,  zur  Ausführung  gebracht. 


Ein  am  23.  Dezember  1882  (4.  Januar  1883)  vom  Kaiser  bestätigtes  Gut- 
achten des  Eeichsrats  (Gesetzsammlung  1882,  Stück  11.5)  bestimmt,  dass  die  oben 
wiedergegebenen  Gesetze  vom  15.  (27.)  Juni  1882  mit  dem  1.  (18.)  Januar  1883 
in  Wirksamkeit  zu  treten  haben. 

Das  am  19.  (31.)  Mai  1883  vom  Kaiser  bestätigte  Gutachten   des  Reichs- 
rats (Gesetzsammlung  188o,  Stück  72),  betreffend  die  .gesetzliche  Schätzung  des 
nicht  in  Kreditanstalten  verpfändeten  Grundbesitzes,  nach  welcher  die  Steuer  vom 
entgeltlosen  Uebergang  solchen  Vermögens  zu  berechnen  ist",  lautet,  nachdem 
in  den  ersten  Bestimmungen  die  Schätzungstabelle  bestätigt  und  die  Wertsätze 
für  die  in   der  Tabelle  nicht  erwähnten  Landstriche  normiert  sind,   wie   folgt: 
IV.  In  betreff*  der  Anwendung  der  Tabelle,  die  die  gesetzliche  Schätzung 
des   nicht   in  Kreditanstalten    verpfändeten  Grundbesitzes   bestimmen, 
sind  folgende  Regeln  aufzustellen: 

1.  Die  genaue  Bestimmung  der  Grenzen  jeder  der  in  der  Tabelle  an- 
gegebenen Landstriche  erfolgt  durch  die  Gouvemementslandschafts- 
versammlung,  dort  aber  wo  die  Landschaftsinstitutionen  nicht  ein- 
geführt sind.  —  durch  die  anordnenden  Gouvemementskomitees  — 
in  beiden  Fällen  mit  Bestätigung  des  Finanzministers. 

2.  In  den  Fällen,  wenn  ungünstige  Bedingungen,  unter  welchen  das 
Immobil  sich  befindet ,  dessen  Wert  um  nicht  weniger  als  um 
25  Prozent  des  aus  der  Tabelle  sich  ergebenden  verringern,  kann 
auf  Ansuchen  seines  Besitzers  die  gesetzliche  Schätzung  auf  das 
erforderliche  Mass  ermässigt  werden.  Gesuche  um  eine  solche  Er- 
mässigung werden  an  den  örtlichen  (nach  Lage  des  Immobils) 
Kameralhof  gerichtet  binnen  einer  2monatLichen  Frist ,  vom  Tage 
der  Eröffnung  der  Verfügung  des  Gerichts  oder  der  Berechnung 
des  Kameralhofs  in  betreff  der  zu  entrichtenden  Steuer  gerechnet, 
mit  Beifügung  einer  Bescheinigung  des  Kreislandamtes  oder  des 
anordnenden  Gouvemementskomitees  (dort ,  wo  die  Landschafts- 
institutionen nicht  bestehen)  über  das  wirkliche  Vorhandensein  der 
erwähnten  ungünstigen  Bedingungen,  welche  in  diesem  Zeugnis 
genau  dargelegt  sein  müssen.     Die  Verfügungen  des  Kameralhofs 
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in  betreff  einer  Ermässigung  der  Schätzung  werden  dem  Finanz- 
minister zur  Bestätigung  vorgelegt. 
3.  In  betreff  der  Landgüter,  deren  wirklicher  Wert  infolge  besonderer 
Bedingungen  der  Lage,  des  Bestandes,  der  Beschaffenheit  des  Bodens 
u.  s.  w.  um  mehr  als  25  Pi'ozent  den  aus  der  Tabelle  sich  ergebenden 
übertrifft,  berechnet  der  Kameralhof  den  ergänzenden  Steuerbetrag 
gemäss  der  Schätzung,  die  von  der  örtlichen  Kreislandschaftsversamm- 
lung zur  Verteilung  der  landschaftlichen  Steuer,  falls  diese  höher 
als  die  gesetzliche,  anderenfalls  wie  auch  wenn  keine  landschaft- 
liche Schätzung  existiert  —  auf  Grundlage  der  im  Kameralhof 
vorhandenen  Daten  nach  Verständigung  mit  dem  Kreislandamt 
oder  dem  anordnenden  Gouvemementskomitee  (dort,  wo  die  Land- 
schaftsinstitutionen nicht  bestehen).  Gegen  Verfügungen  des  Kameral- 
hofes  in  dieser  Angelegenheit  kann  Beschwerde  binnen  2monatlicher 
Frist,  vom  Tage  der  Eröffnung  der  Berechnung  über  den  Betrag 
der  zu  entrichtenden  Steuer  gerechnet,  beim  Finanzminister  erhoben 
werden,  wobei  die  Beschwerde  bei  dem  entsprechenden  Kameralhof 
eingereicht  und  von  diesem  zusammen  mit  einer  Erklärung  dem 
Finanzminister  vorgestellt  wird. 


Die  „Tabelle  über  die  gesetzliche  Schätzung  des  nicht  in  Kreditanstalten 
verpfändeten  Grundbesitzes  zur  Berechnung  der  Steuer  vom  entgeltlosen  Ueber- 
gang  solchen  Vermögens"  bietet  die  Wertangabe  für  Grundbesitz  (pro  Dessätine 
Land,  wobei  Unland  nicht  in  Betracht  kommt)  pro  Bezirke,  deren  Anzahl  eine 
grosse  ist.  Mehrfach  zerfällt  ein  Gouvernement  in  zwanzig  und  mehr  Bezirke.  — 
Je  nach  dem  Einfliessen  neuer  Daten  über  den  Wert  des  Grundbesitzes  werden 
für  die  betreffenden  Bezirke  neue  Normalwertsätze  durch  Gesetz  festgestellt. 

Die  Unvollkommenheiten  dieses  Gesetzes  haben  sich  sogleich  nach  seinem 
Inkrafttreten  herausgestellt.  Es  wird  bereits  seit  1885  an  einem  inneren  Ausbau 
des  Gesetzes,  wie  auch  an  einer  geeigneteren  Art  der  Berechnung  und  der  Er- 
hebung der  Steuer  gearbeitet,  ohne  jedoch  bis  jetzt  zu  einem  Abschluss  gelangt 
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M.  Joseph  Chailley,  L'impöt  sur  le  revenu.  Legislation  com- 
paree  et  cconomie  politique.     Paris,  Guillaumin,  1884.     633  S. 

Im  Gegensatz  zu  der  ausserordentlichen  Vertiefung,  welche  die  Finanz- 
wissenschaft in  Deutschland  in  neuerer  Zeit  gewonnen  hat,  ist  dieselbe  in  Frank- 
reich in  theoretischer  Hinsicht  nahezu  auf  jenem  Punkte  stehen  geblieben ,  auf 
welchen  sie  A.  Smith  und  seine  unmittelbaren  Nachfolger  gebracht  haben.  Die 
Ausbildung,  welche  diese  Disziplin  in  Frankreich  seither  erfahren  hat,  liegt  fast 
ausschliesslich  in  der  praktischen  Richtung,  sie  wird  jenseits  der  Alpen  und 
Vogesen  mehr  als  das  behandelt,  was  wir  eine  , praktische  Wissenschaft"  zu 
nennen  pflegen.  Doch  ist  nicht  in  Abrede  zu  stellen,  dass  sich  die  französische 
Finanzlitteratur  einen  Zug  von  Lebensfrische  bewahi-t,  indem  sie  immer  und 
überall  auf  dem  Boden  der  konkreten  Thatsachen  fusst  und  die  vollständigste 
Fühlung  mit  dem  praktischen  Leben  erhält.  Aller  Doktrinarismus  liegt  ihr  sehr 
ferne,  allerdings  aber  auch  die  Klarheit  der  Begriffe  und  die  scharfe  Durch- 
dringung der  Beziehungen  zwischen  den  staatsfinanziellen  Einrichtungen  und 
dem  ökonomischen  Leben. 

Bei  dem  oben  genannten  Buche  treten  diese  Vorzüge  und  Nachteile  deut- 
lich zu  Tage,  doch  zeugt  es  von  einem  anerkennenswerten  Fortschritte,  indem 
es  sich  von  aller  phrasenhaften  Behandlung  des  Gegenstandes,  von  allen  Schlag- 
worten ferne  hält,  manches  herkömmliche  Vorurteil  zerstört  und  sich  strenge 
Folgerichtigkeit  angelegen  sein  lässt.  Der  Verfasser  hat  auf  seine  Arbeit  — 
wofür  schon  deren  Umfang  spricht  —  grossen  Fleiss  gewendet,  er  stützt  seine 
Argumentationen  auf  ein  umfangreiches  Ziffern-  und  Thatsacheumaterial .  vor- 
wiegend aber  auf  eine  sorgfältige  Benutzung  der  Parlamentsverhandlungen  in 
Frankreich,  England  und  Italien,  soweit  sie  nur  überhaupt  die  Frage  der  Ein- 
kommensteuer zum  Gegenstande  haben.  Die  gewiss  nicht  zu  verachtenden  Er- 
fahrungen und  Forschungen  Deutschlands  hat  Chailley  bei  seiner  sonst  überall 
zu  Tage  tretenden  Gewissenhaftigkeit  wohl  nur  aus  dem  Grunde  wenig  benutzt, 
weil  ihm  die  Sprachkenntnis  mangeln  dürfte. 

Durch  die  in  diesem  Buche  niedergelegten  Ansichten,  durch  seine  Tendenz, 
vermag  uns  dasselbe  nicht  zu  fesseln,  denn  die  Anschauungen,  die  der  Verfasser 
seinen  Landsleuten  gegenüber  mit  aller  Beredsamkeit,  mit  einem  grossen  Apparat 
von  Beweismitteln  zu  verteidigen  bestrebt  ist  und  denen  er  zum  Durchbruche 
verhelfen  will,  sind  bei  uns  nicht  nur  in  den  Kreisen  der  Gelehrten  und  Staats- 
männer, sondern  auch  in  den  breiten  Volksschichten  festgewurzelt:  sie  gelten 
zumeist  als  selbstverständlich  und  werden  nur  noch  in  den  einschlägigen  Lehr- 
büchern eingehender  begründet.     Also  nicht  dasjenige,   was  der  Verfasser  ver- 
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tritt,  macht  das  Buch  interessant,  sondern  der  Umstand,  dass  diese  Grund- 
sätze, und  wie  sie  in  Frankreich  erst  noch  verteidigt  werden  müssen. 

Der  lehrreichste  Teil  des  Buches  für  Nichtfranzosen  ist  jedenfalls  seine 
Einleitung.  Chailley  gibt  darin  mit  überraschender  Offenheit  ein  Bild  des  Zustan- 
des  der  französischen  Staatsfinanzen  und  Finanzverwaltung,  wie  man  es  sich  nicht 
plastischer  wünschen  kann.  In  kräftigen  Worten  beginnt  er  damit,  seine  Lands- 
leute vor  der  Ueberschätzung  ihrer  finanziellen  Kraft  zu  warnen,  denn  die  Ueber- 
treibung  des  Reichtums  Frankreichs  hat  in  den  Zeiten  des  Aufschwunges  zu 
einem  Taumel  der  Verschwendung,  zu  Blindheit  gegenüber  den  herrschenden 
Mängeln  geführt  und  bedroht  dadurch  die  Zukunft.  Die  Momente  der  Einkehr 
gehen  rasch  vorüber  und  müssen  rasch  benutzt  werden,  um  die  Lage  zu  studieren 
und  zu  verbessern. 

Die  Thatsachen,  durch  welche  Chailley  die  dringende  Notwendigkeit  einer 
Reform  des  französischen  Staatshaushaltes  beweist,  sprechen  laut  genug.  Das 
ordentliche  Budget  der  Einnahmen  ist  von  1762  Millionen  Frank  im  Jahre  1869 
auf  3080  Millionen  im  Jahre  1883,  jenes  der  Ausgaben  in  der  gleichen  Periode 
von  1621  auf  3028  Millionen  gestiegen;  die  Staatsschuld  hat  sich  um  9898  Mil- 
lionen erhöht,  wovon  an  Zinsen  550  bis  600  Millionen  jährlich  zu  zahlen  sind. 
Zur  Steigerung  des  Verwaltungsaufwandes  um  7  bis  800  Millionen  hat  nicht 
wenig  die  mangelhafte  Budgetierung  beigetragen.  Nach  dem  bis  1883  (Leon 
S  a  y)  üblichen  System  wurden  die  Erträgnisse  des  zweitvorangegangenen  Jahres 
als  Grundlage  des  Voranschlags  angenommen ;  daraus  ergaben  sich  regelmässig 
riesige  Mehreingänge  (durchschnittlich  174 '/2  Millionen),  was  irrigerweise  für 
das  Zeichen  eines  enormen  Aufschwungs  angesehen  wurde  und  zu  überstürzten 
und  verschwenderischen  Ausgaben  verführte.  Die  bewilligten  Nachtragskredite 
sind  nicht  minder  riesig  als  die  Mehrerträgnisse  und  geben  ein  Budget  für  sich 
ab,  ja  führten  nahezu  zu  Defiziten.  Dadurch,  sowie  durch  eine  zu  frühe  Auf- 
stellung des  Voranschlags  gewährt  derselbe  keine  Sicherheit  für  die  Erhaltung 
des  Gleichgewichts,  er  wird  ungenau  und  unwahr. 

Eine  nicht  minder  erschreckende  Zunahme  erfahren  die  Ausgaben  der 
Selbstverwaltungskörper  (Gemeinden  und  Departements).  Die  Centimes  locaux 
additioneis  zu  den  direkten  Steuern  figurieren  im  Budget  für  1864  noch  mit 
206  Millionen,  in  jenem  für  1883  mit  327  Millionen;  die  Einnahmen  aller  Art 
der  sämtlichen  Gemeinden  mit  Ausschluss  der  Stadt  Paris  stiegen  von  1871 
auf  1877  von  675  Millionen  auf  922  Millionen  und  während  sich  das  Erträgnis 
der  direkten  Steuern  in  der  Periode  von  1838  bis  1878  für  den  Staat  nur  um 
40  Prozent  steigerte,  erhöhte  sich  jenes  der  Departements  aus  derselben  Quelle 
um  154  Prozent,  jenes  der  Gemeinden  gar  um  375  Prozent.  Die  Gesamtausgabe 
des  Staates,  der  Departements  und  Gemeinden  ist  seit  1869  von  2500  Millionen 
auf  rund  5000  Millionen  gestiegen,  eine  Steigerung,  die  ausser  allem  Verhältnis 
zu  der  Vermehrung  des  Volkseinkommens  steht  und  nur  mit  grosser  Besorgnis 
in  die  Zukunft  blicken  lässt. 

Dieser  Gesamtausgabe  steht  ein  Gesamterträgnis  an  Steuern  der  verschie- 
denen Arten  mit  rund  3500  Millionen  gegenüber,  worunter  allein  (1882)  über 
2203  Millionen  an  indirekten  Abgaben  einschliesslich  des  droit  d'enregistrement 
(1871  noch  1380  Millionen).  Wenn  auch  diese  Last  an  sich  noch  zu  ertragen 
ist,  so  wird  sie  doch  durch  die  Art  der  Verteilung  unerträglich  gemacht.  Der 
Verfasser  weist  nach,  dass  infolge  des  Systems  der  Kepartition  und  der  Zuschläge 
schon  an  Grundsteuer  einige  Gemeinden  das  30  bis  40fache  anderer  Gemeinden 
zahlen ,  dass  aber  die  Landwirtschaft  vorzüglich  durch  die  enorm  hohen  Ver- 
änderungsgebühren belastet  wird;  wahrhaft  verblüffende  Daten  bringt  er  rück- 
sichtlich der  Höhe  der  Kosten  bei  Besitzwechsel  (SS.  25  u.  26),  die  nicht  wenig 
den  notorischen  Niedergang  der  französischen  Landwirte  fordern.  Er  bekämpft 
femer  die  indirekten  Steuern,  welche  in  Frankreich  nahezu  die  Hälfte  der  Ein- 
nahmen des  Budgets  ausmachen  und  den  Kopf  der  Bevölkerung  mit  52  Fr. 
belasten  (gegenüber  20  Fr.  in  Oesterreich  und  13  Fr.  in  Deutschland).  Diese 
Abgaben  und  die  Zölle  verschliessen  der  französischen  Industrie  den  Welt- 
markt und  führen  zu  einer  wirtschaftlichen  Inferiorität  Frankreichs   gegenüber 
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den  anderen  Nationen,  während  England  und  Italien  bei  einer  relativ  höheren 
Belastung  mit  Steuern  wirtschaftlichen  Aufschwung  nehmen.  Frankreich  wird 
auf  diesem  Wege  dem  Sozialismus  in  die  Arme  getrieben,  der  das  Land  zu  Grunde 
richten  müsste.  Es  ist  jetzt  wohl  noch  Zeit,  durch  eine  Reform  des  Staatshaus- 
haltes die  dräuenden  Gefahren  zu  beseitigen,  diese  Reform  ist  aber  äusserst 
dringlich  geworden.  Sie  darf  sich  auch  nicht  auf  die  Einführung  neuer  Steuern 
oder  auf  die  Verminderung  der  Ausgaben  beschränken,  sondern  muss  sich,  ohne 
Beeinträchtigung  des  Budgets,  die  Beseitigung  jener  Abgaben  zur  Aufgabe 
machen,  welche  die  Nahrungsmittel  belasten  oder  der  nationalen  Industrie  und 
Arbeit  Fesseln  anlegen.  —  Eine  vollständige  Reform  des  nach  Chaillejs  Ansicht 
ursprünglich  vortrefflichen  imd  nur  durch  die  dem  momentanen  Bedürfnisse  ent- 
sprungenen Aenderungen  verdorbenen  Abgabensystems  sei  nicht  notwendig,  wohl 
aber  eine  Beseitigung  der  drückendsten  und  schädlichsten  Steuern  und  da  eine 
sehr  beträchtliche  Reduktion  des  Erfordernisses  unmöglich  gewärtigt  werden 
kann,  muss  für  dieselben  ein  Ersatz  gefunden  werden.  Daneben  wird  als  un- 
vermeidlich bezeichnet  eine  Vertagung  aller  neuen  öffentlichen  Arbeiten,  die 
Verteilung  der  schon  in  der  Ausführung  begriffenen  auf  eine  grosse  Zahl  von 
Finanzperioden,  gesetzliche  Widmung  eines  Teiles  der  Eingänge  zur  Amorti- 
sierung der  schwebenden  und  konsolidierten  Schuld ;  endlich  eine  solche  Stabili- 
sierung der  Ausgaben,  dass  die  Abgaben  nicht  mehr  als  Vio  Prozent  des  jetzt 
auf  30  Milliarden  veranschlagten  reinen  Einkommens  der  Nation  ausmachen. 

Die  zahlreichen  bisherigen  Vorschläge  haben  sich  sämtlich  als  mangelhaft 
erwiesen;  ein  Universalmittel  gibt  es  auch  sicher  nicht.  Jede  neue  Steuer  wird 
ihre  Nachteile  haben  und  jede  wird  sich  erst  in  der  praktischen  Anwendung 
bewähren  müssen.  Darum  wäre  es  auch  falsch,  die  alten  Steuern  sofort  durch 
neue  zu  ersetzen,  sondern  man  soll  durch  einige  Zeit  beide  nebeneinander  be- 
stehen lassen,  um  erst  nach  Massgabe  der  praktischen  Erprobung  der  neuen 
Steuern,  diese  an  die  Stelle  der  zu  beseitigenden  alten  treten  zu  lassen.  Dies 
ist  insbesondere  bei  Anwendung  einer  Steuergattung  ausführbar,  die  nebstbei 
das  beste  Korrektiv  für  gewisse  Wirkungen  der  indirekten  Steuer  böte,  und 
zwar  ist  dies  die  allgemeine  Einkommensteuer.  Dies  ist  die  Steuer  der 
neuen  Kulturvölkerung ,  überall  entweder  schon  eingeführt  oder  in  der  Erörte- 
rung stehend  und  überall  in  der  Vervollkommnung  begriffen;  die  Frage  ihrer 
Einführung  scheint  auch  in  Frankreich  reif  zu  sein. 

Getreu  seiner  Anschauung,  dass  die  politische  Oekonomie  eine  reine  Er- 
fahrungswissenschaft sei,  geht  Chailley  nun  bei  seinen  weiteren  Untersuchimgen 
über  die  Einkommensteuer  von  dem  , Studium  der  Thatsachen'  aus  und  wählt  als 
Objekt  dieses  Studiums  die  Einkommensteuer  resp.  die  damit  gemachten  Er- 
fahrungen in  jenen  Ländern ,  die  einerseits  an  Reichtum,  anderseits  an  Sitten, 
Politik  und  Gesetzgebung  Frankreich  am  nächsten  stehen,  nämlich  in  England 
und  Italien. 

Höchst  instruktiv  ist  die  nun  folgende  erschöpfende  Darstellung  der  eng- 
lischen ,Income  (Property)  Tax'  und  der  italienischen  ,Tassa  di  ricchezza 
mobile'*.  Ausser  der  Einrichtung  dieser  beiden  Steuern  bis  in  die  Detailbestim- 
mungen des  \''erfahrens  schildert  der  Verfasser  auf  Grund  authentischer  Mate- 
rialien, hauptsächlich  der  Parlamentsprotokolle,  ihre  geschichtliche  Entwicklung 
in  allen  Phasen.  Dabei  wirkt  nur  der  Umstand  einigermassen  störend,  dass 
Chailley  bei  jeder  der  beiden  Steuern  ein  anderes  System  der  Darstellung  wählte. 
Während  er  nämlich  bei  der  Income-Tax  in  jeder  einzelnen  Entwicklungsphase 
die  Anträge,  Verhandlungen,  Beschlüsse,  Kritiken  und  praktischen  Erfahrungen 
bezüglich  der  gesamten  Gesetzgebung  darstellt,  also  den  rein  chronologischen 
Gang  einhält,  schildert  er  bei  der  italienischen  Steuer  den  Entwicklungsgang 
bei  jedem  einzelnen  Zweige  der  Gesetzgebung.  Diese  verschiedene  Behandlungs- 
weise  beeinträchtigt  einigermassen  den  Gesamteindruck,  beide  Teile  für  sich 
geben  aber  wohl  die  getreuesten  und  vollständigsten  Bilder  der  beiden  Gesetz- 
gebungen. Besonders  wertvoll  ist  das  reiche  statistische  Material,  das  hier  zu- 
sammengetragen und  verarbeitet  ist,  und  kaum  minder  interessant  der  Nach- 
weis,   dass  die  vielgerühmte  Income-Tax  an   bedenklichen  Fehlern   krankt   und 
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insbesondere  dass  die  stets  als  Muster  hingestellte  „Steuerehrlichkeit"  der  Eng- 
länder eine  blosse  Fabel  ist,  dass  sie  nicht  mehr  und  nicht  weniger  Steuer- 
defraudationen  sich  zu  schulden  kommen  lassen,  als  andere  Völker. 

Im  zweiten  Teile  des  Werkes  behandelt  Chailley  die  Theorie  der  Ein- 
kommensteuer und  ihre  Anwendbarkeit  in  Frankreich. 

Wiewohl  der  theoretische  Teil  eine  Fülle  trefflicher  Beobachtungen  und 
Ansichten  enthält,  erfüllt  er  doch  lange  nicht  die  Anforderungen,  die  wir  an 
eine  theoretische  Untersuchung  zu  stellen  gewöhnt  sind.  Zwar  erörtert  der 
Verfasser  der  Reihe  nach  alle  die  Einzelfragen,  welche  sich  bei  der  Prüfung 
einer  Steuer  resp.  eines  Steuersystems  ergeben;  er  spricht  von  dem  ,imp6t  imique 
et  impot  complementaire",  von  der  Quotität  und  Repartition,  von  der  Deklaration, 
von  der  Proportionalität  und  Progression,  von  dem  freizulassenden  Einkommen, 
von  der  technischen  Einrichtung  der  Steuer  etc.  etc.,  aber  er  behandelt  jede 
dieser  Fragen  für  sich,  ohne  gemeinsame  Grundsätze  für  ihre  Beantwortung  zu 
finden  oder  auch  nur  ersichtlich  zu  suchen.  Ganz  kurz  zusammengefasst  lassen 
sich  die  Ergebnisse  seiner  Untersuchung  dahin  wiedergeben,  dass  die  Einkommen- 
steuer als  Ergänzung  des  Steuers5'stems  dienen  soll,  speziell  in  Frankreich  mit 
der  Aufgabe,  die  Besteuerung  allgemein  zu  gestalten,  dann  Ungleichmässigkeiten 
zu  beseitigen  und  die  Entlastung  der  kleinsten  Einkommen  zu  ermöglichen.  Sie 
soll  eine  Quotitätssteuer  mit  einem  nach  Bedarf  wechselnden  und  nach  der  Art 
des  Einkommens  diflFeren zierten  Steuersatze  sein.  Die  Deklaration  erklärt  er, 
ohne  ihre  Vorzüge  zu  überschätzen,  für  ein  notwendiges  Attribut  der  Einkommen- 
steuer, doch  braucht  nicht  jeder  Steuerpflichtige  alljährlich  neuerdings  sein  Ein- 
kommen zu  bekennen  und  wo  der  Staat,  selbst  Zahlungen  leistet  (Zinsen  der 
Staatsschuld,  Gehalte),  soll  der  unmittelbare  Abzug  stattfinden.  Gegen  die  Pro- 
gression tritt  Chailley  sehr  entschieden  auf;  dagegen  will  er  einen  allmählichen 
Uebergang  von  der  gänzlichen  Freilassung  der  kleinsten  zur  vollen  Besteuerung 
der  grösseren  Einkommen.  Eingehend  beschäftigt  sich  der  Verfasser  mit  dem 
Nachweis,  dass  der  Einkommensteuer  alle  Arten  von  Einkommen  unterworfen 
werden  sollen ;  dass  er  auch  hinsichtlich  des  Einkommens  aus  industriellen  und 
merkantilen  Unternehmungen  diesen  Beweis  zu  führen  sich  genötigt  sieht,  illu- 
striert wohl  am  besten  die  Art,  wie  die  einschlägigen  Fragen  in  Frankreich 
behandelt  zu  werden  pflegen.  Der  Untersuchung  über  die  Bedingungen  für  die 
Existenz  der  Steuer  nach  den  Qualitäten  des  Volkes  und  des  Landes  widmet 
Chailley  einen  besonderen  Abschnitt  und  gelangt  zu  dem  Schlüsse,  dass  die 
Einkommensteuer  bei  jedena  Kulturvolke  funktionieren  kann. 

In  dieser  ganzen  langen  Abhandlung  kommt  es  aber  nicht  zur  Klarheit, 
ob  dem  Verfasser  die  Personaleinkommensteuer  oder  ein  Ertragsteuersystem  als 
die  wünschenswerte  Steuerform  vorschwebt.  Offenbar  fasst  er  den  Begriff  „Ein- 
kommensteuer" im  weitesten  Sinne;  hier  und  da  aber  finden  sich  Aeusserungen, 
aus  welchen  zu  schliessen  wäre,  dass  er  mehr  der  Ertragsbesteuerung  zuneigt, 
während  er  an  anderen  Stellen  und  so  auch  in  seinen  Schlussvorschlägen,  eigent- 
lich für  eine  einheitliche  Personaleinkommensteuer  mit  Abzug  der  Schuldzinsen 
plädiert. 

Im  weiteren  Verlauf  wird  das  Buch  schleppend  und  ermüdend. 

Ein  langes  Kapitel  ist  der  Erörterung  der  „objections  et  discussions"  ge- 
widmet. In  recht  breitspuriger  Weise  widerlegt  hier  der  Verfasser  die  Bedenken, 
welche  französische  Staatsmänner,  Parlamentarier  und  Schriftsteller  gegen  die 
Einkommensteuer  in  ihren  verschiedenen  Spielarten  geltend  machten,  darunter 
solche,  die  in  einem  deutschen  wissenschaftlichen  Werke  kaum  einer  kurzen 
Erwähnung  gewürdigt  würden. 

Diesen  ersten  Abschnitt  des  zweiten  Teiles  beschliesst  Chailley  mit  einer 
Prüfung  des  voraussichtlichen  Schicksals  der  Einkommensteuer.  Indem  er  vor 
Optimismus  warnt,  weil  es  wohl  gute,  aber  keine  ausgezeichneten  Abgaben  gebe 
und  weil  im  Punkte  der  Fiskalität  keine  ideale,  sondern  nur  eine  relative  Ge- 
rechtigkeit existiere,  glaubt  er,  dass  die  mit  der  Einkommensteuer  gemachten 
Erfahrungen  allmählich  auch  deren  jetzige  Gegner  bekehren  werden.  Die  Ein- 
kommensteuer bleibe  heute  dasselbe,  als  was  sie  im  Jahre  1842  dem  Sir  Robert 
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Peel  erschien,  eine  Steuer  der  Freiheit  und  Gerechtigkeit,  welche  den  dreifachen 
Zweck  erfüllt:  eine  nützliche  Entlastung  der  heimischen  Industrie  zu  erlauben, 
die  Ungerechtigkeit  gewisser  Konsumtionsabgaben  zu  kompensieren  und  in 
Zeiten  von  Krisen  dem  Staat«  beträchtliche  und  leicht  einbringliche  Hilfsmittel 
zu  beschaffen. 

Der  zweite  Abschnitt  beschäftigt  sich  mit  der  Einkommensteuer  in  Frank- 
reich, und  zwar  das  erste  Kapitel  mit  den  zahlreichen  in  den  gesetzgebenden 
Körpern  seit  1848  eingebrachten  und  ventilierten  Projekten  (dieser  Teil  ist  bei 
aller  Gründlichkeit  direkt  langweilig,  in  den  Fussnoten  sind  die  Texte  nahezu 
aller  eingebrachten  Gesetzentwürfe  abgedruckt),  und  das  zweite  Kapitel  mit  der 
Anwendbarkeit  dieser  Steuer  in  Frankreich.  Unter  vielfacher  Wiederholung  von 
bereits  Gesagtem  weist  der  Verfasser  nach,  dass  sich  die  Einkommensteuer  für 
Frankreich  ebenso  eigne  wie  für  jene  Länder,  in  welchen  man  mit  ihr  die  besten 
Erfahrungen  gemacht  habe.  Zwar  wirken  dieser  Neuerung  noch  mächtige  Fak- 
toren en^egen  und  wurden  bisher  alle  Vorschläge  zurückgewiesen,  aber  in 
Frankreich  ist  nie  eine  Frage  endgültig  begraben  —  ,nous  avons  une  certaine 
t«nacite  dans  Tinconstance*  —  imd  alle  Anzeichen  sprechen  dafür,  dass  auch  die 
Stunde  der  Einkommensteuer  daselbst  bald  kommen  wird,  zumal  das  System 
der  bestehenden  Steuern  bei  übertriebenen  Steuersätzen  schädlich,  lückenhaft, 
ungleichmässig  und  unzureichend  (impuissant)  für  die  Zukunft  ist,  wiewohl  die 
direkten  Steuern  allein  jezt  773  V2  Millionen  tragen. 

Aus  Opportunitätsgründen  sieht  Chailley  davon  ab.  dass  die  Einführung 
der  Einkommensteuer  mit  einer  vollständigen  Reform  des  Systems  der  ,Spezial- 
steuem*  Hand  in  Hand  gehen  soUe,  sondern  bescheidet  sich  damit,  dass  sie 
neben  den  bestehenden  direkten  Steuern  in  Anwendung  komme.  Sein  posi- 
tives Programm  lässt  sich  dahin  zusammenfassen,  dass  alles  den  Jahresbetrag 
von  2500  Fr.  übersteigende  reine  Einkommen  (nach  Abzug  der  Produktions- 
ausgaben und  Schuldzinsen)  besteuert  werden  soll,  und  zwar  bei  , dauern- 
den* Einkünften  (Renten)  mit  3  Prozent,  bei  , zeitlichen*  mit  2  Prozent; 
zwischen  1500  Fr.  und  2500  Fr.  Einkommen  solle  ein  progressiver  Steuerfuss 
angewendet  werden,  Einkommen  unter  1500  Fr.  sollen  frei  bleiben.  Wo  das 
Objekt  nicht  direkt  erfasst  werden  kann,  wünscht  er  die  Deklaration,  deren 
Unterlassung  als  Anerkennung  der  finiher  angenommenen  Ziffer  gelten  soll.  — 
Diese  Deklarationen  imterliegen  der  Prüfung  durch  Beamte,  über  welchen  aber 
Kommissionen  stehen;  vor  den  letzteren  soll  eventuell  ein  kontradiktorisches 
Verfahren  zwischen  der  Partei  und  dem  Beamten  stattfinden;  Appellationen 
sollen  nur  in  Rechtsfragen  und  nur  an  einen  einzigen  Gerichtshof  zulässig,  un- 
richtige Deklarationen  mit  schwerer  Strafe  bedroht  sein. 

Von  dieser  Steuer  erwartet  Chailley  nach  Abzug  der  geringen  Verwal- 
tungskosten und  mit  Berücksichtigung  einiger  Aufhebimgen  von  Abgaben  einen 
Mehrertrag  von  ca.  140  Millionen,  welcher  zunächst  dazu  benutzt  werden  soll, 
um  die  drückendsten  Abgaben  zu  beseitigen  (so  jene  von  Fahrkarten  und  Eil- 
gütern), dann  den  Grundsteuerkataster  zu  revidieren  und  die  Grundsteuer  in 
eine  Quotitätssteuer  umzuwandeln.  In  dieser  Weise  sollen  mehrere  Steuer- 
gattungen reformiert,  dadurch  ertragsfahiger  gemacht  und  so  auf  mittelbarem 
Wege  das  Einnahmebudget  bei  gleichzeitiger  Vervollkommnung  der  Finanz- 
gesetzgebung gehoben  werden.  Schliesslich  empfiehlt  Chailley  nochmals  drin- 
gend, mit  der  Reform  nicht  zu  warten,  bis  man  dazu  gezwungen  ist,  sondern 
den  geeignetsten  Zeitpunkt  für  ruhige  Arbeit  zu  benutzen. 

Wie  man  sieht,  entwickelt  der  Verfasser  gestmde  praktische  Ideen,  doch 
hätte  es  dazu  nicht  eines  Buches  von  683  Seiten  bedurft  und  um  dem  Leser 
die  Mühe  der  Lektüre  dieses  ganzen  Buches  zu  ersparen,  glaubte  Ref.  seinen 
Inhalt  etwas  ausführlicher  wiedergeben  zu  sollen. 

Graz,  im  Januar  1888.  Myrbach. 
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C.  A.  Zakrzewski,  Dr.  phil.,  Die  wichtigeren  preussischen  Re- 
formen der  direkten  ländlichen  Steuern  im  18.  Jahrhundert. 
In  Schmoller's  Staats-  und  sozialwissenschaftlichen  Forschungen, 
Bd.  VII,  Heft  2.     Leipzig,  1887.     99  S.     8«. 

Ueber  die  älteren  Steuern  in  den  verschiedenen  preussischen  Provinzen 
ist  zwar  eine  umfassende  Arbeit  aus  dem  Jahre  1831  von  Schimmel  fennig 
vorhanden ,  welche  als  erster  Versuch  ganz  dankens-  und  anerkennenswert  ist. 
Aber  sie  leidet,  wie  sich  jetzt  zeigt,  an  allerlei  Ungenauigkeiten,  Unklarheiten 
und  an  Unvollständigkeit ;  auch  beschränkt  sich  der  Verfasser  abgesehen  von 
kurzen  geschichtlichen  Einleitungen  rein  politischer  Art  ganz  auf  die  Darstellung 
der  betreffenden  Steuerwesen.  Einen  Einblick  in  die  Verhältnisse,  aus  welchen 
und  unter  welchen  sie  entstanden  sind,  gewinnt  man  bei  Schimm  elf  ennig  nicht. 

Die  vorliegende  neue  Bearbeitung  dieses  Gegenstandes  von  Zakrzewski 
kann  nur  als  sehr  willkommen  begrüsst  werden,  und  die  Anerkennung,  welche 
derselbe  für  die  Lösung  seiner  Aufgabe  verdient,  verteilt  sich  zwischen  ihm  und 
dem  Herausgeber  der  „Forschungen",  von  welchem  er,  wie  das  Vorwort  besagt, 
die  grösste  Anregung  und  Förderung  empfing. 

Es  ist  höchst  interessant,  aus  der  Darstellung  zu  ersehen,  wie  in  der  Blüte- 
zeit des  Absolutismus  ganz  im  Widerstreit  mit  der  Zeitsti'ömung,  welche  einer- 
seits noch  von  den  Gedanken  des  Lohnverhältnisses  beherrscht  war,  andererseits 
die  Richtung  zur  äussersten  Entwicklung  der  Verbrauchsauflagen  einhielt,  in 
den  grossen  Fürsten  Preussens  schon  vom  Grossen  Kurfürsten  an  bis  zu  Fried- 
rich II.  der  Gedanke  an  die  Notwendigkeit  einer  gerechten  Steuerverteilung 
feststand,  und  wie  sie  denselben  trotz  aller  Hindernisse  und  des  zähesten  Wider- 
stands der  bevorrechteten  Klasse  durchzuführen  wussten.  Die  Arbeit  des  Verfassers 
gewinnt  hierdurch  die  Bedeutung  nicht  nur  einer  wertvollen  finanzgeschichtlichen 
Studie,  sondern  auch  eines  Denkmals  für  die  Grösse  der  Vertreter  des  „intelli- 
genten Absolutismus"  mit  interessanten  kulturgeschichtlichen  Ausblicken. 

Schon  der  grosse  Kurfürst  hatte  sich  mit  Plänen  getragen,  den  auf  der 
Landbevölkerung  ruhenden  Druck  zu  erleichtern,  und  die  Bevorzugung  des  Adels, 
welcher  die  Bauern  mehr  oder  weniger  noch  als  Hörige  im  strengsten  Sinne  des 
Worts  betrachtete,  zu  brechen,  aber  seine  Versuche  scheiterten  bei  den  grossen 
Schwierigkeiten,  mit  denen  er  auf  allen  Seiten  zu  kämpfen  hatte,  an  der  noch 
7,\i  wenig  erschütterten  Macht  des  Adels.  Erst  seinem  Enkel  Friedrich  Wil- 
helm I.  war  es  vorbehalten,  mit  eiserner  Kraft  durchzuführen,  was  jener  ver- 
sucht hatte,  und  Friedrich  II.  ging  auf  der  eingeschlagenen  Bahn  weiter. 

Es  ist  nicht  das  kleinste  Verdienst  bedeutender  Herrscher,  wenn  sie  für 
die  Ausführung  ihrer  Gedanken  die  richtigen  Werkzeuge  zu  finden  und  sie  fest- 
zuhalten wissen,  und  die  Namen  des  Grafen  Truchsess  zu  Waldburg,  von  Mün- 
chow  und  des  Generals  von  Blankensee  müssen  neben  jenen  ihx-er  Könige  ehren- 
voll genannt  werden. 

Die  ländlichen  Steuern  der  Provinzen  Ost-  und  Westpreussen,  Vor- 
und  Hinterpommern  und  Schlesien  bilden  den  Gegenstand  der  Arbeit.  Es 
sind  vorzugsweise  Grundsteuern,  welche  an  die  Stelle  der  alten  ungleichen  und 
zu  gunsten  des  Adels  aber  zum  Verderb  der  Bauern  ganz  in  Verwahrlosung 
geratenen  Steuern  gesetzt  wurden.  Nur  die  an  den  Grundbesitz  sich  knüpfenden 
Gewerbe  und  Berechtigungen  würden  mit  berücksichtigt,  so  dass  man  dem  Ver- 
fasser immerhin  zustimmen  kann ,  wenn  er  darin  eine  Besteuerung  des  ganzen 
ländlichen  Einkommens  erblickt. 

Den  Massstab  bildete  in  der  Regel  der  auf  Grund  einer  Vermessung  und 
Bonitierung  ermittelte  Reinertrag,  welcher  unter  Ermittelung  der  Aussaat  darin 
gefunden  wurde,  dass  diese  an  dem  Körnerertrag  abgezogen  und  von  dem  Rest 
die  eine  Hälfte  als  Kulturaufwand,  die  andere  als  steuerfähiger  Ertrag  be- 
trachtet wurde.  Nur  in  Vorpommern  begnügte  man  sich  mit  der  „Ertrags- 
fähigkeit" . 

1110 


Litterator.  577 

Wie  wenig  diese  fortgeschrittenen  Steuern  dem  Zeitbewusstsein  entsprachen, 
mag  daraus  ersehen  werden,  dass  die  Einsteuerungsbeamten  sioh  genötigt  sahen, 
ihre  Einschätzungen  —  namentlich  der  Aussaat,  der  Ernte  u.  dergl.  —  in  der 
vorsichtigsten  Weise,  vielfach  auf  Grund  von  heimlich  eingezogenen  Erkun- 
digungen vorzunehmen,  und  sich,  wo  ein  Heraustreten  wie  bei  der  Messung, 
der  Ermittelung  des  Besitzstandes  u.  dergl.  nicht  unbedingt  nötig  war,  so  tief 
als  möglich  in  das  Amtsgeheimnis  zu  hüllen,  um  nicht  das  Misstrauen  und  den 
Widerstand  der  Bevorrechteten  zu  erregen.  Man  musste  diesen  möglichst  gleich 
mit  der  vollendeten  Thatsache  entgegentreten.  Es  bedurfte  noch  einer  langen 
Entwicklung,  bis  die  heutige  Besteuerungsweise  unter  voller  Mitthätigkeit  der 
Steuerpflichtigen  möglich  wurde.  Aber  die  Zeit  dafür  ist  doch  gekommen; 
sollten  wir  die  Hoffnung  aufgeben  dürfen,  dass  nach  weitem  zweihundert  Jahren 
auch  im  Steuerwesen  manches  möglich  sein  wird,  was  es  heute  nicht  ist? 

W.  Vocke. 


Wilhelm  Burkhard,  Regierungsrat  in  Würzburg.  Finanzentschei- 
dungen.    Würzburg,   1888.     930  S.     8^ 

Eine  Sammlung  der  wichtigsten  Entscheidungen  des  bayerischen  Obersten 
Gerichtshofes,  Kassationshofes,  Obersten  Landesgerichts,  Kompetenzkonflikts- 
senats und  des  Oberlandesgerichts  München  als  Revisionsgerichts  für  Strafsachen 
und  des  Verwaltungsgerichtshofes  über  Fragen  des  Finanzrechts  und  der  Finanz- 
verwaltung in  Bayern. 

Nach  33  Abschnitten  eingeteilt  und  durch  ein  Sachregister  leichter  zugäng- 
lich gemacht,  bietet  der  Verfasser  über  1200  Entscheidungen  in  Auszügen  aus 
den  verschiedenen  vollständigen  Sammlungen ,  um  deren  Benutzung  dem  Prak- 
tiker einerseits  zugänglich  zu  machen,  andererseits  zu  ersparen.  Verfasser  ver- 
hehlt sich  dabei  nicht,  dass  sein  Buch  vorzugsweise  nur  die  Bedeutung  eines 
Repertoriums  habe,  imd  dass  die  Benutzung  desselben  den  Suchenden  des  Auf- 
schlagens  der  Sammlungen  selbst  oft  nicht  enthoben  werde. 

Zu  prüfen  inwieweit  der  Verfasser  nur  das  Wichtigste  aus  der  ganzen 
Masse  von  veröffentlichten  Entscheidungen  herausgefunden  habe,  inwieweit  seine 
Sammlung  in  dieser  Hinsicht  aber  auch  vollständig  ist  und  inwieweit  seine  Aus- 
züge den  Hauptinhalt  genau  wiedergeben,  ist  Referent  nicht  in  der  Lage.  Der 
Gedanke  einer  solchen  Zusammenstellung  selbst  aber  ist  gewiss  ein  richtiger  und 
bei  entsprechender  Ausführung  wird  das  Buch  für  den  Praktiker  jedenfalls  von 
Nutzen  sein.  W.  Vocke. 


Fr.  J.  Neumann,  Die  Steuer  und  das  öffentliche  Interesse.    Leipzig, 
1887.     562  Seiten.     8°. 

Als  eine  ,  Untersuchung  über  das  Wesen  der  Steuer  und  die  Gliederung 
der  Staats-  imd  Gemeindeeinnahmen "  bezeichnet  der  Verfasser  seine  Arbeit, 
welche  als  erster  Band  eines  anscheinend  gross  angelegten  Werkes  über  ,Die 
Steuer*  bezeichnet  ist,  in  dessen  folgendem  Teile  die  Grundsätze  der  Besteuerung 
erörtert  werden  soUen. 

Ausgehend  von  dem  Gedanken,  dass  nur  das  öffentliche  Interesse  Anlass 
zur  Erhebung  von  Steuern  geben  könne ,  und  dass  dieses  auch  für  Art  und 
Mass  der  Besteuenmg  bestimmend  sein  müsse,  untersucht  der  Verfasser  zunächst 
die  Begriffe  von  „öffentlich*  und  , Interesse"  und  gelangt  zu  dem  Ergebnis, 
dass  unter  öffentlichem  Interesse  ein  „nicht  als  Sonderbeteüigtsein  erscheinendes 
erhebliches  Beteiligtsein  unbestimmter  grösserer  Personenmengen  an  mensch- 
lichen Handlungen  oder  Werken*  zu  verstehen  sei.  Diesem  öffentlichen  Inter- 
Finanzarchiv.    V.  Jahrg.  1111  37 
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esse  im  subjektiven  Sinne  wird  jenes  im  objektiven  Sinne  gegenübergestellt, 
nämlich  das  Beteiligtsein  ,  besonders  wichtiger  Ziele  oder  Zwecke*.  Neu  mann 
findet  aber,  dass  öfientliche  Zwecke  mit  Staats-  und  Gemeindezwecken  sich  nicht 
decken,  da  es  solche  unter  den  ersteren  gebe,  die  nicht  zu  den  letzteren  ge- 
hören ,  wie  Innungszwecke  u.  a. ,  und  beschäftigt  sich  daher  des  weiteren  nur 
mit  den  letzteren. 

Zur  Erfüllung  dieser  Zwecke  sind  die  öffentlichen  (im  engeren  Sinne)  Ein- 
nahmen erforderlich,  welche  als  , Inbegriff  der  nicht  in  persönlichen  Diensten 
bestehenden  Güter,  welche  zur  Deckung  des  eigentlichen  Staats-  und  Gemeinde- 
bedarfs in  das  rechtliche  Vermögen  des  Staates  oder  der  Gemeinde  übergehen" 
bezeichnet  werden.  Nach  ausführlich  begründeter  Verwerfung  der  Einteilung 
dieser  Einnahmen  in  öffentlich-  und  privatwirtschaftliche,  oder  öffentlich-  und 
privatrechtliche,  verzichtet  der  Verfasser  auf  eine  grundsätzliche  allgemeine  Ein- 
teilung der  Einnahmen  überhaupt,  da  die  äusserst  verschiedenen,  zum  Teil  auf 
lediglich  thatsächlichen  Verhältnissen  beruhenden  Erscheinungsformen  der  Wirk- 
lichkeit ein  grundsatzmässiges  Zusammenfassen  in  grosse  Gruppen  unmöglich 
machen. 

Um  nun  zu  dem  vorgesteckten  Ziele  einer  sowohl  für  die  Budgetbildung 
brauchbaren  als  auch  die  Finanzstatistik  und  die  Wissenschaft  befriedigenden 
Einteilung  zu  gelangen,  stellt  der  Verfasser  nach  sorgfältigster  Prüfung  und 
Sichtung  der  Natur  jeder  Gattung  neue  Hauptabteilungen  auf,  nämlich  direkte, 
indirekte  Steuern,  Monopoleinnahmen,  Gebühren  (eigentliche),  öffentliche  Unter- 
nehmungen,  Regalien  (alte),  allgemeine  Erwerbseinkünfte,  Geldstrafen  und  Zah- 
lungen öffentlicher  Verbände. 

In  Verfolgung  des  weiteren  Zieles,  das  Wesen  der  Steuer  zu  untersuchen, 
erörtert  der  Verfasser  auf  dem  Grunde  des  gewonnenen  Begriffs  der  „öffentlichen 
Einnahmen"  mit  grosser  Sorgfalt  deren  Verschiedenheit  von  den  übrigen  Ein- 
nahmegattungen und  gelangt  zu  den  Begriffsbestimmungen  der  Steuer  als  der 
„zur  Gewinnung  von  Staats-  und  Gemeindeeinnahmen  angeordneten  Zahlungen, 
soweit  sie  weder  Entgelte  für  spezielle  Gegenleistungen  des  Staats  oder  der 
Gemeinde,  noch  Zahlungen  öffentlicher  Verbände  als  solcher  sind";  und  der  Ge- 
bühren als  „der  zur  Gewinnung  von  Staats-  oder  Gemeindeeinnahmen  nach  Mass- 
gabe von  Vorgängen  angeordneten  Zahlungen,  soweit  sie  Entgelte  für  spezielle 
Gegenleistungen  des  Staates  oder  der  Gemeinde  von  öffentlichem  Interesse  sind". 
Die  Untersuchung  der  verschiedenen  Arten  von  Steuern  führt  den  Verfasser 
weiter  zu  deren  Einteilung  in  direkte  und  indirekte,  wobei  die  ersteren  als 
„nach  Massgabe  zuständlicher  Verhältnisse",  die  letzteren  als  „nach  Massgabe 
von  Vorgängen"  angeordnete  Zahlungen  erkannt  werden.  Kürzer  ausgedrückt 
werden  sie  als  „Katastei*-  und  Tarifsteuem"  charakterisiert. 

Was  nun  mit  dieser  Definition  der  Steuer  über  den  Zweck  der  Budget- 
einteilung und  der  Finanzstatistik  hinaus  —  wofür  sie  entschieden  wertvoll  und 
höchst  brauchbar  ist  —  wesentliches  gewonnen  sein  soll,  ist  nicht  wohl  ein- 
leuchtend. Sie  ist  doch  nur  formaler  Natur  und  gewährt  ebenso  wie  die  ihr 
vorausgehenden  Untersuchungen,  trotz  deren  ausserordentlichen  Grändlichkeit 
und  Klarheit  über  das  Wesen  der  Steuer  überhaupt,  sowie  über  das  Wesen  im 
Unterschiede  der  direkten  von  der  sogen,  indirekten  Steuer  keinen  Aufschluss. 
Denn  für  das  Berechtigungsverhältnis  beider  Arten  und  für  die  allerwichtigste 
Frage  im  Steuerwesen,  für  die  Steuerverteilung,  ist  damit  offenbar  nichts  ge- 
wonnen. 

Die  Neumannische  Unterscheidung  ist  eine  Vervollkommnung  der  Hoff- 
mannischen, welche  darauf  hinausgeht,  dass  sich  die  direkte  Steuer  an  einen 
Besitz,  die  indirekte  an  Handlungen  anknüpft,  und  wesentlich  gleich  mit  deren 
verbesserter  Fassung,  wie  sie  sich  bei  Murhard  findet,  nach  welcher  der  Gegen- 
stand der  Besteuerung  etwas  bestehendes  (direkte)  oder  etwas  geschehendes 
(indirekte)  Steuer  ist.  Sie  hat  mit  dieser  auch  gemein,  dass  sie  neben  der  Ver- 
brauchsauflage auch  die  Verkehrsabgabe  mitumfasst. 

Aber  jene  grossen  Fragen  lassen  sich  nicht  mit  dieser  noch  überhaupt 
mit  einer  Definition  oder  Einteilung  lösen,    sie  mag  so  genau  und  scharfsinnig 
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sein,  als  sie  will,  sondern  nur  aus  dem  Wesen  der  Steuer,  welches  sich  in  seiner 
—  wenn  der  Ausdruck  erlaubt  ist  —  Naturgeschichte  erkennen  lässt.  Eine, 
wenn  auch  noch  so  gründlich  durchdachte  und  scharf  ausgedrückte  Definition 
zum  Ausgangspunkt  und  zur  Grundlage  einer  Erörterung  des  Steuerwesens  zu 
machen,  birgt  sogar  die  Gefahr  in  sich,  zur  Einseitigkeit  und  zu  ungenügenden 
oder  gar  unrichtigen  Ergebnissen  zu  führen.  Doch  man  darf  dem  Verfasser 
nicht  vorgreifen  in  Dingen,  welche  noch  in  Aussicht  stehen.  Für  den  statisti- 
schen Zweck  ist .  wenn  man  die  Verbrauchsauflagen  und  Verkehrsabgaben  als 
Steuern  anerkennt,  gegen  die  Definition  und  Unterscheidung  wohl  nichts  ein- 
zuwenden, aber  sonst  ist  sie,  abgesehen  davon,  dass  sie  für  die  Lösung  der  er- 
wähnten Fragen  nichts  bietet ,  doch  immer  noch  nicht  ganz  vollständig ,  denn 
es  fehlt  ihr  das  Moment  der  Allgemeinheit.  Steuern,  eine  Steuer  kann  es 
wohl  geben  und  gibt  es,  welcher  diese  Eigenschaft  fehlt;  aber  die  Steuer,  die 
Steuer  nach  ihrer  Idee  muss  dieselbe  besitzen .  und  eine  Besserung,  welche  sie 
nicht  hat,  ist  eben  eine  unvollkommene,  der  Idee  nicht  entsprechende,  und  hat 
die  Aufgabe,  sich  dieser  nachzuentwickebi.  Zur  Gewinnung  öffentlicher  Ein- 
nahmen angeordnete  Zahlungen  etc.  sind  überdies  auch  Zwangsanlehen,  Kriegs- 
kontributionen und  wohl  noch  manches  andere,  was  nicht  als  Steuer  anzuerkennen 
sein  und  doch  in  die  obige  Definition  hineinpassen  dürft«. 

Vorzüglich  gelungen  erscheint  dagegen  die  Behandlung  der  Gebühren. 
Hier  erkennt  Neumann  mit  voUer  Klarheit  die  Flüssigkeit  dieses  Begriffs,  indem 
er  ausgehend  von  der  ursprünglichen  Natur  der  Gebühr  als  reinen  Entgelts 
oder  Preises  findet,  wie  dieses  Entgelt  mit  der  steigenden  Entwicklung  des 
Staats  und  seiner  Zwecke  seine  anfängliche  Natur  des  Preises  allmählich  ab- 
legt und  zu  einem  nur  teilweisen  Entgelt  wird  für  die  Benutzung  der  aus  ein- 
träglichen Unternehmungen  im  öffentlichen  Interesse  zu  Staatsanstalten  ent- 
wickelten Einrichtungen.  Wohl  das  beste  Beispiel  für  die  Natur  der  Gebühren  sind 
die  Chausseegelder,  StrassenzöUe  oder  wie  sonst  sie  heissen.  Kunststrassen  können 
Privatuntemehmungen  sein,  und  der  StrassenzoU  ist  der  reine  Preis  für  deren  Be- 
nutzung. Die  ältesten  Staatsstrassen  wurden  zu  kriegerischen  und  Verwaltungs- 
zwecken angelegt.  Als  Staatsstrassen  für  den  Verkehr  gebaut  wurden,  erhob  man 
StrassenzöUe,  um  die  Kosten  zu  decken.  Es  verliert  sich  darin  schon  die  Staats- 
untemehmung  in  die  Staatsanstalt,  und  die  Uebergangszeit  vom  Preise  bis  zur  Unent- 
geltlichkeit ist  eben  die  Periode  für  die  Entwicklung  der  Gebühr,  welche  anfönglich 
Preis  ist,  immer  geringer  wird  und  endlich  verschwindet.  In  Bayern  gab  es  in  dieser 
Uebergangsperiode,  um  die  lästigen  Zollerhebungen  zu  vermeiden,  eine  Zugvieh- 
steuer, welche  sich  als  Uebergang  von  der  Gebühr  zur  Unentgeltlichkeit  darstellt. 

Indem  Neumann  also  die  Untemehmungsgebühr  (Taxpreis  nennt  sie  Sax, 
welcher  im  wesentlichen  zu  dem  gleichen  Ergebnis  kommt)  von  der  eigentlichen 
Gebühr  scheidet ,  hat  er  die  Natur  der  Sache  gewiss  richtig  erfasst ,  imd  auch 
seinerseits  die  richtige  Lösung  für  die  Begriffsbestimmung  der  Gebühr  und  deren 
Stellung  im  Finanzwesen  gefunden.  Nur  darf  man  nie  vergessen,  dass  bei  rich- 
tiger Entwicklung  die  eine  Art  in  die  andere  übergehen  muss,  dass  die  Post- 
taxe, die  Eisenbahntaxe  u.  s.  w.  mit  der  Erweiterung  der  Staatsaufgabe  zur 
eigentlichen  Gebühr  werden  kann ,  dass  also  morgen  Gebühr  sein  kann ,  was 
gestern  Preis  war  und  dass  folglich  die  Klassifikation  der  Gebühren  (im  weiteren 
Sinne)  in  verschiedenen  Zeiten  und  —  in  verschiedenen  Staaten  verschieden  aus- 
fallen muss. 

Die  Behandlungsweise  Neumanns  für  seinen  Gegenstand  ist  höchst  ein- 
gehend; er  ist  oftmals  nicht  zufrieden,  die  seiner  Anschauung  entgegenstehenden 
Ansichten  widerlegend  anzuführen,  sondern  er  macht  sich  selbst  Einwürfe,  mit- 
unter sogar  solche,  die  ihm  wenigstens  zum  TeU  schwerlich  ein  anderer  gemacht 
haben  würde.  Seine  Gründlichkeit  könnte  man  beinahe  peinlich  nennen,  wenn 
nicht  die  gi-osse  Klarheit  seines  Blickes  und  seiner  Darstellung  so  sehr  befrie- 
digten. Und  wenn  sich  der  Verfasser  darüber  beklagt,  dass  ihm  bei  anderer 
Gelegenheit  absichtliche  Unklarheit  zum  Vorwurf  gemacht  worden  sei,  dass  seine 
Definitionen  mit  ,  Schneidennachwerken  *  verglichen  worden  seien,  die  .nicht 
passen  und  nicht  passen   sollen ,   weil  sie  für   die  Zukunft  gearbeitet  sind*,  sa 
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mag  er  dagegen  die  Anerkennung  hinnehmen,  dass  er  nicht  befriedigt  ist,  wenn 
, ein  Wort  zur  rechten  Zeit  sich  einstellt",  und  dass  er  sich  zu  weitschichtigeren 
Definitionen  genötigt  sieht,  wo  dem  minder  scharfen  Blicke  die  Mängel  der 
vermeintlich  erschöpfend-knappen  Begriffsbestimmungen  entgehen,  dem  seinigen 
aber  nicht.  W.  Vocke. 


Dr.   Robert   Meyer,    Das  Wesen  des  Einkommens.     Berlin,  1887. 
298  S.     8". 

,Eine  volkswirtschaftliche  Untersuchung*  kann  an  sich  kein  Gegenstand 
der  Besprechung  im  Finanzarchiv  sein,  und  wenn  wir  auf  S.  208  Anm.  27  lesen, 
wie  sich  der  Verfasser  ausdrücklich  dagegen  verwahrt,  dass  man  aus  seiner  Aus- 
führung, nach  welcher  „Verluste"  das  Einkommen  nur  dann  schmälern,  wenn 
sie  im  Laufe  der  Produktion  eingetreten  sind,  folgern  könnte,  „als  ob  er  das 
Einkommen  ohne  Rücksicht  auf  Verluste  als  Steuerobjekte  angesehen  wissen 
wollte",  so  darf  man  wohl  annehmen,  dass  er  auch  in  Ansehung  anderer  Er- 
gebnisse seiner  Untersuchungen  nicht  beim  Wort  genommen  sein  will,  wenn  es 
sich  um  die  Besteuerungsfrage  handelt,  und  die  Berechtigung  einer  Besprechung 
an  dieser  Stelle  könnte  daher  hierdurch  noch  zweifelhafter  erscheinen. 

Gleichwohl  darf  davon  nicht  Umgang  genommen  werden,  denn  der  Be- 
griff des  Einkommens,  welcher  doch  nichts  anderes  sein  kann  als  der  sprach- 
liche Ausdruck  für  das  Wesen  des  Einkommens,  ist  für  die  Finanzwissenschaft 
von  viel  zu  grosser  Bedeutung,  als  dass  nicht  alles,  was  die  Volkswirtschafts- 
lehre darüber  sagt  und  daran  entdeckt ,  die  aufmerksamste  Berücksichtigung 
verdiente.  Und  die  Untersuchung  des  Wesens  des  Einkommens  sowie  die  Fest- 
stellung seines  Begriffs  ist  ja  zunächst  nicht  Sache  der  Finanzwissenschaft  als 
solcher,  sondern  der  Volkswirtschaftslehre;  sie  gehören  zu  den  vielen  Berührungs- 
punkten der  beiden  Fächer. 

Man  sollte  daher  freilich  glauben,  dass  die  von  der  letzteren  gegebene 
Umschreibung  des  Einkommensbegriffs  ohne  weiteres  auch  für  die  Steuerlehre 
sollte  Gültigkeit  beanspruchen  können,  und  wir  können  uns  nicht  von  der  An- 
sicht trennen,  dass  dem  so  sein  muss,  wenn  die  Erforschung  des  Wesens  des 
Einkommens  eine  allseitige  und  gründliche  ist;  und  von  hier  aus  dürfte  auch 
der  Rückschluss  nicht  unberechtigt  sein,  dass  es  an  dieser  Voraussetzung  irgend- 
wo fehlen  muss,  wenn  diese  Gültigkeit  nicht  zugestanden  werden  kann,  ja  nicht 
einmal  beansprucht  wird. 

Dass  es  der  Verfasser  an  Gründlichkeit  habe  fehlen  lassen ,  kann  gewiss 
nicht  behauptet  werden,  und  sein  Scharfsinn  verdient  alle  Anerkennung;  ja  er 
lässt  sich  von  demselben  zu  Unterscheidungen  verleiten ,  deren  Spitze  allzufein 
ist.  So  z.  B.  wenn  er  nicht  nur  zwischen  Leistung  und  Dienst  unterscheidet, 
sondern  auch  den  letzteren  zwar  nicht  als  Einzeleinkommen ,  wohl  aber  als 
,Gut"  und  als  Volkseinkommen  bezeichnet,  weil  hier  ein  Bedürfnis  durch  einen 
„Vorgang"  befriedigt  werde,  welcher  nicht  in  der  Leistung  selbst  liege,  also 
weil  die  Leistung  das  Bedürfnis  nicht  unmittelbar  befriedige.  Wollte  man 
diese  Unterscheidung  festhalten,  so  würde  man  dazu  kommen,  die  Sachgüter 
vom  Güterbegriff  auszuschliessen,  denn  z.  B.  ein  Stuhl  ist  ein  Sachgut,  die  Ruhe 
ist  ein  Bedürfnis;  diesem  dient  aber  der  Stuhl  nicht  unmittelbar,  denn  es  hilft 
noch  nicht  einen  Stuhl  zu  haben ,  sondern  man  muss  sich  zu  demselben  hin- 
bemühen (Arbeit),  oder  ihn  sich  bringen  lassen  (Dienst) ,  und  muss  sich  darauf 
setzen.  Es  müssen  also  noch  allerlei  Thätigkeiten  zwischen  die  Beschaffung  des 
Sachguts  und  die  Bedürfnisbefriedigung  treten,  und  gerade  bei  Sachgütern, 
welchen  doch  die  Gütereigenschaft  gewiss  nicht  abzusprechen  ist,  fehlt  also  die 
„unmittelbare"  Befriedigung. 

Doch  ist  das  nur  eine  Einzelheit.  Von  grösserer  Bedeutung  dürfte  der 
Einwand  sein,  welcher  in  Ansehung  der  Allseitigkeit  der  Erörterung  zu  erheben 
ist.     Mit  vollem  Recht   gründet  der  Verfasser  dieselbe    auf  den  Begriff  der  Be- 
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dOrfnisbefriedigung.  Aber  er  beschränkt  sich  zu  sehr  auf  diese  und  lässt  den 
Zusammenhang  des  Einkommens  mit  dem  Vermögen  und  der  Bedeutung  des 
letzteren ')  nicht  genügende  Berücksichtigung  widerfahren.  Hier  mag  wohl  auch 
die  Ursache  davon  zu  suchen  sein,  dass  er  zu  , prinzipiellen*  Verschiedenheiten 
zwischen  dem  Volkseinkommen  und  der  Gesamtheit  der  Einzeleinkommen  gelangt. 

Auf  der  gleichen  Ursache  mag  es  auch  beruhen,  wenn  der  Verfasser  unter 
Einkommen  nur  versteht:  die  , Genussgüter,  deren  nach  Massgabe  des  Bedarfs 
(Bedürfnisses?)  wiederkehrende  Herbeischafiiing  mit  Rücksicht  auf  den  Wirt- 
schafts- und  Kulturstand  als  gesichert  betrachtet  wird"  (S.  80)  und  unter  Einzel- 
einkommen „jene  Genussgüter,  welche  sich  die  einzelnen  für  ihr  Geldeinkommen 
anschaffen  oder  in  natura  erhalten*. 

Nicht  zum  Einkommen  gehören  dem  Verfasser  also  die  Beschaffungen 
und  Verbesserungen  der  , Produktionsmittel".  Beachtenswert  ist  hierbei  die  vom 
Verfasser  angeregte  Frage,  ob  der  Aufwand  füi-  solche  Verbesserungen  und  Ver- 
mehrungen, wenn  sie  nur  den  Zweck  haben,  das  gleiche  Einkommen  wie  zuvor 
zu  erzielen ,  z.  B.  für  Anschaffung  besserer  Maschinen ,  um  konkurrenzfähig  zu 
bleiben,  dem  Einkommen  zugewiesen  sind,  oder  Abzugsposten  bilden.  Mejer 
entscheidet  sich  für  das  letztere,  doch  dürfte  er  selbst  hier  kaum  auf  allgemeine 
Zustimmung  rechnen  können. 

Eine  weitere  wesentliche  Beschränkung  des  Einkommensbegriffs  stellt  Meyer 
darin  auf,  dass  er  —  wie  oben  ersichtlich  —  nur  die  Einkünfte  als  Einkommen 
gelten  lässt,  deren  wiederkehrende  Herbeischaffung  gesichert  ist.  Gleichwohl 
lässt  der  Verfasser  seiner  Begriffsbestimmung  eine  wirklich  schlagende,  nur  wieder 
fast  zu  weit  gehende  Erörterung  vorausgehen,  nach  welcher  geradezu  der  weit- 
aus grösste  Teil  aller  Einkünfte,  nämlich  jener,  die  des  Verkehrs  zui-  Entstehung 
bedürfen,  keineswegs  regelmässig  fliessen,  keineswegs  gesichert  sind.  Er  spricht 
den  Gewerbs-,  Handels-  und  Landwirtschaftserträgnissen  die  Eigenschaft  der 
Ständigkeit  geradezu  ab ,  und  erkennt  nur  an ,  dass  die  wirtschaftliche  Ent- 
wicklung die  Tendenz  hat,  diese  Eigenschaft  zu  gewinnen  und  davon  beherrscht 
wird.  Aus  letzterem  Grund  will  er  die  Sicherung  und  Regelmässigkeit  doch 
jetzt  schon  als  wesentliches  Merkmal  des  Einkommens  betrachtet  wissen.  Diese 
Begriffbestimmung  ist  die  —  wie  es  scheinen  will  —  nichts  weniger  als  unan- 
fechtbare Hauptgiundlage  seiner  Erörterungen. 

Wenn  Meyer  infolgedessen  Erbschaften,  Spielgewinnste ,  Versicherungs- 
kapitalien u.  dergl.  vom  Einkommensbegriff  ausschliesst,  so  muss  man  üun  zwar 
im  Ergebnisse  recht  geben,  aber  aus  anderen  Gründen.  Wenn  er  dagegen  den 
unregelmässigen  Erwerb  der  Künstler ,  Schriftsteller  u.  a.  ebenso  behandelt ,  so 
geht  er  jedenfalls  zu  weit.  Nicht  minder  schliesst  er  den  Erwerb  der  gewöhn- 
lichen Arbeiter  (Taglohn.  Wochenlohn,  Stücklohn)  vom  Einkommen  aus,  gesteht 
demselben  aber  weiterhin  die  Eigenschaft  des  Einkommens  zu ,  wenn  er  durch 
Krankheits-,  Unfalls-  und  Altersversorgimg  gesichert  ist.  Die  Beiträge,  die  der 
Arbeiter  zu  leisten  hat,  würden  hierbei  einen  Abzugsposten  an  seinem  Lohn- 
einkommen, bilden.  Dem  ist  unbedenklich  beizupflichten,  und  auch  dem  Ver- 
dienst, diese  Abzüge  besser  begründet  zu  haben,  als  die  Theorie,  welche  die- 
selben auf  die  Erhaltung  des  „persönlichen  Kapitals*  stützt,  soll  dem  Verfasser 
ungeschmälert  bleiben.  Besser  noch  dürfte  aber  noch  die  Begründung  in  An- 
sehung der  Steuerpflicht  sein,  dass  jene  Beiträge  einen  Aufwand  bilden,  welcher 
jenem  für  Staatszwecke  vorgeht. 

1)  Darum  vermag  Meyer  einen  Unterschied  zwischen  Einkünften,  die  ans  dem  Ein- 
kommen eines  anderen  fliessen,  je  nachdem  sie  auf  einem  Eechtsanspmch  oder  auf  dessen 
freiem  Willen  beruhen,  nicht  anzuerkennen.  Und  doch  besteht  ein  solcher,  denn  ein  Recht  ist 
ein  Vermögensteü ;  durch  dasselbe  wird  die  darauf  beruhende  Einnahme  zum  eigenen  Ein- 
kommen des  Berechtigten,  während  das  des  Verpflichteten  im  gleichen  Betrage  geschmälert 
wird.  Bei  der  freiwilligen  Leistung  findet  keine  solche  Ausscheidung  aus  dem  Einkommen 
des  Gebenden  statt,  sondern  nur  eine  (.altruistische"  nach  Sax)  uneigennützige  Verwendung, 
welche  also  für  den  Empfangenden  kein  Einkommen  sein  kann,  wozu  auch  die  sonstigen  hier 
nicht  weiter  erörternden  Merkmale  fehlen,  sondern  nur  eine  Teilnahme  am  Einkommen  des 
Gebenden. 
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Recht  schön  sind  die  Erörterungen  über  die  Verschiedenheit  der  Zeit- 
abschnitte für  die  Wiederholung  und  Regelmässigkeit  der  Einnahmen  und  der 
Ausgaben,  welche  ihre  Ausgleichung  durch  das  Sparen  finden,  und  es  muss  ihm 
zugestimmt  werden,  wenn  er  hier  zwischen  zurückgelegtem  Vorrat  und  ange- 
legtem Kapital  unterscheidet.  Ob  der  Verfasser  aber  dann  nicht  wieder  zu  weit 
geht,  wenn  er  den  Begriff  des  Sparens  auf  die  Vorratsanlegung  beschränkt,  mag 
dahingestellt  sein,  aber  das  dürfte  als  zusammenstimmend  wohl  nicht  gelten 
dürfen,  dass  er,  während  er  in  der  Kapitalsanlage  eine  Einkommens  Verwen- 
dung anerkennt,  eine  solche  in  der  Beschaffung  von  Produktionsmitteln  nicht 
findet.  Freilich  die  Kapitalisierung  gewährt  ein  gesichertes  Einkommen,  die 
Produktion  nicht  in  gleichem  Masse.  Dagegen  kann  wieder  der  Unterscheidung 
zwischen  Versicherungen,  welche  den  Ersatz  von  Kapitalteilen,  und  solchen,  die 
periodische  Einnahmen  zum  Zwecke  haben,  nur  zugestimmt  werden. 

Es  sind  also  ziemlich  gemischte  Gefühle,  mit  welchen  man  das  Buch  aus 
der  Hand  legt,  denn  neben  vielem  Anregenden  und  Gelungenen  findet  sich  vieles 
darin,  was  als  haltbar  nicht  gelten  dürfte.  Und  wenn  auch,  wie  oben  bemerkt, 
die  Absicht  des  Verfassers  nicht  in  der  finanzwissenschaftlichen,  sondern  in  der 
volkswirtschaftlichen  und  sozialpolitischen  Richtung  liegt,  in  welcher  wir  ihm 
nicht  zu  folgen  haben,  so  dürfte  es  nicht  überflüssig  gewesen  sein,  die  von  ihm 
aufgestellten  Sätze  zu  prüfen,  um  der  Annahme  vorzubeugen,  dass  das,  was 
vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkte  aus  nicht  widersprochen  wird,  für  die 
Finanzwissenschaft  gültig  und  verwendbar  sein  möge.  W.  Vocke. 
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Grundeiseiitaiusverhältnisse    in  Oldenburg  ^ 

I,  ö7". 

Grundsefälle,    Einnahmen    in    Bayern    IH,    ■ 

67?:  j 

Grundsteuer,  "Wesen  der  —  IH,  517.  1 

—  in  Preussen  im  18.  Jahrh.  V,  lilO.  ■ 

—  in  Oldenburg  I.  639. 

—  Ertrag  in  Bayern  lU,  672. 

—  in  Württemberg  I,  389;  V,  320  f. ;  in  Baden 

m,  763  f. 

—  in  Hessen  ü,  237,  283,  358.  \ 

—  in  Anhalt  IV,   973  f.;   in  Braunschweig  V, 

724. 

—  Katasteigesetz  in  EIsass-Lothringen  vom 

31.  März  1884  m,  2*13  f. 

—  in  Italien  n.  747  f.:  LU,  129;  Ges.  v.  I.März    ! 

8«  V,  362.  ; 

—  in  den  Niederlanden  I,  38n;  ni,  388. 

—  in  Dänemark  HI,  629.  ; 

—  Reform  v.  J.  1884  in  Rassland  H,  217.    Er- 

trag   der    Grund-    und    Personalsteuem    | 
1874—83  LH,  654;  Ablösung  der  Domänen- 
grundpacht  IV,  1144. 

—  Ertrag  in  den  europ.  Grossstaaten  1882  U, 

847:  in  Preussen  1878-87  IV,  316. 

—  Ceberweisung     der     halben     Grundsteuer 

an  die  Schnlgemeinden    in   Sachsen  IV, 

1123. 
Güterlotterie  in  I*renssen  H,  716  f.  i 

Handelsreisende,   Besteuerung  derselben  in    ■ 

deutschen  Staaten  H,  115. 
Haushalt  der  sieben  europ.  Grossstaaten  1882    i 

II.  847  f.    Siehe  Staatshaushalt.  j 
Uau«iialtunjEsiisten  behufs  Veranlagung  der    ' 

p-is.  Steuern  H,  25.  ? 
Haust isten     behufs    Veranlagung    der   pers. 

Steuern  H.  24. 

Hausierstruern.  zur  Geschichte  derselben  im  ; 

Deutschen  Reiche  H.  92  f. ;  in  S.-Meiningen,  ' 

Ges.  v.  25.  Juni  1883  HI,  240.  ! 

Haussteuer,  siehe  Gebäadesteuer.  j 

Hundesteuer,  Ertrag  in  Bayern  LH,  672.  i 
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iluene  lex.  s.  Ueberweisangsgesetz. 

Ueeresaussaben  in  den  europ.  Grossstaaten 
18^2  II,  849. 

Ininiobiliarverkehrsslrurr  in  Oesterreich 
I.  478;  Veränderongsstener  in  Braon- 
schweig  V.  73 1. 

Indirekte  steuern,  siehe  Steuern. 

Inneres,  Ausgaben  für  Minist,  des  Innern  in 
den  europ.  Grossstaaten  H,  850 ;  in  Däne- 
mark III,  6J2:  in  Russland  1»74 — 83  III, 
6.i2:  in  Italien  III,  lo-i;  in  Preussen  1878 
bis  1887  IV.  317 

Inventarisatioa.  amtliche,  beün  Todesfalle 
in  Schweizer  Kantonen  I,  65. 

Justizaussaben  in  den  emopäischen  Gross- 
staaten 1*82  11.  850;  in  Dänemark  HI,  643 ; 
in  Rnssland  1874-83  HI.  652;   in  Italien 

III.  158:  in  Preussen  1878—87  IV,  317. 

Kameralistiscbes  Studium  in  Baden  FV,  1  f. 

Kapitalrentenstener.  Listen  behufs  Veran- 
lagung der  pers.  Steuern  H.  37. 

—  Theoretisches  III,  547;  hessische  H,  341. 
497 ;  wiirttembei^sche  1 ,  39" ;  V,  320  f.  ■ 
badische  IH ,  767  f.  Gesetz  vom  29.  Jtuii 
1874  2".  Juni  1884  in,  865;  früher  anhal- 
tische rV,  961 ;  russische  HI,  264 ;  IV,  1156  f. 
Enrag  in  Bayern  l-->68— 86  HI,  672. 

Hassenver%valtuiis,  staatliche  I,  558. 
Katasterwesen,  italienisches  H,  764. 

—  elsass-lothringisches  IH,  203  f. 
Kaufsehillin^srrste,  Renten  u.  dgl.,  Gebühr 

von  der  Eintragtmg  in  die  öffentlichen 
Bücher  in  Oesterreich  I,  523. 

Kirchengüter.  Einziehung  ders.  in  Italien 
UI,  148. 

Kirchenverfassun^  and  — lasten  in  Olden- 
burg I,  653,  658,  663. 

Klassensteuer,  siehe  Einkommensteuer. 

Kolonien  von  Dänemark  IH.  628. 

KommnnalfinanzeR.  Beschaffenheit  des  sta- 
tistischen Materials  in  den  deutschen 
Staaten  I.  622. 

—  Geschichte  der  Kommnnalfinanzstatistik  in 
Preussen  I,  752. 

—  Staatliche  Besteuerung  der  kommonalen 
Verbände  in  Deutschland  V,  1003. 

—  Finanzlage  der  Städte  und  Landgemeinden 
in  Preussen  I,  748  f. 

—  Preuss.  Kommunalsteuemotgesetz  v.  27 .  Juli 
1*85  HI,  168  f. 

—  Heranz.  der  Müitärpers.  z.  d.  Gemeinde- 
abgaben in  Preussen  HI,  895. 

—  Kommunalsteuerbelastong  in  Oldenburg  I, 
622  f.,  681 ,  7'U :  in  Bayern  I,  691 ;  H,  874 ;  R", 
311 :  in  Sachsen-Meiningen  I,  695 ;  in  Würt- 
temberg I.  635 :  in  Baden  I,  696 ;  in  Preussen 
I,  697,  761 ;  in  Els.-Lothr.  H,  869. 

—  Steigerung  der  Gemeindeabgaben  seit  1849 
in  Preussen  I,  764. 

—  Gemeindesteuergesetzgebung  in  Anhalt  IV, 
1030 ;  im  Grossh.  Hessen  IV,  1071 ;  Oert- 
liche  Verbrauchsabsaben  in  Württemberg 

IV,  1112. 

—  Gemeindesteuern  in  der  Schweiz,  speeiell 
in  Zürich  I,  60,  84. 

—  Doppelbesteuerung  in  der  Schweiz  I,  90. 

—  Besteuerung  der  Aktiengesellsciaften  für 
die  Gemeindehaushaltnngen  I,  94. 

—  Ausgaben  für  Verzinsung  der  Gemeinde- 
schulden  in  Preussen  I,  760. 

—  Statistik  der  verzinslichen  Eommtmal-  und 
Pro^-inzialschulden  in  Italien  1*80  I.  244  f. 

—  Kommunal-  und  Pro vinzialeinn ahmen  und 
-Ausgaben  pro  1875  und  1883  in  Italien 
m.  162. 

—  Komm.  Finanzreform  in  Baltimore  LH,  591  f. 

—  Verhältnis  der  Kommunen  zur  Gasver- 
soi^nng  ni,  366. 
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Koiniiiiinaliinaiizen  .  Geraeindefinanzeii  El- 
sass-Lothringeiis  II,  8t!8  f. 

—  Gemeinde-  und    Provinzialsteueni    in    den 

Niederlanden  111,  a88. 

—  der     Haushalt     europäischer    Grossstädte 

T,  254  f. 

—  Gemeindeumlagenfuss  IV,  511. 
Homiiiunalverbände,  preuss.  Ges.  v.  14.  Mai 

1885,  betr.  Ueberweisung  von  Beträgen, 
welche  aus  landw.  Zöllen  eingehen,  an 
die  —  II,  1104  f.  Ausführungsverordnung 
hierzu  und  erstmalige  Verteilung  III,  906; 
IV,  441;  zweite  Verteilung  IV,  1143. 

Koininunikationswese,  Ausgaben  in  Russ- 
land hierfür  III,  652. 

Konsumvereine ,  ihre  Besteuerung  in 
Deutschland  und  in  OesteiTeich  III,  G74  f. 

Kontrolle,  deutsche  und  englische  Finanz- 
kontrolle I,  159  f. 

—  Geschichte  der  Finanzkontrolle  im  Könige:'. 

Sachsen  II,  589  f. 
Kopfsteuer  in  Russland  III,  264. 
Körpcrschafien.  ihre  staatl.  Besteuerwig  in 

Deutschand  V,  999. 
Krankenan.slalten,   finanz.  Träger  der  Last 

in  Dänemark  III,  612. 
Kredit  vereine,  ihre  Besteuerung  in  Deutsch- 
land und  Oesterreich  III,  674  f. 
Kultusausgaben  in   den  europ.  Grossstaaten 

1882  II ,    851 ;    in   Dänemark  III ,   647 ;   in 

Preussen  1878-87  IV,  317. 
I.eililtausangtalt  in  Braunschweig  V,  737. 
liegislat.  Körperschaften,  Ausgaben  für  —  in 

den  europäischen  Grossstaaten  II,  849. 
Loiiismograpliie  in  Italien  III,  455  f. 
Lohnsteuer,  Theoretisches  III,  54i. 
Lolialkalin-wesen  in  Oesterreich  III,  965. 
Lomitnrdgeschäfte,     Besteuerung    derselben 

II,  54  f. 

Lotterie  in  Saclisen  I,  553;  in  Braunschweig 
I,  554,  V,  739;  in  Mecklenburg-Schwerin 
I,  555 ;  in  Hamburg  I,  555. 

—  Aeltere  Zahlenlotterie  in  Preussen  III,  415. 

—  die  preussische   —    vor    dem  Forum  der 

Landesveitretung  I,  530  f. 

—  Lotterieerträgnisse    in  den  europ.   Gross- 

staaten 1882  II,  818;  in  Preussen  1878-87 
IV,  315. 

—  Lotterieetat  in   der   preussischen  Kammer 

1885  II,   1066  f.  ;  18S6  III,  910. 

—  preuss.  Gesetz  betr.  Bestrafung  des  Spiels 

in  auswärtigen  Lotterien  II,  1083. 

—  Statistik    der   Privatlotterien   in  Preussen 

1880—84  III,  915. 

—  Lottoregal  in  Italien  I,  170;  III    138. 

—  in  Dänemark  III,  628 ;  in  Oesterreich  III,  965  ; 

in  d.  Niederl.  Ges.  v.  23.  Juli  1885  V,  384. 
IHahlsteuer  in  Italien  I,  436;  IH  134;    in  den 

Niederlanden  I,  385. 
Maizaufschlag,  siehe  Bierbesteuerung. 
Marineausgaben  in  den  europ.  Grossstaaten 

1882   II,    849;    in  Dänemark  III,    642;    in 

Russland  1874—83  III,  652. 
Mass,  Gevi'iclit,  Gefängnisse  etc.  Einnahmen 

aus  —  in  d.  europ.  Grossstaaten  1882 II,  818. 
Matrikularbeiträse  und  l'eberweisungen  im 

Deutschen   Reich  II ,   864  f. ;   in  Preussen 

1878—87  IV,  295. 
Melassebesteuerung,    s.  Zuckerbesteuerung. 
Meldcangabe  bezw.  Meldung  bei  Veranlagung 

der  persönl.  Steuern  II,   1   f.;   HI,  86  f.; 

IV,  5.53. 
Mietssteuer  in  den  Niederlanden  I,  382. 
Militärausgaben  in  den  europäischen  Gross- 
staaten 1882  II,  819  ;  in  Dänemark  III,  612; 

in  Russland  1874—83  III,    ti52;   in  Bayern 

seit    1819    III     «73;    in    Italien   seit    1861 

III,  1.57. 


Militärpersonen,  Besteuerung  nach  d.  deut 
sehen  Staatssteuergesetzen  V,  960 ;  Her- 
anz.  der  —  z.  d.  Gemeindeabg.  Reiehs- 
ges.  V.  2H.  März  1886  und  preuss.  Ges.  v. 
29.  Juni  1886  u.  andere  deutsch.  Ges.  UI, 
895;  V,  290  f. 

Militärpfliclitersatz  in  der  Schweiz  I,  114; 
IV,  109. 

Mobiliarsteuer  in  den  Niederlanden  I,  382; 
III,  388. 

Molkereigenossenschaften,  Besteuerung  in 
Oesten-eich  V,  674  f. 

Münze.  Einnahme  in  Russl.  1>*74— 83  HI,  654; 
in  Preussen  187«— «7  IV,  315. 

Naturalleistungen  bei  den  Kommunalver- 
bänden Oldenburgs  I,  685. 

Nobilitiruns.  Gebühren  in  Oesterreich  I,  522. 

Octrois  in  Italien  I,  469;  III,  135;  in  Frank- 
reich IV,  307. 

—  in  Elsass-Lothringen  II,  872;   IV,  309;    in 

Bayern,  Baden,  Hessen  IV,  310;  in  Würt- 
temberg IV,  1212. 

Oeff.  Arbeiten.,  Ausgaben  für  —  in  den  europ. 
Grossstaaten  lb82  II,  850;  in  Italien 
III,  160;  in  Preussen  1878—87  IV,  307. 

Papiergeld,  italienisches  III,  141;  in  Oester- 
reich III,  964. 

Passgebühren  in  Russland  1874—83  III,  654 ; 
Passsystem  u.  Besteuerung  d.  unt.  Stände 
in  Russland  V,  399  f. 

Patentsteuer  in  Russland  II,  161,  222. 

Pensionäre ,  Besteuerung  n.  d.  deutschen 
Staatssteuerges.  V,  970. 

Pensionen,  Ausgaben  für  —  in  den  europ. 
Grossstaaten  1882  II,  849. 

—  Reform  in  Italien  II,  545. 

—  Pensionsgesetz  ,  iingar. ,  für  Staatsbeamte 

vom  13.  Mai  18'H5  II,  1040  f. 
Personalsteuer,  Theoretisches  III,  5.50;  hes- 
sische II,  241;  braunschweigische  V,  727. 

—  in  den  Niederlanden  I,  382. 
Personenporto  III,  378. 

Petrolcuininonopol  in  Griechenland  III,  287. 
Pferdesteuer    in    den    Niederlanden    I,   382; 

III,  388. 
Polizei  in  Dänemark  III,  609. 
Post,  finanz.  Verwaltung  in  der  Schweiz  I,  124. 

—  finanzielles  Ergebnis   in   den  Ländern  der 

Postunion  1883  II,  860  f. 

—  Posterträgnisse  in  den  europ.  Grossstaaten 

1882  II,   8i8. 

—  in  Dänemark  III.  628 ;  in  Russland  1874—83 

III,  6.54;  in  Bayern  III,  672. 

Produktivgenossenschaften  ,  ihre  Besteue- 
rung in  Deutschland  und  Oesterreich 
III,  674  f. 

Provinzialfinanzen  .   s    Kbmmunalflnanzen. 

Prüfungsaufgaben  für  den  höheren  Finanz- 
dienst in  Bayern  I,  423. 

ftuari Steuer  in  Anhalt  IV,  966  f. 

fltuinen-  und  Güterlotterie  in  Preussen  II, 
716  f. 

ftuittungsstempel  in  Oesterreich  I,  492. 

Rangsteuer  in  Dänemark  III,  632. 

Ilechnunashof,  Ausgabe  für  —  in  den  europ. 
Grossstaaten  18S2  II,  850;  in  Russland 
1874—83  III,  6.52. 

—  Ital.  Rechnungshofgesetz  IV,  463  f. 
Rechnungs-  und  Kontrollhehörden  I,  579. 
Rechnungswesen,    deutsches  und  englisches 

I,  159  f. 

—  Entwicklung  im  Königr.  Sachsen  II,  589  f. 

—  ital.  Gesetz  über   die  Verwaltung  und  das 

Generalrechnungswesen   des  Staates   von 

1884  I,   880. 

Rechtsprechung, siehe  Finanzrechtsprechung. 
Reichsgericht ,    Entscheidungen   in   Finanz- 
fragen III,  295,  921. 
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Rcichsbanb.  d.  dentsche.  im  Dienste  der 
Finanzvenv.  des  Reichs  und  der  Bundes- 
staaten III,  108  f. 

RechtspHese  in  Dänemark  III,  6r.9. 

RohsiofTirenossenschafteii,  ihre  Bestenerong 

III,  074  f. 

SalzKefälle  in  den  enrop.  Grossstaaten  1888 

II.  84!<. 

—  Monopol  in  Italien  I,  468;  m,  138. 

—  Steuer  in  d.  Niederlanden  I,  385;  in  Rass- 

land 1874—83  III,  6M. 
Säuerlinsp.  Besteuerung  in  Italien  I.  459. 
Schatznnssbehörden,  Organisation  in  Baden 

III.  70i;. 

Schiesspulver,  Besteuerung  in  Italien  I,  459. 
Schiftsahgabe  in  Dänemark  lU,  63»». 
Schlachtsteuer  in  d.  Niederlanden  I,  385. 
Schlusszettel.  Besteuerung  1,493;  siehe  auch 

Börsensteuer,  Stempel. 
Schuldenwesen,   Statistik   der  verzinslichen 

Kommunal-     und    Provinzialschulden    in 

Italien    ü'SO    I.    244    f.;    Staatsschulden 

Italiens  III.  139. 

—  Ausgaben  für  öffentliche  Schulden  in  den 

europ.  Grossstaaten  1882  II.  849. 

—  Schuldentilgung  in  den  europ.  Grossstaaten 

l-^ji^  II,  SöJ;  V,  493. 

—  Bundesschnlden  in  den  Ter.  Staaten  Nord- 

amerikas II.  IJ^S. 

—  württembergische  Staatsschuld  U,  808  f. 

—  Tilgnngsfrage  in  Württemberg  U.  833. 

—  Beseitigung  einer  schwebenden  Schuld  von 

30  Millionen  in  Preussen.  Ges.  vom  23.  Juni 
1886  III,  901. 

—  Höhe    der    preuss.   Staatsschuld    1872—87 

n,  in8.i :  R  ,  319. 

—  Kurse  der  preuss.   Staatspapiere  n,  1086, 

io;n. 

—  Konvertierung  preussischer  Staatsschulden 

l»8ö  II,  10»ä  f. 

—  das  neue  preussische  Staatsschuldbach  I, 

ä6.i  f. 

—  Erweiterung   dess.  durch  Ges.  v.  12.  April 

l^<86    III.  S99. 

—  Benutzung   des  preuss.. Staatsschnldbuchs 

n,  215 ;  m,  »!'9. 

—  Staatsschuldbuch  des  Königreichs  Sachsen 

U,  194  f. 

—  Zinsfuss   und  Kurse   der  Staatspapiere   in 

Deutschland  seit  1815  I,  936. 

—  Staatsschuldverschreibung      und      Staats- 

schuldbuch in  England  I,  265 :  FTankrei'*h 
I,  269 ;  Oesterreich  I,  271 ;  Baden,  Italien, 
Russland.  Spanien.  Belgien  I,  272 ;  in  den 
Ver.  Staaten  von  Nordamerika  I,  273 ;  in 
Elsass-Lothringen  I.  876. 

—  Schnldenwesen   in  Dänemark  m,  614.  &40. 

—  Russlands  Schulden  seit  1798  III,  65o. 

—  Schwebende  Schuld  in  Frankreich  IV,  275. 

—  Schulden  bei  Veranlagung  der  persönlichen 

Stfrueru  II,  37. 
Schulgelder  in  Russland  1874—83  IE,  6.>4. 
Scbulj^emeinden  .  Ueberweisnng  der  halben 

Grundsteuer  an  die  —  im  Königr.  Sachsen 

IV.  iiis. 
.Schullasten,  siehe  Unterricht. 
Seifensteuer  I.  385. 

Sella,  ft.  II,  584. 

Souveräne,  Besteuerung  in  Deutschland  V, 
952. 

Spielkartenmoiiopol  in  Griechenland  III,  287. 

Staatsaktiva.  Einnahmen  aus  —  in  Däne- 
mark III.  625. 

Staatshaushalt  Preussens  1878—87  IV,  293  f. 

—  Bayerns  1876—86  V,  76S  f. 

—  Bayerns  im  vorigen  Jalu'himdert  I,  401 ;  in 

diesem  Jahrh.  Öl,  672. 

—  Braunschweigs  183386  V,  721  f. 


Staatühaashalt,  Bremens  I,  234  f. 

—  Württembergs  II,  sio. 

—  der  gemeinsame   der  österr.  -  ungar.   Mon- 

archie I,  225  f. :  IV,  813  f. 

—  Oesterreichs  im  Span.  Erbfolgekrieg  IV,  912. 

—  Frankreichs  188384  I,  205  f.;  Ende  1886  IV, 

239  f. 

—  Dänemarks  DI,  «07  f. 

—  Rnsslands  1874—83  III,  650.  953. 

—  Finanzwesen  in   den  Vereinigten  Staaten 

Nordamerikas  II.  179  f. 

—  Italiens  seit  1861  m.  118. 

—  Bundesfin.  d.  Schweiz  1818—86  V.  434  f. 
Staatsrechnunxswesen  in  Deutschland  und 

England  I,  159  f. 

—  in  Italien  I,  376,  880 ;  III,  455  f. :  in  Oester- 

reich n,  377 ;  in  Württembei'g  II,  532. 

—  Finanzkontrolle   des  Königreichs  Saclisen 

I.  907 :   II ,  5.-<9  f.    S.  auch  Rechnungshof. 

Staatsschulden,  siehe  Schnldenwesen. 

Staatssteuern,  siehe  Steuern. 

Standesherreii.  Besteuerung  in  Dentschland 
V,  958. 

Stempelsteuer,  das  preussische  Gesetz  lietr. 
die  —  für  Kauf-  und  Lieferungsverträge 
im  kaufmännischen  Verkehr  und  für  Werk- 
verdingungsverträge  I.  821.  Streitfrage 
in  betr.  dess.  III.  9b8.  Ertrag  der  Stempel- 
steuer in  Preussen  1878 — 87  IV,  316. 

—  in  Braunschweig  V,  733. 

—  der    Rechtsweg    in    Reichsstempelsachen; 

Strafen  der  modernen  Stempelgesetzg.  n. 
dem  Gesetz  v.  1881  I.  601  f. 

—  die  Stempelrevision  bei  Aktiengesellschaften 

n.  d.  Ges.  v.  1881  1 .   134  f. 

—  in  Russland  II,  177;  III,  654. 

—  in  den  Niederlanden  I,   383;  HI,  283,  388. 

—  in  Dänemark  III,  633. 

—  in  Italien  ID,  132. 

—  Stempelerträgnisse    in   den    europ.    Gross- 

staaten 1882  n.  848.  S.  auch  Börsensteuer. 
Steuern.  Wesen  u.  System  der  direkten  Steuern 
in.  517;   die  deutsche  Steuerlehre  des  17. 
Jahrhunderts  I.  17. 

—  Gliederung  der  Steuern  IV,  136;  V,  ill. 

—  Steuerlehre  Vockes  IV,  50o. 

—  Die  Meldangabe  bei  Veranlagung  der  per- 

sönl.  Steuern  ü.   1  f. ;   III,  86  f. ;  IV,  553. 

—  und  Zölle  im  Deutschen  Reich  III,  »27. 

—  indirekte  und  Zölle  in  Els.-Lothr.  V,  535  f. 

—  die  Steuerrefoi-m  im  Kanton  Zürich  und  der 

Bundeshaushalt  der  Schweiz  I.  45  f. 

—  Ges.,  Ausschliessung  säumiger  Steuerpflich- 

tiger   V.    öff.    Verguügungsorten    im    K. 
Sachsen  betr..  v.  21.  Apiil  l's.<i4  III.  2<:2. 

—  direkte  Staatssteuem  in  Oldenburg  I,  637  f. 

—  in  Preussen  I.  729.  —  Steuerbelastung  luid 

Druck  in  Oldenburg  I,   737;   in  Preussen 
I.  746;   Bewegung  der  Steuern  1878—87 

rS',  296,  316. 

—  in  Württemberg  I,  389 ;  V,  320  f. ;  in  Bavem 

vor  1800  I,  i»7:  in  Baden  in,  763  f.";   in 
S.-Weimar  n.  893;  HI,  918. 

—  die  direkten  —  Hessens  H,  235  f. 

—  in  Anhalt  IV,  961  f. 

—  in  Brauuschweig  V,  723  f. 

—  in  den  Niederlanden  I,  370;  DI,  388. 

—  in  Dänemark  IH,  629. 

—  Staats-,  Connty-.  Mnnicipal-Schulsteneni  in 

den  Ver.  Staaten  H,  lyo;  in,  408. 

—  in  Pennsylvanien  IH.  4^8. 

—  indirekte  in  Russland  H,  1-59  f. 

—  Geschichte   der  ilirekten   St.  in  Russland 

I,  9li. 

—  Grund-,  Handels-  und  Gewerbesteuern  in 

Russland  v.  J.  1.084  H,  217. 

—  Reform  der  indirekten  Steuern  in  Italien 

I,  431  f. 
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.Steuern ,  Regelung  der  Grundsteuer  und  die 
Steuerreform  in  Italien  II,  7i7  f. 

—  die  Steuern  Italiens  III,  12!?. 

—  Steuerertrag   in   den   europ.    Grossstaaten 

1882  II,  847.  S.  auch  die  einzelnen  Steuer- 
arten. 

—  Doppelbesteuerung,    Beseitigung    ders.    in 

Deutschland  und  der  Schweiz  V,  138  f. 

—  Steuersubjekte    nach    den   in   Deutschland 

geltenden  Staatssteuergesetzen  V,  916  f. 
Steuersirafrecht,  österr.  III,  93'!. 
Ktiriiiiisen,    Besteuerung    n.    d.    deutschen 

Staatssteuergesetzeu  V,  1023. 
Strafen,  Einnahmen  aus  —  in  Russland  1874 

bis  83  III,  6.54 ;  in  Preussen  1878—87  IV,  316. 
Subjekte  der  Finanz  Wirtschaft  IV,  713  f. 
Subnii.ssion.s\ve.sen  III,  421. 
Tabakmonopol  in  Italien  I,  462;  III,  137. 

—  Tabaksteuer  in  Russland  II,  175;  III,  654. 

—  Tabakgefälle  in  den  europ.  Staaten  II,  848, 

8.")4. 

—  Tabakkonsum  in  einzelnen  Ländern  II,  859. 
— '  Tabakwesen  in  Bayern  bis  1717  V,  61  f. 

—  Span.    Ges.   v.   22.  April   1887,   betr.   Ver- 

paclitung  des  Tabakmonopols  V,  399. 
Tas.si  susli  afl'ari  in  Italien  III,  132. 
Ta.xen  in  den  europäischen  Grossstaaten  1881 

II,  848. 

Telegraph  in  adniin.  u.  flnanz.  Hinsicht  I,  395. 

Telegraphenerträ«nl.sse  in  den  europ.  Gross- 
staaten 18.S-2  II,  818.  T-  u.  Posteinnahmen 
in  Dänemark  III ,  62-<.  T.-Einnahmen  in 
Rus.sland  1«74— 83  III,  6.54. 

Thür-  u.  Fenstersteuer  in  den  Niederlanden 
I,  382;  III,  388. 

Tranksteucr  in  Anhalt  IV,  966. 

Transportsteuer  in  Italien  III,  133.  Siehe 
auch  P^isenbahnsteuer. 

lieberwei.sungsstesetz,  preussisches  11,  1104; 

III,  906;  IV,  411,  1143;  Ueberweisung  der 
halben  Grundsteuer  an  die  Schulgemeinden 
in  Sachsen  IV,  1123. 

Umsatzsteuer,  siehe  Börsensteuer. 
Unrecht  unil  Zwang  im  Finanzwesen  V,  1  f. 
Unterrichtsausgaben   in   den  europ.   Gross- 
staaten 1882  II,  851. 

—  in  Dänemark  III,  610  ;  in  Russland  1S74— 83 

III,  6.52;  in  Italien  III,  159. 

—  in  Bayern  seit  1819  III,  673. 

—  Einnahmen   aus  Unterricht  und  Kultus  in 

den  europ.  Grossstaaten  1882  II,  848. 

Verkehrsanlagen,  kommunale  Ausgaben  hier- 
für in  Preussen  I,  758. 

Verkehrssteuern,  Theoretisches  III,  549; 
österr.  Entwurf  einer  Novelle  v.  1881  I, 
471  f.    Siehe  auch  Stempel-,  Börsensteuer. 

Vermögen,  Einnahmen  von  —  in  den  europ. 
Grossstaaten  1882  II,  847. 

Vermögenssteuer  in  Amerika,  spez.  Balti- 
more III,  5!)2. 

—  in  Zürich  I,  78,  131. 

Versicherungsanstalten,  ausw.,  auf  Gegen- 
seitigkeit, Besteuerung  in  Baden  III,  806 ; 

IV,  81  f. ;  Besteuerung  nach  d.  deutschen 
Staatssteuergesetzen  V,  1016. 

Viehbesitz  in  Oldenburg  I,  675. 
Volkssehul  Wesen  und — lasten  in  Oldenburg 
I,  650,  656,   661. 

—  kommun.  Ausg.  hierfür  in  Preussen  I,  759 ; 

IV,  294. 
Volkswirtschaft,   Ausgaben   für   —  in   den 

europ.  Grossstaaten  1882  11,  850. 
Vorschussgescliäfle,  Gebührenbehandlung  in 

Oesterreich  I,  510. 
Wanrterlager,    Besteuerung   II,    131.      Siehe 

aucli  Hausiersteuem. 
Wasserbaugenosscnschaften    und   — lasten 

in  Oldenburg  J,  652,  658,  685. 


VVegelasten  in  Oldenburg  I,  661. 

Wehrsteuer  IV,  109  f. 

Weinbesteuerung    in   Elsass-Lothringen   V, 

589  f. ;  in  den  Niederlanden  I,  384. 
Werkeenossenschaften ,    ihre  Besteuerung, 

siehe  Genossenschaften. 
Wirtschaftliche  Zustände  in  Oldenburg  I, 

664. 
Wohlthätigkeit,  Ausgaben  für  —  in  den  europ. 

Grossstaaten  1882  II,  851. 
Zinsfuss  in  Deutschland  seit  1815  I,  936.   Siehe 

auch  Schuldenwesen. 
Zinsrentensteuer,  siehe  Kapitalrentensteuer. 
Zollerträgnisse   in  den  europ.  Grossstaaten 

1S82  II,  848. 

—  Zölle  im  Deutschen  Reich  III,  927. 

—  Zollverwaltung    in    Elsass-Lothringen   V, 

644  f. 

—  in  Baden  vor  1834  III,  419;  in  den  Nieder- 

landen seit  1850  I,  386. 

—  in  Dänemark  III,  635 ;  in  Russland  1874—83 

III,  654. 

—  Zollreform  in  Italien  I,  445;  III,  137. 
Zuckerbesleuerung  in  Italien  I,  446;  III,  135. 

—  in  Russland  II,  172;  III,  654. 

—  und  Zuckerindustrie  in  den  europ.  Ländern 

u.  in  der  amerik.  Union  1882—85  III,  1  f. 

—  in  Deutschland,  Ges.  v.  1.  Juni  86  UI,  883  f. 

—  Gesetz  v.  9.  Juli  1887  V,  198  f. 
Zünclhölzchenmonopol  in  Griechenland  III, 

287. 
Zwang  und  ünreeht  im  Finanzwesen  V,  1  f. 
Zwangskurs,  siehe  Papiergeld. 


II.  Länder. 

Acffypten.  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883 
n,  860. 

.Vlgerien,  Tunis.  Finanz.  Ergebnis  der  Post 
1883  II,  862. 

Amsterdam.  Entw.  der  Einkommensteuer 
III,  943. 

Anhalt.  Der  Rechtsweg  in  Reichsstempel- 
sachen n.  d.  Ges.  v.  1881  I,  605. 

—  Besteuei'ung  der  Genossenscliaften  III,  749. 

—  Matrikularbeiträge  und  Ueberweisungen  II, 

866. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  886. 

—  Die  geschichtl.  Entwicldung  und  neueste 

Reform  der  Steuern  IV,  961  f. 

—  Gemeindebesteuerung  IV,  1030. 
Antillen.     Finanz.   Ergebnis   der  Post   1883 

II,  860. 
Argentinien.  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883 

II,  862. 
Baden.    Gesetzentwurf,   die  Erhebung  einer 

Braumalzsteuer  betr.,  v.  16.  Januar  1884 

I,  351  f. 

—  Die  Ablehnung  dieses  Entwurfs  I,  844  f. 

—  Branntweinsteuer  IV,  363. 

—  Entwurf   eines   Gesetzes,    die   Einführung 

einer  allgemeinen  Einkommensteuer  betr. , 
V.  8.  Dez.   1883  I,  308  f. 

—  Einkommensteuerstatistik  III,  809,  848. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  III,  722. 

—  s  direkte  Steuern  III,  763  f. 

—  Die  Besteuerung  auswärtiger  Versichemngs- 

anstalten  III,  806;  IV,  81. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  885. 

—  Fleischsteuergesetz  vom  29.  April  1886  V, 

1034  f. 

—  Meldangabe  bezw.  Meldung  ü,  48,  III,  86. 

—  Hausiersteuem  II,  113,  116,  129,  136. 

—  Zollerträgnisse  vor  1831  III,  419. 

—  Form  der  Staatsschuldverschreibung  I,  272. 
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Raden.  Der  Rechtsweg  in  Reichsstempel- 
sachen n.  d.  Ges.  v.  18«!  I,  605. 

—  Koinmaualfinanzstatistik  I.  C25. 

—  Höhe  der  Kommunalbelastung  I,  69t). 

—  Gemeindl.  Verbrauclissteuem  und  Umlagen 

in  den  6  grossem  Orten  IV,  313. 

—  Matrikularbeitr.  u  IVberweisungen  11,  866. 

—  Das  kameralistische  Studium  IV,  1  f. 

—  Heranz.  v.  Jlilitäniers.  z.  d.  Gdeabg.  \",  304. 
Baltimore,   kommunale  Finanzreform  in  — 

III.  .191  f. 
Bayern.    Priifungsaufgaben   für  den  hohem 
Finanzdienst  I,  423  f. 

—  Ausbildunp:  lür  den  Finanzdienst  IV,  27,  74. 

—  Staatshaushalt  istü— S6  V.  76S  f. 

—  UnteiTichts-   u.  Militärausgaben   seit   1819 

m,   673. 

—  Einnalmien  LSö-i— 86  UI,  672. 

—  Geschichte  der  direkten  Steuern  I,  397. 

—  Malzaufschlag  I,  40  t. 

—  Branntweinsteuer  1884—86  IV,  352. 

—  Kommunaliinanzstatistik  I,  628. 

—  Konmiunalbelastung  I,  691;    dir.  u.  indir. 

Umlagen  IV,  310. 

—  Kommunalbesteuerung  der  Militärpersonen 

V,  30.^. 

—  Rechtsweg  in   Reichsstempelsaehen   n.    d. 

Ges.  V.  1^81  I,  606. 

—  Meldangabe  bezw.  Meldung  II,  48 ;  HI,  105. 

—  Kurse  der  bayr.  Staatspapiere  seit  182 )  I,  940. 

—  Besteuerung  des  Lombardgeschäfts  11,  59. 

—  Hausiersteuer  II,  lio,  116,  129,  151. 

—  Besteuerung  d.  Aktiengesellschatten  H,  319. 

—  der  Genossenschaften  in,  694. 

—  Erbsehaftssteuer  II,  876,  885. 

—  Mati-ikularbeitr.  u.  üeberweisungen  H,  866. 

—  Wehrsteuer  IV,  109  f. 

—  Tabakwesen  bis  1717  V.  61  f. 

Bellen.  Form  der  Staatsschuldverschreibnng 

I,  272. 

—  Tabakgefälle  seit  1879  H,  858. 

—  Erbschaftssteuer  II,  880. 

—  Finanz    Ergebnis  der  Post  1883  II,  860. 

—  Zuckerbesteuerimg   u.    -Industrie   HI,    61. 

—  Branntweinsteuer  IV,  404. 

Bern.  Meldangabe  bezw.  Meldung  II,  48: 
III.  81;. 

Böhmen.s  öfifentl.  Haushalt  IV,  49.5. 

Braunschiveis.  Rechtsweg  in  Reichsstempel- 
saehen n.  d.  Ges.  v.  1881  I,  608. 

—  Landeslotterie  I,  554. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Üeberweisungen  H.  866. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  885. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  HI,  718. 

—  Heranz.  v.  Militäii)ers.  z.  d.  Gdeabg.  V,  304. 

—  Der  Staatshaushalt  1S33  86  V,  721  f. 
Bremen.    Die  Finanzen  Bremens  I,  234  f. 

—  Der  Rechtsweg  in  Reichsstempelsachen  n. 

d.  Ges.  V.  issi  I,  619. 

—  Bremische  Umsatzsteuer  bis  1*8 1 IH,  256  f. 

—  Einkommensteuerstatistik  UI.  669. 

—  Meldangabe  bezw.  Meldung  H.  48 :  IH.  86. 

—  Besteuerung  der   Aktiengesellschaften   H, 

319;  der  Genossenschaften  HI,  745. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Üeberweisungen  H,  866. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  886. 

—  Firmensteuerges.  v.  27.  Mai  1884  IH,  251. 

—  Heranz.  d.  Militärpers.  zu  Gdeabg.  V,  305. 
Britisch-Indien.    Finanz.  Ergebnis  der  Post 

1883  II,  962. 
Bulgarien.    Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883 

II.  tiii. 

Canada.  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  H,  862. 
Ceylon.  Finanz  Ergebnis  der  Post  1883  H,  862. 
Chile.  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  U,  862. 
Cochinchina.  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883 

II.  862. 
Curavao.  Finanz.  Ergebnis  d.  Post  1883  H,  860. 


Cypern.  Finanz  Ergebnis  der  Post  1883  H,  862. 
nänemark.     Die   Ent\\icklung    des   Finanz- 
haushalts III,  607  f. 

—  Finanz.  Ergebnis  der  Post   1883  II,   860; 

lU,  628. 

—  Tabakgefälle  seit  1880  II,  859. 

—  Erbschaftssteuer  II,  883;  HI,  633. 

—  Zuckerbesteuerung  u.  -Industrie  IH,   76. 

—  Branntweinsteuer  IV,  429. 
Deutschland.    Zur  Geschichte  der  deutschen 

Finanz  Wissens '>haft   im   17.  Jahrh.   I,  1  f. 

—  Deutsche  und  englische  Finanzverwaltung 

I,  159  f. 

—  Deutsche  Reichsbank  im   Dienste   der  Fi- 

nanzverw.  des  Reichs  u  der  Bundesstaaten 
HI,  108. 

—  Heranziehung  v.  Militäi-pers.   zu  den  6e- 

meindeabg.  Ges.  v.  28.  März  18mj  HI,  895; 
V,  290. 

—  Wehrsteuerprojekt  IV,  109  f. 

—  Besteuerung  d.  Genossenschaften  i.  Deutsch- 

land III,  674 

—  Steuersubjekte   nach  den   in   Deutschland 

geltenden  Staatssteuergesetzen  V,  916  f. 

—  Zinsfuss  in  —  seit  1815  I,  93i;. 

—  Zölle  u.  Steuern  in  —  UI,  927. 

—  Haushalt  1S.S2  II,  817. 

—  Zur  Geschichte  der  Hausiei-steuem  U,  92  f. 

—  Finanz.  Ergebnis  der  Post  I8S3  U,  860. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Üeberweisungen  II, 864f. 

—  Rsichsgcs.  V.  13.  Mai  1S70  wegen  Beseitigung 

der  Doppelbest.  unter  vergl.  Berücks.  des 
Schweiz.  Buudesrechts  V,  138  f. 

—  Erbschaftssteuer  U,  876. 

—  Tabakgefälle  seit  1869  70  U,  857. 

—  Die  Stempelrevision  b.  Aktiengesellschaften 

n.  d.  Ges.  v    18si  1.  134  f. 

—  Gesehäftssteuergesetzentwurf  I.  471,  498  f. 

—  Börseusteuergesetz  v.  188185  II.  1115  f. 

—  Zuckersti-uer  u.  -Industrie  III,  9  f. ;  Zucker- 

steuerges.  v.  1.  .Juni  1886  UI,  8S3;  Zucker- 
steuerges.  v.  ;».  Juli  »7  V,  198. 

—  Branntweinsteuer   in   dem   nordd.    Steuer- 

verein  i88i— Jt6  IV,  320. 

—  Branntweinsteuergesetz   v.    24.   Juni   1887 

V,  245  f. 

—  Die  Reform  der  Bierbesteuerung  TV,  569  f. 
Elsass-Lothrin^en.    Indir.  Steuern  und  ZöUe 

V,  535  f. 

—  Besteuerung  der  Genossenschatten  UI,  699. 

—  Der  Rechtsweg  in  Reichsstempelsachen  n. 

d.  Ges.  V.  1881  I,  609. 

—  Staatsschuldverschreibung  I,  876. 

—  Besteuerung  des  Lombardgeschäfts  H,  60. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Üeberweisungen  11,  866; 

Gemeindeflnanzen  II,  868  f.;  (jotroiertrag 
in  den  Gemeinden  IV,  310. 

—  Erbschaftssteuer  1876,  U,  886. 

—  Grundsteuer-  und  Katasterges.  v.  31.  März 

81  m,  203. 

—  Heranz.  v.  Militäri)ers.  z.  d.  Gdeabg.  V,  306. 

—  Ausbildung  für  den  Finanzdienst  IV,  32,  77. 
England,  siehe  Grossbritannien. 
Finnland,   Zuckerbesteuerung    u.    -Industrie 

m.  48. 

—  Branntweinsteuer  TV,  422. 
Frankreich.    Finanzlage    1883/84    I,    205   f.; 

Ende  1886  IV,  239  f. 

—  Fonn  der  Staatssehuldverschreihung  I,  269. 

—  Schuldentilgung  V,  502. 

—  Haushalt  1-882  II,  847. 

—  Tabakgefälle  seit  1815  II.  854. 

—  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  H.  860. 

—  Erbschafts-  und  Schenkungssteuer  II,  879. 

—  Wehi-steuerprojekt  lA',  109. 

—  Branntweinsteuer  IV,  394. 

—  Zuckerbesteuerung  u.  -Industrie  UI,  48. 

—  Octroiertrag  in  den  Gemeinden  IV,  307. 
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Gabon.  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  II,  860. 
St.  Gallen,  Kanton.    Meldangabe  II,  ."jO. 
Granada.  Finanz.  Ergebnis  d.  Post  1883 II,  860. 
Griechenland.     Finanz.    Ergebnis  der  Post 
1883  II,  860. 

—  Zuckerbesteuerung  III,  81. 

—  Monopole    auf   Petroleum,    Zündhölzchen, 

Spielkarten  u.   CigaiTettenpapier  in,  287. 
Grossbritannien.     Deutsche    und    englische 
Finanzverwaltung  I,  159  f. 

—  Staatsschuldverschreibung  I,  265. 

—  Schuldentilgung  V,  -193  f. 

—  Meldangabe  II,  48. 

—  Henry  Fawcett  II,  588. 

—  Haushalt  1882  II,  817. 

—  Tabakgefälle  II,  858. 

—  Finanz.  p]rgebnis  der  Post  1883  II, 

—  Erbschaftssteuer  seit  1860  II,  882. 

—  Zuckerbesteuerung  u.  -Industrie  HI, 

—  Branntweinsteuer  IV,  388. 
Guatemala.  Fin.  Ergebnis  d.  Post  1883  II,  862. 
Haiti.    Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  II,  862. 
Hamburg.     Stadtlotterie  I,  555. 

—  Rechtsweg   in    Reichsstempelsachen    nach 

dem  Ges.  v.  1881  I,  609. 

—  Kommunalflnanzstatistik  I,  621. 

—  Meldangabe  II,  48. 

—  Die  direkten  Steuern  II,  235  f. 

—  Besteuerung  d.  Aktiengesellschaften  II,  321. 

—  Matrikularbeitr.  u.  üeberweisungen  II,  866. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  886. 

—  Einkommensteuerstatistik  pro  1883  III,  664. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  III,  745. 

—  Heranz.  v.  Militärpers.  z.  d.  Gdeabg.  V,  306. 
Hannover.    Hausiersteuer  II,  109,  115. 
Hessen-Darmstadt.      Rechtsweg   in    Reichs- 
stempelsachen n.  d.  Ges.  v.  1881  I,  609. 

—  Kommunalfinanzstatistik  I,  624. 

—  Meldangabe  II,  48. 

—  Die  direkten  Steuern  II,  235  f. 

—  Besteuerung  d.  Aktiengesellschaften  II,  321. 
der  Genossenschaften  III,  719. 

—  Kapitalrentensteuer  II,  311,  497. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  885. 

—  Einkommensteuerstat.  pro  1885—86  III,  662. 

—  Matrikularbeitr.  u.  üeberweisungen  II,  866. 

—  Ausbildung  für  den  Finanzdienst  IV,  30,  71. 

—  Die  Gemeindesteuergesetzgebung  IV,  1071. 

—  Heranz.  v.  Militärpers.  z.  d.  Gdeabg.  V,  304. 

—  üctroiertrag  in  den  Gemeinden  IV,  313. 
Holland,  siehe  Niederlande. 

Honduras.  Finanz.  Ergebnis  d.Post  1883 11,862. 
Hongkong.  Fin.  Ergebnis  d.  Post  1883  II,  860. 
Japan.  Finanz.  Ergebnis  d.  Post  1883 II,  862. 
Illinois.  Meldangabe  II,  4S. 
Indien.  Finanz.  Ergebnis  d.  Post  1883  II,  860. 
Italien.  Statistik  der  verzinst.  Kommunal-  u. 
Provinzialschulden  in  Italien  1880  I,  244  f. 

—  Form  der  Staatsschuldverschreibung  I,  272. 

—  Reform  der  indirekten  Steuern  I,  431  f. 

—  Mahlsteuer  I,  436. 

—  Reform  des  Zollwesens  I,  445. 

—  Zuckerbesteuerung  1, 446 ;  u. -Industrie  in,79. 

—  Branntweinbesteuening  I,  454;  IV,  422. 

—  Accisen  auf  Bier,  Säuerlinge,  Schiesspulver, 

Cichorien  I,  459. 

—  Tabakmonopol  I,  461. 

—  Tabakgefälle  seit  1869  II,  856. 

—  Salzmonopol  I,  468. 

—  Octroi  I,  469. 

—  Getreidezoll  I,  469. 

—  Lottoregal  I,  47i\ 

—  Regelung  der  Grundsteuer  und  die  Steuer- 

reform ni  Italien  II,  747  f.;  III,  129;  Ges. 
V.  1.  März  1886  V,  362. 

—  Erbschaftssteuer  seit  1862  11,  880. 

—  Einkommensteuer   von   beweglichem   Ver- 

mögen III,  130. 


Italien.    Wehrsteuerprojekt  IV,  109  f. 

—  Meldangabe  bezw.  Meldung  II.  48;  III,  105. 

—  Reform  des  Pensionswesens  II,  545. 

—  Quintino  Sella  II,  584. 

—  Haushalt  1882  II,  817. 

—  Das  Budget  seit  1861  III,  118  f. 

—  Finanz.  P^rgebnis  der  Post  1883  II,  8«o. 

—  Kommunal- u.  Provinzialeinnahmen  u.  -Aus- 

gaben III,  162. 

—  Gesetz  über  die  Verwaltung  und  das  Ge- 

neralrechnungswesen    des    Staates    vom 
17.  Februar  1884  1,  880  f. 

—  Doppelte  Buchführung  (Logismographie)  in 

der  ital.   Staatsbuchhaltung  III,  455  f. 

—  Rechnungshofgesetz  IV,  463  f. 

Jung  lern  in  sein.     Finanz.  Ergebnis  der  Post 

1883  II,  860. 
Labuan.    Finanz.  Ergebnis  d.  Post  1883 II,  860. 
Lippe.     Rechtsweg    in   Reichsstempelsachen 

nach  dem  Ges.  v.  1881  I,  610. 

—  Matrikularbeitr.  u.  üeberweisungen  II,  866. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  8S6. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  IH,  717. 
Lübeck.    Der  Rechtsweg    in    Reichsstempel- 
sachen n.  d.  Ges.  v.  1881  I,  609. 

—  Meldangabe  II,  48. 

—  Matrikularbeitr.  u.  üeberweisungen  II,  866. 

—  I]rbschaftssteuer  II,  876,  886. 

—  Einkommensteuerstatistik  III,  665. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  HI,  746. 

—  Heranz.  v.  Militäi-pers.  z.  d.  Gdeabg.  V,  305. 
St.  Lucia.  Finanz.  Ergebnis  d.  Post  1883 II,  860. 
Luxemburg.  Fin.  Ergebnis  d.  Post  1883  II,  860. 
l^iassachusetts.  Meldangabe  II,  49. 
Mayotte.  Finanz.  Ergebnis  d.  Post  1883 II,  860. 
Mecklenburg.    Landeslotterie  I,  555. 

—  Rechtsweg   in  Reichsstempelsachen   n.    d. 

Ges.  V.  1881  I,  610. 

—  Matrikularbeitr.  u.  üeberweisungen  H,  866. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  885. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  IH,  691. 

—  Heranz.  v.  Militärpers.  z.  d.  Gdeabg.  V,  304. 
Kewfoundland.    Finanz.  Ergebnis  der  Post 

1883  II,  862. 
New  York.    Meldangabe  II,  49. 
Niederlande.   Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883 

II,  860. 

—  Tabakzollertrag  seit  1879  II,  858. 

—  Erbschaftssteuer  seit  1868  II,   882;    Abän- 

dening  durch  Gesetz  v.  31.  Dezember  1885 

III,  282;  ganzes  Gesetz  V,  1^69  f. 

—  Branntweinsteuer  III,  281;  IV,  411. 

—  Stempelsteuerges.  v.  31.  Dez.  1885  III,  283. 

—  Geschichte  der  Steuern  seit  1810  I,  379. 

—  Staats-,  Provinz-,  Gemeindesteuern  III,  388. 

—  Staatslotterieges.  v.  23.  Juli  1885  V,  384. 
Norwegen.     Tabakgefälle  seit  1880  II,  859. 

—  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  II,  860. 

—  Erbschaftssteuer  1882—83  II,  883. 

—  Zuckerbesteuerung  u.  -Industrie  III,  77. 

—  Branntweinsteuer  IV,  432. 

Oesterreich-lingarn.  Der  gemeinsame  Staats- 
haushalt der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  I,  225  f. 

—  Ausgleich  von  1887  IV,  843  f. 

—  Haushalt  1882  II,  847;  1876—85  IV,  901. 

—  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  II,  860. 

—  Zur  Geschichte  der  Finanzen  Oesterreichs 

im  spanischen  Erbfolgekrieg  IV,  912  f. 

—  Finanzpolitik  Herz.  Rudolfs  IV.  III,  971. 

—  Form  der  Staatsschuldverschreibung  I,  271. 

—  Kurse  der  5pi'ozentigen  österr.  Metalliques 

V.  1818-60  I,  941. 

—  OesteiT.  Gebnhrengesetznovelle  I,  471  f. 

—  Oesterr. -Ungar.  Branntweinsteuergesetz  v. 

19.  Mai  84  I,  767  f.  ;  v.  20.  Juni  88  V,  794  f. 

—  Branntweinsteuer  1884—86  IV,  364. 

—  Tabakgefälle  seit  1860  II,  855. 
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Oestprreirh-lnKarn.    Zuckerbesteuerung   u. 
-Industrie  III,  39. 

—  Steuerstrafrecht,  österr.  III,  936. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  ÜI,  727 ; 

der  Molkereigenoss.  V,  Uli  f. 

—  ßodenwert  Oesterreichs  UI,  940. 

—  Gebäudesteuer  lY,  514. 

—  Wehrsteuer,  bezw.  Militärtaxe  Vi,  109  f. 

—  Meldangabe  ü,  49. 

—  Papiergeld  in  Oesterreich  III,  9S4. 

—  Lotto  III,  96'). 

—  Lokalbahnwesen  in  Oesterreich  III,  965. 
Oldenburg.    Der  Rechtsweg  in  Reiehsstempel- 

sachen  n.  d.  Ges.  v.  IfeSl  I,  610. 

—  Allg.  volkswirtschaftliche  Lage  I,  664. 

—  Bevölkerungsverhältnisse  I,  670. 

—  Viehbesitz  I,  67.'). 

—  Die  Besteuerung  d  Genossenschaften  m,  740. 

—  Einkommensverteilung  I,  677. 

—  Die  direkten  Staatssteuem  I,  637. 

—  Die  Meldung  bei  d.  Veranlagung  d.  direkten 

Steuern  III,  l^e, 

—  Kommunalverfassuug  I,  644. 

—  Komraunalsteuerbelastuug  I.  &22.  'J-'l.  TIT. 

—  Kommunaleinnahmen  I.  tot. 

—  Kommunalausgaben  I,  714. 

—  Heranz.  v.  Miliiärpers.  z.  d.  Gdeabg.  V,  304. 

—  Steuerbelastung  im  ganzen  I,  737. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Ueberweisungen  11,  866. 

—  Erbschaftssteuer  n.  876,  885. 
Pennsvlvanien.    Finanzwirtschaft    III,    408. 
Persieii.  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883 11, 360. 
St.  Pierre  et   Miquelon.    Finanz.   Ergebnis 

der  Post  18h3  II,  862. 
Portusal.  Finanz.  Ergebnis d.  Post  1883  11, 862. 

—  Zuckerbesteuerung  u.  -Industrie  m,  83. 

—  Branntweinsteuer  FV,  429. 

Preussen.    Das  preussische  Staatsschtildbuch 
von  1884  I.  265  f.;  U.  215;  DI,  899. 

—  Aeltere  Zahlenlotterie  m,  415. 

—  Staatslotterie  vor  der  Landesvertretxing  I, 

53'l  f. 

—  Lotterieetat   in  der  preuss.  Kammer   1885 

n,  1066  f.:   1886  III,  910. 

—  Statistik  derPi-ivatlotterien  1880— 84III,  915. 

—  Gesetz,  betr.  Bestrafung  des  Spiels  in  aus- 

wärtigen Lotterien  n,  1083. 

—  Der  Rechtsweg   in  Reichsstempelsachen  n. 

d.  Ges.  V.  1881  I,  611. 

—  Kommunalfinanzstatistik  I,  628,  752. 

—  Höhe  der  Kommunalbelastüng  I,  697. 

—  Kommunalsteuemotgesetz  v.  27.  Juni  1885 

III,  16S. 

—  Heranziehung  von  Militärpersonen  zu  den 

Gemeindeabgaben,  Gesetz  v.  29.  Juni  1886 
in,  895;  V,  230. 

—  Finanzle^ge  der  Städte  und  Landgemeinden 

I,  748  f. 

—  Gesetz,  betr.  die  Stempelsteuer  für  Kauf- 

u.  Lieferungsverträge  im  kaufmännischen 
Verkehr  u.  für  Werkverdingungsverträge 
I,  ?s2l  f.  Streitfrage  in  Betr.  dess.  IH,  968. 

—  Meldangabe  H,  49. 

—  Besteuernng  der  Lombardgeschäfte  durch  die 

Stempelabgabe  fiir  Schuldverschreibungen 
n,  55. 

—  Einkommensteuerstatistik  pro  1885—86  HI, 

656. 

—  Hausiersteuer  11,  lOö,  115,  143. 

—  Besteuerung  der  Aktiengesellschaften  n,319. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  EQ,  699. 

—  Die  Quinen-  und  Güterlotterie  H,  716  f. 

—  Erbschaftssteuer  U,  876,  885;  IV,  316. 

—  Matrikularbeiträge  u.Ueberweisnngen  n,866. 

—  Konvertierung  der  Staatsschulden  1885  n, 

1085  f. 
Ges.  V.  23.  Juni  188«,  Beseitigung  der  schweb. 
Schuld  V.  30  Mill.  betr.  HI,  901. 


Preussen.    Höhe  der  preuss.  Staatsschuld  II. 
1085. 

—  Kurse  der  Staatspapiere  1, 939;  H,  1086, 109i. 

—  Gesetz  v.  14.  Mai  1885,  betr.  Ueberweisung 

von  Beträgen,  welche  aus  landw.  Zöllen 
eingehen,  an  die  Kommunalverb.  II,  1104  f. 
Ausführungsverordnung  hierzu  v.  12.  April 
1886  und  erstmalige  Verteilung  lU,  906; 
II,  441  f.;  zweite  Verteilung  IV,  1143. 

—  Ausbildung  für  den  Finanzdienst  IV,  24,  73. 

—  Haushalt  if<78-87  IV,  293  f. 

—  Die  finanz.  Ergebnisse  der  Staatseisenbahn- 

verwaltung  in  Preussen  11, 63 f. ;  IV,  294, 315. 
ftuadeloupe.    Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883 

n.  862. 
Reunion.  Finanz.  Ergebnis  d.Post  1883  H,  862. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  IH,  748. 
Reuss  ä.  L.    Matrikularbeiträge  und  Ueber- 
weisungen U,  866. 

—  Erbschaftssteuer  U,  876,  886, 

—  Heranz.  v.  Militärpers.  z.  d.  Gdeabg.  V,  304. 
Reuss  j.    L.    Matrikularbeiträge  und  Ueber- 
weisungen n,  866. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876.  885. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  UI.  746. 

—  Heranz.  v.  Militärpers.  z.  d.  Gdeabg.  V.  304. 
Rumänien.    Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883 

H,  860. 

—  Zuckerbesteuervtng  u.  -Industrie  HI.  81. 

—  Branntweinsteuer  IV.  43y. 

Russland.    Haushalt  l->2  IL  >4T  :  von  1-74—33 
HI.  650,  9.53. 

—  Die  indirekten  Steuern  II,  159  f. 

—  Patentsteuer  II,  161. 

—  Branntweinsteuer  H,  162;  FV,  414. 

—  Biersteuer  H,  168. 

—  Zuckersteuer  H,  172;   u.  -Industrie  HI,  44. 

—  Tabaksteuer  H,  175. 

—  Tabakgefälle  seit  1873  II,  858. 

—  Stempelsteuer,    Gebühren    u.    a.   Abgaben 

II,  177. 

—  Geschichte  der  direkten  Steuern  I.  914. 

—  Gesetze  über  die  Gmndsteuer,  Handels-  u. 

Gewerbesteuer  v.  J.  1884  H.  217. 

—  Abschaffung  der  Kopfsteuer  und  Ablösung 

der  Domänengrundpacht  in,  264 ;  1\  ,  1144. 

—  Kapitakentensteuergesetz  v.    1.  Juni  1885 

III,  274;  Besteuerung  der  EisenbahnaJrtien 

IV,  1156. 

—  Passsyst.  u.  Besteuerung  der  xmt.  Stände 

V,  412  f. 

—  Erbschaftssteuer  H,  883 :  Gesetz  v.  27.  Juni 

1882  V,  1096  f. 

—  Form  der  Staatsschuldverschreibung  I.  272. 

—  Schtildeu  seit  I79.s  IH.  65'\ 

—  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  H,  862. 
Sachsen.  Königreich.  Landeslotterie  I,  553. 

—  Rechtsweg  in  Reichsstempelsachen  n.  dem 

Ges.  V.  1881  I.  612. 

—  Meldeangabe   bezw.  Meldung   bei  der  Ver- 

anlagung der  dir.  Steuern  H,  49 ;  IH,  106. 

—  Ges.,  Ausschliessung  Steuerpflichtiger  von 

öff.  Vergnügimgsorten  betr.,  V.  21.  Aprü  1884 
m.  262. 

—  Einkommensteuerstatistik  l.s75 — S4  HI,  659. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  HI.  743. 

—  Hausiersteuer  H,  107,  116,  127.  143. 

—  Besteuerung   der  Lombardgeschäfte  H,  59. 

—  Erbschaftssteuer  H,  876,  885. 

—  Kommunalflnanzstatistik  I,  625. 

—  Heranz.  v.  Militärpers.  z.  d.  Gdeabg.  V,  304. 

—  Ueberweisung  der  halben  Grundsteuer  an 

die  Schulgemeinden  R'.  1123. 

—  Aufhebung  des  fiskalischen  Chaussee-  und 
j  Brückengeldes  I,  837  f. 

—  Die  oberste  Finanzkontrolle  des  —  in  ihrer 

Entwicklung  I,  907  ;  II.  194  f. 
1    —  Matrikularbeitr.  u.  Ueberweisungen  H.  866. 
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Sachsen.    Staatssehuldbuch  II,  ^91  f. 

—  Ausbildung  für  den  Finanzdienst  IV,  af»,  76. 
Sachscn-AKenbur«.    Eechtsweg   in  Reichs- 
stempelsachen n.  d.  Ges.  v.  1881  I,  t;i2. 

—  Kommunaltinanzstatistik  I,  624. 

—  Heranz.  v.  Militärpers.  z.  d.  Gdeabg.  V,  304. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  III,  744. 

—  MelJangabe   bezw.  Meldung   b.    d.  Veranl. 

der  dii-.  Steuern  II,  49 ;  111,  106. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Ueberweisungen  II,  866. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  885. 
Sachsen-Coburg-tolha.  Rechtsweg  in  Reichs- 
stempelsachen n.  d.  Ges.  v.  1881  I,  612. 

—  Meldangabe   bezw.    Meldung   b.  d.  Veranl. 

der  dir.  Steuern  II,  49 ;  IIl,  106. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Ueberweisungen  II,  866. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  885. 

—  Die    Besteuerung     der     Genossenschaften 

III,  740,  744. 

—  Heranz.  v.  Militärpers.  z.  d.  Gdeabg.  V,  304. 
.Sachseii-Meininjäteii.    Rechtsweg   in  Reichs- 

stcmpelsachen  n.  d.  Ges.  v.  1881  I,  613. 

—  Kommunaltinanzstatistik  I,  623. 

—  Höhe  der  Kommunalsteuerbelastung  I,  695. 

—  Heranz.  v.  Militärpers  z.  d.  Gdeabg.  V,  304. 

—  Besteuerung  d.  Aktiengesellschaften  II,  319 ; 

der  Genossenschaften  III,  748. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Ueberweisungen  II,  866. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  885. 

—  Ges.  V.  2.1.  Juni  1885  d.  Best,  des  Gewerbe- 

betr.  i.  ümherz. 
Sachsen- Weimar.    Der  Rechtsweg  in  Reichs- 
stempelsaohen  I,  614. 

—  Kommunalfinanzstatistik  I,  625. 

—  Heranz.  v.  Militärpers.  z.  d.  Gdeabg.  V,  304. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Ueberweisungen  II,  866. 

—  Erbschaftssteuer  II,  87«,  »85. 

—  Reform  der  Einkommensteuer  II,  893  f. 

—  Einkommensteuerstatistik    pro    1884/86   II, 

921;  V,  4J0  f. 

—  Ges.  über  die  Steuerverfassung  v.  18.  März 

1869  II,  924  f. ;  seine  Abänderung  III,  918. 

—  Meldangabe  II,  49. 

—  Besteuerung  d.  Aktiengesellschaften  II,  319; 

der  Genossenschaften  HI,  740. 

—  Aufhebung  des  fisk.  Chaussee-  u.  Brücken- 

gelds V,  1C59  f. 

SchafThausen,  Kanton.    Meldangabe  H,  50. 

Schaiiinbiirg-Lippe.  Besteuerung  der  Ge- 
nossenschaften ni,  718.  Matrikularbeitr. 
und  Ueberweisungen  II,  866. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  886. 

—  Heranz.  v.  Militärpers.  z.  d.  Gdeabg.  V,  304. 
Sch^varzbiirg-Kudol.stadt.     Der  Rechtsweg 

in  Reiclisstempelsachen  n.  d.  Ges.  v.  1881 
I.  611. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Ueberweisungen  H,  866. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  III,  718 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  886. 

—  Heranz.  v.  Militärpers.  z.  d.  Gdeabg.  V,  404 
Schwarzburg-Sondershausen.    Der  Rechts 

weg  in  Reichsstempelsachen  n.  d.  Ges.  v 
1881  I,  614. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Ueberweisungen  H,  866 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  IH,  742 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  886. 

—  Heranz.  v.  Militärpers.  z.  d.  Gdeabg.  V,  304 
Schweden.   Fin.  Ergebnis  der  Post  1883  II,  860 

—  Meldangabe  II,  50. 

—  Tabakgefälle  seit  1880  II,  859. 

—  Zuckerbesteuerung  u.    -Industrie    III,    77. 

—  Branntweinsteuer  IV,  431. 

Schweiz.  Die  Steuerreform  im  Kanton  Zürich 
u.  der  Bundeshaushalt  d.  Schweiz  I,  45  f. 

—  Bundesfin.  1848—80  V,  434  f. 

—  Wehrsteuer  (Militärpflichtersatz)  IV,  109  f. 


Schweiz.    Gemeindesteuerwesen  I,  60,  Si. 

—  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  II,  860. 

—  Zuckerbestfcuerung  u.  -Industrie  in,  78. 
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